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Sachſen (Volksſtamm). Derjenige römifhe Schriftſteller, welchem wir die gründlichſte 
Kenntniß deutſcher Verhältniſſe der Urzeit verdanken, Taeitus, weiß ebenſo wenig etwas von 
dem ſpäter jo gewaltigen Volk der Sachſen zu erzählen als der frühere Cäſar. Aus ihrem 
Schweigen dürfen wir indeß nicht auf eine Spätere Einwanderung der Sachſen ſchließen; eine 
Bölferwanderung in jenen norbdeutfchen Gebieten ift und in feiner Weife aud der Zeit von 
Tacitus bis gegen Ende des 2. Jahrhunderts, und dies ift der Zeitpunft, mo von den Sachſen 
zuerft geredet wird, überliefert, auch nicht wahrſcheinlich. Die volksthümliche Sage läßt fie 
inmitten eines Waldes mit ihrem König Aschan aus dem Bellen wachſen; die veflectivende Er- 
zählung fpäterer Jahrhunderte weiß und zu melden, wie der Sachſen Borfabren in des großen 
Alerander Heere geweſen feien, der ihrer Unterftügung die Unterwerfung von Aften zu dan— 
fen babe. Da Alerander ftarb, litt e8 fie nicht mehr in dem Lande, welches fie haßte. Auf 300 
Kielen fchifften fie von dannen, aber nur 54 blieben erhalten und landeten zum Theil in Preu— 
Ben und Rügen, zum Theil an der untern Elbe, bezwangen die Thüringer und beberrjchten 
jelbft das Land. Natürlich fehlt hier jeder Hiftorifche Grundzug ebenfo, ald wenn es heißt, daß 
bie Branfen von Aneas abftammen. Es gab eben Leute, die für ganze Stämme, wie andere 
für einzelne Adelsfamilien antife Ahnen fuchten. 

Jene obenangedeutete biftorifhe Nachricht über die Sachſen ift die ded Geographen Ptole- 
mäus. Auch fie ift Furz genug: „An dem Nacken der Eimbrifchen Halbinfel (alfo in dem jegi- 
gen Holftein, auf den Injeln der Weftküfte) wohnen die Sachſen.“ Auf unfere Frage: Woher 
und wann jind jie dahin gezogen? antwortet niemand, Wir begnügen und mit der Vermu— 
thung, daß fie über die Infeln des jepigen Dänemark aus Sfandinavien gefommen find. Wahr: 
Icheinlich hat man ſich unter ven Sachſen des Ptolemäud nicht etwa eine Fleine Völkerſchaft, die, 
ein paar Gaue umfaffend, einen befondern Namen hatte, fondern einen größern Stamm zu 
denken, deifen Sige ſchon weitere Flächen einnahmen. Wundern können wir und nicht über die 
Mangelbaftigfeit ver Kenntniß, welde die vamalige Gulturmelt von den barbariſchen Sachſen 
batte; die waren von den römifhen Grenzen weit genug entfernt, Gefahr war von ihnen 
nicht zu beforgen. 

Ein Jahrhundert verging — die Römer wußten mehr von den furchtbaren Sachſen. Das 
Meer diente ald Strafe nad dem Weſten; an der zunächſtliegenden, von den Briefen bewohn— 
ten Küfte der Norpfee vorbei, fteuerten fie nad den Niederlanden, dem nördlichen Gallien. 
Die Mündungen der Flüffe boten ihnen, wie fpäter den Notmannen, erwünſchte Gelegenheit, 
fich feftzufegen, raubend und plündernd Streifzüge in das Land hinein zu veranftalten. Ihre 
überrafhende Berwegenheit und Schnelligkeit ficherte den glüdlichen Erfolg. Es kam auch zu 
feften Niederlaffungen ſächſiſcher Scharen, die Nömer kämpften gegen fie an, bier und da mit 
Erfolg; aber die Küfte blieb in der Barbaren Hand, heißt in der notitia imperii das Lit- 
tus Saxonicum. Doch waren dieſe Gründungen nit fo umfaſſend, daß fie fih auf fpätere 
Jahrhunderte erhielten, vielmehr verwifchte die Nahbarichaft anderer Stämme, von denen fie 
das Ehriftenthum annahmen, die Gigenthümlichfeiten der Sachſen. Die Erwähnung eingß 
Gaues Otlingua Saxonica in einem Gapitulare Karl's des Kahlen ift ihre legte Spur. 

Under auf der gegenüberliegenden britannifhen Küfte. Hier nahmen die Sachſen weite 
Gebiete dauernd in Beſitz, gaben ven fernern Schickſalen der britifchen Infel ihre Richtung. 
Spätere Schriftfteller, Nennius, Beda, das Beowulflied wiffen vieles über die Greigniffe bei 
ber Landung und Ausbreitung ber ſächſiſchen ge zu RM ; dad meijte fnüpft 
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ſich an die Geſtalten des Brüderpaares Hengiſt und Horſa, welche, ſelbſt noch Heiden, mit 
ihren Mannen zur Zeit eines Königs Vortigern landeten. Unter dem Vorwand eines Kriegs 
gegen die Schotten mehrte ſich die Zahl der Einwanderer; als die Briten ihnen Land verweiger— 
ten, griffen jene auf das Wort des Hengiſt: „Nimid eure seaxas“, zu ihren kurzen Schwertern 
und ermordeten die zur Verhandlung herbeigefommenen Briten. Suffer, Effer und Mipplefer 
räumte man ihnen daraufein. 

Die Hiftorifche Kritik findet Anſtoß an den gleihbedeutenden Namen der Heerführer, an 
den der Erzählung beigemiichten Elementen fremder römischer Sage, fieht vor allem nicht ein, 
wie fo jpäte Schriftfteller erfahren haben jollen, was gleichzeitigen unbefannt geblieben. Feſt 
fteht nur Folgendes: Seit Anfang des 5. Jahrhunderts dauerten die Züge der Sachſen nad) 
den britannifchen Küften mehrere Jahrzehnte fort; nicht jelten wurden fie mit Glück befämpft, 
beſonders einer der britifhen Provinzialfaijer, Aurelianus, ſchlug fie aufs Haupt. Im Mittel: 
punkt der Kämpfe jtand jedoch, wie ed fheint, der Heldenkönig Arthur, aber auch bier weiß die 
im Abendlande verbreitete Sage mehr als ver gleichzeitige Gildas Cormac. 

Die Entwickelung der Dinge wurde nicht aufgehalten. Die Sachſen, mit ihnen fuevifche 
Voͤlkerſchaften, Angeln, Jüten, wol auch einige Friefen, landeten in immer größern Scharen an 
der Oftfüfte Britanniend. Es wurde eine Anzahl deutſcher Herrſchaften auf der Inſel errichtet; 
nach dem Namen der Sachſen benannte man — wie e8 bei deutſchen Völkerſchaften häufig geſchieht, 
nad geographiihem Gejihtöpunfte — die Landſchaften Eſſex, Weller, Middlefex und Suffer. 
Das gefammte eroberte Land hieß fortan Anglia; doch darf man daraus nicht fchließen, daß die 
Angeln etwa zahlreicher geweſen jeien als die Sachſen, vielmehr nennen mit legterm Namen die 
celtifhen Stämme in Wales wie aud) die Iren noch heute den Engländer. Der Name „Angel: 
ſachſen“ verdankt feine Eutftehung nur der Bequemlichkeit der Schriftfteller. Das Chriften- 
thum, welches ın Britannien zu der Nömer Zeiten fih Geltung verſchafft hatte, wurde wieder 
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behalten, dafjelbe neu und lebenskräftig zu begründen. 

Die Berfajjung der Sachſen nad der Eroberung ) ift und im einzelnen unbekannt, die 
Grundzüge aber gehen aus einigen Nachrichten und Rückſchlüſſen aus ſpäterer Zeit hervor. 
Das Gharafteriftiihe ift, daß, während die Eroberung bei den Branfen recht eigentlich Königs 
werf ift und bei dem Einzug in Italien die Longobarden gleihfalls ſchon Könige hatten, weder 
Sachſen nod Angeln eine Königsgewalt Fannten. Erſt infolge der Eroberung bildete fich diefe 
auf dem fremden Boden aus, indem die Führung der einzelnen Abtheilungen den Nach— 
kommen der erften Führer blieb; aber vieleicht ebendeshalb gelangte fie nie zu ſolchem Einfluß 
iwie anderswo. Der König hat ein freilich bejonderd Hohes Wergeld. Im übrigen beruhte das 
politiiche Leben auf den einzelnen Gauen (shires), denen der ealdorman vorftand. Was man 
von einer Art Föderativverfaflung zwifchen den einzelnen Herrihaften, von einem Oberfönig, 
bretwalda (d. h. einem mächtig herrſchenden König), geſprochen hat, entbehrt ver Begründung 
ebenfo wie die Annahme einer Heptardyie. Die Zahl ver Königreiche war viel größer, ſchmilzt 
allmählich zuſammen, einzelne, Merfien, Weiler, treten mehr hervor, im 8. Jahrhundert ver— 
einigt König Ekbert fie alle unter feinem Scepter. 

Iſt fo ſchon unfere Kenntniß über Die ältere Geſchichte dieſer Sachſenſcharen, die, aus ihrer 
bisherigen Abgefchloijfenheit heraustretend, dem deutfchen Element eine neue Heimat ſchufen, uns 
ficher, jo wird man gewiß mit geringer Hoffnung verfuchen, den Entwickelungsgang der Altſach— 
fen auf dem Gontinent zu erfaffen, die, ftetig in den frühern Verhältnifien, fern von Berührun— 
gen mit der übrigen Welt geblieben find. 

Während die Angeln, joweit wir ſehen, ihre frühern Sige in Holftein (der Name haftet 
jegt nur mehr an der Strede zwifchen Schley und Eider) vollftändig räumten, diefelben ven Sla— 
wen überließen, haben die Sachſen im ganzen ihre Grenzen gegenüber den herandringenden 
Völkerſchaften behauptet, zugleich jih nah Süden und Welten ausgedehnt, die Elbe überſchrit— 
‚ten. Der fpätere Widukind will wiffen, daß bei diefer Gelegenheit es zu feindlihem Zuſam— 
menftoß mit Thüringern (vielleicht den Angeln und Warnen) gefommen fei. 

Man hat überhaupt geglaubt, die Ausdehnung des ſächſiſchen Namens über die weiten 
Streden des nordweftlihen Deutſchland (ihr Name wird fo ziemlich in allen den Gegenden 
gehört, wo früher der Gefanmtname der „Ingävonen‘‘ galt) auf friegerifche Eroberung zurüd: 
führen zu können. Da der Nachweis nicht durch Duellenftellen geführt werben Fonnte, war 
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man mit unberechtigten Conjecturen nicht ängſtlich. Ebenſo wenig aber darf man jene Sach— 
ſen nördlich der Elbe, die Englands Eroberung vollbrachten, völlig von einem ſogenannten 
„Sachſenverein“, der ſpäter in Niederdeutſchland entſteht, ſondern, die Stellen der Schriftſteller 
bald auf dieſen, bald auf die andern Sachſen beziehen wollen. Dieſe letztere Auffaſſung hat 
allerdings darin recht, daß der Name „Sachſen“ auch von ſolchen Völkerſchaften gebraucht wird, 
die daneben auch ihre beſondern Namen führen, Chauken, Cherusker, Angrivarier, Charuden. 
Und dieſe bisherige Unterſcheidung bleibt eben beſtehen, auch als man ſie alle unter gemeinſamem 
Namen zuſammenfaßte; von einem Bündniß iſt nicht die Rede. Indem die Sachſen unter ben 
Stammesverwandten am meiſten hervortraten, bezog man ihren Namen bald auf ſie alle 
zuſammen; während die Stämme der Franken und Alemannen dieſe ihre Namen eben neu er— 
hielten, iſt es bei ven Sachſen wie bei den Thüringern, wo der Name Thuringi zuerſt von den 
Hermunduren, dann auch von den benachbarten Bölferichaften galt. 

Auf der andern Seite haben dann auch Friegerifche Borgänge die Ausdehnung des ſächſiſchen 
Gebiets unterftügt. init ſueviſche Landſchaften, Norbthuringergau, Bardengau, fallen den 
Sachſen anbeim, als fie den Franken Hülfe leiften beim Sturz des thüringiichen Reichs. Der 
ſächſiſche Heſſengau ift wol, wie das Land der Brufterer, durch Eroberung ſächſiſch geworden. 
Es gibt audy Gebiete friefiicher Sprade und ſächſiſchen Rechts. Von Elbe und Saale bis gegen 
den Rhein erftreckt ſich dad Gebiet des Stanımes, bis zur Vereinigung von Werra und Fulda 
von der Gider. 

An Berübrungen mit ven Nachbarn, meilt feindlicher Art, fehlte es nit. Valentinian 
kämpfte bei Deufo (Duisburg oder Deuß) gegen fie. Den nad Italien ziehenden Longobarden 
ſchloß jih ein großer Haufe Sachſen an, fehrte aber, weil ihnen nicht die gleichen Rechte von 
jenen eingeräumt wurden, in die Heimat zurüd und ftritt hier einen unglüdlihen Kampf gegen 
die ſueviſchen Stämme, welche inzwiſchen, wie es heißt, auf Beranlaffung der Franken, ihre 
Site eingenommen hatten, und wurden völlig vernichtet. Zu dem Sturze des thüringiſchen 
Reich durch die franfifchen Könige lieben die Sachſen, welche unzweifelhaft theilmeife dem Herz 
manfred, der mit feinen Brüdern in Thüringen herrſchte, hatten gehorchen müſſen, willig ihr 
Schwert und erhielten, wie oben erwähnt wurde, zum Kohn einen Theil des Landes. Bon 
dieſer Zeit an war aber jelten lange Friede zwifchen ihnen und den Sranfen, am Rhein, an ven 
thüringiichen Grenzen fümpften fie gegeneinander. Die Branfen drangen wol tief in das 
Sachſenland ein, erreichten die Weſer auf der einen, die Ocker auf der andern Seite, da die 
Gegner bei dem Mangel eines politifhen Zufammenhangß feine geordneten Heere aufzuftellen 
im Stande waren, fonbern vor dem Feinde, den fie in Fleinern Gefechten nedten, zurückwichen. 
Indeß dauernde Erfolge erreichten fie nicht; einige Orenzpiftricte zahlten wol Tribut, verſprachen 
Ruhe, aber räuberijche Streifzüge in das fränfifche Gebiet umterließen fie nicht, ſobald fein Heer 
in der Nähe war. 

Died war das Leben des ſächſiſchen Stammes bis zu der Zeit, wo Karl der Große ihn in 
neue Bahnen der Entwidelung hinüberführte. Erſt jegt, wo großartige Veränderungen ſich 
vorbereiten, fällt einiges Licht auf die biöherigen Verhältniffe. Es werden vier Hauptabthei- 
lungen des Stammes unterfchieden, welche bis auf ſpäte Zeiten Geltung bebalten: Dftfalen, 
(Ostfalahi, Osterliadi), Weftfalen (Falah, dns Flachland), zwifchen beiden die Engern; jen: 
feit der Elbe die Norbalbinger (Nordliudi). Diefe legtern zerfallen wieder in drei Abtheilun— 
gen, die Dithmarſen, Holften, Stormarn. Ebenſo laffen ſich bei den Engern, die an beiden 
Ufern der Wefer jaßen, drei Gaue unterfcheiden, der Leinegau, Eherusfergau, Angrivariergau; 
die beiden legtern umfaßten die Haupttheile der frühern Völkerſchaften viefes Namens, ?) 
MWeftli von ihnen bis zum Nhein wohnten die Weftfalen, von den Höhen des Harzes bis zur 
Elbe die Oftfalen, gleichfalls in viele befondere Gaue zerfallend. Nicht nad blos Außerlichen 
geographiſchen Geſichtspunkten ift diefe Eintheilung gemacht, Gigenthümlichkeiten des Nechts, 
der Sprade und Sitten fommen in Betracht. Schärfere Grenzen würden ih nur nad) einer 
genauen Unterſuchung der täglich mehr ſchwindenden Unterſchiede des Dialeftö, ja der ganzen 
Art des Lebens, beſonders aud) des Hausbaues ziehen laffen. 

Auf einer analogen politifchen Organifation des ſächſiſchen Stammes beruhte diefe Einthei— 
lung nicht. Die Nachricht des Widufind, eines Schriftftellerd aus dem 10. Jahrhundert, 
wonach jeder der größern Abtheilungen Herzoge vorgeftanden haben follen, entbehrt ebenfo jedes 
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Grundes, als wenn neuere bei den alten Sachſen Könige geſucht und gefunden haben. Nur jede 
einzelne Gaugemeinde hatte einen Vorſteher, deſſen Name waährſcheinlich wie bei den Angel: 
ſachſen Galdorman war; fir den Krieg wurde, wie Beda erzählt, einer derſelben dur das Los 
zum Oberfeloberen, zum Herzog gewählt. Seine Thätigfeit erſtreckte ih dann auf mehrere 
Gaue, die jih gevade zum SKampfe verbunden, erlojch aber nach Rückkehr des Friedens. Das ein— 
zige lofe politifche Band, weldes die Sachſen zufammenhielt, beftand in einer Volksverſamm— 
lung, die alljährlich zu Marklo an dev Weſer ftartfand. Auch ihre Eriftenz ift nur aus einer 
Nachricht bekannt, der zufolge dort, je aud einem der drei Stände, in die fich das Volk ſchied, 
den Edelingen, Brilingen und Laſſen, 12 erleſene Männer tagten.?) Im ganzen finden wir 
wenig Unterjchied zwiſchen dem, was jegt karolingiſche Schriftfteller über die Sachſen mittheilen, 
und den Nachrichten des Tacitus über die Deutſchen feiner Zeit; jene gebrauchen zuweilen ſelbſt 
des Nömerd Worte. Und in der That fcheinen fie eben damit die wirklichen ſächſiſchen Ver— 
hältniſſe auch ihrer Zeit geihildert zu haben, die eben ein entſchieden alterthümliches Gepräge 
tragen. Gin rauhes Gejeg galt bei ven Sadjen; öfter ald bei den übrigen Deutſchen be— 
drohten ſie Verbrechen mit ver Todesſtrafe. Außerordentlich ſcharf war die fociale Gliede— 
rung, beſonders ausgezeichnet die Stellung des Adels. Mit dem ſechsfachen Wergeld des Freien 
wurde der Edeling gebüßt, der Tod ſtand auf der Ehe mit einer Frau höhern Standes. Die 
Erſtarrung, im welcher ſich das ſächſiſche Volk befindet, bietet ein Beiſpiel, wie trotz der reichen 
Talente, die e8 beſaß, doch demſelben eine bedeutende Entwidelung nur dann zutheil werben 
fonnte, wenn ed aus den alten beſchränkten Zuftänden hevaustrat, gegen den alten Glauben das 
Chriſtenthum eintaufchte, mit den übrigen deutichen Stämmen in Verbindung trat. Diefe Um— 
wälzung ging indep nicht ohne die heftigften Erſchütterungen vor ih; in langjährigem Streit 
vang Die alte Bolföfreibeit, das Heidenthum an gegen das Chriftenthum und Karl's des Großen 
Herrſchaft. Schließlich freilich vergeblich! 

Im Jahre 772 unternahm Karl ſeinen erſten Feldzug gegen die Sachſen. Derſelbe gleicht 
noch den bisherigen Kämpfen, zeigt noch nicht den Charakter rückſichtsloſer Energie, welcher 
ſpäter auf beiden Seiten hervortritt. Die Franken ziehen bis zur Weſer, zerſtören das ſächſiſche 
Heiligthum, die dad Weltall tragende Irminſul, worunter man ſich wol einen urmächtigen 
Baum zu denken hat; die Sachſen ſtellen Geiſeln, verſprechen Uinterwerfung. Erſt als dieſe, 
wie bisher, fo jegt noch Gleiches mit Gleichem zu vergelten wagen, auf einem Streifzug in das 
Sranfenland die hriftlihe Kirche zu Fritzlar zerftören, da traf fie Karl’ Zorn in hohem Maß; 
von beiden Seiten verfuchte man fid) in wilden vierjährigem Kampfe. Endlich müffen die Sad): 
jen dem Franfenfönig Treue ſchwören, das Chriftentbum annehmen und für den Fall, daß ſie 
ihr Gelübde brechen follten, erklären, ihr Recht am Grundeigenthum vermirkt zu haben. Die 
Drganifation, welche Karl zur Ordnung der Dinge jet traf, beruhte vor allem darauf, daß e8 
ihm gelang, ſächſiſche Edle ald Grafen für feinen Dienjt zu gewinnen; aud mit firhlihen Ein: 
rihtungen wurde ein Anfang gemacht. j 

Noch aber war die Kraft der Sachſen nicht gebrochen, der Weitfale Widukind raffte fie zu 
neuen Kämpfen enıpor. Die harten Maßregeln, welche der Frankenkönig durch Hinſchlachten 
ganzer Scharen traf, fonnten der empörten Wuth nur neue Nahrung leihen. Vergeblich waren 
alle Verſuche, Die alte Unabhängigkeit zu retten. In zientlihem Umfang verpflanzte Karl 
ſächſiſche Männer auf feine und ber Kirche Bejigungen in andern Theilen des Reichs, überlieh 
die jo leer gewordenen Streden theilweile Imwifchen Stämmen. Zulegt haben die nördlichern 
Theile des Sachſenvolks an Wefer und Elbe noch zähen Widerſtand geleiftet, aber auch jle und 
ebenſo die Nordalbinger unterlagen. Im Jahre 804 war Sachſen unterworfen. 

Mas Karl jegt that, um feiner und des Chriſtenthums Herrſchaft Geltung zu verfnffen. 
trug den Charakter blutiger Strenge. Jeder, der ſich heimlich der Taufe entzog, chriſtliche Ge— 
bräuche, 3. B. das Faſtengebot, nicht adhtete, heidniſcher Sitte anhing, wurde mit dem Tode ber 


3) Vita S. Lebuini bei Perg, Mon. Germ. hist. SS., II, 361. Für die früher oft eifrig befämpfte 
SHaubwürbigfeit der Stelle tritt Waig, Deutiche Berfafl ungsgefchichte,, Ill, 114, weniger energifch in 
die Schranken als früher Bb. I, ©. 60. gr erhält indeß vielleicht eine Stüge in dem Capitulare 
Paderbrunnense bei Perg, ib. LL. ‚I, 50, $.34: ‚Interdiximus, ul omnes Saxones gene- 
raliter conventus publicos nec faciant, nisi forte missus noster de verbo nostro eos congre- 
gare fecerit; sed unusquisque comes in suo ministerio placita et justitias faciat.‘’ Dazu die 
Stachricht der Annales Laurissenses mai. ad annum 772, dab Karl der Große bei feinem erſten 
Zuge nach Sachen „super Wisoram fluvium venit et ibi cum Saxonibus placitum habuit et re- 
cepit obsides duodecim‘‘, 
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droht, die chriſtlichen Kirchen unter beſondern Schutz geſtellt. Feiner politiſcher Sinn mil— 
derte jedoch dieſes Gebot in chriſtlichem Geiſte dadurch, daß dem, der reuig ſein Vergehen dem 
Prieſter befannte, von dieſem das Leben gerettet werden fonnte. Während des Kampfes hatten 
die Sachen erfliren müſſen, daß fie bei wiederholtem Abfall das Recht am Grundeigenthum 
verloren haben jollten ; jegt ſcheint, auch abgejehen von dem Wegführen in andere Länder, eine 
Beihränfung ihres Eigenthumsrechts eingetreten zu fein, welche jedoch unter Ludwig dem From: 
nen wieder aufbörte, Den Zehnten an die Kirche mußten die Sachſen leiften, fonft aber feinen 
Tribut oder Zins. Die perfönliche Freiheit, das Stammredht blieb ihnen ; leßtered wurde eben 
unter Karl niedergeihrieben. Ebenſo wenig wie die Erzählung von einem ebrenvollen Frieden, 
den die Sachſen mit Karl zu Seltz abgeſchloſſen haben follen, ift es berechtigt, Karl ala länder: 
gierigen Völferbezwinger darzuftellen,, dem es Wolluft gemeien, die Sachſen ald Knechte zu 
feinen Füßen zu fehen ; er wollte vielmehr, dan Franken und Sachſen Ein Bolf ausmachten. 

Das Reich Karl's vereinigte alle veutihen Stämme des Continentd, mit ihnen große 
Strecken romaniſcher Zunge und folde von gemifchter Bevölferung. Waren jene jedoch ſchon feit 
Erhebung des arnulfingifchen Geſchlechts zur £öniglihen Würde mehr ald unter den Merovingern 
hervorgetreten, jegt erhielt das deutiche Element eine jo weſentliche Verſtärkung, daß bei ver 
Theilung zu Verdun ein Reich entfteben Fonnte, welches vein deutſch war. Während des 9. Jahr: 
hunderts hatte die neue Entwickelung, auf welche Karl das Sachſenvolk hingewieſen, ihren Fort: 
gang. Wir haben Nachricht von einer focialen Revolution, die Lothar, der Vertreter ver ein: 
beitlihen Farolingifhen Monarchie unter Freien und Piten gegen den Adel hervorrief, wodurch 
deſſen Stellung, die bisher fo unverhältnißmäßig hervorragte, zweifeldohne gemindert wurde, 
Das Ehriftenthum gewann die Herrſchaft bald ausfchlieglih. Zu ven von Karl geftifteten Bis- 
thümern Bremen, Mimigardeneford (Münfter), Verden, Paderborn, Osnabrück und Minden, 
wo theils Angelſachſen, die zur Befehrung ihrer Landsleute herübergefommen, teils Fränfifche 
Geiftliche, unterftügt von jungen Sachen, die einige Jahre als Geiſeln in fränkiſchen Klöſtern 
gewejen waren, wirkten, kamen unter Karl's Nachfolgern andere Bisthümer hinzu, bei den Oft: 
falen Halberftadt, Hilvesheim, für den Norden Hamburg; der heilige Veit, deſſen Nelinuien 
836 nad Korvei gebracht wurden, galt als Schutzpatron des fähfiihen Volks. Mit welcher 
Innigfeit die Neubefehrten das Chriftentbum erfaßten, wobei dann wol heidnifche Vorſtellun— 
gen noch mit unterfloffen, beweift ver „Heliand“, jene merfwirdige Verberrlihung des Gottes: 
ſohnes in altſächſiſcher Sprache, die aus jener Zeit auf uns gefommen ift. Im diefem Gedicht 
bat Ehriftus ein deutſches Gewand erhalten, ald deutſcher Volfsfürft zieht er Gnaden und Segen 
dem glüdlichen Volk fpendend einher. Klöſter entftanden an vielen Bunften und verbreiteten 
Sitte und Wiffenihaft in ihrer Umgebung. Mance der ſächſiſchen Edelfrauen entjagte der 
Melt und nabm den Schleier. 

Der politifche Gegenjat zwifchen Franken und Sachſen mußte angeſichts diefer Verhältniſſe 
notbwendig an Schärfe verlieren. Wir finden mehrfach, daß fie ſich in Heiratben vermifchen, edle 
Sachſen haben Bedeutung im Rath fränkiſcher Könige, kurz, die Scheidemwand ift gebrochen. 
68 findet in den Quellen feinen Anhalt, wenn man behauptet, daß noch fortwährend heftiger 
Haß gegen die übrigen Stämme, gegen den aufgezwungenen Reihsverband in Sachſen gewaltet 
babe. Wol erreichen ſie wieder eine gewiffe Selbftändigkeit ded Stammes, ihre eigene, nicht des 
Könige Kraft mußte meiftens die beprohten Grenzen gegen Normannen, Slawen vertheidigen; 
aber von einer Oppofition gegen das Reich ift Feine Spur, das Herzogthum der Lindolfinger, 
welches die Einheit des Stanımes vertritt, verfucht es nicht, die Herrfchaft der Karolinger abzu— 
ſchütteln. Mehr als Baiern, Schwaben tragen die Sachſen bei zur Erhaltung des Königthums 
bei den lebensmüden Stamme, die Franken und Sachfen gemeinfam mählen ven beutichen 
Herrſcher. 

Ob freilich die Sachſen auch in dem Fall ſich dauernd zur Anerkennung eines Königs, der 
nicht ihres Stammes war, verſtanden hätten, wenn dieſer nicht blos den königlichen Namen 
beanſpruchte, ſondern die ihm zuſtehende Gewalt üben wollte, mag angeſichts des erfolgloſen 
Ringens des fränkiſchen Konrad gegen die herzoglichen Gewalten wol bezweifelt werden. Da 
war es nun von der größten Bedeutung, daß nach deſſen Tode die deutſche Königswürde eben auf 
den ſächſiſchen Herzog Heinrich überging, deſſen Machtſtellung jedenfalls unter allen deutſchen 
Großen an meiften hervorragte. Der verfuchte ed nicht, die herzogliche Gewalt bei den andern 
Stämmen zu ſtürzen; ihm genügte, wenn niemand es weigerte, über venjelben jeine Königs— 
gewalt anzuerkennen. Das fegte er durch. Grmöglicht wurde ihm das dadurch, daß 3⸗ 
dem Stammlande Sachfen ſeine Herrſchaft eine unmittelbare blieb, daß dieſes ohne Mittelgl 
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unter ihm, dem König wie früher dem Herzog ſtand. Und Heinrich I. wieder verſtand es, eine 
größere Kraftentwickelung deſſelben möglich zu machen. Er ſchaffte Schutz gegen die Scharen der 
Ungarn, deren Raubzüge die Sachſen beſonders hart trafen, weil dieſe nach alter Gewohnheit 
theils in offenen Dörfern, in Weftfalen auf Einzelhöfen zeritreut lebten, Heinrich forgte für 
feſte Pläge, baute Burgen, ließ Klöfter mit ihrer Umgebung, wie größere Ortihaften durch 
Mauer und Graben jhügen, legte fo den Grund zu Städten, deren Entwidelung beſonders in 
rechtlicher Beziehung man freilid mit Unrecht auf ihn zurüdgeführt bat. Die Ordnung des 
Heerdienftes iſt gleichfalls fein Verdienſt; er gründete eine tüchtige Neiterei, wobei ihm die 
allgemeine Wehrhaftigkeit der Sachſen glüdflih entgegenfam. Er hinterließ dann feinem 
großen Sohn Dtto eine bedeutende Macht, weldhe dieſer in großartiger Weiſe fortbildete; diefem 
gelang, zu dem deutſchen Königthum den Glanz der Faiferlichen Krone zu gewinnen. 

Mit ftolger Befriedigung blidte das ſächſiſche Volk auf zu feinem Herricher, ſah ſich ſelbſt 
durch deſſen Herrlichkeit erhoben. In Diefem Gefühle ging Widufind von Korvei and Werf, 
eine „Geſchichte der Sachſen“ zu fchreiben. Er ſah die Thaten Heinrich's I. und Otto's nicht, 
wie es ſonſt das Mittelalter lichte, für die Fortſetzung deffen au, was einjt römische Impera— 
toren gewirft hatten, beginnt vielmehr in feiner Erzählung mit den fagenhaften Anfängen ber 
Sachſen, ſchildert ihre tapfern, aber erfolglojen Kämpfe gegen die Franken. Dann aber werben 
dieje von den heiligen Veit verlaffen, der feinen Schug von jegt an den Sachſen zumendet, und 
bald beugen ſich vor dieſem, wie die übrigen deutichen Stämme, ſo auch die Franken. Mit ſei— 
nen Sachſen regiert Otto l., nachdem er alle erneuten Anfeindungen glüdlich überwunden , die 
geſammte Ehriftenheit. 

Widukind fteht als Schriftfteller nicht vereinzelt da, überhaupt war jene Zeit der Ditonen 
voll von geiftigen Strebungen im Sachſenlande. In den KHlöftern Korvei, Gandersheim, Qued— 
linburg zog man die alten Glafjifer and Licht, Die hildesheimer Domſchule gedich zu großer 
Blüte, bald regte es jich auch in Magpeburg und Merjeburg, wo etwas fpäter Thietmar jeine 
Chronik jhrieb. ine eigenthümliche Stellung nehmen die Frauen ein, Die Damen der fai: 
ferlihen Bamilie waren theilweife hochgebildet, ſtanden als Abtifjinnen den Klöftern vor; eine 
Nonne, Roswitha (Hrotjuit), befang die Ihaten Otto's und dichtete geiftliche Komödien, den 
Terenz nachahmend. 

Otto der Große hob Sachſen auf alle Weiſe. Das bremer Erzbisthum exhielt der vortreff— 
liche Adaldag, der bald eine neue Blüte des bisher daniederliegenden Stifts herbeiführte. 
Magdeburg wurde als Erzbisthum mit den Suffraganen Merſeburg und Zeit gegründet zur 
Bekehrung der benachbarten Slawen. Der militäriihe Schug der Marken wurde dem neuer: 
nannten Herzog, dem Hermann Billung,, übertragen. 

Als mit Dtto II. das ſächſiſche Kaiſerthum ausftarb , verfuchte wieder ein ſächſiſcher Fürſt, 
Markgraf Eckard von Meißen, die Königsfrone zu erwerben und fomitan ben Stamm zu feſſeln. 
Allein fein anmaßendes Weſen entfrembdete ihm fhon die Sympathien feiner Stammesgenoffen, 
bevor ihn die Hand des Meuchelmörders erreichte, und jo fand der von den übrigen Stänmen 
inzwiſchen erwählte Baiernberzog Heinrich aud in Sahfen Anerfennung. Zu Merjeburg ver: 
fanımelten fi die Großen ihm zu huldigen, aber erft nachdem der König ihr Wahlrecht aner: 
fannt und verfprochen hatte, der Sachſen beſondere Rechte achten zu wollen, überreichte Herzog 
Bernhard ihm als Zeichen der Herrſchaft die heilige Yanze. 

Der auffallende Umſtand, daß nicht Diefer Herzog Bernhard, fondern jener Markgraf ſich 
damald un die deutiche Krone beworben hat, findet feine Erklärung beigenauerer Betrachtung der 
ſächſiſchen Verfaſſungsverhältniſſe. Die den Billungern übertragene Gewalt erſtreckte ſich keines— 
wegs über ganz Sachſen; der Herzog war nicht der Stellvertreter des Königs den Großen, nicht 
ber de8 Stammes dem Herricher gegenüber, ev verbankte feinen Titel dem militäriichen Charakter 
feines Amts, indem ihm die Marken gegen Slawen und Dänen übertragen waren. Außerdem 
verwaltete er eine Anzahl von Örafidhaften. Gleichberechtigt ftanden ihm die übrigen Großen zur 
Seite, die infolge deſſen eben jelbftändiger waren als die Fürften in den andern Stammlanden 
und die Macht, welche fie hatten, ſtets noch zu ſteigern ſuchten. Die Laienfürften, fogar ber 
Herzog, fingen in Sachſen ſchon damals an, Lehen von den Biſchöfen anzunehmen, diefen Mann 
haft zu leilten. Die Beziehungen der Bisthümer zum Reich wurden durch fol enge Verbin— 
dung berjelben mit den Fürſten gelogert, immer mehr und mehr vom kirchlichen Gut gerieth in die 
Hände der Fürften, und auf der andern Seite kam ed dazu, daß Biſchöfe Samilienpolitif trieben. 
Befonders die Minderjährigfeit König Heinrich's IV. beförderte diefe Entwidelung. Später 
verfuchte diefer wol eine neue Machtentfaltung des Königthums möglich zu machen; die Anlage 
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fefter Burgen auf den Bergen des Sachfenlandes follte fie vorbereiten, er verfuchte einzelne Für— 
ſten zu demütbigen. Aber in ihrer Geſammtheit nahmen die ſächſiſchen Großen den Kampf auf, 
den Heinrich nicht mit Beſonnenheit führte ; er reigte das ganze Volk durch die Behauptung, alle 
Sachſen jeien Knechte. Er ſowol wie fein Sohn Heinrich V. jcheiterte. Die Herrſchaft der frän— 
kiſchen Könige in Sachſen faßte Feine Wurzel. 

In der Oppoſition gegen das Königthum Fam das ſächſiſche Herzogthum zu erneuter Geltung 
deſſen Träger Lotbar (Linder) von Enplinburg ed verftand, ſich an die Spite dev Bewegung zu 
ftelfen, während fein Vorgänger Magnus zur Zeit Heinrich's IV. weit hinter Otto von Nord: 
beim zurückgeſtanden batte. In alle Verhältniſſe griff Linder ein, wurde Lehnsherr eines ſla— 
wifchen Reichs, brachte in Weftfalen feinen Einfluf zur Geltung, wußte eine Erhebung der 
Großen zu verhindern. Inden das Königthum dann auf ihn übertragen wurde, verftärfte 
fih feine Stellung ungemein. Aber da ed ibm nicht vergönnt war, Die Krone auf den Haupt 
feined Nachfolgers im Herzogthum zu ſehen, vielmehr nad) feinem Tode der Staufer gewählt 
wurde in directer Oppofition gegen den Sachſenherzog Heinrich den Stofzen, den Schwiegerfohn 
Lothar's, Fam es dahin, daß die Macht des ſächſiſchen Herzogs aufs neue in Oppofition gegen 
das Königtbum gerieth. 

Konrad IH. nahm ven Kampf auf, führte ihn anfänglich auch durch und verlieh das ſächſiſche 
Herzogthum Albrecht dem Bären von der Norbmarf, gab es indeß im den legten Jahren feiner 
Regierung dem hleichnamigen Sohne Heinrich's des Stolzen, ver fpäter „der Löwe’ hie, zurück. 
Und diefer begründete dann eine Macht, wie fie früher nie ein deutſcher Neichsfürft beſeſſen hatte. 
Die benachbarten ſlawiſchen Fürften mußten ihm huldigen, innerhalb ihres Gebietd wurde die 
Graffhaft Schwerin zur Beförderung deuticher Golonifation eingerichtet, einem Deutſchen vers 
lieben. In Norbalbingien waren nicht bloß die weltlichen Großen des Welfen Lehnsmannen, 
auch die Inveftitur der Bifchöfe übte er aus, Tief fich ven Treueid leiften und Eonnte fich hierbei 
fogar auf ein Eatferliches Privileg berufen. Die Grafen fünlich der Elbe mußten ihm gleichfalls 
Heeredfolge leiften, waren thatſächlich von ihm abhängig. 

Faft mit Nothwendigkeit, fo Scheint es, hätte bei längerer Gonfolidirung diefer Macht auf 
deren Träger das Königthum übergeben, auf diefelbe geitügt felbit einen gewaltigen Aufſchwung 
nehmen müffen. Dazu fam ed nicht. Heinrich der Löwe glaubte die Heeresfolge dem König, 
als diefer in Beprängniß war, weigern, fo ji dem Reich unabhängig gegenüberftellen zu können. 
Aber da war Friedrich ver Rothbart doch noch mächtiger ald er und zertrümmerte mit gewaltiger 
Hand ded Welten Madıt. Anfänglich mußte diejer aus dem Lande fliehen, erhielt ſpäter nur 
die braunſchweig-lüneburgiſchen Hausbefigungen zurüd, Das Herzogthum welches zulegt die 
Kraft des Sachſenſtammes repräfentirt hatte, war gebrochen. Zwar wurde ein neuer Herzog, 
Bernhard von Anhalt, eingefegt; allein ohne Hausmacht wie er war, vermochte er nur zeitweiſe 
in Norbalbingien unbedeutenden Einfluß fi zu verſchaffen. In dem übrigen Sachſen bedeutete 
er nichts. Die herzoglichen Rechte in den Diöcefen Münfter und Paderborn erhielt der Erz: 
biſchof von Köln. 

In den folgenden Sahrhunderten bildete ſich die Macht "der einzelnen Fürften weiter und 
weiter aus; eine den ganzen Sachſenſtamm umfaffende Gewalt gab es feit Heinrich's des Löwen 
Sturz nicht mehr. Die Kraft des Stammes entfaltete jich bei der Golonifation des Dftens. 
In Pommern und Medlenburg wie in dem fernen Preufen ließen fi) Goloniften, beſonders 
aus Weftfalen und den untern Wefergegenden, nieder, Vor allem die Städte wurden von deut: 
fher Bevölferung eingenommen, während der flawifche Charakter der Bewohner des offenen 
Landes noch lange blich. Im einer Verbindung mir dem Stammlande blieben diefe Gegenden 
theild durch Beziehungen des Handels, indem die Sanfa, jene mädtige Verbindung , welde 
deutiche Kaufleute geihaffen, ein gemeinfames Band um alle ſchlang, dann auch vorzüglich 
durch die Gemeinſamkeit des Rechtslebens. 

Das Sächſiſche Recht wurde zu Anfang des 13. Jahrhunderts von einem Ritter aus ver 
Gegend von Deſſau, Gife von Repgau, gefammelt und im „Sachſenſpiegel“ zufammengeftellt. 
Urſprünglich nur Privatarbeit, erlangte dieſes Rechtsbuch gar bald die Geltung eines Geſetz— 
buche, das angeblich Karl ver Große den Sachſen verliehen hatte; im Süden Deutjchlande 
biente es bei Abfaffung des „Deutſchenſpiegels“ ald Grundlage, und durch diefed Mittelglien 
ging es dann großentheils in den „Schwabenſpiegel“ über, Bor allem aber in der ſächſiſchen 
Heimat war der Wirkungskreis des „Sachſenſpiegels“, er galt im ganzen deutſchen Norden von 
Holland bis Livland, in unzähligen Handſchriften war er verbreitet und wurde fpäter ſogar ald 
gemeined Recht betrachtet. Ihm zur Seite erlangen große Bedeutung die Stadtrechte der fähli: 
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‚Shen Städte, befonderd Magbeburgs und Lübecks; vieles breitete fi mehr an der Küfte der 
Dftiee, jened mehr im Binnenlande aus; ihre Schöffenftühle wurden lange Zeit von den übri- 
gen Städten.um Rechtsſprüche angegangen und jandten ihre Weisthümer bis nah Schlejien 
und jelbft Polen. 

Man bat wol behauptet, dem Sachſenſpiegel fei ed zu danken, daß das Römiſche Recht im 
Laufe des Mittelalterd in Sachſen weniger ald im deutihen Süden habe plaggreifen können. 
Allein e3 ift nachzuweiſen, daß bis zur Mitte ded 15. Jahrhunderts das fremde Necht kaum 
irgendwo in Deutſchland Wurzel fhlug. Nach der Reformation aber, welde ja einen großen 
Theil des ſächſiſchen Volks erfaßte, führte man gerade bier mit mehr Eifer ald anderswo das 
Römifche Necht gegen dad Kanonijche ins Feld. 

Die Sprache des ſächſiſchen Volks ſcheidet fich in zwei Zweige, den weitfälifhen und nieder: 
ſächſiſchen. Die Grenze beider Sprachgebiete liegt zwiihen Wefer und Elbe. Von den fpätern 
eolonifirten Gebieten haben die Länder weſtlich der Oder mehr weſtfäliſche, öſtlich derfelben, ein 
Theil von Rügen, niederſächſiſche Sprachweiſe. Doch finden mannichfache Übergänge ftatt. 

Schließlich müffen wir noch unfern Blid wenden auf jenes Volk der Sachſen, die im fernen 
Siebenbürgen, obgleih nur 200000 Menichen zäblend, nicht aufgehört haben, deutic zu 
denfen, und beſonders in neuerer Zeit fi bemühen , enge Beziehungen mit Deutjchland zu bes 
wahren. Ihre Ginwanderung läßt man meift im Jahre 1143 erfolgen unter König Gevja I, 
jedoch ift wahrfcheinliher, daß fie allmählich im Kaufe ded 12. Jahrhunderts erfolgte, daß zum 
Theil Kreusfahrer, die den weitern Weg nicht machen fonnteh, dort figen blieben. Nicht alle 
dieſe Ginwanderer find aus Sachen gefommen, der Name umfaßt die deutihen Goloniften 
indgefammt, ihr Dialeft erinnert mehr an die Örgend von Köln und Nahen, aud beiten fie 
im Mittelalter oft Flandrenses. Durd Andreas I. erhielten jie ein Privilegium, die libertas 
Cibiniensis, wodurd die bisher in drei Gaue gefonderten Deutfchen politifch geeint und mit 
eigentbümlihen Rechten beichenft wurden. Sie wählten wie die Beiftlichen fo auch ihre Grafen 
jelbit; über allen ftand ein Obergraf; außerdem erhielten fie Grleichterungen der Abgaben und 
Heerfolge. Als die Reformation im Lande Geltung erlangt hatte, wurden auf dem Landtage 
zu Maros (1571) den Katholiken, Lutberanern und Neformirten gleiche Rechte, den Orien— 
talen Duldung gewährt. Cine genauere Erforſchung der Geſchichte dieſer Sachſen ift nody immer 
nicht vorgenommen; das, was wir über fie wilfen, weckt nur den Reiz, mehr zu erfahren. 


Literatur. Zeuß, „Die Deutichen und ihre Nahbarftämme”; Schaumann, „Geſchichte 


des niederſächſiſchen Volks“; Lappenberg, „Geſchichte von England‘; Waig, „Deutiche Ver: 
faflungsgefchichte‘; Gieſebrecht, „Geſchichte der deutfchen Kaiferzeit”; Steindorff, „De du- 
calu Billingorum‘‘; Weiland, „Das fähliihe Herzogtbum unter Lothar”; Ujinger, „Deutich- 
dänische Geſchichte“ (1189 — 1227). Die Nechtögefhichten von Walter, Eichhorn. Stobbe, 
„Rechtsquellen. Bezüglich Siebenbürgend: Schuller, „Beiträge zur Geſchichte Siebenbür— 
gend”, und Schuler von Libloy, „Materialien zur jiebenbürgifhen Rechtsgeſchichte“. 
J A. von Druffel. 

Sachſen (Königreih). (Politiſche und Territorialgeſchichte. Staats- und 
Rechtsgeſchichte. Geographiſche, ſtatiſtiſche und ſtaatsrechtliche Verhältniſſe.) 

I. Politiſche und Territorialgeſchichte Sachſens bis zum Wiener Con— 
greß. Das Land, welches vom Erzgebirge, der ſogenannten Sächſiſchen Schweiz und den 
lauſitzer Bergen nordwärts nach der großen niederdeutſchen Ebene ſich abflacht und in eben— 
dieſer Richtung (vom Süden nach dem Norden) von der Pleiße, Mulde, Elbe, Spree, der 
Weißen und Schwarzen Elſter und der Neiße durchſtrömt, im Süden von Böhmen, im Oſten, 
Norden und Nordweſten von Preußen, im Weſten und Südweſten von Sachſen-Altenburg, 
Sachſen-Weimar, Reuß und Baiern begrenzt wird, das Königreich Sachſen hat (wie frei— 
lich beinahe die meiſten deutſchen Staaten) ſehr mannichfache Gebietsveränderungen im 
Laufe der Jahrhunderte erfahren. Eigenthümlich iſt ihm, daß der Name, unter welchem es ſeit 
nunmehr faſt fünftehalbhundert Jahren in der Geſchichte erſcheint, der Name Sachſen, weder 
der eingeborenen oder eingewanderten Bevölkerung, noch aber auch dem urſprünglichen oder 
hauptſächlichen Kern und Mittelpunkt ſeiner ſtaatlichen Bildung, vielmehr einem erſt ſpäter 
hinzuerworbenen Gebietstheil entnommen iſt, einem Gebietstheil, auf welchen ſelbſt dieſer 
Name zuvor erſt wieder von ganz anders woher übertragen worden war. Land und Leute des 
heutigen Sachſen haben ſchlechterdings nichts gemein mit jenen alten Sachſen, die Karl der 
Große unterwarf, auch wenig oder nichts mit dem ſpätern Herzogthum Sachſen, dem Stamm-— 
lande der ſächſiſchen Kaiſerfamilie, Heinrich's J. und der Ottonen. Died muß darum betont 
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werden, weil nicht ſelten (zumal in Bezug auf Abſtammung und Sprache) von ſolchen, die 
mit der verwickelten Territorialgeſchichte Deutſchlands minder vertraut ſind, beſonders von Aus— 
ländern, derartige Verwechſelungen begangen werden. Die Bezeichnungen „Nieder- und Ober: 
ſachſen“, womit man noch im vorigen Jahrhundert die ehemaligen und die heutigen Träger des 
Sachſennamens wenigftens einigermaßen zu unterſcheiden pflegte, find feit dem Aufhören der 
entipredenden Reichöfreiseintheilung ebenfalld außer Gebraud gefommen. Das Ländergebiet, 
auf weldes 1423 der Name des ehemaligen Herzogtbums Sachen überging, und deſſen Haupt: 
theil, das Königreih Sachſen wie es heute ift, bat niemals in ähnlicher Weile, wie etwa jenes 
Stammesherzogthum der Sachſen oder auch wie das alte Thüringen, eine ſozuſagen volksthüm— 
liche Grundlage ſeiner Entſtehung und Ausbildung gehabt. Nicht ein Stamm oder ein Stam— 
mesbündniß war es, das hier nach innerer Zuſammenbehörigkeit unter einheimiſchen Für— 
ſten ſich zu ſtaatlicher Einheit zuſammenfaßte und dem Geſammtorganismus des Deutſchen 
Reichs einordnete; hier ward vielmehr mit bewußter Abſicht, für beſtimmte politiſche Zwecke, 
eine ſtaatliche Bildung geſchaffen, erweitert, befeftigt; dieſer Abſicht mußte das gegebene Mas 
terial an Land und Leuten ald Unterlage dienen. Über die älteften germanischen Bewohner 
dieſes Landftrich8 weiß man wenig Zuverläffiged. Vom Ende des 4. bis ums erfte Drittel des 
5. Jahrhunderts gehörte er mit zu dem großen thüringiſchen Neid, welches aber 531 von den 
Franken mit Hülfe ver Sachſen zerftört ward. Schon damals fheinen flawifhe Stämme bis 
an die Elbe, vielleicht noch weiter weftlich vorgedrungen gewefen zu fein. In der zweiten Hälfte 
des 6. Jahrhunderts ward von jolhen Stämmen (man nennt darunter befonders die Sorben 
und die Dalenıinzier) das ganze heutige Sachſen, ja darüber hinaus das ganze Land bis zur 
Saale, hier und da felbft jenfeit verfelben in Beiig genommen. Grleichtert ward dieſe Grobe: 
rung durch die Verwirrung, welde nad Zerftörung des felbftändigen thüringiſchen Reichs an 
diefer Oſtgrenze Deutſchlands eingeriffen war, wie durd die Schwäde und innere Zerrüttung 
bes fränfifchen Reichs felbit, welches nicht jo weit hin feine Macht nachdrücklich zu äußern ver: 
mochte. Erſt feit dem Wiedererſtarken des Franfenreihd unter den PBipinen und Karl dem 
Großen beginnt allmählich die bloße Vertheidigung gegen die vorbringenden Slawen in einen 
Angriff behufs ihrer Zurückdrängung überzugeben. Schritt vor Schritt wird denjelben der ger= 
maniſche Boden wieder abgefämpft, werben fie vertrieben oder wol noch häufiger zwar in ihren 
Sigen belaffen, aber unterjoht und bienftbar gemadt. Zur planmäßigen Betreibung und 
Sicherung diefed Werks der. Wiedereroberung der an die Slawen verloren gegangenen Land— 
ftriche legten zum Theil ſchon Karl der Große und feine Nachfolger, mehr noch die deutichen Kö— 
nige aus dem ſächſiſchen Haufe fogenannte Marfen an, befeftigte Burgen (befonders an Blüffen) 
mit kriegstüchtiger Beſatzung unter einem tapfern Führer und mit einem entiprechenden Gebiet 
umber zur Unterhaltung und Berftärfung diefer Mannihaft — vorgejhobene Poſten, Die den 
Beind aufhalten follten, bis die Macht des Reichs gefammelt und den Kampf nahbrüdlicher 
aufzunehmen bereit wäre, von wo aus die Grenzen des Reichs nicht. blos behauptet, fondern 
allmählich auch wieder erweitert werben Fönnten. Dergleihen Marken wurden namentlid von 
Thüringen aus, von der Saale (die im wefentlihen doch die Grenzſcheide zwiſchen Slawen und 
Deutjchen bildete) je weiter und weiter oſtwärts vorgefhoben. So entſtand auch (wahrſcheinlich 
928 n. Ehr.) die Marf Meißen an der Mittelelbe, und diefe blieb, felbft nachdem noch andere 
Marken weiter öftlih (in der Laufig) und weiter nördlich; (tiefer hinab an der Elbe bei Wit: 
tenberg, an der untern Mulde u. ſ. m.) errichtet worden, immerfort der eigentlihe Schwer: 
und Mittelpunkt diefed ganzen Syſtems der Vertbeidigung und des Angriffs gegen die Böhmen, 
die Laufiger, endlich die hinter den legtern ftehenden Polen. Mit ver Germanifirung ging die 
EHriftianifirung Diefer Gegenden Hand in Hand; neben den Marken entftanden überall Bis- 
thümer, jo in Meißen für die meißnifhe Marf, fo für die rückwärts liegenden Marken in Zeitz, 
Merjeburg, Naumburg. 

Die heftigften Kämpfe, welche theils von der Mark Meißen aus, befonders gegen die Böh— 
men, tbeild um dieſe jelbit zwiſchen verſchiedenen deutſchen Großen geführt worden, fallen in 
bie Zeit von ihrer Gründung bis dahin, wo fie in den feften Befig eines beftimmten Geſchlechts 


‚und zwar der Grafen von Wettin übergeht (1127). Das Geflecht ver Wettiner (von der 


Burg Wettin an der Saale, nörblih von Halle, benannt) wird zurüdgeführt bis auf Dietrich 
aus dem Haufe Buzici, der 982 in Galabrien für Kaiſer Otto I. fiel. Ob derjelbe von den 
tbüringifhen Herzogen Burkard, oder gar von dem Sachſen Wittefind abgeftamnıt, ift unge— 
wiß. Dietrich war ein freier Mann auf eigener Erde, ein großer Allovdialbefiger im Mansfeldi— 
ſchen. Seine Nachkommen erweiterten noch dieſen Beſitz, erhielten damals auch Reichslehen 
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(die Graffhaft Brena, die Oftmarf, vorübergehend auch ſchon einmal vie Mark Meifen) zur 
Verwaltung. Seit Anfang des 12. Jahrhunderts finden wir fie bleibend im Befig dieſes 
legtern damald durch Felonie erledigten großen Reichslehns, doch ftritten zwei Linien des 
Hauſes eine Zeit lang darum, bis 1127 (nad andern 1123), nad dem Erlöfchen der eilenbur- 
ger Linie, weldhe zunächſt damit belehnt worden war, ein Abkömmling der ältern, Thimo'ſchen 
Linie, Konrad, die Marf Meigen „mit Ginwilligung der Großen“ in Bejig nahm und vom 
Kaifer Lothar darin beftätigt ward. Seitdem blieb die Mark Meißen mit unbeftrittener Erb: 
lichkeit im Haufe der Wettiner. Diefelbe erſtreckte jih damals von Wurzen an der Mulde bis 
Mühlberg an der Elbe, über die Elbe hinüber an die Schwarze Elſter und die Bulsnig (bis zu 
beren Duelle), von da herüber nur bis Scharfenberg, ſüdweſtlich His gegen die Chemnig und die 
öfflihe Mulde Hin. Dazu erbte Konrad die Allodialgüter feines Vetters Heinrich von Eilen— 
burg, Leipzig und andere Orte des fogenannten Ofterlandes, d. h. des Landes an der untern 
Mulde, der Pleiße und Elfter, welche mit der Mark Meißen grenzten, wie er ſchon früher von 
andern Berwandten Brene, Kamburg, Torgau geerbt hatte, ſodaß er, da aud) fein Bruder 
Dedo ſchon 1125 geftorben war, alles Stammgut der Familie in feiner Hand vereinigte und 
mit feinem Marfgrafenthum vereinigte, 

Durd) das Ausfterben des mächtigen Geſchlechts von Groitzſch gelangte Konrad nicht blos in 
den Beſitz der Marf Niederlaufiß, womit ihm der Kaifer belehnte, fondern auch der meiften 
Erbgüter diefer Familie in der pegauer und zwidauer Gegend. Das Stammſchloß Groitzſch 
ſelbſt vererbte die Schwefter des Grafen Wipreht von Groigih an Konrad's Sohn Dedo. Auch 
Budiſſin und Nifani, Die an Böhmen gefommen, erwarb Konrad wieder, und endlich erhielt 
er von Kaifer Konrad II. die erledigte Graffchaft Rochlitz, vieleicht für feine tapfere Antheil— 
nahme an dem Kriegszug nad Italien. Außerdem kämpfte Konrad gegen die heidniſchen Obo— 
triten im Bunde mit Heinrid dem Löwen und andern Fürften, wie er auch an einem Zug 
gegen die Bolen theilnahm. Daneben bethätigte er feine Krönmmigfeit durch Stiftung und Do— 
tirung von Klöftern (unter anderm auf dem Peteröberge, mit einem Erbbegräßnig der Bantilie), 
fowie durch wiederholte Pilgerfahrten ing Gelobte Land. Er hieß daher, wie „ver Große‘, fo 
auch „der Fromme”, endlich auch „der Reiche“, letzteres mit ebenfoldem Recht, venn jein 
Landbeſitz erſtreckte ih von der Saale (Furz unterhalb des Einfluſſes der Bode in diefelbe) her: 
über nach Leipzig, füblich bis oberhalb Zeig, Altenburg, Penig, an der Chemnitz herab (doch 
ohne die gleihnamige Ortſchaft) bis oberhalb Zöblig, hinüber in die Oberlaufig jedenfalls 
bis zur Neiße, nordöftlic an der Oder hinauf bis Mittenwalde, Storfow u. f.w., dann wies 
der vom Einfluß der Schwarzen Elfter in die Elbe an legterer hinunter bis Prettin und fo wei: 
ter fort biö wieder an den obenbezeichneten Bunft der Sanle. 

Keider befolgte Konrad (geit. 1156) das damals noch meift übliche Princip der Theilung der 
Länder unter feine Söhne: Dtto erhielt Meißen, Dietrich die Laufigen und Eilenburg, Dedo 
Rochlitz, Heinrich Wettin, Friedrich Brena. Die Oberlaufig nahm der Kaijer zurüd und gab 
fie abermals in böhmifche Hände, an König Wratiflaw. Otto „der Reiche‘ ſah den Wohl— 
fland und Gewerbfleiß feined Landes gehoben durch Die Entdeckung von Silberadern, angeblich 
bei Ausrodung des Waldes zur Anlegung des Kloſters Altenzelle. Als Mittelpunft des erblü— 
henden Bergbaues entſtand Freiberg mit Städterecht feit 1179; für den mit Hülfe des Boden— 
reihthums fih entwidelnden Handel und Gewerbfleiß gründete Otto zwei Märkte in Leipzig. 
Der Verſuch, feinen Landbeſitz durch Güterfäufe in Thüringen zu erweitern, fcheiterte an dem 
Widerſtande ded Kandgrafen Ludwig III, mit dem er darüber in Fehde gerieth, ſodaß er das 
Erkaufte größtentheild zurückgeben mußte. Bon feinem eigenen Sohne Albrecht ward er, an— 
gebliher Verkürzung feines Erbes wegen, befriegt und gefangen gefegt. Kaiferliher Sprud 
mußte den Frieden vermitteln. Otto ftarb 1190. Bon feinen Söhnen erhielt der ältere, Al- 
brecht („der Stolze“) die Mark, Dietrich („ver Bedrängte“) Weißenfeld und Umgegend. Zivi: 
ſchen beiden brad) ein Kampf aus, welder, da Landgraf Hermann von Thüringen für Dietrich, 
feinen Schwiegerfohn, auftrat, zu des legtern Gunften ich wendete. Im einen neuen Streit 
mit Kaifer Heinrich VI. (der nad) den meißniſchen Bergwerken lüftern fein mochte) vermwidelt, 
ftarb Albrecht an Gift 1195. Der Kaifer wollte nun, da Dietrich feine Eventualbelehnung für 
die Marf empfangen, ihm dieſe nehmen, und Dietrid; mußte wiederum mit Hülfe Hermann’, 
aber auch feiner Untertbanen (befonpers ber tapfern Bürger Freiberg), den Beſitz ded Landes 
fi erfämpfen. In weitere bevenflihe Kämpfe gerieth ev durch wechlelnde Parteinahme in dem 
Streit ber Gegenfaifer aus welfifhen und hohenſtaufiſchem Haufe, fowie durch Die verfuchte Be— 
ſchränkung der von feinem Vater Otto der Stadt Leipzig gewährten Privilegien. In legterer 
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Fehde zuerft unglüdlich, da der ofterländifche Adel der Stabt beiftand, fiegie er zulegt doch und 
erbaute unter anderm zur Niederhaltung Leipzig die Pleifenburg. Er farb, nad manden 
Angaben gleichfalls an Gift, im Jahre 1221. Während jeiner Regierung ſtarb die rochlitzer Linie 
aus (1207), nachdem ſchon früher die eilenburger audgeftorben und deren Bejig an jene über: 
gegangen war (1185). Damit fielen die Güter diefer beiden Linien an die älteſte Ottoiſche) 
Linie zurück, auch die Mark Niederlaufitz; doch mußte Dietrich für die Belehnung mit dieſer 
Grafſchaft dem Kaiſer 10000 Mark Silber zahlen. Da Dietrich's ältere zwei Söhne geiſtliche 
Würden angenommen hatten, kam dad Land ungetheilt an den jüngften, erft dreijährigen, Hein: 
rich („den Erlaudten”). Sein Oheim Ludwig von Thüringen übernahm die Vormundſchaft. 
Mündig geworden, leiftete ev dem Deutfhen Orden ftarfen Zuzug gegen die heidniſchen Preu— 
Ben und erwarb dort Ruhm, kämpfte aber darauf unglüdlich gegen die brandenburgiſchen Mark: 
grafen, an die er Köpenid und Mittenwalde verlor. Dagegen erhielt er (um 1246) von Kaijer 
Friedrich II. das ſogenannte Vleifnerland (ein damals reihdunmittelbares, unter kaiſerlichen 
Bögten ftehended Gebiet mit den Ortihaften Altenburg, Frohburg, Golvig, Leißnig, Chem⸗ 
nitz, Zwickau, Crimmitzſchau, Werdau) pfandweiſe ſtatt der 10000 Fl., welche der Kaiſer 
feiner mit Heinrich's älteſtem Sohn Albrecht verlobten Tochter Margaretha als Mahlſchatz mit: 
zugeben verſprochen. Dieſes Gebiet ward zwar 1291 von Kaiſer Rudolf noch einmal eingelöſt, 
fiel aber 1311 definitiv an Meißen zurück. Einen noch viel größern Zuwachs aber erhielt da— 
mals dad meißner Land durch die Bereinigung Thüringens mit ihm. Schon 1242 hatte Hein- 
rich die Eventualbelehnung darauf für den Ball des jühnelofen Todes Heinrich's Raspe, des 
legten Landgrafen von Thüringen, vom Kaijer erhalten. Im Jahre 1247 ftarb diefer. Allein 
die Tochter feines ältern Bruderd Ludwig, Sophia, Gemahlin Heinrich's von Brabanı, er— 
bob für ihren Sohn, Heinrid das Kind, Anſprüche auf das Erbe und fand vielfadhe Unter: 
ſtützung theils bei auswärtigen Fürften, theils im Lande jelbft. Ein langer, heftiger Kampf 
entipann ji), der endlich durch einen Vergleich geendet ward, in welchem das bisher zu Thürin- 
gen gehörige Heilen an Sophien gegeben ward, dagegen das übrige thüringiiche Land (nebit der 
dazu gehörigen Pialzgrafihaft Sachſen) an Heinrich den Erlauchten fiel (1264). Dadurch und 
durch) die vorausgegangene Erwerbung des Pleißnerlandes rückte der bisherige Länderbeſtand 
der Wettiner dergeftalt nad Welten weiter und rundete ſich zugleich innerlih ab, daß er nahezu 
von der Werra bis zur Oder und vom Erzgebirge und Thüringerwald bis zum Harz reichte, 
an Flächenraum nur etwa den öfterreihifhen Ländern, an Volkszahl feinem deutſchen Territo— 
rium damaliger Zeit nachſtand. Leider ging ein Theil davon, und darunter gerade die Wiege 
des Geſchlechts, Wettin, nicht lange darauf der Familie verloren. Die Linie Wettin war 1217 
ausgeftorben, ihr Beiig, nad einem Vertrage mit dem Markgrafen Dietrih, an die jüngite 
(brenajche) Linie gefallen. Dieſe legtere, die durch manderlei Grwerbungen ihr Erbe ziemlich 
bebeutend erweitert hatte, erloſch 1290; der legte Sproß derjelben, Dtto, überließ noch bei 
Lebzeiten gegen 800 Mark Silber Schloß umd Grafihaft Wettin (angeblid audy mit Genehmi— 
gung jeiner Stammesvettern) dem Erzbiichof von Magdeburg; die Grafſchaft Brena aber ward 
vom Kaifer Rudolf I. jeinem Enfel, Rudolf von Sachſen, Herzog Albrecht's Sohn, als of: 
fenes Lehn übertragen. Heinrich der Erlauchte war damals ſchon todt; jein Sohn, Albredt der 
Entartete, jheint feinen Einſpruch dawider gethan zu haben. Später fam biejes Gebiet mit 
den Herzogthum Sachſen an die Wettiner zurüd, nur Wettin jelbft blieb verloren, es gelangte 
durch Kauf in die Hände der Herren aus dem MWindell. 

Auch Heinrich der Erlauchte zerfplitterte leider den Faum erſt zufammenerworbenen Beſitz 
abermals durch Theilung und zwar ſchon bei Lebzeiten lange vor feinem Tode. Sein ältefter Sohn, 
Albrecht (‚ver Entartete“) erhielt Thüringen und die Pfalz Sachſen ſammt dem Pleifnerlande, 
ber zweite, Dietrich (‚von Zandäberg‘‘) dad Ofterland und Landsberg. Sic jelbft behielt 
Heinrich bis zu feinen Tode die meißner und laufiger Mark vor, und feinem Sohne aus ſpä— 
terer (dritter) Che, Friedrich („dem Kleinen‘), überließ ev davon Dresden, Hain, Tharand, 
Radeburg. Zwiſchen Albrecht und Dietrih, dann zwifchen Albreht und dem Vater Heinrid) 
entjtand wiederholter Streit und theilweife offener Kampf. Noch größere Verwftrung aber 
begann in Albrecht's eigenem Haufe, als diejer feine hobenftaufiihe Gemahlin Margarerha ver: 
ftieß (hier war es, wo dieſe im Schmerz des Abſchieds ihren Sohn Friedrich) in die Wange biß, 
wovon diefer dann den Namen erhielt), um ein Fräulein Kunigunde von Eifenberg zu hei— 
rathen, und ald er feine Söhne aus ebenbürtiger Che, Heinrich („ohne Yand“), Friedrich 
(‚‚mit der gebiffenen Wange’) und Diezmann, zu Gunften des Mantelfindes Apig (des Fleinen 
Albrecht) verfürzen wollte, weshalb wiederholter Kampf zwifchen Vater und Söhnen entbrannte. 
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Auch Albrecht nämlich hatte nach der Sitte der Zeit ſchon bei Lebzeiten getheilt, ſodaß, da auch 
dem Dietrich von Landsberg ein Sohn, Kriedrid Tutta, geboren war, das wettinifche Erbe 
zu gleicher Zeit nicht weniger als acht Herren zählte, Heinrich den Erlauchten, Albrecht mit ſei— 
nen drei Söhnen (ungerechnet Apitz), Dietrich und feinen Sohn Friedrich Tutta, endlich Fried— 
rich von Dresden. Von dieſen ſtarb Heinrich (dem der Vater angeblich das ihm zugetheilte 
Pleißnerland wieder entriſſen hatte) 1283, Dietrich von Landsberg 1284, der greiſe Heinrich 
der Erlauchte nach mebr als funfzigjähriger eigener Kübrung des Regiments 12881), Friedrich 
Tutta 1291. Inzwiſchen währte ver Streit der beiden andern Söhne Albrecht's, Friedrich's 
und Diezmann’s, mit ihrem Bater unabläffig fort. Zweimal, im Rochlitzer und im Eiſenacher 
Vertrag (1289 und 1290), zwangen fie ihn, zuerft, die ihnen widerredhtlich entzogenen Land: 
ftridhe herauszugeben, ſodann, ihnen zu verfprehen, daß er ohne ihren Willen nichts mehr 
veräußern oder feinem Apig zuwenden wollte. Dennoch verfaufte Albrecht nach Friedrich Tutta's 
Tode, da feine Söhne (mol aud etwas eigenmädtig) ſich in veifen Erbe theilten, Landsberg 
mit Deligfh und Sangerhaufen an die brandenburgijchen Markgrafen, um deren Hülfe gegen 
feine Söhne zu gewinnen. Zwar fhlug Diezmann die Brandenburger 1293, doch blieben, wie 
ed fcheint, jene einmal entäußerten Gebiete verloren. Aber nod viel Schlimmeres erfann der 
alte Albrecht, inden er aus Haß gegen feine Söhne die ganze Berlaffenihaft Friedrich Tutta's 
und fogar Thüringen dem römischen König Adolf von Naſſau um 12000 Mark Silber ver— 
faufte. Adolf drang in Meißen ein, nahm oder zerflörte eine Menge Orte, bemächtigte ſich 
fogar Freibergs, jedoch erſt nach ſechzehnmonatlicher Belagerung und mur duch Verrath, und 
zwang Friedrich zum unfteten Umberflieben außerhalb feines Landes, während Diezmann ſich 
mühſam in der Laufig behauptete. Adolf's eigene Bedrängniß dur einen Gegenfaifer und 
endlich fein gänzlicher Fall und Tod bei Gelnhauſen fchaffte den beiden Fürſten wieder etwas 
Luft. Aber Adolf's Nachfolger, Albrecht I., nahm deſſen Anſprüche wieder auf und erflärte 
fogar (1306) die Brüder im die Acht. Mühſam hielt ih Briedrih auf der Wartburg (mobei 
jener befannte Zug vitterlicher Baterliebe vorfam, daß Friedrich fein neugeborenes Kind unter 
Bedeckung von nur wenig Mannen zur Taufe nah Reinhardsbrunn brachte und unterwegd trog 
ber nachfegenben Feinde halt machte, um dem Kinde die Bruft der Amme reihen zu laffen); 
dann aber ſchlugen die Brüder bei Lucka unweit Altenburg (1307) die Kaiferlihen (Schwaben, 
Baiern und andere; daher dad Sprichwort: „Es wird dir glüden wie den Schwaben bei 
Lücken“). Mit Albrecht's Tode (1308), deifen Nachfolger Heinrid VII. (von Ruremburg) auf 
die Anſprüche des Reichs auf Meißen und Thüringen nad Unterſuchung derfelben durch un- 
parteiifhe Schiedsmänner förmlich verzichtete, ſchwand auch diefe Gefahr, und Friedrich Eonnte, 
da Diezmann plößlih, noch 1307, geftorben (oder nach dem befannten, wicht ftreng verbürg: 
ten Gerücht) in der Thomaskirche zu Leipzig während der Meffe ermordet worben war, der alte 
Albrecht aber ſich gänzlich zurückgezogen hatte, von dem ganzen Erbe Heinrich's des Erlauch— 
ten wieder Beſitz ergreifen — mit Ausnahme ver Pflege Dresden und mas fonft der noch le— 
bende Friedrich von Dresven beſaß oder auch an Böhmen veräußert hatte, forwie der Nieder: 
laufig, welche Diezmann in den Berrängniffen des Kriegs an die Brandenburger veräußert 
hatte (wol 1303). Durch den Tod Friedrich's von Dresden (1316) gewann er auch deſſen Erbe 
zurüd. Der greife Albrecht war fhon 1314 geftorben. Aber nochmals drohten dem nun allein 
übrigen Herriher Meifens und Thüringens harte Verluſte. Im eine Fehde mit feinen Nach— 
barn, den Brandenburgern, verwicelt, in deren Verlauf er fogar in perfönlihe Gefangen- 
ichaft gerieth, mußte Friedrich in zwei Verträgen zu Tangermünde (1312) und dann wieder zu 
Weißenfels (1317) fchwere Opfer an Land und Geld bringen. Aud diesmal rettete ihn die 
allgemeine Wendung ver Verhältniffe, der Untergang des askaniſchen Hauſes in Brandenburg, 
ſodaß er alles zurüderlangte bis auf Landäberg, das bei Brandenburg blieb, und die Nieder: 
laufig, die an Böhnen fam. Noch züchtigte Friedrich die widerſetzlich geweſenen Städte und 
Vaſallen, befonders dad flolze Erfurt; 1322 ftarb er und hinterließ, da fein ältefter Sohn 
Friedrich („der Lahme“) ſchon 1315 durch einen Pfeilſchuß bei Belagerung des Schloſſes Zwenkau 
(in der brandenburger Fehde) gefallen war, alle wettiniſchen Länder einem einzigen Sohn und 
Erben, Friedrich („dem Ernſthaften“). Kaum mündig, erhielt dieſer die Hand der Toch— 
ter Kaiſer Ludwig's des Baiern, mit ihr ſtatt baarer Mitgift die Hoheit über die Reichsſtädte 
Nordhauſen, Mühlhauſen und Goslar. Er war bemüht, theils den Frieden und die landes— 


1) Über ihn vgl. Tittmann, Geſchichte Heinrich'e des Erlauchten (2 Bde, Leipzig und Dresden 
1845—46). 
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herrliche Gewalt im Innern zu befeftigen und die Unbotmäßigkeit der Bafallen zu züchtigen (fo 
namentlich der thüringiichen Großen in der berühmten Grafeniehde (1343—45), die ihm 
Schließlich auc) einige Gebietövermehrung einbrachte, wie die Graffhaft Orlamünde), theils 

nad) außen feinen Länderbefig zu vermehren, wie er denn durch Kauf Landsberg, Deligid u. ſ. w. 
zurück-, dur die Heirath feined Sohnes mit einer hennebergiſchen Erbtodter, nit ohne 
Kampf, mehrere fränfifche Gebiete, Koburg, Neuftadt, Sonneberg, Neubaus, Rodach u. ſ. w. 
binzugewann. Weiter greifende Plane von Gebietövergrößerung dur verſuchte Erbverbrüde- 
rungen mit Heffen einerfeitö, Brandenburg andererjeitd kamen nicht zu Stande. Ein Kriegs: 
zug gegen den franzöſiſchen König Philipp von Valois, an dem Friedrich auf Betrieb feines 
faiferlihen Schwiegervaterd für den mit diefem verjhwägerten Eduard III. von England theil- 
nahm, brachte ihm feine Früchte, Eoftete aber auch, da es zu eigentlihen Schlachten nicht Fan, 
feine namhaften Opfer. Der Aufforderung, welche nad) Ludwig's Tode die bairiiche Bartei an 
ihn richtete, ald Gegenfaijer des Luremburgerd Karl aufzutreten, leiftete er nicht Folge, ſon— 
dern nahm lieber von dieſem 10000 Mark Silber zur Abfindung. Auch fein Vater hatte ver 
Berfuhung widerftanden, ald Verwandter ver HSohenftaufen und von Konradin ausdrücklich 
zum Erben feiner deutjchen Länder eingejegt, in weitausjehende Händel ſich zu verwideln, wie 
denn auch die Betheiligung dieſer wettinischen Fürften an den Kämpfen der Kaifer und Gegen- 
faifer, Die das Reich bewegten, immer nur eine vorübergehende und jelten recht entſchiedene 
war; bie traditionelle Politik des Haufes, zum Theil bedingt und begunftigt dur Die Lage 
feiner Länder, ging eben mehr auf Wahrung, Feſtigung und Erweiterung der eigenen Macht 
und der Zuſtände daheim. Friedrich ftarb 1349, erft 39 Jahre alt. Seine drei Söhne, Fried: 
rich („der Strenge”), Balthafar und Wilhelm (ein vierter, Ludwig, war geiftlih), vegierten 
bis 1379 gemeinſchaftlich, anfangs Friedrich allein im Namen der beiden andern noch unmün— 
digen. Ihre Regierung war reich an Erwerbungen durch Kauf, Heirath, auch Gewalt, mobei 
ihnen die Freundſchaft des Kaiſers Karl IV., zu dem fie hielten, jehr zu flatten fam. So wuch— 
fen den biäherigen Ländern Meigen und Thüringen zu: eine Anzahl von Ortichaften, die bisher 
unter den Vögten von Blauen geftanden, Ziegenrüd, Iripris, Auma, Adorf, Mühltroff, 
Pauſa (vielleicht ward auch ſchon damals die Anwartſchaft auf das geſammte Beſitzthum dieſer 
Vögte erlangt, welches wirklich bei deren Ausſterben 1397 an Wettin fiel); Zörbig und andere 
ehemals wettiniſche Yandftrihe, Dornburg, Lobdaburg, Wachſenburg, Schwarzwalde, Lieben 
ftein, Sangerhaufen, Heldrungen, Hildburghaufen, Eisfeld, Ermershauſen, Ummerftadt. 
Aud die Erbverbrüderung mit Heffen kam nun zu Stande und Brandenburg trat ebenfalls in 
dieje ein. Borausgegangen war ein gemeinfamer Kampf der befiifchen und meißniſchen Fürſten 
gegen den fogenannten Sternbund, eine große Ginigung des Adeld zwiſchen Rhein und Elbe 
unter ber Führung Otto's von Braunfhweig. Ein paar Kriegszüge der Brüder — nad Frank— 
veih, wieder auf feiten Eduard's IL, und nad Ftalien, im Intereffe des Kaijers, hatten 
weber bejondere Thaten, nod materielle Refultate für fie jelbit zur Bolge. Im Jahre 1379 er: 
folgte eine jogenaunte Orterung, d. h. eine gefonderte Benugung einzelner Landestheile ſeitens 
der Brüder; gemeinihaftlid blieben die höchſten Regierungsrechte und die Regalien, befonders 
die freiberger Bergwerke. 

Erſt nad Friedrich's Tode (1381) Fam (1382) zu Chemnig eine förmliche Theilung unter 
defjen überlebenden Brüdern und feinen drei Söhnen zu Stande, doch blieben aud) jegt Frei: 
berg und die Bergwerfe gemeinſam. Die Söhne Friedrich's, Friedrich („der Streitbare‘), 
Georg und Wilhelm, die dad Ofterland erhielten, vergrößerten diefed dur den Kauf von 
Schloß und Stadt Saalfeld, Altenberg bei Jena, Schloß Leuchtenburg mit Kahla und Nova, 
Königsberg in Franken, Schmölln, Ronneburg u. ſ. w. Ebenſo betriebjam war ihr Oheim 
Wilhelm in Meißen, der durch Kauf Schloß und Stadt Goldig mit einigen 50 Dörfern, Pirna, 
Gottleube, durch eine glüdliche Fehde gegen die räuberishen Burggrafen zu Dohna und durch 
Belehnung vom Kaijer Wenzel die ganzen ausgedehnten Beligungen dieſer Dynaften, mehrere 
30 Ortſchaften, darunter Dohna, Königſtein, Wejenftein, Königsbrück, Döbeln u.f.w. ge: 
wann. Balthajar (in Thüringen) erbte die Orafihaft Käfernburg; fein hartnädiger Kampf 
mit Seifen dagegen brachte nur vorübergehenden Gewinn. Im Jahre 1401 ftarb Georg, 1406 
Balthajar, 1407 der ältere Wilhelm. Im Naumburger Hauptreceh (1410) theilten ich Wil: 
helm's Neffen, Friedrich der Streitbare und Wilhelm, und Balthafar'8 Sohn Friedrich („ver 
Friedfertige‘‘) in deffen meignifhe Länder. Der legtere, unbedeutend, farb 1440. Von ben 
beiden andern zeichnete ſich Friedrich (der eine Zeit lang zugleich mit für feine Brüder ihr ges 
meinfamed Land regierte) durch die Theilnahme am Togenannten Städtekrieg, bejonderd gegen 
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Nürnberg, und an einem Kriegs 3,9 ded Deutjchen Ordens gegen Litauen aus. Auch gegen Brag 
z0g er ald Verbündeter des Gegenkaiſers Ruprecht von der Pfalz. Den von Friedrich's des Fried- 
fertigen Schwiegervater Günther von Schwarzburg entzündeten fogenannten Flegelfrieg in 
Thüringen bämpften die Brüder mit ftarfer Hand und flifteten 1409 die Univerſität Leipzig, 
die von Prag infolge der dortigen Spaltungen fofort bedeutenden Zuzug an Lehrern und Schü- 
lern erhielt. Im Jahre 1411 fand eine Orterung oder Mutihirung zmifchen den Brüdern auf 
vier Jahre ftatt, wobei Friedrich Meißen, Wilhelm das Ofterland erhielt; 1415 taufchten fie. 
Beide nahmen am Huffitenkriege einen hervorragenden Antheil, und die „Meißner“ machten ich 
durch Tapferkeit bei den Hufiiten gefürchtet, aber auch gehaßt, was jpäter das Rand durch ſchwere 
Verwüftungen entgelten mußte; aud erlitten die Meißner felbft in den fpätern Feldzügen 
(1425 — 26), von den andern Fürſten im Stich gelaffen, bei Brix und Auffig harte Verlufte, 
Inmitten dieſes Kriegs ftarb der legte Sproß der jüngern Linie jenes Bernhard von Asfanien, 
welcher zu den Beitgungen an der Mittel: und Unterelbe und Saale (der fogenannten Oftmarf), 
1180, nad) der Ächtung Heinrich's des Löwen, defien Herzogthum Sachfen zu Lehn erhalten 
hatte, freilich jo verkleinert durch Hinwegnahme theild der welfiichen Allode, theils vieler Ge- 
bietötheile, die Kaifer Friedrich I. in andere Hände gab, daß faum mehr ald der Titel und einige 
Hoheitsrechte davon übrigblieben. Diejes Beſitzthum mar 1260 wieder in zwei Linien getheilt 
worden, Sahfen= Lauenburg und Sahfen: Wittenberg. Letterer ward durch Entſcheidung 
Kaifer Karl's IV. und der Kurfürften in der Goldenen Bulle die ſächſiſche Kurſtimme zugeſpro— 
chen, mitfammt dem Erzmarſchallamt und dem Reihsvicariat. Diefe wittenbergifhe Linie nun 
erlofch jegt mit Albrecht III. (1422). Da feine nahmeisbaren Erbrechte vorhanden waren, 
betrachtete Kaifer Sigiömund das Reichslehn al8 eröffnet. Friedrich der Streitbare bewarb 
fich darum; die ſächſiſche Landſchaft jelbit bat um ihn ald den nächſten und ftärfften Beſchützer 
des Landes; der Kaifer war ihm vom Huſſitenkriege her verpflichtet, für Die Kriegskoften jogar 
verfhuldet, und fo erhielt er die Belehnung mit Sahjen, nachdem er dem brandenburgiichen 
Mitbewerber eine Abfindung in Geld verſprochen, wegen der Anſprüche der lauenburgiicen 
Linie aber gelobt hatte, ſich einem Schiedsgericht zu unterwerfen. Friedrich ftarb 1428; fein 
Bruder Wilhelm war ihm jhon 1425 vorangegangen, ohne Erben zu binterlaffen. Auch von 
Friedrich's Söhnen ftarb Heinrich ſchon 1435, Sigismund trat in den geiftlichen Stand; zwi— 
ſchen Friedrich („dem Sanftmüthigen“) und Wilhelm fand eine Theilung ftatt, die wegen der 
Unzufriedenheit beider Theile dur Dazwifchentreten ver Stände und mehrerer benachbarter Für: 
ften im „Halliſchen Machtſpruch“ von 1445 neu georonet, bald jedoch von Wilhelm, auf Anz 
ftaheln feines intriguanten Rath Apel von Vitzthum, abermals angefochten ward. So fam 
ed zum Brubderfriege (1445 —50), der die Länder verwüſtete. Erſt 1451 (angeblid nachdem 
Friedrich einen Mordplan gegen feinen Bruder unmillig zurücgewiefen und dadurch legtern ver— 
föhnlicher geftimmit hatte) ſchloſſen die Brüder in Naumburg einen Vergleich, zugleich eine er- 
neute „ewige“ Grbeinigung mit den Brandenburgern. ine unmittelbare Folge des Bruber- 
friegd war der befannte Prinzenraub. Ritter Kunz von Kaufungen, der feine thüringifchen 
Güter im Kriege verloren hatte, dafür mit Vitzthum'ſchen im Meifinifchen entihädigt worden war 
und diefe beim Frieden nicht wieder gegen die einigen herausgeben wollte, rächte ih am Kurfür- 
ften, indem er (1455) mit zwei andern Rittern, Mofen und Schönfels, während einer Abmefen: 
heit deffelben das altenburger Schloß heimlich erftieg und die beiden jungen Prinzen Ernft und Al— 
brecht (Albert) mit Gewalt fortführte. Er ward unweit Schwarzenberg, da er nach Böhmen fliehen 
wollte, von einem Köhler entdeckt und gefangen genonmen, ber eine Prinz feinen Altern zurück— 
gebracht, worauf die andern beiden ebenfalls ihren Prinzen (gegen die Zufage freier Flucht aus 
den Lande) audlieferten. Kunz ward auf dem Markte zu Freiberg enthauptet, ver Köhler unter 
dem Namen Triller geadelt und mit einem Freigut beſchenkt. Im Jahre 1464 ftarb Friedrich 
der Sanftmüthige, 1482 fein Bruder Wilhelm, der ein vielbewegtes, zum Theil abenteuer: 
liches Leben geführt, ji in mandherleiweitausfehende Unternehmungen eingelaffen, doch auch für 
fein Land ein nicht unmwichtiges Abkommen mit Böhmen (den Egerichen Vergleih, 1459) zu 
Stande gebracht hatte, worin Böhmen eine große Menge Ortſchaften, wie Plauen, Lobenftein, 
Königftein, Auerbadh u. ſ. w., auf deren Beſitz es Anfprüde erhob, als böhmiſche Lehen bei 
Meiben lieg. Da Wilhelm feine Leibeserben hinterließ und auch die thirringifche Linie mit 
Friedrich dem Friedfertigen 1440 ausgeſtorben war, fo blieben nur Ernſt und Albrecht (Albert) 
ala Herren fammtliher fahfifch = meißnifch = thüringifchen Ränder übrig. Bon neuen Zuerwer— 
ubngen fallen in. diefe Zeit die der Burggrafihaft Meißen, doch ala böhmiſches Lehn, was fie 
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ſchon früher geworden war; der Herrſchaft Sagan, für Geld, endlich der Schughoheit über Er: 
furt durch freien Vertrag mit diefer Stadt. 

Nach einundzmanzigjährigergemeinfhaftliher Regierung kam es 1485 zu der Leipziger Thei⸗— 
lung, worin Ernſt nächſt dem Kurkreis Thüringen, Albrecht (Albert) das Meißnerland erhielt. 
Das Pleißner- und das Oſterland wurde zwiſchen beiden vertheilt. Ernſt ſtarb ſchon 1486; er hin— 
terließ vier Söhne, Friedrich („den Weiſen“), Johann („den Beſtändigen““), Albrecht und Ernft. 
Die letzten beiden wurden Kirchenfürſten, Albrecht Kurfürſt und Erzbiſchof von Mainz, Ernſt 
Erzbiſchof von Magdeburg. Ihr Onkel Albrecht (‚der Beherzte‘‘), perſönlich tapfer und unter— 
nehmungsluſtig, hatte, als noch Ernſt mit für ihn die gemeinſchaftliche Regierung führte, theils 
durch mehrfache Kriegsführerſchaft im Namen des Reichs oder des Kaiſers (er ward des ,Reichs 
rechte Hand’ und der „deutſche Roland“ zubenannt), theils duch verſuchte Kron- und Land— 
erwerbungen auf eigene Hand (feine Bewerbung um die Böhmische Krone nad Podiebrad's 
Tode blieb erfolglos, dagegen erwarb er für ich und feinen Sohn die Reichsſtatthalterſchaft über 
Friesland, die aber durch Empörung der Briefen ſchon 1515 wieder verloren ging), dazwiſchen 
durch Pilgerfahrten ins Gelobte Land u. |. w. jih berühmt gemacht, ohne daß jedoch jeinen Erb: 
landen Vortheil daraus erwachſen wäre. Gr ftarb 1500.2) Seinen Landestheil erbte fein 
Sohn Georg („der Bürtige‘‘). Die Söhne Ernſt's regierten ihre Lande gemeinſchaftlich, oder 
vielmehr Friedrich regierte fie zugleich in feinem und feines Bruderd Namen. Sorgfältig erzo— 
gen und früh ſchon reifen, befonnenen Geiſtes, genoß Friedrich bald eines hervorragenden Anz 
ſehens und wirkte einflußreich auf friegerifche Unternehmungen und diplomatiſche Verhandlungen 
des Reichs, bejonders feit der Thronbeſteigung Marimilian’s l., der ihm jehr ſchätzte. Auf 
deſſen Betrieb ward er an die Spige des 1500 errichteten „Reichsregiments“ geftellt, deſſen Be— 
ſtimmung eine Eraftoollere Handhabung des Landfriedend im Innern und der Maßregeln zur 
Sicherung des Reichs nad) aufen war, das aber, von den Kaijern jelbit (zumal dem herrſchſüch— 
tigen Karl V.) mit argwöhniichen Augen angejehen, von den auf ihre Particularrechte eiferfüch- 
tigen Ständen mehr gehemmt ald unterftügt, zu feiner ausgiebigen Wirkfamfeit gelangte und 
1524 auseinanderging. Inzwiſchen hatte Friedrich aber nad anderer Seite hin dem reform: 
bevürftigen Zeitalter einen gewichtigen Anftoß gegeben. Bon der 1502 durch ihn „zur Pflege 
der claſſiſchen Studien” geftifteten Univerfität Wittenberg gingen die Beftrebungen für eine 
Kirchenverbefferung aus. Der Kurfürft, obwol er eine gewiffe ängftlihe Zurüdhaltung (aus 
Bejorgniß theils vor zu weit gehenden Kolgen der Bewegung, theild vor politiſchen Gonflicten 
im Reich) niemals ganz aufgab, verlieh doch diefen Beftrebungen durch fein großed Anſehen 
und mit feiner edeln, duldfamen, für jedes ernfte Streben nad Wahrheit und Sittlichfeit em: 
yfänglihen Natur kräftigen Schug und, wenn auch nur indirect, vielleicht ebendarum um fo 
wirfiamere Förderung. Zu noch weit entiheidenderm Gingreifen in die politifhen und kirchli— 
hen Geſchicke Deutſchlands, ja der ganzen Zeit hätte Friedrich der Weije wol Gelegenheit und 
Aufforderung gehabt, da nad Kaiſer Maximilian's Tode (1519) mitten in dem ſchon ent- 
brannten Streit um firdhliche Reformen eine neue Kaiferwahl ausftand und dad Wählercolle- 
gium der Kurfürften, angejichtd der Gefahren, womit die Bewerbung des fpanifchen Habsbur— 
ger Karl die politifhe und religiöſe Freiheit, die Gegenbewerbung des franzöſiſchen Königs den 
. äußern Srieben Deutfchlands bedrohte, in einer plöglihen Regung, fei e8 des Patriotismus 
oder der Angſt um die eigene Eriftenz, einftimmig ihm, dem angefehenften unter ven eingebo- 
renen deutfchen Bürften, die höchfte Gewalt im Neih anbot. Damald war e8 vielleicht noch 
möglich, die firdliche Spaltung Deutſchlands zu verhindern, ja die politifhe Ginheit bes Reichs 
felbft auf dem Boden eines gemeinfamen geläuterten kirchlichen Bekenntniſſes (dem bereits vie 
große Mehrheit der Nation fi zuneigte) unter weijer Benugung und fräftiger Leitung der 
vielen reformatoriichen Elemente in der Ritterfhaft, ven Städten, ber Landbevölferung aufs 
neue und im verbefjerter Geftalt zu begründen. Aber von jeher hatten die Wettiner für Die 
Betheiligung an den allgemeinen deutihen Angelegenheiten weniger Gifer gezeigt ald für 
Die Befeſtigung und Ausbildung der eigenen Hausmacht, und weun Friedrich der Weife in 


2) Langenn in feiner gründlichen Monographie: Herzog Albrecht der Beherzte (Leipzig 1838), fagt: 
„In jenen Erwerbungen lag ebenfo wenig wahrer Bortheil und fegensreiche Folgen ale in der 200 
Jahre fpäter geſchehenen Erwerbung des Landes an der Weichfel. Nie hat das Ausland dem Haufe 
Wettin Günfliges geboten.‘ Nach Albrecht dem Beherzten, dem Ahnherrn der jegt in Sachfen regieren: 
den (Abertiniichen) Linie der Wettiner, ift der 1851 geftiftete Nibrechtsorben benannt. 
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diefer Beziehung wol einen weitern Geſichtskreis hatte, jo fehlte ihm doch jener ftolzere Ehrgeiz, 
ber den ruhig überfommenen beſcheidenen, aber jihern Bejig kühnlich daranfegt, um ein Grö— 
ßeres durch eigene Kraft zu gewinnen und zugleidh in die allgemeine Völker- und Staaten: 
geſchichte mit ftarfer Hand einzugreifen. Die Handhabung eines gerechten Regiments in ge: 
orbneten Verhältniſſen hätte er ſich ſelbſt wol zugetraut, nicht aber die nöthige Strenge des 
Willens, um in gewaltig gärender Zeit die Unbotmäßigkeit, von wannen fie fomme, mit fefter 
Hand zu zügeln, die Autorität der Herrſchaft gegen jedermann zu behaupten; vor dem Gedan- 
fen innerer Kämpfe und vor ber Nothwendigfeit ftrafender Gerechtigkeit heute fein milder 
Sinn zurüd, Auch die äußere Lage ded Reichs flößte ihm Beforgnip ein. In ruhigen Zeiten, 
meinte er, möge ein nicht zu mächtiger Kaiſer gut fein, jegt aber, bei der drohenden Türfen- 
gefahr, fehle ed dem Kaiſerthum zu ſehr an Anfehen, Ginfünften, eigenem Länderbejig, darum 
müffe man zu einem Herrſcher die Zuflucht nehmen, ver dies alles mitbringe. Genug, er felbft 
beivog die Kurfürften, für Karl V. zu ftimmen — eine verhängnißvolle Wahl für das Reich und 
für Friedrich's eigenes Haus! Durch eine papierne Wahlcapitulation gedachte Friedrich dem an 
ſpaniſchen Despotismus gewöhnten Habsburger Zügel anzulegen, ein Zeugniß mehr zwar von 
dem eigenen ſtrengen Rechtsſinn des Kurfürften, aber aud von feiner mangelhaften Vorficht 
und Menſchenkenntniß. Friedrich ftarb 1525. 

Biel entſchiedener als Friedrich, der niemals öffentlich zur neuen Lehre übertrat, nahmen 
jich diefer Lehre fein Bruder und Nachfolger Johann der Beſtändige (1525—32) und fpäter 
deffen Sohn Johann Friedrid der Großmüthige an. Johann ging mit Philipp von Heffen und 
andern Reichsſtänden das Schmalkaldiihe Bündniß ein, deffen erſte Frucht die Gonftituirung 
der Evangelijchen ald eine geihlofjene Religionspartei mitteld der Augsburgifchen Gonfefiton 
(1530) war. Johann Friedrich (der für feinen unmündigen Bruder Johann Ernft mitregierte) 
begann, da alle Verſuche gütliher Vereinbarung mit dem Kaijer und dem Fatholifchen Reiche: 
theil fheiterten, zur eigenen und zur Rettung des neuen Olaubend vor Vergewaltigung ſammt 
feinen Bundeögenofjen 1546 den Schmalkaldiſchen Krieg. 

Im Albertinifhen Sahjen war indeß auf den fanatiſch katholiſchen Georg (geft. 1539) 
deffen Sohn Heinrich („der Fromme“) gefolgt, der, unter Johann Friedrich's Einfluf, die Re— 
formation in feinem Lande einführte, dieſem wieder 1541 der einundzwanzigjährige Morig, ein 
Fürft von jeltener Begabung, ſchlau, verihmwiegen, lange voraus feine Blane berechnend, aber 
raſch in der Ausführung, dabei (mie Ranke treffend bemerkt) „‚ohne alle Anwandlung von 
Treue und perjönliher Rüdjiht”. Er blieb vem Schmalfaldiihen Bündniß fern, hielt ſich zum 
Kaifer, der jeine Bedeutung wohl erfannte, und ward von dieſem mit der Achtvollſtreckung gegen 
feinen Better betvaut, welcher er fih denn aud unter dem Vorgeben, er thue es nur, damit 
die jählifhen Länder nicht an ein anderes Haus kämen, bereitwillig unterzog. Der Kurfürft 
eilte zur Deckung Sachſens aus Süddeutſchland, wo er dem Kaiſer gegenüberftand, herbei, 
kämpfte glüclih gegen Morig, ward aber, ald Karl mit feinem Heere ebenfalls heranfam, bei 
Mühlberg (23. April 1547) geihlagen, gefangen genommen und zu der Wittenberger Gapitu: 
lation (19. Mai 1547) genöthigt, worin er auf feine fämmtlihen Lande janımt der Kur zu 
Gunſten Morig’ verzichtete, dagegen zu feinem und feiner Bamilie Unterhalt eine Anzahl Städte 
und Ämter in Thüringen angewiefen erhielt. Sein Bruder Johann Ernſt (der jeit 1542 mit 
der Pflege Koburg abgetheilt war) ward als Theilnehmer am Schmalfaldifhen Kriege in fein 
Schickſal mit verwickelt und ebenfalld geächtet; doch ward ihm ſchließlich fein koburger Land ge: 
laffen. Das Kurfürftenthum felbft, wie e8 in Moritz' Hände überging, erlitt einige Verkleine— 
rungen; die böhmischen Lehen Blauen, Paufa, Voigtsberg, Deldnig, Adorf, Schöne, Neu- 
kirchen, Mühltroff wurden von römiſchen König Ferdinand feinem Oberfanzler, Heinrich von 
Neuß: Hartenftein, gegeben; doch erhielten Morig und fein Bruder Auguft die Mitbelehnſchaft 
darüber; um andere Gebietötbeile, Colditz, Leißnig, Eilenburg zu retten, gab Morig Sagan hin; 
endlich z0g auch Böhmen die Lehnsherrlichkeit über eine Anzahl reußiſcher Herrſchaften an ſich, 
die bisher ſächſiſche Lehen geweſen. 

Die Geſchichte der beiden Linien iſt fortan eine völlig getrennte: im Kurfürſtenthum mit 
ſeinen Nebenländern (dem ſpätern Königreich) herrſcht ausſchließlich die Albertiniſche Linie; die 
thüringiſchen Landestheile, mit denen die Erneſtiner abgefunden werden, erhalten die Bezeichnung 
der ſächſiſchen Herzogthümer (ſ. d.). Doch blieb der ihres Beſitzes beraubten Linie das even: 
tuelle Erbrecht auf das Albertiniſche Sachſen vorbehalten, wie dies ſowol in dem Acte der 
Lehnsempfängniß von Morit felbft (der die Lehen zugleich für feinen Bruder und für feine Gr: 
neftinifchen Bettern empfing) ald auch in fpätern Staatsacten audgefprochen wurde. 
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Der neue Beherrſcher Sachſens, Kurfürft Morig, machte feinen Verrath gegen feinen Vet: 
ter und feine Glaubensgenoſſen, die Mitglieder des Schmalkaldiſchen Bundes, menigitend nad 
Einer Seite bin quitt durch einen zweiten ähnlichen Berratb gegen ven Kaifer, feinen Freund 
und Wohlthäter, indem er, deſſen Anichlägen gegen bie religiöfe und politifche Freiheit Deutſch— 
lands durch rajche und geheime Gegenrüftung zuvorfommend, ihn zur eiligen Flucht über die 
Alpen, dann zu dem Vaſſauer Vertrag (1552) zwang, deſſen weitere Frucht, den Neligiond- 
frieden von 1555, Morig jelbft freilih nicht mehr erlebte. Morig war auch diesmal in den 
Mitteln zum Zweck nicht wählig; um die Bundesgenoffenfhaft des franzöfiihen Königs Heinz 
rich II. gegen den Kaifer zu gewinnen, geftand ev jenen zu, die Bisthümer Meg, Toul, Berdun, 
ſammt der Stadt Cambray „mit Vorbehalt der Nechte des Reichs“ zu befegen und zu behalten. 
Morig fiel in der Fehde nit Albrecht von Kulmbach bei Sievershauſen als Sieger[9. Juli 1553].°) 
Gr hinterließ feinen Sohn, daher das Kurfürftentbum an feinen Bruder Auguft überging. Die 
Landesgeſchichte Sachſens fennt diefen Kürften unter dem ehrenden Beinamen des „Vater Au— 
guft, und in der That zeigte er fich für die Wohlfahrt des Landes, befonders für Die Hebung des 
zum Theil ſchwer daniederliegenden Aderbaues (unter Beiftand feiner trefflihen Gemahlin, der 
„Mutter Anna”), file die Verbefferung der Juftiz und für eine zeitgemäßere Einrichtung der 
Berwaltung (wozu ſchon Morig den Anfang gemadt hatte) ſorglich bedacht. Im Kirchlichen 
warb er nad anfangs milderer Praris (im Geift der Melanchthon'ſchen Schule) ein um jo ſtär— 
ferer Giferer (bi$ zur Graufamfeit gegen die Vertreter jener Nichtung, Gracov, Peucer u. a.) 
für den flarr ortbodoren Glauben, den er in der formula Concordiae auf immer feftftellen 
wollte. In jeiner auswärtigen Bolitif zeigt Auguft diefelbe fhlaue Berehnung wie fein Bru— 
der Morig, nur mebr im Kleinen, dieſelbe Entichloffenbeit in der Verfolgung felbftifcher Zwecke, 
dieſelbe Rückſichtsloſigkeit in der Wahl der Mittel. Mit Albrecht von Kulmbach fühnte er fi 
aus. Die Anfprüce des verdrängten Johann Friedrich, in fein Yand wieder eingefegt zu werden, 
brachte er mit Hülfe des Kaiferd durch Abtretung einiger weitern Gebietstheile im Naumburger 
Vergleich zum Schweigen. Als fpäter Johann der Mittlere, ded Großmüthigen Sohn, id) des 
friedendftörerifchen Ritters von Grunbach annahm (ver ihm wol Hoffnungen aufRüderoberung 
des Berlorenen vorgefpiegelt hatte), ließ Auguſt ſich mit Bollziehung der gegen Grumbach und 
feinen fürſtlichen Schüger ausgejprochenen Acht beauftragen, belagerte legtern auf feinem Grim- 
menjtein, zwang ihn zur Übergabe und erhielt dafür (während jener entjegt und bis zu feinem 
Tode gefangen gehalten ward) die Amter Weida, Ziegenrüd, Arnshaug und Sadfenburg von 
dem Erneſtiniſchen Sachſen erft als Pfand, Tpäter zum bleibenden Beiig. Daraus entfland ver 
fogenannte neuftädter Kreis. Bon den Neihövögten von Blauen und Titularburggrafen von 
Meißen, die vamald ausftarben, erbte er deren Titel, Wappen und Beligungen Blauen, Oels— 
nig, Adorf u. a., die fortan den voigtländiihen Kreis bildeten. Kleinere Randftriche, wie das 
Amt Rauterftein, einen Theil der Grafſchaft Hartenftein (Amt Grottendorf, Wiejentbal, Schei— 
benberg, Giterlein u. ſ. w.) eriwarb er durch Kauf, zum Theil nicht ohne beihergebenden Zwang. 
Seine, nod dazu einigermaßen gewaltiam ufurpirte Stellung ald Vormund der Söhne des 
1573 geftorbenen Johann Wilhelm von Weimar und des gefangenen Johann Friedrich benußte 
er, um von einer Anwartichaft, welche die Ernejtiner fich auf die Güter des dem Ausfterben naben 
hennebergiſchen Haufes verichafft hatten, die Hälfte auf fich übertragen zu laffen, ein Bejigtitel, 
den er denn au 1583 glücklich realifirte. Endlich fiherte er feinem Haufe durch geſchickte Unter: 
bandlungen teils zu fofortigem Beſitz, theild für fpätern Anfall die Adminiftration der Hoch: 
fifter Naumburg, Zeig, Merfeburg, Meifen, die mansfeloifhen Lehen, endlich gewiſſe Rechte 
und Befigungen von dem quedlinburger Stift. Die Breundfhaft des Kaiferhanfes, zu dem er 
fefthielt, kam ihm bei dieſen Operationen zu ftatten. 

Sein Sohn Ehriftian I., der ihm 1586 folgte, war ein wohlmeinender, audy nicht unbegab- 
ter, ja in mander Beziehung genialer Fürft, doch ohne die Energie und den praftifhen Sinn 
des Vaters und Oheims. Kränklich und einer gewiſſen forglofen Leichtlebigkeit ergeben, überlieh 
er die Regierung faft ganz den Händen feines Kanzlers Crell, eines geiſtes- und willensftarfen 
Mannes, der ihn zu weitausgreifenden politiſch-kirchlichen Planen, namentlich zu einer engern 
Bereinigung mit ven (ihm ohnehin verfhwägerten) calviniftifchen Höfen Pfalz und Brandenz 
burg und mit Heinrich IV. von Navarra (fväter von Franfreich) gegen das Haus Ofterreich ver- 
anlaßte. Ghriftian ftarb jung (1591), nach dem in foldhen Fällen allezeit gefhäftigen Gerücht an 





3) Langenn: Morig, Herzog und Rurfürft von Sachfen (2 Bbe,, Reipzig 1841). 
Staatssterifon. XIII. 
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Gift, nah andern Nachrichten an den Folgen ungeregelten Lebens, bejonders des ftarfen Trin- 
kens. Herzog Briedrih Wilhelm von Weimar, einft der Mündel Kurfürft Auguſt's, ward nun 
jeinerfeitö der Bormund ded unmündigen Chriſtian I.; unter ihm begann jene von ber lutheri⸗ 
ſchen Geiftlihfeit und den Feudalſtänden gleihermahen gefhürte kirchlich-politiſche Neaction, 
deren blutige Opfer Grell wurde, Ghriftian IM, übernahm die Regierung 1601, farb aber 
ſchon 1611. Im feine Regierung fällt der Beginn des Erbſtreits um das 1609 durd Todes: 
- fall erledigte Herzogtbun Jülich-Kleve-Berg, auf welches beide ſächſiſche Häufer alte und öfterd 
wieder beftätigte Anwartſchaften befaßen, das ihnen aber gleihwol entging, während die fort: 
währenden Bemühungen darum die Volitik der ſächſiſchen Kurfürften vielfach lähmten over in fal- 
ſche Bahnen leiteten. Bon der 1608 gebildeten proteftantiihen Union hielt ih Chriftian fern, 
theils aus religiöfer Abneigung und politifher Eiferfucdht gegen den an die Spige verjelben ge— 
fleliten veformirten Sriedrih von der Pfalz, theils aus ängftliher Schonung der Beziehungen 
zum Kaiferhaufe. So war von vornberein und jo blieb auch Sachſens Stellung zu dem großen 
Religionskriege eine ſchiefe und zweideutige. Johann Georg L, Chriſtian's II, Bruder, dev die: 
ſem 1611 folgte, ließ die dem veformirten Friedrich abgenommene Kur nebft ver Pfalz an das 
katholiſche Baiern übergeben, ohne zu widerfprechen, erhielt dafür unterpfäsplich die beiden Lau— 
jigen. Als durch Guſtav Adolf's Erſcheinen in Deutichland die Entſcheidung zwiſchen Brote: 
ſtauten und Katholiken näher gerückt war, verſuchte Johann Georg an der Spitze des ſogenann— 
ten Leipziger Bundes eine ſchwächliche Vermittelung und trat zu der ſchwediſchen Partei erſt 
bann, ald er ſeines Landes und feines Willens nicht mehr freier Herr war (1631 im Auguft), 
nachdem jein Zaudern Magdeburgs Ruin mit verſchuldet hatte. Und ſchon 1635 fagte er ſich 
abermald von der proteftantiihen Sache los, indem er auf eigene Hand den Prager Frieden 
mit dem Kaifer jhlog.*) Als Iheinbarer Rechtfertigungsgrund diefed Schritted wird angeführt 
der Wunſch des Kurfürften, die Bremen aus Deutjchland zu entfernen, die alte Ordnung im 
Reich berzuftellen und dem erſchöpften Lande Ruhe zu Ihaffen; allein die Preisgebung ber böh— 
miſchen Großen, des Kurfürften von der Pfalz und anderer reformirter Stände, die von der im 
Frieden bedungenen Amneftie ausgeſchloſſen blieben, fowie der öfterreihifchen Protejtanten, für 
die feinerlei Schug ihrer Religiondfreibeit feftgefegt ward, Die Losfagung von den biäherigen 
Bundesgenoſſen und die einjeitig ohne fie mit dem Gegner geführten Verhandlungen, endlich der 
bedeutende territoriale Gewinn, den Johann Georg für feinen Theil aus dieſer Verfahrungsweiſe 
30g , indem er die Kaufigen zu dauerndem Beſitz, außerdem nod vier magdeburgifche Ämter und 
für feinen Sohn die Adminiſtration des Erzbisthums Magdeburg erhielt, alles dies wirft einen 
ftarfen Schatten auf die Politik, deren Frucht der Friede von 1635 war. Die darin wegen Auf: 
hebung des Reſtitutionsediets getroffenen Beftimmungen waren den Proteftanten wenigftens nicht 
ungünftig. Die Beſchränkung des Beitrittö auf Die „Augsburgiſchen Confeſſionsverwandten“, 
welde Johann Georg im Briedensinftrument zuließ, ward in der Praxis nicht aufrecht erhalten. 
Sobann Georg machte ih anheifhig, mit dem Kaiſer und jeinen Verbündeten zufanımen die 
Schweden aus Deutſchland zu vertreiben; damit jegte er freilich fein Land, um deſſen Befriedung e8 
angeblich ihm zu thun gewejen, neuen, größern Gefahren aus. Auch äußerten die Stände große 
Bedenken gegen den geſchloſſenen Vertrag, und der treuefte Rath und Feldherr des Kurfürften, 
Arnim, erklärte, nad dieſem Friedensſchluß ihm nicht mehr mit gutem Gewiffen dienen zu kön— 
nen. Die Sachſen johten nun wirflid mit den Kaiſerlichen gegen die Schweden, aber fait immer 
unglüdlih; das Land, von Feind und Freund heimgefucht, ward bis zur Erſchöpfung geplündert 
und verwüftet, Erſt 1643 erfaufte ſich Sachſen durch den Vertrag von Kögjhenbroda von den 
Schweden Schonung. Im Frieden von 1648 behielt Sachſen das 1635 Erworbene. Die jülid- 
ihe Sache ward auf fünftige gütlihe Entſcheidung verwieſen. Schließlich ging aber Sachſen, als 
fih 1666 Pfalz-Neuburg und Brandenburg endgültig über die Theilung der betreffenden Län- 
der verglichen, dabei leer aus. Johann Georg ftarb 1656.°) Vorher beging er noch den Behler, 
die Kraft feines Landes dur Erbtheilung zu ſchwächen. Während der ältefte Sohn, Johann 
Georg II., allerdings den größten Theil des Gebietö und der Hoheitsrechte ded Kurfürſtenthums 
erhielt, wurden dod namhafte Länderftüce davon abgezweigt und unter die jüngern Söhne Au: 
guft, Chriftian und Morig (als eine Art von Paragien) vertheilt. So wurden diefe die Stifter 


4) Helbig, Der Prager Friede. Nach handfchriftlichen Quellen; in Raumer's Hiftorifchem Ta- 
fchenbudy (Leipzig 1858), Dritte Folge, Jahrg. 9. — 

5) K. G. Müller, Kurfürſt Johann Georg I., feine Familie und fein Hof. Nach handſchriftlichen 
Duellen (Leipzig 1838). 
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von drei Nebenlinien(Sahfen- Weißenfels, Sahjen-Merfeburg, Sachſen-Zeitz), die jedoch glürf- 
liherweife ſämmtlich im 18. Jahrhundert wieder ausftarben, ſodaß ihre Befigungen wieder mit dem 
Kurfürftenthumvereinigtwurden. Im Jahre 1660 ward die bis dahin mit den Erneftinern gemein⸗ 
ſchaftlich beſeſſene hennebergiſche Erbſchaft getheilt: die Albertiner erhielten fünf Zwölftel. Johann 
Georg UI. ſchwankte, wie freilich die meiften deutſchen Fürſten damaliger Zeit, zwifchen der Par: 
teinabme für Franfreih und Diterreich Hin und her, war überhaupt unjelbftändig in feinem 
‚ Wollen, von feinen Räthen abhängig, einer zerftreuten und verichwenderiichen Lebensweiſe er: 
geben. Ungleich Eräftiger trat fein Sohn Johann Georg I. auf, der 1680 zur Regierung ge: 
langte. Er hatte ſchon ald Prinz in dem franzöſiſch-holländiſchen Kriege die Sachſen geführt ; 
1683 zog er mit 11000 Mann dem von den Türfen bevrängten Wien zu Hülfe ®) und kämpfte 
tapfer mit bei Döbling. Gegen die raubfüchtige Politik Ludwig's XIV. erhob er ſich unter allen 
beutfhen Bürften am früheften und am nahhaltigften. Gr führte wiederum feine Truppen 
felbft und ließ nicht nah, obſchon bereits kränkelnd, bis er von einer Seuche angeftedt 1691 im 
Tübingen ftarb, erft 45 Jahre alt. Die lauenburgiſche Erbſchaftsſache (1689) fonnte er, weil 
er eben alle Kräfte gegen Frankreich aufgeboten, und weil ihm das allgemeine deutſche Intereffe 
über das particulare fählifche ging, nicht mit der vollen Energie betreiben und mußte ſich daher 
mit einer Entſchädigung von 1,100000 Fl., Beibehaltung des Titel und Wappens von 
Engern und Weftfalen und einem unfihern Anfprud auf Nüdfall nach Ausfterben des braun: 
ſchweigiſchen Haufes begnügen. Sein ältefter Sohn, Johann Georg IV., ſchien anfangs im 
Geifte des Vaters handeln zu wollen, beionders gegen Branfreih; bald aber gerieth er ins 
Schwanken, ward ohnehin fat aller ernten Regententhätigkeit abwendig gemacht durch feine 
Leidenſchaft zu Sibylle von Neitfhüg. Bon ihr mit den Blattern, an denen fie ftarb, angeftedt, 
folgte er ihr im Tode fhon 1694. Sein Bruder und Nachfolger, Friedrich Auguft I. (befannter 
unter dem Namen „‚Auguft der Starke‘), verzehrte ſeines Landes Mark theild in üppiger Pracht 
ded Hofes und furdtbarer Vergeudung an Maitreffen, theils für Erwerbung und Behauptung 
der polniſchen Wahlfrone, der zu Liebe er aud dem Glauben feiner Väter entfagte. Gr beftieg 
den Thron von Polen ald Friedrich Auguft I. Zwar gab er den Ständen Sachſens bündige 
Sicherheit für den Beftand der proteftantiihen Lehre im Lande, zu welchem Zweck die ganze 
bifhöflihe Gewalt des Landesherrn an das ———— (ſpäter die ſogenannten 
Miniſter in Evangelicis) übertragen, auch der Eid af die Spmboliihen Bücher nicht blos 
den Kirchen= und Schuldienern, fondern auch den Staatödienarn auferlegt ward, allein dies 
Fonnte nicht hindern, daß der Religionswechſel des Fürften, zumal ein fo fihtbarlid aus 
äußern politifhen Beweggründen vollgogener, als ein innerlih Trennendes zwiichen die Be: 
völferung und das fortan nicht mehr glaubensverwandte Negentenhausd trat. Dazu kommen 
nod die nachtheiligen Folgen deſſelben einerfeits für Sachjend Stellung in Deutſchland, wo es 
bis dahin noch immer ber erfte proteftantiiche Staat geweſen, andererjeitö für den Proteſtan— 
tismus in Sachſen, weldyer ebeufo ſehr durch die Furcht der einen vor einer katholiſchen Bro: 
paganda, wie durch überängftlihe Rückſichten ver andern auf den Eatholifhen Hof in feiner un— 
befangenen freien Entwidelung beengt und in der Abgeihloffenheit und Erftarrung, zu ber er 
ſchon vorher geneigt hatte, noch mehr befeftigt ward. Durch die Theilnahme an dem jogenannten 
Nordifchen Kriege (gegen Karl XI. von Schweden), welcher dem Lande große Opfer auferlegte 
und neue harte Schädigungen zuzog, nahdem noch faum die Wunden des Dreißigjährigen Kriegs 
geheilt waren, mußte Sachſen ſchwer für den läppiichen Ehrgeiz feines Fürjten büßen, dem nicht 
einmal irgendein höheres politiiches Ziel oder auch nur die Energie tühtiger Vertheidigung und 
mohlthätiger Handhabung der gierig erftrebten Macht beigefellt war. Während aus dem jchlief- 
lihen Frieden mit Schweden 1720 alle Mitverbündete Gewinn zogen, erlangte Auguft der 
Starfe zwar die zuvor im Altranftädter Frieden (1706) aufgegebene Krone endgültig zurüd, 
aber Sadjen erhielt für feine Opfer keinerlei Entſchädigung. 

Beinahe noch unheilvoller geftaltete ſich Sachſens Verhängniß unter Auguſt's des Starken 
(gef. 1.8ebr. 1733) Sohn, Friedrih Auguft H., oder vielmehr unter feinem fait allein regieren: 
den Bremierminijter Grafen Brühl.“) Wenig rühmlich war es, daß Friedrich Auguft Li. ſich die 


6) Kurfürft Johann Georg III. bei dem air von Wien im Jahre 1683; in Raumer’s Hiftori: 
ſchem Taſchenbuch (Reipzig 1848), Neue (zweite) Folge, Jahrg. 9. 
7) Börfter, Friedrich Auguft U. König von Polen und Kurfürft von Sadhfen , feine Zeit, fein Gabi: 
net und fein Hof (Potsdam 1839). 
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Nachfolge feines Vaters auf dem polnifchen Thron durch ruffiiche Truppen verſchaffen ließ; doch 
foftete der Erwerb und Beſitz derfelben wenigftend dem Kurlande feine weitern Opfer und nur 
dem Deutſchen Neich indirect das ber endlichen völligen Abtretung Lothringens an Frankreich, 
die freilih fhon längft nur noch eine Frage der Zeit war. Dagegen hatte Sachſen im Oſter— 
reichiſchen Erbfolgefriege und im Siebenjährigen Kriege abermals große Verluſte an Men: 
hen, Geld und an feinem innern Wohlftande zu leiden durch die ebenfo treulofe als kurzſich— 
tige und in jeder Hinficht erbärmliche Politik Brühl's. Sachſen, erft mit Friebrid II. und 
Frankreich gegen Maria Iherejia (trog der vorausgegangenen Anerkennung der Pragmatiſchen 
Sanction), bald wiederum mit Ofterreih gegen Preußen verbündet, ward abermald zum 
Schauplag des Kriegs und durfte froh fein, nad der ſchweren Niederlage bei Keſſelsdorf und 
der Einnahme der Hauptftadt durch die Preußen im Dresdener Frieden von 1745 durch eine 
unbedeutende Territorialabtretung und eine Geldbuße von 1 Mill. Thlr. ih mit den Sieger 
abfinden zu fünnen, Dadurch nicht gewigigt, ließ ih Brühl mit Friedrich's II. Feinden, ind: 
befondere Ofterreich, in neue Unterbandlungen gegen diejen ein, Unterhandlungen, die zwar auf 
feiten Sachſens, wie es ſcheint, noch nicht zum förmlichen Abihluß eines Vertrags geführt 
batteh, aber doch jo weit gediehen waren, daß aus ihrer Enthüllung (durch den Verratb eines 
ſächſiſchen Arhivbedienfteten, Menzel) Friedrich IL. den Anlaß und einen Schein ded Rechts zum 
plöglihen Einfall in Sachſen (um jeinen Feinden zuvorzufommen) entnahm. Der daraus 
entipringende Siebenjährige Krieg ward wieder zum großen Theil auf dem Boden und auf 
Koften Sachſens geführt. Friedrich I. felbit berechnete die Gontributionen, die er aus Sachſen 
gezogen, auf 50 Millionen, den Geſammtverluſt am ſächſiſchen Nationalvermögen fhägt man 
auf mehr ald 200 Millionen. Der Hubertusburger Friede nahm zwar dem Lande nichts, aber 
brachte ihm auch Feinerlei Vergütung To ungeheuerer Verluſte. Furchtbar contraftirte mit 
dem allgemeinen Glend der mehr ala fürſtliche Lurus, den Brühl trieb, und der Reichthum, den 
er deffenungeachtet nach feinen Tode noch hinterließ. Auch die edlere und zum großen Theil wirk— 
lih geihmadvolle Berwendung bedeutender Summen in Kunftwerfen, Sammlungen, Bauten 
u. ſ. w., welde ſowol unter diefer ald unter der vorhergegangenen Regierung flattfand, und 
welcher Dresden viele in ihrer Art einzige Schätze verdankt, verliert durch diefen Gegenſatz 
jehr an Werth. 

Noh in dem Jahre des Friedensabſchluſſes (Detober 1763) ftarb Friedrich Auguft IL, 
furz nad ihm aud Graf Brühl. Der treffliche Friedrich Chriſtian (der ältefte von ſechs Söhnen 
des verftorbenen Kurfüriten) ftarb leider jhon ganz kurz nad feinem Regierungdantritt (De: 
cember 1763). Sein zweiter Bruder, Xaver, führte als „Adminiſtrator“ im Namen des noch 
unmündigen Friedrich Auguft III. die Regierung. Abgerechnet eine für Die Berhältniffe etwas zu 
große Liebhaberei fürMilitäraufwand und ein etwas herriſches Weſen, verfolgte derſelbe die von 
Friedrich Chriſtian entichloffen betretene Bahn, alle Sorgfalt für Wiederberftellung des Wohl— 
ftandes und Credits des Landes aufzuwenden, bebarrlich weiter. Das Gleiche tbat in noch um: 
fafjenderer Weije der junge, 1768 mit 18 Jahren zur Regierung gelangte Friedrich Auguſt 
ſelbſt.) Nah außen ftellte verjelbe ein freundliches Berhältnig mit dem preußiſchen Nachbar 
ber. Mit ihm vereint trat ev den Vergrögerungsplanen Joſeph's zweimal entgegen, zuerit im 
Bairifchen Erbfolgefriege (1778), wo er zugleich die eigenen Allodialaniprüde an Baiern ver- 
focht (er erhielt für diefe im Tefchener Frieden 1779 eine Abfindungsjumme von 6 Mill. Fl. 
und Die Lehnshoheit über die drei ſchönburgiſchen Receßherrſchaften, die bis dahin böhmiſche 
Zehen gewejen), dann wieder 1785, wo er dem zu biefem Zweck von Friedrich I. geftifteten 
Fürftenbunde beitrat. Die ihm 1791 angetragene polnische Krone lehnte er, in richtiger Bes 
urtheilung der Verhältuiſſe, ab; ebenfo hielt er ji) fern von den Verabredungen, welche bei der 
ihm ſelbſt wol jehr unerwünfdten Zuiammenfunft der Monarchen von Ofterreih und Preußen 
jowie des Grafen Artoid gerade an feinem Sommerhoflager in Billnig 1791 gepflogen wur: 
den, ftellte aber jein Gontingent zu den bald darauf erklärten Reichskriege, und that Died auch 
dann noch, als durd den Bajeler Frieden und die Demarcationslinie von 1795 ihm die Mög: 
lichfeit geboten war, ſich gleichfalls vom Kriege zurückzuziehen. Erft 1796, nad dem erfolg: 
reichen Vordringen Moreau’s in Deutfchland, rief er fein Gontingent zurüd und ſchloß einen 
Neutralitätövertrag mit der franzöfiichen Republik. Bei ven Raftadter Frieden und dem Reichs— 
deputationsreceß war Sachen nur ald Mitglied des Reichs, nicht direct nad) feinen eigenen Terri— 


8) Polis, Die Regierung Friedrich Auguſt's, Königs von Sachſen. Nach den Duellen daraeftellt 
(2 Boe., Leipzig 1830). 
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torialverhältniſſen betheiligt, oder höchſtens inſofern, als die Vergrößerung Preußens gerade hier 
in Nord- und Mitteldeutſchland, zum Theil mit Gebietsſtücken, die früher zu Sachſen in nä— 
bern Beziehungen geſtanden, die Gefahr eines Überwuchert- und Umſchloſſenwerdens von dieſer 
Seite immer näher rückte. Als dann 1806 Preußen unter zweideutiger Begünftigung ſeitens 
Franfreihs einen ‚„‚norbdeutichen Bund’ neben dem inzwifhen entitandenen Rheinbunde 
bilden wollte, ſträubte ſich Friedrich Auguſt gegen die linteroronung unter Preußen, ſchien aber 
jeinerfeird eine Art von Hegemonie über die herzoglich ſächſiſchen Länder zu erftreben. Halb 
wiberftrebend lieg er jich gleihwol von Preußen noch im legten Moment (ohne einen fürmlichen 
Bertrag) in den Krieg gegen Napoleon hineinziehen. Sächſiſche Truppen fochten mit bei Jena 
tapfer (troß der vorausgegangenen ſchlechten Verpflegung gerade dieſes Corps), ohne freilich Das 
Unglüd abwenden zu fünnen. Die Bejegung des Landes durch franzöſiſche Truppen war die 
Folge ver Kataftrophe; dem Kurfürften blieb nichts übrig als fih von Preußen zu trennen, um 
zunächſt wenigftens die Neutralität für Sachſen zu erlangen. Bald darauf (11. Dec. 1806) 
fam zu Bofen ein Friedensvertrag zu Stande. Friedrich Auguft trat dem Nheinbunde bei, ver- 
ſprach Stellung eines Gontingents, erhielt dagegen die Zufage einer Vergrößerung aus den von 
Preußen abzutretenden Ländern, wofür wiederum ein Stück ſächſiſchen Gebietd an Napoleon, 
um darüber anderweit zu verfügen, überlaffen werben follte. Der Kurfürft nahm den Königs: 
titel an; die ſtändiſche Berfaffung blieb unverändert, was die confefjionellen Verhältniſſe betrifft, 
jo fand eine Gleihftellung der Katholiken mit den Proteftanten in Bezug auf Öffentlichen 
Gottesdienſt und bürgerlich politiſche Rechte ſtatt. Durch den Tilfiter Frieden, den die Sachſen 
in ber Schladt von Friedland hatten mit erfämpfen müfjen, erhielt der Kurfürft, nächſt dem 
Eottbufer Kreije (einer Enclave der Nievderlaufig, die früber Davon abgekommen) aud das preu— 
ßiſche Bolen unter dem Titel eined Herzogthums Warſchau. Dagegen mußte er weftliche Ge— 
bietötheile an das neugebildete Königreich Weftfalen abtreten. Sachſen mußte nun Napoleon's 
Kriege mitihlagen, 1809 gegen Ofterreih, 1812 gegen Rußland. Als nah der Kataftrophe 
des lehtgenannten Kriegs Ruſſen und Preußen vorrüdten und ven Anſchluß Sachſens an die 
gemeinfame Sache verlangten (wobei General Blücher den Eottbufer Kreis wieder für Preußen 
in Beſitz nahm), andererjeitö die Franzoſen nod im Lande fanden, als im Volk und Heer ich 
eine ftarfe Neigung zur Losſagung von Frankreich und zur Vereinigung mit den Verbündeten 
fundgab, da begab ji der König, um nicht perfönlic zu einem Entichluß gedrängt zu werden, 
nah Prag, befahlinzwifchen feinen Truppen, ih von den Franzoſen zu trennen und im die Beftung 
Torgau zu ziehen, dem dajelbft befehligenden General Thielmann aber, dieſe Feſtung weder den 
Franzoſen nod den Verbündeten ohne feinen, des Königs, ganz befondern Befehl zu übergeben. 
Er war damald gewillt, fid der Neutralitäts= und Vermittelungspolitif, welche Ofterreich ein— 
halten zu wollen ſchien, anzuſchließen. Allein Ofterreich zögerte mit einer beftimmten Erflärung; 
Napoleon, der inzwijchen wieder bis Sachſen vorgedrungen war und die Verbündeten zurüd: 
gedrängt hatte, drang auf eine beftimmte Barteinahme des Königs und drohte demfelben bei 
einem Abfall von ihm mit dem Verluſt feines ganzen Yanded. Da gab Friedrich Auguft dem 
General Thielmann Befehl, Torgau und die Truppen dem frangöfiihen General Neynier zu 
übergeben (Thielmann vollzog den Befehl, nahm aber gleichzeitig feinen Abſchied und trat in 
ruſſiſche Dienfte), und fehrte am 12. Mai jelbit in feine von den Franzoſen befegte Hauptitadt 
zurüd. So mußten die Sachſen abermals unter franzöfiihen Fahnen gegen ihre deutſchen Brü— 
der bei Baugen, Großbeeren, Dennewig kämpfen, Dresden jelbft mufte die Schrecken und Lei— 
den einer Schlaht unmittelbar vor feinen Thoren ausſtehen. Endlich bei der großen Völker: 
ſchlacht vor Leipzig ward bei den ſächſiſchen Truppen das nicht mehr zurüdzubaltende Gefühl 
patriotifher Scham und Entrüftung über die ihnen aufgezwungene Rolle, wol nod verftärft 
durch militäriſche Zurücdjegungen und Beleidigungen feitens ver Franzoſen, jo übermächtig, daß 
fie, da ihre Vorftellungen an den König, der in Leipzig faft in der Rolle einer Geifel Mapo— 
leon's verweilte, fruchtlos blieben, auf eigene Hand zu den Verbündeten übergingen. Der König 
ſelbſt, obſchon von Napoleon vor deffen Flucht aus Leipzig ausdrücklich, wie es heißt, feiner Ver: 
pflihtungen gegen ihn entbunden, Fonnte ſich dennoch zu feinem rechtzeitigen Entſchluß, um feine 
politifhe Stellung den Verhältniffen anzupaffen, aufraffen und ward, da verjpätete Schritte 
bei den jiegreihen Monarchen ohne Erfolg blieben, ald Gefangener nad Berlin, fpäter nad) 
Friedrichsfelde geführt. Sachſen ward von ver Gentralverwaltung der Verbündeten jequeftrirt 
und erhielt erft einen ruſſiſchen Gouverneur (den Fürften Repnin), fpäter zwei preußifche (von 
der Red und von Gaudy). Das endlihe Schickſal Sachſens und feines Königs zu entſcheiden, 
war eine Aufgabe, welde ven Wiener Gongreß lange beihäftigte und, verwidelt mit der polni— 
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hen Frage, beinahe zu einer Sprengung beifelben und zu einem ernften Gonfliet unter den Ber: 
bündeten felbft geführt hätte. Die Rückkehr Napoleon’s von Elba beſchleunigte endlich ihre 
Löſung: die Theilung des Landes und die Abtretung des einen Theild an Preußen ald Entſchä⸗— 
digung für deffen anderweite Länderverlufte bei der Negulirung der allgemeinen Territorial— 
verhältmiffe ward am. 7. und 8. März 1815 befchloffen, auch deren Vollzug fofort begonnen (bei 
der gewaltſam vollführten Zerreißung der Armee wiberjegten ſich die in Lüttich ſtehenden ſächſi— 
fhen Truppen und wurden dafür durch Erſchießung von ſechs Grenadieren und einem Tambour, 
durch Verbrennung ihrer Fahne und Entwaffnung der Mannfhaften beftraft), vem König aber 
die Alternative geftellt, in die Abtretung zu willigen oder das ganze Land zu verlieren. Gr 
unterzeichnete endlih am 21.Mai1815. 367*/, Duadratmeilen Land mit gegen 865000 Ein= 
twehnern (die Niederlaufig, ein Stüd der Oberlauflg, der Kurfreis, Theile des leipziger und meiß— 
ner Kreifes, der größte Theil der Stifter Merjeburg und Naumburg=Zeig, das ſächſiſche Mans: 
feld, der thüringer und neuftädter Kreis, endlich das FürftenthPn Querfurt) gingen Sachſen 
verloren und fielen an Preußen mit Ausnahme des neuftädter Kreifes, der von legterm gegen 
andere Abtretungen an Weimar gegeben ward. Gleichzeitig entjagte Friedrich Anguft allen feinen 
Rechten auf das Herzogthum Warſchau. 

Das Unglüd war nicht unverſchuldet. Die Berufung auf eine Pflicht ver Treue gegen ven 
bisherigen Bundesgenoffen oder gar auf eine perjönlihe Anbänglichfeit an Napoleon reicht 
nicht aus, um eine Politik zu rechtfertigen, welche ebenfo ſehr den Intereffen des eigenen Landes 
wie den Verpflichtungen gegen die deutihe Nation (die nicht mit dem Reichsverbande zugleich auf: 
gelöft war) handgreiflich zumwiderlief. Sonft hätte Friedrich Auguft aud nad der Schlacht bei 
Jena nicht zu Napoleon übertreten dürfen, fondern hätte bei Preußen ausbarren müffen auf 
jede Gefahr hin. Auf der andern Seite war es aber freilich eine Unbilligfeit, dag man ben 
König von Sachſen allein entgelten ließ, was die andern Rheinbundsfürften nicht blos in gleichem, 
fondern ſelbſt in höherm Grade an dem gemeinfamen VBaterlande gefündigt hatten. Denn die 
allermeiften davon waren früher ald er und ohne äußern Zwang zu Napoleon abgefallen, hatten 
auch länger dort ausgeharrt, und zwar ohne die Entfhuldigung, welde dem ſächſiſchen König 
immer noch einigermaßen zur Seite ftand, daß bis zum legten entſcheidenden Augenblick das Land 
großentheild in franzöſiſchen Händen und folglich fein Entjchluß Fein ganz freier war. Aber jene 
retteten jich zur rechten Zeit durch ven Anſchluß nicht fowol an die nationale Sache ald an Ofter- 
reich und feine Sonderpolitif; der Vertrag von Ried und die ihm nachgebildeten fpätern Ver: 
träge ftellten die Integrität diefer andern Rheinbundskönige fiher, ja gaben ihnen die Möglich— 
feit, bei der Neugeftallung Deutſchlands in ihrem eigenen und in Ofterreidhd Sonderintereffe eine 
fraftvolle Einigung derNation zu verhindern. Sachſen, welches weder nad) deutſch-patriotiſchem 
Maßſtabe, noch auch nach ver politifchen Klugheit das Nechte zur rechten Zeit gethan hatte, mußte 
für die andern büßen. Hätte man, wie Stein rietb, die ſämmtlichen Rheinbundsftaaten als 
feindliches Land behandelt (was man nad firengem Recht Fonnte) und für ein zu gründendes 
einiges Deutſchland eingezogen, fo hätte man alle mit gleichem Maße gemeſſen und Hätte für das 
Ganze einen reellen Gewinn erzielt; die Zerreifung Sachſens, wie fie geihab, und nadı den Um— 
ftänden, unter welchen fie geſchah, war, national betradhtet, von feinen ausſchlaggebenden Werth, 
ja fie war infofern entſchieden nachtheilig, ald fie Preußen von dem aus deutſchem Geſichtspunkte 
allein richtigen Object feiner Schadloshaltung, nämlich einer Befigergreifung der ganzen Rheine 
grenze gegen Frankreich, ablenfte, und fie ift, wie gejagt, angefehen das viel günftigere Log der 
übrigen Rheinbundsſtaaten, von dem Mafel der Ungerechtigkeit, der einfeitigen Beftrafung rines 
einzigen Schuldigen unter Schonung der andern, nicht freizufprechen. 9) 

I. Staatd= und Rechtsgeſchichte Sahfens von den älteften Zeiten bis zur 
Gegenwart. Die äußere und die Territorialgefchichte Sachſens kann feit dem Wiener Gon: 
greß Us auf weiteres als abgeichloffen erachtet werden. In der Gebietögeftaltung des Landes 
find fellden (ein paar Fleine Grenzregulirungen mit Ofterreih und Preußen abgerechnet) kei: 


9) Zu diefem Urtheil über die fo vielbefprochene Theilung Sachſens ift die neuefte Gefchichtfchreibung, 

foweit fie nicht von einfeitig particulariftifchen Gefichtepunften — hüben oder drüben — ausgeht, " 

iemlich allgemein gelangt. Bol. unter anderm Häuffer's Deutiche Geſchichte vom Tode Friedrich's des 
roßen bie zur Gründung des Deutfchen Bundes (dritte Auflage, 4 Bde, Berlin 1861—62), IV, 579. 

Die während des Wiener Congreſſes erfchienenen Streitfchriften über dieſe Frage — von ſächſiſcher Seite 

namentlich von Titimann, Kobhlichütter, Gebhardt, Breuer u. a., von preußticher von Riebuhr, Hof: 

— Eichhorn, Varnhagen — ſtellen ſich natürlich auf einen mehr oder weniger beſtimmten Partei: 
andpunft, ° 27 


* 
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neriei Veränderungen vorgegangen, Die auswärtigen Beziehungen des Staats aber find durch 
die im Verhältniß zum alten Neid geordnetern Zuftände ded Staatenbundes, deſſen Mitglied 
1815 Sachſen ward, und dur die im Bunde obwaltenden Machtverhältniſſe in jo enge 
Schranken eingebegt, daß zwar vielleicht ab und zu noch von Velleitäten einer weiter ausgrei— 
. fenden äußern Bolitif, aber nicht mehr leicht von thatſächlichen Ergebniffen ſolcher Belleitäten 
die Rede fein kann. Das Intereffe geſchichtlicher Darftellung concentrirt fih daher naturgemäß 
für die Zeit diefer legten funfzig Jahre auf die innere Staats: und Rechtsgeſchichte Sachſens, 
zu welder auch deſſen Beziehungen zu dem weitern Staatd- und Redtsverbande ded Deutſcheu 
Bundes infofern gehören, als diefelben, wie wir jehen werden, mit den innern Rechts- und Ber- 
faffungszufländen in enger Wechjelwirfung fteben. 

Sachſen hat mit allen andern deutichen Territorien das gemein, daß fein ganzes Staats: 
und Rechtsweſen in frühern Zeiten auf den Bundamenten der Keubalität und der corporativen 
Gliederung rubte. Dem Inhaber der Lehnshoheit über das Territorium (welche im Laufe der 
Zeit fih mehr und mehr zu einer wirflihen Landeshoheit entfaltete und dadurch nad) außen ber 
alleroberften Lehnshoheit des Kaiferd gegenüber immer unabhängiger ward) traten im innern 
jebr bald corporative Verbände entgegen, welche feine Macht durch fefte, vertragsmäßig gezogene 
Rechtsgrenzen Geichränften. In Sachſen kommen folde corporative Verbände — Stände — 
ſchon früh vor. Bereits bei Ginfegung des erften wettiniſchen Marfgrafen von Meißen, Konrad, 
follen „die Großen der Provinz“ mitgewirkt haben. Solde Verfammlungen dev unmittel: 
baren Landjaffen, Vaſallen und Minifterialen wiederholen fih dann im 12. Jahrhundert noch 
diter, allerdings vorzugsweife, wie es ſcheint, zu Gerichtszwecken und noch ohne ein Recht ver 
Bewilligung, vielleicht weil noch feine Veranlaffung dazu war. Im 13. Jahrhundert tritt dies 
Recht in Wirkſamkeit, wogegen die richterlihen Functionen der Stände aufhören. An regel: 
mäßige Verfammlungen darf man übrigend noch nicht venfen, vielmehr gefchehen die Bewilli- 
gungen jedesmal im Wege beionderer Verhandlung für den einzelnen Ball, in ver Regel wol um 
den Preis beftimmter Gegenleiftungen, der Beftätigung der alten oder der Ginräumung neuer 
Privilegien feitens des Fürften. Neben ver Ritterfchaft treten allmählich auch die Städte ſolcher— 
weife mit den Landesherren pactivend auf. In das Jahr 1428 wird die erfte gemeinfane Ver: 
ſammlung aller Stände (zu Leipzig) gelegt, nämlid der Prälaten, Grafen und Herren, ber 
Ritterſchaft und der Städte. Im Jahre 1438 follen zum erften mal die getrennten Stände des 
Meißner: , des Ofterlandes und des Herzogthums Sachen zu Einem Landtage fid) vereinigt, 
gleichzeitig durch einen fürſtlichen Revers die Zufiherung erhalten haben, daß fie ſich jedesmal 
von Rechts wegen ‚zu ihrer Sicherheit” einigen Fönnten, jo oft der Fürſt ihnen eine neue, außer: 
ordentliche Leiftung anfinnen würde, Im Jahre 1445, beim Bruderfriege, ſehen wir die Stände 
Sachſens ſich das Recht ver Entſcheidung zwiſchen ven Streitenden zufpredhen und Kurfürft 
Friedrich den Sanftmütbigen dieſen Anſpruch ale begründet anerfennen. Im Jahre 1458 machte 
derjelbe Kurfürft den Ständen das Zugeftänpniß, daß fie über Krieg nnd Frieden um Rath ge: 
fragt und ihrem Rath follte nachgegangen werden, und eine ähnliche Zufiherung erneuerten 
1466 deſſen Söhne Ernſt und Albredt. Aud in Sahfen wie anderwärts fommen ſchon früh 
fogenannte Beden vor, regelmäßige Leiftungen ver Prälaten, Herren, Ritter, ald Ausfluß aus 
dem Lehnsverhältniß derfelben. Den Städten ward eine gewiſſe Steuer (für die ihnen gewähr— 
ten Gerechtſame oder für den landesherrlichen Schu) auferlegt. Seit 1488 finden wir auch 
ſchon eine indirecte Steuer unter dem Namen Czyzte, Ziefe (Aceiſe), auf Grund ſtändiſcher Be: 
willigung. Bei zumehmendem Bedürfniß des StaatShaushalts, beziehentlich des fürftlichen 
Hofhalts, werden neue Bewilligungen nöthig.. Diefen Bewilligungen wirb wieberholt (1451, 
1454, 1481) die ausprüdliche Bedingung beigefügt, daß die eingehenden Steuern von einem 
landftändifchen Ausſchuß hefonderd aufbewahrt, verwaltet und nur zu dem beftimmten Zweck 
ausgeliefert werden jollen. Daneben bezogen die Landesherren manderlei andere Einnahmen 
und Gefälle, z. B. Schuggelder von den Städten und den Juden, Geleite, Wafjer: und Brüden: 
zölle u. f. w. 

Zu den allgemeinen Landesbepürfniffen zahlten früher alle Stände, wenn ſchon der Ritter: 
ſchaft ihre Ritterdienfte gutgerechnet wurden. Als legtere dur die Solptruppen in Wegfall 
famen, beanſpruchte gleichwol die Ritterihaft Steuerfreiheit. Die Städte wehrten ſich anfangs 
(3. B. auf dem Landtage 1554) tapfer, allein die Nitterfchaft ſetzte es durch; doch verftand fie ſich 
zu einem fogenannten Donativ (einer Art freimilliger Babe) ats Haquivalent für die frühern 
Ritterbienfte, daher daſſelbe auch nad) fogenannten Ritterpferden veranſchlagt ward. 

Im 16. Jahrhundert erlangten auch die Univerfitäten, die ja großen Grundbejig hatten, 
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die Standihaft. Um ebendieje Zeit begann (ſchon unter Morig, mehr noch unter Auguft) Die 
durch die Reformation bedeutend verftärfte und durch die verwidelter werdenden Volks- und 
Geſellſchaftszuſtände, ſowie durch das Beiipiel des Auslandee zur Einrichtung einer bureaufra= 
tiſch gegliederten Verwaltung veranlaßte fürſtliche Macht ven Einfluß der Stände übel zu em: 
pfinden und nach Kräften dadurd) zu fhmälern, daß fie möglichſt viel mit bloßen Ausihüffen, 
möglichft wenig mit der Geſammtheit ver Stände verbandelte. Seit der Mitte ded 16. Jahr: 
hunderts kommen ſolche fich jelbit ergänzende Ausihüffe als vegelmäßige Einrihtung vor, ein 
engerer und ein weiterer Ausſchuß der Nitterihaft, ebenfo der Städte. Neben den allgemeinen 
Landtagen (bisweilen mit ziemlich langer Unterbrehung diefer) erſcheinen Ausihuptage, en— 
gere und weitere, daneben auch noch Deputationdtage, d. h. Verfammlungen befonberd ges 
wählter Ausihüffe für außerordentliche Angelegenheiten. 

Die Rechte jener feudalen Stände waren in Sachſen fo wenig ald anderwärts feſt abgegrenzt. 
Wo fie die Macht hatten, weil der Fürſt ihrer bedurfte, da griffen jie mitunter jehr weit, nicht 
blos in die äußere Politik, ſondern felbft in die fürftlihen Haudgefege, Teftamente u. ſ. w. ein, 
Kräftige Fürften dagegen liefen wol den ſtändiſchen Einſpruch unbeachtet, wie Die z. B. Morig 
jelbit bei der fo hochwichtigen Angelegenheit ver Barteiergreifung gegen feinen Better Johann 
Friedrich den Orofmütbigen that. WVollends in und nah dem Dreifigjährigen Kriege verfiel 
auch hier wie faft allerwärts die ftändifhe Macht. Eins der feſtſtehendſten Rechte der Stände 
war pas der Verwaltung der Steuern ; daraus entfland fpäter das Oberftenercollegium, bei deffen 
Belebung die Stände concurrirten; unmittelbarer behielten fie fortwährend das Staatsſchulden— 
wejen in der Hand durch die ftändiiche Drputation für daffelbe. Bei der Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung, ſoweit dieſelbe nicht beſtimmte Rechte der einzelnen Stände berührte hatten ſie nur 
einen mittelbaren Einfluß, inſoweit ſie nämlich beſchwerend oder rathgebend über ſogenannte 
„Landesgebrechen“ ſich äußern und auf deren Abhülfe dringen konnten, was in der Regel jo: 
gleih beim Beginn des Landtags (in der fogenannten Präliminarſchrift) geihah. Sehr ent: 
ſchieden pflegten fie fich der prompten und unparteiifchen Fuftigpflege und der Religiondangelegen: 
heiten anzunehmen. Als Friedrich Auguft 1. katholiſch ward, verlangten und erhielten die Stände 
einen jehr beſtimmten Revers, daß dies der Landesreligion feinen Eintrag thun folle, und dieſer 
Revers ward auch von Friedrich Auguſt's Nachfolgern regelmäßig erneuert. Überhaupt pflegten 
die Stände von alters her an ihre Bewilligungen die Forderung von Reverſen zu knüpfen, 
theils damit die Bewilligungen ſelbſt nicht als ein Recht, ſondern nur als freiwillige Gabe an— 
geſehen würden, theils in Bezug auf anderweite Gerechtſame, deren Feſtſtellung, Ausdehnung 
oder genauere Präciſirung ſie zur Bedingung der Bewilligung machten. Unter dieſen Gerecht— 
ſamen war auch das Recht der eigenmächtigen Verſammlung, welches ſie noch 1722 (nachdem 
es ihnen 1699 Yon Friedrich Auguſt I. ſtreitig gemacht, 1700 wieder zugeſtanden worden) ſich 
von neuen befräftigen ließen, Doch ward es in die Landſchaftsordnung von 1728 nicht auf: 
genommen und gerieth fo in Vergeſſenheit. Uberhaupt ſehen wir im 18. Jahrhundert die 
Stände in Sahfen ziemlich ohnmächtig. Auguft der Starfe jchreibt mehrmals Steuern ohne 
beſondere ftändifche Bewilligung aus, wennſchon mit Vorbehalt ihres Rechts, und der fogenannte 
Adminiftrator Xaver zwang die Stände mit Gewalt (indem er fie ind Landhaus einfperren lieh) 
zu einer Bewilligung. Wie hätten fonft auch Auguft der Starke und Graf Brühl jo wirthfhaften 
fünnen, wie fie wirtbichafteten? 

Die Beratbungsform der alten Stände war eine ſehr Ichwerfällige. Sie tagten in fieben 
verihiedenen Gurien: Brälaten, Grafen und Herren (dabei auch die Univerſitäten), engerer und 
weiterer ritterfchaftliher Ausihuß, allgemeine Ritterichaft und ebenfo drei ſtädtiſche Eurien. 
Jede Angelegenheit mußte zwiihen allen diefen Curien unter fih und mit der Regierung io 
lange bin und her verhandelt werden, bis UÜbereinftimmung vorhanden war. 

Das Recht der Standſchaft, d. h. des Erſcheinens auf dem Yandtage, hatten alle Eigenthümer 
fogenannter Ihriftfälliger Nittergüter, wogegen die amtsſäſſigen nur durch Deputirte vertreten 
wurden. Seit dem 16. Jahrhundert ward auch immer firenger auf vittermäßige oder adeliche 
Geburt gehalten, und feit 1700 durften nur Altadeliche (d. h. mit acht adelihen Ahnen) oder 
ſolche mit dem Range eines wirflihen Geheimraths oder eines Oberften auf dem Landtage er: 
fheinen, die andern nur durch Deputirte, welche legtern aber wiederum jene Eigenſchaft 
haben mußten, Die Städte, welche dad Recht der Standſchaft hatten (nicht alle hatten es), 
wurden vertreten durch ein Mitglied ihres Magiſtrats. Die älteften fähliihen (oder viel: 
mebr meißniſchen) Landtage wurden im Freien auf dem Kolmberg unweit Ofchat abgehalten, 
die jpätern abwechfelnd im verſchiedenen Städten, Dresden, Leipzig, Meißen, Altenburg, 
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Torgau, Chemnig, Freiberg, Grimma u. f. w. Infolge der Theilungen wurden veridiedene Ver: 
fammlungen der Stände in den einzelnen Theilen von den verſchiedenen Fürſten gehalten; bis: 
weilen blieben jedoch auch die Kandtagsangelegenheiten gemeinfam. Seit 1631 erfheint Dres: 
den als ftändiger Sit des Landtags. Die Zeit der Berfammlung ift keine regelmäßige; zeit 
weilig kommen ſolche fait Jahr um Jahr vor, dann wieder in längern Bauen. In der legten 
Zeit, unter Frievrih Auguft III., hatten ſich fo ziemlich gleihbleibend fehsjährige Landtags: 
perioden feitgeftellt. 

Die Mitglieder des Landtags, die ritterfchaftlichen wie die ſtädtiſchen, erhielten eine füge: 
nannte Auslöfung oder Koftenvergütung, und zwar nad der Anzahl der Pferde (womit jie den 
Landtag bezogen, auf das Pferb 1 oder 1Y/, Gülden auf den Tag), welche Anzahl zum Theil 
jehr verfdhieden war, ohne daß genau zu ermitteln, welcher Maßſtab dabei gegolten. 

Neben den alten oder fogenannten erbländiihen Ständen gab ed noch abgefonderte Stände 
in der Laufig (Früher aud noch in den Stiftern Naumburg und Merjeburg), deren Zujammen- 
fegung, Gompetenz und Berathungsweiſe ungefähr die gleiche war wie dort, Prälaten und 
Herren, Ritterihaft (altavelihe), Mannihaft (neuadeliche oder bürgerliche Rittergutöbefiger) 
und Sechsſtädte. 

Bei der Erhebung Sachſens zu einem ſouveränen Königreih (1806) war den jähllichen 
Ständen ausdrücklich die Fortdauer ihrer Gerechtſame zugefihert worden, während in andern 
Rheinbundsftaaten man diefen Moment benugt hatte, um das ſtändiſche Welen, foweit ed noch 
beftand , vollends zu befeitigen. 

Die gewaltige Veränderung, welde durch die Theilung von 1815 mir Sachſen vorging, 
hatte auf fein inneres Staats: und Verfaffungsleben ebenjo wenig Einflup ald die Verband: 
lungen beim Wiener Congreß über die politiiche Reorganifation Deutfchlands im ganzen und in 
feinen einzelnen Gliedern. Der unbeſtimmten Vorſchrift in $. 13 der Bundesacte glaubte man 
dur die Beibehaltung der alten Landftände, dem Bedürfniß einer Wiederfräftigung des er: 
ſchöpften Landes durch Verbefferungen in der Verwaltung, bejonderd im Finanzweſen vollfom- 
mened Genüge zu leiften; an tiefergebende politifche Neformen (mie etwa die von 1807 fg. in 
Preußen) ward nicht gedacht. Je firenger der Rechtsſiun des Königs — den man den „Gere: 
ten‘ nannte — an dem biftorifh und formell Berechtigten fefthielt, um jo weniger war er Neue: 
rungen hold, ſelbſt wenn die Zeit und der Fortgang der allgemeinen Entwidelung folhe noch fo 
Dringend heiſchten. Im Volk jedoch begannen ſich allmählich manderlei Wünſche nad Re— 
formen zu regen, und ſelbſt die feudalen Stände empfanden die Mangelhaftigkeit der über— 
lebten Verfaſſungsformen und trugen auf Verbeſſerungen an, ſo namentlich auf Abſtellung 
des allzu ſchwerfälligen Geſchäftsganges und der übergroßen Heimlichkeit der Verhandlungen, 
auf genauere Einſicht der Stände in das Ganze des Staatshaushalts u. ſ.w. Dieſen letztern 
Punkt ſuchten die Stände 1824 ſogar durch Ablehnung einer von der Regierung geforderten 
Bewilligung durchzuſetzen. Allein ſolange Friedrich Auguſt lebte, ward jedes ſolches Verlan— 
gen einer Neuerung auf das ſtrengſte unter Berufung auf „die durch ſo lange Erfahrung be— 
währte Verfaſſung“ abgelehnt. Eine Verſchmelzung der oberlauſitziſchen Stände mit denen 
des übrigen Landes (1817) und eine kleine Verbeſſerung der ritterſchaftlichen Vertretungsform 
(1821) war alles, was gewährt ward. Um ſo ſtärker regten ſich alsbald nach ſeinem Tode 
(5. Mai 1827) — da ſein Bruder und Nachfolger Anton „im Geiſte ſeines Bruders fortregie— 
ren zu wollen’ erflärte — die lange zurücgehaltenen Wünfche und Beſchwerden des Volks. Zu 
den legtern gehörten namentlich die angebliche Begünftigung der Katholifen, das von dem all: 
mächtigen Gabinetöminifter Graf Ginfievel beſchützte proteftanrifche Muckerweſen, ſodann vie 
zu unbejhränfte Macht des Polizei- und Beamtenftaats mit feinen manderlei Härten und Be: 
ihränfungen der Einzelfreiheit; zu den eritern der Drang nad) zeitgemäßer Verbefjerung zu: 
nächſt ver Gemeinde=, dann aud) der Staatöverfaffung nad dem Vorgange anderer, befon- 
ders der ſüdlichen deutſchen Staaten, nad) größerer Öffentlichkeit im Staatshaushalt, gleich— 
mäßigerer Vertheilung der Staatslaſten u. dgl.m. In der Preſſe war es namentlich die „Biene, 
welche, troß flrenger Genfur, immer lauter in folhem Sinne ſprach. 

Auf dem Landtage 1829— 30 wurden die alten Forderungen, aber auch ſchon neue, wei: 
ter gehende laut. Die allgemeine Nitterfchaft wollte nur unter Borausfegung der fünftigen 
Borlegung eined Budgets bewilligen; einzelne aus ihrer Mitte regten ſchon ven Gedanfen einer 
Städte- und Dorfordnung, ja einer Vertretung des Volks, nicht mehr blos ſtändiſcher Son- 
berrechte, an; bie Univerfität verwandte fi für die „Breiheit der Rede und Schrift, zumal in 
religiöfen Dingen’. 
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Dazu kamen dann Reibungen zwiſchen Polizei und Volk in Dreöden und Leipzig bei Ge— 
legenheit des Jubiläums der Augsburgifchen Confeſſion im Juni 1830. So fand der Rückſchlag 
der parifer Julirevolution einen vorbereiteten Boden. Aus zum Theil perfönlichen und örtli— 
hen Gonflicten in Leipzig, Dresden, Chemniß u. ſ. w. entwidelte jih eine Bewegung von all— 
mählich allgemeinerer politiiher Natur, der man von oben um fo fhneller nachgab, je mehr 
man dadurd überrafcht ſchien und je länger man jedem Fortſchritt hartnädig jich verfchloffen 
hatte. Einſiedel mußte abdanfen; der finderlofe König Anton (wegen diefer Bereitwilligfeit 
des Gewährens feitvem „ver Gütige” zubenannt) nahm, unter Verzichtleiftung feined Bruders 
Marimilian auf die Thronfolge, deſſen älteften Sohn, den im Rufe freierer Anfichten ftehen- 
den „Prinzen Friedrich“ zum Mitregenten an. Tiefgreifende Verfaſſungs-, Verwaltungs: 
und Gejeßgebungsreformen wurden verſprochen und unter dem entfheidenden Einfluß des 
trefflihen Bernhard von Lindenau, der die Seele des neuen Gabinet8 ward, ehrlich und eifrig 
durchgeführt, Um die Rechtscontinuität zu wahren, ward der Entwurf einer neuen Verfaffung 
den noch einmal zufammenberufenen alten Ständen vorgelegt und mit diefen vereinbart. Auch 
materiell fnüpfte man an die bisherige ftändifche Berfaffung an, indem man (abweichend von 
den meiften ſüddeutſchen Verfaffungen) die Gliederung in Stände beibehielt, nur daß man zu 
den bisher bevorrechteten Ständen den bisher gänzlich unvertretenen Bauernftand binzufügte 
und die theild perſönliche, theils corporative Standſchaft in ein Mandatsverhältniß durch Wahl 
verwandelte. Im übrigen blieb diefe Wahl fehr befchränft durch mannichfache Bedingungen der 
Anfäffigkeit und des Cenjus für Wähler und zu Wählende, dadurch, daß letztere jedesmal nad 
Stand und Bezirk ihrer befondern Wählerichaft angehören mußten, endlich durch Einſchiebung 
von Wahlmännern zwifchen Urwähler und Abgeordnete. Das Zweikammerſyſtem ward adoptirt, 
die erfte Kammer aber weniger ausſchließlich als in den meiften deutichen Staaten aus ari= 
ftofratifch= feudalen Elementen, vielmehr durd ein glückliches Gemiſch folder mit Vertretern 
der größern Städte und der Univerfität und der höhern Geiftlichfeit gebildet. Für die Verhand— 
lungen beider Kammern ward volle Offentlichfeit eingeführt. Die Rechte der Stände, ſowie 
der einzelnen Unterthanen, die Beihränfungen der Stantögewalt, die Gontrole de Beamten 
thums und die conftitutionellen Bürgichaften, wie fie die neue Berfaffung feftftellte, waren unge: 
fähr diefelben wie in den meiften feit 1815 nad franzöfiihem Mufter entftandenen deutſchen 
Berfaflungen. 10) In einzelnen Punkten erſchien fie zurüdhaltender, beſchränkender; was fie 
dagegen auszeichnete, war ein Geift der Aufrichtigkeit, der, was er einmal gab, erſichtlicher— 
weife in der Abficht gab, auch daran feftzubalten, der Feine „Mauſelöcher“ und feine „Lücken“ 
fi) offen hielt, um vorfommendenfalld nad Belieben der ftändifhen Eontrole entfchlüpfen zu 
können. Es war der Geiſt des alten formenftarren, gegen Neuerungen ängftlihen, aber an 
Recht und Gefeg ftreng haltenden ſächſiſchen Beamtenthums, der in diefer legtern Richtung mit 
den Geifte Lindenau's volltommen zufammentraf, in jenerStarrheit wenigfteus hier und da von 
demſelben etwas gemilvert und vorwärts getrieben ward. Beſonders anerfennenswerth war bie 
völlig rückhaltsloſe Art, wie in Diefer Verfaſſung die Verſchmelzung des biäher getrennten Kam? 
mer= und Landesvermögens vollzogen, die Gebarung mit diefem vereinigten Staatövermögen 
aber und mit vem ganzen Staatshaushalt der vollften Dffentlichkeit und der entfcheidenpiten 
Ginwirkung der Stände unterzogen ward. Aus nahe liegenden gefchichtlihen Vorgängen er: 
klärt ſich die ausdrückliche Feftttellung, daß der Monarch Sachſens ohne Bewilligung der Stände 


nicht zugleich Oberhaupt eines andern Staats fein kann, Erbfälle ausgenommen, ſowie dad" | 


Berbot der Errihtung neuer Klöfter oder ver Aufnahme von geiftlihen Orden im Lande, ind: 
befondere der Jefuiten. Am 4. Sept. 1831 ward die neue Verfaffung mit des Königs und des 
Prinzen: Mitregenten Unterſchriften im ſtändiſchen Archiv feierlich niedergelegt. _ 

Noch zwei andere wichtige Gefege wurden mit dem Landtage von 1831 vereinbart, zum 
Theil nicht ohne harte Kämpfe, eine Städteordnung (1832 publicirt), melde, im ganzen bet 
preußlihen nachgebildet, die Principien ver Wahl, der Controle und der Offentlichkeit auch in 


10) Bgl.: Sachſens Umbildung ſeit dem Jahre 1830 (Leipzig 1833). W. T. Krug, Uber die Wieder— 
geburt des Königreichs Sachſen (Leipzig 1831). K. von Steinbach (R. Hafe), Sachen und feine Hoff: 
nungen (Leipzig 1830). F. Stolle, Die ſächſiſche Revolution von 1830 (Leipzig 1835). Bülau, Dar: 
fellung ber Berfaffung und Verwaltung des Königreichs Sachſen (Leivzig 1833). Mühaufer, Das 
Staatsrecht des Königreichs Sachſen (Leipzig 1839). Hermsdorf, Die Verfaſſungsurkunde für das 
Konigreich Sachen, mit den fie ergänzenden Beilimmungen zufammengeftellt (Leipzig 1839). Polig, 
Buropäifche Verfafjungen. Zadjqriä, Deutfche Verfaffungen der Gegenwart, 
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pie Gemeindeverfaffung, we ſolche die längſte Zeit hindurch fo gut wie unbefannt geweſen wa⸗ 
ren, einführte, ferner ein Geſetz über Ablöſungen und Gemeinheitstheilungen Nas 1832 
ind Leben getreten), welches, neben unentgeltlicher Aufhebung der härteften Arten von Dienft: 
barfeit'und Verwandlung der in der Lauſitz noch beftehenden Erbunterthänigfeit in eine Rente, 
die Ablöfung der andern, insbefondere der fogenannten Fronen, auf ded Verpflidteten An- 
trag vorichrieb (ebenſo auch die Gemeinheitötheilungen und Zufammenlegungen), als Maßſtab 
der Kapitaliſtrung aber den fünfundzwanzigfachen Werth der Leiſtung aufſtellte, wobei dad Ab: 
löſungsgeſchäft den Verpflichteten außerordentlich erleichtert warb durch die gleichzeitige Erriche 
tung einer Randrentenbanf, bei der das Ablöfungsfapital, das dieſe fofort den Berechtigten 
(in Zandrentenbriefen) auszahblte, durd Zahlung einer Rente allmählich getilgt ward. Ein 
Gefep wegen Aufhebung des Dienftzwanges auf dem Lande folgte 1833. 

Am 7. Nov. 1831 trat an die Stelle der biöherigen oberften Verwaltungsbehörden (Lan: 

veajuftizcofegium, Landesdirection, Oberfteuercollegium u. ſ. w.) die moderne Gliederung nad 
(ſechs) Minifterialdepartements, welche ſodann 1835 nach unten hin vervollftändigt ward durch 
die Errichtung von vier Kreisdireetionen ald Mittelbehörven mit collegialer Berfaffung. Die , 
bisherigen Gonjiftorialbehörden wurden zu Abtbeilungen der Kreisdirectionen. ine Reihe 
von Gejegen (dad fogenannte A.“B.-C.-OD.-Geſetz) regelte im gleichen Jahre die Neffort: 
verbältniffe der Verwaltung und der Juſtiz, hob die bisherige Gerichtöbarfeit ver VBerwaltungs= 
bebörven auf, desgleichen die privilegirten Gerichtöftände (mit einigen Ausnahmen), führte das 
fogenannte Adminiftrativjuftizverfahren für gewiffe ftreitige Bälle ein und überwied Gompetenz- 
fireitigkeiten zwiſchen Juſtiz und Verwaltung einer oberften Gompetenzbebörde. Ebenfalls 
1835 erſchien ein Staatödienergefeg, welches die Fälle der Entfegung (nad) Urtel und Recht), 
ſowie der Entlaffung (im Disciplinarmwege) und die Penjtonsverhältniffe der Staatsdiener re— 
gelte (für das Militär geſchah letzteres durch ein befondered Gefeg). Die Abgrenzung zwifchen 
Verwaltung und Juſtiz und die Selbftändigfeit der legtern ward nach den in Deutjchland all- 
gemein gäng und gebe geworbenen Anfichten normirt; von den in Kurheſſen um bie gleiche 
Zeit in die Gefeggebung eingeführten Grundfägen der Selbftverantwortlichfeit jedes einzelnen 
Staatsdieners für verfaffungswidrige Handlungen (auch wenn ſolche ihm von feinen Obern bes 
fohlen) und der unbedingten Gognition der Gerichte über alle Berwaltungsmaßregeln blieben 
freilich dieſe Geſetze noch weit entfernt. 

Meben ver Städteorpnung, deren gebeihlihe Wirkungen für Weckung bed Geifted ber 
Selbftthätigkeit in ven Bürgerjhaften und für Hebung des Wohlftandes in den Städten ſich 
bald zeigte, trat 1838 eine Landgemeindeordnung ind Leben, zwar mit viel beihränftern Be: 
tugniffen verSelbftregierung (die obrigkeitliche Gewalt blieb bei ven Batrimonialgerichten, reſp. 
ven königlichen Ämtern, und die Mitwirfung der Auffichtsbehörven bei der Verwaltung war eine 
susgedehntere), aber doch gegen ven frühern Zuftand ebenfalls eine weſentliche Verbefferung. 

Weitere organiſche Gejege waren dad Hausgeſetz von 1837, dad Geſetz über den Staats: 
gerichtöhof von 1838 (zur Praktiſchmachung der Berfaffungsbeftimmungen über Minifterver: 
ntwwortlichkeit und über Auslegung der Berfaffung); die Receſſe mit der Oberlaufig (1834) 
und mit den ſchönburgiſchen Receßherrſchaften (1835), um die vertragsmäßigen Ausnahme 
keflungen diefer beiden Kandestheile den neuen VBerfaffungszuftänden Sachſens möglichſt anzu: 
soffen. Cine unbedingte Berfhmelzung gelang damals noch nicht; erft allmählidy hat eine 
Lusgleichung ftattgefunden, wie denn 3. B. die Durhführung der neuen Gerichtd: und Ver: 
saltungsorganifation im Schönburgifchen erſt 1865 erfolgte. 

Aber nit blos auf dem eigentlich organifatorifchen Gebiete, auf allen Gebieten des Staats— 
bens warb eifrigft reformirt. Die Landtage nad) der neuen Verfaffung, deren erfter 1833 
Riammentrat, entwidelten fowol in Beratbung der Negierungsvorlagen, als auch in Anregun— 
en an die Regierung durch ftändifche Anträge eine äußerft fruchtbare Thätigfeit. 1!) Das Jahr 
1884 brachte ein neued Gonjcriptiondgejeß mit allgemeiner Milttärpflicht, fehsjähriger Dienft- 
nt (nominell, in der Wirklichkeit jehr abgekürzt durch zeitige Beurlaubung) und Stellvertre: 
ng; pie Militärleiftungen wurden durch ein Gefeg von 1837 geregelt. Die fo wichtige Steuer- 
Herm vollzog fid) durch Aufhebung der Trankfteuerbefreiungen (1834), durd ein Gewerbe» 





\ 11) Das Wirken der Staatsregierung und der Stände bes ze Sachen, nachgewieſen aus 
k Ergebniflen des erften conftitutionellen Landtags, von 3. A. H. (Leipzig 1834). (Der Verfafler war 
damalige Finanzminifter H. A. von Zeſchau.) 
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und Perfonalfteuergejeg (1834), endlich durdy das nah mühſamen Vorbereitungen (Kataftri: 
rung und Bonitirung des ganzen Landes) 1843 ins Leben getretene neue Grundſteuergeſetz, 
welches die bisherige Grundſteuerfreiheit der Rittergüter gegen eine Entihädigung von 4 Mil. 
Thlrn. aufbob. Die Beweglichkeit des ritterihaftlihen Grundbeſitzes begünitigt das Gefeg wegen 
Allodificirung der Lehen (1834). Wichtige fociale VBerbältniffe regelten das Heimatsgeſetz von 
1834, die Gejindeordnung von 1835, die (auf dem Gommunalprineip rubende) Armenoronung 
von 1840. Die Gefege über gemifchte Ehen (1836), über die Religionsübung, die Bürger: 
lichen Verhältniffe und den Eid der Juden (1837, 1838, 1840) ordneten die Stellung der 
andern Religionsgefelliharten zu ver proteftantifhen Randesfirhe, während für diefe felbft das 
PBarochialgefeg von 1838 wenigitend die äußern Verbältniffe ver Kirchengemeinden feftitellte, 
wozu dann noch Gefege über Prediger: und Schullehrerwitwenfaffen,, fowie über die Prüfun— 
gen der geiftlihen und Schulanıtäcandidaten famen. Auch ein Volksſchulgeſetz erihien 1835 
und ein Negulativ für Gelehrtenjchulen 1846. Gleichermaßen ward das Medieinalweſen gere: 
gelt durch ein Gejeg über die Medicinalbebörvden (1836). Die Rehtögejeggebung, die mate— 
rielle wie die formelle, war ſehr fruchtbar. Abgeſehen von vielen einzelnen Beftimmungen über 
Gegenftände des bürgerlichen Nechts waren von umfaſſendem Belang das Bagatellgefeg (1839), 
dad Erpropriationdgefeg (1840), die Geſetze über Schuldarreft und über Hypothekenweſen 
(1843), die Gejege über literariihes, mufifalifches und dramatiſches Eigenthum (1844 
und 1846), endlich die größern Geſetzbücher, das allgemeine Strafgefeß, das Militär= und 
das Borftitrafgefegbuh (1838). In demſelben Jahre erfolgte ein Gefeg, welches die freiwillige 
Abgabe der Batrimonialgerichtöbarkeit und die daraus entjpringenden Verhältniffe vegelte. Gin 
Geſetz zur Einführung des Inftituts der Friedensgerichte (1846) fand in der prafiihen Durch— 
führung (die den Gemeinden freigeftellt blieb) nur tbeilweife fruchtbaren Boden. Eine neue 
Strafprocefordnung warb vorbereitet, 1842 dem Landtage vorgelegt, von dieſem, weil fie den 
Grundfägen der Mündlichkeit und Offentlichfeit nicht entſprach, zurückgewieſen, 1845 wie: 
derum, etwas modifieirt, vorgelegt, aber auch nicht zu Stande gebracht. Auf dem gerade für 
Sachſen jo hochwichtigen Gebiete der Volkswirthſchaft geſchah manderlei; neben den ſchon er: 
wähnten Gejegen über Ablöfung und Öemeinederheilungen wurden aud die Zufammenlegungen 
der Grundſtücke (Separation) und deren Theilbarkeit geregelt (Gefeg von 1833 und von 1843); 
die Aufhebung des Bier: und Mablzwanges (1835) befeitigte ein drückendes Verhältniß, 
das Geſetz über ven Gewerbebetrieb auf dem Lande (1840) lockerte wenigſtens einige Feſſeln des 
ftarren Zunftzwanges, an veffen völlige Befeitigung oder auch nur eingreifende Milderung 
damals noch nicht zu denfen war. Das Eiſenbahnweſen, mit deffen Inangriffnabme Sachſen 
allen andern deutſchen Ländern voranging, fand bei Negierung und Ständen bereite Förde— 
zung, zunächſt durch geſetzliche Erleichterungen (wie das jhon erwähnte Expropriationsgeſetz), 
fpäter dann (als die Privatinduftrie allein nicht mehr ftarf oder muthig genug erſchien, um fo 
große Unternehmungen durchzuführen) durch Staatäbetbeiligung, mittelbare und ummittel- 
bare. Bon entjcheidender Wichtigkeit für den Aufſchwung der Induſtrie und des Handels in 
Sachſen ward der Anſchluß an den Preußisch: Deutihen Zollverein (1834) unter beſonders gün— 
fligen Bedingungen zumal für den Großhandel Leipzigs. Den gleihen Intereffen diente bie 
Conceſſionirung einer Banf zu Leipzig (1838), während die Errichtung eines ritterſchaftlichen 
Greditvereind (1843) den Intereflen der Landwirtbichaft, die Heritellung eines neuen Münz— 
fußes aber, der den Unterſchied zmijchen dem fogenannten Gonventiondgeld und dem nad brei 
Seiten hin an den Grenzen Sachſens herrihenden preußifhen Gourant aufhob, dem gefamm: 
ten Verkehrsweſen zugute Fam. Das Brandkaffenwejen des Landes war ſchon 1835 neu ge— 
orbnet worden. 

So entfaltete das erfte conftitutionelle Minifterium, in deffen Beftand und Politik die 1836 
nach dem Tode des Königs Anton erfolgte wirkliche Thronbefteigung des bisherigen Mitregenten 
als König Friedrich Auguft IL. nichts änderte (an feiner Spige Bernhard von Lindenau, der eine 
Zeit lang aud) dad Minifterium des Innern verwaltete, das jpäter an von Noftig überging, als 
Gultusminifter Müller, fpäter von Wietersheim, für die Finanzen von Zeihau, für das Aus— 
wärtige von Mindwig, fpäter aud) von Zefhau , für die Juftiz von Könnerig, für das Kriegs— 
weſen von Zeſchwitz) faft auf allen Gebieten des Staatölebend eine rührige, wohlmeinende, den 
Verhältniſſen und Bedürfniſſen ver vamaligen Zeit angemeffene, darum dem Mohl des Landes 
und dem Auffhwung des Volfögeiftes förderliche reformatorifche Thätigfeit. Dazu Fam eine 
ftreng georbnete und fparfame Finanzwirthichaft, eine ganz mit dem alten ſächſiſchen Rechts— 
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ſinne geübte Juftiz, endlich (eine Bolge der Bewegung von 1831 und das fpecielle Verdienſt 
Lindenau's) wenn nicht eine gänzliche Befeitigung, fo Doch eine bedeutende Herabſtimmung des 
früher gäng und geben fhroffen und anmaßlichen Beamtengeifted. Das ſächſiſche Volk, feiner 
vorherrſchenden Denk- und Beihäftigungsweife nach ohnehin mehr auf praftifche, materielle 
Fortſchritte ald anf ideale Ziele geftellt,, fühlte ji eine geraume Zeit lang unter diefem Syftem 
zufrieden und vermißte weiter gehende politiihe Reformen nicht, Die Kammern begnügten ſich 
mit einer firengen Wahrung ihrer Rechte, welche ohnehin von der Regierung gewiſſenhaft ge— 
achtet wurden, mit einer ſcharfen Gontrole des Gebarens der Bureaufratie, mit der Anregung 
oder Unterftügung nothwendiger VBerbefferungen der Gejeggebung; außerdem waren fie viele 
fach im fich gerheilt durch die in ihrem Schoje vorherrſchenden und durd die verfaffungsmäßige 
Sondervertretung ſelbſt gewiffermaßen zum Sichgeltendmachen autorifirten Standesinterefjen. 
Im ganzen fann man jagen, daß damals die Regierung in manden Stüden liberaler war als 
die Kammern, daß befonvers die Gleichheit und Gemeinfamfeit der Intereffen aller an ihr oft— 
mals eine Stüge fand gegen die Sonderbeftrebungen ber einzelnen Stände. Gegen die idea- 
lern Interefien, 3. B. der Preſſe, verfuhr die Regierung bisweilen ftreng (zumeift unter dem 
Drud ausmärtiger Ginjlüjfe, namentlih der Bundesbeihlüffe von 1832 und ver geheimen 
Eonferenzen zu Wien von 1834); doch geftattete jie für die Befprehung innerer Angelegen- 
heiten ein ziemlich weites Feld. 

So blieb es bis etwa um das Jahr 1840. Inzwiſchen hatte ſich doch, zum Theil mit infolge: 
des kräftigern materiellen Aufſchwungs und des durd Zollverein, Eiſenbahnen u. ſ. w. verviel⸗ 
fachten Verkehrs der Bevölferung untereinander und nach außen, zum Theil infolge der ftärfer 
gewordenen allgemeinen Bewegung der Ideen in Deutichland, auch in Sachſen eine größere po— 
litiſche Regſamkeit entwidelt. Dad Bedürfniß einer Fortbildung der Verfaffung und der polis 
tiſchen Gefeggebung nad) einer und der andern Seite machte ſich geltend, während die Negierung 
im dieſer Richtung alles gethan und das äußerſte zuläffige Ziel erreicht glaubte. Nächſt der 
Vreſſe war ed pas Gerichtsweſen, weldes zuerit zu einem eruftern Conflict zwiſchen einer par— 
lamentarifchen Oppofition und einer fie unterftügenden ftarfen Fraction der Öffentlihen Mei— 
nung einerjeitö, der Regierung andererjeitd Veranlaffung gab. Dem Berlangen nad) einem 
zeitgenrägen Prefgefeg that das auf dem Landtage 1842—43 vorgelegte und mit geringen 
in der Zweiten Kammer durchgeſetzten Modiftcationen 1844 publicirte Gefeg nur ſehr theil— 
weife Genüge; die faft einmüthige Forderung der Zweiten Kammer nad) Mündlichkeit und Of- 
fentlichkeit im Strafverfahren ward geradezu abgewieſen. 

Bald nad dieſem Landtage fchied Kindenau aus dem Minifterium — wegen eines Gonflicts, 
wie man fagte, mit dem in der Erjten Kammer vorwiegenden, von feinen Gollegen zu ſehr un: 
terſtützten einjeitig ariftofratijchen Element. Seitdem trat neben der, noch immer nicht ganz 
aufhörenden reformatoriſchen Richtung des Minifteriums eine zurückhaltende, hemmende, ge: 
genüber dem vorandrängenden Volfögeift, mehr und mehr in den Vordergrund. Gegen bie 
Preſſe ward immer flrenger verfahren; in der Frage der Juftizreform blich das Minifterium 
Könnerig auch beim Landtage 1845 nahezu auf feinem frübern Standpunfte ftehen; dazu Famen 
endlich beengende Maßregeln gegen die auftauchenden freiern Nichtungen im Kirchlichen und Re: 
ligiöfen neben einzelnen Begünftigungen der entgegengefegten Beitrebungen. Sogar von ver 
Duldung jejuitifher Eindringlinge gegen das Verbot der Verfaffung wollte man wiffen. Der 
dadurch erregte Argmohn und Unmuth des Volks wandte ſich, irregeleitet, in höchſt bedauer— 
licher Ausſchreitung gegen den Bruder des Königs, den Prinzen Johann; derſelbe ward bei 
ſeiner Anweſenheit in Leipzig, als Generalcommandant ſämmtlicher Communalgarden, am 
12. Aug. 1845 förmlich inſultirt. Das Einſchreiten des Militärs dagegen, nach Form und 
Maß keinesfalls gerechtfertigt, brachte, mit ſeinen blutigen Menſchenopfern, neue, größere 
Erbirterung hervor und machte den Riß zwiſchen dem herrſchenden Syſtem und dem Volk un— 
heilbar. Der an von Zeſchwitz' Stelle als Kriegsminiſter getretene von Noftig: Wallmig 
ſchien das Princip einer auf militäriſche Gewalt geſtützten Regierung gefliſſentlich feſtzuhal— 
ten; der neue Miniſter des Innern, von Falkenſtein, erfüllte die Hoffnungen nicht, die man 
an ſeine Verſetzung dorthin auf Grund ſeiner Wirkſamkeit als Kreisdirector in Leipzig ge— 
knüpft hatte; die Berufung des Präſidenten der Erſten Kammer, von Carlowitz, an die 
Spige der Juſtiz (während Könnerig die gefeggeberiiche Partie und den Vorſitz im Gabinet be- 
Sielt) galt zwar ald eine Abweichung von dem herkömmlichen Syftem bureaufratiihen Auf: 
rückens, für einen Fortſchritt; doch ſchien zweifelhaft, ob von deſſen ariftofratifcher Gejinnung 
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mehr Bedenfliches oder von feiner ebenfalld bewährten weitfichtigern, beſonders aud) national: 
deutichen Anfhauungsmweife Günftiges zu erwarten fei. 12) 

So fam das Jahr 1848 heran. Der Rüdihlag der befannten Greigniffe in ver Schweiz, 
in Stalien, endlich in Frankreich hatte wie fat allerwärts in Deutſchland auch in Sachſen eine 
Bewegung zur Folge, die, ſchon in den eriten Tagen des März zunächſt von Leipzig audgegan- 
gen und beharrlich, doch mit ſtreng gejeglihen Mitteln fortgeführt, endlich (zum nicht geringen 
Theil mit durch das Verdienſt des Minifterd von Garlowig, der, ald außerordentlicher Bevoll- 
mächtigter nach Leipzig entjandt, ſich durd eigenen Augenichein von der Allgemeinheit der herr: 
chenden Unzufriedenheit überzeugt und in dieſem Sinne dem König berichtet haben foH) die 
Entlaffung des Minifteriums Könnerig : Zefhau (13. März) und Die Berufung: eines Minifte: 
riums Braun, von der Pfordten, Georgi, von Holgendorff (16. März) zur Folge hatte, das 
fpäter nod durch den Hinzutritt Oberländer'8 (gleih Braun und Georgi ein Wortführer der 
liberalen Kammeroppolition) ergänzt ward. 

Die Veränderungen, welche das Staats- und Nechtöleben Sachſens unter dem Einfluß des. 
durch Die Märzbewegung zur Herrichaft gelangten neuen Syſtems erfuhr, bezogen ſich (abge: 
fehen von einzelnen Maßregeln, wie: Vereidigung des Militärs auf die Verfaſſung und Stel: 
lung deö Generalcommandos der Armee unter das verantwortliche Kriegsminifterium, Erwei— 
terung ded Inftitut3 der Gommunalgarde, Aufbebung der Pundesausnahmegefege u. ſ. w.) in 
ihren organiſchen Reformen vorallem auf das Wahlgeſetz, welches, in Übereinftimmung mit 
den noch rinmal berufenen Ständen nad) der Berfaffung von 1831, in wefentlich freierm Sinne 
ungeftaltet ward. Die Zweite Kammer jolltehinfort, mit gänzlicher Befeitigung der Etände: 
unterjchiede, ded Bezirkszwanges und des Cenſus, aus ganz allgemeinen, directen Wahlen 
hervorgehen. Auch die Erſte Kammer ward in eine Wahlfammer verwandelt ; nur war bier die 
Ausübung des activen und paſſiven Wahlrechts an etwas beihränfende Bedingungen (Grund- 
bejig für die Wähler, 10 Thlr. Steuer für die zu Wählenden) geknüpft. Die Wahlen der Bra: 
fiventen wurden unabhängig von einer königlichen Betätigung erklärt. Weitere Neuerungen 
nahm man an ber Berfaffung nicht vor, wie ſehr auch mander Bunft derfelben folder bedurft 
hätte. Bei den Gemeindemwahlen ward der directe Wahlmodus eingeführt. Die Gefeggebung 
über die Prefle, das Vereins- und Verfammlungsreht ward im liberalen Sinne umgeftal- 
tet, fpeciell für dieſe und andere politifche Bergehen ſchuf man Gefhworenengerichte auf der 
Grundlage allgemeiner Wahlen; ein doppelter Misgriff! Beim Militär ward die Stellvertre- 
tung abgefhafft. Die Agrargeieggebung ward vervollftändigt durh Aufhebung der noch be— 
ftehenden Vorrechte des ritterichaftlihen und Kaften des bäuerlihen Grundbefiged. Auf kirch— 
libem Gebiet kam nur ein Geſetz zu Stande, welches die Deutjchfatholifen etwas beſſer ftellte; 
die fo dringende, ſchon 1844 allgemein begehrte Neform der Berfaflung der evangelifhen Kirche 
ward wieder nur in Ausſicht geſtellt. Wegen Verfündigung der Deutihen Grundrechte gerieth 
das Märzminifterium (das diefe Berfündigung nur unter Modificationen vornehmen wollte) 
mit dem nad) dem neuen Wahlgejege gebildeten Landtag von 1849, der in feiner Mehrheit ganz 
radical war und gleich von vornherein zu dem Minifterium eine mehr feindliche al& fördernde 
Stellung eingenommen hatte, in eine unauflöslihe Differenz und nahm jeine Entlaffung.!?) Das 
Minifterium, weldes ihm folgte, bejtand aus nicht parlamentarifhen, bureaufratiihen Spe— 
cialitäten (Held, Vorfigender, Juſtiz und Gultus, Freiherr von Beuft, Anferes, Weinlig, 
Inneres, von Shrenftein, Finanzen, Nabenhorit, Krieg). Gleichwol ließ e8 ih zur Aus— 
führung defien, was das Märzminifterium verweigert hatte, herbei, machte im übrigen deſſen 
freijinniges Programın fait durchweg zu Dem jeinigen und vereinbarte aud mit den Kammern 
einzelne Geſetze in dieſem Sinne, z. B. über die Theilung der Gejegesinitiative zwifchen Regie: 
rung und Bolfövertretung. 

Bald jevoch kam auch dieſes Minifterium in eine ſolche Stellung zu den Kammern, daß 
ein Theil von beiden weichen mußte. Obſchon die radicale Partei früher aus Abneigung ge: 
gen bie ihr zu conjervative Mehrheit des frankfurter Parlaments deſſen verfaffunggebende 
Gewalt angezweifelt hatte, drangen doch jet beide Kammern auf unbedingte Annahme der in 


12) Dal. Sächſiſche Zuftände, i 2 = —— Unſere Gegenwart und Zufunft, herausgegeben von 
K. Biedermann, Jahrg. 1846, Bo. 

13) Val. Das Köni reich — — Einführung der conſtitutionellen Regierungsform bis 
Nüdtritt des Märiminiferiums in Die Gegenwart. Gine enchflopädifche Darftellung der neneften Heite 
gefchichte, Bd. Vu. VI. 
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Frankfurt am 28. März beſchloſſenen und alsbald auch verkündeten Reichsverfaſſung. Das Mi— 
niſterium weigerte ſich deſſen. Eine Differenz wegen Bewilligung der Steuern kam hinzu. So 
erfolgte am 30. April 1849 die Auflöſung der Kammern, faſt unmittelbar darauf aber auch 
der Rücktritt von drei Mitgliedern, alſo ver Mehrheit, des Gabinetö’ (Held, Weinlig, von 
Ehrenftein), welche nunmehr dem König nad Lage der Umſtände zur Annahme der Reichs— 
verfaffung gerathen. Der König, unter Beirath von Beuſt's und Rabenhorſt's, verweigerte 
diefe entſchieden trog der vieljeitigen WBetitionen darum jelbit von ganz gemäßigten Seiten, 
worauf die anfangs in legalen Formen gehaltene Bewegung, von einer extremen Partei in die 
Hand genommen, in einen förmlihen Aufitand unter Grridtung einer proviſoriſchen Regie: 
rung überging und ein offener Kampf gegen die rigenen und die herbeigerufenen preußiſchen 
Truppen erfolgte. Das nady Nieverwerfung des Aufitandes durch den Gintritt Zſchinsky's 
(Iufiz und Eultus), Behr's (Finanzen), von Frieſen's (Inneres) ergänzte Gabinet lie Ver: 
fafjung und Gejeggebung vorläufig ganz ſo beitehen, wie e8 jie vorgefunden, ſchloß in ber 
deutichen Frage mit Preußen und Hannover dad Maibündniß zur Einführung einer der Reichs— 
verfafjung ziemlich ähnlichen Berfaffung für Deutihland (allerdings mit einen damals flreng 
gebeimgehaltenen, jpäter aber geltend gemachten Vorbehalt) und trat vor den neugewählten, 
aufMovember 1849 berufenen Landtag mit einem denen feiner Borgänger ganz ähnlichen Pro: 
gramm, mit der Zulage einer Menge wichtiger innerer Reformen. Als jedoch dieſer, in feiner 
Zufammenjegung und Haltung überwiegend gemäpigte Landtag für das Feſthalten Sachſens au 
der Maiverfaffung und gegen Wiederheritellung des alten Bundestags ftimmte und die Be: 
twilligung einer geforderten Anleihe bis zur Ertheilung beruhigender Erklärungen über diefen 
Punkt ausfegte, erfolgte eine abermalige Auflöfung der Kanımern und ftatt verfaffungsmäpis 
ger Neumahlen eine Detroyirung, indem die Regierung die frübern, in vollfommen verfaf- 
fungsmäpiger Form aufgehobenen Stände einjeitig wiederherftellte. 14) 

Gleichzeitig ergingen in der Form außerordentliher Geſetze ſtrenge Verordnungen zur Be: 
ihränfung ber Prepfreiheit, des Vereins- und Verſammlungsrechts. Die alten Stände (die 
man mühjam, zum Theil unter neuen Gingriffen in bejtehende Rechtszuſtände, 3. B. ein- 
feitiger Änderung des Univerfitätsftatuts in Bezug auf die Wahl zur Griten Kammer, in 
fimmfähiger Zahl zuſammenbrachte) erklärten jih natürlich für competent, das Wahlgeſetz 
von 1848 für aufgehoben. Diejenigen, welde nad) ihrer pflihtmäßigen Überzeugung ver: 
faſſungstreu den Eintritt verweigert haben, wurden ald „Renitenten“ ihres Wahlrechts ver- 
luftig erflärt. Die Regierung hatte bei Wicderberufung der Kammern die Abſicht audgefpros 
hen, mit benjeiben lediglich eine neue Megelung der Wahlfrage, überhaupt der Verfaflungs- 
reform, vorzunehmen. Die Kammern aber gingen auf diefe Abſicht nur in ganz beſchränkter 
Weife und in ganz anderm Sinne ald jene Anfündigung der Negierung hatte erwarten laffen, 
ein, und die Regierung war damit auch zufrieden. Das Geſetz wegen der ftändijchen Initiative 
ließ man beſtehen, modifleirte dagegen den Bunft der Berfaffung wegen des Finanzgeſetzes in 
einem für die Regierung günftigen Sinne. Das königliche Recht der Beftätigung, beziebent: 
lih Ernennung der Präſidenten der Kammern ward wiederhergeftellt. Auch die Grundrechte 
wurben wieder aufgehoben, die Geſchworenengerichte befeitigt, die Verordnungen über Preſſe 
und Vereinsweſen mit geringen Underungen zu Gefegen erhoben und ein Prefftrafgefeg hin— 
zugefügt, Den Rittergutöbejigern ward für die durd) die Grundrechte unentgeltlich in Wegfall 
gebrachten Rechte eine nadhträgliche bedeutende Gntihädigung zugefproden; das von den Kam: 
nern von 184950 bereits feſtgeſtellte Lehnsgelderablöſungsgeſetz ward modificirt; eine Ne: 
vifion ded Gommunalgardengejeges nahm diefer Einrichtung zum großen Theil ihren volfs: 
thümlichen Charakter und machte fie zu einem überwiegend polizeilihen Inftitut. In das Ge: 
meindewahlgeſetz wurde der indirecte Wahlmodus zurüdgeführt. Ein neues Volksſchulgeſetz 
brachte zwar eine Erhöhung der Lehrergehalte (1858 und 1861 fanden weitere Aufbefferungen 
ftatt), aber auch eine gejchärfte Gontrole des Verhaltens der Lehrer, befonders des politiichen, 
Die abgejhaffte Stellvertretung beim Militär warb wiederhergeftellt. Gin Geſetz über Erwer: 

bang des Staatsbürgerrechts füllte eine bis dahin fühlbar geweſene Lücke in ver Gefeggebung 
aus, leijtete aber au dem Princip dev bureaufratifchen Beeinfluffung des Gemeindelebend 
neuen Borjhub. Died waren die Ergebniffe der Sigung von 1850—51. 

In Bezug auf die allgemeinen deutſchen Dinge ging die Regierung auf dem einmal eingefchla- 


14) K. Biedermann, Die Wiederherftellung der alten Stände in Sachfen vom rechtlichen und politt- 
ſchen Standpunfte beleuchtet (Leipzig 1850). ; 
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genen Wege nun um fo beharrliher vorwärts, Nachdem die Dresdener Gonferenzen, die unter 
dem Vorſitz des Miniſters von Beuft ftattfanden, gejcheitert waren, trat der alte Bundestag 
wieder ind Leben. An den bervorfiehendften Maßregeln deffelben — gegen Kurheffen, gegen 
Schleöwig:Holftein, wegen Aufhebung der Grundrechte in allen deutſchen Ländern, endlich be- 
treff8 der Beſchlüſſe über dad Vereinsrecht und die Preſſe — war Sachſen, ſoviel man erfuhr, 
eifrig mitbetheiligt. Auch an der Darmftädter Goalition, welche den Eintritt Ofterreichs in ven 
Zollverein erzwingen wollteund damit beinahe den letztern gefprengt hätte, nahm Sachen Antheit, 
lenfte indeß noch rechtzeitig ein. Durch den Beitritt zum Deutih: Dfterreihifchen Voftverein, fo: 
wie zum Telegraphenverein, durch Körderung neuer Gifenbahnlinien, durch Erleichterungen der 
Steuerprligptigen, welche die rajch wieder geordneten Finanzen ermöglichten, betrat die Regierung 
erfolgreich die Bahnen einer die materielle Entwidelung ded Volks begünftigenden, dadurch Die 
Geſchäftswelt befriedigenvden und die Gemüther zum großen Theil von idealern Forderungen 
und Strebungen ablenfenden Politif. Auf allen geiftigen Gebieten dagegen griff ein flrenges, 
beengendes, gegen jede Art von freierer Regung argwöhniſches und unduldjames Regierungs- 
ſyſtem plag. Die von früher ber verfprochenen Verbeſſerungen in der Gejeggebung wurden 
hingezögert und Famen dann oft nur in fehr verfümmerter Geftalt zur Ausführung, allerdings 
zum Theil durch die Schuld der wienerbergeftellten alten Stände, deren Mehrheit allen Refor: 
men abhold, ja einer planmäßigen Neftauration zugemeigt war. So erging ed unter anderın 
mit der fhon 1848 in Ausiiht genommenen und noch beim Landtage 1849—50 in beftimmıte 
Aussicht geftellten Neorganifation der Juftiz und Verwaltung. Erſt 1855 trat das betreffende 
Geſetz ins Leben, allein das Prineip der Trennung der Juftiz von der Berwaltung war auf: 
gegeben, die Vatrimonialgerichte wurden allerdings aufgehoben, aber an ihre Stelle traten 
Gerichtsämter, welche wiederum beides in fidy vereinigten; den bisherigen Inhabern der Patri- 
monialgeritsbarfeit wurden nicht nur eine Menge Sonder: und Ehrenrechte (insbefondere in 
ihrer Stellung zu den Landgemeinden), fondern namentlid) auch polizeiliche Befugniffe theils in 
ihrer Eigenſchaft als Rittergutäbefiger belaffen, theils unter der Birma fogenannter Friedens: 
richter wieder verliehen. Dajjelbe Jahr brachte ein neues Strafgefegbud, nebſt Gefegen wegen 
Beitrafung der Beihädigung von Gijenbahnen und Telegraphen, fowie der Forſt-, Feld, Gar: 
ten=, Wild- und Fiſchdiebſtähle, ein neues Militäritrafgefeg (dem dann 1862 aud eine neue 
Militärgerichtsverfaffung und Militärftrafproceforonung folgten), endlich eine neue Straf: 
proceporbnung, die flatt der Geſchworenen (melde 1848 für alle ſchwerern Verbrechen ver: 
ſprochen worden und von denen noch im Landtagsab ſchied 1851 die Regierung erklärt hatte, 
daß fie „davon abzugehen keineswegs gemeint ſei“) ein ganz neues Experiment: juriſtiſch geſchulte 
Richter, die aber als Geſchworene, d. h. nad) blos ſubjectiver Überzeugnng, ohne juriftifche 
Beweistheorie, erkennen follten, einführte, die Appellation und die Rosiprehung von der Inftanz 
beibehielt. Der Landtag 1857 —58 brachte ein Jagdgefeß, Fraft defjen die durd die Grund— 
rechte ohne Entihädigung aufgehobenen Jagdgerechtjame auf frempem Grund und Boden den 
ehemals Berechtigten (ſofern diefe darauf antragen würden) zurücgegeben, die dermaligen In— 
baber aus der Staatöfaife entſchädigt, zugleih aber ihnen nachgelaſſen ward, nun ihrerjeitd auf 
Abloͤſung dieſes Jagdrechts gegen eine im Geſetz beftimmte Entſchädigung anzutragen. Im Jahre 
1859 erfchien eine Advoratenordnung, welde durd Errichtung von Apvocatenfammern eine Art 
von Selbftcontrole in diefen Stand einführte; deögleihen eine Notariatserpnung. Gin Bolt: 
gefeß regelte den Poftvienft, do ohne in Bezfig auf den Voſtzwang etwas wefentlich zu ändern, 
Durd ein Gefeß vom 15. Dec. 1860 wurden die 1851 wegen eventueller zeitweiliger ort: 
erhebung nicht bewilligter Steuern und Abgaben getroffenen Beftimmungen näher präcifirt. 
In das Jahr 1861 fallen ein neues Gefeg wegen Zufammenlegung von Grundſtücken (an Stelle 
desjenigen von 1834), ein Gewerbegefeß (in der Hauptſache dem öſterreichiſchen nachgebildet, 
nachdem ein erjter, das zünftige Princip beibehaltender und höchſt veriwicelter Entwurf von 1858 
auf allgemeine Oppofition geftoßen war) nebft einem Geſetz wegen Grridtung von Gewerbes 
gerichten (denen dann auch Handels- und Gewerbekammern hinzugefügt wurden); ein neues 
Heimatögefeg (bafirt auf den nicht eben rationellen Orundfag, daß nur mehrjähriger Grund: 
befig, oder aber Geburt Heimatsrecht begründe), ein neues Wahlgeſetz ſammt den entſprechenden 
Änderungen der Verfaſſung jelbft, worin zwar das active Wahlrecht erweitert, allein bie beiden 
Hauptmisftände des alten Wahlgefeges, Ständeglieverung und Bezirkszwang, beibehalten waren, 
endlich einige für den Verfehr wichtige Geſetze: wegen Ginführung des deutſchen Handelsgeſetz- 
buchs, wegen Errichtung einer Landeseulturrentenbanf, wegen Abkürzung des bürgerlihen Pro— 
ceßverfahrend und wegen gütlicher, Eoftenfreier VBermittelung freitiger, aber noch nicht anhän— 


Sachſen (Koͤnigreich) 33 


giger Civilanſprüche durch die Untergerichte. Im Jahre 1863 trat ein neues bürgerliches Geſetz⸗ 
bu ind Xeben, ward aber erft 1864 eingeführt; in demfelben Jahre regelte ein Geſetz bie 
Dauer ver Shugfrift für Werke der Literatur und Kunft; ein anderes erweiterte die Wirkſam— 
feit der jhon 1858 begründeten Altersrentenbanf. Das Geſetz, die Wahlen in den Landgemein- 
den betreffend, befchränfte ji darauf, ven Landgemeinden freizuftellen, ob fie Fünftig ihre Ge— 
meindewahlen unter feitung ded eigenen Gemeindevorftandes, oder wiezeither der Obrigkeit vov- 
nehmen wollten, ein recht augenfälliger Beweis, wie groß noch die Unfelbftändigkeit ver Land— 
gemeinden ift. Gin anderes Geſetz hob die Zinsbeſchränkungen (Wuchergeſetze) auf, wieder ein 
andere® regelte die Ausübung der Jagd. Als wichtige gefeßgeberifche und organifatorifche Maß⸗ 
vegeln des Jahres 1865 find zu nennen: die Aufhebung des Bundesbeſchluſſes von 1854 über 
Breffe und Vereinsweſen (womit freilich vorderhand die an fich ziemlich ſtrengen, ja in einzel- 
nen Punkten jelbit über jene Bundeönormen hinausgehenden inländiſchen Geſetze über Preffe 
und Bereinswefen noch Feine Milderung erfahren haben) und die Herftellung einer Repräfen: 
tation ded ärztlichen Standes ungefähr nach Analogie ver Handels-, Gewerbe: und Abvoraten- 
fammern. In Vorbereitung find und follen durch ftändifche Zwifchenbeputationen für den nächſten 
Landtag vorberathen werden: die lange verſprochene, beim vorigen Landtage bereit vorgelegte, 
aber nicht zur Verhandlung gefommene neue Berfaffung für die evangelifch = proteftantifche 
Kirche (berubend auf dem Preöbyterial: und Synobalprincip, jedoch mit ftarfer Beimifhung 
von hierarchiſch⸗bureaukratiſchen Elementen), eine neue bürgerliche Proceßordnung, ein Gefeg 
über eine Berwaltungsreorganifation, welches endlich den fhon vor 16 Jahren vom jegigen 
Minifterium angekündigten Grundfägen einer durchgeführten Trennung der Verwaltung von 
ber Juſtiz und einer gröfern Selbftverwaltung des Volks in Gemeinden und Bezirken einiger: 
maßen gerecht werben zu follen fcheint. 

Am 9. Aug. 1854 fand ein Thronwechſel ftatt. König Frievrih Nuguft II. verunglüdte auf 
einer Reife in Tirol, inden beim Hinabfahren von einer Anhöhe die Pferde durchgingen, er aus 
bem Wagen gefchleudert und durch ven Hufichlag eined der Pferde am Kopfe tödlich getroffen 
ward. Sein Bruder beftieg als Sohann I. den Thron. Es fand aber weder ein Syſtemwechſel, 
noch auch jelbft nur ein Perſonenwechſel im Minifterium dabei ftatt. Wohl aber traten einige 
Berfonalveränderungen in dem legtern infolge anderer Umftände ein. Im Jahre 1853 ſchied 
der damalige Minifter des Innern, Breiherr von Friefen, aus, angeblih wegen Meinungs: 
verſchiedenheiten in Bezug auf Sachſens Verhalten in der Zollvereinskriſis. Freiherr von Beuft 
übernahm zu dem Minifterium des Außern das Minifterium des Innern, gab dagegen dad des 
Eultus und Öffentlichen Unterrichts an Hrn. von Falfenftein, den frühern Minifter ded Innern 
(vor 1848) ab. Nah den Tode Zſchinsky's (1858) trat der bisherige Finanzminifter 
von Behr an die Spige der Juftiz, und flatt feiner übernahm Freiherr von Frieſen, der fomit 
wieder in dad Minifterium eintrat, die Finanzen. 

In dem Gefammtverhalten ver Regierung, beſonders ver politifhen Verwaltung, ging in 
den legten Jahren, etwa feit 1858, zum Theil wol infolge der damals in Preußen and Ruder 
gelangten freiern Richtung, fowie der bald darauf durch den italienifhen Krieg (1859) wieder: 
erfiandenen lebhaftern Bewegung der Geifter in Deutſchland, allmählich ein unverkennbarer 
Fortſchritt zu einer minder beengten, duldfamern Behandlung der Vorgänge des öffentlichen 
Lebens vor jih. Die eine Zeit lang gegen die Preffe und dad Vereinsweſen geübte Strenge lieh 
etwas nad; den bei den Maiereigniffen von 1849 GCompromittirten warb nunmehr nad) und 
nad ziemlich allen im Gnadenwege ein Erlaß oder eine Milderung ihrer Strafen, aud wol 
Wieverherftellung in ihre frübere bürgerlihe Stellung zutheil, während allerdings eine 
allgemeine Amneftie erft bei Gelegenheit der Geburt eines Prinzen, 26. Mai 1865, er: 
folgte. Gegen die deutſch-nativnale Bewegung, wie fie im Jahre 1859 wieder hervortrat, 
verhielt fi die ſächſiſche Regierung anfangs ziemlich feindfelig. Der Nationalverein ward 
zwar niöt geradezu in Sachſen verboten, allein die Theilnahme daran galt für einen ent: 
iheibenden Grund, 3. B. folden, die zu ſtädtiſchen Amtern, deren Beftätigung in ver Hand 
der Regierung liegt, gewählt wurden, dieſe Beftätigung zu verfagen. Dagegen erfannte die 
ſãchſiſche Regierung allmählich die Verbeſſerungsbeduͤrftigkeit ver alten Bundesverfaffung felbft 
an und machte ſchon jeit 1860 verſchiedene Vorſchläge in diefem Sinne, immer jedoch in ftreng 
föderaliſtiſcher Richtung, im Gegenfag zu den bumdesftaatlihen Beftrebungen der National: 
partei. Beſonders eifrig bemühten ſich für das 1863 von Öfterreich außgegangene Bundes— 
teformproject nicht bloß der fächftfche Minifter des Auswärtigen, Freiherr von Beuft, fondern 
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auch König Johann ſelbſt. Letzterer übernahm beim Fürſtencongreß zu Frankfurt a. M. die 
Miftion, eo. den König von Preußen, der diefer Zujammenfunft fern geblieben war, 
zum Beitritt zu bewegen, und unternahm auch dieſen Berfuch, jedoch vergeblich. In dem nach dem 
Tode König Friedrich's VII. von Dänemark (15. Nov. 1863) entflandenen Conflict wegen 
Schleswig: Holfteind ſtand die jächfifche Regierung in erfter Linie derjenigen deutjchen Regie- 
rungen, welche ebenfo wol zur Wahrung eines altbegründeten Rechts der Herzogthümer, als der 
wichtigften Intereffen Gefammtdeutihlands, enblich in Lbereinffimmung mit ven laut ausge⸗ 
fprochenen Wünfchen ver Nation die Lodreiftung ber Herzogthümer von Dänemarf verlangten 
und ein Vorgehen ded Deutfchen Bundes und ber beiden deutſchen Vormächte nach dieſem Ziel 
bin betrieben. In biefem Sinne vollzog Sahfen die vom Bunde ihm zugewieſene Antbeil: 
nahme an der, obfhon nicht nad) feinen Wünfchen beiäloffenen Greeution in Holftein (Sachen 
wollte flatt defien Occupation); in biefem Sinne erfüllte der ſüchſiſche Minifter von Beuft die 
ihm geworbene ehrenvolle Miſſion ald Bevollmädhtigter bed Deutſchen Bundes bei der Friedens⸗ 
conferenz zu London im Sommer 1864 mit ebenfo viel Feſtigkeit als Gewanbtheit. Durd das 
einjeitige Vorgehen der beiben deutſchen Großmächte, welche ſich dabei ganz außerhalb des 
Bundes, ja in directen Widerſpruch zu demſelben ftellten, andererfeitö durd die mangelnde 
Energie im Schofe des Bundes jelbft ward bie Abfiht Sachſens, die Angelegenheit als eine ge: 
fammtdeutfche zu behandeln, vereitelt. Das Ziel felbft, die Befreiung Schedwig = Holfteind 
von ber bänifchen Oberherrſchaft, ward freilich auf einem andern Wege — zum nicht geringen 
Theil wol mit infolge des Drudd, den das Drängen Sachſens und riniger andern Bunbes- 
regierungen nad einer foldhen Loͤſung der Frage dennoch auf die beiden großen Gabinete geübt 
hatte — erreicht, allein eben die Verſchiedenheit des eingefchlagenen Wegs, vollends aber bie 
nad} dem Frieden von Preußen eingefchlagene Bolitif betreffs der künftigen Stellung der Her: 
zogthümer brachte jehr bedauerliche Conflicte zwiſchen dieſer Macht und Sachen hervor. Da: 
gegen hatte die Übereinflimmung, worin ſich bei diefer wichtigen nationalen Brage die ſächſiſche 
Regierung von Anfang an mit der öffentlichen Meinung ihres Landes befand und welche fie auch 
fortwährend zu erhalten wußte, für das innere Staatdleben Sachſens die günſtige Folge, daß 
die Regierung ih mit den Volksgeiſte auch in andern Beziehungen mehr in Einflang zu fegen 
ſtrebte und daher mancher bis dahin noch feftgebaltenen beſchränkenden Richtung vollends ent- 
fagte. Died zeigte ih namentlih in Bezug nuf das Vereinsweſen. Sogar dem National: 
verein gegenüber ging man von der frühern Strenge ab; die Mitglieder deſſelben, die zu ftäbti- 
ihen Ämtern gewählt wurden, erhielten unvergögert die Beftätigung. Auch fonftige Misklänge 
aus der Reactiondzeit wurden nad Moͤglichkeit befeitigt. Nur zu Einem ſchien die Regierung 
fich immer noch nicht entſchließen zu können — zu einem Schritt, der Die 1850 vollzogene ein: 
feitige Aufhebung bed verfafiungsmäßigen Wahlgeſetzes von 1848 wenigftend nah Möglichkeit 
wieder ungefheben machte. Ginem Antrage auf Wieberberftellung jenes Geſetzes, den eine An- 
zahl liberaler Mitglieder ber Zweiten Kammer beim Randtage 1863 —64 Hellte, jeßten fowol 
die Mehrheit ver Kammer ald das Minifterium eine einfache Ablehnung entgegen. Gleichwol 
wirb fi dad Bedürfniß einer zeitgemäßern Zufammenjegung wenigſtens ber Zweiten Kamnıer 
(für die Erfte bevürfte ed nur geringer, durch die eingetretenen factifchen Abänderungen in den 
foctalen und wirtbfchaftlichen Grundlagen bed bortigen Bertretungsmobus bedingter Modi: 
ficationen) fchwerlich mehr lange zurüctweijen laffen. Es ift ein Ghrenpunft für Sadjen, das 
fonft überall mit in erfter Linie der geiftigen, namentlich der wirtbihaftlihen Vorwärtsbewe⸗ 
gung in Deutſchland ſteht, in einem fo wichtigen Punkte wie das Wahlgefeg — gewiflermaßen 
dem Gradmefler für die politifche Münbigkeit eines Volks — nicht länger eine der legten Stellen 
unter den deutſchen Staaten, nicht weit von Medienburg und weit felbft hinter Ofterreih * 
und Preußen, geichweige hinter Baiern, Baden oder Weimar, Gotha, Oldenburg einzuneb- 
men. Und endlich wird Die tiefe Wunde, melde durd die Vorgänge von 1850 dem Rrihtö- 
gefühl des Volks geichlagen worden, nicht eher vernarben, ald bis wenigfiend materiell, ſach⸗ 
ieh, diefe Vorgänge wieder rüdgängig gemacht worben jind. 

II. Geographiſche, ſtatiſt ifche und ſtaatsrechtliche Verhältniſſe Sachſens. 
Das Königreih Sachen erftredt ſich vom 29° 32’ bis 32° 43’ öfll. E., von 50° 10’ bis 51° 
28’ nördl. Br. Es umfaßt 271,915 Quadratmeilen und hat 163,5 Meilen Grenzen. Geine 
politifchen Grenzen wurben fhon im Gingange dieſes Artifeld angegeben. Cine natürliche 
Grenze beiipt ed nur im Süden und Südoſten in den voigtlänbiihen Bergen, dem Erzgebirge, 
der Sächſiſchen Schweiz und den lauſiher Gebirgen; im übrigem flacht es jih vom Süden nad 
dem Norden zu ab und enthält, aufer einer mäpigen Erhebung in der Mitte (dem ſächſtſchen 
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Mittelgebirge und dem ofchager Gebirge) gegen Norden bin ein außgebehntes Tiefland. Die 
höchſten Bunfte des Landes find der Fichtelberg im Erzgebirge, 3708 Fuß, der Hochwald bei 
Zittau, 2239 Fuß. Bon den Gewäffern gehören die meiften dem Flußgebiet ver Elbe an, nän- 
lich die beiden Mulden (mit ihren Nebenflüffen Zihopau, Flöha, Schwarzwaſſer u. ſ. w.), die 
Weihe und die Schwarze Elfter, die Pleiße und die Spree; nur bie Neiße fließt der Oder zu. 
Schiffbar für größere Fahrzeuge und auf längere Strecken, ſodaß fie ald Handelsſtraße dienen 
könnten, ift von allen diejen Gewäflern nur die Elbe. Bon fünftlihen Waſſerſtraßen beſitzt 
Sachſen nur eine Kanalſtrecke zur Verbindung dev Elbe bei Rieſa mit der Schwarzen Elſter 
(den gröbler Kanal) und ven Anfang eines Kanald, welcher die leipgiger Gewäfler unter ſich 
zum Theil fhon verbindet und in feiner meitern Fortführung (nad dem Project feines Gr- 

bauerd, Dr. Heine in Leipzig) auch mit der Saale verbinden foll. 
Das gefammte productive Areal Sachſens beträgt 2,632019 Ader. Davon find 50,5 Bror. 
Aderland, 11,3 Proc. Wiefen, 2 Proc. Weiden, 3 Proc. Gärten, 0,2 Proc. Weinberge, 
30,9 Bror. Wälder, O,12 Broc. Steinbrüde, O6 Bror. Teiche. Sachſen bedarf im Durchſchnitt 
jährlich eine Zufuhr von 1,800000 Etrn. landwirthſchaftlicher Produete; für den innern Ge- 
treideverfehr beſtehen 28 Getreidemärkte (zum Theil mit Broductenbörien). Was die Viehzucht 
betrifft, fo gab e8 1861 in Sachſen 98994 Pferde, 638460 Stüd Rindvieh, 371989 Schafe, 
270462 Schweine, 90881 Ziegen, 51330 Bienenftöde. Unter ven Gewerben ifl das ältefte, 
der Bergbau (ſchon feit dem 12. Jahrhundert), allerdings bei weitem das nicht mehr, was er 
in früberu Beiten geweſen; doch liefert er immerhin noch ziemliche Erträge ſowol an Silber als 
an Eiſen, Kobalt, Nidel und Zinn. Der Geſammtwerth der jährlichen Ausbeute kann auf 
ungefähr 1,800000 Thlr. gefhägt werben, die Zahl der beim Bergbau beſchäftigten Menſchen 
auf faſt 11000, wozu noch gegen 2000 Hüttenarbeiter fommen. Sehr bedeutend ift die Koh— 
lenproduction Sachſens; 1863 gab e# in den erzgebirgifhen Revieren (Zwidau, Würſchnitz, 
Flöha) zufammen 151 Steinkohlenſchachte mit einem Audbringen von über 25%, Mil. 
Zolletrn., im Werth von mehr als 2 Mil. Thlru. und über 7000 Arbeitern; im breäbener 
fünf verſchiedene Werfe mit einer Gefammetproduction von 6—8 Mill. Scheffeln, zu etwa 
1 Mil. Thlr. Werth mit 4—5000 Arbeitern (nad einer amtlichen Angabe aus dem Jahre 
1862 war das Gefammtausbringen an Steinfohlen in ſämmtlichen Bezirfen 22,232116 
Scheffel zum Werth von 3,344402 Thlen.) Braunfohlenwerfe zählte mar 157 (Davon 102 
im leipgiger Baffin). Die Zahl ver ſämmtlichen beim Kohlenbau befhäftigten Arbeiter beträgt 
gegen 15000. Das Ausbringen von Steinfohlen in Sachſen hat jih von 1830 —64 von 4 
auf 38 MIN. Etr. gefteigert, dad von Braunfohlen von 1 auf 4 Millionen. Fabriken und 
Babrifverlagsgefchäfte gab es 1855—56 1973 mit einem muthmaßlichen Gefhäftsumfag von 
52 Mill. Then. Davon kamen etwa 18 Millionen anf die Weberei, 11'/, auf die Spinnerei, 
4%/, auf die Sirumpfwirkerei, 2%, auf bie Spigenfabrifation, 1%/, auf die Gifenverarbeitung 
und Mafchinenfabrifation u.f.w. Im Jahre 1860—61 hatte ſich die Geſammtzahl der Babrif- 
geihäfte auf 2510 erhoben, darunter 125 Baummwollipinnereien, 220 Streichgarnfpinnereien, 
39 Kanımgarnfpinnereien, 349 Baumwollwebereien, 325 Wollmebereien, 124 Strumpf: 
mirfereien, 159 Beinmwebereien, 9 Seidenwebereien, 92 Poſamentgeſchäfte, 48 Spigenmanu: 
facturen, 99 Stidereimanufacuren, 10 Wahstuhfabrifen, 30 Manufacturen von Stroh: 
maaren und fünftlichen Blumen, 41 Beugbrudereien, 39 Holpwaarenfabrifen, 46 Bapier: 
fabrifen, 67 Inftrumentenfabrifen (davon 26 für Bianoforte in Leipzig), 31 für Metall- 
waaren, 75 Eifenwaarenfabrifen, 97 Maſchinenfabriken, 88 chemiſche Kabrifen, 79 Tabad8: 
fabrifen. Bucdorudereien gab es 1856 in Sachſen 110 mit 97 Schnellpreffen und 268 Hand: 
prefjen (in Leipzig 35 mit 66 Schnell- und 141 Haudpreſſen); fie befchärtigten 1900 Ber: 
fonen und verbraudten im Jahre «irca 16572 Ballen Papier. Dazu famen 54 Steindrude- 
reien, 18 Stahl- und Kupferdrudereien, 10 Schrift: und ebenfo viele Stereotopgießereien. 
Dampfmaſchinen zäflte man jhon 1862 1234 mit 46416 Pferbefraft (gegen 708 mit 16707 
Pferbefraft 1856). Eudlich zählte man im ganzen Lande etwas über 4000 Getreivemühlen, 
darunter 14 Danıpfmüblen, Branntweinbrennrreien über 600, Bierbrauereien liber 700, 
Rübenzuderfabrifen nur 2, welche nicht ganz 100000 Gtr. Rüben verarbeiteten. Das Duan- 
tum des gefelterten Weins betrug 1860 gegen 22000 Eimer. In dem drei leipziger Jahres- 
meffen wurden Ende der funfziger Jahre etwa 400000 Etr. Waaren zugeführt, davon etwa 
96 Proc. aus dem Zollverein. Der Bankverfehr ift vertreten durch die Leipziger Banf, die 
Ghenmiger Stadtbanf, die Allgemeine Deutfche Erebitanftalt, eine gang neuerdings errichtete 
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Bank zu Dresden, endlich ſpeciell für Mobiliſtrung des Grundbeſitzes die Landſtändiſche Ober- 
lauſitzer Bank, den Erbländiſchen Creditverein und zwei neuere Hypothekenbanken zu Leipzig 
Sehr zahlreich und mannichfaltig find die in Sachſen beſtehenden Verſicherungsanſtalten aller 
Art. Der Werth der bei der Landeöbrandverfiherungdanftalt verficherten Immobilien betrug 
ſchon Anfang 1863 über 320%/, Mill. Thlr. Das Afforiations- und Actienweſen überhaupt 
ift in Sachſen in hohem Grade entwidelt: am Jahresſchluß 1864 gab es in Sachſen 73 Actien- 
gefellichaften (davon 18 für Kohlenbau, 8 für Bergbau:, Sandſtein-, Schiefer:, Marmor und 
Stahlinduftrie, 7 für Berfigerung, 4 für Banfverfehr, 8 Eifenbahngefellihaften, 4 Actien- 
fpinnereien, 12 für Gasbereitung, 7 Brauereien, 2 Champagnerfabrifen, 2 Bapierfabrifen, 
1 Dampfihiffahrtögefellihaft) mit einem Gefammtfapital von etwas über 68 Mill. Thlrn., 
vertheilt auf 616832 Actien. Vorſchußvereine nad dem Syſtem von Schulze-Delitzſch gibt es 
bereits an vielen Orten und ed entftehen fortwährend neue. Sparfaflen beftanden Ende 1862 
119 mit einer Gefammteinlage von 22"/, Mill. Ihlm. Mit dem Buchhandel beſchäftigen ſich 
über 300 Handlungen. Zeitſchriften erſchienen 1863 273, darunter 109 politifhe Zeitungen, 
Intelligenz: und Amtsblätter. 

Die gefammte Länge der ſächſiſchen Eiſenbahnen im Jahre 1864 betrug 107,583 ſächſiſche 
Meilen, wovon 72,94 Meilen Staatsbahnen, die übrigen Privatbahnen. Das Anlagefapital 
der Staatöbahnen betrug etwas über 50 Mill. Thlr., das der Privatbahnen über 20 Millionen, 
zufammen ungefähr 70Y/, Millionen, durchſchnittlich für die Meile 696381 Thlr. Beförbert 
wurden auf allen diefen Bahnen 6,183208 Perfonen und 101,111160 Gtr. Güter. Die ge 
fammten Eifenbahnen Sachſens ergaben im Jahre 1863 einen Überſchuß der Ginnabmen 
(8,54030& Thlr.) über die Ausgaben (4,151986 Thlr.) von 4,391318 Thlen. 

Über den Elbhandel Sachſens liegen folgende flatiftifhe Notizen vor: 1863 paſſirten 
Schandau 6990 beladene Fahrzeuge, davon unter fählifher Flagge 1426; diefelben führten 
eine Geſammtlaſt von 8,584552 Etrn. an Frachtgut. Die Einfuhr nach Dresden auf der Elbe 
betrug 1862 6053 Fahrzeuge mit 5,412588 Ctrn.; die Ausfuhr 754 Fahrzeuge mit 874093 
Gtrn. Die Dampfihiffahrt beförderte 1863 zwifchen Dresden und Leitmerig (Meinif) 621317 
VPerſonen und hatte eine Frachteinnahme von 29541 Thlen.; zwifhen Dresden und Riefa, be- 
ziebentlih Torgau, 231824 Perjonen, mit einer Frachteinnahme von 2750 Thlen. ; zufammen 
alfo Berfonen 853141, Fradteinnahme 32291 Thlr. 

Die Bevölkerung des Landes betrug nach der neueften Zählung (3. Dec. 1864) 2,343994. 
mit Ausfchluß des zu diefer Zeit noch in Holftein befindlichen ſächſiſchen Bundescontingents von 
6802 Mann. Diefelbe vertheilt ſich auf die vier Kreisdirectionsbezirke wie folgt: Kreisbirer: 
tionsbezirk Dresden 615169, Leipzig 532689, Zwickau 872478, Bubifiin 316886. Bon 
jener Gefammtzahl leben in den Städten 887894, auf dem Rande 1,449298, ſodaß bie 
ſtädtiſche Bevölkerung nahezu 38 Proc., die ländliche etwas über 62 Proc. beträgt. Auf die 
Kreisdirectionsbezirke vertheilt ſich dieſes Verhältniß fo, daß die ftädtiiche Bevölkerung von ber 
Geſammtbevölkerung enthält: im dresdener 41,09, im leipziger 41,33, im zwidauer 41,98, im 
budifiiner dagegen nur 17,14. Bei der vorlegten Zählung, 1861, mar die Gefammtzahl ver 
Bevölkerung 2,225240, alfo 118754 weniger ald im vorigen Jahre, was einen Zuwachs von 
etwa 5°/, Proc. auf drei Jahre oder im Durchſchnitt etwa 17/,, Proc. auf das Jahr ergibt. Dieje 
Vermehrung ift eine ftärfere bei der ſtädtiſchen Bevölkerung gewefen als bei der ländlichen, 
denn 1861 betrug die erftere nur 36,83 Proc. der Gefammtbevölferung, 1864 dagegen 37,9. 
Bon den vier Kreisdirectionsbezirken hatte, wie ſtets, der zwidauer bie ftärffte Zunahme, es 
folgten dann ber dreöbener, leipziger, bubifjiner. Die Dichtigkeit der Bevölkerung beträgt ge: 
genwärtig für dad ganze Land 8648 Seelen auf 10000 Ader (9947, Ader=1 geograpbifche 
Duabratmeile), alfo ungefähr auf 1 geographifche Quadratmeile; 1861 waren e8 nur 8209, 
1858 evit 7812. Die größte Dichtigfeit findet fi in den ſchönburgiſchen Recefherrihaften 
(Kreisdirectionsbezirk Zwickau), nämlid 17329 auf 10000 Ader (1861 16336), bie ge: 
ringfte in der Anıtshauptmannfhaft Grimma (Kreidpirectiondbezirf Leipzig): 4680 (1861 
4525). Die Zahl ver Wohngebäude betrug 1864 im ganzen Lande 241853 (1861 236416), 
davon auf dem Lande 181533 (1861 178431), in den Städten 60320 (1861 57985). Auf 
je ein Wohnhaus kamen durchſchnittlich 1864 9,69 Bewohner (1861 erft 9,11). Die Vermeh— 
rung der Dichtigfeit in Bezug auf die Wohnungen trifft nur die Städte (mit einziger Aus— 
nahme der Dörfer unmittelbar um Leipzig, wo die leipziger Arbeiterbevölferug wohnt, in denen 
von 1861—64 eine Vermehrung um beinahe 22 Proc., alfo fürs Jahr über 7 Proc., ſtattge— 
funden hat). Sachſen befigt 15 Städte mit mehr ald 10000 Ginwohnern, nämlid: Anna: 
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berg 10537, Bauten 12485, Ehemnig 54827, Grimmigihau 12248, Dresden 145728, 
Freiberg 18877, Glauchau 19296, Leipzig 85394 (wozu noch die zum allergrößten Theil von 
Arbeitern, die in Leipzig ihren ftändigen Tagederwerb, oder von Gefhäftsleuten, die ebendort 
ihr Gefchäft haben, bewohnten Dörfer unmittelbar rings um die Stadt, die nad ber neue— 
ften Zählung 50725 Einwohner zählen, zu rechnen find), Meerane 15714, Meißen 10363, 
Plauen 18590, Reichenbach 10966, Werdau 10548, Zittau 14290, Zwidau 22432. Nach 
den Gonfeffionen vertheilte fih die Bevölferung nad der Zählung von 1861 (die von 1864 
ift in dieſem Punkte noch nicht veröffentlicht) fo: Lutheraner 2,175392, Römiſch-Katholiſche 
41363, Reformirte 4515, Deutfäfatholifen 1722, Anglitaner 233, Griechiſch-Katholiſche 
460, Siraeliten 1555. 

Sadjen ift eine conftitutionelle Monarchie. Die Krone ift erblid im Mannsſtamm des 
Fürftenhaufes nad) den Recht ver Erftgeburt und der agnatijchen Kinealfolge vermöge Abſtam⸗— 
mung aus ebenbürtiger Che. Nur bei Grmangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erbver: 
brüderung zur Nachfolge berechtigten Prinzen geht die Krone auf eine aus ebenbürtiger Che ab— 
ftammende weibliche Linie ohne Unterfchied des Geſchlechts über. Dabei entſcheidet die Nähe 
der Verwandtſchaft mit dem zulegt regierenden König, bei gleiher Nähe das Alter ver Linie, 
und in diefer wieder dad Alter der Perfon. Nach dem UÜbergange gilt wieder der Vorzug des 
Mannsſtamms in der Primogeniturorbnung. Der König wirb mit Zurüdlegung des achtzehn— 
ten Jahres volljährig. Die Regierungdverwefung, mo eine folde nothwendig, wird von dem 
nädften Agnaten geführt, der dabei an die Mitwirfung eines Regentſchaftsraths — ded Ge— 
fanmtminifteriumd — gebunden ift. Wenn ſich bei einem zunächſt nad) dem König zur Thron— 
folge bejtimmten Bamilienglied ein Hinderniß zeigt, welches demſelben die eigene Führung der 
Regierung unmöglih madt, jo ift noch unter der Regierung des Königs burd ein Staatd- 
gefeg über den Eintritt der fünftigen Regierungdverwefung zu entfcheiden. Tritt ein ſolches 
Hinderniß erft während der Regierung bed Königs oder beim Anfall der Thronfolge ein, jo 
fol binnen ſechs Monaten in einer von dem Gefammtminifterium zu veranlaffenden Berfamm: 
lung ſämmtlicher im Königreich anweſenden, nach zurücgelegtem einundzwanzigften Jahre voll= 
jährigen Prinzen des königlichen Haufes, mit Ausflug ded zunächft zur Regentſchaft berufe= 
nen Agnaten, auf vorgängiged Gutachten jener Behörde über den Eintritt der Negierungs- 
verwejung nad abfoluter Stimmenmehrheit ein Beſchluß gefaßt und folder den verfammelten 
ober auf diefen Grund hin zu berufenden Ständen zur Genehmigung vorgelegt werben. Sind 
nicht mindeftens drei fönigliche Prinzen zur Faſſung eines diesfalljigen Beſchluſſes gegenwärtig, 
jo werden die den Jahren nad älteften regierenden Häupter der Erneftinifhen Linie bis zur Er— 
füllung diefer Zahl zur Verfammlung eingeladen. Das königliche Haus befteht vermalen außer 
dem König Johann I. (geb. 12. Dec. 1801) aus drei männlichen Perfonen, nämlich dem Kron— 
pringen Albert (geb. 23. April 1828), älteftem Sohne des Königs, dem Prinzen Georg (geb. 
8. Aug. 1832), dem drittgeborenen Sohne ded Königd — der zweite, Ernſt, geb. 5. April 
1831, ftarb 2. Juni 1847 — und dem Prinzen Friedrich Auguft (geb. 25. Mai 1865), Sohn 
des Prinzen Georg. Der König ift das fouveräne Oberhaupt ded Staats; er vereinigt in ſich 
alle Rechte der Staatögewalt und übt fie unter den durch die Verfaffung feftgeftellten Beſtim— 
mungen aus. Als Aquivalent für die Nugungen des Domänenfonds bezieht er eine Givillifte 
(gegenwärtig 570000 Thlr.), die mit ven Ständen auf die Dauer der Regierung vereinbart 
wird. Die Verhältniffe ver Mitglieder des Königshauſes, die Befugniffe des Königs als 
Haupt ber föniglihen Familie find in dem Haudgejeg vom 30. Dec. 1837 georbnet. 

Dad Königreih Sachſen ift ein Glied ded Deutfhen Bundes. Es nimmt in der Bundes- 
verfammlung die vierte Stelle ein (nad) Baiern) und hat in der engern Berfammlung eine 
Birilftimme, im Plenum vier Stimmen. Das von ihm zu ftellende Bundedcontingent beträgt 
17344 Mann Infanterie, 2750 Dann Gavalerie, 1686 Mann Artillerie, 220 Mann Pion— 
niere und bildet die 1. Divifion ded 9. Bundedarmeecorpd. Zu den Bundesausgaben zahlt 
Sadjen nach ver Bundedmatrifel auf je 1000 Fl. 39,72 Fl. Sachſen gehört feit 1834 (durch 
den Vertrag vom 30. März 1833) zum Preußifch = Deutfchen Zollverein. Es hat 60 Meilen 
Grenzlänge, verwendete im Jahre 1863 auf den Grenzfhug, die Erhebung der Grenzzölle 
u. j. w. einen Koftenbetrag von 150275 Thlrn., vereinnahmte für den Zollverein 2,422372 
Thlr., erhielt auf jeinen Theil 1,373217 Ihlr., hatte mithin herauszuzahlen 1,049155 Thlr. 
Desgleichen ift Sachſen Mitglied des Deutich = Ofterreihiichen Poſt- und Telegraphenvereins. 
Die Staatötelegraphen hatten 1863 eine Yänge von 138 Meilen und beförberten in Einem 
Jahre 179655 Telegramme, darunter 91245 interne. Die Poft ſpedirte 1864 15,961426 


38 Sachen (Königreih) 


Driefe, 2,561143 Bahrpoftfendungen ohne Werthangabe, 1,560403 Werthfendungen von 
236,853435 Thlrn. leiftete 247247 Baarzablungen im Betrage von 1,980862 Thlrın. Maß 
und Gewicht jind geordnet durch das Gejeg wegen Einführung eines allgemeinen Landesgewichts 
(1858) ; im Münzweſen ift Sachſen dem Müngvertrag, den die meiften beutihen Staaten 1854 
ſchloſſen, beigetreten. Maßeinheit ift der leipziger Fuß (= 0,8319 franzöfifhe Meter), Ge- 
wichtdeinheit das Zollpfund (= 500 franzöſiſche Gramme), Münzeinheit ver Thaler (= Yu 
Zollpfund fein Silber). 

Das ordentliche Budget Sachſens für jedes der Jahre 186466 betrug a) Ausgabe: all 
gemeine Staatsbedürfniſſe 4,357726 Thlr. (davon tranfitoriih 169648 Thlr.), Gefamnit: 
minifterium und Dependenzen 31890 Thlr. (tranfit. 2400 Thlr.), Departement der Juſtiz 
591147 Thlr. (tranüt. 9655 Thlr.), Departement des Innern 1,051026 Thlr. (tramfit. 
92514 Thlr.), Departement der Finanzen 537963 Thlr. (tranfit. 47589 Thlr.), Militär: 
departement 2,305442 Ihlr. (tranfit. 10567 Thlr.), Departement des Gultus und öffent: 
lien Unterrichts 498515 Thlr. (tranfit. 100845 Thlr.), Departement des Auswärtigen 
98745 Thlr. (tranfit. 7300 Thlr.), Beiträge zu ven Ausgaben ded Bundes 35000 Thlr., 
PBenfiondetat 596910 Thlr. (tranfit. 12514 Thlr.), Bauetat 3,454620 Thlr. (tranfit. 
2,543200 Thlr.), Refervefonds 100000 Thlr. ; zufammen Ausgabe eines Jahres 13,558984 
Thlr, (tranfit. 2,996232 Thlr.). b) Einnahme: von Domänen und andern Befigungen 
1,471740 Thlr.; von den Regalien und den damit verbundenen Verkehrs-, Fabrifationd- und 
Debitdanftalten 3,006540 Thlr. ; Kapitalginfen, Adminiftrations= und zufälliges Ginfommen 
1,272528 Thlr.; ordentliche divecte Abgaben 2,230800 Thlr.; ordentliche indirecte Abgaben 
2,790000 Thlr.; außerordentliche dgl. (Zuſchlag zur Stempelfteuer) 320000 Thlr.; zuſam— 
men 11,091608 Thlr. Darüber: Zufag aus den verfügbaren, foweit nöthig durch befondere 
Greditmapregeln zu verftärfenden Beftänden des mobilen Staatsvermögens 2,567376 Thlr. 

Die Staatöfhuld umfaßte im Jahre 1863 folgende Boften: 1830 creirte Zproc. Obliga= 
tionen 6,157350 Thlr.; 1847 creirte Aproc. Staatöfchuld : Kaffenfcheine 8,479500 The. ; 
1852, 1855, 1858, 1859 und 1862 creirte Apror. dgl. 38,118000 Ihlr.; 1855 creirie 
3proc, dgl. 4,365600 Thlr.; Sächſiſch-Schleſiſche Eiſenbahnactienſchuld 3,576700 Tbhlr. ; 
zufammen 60,697150 Thlr.; hierzu noch ältere Schuld 14487 Ihlr. ; unverzinsliche Kaffen- 
billets 7 Mill. The. ; Gefammtfumme 67,711637 Thlr. Der größte Theil diefer Schuld ift 
probuctiv, namentlid in ben ausgedehnten Staatdbahnen, angelegt. Für vie blühenven Fi— 
nanzen und den immerfort fleigenden Wohlftand des Landes zeugt die beveutende Summe ber 
Mehreinnahmen, welche ſich regelmäßig über die Voranſchläge hinaus ergeben. Diefelben be: 
trugen für die Periode 1861—63 nahezu 8"/, Mill. Thlr., alfo für das Jahr mehr ald 
2,800000 Thlr. Ein ſehr bedeutender Theil dieſer Mehreinnahmen fließt aus den Staats: 
eifenbabnen, melde z. B. 1862 2,661753 Thlr. Reineinnahme gewährten. Das unbeweg: 
lie Staatövermögen wird geihägt auf nahezu 93 Mil. Thlr., davon über 37 Mill. Thlr. 
Eifenbahnen, über 30 Mill. Thlr. Borften. 

Die Hauptitant Sachſens ift Dresden, die einzige Feſtung ded Landes der Königftein. 
Die fähfifhe Armee befteht ans 25396 Mann nebft 1232 Nichtcombattanten. Es findet 
allgemeine Wehrpflicht (mit ganz geringen Ausnahmen), jedoch mit Stellvertretung im Frie— 
den, ftatt. Das Einftandsgeld beträgt gegenwärtig 300 Thlr. Die Dienftzeit ift acht Jahre, 
und zwar jechd Jahre in der activen Armee, zwei Jahre in der Kriegsreſerve; die Dienftzeit in 
der letztern kann unter Umſtänden abgefürzt werben. 

Das Schul- und Unterrichtsweſen Sachſens gehört anerfanntermaßen zu ben beftorganifir: 
ten. Das Volksſchulweſen anlangend, fo hatte Sachſen 1860 275 Stabtfchulen mit 128046, 
1741 Landſchulen mit 243934 Kindern; 8 evangelifche und 1 Fatholifches Schullehrerieminar 
und 1 2ehrerinnenfeminar; 1 Turniehrerbildungsanftalt, 2 Taubftunsmenlehranftälten (in 
Dresden und Leipzig). Für die gewerbliche Bildung des Volks forgen 1 Polytechnikum zu 
Dresden, 1 höhere Gewerbſchule zu Chemnig, 1 Werfmeifterfhhule ebenda, 5 Baugewerfen- 
ſchulen, ferner eine Anzahl von Kiöppelfjulen im Obererzgebirge; für die gelehrte und die fo: 
genannte veatiftifche 11 Gelehrtenſchulen und 7 Realſchulen. Die Univerſität Leipzig wird rvegel- 
mäßig von etwa 1000 Stubirenden befuct (im Sommer 1865 genau 1000), wovon gegen 
ein Drittel Ausländer. Mit ihr verbunden iſt die 1846 zu Leibniz’ Gedächtniß geftiftete Aka— 
demie der Wilfenfhaften. Ihr Ausgabretat beträgt etma 120000 Thlr., wovon der Staat 
faft die Hälfte zufchießt. Endlich gibt es eine Bergakademie zu Freiberg, eine land= und forft- 
»irthſchaftliche Anſtalt zu Tharand (woneben die fandmwirthfchaftliche Brivatanftalt des Direc- 
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tors Vogeley zu Plagwitz bei Leipzig im Anſchluß an die Univerſität beſteht), ein Cadettenhaus 
und eine Artillerieſchule, ein Inſtitut zur Bildung von Stenographen, eine Chirurgiſch-Medici— 
niſche Akademie und eine Thierarzneifchule zu Dresden, zwei Erziehungs: und Befferungsanftal: 
ten zu Bräunsdorf und Großherinerädorf. Größere Öffentliche Bibliotheken gibt es in Dresden 
(die königliche) und Leipzig (Univerſitäts-, Stadt-, Pölig’sche Bibliothek), Anftalten für bil— 
dende Kunft in Dredven und Leipzig, Gemäldefammlungen ebenfalld an beiden Orten, in 
Dreöden auferben noch viele andere Kunſtſammlungen. 

Sachſen hat vier Orden: den Haudorben der Rautenkrone (geftiftet 20. Juli 1807), den 
Givilverdienftorden (7. Juni 1815), den Albrechtsorden (31. Dec. 1850) und den militäri: 
ſchen St.-Heinrichsorden (7. Oct. 1736). 

Die Regierung des Landes wird verfehen durch ſechs Miniſterialdepartements: des Innern, 
bed Auswärtigen, ber Finanzen, der Juſtiz, des Cultus und öffentlichen Unterrichts und des 
Kriege. Daneben beiteht noch ein Minifterium des Föniglihen Hauſes. Die im Gejammt: 
minifterium vereinigten Departementöminifter bilden die oberfte Staatsbehörde. Die vier in 
Evangelicis beauftragten Minifter üben die landesherrliche Gewalt über die evangelijchen Glau: 
bensgenoſſen an Stelle des (meil fatholifchen) Landesherrn, während das katholiſche Kirchen— 
wefen unter einem apoftoliihen Vicariat ſteht. Es befteht ferner ein Stanterath als berathende 
Behörde in allen vemjelben vom König zugewiefenen Angelegenheiten, beſonders Geſetz- 
gebungsjahen — zufammengefegt außer den Miniftern und den vom König dazu berufenen 
königlihen Bringen, aus Mitgliedern, welche ber König ald orveutlidhe oder außerordentliche er: 
nennt — ferner ein Staatägerihtöhof für Auslegung der Berfaffung und für Minifteranklagen, 
deſſen Mitglieder zur Hälfte der König aus den höhern Gerichtshöfen ernennt, zur «Hälfte die 
beiden Kammern wählen. Der Regierung zur Seite, mitgefeggebend und controlirend, ftehen 
die zwei Kammern (in ber oben unter II. näher bezeichneten Zufammenjegung und Wirk: 
ſamkeit); daneben beftehen noch in der Oberlaufig Provingialflände, in den Erblanden Kreis- 
ftände, eine Vertretung lediglich der Ritterfhaft und der Städte; ihr Beruf ift ein verwalten: 
der und berathender für gewiſſe Angelegenheiten ver einzelnen Kreife. 

Die Juſtiz wird geübt durch 1 Oberappellationdgeriht, 4 Appellationsgerichte, 17 Be: 
zirfögerichte und 122 Gerichtsämter (nachdem dieſe Gerichtdorganifation im Jahre 1865 aud 
für die jhönburgifchen Herrihaften eingeführt ift), daneben nod für das Militär ein Ober: 
friegögeriht und mehrere Kriegägerichte; für die Verwaltung beftehen unter den Minifterien 
(abgeſehen von den verſchiedenen Specialverwaltungen der Forſten, ded Bergweiend u. f. w.) 
4 Kreidbirestionen und 14 Amtshauptmannſchaften, wozu dann in unterfter Inftanz wiederum 
die Gerihtöämter und beziehentlih die Gemeindebehörben fommen. Außerdem find dem Mi- 
nifterium bed Innern untergeben für befondere Zwecke der Verwaltung und der Landeöwohl- 
fahrt: ein Statiftifhes Bureau, ein Landesculturrath (in organischer Verbindung mit den 
landwirthſchaftlichen Vereinen), die vier Handeld: und Gewerbefammern und das ganz neuer: 
dings in Verbindung mit den ärztlichen Kreiövereinen eingerichtete Dbermedicinalcollegium. 
Unter dem Minifterium ded Außern ſtehen 26 Gejandte und 65 Gonfuln. 

Literatur. Weiße, „Kurſächſiſche Gefhichte” (7 Bde., Leipzig 1802—12); Pölig, 
„Geſchichte des Königreihs Sachſen“ (Leipzig 1817); Böttiger, „Geſchichte des Kurſtaats und 
Königreihd Sahjen’ (2 Bde., Hamburg 1836); Gretſchel, „Geſchichte des ſächſiſchen Volks 
und Staatd’, fortgejegt von Bülau (3 Bde., Leipzig 1841—53). Bon den Territorialverände- 
rungen Sachſens gibt Tutſchmann's, Atlas zur Geſchichte der ſächſiſchen Länder‘ (Grimma 1853) 
eine Überfiht. Vgl. noch, Zeitſchrift des Statiſtiſchen Bureau”; Jobary, „Statiftif und Lage der 
Induſtrie und des Handels im Königreih Sachſen“ (3 Abıh., Leipzig 1865) ; 5. Lange’ „Atlas 
von Sachſen“ (12 Karten nebft Text, Leipzig 1860—61). R. Biedermann. 

Sächfifche Herzogthümer. (Gemeinjame Entwidelung; neuere Geſchichte; 
Statiftif.) Im der Mitte Deutſchlands liegt der Boden ver ſächſtiſchen Herzogthümer. Es 
dehnt ſich derfelbe vom obern Main und von der Rhön hinauf bis zum Firſt des Thüringer: 
waldes und von da hinab über die mittlere thüringer Saale bis zur Pleiße und zur voigtländer 
Platte und umfaßt fomit den nörbliden Saum von Franken, den füdligen und öftlidhen 
Strich von Thüringen und bad Ofterland, drei anmutbige, an Bergen, Hügeln und Ebenen, 
an Wald, Feld und Wiefenauen meift geiegnete, in Handel, Landwirthſchaft und Gewerben, 
in Kunft und Wiſſenſchaft thätige und blühende Gebiete. Als ein inneres Glied der deutſchen 
xande ift dieſer Landftrih nah Natur und Hiftorifher Nothwendigfeit mit den umliegenden 
Bauen in fteter Wechſelwirkung geweſen und hat fomit einen Lebendfaden innerer und äuße— 
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rer, aus der eigenen Natur und von ber Fremde her bewirkter Erregtbeiten, deren bebeut- 
famfte Züge in ver Gejchichte der Erneftinifchen Kürften des Landes zur Anfhauung fommen. 

Der deutſche Volksſtamm, welcher hier urfprünglich ſaß und ſich bis heute nad mannich- 
fachen Umgeftaltungen erhalten und der hier in Boden und Natur feine Eigenthümlichfeit ge= 
wonnen und gewahrt hat, ift das thüringifche Voll, Es Hat vaffelbe im Norden des Thüringer 
walded, feiner eigentlichen uralten Heimat, im Lauf der Zeiten alle hinzugetretenen Elemente 
forbifcher und anderer deutſchen Volksſtämme in ſich aufgelöft; dagegen im Süden des Waldes 
ift das fränkiſche Volk der überwiegende, alles in fi aufnehmende Bervohner geworden. 

Als gebietende Herren dieſes Landfrihs folgten aufeinander die Hermunduren oder Thü— 
ringer (bi8 529), die Franfen (bi circa 910), das Ludolfiſche Sahfenhaus, verſchiedene 
fleinere und größere Territorialherren, darunter im Norden: ded Thüringerwaldes (im eigent: 
lihen Thüringen) von 1030— 1247 die Ludwig =landgräflihe, im Süden des Waldes (Fran= 
fen) von 1037 — 1583 die gräflich hennebergiſche Familie, darauf wie dort fo hier die wettiner 
Fürften, dort 1247 über das ganze Land, bier aber allmählih (1245, 1355, 1374, 1555 
und 1583) Stück um Stück gewinnend, und endlich unter den Wettinern das Erneftinifche 
Fürftenhaus, 

Die Söhne des Wettiner Friedrich des Sanftmüthigen, der Kurfürft Ernft und fein 
Bruder Herzog Albert, theilten den 26. Aug. 1485 ihre jähliihen Lande. Diefe Spaltung 
des wettiner Bürftenhaufes in zwei Linien (Albertinifche und Erneſtiniſche) und der ſächſiſchen 
Lande, von denen Gruft außer der Kur den thüringifchen Theil, Albert den meißnifhen Theil 
mit Kamburg erhielt, ift feitvem dauernd geblieben. Die Eriftenz und Grundlage der Erneftini- 
ſchen Fürſtenthümer jchuf aber ein trauriges Ereigniß des Jahres 1547. Infolge des bekann— 
ten Schmalfalbifchen Religionskriegs wurde der Kurfürft Johann Friedrich der Großmüthige, 
der Enkel des Kurfürften Ernft, in der Schlaht bei Mühlberg 1547 gefchlagen und gefangen 
genommen, von dem Kaifer zum Tode verurtHeilt und fein Bruder Herzog Ernft, dem feit 
1541 die Pflege Koburg überlaffen war, wegen feiner Betheiligung am Kriege in die Reichs— 
acht erklärt, und dazu wurden ihre Lande für confiscirt audgefprocdhen und dem Herzog Morig 
von Sachſen, an den auch die Kurwürde gelangte, überwieſen. Zwar wurbe weber dad To— 
desurtheil noch die Reichsacht vollzogen, indeß beide Fürften mußten fi ver Wittenberger Ga= 
pitulation ) vom 19. Mai 1547 unterwerfen, nad) deren Art. 13 den brei Söhnen des ge: 
fangen gehaltenen Kurfürften Johann Friedrich ein jährlices Einfommen von 50000 #1. Rh. 
aus beftimmten Beiigungen in Thüringen, die zu einem felbftändigen Fürſtenthum erhoben 
wurden, zugelihert und dem Herzog Johann Ernft feine Pflege Koburg mit Ausſchluß des 
Schloſſes Königsberg, das an den Markgrafen Albrecht von Brandenburg fiel, belaffen wurde. 
Diejed fundamentale Beiigthum: „Das Amt Gerftungen, das Amthaus Breitenbach, der 
ihon früher befeffene Antheil an Berka, Stadt Eifenah, Schloß und Amt Wartburg, der 
jchöte Theil an Treffurt und an Salzungen, Amt und Schloß Kreuzburg, Amt, Schloß und 
Stadt Weimar, Amt und Schloß Tenneberg, Stadt Walteröhaufen, Stadt Kahla, Schloß 
und Amt Leuchtenburg und Roda, Stadt Orlamünde, Amt und Stadt und Schloß Jena, 
Schloß, Amt und Fleden Gapellendorf, Schloß, Amt und Dorf Roßla, Schloß und Amt 
Wachſenburg, das Geleit zu Winzendorf, Amt, Schloß und Flecken Dornburg und Amt Kam— 
burg (beide vorher Herzog Morig gehörig), Stadt Buttftädt, Stadt und Amt Burtelftädt, 
Theil am Schaggeld und Geleit zu Erfurt, die Jagohäufer und Dörfer Friedebach, Hummels— 
hain und Trodenborn, die Amter Arnshaugf, Weida und Ziegenrüdf und die Klöſter Georgen 
thal, Haugsborf, Reinhardsbrunn, Eutersberg, Ichteröhnufen, Bürgel, Lausnig und 
Waldich; außerdem noch Stadt, Schloß und Amt Gotha und das böhmiſche Lehn Saalfeld‘’ 
wurde durch den Naumburger Vertrag vom 24. Febr. 1554, der die Wittenberger Gapitulation 
beftätigte, um Altenburg mit Yuda und Schmölln, um Sachſenburg, Pösneck und den größten 
Theil der Ämter Herbisleben und Eifenberg und 1583 um die Grafichaft Henneberg : Schleu: 
fingen, welche zufolge des zu Kahla am 1. Sept. 1554 zwifchen Henneberg und den Erneftinern 
abgefchloffenen Erbverbrüderungsvertrags an die Erneftiner fiel, vermehrt, freilich auch wieder 
1567 um die Amter Sachſenburg, Weida, Arnshaugk und Ziegenrüd (die drei legtern kamen 
1815 wieder zurüd) und 1660 bei ver endlichen Theilung der Grafſchaft Henneberg um Schleu— 
fingen, Suhl, Kühndorf, Benshaufen und Klofter Veßra verfürzt. 

Died Ganze blieb zwar dem Erbrecht nach eine Einheit, nicht aber in ver Wirklichkeit, weil 


1) Dgl. Glafey, Kern der fächfifchen Gefchichte, S. 835. 
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die Erneftiner das Iheilungsprincip noch lange aufrecht hielten; ed wurde daher das Land oft 
im Wechſel der Fürftenhäupter in bald mehr bald weniger Theile zerſchnitten und befteht zur 
Stunde no aus vier Theilen: Sahfen: Weimar, Sachen: Meiningen, Sachſen-Koburg— 
Gotha und Sahfen= Altenburg. Die Theilungen, welde in der Periode von 1554 — 1638 
erfolgten, find nur noch hiſtoriſch bedeutſam; erft nachdem alle Landestheile in den Jahren 
1638 und 1672 an Eine Linie (an die Söhne des Herzogs Johann) zurüdigefallen waren, ge: 
ſchah 1640, 1645 und 1672 die Haupttheilung in die beiden Linien Sadhfen Weimar und 
Sadjen-Gotha, welde die Grundlage der noch jegt beftehenden ſächſiſchen Herzogthümer bildet. 
Im wejentlichen hat man bei all diefen frühen Theilungen das alte ſächſiſche Hausgeſetz (nad 
den Graden) ald Norm angejehen. 

Im Jahre 1566 nahmen des Kurfürften Johann Friedrich ded Großmüthigen zwei Söhne, 
die Herzoge Johann Friedrich der Mittlere und Johann Wilhelm eine Mutſchiruug ihrer Lande 
vor. Während verfelben fiel jener infolge feiner Verwidelung mit dem fränfifchen Ritter Wil- 
helm von Grumbach in die Reichsacht, welche Kurfürft Auguft von Sachen vollitredte. Der 
fiegreihe Grecutor erhielt ald Kriegskoſtenentſchädigung die im Jahre 1567 ven Erneftinern 
übertwiefenen vier Amter, ver befiegte Herzog dagegen lebendlänglihe Gefangenfhaft. Das 
übrige Land wurde feinem Bruder Johann Wilhelm und feinen auf dem Reichstage zu Speier 

‚in das väterliche Erbe wieder eingefegten zwei Söhnen, Johann Kafimir und Johann Ernft, 

belaffen. Der Oheim und feine beiden Neffen theilten fofort auf Grund forgfältig gearbeiteter, 
noch jegt wichtiger Amteranſchläge (Portiondanfhläge) ven 6. Nov. 1572 ihr Land, wobei 
jenem die weimarifche Bortion mit Kamburg und mit dem Stift Saalfeld, diefen die foburgifche 
Portion zufiel. Aber auch die Neffen theilten ihre Portion, von der Johann Kafimir die Pflege 
Koburg mit Römhild, Johann Ernft Eiſenach mit der Hälfte Salzungen übernahm. Beide in: 
deſſen flarben unbeerbt, und dadurch erloſch 1638 diefer unglückliche Bürftenzweig. Ihr Land 
fiel an ihres Oheims Nachkommen, welche es 1640 halb zu Altenburg und halb zu Weimar 
ſchlugen. Doch aud die weimarifche Portion entging der Theilung nit. Zwar verwaltete 
von Herzog Johann Wilhelm’s zwei Söhnen, Friedrich Wilhelm und Johann, der ältere nad) 
Vereinbarung mit dem jüngern anfänglich das Ganze, indeß 1603 (13. Nov.) theilten vie 
Söhne des ältern mit ihrem Oheim Herzog Johann ihr gemeinfhaftlihes Erbland, von dem 
jene Altenburg erhielten, viefer Weimar. Da die Eoburg = eifenadher Linie 1638, die alten- 
burger 1672 ausftarb, jo Fam das Ganze an dad Haus Weimar, reſp. an Herzog Johann’s 
(geft. 1605) Söhne zurüd. Im Jahre 1640 waren von deſſen 11 Söhnen (ſechs berühmt, 
darunter Bernhard der Große) nur noch drei, Wilhelm, Albreht und Ernft, am Leben und 
dieſe gründeten damals drei befondere Fürftenthümer: Sachjen- Weimar, Sahfen  Eifenad) 
und Sachſen-Gotha; indeß bereitd 1664 erlofch die eiſenacher Linie und es blieben nun Sachſen⸗ 
Deimar und Sachſen-Gotha, alfo zwei fürftlihe Häufer, jenes vom Herzog Wilhelm, diejes 
vom Herzog Ernft dem Frommen gegründet, die ſtammhaltenden jächfifch= erneftinifchen Für— 
ftenthümer, weldye 1672 Altenburg beerbten und feitdem im Bejig des ganzen urjprünglichen, 
überbies 1660 durch jieben Zmwölftel der Grafichaft Henneberg und 1815 durch ein 31 Qua: 
vratmeilen großed Gebiet vermehrten Erneftinifchen Ländercompleres find. 

Die Hürftenhäufer beider Erneftinifchen Linien beigen in Gemeinfhaft das Hausarchiv zu 
Weimar, die Belehnung der Grafen und Herren, die Univerfität, das Oberappellationdgericht, 
den Schöppenftuhl und ein ftatiftifches Bureau zu Jena. Das im Jahre 1816 (8. Det.) von 
den großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen und fürſtlich reußiſchen Käufern errichtete gemein: 
Ichaftlihe Oberappellationsgericht zu Jena, dem auch fpäter die ſchwarzburger Fürſtenthümer 
und dad ganze Anhalt beigetreten jind, bildet das oberfte Juſtiztribunal diefer Länder, Ihm 
ſteht die ſchiedsrichterliche Entfcheidung über alle zwiſchen ven zu demſelben vereinbarten höchſten 
Höfen vorfommenden, um reines Mein und Dein, keineswegs politifche Verhältniſſe betref— 
fenden Rectöftreitigkeiten zu. In all denjenigen bürgerlichen Rectöftreitigkeiten, in welchen 
nad) der Gerihtöverfaffung eine Berufung an die dritte Inftanz geftattet ift, bildet es in der 
Regel die oberfte und legte Inftanz. In Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit entfcheidet es 
in zweiter und legter Inftanz, wo das Appellationögericht die erfte Injtanz ift. Bezüglich ver 
Strafrechtspflege entfcheidet es ald Caſſationshof über die an daſſelbe gelangenden Nichtigkeits— 
beſchwerden, ferner über die Appellation gegen Erfenntniffe des Appellationsgerihts hinſichtlich 
der Dienftentfegung Öffentliher Diener und über die Anklagen gegen höhere Staatödiener we— 
gen Verfaflungsverlegungen. Das früher gemeinfhaftlihe Senioratsamt Oldisleben ift im 
Jahre 1821 gegen Entihädigung von den Käufern der gothaiſchen Linie an Sachen = Weimar 
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abgetreten worden, Gemeinjchaftlih haben in ihrem Titel ver Großherzog zu Sachſen-Wei— 
mar-Eiſenach, Die Herzoge zu Sachſen Meiningen und Hildburghauſen, zu Sachſen-Koburg— 
Gotha und zu Sachen Altenburg: „Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefür- 
ſteter Graf zu Henneberg‘‘; außerdem die drei Herzoge no: „Herzog zu Jülich, Kleve und 
Berg, auch Engern und Weſtfalen, Graf zu Mark und Ravensberg, Herr zu Ravenſtein“; 
dagegen beionderd noch Sadhjen - Weimar: „Herr zu Blankenhain, Neuftabt und Tauten— 
burg“; Sadjen: Meiningen: „jouveräner Fürſt zu Saalfeld, Graf zu Kamıburg, Herr zu 
Kranichfeld“; Sahbjen: Koburg: Gotha: „Fürſt zu Lichtenberg, Herr zu Tonna.” Wie im 
Titel, fo führen die ſachſen-erneſtiniſchen Höfe au in ihrem Wappen Gemeinjanes und. Be- 
fondered. Als Gemeinſames haben fie in ihrem Schild einen Mirtelfhild wit dem ſächſiſchen 
Rautenfranz und außerdem den thüringer und den meißener Löwen und die hennebergiiche 
Henne. Zur Yandesfarbe hat Sadhien: Weimar Grün und Orange, die brei Herzogthümer 
Grün und Silber. In Sachſen-Weimar beftebt der 1732 geitiftete, 1815 ermeuerte Orben 
zum weißen Balfen mit drei, in den Herzogthümern der 1833 geftiftete erneftinifche (gothaiſche) 
Hausorden mit vier Klaffen. Die jegtregierenden Fürften der vier/Erneftinifchen Käufer firhen 
bezüglich der Entiernung von ihrem gemeinfamen Stanımvater, dem Herzog Iohann (gef. 
1605) in verichiedenen Graden und zwar Sadhfen - Meiningen im fünften, Koburg: Gotha 
im fiebenten, Weimar und Altenburg im achten Grade. Nach dem Alter des Lebend und der 
Regierung find: Herzog Bernhard zu Sahfen-Meiningen, geb. den 17. Der. 1800, furcebirte 
ben 24. Der. 1803 (übernimmt den 17. Dec. 1821 die Regierung); Herzog Ernſt IL. zu 
Sachſen-Koburg- Gotha, geb. den 21. Juni 1818, fuccedirte den 29. Jan. 1844; Groß: 
berzog Karl Alerander zu Sahjen: Weimar, geb. den 24. Juni 1818, fuccedirte den 8. Juli 
1853; Herzog Ernft zu Sadjen : Altenburg, geb. den 16. Sept. 1826, fuccebirte den 3. Aug. 
1853. Nad den Berfaffungen ihrer Länder, foweit biefelben übereinftimmen, üben bie re: 
gierenden Fürſten die Rechte der Staatögewalt und Regierung, namentlich die vollzie hende Ge— 
walt unter Mitwirkung eines Staatsminifteriums aus, treffen Die zur Ausführung der Gefege 
nöthigen Anordnungen, ernennen alle Staatöbeanten, leiten und überwachen die Landes: 
verwaltung und ſchließen — eventuell unter Mitwirkung der Landesvertretung — Verträge mit 
andern Staaten ab, üben das Recht der Ertheilung von Auszeichnungen und Würden, ber 
Dispenfationen, der Aufhebung oder Milderung erfannter Strafen und jelbft der Befreiung 
Angeihuldigter von Unterfuhungen. Ebenſo übereinftimmend fönnen nad den Staatögrund: 
gejegen neue Geſetze nicht gegeben, beftehende nicht fuspendirt, aufgehoben, abgeändert oder 
authentiſch ausgelegt; neue.oder vermehrte Steuern und Abgaben nicht aufgelegt, fowie neue 
Anleihen auf die Staatskaſſe (veip. die Domänenkaffe) nicht aufgenommen; Beftandtheile des 
Staatd= und Domänengutö nicht veräußert, auch Papiergeld nicht creirt werben ohne vorand- 
gegangene Beratbung und Genehmigung bed Landtags. Die Einnahmen und Ausgaben bes 
Staats müffen auf Boranihlägen beruhen, melde vom Landtag zu genehmigen fiud. Es kön— 
nen daher bereitö beflandene Steuern und Abgaben nur injomweit forterhoben werden, als fie 
von dem Landtag nad den Boranfclägen und Abgabengefegen vor Beginn einer jeven Binanz- 
periode weiter verwilligt find. Überſchreitungen der Voranſchläge in ven Ausgaben bedürfen 
der nahträglichen Genehmigung des Landtags. Liber Einnahmeüberſchüſſe der Staatskaſſe darf 
nur mit Zuftimmung ded Landtags verfügt werden. Zur gültigen Abſchließung von Staats: 
verträgen gehört, wenn dadurch dem Ganzen oder einzelnen neue Laften aufgelegt oder Geſetze 
gegeben, geändert oder aufgehoben werben, gleichfalls die Zuftimmung der Landesvertretung. 
68 hat diefe auch das Net, Geſetze in Vorſchlag zu bringen und der Staatsregierung über 
Gebrechen oder Misbräuche in der Staatöverwaltung und Juftiz Anzeige und Vorftellung zu 
machen, fonjtige Wünfche vorzutragen, ſich der Beſchwerden von Privaten über Beeinträchti— 
gungen durch die Behörden anzunehnen und jelbft Beſchwerden, reſp. Anklagen gegen Staats: 
diener zu erheben. 

1) Das ſachſen-weimariſche Fürſtenhaus, bisjegt von acht Generationen 2) ve: 
giert, wurde von Herzog Wilhelm's binterlaffenen vier Söhnen im Jahre 1662 in bie vier Li— 
nien Sahjen-Weimar, Sachſen-Eiſenach, Sachſen-Markſuhl und Sachſen-Jena getheilt, doch 
betraf diefe Theilung mehr die Renten ald die Regierung, welche der ältefte Bruder allein 
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2) Wilhelm geſt. 1662, Johann Ernſt geſt. 1683, Wilhelm Ernſt geſt. 1728, Ernſt Munuft gt 
1748, Auguft Konftantin geft. 1758, Karl Auguſt geft. 1828, Karl Friedrich gef. 1858, Karl 
Alerander. | 
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führte. Überdies flarben bald die drei Nebenlinien (Eifenah 1671, Jena 1690 und Mark: 
fuhl 1741) aus, wodurch die Theile, mit Weimar vereinigt, wieder ein Ganzes wurden und 
nun für immer beifammen blieben, weil Herzog Ernft Auguft, Wilhelm’s Urenkel, bereits 
1719 als Mitregent für das Haus Weimar die Primogenitur eingeführt hatte. Die Einfachheit 
der drei erften Landesfürften Wilhelm, Johann Ernft und Wilhelm Ernft, von denen der legte 
1690 wegen der dem Erneftinifhen Haufe vom Kaifer im Jahre 1507 ertheilten Anwartihaft 
auf Lauenburg und wegen ded 1689 auögeftorbengn Iauenburger Haufed den Titel eines Her: 
zogs von Engern und Weftfalen annahm ?) und manche nügliche Werfe und Anftalten (Bi: 
bliothef, Gymnafium) ftiftete und vermehrte, hörte mit Herzog Ernft Auguft auf, welder 
feinem Hofe Glanz gab, neue Schlöffer fhuf und den Orden ver Wachſamkeit (Meißen Falfen) 
gründete. Ihm folgte 1748 fein Sohn Auguft Konftantin und dieſem 1758 noch unmündig 
Karl Auguft, für den feine geiftvolle und hochſinnige Mutter Amalie (aus dem Haufe Brauns 
ſchweig) die Regierung führte. Ihr bleibenver Ruhm ift nicht allein, bedeutende Summen er: 
fpart, Die Nachtheile ſchwerer Zeiten und Nöthen gemildert und ven Streit mit Fulda wegen 
Fiſchberg geendet zu haben, ſondern au, daß fie Wiffenfhaften und Künfte mit Geift und 
Gemüth ehrte und pflegte. Ihr Sohn Karl Auguft trat 1775 die Regierung an. Linter ihm 
und durd) ihn fanı Weimard große Beriode. Er, der Zögling Wieland’s, der Freund Goethe's, 
der Verehrer von Schiller und Herder, machte mit feiner Mutter und den großen Geiftern, die 
er an ſich heranzog, Weimar zu einem der wichtigften Ausgangspunkte des geiftigen Lebens in 
Deutſchland, lenfte die Blicke Europas auf die Fleine Stadt und bewies, daß aud) ein Fleines 
Land Großes entfalten fann. Freilich war e8 nicht die weimarifhe Kraft, durch die Weimar 
glängte, fondern die deutſche, die Hier Schug und Pilege fand. Die Ehre des Fürften wird 
deshalb nicht geringer , denn indem er das Fremde einbürgerte, hob er zugleich dad Heimiſche, 
weil er eifrig für nüßliche, geiftige und fünftlerifhe Anftalten wirkte. Wie er aber in ber Pflege 
der höhern Geiftedcultur den Fürſten feiner Zeit vorleuchtete, fo war er der erfte unter ihnen, 
weicher ver in Deutichland erwachenden politifhen Richtung in einer Weife entgegenfam, die ges 
eignet war, das politifche Reben des Volks in gefunder Art und Kraft zu entwideln. Dieje 
Richtung zeigte er ebenso feft auf dem Wiener Congreß und im Verkehr mit andern Kürften als 
daheim in feinem Lande. Den politifchen Bewegungen, die von 1815 — 19 in Jena hervor: 
traten und beutjch, nicht weimarifch waren, gewährte er Freiheit, folange jie von Abenteuerlid- 
feit freiblieben und folange fein Drud von außen kam. Auch die Verfaffung, die er feinem 
Lande gab, war im Sinn der gerechten Zeitwünſche, zumal wie in den übrigen beutichen, jo 
aud in den fähftfchen Ländern für die Fortbildung ver alten ſtändiſchen Berfaffung nichts oder 
wenig gefhehen war. Nachdem er bereitd 1809 die drei Landſchaften Weimar, Eiſenach und 
Iena vereinigt, die Geihäftsführung geregelt und dadurch einen Fortſchritt gegen früher ange: 
bahnt hatte, berief er fofort nad dem Freiheitskriege ald nunmehriger Großherzog, melde 
Würde er 1815 für ſich und fein Haus und dazu noch den größten Theil des neuſtädter Kreiſes, 
außerdem Theile des erfurter Gebietd mit Blanfenhain und Kranichfeld, Amter von Fulda und 
Hrffen, zufammen 31 Duadratmeilen erwarb, den 7. April 1816 einen conftitutionellen Land⸗— 
tag und erließ bereits am 5. Mai d. 3. das Orundgefeg über die lanpftändifche Verfaſſung des 
Großherzogthums, ein im feinen Ausdruck frifches und volköthümliches, in feinem Weſen fer: 
niged, den Berhältniffen der Zeit und des Landes Rechnung tragendes Geſetz, das, auf ver 
Grundlage der ältern VBerfaffung freifiunig und umfichtig erbaut, wieder der Kern und bie 
Grundlage der heutigen Verfaſſung des Landes if. Die Idee der Nepräfentation und die Ber: 
tretung ded ganzen Volks nad Ständen ward aufgenommen, der Geſchäftsgang vereinfacht, die 
Berechtigung der Stände erweitert und feftgellt. Die Stände beftanden aus 31 in Einer Kam: 
mer verfammelten, auf jech8 Jahre gewählten Abgeorbneten, aus 11 der Ritterfchaft (den 
elften ftellte die liniverfität Jena), 10 der Bürger und 10 der Bauern. Wie in ver ältern Ver: 
faffung, fo fanden auch jeßt feine regelmäßigen mündliden, ſondern nur fchriftliche Verband: 
(ungen zwijchen den Ständen und den Berwaltungsvorftänden ftatt. Die Öffentlichkeit der 
Sigungen wollte ver Großherzog, ver Landtag ſchlug fie ab; umgekehrt begehrte jie der Yan: 
tag in ben Jahren 1832— 33, die Regierung wies jie zurück; erft ein Deeret vom 15. März 
1848 ftellte viefelbe feft. Die gemeinfchaftlich mit ver Regierung vereinbarten Rechte waren im 
wejentlidyen die der gegenwärtigen Berfafjung. Wie vorher, jo behielt man aud 1816 bie 
Scheidung ber Kammer und der Steuer (Landeskaſſe), aber zugleich die Theilnahme der Stände 


3) Sachſen⸗Weimar hat dieſen Titel fpäter wieber fallen laffen. 
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an der Verwaltung des Kammervermögens bei. Das Grundgeſetz, das die Garantie des Deut— 
ſchen Bundes erhielt, begriff nur Ständiſches, doch erfannte der Großherzog in einem Schluß— 
wort die Rechte der Staatäbürger aufeine, auch die Verbindlichkeiten des Fiecus unıfaffende, 
in,drei Inftanzen georonete, unparteiifche Rechtspflege und auf Freiheit der Preſſe ausdrücklich 
an, Der Großherzog Karl Auguft ftarb den 14. Juni 1828; ihm folgte fein Sohn Karl Friedrich 
(geft.8. Juli 1853), ein einfacher, aber treuer Charafter. In feine Regierung fällt die Bewegung 
des Jahres 1848 und diellmbildung der Verfaſſung. Gin imBergleich zu den Fleinern Nachbar: 
ſtaaten ziemlich ſtarker, durch eine etwas großartig angelegte Hof= und Staatöverwaltung mit 
bewirkter Abgabendruck, die Yaft der nicht bejeitigten Feudalabgaben, die Lähmung der In: 
duftrie unter dem Drud der Zeitverhältniffe, vor allem aber das Beſtehen und die Verwal: 
tungsart ded Kammervermögend gab zu Klagen Anlaß und trieb eine immer ftärfere Oppofition 
hervor. Unter ihrem Einfluß verlangte bereitd 1847 der Landtag, welcher 1816 das Aner: 
bieten deö Großherzogs, das Kammereinfommen gegen eine Givillifte von 300000 Thlrn. dem 
Lande überlajfen zu wollen, zurüdgemwiejen hatte, die Abtretung der Kämmereieinfünfte gegen 
eine Givillifte, doch die Regierung weigerte ſich vejfen mit Recht. Erſt am 4. März 1848 gab 
fie dieſer Forderung jowie den allgemeinen deutſchen Forderuygen nah. Infolge der am 
8. März in Weimar hervorgerufenen Exceſſe wurde ein neued Minifterium *) unter dem Hrn. 
von Wagborf, einem aus dem Königreih Sachen berufenen Staatsmann, gebildet, ber feit- 
den (ein ſeltenes ſchönes Beifhiet) durch feine Vorzüge, durch die Bildung feines Geiftes, den 
Adel feines Herzend und durch die Kraft feines Charakters, durch feine fefte Gerechtigkeit und 
feine deutſche Geſinnung dieſe Stelle behauptet und ſich durch ebendiefe Vorzüge das Vertrauen 
und die Liebe der Fürſten und aller Stände des Grofherzugthums und die Achtung ded Aus— 
landes erworben hat. Das neue Minifterium machte ſich die Wahrung der Volksrechte wie Die 
des fürftlichen Haufes zur Aufgabe. Dies Ziel im Auge, erfolgte ven 5. März 1850 die Neu— 
geitaltung und Feftitellung ber Staatöbehörden, den 15. Det. d. J. das revidirte Grundgeſetz 
(Revilion der Verfaflung vom 5. Mai 1816), den 6. April 1852 das Wahlgejeg, ven 
22. Det. d. J. die Aufhebung der Grundrechte des deutſchen Volks, unter Karl Alexander, feit 
1853 Großherzog, den 4. Mai 1854 die Wiederabtrennung ded Kammervermögend vom land= 
Ihaftlihen Vermögen, mit dem daffelbe feit dem 8. April 1848 vereinigt war, dann eine Reihe 
von Gefegen und Anorbnungen für Nehtspflege, Verwaltung, Gultur und Induftrie, vie 
insgeſammt das Wohl des Landes und die Hebung des materiellen, geiftigen und fittlichen 
Volkslebens begwedten. Dadurch hat dad Großherzogthum einen ftaatlihen und forialen glüd: 
lichen Zuftand erreicht. Seine Landwirthſchaft ift blühend, feine Viehzudt und Inpuftrie (Ge: 
werbefreiheit) anfehnlid und fein Handel (meifl Tranfit) lebhaft. 

Nach dem (15. Oct. 1850) revidirten Grundgefeg befteht für das Großherzogthum Eine 
gemeinfchaftliche Verfaffung. Sämmtliche Staatöbürger werden durch Männer vertreten, welche 
aus ihrer Mitte durch freie Wahl ald Kandtagsabgeordnete hervorgehen. Die Verfammlung 
derjelben bilvet den Landtag in Einer Kammer. Die Stände haben gemeinfhaftlic mit dem 
Landesfürften die Prüfung und Feftftellung der Etats, die Steuerbewilligung, die Prüfung 
der Staatdfaffenrehnungen und die darauf bezügliche Rechenſchaftsverwaltung, das Recht zu 
Vorträgen über Mängel in der Gefeggebung und Verwaltung mit gutadhtlihen Vorſchlägen zu 
deren Abjtelung, das Beichwerberecht gegen das Staatöminifterium im ganzen und in ein= 
zelnen, dad Veto bei Grfegen, welche die Yandesverfaffung oder die perjünliche Freiheit, die 
Sicherheit und das Eigenthum der Staatsbürger im ganzen Lande ober in einer Provinz be— 
treffen, ebenfo dad Veto bei Abtretung von Staatögebieten und endlich dad Recht, auch außer 
der Zeit ihrer Berfammlung die im $.15 beftimmten Befugniffe durch den Landtagsvorftand 
vornehmen zu lafjen. Ausgeübt werden diefe Rechte durch 31 Abgeordnete, von denen 1 von 
der begüterten ehemaligen Neichsritterfchaft, 4 von den Befigern eines inländifhen Grund: 
eigenthums von wenigftend 1000 Thlrn. jährliher Rente, 5 von denjenigen Staatöbürgern, 
die aus andern Quellen als dem Grundbeſitz wenigftend 1000 Thlr. Jahreseintommen haben, 
und 21 von allen Gemeindebürgern ded Großherzogthums und zwar auf bie Dauer ber geſetz— 
lichen Binanzperiode gewählt werden. Ordentliche Landtage finden von brei zu drei Jahren, 
außerordentliche jo oft ftatt, ald ed nach dem Ermeffen des Großherzogs oder nach den $$.16, 68 
des Grundgeſetzes nothwendig it. Die Sigungen find öffentlich. Den Geſchäftsgang leitet ein 
Borftand, beftehend aus einem Präfidenten und zwei Bicepräfidenten, welche von den Abge: 


4) Der damals liberale Hr. von Wydenbrugf war auf einige Zeit Mitgliev des neuen Minifteriums, 
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ordneten ſelbſt aus ihrer Mitte gewählt werden. Landesherrliche Commiſſare find nicht nur zur 
Theilnahme an allen Berathungen und Beſchlußfaſſungen des Landtags berechtigt, jondern 
auch verpflichtet, auf Anfragen Auffchlüffe zu ertheilen oder deren Verfagung zu begründen. 
Als ſolche find die Chefs der Minifterialdepartements legitimirt, andere Staatdbeamte find be— 
fonders zu legitimiren. Gin Landtagsbeichluß befommt erft durch die landesfürftliche Beftäti: 
gung gejegliche Gültigkeit und eine für die Staatdbürger bindende Gejegeöfraft erſt durch feine 
Promulgation. Die Bertagung des Landtags kann ohne deſſen Zuftimmung vom Bürften allein 
auf 30 Tage und nur einmal während einer Diät erfolgen; die Auflöfung ift dem Großherzog 
jeder Zeit vorbehalten. Jeder Stantödiener wirb auf die Berfaffung verpflichtet und jede ab: 
fichtliche Verlegung derſelben ſoll ald Verlegung ver Amtöpflicht angejeben und beftraft werben. 

Das Land befteht in natürlicher Hinfiht aus 3 größern Theilen und aus 24 umberzer: 
fireuten Barcellen, politifh aus 3 Kreifen. Der mittlere und größte Haupttheil oder der Kreis 
Weimar iſt ein Stüd des thüringer Wellenlandes; das weſtliche Stud, Kreis Eiſenach, liegt 
am Weftthüringermald und an ver Rhön; das öftliche, neuftädter Kreis, gehört zur voigtlän- 
diſchen Platte. Das Ganze beträgt 65°/, Duadratmeilen (Kreis Weimar 32,3; Eifenad 21,5; 
Neuftadt 11,3 Duadratmeilen), wovon 5/00 Artland, 2/00 Wald, Yon Wiefe, 7/00 
Wege, 00 Hofraith und Gärten, %,000 Wafler. Die Bevölferung (1864) umfaßt 280202 
Einwohner (Kreis Weimar 145309; Eiſenach 83656; Neuſtadt 51237), 4271 Einwohner 
auf-eine Quadratmeile; fie vertheilt jih auf 31 Städte und 596 Landorte, jene mit circa. 
einen Drittel, dieſe mit zwei Dritteln der Ginwohner. Im Lande find 9824 Katholifen und 
1088 Juden, die übrigen Lutheraner. Die oberfte Leitung der Verwaltung hat das Staats- 
minifterium, beftehbend aus vier Departements, dem des fürftlihen Haufes und bed Außern, 
dem des Innern, dem der Finanzen und bem der Juſtiz und des Cultus. Oberftes Juftiztribu: 
nal ift dad Oberappellationdgericht zu Jena. Das Appellationdgericht zu Eiſenach, an die 
Stelle der beiden aufgehobenen Landesregierungen zu Weimar und Eiſenach getreten, hat zu 
feinem Gerichtsbezirk feit dem 23. März 1850 das Großherzogthum Weimar und die ſchwarz— 
burgiſchen Fürſtenthümer und feit ven 16. April 1863 das Land Neuß jüngerer Linie umd 
bildet a) die dienftliche Aufſichtsbehörde über die Kreidgerichte, Einzelrihter und Anmälte, 
b) die Appellationsinftanz in bürgerlihen Rechtöftreitigfeiten bei Berufungen wider Grfennt- 
niffe der Einzelrichter und Kreisgerichte bei unfhägbaren Bejchwerdegegenftänden und in Straf: 
ſachen bei Berufungen wider Endurtheile ver Kreisgerichte, c) erite Inftanz in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten bei Nichtigkeitöbefchwerben und in Strafſachen, ald Anklagefammer und als 
Gerichtshof für die Gefhworenengerichte, d) ald Appellationdgericht für Handlungen der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit. Unter ihm ſtehen fünf Kreidgerichte und unter dieſen Jujtizämter 
(einſchließlich der zwei Stadtgerichte zu Weimar und Eifenah). Dem Departement des Innern 
find fünf Verwaltungsbezirfe untergeoronet. Die Randeöuniverfität Jena ift zugleich Die Uni— 
verſität der andern ſächſiſchen Herzogthümer. Das Land hat 2 Gymnaſien, 1 Nealgymnafium, 
2 Seminare, 1 Borftanftalt, 3 höhere Bürgerfhulen, 460 Glementarfhulen, darunter 19 
Fatholifche; außerdem 1 Kunſtſchule, 1 Blinden: und Taubftummeninftitut, 1 Creditbank, 
2 Leih- und Pfanphäufer und viele andere für Induftrie und Okonomie und auf Wohlthätig- 
feit berechnete Anftalten und Stiftungen; Eiſenbahn und Telegraphen. Landesfarben, Titel 
und Orden j. oben. Die Einnahmen betrugen in der Finanzperiode 1861—63: 1,625190 
THlr.; die Ausgaben 1,624851 Thlr. Die Stantöfhuld begriff am 15. März 1859: 
5,105798 Thlr. Das Land hat an Truppen 3350 Mann, davon 2234 activ, und ein Gens: 
darmeriecorps. 

2) Dasjahjen-gothaifhe Fürſtenhaus beſteht aus den drei jüngern Erneſtiniſchen 
Linien Sachſen-Meiningen, Sachſen-Koburg-Gotha und Sachſen-Altenburg. Ihr nächſter 
Ahnherr wurde nach der Theilung vom Jahre 1640 Herzog Ernſt der Fromme, vom Volke der 
Bet-Ernſt genannt, ein durch Geiſt und Gemüth, durch redliche kräftige Thätigkeit, durch 
Ordnung und Sparſamkeit, durch Gerechtigkeit und Menſchenliebe und durch ſeine trefflichen 
Landesordnungen ausgezeichneter ſeltener Fürſt. Ein echter Landesvater. Sein Land vermehrte 
er 1644 durch die heldburger Portion, 1660 (reſp. 1661) durch die hennebergiſchen Ämter 
Waſungen und Sand, und 1672 durch drei Viertel des Fürſtenthums Altenburg. Bei ſeinem 
Tode (1675) hinterließ er ſieben Söhne, von denen der älteſte zuerſt das Directorium nach dem 
in ein Hausgeſetz vom Jahre 1629 übergegangenen Vertrag führte. Indeß bereits 1680 und 
1681 theilten dieſelben ihr väterliched Land und ftifteten fieben Speciallinien, nämlich Friedrich 
die Linie Gotha, Albrecht Koburg, Bernhard Meiningen, Heinrih Römhild, Chriſtian 
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Eisenberg, Ernft Hildbburghauſen und Johann Ernft Saalfeld. Herzog Friedrich hatte zwar 
mit dem beträchtlichen Landestheil aud die oberfte Leitung übernommen, indeß wie Albrecht 
und Bernhard gleich anfangs, jo wußten ſich aud die vier jüngern Brüder nah und nad, wenn 
auch nach mehrfachem Streit, von ihm unabhängig zu machen. Von diefen Speciallinien tar- 
ben Koburg 1699, Eifenberg 1707 und Römbild 1710 aus, und ihre Bejigungen wurden nad 
langen Streitigfeiten durch kaiſerliche Entſcheidung unter die vier übrigen Linien (1735) ge: 
tbeilt, von denen ſich Die zu Saalfeld ſeitdem Koburg-Saalfeld nannte. Doch auch von diefen 
Häuſern, welche ven 28. Juli 1791 auf einer Hausdconferenz zu Römbild den neueſten gemein: 
ſamen VBereinbarungsvertrag im allgemeinen zum Wohl ihrer Linie und insbeſondere über eine 
unter ſich angeftrebte Aufrechthaltung der Linealjuccefllon bei der Nachfolge der Seitenver- 
wandten abſchloſſen, erlojh im Jahre 1825 mit dem Tode des Herzogs Friedrich IV. die Linie 
zu Gotha, in welcher 1683 die Brimogenitur eingeführt warb und unter deren Fürften ſich 
Ernſt H. (geft. 1809) und Auguft (geft. 1822) ausgezeichnet haben. Die nah mehrfachen 
Streit durch königlich ſächſiſche Vermittelung den 12./15. Nov. 1826 erfolgte Landestheilung 
brachte eine große Anderung in dem Länberbefig der drei noch beſteheuden Linien hervor. Es 

erbielt nämlich Meiningen das Fürſtenthum Hildburghauſen mit Ausihluß der Ämter Königs- 

berg und Sonnenfeld, das Fürftenthum Saalfeld außer 11 Orten und ſämmtliche auf dem 

linfen Steinahufer gelegene, vormals koburgiſche Orte, die Oberherrihaft Kranichfeld, ein 

Drittel von Römhild, dad Amt Themar und das Amt Kamburg nebft der Niederpflege Eifen- 

berg und ven Parcellen Vierzebnheiligen, Lichtenhain, Mofen und Erkmannsdorf, trat Dagegen 
blos die Kammergüter Kahlenberg und Gauerftadt ab. Hildburghauſen, das feine bisherigen 
gefammten Länder abtrat, befam das Fürſtenthum Altenburg (mit Ausſchluß ded Amtes Kam- 

burg und 18 einzelner Ortichaften) und vom Fürftenthun Saalfeld 11 Dörfer und nahm ven 
Namen Sachſen-Altenburg an. Koburg erhielt zu feinen 1816 durch das jenfeit des Rhein 
gelegene Fürſtenthum Lichtenberg vergrößerten Bejigungen das Fürſtenthum Gotha (ohne die 
Oberherrſchaft Kranichfeld und ein Drittel von Nömbild), die Amter Königeberg und Son- 
nenfeld und die Rammergüter Kahlenberg und Gauerftabt, trat aber das Fürftentbum Saal- 
feld, das Amt Themar und mehrere Dörfer an der Steinah ab und nahm den Titel Sachen: 
Koburg- Gotha an. Das Fürftenthum Lichtenberg überließ died Haus im Jahre 1834 an 
Preußen gegen eine Jahreörente von 80000 Thlen. Im Jahre 1833 (25. Dec.) wurbe von 
diefen drei Speciallinien der herzoglich fachien = erneftinifhe Hausorden, ans vier Klaffen be- 
ftehend, geftiftet und zwar ald Erneuerung des 1690 von Herzog Friedrich zu Sachſen-Gotha⸗ 
Altenburg gegründeten Ordens der deutjchen Redlichkeit (fideliter et constanter) und zum Ans 

denfen an die 1825 erlofchene Linie Gotha. 

3) Dad Herzogthum Sahjen-Meiningen, anfünglid nur 12 Quadratmeilen groß, 
bisjegt faft um das Vierfache erweitert, hat zu feinem Stifter Bernhard J. Ernft des Frommen 
Liebling, welder ven 21. Juni 1680 das Herzogthum Meiningen als feine volle Septime ge: 
gen Abtretung feiner Revenuenämter, deren Reſidenz Ichtershaufen war, übernahm und nun 
Meiningen als feine neue Reſidenz und ald Regierungsftadt feines Erbtheild bezog. Das Wohl 
und die Vergrößerung des Landes lag ihm vor allen am Herzen. Wegen ded erlojchenen Für: 
ſtenthums Koburg kam er mit feinen Brüdern und wegen ded Amtes Fiſchberg nit Fulda in 
Streit. Ohne diefen gefchlichtet zu haben, farb er 1706. Bon jeinen drei hinterlaffenen Söh— 
nen übernahm der ältefte, Herzog Ludwig, durd) einen Vertrag mit feinen Brüdern die Allein- 
vegierung, doch weder dem Lande nod) feinen Brüdern zum Gegen. Zu den ererbten Streitig- 
feiten traten neue, dazu Famen Finanzen und Rechnungen in Unoronung. Im Jahre 1723 
gewann er von Sachſen-Hildburghauſen Amt und Stadt Schalfau gegen vier Dörfer im Grab— 
feld. Er ſtarb 1724. Mit dem bald erfolgten Tode jeiner beiden hinterlaffenen Söhne (1729 
und 1743) und feines Bruders Friedrich Wilhelm (1746) fiel vie alleinige Regierung auf ſei— 
nen jüngften Bruder Anton Ulrich, der fhon vorher Die Mitobervormundfhaft über feinen 
Neffen und die Mitregierung erlangt hatte. Er war ald Menfh und Fürft ein ferniger Cha— 
rafter aus Ginem Guffe, als Privatmann einfah und fparfam, dagegen für Kunſt und Wif: 
ſenſchaft, für die Ehre feines Haufed und Ranges großartig freigebig. Leider die auß jeiner 
erften unebenbürtigen Ehe, deren Sprofjen er erbfähig zu machen fuchte, erzeugten Streitig- 
feiten und vielfache Kränfungen von feinen nächſten Berwandten verjtimmten ihn und hielten 
ihn fern von Meiningen. Das Rand erwartete, ald er die Alleinregierung antrat, von ihm 
Abhülfe der zerrütteten Finanzen. Beim beften Willen fonnte er nicht viel beffern, weil zu ben 
alten Eoftfpieligen Irrungen des Haufes Meiningen neue hinzugelommen waren und überdies 
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ber Siebenjährige Krieg drückte. Auch hielt er fich ſeit 1742 ſtets in Branffurt a. M. auf. Im 
Sabre 1750 vermählte er fi zum zweiten mal mit Charlotte Amalie von Seffen : Philippsthal. 
Nach feinem Tode (1763) übernahm die fürftliche Witwe, die fofort Meiningen mit Branffurt 
vertauſchte, über die beiden hinterlaffenen Bringen Karl und Georg die Bormundihaft und zu- 
‚gleich über dad Land die Regierung. Ihr gelang es, die Laften, Schulden und Proceſſe mei- 
ſtens zu befeitigen. Diejes Streben der ruhmwürdigen Bürftin, dad Wohl zu förbern, ſetzte 
Herzog Karl fort, der 1775 zur Regierung fam. Nach feinem bereitö 1782 erfolgten Tode 
folgte jein Bruder Herzog Georg, ein ebenfo genialer als praftiicher Fürst, deſſen höchſte Sorge 
war, fein Volk zu einer mohlhäbigen, gebildeten, gefitteten und vergnügten Bamilie zu machen, 
baber feine durchdachten Gefege und Anordnungen, feine planvollen Anlagen und Bauten, fein 
Leben in und unter dem Volke, daher fein Name „Vater des Vaterlandes“. Im Fahre 1800 
führte er in feinem Haufe die Primogenitur ein, die ein Jahr darauf die Faiferlihe Sanction 
erhielt und dur das Grundgeſetz des Jahres 1829 beftätigt wurbe. Bei feinem zu frühen 
Tode (1803) war fein einziger Sohn Herzog Bernhard Erich Freund (geb. den 17. Dec. 1800) 
erſt drei Jahre alt.d) Kür ihn verwaltete die vormundfhaftliche Regierung feine Mutter, die 
edle Herzogin Luiſe von Hohenlohe-Langenburg. Ihre im Geift ihres Gemahls mit Wohl- 
wollen und Einficht geführte Regierung fiel feier in eine Schwere, durch Kriegälaften, Hunger 
und Seuchen brüdende Zeit. Sie trat den 25. Dec. 1806 wie die übrigen ſächſiſchen Fürſten 
den Rheinbunde bei, machte ihr Haus ſouverän und ſchloß den 20. Juli 1808 mit Würzburg 
und auch zugleih mit Gotha Verträge in Bezug auf die Ausjcheidung oberhoheitliher Rechte 
über mehrere Orte. Am 17. Dec. 1821 übernahm der junge, noch regierende Herzog die Regie- 
rung. In den Ideen ber Zeit erwachſen und voll des beiten Willens errichtete er 1822 vier Ober: 
behörben, rief ben 4. Sept. 1824 eine verbeiferte, dad ganze Land umfaſſende landſchaftliche 
Verfaſſung ind Leben und organifirte ven 25. Juni 1825 die Unterbehörden des Landes. Das 
neue Örundgefeg, demzufolge 21 Abgeordnete, jieben je von einem der drei Stände, den Land— 
tag bildeten, war den Weſen nad) indeß weniger ein wahres Grundgeſetz als vielmehr eine bloße 
Kandihaftsorbnung. Die 1826 durd die gothaiſche Erbſchaft erfolgten Territorialoerändernn: 
gen veranlaßten neue Organifationen, an denen ſich der Staatsrath Ibell, dann der Furbef: 
ſiſche Minifterialrath) von Kraft und endlid) der Geheimrath Schmid verſuchten. In den Jahren 
1828 und 1829 mwurben viele Umgeftaltungen vorgenommen, und am 23. Aug. 1829 erſchien, 
nachdem eine außerorbentlihe Ständeverſammlung nad forgfältiger Berathung die Überzeu— 
gung gewonnen, alle Theile des Herzogthums durd Gin Grundgeſetz zu Einem Ganzen zu ver: 
binden, und dazu einen Verfaſſungsentwurf audgearbeitet und vorgelegt hatte, ein neues 
Grundgeſetz, das verſchiedene Kortfchritte im liberalen Sinne entbielt. Es bildete daſſelbe feit- 
bem bie Örundlage für alle weitern ſtändiſchen Entwidelungen und für alle bald mehr zu Gun— 
ften der Regierung, bald mehr zu Gunften der Bolföpartei ſchwankenden Berfaffungsfämpfe, 
wobei Gejonderd die Domänenfrage den Hauptnerv abgab. Durd das Gefeg vom 7. April 
1831 traf man mehrfache Abänberungen im allgemeinen, inöbefonbere eine die Domänenfrage 
betrefiende Bereinbarung zum Vortheil des Landes. Der Landtag von 1843 —44 nahm das 
königlich ſächſiſche Straigefegbudh mit einigen Mobdificationen an. Auf dem Landtag von 1846 
warb die Aufhebung der Steuerfreiheiten gegen Entſchädigung und die ber Patrimonialgerichts- 
barfeit und ſonſtigen gutöberrlihen Gerechtſamen beſchloſſen und zugleich durch das Gejeg vom 
26. März d. 3. dad Eigenthum der Domänen als fürftliches Eigenthum mie früher fo auch jegt 
anerfannt, Dagegen ein jährlicher Zufhuß aus der Domänenkaffe zur Landeskaffe mit Wegfall 
des ſtändiſchen Beiraths und Rechts bei Feftftellung des Domänenetatd und der Domänenfaf- 
ſenrechnung feftgeftellt. Die edle Abſicht des Fürften, dadurch allen Irrungen vorzubeugen, 
wurde leider nicht erfannt, ebenfo wenig fein ven Ständen kundgemachter Entſchluß, die al: 
lerwärtö ſich erhebenden deutſchen Wünſche in umfaflender Weife zu befriedigen. Das Jahr 1848 
bradyte auch über Meiningen Sturmpetitionen und Tumult. Das Grjeg vom 13. März 1848 
fehrte befonders in der Domänenfache zu Dem des Jahres 1831 zurüd. Auch das genügte nicht. 
Infolge dev Bewegungen jhuf man bad Gefeg vom 27. Mai 1849, welches das Domänen- 
vermögen für Stantögut erklärte und dem Herzog eine Givillifte jegte. Hiergegen erhoben die 
fürſtlichen Agnaten Proteſt, da die Intereffen des berzoglichen Hauſes ſchwer verlegt jeien. 
Endlich ging der Landtag durch dad Gefep vom 3. Juni 1854 wieder brzüuglid dev Domänen auf 





5) Er ift unter ben jeßtregierenden fachfen ermeftintichen Fürften dem Grabe nach der nächſte 
Berwandte des Herzogs Johann (geft. 4605). 
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bie Grundlage vom 23. Aug. 1829 zurüd und erfannte wieder das Domänenvermögen als 
Eigenthum des herzoglichen Hauſes an; dabei ward die Verwaltung des Domänenvermögend 
einer landesherrlichen Behörde übertragen und daffelbe auf die Lebengzeit ded Herzogs beſteuert. 
Zugleich beftimmte daſſelbe Geſetz, daß ein Verzeichnig der Domänengüter binnen Jahresfrift 
vorzulegen und daß jeder darin aufgenommene Beftandtheil, den die landfländifhe Prüfung 
ald Eigenthum ded Landes nahweifen fönnte, diefem zuzuweifen fei. lieber dad von Der 
Staatöregierung vorgelegte Verzeichniß erftattete ein vom Landtag 1860—61 erwählter Do= 
mänenausihuß einen Bericht, der in Übereinſtimmung mit der Denkichrift eines Abgeorpneten 
den Hauptſtock des Domänenvermögend ald Staatdgut nachzuweiſen anftrebt. Um die Sache 
zur endgültigen Entſcheidung zu bringen, hat die Regierung drei oberfte Gerichtöbehörben vor- 
geihlagen und der Landtag die zu Dresden gewählt. Die Bertheidigungsfäriften beider Stand- 
punfte find jegt eingereicht und der Spruch fteht zu erwarten. 

Der Landtag des Herzogthums beftebt nad dem Gefeg vom 25. Juni 1853 aud 24 Ab- 
geordneten, von denen auf die Zeit von ſechs Jahren 2 von dem ‚Herzog ernannt, 6 von den 
Beſitzern größerer gebunbener Güter in ziwei, 8 von den Städten in vier und 8 von den Land— 
bewohnern in acht Wahlbezirken gewählt werden. In jeden Stande und für jeden Wahlbezirk 
find ebenjo viel Stellvertreter ald Abgeoronete zu wählen. Dffentlich angeftellte Berfonen 
müffen vor der Annahme der Wahl die Genehmigung ihrer VBorgejegten nachſuchen. Die Rechte 
des Landtags jind nad den Grundgefegen vom 23. Aug. 1829 und 25. Juni 1853 georbuet. 
Der Landınarihall wird von ben Ständen gewählt und leitet mit zwei ihm aus der Mitte der 
Stände beigeorpneten Borftehern die Gefhäfte. Diefe drei bilden mit noch drei Abgeordneten 
den Ausſchuß zur jährlichen Abnahme der Rechnungen. Dem Landesheren gehört allein das 
Recht, die Stände zu berufen, den Landtag zu ſchließen, zu vertagen oder aufzulöfen, im legtern 
Fall aber fofort neue Wahlen zu verorbnen. Die Stände haben als Net: Feſtſtellung ver 
Etats, Steuerverwilligung, Borlage ganzer Gefegesentwürfe, Beirath und Zuſtimmung zu Ge— 
jegen, welde die Ginrihtung der Behörden und deren Gefchäftsführung, ferner welde Eigen— 
thum und Freiheit der Staatöbürger oder deren Abgaben und Rechte betreffen, außerdem An— 
zeige von Misbräuchen in der Verwaltung, Anklage gegen Staatödiener, gegen obere beim Ober: 
appellationdgeriht zu Jena, gegen untere bei den obern Landesbehörden, wegen Verfaffungd- 
verlegung, Misbrauchs der Amtsgemwalt, Untreue und Erpreffung. An den Discuffionen neb- 
men aud) landesfürſtliche Commiſſare theil. Die Verhandlungen find öffentlih. Bei Stimmen: 
gleichheit entjcheidet der Kandesherr. Die Abgeoroneten können wegen ihrer Außerungen in ber 
Verſammlung nicht gerichtlich verfolgt, wohl aber zur Ordnung verwieſen, refp. vom Landtag 
ausgeſchloſſen werden. 

An der Spitze der Landedverwaltung jtebt das Staatöminifterium in fünf Abtheilungen: 
a) des herzoglichen Hauſes und des Außern, b) des Innern, c) ber Juftiz, d) der Kirche und 
Schule, e) der Finanzen. Die Leitung aller die Staatsſchuld betreffenden Geſchäfte, fowie die 
Ausgabe, Einziehung und Vernichtung der Kaffenanweifungen ift einer Staatsſchuldentilgungs— 
commiſſion aus drei Perjonen anvertraut, von denen Die eine vom Herzog, die zwei andern vom 
Landtag gewählt werden. Auch befteht zur Aufbewahrung von vorforglid creirten Staats: 
ſchuldbriefen und Kaffenfcheinen ein unter zwei Depvfitare geftellte® Staatsdepofitorium. Von 
großem Werth für die Hebung des Volkswohls ift die den 25. Aug. 1849 geihaffene Landes— 
ereditanftalt. Die untere Verwaltung des Landes wird außer der Nefidenzftabt durch 11 Ver: 
waltungsämter und durch die Gemeindebehörben beforgt. Die Städte haben ihre eigenen Ver— 
faffungen, die Landgemeinden feit 1840 eine allgemeine Ordnung. In Juſtizſachen ift das 
Oberappellationsgericht zu Jena höchfte, das Appellationsgericht zu Hildburghauſen zweite, be: 
zuglid erite Inftanz. Bor ihm findet die erfte und zweite Staatsprüfung im Fach der Juftiz 
ftatt, dagegen die dritte erfolgt vor dem Oberappellationdgericht zu Jena. Die Untergerihte 
zerfallen in fünf Kreiögerichte mit zehn Landgerichten und Kreisgerichtsdeputationen. Seit 1835 
befteben Friedensgerichte (Schiedsgerichte). Auch bewährt jid das Inftitut der freien Gerichts: 
tage. Für Kirchen und Schulen, für Wifjenihaft und Kunft, für Gewerbe und Dfonomie und 
für Gefundheitöpflege ift viel gefheben. Im Hergogthum beftehen 2 Gymnafien, 2 Real: 
ihulen, 1 Schullehrerfeminar, 1 Hebammenanftalt, 1 Irrenanftalt, viele milde Stiftungen, 
viele Vereine für Wiffenfhaft, Kunft, Induftrie und Okonomie, 1 Eifenbahn, 2 Telegraphen: 
leitungen, 1 Credit- und 1 Hypothekenbank. Die Abgaben ded Landes find mäßig, der Ge: 
werbfleig und Handel lebhaft, die Landwirthſchaft ftrihweife in Blüte. Das Land, aus einer 
balbmondförmigen, am Thüringerwald gelegenen Kernmaffe und aus 13 zerftreuten Gebietö- 
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theilen beſtehend, hat auf 43 Quadratmeilen nach der Zählung von 1834 146324, von 1861 
172336, von 1864 178065 Einwohner, darunter 175083 Lutheraner, 1105 Katholiken, 
61 Mennoniten, 191 Reformirte und Deutſchkatholiken, 1625 Iſraeliten; alſo 4115 Seelen 
auf 1 Duabratmeile. Der Budgetentwurf für 1862—65 ſchließt ab: 


Landeskaſſe 1,083592 FI. Einnahme, 1,086592 Fl. Ausgabe, 
Domänentkafie 844700 „', Fr 788450 „' " 
Summa . . 1,928292 Fl. Einnahme, 1,875042 Fl. Ausgabe. 


Der Staatöbebarf ift gegen früher fehr vergrößert, dies namentlih dadurh, daß Meiningen 
für die Hälfte der Baufoften ®) der Werrabahn eine Aproc. Zindgarantie auf die erften zehn 
Jahre übernommen hat, und daß der Militäretat (133060 31.) innerhalb der legten ſechs Jahre 
um circa 60000 Fl. vergrößert wurde. Die Staatsjhuld beträgt (1862) 5,982633 FI. Das 
Bundescontingent befteht in 3110 Mann einfhließlih der 384 Mann umfaffenden Erfag: 
mannjhaft. Das Felpjägercorps, den 10. März 1827 errichtet, ift zur Aufrechthaltung der 
öffentlichen Sicherheit, zur Unterftügung der Juſtiz- und Berwaltungsbehörben und zum Zoll: 
und Steueraufſichtsdienſt beftimmt. Liber Landesfarben, Wappen und Titel ſ. oben. 

4) Dad Herzogthum Sahjen=: Koburg: Gotha befteht aus ziwei gegen 7 Stunden 
voneinander getrennten Sauptmaffen, einer nördlichen und einer fünlihen, und außerdem aus 
acht Heinen mweit auseinander geftreuten Landesfplittern. Die nörblihe Kernmaffe, dreimal 
größer ald die ſüdliche, dehnt fih vom Thüringerwald in das thüringifhe Hügelland und begreift 
das Herzogtbum Gotha; die fühliche liegt im Süden des Thüringerwaldes ganz in der fränfi- 
ſchen Ebene und bildet das Herzogthum Koburg. Das Gejammte beherrſchen die Nahfommen 
des ritterlihen Johann Ernft, des jüngjten Sohnes von Ernft dem Brommen. Im Jahre 1680 
hatte derjelbe feine neue Reſidenz Saalfeld bezogen. Seine überfommene Landesportion war 
weder bie volle Septime noch mit der höhern Staatögewalt verbunden, welche er dem Herzog 
von Gotha zugeftanden hatte. Später ftrebte er, ſich in den Bejig der vollen Hoheitsrechte und 
des vollen Siebentheild zu jegen. Glüdliher war er in Beziehung des legtern Strebens. Er 
erlangte im Jahre 1682 Pösneck und nad dem Audfterben der Linien Koburg, Eiſenberg und 
Römhild den größten Theil des Fürſtenthums Koburg (die Gerichte Sonneberg, Schalfau und 
Sonnefeld Famen bezüglich an Meiningen und Hildburghauſen), außerdem ein Drittel von Röm- 
hild und fünf Zwölftel von Themar. Indeß das Ende des wegen der koburger Erbſchaft ent: 
ſtandenen Streits erlebte er (geft. 1729) nit. Sein älterer Sohn Ehriftian Ernft übernahm 
für fih und feinen Stiefbruder Franz Jofiad die Regierung ald Herzog von Koburg-Saalfeld. 
Im Jahre 1745 ftarb jener und nun folgte diefer, der bereits 1733 das Recht der Erftgeburt 
eingeführt hatte. Im Jahre 1735 endete der foburger Erbfolgeftreit und Koburg ward für 
immer zur Reſidenz erhoben. Franz Jofias war ein Wohlthäter feines Landes, daher fein Tod 
1764 ein großer Schmerz für das Volf, Bon feinen vier Söhnen folgte Herzog Ernft Friedrich, 
unter dem leider die Schuldenmaffe des Landes fo gefteigert wurde, daß eine von 1773— 1802 
dauernde Eaiferlihe Commiſſion die Finanzen des Herzogtbums verwaltete. Nach feinem Tode 
(1800) wirkte fein Sohn Branz mit feinem Minifter Kretſchmann fräftig zur Hebung des 
Wohlſtandes feiner Lande (Entfernung der Eaiferlihen Commiſſion) und gewann endlich von 
Gotha die vollen Hoheitsrechte. Als er 1806 ftarb, ftand fein Sohn und Nachfolger, Herzog 
Ernſt II, in ruſſiſchen Kriegsdienſten, weshalb fein Erbland von den Branzofen beſetzt und nur 
durch Vermittelung von Rußland und Sachſen gerettet ward. Er hob 1809 die Steuerfreiheit 
der Privilegirten auf, übernahm 1813 das Kommando des 5. Armeecorps, erhielt 1816 Das 
Bürftenthum Lichtenberg (vorher Herrihaft Baumholder genannt), führte ven 28. Aug. 1821 
eine landftändifhe Verfaffung (6 Abgeordnete der Ritterfhaft, 2 der Stadtobrigfeiten zu 
Koburg und Saalfeld, 3 der Bürgerfhaften zu Koburg, Saalfeld und Pösned, 6 der übrigen 
Gemeinden) mit den gewöhnlichen Rechten, doch ohne Offentlichfeit ein, befam 1826 das jegige 
Herzogthum und die Amter Königsberg und Sonnefeld, gab 1828—29 der foburgifchen Ver— 
fafjung einige Mopdificationen, ließ dagegen in Gotha deſſen alte landſtändiſche Verfaffung, 
wonach die Stände in die Gurien der Grafen (Hohenlohe: Kirchberg und Hohenlohe-Langen- 
burg wegen ber obern Grafſchaft Gleihen), der Ritter und der Städte Gotha und Walters- 
haufen getheilt waren, mit der einzigen Reform, daß 1829 auch die bürgerlihen Ritterguts- 


6) Über 15 Mitt. Ft. 
Staats⸗Lexikon. XI. 4 
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heſitzer landtagsfähig wurden, unangetaftet, ſchuf mit Sinn, für Kunft und Schönheit Bauten 
und Anlagen, fam aber feit 1840, mit dem foburger Landtag in Differenzen über den Maßſtab 
der Goncurrenz ded Domänenvermögend zur Beftreitung der Koften der Landesverwaltung, Dif- 
ferenzen, die nicht gehoben waren, ald er 1844 ftarb. Dagegen erlebte er noch das auffteigende 
Glüd feines Haufes, wonach daffelbe fünf königlichen Häuſern verwandt murbe und wonad jelbft 
fein Stamm in drei Königreihen (England, Belgien, Portugal) jegt oder in Zukunft regiert. 
Sein älterer Sohn Ernſt (geb. 21. Juni 1818), der gegenwärtig regierende Herzog, ein für 
Jagd, Reifen, Kunft und großartig liberale Bolitif enthufiaftiicher Fürſt, bejeitigte die ererbten 
koburger Differenzen bald nad) jeinem Regierungsantritt durch drei im December 1846 erlafjene 
Gelege (Wahl der Landtagsabgeorpneten vom 8., die Verantwortlichkeit der Staatdbeamten 
wegen Verfafjungdverlegung vom 24. und der Beitrag der Domäne zu den Staatölaften vom 
29. Dec.). Die durch das Gefep vom 29. Dec. mit dem Landtag getroffene Übereinkunft, welche 
die Domäne ald Familieneigenthum des herzoglichen Hauſes feftftellt, ift noch gültig. Es hatte 
darum auch Koburg im Jahre 1848 weniger Sturm ald Gotha, weldes den 26. März 1849 
ein neues, auf demofratifcher Bafis ruhendes Staatögrundgejeg erhielt, das den Fürften zum 
Präfidenten einer Republik herabfegte und die bis dahin unabhängig fürftlihe Domäne für 

Staatägut erflärte. Die Gefege vom 1. Juni 1852 und vom 1. März 1853 hoben dies wie: 

der auf und gaben dem Domänengut feine Natur eines Fideicommiffes des herzoglichen Hauſes 

zurüd. Schon feit 1848 war die fürftliche Negierung beftrebt, beide Länder Koburg und Gotha 

unter einer Oefammtverfaffung zu vereinigen, indeß erft im Jahre 1852 gelang es, ein Staats 

grundgeſetz für beide Herzogthümer zu vereinbaren und beide Länder unter diejer gemeinfhaft: 

lichen Berfaflung in das Verhältnis einer Realunion zu ftellen, jedoch unter Fortbeſtand ihrer 

beionbern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe. Cine jeitvem weiter angeftrebte völlige Verſchmelzung 

ift bisjegt trotz eines zu zeiten berufenen Gefammtlandiags nicht zu Stande gebracht und wird 

auch ungeachtet der finanziellen Bortheile [hwerlic wegen der entlegenen Kerngebiete und wegen 
ber Giferfüchteleien zwiſchen denfelben, welde ihre vormalige Selbftändigfeit nicht verwinden 
können, zu Stande fommen. Die Landesvertretung beruht auf dem Staatögrundgefeg für die 
Herzogtbümer Koburg und Gotha vom 3. Mai 1852. Gin Einführungsgefeg vom 1. Juni 
dv. 3. beſtimmte teils die in Wegfall fommenden, theild die in Geltung bleibenden Gefebe. 
Aufgeboben find namentlich die koburgiſche Verfafjungsurfunde von 1821 und das gothaiſche 
Staatägrundgejeg von 1849. Nah dem Staatögrundgefeg von 1852 befteht für jedes der 
Herzogthümer ein bejonderer, für beide zufammen ein gemeinſchaftlicher Landtag. Lepterer übt 
in den für beide Herzogthümer verfaffungsmäßig gemeinfamen Verhältniffen und Einrichtungen 
(Berhältnig der Länder zum Herzog, ihre Beziehungen nad) außen, das Staatsgrundgeſeh, der 
gemeinihaftlihe Landtag, das Staatsminifterium, der Staatögerihtshof, das Militärweien, 
das Oberappellationdgeriht und der Appellhof, die Poſt-, Zollfahen und Staatdardive) die 
den Landeövertretungen zuftehenden Rechte aus. Der bejondere Landtag für Koburg beſteht 
aus 11, der für Gotha aus 19 Mitgliedern, welche nach indirectem Wahlmodus gewählt, und 
ber. gemeinſchaftliche Landtag beſteht aus 7 Mitgliedern des koburgiſchen und aus 14 des go— 
thaifchen Landtags, welche von diefen nad) abjoluter Stimmenmehrheit abgeordnet werben. Dir 
Wahl der Abgeoroneten erfolgt auf vier Jahre, die Ergänzungswahlen geſchehen nur auf die 
nod übrige Zeit der Wahlperiode, Die Abgeoroneten find Stellvertreter aller Staatsbürger, 
nit ihrer Wahlbezirke. Für jeden Landtag befteht ein Ausſchuß, der in Thätigfeit tritt, wenn 
ber Landtag nit verjammelt ift. Derfelbe wird gebildet aus dem Präfiventen, dem Schrift: 
führer und.nod aus drei andern, von jedem Landtag gewählten Abgeorbneten, wie denn über: 
haupt der Landtag feine Beamten ſelbſt wählt. Berufung, Schließung, Bertagung und Auf- 
löfung ftehen allein dem Herzog zu. Im Ball der Auflöfung muß ein neuer Landtag binnen 
ſechs Wochen. einberufen werben. Die fonftigen Rechte des Landtags gleihen im ganzen den 
landſtändiſchen Rechten in Weimar und Meiningen, 

Die oberfte Berwaltungsbehörde des gefammten Landes ift dad Staatsminifterium. Nach 
dem Minifterialorganijationsgejeg vom 17. Dec. 1857 zerfällt daffelbe in zwei befondere Ab- 
theiflungen, wovon die eine zu Koburg die bejondern Angelegenheiten des Herzogthums Koburg, 
die, andere BR die befondern Angelegenheiten des —n Gotha leitet. Die gemein⸗ 
ſamen Angelegen eiten beider Landestheile werben derjenigen Abtheilung zugewieſen, welcher 
der Staatsminiſter vorſteht. Die herzoglichen Angelegenheiten können der einen oder andern 
Abtheilung überwiefen werden. An der Spitze des Staatsminiſteriums ſteht mit dem Recht der 
Oberaufſicht der Staatsminiſter, der zugleich Vorſtand der einen Abtheilung iſt. Die andere 
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Abtheilung hat einen befondern verantwortlichen Vorſtand. Mindeftens fünf Mitgliever bilden 
das efammiminifterium. Die befondern Landesntinifterien haben zu ihren Geſchäftskreiſen 
die Berwaltung bed Innern, der Kirche und Schule und der Finanzen. Nad dem Geſetz vom 
11. und 14. Juni 1858 befteht ver Behörbenzug der inner Verwaltung, beziehentli der Kirche 
und Schulte aus dem Landeöminifterium, den Landrathsämtern, den Kirchen- und Sthulenämtern 
und ven Gemeindevorftänden. Die Magiftrate der größern Stäbte ftehen unmittelbar unter 
dem Minifterium. DieOrganijation der Gerichtsbehörden beruht auf dem Geſetz vom 21. Sept. 
1857, weldes zugleich den privilegirten Gerichtöftand mit Ausnahme des vom Hofe, vom Mili- 
tar und der Fideicommilfe aufbob und die Todesftrafe und dad Schwurgericht einführte. Nach 
dieſem Geſetz beftehen als Gerichtsbehörden das Oberappellationdgericht zu Jena als höchfte In: 
ſtanz, dann das Appellationsgericht zu Gotha (an der Stelle der frühern Juftizeollegien zu Ko: 
burg und Gotha), zwei Kreidgerichte, je eind zu Koburg und Gotha, und Juftizämter (Stabt- 
gerichte). Eine Strafprocefornung wurde den 4. Nov. 1857 und den 12. Juni 1858 
publicht. 

Das gefammte Land hat auf 35,8 Duapratmeilen (Koburg 9°/, Duabratmeilen mit 48078, 
Gotha 25%, Duadratmeilen mit 116184) 164262 Einwohner, auf die Duadratmeile 
4588 Seelen, alle Iutherifh, mit Ausnahme von circa 3000 Reformirten, 2400 Katholiken 
und 1200 Juden, in 9 Städten, 14 Bleden und 306 Dorforten lebend. Gotha umfaßt die drei 
Staptgerichte Gotha, Ohrdruf und Walteröhaufen, die drei Landrathsämter Gotha, Ohrdruf 
und Waltershaufen, und zwei Bermwaltungsbezirfe Nazza und Volfenroda; Koburg die Stabt: 
gerichte zu Koburg, Neuftadt, Rodach und Königsberg, den Landrathsöbezirk zu Koburg (mit dem 
Juſtizamtsbezirk Koburg und den Amtsbezirfen Neuſtadt, Rodach und Sonnefeld) und den Ber: 
maltungs&bezirf Königöberg. Die Bildung wird durch 2 Gymnaſien, 2 Realichulen und außer: 
dem durch mehr ald 320 Bürger: und Dorfichulen gepflegt. Auch hat dad Land eine Reihe von 
nützlichen Anftalten für Kunft, Wiſſenſchaft, Induftrie und Landwirthſchaft, mehrere Banken 
für Credit, Lebend: und Beuerverfiherung und manderlei wichtige Stiftungen, Aderbau und 
Induſtrie lebhaft, Handel bedeutend, Telegraphen und Eifenbahnen. Die Stantseinnahmen 
für die Binangperiode von 1861— 65 find zu AT1000 FL. jährlich, die Ausgaben zu 466900 Fi. 
für Koburg, die Einnahmen des Fürſtenthums Gotha zu 606500 Thlr., vie Ausgaben gleich 
hoch berechnet. Das abgeionderte Domänenvermögen bringt für Koburg 194408 BI. Ein- 
nahme und 128808 Fl. Ausgabe (ver Überſchuß gehört halb dem Herzog, halb dem Lande), für 
Gotha 559500 Thlr. Einnahme: und 385669 Thlr. Ausgabe (vom Überfchuß erhält der Herzog 
120151 Thlr., ven Reft das Land). Die Staatsſchuld betrug 1862 1,235687 Thlr. Das 
Bunbeöcontingent umfaßt 1860 Mann, darunter 372 Mann Referve und 186 Erfagmann. 
Das Herzogthun hat mit Preußen den 1: und 30. Juli 1861 eine auf zehn Jahre (von 1862 
— 72) dauernde Militäsconvention abgejchloffen und ſich verpflichtet, gegen eine jährliche Ent: 
rihtung von 80000 Thin. im Frieden nnd 148000 Thlr. im Kriege die nöthige Truppenzahl 
zu fleflen. Dabei fteht der Herzog zu vem Gontingent in dem Verhältniß eines commandirenden 
Generald. Zum Vermögen des herzoglichen Specialhaufes gehören außer dem Hausallod und 
der oldislebener Senioratäftiftung drei Fideicommiſſe: das lidytenberger, aus dem für die Ab: 
tretung von Lichtenberg erhaltenen Kapital von 2,100000 Thlen: ; das greinbuvger, aus den 
Bamilienherrihaften des herzoglichen Hauſes in Oberöfterreich beftehend, und das Ernft: Aber: 
tifche, die Korfteien Tonna, Tabarz und Winterftein umfaſſend, welcher Grundbeſitz nach einem 
Bertrag vom Jahre 1854 die Ablöfungsfumme bildet für bie wegen bed geerbten gothaiſchen 
Hausallodiuuis feſtgeſtellte Jahresrente von 40000 Fl. Ein den 1. März 1855 erlaffenes Haus: 
geſetz für das Specialhaus Koburg-Gotha betrifft unter anderm auch die@rbfolge und die Fidei- 
commiſſe. Über Titel, Wappen und Orden f. oben. 

5) Das Herzogthum Sahjen- Altenburg, das and zwei, durch die reußiſche Herrſchaft 
Gera getrennten, fait gleichgroßen Landtheilen, einem Ofttheil (dem alten Pleißengau im Oſter⸗ 
lande) und einem Wefttheil im Saalthal und noch aus 12 Kleinen Erclaven beſteht, hatte früher 
feine eigenen Hergoge ?), warb aber nad dem Erloͤſchen verfelben (1672) in drei getheilt, von 
denen der gothaifche 1707 mit dem eifenberger Theil zu einem Ganzen vereinigt, der faalfelver 
dagegen (1680, 1682, 1805) für immer getrennt wurbe. Jene beiden vereinten Theile bildeten 





7) Herzog Friedrich Wilhelm I., Stifter der Linie Altenburg, geft. er. u Philipp, gef. 
1639 ; Friebrih Wilhelm II, geit. 1669, und Friedrich Wilhelm III., geft. 167 4 
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das Herzogthum Altenburg unter Gotha. Durch das Ausfterben des Haufes Sachſen-Gotha 
(1825) befam aber Altenburg im Jahre 1826 wieder feine befondern Herzoge und gwar durch 
diejenige herzoglich fächfifche Linie, welhe von 1680—1826 in Hildburghaufen regiert hatte. 
Der Stifter diefer Linie war Herzog Ernft, der ſechste Sohn Herzog Ernſt's des Frommen. Er 
führte ven 11. Ian. 1703 die Primogenitur in feinem Haufe ein, Nad feinem Tode (1715) 
folgte fein älterer, pradtliebender Sohn Ernft Friedrich, der 1720 die Grafſchaft Kuylenburg 
um 800000 $1. verkaufte und dafür einen Kanal am Schloffe zu Hildburghaufen anlegte. Auch 
trat ex 1723 das Amt Schalfau an Meiningen gegen einige Dörfer im Grabfeld ab. Er ftarb 
1724 (an 63 Jahre früher ald jein Bruder Jofeph Friedrich, Faiferliher Generalfeldzeugmeifter) 
und hinterließ das Land in Schulden. Gine Faiferlihe Commiſſion und die vormundſchaftliche 
Regierung der Herzogin: Witwe Sophie Albertine fuchten fie zu mindern. Aud der an Körper 
und Gemüth Eränfelnde Herzog Ernft Friedrich II., des verftorbenen Herzogs älterer Sohn, der 
von 1724—45 regierte, Eonnte den Zuftand der Finanzen nicht beffern. Sein älterer Sohn 
und Nachfolger Ernft Friedrich II. führte die Regierung von 1748—80. Gutmüthige Wohl: 
thätigkeit, höfiſche Prachtliebe und übertriebener Militäraufwand zeitigten raſch den fhon von 
feinen Borfahren eingeleiteten Ruin der Finanzen. Da der Zandescredit vollkommen vernichtet 
war, kam 1769 eine faiferlihe Debitcommiffion ind Land, die 35 Jahre dauerte. Im Jahre 
1780 folgte ald Regent ver wohlwollende Herzog Friedrich, anfänglich unter der Bormundfcaft 
feines Urgroßoheims Jofeph Friedrich. Seine Regierung, unter jehr jhiwierigen Verhältniſſen 
begonnen, warb mehr und mehr zum Segen bed Landes. Durch viele rühmliche Einrihtungen 
für Staat und Kirche und durch zeitgemäße Gefege, befonderd aber durch eine den 19. März 
1818 gegebene, vom Deutſchen Bunde fanctionirte Berfaffung ftellte er dad Vertrauen zwiſchen 
Fürft und Volk und den Staatöcredit wieder ber, ſodaß dad Land ſich wohl fühlte. Da trat er 
im Jahre 1826 jein ererbted Land ab und übernahm dafür das Herzogthum Altenburg mit 
feinem dermaligen Beftande. Hier fand er ein blühendes, wohlhäbiges Land, eine lebhafte und 
induftrielle Refidenz und einen kernhaften, meift reihen, freilich au üppigen Bauernftand, in 
der Berfaffung zwar das alte ſtändiſche Weſen 8), aber unter ven Ständen treffliche Männer, wie 
von Lindenau und von Sedenvorf. Flüchtige Unruhen, die in den ſtürmiſchen Septembertagen 
1830 aud in Altenburg zu Exceffen führten, gaben ven Anftoß zu einer Reform ber Berfaj- 
fung. Am 29. April 1831 ward dad Orundgejeg erlaffen. Es ift ſehr umfaffend, zwar viel: 
fach nur mehr Bericht über die allgemein geltenden Grundfäge als gejegliche Vorſchrift, aber 
durchaus zwedmäßig, wohlwollend und klar und im ganzen noch liberaler als die weimariſche 
Berfaffung. Unter vem Einfluß diefer, in ver Hauptſache noch jegt gültigen Verfaffung und in 
ziemlihem Einklang mit den keineswegs willenlofen Ständen wurde das Land jorgfam regiert 
und durch zwedimäßige Reformen gehoben, bei denen man fich meift die föniglich ſächſiſche Geſetz— 
gebung (Ablöfung der Fronen, Parochiallaſten, Grundfteuer, Hypothekenweſen, Strafgefeg: 
gebung, Münzweſen) zum Mufter nahm. Selbſt für die Eultur des Volks geſchah viel. Trotz— 
dem. hatten ſich, ald Herzog Friedrich, per Gründer des neuen jelbftändigen Herzogthums Sachſen⸗ 
Altenburg; im Jahre 1834 ftarb, Misftimmungen über böfifhe Begünftigung ſtarrkirchlicher 
Anſichten, über ſtrenge Hofetifette und über angeblich zu großen Hofaufwand gebildet, auf deren 
Unterlage einige fühne Agitatoren im Jahre 1848 ihr wühlerijches, fanatifches Treiben und 
ihren, alle beionnene Männer antaftenden und verdrängenden Terrorismus bauten und bie 
Mehrzahl der Refivenzler und das ländliche Proletariat bis zum republifanifhen Gelüft, ja 
felbft, ald am 18. Juni 1848 die Hauptwühler verhaftet werden follten, bis zur Anardjie 
und bie Stabt Altenburg zum Barrifadenbau trieben. Kein Wunder, daß der am 21. Juni 
d. 3. verfammelte, von den Wühlern beherrſchte Landtag in feiner Haltung würbelo® und bei: 
Ipiello8 gemein war. In diefem dunfeln milden Stüd der altenburger Geſchichte behauptete 
Herzog Joſeph, der 1834 die Regierung des Landes übernommen hatte, Würde und Feftigfeit, 
trat aber den 30. Nov. des Sturmjahres von der Regierung zurüd, die nun auf feinen Bruder 
Herzog Georg überging. Auch ihn drängte anfangs noch die erregte Volksbewegung zu manchen 
Zugeftändniffen, namentlid den 29. März 1849 zu einem Vertrag, wonad) das Domänen: 
vermögen für Staatögut erflärt wurde; indeß er hob bald entſchieden mehrere Gefege der 
Sturmzeit (Wahlgeieg, Grundrechte) wieder auf. Nach jeinem ſchon 1853 eingetretenen Tode 
folgte fein älterer Sohn Herzog Ernft, der noch regierende. Ihm gelang ed, in ruhigern Zeiten 


8) Die damalige landftändifche Bertretung befand aus der Ritterfchaft und ben neun landtags— 
fähigen Stäbten. 
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bie Berhältniffe wieder auf eine fefte, allen Ständen gerechte Grundlage zurüdzuführen, vor 
allem die Berfaffung vom Jahre 1831 mit einigen Mopificationen und auch die Domäne durch 
dad Geſetz vom 18. März 1854 wieder ald Eigenthum des herzoglichen Hauſes herzuftellen. 
Das Land, durch einen wackern Minifter geleitet, fühlt fi unter feinem Herzog glücklich. 

Die Kandftände bilden Eine Kammer und üben ihre Wirkfamfeit entweder in der dffent- 
lichen, vollen Berfammlung des Landtags oder durch die Landeöveputation (Ausſchuß) aus. 
Alle drei Jahre findet ein Landtag ftatt. Berufung und Schluß, Vertagung und Auflöfung 
gehören allein dem Herzog. Der Landtag befteht aus 25, aus freier Wahl hervorgegangenen 

Abgeordneten, je 8 von den Rittergutöbefigern, Städten und Bauern und 1 aus den Indu— 
firiellen. Sie werben auf neun Jahre gewählt, doch erneuert ſich die Landſchaft alle drei Jahre 
um ein Drittheil. Den Präfidenten ernennt der Herzog aus drei Gandidaten, melde der Landtag 
aus feiner Mitte wählt und vorſchlägt. Den Bicepräfidenten wählt ver Landtag. Seine Rechte 
und Berpflihtungen find im allgemeinen denen der übrigen Herzogthümer gleih. Das Staat®- 
minifterium, nad) den Grundgeleg von 1831 georbnet, ift die oberſte Verwaltungsbehörde und 
zerfällt in drei Departements: a) für die Angelegenheiten des herzoglichen Hauſes und Hofes, 
für Auswärtiges, Militär, Kirche und Schule; b) für Juftiz und Inneres; c) für Finanzen und 
Ablöfungsjahen. Für die Rechtspflege beftehen ald obere Landesbehörden das Oberappella- 
tiondgeridht zu Jena, das Appellationsgeriht und der Gerichtshof zu Altenburg (Schwurgerichte 
jeit 1849; Aufhebung des privilegirten Gerichtöftandes; neue Strafprocefordnung vom 27. Ian. 
1854); für die Polizei und innere Verwaltung befteht die Landesregierung, für Kirche und 
Säule das Gonfiftorium, für die Finanzen das Finanzcollegium und für Ablöfungen und Zu: 
jammenlegungen die Generalcommifjtion. Jede diefer Oberbehörven hat ihren entſprechenden 
Zug von Unterbehörben. 

Das Land, 8 Städte, 2 Marktflecken und 454 Landorte umfaffend, zerfällt in den alten- 
burger (11,5 Quadratmeilen mit 93741 Ginwohnern) und in ven faal=eifenberger Kreis 
(125 Duabratmeilen mit 48098 Einwohnern) und hat zufammen 24 Duabratmeilen mit 
(1864) 141839 Einwohnern, 5909 Einwohner auf 1 Quadratmeile. Bis auf circa 100 Ka⸗ 
tholifen find die Einwohner lutherifh. Keine Juden. Der altenburger Kreis befaßt 4 Städte 
und 5 Amtäbezirfe, ver janlzeifenberger 4 Städte und 3 Amtsbezirke. Jedem Kreife fteht 
ein Kreishauptmann (Berwaltung) vor; außerdem zerfallen fie in 2 Griminalgerichte und 
2 Staatdanwaltjhaften und 10 Gerihtsämter und in 8 Ephoralämter. Für den Haupt: 
finanzetat 1863—64 beträgt die Einnahme 829526 Thlr., die Ausgabe incl. 158000 Thlr. 
Domanialrente an das berzogliche Haus 829526 Ihlr. Zu Ende des Jahres 1860 betrugen 
bei dem Staatd= und Domanialvermögen zufammengerechnet die Xctivfapitalien 1,206725 Thlr., 
die Pafjivfapitalien 980703 Ihr. einfchließlih 432400 Thlr. in Umlauf befindlicher Kaffen- 
heine. Das Bundescontingent befaßt 1473 Mann incl. Referve und 327 Mann Erfagmann: 
Ihaft. Aderbau, Obfteultur und Viehzucht trefflih und blühend, weniger die Induftrie. Die 
Ausfuhr an Rohproducten (Getreide, Vieh) anjehnlih. Für geiftige Eultur wirken 1 Gymna— 
fium (Altenburg), 1 2yceum (Eijenberg), 1 Seminar und 192 Stadt: und Landſchulen; für 
Kunft, Gewerbe (Gewerbefreiheit feit 1863) und Landwirtbfhaft mehrfache Vereine. Auch 
beftehen anſehnliche Stiftungen (das adelihe Magpalenenftift feit 1705 und das Kindenau- 
Zach'ſche feit 1854). ber Titel, Wappen und Orden f. oben. G. Brüdner. 

Sachſen⸗Lauenburg, j. Lauenburg. 

Sachſenſpiegel, ſ. Germaniſche Volksrechte. 

Sachwalter, ſ. Anwalt. 

Saint⸗Simonismus, ſ. Communismus und Socialismus. 

Saliſches Geſetz, ſ. Germaniſche Volksrechte. 

Sanct-Gallen, einer ver öſtlichen Grenzcantone der Schweiz, iſt, gleich den Cantonen 
Aargau und Thurgau, ein im Jahre 1803 gefchaffened Gonglomerat von Landestheilen, vie 
bis dahin in geringer oder gar feiner flaatsrehtlihen Verbindung unter ji) geftanden hatten. 
Noch jegt treten dieſe Verfchiedenheiten im Charafter der Bevölkerung ftarf hervor, und es 
erflärt ſich dadurch aud) Die merkwürdige Geftalt des Canton, der, die beiden Appenzell überall 
einfchließend, ſich wie ein, freilich jehr unregelmäßiger Ring um dieſelben legt. ) Der Canton 
Thurgau, der Bodenfee und der Rhein bilden die Grenze St.-Gallend gegen Norden und Norb- 
often, im Süden zieht fih die Grenze gegen Graubündten über die rauhen Gebirge zur Rechten 


1) Treffliche Sperialfarte des Kantons von Ziegler (1854). 
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der Tamina; weſtlich ſtößt St.-Gallen an die Cantone Glarus, Schwyz und Zürich, den 
Wallenſee in ſich ſchließend und den obern Theil des Züricherſees berührend. Der größte Theil 
des Cantons gehört der eigentlichen Alpenregion an, die höchſten Spitzen, der „Ringelkopf“, die 
„Grauen Hörner”, die „Scheibe“ u. f. w., ragen über die Linie des ewigen Schneed empor. 
Die Stadt St.Gallen, obwol fhon im Hügellande gelegen, ift die höchſtgelegene Stadt 
Europas (2081 Fuß überm Meere). 2) Deu Flächeninhalt nad (87,63 ſchweizeriſche Quadrat— 
flunden = 2019 Duadratfilometer) nimmt &t.:Gallen die fehäte, der Bevölkerung nad 
(180411 Seelen nad) der Bolfszählung vom December 1860) die fünfte Stelle unter ven 
ſchweizeriſchen Kantonen ein. Die Bevöfferung, bünn gefüet in den gebärgigen Theilen, 
iſt um jo Dichter in den Thälern und flachern Gegenden, ſodaß St.Gallen mit einer durch— 
ſchnittlichen Einwohnerzahl von 2059.auf die fchweizerifche Quadratſtunde noch immer erheblich 
über dem für die ganze Schweiz ſich ergebenden Durchſchnitt (1396 auf die Duadratftunde) 
ſteht und im Bezug auf Dichtigkeit der Bevölkerung nur von zehn Gantonen, unter welchen 
natürlich die beiden faft nur aus einer Stadt beftehenben Bantone Bajel-Stabt und Genfobenan: 
ftehen, übertroffen wird. In den zehn Jahren von 1850—60 hat die Bevölkerung St.-Gallens 
um 10903 Köpfe ober 6,43 Proc. zugenomen; für die Natur diefer Zunahme ift es bezeidh- 
nend, daß le fich nur in ben Rubriken veraußerhalb ihrer Bürgergemeinde wohnenden Cantons⸗ 
bürger (40743 : 46440), der Schweizer aus andern Gantonen(15140 : 22423) under Aus: 
länder (3258 : 5967, unter diefen legtern 5434 Deutſche und Öfterreicher) herausgeſtellt hat, 
während im gleichen Zeitraum ver ſtabile Theil ver Bevölkerung, d. h. Die im ihrer Bürger: 
gemeinde wohnhaften Cantonsbürger, von 110181 auf 105564 Seelen zurüdgegangen ift. 
&t.:®allen gehört zu den paritätifhen Gantonen mit ziemlich ftarfem Borwiegen der Katholiken 
(110731 gegen 69492 Proteftanten); in den 6von 15 Bezirken, inwelde vet Canton eingetheitt 
ift, nämlich in Stadt St.Gallen, Neutoggenburg, Obertoggenburg, Unterrheinthal, Inter: 
toggenburg und Werbenberg, ift die reformirte, in den 9 übrigen Bezirken, Alttoggenburg, 
Gaſter, Goffau, Oberrheinthal, Rorſchach, Sargand, Seebezirk, Tablat und Wyl, die Fatho- 
liſche Bevölkerung in Mehrheit. Die Hauptftadt St.Gallen zählt 14532 Einwohner (December 
1860); nur 3865 won ihnen befigen zugleich das ſtädtiſche Bürgerrecht, und nur 5244 find in 
der Stadt geboren. Bon Intereffe ift eine im Januar 1860 in Verbindung mit einer cantonalen 
Bolkszählung vorgenommene Ermittelung der Zahl der Stimmfähigen (Gantondbüger und 
Schweizer aus andern Cantonen): ed ergaben ſich deren 48897 bei einer Gefammtbenölferung 
von 179100 Seelen, worunter 88188 männlihen Geſchlechts und 173591 Schweizer. 

Daß Toggenburg (Thurthal), die Haupftadt und der nördliche Theil ded Canton find die 
Sitze einer blühenden Inpuftrie, die ihren Markt vorwiegend auf überfeeifhen Plägen hat. 
Im Toggenburgifchen werben hauptſächlich Baummollgewebe aus farbigen Garnen fabrieirt, 
in der Hauptitabt, in der früher frit dem 15. Jahrhundert ein großartiger Leinwandhandel 
betrieben wurde, concentrirt fih vermalen die um die Mitte des vorigen Jahrhunderts begründete 
Stickinduſtrie. Eines jo großen und wohlverdienten Rufs die SteGaller Stidereien aud 
genießen, fo leidet doch diefer Induſtriezweig in weuefter Zeit ftark unter der Concurrenz der 
Ihottifchen und irifchen Fabrikation. 

Bei der Darſtellung ver geſchichtlichen Gntwidelung der Verfaffungszuftände des Cantons 
unterjcheiden wir zwei Perioden: die ältere, in welcher faft jeber ver einzelnen Landestheile 
feine befondere Geſchichte hat, und die neuere, welde mit der Gründung des Cantons im 
Jahre 1803 abhebt. 

1. Stift und Stadt St.:Gallen, das Toggenburg undbieübrigen Theile 
des heutigen Gantons St.:Gallen biß zum Jahr 1803.°) Der heilige Gallus, ein 
Jünger des Abtes Columban und wie diefer aus Schottland gebürtig, legte ums Jahr 630 
durch hie Erbauung einer Zelle den Grund zum Klofter und fpätern Stift St.-Wallen. Ber: 
gabungen von alemanniſchen Herzogen und fränfifhen Königen trugen zur Hebung des 


2) Eine fchweizer Stunde = 16000 ſchweizer Fuß; ein ſchweizer Fuß — 0,8 Meter. 

8) Adefons von Arx, Geſchichte des Cantons St.Gallen (4 Bbe., St.Gallen 1810). Weid⸗ 
mann, Pa bes ehemaligen Stifts und ber Landſchaft St.-Gallen unter den zwei legten Fürft- 
Abten (St.-Sallen 1834). er und Weiomann vertreten die beiden gegen Ende des 18. Jahrhun⸗ 
derts fich leidenſchaftlich befämpfenden Parteien unter den Stiftsconventualen. DO. Henne Amrhyn, 
—— des Cantons St.⸗Gallen (St.-Gallen 1863), behandelt nur die Periode feit der Revolution 
ausführlicher. 
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Kloſters und zur Mehtung der Bruber bei. Im Jahre 720 ſetzte ihnen Pipin ber Kurze den 
rhätiſchen Prieſter Othmar zum Abt und verpflichtete fie zur Annahme der Ordensregeln des 
heiligen Benediet, fehr gegen den Willen ver Mönche, welche vorgezogen hätten, unter Columban's 
Regel zu verbleiben, aber im Intereffe jenes Bünbniffes mit dem Romanidmus, durch weldes 
Pipin diefem bie Verbreitung unter den germanifchen Stämmen und feiner Dynaftie die welt: 
liche Herrſchaft zu fihern unternahm. Bon den Karolingein an Datirt die Ausbildung ber 
Territorialhoheit des Kloſters. Die berühnmte Schule, welche das Klofter hielt, zog demſelben 
zahlteiche Geſchenke und Vergabungen bon dankbaren AÄltern und Schülern zu; ſchon im 13. 
Jahrhundert forinte Abt Konrad die Stabt Wyl niebft Alttoggenburg anfaufen. Ludwig ber 
Fromme und Ludwig der Deutfche gewährten dem Klofler Schuß gegen die Anſprüche, welche 
der Bifhof von Konftanz über dafjelbe geltend zu machen verfuchte, und fiherten ihm bie 
Breiheit zu, feine Abte jelbft zu wählen. Die Würde eines Reihsfürften, melde König Philipp 
im Jahre 1204 zu Bafel dem jeweiligen Abt von St.Gallen verlieh (die wohldieneriſche Tra⸗ 
dition batirte die Reichsfürſtenwürde von einer Verleihung Karl's des Großen her), gab dem 
Stift den feiner Macht und Bedeutung entſprechenden äußern Glanz und verfchaffte feinem 
Streben nad Unabhängigkeit von geiftliher oder weltliher Oberherrſchaft eine neue Stüge. Mit 
dem Wahsthum an Macht und Reichthum Hielt indeß die Pflege der Wiſſenſchaften nicht gleichen 
Schritt; mehr ald auf gelehrte Studien waren die Conventualen auf Erwerbung von Rand und 
Leuten und Befeftigung ihrer Herrfchaft bedacht. So verſchwindet vom 13. Jahrhundert an die 
Mitwirkung der Bafallen des Kloſters bei der Abtöwahl. Die ven Reich zuftehende Kaftvogtei 
fuchte das Stift an fi zu reißen und ſich eined Schutzes zu entlebigen, ver, felten fräftig ge- 
handhabt, für dad Stift von wenig Werth war, aber der Reichsgewalt häufigen Anlaß zur 
Einmiſchung in deſſen innere Angelegenheiten öffnete. Zu Äbten pflegte man kriegeriſch ge= 
finnte Edelleute zn wählen, welche mit dem fonftanzer Bifhof, mit dem Grafen von Toggen: - 
burg, mit der Gräfin von Rappersweil, ja aud) mit dem dentfhen König Rudolf von Habs: 
burg und mit feinen Erben häufig in Fehde lagen. Die „alte Landſchaft“, d. h. der Landftrich 
von Rorſchach Bis Wyl, wurde vom Stift in firengfter Abhängigkeit erhalten, und die Bewohner 
derfelben waren zum größten Theil Hörige (Gotteshausleute); die Beamten und Richter ſetzte 
ihnen das Stift und wählte dazu regelmäßig Fremde. Daß die Stabt St.:Gallen und die „neue 
Landſchaft“ (dad Toggenburgiſche) größere Freiheit erlangten, hatten fie nicht dem guten Willen 
des Stiftd, fondern der eigenen Thatkraft zu verdanken. Aber nicht der Kürftabt, fondern der 
Klofterconvent war der eigentliche Regent des Landes, und mit jenem Inftinet, mie er allen 
geſchloſſenen Corporationen gegenüber den aus ihnen hervorgegangenen Würbettträgern eigen 
ift, wachten die Gonventualen darüber, daß nicht die Gewalt des Abts zu einer monarchiſchen 
werde, *) 

Die Stadt St.-Gallen, entftanden aus den Gebäuden, die ſich allmählich rings um die 
Stiftögebäude zu legen begannen, und im Jahre 953 zum Schuß gegen die Hunnen mit 
Matıern umgeben, war frühzeitig von den deutſchen Königen mit mariden werthvollen Privile- 
gien und Freiheiten audgeftattet worden, und wie in ven rheiniſchen und ſchwäbiſchen Städten 
regte ſich auch in ihr mächtig der Unabhängigkeitsſinn. Mehr und mehr mußte fle, bald durch 
Proceffe vor ven Reichsgerichten, bald durch kluge Benugung ber Umflände und Ablöfung von 
Rechten des Abts mit Geld, Bald Dur offene Widerfeglichkeit und Verbündung mit feinen 
Gegnern ihre Freiheiten auszudehnen und zu befeftigen, und don tm Anfang des 11. Jahr: 
hunderts ift ihr die Lostrennung vom Stift faft vollſtändig gelungen. Das Stift, der Sitz 
des Kapiteld und des Fürſtabts, das Münfter und die lateiniſche Schule in fich ſchließend, war 
auf aflen Seiten don der frei gewordenen, durch ihte Induſtrie und ihre Märkte bedeutenden 
und vom Bewußtfein ihrer Kraft etfüllten Stadt umgeben, diefe twießerum von der zu knechti— 
ſcher Uinterwütfigfeit gegen ben geiftlihen Oberheren verurtheilten ‚alten Landſchaft“, und 
gerade dieſer legtere Umſtand war für die zukünftige Entwidelung der Stadt von fehr vortheil- 
after Wirkung. Die Bürgerfhaft, auf die Früchte ihrer eigenen Etwerbsbeſttebungen an= 
gewieſen, fonnte nicht auf die Abwege gerathen wie andere regierende Städte der Schweiz, die 
in der Andbeutung von Unterthanenlanden die Mittel zur Erhaltung eines ngherzigen Patri- 
ciats ſuchten und damit die individuelle Energie und den Sinn für productive Thätigfeit er- 


4) Den beften Beleg dafür bietet die Art und Weife, wie Ildefons von Arr, felbft in einen hartnädi- 
gen Kampf mit dem Fürftabt Beda verwicelt, die Conflicte zwifchen Abt und Gonventualeh barftellt. 
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ſchlafften.“) Noch auf ven heutigen. Tag zeigen fih, wenn man die Bevölkerung St.-Gallens 
etwa mit derjenigen Freiburgs oder Bernd vergleicht, die Nachwirkungen jener geihichtlichen 
Verſchiedenheit. Was die Stadt in langen Mühen, erftritten ji die appenzeller Hirten in 
ihrem Fühnen Freiheitöfampfe mit. Waffengewalt, und nicht dad Deutſche Reich oder ver 
von ihm verordnete Kaftvogt, nicht die ſchwäbiſchen Städte, nicht die ſchwäbiſche Ritterſchaft 
hatten den Fürſtabt vor dieſem empfindlichen Berluft zu fhügen vermodt. Der Spruch, welchen 
ſchließlich die Appenzeller hatten Statt thun müffen, war von Boten ber eidgenöfliihen Orte 
audgegangen, welde, das bevädhtige Bern ausgenommen, ſchon feit 1411 mit den Appenzellern 
in ein Burg= und Landrecht getreten waren; die feitherigen Erfolge der Eidgenoſſen bewiefen 
aufs £larfte, daß in den obern deutfchen Landen fein Herr feiner Herrfhaft mehr fiher fei, wenn 
die Eidgenoſſenſchaft mit den Freiheitöbeitrebungen feiner Untergebenen gemeine Sache made. 
Die ſchwäbiſchen Städte, und Bern mit ihnen, hielten noch feſt an dem Grundſatz, daß Feiner 
der Verbündeten, der einem Herrn untergeben oder zu Dienft verpflichtet jei, ih von einer 
ſolchen Herrſchaft einfeitig losjagen dürfe; „die Eidgenoffen in den Bergen geftatteten ſolches, 
worüber ihnen aber aud) mit Grunde, von den Zeitgenoffen übel nachgeredet wurde”. 6) Nun, 
für die üble Nachrede ver Zeitgenoffen mag fie ver Nachruhm bei fpätern Geſchlechtern ſchadlos 
halten. Der Schwäbiſche Stäptebund ift an feiner doctrinären Weisheit zu Grunde gegangen, 
die Eidgenofjen dagegen, indem fie an fi) zogen, was im Dienft der Freiheitsbejtrebungen, der 
Zeit feine Kraft gegen das Feudalſyſtem einzufegen gewillt war, haben einen bleibenden, feiten 
Bau gegründet. Das Kapitel von St.Gallen, in richtiger Erkenntniß deffen, was die Noth 
der Zeiten gebot, gab die morſche Legitimität auf und fuchte feine Rettung bei ver revolutionären 
Srifhe der jungen Eidgenofjenfhaft; trog des Widerftrebend des Fürftabts, eines vom Haß 
gegen die Eidgenofjen erfüllten Junferd von Breitenlandenberg, ſchloß es im Jahre 1451 ein 
ewiged Burg: und Landrecht mit Zürich, Luzern, Schwyz und Glarus, in jenen beiden Städten 
ein Gegengewicht gegen das „‚braufende Zufahren ver vemofratijhen Stände” ſuchend. Durch 
diejes Bündniß verpflichteten jih jene vier Stände, die von nun an die Schirmorte des Stifts 
hießen, den Abt bei feinen Gerechtſamen und Herrſchaften zu ſchützen, während er ſeinerſeits den 
Schiedsſpruch der Schirmorte anzunehmen ſich verpflichtete, wenn fie in einem Zwift des Abts 
mit einem dritten von diefem legtern angerufen würden. Wenige Jahre jpäter wurde dieſes 
Bündniß vervollftändigt durch den Hauptmannsbrief von 1490, nad) welchem von den Schirm: 
orten reihum dem Abt „aus ihren Räthen ein fürfichtiger, frommer, redlicher und geflandener, 
weifer Mann mit zwei Pferden und einem Knecht gegeben wurde, in ihrem Namen und mit 
ihrer ganzen vollmädtigen Gewalt bei einem Abt und von eines Herrn wegen aller feiner 
Leuten in der Landſchaft Hauptmann zu heißen und zu fein‘. Diefer eidgenöſſiſche Hauptmann 
vejibirte in dem fleinen Städten Wyl und galt im Rang als die zweite Perſon nad dem Fürft- 
abt oder deffen Stellvertreter. 

Dur dad Bündniß von 1451 trat der Fürftabt von St.:Gallen in die Stellung eines 
„zugewandten Ortes“ der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, undtroß vielfacher, bi8 ind 18. Jahr: 
hundert andauernder Vexrſuche, die Reichöftellung des Abts geltend zu machen, fo oft der Ein— 
jluß der Eidgenofjen dem Stift unbequem wurde, folgten die St.-Galliſchen Landſchaften der 
theild durch Die Greigniffe herbeigeführten, theild abjihtlich gepflegten Tendenz ver Eidgenoffen: 
haft zur völligen Lostrennung von Deutſchen Reid. Die Stadt St.Gallen, ſtets bedacht, 
ihre Unabhängigkeit vom Stift zu bewahren, fuchte ebenfalls ein Bündnig mit den Eidgenofjen 
und ed. gelang ihr, dafjelbe außer mit den vier Schirmorten des Abts auch noch mit Bern und 
Zug zu fließen (1454). Bald darauf (1457) wurde fie durch einen Spruch des Raths 
von Bern gegen Erlegung von 7000 $I. an den Fürftabt von allen Anſprachen deſſelben völlig 
befreit. Die gemeinfamen Kriegäzüge, zu denen die Mannfhaften ver Stadt und ded Stifte 
mit denjenigen der eidgenöſſiſchen Orte audzogen, befeftigten das politifche Band mit diefen 
legtern. 

Einen Erfag für ven Berluft Appenzells fand das Stift an der Landſchaft Toggenburg, 
welche ed, nachdem der legte Graf Friedrich IL. im Jahre 1436 geftorben war, im Jahre 1468 
von deſſen Erben durch Kauf an ji brachte. Die alten Breiheiten, welde die Toggenburger 


5) Das einzige Unterthanengebiet der Stabt war die im Jahre 1579 angelaufte Herrfchaft Bürglen 
im Thurgau, An der Befegung der ‚gemeinen Bogteien‘ wurde der Stabt St.- Gallen fo wenig 
als den — „zugewandten Orten‘ ein Autheil zugeſtanden. | 

6) Arr, U, 69. 
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befaßen,, und für welche jie durch ein im Jahre 1436 mit den demofratifhen Ständen Schwyz 
und Glarus gefhloffenes ewiges Landredht fi eine Gewährleiflung verihafft hatten, mußte 
aud der Abt anerkennen, ald er, ald nunmehriger Landesherr des Toggenburgs, im Jahre 1469 
das Landrecht mit Schwyz und Glarus erneuerte. Ausprüdlih war darin verfügt, daß zwar 
die beiden Stände dem Abt helfen jollten in billigen Dingen die Toggenburger zum Gehorſam 
zu bringen, daß aber, wenn der Abt mit den Toggenburgern in Miöhelligfeit gerietbe, er ſich 
des Rechts vor Amman und Rath der beiden Stände begnügen jolle. 

Schwere Bedrängniſſe braten dem Stift St.:Gallen die ſchweizeriſche Reformations— 
bewegung und die Bürgerfriege, welche auf diefelbe folgten. Die Stadt und dad Toggenburg 
nahmen die neue Lehre an; felbft einige Stiftscapitularien traten zu ihr über. Die Städter 
ſetzten ji infolge deffen mit Gewalt in den Beſitz der dem Stift gehörigen Kathedrale und 
wandelten jie in eine reformirte Kirche um; Abt und Kapitel flüchteten fih; von den vier 
Shirmorten, die felbft ded neuen Glaubens wegen unter ſich verfeindet waren, hatte das 
reformirte Zürich die mädhtigfte Hand. Wo geſchriebenes Recht und Bündniffe dem Glaubens— 
interefje im Weg ftanden, war Zürich damals nicht ängftlih, dem legtern den Vorzug zu ge: 
währen, und ebenjo wenig nabın ed Anftand, die Stellung, welde der eidgendfjihe Hauptmann 
in den St.-Galliihen Stiftdlanden einnahm, zur Einmifhung in deren Angelegenheiten aus— 
zubeuten. Glarus, anfangs für Aufrediterbaltung der weltlichen Macht des Fürftabts geftimmt, 
folgte bald dem libergewicht Zürichs. So kam es, daß nad Abſchluß des erften Kappeler Land: 
friedend vom 24. Juni 1529 Züri und Glarus das Stift förmlich aufhoben und der 
alten Landſchaft eine neue Berfaflung octroyirten, in mwelder fie zur großen Enttäufdhung des 
nad uneingefhränfter Selbftregierung begehrenden Volks den von den Schirmorten zu er: 
nennenden Hauptmann an die Spige ded Regiments ftellten. Beſſer ald die alte Landſchaft 
wußten die Toggenburger ihre Selbftändigfeit zu vertheidigen, wobei ihnen die Fürſprache ihres 
in Züri an der Spige der Reformation ftehenden Mitbürgerd Ulrih Zwingli wefentlich zu 
ftatten fam. Sie jagten den Schwyzern dad ewige Landrecht auf, conftituirten fi in rein 
demokratiſcher Weife unter jelbftgewählten Behörden, indem jie erflärten, die Rechte des Abts 
feien mit Aufhebung des Stiftd an die Landſchaft gefallen, und fauften mit 15000 Fl., die ie 
an Züri und Glarus zahlten, ſich „ſo frei wie eine Spiegelmeiſe“. Aber ſchon nach zwei ı 
Jahren änderten jih die Dinge; auf die frühern Erfolge der Neformirten folgten nunmehr 
entſcheidende Siege der Katholifen, und im zweiten eidgenöjjiihen Landfrieden, von welchem 
das Toggenburg ausdrüflih ausgenommen wurde, erlangte der Fürſtabt Wiedereinſetzung in 
alle frühern Rechte (1532). Die katholiſche Religion wurde in der alten Landſchaft und im 
Toggenburgifhen wieder eingeführt und der weitern Ausbreitung der Reformation jedes 
Hinderniß entgegengefegt, obwol in Toggenburg die Mehrheit bei der veformirten Lehre be— 
barrte und dem Stift jo viel Achtung einzuflögen wußte, daß ihr die freie Ausübung des 
reformirten Eultus zugejichert blieb. An Stoff zu Reibungen fehlte ed nicht. So antwortete 
die Stadt auf die Austreibung der Evangelifchen aud der alten Landfhaft mit der Ausweilung 
der ſämmtlichen Katholifen aus dem Stadtgebiet. Eine andere Streitigfeit zwifchen dem Abt 
und den Toggenburgern, welde urſprünglich durchaus feinen confejjionellen Charakter an ſich 
getragen hatte, wurde die Beranlaffung zu dem „Toggenburger Kriege”, dem legten Religions— 
kriege, welcher in der Schweiz geführt worden ift, und der mit dem vierten Landfrieden (1712) 
fein Ende erreichte. Das Übergewicht, welches in dieſem Kriege die Reformirten erlangt hatten, 
fam dem Toggenburg infofern zu ftatten, ald ed in dem durch Bern vermittelten und nad) langem 
Widerſtreben vom Fürftabt unterzeichneten Friedensvertrag vom Jahre 1718 eine gefchriebene 
Berfaflung erbielt, welche die Rechte der Landihaft gegenüber dem Abt feftfegte und unter 
eidgenöſſiſche Garantie ftellte; aber keineswegs gewährte diefer Vertrag den Toggenburgern 
fo ausgedehnte politifche Rechte, ald fie ed verlangt und erwartet hatten. Dem Abt blieb das 
Recht, einen Landvogt einzufegen, der immer ein Auswärtiger war; auch die übrigen Beamten 
der Landſchaft wurden von ihm ernannt, mußten indeß aus den Angehörigen der Landihaft 
gewählt werden. Die Mitglieder ded Landraths, der, im Widerſpruch mitden wirklicher Zahlen— 
verhältniffen ver beiden Religionsgenoſſenſchaften, zur Hälfte aus Katholiken beftehen mußte, 
wurben von den Gemeinden auf Lebengzeit ermählt ; diefer Landrath, welcher über die Freiheiten 
des Landes wachen und deſſen öfonomijche Verwaltung führen follte, fanfbei feinen beſchränkten 
Befugniflen immer mehr zur Beveutungdlofigfeit herab. Die gefeggebende Gewalt und die hohe 
Gerichtsbarkeit ſtand nicht bei ihm, fondern bei dem Landgericht, welchem der Landvogt präſidirte, 
und deffen fänmtliche Beifiger ver Abt erwählte: Zum Appellationsgeriht und zum Kriegsrath 
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ernannte der Abt die eine, der Landrath die andere Hälfte der Mitglieder. Die Landsgemeinde, 
in den reinen Demofratien der Schweiz die oberfte, fouveräne Behörde, war beibehalten; aber 
außer zur Hulbigung und zur Erneuerung des Landredts mit Schwyz und Glarus wurde fie 
nur einberufen zur Wahl des Pannerherrn (Befehlshaber über die Miliz). Den reformirten 
Gemeinden war die Wahl ihrer Geiftlihen überlaffen, eine anfcheinend ſehr vemofratifche Ein- 
rihtung, die aber, im Geift jener Zeit ausgelegt, nichts anderes hieß, als die reformirte Kirche 
des Schuged der Staatägewalt zu berauben, der umgefehre der Fatholifhen Kirche in vollem 
Maße zur Seite fand. Die Kirche vom Staat löfen hieß in jenen Zeiten fie preißgeben. Ein 
ſchwacher Erfag für den Verluft des Zuſammenhangs ihrer Kirche mit dem Staat war dad 
ven Gvangelijhen bewilligte Zugeſtändniß einer eigenen Kirchenſynode und eimed eigenen 
Ehegerichts. Wen fann ed wundern, daß unter einer folden von der reformirten Gidgenoffen- 
ſchaft, von welcher e8 feine Befreiung erwartete, vem Lande Toggenburg auferlegten Verfaffung 
fein frifhes Streben nad) politischer Freiheit gefnidt und der Sinn der Berölferung aus— 
jchließend auf den Erwerb von Glücksgütern gelenkt wurde? 

Was die im 18. Jahrhundert beftehenden Verfaffungseinrihtungen in der alten Land— 
Schaft und in der Stadt St.- Gallen anbetrifft, fo dauerte in jener die frühere politifhe Recht: 
Iofigfeit fort bi zur Revolution. Die ganze öffentlihe Verwaltung und Rechtspflege lag in den 
Händen der vom Abt eingefegten Beamten, die, zum größten Theil Geiftlihe, ein häufig 
unverftändiges und willkürliches Negiment führten. „Die Gemeinden hatten durchaus Feine 
Selbftändigfeit; fie durften Feine Berfammlungen halten, ihre Borgefegten nicht wählen, keine 
Bürger aufnehmen, fondern ſolche theilte ihnen das Stift willkürlich zu. Ebenfo bezog letzteres 
die Penſionen für fremde Kriegspienfte und vertheilte fie nach Belieben.‘ 7) Die Verfaffung 
der Stadt fodann näherte fid) derjenigen von Züri, Bafel und Schaffhaufen. Die Bürger: 
Ichaft zerfiel in feh8 Zünfte und in die adeliche Gejellihaft zum Notbenftein oder Nothveftftein. 
Die Mitglieder diefer Adeldzunft waren von dem Großen Rath (gefepgebenden Behörde) aus: 
geichloffen, und es fommt ihnen nicht wie den ſechs übrigen Zünften eine notbwendige Ver: 
tretung im Kleinen Rath (Regierung) zu; dagegen find fie einzig wählbar ald Statthalter 
(Bicepräfiventen) des Stadtgerichtd. Auf der Zunfteintheilung beruhte die ganze Organifation ; 
die verfammelte Bürgergemeinde hatte 6108 die Bürgermeifter zu wählen und die Eröffnung der 
jährlihen Steuerauflage entgegenzunebmen. Jede der ſechs Zünfte mühlte®) drei Zunft- 
meifter, welche alljährlich in der Weife im Amt mechfelten, daß der „Neue“ und ver „Alte“ 
Mitglieder des Kleinen Raths, der Neue überdies Vorſitzender der Zunft ift, während ber 
„Stillſtehende“ nur den Sig im Großen Rath beibehält. Auper den zwölf Zunftmeiftern und 
den drei Bürgermeiftern (melde ebenfalld im Amt wechſeln, ſobaß ein jeder ein Jahr lang 
Amtshürgermeifter, dann ftillftehender Bürgermeifter, dann Vorfigender des Blutgerichts ift) 
befteht der Kleine Rath noch aud neun, frei aus allen Zünften und der Nothveftftein-Gefell- 
haft genommenen Bürgern. Die Kleinen Räthe find zugleih Mitglieder des Großen Rathe ; 
überdied befteht diefe legtere Behörde aus 66 (zu 11 aus jeder Zunft) vom Kleinen Rath ge— 
wählten Mitgliedern. Die Stellen der Kleinen und Großen Räthe find lebendlänglich; die Cenſur 
(Ausfloßung) fteht dem Kleinen Rath zu. Bon den Kleinen Räthen find jeweilen nur 18 im 
Amt; ein Viertheil, von Jahr zu Jahr wechfelnd „ſteht fill”. Erwähnungswerth ift das Anıt 
des Oberftzunftmeifters, der, von den Mitgliedern des Großen Rath, die nicht zugleich dem 
Kleinen Rath angehören, jährlich neu gewählt, den Vorfig an der Bürgergemeinde führt 
und gleihfam eine Art Volkstribun fein follte (wie in Bern die „Heimliher”). Befondere 
Sorgfalt verwandte die Stabt auf die polizeilihe Regulirung und Gontrole der Leinwand: 
manufactur ; „ſie bat’, fagt Simmler ?), „diefe befondere Freiheit (?): welder eine Falſchheit 
oder Betrug, ed fei in Zeichen, in Siegeln, Färben, Mangen, Weben u. dgl. gebrauchen 


7) O. Henne, ©. 11. 

8) Mit der „Raun“, d. h. jeder Wähler flüftert dem Borfigenden den Namen deſſen, dem er feine 
Stimme gibt, zu, und der Vorfigende macht hiernach das Ergebniß fund, ein Verfahren, das noch 
in andern oftfchweizerifdyen Städten, 3. B. in Frauenfeld, vorfam und Ahnlichkeit mit den fran öflfchen 
Lits de justice hat. Man vermied dadurch ben Nachtheil, der mit dem in Bern und ben meiften ari- 
ftofratiichen Städten üblichen „Ballotiren“ verbunden war, daß die Wähler an eine im voraus feftge- 
ftellte Gandidatenlifte gebunden waren, und ficherte in einer Zeit, im weldyer die Kunde des Schrei: 
bens noch nicht bei allen Wählern vorausgefeßt werden dürfte, das Princip der geheimen Stimm- 
gebung, an dem bie Städte im Gegenfag zu den Landsgemeindecantonen fefthielten. 

9) Bon dem Regiment der löblichen Eibgenoſſenſchaft (zweite Auflage, Zürich 1735), ©. 587. 
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würbe, daß ſolchen Werbrecher ver Rath dur feinen Reichsvogt an Leib und Reben ftraffen 
kann“. Die Glieder der Kaufmannſchaft ſodann wählen ein kaufmänniſches Directorium, 
welches Handels⸗ und Wechfelftveitigfeiten beurtheilte, dad Poſtweſen beforgte und die In— 
terefien des St.-Gallifchen Handels vertrat. 

Was die übrigen Beſtandtheile des heutigen Cantons St.:Gallen betrifft, jo waren fie 
entweder eidgendffifche Landvogteien (gemeine Herrſchaften), jo das Rheinthal, Sargans, 
Uznach und after, oder Unterthanenlande, jo Sar, Werdenberg und die Stadt Rappersweil. 
Das Rheinthal muften, nachdem es häufig Herrſcher gewechſelt hatte, die Appenzeller 
1489 an die vier Schirmorte des Stifts St.- Gallen abtreten, welde die Stände Uri, Unter: 
walden, Zug, Appenzell und im vierten Landfrieden von 1712 noch Bern in die Mitherrichaft 
aufnahmen. Der Landvogt wurde nad) einem unter den neun regierenden Ständen feftftehenven 
Turnus von zivei zu zwei Jahren gefegt. Die adminiftrativen und Juriédictionsverhältniſſe 
des Ländchens, unter deffen Einwohnern die beiden Gonfeffionen ungefähr gleich ftarf vertreten 
waren, zeigen eine außerordentliche Verſchiedenheit, beförberten die Proceßſucht und hinderten, 
zumal das Bolt keine politiihen Nechte befaß, das Aufkommen jeglichen Gemeingeiftes. Etwas 
günftiger ftand Sargans, weldyes früher einem Zweig der Grafen von Montfort:Wervenberg 
angehörte, und um deffen Beiig im Jahre 1437 der fogenannte Alte Zürichfrieg entbrannte. 
Die fieben alten Orte (obne Bern) fauften das Land im Jahre 1483 dem legten Grafen ab; 
1712 erhielt auch Bern Antheil an der Bogtei über daſſelbe. Sargans beſaß einen vom Volk 
gewählten Landrath, der fi indeß nur verfjammelte, wenn ed der Landvogt für gut fand. 
Ebenſo hatte das Volk Antheil an der Belegung der Gerichte. Mit Ausnahme der Herrichaft 
Wartau, bekannte ſich ganz Sargans zur fatholifchen Gonfeffion. Uznach (mit Weefen) ſowie 
Gafter (mit Gams) beſaßen, obwol gemeine Kerrfhaften ver Stände Schwyz und Glarus, 
eine rein demokratiſche Verfaſſung nad Art der Urcantone; bie von ven beiden regierenden 
Ständen gefegten Landvögte hatten feine regelmäßige Reſidenz in den beiden Landſchaften, von 
denen die eine, Uznach, immer dem Fatbolifchen Glauben ergeben geblieben war, während Gafter 
nad der Kappeler Schlaht durch die Schwyzer zur Wiederannahme deſſelben mit Gewalt ge: 
jwungen worden war. Die Stadt Rapperäweil, mit ihrem fogenannten Hof, fiel, nad: 
dem fie 1464 von Defterreih abgefallen war und den drei Ircantonen und Glarus Treue ge- 
fhworen hatte, 1712 an Züri und Bern, melde von da an nebft Glarus fih „Schirmherren“ 
der Stadt nannten und ihr eine ariftofratifche Verfaffung verliehen. Die Grafihaft Wer: 
denberg war feit 1517) Unterthanenland von Glarus, feiner zugeficherten Freiheiten beraubt 
und vielfah misshandelt und bebrücdt von feinen demofratiihen Gebietern. Die Freiherr— 
Ihaft Sar endlich (jegt Gemeinde Sennwald) gehörte feit 1615 den Zürichern, welche jie dem 
legten regierenden Freiherrn abgefauft hatten. 

Gegen die Revolution, welche fih von Frankreich nah der Schweiz wälzte, hielten dieſe 
Zuftände nicht lange ftand, und zur nicht geringen Überrafhung des Fürftabts waren es 
gerade die getreueften feiner Unterthanen, die allem Streben nad politifcher Freiheit entjagt 
zu haben ſchienen, nämlich vie „Botteshausleute” der alten Landihaft, von denen zu Anfang 
de8 Jahres 1793 die erften Auflehnungen gegen das Stift ausgingen. Sie verlangten zunächſt 
nicht politifche Nechte, fondern nur Linderung ded Drucks, welchen die verknöcherten Inſtitu— 
tutionen auf die Öfonomifche Lage der Landbewohner ausübten, und erft ald der Conflict ſich in 
vie Länge z0g, kam es den Gotteshaudleuten mehr und mehr zum Bewußtjein, daß der Kern des 
Übels die weltliche Herrfchaft eines Klofterd, das rechte Mittel dagegen bie Eonflituirung der 
Landſchaft zu einem ſich Jelbft regierenden Gemeinweſen fei. Der Fürſtabt Beba, ein ven Gons 
ventualen gegenüber jehr ſelbſtherrlich auftretender, gegen die Unterthanen dagegen milder und 
nachgiebiger Regent, mußte das drohende Ungewitter noch für einige Zeit zu beſchwichtigen, 
indem er der Landſchaft eine eigene Landögemeinde gewährte, ven Gemeinden die Wahl ihrer 
Borgefegten zugeftand, die Leibeigenfhaft aufhob, einige der drückendſten Feudallaſten milderte 
oder bejeitigte und alle für loskäuflich erflärte, den Salzhandel der Landſchaft überließ, die 
Geiftlichen den allgemeinen Steuerordnungen unterwarf u. . w. („Gütlicher Vertrag‘ des 
Stifte mit ver Landſchaft vom 28. Det. 1795); aber ald Beda's Nachfolger, der ftarrjinnige 
Pankraz Borfter von Wyl, die Auflöfung der Landesausſchüſſe befahl (5. Dec. 1796), 
brad) der Aufftand aufs neue aus. Die Schirmorte brachten zwar beide Theile wieder zu einem 
GEinverftändniß, mad welchem die Landſchaft mindeftens einen felbftgewählten Landrath und 
einen aus deſſen Mitte gebildeten Vollziehungsausſchuß erhalten ſollte (Juli 1797); aber 
der Friede war von furzer Dauer, denn fhon im Februar 1798 nöthigte die Landſchaft das 


* 


60 Sant: Gallen 


Stift, fih aufzulöfen und ihr die Regierung förmlich zu übergeben. Abt Bankraz begab fi 
gleihwie der vertriebene Schultheif Steiger von Bern zu den Ofterreihern,, allen Einfluß auf: 
bietend, um mit deren Hülfe wieder in feine Herrſchaft eingefegt zu werben, was ihm auch im 
Jahre 1799 bei dem fiegreihen Vorbringen der Ofterreicher im Often der Schweiz für einige 
Monate gelang, bis der Sieg Maſſena's bei Zürich die revolutionäre Ordnung der Dinge 
wieberberftellte. Die übrigen Theile des heutigen Gantons St.-@allen traten in die Revo— 
lutionsbewegung erft ein, ald fie in den erften Monaten des Jahres 1798 einen allgemeinen 
Charakter annahm. Zwei Grundrichtungen traten dabei zu Tage: Vorliebe für die rein demo— 
fratiihe Staatöform und als natürliche Folge davon entfchievene Abneigung gegen jede Ber: 
ihmelzung der Fleinen landfhaftlihen Verbände zu einem Canton oder gar zu einem ſchweizeri— 
ihen Einheitsſtaat. War einmal die bisherige Herrihaft abgethan, jo verftand es ih nad 
Meinung ded Volks ganz von felbft, das nunmehr alle Regierungsrechte auf die einzelnen 
Landſchaften übergegangen jeien, von einem mit der Freiheit vereinbaren Mittelding zwifchen 
einer Demofratie und Ariftofratie , von einer vepräfentativen VBerfaffung, wie fie Die Franzoſen 
braten und die helvetiiche Nepublif verwirflichte, hatte das Volk feine Vorſtellung, und trog 
aller Lebhaftigkeit des ſchweizeriſchen Nationaljinned, der jidh gerade in diefen Gegenden z. Be in 
ven fräftig bervortretenden Sympathien für den Wiverfland Bernd gegen die Franzoſen 
bewies, lag doch eine ftärfere Gentralifation der Schweiz außerhalb des politifhen Geſichts— 
freifed der großen Maffe. So fügten ſich diefe Landſchaften nur nach hartnädigem Widerftreben 
und eingefhüchtert Durch die franzöfiiche Decupationdarmee, dem Verluſt ihrer kaum procla- 
mirten fouveränen Sondereriftenz und ber Einführung der Verfaffung, welche die Schweiz 
unter dem Namen „Helvetiſche Republik” in einen Ginheitäftaat verwandelte (12. April 1798). 
Dieje Verfaffung vereinigte die alten ftiftifhen Lande mit dem Nheinthal, einem Theil des 
Toggenburg und mit Appenzell zu einem Canton Säntis, mit der Hauptftadt (Gig des 
Regierungsftatthalters, Verwaltungskammer u. ſ. w.) St.Gallen, während MWerdenberg, 
Obertoggenburg, Sargans, Gafter, Uznach und Rapperöweil mit Glarus und der March den 
Ganton Linth bildeten. Die folgenden Jahre bis zur Vermittelung Napoleon’s im Jahre 1803 
waren eine Zeit beftändigen innern Barteifampfes und häufigen Wechſels der Inftitutionen ; 
die helvetifche Negierung erklärte das Vermögen des Stifts St.:Gallen ald Nationaleigenthum 
und ließ die wenigen noch zurüdgebliebenen Gonventualen über die Grenze fchaffen, der 
Drohungen und Proteftationen des Abts Panfraz nicht achtend. Der Bifhof von Konftanz, 
K. Th. von Dalberg, fanctionirte die vollbradhte Thatfache, indem er daß: früher dem Stift 
zugeftandene Orbinariat in den St.:Galliihen Landen übernahm. Pankraz wollte mit der 
Revolution nicht parifeiren; das Beifpiel des Abts von Einſiedeln, der nach dem föderaliſtiſchen 
Staatöftreih vom 28. Det. 1801 durch Verzichtleiftung auf feine politifhen Rechte ſich die 
Wiedereinfegung in fein Klofter erwirkte, war ihm Feine Lehre, 
1. Der Canton St.: Gallen. Der Gedanke, nah Wieverherftellung der alten Gantone 
Appenzell und Glarus die übrigen, bis dahin zu den Cantonen Säntid und Linth gezählten 
Gebirgstheile in einen einzigen, neuen Ganton zu vereinigen, lag fo nahe, daß wir ihn bereits 
in vem Berfaffungsentwurf des helvetifhen Senats vom 26. Febr. 1802 ausgeſprochen finden. 
Verwirklicht wurde er indeß erfl in der Napoleoniichen Vermittelungsacte vom 19. Febr. 1803, 
durch welche der neugeichaffene Kanton eine jener wunderlichen Verfaſſungen erhielt, wie man 
fie damals in Paris den Staaten mit gleicher Fertigkeit zufchnitt wie Die Uniformen ben 
franzöſiſchen Regimentern. Es war darin feine reine, auch feine repräfentative Demokratie zu 
finden, und doch war dem Volk das Spielzeug directer Wahlen gelaffen ; feindſelig gegen bie 
alte Ariftofratie, waren diefe Berfaffungen doch zugleich darauf bedacht, eine neue, auf Ber- 
mögen und Anjehen geftügte Ariftofratie zu fliften; die Furcht vor dem Parlamentarismus, 
das Zurüdhalten, nit nur des Volks, ſondern aud der Volkskammern von der Geltendmachung 
eines beftimmenden Einfluffes auf ven Gang der Regierung war dem Napoleonismus damals 
jo eigen wie heute. Die Feudalzeit follte begraben bleiben, die Errungenfhaften ver Revolution 
in allem anerfannt werden, nur in dem einen und wichtigften Punkt, in ver politifchen Orgas 
nifation, nicht. Die Volkswahlen waren zwar bivecte, aber jeder Kreis ernannte nur einen 
(vie Stadt St.:Gallen fünf) Vertreter des Kreifes im Großen Rath und paneben fünf Candi— 
daten außer dem Bezirk, aus welden dann durch das Los ungefähr die Hälfte zu Abgeorbneten 
bezeichnet wurde (44 Kreiſe, 220 Candidaten, darunter 102 Ausgelofte; gefammte Zahl der 
Mitglieder des Großen Raths 150). Kür die Ausübung ded Stimmrechte war ein beftimmter 
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Bermögensbefig [200 ſchweizer Franken 19) in Liegenichaften oder 500 in Hypotheken] und 
ein gewiſſes Alter (Berheirathete 20, Unverheirathete 30 Jahre) erfordert ; für die von ben 
Kreijen gewählten Mitglieder war das Alter von 30 Jahren die einzige Bedingung der Wählt: 
barkeit, für die Gandidaten hingegen ein hoher Cenſus vorgeſchrieben (von den fünf mußten 
drei ein Bermögen in Immobilien oder Hypotbefvon mindeftend 16000 ſchweizer Branfen nad: 
weijen können, in welchem Fall das Alter von 25 Jahren genügte; die zwei übrigen fodann 
mußten über 50 Jahre zählen und 400 fhweizer Franken Immobiliarvermögen befigen). Alte 
fünf Jahre fand Integralerneuerungswahl ftatt; Diejenigen indeh, welchen von einer gewiffen 
Anzahl von Kreifen (14 oder bei der Klaffe der mehr als funfzigjährigen Candidaten, 30) 
übereinftimmend die Ehre einer Gandidatenwahl erwieſen worden war, waren auf Lebenszeit 
gewählt, jo jedoch, daß nie mehr ald 49 lebenslängliche Mitglieder ih im Großen Rath befinden 
durften. Nur die von den Streifen direct gewählten 48 Mitglieder durften für die Sigungen 
entihädigt werben, und zwar nicht aus der Staatöfaffe, fondern von ihren Wählern ; über: 
nahmen dieje nicht freiwillig die Bezablung eines Sitzungsgeldes, jo waren die Bunctionen 
eined Mitglieds des Großen Raths aud für diefe direct Gemwählten, und für Die aus ven Gan- 
didatenliften gezogenen Mitglieder unter allen Umſtänden ein reines Ehrenamt — eine edit 
ariftofratifhe Einrihtung! Der Kleine Rath (Regierung) wurde dur den Großen Rath und 
aus deſſen Mitte gewählt; die Amtsdauer der neun Mitglieder deffelben war jech® Jahre, mit 
Austritt je eined Dritteld von zwei zu zwei Jahren, aber mit unbejchränfter Wiedermählbarkeit. 
Dem Kleinen Rath ftand ausschließlich die Initiative für den Vorſchlag von Gefegen zu; ohne 
feine Zuftimmung durfte der Große Rath feine Sigung nicht über einen Monat ausdehnen. 
Die Trennung der rihterlihen Gewalt von der Regierung war ausgeſprochen, für adminiftra: 
tive Streitigkeiten ein gemijchtes Tribunal vorgefehen, die Losfäuflickeit der Feudallaften ge— 
währleiftet. Das Stift St.Gallen wurde, nachdem Napoleon die Reclamation des unermüd: 
lien Pankraz von der Hand gewieſen, ald aufgehoben erklärt (Gejeg vom 8. Mai 1805), zu- 
glei aber, indem man das Vermögen des Stifts theild ald Staatsgut erflärte, theils zu ka— 
tholiſchem Gut flempelte, der Grund zu jener unfeligen eonfeflionellen Zerfplitterung ge: 
legt, welde bis auf bie Öegenwart angebauert und einen dreißigjährigen Barteifampf nad 
ih gezogen hat. Gab es ein beſonderes Fatholifches Gut, jo mußte demfelben auch eine be— 
fondere Verwaltung, die „‚Eatholifche Pflegſchaft“ geſetzt werden, deren Einfluß um jo flärfer 
wurbe, als die urfprünglich ftipulirte Verwendung eines Theils des Stiftöfonds für die Schul: 
und Armenanftalten der katholiſchen Gemeinden des Cantons unterblieb und jo der Fonds be- 
deutend anwuchs. Statt Einer beiden Gonfeffionen gemeinfamen höhern Lehranftalt für 
den Canton mwurbe (10. Der. 1808) eine fatholifche Gantonfhule gegründet und unter 
befondere mit den Erziehungsbehörden des Staats in feinem Zufammenhang ftehende Euratel 
geftellt. 

Daß ein Decennium nicht genügt, um, zumal unter einer durchaus unvolksthümlichen Ver: 
faffung, aus heterogenen Beftandtheilen einen feftgefitteten neuen Staat zu ſchaffen, zeigte ſich 
im Jahre 1814, ald die Mediationdacte Napoleon's dahinfiel und die Schweiz in neue Wirr— 
fale geflürzt wurde, durch melde fie nur mit Hülfe der Diplomatie der alliirten Mächte ſich 
durchwand. In der Stadt St.Gallen, in den Fleinern Städten, die nad Vorrechten in der 
Repräſentation verlangten, am meiſten aber in den Landſchaften, wo die Gelüſte nach einer rein 
demokratiſchen Verfaſſung, nach einer „wohlfeilen“ Regierung, nah Anſchluß an Schwyz oder 
Glarus mit Macht hervorbrachen, regte ſich der Geiſt der Trennung. Die Intervention der 
Tagſatzung wurde nothwendig, um Uznach und Sargans zum Gehorfam und in die Ver— 
bindung mit den übrigen Theilen des Gantond zurüdzuführen. Die neue Verfaffung, 
welche der Ganton unter den Aufpicien der Diplomatie ſich gab 1?), trat im Jahre 1815 in 
Kraft, ohne durch Volksabſtimmung genehmigt zu fein, jo fehr war man ſich bewußt, daß fic 
im Bolf feinen Boden habe. Sie behielt die durch die Mediationsacte gefchaffene Gintheilung 
de8 Gantons in 8 Bezirke und 44 Kreifen bei; der Große Rath, aus 150 Mitgliedern be- 
ftehend, wurde zu einem Drittheil in directer Wahl von ven Kreifen (je ein Mitglied, die Stadt 
&t.:Gallen acht Mitglieder), und zu einem Drittheil in indirecter Wahl von den für jeden 
Bezirk gebildeten Wahlmännerverfammlungen gewählt, während für das letzte Drittheil der 
Große Rath dad Recht der Selbftergängung beſaß, aber an den dreifachen Vorſchlag gebunden 


10) Der ſchweizer Franken war bis jur Müngreform von 1851 ungefähr = 1% Tem fide — 
11) Sie findet ſich bei Uſteri, — uch —— Staatsrechte (Aarau 1821), ©. 
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war, den ihm ein aus dem Kleinen Rath, dem Appellationdgeriht und den Bezirksftatt- 
haltern gebildetes Wahlcollegium vorlegte. Gin beflimmtes Alter und ein VBermögenscenfus 
waren jowol für das Stimmrecht wie für die Wählbarfeit vorgefchrieben, legterer nur nicht 
für das direct gewählte erjte Drittheil der Mitglieder des Gropen Raths. Die Amtsdauer der 
Behörden war neun Jahre mit periodiſchem Austritt eined Drittheild von drei zu drei Jahren. 
Ein eigener Titel der Reitaurationdverfaffung handelte von den „Grundſätzen über Religions: 
parität”; im Großen Nath z. B. mußten 84 Mitglieder der katholiſchen, 66 der evangelifchen 
Confeſſion angebören, und ähnliche Regeln waren feitgefegt biß herunter zu den Gemeinde: 
behörden. Die in der Mediationdperiode angebahnte confejlionelle Trennung fand ihren Ab- 
ſchluß in der Vorſchrift: „Jede Neligionspartei beforgt gefondert unter der höhern Auffiht und 
Sanction ded Staats ihre religiöfen, matrinmoniellen, kirchlichen und Höfterlihen Berwaltungs- 
und Erziehungsangelegenheiten.”’ Bis dahin hatte wenigftend noch ein gemeinfamer Erziehungs: 
rath beitanden; mit der neuen, im Jahre 1816 erlaffenen Organifation der beiden Religions— 
parteien fiel er dahin und wurde für die Katholiken durch ihren Apminiftrationsrath, für die 
Gvangelifhen durch einen befondern Grziehungsrath erjegt, diefer, twie jener durch die Grof- 

rathömitglieder der betreffenden Gonfefjion gewählt. „So waren die merkwürdigen: zwei 

Staaten im Staat aufgebaut, und der Canton St.:Gallen hatte das Glück, drei Regierungen 

zu bejigen; denn wenn zwei derjelben auch diefen Namen nicht trugen, jo waren fie es dod in 

den heiligften Angelegenheiten des menſchlichen Lebens, in denen ver Familie, ver Geiftedbildung 
und der Religion. 12) Erſt feit ver Berfaffung von 1861 zählt die St.-Galliſche Regierung 
unter ihren Departements auch wieder ein Erziehungsdepartement. 

Abt Pankraz war am Wiener Congreß nicht glücklicher geweſen ald bei Napoleon; er 
mußte jih mit einem Jahrgehalt begnügen, deffen Annahme er lange verweigerte und, als er 
endlich 1819 die Hoffnungslofigfeit feiner Reftaurationdträume einſah, bis zu jeinem Tode 
zwar bezog, aber zu frommen Gtiftungen verwendete. Da dad Ordinariat des Stifte ſchon 
feit 1800 nit mehr beftand und ed überbied römifhen Intriguen gelungen war, im 
Jahre 1819 die Schweiz von dem Bisthum Konftanz, in deſſen Sprengel der größte Theil des 
Gantond St.Gallen lag, zu trennen 13), jo wurde St.:Gallen mit Chur zu einen Doppel- 
bisthum vereinigt, deſſen erfter und legrer Inhaber ein Graf Karl Rudolf von Buol-Schauen= 
ftein war (1823—33). In den Grundgejegen diejer neuen Schöpfung, welche, der Verfaſſung 
zuwider, die Negierung nie dem Großen Rath zur Einholung feiner Genehmigung vorlegte, 
waren die Rechte ded Staats gegenüber der Kirche ungenügend gewahrt; in feinem Wirfen 
verleugnete dad Doppelbisthum den Geift nicht, in dem es geftiftet worden war, und welchem 
das Bisthum Chur von jeher gehuldigt hat. 

Die Bewegung von 1830 1%), im Volk wie in den Behörden vielfadh vorbereitet, 
gab den lange daniedergehaltenen demofratifhen Neigungen ded Volks freien Spielraum: 
Es war die Demokratie in Holzſchuhen, welche zuvörderſt auf die politiihe Bühne trat, und 
welche, nur dad Nächſtliegende beachtend, zum großen Theil au unter geiftlihen Ginflüffen 
ſtehend, in bunter Miſchung Berftändiges und Thörichtes forderte, hier den Fortſchritt, dort die 
Engherzigkeit und Bornirtheit vertrat. Gin Glüd, da in diejen Stürmen neben mandem ehr: 
geizigen oder rohen Demagogen 15) eine wadere Bhalanr erleuchteter Männer der Bewegung 
ih annahm und Ausfchreitungen hinderte, welche die Zufunft hätte büßen müffen! Der ftaatd: 
Euge Müller-Friedberg, der Gründer ded Cantons und feit 1803 die Seele dev Regierung 
St.-Gallens, vermochte die Agitation nicht einzudämmen; der Große Rath mußte darauf ver: 
zihten, von jih aus die Reviſion der Verfaſſung einzuleiten, und am 7. Jan. 1831 trat der 
vom Volk zu dieſem Zwed gewählte Berfaffungsrath zufanımen. Sein Werf, die Verfaffung 


12) O. Henne, ©. 178. 

13) Erſt im Jahre 1827 folgte darauf die gänzliche Auflöfung des Bisthums Konſtauz. 

14) Müller-Friedberg, Schweizerische Annalen, Bd. II. Baumgartner, Grlebniffe auf dem Felde 
der Politif (Schaffhaufen 1844). N. Henne, Verhandlungen des Verfaffungsrathe von St. : Gallen 
(St.Gallen 1831). 

15) Der Führer der Rheinthaler, Eichmüller, zeigte, als am 22. Der. 1830 die Wahlen in den 
Berfaffungsrath vorgenommen werben follten, dem Kreisammann an, er „prodiſtire“ dagegen, bie 
der Großrathsbefchluß über die Wahl eines Verfaffungsraths dahin abgeäubdert fei, „daß die proviloris 
ſche Regierung, Kleiner und Großer Rath und die übrigen Behörden in Feiner Beziehung uns in den 
neuen Verfafjungswerfen feine Borfchriften mehr zu machen haben“, und unterzeichnete fich: „Demofrat 
und Gemeindeführer der Gemeinde Nitftätten, im Namen des Volks. Joſeph Eichmüller: betitelt 
Naglersfepp, Demofrat bis in Tod.‘ 
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vom 1. März 1831, war, wie es unter den damaligen Umſtänden nicht anders fein fonnte, ein 
Compromiß zwifhen reiner und repräfentativer Demofratie und zugleich zwiſchen ben eon— 
fejjionellen Sonberinterefjen und der politifhen Ginigung des Gantond, ein Gompromiß, das 
jo wenig befriebigte, dag bei ver Volfsabftimmung von 32973 Arctivbürgern nur 9190 
Stimmende bie Annahme erklärten, 11091 dagegen die Berwerfung, und die Verfaſſung nur 
kraft des aufgeftellten Grundfages, daß alle an den Urverfammlungen nicht erſchienenen Activ— 
bürger zu den Annehmenden zu zählen jeien, ind Leben treten fonnte. Kraft derfelben fiel die 
frühere Gintbeilung in „Kreiſe“ weg, die Zahl der Bezirfe dagegen wurde auf 15 vermehrt, 
Einen dieſer Bezirke bildete die Haupfladt, jo jedoch, daß der mitten in ihr gelegene ehemalige 
„Stiftdeinfang‘‘ dem fatholifhen Bezirk Tablat einverleibt wurde, eine Gintbeilung, bie noch 
auf den heutigen Tag befteht. Die Großrathswahlen ſodann jollten in Bezirkägemeinden, 
d. h. in Verſammlungen ftattfinden, an denen ſämmtliche Stimmfähige des Bezirks zufammen- 
traten. Ebenſo wurde diefen Bezirfägemeinden die Wahl des adminiftrativen Vorftehers des 
Bezirks (des Bezirksammanns) und der Mitglieder ver Bezirks- und Untergerichte übertragen. 
Wie im Jahre 1814 enthielt die Verfaſſung „Grundſätze über die Parität in den Behörden‘, 
ſodaß z.B. jedem Bezirk vorgejhrieben war, wie viele Mitglieder fatholifher, und wie viele 
evangelifcher Gonfejjion er in den Großen Rath zu fenden habe; die Zahl der im Ganton 
befindlihen Cantonsbürger und der in demſelben niedergelaffenen Schweizerbürger, nicht wie 
anderwärtd die Gefammtjeelenzahl, war bei diefer Gintheilung maßgebend. Die Stadt 
&t.:Gallen hatte von ihrer frühern Begünftigung fo viel gerettet, daß man ihr 15 Vertreter 
im Großen Rath zugeftand, von denen indep drei Bürger einer andern Gemeinde und min: 
deftend einer ein Katholik fein mußte. Alle Genjusbefhränfungen waren bejeitigt; der Grund: 
jag der Integralerneuerungswahl mit kurzer Periode (zwei Jahre für den Großen Rath, 
die Bezirfdammänner und Gemeinderäthe, vier Jahre für den Kleinen Rath, die Bezirks- und 
Untergerichte, ſechs Jahre für. die höhern Gerichte), allgemein durdgeführt; die Annahme 
einer jeden duch unmittelbare Volkswahl zu befegenden Stelle für eine Amtsdauer obligatorisch) 
erklärt; die Zahl der Mitgliever des Kleinen Raths von neun auf fieben redueirt; dem 
Großen Rath und jeinen Mitglievern das Net der Initiative in Geſetzgebungsſachen zu: 
geftanden; die Offentlidpfeit der gefammten Staatöverwaltung ald Grundfag prorlamirt. 
Aber alle Anftrengungen Baumgartner’d und der übrigen Führer der damaligen Liberalen, 
die confeffionelle Trennung zu befeitigen, waren fruchtloß; diejelbe wurde in gleicher Weife 
wie in Jahre 1814 beftätigt, und der Zufag, daß die Verfaſſung dad Recht der Eingehung ge: 
miſchter Chen gewährleifte, war das einzige Zugeftändniß, zu dem die Mehrheit des Verfaſſungs— 
raths ſich herbeiließ. Statt der von ben Demokraten verlangten Bolksabftimmung über alle 
Geſetze ſodann nahm man das „Veto“ an in der Weife, daß die Gefege innerhalb 45 Tagen 
nad) ihrer Promulgation durch den Großen Nath in Kraft treten follten, fofern nicht bis dahin 
Die Mehrheit der jänmtlihen Stimmfähigen ji in Betogemeinden für Verwerfung des Ge— 
ſetzes ausgeſprochen haben würde. Cine Revijion diefer Verfaſſung war nad) Ablauf von ſechs 
Jahren geftattet; ein Großrathsbeſchluß vom 8. Juli 1838 erleichterte die Revifion dadurch, 
daß er vorſchrieb, es habe alle ſechs Jahre das Volf darüber abzuftimmen, ob eine Neviiion 
vorgenommen werben jolle. 

St.Gallen ftand von nun an in ber Reihe derjenigen Gantone, welche fid) die confequente 
MWeiterentwidelung der eidgenöſſiſchen und cantonalen Iuftitutionen zum Ziel fegten, vielfach 
freilich ducchfreugt und gehemmt durd die Gegenwirkungen des Ultramontanismud. Die con- 
fejjionelle Ivennung wurbe vollendet dadurch, daß der Große Rath fi in ein katholiſches und 
ein evangelifhed Collegium abtheilte, beide in Dingen, welche die Berfajlung der gejonderten 
Berfügung der beiden Glaubensparteien überließ, gleihfam die gefeggebende Behörde bildend 
und mit bejonderd organilirten Unterbehörden verjehen, namentlich das katholiſche Großraths— 
collegium mit einem Adminiftrationdrath und einem Erziehungsrath. Ein gewifjes Berdienft 
hatte indeß diefe confefjionelle Trennung: jie bat, indem fie die pädagogifhen und Firdlichen 
Fragen in den Bordergrund ber politifhen Discuffion drängte, den Parteifampf, fo tief er auch 
das Volk in allen Schichten aufregte, in eine Sphäre gehoben, in weldher die gemeinen Leiden— 
haften nie dominiren konnten. Biel mehr, als ed eine die Gegenjäge gefliffentlid abſchleifende 
und einjhläfernde Regierungdmarime vermochte, hat dieſer laute Kampf zurpolitiihen Einigung 
des Gantons beigetragen, indem er jedem den Werth der höchſten ſittlichen Zwecke des Staats 
zu lebendigem Bewußtſein brachte. In der Parteiftellung, wie fie ji feit den dreißiger Jahren 
bildete, fehen mwir faft immer eine Minderzahl freifinniger Katholiken voranftehen, die ihre 
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Wahl in die Behörden häufig nur dem Liberalismus der faft ganz proteftantifhen Hauptſtadt 
verbanfen 19), und fecundirt werben von der großen Mehrzahl der Evangelifhen. Der Tod des 
Biſchofs von Chur und St.:Gallen (1833) drängte zunächſt zu einer Löfung der Bisthums 
frage, welche nach harten Kämpfen endlich dahin entſchieden wurde, daß, nachdem ein päpftliches 
Gonfiftorialderret vom 23. Mär; 1836 die beiden Diöcefen Chur und St.-Gallen wieder 
gelöft Hatte, vorerft ein apoftolifcher Bicar (1836— 47) und ſodann nad; Feitftellung eines 
Concordats mit Rom in der Perfon des gewejenen Defand von Sargans, I. P. Mirer, ein 
eigener Bifchof für die Diöcefe St.Gallen eingefeßt wurde, der am 26. Juni 1847 den Eid 
auf die Berfaffung des Cantons leiftete. An den Badener Gonferenzen (1834), welde den 
Zweck hatten, die Freiheiten der Eatholifchen Kirche der Schweiz gegenüber Rom jicherzuftellen, 
namentli durch Errichtung eines ſchweizeriſchen Metropolitanverbandes, die Rechte des Staats 
in äußern Kirchenſachen zu wahren und libergriffe ver Kirche in Das weltliche Gebiet zurüd: 
zumeifen, nahm St.Gallen lebhaften Antheil; aber die nächſte Frucht diefer Beftrebungen, das 
Gefeg „über die Rechte des Staats in Firdhlihen Dingen’, welches den Inhalt der badener 
Verabredungen für den Canton St.Gallen einführen follte, jheiterte am Volksveto (26: Ian. 
1835), bei dem ſich die Katholifen beinabe einftimmig für die Verwerfung erklärten. Im 
Jahre 1837 fäcularijirte der Staat auf den Antrag des Fatholifchen Adminiſtrationsraths und 
einem vom Klofterfapitel felbft an ven Papſt geftellten Geſuch entſprechend, das reiche Kloſter 
Pfäfers, wobei der Große Rath, eingedenf der Fehler früherer Regierungen, den principiellen 
Beſchluß faßte (20. Febr. 1838), daß von nun an das Vermögen fäcularifirter Kloftercorpora= 
tionen nah Ausldfung der darauf haftenden Verpflihtungen dem Staatangehören und von ihm 
zu allgemeinen, frommen und milden Zweden verwendet werben folle, und trog einer von 
14500 Unterfäriften bededten Petition um Zurücknahme dieſes Beichluffes hielt der Große 
Rath an demſelben feft. E 
Bon großer Wichtigkeit wurde in dieſen Jahren für St.Gallen eine Berfonenfrage, ver 
Abfall feines ohne Zweifel hervorragenpften Staatsmannes, Baumgartner's, von der liberalen 
Partei, ein Abfall, der teils in veligiöfen Gründen, theild in der Abneigung gegen die Tendenz 
des Radicalidmus zu gewaltfamer Niederwerfung formell gefegliher Schranfen feine pfocholo: 
gifche Motivirung finden mag. Die aargauifhe Klofterfrage, in welcher der Tert ded Bundes: 
vertrag von 1815 unzweifelhaft zu Ungunften Nargaus und der von ihm verfügten Aufhebung 
ſämmtlicher Klöfter hätte entſcheiden müſſen, bezeichnet den Wendepunkt in Baumgartner’s 
politifcher Laufbahn, und das Übergewicht, weldhes die ultramontane Bartei, erft durch fein 
Stillfhweigen, dann dur fein Bündniß erlangte, wußte jie zunächſt fo zu nußen, daß fie die 
fatholifche Cantonſchule, früher eine ausgezeichnete Anftalt, in pfäffiſchem Sinne reorganifirte 
und eine ganze Reihe miöbeliebiger Lehrer durch Römlinge erfegte (1841— 44). Zwiſtig— 
feiten unter den Liberalen 17) felbft wirkten in gleicher Richtung, ſodaß fi} bei den Großraths— 
wahlen von 1845 das merfwürbige Refultat ergab, daß 75 Liberale gegen 75 Ultramontane 
und Gonfervative ftanden. Zwei Tage lang konnte ed ver Rath zu Feiner Präfidentenwahl brin: 
gen, weil jever Gewählte ausſchlug, um nicht feiner Stimme bei Abftimmungen und Wahlen 
verluftig zu werden, ſodaß man, um den Großen Rath nur conftituiren zu können, vorerft das 
Reglement abändern und dem Präfidenten, entgegen der fonft in der Schweiz geltenden par- 
famentarifhen Regel, gleiches Wahl: und Stimmrecht wie den Mitgliedern einräumen mußte. 
Zwei Jahre lang dauerte diefer, beide Parteien lähmende Zuftand, und mit größter Spannung 
jah man, nicht nur in der Schweiz, ven Wahlen von 1847 entgegen, denn von ihrem Ausgang 
bing das Zuftandefommen der zwölf Stanvesftimmen ab, welche zur Auflöfung des Sonder: 
bundes dur die Tagjagung erforberlih waren ; mit geringem Mehr entjchied die Volkswahl 
zu Gunften der Liberalen (77 gegen 73 Gonfervative, unter welchen legtern nur fünf Pro: 
teftanten),, und St.Gallen, obwol e& feine Lage ihm zum Gebot machte, Fein Mittel unverfucht 


16) Die confervative Partei fuchte deshalb auch das in der Verfaſſung von 1831 begründete „Bor: 
recht der Stadt St.Gallen‘, Fraft deſſen ihr die Wahl einer nicht im Verhältniß zu ihrer Bevölferunge: 
zahl ſtehenden Anzahl von Mitgliedern des Großen Raths zuftand, durch Necurs an die Bundesbehör: 
den umguftürzen, wurde jedoch von biefen abgewielen. (Bunbesbefchluß vom 29. Juli 1858.) 

17) Beranlaßt hauptfächlich durch den fogenannten „„Directorialhandel‘‘ (1838—42), in welchem 
der Verſuch ber energifchern Liberalen, den Fonds des ftädtifchen „faufmännifchen Directoriums“ im 
St.Gallen zu liquidiren und zur Errichtung eines vom Staate geleiteten, öffentlichen „‚Poft: und Hans 
delsitifts’‘ zu verwenben, an bem vereinigten Widerftande der Vertreter der Stadt, Baumgartner’s und 
der Gonfervativen fcheiterte. GR 
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zu lafjen, um den Sonderbund zu freiwilliger Auflöfung zu bewegen, ftand nicht zurüd, als es 
fi) um energifhe Maßnahmen handelte. 

Die neue Periode, welche mit der Bundesverfaffung von 1848 für die Schweiz angebrochen 
ift, wedte auf in St.Gallen den Wunſch nad) einer Revifion der Verfaſſung von 1831, in- 
beſondere der Beftimmungen über das Repräfentationsverhältnif, über die confeſſionellen Ber: 
hältniſſe und über die Angelegenheiten des öffentlichen Unterrichts. Aber zu den Gegnern, auf 
welche die liberale Partei gerechnet hatte, fließ nun unerwarteterweiſe nod eine Fraction bis: 
beriger Berbündeter, Reformirte nämlich, die aus Kurt, von der fatholifhen Mehrheit bevor: 
mundet zu werben, für die Aufrechterhaltung der confefjionellen Trennung und gegen eine 
Ausdehnung der Staatögewalt auf das Gebiet von Kirche und Schule in die Schranken traten. 
So fam ed, daß in zwei Volfsabftimmungen (28. Juli 1849 und 19. Jan. 1851) die Mehr: 
beit fidy gegen bie Revifion erklärte. 19) Neuen Muth faßte die liberale Bartei, als fie in ven 
Grofrathäwahlen von 1855 einen glänzenden Sieg errang, und die nächſte Folge des Wahl: 
fiegeö war das confeflionelle Gejeg vom 16. Juni 1855, welches, auf denſelben Prineipien 
berubend wie dasjenige von 1835, wie diejed einen gewaltigen, vom Bijchof und der Geift- 
lichkeit unterhaltenen Betofturm bervorrief, aber ohne daß ed diesmal wieder gelang, eine 
Mehrheit von verwerfenden Stimmen aufzubringen. Einmal dieſe erfte Pojition gefichert, 
ging man rüftig an die Ausführung eines feit Decennien von den Freunden der politifcdhen 
Einheit des Gantond erfehnten Projects, an die Herftellung einer beiden Gonfeffionen gemein 
famen höhern Lehranftalt (Cantonsſchule). Sie beruht auf einer von beiden confeſſionellen 
Großrathöcollegien und der Stadt St.:&allen, welche jhon bis vahineine eigene, höhere Schule 
unterhalten hatte, abgefchloffenen Übereinkunft, welche ver Große Rath am 11. Sept. 1856 
fanctionirte. Die neue Anftalt hatte ſchwere Anfehtungen zu beftehen, ald vie Wahlen von 
1857 der ultramontanen Partei zwar nicht im Großen Rath, wohl aber im katholiſchen Gol: 
legium ein bedeutendes Übergewicht verfchafften, und ald 1859 vie Wahlen aud im Großen 
Rath eine Feine Mehrheit für die Conſervativen (77 gegen 73) ergaben, ſchienen alle neue 
Schöpfungen wieder in Frage geftellt. Das confeſſionelle Geſetz wurde in dem Sinne revibirt, 
daß die Placetentziehungen mwegfielen, an die Stelle des Placets für Geiftliche eine „hoheitliche 
“ Anerkennung” trat und die Garantie der gemifchten Schulen wegfiel. Man hoffte, da der 
Große Rath der Reaction zufteuerte, alles von einer Berfaffungsrevifton, die diesmal auch 
mit großer Mehrheit vom Volk genehmigt wurde (23. Oct. 1859). Aber bei ven Wahlen in 
den Berfaffungdrath erlitten die Kiberalen neuerdings eine Niederlage, und obwol das Volf 
in der. Abflimmung vom 28. Mai 1860 dad Werk feines Verfaffungsrathd verwarf, in 
welchem vie confeffionelle Trennung noch ftärfer ausgedehnt, die Schule gänzlich zur con: 
feffionellen Sache erklärt 19), das bisherige ungerechte Repräfentationdverhältnif im wefent: 
lichen beibehalten, dad Veto in eine obligatorifche Abftimmung des Volfs über alle Gejege 
verwandelt und alle viefe Befcherungen durch die Lockſpeiſe von Erleichterung der Militärlaft 
und der Rheinwuhrpflicht gewürzt waren, fo erzielten doch die Großrathswahlen von 1861 
wieder ein ven Liberalen ungünftiges Reſultat. Eins hatten diefe wiederholten Wahlen und 
Abftimmungen, in welchen ſchließlich faft jede Stimme nad) ihrer Parteifarbe Elaffificirt werben 
konnte, aufs deutlichfte bewiefen, das nämlich, daß die Liberalen die Mehrheit des Volks für 
fidy Hatten, und nur die unzweckmäßige Wahlfreiseintheilung, die Wahl der Mitglieder des 
Grofen Raths in den 15 Bezirfögemeinden die Schuld trug, daß dieſe Mehrheit nicht zu ihrem 
Recht gelangen Eomnte. Um diefen Bunft, um die Aufftellung eines Gefeges, nad welchem vie 
Mitglieder eines Verfaſſungsraths durch die 92 politifchen Gemeinden gewählt werden müßten, 
drehte ih nun ein Kampf, in weldhem die liberale Partei unter der entichloffenen Führung von 
Dr. Weder endlich die confervative Großrathsmehrheit zur Anerkennung jenes Grundfages 
zwang, und damit zum Aufgeben des feit nahezu 50 Jahren mit fo viel Zähigkeit verfochtenen 
Standpunkts der confeflionellen Barität. Mit großem Mehr wurde nun (30. Juni 1861) 
das Revifiondftatut, welches für die Wahlen in den Berfaffungsrath die Eintheilung nad) den 
politifhen Gemeinden anerfannte, angenommen, die Reviſion neuerdings beſchloſſen und 


18) Baumgartner, St.:Gallerfpiegel. Ein Hauptmöbel zur nächſten Berfaffungsrevifion (Zürich 
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(28. Juli) em im feiner geopen Mehrheit liberaler Verfaſſungsrath gewählt, Die Liberalen 
benugten ihren Sieg mit einer Mäßigung, wie fie ihre Gegner faum erwartet hatten, umb eine 
Art Berföhnung Fam zu Stande auf Grundlage eines Compromiffes, welches ven bisherigen 
ſtaatskirchenrechtlichen“ Standpunkt opferte und, indem es bie Freiheit ver Kirche anerkannte, 
zugleich dad Öffentliche Unterrichtsweſen von der ronfeilionellen Bevormundung befreite. 
Gtaubend- und Eultusfreiheit wurde als oberfter Grundſatz vorangeftellt; die rein Firchliden 
Angelegenheiten beider Gonfeffionen follten die kirchlichen Behörben berfelben beforgen und 
iever Gonfefftonstheil ih unter Sanction des Großen Raths feine confeſſionelle Organifation 
jelbft geben, ſodaß die Fatholifihe eonfejlionelle Behörde die nicht rein kirchlichen Angelegen- 
beiten zu beforgen und bie Fatholifhen Fonds und Stiftungdgüter zu verwalten, Die evangeliſche 
vonfeffionelle Behörde in gleicher Stellung die Eonfefjionsangelegenheiten ihrer Glaubensange: 
börigen und überbied die rein kirchlichen Angelegenheiten evangelifcher Gonfeffion zu beforgen 
hatte, für alle confeffionelle Angelegenheiten gemiſchter Natur das Recht ber Aufficht und Sanc 
tion ded Staats vorbehalten war. Das Matrimonialmeien blieb mie biß dahin ven Gonfejfionen 
überlaſſen, jedoch wurde der Geſetzgebung die Befugnip zu Abänderungen eingeräumt, aber mit 
dem Vorbehalt, daß diefe Abänderungen das Saframentalifche des Ehebandes umter Katholiken 
nicht antaften dürfen. Das öffentliche Erziehungsweſen aber wurbe gänzlich unter die Leitung und 
Aufficht ver Staatsbehörden geftellt, die Errichtung einer hHöhern Cantonallehranſtalt vorgefchrie: 
ben, welche bid zum Ablauf des beftehenden Bertrags überdiegemeinfame Cantonſchule hergeftellt 
fein jolle; den firhlihen Behoͤrden wurde mur die Wahl der Religiondlehrer in ven Öffentlichen 
Schulen zugeftanden, die Freiheit des Unterrichts „unter Vorbehalt gefeglicher Beftimmungen“ 
gewährleiftet. Im übrigen zeigt dieſe Verfaffung, weiche am 17.Nov. 1861 vom Volk faft ohne 
Widerſpruch angenonımen wurbe, wenig Gigenthümlihes. Die Repräfentationsverhältnifie 
blieben ebenfo beftimmt, wie ed im Revifionäftatut für die Wahl des Verfaffungsraths vor: 
geichrieben worden war; die Amtsdauer für ven Großen Rath und ſämmtliche abminiftrative 
Behörben und Beamten wurbe auf drei Jahre, für die obern Gerichtöbehörben auf ſechs Jahre 
feftgefegt; dad Beto wurde in dem Sinne erweitert, dag eine Abftimmung über die Annahme 
oder Bermwerfung der von Großen Rath erlaffenen Gefege in jeder Gemeinde flattfinden muß, 
in welcher ein Sechsſtheil ver Stimmfähigen innerhalb der Friſt von 45 Tagen ed verlangt, und 
daß, wenn auf diefe Weife 10000 Bürger fid fir Verwerfung erklärt haben, auch in allen 
übrigen Gemeinden des Gantond die Abſtimmung vor fih geben muß, ohne daß hierbei bie 
Abweſenden ald Annehmende gezählt werben. Die „Parität” fpuft nur noch in zwei Artifeln 
diefer Berfaffung, in welchen beftimmt wird, daß von den 7 Mitgliedern des Regierungsraths 4, 
von den 11 Mitgliedern des Erziehungsraths 6 der katholiſchen Confeſſion angehören müffen, 
und daß in ven Gemeinberäthen die Gonfeffionen im Verhältuiß ihrer Stärke im Gemeinde: 
bezir vertreten fein follen. Dem Geift diefer Berfaffung entjprechend, wurde bie Regierung 
aus Anhängern beider Parteien beftellt und mandes, was bisjegt zur Ausführung ihrer Bor: 
ſchriften geſchehen ift, hat, ohne daß indeß tiefer greifende Bewegungen im Volk jih daran 
fnüpften, fowol von feiten der verſtockten Ultramontanen Widerfprucd erfahren, ald auch hier 
und da von Liberalen, melde fürchten, daß man im Intereſſe des Friedens unter den Gott: 
feffionen zu freigebig die Rechte des Stantd preißgebe und die politifchen Zielpunfte der Partei 
zu wenig im Auge behalte. Legtered machte man nicht ohne Grund namentlich dem Gejeg: über 
das Erziehungsweſen vom 19. März 1862 zum Borwurf, welches in ben Volksſchulen die con: 
fefftonelle Trennung nicht nur beflehen ließ, jondern foger für die Zukunft die Bereinigung 
mehrerer Primärſchulen zu eonfeflionel gemiſchten Schulen ausſchloß; indeß fanden ſich 
die 10000 Stimmen nicht, welche nach der neuen Berfaflung erforderlich gerveien wären, um 
eine allgemeine Volksabſtimmung über das Geſetz zu provoeiren. Die neuen confefionellen 
Drganifationen find nunmehrim ver Weije geregelt, daß die Kirchgemeinden für den evangelifchen 
Theil eine Synode, für den katholiſchen ein katholiſches Gollegium wählen, und dieſe Behörden 
einen Kirchenrath und einen katholiſchen Adminiſtrationsrath, jeden aus ſieben Mitglievern 
beſtehend, beſtellen. Im Eatholifhen Collegium erhielt die ultramontane Bartei wieder eine 
überwiegende Mehrheit; auch der durch Mirer's Tod erledigte Biſchofsſitz erhielt in der Perfon 
des biäherigen Coadjutors Dr. Karl Breit einen jenen Tendenzen völlig ergebenen Inhaber 
(11. Sept. 1862). G. Vogt. 
Sanitätsweſen, ſ. Staatsarzneikunde. 
Sardiniſcher Staat. Dieſen Namen führte bis 1860 der meiſt auf dem Feſtlande lie: 
gende Staat nach dem Nebenlande, der Inſel Sardinien, welche der frühere Herzog Victor 
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Amadeus .li. aus der ſpaniſchen Erbſchaftsmaſſe 1718 erhielt, indem er das ihm fihon im Krie- 
den von 1713 mit dem Königätitel gegebene Sieilien gegen Sardinien an Deflerreih abtreten 
mußte, wonad aud der Name deö Königreichs verändert wurde. Die Dynaftie Savoyen 
taucht bald nah dem Jahre 1000 mit dem Grafen Humbert auf. Gie ift es, welde den aus 
den verjchiedenften Beftandtheilen auf beiden Seiten ded Mont: Gemis, ded Montblanc, des 
Genferjeed zufammengerafften Staat zujammenbhielt und ihm feinen Charakter gab. Diejes 
war nur dur feltene Zähigfeit, durch eine Miſchung von kriegeriſcher, bis zum Abenteuer: 
lichen gehenden Kühnheit und von Falter Berichlagenheit möglih. In Eirdlichen Dingen be: 
wiejen dieſe Herren lange, unter Zurüdweifung Elerifaler Anmaßungen, die Milde des bur- 
gundifhen Stamms gegen abweichende Lehren, bis die Jefuiten fie das Morden der Keger 
iehrten. Ginige Fürſten erihöpften ihre Kräfte in den Aufgaben ber Regierung, legten dann 
dieje nieder und zogen jich in eine myſtiſche Einſamkeit zurück, namentlid Amadeus VII. mit 
dem Wahljprud: „Gott dienen ift regieren‘, der Salome jeiner Zeit genannt, welder 1434 
ich an ven Genjerjee zurüdzog, 1439 von der Reformkirchenverſammlung in Bajel ald Felix V. 
fi zum Bapft wählen ließ und die Regierung nieverlegte. Die Bapflwirde legte er 1449 nieder, 
mwofiw Nom der Domaftie große Nechte in kirchlichen Dingen, namentlid die Ernennung ber 
Biſchöfe zugefland. Die Bebauptung verielben veranlaßte bejonders im vorigen Jahrhundert 
viele langwierige Reibungen mit ver Gurie, welde indeß an die angeftanımte Frömmigkeit des 
Hauſes Savoven zu appelliren pflegt. Allein, wie Artom ſagt, „Italien war fletö für das 
Bapfttbum ein geihidter, aber ein von ibm aufgeopferter Diener, welden es nie diefelben Zu: 
geftändniffe machte wie den andern gegen ſeine Herrſchaft vebellifhern, ihm gefährlichern Bölfern. 
Die italienifchen Regierungen haben vom Papft immer nur einen ſchwachen Theil der Zu 

geftänpniffe erhalten, welche entjerntere ibm eutriffen.‘ Daher die Nothwendigkeit der Re 

formen von 1852 in Piemont, welche bis zur neuen Situation führten. 

Die Wichtigkeit des Eleinen Staatö, deilen Wiege Maurienne am Nordabhang des 
Mont-Genid war, und feine Hauptgefahr befland in jeiner Lage, welche ihm die Schlüffel zu 
diejer Hauptſtraße nad Italien gab. Dies zeigte ſich ſchon unter der Gräfin Adelheid, der 
Schwiegermutter Kaiſer Heinrich's IV., welche zwijchen ihm und Gregor VII. zu mitteln ſuchte. 
Sie war eine geborene Gräfin von Turin, welde uralte, blühende Bürgerftadt lange im Bunde 
mit den lombarbiihen Städten ihre Unabhängigkeit gegen die ſavoyiſchen Grafen wie gegen die 
Kaijer zu behaupten ſuchte. Cine ähnliche Stellung behaupteren die Gommunen Ghieri, Afti, 
Bercelli, Novara. Thomas I., geftorben 1233, erhielt vom Kaijer Friedrich II. das Reiche: 
virariat, allein er Eonnte die Anjprüche vejjelben auf Ligurien und die Lombarbei wenig zur 
Geltung bringen, während ex die Erwerbungen jeines Hauſes im Waadt begründete. Cham: 
bery fonnte kaum ald Hauptftadt gelten; die Gräber ver Grafen in Hautecombe bildeten eine 
Art von Mittelpunft. Allein von 1250 an traten verjcpiedene Theilungen ein, unter welchen 
die 180 Jahre andauernde Abtrennung der Linie Achaia im obern Pothal die beveutendfte ift; 
jie erfannte oft nur eine nominelle Unterordnung unter die Örafen von Savoyen an. Bei jol: 
hen Gelegenheiten erlangten die Stände Geltung. Saluzzo und das Haus Viontferrat in dem 
Hügellande, welches vom rechten Ufer des obern Bo eingejchloffen ift, machten ihnen ſelbſt äl— 
tere Bejigungen ſtreitig. Mit Mühe wurden die Anjou abgewehrt, melde von der Provence 
und von Neapel aus jih am Po einzuniften juchten. Durd) glänzende Ritterlichkeit zeichnete ſich 
Amadeus VI., der grüne Graf, aus, welder, von 1343—83 regierend, auch eine politiſche 
Rolle in den italieniſchen Streitigkeiten fpielte, das Fauſſigny in Savoyen, Chieri, Biella 
und Goni am Gol di Tenda erwarb. Seinem ähnlihen Nachfolger Amadeus VII. übergaben die 
Rizzarden 1388 ihre zur Provence gehörige Stabt, welde von 1691—1792 viermal von den 
Franzojen eingenommen wurde. Sie war für den Staat von großer Bedeutung, da ie bis zur 
Einverleibung Genuas und jeines Küjtenlandes in das Königreih im Jahre 1815: deſſen ein: 
ziger Seehafen war. Jener weiſe Amadeus VIIL, der Friedfertige, wirkte feit 1391 auf Ver: 
fhmelzung und Befeftigung ded Staat, indem ex ihm möglichſt einheitliche Gejege und Infti- 
tutionen gab. Schon während jeiner Minderjährigfeit waren die Verſammlungen der drei 
Stände regelmäßig geworden. Er erwarb BVercelli, Mondovi am obern Tanaro und die Graf: 
ihaft Genf. In Ausfiht auf das nahe Ausfterben des Haufes Achaia, infolge deſſen die Be- 
figungen im Pothal 1418 an Savoyen zurüdfielen, ertheilte ihm Kaifer Sigismund 1416 
den Herzogstitel von Savoyen. (Derjelbe Kaifer ertheilte den Hohenzollern 1415 den Kurhut 
zu den brandenburgiſchen Marken.) 
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Alle diefe Herren führten ein hartes Leben, fie pflegten die Künfte nicht, fuchten vielmehr 
ihr Volk ald Infanterie zu discipliniren. Daher hielt der Staat zufammen, auch ald die Nach— 
folger jener Kürften ihren Frauen die Regierung überließen, ald Vormundſchaften zu Streitig: 
feiten innerhalb der Dynaftie führten. Seit Frankreich Burgund durch die Schweiger geftürzt 
hatte, mifchte es fi) unter dem Vorwand der Verwandtichaft fehr in die Angelegenheiten Sa: - 
voyens, wobei ihm nur die Stände in den Weg traten. Diefes wurde noch ſchlimmer, als die 
Franzoſen gegen Ende des Jahrhunderts wiederholt über die Alpen gingen, um Mailand zu 
erobern, als ihr König Kranz I. hier mit Kaifer Karl V. und feinen Spaniern um die Ober: 
herrichaft in Europa fämpfte. Herzog Karl IN., der Gute, verband fich bald mit feinem Schwa⸗ 
ger Franz, bald mit feinem Neffen Karl, ſah feit 1536 fein Land zum Kriegsihauplag der- 
felben gemadt, Nizza 1543 von den verbündeten Türfen und Franzoſen geplündert und ſelbſt 
im Frieden von Crespy 1544 von beiden Mächten den größten Theil ſeines Gebiets behauptet. 
Es blieben ihm nur die unzuſammenhängenden Städte Vercelli, Aoſta und Nizza. 

Wenn der mehrerwähnte Amadeus VIII., der Friebfertige, durch Inftitutionen und glüd- 
liche Erbfälle vem Staat Bedeutung verfchafft hatte, fo galt es jegt, feine Beftanbtheile wieder 
aus den Händen mächtiger Nachbarn zu reißen und fo fein zweiter Stifter zu werden. Dieſes 
bahnte Emanuel Philibert, mit dem Wahlſpruch: „Den Beraubten find nod die Waffen 
geblieben’, dadurch an, daß er al8 fpanifcher General fi in den Niederlanden im Kampfe ge: 
gen die Franzoſen außzeichnete. Im Jahre 1553 gelangte diefer „Eiſenkopf“ zur Regierung. 
Der 1559 zu Chäteau = Cambrefis gefchloffene Friede fegte ihn wieder in den größern Theil 
des alten Gebietd ein. Er verfanmelte no einmal die Stände in Chambery, aber zum legten 
mal; er ordnete die Gerichtshöfe, gründete ein ſtehendes Heer, zog alle Stände zu den Steuern 
bei, welche wie die Verwaltung juftematifh, einheitlich georonet wurben, er baute feſte Pläge 
ſowol bei Turin und im Innern wie an den Grenzen. Turin, in weldes er erft 1562 ein: 
ziehen fonnte, erhob er zur Hauptflabt, rief die Univerfität dahin zurüd; den Ackerbau, bie 
Seidenzucht hob er. Anhänger der fpanifchen Bolitif, ließ er bei Lepanto feine Kriegöſchiffe 
gegen die Türken, feine Truppen gegen Proteftanten fechten und erlaubte Jagden und Koltern 
gegen feine waldenfifhen Unterthanen. Erft 1574 kehrte er in den Befig aller alten italieniſchen 
Beftanptheile des Staats zurüd, während die Franzoſen ſtets Saluzzo und Pinerolo ala Schlüſ⸗ 
fel zu Italien zu behaupten ſuchten. Im Frieden von Laufanne mußte er auf Genf und auf dad 
Waadtland verzihten, welche fih ber Reformation angefhloffen und unter den Schug Bernd 
geftellt hatten. Ob er gleich auch für Gelehrfamfeit und Künfte einiges that, galten bie Pie: 
montefen doch nur für halbbarbarifche Halbitaliener. Aber in der fehwierigen Lage zwiſchen 
dem jpanifhen Mailand und Franfreich alle ihre Kräfte zufammenraffend, verfielen fie nicht der 
Schlaffheit wie das übrige mittelbar oder unmittelbar von Spanien erniebrigte Italien. Ihm 
folgte von 1580— 1630 Karl Emanuel I. Ehrgeizig, kriegeriſch und intriguant, verbrachte er 
die erften Jahrzehnte mit vergeblihen Verſuchen, Genf wieverzugewinnen und die Bürgerfriege 
Frankreich zu Ländergewinn auf deſſen Koften zu benugen, nachdem fein Verfuh, mit Hülfe 
der ultramontanen Ligue vielleicht die Krone Frankreichs zu erhaſchen, mislungen war. Im 
Vertrag von yon 1601 nöthigte ihn Heinrich IV. felbft zur Abtretung der alten Befigungen 
meftlich von Savoyen an Frankreich gegen Rüdgabe Saluzzos an Savoyen. Seitdem juchte er 
mit Heinrich's Hülfe ich auf Koften Spaniens in Italien zu bereichern; ber Vertrag von Bru- 
zolo vom April 1610, worin ihm Heinrich IV. die Lombardei zufagte, wurde durch deſſen Er— 
mordung entfräftet. Seitvem wurde das Haus Savoyen durch Die concentrirte Macht Frankreichs 
genöthigt, feine Vergrößerungsplane auf die italienifche Seite zu richten, mas bei der Entfräf- 
tung Spaniens Ausſicht bot. Piemontefirende Geſchichtſchreiber flellen dies als eine nationale 
Politik des Haufed Savoyen dar. Die Politif der freien Hand, aber oft fühn geführt, blieb 
die herrfchende und war die natürlihe. Karl Emanuel fuchte das Erlöfhen des Mannsftamms 
der angrenzenden Montferrat ſich zu Nuge zu machen. Der franzöfifche Vaſall Nevers, welcher 
die Erbtochter der Montferrat heirathete, wurde,von ben Spaniern in Gafale belagert. Sa— 
voyen, durch Abtretung ded meftlihen Montierrat gewonnen, wollte die Alpenpäffe gegen 
Frankreich hüten. Aber Rihelieu und Ludwig XI. brachen im März 1629 durch den Schnee 
ded Genevre, nöthigten das überſchwemmte Savoyen, ſich ihnen anzufließen, und legten Be: 
ſatzung nad Gajale; noch härter wurde die Hinterhaltige Politit Savoyend von den Franzoſen 
im folgenden Jahre beftraft. Währenddeſſen farb Karl Emanuel, geliebt und nie vergeffen 
von feinem Volk, über welches er viel Unglüd gebracht, welches er aber mit feinem Ehrgeiz zu 
durchdringen gewußt hatte. Bon feinem jüngern Sohne zweigte fi die Linie Garignan ab. 
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Auf diefe beiden getwaltigen und langen Regierimgen folgten binnen 45 Jahren die von. 
drei jungen Herzogen und darum zwei Regentihaften. Im Frieden von 1632 trat Frankreich 
von dem Montferrat Alba am Tanaro an Savoyen ab, erhielt aber von diefem Pinerolo als 
Schlüfſel zu Piemont, wo auch die Regentin- Mutter, Maria Chriftina, die hochbegabte Tochter 
Heinrich's IV., jeit 1637 die franzöfifche Bundesgenoſſenſchaft aufrecht erhielt, während zwei 
Oheime ihrer Söhne, auf Spanien geftügt, Bürgerkrieg erhoben und ſich ſelbſt 1639 auf ein 
Jahr Turins bemädtigten. Diejed war um fo [hlimmer, ald von 1635—59 mit kurzen Un- 
terbredungen der Krieg zwiſchen Frankreich und Spanien fortglomm. Maria Chriſtina farb 
1663; erft feitvem nahm ſich ihr zweiter Sohn der Gefchäfte an, welche hauptſächlich in Bauten 
beftanden. Daß er an einigen abenteuerlihen Kriegdunternehmungen ſich nicht perjönlich be: 
theiligte, fiel fehr auf. Obgleich aud er eine Hege gegen die Waldenfer begünftigte, wies er 
Flerifale wie adeliche Anmaßungen zurüd. 

Eine der kampf- und erfolgreidhften Regierungen war die von Bictor Amadeus II., von 
1675— 1730. Bei feinem Regierungsantritt war Frankreich unter Ludwig XIV. auf der Höhe 
feiner Macht und feines Ubermuths; Ludwig kaufte von Gonzaga 1681 das feite Gafale und 
hielt fo Piemont an beiden Enden feſt. Er beabſichtigte, die Dynaftie Savoyen durch Heirath 
nach Portugal zu verfegen; aber die Anhänglichkeit des Volks an dieſelbe beftand jegt die här— 
teften Proben. „Ein befferes Volk werben Sie nirgend& finden’, fagte mit Recht ein Hofmann 
zum Herzog. Wilhelm von Oranien hatte Die Bedeutung Savoyens in ihrer ganzen Größe ins 
Auge gefaßt und ed zu einem Eckſtein feines europäiſchen Bündniffes gegen Ludwig gemacht. 
Zur Strafe für den 1690 vollgogenen Beitritt Vietor Amadeus' zu demfelben fengte und brannte 
Gatinat anı obern Bo. Die Wagſchale der Siege ſchwankte, aber 1695 verloren die Franzoſen 
Gafale ; im Vertrag von 1696 trat Ludwig felbft Vinerolo an Savoyen ab, weldes alle feine 
Gebietötheile zurüderhielt. Die Neutralität Italiens, zu deren Anerkennung aud Spanien 
vom Herzog genöthigt wurde, blieb todter Buchſtabe angeſichts des Ausfterbens ver fpanifchen 
Dymaftie, an deren Erbmafje auch Savoyen begründete Anſprüche erhob. Dieſe wurden aud 
im Vertrag vom 25. März 1700 anerfannt, worin Frankreich und Ofterreich vem Haufe Sa: 
voyen das Herzogthum Mailand beftimmten, wofür die Provinz Savoyen an Frankreich fallen 
follte. Da aber Spanien, welches jeder Theilung auch feiner Nebenlande ſich entgegenfegte und 
feine Beligungen in Italien, Neapel, die Infeln Sicilien und Sardinien und Mailand, 1700 
den Enfel Ludwig's XIV., Philipp V., ald ihren König anerfannten, mußte auch Victor 
Amadeus ſich ihnen anſchließen. Sein Ziel war ſtets die Unabhängigkeit Savoyens, welche ihm 
die Wahl ließ, mit dem feine Allianz am theuerften Bezahlenden fich zu verbinden ; aber zweifel- 
müthig und mistrauifch folterte ev fih und die andern mit feiner Unentſchloſſenheit und feinen 
Doppelihielen. Prinz Eugen von Savoyen (von einer franzdfirten Seitenlinie) hatte. 1701 die 
franzöjifch = favoyifchen Truppen Catinat's an der Etfchlinie umgangen und geworfen. Mailand 
in den Händen eined Bourbon mauerte Piemont ein. Victor Amadeus gab daher den Anträ- 
gen der Haböburger Gehör; aber jo geheim died geihah, Ludwig erhielt Kunde davon, Den 
29. Sept. 1703 entwaffnete der franzöfifhe Marſchall Bendöme die ſämmtlichen unter feinem 
Befehl ftehenden ſavoyiſchen Truppen und erflärte fie für Friegögefangen. Der größte Theil des 
Landes wurbe von den Franzoſen beſetzt. Den 7.Det. erflärte Bictor Amadeus Franfreih und 
Spanien fühn ven Krieg und ſchloß mit Ofterreich und den Seemächten ein Bünbnif, worin 
ihm zu feinen alten Staaten Montferrat und dad Weftmailändifche einfhließlih der Lomellina 
verfproden wurbe. Die franzöfifchen Heere überfhwenmten von beiden Seiten Piemont und 
Savoyen troß verzweifelten Widerftandes, 3. B. der Fleinen Feſte Verrua. Den 14. Mai 1706 
begannen die Franzoſen die Belagerung von Turin. Der Herzog, auf die Waldenfer geftügt, 
konnte im Rüden der Franzoſen mur ven Heinen Krieg führen. Turin war aufs Außerfte ge- 
bradt, ald Prinz Eugen, auf dem rechten Boufer heraufpringend, feine öſterreichiſchen und 
preußiſchen Truppen mit dem Herzog vereinigte. Bon der herrlichen Höhe der Superga aus 
entwarfen beide den Angriffsplan,, der Herzog gelobte der Heiligen Jungfrau bier eine Kirche, 
welche mit Karl Albert's Gruft Wallfahrtdort geworben ift. Den 7. Sept. wurde das befeftigte 
Lager der Franzoſen erftürmt mit ungeheuerm Verluſt derfelben an Mannſchaft und Material. 
Ob fie ſich gleich no im Mantuanifchen hielten, war Italien damit für die Bourbonen ver: 
foren. Aber ein Einfall in die Provence wurde, wie fo oft geſchah, hinter die Seealpen zu- 
rückgeworfen. Der Herzog ſchloß fih um fo entſchiedener am die frievensbürftigen Tories an, 
als dur den Tod des Kaiſers Joſeph die Gefahr ſich erhob, daß auf dem Haupte Kaifer 
Karl's VI., wie einft auf dem von Karl V., fi alle Kronen Ofterreih® und Spaniens verei: 
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nigten. Er, England und Vreußen fchloffen daher im April 1713 zu Utrecht Frieden mit 
ven Bourbonen, kraft deffen alle jene verſprochenen Landſchaften am Po, im Weſten mit ber 
ridgtigen Gebirgägrenze, Victor Amadeus zufielen; ftatt des ihm eventuell verſprochenen faböft- 
lichen Frankreich erhielt er ans der ſpaniſchen Erbmaffe Sicilien mit deffen Königsfrone. Wenn 
jo die Befigungen des Hauſes Savoyen zum Theil naturgemäß erweitert und abgerundet wa⸗ 
ren, fo war Italien flatt dur Spanien jebt vorn Oſterreich beberrfcht, weldhes, außer Mantua, 
die Bisher ſpaniſchen Beflgungen Neapel, Sardinien und das wenn auch verkleinerte Herzog- 
thum Mailand befam; zum Süd für Piemont war daffelbe ein durch das Venetianifche vom 
Öfterreichifchen Staatöförper getrenntes Borland. Die Staatsmänner jenes Jahrhundert, die 
Vergangenheit mehr ald die Zufunft ind Auge faffend, dachten nur daran, die ſpaniſche Ober- 
herrſchaft von Italien abzuwenden, und übergaben dieſes friebebürftig an Oſterreich. Demnoch 
war dieſes ebenſo unzufrieden mit dieſer Vertheilung Italiens wie das daraus verdrängte 
Spanien. Die Sicilier waten auch dieſem neuen feſtländiſchen Fürſten abgeneigt, ob er gleich 
vie alten „Rechte der Monarchie“, welche dem König von Sicilien Vollmachten über viele kirch⸗ 
liche Dinge ſichern, hartnäckig gegen den Papſt verfocht. Der Verſuch der Spanier, Sieilien 
zurückzuerobern, führte zu einem Bündniß aller Großmächte und zu einem Kriege gegen daſ⸗ 
jelbe ; ob ſich gleich Bictor Amadeus demielben anſchloß, mußte ev 1720 das ſchöne Sicilien 
gegen dad verwilderte Sarbinien an Dfterreich abtreten. Frankreich und England ſuchten durch 
unfräftige Stipulationen die Herrfchaft Oſterreichs in Italien zu ſchwächen. Victor Amadeus 
bemühte ji während des folgenden Jahrzehnts, das Land geiftig durch Unterricht zu heben. 
Überreizt und abgefpannt legte er im September 1730 die Krone im die Hände feined Sohnes 
Karl Emanuel Hi. nieder; aber gerade ein Jahr fpäter verlangte er die Entfagungsurfunde 
zurück und verfuchte die Eitabelle von Turin zu überfallen. Bon feinem Sohne gefangen gefept, 
ftarb er im October 1732. 

Die alte Eiferfucht der Bourbonen und der Habsburger brach, obgleih der Mannsſtamm 
diefer anı Erlöfchen war, bei Gelegenheit der ftreitigen polnifhen Königskrone wieder aus. 
Das gefränfte Haus Savoyen oder, wie es jeßt hieß, ber König von Sardinien wählte das 
franzoͤſiſche Bündniß, welches ihm die ganze Lombardei, fein ſtetes Verlangen, verſprach. Das 
ſardiniſche Heer mit franzöſiſchen Hülfstruppen brang Bid an ben Oglio, deffen unterer Lauf 
ungefähr die Oftgrenze des Öfterreichifchen Mailand gegen dad Venetianiſche bifpete, und bela= 
gerte die Oſterreicher in Novara und Tortona. Aber, vielleicht weil die Spanier beide Gicilien 
raſch eroberten, wollte Karl Emanuel die Ofterreicher nicht aus ganz Oberitalien verbrängen 
und führte ven Krieg läfjig. So befam er im Wiener Frieden 1735 nur Novara und Tortona, 
währenn Öfterreich gegen Abtretung Lothringens an Frankreich Mailand behielt, Parma-Pia- 
cenza für ih, Toscana für den Gatten Maria Thereſia's, Franz, erhielt. Wenn aud Italien 
wieder, wie bei jedem europäiſchen Eonflict, Kampfplag und Mittel zur Ausgleihung dyna⸗ 
ftifcher Anſprüche war, fo gedieh es doch jest dahin, daß durch engliſch-franzöſiſchen Einfluß 
dem öſterreichiſchen Übergewicht in der obern Häffte Italiens die ſpaniſchen Bourbonen in beiden 
Sicilien und Sardinien entgegengeftellt wurden. Die Zeche zahlte abermals das Deutfche Reich. 

Der zu Ende des Jahres 1740 ausbrechende Öfterreichifche Erbfolgekrieg eröffnete Sardinien 
neue Ausfichten auf einen Theil ver Lombarbei und neue Gefahren. Es trat dem imMai 1741 
zu Nymphenburg abgefchloffenen Bündniß Franfreihs, Spaniens, Preußens, Baierns und 
Sachſens bei, welche ih in das Erbe der Habsburger zu theilen gedachten. Aber nicht ſobald 
bemerkte Karl Emanuel, daß Spanien das Mailänvdifche nebft Parma für den Infanten Don 
Philipp zu gewinnen trachte, wodurch Piemont im Dften mie int Weſten durch Bourbonifche 
Beſitzungen bedroht worden wäre, fo griff er bie Spanier an, welche aus Neapel bis im die 
Romagna vorgebrumgen waren, und ſchloß im September 1743 mit Ofterreich und mit England 
den Vertrag zu Worms, worin Maria Fherefia Karl Emanuel das ganze rechte Tejfinufer und 
Piacenza verſprach. Jetzt erflärte au Frankreich an Karl Emanuel den Krieg. Savoyen war 
bereit8 von ven Spaniern, Nizza wurde mit leichter Mühe von ben Franzoſen befegt. Aber der 
bartnädige Widerftand der Sarbinier und der nahe Winter nötbigten die Franco: Spanier 1744 
die Belagerung von Coni aufzugeben und ſich über ven Eol di Tenda zurückzuziehen, welcher 
fi nebft den Gottifchen Alpen und dem Mont-Genis wieder als die natürliche Grenze bewährte. 
Die Engländer hatten im Spanifchen Erbfolgefriege ihre Seemadht im Mittelmeer zur Geltung 
gebracht und fi 1704 durd Eroberung von Gibraltar ihr Auftreten darin gefihert. Dieſes 
mar zugleich eine Baſis für die ihm verbänbite fardiniſche Bolitif, Um die Verbindung beider 
nach dem Verluft Rizzas zn ſichern, befegten die Sarden Die genueſiſche Küftenftabt Finale. 
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Deshalb floh Genna ein Büudniß mit den Bourbonen, welche nun die Gerzogthümer und 
einen großen Theil Biemonts befegten. In dieſer Noth machte Karl Emanuel Gebrauch von ven 
ihm in Worms zugeftandenen Artikel, kraft defjen er und norgängiger Kündigung vom Bünb: 
niß mit Oſterreich⸗ England ſich losſagen Eonnte, und ſchloß einen Waffenftillftand mit Sranf- 
reich. Unterhandlungen ſpannen fih auf ber Baſis an, daß Sarbinien die Lombardei, Don 
Philipp Barıma Biacenza erhalten, die Lothringer in Toscana bleiben, alle italienifche Fürften 
ein Bünbniß ſchließen jollten. Über gegenjeitiged Miötrauen verhinderte den Abſchluß des 
Vertrags, welcher Italien auf fi ſelbſt ftellen mußte. Karl Emanuel nahm den Krieg mit 
Energie wieber auf, die Branco-Spanier wurden aus den Bolanden hinaus bis in die Seealpen 
zurüdgeworfen. Die Regierung von Genua dffnete befjen Thore den Auſtro-Sarden, aber da 
die Ofterreicher dad Bolf prügelten, brad ben 5. Der. 1746 ein Aufſtand aus, welcher die 
Zruppen aus der Stabt hinauswarf. Andererjeitd wiefen die Piemontefen den Angriff der 
Sranzofen auf ven Mont=Genevre zurück. Der Tod ded Königs von Spanien erleichterte den 
Brieben, welcher 1748 in Aachen abgefloffen wurde. Sarbinien erhielt von der öfterreichiichen 
Lombardei dad obere Novarefe und das Paveſaniſche auf dem rechten Poufer, ſodaß ber Teſſin 
die Grenze bilbete; fo fuhr alſo Sarbinien fort, „die jhöne Artiſchole Lombardei blattweiſe 
zu verſpeiſen“. 

Der Sohn ber verwitweten Königin von Spanien, ber legten Farneſe, erhielt von Öfter- 
reich Parma-Piacenza. So war in Oberitalien, abgejehen von Benebig und Genua, vie 
Macht Oſterreichs durch mannichfache Gegengewichte geſchwächt; aber Maria Therefta, du jie 
im Ärger über den Ausgang bed Siebenjährigen Kriege Sſterreich an Italien ſtatt an Deutſch⸗ 
land anzulehnen ſuchte, wußte dieſes durch Verheirathung ihrer Kinder mit italienischen Thron: 
erben zu erzeichen, wovon allein Sarbinien, weldes jih den aufgehenben Stern Preußens be- 
fonderd im Militärweſen zum Mufter nahm, ausgefchloffen blieb. (Liber die ſardiniſche und bie 
italienische Politif Frankreichs im 18. Jahrhundert vgl. Saint: Marc Birarbin in der „Revue 
des deux Mondes”, Jahrg. 1860.) 

Dad Bündniß Frankreichs mit Oflerreich gegen Preußen hatte Sardinien eine ihm vortheil- 
bafte Betheiligung am Siebenjährigen Kriege unmöglich gemacht ; für feine militärifche Energie 
blieb 44 Jahre lang fein Schanplag ald der Exercirplatz. Die Verwaltung, bie Finanzen wur: 
den ſtreng geregelt, Klerus und Adel im Sinne des halbaufgeflärten Deöpotismus beſchränkt, 
Biemont blich die harte Mutter geiſtig, befonders in Wijjenihaft und Kunft hervorragender 
Söhne auch unter Victor Amadeus III., welder mit minderu Regentengeift 1778 feinem Vater 
folgte. Denn feine militäriſche Paradepebanterie trieb trog einiger Protection der Wiffenichaft 
den Vhyſiker Lagrange, den Dramatiker Alfieri, den Geſchichtſchreiber Denina aus ver Heimat. 
Aur die vaterländiſche Geſchichte fand immer einige Pflege in Piemont. Auch die Finanzen 
waren durch den Friedensetat des Heeres erihöpft, als die Franzöſiſche Revolution fih anfün- 
digte. Sardinien wie ſterreich und Neapel war mit dem Hofe von Verſailles verſchwägert, 
Turin war mit emigrirtem Adel überfüllt. Das kriegsluſtige Girondiſtenminiſterium nahm 
davon Veranlafjung, der ſchwächſten Nachbardynaſtie den Krieg zu erflären; im September 
1792 wurben abermald Savoyen und Nizza von den Franzoſen raſch bejegt und behauptet. 
Aber Die natürliche Grenze der Gebirge wurde mit un jo befferm Erfolg über drei Jahre ver: 
theibigt, da Lyon und Toulon den Jakobiuern verzweifelten Widerſtand leiſteten, Oſterreich 
hatte Sardinien zum Kriege geflahelt, aber e8 wicht in die Koalition aufgenommen; obgleid) 
nur ſchwache Öfterreichifche Truppen das farbinifche Heer verftärkten, unterftellte Sardinien fein 
Heer dem oͤſterreichiſchen Oberbefehl, welder die Gelegenheit, Savoyen und Nizza zurückzu— 
erobern, nicht benupte. Was Kaifer Franz Il. damit beabfichtigte, zeigt ber ven 23. Mai 1794 
zu Balenciennes dem geängjteten Sarbinien abgerungene Vertrag, fraft deſſen Sardinien die 
erſt zu eroberude Brovence befommen, bafür aber die feit 1714 geivonnenen weſtlombardiſchen 
Provinzen „successivement d&nembres du Milanais’’, ja Aleffanpria an Oſterreich abtreten 
follte. Die italieniſche Bolitif Maria Thereſia's hatten Joſeph und noch mehr Franz I. mate- 
vieller anfgefaßt. Italien ſollte Ofterreich für die gefcheiterten Plane auf Baiern und auf die 
Türkei, für ben Berluft ber Niederlande real entſchädigen. Rußland begünftigte dieſe Politik, 
welche Oſterreich vom Often abwandte. 

Dex ſechsundzwanzigjährige Bonaparte, welcher feine Truppen längs der genueſiſchen Weſt⸗ 
tũſte aufgeſtellt hatte, benutzte die Trennung des öͤſterreichiſchen vom. piemonteſiſchen Heere, 
ſchlug fie im April 1796 dreimal im Apennin und noch einmal den 22. bei Mondovi. Da 
ven Franzoſen hierdurch das breite Thalbeden der Buflüfle des obern Bo geöffnet war, ſchloß 
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Sardinien den 28. zu Cheradco einen Waffenftillftand, welcher den 18. Mai in den Parifer 
Brieden fi) verwandelte. In demfelben trat Sardinien an die franzöfifche Republif Savoyen 
und Nizza ab und öffnete ihr die ſchönſten Feftungen in Piemont, Jegt erft ſahen die Italiener 
ein, daß fie durch ihre Neutralität den Fall ihres Bollwerk mit verfhulder Hatten. Uber aud 
das Haus Savoyen hatte nicht feine alte Fühne Zähigkeil bewiefen. Die Ofterreicher aber boten 
umfonft alles auf, Mantua zu behaupten. Der. Frieden von Campo-Formio vom 17. Dkt. 
1797 machte die Etſch zur Orenze Ofterreihe. Die Lombardei hieß Republik, war franzöſiſche 
Provinz; Piemont mußte, befonders feit auch Genua republifanifirt war, ven Kelch der Diis- 
handlung und des Hohns bis auf die. Hefe leeren, obgleih. Karl Emanuel endlich manche drückende 
Bannredte u. dgl. abjhaffte und nur wenige Eingeborene ſich zu Zettelungen gegen die Donaftie 
gebrauden ließen. Nachdem die Franzofen als Mittler au die Citadelle von Turin beſetzt 
hatten, erklärten jie dem wehrlofen Karl Emanuel IV. den Krieg. Er legte, um nicht gefangen 
fortgeführt zu werben, den 9. Dec. 1798 unter Proteſt die Regierung Biemontd nieder und 
zog fih auf die Infel Sardinien zurüd. Piemont feufzte unter proviforifcher franzöſiſcher 
Berwaltung. 2 
Aber im Frühjahre 1799 brach Suworow mit feinen Ruffen und den Ofterreichern fiegreich 
in Oberitalien vor. (Vgl. das Nähere in den „Preußiſchen Jahrbüchern“, Bd. I, Heft 6: „Die 
Ofterreicher in Italien und die italienifhe Bolitif Rußlands.“) Der Ritter der Legitimität, 
Kaifer Paul von Rußland, fühlte ji dem turiner Hofe von feinem Aufenthalt an demſelben ber 
verpflichtet. Zu Anfang Mai erließ Suworow von Pavia aus einen Aufruf an die früher far- 
dinifhen Soldaten, worin er fie aufforderte, ihre befledten (die franzöfiihen) Bahnen zu ver: 
lafjen, und im Namen beider Kaifer erklärte: „Ihr werdet feinem andern Herrn den Eid ber Treue 
ihwören als vem König von Sardinien, welden einzufegen wir fommen.” Das Bolf von 
Piemont rief er zur Wiederaufrichtung der Kirche und des Hauſes Savoyen auf. Die unge: 
beuere Mehrheit ded Volks war geneigt, dem zu entjpredhen. Aber Kaifer Franz IL. ſchrieb fo: 
glei äußerft ungehalten varüuber an Suworow, indem er fhloß: „Ich werde einige Corps pie= 
montefiiher Jäger zu meinem Dienfte, aber nicht anders errichten.” Suworow nahm eine 
piemontejifche Beftung nach der andern, aber mit Mühe gelang ed, einige taufend Piemonteſen 
unter bie Öfterreihifche Bahne zu famımeln, von welder fie bald defertirten. Die Hülfsquellen 
Piemonts wurden für öſterreichiſche Zwecke aufs äußerfte in Anfpruch genommen. Kaifer Baul 
wurde tief entrüftet über die offen zu Tage tretende Abfiht Franz', fich ſoviel wie möglich 
von Piemont anzueignen, welder den von Paul zur Rüdfehr in feine Feftlandöftaaten eingela- 
denen Karl Emanuel „ald Verbündeten Frankreichs‘ daran verhinderte und deſſen Statihalter 
zurückwies. Hauptſächlich deshalb zog ſich das fiegreiche rufftiche Heer im Herbft aus Oberita- 
lien zurüd. Um fo befler fonnte ſich nunmehr. Öfterreich in Piemont „confolidiren und häuslich 
einrichten. Dem ruſſiſchen Geſandten in Wien wurde mitgetheilt: „Die Erfahrung hat er— 
wieſen, daß das den Franzoſen ſtets offen ſtehende Italien ihnen den Vortheil gibt, dieſes nach 
Gutdünken auszuplündern. Daber liegt dem wiener Hofe viel daran, ſich dagegen durch Ge: 
winnung einer Barriere zu fügen, welche nicht mehr in den Händen einer Zwiſchenmacht wie 
Sardinien wäre, das in den Kriegen Frankreichs gegen dad Haus Öfterreich von jenem bald 
dominirt, bald verführt wird.” Die ‚Barriere‘ fonnte wol nichts anderes fein als jene Na— 
turgrenze der Alpen. Savoven, die Wiege, oder doch einen Theil davon hätte man dem darin 
gewachſenen Königshaufe nebft der Injel Sardinien großmüthig gelaffen. Diefer Plan ift ur: 
fundlih gewiß. In Wien nämlih ſprach man ſich gegen den Gefandten des verbündeten Eng: 
land noch rüdhaltslofer aus. Lord Minto berichtet den 17. Aug. 1799 an feinen Minifter: 
„Der Kaifer hat die Abjiht, Piemont zu behalten und von Savoyen alles zu nehmen, was mi- 
litäriſche Wichtigkeit hat. Ich zweifle nicht, daß er die Abjicht hat, aud Nizza zu nehmen, des⸗ 
gleihen auch Genua und die päpftlihen Legationen. Bei diefen projectirten Veränderungen 
ſcheint aber Piemont das Hauptobject zu fein, und ich möchte denken, Em. Lordſchaft werden 
fterreich in diefem Punkte fo feft eingenommen finden, daß ed zur Realifirung dieſes feines 
Plans alled wagen wird. Diefe Idee ift mir fo tief eingeprägt worden, daß ich mich nicht zu 
ſtark auszubrüden glaube, wenn ich ſage, der wiener Hof werde fie wahrſcheinlich zum Pivot 
maden, um welches ji) fortan fein ganzes Syſtem drehen wird, und daß er bei der Wahl feiner 
Alliixten diejenige Macht oder Mächte vorziehen würde, welche zu diefen feinen Abfichten Hülfe 
oder Zuftimmung gäben. Es jheint mir, ald ob eine entfchiedene Oppofition von feiten Groß⸗ 
britanniens und Rußlands gegen die Erwerbung Piemonts Ofterreih wahrſcheinlich einmal in 
die Verbindung mit der franzdjifchen Republik ziehen und, wie fie ven Vorwand böte, fo auch 
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ein Motiv werben möchte, unter diefer Bedingung einen Separatfrieven mit Franfrei zu 
fehließen. Nach diefen Thatſachen ift die Klage der öfterreihiihen Diplomatie und der ihr 
dienftbaren Preffe zu berichtigen, welche das Haus Savoyen befhuldigen, daß es mit der Gier 
und Treulofigfeit ded Wolfs, der, feine verwundeten Kameraden auffrißt, binterliftig fei: 
nen guten Nachbar und Beſchützer Ofterreih anfalle. Bon nun an war ein Nebeneinanderfein 
Oſterreichs und eines felbftändigen Sardinien in Oberitalien zur moraliihen Unmöglichkeit 
geworben. ‚ 

Aber der Räder ftand fhon an der Thür, der aus Agypten zurüdgefehrte Bonaparte, 
welcher feit dem December 1799 Erfter Gonful in der Stärkung Frankreichs Wunder wirkte. 
Oſterreich unterhandelte wirklich mit ihm; der Gonful wollte Die Dynaftie Savoyen in Piemont 
wieder einfegen, denn er hatte fo viel Achtung vor der militärifhen Tüchtigfeit ver Sarden, daß 
er 1798 geäußert hatte, ein paar fardinifhe Bataillone würden alle oberitalienifhen Nepublifen 
werfen. In der Angft wollte Oſterreich ih jegt mit Südoſtpiemont einſchließlich Aleffandrias 
begnügen. Allein Bonaparte gedachte letzteres zu einem Edftein feines Reichs gegen Oſterreich 
zu machen. In der Mitte Mai 1800 ging er mit einem Heere über den Großen St.-Bernhard 
und nahm, während die Dfterreiher Genua bedrängten und in Nizza fanden, in ihrem Rüden 
Mailand. Am Abend des 14. Juni 1800 befiegte er die Ofterreicher bei Marengo, welche nad) 
dem Berluft ihrer Rüdzugslinie am folgenden Tage einen Waffenftillftand abſchloſſen, Fraft 
deſſen fie ganz Italien bis Hinter die Etſch und den Bo räunten. 

Sm September 1802 wurde ber größte Theil von Piemont Franfreich einverleibt; Aleffan- 
dria, im Departement Marengo, wurde nebft Mainz und Antwerpen zu einer der großen Grenz— 
feftungen des Reich gemadt. Novara und die Lomellina wurden der Republif, bald König: 
rei Italien zugetheilt. Alle aber hatten gleihmäßig ihr Blut und ihr Silber den Blanen des 
Kaiferd zu opfern. Diefer räumte indeß viele veraltete Zuftinde weg, baute Die Alpenftrafen, 
namentlich die über ven Simplon und den Mont:Genis, und Brüden. Die Bevölkerung von 
Turin, im Jahre 1796 gegen 77000, fanf auf 60000 herab, aber ver Bürgerftand hob ih. 

Karl Emanuel IV. legte 1802 auf Sardinien die Krone nieber und ftarb 1818 in Rom 
als Affiliirter ver Zefuiten. Sein Bruder Victor Emanuel J., unter dem Schuß der Engländer 
auf ber Infel weilend, erhielt gewiffenhaft an feinem Höfchen die ſpaniſche Etifette und machte 
Wallfahrten zu Gnadenbildern; für die fo hochnöthige Eultivirung Sarbiniens gefhah nichts. 
Er war ein guter, bürgerlich fparfamer, fehr beſchränkter Herr; aber fein Gejandter in Peters: 
burg, ver Savoyarde Graf de Maiftre, war ein bedeutender Charafter und doch dem ſchwärmeri— 
fhen Kaifer Alerander geifteöverwandt. Ihm und England war es zu verdanfen, daß nad dem 
erften Sturz Napoleon’d Victor Emanuel fofort in feine Erbftaaten zurüdgerufen und diefe 
auf dem Wiener Gongreß durch das widerftrebende Genua und durd fein langes Küftengebiet 
verniehrt wurden, Allein durch die Bervierfahung des öfterreichifchen Gebiets in Italien, welches 
jegt vermitteld des venetianifchen Weftlandes, das Como, Bergamo, Brescia, Verona, Padua 
befaßt hatte, fich breit an den Öfterreichifchen Reichskörper anſchloß, war die relative Stellung 
und die Selbftändigfeit Sardiniend vernichtet. Selbft die confervativften piemonteftichen Staats: 
männer, wie de Maiftre, fanden dies jo unerträglich, daß fie fchon 1814 erklärten, Sardinien 
müſſe, um nur feine alte Unabhängigfeit wiederzugeminnen, fi an die Spige revolutionärer 
nationaler Bewegungen ftellen. Dazu Fam, daß die Ofterreiher ald Bundesgenoſſen Sar: 
diniens die Rückkehr Napoleon’d von Elba dazu benupten, die meiften Feſtungswerke von Alef- 
fandria, den einzigen Schuß Piemonts gegen eine Öfterreichifche Invaſion, zu ſchleifen. Als nad 
der Schlacht bei Waterloo ganz Savoven feiner Dynaftie zurückgegeben wurde, verlangte Ofter- 
reich das Novareſiſche für ih, in deſſen Befig Victor Emanuel nur durch Rußland erhalten 
wurde. Im Jahre 1848 fand man die um 1819 verfaßten Dispofitionen des Öfterreichifchen 
Generalftabs über das, mad Oſterreich zu thun habe, wenn ihm ein Krieg von Frankreich drohe: 
nämlich das offene Piemont ſei zu überfallen, fein Heer, feine Arſenale entweder den öſterrei— 
chiſchen einzuverleiben oder zu vernichten und dann die aus den Alpenpäffen berabfteigenden 
Brangofen einzeln zu fchlagen. 

Indeß hatte fi im Freudentaumel über die Rückkehr des eigenen Fürſten in Turin die bor- 
nirtefte Reaction derer eingefchlichen, welche ſich rühmen konnten, feit 1798 fi an feiner öffent: 
lichen Thätigfeit betheiligt zu haben, die Bartei der „Schläfer““. Jenes Jahr wurde für perſön— 
liche Anftellungen wie für Gefege das maßgebende; felbft die kaſſelſche Reftauration wurde von 
der turiner in Abgeſchmacktheiten überboten. Es fehlte z. B. nicht viel, fo wäre die einzige flei- 
nerne Brücke, welche Turin mit feiner Borftadt auf dem rechten Boufer verbinver, ala Werk ver 
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Fremdherrſchaft abgebrochen worben; fie wurde nur dadurch gevettet, daß jenſeits bie Kirde 
der „großen Mutter Gottes‘ ald Dankeszeichen für die Reftauration gebaut wurbe. AÄhnliche 
Gefahr drohte den berühmten Napoleoniſchen Alpenſtraßen. Während der Volksgeiſt unter ber 
harten, aber thatfräftigen Fremdherrſchaft ſich franzöſirt hatte, herrjchte bei Hofe pfäffiſche Aus- 
ſchließlichkeit, welche von Ofterreich gebegt wurde. Die parlamentarifchen Kämpfe in Paris ent: 
zündeten da8 Ehrgefühl felbft des militärifchen Adels, melcher jo oft bei derBefiegung ver Ofter: 
reicher mitgefochten hatte. Die wenigen Anfäge zu Berihwörungen hatten eine antiöſterreichiſche 
Tendenz der Nationalunabhängigfeit. Da rief der neapolitanifhe Militäraufftand im Juli 1820 
die ganz demokratiſche jpanifche Verfaffung aus. Um der Einheit willen ſchrieb auch der Auf: 
ftand, welcher im März 1821 in Aleffandria und in Turin durch einen Theil des Militärs und 
der Bürger burchgejegt wurde, dieſelbe auf ihre Fahne. Victor Emanuel, welder jid wol gegen 
Dfterreich verpflichtet hatte, nie eine Verfaffung zu geben, legte die Regierung in die Hände bed 
zweiundzwanzigjährigen Prinzen Karl Albert ald proviſoriſchen Regenten nieder, welcher dieſe 
Berfaffung anerkennen mußte. Seine Unentſchloſſenheit zwiſchen den Parteien wich dem @e: 
horſam, jobald Karl Felix, welder, in Modena weilend, die Regierung antrat und alle Zugeftänd- 
niffe für null und nichtig erklärte, ihn von Turin abberief. Selbſt die Entſchloſſenheit Santa: 
Roſa's Eonnte nad der raſchen Niederlage der Neapolitaner die Gonftitution gegen die Waffen 
der dem König treu gebliebenen Negimenter und der einrüdenden Oſterreicher nicht aufrecht 
halten. Hunderte der Gebilvetften wanderten aus, Heer und Beamtenthum wurden unter dem 
Schuß ber öfterreihifchen Occupation von jedem Sauerteig des Liberalismus gefäubert. Karl 
Albert war in Gefahr, als Empörer durch Metternich auf Anftiften des Fronenfüchtigen Herzogs 
von Modena, Schwiegerfohnd des rejignirten Königs, von der Thronfolge ausgeſchloſſen zu wer: 
den; allein da er jede perfünliche Beziehung zu allen Freiſinnigen abbrach, ja unter den Fahnen 
der franzöjifchen Bourbonen gegen die ſpaniſchen Gonftitutionellen und gegen die piemontejifhen 
Flüchtlinge in ihren Reihen focht, ſo nahmen ihn die Bourbonen und Rußland in ihren Schutz. 
Auch Karl Felir, der dritte johnloje Bruder, der legte von dem alten Föniglihen Hauptzweig 
Savoyen, bewahrte ein gewiſſes Bewußtſein der Selbftändigfeit und hielt das alte Hausgeſetz 
der männlihen Erbfolge aufrecht. 

Nicht viel weniger feinpfelig gegen Ludwig Philipp war Karl Albert geiinnt, mit meldem 
die Linie Garignan im April 1831 auf den Thron kam. Bon hoher, an Don Quixote erinnern: 
der Geftalt, von mittelmäßigen Gaben, großem Fleiß, zähem Willen bei großer Unentichloffen- 
heit in der Entſcheidung des Moments, wenn diefer ihn nicht von außen gebieteriſch faßte, wol 
auch durch ein Berjpreden gebunden, feine Berfaffung zu geben, war er der Mann bes Iang- 
famen Kortichritts in Verwaltung und Gejepgebung, deren drafonifche Härte der Reform jehr 
bedurfte; doch befchränfte er ven Misbraud unmittelbarer öniglicher Brevets, wodurch Gerichtö: 
ſprüche zu Ounften adelicher Eigenthümer umgeftopen wurden. Ein leihtfertiger Einfall Maz- 
zini’d und Ramorino's in Savoyen gab die mitverſchworenen ſardiniſchen Solvaten dem kriegs— 
gerichtlichen Erſchießen von hinten preis. Die perfönliche Erbitterung dieſer Partei gegen Karl 
Albert wurde dadurch womöglich noch gefteigert, während er den Groll über das öfterreichifche 
Net, welches jeine Minifter, Beihtväter und feine Gattin um ihn zogen, tief in ſich verbiß. 
Der bejchränfte Minifter Solaro della Margherita rief gegen eine vom König begünftigte Ste: 
form ded unglaublich vernachläfiigten Volköſchulunterrichts, obgleich dieſelbe nach öfterreichifchem 
Mufter beabjihtigt war, nicht umjonft Die Hülfe bed Erzbifchofd an. Jener Groll Karl Albert's 
und fein nationaler Unabhängigkeitdinftinet kamen erft in Fluß, als Pius IX. den päpfllihen 
Stuhl beftieg. Der afcetifh-romantifhe König war entſchloſſen, ven Bapft felbft gegen Dfter- 
reich unter ven Schuß jeined Schwertd zu nehmen, und ſchickte ji an, mit ihm den Grund zu 
einem nationalen Zollverein zu legen. 

Aber erft die durch die ftcilifche Januarrevolution 1848 dem König Ferdinand H. von 
Neapel abgetrogte Berfaffung brachte jelbft die Liberalen in Genua und Piemont jo weit, eine 
Berfafjung zu wünfchen; ſelbſt jie erftaunten, al8 Graf Cavour diefe Forderung zuerft ausiprad. 
Nach ſchweren innern Kämpfen gab Karl Albert ven 8. Febr. die Grundzüge einer Verfaſſung. 
Während der Feftfeier verjelben lief Vie Nachricht ein, daß den 24. Febr. in Paris die Republik 
gefiegt habe. Den 16. März trat der kirchlich fromme, mehr national als liberal geinnte Graf 
Cäſar Balbo (ſ. deſſen Leben in ben Lebensbildern zur neuern Geſchichte Italiens’ von Reuch— 
lin, 1863) an die Spige ded erften conftitutionellen jarbinifchen Miniſteriums. Den 18. März 
brad ver Aufftand in Mailand aus. Die conflitutionellenationale Bartei in Mailand xief um: 
fonft die ſardiniſche Hülfe an. Ws aber im Verlauf des Strapentampfes in Mailand die repu⸗ 
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Hlifanifihe Partei vie Oberhand zu bekommen drohte, als Genua ſich zur Hülfe erhob, fo wäre 
Karl Albert in der Mitte von Republiken in diefelbe rettungslofe Lage gefonmen, deren Bitter: 
feit Rarl&manuel IV. von 1796 6id zu friner Vertreibung 1798 bis auf die Hefen gefoftet Hatte. 
So menig kriegsgerüſtet das fardinifche Heer war, entihloffen fih König und Minifterium, ge: 
ſtachelt vom Triebe der Srlbfterhaltung, in Die Lombardei einzurücken. Die Kombarben Heßen 
es geſchehen, daß Karl Albert das vermeintlich aufgelöfte Öfterreihiiche Heer verfolge und ans 
jeinem Werſteck, dem Feſtungsviereck, mit Hülfe von Volksaufſtänden beraudtreibe, Aber Diele 
unterblieben, und ber Angriff des farbiniihen Heeres anf die Berona beherrſchende Stellung von 
Sta.=tucia den 6. Mai belehrte aber nur die Bermünftigen, daß ſelbſt in einem Theil ber ita: 
lieniſchen Regimenter Ofterreichs die Disciplin noch ſtark ſei. Daher betrieb Die große conſtitu— 
tionelle Mehrheit in Yonibarbo:Benetien wie in den Herzogthümern Parma und Modena die 
Vereinigung aller Kräfte dieſer ſchönen Länder in der Hand Karl Albert 8, welder vor dem 
Feinde mehr Todesverachtung ald Feldherrntalent bewies. Trotz der Zettelungen Mazzini's und 
der meiften heimgefehrten Emigrivten wurde er denn auch mit ungebenern Mebrbeiten zum con: 
Ritutionellen König von Oberitalien gewählt. Allein die Ofterreicher ftellten durch Linterwer: 
fung des venetianliihen Feſtlandes ihre breiteite Verbindung mit den Erblanden ber; die neapo- 
litanifhen Truppen waren vom Po nah Haufe zurüdgerufen, die Toseaner wurden vor Diantua 
zerforengt, Die Bapftliden mußten den 10, Juni im Vicenza capituliren. Da die neuen Bro: 
vinzen nur bie ungeordnete Heerverpflegung unterhielten, kant zu dem ungebeuern Vortheil der 
Feſtungsſtellung und des überlegenen Feldherrntalents nah und nad aud) die numerische Über: 
legenbeit auf jeiten Oſterrerichs. Bei Euſtozza, bei Volta, beide unmeit des Mincio, geworfen, 
töfte ſich die piemontefifhe Infanterie größtentheils auf; nad dem unglücklichen Berfuce, ih am 
4. Aug. noch einmal unter ven Mauern Mailands zur Wehr zu fegen, vom mailänder Böbel am 
Xeben bedroht, ſchloß Karl Albert ven Waffenftillftand von Salasco, welder vorerft beinahe vie 
alten Grenzen wiederherſtellte. 

Dieſe Kataſtrophe machte auf das bis zur Stunde ſiegestrunkene Italien einen fürchterlichen 
Eindruck. Zehntauſende, melde ihrem Patriotismus bisher hauptſfächlich in Worten Luft ge— 
macht hatten, wollten die aus dem Felde Zurückkehrenden als Schuldige zur Strafe ziehen. Tau— 
ſende von Familien flüchteten aus der Lombardei und den Herzogthümern vor der Rache der 
„Kroaten“ nad Piemont, die Schrecken der Militärherrſchaft mit ihren Amneſtie genannten 
Vroſeriptionen und Anläufen zu Gütereinziehung noch ſchwärzer ſchildernd. Wie ein blutender 
Gladiator wurde das ſardiniſche Heer durch Hohn zur ſofortigen Wiederaufnahme des Kriege 
geſtachelt. Karl Albert war auch weit entfernt davon, auf Die Rechte zu verzichten, welche ihm die 
Vollsabſtimmung auf Oberitatien gegeben hatte. Auch in den beiten Zeiten des Kampfes hatte 
ex feine wirklichen Anfprüde nie weiter al® bis an den Miuncio oder höchſtens bis an vie Etſch 
ansgevehnt. England, deffen Vermittelung Oſterreich mit dem Anerbieten des Verzichts auf die 
Lombardei im Mai angerufen hatte, und welches Dfterreich gern noch am Worte gehalten hätte, 
und Frankreich nörhigten das Minifterinm in Olmüg, ihre Vermittelung, aber darum nicht eine 
beflimmte Baſis derjelben anzunehmen. Radetzky an ver Spitze des Heeres war feft entichloffen, 
nicht eine Hand breit an Sarbinten abzutreten; Schtvarzenberg dictirte dem Hofe diefen Stand 
punft. Für Karl-Albert war daher die Auffündigung des Waffenftillftandes nur eine Frage ver 
Zeit; der gegen ihm gefchleuderte Vorwurf des Verraths drohte ein altes Brandmal aufzureißen; 
er war entſchloſſen das Duell mit Haböburg wieder aufzumehmen und wußte, daß das ‚Heer, von 
der Öffentlichen Meinung gehegt, dazu bereit war. Nur der Plan Gioberti's, auch Mittelitalien 
an dem nationalen Kampfe zu betheiligen, verzögerte e8. Da die jarbinifchen Generale atle durch 
die Breffe heruntergeriffen waren , die franzöftfche Republik fich weigerte, einen ihrer Feldherren 
Italien zu leihen, wurde ein polnifcher Kriegsboctrinär an die Spige des Heeres verſchrieben. 
Nicht Ein Mann aus dem republifanifhen Mittelitalien ftand beim entfcheidenden Kampfe um 
das Schickſal Italiens in den Reihen der ſardiniſchen Truppen, ald am Nahmittag des 20. März 
1849 Radetzky bei Pavia über den Teffin ging und fie am Abend des 23. bei Movara flug. 
Das von Karl Albert, der den Tod umſonſt gefucht hatte, geftelfte Anfuchen um einen Warten: 
ſtillſtand wurde von Heß auf kränkende Weile zurüdgewiefen, ald fönnte man ſich auf fein Wort 
nicht verlaffen; da legte der König in der Nacht die Regierung nieber, um bem Lande beffere 
Bedingungen möglich zu machen. Er reifte unmittelbar nad Oporto in Bortugal, wo er den 
28. Juli ſtarb. 

Birtor Emanuel, 29 Jahre alt, war bauptfächlich der Liebling der Soldaten, an deren Seite 
er heldenmüthig im Feuer fand, für deren Bebürfniffe ev kameradſchaftlich forgte, deven Ent: 
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bebrungen er theilte. Er theilte an Radetzky in der Frühe des Tags feinen Regierungsantritt 
mit, während das von der turiner Straße abgeichnittene Heer gegen die Gebirge abzog. Noch 
an demfelben Mittag hatten beide Führer eine perfönlihe Zufammenfunft. Es wurde ein 
Waffenſtillſtand abgeſchloſſen, deſſen Beringungen jedoch für die Friedendunterhandlungen 
keineswegs maßgebend ſein follten. Wenn Radetzky angeſichts ver Gefahr, eine franzöſiſche In= 
tervention heraufzubefhmören, auf den proclamirten Marſch nad Turin verzichtete, jo verſprach 
der junge König, feine Marine aus den Gewäſſern des noch Widerftand leiftenden Venedig, 
feine Truppen aus den Herzogthümern zurüdzurufen. Das piemontefifche Gebiet zwifchen Seſia, 
Teſſin und Po follte von 22000 Ofterreihern vecupirt bleiben, welche aud) die Hälfte der Be- 
ſatzung von Aleffandria bilden follten, während das piemonteflfche Heer auf den Friedensfuß 
zu jegen war. Die aus öfterreihifchen Untertbanen (Rombarben, Ungarn, Bolen) gebildeten 
Corps mußten aufgelöft werben. Es iſt nicht zu bezweifeln, daß ſchon damals dem König leich: 
tere Friedendbedingungen in Ausſicht geftellt wurden, wenn er die Berfaffung befeitigen würbe. 
Allein ex hielt unerfhütterlid an ihr, und bie ſardiniſchen Friedensunterhändler in Mailand 
waren bereitö die ſich deflen klar bewußten Träger ded nationalen Programms. Nicht blos, daß 
ſie die öfterreihifche Korderung von 200 Mill. Lire Kriegsfoften auf 75 Millionen ermäßigten ; 

durch das Schugrecht, das fie über die auf beiven Seiten des Teſſin begüterten Grunbbeliger, 

welche Bürger des Königreichs Sardinien geworden waren, unerſchütterlich beanspruchten, brad: 

ten jle eö dahin, daß der Kaifer denfelben eine Amneftie gewährte. Dennoch verweigerte bie 
ſardiniſche Kammer ihre Zuftimmung zu dieſem Srieden, welcher ven Verzicht auf die oberitalie: 
nischen Länder einſchloß, die fi durch Abftimmung an Sardinien angefchloffen hatten. D'Azeglio 
unterzeichnete daher den Frieden auf feine Verantwortung, und nachdem der König durch eine 
Kammerauflöfung an dad Land appellirt hatte, erfannten ihn Die neuen Abgeorbneten den 
7. Ian. 1850 auf den Rath Balbo'8 mit 112 gegen 17 Stimmen ohne Diseuffion an. 

Die erſte Folge ded Friedens war, daß der Verfaffung gemäß die Regierung der Brovinzen 
aus den Händen der Militärcommandanten, welche fie wieder feit 1814 mit dem Klerus getheilt 
hatten, in die von Givilbeamten gelegt wurde. Das Feftland befigt 4, die Inſel Sarbinien 
3 Erzbiichöfe, jenes 24, diefe 8 Biſchöͤfſe. Die Lage Sarbiniens oder Piemonts, wie ed jegt von 
der Rationalpartei lieber genannt wurde, in feinem Innern und feine äußern Berhältniffe waren 
jest feltfjame. Da die Reaction in ganz Mitteleuropa gejiegt hatte, feit nad den Mufter Ofter: 
reichs die Verfaffungen im übrigen Italien auf die Seite gelegt waren, ftand Piemont fehr ifo: 
lirt. Napoleon, mit Diterreich befreundet, bezeigte Sardinien ablichtlich Kälte. Aber wenn ſich 
der Mann fand, die Berfaffung praftifch zu entwideln, fie zu befrudhten, fo mußte diefe Iſolirt⸗ 
heit Piemonts auf diefem dunfeln Hintergrunde nur um fo glängenber hervorheben; die Italiener 
konnten nur durch ein ſolches Unterpfand einer beffern Zukunft vom Müpiggang, welcher bald die 
Maske des üppigen Weltfchmerzes, bald die der Bigoterie vornimmt, wie vom grimmigen Peſſi— 
mismus und von der Wühlerei Mazzini's erlöft werben. Und diefer Mann war Gavour, feit 
dem Frühjahr 1848 wegen feiner Mäpigung ald Reactionär verſchrien, jeit dem October 1850 
Minifter des Aderbaued und ded Handeld. Um dieje zu heben, um den Geift der rationellen Ar- 
beit zu beleben, mußte die auch auf Geldforderungen an die Geiftlichfeit fi ausdehnende Ge— 
richtöbarkeit der Bifchöfe, mie die weder der Seelforge, noch dem Unterricht, noch der Kranken— 
pflege, noch der Heidenmilfion gewidmeten Klöfter aufgehoben werben. Siccardi ſetzte die be- 
treffenden Geſetze mit der Hülfe Cavour's und Rattazzi's durch. Der König beftand jelbft unter 
den Todesfällen feiner Mutter, feined Bruders und feiner Gattin die Probe im Kampfe gegen 
ftarfe geiftliche Einflüfterungen. Der Unterricht wurde in allen Stufen gehoben, ein dem belgi⸗ 
chen ähnliches Eifenbahnneg über Piemont verbreitet und unter dem Apennin dur nad) Genua 
geführt. Handelöverträge im Sinne der Herabfegung der Zölle mit Oſterreich wie mit indu⸗ 
ftriell vorgelhrittenern Staaten, mit Frankreich, England, dem Zollverein, fpornten den inbus 
ftriellen Geift auß feiner Gebundenheit heraus, machten dem niedern Volf Kleidung und Nah: 
rung wohlfeiler, brachten das bisher ängſtlich abgeſchloſſene Land in praktiſchen Verkehr mit den 
auch politifch vorangefhrittenften Völkern. Bald fannte man das Volk der flerifalen Bevor: 
mundung, ded militäriihen Junferthums nicht mehr. Die herfömmliche ſparſame, übervorſich— 
tige Finanzwirthſchaft wich einer fühnen Nationalöfonomie und Politif, welde um fo mehr 
Schulden mahen mußte, da die mehrjährige Traubenfranfheit und der empfindliche Ausfall in 
der Seidenzudht eine noch ſchwerere Befteuerung des Volks unmöglich machte. 

Seit Öfterreih durch das Concordat ſich mit dem Papft ſolidariſch verbunden hatte, betrach⸗ 
tete es die Zurüdweifung des Klerus in jeine Schranken, obgleich dieſelbe im eigenen Lande längft 
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noch rückfichtsloſer vollzogen worden mar, als eine Beleidigung von feiten Piemonts. Die 
Misftimmung ded mächtigen Nahbars darüber und über das conftitutionelle, nationale Leben 
jenfeit des Tejjin nahm Beranlaffung zur Rache, als den 6. Bebr. 1853 eine von Mazzint auf: 
gebrachte Rotte in Mailand über öfterreihifhe Offiziere meuchlings herfiel. Ofterreich legte jo: 
fort auf die Güter jener größtentheils in Piemont lebenden beiderjeitigen Grundbefiger Beichlag, 
indem es jie befhuldigte, daß fie au aus ihren lombardiſchen Gütern die Mittel zu Unter: 
ftügung folder Attentate zögen. Dieſes war beinahe allen Betroffenen gegenüber eine bare 
Unwahrheit und bittere Ungerechtigkeit; denn Mazzini begte ihre Bächter gegen diefe Anhänger 
der piemontejifhen Politik, feiner Todfeindin, auf. Gavour verfocht ihre und feine Sache vor 
ganz Guropa mit großer Entjhiedenheit. Allein er mußte ih überzeugen, daß auf dem Feſt— 
lande Europas die Öffentliche Meinung noch unter dem Drud des kaum überwundenen Schredens 
vor der Revolution gebundenlag, und daß ihm für entſcheidende Maßnahmen gegen die drohende 
Haltung Ofterreich® eine realere Unterſtützung ald die durch die öflentlihe Meinung noththue. 
Die Herzogthümer Parma und Modena hatten fih wieder jo fehr unter Oſterreichs Schuß ge: 
ftellt, daß fie, namentlidy die Feſtung Biacenza, wo Ofterreich fein Beſatzungsrecht möglichſt aus— 
vehnte, eine Baſis nit nur für die Vertheidigung des Statusquo, fondern aud für einen öfter: 
reichiſchen Angriff gegen Biemont und gegen feine Berfaffung wurden. Daß dieſe und der anti: 
nationale Abfolutismus Oſterreichs in der Lombardei, in ganz Italien nit in die Länge neben- 
einander beftehen Eönnten, ſah ebenſo mol Gavour ald die öſterreichiſche Regierung und bie ihr 
verbündete Flerifale Partei im Königreid Sardinien ein, welde, ftreng organijirt, die Preffrei: 
heit aufs äuperfte benugend, bie Wahlen im Genueſiſchen, befonders aber in Savoven beherrichte. 
Denn dieje klerikal-ariſtokratiſche Provinz leiftete, namentlich ſeit Pins IX. von der nationalen 
auf die Seite ver Reaction und Ofterreich8 getreten war, höchſt widermillig feine Rekruten und 
Geldbeiträge für die italienische Sahe. Nur ald die Wiege einer ausdauernden, fireng discipli- 
nirbaren Truppe hatte Savoyen Werth befonderd in den Nugen des Königs. Bis 1848 war 
der turiner Hof die tadellofe Schule ſpaniſcher Etikette, welcher ſich auch die Gefandten der Groß: 
mächte unterwerfen mußten; Victor Gmanuel II., feinen Witwerftand benugend, hielt feinen 
Hof mehr, worüber die javoyifchen Milhbrüder ver Dynaftie, welche fi in ven Hofämtern ein: 
geniftet hatten, fehr entrüftet waren. Während das arme Gebirgsvolf feine Kinder an Kamin: 
feger bis an und über die Nordſee verkaufte, hatte der favoyifche Adel feine Töchter in den Kld- 
flern untergebracht, was jeßt durch die Geſetze erfchtwert wurde. Je mehr ſich Piemont dem 
Geift der Aufflärung, der modernen Arbeit erfchloß, je mehr das früher dem italienischen Leben 
fremde Piemont fih an die Spige deſſelben flellte, defto größer wurde die Kluft zwifchen jenem 
Lande der Bergangenheit und dem ver Zufunft. Beide fannen auf Scheivung. Sie wurden 
nur noch durch die Solidarität der Elerifalen Partei zu beiden Seiten ded Mont:Genis zuſam— 
mengehalten; allein während die Pfarrer in Savoven: Piemont ohne die ihnen von den reichdo— 
tirten Bifchöfen ertheilten Gratialien nicht beftehen konnten und vie Gehaltszulagen aus dem 
Gut der aufzuhebenden Klöſter ven Pfarrern nur entfernte Ausſichten boten, nahm der ſavoyiſche 
Klerus es jih zu Gemüth, daß in Frankreich die Pfarrer anftändig beſoldet find. Die innere 
Scheidung Savoyend und Piemontd, auch durd den Lauf der Gewäſſer und durch die Sprade, 
ja durch gefchichtliche Erinnerungen motivirt, war fomit längft vor Plombieres vollzogen. Cavour 
erfannte fie nur an und mußte aus dem Unvermeidlichen Nugen zu ziehen. 

Bor den Reformen zählte der ſardiniſche Staat 23000 geiftlihe Perfonen, aljo eine auf je 
214 Einwohner, während ſich in Belgien auf eine deren 600, in Oſterreich 610 berechnen. Jene 
Zahl wurde etwa um ein Drittheil durch die Reform verringert. Beinahe die Hälfte der auf- 
gehobenen Inftitute waren Betteltlöfter, deren Bewohner, namentlich auf der Infel, häufig des 
Leſens unfundig waren. Der Kapitalfto des Kirhenvermögend wurde zu 388 Mill. Lire an— 
geſchlagen, die Berehnung ded Einkommens ſchwankt zwiſchen 11—17 Millionen. Und doch 
entbehrten die meiften Geiftlichen der Eultur= und Eriftenzmittel. Dennoch ſprach der Bapft den 
26. Juli 1855 die große Ercommunication gegen alle und jeden an Diefer Neform irgend Be- 
theiligten aus; die Bifchöfe verfuchten alle Formen des Widerſtandes. Bislang betrug dad Ge- 
fammteinfommen der Geiftlichfeit, zu 17 Mill. Lire berechnet, mehr ald die gefammte Grund: 
feuer. Das waren Mittel geweſen, um nicht blos die arme, ungebilvete, aber im ganzen un: 
verborbene Landgeiftlichfeit in Abhängigkeit von ver hohen Geiftlichkeit zu halten, welche jelbft 
den bigoten Karl Albert durch herausfordernde Anmaßung tief verlegt hatte. Wir dürfen nicht 
vergeffen, daß, was feitvem in Piemont vorwärtd ging, durch Excommunicirte geſchieht. 

Beim Ausbruch des orientalifcheruffifhen Kriegs war die Lage Piemonts eine fehr bedent- 
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liche. Die Interefin Oſterreichs fanden auf fetten der Weſtmächte, man mußte feinen Beitritt 
zu dem Bündniß derjelben für wahricheinlidh, für nahe bevorftehend halten. Napoleon war ge- 
wiß geneigt, dafür Ofterreich in Fähmung der jungen piemonteſiſchen Freiheit , welche auch ihn 
bedrohte, bis zur Unterbrüdung ver Berfaffung Hülfe zu leiften. Und dann mupte das zwiſchen 
die verbündeten Niefen geftellte Biemont gewiß Truppen gegen Rußland flellen, obne einen 
Danf, ohne Ehre oder Nugen davon zu haben. Daher fam Cavour mit freiem Eutſchluß ver 
Nothwendigkeit und Oſterreich zuvor, indem er den 26. Jan. 1855 einen Vertrag mit ben Weſt 
mächten abſchloß, Eraft deſſen Sardinien als deren Bundrögenofie 15000 Mann ſtellte, wozu 
England ihm dad Geld zu 3 Proc. darlieh. Durd Subſidien hätte Cavour gefürchtet zum bloßen 
Söldner herabzufinfen. Oſterreich, darüber noch entrüfteter ald Rußland, zog ih nun in feine 
bewaffnete Neutrafität zurück, wodurch es beide friegführende Theile verlegte und ſich iſolirte. 
Das hatte Cavour beabfichtigt. Ein öfterreihiicher Diplomat nannte den von den Öflerreichiichen - 
Drganen vielbefpotteten Vertrag eine auf Schußweite gegen Oſterreich abgebrannte Piftole. 
Die ſardiniſchen Truppen, als fie jih nad der Krim einſchifften, unterichieden ſich voneinander 
nad ihren Heimatsprovinzen und von ihren aus allen Theilen Italiens zuſammengekommenen 
Offizieren; als Italiener, ald Gin Gup mit neugehobenem militärischen Bewußtfein und Schid 
famen fie aus dem Felde zurüd. Das dur Transporte bereicherte Genua fraternifirte mit der 
ihm bisher fremden farbinifhen Truppe, mit dem aus feiner Steifheit gelöften Piemont: Die 
aus allen Theilen Italiend in Biemont eingebürgerten Flüchtlinge erbielten jegt aus ihren Sei- 
maten Erklärungen, daburd, daß Piemont den Beweis gegeben habe, wie ihm weder jein Blut 
noch jein Geld zu theuer, kein Umweg zu weit jei, um etwas für bie italieniſche Sache zu thun, 
babe es das Vertrauen der Batrioten gewonnen. Ihrer viele traten aus den Geheimbünden 
Mazzini's, welcher umfonft feinen Credinzu heben juchte, indem er bie Leidenſchaften durch lo: 
cale Aufſtandsverſuche neu anfachte. 

As im Frühjahre 1856 ſich in Paris der Friedenscongreß ſammelte, bedurfte ed der ganzen 
Beinheit und unermüdlichen Energie Cavour's, um auch nur diplomatische Erfolge zu erzielen. 
Denn Piemont war in das Bündniß eingetreten, ohne ih Vortheile verfprechen zu lajfen. Neben 
Ofterreich als gleichberechtigt zugelaffen, wußte er die italieniſche Frage, die Beichwerden über 
die Occupation der Romagna durch Öfterreich, über die Misregierung dajelbft und in Neapel 
zur Sprache zu bringen und eine gewiſſe Anerfennung verfelben ven Weftmächten zu entloden. 
Aber feine Hoffnung, England, deſſen Truppenmangel Piemont doc zunächft ergänzt hatte, zu 
einem Bündniß gegen Dfterreich zu bewegen, wurde gründlich enttäufcht. So mußte er id) denn 
an Napoleon wenden, indem er ihm erklärte, Piemont fei durch feine thatſächliche Bedrohung von 
feiten Öfterreiche in einer fo verzweifelten, feine Hülfsquellen nuglos aufreibenden Lage, daß es 
ſich eher einen neuen Novara ausfegen müßte, ald ſchmachvoll fid unterwerfen würde. Mag 
auch Napoleon nicht ſogleich fih über den Antrag eines Bündniffed beftimmt geäußert haben, 
wenige Monate darauf erſchienen von beiden Seiten Schriften, weldye die Ausſchließung Öfter: 
reichs aus Italien durch vereinigte Waffen, die Errichtung eines von den Poquellen bis zum 
Iſonzo reichenben oberitalienifhen Königreichs und die Abtretung der frangöfiich vebenden Pro- 
vinzen des Hauſes Savoyen an Branfreih empfahlen. 

Da feine handgreifliden Erfolge der Kriegsbetbeiligung vorlagen, fpotteten Brofferio und 
die andern piemontefiichen Radicalen mit den Klerikalen in die Wette über die Erfolglofigkeit 
der Bolitif Cavour's. Aber unbeirrt fegte dieſer feine innern Reformen, die Kriegsrüftungen 
zu deren Schuß und feine nationale, unermüdliche äußere Politik fort. Während pas König: 
reih im Sabre 1850 in 6737 Schulen nur 261000 Schüler mit dem Aufwand von 
1,672000 Lire gezählt hatte, waren im Jahre 1855 bereits in 9435 Schulen 402000 Schüler 
mit einem Aufwand von 3,340000 Lire. Das Halbinjeloreied zwiihen dem Po und ber 
unternBormida mit ben Brüdenföpfen von Gafale und Balenza und der jehr verftärften Feſtung 
Aleffandria wurde als fiherer Sammelplag des Heeres befeftigt, von wo diejes einen Vormarſch 
der Ofterreiher nady Turin in feiner linken Flanke bevrohen, wo ed die von Genua anrüdenden 
Franzofen erwarten fonnte. Während Balbo beklagt hatte, daß immer daſſelbe Geſchlecht nur 
Eine große Aufgabe, 3. B. die der innern politifhen Reform, durchführen Eönne, verfolgte Ga: 
vour alte großen Wege zugleich ald zu einem und demjelben Ziele, zur Unabhängigkeit und Frei: 
beit Italiens führend. Wenn Italien nicht durd die Freiheit Eins werben könne, folle e8 über: 
haupt nit Eins werden. Sein Einheitöftaat lag ihm no im Hintergrunde vielleicht eines halben 
Jahrhunderts. Obgleich alle Verſuche, die neapolitanijchen Bourbonen in Güte ober durch 
Drohen für eine freie und nationale Politik zu gewinnen, fruchtlos blieben, wollte er durchaus 
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nichts mit den Diuratiften gemein haben, welche, indem fie Neapel an einen Napoleonifchen 
Zweig brädten, nur eine neue Fremdherrſchaft begründen würden. ‚ 

War jede Monabe diejer äußern und innern Volitik eine Feindſeligkeit gegen Dfterreich 
und gegen die mit ihm jolidarifche italtenifche Reftauration, jo machte es fih Cavour nod zur 
bejondern Aufgabe, jede Gelegenheit zu benugen, der Phantafie und ver Thätigfeit der Italiener 
unter neuen Formen Anregung zu geben und Öfterreich in eine noch unleiplichere Rage zu ver- 
ſetzen, ald bie Piemonts war, welches unmöglid jein Heer in die Yänge kriegsgerüſtet halten 
fonnte, ohne Finanzbankrott zu machen. Zwar erklärten die angejeheniten Männer ber Pro- 
vinzen zu beiden Seiten des mittlern und untern Bo in Namen ihrer Känder, diefe würden 
die von Piemont gemadten Schulden ald die ihrigen won und Oſterreich fah das 
Finanzfoftem Piemonts auch ganz richtig dafür an, daß ed im Namen eined größeren Zufunfts- 
ſtaats gemacht fei; und ed war nur um fo erbitterter. Zu welchen Opfern für Cavour's Politik 
die Batrioten in den gebildeten Klaffen, beſonders in öſterreichiſchen Provinzen, bereitwaren, mag 
folgenives Beifpiel erproben. Diefelben ignorirten, wie ber turiner Hof, möglihft die Gegen 
wart ded Kaiſers Franz Joſeph und feiner Gattin in Mailand Anfang bed Jahres 1857, 
obgleich dieſe eine Art Amneſtie brachten und huldreichſt die Spitäler beiuchten. Der wegen 
feines feinen Geſchmacks hochgeſchätzte mailänder Schriftfteller Tenca ſchrieb eine Zeitſchrift, 
welche aud außerhalb der Lombardei ſtarke Verbreitung fand. Die Behörde erklärte ihm, 
fein Blatt hätte auf irgendeine Weiſe von der Anweſenheit Ihrer Majeftäten Notiz zu 
nehmen, wo nicht, fo würde ed unterbrürft werden. Tenca erklärte, jenes würde mit feiner 
Silbe gefhehen, und fein Blatt wurde unterdrückt. Cavour bediente ſich auch des Natipnal- 
vereind, welcher ven Grundſatz aufitellte: „Wenn Bictor Emanuel feine angeſtammte Krone an 
die Grringung der Krone ganz Italiens wagt, wagen wir alles für ihn; wo nicht, nichts.“ 
Dan war darüber einverftanden, daß fein Localaufſtand ausbrechen dürfe, daß ſich Die Streiter 
Italiens in die jarbiichen Cadres einreihen follten, Der bedächtige Piemontismus, auch der 
liberale, ſah ſchon damals das Wagniß, auf feiner jhmalen Grundlage ein fo großes National: 
gebäube aufzubauen, für einen ſehr bevenflichen babylonifchen Thurmbau an. Ihn zu gewin: 
nen, war feine der feihtern Aufgaben. 

Die von Cavour auf den nationalen Patriotismus ausgeftellten, von dieſem anerkannten 
Wechſel konnten aber nur auf den Fall der Beſiegung Sſterreicht baar realiſirt werden. So 
hoc Cavour die oͤffentliche Meinung aller gebildeten Nationen anſchlug, ſoviel Mühe er ſich 
gab, dieſelbe beſonders in Eugland und Frankreich zu gewinnen, wo man jedoch infolge der 
communiſtiſchen Gefahren von 1848 ſehr ängſtlich war, fo verbarg er ſich nicht, daß ihn alles 
ohne eine baldige Waffenhülfe Napoleon's nicht zum Ziel bringen würde, Napoleon, welder 
in ihm eine gewiſſe Überlegenheit verzweifelter Kühnheit jcheute, wollte und konnte dieſelbe nur 
auf den Fall leiften, daß Oſterreich ald Angreifer erfchiene und daß die Proclamirung des 
Nationalitätsprincips vermitteld großer franzöjifher Blut: und Geldopfer Frankreich die 
entſprechende Verſtärkung brächte. Die Hauptjache wurde im Juli 1858 in Plombieres ver- 
abrevdet. Die Grundlagen des Vertrags find befannt; der Großherzog von Toscana follte, 
fofern er ſich anfihlöffe, die Romagna befommen. Allein es blieb die große Differenz, dag Na: 
poleon den Ausbruch ded Kriegs bis zur Durhführung der gezogenen Geſchütze in feinem 
Heere, etwa bid zum Herbſt 1859 verzögert wiffen wollte, Gavour dagegen, welder klar er— 
kannte, daß jeden Augenblid der Ausbruh eines Volksaufſtandes in Italien, die Erplofion 
einer Mine Mazzini’8, welcher Cavour's künſtliches Werk mit allen Mitteln zu zerftören fuchte, 
das Bündniß gefährden-fonnte, fuchte ven Ausbruch zu befhleunigen. Napoleon war befremdet 
über dad umgebende Echo, welches jeine Neujahrscondolation 1859 an den öfterreichifchen Ge: 
fandten fand, über vie Entſchloſſenheit, womit ſterreich den Handſchuh aufnahm. England 
und Preußen ſetzten ſich als Friedenskuriere in Galop. Napoleon befahl Cavour noch zu 
Anfang April 1859, auf die Friedensmittelung einzugehen. Allein Oſterreich ließ ſich durch die 
tauſend Nadelſtiche und durch ſeine keinen langen bewaffneten Frieden ertragende Finanznoth 
endlich hinreißen, Biemont ein Ultimatum zu ſtellen, welches als Kriegserklärung angenommen 
werben konnte. So mußte Napoleon jhon am Ende defjelben Monats feinem Berbündeten 
zu Hülfe eilen. 

Cavour, Garibaldi, der Nationalverein, welder im Moment der Krirgserflärung Toscana 
gewann, thaten alles, den Krieg nicht blos als jardinifhen, ſondern als italienifhen National: 
£xieg anzufafien. Das ſardiniſche Heer hatte, wie überall jeder ſchwächere Verbündete, von 
Montebelto bi8 Solferino (San-Martino) die nit glänzende Aufgabe, dur Aufopferung dem 
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ſtarken Verbündeten glorreiche Siege zu ermöglichen. In Villafranca und in Zürich wurde der 
größte Theil der Lombardei von Oſterreich an Frankreich abgetreten, um von dieſem an Sar- 
dinien überlaffen zu werden. Allein durch das Verbleiben Venetiens bei Ofterreih mar ber 
Plan des Ofterreih aus Italien ausſchließenden oberitalienifchen Königreichs, welches an der 
Spitze eines italienifhen Staatenbundes fände, eine Unmöglichkeit geworden. Auch war der 
in Flammen gejegte Nationalgeift dadurch entfernt nicht mehr zu befriedigen. Nicht ein ver: 
ſtärktes Sardinien, nur die in einem Gefammtftaat vereinigte Kraft ganz Italiens durfte 
hoffen Benetien und Rom zu erobern. Aber Napoleon ließ das erft im Werben begriffene 
Italien fühlen, daß er die Macht habe, für die Aufrechthaltung der Nidtintervention gegen: 
über von Ofterreich fi denfelben Preis zu erzwingen, welcher ihm für die Errichtung eines bis 
an ben Iſonzo reichenden oberitalienifhen Königreichs verfchrieben worden war. Dagegen 
war die Abtretung Nizzas das Motiv zur wunderbaren Erpedition nad Sicilien, welche vom 
König gebilligt, von Gavour endlich unterftügt wurde. Diefer wehrte die Gefahren, welche die 
Herrichaft der ſich jelbft überlaffenen Actionspartei in Süpitalien den Errungenfhaften brachte, 
durd den Einfall des piemontefifchen Heeres im Kirchenftaat ab. Nachdem auch Gaeta gefallen 
war, fonnte jih im Frühjahr 1861 das Königreih Italien für conftituirt erklären, womit das 
von Sardinien fein Ende erreichte, indem es der Halbinfel feinen alten Orbnungdgeift einflößte. 

Nachdem wir die Motive und Urjachen ver jedem Zeitungslefer befannten Thatſachen bis 
auf unfere Tage fortgeführt haben, wo Sardinien in Italien übergeht, indem das Haus Sardinien 
fich für die dem Nationalitätöprincip gebrachten Opfer reichlich belohnt fieht (f. Italien), wer: 
fen wir noch einen Rüdbli auf ihren ſeltſam zufanmengefegten alten Zändercompler. Was 
unfere Borältern vor drei Jahrhunderten daran intereffirte, erfehen wir aus Munfterus’ und 
andern Kosmographien jener Zeit, welde Saphoy (Savoyen) übergehen oder feiner bei der 
Schweiz erwähnen. Es wurde auf 180 Duadratmeilen gerechnet. „Piemondt ift ein Theil von 
Lombardeyen, es hat feinen Namen von feiner Lage befommen; denn Piemondt ift in italieni— 
her Sprach anders nicht gefagt denn ein Fuß des Gebirges. Es ift ein fruchtbares und köſt⸗ 
liches Land, mit Blüffen allenthalben durhwäflert und mit guten Stätten befegt, davon Turin 
die Hauptflart, fehr alt, vorzeiten Augufta Taurinorum genannt ift; Sie ligt auff dem Fluß 
Po, vorzeiten Pabus und Gridanus geheiffen, dafelbft hat e8 eine Hoheſchul und außerhalb 
der Statt Eyfenbergmwerf. Vercelle, eine fhöne Statt, auff vem Fluß Seria gelegen, da hat es 
jährlich zwey malen ein großen Markt. Neben Dorea, nahe am großen Gebirge gelegen, bat 
es vorzeiten Goldtbergwerk gehabt. Die Lombarden haben vorzeiten dieſes Land (bis daß ir 
König Defiveriud von Karl dem Großen Kavier von Roma gefangen wurd) bewohnt. Dar 
zur zeit fam es unter der Kayſer Gewalt, welche Gubernaborn und Regierer darüber ver: 
ordnet. Darnach haben ed die Marggraffen von Montferrat, bis daß es zulegt unter die Her— 
zogen von Saphov Eommen, enngehabt. Diefe Hertzogen kommen von dem alten hochloblichen 
Hauß Saren, wie fie dann auch noch heutiges tags das Sächſiſche Wapen führen. Berold oder 
Berthold befam unter Rudolpfo König von Buhrgund, von Kayier Othone IL. feinem nächſten 
Bettern bie Graffichaft Saphoy, mit des Burgundifhen Königs Bewilligung. Sie feynd in 
die 400 jahr Graffen gewefen, waren im Goncilio zu Goftnig von Kayfer Sigmund zu Her: 
zogen gemacht.“ i 

Die hronifartigen Überfihten zeigen, wie die Orafen und Herzoge von Savoyen beſonders 
durch Heirathen Land und Leute vermehrten und wie viele von ihnen wider die Ungläubigen 
zogen, 3. B. „Humbert der andere ftarb im Krieg Anno 1235 wider die ungläubigen unter 
dem Großmeifter von Preußen.“ ... „Die Graffihafft Nizza ift 22 (italienifche) meilen lang, 
und 11 breit, hat mehr dann 30 vefter pläg. Iftreih an Korn, Wein, allerley Frücht und 
dergleichen. Nizza ift eine unüberwindliche Veftung und gar ſchöne Statt am Meer gelegen, in 
dem Schloß ift ein ſehr tieffer Schöpfbrunnen, von einem Teutfchen durch lauter Felfen gehawen. 
Nicht fern von dannen liegt Vill Franca, dafelbft des Hertzogen Galeren ftehn. In dem Meer 
darumb werden ſehr viel Sarbellen gefangen.” Gharakteriftifch ift, daß der Kronprinz, fo- 
lange er feinen Sohn hat, Prinz von Piemont, fobald er aber einen hat, Herzog von 
Savoyen hieß. 

Ungleih ausführliher und farbenreidher ift in den Kosmographien die Befchreibung der 
ihönen und mächtigen ligurifchen Hauptſtadt Genua (Genova la superba), obgleich ihr zwifchen 
dem Macrabah im Oſten und Nizza langgeſtrecktes ſchmales Küftengebiet füblich von den Ab: 
fällen des Apennin von denfelben richtig ald das Vorland Viemonts erfannt wird. Genua hat 
feinen Namen von genu, das Knie, welches hier die von Südoſt herauffommende Küfte des 
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Torrhenifchen Meeres bildet. Den ſtolzen Genuefern aber genügte dieſes nicht, fie leiteten e8 von 
janua, die Pforte des Landes, oder von feinem mythiſchen aus Agypten gefommenen Erbauer 
Genuino ab, denn es liegt „gegen Africam über”. Die Ligurer waren ein von den Gelten des 
obern Pobeckens verfchiedenes Volk; noch fremder aber wurben ſich die Bevölferungen zu beiden 
Seiten des Apennin durch den Gegenfag des maritimen und bes binnenländifhen Lebens. Die 
unglaubliche Leidenfchaftlichkeit und Energie der Genuefer entlud fi in fünfzig Nevolutionen, 
welche ihre Kämpfe oft über ihre Colonien bis in der Krim ausdehnten. Die provenzalifhen 
Anjou und die Könige von Frankreich errafften durch Unterftügung der einen Partei die Öber- 
berrfchaft über Genua noch diter ald die Herzoge von Mailand, deffen natürlicher Hafen Genua 
if. Die Seefriege mit Pifa und Venedig erfüllen drei Jahrhunderte des Mittelalters; 
Genua behauptete die Küften des Schwarzen Meeres und Pera, nebft Lesbos, Chios und Cor⸗ 
fica. Bor drei Jahrhunderten zählte es achttauſend Sammtmeber, melde die Seide roth ge: 
färbt aus Sicilien bezogen. Nebft der Pracht feiner Paläfte galt die feiner Sänften, worin die 
Angeſehenen fih von Maulthieren oder Männern tragen liefen, für ein Wunder der Welt. 
In den legten Jahrhunderten waren die Genuefer die Gläubiger befonders ver ſpaniſchen Mon- 
archie, wo Zehntaufende von ihnen etablirt waren. Die Bank des heiligen @eorg behauptete auch 
großen politifchen Einfluß. Das Gold beten fie bis in ihre zahlreichen Kirchen an. Schon vor 
drei Jahrhunderten war auch in Deutichland das Spridiwort verbreitet, „daß Genua ein 
Meer ohne Fiſch, Gebirge ohne Bäume, Männer ohne Treue, Weiber ohne Scham habe”. Zur 
Zeit des Ausbruchs der Franzöfiihen Revolution zählte der ganze Staat 400000, die Stabt 
allein 80000 Einwohner, über 1600 Seidenftühle und viele Sammtfabrifen; die ariftofra- 
tifche Republik mit ihrem Dogen war nicht fo innerlich gefunfen wie Venedig. Der Staat fol 
ein Bermögen von 45 Mill. Thlr. befeffen haben. Die Einwohner der Küfte wurden als 
Untertbanen der ftädtifchen Ariftofratie behandelt. Aber aud Genua mußte trog feiner, von 
feiner Seite reipectirten, Neutralität 1796 den Frieden von Frankreich theuer erfaufen und 
die republifanifche Partei diente als Brüde, um Genua 1805 dem franzöfifchen Reich ein- 
zuverleiben. Wie durch die Belagerung von 1800 zu Land und See, litt Genua durdy die 
Gontinentalfperre fhredlih. Im Frühjahr 1814 begrüßte es in der durch eine Proclamation 
Lord Bentinck's wiederbergeftellten Republik die Wiederkehr der alten großen Zeiten; allein 
der Wiener Gongreß theilte e8 mit feinem Gebiet von 110 Quadratmeilen trog alles Wiber: 
ftrebens Sardinien zu. 

Um fo ſchwieriger war die Berföhnung und Berfhmelzung Genuad mit Sardinien, zumal 
feine ihm verjprodenen Provinzialftände in dem abfoluten Staat feine Boden fanden. Der 
feftländifche Adel galt in Genua für faul und bettelhait, Turin war ihm verhaßt. Der legte 
König aus dem alten favoyifhen Königshaufe Karl Felir (von 1821 — 31) hate Turin, 
machte Öenua zu feinem Lieblingsaufenthalt, hob die Kriegdmarine, demüthigte die Barbares- 
fen. Dennod drohte Genua im März 1848 fih von Sardinien loszureißen; das war ein 
Hauptmotiv zum Ginrüden des farbinifhen Heeres in die Kombarbei. Aber Genua benugte 
dies, um die Citadellen mit fardinifher Befagung zu entfernen. Nach ver Schlacht von Novara 
erhob e8 fi mit Taufenden von Flüchtlingen gegen Sarbinien ; aber Lamarmora nahm e8 ohne 
viel Blutverluft. Cavour machte Genua zum Stügpunft feiner Freihandelspolitif; durd Ver: 
legung des Kriegshafens nad Spezzia beabfichtigte er dem mittelmäßigen Handelshafen von 
Genua die hierzu, bie feit der durch den Apennin geführten Eifenbahn doppelt nöthige Größe 
und Sicherheit zu verfhaffen. Allein die Genuefen, mit den Klerifalen verbunden, machten ihm 
auch dabei leidenſchaftliche Oppofition. Im Jahre 1854 zählten Genua 11400, Savona troßg 
feines jchlechten Hafens 4400, Spezzia 4000, Ehiavari, Stammort der Garibaldi, 6000 See: 
leute. Diefe Bevölkerung des fleinigen Küſtenſaums ift von großer Tüchtigfeit, aber fehr bigot. 
Erft die Harfe Zunahnte des Reihthums, welcher in Handel, Schiffen und Kabrifen angelegt ift, 
hat Genua confervativer gemadt. Seit die Zollinie zwifchen Genua und der Lombarbei ge- 
fallen ift und die Durchbohrung der Alpen ihm ein großes Hinterland zu Öffnen verfpricht, für 
welches es vielleicht die durch den Suezfanal anlangenden Güter beforgen wird, feit es italieniſch 
geworben ift, hat der genueſiſche Municipalismus feinen giftigen Stachel verloren. 

Die Imfel Sarbinien, mit einem Aläheninhalt von 430 Duadratmeilen, wurbe der 
Reihe nach die Beute der dad Mittelmeer beherrſchenden Völker, ver Karthager, der Römer, 
der Byzantiner, der Sarazenen, trog Genua die Beute der Pifaner, feit 1326 die der Arago- 
nefen; bis 1713 blieb e8 im Befig Spaniens, welches die reihen Familien in feine Hauptflabt 
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309, mo fie das Mark der Infelverzehrten. Diefe Lehnsherren genoffen auch nad der Berfonal- 
union mit dem Hauſe Savoyen (1720) maßloſe Nechte, wodurd der zur Nömerzeit äußerft 
blühende Aderbau zerfiel. Wie auf Sieilien leben die ſeßhaften Injulaner aus Furcht vor der 
Fieherluft größtentheil® in Städten, aber auch diefe waren vom Adel unterjodt. Der Dialekt 
ift auf der Weſtküſte Halb cataloniſch. Die ftark befeftigte Seeftabt Gagliari an der Südſeite 
der Infel, mit großen Privilegien ausgeftattet, am Ende der fruchtbaren Mulde, melde ſich 
nordweſtlich gegen Oriſtano zieht, war ein Hauptilügpunft der fpanifhen Sremadt in dem 
Kämpfen gegen Türken und Barbareöfen. Allein das Innere der Injel war fo verwilbert und 
unzugänglich, daß die Kosmographien ded 16. Jahrhunderts ihre Mittheilungen gröptentheils 
Plinius und Ptolemäud entborgten. Die Gebirge mit ihren auch durch die Heerben nicht aus- 
zurottenden Waldungen, mit ihren hirſchähnlichen Mufflo waren das Paradies ver Jäger. 
Wilde Thiere außer dem Wildſchwein und giftige Thiere waren und find der Infel fremd. „Aber 
allda ift ein ungefunder Lufft, ſehr Peſtilenziſch“; zumal in ven Maremmen wüthet das Fieber, 
niemand wagt im Freien ſich zu lagern, die Schnitter geben warm gekleidet. An der Küfte wird 
duch Berbampfung viel Salz gewonnen; die Berge bewahren Gifen, Süber und Blei, warme 
und Mineralquellen entftrömen ihnen. „Gegen dem Meridien hat e8 flache Landtihaften und . 
ift möfig (ſumpfig), gegen dem Septentrional ift es bergigt.“ Doch find ed mehr Kuppen als 
Bergketten; die höchſte, Monte-Genargentu, ift 5642 Fuß. Die trefflihen Häfen, anf welche 
beionders Nelfon ein lüfternes Auge warf, beherbergen ven Eingeborenen beinahe nur Fiſcher⸗ 
fahrzeuge. 

Die Perfonalunion der ganz befonders verwalteten Infel mit Savoyen 1720 blieb um jo 
erfolglofer, ald die Stände mit drei stamenti, Klerus, Adel und Eöniglihe Gemeinden, haupt: 
fählich auf Erhaltung ihrer Vorrechte bedacht waren. Der Vicekönig jaß in Saffari, welches 
günftiger für die Verbindung mit Turin ald mit dem bevölkerten Süden der Infel liegt. Auch 
der Aufenthalt des Königs von 1798—- 1814 gab nur Anregung dazu, daß feine kleine Givil- 
life verdoppelt wurde. Im Jahre 1828 erhielt die Inſel noch ein beſonderes Geſetzbuch. Erſt 
Karl Albert, zunächſt Minifter Villamarina liefen duch eine Commiſſion von bedeutenden 
Naturiorfchern (den Botaniker Moris und den Geognoften Alerander Lamarmora) die Hülfs: 
quelfen des Landes näher unterfuhen. Während Biemont ſchon 1729 Europa das Beifpiel 
der Abſchaffung der Lehnsgewalt gegeben hatte, laſtete fie mit ihrer Gerihtöbarfeit, mit Zehn- 
ten, Hanbleiftungen, noch 1830 fo hart auf den Infulanern, daß 70 Pror. des Ertrags davon 
verfhlungen wurden. Es fehlte Häufig an Abgrenzung ded Grundeigenthums; große Strecken 
waren Gemeinbegut und wurden von ben flärfern Biehbefigern ausgenugt, Im Jahre 1807 
gehörte über Die Hälfte des Areals Adelichen, welche außerhalb des Landes, meiſt in Spanien, 
wohnten; von 372 Ortihaften gehörten 304 mit 322940 Einwohnern dem Adel. Roch 1837 
befianden 376 große Feudalgüter. Die Krone nahm nun die vertragsmäßige Ablöfung als 
Bermittlerin auf fih; aber dem Volke fehlte ed nicht blos an Kapital, fonbern auch an Intel- 
ligenz und an Arbeitöfräften, welche auch in den 108 KHlöftern, worunter nur 13 mweiblide, 
ſchlummerten. Es wiberfegte fi ven Maßregeln feiner Erldfung local mit Gewalt. Die Infel 
zählte nicht viel mehr al& 1000 Seelen auf die Quadratmeile. Das unbebaute Land zog die 
Krone an ſich und warf für Errichtung der beinahe ganz mangelnden Schulen Grundftüde aus 
Erſt die Verſaſſung von 1848 vereinigte die Infel vollfommen mit dem. jarbiniihen Staat; 
jet erſt wurbe die Conſeription eingeführt. Das Gefeg vom 15. April 1851 beſtimmte die 
Anlegung von Aderbaucolonien. Die Minifter legten 1856 den Kammern einen Geſetzvorſchlag 
über Abtretung von 60000 Heftaren an eine Golonifirungsgejellfhaft vor. Die Discujjionen 
darüber im April und Mai und die Gommifjionsberichte vom 17. Febr. 18658 und 30. April 
gehören zu dem lehrreichſten Actenftüden. Der ungebaute Boden betrug 1,290287 Heftaren, 
das Aderland 605149 Heftaren, mit Olbäumen 24478, mit Kaftanien 2839, Waldungen 
241106, Sümpfe 11559. Künſtlich beriefelte Wiefen, das Meifterftüd des italienifhen Feld⸗ 
baues, finden ih nicht angegeben. Bor der Franzöſiſchen Revolution hatte die Infel 1 Mill. Lite 
Einnahmen, wovon nur 200000 dem König und dem Staat blieben, welcher jeit 1830 für 
Hebung der Infel große Opfer brachte. 

Das Königrei b Sardinien wurde bis zur Franzöſiſchen Revolution eingetheilt in das Her⸗ 
zogthum Savoyen, in das von Piemont, bad von Montferrat, das Mailändifhe und die 
Inſel. Savoyen beftand felbft. wieder aus drei Gerzogihümern, der Herrſchaft Fauſſigny in, 
Oberjanonen mit Sallande und Faucigny, und: zwei Grafſchaften. Das. Herzogthum Piemont 
beitand aus dem, im engern Sinne ebenjo genannten obern Pothal, dem franzöfifh redenden 
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Aoſta und Her Grafſchaft Nizza. Zu Montferrat wurde Caſale am Vo und Megui An Bet Bor- 
mida gerechnet. Das dazwiſchenliegende Alefjandria, Handelsſtadt und Feſtung, trug bad 
Ghrenepitheton bella Paglia, weil ed, nad dem Namen des Papfled genannt, ald ein Trutz⸗ 
barbaroffa in Eile gebaut, anfangs meift nur mit Stroh gedeckte Häufer hatte. Es wurde zum 
Mailändifchen gerechnet nebſt den Befeftigten Vigevano, Novara, Tortona, Arona, welche 
nebft einigen Stückchen im Apennin für deutſche Reichslehen galten. Die in Deutſchland erfthie- 
nenen, 3.2. die Homann'ſchen Karten bis 1790, ftellen alle dieſe Bezirke nebft dem Paveſa— 
nifhen auf dem rechten Poufer (Stravella, Boghera, Bobbio) noch jo dar, ald ob fie zum 
öfterreichifchen Mailand gehörten, und drücken jo das Gelüften des wiener Hofes aus. 

Bis 1859 war das Feftland eingeteilt in elf Provinzen, wovon zwei auf Savoyen, eine 
auf Nizza fam, die Infel in drei. Das Feſtland Hatte 937, die Infel A39 Quadratmieilen, 
im Jahre 1848 jenes 4,368972, diefe 547112 Seelen. Im Anfang des Jahres 1859 be- 
rechnete fich die Bevölkerung beider auf 5,167542 Seelen. Zu Ende des Jahres 1861 zählte 
Turin 179635, Genua 119610, Aleffandria 54354 Einwohner. 

Die Schattenfeite ver natiorialen Politik iſt die Rechnung dafür, das Finanz: oder Schul: 
denwefen. Im Jahre 1788 hatte Sardinien 17 Mill. Fire Einfünfte und feine Schulden. Im 
Jahre 1846 beliefen ih die Einkünfte auf 84, im Jahre 1858 auf beinahe 145 Mil. m 
1. Jan. 1835 betrugen die Schulden beinahe 100 Mill. Lire, die beiden Kriege von 1848 und 
1849 fofteten Sardinien, die Ktiegsentfhädigung an Ofterreih einbegriffen, über 200 Mill. 
Lire. Bon da bis 1852 wurden für Eifenbahnen mehr ald 110 Mill. verwendet. Der Krim: 
feldzug koſtete 53 Mill. Lire. Der Credit war dadurch fo gefunfen, dag die neuen An- 
leihen thatfächlich zu ſtark 6 Proc. verzinft werden müßten. So brachte Sardinien dem Einheits⸗ 
ſtaat Italien eine ſchoͤne Schuld als Morgengabe bei, welche, durch den Krieg von 1859 um 
ettva 150 Mill. vermehrt, beinahe 64 Mill. Lire Zinfen forderte. Die höchſten Güter eines 
Volks, nationale Einheit und Freibeit, kommen tbeuer zu ftehen. H. Reuchlin. 

Savigny (Friedrich Karl von). Savigny's Vorfahren gehören dent Adel Lothringens 
an. Im Jahre 1630 floh Paul von ©. der proteſtantiſchen Religion wegen aus feiner Vaterſtadt 
Meg nad Deutfchland und erwarb Grundbefig auf deutfhen Boden, In Franktreich gilt die 
Familie ſeitdem als erloſchen. S.'s Urgroßvater, der Sohn jenes Paul von S., Ludwig Jo- 
hann von &., fürftlich naſſauiſcher Geheimrath, fhrieb 1692 gegen die Reunionskammern 
Ludwig's XIV. das Buch „La dissolution de la r&union’ und mahrte der Raubgiet diefes Für- 
fen gegenüber das deutſche Necht als Vertreter des obetrheiniſchen Kreiies beim Ryswijker Frieden 
1697. &.'8Rater lebte ald Kreidgefandter mehrerer oberrheinifhen Fürſten in Frankfurt a. M. 

Hier in Frankfurt wurde Friedrich Karlvon Savigny am 21. Febr. 1779 geboren. 
Schon 1791 verlor er durch den Tod feinen Vater, im folgenden Jahre feine Mutter. Sämmt— 
liche Geſchwiſter, zwoͤlf an der Zahl, waren bereitd vor den Altern geftorben. Der Verwaiſte 
fam in das Hau feines Vormunds, eined Freundes feined Vaters, des Affefford beim kai— 
ſerlichen und Reichskammergericht zu Weglar, de8 Hrn. von Neurath, wurde mit deffen in 
gleihem Alter ftehendem Sohne erzogen und fegte hier die im älterlihen Haufe durch Privat: 
lehrer begonnene Ausbildung in derſelben Weife fort. Den erften Rechtsunterricht erhielt er 
von Hrn. von Neurath felbft. Bereits im Alter von 16 Jahren, zu Oftern 1795, bezog ©. 
die Univerfität Marburg, begann die juriflifhen Studien fofort mit den Pandeften und trat 
namentlich zu einem feiner Lehrer in ein näheres Verhältnig, dem Profeffor Philipp Friedrich 
Weis, einem philologiſch gebilveten Romaniften der pofitiven, fogenannten eleganten Rechts 
ſchule. Im Winterfemefter 1796 ftevelte S. nach Odttingen uͤber. Ex hörte hier Pütter und 
Rumde, jedod ohne Geihmad an ihren Vorlefungen zu finden. Hugo's Zuhörer iſt et als Gaſt 
nur in einer einzigen Stunde gewefen. Bis nad) dem Erſcheinen des „Recht des Beſitzes“ fand 
S. zu ihm im feiner nähern Beziehung.) 

Durch einen lebensgefährlichen Blutſturz genöthigt, feine Studien zeitweilig zu unterbre- 
den, verlebte ©. die ſechs Sommermonate 1797 auf feinem Gute Trages im Hanauiſchen, 
ging darauf wieder nah Marburg und verwandte die Sommermonate 1796 zu einer Reife durch 
Sachſen und Böhmen. Den Winter 1799 widmete er dem Studium in Leipzig und Halle und 
verweilte bis im die Mitte des Sommerſemeſters 1800 im Kreife feiner Freunde von Mog, 
Arnold Heife, Clemend Brentano u.a. im Jena. 


1) Zeilſchrift für geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft, IX, 431. * 
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Nach Marburg zurückgekehrt, empfing er daſelbſt, 21 Jahre alt, am 31. Oct. 1800 bie 
juriftifche Doctorwürde und damit zugleidh die Erlaubniß, an der Univerjität Vorlefungen zu 
halten. Im Winter 1800 las er über Criminalrecht, einen Stoff, aus dem feine Inaugural= 
differtation („De concursu delietorum formali‘) gefhöpft ift. Ein eriminaliftijhesGollegium 
bat er ſeitdem nicht wieder gehalten. Unmittelbar darauf wandte er feine volle Kraft dem rö— 
miſchen Givilvecht zu, einem Gebiet, auf welchem er zum Lehrer ſeines Zeitalters geworben ift. 

Die Bearbeitung, dur welde und die Kunde des Römiſchen Rechts vorzüglich überliefert 
ift, rührt nit aus der Blütezeit der römischen Rechtswiſſenſchaft und Rechtsbildung her. Die 
Suftinianifhe Gompilation follte vielmehr ein Fünftliches Surrogat für beides jein und war 
nicht einem höhern wiſſenſchaftlichen, fondern einem vein äußerlich praftifchen Zweck ald ein 
Civilgeſetzbuch für die Gegenwart gewidmet. Nur der zufällige und an fi ungünftige Umftand, 
daß Muth und Kraft zu eigener Schöpfung fehlte, war die Beranlaffung, daß man die Schäge 
aus der beffern Zeit ſammelte, jichtete, orbnete und fie jo für Die Gegenwart und Zukunft zu 
bewahren und nugbar zu machen fuchte. Daher entftand ein Geſetzbuch, das in Auswahl und 
Anordnung aus dem 6. Jahrhundert, in Gedanfe und Wort weſentlich aus dem 2. und 3. 
ftanımt. Dieſes eigenthümliche Verhältniß äußerte von Anfang an bi auf den heutigen Tag 
feine natürliche Wirkung auf dad Studium und die ganze Behandlung des Römifhen Rechts. 
Geiſtig vorgefchrittenere Zeiten und Menſchen fühlten fi von dem echten, alten römifchen Geiſte 
mächtig angezogen, während die mehaniihen und geiftlofern bei dem fpätern Juftinianijchen 
caput mortuum mehr gedanfenloß ftehen blieben. 

Die legtere Richtung war namentlih im 17. Jabrbundert in Deutihland die herrſchende 
geworden, in grellem Gegenfag zu der jonft gleichzeitigen holländiſchen Schule der fogenannten 
eleganten Jurijten und der trefflihen franzöfifhen Schule des 16. Jabrhunderts. Namentlid 
betrachtete man dad rechte Hiftorifche Studium nicht mehr ald ein Element des Rechtsſtudiums, 
fondern als eine äußerliche fremdartige Zuthat. Dazu kam die Philofophie des 17. Jahrhun— 
derts und durch jie das Naturrecht, eine bunte, allenthalben controverfe Aufftellung von Rechts— 
grunbfägen, die für alle Zeiten und Völker gelten follten, und wobei man ji um alles pofitive 
Recht gar nicht fümmerte, die aber feinem Volk und feiner Zeit etwas nügen Fonnten, weil 
für das allgemein Menſchliche die ſcharfe Beobachtung und Elare Lebensanfhauung fehlte, und 
. weil das Nationale vollfommen außer Acht gelaffen war. So blieb fortwährend die Geſchichte 
ein äußerlicher Zierath und die Philofophie eine Feindin und Nebenbuhlerin ver Rechtöwiffen- 
ſchaft, dieje felbft aber in ihrem frühern geiftlofen und traurigen Zuftande. 

Und gerade in Deutſchland bedurfte das Recht hiftorifher Forfhung, denn von Anfang an 
concurrirte mit dem Römifchen Recht das Kanoniſche und die Reichögefege, ferner in partiellem 
Kampfe die einheimiſchen, meift particulären Rechtsübungen. Diefen pofitiven Stoff hatte 
man ohne Eritifche Prüfung und Sonderung feiner Beitandtheile zu einem ſcheinbaren Ganzen 
für praftifche Zwede verarbeitet, indem man aber das Ungleihartige und Unvereinbare zuſam— 
menfügte, der hiſtoriſchen Wahrheit ebenfo viel Abbruch gethan ald den praftifchen Zwecken des 
Lebens. Der usus modernus pandectarum des vorigen Jahrhunderts bot ein Gonglomerat 
von Sägen und Vorftellungen verfchiedenartigften Urfprungs, in weldem vielfach midverftan- 
dened Römisches und Deutſches Recht untereinander gemengt war und fein einziger Rechtsbegriff 
in feiner urfprünglichen Geftalt zum Bewußtjein fam. Es trat daher auch nicht hervor, wie 
und warum er feinerfeitd modificirt war oder etwa auf andere mobdificirend wirkte. Erſt Hugo, 
geb. 1764, ſeit 1788 Dr. jur. und Brofeffor der Rechte in Göttingen, brachte wieder gefunden 
Sinn und eine verftändige Methode in die Rechtswiſſenſchaft. Er nahm ald Grundmwahrheit 
an, daß in jeder Zeit das pofitive Recht ein lebendiges &anzes war, und erfannte es ald Aufgabe 
der Wiſſenſchaft, aus dem zerftreuten Borrath einzelner Zeugniffe dieſes Ganze zu reconftruiven, 
Er befreite dad Leben von der Herrſchaft abgeftorbener Rechtsbegriffe und erfannte früh, daß die 
widtigften Irrthümer faft durch nichts anderes mehr verbreitet und befefligt worden waren als 
dur unechten Sprahgebraud. „Der Sinn von Wörtern und Redensarten‘, fagt er, „Toll 
nicht mehr philofophifch beſtimmt werden, wie wenn man die Sprade und die Wiffenjchaft ert 
ihaffen wollte, jondern biftorifh nach dem, was die Römer fi dabei dachten. War vie rö- 
miſche Sprache eigenjinnig, verband fie verfchiedene Begriffe unter Ein Wort, trennte fie jehr 
ähnliche unter zwei und mehrere, fo berechtigt und dies nicht, eine runde Definition willfürlich 
oder doch nur ungefähr zu bilden, um diefe ba unterzujhieben, wo das Wort vorfommt.” 

Im Jahre 1803 erſchien S.'s „Recht des Beſitzes““. Das Buch ift der Grundſtein zur ge— 
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genmwärtigen Epoche der Jurisprudenz geworben, es enthält bereits ſämmtliche Keime zu der 
von Hugo geforderten Regeneration der Rechtswiſſenſchaft. 

Thibaut, der im Jahre vorher in einer eigenen Schrift denſelben Gegenftand behandelt 
hatte, gab in der ‚Allgemeinen Literaturzeitung‘ von 1804 das nachſtehende Urtheil ab: „Seit 
langer Zeit hat Recenfent Feine juriftifhe Schrift mit einem jo lebhaften, immer wachſenden 
Intereffe ſtudirt ald das vorliegende geiftvolle Werk. Der Berfaffer, welcher ſchon durch diefen 
Verſuch das Recht erworben hat, mit unfern erften Giviliften in eine Reihe zu treten, vereinigt 
in fi alles, was zur glüdlihen Bearbeitung des Rechts erforderlich ift, einen feltenen, immer 
gleichen, immer wachen Scharffinn, eine glüdliche Gewandtheit und Leichtigkeit im Auffaffen 
und Darftellen der ſchwierigſten Begriffe, echte, tiefeinpringende Gelehrſamkeit, verbunden 
mit durchgehender Gigenthümlichkeit, mit Ginem Wort alles, was der Gigenfinn des Schi: 
ſals in feinem ganzen Umfang nur wenigen zu verleihen pflegt. Das Werf gewährt daher 
einen Genuß und eine Befriedigung, deren man fich jelten bei der Lektüre juriftifher Schriften 
zu erfreuen hat.‘ 

Schon der Anordnung nad unterſchied Die Arbeit ih von der herfömmlichen Art ver Gat— 
tung. Ohne Borerinnerung begann das Buch auf der erften Seite mit der Quellenfunde. Es 
folgte ein literargeſchichtlicher Abriß, der die lange Kette der Leiſtungen darlegte, welche jeit 
dem Wiedererwachen des Römiſchen Rechts zur Zeit ver Gloffatoren über venfelben Gegenftand 
zu Tage gefördert waren, Gigenthümlich ift demächſt die Art, wie S. den Begriff des Beſitzes 
als einen juriſtiſchen ausmittelt und feftftellt. Die zu dieſem Zweck bisher gewöhnliche Aufzäh— 
lung aller erdenklichen juriftifhen und factifhen Vortheile des Beſitzes erkennt S. ald unzurei: 
hend. Er fragt ſtatt deſſen: Welches find die rechtlichen Folgen, die nad der Anfhauung der 
Römer ven Befig ald Bedingung vorausfegen? Diefe rechtliche Bedeutung, durch welche jich 
der juriftifche Beil von feiner natürlihen Grundlage, der bloßen Innehabung oder Detention 
unterſcheidet, iſt das „Recht des Beſitzes“, nad welchem er forfht. Es ergibt fih, daß als 
Wirkungen des reinen Beſitzes nur die Uſucapion und der Schutz gegen Störung durch das prä- 
torifhe Rechtsmittel der Interdicte anzufehen find. Nur da, allein aud überall da, wo vie 
eine oder die andere Wirkung anerkannt fei, erfenne das Römische Recht das Dafein des jurifti- 
Shen Befiged an. Um dies genauer nachzuweiſen, wird die Terminologie unterfucht und der 
Satz begründet, daß der Befig, infofern er zur Ufucapion, dem Inftitut des Civilrechts, diene, 
possessio eivilis, infofern er den Interbictenfchug begründe, possessio ſchlechtweg heiße. Den 
Begenfag zu beiden bilde possessio naturalis, d. h. entweder blos die Negation des Ufuca- 
piondbefiges oder auch Negation des juriftifchen Befiges überhaupt, unter Anerkennung des 
natürlichen Zuftandes der Detention. Die Unterfuhung wendet ſich dann zu den Vorausſetzun— 
gen, demnach auf die Frage vom Erwerb und Verluft des Befiged. Hier wied S. nad, daß die 
biöherigen fombolifhen Deutungen (die Übergabe der Schlüffel zu einem Raum z. B. jollte 
den Beſitz der verfchloffenen Sade bei dem Empfänger begründen, meil fie die Sache felbft im 
Symbol darftellten) nichts anderes als ſcheinbare Erflärungen von Vorgängen waren, die einen 
ganz reellen, nur nicht aufgedecften Sinn haben. Indem nun ©. das natürlide Element in 
dem jnriftifchen Begriff des Beſitzerwerbs darlegte und deſſen Vorhandenſein in den Thatſa— 
hen nachwies, welche das pofitive Recht ald Erwerbshandlungen anerfannte, befreite er nicht 
nur die Theorie von der nebelhaften Vorftellung fymbolifher Traditionen, fondern wies bie: 
felbe auch auf einen Weg gefunder Reflerion über die Natur der Sade, den fie faft ganz ver: 
loren hatte. Diefe Art der Betheiligung des praftifchen Verftandes an der juriftifhen Argu- 
mentation trat hier an die Stelle der üblichen Deductionen aus dem fogenannten Naturredt. 
Unter dem Einfluß nüchterner Betrachtung der realen Verhältniſſe aber hat ſich das Römiſche 
Recht wirklich entwidelt, nicht unter der Herrſchaft naturrechtlicher Theorien. 

Kurz vor dem Erfcheinen des Bude, am 13. März 1803, war ©. auf eigenes Anſuchen 
zum außerorbentlihen Profeffor in Marburg ohne Gehalt ernannt worden, Noch in demjelben 
Jahre erhielt er einen Ruf nad Heidelberg, einen zweiten nah Greifswald. Er lehnte beide ab. 
Unter Anregung und Förberung feines Lehrers, des Profeſſors Weis, war bei ihm der Plan zu 
einem größern literargefhichtlichen Werfe gereift, welches auf eine umfaffende Benugung der 
in den Bibliotheken zerftreuten Materialien fi gründen follte. Gr beabfihtigte die nächſten 
Jahre einer auf diefen Zwed gerichteten wiſſenſchaftlichen Reife zu widmen. Bevor er die leg: 
tere antrat, vermäßlte er ji im Frühjahr 1804 mit Kunigunde Brentano, Tochter des Fur: 
trierfhen Geheimraths Brentano in Frankfurt a. M. Während des Sommers 1804 durchforſchte 
S. die reihen civiliftifchen Schäge der Bibliotheken zu Heidelberg, Stuttgart, Tübingen und 
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Stradburg. Als er in gleicher Abficht auf derjelben Reife am 2. Dec. 1804 in Paris einfuhr, 
traf ihn das arge Hemmniß, daß dad Gepädftüd, weldes das Foftbare, fo mühfam gejam: 
melte handſchriftliche Material enthielt, vom Wagen abgejhnitten und entwendet wurde. Alle 
Nachforſchungen blieben erfolglos, und die Frucht jahrelanger Studien, die Grundlage der in 
Paris beablichtigten Studien war unwieberbringlich verloren, ſoweit fie nicht im Gedächtniß des 
Forſchers jelbit einen jihern Plag gefunden hatte, Aber jelbft dieſe Störung wußte S.'s ju— 
gendlicher Muth und Gifer zu überwinden. Auf feinen Wunſch war ihm zu gelehrter Hülfslei— 
ftung Jakob Grimm, fein treuer Schüler, nach Paris gefolgt. Mit deſſen Beiftand wurde das 
Berlorene jomweit möglich erjegt. 

Ende 1805 kehrte S. von Paris nah Marburg zurüd. Er folgte im Jahre 1808 einem 
Ruf ald ordentlicher Profeſſor des Römijchen Rechts an Theophil. Hufeland’8 Stelle nach Lande: 
but, wohin die Montgelas’fche Berwaltung Baiernd die alte ingolftäbtifche Hochſchule jeit dem 
Jahre 1800 verlegt hatte. 

S.'s Lehrgabe, und zwar nicht blos dad, was man den akademiſchen Vortrag nennt, ift 
nad; allen Zeugniffen die glänzendſte geweſen. Seine jhöne äußere Erſcheinung, jeine edle, 
fließende Sprache, die ruhige, Elare Folge und Entwidelung feiner Gedanken find unftreitig 
die äußern und formalen Eigenſchaften, die ihn zu einer idealen Figur auf dem Kathever er— 
hoben. Allein die Liebe feiner Schüler zu ihm, von der aus der marburger und landshuter 
Zeit eingehende Schilderungen vorliegen, der außerorbentliche Erfolg, welder jih an jein nun 
folgendes Auftreten in Berlin fnüpfte, erflärt fi aus diejen Eigenſchaften nicht. ©. war damals 
noch ganz von jenen jugendlichen Feuer der Begeifterung durchglüht, die bei feinen Schülern 
diejelbe Wärme für ven Gegenftand und für den Lehrer erwedkte. 

S.'s Natur war zur Objectivität angelegt; hierauf beruht zum großen Theil die Claſſicität 
jeiner Schriften. Diefe objective Behandlung zeichnete ſich jedoch, wie von feinem mündlichen 
Bortrag, namentlich aus den jüngern Jahren, berichtet wird, dur den innigen warmen An— 
theil aus, den er als fühlender Menſch an dem Gegenjtande nahm. Er mußte feine Schüler zu 
elektrifiren und ihren Geift zu werfen zum Verſtändniß und zu eigener Arbeit. 

Preußen hatte jeit 1807 der Geift feiner neuen Staatdeinrihtung den erften Rang in 
Deutſchland ald moralifhe und intellectuelle Macht jelbft im Unglück geſichert. Diejem Kreife 
von Reformen gehört auch die Gründung der Univerfität Berlinan. Wilhelm bon Humboldt, 
dem wir diefelbe verdanken, ein Mann, der, wie ſchwerlich einer in neuern Zeiten, die öffent- 
lihen Berhältniffe und die Wiſſenſchaft mit gleiher Größe und gleichen Geſchick behandelt Hat, 
bewährte feinen Blic in der Auswahl der Lehrer für die neue Univerfität. Er fchlug die Beru— 
fung S.'s vor. Diefelbe erfolgte am 1. März 1810. ©. traf jhon im Juni deſſelben Jahres 
in Berlin ein und trat fofort in die Commiſſion zur Einrichtung der Univerfität. Er erftritt 
ber juriftifchen Facultät ein Spruchcollegium, welches derfelben beizugeben man bedenklich ge= 
funden, nachdem ſchon Friedrich der Große in der Jufkigreform von 1748 die Rechtsſprüche 
der Univerfitäten mit der flraffen Ordnung der preußifhen Rechtspflege für unvereinbar 
erklärt hatte. 

Seine Wintervorlefungen über Inftitutionen und Geſchichte des Römiſchen Rechts begann 
©. vor 46 Zuhörern, unter diefen Göfhen, Dirkien, von Rönne. Am 29. April 1811 
wurde er ordentliches Mitglied der hiſtoriſch-philoſophiſchen Klaffe der Akademie der Wiſ— 
ſenſchaften. 

Niebuhr Hatte als Mitglied dev Akademie der Wiſſenſchaften in dieſem erſten Winter 
des Beſtehens ver Univerſität feine Vorleſungen über die römiſche Geſchichte eröffnet, aus denen 
ſein epochemachendes Werk hervorging. Als die Vorleſungen ihren Anfang nahmen, war S. 
neben Schleiermacher, Ancillon, Spalding u. a. unter ſeinen — „S.'s Aufmerkſam— 
keit“, ſchreibt Niebuhr damals in einem Briefe, „und feine Außerungen, daß ich eine neue 
Epoche für die römische Geſchichte anfange, geben mir natürlich noch mehr Gifer, Unterfuhun: 
gen in ihrem ganzen Umfange zu verfolgen, welche man jonft leiht auf halbem Wege liegen 
läßt, fobald man das Ziel beſtimmt erblickt hat und ſich dann nady etwas Neuem umſieht.“ So 
entftand jene gegenfeitige Durchdringung Römifhen Rechts und römischer Geſchichte, melde 
heute noch die römische Geihichtichreibung und Die romaniftiihe Jurisprudenz in gleicher Weile 
beherrſcht. Dankbar bezeugte ed Niebuhr öffentlich, ald im folgenden Jahre der erfte Band ſei— 
ned Werks erſchien, daR er jih ohne S., Buttmann, Heindorf und den inzwiſchen verftorbenen 
Spalding „wol nie zu dieſem Werk ermuntert gefühlt hätte, ohne ihre liebende Theilnahme und 
belebende Gegenwart es ſchwerlich ausgeführt wäre”. 
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Eine nit minder reiche Frucht gegenjeitiger Ginwirfung ergab ſich, al® im Sommer 1811 
Karl Friedrich Eichhorn für das germaniftifche Element der Rechtswiſſenſchaft neben ©. als 
Lehrer auftrat. Drei Männer wirkten jegt nebeneinander im regiten perfönlihen Verkehr, von 
denen jeber in feinem Gebiet eine neue Ara ver Wiſſenſchaft einzuleiten beflimmt war. Der 
perfönliche Austaufch der Gedanken und die gemeinfame Arbeit wirkte für die Erfenntniß des 
einzelnen und noch mehr für die Ausbildung, Abklärung und Feſtſtellung der allgemeinen 
Geſichtspunkte. 

In der erſten Rectorwahl ver neuen Hochſchule, am 17. Juli 1811, waren unter den 21 
Stimmen 11 auf Fichte gefallen, auf S. nur eine weniger. Als Fichte nach einem halben Jahre 
fi veranlafı fand, auf die Fortführung der Geſchäfte zu verzichten, wurde &. vom König 
am 16. April 1812 zum Nector ernannt. Sein Rectorat ift das längfte und denkwürdigſte der 
Univerfität: es fhloß am 18. Oct. 1813. Er hat fein zweites wieder übernommen. 

Nach der Befreiung Deutichlands von ver Napoleontfdhen Herrſchaft trat 1814 Ihibaut in 
Heidelberg mit dem Vorſchlag zur Abfaſſung eines gemeinfamen bürgerlihen Geſetzbuchs für 
ganz Deutjchland Hervor. Wie er felbft jagt, ſuchte er nachzuweiſen, daß unfer pofitived Recht, 
namentlich das Juftinianifche, weder materiell noch formell unfern jegigen Völkern anpaflenn 
fei und den veutfchen nichts heilſamer fein Fönne ald ein duch Benugung ber Kräfte der ge: 
bildetften Nechtögelehrten verfaßtes bürgerliches Recht für ganz Deutſchland. Namhafte Rechts 
gelehrte zollten ihm Beifall. Richt jo S. Er bielt es für Pilicht, feine Stimme vernehmen zu 
laffen, und fchrieb im ganz entgegengefegten Sinne. Diefe Schrift erſchien, zehn Bogen ftarf, 
unter dem Titel „Bon Beruf unferer Zeit für Gejeggebung und Rechtswiſſenſchaft“. 

Dan hatte, dad bürgerliche Recht anlangend, zum Theil die allgemeine Annahme des erfl 
kürzlich (1811) publieirten Öfterreihishen Geſetzbuchs im Auge gehabt, zum Theil die Abfaf- 
fung eined neuen. Diejen Planen gegenüber ſprach ©. die Überzeugung aus, daß unfere Zeit 
für neue Geſetzgebungen überhaupt nicht reif fei. Er ging von der Anficht aus, daß bie Grund⸗ 
lage bed Rechts weder in der Willkür der Menfchen no in den Geſetzen unferer Bernunft ges 
ſucht werben bürfte, fondern allein in ihrer gejchichtlichen Entmidelung, und daher auch bie 
Aufgabe einer neuen Geſetzgebung weſentlich nur darin beftehen fönne, die Anwendung des be: 
fiehenden Rechts durch Aufzeihnung zu erleichtern und zu fihern. Dazu fei aber eine fo voll- 
fommene Beherrihung und geiftige Durchdringung des geſammten durch die Geſchichte überlie- 
ferten Rechtsſtoffs nothwendig, wie fie unfere Zeit nicht beſitze. Died zeige ſich bei den brei 
neuen Gelegbüdern, die in Preußen, Frankreich und Ofterreich entworfen worben feien und 
die durch ihre mangelhafte Auffaffung des beſtehenden Rechts auf eine naturgemäße Fortbildung 
deſſelben nur flörend einwirken könnten. Diefe Gedanfen führte er dann noch weiter in beſon— 
derer Beziehung auf die durch feine Anfichten über bie Entftehung und Fortbildung des Rechts 
bedingte Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft in einer Abhandlung aus, mit welcher er die „Zeit: 
ſchrift für gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft“ eröffnete, die er vom Jahre 1815 an mit Gichhorn 
und Goͤſchen heraudgab. Er ging bier von ber Betrachtung aus, daß ed überhaupt Fein voll: 
kommen einzelned und abgeſondertes Dafein gebe, daß vielmehr, was als einzeln angefehen 
merbe, von einer andern Seite betrachtet, Glied eines höhern Ganzen ſei. Sp fei jeder Menſch 
nothwenbig zugleich als Theil einer Familie, eines Volks, eines Staats zu denken, jebed 
Zeitalter aber ald die Bortfegung und Entmwidelung aller vorangegangenen Zeiten. Da nun 
diefemnach jedes Zeitalter nicht für ſich und willkürlich feine Welt hervorbringe, fonbern in 
umauflödliher Gemeinſchaft mit der ganzen Bergangenheit, jo müffe auch, meint er, jedes 
Zeitalter etwas Gegebenes anerfennen, das ausgegangen fei von ber höhern Natur des Wolfe 
als eined ftetö werbenden, ſich entwidelnden Ganzen. Der Stoff des Rechts fei wie die Sprache, 
durch Die gefammte Bergangenheit ber Nation gegeben, doch nicht durch Willkür, ſodaß er 
diefer oder ein anderer jein Eönne, fondern aus dem innigften Weien der Nation ſelbſt und 
ihrer Geſchichte hervorgegangen. Daraus ſchloß er dann endlih, daß bie befonbere Thätigfeit 
eine jeden Zeitalterd darauf gerichtet jein müſſe, diefen mit innerer Nothwendigkeit gegebenen 
Stoff zu durchſchauen, zu verjüngen und frifch zu erhalten; neu geſchaffen und willfürlich ge: 
ändert fünne bad Recht ebenfo wenig werben wie die Spradhe, obgleich bei beiden im einzelnen 
Willtür eingreifen könne. 

In feinem „Beruf unferer Zeit u. ſ.w.“ bezeichnet ©. den damals unter den Juriſten herr: 
ſchenden Geiſt ald einen folden, ver ven großen Aufgaben, welche die Wiffenfhaft im Gebiet 
des Rechts zu löfen habe, durchaus nicht gewachſen fei. Das ganze 18. Jahrhundert, fagt er 
(S. 48), fri arm an großen Juriften gewejen. Fleißige Männer hätten fi zwar in Menge 
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funden, aber weiter ald zu Vorarbeiten fei ed felten gefommen. Gin zweifacher Sinn fei dem 
Juriſten unentbehrlih: der hiftorifche, um das Eigenthümliche jeded Zeitalterd und jeber 
Rechtsform ſcharf aufzufaffen, und der ſyſtematiſche, um jeden Begriff und jeden Sag in le— 
bendiger Wechſelwirkung mit dem Ganzen anzufehen, d.h. in dem Verhältniß, welches Das 
allein wahre und natürliche fei. Diefer zweifache wiſſenſchaftliche Sinn finde ih ungemein 
wenig in den Juriften des 18. Jahrhunderts, und vorzüglich ein vielfältiges flaches Streben in 
der Philofophie Habe fehr ungünftig gewirkt. Dies Urtheil über den Zuftand der Wiſſenſchaft 
kann man ald begründet zugeben, wenn auch freilich die Folgerungen, die er für das beabſich— 
tigte Geſetzgebungswerk daraus z0g, weniger einleuchten. 

Über den Standpunkt der Naturrechtölehrer, welche es unternahmen, auf ihre Principien 
geftügt, ein für alle Zeiten und Völker gleich gültiges Naturrecht zu entwerfen, ohne Rüdjicht 
auf das beſtehende Recht einer beftimmten Nation, über diefen Standpunft hätte eigentlich 
fhon Kant binausführen müffen. Wäre er feiner Fritifhen Methode getreu dem Gedanfen= 
gange unferer Urtheile über Recht und Unrecht bis zu ihrem Urfprung zergliedernd nadgegan= 
gen, jo würde er gefunden haben, daß wir unfere Entſcheidungen darüber nicht immer auf bie 
durch Die. Gefege unferer Vernunft beitimmten und darum zu allen Zeiten und von allen Völ— 
fern gleihmäßig anzuerfennenden abjoluten Principien der Gerechtigkeit gründen, fondern daß 
wir und dabei vielfältig auf die Erfahrung ftügen, die und lehrt, wie wir zweckmäßig unfere 
rechtliche Orbnung einzurichten haben, wenn fie unfern forialen Bedürfniffen entfpreden fol. 
Aber Kant führte die Grundſätze feiner Fritifhen Methode gerade in Beziehung auf feine Rechts— 
und Sittenlehre nicht vollftländig durch. Indem er den Grundfag feiner Ethif: „Handele fo, 
daß die Marime deines Willens jeverzeit zugleich als Princip einer allgemeinen Gefeggebung 
gelten fönne”, für das Recht dahin formulirte: „Handele äußerlich fo, daß der freie Gebrauch 
deiner Willfür mit der Freiheit von jedermann beftehen kann“, Fam er zu einem rein formalen 
Princip des Rechts, weldhes nur Conſequenz in allen unfern Handlungen von und forderte, je: 
doch einer in materiellen Zwecken ausgeprägten Bafis entbehrte. Um nun doch einen Inhalt 
für ihre Lehre zu gewinnen, wurben fo die Anhänger ver ältern Kant'ſchen Schule wieder auf 
den Weg der Naturredhtölehrer zurüdgeführt. Sie entnahmen wie diefe ihren Stoff dem poſi— 
tiven Recht, namentlich dem Römiſchen, und flellten nur an die Spige ihrer Darftellungen das 
Kant'ſche Princip, anftatt des Wolf'ſchen oder irgendeined andern. Um bie logifch ſchärfere Be— 
flimmung der Rechtsbegriffe, deren Sichtung und bie Feftftellung ihrer Beziehungen zueinander 
haben fie fich freilich gleich den aus der Wolffchen Schule hervorgegangenen Juriften des vorigen 
Jahrhunderts mehr verdient gemacht, als S. damals anerkannte, namentlich mehr, ald die Mehr: 
zahl von S.'s Schülern ihnen einräumte, aber dad Studium der Gefhichte ließen fie gleich den 
Juriſten des 18. Jahrhunderts faft unbeachtet beijeiteliegen. Dem gegenüber fuchte Hugo in 
feinem 1798 zuerft erſchienenen „Lehrbuch des Naturrechts“ auszuführen, daß die Philofopbie 
des Rechts ihren Stoff aus der Erfahrung ſchöpfen und die Geſchichte dabei als Lehrmeifterin 
betrachten müffe. Die philoſophiſchen Rechtsprincipien follten nur als Kriterien und leitende 
Marimen für die auf Erfahrung gegründeten Regeln benugt werden. Hugo's Hauptverbienft 
ift die Wiederbelebung rechtöhiftorifher Studien. Die philofophifhen Grundwahrheiten ſuchte 
auch er in den Gefegen der menſchlichen Bernunft auf und blieb in der Ableitung des Principe 
bei der kritiſchen Philofophie ftehen. Die Grundanfiht, von welcher ©. und die nachmaligen 
Anhänger ber hiſtoriſchen Schule ausgingen, war eine weſentlich verſchiedene. Das Charafteri: 
ftifche der Hiftorifhen Rechtsanſchauung hat man häufig in einer völligen Verleugnung aller 
philofophifhen Grundlagen des Rechts geſucht. Dagegen hat ih S. mehrmald ausdrücklich 
verwahrt. ©. trat nicht mit der PhHilofophie überhaupt, fondern nur mit beflimmten Richtun— 
gen berjelben in Oppofition, indem er ſich auf die Seite derjenigen Philofophen ftellte, welche 
die leitenden Ideen des Rechts nicht ald durch die Geſetze des menſchlichen Geiftes beftimmt be: 
trachteten, fondern als ein im Weltganzen ſich offenbarenves Gefeg. In diefem Sinne ſprach 
ſich zuerft Schelling in feinen im Jahre 1803 erfchienenen „Vorleſungen über die Methode des 
afademifhen Studiums“ aus. Er verwarf da das ganze frühere Naturrecht ald auf blos ſub— 
jectiven Gefegen des menſchlichen Geiftes beruhend und fuchte vermittels feiner unmittelbaren 
Bernunftanfhauung zur Erfenntniß eines objectiven Gefeges für die bürgerliche Gefellfchaft 
gelangen zu fönnen. Er ging dabei von dem Gedanken aus, Gott fei in einem fortwährenden 
Selbftentwidelungsproceß begriffen, er fei ver Weltgeift, der fi in der Weltgefchichte offenbare. 
So wie er in ver Natur die verfchiedenen Neiche, Gattungen und Arten der Steine, Pflanzen 
und Thiere mit innerer Nothwendigkeit erzeuge, jo auch in der fittlihen Welt die Gebilde ver 
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Familie, des Staats, der Kirche. Der Staat fei der Organismus der Freiheit, indem durch ihn 
das geiftige Reben der verfchiedenen Staatögenoffen durch eine Öffentlihe Ordnung zur Freiheit 
erhoben werde. Gr jei aber feine bloße Anftalt für die Menjhen, um den Zwecken verfelben zu 
dienen, und er habe feine Geſetze daher auch nicht durch die ſubjective Willfür der Menſchen 
empfangen, fondern er habe objectiv die Höhere Bedeutung zu erfüllen, ein Abbild der in aller 
Mannichfaltigkeit der Weltihöpfung beftehenven Einheit des Weltganzen zu fein. Diefe Ideen 
hatten zu der Zeit, ald S. mit feinen Anfihten über die Bedeutung der Geſchichte des Rechts 
zuerft hervortrat, bereitö eine große Verbreitung gefunden. Aus ihnen erklärt jih das Weſen 
der biftorifchen Rechtsanſchauung. S. brachte nun insbefondere die Entwidelung im Rechts— 
leben als organifche zur Geltung, zeigte, daß jelbft Richtungen, die ſcheinbar unvorbereitet auf: 
treten, bei einer genauern Betrachtung ſich nur ald Entwidelung von Keimen darftellen, die in 
frühern Zeiten gelegt find, und ſah ed ald die Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft an, das beftehende 
Recht in feinem organischen Zufammenhange mit der Vergangenheit aufzufaflen, die Natur der 
gegenwärtigen Rechtsinſtitute aus den frühern Zuftänden zu erklären. Indem nun ©. davon 
ausging, daß ſich die Grundideen des Rechts mit innerer Nothwendigfeit in der Geſchichte offen: 
baren, und daß fie ih unabhängig von menfhliher Willkür, die nur im einzelnen eingreifen 
könne, fortbilven, jegte er ſich alſo nicht mit ver Philofophie überhaupt in Oppofition, fondern 
nur mit derjenigen Richtung derjelben, weldye die leitenden Ideen des Rechts ald durd) die Ge- 
fege der innern geiftigen Natur des Menſchen beftimmt betrachtet, und ſtellte ih auf die Seite 
derjenigen, denen fie ald ein im Weltgangen ſich offenbarendes Gefeg erſcheinen. Er trat auf die 
Seite der neuern, durch Schelling angebahnten Speculation im Gegenjag zu dem Kant'ſchen 
Kriticismus, der in feiner confequenten Ausbildung die ganze Philofophie in eine innere Er: 
fahrungsſache verwandelt, in eine erfahrungsmäßige geiftige Selbſtbeobachtung (Fries). 

Die durd die Hiftorifche Schule angeregten geihichtlichen Unterfuhungen haben vie wiffen- 
ihaftliche Bearbeitung des Privatrehts ohne Zweifel außerordentlich gefördert, aber man könnte 
verfucht fein, im großen Ganzen faft daffelbe Urtheil auf fie anzuwenden, welches ©. über die 
biftorifchen Arbeiten der Juriften des 18. Jahrhunderts ausſprach, daß fie nämlich vorzugs— 
weife nur als fleifige Vorarbeiten für eine.Fünftige Geihichte des Privatrecht brauchbar jeien. 

Die in ven Jahren 1804 und 1805 von ©. unternommene wiffenfhaftliche Reife hatte ven 
Zweck gehabt, für die Geichichte des Römifhen Rechts namentlich im Mittelalter die Schäße der 
Bibliotheken zu durchforſchen. Seit einem Decennium hatte ©. feine ungewöhnliche Arbeits: 
fraft auf die Verarbeitung ded gefammten Material® verwendet, ald im Jahre 1815 der erfte 
Band feines großartigen Werks: „Geſchichte des Römifchen Rechts im Mittelalter‘ (6 Bde., 
Heidelberg 1815—31; zweite Auflage, 7 Bde., 1834—51), erſchien. Daffelbe zerfällt in zwei 
Haupttbeile, von denen der erftere die ſechs Jahrhunderte vor Irnerius, in welchen von wiffen- 
fchaftlicher Thätigkeit nur geringe Spuren vorfommen, der andere die vier Jahrhunderte ſeit 
Irnerius, worin die wiſſenſchaftliche Bearbeitung und Mittheilung durch Lehre und Schrift das 
Überwiegende ift, umfaßt. Dieſer zweite Theil it fomit feiner Aufgabe nad) vorherrſchend li- 
terargeſchichtlichen Inhalts, der erfte dagegen legt dar, wie das Römiſche Necht in den Reichen, 
welche die Erbſchaft des Weftrömijchen übernahmen, in Ubung fortbeftand, getragen von den 
römifchen Völkern, deren Fortdauer als lebendige Elemente der neuen Staaten von ©. nad): 
gewiefen wird. Der zweite (4 Bände einnehmende) Haupttheil mußte nothwendig die Geftalt 
einer Riteraturgefchichte annehmen. Das Werk wurde in den Jahren 1815—31 vollendet und 
hat von der Gontinuität des gefhichtlichen Lebens ded Römiſchen Rechts eine ganz neue Anz 
fhauung eröffnet. ©. weift die zahlreichen Fäden lebendiger Überlieferung auf, melde die Periode 
des finfenden Römifchen Rechts mit dem Wirfen der Oloffatoren verbinden, und daß nicht, wie 
man bisher angenommen hatte, Zufall oder Willtür die Geltung und Wiederbelebung des 
Römifchen Rechts beftimmt haben. 

Im Jahre 1816 entdeckte Niebuhr in einem Manuferiptenfchranf des Domfapiteld zu 
Berona die echten Inftitutionen des Gajus. Hugo bemerft bei Gelegenheit der Anzeige der 
pritten Auflage von S.'s „Beſitz“ 1818: „Auf mehr als eine Art läßt fich fagen: ohne ©. hät- 
ten wir den Gajus nicht.“ S. hatte die Aufmerkſamkeit ver Gelehrten für ſolche Denkmale ge: 
ſchärft. Durch die Auffindung des Gajus bat unfere Kenntniß des Römifhen Rechts eine 
fundamentale Umgeftaltung erfahren. Erſt durch Gajus ift und das Verſtändniß der römi— 
ſchen Rechtöpflege eröffnet, alfo desjenigen Inftituts, welches überall ven Angelpunft des prafti- 
fchen Rechtslebens bildet, bei den Römern aber noch in einer ganz befondern Weife den S*" 
punkt für die Rechtsentwickelung jelbft darbot. Gerade ein Zeuge aus jener entſcheidende 
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in welcher Habrian mit der ganzen republifanifchen Rechtsbildung dur Privatautonomie und 
Gerichtsgebrauch, durch Bürgerbefhlüffe und Stabtrichteredirte abgefchloffen hatte, um durch 
die erweiterten Organe des Kaiſerreichs eine neue anzubahnen, mußte aus dem Grabe erfiehen, 
um den Einblick in die alten Formen der Givilvechtöpflege und durch dieſe in dad Reben des vor: 
wiffenichaitlihen Rechts zu erſchließen. Diefer wiedererftandene claſſiſche Juriſt war überdies 
gerade berjelbe Rechtölehrer, ven Juftinian ji angeeignet hat, um durch feinen Mund die Ju— 
gend in die Grundlagen des byzantinifchen Rechtszuſtandes einzuführen. 

Seit der Schrift über den Beſitz hatte S.'s literarifche Thätigfeit das Gebiet der Dogmatif 
verlaffen und ſich ausſchließlich der Gefhichte zugewandt. Dian hatte gemeint, dies berube in der 
Ginfeitigfeit feines Talents oder feiner Neigung. Im Jahre 1840 erjhienen bie drei erften 
Bände feines „Syſtems des heutigen Römischen Rechts’, venen zwei weitere Bände unmittelbar 
folgten. Zu dieſem Werke hatte der glänzende Anfang monographifcher Bearbeitung des Dog— 
mad im „Recht des Beſitzes““, die ganze vorwiegend biftorifche Epifode feines wiſſenſchaftlichen 
Lebens, endlich feine praftiihen Erfahrungen nur eine einzige großartige Vorarbeit gebildet. 
Beſtimmt, das Lebendige und das Abgeftorbene im Römifchen Recht zu ſcheiden und jenes zur 
Anſchauung derer zu bringen, welden ihr praftifcher Beruf tieferes Quellenſtudium unmöglich 
macht, ift dies Werk univerfell und Eodmopolitifch wir die völkerverbindende Wiſſenſchaft, weiche 
von jenem unfterblichen Culturelement getragen wird. 

In der Vorrede erklärt S., der die hiftorifche Richtung der Juriften hervorgerufen, fie ge: 
leitet und in ihr feinen Ruhm gefunden hatte, diefe Periode für erfüllt und die Zeit für gekom⸗— 
men, wo die Wiſſenſchaft eine jeither vernachläſſigte Bahn wieder betreten müſſe. Schon in der 
Vorrede zur zweiten Auflage feines Werks: „Bon Beruf unferer Zeit für Gefeggebung und 
Rechtswiſſenſchaft“ (Berlin 1814; dritte Auflage, 1840), hatte er ji Darüber beſchwert, daß 
man ihn in feinem Verbältnig zur Philoſophie des Nechts nicht richtig verftanden und ihm Mei— 
nungen untergeichoben habe, die er weit entfernt fei zu billigen. Im „Syitem’’, Bd. I, ©. 13, 
ſpricht er fi) folgendermaßen hierüber aus: „Alles Gelingen in unferer Wiffenfhaft beruht auf 
dem Zufammenmirken verichiedener Geiftesthätigkeiten. Um eine derielben und die aus ihr vor: 
zugsweiſe entipringende wiſſenſchaftliche Richtung in ihrer Eigenthümlichkeit zu bezeichnen, war 
früher von mir und von andern arglos der Ausprud der hiftoriihen Schule gebraucht worden. 
&3 wurde damals dieje Seite der Wiſſenſchaft befonvers hervorgehoben, nit um den Werth 
anderer Thätigfelten und Richtungen zu verneinen oder auch nur zu vermindern, fonbern weil 
jene Thätigfeit lange Zeit hindurch vor andern verfäumt worden war, aljo vorübergebend mehr 
als andere einer eifrigen Vertretung bedurfte, um im ihr natürliches Recht wieder einzutreten.‘ 
Meiter unten fügt er hinzu: „Die geihichtlihe Anfiht der Rechtswiſſenſchaft wird völlig ver: 
kannt und entftellt, wenn fie häufig fo aufgefaßt wird, als werde in ihr die aus der Bergangen: 
beit hervorgegangene Rechtsbildung als ein Höchſtes aufgeftellt, welhem die unveränberte Herr⸗ 
ſchaft über Gegenwart und Zufunft erhalten werben müffe. Vielmehr befteht das Weſen ber: 
felben in der gleihmäßigen Anerfennung des Werth und der Selbitändigfeit jedes Zeitalterd, 
und jie legt nur darauf das höchſte Gewicht, daß der lebendige Zufammenhang erfannt werde, 
welcher die Gegenwart an die Vergangenheit fnüpft, und ohne deſſen Kenntniß wir von dem 
Rechtözuftande der Gegenwart nur die äußere Erſcheinung wahrnehmen, nicht das innere Weſen 
begreifen.” S. wurde bei diefer Erklärung, wie ev auch jelbft ausprüdlicd bemerkt, von dem 
Wunſch geleitet, daß man den früher von ihm felbft fo fharf hervorgehobenen Unterſchied der 
Schulen wieder aufgeben möge. Den Gegenfag, in welchen er damals mit den bei den Jurijten 
vorherrſchenden philoſophiſchen Richtungen trat, läßt er hier unberührt und hebt nur Die Seite 
der von ihm ſelbſt angebahnten wiſſenſchaftlichen Richtung im Studium des Rechts hervor. 
Hätte aber der Charakter der hiſtoriſchen Schule wirklid nur darin beftanden, daß fie ed ſich zur 
Aufgabe ftellte, ven Sinn des pofitiven Rechts ald eines geichichtlih Geworbenen und nod Wer: 
denden aud dem Zufammenhange mit der Vorzeit und aus dem Geifte des Volks zu begreifen, 
fo würde die Dvpofition gegen fie ald von Anfang an auf einem bloßen Misverftänpniß beruhen» 
zu betrachten fein. Allein wenn wir dasjenige, was ©. in feinem „Beruf unferer Zeit“ und in 
dem Auffag vom Jahre 1815 über die Bedeutung der Geſchichte bemerkte, mit der Art und 
Weile vergleichen , wie er ſich zulegt im erften Bande jeined „Syſtems“ über bie Entſtehung und 
Fortbildung des Rechts ausipricht, jo finden wir doch bei einer genauern Betrachtung, daß er in 
der obigen Erklärung ven Gegening der hiftorifhen Rechtsauſchauung mit der vationalen Schule 
mehr verdeckt ald auszugleichen vermodt hat. Bon einem Misverftändnig könnte nur infofern 
die Rede fein, ald wirklich viele glaubten, ©. verwerfe alle philoſophiſchen Grundlagen ver 
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Rechtswiſſenſchaft und wolle nur der Befchichte eine wiffenfchaftliche Bedeutung zugefteben. Das 
war freilid nicht der Fall. 

Ziel des „Soſtems“ war die vollftändige ſyſtematiſche Entwidelung des römischen Privat- 
rechtö, ſoweit es ald Beitandtheil des gemeinen Rechts noch auf Heutige Anwendbarkeit Anſpruch 
bat. Uber den von ihm verfolgten Zwed jagt er nad eingehender Beleuchtung der in dem Zus 
ftande unferer Rechtstheorie feit hundert Jahren vorgegangenen Veränderungen, und nachdem 
er die in der Gegenwart herrſchenden Mängel hervorgehoben hat: „Beiteht nun alio das Haupt= 
übel unfers Rechtözuftandes in einer ſtets wachſenden Scheidung zwifchen Theorie und Praris, 
fo kann auch die Abhülfe nur in der Herftellung ihrer natürlichen Einheit gejucht werden. Ge— 
rabe dazu aber kann das Roͤmiſche Recht, wenn wir es richtig benugen wollen, die wichtigften 
Dienfte leiften. Bei den römiihen Juriften ericheint jene natürlide Einheit no ungeftört und 
in lebendigfter Wirffamkeit ; es ift nicht ihr Berdienft, ſowie der entgegengejegte heutige Zuftand 
mehr dur den allgemeinen Gang der Entwidelung ald dur die Schuld der einzelnen herbei- 
geführt worden iſt.“ 

Was diefed Werk in eminenter Weiſe leiftet, ift das intuitiwe Erfaſſen der Rechtsinſtitute 
in Rückſicht auf ihre praftifhen Bunctionen, ihre Zwede im wirklichen Leben, der Gegenwart 
fowol wie der Vergangenheit. Die Redtsinftitute find ihm nicht Fable Abftracta, wie fie in der 
Schule nad logijhen Forderungen zurechtgemacht iind und gewöhnlid in unfern Lehrbüchern 
erjcheinen, ſondern jie jind ihm Geſtaltungen, welde aus den lebendigen Beziehungen der Men— 
ſchen untereinander hervorgegangen und nur aus diejen zu verftehen find. Die glücklichſte Ver— 
einigung theoretiihen Wiffens mit praftiiher Anihauung macht Died Werk zu einem praftifchen 
Bud im höhern Sinne des Wortd. Außer dem unzweifelhaft gültigen Römifhen Recht waren 
au Hier mit jorgfältigfter Umfiht und Breite Unterfuchungen angelegt, welde über das Ju- 
ſtinianiſche Net weit hinausgingen und vet eigentlih in die frühere Entwidelung des 
Römiſchen Rechts zurüdführten. Gin Hauptvorzug des Werks beruht wiederum in ber 
allen jubjectiven Ringens und Abmühens ledigen Objectivität, in jener vollendeten Dar: 
ftellung des Gedankens, melde ald die einzig adäquate Form des Stoffs erſcheint. Dieſe Frei: 
heit gegenüber vem Stoff bethätigt ſich namentlich bei S.'s Fritifchem Verhalten zum Römiſchen 
Recht. Nicht, wie man es jonft bei Romaniften gewohnt ift, hat die Bewunderung des Römi: 
ſchen Rechts jein Urtheil gefangen genommen, nicht, wie von dem vermeintlich einjeitigen Redhtö- 
hiftorifer mande wol erwartet hätten, begnügt er ji dabei, baf etwas geworben; fondern er 
fucht nad vem Warum, nicht blos nad) dem äußern Warum, das in Wirklichfeit nur ein Wie 
ift, jondern nad dem in den praftifchen Zweden und Gründen des Inſtituts gelegenen innern 
Warum. Deshalb ift dies Werk ein Bildungdmittel für den praftijchen Juriften wie fein an- 
deres, jo wenig ed aud den Stoff in der unmittelbar auf den praftifhen Gebrauch berechneten 
Form wiedergibt. 

Das „Syſtem“ if S.'s letztes, leider nur zum Fleinften Theil vollendetes Werk, Im Fahre 
1842 trat er von feiner Profeffur zurüd und übernahm das von Frievrih Wilhelm IV, für 
ihn geftiftete Minifterium für die Revifion der Gejeggebung. Dies Amt, weldes bis zum 
18. März 1848 in feinen Händen blieb, hat ſechs Eoftbare Jahre eines kräftigen Greijenalters 
der Wiſſenſchaft geraubt, ohne dafür durch Förderung praftifher Iutereflen ein Aequivalent zu 
bieten. S.'s Leiftungen ald Minifter ftehen mit dem, was von ihm auf vem Gebiet der Wiffen- 
ſchaft no zu hoffen war, in gar feinem Verhältniß. Die von jo weitgehenden Grwartungen 
begleitete Reviſion der preußiichen Gefeggebung hat bis heute nur zu ſehr vereinzelt gebliebenen 
Refultaten geführt. 

Bereits im Jahre 1817 erhielt ver vamalige Minifter von Beyme den Auftrag, eine Revi- 
fion der Gefege vorzunehmen, welde ven Zwed hatte, dad Preußiſche Allgemeine Landrecht und 
die Gerichtsordnung den Veränderungen anzupaffen, welche durch die Gefeggebung jeit 1807 
erforberlih geworben. Dieſe Revifion jollte demnächſt auch auf die Provinzialgejeggebung aus: 
gebehnt werben. Sie wurde nad Beyme von deſſen Nahfolgern Dankelmann, Kanıpg und ©. 
fortgefegt. Zu diefem Behuf wurde die ganze preußiſche Gejeggebung in einzelne Abſchnitte 
eingetheilt und einzelnen praftifchen Juriften und Gerichten die Bearbeitung derfelben über: 
tragen. Diefe Arbeiten find ald Manufcript unter dem Titel „Geſetzreviſion“ gedrudt. Den 
einzelnen Abtheilungen geht der Entwurf der neuen Geſetze nah Vorſchlag ded Revifors voran. 
Aus diejen Arbeiten ift der Entwurf des neuen bürgerlichen Geſetzbuchs für die preußiſchen 
Staaten hervorgegangen, aus bemfelben aber bisjegt exit das Strafreht und die Goncurk- 
ordnung publicirt. 


92 Savigny 


An der wichtigſten Berbefferung des preußiichen Eivilprocefied hat ©. nur einen fehr mittel: 
baren Antheil gehabt. Bei Beratung und Begutahtung dev Verordnung über den Mandats-, 
fummarifhen und Bagatellproceh vom 1. Juni 1833 war er mit in die zu Diefem Zweck ein: 
geſetzte Commiſſion ernannt. Der Anftog zu diefem Gefek und das Weſentliche in der Aus- 
führung ift preußifchen Praftifern zu danken. Dagegen ift unter S.'s Mitwirfung der Entwurf 
zu der feit 1850 in Preußen eingeführten Allgemeinen Deutihen Wechſelordnung und ind: 
befondere die Verordnung über das Verfahren in Ehefadhen vom 28. Juni 1844 entftanden. 
Die ebenfalld beabfihtigte Umgeftaltung des materiellen Eherechts ift nicht zu Stande ge: 
fommen, 

S.'s hervorragende Eigenthümlichkeit und feine Größe beruht auf feiner Lehrthätigfeit in 
Schrift und Wort. Bon feinem erften Auftreten an war er der politifchen Praxis abgewendet. 
Schon in jenem Kampfe, den die hiſtoriſche Schule bei ihrem Entftehen zu führen hatte, nament— 
lih als vie gleih nad) den Befreiungäfriegen fi erhebende Neaction S.'s Anſichten in ihrem 
Intereffe ausbeutete, blieb er ſelbſt den in dad politifche Gebiet Hinübergreifenden Streitigfeiten 
äußerlich völlig fremd und hielt fih allein an feine wiſſenſchaftliche Aufgabe. 

Über die Theilnahme an Öffentlichen Angelegenheiten fpricht er fih am Ende der zwanziger 
Jahre in dem (erft 1832 veröffentlichten) Auffag über „Wefen und Werth ver deutjchen Uni: 
verfitäten‘‘ aus und geht auf den Einfluß ein, welher durch praftifche Thätigfeit im öffentlichen 
Leben auf den engern wiſſenſchaftlichen Beruf des Lehrers geübt wird. Er jagt: „In gehörige 
Grenzen eingefhloffen, kann diefe Störung ein heilfames Gegengewicht gegen die Einfeitigfeit 
des Gelehrtenftandes abgeben und fo durch Ermeiterung ded Gefihtäfreifes und durch Belebung 
der bloßen Bücherſtudien die fruchtbarſte Rückwirkung auf den Lehrberuf ausüben.“ — „Zwei: 
tens’, führter fort, „wird es leicht geichehen, daß die Theilnahme am öffentlichen Reben fo viel 
Zeit und Kraft, befondersd aber jo viel lebendiges Intereffe in Anſpruch nimmt, daß daneben der 
Lehrberuf zurücigefegt und ald Nebenfahe behandelt werden muß. Ein ſolches Verhältniß ift 
aber ſchlechthin verwerflich.“ 

Dieſe ganze Anſchauung, ſoviel ſie im einzelnen für ſich haben mag, zeigt, in wie hohem 
Maße S. im Berufsbeamtenthum wurzelte. Er kannte, wie wenige, die politiſche Thätigkeit 
römischer Staatsmänner, dachte aber nicht im geringſten daran, irgendeine auch noch fo modi— 
fieirte Anwendung ihrer bürgerlichen Tugenden auf unfere Berhältniffe zu mahen. Im Jahre 
1815 durch feinen Gegner von Gönner, der Die deutfchen Fürften und Negierungen vor der hi: 
ftorifhen Rechtsanſchauung als einer Schule der Demagogie gewarnt hatte, zu einer Erklärung 
gezwungen, begnügte er fidh mit einem Raifonnement über die Doctrin und äußert in der Re: 
cenfion der Gönner'ſchen Schrift in Bezug auf die ®arantien, welche Staatsformen für die Preis 
heit gewähren, daß der Gegenſatz des Despotismus und der Freiheit bei den verfihiedenften 
Formen der Verfaſſung gedacht werden könne; „eine abfolute Monardie fann durch den Beift 
der Regierung im edelften Sinne frei fein, wie eine Nepublif des härteften Despotismus em: 
pfänglich ift, obgleich freilich auch mande Formen den einen oder den andern diefer Zuftinde 
mehr begünftigen”. Ob ein Fürſt das Geſetz macht oder ein Senat, oder eine größere, etwa durch 
Wahlen gebildete Berfammlung, ob vielleicht die Einftimmung mehrerer ſolcher Gewalten für 
die Gefeggebung erfordert wird, das ändert ihm nichts in dem wefentlidhen Verhältniß des Ge: 
jeßgebers zum Volksrecht. Noch im „Syſtem“, I, 39, 40, fagt er: „Es ift Verwirrung der 
Begriffe, wenn mande glauben, nur in ven von gewählten Repräfentanten gemachten Gefeg fei 
wahres Volksrecht enthalten.” So ſehr ihm nun auch mander hierin recht geben mag, jo wird 
man zugeben müffen, daß ftantdmännifche Erfahrung fih mit einer folhen Erklärung ſchwerlich 
begnügt haben würde. 

Im Jahre 1847 erfchien der fechdte Band bes „Syſtems“, in den folgenden beiden der fie: 
bente und achte, zugleich aber die Anzeige, daf eine Vollendung des Werks nad) dem urjprüng: 
lichen Plan nicht mehr zu erwarten ftehe. Die bisher erſchienenen Bände, welche die allgemeinen 
Lehren enthielten, follten daher jegt ald ein jelbftändiges Ganzes gelten und ebenfo die etwa noch 
erſcheinenden Bearbeitungen jpecieller Lehren. Während ver Jahre 1851 und 1853 vollendete 
S. nody zwei Bände ded „Allgemeinen Obligationenrechts“. Gerade 50 Jahre nad) den Er: 
Icheinen des „Rechts ded Beſitzes“ endet feine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit. 

Im Jahre 1850 fammelte S. alle feine Eleinen, weit zerftreuten Abhandlungen aus dem 
Gebiet der römischen Rechtsgeſchichte im Altertum, der Quellenkunde, der Gelehrtengefchichte, 
ver Zehranftalten, ver Berfailung und Gejeggebung. „Die Sammlung‘, heißt e8 wörtlich in 
der Borrede diejer „Vermiſchten Schriften”, weldhe er neben feinen vier Hauptwerfen in jener 
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Zeit veröffentlicht hatte, „die Sammlung ſelbſt gewährt einen überblick über bie funfzigjährige 
Entwidelung unjerer Rechtswiſſenſchaft, woran der Verfajfer einen oft nicht unthätigen und 
flet3 warmen Antheil genommen bat. Für die fehr wenigen Lefer, welche dieſen langen Zeit: 
raum in wiſſenſchaftlichem Bewußtſein mit durchlebt haben, kann die Vergegenwärtigung der 
vergangenen Zeit nicht ohne Intereffe fein. Und für die weit mehrern, deren eigene Grin: 
nerung nicht fo weit aufwärts reicht, fann eine ſolche Sammlung theilweife den Gindrud des 
Selbfterlebten erſetzen.“ 

Am 25. Oct. 1861 jegte ein fanfter Tod S.'s Leben ein Ende. Seine Schriftwerfe find 
in fremde Sprachen, ins Franzöſiſche, Englifche, Italienifche übergegangen und Eigenthum ber 
Weltliteratur geworden. Den großen und unvergängliden Verdienſten S.'s jowol um das 
Rechtsleben des deutichen Volks ald auch um die Rechtswiſſenſchaft fremder Nationen hat die 
Juriſtiſche Geſellſchaft zu Berlin ein Denkmal errichtet in einer Stiftung, welche namhaften Lei— 
ſtungen auf dem Gebiet der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft, insbeſondere ſolchen, die das 
Römiſche und Germaniſche Recht in den Kreis der Vergleichung ziehen, ferner gediegenen Ar— 
beiten, die im Anſchluß an S.'s „Geſchichte des Römiſchen Rechts im Mittelalter“ der ſpätern 
Literatur- und Dogmengeſchichte des Römiſchen Rechts gewidmet ſind, eine angemeſſene Be— 
lohnung ſoll zutheil werden laſſen. Beſonders befähigte Rechtsgelehrte ſollen ohne Rückſicht 
auf Nationalität durch die Stiftung in den Stand geſetzt werben, die Rechtsinſtitutionen fremder 
Länder durch eigene Anſchauung kennen zu lernen. A. Hefefiel. 

Schaffhaufen. Der Canton Schaffhaufen liegt, mit Ausnahme der Vorftadt des Städt: 
hend Stein, ganz auf dem reiten Rheinufer, drei getrennte und fehr unregelmäßig geformte 
Theile bildend, die zufammen einen Flächeninhalt von 13 ſchweizeriſchen Duadratftunden 
(— 300 Quadratfilometer) einnehmen. Das öfllich gelegene Stüd des Cantons, jowie der 
Haupttheil deffelben mit ver Stabt Schaffhauſen jind faft ganz von badiſchem Gebiet umgeben ; 
legtexer ſchließt hinwiederum eine badiſche Enclave, Büfingen, in fi, befannt durch den 
Büfinger Handel von 1849.!) Das weftlich gelegene Kleine Stüd des Cantons ift faft ganz von 
züricheriſchem Gebiet umfhloffen. Die Bevölkerung , meift Landbau, namentlih Weinbau trei- 
bend, betrug nad ver Volkszählung von 1860 35500 Seelen, die, mit Ausnahme von 2478 
Katholiken, der evangeliihen Gonfefiion zugethan waren; nur eine Gemeinde, Namen, ift zur 
Hälfte katholiſch; die Katholiken gehören durch Ubung, nicht durch Concordat zur Diöceſe Chur. 
Seit 1850 hat die Bevölkerung ded Gantons um nicht mehr ald O,63 Proc. zugenommen, oder 
vielmehr da in diefem Zeitraum die Hauptſtadt eine Vermehrung von 12 Proc. (7700 gegen 
8637) aufweist, fo hat im übrigen die Einwohnerzahl des Gantons ji um 2,59 Proc. ver: 
mindert. Sondert man die Bevölkerung nad) ihren Heimatsverbältniffen, fo fällt die ſtärkſte 
Abnahme auf die Klaffe der in Ihren Heimatögemeinden wohnenden Ortsbürger (27894, 
26608, Abnahme alfo 41, Proc.), während die Gantonsbürger außerhalb ihrer Bürger: 
gemeinde, die Schweizer aus andern Gantonen und die Ausländer Zunahme zeigen. 

Schaffhauſen joll, wie Simmler und andere glauben, urfprünglid Schiffhauſen geheißen 
haben. Die Stadt verdanfte ihre Entflehung dem berühmten Rheinfall, welder die Schiffer 
nöthigte audzuladen; die Fähre über den Rhein, die hier beftand, war ſchon zur Zeit der 
Alemannen eine vielbenugte Berbindung zwiihen Schwaben und Helvetien. Der Flecken wuchs 
allmählich zu einer Stabt an, welde ih mehr und mehr von Klofter Allegheiligen, zu deſſen 
Beligungen fie feit 1080 gehörte, zu befreien wußte und ed im Jahre 1264 dahin brachte, ſich 
die Anerfennung als freie Neihöftadt zu erwirfen. Mehr ald einmal wurbe fpäter der Stadt 
die Anhänglichkeit gefährlich, mit welcher fie jich lange Zeit zu der Partei des KHaufes Habsburg 
bielt. Ludwig der Baier gab ſie 1330 in öſterreichiſche Pfandſchaft, und die Treulofigkeit Kaiſer 
Sigismund's, der ih 30000 Dufaten von der Stadt ald Preis für die Wievererlangung ihrer 
Reihsunmittelbarkeit ausbezablen ließ und dann, ftatt jein Verſprechen zu halten, die Verſuche 
Oſterreichs, die Stadt ſich wieder zu unterwerfen, unterftügte, warf jie in die Arme ver Eid— 
genoffen. Im Jahre 1454 ſchloß Schaffhauſen ein fünfundzwanzigjährige® Bündniß mit 
Züri, Bern, Luzern, Schwyz, Zug und Glarus, welches 1479 erneuert wurde und 1501 zur 
Aufnahme Schaffhauſens ald zwölften Orts der Eidgenoffenfhaft führte. In der Refor- 


1) Es war damals eine Abtheilung heſſiſcher Truppen unter Verlegung der Neutralität des ſchwei— 
zerifchen Gebiets nach Büfingen gezogen, und es entfpann fich eine diplomatijche Gorrefpondenz über 
die Bebingungen, unter welchen ihr die fchweizerifchen Bundesbehörden den Rüdzug über fchaffhauf 
Boden geftatten würben. 
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mationdzeit war Schaffhauſen fange unentſchieden, füt melde von beiden Glaubensparteien es 
ſich erflären ſollte; erſt der Umſtand, daß der Abt von Allerheiligen im Jahre 1524 dieſes 
reihe Klofter dem Stadtrath übergab, fheint ven Ausihlag zu Gunften des neuen Glaubens 
gegeben zu haben. Die Säcularifation dieſes Klofterd brachte der Stadt den größten Theil des Ge: 
biets zu, welches heutzutage den Canton Schaffhaufen ausmacht; doch erft im 17. und 18. Jahr: 
hundert löfte die Stadt diejed Gebiet völlig von der Landeshoheit, welche die Grafen von Sulz 
fowie Ofterreidh über die Landſchaft befaßen. Die Verfaſſung, unter welder die Stadt in ver 
ältern Zeit ftand, hatte fie ih im Jahre 1411 gegeben, nachdem fie dem Abt von Allerheiligen 
mit Gutheißen Herzog Friedrich's von Oflerreich das Recht, der Stadt einen Schultheiß zu fegen, 
abgefauft hatte. Gleih der Brun'ſchen Verfaffung in Züri, beruhte auch diejenige Schaf: 
hauſens auf der Eintheilung der Bürgerfchaft in zwölf Gefellfhaften oder Zünfte, von welchen 
der noch bis 1360 ausfhlieplid zum Megiment in der Stadt berechtigt geweſene Abel eine 
einzige ausmachte. Diefe urfprungli in demokratiſchem Sinne angelegte VBerfaffung wurde 
jevoh vom Kleinen Rath benugt, immer mehr Gemalt am ji zu reipen, fobaß die in ven 
Jahren 1688 und 1689 eingeführte „bürgerliche Reformation’ weſentlich den Zwed hatte, 
die Allgewalt des Raths zu brechen. Die bürgerlihe Reformation blieb bis zur Helvetifchen 
Revolution dad Grundgeſetz ded Staats Schaffhaufen. Der Zunftberband war unter ihr fhon 
mehr bürgerrechtlicher als gewerblicher Art, d. h. vie Söhne traten von Geburtswegen in die 
Zunft des Baterd ein, es fei denn, daß fie ein Gewerbe ergriffen, welches im Namen einer 
andern Zunft ausgedrüdt mar. Mehr den Rang als dem Recht nach von den zehn gewerb⸗ 
lichen Zünften unterfhieden waren die beiden „Geſellſchaften“ der Junfer, auf welchet blos die 
Glieder von ſechs alten adelichen Gefhlehtern Zunftgenoffen fein fonnten, und die der Kauf: 
feute, welche legtere auch noch einige adeliche Geſchlechter unter ſich zählte, und zu welcher eben— 
falld nur die Abftammung von einem Zunftgenoffen den Zutritt öffnete. Auf jeder Zunft 
wählten die fämmtlihen Zunftgenofien?) früher mit verRaun (f. Sanct:Gallen), jpäter In ge= 
heimer Abftimmung mit Stimmzettel zwei Zunftmeifter, die zugleich Mitglieber des Kleinen 
Raths waren, ſodaß diefer, den Bürgermeifter mit eingerehnet, aus 25 Mitgliebern beftand. 
Außerdem wählte jede Zunft 5 Mitglieder in den Großen Rath, der fomit, die Kleinen Räthe 
inbegriffen, 85 Mitgliever zählte.) Alljährlich auf Pfingften fand der Regimentöwechfel ftatt, 
und zwar wählte nicht etwa die verſammelte Bürgergemeinde, die überhaupt nie zuſammen— 
berufen wurde, fondern Klein= und Große Rätbe die „fünf Häupter der Stadt”, d. b. die beiden 
Bürgernteifter, den Statthalter und die beiden Sedelmeifter. Aus diefen legtern nebft noch 
einem Mitglied des Kleinen Raths war überdied der Geheime Rath zufammengefegt, Die 
eigentlich leitende Behörde ſowol in allen dringenden Gejhäften, al® namentlid in diplo— 
matifhen Dingen und in folhen, welche die Sicherheit ver Stadt, ihre Berfaffung und politifhen 
Intereifen berührten. Zwiſchen Kleinem und Großem Rath waren die Competenzen nicht 
genau ausgeſchieden; legterer, die übergeorpnete Behörde, hatte daher ziemlich freien Spiel: 
raum, vor fein Forum zu ziehen, was er für gut hielt. Zur Vorberathung und Beforgung 
einzelner Verwaltungszweige waren Commiſſionen aufgeftellt, die von Mitgliedern des Kleinen 
Raths präfipirt wurden. Im Großen Rath Hatten zwei „Rathsrüger“ die Aufgabe, gleihfam 
als Volfstribunen darüber zu wachen, daß die bürgerlichen Freiheiten nicht beeinträchtigt würden; 
neben ihnen kommen feit 1689 nod) zwei „Reformationdriiger” vor, welde auf ftrenge Beob: 
achtung der Grundgeſetze der bürgerlihen Neformation von 1689 zu achten und Eingriffe in 
die Vorschriften verfelben zu rügen hatten. Trennung der Gewalten beftand nicht; der Kleine 
Rath war zugleih Concursbehörde Sowie Griminalgericht und urtheilte in correctionellen und 
Givilfällen in zweiter Inftanz, melde, wenn e8 ih um Landbürger handelte, die legte war, 
während für die Stabtbürger der Große Rath die höchſte (dritte) Inftanz in Civilſachen bildete. 
Bei Appellationen vom Kleinen an den Großen Rath hatten die Mitglieder des erftern 
und ihre Verwandten den Austritt zu nehmen und wurden durch Suppleanten erfegt. Seit der 


2) Schaffhanfen eigenthümlich war der Ausſchluß der Geiftlichen vom Wahlrecht auf den Zunftver: 
fammlungen. Simmler (Leu), Vom Regiment der Eydgenoßenſchaft (Zürich 1735), ©. 458, Note 1. 

3) Eine Gonfirmation von Wahlen durd) den Großen oder Kleinen Rath, wie in.Bafel oder Zürich, 
beftand in Schaffhaufen nicht; jedoch hatte nach jeder Wahl der Kleine Rath; zu unterfucyen, ob ein 
Verſtoß gegen die „Praftieirorbnung‘‘ (Berbot, durch Gefchenfe, Berfprechungen, perfönliche Bemühun- 
gen u. f. w. auf die Wahlen einzuwirfen) vorgefommen ſei; war dies der Fall, jo wurde die Beftrafung 
eingeleitet und die Wahl annullirt. 
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firdlihen Reformation beſaß Schaffhauſen ein eigenes Ehe- ober Chorgerlcht, zu welchem im 
Unterſchied von Baſel und Zürich Geiſtliche nicht wählbar waren. Die neun Obervogteien in 
der zut Stadt gehörenden Landſchaft wurden durch geheime Wahl vom Großen Rath aus der 
Mitte des Kleinen Ratbs beſetzt, und ohne daß die Obervögte ihre Reſidenz in den ihnen an— 
gewieſenen Vogteien nahmen; das Salz: und Zollamt ſowie die ſogenannte Hofmeiſterei 
wurden an den Meiſtbietenden verpachtet, die Landvogtei und Landſchreiberei Neunkirch und 
viele andere Amter, namentlich auch ſolche, mit denen eine finanzielle Verantwortlichkeit ver- 
bunden war, durchs Los in der Weife vergeben, daß jeder fünfundgwanzigjährige Stadtbürger 
beim Auslojen concurriren konnte. Die Landihaft wurde in ftrenger politifher Abhängigkeit 
erhalten; in ver Stadt durften jih Bürger vom Lande nur ald Tagelöhner over Dienftboten 
nieberlafjen; der Zutritt zu wiffenfchaftlihen Berufen und zu gewiſſen Bewerben, ebenjo jeder 
Handel mit andern Gegenftänden ald mit Landederzeugniffen war ihnen unterfagt. Deffen: 
ungeadtet war das Verhältniß zwiſchen Land und Stadt fein gejpanntes, und die ftädtijche 
Herrihait milder ald in manden andern fdyweizerifhen Unterthanenländern, ſodaß z.B. an 
dem großen Bauernfriege das ſchaffhauſer Landvolf ſich nicht beteiligte und die Negierung 
im Stande war, im Jahre 1790, als Uinterhallau verlangte, daß man die Landvogtei Neun: 
fick) nicht mehr durch Los vergebe und Zehnten und Grundzins abſchaffe, durch verjöhnliche 
Haltung den Sturn zu beſchwichtigen.*“) Aber zu Anfang des Jahres 1798 mußte doch auch 
Shaffbaufens Regierung „Freiheit und Gleichheit” proclamiren und bald darauf, nachdem 
franzöflfhe Truppen eingezogen waren, die Ginheitöverfaffung ver helvetiſchen Republik an- 
nehmen. Der Diftviet Dieffenhofen, fonft zur Landſchaft Thurgau gehörig, wurde unter diefer 
Verfaffung mit dem Ganton Schaffhaufen vereinigt, im Jahre 1803 aber durch die Media: 
tiondacte wieder zu Thurgau geichlagen. 

Unter ber Mebiationsacte war der Ganton Schaffhaufen in drei Bezirke geteilt, wovon 
die Stadt einen bildete. Jeder Bezirk zerfiel in ſechs Wahlzünfte; in der Stadt machten je zwei 
der frühern Gefellichaften oder Zünfte eine Wahlzunft aus. Das Bürgerrecht der Stadt Schafl: 
baujen, im welder während 90 Jahren vor der Revolution nicht mehr ald zehn Neubürger 
aufgenommen worden waren, follte jedem Gantondbürger geöffnet fein. Für das active Stimm— 
reht waren ein Vermögenscenſus (500 ſchweizer Branfen — 714 franzöfifhe Francs in 
Immobiliarbejig) und das Alter von 30, oder für Berheirathete von 20 Jahren als Be- 
dingungen vorgejchrieben. Jede Wahlzunft Hatte zur Beſetzung der Stellen im Großen Rath 
ein Mitglied and ihrer Mitte zu wählen, ſodann vier Kandidaten aus den beiden Bezirfen , zu 
welchen fie jelbf nicht gehörte, und von diefen 72 Candidaten bezeichnete das Los die Hälfte, 
fodaß der Große Rath im ganzen aus 54 Mitgliedern beftand; für direct zu Wählende war 
ein Cenſus von 3000 jehweizer Franken und das Alter von 25 Jahren, für Gandidaten ein 
Genjus von 12000 ſchweizer Franfen und das Alter von 25 Jahren erfordert, Alle Mitglieder 
des Großen Raths waren auf Lebendzeit ernannt, und erledigte Stellen der directen Wahl 
wurden alde zwei Jahre neu beſetzt, die Gandidatenliften follten zum erften mal nad fünf, fpäter 
alle neun Jahre erneuert werden. Jede Wahlzunft hatte jedoch das Recht, alle zwei Jahre das 
jogenannte Grabeauꝰ) auszuüben, d. h. durch ein in gewiſſen Formen erflärtes Stimmenmehr 
ein Mitglied ded Großen Raths, jei ed von dieſer oder einer andern Zunft gewählt, abzuberufen. 
Die 15 Mitglieder des Kleinen Raths fodann wurden vom Großen Rath aus feiner Mitte und 
unter Beibehaltung ihres Sitzes in demſelben gewählt auf eine Amtsdauer von ſechs Jahren, fo 
jedoch daß alle zwei Jahre ein Drittheil jidh einer Neuwahl zu unterwerfen hatte. Das Grabeau 
war auf die Kleinen Räthe nit anwendbar. Die beiden, von Jahr zu Jahr im Amt wechſeln— 
ben Bürgermeifter waren beibehalten, dagegen die Trennung der ridhterlichen Gewalt von ver 
vollziehenden und gejeggebenden durhgeführt, obwol im Unterfchied von den Verfafjungen 
der. durch die Mediationdacte neugebilvdeten Gantone®), der Entſcheid über Adminiftrativ- 


4) Mit gutem Grund rechnet es Imthurm (Gemälde des Cantons Schaffhaufen, S. 41) der Regie: 
rung zur Ehre an, daß fie feit Anfang des Jahrhunderts jucreffive die in den meiften übrigen Gantonen 
verfolgten „Heimatloſen“, fofern fie im Ganton geboren und erzogen oder wenigſtens feit einer langen 
Reihe von Jahren darin wohnhaft gewefen, aus freien Stüden einbürgerte. In Schaffhaufen wurde 
auch in ben achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die erfte politifche Zeitung in der Schweiz, die 
Bots und neue Schaffhaufer Zeitung, im Bolf „Röflizeitung‘ genannt, gegründet; fie hielt ſich bie 
ins Jahr 1839. 

5) Das Wort ſtammt von grabeler, einem Dialeftausdrud für vanner (Korn warnen), und fönnte 
etwa mit Sichtung überfegt werben. 6) S. Sanct:Ballen. 
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ſtreitigkeiten dem Kleinen Rath zugewieſen war. Die Initiative in Geſetzgebungsſachen ſtand 
bei dem Kleinen Rath; ohne ſeine Zuſtimmung durfte der Große Rath ſeine Sitzungen nicht 
über die in der Verfaſſung feſtgeſetzte Zeitfrift verlängern. Das unter der Helvetik dahin— 
gefallene Geſetz, daß feine Partei vor Gericht fi eines Advocaten bedienen dürfe, wurde in 
der Mediationdperiode erneuert und beftebt noch auf den heutigen Tag fort.) Ebenfo ſtammt 
aus diejer Periode das berüchtigte Judengefeg vom 11. Mai 1808, nad welchem unter anderm 
Geldvarleihen von Juden an ſchaffhauſenſche Einwohner nur dann rechtlich gültig waren, 
wenn eine fhriftliche Urkunde darüber aufgenommen wurde und in derfelben ein Berwandter 
und der Friedendrichter bezeugten, daß in ihrer Gegenwart der Jude dem Ghriften die in der 
Schuldurfunde genannte Summe baar ausbezahlt habe. Erſt im Jahre 1859 ift dieſes @e- 
feg aufgehoben worden. ) Gin bleibender Fortichritt war e8, daß die Erwerbung des Bürger- 
rechts der Hauptftadt erleichtert wurbe; ebenfo befräftigte die Mediationsverfaffung den 
Grundfag der Ablöslichfeit der Zehnten und fonftigen Grundlaften. Für einen Beweis, daß 
zwiſchen der ehemals vegierenden Stabt und der Landſchaft ein erfreulicheres Verhältniß beftand 
als in den meiften übrigen frühern Ariftofratien der Schweiz, mochte man ed anfehen, daß bie 
in der Mediationsacte anbefohlene Ausſcheidung ded Municipalvermögend der Hauptftabt von 
dem Staatövermögen des Cantons in Schaffhaufen nicht zur Ausführung fam. Schon am 
24. April 1803 ſchloſſen Stabt und Landſchaft eine Übereinkunft ab, weldye dad Vermögen un— 
vertheilt beieinanderließ, fodaß die von Napoleon eingefegte und mit unbedingter Vollmacht 
audgerüftete Helvetiſche Liquidationscommiſſion, um ihrem Specialmandat zu genügen, zwar 
auch für die Stadt Schaffhaufen eine Ausfteuerungsurfunde feftftellte (4. Juli 1804), diefe 
aber nur für den Ball einer allenfalls fpäter vorzunehmenden Ausfheidung praktiſche Gültig: 
keit haben follte. Allein gerade diefe Lbereinkunft wurde ſpäter zum Keim der Zwietracht; von 
welchem Geiſte fie eingegeben war, davon gibt am beften der Umftand Zeugniß, daß in der: 
felben die Stadt ji zum Erfaß für das „Opfer (2!), welches fie durch Zuftimmung zur Fort: 
dauer der Unvertheiltheit von Staats- und Stabtgut bringe, dad Zugeftändnig maden ließ: 
„Daß der Bürgerfhaft ver Stadt Schaffhaufen das von ihren Vorältern ererbte bürgerliche 
208 (ausfhlieflihe Berechtigung zum Losziehen) für alle Ämter und Dienfte, mit Ausnahme 
der Schullehrer: und Kanzleidienfte, unbedingt und feierlich zugefichert bleibe.‘ 

Trog der Gemüthlichkeit, die fonft einen Grundzug der fhaffhaufer Zuftände bildete und 
nur zu oft einer ernftern Auffaffung der Aufgaben der Regierung hinderli wurde, griffen, 
als zu Ende des Jahres 1813 alliirte Truppen in Schaffhaufen eingezogen waren, auch die 
Stadtbürger von Schaffhaufen wieder mit thörichter Haft nah ihren alten Vorrechten und 
Regimentseinrihtungen. Die Verfaffung vom 14. Juli 1814, weſentlich eine Wieder: 
auffriihung derjenigen von 1689, ftellte die frühern zwölf Zünfte wieder her und ließ für das 
Land die Eintheilung in zwölf Wahlzünfte (wovon Stein eine bildete) fortbeftehen, gab aber 
der Hauptitadt 48, der Stadt Stein 4 und der geſammten Landſchaft nicht mehr ald 22 Ver— 
treter im Großen Rath, von welden legtern überdies die elf Zünfte nur je ein Mitglied aus 
ihrer Mitte, das zweite dagegen außerhalb der Zunft Calfo in der Regel wol auch aus der 
Stadt) zu wählen hatten. Die ſtädtiſchen Mitglieder des Großen Raths erhielten als ſolche Feine 
Befoldung; die Mitglieder von der Landſchaft waren von ihren Zünften zu entfchädigen. Bon 
den 24 Mitgliedern des Kleinen Raths (Regierung) erwählte jede der zwölf ftäntifchen Zünfte 
fowie die Stadt Stein je ein Mitglied, fünf weitere Mitglieder wurden durch die von der 
Landſchaft gewählten Mitglieder des Großen Raths and ihrer Mitte bezeichnet, die ſechs 
übrigen wählte der gefammte Große Rath frei unter feinen Mitgliedern. Nicht minder bezeich- 
nend für den Geift diefer Verfaffung ift ed, daß fie, im fcharfen Gegenfag zu dem in der 


7) Indefien hat (Gefeg von 30. Juni 1852) jet jede Partei das Recht, einen „‚Beiftand‘ mit fidy 
vor Gericht zu nehmen. Die althergebrachte Berechtigung der Parteien, ſich einen Fürfprecher aus der 
Mitte des Gerichts zu wählen, ift feit 1848 abgefchafft, und jene freie Verbeiftändung fommt in ihren 
Wirkungen der Cinführung der Abvocatur gleich; nur kann fich jeder, ohne einer Staatsprüfung unter: 
worfen zu fein, als Advocat etabliren. 

8) Immerhin befteht noch die Beichränfung, daß es den Jiraeliten fpeciell unterfagt ift, bei Dar: 
lehen fi höhere Summen, als der Schuldner wirflich empfängt, verschreiben zu laflen, oder, ausge- 
nommen im faufmännifchen Berfehr, mehr als 5 Proc. Zins oder Zinfeszinfen zu fordern — bei Strafe 
der Ungültigfeit des ganzen Nechtsgefchäftse. Um einem Jfraeliten die bleibende Niederlaffung oder die 
Erwerbung von Grundbefig zu geftatten, bedarf es eines von ber Mehrheit fämmtlicher Bürger ber 
Gemeinde gefaßten Beſchlufſes. 
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Mediationdverfaffung feftgehaltenen Grundfag der Gemwaltentrennung, den Kleinen Rath als 
oberfte Inftanz in Civil-, Criminal- und Adminiftrativfällen bezeichnet. Erneuert murbe ferner 
der „in unjern ehemaligen Grundgefegen enthaltene Grundſatz, daß diejenigen, die fich unter- 
fangen würden, durch heimliche oder Öffentliche Verbindungen oder Berabredungen bie öffent: 
liche Ruhe zu flören und allgemeine außerordentliche Zunft: oder Gemeindeverfammlungen zu 
veranlaffen, nad Befinden der Umſtände mit Stillftelung over Verluft des Bürgerrechts 
ober fonft an Leib und Gut geftraft werben ſollen“, und ein in weiterer Ausführung dieſes 
Grundſatzes erlaffenes Gefeg vom 22. Dee. 1815 verordnete, dag an den jährlich'am erften 
Sonntag nah Lichtmeß abzuhaltenden Zunftverfammlungen nad Ablefung der Beuerorbnung 
angefragt werben folfe, ob jemand einen Wunſch an die Regierung zu bringen habe, außerdem 
aber alles Betitioniren unterfagt fe. Daneben findet fi in merfwürdiger Miſchung mande 
Vorſchrift, die in diefen Zeiten für fehr liberal gelten mußte. So war weder für das Stimm: 
recht, noch für die Wahlfähigkeit ein beftimmter Vermögensbeſitz erfordert; das Alter von 
20 Jahren, verbunden mit dem Befig der bürgerlichen Ehrenrechte, genügte um zu wählen und 
in den Großen Rath gewählt zu werden; nur die Mitglieder des Kleinen Raths mußten das 
30. Altersjahr zurückgelegt haben. Berner follte von vier zu vier Jahren eine Integraler- 
neuerungswahl von Großen wie Kleinen Räthen ftattfinden und alle zwölf Jahre eine Re: 
vifion der Berfaffung vorgenommen werben. 

Die Finanzen waren die gefährlidfte Klippe für die Reflaurationdregierung. Die Ver— 
mifhung von Staatd- und Stadtgut nährte unter der Landbevölkerung ein fortmährendes Mis— 
trauen, daß fhon im Jahre 1820, als der Fiscuß theild durch die Incamerationen und Se: 
queftrationen deutſcher Nahbarftaaten, welche ſchaffhauſer Eigenthum in ftarfem Maße ge- 
troffen hatten, theild durch die Folgen der Kriegd- und Theuerungsjahre in Verlegenheit ge: 
fommen war und der Große Rath die Erhebung einer directen Steuer anorbnete, in offene 
Widerſetzlichkeit ausbrach und eine eidgenöffiihe Intervention nothwendig machte, die indeß 
glüdlicherweife ohne Anwendung von Waffengewalt zum Ziel fan. Vergeblich waren vie 
Mahnungen des vom Vorort abgefandten Repräfentanten, das Stabtgut vom Staatövermögen 
audzufondern; faum war der Aufitand niedergedrüdt und die Vollziehung ded neuen Steuer: 
geſetzes gefihert, fo widerſetzte fi die Stadt wieder hartnädig jeder Neuerung, ſodaß bei der 
Berfaffungsrevifion, melde vorgefchriebenermaßen im Jahre 1826 ftattfand, nur wenige Ver: 
befferungen durdgefegt werben Fonnten. Der Große Rath erhielt durch diefe Verfaffung neun 
Mitglieder mehr ald bis dahin, melde er felbft zu wählen hatte; der Kleine Rath wurde in 
zwei Gollegien geſchieden, in melden nad) einer beftimmten Ordnung die Mitglieder des 
Kleinen Raths wechſelten und von denen das eine ald oberfte Juftizinftanz functionirte; bie 
ftäbtifchen Zünfte verloren ihre feit 1814 miederhergeftellte @igenfhaft von Standes: und 
Hanbwerföinnungen. Gin mirflihes Verbienft der infolge diefer Verfaſſung eingefegten 
Regierung war bie durchgreifende Reform des Öffentlichen Unterrichtsweſens; in ihren Ent- 
mürfen zur Reorganifation des mehr und mehr in übeln Geruch gefommenen Binanzwefens 
dagegen wurde fie unterbrochen durch die Volksbewegung von 1830, welde Revifion der Ver: 
faffung durch einen vom Volk gewählten Verfaffungsratb erzwang. Die neue Berfaffung, 
welche dad Datum vom 4. Juni 1831 trug, ſchrieb, wie dies bei dem bisherigen Gang der Dinge 
nicht anders zu erwarten war, die Ausfcheivung des Vermögens der Stadt von demjenigen des 
Staatd vor, und fie wurbe, da eine gütliche Verftändigung nicht möglich war, im Jahre 1832 
durch ein eidgenöfftfches Schiedsgericht zu Stande gebradit, deſſen Spruch, weſentlich auf der 
Ausfteuerungdurfunde von 1804 bafirend, mehr im Interefje des Staatd als der Stadt ausfiel. 
Im übrigen zeigte die Verfaſſung, welche ſchon im Jahre 1834 einer neuen, und außer in ber 
Beftimmung des Repräfentationdverhältniffes der Landſchaft nur in wenigen Punkten von ihr 
abweichenden Berfaffung Platz machen mußte, nit nur jenes der vamaligen Periode überhaupt 
eigenthümlihe Schwanfen zwiſchen dem Anlehnen and Hergebrachte und den Forderungen 
einer confequent durdhgebildeten Demofratie, jondern beweift auch, daß ed der Fleinftäbtifchen 
Geiſtesrichtung Schaffhaufens ſchwer fiel, ſelbſt folhe Traditionen über Bord zu werfen, welche 
in den meiften übrigen regenerirten Gantonen der Schweiz ohne Erbarmen geopfert wurden. 
&o behielten 3. B. beide Verfaffungen, ſowol die von 1831 mie die von 1834, die zunftmäßige 
Einrichtung der Handwerfe bei und meinten liberal genug geweſen zu fein, wenn fie die Bor: 
rechte der ftäntifchen Handwerker befeitigten und jedem Einwohner erlaubten, fi) jeinen Bedarf 
an Handwerfdartifeln bei jevem beliebigen Handwerker im Umfang des Cantons zu beftellen. 

7 


Staatss8erifon. XII. 


98 Schaffhaufen 


Wenn fie ven Gemeindebürgern das Vorrecht nahmen, daß an Jahrmärften in ihrer Gemeinde 
einzig fie Buben zu halten und zu verfaufen befugt waren, fo beftimmten fie dod gleichzeitig, 
dag an Biehmärkten nur Gantondeinwohner gleihes Verfaufsreht wie die Bürger der Ge: 
meinde, in welcher ver Marft ftattfinde, genießen follten. Sehr anerfennenswertb war es da= 
gegen, daß die Verfaſſung jedem Gantondbürger das Recht einräumte, das Bürgerrecht in jeder 
andern Gemeinde des Cantons, aud in der Hauptftadt unter den vom Geſetz aufzuftellenven 
Bedingungen zu erwerben, ſodaß alſo, wenn dieſe erfüllt wurden, die Gemeinde die Annahme 
nicht verweigern durfte. In dem Großen Rath hatte die Stadt nad der Berfaffung von 1831 
nod 30, nad) derjenigen von 1834 nur 18 von 78 Mitgliedern zu wählen. Der Kleine Rath, 
weldem fir eine Anzahl von Verwaltungdzweigen Commiſſionen an die Seite gegeben oder 
untergeordnet waren, fo 3. B. für Schuljahen, für das Kirchenweſen, für die Finanzen, 
jür das Militärweſen — wurde frei aus ſämmtlichen Mitgliedern des Großen Raths gewählt. 
Die Gerichte wurden in jelbfländiger Weife organifirt; Competenzconflicte hatte eine aus je 
zwei Mitgliedern des Appellationdgerihtd und der Regierung fowie aus vier Mitgliedern des 
Großen Raths beftehende Commiffion zu entſcheiden. Die Vorſchrift, daß alle vier Jahre 
jämmtliche Behörden des Cantons einer Integralerneuerung unterworfen jeien, war beibehalten ; 
Bewerbungen für erledigte Stellen wurden verboten, für Bemeſſung der Bejoldungen „vepublis 
kaniſche Sparſamkeit“ als Richtſchnur eingefhärft. Eine Eintheilung des Cantons in Bezirke 
beſtand nur für die Gerichtsorganiſation; die Gemeinden, deren Behörden zugleich die Voll— 
ziehungsorgane für die Regierung bildeten, wählten ihre Gemeinderäthe ſelbſt und hatten ein 
ziemlich ausgedehntes Recht der Mitwirkung zur Wahl des Ortsgeiſtlichen; aber den Gemeinde⸗ 
präfidenten ernannte die Regierung aud der Mitte des Gemeinderaths. Noch mag hervor- 
gehoben werden, daß erft die Verfaflung von 1834 die politifhe Bedeutung der alten zwölf 
Zünfte oder Gefellfhaften der Stadt zerftörte, indem fie verorbnete, daß zum Behuf ver Wahlen 
in den Großen Rath die Stabt drei Wahlverfammlungen bilden und vemgemäß jede der zwölf 
Zünfte vurd dad Los in drei gleiche Theile getheilt werden jolle. Eine Vorſchrift ſodann wie 
die, daß Mitglieder der Behörden, welde im Laufe eined Jahres den dritten, beziehungsweiſe 
den vierten Theil der Sigungen verfäumten, ihre Stelle verloren und fih einer Neuwahl durch 
dad Volk oder den Großen Rath; zu unterwerfen hatten, wird ji Faum in einer andern 
ihweizerifchen Verfaſſung wiederfinden ; fie legt Zeugniß ab von dem frengen Sinne, in 
welden das Volk von Schaffhaufen die Pflicht feiner Vertreter und Behörden beurtheilte, aller= 
dings aud davon, daß zur Klage über läjjige Erfüllung dieſer Verpflihtung Hier wol mehr 
Anlaß ald in andern Cantonen gegeben war. 

In den innern Kämpfen, die mit den Jahre 1848 ihren Abſchluß fanden, hielt fih Schaff- 
haufen, ohne daß in eidgenöfliihen Dingen der Gegenjag von Stäbtern und Lanbbürgern 
ſich bemerflih machte, meift zu der gemäßigtern Fraction der liberalen Partei, die in der 
Tagjagung durd Zürich geführt zu werben pflegte. Es war dies um fo eher zu erwarten, als 
Schaffhauſens Bevölkerung nit durch confefjionelle Gegenfäge gefpalten war und in gro= 
Ber Mehrheit dem veformirten Olaubensbefenntuiß fo eifrig zugethan war, daß z. B. im 
Jahre 1840 der Übertritt des Antiftes der fhaffhaufer Geiftlichfeit, Friedrich Hurter (fpäter 
zum öſterreichiſchen Hiftoriographen befördert), zum Katholisismus das ganze Volk aufs 
tieffte aufregte und nod einige Jahre fpäter (1844), als ſich die faljhe Nachricht verbrei- 
tete, Hurter fei nah Scaffhaufen zurüdgefehrt, zu lauten Maflendemonftrationen führte. 
Eine im Jahre 1846 von der Regierung angeregte Verfaffungsrevifion, melde die Zahl der 
Behörben zu rebuciren und bie ſchwerfällige Organifation zu vereinfachen beabjichtigte, wurde 
vom Volke verworfen, und erft nah Annahme der Bundesverfaffung von 1848) brachte 
es Schaffhaufen zu einer den Wünfchen der radicalen Partei entſprechenden Neugeftaltung 
jeiner Berfaffung. Dieje vom 5. April 1852 datirte Berfaffung, welde noch bermalen in 
Kraft ift, fanctionirte unter anderm die Handels- und Gewerbefreiheit, und ein im Jahre 
1855 erlaffene& Gejeg führte diefen Grundfag im einzelnen aus. Dem Volt wurde das 
Veto gegen Geſetze und Beichlüffe des Großen Raths eingeräumt und überdies das Recht ver— 
lichen, den Großen Rath in feiner Geſammtheit jederzeit abzuberufen; das frühere Princip 





9) Einige Schwierigfeiten machte bei der durch die Bunbesverfafjung gebotenen Gentralifation bes 
Boitwefens der Umftand, daß Schaffhanien im Jahre 1833 trog bes Widerſpruchs des damaligen eid« 
genöfflichen Vororts fein Poftregal an Thurn und Taris vergeben hatte. Die Eidgenofjenfchaft löfle es 
durch Bezahlung einer Averfalentfchädigung aus. 


Schaumburg Schenkung 99 


der Integralerneuerung konnte unter dieſen Umftänden füglid in dev Weiſe eingejhränft wer: 
den, daß alle drei Jahre nur je die Hälfte fümmtlicher Behörden ji einer Erneuerungswahl zu 
unterziehen hätte. Die Repräjentation in Großen Rath richtet ſich einzig noch nad) der Volks— 
zahl, ſodaß auf je 600 Seelen ein Mitglied gewählt wird. Der Negierungsratb zählt ftatt 
neun nur jieben Mitglieder, von welchen jedem das Referat über ein beitimmtes Departement 
der öffentlihen Adpminiftration und die Vollziehung der in dieſen Geſchäftskreis fallenden Re: 
gierungsbejchlüffe zugetheilt wird. Der Erziehungsrath jowie der Kirchenrath find indeß 
beibehalten; ber erftere beitebt neben dem mit dem Referat über Kirchen: und Schuljachen be: 
auftragten Regierungsmitglied aus jehs vom Gropen Rath gewählten Mitgliedern, von 
denen eind dem geiftlichen und eind dem Lehrerftande angehören muß, die übrigen vier frei ge- 
wählt find. Den Gemeinden ift nicht nur die Wahl der Mitglieder, ſondern auch diejenige des 
Präfiventen des Gemeinderaths zugeftanden; den Ortögeiftlihen wählt die Regierung mit 
Zuzug von fieben Audgeichoflenen der Gemeinde; die Errihtung von Ginwohnergemeinden 
neben ven bis dahin einzig mit politifchen Bunetionen betrauten Bürgergemeinden ift geitattet. 
Bon diefer Ermädtigung hat indeß bisjegt Feine Gemeinde des Cantons Gebraud gemacht, 
und es ift auch um fo unwahrſcheinlicher, daß es geihehen werde, weil das neue Gemeindegeſetz 
von 1861 die vortreffliche Beftimmung enthalt, dan in feiner Gemeinde Gemeindefteuern er- 
hoben werden dürfen, folange in derfelben die Ortöbürger Nutzungen vom Gorporationdgut be- 
ziehen, und daß die Niedergelaffenen in allen Angelegenheiten, für welche jie mitfteuern müffen, 
auch mitzuftimmen haben. In der Kirchenſynode haben außer den Geiftlihen nur die weltlichen 
Mitglieder des cantonalen Kirchenraths Sig und Stimme; Haupt der Geiſtlichkeit und Präſi— 
dent der Synode ift ber von dieſer jelbft gewählte Defan. Den Kirhenrath wählt zum Theil der 
Grope Rath, zum Theil die Synode, Präſident deffelben ift der regierungsräthliche Referent 
in Kirchen- und Schulfahen, Vicepräfident der vom Großen Rath jeweilen auf ſechs Jahre 
gewählte „Antiftes‘. Gin Aufſichtsrecht über die Volksſchulen ſteht ven Ortsgeiftlihen nur in 
Bezug auf ven Religiondunterricht zu; fait überall aber wählen die Gemeinden den Pfarrer zum 
Präfidenten der Ortsſchulbehörde. Die Einführung von Gefbworenengerihten behielt man 
ber Gefeggebung vor, ohne daß dieſe bisjegt dazu gekommen ift, ſich für Gejchworenengerichte 
zu entjheiden, wie denn überhaupt in der Schweiz eine vielfach beftätigte Erfahrung zeigt, dap 
der Ausweg, Reformen, welche bei Berfaffungdrevifionen angeregt werben, einem jpäter zu 
erlaffenden Gejege zugumeifen, häufig nur ein Mittel ift, unbequeme Forderungen auf die lange 
Banf zu ſchieben und in Vergefienheit zu bringen. 

Schaffhauſen brjigt ein am 3. April 1859 promulgirtes Strafgejegbud. Die fogenannte 
ſchweizeriſche Wechſelordnung, welche außerdem nur noch in den Gantonen Bern, Luzern, So: 
lothurn und Bafels Stadt zum Gejeg erhoben ift, wurde in Schaffhaufen im Jahre 1863 ein- 
geführt. Ein neues privatrechtliches Gefegbud für den Ganton ift in Arbeit; der erfte Theil, 
das Perſonen- und Familienrecht enthaltend, befteht jeit 3. Dec. 1863 in Kraft, der folgende 
Theil, das Sachenrecht, liegt im Entwurf vor. Gegen den erften Theil dieſes Gefeges, wel: 
her die Civilehe im ähnlicher Weije, wie fie im Canton Zürich befteht, facultativ zuließ, ver- 
ſuchten geiftlihe Stürmer das Veto des Volks in Bewegung zu jegen, j&heiterten aber an dem 
verftändigen Sinne der Bevölkerung. Es ift Died bisjetzt feit 1852 der einzige Ball, in wel: 
chem dad Veto angerufen wurde; die Beſorgniß, daß daffelbe dem Fortſchritt der Gefeggebung 
hinderlich fein und VBorurtheilen die Oberhand über geläuterte Einſicht verjchaffen werde, bat 
fi in Schaffhaufen bisjegt nicht erwahrt, 

Die Finanzen des Kantons find in blühendem Stande; jehr bedeutend (circa 21/, Mil: 
lionen) ift namentlich der cantonale Kirchen: und Schulfonde. Die directen Steuern find feit 
längerer Zeit eingeführt und werben dermalen nach Maßgabe des Geſetzes vom 20. Dec. 1862 
erhoben. Gigentlihe Staatsfhulden hat der Canton nidt. ®. Bogt. 

Schaumburg, ſ. Lippe-Schaumburg. 

Schenkung. Es liegt in der eigenthümlihen Natur der Schenkung, wenn es bisher noch 
nicht hat gelingen wollen, eine völlig ausreichende Begrifföbeftimmung diejer Art von Redts- 
geichäften feftzuftellen. Der Grund davon dürfte darin zu ſuchen fein, dap die Schenkung theils 
in einem einzelnen Rechtsinſtitut hervortritt, theils fih über dad gefammte Rechtsgebiet ver: 
breitet. Die ganz natürliche Folge ift die unter ven Nechtölehrern herrſchende Meinungsverjchie- 
denheit über die ver Schenkung anzuweifende Stellung im Syſtem. Die einen haben fie nad 
dem Vorbilde der Juſtinianiſchen Inftitutionen unter die Erwerbsarten des — geſetzt; 
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nach einer andern Anficht gehört fie unter die obligatorifchen Verträge. Wieder andere Rechts: 
lehrer haben fie an verſchiedenen Stellen ihres Syſtems abgehandelt. Nach ver Anfiht, da 
die Schenkung einen vorwiegend allgemeinen Charakter habe, welchen die verfchiedenften Rechts— 
gefhäfte annehmen können, ift von mehrern Neuern die Lehre von der Schenkung in den allge: 
meinen Theil des Syſtems des bürgerlichen Rechts an die Seite des Vertrags, welchem fie durch 
die Allgemeinheit ihrer Natur und dur bie Mannichfaltigkeit ihrer Anwendung gleichartig ift, 
verwiefen worden (Puchta, Savigny). Unter den neueften Rechtslehrern billigt Sintenis zwar 
diefe Stellung im allgemeinen Theil, indeß hält er e8, unbefdhadet des Zufammenhangs, 
für foftematifch richtiger, diejenigen Theile der gefammten Lehre von der Schenkung, melde 
ausſchließlich gewiſſen Rechtstheilen angehören, auch bei diefen zu laffen (alfo das Schenfungs- 
verjprechen zu ven Obligationen, die Schenkung zwiſchen Ehegatten zum Eherecht und die auf 
den Todesfall zum Erbrecht zu ftellen); er behandelt aljo im allgemeinen Theil nur die allge: 
meinen Grundfäge der Lehre. Ahnlich Arndts. 

Das Bürgerliche Gefegbud für das Königreih Sachſen vom 2. Ian. 1863, welches mit we⸗ 
nigen Abweihungen in diefer Hinficht der gemeinrechtlihen Auffaffung folgt, bat dagegen Be: 
denfen getragen, fich der vorgedadhten, gegenwärtig ald die herrſchende zu betrachtenden Mei- 
nung, welche die Lehre von der Schenkung in den allgemeinen Theil des Rechtsſyſtems verweift, 
anzufchließen, und vielmehr diejenige ältere beibehalten, nach welcher die Schenkung theils in den 
allgemeinen, theild in den befondern Theil des Obligationenrechts, beziehentlih in das Ehe: 
und Erbrecht zu ftellen if. Zur Begründung diefer Auffaffung ift in den dem Entwurf des 
Geſetzbuchs beigegebenen allgemeinen Motiven geltend gemadt worden: das Princip, welches 
jener andern Anficht (von der ih übrigend gar nicht verfennen laffe, daß etwas Wahres barin 
liege) zu Grunde liegt, würde nur dann confequent durchzuführen fein, wenn man die Redts- 
geihäfte in zwei Theile theilte, von welchen die eine KHlaffe die Schenfung, die andere die fänmt: 
lichen übrigen Gejhäfte im Gegenjag zu der Schenfung ald onerofe auffaßte, eine Eintheis 
lung, die jebod wegen der geringen Wichtigkeit, welche der Schenfung den ſämmtlichen 
übrigen Gefhäften gegenüber zufommt, in einem Syftem doch fehr auffällig erfcheinen würde. 
Zudem, heißt es weiter, iſt gegen den Grund, welcher wider die Vertragdnatur der Schenkung 
aus dem Umftande abgeleitet wird, daß e8 Fälle gebe, in welden „des Empfängers Bemwußtfein 
der Bereicherung und deffen Einwilligung in diefelbe nicht nothwendig ifl’‘, von andern mol 
nicht mit Unrecht bemerkt worden, daß die Gegenjeitigfet des Geſchäfts ih in dem Erforderniß 
des Armerwerdend auf feiten des Schenferö und des Reicherwerdens auf feiten des Befchenften 
als etwas Weſentliches ausfpriht. In jedem Fall hat aber, führen die Motive meiter aus, 
dad Schenkungsverfprechen alle Merfmale eines obligatorifhen Vertrags, und man müßte, wenn 
man felbit die übrigen Seiten der Schenkung im allgemeinen Theil abhandeln wollte, doch we⸗ 
nigftend das Schenfungsverfprechen in das Obligationenrecht verweifen u. ſ. w. 

Gleich dem Bürgerlihen Geſetzbuch für Sachſen hat aud) die in Dresven behufs der Be 
rathung eines allgemeinen Obligationenrehtd gegenwärtig tagende Gommijfion von Dele: 
girten verfchiedener deutſcher Staaten die Schenkung in den befondern Theil des Forberungs: 
recht3 aufgenommen und nad ver und vorliegenden Baflung des Redactionsausſchuſſes (vgl. 
Protofoll der 146. Sigung vom 29. April 1864) in den Art. 491—495 unter A von ber 
° Schenkung im allgemeinen, in ven Art. 496—526 unter B von der Schenkung unter Pe: 
benden (beziehentlich in den Art. 507 und 508 unter a von dem Widerrufe einer Schenfung 
unter Lebenden wegen Nichterfüllung der Auflage, in den Art. 509—515 unter b von dem 
Widerruf der Schenkung unter Lebenden wegen Undanks und in den Art. 516—526 unter c 
von dem Miderruf wegen Verlegung des Pflichttheild) und endlich in den Art. 527 —531 
unter C von der Schenkung auf den Todesfall gehandelt. 

Unter Schenfung im allgemeinen (donatio im Römifchen Recht) wird ein ſolches Rechts— 
gefhäft zwifhen Lebenden (inter vivos) im Gegenfag von Schenkung von Todes wegen 
(f. unten) verflanden, wodurch der eine, der Schenker oder Schenfgeber, aus feinem Vermögen 
etwas an den andern, den Beichenkten oder Schenfnehmer abjihtlich unter deſſen, wenn auch 
nachträglichem, Einverſtändniß ſolchergeſtalt überträgt oder ein ihm zuſtehendes Recht zu deſſen 
Vortheil aufgibt, daß dieſer nichts dagegen leiſtet, ſondern einen reinen Zuwachs zu ſeinem 
Vermögen, der Schenker alſo einen reinen Abgang daraus hat. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch für Sachſen (F. 1049) nennt Schenkung kurzhin dasjenige 
Rechtsgeſchäft, durch welches jemand ohne Gegenleiſtung und aus Freigebigkeit einem andern 
einen Vermögensvortheil zuwendet, und die Vorlage des Redactionsausſchuſſes obgedachter 
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„dresdener Gommijfion” (melde wir in Nachftehendem kurz „dresdener Commiſſiondentwurf“ 
nennen wollen) jagt hierüber im Art. 491: Wendet jemand, ohne rechtlich dazu verpflichtet 
zu fein, dur Verminderung jeined Vermögens einem andern mit deffen Einverſtändniß und 
in der Abficht, deffen Vermögen zu vermehren, einen Bermögendvortheil unentgeltlich zu, fo 
ift dDiefe Zuwendung eine Schenfung, ohne Unterſchied, ob ſolche durch ein Verſprechen einer 
Leitung (Schenfungsvertrag) oder durch ein anderes Rechtsgeſchäft, insbeſondere durch Über: 
tragung des Eigenthums an einer Sache oder durch Unterlaffung oder Aufgebung eines andern 
Vermögensrechts bewirkt worden if. Während alfo der vorgedachte Gommiffiondentwurf von 
der unſers Erachtens allein richtigen Anſicht ausgeht, daß jede Schenkung ihrer eigentlichen 
Natur nach ein Vertrag fei, unterſcheidet Sachſen ($. 1054) zwiſchen Schenkungen, weldye auf 
einem Vertrag beruhen und die Annahme des Beſchenkten erfordern, und andern Arten der 
Schenkung, bei welchen e8 feiner Annahme bedarf. Der Entwurf eines Bürgerlichen Gefeg: 
buchs für das Großherzogthum Heilen vom Jahre 1853 (Bud 2, Abth. 4, von den VBerbind- 
lichkeiten indbefondere), Art. 94, nennt denjenigen Vertrag, mwoburd jemand aus Frei: 
gebigfeit eine Sache oder ein Recht an einen andern unentgeltlich veräußert, einen Schen— 
fungövertrag , und der Entwurf eines Bürgerlichen Gefegbuds für das Königreih Baiern vom 
Jahre 1860 (THl. I, von den Rechtsgeſchäften im allgemeinen), Art. 91, beftimmt: Schen— 
fung ift jedes Rechtsgeſchäft außer dem Legten Willen und dem Erbvertrag, wodurd jemand 
ohne rechtliche Verpflichtung aus jeinem Bermögen einem andern in freigebiger Abficht eine Be— 
reiherung unentgeltlich zuwendet. 

Es ift bereitö oben der vielfeitigen Natur der Schenfung gevadt worden. Man hat daher 
Schenkung im weiteften Sinne jede vermögensrechtliche Liberalität genannt, im engern Sinne 
aber darunter verftanden dasjenige Rechtsgeſchäft, durch welches jemand freiwillig, aus Libe— 
ralität, ohne rechtlich verbunden zu fein, ein Vermögensrecht aufgibt und das Vermögen eines 
andern vergrößert. Im engften Sinne nennt man Schenkung die Eigenthumsübertragung aus 
reiner Freigebigfeit, im Gegenfag von den Schenfungägefhäften, durch welche unentgeltlich 
ein Forderungsrecht in das Vermögen des Beſchenkten gebracht oder vafjelbe von einer Berbind- 
lichkeit befreit oder durdh ein dingliches Recht vermehrt wird. 

Allgemeine Erforderniffe einer Shenfung unter Lebenden find: 1) das 
Borhandenfein von zwei Berfonen, dem Schenker oder Schenfgeber und dem Beſchenkten oder 
Schenknehmer, welche beiderjeitd im Bejig von Willens = oder Veräußerungsfähigfeit und be: 
ziehentlih Erwerböfähigkeit fein müſſen. (ber Schenkungen zwiſchen Ghegatten ſ. unten.) 
2) Ubereinftimmung der Abficht ded Gebers und des Empfängers, infofern legterer die An— 
nahme des Geſchenks als ſolchen wollen muß, fei ed ausprüdlid oder durch concludente Hand— 
lungen. Demnach ift feine Schenfung vorhanden, wenn ein Bermögendgewinn ausgeihlagen 
wird, oder wenn jemand nur infolge einer rechtlichen Verpflihtung gibt. (Vgl. z. B. ſächſiſches 
Bürgerliches Geſetzbuch, $. 1051, heſſiſcher Entwurf, Art. 94, Abſatz 2.) Durch bloßed Unter: 
laffen kann gleichfalld eine Schenkung nicht geihehen, ausgenommen, wenn darin ein verftedtes 
pofitived Handeln begriffen ift, wenn aus den Umftänden auf die Ginwilligung geſchloſſen wer— 
den fann. Andererſeits wird behauptet, daß das die Schenkung enthaltende Rechtsgeſchäft auch 
ohne Vertrag, alfo durch eine in Bezug auf die Schenfung einfeitige Handlung des Schenfers 
möglich ſei, ſodaß es einer Annahme der Schenkung von feiten des Beſchenkten und feines Wi: 
ſens nicht bevürfe. Die dahin zu rechnenden fehr verſchiedenartigen Bälle treffen nad) Sintenis 
darin überein, daß die abjihtlich zum Vortheil des andern vorgenommenen: Handlungen für 
diefen ein Rechtöverhältniß begründen oder eine vortheilhafte Thatſache herſtellen, welche der 
Handelnde nicht rückgängig maden kann und alfo unter den Begriff der Ereigniffe für den erftern 
fallen; eine Anfiht, deren eingehende Widerlegung ſelbſtverſtändlich, nad) dem Zweck des ge: 
genwärtigen Auffages, audgefchloffen bleiben muß. 3) Veräußerung eined Vermögensgegen⸗— 
ftanded. Jeder Gegenftand einer Veräußerung ift auch möglicher Gegenftand einer Schenkung, 
3.8. Ceſſion einer Forderung, alſo aud dur Aufhebung eined Rechts zu Gunften des Be: 
ſchenkten, ferner durch Befreiung des Beſchenkten von Verbindlichkeiten gegen dritte Perfonen. 
Es können daher durch Schenfung Vermögensrechte aller Art erworben werben und erlöjhen, 
ſodaß Rechtsgeſchäfte mit den verſchiedenſten Zweden ihren Inhalt ausmachen koͤnnen. (Bgl. 
fächfifches Bürgerliched Geſetzbuch, $. 1050, heſſiſcher Entwurf, Art. 94, bairifher Entwurf, 
Art: 92, dresdener Commifjiondentwurf, Art. 491.) Wer dagegen auf ein nod unge: 
wiſſes Vermoͤgensrecht verzichtet, ſchenkt nicht, weil dad ungewiſſe Recht noch nit einen Be— 
ſtandtheil feines erworbenen Vermögens bildet, er fonad nichts von feinem Vermögen au‘ 
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gibt. A) Bereicherung des Beſchenkten, infofern dad Vermögen des Empfängers durch bie 
Schenkung vermehrt werden muß. Es ift hierher jomit nicht zu zählen der Erlaß eines Pfandrechts 
oder einer andern Sicherheit für ein vorhandenes Recht, oder wenn man eine unverzindliche 
Schuld vor der Berfallzeit abzahlt. Wohl aber kann eine Vermögenszuwendung geſchehen durch 
Führung der Geſchäfte des Beſchenkten gleich mit der Abfiht, Vergütung dafür oder Erfag bed 
dabei gebabten Aufwandes nicht zu verlangen oder durch abſichtliche Zahlung einer Nichtſchuld. 
5) Die Bereicherung muß eine abjichtlihe fein, die Veräußerung aus freier Gunft geicheben. 
Die Abficht iſt nothwendig auf feiten des Geberd, gewöhnlich vorhanden bei dem Empfänger, 
jedoch hier nicht durchaus erforderlich. Es ift beiſpielsweiſe keine Schenkung, wenn der Bater 
infolge jeiner gejeglichen Verpflichtung die Toter ausftattet, wenn der Erbe ein Legat aus: 
zablt. Diefe Abficht ift fo wefentlid zum Schenfungsbegriff, daß bei ihrem Mangel (oder, wie 
es im Römiſchen Recht bezeichnet wird, bei dem Mangel des animus donandi) ungeadtet 
bed Daſeins aller übrigen Beftandtheile des Schenkungsbegriffs eine Schenfung nit angenom= 
men werben darf. 

Bejondere Arten der Shenfung. Die Schenfung kann nicht bloß, wie bereitö be— 
merft worden, als ein jelbitändiges Geihäft vorfommen, jondern aud mit Geſchäften anderer 
Art in Verbindung treten oder durch fie vermittelt und ausgeführt werben; fie kann gerade in 
dem Erlaß der ganzen oder. theilweiien Leiftung des einen der Gontrabenten aus dem Geſchäft 
ober in bem Verſprechen einer größern Leiftung, als er ſchuldet, beſtehen. So verbindet ſich bei- 
fpielöweife mit dem Kaufvertrag eine Schenkung, wenn jemand eine Sade, um mit der Diffe- 
renzſumme den andern ein Geſchenk zu machen, abfichtlih unter dem wahren Werth verfauft, 
oder mit einem Pacht- oder Miethvertrag, wenn in der Abficht einer Schenfung der betreffende 
Zins unverhältnigmäßig niedrig oder hoch geftellt wird. (Hier liegt aber nur eine Schenkung 
im weitern Sinne vor, weil der Vermiether u. ſ. w. dadurch, daß er mit einem unverhältniß- 
mäßig geringen Miethzins ſich begnügt, nicht fein vorhandenes Vermögen vermindert, fondern 
nur eine möglie Bermehrung defjelben u. j.w. unterläßt.) Ober beim unverzinslihen Dar: 
lehn, wenn nad vorauögegangener Übereinkunft der Empfänger weniger zurücdzahlen fol, 
ald er entlichen hat. Als Schenkung gilt in folhen fogenannten gemifchten Geſchäften (nego- 
tium mixtum cum donatione der Römer) die Differenzfunnme zwifchen den beiberfeitigen Lei: 
ftungen. Es kann aljo hier nur von einer tbeilweifen Schenkung die Reve fein und fommen in: 
foweit die dieöfalliigen Regeln von der Schenkung, beziehentlich ihre (ſpäter zu gedenkenden) 
geſetzlichen Beichränfungen zur Anwendung. Kann indeffen die Differenzfunnme nicht feftge: 
ftellt werden, fo wird das Gefchäft diesfalls nicht für eine Schenkung als ſolche angefehen. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch für Sachſen beftimmt in diefer Hinfiht $. 1052: Someit bei zweifeiti- 
gen Rechtsgeſchäften die Leiftung des einen aus Kreigebigfeit geringer beflimmt wird, al® es 
ohnedies der Ball geweſen jein würde, ift eine Schenkung vorhanden. 

Ferner kann die Schenkung Bezug haben auf frühere Vorgänge, durch welche ſich jemand 
zu einer Grfenntlichfeit, zu einer Art Gegenleiftung gebrungen fühlt, wie wenn man jemand 
Gefälligkeiten, Wohlthaten oder Dienfte, welche er uns erwiefen, oder auch Geſchenke, die er 
und gegeben, durch eine Schenkung vergüten will (fogenannte belohnende Schenkung, donatio 
remuneratoria), Der Beweggrund ift für die Natur der Schenfung felbit gleichgültig. Vor— 
ausſetzung ift bei einer derartigen Schenfung, daß der Geber zu der Bergeltung nicht etwa redht- 
lich verpflichtet war oder fid dafür gehalten hatte, jondern daß feine Bermögenszuwendung an 
den andern ſich iniofern noch ald freie Gunfterweifung barftelft, als fie aus der fittlichen Pflicht 
der Dankbarkeit entiprungen ift. (Vgl. ſächſiſches Bürgerliches Geſetzbuch, F. 1064, dresdener 
Kommifjtondentwurf, Art. 492, großherzoglich heſſiſcher Entwurf, Art, 96, bairiſcher 
Entwurf, Art. 94.) 

Der belohnenden Schenkung ähnlich ift die wechfelfeitige Schenfung (donatio reciproca), 
welche der Beichenfte wiederum dem Schenfer macht. 

Endlich ift es möglich, daß eine Schenkung mit der ausdrücklichen nähern Beftinnmung einer 
Gegenleiftung oder jonitigen beſchränkenden Auflage gefhieht (fogenannte donatio sub modo), 
mithin wenn dabel den Bejchenkten entweber irgendein Zwed über die Verwendung des Ge— 
ſchenks vorgezeihnet oder eine Auflage, gleichviel ob zu Gunften eines Dritten oder des Schent: 
gebers jelbft, oder irgendeine Beihränfung gemacht wird, z.B. wenn jemand ein Landgut mit 
der Beftimmung gefchenft wird, daß der Beſchenkte feine Altern darauf wohnen oder feinen Ge— 
ſchwiſtern einen beftimmten Theil des Ertrags daraus zutommen laffen fol. Hier liegt in der 
Annahme der Schenkung gleichzeitig die Ubernahme der Verpflihtung. Eine eigentlihe Schen: 
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kung iſt indeß auch Hier nur inſoweit vorhanden, als fie durch die Gegenleiſtung oder Auflage, 
beziehantlich Beſchränkung nicht wieder aufgewogen wird (vgl. ſächſiſches Bürgerliches Geſetz— 
buch, $.1065, 1066, heliicher Entwurf, Art.97, dresdener Commiſſionsentwurf, Art.493). 

Gefeglihe Beihränfungen ver Schenkung. Dahin gehört: 1) (nad gemeinem 
Recht) dad Verbot von Schenfungen zwifchen Ghegatten. Schenfungen diefer Art, während der 
Ehe gegeben, follen in der Regel ungültig fein. Es darf alfo hiernad der eine Ehegatte auf 
Koften des andern durch defien Breigebigfeit fein Vermögen nicht bereichern. Die Schenfung 
iſt nichtig, die geſchenkte Sache geht nicht in das Eigentum des Beſchenkten über. Ausgenom— 
men von dieſer Megel ift unter anderm (wie die üblichen Gelegenheitsgeſchenke) insbeſondere der 
Bau, daß, wenn ver Beſchenkte den Schenker überlebt, durch deſſen Tod die vormals anfecht— 
bare Schenkung vollgültig wird, vorausgefegt, daß ſeitens des Schenferd vor dem Tode Fein 
Widerruf der Schenkung ausgeſprochen und diefe auch ſchon aus feinem andern Grunde, als der 
Ehe wegen, an fi ungültig gemefen ift. Das Bürgerliche Gefegbuh für Sahfen hat diefe 
Grundfäge aufrecht erhalten (vol. FF. 1647— 49); nad) Art. 496 ded Entwurfs der dres— 
dener Commiſſion dagegen find Schenkungen unter Lebenden zwifchen Ehegatten gültig, fofern 
nicht ein Landesgeſetz etwas anderes beftimmt. Man ging dabei von der richtigen Anficht aus, 
daß ch das Römiſche Recht mit feinem auf der willfürlihen Auflöslichkeit ver Ehe gegründeten 
Verbot derartiger Schenfungen überlebt habe und gegenwärtig mit dem Neben in offenbarem 
Widerſpruch ſtehe. Faſt alle neuern Gefeggebungen, mit alleiniger Ausnabme der gedach— 
ten ſächſiſchen (aud der heſſiſche Entwurf hält diefe Beihränfung noch feft), wie die öfter- 
reichiſche, franzöfifche, zürichifche, auch das würtembergiſche Landrecht haben von einer vies- 
fallfigen Beſchräänkung abgeſehen. 2) Schenkungen über eine gewiffe Höhe hinaus bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit einer befondern Korm. Nah Nömifhen Recht ift für eine Schenkung, 
welche ven Werth von 500 solidi aurei (glei 1400 Thlr. preuf. Cour. oder 2450 #1.) über: 
fteigt, gerichtliche Infinuation erforderlich, wenn fie gültig fein fo, d. h. wenn das Schenkungs— 
gefchäft ſeitens des Schenkers vor jedem beliebigen Gericht zu Protokoll erklärt ift und gerichtliche 
Beftätigung erlangt hat. Sachſen (Bürgerliches Geſetzbuch, F. 1056 fg.) hat den Betrag auf 
die Höhe von 1000 Thlrn. normirt und der gleichen Beſchränkung auch Schenkungen von wie: 
derfehrenden Leiftungen auf unbeftiminte Zeit, weldye ven Betrag von jährlih 50 Thlrn. über: 
fteigen, unterworfen; dagegen hat e8 Schenfungen jährlicher Leiftungen auf beftimmte Zeit 
diefer befhränfenden Form nur in dem Ball unterftellt, wenn der Gefammtbetrag die Sumnte 
von 1000 Thlrn. überfteigt, von Beobachtung diefer Form aber abgefehen bei mehrern nicht 
gleichzeitigen Schenkungen unter denfelben Perſonen, welche nicht einzeln, wohl aber in ihrem 
Gejammtbetrag 1000 Thlr. oder 50 Thlr. jährlich überfteigen, audgenommen wenn eine Um— 
gehung der Gejege dadurch beabſichtigt würde. Bei einer Schenkung an mehrere Perfonen foll 
ver Betrag der auf die einzelnen Befchenkten fallenden Antheile entjcheiden. Iſt die vorgefchrie- 
bene Form nicht beobachtet worden, fo follen die Schenkungen nur bis zu den gedachten Beträ- 
gen gültig, für den uͤberſchuß aber nichtig fein. Das gemeine Recht zählt noch einige hierher 
gehörige Fälle auf, melde von der gedachten Beſchränkung ausgenommen worden find, als 
3. B. Schenfungen zum Aufbau eined abgebrannten oder eingeftürgten Gebäudes, zum Zweck 
der Ausftattung einer Frau u. ſ. w., ferner bei vemuneratoriihen Schenkungen den Ball, wenn 
aus Anlaf einer Lebendrettung ein Geſchenk gemacht worben if. 

Bei diefen fogenannten großen oder beträchtlichen Schenfungen hat die vorgefchriebene ge: 
richtliche Infinuation lediglich ven Zweck, nicht blos leichtfinnige und übereilte, des Schenfers 
und beffen Familie Eriftenz oft gefährdende Schenkungen zu verhüten, ſowie zu vermeiden, daß 
derartige Handlungen nicht durch Eindrücke des Augenblicks, durch Leichtſinn oder Charakter— 
ſchwäche hervorgerufen würden, ſondern auch durch ein Öffentliches Document für den Beweis 
der Schenfung Sorge zu tragen und Fünftigen Streitigkeiten vorzubeugen. 

Allein richtiger, weil dem allgemeinen Interefje entſprechender, follten Schenfungen unter 
Lebenden behufs ihrer Gültigkeit an Feinerlei Form gebunden jein. Wie jhon angedeutet wor: 
den, beftehen unter den neuern Gefeggebungen über das Maß der Höhe mannichfache Abwei- 
dungen. (Der dreödener Commiſſionsentwurf hatte anfänglidy die Summe auf 500 Thlr. nor- 
mirt, der bairifhe Entwurf, Art. 97, in Übereinftimmung mit dem beffifhen Entwurf, 
Art. 102, hat fie auf 150 Thlr. reducirt.) Schon diefer Umftand dürfte darauf hindeuten, 
das man bei Erlaß derartiger gefegliher Normirungen in Zweifel darüber war, weldhe Summe 
denn als für die gerichtliche Born allgemein maßgebend erachtet werden möchte, wenn man nich? 
einfach die römiſch- rechtliche Beftimmung beibehalten wollte. In Anbetracht der dermalig 
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Geldverhältniffe und des im Vergleich zu damals gefunfenen Geldwerths aber hätte man im 
legtern Fall die entjheidende Summe von 1400 Thlen. zum mindeften auf 2000 Thlr. 
erhöben follen. 

Man hat ferner unterfcheiden zu müffen geglaubt zwiſchen Schenkung überhaupt und dem 
eigentlihen Schenfungäverfprechen insbefondere und eine bejchränfende Form nur rückſichtlich 
der legtern aufftellen wollen, indem man fi auf eine diesfallfige langjährige Praris in Öfter- 
reih, Preußen und Frankreich, welder jogar nod eins der neueften Civilgeſetzbücher, das zü— 
richiſche, $. 1091, zu folgen Feinen Anftand nahm, für die Bewährtheit diefer Beitimmung 
bezog. Das fürmlibe, mit Worten abgemachte Schenkungsverſprechen, ſagte man, jei für 
den Leichtſinn, die Ubereilung u. |. w. des Schenfers, welchen vorgebeugt werben foll, weit 
gefahrbringender ald die bloße Übergabe des Schenkungsgegenſtandes, melder, ſinnlich wahr- 
genommen, dadurch leichter eine wiederholte Überlegung hervorrufe. Dagegen dürfte einfach 
zu erwidern fein, daß der Leichtfinnige durch eine ſolche Förmlichkeit nicht zurückgeſchreckt wird, 
für einen befonnenen Menfchen aber diejes Mittel zur Erreihung des mehrgedachten Zwecks an 
fih ſchon überflüſſig ift. 

Einige neuere Geſetzbücher haben zwar, um nicht ſofort ganz die bisher feftgehaltene Theorie 
aufzugeben, von aller Form in denjenigen Bällen abgeſehen, in welden die Schenfung ſeitens 
des Schenfers durch Übergabe des Schenfungsgegenftandes fofort vollzogen wurde. Allein 
auch dieſer Schritt dürfte ald ein nur halbgemeffener ven Anforderungen des gegenwärtigen 
Verkehrslebens nicht entfprechen. 

Unferer Anfiht nad muß bier, wie in manden andern Bällen, um den Anforderungen 
der Gegenwart zu genügen, mit den diedfallfigen römisch = rechtlichen Beftimmungen vollftändig 
gebrochen werden; denn unleugbar liegt in jener Beſchränkung eine ven freien Verkehr been- 
gende Form, eine ftaatlihe Bevormundung, welche gegen Leihtfinn und Charakterſchwäche 
einen jihern Schug nicht gewährt, mithin ald ungeredhtfertigt erfcheint. 

Wenn bisher für ungefährlich erachtet worden ift, Schenkungen bis zur Höhe von 500 solidi, 
beziehentlicdh nad) neuern Gefeggebungen unter dieſem Betrag, ohne jede Borm als vollgültig zu 
betrachten, jo läßt ih nicht abjehen, weshalb die Überſchreitung dieſer Summe einer gerichtlichen 
Beurkundung unterworfen werben folle. Schenkungen diejer Art vürften wol erfahrungdmäßig 
zu den feltenen Vorkommniſſen zählen und dann nicht die minder bemittelte Klaffe der Gefell- 
ſchaft, zu deren Schuß jene Beihränfung von Haus aus eingeführt fein möchte, treffen. Für 
den Reichen ift aber jene Summe fein bedeutendes Geſchenk, ganz abgeſehen davon, daß bie 
menſchliche Natur überhaupt nicht zur Freigebigfeit, am geringften noch bei ven Wohlhabenden, 
hinneigt und, falls dies hin und wieder gefhehen follte, zur Umgehung der gejeglichen Vor: 
ſchrift verſchiedene Wege offen ſtehen würden. Dazu fommt, daß es ſich hier lediglich um Mo- 
bilien Handeln fönnte, indem Beräußerungen von Immobilien ohne alle Rüdfiht auf die Höhe 
ihres Werths, fowie darauf, ob fie entgeltliche oder unentgeltliche find, regelmäßig eine gericht: 
lihe Concurrenz erfordern. So erfolgreich jih für den Außern Verkehr die Publicität in legterer 
Richtung erwieſen hat, fo wenig dürfte fie hier den Abſichten des Schenkers und beziehentlich 
Beſchenkten, die ein Interefje an der Geheimhaltung ihrer Willensrihtung dritten Perfonen 
gegenüber haben, entjprechen. Ein Bedürfniß, Veräußerungen der gedachten Art durch formelle 
Vorſchriften entgegenzumwirfen, hat ſich aber unſers Wiffens bisher nirgends herausgeftellt. 
Befeitige man aus diefem Grunde alle nuglofen Feſſeln des freien Verkehrs, Feſſeln, die nur 
vorhanden find, um gefliffentlih umgangen zu werden! 3) Auch dad Vermögen im ganzen, 
d. H. alle im Vermögen gegenwärtig begriffenen Rechte, kann Gegenftand der Schenfung fein, 
fei e8 ald Ganzes oder ald eine Quote defjelben, mit oder ohne Beihränfung. Durch die Schen- 
fung eines ganzen Vermögens wird aber niemals eine Univerjalfucceffion, wie bei einer Erb— 
ſchaft, fondern nur eine Singularjuccefjion begründet, mit andern Worten, es gebt dad Eigen- 
thum der im Vermögen befindlihen Sahen auf den Beſchenkten nur über durch Übergabe der 
einzelnen Gegenſtände u. f.w. Was die etwa zur Zeit der Schenkung vorhandenen Schulden 
des Schenfers anlangt, jo geben foldhe regelmäßig nicht auf den Beſchenkten über; die Gläubiger - 
bed erftern treten in gar Fein Rechtöverhältniß zu dem legtern, fie können daher gegen ben Be— 
ſchenkten nicht Flagbar werben, felbftverftändlich fomweit die Schenkung das reine Vermögen, 
nad Abzug der Schulden betrifft. (Vgl. hierüber auch dresdener Commiffionsentwurf, Art. 
502, 503; Hejiifcher Entwurf, Art. 107 fg.; bairifher Entwurf, Art. 105.) Im übrigen ift 
in Grmangelung eines zuvor getroffenen Abkommens über die Befriedigung der vorhandenen 
Gläubiger anzunehmen, daß der Befchenfte ſich ſtillſchweigend zur Bezahlung aller Schulden, 
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alfo zur Vertretung bes Schenfers gegen deffen Gläubiger, verpflichtet Habe. Haben die Gläu- 
biger den Schenker bereitö vergeblich außgeflagt, jo können fie im legtern Fall, in welchem nicht 
das reine Vermögen als ſolches in Frage fteht, die verfchenkten Gegenftände ſoweit nöthig als 
Erecutionsobjerte angreifen, wie denn aud dem Schenker felbft noch das Recht zufteht, auf 
Grund des beneficium competentiae von dem Geſchenkten jo viel zurüczufordern, ald zur Be: 
zahlung feiner Schulden erforderlich erfcheint. Werabredungen, nad welchen der Beichenfte von 
der Schuldenzahlung befreit fein ſoll, werden in folden Fällen als unredliche angeſehen und jind 
demnach unftatthaft. (Dresdener Gommilfiondentwurf, Art. 504.) Selbſtverſtändlich ift das 
von den Schulden Bemerkte nur auf das Borhandenjein der Schulden bis zur Zeit der Schen- 
fung zu beſchränken; für die fpäter contrahirten Schulden kann ſonach der Beſchenkte nicht in 
Anſpruch genommen werben. 

Es entfteht hier noch die Frage, ob nicht auch neben dem gegenwärtigen Bermögen zugleich 
dad zukünftige Vermögen des Geberd Gegenftand einer Schenfung fein fann,. Nah Römiſchem 
Recht iſt eine ſolche Schenkung ald ein verftedter Erbvertrag ungültig, nad dem Deutfchen Recht 
jedoch unzweifelhaft zuläffig, mweil in ihr ein wahrer Erbvertrag enthalten iſt. Wohl aber fann 
nah Römischen Recht das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen Gegenftand einer 
mortis causa donatio fein (f. unten), und zwar jhon um deöwillen, weil eine folde 
Schenkung wegen ihrer möglichen Widerruflichfeit ganz den Charakter eines Legten Willens an 
Ach trägt. Abweichend vom gemeinen Recht erklärt das Bürgerliche Gefegbuh jür Sachſen 
($. 1053) einen Vertrag, dur welchen jemand fein ganzes Vermögen oder jein ganzes gegen 
wärtiges ober fein ganzes fünftiged Vermögen oder einen ideellen Vermögenstheil verſchenkt, 
für nichtig und bemerkt dazu in den Motiven: Soviel die Schenfung eines ganzen zufünftigen 
Vermögens oder eined iveellen Theils deſſelben angeht, fo wird diefelbe, ſoweit fie überhaupt 
einen Erfolg haben kann, durch den Erbvertrag eriegt. Eine folhe Schenkung noch neben dem 
Erbvertrag zu geftatten, dazu liegt keine Veranlaffung vor; im Gegentheil ergibt fi dagegen 
bad Bedenken, daß died dem Schenker, welcher dadurch ſchon bei Lebzeiten feiner vermögensredt: 
lichen Perfönlichkeit beraubt werden würde, gefährlich fein und dem Befchenkten, welcher fein ge— 
ſichertes Recht hätte, keinen Nugen bringen würde, indem der Schenker den ihm deferirten Er: 
werb ausihlagen und das Erworbene confumiren fönnte. Betreff der Schenfung eines ganzen 
gegenwärtigen Bermögend oder eines iveellen Theils veffelben wird die diesfallſige Beftimmung, 
neben ber nöthigen Fürforge für den Schenker felbft, vorzüglich durch das Intereffe ver Gläu— 
biger deſſelben als gerechtfertigt hingeftellt. Auch nad dem Entwurf der dreddener Commiſſion 
ift die Schenfung des ganzen künftigen Vermögens oder eines im Verhältniß zu dem Ganzen 
gedachten Theils deſſelben nichtig; dagegen fann nad ihm das ganze gegenwärtige Vermögen 
oder ein im Verhältnig zu dem Ganzen gedachter Theil defjelben Gegenjtand einer (gültigen) 
Schenkung fein. (Art. 495 der Vorlage des Redactionsausſchuſſes.) Gegen Schenfungen des 
künftigen Bermögens ift mit Recht geltend gemacht worben, einmal, daß folhe vom Standpunfte 
der Volkswirthſchaftspolitik als unzuträglih erfcheinen, indem die Erwerbsfähigkeit deifen, 
welcher fein künftiges Vermögen verfchenft habe, durd das Bewußtſein, fünftig nur noch im 
Intereſſe eines andern, bed Befchenften, erwerben zu können, meift gelähmt werde, und dann, 
daß der Schenfer in einem ſolchen Fall eigentlich ven Gegenftand feiner Schenkung nod gar nicht 
gehörig zu überblicken im Stande fei, fie fönne ja möglicherweife ſelbſt jeine höchſten Erwartun— 
gen noch überfteigen. Der heſſiſche Entwurf, Art. 98, läßt das ganze gegenwärtige Vermögen 
ober einen im Verhältniß zum Ganzen beftinnmten Theil deffelben ald Gegenftand der Schenfung 
zu, nit aber fünftige Güter. Hiermit ſtimmt völlig überein der balrifhe Entwurf, Art. 95. 

Wirfungen einer gültigen Schenkung. Wie bereits oben hervorgehoben worden, ift die 
Schenkung ein Vertrag, welder die Einwilligung beider Gontrabenten, des Beſchenkten und des 
Schenfers, zu jeiner Bültigfeit voraugfegt. Der Wille des legtern, auf welchem die Liberalität, 
die Orundlage jeder Schenfung, beruht, ift nur in den obgedachten Fällen bezüglich der Form 
beſchränkt, dagegen ift die Annahme ver Schenkung oder die Einwilligung ſeitens des Beſchenkten 
an feine Form gebunden, fie kann auch ſtillſchweigend, durch concludente Handlungen zu erkennen 
gegeben werben. Solange eine derartige Erklärung über die Annahme nicht erfolgt ift, wird 
die Schenkung nicht perfect. Bis zu dem Zeitpunfte, in welchem dieſe Erklärung abgegeben 
worben, fteht ed dem Geber frei, feinen Willen zu widerrufen und damit dad ganze Geſchäft 
wieber rückgaͤngig zu machen. Irrthum in der Perjon oder in dem Rehtöverhältniß der beiden 
Theile ift Hier glei anderwärts möglid und von weſentlichen Kolgen begleitet. Im erflern Fall, 
wenn ber Irrthum die Perſon des Empfängers betrifft, liegt Feine Schenkung ald jolde vor, wohl 
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aber, wenn der Empfänger in der Perfon des Gebers ſich geirrt hat. Für den Geber iſt bie 
Perſon des Empfüngers von höchſter Bedeutung, nicht fo umgekehrt, aus dem jehr erflärlichen 
Grunde, weil erfahrungsmäßig Geſchenke, von wem fie auch kommen mögen, nicht leicht zurück— 
gewiejen werben. Bei Irrthum im Rechtsverhältniß kommt eine Schenkung nit zu Stande, 
3. B. wenn der Geber die Gewährung eines Darlehns beabfichtigte, der Empfänger aber daſſelbe 
al8 Geſchenk auffaßte. Durch die VBollgiehung der Schenkung geht dad bisherige Recht des Ge- 
bers auf den Empfänger über. Aus einen Schenkungsverſprechen hat der Befchenfte gegen 
den Schenker im Fall ded Rücktritts deifelben eine Klage auf Erfüllung. Letzterer haftet, falls 
die fireitige Sache untergegangen oder verborben ift, oder wegen Gntwährung ober fonftiger 
Mängel des Gegenjtandes dem Beichenften gegenüber einzig und allein für dolus und culpa 
lata, wegen argliltigen Benehmens infofern, ald er abſichtlich oder wiffentlid entweder die 
Möglichkeit ver Leiſtung ganz vereitelt und beziehungsmeife nur in vermindertem Werth und 
Umfang beftehen läßt, oder für den Beichenkten die Möglichkeit, in Schaden zu gerathen, herbei- 
führt. (Bol. ſächſiſches Bürgerliches Gejegbud, $. 1055 in Verbindung mit $. 949; dreödener 
Commiſſionsentwurf, Art. 498; heſſiſcher Entwurf, Art. 106; bairiiher Entwurf, Art. 102.) 
Für phyſiſche Mängel des Gegenftandes ift er nicht verantwortlih. Werner zahlt er feine Ver— 
zugszinſen (z. B. ſächſiſches Bürgerliches Geſetzbuch, 8.742), und ſteht ihm im Fall der Berarmung 
das obgedachte beneficium competentine gegen die Klage mit der befondern Bergünftigung zu, 
daß er, um dem Bejchenften gegenüber fein Unvermögen zu begründen, feine übrigen Schulden 
im voraus abzahlen kann. 

Eine Schenfung kann aus gewiffen Gründen angefochten, jie fann widerrufen werden 
nicht bloß, wenn der Widerruf ausdrücklich vorher ausbedungen war, oder wenn die Schenfung 
an ſich ungültig ift, wie wegen der Ehe oder wegen verfäumter Infinuation (f. oben), fon= 
dern auch — eine andern Rechtsgeſchäften gegenüber erceptionelle Erſcheinung — felbft in dem 
Fall, wenn fie die Erforderniffe der Gültigkeit in fi vereinigt. Ein folder Widerruf kann fo- 
wol von den Schenker jelbft ald auch von andern, durch die Schenkung in ihren Rechten an dem 
Bermögen ded Schenkers beeinträdhtigten Berfonen ausgehen. Dem Schenfgeber ift die Mög: 
lichkeit des Widerrufs geftattet wegen Nichterfüllung der Auflage, mithin wenn die der Schen— 
fung zu feinem Gunſten beigefügte Auflage abjichtlich oder durch Verſchuldung des Beſchenkten 
nicht erfüllt wird. Auch feine Erben können diefen Widerruf geltend machen und das Geſchenk 
von dem Beichenkten oder deffen Erben nach ven Vorſchriften über die Rüdforberung einer Lei: 
fung wegen Nichteintritts ihrer Borausfegung zurüdfordern, War hingegen die Nebenauflage 
nur zu Gunften eines dritten beigefügt, fo kann ber Schenfer die Schenfung nur jo lange Zeit 
widerrufen, als diefer dritte jich über die Annahme nicht erklärt bat. (Bol. Vorlage des Redae— 
tiondausichuffes der dreödener Commiſſion, Art. 507 u. 508, auch Bürgerliches Gefegbud für 
Sachſen, $. 1065, 1066, bairifcher Entwurf, Art. 107 u. 108, heififcher Entwurf, Art. 116.) 
Dem Schenker fteht aber aud) dieſes Recht des Widerrufs wegen Undanks auf feiten des Be- 
ſchenkten zu. Legterer ift ald undanfbar zu betrachten, wenn er dent Leben des Schenferd nach— 
ftellt, wenn er ven Schenfer thätlih mishandelt oder vemfelben (der bairiiche Entwurf, Art. 109, 
ftellt dem Schenfer auch deſſen Ehefrau und feine Verwandten in gerader Linie glei) grobe 
Beleidigungen zufügt (ver dresdener Commiſſionsentwurf, Art. 510, faßt diefe Bälle allgemein 
dahin zufammen: ‚wenn der Beichenfte ſich einer vorſätzlichen Hanblung gegen den Schenker 
ſchuldig gemacht hat, welche durch das Strafgejeg mit einer Strafe bedroht iſt“), oder endlich, 
wenn er den Schenfer abjichtlih einen bedeutenden Bermögensverluft zuzieht, Hiermit über- 
einftimmend fpridht ih auch das Bürgerliche Gefegbud für Sachſen, $. 1059, bairiſcher Ent: 
wurf, a. a. D., bejiticher Entwurf, Art. 117, aus. Auf die Erben des Schenkerd geht das Wi- 
derrufsrecht nur in dem Ball über, wenn dieſer den Willen, die Schenfung zu widerrufen, bei 
feinen Lebzeiten ausdrücklich und ernſtlich erflärt oder der Beſchenkte ven Scyenfer vorſätzlich ge— 
tödtet hat. (Bürgerliches Gefegbuh für Sachſen, $. 1060, dresdener Commiſſionsentwurf, 
Art. 511, befiiicher Entwurf, Art. 118, bairifcher Entwurf, Art. 110.) Aud gegen die Erben 
des Beſchenkten fünnen die Rechte aus dem Widerruf der Schenfung geltend gemacht werden. 
Im Fall des Widerrufs wegen Undanks auf feiten bed Beichenften wird der Schenfer bei noch 
nicht vollgogener Schenkung von der Verbindlichkeit ihrer Erfüllung frei; war fie vollzogen, der 
Gegenftand ver Schenkung auf den Beſchenkten übertragen, jo kann er das Geleiftete gleich einer 
bezahlten Nichtſchuld zurückfordern. Gemeinrechtlich ift bei einer remuneratoriſchen Schenkung 
ein Widerruf wegen Undanks nicht ftatthaft, wenn für eine Rettung aus Lebendgefahr eine 
Schenfung gemacht worben ift. Um aber die Klage mit Erfolg anftellen zu können, wird vor: 
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ausgeſetzt, daß entweder das Geſchenk ſich noch im Vermögen des Beſchenkten befindet, oder daß 
letzterer dadurch noch fortdauernd, gleichviel in welcher Weiſe und durd; welches Surrogat, be— 
reichert iſt. Wie das Geſchenk verloren gegangen oder vermindert worden, iſt gleichgültig, wenn 
ſolches vor Eintritt der Thatſache geſchehen, welche den Undank enthält. Sollte nur noch ein 
Theil des Geſchenks oder nur eine theilweiſe Bereicherung vorhanden ſein, ſo tritt natürlich der 
Reſt an die Stelle des Ganzen. Sachſen, F. 1063, und der dresdener Commiſſionsentwurf 
(Art. 514) laſſen in Übereinftimmung mit dem heſſiſchen Entwurf, Art. 119 — der bairiſche 
Entwurf erftreckt die Frift des Widerrufsrechtd auf zwei Jahre — ein Widerrufsrecht in Fällen 
des Undanks nur innerhalb eines Jahres nach erlangter Kenntniß der Thatjache zu. Die Ber: 
zeihung bed Undanks enthält einen Verzicht auf pas Recht, die Schenkung zu widerrufen; im 
voraus fann gültig auf diefes Widerrufsrecht nicht verzichtet werden. Außer dem Schenker kön— 
nen aud) die Gläubiger Schenkungen des Schuldners anfechten (näheres hierüber |. im Art. 
Eoneurs) und die Rotherben, wenn fie durch eine fogenannte pflihtwidrige Schenfung (donatio 
inofficiosa) ihred Erblaſſers im Pflichttheile verlegt wurden. Bekanntlich ſoll der Erblaffer feinen 
nächſten Angehörigen nicht fein ganzes Bermögen ohne Grund entziehen. Kat derfelbe durch eine 
Schenkung unter Lebenden im der Weife fein Vermögen vermindert, daß dasjenige, was nad 
feinem Tode den Pflichttheilsberechtigten zufällt, weniger beträgt, als dieſe erhalten hätten, wenn 
der Pflichttheil nad dem Vermögen des Schenfers zur Zeit der noch nicht vollzogenen Schenfung 
berechnet worben wäre, jo kann ber Pflichttheiläberechtigte die Schenfung nad dem Tode des 
Schenkers infoweit widerrufen, ald er dadurch in feinem Pflichttheil verlegt worden ift. (S. nä— 
heres im Art. Erbrecht, vgl. auch dreddener Commiſſionsentwurf, Art. 516—526, Bürger: 
liches Gefegbud für Sachſen, $$. 2603 — 16, bairifcher Entwurf, Art. 111, heſſiſcher Ent- 
wurf, Art. 120.) 

Es erübrigt no der Schenfung auf den Todesfall,‘ Todes halber, Todes 
wegen (mortis causa donatio) in Kürze zu gebenfen. 

Es wurde bereit8 oben hervorgehoben, daß die Schenfungen auf Verträgen beruhen 
und aus diefem Grunde an Bedingungen geknüpft werden fünnen. Gine eigenthümliche Art be: 
dingter Schenfung ift die auf den Todesfall gemachte, eine Schenkung, deren rechtlicher Beftand 
nad den Willen des Schenferd davon abhängig ift, daß dieſer ven Beſchenkten nicht überlebt. 
Hierdurch unterfcheidet fie ſich weſentlich von der Schenfung unter Lebenden. Sie fann in Be: 
zug auf eine beftimmte, bevorftehende Lebensgefahr (Krankheit, Feldzug, Seereife) oder auch 
überhaupt in Ausficht des Fünftigen Todes des Schenkers veranlaßt fein. Sie wird kraftlos ent: 
weder durch die Befeitigung der Gefahr oder durch den frühern Tod des Beſchenkten. In der 
Regel kann fie aber der Schenker auch jederzeit bis zum Tode willfürlich widerrufen, doch auf 
diefe Willfür auch ausdrücklich Verzicht leiften. Außerdem wird durch den Tod des Schenfers 
die Wirkſamkeit ver Schenkung erft endgültig entſchieden, fei es nun, daß diejer ald auffchiebende, 
ober der frühere Tod des Beſchenkten ald auflöfende Bedingung des Rechtsgeſchäfts geitellt ift. 
Sie bleibt aber auch in dem Fall rechtsbeſtändig, wenn der Geber gleichzeitig mit dem Empfänger 
fterben follte. Zur Gültigkeit einer ſolchen Schenkung ift wie bei jedem Vertrag die Annahme 
des Beſchenkten erforberlih. Lingeachtet des Nichtvorhandenfeind dieſes Erforderniffes fann die 
Schenkung andererfeitö noch ald Vermächtniß aufrecht erhalten werden, wenn dabei die Ver— 
mädtnigform beobachtet worden war. Rückſichtlich des Gegenftandes der Schenkung gilt das bei 
der Schenkung unter Lebenden Ausgeführte. Durch Zwed und Erfolg den Bermächtniffen ver: 
wandt, find die Schenfungen von Todes wegen allmählich den über leßtere geltenden Rechts— 
regeln, wenn auch nicht im ganzen und allgemeinen, doch in den wichtigften Punkten gleichgeftellt 
worden, wie z. B. bezüglich des Verhältnifjes des Befchenften zu den Gläubigern bed Erblafjers 
und zu deffen Noth= und Prlihttheilderben u. ſ. w. Betreffd der äußern Form ihrer Erridtung 
fann die bei ver Schenkung unter Lebenden übliche beobachtet werden, fomweit ed deren bebarf; 
es ift aber auch zugelaffen, fie vor fünfeugen, welche die Eigenſchaft von Godicillarzeugen haben, 
zu errichten. Soweit e8 dagegen einer Form für gewöhnliche Schenkungen nicht bedarf, alſo 
wenn der Werth des Geſchenks die obgevahte Summe von 500 solidi nicht überfteigt, ift auch 
formlofe Schenfung auf den Todesfall zuläffig. Was darüber hinausliegt, Fann von den Erben 
als nichtig angefochten werden. Bon den obgedachten pojitiven Einfhränfungen der Schenkung 
findet dad Verbot unter Ehegatten auf die Schenkung von Todes wegen feine Anwendung. Die 
MWiderruflichfeit der Schenfung auf den Todesfall von feiten des Schenferd wegen Undanks ift 
als in der Natur dev Sache gelegen unzweifelhaft. Noch ift hervorzuheben, daß die Schenkungen 
auf den Todesfall nicht verwechfelt werden dürfen mit den im ältern Deutfchen Recht häufig * 
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kommenden Verausgabungen von Todes wegen (ſ. Erbrecht), melde fih durd ihre Unwi— 
derruflichfeit von erftern unterſcheiden. Das Bürgerliche Geſetzbuch für Sachſen hat die ganze, 
zum Theil verwidelte Xehre von der Schenkung auf den Todesfall vereinfacht und fagt darüber 
in den $$. 2500—2 Eurz: Gin einfeitiged Schenkungsverſprechen, welches jemand für ven 
Fall feines Todes im allgemeinen over für den Fall feines Todes bei einer beftimmten Kebend- 
gefahr gibt, ift ſowol rüdjichtlich der Anordnung und ber dabei zu beobachtenden Form, als auch 
vücjichtlich feiner Wirkungen wie eine legtroillige Verfügung zu betrachten. Wird dad Schen- 
kungsverſprechen von dem Beichenkten angenommen, fo kommen ſowol rückſichtlich der Anord— 
nung und der dabei zu beobachtenden Form, als auch rückſichtlich der Wirkungen die Vorſchriften 
über den Erbvertrag zur Anwendung. Dagegen ſoll auf ſolche Schenkungen keine Anwendung 
erleiden, was oben über die Schenkung eines ganzen (gegenwärtigen oder zukünftigen) Ver— 
mögens oder eines ideellen Vermögenstheils, ſowie über Schenkungen über 1000 Thlr. oder 
von wiederkehrenden Leiſtungen auf unbeſtimmte Zeit u, ſ. w. ($$. 1053, 1056 —58) be— 
merkt worden iſt. Die dresdener Commiſſion hat in ihrer 146. Sitzung vom 29. April 1864 
der Vorlage des Redactionsausſchuſſes über die Schenkung auf den Todesfall in folgender Faſ— 
fung ihre Zuftimmung ertbeilt ($$. 527 — 531): Hat der Schenker mit oder ohne Rückſicht auf 
eine beftimmte Lebensgefahr unter der aufſchiebenden oder auflöfenden Bedingung gefchenkt, daß 
er den Beichenften nicht überlebe, fo bedarf diefe Schenfung zu ihrer Gültigfeit der öffentlichen 
Beurfundung. Schenkungen auf den Todesfall können vom Schenker beliebig widerrufen wer: 
den. Als ſtillſchweigender Widerruf gilt ed, wenn der Schenfer den verjprodenen Gegenftand 
veräußert, verbraucht oder vernichtet bat. Hat der Schenfer auf den Todesfall auf das Recht des 
beliebigen Widerrufs verzichtet, fo ändert dies die Natur der Schenkung auf den Todesfall nicht. 
Die Schenkung auf den Todesfall gilt ald nicht geichehen oder verliert ohne weiteres ihre Wir: 
fung, wenn der Schenker die beftimmte Lebensgefahr, mit Rüdficht auf welche die Schenkung 
erfolgt ift, überftanden oder wenn er den Beſchenkten überlebt hat. Wird eine bereits volljogene 
Schenkung auf den Todesfall widerrufen oder tritt der legtgedachte Ball ein, fo fann der Schen- 
fer das Geſchenkte nad den Vorſchriften über die Nüdforberung einer Leiftung wegen Nicht: 
eintrittö ihrer Vorausſetzung zurüdfordern, fofern ihm nidt nad der Natur des Schenkungs— 
gegenftandes und nad) den bei der Schenfung getroffenen Beftimmungen eine Eigenthumsklage 
zufteht. Uber Schenfungen auf den Todesfall enthält der befiiihe Entwurf in den Art. 95, 
Abſch. 1, 113 u. 114, und der bairiſche Entwurf in den Art. 112— 128 Beitimmungen, welde 
im wejentlihen mit dem Vorbemerkten übereinftimmen. 

Es dürfte geboten erfcheinen, ſchließlich auch noch der beiden ältern deutſchen Gejeßgebungen, 
ſowie der franzöfifchen und englifhen in ihren Hauptgrundzügen bezüglich unferd Gegenftandes 
Furz zu gedenken. Das Allgemeine Geſetzbuch für Die preußifche Staaten (Kandrecht) vom Jahre 
1791 handelt ausführlid von Schenfungen in Thl. 1, Tit. 11, Abſchn. 9, $$. 1037—1177; 
das Allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für die gefammten deutſchen Erbländer der öſterreichiſchen 
Monardie vom Jahre 1811 in Tl. U, Hauptſtück 18, $$. 938—956; der Code civil von 
1803 faßt die Schenkungen unter Lebenden in einen Titel zufammen mit den Teftamenten in den 
Art. 893 — 930 und Handelt ſodann in den Art. 931—952 von der Form folder Schenkungen 
und in den Art. 953 — 966 von den Ausnahmen von der Regel der Unwiderruflichkeit der 
Schenkungen unter Lebenden. Bezüglid der für die Gültigkeit der Schenkung vorgefhriebenen 
Form hat Preußen die firengften Formen. Grforberlid bei allen Schenkungen ift eine aus— 
drüdlihe oder durh Handlungen erflärte Annahme ($. 1058), bei Grundftüden noch eine 
Schriftliche Urkunde; Schenfungsverträge follen gerichtlich abgefchloffen werden ($. 1065), aus 
einem aupergerichtlichen, Ihriftlihen Schenfungdvertrag kann in der Regel auf Erfüllung nit 
geklagt werden ($. 1064). Oſterreich fordert ($. 943) ein ſchriftliches („durch eine Urkunde be— 
gründetes“) Verfprechen oder wirflide Ubergabe. Auf ſolche Weife kann jeder Werth, aud 
das ganze gegenwärtige Bermögen verſchenkt werben, während rüdjichtlich des zufünftigen Ver— 
mögens die Schenkung nur die Hälfte umfaffen foll, Frankreich fordert (Art. 894 in Verbin: 
dung mit Art. 932) gleihfall® ausdrücklich erklärte Annahme feiten des Beſchenkten ohne förm— 
liche Übergabe (Art. 938), ferner bei Urfunden über eine Schenkung unter Lebenden bie Er— 
ribtung vor einem Notar (Art. 931). Gegenftand kann nur dad gegenwärtige Vermögen jein; 
begreift die Schenkung zufünftige Saden, jo ift fie in diefer Hinfiht nichtig. Alle drei Grfeg- 
bücher haben die einjeitige Schenkung ded Römifhen Rechts nicht, verlangen mithin überall 
Ucceptation, obſchon nad) dem Code (Art. 1236) zugelaffen ift, für einen andern, ohne deffen 
Willen, Schulden zu bezahlen. Das Verbot ver Schenkungen unter Ehegatten wird von Preußen 
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(Landrecht II, 1, 310) und Oſterreich ($. 1246) verworfen. Das franzöfifche Geſetz dagegen 
ſchließt fich ganz an das Römiſche Recht an, indem ed für jede in der Ehe vorgenommene Schen— 
fung einen willkürlichen Widerruf zuläßt (Art. 1096), wenn man ſie auch als Schenkung unter 
Lebenden bezeichnet hätte. Rückſichtlich des Widerrufs läßt Preußen einen ſolchen zu bei außer: 

gerichtlichen Schenfungen, die bereits durch die Übergabe vollzogen, innerhalb ſechs Monaten nad 
der Übergabe und noch nad Verlauf diefer Frift infoweit, als das Geſchenk die Hälfte von dem 
Vermögen ded Schenfers überftiegen hat. (Allgemeines Landrecht, I, 11, 1090 fg.) Wegen Über: 
maßes kann aud eine gerichtlich gefchloffene Schenfung, glei der außergerihtlihen, innerhalb 
drei Jahren widerrufen werden. Ein Widerruf ift ferner geftattet wegen Berfürzung des Pflicht: 
theils, wegen entzogener Alimente, wegen einer dem Schenker zu reihenden Competenz, wegen 
entftandenen Goncurfes, megen nachgeborener Kinder, wegen Undanks (vorläglidhe oder durch 
grobes Verſehen herbeigeführte Tödtung, Angriff auf das Leben, grobe Beleidigung, Ber: 
mögendbefhädigung), ohne Verjährung und nur audnahmäweife ven Erben des Gebers; 
Oſierreich wegen Dürftigkeit, Undank (Verjührungszeit drei Fahre, auch unter den Erben beider 
Theile), Verkürzung des fchuldigen Unterhaltd oder Pflichttheils, der Oläubiger, wegen nad: 

geborener Kinder; Frankreich wegen Nichterfüllung der Bedingungen, unter denen eine Schen= 
fung unter Lebenden ftattgefunden, wegen Undanks, Angriffen auf dad Leben des Schenfers, 
Mishandlungen oder grober Beleidigung oder Berfagung des Unterhalts, mit einjähriger Ver: 
jährungszeit regelmäßig oßne Übergang auf die Erben u. ſ. w. Wegen des befanntlich nicht 
codifteirten englifhen Rechts bezieht man fih auf die Darftellung des „Angelſächſiſchen Ber: 
mögensrechts im Zuſammenhang mit dem heutigen Recht“, welde 3.3. Oundermann in der 
„Zeitschrift für deutfches Recht und deutſche Rechtswiſſenſchaft“, Bd. XVII, gegeben hat. Es heift 
daſelbſt S. 205 fg.: 

„Die Schenfung (gift) von Mobilien wird auf diefelbe Weiſe behandelt wie die Güterleihe, 
mit der fie anfänglich zufammenfälltt. Wird die Schenfung von Mobilien fofort durch Tra— 
dition vollzogen, dann bedarf ed jedoch zu deren Gültigfeit Feiner förmlichen Urkunde, ſowie es 
umgekehrt bei Errichtung einer förmlihen Urkunde über die Schenkung einer Tradition der 
Sache nit bedarf. Für die donatio mortis causa gelten in der Hauptfache die gleichen Be— 
flimmungen. Urkunde oder Tradition find die Formen, weldhe die Rechtskraft bedingen und 
den Schenker in der Weife binden, daß derjelbe nicht mehr zurücktreten kann, aud wenn in ber 
Urkunde fein Motiv (eonsideration) erwähnt ift. Bei der Errichtung einer förmlichen Urkunde 
unter Siegel ftreitet eine rechtliche Vermuthung dafür, daß mit gehöriger Überlegung gehandelt 
worden fei. Eine zum Nachtheil von Gläubigern vorgenommene Schenkung ift jedoch nach dem 
Statut 13 Elifabeth, Kap. 3, nichtig, wenn die Urfunde feine Erfenntlidfeit und zwar feine ent: 
geltlihe (valuable pecuniary consid.) enthält. Gine Gegenleiftung, die feinen Tauſchwerth 
bat, eine fogenannte good consid., 5. B. Blutöverwandtfchaft, ift Fein genügended Motiv. Die: 
ſes gilt auf gleiche Weife auch bei der urfundlichen Leihe von Grundſtücken. Die Schenfung 
gehört daher nicht ausſchließlich dem Mobiliarreht an. Sie hat bei dem Immobiliarvermögen 
nicht minder ihre Stellung wie bei dem perfönlihen Eigenthum. Sie gehört eben ſchon ihrer 
Natur nach feiner Klaffe von Rechten ausfhlieplih an.“ (Bol. hierzu deffelben „Englifches 
Privatrecht“, Thl. I, die „Common law”, auch unter dem Titel „Befig und Eigenthum in Eng: 
land, Tübingen 1864, ©. 202 fg.) 

Bezüglid der neuern Literatur über die Lehre von der Schenfung ift zu vermweifen auf: 
Savigny, „Syſtem des heutigen Römiſchen Rechts“ (Berlin 1841), IV, 1— 297; Schilling, 
„Lehrbuch für Inftitutionen und Geſchichte des Römiſchen Rechts““ (Reipzig 1846), IN, 741— 
977, und Sintenid, „Syſtem des heutigen Römifchen Rechts’ (zweite Auflage, Leipzig 1860), 
Bd.l, $.23, ©. 198 fg.; IT, 545 fg.; II, 66 fg., 636 fg., 721 fg. 8. Sierig. 

Schiedögerichte. (Austräge, Vermittelung; Bundesfhug; Bundesaus— 
trägalinftanz und Bundesfhiedsgeridt.) 1. Es gibt drei verſchiedene Hauptwege 
der friedlichen Schlichtung entftandener Streitigkeiten: 1) der gerichtliche im engern Sinne 
ober der obrigfeitlich gerichtliche, 2) ver Vergleichsweg und enblih 3) der ſchiedsrichter— 
liche compromiffarifhe oder austrägale. Den richterlichen Weg im engern Sinne behandeln 
die Art. Proceß und Strafverfahren. Er jebt eine höhere Stantögewalt voraus, ift alfo 
ausgeſchloſſen in völkerrechtlichen Verhältniffen und mithin aud in den deutſchen Bundes— 
verhältniffen, nachdem in den Wiener: Gongreß = Verhandlungen über den Deutſchen Bund 
zulegt die völferrehtlihe Natur des Staatenbundes fiegte. (S. Bund, Erecution und 
Deutfher Bund). Von dem Vergleihöwege handelt der Art. Friedensgerihte und zum 
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Theil das, was nachher von der Vermittelung des Bundes geſagt werben wird. Für den gegen: 
wärtigen Artifel bleiben vorzugsweiſe die Schiedsgerichte übrig, unter welchen Begriff aud die 
Audträge gehören, wenngleih zufällig ſowol nad älterm deutſchen Staatsrecht ald nad dem 
Recht des Deutſchen Bundes nur einzelne bejondere Hauptarten der Schieddgerichte mit diefem 
Namen belegt werben. 

1. Das Wefen des Schiedsgerichts im allgemeinen befteht darin, daß in dem: 
felben zwar über die wahren Rechte ver ſtreitenden Theile rechtlich genau entſchieden, diejelben 
alfo feineöwegd, wie im Vergleichswege, theilweife aufgegeben werben, daß aber doch auch der 
Ausſpruch fein obrigfeitli, jondern ein vertragsmäßig gültiger ift, oder daß er nicht vermöge 
höherer Staatögewalt von einem obrigfeitlihen Gericht erfolgt, ſondern von einer Behörde, 
welche die ftreitenden Theile zur Entſcheidung ihres Streitd mittelbar oder unmittelbar vertrags= 
mäßig niederjegen, wählen over anerkennen. 

Wenigſtens mittelbar beruht aljo ein fhiedsrihterliher Spruch ſtets auf einem Bertrag, 
und die Verpflichtung, ſich demfelben zu fügen, ift an ih nur eine Vertragsverbindlichkeit, 
welche einzelne Menſchen und Staaten und Bölfer oder Regierungen, unbeſchadet ihrer vollen 
Selbftändigfeit, beliebig begründen können, und deren Wirfungen dann nad den allgemeinen 
Grundfägen von Berträgen ausgelegt und beflinnmt werden müſſen. Selbft wo ein Teftament 
einen Schiedsrichter beſtimmt, den man dann auch wol arbiter necessarius nennt, beruht doch 
mittelbar auf der Annahme des Vermächtniffes die Einwilligung aud für dad Schiedsgericht. 
Und wenn in einem allgemeinen Gejellihaftövertrag, etwa in einem völferrechtlihen Bundes: 
verein, zum voraus gewiffe Schievögerichte beftimmt find, die man dann ebenfalld aud wol 
geſetzliche Schiedegerichte nennt, im Gegenſatz gegen die aus der neuen freien Vereinbarung 
einzelner Berfonen oder Regierungen bervorgehenden, die jogenannten gewillfürten, fo fällt 
auch bei den erftern die Vertragsmäßigkeit nicht weg. Wo man aber in einem wahren Staat 
oder Bundesftaat beſtimmten Schiedögerichten ſtaatsgeſetzlich unterworfen ift, da verlieren dieſe 
eigentlich die fchiedsrichterliche Natur. Doc fann freilich die Mitwirkung der Wahl der Parteien 
in Beziehung auf die Perfonen der Richter, jo wie bei den englifhen Friedensrichtern und 
Geſchworenen, noch theilweife eine Analogie der Schiedsgerichte erhalten. Auch im voͤlkerrecht⸗ 
lihen Verhältniß haben übrigens die Schiedögerichte Feine andere Eigenthümlichkeit als die all- 
gemeine der völkerrechtlichen Verhältniſſe, daß für fie nämlich ein eigentliher Staatözwang zur 
Verwirklichung aud) diefer Verträge ebenjo wie bei andern Rechtsverbindlichkeiten fehlt. Aber 
ed wird überhaupt die Erfüllung der fhiedsrihterlichen Verträge und Urtheile nicht blos häufig 
noch durch befondere Gonventionalftrafen und Bürgſchaften geihert; fie finden auch flarfe mo: 
ralifhe Sicherungen einestheild durch den deutlich ausgeſprochenen rechtlihen und friedlichen 
Willen, welcher eine neue fauftrechtliche Mechtöverweigerung nun ald doppelt verwerflih, als 
folgewibrig und treulos varftellt, anderntheild durd das im fchiedsrichterlihen Spruch aud) vor 
der Welt far und veutlid gewordene Recht in dem beftimmten Streit und durch die hinzu— 
gezogene feierliche Zeugenfhaft der erwählten Schiedsrichter; zum Theil auch jelbft durch die 
Scheu und Furcht, deren fhiedsrihterlihen Spruch zu verachten. Diefe Furcht ift indbejondere 
im Völkerverhältniß oft einflugreih, zumal wenn die erwählten Schiedsrichter mächtige Ne: 
gierungen find, Wegen jener moralifhen Berbürgungen eines friedlihen ſchiedsgerichtlichen 
Rechts würde ed auch vortheilhaft für ven Rechtszuſtand und ben. Frieden der Welt fein, wenn 
viele oder alle civilifirte Völker fi vereinbarten, ihre Streitigkeiten vor einem Kriege einem 
allgemeinen völferrechtlichen jhieddrichterlihen Tribunal zur Verhandlung und Entiheidung 
vorzulegen, wenngleich die nothwendige Selbſtändigkeit der Völker eine höhere Gewalt zur 
Vollziehung durchaus ausſchließt. Eine ſolche Einrichtung jcheint in ven heutigen Verhältniffen 
noch viel wichtiger ald in den frühern Zeiten. Hier bildeten zuerft nad) den Anſichten des Mittel: 
alters der römifche Kaiſer oder ver Vapſt natürliche Schiedsrichter für die Fürften und Völfer, 
anderntheil® aber war es viel häufiger, daß man auch noch über andere ſchiedsgerichtliche Ent: 
ſcheidungen übereinfam. Auch legtered wurde in neuern Zeiten viel feltener, vielleicht nur des— 
halb, weildiezu Schievdrichtern erwählten Mächte haufig mit in den Streit hineingezogen wurben. 
(Martens, „Völkerrecht“, $. 172.) Nun ift ed aber doch unnatürlih, daß gerade mit der 
wachſenden Gultur und Humanität weniger ald früher für Achtung des Rechts und für frieb- 
liche rechtliche Ausgleihung der Streitigkeiten gejorgt fein joll. 

Schiedsgerichte finden ſich übrigens bei allen Völkern in verihiedenen Kormen, namentlich 
auch bei ven Griechen, ven Römern und den alten Germanen. Inden frühern Zeiten, in welden 
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die Staatögewalt weniger ausgedehnt und ausgebildet war, haben ſelbſt die nachmaligen 
Staatögerihte noch eine vorwiegend fchiedörichterlihe Natur, jo wie z. DB. die griechiſchen 
Diäteten, der römiſche judex pedaneus und arbiter, die altgermaniſchen Gidhelfer und Ge— 
ſchworenen. Auch bei ver höchſten Ausbildung der Staaten aber jollte man die Schieddgerichte 
jehr begünftigen. Die frievlihen Ausgleihungen der Streitigkeiten werden nämlich überhaupt 
von der Vernunft und dem Staatswohl gefordert; vor allem aber jolde, die möglichſt der freien 
Überzeugung der flreitenden Theile entſprechen, die ohne große Koften jchnell und definitiv 
erfolgen, aljo die vielen Nachtheile und Gefahren der Privatleidenihaften und langer Proceſſe 
möglihft mindern, welches alles bei freierwählten Schiedsrichtern leichter der Ball fein wird 
als bei obrigkeitliher Schlihtung. Die Geſetze müͤſſen daher ihren Entfheidungen unter an: 
gemeffenen und leichten Bedingungen eine Bollziehbarfeit wie gerichtlichen Urtheilen ertheilen, 
zugleid) aber wegen der Vertragdnatur nur bei wirklichen vertragdverlegenden Entſcheidungen 
und wejentlihen Nichtigkeiten eine Appellation geftatten, was aud) der Sinn des Römischen 
Rechts ift (Thibaut, „Pandekten“, $. 590); die Gefege jollten aber auch, unbeſchadet ver 
Beiheit der Verträge, über Abkürzungen ded gewohnten Verfahrens, felbft durch fubfidiäre ge- 
jegliche Beftimmungen eine gute Bildung von Schiedsgerichten, zumal in ſchwierigen Saden, 
welche bejondern Kunftveritand erfordern, und ein leichtes und ſchnelles Verfahren möglichit be: 
fördern, mehr ald diejes bißjegt geihehen it. Nur zu häufig betradhten die Staatöhehörden in 
der Geſetzgebung und Praxis die Ausdehnung der obrigfeitlihen Gewalt ald Gewinn und 
Ehre und alles, was diejelbe mehr oder minder entbehrlich macht, ald eine Verkürzung für die 
Staatdautorität. Vor allem aber müffen doch gerichtliche Procefje nur ald ein nothwendiges 
Übel betradytet werben, welches daher auch nur ſubſidiär eintreten ſoll, wenn jede andere fried— 
liche Ausgleihung des Streits unmöglich) ift. Insbeſondere find auch die Mühe, Geld und Zeit 
foftenden Börmlichkeiten der Proceffe und die mehrfachen Inftanzen nur nothwendige Übel und 
größtentheild nur nöthig, wo die Barteien obrigfeitlich gezwungen werben müſſen, ihre Rechte 
Perjonen und Formen zu unterwerfen, welche nicht durch ihr eigenes freied Vertrauen beftimmt 
wurden. Mag ein entihuldbared Stanbesvorurtheil der Richter und ihre Eingenommenheit 
für die Bortrefflichkeit ihrer gelehrten zunftmäßigen Entſcheidungen fie darüber täufchen, wie ſehr 
auch in der beiten Gerichtöverfaffung durch menihlihe Unvollfommenheiten, duch Irrthümer 
und Unterlaffungöfünden und andere Menfchlifeiten der Gefege, der Richter, der Anmälte, 
der Varteien die allermeiften Entjheidungen, zumal der Eivilproceffe, nur unſichere Los: 
entjheidungen find! Der unbefangene praftiihe Staatömann muß ih bald davon überzeugen, 
wenn er auch nur eine mäßige Anzahl von Procefien und ihre verſchiedenen Schidjale in den 
obern und untern Inſtanzen miteinander vergleicht. Und noch viel weniger darf er über bie 
wirklich faft unüberfehbaren ökonomischen, moralifhen und politiihen Nachtheile der Proceffe, 
jumal der langen Proceffe, fih täufchen. 

II. Austräge, Bundesfhug durch Bermittelung, Berwenbung und 
Schiedsgericht. 1) Gefhihtlihes vor Entftehbung ded Bundes Am un: 
entbehrlichiten find in völkerrechtlichen Bundesverhältniſſen wohlgeordnete Schiedögerichte. Sie 
find Hier unentbehrli, weil einerjeitd der Mangel höherer Staatögewalt die obrigkeitlichen 
Entfcpeidungen über die ſouveränen Bundedregierungen ausſchließt, weil anvderntheild aber 
auch alle fauftrechtlihe und Kriegsgewalt gänzlich verbannt bleiben fol. Diejed Bedürfniß nun 
erzeugte im Deutihen Bunde diejenigen Schiedögerihte, welhe man in der Grinnerung an 
frühere deutihe Schiedägerichte Austräge oder Audträgalinftanzen nennt, und melde zunächft 
beftimmt find, die Streitigkeiten zwiſchen den jouveränen Bundeöftaaten oder Regierungen 
untereinander zu ſchlichten. 

Zugleich aber begründete der Bund jelbit einerfeitd gar manche Hinderniffe für einen voll: 
ftändig durdgreifenden fräftigen ‚Staatdorganismus, woburd in freien Staaten, z. B. in 
England, die Streitigkeiten zwifchen der Regierung und dem Volk oder den Ständen ſich fried— 
lich ſchlichten, und die Furt vor dem Außerſten auch ſchlimme Regierungen auf ven Wege des 
Rechts erhält. Andererfeitd aber hat auch der Bundejelbft ein Intereffe, eine gewaltfame 
Schlichtung auf folder Streitigfeiten auszuſchließen. Dieſes Bedürfniß erzeugte nun fpäter 
im Deutichen Bunde das fogenannte Bundesſchiedsgericht zunächſt zur Schlichtung der Streitig- 
feiten zwijchen ben einzelnen Bundeöregierungen und ihren Landſtänden. Hierzu fam zur 
Schügung der vom Bunde verbürgten Privilegien des ehemaligen Reichsadels fpäter eine dritte 
Einrichtung. 
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Austrag eines Rechtsſtreits) bezeichnete in der frühern deutſchen Rechtsſprache 
überhaupt jede friedlihe Beendigung eined Rechtsſtreits durch eine Entfheidung. Die ſchieds— 
rihterlihe Beendigung nannte man einen Austrag. Audträge aber (oder dad Wort in der 
Mehrzahl) bezeichnete das Schiedsgericht jelbft. Schiedsgerichte bildeten fihın Deutſchland durch 
Privatverträge und Gemohnbeiten. Ganz befonders aber wurden fieim Mittelalter, und zumal 
für die Reihsunmittelbaren in ihren Streitigkeiten untereinander unentbehrlih und gemöhn- 
lich, weil die Vorherrſchaft ver fauftrechtlihen Gewalt die Staatögerichte meift aufgelöft oder 
unwirffam gemacht hatte, vollends für die Reihsunmittelbaren, welche feinem befondern 
Kandedherrn unterworfen waren. So führte das Fauſtrecht jelbft, weil man es doch nicht in 
völligen Vertilgungskrieg wollte übergehen lafjen , befondere Ginigungen zum Schutz- und 
Schiedögeriht zur Ausföhnung und zur Erhaltung der Einigungen und überhaupt aller reiht: 
lichen Vereinbarungen herbei. Weil gerichtliche Hülfe meift fehlte und man fauſtrechtlichen Krieg 
ausſchließen wollte, verabredete man bei Eingehung rechtlicher Berhältniffe zugleich beftimmte 
ſchiedsgerichtliche Entſcheidungen und wählte zu folhen Entfheidungen, nad) bem alten deutſchen 
Rechtsgrundſatze: „par parem judicat”, in der Regel Standedgenoffen. So wurden jolde 
Audträge vorzüglich unter dem Reichsadel immer allgemeiner. Die Kurfürften fegten in ihrem 
erften Kurverein 1338 ihr Collegium felbftzum Schiedsgericht für ihre gegenfeitigen Streitigkeiten. 
Sie ſetzten 1438 aufd neue und allgemeiner feft, daß fie ihre Streitigkeiten untereinander aus: 
tragsweiſe entſcheiden wollten. (Pfefinger, IV, 510 u. 528 fg.) Ihrem Beifpiel folgten bie 
Fürften und Fürftenmäßigen, d. h. die gefürfteten Grafen und Prälaten. Zugleich ertheilten die 
Kaifer manden Reihsftänden, namentlih Neihsftädten, das Privilegium, daß ihre Streitig- 
feiten auch ohne befondere ſchiedsgerichtliche Verträge durch Austräge gefchlichtet würden. Auch 
als der ewige Landfriede und die Errihtung ver bleibenden Reichögerihte 1595 die Austräge 
weniger nothwendig machten, blieben nicht blos die auf befondern Verträgen beruhenden Aus— 
träge und die allgemeine Sitte, dem Antrag des Klägerd auf Austräge nachzugeben. Die 
kaiſerliche Gerichtsordnung behielt auch für die Reihsunmittelbaren die Austräge bei, die, mo 
fie begründet waren, als eine eigene, nicht zu übergehende Inftanz galten, von welcher man 
verfehrtermweife nody an die Reichsgerichte appelliren fonnte. Man betrachtete nun folde Aus: 
träge ald ein beſonderes Faiferlihes Gericht und feine Entſcheidungen als gerichtliche, ver Rechts— 
Fraft fähige Urtheile. (Danz, „Orundfäge des R.-G.-Proceſſes“, $. 293 fg.) Zugleich aber 
begründete die Faiferliche Gerihtsordnung neben allen befondern, neben den willfirlihen und 
neben den privilegirten Audträgen fubjidiär, d. h. wenn ſolche willfürlihe und privilegirte 
Austräge nicht feftgefegt waren, allgemein gefeglich eine Austrägalinftanz für eine Reihe von 
Perfonen, melde man dann die gefeglihen Austräge nannte, die nun ebenfalld nit umgangen 
werden durften und von melden ebenfalld eine Appellation an die Reichsgerichte ſtattfand. 
Diefe Perfonen waren: 1) ohne Rüdjiht auf den Stand des Klägers alle Reihöfürften 
und die fürftenmäßigen Perfonen; 2) die übrigen Prälaten, Grafen und Herren von dem 
unmittelbaren Reichsadel, jedoch hier nur, wenn der Kläger von gleihem oder höherm 
Stande war. 

Die Einrihtung dieſer gefeglihen Austräge war nach den verſchiedenen Berhältniffen 
verfhieden. War z. B. bei beklagten Fürften und fürftenmäßigen Perfonen der Kläger gleichen 
Standes, fo fhlug er vier regierende Kurfürften, zwei geiftliche und zwei weltliche, vor, und 


1) Über die Austräge des Deutfchen Reichs findet fich die reiche Literatur bei Pfeffinger, Vitriarius 
illustrat., IV, 499, und in Pütter’s Literatur des Staatsredyts, III, 445 fg.; Fortſetzuug von Klüber, 
S. 362. Es handeln von denfelben auch Heffter, Beiträge zum deutfchen Staats: und Fürftenrecht 
(Berlin 1829), S. 169 fg., 203 fg. Iordan, Lehrbuch des allgemeinen deutfchen Staatsrcchts (Kaſſel 
1831), 8.215. Mohl, Gefchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften, II, 277. Auch über die 
Austrägalgerichte des Deutfchen Bundes haben wir fchon viele fchägenswerthe Arbeiten. Hierhin ge: 
hören von Dalwigf, Die Austrägalinftanz (Mainz 1817); Euler, Über die Nothwendigfeit und Zuläfs 
figfeit der Austrägalinftang (1818) ; Hufnagel und Scheuerlen, Die Gerichtsverfaffungen ber deutfchen 
Bundesflauten, I, 1; Mohl, Die öffentliche Rechtspflege des Deutfchen Bundes (Stuttgart 1822); 
Arnold, Die richterliche und Vollziehungsgewalt des Deutichen Bundes (Stuttgart 1835); Jarcke, Über 
austrägalgerichtliche Enticheidung (1833); Eichhorn, Betrachtungen über die Derfaffung des Deutfchen 
Bundes in Beziehung auf Streitigfeiten der Mitglieder deflelben (Berlin 1833); Heffter in feinen Bei: 
trägen zum Staats» und Fürftenrecht, I, 168 fg.; Leonhardi, Das Austrägalverfahren des Deutſchen 
Bundes (Franffurt a. M. 1838). Cine vortreffliche Abhandlung über diefen Gegenftand im Rechts⸗ 
Lexikon unter dem Art. „Austräge““ hat ©. Jordan geliefert. 
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ber Beklagte wählte einen aus, welcher dann durch jeine Räthe ven Procep führen und ent: 
ſcheiden ließ. 

Nur allein dieſe gefeglichen und die privilegirten Austräge find ein Broduct erſt des fpätern 
Mittelalters, nur fie allein waren auch Standesprivilegien des reihsunmittelbaren Adels, 
alfo auch ven Familiengliedern derfelben zufländig, oder Ausnahmsprivilegien, wie nament- 
lich Die fir manche Städte. Völlig bodenlos aber ift es, beides aud von den gewillfürten Aus- 
trägen zu behaupten. Sie waren uralt, fletd und noch heute allen Bürgern erlaubt, gleichviel 
ob jie durch Teflament oder Vertrag diefelben für den einzelnen Ball oder für alle Fälle der 
gleichen Art begründeten. Nur um ſolche, die nicht einwilligen, fi ihren Entſcheidungen zu 
unterwerfen, bedarf es allgemein gefeglicher Beftimmungen oder befonderer Privilegien, was 
namentlich auch in Beziehung auf die Bamilienausträge gilt. 

Eine unrichtige Benennung war ed nach dem Bisherigen, wenn die Rheinbundsacte $. 28 
den Standeöherren ein Austrägalgericht in Criminalſachen zufagte. Denn fie verfiand darunter 
ein von Standeögenoffen gefeßlich zu bildendes Schwurgericht. Diefed Privilegium hat ihnen 
indeß die deutſche Bundesarte nicht gewährt, ſondern daffelbe in einen bloßen privilegixten 
Gerichtöftand umgeändert. (Bundesacte, Art. 14.) Dagegen begründet für fie die Fortdauer 
ihrer alten Kamilienverträge und eine bedingt beigelegte befondere Autonomie wol größere 
Wirkungen für etwaige Kamilienausträge als fir Nichtprivilegirte. (S. Standesherren.) 

2) Der jegige Zuftand. Mangel eines ftändigen Bundesgerichts. Bei der 

Errichtung des Bundes beabjihtigten die Entwürfe und die große Mehrzahl der Gründer des 
Bundes früher ſtets eine flaatsrechtlihe Natur des Bundes oder einen Bundeöflaat und ein 
allgemeines bleibended Bundesgericht zur Entſcheidung ſowol der Streitigkeiten ber Regierungen 
untereinander ald aud für Streitigkeiten zwiihen den Regierungen und ihren Unterthanen 
und Landſtänden. Allein Baiern und Würtemberg widerfegten ſich diefen beharrlich, behaup⸗ 
teten die volle innere oder ſtaatsrechtliche Selbftändigkeit ihrer Staaten ald ein wohlertworbened 
Recht auch ihrer Unterthanen, dem fie nichts vergeben dürften — und ſie fiegten zulegt. Der 
Bundeszweck wurde erſt jegt ald rein völferrechtlich bejtimmt und jorgfältig aus ihm jede Silbe 
ausgeſchieden, die auf eine innere, ftantörechtliche und polizeiliche Sicherheit hätte gedeutet 
werden fünnen. Ebenjo wurde erft jegt aus der „Organiſation und Feftftellung des Bundes‘ 
(f. Bundesacte, Art. 11) alle ſtaatsrechtliche Gewalt über die innern Staatdverhältniffe und 
über die Bundesglieder entfernt, der Bund rein völkerrechtlich organiſirt und nunmehr die volle 
Souveränetät der Bundesſtaaten und Regierungen ald Grundgejeg anerfannt. Nur fo viel 
gaben fie zu, daß der Bund einen veutfhenationalen Charafter erhalte und daß vie hierzu 
wefentlichen wenigen Nationalrechte ver Bürger denfelben als Ausnahmen und, neben eini- 
gen Privilegien für einzelne Klaffen, in einem befondern Anhang der Bundesacte von den 
Regierungen und dem Bunde verbürgt würben. Gin ftändiged Bundesgericht Fam auf diefe 
MWeife leider bisfegt nicht zu Stande. (S. über dieſes alled die Art. Deutſcher Bund und 
Erecution.) 

Vielmehr befteht alle durch den Bund begründete rechtlihe Schützung der in ihm aner- 
fannten Rechte ver Bundesregierungen und der Unterthanen und der Stände bisjegt: 

A. und der Regel nad in ver allgemeinen Zufage ver Bermittelung, der Verwendung und 
der Bewirfung von jeiten ded Bundes; _ 

B. in geroillfürten und gefeglichen Austrägen für die Streitigkeiten der Bundesglieber 
untereinander, wobei gejegliche Austräge ſtets für jeden Ball gebildet werben ; 

C. in einem befondern Bundesſchiedsgericht für gewiffe Streitigkeiten zwiſchen ben Re— 
gierungen und ben Landſtänden, welches ebenfalls für jeden Fall gebildet wird und deſſen Ein: 
tritt von freier Vereinbarung der Regierung und der Stände abhängt; 

D. in einem privilegirten Schiedsgericht für die Beſchwerden der ehemals reihsunmittel- 
baren Adelichen gegen die Regierungen. 

Schon ver bloße Überblid diefer verſchiedenen Einrihtungen, nod mehr ihre nähere Be: 
trachtung wird mol die Überzeugung begrünpen, daß durch fie nit allen im Bunde verbürgten 
Rechten ein völlig genügender, durchgreifender Schutz geſichert fei, und daß infofern die zer⸗ 
förende Wirkung jener bairiſch-würtembergiſchen Anfichten für das fländige Bundesgericht 
ſehr zu bebauerm iſt une i 

Die jegige Austrägalordnung vom 16. Juni 1817 für die in jedem bejondern Fall zu 
bildende Austrägalinftanz erflärt im Art.2, $$.1, 3, 5 gerade im ir ber hohen 
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fonveränen Würde der Bundedglieder Fönne ‚vie Bundedverfammlung nur fich jelbft und Feine 
auswärtige Behörde unmittelbar ald Austrägalinftanz anerkennen‘. Daher muß denn auch bei 
der Bundedverfammlung die Klage angebradt, von ihr die befondere, in jedem Fall gewählte 
Austrägalinftanz mit der Procefführung und Entfheidung beauftragt werben, und das Gericht 
„nur im Namen und anftatt der Bundeöverfammlung fowie vermöge Auftrags derſelben 
handeln, das Erfenntniß ausdrücklich im Namen und aus Auftrag ded Bundes den Parteien 
eröffnen und die Vollziehung der Bundesverſammlung überlaſſen“. Widerſpricht nun aber ver 
Souveränetät nicht ein bleibended Gericht der bleibenden Bundesverfammlung, deren Mit: 
glieder gänzlich von ihren Regierungen abhängige Diplomaten jind, jo wird ihr auch eine frei 
anerkannte, bleibende, fchiedögerichtliche Behörde nicht widerſprechen, welche aus unabhängigen, 
aber von allen Bundesgliedern ernannten Richtern gebilver ift. Im Namen und Auftrag der 
Bundesverfammlung, unbeſchadet ihrer Autorität, fann dann dieſelbe natürlich ebenjo gut 
iprechen als ein zum Austrägalgericht ernanntes Oberappellationdgericht eines Bundesftaats, 
in deſſen Verfahren und Entſcheidung ja auch die Bundesverfammlung nie eingreifen darf. 
Sie kann diefed ebenfo gut, wie ja in jevem Staat, bei aller Unabhängigkeit der Gerichte und 
bei alfer Ausfhließung der Gabinetäjuftiz, doch die Juſtizgewalt dem Fürſten zugejhrieben und 
in feinem Namen ausgeübt wird. Sehr richtig aber bemerkte ſchon Klüber, daß des Bundes 
unmittelbare Unterbrüdung von Schriften und von Ichriftftellerifchen Redactionsrechten in den 
einzelnen Bundeöftaaten und die Bundescentralgerichte mehr in die innere Gelbftänbigfeit 
eingreifen, ald es ein zum Schuß der Rechte heilfames bleibendes Bundesgericht thun würde. 

Sodann hielten ed ja auch Baiern und Würtemberg für zuläffig, die in der Bundedacte 
aufgenommenen Rechte durch den Bund zu verbürgen. Der hierzu unentbehrlihe Schutz aber 
fönnte die allgemeine regelmäßige Natur ded Bundes ebenfo wenig verlegen als die bundes- 
mäßige Feſtſtellung und Zufiherung diefer Rechte ſelbſt. Diefe würden ja ohne den genügenden 
Schug ihrem Zwed nicht entſprechen und nicht verbürgt fein. Sie würden vielmehr umgekehrt 
zu verlegenden Täufhungen herabiinfen, Unzufriedenheit und Störungen des Bundesfriedens 
erzeugen. 

” Sonad konnten viele der Fräftigiten Stimmen im Bunde ſich ſtets für ein ſolches ftändiges 
Bundesgericht erflären, und die gegenwärtigen Einrichtungen werben jelbft in ven Verhand⸗ 
lungen und den Gejegen nur ald proviforifch betrachtet. Die königlich preußifhen Bevollmäd- 
tigten insbeſondere erklärten noch bis zum Ende der Verhandlungen des Wiener Congreffes das 
Bundesgericht „für ven legten und unentbehrlihen Schlußſtein des Bundesgebäudes“. (Klüber, 
„Acten des Wiener Congrefſes“, II, 17.) Die berühmteften Staatdmänner ſprachen ſich auch 
außerbalb des Congreſſes für fold einen Nationalgerichtähof aus. (Klüber, „Offentliches Recht““, 
$. 216, Note d.) Die Bundesausträgalorbnung vom 16. Juni 1817 aber erklärt im Art. 3, 
daß ver Vorfchlag einer permanenten Austrägalinftanz nicht als aufgegeben betrachtet, jondern 
fih vorbehalten werde. Auch geſchah Erwähnung hiervon in dem Protofoll der Bundes- 
verjammlung vom 5. März, 5. Mai und 22. Dec. 1818, vom 12. Jan., 6. Mai und 
20. Sept. 1819. In den Verhandlungen über vie Schlußacte war noch immer die Mehrheit 
für die fofortige Errichtung eines ſolchen bleibenden Gerichts und gab dann der Minderheit nur 
mit ausdrücklichem Vorbehalt veffelben für eine künftige Ginführung nad. (Protokoll der 
19. Sigung vom 8. März 1820 vgl. mit dem Protofoll der 2. und 19. vom 28. Nov. 1819 
und 4. März 1820.) Die Schlufacte felbft erklärt daher im Art. 21 die jegige Einrichtung nur 
als proviſoriſch. 

Ein ſolches bleibendes Bundesgericht wäre, bei wirklicher Unabhängigkeit, beſonders 
wichtig zum durchgreifenden Schutz der alten deutſchen verbürgten Nationalrechte, vor— 
züglich wahrer landſtändiſcher Rechte, der Rechte ver Preßfreiheit und des Rechts auf wahre 
unabhängige Juftiz, auf Schuß gegen jede Verweigerung, Verzögerung, Vereitelung derjelben. 
Es ift ſolches Bundesgericht auch oft genug gewünſcht worden, namentlich auch auf dem ſäch— 
ſiſchen Landtage von 1840 in einem fat einhelligen Kammerbeſchluß. Man braucht auch zur 
Rechtfertigung dieſes Wunſches nur hinzuweiſen auf die Schidjale fo mander Schugbitte blos 
um DBermittelung und Verwendung und Bewirfung von jeiten der hohen Bundeöverfanm- 
Inng, 3. B. auf die von dev Bundedverfammlung fogar zweimal einftimmig energifch, aber ver: 
geblich audgefprochene Verwendung für den kurheſſiſchen Okonomen Hoffmann, feruer auf die 
Schidfale ver wetfälifhen Domänenfäufer (ſ. d.) und auf die von der holfteinifchen, der han— 
noberifchen und anderer Beſchwerden wegen verlegter Verfaſſungsrechte. Ja man braucht nur 
zu bliden auf die Natur der Sache und auf die Bildung jener erlauchten Berfammlung lediglich 
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aus diplomatiſchen Gefandten ber Regierungen, deren Vollmachten in jedem Fall gewißlich 
nur fehr ſchwer gegenüber den ftändiichen Anfprühen den Regierungsſtandpunkt verleugnen 
und eine völlig parteilofe Stellung behaupten fönnten. Das Unbefriedigende indbefondere 
auch des jpätern Schiedsgerichts für die Streitigkeiten zwijchen den Regierungen und Ständen 
wird nachher klar werben. 

Zum Schuß der Bundesglieder und der Bürger in möglihen Rechtſtreitigkeiten gegen ven 
Bund fehlt es jegt ganz an gerichtlihem Schug, und aud in Beziehung auf die Schlihtung der 
Streitigfeiten blos zwifchen ven Bundesgliedern untereinander würbe ein ſtändiges Austrägal: 
gericht offenbar durchgreifender ſchützen und viel eher geeignet fein, eine tüdhtige, fefte und 
angemefjene Jurisprudenz auszubilden und zugleich eine fo wohlthätige moralifhe Autorität 
zum Vortheil ihrer Beichlüffe und des Friedens zu begründen, als diefes bei den jegigen wech: 
ſelnden Austrägalgerichten der Ball ift, deren Richter nur ausnahmsweiſe nah ſtaats- und 
voölkerrechtlichen und überhaupt nad) den in diefen Streitigkeiten zur Anwendung fommenven 
Normen zu richten baben. Die hannoveriſche Geſandtſchaft namentlich machte in den Bundes- 
verhandlungen zu Gunften eines ſtändigen Bundesgerichts auf die großen Bedenfen aufmerkjam, 
daß es beiden ja jelten dem juriftiichen Beruf angehörenden Gefandten der Bundesverjamm: 
lung leicht an der genügend zuverläffigen Kenntniß des Rechts fehlen vürfte. (Klüber, $. 216, 
Note d.) Den Dberappellationsgerihten der einzelnen Bundesftaaten aber, welche jegt 
wechlelnd zu Austrägen gewählt werden — wie wären ihnen gründlidhe Kenntniffe und die 
richtigen Gefihtöpunfte für die Verhältniſſe des Völker: und Staats: und Bundesrechts und 
des Privatfürftenredyts, ja nur für das frühere gemeine deutſche Reichsrecht zuzumuthen, wenn 
fie in Jahrzehnten wenig oder nichts mit denfelben zu thun hatten! 

IV. Der Bundesſchutz durch Vermittelung und Verwendung und Bewirfung 
ded Bundes auf die Recurje, Bitten und Befhmwerden der Betheiligten. 
1) Nicht zu beſtreiten ift es, daß alle diejenigen Öffentlichen oder Privatperfönlichkeiten, für 
welche ver Bund oder die Bundedgejege einen Rechtsanſpruch förmlich anerkennen, begründen 
oder garantiren, zum Schuß diejer Nechte bei veren Beeinträhtigung bittend und beſchwerend 
an die Bundeöverfammlung recurriven dürfen. Dieſes liegt in der Natur der Sache und ift 
bundeögefeglich feierlich anerfannt. (S. Petition.) 

Die proviforifhe Gompetenzbeftimmung der deutfchen Bundedverfammlung vom 12. Juni 
1817 fagt hierüber $. 5: 

A. „Injofern die Bundes oder Congreßacte für einzelne, für Gorporationen oder ganze 
Klaſſen Beitimmungen und Hinweifungen enthält, deren nähere vollfommene Entwickelung 
der Bundesverjammlung vorbehalten ift, jo haben dieſe allerdings ein wohlbegründetes Recht, 
deren Berichtigung bei vem Bundestage in Anregung zu bringen, ſowie Anträge und Bor: 
Schläge deshalb zu übergeben. 

B. „Einzelne, ſowie ganze Gorporationen und Klaffen, können jih an die Bundeöverfanm- 
lung wenden, wenn die obenerwähnten, in ver Bundesacte beftimmten Gerechtſame oder folde, 
welche ihnen in derſelben bereitd ausdrücklich eingeräumt worden, ohne nod) erft einer nähern 
Entwickelung zu bedürfen, verlegt werden und auf die deöfalld zuvor an die unmittelbare 
Regierung gerichtete Vorftellung eine Abhülfe der gegründeten Beſchwerde erfolgte.‘ 

Übereinftimmend hiermit fagt der Art. 53 der Schlufacte: „Da die Bundeöglieder ſich in 
dem zweiten Abſchnitt ver Bundesacte über einige befondere Beftimmungen vereinigt haben, 
welche fih theild auf Gewährleiftung zugeficherter Rechte, theild auf beftimmte Verhältniffe ver 
Unterthanen beziehen, jo liegt der Bundedverfammlung ob, die Erfüllung der durch dieſe Be- 
flimmungen übernommenen VBerbindlichkeiten, wenn ſich aus hinreichend begründeten Anzeigen 
der Betheiligten ergibt, daß ſolche nicht ftattgefunden habe, zu bewirken.‘ 

2) Ebenfo liegt es in ver Natur der Sache, daß überall da, wo die geltend gemachten An- 
ſprüche von der andern Seite beftritten werben, die Bundesverfammlung zuerft durch Ber- 
anlaffung von Rede und Gegenrede und durch Erklärung und Verwendung für das, mas ihr 
das Rechte und Billige ſcheint, gütliche Befriedigung zu vermitteln fucht. 

3) Erfolgt auch dann noch feine gütliche Befriedigung, fo ift, foweit A. von den An- 
iprüchen gegen Auswärtige die Rede ift, Bundesſchutz nad) der politifchen Erwägung des Bundes 
durch völferrehtlihe Zwangsmittel, Repreffalien, Retorjion, Krieg begründet. Sofern aber 
B. von Anfprüden gegen einzelne Bundesgliever oder gegen den ganzen Bund die Rebe ift, 
alsdann fallen allerdings a) diejenigen, welche nicht Gegenfland eines — fein Eönnen, 
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fondern unmittebar unter ber politifhen Verwaltung und Vollziehung des Bundes ftehen, auch 
unmittelbar diefer anheim. (S. Erecution.) Dagegen follte b) über alle wirklich flreitigen 
Rechtsanſprüche zuerft durch ein unparteiifches unabhängiges Schiedsgericht entſchieden fein 
und dann, wenn fie rechtlich begründet find, die Bundeserecution zu ihrem Schug eintreten. 
Diefer Grundfag ifl indeß in unferm Bundesrecht nicht durchgeführt. Vielmehr wird man als 
die Regel jene von ber Bundesverfammlung unmittelbar au&gehende unbeftimmtere Ver— 
mittelung, Verwendung und Bewirfung, den geridtlihen Schuß dagegen eigentlich mehr als 
Ausnahme für beftinnmte Fälle zu betrachten haben. 

Der Bundesſchutz überhaupt und alfo ſtets wenigftend jener vermittelnde ift nur be: 

rünbet: 

: 1) Für die Rechte der Bundesregierungen, und zwar 

A. gegeneinander. Für biefe Rechte befteht großentheild auch austrägalgerichtlicher Schug. 

B. Gegen den Bund felbft. Hier fehlt gerichtliher Shug. Nicht zu leugnen aber ift es, daß 
Grund zu Beſchwerden, ja Bedürfniß eines unparteiifhen Schußes fehr wohl möglid find. 
(Klüber, $. 117.) 

C. Gegen Auswärtige. Hier hat die Bundesverfanmlung jede Verlegung von Aus: 
wärtigen gegen ein Bundesmitglied ald Dundeöverlegung anzufehen, vaffelbe gegen jeden An: 
griff in Schug zu nehmen, ihm alle feine im Bunde begriffenen Befigungen zu garantiren. Sie 
bat alfo bei Itrungen mit Auswärtigen auf Anſuchen wirkſame Vermittelung und Vermen: 

dung eintreten zu laffen. Sie bat aber aud) auf erhobene Beſchwerde von Auswärtigen Ver: 
fegungen gegen biefe zu verhindern. (Bundedacte, Art. 11; Schlußacte, Art. 35, 36, 37, 50.) 
Alle Schwierigkeiten und Gefahren, die hier und fonft leider dadurch entftehen, daß die 
einzelnen Bundesſtaaten das Recht der Bünbniffe, des Kriegs und Friedens behalten ‚ und daß 
mehrere, indbefondere die zwei größten, andere ald deutfche Länder befigen, in Beziehung auf 
welche fie gar nicht dem Bunde angehören, fondern blos europäifche Mächte find — diefe mögen 
bier nur Andeutung, aber feine Erörterung finden. 

D. Gegen die eigenen Unterthanen bedarf die fouveräne Regierung eines fouveränen 
Staats feinen äußern Shug. Die Bundesacte weiß daher von ſolchem auch überall nichts. 
Der Bundeszweck fpridt nur vom völkerrechtlichen innern Frieden Deutſchlands, und die von 
den Unterthanen ſprechenden Artifel des Anhangs $. 12 —19 haben nah Flarem Wortfinne 
wie nah den Berhandlungen nur bie Abfiht, ausnahmsweife den Unterthanen gegen bie 
Regierungen beſtimmte Rechte zu verbürgen. Sie verbürgen nicht umgekehrt den Fürften Rechte 
gegen die Unterthanen. Jedoch hat die Schlußacte, Art. 26 u. 32, beftimmt, daß die Bundes- 
verfammlung alddann die jhleunigfte Hülfe zur Wieverherftellung der Orbnung zu leiſten 
babe, „wenn dur Widerfeglichfeit der Interthanen gegen die Obrigkeit die innere Ruhe une 
mittelbar gefährdet und eine Verbreitung aufrührerifher Bewegungen zu fürdten oder ein 
wirklicher Aufruhr zum Ausbruch gefommen ift, und die Regierung felbft, nad Erſchöpfung ver 
verfaffungdmäßigen und geſetzlichen Mittel, ven Beiftand des Bundes anruft, oder wenn fie im 
legten Falle notorifh außer Stande ift, den Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterbrüden, 
zugleidy aber durch bie Umſtände gehinvert ift, die Hülfe des Bundes zu begehren“. Die in 
feinem Artikel des Bundesgrundvertragd angedeuteten — fei e8 zur Ausübung einer Polizei: 
gewalt, jei es zum Schuß der Bundesregierungen getroffenen proviſoriſchen und außerorbent- 
lichen Ausnahmemaßregeln können hier Feine Grörterung finden. (S. Deutfcher Bund.) 

2) Für die Rechte der Unterthanen der Bundedflaaten, und zwar 

A. gegeneinander. Hier befteht Fein Bundesſchutz. 

B. Gegen den Bund felbft. Auch bier ift bisjegt wenigftend fein gerichtlicher Schuß begrün- 
det. Doch ift ed nicht abzuleugnen, daß durch Bundesmaßregeln, durch Verträge, Kriegemaf: 
regeln u. ſ. w. recht gut Verpflichtungen des Deutfchen Bundes gegen Bundesglieder und deut— 
ſche Unterthanen entfteben fönnen, über welde bei einem Mangel gütliher Vereinbarung ge— 
rihtliher Schuß mohlthätig oder nothwendig werden könnte. (5. z. B. Klüber, $. 216, 
Mote d.) 

C. Gegen Auswärtige. Hier findet zum Schuß der Bürger eine Verwendung gegen Ver- 
legungen nur auf Aufforderung ihrer Regierung ftatt. (Schlußacte, Art. 50. Zöpfl, „Staate- 
recht“, ©. 297.) 

D. Gegen ihre eigene Landesregierung. Hier ift nad) den Obigen überall da der Schug 
bed Bundes begründet, wo ein® der in dem Anhang der Bundesacte verbürgten Rechte ver— 
weigert ober verlegt wird, insbefondere auch (nad $. 12 und der proviforifchen Gompetenz= 
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beftimmung, $. 5, 3) bei Verweigerung und Verzögerung der Juftiz. (S. Yuftizverweigerung 
und Klüber, $$. 169 u. 217). Die beiden wichtigften hierher gehörigen Rechte find entſchieden 
die Rechte auf Einführung und Erhaltung der landftändijchen Berfaffung und der Prepfreiheit. 
(S. oben beide Artifel und Klüber, $$. 217, 225, 283, 284 u. 504.) Gin gerichtlicher oder 
ſchiedsgerichtlicher Shug findet aber leider hier nur ausnahmsweiſe ftatt, nämlich 1) nur zum 
Schuß des ehemals reihdunmittelbaren Adels rüdfichtli der ihm zugeſicherten Privilegien 
(}. unten VI), und 2) höchſt beſchränkt und bedingt zum Schuß der landftändifchen Rechte in ge- 
wiffen Fällen (f. unten V). Auch durch befondere Garantieubernahmen, wie bei Medlenburg, 
Schwarzburg:Rudolftadt, Weimar (ſ. Klüber, $. 297), oder dur Ausnahmsbeftimmungen, 
wie rudjihtlih der Verfaſſung von Frankfurt, hat die Bundesverfammlung ausgedehntern 
Schug übernommen, als fie jonft hier gewährt. 

Für die Bermittelungen und Verwendungen des Bundes find übrigens ebenjo wenig wie 
für die Bermittelungen im Völkerverhältniß beſtimmte Formen und Rechtswirkungen vor: 
geihrieben. Diefelben und die wichtige Frage, inwieweit im Völkerverhältniß eine Regierung, 
oder inwieweit der Bund feine Bermittelung und Verwendung mit Gewalt, mit der Bundes- 
erecution und zulegt mit Krieg durchjegen will, hängen von den politifshen Erwägungen und 
Gonvenienzen ab. (Martens, „Voͤlkerrecht““, $.172.) Nur bei einigen beſtimmten Bermitte- 
lungen haben die Bundesgefege die Ernennung eines Ausſchuſſes für diefelben zum voraus feſt⸗ 
gelegt (f. VI), welches Klüber, $. 180, mit Unrecht generalijirt. 

Die Bundedaudträgalgerichte. Die gejeglihen Beftimmungen über die Austrägal- 
gerichte beftehen 1) in dem Art. 11 der Bundedacte. Diefer enthält hierüber Folgendes: „Die 
Bundeöglieder machen ji verbindlich, einander unter Feinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, jondern bei der Bundesverfammlung anzubringen. 
Diejer liegt alddann ob, die Vermittelung durd einen Ausihuß zu verſuchen und, falls dieſer 
Verſuch fehlſchlagen follte und demnach eine richterliche Entſcheidung nothwendig würde, folde 
durch eine wohlgeordnete Austrägalinſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch ſich die ſtreitenden 
Theile ſofort zu unterwerfen haben.“ 

2) Zur Ausführung dieſer Beſtimmung des Grundvertrags erfolgten ſpäter eine ganze 
Reihe von Beſchlüſſen und Beſtimmungen, nämlich die Austrägalordnung vom 16. Juni 1817, 
die Art. 21—24 der Wiener: Schluß: Acte und die Bundeögejege vom 3. Aug. 1820, vom 
19. Juni 1823, vom 7. Det. 1830, vom 28. Febr. 1833, vom 25. Juni 1835 und vom 
19. Det. 1838. Am 3. Aug. 1820 wurde auch eine Bundescommiſſion zur Revifion der nur 
ald proviſoriſch beſtimmten Austrägaleinrihtungen ernannt. Der von diefer Commiſſion am 
21. Dec. überreichte Entwurf wurde zur Inftructiondeinholung den Regierenden mitgetheilt, 
aber bisjetzt noch nicht zum Bundeögeje erhoben. 2) 

Diefe Gejege beftimmen 1) über die Natur des Austrägalgerichts; 2) über die Behörde, 
welche e8 bildet; 3) über die an diejelbe gewiejenen Perfonen oder die fubjective Gompetenz; 
4) über die an diefelbe gewiejenen Sachen oder über die objective Gompetenz; 5) über das Ver- 
fahren; 6) über die Wirkung und Vollziehung der Entſcheidungen, und endlich 7) über eine 
eigenthümliche Entſcheidung einer Borfrage zu Gunften der Unterthanen. 

1) Die Natur der Austrägalinftanz. Auch noch nad unjerm heutigen Bundesrecht 
gibt ed allgemein gefegliche und bejondere vertragsmäßige oder gewillfürte Austräge. Die all: 
gemeinen Bundesausträgalgerichte find zwar gejeglihe Schiedsgerichte, aber diefelben treten nur 
jubfipiär ein, wenn die flreitenden Theile nicht nur die Vermittelung der Bundesverfammlung 
durch bleibende oder für die befondern Fälle vertragsmäßig beftimmte, befonderd gewillfürte 
Audträge, oder durch vertragsmäßige Grwählung des unter V jich varftellenden Bundesidieds- 
gerichts ihren Streit gütlich austragen. Gelingt diefed nicht, fo verpflichtet fie das Gefeg, der 
gejeglichen Bundesausträgalinftang ji zu unterwerfen. (Austrägalordnung, Art. 1.) Der 
Name Austrägalinftanz für dieſes geſetzliche Bundesſchiedsgericht aber ift infofern unrichtig von 
den Audträgen des Deutſchen Reichs herübergezogen, als jegt keineswegs mehr eine Appellation 
an ein höheres Gericht ftattfindet, jondern die Entſcheidung regelmäßig definitiv und fofort nad 
ihrer Eröffnung rechtskräftig ift. (Bundesacte, $.11, und Bundesbeſchluß vom 3. Aug., Art. 6.) 

2) Die Behörde, welche vie Austrägalinftanz bildet. Dieje ift, der gefeglichen 
Autorität nad, die Bundesverfammlung felbft. Allein fo wie bei ven frühern deutſchen Aus: 
trägen die gewählten fürftlihen Standeögenoffen ihren Räthen die Unterfuhung und Entſchei⸗ 


2) Brotofolle der Bundesverfammlung, IX, 229; X, 263 u. 293 fg. 
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dung der Streitfache übertrugen, fo überträgt dieſelben auch die Bundesverſammlung beſtimm⸗ 
ten Austrägalgerichten, nämlich einem böchſten Gerichtshof der zum Schiedsrichter erwählten 
Bundesregierung. Diefer Gerichtshof hat zwar feine richterliche Vollziehungsgewalt (imperium); 
auch die Vollziehung der unbebingten Mandate, welde jegt die Gerichte erlaffen dürfen, ſteht 
nur der Bundedverfammlung zu (Bundesbeſchluß vom 28. Febr. 1833, VIH. Sigung, $. 70); 
dagegen hat dad Gericht, einmal ernannt, vie ſelbſtändige Procefführung und Entfheidung. 
Auch liegt natürlich dad Recht, die durch Ungehorfam gegen die gerichtlichen Verfügungen auf 
die Streitfache felbft bezüglichen Nachtheile anzudrohen und zu verhängen, in dem richterlichen 
Mecht, den Proceß zu leiten und zu entſcheiden. (S. Jordan im „Rechts-Lexikon“, ©. 483.) 

3) Die Perfonen, für welde dad Austrägalgericht conftituirt ift, find ledig— 
lich die Bundedregierungen. Das geſetzliche Austrägalgericht des Bundes ift alfo nicht, wie das 
des Deutſchen Reichs, ein Standesprivilegium ; deshalb haben es denn auch keineswegs die fürft- 
lichen Bamilienglieder noch auch die Standedherren. Ebenfo haben e8 jegt die Freien Städte all: 
gemein geſetzlich, ebenjo gut wie die Bundesfürften. (Protofolle ver Bunvdesverfammlung, Bd. Ill, 
©. 80 u. 188, und Jordan, a.a.D.) Dagegen ift e8, da die Bundedregenten in allen ihren 
Streitigkeiten untereinander an das Austrägalgericht gewieſen find, einerlei, in melden’ perfön- 
lichen Qualitäten fie Streitigkeiten führen, ob ald Regenten, als Glieder eines Fürftenhanfes 
oder ald Privaten. Erlauben ihnen die Landeögefege, in Givilfahen an die Landesgerichte zu 
geben, fo haben fie ein Wahlrecht, ob fie dies dem Austrägalgericht vorziehen wollen, falls nur 
nicht etwa von folden Rechten die Rede wäre, die nur nad) ven Landeögefegen jenes Staats 
durd die Unterwerfung unter die Landesgerichte erworben werben können. (Protokolle der 
Bundeöverfammlung, HI, 137; Heffter, ©. 182 u. 183. Anderer Meinung ift jedoch zum Theil 
Klüber, $. 177.) Bei der abjolut allgemeinen Beftimmung des Art. 11 der Bunbesacte und 
dem entſchiedenen Zwed des Bundes, zwiſchen Bundesgliedern jeden Kriegszuſtand zu befei: 
tigen, darf man auch wol nicht mit Jordan, ©. 488, annehmen, daß die Austrägalinftang ale: 
dann wegfalle, wenn ein Bundeöglied an die bundesfreien Befigungen eines andern Bundes: 
glieds Anſprüche macht und ein anderweitiger friebliher Audtrag des Streits nicht flattfindet. 

Auch ift e8 Feine Ausnahme, fondern nur eine mohlthätige gefeglich geforderte Anwendung 
des allgemeinen Örundfages, daß die Austrägalgerihte durchaus nur zwiſchen Bundesgliedern 
untereinander die Streitigkeiten zu ſchlichten haben, daß die Schlußacte im Art. 30 Folgendes 
beftimmt: „Wenn Korderungen von Privatperfonen deshalb nicht befrievigt werden Fünnen, 
weil die Berpflihtung, denfelben Genüge zu leiften, zwiſchen mehrern Bundesgliebern zweifel: 
haft oder beftritten ift, jo hat die Bundesverfammlung auf Anrufen ver Betheiligten zuvörderſt 
eine Ausgleihung auf gütlihem Wege zu verfuhen; im Fall aber, daß diefer Verſuch ohne Er: 
folg bliebe und die in Anspruch genommenen Bundesglieder ſich nicht in einer zu beftimmenden 
Frift über ein Gompromiß vereinigen, die rechtliche Entſcheidung der flreitigen Vorfrage durch 
eine Austrägalinftanz zu veranlaſſen.“ 

Nach diefer Human und gerecht vorforgenden Beftimmung gibt e8 alfo zweierlei verſchie dene 
BVeranlaffungen des Eintritt8 einer Austrägalentſcheidung zwiſchen Bundesgliedern: a) Die eine, 
wenn die Entjcheidung unmittelbar durch eigene Beſchwerden der Bundesgliever gegeneinander 
herbeigeführt wird, b) die andere, wenn fie mittelbar durch die Beſchwerden der Unterthanen 
in ben bezeichneten Fällen Herbeigeführt wird. 

4) Die Beftimmung der Gompetenz bed Bundedausträgalgeridtsin ob: 
jeetiver Hinfiht, in Beziehung auf die Arten der Streitigfeiten ber Bundes: 
glieder ift beftrittener. Die beiven Hauptpunfte aber, nach melden hierüber entſchieden mer: 
den muß, find einestheild der Art. 11 der Bundesacte, welcher unbebingt allgemein in allen 
Streitigkeiten zwifchen den Bundeögliedern untereinander die gewaltfame Selbfthülfe aus: 
ſchließen will und überall, wo dazu wegen Dangel eines Vergleiche ‚‚vichterlihe Entſcheidung 
nothwendig würde‘, die Bewirkung derfelben durch eine wohlgeordnete Austrägalinftanz fordert. 
Anderntheild aber ift zu berüdfichtigen, daß der Bund ſich felbft in Beziehung auf die Voll: 
ziehung feiner politifchen Bundesrechte nicht einem Bundesgericht unterworfen hat, mithin dieſe 
Bollziehung und bie dazu nothwendige Auslegung der Bundesgeſetze wol ebenfo der politifchen 
Gewalt des Bundes und feined Bundesorgans vorbehält, wie im einzelnen Staat die Regierung 
die VBollziehung und die Adminiſtrativentſcheidung für fich in Anſpruch nimmt. Alfo wird fie 
auch hierher gehörige Streitigkeiten von Bundesgliedern untereinander, 3. B. in Beziehung auf 
ihre Stellung in dem Bundesarmeecorps, nicht an die Austrägalgerichte weifen. Die Schwierig: 
feit aber wird ſich praftifch bier dadurch in den einzelnen Fällen löfen, daß ja vor jeder Wirk⸗ 
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famfeit eines Austrägalgerichts alle Streitigkeiten erſt vor die Bundesverſammlung gebracht 
werden müſſen, damit dieſe, nad vergeblicher Bemühung gütlicher Beilegung, dieſelben an ein 
Austrãgalgericht verweiſe. Sie erſcheint alſo auch ſtets als die Behörde, freilich nicht zur will⸗ 
kürlichen Beſtimmung der Competenz, wohl aber zur rechtlichen Entſcheidung etwaiger Competenz⸗ 
conflicte. Als allgemeine Rechtsregel läßt ſich ferner der Satz aufſtellen, daß für dad Bundes— 
austrägalgericht alle Streitigkeiten zwiſchen einzelnen Bundesgliedern untereinander gehören, 
ſoweit ihre Regulirung nicht unmittelbar der politiſchen oder adminiſtrativen Vollziehungs⸗ 
gewalt der Bundesverſammlung angehört und deshalb von derſelben in Anſpruch genommen 
wird. Ich glaube nicht, daß man alle einzelne hierhin gehörigen, alſo der Austrägalentſcheidung 
entnommene Fälle erfhöpfenn aufzählen kann (f. Heffter, S. 179). Ich glaube aber auch nicht 
mit Jordan (S, 484) und andern, die Regel jo ftellen zu dürfen, daß alle Differenzen über 
Bundesnormen blos zur Entſcheidung der Bundeöverfammlung ſich eigneten, weil nur ihr das 
Recht zuftehe, diefe Normen audzulegen, für die Aufrechthaltung des wahren Sinnes derfelben 
und für die Bollziehung der Grundgefege bed Bundes und der competenten Bundeöbefchlüffe zu 
wachen. (Schlufacte, Art. 4, 7,9, 10, 17 u. 31.) Fürs erfte muß ich nämlich geftehen, daß ich 
einen andern juriftifh vernünftigen Sinn jenes alleinigen Auslegungsrechtd ded Bundes rüd- 
ſichtlich der Bundeögefege durchaus nie habe finden und begreifen können ald den, daß da, wo 
wegen abjoluter doctrineller Unauslegbarkeit einer Bundesbeftimmung eine wirkliche authen- 
tiſche Auslegung derfelben nothwendig wird, dieſe legtere natürlich dem Bunde zufteht. Wollte 
man dagegen allen andern in Beziehung auf den Bund und die Bundeögefege rechtlich verpflich⸗ 
teten und berechtigten Verjonen, wollte man den unmittelbaren Bundesmitglievern und den 
deutſchen Bürgern dad Recht abſprechen, nach den allgemeinen Rechtsregeln (oder doctrinell) die 
Bundeögefege auszulegen, um darauf ihre Nechte wie ihre Berpflichtungen rechtlich zu beurthei⸗ 
len und zu deren Erfüllung oder Verwirklichung alle denkbaren rechtlichen Mittel mit praftifcher 
Wirkjamfeit zu ergreifen, jo würde man ja den Bundeögefegen alle rechtliche, alle objective, 
feſte verfaffungsmäßige Natur abſprechen. Es bliebe dann für fie nur der Gharafter einer jede 
Verfaſſung, jeden objectiven Rechtszuſtand aufhebenden, abfolut grenzenlofen, rein fubjectiven 
Willkür übrig. Es wäre dies eine ſolche, wie fie auch felbft bei ver äußerften Beſchränkung alfer 
Gewiflensfreiheit und bei der größten Ausdehnung päpſtlich hierardifcher blinder Glaubens: 
gewalt doch jelbit in den dunfelften Zeiten des Mittelalter dem Papſte niemand zuzuſchreiben 
wagte. Nie ſprach man ja der ganzen Ghriftenheit, ver Geiftlichkeit, ven Goncilien alle praftifch 
gültige Auslegung der chriſtlichen Grundgeſetze ab. Ich geftehe alfo, daß ich in folden und ähn- 
lihen An ſichten nur einen Mangel Elarer juriftifher Vorſtellungen, fonft aber nur die äußerfte 
Beleidigung derer finden fönnte, welche eine ſolche alleinige Auslegungsgewalt dem Bunde ge: 
jeglich beilegten. Fürs zweite werden aber audy bei den Streitigkeiten zwiſchen Bundeögliedern, 
welche von Bundes wegen und durch feine Schiedögerichte zu fhlichten find, immer unmittelbar 
oder mittelbar vom Bunde gegebene oder recipirte Rechtönormen zur Anwendung kommen 
müffen. Souveränetät, Befigftand der Bundesglieder, ihre Rechte in Beziehung auf die Stan- 
beöherren u. ſ. w., ja alle ihre Rechte, worüber geftritten wird, verbürgen ja die Bundesgeſetze. 
Selbſt die Rechtsnormen des gemeinen Rechts, welche der Bund den Austrägalgerichten bei ihren 
Entſcheidungen zu befolgen gebietet, werben infofern mittelbare Bundesnormen, für deren Er: 
haltung der Bund wacht. Aus allem dieſen aber würde folgen, daß nad jener Jordan'ſchen 
Regel in allen Streitigkeiten der Bundesgliever ftetd nur die Bundesverſammlung unmittelbar, 
niemals die Austrägalgerichte entfcheiden könnten. Aud kann man nicht mit ihm jagen, über 
die Fälle entſcheide ein Austrägalgericht, für deren Entſcheidung Rechtskenntniß nöthig jei. 
Sie gehört zur Auslegung jedes Geſetzes oder zu gar feiner. Auch ift ja endlich drittens alles, 
was jemand durch feine Bevollmächtigten thut, rechtlich ſo anzufehen, ald Hätte er es jelbft ge- 
than. Hiernach kann aljo auch die Bundesverfammlung durd ihre Gommiffionen, durd die 
Austrägalgerichte, innerhalb der ihr übertragenen Gewalt für Auslegung und Aufrehthaltung 
der Bundesgeſetze forgen. 

Insbefondere auch über forideclinatorifche Ginreden, die bei dem Austrägalgericht vor- 
gebracht wurden, hat man unnöthige Streitigkeiten geführt, wer competent zu ihrer Entſcheidung 
fei. Allein es liegt in ver Natur der Sache, daß nur da eine ſolche möglich ift, wo in Beziehung 
auf dad Bundesverfahren, in Beziehung auf die Axt der Ernennung des Austrägalgerichts 
Mängel fattfinden. Diefe aber müffen, wenn fie nit auf neuen Thatſachen beruhen, ſchon bei 
der Gonftituirung vor der Bundesverfammlung ſelbſt vorgebracht werden und können aljo vor 
dem bereits conftituirten Austrägalgericht nicht mehr vorgebracht werben. Iſt dieſes einmal 
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durch das Bundesverfahren für eine Sache conſtituirt und vom Bunde zur Entſcheidung der⸗ 
ſelben aufgeforbert, fo iſt es nun auch nach der höhern Bundesentſcheidung competent. Nur bei 
gewillkürten Austrägen iſt über den Sinn des privatlichen Compromißvertrags Streit möglich. 
Gibt dagegen ein geſetzliches Austrägalgericht eine Entſcheidung, daß die Klage nicht begründet 
fei, fo ift dies feine Gompetenz=, ſondern eine materielle Entiheidung. (Jordan, ©. 486.) 
Ebenſo ift an fidy nicht etwa darum eine Incompetenz zu behaupten, weil die Sache eine politifche 
if. Denn in allen Streitigkeiten der Bundeöglieder untereinander, die ja in einem äußern 
politifhen oder völferrechtlihen Berbältniß zueinander ſtehen und als ſtaatsrechtliche politische 
Repräfentanten die Rechte ihrer Staaten und Bürger zu vertreten haben, foll das Austrägal: 
gericht eintreten, wenn nur nicht ihre Entfcheidung blos der unmittelbaren politifhen Bol: 
ziehungsgewalt der Bundeöverfammlung anheimfällt. (Jordan, S. 486.) Auch bei Intereffen 
der Bundesglieder ift die Competenz begründet, doch nur injofern ein Rechtsanſpruch, ein 
Rechtstitel in Beziehung auf diefelben behauptet wird. Und an fid) einerlei iftes, ob diefe Rechts⸗ 
titel aus dem Civil- oder Staatsrecht oder aus dem Privatfürftenreht abgeleitet werden. (Heff: 
ter, ©. 182 fg. ; Jordan, ©. 487.) 

5) Das Berfahren. Bei Streitigkeiten der Bundesglieder untereinander findet A. ein 
außerorbentliches Verfahren vor und von der Bundeöverfanmlung ftatt, und zwar ein ſum— 
marifches a) zur Aufrechthaltung des Friedenszuſtandes und b) zur Feftfegung des jüngften Be- 
ſitzſtandes. (Schlufacte, Art. 18, 19 u. 20.) Im erften Fall ſchreitet bei erhaltener Anzeige 
oder Kunde einer vorgefallenen oder zu beforgenden Friedensftörung, und namentlich aud wenn 
dieſes wegen des Streitö über ven jüngſten Beſitzſtand der Fall ift, ver Bund von Amts wegen 
und ohne Mitwirfung anderer Behörben zur polizeilichen Handhabung des Friedens ein, mit 
Borbehalt für die Berheiligten, ihre Rechtsanſpruͤche auf geeignetem Wege auszuführen. Im 
zweiten Ball aber, wo es blos die Feftftellung des jüngften Befiges gilt, da tritt nun auf An— 
rufen der Betheiligten ein Verfahren ein und zwar ein rechtliches. Die Bundesverfammlung 
fordert ein unbetheiligte® Bundesglieb in der Nähe des zu ſchützenden Gutes auf, die Thatſache 
des jüngften Befiges und die Störung deſſelben ohne Zeitverluft durch feinen oberften Gerichts— 
hof oder, bei mehrern höchſten Gerichtshöfen, durch den vom Bunde dazu beftimmten fummarifch 
unterſuchen und entjheiden und der Bundeöverfammlung zur etwa nöthigen VBollziehung mit- 
teilen zu laffen. 

B. Das ordentliche Verfahren befteht a) in dem Vermittelungdverfahren. Hierzu oder zur 
gütlihen Ausgleihung ernennt die Bundeöverfammlung fogleih nad der vor fie gebrachten 
Klage oder Befchwerde einen Bundedausfhuß oder eine Bermittelungscommiffton von einem 
oder mehrern Bundeönitglievern. (Bundesacte, Art. 11; Schlußacte, Art. 21; Bundesbefhluß 
vom 16. Juni 1817, Art. 2u.3.) Kommt der Vergleich zu Stande, fo wird nad) den zuleßt 
angeführten Gefegen die Bergleihungsurfunde in Urfhrift ſammt den abfhriftlihen Ratifica- 
tiondurfunden im Bundesarchiv niedergelegt und der Vergleich felbft vom Bunde garantirt. 
Kommt er nicht zu Stande, fo beginnt nun b) das Austrägalverfahren, und zwar, fofern ih 
ſolche ergeben, das der ältern oder neuern vertragsmäßigen oder gewillfürten Austräge zwifchen 
den Bundeögliedern, feies, daß fie diefelben nur für dem einzelnen Ball oder für alle fünftige 
Fälle beftimmt haben. (Schlußacte, Art. 24.) Gewillfürte Austräge gehen alfo den geſetzlichen 
vor. Der Gang und die Ordnung des Verfahrens der gewillfürten Austräge liegen ganz außer 
der Wirkffamkeit der Bundesverfammlung. Dagegen fann fie nöthigenfall® über ven Streit 
der Anwendbarkeit der gewillfürten Austräge, wenn derſelbe vor fie gebracht wird‘, ein gefeg: 
liches Austrägalgericht entſcheiden laſſen. Und da die gewillfürten Austräge von dem Bunde 
anerkannt find und ebenfo wie zur Zeit des Reichs an die Stelle ver gefeglichen treten, fo find 
die rechtskräftigen Urtheile diefer Austräge von der Bundesverfammlung zu vollziehen. (Heffter, 
S. 192, und Jordan, ©. 492.) Rechtskräftig aber werden auch ſolche Erfenntniffe jegt, wo 
die Appellation an die Reihögerichte wegfällt, ebenfo wie die der gefeglichen durch die Verkün— 
dung. Und nur die aud) bei diefen legtern fattfindende Reftitution ift jegt auch hier zuläffig. 
(Heffter, S. 216; Jordan, S. 492.) Auch können die ftreitenden Theile fi vereinigen, durch daß 
Bundesfchiedsgericht, welches zunächſt für die Streitigkeiten zwifchen ven Landſtänden und Re- 
gierungen beftimmt ift, ihre Sache enticheiden zu laſſen, in welchem Ball alsdann ebenfo ver: 
fahren wird wie bei jenen Differenzen. (Bundesbeſchluß vom 30. Oct. 1834, Art. 12.) Auch 
diefe Entjheidung wird von dem Bunde garantirt und vollzogen. (Brotofoll der Bundesverfamm= 
lung, Xl, 26 u. 27, und Jordan, ©. 492.) 

Fehlt es nun aber an allen diefen andern Wegen, fo wird das gefegliche Bundesausträgal- 
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gericht für jeden befondern Fall gebildet, welches auch dann gefhehen muß, wenn von mehrer 
Streitgenoffen, welche als ſolche belangt werben, nicht alle ein anderes Schiedögericht mit dem 
Beklagten gemeinfchaftlid haben. (Jordan, S. 493.) Zur Bildung der Austrägalinftanz hat 
nach der Austrägalorbnung, Nr. I, der Schlußacte, Art. 21, und dem Bunbesbeihluß vom 
3. Aug. 1820: 1) ganz fo wie in der Zeit des Reiche der Beklagte das Recht des Vorſchlags. 
Binnen vier bis ſechs Wochen vom Tage der beider Bundesverfanmlung gemachten Anzeige über 
das Mislingen des Vermittelungsverſuchs hat er nämlich drei unparteiiihe Bundesglieder vor: 
zuſchlagen, und wenn er den Termin verftreichen läßt, ohne eine Erftredung zu erhalten (Pro: 
tofoll der Bundeöverfammlung, XIV, 32), fo jhlägt die Bundesverfammlung vor. Diefes ift 
aud der Fall, wenn mehrere Beflagte ſich nicht vereinigen. Iſt e8 zweifelhaft, wer der Beflagte 
ift, wie bei den judicia duplicia und bei Proceffen, welche Privatperfonen gegen Ungewißheit, 
wer von mehrern Bundeögliedern jie zu befriedigen habe, veranlaßten, jo hat der Theil, welcher 
die Bundesverfammlung zuerft anging, die Rolle des Beflagten zu übernehmen, oder, wenn fie 
e8 zugleich thaten, jo entſcheidet das Los, oder es beſtimmt die Bundesverfammlung eine Frift 
zur gütliden Vereinbarung und wählt, wenm fie nit zu Stande fam, die Austrägalinftanz. 
2) Der Kläger wählt in gleicher Frift vom Tage des ihm gemadten Vorſchlags eins der vor- 
geſchlagenen Bundeöglieder, und die Bundeöverfammlung fann ihm für den Fall der Unter: 
lafjung ebenfalls die eigene Auswahl androben. 3) Die oberfte Gerichtöjtelle des gewählten 
Bundesglieds ift alddann die Audträgalinftanz. Hat das Bundesglied mehrere Gerichte der 
hödften Inftanz, fo hat audy hierüber der Kläger fich zu erflären und, wenn er es unterläßt, ſtatt 
feiner die Bundesverfammlung. 4) Die Bundesverjammlung ertheilt nun dem fo beſtimmten 
Gerichtshofe den förmlichen Auftrag, zur Vollziehung der Bundesacte ald Austrägalinftanz den 
Procep zu führen und zu entſcheiden, und theilt ihm zugleich die Vergleichsverhandlungen mit, 
jedoch nur zur Kenntnißnahme, nicht zum gerichtlichen Gebrauch. 5) Die Übernahme von feiten 
des Gerichts ift Bundespflicht, fofern nicht etwa unbefannt gewejene Berhältniffe, welche binnen 
14 Tagen der Bundesverfammlung zur Entſcheidung mitgetheilt werden müffen, eine völlige 
Unfähigkeit zur Inftanzübernahme begründen. 

Dem zur Austrägalinftang gewählten Gericht fteht nun die Leitung des Proceffed und die 
Entſcheidung des Streitd in allen feinen Haupt: und Nebenpunften uneingefhränft und ohne 
alle weitere Einwirkung der Bundesverfammlung oder der Randesregierung zu. Nur die zur 
Beförderung der Entſcheidung nöthigen Verfügungen hat im Fall der Verzögerung auf An— 
ſuchen der Bundeöverfammlung oder der flreitenden Theile die Landesregierung zu erlaffen. 
Über das Berfahren des Gerichts beftimmen die citirten Gefege Nachfolgendes: 1) Aud wenn 
das Gericht in mehrere Senate getheilt ift, fo dürfen die Austrägalfahen nur im Plenum ver: 
handelt und entſchieden werden, ſowol rückſichtlich der Zwifchenurtheile wie der definitiven Er— 
fenntniffe. 2) Die Inftruction des Proceſſes gefchieht, foweit ed das Verfahren bei den ftatt- 
haften Procefhandlungen betrifft, ganz nad) den gewöhnlichen landesgeſetzlichen Proceßgejegen 
des Gerichts. Die Statthaftigfeit der Procefhandlungen dagegen, weil die Beftimmung über 
fie feine bloße Inftruction, fondern eine Entſcheidung ift, muß nad den Bundesgefegen und ven 
gemeinen deutſchen Proceßrecht erfolgen. (Jordan, S. 496.) 3) Der ordentliche Proceß bildet 
zwar die Regel, jedoch liegt es im Recht der richterlichen Gognition des Gerichts, über die Proceß— 
art zu entſcheiden und mithin in den dazu geeigneten Fällen auch ausnahmsweiſe ein ſummari— 
jched Verfahren anzuordnen. (Heffter, S. 290.) 4) Das Gericht kann unbedingte Mandate er: 
laffen, wenn über Neuerungen während der Rechtshängigkeit einer bei vemfelben in gerichtlicher 
Verhandlung ftehenden Streitſache geklagt wird und an den Erforbernifjen zu einer Berfügung 
diefer Art in andern Beziehungen Fein Mangel erfcheint. Jedoch findet feine Androhung von 
Geldftrafen ftatt, und die. Bollziehung des auf dad erlaffene Mandat ergehenden ſchließlichen 
Grfenntniffes ift der Bundesverfammlung zu überlaffen. (Bundesbeſchluß vom 3. Aug. 1820, 
Art. 3 und Bundesbefhluß vom 23. Febr. 1833.) 5) Bei weientlihem Zufammenhang mit 
dem Rechtöftreit findet zwar Widerflage und aud Intervention eines bei dem Rechtsſtreit be- 
theiligten dritten Bundesglieds ftatt. (Beſchluß vom 3. Aug. 1820, Art. 3.) Dagegen ift 
Adeitation von feiten des Gerichtö unzuläffig, weil feine Gompetenz nur auf der Wahl beruht. 
(Klüber, „Öffentliches Recht”, $.175, Note h.) 6) Das Endurtheil muß längflens binnen 
Jahresfriſt vom Tage der Überreihung der Klage bei der Austrägalinftanz erfolgen. Sollte es 
ausnahmsweiſe unmöglich fein, jo find Die Gründe der Bundesverſammlung zur Genehmigung 
oder Misbilligung vorzulegen. 7) Entfheidungsnormen für das Gericht find A. in Beziehung 
auf die Statthaftigfeit der Proceßhandlungen das Bundesrecht und gemeine Proceßrecht; B, in 
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Beziehung auf die Hauptſache theils a) die beſondern auf die Streitſache bezüglichen Normen, 
wie gemeinſchaftliche Verträge, Teſtamente, Hausgeſetze, völkerrechtliche Vereinbarungen und 
Particularrechte der einſchlägigen Bundesftaaten; b) in deren Ermangelung aber die in Rechts— 
ftreitigfeiten derfelben Art vormals von den Reichsgerichten ſubſidiariſch befolgten Rechtsquellen, 
fofern ſolche auf die jegigen Berhältniffe ver Bundesglieder anwendbar find, d. i. alio das noch 
anwendbare gemeine Recht von Deutihland (Schlußacte, Art.23; Bundesbefhluß vom 3. Aug. 
1820, Art. 4, vgl. mit dem Bundesbefchluß von 1817, Art. 3, Note 7), ſodaß dieſes gemeine 
Net, wenn allmählich in den einzelnen deutichen Staaten feine Herrſchaft erlifcht, durch die 
Bundedausdträgalgerichte noch eine gemeinrechtliche Gültigkeit behält. Aber wie wird's dann mit 
der Kenntniß deffelben bei ven wechſelnden Austrägalgerichten beftellt fein? C. In Beziehung 
auf die Koften endlich ift rückſichtlich der Verurtheilung in diefelben ſtets nad den gemeinredht- 
lihen Grundfägen zu erfennen. Liber die Quantität der Koften dagegen ift nach der dem Gericht 
durch die Landeögefege vorgeihriebenen Taxordnung ohne Anrechnung anderweitiger Koften 
zu erfennen. (Bundesbeſchluß vom 3. Aug. 1820, Art. 5.) 8) Das Uriheil iſt im Namen 
der Bundesverfammlung abzufaflen, und es find demfelben die vollftändigen Entſcheidungs— 
gründe beizufügen. (Bundesbeihluß vom 3. Aug. 1820, Art. 5.) Daflelbe wird hierauf den 
Parteien von der Austrägalinftanz unmittelbar, jedoch ausdrücklich im Namen und Auftrag 
des Bundes eröffnet und hierauf von berjelben fammt den Acten der Bundeöverfammlung 
überſchickt. 

6) Die Wirkung der austrägalgerichtlichen Erkenntniſſe beſteht darin, daß 
fie ſofort nad ihrer Gröffnung ald rechtskräftig anzuſehen und unbedingt zu befolgen find. 
(Bundesdacte, $. 11, und Bundesbefhluß vom 3. Aug. 1820, Art. 6.) Die Vollftredung der: 
felben jowie die aller durch Klagen bei der Bundedverfammlung herbeigeführten und aller vom 
Bunde anerfannten oder garantirten Entfcheidungen fällt, wo fie nothwendig wird, der Bundes⸗ 
verfammlung anheim. (Schlußacte, Art. 31, und Exrecutiondorbnung vom 3. Aug. 1820, 
Art. 1.) Gegen die fhiensgerichtlihen Entiheidungen gibt es alfo fein ordentliches Rechts— 
mittel, fondern nur das außerordentliche der Neftitution wegen neuaufgefundener Thatjachen 
oder Beweismittel (restitutio ex capile novorum [Bundesbeihluß von 1817, II, 9, und von 
1820, VI]). Ausdrücklich ift insbeſondere aud die Nullitätöquerel durd den Bundesbeſchluß 
vom 25. Juni 1835 (f. Sigung XVI, $. 230), ausgeſchloſſen. 

Über das Reftitutionsverfabren find durch die citirten Gelege die nachfolgenden Eigenthüm: 
lichkeiten beftimmt: 1) das Geſuch Hält die Vollziehung nicht auf. 2) Es muß innerhalb vier 
Jahren vom Tage ber Auffindung der nova bei der Bundesverfammlung angebracht werben. 
3) Diefe läßt das frühere Austrägalgeridht über die Zuläfigkeit und Erheblichkeit ver nova ent: 
ſcheiden, welches alsdann, wenn ed dieſe Zuläfiigfeit erkannt hat, dieſe neue Rechtsſache inftruirt 
und entſcheidet. 4) Die Ableiftung des Neftitutiondeides geihieht vor dem Gericht entweder 
perſönlich oder durch Specialbevollmädtigte, jorwol von dem Vorftand derjenigen Behörde, 
unter deren Aufjiht und Genehmigung die Reftitution erbeten wird, ald von demjenigen Be: 
amten des implorantifchen Theild, welcher die Sache bearbeitet hat, und bei mehrern von dem 
vom Imploranten bezeichneten. 

Das Greentiondverfahren in Beziehung auf die ſchiedsgerichtlichen Entjheidungen ift das 
gewöhnliche (f. Erecution). Es hat nur die Haupteigenthümlichfeit, daß das Erkenntniß ſelbſt 
in feinem Fall Gegenftand einer Berathung oder einer Abänderung und Aufhebung von feiten 
der Bundeöverfammlung unterworfen werden kann. (Grecutionsordnung, Art. 12.) Dazu 
fehlt ver Bundeöverfammlung die nöthige richterliche Sachkenntniß und Eigenihaft. Es würde 
daraus auch eine verwerflihe Gabinetsjuftiz und Aufhebung der wahren austrägalgerichtlicden 
Natur und Rechtöfraft hervorgehen. Die Beflimmung, daß der Bund als die eigentliche Aus— 
trägalgewalt angefehen und in feinem Namen und Auftrag entichieden werden foll (Austräs 
galorbnung, 11), hat alfo nur eine ähnliche Bedeutung wie die, daß der Landesherr Inhaber 
aller Hoheitsrechte ift, und daß auch in feinem Namen gerichtet werben muß, ohne daß er ih 
in den gefeglichen Proceßgang und die Entfheidung einmifchen darf. Wenn ji daher in der 
Grerutionsinftanz bei austrägalgerihtlihen Entiheidungen Rechtsfragen und rechtliche An— 
fände ergeben, jo bat die Bundesverſammlung diefelben bei dem frühern Austrägalgericht er: 
ledigen zu laffen. Ergeben fid in Beziehung auf Vergleiche oder die Entſcheidungen gemwillfürter 
Austräge ſolche Streitfragen, jo muß die Bundeöverfammlung nöthigenfalls eine gejegliche 
Austrägalentſcheidung einleiten. 

7) Ihrem Wefen nad eigenthümlich find Die dur ben Art. 30 der Schlußacte 
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nöthigenfalls begründeten austrägalgerichtlihen Präjudizien oder Entſcheidungen 
der Vorfrage über die ſtreitigen Verpflichtungen mehrerer Bundesglieder, 
den Forderungen von Privatperſonen zu genügen. 1) Die richterliche Entſcheidung 
ſoll hier, obgleich fie mittelbar zur Sicherung der Privatperſonen von dieſen veranlaßt wird, 
doch nicht Die Richtigkeit der Forderungen der Privatperfonen felbft betreffen, welche vielmehr 
den Landeögerichten zu überlaffen ift. Sie entſcheidet ebenfalld nur unter den in Anfprud ge: 
nommenen Bundeögliedern ihre Berpflihtung zur Befriedigung und den Antheil derfelben, 
3.8. ob und inwiefern und für welche Rata eine Regierung wegen eined erworbenen Landes⸗ 
theils für die frühern Schulden bed vertheilten Landes haftet. (Brotofoll der Bundesverfamm- 
lung, XI, 125, 173, 222; XII, 15, 224, 252.) Es eriftiven bei dieſer ganz eigenthümlichen 
Borfrage eigentlich nur in Anfprud genommene Beklagte, aber fein wahrer Kläger. Bon ven 
beiden ftreitenden Theilen forbert hier eigentlich feiner etwas von dem andern. Jeder fucht nur 
die Berpflißtung gegen den dritten, die Untertbanen, er jucht nur die paflive Sachlegitimation 
gegen diefe von fi) abzuwenden. Die Parteirollen des Klägers oder Beflagten können aljo 
wegen der Ordnung des Berfahrend nur fingirt werben. In Beziehung auf den wirklichen activen 
Rechtsanſpruch der Untertbanen jollen dieſe wegen des hier allzu ftreng durchgeführten völker— 
vehtlichen Princips durchaus nicht als Nechtöpartei gegenüber der Regierung vor dem Aus: 
trägalgeriht auftreten, und ebendeshalb ſoll auch über diefen Rechtsanſpruch, jelbft in dieſem 
anomalen Verfahren, leider nicht entſchieden werden. 2) Ein ſolches Präjudicium fegt nun 
voraus: A. daß Privatperfonen, einheimifche oder fremde, nicht aber Souveräne eine For: 
berung gerichtlich ober außergerichtlich geltend machen, bei welcher ſich hinſichtlich der Befrie: 
digung eine Goncurrenz mehrerer Bundesglieder ergibt, die weder ſolidariſch noch nad aner: 
faunten beftimmten Theilen verpflichtet find; daß vielmehr B. die Privatperfonen darum ihre 
Befriedigung nicht erhalten, weil ed unter mehrern Bundeögliedern beitritten ift, wer über: 
haupt oder principaliter und zu welchem Antheil er jchuldig ſei; C. daß auf die Entſcheidung 
der Borfrage entweder von einem betheiligten Bundesglied oder einer betheiligten Brivatperfon 
ein Antrag geflellt wurde. 3) Die austrägalgerichtlidhe Entſcheidung über die Verbindlichkeit 
ber Bundeöglieder hat Rechtökraft auch für die betbeiligten Privatperjonen. Keineswegs aber 
fann man mit Hefiter einfeitigen Berfügungen oder Vergleichen der Bundesglieder untereinan= 
der eine ſolche Kraft in Beziehung auf die Rechte ihrer Untertanen geben. Da fie ihnen die 
Bundesgefege nirgends beilegen, fo bleiben bier vielmehr die allgemeinen Rechtsgrundſätze ver 
res inter alios acta und des Vertragd unter britten in ihrer Kraft. 4) Wenn die Bundes: 
verfammlung die an fie gebrachte Borfrage nicht friedlich vermitteln fann, fo beftimmt fie zuerft 
dem in Anſpruch genommenen Bundedglied nod eine angemeffene Frift zur Befeitigung des 
Streits durch ein Gompromiß, und erft wenn auch dieſes fehlfchlägt, leitet fie das andträgal: 
gerichtliche Verfahren ein. 5) Haben fih nun die Betheiligten nicht bereits über die Partei- 
rollen vereinigt, fo beftimmt diefe jegt das Gericht, wobei es ſich nur um eine materiell unnady= 
theilige formelle Regulirung handelt. Denn materiell ift hier nach Analogie der Theilungs— 
klage jeder Theil zugleich Kläger und Beklagter, oder vielmehr dem wahren Kläger gegenüber, 
der nur als folder nicht auftreten darf, jeder nur Beflagter. Will fich das zum Kläger beſtimmte 
Bundesglied nit zum Klagantrag verftehen, fo hat das Gericht im Ball einer Contumaz dieſes 
durch die Bundesverfammlung bewirken zu laffen. 6) Außerdem tritt im Verfahren die Eigen— 
thümlichkeit ein, daß das Gericht alle Friften von Anıtö wegen beachten, bei der Nichtbefolgung 
einer Berfügung, welche peremtorifche Gigenfchaft hat, Berzichtleiftung auf die unterlajfene 
Handlung annehmen und eben das ausfprechen muß, was fonft auf Antrag des andern Theils 
als Folge des Unterlaſſens zum Behuf der endlichen Entſcheidung auszufprechen fein würbe, 
(Bundesbeſchluß vom 19. Juni 1823.) Es folgt dieſes aus dem Zweck der ganzen eigenthüm⸗ 
lihen Entſcheidung zur Sicherung der betheiligten Privaten, gegen welche die betreffenden Bun— 
deöglieber leicht gleichgültig und faumfelig fein könnten. 7) Aus dem gleihen Grunde kann es 
diefen Privatperfonen, obgleich fie nicht als die ſelbſt freitenden Theile erfcheinen follen, nicht 
verwehrt werden, ihre Intereffen bei dem Austrägalgericht durch geeignete Schritte zu wahren. 
(Brotofolle der Bundeöverfammlung, XI, 26, Note 5; Klüber, $. 176.) 8) Dafür, daß das 
Urtheil, welches auch hier mit der Gröffnung rechtskräftig wird und nur die Reftitution propter 
nova zuläßt, bei ven Landesgerichten rejpertirt wird, hat die Bundeöverfammilung zu wachen. 
V. Das Bundesihieddgericht. Durd den Bundesbeſchluß vom 30. Det. 1834 wurde 
ein befonderes Bundesſchiedsgericht begrümbet. „Für den Fall’, fo lauten die Worte des Art. 1, 
„daß in einem Bundesſtaat zwiſchen der Negierung und den Ständen über die Auslegung der 
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Berfaffung oder über die Grenzen der bei Ausübung beſtimmter Rechte des Regenten den Stän- 
den eingeräumten Mitwwirfung, namentlich durch Verweigerung der zur Führung einer den 
Bundespflichten und der Landesverfaſſung entſprechenden Regierung erforberlichen Mittel Ir— 
rungen entftehen und alle verfaffungsmäßige und mit den Gejegen vereinbarliche Wege zu deren 
genügender Bejeitigung ohne Erfolg eingefhlagen worden find, verpflichten fi die Bundes- 
glieder ald jolche gegeneinander, ehe fie die Dazwiſchenkunft des Bundes nachſuchen, die Entjcei- 
dung folder Streitigkeiten durch Schiedsrichter auf dem in dem folgenden Artikel bezeichneten 
Wege zu veranlafjen.“ Der Art. 11 erflärt das Schiedsgericht ebenjo anwendbar auf die Ir: 
rungen zwilchen ben Senaten und den verfaffungsmäßigen bürgerlichen Behörben in den freien 
Städten. Der Art. 12 aber geftattet auch den Bundesgliedern in ihren Streitigfeiten unter: 
einander die Vereinbarung über dieſes Schiedsgericht an der Stelle der Austrägalinftanz. 

Die Bildung dieſes Schiedsgerichts foll jo bewirkt werden, „daß jede der 17 Stim— 
men ded Engern Raths der Bundesverſammlung aus den von ihnen repräjentirten Staaten von 
drei zu drei Jahren zwei erprobte Männer, einen aus dem juridifchen und einen aus dem abmini- 
ftrativen Bach ernennt”. Aus diefen 34 Spruchmännern follen im betreffenden Ball binnen 
vier Wochen ſechs, drei von der Regierung und drei von den Ständen, ausgewählt werben ; diefe 
haben dann aus der Zahl der übrigen Spruchmänner einen Obmann zu wählen. Die von der 
betheiligten Regierung ernannten Spruchmänner bürfen, wenn nicht beide Theile dazu ein: 
willigen, nicht Antheil nehmen am Schiedsgericht. Für die Bartei, welche nicht in der gehörigen 
Zeit wählt, ernennt die Bundesverfammlung. Ebenſo ernennt diefe im Fall der Stimmen 
gleihheit ven Obmann. Auch können ji die Parteien auf die Wahl von nur zwei ober vier 
Schiedsmännern beihränfen oder aud) deren Zahl auf acht ausdehnen (Art. 3, 4). 

DasBerfahren befteht darin, daß die Schiedsmänner ſich über einen Verſammlungsort 
vereinigen oder, wo feine Bereinigung zu Stande fommt, die Bundedverfammlung denſelben 
beftinnmt. Dann werben die von der betreffenden Regierung bei der Bundeöverfammlung ein: 
gereichten Acten, in welchen die Streitigkeiten bereits durch gegenfeitige Denkichriften oder auf 
andere Art feftgeftellt fein müffen, dem Obmann überjendet. Dieſer überträgt dann die Ab: 
faſſung der Relation und Gorrelation zwei Schiedemännern, deren einer von der Regierung, der 
andere von den Ständen erwählt wurde, Wenn es zu weiterer Ermittelung der Sache dem 
Schiedsgericht unumgänglich nöthig fein follte, ſo kann e8 eine Ergänzung der Acten durch die 
Bundesverſammlung veranlafjen (Art. 5, 7). 

Die Entſcheidung foll dad Schiedsgericht, falls nicht im zulegt bezeichneten Kal Ver: 
jögerung unvermeidlich wird, fpäteflend in vier Monaten von der Ernennung ded Obmannd 
an geben und zwar „nad ihrem Gewiffen und eigener Ginjiht und durch Stimmenmehrheit”. 
Sie jenden fie dann der Bundeöverfammlung ein. Und alddann wird fie auf Diejelbe Weife 
rechtskräftig und erequirt wie das austrägalgerichtliche Erfenntniß (Art. 6 u. 7). Bei Streitig- 
feiten über die Anfäge eines Budgets behält die Entſcheidung Wirkjamfeit auf die Dauer der 
Steuerbewilligungöperiode (Art. 9). 

Dieje neue Schöpfung ded Bundes fand in der öffentlihen Meinung eben feine beſonders 
günftige Aufnahme, ja in mehrern Ständeverfammlungen, fo namentlich in der würtembergi: 
ſchen, wurben ihr ftarfe Proteftationen und Bejorgniffe entgegengefeßt. 

Allein jo viel ſcheint doch wol gewiß, daß man in dieſer Einrichtung einen lobend: und 
dankenswerthen Grundgedanken finden kann, nämlich den der feierlichen öffentlihen Anerfen- 
nung, daß den Landſtänden gegenüber ihrer Regierung ein fefter Rechtsboden, ein mit dem 
Regierungsrecht formell gleich heiliges Recht und ein gleicher richterliher Schuß zuftehe, daß 
Regierung und Volk oder deffen Repräfentation als gleichberechtigte Barteien in Beziehung auf 
das Verfaſſungsrecht unparteiiſchem gerichtlihen Ausſpruch unterftehen follen. Den wenigftens 
moralifhen Werth diefer lauten öffentlichen Anerkennung wird man vollfommener würdigen, 
wenn man fie in Berbindung mit unfern deutfchen Verhältniſſen und Zuftänden auffapt. Man 
braucht dazu nur bie in der Neftaurationd: und Reactionszeit To vielfach laut gewordenen, aljv 
fälfchlih dem monarchiſchen Princip untergeihobenen Theorien, man darf die blos aus diplo— 
matiſchen Agenten nur der Regierungen gebildeten Bunded- und Congreßverſammlungen ins 
Auge faffen, und man varf endlich hinblicden auf den traurigen Gindrud, den die Wirkungs: 
lofigfeit von Bitten deutfher Bürger und Stände um Schuß ihrer Rechte, fowie jene in ber 
Schlußaete, Art. 25— 28, und in den Bundesbefhlüffen vom 28. Juni 1832 und in vielen an: 
dern faft nur allein den Fürſten gegen die Stände und Bürger zugefagte wirkffame Hülfe des 
Bundes bei jo vielen deutſchen Vaterlandsfreunden erzeugte ! 


Schiedsgerichte 126 


Auch vermag ich die Berlegung oder Gefährdung der Selbftändigfeit der einzelnen Staaten 

und ihrer Berfaffungen, die man in dieſer Einrichtung fehen wollte, nicht zu finden. Denn fürs 
erfte jind die Stände nie gezwungen , ſich diefem Schiedsgericht zu unterwerfen, jo wenig als die 
Regierung. Diefes folgt Far aus den Worten des Art. 3: „Erfolgt in dem Ball der Berein: 
barung über die Berufung an dad Schiedsgericht u. ſ. w.“ (S. Zöpfl, „Staatsrecht“, ©. 312.) 
Es folgt fhon daraus, daß das ganze Gejeg tiefen erorbitanten Zwang nirgends feftftellt. Auch 
darin liegt eine ſolche Verlegung und Gefährdung nicht, daß der Art. 1 allgemein von einer 
Dazwiihenkunft des Bundes in innere Irrungen ſpricht, die das Schiedägericht verhindern ſoll. 
Diefe allgemeine Erwähnung will offenbar Fein neues Recht beftimmen und feftftellen , bezieht 
ſich lediglich auf das, was dur den Bunbeögrundvertrag und durd ihm entiprechende compe- 
tente fpätere Beftimmungen (Art. 3 u. 4 der Schlußacte) rechtlich begründet fein fol. Was 
dieſes nicht wäre, das erhält alfo durch das neue Gejeg feine Kraft. 

Dagegen ift das eine ganz andere Frage, ob die neue Einrichtung ihrem Grundgedanken 
und einem wohlthätigen Zwed genügend entiprehend ausgeführt ift? Diefes können auch wir 
freilih ebenfalld nit glauben. Daher fommt ed denn aud, daß bisher dieſes Imftitut 
nirgends gebraudt wurde, obgleich es doc an Irrungen zwiſchen Regierungen und Ständen 
nicht fehlte. 

Ginen neuen Beweis, daß die biäherige gerichtliche Organifation des Bundes von ihm felbft 
noch nicht ald genügend und ald gefchloffen angejehen wird, liefert eine fpätere gerichtliche Ein- 
richtung deſſelben. Es hat nämlich ver Bund: 

VI. zum gerichtlichen Schutz der in dem Art. 14 der Bundedacte dem ehe— 
maligen reihsunmittelbaren Adel vorbehaltenen Privilegien, nad der Bubli- 
cation der hannoverifhen Gefegfammiung am 15. Sept. 1842 folgenden Beihluß gefaßt: 

„Da es infolge des Art. 63 der Schlußaete ver Bundedverfammlung zufommt, über den Grund 
oder Ungrund von Beſchwerden zu entſcheiden, welhe im Recurswege in Betreff des durch den 
Art: 14 der Bundesacte zugeficherten Rechtszuſtandes der vormaligen Reichdangehörigen an fie 
gelangen, und demnächſt über die Art, wie ſolche Entjheidung jedesmal herbeizuführen fein 
werde, beftimmte, den rechtlichen Anſprüchen ver Betheiligten angemefjene Vorſchriften zu geben, 
fo wird auf das diesfalls eingebracdhte Geſuch mehrerer vormaligen Reihöftände feſtgeſtellt: 
1) bei Reclamationen, welche von mittelbar gewordenen ehemaligen Reihsftänden oder von 
Gliedern des vormaligen unmittelbaren Reichsadels auf den Grund des Art. 63 der Schlußacte 
gegen die zur Bollziehung des Art. 14 der Bundedacte erlaffenen landeöherrlihen Berorbnun- 
gen, infofern diefe nit auf Bertrag beruhen oder ohne dagegen erhobene Beſchwerde in unbe: 
firittener Wirkjamfeit beftehen, bei der Bundeöverfammlung angebracht werden, joll jedesmal 
und bei Reclamationen gegen fpätere einfeitige legislative Erklärungen der durd die Bundes: 
acte ihnen zugeficherten Rechte, fo oft das Bedürfniß dazu ſich zeigt, dem in anderweiten Redhts- 
ſachen der Rerlamanten zuftändigen Landesgericht zweiter Inflanz von der Bundedverfammlung 
durd die betreffende Landesregierung der nicht abzulehnende Auftrag ertheilt werben, ben 
Streitfall in feinem ganzen Umfang für eine definitive Entſcheidung nad) der von dem Gerichts: 
bofe überhaupt beobachteten Barticular: oder gemeinrechtlihen Proceßordnung innerhalb der 
fürzeft möglichſten Friſt zu inftruiren. 2) Die definitive Entſcheidung ift hiernächſt nad) den 
Umftänden von der Bundesverfammlung oder auf einen durh Stimmenmehrheit zu faffenden 
Beſchluß von einer richterlichen Inftanz, foweit derfelben der Streitfall von der Bundesverfamm: 
lung zugewiefen wird, in deren Auftrag und Namen zu erlaſſen. 3) Dieſe richterlihe Inſtanz 
wird für jeden einzelnen Fall vadurd gebildet werden, daß die Bundesverfammlung durd) 
Stimmenmehrheit vier Mitglieder für diefelbe aus der Lifte der Spruchmänner für das Bundes: 
ſchiedsgericht erwählt und in Abgangs: oder Sterbefällen erfegt, forwie daß von dieſen erwählten 
vier Mitgliedern oder bei Stimmengleichheit unter ihnen von der Bundedverfanmlung ein 
fünfte Mitglied ald Obmann aus derfelben Lifte gewählt wird. 4) Bon biefer Inftanz ift 
jevedmal zugleich darüber zu erfennen, von. welder Seite oder in welchem Mae von beiden 
Seiten antheilig die Koſten des rihterlihen Verfahrens zu tragen feien. 5) Alle Beftimmungen 
des Bundesbeſchluſſes vom 30. Det. 1834 über das Bundesſchiedsgericht mit Ausnahme ver: 
jenigen, welche ji auf die anders normirte Bildung und die Koften des Bundesſchiedsgerichts 
und auf nur zwiſchen Regierungen und Ständen vorkommende Streitigkeiten beziehen, follen 
auch bei diefer richterlichen Inftanz und ihren Ausſprüchen eintreten.‘ 

Wir find weit entfernt, in die oftmals laut gewordenen Vorwürfe über das Gehör ein: 
zuſtimmen, weldjes die Beſchwerden dieſer privilegixten Stände bei ver hohen Bundesverfanm- 
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Iung fanden. Zwar ift es allerdings nicht zu verfennen, daß durch bie den ehemals Reichs— 
unmittelbaren zugeftandenen großen Privilegien eine wohlthätige Harmonie ber Geſetzgebung 
und Berwaltung, daß die Rechtögleihheit im Innern der Bunbesftanten geftört wird, daß, mas 
mebr ift, für die ehemaligen Untertdanen diefer Privilegirten und zum Theil auch für die übri- 
gen Staatöbürger eine größere Belaftung entiteht, indem ſie durch Staatäfteuern alle Staats: 
bedürfniffe beftreiten müffen, während jene Privilegirten alle Domänen und die nugbaren und 
andere Hoheitörechte, die ihnen früher doch nur für die Regierung zuftanden, jegt als Unter: 
thanen und ald parrimonialed Privatrecht befigen; daß endlich, was das Allerſchlimmſte iſt, 
jene Privilegien leider oftmald zum Schaden aller Unterthanen und der Regierung allgemeinen 
Verbefferungen der Gefeggebung, der Gemeinde: und Gerihtd- und Berwaltungseinrichtung 
entgegengeftellt werden. Rechnete man ja doch aus dieſen verfhiedenen Gründen jelbft auf dem 
Miener Congreb die Bewohner der flandesherrlihen Gebiete nur als halbe Seelen. Allein 
jene Privilegien waren felbft damals, ald bei Gründung des Rheinbundes dieſe Neichdunmittel: 
baren ihren frühern Mitreihöftänden durch ein factum nullo jure justificabile unterworfen 
wurden, die Bedingung biefer Unterwerfung. Sie wurben bei Gründung ded Bundes neu an: 
erfannt. So lange alfo, bis man fie dur würdige Vereinbarung mit den höhern Grundfägen 
und Interejlen ded Staatswohls ausgleicht, muß fie der Freiheitsfreund achten. Schon in der 
Rheinbundszeit Habe ich mit Unmillen die allem Recht hohnſprechenden Rechtfertigungen ver 
Gewalt und jeder Willfür gegen jene Familien befämpft?) und ftetd auch in dieſer Beziehung 
Gerechtigkeit ald die Grundlage wahrer Freiheit geehrt. Freilich Eonnte diefed mein Bedauern 
nicht unterprüden, wenn jene Privilegien zum eigenen Nachtheil felbft der Privilegirten weient: 
lihen Forderungen des Öffentlihen Wohls des Vaterlandes entgegengefegt und zu Mitteln für 
vaterlandöververblide Neaction misbraucht werben wollten, Und ſchmerzlich hat es auch mich 
betroffen und ift mir ald nicht unbedenklich erfhienen, wenn zu benfelben Zeiten, wo die bundes⸗ 
mäßig verbürgten Rechte der Freiheit und der nichtadelichen Bürger, wo die Berfaffungen ganzer 
Boltöftäamme nicht glücklich ven Bundesfhug anfpraden oder durch neue Bundesbefchlüffe weſent⸗ 
lichſt beſchränkt wurden, die Privilegirten viele günftige Befchlüffe, zum Theil felbft Abänderun- 
gen der verfaffungsmäßig von ihnen mitberathenen Landesgeſetze erwirkten. 

Die rehtlihen Fundamente ſowol der ſchutzlos gebliebenen als der beihügten Anſprüche 
Fönnen freilich Hier nicht geprüft werden. Politifh find jedoch auch die außern Erfcheinungen 
und ihre Wirkung in der Meinung und im Vertrauen des Volks keineswegs gleichgültig. 
Jedenfalls wird nicht ein einziger vernünftiger Mann zu finden fein, der nicht eine Berftär- 
fung der innern Verbindung und der nationalen Kraft unjerer mehr ald dreißig Bundesländer 
für Sicherheit und Wohlftand, für dad Wohl der Fürften, der Bürger und der Nation heil- 
fam fände. Was aber könnte mehr fie fördern als dad allgemein verbreitete Bewußtſein eines 
durch einen Nationalverein begründeten, allgemein durchgreifenden, befriedigenden Schutzes 
aller Rechte! MWelder. 

Schiffahrtögefege. Die Schiffahrtögefeggebung eines Staats, infofern man darunter 
alle unmittelbar auf die Schiffahrt, Schiffe und Schiffer, Bezug habenden gejeglihen Anorb- 
nungen eines Staats verfteht, zerfällt ihrem ftofflichen Inhalt nach in zwei Gruppen, die, welche 
die rechtlihen Verhaͤltniſſe ver Schiffe und Schiffer reguliren, und die, melde ſich auf die An: 
ftalten zur Hebung, Beförderung, Erleichterung und Sicherheit der Schiffahrt beziehen. Die 
erftern find mehr rechtlicher Natur, die legtern haben mehr einen abminiftrativen , polizeilichen 
Charakter und fommen in diefem Auffag nicht meiter in Betracht. Der Gegenftand der erftern 
ift entweder die äußere Schiffahrt, d. h. die, welche ven Verkehr zwiſchen verfchienenen Staaten 
vermittelt, oder die innere, d. h. die im Gebiet deſſelben Staats ih bewegende; dieſe umfaßt 
die Colonialſchiffahrt zwiſchen dem Mutterlande und den Golonien, die Küſtenſchiffahrt (Ga- 
botage) zwifchen Häfen deflelben Stantögebietö und die Binnenſchiffahrt, die Schiffahrt auf den 
Binnengewäffern und Flüffen eined Staats. 

I. Die äußere Schiffahrt. Es leuchtet ein, daß die Berhältniffe ver äußern Schiffahrt, 
welche einen Theil des internationalen Verkehrs bildet, vorzugäweife der internationalen Ge— 
feßgebung angehören und darum durch völferrehtliche Acte georpnet werden. Die gegenwärtig 
gebräudlichfte Form, deren ih bie Staaten bedienen, find Die internationalen Schiffahrts: 
verträge. In einigen Fällen bat man das Mittel gewählt, daß jeder Staat unabhängig für ji, 
aber in verabrebeter Übereinftimmung mit den andern feine Beftimmungen traf (eine Art fill: 


3) 3. 2. in den Heidelberger Jahrbücern, Jahrg. 1815, ©. 442 fg. 
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ſchweigender Bertrag). So verfuhren z. B. Bremen (Senatsſchluß vom 9. Febr. 1839) und 
DOfterreih (Minifterialerlaß vom 25. März 1839), Bremen und die Niederlande, Dänemark 
und England und viele andere Mächte. Daß ein Staat bei der Beflimmung von Verhältniſſen, 
bei deren Normirung er jo viele Intereifen auswärtiger Nationen zu berüdjichtigen hat, auf dem 
Wege innerer Gejeggebung vorgehe, wird ſich meift durch Die Natur derſelben verbieten. Denn 
jeder Staat wird bei Einrichtung diefer Berhältniffe nur jein Intereffe und feine politifchen 
Zwede im Auge haben, und wenn er nicht die Macht befigt, feine einfeitig für den internatio- 
nalen Schifiahrtöverfehr erlaffenen Gejege ven andern Nationen aufzuzwingen, läuft er Gefahr, 
durch Kriege oder Repreffalien zur Rüdnahme derjelben gezwungen zu werden. Den hiſtori— 
ſchen Beleg hierzu liefert die Gefchichte der engliihen „navigation laws“. Durd ihre Einfüh: 
rung ein Beweid der fid) entfaltenden maritimen Größe Englands, durd ihre Erhaltung ein 
Beweis der unbeftrittenen Seeherrſchaft, haben fie allmählich beichränft werben müſſen, als 
andere Völker, voran die Nordamerikaner und Deutfchen, auf dem Meere ihr Recht zu nehmen 
und England durch Repreffalien zum Aufgeben feiner tyranniſchen Geſetze zu nöthigen anfingen. 

Mas den Inhalt der vie äußere Schiffahrt betreffenden Gefeggebung anlangt, fo find die 

Dbjecte: der Handel, Gin: und Ausfuhr auf einheimifchen und fremden Fahrzeugen, die Be: 
handlung der inländiſchen und ausländifhen Schiffe in Bezug auf die Schiffsabgaben, als da 
find: Hafen =, Lootſen-, Leuchtfeuer-, Schiffögelder u.f.w., die Behandlung fremder Schiffe 
im Inlande. Im den erften beiven Beziehungen ift in neueſter Zeit ein Umſchwung der Ideen 
und Örundjäge erfolgt, der feinen Urfprung befonderd der gewaltigen Entwidelung ded Han: 
dels und namentlich der Induftrie verdankt. 

Sucht man gegenwärtig die Schiffahrt von den fie hemmenden Schranfen zu befreien (Auf: 
bebung des Sundgolld 1854, ded Stader= Brundhaufer 1861 , des Scheldezolls 1863, jo war 
gerade dad 17. und 18. Jahrhundert die Zeit, in welder man ſie mit hohen Abgaben und 
Zöllen belaftete, die, wie ed ſchien, eine unerihöpflice Finanzquelle bot. Jetzt genießt der 
Ausländer in jedem befreundeten Staate derjelben Sicherheit und Freiheit wie der Inländer, 
und faft noch größerer, wenn er Angehöriger einer mächtigen Nation ift; damals fing man erft 
an zu ahnen, daß der Staat feine Unterthanen überall zu [hügen die Prliht habe, damals er- 
blickte man noch in jedem Fremden ein Mittel, Gelb für das Inland zu machen. Bu dem allen 
fam die in einer Zeit, wo die Staaten in dem llbergange aus dem ewigen Kriegszuſtande des 
Mittelalters in den frieblihen der Neuzeit begriffen waren, jo ſehr erflärliche Politif, alles 
Gute und Nügliche nur mit Rüdfiht auf den eigenen Staat, unbefünmert um andere, felbft 
mit gefliffentliger Schädigung berfelben zu erftreben, bei jeder neuen Einrichtung nur ben be- 
Ihränften Horizont der eigenen Gebietägrenze zu ſehen, nicht den Bli in weitere Fernen zu 
richten; Den Nutzen einer Inftitution beredinete der Politiker danach, ob es ihm nüge, nicht 
wie jegt ihren Werth danach ermeſſend, daß der allgemeine Nugen auch der befondere fei. In 
einer Zeit, melde das Mercantilfyftem erfand, war ed nicht wunderbar, daf die Staaten den 
Handel über See von und nad) ven einheimischen Häfen foviel wie möglich ihren Unterthanen zu: 
zuwenden, die Ausländer durd höhere Zölle davon fern zu halten ftrebten, wie Frankreich alle 
fremden Schiffe in franzöfifhen Häfen die doppelten Abgaben zahlen ließ, oder gar ganz aus: 
ihloffen, mie Dänemark lange Zeit nur däniſchen Schiffen die Fahrt auf Norwegen geftattete. 

Das hervorragendfte Product jener egoiftifhen, rückſichtslos die fremden Intereffen ver: 
legenden Schiffahrtspolitik find die unter Grommell erlaffenen und von König Karlli. beftätigten 
„navigation laws’ Englands, weldye durch das in ihnen ausgeſprochene, wohldurchdachte in ſich 
abgefchloifene Syften einzig in ihrer Art daftehen. In ihrem Kern waren jie theild darauf be: 
rechnet, bir damals von den Holländern blühend betriebene Frachtſchiffahrt den Englänvern in 
die Hände zu fpielen, theils die britifchen Kaufleute zu zwingen, directen Handel mit den Pro— 

ductionsländern zu treiben, der auf der einen Seite Die englijchen Seeleute zu kühnen Unter: 
nehmungen nöthigte, auf der andern den Engländern einen reihen Abjag für ihre Producte 
gewährte. 

Daher 1) ſollten nun eine Menge wichtiger Handelsartikel, Die im Verhältniß zu ihrem 
Preiſe fehr viel Raum einnehmen (ſperrig Gut), 3. B. Bauholz, Theer, Hanf, Korn u. ſ. w., 
nicht anders in Großbritannien eingeführt werben ald in britifhen Schiffen oder in Schiffen des 
Urfprungslandes, deren Eigenthümer, Befehlshaber und drei Viertel ver Befagung Unter: 
tbanen befjelben Landes wären. Auch wenn fie in Schiffen der legtern Art eingeführt wurden, 
jollten fie doc die Zölle, welche die Ausländer entrichteten, doppelt bezahlen. Würden fie aber 
in Schiffen anderer Nationen hereingebradt, jo war Gonfiscation von Schiff und Ladung an— 
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gedroht. 2) Alle in Afrika, Aſien und Amerika erzeugten Waaren durften nur in britifchen 
Schiffen nach britifchen Befigungen gebracht werben. 3) Europäiſche Waaren und Erzeugnifle 
durften nur in ſolchen Schiffen nad England gebracht werben, welche aud dem Lande famen, 
wo die Erzeugniffe wuchſen oder die Waaren verfertigt waren. 4) Fiſche aller Art, die, nicht 
von britifchen Schiffen gefangen, und die fonftigen Erzeugniffe der Fifcherei, die nicht auf bri— 
tifchen Fahrzeugen verfertigt waren, follten beim Gingang in England den Zoll der Ausländer 
doppelt bezablen. 

Daß diefe Gejege von einer richtigen Politik eingegeben worden, hat man neuerdings viel: 
fach in Zweifel ziehen wollen, und ſelbſt in England haben ſich zeitgenöſſiſche und auch fpäter 
Tadler derjelben gefunden. Doc haben Staat#öfonomen und Politiker wie Adam Smith und 
Geng hervorgehoben , daß durd) den Zwang, der den Engländern auferlegt wurde, die Fifcherei 
felbft zu betreiben, felbft aus den fremden Ländern deren Erzeugniffe zu holen, der in der Na— 
tion bereitd erwadhte Unternehmungögeift angefpornt und erhalten wurde; und bie Öffentliche 
Meinung in England hat bis in die Gegenwart herab die navigation laws ald die Grundlage 
feiner maritimen Größe angejehen. Sie haben in der That den Erfolg gehabt, vie Frachtſchiff— 
fahrt den Holländern zu entreigen und fie den Engländern zuzuwenden. Und wie ſehr jene den 
gegen fie geführten Schlag verfpürten, beweiſen die in wiederholten blutigen Kriegen gemachten 
Verſuche, die Rücknahme der navigation laws zu erzwingen. 

Solche Gejege, welche aus dem Bedürfniß einer gewiſſen Zeit hervorgegangen find, muß 
man aus dem Geifte ihrer Zeit beurteilen und nach den Erfolgen in ihrer Zeit. Was im 17. 
und 18. Jahrhundert eine geniale Politif geweien, war im 19. eine verderblihe Mapregel. 
Seitdem die großen Productiondländer Amerifas und Europas fi nicht mehr darauf befhränf: 
ten, in ihren eigenen Häfen ihre Erzeugniffe an die Engländer zu verfaufen, ſeitdem fie ange: 
fangen hatten, mit eigener Marine ihre Producte direct den Gonfumenten zuzuführen, fei ed 
in England oder in andern Ländern, und ihren Bedarf an den dortigen Erzeugniffen ſich felbft zu 
holen und in Bezug auf ihren Gigenhandel den Engländern eine erfolgreiche Goncurrenz zu 
maden begonnen hatten, konnte England nicht mehr daran denken, den Ausländern Beihrän- 
Eungen aufzuerlegen; denn dabei lief ed Gefahr, den Handel jener Länder auf England gan; 
erlöfchen zu ſehen, da jene fhwerlich geneigt waren, in England theuerer ein = und zu verfaufen, 
wenn jie ed an andern Orten billiger Eonnten, und den Engländern bei ſich zu Haufe günftigere 
Bedingungen des Verkehrs zu gewähren, ald die Engländer ihnen in britifhen Häfen einväum- 
ten, während die Frachtſchiffahrt der Engländer zwifchen diefen Ländern fhon badurd dem Un— 
tergang geweiht war, daß jene in birecte Handeldverbindung miteinander und mit den Han— 
delöterritorien der übrigen Welttheile getreten waren. Gine furze Zeit der Behandlung der 
Engländer nach den von ihnen felbft beobachteten Grundfägen feitens der Norbamerifaner !) 
und Deutfhen?) genügte, um fie, deren Handel nach diefen Staaten die empfindlichſten Berlufte 
erlitt, zum Aufgeben ihres bisher gegen die Ausländer geübten Druds zu zwingen. In der 
Acte 3 und 4 Wilhelm's IV., welche, mit dem 12. Sept. 1833 in Kraft tretend, den britiſchen 
Shiffahrtöcoder bildet, find die den Ausländern auferlegten Beihränfungen im weſentlichen 
aufgehoben. Privilegirt ift die britiiche Rhederei noch darin: 

1) Daß gewiffe viel Raum einnehmende Waaren, 3. B. Bauholz, ‚nur in britifchen ober in 
Schiffen des Urſprungs-, refp. Erzeugungslandes zum innern Verbrauch in England ein- 
geführt werben dürfen; 2) daß die Erzeugniffe von Aſien, Afrifa und Amerika, zum innern 
Verbrauche nur direct aus den Erzengungsländern eingeführt werben dürfen, während dagegen 
3) Waaren, die nur durd) die Schiffahrtögefege verboten find, zur Wiederausfuhr von Orten, 
> die feine britifchen Befigungen find, in Schiffen irgenveined Landes nad) England und den eng: 
lifhen Befigungen gebracht werden dürfen. 

Auf der Bafis der in diefen Gejegen ausgeſprochenen Grundfäge, auf dem Fuß ber Reci— 
procität, hat England in neuerer Zeit mit Norbamerifa, Dänemark, Preußen, den Hanſe— 
ſtädten und andern Staaten Schiffahrtöverträge abgeſchloſſen. Nach Inhalt des mit den Hanſe— 
ſtädten 1825 errichteten Vertrags follen 1) die in englifhen Häfen ankommenden oder von dort 


1) Schiffahrtsacte von 1787, faft wörtlich mit der englifchen übereinitimmenb. 

2) Gabineteordre des Königs von Preußen vom 20. Juni 1822, woburd; die Hafengelder auf bie 
Schiffe aller Nationen, welche preußifche Schiffe in ihren Häfen höher belafteten als bie eigenen, be— 
trächtlich erhöht wurden. 
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abgehenven hanfeatifchen Schiffe feinen andern oder höhern Schiffögebühren oder Auflagen 
unterworfen fein als bie englifhen im gleichen Fall. 2) Alle Güter und Waaren, die ein Gr- 
zeugniß der hanſeatiſchen Gebiete oder eined andern Landes find, welche aus einem hanſeatiſchen 
Hafen in englifchen Schiffen nad; England eingeführt werden können, dürfen aud auf hanſea— 
tiihen Schiffen eingeführt werben. Das gleiche Brineip ſoll hinfihtlih der Ausfuhr gelten. 
3) Alle Güter und Waaren, welde direct aus den hanſeatiſchen Schiffen nad England einge: 
führt werben können, follen gegen die nämlichen Abgaben zugelaffen werden, ob jie nun in 
banfeatifchen oder britifhen Schiffen anfommen; und ebenfall® follen alle Güter, deren Aus— 
fuhr aus England geſetzlich erlaubt ift, die nämlichen Brämien, Rüdzölle und Vergütungen 
genießen, mögen fie in britifchen oder hanſeatiſchen Schiffen ausgeführt werden. 

Keineswegs ift, wie man aus den Vorſtehenden fieht, auch nach dem neueſten Stanbpunfte 
der englifchen Gejeggebung die engliihe Schiffahrt mit der ausländiihen anf gleihen Fuß ge: 
ftellt. Vielmehr find die Beſchränkungen ver ausländifhen Schiffahrt zum Theil beibehalten 
und nur die fie belaftenden Zölle bejeitigt; die Schiffabrtöverträge verfprechen aud nicht den 
auswärtigen Schiffen gleiche Mechte mie den engliichen, fondern nur, wo fie gleihe Rechte haben, 
gleiche Behandlung. Ob England dieſen Standpunft auf die Länge wird halten können, läßt 
fih jehr bezweifeln, da die Strömung unferer Zeit und vornehmlich in England auf Freiheit 
des Handels gerichtet iſt. 

Der Grundfag der Reciprocität, wie er aud England gegenüber beobachtet wird, läßt 
natürlich viele Abftufungen zu von der größten Verfchiedenheit zwiſchen In- und Auslande bie 
zur abjoluten Gleichſtellung beider. 

Die leptere ift das Ziel, dem die Gegenwart zuftrebt. England gegenüber, das von feinem 
frühern Soſtem noch nicht ganz laffen will, wird die Ausläuderqualität ftarf hervorgehoben ; 
im Berfehr der übrigen Seeftaaten, z. B. zwiſchen ben deutfchen und den nordamerikaniſchen 
Bundesſtaaten (man vgl. den Schiffahrtövertrag zwiichen diefen und ben Hanfeftäbten vom 
20. Dec. 1827), namentlich aud) im Verkehr der deutfchen Bundesftaaten untereinander find 
bie Unterſchiede der Blagge ausgeglichen. In den deutſchen Bundesſtaaten wirb die Flagge eines 
andern der eigenen gleichgeftellt. Als Beifpiel mag der Schiffahrtövertrag zwifchen den beiden 
wichtigſten deutjchen maritimen Staaten, zwiihen Preußen und den Hanfeftädten vom 4. Ort. 
1828 hier einen Platz finden. In dieſem lautet: 

Art. 1. Die preußifchen mit Ballaft oder mit Ladung in den Häfen der Freien und Hanſeſtädte 
ankommenden, ingleichen die hanſeatiſchen mit Ballaft oder Ladung in den Häfen des preupi- 
ihen Staats ankommenden Schiffe follen bei ihrem Einlaufen wie bei ihrer Abfahrt hinfichtlich 
der jegt oder künftig beftehenden Hafen-, Tonnen, Lootſen-, Leuchtthurm- und Berge: 
gelder wie auch hinſichtlich aller andern jegt oder Fünftig der Staatsfaffe, den Städten oder 
Privatanftalten zufließenden Abgaben und Laften irgendeiner Art oder Benennung auf demjelben 
Fuß wie die Nationalſchiffe behandelt werden. 

Art. 2. Alle Waaren, Güter und Handelögegenftände, fie feien inländiſchen oder audlän- 
diſchen Urſprungs, melde jegt oder in Zufunft auf Nationalſchiffen in die königlich preußiſchen 
Häfen oder in diejenigen der Freien und Hanſeſtädte ein= oder aus felbigen ausgeführt werben 
dürfen, follen in ganz gleicher Weife aud auf den Schiffen des andern Theils ein= oder audge- 
führt werden fönnen, ohne mit höhern oder andern Abgaben irgendeiner Art belaftet zu werben, 
als fie bei ihrer Ein= oder Ausfuhr auf Nationaljhiffen zu entrichten haben würden. Auch 
follen bei der Eins oder Ausfuhr jolher Waaren, Güter und Handeldgegenftände auf Schiffen 
des andern Theild die nämlichen Prämien, Rüdzölle, Vortheile und irgendfonftige Begünfti- 
gungen gewährt werben, welche zu Gunften ver Ein: und Ausfuhr auf Nationalidiffen etwa 
beiteben oder künftig zugeftanden werden möchten, 

Art. 3. Sowie nah vorftehendem Artifel in Rüdjicht auf die Nationalität der beiderfeitigen 
Schiffe eine Gleihftellung in den von deren Ladungen zu erbebenden Abgaben flattfinden fell, 
ebenfo ſoll auch jeder wegen des Eigenthums folder Ladungen in der Größe diefer Abgabe 
etiva beftehenbe Unterfchied wegfallen. Bei der Ein= und Ausfuhr auf den Schiffen der paci— 
jeirenden Theile follen dabei alle Güter, Waaren und Gegenftände des Handels, welche preu: 
Bifhen Unterthanen gehören, in den Häfen von Lübeck, Bremen und Hamburg von feiten dieſer 
Freien und Hanfeftädte feinen höhern oder andern Gin= und Ausgangs- oder fonfligen Ab- 
gaben ald das Eigenthum ihrer eigenen Bürger und umgekehrt alle Güter, Waaren und San: 
- delögegenftände, welche Bürgern der Freien und Hanfeftädte gehören, im ven königlich preufi- 

Stante-®erifon, XII, 9 
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ſchen Häfen feinen höhern oder andern Ein- und Ausgangs- ober ſonſtigen Abgaben als das 
Eigentum Eöniglicd preußifcher Unterthanen unterworfen fein. 

Art. 4. Die Beitimmungen der vorftehenden Artikel find in ihrem ganzen Umfang nicht 
nur dann anwendbar, wenn die beiderfeitigen Schiffe direct aus ihren Nationalhäfen ankom⸗ 
men oder nach jelbigen zurüdffehren, jondern au dann, wenn fie unmittelbar aus den Häfen 
eines dritten Staats anfommen oder dahin beftimmit fein follen. 

Bergleicht man die zahlreichen Schiffahrtöverträge, welche von Preußen, den Hanſeſtädten, 
Dänemark mit den in den Kreis der europäiſchen Gultur gehörenden Staaten abgeihlefien find, 
fo find fie mit fleinen Abweihungen faft wörtlich übereinftimmend immer auf diefelben liberalen 
Prineipien aufgebaut, auch der neuejte Vertrag der Art, der Schiffabrtövertrag zwiſchen dem 
Deutfchen Zollverein und Frankreich, beide früher ſchatzzöllneriſche Staaten. 

1) Der erfte Artikel ftellt die mit Ballaft oder Ladung in die den pacifeirenden Mächten 
gehörenden Häfen einlaufenden Schiffe, woher fie auch kommen mögen, hinfichtlich der Eins, 
Ausgangs: und Aufentbaltdabgaben, Gelder, Laften, unter welhen Namen ſie aud erhoben 
werden vom Staat, Gemeinden oder Privaten, in ben beiberfeitigen Häfen völlig gleich. 
2) Ebenſo fol die Behandlung der Schiffe bezüglich des Aufftellens, Ein- und Ausladens in 
den Dods, Baſſins u.f.w., aller Förmlichkeiten und Beftimmungen, welden vie Schiffe, La: 
dungen oder Mannihaften unterworfen find, eine gleiche fein. 3) Alle Waaren und Gegen- 
fände, welche auf Nationalfhiffen ein: oder ausgeführt werden fünnen, dürfen ed auch auf 
Schiffen ded andern Iheild, zum Berbraud oder Durdgang oder Wiederausfuhr ganz mit 
denjelben Freiheiten. 4) Waaren, welche auf Zollvereinsiciffen direct ans Häfen ded Zollvereind 
nad Branfreih, und umgefehrt, welde auf franzöfiihen Schiffen, woher e8 auch fei, nad) den 
Zollverein eingeführt werden, follen aller Begünftigungen theilhaftig, feinen andern Laſten 
unterworfen jein ald Waaren auf Nationaliciffen unter dieſen Umftänden. Ebendaſſelbe foll 
gelten betreffiö 5) der Waaren jeder Art, melde auf franzöfiihen Schiffen aus dem Zollverein 
oder auf Schiffen der Zollvereinsftaaten aus Frankreich, nad welchem Beftinnmungsorte e8 ſei, 
ausgeführt werben. 

Eine befondere Berücdüchtigung pflegt fowol in der Staatsgeſetzgebung ald in den inter- 
nationalen Verträgen den Fahrzeugen, die nicht zum Zweck des Handeltreibens einen Hafen 
beſuchen, ertbeilt und diefelben von den jonft üblichen Abgaben ganz, wie in Rußland, oder 
theilmeife befreit zu werben. Es find dies die Ruftfahrzeuge und die Schiffe, melde en reläche 
forc&e einlaufen. So heißt e8 aud in dem Branzöjiich = Deutichen Kandelövertrag, Art. 11: 
Die Schiffe des einen der hohen vertragenden Theile, welche in einen der Häfen bed andern 
Theild im Nothiall einlaufen, follen vajelbft weder für das Schiff, noch für deifen Ladung 
andere Abgaben bezahlen ald die Nationalſchiffe in gleichem Ball und diefelben Begünftigun: 
gen und Befreiungen genießen, voraudgejegt, daß die Nothwendigkeit des Einlaufens gefeglich 
feftgeftelle ift, daß ferner diefe Schiffe feinen Handelöverfehr treiben, und daß fie ih in dem 
Hafen nicht länger aufhalten, al die Umſtände, welche das Einlaufen nothwendig gemacht haben, 
erheiihen. Die zum Zwed der Ausbeflerung der Schiffe erforderlichen Löfhungen und Wie: 
dereinladungen follen nit ald Handeldverfehr angeſehen werden. 

Die engfte Beziehung zu dem Vorftehenden haben die Beftimmungen über die Nationalität 
der Schiffe, deren Bedeutung auch im Kriege bervortritt, England erlaubt ſich aud in diefer 
Beziehung die Nationen, welche ſich's gefallen laffen, zu tnrannifiren, indem e8 ihnen Gejepe 
vorzuichreiben fi unterfängt. Wenn e8 als britiiche Schiffe mur ſolche behandelt ſehen will, 
welche mit einem Regiiter verſehen, von einem britiihen Unterthan als Schiffsführer befebligt 
und mit Schiffövolf bemannt find, von dem zum wenigften drei Viertheile britifhe Seeleute 
find (Act. 3 Wilhelm IV., $. 12), fo übt es freilich nur einen Act einer berechtigten rgislation 
aus, in deren Brincipien ed felbft nicht wejentlid von andern Staaten abweicht. Dod) geradezu 
eine aus Englands Übergewicht zur See hervorgegangene Gewaltthätigfeit ift ed, wenn in ber: 
felben Acte, $. 15 verfügt wird: 

Ein Schiff joll nur ald Schiff eines befonbern Landes angefehen werben, wenn es entweder 
in folhem Lande gebaut oder ald Prife in ſolchem Lande im Kriege genommen worben oder 
foihem Lande nad den beſtehenden Grfegen zur Unterdrückung ded Sklavenhandels verfallen 
und in beiven legten Bällen von einem competenten Gerichtshofe ſolchen Landes condemnirt ift. 
Ferner müſſen jowol ver Schiffsführer eines ſolchen Schiffs ald auch wenigftens drei Viertel der 
Shiffsmannihaft Unterthanen eines folhen Landes fein; auch muß es das alleinige Eigenthum 
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von Unterthanen fein, die gewöhnlih in ſolchem Lande oder unter der Herrſchaft beffelben 
wohnhaft find. 

Den natürligen Berhältniffen nad gehört die Regelung der Bedingungen der Heimats⸗ 
gehörigkeit eines Schiffs ebenfo der innern Staatögefeggebung an wie die Beitimmung der 
Vorausſetzungen der Heimatsberechtigung einer Berfon oder ded Eigenthums einer Sade. Und 
es ift daher ein Gingriff in die Souveränetätärechte der Staaten, wenn England ihnen hierin 
Vorſchriften machen will. Daß viele fich ver Anmaßung Englands fügen, wie z. B. die Hanje- 
ſtädte in dem obenerwähnten Schiffahrtävertrag, bemeift nicht für dad Gegentheil, fonbern 
nur, daß fie entweder nicht den Muth oder die Macht gehabt haben, beſſere Bedingungen zu 
fordern. Vereintes Handeln würbe auch) hierin gewih zur Anerkennung der richtigen Grund⸗ 
fäge geführt haben, die unter den übrigen Nationen nicht zweifelhaft und in dem neuen Deutſch⸗ 
Franzöftihen Handelövertrag von 1865 auch ausgeſprochen find. Art. 3: Die Staatdange: 
börigfeit und Tragfähigkeit ver Schiffe joll beiderfeitig nad den jedem Theil eigenthümlichen 
Gefegen und Reglements, auf Grund der durch die zufländigen Behörden ben Kapitänen, 
Schiffspatronen und Schiffern auögefertigten Bapiere anerkannt werben. 

Ein wichtiges Stüd deutfcher Gefchichte knüpft ih an die deutſchen Kandeldverträge, auf 
welder das Auge des Putrioten mit Vergnügen ruht, weil fie eine Geſchichte des Fortſchritts 
nad) außen und nad innen it. Bei ihrem Abſchluß ift Deutſchland, das durd die Gründung 
des Zollvereind zu einem Handelsgebiet conftituirt worden, zum erften mal als eine geſchloſſene 
politifhe Macht unter der Führung bes größten deutfchen Seeſtaats nach außen aufgetreten. 
Zuerft mit den afiatifhen Nationen Chinas (1862) und Japans (1863) hat Preußen für ſich 
und im Namen der übrigen beutihen Mitglieder des Zoll: und Handelsvereind ſowie der übri: 
gen deutſchen Seeftaaten mit Ausnahme Schleswig: Holfteins Schiffahrtöverträge abgeſchloſſen. 
Sodann Hat Preußen mit Branfreih 1863 den im Jahre 1865 in Kraft tretenden Han—⸗ 
dels⸗ und Schiffahrtövertrag, der ein Wendepunkt in der Geichichte Dentihlands geworben 
ift, für ih und namens der übrigen Zollvereinsftaaten vereinbart. Wol haben die Mehrzahl 
der Fleinern Staaten fich gefträubt, das, was Preußen über vie von ihnen ertheilte Vollmacht 
hinaus getban, anzuerkennen, aber das energiſche confequente Befthalten Preußens an den 
abgeichloffenen Verträgen, die Macht der realen Berhältniffe, die laut erhobene Stimme ber 
Öffentlihen Meinung haben fie gezwungen, das Gefchehene gutzuheißen. Und es hat ſich gezeigt, 
daß die, wenn auch nur im Handelsverkehr beftehende, Einheit Deutfhlands eine Thatſache 
ift, Die nicht wieder aufgehoben merden kann, und daß Preußen vom Auslande willig und, mo 
ed mit Entſchiedenheit und Beftigfeit handelte, auch von den Deutſchen jelbft ald der Führer 
Deutſchlands in feinen commerziellen Beziehungen anerfannt wird. Welche Kolgerungen laffen 
fich daraus für die Zukunft ziehen? Wird pad Bedürfniß, der Ruf der Nation die Einheit auch 
auf andern Gebieten ald dem des Verkehrs fchaffen und die Zolleinheit die Borläuferin der po— 
litifhen werden? Wird Preußen aud dann der Führer bleiben? Es ſcheint, als ob die Ent: 
fheidung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Frage das Programm bilden ſoll, nach welchem 2 die 
politiſche Verfaſſung Deutſchlands in der Zufunft geitalten wird. 

Iſt ſchon an ſich das einheitliche Auftreten Deutichlands ein beveutfamer Fortſchritt, fo wird 
er ed noch mehr durch die Erfolge, melde vadurc errungen find. Sehen wir ab von ben gün= 
fligen Bedingungen, die von China und Japan errungen find, fo ift dod die Offnung der 
frauzöjiichen Golonien für die Schiffe des Deutjchen Zollvereind eine Errungenfhaft, die nicht 
gering anzuſchlagen ift. Eins it aud in diefem, mie in allen deutichen Schiffahrtäverträgen zu 
vermiflen, daß in ihnen nie der deutſchen Fiicherei gedacht wird. Läßt fi died au dadurch er: 
klären, daß eine folde zur Zeit noch erft in ſchwachen Anfängen exriftirt, fo liegt doch eben in 
dieſem Grflärungsgrunde eine Aufforderung, jede Gelegenheit zu benugen, um bad Empor: 
fommen derfelben zu befördern. Leider ift dies biöher von allen deutſchen Negierungen unter: 
laffen, weder in Handelöverträgen, wie doch felbft das Fleine Belgien gethan ?), noch auf dem 
Wege der innern Gejeggebung, wie in England ®), ift etwas für die Fifcherei auf hoher See 
geichehen. 

Was die Seeleute betrifft, jo werben fie nur infoweit in die Schiffahrtöverträge mit hinein 
gezogen, ald ihre Verhältnifje unmittelbar die Schiffahrt berühren, auf die Beendigung oder 


3) Schiffahrtsvertrag mit Bremen vom 11. Mai 1863, 
4) Act. 8, Wilhelm IV., $. 12. ge 
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Beſchleunigung einer begonnenen Reife Bezug haben. Solche Verhältniſſe entſtehen durch Strei: 
tigfeiten zwifhen Mannſchaft und Kapitän, Widerfeglichfeiten, Defertionen der erftern. Das 
hierin beobachtete PBrineip, foweit die Verträge ed erfennen laffen, ift, daß die Jurisbiction 
in ſolchen Fällen dem Staat vorbehalten wird, dem dad Schiff angehört, das Ausland nur 
jeine Bemühungen verwendet, theild um die nachtheiligen Folgen folder Misverhältniffe für 
die Fahrt eines Schiffs abzuwenden, welche dadurch entftehen, daß eine endgültige Entiheidung 
nur in der Heimat zu erlangen ift, theild um durch interimiftifhe Sicherungsmaßregeln bie 
Entiheivung des berechtigten Staats vorzubereiten und zu jihern. Der erfte Zweck ift einer 
derjenigen, welche in neuerer Zeit bei der Errichtung von Gonfulaten verfolgt werden ; und 
einzelne Staaten haben angefangen, ihren Gonfuln eine richterlihe Gewalt in Streitigfeiten 
ihrer Angehörigen im Auslande beizulegen. So heißt es in dem Vertrage zwifhen den Hanje- 
ſtädten und den Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 30. April 1852, Art. 1.9) 

Die Conjuln u.f.w. der contrahirenden Theile follen das Recht haben, als ſolche bei Strei— 
tigfeiten zwifchen den Kapitänen und Mannfchaften ver Nation, deren Intereffen fie wahrzu— 
nehmen berechtigt find, entfteben mögen, als Richter und Schiedsmann zu handeln, ohne Da— 
zwiſchenkunft ver Ortsbehörden, wenn nicht etwa das Benehmen der Mannichaften ober des 
Kapitänd die Orbnung oder Ruhe des Landes ftört oder die Conſuln u.f.w. deren Beiftand zur 
Vollziehung oder Aufrehthaltung ihrer Entiheidungen in Anfprud nehmen ; es verftebt ſich 
jedoch, daß diefe Art von Urtheil oder ſchiedsrichterlicher Entſcheidung die ftreitenden Theile 
nicht des ihnen zuſtehenden Rechts berauben ſoll, bei ihrer Zurückkunft an die richterliche Be— 
hörde ihres eigenen Landes ſich zu wenden. 

In den andern Beziehungen beftehen jeßt in den meiften Staaten gejegliche Beftinnmungen 
oder Verträge, daß defertirte Matrofen ausgeliefert werden follen.*) Ihrem Inhalt nad ſtim— 
men fie alle mit dem Art. 13 des Deutſch-Franzöſiſchen Schiffahrtövertrags überein. Es wird 
verſprochen, daß die Ortsbehörben jeve Hülfe und Beiftand für die Ermittelung, Verhaftung 
und Feſthaltung der Seeleute und anderer zur Mannſchaft der Kriegs- und Handelsſchiffe gehö— 
riger Berfonen leiften follen. Die Auslieferung foll erfolgen, wenn die zuftändigen Behörden 
angegangen find und durch Mittheilung der Schiffsregiſter, Mufterrollen oder anderer amtlicher 
Dorumente bewieſen ift, daß die reclamirte Perſon zu der Mannfhaft gehört hat. Die Dejer- 
teure werben verhaftet und auf Koften und zur Berfügung der Conſuln jo lange feftgebalten, bis 
ſie an Bord des Schiffs wieder eingeftellt oder in ihre Heimat auf anderm Wege zurückgeſendet 
werben können. Doc joll die Haft nicht über eine gewiffe Zeit (zwei, drei Monate) hinaus 
erftrecft werden und die Freilaffung fofort erfolgen, wenn die Koften nicht mehr bezahlt wer- 
den, voraudgejegt, daß mit der Defertion nicht andere Vergehen concurriren. 

1. Die innere Schiffahrt. Früher war es feftftehender Grundjag, daß die innere 
Schiffahrt in einem Staat ausjhließlih den Angehörigen deſſelben vorbehalten ſei; in neuerer 
Zeit hat man indep angefangen, auch hierin Ausnahmen zuzulaffen. 

Die in früherer Zeit allgemein befolgten ftrengen Grundſätze hinſichtlich des Colonial— 
bandeld, welche die Aus- und Einfuhr von und in die Kolonien ausihließlih den Schiffen Des 
Mutterlandes vorbehielten, haben in ber Gegenwart liberalen Principien Plag gemadt. Wenn 
aud nicht in allen Staaten in allen Einzelheiten gleiche Regeln befolgt werden, fo gilt doch jegt 
im wesentlichen die Marime dev Freiheit des Golonialhandeld. Bisweilen ift derjelbe ganz frei— 
gegeben,. ſodaß betreffs der Ein = und Ausfuhr fein Unterſchied zwifchen den Schiffen des Mut: 
terlanded und denen fremder Staaten gemacht wird, fo in Dinemarf. 7) Andere Staaten, wie 
die Niederlande, haben nur einige Häfen ihrer Golonien fremden Schiffen geöffnet, in denen 
viejelben den Schiffen des Mutterlandes gleichgeftellt werden. 9) England läßt im Handel zwi: 
ſchen britifhen Beiigungen in Aſien, Afrika und Amerika feine andern als britifhe National: 
Schiffe zu, und feine Waaren follen in irgendeine der britiihen Beligungen in Aſien, Afrika 
oder Amerika in fremden Schiffen eingeführt werden, wenn folde nicht Schiffe des Landes find, 


5) Gleich in den Verträgen Bremens mit den Niederlanden (1855), Dänemarks mit Norbamerifa 
(1861), in dem Deutfch-Franzöfiihen Schiffahrtsvertrage, 

6) In Dünemarf von 1853, 1855, 1856, in Bremen 1854, 1856 u. f. w. 

7) Gelege vom 17. Nov. 1815, 6. Juni 1833, vom 28. Nov. 1854 und 11. Juni 1855. 

8) Gefeg vom 19. Juni 1845 und Bekanntmachung der bremifchen Handelafammer, betreffend bie 
rer Gleichſtellung der bremifchen Schiffe in den niederländischen Häfen und Golonien vom 
8, Febr. 1501, 
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mo die Wanren erzeugt oder von woher diefelben eingebracht werden.) An einer ähnlichen be- 
ſchränkenden Politik bezüglich des Golonialhandels hält auch nod) Frankreich feft, wie dies der 
Art. 7 ded Deutſch-Franzöſiſchen Schiffahrtövertrags beweiſt, welder bei der Einfuhr ver Gr: 
zeugnifle ded Bodens und des Gewerbfleißes der Zollvereinäftaaten in die franzöfifchen Kolonien 
den deutſchen Schiffen alle Vortheile und Begünftigungen der meiftbegünftigten andern euro- 
päiihen Nationen für die Gegenwart und die Zufunft verfpridht und in einem zweiten Abſatz 
auf die Schiffe ver Zollvereinäftaaten (reſp. der Hanfeftädte), welche direct von einem Hafen: 
diejer Staaten nah einem Hafen von Algerien fommen, ein feſtes Tonnengeld von 2 Erd. per 
Zonne auferlegt. 

bnlich wie mit der Golonialjhiffahrt wurde es früher allgemein mit der Gabotage gehalten. 
Der Art. 819) der neueften englifchen Navigationdacte verordnet nichtd anderes, ald was auch 
in den meiften übrigen Staaten Europas und Amerifas gilt, nämlich daß der Küftenhandel in 
einem Staat nur den Schiffen dieſes Staats vorbehalten if. Nur darin geht das englische 
Geſetz über das bei andern Nationen Gebräudliche hinaus, daß ed alle fremden Schiffe aus— 
fließt, während fonft gewöhnlich von diefer Ausſchließung nur die größern, über eine gewiſſe 
Tragfähigkeit, meift 15 Laft oder englifche Regiftertong, betroffen werden. In neueſter Zeit haben 
einzelne Staaten angefangen, aud den Küftenhandel preiszugeben nad) dem Princip der Reci- 
procität. So find in Dänemark die ſchwediſch-norwegiſchen Schiffe, in Preußen die hanfeatifhen 
zum Küftenhandel berechtigt, und auch Sardinien hat legtern dieſe Berechtigung eingeräumt. 

Werfen wir zum Schluß nod) einen Blid auf die Gefeggebung, ſoweit fie ih auf die Schiff: 
fahrt der großen deutſchen Ströme bezieht, welche die Gebiete mehrerer Staaten berühren, 
Rhein, Weſer und Elbe. 1!) Der Wiener Congreß hat für die Schiffahrt auf diefen Flüffen 
neue Principien aufgeftellt, indem er die Freiheit ver Schiffahrt proclamirte, diefe Flüffe fo 
dem offenen Meere, in das fie münden, gleihfegend. Im der Ausführung diefer Prineipien 
jind von den betheiligten Staaten Verträge abgejchloffen, Schiffahrtdacten, denen zufolge nun 
bezüglich der Schiffahrt zweierlei Regeln gelten, die ſich aus einer verſchiedenen Betrachtung der 
Ströme ergeben. 

Theils find die großen Flüffe Straßen, weldhe aus dem Binnenlande ind hohe Meer und: 
über das Meer zu andern Ländern führen, folglich verſchiedene Völker miteinander verbinden. 
Der Fluß ift wie das Meer die Straße, auf welder die Völker einander im Intereffe ihres Ver— 
fehrö aufjudhen, gewiflermaßen das in dad Land hinein ſich fortjegende Meer gleihfam eine 
Faſeikel und Anner vefjelben. Wie das Meer jelbft Feiner Nation verichloffen werden fann, fo 
jind auch die großen Ströme, die ind Meer fi ergießen, der Schiffahrt aller Nationen ge: 
öffnet. „Der Transport von Gütern und Perfonen von dem Meere nad jedem Flußplatz und 
von jedem Flußplatz nach dem Meere ſteht ven Schiffern aller Nationen zu.” 1?) Dagegen bildet 
nun auch jeder Fluß ein abgefchloflenes Verkehrsgebiet für ih, das die an demfelben belegenen 
Uferftaaten begreift. Der Fluß ift der Weg, durch welden die anwohnenden Völkerſchaften 
ihre Bedürfniſſe austaufhen, welden fie benugen mitteld der für die Fahrt auf den Flüffen ein= 
gerichteten Fahrzeuge. Es jcheiden fi der Binnenhandel auf den Strömen und die eigentliche 
Flußſchiffahrt aus. Diefe, der Schiffahrtsverfehr zwiſchen den Flußplätzen, ift nur den Unter— 
thanen der anliegenden Uferflaaten geftattet, welche zu demfelben ohne Unterſchied berechtigt 
find 1°), jedoch mit der Beichränfung, daß die Schiffahrt von einem Flußplag nad einem 
andern beflelben Gebiets, Gabotage, den Untertbanen dieſes Staats vorbehalten bleibt. Es 
ſoll hierin völlige Gleichheit herrichen, fein Staat die linterthanen anderer mit höhern Abgaben 
und Zöllen belegen dürfen, eine Bertragäbeftimmung, die aber nicht immer in der Ausfüh— 
rung innegehalten worden ift. Die Schiffahrt ftehe jedem frei, der ein Patent gelöft hat, wel— 
ches indeß nur ſolchen erteilt werden foll, deren öfonomifche und fonftige Verhältniffe für die 
Erfüllung der ven Schiffdeignern obliegenden Verpflichtungen genügende Sicherheit gewähren. 

R. I. Burchardi. 


9) Act. 3 u. 4, Wilhelm IV., $$. 10 u. 11. 

10) Keine Waaren follen längs der Küften von einem Theil des Königreichs nach einem andern 
verführt werden, außer in britifchen Schiffen. 

11) Der Barifer Gongreß von 1856 hat diefen noch die Donau angereiht. 

12) Elbichiffahrtsacte vom 23. Juni 1821, 8.2; Apditionalacte von 1844, $. 2; Weſerſchiffahrts⸗ 
acte vom 10. Sept. 1828, 8. 1. Der einſchlagende Paſſus der Rheinſchiffahrtsacte iſt durch die berüch- 
tigte holländiſche Auslegung der Worte „jusqu'à la mer“ allen Deutſchen befannt geworben. 

13) Elbſchiffahrtsacte, $. 2; Weferichiffahrtsacte, $. 1; Deutſch-Franzöſiſcher Handelsvertrag, $. ” 
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Schisma, eigentlih Spaltung, bezeichnet im kirchlichen Sprachgebrauch folde Trennun⸗ 
gen, welche nicht ſowol durch Abweichungen in der Lehre, ald vielmehr durch Verſchiedenheiten 
in den firdligen Bräuchen und in der Verfaſſung, insbefondere durch Losfagung von ver 
Autorität der ald rechtmäßig geltenden kirchlichen Obern veranlaft wurden. Die Vorausſetzung 
war hierbei die, daß die Schismatifer, wenn aud in der Lehre rehtgläubig, doch durd ihre 
Trennung von der Einen und allgemeinen katholiſchen Kirche und ihrer gejeglihen Repräſenta— 
tion ſich felbft von dem „Leibe Jeſu Ehrifti” abſchneiden und dadurch der Seligfeit beranben. 
Da jedoch in jolhen Fällen jede der ftreitenden Parteien ſich (ebenfo wie bei Lehrſtreitigkeiten) 
für die wahre katholiſche Kirche erklärte, fo ift die Anklage auf Schisma gewöhnlich eine gegen- 
feitige. Der Begriff des Schisma in dem angegebenen Sinne fegt die bereits entwickelte Idee 
der katholiſchen Kirche voraus; wo das Mort früher (mie jhon im Neuen Teftanrent) vot- 
fommt, wird ed noch gleichbedeutend mit Häreſis gebraucht. In der That it die jpätere Inter: 
ſcheildung von aflpsoıg und oylopa nicht durch die Etymologie, ſondern lediglich durch den feit 
Mitte des 3. Jahrhunderts und aub dann noch nur jehr allmählich fi Bildenden Sprachgebrauch 
begründet, und auch nachmals willfürlich genug, da bei den meiften Schismen es ſich nicht blos 
um die Anerkennung oder Nichtanerfennung beftimmter Biſchöfe, Päpſte u.f.m., fordern zu⸗ 
gleich um kirchenrechtliche und dogmatiiche VBrincipien handelte. So beruhen die Schiömen der 
alten Kirche durchgängig auf einem verſchiedenen Kirchen = und Saframentäbegriff, was wiedet 
mit anderweiten theologifchen Differenzen zufammenhängt. Bid an bie Grenze des Mittelalters 
pflegen daher die kirchlichen Keperbeftreiter füämmtlihe, nah dem fpätern ſtrengern Sprady: 
gebrauch ſchismatiſche Parteien ohne weiteres unter den Häretifern (Kegern) mit aufzuzählen, 
und erft die Spaltung zwiſchen der römischen und der griechischen Kirche bringt feitdem 11. Jahr: 
hundert den gegenwärtigen Sprachgebrauch zum Abſchluß. Das Kanoniſche Net des Mittel- 
alters bedrohte das Schisma mit gleihen Strafen wie die Kegerel und flempelte es ebenfo wie 
biefe zu einem auch bürgerlichen Verbrechen. Der Verluſt der ewigen Seligkeit ift nach roͤmiſch⸗ 
katholiſcher Lehre ganz ebenfo die Folge des Schisma wie der Ketzerei, da der Schiömatifer von 
der Mutterfirde, in deren Schofe allein das Heil ift, fih abtrennt, nad dem alten, fhon von 
Cyprian von Karthago im 3. Jahrhundert ausgeſprochenen Grundſatz aber, wer die Kirche nicht 
zur Mutter hat, auch Gott nicht zum Vater haben kann. Die Unterſcheidung neiterer Kirchen: 
lehrer zwiſchen materiellen und formellen Schismatikern, von denen nur Die legtern, welche 
hartnäckig bei dem erkannten Itrthum verharten, in die Hölle kommen, ift ebenfo wie bie 
ähnliche Unterfheidung zwiſchen materieller und formeller Ketzerei in der Gonfequenz des rd: 
mifch + katholiſchen Grundprincips nicht begründet. 

Was das Geſchichtliche betrifft, fo bilden die fhismatifhen Bewegungen der alten Kirche 
eine zufammenbängende Kette von Erſcheinungen, deren einheitliche Grundidee die Herftellung 
einer „Kirche der Meinen’ ift, welche nicht ſowol auf die biſchöfliche Amtsgnade und die objecs 
tive Kraft ded Saframents, als vielmehr auf der fubjeetiven Heiligkeit der einzelnen Kirchen: 
glieder ih auferbaut. Den Anfang macht Bald nad Mitte des 2. Jahrhunderts der Monta— 
nismus, deffen Hervortreten zur Ausbildung des katholiſchen Kirchenbegriffs weſentlich mitges 
wirft hat. Eine Reaction der urſprünglich chriſtlichen Hoffnung auf die nahe bevorſtehende 
irdiſche Wiederkunft Ehrifti, fordert der Montanismns eine firengere Sittenzucht und die Blei= 
bende Ausſchließung aller in ſchwere Sünden Gefallenen von der Kirchengemeinſchaft, um die 
Kirche Als eine „reine unbefleckte Braut” dem wiederkehrenden Heiland entgegenzuführen. Als 
Organ des göttlichen Geiftes aber gilt ihm eine neue Prophetie, deren Anerkennung die Gei— 
ftesficche (die Pneumatiker) von ber verweltlichten Biſchofskirche (den Pſychikern) fheidet. Dem 
Montanismus gegenüber behaupten die „Katholiken“ das Recht der biſchöflichen Sündenvderge= 
bung und den in ber biſchöflichen Succeſſion durch die Ordination forterbenden Geiftesbefig, 
wogegen der Anſpruch der montaniftifchen Propheten auf fperififche Geiſtesbegabung Herworfen 
wird. Der Montanidmud wurde feit dem Jahre 180 in Rom und in Kleinaſien, zwei bis drei 
Decennien fpäter aud in Afrifa aus der Kirchengemeinſchaft ausgeſchieden. Aber bald genug 
führten die montaniftifhen Bußgrundfäge zu neuen Spaltungen, melde durch den Kanıpf ver 
presßnterialen und der epiffopalen Partei gefährlicher wurden. In Rom kam e8 ums Jahr 
200 zu dem Schisma des Hippolyt, welches bis zum Jahre 236 fortdanerte. Auf dieſes folgte 
250 das novatianifhe Shisma, welches von Rom aus ſich über Afrika und Kleinaſien ver: 
breitete. Die novatianijche Gegenkirche, mit welder die Refte des ältern Montanismud all: 
mahlich verfhmolgen, erhielt ihren Namen von Novatian, der von der presbyterialen und in 
ihren Disctplinargrundfägen ftrengern Partei an die Stelle des von ihr nicht anerkannten Gor: 
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nelius zum Gegenbiſchof gewählt wurde, Sie nahm keinen Gefallenen wieder auf, Enüpfte bie 
Gültigkeit des Sakraments an die perfönlihe Würdigkeit der Spendenden und beftritt die uns 
abbängig vom Glauben wirkſame Amtögnade der Biihdfe. Die Spaltung, mit welcher das 
meletianiihe Schiöma in Agypten (Anfang des 4. Jahrhunderts) mande Verwandtſchaft hat, 
dauerte bis ins 6. Jahrhundert hinein. Aber ſchon vorher wurde die Kirche von Afrika durch 
ein noch gefährlicheres Schisma, das donatiſtiſche, zerrüttet, meldes im Jahre 311 durd 
die Nichtanerkennung des neugewählten Biſchofs Gäcilian von Karthago von feiten einer mäd- 
tigen Oppojitionspartei zum Ausbrud fam. Leptere, die von ihrem geiftigen Bührer Donatus 
„ben Großen‘ ven Namen empfing, erneuerte noch einmal den alten montaniftifhen und no— 
vatianifchen Kirchenbegriff. Auch den Donatiften ift dad Grundmerkmal der Kirche nicht ihre 
äußere Einheit, jondern ihre innere Reinheit, das zufammenhaltende Band derſelben nit 
das „objective”, jondern das „ſubjective“ Moment. Zu ihrer Unterbrüdung forderte unb 
erlangte Auguftin hundert Jahre fpäter den Beiftand des weltlichen Arınd, und ed kam zu einem 
furchtbaren Verzweiflungskampfe, welder erft mit der Groberung Nordafrifad durch die Ban: 
dalen fein Ende fand. Reſte ver Donatiften hielten fi bis ins 7. Jahrhundert hinein. 
MWefentlih anderer Art find vie Schismen des Mittelalterd. Das berühmtefte derjelben ift 
die Kirhenfpaltung zwiſchen Rom und Konftantinspel, melde durch frühere, aber vorüberges 
hende Trennungen der abendländifhen und der morgenlänpifchen Kirche vorbereitet, im Jahre 
1054 definitiv wurde und bis heute andauert. Die griechiſche Kirche hat die angeſprochene 
Oberhoheit ver roͤmiſchen Bilchöfe niemals anerfannt, und die Ginmifhungen verfelben in ihre 
innern Angelegenheiten zu wiederholten malen energijch zurückgewiejen. Seit dem 8. Jahrhuns 
dert hatte fie in Verfaſſung und Sitte und theilweife auch in der Lehre eine jelbftändige Richtung 
verfolgt, oder vielmehr den römifchen Neuerungen gegenüber die ältern Grundjäge mit Be: 
barrlichkeit feitgehalten. Zur fürmlihen Aufhebung der Kirchengemeinſchaft zwiſchen pen beiden 
Haupttheilen der Ghriftenheit fam es jedoch erft, ald im Zeitalter Hildebrand's Nom auf dem 
Gipfel feiner Macht und Anmaßungen die Idee einer Firdlichen Univerfalmonardie zu vers 
wirflichen trachtete. Seitdem erſchien, was früher, wenn auch mit fteigendem Widermwillen, 
ertragen worden war, die Verweigerung des Gehorfamd gegen den Statthalter Ehrifti von 
feiten ver Orientalen ald eine frevelbafte Auflehnung gegen das gottgeorbnete kirchliche Ober: 
haupt. Die Befenner der griechiſch- orientalifhen Kirche (ſ. Griechiſche Kirche) gelten daher 
den römiſchen Katholiken bis auf den heutigen Tag ald Schiömatifer. Gin wirkliches Schisma 
ift übrigens innerhalb der griechischen Kirche ſelbſt Durch die Bemühungen Roms, diejelbe unter 
ihre Botmäßigkeit zu bringen, herbeigeführt worden. Zuerſt in ven polniſch-ruſſiſchen Bro: 
vingen (1596), danach bejonders in den öſterreichiſchen Staaten wurde ein großer Theil ber 
griechiſchen Chriſten zur Anerkennung des Papſtes, doch unter Schonung ihrer eigenthümlichen 
Kirchengebräuche vermocht und dadurch eine Spaltung zwifhen unirten und nichtunirten Grie— 
hen herbeigeführt, Nach der Theilung Polens gelang ed Katbarina II., die unirten Griechen 
theilweije zur ruſſiſchen Kirche zurüdzuführen; weitere zwei Millionen folgten im Jahre 1839 
nad, auf das Mahtgebot des Kaiſers Nikolaus. Dagegen befteht namentlich in Iingarn, Ga: 
ligien und Siebenbürgen die Spaltung zwiſchen unirten und nichtunirten Griechen (in der offis 
ciellen Sprache ald griechiſch-katholiſche und griechiſch- orientaliſche Ehriften unterſchieden) fort, 
In der abendländiſchen Kirche wurben durch die Kämpfe des Papſtthums mit der Faijerlichen 
und föniglihen Gewalt jowie mit den alten Rechten des Epiffopats fehr häufig vorübergehende 
Schismen herbeigeführt, indem einzelne Dideejen und ganze Landeskirchen zeitweilig die Kir: 
hengemeinihaft mit-ven Päpften aufboben. Da aber bie Idee der kirchlichen Einheit zu tief in 
den Bewußtjein der Zeitgenoflen gegründet war, fo endeten alle jene Spaltungen mit erneuter 
Unterwerfung. Um baber das religiöje Gefühl ver Völfer nicht zu verlegen, pflegten die Kaifer 
in ihren Känıpfen mit dem Papftthum feit Heinrid IV. von ihrem alten Recht, Päpfte zu ent: 
fegen, Gebrauch zu machen und Gegenpäpfte wählen zu laſſen, von denen jedoch fein einziger 
allgemeine Anerkennung erlangte. Sobald danıı die Kaifer ihren Frieden mit den in ben 
- Augen der Mehrzahl rehtmäßigen Päpften ſchloſſen, wurden ihre Gegenpäpfte geopfert. Grit 
im 14. Jahrhundert kam es infolge der von den Franzoſen erzwungenen Uberfiedelung ver Bäpfte 
nach Avignon zu den großen Schiöma, welches die abendländiſche Ehriftenheit felbft in zwei 
tirchlich getrennte Theile zerriß. Als Gregor XL, dem Verlangen Italiens nachgebend, nad) 
Rom zurüdgefehrt war, um dort zu flerben (1378), wählten bie italienifhen Garbinäle den 
Erzbiſchof von Bari ald Urban VI., die franzöfifhen ven Cardinal Robert von Genf ald Cle⸗ 
mens VII. zum Bapfte. Beide Päpfte verfluchten ſich gegenfeitig, und ba beide fi mit Garbi- 
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nälen umgaben, auch bei einem Theil der abendländiſchen Staaten Anerkennung fanden, fo 

dauerte das Schisma aud) nach ihrem Tode noch fort. Endlich veranlaßte das allgemeine Ar— 

gerniß die beiderfeitigen Gardinäle, fi zu Livorno zu vereinigen (1408) und eine Kirden- 
verfammlung nad) Piſa zu berufen, welde dad Schisma befeitigen follte. Dieſe wählte zu 

den zwei Päpften Benedict XI. von Avignon und Gregor XII. von Rom einen dritten, 

Alerander V. (1409), deſſen Nachfolger Johann XXI. wurde (1410). Erſt dem Concil zu 
Konftanz gelang e8, durch Abfegung aller drei Bäpfte und durch Wahl Martin's V. die kirchliche 
Ginheit wiederherzuftellen (1417). Wenige Decennien fpäter führte der Streit des Bajeler 
Goncild mit Eugen IV. zu einem neuen, obwol fürzern Schidma. Das Goneil, welches ſich zur 
fouveränen Repräfentation der allgemeinen Kirche erflärte, lud den Papſt wegen Wiperjeglid- 

feit gegen feine Anordnungen vor fein Gericht, entfegte ihn, da er nicht erfhien, und wählte an 
feine Statt den Herzog Amadeus von Savoyen al& Felix V. zum Vapfte (1439). Deutſchland 

und Frankreich ſchwankten längere Zeit zwifchen beiden Päpften hin und her; zulegt behauptete 
Eugen IV. die Oberhand und Felix V. entfleidete jich feiner Würde zu den Füßen feined Gegners 

(1449). Seitdem ift wol der Verkehr einzelner Landesfirhen mit Nom, meift infolge politi- 

ſcher Greigniffe, zeitweilig unterbroden worden, ohne daß jedoch die geiftlihe Gewalt des 

Papſtthums angefochten wurde. Die Säcularifation der Kirchengüter in den meiften katholi— 

Shen Staaten feit Ende ded vorigen Jahrhunderts hat wol zu heftigen Streitigfeiten mit Rom, 

aber niemals zur Aufhebung der Kirchengemeinſchaft geführt. Auch die Säcularifation des 
Kirchenſtaats durch Napoleon (1809) und die Einverleibung des größten Theild der päpftlichen 
Provinzen in das Königreich Italien (feit 1859) hatte zwar Bannflüche, aber fein Schisma zur 
Folge. Der Verſuch Napoleon’s, auf einer Synode von Paris (1811) die Reichskirche vom 
Papſtthum unabhängig zu machen, jheiterte an dem Widerftande der franzöfifchen Biſchöfe, 
und die neueſte Reformbemwegung in Italien ift bisjegt nur gegen ven Papſt-König, nicht gegen 
das Oberhaupt der Kirche gerichtet gewefen; einzelne weiter gehende Beftrebungen aber, welche 
bei einem Theil des niedern Klerus Boden gewannen, wurden weder von der Staatdgewalt 
noch von der Öffentlichen Meinung begünftigt. Die reformatorifhe Bewegung des 16. Jahr: 
hunderts fann niit unter den Begriff des Schisma, wie er fih im Mittelalter feftgeftellt hat, 
befaßt werden. Die Kirhentrennung, welche, ohne von ven Proteftanten beabfichtigt zu werden, 
aus den Lauf der Ereignifje von felbft hervorging, hatte von vornherein nicht den Charafter 
einer definitiven Losſagung von der bifhöflihen und päpftlihen Autorität, obwol auch diefe- 
allmählich unvermeidlich wurde. Vielmehr handelte es fi für die Proteftanten un die Wieder: 
berftellung der „reinen Lehre”, der „lautern Predigt ded Evangeliums“, wogegen fie päpft= 
licherfeit3 niemals ald bloße Schiömatifer, fondern immer ald Häretifer betrachtet und von ber 
Kirhenverfammlung zu Trient (1545) ald folde verdammt wurden. Auch die Spaltung zwi- 
ſchen Reformirten und Lutheranern innerhalb der evangeliihen Kirche bezog ſich vorzugsweiſe 
auf die Lehre und nur abgeleiteterweife auf Berfaffung und Sitte. Am erſten fünnte nod die 
wunderliche Pjeudoreformation Heinrich's VIIL. von England, die mit ihrem Eöniglichen Urheber 
zu Grabe ging, unter den Geſichtspunkt des Schisma geftellt werben, da es ſich nach Heinrich's 
Intention nit um eine Anderung der Lehre und des Gultus, jondern lediglih um die Los— 

fagung von der Autorität ded Bapftthums handelte. Dagegen hat die neuere und neuefte Zeit 
eine Reihe von Bewegungen auf proteltantifhem Boden aufzumeifen, melde völlig oder doch 
vorzugsweife den Charafter des Schiöma tragen. Dabin gehören 3. B. die Bildung der fotti- 

fhen (1843) und der waadtländiichen (1845) Freikirche, welche in der unbebingten Trennung 
der Kirche vom Staat die einzige Bürgfhaft für die ungehemmte Entfaltung eines rein fir: 
lichen Lebens in altväterlicher Frömmigkeit fanden, von denen jedoch die erjtere felbft wieder in 
verſchiedene Bractionen zerfallen ift; ferner die ebenfalld der Staatskirche gegenüberftehenden 
„evangeliihen Kirchen‘ von Genf (1848) und die hriftlichen feparirten Gemeinden der Nieder: 
lande (1839). Alle diefe Secejjtonen jind auf dem Boden der reformirten Kirche zunächſt über 
Berfaffungdfragen entitanden, wenn es aud vorzugsweife die ortbodore Partei war, welche 
ſich zur Trennung von der Staatskirche in ihrem Gewiſſen gedrängt fühlte. Ebenſo ift ein großer 
Theil der Seftenbildungen in England und Nordamerika, welche meift innerhalb ſchon befte- 

hender Eleinerer Kirhenparteien wie der Baptiften und anderer vor fi geben, faft nur durch 
Fragen der Verfaſſung und Sitte veranlaßt, wobei übrigens die Verwandtſchaft dieſes modernen 
Separatiömud mit den alten montaniftifchen und donatiſtiſchen Ideen in einer Menge von charak⸗ 

teriftifchen Zügen zu Tage tritt. In Deutſchland führte namentlich die Aufrichtung der preu= 

ßiſchen Union und die Einführung der neuen Ugende durch Friedrich Wilhelm II. zu einer 
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Separation eines Theils der ſtrengen Lutheraner, welche ſich nach harten Verfolgungen durch 
die Staatsgewalt als lutheriſche Kirche in Preußen conftitwiren durfte (1841), während ein 
anderer Theil, der feit dem Neactiondfturm der funfziger Jahre unter Baftoren und Kirdhen- 
patronen maſſenhafte Zuzüge erhielt, innerbalb der Landesfirche verblieb, um bort die Union 
foftematifch zu untergraben, und in diefem Streben durch die Politik ded Minifterd Raumer und 
den confefjionaliftifchen Eifer der meiften Brovinzialeonfiitorien in der Ofthälfte der Monardie 
Fräftig unterftügt wurde, ohne daß es zur Wiederherſtellung der Kirhengemeinihaft mit ihren 
feparirten Brüdern gefommen wäre. Dagegen ift e8 innerhalb der lutheriſchen Separation felbft 
wieder zu alferlei Spaltungen gefommen , deren bauprfächliche durch den Streit über die gött- 
liche Stiftung des Kirchenregimentö (Ipeciell des breslauer Oberfirdhencollegiums) hervorgerufen 
worden ift. Anderer Art wieder ift die ſlowakiſch-lutheriſche Separation in Norbungarn, welde 
vornehmlich aus nationalen Gründen bei der im Jahre 1859 octroyirten, aber von der über: 
wiegenden Mehrzahl ver Gemeinden nicht angenommenen und fpäter wieder zuritdgenommenen 
Kirhenverfaffung (dem „Patente“) verbarrt und dadurch in die Stellung einer ſchismatiſchen 
Gegenkirche, die freilich nur einige wenige Bemeinden umfaßt, gefommen ift. Im allgemeinen 
aber ift zu behaupten, daß auf proteftantifhem Boden der Begriff des Schisma ebenfo wenig 
wie der der Härefie überhaupt in der alten Weife feftgebalten werben kann, wie denn die Unter: 
f&hiede in Lehre und Kirchenordnung, welche da oder dort zu Spaltungen Anlaß gegeben haben, 
gegenüber den innerhalb derfelben Confeſſion thatſächlich beſtehenden Gegenfägen nur von ver: 
ſchwindender Bedeutung find und überhaupt nur auf dent pietiftifch = orthodoren Stanbpunfte 
ſchwerer ind Gewicht fallen. R. A. Lipfius, 

Schleswig (Berzogthum). (Jetzige Beſchaffenheit des Landes und feine 
Geſtalt in den älteſten Zeiten; geſchichtliche überſicht bis zur ſtaatsé recht— 
fihen Bereinigung Schleswig=Holfteins.) 

l. Shleswig jegt und ehemals. Das Herzogtbum Schleswig, jenes ihmale Ber: 
bindungsglied zwifchen Holftein und Fütland, liegt zwiichen 54° 12’ und 55° 29’ nörbl. Br. 
und (abgejehen von den Infeln Bemern und Arröe) zwiſchen 25° 58’ und 27° 52’ 30” öſtl. 8. 
von Ferro und hat mit fämmtlichen dazu gehörigen Infeln einen Fläheninhalt von 166°%,. 
Duabratmeilen. Die durchſchnittliche Länge von Norden nad Süden beträgt 17, Meile, die 
Durchſchnittsbreite 10 Meilen. Die Königsau im Norden, die Eiver im Süden find die na- 
türlihen Grenzen, welche Schleswig von Jütland und von Holftein ſcheiden. Der Untergrund 
der ganzen Cimbriſchen Halbinſel beſteht ohne Zweifel aus Kreideformation, wie fie im Often 
auf Rügen, im Süden jenfeit der Elbe bei Lüneburg, im Weften auf Helgoland, im Norben 
Jutlands am Limfjord zu Tage tritt. Über der Kreide lagert ih die Braunfohlenformation, 
die Geburtöftätte des Bernfteind, und endlich folgt die Gejchiebeformation. Bei diefer oberften 
und jüngften Erdſchicht müffen wieder verſchiedene Bildungen unterſchieden werben, welde das 
Land der Länge nad von Norden nah Süden durchziehen. Im Dften, an den Küften des Kleinen 
Belt und der Oftfee findet fi der Geſchiebethon. Hier ift die Oberfläche wellenförmig, jehr hü— 
gelig und bewaldet, im Durchſchnitt zwiſchen 100 und 200 Fuß über dem Spiegel der Oſtſee er: 
haben und von Höhenfetten durchzogen mit muldenförmigen Thälern und größern Vertiefungen, 
die einſt Seen waren, jegt aber größtentheild ausgetrodnet oder troden gelegt find. Die Küften 
fallen meiſtentheils fhroff ab gegen das Meer und gegen die zahlreichen, tiefeinfchneidenden 
Seebuchten, im welche die furzen fließenden Gewäſſer durch tief ausgehöhlte Thäler ſich ergießen. 
Weſtlich von diefer an Naturfhönbeiten reihen Oftfüfte jtoßen wir auf ein aus Geſchiebeſand 
beftebendes Hochplateau, deſſen Oftrand die Waſſerſcheide bildet und fih nah Weften hin zum 
eigentlichen Heidefand herabtenft. Diefer von Hügelfetten und Wafferläufen vielfah durch— 
zogene Sandbopen tft im ganzen wenig fruchtbar, doch gibt ed wenige Gegenden, deren Anbau 
die darauf verwandte Arbeit nicht genügend lobnte, wie denn auch von Jahr zu Jahr immer 
mehr Heideland urbar gemacht wird. In dieſem von dem Gefchiebefande nur in den obern 
Lagen verſchiedenen Heidefand finden ſich überall Flächen, die mit niedrigem Eichengebüſch be- 
wachſen find, den Reiten jener mädtigen Eichenwaldungen, die einft den größten Theil ber 
Landesmitte bebeeften, und an denen die großen alten Dörfer lagen, welche jegt meift bid auf 
den Namen verfchwunden find. Die Weftfeite des Landes nimmt die Marſch ein, jenes reiche, 
aus ber Ablagerung der feinen im Meereswaſſer entbaltenen Thonerbe gebildete Geſchenk der 
flutenden See, dad ſich fortwährend erneut. Sie befteht aud fettem, glinnmerreihem Thon, 
Klei genannt, der ſich Y,—10 Fuß tief erftredt. Völlig eben, ohne allen Wald, erhebt fie 
fich nirgends über 16 Fuß über ver Meereöflähe. Künftlide Waffergräben bewirken die Ent: 


138 Schleswig (Herzogthum) 


wäflerung, künſtliche Deiche ſchützen das Land vor den Sturmfluten. Das Areal der ſchleswig⸗ 
hen Marſch wird auf 18 Duadratmeilen geibägt, do fommen hierzu nod die im Sommer 
zur Orafung benugten Vorlande außerhalb der Deiche. 

Das ift die jegige Befchaffenheit des Landes. Aber man würde fehr irren, wenn man anneh— 
men wollte, daß die äußere Geſtalt deffelben mit dem Lande eine Ähnlichkeit gebabt hätte, welches 
zwei Jahrtaufende vor Ehrifti Geburt von den Phöniziern befucht wurde, oder auch nur mit den 
Gegenden, von denen die Sachſen und Angeln auszogen, um Britannien zu erobern. Die 
Grandformation ift natürlich diefelbe geblieben, defto größer aber fiud die Veränderungen, 
welche durch die umflurenden Meere hervorgebracht find. Die Halbinſel, welche von den Rö— 
mern der Kaiferzeit nach dem älteften Volf, von dem fie in jenen Gegenden Kunde hatten, bie 
Cimbriſche genannt wurde, fheint eine Ausnabhme von der ganz allgemeinen Bildung des Feft- 
landes der Erde zu machen, verzufolge afle größern Halbinfeln fih nad Süden hin wenden. 
Allein dieſe fheinbare Au&nahme erflärt jih einfah aus dem Umftande, daß hier in der vor: 
hiſtoriſchen Zeit keine Halbinfel vorhanden war, fondern nur eine Menge von Injeln, deren 
trennende Seearme noch heute deutlich an den tiefen Senfen erfennbar find, melde an deren 
Stefle traten. Aus diefer frühern Geftaltung der jegigen Halbinfel erfiären ſich eine ganze Reihe 
der älteften Berichte, die man nur darum für unrichtig gehalten oder falſch ausgelegt hat, weil 
man alles nach der heutigen Länderlage hat deuten wollen. Es gab eine Zeit, wo ein mächtiger 
Strom die Marfchländer des weſtlichen Holftein und ſüdweſtlichen Schleswig von den höher ge: 
legenen Rüden des Landes trennte, Dieſe Marſchen bildeten damals niedrige, durch Wafler: 
rinnen gefchledene Infeln, in denen wol die Bernfteininfeln der Alten zu ſuchen find, zumal da 
noch jegt der jährliche Ertrag an Bernflein hier auf 3000 Pfd. anzuſchlagen ift. Der Norboften 
Holfteind war die im Alterthum beilig gehaltene Nertbusinfel. Bon Waffer umgeben waren 
das Land zwiſchen ber Kieler und Edernförber Seebucht, dem jeigen Dänifhen Wohld, und wie 
Halbinfel zwiihen dem Hafen von Edernförbe und der Schley, die ſich noch heute burd ihren 
Namen Schwanfen (Swenfö, Svends-Eiland) ald ehemalige Infel zu erfennen gibt. Von der 
Schley aus verband ein Meeresarm die Oſtſee mit der Weflfee, der noch Jahrhunderte nad 
Ghrifti Geburt fahrbar war und den noch viel fpäter eine nur female Landenge in zwei Meeres: 
bufen verwandelt hatte. Weiter nah Norden war Schleswig von Jütland durch eine Meered: 
enge geſchieden, von der in der Königsau nur noch ein fehmaler Fluß übriggeblieben ift. 

1. Siftorifher Ueberblid bis zum Jahre 1460. Die ältefte hiſtoriſche That: 
ſache, von der aus jenen nörblihften germanifchen Grenzmarfen berichtet wird, ift die Auss 
wanderung der Gimbern, die, mit den Teutonen vereint, nad langen Irrfahrten der Schreden 
Rome wurden. Zur Zeit Alerander'd ded Großen waren fie den Griechen wohlbefannt, und 
mit der Kunde von dieſem jeltiamen Volk, dad damals bereits mehrere Menſchenalter bin: 
durd mit Weib und Kind umberirrie, war aud die Erzählung von einer furdtbaren Uber: 
ſchwemmung, welche 8 aus feinen heimatlichen Sigen vertrieben hatte, befannt geworben. ) 
Während des Sinfens des römiſchen Weltreichs bedeckt tiefed Schweigen die Geſchichte der 
nörblihften unter den in Rom befannten germaniſchen Bölfern, wenn e8 glei ein Leichtes 
wäre, bier flatt Gefchichte eine Reihe von Fabeln aus dem weiten nordiſchen Sagenfreis zu er⸗ 
zählen. Sehr mit Sagen untermifcht find auch die Berichte von der Ginnahme Britanniens 
durch die Angelfahfen. Die Züge nad) dem weit reihern England find ohne Zweifel jehr alt, 
doc ſcheint ein Hauptzug um die Mitte des 5. Jahrhunderts ftattgefunden zu haben, bie den 
größern Theil Englands den Angeln und Sachſen unterwarf und dem eroberten Lande die obers 
flaͤchliche Cultur raubte, welche es von ven Römern empfangen hatte. Für die Daheimgeblie- 
benen war aber diefer Zug von ber größten Bedeutung, denn auf bie dünn gewordene Bevölke⸗ 
rung warfen jich jept Die Dänen, deren urfprünglicher Sitz die jegigen ſchwediſchen Provinzen 
Schonen und Halland waren, die aber jehr früh auch Seeland eingenommen hatten. Sie jegten 
fih jegt eine neue Grenze. Fünen, Jütland und der größte Theil des heutigen Herzogthums 
Schleswig wurde von ihnen eingenommen. Bortan galt lange Zeit die Schley und jene alte, 
immer mehr verſumpfenbde Waſſerſcheide bis zur Weſtſee ald Grenze der Dänen. 

Für die naͤchſten Jahrhunderte, welche auf die Auswanderung ber Angelſachſen folgen, läßt 
fi nur das Eine mit Sicherheit behaupten, daß ed eine Mehrheit von Reihen dänischer Zunge 
gab, die ſowol unter fi ald mit den Nachbarvölkern in faft unausgefegten Kämpfen lebten. 


1) Xriftoteles, Ethica, III, 1. Strabo, lib. VII, c.2. Letzterer führt den Gefchichtfchreider und Be: 
gleiter Alexander's, Klitarchos, an; feine eigene Ungläubigfeit ift leicht erflärbar, 


Schleswig (Herzogthum) 139 


Endlich geben uns gegen Ende des 8. Jahrhunderts die fränkiſchen Annalen neues Licht. ALS 
Karl der Große, gleichmäßig von übel geleitetem Glaubenseifer und von Herrſchſucht angefpornt, 
die Bekehrung des weitverbreiteten Stammes der Sachſen unternabm, herrſchte in Sübjütland 
und vielleicht auch in Fünen und einem Theil Nordſütlands König Siegfried, wie ihn bie 
Sachſen nennen; bei ven Seinen hieß er vermuthlid Sigurd oder Siward. Bei diefem fand 
der flüchtige Wittefind wiederholt gaftlihe Aufnabme und foll fogar deſſen Tochter Genuda ges 
heirathet haben. Als Kaifer Karl 804 im Verfolg feiner gewöhnlichen Politik einen ganzen 
Sachſenſtamm am der Unterelbe in das Innere des Frankenreichs verpflanzte und ſich feine Macht 
in bebrohlicher Weife ven Dänen näherte, war Siegfried todt. Aber fein Sohn Götrif ober 
Godfried?) war nicht willens, dem ſiegreichen Kaifer widerſtandslos zu weichen. Gr verſam⸗ 
melte ſeine Flotte und das Aufgebot ſeines Reichs bei Sliesthorp. Dieſe Ortſchaft, das jetzige 
Schleswig, ſonſt auch Sliaswie und von den Dänen Hethaby geheißen, war damals ver wich⸗ 
tigſte Handelaplag im Norden Europas. Weſtlich von dieſem Orte verband Götrik, einen 
ältern Grenzwall Benugend, die Schley mit dem Bufen der Weitfee durch eine für die damalige 
Zeit großartige Befeftigung, durch die befannte Danevirke. Nach längern, offenbar nur zum 
Stein geführten Unterhandlungen vermüftete er (810) das den Franfen zindbare Briedland, 
und man wußte am fränkiſchen Hofe, daß er ſich gerühmt habe, den großen Kaifer auf dem 
Schlachtfeld beſtehen und ald Sieger in Aachen einziehen zu wollen. Zum Kampfe fan e8 
indeß nicht, denn als der KRaifer eben ein großes Heer gefammelt und unweit Verden ein Lager 
geſchlagen hatte, lief die Nachricht ein, Gdtrif fei von einem feiner Kriegsleute erfchlagen. Sein 
Bruderſohn Hemming ind deffen Nachfolger Hatten bei ven immertwährenden Thronftreitigfei: 
ten mehr Urſache, mit den Kranken auf gutem Fuß zu fteben; e8 kam noch bei des alten Kai— 
ſers Lebzeiten zu frienlichen Unterbandlungen, und wenn auch fpäter wiederholte Kämpfe ftatt: 
hatten, wenn auch die Bewohner Südjütlands nicht die letzten waren bei den Beutezügen an der 
Küfte des zerfallenden Großreichs, fo war doch wenigſtens Eins erreicht: das von dem glau- 
benseifrigen Ansgar gepflanzte Ehriftenthum begann, wenn auch febr langſam, unter den 
rauhen Bewohnern des Nordens Eingang zu finden. Es bevemtet zwar am ſich nicht viel, wern 
ein Dänenfürft, Hatald, 826 in der St.-Albanskirche in Mainz feierlich getauft wurde und 
fi als Vaſall des Kaiferd bekannte, allein bereits 831 wurde für den Ansgar dad Erzbisthum 
Hamburg gefliftet, das den ganzen Norden zu umfaſſen beitimmt war, und in folgenden 
Jahrhimdert werden Bifhöfe von Schleswig ald Suffragane deffelben genannt. 

Um vieſelbe Zeit (Anfang des 10. Jahrhunderts) wurde Dänemark zu Einem Reich ver: 
eittigt. Als Neihöftifter nennt man Gotm, von den Spätern Gorm der Alte genannt, ber 
von Oſten herziehend feine Herrſchaft bis an die Schley ausdehnte. Aber Gorm war ein Heide, 
ſchwer traf feine Hand die fpärlichen Anpflangungen des Chriſtenthums. Erſt als Heinrich der 
Vogler 934 den von Gorm ermeiterten und tem befeftigten Götrifswall durchbrach, ſiegreich in 
Juͤtland eindrang und die ſchon von Karl dem Großen oder furz nachher errichtete Grenzmark 
ſuͤblich von der Schley wiederherfteltte, fand das Chriſtenthum wenigſtens äußerlich Anerken— 
nung, und unter Knud dem Mächtigen, dem Sohne Svend Gabelbart’3 (Tiugeffiägg, fur- 
catä6 barbae), des Groberers Englands (geft. 1014), gewann es einen vollftändigen Sieg. 
Als Herrſcher auch über England mußte es Knud daran liegen, mit dem Dentfchen Reich in 
Ftieden zu leben, und dies gelang ihm fo wohl, daß er eine Zuſammenkunft mit Kalfer Kon: 
rad II. und bie Verlobung feiner Tochter mit des Katjerd Sohn benugen konnte, um die Abs 
tretung der ſchleswigſchen Markgrafſchaft zu erlangen, die num theilweife von Dänemark aus 
bevölkett wurde. Auf dieſe Thatſache weift jet freilich nichts mehr Kin ald eine Reihe von dä— 
niſchen Ortsnamen ſuͤdlich von der Schley, namentlih in Schwanfen. 

Um die Mitte des 11. Jahrhunderts erftand ein neues Koͤnigsgeſchlecht in Dänemark, das 
jahrhundertelang in Glüd und Unglüc über das Land geherrfät hat, und unter dem Schleswig 
und Holſtein ſich zuſammenfanden. Knud ded Mächtigen Söhne ftarben jung wie er ſelbſt. 
Sein Schweſterſohn Svend, wegen feines nur von der Mutter, Eſtrith, herſtammenden Grb- 
rechts nie nad feinem Vater, dem Schweden Ulf, fondern ſtets Svend Eſtrithſen geheißen, 
erlangte nach ſchweren Kämpfen ven unbefteittenen Beſitz des dänifhen Throne. Fünf feiner 
Sbhne kamen nacheinander durch Volkswahl auf den Thron, denn von einem Erbrecht auf 
die Krone war keine Rede. Anders geftaltete es fich jedoch gerave um biefe Zeit mit dem Her: 
EEE] 


2) Einhard nennt ihm immer Godefridus, ber bänifche Chronift Saro Grammaticus (lib. VII, i. 1.) 
fügt: „Goötricus, qui et Godefridus est appellatus.‘‘ 
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zogthum Südjütland oder Schleswig, wie es ſchon jegt zumeilen genannt wirb. Früh ſchon 
waren einzelne Theile des Reichs Gliedern des königlichen Hauſes zugewieſen worden. Den we: 
nigſten willkommen aber war Südjütland mit ſeiner dünnen, aus Dänen, den Reſten der 
Sachſen und Angeln und den Frieſen beſtehenden Bevölkerung und oft genug dad Ziel wendi— 
fher Räuber. Zu Knud des Heiligen Zeit (1080—86) fuchte fein Bruder und Nachfolger Dluf, 
Statthalter in Schleswig (Slesvici partibus praefectus) eine gewiffe Selbftändigfeit zu gewin⸗ 
nen, was er freilich mit kurzer Haft büßte; ein anderer Sohn Svend Eſtrithſen's, Biörn, foll 
unter Erich dem Gütigen (1095— 1103) ebenda Befehlshaber geweſen fein und eine Zeit lang 
durch Waffenglück felbft über Holftein und Ditbmarfchen geberrfcht baben, was unter allen Um: 
finden auf geringe Theile zu befchränfen ift. Unter König Niels (1104 — 34) kommt ein 
Statthalter Eilif vor, der fhon Herzog genannt wird, der aber feiner Würde entfeßt wurde, 
als er in den Verdacht Fam, von den Wenden Geld angenommen zu haben. Kein Prinz des 
föniglihen Haufes trug großes Verlangen, fein Nachfolger zu werden. Da erbot ji Knud, 
der Sohn Erich's des Gütigen, ſpäter von den Seinen Laward (angelſächſiſch Hlaford, d. i. Korb, 
Herr) genannt, die verſchmähte Stellung einzunehmen (1115). 

Diefer hochbegabte junge Fürft war früh an den Hof Lothar’d von Sachſen, des nahma= 
ligen Kaiferd gefommen, um ritterliche Kunft und Sitte zu lernen. Als Befehlshaber des Brenz: 
landes war feine Hauptaufgabe, daſſelbe vor innern und äußern Feinden zu ſchützen, eine Aufs 
gabe, der er ſich mit folder Umfiht und Gejchicklichfeit unterzog, daß das Herzogthum im 
außerordentlich Furzer Zeit zu vergleihungsweifer Sicherheit und Wohlhabenheit gelangte. We: 
fentlich gehoben ward Knud's Stellung dadurch, daß fein Gönner Lothar den deutſchen Könige: 
thron beftieg. Knud hatte mit den wendifchen Obotriten, die in Wagrien und bis in Medien: 
burg hinein ihre Sitze hatten, hartnädige Kämpfe gebabt. Nach dem Untergang des wendiſchen 
Herriherbaufes ward Knud mit diefem Rande belehnt (1126) und hieß fortan König der Obo- 
triten. Gr war alfo gleichzeitig deuticher und dänischer Vafall, und diefe Stellung mußte 
Berwidelungen mit feinem eigenen Gefchlecht herbeiführen. Sein Obeim, der alternde König 
Nield, ſah mir wachſendem Unmuth auf die immer gebietender werdende Macht des Neffen, 
und der Sohn ded Könige, Magnus, der in dem Lawarb wol nicht mit Unrecht den gefähr: 
lichften Nebenbubler für die Thronfolge erblickte, entledigte ich feiner 1131 durch Meuchelmord. 

Eine lange Beriode der innern Zerriffenbeit und der innern Kriege für Dünemarf folgte 
biefer Unthat. Der Bruder des Erſchlagenen, Erih, mit dem Beinamen Emund, trat als 
Rächer auf. Magnus fiel den 4. Juni 1134 in der Schlacht bei Kodwig, und ald König Niels 
wenige Wochen fpäter auf feiner Flucht nah Schleswig fam, erihlugen ihn die Gildebrüder, 
deren Borjteher Knud Laward geweſen war (21. Juni). Die Gemahlin des legtern hatte acht 
Tage nad) dem Tode ihred Gemahls einen Sohn geboren, Waldemar geheißen. Als dieſer 
heranwuchs, waren zwei Prinzen im Rampfe um die Krone begriffen: Svend, der Sohn Erich 
Emund’s, und Knud, der Sohn des Magnus, ded Mörders des Laward. Waldemar fhloß ſich 
an ven erftern an und erhielt das Herzogthum Schleswig , wie ed fein Vater befeflen. Der ge: 
ſchlagene Knud fuchte Hülfe bei den Deutihen, und Kaifer Friedrich I. entbot die flreitenden 
Bürften zu fi auf den Reichstag zu Merjeburg(1152). Der Faiferlihe Ausſpruch lautete dahin, 
daft Svend König fein, Knud und Waldemar aber jever eine befondere Herrfähaft unter ihm 
haben jollten. Alle drei huldigten dem Kaifer. Dies war keineswegs die erfte Hulbigung von 
feiten dänischer Könige. Schon Gorm der Alte hatte ſich einer Schagung unterwerfen müflen, 
die fein Sohn Harald Blauzahn willig bezahlte. Daß dänische Gefandte Dito dem Großen Ge- 
ſchenke gebracht und Huldigung boten, war am faiferlihen Hofe als ſchuldige Dienftpfliht an= 
gefehen worden. Magnus hatte ven Zorn Kaifer Lothar's über den an feinem Lehndmann be: 
gangenen Mord nur dadurch befänftigen können, daß er ibm aufdem Reichstage zu Halberſtadt 
in feierlichſter Weife huldigte. Zwiſchen den drei neuen Herrſchern des zerftücdten Dänenreichs 
aber dauerte bie Einigkeit nicht lange. Svend ftrebte mit den gewaltfamften Mitteln nad) der 
Alleinherrihaft. Waldemar verband ſich jet naturgemäß mit Knud, und Bürgerfriege zer- 
fleifchten von neuem dad Land. Svend furhte geſchlagen Hülfe bei Heinrich dem Löwen, der ſich 
den Durchzug durch die Danevirke für Geld erfaufte und fih durch eine Schagung, Die er der 
Stadt Schleswig auferlegte (1156), ſchadlos hielt. Weit unbeilvoller aber war es für bie 
Stadt, daß Spend Schiffe mit ruffiichen Waaren, die im Hafen lagen, anbielt und ausplün— 
derte, denn fortan zog ſich der Oſtſeehandel nad Lübeck, und die Stadt Schleöwig gelangte nie 
mieber zu ihrer alten Bedeutung im Norden. 

Man einigte fih endlich abermals (1157). Svend nahnı ven Often, Schonen nebft Halland 
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und Bleckingen, Knud die in der Mitte gelegenen Infeln, Waldemar Nord: und Südjütland 
mit Eöniglichen Recht und Titel. So war die Halbinjel ein befondered Reich geworden, wie 
fie eö vielleicht fhon vor Gorm dem Alten gewejen war. Aber nicht für lange. Knud hatte die 
eben Verſöhnten nah Roeskilde, ſeinem neuen Königsjig, eingeladen. Hier gelangte der lange 
vorherbedachte Verrath Svend's zur Reife. Knud warb ermordet, der verwundete Waldemar 
entfam mit Mühe nad Jütland, wohin ihm Svend folgte. Auf der Oratheheide kam ed zur 
Schlacht. Svend warb geihlagen und fiel (den 23.-Dct. 1157). Waldemar war Alleinherr- 
jeher des dänischen Reichs und das Herzogthum Südjütland war wieder mit der Krone verbun- 
den, allein es lag vollftändig im Interejje ver Nachkommen Knud Raward’s, die Selbftändigfeit 
des Landes aufrecht zu halten, denn ſchon hatte fih im Volksbewußtſein vie Nechtsanfiht aus— 
gebildet, daß dad Herzogthum dem Haufe des Laward als Erbland verbliebe, wohin aud die 
Wahlkrone des Reichs fallen möchte. Daher finden wir auch ſtets bejondere Statthalter und 
eine bejondere Verwaltung mit eigenen, zu Uroehöved bei Apenrade abgehaltenen Lands— 
tdingen. 

Unter Waldemar dem Großen, wie ihn die Spätern nannten, und feinen Söhnen wurde 
Dänemark ein erobernder Staat. Waldemar zwar hatte zunächit jich der wendiſchen Seeräuber 
zu erwebren, die mit einer bis dahin unerhörten Kühnheit die dänischen Küften plünderten und 
verheerten. Dänemark athmete unter dem fraftvollen König wieder auf; deffen aber Eonnte 
diejer fi nicht entziehen, von dem Kailer Sriedrih Barbaroffa 1162 auf dem Reichstage zu 
St.:Jean de Laune fein Reich ald Lehn zu empfangen. Sein ältefter Sohn Knud VI. (1182— 
1202) baute auf dem vom Vater gelegten Grunde weiter fort; er konnte ed fchon wagen, dem 
Kaifer die Huldigung entſchieden zu verweigern. 

Das Herzogthum Schleswig war inzwifchen dem jüngern Bruber Knud's, Waldemar, ge: 
geben. Bis zu deſſen Volljährigkeit ward mit der Verwaltung der Biſchof von Schleswig be: 
auftragt, ebenfalls Waldemar geheißen, ein uneheliher Sohn des zu Noeöfilde ermordeten 
Königs Knud, ein ehrgeiziger, unruhiger Mann, der trog jeines geiftlihen Gewandes die 

Gedanken an weltliche Herrihaft nicht aufgegeben hatte. Im Jahre 1188 übernahm Herzog 
Waldemar die Berwaltung felbft, den Biſchof aber bradpte fein Streben, wenigftens einen 
Theil des väterlihen Reichs zu gewinnen, in harte däniſche Gefangenfhaft. Die Holiten hatten 
unter Adolf IH. von Schauenburg dem Biſchof Hülfe geleijtet. Dafür traf fie jegt die Rache der 
Dänen, Die dad ganze Land eroberten und den gefangenen Orafen gefeijelt nad dem Schloß 
Seeburg auf Seeland führten. König Knud ftarb finderlos (ven 11. Nov. 1202), der Bruder, 
bisher Herzog von Schleöwig, folgte. Aus dem Umjtande, daß die Thronfolge in Dänemarf 
in den legten Gliedern einen regelmägigen Berlauf genommen hatte, darf man jedoch nicht ſchlie— 
ben, daß das Reich ji zum Erbreich geneigt hätte; im Gegentheil hatte Knud's VL. Wahl 
manchen Wivderftand auf dem norpjütiichen Landöthing zu Viborg und noch gröhern auf dem 
Thing zu Uroehöved in Schleswig gefunden. Um jo deutlicher erfannten die Fürften dieſes 
Haufes ihr Familieninterefle in der Erblichkeit des Herzogthums, das nad) der damals geltenden 
Anjicht zwar nicht nothwendig nad dem Recht der Erftgeburt vererbte, aber doch der Bamilie 
verbleiben mußte. Waldemar nennt Sübjütland: „unſer Herzogthum und das Erbe unſers 
Vaters“ (ducatus noster et patris nostri hereditas). 

Die Dänen haben ihrem König den Beinamen des Siegerd gegeben, denn unter ihm er— 
reichte das Reich ven Höhepunft feiner Macht. Ihm gehorchten die Holften, die wichtigen Städte 
Hamburg und Lübel, der troßige dithmarſche Bauer, die Fürften der wendifchen Länder an 
der Dftjee in Medlenburg und Bommern. Kaijer Friedrich II., damals noch fremder Hülfe be- 
dürftig, trat die eroberten Reichslande in einer zu Met ausgeftellten Urkunde, der auch der 
Papſt feine Sanction ertheilt hat, fürmlid ab. Endlich aber erlag der ftolze Sieger der wohl: 
berechneten Rache ded von ihm beleidigten Grafen Heinrich von Schwerin, von dem er gefangen 
und zur Nüdgabe des größten Theild der eroberten Ränder gezwungen wurde (1223). Der 
Verſuch, jih mit dem Schwert der eidlid übernommenen Verpflichtungen zu entbinden, führte 
zur Nieverlage bei Bornhöved (22. Juli 1227). Nah Holftein Eehrten die Schauenburger fie: 
gesfroh zurück, der dithmarſche Baner war wieder ein freier Mann, Lübeck trat wieber in fein 
alted Berhältniß zum Deutſchen Neih, aber auch das Herzogthum Südjütland entfremdete ſich 
immer mehr dem Königreih. Waldemar hatte feinen älteften gleihnamigen Sohn zum König 
wählen und frönen laffen und feinen zweiten Sohn Eric zum Herzog über Schledwig gefegt. 
Als aber der junge Waldemar vor vem Vater ftarb, murbe Erich als ver nächte zum Nachfolger 
beſtimmt und dem folgenden, Abel, das Herzogthum zuerkannt, Unter ven Nachkommen 
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biefes Fürſten geſchah e8, daß die Verſchmelzung der dur gemeinfame Intereffen engverbun- 
denen Fürſtenthümer Schleswig und Holftein vollzogen wurde. 

Waldemar ver. Sieger ftarb den 28. März 1241. Sofort entftand ein feinvliches Ver— 
hältniß zwiſchen den Brüdern. Abel hatte noch bei Lebzeiten jeined Vaters fih mit der Tochter 
des Grafen Adolf IV. von Holftein vermählt (1237). „Von dieſem Tage an’, jagt ein alter 
dänischer Chronift, „hörte niemals ver Krieg zwifchen den Königen und Herzogen auf.” Eric, 
ſchwach und unbefonnen, aber nur zu geneigt, die väterlichen Eroberungszüge wieder zu erneuern, 
wozu jegt am allerwenigften die Zeit war, verlangte von dem Bruder Kriegshülfe wider Hol⸗ 
ftein. Abel verweigerte diefe entihieden, er behauptete, fein Land ald freies väterliches Erbe 
empfangen zu haben ohne jede Lehnsabhängigkeit, er verfagte die Dienfte ein für allemal. So 
auch der Biſchof von Schleswig, der dem König nicht huldigen wollte und fi vom bremer Erz 
bifchof weihen ließ. Der Kampf begann fofort, aber das Reſultat der entfeglichen Berwüftungen, 
die dadurch über das Herzogtbum gebracht wurden, war doch nur ein Friebe (1248), der jevem 
Theilließ, was er beſeſſen; indeß erfannte Abel den Bruder als Lehnsherrn an. Zwei Jahre 
darauf, 10. Aug. 1250, ließ Abel denjelben, als er auf einem Zug nad Rendéburg in 
Schleswig übernachtete, durch einen Dänen ermorden, veinigte ſich dann durch einen Eid und 
ward zum König gewählt. Aber jhon am 29. Juni 1252 fiel er im Kampfe gegen die Briefen. 

Abel hatte die Abjicht gehabt, feinem äÄlteften Sohn Waldemar die Nadyfolge ſowol im 
Königreich ald im Herzogthum zu verfhaffen. Da diefer aber auf einer Rückreiſe von Paris in 
die Hände des Erzbischofs von Köln gefallen war, der ihn fefthielt, um ein Löſegeld zu erprefien, 
wählten die Großen Dänemarks den dritten Sohn des Siegers, Chriſtoph, zum König, beffen 
Nachkommen die Krone behaupteten. Nichts war natürlicher, ald daß die Nachkommen Abel’s, 
von der Krone ausgeihloffen, um fo fefter an vem Herzogthum hielten. Da aber auch unter 
den elendeſten Erben der jiegreichen Waldemare die Träume von der Wiederaufrihtung eines 
Großreichs nit ſchwanden und es ſich dabei zunächſt um die Wiedervereinigung Schleswigs mit 
der Krone handelte, jo blieben die nächften Menichenalter ein Bild immer erneuten Streits 
zwifchen ven verwandten Kürftenhäufern, bis nad langen, von ſchleswigſcher Seite ſtets mit 
heifteinifcher Unterflügung geführten Kämpfen der Mannsftanım beider Linien in Einem 
Jahre erloſch. 

Die holfteinifchen Grafen Johann und Gerhard, Söhne Adolf's IV., deren Bormund Abel 
einft geweien war, nahmen für ihren jungen Better das Herzogthum als rechtes Erblehn in 
Anſpruch; dem wurde dänifcherfeits widerſprochen, weil e8 in Dänemark feine Erblehen gäbe. 
Das war nun an ih nit richtig, da das jütifche Lov (vom Jahre 1240) in dem fogenannten 
Steuermannslehn ein rechtes Erblehn anerkennt, überdies aber waren in Beziehung auf 
das Herzogthum feit Knud Laward's Zeiten die Örundfäge des deutſchen Lehnrechts ftetd analog 
zur Anwendung gebradit worden, Bei dem darauf folgenden Kampfe zeigte ſich ſchon, wie tief 
das Bewußtſein der Selbfländigfeit Dänemark gegenüber in die Bevölferung gedrungen war. 
„Das ganze Herzogthum“, ſchreibt ein däniiher Chroniſt, „ſtellte ſich größtentheils auf vie 
Seite der Grafen und wollte lieber unter einer Herrichaft fein, da man gewohnt war zu leben, 
als unter dem Reich und ungewohnter Herrſchaft ſtehen.“ Schon 1253 mußte fi der König 
zu einem Vertrag veritehen, durch den er den Söhnen Abel’8 das Herzogthum zuſicherte, ſobald 
fie volljährig geworden. Wirklich wurde Waldemar, als Herzog der dritte diefed Namens, als 
er für 6000 Mark aus der Gefangenſchaft losgekommen war, 1254 zu Kolding nad) deutſcher 
Weiſe mit der Fahne feierlich belehnt. Uber das Erbrecht wurde nichts Genaueres beftimmt, aber 
ed war jedenfalld gegen die frühere Zufage, wenn der König nad) dem Tode Waldemar's (1257) 
fi weigerte, den Bruder Erich anzuerfennen, denn jenes Berfpredhen hatte ſich auf ſämmtliche 
Söhne Abel's erftredt. Nach der entſcheidenden Schlacht auf der Kohheide (28. Juli 1261) 
mußte indeß der Sohn und Nachfolger Chriſtoph's, Erich, feinem gleichnamigen Verwandten 
die Belehnung ertheilen. 

Noch hörten die wechjelvollen Kämpfe nicht auf, bis endlich der holfteinifhe Graf Gerhard 
von der vendöburger Linie, ein Mann von ungemeiner Willenöfraft, einen entſcheidenden Ans: 
flag gab. Sein uriprüngliches Erbe war gering, aber er wußte ſich zu einer Stellung empor= 
zuſchwingen, die ihn zum wiederholten Schiedsrichter über bie däniſche Königskrone madıte. 
Seine Schmwefter Adelheid war mit Herzog Grid I. von Schleswig vermählt. Diefer ſtarb 1325 
im fräftigften Mannesalter, und ald der Dänenfönig, der ſchwache und treuloje Chriſtoph U., 
die alten Anfprüche auf die Bormundfcaft über den unmündigen Sohn Waldemar V. und auf 
Die Regentfchaft im Herzogthum geltend machen wollte, trat ihn Gerhard in Verbindung mit 
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dem Grafen Johann IH. von Kiel entgegen. Der König, der bereitö ben größten Theil des 
Landes innehatte und Gottorp belagerte, floh gefhlagen nad den Infeln, aber auch hier ver- 
folgten ihn die fiegreihen Grafen, jegt in Verbindung mit den dur Chriſtoph's Misregierung 
und Wortbrüdigfeit zum Aufftande gebrachten däniſchen Großen. Chriſtoph floh nad Roſtock, 
feinen älteften, bereitö gefrönten Sohn Grid nahmen die Dänen jelbit gefangen und fchritten 
zu neuer Königewapl. Inter dem Einfluß Gerbard’8 wurden auch die beiden jüngern Söhne 
Chriſtoph's, Otto und Waldemar, ausgefchloffen, man wählte den zwölfjährigen Herzog 
Waldemar von Schledwig (7. Juni 1326), und der jiegreiche Obeim wurde ald Bormund des 
jungen Königs und ald Bormund des Reich (vormund des rifed to Dannemarfen, tutor regni 
Daciae) anerfannt. Gleichzeitig wurde die berühmte, unter dem Namen der Waldemariſchen 
Gonftitution (Gonstitutio Waldemariana) befannte Urfunde audgeftellt, zufolge deren „das 
Herzogthum Sübjütland dem Reich und der Krone Dänemark niemald wieder vereinigt noch 
verbunden werden jollte, ſodaß Ein Herr fei über beide‘ (Item Ducatus Sunder- Jutiae regno 
et coronae Daciae non unietur nec annectetur ita quod unus sit Dominus utriusque). 
Die Einziehung des Lehns follte dadurch verhütet, das Land als felbftändiges Fürſtenthum an 
erfannt werben, das Lehnsverhältniß wurde jedoch nicht aufgehoben. Wenn neuere dänifche 
Schriftſteller die Echtheit oder die jpätere Gültigfeit diefer Urkunde beftritten haben, ſo ift dies 
vollgültiger Beweis von der größten Unkunde oder, wie ed im legten Streit daniſcherſeits nur 
zu oft vorgekommen iſt, von der gewiſſenloſeſten Entſtellung der Ihatjachen. ?) 

Hierbei blieb Gerhard jedoch nicht ftehen. Auf dem bald darauf zu Nyborg abgebaltenen 
Reichstage ward mit Zuftimmung der Biſchöfe und der Großen das ganze Herzogthun Jütland 
(Südjütland) mit allen Gebieten und Negalien Gerhard und feinen Erben als erbliches Fah— 
nenlehn übertragen, nur die Oberberrlichkeit und das Recht der Belehnung wird vorbehalten 
(den 15. Aug. 1326). Allein die Dänen ertrugen nicht lange die ihnen aufgedrungene Herr⸗ 
Ihaft, Graf Johann blickte mit Neid auf die wachjende Stellung feines Vetters und empfand 
Mitleid mit feinem Stiefbruder, dem vertriebenen König Ehriftoph. Gerhard ſah ein, daß er 
feinen Schügling auf die Dauer nicht werde halten fönnen und willigte in einen Vergleich, daß 
Chriſtoph beim Neich verbleiben möge, und der bereitö gefrönte Waldemar, der jegt fein funf- 
zehntes Jahr erreicht hatte, jein Herzogthum wiedererhalte (15. Febr. 1330). Aber Graf Jo— 
hann behält für 20000 Mark, die ver König ihm für die gewährte Unterftügung verſprochen, 
die Infeln Femern und Laland, dazu Seeland und Schonen, joweit diefe Länder nicht bereitd 
verpfändet find, Gerhard empfängt für das zurüderitattete Schleswig jegt Fünen als rechtes 
Erbiehn für fih und feine Erben und für die aufgewandten Koften den pfandmäßigen Beſitz faft 
ded ganzen Norpjütland, do follen, wenn Waldemar's Haus ausjtirbt, Gerhard und feine 
Erben gegen Rüdgabe Bünens an das Reich das Herzogthum Schleswig empfangen, für welches 
denn auch jet die Mitbelehnung ertheilt wird. 

Diejer Zuftand des Reichs wurde den Dünen bald unerträglih. Wieder fanı e8 zum Kriege, 
und wieder wurde diefer auf dev Lohheide durch einen vollftändigen Sieg Gerhard's gegen eine 
große Übermacht entſchieden (29. Nov. 1331). In dem von Gerhard dictirten Frieden zu Kiel 
(10. San. 1332) wurden ihm Nordjütland und Fünen für 100000 Mark Silber verpfändet, 
. bie auf einmal gezahlt werden ſollten, die aber der länvderlofe König aufzubringen nicht die min 
deſte Ausſicht hatte. 

Immer weiter gingen Gerhard's Plane. Auch als Herzog Waldemar, der überhaupt zu 
den Leuten gehörte, die niemals mündig werden, 1336 das einundzwanzigſte Jahr erreicht 
hatte, blieb des Oheims Einfluß faſt unbeſchränkt. Ein Vertrag zwiſchen beiden beſtimmte, 
daß Waldemar mit ihm im Bündniß bleiben, einſeitig keinen Frieden ſchließen und die Lande 
und ſelbſt die feſten Plätze dem Oheim, fo oft er es begehre, öffnen ſollte. Etwas ſpäter 
(11. Febr. 1340) überläßt Waldemar ihm ſogar das ganze Herzogthum bis auf Alſen und läßt 
fi dafür in Nordjütland entfhädigen. Gerhard erftrebte offenbar eine zufammenhängende, in 
fi geſchloſſene Herrfhaft, und er hätte e8 erreicht, wenn er nicht inmitten feiner Siegeslauf⸗ 
bahn in der offenen jütiihen Stadt Randers von dem dänischen Nitter Niels Ebbeien nächtli— 
cherweile überfallen und ermordet wäre (1. April 1340). In den dänischen Volksliedern heißt 
Gerhard der „kahle Graf’ (den kullede Greve), die Holften aber nennen ihn mit Recht 
den Großen. 


8) Dal. J von Warnſtedt, Staats: und Erbrecht der Herzogthümer Schleswig-Holſtein (Hanno⸗ 
ver 1864), ©. 177 fg. 
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In Dänemark wurde in demfelben Jahre der jüngere Sohn Chriſtoph's, Waldemar IV. 
(Attervag), zum König gewählt, der feitdem mit vielem Geſchick daran arbeitete, das faft 
ganz verpfändete und aufgelöfte Neich wieder zufammenzubringen. In der Wahl der Mittel 
völlig unbedenklih, ſuchte er alte Anjprüde auf das Herzogthum hervor und unterwarf ſich mit 
Waffengewalt einen Theil der Frieſen. Doch fam ed nad mehrfachen blutigen Kämpfen den 
24. Mai 1360 zu Kallundborg zum friedlichen Vergleich. Die Erblichfeit des Lehns wird voll- 
ftändig anerfannt; Herzog Waldemar und fein Sohn Heinrich follen alle Rechte der frübern 
Herzoge wiedererhalten. Aber der größere Theil des Landes war noch ald Pfand in den Händen 
der holfteinifchen Grafen, und aud über dad Wenige, das Waldemar befam, begab er ji feiner 
Macht. Er farb 1364 in ruhmloſer Dunkelheit, jein ihm an Charakter ähnliher Sohn Hein— 
rich Eonnte zu feiner Zeit Einfluß im Lande erhalten und flarb ohne Erben 1375. In demſelben 
Jahre ging auch Waldemar ind Grab mit Hinterlaffung einer Tochter, Margaretha, der jpätetn 
Königin ded Nordens; der Mannsſtamm Svend Eſtrithſen's war erloſchen. 

Nichts war natürlicher, als daß jegt wieder von beiden Seiten her Anſprüche auf das Her— 
zogthun gemacht wurden. Aber die holſteiniſchen Grafen waren die erften zur Stelle, fie be: 
fegten das ganze Herzogthum und liegen ih aud von den Briefen huldigen (1376). Marga- 
retha war damals von der Wahl ihresSohnes Diuf und von der ji daran knüpfenden Ausjicht 
auf die Bereinigung der nordiſchen Reihe in Anjprud genommen, und jo fam ed endlich im 
Auguft 1386 zu einen Vergleich auf dem Reichstage zu Nyborg. „Die Holftenz Herren jollen 
das Herzogthum Schleswig haben, Kindeskind zu erben nnd dann dem Reich Dänemarf Mann: 
haft und Dienft thun“, doch foll nur einer regierender Herr heißen und Herzog zu Schleswig. *) 
In diejer Weife ward die Belehnung ertheilt. Der ältefte Sohn Gerhard des Großen, ber viel: 
verſuchte [hlachtenerfahrene Feldherr Heinrich der Eiferne, war in der Fremde. Deffen älteftem 
Sohne Gerhard aber ward die Belehnung mit der Fahne und die herzogliche Würde ertheilt. 
Mit ihm leifteten der Oheim Gilaus und die jüngern Brüder den Eid der Treue. Das war ber 
berühmte Reichstag zu Nyborg; hier fand zuerjt das enge Verhältniß, das jeit langem das 
Herzogthum an die Grafihaft geknüpft Hatte, ein neues und enges Band durch die Gemeinſchaft 
des Fürften. Aber das blühende holfteinifche Orafenhaus ward von ſchweren Verluften betroffen. 
Albrecht, der zweite Sohn Heinrich's des Eifernen, fand 1403 auf einem unglüdlihen Zuge 
gegen die Dithmarſchen feinen Tod, und ald Herzog Gerhard im folgenden Jahre auszog, um 
dieje Niederlage und ded Bruders Tod zu rädhen, hatte er gleiches Schidjal; feine Leiche mußte 
mit gejpaltenen Haupt von den Dithmarſchen erfauft werden. Albrecht hinterließ Feine Kinder, 
Gerhard drei Söhne im zarteften Alter. Da erwachte bei den Dünen aufs neue Die Luft nad 
Schleswigs Wiedereroberung. 

König Dluf, der Sohn Margaretha'd, war den 13. Aug. 1387 geftorben, nachdem er 
faum die Selbftregierung angetreten hatte. Die finderloje Mutter hatte darauf ihren Groß— 
neffen, Erich von Pommern, zu dem Erben ihres Oelingens und ihrer weitgehenden Plane er: 
ſehen und ed dahin gebracht, daß er ald König der drei nordiſchen Königreiche anerfannt war, 
Solange Margaretha lebte, wurde das Streben nad Schleswigs Beiig vorjihtig und unter 
dem Schein der Theilnahme mit der verwitiweten Herzogin verborgen, nad dem Tode der Kö: 
nigin aber (28. Oct. 1412) wurden alle Arten von Ränken und offener Gewalt angewandt. 
Ein däniſches Lehnsgericht, oder vielmehr der Biſchof Peter Jenſen von Roeskilde allein, ſprach 
in der gejegwibrigften und frivolften Weife 1413 zu Nvborg den Grafen alles Recht auf das 
Herzogthum ab, ein Spruch, der denn freilich aud nie eine weitere Bedeutung gefunden bat. 
Erich bot die gefammte Macht der drei Reiche gegen die Holfteiner auf, aber der Oheim der 
Söhne Gerhard's leiftete mit Hülfe piniger deutſchen Bundesgenofjen fräftigen Widerſtand. 
Nur der Kaifer Sigismund blieb der Sache der Holfteiner feindſelig. Wie wenig ihm die Ehre 
Deutichlands und feine eigene, Recht und Wahrheit galt, hat er oft gezeigt, kaum aber jemald 
in ftärferer Weite als in dem berüchtigten Urtheilöjprud vom Jahre 1424. Gr hörte die dä— 
nifhen Zeugen ab, deren Ausjagen, den notoriihen Ihatfachen entgegen, dahin gingen, daß 
ed in Dänemark und Schleöwig feinen Lehnsgebrauch und fein Lehnsrecht gebe. Die Zeugniſſe 
aus Holftein wurden gar nicht abgewartet. Sigismund erklärte ald von beiden Seiten gewählter 
Schiedsrichter: „daß den Grafen Heinrich, Adolf und Gerhard fein Lehnrecht an dem Herzog: 


4) Lübifche Chronif, I, 338: „,... besitten dat hertogdom to Sleswik, Kindeskind to ervende 
... dat... en regnerende here hete und en hertoge to Sleswik.‘ 
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thum zuſtehe.“s) Aber auch dieſe kaiſerliche Entſcheidung hatte feinen Erfolg, und trotz des 
Todes des älteſten und talentvollſten Bruders, des Herzogs Heinrich, der 1427 noch unver: 
mählt bei ver Belagerung von Flensburg fiel, ward der Kampf mit unverminderter Kraft fort- 
geſetzt. Gr koftete Erich feine drei Kronen. Vorber jedoch ward er zu einem Vergleich genötbigt, 
welder Adolf das „Herzogreich“ zu Schleswig ſammt Femern und den Friedlanden, jomeit er 
daſſelbe bejaß, überließ (1435). Nur ein fleiner Theil, Hadersleben und einige Infeln, ver— 
blieb vorläufig dem König, bis auch dieſer, ald Erich aus feinen Landen weichen mußte, Adolf 
zufiel (1439). In demfelben Jahre (15. Aug.) ftellte Kaiſer Albrecht eine Urkunde aus, in 
welcher er dem „hochgeborenen Adolf, Herzog zu Schleswig, alle und jegliche Privilegien, 
Briefe, Gerechtſame, Gnaden, Freiheiten, Ehren und Würden, die jeine Vorfahren, Her: 
zoge zu Schleswig, über das Herzogthum und Fürftenthum gehabt und bergebradht haben, er- 
neuert, bejtätigt und confirmirt”. Am 30. April ertheilte der an Erich's Statt erwählte König 
Ehriftoph von Baiern mit Zuftimmung des dänischen Reichsraths zu Kolding dem Herzog 
Adolf die Belehnung mit dem Herzogtbum Schleswig als einen rechten Erblehn mit ausge: 
tredter Fahne. 

So hatte der lange Streit jeine vollfte rechtliche Erledigung gefunden. Aber der vor wenigen 
Jahrzehnten noch fo freudig aufblühende Stamm Gerhard’ des Großen nahte ſich jegt feinem 
Ende. Herzog Heinrih war unvermäblt gefallen, Adolf's Ghe blieb kinderlos, Gerhard's 
Gemahlin, Agnes von Baden, hatte ihm zwei Kinder, einen Knaben und ein Mädchen, ge: 
boren, allein deren Echtheit wurde angezweifelt und fie ftarben früh, er jelbft aber zu Emmerich 
aufeiner Reife, die er unternommen, um feine verftoßene Gemahlin zurüdzubringen (24. Juli 
1433). Adolf war der legte feined Geſchlechts; er gedachte, fih unter feinen Neffen, den 
Söhnen des mit feiner Schwefter Heilwig vermählten Grafen Dietrich's des Glücklichen von Ol: 
denburg, einen Erben auszuſuchen. Aber nachdem der däniſche König Chriſtoph von Baiern 
plögli gefterben war (6. Jan. 1448) und Herzog Adolf die ihm angebotene däniſche Krone 
ausgeihlagen hatte, neigten ſich die däniſchen Stände nicht ohne Einfluß Adolf's dem älteften 
jener oldenburgiichen Brüder zu, Chriſtian (oder Ehriftiern, wie er fidh jelbft ſchrieb), ber 
dur jeine Mutter von den Waldenarn abftanımte und überdied unvermählt war, ſodaß durch 
bie Heirath mit des legten Königs Witwe deren großes Leibgedinge der Krone verbleiben konnte. 
Bor der Wahl aber mußte Ehriftian (28. Juni 1448) geloben, falld er zu einem Herrn und 
König von Dänemark gewählt werben follte, für fih und feine Kindederben die Waldemarifce 
Gonftitution unverbrüdhlich zu halten, fodaß der König von Dänemark als folder nie eine Re: 
gierungsgemwalt üben jolle. Als König verleiht Chriſtian I. dem Herzog Adolf am 21. April 
1455 den ruhigen und friedſamen Beſitz ded Herzogtbums Schleswig, welches zu einem rechten 
Erbiehn ohne alle Ausnahme und ohne Arglift verliehen if. Am 4. Dec. 1459 flarb Herzog 
Adolf, 58 Jahre alt. 

Über die Nachfolge war bei feinen Lebzeiten nichtö entihieden worden, und die Rechtsfrage 
war keineswegs ganz einfah. Liber Eins aber waren ſich die Schleöwiger wie bie Holfteiner 
völlig einig, fie wollten von ihrer in langen und ſchweren Kämpfen behaupteten Verbindung 
nicht laſſen, fie hatten ſich als Gin Volk fühlen gelernt und wollten nur Einen Herrn über ji 
haben. Da aber das Herzogthum ein däniſches, die Grafſchaft ein deutſches Lehn war, da 
legtere dem firengen deutſchen Lehnrecht unterworfen war, mas in dem dänifchen Lehn immerhin 
zweifelhaft fein fonnte, und da Holftein von alters her theilbar gewejen war, Schleswig aber 
nit, fo führte dieſer Entſchluß mit Nothwendigfeit dahin, daß ſich die Stände Schleswig: 
Holfteind ein Wahlrecht beilegten oder, um genauer zu reden, die legte Entſcheidung ſich vor: 
bebielten, mer der rechte Erbe zum Lande ſei. Als Bewerber aber traten auf: die fhauenbur: 
giſchen Stammeödvettern von ber pinneberger Linie, deren Recht auf die Grafſchaft nad deut: 
ihem Recht Ear genug war, und deren Anſprüche auf Schledwig wegen ber Unzertrennlichkeit der 
Lande und wegen der frühern Erbverträge jchwer abzumeien waren. Umgekehrt behaupteten 
die oldenburgiſchen Brüder, König Chriftian, Gerhard und Morig, als Schwefterföhne des 
verftorbenen Herzogs, das nächte Anrecht auf dad Herzogthum zu haben und demzufolge wegen 
der Unzertrennlichfeit der Lande auch auf die Grafihaft. Daneben trat der König, ohne ſich 
direct von jeinen Brüdern zu trennen, mit folgender Behauptung auf: „Wäre ich nicht nächſter 


5) Lübifche Chronik, I, 87: „Ok richte wy, dat Hinrik, Alph unde Gherd, greven van Hol- 
sten, van der leenware weyen neen recht hebben gehat edder hebben daran.‘ 
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Erbe zum Herzogthum, fo märe daffelbe ein heimgefallenes Lehn und ich zöge es als König von 
Daͤnemark ein”, und diefe Rede fonnte für die Stände der vereinigten Fürſtenthümer gefäbr: 
licher werden als jede andere. Dan einigte ſich nicht ſogleich, es fchien ohne Kampf zwiſchen 
den Rivalen gar nicht abgeben zu können. Die Verſammlungen, erft zu Neumünfter, dann in 
Rendsburg führten zu feinem Ende; auflegterer kam man überein, zu Lübeck, das hohes In: 
tereffe an dem Ausgang nahm, eine neue Berfammlung zu halten. Inzwiſchen aber galten die 
Föniglichen Verfprehungen fo viel, daß Chriſtian l. der die Näthe der Lande zu ſich nad Ripen 
eingeladen hatte, dort gewählt wurde wider das den Schauenburgern gegebene Wort. Dieſe 
follten entfhädigt werden, ebenſo die Brüder durch Abtretung des Föniglichen Antheild an ber 
väterlichen Erbichaft und durch bedeutende Geldfummen. Am 5. März 1460 verfündete der 
Biſchof von Schleswig vom Rathhauſe herab, daß der Rath um des Beften des Landes willen 
den König Ehriftian von Dänemark erforen habe zu einem Herzog von Schleswig und Grafen 
von Holftein. Abgejehen von der innern Unehrenhaftigkeit des Verfahrens wären die Stände 
auch im Intereffe der Lande gewiß am beften bei vem ſchauenburgiſchen Haufe geblieben; jetzt 
wurde ein jich felbit vollkommen genügendes Land in den Kreis des nordifchen, ihm ganz fern 
liegenden Intereffes gezogen; doch war immerhin das Eine erreicht: die Rechte des Landes 
wurden in einer Weije feftgeftellt, daß jle nicht miöverftanden werden fonnten, In der Urfunde 
vom 6. März 1460 und der fogenannten „Tapfern Berbefferung‘ vom 4. April defjelben Jahres 
find jene befannten Yandeöprivilegien enthalten. 

Das erbliche Recht des olvenburgifchen Hauſes ift anerfannt, doch obne Primogenitur. 
Die Realunion der Lande wird durd) die berühmter Worte ausgedrückt, „daß fie ewig zufam: 
menbleiben jollen ungetheilt". Der Rath des Landes, zwölf Männer, die Bijhöfe von 
Schleswig und Lübeck, nebft fünf guten Mannen aus Schleswig und ebenfo vielen aus Holftein 
follen für den abweienden Fürften alles enticheiden. Keine Schatzung ohne Zuſtimmung der 
Räthe und der Mannſchaft. Der Droſt in Schleswig, der Marſchall in Holſtein ſollen Gericht 
halten wo es noththut, und nur im Lande ſoll jedermann Recht ſuchen, niemand in Sachen, 
welche Leib und Gut betreffen, außerhalb des Landes geladen werden. Alle Beamte des Hofes 
und Landes ſollen Eingeborene und niemand pflichtig ſein, außerhalb des Landes zu dienen. 
In der „Tapfern Verbeſſerung“ iſt hauptſächlich die Münzordnung und ſpeciell die Beſtimmung 
von Wichtigkeit, daß feine Münze eingeführt werden darf, die nicht gäng und gebe iſt in Lübeck 
und Hamburg. 

Dad ift der weientlihfte Inhalt der Vrivilegien, die von jedem Oldenburger der föniglihen 
Linie, der zur Krone gelangt ift, ausnahmslos beſchworen iſt. Die Geſchichte der beiden Für— 
ſtenthümer ift nicht mehr zu trennen und im Art. Schleswig-Holftein gemeinfam behandelt. 

Literatur. Adam von Bremen, „Gesta hammenburgensis ececlesiae” oder „Historia 
ecclesiaslica” (von 788— 1072), herausgegeben von Vevel(Vellejus; Kopenhagen 1579), auch 
in Berg, „Monumenta Germaniae historica”, Bd. IX; Einhard (Eginhard), „Annales 
regum Francorum”, bei Perg „Monumenta’, Bo. I, und „Vita Caroli Magni’ dafelbft, Br. Il; 
Saro Grammaticus, „Historia Danica” , herausgegeben von P. E. Müller (3 Bde., Kopen: 
bagen 1839— 59); Dablmann „Geſchichte Dänemarks (3 Bde., Hamburg 1840 — 43); 
Mais, „Schleswig-Holſteins Geſchichte“ (Göttingen 1851 — 54), Bd. Tu. I. G. 

Schleswig;Holſtein. (Zuftände des Landes um die Mitte des 15. Jahr— 
bundertd; Staatd: und Verfaſſungsgeſchichte: Bonder Wahl Ehriftian’s l. 
von Oldenburg, Königs von Dänemarf, bis zur Einführung der Souve— 
ränetätim Königreih Dänemark, 1460—1660; von 1660 bis auf die neuefte 
Zeit; Statiftif der Herzogtbümer. yH 

1. Zuftände Schleswig: Holfteind um die Zeit des Ausſterbensdes jhauen- 
burgiſchen Hauſes. Der lange Kampf um den Beſitz des Herzogthums Schleswig (1. d.) 
ſchien 1460 nad der Wahl Chriſtian's von Ofdenburg zum Herzog von SchleswigeHolftein für 
immer andgefämpft. Was Eide, Pergamente und Siegel thun fonnten, dad war durch Die 
Landeöprivilegien, den Vertrag zwifchen dem neuerforenen Herrſcher und feinen jegigen Unter: 
tbanen erreicht. Es jhien unmöglich, daß diefer Vertrag jemals midverftanden werden könne. 
Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten des Fürſten und der Unterthanen waren genan beftimmt. 
Der däniſche König als folder hatte im Lande nichts mehr zu bedeuten. Gin bejonderer Rath, 
ber in allen wichtigen Angelegenheiten dem Landesheren zur Seite ſteht, tritt während feiner 


1) Qgl, Dänemark und Holftein, 
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Abwefenheit vollftändig an feine Stelle. Ihm find die Vögte verpflichtet, wenn jener ftirbt. 
Der Droſt in Schleswig, der Marſchall in Holftein haben die höchſte Gerichtsbarkeit; „wollte 
ber Rönig fie vergewaltigen, fo find alle Räthe, Vögte und Unterthanen gehalten, nun und für 
fünftige Zeiten, ihnen beizuftehen und ihr Recht zu jhirmen, wo und wann jie dazu aufgefordert 
werden. Auf diefe Weife ließ ſich noch die Gültigkeit der Constitutio Waldemariana von 
1326, verzufolge das Herzogthum Schleswig nie wieder mit dem Königreih Dänemark ver: 
einigt werden follte, ſodaß Ein Herr fei über beide, nod aufrecht halten, während fie in dieſem 
Punkte tharfählich verlegt war. In Beziehung auf die Rechtswidrigkeit einer Incorporation 
in das Königreich ift die rechtliche Gültigkeit diefer Conſtitution bis auf die neueſten Zeiten 
nie bezweifelt worden. Das Erbrecht des oldenburgifhen Hauſes wurde, nachdem Graf Dtto 
von Schauenburg und die Brüder des Königs abgefunden waren, von vornherein ald feſtſtehend 
angenommen. Ehriftian I. nennt jih in verſchiedenen Urkunden den nächſten Erben, ber als 
jolder von den Rittern und Ginwohnern der Lande zum Herrn gewählt jei.?) Wenn aber ein 
König aud nur Einen Sohn hinterläßt und diefer ſich weigert, die Landesprivilegien bei Kraft 
zu erhalten und zu beihwören, jo jollen die Einwohner nicht verpflichtet fein, dieſen zu ihren 
Herrn zu erwählen, fondern jie follen alddann einen der nächſten Erben wählen. Die Gin: 
wohner jind bei ihren Privilegien, Freiheiten und Rechten zu laſſen und darin zu beifügen, 
ehrliche Sitte und Gewohnheit über diefe Lande ungefränft zu erhalten. Recht joll man nur 
binnen Landes ſprechen, wie ed fich gebührt; Feine Steuer ohne ſtändiſche Bewilligung; die 
Beamten beider Lande jollen nur aus den Bewohnern derfelben genommen, Krieg nur mit Zu: 
fimmung der Stände geführt werden; im allgemeinen ijt niemand verpflichtet, außer Landes 
Heeresfolge zu leiten; die Münze foll der in Hamburg und Lübeck gleich fein. Das Gewidt, 
welches die jogenannte „Tapfere Berbeiferung” der Landesprivilegien vom 4. April 1460 gerade 
auf diefen Punft legt, erklärt jih aus dem großen materiellen Interefje, welches die Fürſten— 
thümer an der ungehemmten Berbindung mit diefen Städten hatten, und welches ſich bis heute 
nicht verringert hat. Auch dauerte es jahrhumdertelang, ehe dDiefer Punkt des Vertrags von 
den bänijchen Königen verlegt wurde. 

So hatte ed allen Anſchein, ald wenn die Rechte und Intereffen ded Landes vollfommen ge: 
jichert wären. Aber die Strafe für das an den Schauenburgern begangene Unrecht ließ nit 
lange auf ji warten, Die Vortheile, deren man ſich verjihert zu haben glaubte, waren theuer 
erfauft. Ginen fremden König, deffen ganzes Streben, wie die Verhältniſſe damals lagen, noth- 
wendig nad dem Norden hin aufdie Erwerbung der drei Kronen Sfandinaviend gerichtet 
war, hatte man zum Herrn über zwei Bürftenthümer erforen, deren auswärtige Verbindungen 
nad) den Süden Hin durch jedes Intereife geboten war. Den id) jelbft genügenden Boden hatte 
man zu einem Opfer fremder Beftrebungen gemacht und dagegen die beiden großen benachbar— 
ten Hanfeftäbte ſchwer gefränft. Sehr begreiflich ift der Zorn des gleichzeitigen lübecker Chro— 
niften, der fih in fcharfen Worten über die folgenfhwere Wahl äußert: „Alſo wurden bie 
Holften (Schleöwig : Holfteiner) Dänen und verihmähten ihren Erbherrn und gaben fid mit 
gutem Willen ohne Schwertesfchlag unter den König von Dänemark, da ihre Ahnen und Alt: 
vordern manches Jahr gegen geweien waren und es hinderten mit wehrhafter Hand. Denn 
ie führten manden Krieg und hatten manden Streit mit ven Dänen, wobei ihnen die Städte 
bebülflich waren mit großem Volk und großen Koften, darum daß lie feine Dänen fein wollten. 
Auch war mander Herr und Fürft und ritterlihe Maun in dem Streit geblieben, darum daß 
fie ven Dänen nit unterthänig, fondern frei wollten fein. Und dieſe vorbefhriebenen Stüde 
batten die Holften alle vergeſſen zu diefer Zeit; daran war die Gierigfeit der Holjten und bie 
Verſchlagenheit (Kosheyt) der Dänen jhuld. Denn der König und fein Rath kauften jie mit 
Geld und mit Gabe und mit manderlei Verſprechungen.“ 

Der Vorwurf der „Gierigfeit”, den der lübeder Chroniſt den Holften oder eigentlich der 
endlich doch entſcheidenden Ritterfchaft Schleswig: Holfteind macht, war nur zu geredt. Statt: 
liche Summen werden genannt, welde König Chriftian den Häuptern des Adels für feine Wahl 
verfprad, und wofür er Schlöffer und Güter zu Pfand gab. Die Verſchreibungen lauten auf 
Haderdleben, Tönning, die Lundtoftharde, Sonderburg mit den dazugehörigen Karben, 


2) So fagt er 3. B. in der Urfunde vom 6. März 1460: die Lande feien „von ervetales wegene 
angevallen und angestorven ... an uns erfflicken gestorven ... und wii von den rederen und 
Inwonern der sulven lande to enem Heren gekoren sint‘, 
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Sundewitt und Kekeniß, Kiel und auf welche Schlöffer und Beſitzungen nicht ſonſt? Chriſtian 
war überhaupt ein Breund glänzender Berfprechungen, die er zu brechen nicht das mindeſte Be— 
denfen trug. So nahm er bereitö im nächſten Jahre den meiften der Pfandinhaber ihre Pfand— 
nüter gewaltjan unter irgendeinem Vorwand ab und erjegte fie dur ihm ergebene Männer. 

Überdies hatten viele der Nitter, die Chriſtian's Wahl durchgeſetzt hatten, Bürgſchaften für 
Summen übernommen, die der König feinem Bruder Gerhard und der Stadt Lübeck ſchuldete, 

und für die fie trog der entzogenen Pfänder haften mußten, ſodaß mander Edelmann ver: 

armte. Am fhlimmften war, daß das Land jelbft ſchwer litt, einestheild durch Die Entfremdung 
der Städte, wie denn Hamburg jegt darauf angewiefen war, nad der von Lübeck längft 
errungenen Reichöfreiheit zu ftreben, anderntheild durch die Leiſtungen an den neugewäblten 

Herrn, der, überhaupt ein ſchlechter Haushalter und immer in Geldnoth, ftet3 mit leeren Tafıhen 
in dad Land fam und mit vollen davonging. Die Summen, die dem König die Erwerbung der. 
ſchwediſchen Krone Eoftete, juchte er, da ibm in Dänemark die Flügel zu fehr gebunden waren, 
in Schledwig:Holftein und Norwegen durch Erpreſſungen zufammenzubringen, und fein 
fonftiges Regiment, das ftetö ald Hauptziel die Erneuerung der Kalmarifchen Union verfolgte, 

wirkte auf vielfahe Weife nachtheilig auf die Fürftenthümer ein, die fhon jest anfingen, als ein 

Nebenland behandeltzu werden, werthvoll zwar, aber nur um deshalb, weil es die Mittellieferte, 

Zwede zu verfolgen, die dem Intereffe deffelben nicht nur fern lagen, ſondern oft gerade ent: 

gegengelegt waren. Die Sehnſucht nach der verlorenen völligen Unabhängigkeit ſprach ſich bald 
in der Klage aus: „Es ift nicht mehr jo wie zu Herzog Adoli’s Zeit.” 

Eins hatte man erreicht, und das Eine bedeutete viel: die Rande follten auf erwig gulammen- 
bleiben ungetheilt, der Anwohner der Königsau joll rechtlich nicht anders geitellt jein al& ver 
Anwohner der Elbe, in Bejegung der Amter, in allen äußern Rechtsverhältniſſen fol Fein 
Unterſchied fein zwijchen einem Schledwiger und einem Holfteiner. Verſchiedenheiten fanden 
ih im Lande, und zwar nicht unbedeutende. Im Herzogthum bildeten namentlich die Briefen 
in den Marjchen der Weſtküſte einen ftarfen Gegenjag zu den Bewohnern des mittlern Land: 
rüdend und der Oflfüfte. Sie hielten mit Zähigfeit an ihrer alten Gemeindeverfaffung mit 
felbitgewählten Borftehern und an den Sitten ihrer Vorfahren. Dft unter ſich entzweit hatten 
fie fih fletd gegen auswärtige Dränger geeinigt. Waldemar dem Sieger batten fie ſich unter: 
werfen müffen, allein ihre Breiheit wieder errungen, ald das Kriegsglüd von feiner Seite ge: 
wien war. Sie hatten deflen Sohn, ven König Abel, auf dem Schlachtfelve erſchlagen. Jetzt 
waren ſie den Herzogen von Schleswig unterthban und die Zügel des Regiments wurden 
ftraffer angezogen, doch hatten jie ihre befondere Gemeindeverfaffung und ihr beionderes 
Recht bewahrt. 

Im größten Theil des übrigen Schleswig galt das jütiiche Geſetz (das fogenannte Jütiſche 
Loy), welches von Waldemar dem Sieger 1240 auf dem Reichstage zu Wordingborg, mabr: 
feinlih nur für Nord- und Süpjütland, gegeben worden war. Doc hatten die Städte ihre 
befondern Stadtrechte, welde, urjprünglich däniſch geſchrieben und dänischen Charakter an ſich 
tragend, jegt ind Niederfächftiche übertragen und durch das Gindringen des Deutfchen Rechts 
bald vielfach modificirt wurden. Einzelne Städte, wie Burg auf Femern und Tondern (legteres 
fon durch Abel1243) waren mit dem Lübiſchen Recht begabt. 

Im Gegenfag zu Dithmarſchen war vie Macht des Adels in den jegt verbundenen Fürften: 
thümern groß. Sie waren die großen Grundbeliger des Landes und übten auf ihren weit- 
läufigen Gütern die hohe und niedere Gerichtöbarfeit; fie hatten den enticheidenden Einfluß 
bei der Staatöleitung, die Wahl des Oldenburgers war ihr Werk, wenn aud gegen den Willen 
einer anjehnlihen Minorität, die gewiſſenhaft auf das nähere Recht der Schauenburger hinwies. 
Die hervorragende Stellung des Adels war nicht ohne ſtarke Schattenfeiten, viele Bälle trogigen 
Übermuths werben und berichtet, und die Patrimonialgerichtöbarfeit auf den adelihen Gütern 
war weit entfernt, immer auf den Namen einer unparteiifichen Nechtöpflege Anſpruch machen 
zu fönnen. Dennoch war die ſchleswig-holſteiniſche Nitterfchaft im ganzen populärer und durch 
eine geringere Kluft von dem Volk getrennt, ald in irgendeinem andern deutfchen Lande oder 
als in Dänemark, mo um dieſe Zeit der Bauer zu einem faft völlig rechtloſen Bermögensobject 
berabfanf und einem gedanken: und boffnungslofen Elend anheimfiel. Die verihiedenen Stände 
bedurften einander zur Behauptung der ſchwer errungenen Selbſtändigkeit ihres Landes, 
- und altgermanifches Weſen hatte jih genug im Lande erhalten, um aud dem Landbewohner 
einen gewiſſen Grad von Unabhängigkeitögefuhl zu erhalten. 

In beiden Fürſtenthümern war das Gerichtöverfahren nach altgermanifcher Sitte öffentlich 
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und mündlich, und als Regel iſt dies bis auf die neueſte Zeit geblieben, wenngleich neben der 
můndlichen Verhandlung die ſchriftlichen Receſſe allmählich in ungebührlicher Ausdehnung Ein— 
gang fanden. Die Untergerichte waren Volksgerichte unter der Benennung von Ding und Recht. 
Die jogenamnten Dingleute oder frommen Holften waren auf dem platten Rande erbgejeilene 
Bauern, in den Städten ſprachen Bürgermeifter und Rath Recht, auf den adelihen Gütern der 
Gutsherr unter Zuziehung bäuerliher Schöppen, in den Klöftern der adelihen Jungfrauen die 
Abtifiin oder Priorin nebft dem Gonvent, gewöhnlich vertreten durd einen ritterfchaftlichen 
Propft oder Verbitter. Für beide Lande beftand ein höheres gemeinjames Gericht, das Land— 
gericht, in welchem, wie in der gemeinfamen Regierung, nad den Randestheilungen der Vorſitz 
unter den Häuptern der herrſchenden Linien jährlich wechfelte. Der Borfigende, mochte e8 König 
oder hetzog fein, hieß der regierende Herr. Diejer gemeinfame Oberhof für Schleöwig und 
holſtein war fein fortwährendes Richtercollegium, fondern wurde je nah Bedürfniß bald im 
Schlegwigſchen, bald im Holjteinifhen abgehalten. Urſprünglich beftand er mit Zuziehung der 
berribaftlidhen Räthe aus allen drei Ständen, alſo aus Prälaten, Mannen (Rittern) und Ab: 
geordneten der Städte. Später traf die im Jahre 15753 zuerft verfaßte Landgerichtsordnung 
infoweit eine Anderung, daß nunmehr eine beſtimmte Anzahl Ritter und Gelehrte, ohne ver 
Präalaten und Städte zu erwähnen, von jeder der damals herrſchenden drei oldenburgiſchen 
Linien jevedmal zu ernennen war. Zugleih wurde ein eigener Gerichtsſchreiber, der Land: 
gerichtsnetar, feit angeftellt. In der revidirten Landgerihtsorbnung von 1636 wurde ein 
aͤhrlich zu haltendes Kandgericht eingefegt, und endlich für jedes Herzogthum ein eigenes Land: 
gericht zu Gottorp und Glüdftadt geftiftet. Appellationen von Landgerichten, die in Schledwig 
abgehalten find und über ſchleswigſche Unterthanen Recht geiproden haben, an das Reihe: 
fammergericbt Eommen nicht felten vor, freilih nicht ohne Widerſpruch ſeitens der Fürften. 
Chriſtian IV. ging jo weit, wegen ber ungzertrennlihen Verbindung die Zuftändigfeit des 
Reihefammergerichts auch für Holftein zu beftreiten. 

I. Staats= und Verfaffungsgeihichte 1) Bon der Wahl Ehriftian’si. 
»on Oldenburg bis zur Ginführung der Souveränetät im Königreih Däne- 
marf(1460— 1660). Länger ald 400 Jahre hat der däniſche Koͤnigsſtaum über Schleöwig- 
bolſtein geherrſcht, und während diefer Zeit find jchwere Prüfungen über dad von der Natur 
hohbegünftigte Land ergangen, zum großen Theil durch die Verwickelungen herbeigeführt, 
melde infolge der Verbindung mit Dänemark und der fortwährenden Streitigkeiten zwiſchen den 
verjhiedenen Linien bed fürftlihen Hauſes entitanden. Als Chriſtian I. den Thron beitieg, 
neigte ih das Mittelalter zu Ende. Die Hierarchie hatte den übergroßen Einfluß, den fie einft 
nit nur auf firdliche, fondern auch auf weltliche Verhältniſſe geübt hattte, verloren und hatte 
aufgehört im Alleinbejig der wiſſenſchaftlichen Bildung zu fein; die feudale Gliederung der Ge— 
ſellſchaft wich allmählich der einheitlichen Geftaltung der Staaten unter der aufftrebenden Für: 
ſtenmacht; neue Verkehrsbahnen öffneten fi den Völkern, das Nahen der großen geiftigen Lim: 
wälzung, die wir mit dem Namen Reformation bezeichnen, Fündete ih durch taufend Zeichen 
un. Dieje Übergangäperiode, deren Grundzüge wir in allen europäifhen Staaten gleichmäñig 
wiederfinden, nahm naturgemäß unter den verjchiedenen Verhältniſſen einen befondern Cha— 
tafter an. Für Schleswig: Holftein mußte es zunächſt von Wichtigkeit fein, das Verhältniß 
zu Dänemark fo zu regeln, daß fein Zweifel in irgendeinem Punkte übrigbleiben fonnte, na= 
mentlich auch in Betreff ver Erbfolge, die bei vem anomalen Wahlreht, das die Randesprivi- 
egien vorbehalten hatten, zu einer Zeit, in der fih die Staaten allgemein entſchieden dem Erb: 
recht zuneigten, gar leicht eine Duelle dauernder Streitigkeiten werden konnte. Und nur zu 
viel Hatte man ja jhon dem Frieden geopfert! Im Jahre 1466 Fam in ded Königs Beifein zwi: 
ihen dem dänischen Reichsrath und dem Yandratb von Schleswig: Holftein an der Grenze zu 
Rolding eine Vereinbarung, eine fogenannte Union zu Stande (am 20. Juli), Man wollte, 
venn König Ehriftian nur Einen Sohn hinterlaſſe, diefen beiderjeitö zum Herrn wählen, wenn 
aber mehrere Söhne vorhanden wären, oder ſolche ganz fehlten, wollte man eine gemeinidhaft: 
iche Berathung über die Wahl halten, ob man einen gemeinjamen Fürften wählen, oder ob 
edes der Lande feinen bejondern Fürften haben wolle. Daneben wird beitimmt, daß zwiſchen 
den Landen Feine Fehde mehr ftattfinden, jondern aller Streit durch ein Schiedsgericht aus- 
geglihen werden folle. 

Inzwiſchen kam es im Lande jelbft zu bedeutenden Unruhen, deren Haupturſache in den 
iöweren, faum zu erfüllenden Bedingungen lag, welche Chriſtian für jeine Erwählung hatte 
eingehen müſſen. Namentlih ftand ihm fein unruhiger Bruder Gerbard ald unerträglid 
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prängender Gläubiger gegenüber. Der König mußte ihm endlih (am 18. Der. 1466) die Re— 
gierung Schleswig-Holſteins zu feiner Entſchädigung überlaffen, allein fein Regiment fagte den 
Nittern fo wenig zu, daß fie, 140 an der Zahl, am 2. Mai 1469 ein förmliches Bündniß gegen 
ihn ſchloſſen und Lübe und die Dithmarſchen hineinzogen. Gerhard fuchte ih auf die untern 
Klafien der ländlichen Bevölkerung zu ftügen, denen er Erleichterung ihrer Abgaben und Laften 
verhieß, und gewann viele, namentlich in der Kremper: und Milſter-Marſch, die mit Waffen: 
gemwalt zur Unterwerfung gebracht werden mußten. Ihr ehrgeiziger Führer ward aus den Lande 
vertrieben, und fein fpäterer Berfuh (1472), mit Hülfe der benachbarten Friefen in Hufum 
feften Fuß zu faffen, brachte nur ſchweres Unheil über diefe Gegenden. 

Mit den Dithmarſchen ftanden Ehriftian und die ſchleswig-holſteiniſchen Stände damals in 
äußerlich gutem Einvernehmen, namentlich wurde Die Zollfreiheit derfelben beftätigt. Allein bie 
alten Anfprüche ver holfteiniichen Grafen blieben unvergeffen. Der König wußte, kurz nachdem 
er einen freundfchaftlichen Vertrag mit den Dithmarſchen gefchloffen hatte, den Kaiſer Friedrich INN. 
zu der Ausftellung einer Urkunde zu beivegen: dafi das Land „Dyetmarn“ von ihm und dem 
Reich zu Lehn berrühre und von den Herzogen zu Schleswig und Holftein früher zu Lehn 
getragen, jeßt aber, da diefe ed lange nicht empfangen, heimgefallen fei, weshalb er ed dem 
König Ehriftian und feinen männlichen Erben zu Lehn verleihe; binnen Jahresfrift Tolle 
diefer dur einen bevollmädtigten Anwalt Lehnspflicht thun. Im folgenden Jahre kam 
Ehriftian auf einer Neife nah Nom mit dem Kaiſer perfönlih zu Rotenburg an der Tauber 
zuſammen (am 8. Febr. 1474) und erlangte bier die Erhebung der Grafihaften Holftein und 
Stormarn und bed ihnen incorporirten Landes Dithmarſchen zu einem Herzogthum (14. Bebr.). 
Kaiſerliche Gefandte gingen mit Gebotöbriefen zur Unterwerfung nach dem angeblich incorpo- 
rirten Sande ab. Die Dithmarſchen beriefen fih auf ihre altbergebrachte Verbindung mit dem 
bremer Stuhl, fie fuchten Hülfe bei dem befreundeten Lübeck, appellirten an den PBapft, 
Gut und Leben wollten jie an die Bertheidigung ibrer Unabhängigkeit fegen. Der Papft be: 
ftätigte die Verfaſſung des Landes, und aud der Kaiſer befahl fpäter, die Sache nicht weiter zu 
verfolgen, da er falſch berichtet fei. Der König ließ ſich auf einen Vergleich ein, aber der An: 
ſpruch warb nicht aufgegeben. Am 22. Mai 1481 ftarb Ehriftian I. mit Hinterlaffung zweier 
Söhne, Johann's, der jhon bei Lebzeiten feines Vaters zum König von Dänemark erwählt war, 
und bes viel jüngern Friedrich. 

Johann führte fchon feit 1474 den Titel eined ermwählten Königs von Dänemark und 
Schweden, rechten Erbenzu Norwegen, Herzogsvon Schleswig: Holftein und Dithmarſchen. Auch 
fuchte derfelbe gleih nach dem Tode feines Vaters für fih und feinen Bruder Friedrich ein Erb: 
recht auf die Herzogthümer geltend zu. machen, Der Vlan der Altern war gewefen, dem 
jüngern Sohn die Herzogtbümer allein zu laffen, namentlich war die verwitwete Königin, 
die Brandenburgerin Dorothea, für diefen ihren Lieblingsſohn noch immer thätig. Auch die 
Stände waren höchſt geneigt, auf diefen Plan einzugehen, Friedrich zu wählen und fo von 
ihrem Necht der freien Wahl unter den Söhnen des Königs Gebrauch zu machen. Aber wieber 
war cd der Mangel an Muth, alles an alles zu fegen, der die Stände bewog, ihr freied Wahl: 
recht von der Zuftimmung Johann's abhängig zu machen, „da fonft die Rande in Fehde, Un: 
friede und Verderb kommen möchten‘. Nichts lag aber diefen ferner, als hier feinem jüngern 
Bruder zu weichen, und die Etände fanden feinen Ausweg, ald die Wahl beider Fürften zu 
regierenden Herren in Schleswig: Holftein. Abermals hatte man das Weſen der Sache geopfert 
und ſuchte hinterher in allerlei Formen die Landesrechte ſicherzuſtellen, abermals hatte man 
die Städte ſchwer gefränkt, die laut Flagten, daß eine fie fo nahe angehende Sache ohne Wiffen 
und Zuthun ihrer anmefenden Gefandten entjchieden fei. An der Lewensau, der Grenze 
zwifchen ben Herzogthümern, ward die Huldigung geleiftet und die feierliche Beftätigung der 
Pandesprivilegien ertheilt (12. Dec. 1482). 

Als Friedrich das achtzehnte Jahr erreicht hatte, kam es zwifchen den Brüdern zur Real: 
tbeilung (10. Aug. 1490), der erften der verfhiedenen folgenreihen Zerftüdelungen der 
Herzogthünter. Solde Theilungen famen damals troß der alten Faiferlihen Sagungen, nament= 
lid der Gonftitutionen Kaiſer Lothar's von 1136 und Kaifer Friedrich's I. von 1158 (Feud. 
Libr. II., 52 und 55), faft in allen Landen des Reichs vor und hatten überall diefelben Folgen, 
Zwietracht zwiſchen den Fürften, endlofe Streitigkeiten über die Ausdehnung ber Befugniffe 
eined jeden derfelben, Unheil und Zerrüttung für das ganze Land. Aber die Theilungen 
Schleswig-Holſteins zeigen doc immer, wie vollkommen man an der Einheit der Lande fefthielt. 
Man nahm Schloͤſſer als Hauptfige an, und biefen wurden nah Verhältniß der Einkünfte ver: 
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ſchiedene Diftricte zugelegt, die jedoch durchaus Fein geichloffenes Gebiet bildeten, ſondern zer: 
itreut in beiden Herzogthümern belegen waren. Gemeinſam blieben alle Verhältniſſe zu den 
geiftlichen und weltlichen Ständen, Biſchöfe, Ritterihaft und gute Mannen jollen beiden gleich 
verpflichtet fein, auch von beiden zugleich die Lehen empfangen; die geiftlichen Lehen wollen vie 
Bürften Jabr um Jahr, die Propfteien zu Hamburg und Schledwig wechfelöweife vergeben; Die 
gemeine Landbede joll nur gemeinfam gefordert und für beide zu gleihen Theilen verwandt 
werben; die Landtage, fowie der Landrath haben in alter Weife ihren Fortbeftand; gemein 
ſam bleiben endlich die Nechte an Hamburg und die Anſprüche an Dithmarſchen. Die beiden als 
Hauptige angenommenen Schlöffer waren Gottorp und Segeberg; die Iheilung geibah nad) 
dem alten deutichen Örundfage, der ältere theilt, der jüngere wählt. Friedrich wählte Gottory 
und flug feinen Wohnfig in diefem Schloß auf, das mit kurzer Unterbrechung jabrhunderte: 
lang der Hauptiig einer Neihe feiner Nachkommen war, deren Interejje ed gebot, die Selb: 
ftändigfeit und deutiche Entwidelung des Landes zu befördern. An Streitigkeiten zwiſchen 
König und Derzog fehlte es kaum zu irgendeiner Zeit ; nur darüber einigten ſich ſchon die erſten 
gemeinfamen Inhaber raſch, den Dithmarſchen unrecht zu thun. Es war auf die völlige Unter: 
werfung ver trogigen Bauern abgejehen. Man verſammelte ein für die damalige Zeit und für 
das Völkchen, das man befriegen wollte, gewaltiged Heer, nad der geringften Angabe 13— 
14000 Mann. Zu den befannteften Epifoden ber ſchleswig-holſteiniſchen Geſchichte gehört die 
völlige Niederlage veifelben bei dem fogenannten Duſenddüwelswarf in ver Nähe von Heniming- 
ſtedt (17. Feb. 1500). Zwei Grafen von Oldenburg, elf Ahlefeldts, wenigftens fünf Pogwiſch, 
vier oder fünf Rantzaus, vier Buchwalds, vier Rathlows, ebenfo viel von der Wiſch und eine 
Menge von Rittern aus andern Adelögeichlehtern lagen unter den Todten. Schleöwig: Holftein 
verlor die Blüte ſeines Adels; die Gefallenen aud den Städten und Dörfern bat niemand 
gezählt, von 200 Femarenern ſollen nur 14 entkommen fein; der König und der Herzog ent: 
rannen mit wenig Begleitern. Für den erftein hatte died große Misgeſchick die unmittelbare 
Folge, daß in Norwegen Gärungen entftanden, die durch blutige Strenge unterbrüdt wurden, 
und daß ih Schweden ganz losriß. Herzog Friedrich und die Landftände lehnten den jehnlichit 
gewünſchten Beiftand gegen bie ſtandinaviſchen Reiche und gegen Lübeck entſchieden ab. 

Der einzige Sohn ded am 20. Febr. 1513 verftorbenen Königs, Chriſtian IL, folgte und 
wurde in Schleswig-Holftein ohne Anftand ald Nachfolger in dem Theil, den fein Vater be: 
feffen, anerkannt. Er vermäbhlte ſich mit einer Schwefter Kaifer Karl's V., Iſabella (Glifabeth). 
Am kaiſerlichen Hofe wurden gerade damals Theorien von der nah göttlihem Geſetze notb- 
wendig abioluten Königsgewalt Mode, und der übel erzogene, leidenihaftliche junge König 
von Dänemark war nur zu geneigt, folde Theorien zu adoptiren. Gegen feinen Oheim nahm 
er bald eine feindlihe Stellung ein. Erſt nad längerm Zögern beftätigte er (18. Det.) die 
Zandesprivilegien. Der Einfluß der Ritterihaft regte ihn zu immer erneuten Gewalttbätig- 
keiten gegen diejelbe auf. Das Verhältniß zu feinem kaiſerlichen Schwager benugte er während 
feines Aufenthalts zu Gent, um ſich aufer einer einfeitigen Beftätigung aller Rechte auf 
Holſtein nebft der Herrihaft Schauenburg und Dithmarſchen auch dad Recht der Belehnung 
mit dem gottorpifchen Antheil ertheilen zu laffen. Bei Friedrich's Weigerung, bierauf ein: 
zugeben, und bei der durch vielfahe Berwicelungen mit den nordifhen Reihen und den Hanſe— 
ſtädten herbeigeführten Ohnmacht des Königs ift es auch zu der früher aufgeihobenen Be: 
lebnung mit Schleöwig niemals gefommen. 

Das Stodholmer Blutbad (im November 1520) hatte befanntlich die allgemeine Erhebung 
und völlige Trennung Schwedens zur Folge, und aud in den übrigen Ländern regte es jich 
bedenklich. Die ſchleswig-holſteiniſche Ritterfchaft verweigerte vem König jede Beihülfe, und 
als dieſer ſich dann zu Vergleichen herbeiließ, bei einer Zufammenkunft mit jeinem Obein 
(13. Aug. 1522) Zugeftändniffe machte, das Recht der holſteiniſchen Belehnung aufgab und 
von neuem betätigte, daß niemand aus den Herzogthümern auswärts vor Gericht geladen und 
daß über Ritterſchaft und Prälaten nit von Ginem Fürften allein, jondern nur von beiden 
Gericht gehalten werben folle, dieſe Zugeftänpniffe aber bald wieder brach, Fam es zur offenen 
Erflärung wider ihn. Der Adel Jütlands that ihm zuerit feierlich Abfage (20. Jan, 1523) 
und wandte ſich an Friedrich, der fih inzwiſchen, namentlih durch Begünftigung des Adels 
überall Freunde zu erwerben gewußt hatte. Am 26.Mai 1523 empfing Friedrich zu Wiburg die 
pänijche Krone, mehrWiderftand fand er in dem königlichen Antheil der Herzogthümer, nicht weil 
Ehriftian hier beliebt geivefen wäre, fondern weil der Eid hier noch etwas galt. Aber ed geichab. 
Auf einer Verfammlung zu Gottorp ward Friedrich als. alleiniger Landesherr anerkannt 
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(14. April 1523), wenn auch mande von Ghriftian’d frühern Untertfanen dem neuen ‚Herrn 
mit Thränen in den Augen Treue ſchwuren. Chriftian’s Unterhandlungen wegen feiner Wieder: 
berftellung f&eiterten an dem Mistrauen gegen ven wanfelmütbigen Tyrannen. Auf einer 
Verhandlung zu Hamburg (15. April 1524), an der aud) die beiden benachbarten Hanſeſtädte 
theilnahmen, erklärten die Stände einmüthig, man Eönnte und wollte ven Herrn Ehriftian nicht 
wieder annehmen, aud ihn Feineöwegs leiden, follten fie auch alle darum an Ginem Tage 
fterben und verderben, ehe wolle man Türken, Ruffen und Mosfowiter zu Hülfe rufen. Kurz 
darauf erfolgte auf einem Landtage zu Kiel (6. Mai 1524) die Betätigung ber Landes: 
privilegien durch Briedrich I. Hier ward der Ausbau der Verfaſſung vollendet, doch nicht etwa 
im vol£öfreundlihen Sinne, denn der von Friedrich zu allen Zeiten hochbegünſtigten Ritter: 
{haft wurden noch befondere Vorrechte erteilt. Ihr warb über ihre Unterthanen volle Gerichte: 
barfeit und für fich Freiheit von den Harden in Schleswig gegeben, dazu das Verſprechen, daß 
die Ämter nur an ihre Mitglieder verliehen werden jollten. Aber jeder follte fein Recht nur 
binnen Landes juchen, auch die Bewohner des Herzogthums Schleswig, obwol daffelbe von 
dem Neiche Dänemark zu Zehn gebe, nicht außer Landes appelliven, jondern ihre Rechtsſachen 
im Sande entſcheiden laffen; dieſer Lande Prälaten, Räthe und Männer, aber feine däniſche 
oder auswärtige follten richten. Jährlich follen zwei gemeine Landtage für beide Herzogthümer, 
der eine zu Flensburg, der andere zu Kiel, audgefhrieben werben. Aufs neue wird zugejichert, 
„daß die Lande ewig zulammenbleiben ſollen ungetheilt‘. 

Unterbeß gewann die Reformation in den Herzogthümern einen immer feitern Boden. 
Schon Ehriftian II. war den Bewegungen feiner Zeit nicht abhold geweien, Friedrich I. erlieh 
1524 eine Berfügung, daß niemand bei Hals, Leib und Gut um der Religion, päpftlicher oder 
Iutherifcher, willen einen andern an Leib, Ehre und zeitlihen Gütern Gefahr und Unglüd zu: 
fügen, fondern jeder fi in feiner Religion alfo verhalten folle, wie er ed gegen Gott ven All: 
mächtigen mit feinem Gewiſſen gedächte zu verantworten. Sein Sohn Ehriftian war 1521 
Zeuge des glaubendfeiten Auftretens Luther's in Worms gewefen, und bald waren die Fürften 
und die Ritterfhaft allgemein für die neue Lehre gemonnen. Nicht ganz ohne eigennügige 
Mebenabfihten, denn fie gewannen an Beſitzthum und Macht. Die jhon früher nicht viel be— 
deutende hohe Geiftlichfeit trat in den Hintergrund, zulegt waren es nur Mitglieder der Ritter- 
haft, melde ald Vorfteher (Bröpfte, Verbitter) einzelner ven ritterſchaftlichen Geſchlechtern 
vorbehaltener Stifter die Stelle der Prälaten einnahmen. Auch auf die Ausbildung des 
deutjchen Elements in Schleswig hat die Neformation wefentlihen Einfluß gehabt, indem ein 
Theil ver neuangeftellten Geiftlihen nur des Hochdeutſchen fundig war und deutſche Kirchen- 
ſprache allmählih Eingang fand. 

Chriſtian's I. Verſuche, die verlorenen Kronen wiederzugewinnen, führten zu vielfachen 
Verwidelungen. Nod hatte er in Dänemark eine ftarfe Partei, namentlich bei den untern 
Volksklaſſen; unbefümmert um die Wahl feiner Mittel, ſuchte er erft die norbdeutfchen Fürften 
zu gewinnen und trat ald Anhänger ber lutherifchen Lehre auf. Dann wandte er fih an die 
Niederländer und verbündete ih mit ven Anhängern des alten Glaubens, was dahin führte, 
daß Friedrich mit den proteftantifhen Zürften, die ih zum Schmalkaldiſchen Bunde geeinigt 
hatten, in nähere Beziehung trat. Lübeck hatte Beiftand geleiftet, um den verhaßten Chriftian 
zu ſtürzen, wollte ſich jedoch nicht gern mit dem Kaifer verfeinden, den der alte Rath ald Schuß 
wider bemofratifche Neuerungen betrachtete. Als aber die Anhänger ber religiöfen und politi- 
Shen Reform unter der Führung Jürgen Wullenweber's, eined Mannes, der verdient hätte, zu 
einer beffern Zeit zu leben und ein beſſeres Schicial zu haben, zur Macht gelangt waren, boten 
der Herzog und die Stadt alled wider den Vertriebenen und für die Reformation auf, und 
eine ganz andere Geſchichte hätte ganz Rorddeutſchland haben, mögen, wenn nidt die Fürſten 
des Schmalfaldifhen Bundes mit der Erfüllung ihrer Berbindlichfeiten aus Furcht vor dem 
Kaifer gezögert hätten. Der vertriebene König war allerdings nicht mehr zu fürdten. Als er 
am 1. Juli 1532 zu einer Befprehung nad Kopenhagen fam, ward er gefangen und zu Sons 
derburg in ſchwerer Haft gehalten. Sein einziger Sohn, Johann, ftarb unbeerbt um dieſelbe 
Zeit (11. Aug.). Jetzt waren Friedrich's Kronen gefihert, aber er jelbft farb ſchon im folgen: 
den Jahre in Gottorp (10. April 1533). 

In Dänemark ftand die Entfheidung über die Nachfolge lange dahin, in den Herzogthümern 
jedoch war über dad Erbrecht der vier Söhne des verftorbenen Königs fein Streit. Der ältefte 
derfelben, Ehriftian, empfing nad) Beftätigung der Landesprivilegien ohne Anjtand für ih und 
jeine unmündigen Brüder die Huldigung. Nach dem Bertrag mit Dänemark vom 20. Juli 
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1466 bätte man ſich mit den Dänifchen über eine Nrumwahl und über die eventuelle Fortſetzung 
der Perfonalunion einigen follen. Aber wenn auch dies nicht geihah, man fam überein, daß 
alle Streitigfeiten zwifchen den Landen oder deren Eingeieflenen friedlich ausgeglichen und beide 
Theile verpflichtet fein jollten, im jeder Fehde ich gegenjeitig Hülfe zu leiften, im Nothfall mit 
aller Mat; über die Verhältniffe Schleswigs zu Dänemark bleibt eine nähere Beftimmung 
vorbehalten. Mit den Nieverländern wurde zu gleicher Zeit ein Vertrag geichloffen. 

Dies aber führte zu Streitigfeiten mit Lübeck, deffen Giferfucht gegen den wachſenden Han: 
del der Niederländer damals heftig erregt war, und in dem die herrihende demokratiſche Partei 
ohnehin dem ariftofratiihen Regiment in Schleswig-Holſtein feindlich geſiunt war. Zunächſt 
zwar bot die Stadt dem Herzog Ghriftian ihren Beiftand zur Erlangung der noch immer bean: 
fandeten däniſchen Königswahl. Als diefer aber abgelehnt wurde, trat Lübeck für den gefan: 
genen König auf. Der Kampf, der ſich hierauf entfpann, und in dem Lübeck ſchließlich unterlag, 
Bullenweber enthauptet und fein Anhang geſtürzt wurde, ift wegen der Theilnahme des Grafen 
Chriſtoph von Divenburg unter dem Namen der Graienfehde befannt. Nach Aufftellung einer 
Reihe von Bewerbern um die Krone Dänemarks ward Chriftian auch hier gewählt (den 18. Aug. 
1534), und Lübeck mußte ihn im endlichen Frieden zu Hamburg (14. Febr. 1536) ald König 
anerkennen. 

Die Brüder Ghriftian’d wuchſen heran und diefer wünſchte eine Theilung. Die Stände, 

namentlich der als Heloherr und Staatsmann hodangefehene Johann Rangau, waren anfangs 
Dagegen, indeß war fie nicht wohl zu vermeiden, und auf einem Randtage zu Rendsburg (Augufl 
1544) ward fie vollzogen. Wieder nahm man drei Schlöffer, diesmal Gottorp, Hadersleben 
und Sonderburg ald Mittelpunfte an und legte dieſen verſchiedene gefonderte Stüde zu. Adolf, 
ald der jüngere, wählte Gottorp, der König, dem der zweite Bruder, Johann, das nächſte Wahl- 
recht überlaffen, Sonderburg, diefem legtern fiel Hadersleben zu. Der jüngfte ber vier Brüder, 
Friedrich, erhielt vorläufig eine Apanage von 9000 Thlm. und behielt dieſe, ald er 1551 dad 
Bisthum Schleswig und gleich darauf Hildesheim erhielt. Bor der Theilung waren den Stän- 
ven ded Landes „ihre alten zuvor erlangten und wohlbergebradhten Privilegien‘ beftätigt und 
ihnen zugefihert, daß dieje mit Beirath der Räthe des Landes vorgenommene Theilung bed Lan- 
des „den Privilegien unſchädlich, ungefränft und zu feinem Verfange“ fein Tolle. Ungetheilt 
blieben auch bier außer dem Recht auf Hamburg und auf Dithmarſchen ald Stände des Landes 
die Stäbte, Klöfter und adelihen Güter. Die ftaatlihe Gemeinſchaft ift in jeder Hinſicht voll- 
fommen gewahrt. Im Jahre 1556 wurde der erfte Statthalter über beide Herzugtbümer er- 
nannt, Heinrich Nankau, Sohn Jobann’d, der länger ald ein Menjhenalter dieſe Würde be: 
Eleivete. Chriftian IN. ftarb am 1. Ian. 1559. Zwei Wochen fpäter ftarb aud ver gefangene 
König EhHriftian II. zu Kallundborg (25. Jan.). 

Kurz nach dem Tode des friedlichgefinnten Ghriftian III. wurde der oft verunglüdte Plan, 
Dithmarſchen zur Unterwerfung zu bringen, wieder aufgenommen. Die Bewohner des Landes 
waren um diefe Zeit ſelbſt mit ihrem Erzbiſchof zerfallen, und im Innern fam blutige Gewalt: 
that häufig vor. Die Fürften rückten diesmal vorjichtig in fommerlicher Zeit in das Land ein, 
und nad) einem verzweifelten Kampfe bei Heide mußten die Landeshäupter für die Vertheidigung 
ihres guten Rechts Eniend Abbitte tbun und Huldigung leiften (20 Juni). Das Land wurde 
unter die brei Fürſten getheilt und für jedes der drei Theile ein bejondered Gericht eingefegt. 
Später (1567) trat an die Stelle ver alten auf Gewohnheitsrecht beruhenden Satzungen das 
gemeine und ſächſiſche Recht. Inden bebielten die Gemeinden ihre eigenthümliche Verfaflung, 
die jie im weſentlichen bis auf den heutigen Tag behauptet haben. 

Bon den drei Söhnen Chriſtian's II. folgte der ältefte, Friedrich II. ohne Widerſpruch in 
der Regierung der Herzogtbümer. Der zweite, Magnus, ward 1560 mit den Bisthümern Oſel 
und Reval abgefunden und verzichtete dafür auf feinen Antheil an den Herzogtbümern zu Gune 
ten des älteften Bruders. Mit dem dritten, Johann, der zum Unterſchied von feinem zu Ha: 
derdleben rejivirenden Oheim Johann der Jüngere genannt wird, ward, ald er erwachſen, am 
27. bis 23. Jan. 1564 ein Abfommen dahin getroffen, daß ihm ein Drittel des föniglichen Antheils, 
in Schleswig die Ämter Sonderburg und Norburg (Alfen und Sundewitt), in Holftein Blön 
und Ahrensbök, mit allen ven Rechten, welche den andern Kandesherren zuftanden, überwieſen 
wurde. Die Stände jedoch, die zuerft an der Levensau, dann (Detober 1564) in Flensburg zu: 
ſammenkamen, weigerten fi, Johann ven Jüngern als vierten regierenden Landesherrn anzu— 
erfennen. Sein Erbrecht ald Mitglied des Geſammthauſes ward in feiner IBeife beftritten, die 
Stinde machten ihr Wahlrecht nur infoweit geltend, daß fie die Zahl der regierenden Herren nicht 
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vermehren wollten und fi die Entiheidung vorbehielten, wer an der oberften Staatögewalt 
theilzunehmen babe. Wenn däniſche Schriftfteller ver neueften Zeit aus dem Verzicht Johann's 
auf feine wüterliche Erbichaft vom 28. Jan. und aus der Weigerung der Stände, Johann als 
regierenden Herrn anzuerkennen, einen Verzicht deffelben auf fünftige Succefliondrechte feiner 
Defcendenz hergeleitet haben, jo beruht dies auf einem gänzlichen Berfennen oder einer Berfälfhung 
ber Urfunden und des ganzen Hergangs fowie der folgenden Geſchichte.?) Die Frage ift aber 
zu unferer Zeit deshalb von praktiſcher Wichtigkeit geworden, weil von Friedrich IT. die ältere, 
jegt ausgeſtorbene königliche Linie abftammt, während Herzog Johann der Jüngere der Stamm= 
vater aller Fürſten der jüngern königlichen Linie ift, welche nad dem Schloß Sonderburg bie 
fonderburgifche Geſammtlinie hießen, und von denen jest mur Die Herzoge von Auguftenburg 
und von Beck oder, wie fie fich feit 1825 nennen, von Gluͤcksburg übrig find. 

In Betreff der gemeinfamen Regierung wurde auf demfelben Landtage beftimmt, daß Fünf: 
tig einer ber drei Landesherren abwechielnd die Leitung haben und diefem von den beiden andern 
vier Räthe beigeordnet werden follen, die fidh verfammeln, jo oft es nöthig ſei. Meben der Lan 
desvertheidigung hatte diefe Regierung für alles Sorge zu tragen, was das Land ald Ganzes 
betraf. Die auf dem Landtage zu Schleswig 1571 beichloffene gemeinfane Landgerichtsordnung 
wurde 1573 publicirt, 

Aud nah außen hin treten die Herzogthümer dem Königreich völlig felbftändig gegenüber. 
Als Beiftand zu dem ſchwediſchen Kriege bewilligen die Kandftände eine Stener unter Vorbehalt 
ihrer Freiheiten (1565). Im Betreff ver Lehnsfolge, die für das Herzogthum Schleswig zu 
leiſten jet, entftand Streit, der auf der Berfammlung der Nätbe zu Odenfe 1567 nicht zur Ent: 
ſcheidung fam, 1569 aber unter Vermittelung dentfcher Fürften zu einem Vergleih führten. 
Wichtiger war die Frage wegen der Erbfolge. Der König behauptete ven Charafter ald Mann: 
lehn, dad nad gemeinem Lehnrecht vererbe, alfo der ältern Linie den Vorzug gewähre, während 
die Herzoge die Gültigfeit des alten dänischen Herfommens entgegenfeßten, weldes dem nähern 
Grade den Vorzug gab. Das Familienintereffe hat hier, wie fo häufig, auf die Rechtsanſicht ent= 
fheidend eingewirft. Erft in Odenſer Bergleih vom 25. März 1579 fam e8 zur Einigung. 
Der König will für fih und feine Succefforen im Reich Dänemark ‚alle Herzogen zu Holftein 
des oldenburgiihen Stammes, fo viel deren itziger Zeit leben oder Fünftig fein werben und nicht 
allbereit abgefunden oder Verzicht getban, mit dem Fürftentbum Schleswigk fanımt dem, mas 
vor alter8 dazu gehöret, und der Inſel Femarn ald mit einem altväterlihen und vom Reiche 
Dannemark herrührenden anererbten Fahnenlehn innerhalb Jahres und Tages wirklich be— 
lehnen”. Berner verpflichtet fich der König, das Lehn jederzeit zu ſchützen und zu verteidigen, 
wogegen ihm bei einem Kriege, der mit Rath und Bedenken ver Herzoge angefangen ift, dieſe 
mit 40 Mann zu Fuß und 80 Mann zu Pferde beiftehen. Die feierlihe Belehnung erfolgte 
am 3. Mai 1580 zu Odenſe; fie ward den drei regierenden Fürften und Johann dem Jüngern 
zugleich ertheilt. Es war demnad eine Succeifion nah gemeinem ober longobarbifhem Lehn— 
recht, nach Geblütsreht; die Abftammung von dem erften Erwerber entichied. 

Die Erbfolgefrage trat fehr bald in ven Vordergrund. Herzog Johann ‚der Ältere ftarb 
kinderlos am 2. Dct. 1580. Auf feinen lehnbaren Nachlaß machte der einzig überlebende Bru— 
der auf Grund des deutfchen oder ſächſiſchen Lehnrechts, welches Fein Repräſentationsrecht kennt, 
Anſpruch ald das „nebefte Blut’, ald „‚propinquior agnatus”, ald „Bruder, der den Bruder: 
findern vorgehe”. Dem gegenüber berief fih Friedrich IL. für fih und feinen Bruder auf das 
gemeine oder longobardiſche Lehnrecht, mweldhes neben den Brüdern die Bruderfühne zur Erb: 
fchaft beruft. Seine Forderung, daß nad Stämmen getheilt werben folle, murbe von den ver— 
mittelnden deutſchen Fürften, von Kurſachſen, Medienburg und Heſſen, unterftügt und dem: 
gemäß die Lehen und unbeweglichen Güter in zwei gleihmäßige Hälften getheilt, von denen ber 
eine dem Herzog Adolf, der andere den Neffen zufiel. Der Antheil des Verftorbenen an Dith— 
marfchen ward beſonders gerbeilt, fodah der Norden dem gottorper Antheil, der Süden dem 
König zufiel. Der ganze Nachlaß an beweglichen Gütern fam in Gemäßheit des Landrechts an 
Herzog Adolf. Im folgenden Jahre (23. April 1581) fam es zur weitern Theilung zwiſchen 
dem König und Johann dem Jüngern, infolge deren erfterer für fi und feinen abgefundenen 
Bruder zwei Theile, legterer einen Theil erhält. Diefer Theil wird dem Herzog Johann „mit 
aller Hoheit, Herrlichkeit, Recht und Gerechtigkeit erblich überlaffen, vereignet und überwieſen, 


3) Bol. Warnftent, Staats: und Erbrecht der Herzogthümer Schleswig-Holſtein (Hannover 1864), 
S. 52 fg. 
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fo frei als König Friedrich II. feinen angefallenen Erbtheil an dieſem Nachlaß erhielt‘. Für bie 
Anfprüche, die Johann noch auf Dithmarſchen erheben konnte, gab ihm der König eine Summe 
Geldes und einige Beligungen in Holftein und Nordſchleswig. 

Herzog Adolf farb am 1. Oct. 1586. Nach feiner Beftimmung follten von feinen vier 
Söhnen die beiden älteften zur Herrſchaft fommen und den Beſitz teilen. Der ältefte, Friedrich, 
der allein großjährig war, trat auch wirklich die Regierung an, ftarb aber ſchon im folgenden 
Jahre (15. Juni), ohne daß es zur Anerkennung gefommen wäre. Auch König Friedrich, der 
für feine unmündigen Vettern die Vormundſchaft führen follte, ftarb ven 4. April 1588, und 
nun fam ed zu einem Kampfe mit den Ständen, deren Wahlrecht und Gerechtſame die verwitwete 
Herzogin Ghriftine, eine heſſiſche Prinzeſſin, micht anerkennen wollte. Doch drangen bie Stände 
durch, amı 19. Sept. 1588 wurden König Ghriftian IV., Sohn Friedrich's II., und Philipp, der 
jweitgeborene Sohn Adolf, gemeinfam zu regierenden Landesfürſten gewählt. Auch bie Pri— 
vilegien fanden nad langem Widerſtreben Beftätigung, worauf dann die Hulbigung erfolgte 
(20. Mat 1590). 

Aber au Philipp farb noch in demſelben Sabre, und der dritte Bruder, Johann Adolf, 
folgte; der jüngfte, Johann Friedrich, wurde mit dem bremer und bald darauf noch mit dem 
Lübedler Bisthum abgefunden. Im Lande felbft aber hörten die Verwickelungen mit den Stän: 
den nicht auf. Die Huldigung erfolgte zwar im hergebrachter Weife, allein das Wahlrecht der 

Stände, dad nod neben dem unbeftrittenen Erbrecht ded oldenburgifchen Befammthanfes beftand, 

aab ftet8 neuen Anlaß zu Streitigkeiten. Iobann der Jüngere, durch Faiferliche Mandate unter: 
ftügt, hörte nicht auf, feine Anſprüche auf Anerkennung als regierender Landesherr geltend zu 
machen und Huldigung zu fordern. Im der That drängte alled, aud das Intereffe des Landes 
ſelbſt, auf eine Veränderung des damaligen Zuftandes bin. Zu tief hatte man die Unzuträglich— 
feiten einer Vielberrfhaft empfunden. Die Ginführung einer feften Erbfolgeordnung erſchien 
ald eine nicht abzuweiſende Nothwendigkeit. 

Johann Adolf ging voran. Mber die Art und Weile, wie er einen offenbar beilfamen 
Schritt vornahm, zeigt deutlich, wie abgeneigt died Zeitalter jeder ſtändiſchen Beſchränkung über: 
haupt war. Unter dem 9. Jan. 1608 traf er die Verfügung, daß in der Folge das Recht ber 
Erfigeburt und eine reine Linealerbfolge für die Succeſſion entfheidend fein follte. Die Be: 
ftätigung des Kaiſers für Hofftein und des Königs von Dänemark als Lehnéherrn für Schleswig 
warb geſucht und erhalten, allein e8 ward nicht für nötbig erachtet, die Zuftimmung der Stände 
einzubolen. Diefe empfingen eine einfache Anzeige des Geſchehenen, eine Außerung derielben 
warb nicht verlangt. Doc fuchten Die Stände ihr Recht zu wahren, als Johann Adolf am 
31. März 1616 geftorben war und frin Sohn Friedrich II. einfach auf den Grund der väter: 
lihen Berfügung hin die Grbhuldigung in Anſpruch nahm. Uber die Einführung der Erbfolge 
nad dem Recht der Erfigeburt erhob ſich indeß fein Widerſpruch, und nad längern Verband: 
lungen, namentlih auch mit dem König, deflen lehnsherrlichen Einfluß man fern zu halten 
wünschte, fam man über die Faſſung überein, daß das Wahlrecht der Stände „ad jus primo- 
geniturae rebueirt fei”. Dagegen ließen fich Die Landeöherren den Ausdruck gefallen, „daß fon- 
derlich um andere Herren damit abzuhalten, das jus electionis feinen Effect behalte”. Im 
Herzog Johann des Jüngern Haufe ward die Erbfolge nach der Erftgeburt gleichfalls eingeführt 
(17. Dee. 1633), aber erft elf Jabre nach feinem Tode (geft. 9. Oct. 1622), und nachdem er 
feine Befigungen unter feine Söhne getheilt hatte. 

Johann Adolf und feine nächſten Nachfolger zeichneten ſich durch ihre Beftrebungen für bie 
Hebung der Wohlfahrt des Landes, durch Pilege der Wiffenfhaften und durch Duldſamkeit und 
Freifinnigfeit aus. An der Weftfüfte wurden dur Eindeihungen dem Meere bebeutende Strecken 
abgewonnen, die freilich durch die furdtbare Sturmflut vom 11. und 12. Det. 1634, woburd) 
ber Nordſtrand unterging, zum großen Theil wieder verfhwanben; in Fönningen wurde ein 
Hafen angelegt, betriebfame Remonftranten aus Holland fanden bier Aufnahme, in Altona 
wurde den verſchiedenen Glauben&befenntniffen freie Religionsübung geftattet, eine Berorbnung 
gegen die Herenverfolgungen erlaffen, der Unterricht und die höhere Bildung in zweckmäßiger 
Meile befördert. Aber die ſchwere Zeit des Dreißigjährigen Kriegs brachte auch über bie Her: 
zogthümer namenlojes Elend und zerftörte größtentheil® da6 begonnene Werk. König Chri: 
ftian IV., einer der tüchtigften und thatfräftigften Fürſten aus dem oldenburgifchen Haufe, ſuchte 
während feiner langen Regierung (1588—1648) feine Macht gegen Norden und Süden im— 
ner weiter auszubehnen und kam mehrfach in Conflict mit dem Herzog mie mit den Randftän- 
den SchleöwigsHolfteind. Die Union, welche feit den Zeiten Chriſtian's II, beftand, wünſchte 
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er zu erweitern, und ed wurde (9. Mai 1623) ein Vertrag abgeſchloſſen, in welchem die Kriegs— 
hülfe verboppelt ward und nicht mehr blos auf Vertheidigungsfriege befchränft blieb, jondern 
auch auf Offeniiofriege ausgedehnt wurde. Die Iheilnabme an der Kriegöfteuer, bie in Ge— 
mäßheit eines Beſchluſſes des niederſächſiſchen Kreistags zu leiften war, wurde auch für Schles- 
wig gefordert und bewilligt, doch ohne Präjudiz für kommende Zeiten. Die Erfolge der kaiſer— 
lihen Waffen riefen Chriſtian zur Theilnahme am Kampfe auf. Im Mär; 1625 warb er ala 
Herzog von Holftein zum Oberſten des nieverfähliihen Kreiſes gewählt und bot zugleih die 
Macht jeined Reichs für feine Glaubensgenoffen auf. Aber das Kriegdglüd mar wider ihn. 
Gin jhmwerer Sturz mit dem Pferde zu Hameln lähmte feine Thätigfeit, nach der Niederlage bei 
Lutter am Barenberge (15. Aug. 1626) gegen Tilly trennten jich die Ichon früher uneinigen 
Fürften vom König, der num fein eigenes Yand nicht mebr zu ſchützen im Stande war. Tilly 
und Wallenftein gingen am 27. Juli 1627 über die Elbe, das ganze Land außer Glüditadt ward 
beiegt und alle Greuel des Kriegs über daffelbe verhängt. „Das ganze Land“, ſchreibt ein 
Augenzeuge, der Oberft Munro, der ein Corps Schotten befehligte, „mar vorher voller Segen, 
es ſchwamm in Überfluß; aber in Zeit von ſechs Wochen ward es ruinirt, und aller Wohlftand 
war dahin.’ Der Herzog von Gottorp batte eine neutrale Stellung zu behaupten geſucht, auch 
wirklich Gewährung verfelben und Schugbriefe für fein Land von den feindlichen Feldherren er: 
langt, freilid feinen Lande von fehr geringem Nuten. König Ehriftian mußte den Frieden von 
Lübeck eingeben (12.— 22. Mai 1629), in dem zwar nicht auf die anfang geforderte Abtretung 
der Herzogtbümer beitanden wurde, in weldyem er aber die veutichen Stifter aufgab und auf jede 
meitere Einmiſchung in die Angelegenheiten bes Reiche verzichtete. 

Das Verhalten Herzog Friedrich’ III. hatte den König gereizt, und mehr noch erbitterte ihn 
die offenbar feinvfelige Haltung des Erzbiihofs von Bremen und Biſchofs von Lübeck, Johann 
Friedrich's, Oheims des Herzogs, und das Streben des Bruders deffelben, Adolf's, der im Eaifer: 
lichen Heere diente. Als jedoch leßterer infolge der in der Schlacht bei Lügen erhaltenen Yun: 
den (9. Nov. 1632) und erfterer zwei Jahre jpäter (3. Sept. 1634) geftorben waren, wurde 
das Berhältniß wenigftend äußerlich ein beifered. Des Königs Eiferſucht gegen Schweden aber 
braten noch einmal ſchwere Kriegsbedrängniſſe über Schleswig-Holftein. Im December 1643 
drang Torftenfon mit feinen ſeit Guftav Adolf's Tode zuchtlos gewordenen Banden in die Her: 
zogthümer ein und bejegte faft ohne Widerftand das ganze Land. Herzog Friedrich erfaufte 
dur Zablung einer Summe Geldes und Ginräumung einiger befeftigten Orte die Anerkennung 
feiner Neutralität, ein Act der Nothwehr, aber eine tbatfächliche Verlegung der Union, die ihm 
fpäter wiederholt zum Vorwurf gemacht worden ift. In den Brieden zu Brömfebroe, den Ehri- 
ftian mit großen Opfern im Norden einzugeben genötbigt war (13.— 23. Aug. 1645), wurbe 
Herzog Friedrih mit aufgenommen, und freunbichaftlihe DVerfiherungen murben aus: 
getaufcht, allein dad Mistrauen blieb und wuchs unter den Nachfolgern, zumal da fi bald dar— 
auf die Stellung der Mitregenten zueinander wejentlich änderte. 

Auch das Verbältniß der Fürften zu den Ständen war nicht mehr dafjelbe. In allen deut— 
ſchen Landen ſiechte die ftändifhe Verfaſſung dahin; die überall notbwendig gewordenen, durch 
fein Band an das Land, dem fie zum Schug dienen follten, gefnüpften ftehenden Heere waren 
in ber Hand der Fürſten das natürliche Werkzeug, die Macht der Stände zu brechen. In Schles— 
wig-Kolftein fand man ed noch zwar für nöthig, die Stände zu berufen, aber die Fürften er: 
ließen wichtige Gefege ohne ihre Ginmwilligung, höchſtens daß man dieſe nachträglich einbolte. 
So bei der Erhöhung der Zölle und der Einführung einer Accife, wo dad Recht von den Fürften 
als in der Landeshoheit liegend behauptet wurde (1636). Die Berwahrung der Stände hatte 
feine Folgen, nur die Prälaten und Beiiger adelicher Güter bebielten für fich die Zollfreibeit. 
Der Weftfälifche Friede hatte den Reichsverband jo gut wie aufgelöfl, die Souveränetät der 
Fürften dem Kaifer gegenüber feftgeftellt und benfelben durch ihre erhöhte Stellung neue Mittel 
gegen die ftändifche Wirkſamkeit an die Hand gegeben. Ghriftian IV. erlebte zwar den Abſchluß 
dieſes Friedens nicht; er ftarb faſt ſiebzigiährig den 28. Febr. 1648, allein fein Sohn, Fried— 
rich IM., fchritt auf der betretenen Bahn rüftig vorwärts, und Die Herzoge von Gottorp, die 
früher mit den Ständen vereint fo oft gegen die Könige geftanden hatten, zeigten ſich der alten 
Verfaffung fat noch abgeneigter als dieſe. 

Zunädft folgte Friedrich IN. dem Beifpiel der jüngern Linie feined Hauſes, indem er unter 
Ausſchließung jernerer Theilungen durch die Primogeniturorbnung vom 24. Juli „zu ewigen 
Tagen Unierer Fürftlihden Mannes-Leibes-Lehns-Erben und Nachkommen Herzogen zu Schles: 

‚ wigsHolftein diefer unferer Königlichen Linie das Net der Erfigeburt” einführte, „ſodaß wie bei 
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den jüngern Linien nad dem Primogenitus und deſſen männlicher Defcendenz der Secundo: 
genitus und deſſen leibes lehnsfähige Dejcenventen, und jo ferner der Tertiogenitus u. |. w. und 
alfo allezeit ordine successivo gradatim einer allein der Regierung fähig fein foll’’. Beim 
Abgang der directen männlichen Deſcendenten aber blieb es bei den allgemeinen Grundjägen 
des Lehnsfolgerechts. Gleichzeitig ward in Holftein, wie ed ſchon in Schleäwig Rechtens war, das 
achtze hnte Jahr ald Zeit der Volljährigkeit beftimmt. Die Beftätigung des Kaifers ward willig 
ertbeilt. In demjelben Jahre (1650) kam der gottorper Antheil an ber früher ſchauenburger 
Herrichaft (Graf Otto VI. von Holftein war am 15. Nov. 1640 unbeerbt geftorben), dad Amt 
Barmftedr, an den Grafen Ehriftian Rangau, füniglihen Statthalter in Schleswig: Holftein, 
und der Kaifer erhob dies Amt (November 1650) zur unmittelbaren Grafihaft des Reichs nad 
dem Recht der Erfigeburt im Mannsſtamm. 

Das Verhältniß zwiſchen dem König und dem gottorper Herzog wurde immıer gejpannter, 
zumal feit Politik und Familienbande ven legtern dahin führten, in Schweden eine Stüge gegen 
die Anfprüche jeines mächtigern Mitregenten zu ſuchen. "Herzog Friedrich II. hatte feine Tod: 
ter Hedivig Eleonore an Karl X. Guftav, aus dem Haufe Zweibrüden, vermählt, der nah 
Königin Chriſtine's Entjagung 1654 den ſchwediſchen Thron beftiegen hatte. Gegen dieſen 
triegeriihen und unternehmenden Bürften begann König Friedrich III. einen Krieg, um das 
wiederzuerlangen, was er im legten Kriege verloren, und der Herzog, der gern wenigſtens jeine 
Neutralität gewahrt hätte, war vertragsmäßig genöthigt, eine freilich nur jheinbare Mitwir: 
fung zu leiften. Mit außerordentliher Schnelligkeit eilte Karl Guſtav von Schweden herbei, 
nahm die Herzogthümer vafch ein und vollführte im folgenden Winter feinen berühmten Zug 
über das Eid und die dänischen Infeln bis vor Kopenhagen. Der Roeskilder Friede vom 18.— 
28. Febr. 1658 hatte für Danemarf neue Berlufte im Norden zur Folge, für den von Schweden 
begünfligten Herzog aber wurden wichtige Vortheile bedungen, die durd einen befondern Ber: 
trag zu Kopenhagen (2.—12. Mai) zur Ausführung gelangten. Der König trat das Amt 
Schwabftent (die jchleswigihen Bisthumsgüter) ab, das Domkapitel von Schleswig wurde ge: 
tbeilt, einige andere Zugeftändniffe gemacht, weitaus das wichtigſte aber war die Aufhebung der 
Lehnshoheit. Durch zwei im wejentlichen gleichlautende Urkunden wurde jowol der gottorpiiche 
als der königliche Antheil von Schledwig vom Lehnsnexus befreit, „weil, wie die Eöniglide Ur: 
Funde befagt, „Wir und nad Und linfere Erben mit Herzog Friedrichen Liebden und dero Ehe: 
männlichen Dejcendenten in gemeiner Regierung jigen und dad, wenn Wir und bero Ungehöri: 
gen ald Hergogen zu Schleöwigh nicht paris dignitalis et authoritatis fein würben, jondern der 
eine Theil von einem Souveränen Herrn, der andere aber von einem Hergogen, der dieſer Grohn 
mit Lehnspflichten verwandt, follten regiert werden, neue Jrrungen und Miöverflände entſtehen 
würben”. Die Sicherung der Kandesrechte wird ausbedungen: „doch daß dem Adel, Städten, 
Bürgern und gefampten Untertbanen ihre Güter, Poſſeſſiones, wohlerjeflene Libertät, Gerech— 
tigkeiten, Privilegien in Ecclesiasticis et Politicis, ohne Hinderniß ungefränft verbleiben.‘ 
Der Herzog joll jein Yand „cum dominio directo et utili, wie auch ſonderlich sublimi Supe- 
rioritatis plenissimo jure, die Souveränetät genannt‘, bejigen. Alles dies geihah unter Ver: 
mittelung des engliihen und franzöfiihen Geſandten und mit Zuziehung der däniſchen Reichs— 
räthe, deren elf dad Diplom unterzeichneten, und mit der Bedingung, dag das Herzogthun nicht 
ganz oder zum Theil der Krone zum Nachtheil veräußert, auch die Union mit Dänemark aufrecht 
erhalten werde. Dagegen bleibt dad Lehnsverhältniß für Die Rachkommen Johann's des Jüngern 
befteben, verſchiedentlich find fie noch jpäter mit der gejammten Hand am Fürſtenthum be: 
lieben worden. 

Der König von Schweden hatte fi indeß bei den Errungenſchaften des Roeskilder Friedens 
nicht beruhigt. Kurz nah dem Friedensſchluß erneuerte er den Krieg, der die Zerftüdelung 
Dänemarks bezwedte. Aber diejer Plan misglückte vollftändig. Kopenhagen, wohin Karl 
Guſtav von Holftein aus gejhifft war, leiftete mannhaft Wiverftand, und in die Herzogthümer 
rüdten Verbündete ver Dänen ein, durd den Einfluß der Schweden auf die deutſchen Verhält— 
niffe gereizt, Kaiferliche, Bolen, Brandenburger. Der aus feinem Schloß Gottorp vertriebene 
Herzog erhielt Neutralität und Anerkennung feiner Souveränetät, die auch in dem allgemeinen 
Frieden zu Kopenhagen (27. Mai 1660) nochmals beftätigt wurde. Aber das land war ver: 
wüſtet, die Bevölkerung verarmt. 

In Dänemark führte der glückliche Ausgang des legten Kriegs, die Popularität, die ſich Der 
König durch feinen perfönlichen Muth erworben hatte, und die zum Selbftbewußtfein gekom— 
mene Kraft der Eopenhagener Bürgerihaft nah Furzem, unblutigem Kampfe mit dem bid dahin 
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übermächtigen Adel zu einer leichten Revolution, infolge deren das Reich aus einem Wahlreich 
in ein Erbreich verwandelt und dem König die alleinige und volle Souveränetät übertragen 
wurde (6. Oct. 1660). 

2) Staatd= und Berfaifungsgeihihte: Bon der Einführung der Allein= 
berrfhaft in Dänemark bis auf die neuefte Zeit. Am 10. Jan. 1661 wurde dem 
König Friedrich III. die befannte Arv:Enevoldd-Acte (Erb: Alleinherrichafts:Acte) übergeben, 
dur welche ibm und feiner männlichen und weiblihen Nachkommenſchaft vie Erblichfeit jeiner 
Würde, fowie die abfolute Alleinherrihaft übertragen wurde. Aus der engen Beichränftheit, 
in weldyer die Könige Dänemarks bisher durch die Handfefte gehalten worden waren, erhoben 
fie fih mit Einem Schlag zu den unumfchränfteften Souveränen des civilijirten @uropa. - Kein 
Fürft in den germanifchen oder romaniſchen Staaten hat jemals rechtlich eine ſolche Gewalt be: 
anfpruchen können, als Friedrich IH. und feinen Nachkommen nad diejer Acte und dem nad 
denifelben ausgearbeiteten Königegefeß vom 14. Nov. 1665 übertragen worden war, Letzteres 
Geſetz regelte die Sueceſſionsordnung dabin, daß nah Ausiterben feines Mannsſtamms bie 
weibliche Dejcendenz zur Thronfolge berufen fein jollte (Lex Regia 15, 27—38). Die früher 
abgezweigten Linien des olvenburgifhen Hauſes waren von der Erbfolge im Königreich aus⸗ 
geſchloſſen. 

"Für die Herzogthümer als politiſch völlig geſonderte Länder hatte der ganze Act an ſich 
feine Bedeutung. Kein Schleöwiger hat in irgendeiner Weiſe bei dieſem Vorgang mitge: 
wirft; auch if anzuerkennen, daß bis zum Jahre 1848 Fein Verſuch gemacht ift, die Gültigkeit 
des Königsgefetzes für Schleswig durchzuführen. Dennod war die Einwirkung auf dad Her: 
zogthum eine tiefeingreifende und dauernde. Das ganze Verhältnig war umgefehrt worden. 
Bisher war Dänemark ein Wahlreidh geweſen, und wenn aud die Nachfolge in dem föniglichen 
Haufe eine Art von Verjährungsrecht erhalten hatte, jo ftand doch dem Reichsrath jederzeit 
frei, davon abzumeihen. Bisher war die Föniglihe Macht völlig befhränft gewejen, während 
der Herzog von SchledwigsHolftein doch weit ausgebehntere Nechte gehabt hatte. Es lag aljo 
bis 1660 völlig im Intereffe der Könige, die Selbftänpigfeit der Herzogthümer Dänemarf 
gegenüber zu wahren. Nah Einführung der Souveränetät dagegen fonnte ihr Streben nur 
dahin gerichtet fein, in den Herzogthümern die Mahtvollfommenheit zu erlangen, die fie im 
Königreich erreicht hatten, und die Richtung der ganzen Zeit fam ihnen zu Hülfe. Auch hätte 
dies in einer Veriode, in der die Völker ohne die Fürſten und wider diefelben nichts vermodhten, 
gelingen mögen, wenn nicht das Intereſſe der verwandten Fürftenhäufer, zunächſt das gottor: 
piſche, fpäter das jonderburgiiche, ihnen ſchroff und entſchieden entgegengetreten wäre. 

Zwiſchen dem König und dem Herzog fand ein tiefes und nur zu wohlbegründeted Mis: 
trauen ftatt. Jeder der beiden trachtete danach, zu gelegener Zeit ven Antheil feines Mitregenten 
mit dem feinigen zu verbinden. Herzog Briedrich II. war bereitd während des Kriegs geftorben 
(10. Aug. 1659). Sein Sohn Ehriftian Albreht war mit Karl Guſtav vor Kopenhagen ge: 
zogen und war aus dem ſchwediſchen Lager nah Tönningen geeilt, um die väterliche Erbſchaft 
anzutreten, Nur der Bermittelung der auswärtigen Fürſten war e8 gelungen, ihn in den all: 
gemeinen Frieden von Kopenhagen mit aufzunehmen. Doch ſprach er jhon 1660 die Befürd- 
tung aus, daß er und jein Ländlein nicht eher unangefochten bleibe, bis ex ſich des Kopenhagener 
Vergleichs begebe, durch welhen ihm die Souveränetät zutbeil geworden ſei.) Im Jahre 
1661 (24. Mai) ſchloß er mit Schweden einen Vertrag zur Erhaltung der Beftimmungen des 
Kopenhagener Friedens ab. Diefem war ein geheimer Artikel beigefügt: „daß Gottorp fi an 
dem Fföniglihen Antheil der Herzogthümer, im Fall Ihro Eönigl. Majeftät ſuccumbiren 
follten, nichts wolle begeben, fondern fih und ihren Succefforen ſolches allerdings wollten 
reſervirt haben.‘ 

Es verfteht ih, dan man fich Eöniglicherfeits, als diefer Artikel fpäter befannt wurde, da: 
durch fehr verlegt fühlte. Gottorp ſuchte der Sache die Wendung zu geben,-e8 babe nur ver- 
hüten wollen, daß die Lande nit in fremde Hände geriethen; die königliche Gegenſchrift (von 
1685) befagt: „Geſetzt, daß ber königliche Antheil an den Herzogthümern wäre erledigt wor: 
den, was hätte der Herzog von Holftein-Gottorp für Erbgeredtigfeit daran zu prätendiren, in— 
dem Zeit der getroffenen Allianz noch mehr ald zwanzig andere Herzoge zu Schledwig: Holftein, 
fo Ihro önigliche Majeftät näher verwandt und folglich zu berührten Landen ein näheres Recht 
vor Holftein-Gottorp gehabt, am Leben geweſen.“ — „Man fieht”, heit es weiter, „die geflof- 


4) Ratjen, Berzeichniß ver Handfchriften der Tiefer Univerfitätsbibliothek, I, 182, 
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fene Begierde hieraus, nicht nur der Eöniglihen Bamilie, fondern au andern unſchuldigen 
Bettern das Ihrige zu entziehen.” Die Abſichten des Herzogs find allerdings klar erkennbar, 
daß aber die fönigliche „Begierde‘ nicht wejentlich verſchieden war, zeigen Die folgenden Blätter 
der Geſchichte. Der angeführte Pafſus ift aber au um deswillen von Wichtigkeit, weil er be: 
weift, wie fern man damals davon war, das Erbrecht ver Nahfommen Johann's des Jüngern 
auf Schleswig-Holftein in Zweifel zu ziehen. Denn gerade diefe, deren damals 22 männliche 
Glieder vorhanden waren, find unter den näher verwandten Herzogen zu Schleswig-Holſtein 
gemeint. Übrigens wurben dem Haufe Gottorp durd wiederholte Gnrantieacten von auswär⸗ 
tigen Mächten, von England 1665, 1696, 1700, von Franfreih 1666 und 1679 der Kopen- 
bagener Friede und die Sonveränetät des Herzogthums Schleswig zugefichert. 

In Einen Bunfte waren die Herzoge von Gottorp mit den Königen von Dänemarf einig, 
in der Ungunſt, mit der fie auf die ftändifchen Rechte blickten. Die Stände werben jeltener be= 
rufen, Steuern ohne neue Bewilligung erhoben. Die wichtigiten Angelegenheiten werden ohne 
Mitwirkung der Stände erledigt. Bür die Hebung der geiftigen wie der materiellen Intereffen 
des Landes gefhah jedoch manches. Altona wurde 1664 von König Friedrich II. zur Stadt 
erhoben und mit mehrern VBorrehten begabt. Im Jahre 1665 Fam der Gedanke, den ſchon 
Friedrich III. gehabt, und für den er bereitd 1652 die nöthige Faijerliche Urfunde erlangt hatte, 
die Gründung einer Yandeduniverfität, zur Ausführung. Die feierliche Einweihung fand am 
3. Dt. flatt. Auch ſchien es zu einem beffern Berhältniß der rivalifirenden Fürften zu kommen, 

als in dem fogenannten Glüdftädter Receß eine Einigung über mande biöher ftreitige Punkte 
getroffen wurbe, fo über den Bau einer Feſtung am Eieler Hafen, über die Berhältmiffe des 
lübeer Bisthums u. |. w., und ald dieſe Einigung durch die Vermählung des Herzogs Ehriftian 
Albrecht mit der Tochter Friedrich's III. (23. Det. 1667) ihre Beliegelung erhielt. ine liber: 
einftimmung ded Königs und des Herzogs zeigte ſich auch in dem oldenburgiſchen Succeſſtons⸗ 
fall. Graf Anton Günther, der legte der Nadhfonmen des Grafen Gerhard, Bruders Ehri- 
ſtian's I., ftarb kinderlos 1667. Diejer Ball war lange vorbergejeben worden. Schon am 
27. Oct. 1646 hatten König Ehriftian IV. und Herzog Friedrich von Gottorp einen Vertrag 
dahin abgefchloffen, daß bei der Succeifion in Oldenburg und Delmenhorft unter ihnen ald den 
beiden Hauptlinien des oldenburgiichen Haufes eine gleiche Theilung jener beiden Grafſchaften 
eintreten, das Haus Sonderburg dagegen ald Nebenlinie des Königshauſes behandelt und von 
ber oldenburgiſchen Erbſchaft ausgejhloffen bleiben folle. Näbere Beſtimmungen in demfelben 
Sinne wurben dann 1648 und am 16. April 1649 in dem fogenannten Rendsburger Bergleich 
hinzugefügt. Herzog Joahim Ernſt von Plön, Sobn Johann’s des Jüngern, war hingegen 
unterm 12. Sept. 1649 suo et suorum fralrum et agnatorum nomine wider diefe Verträge 
beim Reihöhofrath eingefommen, denn vem Grafen Gerhard und feiner männlichen Deſcendenz 
waren die väterliden Grafihaften als Abfindung für feinen Verzicht auf Schleswig-Holſtein 
zugetheilt worden, dabei aber von Ghriftian I. die Lehnsfolge für den Fall des Außfterbend der 
Deſcendenz Gerhard's ausprüdlid vorbehalten worden. Als nun Graf Anton Günther nod) 
bei Lebzeiten fein Land durd den Kieler Receß vom 29. Juli 1664 wirflid überließ, erhob 
Joachim Ernft ald der den Grade nad) nächſte Lehnserbe neuen Widerſpruch, und ber Rechts— 
ftreit wandte fih zu feinen Gunften. König Chriſtian V., dev Sohn und Nachfolger Fried— 
rich's III. ging am 8. März 1671 einen Vertrag ein, wodurd ex die eine Hälfte erlangte, da= 
gegen den Herzog neben der Ubertragung einiger Güter im Holfteinifhen namentlich die Be: 
lehnung mit Schleswig zufagte und die Huldigung in Holftein auch als für das Haus Holflein: 
Plön geltend anerfannte. Gegen Gottorp ging der Procep fort, und der Herzog verſprach, auch 
die andere Hätfte für den Fall des Obſiegens dem König gegen weitere Entihädigung zu über- 
taffen.- Die Übertragung erfolgte auch, nachdem drei übereinftimmende Urtheile (die tres con- 
formes) von 20. Juli 1673, 14. Sept. 1674 und 23. Jan. 1676 ausgefproden hatten, daß 
Joachim Ernft (geft. 1671), anjego defjen hinterlaffenen Söhnen und Erben die Lehnsfolge und 
Succeſſion in die beiden Grafidhaften gebühre. Mit der Execution wurde 1676 Braunſchweig⸗ 
Gelle beauftragt. Gin Vergleich mit den Gottorpern endete 1681 den Streit. 

Ehriftian V. war feinem Bater den 9. Febr. 1670 auf dem däniſchen Thron gefolgt. Nichts 

war natürlicher, als daß der neue Herrſcher im Bewußtſein feiner Machtvollkommenheit in 
‚ feinem Königreiche die ſtändiſchen Gerechtſame der Herzogthümer haßte. Die Beftätigung 
der Privilegien konnte er allerdings nicht vermeiden. Sie erfolgte auf den Landtage zu Meubs- 
burg an Gideöftatt. Hinzugefügt war die Verfiherung, daß im der Beflätigung dem Wefen 
nach nichts geändert fei. Die Stände erklärten hierauf (4, Juli 1671): „Wenngleich der König 
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nicht, wie die königlichen praedecessores die Contirmationes mit einem abſonderlichen forma— 
ten Eide beftätigt, anftatt deſſen diefelben an Eidesſtatt befräftigt, welches Stände als einen 
wirklichen Eid annehmen, auch von gleihmäpiger Kraft und Wirkung halten, fo zweifeln jie 
nicht, Königliche Majeftät werde dieje Bollziehung in gleihmäpigem Verftande gethan haben. 
Damit dies aber nicht einsmal ald Neuerung ausgelegt und in Conſequenz gezogen werde, bitten 
Stände, den altgewohnten königlichen unterjchriebenen Eid zu leiſten.“ Ihrerſeits leifteten Die 
Stände den ſtändiſchen Huldigungseid in der Form: „Der königlichen Majeftät zu Dänemarf, 
unfern gnädigen Herrn gereden wir ald einem Herzog zu Schleswig-Holſtein neben deroſelbigen 
Vettern, Herzog u. ſ. w. unjern auch gnädigen Herren getreu und hold zu fein, Ihro königlichen 
Majeftät und fürſtlichen Gnaden Beftes zu wiſſen und Arges zu wenden und als getreuen Unter: 
thanen eignet und gebühret gegen unfere Herzoge und gnädigen Herren zu verhalten, ald und 
Gott helfe und fein heiliged Evangelium.” 

Das königlihe Streben, namentlid den ſchleswigſchen Antheil zu erwerben, trat immer 
offener hervor. Die Aufhebung des Lehnsverhältniſſes des Herzogtbums war bei der veränber: 
ten Regierungsform in Dänemark nicht zu verſchmerzen. Wie gut hätte man daſſelbe nicht jegt 
ausbenten fönnen! Schon 1665 batte König Friedrich I. bei Gelegenheit jeiner Verband: 
lungen mit dem Haufe Holftein Plön, in denen Gottorp „das Fundament feines Ruind‘ er: 
blickte, audgefprochen: das Fürſtenthum Schleswig jei per vim majorem durch ven Rothſchilder 
Friedensſchluß allodial gemaht. Das Mistrauen fleigerte ſich durch den oldenburgiſchen Sur: 
ceflionsftreit und durch eine Reife des Herzogs nah Schweden (1674), wo jein Neffe, der junge 
Karl X1., kurz zuvor die Negierung angetreten hatte. In den europäifhen VBerwidelungen, 
welche durch den Übermuth und die Gewaltthätigkeiten Ludwig's XIV. hervorgerufen wurden, 
trat Dänemark auf die Seite der gegen Branfreid Verbündeten, während Schweden feine Ver: 
bindung mit Ludwig erneuerte; Gottorp aber galt ald Bundeögenoffe Schwedens. Auf einem 
Zandtage zu Kiel forderte der König Bewilligungen zur Vertheidigung des Landes, die dem 
Herzog zu verzögern gelang. Es war der legte Landtag, der nad alter Weiſe berufen ward. 

Zu derjelben Zeit ward Schwedens Eriegeriiche Beveutung durch des Großen Kurfürften 
Sieg bei Fehrbellin (18. Juni 1675) jehr geſchwächt. Kaum hatte König Ehriftian V. von 
viefen Siege Nachricht erhalten, als er den Herzog, feinen Schwager und Mitregenten, unter 
der Maöfe der Freundihaft nah Rendsburg einlud, ihn hier aber gefangen nehmen lieh und am 
10. Juli 1675 zum fogenannten Rendsburger Vergleich zwang, in welchen: verjelbe in die Auf: 
bebung der Souveränetät, die Herftellung der alten Union, die Gemeinfamfeit von Krieg, Brie: 
den und Bündniffen, die Überlieferung aller Feftungen an den König, die Ginzahlung von 
Steuern in die gemeinfame Kafle zum Zwed der Landeövertheivigung und die Nüdgabe von 
Schwabſtedt willigen mußte. Dieje Bedingungen gaben den Herzog völlig in. die Hand 
des Könige. 

Der ſchwer Gefränfte floh nah Hamburg und proteftirte von dort aus gegen den Rends— 
burger Vergleich ald einen erzwungenen. Gr rief die Hülfe Englands an als des Garanten des 
Kopenhagener Friedend. Einer zweimaligen Aufforderung des Königs, die Belehnung mit 
Schleswig gehörig zu ſuchen, kam er nicht nad, worauf dur ein Eöniglihes Patent von 
19. Sept. 1676 das Herzogtbum, „Soweit foldes von Ins und Unferer Gron Dennemark zu 
Lehen rühret‘‘, fequeftrirt und allen Einwohnern befohlen ward, den herzoglihen Befehlen nicht 
weiter Gehorjam zu leiften. In einem Gegenpatent vom 4. Jan. 1677 proteftirte der Herzog 
von neuem und fuchte in den Friedensverhandlungen zu Nimwegen und dann zu Bontainebleau 
alted zu jeinen Gunften in Bewegung zu jegen. In dem erftern erwirfte er dad Verſprechen des 
Faiferlihen Schuges (5. Febr. 1679), durd den zweiten (2. Sept.) und durch den Friedensſchluß 
zu Lund zwifchen Schweden und Dänemark (26. Sept.) ward legtered genöthigt, alle Beſtim— 
mungen des Rocdkilder und Kopenhagener Friedens anzuerkennen. Dev Herzog wurde in die 
Souveränetät reftituirt. Die Unionen und Erbverträge follen in Kraft bleiben. 

Dänemark nahm eine andere politifhe Haltung an. Es verzögerte die Ausführung des 
Friedensſchluſſes und ſchloß am 22. Avril 1682 mit Srankreih eine Allianz gegen Schweden. 
Dann trat ed im Vertrauen auf Frankreichs Schug mit den frühern Borberungen gegen Gottorp 
bervor (1684): Aufgeben der Souveränetät über Schledwig und aller Bündnifje mit fremden 
Mächten, das Unterlaffen aller Befeftigungen. Dazu famen eine Reihe älterer Streitfragen. 
Der Kaifer, an welchen ſich der Herzog wandte, verbot dieſem, auf die Forderungen einzugeben 
(13. Juni 1684). Inzwiſchen erſchien aber ein föniglices Patent d. d. Rendöburg ven 30. Mai 
1684 wegen Ginziehung ded Herzogthums Schledwig, da das Haus Gottorp.bei dem Nordiſchen 
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Frieden durch fo harte und gegen die Pflicht ded Vaſallen laufende Mittel die Souveränetät über 
Schleswig Friedrich III. abgedrungen habe, und „weilen die Sachen ohne gänglidhen Untergang 
der FürftentHümer nicht länger in ſolchem verwirrten Zuftande verbleiben können’. Troß des 
berzoglihen Gegenpatentd d. d. Igehoe ven 28. Juni 1684, wurde die Huldigung wirklich voll: 
jogen, die jich Weigernden mit Entjegung von ihren Stellen oder Gütereinziehung beftraft. 

Die große Eoalition gegen Franfreih, die nad) der Gnglifchen Revolution von 1688 ind 

Leben trat, bradte einen neuen Wedel. Dänemark wurde nah langem Widerftreben ge: 
nöthigt, am 20. Juni 1689 den Altonaer Vergleich einzugehen, der Herzog wurde in feine Lande, 
Injeln und Güter‘, in jeine Souveränetät, wie er jie bis 1675 bejeffen, reftituirt. „Soviel ed 
die Unionen, Bamilienpacte und die Gommunion (gemeinfame Regierung) angeht, foll es bei 
dem bis dahin üblichen Herfommen und dem buchſtäblichen Einhalt des Weftfälifchen, Nordifchen 
und Sontainebleauifchen Friedens bleiben.’ Die Integrität und Souveränetät des. Herzogthums 
Schleswig nad Maßgabe diejed Vergleichs verbürgten der Kaiſer, Schweden und der Kurfürft 
von Braunfhweigsfüneburg. Am 14. Mai 1696 traten noch England und die Generalftaaten 
in die Garantie ein. 

Die legten Lebensjahre Ehriftian Albrecht's waren wenigftens äußerlich friedlih. Aber 

neben feinen Bemühungen zur Herftellung der innern Ordnung verfäumte er nicht, Vorberei— 
tungen zu einem neuen Kampfe zu treffen, zu dem es bei ven endloſen Streitigkeiten zwiſchen den 
beiden regierenden Linien doch noch fommen mußte. Er ftarb den 27. Dec. 1694. Auch König 
Ghriftian V. erlebte den Ausbruch der Feindſeligkeiten nicht mehr. Doch hat er ven großen nor: 
diichen Kampf vorbereitet, indem er kurz vor feinem Tode die folgenreihe Allianz mit Sachſen, 
Bolen und Rupland gegen Schweden und deffen jugendlihen Beherricher Karl XU. ſchloß. Er 
ftarb den 25. Aug. 1699. Beide Nachfolger der Fürften von Schleswig: Holftein, König 
und Herzog, trugen den Namen Friedrich IV. Der Herzog, zum Theil in Schweden erzogen und 
feit 1698 mit Karl’3 XII. Schwefter Hedwig Sophie vermählt, von Jugend auf voll Haß gegen 
das Eöniglihe Haus, verband ſich aufs engfte mit Schweden und machte jo jein und jeines 
Landes Schickſal von den Erfolgen Karl's X. abhängig. Anfänglid mit Erfolg. Gegen das 
Bündniß, das Schweden zu demüthigen beftimmt war, bildete ſich die Goalition zwiſchen dieſem 
Reich, ven Generalftaaten und England (23. Jan. 1700), deren vierter Separatartifeldie Garan- 
tie ded Altonaer Vergleichs enthielt. Sofort wurde wieder von Dänemark der herzogliche An: 
theil beider Herzogthümer occupirt. Aber ald Karl XII. mit unerwarteter Schnelligkeit Seeland 
überfiel, eine engliih=holländifche Flotte ih vor Kopenhagen legte und der Herzog von Gelle 
in Holftein einrüdte, wurde Dänemark bald zum Travendahler Frieden gezwungen (18. Aug. 
1700). Die frühern Unionen von 1533 und 1623 wurden erneuert, die erlangte Souveräne— 
tät, der Weſtfäliſche, Nordiſche, Sontainebleauifche Friede, ſowie der Altonaer Vergleich noch— 
mals beftätigt. Die zwijchen den beiden regierenden Herren etwa Fünftig entftehenden Irrungen 
follen per amicabilem composilionem unter ſich oder durch Vermittelung dazu erwählter 
Puiffancen verglichen werden. Auch diejer Friede und der Befigftand der Gottorper erlangte die 
Garantie ded deutſchen Kaifers, Englands, Hollands, Schwedens, Kurbrandenburgd, Hanno: 
verö, von Gelle und Wolfenbüttel. 

Diefe Erfolge kamen indeß weder dem Herzog Friedrich IV. noch jeinen Erben zugute. Gr: 
flerer diente im ſchwediſchen Heere und fand jhon in der Schlacht bei Eliffow feinen Tod 
(19. Juli 1702). Sein Sohn und Erbe, Karl Friedrich, war damals ein zweijähriges Kind. 
Seine Mutter erzog ihn in Schweden unter der Mitvormundſchaft ihres Bruders Karl's XII. 
In Schleswig:Holftein leitete der Oheim des jungen Herzogs, Ehriftian Auguft, ein unbedeu- 
tender Mann, die Angelegenheiten, ſeit dem Tode der Herzogin Hedwig Sophie (22. Dec. 1708) 
unter dem Titel Apminiftrator. Die alten Streitigkeiten nahmen indeß ihren Fortgang. Die 
Fleinliche Frage, ob bei den gemeinfamen Regierungserlaffen der Name des Königs mit größern 
Buchſtaben ald der des Herzogs zu druden jei, diente ald Vorwand, daß acht Jahre lang Fein 
Landtag gehalten wurde. Im Jahre 1707 beantragten Prälaten und Ritterihaft die Zufam: 
menberufung eines ſolchen. Hier war wieder der einzige Punkt, in denen die hadernden Bürften 
zufammentrafen, die Abneigung gegen die ſtändiſche Verfaflung. Zwar wurde den Petenten 
von beiden Landesherren 1708 eröffnet, daß man „Prälaten und Ritterfchaft oder ſämmtlichen 
bero getreuen Landſchaft Privilegien aufzuheben oder zu vermindern nicht gemeint ſei“; aber 
ihon im nächſten Jahre (Altona 1709, 21. März) trafen beide Verabredungen, „deren Inhalt 
auch fünftig aufs äußerfte jecretirt werben ſolle“, daß jie fich der „Bormalität” der Zufanımen: 
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berufung eined Landtags entledigen und nur eine Gonvocation von Prälaten und Ritterichaft 
inſoweit zugeſtehen wollten, daß dieſelbe durch einen Ausſchuß ihre Proponenda vorbringe und 
derfelben nur ein purum votum consultativum zu geftatten jei. Gin folder unvollftändiger 
Pandtag (der legte) ift aud) auf Andringen des ſtändiſchen Ausfhuffes im September 1711 zu— 
jammengetreten, Prälaten und Ritterſchaft, ohne die Städte. Von ſeiten der erſtern und der 
ritterſchaftlichen Deputirten wurde eine feierliche Verwahrung dagegen eingelegt, daß dieſe Be— 
rufung den althergebrachten Landtagen von Prälaten, Ritterſchaft, Ständen und Städten nicht 
hinderlich ſein ſolle. Die Privilegien wurden beſtätigt und gegen Bewilligung bedeutender Gon- 
tributionen auch die Zuſicherung ertheilt, daß die ſchleswig-holſteiniſche Contribution in Zukunft 
niemals erhöht, eine außerordentliche Contribution aber, außer in Kriegsfällen, nicht anders als 
nach Bewilligung ded Landtags ausgeſchrieben werden jolle. 

Unterdeß hatte die Niederlage Karl's XI. bei Bultawa (8. Juli 1709) alle ſeine alten 
Gegner wieder zufanmengebradt. Der König von Dänemark bejegte die ſchwediſchen Bejigun- 
gen in Deutfhland, Pommern und die Herzogthümer Bremen und Verden. Die Schweden 
ichlugen den König anfangs bei Gadebuſch (20. Dec. 1712) und rüdten in die Herzogthümer 
ein, mußten fih aber, von den Dänen, Nuffen und Sachſen gedrängt, in die zum gottorpifchen 
Antheil gehörige Feſtung Tönningen werfen (13. Bebr. 1713) und bald baraufergeben (16. Mai). 
Königlicherfeits betrachtete man die Aufnahme ver Schweden in die Feſtung ald einen offenbaren 
Brud der von Gottorp angelobten Neutralität, und der König ſäumte nit, durch ein Patent 
von 18. Febr. 1713 den gottorpiihen Unterthanen zu eröffnen, daß er alle dem fürftlidhen 
Haufe zugehörige Lande unter feine Botmäßigfeit nehme, und daß Eünftig den gottorpifchen Be: 
fehlen fein Gehorfam mehr zu leiften jei. In einem gottorpiihen Gegenpatent vom 22. März 
wurde gegen dieſe Occupation proteftirt, „va Wir von Anfang dieſes Krieges her eine eracte 
Neutralität in allem zu objerviren Und höchſtens befliffen”. Als indeß am 8, Bebr. 1714 vie 
Feftung Tönningen gefallen war, erjah der König aud den bort vorgefundenen Papieren, daß 
der ſchwediſche General Steenbud bereitd vor feinem Einrüden in die Herzogthümer von der 
vormundichaftlihen herzoglichen Regierung das Berfprechen der Aufnahme in die Feftung Tön— 
ningen erhalten, und daß der holftein:gottorpiihe Minifter Görg am 21. Jan. 1713, um die— 
jelbe Zeit, da er dem König perfönlich die ſtrengſte Neutralität gelobt, einen geheimen Vertrag 
mit Steenbuck abgefchloffen hatte. Friedrich IV. nahm das Görtz ertheilte Verſprechen wegen 
Rückgabe des herzoglichen Theild zurüdt. 

Bon gottorpifcher Seite wurde alles aufgeboten, um die Reftituirung zu bewirken. Man 
wandte fih an den Kaifer, an England, Holland, Hannover, aber von allen Seiten erfolgten 
ausweichende Antworten. Die politifhe Gonftellation war in jeder Weife dem gottorpifchen 

aufe ungünftig. Die norddeutſchen Fürften, zumal Preußen, waren froh, des drückenden 

bergewichts Schwebend los zu fein, die Generalftaaten jhüßten „dad Impediment wegen des 
Krieges mit der Eron Frankreich” vor, dad Kurhaus von Hannover, das um dieſe Zeit ven 
Thron Englands beitieg, trachtete nad) dem Beſitz der Herzogthümer Bremen und Verben. 
Überall entledigte man ſich mit Leichtigkeit der vielfachen gegen Gottorp überuommenen Ver— 
pflihtungen ald unbequemer Beffeln. Daß Karl XII. vor Friedrichshall feinen Tod fand (11. Der. 
1718), vernichtete Die Hoffnungen der Öottorper vollende. Denn in Schweden ward die bisher 
verfolgte Politik völlig aufgegeben. Mit Übergehung des jungen Herzogs, des Sohnes der 
ältern Schwefter Karl's XU., warb die jüngere Schwefter Ulrike Eleonore, auf den Thron er: 
hoben, Görg flarb auf vem Blutgerüft. Im Frieden mit Dänemark (Stodholm 14. Juni 
1720, &rederiföborg 23. Juli) verpflichtete ih Schweden, dem Herzog feine Unterflügung zu 
gewähren. Durch VBermittelung des Kaiferd erlangte diefer wenigfleng feine Wiederberftellung 
in Holftein, aber Schleöwig blieb verloren. Daß er nad Rußland ging und dort ſich mit der 
älteften Tochter des Zaren Peter, Anna, vermählte, änderte in der Sache nichts. 

(58 fehlte Dänemark noch an einem Redhtötitel für feine neuen Erwerbungen. Diejer Eonnte, 
da Gottorp auf Feine Weife zum Verzicht zu beivegen war, nur durch Garantiearten erreicht 
werben, wie viel auch ſolche nad ven gemachten Erfahrungen werth fein mochten. Vorberei— 
tende Schritte waren längft geſchehen. Bereits 1710, ald das Kriegsglüd fich gegen Karl XU. 
gewandt hatte und Friedrich IV. im Begriff fand, Schweden die Herzogthümer Bremen und 
Verden zu entreißen, hatte er mit Kurhannover ein Bündniß auf fünf Jahre abgeihloffen. 
Eine gegenfeitige Garantieclauſel bezog ih auf Schleöwig und die im Reich begriffenen Lande. 
Unterdeß beftieg Kurfürft Georg Ludwig ald Georg I. den engliſchen Thron, aber während jei- 
ned ganzen Lebens lagen ibm die Intereffen ſeines Stammlandes näher am Herzen als die feines 
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neuen Königreichs. Am 26. Juni und in einer nachträglichen Declarativn vom 16.— 28. Juli 
1715 ſchloß er ein Bündniß mit Friedrich IV., in weldem dem König von Großbritannien ald 
Kurfürften von Hannover die Herzogthümer Bremen und Verben für den künftigen Frieden 
zugefichert werden und erforderlichenfalls ein Hülfscorps von 8SO0OO Maun verheißen wird. Als 
Aquivalent „verſprechen Seine Majeftät in Großbritannien und obligiren ji für Dero Erben 
und Nahfonmen, daß Sie Uns, Unfere Erben und Nahfommen bei dem Beſitz, Genuß und 
Eigenthumb jothanen fürftlihen Antheild am Herzogthum Schleöwig contra quoscunque kräf— 
tigft mainteniren und garantiren belfen”. Preußen war ſchon vorangegangen, indem es durch 
Vertrag vom 24. Mai 1715 ih Stertin, Demmin, Anklam, Wollin und Ufevom hatte zu- 
jihern laffen und dagegen mit denfelben Worten wie Großbritannien Friedrid IV. im Beſitz 
des fürftlihen Antheild von Schleswig zu ſchützen verſprach. Sperialgarantien wurden fpäter 
auf Friedrich's IV. Wunſch ausgeftellt von England den 26. Juli, von Franfreid ven 18. Aug. 
1720. In beiden wird ihm der friedliche Befig des herzoglichen Antheild von Schleöwig ga- 
rantirt; von dem Föniglichen iſt mit feinem Wort die Rede. Wie man in Franfreih über die 
Garantiencte dachte, ergibt fih aus der Antwort, welde dem gottorpijchen Geſandten gegeben 
wurde, ald er ſich über diejelbe beſchwerte: die Acte fei nur einStüd Yumpen (chillon), weldes 
der Norden für gute Waare annehme, das aber für ihn felbft und den Regeuten durchaus Feine 
Bedeutung habe; der Herzog follte fi übrigens die Freundſchaft des Zaren zu erwerben ſuchen 
und ſich über das übrige Feine Sorge machen (et ne se mettre pas en peine du reste). 

Im folgenden Jahre ließ Friedrich IY. die Prälaten, Ritterichaft und Befiger adelicher Güter 
zur Huldigung entbieten. Das Huldigungspatent vom 22. Aug. 1721 beiagt, daß ed zur Ge: 
nüge befannt fei, wie „dev Herzog von Holftein ſich treulos gegen Und declariret und öffentlich 
als Aggressor aufgeführt, ja fogar wegen vermeintlier Theilung Unſerer Länder mit vem 
Feinde ſich eingelaffen”. Weiter Heißt e8: „daß Wir daher beivogen worden, des Hertzogs Garl 
Friedrich's zu Holftein gehabten Antheil im Hertzogthum Schleswig, ald ein in beſchwerlichen 
Zeiten unrehtmäßigerweile von der Grohne Dänemarf abgeriffenes Pertineus, wieder in Pos- 
session zu nehmen.“ Nah Erwähnung der formellen und folennen Garantien für fih und 
feine königlichen Erbfuccefforen fährt das Patent fort: „Und Wir dann ſolchem nad entihloffen, 
jelbigen Antheil mit dem Unſrigen zu vereinigen und zu incorporiren und Dero 
Behueff von den geſambten Eingefeffenen Ständen Unſers Hertzogthums Schleswig ald Prä— 
laten, der Ritterfhaft, Städten und Landichaftö- Einwohnern und Unterthanen vie alleinige 
Erbhuldigung einnehmen“ u. ſ.w. Die Huldigung erfolgte (3. und 4. Sept.) dur Unterſchrift 
eined Formulars, in weldem ed heißt, daß der König „den vorhin geweſenen fürftlidhen An— 
theil des Herzogthums Schledwig mit dem Ihrigen zu vereinigen und dero Grone als ein altes 
injuria temporum abgerifjened Stüd auf ewig wieder zu incorporiren für gut befunden‘; dem— 
gemäß gelobt der einzelne für jich, feine Erben und Succefforen: „daß Ih und fie Ihr König- 
lihe Majeftät zu Dänemarf, Norwegen u. ſ. w. für unjern alleinigen Souverainen Landesherrn 
erfennen und halten und Derojelben, wie auch Dero Königliche Erb-Succefforen in der Regierung, 
secundum tenorem Legis Regiae, Treu, hold und gewärtig fein wollen.” Diejer Eid wurde 
von allen denen, die biöher unter der gemeinfamen Regierung geftanden hatten, abgelegt, auch 
von den Mitgliedern der jüngern königlichen Linie, die Güter im Lande befaßen, mit Rückſicht 
auf dieje. Einen völlig ähnlichen Eid leifteten die Beamten, Magiftrate und andere Einwohner 
des bisher gottorpiſchen Antheils. 

Der ganze Hergang ift Feiner Zweideutigfeit unterworfen. Mit dem früher königlichen An: 
theil ift feine Veränderung vorgenommen. Mit diefem wird der gottorpiſche Antheil vereinigt 
und demjelben incorporirt, Schleswig ift nad) wie vor ein fouveräned Herzogthum geblieben. 
Nicht anders wird dies von ſämmtlichen Gleichzeitigen, die darüber berichten, aufgefaßt. Einer 
fehr neuen Zeit ift e8 vorbehalten, den Hergang dahin zu entftellen, daß eine Incorporation 
ded ganzen Herzogthums in das Königreid) ftattgefunden. Dabei muß zu ber an das Ungereimte 
ftreifenden Auslegung gegriffen werben, der herzogliche Antheil ſei mit dem Föniglichen vereint und 
beide dem Königreih Dänemark incorporirt, eine Auslegung, zu der Fein Wort des Patents 
oder des Huldigungsformulars Anlaß gibt, zuder man aber gezwungen war, weil auf feine 
andere Weije die Einführung ber dänischen Erbfolge zu retten if. Zur Widerlegung diefer 
beifpiellojen Interpretation genügt es, auf den Umſtand hinzumeifen, daß der Föniglihe Antheil 
in völlig unverändertem Verhältniß blieb, fein neuer Eid von den privativ föniglichen Untertha= 
nen gefordert wurde. Gin zweites Mittel, die neuern dänischen Anſprüche aus den Vorgängen 
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von 1720 und 1721 zu begründen, wird aus den Garantieacten und aus einzelnen in dem Hul⸗ 
digungseide gebraudten Worten hergenommen. Die däniſche Staatsfhrift, melde bei Erlaf- 
fung des befannten Offenen Briefd vom 8. Juli 1846 veröffentlicht wurbe, ftellt ven Sag auf, 
es wäre nicht allein der gottorpiiche Antheil von Schleöwig, fondern aud) das Erbrecht an dem 
königlichen Antheil dieſes Herzogthums friegärechtlih verloren und von Dänemark erworben. 
Jure belli fei ver gottorpifche Antheil von Schleöwig erworben und dieſe nach Kriegsrecht voll: 
zogene Erwerbung von England und Frankreich garantirt. Die Berfehrtheit dieſer Behauprung 
liegt am Tage. Der König von Dänemark führte mit dem Haufe Gottorp feinen Krieg, dieſem 
war volle Neutralität zugeftanden worden. Am 30. März 1713 hatte Friedrich IV. erklärt, da 
die Ginlaffung der Schweden in Tönningen nad Verfiherung des gottorpifchen Haufes nit 
auf deſſen Beranlaffung oder mit deifen Approbation geſchehen, Fein Neffentiment gegen Seine 
Durchlaucht ausüben, das fürſtliche Haus wieder in den vollkommenen Befig jegen zu wollen. 
ALS jedoch das Colludiren mit Schweden bei Einlaffung und die Doppelzüungigfeit des Haufes 
Gottorp zu Tage fam, hielt ih der König von dieſem Verſprechen entbunden. Der Herzog 
hatte das Verfahren gegen fein Land ald eine gewaltjame Occupation bezeichnet. Der König 
ermwibert fünf Monate nad der Gapitulation von Tönningen: „Er habe aus dem gottorpifhen 
Mandat mit nicht geringer Befremdung vernehmen müffen, wie man fi; fürftlicherfeit# nicht 
entblöde, die von Und aus dringender Noth und zu Unſerer Reiche und Lande unumbgänglicher 
Sicherheit gefchehene Poſſeſſions-Nehmung der fürftlihen Länder, Ambter und Städte eine 
gewaltfame Deccupirung zu betiteln.‘ Es ift allerdings nicht leicht einzufehen, wie eine ge— 
waltfame Occupirung ohne einen Krieg zu denken ift, und wie aud der „zu Unjerer und Un— 
ſers Etats Sicherheit vorgenommenen Beligergreifung‘ ein jus belli hergeleitet werben kann. 
In dem Vertrag mit Hannover von 1715 fügt Friedrich IV. fein Begehren, den fürftlichen 
Antheil von Schleöwig zu behalten, nicht auf das Recht der Eroberung, ſondern auf einen 
Schadenanſpruch, welcher ihm durch das Eindringen der ſchwediſchen Armee in die Herzogthü— 
mer erwachſen war. Kurz, die ganzen Berbandlungen zeigen e8 auf dad unzweideutigfte, daß 
allein eine Vereinigung ded gottorpifhen Antheild von Schleöwig beabſichtigt ift, das Herzog: 
thum felbft in feiner Gigenfchaft als fouveräner Staat verbleibt. 

Nicht minder deutlich find die Garantieacten. Die Garantie ded Königs von Großbritan: 
nien ald Kurfürften von Hannover liegt allen folgenden zum runde. Der Vertrag vom 26. Juni 
1715, Art. 11, befagt: „Weil Wir (Friedrich IV.) darauf abfolute beftehen, daß Wir den fürft- 
lihen Antheil des Herzogthums Schleswig behalten wollen, fo verſprechen Se. Mafeftät in 
Großbritannien hiermit und obligiren fi für Dero Erben und Nachkommen, daf Sie Uns, 
Unfere Erben und Nachkommen bei dem Bejig, Genuß und Eigenthumb fothanen fürft: 
lihen Antheils vom Herzogtum Schleswig contra quoscunque zu mainteniren.”‘ Die 
definitive Garantie Englands vom 26. Juli 1720 fagt: le tout en vertu du traite conclu en 
1715 avec SaMajest& Britannique comme &lecteur de Brunsvic und nennt la partieDu- 
cale du duche& de Slesvic, laquelle Sa Majeste Danoise a entre les mains. Die franzöſiſche 
vom 18. Aug. 1720 nimmt wieder auf die englifhe Bezug und fichert zu den ruhigen Beilg de 
la partie ducale du dit Duché. Diefe Ausjprüde find jo unzmeideutig wie möglih, nur 
eine völlige Verbrehung der Worte fann fie auf das ganze Herzogthum Schleswig beziehen und, 
ein nur noch Fühnered Unternehmen, damit das ganze Herzogthum der Krone Dänemarf ein- 
verleiben laffen. König Friedrich's Abjicht liegt zu Tage. Er wollte durch ein Ausfunftsmittel 
ven fehlenden Rechtstitel erfegen. Denn mehr ald funfzig Jahre vergingen, ehe Gottorp auf 
feine Erblande freiwillig verzichtete. Daß der König, fofern ed möglich gemejen, gern das 
Herzogthum Schledwig unter die Herrſchaft des Königsgeſetzes gebracht, daran ift freilich ſchon 
nad) der ganzen Rage ber Verhältniſſe nicht zu zweifeln. 

Dft gemisdeutet find die Worte des Huldigungseides, nad denen die Huldigenden ge: 
loben, dem König wie auch Dero Föniglidhen Erbfuccefforen „secundum tenorem Legis Re- 
giae“ treu, hold und gemwärtig zu fein, ausgefegt geweſen, indem dänifche Interpreten varunter 
nichts anderes als dad Königsgejeß von 1665 verftanden haben wollen. Es foll demnach durch 
diefe Eidesformel, nad) der einzelne Unterthanen des Herzogs von Schledwig die Huldigung 
geleiftet haben, mit Einem Schlage die ganze, vielmals anerkannte und feierlichft fanctionirte 
Succeffiondorbnung abgeändert fein. Abgefehen davon, daß diefe drei lateinifhen Worte 
wahricheinlich einer großen Zahl der Schwörenden völlig unverftändlich waren, fo fonnte aud 
für die, die einer Verdeutfhung derfelben fähig waren, ein Misverftänpnig kaum entftehen. 
Der Ausdruck Lex Regia war auch nad) derBublication des Königsgejeged von 1665 von einem 


Schleswig-Holftein 165 


andern Föniglichen Gefeg mehrfach gebraudt worven. So hatte namentlich eine bänifche 
Staatsjhrift in Bezug auf das Herzogthum Schleswig ber lex Regia Danica erwähnt. Got— 
torpifcherjeitd hob man hervor: Ihro Hochfürſtliche Durchlaucht vermöchten nicht abzufehen, 
„wie lex Regia im Herzogthum Schleswig einzuführen fei”. Bon königlicher Seite erfolgte eine 
fharfe Antwort, e8 fei ja König Friedrich's IIL. Dispositio inter liberos, das fönigliche Erb— 
Ratut von 1650, gemeint, weldyes dad Recht der Erfigeburt einführre. Es heißt weiter wört⸗ 
ih: „Ihro Königliche Majeftät find von der erleuchteten Begabnig und von fo gerechtem Ge— 
mürhe, daß Sie Ihro Feine ungleiche Meinung überreden noch glauben werden, daß jemand fo 
beraubten Berftandes fein könne, daß Ihro Königliche Majeftät Friderico II, glorwür- 
digften Gedächtniffes zu disputiren fei, dergleihen Dispofition aud) im Herzogthum Schledwig 
ihred Antheild zu machen.“ Außerhalb Dänemarks wird fein Publicift die Behauptung auf: 
ftellen wollen, daß durch Eidedleiftungen einzelner Unterthanen in einem Theil eines fouveränen 
Fürſtenthums der ganze Öffentlihe Rechtszuſtand und für das ganze Land die Erbfolge ver: 
ändert, die reine agnatiihe Succeffion in eine eventuell cognatifche verwandelt werden könne. 

Die Huldigung war indeß gefhehen. Prälaten und Ritterſchaft verbanden damit ein Geſuch 

um Beftätigung der Privilegien, Berufung von Landtagen, regelmäßige Abhaltung der Rand: 
gerichte. Der König erwiderte, wenn die Nothwendigfeit erfordere, einen Landtag abzuhalten, 
werde er das Nöthige verfügen. Wie wenig derfelbe auch geneigt fein mochte, died Verſprechen 
zu erfüllen, er erkennt das Recht beider Herzogthümer und den Fortbeftand der Verfaffung 
an. Unterbeffen hatte die gottorper Linie die Hoffnung, das Verlorene und womöglich dazu 
den föniglichen Antheil der Herzogthümer wiederzugemwinnen, keineswegs aufgegeben. Herzog 
Karl Friedrich lebte feit feiner VBermählung in Peteröburg, und Peter ver Große und noch mehr 
feine Nachfolgerin Katharina waren nicht abgeneigt. ihn zu unterftügen. Die Kaiferin Anna 
(jeit 1730) fuchte zu vermitteln, allein Karl Friedrich weigerte fi entſchieden, eine Entſchä⸗— 
digung an Geld (einer Million) anzunehmen, die Rußland in einem Bertrag mit Oſterreich 
und Dänemark ausbedungen hatte. In dem herzoglichen Antheil von Holftein führte während 
der Abweienheit des Herzogs das Geheime Eonfeil in Kiel die Verwaltung, allein die innere 
Verwaltung und die Finanzen waren in fortwährender Verwirrung, während Günftlinge ſich 
bereiherten. Auch an Streitigfeiten mit der Eöniglihen Regierung fehlte ed nit, wenn auch 
einzelne gemeinſame Berfügungen erlaffen und die Landgerichte abgehalten wurden. Schlimmer 
wurde es noch, ald der Herzog ftarb (12. Juni 1739) und der Biſchof Adolf Friedrich von Lübeck 
die Vormundſchaft übernahm. Rechtspflege und Verwaltung befanden fi in einem ungleich 
ungünftigern Zuftande als in dem königlichen Antheil. 

In dem legtern ſuchte ſowol Friedrich IV. als fein Sohn und Nachfolger Ehriftian VI. (feit 
1730) die innere Wohlfahrt durch Unterſtützung der Wohlfahrts- und Unterrihtsanftalten, 
des Handels und Gewerbes zu fördern, Aud nad außen hin ſuchten fie mit Erfolg ihr Gebiet 
zu erweitern. Im Jahre 1721 hatte Friedrich IV. die Grafſchaft Rankau erworben, deren legter 
Befiger feinen ältern Bruder hatte erfhießen laffen. Dann Fam ihnen das Ausfterben mehrerer 
Linien des fonderburgifchen Haufes zugute. Die plöner Linie war feit dem Tode des Herzogs 
Joachim Ernft (1671) in drei Linien gefpalten. Der ältefte Zweig ftarb aber jhon 1706 aug, 
der jüngfte 1729; über die nunmehr vereinte Erbſchaft erhob fi Streit, da der Herzog Chri— 
ſtian Karl (geft. 1706) nur einen Sohn, Friedrich Karl, aus unebenbürtiger Ehe mit einem 
Sräulein von Karlftein hinterlaffen hatte. Da jedoch Friedrich IV. deſſen Recht anerfannte, über: 
ließ der junge Herzog dem König ſchon 1720 Norburg und feinen Theil von Arröe; die andere 
Hälfte der Inſel fiel ihm 1749 zu. Endlich ſchloß derfelbe, da er ohne Erben war, einen Ber: 
gleih mit dem König, daß nad) feinem Tode alle feine Befigungen an diefen fallen follten. 
Auch mit den noch übrigen Linien des fonderburgifchen Haufes wurden Verträge abgeſchloſſen, 
infolge deren fie gegen Entſchädigung auf ihre Erbanſprüche an die Rande der ausgeftorbenen 
Linien verzichteten. Es waren dies die Linien Auguftenburg, Bed und Glücksburg. Nur die 
legtgenannte hatte nod einen Fleinen felbftändigen Landesantheil. Nach ihrem Ausfterben 
(1779) fiel aud) viefer dn ven König. Der Name Glücksburg ging fpäter (1824) auf das Haus 
Be über. Die Erbanfprüce ver ſonderburgiſchen Fürften auch auf ihre Anſprüche ald Mit- 
glieder und Erben des oldenburgifhen Gefammthaufes wurden durch jene Verträge nicht nur 
nicht alterirt, fondern wiederholt ausdrücklich anerkannt. 

Mährend das dänische Königshaus in dieſer Weife mit der fonderburgifchen Linie über: 
einfam, drohte ihm große Gefahr von feiten des fhwergefränfen, nod immer in feiner Feind⸗ 
ſchaft beharrenden gottorper Haufes, das gerade jegt im Norden zu einer glänzenden Macht⸗ 
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ftellung fih erhob. Herzog Karl Peter Ulrich war ein Enkel Peter's des Großen und ein Urenkel 
Karl's XI. von Schweden. In Schweden wie in Rußland hatten, da beide Reiche ohne fefte 
Thronfolge waren, die Erbanſprüche des gottorpiſchen Hauſes politifhen Gründen weichen 
müffen. Vielmehr war in beiden die jüngere weibliche Kinie der ältern vorgezogen worden. Da 
aber dieſe legtere fowol in Schweden als in Rußland erblos blieb, kehrte man zur ältern zurück. 
Karl Beter Ulrich wurde 1741 von den Ständen Schwedens als Thronfolger anerfannt. Da 
aber die Kaiferin Eliſabeth ibn unmittelbar darauf zum Großfürften und Nachfolger ernannte, 
trat ber Bifchof von Kübel, Adolf Frievrih, an feine Stelle. 

Am dänischen Hofe gerieth man über diefe Wendung der Dinge in große Beforgniß, und 
nicht ohne Grund. Man wußte, mit welder provinziellen Vorliebe die Gottorper an den Her— 
zogthümern hingen, und Fannte ven launenhaften und eigenfinnigen Charakter des neuen Groß: 
fürften. Die europäiihe Stellung Ruflands, der Einfluß deifelben auf die deutichen Ange: 
legenheiten war in ftetem Wachfen begriffen. Zuerft war Chriſtian V. der Anſicht, daß man den 
Übertritt des Großfürften zur griehifchen Kirche benugen könne, um ihm feinen Antbeil an 
Holftein zu entziehen. Als dies wicht durchgeführt werden Fonnte, verfuchte ex den Weg ber 
Unterhandlungen, melde nad feinem Tode (6. Aug. 1746) von feinem Nachfolger Friedrich V. 
fortgefegt wurden. Adolf Friedrich verftand ſich zuert zu einem Vergleich, in welchem er gegen 
Geldentfchädigung feinen Ansprüchen auf Schleswig zu Ounften des Könige und feiner männ— 
lichen Nachkommen entfagt und für den Fall der Nachfolge in Holftein fi zum Austaufch des 
herzoglichen Antheils gegen Oldenburg bereit erflärt. Selbft ver Großfürſt fhien eine Zeit lang 
geneigt, auf einen ähnlichen Vergleich einzugehen, aber der alte Familienhaß erwachte wieder 
in ihm und alle Verhandlungen hatten ein Ende. 

Nachdem Karl Peter Uri unter ven Nanıen Peter IH. ven ruffiihen Thron beftiegen und 
nit Friedrich dem Großen Frieden geihloffen hatte, ſchienen neben feiner gewaltfamen Nene- 
rungsfucht alle feine Gedanken auf einen Krieg gegen Dänemarf gerichtet zu fein. Die Gefahr 
für legtered war groß, über die Unterhandlungen waren die Mittel zum Kriege verabfäumt 
worden. Doch rüftete man in Eile, die feindlichen Heere ftanden fih in Mecklenburg fait ges 
genüber, eine ruſſiſche Flotte anferte bei Kemern, als die Ermordung Peter's (17. Juli 1762) 
alten Beforgniffen ein Ende machte und bald den Frieden herbeiführte. Die Vormundſchaft 
über den jungen Groffürften Baul erhielt der Herzog Georg Ludwig, jüngfter Bruder des 
Königs von Schweden, und nach deffen ſchon 1763 erfolgtem Tode der ältere, Friedrich Auguft, 
Bifhofvon Lübeck. Während diefer Periode (feit 1759) ftand der Freiherr von Saldern an 
der Spige der Gefchäfte, und unter feiner Leitung geſchah manches zur Befferung der Zuftände. 

Das Wihtigfte war aber, daß die Kaiferin Katharina ſich zu einer Übereinkunft mit dem 
König willig zeigte. Wegen ver Minderjährigkeit des zukünftigen Herrfchers, des Großfürſten 
Paul, Fam es zunächſt zum Abſchluß eines proviforifhen Tractats (11. [22.] April 1767), 
ver alle „in dem zur Beherrſchung des ganzen Nordens Gerufenen und beftimmten olvenburgi- 
ihen Haufe” obwaltenden Uneinigfeiten mit der Wurzel ausrotten follte. Auf den orcupirten 
Antheil Schleswigs wird vollftändig Verzicht geleiftet, ver holfteinifche Theil fol gegen Olden⸗ 
burg vertaufcht werden. Das Haus Gottorp behält feine Fideicommißgüter in Holftein und 
das Bisthum Kübel, deſſen Coadjutur von einen Mitglied des königlichen Haufed aufgegeben 
wird; als Entfhädigung wegen Anjprüde an Bemern wird eine Summe Geldes gegeben. Der 
König verfpricht, Holftein, alle Stände und Einmohner bei ihren- Rechten und Freiheiten zu 
laffen, nanrentlich auch die Univerfität Kiel zu erhalten und zu fügen. Nach erreichter Groß- 
jährigfeit des Großfürſten (geb. 1753) kam diefer Vertrag zur Ausführung (20. [31.] Mai 
1773). Er venumeirt und entfagt für jid), feine Erben und Defcenventen allen an das Her: 
zogthum Schleswig und in specie auf den vormaligen fürftlichen Antheil deffelben, die Infel 
Femern u. |. w. bisher gehabten oder zu formirenden Gigenthumd= und andern Rechten, For— 
derungen, Anz und Zufprüden, fie mögen Namen haben, wie fie wollen, er verpflichtet ſich, 
weber felbft in einiger Weife oder Wege diefer Nenunciation entgegenzubandeln, noch geſchehen 
zu laffen, daß derjelben zumidergebandelt werde ; in diefer Abficht werden alle vorbhergegange- 
nen Teftamente, Dispoſitiones, Barta, Verträge, Friedensfhlüffe und Garantien, infofern 
jelbige diefer Renunciation und den wörtlichen Berftande verfelben entgegen fein möchten, bier: 
mit in Anfehung feiner, jeiner Erben und Defcendenten ausdrücklich für aufgehoben und 
fraftlos erflärt, dergeftalt, daß jolde und beſonders Herzog Johann Adolf's wegen ber fünf 
tigen Suereffion und fonft unterm 9. Jan. 1608 gemachte Dispofition und Verordnung zur 
Entkräftung und Alterirung aegenwärtiger Renunciation niemals follen Fönnen angezogen 
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nody zu einigem Behelf genomitten tverden, „und wollen ſolchemnach nit nur, daß Ihre Kö— 
niglidhe Majeftät zu Dänemark, Norwegen und Dero Königlihe Cron-Erben vorgedachtes Her- 
zogthum Schleöwig mit allen Zubehörungen ruhig und ungeftört, ohne von jemand, am we— 
nigften aber von Uns ober Unſern Erben und Defcendenten deöhalb zu machenden Forderung, 
Einrede, Anfprüde und Hinderniß ferner und zu ewigen Zeiten eigentbümlich befigen, inne— 
baben, genießen und nugen mögen‘. 

Die Bedeutung auch diejer Acte ift demnach nicht weniger klar und unzweideutig ald bie 
frühern. Die Befigergreifung von 1713 erhält jet infolge des Verzichts des Großfürſten fürfich 
und feine Erben und durch den Beitritt der Glieder der jüngern gottorper Linie diejenige recht: 
lihe Wirffamfeit, der fie bisher entbehrt hatte und Die man durch Garantien zu erfegen bemüht 
gemejen war. Der Verzicht bewirkte, daß die königliche Linie an dieStelle der gottorpiichen trat, 
und daß das Erbrecht auf den Antheil der Herzogthümer, welches das Haus Gottorp bisher 
gehabt hatte, wie ed durch die Primogeniturorbnung Johann Adolf3 von 1608 geregelt war, 
auf die königliche Linie und deren männliche Defcendenten nad den Grundſätzen der agnatifchen 
Erbfolge überging: Aller Erbrechte auf die Herzogthümer hat ih dad Haus Gottorp damit 
Feineswegs begeben. Nur tritt es an die Stelle zurück, die ihm das Geblütsrecht in der agna— 
tiichen Erbfolge anweiſt. Wenn alfo das gefammte königliche Haus älterer und jüngerer (fon: 
derburger) Linie ausfterben follte, wirde das Haus Gottorp unzweifelhaft das nächſte Recht 
an den ganzen Compler beider Herzogthümer bejigen. Bei aller Einfachheit und Linzweideutig- 
Feit dieſes Vorgangs hat man dennoch verſucht, ihm eine andere Deutung unterzulegen. Das 
mehreitirte Sommiffionsbevenfen und die Ammwälte der Dänen ziehen aus demfelben folgende 
Schlußfolgerung: Vom Großfürften Paul fei 1773 auf feine Anfprüde und Rechte am 
Herzogthum Schleswig zu Gunſten der Krone Dänemarks Verzicht geleiftet; in ver Renuncia= 
tiondacte nenne er den gottorpifchen Antheil von Schleöwig den von der Krone Dänemarks 
occupirten hochfürſtlichen Antheil, er ſpreche von Ihro Königlichen Majeftät von Dänemark und 
Dero Kronerben. Diefer Verzicht müffe auch gegen jeden dritten von Effect jein, weil in 
Betreff eines im Kriege gewonnenen Landes völkerrechtlich die Ceſſion und Renunciation des 
actuell Beſitzberechtigten genüge. Es fei demnach die im Königreih Dänemark geltende Suc- 
ceifion nad dem Königsgeſetz auch in Schleswig anerkannt. 

Nun wird die Bezeichnung Krone bekanntlich fehr früh gebraucht. In Beziehung: auf die 
Serzogthümer kommt diefer Ausdruck zahllofemal vor. Ganz allgemein wurde unter dem 

Wort Krone der König jelbft, das Symbol für die Perſon verftanden. Zu Gunften dev Krone 
Dänemarks verzichten heißt daher nichts anderes als die Erbrechte, wie fie einmal in dem Landes: 
theil, auf den verzichtet wird, beſtehen, und wie fie der Verzichtende befigt, auf den Inne: 
baber der Krone Dänemarks übertragen, und Kronerben find diejenigen, welche in dieſem 
Landestheil vem beftehenden Erbrecht gemäß zur Erbfolge berufen find. Es gehört die ganze 
Kühnheit der däniſchen Interpreten dazu, aus einem fo gewöhnlichen und jo allgemeinen Aus- 
druck das Anerfenntniß eined neuen Erbrechts herleiten zu wollen. Wie wenig ferner die 
Beiignahme von 1713 eine kriegsrechtliche Occupation genannt werden kann, ift oben gezeigt; 
weiter aber ift ed klar, daß die ganze däniſche Deduction auf einer (abfichtlihen oder unabiicht- 
lichen) Berwechfelung der Begriffe Nenunciation und Geffion beruht, da Gefjion die libertra- 
gung der Rechte auf einen dritten, Renunciation nur das Wegräumen von Hinderniſſen be: 
deutet. Endlich ift es völlig ungereimt, zu behaupten, es könnten durch eine Renunciation 
oder felbft vurd eine Ceſſion Erbanſprüche däniſcher Kroncognaten begründet und das beflere 
Recht der Agnaten vernichtet werben. 

Durch den Verzicht ded Großfürſten Paul und durch das einige Jahre ſpäter (1779) erfolgte 
Ausfterben des Haufes Glücksburg war ganz Schledwig = Holftein unter der Föniglichen Regie: 
rung vereinigt, und im ganzen betrachtete dad Land dies ald einen Segen. Thatjächlich herrfchte 
im Lande ein milder Abjolutismus, aber die Regierung trug einen wohlwollenden Charakter 
an fi und die alten Formen wurden gewahrt. Die Privilegien dev Prälaten und Ritterfhaft 
werden in ber alten Weiſe beftätigt, von Ehriftian VI. auf befonderes Anfuchen auch der nexus 
soeialis der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Nitterfchaft, doch mit vem Zufag: „ſoweit felbiger Uns, als 
ibrem fonveränen und alleinigen Landesherrn, an Unſern hohen juribus und Gerechtſamen nicht 
präjubieirlich fein könne‘ (17. Juni 1732). Chriſtian VI. that, wenn auch in einfeitig kirchlicher 
Richtung, mandjes für die Hebung von Unterricht und Wiſſenſchaft, und einzeln hervortretende 
Beftrebungen, die däniſche Sprache in Schledwig wieder nach und nach zur Geltung zu bringen, 
hatten feinen Erfolg. Vielmehr kam die deutſche Sprache, auch als Gerichtsſprache, in ganz allge: 
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meinen Gebraud. Schwer aber empfand das Landvolf die Einrichtung eines neuen Heerivefens, 
von der ed allein betroffen wurde. Nicht weniger drüdend war die Einführung einer Kopffteuer 
unter Friedrich V., da fie naturgemäß den Unvermögenden am härteften fiel. An eine Beftäti- 
gung von jeiten der Stände dachte man in jener Zeit nicht, am wenigſten bei einem fo ver- 
fhwenderiihen Hofe, wie der Friedrich's V. ed war. 

Auf Friedrich V. folgte Chriftian VII. (14. Ian. 1766), unter deffen Regierung die Kata - 
ftrophe Struenſee's und der Königin Karoline Mathilde, ſowie die erfte leife Regung des natio- 
nal-däniſchen Elements gegen das deutiche in den Herzogthümern fällt. Struenfee war ein 
Mann von bedeutenden Gaben, den humanern und aufflärerifhen Anfichten des Jahrhunderts 
völlig ergeben, ernftlic das Befte des Volks wollend, ehrgeizig und ſinnlich. Mit der Königin 
im Bunde übte er eine unumjchränfte Herrſchaft über den infolge früherer Ausſchweifungen gei- 
fteöfranfen König aus. Die frühern Minifter traten zurüd, unter ihnen der hochverdiente 
Ernft Hartwich Bernflorff, der den weientlichften Antheil an ven Verhandlungen über den Aus- 
taufch des großfürftlichen Holftein gehabt hatte, und Struenfee erhob fich zu allmächtigem Einfluß. 
Viele Misbräuche wurden abgeihafft, jo namentlich die Tortur und die Genfur, die Verwal— 
tung in allen Zweigen neu organifirt, namentlidy auch die zerrütteten Finanzen geregelt. Mei- 
ftend geſchah dies in Gemeinfhaft mit den Herzogthümern, doc unter Bewahrung einer ge: 
wiffen Selbftändigfeit derjelben, wie fie z.B. im Finanzcollegium eine beiondere Abtheilung 
hatten. Dabei aber verlegte er fat alle Klaffen der Gefellihaft, den Adel durd feinen jelbft- 
bewußten Stolz, die kirchlichen Zeloten, die unter Chriftian VI. ihre goldene Zeit gehabt hat— 
ten, durch feine Toleranz, den Bürgerfland durd feine die privaten Interejfen vielfach ver: 
legenden Neuerungen, das ganze Volk durch feine ausgeſprochene Vorliebe für das Deutſche. 
Auch in den Herzogthümern war man feiner Regierung nit hold, namentlich der Adel war 
dem Emporfömmling abgeneigt, ver feine Geringfhägung gegen die Vorzüge der Geburt faum 
verhehlte. Sein Tod auf dem Blutgerüft (25. April 1772) wird jegt auch in Dänemark allge- 
mein ald ein Juſtizmord betrachtet. Die von ihm vorgenommenen Beränderungen, auch die 
wohlthätigften, wurden zum großen Theil bejeitigt, die alten Einrichtungen wiederhergeftellt. 
Indeß waren es Jahre des Friedens und des fteigenden Wohlftandes, und eine noch günftigere 
Zeit wird bezeichnet durh dad Emporfommen von Dänemarks größtem Minifter Andreas 
Peter Bernftorff, der mit dem aufrictigften Willen für dad Wohl des Volfd Mäfigung und 
Geihidlichkeit genug verband, feinem Minifterium nad innen und außen hin Achtung zu 
verichaffen. 

Für die Herzogthümer war die deutſche Kanzlei mit gemeinfamen Gollegien, der Rente- 
fammer, dem General- Landesöfonomie= und Gommerzcollegium gebildet. Eine ftändige De: . 
putation aud Prälaten und Ritterſchaft (feit 1775) nahm in einigen Beziehungen Die Stelle des 
ſtändiſchen Ausſchuſſes ein und vertrat wenigftend die Einheit des Landes. Die in Altona 1776 
gegründete fogenannte Speciesbanf brachte wenigſtens eine geraume Zeit Schuß gegen die un: 
günftigern Sinanzverhältniffe des Königreichs. Handels-, Kriegs: und andere Sachen waren 
für Dänemark, Norwegen und die Herzogthümer gemeinfhaftlih, doch ſprach Bernſtorff es 
bei verſchiedenen Gelegenheiten aus, daß dad Reich nur dann in friedlichem und glüdlihem Zus 
ftande gedeihen fönne, wenn die drei Theile dveffelben nad ihren befondern Eigenthüm— 
lichkeiten behandelt und regiert würden. An eine Trennung derjelben von Dänemark dachte 
man indeß nit. Im Jahre 1776, 15. Jan., erfchien Die Indigenatsverordnung, die für 
fämmtliche Unterthanen ein gemeinfamed Recht begründete und nur von jedem die Erfüllung 
der Bedingungen verlangte, welche in dem einzelnen Lande für den Dienft oder gewiffe Arten 
deitelben vorgefchrieben waren. Dadurch fanden viele Dänen Gingang in die Herzogthümer, 
namentlid in den Heeres- und Zolldienit und ald Kirhendiener im nördlichen Schleswig, wäh- 
vend fie freilich bei dem ganz verihiedenen Rechtözuftande von dem eigentlihen Staatsdienft 
ausgeſchloſſen blieben. 

Inzwiſchen fuchte der ränfevolle und heuchlerifche Guldberg, auf die Gunft ver Königin- 
Mutter fih ſtützend, Bernftorff zu flürzen. Es gelang ihm (1780), und eine Zeit lang war 
er allmächtig, bis der Kronprinz Friedrich nad erreihter Mündigkeit durch entjchloffenes Auf- 
treten die Zügel der Regierung ergriff (1784) und Bernftorff zurüdberief. Solange diefer 
leßtere lebte, war die Regierung des Kronpringen eine glückliche. Die Wiffenfhaft ward ge- 
fördert, die Univerfität in Kiel gehoben, bafelbft und in Tondern ein Schullehrerfeminar ge: 
gründet. Beſonders lobenswerth waren die Bemühungen des Kronprinzen und feines Mini- 
ſters für die Verbefferung der Lage des Bauernftandes, jpeciell für die Aufhebung ver Leib- 
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eigenfchaft, wozu bie Ritterſchaft im allgemeinen willig die Hand bot. Ein Beſchluß vom Ja- 
nuar 1797 verfügte, daß in acht Jahren die Leibeigenihaft völlig ein Ende Haben folle, bie 
genauern Beftimmungen bradte ein Gejeg vom 19. Dec. 1804. Auf den meiften Gütern 
blieb indeß die Zeitpacht befteben. 

Die Möglichkeit einer Trennung der Herzogtbümer von Dänemark hat Bernftorff ernftlih 
beihäftigt. Um biefer vorzubeugen, brachte er 1786 die Bermählung ded Herzogs von Augu— 
ftenburg mit der Schwefter ded Kronprinzen zu Stande, jodaß für den Fall des Finderlofen 
Todes des legtern der ältefte aus diefer Ehe entiproffene Sohn unbezweifelt der nächſte Erbe der 
jegt unter Einem Scepter vereinigten Lande geworden wäre. Während der Stürme, die nad 
dem Ausbruch der Branzöfifhen Revolution über Europa dahinbrauften, bewahrte Bernftorff 
eine kluge Neutralität, die für Handel und Schiffahrt höchſt vortgeilhaft war. Aber er erlebte 
die Erfolge feiner vielfeitigen Thätigfeit nicht, am 2. Juni 1797 ftarb ver große Minifter, und 
ein großer Wechfel der Dinge trat ein. 

Der Kronprinz Friedrich war ohne Zweifel von dem beften Willen bejeelt, jein Volk glüd- 
lich zn machen, allein er war übel erzogen und fein Geift befchränft. Bernitorff war nicht zu 
erjegen. Die Neutralität ward aufgegeben und ſeerechtliche Streitigkeiten führten zum offenen 
Bruch mit England, deſſen Blotte 1801 Kopenhagen angriff und Dänemarf zu einem un: 
günftigen Frieden zwang. Handel und Verkehr litten unſaglich, und die ih mehrenden Rüftungen 
zu Waffer und zu Lande erforberten neue Mittel, die bei dem erfchöpften Zuftande der Finanzen 
Ihwer aufzubringen waren. Den Herzogthümern warb eine neue Steuer (Grund- und Be- 
nugungöfteuer) auferlegt; die Vorftellungen der ritterfchaftlihen Deputation dagegen blieben 
erfolglos. Die Veränderungen in Deutfchland Hatten auch auf Holftein Einfluß. Die Säcu— 
larifationen ded Jahres 1803 madhten dem Bisthum Lübeck und dem hamburger Domkapitel 
ein Ende; erftereö verblieb ald weltlihes Fürſtenthum der zu Oldenburg regierenden jüngern 
Linie des gottorper Haufes, im Betreff des Domfapiteld ward (21. April 1803) eine Verein— 
barung mit Hamburg aetroffen. 

Als bald darauf Kaifer Franz I. feine Würde als Oberhaupt des Deutichen Reichs nieder⸗ 
legte, entftand für Dänemark die Frage, wie ed mit Holftein zu halten jei. Man wünjchte am 
däniſchen Hofe, ed durd einen Machtſpruch dem Königreih zu incorporiren, und ſchwerlich 
wäre damald von feiten Deutfhlands ein Widerſpruch erfolgt, wohl aber flanden außer den 
Landesrechten, um die man fich wenig fümmerte, Die Rechte ded Herzogs von Auguftenburg ent= 
gegen, ber energifhen Widerſpruch erhob. Man fand einen Ausweg, indem man in dem zu 
erlaffenden Patent Holftein ald einen in jeder Beziehung „ungetrennten‘ Theil der dänischen 
Monarchie bezeichnete. So bedeutend dad Wort „unzertrennlich“ geweſen wäre, jo nichtsſagend 
war der Ausdruck „ungetrennt”. Das Patent vom 9. Sept. 1806 befagte: „Unfer Herzog: 
thum Holftein, unfere Herrſchaft Pinneberg, unfere Grafſchaft Rankau und unfere Stabt 
Altona follen fortan unter der gemeinjamen Benennung bed Herzogthums Holftein mit dem 
geſammten Staatöförper ald ein in jeder Beziehung völlig ungetrennter Theil defjelben ver: 
bunden und von nun an unferer alleinigen unumfchränften Botmäpigfeit unterworfen fein.” 
Dabei mag man die Abſicht gehabt haben, in der Folge das „ungetrennt‘ ald ein „unzertrenn— 
li“ zu deuten, wie denn wirflih däniſche Schriftiteller unferer Zeit ſich nicht entblödet Haben, 
in dieſer Weije dad Wort zu fälihen. Das Erbfolgerecht des Herzogs von Auguftenburg auf 
beide Herzogthümer wurde übrigend damals noch nicht beftritten, und die alte Verbindung ber- 
felben nicht angetaftet. Defto ſchwerer empfanden die Herzogthümer die Übel der falſchen Politik 
ihres Landesherrn, der fi mit Leidenfhaft in das franzöſiſche Bündniß geworfen hatte, und 
den Klugheit und das Interefje der von ihm beherrſchten Volksſtämme zu einer Verbindung 
mit England hätte drängen müſſen. Die Theilnahme an der Gontinentalfperre, die Frankreich 
forderte, brachte den Herzogthümern ungeheuere Verlufte, die Überlieferung der Flotte an ben 
franzöfifchen Kaifer wurde durch die Wegführung verfelben von feiten der Engländer ver: 
hindert, und jet blieb nur der enge Anſchluß an Frankreich übrig (13. Oct 1807), das aldbald 
feine Truppen in das Land fanbte und fo zu der Lähmung alled Verkehrs die Laften einer über: 
großen Einquartierung fügte. Ehriftian’8 VII. Tod, der um dieſe Zeit erfolgte (13.März 1808), 
brachte natürlich in der Lage der Dinge nicht die mindefte Veränderung hervor, Dänemarf war 
ein Bajallftaat Frankreichs geworben, aber noch bewahrte e8 feine Integrität, bis der Um— 
ſchwung der Berhältniffe, Napoleon’d Niederlagen in Rußland und bei Leipzig die Abtretung 
eines feiner Königreiche zur Folge hatten. Bald nach der Schlaht bei Leipzig occupirte ein 
ſchwediſch⸗ ruffifch = deutſches Heer Schleswig - Holftein, man dachte an eine völlige Zer— 
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ſtückelung dev Monarchie und an die Errichtung eines Königreichs Cimbrieu, das Jütland und 
die Herzogthümer umfaffen follte. Zu ſpät hatte Friedrich VI. verfucht, ih den Verbündeten 
zu nähern, im Brieden zu Kiel (14. Jan. 1814) mußte Norwegen gegen Schwediſch-VPommern 
an Schweden, Helgoland an England abgetreten werden. Zu den Leiden des Kriegs, Ein- 
quartierung, Brandihagung, Plünderung Fam noch ber däniſche Staatsbankrott, der das ganze 
Clend einer Papierentwerthung über die Herzogthümer brachte. Die Altonaer Bank mußte 
ihre Borräthe hergeben, ohne daß ein Erfag geleiftet wurbe. Cine neue Banf ward gemeinfan 
für Dänemark und Schleswig Holftein eingerichtet, neue fogenannte Reichsbankthaler ein- 
geführt, als Dedung 6 Proc. vom Werth ded gefammten Grundeigenthums in Anfprud ge: 
nommen; diefe 6 Bror. follten baar bezahlt werden, wo nicht, eine Verzinfung mit 6"/, Proc. 
eintreten (5. Jan. 1813). Die Serzogthümer beriefen fid abermals obne Erfolg auf ihre 
Landrechte, ſtrenge Maßregeln icherten die Durdführung jener Gewaltthat, und durch ein fort= 
geſetztes Syſtem der Ubervortheilung der Herzogthümer wurde diefen die Hauptlaft ver aus 
der beillofen dänifhen Staatöverwaltung entfprungenen Staatslaften aufgebürbet. Daneben 
juchte man der dänischen Sprache eine immer weitere Ausdehnung zu geben. Hierbei wirkte 
die Vorliebe, weldhe Friedrich VI. jhon in feiner Jugend für alles Dänifche eingeflößt war, vers 
eint mit dem Hinblick auf einen zukünftigen däniſchen Geſammtſtaat. Es erjchienen in raſcher 
Folge verfchiedene Verordnungen in diefem Sinne. Im Jahre 1807 den 8. Det. wurde be- 
flimmt, daß alle Verordnungen im Lande auch däniſch erlaffen werben follten; am 2. Dec. 1809 
wurbe für alle Beftallungen das Däniſche eingeführt; die Kenntniß der dänischen Sprache, die 
nad der Verordnung vom 23. Det. 1811 einen Borzug geben follte, ward ſpäter allgemein 
geforbert (14. Sept. 1812), der Unterricht derfelben follte in allen Schulen eingeführt werben. 
Man ließ ſich alles dies ohne Remonftration gefaklen, auf die Ausbreitung ver däniſchen Sprache 
bat es feinen Einfluß gehabt. Der Schleswiger lernte ſich nicht ald Däne fühlen, vielmehr 
nannte er ſich jelbft gern Holfteiner und ward als folder von den Dänen ebenfo allgemein be- 
zeichnet ald von den Deutſchen. 

Die in Wien pacijeirenden Mächte waren im allgemeinen gegen Friedrich VI. fehr wohl- 
mollend gefinnt. Norwegen war zwar nicht wiederzuerlangen, indeß war der däniſche König 
nabe daran, die Hanfeftädte Hamburg und Lübeck ald Erfag zu befommen, und tauſchte am 
Ende Schwediſch-VPommern gegen Lauenburg aus. Holftein und Lauenburg wurben in den 
Deutihen Bund aufgenommen, auch ift von dem Beitritt Schledwigs die Nede geweſen, und 
mern auch dieſer nicht erfolgte, jo blieben doc die gemeinfamen Einrichtungen und bie gemein- 
jamen Oberbehörven. Es konnte nicht fehlen, daß die wiener Verhandlungen die Berfaffungs: 
frage aufs neue aufregten. Noch während des Gongreffed (23. Ian. 1815) reichten Prälaten 
und Nitterfchaft ein Gefuh an den König um Herftellung ihrer alten Berfaflung ein. Die 
Bundesacte verhieh jedem Bundesftaat eine lanpftändifhe Verfaffung, und die Betenten baten, 
daß eine ſolche auch auf Schleswig ausgedehnt werden möge. Zugleih ward die Beftätigung 
der Privilegien nachgeſucht, die au (17. Aug.) erfolgte. Aber zu verfelben Zeit warb eine 
Gommiffion niedergefegt, um für Holftein eine den Verhältniffen eutſprechenden Verfafſung 
(9. Aug.) zu entwerfen. Eine neue Borftellung und Bitte erfolgte von feiten der Prälaten und 
Ritterfchaft (8. Det.), betreffend ‚die Erhaltung und Wirkung der gemeinfamen Verfaſſung und 
uralten Verbindung von Schleswig und Holftein”. Dieſer Bitte fchloffen fih Gorporationen, 
Städte und Landgemeinden an. Allein Friedrich VI. war einer Verringerung feiner Madht- 
vollfommenheit Höhft abgeneigt und feinem Beftreben Fam vie nationale Bewegung entgegen, 
nicht weniger die große Neaction in Europa nah den Befreiungsfriegen. Die einzige anerkannte 
Bertretung ded Landes, Brälaten und Ritterihaft, denen fi andere Gutsbeſitzer anſchloſſen, 
widerjegten fi neuen Steuern und legten Rectöverwahrungen gegen alle vom Lande nicht 
gebiliigten Steuern ein. Aber dieje wurden mit Gewalt eingetrieben und mit Aufhebung der 
fortwährenden Deputation von Prälaten und Ritterihaft gedroht. Die Bundesverfammlung, 
an die man fih (im November 1821) mit einer ausführlichen. Denfichrift gewandt hatte, 
entſchied ſich, nachdem der König die Erflärung abgegeben hatte, für dad Bundesland eine Ver: 
iaffung geben zu wollen, dahin, die Antragfteller darauf zu verweilen, im übrigen aber dem 
Geſuch feine Folge zu geben. Auch fonft brachten dieſe Jahre ſchwere Galamitäten über das 
Land. Die hohen Steuern, Theuerung und Mangel, Entwerthung ded Grundbeſitzes trieben 
Taufende aus ihrem Befig, bis ſich allmählich infolge des allgemeinen Friedens wieder ein 
fteigender Wohlſtand Fundgab. 

Nad der Julirevolution trat das Verfaſſungsleben neu hervor. In einer Heinen, aus: 
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gezeichnet Haren Schrift übergab Jens Uwe Lornſen der Öffentlichkeit die Wünſche des Landes 
und das Recht deſſelben, vie Verwirklichung diefer Wünſche zu fordern. Seine Berurtbeilung 
zeugte freilich von ber noch beftebenden Abhängigkeit jelbft der richterlichen Behörden von der 
Regierung; doch wurde (2. Mai 1831) die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, ſowie 
die Einführung eined gemeinſchaftlichen Oberappellationsgerichts und von Provinzialftänden 
verheißen. Nach einigem Zögern wurden wenigitens die beiden letztern Punkte erfüllt. Die 
Verordnungen vom 15. Mai 1834 führten Provinzialftinde mit berathender Stimme ein, 
für jedes Herzogthum beſonders, doc follte an dem Sorialnerus der Nitterfchaft und an den 
fonftigen Verhältniffen ver Herzogthümer nichts geändert werden. Gebildet wurden die Stände 
aus den Abgeorbneten der Städte und kleinern Landbeſitzer, ven Beligern adelicher Güter, aus 
einzeinen Inhabern von Virilſtimmen und den vom König ernannten Mitgliedern. Alle zwei 
Jahre follten fie ih im Holflein und Schleswig verfammeln; zur Berathung follten ihnen all- 
gemeine Gefege vorgelegt werden, welche Meränderungen in Perfonen= und Eigenthumsrechten 
und in den Steuern und öffentlichen Laften beträfen; an die Negierung durften fie Borfchläge 
und Anträge, Bitten und Beſchwerden richten; eine entfcheidende Stimme hatten fie nur über 
Gommunalangelegenheiten. Dieſe Einrichtungen entfpradhen freilih dem alten Landesrecht in 
keiner Weife und Prälaten und Ritterfhaften verabjäumten nicht das einzige, was damals in 
ihrer Macht land, Rechtsverwahrungen einzulegen. Allein e8 war doch Gelegenheit gegeben, 
die Wünſche und Intereffen des Landes zur Sprade zu bringen, die Theilnahme des Volks am 
öffentlichen Leben zu meden. 

Das Oberappellationdgeriht in Kiel und die ſchleswig-holſteiniſche Negierung in Schles- 
wig, welcher legtern die adminiftrativen Befugniffe der beiden Obergerichte übertragen wurden, 
waren beiden Herzogthümern gemeinſam. Auch die Geſetzgebung blieb im wejentlichen in 
beiven gemeinfam, diefelben Entwürfe wurden beiden Ständeverfanmlungen vorgelgt. In 
Dänemark waren gleichzeitig beratende provinzielle Ständeverfammlungen eingeführt, für die 
Infeln und für Ihtland, Wie vie ſchleswig-holſteiniſchen ſtrebten audy jie nah einer Ber: 
einigung, wollten aber feine folde Gemeinfamfeit der Stände für die Herzogthümer dulden. 
Während fo immer neue Streitpunfte zwiſchen den Herzogthümern und den Dänen auf: 
tauchten, ftarb König Friedrich VI. (3. Dec. 1839). Seine Söhne hatten dad Kindesalter nicht 
überlebt. Ihm folgte ein Abkömmling der feiner Linie feindlihen Stiefmutter ſeines Vaters, 
Ehriftian VIII., Sohn des Erbpringen Briedrid. 

Diefer König nahm entſchieden Partei für Dänemark, das Land feiner Geburt. Allein er 
entbehrte jedes phofifhen und moralifhen Muthes und war weit geneigter, auf dem Wege 
der Unterhandlungen und der Lift feine Zwecke zu verfolgen, ald durch ein entſchiedenes Auf- 
treten. Seine erften Maßregeln erweckten im Lande Hoffnung, namentlich wurde die Ernen- 
nung ded Bringen Sriedrih von Auguftenburg=Noer zum Statthalter und Höchſteomman— 
direnden mit Befriedigung aufgenommen. Aber bald gefhahen Schritte, welche des Königs 
Entihluß, Schledwig:Holftein möglihft eng mit Dänemark zu verbinden, deutlich offenbarten. 
Der mejentlihfte Punkt des ganzen Streits drehte ſich jedoch um die Erbfolge. Zwei Ehen 
ded einzigen Sohnes Chriſtian's VII., des jpätern Königs Friedrich VII. waren kinderlos ge- 
blieben und getrennt worben, und da aud der Bruder ded Königs, der Erbprinz Ferdinand, 
feine Kinder hatte, war die Ausficht auf die Trennung der Herzogthümer von dem Königreich 
in nicht allzu große Kerne gerüct. Jet wurden alle Vorgänge der Geſchichte durchſucht und 
alle jene obenerwähnten Verträge, Friedensſchlüſſe, Garantien, Patente, Huldigungen u. f. w. 
hervorgehoben, um das Anrecht Dänemarks an die Herzogthümer und fperiell an Schleswig zu 
erweifen. Die däniſchen Ständeverfammlungen, deren eigentlihe Aufgabe eine Einmiſchung in 
die ſchleswig⸗ holſteiniſchen Angelegenheiten gar nicht zuließ, machten fi zu Wortführern diefer 
Beftrebung. Nachdem der König, durd die Entſchiedenheit des Widerftandes in den Herzog: 
thümern wanfend gemacht, no im December 1843 erklärt hatte, daß er ebenſo wenig die Ab: 
fiht hege, Schleöwig oder Theile deffelben mit dem Königreich zu vereinen, ald es in eine ftaate- 
rechtliche Verbindung mit Deutjchland zu bringen, daß er aber die Selbftändigkeit des Herzog: 
thums und deffen Verbindung mit Holftein zu erhalten gefonnen fei, wurde in ber roeskilder 
Ständeverfammlung 1844 der Antrag geftellt: der König wolle in feierlicher Weiſe zur öffent- 
lien Kundebringen, daß diegefammte däniſche Monarchie, dad Königreih Dänemarf, ſowie die 
Herzogthümer Schleöwig, Holftein und Lauenburg nah den Beftimmungen ded Königsgefeges 
untbeilbar vererbt würden. Die damals verfammelten holfteinifhen Stände ſprachen dagegen 
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in einer ſeierlichen Rechtsverwahrung die Säge aus: die Herzogthümer find ſelbſtändige, feft 
miteinander verbundene Staaten, in denen der Mannsſtamm berrfät. 

Der Beſchluß der roeskilder Ständeverfammlung entſprach indeß den Neigungen des Königs 
vollfommen. Eine Commiffion ward niebergefegt, um die Erbverhältniffe zu unterfuchen, 
und ald Refultat ihrer Arbeiten verfündete ver fogenannte Offene Brief vom 8. Juli 1846, 
daß die Erbfolge des Königägefeged, wie in Dänemark aud) in Schleswig und Lauenburg un- 
zweifelhaft beftebe, „dagegen bat die angeftellte Unterfuchung ergeben, daß mit Rückſicht auf 
einzelne Theile des Herzogthums Holftein Berhältniffe obwalten, weldye Uns verhindern, Uns 
mit gleicher Beftimmtheit über das Erbrecht Unferer ſämmtlichen Föniglihen Erbfuccefforen 
von dieſem Herzogthum auszuſprechen“. Diefer legtere Pafſus war ohne Zweifel von der 
Scheu vor einem Widerſpruch des gottorpiihen Hauſes, namentlich Rußlands und Schwedens, 
eingegeben. Den gewiſſen Widerftand der jüngern, näher berechtigten föniglihen Linie 
hoffte man womdglih durch gütlihe Mittel, oder, wenn nöthig, durch Gewaltmaßregeln 
zu bejeitigen. Der erwartete Widerftand ließ nicht auf ih warten. Die Fürſten des Haufes 
Sonderburg legten Berwahrungen beim Bunde ein, der Prinz von Noer, der Herzog von 
Glücksburg und mehrere Mitglieder der jchleswig = holfteinifchen Nitterfchaft gaben die Amter 
auf, die fie befleiveten, troß des däniſchen Verbots entwarfen die holfleinifhen Stände eine 
Adreffe, legten, ald die Annahme verfelben verweigert ward, die Lage der Dinge dem Bunde 
vor und gingen auseinander. 

Jegt wurde auch in Deutichland die Bedeutung der Frage im vollen Umfang erfannt. In 
zahlreihen Schriften warb die Frage erörtert, in Adreffen und Kammerbefhlüffen den Herzog: 
thümern alle Hülfe zugefagt. Chriſtian VIIL fuchte den Sturm zu befhwichtigen, den er herauf: 
beſchworen. Auf feine beruhigenden Erklärungen jprad der Bundestag aus, der König von 
Dänemark habe verfihern laffen: „daß Allerböchftviefelben bei Ihren Beitrebungen, die 
Succeſſionsverhältniſſe des Herzogthums Holftein zu ordnen, nit willeng feien, wohlbegrün- 
beten Rechten der Agnaten zu nahe zu treten und bie Selbftändigfeit des Herzogthums, deffen 
Verfaffung und jonftige auf Gefeg und Herfommen beruhende Beziehungen zu beeinträdtigen 
und willfürlihen Beränderungen zu unterwerfen.” Dadurd fand fi die Bundeöverfammlung 
in ihrer vertrauendvollen Erwartung beftärft, daß der König bei endlicher Feftftellung der in 
dem Offenen Brief vom 8. Juli 1846 beſprochenen Verhältnifje vie Rechte aller und jeder, ind- 
beſondere aber die des Deutfchen Bundes, der erbberehtigten Agnaten und der gelegmäßigen 
Landesvertretung Holfteins beachten würde. Diefelbe behielt jih ald Organ ded Deutſchen Bun- 
des die Geltendmachung ihrer verfaffungsmäßigen Competenz in vorfommenden Bällen vor 
(17. Sept.1846). An die Herzogthümer erging (18. Sept.) eine Erklärung, daß ed nicht Die 
Abſicht fei, die Rechte der Herzogthümer zu fränfen, ihre Verbindung zu löfen, aber die Un- 
zertrennlichfeit der dänischen Monardie warb auch bier ald Princip aufgeftellt, und dieſer 
Grundjag fand bei den europäiihen Gabineten Billigung, wenn aud nicht der vom König 
beabiichtigte Weg zur Erreichung diejes Ziele. 

Die ſchleswigſche Ständeverfammlung fam am 1. Oct. 1847 zufammen und legte in 
einer Adreife die Rechte der Herzogthümer dar; es wurde die Trennung der AUbminiftration der 
Herzogthümer von der des Königreihs, die Einführung einer gemeinfamen Verfaſſung mit 
Holftein, die Aufnahme Schleswigs in den Deutfhen Bund beantragt. Die VBerfammlung 
trennte ji, ald die Annahme diefer Adreſſe verweigert wurde. Auch die Ritterfchaft forderte 
Beitftellung der Rechte des Landes in einer Verfaffungsurfunde und Umgebung derfelben mit 
Garantien. Ju Dänemark dagegen rief man laut nad gewaltfamen Mapregeln gegen bie 
tebellifhen Provinzen, Das Endziel der Führer der nationalen Partei war aber ein von den 
föniglihen Abſichten weit verſchiedenes. Man fah ein, daß Holftein auf die Dauer nimmer zu 
behaupten fei, und dag es Dänemark ſchwer fallen werde, in der Folgezeit eine ahtunggebietende 
Stellung im europäifhen Staatenbund einzunehmen. Die Demokratie erftrebte daher eine 
Berbindung mit Schweden und Norwegen. Sfandinavien follte ein einiged und freies 
Land werden, Schleswig follte nah dem Ausdruck eines der begabteften Leiter diefer Partei 
dem vereinigten Skandinavien ald Morgengabe dargebradht werben, und zu diefem Zweck 
{heute man fein Mittel, auch nicht die Hülfe des Abſolutismus. So kam es, daß Europa das 
feltene Schaufpiel anjehen mußte, wie die in Dänemark zur Macht gelangten Bertreter der 
äußerften Demokratie jahrelang mit den Berfehtern der königlichen Machtvollkommenheit in 
andern Staaten Hand in Hand gingen. Chriftian VII. hegte indeß no immer Hoffnung, den 
Streit auf frievlihem Wege feinen Abfihten gemäß zu erledigen. Ein Plan zu einer gemein- 
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famen Berfaffung für das Königreih und die Herzogthümer follte mit der Ginräumung ver— 
faffungsmäßiger Rechte zugleich die Vereinigung fihern. Inmitten diefer Entwürfe ereilte ihn 
der Tod (20. Ian. 1848). 

Sein Nachfolger, Frievrih VL, den nationalen Anfhauungen ergeben, gutmüthig, un: 
gebildet, war bald ein bloßes Werkzeug in den Händen der Parteien. Sein erſtes Werk war 
die Beröffentlihung der von feinem Vater audgearbeiteten Verfaffung, wodurch formell eine 
gewiffe Gteihftellung verfproden, in Wirklichkeit jedoch ein entſchiedenes Ubergewidt ber 
dänifchen Vertreter gefidyert war (28. Ian. 1848). Zugleich wurden zur Prüfung diejer Ver: 
faffung erfahrene Männer einberufen, die theild nah Wahl, theild nad Eöniglicher Ernennung 
zufanmentreten follten. Niemand wurde durd diefe Verfafjung befriedigt. Man beſchloß in 
den Herzogthümern zwar, die Wahl zu den Vorberathungen vorzunehmen, aber nur, um auf 
der Herftellung des alten Rechts des Landes zu beftehen. 

In diefer Lage der Dinge machte die von Paris ausgehende Erjhütterung von ganz Guropa 
eine friedliche Audgleihung, vie fhon vorher unwahrſcheinlich war, völlig unmöglid. ine 
Verſammlung fledreig:holfteinifcher Ständemitglieder, die am 18. März 1848 in Rendsburg 
zufammentrat, beantragte die Vereinigung der Stände beider Herzogthümer, die Aufnahme 
Schleswigs in ven Deutfhen Bund und verfaffungsmäßige Rechte. Aber bevor die Deputation, 
welde dieſe Wünſche überbringen jollte, in Kopenhagen eintraf, hatte eine dortige Volks— 
bewegung Friedrich VII. gezwungen, fein Minifterium zu entlaffen und fi mit den Führern 
der demofratifchen Bartei zu umgeben (21. März). Die Antwort auf die Anträge der Deputa— 
tion enthielt die Incorporation Schleswigs. Der König erflärte, Holflein eine freie Verfaſſung 
gewähren, dagegen die ungertrennliche Verbindung Schleswigs mit Dänemark durch eine ge: 
meinfane Berfaffung Eräftigen zu wollen. Es war dadurch die Entjheidung der Waffen an: 
gerufen. Die einflußreihften Männer des Landes, der Prinz von Noer, Graf Reventlow-Preetz, 
W. Befeler, traten zu einer proviforifchen Regierung zufammen, zu der Schmidt in Kiel, 
Bremer aus Flensburg, fpäter auch Olshauſen berufen wurden. Als Ziel ward ausgeſprochen: 
„die Aufrehthaltung ver Rechte des Landes und des angeſtammten Herzogs’, der in ben 
Händen einer däniſchen Partei ald nicht frei in feinen Entſchlüſſen angefehen werben könne. 
Der Brinz von Noer, der das Obercommando wieder antrat, nahm Rendsburg in Bejig und 
ftellte ven in Schleswig einrüdenden Truppen entgegen, was an flreitbarer Mannſchaft vor: 
handen war oder ſich in der Eile fammeln ließ. Der Mangel an genügender Rüftung und an 
Führern führte das unglüdlihe Treffen bei Bau herbei, das die Einnahme fait des ganzen 
Herzogthums durch die Dänen zur Folge hatte. 

In deutſchen Regierungdfreifen war man der fchledwigsholfteinifhen Erhebung keineswegs 
allgemein zugethan. Kämpften die Herzogthümer aud nur gezwungen und gegen bie kopen— 
hagener Revolution, fie waren doc immer gegen ihren rechtmäßigen Landesherrn aufgeftanden. 
Aber ver König von Preußen hatte die Landesrehte in einem Schreiben an ven Herzog von 
Auguftenburg vom 21. März 1848 entſchieden anerkannt, eine Verſammlung von deutfchen 
Abgeordneten, dad fogenannte Borparlament, erflärte fich für die Aufnahme Schleswigs in den 
Deutſchen Bund, der Bundestag felbft beſchloß, das Recht Holfteind auf Schledwig zu [hügen 
und erfannte die provijorifche Regierung an (4. und 12. April). Preußifhe Truppen rüdten 
in Hofftein ein, und am 23. April wurden die Dänen bei Schledwig völlig geſchlagen. Aber 
eine Verfolgung fand nicht ftatt, die Dänen erhielten volle Zeit, ihre geihlagene Armee in 
Sicherheit zu bringen. Langſam wurden die deutichen Truppen nad Norden und in Jütland 
hinein vorgefhoben, politifhe und diplomatifhe Ginflüfe lähmten alle Eriegerifhen Maß— 
regeln. Preußen ließ fih fhon am 8. Juli zu einer Waffenruhe bewegen, welcher der Waffen: 
ftilfftand von Malmö unter Bedingungen folgte, die allgemein als ſchimpflich angejehen 
wurden, Die proviforifhe Regierung wich einer von der deutjchen und bäniichen Regierung 
eingefegten „gemeinfamen Regierung‘, melde für die Dauer des Waffenſtillſtandes gelten 
follte. Die Landesverfammlung wahrte die Rechte ded Landes, ſoweit jie im Stande war, eine 
neue Berfaffung wurde angenommen und publicirt (15. Sept.). Auch die deutſche National: 
verfammlung verweigerte anfangs die Beftätigung des Waffenftillftandes und gewährte fie erſt 
unter Borbehalfin nah Wegräunung einiger der ungünftigften Bedingungen. 

Die Männer der gemeinfamen Regierung entipradhen indeß den bänifhen Erwartungen 
nicht, diefelbe wurde für infurrertionell erklärt, Alfen nicht conventionsmäpig geräumt und im 
Frühjahr 1849 der Waffenftillftann gefündigt. Reventlow und Beſeler wurden von der 
deutſchen Gentralgewalt ald Statthalterfchaft eingefegt (26. März 1849), und der Krieg begann 
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aufs neue. Aber die erften Siege deu ſchleswig-holſteiniſchen Armee bei Eckernförde (5. April), 
Kolding (23. April), Gudſö (7. Mat) waren von feinem Erfolg. Bon preußijcher Seite war 
es mit dem Kriege Fein Ernſt, Dev Niederlage der vor Fridericia überfallenen ſchleswig— 
holfteinifchen Truppen (6. Juli) waren jhon Friedendverhandlungen vorausgegangen. Ant 
10. Juli warb von Preußen ein Waffenftillftand abgejhloffen, wodurch die Statthalterfhaft 
auf Holftein beſchränkt wurde. Schleswig follte von einem dänifchen und preußifhen Com— 
miffar verwaltet und von neutralen Truppen die nördliche Hälfte von Schweden und Norwegern, 
die jüblide von Preußen befegt werden. In dent legtern Theil des Landes trat die Statthalter- 
ihaft bald wieder als Regierung ein, ſoweit indeß die norbiihen Truppen das Land bejegt 
hielten, begann fofort ein völlig willfürliched, blos auf die Durdführung der däniſchen Ab- 
fihten gerichtete Negiment. Geiftlihe und Beamte wurden in Menge entlajfen, Mafregeln zur 
Ginführung der dänifhen Sprache getroffen. Preußen ſchloß einen völlig inhaltdlofen Frieden 
mit Dänemark, wodurd alle Anſprüche vorbehalten, Feiner befriedigt ward. Die meiften 
deutihen Staaten traten dvemfelben bei (2. Juli 1850). 

Jetzt war Schleswig = Holjtein auf ſich ſelbſt angewieſen und hatte wol Ausficht, ven Kampf 
mit Erfolg zu beftehen. Allein die Schwäche und der Irrthum des Oberbefehlähabers der 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Armee machte die ſchon gewonnene Schlacht bei Idſtedt (26. Juli) ver: 
lieren, Kleinere jpätere Treffen waren vefultatlos. Jet ſchien es dem der Sache ſtets abgeneigten 
Ofterreih Zeit einzufhreiten. Der veactivirte Bundestag, an dem Friedrich's VII. Gefandter 
für Holftein-fauenburg theilnahm, forderte Einſtellung ver Feindſeligkeiten, Preußen ſchloß 
ſich der Politik ſterreichs an. Abgeſandte der beiden Großmächte forderten Unterwerfung 
(im Januar 1854), öſterreichiſche Truppen wurden nad Norden geſandt, um dieſem Gebot 
Nachdruck zu verſchaffen. 

Die Majorität ver Landesverſammlung erklärte ſich gegen weitern Widerſtand, Beſeler 
ſchied aus der Statthalterſchaft, eine Regierung trat in Holſtein ein, die das Land im Namen 
Friedrich's VO. und des Deutſchen Bundes verwalten jollte. Das Staatögrundgefeg ward 
außer Kraft gejegt, eine Menge von Verordnungen aufgehoben, das Heer aufgelöft, die Mit- 
glieder des Haufes Auguftenburg mußten das Land verlaffen. In Schleöwig waltete ein völlig 
däniſches Regiment, jede Verbindung mit Holftein ward bejeitigt, die Zollgrenze an die Eider 
verlegt, alled Deutjche verfolgt. Danıı ward Friedrich VII. auch Holftein übergeben (18. Febr. 
1852) und dabei das gefammte reiche Kriegämaterial dev Armee nah Dänemark gebracht. 
Alle Forderungen Dänemarks waren erfüllt, feine Fühnften Hoffnungen übertroffen. 

Indeß wünſchten die Großmädte eine Einverleibung des Herzogthums Schleswig in 
Dänemark do nicht, und die Männer des Gafinominifteriums fanden naturgemäß bei ihnen 
in feiner Gunft. Es kam zu einem Wechſel des Minifteriums, Anhänger des Geſammtſtaats 
traten an die Stelle ver Eiderdänen. Auf Grund von Vereinbarungen mit Ofterreich und 
Preußen erließ Friedrich VIL. eine Prorlamation über die zufünftige Ordnung der Monarchie 
(28. Jan. 1855). Die Herzogtbümer follten mit Dänemark Heer, Finanzen und auswärtige 
Angelegenheiten gemeinfam haben, eine gemeinfame Berjaffung follte entworfen, ein gemein 
jamed Zollfoftem durchgeführt werden, in andern Angelegenheiten jollten Schleswig, Holftein 
und Lauenburg, jedes für ji, eine felbftändige Verwaltung haben. 

Unterdeö nahmen die Unterhandlungen wegen der Erbfolge ihren Fortgang; mit ruf- 
jifcher Hülfe gelang ed auf ver Gonferenz zu London, die aufßerbeutichen Großmächte nebft 
Schweden zu einer Erflärung über die Aufrechthaltung zu vereinigen (2. Juni 1850). Nah 
vielfahen Verhandlungen fam es zu einem Tractat (8. Mai 1852), in weldem ſämmtliche 
Großmädte, und außerdem Schweden, verfpraden, den Prinzen Chriſtian von Glüdsburg als 
Thronfolger in der Geſammtheit der gegenwärtig unter dem Scepter des Königs von Däne- 
marf vereinigten Staaten anzuerfennen. Das Princip der Integrität ver däniſchen Monardie 
wurde nochmals anerfannt und dabei nur die Nidhtincorporation Schleöwigd und die Be: 
ziehungen Holfteind und Lauenburgs zum Deutihen Bunde vorbehalten. ine Anzahl deut: 
iher Staaten hat jeine Zuftinnmung gegeben; daß der Deutiche Bund dies nicht that, ift Haupt 
ſächlich dem Widerſpruch Baierns zuzufchreiben. 

Der Herzog von Auguſtenburg ward durch Vorbehalt ſeiner Güter und Drohung einer 
weitern Verfolgung bewogen, für jene eine Entſchädigung an Geld anzunehmen und dabei für 
ſich und ſeine Familie die Verſicherung abzugeben, der Ordnung der Erbfolge in den unter dem 
däniſchen Scepter vereinigten Landen nicht entgegentreten zu wollen (30. Der. 1852). Gin 
Verzicht jeinerfeits und eine Zuftimmung feiner Söhne warb nicht verlangt, weil, wie ber däni— 
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sche Bremierminifter Bluhme 1853 dem Reichsrath erklärte, „die däniſche Regierung nie die 
agnatifhen Prätenfionen anerfannt Habe, welche von der auguftenburgiichen Linie geltend ge: 
macht jeien; fie habe es deswegen unter ihrer Würde gehalten, eine förmliche Nenunciation auf 
ſolche nicht anerfannte Rechte zu fordern“. Der Prinz von Noer legte eine entſchiedene Ver: 
wahrung feiner Rechte ein (24. März 1853). 

Das. neue Thronfolgegejeg erhielt nach langen Zögern in dem dänischen Reichstage feine 
Zuftimmung. Es berief den Prinzen Ghriftian und feine männlihen Nachkommen zur 
Herrſchaft. Auch in ven Herzogthümern ward #3 publicirt, aber begreifllih nicht den Ständen 
vorgelegt. Hier laftete ſchwer der Drud auf allen Klaffen ver Bevölkerung, in Rechtspflege und 
Verwaltung, Kirche und Schule juchte man dem dänischen Element Geltung zu verfhaffen. Die 
in Ausjicht geſtellten verfaſſungsmäßigen Rechte, vor allen die Steuerbewilligung, kamen durch 
neuere Beftimmungen (für Schleswig 15. Febr., für Solftein 11. Juni. 1854) nicht zur Aus: 
führung, ſelbſt dad Petitiondreht wurde beſchränkt. Die Geſammtſtaatsverfaſſung vom 
26. Juli 1854 wurde den Ständen ver Herzogthümer nicht vorgelegt, fand aber bei dem 
dänischen Reihstage Widerſpruch; eine zweite, nad) erfolgtem Minifterwechfel vorgelegte Ver: 
fafjung vom 20. Drt. 1855 erhielt die Beflätigung. Sie unterwarf die Herzugthümer in 
jeder Welfe der däniſchen Majorität. Daß diefe den Ständen nicht vorgelegte Verfaſſung für 
die Herzogthümer nicht verbindlich fein Fonnte, ift unbeftritten, ſelbſt im däniſchen Reichsrath 
erhoben ih Stimmen gegen diejelbe, und die deutſchen Mächte jhienen wieder einmal der Sache 
ich annehmen zu wollen, indem jie auf Erfüllung ded Londoner Bertrags drangen. Der 
Deutſche Bund erklärte, daß die Gefammtflantsverfaffung und der auf fie bezügliche Theil der 
Berfaffung Holfteind nicht in verfaffungsmäßiger Wirffamkeit lebend anerfannt werde, und 
verlangte, daß die däniſche Regierung ſich aller damit in Widerſpruch ſtehenden Mapregeln 
enthalte (11. und 25. Febr. 1858). Nach weitern Verhandlungen und Iheinbarem Nachgeben 
Dänemarkts folgte unterm 20. März 1863 eine Belanntmahung, welde einfeitig die Ver: 
hältniffe Holfteind ordnete, Schleswig aber mit dem Königreih unter Giner Verfaffung zu 
einigen beftimmt war. Der Bundestag beſchloß endlich die Execution (1. Det.) In Kopen: 
hagen war indeß den Neichörath der Entwurf einer neuen gemeinfamen Berfaflung für 
Dänemarf und Schleswig vorgelegt (29. Sept.). Diejer vollendete die Ginverleibung des 
Herzogthums in dad Königreih und ward von den Ständen mit wenigen Veränderungen an- 
genommen (13. Nov.). Ehe dieſe Verfaſſung aber die föniglihe Beſtätigung erhielt, farb 
König Friedrich VII. (15. Nov.), der legte des Mannsſtamms Friedrich's I. 

In Dänemark wurde Ehriftian von Glüföburg (der ſogenannte Protofollprinz) am 16. 
Nov. ald König proclamirt, in den. Herzogthümern aber regte ſich überall ein Widerſtand. 
Der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg, zu deſſen Gunſten der Herzog verzichtet hatte, erließ 
unter vemfelben Datum ein Patent, in welchem er, geftügt auf die legitime Erbfolgeordnung, 
feinen Regierungsantrit in den Herzogthümern und beziehungsweiſe in Lauenburg erflärte 
und die Aufrehthallung der VBerfaffung der Herzogthümer gelobte. Bon allen Seiten kamen 
aus dem Lande jelbft Zuftinnmungen. Bünfundzwanzig Mitglieder der Holfteinifhen Stände: 
verjanimlung unterzeichneten ſchon am folgenden Tage eine Gingabe an den Deutjchen Bund, 
welche denjelben um ſchleunige Maßregeln zum Schuß ded Landes und Bundes bat, die Mit: 
glieder ded Oberappellationsgerichts in Kiel, des akademiſchen Senats, der Geiftlichfeit, der 
ftäptifchen Behörden, ded Advocatenftandes u. j. w. faßten den Beihluß, den von ihnen laut 
Minifterialbefehl abzulegenden Huldigungseid nicht leiften zu fünnen. Gin Gleiches that die 
Ritterſchaft in einer Berfammlung zu Kiel am 27. Nov.; mit allen gegen Gine Stimme be: 
ſchloß jie eine mit der Adreſſe ver Ständemitglieder im allgemeinen übereinftimmende Gingabe 
an ven Deutihen Bund, der vor Empfang derjelben gegen die Stimmen von Oſterreich, 
Preußen und Sannover die Suspenjion der Stimme für Holftein-Xauenburg bis zur Ent- 
ſcheidung der Erbfolge Durd den Bund ſuspendirt hatte. In Dänemark aber fühlte man, daß 
man nicht mehr zurüdtreten Fünne. Schon am 18. Nov. hatte König Chriftian das neue 
Grundgejeg für Dänemark-Schleswig unterzeihnet, und bei der drohenden Haltung ber 
fopenhagener Bevölferung war ihm. faum eine Wahl übriggeblieben; unter dem 1. und 2. 
Dec. erfolgte vie amtliche Publication, am 4. erließ er eine Broclamation an die Holfteiner, in 
ver ed beißt, daß er feſt entſchloſſen und gerüftet fei, allen aufrühreriihen Bewegungen ent: 
gegenzutreten, jedoh auf eine Verſtändigung Hoffe und feinen deutſchen Bundeslanden reine 
felbftändige Stellung in der Monarchie zu verleihen beabfichtige. 

Im Schod des Bundestags war ed indeß zu entſcheidenden Verhandlungen gekommen. 
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DOfterreih und Preußen erflärten, nod dur den Londoner Vertrag gebunden zu fein, bei ver 
hartnädigen Weigerung Dänemarks aber, die Bedingungen deffelben zu erfüllen, namentlich 
auch bei der offenen Berlegung durd) die VBerfaffung vom 18. Nov. für die Erecution ftimmen 
zu wollen. Died wurde auh vom Bunde am 7. Dec. mit Vorbehalt der competenzmäßigen 
Entſcheidung über die Succefliondfrage beihloffen. Am 23. Dec. rückten die erften deutſchen 
Erecutiondtruppen in Holftein ein, und ſogleich proclamirte die Beyölferung Herzog Friedrich VIII. 
ald Herzog von Schleswig: Holftein; am 31. langte diefer jelbft in Kiel an und erließ von 
bier aus eine PBroclamation über den Zweck feined Kommens. Das von den Dänen wider: 
ftandslos verlaffene Holftein wurde von den Grecutiondtruppen bejeßt, es zeigte ſich jedoch, daß 
Dänemark nicht gejonnen fei, Schleöwig ohne Kampf zu räumen. Die öfterreihifhen und 
preußifhen Truppen überfäritten am 1. Febr. 1864 die Eider. Nach einigen Fleinern Ge— 
fechten wurde im däniſchen Kriegsrath beſchloſſen, die früher für faft uneinnehmbar gehaltene 
Stellung an der Danevirke aufzugeben; damit war aber das Feſtland aufgegeben, und es 
blieb den Dänen nur ihr Salamis aud den Jahren 1848—50, die Infel Alfen. Aber der 
Übergang wurde am 29. Juni erzwungen, Jütland vollftändig von den Truppen der Alfüir: 
ten bejegt; die gehoffte Hülfe von feiten der außerdeutſchen Großmächte blieb aus, und das kurz 
zuvor noch jedes Zugeftändniß verweigernde Dänemarf jah ji zu Unterhandlungen genöthigt, 
melde jegt auf feiner andern Grundlage beginnen fonnten ald auf der der Abtretung ver 
Herzogthümer, ſelbſt des jo lange Jahre heip erftrebten Schleöwig, deffen man unter allen Um: 
fländen gewiß zu fein geglaubt hatte. Zufolge einer am 18. Juli zu Chriſtiansfeld getroffenen 
Übereinkunft-trat eine Waffenrube ein; am 26. Juli begannen die Friedensconferenzen zu Wien, 
und am 1. Aug. wurben die Friedenspräliminarien unterzeichnet. Die Herzogthümer Schles— 
wig=Holftein und Lauenburg wurden von Chriftian IX. an Preußen und Ofterreich zu freier 
Dispofition abgetreten, ein Waffenftillftand bis zum 15. Sept. mit ſechswöchentlicher Kündi— 
gung von diefem Tage an geihloffen; bis zum Abſchluß des Friedens foll Jütland von den 
Alliirten bejegt bleiben. 

Es war für die beiven mächtigen Staaten fein Grund vorhanden, ſich des Siegs über das 
fleine, ohne Unterftügung gelaffene Dänemark befonders zu rühmen, wohl aber hatten ihre 
Truppen, öſterreichiſche wie preußifche, ihre Disciplin und ihren Heldenmuth aufs glänzendfte 
bewährt. Die Bellegten wurden mit aller Schonung behandelt, die Friedendunterhandlungen 
ſchleppten jih langfam fort. Den Dänen wurden endlich Zugeftänpnifje gemacht, wie fie kaum 
jemals nad) dem völligen Unterliegen einer Partei gemadht worden jind. Am 30. Oct. 1864 
wurde der Friede zwiſchen Preußen und Dfterreich einerfeitd und Dänemark andererjeits unter: 
zeichnet, am 16. Nov. fand der Austaufch der ratifieirten Briedensurfunden ftatt. In Art. 3 
„entfagt‘ der König von Dänemark „zu Gunften ver Monarchen von Preußen und Öfterreidy”" 
allen feinen Rechten auf die Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg und verpflichtet ſich, 
die Dispofitionen anzuerkennen, die in Bezug auf diefe Hergogthümer von jenen vorgenommen 
werden. Der ſchon in ven Friedenspräliminarien bedungene Austaufch der dänischen Enclaven in 
Schleswig und den Weftfeeinjeln gegen Abtretung wird in den Art. 4 und 5 genauer feftgefegt. 
Dänemarf tritt die jütländifchen Befigungen ab, welde im Süden der ſüdlichen Grenzlinie des 
Diftricts Ripen liegen, alfo das jütländijche Territorium von Mögeltondern, die Infel Amrum, 
die jütländifchen Theile ver Infeln Föhr, Sylt, Römd u. ſ. w., wogegen es einen äquivalenten 
Theil von Nordſchleswig erhält. Die neue Grenze zwiſchen dem Königreih Dänemark und dem 
Herzogthum Schleöwig geht vom Mittelpunft der Mündung der Bai von Heildminde am Klei: 
nen Belt noroweftlic bis zur Königsau in Norden von Holte. Bon diefem Punkte bildet der 
Thalweg der Königdau die Grenze bis zur Oftgrenze des Kirchſpiels Hartlund. Von diefem 
Punkte an verfolgt die Grenzlinie eine ſüdweſtliche Richtung bis zu den Südgrenzen der Kirch: 
fpiele Riepen und Weſter-Wedſtedt und der Nordfee. Im Art. 8 wird der Antheil, den die 
drei Herzogthümer von der dänischen Staatsfhuld zu übernehmen haben, auf 29 Mill. Ihr. 
dänischer Reichsmünze (21,750000 Thlr. Preuß.) feftgeiegt. Die Kriegsfoften werden an Preu— 
Ben und Ofterreih von den Herzogthümern zurüdgezahlt (Art. 12). Die aufgebrachten deut— 
fhen Schiffe und Waaren werden von Dänemark zurüdgeliefert, vefp. dafür Erjag geleiftet 
(Art. 13), die flensburger Sammlung von Alterthümern wird von der dänischen Regierung 
wieder herbeigeihafft (Art. 14). Dänemark und die Herzogthünter werden fi rückſichtlich 
ihres Handels- und Schiffahrtöverfehrs ſowie der Tranfitzölle gegenfeitig ftetd auf dem Buße 
der meiftbegünftigten Nationen behandeln. 
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Dänemark hatte bisher geglaubt, daß Deutſchland mit Rückſicht auf die außerdeutſchen 
Großmächte gar nicht Krieg führen könne und dürfe. Daher ver maßloſe Hohn, mit dem das 
winzige Dänemark den deutfchen Riejen eine fo lange Reihe von Jahren behandelt hat. Es war 
gewiß fehr anerfennenswerth, daß Deutſchland geſchickt den Augenblick ergriff, in dem ein 
actived Vorgehen von feiten einer Großmacht höchſt unmwahricheinlih war. Allein der Zwie- 
fpalt zwifchen ven deutſchen Großmächten und dem Deutichen Bunde einerfeit3 und Öfterreich 
und Preußen andererfeitd, der ſchon im Kriege zu nicht unbedenklichen Mishelligfeiten geführt 
hatte, ließ das Schickſal der Herzogthümer bis auf den heutigen Tag in der Schwebe. Preu— 
end Gelüfte, Schleswig-Holſtein für ji zu annectiren, traten völlig offen hervor und ftießen 
ſelbſtverſtändlich überall auf Wiverftand. Es berief ſich auf die 1502 zwiſchen dem Kurfürften 
Joahim I. von Brandenburg und Glifabetb, ver Tochter ded Königs Johann von Dänemarf, 
abgefähloffenen Ehe. Am Mittwoch nad Mis. Dom. beffelben Jahres ftellte Elifabeth mit Zu— 
flimmung ihre Gemahld für fih, ihre Erben und Nahfommen einen Verzichtsbrief aus, 
worin fie fih alle ihre etwaigen Erbgeredhtigfeiten für ven Fall vorbehält, daß ihr Vater ohne 
männliche Reibeslehnderben für und für verſterben jollte. Marimilian I. confirmirte 1517 die— 
fen Lehnsbrief und jagte dabei dem Kurfürften Joahim zu, daß er „ihn und feine Kinder für 
den Fall, daß die Fürſtenthum und Rande Holftein und Schleswig dem Heiligen Reich Eraft 
Lehnsherrlichkeit heimfallen follten, mit dem gottorpifchen Antheil an Schledwig=Holftein be- 
gaben und denjelben vor allen andern verleihen und zuftellen wolle”. Diefer faiferlihe Ex— 
fpertanzbrief wurde 1530 von Karl V. dem Kurfürften Joachim I. und feinen „Mitbelehnten‘‘ 
beftätigt, jedoch. da Schleswig offenbar nicht zu den deutſchen Fahnenlehen auf ven gottorpifchen 
Antheil von Holftein reftringirt, und fo auch von den nachfolgenden Kaiſern bis 1699 confir- 
mirt. Die directe männliche Nachkommenſchaft Johann's ftarb 1559 mit feinem Sohne Ehri- 
ftian II. aus, die preußifchen Auſprüche wurden jedod) wiederholt zurückgewieſen, weil die Her— 
zogthümer Manndlehen feien und daran fein Faiferlicher Brief etwas ändern Fünne. 

Auch Oldenburg machte Anſprüche, die von Preußen mit nicht ganz unfreundlihem Auge 
angeblidt worden. Es fügt fi dabei auf eine Renunciation Rußlands zu feinen Gunſten, 
denn das Primogeniturftatut, worauf ſich die auguftenburgifche Linie berufe, habe nie vie 
Beftätigung der ſchleswig- holſteiniſchen Stände erlangt, dagegen berufe ſich die gottorper Linie 
auf ein vom Kaifer beftätigtes und von den Vorfahren genehmigte Statut, wonach der Erft: 
geborene regierender Herr fei. Beide Anfprüde haben genügende Widerlegung gefunden. 

Eine ausführlichere Darftellung der neuern Vorgänge muß nad) deren Abſchluß einer fpä- 
tern Zeit vorbehalten bleiben. Hoffen wir, daß bei der endlichen Entfcheidung über das Schick⸗ 
ſal des vielgeprüften Landes Net und Wahrheit, die wahre Ehre und das wahre Intereffe 
Deutſchlands ven Ausſchlag geben werben. 

Statiftif. Bon einer genauen Statiftif der Herzogthümer kann natürlich erft die Rede 
fein, wenn die Verhältniſſe derfelben geregelt und deren Grenzen völlig feft beftimmt find. Im 
November 1864 wurde auf den folgenden 3. Dec. eine Volkszählung ausgefchrieben, deren 
Refultate jedoch bei Publication diefes Artifeld noch nicht befannt waren. Schleswig hat nad) 
der Zählung vom 1. Febr. 1860 auf 167 Duadratmeilen 409907 Einwohner, Holftein auf 
155 Duadratmeilen 544419 Ginwohner, zufammen alfo zählen beide Serzogtbümer auf 322 
Duadratmeilen 954326 Einwohner. Auf die Duadratmeile hat Schleswig 2456, Hofftein 
3518 Einwohner. Städte mit 10000 Einwohner und darüber find: Altona 45524; Blens- 
burg 19682; Kiel 17541; Schleswig 12197; Rendöburg 10702. In dem Friedensſchluß 
vom 30. Dct. 1864 find die ſämmtlichen in Schleswig belegenen jütifhen Enclaven, Feſtland 
und Infeln, mit Ausnahme der Enclaven von Ripen an Schleswig abgetreten. Dagegen ift ein 
angeblich äquivalenter Theil des Feſtlandes und die Infel Arröe mit Dänemark vereinigt. Die 
Größenverhältniffe mögen ziemlich diefelben geblieben fein, allein Arröe war der benölfertfte 
Theil des frühern Schledwig; fie zählt auf 124 Quadratmeilen 11418 Einwohner, und die 
Halbinfel Stenderup gehört zu den blühendften Aderbaupiftricten ded Landes. Nachtheil kann 
diefer Austaufh ven Dänen feinesfalld bringen. 

Literatur. Zur frübern Gefchichte der Herzogthümer erwähnen wir außer den im Art. 
Schleswig genannten Werfen von Dahlmann und Waig: Ehriftiani, „Geſchichte der Herzog: 
thümer Schleöwig und Holftein‘‘, (4 Bde., Flendburg 1776— 79); verfelbe „Geſchichte ver 
Herzogthümer Schleswig und Holitein‘’ (fortgefegt von Hegewiſch, 4 Bde., Kiel 1784— 1802); 
Bald, „Das Herzogthun Schleswig in feinem gegenwärtigen Berhältniß zu Dänemark und 
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zu den Herzogthum Holſtein“ (Kiel 1816); derſelbe „Über die ſtaatsrechtliche Berbindung 
der Herzogthümer Schleöwig und Holftein‘ (Kiel 1816); derfelbe, „Sammlungen zur nähern 
Runde des Baterlandes‘ (3 Bde., Altona 1819); verfelbe, „Handbuch des ſchleswig- hol⸗ 
ſteiniſchen Privatrechts““ (4 Bde., Altona 1825 — 40); Dahlmann, Sammlung der wid 
tigften WUctenftüde, die gemeinfamen Angelegenheiten des Corps der fchledwig : holfteni= 
ſchen Prälaten und Ritterfhaft betreffend” (Kiel 1816); „Duellenfammlung der ſchleswig— 
holfteinifh = lauenburgifchen Geſellſchaft für vaterländiihe Geſchichte, herausgegeben von 
J. M. Lappenberg’ (Kiel 1862 fg.). Biel Aufſehen erregte eine 1836 von dem Fieler 
Profeffor Chriſt. Paulfen veröffentlichte Schrift: „Für Dünemarf und für Holftein”, 
(Altona), welche zum erften mal der Dffentlichfeit gegenüber die Incorporation Schleswigs in 
Dänemark durd die Vorgänge der Jahre 1720 und 1721 behauptet, und melde dann durch 
bie anonyme (vom Herzog von Auguftenburg verfaßte) fogenannte „Halleſche Schrift” ſchlagend 
mwiberlegt wurbe. Immer eifriger wurden von jegt an die Streitpunfte mit Dänemark in Wort 
und Schrift verhandelt, und die Frage verſchwand gar nicht mehr von der literarifchen Tages: 
orbnung. Unter den faft zahllofen Werfen und Brofhüren heben wir hervor: Sammer, „Die 
Staatderbfolge in den Herzogthümern Schledwig : Holftein” (Hamburg, 1844); Häuffer, 
„Scäleöwig-Holftein, Dänemarf und Deutſchland“ (Heidelberg, 1846); Kampg, „Staats: 
rechtliche Bemerkungen über ven königlich däniſchen „Offenen Brief‘ (Berlin 1847); Michel⸗ 
fen, „Polemiſche Erörterungen über die ſchleswig-holſteiniſche Staatsjuccefjion” (2 Bre., 
Leipzig 1844— 46); Droyfen und Sammer, „Die Herzogthümer Schleswig und Holftein und 
das Königreih Dänemark‘ (zweite Auflage, Hamburg 1850). Unter den Bertheidigern der 
däniſchen Auffaffung nennen wir den Baron Dirding- Holmfeldt, von Oftwald, Wegener, 
Molbech, Krieger, Allen. Unter ven neueften Schriften über die Erbfolge ragen die Werke des 
gründlichſten jetztlebenden Kenners des jchleswig = holfteinifhen Privatrehtd, A. von Warn: 
ſtedt, vor allen hervor, namentlich „Staats: und Erbrecht der Herzogthümer Schledwig- 
Holftein, Kritik der Schriften des Staatsraths Zimmermann und des Geheimraths BVernice‘‘ 
(Hannover 1864). Eine officielle Literatur über die Erbfolgefrage fteht zu erwarten. Liber ben 
legten deutſch⸗ däniſchen Krieg vgl. man einen mit außerorbentliher Kunde und feltener Unpar⸗ 
teilichkeit geichriebenen Auffag in „Unfere Zeit.‘ (Leipzig 1865), Neue Bolge, 1, 161 fg. G. 

Schlözer (Auguft Ludwig von). In der Reihe ausgezeichneter Männer, die fi gegen 
Ende des 18. Jahrhundert in Deutfchland erhebend über den befruchtenden Blutftrom der 
Franzöſiſchen Revolution hinüber der deutſchen Kunft und Wiſſenſchaft eine Brüde fchlugen, 
und deren nachhaltige Wirkfamkeit fihtlih in umfere Gegenwart herübergreift, war ©. 
einer der erften. In Anfichten, Meinungen und Vorurtheilen mit dem Jahrhundert, das ihn 
geboren werben und reifen ſah, vielfach verwachſen, half er doch in Geſchichte, Statiftif und 
Politik neue Bahnen brechen. 

Auguft Ludwig von Schlözer, geboren am 5. Juli 1735 zu Jaggftadt, einem Dorfe 
in Hohenlohe: Kirchberg , verlor jhon in feinem fünften Jahre feinen Bater, einen einfachen 
Dorfpfarrer,, der ihn nur ein geringes Erbtheil hinterließ. Nachden er von feinem Großvater 
von mütterliher Seite, Magifter Pfarrer Haigold, der die großen Gaben des Fräftig aufftre: 
benden Knaben erkannt, unterftügt, die Stadtfdhulen zu Langenburg und dann (feit 1745) zu 
Werthheim befucht hatte, bezog er erft 16 Jahre alt die Univerfität Wittenberg, wo er eine theo: 
logiſch⸗ſcholaſtiſche Diſſertation „De vita Dei’ jchrieb, ſich jedoch hauptſächlich mit philofophi- 
ſchen und humaniſtiſchen Vorbereitungsftudien beichäftigte. Im Jahre 1754 kam er nach Gt: 
tingen, hörte namentlich Mosheim's Borlefungen in den eigentlich theologiihen Wiſſenſchaften, 
und den hochangeſehenen Michaelis über Eregeje und moſaiſches Recht. Schon in Wittenberg 
war bei ihm eine lebhafte Reiſeluſt erwacht, deren Befriedigung er mit jeinen theologifchen 
Abfihten in Verbindung zu bringen fuchte. Ihm ſchwebte damals der Gedanke vor, ſich nad 
Malabar zu begeben, wohin gerade mehrere proteftantifche Mijjionen abgegangen waren ober 
vorbereitet wurden. Aber duch Michaelis darauf hingewieſen, wie viel noch durch längern 
Aufenthalt und durch Autopfie in Paläftina und Syrien für die Kenntniß der heiligen Schriften 
gewonnen werben könne, richtete fi feine Wanderluft fortan auf diefe Theile des Morgen: 
landed. Ein Zufammenfluß von Umſtänden und die Überzeugung, daß er ji für die Aus: 
führung feines Plans nody mehrfeitig vorzubereiten habe, beftimmten ibn indeffen, im Jahre 
1755 zunächſt als Hauslebrer nah Schweden zu gehen, wo er jidh theils in Upfala, theils in 
Stockholm bis 1759 aufbielt und in legterer Stadt, in dem Haufe des ihm freundlich gewo— 
genen Banfierd Seele, auch mit fFaufmännifcher Correſpondenz und Buchhalterei ſich beſchäftigte. 
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In Wittenberg hatte S. feine noch dürftigen politif gen Studien mit der Lektüre einer 
Zeitung und eines genealogifhen Reichs- und Staatshandbuchs begonnen, worin ed ihm noch 
wichtig genug erjchien, alle Todesfälle und Geburten hoher Häupter forgfältig anzumerken, 
und er alfo ſchwerlich fhon zu der Überzeugung gelangt war, daß — nach feinem fpätern Aus- 
druck — die Könige und ihre Degierungsjahre nur ald „chronologiſche Krücken“ dienen. 
Michaelis, ver bei ihm den Grund zu einer beffern Methode im Hiftoriihen Studium legte, 
mochte bei ihm auch den erften Funken feiner Neigung für die Staatswiſſenſchaft geweckt haben. 
Als er fpäter auf feiner Reife nah Schweden die Bekanntſchaft des Buchhändlers Kanzleirath 
Heuß zu Hamburg machte, übernahm er es, für deffen Zeitung, den „Poſtreuter“, gegen ein 
jährliches jehr geringes Honorar Gorrefpondenzartifel aus Stodholm einzufenden, was ihn 
‚mit der Politik in weitere Berührung brachte. Der Reichstag in Stodholm, die gerade wichtigen 
Verhandlungen veflelben und die Hinrichtung des Grafen Brahe vegten ihn noch mehr zum 
tiefer eingehenden Stubium von Politik und Statiftif an, Damit verband er hiſtoriſche Studien, 
befonders über alte nordiſche Geſchichte, und beſchäftigte fih mit der Erlernung mehrerer 
Spraden zu dem hauptſächlichen Zwed einer Berichtigung ver falichen Begriffe über Völker: 
abftammung und Spradyverwandtihaft. Im Haufe des Bankiers Seele machte er aud feinen 
erften ſchriftſtelleriſchen Verſuch mit der „Neueften Geſchichte der Gelehrſamkeit in Schweden‘, 
eine Art literarifcher Anzeiger, wovon im ganzen fünf Hefte erfchienen. Diefem folgte der in 
ſchwediſcher Sprache geſchriebene „Verſuch über Handel und Seefahrt der Alten‘, ein zwar 
noch ziemlih unvollfommenes Werf, das aber doch ſchon in Bolitif und Staatswirthſchaft 
allgemein wichtige Anſichten ausſprach. 

S.'s Entſchluß zu einer Reiſe in den Orient, worin ihn Michaelis und Gesner durch ihre 
Empfehlungen unterftügten, war in Schweden zur Reife gekommen. Die Ereigniſſe des Sieben- 
jährigen Krieg traten indep hindernd entgegen. Gr begab ſich nad Lübeck (1758), wo er ven 
Erwerb als Hauslehrer und ald Herausgeber der „Schwediſchen Biographien’ und einer 
„Sammlung fhwenifher Anekooten” theild zur Unterflügung feiner von ihm hochverehrten 
und warm geliebten Mutter verwendete, theild zur Beftreitung der Koften feiner immer noch 
projectirten Reife zurüdlegte. Im Jahre 1759 ging ev nad Göttingen und, obgleich felbft 
ſchon durch eigene Leiftungen in der gelehrten Welt wohlbefannt, hörte ex dafelbft Vorlefungen 
über Medicin und Naturwiflenihaften, über mojaijches Recht, über Nechtögeichichte bei Pütter, 
Lehnrecht, Moral, Naturreht, Wechſelrecht, ſodann Politit und Statiftif bei Achenwall und 
Mathematif bei Käſtner. Seinen mannihfahen Studien und Vorbereitungen in Göttingen 
entriß ihn ein Ruf nad) Peteröburg im Jahre 1761 auf den Vorſchlag des gerade dort anwe: 
fenden Büſching. S. wurde bei dev Akademie in Peteröburg angeflellt, fand dann für einige 
Zeit Beihäftigung in einem Privatintitut und erhielt fpäter abermals eine öffentliche 
Beamtung, vorläufig für jieben Jahre, ald Profeflor der Gefhichte. Mit großem Eifer und in 
fehr kurzer Zeit hatte er fi eine gründliche Kenntniß der ruffifhen Sprache erworben und be: 
währte dieſe durch die Ausarbeitung ver erften ruſſiſch-deutſchen Grammatik, deren Drud jedoch, 
um einiger von ihm gewählten Beijpiele willen, von der Genjur verboten wurde. Ein meit 
größerer fihtliher Erfolg krönte jeine Forihungen in dem faum noch angebauten Gebiet der 
Statifif und Geſchichte, namentlih der Rechtsgeſchichte und der Gefepgebung des ruſſiſchen 
Reis. Er kann ald der Schöpfer der neuen ruſſiſchen Geſchichtſchreibung, wenigften® als der: 
jenige bezeichnet werben, der dafür die Bahn gebrochen hat. 

Dieſe vieljeitige literarifche Ihätigfeit in der ruſſiſchen Kaiſerſtadt hatte S. durd eine 
Reife nach Deutihland unterbrochen, die den Wunſch zu einer baldigen Rückkehr ins Vater: 
land bei ihm wedte. Als bei Gelegenheit einer zweiten Reife nad Deutihland fein Urlaub zu 
Ende ging, fteigerte jih fein Widerwille gegen die Rückkehr: er forderte alfo (1769) und 
erhielt feinen Abſchied. Zugleib wurde ihm eine Profeffur in Göttingen zutheil, und in dem 
Wunſche, feine Stellung noch mehr zu firiren, madte ©. in demjelben Jahre Hochzeit mit der 
älteften Tochter des verftorbenen Röderer, einem ſechzehnjährigen Mädchen, das er fhon vor 
acht Jahren ald jeine Schülerin hatte Fennen lernen. !) Während feiner langen afademifchen 


1) €. hatte mit ihr vier Söhne und zwei Töchter, von welchen die jüngere im vierten Jahre flarb. 
Sein Liebling war die gelehrte, im Jahre 1787 zum Doctor promopirte ältere Tochter Dorothea , die 
fich mit dem Senator Rodde zu Lübeck verheirathete. S. erlebte nicht mehr die fchlimmere Wendung 
im Schickſal feiner Tochter durch den Bankrott ihres für unerichöpflich reich — Mannes, 

l 
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Laufbahn gab er von größern jelbftändigen Werfen, die zum Theil Epoche machten, nah und 
nad heraus: „Große norbifhe Geſchichte“; „Handbuch der Weltgeſchichte““; „Geſchichte der 
Deutfchen in Siebenbürgen” ; „ältere Gefhichte der Osmanen“; „Neſtor's Annalen‘; jodann 
fein „Systema politices’; „Allgemeines Staatöreht und Staatöverfaffungslehre‘; „Theo— 
rie der Statiſtik“, 1 Heft. Niht geringern Erfolg hatten feine akademiſchen Vorleſungen. 
In denen über allgemeine Weltgefhichte, die früher nur von Gatterer gehalten wurden, flieg 
die Zahl feiner Zuhörer von 8 auf 70 und 100; und diefen großen Kreid von Schülern fah 
er jahrzehntelang um fi verfammelt, bis endlih Spittler eine größere Anziehungskraft auf 
die afademijche Jugend ausübte, ſodaß fih S. veranlaft fah, vie Gollegien im fpätern Alter 
gänzlich aufzugeben. Kaum geringern Beifall fanden feine Borlefungen über nordiſche und füd— 
europäiſche Geſchichte, über Politik, die er abwechſelnd mit Achenwall lad, ſowie in fpäterer 
Zeit über Statiftif. Dazu kamen nad Umftänden mehrere gelegentliche Nebencollegien, wie 5.8. 
über die „Kunft, mit Nußen zu reifen‘, über den „„Lurus‘, über „Wechſel“ u. ſ. w. 

Noch hatte ©. die feiner Thätigfeitangemeffenfte Sphäre einer ausgedehnten und tiefgreifenden 
publiciftifhen Wirkfamfeit nicht gefunden, als erim Februar 1774 von einem mehrmonatlichen 
Aufenthalt in Paris nah Göttingen zurückkehrte. Bon diefer Reife hatte er einen günftigen Gin= 
drud von Frankreich zurüdgebradt. „Kein liebenswürdigerer Mann’, jchrieb er, „als ein ran 
zufe, der über 40 Jahre hinaus iſt“, eine Bemerkung, die in Deutfchland eine Art Curs erhielt. 
Diefer vortheilhafte Eindruck wurde durch die nähere Bekanntſchaft mit einigen ausgezeichneten 
Männern in Sranfreih, wie mit Billoifon, Pfeffel?), den Bruder des Fabeldichters, und 
andern noch erhöht. Durch diefe erhielt S. fortan mandje wichtige politifhe und ftatiftifche 
Nachrichten, zumal über Frankreich, die über die in Deutſchland noch wenig gefannten ftaatlichen 
Berhältniffe des Nachbarlandes ein helles Licht verbreiteten. Überdies unterhielt er jeit längerer 
Zeit mit Schweben und Rußland eine regelmäßige Eorrefpondenz und, aufgemuntert durch 
Pütter, faßte er nun den Plan, dem deutſchen Publifum die wihtigften der ihm zufommen- 
den Nachrichten in einer zu gründenden Zeitfchrift mitzutheilen. Freiſinnigere religiöfe und 
politiſche Anſichten kamen in Umlauf, namentlich erwachte ein lebhaftered Interejje für Ber: 
befferung des Volfsunterichtd und der Wunſch nad größerer Öffentlichkeit inı Staatsleben. 
Diefe Bewegung wollte auch S. durch den Hebel der Preffe unterftügen. Der erfte noch 
ſchüchterne Verſuch, den er mit feiner erft unter dem Titel „Briefwechſel“, dann unter dem der 
„Staatsanzeigen’ erſcheinenden Zeitfchrift machte, fand indeß wenig Beifall. Bald aber, 
nachdem jie in ven Verlag der Bandenhoef’jchen Handlung übergegangen war, und zumal 
jeit dem Ausbruch des norbamerifanifhen Kriegs, fteigerte fih die Theilnahme allgemein. 
Durch diefen Erfolg gehoben, führte S. mehr und mehr eine kühnere Sprade, machte fi 
zum Anwalt der Untervrüdten, zum öffentlichen Anfläger der Unterbrüder und ließ Deutſch— 
land zum erften mal wieder feit Luther die Macht der Preffe und den Segen der Öffentlichkeit 
empfinden. Einige freifinnige Fürften, vor allen Joſeph I., nahmen dieſes Streben beifällig 
auf; und fo body ftieg fein Anjeben, daß einmal Maria Thereſia einen Beſchluß ihres Staats: 
raths mit den Worten niederfhlug: „Nein! das geht nicht; mad würde ©. dazu fagen ?” 

Bei der kecken und burchgreifenden Art, womit ©. auftrat, fonnte e8 nicht fehlen, daß er in 
mancdherlei Händel verwickelt wurde und neben eifrigen Anhängern und Vertheidigern erbitterte 
Gegner fand. Ein europäiſches Auffehen machte die durch eine Publication in feinem Brief: 
wechſel (VI, 57—61) veranlaßte Hinrichtung des geweſenen Pfarrer Wajer im Canton Zürich. 
Bor und nad) diefem Ereigniß, woburd ©. tief erſchüttert, aber nad) feiner Eräftigen Natur 
für den Kampf gegen Willfür und Geheimnißfrämerei, gegen geiftlihen und weltlichen 
Jefuitidmus und Geiftesprud nur mehr angefeuert wurde, hatte er mannichfache Fehden theils 
mit Neichsftänden, als Baiern, Heffen-Darmftadt, Hildesheim, theild auch mit Landſtänden, 
wie mit denen von Medienburg, die er „privilegirte Landesverrätber” nannte, wenn fie mit 
faftenartiger Selbſtſucht nur ihre Standesintereffen ins Auge fahten. Befonders heftig wurde 
der von 1781—88 fortgefegte Streit mit dem Fürftbifchof von Speier. ©. hatte diefen wegen 
der Verdammung ber von Feder herausgegebenen Moral und bald darauf noch heftiger wegen 
einer im Bisthum erhobenen fehr empörenden Leibeigenſchaftsabgabe angegriffen. Hiernach 
erließ der Fürſtbiſchof ein Rundſchreiben bei ven Reichstagsdeputirten gegen den „Reichsfeind“ 
S., worin er, wenn nit im Stil, dod im Sinne einer fpätern Zeit, unter Berufung auf 


2) Pfeffel wurde unter dem Namen „der Auftrafier‘‘ der ausgezeichnetite Mitarbeiter S.'s an deſſen 
Briefwechfel und Staatsanzeigen. . ° 
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‚„‚Reichögefege und Genfur” von einer „Aufhetzung der Unterthanen” durch den „Apoſtel ver 
neuen Philofophie” ſprach und deffen „aus Hunger oder Gewinnſucht“ gefhriebene Schriften 
„Sharteten‘‘ nannte, „die gleich nach ihrer Geburt Hätten vernichtet oder ald Mafulatur und zu 
den Zuftbällen hätten verfchliffen werden ſollen.“ Auch wurbe zum wenigften die „Strafe der 
Ehrloſigkeit“ gegen venfelben „niederträchtigen Schriftfteller‘‘ verlangt, mit defjen ruhmvollen 
Namen zufällig auch der ruhmlofe des Fürftbifhofs von Speier der Nachwelt überliefert worden 
ift. Das Deutſche Reih war damals feine zur Erhaltung der Ruhe und ver Sicherheit 
gegründete wechſelſeitige Affecuranzanftalt gegen Freimüthigkeit und Wahrheit, und daher blieb 
das Rundihreiben ebenfo erfolglos al8 die vom Fürftbifhof fhon Früher dem König Georg II. 
eingereichten Beſchwerden. Auch in zahlreiche literarifche Zwiftigkeiten mit Privaten ſah ſich 
der flreitfertige ©. vermwidelt, wie mit Trenf, mit Schirach, dem Herausgeber des „Politiſchen 
Journal”, und namentlih mit Büſch, der die befondern Intereffen Hamburgs, im vermeint- 
lichen Gegenfat gegen dad deutſch-nationale Intereffe, zu vertreten bemüht war. 

Bei aller Entſchiedenheit und Leidenſchaftlichkeit, womit S. feine Meinung verfocht, war er 
doch vorfihtig, um fih feinen Wirkungskreis ald Journalift zu erhalten. Daher kam es, daß 
die zahlreich einlaufenden Beſchwerden deutſcher Neihöftände bei der hannoverifhen Regierung 
geraume Zeit nicht befonders beachtet wurden; erft jpäter, als fich die Zahl feiner Gegner und 
der gegen ihn einlaufenden Klagen immer mehr vergrößert, erhielt er wol dann und wann ein 
ungnädiged Refeript. Unter anderm fehlte e8 nicht an dem herkömmlichen Vorwurf, daß er 
in feinen Schriften und Vorlefungen die hriftliche Religion antafte. Endlich ließ er ſich bei— 
gehen, aud) eine in Hannover felbft misbräuchlich beftehende Pofteinrihtung zu tadeln und in 
einem ber Boftbeamten die noch herrſchende Beamtenwillfür ſcharf zu züchtigen. Darin erblidte 
die Regierung einen Übergriff des Fühnen Unterthanen in das eigene Privilegium der Tadel— 
lofigfeit; und von Verweiſen kam es endlid (1796) zur Suspenfion feiner Genfurfreiheit und 
zum Verbot der fernern Herausgabe feiner Zeitfchrift fowie jeder andern periodischen Schrift. 
Zwar wurde ihm auf Fürſprache des Minifterd von Steinberg 1800 wieder Genfurfreiheit 
gegeben, aber die Publication eines politifhen Journals blieb ihm ferner unterfagt, und ©. 
verwandte alfo fortan die Zeit, die ihm feine Berufsgefhäfte übrigliefen, auf die Ausarbei: 
tung biftorifcher Werke. 

In den legten Jahren ihres Beftandes hatte fi indeß der Vertrieb der „Staatsanzeigen“ 
etwas vermindert, wenngleich ihre Verbreitung immer noch eine fehr ausgedehnte blieb. Die 
Urſache davon lag theild in der Eoncurrenz anderer Zeitfhriften, theild in ver Art, wie ©. die 
großen Greigniffe feiner Zeit auffaßte, und in ver Stellung, in welche er dadurch zu den 
Parteien fam. Denn diefer Mitfhöpfer einer beffern Gefhichtfhreibung war nicht frei von 
manden Rorurtheilen und Ginfritigfeiten in der Beurtheilung der Gegenwart. Er theilte 
damit nur das Schidfal von Taufenden feiner geiftvollften Zeitgenoffen. Als fich die neue Zeit 
in den blutigen Wehen der Revolution gebar, ftand fie urplöglidh fo riefengroß da, daß jelbft 
die frühern Pfleger und Nährer des Gedankens der Völkerfreiheit ihr Kind verfannten und mit 
Entjegen e8 von fi fließen. ©. hatte eine entſchiedene Abneigung gegen alles Dligardijche 
und vermwechjelte dieſes, nah feinen Erfahrungen über die Afterdemofratie ver Schweiz, allzu 
leicht mit dem Republifanifhen. Dies zeigte ſich zunähft in der Beurtheilung ber nord: 
amerifaniihen Revolution. Für die Anerkennung der repräfentativen Demofratie Nordanıe- 
rikas, eines ganz neuen Berfaffungswerfs, für deſſen Beurtheilung ihn die Glafjificatio- 
nen eined Monteöquieu und feine eigenen hiſtoriſchen Forſchungen im Stiche ließen, hatte 
er noch feinen Mafftab; noch weniger Fonnte ihm einfallen, daß der Staat in dieſer jüng- 
ften und neuen Geftalt auf gleiche Weife darauf Anſpruch machen würde, die Zukunft des 
BVölferlebens zu beherrſchen, wie periodisch die feudaliftifch-fländifche, die abfolute und reprä= 
fentative Monardie in Vergangenheit und Gegenwart übermogen haben oder noch jegt über: 
wiegen. Bon diefem beſchränktern Gefihtöfreife auß warf er den Amerifanern Ungeredtig- 
feit und Undanfbarfeit vor, und glaubte noch 1782, daß fie an einem Abgrunde von 
Anarchie und oligardifcher Despotie ſtänden. Indeß finden fih in ſpäternSchriften einige 
Spuren veränderter Anfichten. 

Ähnlich erging e8 ihm mit der Beurtheilung der Franzöſiſchen Revolution. Solange ſich 
die Franzöfifche Revolution noch innerhalb ver Schranken des Monarchenthums beivegte, wurbe 
fie von ©. freudig begrüßt. „Die declaration des droits de lhomme et du citoyen‘, fo ſchrieb 
er noch 1791, „if ein Codex der ganzen, durch allgemeine Gultur der Volljährigkeit ſich 
nähernden Menſchheit.“ Bald aber ging ihm der Maßſtab für die Beurtheilung der Ereigniſſe 
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verloren. Der ftatiftifh-Ökonomifhe Vrofeffor tauchte in ihm auf und er rechnete z. B. dem 
blutenden Frankreich die Summen vor, die ihm durd die Emigration verloren gegangen und 
nun im Auslande verzehrt würden. Denn felbft die Gelebrteften in Deutjchland hatten damals 
noch feine Ahnung davon, welche überallhin jhaffenden Kräfte durch die erft nur in der Form 
ver Zerftörung fi darſtellende Revolution geweckt wurden, und wie leicht Die Freiheit, nachdem 
fie eine müßige Ariftofratie über die Grenze geftoßen hatte, ſelbſt die erften materiellen Nach— 
theile nicht blos einfach zu erfegen wußte. Aus Haß gegen die Oligarchie gab S. in feinen 
„Staatsanzeigen’' eher Auszüge aus Schriften gegen ald für die Nevolution; und wie der 
Wunſch zugleich feine Hoffnungen und Erwartungen erzeugte, fo weiffagte ermit andern Gelehr- 
ten und deutjchen Staatsmännern ®) den deutjchen Heeren im Kampfe gegen das revolutionäre 
Sranfreich leihten Sieg, obwol er früher jelbft aus Paris gefchrieben hatte: „Kein Soldat ift 
tapferer als ber franzöſiſche, wenn er gut angeführt wird.” So fam ed, daß jetzt S. von den 
beftigern Demokraten als fervil angegriffen wurde, ohne doch ven für immer verſcherzten Beifall 
der niemals vergehlichen Ariftofratie zu finden und ohne jemals nach dieſem Beifall zu geizen. *) 

S.'s Wünfhe und Prophezeiungen waren nit in Erfüllung gegangen. Er erlebte die 
Schmach Deutſchlands, er fühlte jletief, ertrug fie wie ein Mann und war zur Abwehr ber 
Schande an feinem Theile ſtets aud wie ein Mann zum Handeln bereit. Ald der Hohn Na— 
poleon's deffen Bruder Hieronymus als königlihen Strohmann mitten unter die wohldreffirten 
Deutihen bingefegt und ihm mit andern den Burpurnantel der Souveränetät um die Schul: 
tern geworfen hatte, da fonnte es ©. nicht über ſich gewinnen, dem Beifpiel unterthänigen 
Eifers zu folgen und mit feinem Gollegen bei der Huldigung perfönlich zu erfcheinen. ©. erlebte 
nicht den jüngften Großhandel mit Völkern und Bruchſtücken von Völkern, nicht den glänzen: 
den politifchen Jahrmarkt vom 1. Nov. 1814 bis 10. Juni 1815. Und wenn er dennod in 
einem in Briefform verfaßten Bragment vom Jahre 1806 fagte: „Jetzt ungefragt verfauft, 
vertaufcht, verſchenkt, verfuppelt man und wie Heerven, und unempfindlich für die deutiche Ehre, 
gefühllos ſelbſt für alle Menſchenwürde, heucheln wir, jubiliren wir, illuminiren, jingen 
Tedeum und tanzen wir nod dabei’, jo befchränfte fi die Geltung diefer Worte nicht aus- 
jchlieglich auf die Zeit vor den veutfchen Befreiungdkriegen. Ein Gleiches dürfte ih von dem 
Schluß des Fragments behaupten lajfen: „Wir Deutjhe find zwar in unjerer jegigen Lage, 
Eonftitution genannt®), arme Schaafe, die ſich blindlings von einzelnen leiten laffen müffen: 
aber wir find im ganzen ald Nation noch immer gefund, die Anzahl der Drehkranken unter 
und ift unendlich Klein; wie wenn und nun das Schickſal andere Leithämmel gäbe?” Dieſes 
Fragment wollte ©. in den zweiten Band feiner „Vorbereitung zur allgemeinen Weltgefchichte‘‘ 
aufgenommen haben, und nicht er jelbft war e8, der vor dem Wagniß zurückſchreckte, fondern 
der Verleger verweigerte die Aufnahme einer Stelle, vie ihrem Verfaſſer Valm's Schidjal in 
Ausficht geftellt Hätte. Noch an feinem fünfundfiebzigften Geburtstage, am 5. Juli 1809, 
verbat er fi jeden Glückwunſch und fhrieb unter anderm: „Ich veradhte dieſes Iumpige 
Menfhenleben, eben weil ih e8 fo lange gelebt habe, tief, und kann beſonders an die jegige 
Generation, beftehend en gros aus Tyrannen, Räubern, Feigen und Dummföpfen, auch 
ınechants,, Undankbaren u. ſ. w., nur mit verbiffenem Ingrimm denken, da ih durchaus feine 
Erlöfung zu erleben mehr hoffen kann.” Er erlebte ſie nicht, fondern farb wenige Monate 
darauf, am 9. Sept. 1809. 

S. war launiſch, beftig, aber vor allem ein Mann von unbeſtechlicher Redlichkeit und tüch— 
tiger Gefinnung, die feinen Geift mächtig fpornte, daß er über dad Katheder und die Schran— 
fen feines Hörſaals hinaus in weiterm Feld fi tummelte. Sein Ehrgeiz trieb ihn zu ehren— 
bafter Thätigfeit fort und fort an. In feiner Zeit galten die Fürften, die ſich mit Ertheilung 
von Titulaturen, Standederhöhungen und Ordenskreuzen aller Formen, Farben und Namen 
noch nicht für alle Zukunft erfchäpft hatten, für die Duelle von Ehren; und auch S. war für 
ſolche im fpätern Gurfe tief gefallene Auszeihnungen keineswegs unempfänglid. Biel Freude 
machte ihm in den legten Jahren feines Lebens die Ernennung zum Geheimen Juftigrathe, und 


3) Der geiftvolle und freifinnige Spittler in Göttingen ſchien jebod; anderer Anficht. 

4) Wenn ©. früher (1787) eine viel Auffehen machende, in drei Auflagen erfchienene Schupichrift 
für den auf Anftiften einiger — Patrioten in Amſterdam vom Pöbel dieſer Stadt 5*— 
ten Herzog Ludwig Ernſt von Braunſchweig geſchrieben hatte, fo that er dies mit ber vollen Überzeu— 
gung, als Verteidiger des Rechts gegen das Unrecht aufgetreten zu fein. 

) &'8 Worte. 
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noch weit größere, als ihm Kaifer Alerander von Rußland im Jahre 1802 Adelsdiplom mit 
Orden und Wappen nebft einigen Gefchenfen als „faiblemarque de son estime“ überfenden ließ. 

In Geſchichte, Statiftif und Politik Hat ſich ©. glei große Verdienfte erworben. Bis zu 
jeiner Zeit war es um die Geſchichtſchreibung in Deutſchland Fläglich beftellt. Sie beſchränkte 
ſich auf die geiftlofe Berichterftattung über den Wechfel der Throne und Dynaftien und über bie 
friegerifchen Greignifie, von denen ©. erflärte, daß fie blos Mittel zum Zweck, nicht der Zweck 
ſelbſt ſeien. Er nahm vielmehr das ganze Volfsleben, die Verfaſſungen und Gefeggebungen, 
die Einflüffe neuer Erfindungen und Entdeckungen, alle Fortſchritte der geiftigen und materiellen 
Gultur ald den vollen biftorifhen Inhalt in Anſpruch, dem er durch Verbindung mit der 
Politik, dur flete Beziehung deſſelben auf die Einheit des Staats, ein immer lebendiges In- 

> tereffe gab. Darin fand er allerdings nicht allein, fondern war mit andern, unter denen für 
die tiefere Erkenntniß des deutihen Volks- und Staatslebend befonderd Juſtus Möfer (f. d.) 
bervorragt, nur einer der erften, mit denen eine neue Phafe für die hiftoriiche Literatur herein- 
brach. Sein „Handbuch der Univerjalgefchichte” enthielt nicht blos einen Schag neuer hiſtoriſcher 
Anfihten, ſondern aud in der Einleitung eine Art Theorie der Geſchichte nad biäher völlig 
unbeachteten Gejihtspunften. Bor allem gaben ihm feine audgebreiteten ethnographiſchen und 
ſprachlichen Kenntniffe die Mittel an die Hand, für die Würdigung der Völker und ihrer welt- 
hiſtoriſchen Bedeutung einen ganz andern Mapitab als ven bisjegt herfümmlichen anzulegen. 
Bon ſolchem Stanppunft aus wieder, im Gegenjag zu der bis ins Lächerliche getriebenen 
Überfhägung der Bölfer des Alterthums, zuerft ven Arabern, Türken, Mongolen die ihnen 
gebührende Stelle an; ſobaß fortan manches ſcheinbar unbedeutende Volk, den mächtigen 
erobernden Nationen gegenüber, in der Stufenleiter der Entwidelungen und Verdienſte um 
die fortichreitende Givilifation auf eine höhere Stelle gehoben wurde. Endlich machte er vor: 
zugli darauf aufmerkſam, wie bei Klaffififationen in der Urgeſchichte ver Völker die Sprade 
das weſentlich Unterfcheidende jei; er hob damit zugleich eine allgemeine Wahrheit hervor, bie 
mit großer praftiiher Bedeutung aud in die Politif eingreift und die Grundlage eines neuen 
Vöolkerrechts zu werben verheißt. So eridhienen von nun an die Nationen im Borbergrunde, 
während alle die Reihen der Kaifer, Könige und Fürften, die den Ereigniffen nur den Namen 
gaben und jo oft nur ald Träger der Weltgeſchichte paradirten, gebührend zurüdgemwiefen 
wurden. Inden er aber überall dem Geifte der Gefchichte fein Recht widerfahren lie, 
wollte er doch das Drama der Greigniffe nicht in ven Lüften gefpielt haben und ließ gemöhnlich 
der Geſchichte eines Volks die Beihreibung des Schauplages feiner Rolle vorangehen. Daf 
ihm jeine Sprachkenntniſſe zugleich manche Verbeflerung in der hiftorifhen Etymologie an die 
Hand gaben, mag nur nebenbei bemerkt werden. Viel wichtiger aber war feine nicht erfolglos 
gebliebene Oppofition gegen den Misbrauch der Chronologie und gegen die BWollpfropfung des 
Gedächtniſſes mit einer todten Mafle auswendig gelernter Jahreszahlen, oder gar mit ben 
Namen beveutungslofer Regenten. Beſonders viel that er für die Verbefferung des Hiftorifchen 
Unterrichts durch feine „Vorbereitung zur allgemeinen Weltgeſchichte“, ein kleines, aber fehr 
gebaltreiches Büchlein, das in fieben bis acht Auflagen erſchien und in die meiften gebildeten 
Spraden Guropas überjegt wurde. Nicht minder gehaltreich ift das Büchlein ‚Allgemeines 
Staatsrecht und Staatöverfaffungslehre‘ (1793). 

Noch entſchiedener gebührt ihm der Ruhm, durd feine „Theorie der Statiſtik“, obgleich 
davon nur ein einziged «Heft erichienen ift, unter die Mitſchöpfer einer neuen Wiſſenſchaft gezählı 
zu werben. Mag er auch ven Begriff der Statiftif noch nicht in ganzer Schärfe und Bollfländig: 
feit aufgefaßt und ausgefprodhen haben, jo hauchte er do der unzufanımenhängenben Maffe 
von Notizen, die erft noch nad der Geftalt einer Wiſſenſchaft rang, den lebendigen Athen des 
Geiſtes in den: treffenden Worten ein: „Die Statiftif ift die ſtehen gebliebene Geſchichte und 
die Gefchichte die in Bewegung gefegte Statiftif.” Auch für die Verbreitung ſtatiſtiſcher Nah: 
richten und zur Erweckung einer größern Neigung für ftatiftifche Forfhungen und Studien hat 
©.in feinem „Briefwechfel” und feinen „Staatdanzeigen’ ungemein viel dadurch geleiftet, daß er 
die einſchlägigen Mittheilungen in unmittelbar lebendige Verbindung mit der Politif und ben 
gerade vorherrſchenden Intereffen zu bringen wußte. Endlich verdankt ihm Die weitere Aus: 
bildung der Bolitif als Wiſſenſchaft, worin er Hauptfähli auf der von Montesquieu gelegten 
Grundlage fortbaute, mande Bereicherung und Erweiterung. Biel größer aber iſt S.s Ein- 
fluß ald Journalift auf das Leben feiner Nation. Konnte fi auch fein Urtheil über Die eine 
neue Epoche ver Weltgefchichte einleitenden Revolutionen in Norbamerifa und Frankreich nicht 
über die Befchränftheit einer Zeit erheben, aus ber er feine ganze Bildung bis ind vollveife 
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Mannesalter gefhöpft hatte, fo hat er noch an feinem Theil dad Mögliche dafür gethan, um 
alljeitige Bewegung in das verfnöcherte Leben zu bringen und die folgenden Geſchlechter gegen 
Erftarruug, Einfeitigfeit und Vorurtheil zu bewahren. Gr war der unermüblide Kämpfer 
gegen das aufgeblafene engherzige und beengende Spiefbürgerthum der Kafte der Gelehrten 
und Beamten, er ſchwang mit unauslöfhlihem Zorn die Geijel und Elopfte den Schein der 
erborgten Weisheitaus den hochgeborenen und wohlgeborenen Perrüfen, er ſchritt den Deutſchen 
voran mit dem Muth des freien Urtheild und weckte bei ihnen das freilich erft nad Jahrzehnten 
befriedigte Bebürfniß der Offentlichket. Aber auch nur für den erften Verſuch, die politifchen 
Geheimniffrämer aus dem Tempel des Vaterlandes zu jagen, war mehr als bloßes todtes 
Wiſſen erforberlid. Und wie ©. von tüdhtiger vaterländifcher Gefinnung durchdrungen war, 
fo erfannte er fogleich dad Cine, mad dem Vaterlande noththut. „Er wünſche Deutſchland“, 
fchrieb er einft aus Lübeck, „unter Einen Herrn, ed möge nun der — oder der König von 
Preußen fein.” Der legtere, fo meinte er damals, müffe damit anfangen, fih ganz Deutſchland 
zu unterwerfen. Manche werben in neuefter Zeit dieſen Gedanken anders formuliren und ihn 
nicht gerade durch eine deutſche Univerfalmonardie verwirklicht jehen wollen. W. Schulz. 

Schmählchrift, ſ. Pasquill. 

Schriftſäſſigkeit, ſ. Kanzleiſäſſigkeit. 

Schulen (gelehrte). Die Anſtalten, welche die Aufgabe haben, für das ſelbſtändige 
Studium der Wiſſenſchaften auf der Univerſität vorzubereiten und zu dieſem Behuf eine all— 
ſeitige Ausbildung der geiſtigen Kräfte und das erforderliche Maß geſchichtlicher Kenntniſſe zu 
gewähren, heißen heutzutage meiſt Gymnaſien. Aber das Gymnaſium ſoll nicht einſeitig ſeine 
Schüler zu Gelehrten ausbilden, ſondern ein Glied des geſammten Schulorganismus ſein und 
in Verbindung mit dem geſammten Volksleben die bereits in der Volksſchule begonnene allge— 
meine Menſchenbildung weiter führen. Die Mittel, deren ſich dieſe Schulen zur Erreichung 
ihres Zwecks bedienen, ſind vorzüglich geeignet, die Grundlage der höhern Geiſtesbildung zu 
gewähren. Ehe ſie aber zu dem jetzigen Namen und der jetzigen Auffaſſung und Feſtſtellung 
ihres Zwecks gelangt ſind, haben fie unter wechſelnden Namen und Aufgaben eine lange an 
Kämpfen reiche geichichtliche Entwidelung durchmachen müffen. 

Das Altertum hat unfern Gymnafien entſprechende Anftalten nicht gehabt; es blieb der 
hriftlihen Welt vorbehalten, eigentliche Anftalten für höhere Geifteöbildung zu. gründen. Biel 
günftiger als die griehijche Kirche, weldye neben der Landes- und Kirchenſprache feine andere 
hatte, die zu geiftiger Übung hätte dienen fönnen, war in diefer Beziehung die abendlän⸗ 
diſche Kirche geftellt, weil fie, zunächft im Zuſammenhang mit dem alten Römerthum, in 
folden Ländern ſich audbreitete, wo neben der lateinifhen Kirchenſprache eine Landesſprache 
als ein für die Kenntniß unerlapliched Element beftand. Die Anforderungen der Kirche führ: 
ten frühzeitig zu einer Befriedigung ded Bebürfniffes, einen Klerus für den Dienft der Kirche 
beranzubilden. So entftanden zunächſt die Kloſterſchulen (scholae claustri), die beſonders 
bei den reichen Benedictinerabteien zu befonderer Blüte gelangten. Sanct:Gallen, Reichenau, 
Hirfhau, Korvei, Hersfeld, Sanct-Emmeran in Regensburg, Fulda, wo Hraban als. 
der erfte praeceptor Germaniae wirkte, werden mit Anerfennung genannt. Das Tagebuch 
von Walafrid Strabus (geft. 849) über feine Studien in Reihenau gibt eine anziehende Be— 
lehrung über ven Unterricht in denjelben. Der Abt beftellte ven magister scolae oder scola- 
rum; scolastici heißen die übrigen Lehrer, scolasticuli oder scolares die Schüler. Dachte 
man zunächſt an die Bildung der fpätern Ordensgeiſtlichen, der fogenannten oblati, und be- 
flimmte für fie die. schola interior mit ihrer elementaren Abtheilung für Pfalmen, Kalender 
und Grammatif und der höhern für die artes liberales in ihrer durch das ganze Mittelalter feft- 
gehaltnen Scheidung in trivium und quadrivium, fo fehlte voh an mehrern. Orten aud 
die schola exterior für Weltflerifer und Laien nit. Benedictiner find auf diefem Gebiet 
zuerft und hauptjählid wirfjam gewejen 1); es verging eine geraume Zeit, ehe Domi- 
nicaner und Francidcaner mit ihnen in Wettftreit traten. In gleicher Weife find am erften in 
Spanien, feit dem 8. Jahrhundert in Deutjhland Domſchulen an den Bifhofsjigen und in 
Berbindung mit den Gollegiattiftern entjtanden. Daher ihr Name scholae cathedrales, 
Stifts= oder Kapitelsfhulen, der fih für mande bis auf unfere Tage erhalten hat. Mainz, 
Paderborn, Münfter, Hildesheim, Magdeburg, Bremen, Hamburg, Braunfchweig u. a. 
gelangten zu befonderm Anſehen. Auch bier galt der Unterricht Hauptfächlich den Afpiranten 


- 1) Bgl. Wagenmann in Schmid’s Encyflopädie, I, 530-544. 
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des Stift, den Domicellaren. Dem scholasticus und dem cantor lag die Sorge dafür ob. 
Aber allmählich übertrugen fie ihre Dienftleiftungen erft Bicaren, dann befondern Rectoren und 
bezogen nur noch die reihen Einkünfte ihrer Stellen ald Pfründen. Der Nector nahm fi einige 
Gehülfen (locati) und ertheilte mit ihnen nad) beftimmten Lehrbüdern den Unterridt, für ben 
das trivium und quadrivium natürlich maßgebend blieb. Wenn bier in dem 9. bis 11. Jahr: 
hundert erfreulihe Leiftungen bervortreten, fo darf die großartige Ginwirfung Karl's des 
Großen nit unerwähnt bleiben, der nicht bloß für Die Hebung der Landesſprache und die Volks— 
bildung bemüht war, fondern auch auf die Reftaurirung der clafiifhen Studien in den für bie 
Bildung der Geiftlihen beftinnmten Anftalten fein Augenmerk richtete und in Aleuin ein Organ 
für feine idealen Plane fand. Die schola palatina oder Hoffhule war Mufter und Vorbild 
für andere, und Tours bildete den erften deutfchen Gelehrten Hrabanus. Seine Berorbnungen 
an Übte und Bifhöfe, die von ihm veranlaften Beſchlüſſe der Goncilien zu Mainz, Friaul, 
Rheims und Tours zeigen fein organifatorifche® Talent, bei dem es nur zu beflagen war, daß 
ihm für die Ausführung feine andern Werkzeuge zu Gebote fanden ald die Klöfter und Bid- 
thüner. Der Hierarhismus bemmte einen freiern Aufſchwung, und fein Einfluß ward um fo 
verberblicher,, je mehr die Klöfter verfielen und die Stifter ſich verweltlihten und die Pflege des 
Unterrichts kärglich befolbeten Rectoren und deren Gehülfen überliefen. Daher ift e8 nicht zu 
verwundern, daß in den durch die Hanſa bejonders gehobenen Städten ſich ver Wunſch regte, 
nad eigenem Ermeſſen auch ein Schulmefen einzurichten, das den Intereffen des bürgerlichen 
Lebens und ver Bildung ber Laien mehr diente als die geiftlihen Anftalten. So entftanden An- 
fang vom 12. Jahrhundert an jpärlih, feit vem 14. Jahrhundert häufiger Stadtſchulen 
(scholae senatoriae). Wo fein Stift war, machte fich die Sache leichter, weil dort keine un= 
mittelbare Beeinträchtigung des vermeintlichen Privilegiums der Stifter ftattfand, wie 1280 
bei vem Rath von Hannover, 1387 in Roftod. Wo aber der Klerus feine Intereffen gefährdet 
fah, da bedurfte es ſchwerer Kämpfe, und jelbft mit langjährigem päpftlihen Bann fah fi 
Hamburg belegt, ald e8 eigene Schulen zu errichten begann. Ein wahrhafter Fortſchritt ift 
aber auch durch dieſe Schulen nicht gewonnen. Die Lehrer konnte man nur aus der Zahl ver 
Geiftlichen nehmen, weil diefer Stand allein Träger der Bildung war. Der rector puerorum 
oder scolarum, auch provisor und magister genannt, ber die Seele der ganzen Anftalt war, 
ſchloß mit dem Rath einen Bertrag auf ein Jahr ab und erhielt außer dem Schullocal Feine Be- 
foldung, ſondern warb auf dad ohmehin ſehr fpärlihe Schulgeld angewiefen. Berftand er es, 
fi) Die Gunſt feiner Patrone zu erwerben, jo blieb er und erlangte eine Verlängerung feines 
Vertrags. Seine Gejellen (locati) nahm er felbft an, befoldete fie ärmlich und wechſelte mit 
ihnen nad Gutpünfen. Auf den Elenientarunterriht im Lefen, Beten und Singen folgte das 
Latein in einer Methode, die bei dem Mangel an Büchern ſich auf ein Bor: und Nachſprechen 
beihränfen mußte und bei der troß alled Vorherrſchens des Scholaſticismus Dialektif und 
Rhetorik nur ſpärliche Berücdfihtigung fanden. Die jüngern Schüler find Novizen oder 
Schützen, bie ältern Bacchanten, aus deren Zahl nicht jelten die Lehrer genommen wurden. 
Wie alles ſich in Zunftformen goß, fo auch die Gliederung ber Schüler, und der ſchlimmſte 
Auswuchs derjelben wurden die fahrenden Schüler, die mit ihren Schützen bettelnd im Lande 
umberzogen.?) 

Die Wiederherftellung der Wiffenfchaften, welche mit dem 14. Jahrhundert in Italien be- 
ginnt, war zwar für die claffifhen Stubien von Bedeutung und wird daher mit Mecht als ver 
Anfangspunkt einer neuen Zeit bezeichnet, aber noch fehlte e8 an der Verbreitung der Schriften 
felbft , die erft durch die Buchdruckerkunſt möglid wurde; noch beſchränkte fidh der Einfluß auf 
die Berbefferung der barbarifhen Formen des Mittelalterd, und dad Hauptftreben war darauf 
gerichtet, die großen Vorbilder in den eigenen Shöpfungen nadzuahnen. 3) Die Schule zog un= 
mittelbar feinen Gewinn von jenen Humaniften. Wichtiger warb der Kampf gegen das Papft- 
thum, nicht der, durch welden Männer wie Wicliffe, Huf u. a. der Reformation Bahn bra= 
hen, fondern der, welden die großen Myftifer führten, aus denen in der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts die Genoffenfchaft ver Brüder ded gemeinfamen Lebens, die Hieronymianer, 
bervorgingen.*) Geert Groot (geft. 1384), der ein praftifch= hriftliches Leben neu begründen 


2) Kämmel in Schmid’s Encyklopäbie, Art. „Mittelalterliches Schulweſen“. 

3) ©. Voigt, Die Wiederbelebung des claffiichen Alterthums oder das erfte Jahrhundert des Huma⸗ 
nismus (Berlin 1859). AÄltere Schriften von Heeren und Erhard. 

4) Delprat, Verhandeling over de Broederschap van G. Grote (Utrecht 1830; deutſch von 
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wollte, fammelte in Deventer Schüler um ſich, mamentlich ſolche, die ſich dem geiftlihen Stande 
widmeten, und fand dabei einen unermüdlichen Helfer an Florenz Radewyn (geft. 1400), der 
zuerſt die äußere Form der Gemeinſchaft nad) dein Leben der apoftolifchen Kirche einrichtete. In 
Windsheim und auf ven Agnesberg bei Zwoll enıftanden durch ihn Klöfter regulirter Chor: 
herren, die denjenigen Brüdern, die eine entſchiedene Neiqung zum beſchaulichen Leben em— 
pfänden, ald Bereinigungspunft, den Bruderbäufern ald Stügpunft dienen follten. In der 
erften Hälfte deö 15. Jahrhunderts entjteben zablreihe Bruderbäufer in ven Niederlanden, dem: 
nächſt am Niederrhein, in Weftfalen, Sahjen (Magdeburg), Pommern, Preußen (Gulm), 
Schleſien, aber auch im Süden bis nah Schwahen hinein. In ihrer Sorge für den Jugendunter: 
richt eröffneten fie jelbit höhere Schulen oder übernahmen in denjelben einen Theil des Unterrichts. 
Unter Alerander Hegius (Sander aus dem Dorfe Heek im Münfterlande) wurde die Schule in 
Deventer wie bie in Oröningen und Zwoll recht eigentlich die Pflanzſchule für die Erneuerer der 
alten Literatur, welche die dort gewonnene Bildung namentlih nad) Deutichland trugen und für 
die Reorgantjation ver Schulen jorgten. So hat der Domberr Rudolf von Langen?) 1498 die 
Domſchule in Münſter umgeitaltet, vie lateinijchen Claſſiker an die Stelle der barbariichen Lehr: 
bücher gejegt und fogar (1504) einen Lehrer des Griebiihen angeftellt; jo Graf Morig von 
Spiegelberg in Emmerich, Ludwig Dringenberg in Sclettftadt. Im Süden wirkte der Freiherr 
Johann von Dalberg in Berbindung mit Rudolf Agricola (Huesinann) für die Förderung claſ⸗ 
fifher Studien auf der Univerſität Heidelberg, zu welchem Behuf Konrad Geltes und Jakob 
Wimpheling berufen wurden. SHieronymianer und Humaniften haben gemeinfam an der Bil- 
dung Hermann’8 von dem Buſche fich betheiligt, der bei feinem unfteten Leben ald Apoftel gegen 
die Scholaftif wirfte, jelbft aud) Die Leitung einer Schule übernahm (1516—18 Weſel), dann 
aber den Reformatoren ſich anſchloß und fomit am beften den Übergang zu der neuen Zeit 
vermittelt. In den heftigen Kämpfen, welche die Freunde der neugewonnenen elaſſiſchen Bildung, 
die Boeten (denn jo heißen fie, weil die Kunft, lateinifche Gedichte in claſſiſcher Sprache zu jchrei: 
ben, ald das höchſte Ziel der humaniſtiſchen Bildung angefehen wurde), mit den Anhängern des 
Alten, den Theologen und Artiften führten, konnte für die Schulen noch fein großer Gewinn 
erwachſen, felbft eined Reuchlin und Erasmus weitgreifende Wirffamfeit zeigt erft mit der Re— 
formation ihren Einfluß; es fehlte an tüchtigen Lehrern und braudbaren Handbüchern. 

Die Reformation der Kirche hätte nothwendigerweiſe auch zu einer Reformation der Schulen 
führen müffen, und in der That haben namentlich die deurfhen Reformatoren ven Weg gezeigt, 
den die Pädagogik einzujhlagen habe. Wenn mir aud von Luther feinen Lehrplan eines Gym- 
najiums haben, jo laffen ji doch die Grundzüge eines ſolchen aus feinen Anſichten über das 
Studium der alten Sprachen, die dem Evangelium den Weg bahnen jollen, über Gefchichte, 
Mathematik und Mufif, ja jelbft über Leibesübungen, die er unter dem Ritterfpiel verftebt, 
vollfländig entwiceln. Mit Recht hebt man die Schrift „An die Rathsherren aller Städte Deutſch— 
lands, daß fie hriftlihe Schulen aufridhten und halten jollen”, vom Jahre 1524 hervor, aber 
fie war durch ein dringendes Bebürfniß hervorgerufen; denn infolge der Kirchenverbefjerung 
hatte ver Beſuch der Schulen abgenommen. Die Klofterihulen genofjen fein Vertrauen mehr, 
aber auch in die Stabtihulen ſchickten die Leute ihre Kinder nit. In der gehofften Neugeftal: 
tung aller Dinge glaubte man die Schulbildung entbehren zu können, und Schwarmgeifter, wie 
Karlftadt, erklärten alle Gelehrſamkeit für unnüg. Die Kinder fanden fortan feine Berfor: 
gung mehr if den Klöftern, und der neue geiftlihe Stand hatte in feinen noch ganz unjihern 
Einnahmen wenig Lockendes. Luther's mächtige Stimme warb nit überhört; die ftädtijchen 
Behörben richteten neue Schulen ein oder geftalteten die beftehenden um (daher Rathsſchulen, 
große Stadtſchulen), aud Kirchengemeinden gründeten eigene Schulen. Die Reformatoren 
legten bei der Organifirung jelbft Hand and Werf. Melanchthon ward ber eigentliche prae- 
ceptor Germaniae; einzelne Schulen, wie Nürnberg, Mühlhauſen, Eisleben, Magdeburg, 
Speft u. a. wurden dur ihn eingerichtet, Schulplane geprüft, Viſitationen veranftaltet; vie 
wittenberger Univerſität machte er zu einer Hauptbildungsftätte beutfcher Jugend, Sachſen zu 


Mohnife, Leipzig 1840). Ullmann, Joh. Weſſel, S. 389—448. Cramer, Geſchichte der Erziehung 
und bes Unterrichts in den Niederlanden während des Mittelalters, S. 260. 

5) Gornelius, Die münfterfchen Humaniften und ihr Verhältniß zur Reformation (Münfler 1851). 
Rafmann, Nachrichten von münfterfchen Schulmännern (Brogramm der Realjchule in Münfter 1862). 
Im allgemeinen die populäre Schrift von Schröder, Das Wiederaufblühen der clafflichen Studien in 
Deutichland (Halle 1864), und Raumer's Gefchichte der Padagugif, Bo. 1. 
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einer Bilegerin bed Humanismus. Wo er nicht petfönlich eingreifen Eonnte, da haben es feine 
zahlveihen Lehrbücher gethan und feine Orammatifen haben fih Jahrhunderte hindurch erhal: 
ten. Aber au Dialektif, Rhetorik, Ethik, Phyſik hat er behandelt und in der „„Chronica 
Carrionis“ ein vielbenußte8 Lehrbuch für die Gefchichte geliefert. Die fogenannte kurſächſiſche 
Schulordnung (1528) it fein Werk; fie wurde die Grundlage, auf der naher Bugenhagen 
in den Kirhenordnungen von Braunfchmweig (1528), Lübeck (1531) und Hamburg (1529) 
Melanchthon's Gedanfen weiter ausführte und die für unzählige andere Ordnungen des 16. 
Jahrhunderts 6) maßgebend blieb. Inden haben mur zwei derjelben eine größere Bedeutung, 
die würtembergifche von 1559 und die kurſächſiſche von 1580, weil in denjelben der Organismus 
des gefanımten Schulweſens und die'innere Einrihtung des Unterrihts am ausführlidften dar— 
gelegt werden. In Würtemberg wie in Sachſen hatten die Landesfürften die Kloftergüter nicht 
für fi genommen , ſondern der Kirche und Schule erhalten. Die Klöfter erhielten vie Beſtim— 
mung, flatt ver Mönde junge Leute aufzunehmen, die durch eigene Lehrer unterrichtet und 
zum Kirchendienft vorbereitet werben ſollten.) Was im Süden Herzog Ghriftoph, das that 
in Sachſfen Herzog Morig durch die Landedorbnung vom 21. Mai 1543, nad) welder aus den 
erledigten geiftlihen Gütern die Schulen in Meißen, Merieburg (1550 nad Grimma verlegt) 
und Pforta begründet wurben. 

Melanchthon fegte ven Zweck der Schulen ®) darein, „damit man leut auff zihe, geſchickt 
zu leren yn der kirchen vnd jonft zu regiren“, und teilte die Schüler in drei. Haufen oder. Klaffen, 
deren erfte die Elementarkenntniffe treibt, die zweite Grammatif und daneben Afoy Terenz 
und Plautus (nur an Einem Tage in der Woche iſt chriſtliche Unterweiſung), die dritte Cicero, 
Virgil, Ovid, daneben Metrik und lateiniſche Sprechübungen, und erſt, wenn die Schüler 
in der Grammatik genug geübt ſind, zur Dialektik und Rhetorik übergeht. Daraus, daß er 
„nicht deudſch oder grekiſch oder ebreiſch“ gelehrt wiſſen wollte, um nicht die Kinder mit um= 
fruchtbarer und ſchädlicher Mannichfaltigkeit zu beſchweren, und daß er allein auf das Lateinifche 
Gewicht legte, erklärt ih dad Streben feiner Schüler und Nachfolger auf dem Gebiet des ge- 
lehrten Schulwejens, eines Hier. Wolff, Mid. Neander, Trozendorf und namentlich Job. 
Sturm’d. Denn von diefem Rector der Schule in Stradburg (1507 —89) 9) rührt bie theore- 
tifche und praftifche Ausbildung der lateinifhen Schule hauptſächlich her. In feiner Schrift 
„De literarum ludis reete aperiendis‘ (1538) gibt er ald Ziel ver Schulbildung die sapiens 
et eloquens pietas, und weil rerum cognitio absque sermonis elegantia barbara et foeda 
esse solet, führt er in einem wohlgeorbneten Organisınud die Knaben vom jechöten Lebensjahre 
an dur neun Jahrescurſe dahin, zunächſt ut oratio pura, dilucida et ornata sit und dann bie 
Gereiftern ut oratio ad id, de quo dieitur, congruens et apta sit. Trotz ber Einfeitigfeit 
warb fortan Sturm's Organifation das Mufter nicht blos für Deutſchland, fondern aud für 
die Schweiz, für Frankreich und andere Länder. 

Sturm's Grundfäge finden wir aud in den Lehranſtalten ver Jefuiten, Die trog aller Re— 
action gegen proteftantifche Lehre Doch nicht über die lateinifche Sprache ald Hauptlehrgegenftand 
binausfamen. Bon den romaniſchen Staaten aus hatte fi ver Orden ſchnell verbreitet, und be- 
reits im 16. Jahrhundert waren zahlreiche und glänzend ausgeftattete Gollegien errichtet. Clau— 
dius Aquaviva (geft. 1615) bat die ratio atque institutio studiorum soc. Jesu entworfen, die 
für alle Provinzen ded Ordens galt und auch nur geringe Abänderungen im Lauf der Zeit er- 
fahren zu haben ſcheint. Die Lehranftalten zerfallen in einen höhern und einen niedern Eurfus 
(studia suporiora und inferiora), die legtern haben fünf Klaflen, dad Rubiment, die Gram- 
matif, die Syntar (alfo drei classes grammaticae), die Poetik und die Rhetorik (zwei Hu- 
manitätöflaffen). Der Gymnaflalcurfus ift auf ſechs Jahre berechnet, von denen zwei auf bie 
Rhetorik fallen. Eloquenz ift das Ziel der Bildung, aljo die Geſchicklichkeit, Tateinifch zu reden 
und zu ſchreiben, wobei die Berfification eingefhloffen ift. "Deshalb werben Cicero's Schriften 
hauptſächlich gelefen. Nur die beiden Humanitätsflaffen haben aud einen ziemlich bürftigen 


6) Die Mehrzahl derfelben bei Bormbaum, Evangelifche Schulorbnungen, Bd. I. 

7) Bunderlih, Die ehemaligen Klofterfchulen in Würtemberg (Stuttgart 1838). 

8) Barticularjcyulen heißen fie im Gegenfaß zu dem studium generale der Univerfität; in Sachſen 
im @egenjag iu den Fürftenfchulen. Zugleich war der Name lateinifche Schulen wegen bes Vorwie⸗ 
gens ber Ratimität gebräuchlich. 

9) E. Schmidt, La vie et les travaux de Sturm (1855). Strobel, Histoire du gymnase pro- 
testant de Strasbourg (1838). 
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Unterricht in der griechiſchen Sprade, Religiondunterriht nach dem Lehrbuch des Peter Gani- 
find, etwas Geographie und Geſchichte und daneben die jogenannte Erudition, in welcher aus 
allerlei Wiffenfchaft allerlei, aber fparfam und nad ver Faſſungskraft ver Schüler gefpendet wurde. 
Der obere Curſus begriff Dialektif, Rhetorik, Phyſik und Moral in fih. Die Jefuiten hielten 
viel auf Deelamation, ſowie fie aud) die auf Weckung des Ehrgeizes berechneten Prüfungen mit 
der Aufführung lateinischer Schulfomödien einleiteten und dabei die Schüler ganz unſchuldig in 
der Kunſt der Verftellung übten. Die Diplomatie ward ihnen ohnedies ſowol durch den firen- 
gen Gehorſam ald durch dad Syſtem des gegenfeitigen Mistrauend, der Spionage und An— 
geberei aufgenötbigt. Trotzdem hat der von ihnen im Unterricht entwidelte eracte Mechanismus 
ihnen den Ruf muftergültiger Schulanftalten erworben und ihren Gollegien felbft aus der Zahl 
ber Proteftanten zahlreiche Zöglinge gebracht und ihnen unter den höhern Ständen immer be- 
jondere Verehrung gefihert. Nachdem Clemens XIV. 1773 den Orden aufgehoben, fegten fie 
an vielen Orten als Weltpriefter den Unterricht fort und Friedrich der Große z0g fie in fein 
Zand, um für Weftpreußen, Schlefien, felbft im Klevefhen Lehrer zu gewinnen. Ihre Güter 
wurben ald Grjejuitenfonds zum großen Theil für Schulzwede verwendet und werben e8 in 
manchen Ländern bis auf den heutigen Tag. !®) 

Schon gegen Ende des 16. Jahrhunderts zeigt jih ein allgemeiner Verfall der Schulen. 
Dazu wirkten theild äußere VBeranlaffungen, wie Bernadläffigung der Kinderzudt, Sitten: 
ververbniß, Krieg und Peſt, theild mittelbar die firhlihen Streitigkeiten, die in alle Lebens: 
verhältniffe eingriffen. Die Lehrer hatten feine genügende Borbildung und waren äußerlich 
fhlecht geftellt und wenig geachtet. Die wahre Aufgabe des Kehrend und Lernens blieb unbe: 
achtet, und jo mußte dad Zeitalter tiefer in Barbarei verinfen und dabei Chriſtenthum wie Hu: 
manität gleihweit aus den Augen verlieren. 4) Bon den clafjifhen Spraden ward bie grie: 
hifche wenig betrieben und felbft dad wahrhafte Verſtändniß der lateinischen Schriftfteller immer 
ſchwächer und oberflädliher. Mit dem Sinfen des Humanismus erbielt der Realismus feinen 
eriten Antrieb durch den großen Engländer Bacon von Verulam in feinem „Novum organon“ 
und in feinen Büchern „De dignitate et augmentis seientiarum”. Seine Grundideen über 
die Veranſchaulichung finden für die Schule ihre Verwerthung bei ven Methodikern des 17. 
Jahrhunderts, Wolfgang Ratich (geft. 1635) und Johann Amos Gomenius. Beide fprechen 
wegwerfend von den Leiflungen des bisherigen Unterrichts, weil ihm die Methode fehle; wir 
ſehen damals zuerft, was ji in den beiden folgenden Jahrhunderten wieberholt hat, die 
alleinfeligmadende Kraft der Methode angepriefen. Der erftere, an fi unbebeutendere 
Mann wollte den Sprachunterricht erleichtern und den Unfähigen ebenfo gefickt machen 
ald den Fähigen, wenn er jih nur mit ftrenger Gewiffenhaftigkeit an das Lehrbuch Hielte. 
Schärfer ſpricht das Comenius in der „Didactica magna“ aus: „prora et puppis esto inve- 
stigare et invenire modum, quo docentes minus doceant, scholae minus habeant strepi- 
tus, nauseae, vani laboris, plus autem otii, deliciarum solidique profectus.” In zahl- 
reihen Schriften (feine opera didactica allein füllen vier Bände) hat er neben dem allein 
herrſchenden Latein auch Berückſichtigung der Mutterfprache verlangt, Befanntfhaft mit den 
Realien gefordert und auf eine naturgemäße Methode gedrungen. Er fand diefelbe in vem Pa- 
rallelismus ver Worte, der lüdenlofen Stufenfolge des Unterrichts und dem ſchnell fördernden 
Berfahren bei dem Unterrichten. Praktiſch hat er dies für die lateinifhe Spradhe in dem „Ve- 
stibulum“, der „Janua linguarum reserata” und dem „Atrium“ gemadt, nad deren Abjol- 
virung der Schüler in die palatia der Claſſiker einzutreten befähigt ift. Um aber die Sachen dem 
Schüler auch unmittelbar anſchaulich zu machen, lieferte er in dem „‚Orbis pictus‘‘ nod eine mit 
Bildern verfehene ianua, welcher in einer großen Anzahl von Auflagen ſich bis in unfere Zeit 
erhalten Hat. Freilich ift er vurd) das von feinem Standpunft befangene Befthalten am Latein, 
das fi feinen Realien nit anpaffen Eonnte, ein Beförberer des ſchlechten Lateind geworden. 
Über den Gebrauch der alten Schriftfteller find feine Anfihten zu verſchiedenen Zeiten verfchie- 
ben; in dem „Ventilabr. sapientiae” von 1656 will er aus chriſtlichem Eifer die heidniſchen 
Shriftfteller aus den Schulen verbannt wiſſen. 12) Ubrigend find feine Beftrebungen aud für 


10) Wagenmann, Iefuiten und Jefuitenfchulen in Schmid's Encyklopädie, II, 740—793. Weider, 
Das Unterrichtswefen der Jefuiten (Halle 1863). 

11) Löfchfe, Die religiöfe Bildung der Jugend und der fittliche Zuftand der Schulen im 16. Jahr: 
hundert (Breslau 1846). 

12) Baur in Schmid's Enchklopäbie, I, 821-829, und zu ber bort angeführten reichen Literatur 
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den Humanismus heilfam gemefen, denn diefer wurde vielfach veranlapt, feine formale Einfeitig- 
feit aufzugeben und die Methode des Unterrichts und der Erziehung mehr ald bisher zu beachten. 
Im ganzen aber verharrten die Schulen in den von Melandthon und Sturm vorgezeichneten 
Bahnen. Daf der Dreißigjährige Krieg nicht ohne nachtheilige Folgen für die höhern Schulen 
bleiben konnte, ift erflärlid; vielen wurden die Mittel entzogen, andere aus proteftantifchen in 
fatholifche verwandelt und, wie bejonders in Schlejien, den Jejuiten übergeben. In der Zeit 
nad dem Weſtfäliſchen Frieden zeigen die neuerlaffenen Schulordnungen, an benen diefe Zeit 
reich ift, einen weſentlichen Fortſchritt in der Lehrverfaffung, weil die Mutterſprache einen Plab 
findet und an die Stelle der lateinisch) gefchriebenen Grammatifen deutfch gefchriebene treten. Nach— 
dem dur Ehriftian Thomas auch deutſche Vorlefungen anf den Univerfitäten eingeführt wa— 
ren, mußte die Alleinherrichaft des Kateind auf den Gymnaſien immer mehr geſchwächt werben. 
Beachten wir, welche Grundfäge unter Herzog Ernft dem Frommen in Gotha aufgeftellt wur: 
ben, „daß zwar nad dem exercitio pietatis dad fundamentum studiorum die lateinifche 
Sprade, daß aber außer diefer, der griechiſchen und hebräiſchen, zur Erweckung und Schär: 
fung des Nachdenkens, fowie zur Vorbereitung auf den afademijchen Unterricht, Geſchichte, 
Mathematik, PhHilofophie, beſonders Logik und Rhetorik, ferner die Grundfäge der Poeſie, 
Beredſamkeit und Mufif vorgetragen werden müßten”, fo werden wir einerſeits ben Zuſam— 
menhang mit Comenius, andererjeitd die Orundzüge der Richtung erfennen, welde Aug. 
Herm. Srande in der Lehrverfaffung der höhern Schulen einfhlug, denn Brande war unmit- 
telbar unter jenen Ginflüffen erzogen. 

Wo von dem Einfluß des Pietismus auf das höhere Schulweien die Rede ift, kann nicht 
Spener, fondern nur Frande genannt werben, der mit jeltenem praftifchen Talent und großer 
Energie für alle Gebiete der Erziehung und des Unterrichts forgte. Die beiden höhern Schulen, 
melde er in den hallefchen Anftalten gegründet hat, ſcheiden zunächſt die Stände, denn nad) 
den Vorgang der Ritterafademien (Lüneburg 1655, Brandenburg und Liegnig folgten erft 
1705 und 1708) beftimmte er das Pädagogium 13) für die Söhne der Reihen und nahm darum 
in den Lehrplan die deutſche (Oratorie) und franzöjiihe Sprade, Geographie und Geſchichte, 
Mathematif, Botanit, Mineralogie, Anatomie, Phyſik und Chemie auf, ließ die äußere 
Bildung der Sitten nicht unbeachtet bis zu der edeln Trandirfunft und ordnete für die körper: 
lihe Bewegung Drechſeln und Glasfchleifen an. Daneben wurden die Handwerker in ihren 
MWerkftätten, die Buchhändler in ihren Gewölben beſucht und manderlei Nügliches in joge: 
nannten NRecreationdftunden getrieben. Daß daneben die alten Sprachen nicht vernadjläfiigt 
wurden, verſteht ſich in jener Zeit von felbft, nur daß man in der Auswahl der Schriftfteller 
die Ehriften ven Heiden vorzog und Lactanz für Cicero, Prudentius für Horaz, Nonnus für 
Homer wählte. In der Disciplin galt das jefuitiihe Princip der Überwachung; das Gefühl 
der Sündhaftigkeit zum Bewußtjein zu bringen und dann zu einer lebendigen Beziehung zu 
Chriſtus zu führen, blieb der Hauptzweck. In der Organifation des Unterrichts befolgte Francke 
eine der jefuitifhen Einrichtung gerade entgegengejegte. Wenn dieje in ihrem Klaſſenſyſtem 
felbft jeden einzelnen Lehrer mit feinen Schülern durd alle Klaffen aufrüden und dann mie: 
der von vorn anfangen ließen, orbnete Brande das Fachſyſtem an. Das war nur möglich, 
weil eine große Menge Studirender ald Lehrer herangezogen wurden, ſodaß jede Disciplin in 
allen Klaffen in derjelben Stunde gelehrt werden Fonnte. Died Heranziehen junger Männer, 
die natürlich ſelbſt erft für das Unterrichten befähigt werben mußten und die bei hänfigem 
Wechſel gern einem Auf an andere Orte folgten, hat ebenfo ſehr zur Verbreitung Brande': 
ſcher Einrichtungen beigetragen als die zahlreichen Lehr = und Schulbücher, die durch feine Schule 
in Umlauf gekommen find. Der unmittelbare Einfluß zeigte fi in der Errichtung des Friedrichs 
Gollegiums in Königöberg (1701), des Pädagogiums in Zullihau (1710), der Schule in 
Hersfeld (1709), ohne der eigentlihen Waifenhäufer zu gevenfen. Aus Francke's Schule her: 
vorgegangen und zugleich angeregt durch Ehriftoph Semler hat Joh. Zul, Heder in Berlin die 
erfte deutſche Realihule gegründet, deren Name ſchon 1706 in Halle ald Gegenfag zu den 
Verbalſchulen von Sender für eine Schule gebraudt war, die für die Bedürfniſſe des täglichen 


Jordan's in dem Jahrbuch für flawifche Literatur, Jahrg. 1846, Heft 7; und Daniel, Das pädagogiſche 
Syſtem des Comenius (Hallifches Schulprogramm von 1839). 

13) Die Ordnung und Lehrart, wie felbige in dem Püdagogium eingeführt ift (1702), if abge: 
drudt bei Bormbaum, Evangelifche Schulordnungen, IH, 52, 214; ebenda aud) Freyer, Verbeficrte 
Methode des Paedagogü Regii (1721). ur 
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Lebens in.mathematicis, mechanicis et oeconomieis unterrichten wollte. Mit der Begünfli- 
gung bed Landbaues, des Handeld und der Induſtrie ging dad Streben nady realer Nüglichfeit, 
die Forderung ded Praktifhen auch in die gelehrten Schulen über. 

Solden Bemühungen gegenüber hatte die humaniſtiſche Reaction einige Berebtigung, 
wenn fie das Sprechen und Schreiben des Lateind wieder zum Mittelpunft des Unterrichts machte, 
in Rom und Athen zu Haufe fein ließ und daneben für die Mutterfprabe und die Realien nur 
ſpärlich forgte. Ihre Hauptvertretung findet dieſe Richtung in der ſächſiſchen Schulorbnung von 
1773, deren Berfaffer 3. A. Ernefti ift. ?%) Dort wird der ſeltſame Unterſchied zwiſchen ven 
Fürftenfhulen und ven lateinifhen Stadtſchulen beibehalten und eine Stabilität der Lehrverfaſ— 
fung begründet, die biß zum Jahre 1835 in Sachſen faft unerfchüttert geblieben ift. 

Solche Ginfeitigkeit führte ven philanthropiſchen Beftrebungen Freunde und Anhänger zu. 
Rouffeau hatte das Naturevangelium der Erziehung gepredigt und bie Rückkehr zur Einfachheit 
und Unfhuld der Natur empfohlen. Seine Neformideen fanden bei den romanifhen Völkern 
weit weniger Gingang ald in Deutſchland, und Baſedow, der 1768 jein Manifeft an bie 
Menſchheit über die bevorftehende Errettung durch die Erziehung und fein Elementarwerf erlieh, 
brachte fo viel Gelpmittel zufammen, daß er 1774 in Deffau fein Philanthropinum errichten 
fonnte. Wolfe, Campe, Salzmann, Trapp und Nauendorf waren eifrige Anhänger. Jetzt 
follte die Jugend leicht und ohne Zwang lernen, der Bortrag leicht und angenehm gemacht wer: 
den; fpielend jollte fie in einem Jahre das Latein, in vier Jahren überhaupt fo viel lernen, um 
zu dem Studium einer Facultätswiſſenſchaft reif zu fein. Darauf wurden die Lehrbücher und 
die Methode berechnet, die man aber nur für Lateiniſch und Franzöͤſiſch, nicht für das Griechiſche 
anwendete. Die Erfolge waren gering; ähnliche Inftitute, wie in Marſchlins und Heidenheim, 
hatten gleichfalls nur furzen Beſtand; wenn Schnepfenthal alle überbauert Hat, fo ift dies 
daraus zu erflären, daß man bort alle Baſedow'ſchen Lbertreibungen verftändig mied. Der 
Nugen des Philanthropinismus ift nicht darin zu ſuchen, daß er Neues und Förderndes an dad 
Licht gebracht, fonbern darin, daß er auf Mängel und Schäden der biöherigen Erziehung hin: 
gewiefen hat. Stantömänner, wie Zedlig in Preugen, find durd jene Beftrebungen zur He: 
bung des Schulweiend überhaupt angeregt worden. Aber die utilitarifhe Richtung, die Ba: 
ſedow verfolgte und die die Lofung non scholae, sed vitae discendum annahm, brachte wahre 
Zerrbilder in die Schulen. Man lehrte Diplomatif, Heraldif, Numidmatik, hielt Vorträge 
über Diätetif und z0g alle Theile der Bopularphilofophie in den Unterricht. 

In ver zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts haben drei Dinge die Neugeftaltung des höhern 
Unterrichts vorbereitet: das zweite Erwachen der claſſiſchen Studien, zu ber bie Erweckung 
des Geſchmacks und Verſtändniſſes der alten Kunft hinzutrat, der Aufihwung der deutſchen 
Nationalliteratur, der feinen Ausgangspunkt von dem claffifhen Alterthum hatte, und Die neuere 
Philofophie. Die Namen eines Windelmann, Leſſing und Herder ftehen hier obenan. Unter 
den Humaniften hat zuerft Chr. ©. Heyne, der jeinem Vorgänger Gesner an äfthetifcher Bil: 
dung und in archäologiſchem Willen weit überlegen war, für die Behandlung der Schriftfteller, 
der Mythologie und der Antiquitäten viel geleiftet, dann aber F. A. Wolf durd Begründung 
der Alterthumswiffenfhaft dem Humanismus eine fefte Grundlage gegeben. Der erftere bat 
unmittelbar für die Schule wirkſam zu jein weniger Gelegenheit gehabt (dad Pädagogium in 
Ilefeld ift nach feinem Plan organilirt, bei andern Schulen ift er Ratbgeber geweien), Wolf 
dagegen durch die Methode feines Vortrags zahlreiche Schüler gebildet und auch theoretisch feine 
Anfihten über die Geftaltung der Gymnaſien vielfach entwidelt. 15) Als Lehrer ift G. «Her: 
mann (geft. 1848) nicht minder ausgezeichnet geweſen, obſchon er jidh auf Grammatik, Kritif 
und Metrik beichränfte. 16) Das Überwiegen der griechischen Literatur, die erft durch die Schüler 
jener Männer zur wahren Geltung in dem Jugendunterricht gelangt ift, führte in der Praris 
auch zu manchen Berirrungen, unter denen die von der Priorität des griehifchen Unterrichts 
vor dem lateinifhen zu erwähnen ift. 

Der heilfame Einfluß, den diefe Neugeftaltung auf die Schule übte, beruhte zunächſt auf 
der Perſoͤnlichkeit ver Lehrer, die ihre eigene Begeifterung der Jugend mittheilten, ſodann in 
der Bearbeitung zwedmäßiger Lehrbücher und angemeffener Ausgaben. Zu einer eigentlichen 


14) Mit derfelben ſchließt Bormbaum Bo. IL feiner Evangelifchen Schulordnungen, ©. 613 fg. 

15) Arnoldt, Friedrich Auguft Wolf in feinem Berhältnis zum Schulweſen umd zur Pabagogif 
(2 Bpe., Braunfchweig 1861 —62). 

16) Ameis, Gottfried Hermann's pädagogiicher Einfluß (Jema 1850). 
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Drganifation fam es noch lange nit. In Preußen wurde zwar jhon 1810 beſchloſſen, eine 
allgemeingültige Unterrichtsordnung einzuführen, und Stantdrath Süvern mit der Bearbeitung 
beauftragt, indeß erſt 1816 wurde ber Entwurf feftgeftellt, aber nicht veröffentlicht und all: 
gemein zur Anwendung gebradt. Man begnügte ji meift, in den Anforderungen über die 
Maturitätöprüfungen ven Schulen das zu erreichende Ziel hinzuftellen, im der Einrichtung des 
Lehrplan aber Freiheit zu geftatten. So fonnte ein gewiffer Encyflopädismus Gingang finden, 
der neben dem Übergewicht der alten Spraden audy die übrigen Lehrgegenftände, namentlich 
Geſchichte, Mathematif, Naturwiſſenſchaften maffenhaft erweiterte. Seitdem die Philologie 
einen eigenen philologifhen Lehrerſtand gebildet hatte, der ji gegen die übrigen Unterrichts 
fächer abſchloß, traten auch für Geihichte, Mathematik und Naturwifienfhaften Fachlehrer in 
die Schulen, von beren jedem daß eigene Fach energiſch vertreten wurde. 

Ein Aufjag des Medicinalraths Dr. Lorinſer, „Zum Schug der Gejundheit in ven Schulen‘, 
gab im Jahre 1836 einen mächtigen Anftoß zur Prüfung der über die Oymnajien laut jih er: _ 
bebenden Klagen, aber nur die preußifche Regierung fühlte fih dadurch veranlaft, 1837 das 
Maß der den einzelnen Zehrgegenftänpen zu widmenden Zeit in einem jogenannten Normalplan 
feftzuftellen. Die durd den Rorinjer'ihen Streit hervorgerufene Bewegung führte aud) zu wei: 
terer Prüfung. Die Gründung von Realfhulen, in Preußen beſonders durch die jtändifche 
Bertretung in Schlejien und im Rheinland und mehr noch durch die auf Befriedigung der zu— 
nächſtliegenden Bedürfniſſe dringenden ſtädtiſchen Behörden begünftigt, führte zu Widerſpruch 
von feiten der Vertreter der ſtrieten claſſiſchen Obſervanz und zu nit minder einfeitiger Ver— 
merfung beffen, was die Gymnajien erfirebten. In diefem Sinne war 1845 Köchly mit der 
Schrift ‚Über das Princiv des Gymnaſialunterrichts“ 17) hervorgetreten und hatte ald unleugbare 
Thatſache hingeftellt, daß unjer Gumnafialunterricht mit dem Zeitbewußtſein im Widerſpruch 
ſtehe. Schien 1846 der Kern jeiner Beftrebungen in der Befeitigung des Lateinjchreibens und 
Lateinſprechens zu liegen, fo ging er doch in dem Dresdener Gymnaſialverein, der vom 20. Sept. 
1846 bis 17. April 1848 beftanden bat, viel weiter und conftruirte ein neues Gymnajium 1), 
in welchem die Anſprüche des Humanismus und Realismus nur dadurch vereinigt werden, daß 
das eine allgemeine Bildungsftätte für jede höhere Richtung bietende Gymnaflum den neuern 
Spraden die Priorität einräumt, in den obern Klafjen aber eine Trennung zwijchen beiden 
Richtungen eintreten läpt und die alten Sprachen mit den fünftigen Humaniften um fo energi- 
ſcher betreibt. 49) So entftand die Idee ded Geſammtgynmaſiums. Mehrfache Verhandlungen 
und Beiprehungen von Lehrern über Gymnafialangelegenheiten , äußere wie innere 29), haben 
indeß nur ſchätzbares Material geliefert. Daffelbe gilt aud von den Ergebniſſen der im Jahre 
1849 nad) Berlin berufenen Landesjhulconferenz, welcher ein Reorganifationdplan für die 
höhern Schulen vorgelegt wurde, deſſen Grundlage der gemeinfame Unterbau für Gymna— 
fium und Realſchule war, an welden fih dann in der jogenannten Bifurcation eine Trennung 
der beiden Richtungen anſchließen jolte.”!) Neben dieſen beiven Reorganijationsplanen, 
einerjeitd ber Verſchmelzung des Gymnaſiums und der Realſchule zu einem Gejammtgymna- 
jium, dad nur in einer Privatanftalt Leipzigs zur Realiirung gefommen ift, andererfeits der 
jelbftändigen Geftaltung der Oberklaſſen beider Arten von Schulen, die an vielen Orten zur 
Ausführung gebracht ift, ging auch der Plan der Verbindung zu einer anorganiichen Einheit 
ber, bei welcher entweder Baralleiftunden für die Realiften, oder vollftändige Parallelklaſſen 
für diefelben in dem Gymnafium beabſichtigt wurden.??) Die Reaction hat die Plane, weil 
man dabei Zeitforderungen für Bebürfnijje erklärte, wenig beachtet, und nur einzelne Länder jind 
wirflich zu einer Organifation gejchritten. Der Bewegung gegenüber, welche Staat und Kirche 
voneinander trennen wollte und damit die Beſorgniß erregte, daß die höhern Schulen religions: 


17) Über Freunde und Feinde fpricht er in: Zur Gymnaſialreform (Dresden und Leipzig 1846). 

18) Köchly, Bermifchte Blätter zur Gymnaſialreform (3: Hefte, Dresden und Leipzig 1847 und 1848). 

19) Diefen Grundjag für die Organifation der höhern Schulen hält Köchly feft in dem Schriftchen 
über die Reform des züricher Gymmafiums (1859) und entwidelt ibn in den im Schweizerifchen Mu« 
ſeum mitgerheilten Theien und Bemerkungen zu einer einheitlichen Umgeftaltung unferer Gymnafien. 

20) Eine BZufammenftellung habe ich in ver Hallifchen Allgemeinen Literaturzeitung, Intelligenzblatt, 
Jahrg. 1849, Nr. 2 fg., gegeben; Ginzelberichte jtehen in der Zeitichrift von Mützell, Bd. II u. III 

21) Hocegger, Das Syſtem der Bifurcation in feiner geicyichtlichen Entwickelung (Zeitfchrift für 
bie öfterreichiichen Gymnaſien, Jahrg. 1863, XIV, 487—542). 

22) Eine genaue Darlegung der verfchiedenen Anfichten gab Mügell in der Zeitfchrift für das 
Gymnafialwejen, IV, 817—884. 
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108 fein würden, faßte man in verfchienenen Gegenden Preußens und in Würtemberg den Plan, 
vom Staate unabhängige Gymnaſien von beftimmt ausgeſprochenem und gefichertem evangelijch- 
chriſtlichem Charakter zu gründen. Zur Ausführung ift diefer Plan nur bei der höhern Privat: 
fehranftalt in Gütersloh (Weſtfalen) 1851 gekommen, die 1854 in alle Rechte und Pflichten 
Öffentliher Gymnaſien getreten ift, aber jeit 1861 ihren urfprünglien Charakter infoweit auf: 
gegeben hat, als jie audy die Söhne katholiſcher oder jüdischer Altern, vie in Güterdlch wohnen, 
aufnimmt. Wenn nur die Lehrer und Beamten einer Schule einer beftimmten Confeſſion an: 
gehören, fo ift ja der confejltionelle Charakter derſelben nach preußlſchen Begriffen gewahrt. 2°) 

Der Gedanke an einen Geſammtorganismus iſt jegt in vielen Ländern factiſch durch die 
Organifation der Realſchulen aufgegeben und damit die vollftändige Trennung ded Gymna— 
ſiums von der Nealichule (ſ. d.) ausgeſprochen. Ehe ich zu den Grundzügen der Beflimmung 
und der Mittel des Gymnaſiums übergehe, wird ed zweckmäßig fein, vorher der gefeglichen Re: 
gelung, welche dieſe Verhältniffe in den verfhiedenen Ländern gefunden haben, zu gedenken. 

Oſterreich, deſſen frühere Gefege in der „Sammlung der Verordnungen und Vorſchriften 
über die Berfaffung und Einrihtung der Gymnaſien“ (Wien 1847) enthalten find, erhielt im 
Jahre 1849 einen „Entwurf der Organifation der Gymnaſien und Realfhulen‘‘, ver in Wien in 
der Hof: und Staatsdruckerei gedrudt ift und 260 Seiten in Quart umfaßt. Gr ordnet Ober: 
und Untergomnafium an, welches legtere auch ald Vorbereitung auf die Oberrealjhulen dienen 
fol. Unter ven Unterrichtsgegenſtänden fehlt in dem vielſprachigen Kaiferreiche neben der Lan: 
desſprache des einzelnen Kronlandes die deutſche Spracde nirgends. Dispenfation vom Griedi: 
fhen fann im Untergymnaſium denen gewährt werden, welche nicht in dad Obergymnajium 
übergeben wollen. 

Preußen hat fein Unterrichtsgeſetz; das in der Verfaſſung verheipene gehört noch immer 
zu den leeren Verſprechungen, und man fühlt ih in dem Minifterium wohler dabei, als wenn 
man durch ein Gefeg gebunden wäre. Der Normalplanı der Öymnafien, welcher der Minifterial: 
verordnung vom 24. Det. 1837 angehängt ift, erhielt einige Modificationen durch die Mini: 
fterialverfügung vom 7. Jan. 1856. Zahlreihe Verordnungen der Gentral: und der Brovin- 
zialbehörvden (Provinzial-Schulcollegien) regeln aud die geringften Berhältniffe. Das treffliche 
Werk von L. von Rönne**), „Das Unterrichtsweſen des preußiſchen Staats” (Berlin1855), gibt 
in dem zweiten Bande das auf die Gymnaſien Bezügliche und findet eine Ergänzung in L. Wieſe, 
„Das höhere Schulmefen in Preußen‘ (Berlin 1864). ine ähnliche Liberfiht über die ein— 
zelnen Lehranftalten wäre von jedem Lande zu wünſchen. 

Baiern ift reicher an Schulplanen ald irgendein Land. Das von Niethammer audgear- 
beitete Normativ von 1808 war ftreng auf das humaniftifche Brincip gegründet. Die Schulorb: 
nung von 1824, welde die zwei Progymnaſial- und vier Gymnaſialklaſſen in ein fünfflaffiges 
Gymnaſium vereinigte, fegte zwiſchen Gymnaſium und Univerjität eine obligatorifche Lyceal⸗ 
klaſſe. Die Schulordnung von 1830, weldyer der 1829 von Thierſch ausgearbeitete, aber 
vielfach durch die Behörde modificirte Plan zu Grunde lag?®), bob die Lycealflaffe auf und ließ 
jie einfah in die Oberklaffe ded Gymnaſiums übergehen. Uber die vielfahen Wandlungen, 
welde in zwanzig Jahren erfolgt jind, übt C. 2. Roth, „Das Gymnaſialſchulweſen in Baiern 
zwijchen ven Jahren 1824 und 1843" (Stuttgart 1845), ſcharfe Kritif. Im Jahre 1854 er— 
fhien eine revidirte Ordnung der lateinifhen Schulen und der Gymnaſien, die aber feitvem 
wiederholt wefentlihe Modifticationen erfahren hat. 

Hannover erhielt bereits 1737 eine Schulorbnung „vor die kurfürſtlich braunfchweigifd- 
lüneburgiſche Lande”, welde nad) den Borfchlägen einiger Gonfiftorialräthe von dem Rector 
Buttſtedt zu Ofterode verfaßt und von Gesner revidirt if. 26) Sie fteht im engiten Zufammen- 
bang mit dem in demjelben Jahre zu Göttingen begründeten philologiſchen Seminar, weldes 
die Lehrer zur Ausführung jener Ordnung heranbilden follte und deffen Director zugleich 


23) Mützell's Zeitfchrift, IV, 424; VI, 316. Wiefe über die Stiftung neuer hriftlicher Gymnafien 
in der Zeitfchrift für chriftliche Wiffenfchaft und chriftliches Leben, Jahrg. 1851, ©. 146. Berbandlun: 
gen der Bhilologenverfammlung in Erlangen (1851), ©. 75. 

24) Hitere Werke, wie Neigebaur, Die preußifchen Gymnaften und Realfchulen (Berlin 1835), reis 
chen nicht mehr aus. A 

25) Thierſch, Gefchichte des bairifchen Schulplans von 1829 und feine Reviſion im Jahre 1830, 
Beilage zu Bd. III feiner Schrift über die gelchrten Schulen. 

26) Abgedrudt bei Bormbaum, Evangelifche Schulorbnungen, IL, 359. 
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Inſpeetor über fämmtlihehöhere Schulen ward. Heyne bot zur Umgeftaltung einzelner Gymna= 
fien gern die Hand. Einen weitern Fortſchritt bedingten die Einführung der Maturitätsprüfung 
durch Verordnung vom 11. Sept. 1829, die Errichtung des Oberfdulcollegiums durd Patent 
vom 2. Juni 1830, welches die Gentralbehörbe für das geſammte höhere Schulweſen bildete, 
und bie Ginführung der Prüfung der Gandidaten des höhern Lehramts dur Verorbnung vom 
22. April 1831. Die 1848 berufene Gonferenz hat das VBerhältniß des Realunterrichts geord⸗ 
net, da nur eine einzige vollftändige Realfchule in der Stadt Hannover beſteht. Genauere Auf: 
fchlüffe geben ein Auffag von Geffers in Schmid's „Encyklopädie“, II, 263— 319; Kohlrauſch, 
„Bericht über die Thätigkeit des Oberfchulcollegiums” (Hannover 1855) und zahlreiche Mitthei: 
lungen veffelben in den „Erinnerungen aus meinem Leben‘ (Hannover 1863). 

Sachſen hat zeitgemäße und durdgreifende Reformen feit 1773 am längften verzögert. Am 
7. Dec. 1833 wurde den Ständen der Entwurf eines Gefeges über die Gelehrtenſchulen vor: 
gelegt, aber er fand jo leidenſchaftliche Gegner, die bald den verberblichen Geift des Realismus, 
bald die einzuführende Bolymatbie, bald die Gmancipation der Schule von der Kirche, bald die 
Entziehung ſtädtiſcher Patronatsrechte und anderes angriffen, ſodaß der Entwurf am 30. Juli 
1834 zurüdgezogen wurde. Vorſchriften über einzelne Unterrihtögegenftände wurden erlaffen, 
wie 1845 über den Unterricht in der deutfchen Redekunft, in demfelben Jahre ein Lehrgang des 
Geſchichtsunterrichts. Nicht ohne Mitwirkung der Schulen wurde am 27. Dec. 1846 dad Regu: 
lativ für die Gelehrtenſchulen im Königreih Sachſen gegeben und im folgenden Jahre ein Lehr: 
plan für den mathematiſchen und den naturmwiffenfhaftlihen Unterriht und für die philoſophi— 
ſche Propädeutif hinzugefügt. 27) Das Regulativ wurde ausdrücklich als ein proviforifches be: 
zeichnet, aber ſeit jener Zeit ift nichts für eine Verbefferung gethan, obgleich inzwiichen die Real: 
ſchulen eine jelbftändige Organifation erhalten haben. Vgl. Piregfhner, „Rüdblide auf die 
Entmwidelung des Schulwefend im Königreih Sachſen“, Programm von Blauen 1849. 2) 

Würtemberg ift an Verordnungen und Gefegen für das höhere Schulweſen nicht min: 
der reich ald Baiern. Die Sammlung ber „Würtembergiſchen Schulgefege für die Mittel: und 
Fachſchulen bis zum Jahre 1846” von E. Hirzel (Tübingen 1847) macht einen Band von 932 
Seiten aus.2%) Am Ende des Jahres 1847 hat die Negierung einen Entwurf einer neuen 
Schulordnung für die gelehrten Anflalten Würtembergs veröffentlicht, bei deffen Abfaffung die 
Oberftubienräthe Klumpp und Schwab betheiligt waren, und einer Gommiffion von Schulmän- 
nern zur Berathung vorgelegt. Vgl. Mügell in ver „Zeitihrift für Gymnaſien“, II, 365— 
407; „Bäpagogifhe Vierteljahrsſchrift 1848”, S. 259 — 292. 

In Baden mußte die Ungleichförmigkeit der Schuleinrichtungen die Aufmerkſamkeit der 
Regierung und der Landesvertretung auf fich ziehen. Vom Jahre 1830 an kamen die Geſetze 
und Verordnungen zu Stande, welche eine einheitliche Ordnung bezweckten. Nachdem 1836 der 
Oberſtudienrath eingefegt war, folgte die Berorbnung über das Gelehrtenjhulmefen vom 
31. Dec. 1836 °9), ver Lehrplan und die Schulordnung für die Gelehrtenfhulen vom 18. Febr. 
1837. Alle Mittelſchulen iind Staatsanftalten und haben eine confeffionelle Beitimmung nad) 
ven Fonds, auf denen fie beruhen; an den Simultananftalten wechſelt die Direction nady der 
Gonfeffion. Diejenigen Schulen, welche den vollftändigen Gurfus bis zur Univerſität abjolviren, 
heißen Lyceen; die, welchen die zwei oberften Jahrescurfe ver Lyceen fehlen, nennt man Gymna— 
ſien; eine Schule, der auch die zweitoberfte Lycealflaffe fehlt, ift ein Pävagogium. Die früher 
beſtehenden lateiniſchen Schulen find in Höhere Bürgerfchulen umgewandelt. In Bezug auf die 
claſſiſchen Studien ftehen die Anftalten zurüd. Sammlungen der Geſetze über das höhere und 
niebere Studienweſen des Großherzogthums find erfhienen in Konflanz 1846 und von Schmidt 
Karlsruhe 1852. 

In dem Großherzogthum Didenburg beftehen theil reine Gymnaſien (Dlvenburg und 
Vechta), theild fogenannte Geſammtgymnaſien, indem in Jever Gymnaſiaſten und Realiften in 


27) Abgedruckt in Müsell’s Zeitfchrift, IT, 458—477; in demfelben Bande fteht auch eine Beur- 
theilung des Regulativs, ©. 22—64. 

28) Einen auf officielle Anordnung 1849 ausgearbeiteten Entwurf zu dem allgemeinen Schulgeſetz 
für das Königreih Sachſen hat Köchly (Leipzig 1850) herausgegeben. 

29) Schon früher fid Würtembergs Schulgefege zufammengeftellt von Hegel (Ravensburg 1827). 

30) Der Entwurf von 1834 bei Thierfch, Über den gegenwärtigen Zuftand bes öffentlichen Unter: 
richte, IH, 35. 
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ven beiden untern Klaffen ungetrennt find, nachher aber für mehrere Lehrgegenflände getrennt 
. werben, in Eutin dagegen Gymnaſial- und Realfchüler ſchon in den beiden untern Klajien ge: 
trennt ſind (die Realiften lernen fein Latein), nachher aber eine vollfländige Trennung flatt- 
findet. Auf Grund der Art. 82— 91 des Staatögrundgejeged erſchien im April 1855 („Olden- 
burgiſches Grfegblatt”, XIV, 68) ein neues Schulgefeß, nach welchem das gejammte evangeliiche 
Erziehungs: und Unterrihtöwefen unter einem Oberfhulcollegium ſteht. Für Lübeck und Bir- 
kenfeld find 1857 und 1861 befondere Schulgefege erlaffen, die im weſentlichen mit denen für 
pas Herzogthum übereinftimmen. Für die Gandidaten des höhern Schulamts befteht eine Prü⸗ 
fungscommifjton. Vgl. Chr. Harms, „Das Schulmeien des Großherzogthums Oldenburg, 
Programm der höhern Bürgerfchule in Oldenburg vom Jahre 1864”. 

In Kurbeifen gibt es weder ein allgemeines Schulgefeg, denn zwei gebrudte Entwürfe 
find bei der befannten Stellung der Stände und der Regierung über dieſes Stadium nicht 
binausgefommen, nod ein Geſetz über das Gelehrtenfhulweien. Die Reorganifation der Fur: 
fürftlihen Gymnaſien 1833—35,, die Dienftanmeifung für die Lehrer und das Regulativ für 
die Abhaltung der Lehrerconferenzen aus dem Jahre 1849 gelten ald normative Beftimmungen. 
Der durd den marburger Thierſch 1857 veranlafte Streit, in weldem der Encyklopädismus, 
pie Überbürdung der Schüler mit häuslichen Arbeiten und überhaupt der geringere Erfolg im 
Gegenfag zu ben ältern einfader eingerichteten Oymnafien getadelt wurde, hat dad Minifterium 
nad) dem Beſchluß vom 31. März 1859 nicht veranlaßt, in den beftehenden organiſchen Einri- 
tungen Veränderungen vorzunehmen und nur einzelne Beftimmungen fhärfer hervorzuheben, 
wie über das Klaffenfoftem in den untern Klaffen, andere, wie über die Zahl ber Unterridts- 
ftunden, zu mobificiven. Vgl. Bezzenberger in Schmib’s „Encyklopädie“, II, 499—511. 

Die ſechs Gymnaſien des Großherzogthums Heffen ftehen feit 1832 unter vem Oberflu: 
dienrath. Der Studienplan für diefelben vom 1. Det. 1832 ſteht abgebrudt bei Kr. Thierſch, 
II, 107—134, und in den allgemeinen, dad gefammte Schulmefen des Landes umfaflen: 
den Schriften von GE. Zimmermann, Darmftadt 1832. Die harte Beurtheilung, welde die 
höhern Schulen in dem Werfe von Thierfh (1, 323—361) erfahren hatten, veranlaßte die 
officielle Bertheidigung: „Überſicht des gefammten Unterrichtsweſens im Großherzogthum 
Heſſen“, amtlich bargeftellt und herausgegeben von Dr. Linde (Giefen 1839). 

In den Schulverhältniffen der beiden mecklenburgiſchen Länder fehlt ed überhaupt an 
Ginheit und Übereinftimmung; das tritt an den Gymnaſien noch viel ftärfer hervor als in dem 
Volks: und Bürgerihulmweien. Es gab eine allgemeine mecklenburgiſche Schulordnung in dem 
vierten Theil der Kirhenordnung von 15524), aber diefe iſt längft antiquirt und die Vor: 
rechte ver Städte geftatten diefen auch große Freiheit in der Geftaltung ihred Schulwefend. Das 
einzig Bindende find die Verordnungen über die Maturitätöprüfung, welche für Schwerin am 
4. Mai 1833, für Strelig am 8. Aug. 1837 erlaffen find. So ift Medlenburg, wie jonft auch 
Preußen, das einzige Land, wo die Forderungen der Maturitätöprüfung maßgebend für bie 
innere Ginrihtung der Gymnaſien jind. 

Für die Herzogthümer Schleswig-Holſtein find jeit dem Jahre 1745 zahlreiche Verord⸗ 
nungen erlaffen ; jie erhielten im Jahre 1814 eine allgemeine Schulorbnung, die für ihre Zeit 
viel Gutes und Brauchbares enthält. Bei der Errichtung der Regierung zu Gottorp wurde eine 
beiondere Abtheilung für Kirchen: und Schulmeien angeorbnet und diefer ein außerorbentliches 
Mitglied für bie Beauflihtigung der Gelehrtenſchulen beigegeben. Ein neues Regulativ erſchien 
am 28. Ian, 1848, in welchem ſämmtlichen zehn Schulen (den Namen Gymnaſium erhielten fie 
nicht) eine gleiche Ginrihtung gegeben und der Erlaß weiterer Inftructionen in Ausſicht geſtellt 
wurde. Das Stantögrundgefeg für die Herzogthümer vom 15. Sept. 1848 flellt, Art. 103 und 
104, eine Umgeftaltung in der Leitung und Beauffihtigung des Schulweſens in Ausfiht. Der 
Entwurf zu diefem Gefeg ift au unter Mitwirkung Lübker's, der ſeit 1865 mit der Reor- 
ganilation der Gymnafien betraut ift, wirklich vorgelegt. Die rendöburger Rehrerverfammlung 
am 30. Sept. 1848 hatte vier Lehrer mit der Ausarbeitung einer Gymnaſialordnung für die 
Herzogthümer beauftragt, deren Arbeit in Kiel 1850 in Drud gegeben ift. Diefe lehnt ſich in 
ihrem eriten Theil an das beftehende Regulativ an und fügt in dem andern die Lehrerinftruction 
und ein Reglement für die Maturitätöprüfungen hinzu. 

In dem Herzogthum Braunfhweig hatte Bugenhagen dad Schulwefen der Hauptftadt 


31) Abgedrudt bei Bormbaum, I, 59, wo auch die güftrower (1572) und wismarer (1566) Schul: 
orbnungen fich finden, ©. 576 u. 547. 
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nah Melanchthon's Grundfägen georbnet. Nah Einführung der Neformation erſchien 1569 
eine Kirchenordnung, weldye zugleich eine Schulordnung umfaßte, für welche Melanchthon's und 
Bugenbagen’d Anjichten maßgebend gewejen find. Auf ihr ruht nad der Berfiherung in 
Schmid's Encyklopädie““, I, 746, das eigentliche Gymnaſialweſen. Inzwiſchen hat fi gerade 
in diefem Lande die Praris in den einzelnen Schulen den Bebürfniffen ver Zeit nicht entzogen. 

Das Herzogthum Anhalt hat am 22. April 1850 für Deffau und Köthen ein Schulgefeg 
erhalten ??), dad nad) der Vereinigung des bernburgifchen Antheild auch für die Schulen dieſes 
Ländchend (ed hat ein Öymnafium in der ehemaligen Hauptſtadt) als organiſches Geſetz octroyirt 
fein wird. — Unter den Schulordnungen der thüringifhen Ländergruppe nimmt bie meinin— 
gifche Verordnung vom 24.Nov. 1856, die Ordnung der beiven Landesgymnafien in Meiningen 
und Hildburghaufen betreffend, eine fehr hervorragende Stelle ein. 

Das Herzogthum Naſſau beiteht erft feit 1816 in feinem gegenwärtigen Umfang, aber 
bereitö unter dem 24. März 1817 erfchien das landesherrliche Ediet, die Einrichtung der öffent: 
lien Unterridtsanftalten betreffend, welches ven fehr verfchiedenartigen Formen in den 
verschiedenen Landestheilen eine zweckmäßige ineinander eingreifende Ginrichtung zu geben beab- 
ſichtigte. Es beſteht noch jet zu Recht, einige Abänderungen von größerer oder geringerer Be: 
deutung abgerechnet. Denn der im Jahre 1849 von einer frei gewählten Gommiffion ausge— 
arbeitete und durch ben Drud veröffentlichte Entwurf, die Revifion des Geſetzes über den öffent— 
lichen Unterridt und die Reorganifation des Geſammtſchulweſens betreffend, ift bei der verän- 
derten Madtftellung ber Reaction nicht weiter in Verhandlung genommen worden, hat aber auf 
die Faffung ſpäterer Gefege und Verordnungen eine Ginwirfung ausgeübt. Hier hat eine voll- 
fländige Gentralifation nicht blos der Fonds und eine fefte Lostrennung von der Kirche ftatt- 
gefunden. DieDrganifation in Pädagogien für Schüler vom zehnten bis vierzehnten Lebensjahre 
und in ein einziges Landesgymnaſium ald eigentliche Worbereitungdanftalt für die Univerjität 
bewährte fi nicht, aber erft 1844 wurden drei achtklaſſige Gymnaſien eingerichtet und der be- 
reits 1846 proviforiih angeorpnete neunjährige Lehreurſus definitiv angeorbnet. Seit 1857 
haben die Gymnaſien nur fieben Klaffen, die beiden obern je einen zweijährigen Curſus. Innere 
und äußere Berhältniffe der Höhern Schulen find vortrefflich georbnet. 33) 

Bon den lippefhen Fürftenthümern hat Detmold ein Gefeg über das Volksſchulweſen vom 
11. Dec. 1849, von gejeplichen Beftimmungen für die beiden Gymnaſien in Lemgo und Det- 
mold ift mir nichts befannt. Schaumburg hat für das büdeburger Gymnafium eine Verordnung 
über die Maturitätöprüfung vom 4. März 1830. 

Unter den Freien Städten ermangelt Frankfurt eines einheitlichen Schulweſens; fein 
Gymnafium ift dem Iutherifchen Gonfiftorium allein untergeorbnet. Aus dem 16. Jahrhun- 
dert hat ed außer der Schulordnung von Micyllus zwei von 1579 und 1583.°%) In Bremen 
find die höhern Schulanftalten feit 1858 reorganilirt; auch in Hamburg ift jeit der Einfüh— 
rung der neuen Berfaffung gleiches gefchehen. Lübeck befigt in vem Katharineum Gymnafium 
und Realſchule vereinigt. 

Don den außerdeutſchen Ländern wird ed genügen nur das Hauptfählichfte kurz zu er: 
wähnen. Die Revolution hatte in Frankreich dad frühere Unterrichtömeien vernichtet. Die 
Verſuche des Directoriums zu Neugeftaltungen blieben ohne Erfolg. Erft Napoleon I. bat dur 
das Geſetz vom 17. März 1808 das gefammte öffentliche Schulweſen in einer einzigen Unter: 
rihtöcorporation, in ber universit& de France, vereinigt, der dadurch ein Monopol für den Un: 
terricht ertheilt wurde. Die Charte verſprach zwar ein Unterrichtögefeß, aber nur über ben 
Primärunterricht wurde es erlaffen durch Guizot's Bemühungen. Bei dem Gymnajlalunter: 
richt (linstruction secondaire) jind mandherlei Verſuche gemacht 3°), namentlih von Ville: 
main 1844, der mit feinem Entwurf feine Partei befriebigte, am wenigſten die Klerifalen 3%), 
und von Salvandy 1847. Erſt durch das Uinterrichtägefeg vom 15. März 1850 ift dad Mono: 


32) Die Beftimmungen für das Gymnafialweſen find mitgetheilt in Mügell’s Zeitfcheift, IV, 775. 

33) Firnhaber in Schmib's Encyflopädie, IV, 24—80 

34) Micyllus' Plan von 1537 findet fich bei Glaffen, ©. 168, die Ordnung von 1579 bei VBorms 
baum, 1, 631, der aud) die Ordnung von Micyllus hat abdruden laffen. 

35) Die Befege ftehen bei Thierfch, Über den gegenwärtigen Zuftand des öffentlichen Unterrichts, 
in, 310—392. 

36) Der Entwurf fteht in der ausgburger Allgemeinen Zeitung, Jahrg. 1844, Nr. 40, 

13° 


196 Schulen 


pol des Unterrichts gefallen und die Univerfität nit mehr Staat im Staat, fondern Staats- 
anftalt. Die Gymnaſien, melde Staatsanftalten find, heißen lycées, die ſtädtiſchen Gymnaſien 
collöges, die Privatſchulen theild colleges, theils institutions oder pensions. Bereinigen bie 
erften Unterricht und Erziehung, fo ift doch der Entwidelung der perfönlichen Eigenthümlichkeit 
weder bei dem Lehrer noch bei dem Schüler Raum gegeben. Wo diellniformirungsfucht fo groß 
ift, daß in allen Anftalten des ganzen Landes zu derjelben Zeit genau diefelben Xehrftoffe ver: 
wendet werben müffen, daß von der Regierung nicht bloß die einzelnen Schriftfteller, fondern auch 
die einzelnen Bücher ihrer Werke vorgefhrieben werben, da ift an eine Entfaltung befonderer 
Eigenthümlichkeit von feiten der Lehrer nicht zu denken. Wo aber das ift, kann aud von einer 
Pflege der Individualität der Schüler nicht die Nede fein. In den Schulftunden (deren Zahl nur 
22 beträgt) hört man die alten Aufgaben ab und gibt neue, in den Arbeitöftunden, denen dad 
Hauptgewicht beigelegt ift, beforgt man fie und lernt auswendig. Nur um der Disciplin zu 
Hülfe zu fommen, hat man es zu ſechs bid fieben täglichen Arbeitöftunden gebracht. Die plan: 
mäßige Durdführung ber Bifurcation, welche Fortoul in der section des sciences im Intereffe 
der Naturwiffenfchaften neben den ſprachlich-hiſtoriſchen Studien (section des lettres) angeord⸗ 
net hatte, ift jüngft gefallen und damit das Realgymnaſium neben dem humaniſtiſchen Ober- 
gumnafium in den drei oberften Klaffen befeitigt. Die Neigung zum Generalifiren bat audy die 
ecole normale sup6rieure ins Reben gerufen, die ald ein Seminar zur Bildung der Gymnaſial⸗ 
lehrer fowol in den sciences, d. h. Mathematif und Naturwiflenfhaften, als in ven lettres, den 
claſſiſchen Studien, beftimmt ift. Genaueres geben 2. Hahn, „Das Unterrichtsweſen in Frank⸗ 
reich“ (Breslau 1848); Holzapfel in Mützell's „Zeitſchrift“, IV, 794—812 und deffelben 
„Mittheilungen über Erziehung und Unterricht in Frankreich“ (1853). Gin „‚Recueil des lois, 
decrets, arr&tes, instructions, circulaires et notes ministerielles concernant et modifica- 
tions apportees ä linstruction publique‘ ift 1856 zu Paris in fünf Bänden erſchienen. 

Belgien hat mehrere Verſuche gemacht, das mittlere Unterrihtäwefen (lenseignement 
moyen) zu orbnen. Der Gejegedentwurf sur l'instruction primaire et secondaire vom 
30. Juli 1834 ?7) Fam nicht zur Erörterung in den Kammern. Das energifche Auftreten der 
Beiftlichfeit bei ver Begründung einer Fatholifhen Univerfiät in Mecheln (jet Löwen) befchleu: 
nigte das Gefeg über die Organifation des höhern Unterrichts, das am 27. Sept. 1835 erlaffen 
murbe. 99) Inden Jahren 1846 und 1849 wurden neue efegeerlaffen. Auch hier wie in Franf: 
reich beftehen königliche Athenäen und Oemeindeanftalten (colleges), auch hier eine Normalſchule, 
nur daß die beiden Abtheilungen für humaniſtiſche Studien und für die eracten Wiſſenſchaften 
getrennt (in Lüttich und Gent) beftehen. Vgl. Leroy in Schmid’ „Encyklopädie“, I, 491— 
521, der ebendafelbft, II, 571—579, über Holland berichtet hat. 

Diefer und anderer Länder reiher Schulgefeggebung gegenüber nimmt England und 
Schottland eine ganz eigenthümliche Stellung ein, das eine Gefeggebung für höhere Schulen 
noch nicht fennt. Völlig unabhängig beftehen die alten Erziehungsanftalten und die neuern 
Unterrichtsanftalten. Jene ältern, die grammar-schools, heißen public, wenn fie auf einem be: 
ftimmten Statut beruhen und durd einen Verwaltungsrath überwacht werden; fie alle haben 
großes Vermögen und zeichnen fih durch das zähe Fefthalten an hergebrachten Einrichtungen, 
durd ftraffe Zucht und Schülerpennalismus aus. Die claffifshen Sprachen bleiben die Haupt: 
ſache. Es gehörte ein jo ausgezeichneter Schulmann twie Arnold in Rugby dazu, um die alten For: 
men neu zu beleben. Mehr deutichen Realgymnajten entiprechen vie Schulen neuerer Stiftung, 
wie Kings-College in London (1828), an denen vielfady eine division of classics und of mo- 
dern instraction fi) findet. Da aber der Unterricht, abgefehen von den Freiftellen, fehr theuer 
ift, fo beftehen eine Menge von Privatanftalten, die ganz von ihrem Unternehmer abhängen. 
In Schottland heißen die Gymnafien high-schools. Seit 1855 ift England Au in das deutfche 
Gleis gekommen, denn es hat Prüfungen angeordnet für den Eintritt in den oſtindiſchen Civil— 
vdienft, bald darauf auch für den engliſchen Givildienft, für die Artillerie und die Ingenieure. 
Aud an den alten Inftituten rüttelt die Öffentlihe Stimme, und die vom Parlament angeordne- 
ten Gonmitteed werben nicht umfonft ihre mühfeligen Unterfuchungen angeftellt haben. Vgl. 
Miefe, „Deutſche Briefe über englifche Erziehung‘ (Berlin 1852); Voigt, „Mittbeilungen über 
das Unterrichtsweſen Englands und Schottlands’ (Halle 1857). 

Seitdem der Dualidmus in dem höhern linterricht zur Geltung gefommen ift und die Gym— 


37) Thierfch, III, 394. 
38) Die belgifchen Unterrichtsgefege. Deutſch von Morig Blod (Berlin 1849). . 
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nafien die Hoffnung aufgegeben haben, die abgefallene Toter, die Realfchule, wieder in ih auf: 
zunehmen oder eng an ſich zu fetten, Fann über die Beitimmung des Gymnaſiums fein Zweifel 
jein. Es ift die eigentlihe Vorbereitungsanftalt für die Univerfität. Damit wir nicht zu der 
Bäter Zeiten zurüdzufehren fcheinen, wollen wir gleid hinzufügen, daß das Gymnaſium nicht 
mehr wie fonft ald alleinige Bildungsanftalt dafteht, noch ſich vornehm von dem übrigen Schul: 
und Staatdorganismus abfhließen darf. Darum genügt uns das Poovelv xal Adysıy, supere 
et fari, mit feiner fogenannten rein formalen Bildung nit mehr. Die Grundlage der ſprachlich⸗ 
biftorifchen Bildung und damit der Mittelpunkt des gefammten Unterrichts ift allerdings die alt= 
clafftiche Bildung, d. h. Lateiniſch und Griechiſch, das zu einem blos facultativen Lehrgegenftande 
nicht herabgewürbigt werben darf. Grammatif und Lektüre find ungertrennlic miteinander ver: 
bunden. Der genauere grammatiſche Unterricht muß aber immer in einer fremden Sprache gegeben 
werden, weil in ver Mutterfprache dad Denken ohne klares Bewußtſein geübt wird, Die lateini: 
Ihe Sprache muß dazu gewählt werben, weil fie ald allgemeiner grammatifcher Kanon zu dienen 
geeignet ift, nicht die griechifche, veren Werth und Nugen in ihrer Literatur liegt. In der Lektüre 
ift auf Muftergültiges zu halten und dabei auf allfeitiges Verſtändniß des Terted und gute Liber: 
fegung zu dringen. Das muß auch für die Mutterſprache erſprießlich werden, die überhaupt nicht 
durd) die Orammatif, fondern durch Ubung und Handhabung zu lernen ift. Eine Anleitung zur 
hiſtoriſchen Kenntniß diefer Sprache darf den gereiftern Schülern nicht mehr entzogen werben; 
Geſchichte ver Nationalliteratur mag in den geſchichtlichen Lectionen gegeben werden, der deutſche 
Unterricht wird fih auf die Heroen der Literatur beihränfen und Anleitung zum Berftänpniß 
ihrer Werke geben müffen. Kür irgendeine der modernen Gulturfprachen genügt e8 einen guten 
Grund zu legen; als ſolche ift in den meiften Gegenden das Franzöfiiche anerfannt und nur lorale 
Verhältniſſe rehtfertigen ed, wenn jtatt deſſen das Englifhe in Norddeutſchland oder das Ita- 
lienifche in der Schweiz getrieben wird. über Geographie und Geſchichte bedarf es Feines Wortes. 
Mathematik und Naturmwiffenfchaften werben in den Gymnaſien injoweit getrieben, als Die ihnen 
eigenthümliche, ſtreng eracte Methode zur Ergänzung des ſprachlichen Unterrichts und jomit zur 
allfeitigen Übung des Geiftes erforderlich if. Sind diefe beiden Disciplinen nur formale Bil: 
dungdmittel, jo wird eine Beihränfung des Kehrftoffs ih von felbft ergeben. Der Religion: 
unterricht findet feine Berechtigung in dem eigentlihen Zwed ded Gymnaſiums, den diejenigen 
völlig verfennen, welche diefen Unterricht entweber ganz oder wenigftend aus den obern Klaflen 
verbannt wiffen wollen, oder von orthobor = firhlihem Standpunkte allem Unterricht einen 
chriſtlichen Charakter aufprägen mödten. Hebräiſch und Philofophie gehören nicht in das 
Gymnafium; die Zulaffung jener Sprache ift nur eine Gefälligfeit gegen die Theologen, die an 
der Erlernung der elementaren Kenntniffe während der afademijhen Jahre verzweifeln. Die 
rein technifchen Bertigfeiten im Schreiben, Zeihnen und Geſang dürfen nicht fehlen. Uber die 
Nothwendigkeit der förperlichen Ausbildung durch das Turnen herrfcht Fein Zweifel mehr. Für 
die weitere Begründung diefer kurzen Skizze mag ed genügen auf die Werfe von Deinharbt 
(‚Der Gumnaflalunterridt”‘, Hamburg 1837), K. von Raumer („Geſchichte ver Pädagogik”, 
IH, IV), Thaulow („Gymnaſialpädagogik im Grundriffe‘, Kiel 1858), Nägelsbad („Oymna- 
ſialpädagogik“, Erlangen 1862), Roth („Oymnafialpädagogif’‘, 1865), Lattmann (‚Uber 
bie Frage der Goncentration”, Göttingen 1860), Heiland (‚Die Aufgabe des evangelifchen 
Gymnaſiums“, Weimar 1860), Baumſtark („Friedrich Auguft Wolf und die Gelehrtenfchule‘‘, 
Leipzig 1864), auf die Schriften von Döderlein, der den Namen Gymnafialpädagogif in Gang 
gebradt hat, und 2. Roth und eine Anzahl höchſt gebiegener Artikel in Schmid's „Encyklopädie 
des geſammten Erziehungs= und Unterrichtsweſens“ zu verweifen. Auch die Zeitſchriften (vie 
Berliner für Gymnaſialweſen, die für Öfterreihifche Gymmnafien, die Jahn'ſchen „Jahrbücher 
für Philologie und Pädagogik’ und neuerdings die „Eos“) liefern über bie hier einſchlagenden 
ragen tüchtige Auffäge. 

Daß dem Staat ein Auffihtsreht über die Gymnaſien in Bezug auf die externa ſowol ald 
die interna zuftehe, ift nicht in Abrebe zu ftellen. Mit Ausnahme von England wird e8 in allen 
Ländern geübt; einzelne haben auch alle höhern Lehranftalten zu reinen Staatsanftalten gemacht. 
So wünfhenswerth dies in Fleinern Ländern erfheinen mag, jo wenig ift doch ver Wunſch, dies 
allgemein werben zu laffen, gerechtfertigt. Die Batronatöverhältniffe mögen an einzelnen Orten 
nicht zu dem Vortheil ver Schulen bei der Auswahl ver Lehrer, bei der Dotirung, jelbft bei dem 
Eingreifen in die innere Berwaltung gewefen fein; die Aufnahme in einen allgemeinen Verband 
mag mehr Ausfiht auf Verbefferung gewähren; aber Stiftungen und Eigenthumsrechte ver: 
langen auch ihre Beachtung, und noch gibt ed Städte genug, die in der Blüte ihrer Schulen den 
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ſchoͤnſten Shmud finden. Gemiſchte Patronate, mo der Staat auf Grund der von ihm geleifte: 
ten Zufchüffe oder die Kirchengemeinde auf Grund von Statuten oder Herfommen eine Bethei- 
ligung an dem Patronat in Anſpruch nehmen, haben viel Bevenflihes. In ſolchen Fällen ift 
die Anordnung von Guratorien, in denen aud die Schule jelbft ihre Vertretung findet, Schul: 
deputationen oder Commiſſionen als Zwiſchenbehörden in vielen Gegenden (am Rhein, in 
Meitfalen) jehr heilfam geweſen. 

Bei der Anftellung der Lehrer wirft der Staat [bon durch die von ihm angeorbneten PBrü- 
fungen mit, aber auch in dem einzelnen Fall kann ihm ein Beftätigungsredt zugeftanden werben, 
obſchon die Erfahrung gelehrt hat, dag in bewegtern Zeiten ſehr unlautere Motive, namentlich 
der Mangel an fogenannter guter Gefinnung, zur Berwerfung der Borgefchlagenen führen. Die 
in neuern Zeiten in ben Vordergrund getretene Befoldungsfrage findet in der ſehr unbeftimmten 
„Auskömmlichkeit“ des Gehaltd Feine Erledigung. Schon die Gymnaflalorte find in ihren 
Theuerungsverhältniffen jehr verfchieven, ebenjo die Anforderungen an die von den Lehrern auf: 
zuwendenbe Zeit. Es wird am gerathenften fein, zur Bergleihung die Gerichts: und Verwal: 
tungsbeamten heranzuziehen und nad) deren Gehalten die der Lehrer zu bemeffen, zumal dieſe 
meift auch äußerlich im Rang ihnen gleihgeftellt find. Aus der prlihtmäßigen Sorge für das 
Wohl der Schule folgt nothwendig au die Disciplinargewalt der Auffihtsbehörde gegen bie 
Rehrer; ed kommt nur darauf an, das Unterjuhungsverfahren mit [hügenden Formen zu um: 
geben. Die ausführlihften Beftimmungen enthält das preußiſche Diöciplinargejeg vom 21. Juli 
1852.°) Mit dem Gedeihen der Schulen hängt auch die rechtzeitige Penfionirung unfähig ge: 
worbener Lehrer zuſammen; um fie zu erleichtern find gute Penſionsreglements von großer Be: 
deutung. Die preupifhe Verordnung von: 28. Mai 1846 gehört nicht dazu. Daß Anftalten für 
die Hinterbliebenen der Lehrer durch Witwenkaſſen forgen, ift ſehr löblich, obgleich neuere In— 
ftitutionen der Privatinbuftrie auf ficherern Grundfägen beruhen und ihren Theilnehmern grö- 
Bere Vortheile gewähren. Sogenannte Staatd:Witwenverpflegungsanftalten fönnen ohne be: 
deutende Zuſchüſſe aus öffentlichen Bonds nicht beftehen. 

Streitig ift die Frage über die Nothwendigkeit und Nüglichkeit der Maturitätsprüfung für 
bie zur Univerfität übergehenden Schüler. In frühern Zeiten beftand eine folde nicht; ed ge- 
nügte die Depofition entweder bei vem Defan der philofophifchen Facultät für alle Studirenden 
oder vor dem Dekan der Facultät, bei welcher fi) der Studirende inferibiren ließ. Preußen bat 
feit der Inftruction von 23. Dee. 1788, welche durch die Beftimmungen des Allgemeinen Land: 
rechts (1794) unterftügt wurde, hierin am meiften geleiftet, die weitgehenden Forderungen der 
Inftruction vom 25. Juni 1812 in dem Reglement vom 4. Juni 1834 wejentlih abgeändert 
und deſſen Beſtimmungen in derBerordnung vom 12. Jan. 1856 bedeutend modificirt.*%) Die 
meiften andern Länder haben nad dem Mufter Preußens gleichfalls Vorſchriften für die Reife- 
prüfung erlaffen. Wenn der Staat beftimmte Berechtigungen für feinen Dienft an das Be- 
ftehen einer ſolchen Brüfung fnüpft, fo läßt fi ihm das Recht dazu nicht beftreiten; vielleicht 
hat er aud die Pflicht, von jeder Schule den Nachweis zu verlangen, daß fie ihre Aufgabe 
erfüllt habe*!), obfhon diefe Überzeugung auf anderm Wege viel genauer erlangt werben 
fönnte. Unter den von den Vertheidigern biefer Prüfung beigebradten Gründen find die— 
jenigen die ſchwächſten, welde von der Idee, alle Gymnaſien in ihren Leiftungen und in 
ihrem Endziel übereinflimmend zu machen, oder von dem Anfpruche der Univerfität, vor un: 
reifen Studenten bewahrt zu werden, bergenommen find. Die Verjchiedenbeit der Leiftungen 
der einzelnen Schulen und jelbft die Verſchiedenheit, die veglementarifhen Beftimmungen anzu— 
wenden, wirb trog aller Gommiffarien und trog der ganz ungehörigen Superrevifion durch Die 
Prüfungsceommiffionen immerfort beftehen. Linfere Univerfitäten aber verhalten ſich ziemlich 


39) Bei Rönne, I, 492. Wiefe, S. 575. Eine gute Zufammenftellung gibt Stirm, Art. „Dis⸗ 
eiplinarverfahren‘ in Schmib's Encyklopädie, II, 11—18. 

40) Wiefe, ©. 478—504, und die forgfältige Zufammenftellung von Tyfchirner in Mützell's Zeit: 
ſchrift, XII, 739, audy befonders abgedrudt (Berlin 1859). Man darf die Auferung Mommfen’s nicht 
überfehen, daß die @inrichtung des Eramens in Preußen zum gräßlichiten fittlichen Verderben befteht. 
Das Schriftchen von Wilde, Das preußische Reglement in feiner Zwechvidrigfeit und Verwerflichkeit 
(Leipzig 1848), ift nicht antiquirt. 

41) Für die Prüfung ſpricht Kohlraufh, Muß die jegige Unterrichtsordnung der gelehrten Schulen 
— und müſſen die Brig len abgeichafft werden? (Hannover 1853); Kramer in 

chmid's Encyflopädie, III, 195. Dagegen Landfermann in Mützell's Zeitfchrift, IX, 776. Schmibt, 
ebendafelbft, XII, 177. 
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gleichgültig gegen den Bilbungsgrad der Gommilitonen. Eher läßt es fid hören, daß man den 
Altern eine Garantie für Die Ausbildung ihrer Söhne ſchuldig ſei, daß auch dieſe in dem förm: 
lihen Abſchluß ihrer Schullaufbahn durch ein erſtes Staatöeramen eine Ehre und Freude fin: 
den ſollen; nur darf man nicht zu dem traurigen Grunde feine Zuflucht nehmen, daß die Schüler 
dadurch von unnügen Zerftreuungen abgehalten, zu ernfter Ihätigkeit geipornt und durd die 
Recapitulation ded ganzen Schulcurfus zu einem Zuſammenfaſſen ihres Wiffend genötbigt wer: 
den. Leider ift ed der Fall, dag die Eramenfurdt die bejfern zu einer bloßen Arbeit für das 
Gramen veranlaßt und ihnen dadurch gerade die Schulzeit verdirbt, in der ein liebevolles Ein: 
gehen auf die Lehrgegenftände zu wahrhaft wiſſenſchaftlichem Eifer auf dem eigentlichen Gebiet 
ver Wiſſenſchaft Anleitung und Anregung geben fol. Und wie die ſchwächern zu allerlei unfitt- 
lihen Streichen, zu Lug und Betrug Beranlaffung finden, bad ift oft beklagt, aber nicht genug 
beachtet, weil man das Maß der Kenntnifje, vem fittlihen Werth gegenüber, allein im Auge be: 
hält, Was foll man aber dazu jagen, daß die Lehrer durch dieſe Einrichtung einen Shug gegen 
zubringliche Anforderungen der Altern, ein Mittel jih ihrer Aufgabe immer Elar bewußt zu 
bleiben, finden jollen? Im Gegentheil, das polizeiliche Eingreifen der höhern Inftanz ftört das 
Verhältniß zwiihen Schülern und Lehrern und beeinträchtigt deren Autorität. Einen Abſchluß 
der Schulzeit halte auch ich für zweckmäßig, aber man überlaffe ed den Lehrercollegien nach beitem 
Wiſſen und Gewiffen darüber zu entjcheiden und laffe nur da eine Prüfung eintreten, wo eine 
Verſchiedenheit der Anfichten fi findet. Damit ift nicht der gänzlihen Abſchaffung das Wort 
geredet, von ber ängftlihe Gemüther ven Verfall der Gymnaſien befürdten. 

Zum Schluß noch ein Wort über das, was man den confeffionellen Charakter der Schule 
nennt. In Holland hat man den Religionsunterricht wegen der Mifhung der Gonfejjionen, 
die ſtaatsbürgerlich mit gleichen Rechten nebeneinander beftehben, ganz ausgejchloffen; man hat 
den Unterricht der Kirche überlafien. Der jogenannte allgemeine Religionsunterriät, der auch 
in manden beutjchen Köpfen ſpukt, ift ein Unding. Andererſeits darf man nicht zu weit geben 
mit dem briftlicheconfeffionellen Charakter, nad welchem die Gymnaſien entweder evangelifche 
ober fatholifche oder ſimultane Anftalten fein follen. Wo beftimmte Stiftungsurfunden vor: 
liegen, kann darüber fein Zmeifel jein; daß aber der Staat willfürlih den Schulen einen fol: 
chen Gharafter beilegt, die aus allgemeinen Staatömitteln, aljo aus den Steuern ſämmtlicher 
Staatdangehörigen unterhalten werben, ift nicht zu rechtfertigen; am allerwenigften, wenn 
man jagt, daß diejer Charakter durch die Lehrer repräfentirt werde. Den Ausihlag kann doch 
nur die Gonfefion der überwiegend größern Schülerzahl geben, die dann maßgebend für die 
Wahl ver Lehrer fein muß. Iſt die Zahl der Schüler verſchiedener Confeſſion gleich groß, ſo 
mögen Simultanjchulen errichtet werben, bei denen die Lehrer beiden Gonfeljionen angehören 
und in der Befegung der Directorftelle (nur nicht nach beftimmten Jahren) alternirt wird." Ehe 
der Kampf zwifhen Curie und Rathhaus, zwiſchen Kirche und Staat gefchlichtet ift, wird au 
bier eine Einigung nicht möglich werden. Aber man follte fi bei der politiſchen Gleichſtellung 
aller Gonfeffionen vor Engherzigkeiten hüten oder vor Widerſprüchen, wie wenn man jüdiſche 
Lehret an Realichulen zuläßt, an Gymnaſien aber ausſchließt. Aud dad Gymnaſium hat aller: 
Dinge zu erziehen in dem lebendigen Bewußtfein und Zufammenhang mit ver Kirche; aber eine 
Abhängigkeit von der Kirche ift dazu nicht nöthig. 

Drei Factoren wirken in den Gymnafien, der Humanismus, die Nationalität und die Reli: 
gion, Gelehrſamkeit, Baterland und Glaube, und diefe finden fi auf dem Boden, auf welchem 
die Jugend für eine höhere Bildung befähigt wird, in den Beziehungen zu dem Ewigen und 
zu dem clafjifchen Alterthum gegeben, das zur Erkenntniß des nationalen Geiftedlebend in 
Kunft und Wiffenfchaft eine unentbehrliche VBorftufe und für die vaterländifche Bildung unferer 
Zugend eine unerfhöpflicde Fundgrube ift. 8. A. Eckſtein. 

Schwarzburg. Die beiden thüringiſchen Fürſtenthümer Schwarzburg-Rudolſtadt 
und Schwarzburg-Sondershauſen verdanken ihre Selbſtändigkeit ihrem Fürſtenhauſe. 
Dieſes hat in alten Zeiten der deutſchen Nation einen Kaiſer geboren und mochte ſchon des— 
halb nicht in volle Unterthänigkeit herabſinken. Denn ſonſt iſt gar manches Geſchlecht, wel⸗ 
ches auf demſelben Boden und unter gleichem Recht wie die Schwarzburger einſt mit ihnen ge— 
wetteifert, unter ber Ungunft der Zeiten untergegangen oder von Mächtigern unterworfen wor: 
den. Diefe thüringifhen Grafen fielen in ven Bereich der Käufer Wettin, Braunjhweig und 
Hohenzollern und mußten in manchem diefen ftarfen Geſchlechtern weichen, ja eine Hoheit aner: 
fennen, von ber erſt neuere Zeiten fie befreit haben. > 
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Über den Urfprung des ſchwarzburgiſchen Geſchlechts gehen mandjerlei Sagen. 1) Man wollte 
ihon 552 over 582 einen Grafen Heinrih von Schwargburg wiffen. Dan wollte fie von einem 
Vetter Wittekind's ableiten. Mit einiger Sicherheit?) befannt ift aber erft Günther L., ver 1115 
geftorben und einen Sohn Namens Sizgo erzeugt haben fol, welcher urfundlid in ven Jahren 
1143 und 1144 nadzuweifen ift und fi Graf zu Kevernburg nannte. Bon feinem älteften 
Sohne Güntheril. ſtammen die 1385 auögeftorbenen Grafen deffelben Namens, von bem zwei⸗ 
ten, Heinrich VII (geft. 1184), ſtammt das heutige ſchwarzburgiſche Haus ab. Theilungen 
waren auch hier nicht jelten. Die jhwarzburgiiche oder Günther'ſche Linie, gefiftet von Gün= 
tber IX. (geft. 1296), einem Urenfel Heinrich's VII, erlofh, nachdem fie ſich aud geteilt, 
1564 gänzlih. Das heutige Haus ſtammt von dem Stifter der blankenburger Linie, Hein- 
rich XXXIII. (geft. 1444). Bon feinen Nachkommen wurden die beiden Brüder Johann Günther 
(get. 1586) und Albert VIE. (geft. 1605) die Stammväter der noch jegt beftehenden Linien zu 
Sondershaufen (anfänglich zu Arnftabt) und zu Rudolſtadt. Die Grafen gehörten zu dem hoben 
Reichsadel, zugleich aber zu den thüringifchen Vafallen, und wir finden fie in der nächſten Um— 
gebung der thüringifhen Landgrafen, in Hohen Bedienftungen und Würden bei ihnen und zu= 
gleich auch al8 Pairs derjelben in ven Händeln des Reichs. Günther XXI. (geft. 1349) wurde 
1349 zum deutſchen König erwählt; freilid nur als Gegenfönig gegen den Ruremburger 
Karl IV., Hauptfählih dur die Stimmen von Mainz, Brandenburg, Pfalz und Sadjen- 
Lauenburg, aber doch mit folhem Anfehen, daß Karl jich freuen mußte, den Gegner auf ehren- 
volle Weife zur eigenen Verzichtleiftung bewegen zu können. Er galt als ein bieverer, vater- 
ländifch gelinnter Mann und ev war entichloffen, auf ven Bahnen der großen Kaiſer des deut: 
Ihen Namens zu wandeln. Demgemäß waren aud feine erften Schritte. Zur Nachgiebigkeit 
trieb ihn theild der Abfall einzelner Anhänger, theild der Beginn der Krankheit, an der er 
bald darauf ftarb. Das Volf beklagte ibn und jchrieb feinen wahrfheinlich durch Die damalige 
Peſt veranlaßten Tod dem Gift zu. Die heutigen Schwarzburger ftammen von feinem Bruber 
Heinrich XI. (geft. 1336). Die Schwarzburger rechneten fih zu den alten Viergrafen des 
Reichs, und in Diefem Betracht verfügte Kaifer Marimilian it. am 10. Sept.1518, daß ihnen, Die 
von der Reichskanzlei zeither zuweilen nur ald „Edle ded Heiligen Römifchen Reichs’ aufgeführt 
worden waren, ber reichögräfliche Titel Hinfüro jederzeit beigelegt werde, was aud) von Mari- 
milian U. durh Diplom vom 11. Mai 1566 beftätigt wurde. Dem Grafen Günther LX1. 
(geft. 1583) bewilligte Kaifer Rudolf Il. am 31. Oct. 1576 noch befonderd den Titel „Bier- 
graf und Gig und Stimme auf den Reichötagen, jedoch mit Hinzufügung der Claufel: „Uns 
und dem Heiligen Römiſchen Reich und fonft männiglih an feinen Redten, Obrigkeit, Zehn 
und Herbringen ohne Schaden.” Graf Ghriftian Günther von der arnftädter Linie erhielt am 
22. Dec. 1691 vom Kaifer Leopold die pfalzgräfliben Rechte und dad Recht zu adeln, ſowie 
am 3. Sept. 1697 für jih und feinen Bruder und beider Nachkommen die reihsfürftliche Würde. 
Diefelbe Würde wurde für die rubolftäbter Linie dem Grafen Ludwig Friedrich durch Kaifer 
Joſeph I. am 2. Juni 1710 verliehen. Im Jahre 1356 hatte ein Schwarzburg auf einem 
Reichstage ald Reichsjägermeifter fungirt, und ſeitdem ftritten fie fih um diefe Würde mit den 
Markgrafen von Meißen. Als aber 1708 den legtern ihr Anſpruch beftätigt wurde, entſchädigte 
man bie Schwarzburger durch den Titel „Erbftallmeifter des Heiligen Römifchen Reichs“. 

Graf Günther XL. (geft. 1552) ſchloß fi zwar der Reformation, aber zugleich der Politif 
des Herzogs Morig von Sachſen an, weshalb er von dem Kurfürften Johann Friedrich vertrie- 
ben und erft nach der Schlacht von Mühlberg reftituirt wurde. Seine Söhne trafen am 27. Febr. 
1584 die noch jegt beitehende Theilung, wobei man, ohne Rüdjiht auf zwedmäßigen Zufanı- 
menbang der Lande, oder vieleicht einen innigern Zufammenbang der Regierungen wollend, als 
ſpäter geblieben iſt, jeder Linie von dem beiden geſchiedenen Haupttheilen ded Landes, der obern 
und untern Grafſchaft, einen Antbeil zuwies. Die ältere Linie, die ded Grafen Johann Günther 
zu Sonderöhaufen, erhielt zwei Drittel der untern Grafſchaft (Stadt und Amt Sondershauſen, 
die Stadt Greufen, Die * Klingen, Haßleben, Ebeleben, Ehrich, Bodungen, Keula 
und Scherenberg) und ein Drittel der obern Grafſchaft (die Herrſchaft Arnſtadt und die Amter 
Käfernburg und Gehren). Der Graf Albert Anton zu Rudolſtadt bekam ein Drittel der un- 
tern Grafſchaft (Stadt und Amt Branfenhaufen, die Amter Arnsberg, Straufberg, Heringen, 


1) Paul. Jovii chronicon Schwarzb. in Schöttgen und Krepfig Diplomatariis (Nitenburg 1753). 
Hepdenreih, Hiftorie bes ehemals gräflichen, ren fürftlichen Haufes Schwarzburg (Erfurt 1743). 
2) Annalista Saxo ad ann. 1062. 
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Kelbra und das Schloß Schlotheim) und zwei Drittel der obern Grafſchaft (die Ämter Rudol- 
ſtadt, Blankenburg, Schwarzburg, Paulinzelle, König, Leutenberg, Ilm und Seeberg). 
Beide Linien befeitigten durch einen Hausvertrag vom 7. Sept. 1713 ihre Eintracht, verbürgten 
ſich gegen jeve Veräußerung oder Berpfändung der Lande, führten das Erſtgeburtsrecht ein, 
ſicherten fi) gegenfeitige Erbfolge zu und beftimmten, daß der Rang der beiden Fürften und 
Erbprinzen ih nad dem Lebensalter richten folle. Infolge der alten VBerflehtung mit dem 
Haufe Stolberg, mit dem man gemeinfchaftliche Beſitzungen jowie eine Erbverbtüderung von 
18. Aug. 1433 hatte, hat übrigens auch diejed eventuelle Succeſſionsrechte, ſodaß bier ein 
Fall vorliegt, wo der Wiedereintritt eined mebiatijirten Hauſes unter die Souveräne möglich 
it. Die Linie zu Sonderdhaufen erwarb übrigens 1631 infolge einer 1623 mit dem legten 
Grafen von Gleihen gejhloffenen Grbverbrüderung das Amt Ehrenftein und die Dörfer Gun: 
tberöleben, Ingersleben, Sülgenbrüd und Stetten, welche legtern vier Dörfer 1811 an Gotha 
zur Abfaufung feiner Hoheitsrechte überlaffen wurden. 

Beide Linien traten am 18. April 1807 dem Rheinbunde, am 24. Nov. 1813 der großen 
Allianz, endlich 1815 dem Deutihen Bunde bei. Hier haben fie im Plenum jede eine Stimme 
und in den engern Sigungen die funfzehnte mit Oldenburg und Anhalt. 

Die Kinder der beiden Fürften von Schwarzburg beftehen aus der Ober: und Unterherr: 
ihaft; jene liegt amı Thüringerwald von Preußen, Baiern, den großherzoglicd und herzoglich 
ſächſiſchen Ländern und Reuß begrenzt, dieſe wird von ber preußijchen Provinz Sachſen um: 
ihloffen. Beide Fürftentbümer zählen zufanımen fat 33 Duadratmeilen und 127000 Gin: 
wobner; auf Rubolftadt kommen 17,47 Duabratmeilen mit 71913 Einwohnern, auf Sonders- 
baufen 15,17 Quadratmeilen mit 64895 Einwohnern. Keiner von beiden Staaten bildet ein 
woblarrondirted, gefchloffened Territorium. In Schwarzburg: Rudolftadt umfaßt die Ober- 
herrſchaft dad Hauptland, ferner den durch meiningijches und bairifches Gebiet davon getrennten 
Verwaltungsbezirk Leutenberg und vier von Preupen, Weimar und Reuß eingefähloffene Fleine 
Parcellen; die Unterherrihaft befteht aus Frankenhauſen und zwei unbedeutenden Enclaven. 
Mit Rückſicht auf diefe Zeriplitterung ift das Ländchen jegt in fieben Verwaltungsbezirke einge- 
theilt. In Schwarzburg: Sonderdhaufen bildet die Unterherrfhaft ein zufammenhängendes 
Ganze, die Oberherrſchaft dagegen zerfällt in die zwei voneinander durch weimarifche, gothaiiche 
und rubolflädtifche Landestheile gejchiedenen Landrathsämter Arnftadt und Gehren. 

Die Oberherrichaft ift gebirgig, der Boden fleinig, die Unterherrſchaft wellenförmig,, der 
Boden fruchtbar. Die erftere ift gut bewäffert und hat zahlreiche Flüffe, Bäche und Teiche. Die 
Flüffe, unter denen die Saale, die Ilm, die Gera und die Schwarza zu nennen find, gebören 
in das Stromgebiet der Elbe. Die Unterherrſchaft wird durch Fleine Bäche, die in die Unftrut 
fliehen, mit Wafler verforgt. An Mineralquellen werben die ftarfen Soolquellen bei Fran— 
kenhauſen und die Jodbitterwafferanftalt zu Arnshall bei Arnftadt benugt. Naturproducte 
jind in beiden Fürſtenthümern reichlich vorhanden. In den zum Thüringerwald gehörigen Lan— 
destheilen ift dad Klima rauh, im ganzen aber zeichnen ſich die Oberherrihaften und indbejon: 
dere die Städte Rudolftadt und nod mehr Arnftabt durch ihre gefunde Lage aus, 

Die Bevölferung, deren Zahl wir bereitö angegeben haben, lebt in 13 Städten, 12 Flecken 
und 238 Dörfern; fie ift deutſcher Nationalität, größtentheild thüringifhen und nur zum Flein- 
fien Theil fränfiihen Stamms. Die berrfhende Religion ift die evangeliſch-lutheriſche. 

In Shwarzburg: Nudolftadt werden 8 Städte, 5 Bleden und 157 Dörfer, 127 Kirchen 
und Bethäufer, 145 Schulgebäude, 118 Gebäude zu Staatäzweden, 460 Gebäude zu Com— 
munalzmweden, 10711 Privatwohnhäufer, 277 Babrifen, Mühlen u. ſ.w. und 15366 Scheuern 
und Ställe gezählt (Ende 1861). Das Fürſtenthum Schwarzburg: Sondershaufen befigt 5 
Städte, 7 Flecken und 81 Dörfer fowie 10874 Wohnhäufer. 

Die Landwirthſchaft ift für beide Fürſtenthümer von großer Wichtigkeit, indeß ift an Ge- 
treide nur die Unterherrfcpaft ergiebig, in der Oberherrſchaft wiegen Viehzucht und Forftcultur 
vor. Das Waldareal ift fehr beträchtlich, e8 beträgt in Rudolſtadt 34, in Sondershaufen 29 
Proc. der Gefammtflähe und liefert bedeutende Einnahmen. Der Materialertrag aus den Do: 
manialjorften beziffert fi in Rudolſtadt auf jährlih 2'/, Mill. Kubikfuß, in Sondershaufen 
im Duinquennium von 1857 —61 auf mehr ald 16 Mill. Kubikfuß Holz. 

Auch ver Bergbau ift in beiden fhwarzburgifhen Staaten anfehnlid und zwar auf 
Gifen = und Manganerze jowie auf Braunfohlen. In flarkem Betrieb jind die Schiefer: und 
Steinbrüche. Salinen befiehen in Frankenhauſen und Arnshall. 

Die gewerbliche Induftrie beſchäftigt viele Hände, namentlich find hervorzuheben die Spin⸗ 
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nereien und Webereien in Leinen, Wolle und Baumwolle, die Porzellan, Papier = und ars 
benfabrifen, die Bierbranereien, die zahlreihen Mühlen, die Eiſenhämmer und Glashütten. 
Ein eigenthümliches Gewerbe für das Waldgebirge ift das Laborantengeſchäft oder die Her: 
ftellung und der Handel mit Arzneien und die Verfertigung von Dlitäten, welche beide aber 
durch die fortgefchrittene Wiſſenſchaft in Verfall gerathen find; 1856 gab ed noch 30 Laboran- 
ten und 403 Dlitätenhändler,, die indep meift ven Arzneibanvel aufgegeben und ſich ftatt deſſen 
dem Handel mit Droguen, Glas, Porzellan und Sämereien zugewendet haben. 

Die ſchwarzburgiſchen Lande erportiren Holz und Holzwaaren, Glas, Schiefer, Gifen, Farbe— 
waaren, Porzellan, Leder, Garn, Wolle und Schlachtvieh. Die Unterherrſchaft fteht unter 
preußiſcher Zollverwaltung, die Oberherrſchaft gehört zum Thüringifchen Zoll: und Handels: 
verein. In das Eifenbahnneg find die beiden Fürſtenthümer zur Zeit noch nicht hineingezogen, 
aber e8 wird feit lingerer Zeit darüber verhandelt, Arnftadt durch eine Zweigbahn mit der 
Thüringifchen Eifenbahn zu verbinden, der Bau ift geſichert und fol in furzem begonnen 
werden. Die Landſtraßen find in vortrefflihen Zuftande, fogar zwifhen einzeinen vom Ver: 
fehröwege abgelegenen Dörfern. Die Poſtverwaltung ift in der Oberherrſchaft die Thurn: 
und Taris’fche, in der Unterherrſchaft dagegen die preußifche. Telegraphenftationen find im den 
beiden Reſidenzen Rubolftadt und Sondershaufen, außerdem in Arnſtadt errichtet. Sonders— 
haufen iſt der Sitz der 1856 eröffneten Thüringiſchen Banf, die mit einem Actienfapital von 
3 Mitt. Thlrn. gegrünvet ift und alle Geichäfte vermittelt, welche Zettelbanfen zu beſorgen 
pflegen. Das Münzwefen anlangend, jo wird in der rudolſtädtiſchen Oberberrichaft nach Gul- 
den und Kreuzern Süddeutſcher Währung, in der Unterherrſchaft und dem Fürftentbum Son- 
dershauſen nad) den Thalerfuß gerechnet. 

Das Schulweſen entjpricht den Anforderungen der Gegenwart; es beiteben in beiden Für— 
ftenthümern 263 Bolksfhulen, 3 Gymnaſien, 2 Realfhulen, 3 Schullehrerfeminare, 1 
höhere Töchterfchule und mehrere Bortbildungsfhulen. Von Privatanftalten ift die Erziehungs 
anftalt zu Keilhau zu erwähnen, welche ſich eines großen Nufs in ganz Thüringen erfreut. Die 
Bibliotheken in Rudolftadt, Sondershausen und Arnftadt, ſowie die Natnraliencabinete in den 
beiden Reſidenzen find reich an jeltenen Büchern und Kunjtihägen. 

Die Berfaflung beruht in Shwarzburgs Rudolftadt auf dem Grundgefeg von 21. März 
1845, in Schwarzburg = Sonderähaufen auf dem Kandeögrundgejeg vom 8. Juli 1857. In 
Schwarzburg: Rudolftadt regiert jegt Fürſt Briedrid Günther, geboren den 6. Nov. 1793; 
er feierte im Jahre 1864 fein funfzigjähriged Regierungsjubiläum; in Schwarzburg- Son- 
dershauſen hat der jegige Fürſt Günther Friedrich Karl (geb. 24. Sept. 1801) die Regierung 
am 19. Aug. 1835 angetreten. Die Regierungsfolge ift im Mannsftamm erblid; nad ganz: 
lihem Erlöſchen veffelben im ſchwarzburgiſchen Geſammthauſe geht die Regierung auf die weib: 
liche Linie ohne Unterfchied des Geſchlechts über, doch tritt dann wieder unter den Nachkommen 
des zur Regierung Berufenen der Borzug ded Mannsſtamms ein. In Schwarzburg:Rudol- 
ſtadt wird ber Fürſt mit dem zurüdgelegten einundzwanzigiten, in Schwarzburg-Sondershauſen 
mit dem vollendeten adhtzehnten Lebensjahre grofjährig und regierungsfähig. Beim Regie: 
rungsantritt verfpricht der Fürſt in jeden der beiden Staaten, das Grundgefeg anerkennen, 
erhalten und jhügen zu wollen. Beide fürftlichen Linien bekennen ſich zur lutheriichen Kirche. 

Das Kanımervermögen ift fideicommiſſariſches Eigenthum des fürftlihen Haufes in jedem 
der beiden Staaten und erbt nad) den Grundfätzen der Regierungsſucceſſion fort. In Schwarz: 
burg: Rubdolftadt werden die Ginfünfte des Domanialvermögens zunädft zur Dedung der 
Koften der fürflliben Bamilie verwendet; nad dem Budget für 1864— 66 beträgt bie jähr- 
liche Ausgabe für das fürftlihe Haus 160302 Fl. In Schwarzburg-Sondershauſen ift bie 
Verwaltung und Nugung des Kammerguts (mit Ausſchluß der zu unmittelbarer Benugung bes 
fürftlihen Haufes beftimmten Beftandtheile) gegen den Bezug einer feften Domänenrente, die 
1859 auf 150000 Thir. jährlich feftgefegt wurde, ber Landesfinanzverwaltung überlaffen. 

Der Titel der Fürften ift ein zweifacher, ein kleiner und ein größerer; der erftere lautet in 
Schwarzburg-Nudolftadt: „von Gotted Gnaden Fürft von Schwarzburg”, in Schwarzburg:- 
Sonderöhaufen: „von Gottes Gnaden Fürft zu Schwarzburg-Sondershauſen.“ Der größere 
Titel beider Häufer dagegen lautet: „vun Gottes Onaden Fürft zu — Graf zu Hohn⸗ 
ſtein, Herr zu Arnſtadt, Sondershauſen, Leutenberg und Blankenburg.“ 

Das fürſtliche Wappen iſt in beiden Staaten gleichartig; das kleine enthält ben beutjchen 
Reichsadler in Gold, das größere vie Zeichen ver Kandestheile, das ebenerwähnte Fleine Wappen 
und einen goldenen Löwen in Blau, es ift von ſechs gefrönten Helmen bedeckt und wird von 
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einen wilden Manne und einem milden Weibe gehalten. Die Landesfarben find weiß und blau. 
Zur Belohnung treuer Dienfte und Anerkennung audgezeichneter Leiſtungen ift von beiden 
Fürften im Jahre 1857 ein gemeinichaftliches Ehrenfreuz in drei Klaffen geftiftet worben. 

Bei Ausübung bed Geſetzgebungs- und Beſteuerungsrechts find die Fürſten an die entfchei- 
dende Mitwirfung der Landtage gebunden. Der Landtag für Shwarzburg:Rubdolftabt befteht 
aus 16 Abgeordneten, von denen 3 von den größern Grundbeſitzern, 5 von den größern Stäb: 
ten und 8 von dem Eleinern Städten und den Bewohnern ded Landes gewählt werden. In 
Schwarzburg-Sondershauſen it der Landtag aus vom Fürften lebenslänglid ernannten Mit: 
gliedern (höchſtens 5) aus 5 Abgeorbneten der Höchftbefleuerten und aus 5 Abgeordneten aus 
allgemeinen Wahlen zufammengefegt. , 

In beiden Rändern können Gefege nur in Übereinſtimmung bes Fürften und des Landtags 
gegeben, aufgehoben oder geändert werden. Der Landtag hat das Hecht der Berwilligung der 
Steuern und anderer Belaftungen ver Staatdangehörigen; die Bebürfniffe des Staats und die 
zur Deckung derſelben erforderlichen Mittel werben für jede Finanzperiode, die in Schwarzburg- 
Rudolſtadt eine dreijährige, in Schwarzburg-Sondershauſen eine vierjährige ift, von der Me: 
gierung und dem Landtage feftgeftellt. Ohne Genehmigung des Landtags können weder Anz 
leihen abgefchloffen, noh Domänen veräußert werden. Die Landtage haben das Recht der 
Mitauffiht über die Verwendung der Steuern und anderer Einfünfte ded Staats und das 
Recht der Betition und Beſchwerdeführung. 

In jeven der beiden Fürftenthümer beftebt für die Zeit, wo der Kandtag nicht verfammelt 
ift, ein Landtagsausfhup, der aus dem Borfigenden des Landtags und aus vom Landtage aus 
feiner Mitte gewählten Abgeorbneten (in Schwarzburg:Rudolftadt 4, in Schwarzburg:Son: 
dershauſen 2) gebildet tft; dieſem ift in Schwarzburg:Sondershaufen auch die Revifion des 
Staatshaushalts übertragen, während bierfür in Schwarzburg-Ruboljtadt ein bejonderer aus 
Mitgliedern des Landtagsausſchuſſes zufammengefegter Rechnungsausſchuß beftimmt ift. 

Die Gemeindeverfaffung beruht in Shwarzburg-Rubolftabt auf der revidirten Gemeinde- 
ordnung vom 23. April 1858, in Schwarzburg-Sonderöhaufen auf dev Städte: und auf ber 
Landgemeindeorbnung vom 10. Juli 1857. In Schwarzburg: Sondershaufen beftehen als 
Bertretungen der Verwaltungsbezirke Bezirfsausfhüffe, deren Zufammenjegung und Wir: 
fungsfreis dur die Bezirfdordnung vom 10. Juli 1857 beflimmt wird. 

In Shwarzburg-Rudolftadt hat jede Gemeinde eine Gemeindebehörbe, um diefelbe zu ver⸗ 
treten und deren Angelegenheiten zu verwalten. Die Bildung von Gutöbezirfen und die Los: 
ſprechung gewiſſer Güter von der Zugehörigkeit zum Kreife der örtlichen Polizei ift ausdrücklich 
geftatter. In jeder Stadt ift der Stabtrath die vorgefegte Behörbe; er wird aus 4—8 Mitglie- 
dern unter dem Borfig des Bürgermeifterd gebildet. In den Städten von mehr ald 2500 GEin- 
wohnern ift dem erflen Bürgermeifter ein zweiter Bürgermeifter beigeoronet. In ländlichen 
Gemeinden bis zu 300 Einwohnern befteht die Gemeindebehörde aud einem Schultheißen und 
einem Stellvertreter deffelben, in den größern Landgemeinden aus einem Schultheißen und 
einem Gemeinderath (mit A— 6 Mitgliedern). In jeder Gemeinde wird die Gemeindever- 
fammlung durd) die Stimmberechtigten gebildet; von ihr werben die Gemeindebehörben gewählt. 

In Schwarzburg-Sonderdhaufen befteht in jeder Stadt die Stadtverorbnetenverfanmlung 
mit 6—18 Mitgliedern (die auf ſechs Jahre gewählt werden) ald befchließended und vertreten- 
des Organ, und der Stadtrath (Magiftrat) als Ortsobrigkeit und Gemeindeverwaltungs: 
behörde; legterer wird aus einem Bürgermeifter und einem Beigeordneten oder Stellvertreter 
gebildet und von der Stabtverordnnetenverfammlung in der Regel auf 12 Jahre gewählt. Im 
jeder Landgemeinde fungiren ein Gemeindevorftand (aus einem Schulzen oder Schultheiß 
und zwei Ortsjchöppen beftehend, die durch den Landrath oder die Gutsherrſchaft in ver Regel 
auf ſechs Jahre gewählt werben) und ein Gemeinderath, weldyer aus den Mitgliedern des Ge- 
meindevorftandes und 3—6 Gemeinderathämitglievern (auf ſechs Jahre von ven Stimmbered: 
tigten gewählt) zufanımengefegt ift. Die fürfllihen Schlöffer und Domänen und Rittergüter 
mit einem Areal von mehr ald 500 preußifhen Morgen können von den Gemeindebszirfen aus- 
geihloffen werben. Ifraeliten befigen wol das Stimmredt in den Gemeindeverfammlungen, 
können aber (fo wie aud in Schwarzburg:Ruvolftabt) nicht Mitglieder der Stapträthe oder Ge— 
meindevorflände werben. 

In jedem Verwaltungsbezirk des Fürſtenthums Schwarzburg-Sonderöhaufen befteht ein 
Bezirksausſchuß, der aus dem Landrath, aus den Beſitzern der Rittergüter, die einen Flächen: 
gehalt von mehr als 500 Morgen haben, aus Bevollmächtigten verjenigen Ritter: und Brei: 
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gutöbefiger, deren Güter nur 500 Morgen oder weniger umfaffen, aus Vertretern bed zum 
fürſtlichen Kammergut gehörigen Grundbejiges, aus Vertretern der Städte und Landgemeinden 
(auf ſechs Jahre gemählt) zufanımengefegt ift, ven Bezirk in allen Bezirksangelegenheiten vertritt 
und über legtere beſchließt, die Bezirkölaften vertheilt, Gutachten abgibt u. f. w. und fid) in der 
Regel in jedem BVierteljahre einmal verfammtelt. 

Die evangelifchelutherifche Kirche ift in beiden Fürſtenthümern die Landeskirche, im welder 
der evangelifch:lutherifche Fürft die bifhöflihen Rechte ausübt. Die Oberbehörbe für Kirchen: 
ſachen ift in jevem der beiden Staaten dad Conſiſtorium, welches aus geiftlichen umd weltlichen 
Mirglievern befteht. 

Dem Conſiſtorium zu Rubolftadt find 6 Superintendenten in ebenfo vielen Diöcefen unter: 
georbnet, von welhen wieder 63 Parodien abhängen. Dem Eonjiftorium in Sondershaufen 
unterftehen 3 Superintenbenturen, 1 in der Unter: und 2 in der Oberberricaft. 

Die Juden, welde im Fürſtenthum Schwarzburg = Sonvershaufen wohnen, bilden eine 
Spnagogengemeinde mit dem Sitz in Sonderähaufen, deren Intereffen burd bie Gemeinde: 
und die Repräfentantenverfammlung, fowie durch einen Vorftand vertreten werben. 

Die oberfte Leitung der Negierungsgeihäfte hat in Schwarzburg-Rubolftadt das fürftliche 
Minifterium, unter welchem drei Landescollegien, die Regierung, das Gonfiftorium und das 
Binanzcollegium, ftehen. In Schwarzburg:Sonderdhaufen ift das fürftlihe Minifterium die 
oberfte Behörde für alle Zweige der Staatöverwaltung, neben und unter welchem nur ein ein= 
ziges oberes Landescollegium, nämlich das Conſiſtorium befteht. 

Die oberften Landedverwaltungsbehörben wurden in Schwarzburg-Rudolftabt dur bie 
fürftliche Verordnung vom 30. April 1858 neu organiirt. Danach gehören in das Reffort des 
Minifteriumd die oberfte Aufſicht über die gefammte Verwaltung des Landes, die Prüfung und 
Entfheidung von Beſchwerden gegen die Landescollegien, vie Angelegenheiten des fürftlichen 
Haufes, die Verhältniffe zum Deutjchen Bunde, die auswärtigen, Landtags-, Münz:, Poſt-, 
Militär:, Zoll: und Handeldvereindangelegenheiten, die Entfheidung von Gompetenzeonflicten 
zwiſchen ven obern Berwaltungsftellen u. ſ. w. Es befteht gegenwärtig aus vier Mitgliedern, 
von denen eind mit dem Titel „Miniſter“ ver Chef if. Dem Minifterium find die geheime 
Kanzlei und das geheime Ardiv beigegeben und die fürftlichen Gejandten am Bundestage und 
am preußifchen Hofe, fowie bie fürftlihen Eonfuln zu Wien, Hamburg, London, Havre und 
Neuyork und das Telegraphenburean zu Rudolſtadt direct untergeorbnet. Von auswärtigen 
Mächten find ſterreich und Preußen durch Geſandte, die Schweiz durch einen Conſul in Rudol⸗ 
ftabt vertreten. Den Reffort der Regierung find alle innern Landesverwaltungd: und Polizei: 
angelegenheiten, die Militäraushebung, die Gewerbefahen und die Aufficht über die Juſtiz— 
verwaltung überwiefen. Demfelben find die Medicinal- und Strafanftalten, die Genddarmerie 
(21 Mann) und die Straßenbaubirection unmittelbar untergeorbnet. Das Finanzcollegium 
hat die Verwaltung der Domänen und Forften, mit Einfluß der Regalien, der birecten und- 
indirecten Steuern und Abgaben, die Leitung des herrſchaftlichen Bauweſens und der Geſchäfte 
der Hauptlandes- und Landescreditkaſſe. Letztere ift für die Berzinfung und Tilgung ber 
Landes- und Kammerfchulden, die Bermittelung der Ablöfung grundherrlicher Laften und die 
Berwilligung von Darlehnen an Randwirthe und Gewerböleute beftimmt. Das Conſiſtorium 
bearbeitet die rein geiftlichen und kirchlichen, ſowie die gemifchten kirchlichen Sachen und Schul- 
angelegenheiten. 

Die untern Verwaltungdbehörben wurden durd die fürftlihe Verordnung vom 1. Mai 
1858 reorganifirt. Die unmittelbaren Unterbehörden der Regierung find die Verwaltungs 
ämter, deren Geſchäftskreis die ſämmtlichen Landesverwaltungs- und Polizeifahen des Bezirks 
umfaßt; für die Medicinalpolizei find ihnen die Amtsphyſiker und Kreisthierärzte beigegeben. 
Die VBerwaltungsämter jind entweder als befondere Behörden (Landrathsämter) organifirt 
oder mit den Ginzelgerichten (Juftizämter oder Amtscommiffionen) zu einer Behörbe (Jufliz- 
und Berwaltungdamt) verbunden. Es beiteben nun ald Berwaltungsämter 2 Landrathsämter 
(Königiee und Frankenhauſen), 4 Iuftizämter (Rudolſtadt, Blankenburg, Stadtilm und Leu— 
tenberg) und 1 Juftigamtscommifjton (Schlotheim). Die Reſidenzſtadt Rudolſtadt ift un— 
mittelbar ver Regierung untergeorbnet. Die Handhabung der Ortöpoligei ift den Bürgermeis 
fern und Schultheißen, jowie ven Vertretern der Gutsbezirke oder den beſonders beftellten Po— 
lizeiverwaltern übertragen; aud find die Vorſtände der Gemeinden verpflichtet, die Staatd- 
behörden zur Ausübung gewiffer Regierungsrechte zu unterflügen, Die Borftände der Ber: 
waltungsänter bilden mit den Superintendenten die Kirchen: und Schulinfpectionen. 
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Unter dem Finanzcollegium ftehen 2 Borftämter und das Oberforftamt Franfenhaufen 
mit zufammen 5 Forfteien, 7 Rent: und Steuerämter, dad Bergamt König, die Eiſenhütten— 
infpection in Kaßhütte, die Floßverwaltung und das Salzzollamt zu Franfenhaufen. Für die 
Steuerauffiht find theild ausſchließlich ſchwarzburgiſche, theild gemeinfchaftlihe Beamte des 
Thüringifhen Zoll: und Handeldvereind unter Oberleitung der Generalinfpection in Erfurt und 
der Provingialfteuerdirection in Magdeburg aufgeftellt. 

Der Bermwaltungsorganisgmus des Fürſtenthums Schwarzburg-Sonderdhaufen gründet ſich 
auf das Gefes vom 17. März 1850 und die Bezirfdorbnung vom 10. Juli 1857. Das Mini: 
fterium bearbeitet in oberfter Inftanz ſämmtliche Gejhäfte der Staatöverwaltung und zerfällt 
zu diefem Behuf in fünf Abtheilungen: 1) für die Angelegenheiten des fürftlihen Haufes, die 
Beziehungen zu andern Staaten und zur deutfchen Bundeöverfammlung, fowie für die Militär: 
fahen, 2) für die innere Verwaltung, aud für Bergjahen, 3) für die Finanzen, 4) für 
Kirchen: und Schulſachen, 5) für die Juſtiz (die legte mit dem Landesarhiv). Dem Ganzen ift 
als Chef ein Staatöminifter vorgejegt. Dem Minifterium unterfteben für die Landesverwaltung 
in den vier Verwaltungsbezirfen des Fürftentbums (Sondershaufen, Ebeleben, Arnftadt und 
Gehren) die Landräthe, welchen die ganze innere und Bolizeiverwaltung, die unmittelbare Ver: 
waltung der Domänen und der Bergſachen überwiefen ift; außer dem erforderlihen Verwal— 
tungsbeamtenperfonal find jedem Landrath ein Bezivksphyfifus, ein Bau- und ein Berg: 
beamter, Bezirkswundärzte und ein Bezirföthierarzt beigegeben. In den Gemeinden hand— 
haben die Stadträthe und Gemeindevorftände die Ortöpolizei. 

Hinfihtlid der Rechtspflege ift die Geſetzgebung in beiden ſchwarzburgiſchen Staaten mit 
jener in Sachſen-Weimar faft ganz iventifh. Für das Privatrecht gelten das gemeine Sadjen: 
und das gemeine deutfche Recht und verſchiedene Landesgeſetze, für das Strafrecht das thürin- 
giſche Strafgefegbudh mit der Procefordnung vom Jahre 1850, melde Iegtere in den Jahren 
1854 und 1864 revivirt wurde. Das Wechfelvecht richtet ih nach der Deutihen Wedhiel: 
ordnung, dad Handelsrecht nad dem Deutſchen Handelsgeſetzbuch. Die Gefege über die Or: 
ganifation und Zuftändigfeit der Gerichte datiren in Schwarzburg-Rudolſtadt vom 1. Mai 
1850, in Schwarzburg-Sonderdhaufen vom 3. und 5. April 1850. 

Die oberfte Gerichtsinſtanz ift für beide Schwarzburg das Oberappellationdgericht in Jena. 
Diefer oberfte Gerichtöhof ift für die großherzoglidh und herzoglich ſächſiſchen Staaten, für beide 
Reuß und Schwarzburg und für Anhalt gemeinichaftlic errichtet. Gerichtshof zweiter Inftanz 
ift das für die großherzoglich ſächſiſchen und die ſchwarzburgiſchen Länder, jowie für Neuß jün- 
gerer Linie gemeinſchaftlich beftehende Appellationsgericht zu Eiſenach. Die übrigen Gerichte 
find die Kreisgerichte (Eollegialgerichte) zu Rudolftadt für die rudolftädtifche Oberherrſchaft, zu 
Sondershauſen für die Unterherrichaft beider Staaten (von ganz Schwarzburg mit Sadjjen: 
Weimar gemeinfhaftlich errichtet) und zu Arnftabt für die fondershaufenfche Oberherrſchaft und 
das weimariſche Juſtizamt Ilmenau, die Juſtizämter (Ginzelgerichte) und Juſtizamtscommiſ— 
fionen, und zwar in Shwarzburg:Rudolftadt 7 Juftizämter (darunter Franfenhaufen mit 
Sachſen-Weimar gemeinfam) und 1 Juſtizamtscommiſſion, in Schwarzburg-Sondershaufen 
6 Juftizämter. Die Kreisgerichte find die erſten Inftanzen in wichtigen bürgerlichen Streitig- 
feiten und die Aufſichtsbehörden über die Ginzelgerichte; für vorgefommene Verbrechen und 
Dergehen bilden fie die Unterfuhungsbehörden. Vor die Ginzelgerichte gehören alle minder: 
wichtigen bürgerlihen Nechtöftreitigkeiten, die Unterfuhung und Entigeidung in den criminellen 
und polizeilichen Übertretungen, die Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarfeit u. ſ. w. Für 
die Verbrechen im engern Sinne ift dad Geſchworenengericht competent, beftehend aus dem 
Gerichtshofe mit 5 Mitgliedern, welcher aus Mitgliedern des Appellationdgerichtd und der. Kreis— 
gerichte zufammengefegt wird, und der Banf der 12 Geſchworenen; es tritt gewöhnlich in jedem 
dritten Monat zufammen. In Bezug auf daffelbe bilden die fhwarzburgifchen Fürftenthümer 
mit Sachſen-Weimar-Eiſenach und Reuß jüngerer Linie einen Gefhworenenbezirk. Bei jedem 
Kreisgericht ift ein Staatdanmwalt, beim Appellationsgeriht ein Oberftaatsanmwalt angeftellt. 
Zur gütlihen Schlihtung von gewiffen ftreitigen bürgerlichen Nechtsangelegenheiten und In: 
jurienfahen find in Schwarzburg: Sondershaufen Schiedsmänner eingeführt, melde in den 
Städten von den Gemeinderätben, in ven Landgemeinden von Bezirksausſchüſſen auf drei Jahre 
gewählt werden (Gefeg vom 17. Juli 1857). 

In Schwarzburg:Rndolftadt ift durch das Finanzgefeg vom 1. April 1864 der Staatshaus— 
haltsetat für die Finanzperiode 1864/66 wie folgt in ſüddeutſchen Gulden feftgeftellt worden. 
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Einnahme, 
1364. 1865. 1866, 
Aus dem Domanialvermögen und Staatögut 428828 427571 435369 
Grundherrlihe Örfälle .». . 2: 2.2. 8450 5345 3015 
Aus den Hoheitsrechten — 88392 84136 84392 
Aus Gewerken für Rechnung des Fiscus 837 1265 1707 
Reinertrag der Güter Seedorf und FERN! 

(in Holflein). . . . . 51000 51380 51000 
Directe Steuem 2 2 24242315 42345 42380 
Indirecte Steuernrnnnn243155 241210 241210 
Vermiſchte Einnahmen . : 2 2.2. 2340 2340 2340 

Sunma 865317 855592 861413 
Ausgabe. 

1864. 1865. 1866. 
Fürftlihes Haus . . . .. 160302 160302 160302 
Bundeszwede und auswärtige Verhätmife A 6784 6784 6784 

Landeövertretung . ——— 4500 — — 
Miniſterium und Landescollegien 20... 63272 63272 63272 
Zuftizpflege © > 2 on 2 nn nn. 79021 79021 79021 
Berwaltung een nn 22439 22439 22439 
Militär . . . 83101 91175 83101 
Kirchen, Säulen, Bilvungtanfalten . ...41669 41669 41669 
Shuldenwein . . . “2 31880 30125 28730 
Sonftige Ausgaben . 2. 2 202020. 402747 360733 345769 


Summa 895715 855520 831087 


In Shmwarzburg:Sonderdhaufen war der Staatshaushaltsetat für jedes Jahr der Finanz: 
periode 1860/63 in Ginnahme auf 599938 Thlr. und in Ausgabe auf 593801 Thlr. feft: 
geftellt. 

Nach dem Finanzgejek vom 12. Jan. 1864 find Einnahmen und Ausgaben für jedes Jahr 
der Finanzperiode 1864/67 alfo feftgeftellt: 


Einnahme. Thlr. Ausgabe. Thlr. 
Directe Steuen . . . . 77800 Allgemeine Staatdausgaben 67140 
Indirecte Steuer m . . . 113285 Fürftlihes Haus . . . . 155120 
Gebühren . . » . ... 61250 Auswärtige . . 2... 4939 
Negalin . . Eur 2305 Militär 2. 2 0202020. 46488 
Korftvermaltung . 20. 227613 Innered . . . 69153 
Domänenverwaltung . . 119092 Finanzen (für die Schuld 
Erträge des Staats- und 67000 Thlr.). . . . 189056 
Kammergutd . . . . 21064 Gultus und Unterriht . . 37582 
Sonftige Einnahmen. . . 6139 Sul. 2 22 41876 
Summa 628548 Summa 611354 


Nach der Prüfung des Landtagsausichufles im Herbft 1862 betrug für 1861 bie wirkliche 
Ginnahme ohne Kaffenbeitand und Reſte 647143 Thlr., die Ausgabe 620571 Thlr., mithin 
der Uberfhuß 26572 Thlr. 

Die Staatsfhulden (Kammer: und Landesſchulden) betrugen in Schwarzburg-Rudolſtadt 
1847 1,438741 $1., im Jahre 1862 1,481700 $1.; von legterer Ziffer geben indep 404700 Fl. 
Activa ab, ſodaß nur 1,077000 Fl. Paſſiva verbleiben. An Papiergeld find 200000 Thlr. 
ober 350000 Fl. im Umlauf. In Schwarzburg:Sonderöhaufen belief ſich die Landesſchuld am 
1. Ian. 1863 (incl. ver Pacht: und Dienflcautionen) auf 672287 Thlr. (1851 382743 Thlr.) 
und die Kammerſchuld zu derjelben Zeit auf 851976 Thlr. (1851 838713 Thlr.). 

Das Gontingent zum deutſchen Bundeöheere ift in Schwarzburg-Rudolftadt auf 989 Com: 
battanten (809 Mann Hauptcontingent und 180 Mann Erfag) und in Schwarzburg-⸗Sonders⸗ 
haufen auf 826 Gombattanten (676 Mann Haupteontingent und 150 Mann Grfag) feſtgeſetzt. 

Die Eontingente beider Fürſtenthümer gehören zur Rejervebivifion des Bundesheeres. In 
jedem der beiden Staaten find die Truppen in 1 Infanteriebataillon zu 4 Gompagnien formirt. 
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Alle tauglichen jungen Leute von 21 Jahren an find zum Militärdienfte verpflichtet. Die 
Stellung erfolgt durch das Los; doch ift Stellvertretung geftattet. Stubirende werben bei der 
wirklichen Ginberufung zurüdgeftellt, ebenſo die in einer öffentlichen Berufsthätigfeit befind- 
lichen jungen Leute, wenn fie ein Unentbehrlichkeitszeugniß beibringen. Die Dienftzeit beträgt 
in ganz Schwarzburg ſechs Jahre, davon zwei Jahre in der Reſerve. Die Beurlaubten dürfen 
ſich nur mit Genehmigung ded Militärcommandos aus ihrer Heimat entfernen. Die Dffizierd- 
afpiranten befuchen die preußische Kriegsihule in Erfurt. *) A. Vollert. 
Schweden. (Dad Land und feine Bewohner; Staatd= und Berfajjungs: 
geſchichte; das jetzige Staatsrecht; Statiftif.) 
1. Land und Leute. Bon der großen, ſchon dem Plinius unter dem Namen Skandinavia 
befannten norbifhen Halbinjel bildet Schweden (Sverige) den größern füdöftlihen Theil und 
eritredt fi von 55° 20’ bi8 69° A’ nördl. Br. und von 28° 46’ bis 41° 50° öftl.2. Die 
größte Längenerftrefung von Norden nad Süden beträgt 215, die größte Breite 55 Meilen. 
Die Hauptmaffe ded unter dem Namen Kiölengebivge befannten Bergſyſtems der Halbinfel er: 
füllt Rorwegen, von hier aus jenft ſich daſſelbe nadı Oſten hin allmählich und im allgemeinen 
ohne ſchro ffe Übergänge und ohne eigentlihe Seitenäfte, ſodaß Schweden, obwol fehr gebirgig, 
nicht wie Norwegen ein eigentliches Bergland ift. Im Norden bed Landes (Norrland) fällt das 
Gebirge terrafienförmig öftlid nach dem Bottnifhen Meerbufen und ſüdlich gegen das große 
Zandjeebafjin des mittlern Schweden bin ab. Durch dieſes Baſſin, welches das alte Svealand, 
den älteften Beftandtheil des eigentlichen Schwedenreichs ausmacht, zieht ſich von der norwegischen 
Grenze in der Nähe des Fämundſees die wichtigfte ſchwediſche Bergfette, welche erſt in ſüd— 
öftticher, dann im füdliher Richtung fih bis nah Schonen hinzieht. Südlich von den großen 
Seen bilden die waldigen Höhenzüge (Aſar) Tifweden, Tylö-Skog und Kolmärden die Grenze 
gegen Göthaland, wo fünlih vom Wettern dad 1100 Fuß hohe Bergplateau von Smäland 
ſich erhebt. Bon da dacht ſich das Land nah allen Seiten hin ab, gegen Often nad) ver Oſtſee, 
gegen Weften nad) dem Kattegat und gegen Süden nad Schonen, welches ein eigentliches Flad- 
land ift. Das Kijdlengebirge, welches die Natur der ganzen Halbinſel beftimmt, erreicht auf der 
ſchwediſchen Seite noch nicht die Höhe von 6000 Fuß. Die höchſten Bergipigen Schwe— 
dens liegen unmeit der Grenze gegen Norwegen, jo der höchſte Punkt, Sulitelma, in der 
Lulea Lappmarf (5961 parifer, 6342 ſchwediſche Fuß) und Syltopparne (5564 Fuß). 
In Jemtland erreicht der ifolirte Areskutan die Höhe von 4624 und im nordweſtlichen Theil 
von Dalarne der Stäjan 3670 Fuß. Die Berge Gothlands, wie z. B. der Amberg (894 Fuß), 
der Kionfulle (856 Buß), der fhönfte Berg Schwedens, der Billingen (844 Fuß) erheben fi 
ſämmtlich nicht bis zu 1000 Fuß, in dem Bergplateau von Smäland fleigt der aus Magnet: 
ftein beftehende Taberg doc bi8 1032 Buß empor, der fagenberühmte, wilpromantifche Kullen 
in Schonen höchſtens bis 600 Fuß. Wie die weit höhern Gebirge Norwegens hat aud) das 
Bergland Schwedens eine völlig zerrifene Geftalt, fat überall fteigt das nadte Geftein in 
ihroffen Wänden empor, oft erhebt fidy mitten aus der Ebene ein gigantiſcher einfamer Fels; 
mit Felfentrümmern und erratiihen Blöden ift dad ganze Land, etwa mit Ausnahme des 
ſüdlichen Schonen, gleihjam überfäet. 

In geologifher Beziehung beftebt die Hauptmaffe der Gebirge Schwedens wie der ganzen 
Halbinfel aus ven älteften Yormationen, die Hauptbeftandtheile des Bodens, jowol des Hoch⸗ 
wie des Tieflanded, find Granit und Gneis, ald eingemijchte Beſtandtheile häufig Granat, 
Epidot und Hornblende enthaltend. An Blößgebirgen aus ver Zeit ver Übergangsperiode, in 
denen Kalf ven Hauptbeftandtheil bildet, fehle ed in Schweden nicht, doch find diejelben von 
zu hohem Alter, um jene werthvollen Erzeugniffe einer fpätern Periode, twie namentlich Stein- 
kohle und Steinjalz, zu enthalten, denn das einzige Steinfohlenlager des Landes bei Högenäs 
im füdmeftlihen Schonen ift von geringer Bedeutung und liefert ein mittelmäßiges Product. 
Der Reichthum der ſchwediſchen Berge befteht vor allem aus Gifen, das man von Lappland bis 
Schonen mit geringen Ausnahmen überall antrifft. Die reihiten Kifengruben enthält der 
breite, dad Land quer durchſchneidende, Weſtmanland, Dalarne, Nerike und Wermland ums 
faffende Gürtel. Das Erz von Dannemora gibt den beften und härteften Stahl. Neben dem 
Eifen find Schwedens Berge von alterd her durch ihren Kupferreihthum befaunt, und wenn 





3) Die neuern Mittheilungen entnehmen wir einer Heinen Echrift von H. Brachelli, Geographie 
und Statiftif der Fürſtenthümer Schwarzburg (Revidirter Sepnratabdrud aus ber fiebenten Auflage 
von Stein und Hörichelmann's Handbuch der Geographie und Statiftif). 
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auch die Ausbeute, früher beträchtlicher geweſen ift, fo find bo die Gruben von Falun in 
Dalarne und von Ätwidaberg in Öftergothland noch immer fehr ergiebig. Gold und Silber 
mangelt nicht gänzlih, Kobalt, Nickel, Blei, Zink und Schwefel fommen vielfach in größerer 
oder geringerer Menge vor. Mineraliihe Quellen gibt es viele, wie Ronneby, Ramlöfa, 
Lannaskede, Medevi, Borla, Loka und Sätra. 

Ganz ungemein zahlreich jind die Landſeen Schwedens, wie denn Skandinavien überhaupt 
eind der wafferreihften Länder der Erde if. Der größte der Seen und überhaupt 
nächft vem Yadoga und Onega der größte Europas ift der Wener, 135 Fuß hoch, der 944, 
Duadratmeilen enthält und über 300 Fuß tief ift. Der größere nördliche Theil ift der eigent- 
liche Wener, ver füpdliche Heißt Dalbofee. In den Wener ergießen ſich über 30 Flüffe, unter 
denen die Klaraelf (Elf Fluß) der bedeutendfte ift; feinen Abfluß Hat er durch die zehn Meilen 
lange Göthaelf nad dem Kattegat. Der Größe nad ift der Wetter der zweite See, ber 18 
Meilen lang, 3 Meilen breit, 33%, Duadratmeilen groß, faft 400 Fuß tief und 272 Fuß über 
der Meeresfläche gelegen ift. Der Mälar, der [hönfte See Schwebens, 33 Quadratmeilen groß, 
ift wenig über der Oſtſee erhaben, in die er durch ven Norbftröm bei Stockholm abiliept. Mit 
ihm fteht der 70 Buß höher belegene fifchreiche Hjelmar in Verbindung, der 9 Quadratmeilen 
enthält, Die meiften Flüffe bilden Landſeen und die Zahl der erftern ift nicht minder aufer: 
orbentlih. Der Natur des Landes gemäß entipringen die meiften am Kjölen und ergießen ſich 
in den Bottnifchen Meerbufen. Im Norden bildet die Tornedelf und ihr großer Nebenfluß 
Muonivelf die Grenze gegen Binland. Die übrigen Flüſſe des Norrland, wie die Luleä⸗, 
Piteäs, Umeä: und Indaldelf nebft der Ljusa und Ljungä, haben geringe Bedeutung für bie 
Schiffahrt, welche durch die zahlreichen Waflerfälle und Stromfchnellen gehindert wird. Daffelbe 
gilt von den ſüdlichen Flüffen, „der großen Daleelf und der Motalaelf“, dem Ausfluß des Wener. 
Wichtiger dagegen ift die zwiichenliegende Angermanndelf, der ſchönſte Fluß Schwedens, ver 
bis 14 Meilen von feiner Mündung aufwärts fhiffbar ift. Der einzige bedeutende Fluß, der 
fi in das Kattegat ergießt, ift die Göthaelf, die jetzt durch vier Kanäle, welde ihre Fälle 
ungeben, bis zu ihrem obern Lauf (der Klaraelf) in einer Länge von 29 Meilen jhiffbar ifl. 
Unter diefen ift der bedeutendfte ver Trollhättafanal neben ven 105 Fuß hohen Trollhättafällen 
in Granit gefprengt. In Berbindung mit diefem ſteht jegt der von 1810— 13 erbaute 
Göthakanal, welcher in zwei durch den Wetterfee getheilte Linien, die öftergothifhe und meter: 
gothiſche zerfällt. Diefe Waflerbauten in Verbindung mit den großen Seen bilden einen 
fehr wichtigen Waffermeg zwifchen dem Skagerrad und der Oftfee. Unter den zahlloſen Waffer: 
fällen in ven Blüffen Schwedens verdienen namentlich Njommelſaska oder Hardpränget in der 
Luleaͤelf (1380 Fuß) und der Trollhättan in der Göthaelf (105 Fuß) wegen ihrer Höhe und 
Waffermaffe, ſowie die Fälle in ver Motalaelf und Mölndalsä wegen ihrer im Dienft zahl: 
reicher Kabrifen angewandten Triebfraft Erwähnung. 

Die große Ausdehnung des Landes und deffen verſchiedene Erhebung über dem Meer 
bedingt naturgemäß eine große Verſchiedenheit des Klimas. Im ganzen ift vaffelbe auf ber 
ganzen Halbinfel wärmer ald in irgendeinem andern Lande unter gleichem Breitengrabe. Doch 
ift eö in Schweden mehr continental, alfo durch f{rengere Winter und heißere Sommer bezeichnet, 
ald an den norwegischen Küften, wo die Einwirkung des Golfftromd unmittelbarer an den Tag 
tritt. In Rund und Göthaborg ift die mittlere Jahrestemperatur + 6—7 Grad, in Schonen 
und auf Gothland übermwintert die Weinrebe und der Maulbeerbaum; im Norden Lapplands 
dagegen ift die mittlere Temperatur 1—2 Grad unter dem Gefrierpunft, und in einer Höhe 
von 3000 Fuß über dem Meer wächſt Eein Baum mehr. Der Aderbau gedeiht in Schweden 
ungefähr 5 Grad nördlicher ald in Sibirien und 14 Grad nördlicher als in Canada. 

Die Bewohner ded Landes, joweit fie dem germanifdhen Stamm angehören, find durch— 
gehends ein ſchöner und Fräftiger Menfhenihlag voll Vaterlands: und Freiheitöliebe. Ein 
gewiffer bedächtiger Ernſt mijcht ſich mit einem Hang zur Fröhlichfeit und die Genügfamfeit 
im gemöhnlihen Leben nicht felten mit einer Neigung zur Böllerei bei außerorbentlidhen 
Gelegenheiten. Unter der ländliden Bevölkerung herrſcht noch große Einfachheit der Sitten 
und große Anhänglichkeit an alted Herfommen und alte Gebräuche, aber auch viel Aberglauben, 
der ih gemöhnlih auf Überlieferungen aus der Heidenzeit zurüdführen läßt. Im mittlern 
Theil leben no Finnen, die zu vem Stamm der Duänen gehören und als Goloniften ein: 
gewandert find, aber bereitd durch Vermifhung mit den Schweden ihre nationale Eigen 
thümlichkeit fat ganz verloren haben. Die Lappen in dem innern gebirgigen Theil Norrlands 
gehören ver tſchudiſchen Bamilie an. 
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U. Staats: und Verfaſſungsgeſchichte. Es ift keineswegs unglaublich, daß die 
unter den Lappen des Nordens no jet wiederholte Sage, ihr Stamm habe einft die ganze 
Halbinfel beherricht, eine Wahrheit enthält. Jedenfalld aber find die beiden germanifchen 
Stämme, die Nordgermanen und Gothen, durch deren Verſchmelzung ſich das jegige Schweden: 
volk gebildet hat, in vorbiftorifher Zeit eingewandert. Uralte Sagen reden von einem langen 
Kampfe zwifchen zwei Goͤttergeſchlechtern, den Aſen und Vanen, der endlich durch einen Ber: 
gleich beendet ſei. Sie deuten damit auf einen Zwielpalt nit nur zweier Volksſtämme, jondern 
aud; zweier Göttereulte. Im Norden der großen Seen war der Stammiig des eigentlihen 
Schwedenvolks, der Sviones des Tacitus, belegen; bier, im Norden des Mälar, im heutigen 
Upland, lag das ältefte NationalheiligthHum, der Göttertempel von Upfala, wo der als höchſte 
Gottheit verehrte Odin felbft den Dienft und die Opfer eingerichtet und die Runenſchrift 
gelehrt haben jollte; von hier aus ward die Golonijirung ded Nordens immer weiter geführt, 
und nad) der Vereinigung mit den im Süden der Seen wohnenden Gothen allmählid das 
Schwedenreich gebildet. Viele Jahrhunderte follten indeß vergehen, ehe das Reich feine jegigen 
Grenzen erhielt, fo ſehr dieſe auch im ganzen mit den natürlihen zufammenfallen. An ver 
Grenze gegen Norwegen waren weite, damals noch faft völlig wüfte Diftricte, wie das Jemtland 
und Herjedalen, lange Zeit ftreitig, und der ſüdlichſte Theil, die heutigen Provinzen Schonen, 
Halland und Blekingen, bildeten das ältefte Stammland der Dänen, eined germanifchen, ven 
Gothen ohne Zweifel nahe verwandten Volks. Aus der überreichen älteften Sagengeſchichte 
läßt ih nur mit Beftimmtheit erfennen, daß eine Menge einzelner Herrſcher in jenen weiten 
Landftrihen geberriht hat, doc gewann das ältefte von den Schweden eingenommene Land, 
Upland, ald Sig des Nationalcultus früh ein hervorragendes Anſehen. Hier wird als erftes 
Königshaus das von Odin abjtammende Geſchlecht der Dnglinger genannt, von denen es jedoch 
erft dem legten, Ingiald Illräde, um 600 n. Ghr. gelang, eine Oberherrſchaft über die benadjs 
barten Kleinfönige zu erwerben. Unter der folgenden Dynaftie der Sfioldunger verbreiten die 
in ven Sagen verherrlichten Könige Ivar Vidfamna (der Weitumfaffende), Sigurd Ring und 
Ragnar Lodbrof Glanz im Norden. Der Leptgenannte und feine Söhne waren namentlid) auch 
durch ihre wiederholten Raubzüge in England gefürchtet. Die ganze Geſchichte während der 
Heidenzeit ift erklärlicherweiſe mit vielfahen Mythen vermiſcht, doch geben die Sagen ein ziemlich 
deutliches Bild von der Rechtsordnung und Lebensweiſe im allgemeinen. Bon einer abfoluten 
Gewalt, wie jie Tacitus den Königen feiner Sviones beilegt, kann feine Rede fein, jie wider: 
ftreitet nicht nur den älteften einheimifhen Duellen, fondern auch den gefammten nordiſchen 
Berhältniffen jener Zeit. Der König wurde gewählt, die Sitte gebot das Fefthalten an einer 
beftimmten Bamilie, dod galt dies keineswegs als ein Recht der königlichen Familie. Das 
politifhe Gewidht im Staat lag in den Händen der Odalbauern, das heißt der mit freiem, 
erblihem Grundbejig verjehenen Landbewohner, und ein folder ftand um jo höher im Anjehen 
feiner Genoſſen, je länger jein Beſitz in feiner Bamilie fortgeerbt hatte. Unter ji) wählten bie 
Ddalbauern ven Lagman, dem die Leitung auf dem jährlihen Thing oblag. Hier entſchied er 
mit einem Ausfhup von zwölf Männern flreitige Rechtsſachen, auch gegen den König, hier 
wurde dad vorhandene Recht feftgeftellt und fortgebilvet, denn die Geſetzgebung ftand bei den 
Bauern, nicht bei vem König, der nur in gewiffen Sachen höhfter Richter, fonft weſentlich 
Oberfeldher im Kriege und Oberpriefter im Frieden war. In die Dienfte ded Königs zu treten, 
fhien ven Odalbauern als eine Herabwürbigung. Sklaven gab es bei den Schweden, ihnen 
waren alle niebern Dienſte zugewielen, und fie ſcheinen zur Zeit des ftarren Heidenthums oft 
genug mit roher Härte behandelt worden zu fein; dod erwähnt Tacitus, daß einem Sflaven 
der wichtigſte Voften eines Hüters des Waffenhauſes anvertraut worden fei. 

Das Chriſtenthum wurde fhon in der erften Hälfte ded 9. Jahrhunderts in Schweden von 
dem berühmten Apoftel des Nordend, Andgarius, gepredigt, doch fand ed nur langjam und 
nad heftigen Kämpfen Eingang. Der erfte hriftliche Upfalafönig war DlafSkötfonung (Schoß: 
fönig), der von 993—1024 regierte. Seine Taufe fegt man in das Jahr 1000. Von da an 
nannte er ſich nicht mehr Upfalatönig, jondern König von Schweden, weil die erftere Bezeich: 
nung im Volksbegriff weſentlich ven oberpriefterlihen Charakter in ſich ſchloß. Der Vorrang 
der Schweden und ihrer Könige hatte mit dem alten Götterglauben in genauem Zufammenbang 
geftanden; nad) der Ginführung des Chriſtenthums firebten die früher hriftlih gewordenen 
Gothen eifrig nach Gleihftellung und nad der ihnen bis dahin verfagten Theilnahme an der 
Königswahl. Died gelang ihnen nicht nur, fondern fie waren felbft im Stande, nad) dem Aus- 
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fterben des alten Königsgeſchlechts durch die Erhebung Stenkil's eine gothiſche Dynaftie zu 
gründen, die von 1061— 1129 herrſchte, und unter der das Chriſtenthum immer mehr Eingang, 
fand. Doch war in dem Svealande das Heidenthum mächtig genug, um dem zweiten König 
diefer Donaftie, Inge dem Altern, einen Gegenfönig aus ihrer Mitte, Vfotiven gebeißen, 
entgegenftellen zu können. Die Trennung zwifchen den beiden Bolföftämnen dauerte überhaupt 
fort. Als das Geſchlecht Stenfil erlofhen war, wählte jeder Stamm feinen eigenen König, die 
Gothen den däniſchen Prinzen Magnus, die Schweden Ragevald Knaphöfde, der von ben 
Gothen erſchlagen ward. Nach vem Tode ded Magnus in ver Schlacht bei Fodevig 1134 wurben 
beide Völker wieder unter Sverker I. vereint, allein auch in ber Folge befleideten zwei Könige: 
geſchlechter, das Sverker'ſche und das Erich’fche (1134— 1250) abwechſelnd den Thron, erfteres 
von den Gothen, legtered von den Schweden unterftügt. Unter dem erften König des Grid'- 
ſchen Haufes, Erich IX., dem Heiligen (1155—60), dem Schugpatron Schwedens, wurde 
das Chriſtenthum auch im Svealande völlig befeftigt und durch einen Kreuzzug nad Finland in 
diefem, viele Jahrhunderte lang mit Schweden vereinigten Lande der Grund germanifcher Gultur 
gelegt. Erweitert und befeftigt wurde dieſe Gultur durch einen neuen Kreuzzug, der unter dem 
legten dieſes Geſchlechts, Erich XL, und namentlid durch jeinen Jarl (Unterkönig, Statthalter) 
Birger, den Stammpoater ber folgenden Dynaftie der Kolfunger, unternommen wurde. Um 
dieje Zeit erhielt die Kirche die Organifation, welde fhon im übrigen Europa durchgedrungen 
war, durch die Kirchenverfammlungen von Linköping (1152) und von Sfenninge (1248) forvie 
durch die Errihtung ded Erzbisthums Upfala (1163). Die Ausbildung der kirchlichen Verfaf- 
jung war indeß ber Entwidelung der Gemeinfreiheit durchaus ungünftig, denn die Vorrechte 
der Priefter, deren Steuerfreiheit und privilegirter Gerichtsſtand (1200) bildeten daß erfte 
Standesprivilegium und führten naturgemäß dahin, daß die weltlichen Großen dem lockenden 
Beifpiel zu folgen ſich beftrebten. Unter den Kolkungern (1250-1397) erlangte der Adel be- 
reits fehr anfehnliche Privilegien. Der zweite König dieſes Gefhlehts, Magnus Lapuläs 
(1279— 90) beftimmte, daß derjenige, welder im Kriegsfall einen oder mehrere völlig gerü- 
ftete Reiter ftelite, von allen auf feinen Grundftüden haftenden Abgaben befreit fein fole. Da- 
mit trat die Sonderung einer eigentlihen Ariftofratie von den Odalsbauern ein, bald nannte 
man Adel und Ritterihaft, deren Macht zum Nachtheil der alten Bauernfreiheit durch die Strei⸗ 
tigfeiten im Königshaufe in fortwährendem Wachen begriffen war. Denn nachdem der Vor: 
mund der Söhne ded Magnus, Thorfel Knutſen, welcher die Groberung und Ehriftianifirung 
Finlands vollendet Hatte, von feinen Mündeln, dem König Birger und den mit Lehngütern 
reich audgeftatteten Herzogen Erih und Waldemar, ermordet worden war, ließ Birger feine 
Brüder gefangen nehmen und den Hungertod fterben. Dafür wurbe er vertrieben, fein un- 
mündiger Sohn enthauptet. Bei der folgenden Wahl des Magnus (1319—63), eines Sohnes 
des Herzogs Erih, wurden ſchon die politiſchen Rechte des Adel feftgeftellt, und vieler erwies 
ſich bald ald der Königsmacht überlegen. In den Händen des aus den weltlihen und geiftlichen 
Großen gebildeten Reichsraths lag von nun an die höchſte Gewalt im Staate, er entſchied wie: 
derholt über die Krone. Im Zufammenhang mit diefer Beränderung ftand die allmähliche Ver— 
ſchmelzung der Landſchaften durch ein für dad ganze Land gemeinfames Geſetzbuch. Das erfte 
allgemeine Gejeg (Landlagen) warb 1347 gegeben und die alten Landsthinge verloren nad und 
nad) ihre politifhe Bedeutung, doch ward die völlige Bereinigung der Landſchaften erft 1492 
vollzogen. So ftarf war bald die Ariftofratie, daß fie die legten Könige aus dem Geſchlecht ver 
Folkunger, Magnus II. und feinen Sohn Hafon, ihrer Würde entjegen und einem Ausländer, 
Albrecht von Medlenburg (1363—89) die Krone übertragen fonnten, natürlich gegen außer: 
ordentliche Zugeftänpniffe. Die ſchwachen Verſuche dieſes wanfelmüthigen Fürften, die Macht 
der Örofen wieder zu beugen, führten nur dahin, die Königin von Dänemark, Margaretha, in 
das Land zu rufen. Die von dieſer dur die berühmte Kalmarifhe Union (1397) erreichte 
Vereinigung der drei norbifhen Kronen unter Einem Haupt, jedoch unter Belaffung jedes 
Staat bei feinem Recht und Gefeg hätte möglicherweife Beftand haben und einer allmählichen 
Verſchmelzung der zwar oft einander höchſt feinpfeligen, aber do nahe verwandten germani- 
ſchen Stämme führen können, wenn die Nachfolger der Gründerin der Union ihrer ſchwierigen 
Aufgabe gewachſen geweien wären. Allein ſchon der erfle Unionskönig, den fih Margaretha 
nad dem Tode ihres Sohnes Diaf zum Nachfolger auserſehen hatte, dev Enkel ihrer Schwerter, 
Erich von Pommern, vernichtete thatſächlich das Werk feiner Borgängerin. Zwar wurde er 
noch bei Lebzeiten diefer in allen drei Reichen ald Nachfolger anerkannt; als er aber nad ihrem 
Tode (27. Dct. 1412) die Selbftregierung angetreten hatte und die ganze Kraft feiner Lande in 
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dem für die damaligen Berhältniffe faft widerfinnigen Streben nad der Wiedergewinnung 
Schleswigs aufbot, zeigte ih fofort in Schweden wie in Norwegen große Unzufriedenheit. Nur 
das Interefje der hohen Ariftofratie, die allein regierte und immer mehr Vorrechte erzwang, 
hielt für eine Zeit lang die Union aufredht. Doch war der Unwille des Volks über den vom Adel 
geübten Drud und die für Beitrebungen, die dem Rande völlig fremd waren, geforderten Opfer 
zu groß, als daß er jich nicht im wiederholten Aufftänden fundgegeben hätte. Faſt ein Jahr- 
hundert lang war Schweden der Schauplag heftiger innerer Streitigkeiten. Die erfte große na- 
tionale Bewegung brad 1434 unter der Bevölferung von Dalarne und unter der Leitung des 
tapfern und volfäbeliebten Engelbrecht Engelbrechtſon aus. Dafür ließ ihn dad Haupt der Ari: 
ftofratie, der überreiche Karl Knutfon Bonde, 1436 meuchlerifch ermorden und trat nun als 
Reichsvorſteher (1436— 40) mit fait fönigliher Machtvollkommenheit an die Spige der Regie— 
rung. Im Jahre 1439 wurde König Erich genöthigt, aus feinen Reichen zu fliehen, und feinem 
Schwefterfohne, Chriſtoph von Baiern, der im Frühjahr 1440 zum König von Dünemarf 
erwählt war, Fam bei feinen Anſprüchen auf Anerfennung in Schweden hauptjädhlic die Gifer« 
ſucht des Adels gegen die Macht des Reichsvorſtehers zu flatten. Die Schweden huldigten 
Chriſtoph in Herbft 1440. Aber auch diefer König, obgleich mit einer weit überlegenern Klug- 
beit und Charakterſtärke begabt als jein Vorgänger, verfolgte Plane zur Vergrößerung feiner 
Lande auf Kojten des ſich bildenden Schleftwig= Holftein und des Deutjchen Reichs, Plane, vie 
volfftändig gegen das Intereife Schwedens waren und hier große Unzufriedenheit bervorriefen. 
Sp ward es, ald ein früher Tod den König aus ber Mitte feiner Entwürfe abgerufen batte 
(6. Juni 1448), dem frühern Reihsvorfteher Karl Knutſon Bonde möglich, jeine eigene Kö— 
nigswahl durchzufegen, Freilich gegen eine ftarfe Oppofttion. Auch wurde feine Stellung immer 
jchwieriger und unhaltbarer. Denn die großen Geſchlechter Schwedens, die allenfalld ven 
Reichsvorſteher Karl Knutſon geduldet hatten, ertrugen nicht den König Karl VII., der nicht 
beffer geboren war ald fie. Die Sache der Union fand noch ihre Bertheidiger, an deren Spige der 
Erzbiſchof Jöns Bengtion aus dem großen Geſchlecht Orenftierna ſtand. Die Kalmarifche Union 
ward 1450 in dem Sinne erneuert, dap man in der Folge einen gemeinfamen König für alle 
drei Reiche wählen wolle. Doch behauptete ih Karl Knutſon noch mehrere Jahre, bis er 1457 
geihlagen aus dem Lande floh und Chriftian I., König von Dänemark und Norwegen, der 
erfte aus dem Haufe Oldenburg, ald König anerkannt und am 19. Juni 1457 gekrönt wurde. 
Doch machte fich diefer verſchwenderiſche Fürſt, die bodenloſe Taſche, wie ihn die Schweden 
nannten, durch feine Erpreffungen bald fo verhaft, daß Karl 1464 wieder zurüdberufen ward. 
Die Unruhen und Phrteiftreitigfeiten nahmen fein Ende. Schon im folgenden Jahre ward Karl 
mwieber vertrieben, dann durch die mächtigen und ihm verwandten Geſchlechter Sture und Tott 
zum dritten mal ald König anerfannt, Er flarb als folder 1470, fein Nebenbuhler Chriſtian 
1481. Deifen Sohn Hand (1481— 1513) war ſchon 1465 auf dem Reichstag zu Skara als 
Nachfolger feines Vaters gewählt, doch gelangte er erft 1497 zur allgemeinen Anerkennung, 
und nur für wenige Jahre, denn die Nahricht von feiner gänzlihen Niederlage in Dith— 
marſchen (17. Bebr. 1500) bewirkte wiederum den Abfall des Landes. Inzwiſchen regierten 
als Reihsvorfteher mit Föniglicher Machtvollfonmenheit Sten Sture der Ältere(1472—1503), 
Spante Sture (1504—12) und deffen Sohn Sten Sture der Jüngere (1512 — 20). Nach 
ſchweren Kämpfen erzwang ſich Chriftian II., der Sohn des Königs Hand, 1520 die Anerken- 
nung des Landes und juchte feine Krone durch das große Verbrechen zu befeftigen, welches unter 
dem Namen ded Stodholmer Blutbads befannt ift, und in weldhem der feige Tyrann am 
8. Nov. 1520 die angejehenften Männer des Landes, darunter mande, die am meiften zu feiner 
Anerkennung beigetragen hatten, hinrichten ließ. Diefe Unthat führte den gänzlihen und un- 
widerbringlidhen Untergang der Union herbei. Guſtav Eriffon aus dem Haufe Wafa, das in 
den ältern Zeiten der Union zu deren Fräftigften Stügen gehört hatte, ftellte ich an die Spige 
des Aufftandes, der feinen Anfang in Dalarne nahm und fid) fchnell über das ganze Neid) ver: 
breitete. Die Sache ver Union hatte alle Anhänger verloren; ſchon 1521 wurde Buftav Waſa 
Reichsvorſteher, 1523 König und ber Stifter einer neuen Dynaftie. Seine lange Regierung 
wurde zwar durch manche innere und äußere Fehden geftört, gereichte jedoch dem Lande im ganzen 
zum unberechenbaren Segen. Die Reformation wurde ohne jegliche Gewalt eingeführt, viele 
Vorſchriften zu Gunften des Handels gegeben, den bis dahin die Hanſeſtädte monopolifirt hat- 
ten, die königliche Gewalt troß des Widerſtandes des Adels jo jehr gehoben, daß die Krone auf 
dem Reichötag in Orebro 1540 bereits für erbli in Guſtav's Kamilie erflärt wurde, eine Be: 
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flimmung, die dur den fogenannten Erbverein in Wefteräs 1544 ihre Beſtätigung erhielt. 
Guftav flarb den 29. Sept. 1560 und hinterließ feinen Söhnen ein wohlgeordnetes mädtig 
emporblühendes Reich. Der ältefte verfelben, Erich XIV., folgte, für die jüngern, Johann, 
Magnus und Karl, hatte der Vater Herzogthümer geihaffen. Die Unfähigkeit des von Zeit 
zu Zeit wahnfinnigen Königs, feine Verſuche, die den Brüdern übertragene Gewalt einzu: 
ſchränken, führten zu feiner Entthronung (1568). Der zweite Sohn Guftav's, der unter dem 
Namen Johann IM. den Thron beftieg, beendete 1570 den verheerenden Krieg mit Dänemark 
durh den Frieden von Stettin und ſchloß die für das Königshaus und das Rand fo folgen: 
ſchwere Vermählung mit der polnischen Prinzefiin Katharina, melde, eifrig katholiſch, fo viel 
Einfluß auf den wanfelmütbigen König gewann, daß der Thronfolger Sigidmund im Fatholi- 
fhen Glauben erzogen wurde. Diefer wurde 1566 König von Polen und juccedirte 1592 in 
Schweden. Im erftern Reid regierten feine Nachkommen bis 8668, in Schweden jedoch hatten 
feine Berfude, ven Katholicismus wiederherzuftellen,, feine Entjegung zur Folge (1600) und 
die Krone ging auf Guftav Wafa’s jüngften Sohn Karl IX. über, der während der legten Re: 
gierung den Proteftantismus mit Kraft und Glüd vertheidigt hatte. Der Kampf wurde nun 
auf der andern Seite der Oſtſee fortgefegt und hatte Verwidelungen mir Dänemark und mit 
Rupland zur Folge, ſodaß Karl bei feinem Tode 1611 feinem großen Sohne Guſtav II. Adolf 
drei Kriege hinterließ. Mit Dänemark ſchloß diefer 1613 Frieden in Knärod; der Friede von 
Stolbowa 1617 vereinigte Gftland und Livland mit Finland und ſchloß Rußland von der Oft: 
jee aus. Mehrfach wiederholte Waffenftillftände unterbrachen ven dauernden Krieg gegen Polen, 
das 1629 genöthigt ward, einenStillftand auf ſechs Jahre einzugeben. Inzwifchen war Guftav 
Adolf trog aller dDiefey Kriege unausgejegt thätig, die innern Angelegenheiten des Reichs neu zu 
organifiren, wobei ihm fein berühmter Kanzler Arel Orenftierna die wichtigſte Stüge war. 
Die ſchon unter der vorigen Regierung begonnene Neugeftaltung des Kriegsweſens wurde fort- 
gejegt, indem bie Berpflihtung zur Ausrüftung und Unterhaltung des Heeres auf dad Grund— 
eigenthum gelegt und unter bie Landſchaften vertheilt wurde. Fünf hohe Colfegien wurden er= 
richtet: das Hofgeriht, die Kanzlei, die Nentefammer, der Kriegdrath und die Admiralität, 
an deren Spige der Reichsdroſt, der Kanzler, der Schagmeifter, der Marfhall und der Reichs— 
abmiral fanden. Für den Öffentlichen Unterricht gefhah außerordentlich viel. Gymnafien mur= 
den errichtet, die Univerfität in Dorpat angelegt und die Univerfität zu Upfala 1624 mit 300 
Höfen beſchenkt. Die Rechtspflege erhielt die Geftalt, die fie im weſentlichen bis auf die neuefte 
Zeit beibehalten hat. Das Berhältnig der föniglihen Macht zu den Ständen wurde geregelt. 
Die Könige hatten erfannt, daß in dem Volk ein fiheres Gegengewicht gegen die Ariftofratie 
enthalten jei, und hatten daher ſchon feit langem zu den Herrentagen oder, wie man jie jeßt 
nannte, zu den Reihstagen Abgeordnete von den Karben (Härade) und den Städten berufen; 
der König allein beftimmte den Ort und die Zeit ded Zufammentretend. Karl IX. hatte die 
Reichstage oft verſammelt, um die Mittel zu feinen Kriegen zu erhalten, aud fein Nachfolger 
hatte ſich gleichfall8 veranlaßt geſehen, dieſelben wiederholt zu berufen. Schon um das Jahr 
1600 waren in denſelben die vier Stände vertreten, wie jie fpäter fortwährend vorgefunden 
werden: Adel, Geiftlihfeit, Bürger und Bauern, doch fanden fie ihre gefegliche Anerkennung 
erſt durch eine Berorbnung vom Jahre 1617, welche dad Verfahren bei ven Berathungen regelte. 
Jetzt begannen fie aud) bei der Gejeggebung mitzuwirken und das Steuerbewilligungsreht aus- 
zuüben, was früber den einzelnen Landſchaften zugeftanden hatte. Es war alfo eine eigentliche 
Repräfentation ded Reichs vorhanden, doch hatte der Adel immer noch bedeutende Vorrechte 
und den überwiegenden Einfluß auf ven Reihstagen; aus feiner Mitte wurben die Reichs: 
räthe und ſämmtliche höhere Beamten ernannt, und feine Stellung ward weſentlich erhöht durch 
die glücklichen Erfolge der ſchwediſchen Waffen während dieſer Periode. 

Denn das Genie Guftav Adolf's wied Schweden auf Bahnen, die e3 zu einer bid dahin 
faum geahnten Machtſtellung führten. Allerdings war ſchon in feinem Vorgänger die Idee 
entftanden, Schweden zum Haupt eined großen proteftantifchen Bundes zu maden, aber die 
Ausführung blieb feinem Sohne überlaffen. In dem legten polnifhen Kriege hatte Kaifer Ber: 
dinand II. Polen Hülfstruppen zugefandt, und die Macht diejes fanatifhen Katholiken bedrohte 
den Proteflantidmus und die Freiheit Deutſchlands, vielleicht infolge deſſen auch des Nordens. 
Guſtav Adolf landete 1630 an der Spige eines Heeres von etwa 15000 Mann in Deutfhland 
und fand nad einer zweijährigen Siegedlaufbahn den Heldentod bei Lützen (6. Nov. 1632). 
Die ſchwediſchen Waffen blieben unter den Beldherren Baner, Torftenfon und K. G. Wrangel 
im ganzen fiegreih, nur die früher ſtreng gehandhabte Manndzucht verſchwand zum unſaglichen 
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Elend Deutſchlands. Mit gleichem Erfolge wurde die innere und äußere Bolitif von Orenftierna 
während der Minverjährigfeit und aud nad dem Negierungdantritt der Königin Chriftine 
(1644) geleitet. Gin im Jahre 1643 auögebrodener Krieg mit Dänemark wurde durch ben 
Frieden von Brömfebro 1645 beendet, in welchem das Herjebal, das Jemteland und die Inſeln 
Gothland und Ofel für immer an Schweden abgetreten werben mußten, daneben aud) demſelben 
ein dreijähriger Befig von Halland zugefichert wurde. Noch größere Vortheile gewährte der 
Weſtfäliſche Friede (1648): Schweden erhielt Vorpommern mit den anliegenden Infeln, einen 
Theil von Hinterpommern, Wismar und die Herzogthümer Bremen und Verben. 

Allein alle diefe glänzenden äußern Erfolge gereichten nicht zum Segen bed Landes. Die 
beftändigen Refrutirungen, die endlofen Kriege hatten Schweden arm an Menfchen und Geld 
gemacht und eine Reihe von Feldherren und Staatdmännern hervorgerufen, deren Anfprüde 
auf Belohnung nur mit Staatägut befriedigt werden fonnten. So ſchwanden die Domänen der 
Krone immer mehr dahin, und der Adel, aus dem jene Männer hervorgegangen waren oder 
der fie fpäter in ih aufgenommen hatte, gelangte zu einer jo bedeutenden Madtftellung, daß 
nod unter der Regierung der Königin Chriftine von den nicht adelihen Ständen ein energiſcher 
Proteft gegen die Verfchleuderung der Staatögüter und die Forderung der Zurücknahme eines 
Theild ded an Unterthanen übertragenen Staatdeigenthumd eingereicht wurde. Ghriftine wid 
den ſich mehrenden Schwierigkeiten aus, indem fie 1655 dem Thron entjagte und denfelben ihrem 
Better Karl X. Guftav, einem Tochterſohne Karl's IX., aus dem Haufe Pfalz: Zweibrüden über: 
lieg. Diefer vermochte allerdings auf dem erften Reichdtage (1655) den Adel zu einer theil: 
weiſen Neduction, allein die Kriege, in die Schweden vermwidelt wurde, Hinderten deren 
Durdführung. König Johann Kafimir von Polen hatte als Abkömmling der ältern männli: 
hen Linie Guſtav Waſa's gegen die Thronbefteigung Karl Guſtav's proteftirt, dafür griff dieſer 
ihn unverweilt an, eroberte Warfhau, zwang Johann Kajimir, aus dem Lande zu entweichen, 
und nannte ih nun König von Polen. Darüber gerieth er in Conflict mit dem Großen Kur: 
fürften Frievrih Wilhelm von Brandenburg, der dad Lehnsverhältniß Preußens zu Polen nicht 
anerkennen wollte. Sein Feldzug gegen Brandenburg war ſiegreich, doch trat er, um den Kur- 
fürften ald Bundeögenoffen zu gewinnen, im Januar 1656 bemfelben Ermeland ab. Die ver: 
einigten Fürſten fhlugen (18.—20. Juli 1656) die dreitägige Schladt bei Warfhau, infolge 
deren der Kurfürft von Brandenburg die Souveränetät über Preußen und Ermeland erwarb. 
Das wahjende Kriegsglück Schwedens erregte die Aufmerkſamkeit und die Eiferſucht anderer 
Mächte, namentlich Dänemarks und Hollands ; daß erftere verband fid) mit Brandenburg und 
eroberte das Herzogthum Bremen, eine holländifche Flotte follte im Sund Beiftand leiften. 
Allein Karl Guſtav vertrieb fehnell die Dänen aus Bremen, eroberte Holftein und Schleswig, 
machte im Januar 1658 feinen berühmten Zug über die gefrorenen Belte und zwang Dänemark 
zu dem Frieden von Roeskilde (26. Febr. 1658), dur welden er Schonen, Halland, Ble— 
fingen, das Bohuslän, Throndhjem und die Infel Bornholm erhielt. Zwar brach der Krieg 
bald von neuem aus, Karl Guftav fiel zum zweiten mal (Auguft 1658) von Holftein aus in 
Dänemark ein, allein er konnte Kopenhagen nicht erobern, eine holländische Flotte erfhien im 
Sund, und der Kurfürft von Brandenburg wie der veutiche Kaifer fendeten Dänemark Hülfe. 
Bald darauf flarb der König (13. Febr. 1660), und die für den erft vierjährigen Thronfolger, 
Karl XI., eingefegte, aus der verwitweten Königin Hedwig Eleonore und fünf Reichsräthen 
beſtehende Regentſchaft beeilte ih, mit ven Nachbarn Frieden zu fchliefen. Im Brieden zu Dliva 
(6. Mai 1660) trat Polen Eftland und Livland an Schweden ab und erhielt dafür Kurland 
zurüd, auch verzichtete Johann Kafimir auf alle Anſprüche an die ſchwediſche Krone; der Friede 
zu Kopenhagen (20. Juni) ließ Schweden im Beſitz von Schonen, Halland, Blefingen und 
Bohuslän, Trondhjem und Bornholm fielen an Dänemark zurüd. Auf dieſe Weife erhielt das 
eigentlihe Schweden die Grenzen, die bisjetzt unverändert geblieben find. Im Often dagegen 
behielt Schweden im Frieden von Kardis (1661) ſämmtliche ihm im Frieden von Stolbowo zu: 
erfannten Provinzen, ſodaß Rußland nod immer von der Oftfee ausgefhloffen blieb. Schwe— 
dens Anfehen ftand hoch im Auslande, im Innern aber machte das alte Übel, die Übermacht der 
Ariftofratie, unter der vormundfhaftlihen Regierung neue Fortſchritte. Die Stände ſuchten 
bald die Gewalt der Regierung zu beſchränken und unter der Form einer Eontrole die weſentliche 
Leitung der Gefchäfte am fich zu reißen. Da indeß hier der alte Hohe und reichbegüterte Adel mit 
den übrigen Ständen zufammtenzugehen gezwungen war, fo war die Folge, daß feine eigene 
Macht untergraben wurde und ſich allmählich neben ihm eine neue und zahlreiche Ariftofratie 
erhob, die ſich im Beſitz faſt aller Höhern bürgerlichen und militärijchen Ämter befand, 
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Als Kari XI. 1672 die Regierung antrat, befand er fih in einer fehwierigen Lage. Der 
Staatshaushalt war zerrüttet und ein Bündniß mit Frankreich führte zu ſchweren Kriegen mit 
Brandenburg und dem mit Holland verbündeten Dänemark. Die Schlaht bei Fehrbellin 
(18. Juni 1675) vernidhtete ven Ruhm der Überlegenheit der ſchwediſchen Waffen in Deutſch— 
land, und die Seeſchlacht in der Kiögabucht zerflörte Schwedens Seemadt. Dennod fanden 
feine wejentlichen territorialen Veränderungen ftatt. Die Friedensihlüffe von St.- Germain: 
enzXave, Nimmegen, Fontainebleau und Lund (1679) gaben Schweden alles Verlorene bis 
auf einen Theil von Pommern zurüd. 

Jegt ging der König mit Kraft und Gefhid an die Ordnung der innern Zuſtände. Seine 
Hauptflüge waren die nichtadelihen Stände, welde ebenfo febnlich wie der König die Demü— 
thigung des Reichsraths und des hohen Adels, geordnete Finanzen und die Zurüdnahme der 
verſchenkten Staatögüter wünſchten. Sie mußten deshalb fi) eng mit dem König verbinden und 
das Fünigliche Recht in jeder Weiſe unterftügen. So wurden auf den Reihätagen von 1680 
und 1682 Beichlüffe vurchgefegt, die das Recht und die Macht des Adels dem Föniglichen Willen 
unterwarfen und die Ausdehnung der Reductionen feinem Gutdünken anheimftellten. Dies 
führte mit Notbwendigkeit zur Unumſchränktheit der föniglihen Gewalt. Die Reduction wurde 
unnahiihtlih durchgeführt, zehn Grafihaften, mehr ald 70 Freiherrſchaften und eine Menge 
adeliher Güter wurden den Beligern entriffen und der Krone zuerfannt. Dadurch verarmte der 
Adel und jein Anſehen wurde überdied durd eine Greirung einer übermäßigen Zahl neuer Ebel: 
leute, Freiherren und Grafen geihwädht. Aber ver Staatdhaushalt war mohlgeorbnet, und 
ald Karl XI. den 15. April 1697 farb, binterlieg er jeinem Sohne, Karl XII., ein aufblü- 
bended, hochangeſehenes Reih, ein gerüfteted Kriegäheer und unumſchränkte Alleingewalt. 

Dierem tapfern, aber eigenjinnigen und unflugen Fürften war e8 vorbehalten, die meiften 
Schöpfungen feines Vaters zu zerftören und fein Reid) an den Rand des Verberbend zu bringen. 
Da er bein Tode feine? Vaters erft 15 Jahre alt war, follte feine Großmutter Ulrife Eleonore 
mit fünf Reichsräthen die Regierung führen, allein fhon nad) fieben Monaten übernahn er die 
Regierung felbft und zeigte fofort eine große Neigung für das Kriegsweſen und einen Wider: 
willen gegen die eigentlihen Regierungsgeichäfte. Die Nahbarn, Rußland, Polen und Dä: 
nemark glaubten feine Jugend benugen zu fönnen, un mit Leichtigkeit die an Schweden abge: 
tretenen Provinzen wiederzugewinnen, Infolge eines gegen Schweden abgefchloffenen Bünd— 
niffes überfiel Sriedrich IV. von Dänemark im Jahre 1700 ven Herzog Friedrich IV. von 
Schleswig: Holftein = Gottorp, ven Schwager Karl'd; Auguft von Polen rüdte in Livland ein, 
und Zar Peter I. von Rußland zog ein Heer zufammen. Karl XII. aber begann jeine friege- 
riihe Laufbahn mit einem Angriff auf Dänemarf und zwang daffelbe jhnell zum Frieden von 
Travendal, welder den Herzog von Gottorp wieder in alle feine Rechte einfegte. Dann wandte 
er ih gegen Rußland, fiegte am 30.Nov. bei Narwa gegen eine zehnfache numerifche uͤberzahl 
und vertrieb das polnifch- fähftfhe Heer aus Livland. Mehrere Jahre blieb das Glüd dem 
König treu, er fonnte den Frieden von Altranftädt ertrogen (24. Sept. 1706), in meldem 
Auguft der polnifhen Krone entfagte, und verfuhte nun, dem Zar Peter gleiches Geſchick zu 
bereiten. Allein bier wandte fih das Glück. Der fhredlihe Winter von 1709 vernichtete einen 
Theil feines Heeres, Die Schlaht bei Pultawa (7. Juli) brachte feiner neu zufammengerafften 
Macht Untergang, und Karl floh zu den Türfen, wo er in Bender fünf Jahre Tang ruhm= und 
thatenlos weilte. Unterbeß empfand Schweden ſchwer die Abwefenheit ſeines Könige. Polen 
und Dänemark fäumten nicht, dieſelbe zu benugen, um die frühern Verträge für nichtig zu er- 
klären und neue Beindjeligfeiren zu beginnen. Im Innern befämpften ſich zwei Parteien, die 
ſchon die fünftige Succeffion ind Auge faßten, die des Sohnes der ältern Schwefter Karl’, des 
Herzogs von Holſtein-Gottorp, und die der jüngern Schwefter des Königs, Ulrike Gleonore. 
Die Kriege, welche Karl nad feiner Rückkehr führte, waren mehrentheils unglücklich, allein 
jein thörichter Starrjinn ließ ed nie zu, den Frieden durch eine Abtretung zu erfaufen. Endlich 
fand er in der Nacht des 11. Dec. 1718 in den Raufgräben der Feſtung Friedrichshall jeinen 
Tod, wie ed jetzt feftiteht, durch eine aus dereftung entfandte Kugel. Die Reichsſtände wählten 
jegt Die jüngere Schweiter des Königs, Ulrife Eleonore, doch mußte fie vorber in ſchwere Be- 
ihränfungen der Föniglihen Macht willigen, da die Regierung ihres Bruders bittern Haß gegen 
den Abſolutismus hervorgerufen hatte. Die Macht aber, melde der Krone genommen wurde, 
ging nit auf den Reichsrath, fondern auf Die Stände über, und ed begann die fogenannte Brei= 
beitözeit (1719— 72), d. i. Die Zeit der ſchrankenloſen Gewalt der Stände, die Schweden bei- 
nahe das Schickſal Polens bereitet hätte. Die Negierungsform vom 2. Mai 1720, die Privi- 
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Iegien für ven Abel und für bie Beifllichleit vom 16. Oct. 1723 und bie Reichſstagsordnung 
vom 17. Det. 1723 (vgl. Martens, „Sammlung ver wichtigſten Reichsgrundgeſetze““, 1, 433, 
463, 494) beihränften des Königs Macht ganz und gar. Die Berfaffung wurde ein Tum- 
melplag der Stände: und Adeldintriguen. Die Fleinlihften Privatintereffen bargen ſich Hinter 
politifhen Motiven, Beftehung wurde offen betrieben. Unter den unrühmlihen Regierungen 
zweier Könige, Friedrich's I. von Heffen (1720-51), ded Gemahls Ulriken's, zu deſſen 
Gunſten diefe auf die Krone verzichtet hatte, und Friedrich's II. aus dem Haufe Holftein - Got: 
torp (1751 — 71) arteten die politifhen Zuftände immer mehr aus, indem zwei Parteien, die 
fogenannten „Hüte“ und „Mützen“, fi um die Gewalt ftritten, beide fih auf frembe Mächte 
ſtützend, erſtere auf Frankreich, legtere auf England und Rußland, und beide fhimpflichen 
Sold von diefen Mächten empfangend. Die Hüte gaben vor, ben alten Ruhm Schwedens be: 
haupten, den frühern Einfluß auf die auswärtigen Staatshändel wiedererlangen zu wollen; 
die Mügen, von Horn geführt, ftellten ald Programm den Frieden und die innere Entwides 
lung und Kräftigung auf, aber feine Bartei hatte irgendeinen Erfolg aufzumeifen, fie nahmen 
Geld von ihren Patronen und führten mit ihrem Anhang ihre innern Fehden, die nicht felten 
in robe Thätlichfeiten ausarteten. 

Inzwifchen war der Nordiſche Krieg durch verfhiedene Briedensfhlüffe in ven Jahren 
1719 — 21 beendet worden, und die Noth der Zeit hatte große Opfer gefordert. An Hannover 
waren Bremen und Berben, an Preußen Stettin und Vorpommern bis an die Peene, 
an Rupland Livland, Eſtland, Ingernanland und ein Theil des Wiborgländ abgetreten, 
Dänemark gegenüber war die Freiheit vom Sundzoll aufgegeben worben. Auch die folgenden 
Kriege während dieſer Beriode waren unglücklich. Der Krieg gegen Rußland von 1741—43 
führte den Verluft des öftlihen Theild von Finland herbei, und wenn auch die Theilnahme 
am Siebenjährigen Kriege feinen Länderverluft zur Folge hatte, fo war fie doch wegen der ge- 
ringen Kraft, die Schweden hier entwidelte, für die Nation nichts weniger ald ehrenvoll. 

Die Unzufriedenheit mit den Zuftänden war fo allgemein und fo bedeutend geworben, daß 
ed dem talentvollen Sohne Adolf Friedrich's, Guſtav IN. (1771— 92), ohne Mühe gelang, am 
19. Aug. 1772 dur eine unblutige Revolution die Föniglihe Machtvollkommenheit wieder: 
berzuftellen. Die neue Regierungdform, welche er zwei Tage jpäter den Ständen vorlegte, und 
welche von dieſen angenommen wurbe, war im Vergleich zu dem, was zu erreihen in feiner 
Macht Hand, höchſt gemäßigt. Die Erecutive behielt er ſich allein vor, doch mit Ausnahme des 
Rechts, einen Krieg zu beginnen, die gejeßgebende Gewalt jollte von König und Ständen ge: 
meinſchaftlich geübt werben, das Steuerbemwilligungdredht von legtern mit einigen Beichränfun: 
gen allein. Zu gleicher Zeit wurde die Tortur aufgehoben, die Preffreiheit erweitert, das 
Geldweſen geregelt, der Handel und die Induftrie gefördert. Im Volk wurde diefe Staat: 
veränderung im allgemeinen freudig begrüßt, und die erften Regierungsjahre Guſtav's verliefen 
völlig ruhig. Um fo flürmifcher wurden die legten, da die großen Ausgaben für die fhönen 
Künfte, für Hoffefte und für eine neue Einrichtung der Flotte ven König nöthigten, ven Steuer: 
drud zu erhöhen und namentlich die Branntweinbrennerei zu monopolifiren. Die unterbrüdte 
Adelspartei begann wieder das Haupt zu erheben, bei einem Kriege gegen Rußland 1788 ver- 
weigerten die Offiziere infolge einer förmlichen Übereinkunft (des fogenannten Nejalabundes) 
den Gehorjam und begannen auf eigene Hand Unterhandlungen mit dem Feinde. Dennoch 
glückte es dem König, 1789 durch Verhaftung der angefebenften Führer jener Partei und durch 
Erweiterung der Privilegien der nichtadelihen Stände die Majorität im Reichsrath zu ge: 
mwinnen, welche ihm durch die jogenannte Vereinigungs- und Sicherheitsacte die faft unum— 
ſchränkte Gewalt gab. Der alte Reichsrath wurde aufgehoben und es in das Belieben des Königs 
geftellt, in das neuzubildende Gonfeil nad eigenem Gutdünken Nathgeber zu berufen. Den 
Ständen wurbe das Recht aberfannt, über andere Gegenftände zu beratben, ald vom König 
vorgefählagen war. 

Guftav II. fiel durch Meuchelmord, und fein Sohn, der begabte und ritterliche Guftav IV. 
Adolf (1792— 1809) war wenig geeignet, in jenen jhwierigen Zeiten das Regiment zu führen. 
Seine übertriebenen Begriffe von der Föniglihen Würde führten ihn zu Angriffen auf die Preß— 
und Lehrfreiheit, und dies zu einer Zeit, wo feine Verlegung der ſpärlichen Überrefte ver Volks— 
freiheit ungeahndet hingehen fonnte. Mit blinder Hartnädigfeit hielt er an ber 1805 mit Ruß: 
land und England geihloffenen Konvention feft und war felbft nicht zu bewegen, die ihm nad 
dem Frieden von Tilfit gemachten Frievensbeningungen anzunehmen. So wurbe dad Reich von 
allen Seiten angegriffen, und er jelbft, nachdem er fi gegen alle Vorftellungen taub ger 
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hatte, am 13. März 1809 verhaftet und zur Abdication gegwungen. An vemfelben Tage über- 
nahm der Oheim des Königs, Herzog Karl von Südermanland, dur eine Proclamation die 
Regierung und berief einen Reichötag, welder am 10. Mai Guftav IV. und feine Nachkommen 
des Thrones verluftig erflärte und dem Herzog die Krone anbot. Doc mußte berfelbe vor feiner 
Thronbefteigung die noch jet geltende Stantöverfaffung (vom 6. Juni 1809) beſchwören, welche 
durch genaue Feftftellung der gegenjeitigen Rechte des Königs und des Volks den langen innern 
Streitigkeiten ein Ende machte. 

Der zu Frederikshamn am 17. Sept. geſchloſſene Friede Eoftete Schweden ganz Finland 
bis an die Torned und den Muonio nebit den Alandsinfeln, aber e8 fonnte jegt, auf bie Halb: 
infel befhränft, um fo ungeftörter feine innere Entwidelung verfolgen. Da Karl XIU. alt und 
kinderlos war, mußte es vor allem die Aufgabe der Stände fein, die Thronfolge feftzuftellen. 
Der zuerft zum Nachfolger erwählte und von dem König aboptirte Prinz Chriftian Auguft von 
Auguftenburg, welcher den in Schweden feit der dänischen Herrſchaft verhaßten Namen Ehriftian 
in Karl verwandeln mußte, ftarb den 28. März 1810 bei einer Revue plöglih zum Schreden 
des Volks, dad ihn für vergiftet hielt und beim Leihenbegängniß in Stockholm den angeblihen 
Anftifter, ven Grafen Axel Ferſen, ermordete. Auf dem Reichötage von Orebro wurbe, nad: 
dem die Wahl des Bruders des Berftorbenen, ded Herzogs von Auguftenburg, durd die Intri- 
guen Friedrich's VI. von Dänemark hintertrieben war, der franzöfifhe Marſchall Bernadotte 
zum Thronfolger erforen. Diefer ſicherte feine Krone durch einen rechtzeitigen Abfall von Napo— 
leon, und feiner Umſicht und Gefchidlichfeit gelang es, die Bereinigung mit Norwegen herbei- 
zuführen, welches Dänemark durch den Frieden zu Kiel (ven 14. Jan. 1814) abzutreten gezwun= 
gen tworden war, eine Verbindung, die auf Grundlage völliger Gleichheit und Selbſtändigkeit 
beider Völker geihloffen und trog manchen Haders immer fefter geworben ift. (S. Norwegen.) 
Die Abtretung des ſchwediſchen Pommern ift um fo weniger ein Opfer zu nennen, ald dadurch 
Schweden, auf feine Halbinfel beihränft und von den europäifhen Conflicten entfernt, fih um 
fo ungeftörter dem Ausbau feiner Berfaffung und der Entwidelung feiner innern Hülfs— 
quellen widmen fam. 

Die folgenden Regierungen waren alle friedlich. Inter Karl XIV. Johann (1818—44) 
ging die materielle Entwidelung des Landes mit ftarfen Schritten vorwärts, Dad Münzweſen 
des Reichs wurde 1850 durch die fogenannte ‚„Realifation’ georbnet, die Schiffahrt und der 
Handel blühte empor, der Berg: und der Aderbau begann nach wiffenfhaftlihen Grundfägen 
betrieben zu werden. Auch für die geiftige Bildung des Volks wurde von der Regierung die 
möglihfte Sorge getragen. Die Univerfitäten und die übrigen Unterrichtsanſtalten erhielten 
reichlihe Unterftügungen und viele neue Glementarfchulen wurben errichtet. Bei alledem ge- 
wann ber König nie das volle Vertrauen des Volks, und die Urſachen hiervon find nicht ſchwer 
zu erforfhen. Er wurde nie ein Schwede und lernte nie die Stimmung und ben eigentbüm- 
lihen Charakter feines Volks fennen. Die Folge hiervon war ein beftändiges Mistrauen feiner- 
jeitd, das ihm von feinem Volf reichlich vergolten wurbe, Verfolgung der liberalen Breffe und 
unbeugjamer Widerftand gegen alle von Zeit zu Zeit auftauchenden Reformvorſchläge. Biel 
beffer gelang e8 feinem Sohne Oskar I. (1844—59), fi) die Zuneigung feiner Unterthanen zu 
erwerben. Den von Darmfladt aus datirten Proteft des Prinzen Waſa gegen feine Thron 
befteigung beantwortete er in würdiger Weife durch Aufhebung des Verbots, zufolge deſſen fein 
ſchwediſcher Unterthan mit dem entthronten Königshauſe in Verkehr treten durfte. Mir un: 
getbeiltem Beifall wurde die Aufhebung der fogenannten „Einziehungsgemalt‘‘ (Indrongnings- 
magt), d. h. die Befugniß der Autoritäten, die Zeitungen mit Beſchlag zu belegen und deren 
Ausgabe zu hindern, aufgenommen. Erſt jet hatte das Land in Wirklichkeit die Preßfreiheit 
gewonnen, melde jhon 1809 ald Geſetz aufgeftellt war. Dagegen fam eine wiederholt 1844, 
1847 und 1850 auf den Reichstagen zur Sprache gefommene durchgreifende Reform in ber 
Art der Zufammenfegung der Volfsrepräfentation nicht zu Stande, da die Anfichten der Volks— 
vertreter völlig außeinandergingen und bie Regierung felbit feinen der Vorſchläge wirkſam 
unterftügte. Auf der andern Seite geſchah fehr viel für die VBerbefferung der criminellen und 
eivilen Juftigpflege. In dem fchleswig=holfteinifchen Kriege von 1848— 50 zog Schweden in 
Schonen ein Heer zufammen, fandte auch Truppen nad Fünen, um eventuell zu Gunften Däne— 
marks zu interveniren, doch kam e8 zu Feiner wirklichen Theilnahme am Kriege. Bein Beginn 
ded Kriegs der Weftmächte gegen Rußland (1854—56) erflärte Schweden neutral bleiben zu 
wollen, konnte jedoch, namentlid der ſtark ausgeſprochenen Neigung des Volks gegenüber, die 
Neutralität nicht lange behaupten, und am 8. Nov. 1855 wurbe während ber Anweſenheit des 
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franzoͤſiſchen Marſchalls Ganrobert in Stodholm ein Tractat unterzeichnet, durch welchen die 
Regierung ſich verpflichtete, Feinen norwegifchen oder ſchwediſchen Gebietöantheil an Rußland 
abzutreten und überhaupt jeden Vorſchlag Rußlands zur Vergrößerung aldbald ven Weſtmächten 
mitzutheilen, wogegen diefe die Integrität ber jfandinavifchen Reiche garantirten. Der Friede zu 
Varis verhinderte jede Betheiligung Schwedens am activen Kampfe. Der Tod König Oskar's 
anı 8. Juli 1859 bewirkte keine Veränderung in der Negierungspolitif, da fein Sohn Karl XV. 
wegen Kränflicfeit des Königs ſchon ſeit Jahren die Leitung ber Geſchäfte in Händen gehabt 
hatte. Schweden behielt feine friedliche und neutrale Haltung auch im legten deutſch-däniſchen 
Kriege bei, wenn ji auch unter dem Volk ftarfe Sympathien für die Dänen zeigten. 

II. Daß jegige Staatsrecht. Die Grundgefege des Königreihs, melde das geltende 
Staatsrecht enthalten, find: 1) die Gonftitution (Regerings-Formen) vom 6. Juni 1809; 
2) die Reihstagsorbnung vom 10. Febr. 1810; 3) das Erbfolgegejeg vom 26. Eept. 1810; 
4) die Verorbnung über die Freiheit der Preſſe vom 16. Juli 1812. Einzelne Modificationen 
ind durch die Bereinigung mit Norwegen durd die fogenannte Reichsacte vom 6. Aug. 1815 
nöthig geworben, doch bat diefe Acte für Schweden nicht die Bedeutung eined Grundgeſetzes. 
Die Grundgejege fowie die Privilegien der Stände können nur durch einen Beſchluß ded Königs 
und aller vier Stände abgeändert werden; bei jonftigen Fragen entſcheidet die Mehrheit in ven 
Stimmen der Stände. 

Schweden ift eine durch Reihöftände befhränfte Erbmonardie und die Thronfolge erblich 
im Haufe Bernadotte. Der König, der ſich zur evangelifchen Lehre befennen muß, hat die aus— 
übende Gewalt und dad Recht Krieg zu erklären und Frieden zu fehließen, nicht minder Verträge 
und Bündniffe einzugehen. Gr hat das volle Begnadigungsrecht in Griminalfahen und fann 
nad eigenem Gutdünfen in den gräflihen, freiherrlihen oder abelihen Stand erheben, fowie die 
Ritterwürbe ertheilen und alle wichtigen Ömter beiegen. Umgekehrt kann er alle diejenigen Beam- 
ten, welche einen jogenannten Bertrauendpoften (fortroendepost) innehaben, wie Staatdräthe, 
Präjidenten ver Gollegien, Landeshauptleute, Gelandte bei auswärtigen Mächten, Generale und 
Admirale, Feſtungscommandanten u. ſ. w. abjegen, wenn er ed für gut findet; die übrigen Beam: 
ten find nur durch Richterfprud abfegbar. Der König ift unverantwortlich, ihm allein ftebt die 
Regierung des Reihe zu, aber er ift verpflichtet, in allen wichtigen Angelegenheiten vor der 
Entſcheidung verantwortliche Rathgeber, Mitglieder des Staatsraths, zu hören, die er unter den 
Eingeborenen evangelifchen Bekenntnifjes frei wählt und verabfhiedet. Die Zahl der Mitglieder 
des Staatsraths, von denen zwei Staatöminifter genannt werben, beträgt zehn, von melden 
wieber fieben Chefs verſchiedener Departementd find. Diefe Departements find: ber Juftiz, des 
Auswärtigen, ded Innern, der Finanzen, ded Kriegs, der Marine und der firhlihen Angelegen- 
heiten. Bei Sachen von befonderer Wichtigkeit follen jie alle zugezogen werben, bei minder 
widtigen Angelegenheiten jollen außer dem Bortragenden mindeftend noch drei Staatsräthe zu: 
gegen fein. Alle Anwejende follen ihre Meinung zu Protokoll erklären, aber dem König fteht 
allein die Entiheidung zu. Widerftreitet dieſe Entſcheidung der Verfaffung oder den allgemeinen 
Gejegen des Reihe, und bleiben Vorftellungen dagegen erfolglos, fo hat der Vortragende feine 
Contrafignatur zu verweigern, und feinem föniglichen Befehl darf Folge geleiftet werden, wenn 
eine folche fehlt. 

Die Stände beftehen aus dem Adel, dem Priefter-, dem Bürger: und dem Banernftande. 
Zu dem erften gehört jedes geabelte und gehörig introbueirte Geflecht, von denen jedes eine 
Stimme bat. Die Ausübung fteht dem jevedmaligen Haupt des Geſchlechts zu, doch kann im 
Berhinderungsfall dad Geſchlecht durch ein anderes Mitglied oder durd einen von dem Ge: 
ſchlechtshaupt Bevollmädhtigten vertreten werden, Der Priefterftand befteht aus dem Erz— 
bifhof, den Bifhöfen und dem PBaftor an der St.:Nifolaifirhe in Stodholm, die von Amts 
wegen berechtigt find, und aus Gemwählten, aus einer gewiffen Anzahl Pfarrer aus jedem Stift, 
aus einem ober zwei Profefforen von jeder Univeriität und zwei unadelihen Mitgliedern der 
Akademie der Wiffenjhaften. Die Zahl der Abgeorpneten aus dem Priefterftande beträgt 
hoͤchſtens 76, mindeftend 61. Zu Reihstagsmitgliedern des Bürgerftandes können alle in einer 
Stadt domicilirten Gewerböleute gewählt werben, fie mögen Bürger fein oder nicht, ferner die 
Magiftratsperfonen und die Befiger von Grund und Boden in einer Stadt. Daneben wählen 
bie Theilhaber an dem Kupferbergwerf in Falun einen und die übrigen Bergwerksbeſitzer fünf 
Abgeorbnete. Der Bauernftand endlich befteht aus den Hufeneigenern und Befigern von Kron— 
bufen mit erblichem Beſitzrecht. Diefe wählen durch Wahlmänner einen Abgeoroneten für 
jede Harde (Gerichtsbezirk). 
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Ordentlicherweiſe treten die Stände jebed dritte Jahr an dem Tage zufammen, weldjer von 
dem legten Reichstage beſtimmt ift; zu außerordentlichen Berfammlungen beruft ihn der König. 
In Gegenwart ded Königs kann fein Befhluß gefaßt werden. Die Stände berathen, jeder für 
fi, doch können auf ven Wunſch zweier Stände alle vier zufammentreten, um einen beftimmten 
Gegenftand in Berathung zu ziehen, in welchem Fall ebenfalld fein Beſchluß gefaßt werben kann. 
Die Stände haben das Recht, Steuern aufzulegen und die zur Regierung des Staatd nothwen— 
digen Gelder anzuweiſen. Ohne Einwilligung derfelben kann der König weder neue Gejege 
geben, noch Anleihen contrahiren, noch Truppen ausheben, noch eine Veränderung der Landes: 
münze vornehmen. Die Stände haben das Recht, vie Staatsräthe zur Verantwortung zu ziehen, 
über die gerechte Handhabung der Verwaltung und Rechtspflege zu wachen, die Bank des Reichs 
zu leiten und die Rechnungen der Staatöverwaltung zu unterfuhen. Die Initiative auf dem 
Reihötage kann ſowol der König durch Vropofitionen, welche allen vier Ständen zugefanbt 
werben, als auch jedes einzelne Mitglied durch Motionen ergreifen, welche jedoch binnen des er: 
ten Monats geftellt werden müſſen. Jede derartige Vropofition oder Motion wird an einen 
Ausihuß zur Begutahtung gefandt. Solcher Ausfhüffe werden in jeder Sigung fieben gewäßlt. 
Es jind Died: der Gonftitutiondausihuß, welcher die Anträge wegen Abänverung der Grund: 
gefege und die im Staatsrath geführten Protokolle prüft; der Etatsausſchuß, welcher den 
Staatöhaushalt beguradtet und Einnahmen und Ausgaben berechnet; der Bewilligungdaus: 
ſchuß, welder über die zu beftimmenden Beifteuern jein Urtheil abgibt; der Bankausſchuß, 
welcher ven Zuſtand der Staatsbank prüft; der Geſetzesausſchuß, dem die Unterfuhung über 
Fragen der allgemeinen bürgerlichen, ftrafrechtlihen und Firdlichen Grjeggebung obliegt; der 
Beſchwerde- und ökonomiſche Ausihuß, welder die Fragen erledigt, die einem andern Ausfhup 
beſtimmt zuzumeifen jind; endlich der Expeditionsausſchuß, welcher die von den Reichsſtänden 
erlaffenen Schreiben nebft den Neihötagäbefhlüffen formulirt. Die Gutachten jedes dieſer 
Ausichüffe werden an jeden der vier Stände gejandt, melde jie annehmen, ändern, remittirem 
ober veriverfen können. Mit Ausnahme der jhon erwähnten Gejege über die Anderung der 
Grundrechte und der Standesprivilegien fommt ein Neihötagsbefhluß zu Stande, wenn brei 
Stände übereinftimmen; fann eine jolde Ginigfeit nicht erzielt werben, jo bleibt die Frage un- 
erledigt, wenn dies möglich iſt; Kragen, deren Erledigung unerlaßlich ift, gehen an den verftärkten 
Ausſchuß, d. h. der frühere Ausſchuß wird zu einer Anzahl von 30 (der Conſtitutionsausſchuß 
von 20) Mitgliedern jeden Standes verftärft, die einfach nad Köpfen ohne Discuffion ſtimmen 
und entſcheiden. Nach viermonatlidem Beftehen kann der König die Berfammlung auflöfen, 
doch reicht Diefe Zeit heutzutage niemals zur Erledigung blos der finanziellen Bragen aus. 

Der Reichstag hat, wo es erforderlich ift, König, Thronfolger und Vormund eined unmün- 
digen Königs zu wählen, mit dem König gemeinjam bat er das Recht der Gejeggebung. Anz 
derungen eines allgemeinen Gejeges bedürfen ftetd ver Zuftimmung dreier Stände und der Zus 
ſtimmung ded Königs, dem in jevem Fall ein abjolutes Veto zufteht, und von diefem Recht it 
verhältnigmäßig ziemlich oft Gebrauch gemacht. 

Den einzelnen Bürgern find durch die Grundgefege diejenigen Rechte zugefihert, melde im 
wejentlihen in allen conftitutionellen Staaten ver —— als Grundlage dienen. Es ſind 
namenilich: 1) Sicherheit der Perſon und des Vermögens. Der König darf niemand ſchädigen 
oder ſchädigen laſſen an Leib, Ehre, Freiheit und Wohlfahrt ohne geſetzliche Überführung und 
Urtheil, und niemand fein Gut, bewegliches oder unbewegliches, nehmen oder nehmen lafjen 
ohne Unterfuhung und Erfenntniß, niemandes Haudfrieden ftören, niemand von einem Ort an 
einen andern verweilen; 2) jedermann joll vor feinem geſetzlichen zufländigen Geriht Recht 
erlangen fünnen; 3) Gewiffendfreiheit. Der König ſoll jedermann in der freien Ausübung 
jeiner Religion ſchühen, ſofern dadurch nicht die Ruhe des Staats geſtört oder öffentliches 
Ürgernif gegeben wird. Dog bat erft das Gefrg vom 23. Det. 1860 den völlig freien Über- 
tritt von der Landeskirche zu einer andern religiöjen Gemeinfhaft geftattet, und nod beftehen 
mande Beihränfungen für alle nicht zur evangelifchen Kirche Gehörenden. Diejem Bekennt— 
niß müſſen ver König, die Staatsräthe, die Richter und bürgerlichen Beamten folgen; kbenſo 
können zu Reihstagsabgeorbneten nur Lutheraner und Reformirte gewählt werden, und bie das 
Wahlrecht Ausübenden müffen wenigftend der riftlihen Religion angehören; 4) Prepfreibeit, 
die in einer ſehr ind einzelne gebenven „Preßfreiheitsverordnung“ zugeſichert ift. Bei Preß⸗ 
vergeben, die gegen Religion und Sittlifeit, gegen den Staat und gegen einzelne begangen 
werden können, entjcheiden Geſchworene. Nur in dem Fall, wo der Verleger den Verfaſſer nicht 
angeben kann oder will, iſt er für den Inhalt einer Schrift verantwortlich. 
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Was die eigentliche Verwaltung anbelangt, fo ftehen an der Spite der verfchlebenen Zmeige 
derfelben fieben Departements, deren Chef Mitglieder des Staatsraths find, und welche die dem 
König vorzulegenden Fragen vorzubereiten und die gefaßten Beſchlüſſe zu erpediren haben. Es 
find die: 1) das Departement der Juftiz, deſſen Chef Juſtiz-Staatsminiſter genannt wird, und 
welchen alle öffentlichen Gerichte angehören; 2) das Departement der auswärtigen Angelegen: 
heiten, welches die Fragen erledigt, die das Verbältniß zu den fremden Mächten betreffen; mas 
jedoch Handel und Seefahrt betrifft, joll unter Zuziehung des Chefs des Departements des 
Innern entfhieden werden; 3) dad Departement ded Kriegs, zu deſſen Refiort die Organifa: 
tion, Ausbildung und Unterhaltung der Armee gehört; 4) das Departement der Marine; 5) das 
Departement des Innern, wohin alled gehört, mad die innere Verwaltung, die Polizei, das 
Gewerbeweſen und die offictelle Statiftif betrifft; ausgenommen ift das Poft: und Telegraphen- 
weſen, die Befteuerung und die Forſtwirthſchaft, welche unter dem Finanzdepartement fteben, 
jomwie die Geſundheits⸗ und Armenpflege, welche dem Departement des Eultus zugehört; 6) das 
Departement der Finanzen, welches das Befteuerungswefen, die Verwendung der Staatdein- 
fünfte, die Verwaltung ded Staatdeigentbums u. j. mw. regelt und überwacht; endlich 7) das 
Departement des Eultus und des Öffentlichen Unterrichts, das die Fragen erledigt, melde die 
Kirche und Geiftlichkeit, die Unterrichts: und wiffenfhaftlihen Anftalten, die Gefundbeits- und 
Armenpflege betreffen. 

Diejen Departements find noch eine Anzahl Gollegien untergeben, die jelbftändig beichliehen 
und fich zum Theil aus einer frühern Bergangenbeit batiren, zum Theil neuern Urfprungs find. 
Erftere find das Kriegscollegium, dad Marinecollegium, das Kammercollegium, das Kammer- 
gericht, dad Staatdcomptoir, das Gommerzcollegium und das Gefundheitöcollegium. Zu den 
neuern gehören die Generalpoftdirection, die Generalgolldirection, das Amt für Wege: und 
Waflerbaumefen, das Gefängnifamt, das Telegraphenamt, dad Amt für die Eifenbahnen, das 
Forftamt und das Feldmerfercomptoir. 

IV. Statiftif. Der Flächeninhalt des Königreichs Schweden wird nad) dem revidirten Cenſus 
vom 31. Dec. 1860 zu 8025,81 geographiſchen Duadratmeilen angegeben, auf denen nad) der 
Zählung von 1863 4,022564 Menfchen leben, ſodaß etwa 500 Einwohner auf die Quadratmeile 
fommen. Selbftverftändlich aber ift die Dihtigfeit ver Bewohner in den einzelnen Provinzen außer: 
orbentlich verfhieden. Städte mit mehr ald 10000 Einwohnern gab es nach der legten Zählung 
nur ſechs, nämlich Stofholm mit 124691, Gothenburg mit 41585, Norrföping mit 21579, 
Malmö mit 21526, Karldfrona mit 15995 und Gefle mit 11610 Einwohnern. Doc) reichten 
mehrere andere, wie Upſala und Lund, jo nahe an 10000 heran, daß jie bei der allgemeinen 
Zunahme der Bevölkerung diefe Zahl zur Zeit der nächſten Zählung vorausſichtlich überfhritten 
haben werden. Der Aderbau, obfhon der geringere Theil ded Bodens demſelben günftig ift, 
bildet für 77 Proc. der Bevölkerung die Hauptnahrungsquelle ; daneben fteht Die Viehzucht; die 
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der Hauptquellen des Nationaleinfommend. Der Fifhfang ift von großer Wichtigkeit; ven 
Hauptreihthum bed Landes bilden jedoch die vortrefflihen Gifenerze. Daß in Schweden aufer 
dem Hüttenbetrieb fein anderer Zmeig der Induitrie trog der Handeld = und Gewerbefreiheit in 
großen VBerhältniffen betrieben wird, erklärt fid) aus der Natur des Landes. Bon größerer 
Wichtigkeit find der Handel und die Schiffahrt von Schweden, begünftigt durch die maritime 
Rage des Landes, die große Anzahl guter Häfen und a vortheilbafte natürliche und fünft- 
liche Wafferftraßen im Innern. Die Handelsflotte beitand 1861 aus 3313 Bahrzeugen mit 
153426 Laften; die Zahl der Dampfer war bis dahin auf 219 mit 8ITO Pferbefraft geftiegen. 
Die Einfuhr erreichte 1861 den Werth von 106,570000, die Ausfuhr von 81,084000 
Reichsbankthalern. 

Nach der alten hiſtoriſchen Eintheilung des Landes, die noch immer im Munde des Volks 
lebt, beſteht Schweden aus drei Haupttheilen mit 24 Landſchaften oder Provinzen: aus dem 
Gothiſchen Reich (Götha Rike) mit 10, dem Schwediſchen Reich (Svea Rike) mit 6 und dem 
Norrland nebft ven Rappmarfen mit 8 Landihaften. Die neuere adminiſtrative Eintheilung 
bat Schweden in die Oberftatthalterfchaft Stodholm und 24 Län geſchieden, deren Örenzen nur 
felten mit denen ber alten Landſchaften zuſammenfallen. Die Län zerfallen wieder in 111 Vog— 
teien (Fögderier), von denen jeder eine oder mehrere Karben (Härader) oder, wie fie an ber 
Küfte heißen, Schiffsdiſtricte (Sfeppslag) enthält, doch kommt die Häradseintheilung in den ſechs 
nörvlichen Län nicht vor. In Firchlicher Beziehung ift das Land in 12 Stifter eingetheilt, jedes 
mit einem Bifchof an der Spige. Der Biſchof von Upfala führt den Titel Erzbiſchof und Pri: 
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mas ded Neid. Die Stifter find Upfala, Linföping, Skara, Strenznäs, Wefteräs, Werid, 
Lund, Götheborg, Kalmar, Karlftad, Hernöjand und Wisby. Die evangelifche Religion iſt 
Staatäreligion. Gymnaſien bejigt Schweden mit Einfluß der beiden Domfhulen zu Upfala 
und Lund 14. Die beiden Landeduniverjitäten find Ipfala und Rund, 

Die Finanzen Schwedens befinden ſich in keineswegs ungünftiger Lage. Die Einnahmen 
und Ausgaben durch ben Reichstag für die dreijährige Finanzperiode vom 1. Jan. 1864 bie 
31. Dec. 1866 find in folgender Weife feftgeftellt. Die jährlichen orbentlichen Staatdeinnahmen 
werben zu 8,309500 ſchwediſchen Reihötbalern (1 Riksdaler Riksmynt— 11 Sgr. 5,4 Bi. preu: 
Bil), die auferordentlihen zu 24,600000, im ganzen alfo zu 32,909500 veranſchlagt, die 
ordentlihen Ausgaben zu 31,250000, was einen Überfhuß von 1,659500 Rcechsthlrn. er: 
geben würde. Als außerordentliche Auögaben find für drei Jahre 35,704636 Thlr. berechnet 
worden, darunter an Zinfen und für die Amortifirung der verſchiedenen Gifenbahnanleiben 
12,283965 Thlr., die durch ven Überſchuß der vorhergehenden und nächſten Jahre, durch Über: 
fhüjfe der Nationalbank, durch Karten: und Zeitungsftempel und andere Ginnahmen gebedt 
find. Cine auswärtige Staatsſchuld befteht in Schweden erft jeit vem Jahre 1857, in welchem 
zur Unterftügung des Handeld 12 Mill. Thle. angeliehen find. Diefe find bereits abgetragen. 
In den Jahren 1858 und 1860 wurden auswärts Gifenbahnanleihen und 1861 eine inlän- 
diihe Staatdanleihe aufgenommen. Am 31. Dec. 1863 betrug die ausländifche Staatsjhuld 
45,965555, bie inländijche 6,171125, zufammen alfo 52,136680 Thlr. 

Die ſchwediſche Armee befteht aus drei verichiedenen Arten von Truppen, ben , Geworbenen“ 
(värfade), den „Eingetheilten“ (indelta, Gantonnirten) und aus der Landwehr (beväring). 
Dazu fommt die 21 Compagnien ftarfe Miliz von Gothland, die indeß nicht außerhalb der Inſel 
zu dienen braudt. Die Gemorbenen geben eine Gapitulation auf eine beſtimmte Zeit, meijtens 
ſechs Jahre, ein und werben hauptfählich zu Garnifonen in Städten und Feftungen verwandt, 
mit Ausnahme des wermländiihen Feldjägerregiments, welches nur beiden Erereitien Dienfte 
thut. Die eingetheilten Truppen werden wefentlid aus dem ländlichen Grunbbefig erhalten, der 
zu diefem Zweck in verſchiedene Klaffen eingetheilt ift, außerdem werben bie Einnahmen gewiſſer 
Krongüter zu diefem Zwed verwandt. Der Eigenthümer eined Bauerguts, welches verpflichtet 
ift, einen Infanteriften zu ftellen, hat denſelben bei feiner Annahme mit einer Geldfumme, mit 
freier Wohnung oder einem Erſatz dafür und endlich mit verſchiedenen Präftationen in natura 
zu verfehen. Von der-zur Anfhaffung der Waffen und Kleidung erforberlihen Summe über: 
nimmt der Staat die Hälfte. Der Soldat dient jo fange, als er dazu tüchtig iſt. Die höhern 
Befehlöhaber der eingetheilten Negimenter erhalten ftatt der Gage die Benugung und die Ein: 
nahmen gewiffer Höfe, welde böställen genannt werben. Die Landwehr befteht aus der Ge- 
jammtheit der waffenfähigen Mannſchaft des Landes vom einundzwanzigften bis fünfundzwan— 
zigften Jahre. Die Geſammtſtärke des Heeres, ausjhließlid der Offiziere, beträgt 105250 Mann 
Infanterie, 8660 Dann Gavalerie, 5050 Mann Artillerie mit 176 Feldgeihügen, 1180 Mann 
Genie und 4667 Mann Train, im ganzen 124807 Mann. Speciell für das Jahr 1863 if 
die Gefammtftärfe incl. des topographifchen Corps, der Offiziere und Spielleute zu 129128 
Mann angegeben. 

Als Seemacht hat Schweden außer unter Guftav I. und Karl XI. niemald befondere Be: 
deutung gehabt, ift auch nie beſonders glüdlich geweien. Ende 1863 beftand der effective Stand 
der bewaffneten Fahrzeuge aud 24 Danıpfern mit zufanımen 212 Kanonen, darunter 2 Linien: 
fhiffe und 1 Schraubenfregatte, 28 Segelſchiffen mit 527 Kanonen, darunter 5 Linienſchiffe 
und 3 Bregatten, endlich aus der Ruder- over Schärenflotte, welche 171 kleine Fahrzeuge mit 
250 Kanonen zählt. Eine Anzahl größerer Schiffe iſt im Bau begriffen und theilweiſe ſchon 
dem Öffentlichen Dienft übergeben. 

An Orden beftehen in Schweden der Seraphinenorden (geftiftet 1260), der Schwertorben 
(1522), dev Norfternorben (1748), der Wafaorden (1772), der Orden Karl’s XII. (1811), 
der Orden des heiligen Dlaf für Norwegen. Das. Wappen befteht aus vier Feldern, von denen 
zwei drei goldene Kronen im blauen Felde (wegen Schweden), die beiden andern einen rothen” 
Löwen in goldenem Felde und drei blaue wellenförmige linfe Schrägbalfen (wegen Gothland) 
enthalten. Das Mittelfhild zerfällt wiederum in fünf Felder. Landesfarbe ift blau und weiß. 
Schweden befigt ald Colonie die Infel St.-Barthelemy in Oftindien. Reſidenz des Königs und 
Hauptitadt des Reichs ift Stockholm. 

Literatur. Unter den Werfen über Schweden find namentlich hervorzuheben: „Die Karte 
des topographifchen Corps“ (Maßſtab Y/,00000), die feit 1860 ericheint und auf 93 Blätter 
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berechnet ift. Ein großes geologiſches Kartenwerf (Mapftab Y,n000) über tas ſüdliche mittlere 
Schweden hat 1862 begonnen. Für die Geſchichte find die wichtigſten Werfe: die Quellen: 
fammlungen von Sant, Geijer und Schröver, „Scriptores rerum Suecicarum medii aevi“ 
(2 Bde., Npfala 1818—25) und Rieg, „Scriptores Suecici medii aevi” (2 Bde., Lund 
1842—44); O. Dalie, „Geſchichte von Schweden“, deutſch von I. Benzelftjerna und J. K. Däh: 
nert (4 Bde., Greifswald 1756—64); Geijer, „Svenska falkets historia‘, deutich von Leffler 
(3 Bde, Hamburg 1832— 36), nebit einer beträchtlichen Anzahl von Monographien über ein: 
zelne Abichnitte der Gefhichte. G. 

Schweiz. (Rand und Volk; Verfaſſungsgeſchichte des Shweizer Bundes.) 
I. Land und Bolf.!) Das Gebiet der ſchweizeriſchen Gidgenofjenfhaft bevedt einen Klä: 
henraum von 41418 Duadratfilometern = 752"/, geographiihen Duadratmeilen, und liegt 
zwiſchen Frankreich, Deutfchland und Italien (23° 37’ bis 28° 9’ dftl.2., 45° 47’ bis 47° 
48’ nörbl. Br.); die größte Längenausdehnung (Chancy unterhalb Genf bid Martinsbrüd im 
Unterengabin) beträgt 73%/,, die größte Breite (Nargen im Canton Schaffhaufen bis Pedrinate 
im Ganton Zefjin) 47 Schweizerftunden. 2) Die Grenze der Schweiz mißt etwa 350 Schwei: 
zerftunden,, wovon mehr ald die Hälfte Gebirgsgrenze und ein Viertel Waffergrenze. Gine „na: 
türliche” Grenze im flrategifchen Sinne des Wortd bejigt die Schweiz nur theilweife; einzelne 
vorfpringende Punfte, wie z.B. die jenfeit des Rhein gelegenen Theile von Zürih und Schaf: 
haufen und im Süden der Bezirf Mendrifto (Teſſin) liegen außerhalb ihres militärifhen Ver— 
theidigungögebietö, auf der Weftfeite fodann unterbricht theild das Fort de Jour, theild das 
Ländchen Ger ihre Militärgrenze, auf der Süpdfeite endlich würden das ganze Duellgebiet der 
Arve, das im Winkel zwiſchen Teffin und Wallis gelegene Eſchenthal (Bal d'Oſſola), ſowie 
Beltlin, Ehiavenna und Bormio zu ihrem Bertheidigungsgebiet gehören. ?) Die Höhen des 
Jura und der Gentralalpen mit mehrern der wichtigſten Verbindungsſtraßen zwiſchen Deutſch— 
land, Frankreich und Italien beherrſchend, zugleih Ofterreih und Frankreich, die beiden alten 
Rivalen um die Suprematie in Europa, voneinander trennend, ift die Schweiz gleichſam ein 
im Herzen Guropad aufgerichtetes Bollwerk gegen die Übertragung eines Kriegs von Nord nad 
Süd oder von Oft nad) Welt. Dies die Veranlaffung der Garantie der Unverlegbarfeit des 
ſchweizeriſchen Gebiets dur die Congreßmächte (30. Nov. 1815) und der, jegt freilich durch 
Frankreich eigenmächtig zerftörten Ausdehnung der ſchweizeriſchen Neutralität auf Savoyen. 

Nur an wenigen Stellen erhebt fih der Boden der Schweiz um nicht mehr ald 1000 Fuß 
übers Meer, während die Spigen ihrer Alpen bis über 14000 Fuß enporragen. Mehr als die 
Hälfte ihres Gebietd nimmt die eigentliche Alpenregion ein, dem Jura gehört nicht ganz ein 
Achtel deffelben an, aber aud) das zwifchen Jura und Alpen ausgebreirete Mittelland, der be- 
völfertfte Theil, iſt durch Quer- und Längsthäler ſtark durchſchnitten. Die Natur ſelbſt hat 
fo ven Grund gelegt zu dem Trieb der Individualifirung, wie er dem fhweizerifhen Volk und 
feinen Inftitutionen eigenthümlich ift. Weite Ebenen finden fi nirgends. 

Die witigften Straßen über die ſchweizer Alpen find im Welten der Simplom, welden 
Napoleon 1. angelegt und dur die am Süden des Genferfees hinführende Simplonftraße mit 
Genf in Verbindung gejegt hat, jodann im Mittelpunft der Schweiz der St.:Gotthard und im 
Dften die graubündtneriichen Päffe, der Bernharbin und Splügen, jener beim Yangenfee, vieler 
an den Gomerfee audmündend, und der Julier, durch welden das Engadin mit Chur einer- 
ſeits und mit Chinvenna andererfeitd in Verbindung ſteht. Angeregt durch den Durchbruch des 
Mont: Genid und durd die Öfterreihiidhe Brennerbahn hat man in neuefter Zeit auch in der 
Schweiz die Anlegung einer Alpenbahn ernfter ind Auge gefaßt; außer Gotthardt (oder Grimſel) 
und Simplon ift in dieſer Hinfiht namentlich der Libergang des Lufmanier (Diffentis-Dlivone) 
empfohlen worven. 

Den Stromgebieten nad) kann man die Schweiz in vier Hauptſtücke abtheilen. Die nörd- 
lichen Abhänge der Alpen, von Finftermünz in Graubündten bi zur Ginmündung dev Rhöne 
in den Genferfee, wo fle ji durd die Höhen des Wandtlandes an den Jura anſchließen, ge: 
Hören zum Becken des Rheinſtroms, der von Ruzienfteig bis zum Bodenſee und von Egliſau bis 
Bafel die Grenze ver Schweiz bildet, bei Brugg die mit Reufe und Limmat vereinigte Aare auf- 


1) Berlepfh, Schweizerfunde (Braunichweig 1864). 

2) Eine Schweizerflunde (16000 Fuß) = 4,8 Kilometer. 

3) Vgl. die ınterefjante Denkichrift des eidgenöffiichen Generalquartiermeiftere Finsler über bi- 
die Schweiz wünjchbare Militärgrenze, Beilage M zum Tagfagungsabfhieb von 1813—15, Bb. I 
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nimmt und in welgen fi) mit Ausnahme des Genferſees und ber Seen der italienifhen Schweiz 
alle beveutenderx ſchweizer Seen ergießen. Die ſüdlichen Abhänge der Alpen dagegen gehören 
zum Stromgeket der Rhöne, zu welchem aud der auf einer Strede feines obern Laufs die 
Grenze der Schweiz bildende und in feiner Biegung bei St.= Urfanne im berniihen Jura auf 
Schmweizerboden eintretende Doubs gehört. Der Teſſin ſodann führt feine Gewäſſer in den Bo; 
ber Inn, der im Engadin entipringt, in die Donau. Mit Ausnahme ded Engadin haben 
alle Hauptthäler der Schweiz, das der Mhöne, Aare, Neuß, ded Rhein, des Tefjin, jelbft 
aud dasjenige der Lintb ihren Knotenpunkt am Gotthard. Die Seen jind die Ablagerungs- 
pläge für das beträchtliche Geſchiebe, welches die Flüſſe mit ich führen; die Landzungen und 
Deltas, welde die legtern bei ihrer Einmündung in Seen bilden, treten befonberd augenfällig 
hervor am Bodenſee und Genferjee, bei Locarno, wo die Maggia in den Langenſee fällt, am 
Thunerfee bei der Ginmündung der Kander (jeit 1714), am Wallenſee bei der Ginmünbung 
des Kanals von Mollis (feit 1814). Die Eorrection der Linth und der La Nicca’jche Plan zur 
Gorrection der Aare („Iuragewäffereorrection‘‘) beruhen auf dem Princip, dem Strombett 
einen gleihmäßigen Ball zu verihaffen und dadurd das Gefchiebe in die Seen abzurühren.. Im 
uralter Zeit hatten die Seen ein weit größeres Waflerbeden als jetzt; To erſtreckte ſich z Boder 
Benferjee vom Fort L'Ecluſe bid zur Dent du Midi. Sehr beträchtlich find die Berheerungen, 
welche die Gebirgswaſſer periodifch anrichten und durch welche bier und da ganze Yanpftreden in 
unfruchtbares Kies: und Sumpfland umgewandelt worbem find; To die Thaljohle des Dom— 
lefhg in Graubündten, das untere Rheinthal im Canton St, «Gallen, die Niederungen im 
bernijhen Seeland. Nicht wenig hat dazu beigetragen die Entwaldung der Gebirgsrücken, melde 
die lange Zeit mangelhafte Korftpolizei in den Gantonen nicht zu verbindern die Kraft hatte. 
Wie zu Anfang diefes Jahrhunderts bei ver Gorrertion der Linth, jo bat auch in neuerer Zeit 
wieder der Bund die Ausführung von Blußcorrectionen größern Stild merfthätig unterftügt. 

. Schon die Bodengeftaltung der Schweiz bringt ed mit ſich, daß die klimatiſchen Unterſchiede 
ſowol von Drt zu Ort ald der Wechſel der Temperatur am nämlichen Drte fehr erheblich find. 
Der ſüdliche Abbang der Alpen zeigt eine weit höhere mittlere Jahredivärme ald die nörblidy der 
Alpen gelegenen Theile der Schweiz; im Juragebiet binwieder find die Flimatifhen und Boden 
verhältniffe ver Vegetation meniger günftig ald in der Alpenregion; die Unterſchiede in der Ta— 
gedtemperatur fchroffer in den Thälern ald auf den Höhen. Ein in den legten Jahren mit Hülfe 
ded Bundes in der Schweiz organifirtedNeg meteorologiſcher Stationen wird dazu führen, einen 
genauern Ginblid in die Elimatifhen Berbältniffe des Landes zu eröffnen. 

Die Bevölferung der Schweiz betrug nad) der eidgenöffiihen Volkszählung vom 10. Der. 
1860 2,510494 Seelen. Seit der Volkszählung von 1850 iſt fie um 5,04, feit derjeni- 
gen aus den Jahren 1836—38 um 14,62 Proc. geftiegen; die Zunahme im legten Decen- 
nium war aber, wie dies auch in andern Rändern beobadjtet worden ift, weit flärfer unter ver 
ſtädtiſchen als unter der ländlichen Bevölkerung und ftärfer in den inbuftriellen Gegenden als 
in den Aderbaubezirfen. Große Städte zählt die Schweiz nit; Züri und Genf haben wenig 
über 40000, Bafel 37000, Bern 30000 Einwohner. Bon den Gantonen zählt einzig Bern 
mehr ald 400000 Seelen, über 200000 bat Zürih, über 100000 Waadt, Aargau, St. 
Gallen, Luzern, Teſſin und Breiburg; die geringfte Bevölkerungszahl hat Nidwalden (11526). 
Die Zahl der Gemeinden ift 3071, die der Haushaltungen 528105; Wohnhäufer wurden ge- 
züblt 347327, und in ihnen 2,016150 bewohnte Räumlichkeiten. Das Verhältnip der Ge- 
ſchlechter war im Jahr 1860 (1,236363 Männer, 1,274131 Weiber, oder 1000 zu 1032) 
annähernd dad nämliche wie bei der Volkszählung von 1850 (1000 :: 1024). Ebenſo hat ſich 
in dieſem Decennium das Zahlenverhältnig der Confeſſionen im ganzen nur wenig verändert 
(1850 famen auf 1000 Seelen 406 Katholiken und 593 Proteftanten, 1860 408 auf 590); 
merkwürdig aber und ein Beleg für die ſchon häufig gemachte Beobadhtung, daß, insbeſondere 
unter dem Schuß einer freien Berfaffung, Minoritäten eine größere Erpanfivfraft entwideln 
als Maforitäten, ift die Thaſache, das in ven fatholiihen Gantonen die Zahl der Proteftanten, 
in den proteftantifhen, und zwar noch in höherm Maße, diejenige der Katholiken verbältnip- 
mäßig flärfer zugenommen hat als die Zahl ver Angehörigen der herrſchenden Gonfeffionen. 
Ginen noch fhlagendern Beleg für die praftiihen Ginwirkungen des Verfaffungszuftandes ver 
Schweiz und die große Beweglichkeit, welche Nieverlaffungs: und Gewerbefreiheit ver Bevölke— 
rung verliehen haben, gibt die Zunahme der außerhalb ihrer Heimat = (Bürger:) Gemeinden 
und außerhalb ihrer Heimatcantone wohnenden Schweizerbürger jorwie die Zunahme ver Aus— 
länder an die Hand. Im Jahre 1850 kamen auf 100 Einwohner noch 64 in ihren Heimat 
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gemeinven wohnende Bürger, ſodann 26 Bürger ded Gantons, die im Canton aber außerhalb 
ihrer Heimatgemeinden mohnten, 6'/, Schweizgerbürger aus andern Gantonen und 3 Aus: 
länder; 1860 dagegen waren von 100 Einwohnern nur nod 58°/, in ihrer Bürgergemeinde, 
237%, außerhalb derjelben aber in ihrem Heimatcanton, 9 in einem andern als in ihrem Heimat: 
canton wohnhaft und 4Y/, Ausländer. Bon den die Schweiz bemohnenden Ausländern (114983) 
liefert Deutſchland das ftärffte Kontingent (47792, wobei ee Öfterreicher nicht eingerechnet 
find), ihnen zunächſt fommen die Branzofen und Savoyarden (zufammen 46534), fodann bie Ita— 
liener (13828) u. ſ. w. Zu den wanderluftigften Bevölferungen in der Schweiz gehören, fofern 
man die Zahl der in andern Gantonen der Schweiz wohnhaften Angehörigen eines jeden Cantons 
zum Maßſtab nimmt *), Schaffhauſen (15 Proc.), Baſel (beide) und Solothurn (13 Proc.), 
Aargan (12 Proc.), Bern, Glarus, Appenzell, Zug (LO—11 Pror.), während von den in 
der ganzen Schweiz gezahlten Tefinern nur 4 perMille, von den Wallifern und Neuenburgern 
1 Proc., von den Oraubündtnern 3 Broc., von den Freiburgern und Genfern etwa 5 Bror. in 
andern Gantonen jih fanden. Weſentlich modifieirt wird jedoch dieſe Scala durd die periodische 
Auswanderung, die von einzelnen Gantonen nad dem Auslande flattfindet, jo namentlich aus 
Teſſin, Graubündten und Glarus, welde aller Wahrſcheinlichkeit nach jegt die verhältnigmäßig 
größte Anzahl im Auslande wohnender Bürger aufweiſen. Abgefehen davon iſt au das Ver- 
hältniß ſehr verſchieden, in welchem dad Gaſtrecht der einzelnen Gantone von Angehörigen an: 
derer Kantone in Anſpruch genommen wird; von 12 Kantonen (Tefiin, Aargau, Bern, Thurgau, 
Luzern, Scaffhaufen, Uri, Schwyz, Solothurn, Unterwalden, Züri und Glarus) befinden 
fih mebr Gantonsbürger in andern Cantonen, als fi umgekehrt Bürger anderer Gantone in- 
nerhalb ihrer Grenzen angejiedelt haben, während die Gantone Freiburg und Zug drittehalbmat, 
Bafel dreimal, Neuenburg fünfmal und Genf ſechsmal fo viele Schweizer aus andern Gantonen 
beherbergen, als fie eigene Angehörige in andern Gantonen zählen. Bon der Dichtigkfeit der 
Bevölferung gibt die Durchſchnittszahl (61 Einwohner auf den Quadratkilometer) ein jehr un: 
vollfommened Bild, da ein großer Theil des Landes gar nicht oder wenigftend nicht bleibend 
bewohnbar ift; die Bevölkerung ift daher in den gebirgigen Theilen des Landes, namentlich in 
den Gantonen Graubündten, Uri und Wallis jehr dünn gefäet, während fie in andern Strichen, 
3. B. in ven Gantonen Appenzell, Bafel, Zürih, Aargau ebenfo dicht zufamntengedrängt ift 
mie etwa in Belgien oder in der Kombarbei. 

Dem deutihen Sprachſtamm gehören etwa fieben Zehntel der ſchweizeriſchen Bevölkerung 
an; die franzöſiſche Sprade wird von etwas weniger ald einem Viertheil der Bevölferung ge: 
ſprochen, bie italienische (Teſſin nebft Mifor und Puſchlav) und die romanifche (nur in Grau: 
bündten) von etwa fieben Hundertel. Sehr groß ift die Verſchiedenheit der Volksdialekte. 

Mas die volkswirthſchaftlichen Zuftände der Schweiz anbetrifft, jo müffen wir und des 
Raums wegen mit einigen Notizen darüber begnügen.d) Die Schweiz ift reih an Wiefen: 
und Weideland, einer ihrer Haupterwerbözweige daher die Viehzucht, melde jedoch vorzugs- 
weiſe zum Zweck der Butter- und Käſefabrikation betrieben wird, ſodaß der Import ven Erport 
son Vieh überfteigt. Die wihtigften Pläge für die Viehzucht find die Gantone Bern (Simmen: 
und Saanenthal), Freiburg (Öreyerz und Bülle) und Schwyz, letzteres die fogenannte graue, 
jene beiden die gefleckte Raffe züchtend. Der Alpenwirthihaft wird in neuefter Zeit größere 
Pflege und Sorge zugewendet, als e8 bisjegt üblih war. Für ihren Getreidebedarf ift vie 
Schweiz vom Auslande abhängig. Im beveutendem Umfang wird, namentlid in der Of- 
jchweiz, der Obſtbau cultivirt; Wein produciren die meiften Kantone, beſonders Wallis, 
Waadt, Neuenburg, Zürih, Graubündten, Schaffhaufen und Thurgau. Die Bareellirung 
des Grundeigenthums ift in den meiften Gegenden weit getrieben ; nur in einigen Gantonen be: 
fördert noch theild die Gejeggebung, theild das Herfommen die Erhaltung der größern Güter: 
complexe (fo gilt im deutſchen Gantonstheil von Bern die Vorfchrift, daß beim Erbfall der 
jüngfte Sohn Hand und Hof des Vaters „gegen eine mäßige Schägung” an ſich ziehen könne). 
Nur ausnahmöweife fommt ed noch vor, da der Staat landwirthichaftlihe Domänen befigt; 


4) Wir nehmen hierbei die Summe der einem jeden Ganton bürgerrechtlich angehörenden Indivi: 
duen, welche fi 1860 im Umfreis der ganzen Schweiz vorfanden (3. B. wurden 238713 Züricher in 
ihrem Heimatcanton, 19962 Züricher in andern Gantonen gezählt, zufammen alio 258675), und fegen 
zu biefer Gefammtijumme die in andern Gantonen gezählten Angehörigen des Bantons (alfo obige 
19962 Züricher zu den 258675) in Proportion. 

5) Für ausführlichere Belchrung verweifen twir auf Emminghaus, Die fchweizerifche Volkswirth⸗ 
fchaft (2 Bbe., Leipzig 1860). ⸗ 
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fehr ſtark vertreten aber ift noch jegt, namentlich im beutfchen Theil der Schweiz, der corporative 
Beiig von Grundeigenthbum. Nicht nur die meiften Bürgergemeinden befigen Feld, Weide oder 
Waldungen , jondern neben ihnen haben jich noch vielfach, befonders in den Alpengegenden, Ge: 
noffenihaften verfchiedener Art, Überreſte ver mittelalterlihen Dorf: (‚‚Recdhtfame‘:) Gemein: 
den u. dgl. erhalten, deren Grundlage der Bejig von Allmenden ifl.%) Die grundherrlichen 
Laften, Zehnten, Bodenzinfe u. dgl. find überall ablösbar erklärt worden, zum Theil unter 
ziemlich ungünftigen Bedingungen für die Inhaber folder Rechte, zum Theil, wie z. B. in 
Waadt und Bern, unter flarfer Betheiligung des Fiscus; einig Gantone, wie namentlich Bern 
im Jahre 1846, haben die Ablöfung der Orundlaften nicht blos erleichtert, jondern obligato: 
riſch gemacht, ſodaß mit Einem Schlage die bisherigen Berechtigten Gläubiger ded Staats für 
die Losfaufsjunmen wurden, der Staat aber nur einen Theil diefer Summen als Unter: 

pfandsſchuld auf das Grundeigenthum der Pflichtigen legte. Am meiften Refte ver alten Grund— 

laften mögen ſich heutzutage noch in ven Gantonen Aargau und Zürich finden. Wol vier Fünftel 

der Sefammtbevölferung der Schweiz nähren fih von Aderbau und Viehzucht; weit geringer 
als dieſes Zahlenverhältniß ed mit ſich brächte, ift aber der praftifche Einfluß der agricolen Be— 
völferung auf das Politifhe, welches die durchſchnittlich höher gebildete, regjamere und in 
einem weitern Geſichtskreis heimifche induftrielle Bevölkerung viel beffer zu ihrem Vortheil zu 
nugen weiß. Die Waldungen, am denen einzelne Theile der Schweiz einen bedeutenden, häufig 
aber zu wenig vorforglich ausgebeuteten Reichthum befigen, gehören meift ven Gemeinden und 
Genoffenihaften oder dem Staat; der Durhführung einer gefunden Forſtwirthſchaftspolizei 
bereiten theild Die Gorporationen, theild die Privatbefiger von Waldungen, welde in folder 
Einmifhung der Polizei nichts ald einen Eingriff in die Freiheit ihres Eigenthums erbliden, 
vielfach ernfte Schwierigkeiten. Bon geringer Wichtigkeit ift der fchweizerifche Bergbau; Stein: 
fohlen finden ih nit; Eiſen von vorzüglicher Güte, aber in einer die Ausbeutung nur unge: 
nügend lohnenden Menge wird im bernifchen Jura gewonnen. 

Die Schweiz ift eins der wichrigften induftriellen Länder. Fehlen ihr auch Gifen und Stein: 
fohlen, ftößt fie aud) nirgends and Meer, fo vereinigen fi doch in ihr andere Bedingungen, 
um ihre Induftrie zur Blüte zu bringen. Gin Gebirgdland, das feinen eigenen Nahrungs: 
bedarf nicht zu erzeugen im Stande ift, war die Schweiz darauf angewiefen, für ihre Bevölfe- 
rung nad) weitern Ermwerböquellen zu ſuchen?), und die Zollſchranken, welde ihre Nachbarn 
rings um fie aufthürmten, nöthigten die ſchweizer Induftrie von vornherein, auf ben über- 
feeifhen Markt, die großen Welthandelsſtraßen ihre Anftrengungen zu richten. Die Concur— 
venzfähigfeit ver ſchweizer Fabrikation haben ihre Nahbarftaaten gerade durch das Mittel ge- 
ftählt, welches fie ervrüden follte. Die Kohlen erfegt die Schweiz allerdings, theilweife wenig: 
ftend, durch die in großer Zahl vorhandenen Waſſerkräfte. Die Arbeitslöhne dagegen werden 
im Durchſchnitt in der Schweiz nicht niedriger ftehen als in Frankreich und Deutſchland; wie ge- 
lingt e8 ihr trotzdem, die Koften des doppelten Transports der Rohftoffe nad) der Schweiz und 
der Fabrifate and Meer auszugleihen? Bei der Uhrenfabrikation mag es fi aus dev zur 
größten Vollkommenheit ausgebildeten Arbeitötheilung erklären, bei den Sanct:Galler und 
appenzeller Handflidereien und ebenſo bei der Rothfärberei durch den hohen Grad technifcher 
Ausbildung, aber eine für alle Babrifationgziveige, namentlich für die Baummollfpinnerei 
und =weberei und die Seidenweberei audreihende Beantwortung jener Frage fennen wir nicht. 
Am meiften Menfhen beichäftigt die Baummollinduftrie, ald deren Hauptjige die Gantone 
Thurgau, St.Gallen, Appenzell, Zürih, Zug, Glarus und Aargau gelten können; ihr 
zunächſt und fie an Exportwerth bedeutend übertreffend,, ſteht Die Seideninbuftrie, die haupt: 
fählih in Bafel (Bänder) und Zürich (Stoffe) heimiſch ift. Zu den großen Induſtrien der 
Schweiz gehört überdies die Uhrenfabrifation in den Gantonen Genf, Neuenburg und Waadt, 
fowie die Steohfleterei im Aargau. Sehr herabgefommen ift die früher in Bern und St.- 
Gallen zu großem Auffhwung gelangte Leineninbuftrie, während dagegen die Maſchinenbau— 
anftalten in ihtlihem Fortſchritt begriffen find und ebenfo die im bernifchen Oberlande zuerft 


6) Daß diefer corporative Befig einer rationellen Bewirthfchaftung Hinderniffe bereitet, läßt fich er: 
warten. Der Canton Uri 3. B. befigt faft fein Aderland und leidet felbft an Wiefen Mangel, und doch 
wird bei Altdorf die fchönfte, eben gelegene, zu jeder Benugung fich eignende Fläche ale Heimfuhmeide 
benugt. Landolt, Bericht über die Hochgebirgsmwaldungen (1860), ©. 115. 

7) Dies war mit einer der Gründe, welche in früherer Zeit das Aufluchen fremder Kriegsdienfte 
durch die Schweizer veranlaßten. 
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durch den Fremdenverkehr lohnend gewordene Holjfhniglerei mehr und mehr Ausdehnung ge- 
winnt. Den mit dem Fabrifweien Hand in Hand gehenden Nachteilen ift man aud in ber 
Schweiz nicht entgangen, doch wird ihre Schroffheit gemildert durch ein im allgemeinen humanes 
Verhalten ver Babrikherren zu den Arbeitern, bei manden Inbuftrien aud durch die Zuläffig: 
feit ver Haußarbeit, ſowie dur die in manden Arbeiterfamilien beitehende Verbindung ber 
Babrifarbeit mit einem Kleinen landwirtbfhaftlihen Betrieb. In Bezug auf Beihränfung der 
Kinderarbeit und ber Arbeitöftunden für die Erwachſenen hat fi) indeß die Geſetzgebung in ven 
induftriellen Gantonen aus Beforgniß vor der ausländiihen Concurrenz weniger energifd) be— 
wiejen, ald e8 vom Hugienifhen und populationiftifhen Standpunft aus wünſchbar ge: 
weſen wäre. 8) Ä 

Die Öffentliche Verwaltung in der Schweiz hat, abgejeben von dem fie durchweg beberr: 
ſchenden Sinne der Sparjamfeit, beſonders zwei Glanzpunfte ihrer Reiftungen aufzuweifen: 
das Straßenweien und die Pflege ded Volfdunterrihts. Seit der Einführung der Eiſenbahnen 
(1852) haben allerdings die Straßenbauten an Wichtigkeit verloren und belaften die cantonalen 
Budgets nicht mehr fo ftarf wie früher; wie viel aber darauf verwendet wurde, zeigt dad Bei: 
fpiel Berns (Bevölkerung im Jahre 1860 467141), wo in den Jahren 1831—62 der Staat 
zufammen 13,208400 813. für GStraßenbauten verausgabt hat. Beim Bau der Gifen- 
bahnen haben die Gantone fehr verſchiedene Wege eingefhlagen. Für die eine große Frequenz 
verheißenden Linien fanden ſich die Kapitalien von felbft, andere Gifenbahnunternehmungen 
mußten Staat und Gemeinden durch Artienzeihnungen oder Subventionen unterftügen, und 
für mande Gantone, namentlid für Freiburg und neuerdings für Bern, iind daraus ernfte 
finanzielle Zaften entftanden, deren Folgen ihre Budgets noch lange empfinden werben. Zu 
Ende des Jahres 1863 fanden in der Schweiz im ganzen 247 Schweizerftunden Eifenbahnen 
im Betrieb. Einen ungefähren Mapftab für die Regſamkeit des Verkehrs gibt die Zahl der von 
der Poſt jpedirten Briefe und Zeitungen. Im Jahre 1864 jpedirte die Poſt 34,325916 Briefe 
(22,913924 inländifhe, 8,727179 ausländifhe; 31,641103 zahlende, 2,684813 porto: 
freie), d.h. 12,73 auf den Kopf der Bevölferung ; von den europäiſchen Staaten zeigt nur 
Gropbritannien eine ftärfere Proportion (1862 20%, auf den Kopf), und feit 1850 hat ji 
der Briefverkehr in der Schweiz mehr ald verdoppelt. Die Zahl der im Jahre 1864 durch die 
Port verfendeten Zeitungsnummern war 25,026095. 

Was den Volksunterricht anbetrifft, jo gebieten in den meiften Gantonen- die Gejege unter 
Strafandrohung, daß jedermann den ihm anvertrauten Kindern den für die Öffentlichen Pri— 
märſchulen vorgejhriebenen Grad des Unterrichts verichaffen folle. Beginn und Ende des ſchul— 
pflichtigen Alters jind nicht überall glei normirt; doch befteht es meift bis zum jechzehnten Al- 
terdjahre, wennihen in den inbuftriellen Gantonen in den legten Jahren eine Repetirfchule an 
die Stelle der Alltagsichule zu treten pflegt. Staat und Gemeinden theilen ſich in die Beftrei- 
tung der Koften des Volksſchulweſens; meift bejigen die Gemeinden befondere Schulfonds, 
welchen durch Gefeg oder Herfommen gewiffe bleibende Ginnahmequellen zugewiejen find. Man 
bat es in der Schweiz beherzigt, daß demofratifche Einrihtungen, indbefondere das allgemeine 
Stimmredht, nur dann eine Wahrheit find, wenn fie auf dem feſten Grund emer gleihmäßig 
verbreiteten Bildung des Volks beruhen, und die fchrweizerifichen Regierungen fuchen in der Regel 
eine Ehre darin, in Hebung des Volksſchulweſens miteinander zu wetteifern. Den beften Beleg 
für die Erfolge diejed Strebend geben die in einigen Gantonen feit kurzem regelmäßig ftattfinben- 
den Prüfungen der Nefrutenmannichaft, welche bei dem in dev Schweiz geltenden Syſtem der 
allgemeinen Wehrpfliht annähernd die ganze männliche Bevölferung ſchweizeriſcher Abſtam— 
mung umfaßt; im Canton Bern z. B. ergaben dieſe Prüfungen im Jahre 1863, daß von 
2221 Infanterierefruten nur 43 (alfo 1,9 Broc.) weder leſen noch fchreiben fonnten. Dabei 
find die Refruten der Specialwaffen (im Jahre 1863 für Bern 443 Mann) und die Offiziere 
nicht inbegriffen; bei beiden ift Kenntniß der Glementarfäher Bedingung der Annahme. Für 
das höhere Schulweſen forgt der Staat; doch ftehen ihm hierfür in vielen Kantonen befondere 
zum Theil von Stiftungen herſtammende Fonds zu Gebote, die jih häufig auf beträchtliche Ka— 


8) Nur Glarus hat dur ein am 10. Aug. 1864 von der Landsgemeinde erlaffenes 2 auch 
die Arbeitszeit der Erwachſenen in den Fabriken auf ein Maximum von 12 Stunden beſchränkt. Zürich, 
Sanet⸗ Gallen, Aargau und Thurgau haben blos in Betreff der Arbeitszeit der Kinder gejegliche Vor: 
ſchriſten (Zürich 13, Thurgav 14. Yargan und Sanct:@allen 12 Stunden Marimum). 
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pitalien belaufen. Die vom Bunde errichtete Polytechniſche Schule in Zürich ift eine der groß: 
artigften Anftalten dieſer Art, die ed gibt, außerdem beftehen Hochſchulen und Akademien in 
Züri, Bern, Bafel, Genf, Laufanne und Neuenburg. 

Das republifanifhe Staatöprineip bringt ed mit ih, daß im einzelnen früh dad Bewußt⸗ 
fein ber Selbftändigfeit und eigenen Verantwortlichkeit geweckt und ed nicht geduldet wird, daß 
das Individuum auf.der Familie oder auf dem Staat ausruhe. Es gibt deshalb in der Schweiz 
feine Beamtenhierarchie und feinen Beamtenftand; nur allenfalls Geiftliche und Lehrer werden 
auf Lebenszeit angeftellt, alle andern Beamten müfjen ih einer periodischen Erneuerungswahl 
unterwerfen, ohne ein Recht auf Ruhegehalte oder dergleichen zu bejigen. Viel häufiger als 
anderwärts ift aus demjelben Grunde in ver Schweiz dad Betreiben von Gewerben durch Frauen; 
es verfteht ih, auch in den gebildeten Ständen, faſt überall von jelbft, daß ein unverheira- 
theteö Srauenzimmer fih einen felbftändigen Erwerb ſuche. Es ift nicht zu leugnen, daß dieje 
in ihrem Kern höchſt ehreumwerthe Richtung auch ihre häplihen Auswüchie zeigt, ſodaß 3. B. 
auf demjenigen, der feine ökonomiſche Selbftändigkeit, wenn auch durch Misgeſchick, verliert, 
ein ſchwer auszulöſchender Makel haftet, aber im ganzen gibt fie doch dem einzelnen wie dem 
ganzen Volk eine männlid feſte Haltung und ein Selbftvertrauen, die alle Achtung verdienen. 
Beſonders kräftig zeigt fich der Zug zur Selbitthätigkeit in den unzähligen Vereinigungen und 
Geſellſchaften zu politifhen, militärifhen, wiffenihaftlihen, Fünftleriihen, wohlthätigen oder 
öfonomifhen Zweden, in denen, wenn aud mit mandem die Zeit nuglod vertrödelt werden 
mag, meift ein friihes Leben pulfirt, weldes eine große Menge verdienftlicher Leiftungen an: 
regt und zum Ziele führt, Die Anzahl der Einleger in den 230 Erſparnißkaſſen ver Schweiz, 
auf welche die das Jahr 1862 umfaſſende Statiftif derfelben ſich erfiredte, war 353855, ber 
Betrag ihrer Einlagen 131'/, Mil. Frs., derjenige der Jahredeinlagen 23%, Mill., welden 
in biefem Jahre die Nüdzahlungen um etwas über 200000 Frs. überftiegen. Die Gebäude: 
verfiherung gegen Feuerſchaden ift in 17 Gantonen (oder, da im Jahre 1864 Genf feine can- 
tonale Brandaffecuranzanftalt aufgehoben hat, nur noch in 16) Staatöfache, ebenfo im Canton 
Waadt die Mobiliarverfiherung. In den übrigen Cantonen ift die Verfiherung gegen Feuers— 
gefahr den concejjionirten Geſellſchaften anheimgegeben. 

&o erfreulich auch im ganzen das Bild ift, welches die gegenwärtigen Zuftände der Schweiz 
dem Beobachter varbieten, jo fehlt e8 doch auch nicht an der Kehrjeite. Beſonders hervorzubes 
ben ift in diejer Hinficht die Laft, melde einzelnen Gantonen aus dem Proletariat erwächſt, und 
wenn auch in Zeiten induftrieller Krifen, wie jie jegt gerade die Baummollinduftrie zu befteben 
hatte, die Verarmung in den induftriellen Gantonen zunimmt, fo ift dod) im allgemeinen gerade 
in den agricolen Gantonen das Proletariat eine ſchwerer zu bewältigende Plage ald die Armuth 
in den Induftriebezivken. Bon beſonderm Iutereffe find im diefer Hinfiht die Zuftände im 
Eanton Bern und die gejeßgeberifhen Reformen im Armenweien, zu denen derjelbe ge: 
griffen hat.) 

1. Die Verfaſſungsgeſchichte des Schweizer Bundes zerfällt in vier Perioden: die 
Zeiten ver alten Eidgenoſſenſchaft (1291—1798), die revolutionäre Periode 
(1798— 1803), die ſſaaten bündiſche Zeit (1803— 48), und die endliche Feftftellung und 
Ausbildung des Bundesſtaats (von 1848 bis auf die Gegenwart). 

1) Die alte Gidgenofjenfhaft. Die Entſtehungsgeſchichte des Schweizer Bundes iſt 


9) Im Jahre 1828 betrug die Zahl der Armengenöffigen im alten Canton Bern 6,63 Proc. der 
Bevölkerung, 1846 war fie ie 8,33 Proc. angewachfen, und der Staat fuchte Abhülfe durch ein Syftem, 
welches an die Stelle der obligatorifchen Unterftügung einen allmählichen Übergang zur freiwilligen 
Armenpflege fegen follte und einftweilen dem Staat einen bedeutenden Beitrag an die Koften der Ar- 
menpflege auferlegte. Jenes mislang, ber Beitrag blieb, und im Jahre 1857 erfuhr das Armenwefen 
durch die von Schenf entworfenen Gefege eine vollftändige Umgeftaltung, durch welche die Armenpflege 
von ben Bürgergemeinden auf die Orts-(„Einwohner“-)Gemeinden übertragen, eine firenge Scheidung 
wifchen „Notharmen‘ und „Dürftigen‘ durchgeführt, die legtern ber freiwilligen Armenpflege über: 
laffen und für die erflern das Beitragsverhältnig zwifchen Staat und Gemeinden genau feftgeitellt wurde. 
Der erfte nach diefen Gefepen aufgenommene Status (1858) ergab 6,86 Pror. Srmengenöffge (16900 
Notharme, 7837 Dürftige); 1863 fanden ſich troß aller Energie, mit welcher die Gefege gehandhabt 
worden waren, und ohne daß ſchlechte Grntejahre dazwifchengefommen, in der Ortsarmenpflege 16486 
Notharıne und 8886 Dürftige und überdies 1381 von den Bürgergemeinden linterftügte (zufammen 
7,2 Proc. der Bevölferung). Die Baarausgaben für die Notharmenpflege betrugen 837332 Fre. 
(Staatsbeitrug 495799 Frs.), für die Armenpflege ber Dürftigen 229859 Fre. Überdies unterftügte ber 
Staat 889 außerhalb des alten Gantonstheils wohnende Unterflügungsbebürftige mit 36565 Fre. 
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erft eigentlich durch die umfaſſenden und gewiffenbaften Urfundenforfhungen des Luzerners 
J. €. Kopp 10) aus dem Hellvunfel der Sage und Poefie, in welches fie nit nur der alte 
Tſchudi, fondern auch noch Johannes von Müller gehüllt haben, in helleres Licht gerückt worden. 
Nicht nur der Mangel urfundliher Forſchung und geihichtlicher Kritif war ed, ber bis auf 
Kopp eine richtige Darftellung und Auffaffung der Stiftung des eidgenöſſiſchen Bundes hin— 
derte, fondern es ftanden auch gewichtige VBorurtheile im Volk wie unter den jhweizerifchen Hi: 
ftorifern einer undarteiifchen Grforfhung der objectiven Wahrheit entgegen. Die große Maffe 
bing mit einer Jahrhunderte hindurch genährten Pietät an den Traditionen vom Tell und feinen 
Mitftreitern; wohlgemeinter, aber übelverftandener Patriotismus fah ed für eine @hrenfadhe an, 
daß die Geſchichte den Beweis von der Legitimität der Erhebung der drei Länder gegen Oſter— 
reich erbringe; Mangel an Aufmerkſamkeit auf die gleichzeitigen Vorgänge und Bewegungen 
im übrigen Deutſchland verführte zur Übertragung politiiher Geſichtspunkte, welde die poli— 
tiſche Errungenſchaft einer jpätern Zeit waren, auf eine Periode, deren Gefichtöfreiß fie fremb 
geweſen find. Die heutige Geihihtihreibung weiß, daß zur Zeit feiner Stiftung der Schweizer 
Bund fein ifolirted Greigniß war, das fih nur aus dem Vorhandenſein eines fhon damals aus: 
gebildeten fhmeizerifchen Nationalbewußtieind erklären ließe, wie ed unter dem beſtimmenden 
Einfluß geſchichtlicher Thatfahen allmählich. gepflanzt und gepflegt wurde. Statt aus einer 
falſchen Hypotheſe leitet fie die Motive der Entflehung des Bundes aus feinem Zufammenhang 
mit der gefammten deutſchen Reichsgeſchichte ab. Sie ift zur Erkenntniß gelangt, daß ein Volt, 
welches mit eigener Kraft feine Freiheit ji nimmt und, fremde Gewalt abwerfend, ſich zu einem 
jelbftändigen Gemeinwesen conftituirt, eines befjern Rechtötitels für feine Unabhängigkeit nicht 
bebarf; daß Fein auch noch jo unumftößlicher Beweis für die formelle Rechtmäßigkeit des Wider⸗ 
ſtandes der drei Waldftätte gegen Ofterreich der Schweiz eine Stütze gibt, wenn fie heute in ihrer 
Eriftenz bedroht fein follte, und daß umgefehrt, wenn ebenfo unwiderleglich der Beweis des 
Gegentheils vorläge, die Behauptung ihrer geachteten Stellung in Europa ihr darum nicht um 
ein Jota erſchwert oder der Schweizername darum minder angefeben fein würde. Vielleicht iſt 
indeß namentlih Kopp in feiner Misachtung gegen jede nicht mit Brief und Siegel belegte 
Überlieferung zu weit gegangen; neuere in feinen Fußſtapfen wandelnde Forſcher haben dieſe 
nur zu erflärliche Einjeitigfeit wieder auszugleichen verfucht. 14) 

Wie die deutfche Hanfa, wie die lombarbifhen, rheinifhen und ſchwäbiſchen Städtebünde, 
iſt auch ber Bund der drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden eine Frucht jenes Einigungs— 
triebs, der ſchon urfprünglicd im germanifchen Charafter lag und um fo Fräftiger hervortrat, 
je mehr die Reichsgewalt ihre Pflichten vernadläffigte und dadurch den auf Erwerbung der Lan— 
deshoheit gerichteten Beftrebungen der Beudalberren und Dynaften Vorſchub leiftete. Died war 
namentlich ver Fall theils unter Kaiſer Friedrich I. und mährend der nad) feinem Tode eingetre= 
tenen Wirren im Neid, theils in den Jahren vom Tode Rudolf's von Habsburg bis zur Wahl 
Albrecht's, und von den beiden älteften Bünden der drei Waldſtädte fällt der eine wol ind Jahr 
1260, neun Jahre nach den Tode Friedrich's II., während der zweite, deſſen Tert und nod) er: 
halten ift und welcher auf jenes ältere Bündniß zurücdtweift 2), wenig Tage nad Rudolf's Tode, 
am 1. Aug. 1291, abgejchloffen ift. Uris Reihsunmittelbarkeit hatte ſchon König Heinrich, als 
er an feines Vaters Friedrich Statt in Deutjchland regierte, auf dem Reichstage zu Worms 
förmlich anerfannt (1231); Schwyz 13) Hatte von Friedrich felbft, aber freilich erft ald der Bann 
über ihn ausgeſprochen war, im Lager vor Faenza ein gleiched Zugeftändniß erlangt (1240). 


10) Sein Hauptwerk ift die Gefchichte der eidgenöfftichen Bünde (Leipzig 1845 fg.) Vorausgeſchickt 
hatte er ſchon 1835 die Urkunden zur Gefchichte der eidgenöffifchen Bünde (Luzern). 

11) &o namentlich ©. von Wyß in feinem Afademifchen Vortrag über die Gejchichte der drei Län⸗ 
der Uri, Schwyz und Unterwalden von 1212—1315 (Zürich 1858). Wir führen noch an Bluntfchli, 
Gefchichte des fchweizerifchen Bundesrechts (2 Bde., Zürich 1849— 52); Blumer, Staats» und Rechts⸗ 
gefchichte der fchmeizerifchen Demofratien (2 Bde., St.Gallen 1850-59); Segefier, Staats» und 
Rechtsgefchichte von Luzern (Luzern 1850—52). 

12) „Antiquam confoederationis formam — praesentibus innovando.‘‘ Tſchudi hat die Jahr: 
zahl des Bundesbriefs von 1291 irrig gelefen und daraus 1251 gemacht; das Datum bes ältern, nicht 
mehr vorhandenen Bundes ftügt fich auf die Angabe des älteften ſchweizeriſchen Ghroniften , des berni⸗ 
ichen Stadtfchreibers Juftinger, der feine Chronif um das Jahr 1430 abfaßte. 

13) Über die Auslegung einer Urfunde von 1217, in weldyer Graf Rubolf von Habsburg, des 
fpätern Königs Großvater, fich „von rechter Erbjchaft rechten Bogt und Schirmer der Leute von 
Schwyz‘ nennt. Bol. von Wyß, ©. 6 u. 24 15° 
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Mit diefen Anſprüchen auf die Reihdunmittelbarkeit fanden die Länder in nothivendigem Ge— 
genjag zu den Streben dev Haböburger nah Ausdehnung ihrer Herrſchaft in den oberdeutſchen 
Gauen, und da die Habsburger überdied vom Neid mit den landgräfliden Nechten im alten 
Zürihgau belehnt worden waren 1), welde Stellung Anlaß genug zur Börberung der eigenen 
dynaſtiſchen Intereffen brachte, jo erhielt das Widerſtreben der Waldſtätte frühzeitig auch eine 
oppofitionelle Färbung gegenüber der Reichsgewalt, die im Grunde ihr natürlicher Verbündeter 
hätte fein jollen. Die Angabe des Chroniſten Juftinger, daß ſchon im Jahre 1260 ein blutiger, 
langjähriger Krieg zwiſchen Habsburg und den drei Ländern gewaltet und, nachdem „vie Herr: 
ſchaft Oſterreich“ den Habsburgern ihre Rechte abgefauft 19), mit Unterwerfung der drei Länder 
„nad Weiſung ihrer alten Rechte“ geendigt habe, hat unter dieſen Umſtänden die Wahrfchein: 
lichkeit für ih; in Diefem Kriege Scheint namentlih Schwyz fein Gebiet von dem habsburgiſchen 
Dienftadel, der früher wol aud hier angejeffen war, geläubert zu haben. Sei den indeß wie 
ihm wolle, jo ift doch fo viel fiher, daß feit Rudolf's Erhebung auf den deutſchen Thron Die 
Reihsunmittelbarfeit von Schwyz, die fhon der ältere Graf Rudolf, nachdem er ſich von Fried: 

rich's II. Partei losgejagt, ald nicht zu Recht beftehend erklärt hatte, nicht mehr anerfannt war, wäh 

rend Uris auf befjerm Titel berubende reihsunmittelbare Stellung auch durch Rudolf beftätigt 

wurde. Mochte aud) dies maßhaltende Verfahren ald ein Beweis ernften Wiltens zur Herftellung 

fireng gejeglicher Zuftände angefeben werden, jo paarte ſich doch dieſer Charakterzug bei Rudolf mit 

einem unabläfjig auf Stärfung der eigenen Hausmacht bedachten Sinne, der ihn mandhmal aus 

jenem Gleis der Legalität hinausdrängen mußte, und von welchem Kopp doch vielleicht zu günftig 
urtheilt, wenn er meint, Nudolf babe bei dieſen dynaſtiſchen Beftrebungen nichts anderes im Auge 
gehabt, als der Reichegewalt eine fefte Stüge gegen Gefährdung durd den Ehrgeiz einzelner zu 
verihaffen. 16) So läßt es jih faum beftreiten, daf Rudolf ven Waldftätten gegenüber die 
Zmede der habsburgiſchen Hauspolitif namentlid in der Weije verfolgte, daß er verſuchte, die 
Landrichter des Reichs, unter welchen fie ftanden, durch Joldhe feines Hauſes zu erfegen. Daß die 
Thalleute, obwol fie dem mächtigen Willen ji fügten, mit Ungeduld die Gelegenheit erjehnten, 
folche Übergriffe in ihre Schranken zurückweiſen zu fönnen, zeigt der Imftand, daß fie 27) ſchon 
17 Tage nad; Rudolf's Tode den ewigen Bund von 1291 abſchloſſen, dem bald nachher 
(13. Det.) der dreijährige Bund von Uri und Schwyz mit der Stadt Zürich folgte, mit welcher 
namentlid Uri, infolge der Grundherrſchaft der Abtei Zürich über das Thal, ſchon feit Jahrhun— 
derten in nähern Verbindungen geitanden hatte. Uber die politifhe Tendenz dieſes erften ur: 
tundlich vorhandenen Bündniffes der drei Walpftätte läßt und der Tert nicht im Zweifel; neben 
den Beftimmungen über gegenfeitige Hülfeleiftung gegen ungerechte Angriffe, neben Vorſchriften 
zur Wahrung der Nehtsiiherheit und über Gewährung gegenjeitiger Rechtshülfe, findet ſich 
darin der erfte Keim einer Bundedgewalt in dem Sage, daß, wenn Streit unter den Verbünde— 
ten ſelbſt entftebe, jte unter ſich kluge Männer mit Schlichtung des Handels betrauen und für die 
Erecution des Spruchs einftehen wollen, und ein entſchiedener Widerſpruch nicht nur gegen die 
habsburgiſchen Übergriffe, jondern aud gegen die Reichsgewalt liegt in dem Ausſpruch, daß fie 
feinen „Richter annehmen wollen, der fein Amt erfauft habe oder ber nicht ihr Landmann frei. 
Dort jegen fie ihre eigene ſchiedsrichterliche Jurisdietion an die Stelle der Entſcheidung durch 
Kaifer und Reich; bier jchreiben jie, die Neihsunmittelbaren dem Reich, die unter Haböburg 
Stehenden ihrem Gerihtöheren, dem die Wahl des Richters zufam, vor, wie er fein Wahlrecht 
ausüben ſolle. Nichts ift gerechtfertigter, als daß die drei Länder, für melde habsburgiſche und 
Reichsgewalt iventifch geworden waren und beide ihrer Freiheit ſich feindlich gezeigt hatten, in 
eine beſſere Bofition vorrüdten, um nicht diejenige zu verlieren, aus welder fie bisher Gefahr ge: 
laufen hatten verdrängt zu werden — was hätten in einer Zeit, wo neue Schwäche Verwirrung 
und Rechtloſigkeit im Reich drohten, fie anders thun können, als jich felbft zu erfolgreicher Ver: 

theidigung ihrer Sondereriftenz zu Fräftigen? — aber nichts ift weniger am Orte als die Frage, 





14) Die oberite Gewalt im Thal Uri übten früher als Lehnsträger vom Reich die zähringer Her: 
Ar erft nach deren Auoſterben fam bie Vogtei über Uri, ebenfalls durch Faiferliche Belehnung, an 

abeburg. 

15) Bezieht ſich ohne Zweifel darauf, daß Rudolf im Jahre 1273, kurz vor feiner Wahl zum deuts 
ſchen König, die Rechte feiner Vettern, der Grafen von Habeburg-Laufenburg, über Schwyz und Unter: 
walden durch Kauf an fich brachte. 

16) Kopp, Urfunden, S. XIII. 

17) D. h. Uri, Schwyz und Nidwalden. Erft im Bunte von 1315 erfcheinen beide Theile von 
Unterwalben. 
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in welche Johannes von Müller nah Darftellung diefed Bündniſſes ausbricht: „Wo ift Hier das 
Aufrübrerifche in den Schweizerbünden?” Gr hätte befjer gefragt: wer fannte in jenen Zeiten 
der Auflöfung die Örenze zwiſchen Geſetz und Gefeglofigkeit, und wer vermochte fie einzuhalten? 

Daß Rudolf's Sohn, Albrecht, den eidgenöſſiſchen Bund zu fprengen juchte und keineswegs, 
wie Hagen behauptet bat, der freibeitlichen Entwidelung der Länder günftig gefinnt war, hat 
G. von Wyß mit ſchlagenden Gründen nachgewieſen. Noch ald Herzog zog er gegen Züri und 
nöthigte ed durch eine blutige Niederlage zum Frieden, und als er endlich nad) Beitegung Adolf's 
von Naffau auf den deutichen Thron gelangte, beftätigte er nicht einmal den Urnern ihre Reichs— 
unmittelbarfeit und brüdte Schwyz und Unterwalden, ſowie aud die Stadt Luzern, obwol er: 
fteres von Adolf wieder eine Anerkennung feiner unter Rudolf verlorenen reichsfreien Stellung 
erwirkt hatte, in völlige Unterorpnung unter habsburgiſche Landesherrſchaft herab. Erſt nad 
Albrecht's Tode (1308) erneuerte Heinrich von Yügelburg nicht nur den Urnern und Schwyzern 
ihre Freiheiten, ſondern verlieh auch den Unterwaldenern wie jenen die Reihsunmittelbarkeit 
und gab überdies den drei Ländern das befondere Vorrecht der Eremtion von jedem auswärtigen 
weltlihen Gerit, mit Ausnahme des Faiferlichen Hofgerichts, fofern fie nur vor dem ihnen vom 
Reich gelandten Landvogte zu Recht ftänden (3. Juni 1309). Bon nun an ift die Freiheit der 
drei Länder und ihr Bündniß gefichert; der Sieg über den ritterlihen Herzog Leopold bei Mor: 
garten (15. Nov. 1315) verfchaffte ihnen, auf längere Zeit wenigftens, Ruhe vor ihrem gefähr— 
lichten Gegner, und nidyt minder vortheilhaft war ihnen der Umſtand, daß bis zur Wahl 
Albrecht's 1. (1438) das Haus Habsburg nit mehr auf den deutichen Thron gelangte. Ja, die 
Kaifer aus dem Haufe Lügelburg haben mehr als die Eidgenoffenihaft felbft deren Ablonderung 
vom Reich gefördert, inden namentlih Heinrih und Sigismund, um den Rivalen Ofterreich zu 
ſchwächen, fie nicht nur mit allem ausftatteten, was das Neich gewähren konnte, fordern zu ihren 
Bunften aud über das verfügten, was von Rechts wegen Oſterreich gehörte. Als die Kaiſerwürde 
wieder an das habsburgifche Haus, an den „Erbfeind“ der Schweizer fiel, war der Antagonis— 
mus zu verhärtet und zugleich das Bollgefühl der eigenen Kraft zu fehr erftarkt, ald daß von 

„einen aufritigen Anſchluß an das von Habsburgern regierte Reich noch hätte die Rede fein 
fönnen. Der Bund der drei Länder, nad) dem Siege bei Morgarten am 9. Dec. 1315 zu Brun— 
nen beſchworen, ift in wefentlichen eine Wiederholung desjenigen von 1291, mit der bemerfend- 
wertben Erweiterung jedod, daß die drei Länder ſich verpflichten, daß Feines ohne Zuftimmung 
Der andern „ſich beberren oder einen Heren nehmen‘ wolle, daß ferner zwar jedermann feiner 
rechten Herrſchaft zu dienen fortfahren folle, doch aber ſolchen Herren nicht, melde das Land an 
greifen oder zu unrechten Dingen nöthigen wollten (alfo den Herzogen von Öfterreih), und daß 
Eein Theil ohne der andern Zuftimmung fih mit Auswärtigen verbünden dürfe. So weit ging 
man weder jegt noch in der fpätern Zeit der alten Eidgenoſſenſchaft, daß ein Glied des Bundes 
die mit jeiner Zuftimmung eingegangenen Verbindungen mit Auswärtigen aud für ſich ein- 
geben müfle, wie denn überhaupt der Grundgedanke ver ältern eidgenöſſiſchen Bünde der ift, 
daß die vertragſchließenden Theile im Bunde nicht eine ſtaatsrechtliche Einigung, jondern eine 
Berftärfung und Sicherftellung der Selbftändigkeit und der Sondereinrichtungen eined jeden 
einzelnen Bundesgliedes ſuchen. Gegenfeitige Hülfeleiftung gegen äußere und innere Angriffe 
und Aufrechthaltung eines Nechtd- und Friedendzuftandes unter den Gliedern des Bundes find 
die Mittel zu Erreihung dieſes Zwecks. 

Die erite Ausdehnung erhielt der Bund der drei Walpftätte durch dad Bünbni mit: der 
nahe gelegenen, den Herzogen von Ofterreich untergebenen Stadt Luzern (7. Nov. 1332, fo= 
genannter Bierwaldftättebund). Die Abfhüttelung der öfterreihifhen Herrſchaft feitens der 
Stadt war darin niht ausgeſprochen — im Gegentheil behalten in vemfelben Luzern die Rechte 
jeiner Herren, der Herzoge, und die drei Ränder ihrerfeitd Kaifer und Reich vor — aber jie war 
die ohne Zweifel mit vollem Bewußtſein beabfichtigte politifche Gonfequenz des Bündniffes. 
Wichtiger noch für die Folgezeit war ed, daß mit Luzern zuerft das ftäbtifche Element neben dem 
ländlichen eine Stelle im Bunde erhielt. Im Inhalt fließt ſich übrigens auch das Luzerner 
Bündniß noch durchaus an bie Bünde von 1291 und 1315 an; indeß unterſcheidet ed ſich darin, 
daß es zum erften mal den Örundjag ausſpricht, daß die Mahnung zu bundesgemäßem Zuzug für 
die Gemahnten verpflichtend fei, ſobald der mahnende Ort auf feinen Eid erkenne, daß ihm Unrecht 
zugefügt werde. Der Zuzug war wie früher auf eigene Koften der Zuziehenden zu leiften. Noch 
mag erwähnt werben, daß in diefem wie in den ergänzenden Beſtimmungen vom 31. Oct. 1379 
über Beftrafung von Frevlern und Friedebrechern die drei Waldftätte zufammen ald der eine, 
Luzern als der andere Gontrahent auftreten, man möchte fagen, jene wie vollbürtige Brüder, 
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diefe wie ein Adoptivbruder. Muftergültig für die Zukunft wurde ber Ewige Bund mit Zürich 
(1. Mai 1351), von weldem berjenige mit Stadt und Amt Zug (27. Juni 1352) ih nur im 
dem einen Bunfte unterjcheidet, daß im Zuger Bund Luzern Die Herzoge von Ofterreih n icht 
mehr vorbebält. Zürich, die freie Reichsſtadt, fuchte in ihrem Bunde mit den Eidgenoſſen eine 
Garantie der demofratiihen (Brun’ihen) Verfaſſung, welde es kurz zuvor fid gegeben hatte; 
aber nicht nur feine Berfaffung ift ihm in dem Bunde gewährleiftet, jondern die Verbündeten 
machen ſich aud ſämmtlich anheiſchig, die in ihrem Gebiet gelegenen Städte, Länder und Dörfer 
bei ihren Rechten und Freiheiten zu belaffen, ſodaß alſo die bundesgemäße Hülfe nicht im Inter— 
effe ver Herrſchſucht eines Bundesgliedes joll mißbraucht werden bürfen. Züri nahm übrigens 
eine zu anſehnliche Stellung ein, als daß es fid der in den bisherigen Bündniſſen auferlegten 
Beſchränkung ded Bündnigrehrs mit Auswärtigen hätte fügen mögen, und verjtand ſich nur 
dazu, daß diefer Bund allen jpäter zu fchließenden vorgehen folle. Das Verfahren bei Mah— 
nungen um Hülfe ift im Züricher Bunde genauer regulirt und im Ball „jähen Schadend oder 
Angriffs“ auch Hülfeleiftung ohne Mahnung vorgefehen; dagegen ift eine beſtimmte geograpbi= 
ſche Grenze gezogen, jenfeit deren bie bundesgemäße Hülfeleiftung nicht verlangt werben kann, 
und was die Koften anbelangt, fo fol, wenn eine Belagerung nöthig wird, ausnahmsweiſe der 
mahnende Ort die Ausgaben für die Belagerungsarbeiten zu tragen haben, Sollten größere 
Kriegszüge oder Belagerungen unternommen werden, fo follen zuvor Boten der fünf Orte, auf 
Mahnung eines von ihnen, ſich in Einſiedeln zu einer Tagfagung zufammenfinden und das 
Nähere beratben. Das ſchiedögerichtliche Verfahren in Rechtöftreitigfeiten unter Bundesgliedern 
ift in der Weije geregelt, daß jeder der ftreitenden Theile zwei Schiedsrichter aborbnet und dieſe, 
wenn jie den Streit weder in Minne austragen nod ſich über den Spruch einigen fönnen, einen 
Obmann zum Entſcheid beiziehen. Noch vor Zug war Glarus in den Bund eingetreten (4. Juni 
1352), unter Bedingungen, die und das erjte Beifpiel eines nicht auf dem Fuße völliger Blei: 
berechtigung, und ebenfo eines nicht mit allen biöherigen Bundesgliedern abgeſchloſſenen Bünd— 
nifjes geben. Luzern blieb dem Bunde mit Glarus fremd; erft 1450, nachdem zuvor im Jahre 
1408 Züri) mit Glarus ein Bündniß gefchloffen hatte, in welchem die frühern Beihränfungen 
fallen gelaffen waren, fam ein Bündniß zwiſchen Glarus und den vier Orten. zu Stande, das 
mit dem Züricher Bunde von 1352 übereinftimmt und nur barin abweicht, daß Glarus ſich ohne 
Zuflimmung der vier Orte mit niemand ald mit Bern, Luzern und Zug verbünden darf. 

Den Kreid der „acht alten Orte” fchloß die im Uechtland zu großer Macht gelangte Reichs— 
ftabt Bern, melde fhon im Jahre 1536 mit Hülfe der Walpftätte den Adel der Umgebung bei 
Laupen aufs Haupt geichlagen hatte und num von der anftedenden Kraft der demokratiſchen 
Ideen, nanıentlih von den Unterwaldnern einen gefährlihen Einfluß auf das ihr untergebene 
Oberland fürdtete. Bern zeigt ſich in dem Bunde, welchen ed am 6. März 1353 nur mit den 
drei Waldſtätten abſchloß, ängftlih auf Wahrung feiner Seibftändigfeit bedacht. Die eivliche 
Mahnung anerkennt e8 nicht ald ohne weiteres zur Hülfeleiſtung verpflichtend, fondern verlangt, 
daß im Fall einer Mahnung vorerft Abgeordnete zufanmentreten und berathſchlagen jollen. 
Bei gemeinfam beſchloſſenen Eriegerifchen Auszügen ſoll jever Theil feine Koften tragen; zieht 
aber ein Theil dem andern auf Mahnung hin zu Hülfe, fo will Bern von linterfeen an die Ko— 
ften des Zuzugs übernehmen und umgefehrt. Statt wie Zürich feine Verfaſſung, laͤßt Bern ſich 
ſeinen Länderbeſitz garantiren. Die in Bezug auf das ſchiedsrichterliche Verfahren im Berner 
Bunde aufgenommene Änderung, daß der Obmann aus dem beklagten Ort gezogen werben follte, 
erwies ſich ſchon jehr bald ald praftijch unausführbar. 19) Luzern und Zürich verpflichteten ſich, 
ohne mit Bern dirert in Bündniß zu treten, ihm, auf Mahnung der Walbftätte, ebenfalls zu: 
zuzieben; ein Gleiches verfpricht Bern, wenn es von den Waldſtätten eine Mahnung zur Hülfe an 
Zürich oder Luzern erhalte. Später vegelten Luzern und Bern unter fi die Rechtsverhältniſſe, 
über welche, außer ver Bundeshülfe, die Bündniſſe Vorſchriften zu enthalten pflegten, durch einen 
Bertrag vom 1. März 1421, in welchem namentlich das fhiedsrichterliche Verfahren befier ge: 
regelt erſcheint: der Obmann ift aus den Magiftratöperfonen eines unbetheiligten Orts zu 
wählen, und wenn nicht zwei von den vier Mitgliedern des Schiedsgerichts feiner Meinung bei- 
fallen, muß er ſich für bie eine oder andere der fid) entgegenftehenden Anfichten enticheiden. Nur 
wenn die Anfprache nicht die beiden Städte jelbft betrifft, fondern Untergebene, jo ift ber Ob: 
mann vom Kläger aus bem Rath derjenigen Stadt zu wählen, deren Angehörige beklagt find. 





In dem —— Rinkenberger Handel von 1881; Amtliche Sammlung ber aͤltern eidgenöſ⸗ 
diem hie, I, 10 u, : ö 
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Zwei Jahre darauf (22. Ian. 1423) ſchloß auch Züri mit Bern ein’ directes Bündniß, in 
welchen die Verpflichtung, jich gegemjeitig, freien Kauf zu gewähren, bejondere Anerfennung 
verbient. 

Bon einer eigentlihen Organijation ber Bundeögewalt finden jih in dieſen Zeiten nur 
ſchwache Anfänge. Die Tagjagungen werben berufen je nad) Bedürfniß; jeder Ort darf zu einer 
folden bieten. Das Mehrheitsprincip ift noch nicht anerkannt, ausgenommen wo eine bejondere 
Vorſchrift eined Bundbriefes ed ausdrücklich fanctionirt, wie denn z.B. nach dem Vierwaldſtätte— 
bund die Mehrheit einen widerftrebenden Ort zwingen joll, einem bundesgemäßen Schiedsſpruch 
ih zu unterziehen; gemeinfane Beſchlüſſe können nur mit Stimmeneinhelligfeit gefaßt werben. 
So jind von gemeineidgenöſſiſchen Verfügungen, welde ſich im 14. Jahrhundert vorfinden, dem 
„Biaffenbrief (7.Dct. 1370) Bern und Glarus fern geblieben, und diefer wieder „Sempader: 
brief’ (10. Juli 1393) find nicht im Namen der Tagfagung, fondern in demjenigen der ein- 
zelnen Orte, welche zugeftimmt haben, erlafjen. Jener bezweckt die energijche Durdführung der 
eigenen Territorialberrichaft, insbefondere durch Entwidelung des Grundjages, daß außer um 
Ehe: und geiftlihe Sachen jever im Umkreis der Eidgenoſſenſchaft Wohnende von niemand, fei 
der Kläger weltlichen oder geiftlihen Standes, vor einem andern ald dem Richter feines Wohn- 
orts belangt werden darf1?), ſowie durch Feftitellung eines bleibenden Landfriedens unter den 
eidgenöjjishen Orten. Der Sempaderbrief ſodann ift bejonders wichtig als die erfte eidgenöſ— 
fifche Kriegdorbnung. Auch über polizeiliche und Verfehröverhältniffe fommen im 15. Jahr: 
hundert gemeineidgenöjliiche Ordnungen vor. Weitaus die wichtigfte derfelben aber ift das durch 
Nikolaus von der Flüe vermittelte jogenannte Stanzerverkommniß von 21. Dec. 1481, weldes 
die wegen Bertheilung der burgundifhen Kriegdbeute und wegen der von den Kändern an— 
gefochtenen Vermehrung des ſtädtiſchen Einfluffes durch die Aufnahme von Freiburg und Solo: 
thurn in den Bund. entftandenen Händel ſchlichtete. Man einigte ſich in dieſem Verkommniß 
zu gegenfeitigem Beiltand und Leiftung von Redtöhülfe auch gegen innere, die Obrigkeit eines 
Orts bedrohende Anfchläge oder Angriffe, kurz zu einer gegenfeitigen Gewährleiftung der be= 
ſtehenden Regierungsforn, der Eraft derfelben eingejegten Regierungen und ihrer Machtübung 
gegen wiberjpenftige Unterthanen. Mit Unrecht hat man es diejem Verkommniß zum Borwurf 
gemacht, daß ed die Garantie ver Volfsrechte außer Acht gelaffen habe; es war vielmehr ein 
großer Fortſchritt, daß man die innern conftitutionellen Berhältniffe der einzelnen Orte über: 
haupt zum Gegenftande eidgenöſſiſcher Kürforge erhob, und in einem Bunde, der von einem ur= 
fprünglid rein völferrechtlihen Berhältnig ausging und nicht auf eine politifhe Cinigung des 
Volks zu einem einzigen Staat gerichtet war, ftanden naturgemäß die Regierungen im Border: 
grund und konnte ein nationaled Band erft die fpätere Frucht diefer Verbindung fein. Das 
Stanzerverfommmiß hat die innere Politik der ſchweizer Regierungen gegenüber ihren Unter: 
gebenen nicht härter oder jelbftherrliher gemacht, als jie ed ohnehin war oder nicht war, mohl 
aber durch Beftätigung einer jeden Regierung die Grundlage des Bundes ſelbſt gelichert. 
WVom gleichen Tage, an weldhem dieſes vielbeſprochene Verkommniß zu Stande Fam, datirt 
die Aufnahme von Freiburg und Solothurn in den Bund; im Jahre 1501 folgen Bajel und 
Schaffhauſen, und endlich tritt im Jahre 1513 das lange zurüdgefegte Appenzell als letztes 
Glied ver „13 alten Orte“ binzu, die von nun an bis zum Jahre 1798 Eeinen Zumah mehr 
erhalten. Aus ven fünf Bünden der neuern Orte ift wenig erheblich Neues zu erwähnen, als die 
fortgejegte Herausbildung von Verhältniſſen rechtlicher Ungleichheit; die Verpflichtung zum Zu— 
zug liegt den neuen Orten Freiburg, Solothurn und Appenzell den ältern Orten gegenüber un= 
bedingt, diejen legtern dagegen nur innerhalb des Gebiets der neuen Orte ob; zu Verbindungen 
mit Auswärtigen bedürfen die neuen Orte der Zuftimmung der ältern, nicht auch umgekehrt; 
Bajel und Schaffhauſen follen in Zwiften ver übrigen Orte untereinander nicht Partei ergreifen, 
fondern zu vermitteln fuchen u. dgl. m. In den Buͤnden mit Baſel, Schaffhauſen und Appenzell 
wird überdies feitgefegt, daß fein Theil gegen den andern neue Zölle aufrichten joll. 

So gering auch der Umfang des urfprünglichen Gebiets der eidgenöſſiſchen Orte geweſen 
war, fo war dafjelbe doch durch glüdliche Kriege, durch Kauf und Erbihaft nad) und nad) vers 
größert worden, freilich nicht in jenem freibürgerliden Sinne, der im Altertfum ven Ruhm bed 
Achäiſchen Bundes ausmachte, fondern in dem Geifte, der den neueften Geſchichtſchreiber der frei= 


19) Der Name „Pfaffenbrief“ ift nicht vom Gegenftand, fondern von der zufälligen Beranlaffung 
des Erlaffes (wegen des Pfaffen Bruno Brun) hergenommen und darf nicht — Maßſtab der Beurtheis 
fung feines Zweds dienen. Vgl. Segefler, Buch 2, ©. 269; Buch 4, ©. 80 fg 
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ſtädtiſchen Bünde Freeman 20) fagen laßt, der Schweizer Bund fei in dem, was er Niedriges, 
Engherziged und Eigenſüchtiges an ſich getragen hat, ven halbbarbariſchen, fein @efep des Völker: 
und Menſchenrechts achtenden Aetolern zu vergleichen. Nicht Bermehrung ihrer Bürger und 
Genofjen, jondern Erwerbung von Land und Unterthanen war die vorherrichende Richtung der 
ſchweizer Bauern und Städter ſowol wie der deutſchen Fürſten und Herren. In weit günftigerer 
Zage ald diefe Unterthanen der fouveränen „Hoheiten“, wennjhon nicht im Range eidgenöfit= 
cher Orte befanden ſich die fogenannten „zugewandten Orte“, Verbündete, die entweder nur mit 
einem Theil der 13 Orte in directem, in Bezug auf gegenfeitige Rechte und Pflichten vielfältig 
abgeftuftem Verbande ftanden, fo Gerfau, Engelberg, Abt und Stadt St.:Gallen, Wallis, Biel, 

Neuenburg, Genf, die drei rhätifchen Bünde und der Fürftbiihof von Bajel:Pruntrut, oder 
wenn mit allen Orten verbündet, jo doch in einem mehr oder weniger untergeorbnetem DVerbält: 

niß, fo die Städte Rothweil in Schwaben und Mühlhaufen im Elfaß. Einzelne, wie die Stadt 

Biel, der Abt und die Stadt St.Gallen, hatten Zutritt zu den Tagfagungen; zum Zuzug auf 

ergangene Mahnung hin twaren fie fümmtlih, mit Ausnahme von Graubündten, verpflichtet 

und verftärften fo wejentlih die Macht der Eidgenoſſenſchaft. Mande der 13 alten Orte 

waren vor ihrer Aufnahme in den Bund ebenfalld zugewandte Orte geweſen, fo Freiburg, Solo: 

thurn, Schaffhaufen und Appenzell, leßtereö ſchon jeit 1411. 

Don größerm Einfluß aber ald die Ausdehnung der Territorialherrfhaft der einzelnen Orte 
und bie Heranziehung von Zugewandten (Coallies) war für die Entmwidelung der Bundesin: 
flitutionen der Schweiz die Erwerbung der „gemeinen Herrſchaften“, welche, zuerft aus den aar- 
gauifhen und thurgauiſchen Landſchaften gebildet, welche die Eidgenoſſen im Jahre 1415 auf 
Aufforderung des Kaijerd Sigidmund dem geächteten Friedrich von Ofterreih abgenommen 
hatten, fpäter noch durch Sargans, Nheinthal und die italienifchen Bogteien (das heutige Tefjin) 
vermehrt wurden. Diefe Herrfchaften wurden regiert von denjenigen Orten, weldye die Eroberung 
gemacht hatten, ſodaß z. B. Bern an der Negierung von Rheinthal, Freiamt, Thurgau, Sar— 
gand feinen Antheil hatte, Appenzell an den vier italienifchen. oder „ennetbirgiſchen“ („ennet“ 
heißt jenjeit) Vogteien nicht betheiligt mar u. ſ. w. Die regierenden Orte verfahen die Berwal- 
tung dieſer Bogteien dadurch, daß fie nad) einer genau beftimmten Kehrordnung abwechfelnd die 
Zandvögte ernannten, ein Regiment, deſſen Habſucht und Willkürlichkeit noch jegt im Munde 
des Schweizervolf3 ſprichwörtlich ift und deffen demoralifirende Einflüffe auf das Volk der Vog— 
teien ſowol wie aufdie herrſchenden „Herren Eidgenoſſen“ nicht nur durch die Geſchichte belegt find, 
jondern jelbft no in der Gegenwart ſich erfennen laſſen. DerSölpnerdienft unter allen Herren, 
die ihn bezahlen Fonnten, die Penitonen und Privatvortheile aller Art, die man aus den Bünd- 
niffen mit dem Audlande, namentlich mit Frankreich zog und daher „Bundesfrüchte“ nannte, und 
endlich das ſchmuzige Treiben um die Ausbeutung von Ilntertbanenlanden haben zwar nicht Die 
phyſiſche Kraft der Schweizer gebrochen, wohl aber die politijche Sittlichfeit des Volks unter: 
graben und der niedrigften Auffaffung vom Staat, weldhe am wenigſten eine Republif zu er: 
tragen im Stande ift, zur Herrſchaft verholfen. 21) Aber den Kitt, der in dieſer Zeit der Ent: 
artung den Bund noch zufammenbielt, bildeten deſſenungeachtet oder vielmehr gerade deshalb 
der gemeinfane Bejig von Iinterthanenlanden, die Intereifen, welche derſelbe erzeugte, und die 
gemeinfamen Berathungen und Berhandlungen, melde ih an die Abnahme der Nechnungen der 
gemeinen Bogteien Enüpften, und in welden, im Gegenjag zu dem bis dahin einzig anerfanns 
ten völkerrechtlichen Grundjag der Einftimmigfeit, dad ftantliche Princip der Unterwerfung der 
Minderheit unter Die Mehrheit fih Blag machen mußte. Ein jelbftändiges, Glied im europäifchen 
Staatenſyſtem geworden und geblieben zu fein, verbanft die Schweiz der engern Schließung 
ihred Bundes, welhen das Intereffe an den gemeinen Herrfhaften felbft dann noch am Leben 
erhielt, ald die Gegenfäge ber Neformationgzeit der Schweiz völlige Auflöfung zu bereiten 
drohten. Die ordentlihen Tagfagungen, an welden die Jahrrehnungen über die gemeinen 
Herrſchaften abgenommen wurben, pflegten früher in Baden, fpäter in Brauenfelb abgehalten 
zu werben; ed warb allmählich Ubung, daß jeder Ort zwei Gefandte an dieſelben ſchickte, von 
denen der erfte die Stimme führte. Die Einberufung ging von Zürich aus, welches als beſtän— 


20) History of federal government (London und Cambridge 1863), I, 349 fg. 

21) Am widrigften tritt diefer Materialismus in ben Ranbsgemeindecantonen zu Tage. So verur- 
theilte die Landsgemeinde von Schwyz zwei eines politifchen Vergehens angeflagte Borgefeßte, für jede 
der 23 Landgemeinden, weldye wegen biefer Angelegenheit ne worden waren, jedem Landmann 
einen Thaler zu bezahlen (24. März 1765; Blumer, Bd, II, Abth. 1, ©. 152). 
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diger eidgenöſſiſcher, Vorort“ nicht ſowol eigene Gombetenzen, ald vielmehr einen höhern Ehren- 
rang genoß. Dem Auslande gegenüber ftanden die einzelnen Orte ungefähr in gleichen Rechten 
wie die Bundesglieder des heutigen Deutſchen Bundes, d. h. der Verkehr mit fremden Mächten 
und der Abſchluß von Verträgen und Bündniffen mit andern Staaten war ihnen geftattet, ſo— 
fern jie nicht ihre bundesgemäpen Pflichten dadurd verlegten. 22) Schloß die Taglagung mit 
einem fremden Staat ein Bündniß ab, jo war biefes nicht verbindlich für bie nicht beigetretenen 
Orte; eö war immer ein Bündniß einzelner Orte mit dem fremden Staat, nur mit dem Unter— 
ichied, daß die Verhandlungen über daſſelbe vor ver Tagjagung vor fi gingen, die ed, wenn 
3. B. der Bund mit Frankreich erneuert wurde, nicht unter ihrer Würde hielt, ihre Sigung in 
ver Reſidenz des franzöſiſchen Geſandten in Solothurn zu halten. Überhaupt bejaß, außer in 
Herrichaftsangelegenheiten, die Tagjagung nicht eine jelbitändige Gewalt; wenn auch Mehr: 
beitöbeihlüffe vorkommen, ja einmal (1515) förmlich beichloifen wird, daß, wo bie Ehre und 
Wohlfahrt der Eidgenofjenihaft in Frage ftebe, die Minderheit ver Mehrheit folgen folle, To 
reagirt doch fortwährend der Souveränetätsbünfel, namentlich der kleinen Gantone, gegen die 
praftifhe Geltung dieſes Grundſatzes, ſodaß die Mehrheit nur durchdringt, wo die Minderheit 
freiwillig auf Durchſetzung ihres Widerſpruchs verzichtet. Das Inftructionenmwefen und die 
Strenge, mit welcher darauf gehalten wurde, daß die Boten an der Tagfagung ihre Bollmadt 
nicht überjchritten, vermehrte noch die Schwerfälligkeitdiejed Organismus und machte ihn unfähig, 
die Ereigniſſe zu bemeijtern. Die polizeilichen Anordnungen, welde von der Tagfagung ausgin- 
gen — gegen den Borfauf, gegendas Reislaufen, gegen den Bettel, gegen Benionen und Gnaden— 
gelder, über die Blattern, gegen das Schmähen und Aufreizen um bed Glaubens willen u. ſ. w. — 
beruben meift auf Ginjtimmigfeit; die einzige nationale Ihat, zu welder im 17. Jahrhundert, 
nachdem Ludwig XIV. unter höhniſcher Beratung der beftehenden Neutralitätstractate mit den 
Eidgenoſſen die ehemals burgundiihe, nun ſpaniſche Freigrafſchaft annerirt hatte, vie Tag: 
ſatzung ſich aufraffte, nämlich das fogenannte eingenöfiiiche Defenfional von 1668, die erfte Dr: 
ganifation eined Bundesheeres, erregte To heftigen Widerftand bei den fleinen Gantonen, daß 
nod im Jahre 1792, ald ſchon die Brandung der Franzöſiſchen Nevolution gewaltig an die mor= 
ihen Mauern der alten Eidgenoſſenſchaft anſchlug, Schwyz fein Gontingent zur eidgenöſſiſchen 
Defagung in Bajel nur unter Verwahrung feiner Souveränetät gegen das Defenfional ziehen 
ließ, Die Religiondkriege der Reformationdzeit, deren legter im Frieden von 1712 den Refor: 
mirten ein entſcheidendes Ubergewicht verlieh und namentlich Berns und Zürichs Antheil an der 
Regierung der gemeinen Herrjhaften auf Koften der katholiſchen Kantone erweiterte, ſchwächten 
chließlich das Band unter den Eidgenoſſen, das bis dahin noch an der Erinnerung gemeinfamer 
Großthaten Nahrung gefunden hatte, fo fehr, daß lange Zeit zwei confejfionelle Bünde ſich 
reindjelig gegenüberftanden, jeder in Allianzen mit dem Auslande eine Stütze gegen den andern 
ſuchend, beide weniger darauf bedacht, den eigenen Glauben den zur andern Confeſſion ſich bes 
fennenden Stäuden aufzunötbigen, ald vielmehr in den gemeinen Herrfchaften die Fefthaltung 
am alten ober die Ausbreitung des neuen Glaubend mit Gewalt durchzuſetzen. Kamen aud 
ichlieglich beide Gonfefjionen wieder in eine Tagjagung zufammen, jo dauerte doch nicht nur der 
gegenjeitige Glaubenshaß an, jondern man fuhr aud fort, für NReligionsiahen Sondertag— 
jagungen beider Gonfeffionen zu halten. Die Religiondfrieden ſchufen auch ſtaatsrechtliche Hin: 
derniffe der Annäherung und Befefligung des Bundes dadurch, daß lie feitfegten, in Angelegen= 
heiten, welche die Religion oder die Souveränetät eines eidgenöſſiſchen Standes angehen, folle 
ein ſchiedsrichterliches Verfahren nicht zuläffig fein, fowie dadurch, daß fie von der Regel, daß in 
Sachen ‚ver gemeinen Vogteien Mehrbeitöbejchlüffe mangebend jeien, Ausnahmen flatuirten. 
Wenn ed jih um Religionsfadhen derfelben handelte, jo follte, ſofern man ſich nicht gütlich ver: 
ftändigen fonnte, nur ein Schiedägericht entjcheiden dürfen, und in den paritätifchen Vogteien 
Thurgau und Rheinthal wurde fogar für allgemeine Regierungsjahen Erledigung durch ‚gleiche 
Säge” beider Religionsparteien erfordert. Überhaupt mußten, jobald einmal der Geift der alten 
Bünde entflogen war und man ängftlich am Tert der Worte flaubte, das fchiedsrichterliche Ver: 
fahren in Streitigfeiten unter einzelnen Orten und bie damit in Zuſammenhang ftehenden Re: 
geln für eidgenöſſiſche Interventionen (d. 5. für maßgebende Einmiſchung der Tagjagung in 
innere Wirren eines Orts) zu envlofem Hader Anlah geben, und häufig zeigte ih dabei die 


22) Diefe Frage war der Kernpunkt des Streits, welcher den „alten Züricherfrieg‘‘ veranlafte, 
und in welchem fchließlich Zürich angehalten wurde, fein mit Dfterreich geſchloſſenes Buͤndniß zu löfen 
(Spruch Bubenberg's vom 13. Juli 1450 in der Sammlung der eidgenöfltichen Abfchiede, II, 844). 
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Schwäche der Bundesgewalt in ihrer ganzen Blöge: der Streit zwifhen Schwyz und Zürich 
3. B. über Schiffahrtöredhte auf dem Züricherfee dauerte 29 Jahre.2°) ine nur vorüber: 
gehende Annäherung unter ven ariftofratiihen Ständen beider &onfejjionen brachte der Bauern: 
frieg von 1653 zu Wege; ſchon im Toggenburgerfriege von 1712 ftanden fie ſich wieder in 
offener Fehde gegenüber. Gine „Bundesverfaſſung“ gab es in der alten Eidgenoſſenſchaft nicht; 
jie war nichtd anderes ald ein weſentlich auf ariftofratifher Grundlage beruhendes, unvegel: 
mäßiges Gonglomerat von Sonderbündnilfen im Innern wie mit dem Auslande und von Son— 
berrechten verjchiedener Art, melche die einzelnen Gantone bald hierhin bald dorthin zogen und 
unter deren zerjegenden Einwirkungen dad nationale Leben des ganzen Bundes eine nur precäre 
Exiſtenz gerettet hatte. „Hominum confusione atque Dei providentia regitur Helvetia‘, 
fagte das Spridwort. Der Eultus des Privilegs ift überall ein charakteriſtiſches Kennzeichen 
ariftofratifcher Staatdeinrihtungen; was im Kern liegt, das drüdt ih auch in allen Veräfte: 
lungen aus, und der ſchweizer Bundesorganismud war injofern nur dad getreue Abbild der Zu: 
ftände in den Gantonen. Nicht nur in den Städtecantonen war der ariftofratifche Eharafter 
anzutreffen, aud in den dem äußern Anjehen nach rein demofratifchen Ländern concentrirte ſich 
die Regierungdgewalt meift in ven Händen einzelner angejehener Bamilien, und in ihrer Herr: 
ſchaft über die ſei ed gemeinjamen, ſei e8 beſondern Unterthanenlande waren die Länder egoifti: 
fer, ver Abftand zwifchen vem herrſchenden und unterworfenen Theil ihärfer ausgeprägt, ale 
es feitend der ſtädtiſchen Ariftofratien geſchah. Bern 3.8. übte ein mildered und gerechteres 
Regiment über feine Angehörigen ald etwa Glarus über Werdenberg oder Schwyz über die 
äußern Landihaften (Marh, Küßnacht, Einjiedeln u. ſ. w.). Nur Appenzell und Untermwalden 
hatten feine Immediat-Unterthanenlandſchaften. 

Das Verhältnig der Eidgenoffenfhaft zum Deutſchen Reich zu löfen, lag urſprünglich nicht 
im Sinne ihrer Breiheitöfämpfe. Grit 1499 geihab ein bedeutender Schritt zu ihrer Abfon- 
derung vom Reich durch die Eremtion vom neuerrichteten Reichskammergericht fowie von allen 
Reichöfteuern, welche fie nad) dem Ausgang des jogenannten Ehwabenfriegs im Bafeler Frieden 
dem Kaiſer Marimilian abtrogten. Noch nach diefem Frieden aber fommt es vor, daß bei der 
Thronbefteigung eines neuen Kaiſers die Eidgenoſſen um Betätigung ihrer Freiheiten nachſuchen, 
und erft im Weftfälifchen Frieden (1648) wurde die Schweiz förmlich anerkannt als ein ſelbſtän— 
diger, vom Reichsverbande völlig abgelöfter Staat, was fie thatſächlich ſchon lange zuvor geweſen 
war. Mit Oſterreich hatte die Eidgenoſſenſchaft ſchon 1412 Frieden geſchloſſen; 1474 war eine, 
jpäter wiederholt erneuerte ewige Richtung mit ihm zu Stande gefommen. Den Einfluß ſwelchen 
früher die Reichsgewalt in der Eidgenoffenfhaft übte, hatte allmählich Sranfreih gewonnen, 
das jeit 1452 begonnen hatte, die Bündniſſe mit ven Schweizern zu pflegen und fie in feine Mi: 
litärdienfte zu ziehen. Die Grundlage aller jpätern Bündniffe mit Branfreih war der im Jahre 
1516 mit Branz I. geichloffene „‚ewige Friede“, der noh im Bündnig von 1803 angezogen und 
befräftigt wird. Durch die Zerftörung der burgundifhen Macht, durd die Abtretung ehemals 
favoyiiher Landjchaften bei und unterhalb Genf an Heinrich IV. von Frankreich, durch die von 
Ludwig XIV. vollzogenen Annerionen der bis dahin ſpaniſchen Freigrafihaft Burgund und des 
deutihen Elſaß war Frankreich der Schweiz immer näher gerüdt; die Militärcapitulationen 
fnüpften bie Regierungen der Schweiz an fein Intereffe, und mehr ald einmal, namentlich in 
den Religionöftreitigfeiten des 17. und 18. Jahrhunderts, übte es auf die innern Angelegen- 
heiten der Schweiz eine für ihre Selbitänvigfeit bedrohliche Einwirkung. Ihr Anfehen in 
Europa verbanfte die Schweiz dem Kriegsruhm, den ji ihre Söhne früher in den Freiheits— 
fämpfen, jpäter in fremden Dienften erworben hatten ; jeit den Burgunderfriegen fpielte fie ſo— 
gar eine hervorragende Nolle in europäifchen Angelegenheiten, aber nachdem in der blutigen 
Schlacht bei Marignano (1515) ihre Großmachtsgelüſte gefühlt worden waren, während gleich— 
zeitig die ſyſtematiſche Verfchleuderung der einheimifhen Wehrfraft im Dienfte fremder Herren 
einrip 2%) und das innere Staatdleben jeinen fittlihen Halt mehr und mebr verlor, wurde die 


23) Sammlung der eidgenöffischen Abjchiede (1778—96), VIII, 3, 296. 

24) Bon 1465— 1715 lieferte die Schweiz einzig in franzöfifchen Militärdienft 1,110798 Mann. 
Zur Ausbildung der Offiziere in der Praris des Kriegshandwerfs boten die fremden Kriegsdienfle immer 
weniger Gelegenheit, je mehr es bei den Souveränen Übung wurde, bie treuen Schweizer gleichſam ale 
ihre Leibgarde zu behandeln und fie hauptſächlich gegen Bolfsaufflände zu verwenden. Überdies fehlte den 
aus fremden Dienften heimgefehrten Offizieren häufig die Bähigfeit, fich in die von ihren angelernten 
Gewöhnungen fehr bedeutend abweichenden Erfordernifie des Dienftes bei einem Milizheer hineinzuleben. 
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Rentralität politiſches Princip dev Eidgenoffenfchaft, freilich eine jchlechte und heuchlerifche Neu⸗ 
tralität, welche den Dedmantel bildete für die Begünftigungen, die man in Defenfivallianzen 
und Militärcapitulationen den einen Mächten zuteil werden ließ, während man jie andern 
verweigerte.2°) Der Territorialbeftand der Eidgenoſſenſchaft hat jeit 1536 (Eroberung des bis 
dahin ſavoyiſchen Waadtlandes durch Bern) Feine erhebliche Veränderung mehr erfahren. 

2) Die Revolution. Daß bei den innigen Beziehungen, wie fie jeit drei Jahrhunderten 
zwiſchen der Schweiz und Frankreich beftanden, bie Franzöſiſche Revolution das fchmeizerifche 
Nachbarland in Erregung verfeßte, ift weniger zu verwundern, ald daß trog ber zahlveichen Rei: 
bungen mit dem revolutionären Frankreich 26) und troß der wiederholten Ausbrüche von Un— 
zufriedenheit unter der ſchweizeriſchen Bevölferung 27) der alte morſche Bau der Eidgenoſſenſchaft 
bis ind Jahr 1798 jih behauptete und erft dann ben vereinten Kräften der Revolution im 
Innern und der franzöfiihen Invafion erlag. Schärfer als in der Ginheitöverfaflung der Hel- 
vetifchen Republik vom 12. April 1798 , dem Werke des bafeler Agitators Beter Ochs, konnte 
der Gegenfag der neuen gegen die alte Zeit nicht ausgeprägt fein: fie befreite die Unterthanen- 
lande, fegte die „eine und untheilbare Helvetiſche Republik“ an die Stelle der bisherigen Sou— 
veränetät der Gantone, führte, in Befolgung des franzöfiichen Beiſpiels, obwol mit etwas größe- 
rer Berückſichtigung hergebrachter cantonaler und landſchaftlicher Abſcheidungen, eine neue ab: 
miniftrative Eintheitung des ſchweizeriſchen Gebiets dur, proclamirte die Nechtögleichheit, die 
Allgemeinheit dev Bürgerpflichten, die Bejeitigung jeder erblihen politifchen Gewalt, die Volks— 
fouveränetät, das Princip der politifchen Reprafentation und die Trennung ber Gewalten, Den 
Namen „Canton“ behielt fie bei; aber an der Spige eined Cantons ſtand nur noch ein vom hel- 
vetischen VBollziehungsdirectorium eingefegter Präfeet, dem zwar eine vom Volk des Cantons 
gewählte „Verwaltungskammer“ von je fünf Mitglievern beigegeben war, aber ohne daß dieſer 
Kammer irgendwelche gejeßgeberiiche Gompetenz zufam. 29) Die neuen Gentralgefeggebungs: 
behörben (ein „Senat oder Rath der Alten und ein „Geleßgebender Körper”), angefeuert 
durch eine Reihe ausgezeichneter Männer, von denen namentlih Rengger, Stapfer, Eſcher, 
Laharpe zu nennen find, eilten, die Berfaffung auszubauen durch Abſchaffung der Zünfte und 
Innungen (19. Oct. 1798), der Abzugsrechte (12. Juni und 31. Aug. 1798), der Einzugs: 
gebühren, welche eine in eine andere Gemeinde einheirathende Schweizerin erlegen mußte (18. Aug. 
1798), Freigebung der Grridtung von Wirtbfchaften, Durhführung unbebingter Verkehrs: 
freiheit im Innern (8. Mai 1798), Anbabnung der Säcularifation ſämmtlicher Klöfter, Ge: 
ftattung der Eingehung confefjionell gemifhter Ehen, Aufhebung des auf der außerehelichen Ab⸗ 
ſtammung haftenden Mafeld (28. Dec. 1798) u. pgl.m. Weitaus am tiefften aber griffen ein 
die Geſetze über die Reform ded Gemeindeweſens, welche die auf der Thatſache des Wohnſitzes be= 
ruhende Ginwohnergemeinde ſchufen und den Wirfungsfreis der Bürgergemeinde auf die Armen 
pflege und die Verwaltung ver nicht zu Öffentlichen Bebürfniffen in Anfpruc genommenen Cor⸗ 
porationdgüter beſchränkten, ſowie die Orjege über Aufhebung und Loskauf der Zehnten und 
Beudallaften vom 4. Mai und 10. Nov. 179829), und eine ehrenvolle That nit nur, ſondern 
auch eine bleibende Errungenſchaft, welche der Keim der bedeutenditen Fortſchritte wurde, waren 
die Maßregeln zur Hebung der öffentlichen Erziehung, insbefondere des Volksſchulweſens. reis 
lich famen im Gefolge jener Reformen aud) die directen Steuern (17. Oct. 1798) mit all der 
Impopularität, welde jich an fie heftete und namentlich vom fatholiihen Klerus genährt wurde. 
Die politiſchen Garantien, wie Prepfreiheit und Vereindrecht, glaubte man nicht mehr aufrecht 
erhalten zu können, als bald die alten Parteien, bald Gegner aus den eigenen Reihen am gewalt= 


25) Bal. G. Vogt's Abhandlung in der Dentfchen BVierteljahrsfchrift, 1862, Heft 1, ©. 105 fg. 

26) Befonders nad) dem Maffacre der Schweizertruppen am 10. Aug. 1792 und ber darauf erfolg: 
ten Entlafjung der Schweizerregimenter in franzdffehem Dienft. 

27) Zunächft wurde Genf von ber revolutionären Strömung ergriffen (Berfaflungsänderung in de: 
mofratiichem Sinne am 10. Febr. 1789); 1790 kamen Unruhen im Unterwallis und im Waabtlande vor, 
1795 in Zürich („Stäfner Handel‘), bald darauf in den Landfchaften des Abts von Sanct:Gallen u. |. w. 

28) Abgedruckt ift diefe Verfaſſung unter anderm bei Bluntfchli, Geſchichte des fchweizerifchen Bun⸗ 
desrechts, 11, 305 fg. Die übrigen Verfaffungen ber helvetiſchen Periode finden ſich nur bei Trorler, Die 
fleben Bundesverfaflungen der Eidgenofienfchaft (Zürich 1838). 

29) Die Bollziehung diefer Gefege ftieß auf fo große Schwierigkeiten, daß man fie am 15 Sept. 
1800, nachdem die energifchen Elemente aus dem ——— vertrieben waren, ſuspendirte und balb 
darauf (31. Jan. und 9. Juli 1801) die facultative Ablöfung der Behnten und Grundlaſten an die Stelle 
der im Gefeg von 1798 proclamirten obligatorifchen Ablöfung feste, bei welch leßterer ber Staat einen 
Theil der Ablöfungsfummen tragen follte. 
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famen Sturz der neuen Zuftände arbeiteten, und ftatt zu confolidirten Reformen gelangte man, 
unter fortwährendem Parteihader, Staatäftreihen ?0), Berfaffungsänderungen, Ginmifhungen 
der franzöſiſchen Schweiterrepublif oder Oſterreichs *!) während fünf Jahren zu nichts als zu 
endlofer Verwirrung, die noch gefteigert wurde durch das Glend, welches die immer wiederfeb- 
renden ſtarken Truppenlieferungen an Frankreich, feine jonftigen Nequifitionen aller Art 
— ‚Bundesfrücte‘ in umgefehrtem Sinne wie vor 1798 —, fowie die Kriegdzüge der Fran— 
zofen, Dfterreicher und Ruffen auf ſchweizeriſchem Boden über das Land brachten. Die poli— 
tiihe Gentralifation in der folder Einrichtungen gänzlih ungewohnten Schweiz war ein viel 
ihwierigeres Unterfangen ald in Frankreich, wo jhon die monarchiſche Zeit dad Volf in der 
Schule erzogen hatte, welche nun dur die Nevolution zu ihren Zweden benußt wurde; in ven 
ehemaligen Landsgemeindecantonen Ding man an der altbergebradten reindemofrariihen Ver— 
faflung, in den frübern Städtecantonen hatte ſich das alte Patriciat bei einem großen Theil der 
Zandbevölferung in gutem Anſehen erhalten, wahre politijche Bildung fand ſich in ven Maflen 
jo gut wie gar nicht. Der Sprung war zu gewagt, fo weile fann heute jeder über die Helvetif 
urtheilen ; aber gab e8 in jener Zeit der politifchen Fäulniß ein anderes Mittel, ven Auflöfungs= 
proceß aufzuhalten, ald conjequente Geltendmachung des rückſichtsloſeſten Gegenſatzes gegen das 
Alte, wäre man auf anderm Wege zu einem die richtige Mitte einhaltenden Compromiß ges 
langt? Unterwürfigfeit gegen Frankreich kann man der Helvetif ebenjo wenig zum Vorwurf 
machen. Sie mußte der Übermacht weichen, welche Mühlhauſen (Januar 1798), Genf (26. April 
1798), das Fürftbisthum Pruntrut nebft der Stadt Biel mit Frankreich 32), das graubündt= 
nerifhe Unterthanenland Beltlin mit Gisalpinien vereinigte (10. Det. 1797) und das Wallis 
von der Schweiz losrig ??); fie hatte weder Geld im Staatdihag, noch Truppen zur Verfügung, 
um die drückenden Bedingungen, welche Branfreich der «Helvetifhen Republik in feinem Schugs 
und Trugbündniß mit ihr vom 19. Aug. 1798 auferlegte, namentli die Stellung und Unter: 
baltung eines Hülfscorps von 18000 Mann, abzulehnen oder, im Gegenfag zu dem von Branf: 
veih verlangten Anſchluß dev Schweiz an fein politiihes Syftem, die Neutralität zu ſchützen; 
aber deſſenungeachtet hat fie nicht aufgehört, die Nechte und die Selbftändigfeit des Landes zu 
vertheidigen, folange es irgend anging, bis fhließlih, dank den unaufhörlihen Ummälzungen, 
die Zügel ded Staatd in die Hände von Handwerföpolitifern der ſchlimmſten Sorte, 3. B. des 
feigen Dolver, gefallen waren. So wenig übrigens als die Partei der Einheitöfreunde vermoch— 
ten ihre Gegner, als fie an die Spige traten, den dominirenden Einfluß Frankreichs fern zu 
halten; im Gegentheil ſuchten auch fie zumeilen Frankreichs Stimme für ihre Entwürfe zu ge: 
winnen, und nad dem 18. Brumaire (9. Nov. 1799) ftellte jih Bonaparte, obwol feine Feind- 
feligfeit gegen die unbedingten Anhänger ded Alten nicht aufgebend, doc entſchieden auf die 
Seite füderaliftifcher Beftrebungen. Es ift jehr wahrſcheinlich, daß, wenn man die Schweiz ſich 
jelbft überlafjen hätte, die Revolution ihren Abſchluß gefunden hätte in einer Bundesverfaſſung, 
die immer nod im Vergleich zu den Zuftänden vor 1798 als ein Fortſchritt hätte gelten müſſen; 
der Entwurf einer joldhen Berfaffung, melden die im Jahre 1802 nad Verjagung der helveti= 
ihen Regierung aus Bern in Schwyz zufammengetretene Tagfagung ausarbeitete, ftellte die 


30) Der erjte diefer Staatsftreiche, 7. Jan. 1800, bei dem der 18. Brumaire als Vorbild diente, 
galt nur der Entfernung Laharpe's und feiner Freunde aus dem Directorium, weldyes durch einen „Voll— 
ziehungsausſchuß“ erfegt wurde. Auch in dem im Auguft 1800 an die Stelle der beiden geſetzgebenden 
Kammern getretenen „Geſetzgebungsrath“ hatten immer noch die Unitarier, freilich nicht diejenigen von 
der radicalen Färbung Laharpe’s, das Übergewicht. 

31) In den öftlichen Gantonen trat infolge des Ginmarfches der Ofterreicher unter Erzherzog Karl 
im Frühjahr 1799 vollftändige Neaction ein; nady dem Siege der Franzoſen bei Zürich (26. Sept. 
1799) wurde jedoch die helvetiiche Ordnung der Dinge miederbergeftellt. Graubündten, das lange 
fchwanfte, wurde durch Bonaparte am 24. Juni 1800 förmlich mit Helvetien vereinigt. 

32) Die zum Deutfchen Reiche gehörenden Theile des Fürftbisthums Pruntrut (Bafel) hatten die 
Franzoſen fchon im April 1792 befegt und am 23. März 1793 der Franzöſiſchen Republik einverleibt. 
Die — * Theile des Fürſtbisthums wurden im December 1799 beſetzt und annexirt. Bgl. 
G. Bogt, Handbuch des ſchweizeriſchen Bundesrechts, ©. 161 fg. 

33) Das Wallis hatte für Napoleon befonderes Interefie wegen ber von ihm angelegten Simplon: 
frage; deshalb mußte troß beiderfeitigen Widerftrebens Helvetien in die Erhebung des Wallis zu 
einem felbitändigen, unter Franfreichs, Gisalpiniens und Helvetiens Schuge ftehenden Freiſtaat ein: 
willigen (30. Aug. 1802). Der Staatsftreich vom 28, Det. 1801 wurde von Bonaparte einzig deshalb 
provoeirt, weil im der furz zuvor entworfenen neuen Berfafjung die Unitarier feine Abfichten in Bezug 
= das Wallis durch die Erflärung der Integrität des helvetifchen Gebiets zu durchfreuzen gewagt 

atten, 
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frühern Unterthanenverhältniffe in der Schweiz nicht wieder her, ftattete dagegen die Bundes— 
behörde mit ziemlich bedeutenden Gompetenzen aus und traf Fürſorge, daß neben der Tagſatzung, 
an welcher wie vor alters die Cantone gleiches Stimmrecht haben und daſſelbe durch an ihre 
Inftructionen gebundene Geſandte ausüben follten, ein eidgenöſſiſcher Rath und ein Voll: 
ziehungsausſchuß, beide nad; freiem Ermeſſen entfcheidend und handelnd, als eigentliche Bundes= 
regierung aufgeftellt würden, 

Aber damit war der franzöftihen Bolitif nicht gedient. Bonaparte wollte allerdings auch, 
dap die Schweiz zur Ruhe gelange, und er fah ein, daß diefes Ziel nur auf dem Boden einer 
BVermittelung zwiſchen alter und neuer Zeit zu erreichen fei, aber nicht durch die Schweiz jelbft, 
jondern nad) Frankreichs Willen und Wünſchen follte diefe neue conftitutionelle Grundlage ein= 
gerichtet werden. In diefem Sinne hatte jhon im Jahre 1801 Bonaparte den ſchweizeriſchen 
Abgeorbneten einen Berfaffungdentwurf (fogenannter Entwurf vor Malmaifon, 30. April 
1801) übergeben, weldyer indeß zuerjt von der unitariichen Partei, nachdem fie in den Wahlen zur 
„belvetiihen Tagſatzung“ von 1801 neuerdings die Mehrheit erlangt hatte, und dann, nach dem 
mit Hülfe Frankreichs vollzogenen Staatöftreih der von Aloys Reding von Schwyz geführten 
Föderaliſten vom 28. Oct. 1801, von dieſer legtern Partei, beide mal nicht zur Zufriedenheit 
des Erjten Conſuls, modifteirt wurde. Gin neuer von ihn eingegebener Staatäftreich bejeitigte 
Reding und die föderaliftifche Berfaffung vom 27. Febr. 1802, und wie fehr die Unitarier ihrer: 
ſeits fih zu mäßigen gelernt hatten, bewies die Verfafjung vom 20. Mai 1802, welche ver 
Autonomie der Gantone jo weit gehende Zugeftändniffe machte, als jie irgend mit dem Grund— 
ſatz des einheitlichen helvetiihen Staatd vereinbar waren. Aber nur durd eine Künftelei — 
man zählte 167172 Bürger, die an der Abſtimmung nicht erfchienen waren, zu den 72453 An- 
nehmenden gegenüber den 92423 Verwerfenden — fonnte dieſe Berfaffung ald von der Volke: 
mehrheit angenommen ausgegeben werden, und aldnun Bonaparte, eingeftandenermaßen in ver 
Abſicht, die Schweiz zur Anrufung feiner Intervention zu nöthigen, die franzöfifchen Truppen, 
die ſeit 1798 im ande geblieben waren, plöglich zurückzog, ergriff die helvetifche Regierung vor 
dem bernifchen Yandvolf, das mit Knitteln bewaffnet unter Anführung berniſcher Patricier vor 
die Hauptftadt zog (daher der Name „Stecklikrieg“), die Flucht nad Laufanne (18. Sept. 1802), 
organijirte ji die föderaliſtiſche Partei an der Tagfagung in Schwyz, und ftand ein letzter Ent: 
ſcheidungskampf zwiſchen den ih gegenüberftehenden Truppen beider Lager bevor, hätte nicht Bona: 
parte, endlich dem Flehen der helvetiichen Regierung nachgebend, Ginftellung ver Feindſeligkeiten 
und einftweilige Anerfennung der helvetiihen Regierung geboten und jeine Abſicht angekündigt, 
der Schweiz eine neue Berfaffung zu geben (4. Oct. 1802). Die helvetifche Regierung kehrte nad) 
Bern zurüd, die ſchwyzer Tagſatzung löfte ih auf, in Paris fammelte ih die aus Vertretern ber 
verfchiedenen Gantone und Parteien zuſammengeſetzte „Helvetiſche Gonfulta’’, um bei den Be— 
rathungen über die neue Verfaſſung der Schweiz mitzuwirken. Das ganze Spiel Bonaparte’s 
erflärt ji daraus, dap damals die Friedensunterhandlungen mit England über den Frieden 
von Amiend im Gange waren; die Briedenspräliminarien ftipulirten, gleihwie es ſchon im 
Jahre 1801 im Brieden von Luneville gefhehen war, bie Unabhängigkeit der Schweiz, und 
Bonaparte wollte die Zuftände derjelben unter jeinem Einfluß geordnet wiffen, bevor ihm der 
Friede mit England eine größere Zurüdhaltung zur Pflicht machte und die reactionäre Partei 
in der Schweiz an Eugland eine Stüße für ihre Plane und gegen feine Ginmifhung fände, Aber 
der Erfolg täuſchte feine Berehnung; gerade fein Benehmen gegen die Schweiz wurde für Eng: 
land ein Anlaß zum Bruch ded Friedens von Amiens, da es darin einen Beleg jab, daß Franf: 
reich feine Zufagen jegt jo wenig zu halten beabfichtige, als es in feinem bisherigen Verhalten 
gegen die Schweiz diejenigen von Luneville geachtet hatte. 3%) Das Manöver Bonaparte’, den 
Schein des Rechts zu wahren, indem er nur ald von beiden Parteien angerufener Vermittler ſich 
in die innern Angelegenheiten der Schweiz miſche, ſchlug fehl, da die Tagjagung in Schwyz 
ſich nur unter Proteftationen gegen die Gewalt, der fie weichen müfle, dem Gebot des „Ver: 
mittlers“ fügte, 

3) Periode des Staatenbundes (1803—48). a) So fruhtbar die helvetiſche Zeit 


34) Val. Kermoyfan, Napoleon (Paris 1853), I, 406, 436. Die Verhandlungen über die Mebdia« 
tionsacte und bie bemerfenswerthen Reben, in welchen Bonaparte feine Anfichten über die Schweiz 
äußerte, insbefondere über die Satellitenrolle, zu ber fie Aranfreich gegenüber beflimmt jei, finden ſich 
bei Simond, Voyage en Suisse (Paris 1822), II, 577, und in der Correspondance de Napoleon 1., 
VIII, 158, 163, 289, 
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an neuen Anregungen, jo arm war im Verhältniß zu ihr Die Periode, welche mit Erlaß der 
von Bonaparte der Schweiz dirtirten Mediationdarte vom 19. Febr. 1803 beginnt und mit 
den Ginmarfch der Alliirten in die Schweiz im December 1813 fließt. Zehn Jahre fang genof 
die Schweiz ungeftörten Frieden; die franzöſiſchen Truppen verließen dad Land; aber die 
Abhängigkeit von Branfreih war ſtärker ald unter der helvetifchen Periode, die Anforde: 
rungen in Bezug auf Lieferung von Nefruten für die in franzöfifchen Dienften ſtehenden Corps 
fortwährend im Steigen und die durch die Gontinentaljperre Napoleon's bervorgerufene Ver: 
theuerung der Robftoffe für die Schweizerische Induftrie, der Golonialmaaren und Lebensmittel 
übte einen bid dahin ungewohnten Drud auf alle Klaffen der Bevölkerung. Mit Unrecht bat 
man die Mediationsacte ald ein Erzeugniß hoher ftaatdmännijcher Einfiht Bonaparte’s, Die 
Mebiationdperiode ald eine der glüdlichften Zeiten der Schweiz gepriefen. Die Gantenalverfaf: 
fungen, welde die 19 eriten Kapitel der Mediationdacte einnehmen, find ſchablonenmäßig ge— 
arbeitet ohne wirkliches Verſtändniß für die Eigenthümlichkeiten eines jeden Gantons und 
feiner Gefchichte; die eine Schablone dient für die VBerfaffungen der ehemaligen Städtecantone 
(Zürih, Bern, Luzern, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen), eine andere für bieje: 
nigen der reinen Demofratien (die drei Urcantone nebit Glarus, Zug, Appenzell und Grau: 
bündten), eine dritte für Die neugefchaffenen Gantone (Teſſin, Waadt, Aargau, Thurgau und 
Sanct:Gallen). Nur in diejen legtern, die ihre Eriftenz Napoleon verbanften, war Die Media: 
tiondacte geihägt und populär; in den Städtecantonen und in ven reinen Demofratien ver: 
mochte die Berfaffung, obwol gerade darauf Bonaparte fein Hauptaugenmerf gerichtet Hatte, 
das Wiederauffommen derjenigen Elemente nicht zu hindern, welche Bonaparte haßte, und bie 
den Augenblid feined Sturzes durch eine europäifche Goalition berbeijehnten. 35) Die einzige 
Grundlage, auf welcher eine neue Schweiz hätte erftehen können, die innere Kräftigung des 
nationalen und politifchen Bewußtſeins, war mit den felbftfüchtigen Intereffen des Vermittlers 
nicht im Ginflang; nit nur die Art, wie er fich fortwährend in innere Fragen des Bundes 
und der Gantone einmifchte und feinem Übermuth dem ſchwachen Nachbar gegenüber freien Lauf 
ließ, nein, ſchon die Berfaffung felbft war parauf berechnet, jede kräftige Regung des Natio: 
nalgeiftes zu erftiden und ein gemeinfanes politiiches Bewußtfein nicht auffommen zu laſſen. 
Die Bundeöverfaffung (20. Kapitel dev Mediationsacte) war ein Gemifh von Staatenbund 
und Bunbeöftaat, unflar in feinen Grundgebanfen und von dem vaguen Beitreben getragen, ein 
Mittelding zwiſchen Einheitöftaat und alter Gidgenoffenfchaft, zwifchen Revolution und Mes 
ftauration zu fhaffen. Zu diefer Erfenntniß hatten es die Parteien in der Schweiz ſchon jelbft 
gebracht: wenn ihre Schöpfungen nicht von Beftand waren, während die Mediationsacte ſich 
erhielt, jo war ed die hinter dieſer ſtehende franzöſiſche UÜbermacht, nicht die beſſere politifche 
Einſicht, welde der Mediationdverfaffung größere Feſtigkeit verlieh und die Gegenfäge im In— 
nern, ſtatt fie zum Ziel und zur Verföhnung zu führen, danieverhielt. Als einen Beweis, 
daß die mediationsmäßige Bundesverfaffung aud der Schweiz einen Bundesftaat gemacht habe, 
pflegt man die Aufitellung einer eigenen Bundesderecutive in der Perion des, Landammanng der 
Schweiz” anzuführen ; aber biefer Landammann wurde nicht vom geſammten Volk gewählt, mie 
etwa ber Präfident der nordamerifanifhen Union, und feiner ganzen Stellung nad war er zu 
nichts andern da, ald damit Franfreih an ihm ein leicht zu handhabendes Werkzeug zur Gel— 
tendmadhung von Ginwirfungen auf die innere und äußere Politik der Eidgenoſſenſchaft fände. 
Deshalb war ihm nicht, wie ed vor 1798 und wieder von 1815—48 der Ball war, der vor— 
örtliche Staatsrath an die Seite gegeben, an den er zudringliche Begehren Hätte verweifen kön— 
nen; ein ifolirter Mann follte die ganze Befugniß der Bundesexecutive und die volle Laſt der 
Berantwortlidfeit für Gonflicte tragen, im melde er die Schweiz verwickeln könnte. Was 
zu einem Bunbeöflaat vor allem aus erforderlich ift, eine Vertretung des Volks in den oberiten 
Behörden des Bundes, das gerade lief die Mediationdacte beifeite. 

Die Tagſatzung beftand wie vor alterd aus inftruirten Abgeorpneten ber Gantone; der Land⸗ 
ammann der Schweiz führte den VBorfig. Den ſechs volfreihern Gantonen, zu welchen man aus 


35) Diefer Umftand erleichterte fpäter nach Napoleon’s Sturz die Abjchaffung der mebiationsmäßi- 
gen Ginrichtungen und die Rüdfehr zur alten Verfaſſung; fo namentlich in Bern, Freiburg und Sole: 
thurn. Die Urcantone führten, als die Mebiationdacte fie von der Gefahr der Wiederkehr des verhaß⸗ 
ten Einheitsftants befreit hatte, Napoleon gegenüber eine Sprache, über die man heutzutage erröthen 
muß: fie erfannten ihm den Ehrentitel „‚Wieberherfteller der Breiheiten ver Söhne Tell’s" zu, und Nas 
poleon acceptirte ihn mit Danf. (Correspondance de Napolenn I., ©. 380, 382, 384.) 
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Unkenntniß auch das dünn beoölferte Graubündten gerechnet hatte, waren je zwei Stimmen ein- 
geräumt, die übrigen gaben je eine Stimme ab. Nur wenn die Tagfagung ſich ald Syndifat, 
d.h. ald Bundesgericht zur Entfheidung von Nechtöftreitigkeiten unter Gantonen, formirte, 
war bie Stimmgebung der Abgeordneten frei und Fam einer jeven Gantonsaborbnung gleiches 
Stimmrecht zu. Die ordentliche Tagfagung, die jährlih am erftien Montag im Juli zuſam— 
mentrat, durfte ohne Einwilligung des Landammanns nicht länger als einen Monat verfanmelt 
bleiben; auferordentliherweife mußte fie, wenn es nicht der Landammann von fih aus beichloß, 
einberufen werden auf Begehren von fünf Gantonen oder einer fremden Macht, wenn diefe das 
Verlangen geftellt und vaffelbe bein Großen Rath des vorörtlihen Gantons Unterjtügung ge— 
funden hatte. An diefen Großen Rath, der jonft in feiner Beziehung die Stellung einer Bun- 
desbehörde bat, durfte alfo der auswärtige Staat vom Landammann der Schweiz appelliren, 
nicht aber zu gleichem Zweck diejer felbft. Die Tagfagung bejaß Feine andern als die ihr ausdrück— 
lich durch die Bundesacte übertragenen Gewalten; dies war der Urfprung jener eigenthümlichen 
Art von unvollfommenen Beichlüffen, welche im Lauf der Zeit den techniſchen Namen „eidge⸗ 
nöſſiſche Concordate“ erhielten und nur verbindlich waren, wenn eine Mehrheit der Stimmen 
fi) dafür erklärte, aber, weil ed jih um nicht ausdrücklich der Tagfagung übertragene Com— 
petenzen handelte, auch dann nur für diejenigen Gantone, welde ihre Zuſtimmung erklärten, 36) 
Einzig der Tagfagung fand ed zu, Krieg zu erflären, Frieden und politiihe Bündniſſe zu 
ſchließen, aber e8 gehörte zu Beſchlüſſen Diefer Art die Zuftimmung von drei Vierteln der Gans 
töne. Auch Militärcapitulationen, die fo häufig zur Sonderbündelei mit dem Auslande verlodt 
hatten und über welde ver Bermittler beſonders eiferfüchtig wachte, und Handelsverträge follte 
nur die Tagjagung abſchließen dürfen; nur in unbedeutenpern Angelegenheiten chne politijche 
Tragweite durften die Gantone in directe Interhandlung mit fremden Behörden oder Staaten 
treten, hatten aber unter allen Umſtänden dad Ergebniß der Unterhandlung ver Tagjagung 
zur Ertbeilung ihrer Genehmigung vorzulegen. Nur die Tagſatzung Eonnte eine fortdauernde 
eidgenöjjtihe Intervention in einem Ganton oder eine ſolche, welche ohne vorausgegangenes 
Begehren des Cantons für nothwendig erachtet würde, anorbnen, und eine Intervention der 
legtern Art war nur zuläffig, wenn bie Unruhen in einem Ganton einen für andere Gantone 
bedrohlichen Charakter annahmen. Der Tagſatzung anheimgejtellt war die Einberufung ber 
cantonalen Milizcontingente, welche fih zufammen auf 15203 Mann beliefen, während kraft 
der Deienjivallianz mit Frankreich und den Militärcapitulationen mit Sranfreih, Italien und 
Spanien die Schweiz 16000 Mann in fremde Dienjte zu liefern und vollzählig zw erhalten 
hatte! — und das franzöfiiche Protectorat zeigte ſich ſchon im Jahre 1804 in feiner ganzen felbft= 
ſüchtigen Gehäſſigkeit, ald Napoleon die Tagfagung nöthigte, ihrem Project einer Verbeſſerung 
des nationalen Wehrweſens durch Aufftellung eines eidgenöſſiſchen Generalftabs zu entfagen. 
Kein Canton durfte mehr ald 200 Mann ftehender Truppen halten, feiner ohne Anzeige an 
den Landammann mehr ald 500 Mann Miliz aufbieten. Alle Bündniffe von Gantonen unter: 
einander waren unterjagt; cantonale Regierungen oder gefeggebende Räthe Eonnten, wenn 
fie einem Decret der Tagjagung zuwiderhanvdelten, vor ein eidgenöſſiſches Griminalgericht ge: 
ftellt werden. 

Der Vorort wechſelte von Jahr zu Jahr unter den ſechs Stäptecantonen Freiburg, Bern, 
Solothurn, Bajel, Zürich und Luzern; Landanımann der Schweiz war der jeweilige Bürger: 
meifter oder Schultheiß des vorörtlihen Gantond. Alle Koften der Gentralverwaltung trug 
dieſer Canton; felbftändige Ginnahmequellen waren in der Berfaflung dem Bunde nicht ange- 
wiefen, Nur wenn e8 fih um eine vorläufige Intervention in einem Canton handelte, war der 
Landammann an den Beirath des Kleinen Raths feines Gantond gebunden; in allen übrigen 
Maßnahmen zur Handhabung der Mediationdacte, im Verkehr mit dem Auslande u. ſ. w. hatte 
er jelbftändige Gompetenzen. 

Die Mediationdacte enthielt im übrigen manche zweckmäßige Garantien. Es follte in ber 
Schweiz weber Untertbanenlande, noch Vorrechte der Orte, der Geburt oder der Perſonen 
mehr geben. Das Recht der freien Niederlaffung und Gewerbsübung war gewährleiftet, Der 
freie Verkehr von Lebensmitteln, Vieh und Kaufmannswaaren follte im Innern der Schweiz 


36) Vgl. darüber G. Vogt in der Bernifchen juriftifchen Zeitfchrift, Jahrg. 1863/64, ©. 201 fg. 
Diefe Goncordate, die zum Theil noch jegt in Kraft ſtehen, habaı meift civil: und bürgerrechtliche, pos 
lizeiliche und ftrofgerichtliche Angelegenheiten, aber auch Münzen, Maß und Gewicht, Poften u. f. w. 
zum Gegenftand, 
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durch feine Octrois, Gingangs= oder Tranfitzölle gehemmt werden dürfen, die Tarife ber 
Grenzzölle gegen das Ausland der Genehmigung dev Taglagung unterliegen. Weg: und 
Brüdengelver Eonnten beibehalten werden, jedoh war für die Tarife ebenfalld die Sanction 
der Tagjagung einzuholen. Die Münzen durften nur in dem von ber Tagſatzung feſtgeſetzten 
Münzfuß ausgeprägt werden. Theils durch Beihlüffe, theild durch Concordate wurden no 
manche andere gemeinfame Angelegenheiten gefördert, fo z. B. Fürſorge getroffen für allmäh— 
liche Ginbürgerung der fogenannten Heimatlofen, der Sag nufgeftellt, daß niemand wegen 
Religionsänderung ded Bürgerrechts verluftig erflärt werden dürfe u.dgl.m. Gin bleibendes 
Denkmal ſetzte fi) die Mediationsperiode durd) die auf Betreiben J. C. Eſcher's von Züri un: 
ternonimene Gorrection der Linth in den Cantonen Schwyz und Glarus, Endlich jorgte die 
Mediationdacte für Ausmittelung der Helvetifhen Nationalfhuld und wies Zahlungsmittel 
für diefelbe an; in den Städtecantonen follte das Staatdgut vom Stadtgut ausgeſchieden wer: 

den. Den Klerus wußte jie zu gewinnen durch das Zugeſtändniß, daß den Klöftern ihr färula: 

rifirted Eigenthum zurückzugeben fei. 

Sranfreich hatte dev Schweiz die Anerfennung ihrer Neutralität zugefihert, und das Schutz- 
und Trugbündnig von 1798 wurde demgemäß in einen Defenfivallianzvertrag (27. Sept. 1803) 
umgewandelt. Aber dieſe Neutralität achtete Napoleon felbft fo wenig, dap er am 31. Det. 
1810 zur Aufrehthaltung des Verbots englifher Manufacturwaaren ohne Anzeige an die Bun: 
desbehörde ven Kanton Teſſin durch italieniſche Truppen befegen ließ und allen Reclamationen 
der Tagfagung ein beleidigendes Stillſchweigen entgegenjegte. Erſt nad) der Schlacht bei Leipzig 
30g er diefe Truppen zurüd und beeilte fih, die Neutralitätderflärung der Tagiagung vom No- 
vember 1813 anzuerkennen. Daß die alliirten Heere bei ihrem Borrüden gegen Frankreich dieſe 
Neutralität nicht achteten, kann ihnen niemand zum Vorwurf machen; nicht blos in dem that: 
ſächlichen Übergewicht Frankreichs über die Schweiz und in der Art, wie es daſſelbe ausbeu— 
tete, lag der Mangel, fondern die Verfaſſung ſelbſt war gebaut auf die Anfettung der Schweiz 
an die politifchen Intereffen Frankreichs. Als daher die alliirten Armeen am 21. Dec. 1813 
die Schweizergrenze überfchritten Hatten, war ed nur confequent, daß die Diplomaten der 
alliirten Mächte dem Landammann ver Schweiz, Bürgermeifter Reinhard von Züri, erflär- 
ten, die Mediationdverfaffung habe aufgehört zu erifliren. Kaum vom Drud Frankreichs 
entledigt, hatte die Tagjagung fofort die feit der Continentalſperre beftehenden eidgenöſſiſchen 
Grenzanftalten benugt, um den Ertrag der Eingangsgebühren, die auf einen fehr geringen 
Tarif herabgefegt wurden, zur Erridtung einer Bundeskriegskaſſe zu beftimmen, 

Bon territorialen Veränderungen, welde unter der Mediationdacte jtattfanden, jind zu 
erwähnen die Abtretung bes früher Öfterreihiichen Fridthald an den Canton Aargau (1803) 
und des im Canton Waadt gelegenen, die franzöjifche Strafe von Morey nad dem Pays de 
Ger und Genf eine Strede weit einfhließenden Dappenthals (1808) an Branfreih. Das Für: 
ſtenthum Neuenburg wurde von Preußen an Frankreich abgetreten und von Napoleon ben 
Marihall BertHier zu Lehn gegeben, Wallis wurde durd ein franzöfiihes Senatusconfult als 
Departement ded Simplon (in Wahrheit galt hier Land und Volk für nichts ald für eine Berti: 
nenz der Militärftrafe über den Simplon) dem franzöſiſchen Reich einverleibt. 

b) Bundesvertrag von 1815. ine mühjeligere Verfaffungsgeburt als die des 
Schweizer Bundesvertrags vom 7. Aug. 1815 hat die Geſchichte wol faum aufzuweifen. Der 
Einfluß, melden bis dahin Franfreich geübt hatte, ging nun auf die Diplomatie der Alliirten 
über, jo vollftändig, daß nad den Hundert Tagen die Schweiz niht nur die Schweizerregis 
menter aus Frankreich zurückberief, fondern fich jogar dem großen Bündniß gegen Napoleon 
anichloß und ihr Kontingent gegen ihn ins Feld ftellte. Daß dieſe Diplomaten an der Reconſti— 
tuirung der Schweiz ein lebendiges Interefje nahmen, war natürlih und bis zum Congreß von 
Chaͤtillon, bis zu welchem Napoleon noch Ausſicht hatte, ſich auf dem Thron zu erhalten, eine 
Forberung gefunder Bolitif. Wenn man aber darum fpäter den Bunbeövertrag von 1815 als 
ein der Schweiz wider ihren Willen aufgedrungenes Machwerk verläftert Hat, fo muß jegt, wo 
wir die Acten des ganzen Hergangs genau Eennen, die unparteiifche Geſchichte vielmehr erklären, 
daß von ſich aus die Schweiz ohne Bürgerkrieg eine neue Berfaffung nicht zu Stande gebracht 
hätte und die Diplomatie der alliirten Mächte im ganzen redlicher und beifer für die Schweiz 
geforgt hat, als fie felbft e3 zu thun vermochte. Am meiften hat jie dem rufjiihen Kaifer Aleran- 
der, dem fein Erzieher, der im Jahre 1800 verbannte Laharpe, wohlmollende Gefinnungen 
gegen die Schweiz einzuflögen wußte, und feinem Geſandten, dem Grafen Capo d'Iſtria, ihre 
Wirkſamkeit in den ſchweizer Wirren zu danken. Don nicht geringerer Widtigfeit war ed, daß 
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Züri, an feiner Spige der gemandte und [harfblidende Bürgermeifter Hans von Reinhard, 
im Gegenjag zu dem nach unbedingter Wiederherftellung der alten Zuftände lüfternen Bern ent: 
ſchieden an bie Spige derjenigen trat, welche der Zeit und ihren Fortſchritten einige Rechnung 
tragen und begraben laffen wollten, was der Wiedererweckung nicht werth war. Berleitet von 
dem Grafen von Senfft:Pilfah, welden Metternich gegen den Willen des Kaijerd Alerander 
mit dem Auftrag, in der Schweiz die Reftauration zu bewirken, nad Bern gejchidt hatte und 
fpäter zu desavouiren für gerathen fand, rief man in Bern, nad Abdankung der Mediations: 
regierung, die alten 1798 bejeitigten Behörden wieder an die Spige des Staatd, verweigerte 
die Beſchickung der Tagfagung in Zürich, obwol ſich diefe mit dem beſcheidenen Namen „Eidge— 
nöſſiſche Verſammlung“ begnügte, und proclamirte in thörichter Haft die Wiederherſtellung 
der Herrſchaft ver Stadt über ihre frühern Unterthanenlande, die feit 1803 im Genuß gleicher 
Souveränetät ſtehenden Gantone Waadt und Aargau. In Zürich dagegen ſchloſſen die daſelbſt 
vertretenen alten Orte die Übereinkunft vom 29. Der. 1813 ab, welche eine neue Bundesverfaj- 
fung in Ausſicht ftellte, Zürich biß zu deren Zuftandefommen bie vorörtlihen Yunctionen über- 
trug und durch den Ausſpruch, daß in der Schweiz Feine durch die Meviationsacte befeitigten 
Unterthanenverhältniffe wiederhergeftellt werden jollten, fomwie durch die an die neuen Gantone 
gerichtete Einladung, der Übereinkunft beizutreten, Bernd und feines Anhangs Beitrebungen 
offen in den Weg trat. Deſſenungeachtet wußte Bern, als es nad) langem Widerftreben den 
Drohungen und Verfprehungen ver Diplomatie endlich nahgab und jih entihloß, an den 
Berathungen der Tagſatzung Antheil zu nehmen (28. März 1814), bald wieder einen Gin- 
fluß zu gewinnen, der die neuen Gantone mit ernften Beforgniffen erfüllte. Es ift von zu 
wenig allgemeinem Intereffe, im einzelnen zu ſchildern, wie ji die Berfaflungdarbeiten all: 
mählich durch alle Schwierigkeiten vurdiwanden. 37) Als alles bereinigt ſchien, blieb noch 
unter allen die wichtigſte Frage übrig, ob und wie den Anſprüchen Berns und anderer alten 
Drte auf ehemalige Unterthanenlande Rehnung zu tragen ſei. Die Lage war um jo Eriti- 
fer, als die Eröffnung des Wiener Gongreffed in Ausſicht fand und die Diplomatie er: 
flärte, die Schweiz würbe nicht eher zu demfelben zugelaffen, als bis jie ihr VBerfaffungswerf 
zu Ende geführt habe. Man verfiel endlih auf den Ausweg, im Tert des Bundesvertrags 
die „angeſprochenen“ Landestheile einzelner Kantone von der gegenjeitigen Garantie des Ge— 
bietd für fo lange auszunehmen, bis die daherigen Anfprüce erledigt jeien, das Verfahren 
Dagegen, nad welchem über diefe Anſprüche geurtheilt werben follte, in einer befondern 
„Übereinkunft“ feftzuftellen (16. Aug. 1814). Aber wieder ergab ſich Feine Mehrheit von 
Standes- (Gantond:) Stimmen weder für das eine noch das andere, und erft als jene 
Ausnahme von der Bebietögarantie im Bundesvertrag weggelaffen, die lIbereinfunft vom 
16. Aug. aber, welche diefe nämliche Ausnahme aufftellte, zugleich ald ein von Bundesvertrag 
ungertrennlider Zufag erklärt wurde, ſodaß, wer nur dem Bundesvertrag beitrete, die Zus 
flimmung zur Übereinkunft dagegen verweigere, als nicht im Bunde ftehend angejehen werben 
follte, erft dann wurde der Bundedvertrag einftimmig, die Übereinkunft von allen Ständen, 
mit einziger Ausnahme Waadts, angenommen (8. Sept.). Wenige Tage nachher wurde die 
Geſandtſchaft an den Wiener Congreß gewählt; fie follte ven Bundesvertrag vorlegen, aber 
eine Gemährleiftung deſſelben durch die Mächte, von weicher man befürdhtete, fie würde den 
Anlaß zu häufigen Einmifhungen derfelben in innere Fragen der Schweiz bieten, ablehnen, 
und was bie durch die Übereinkunft von 16. Aug. 1814 auf den Weg jhiedsrichterliher Ent- 
fheidung gewiejenen Territorial= und Entſchädigungsanſprüche von alten an neue Gantone be: 
traf, fo ließ die Inftruction an die Congreßgeſandtſchaft deutlich durchblicken, daß man eine 
definitive Befeitigung diefer Streitigfeiten durch den Gongreß nicht ungern jehen würde. Dies 
geihah durch die „Erklärung des Wiener Gongrefled, betreffend die ſchweizeriſchen Angelegen- 
heiten“, vom 20. März 1815. Vorangeſtellt wurde darin die Anerfennung der „Integrität‘ 
der 19 Bantone, wie fie zur Zeit der Übereinkunft vom 29. Der. 1813 beftanden hatten, ein 
Sag, der feinen andern Sinn hatte, ald die Anfprüde Bernd und feines Anhangs auf Ge: 
bietötheile der durch die Mediationdacte neugefhaffenen Gantone zu befeitigen, und welden 
fpäter die reactionäre Diplontatie mit Unrecht fo zu deuten verfuchte, als dürfe die Schweiz nicht 
durch Revifion des Bundesvertrags von 1815 dem Bund Rechte übertragen, welche nad) dieſem 
Bundedvertrag in den Bereich ver Bantonalfouveränetät fielen. Wallis, Genf und das wieder 


37) Wir verweifen in diefer Beziehung auf G. Vogt, Handbuch des Bundesrechts, ©. 111 fa. 
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an Preußen zurüdgefallene Fürſtenthum Neuenburg wurden ald drei neue Gantone mit der 
Schweiz vereinigt; das Dappenthal follte ihr reftituirt werden. Dem Canton Bern wurde bie 
Stadt Biel und das ganze Fürftbisthum Bafel, mit Ausnahme eines fleinen dem Canton Bafel 
(fpäter Bafel: Land) zugetheilten Stücks, des fogenannten Birsecks zugeiprodhen; Waadt jolkte 
an die durch Aufhebung der Laudemien in diefem Canton gejhädigten Berner eine Entſchädi— 
gungsfumme von 300000 ſchweizer Branfen entrichten; den Eantonen Aargau, Waadt, Teſſin 
und St.Gallen wurde die Auszahlung einer Entfhädigungsjunme von 500000 ſchweizer 
Branfen an die demofratifchen Kantone auferlegt. Erft nachdem die Tagiagung die Annahme 
diefer Verfügungen erklärt hatte, Eonnte der Bundesvertrag beſchworen werden (7. Aug. 1815). 
Nidwalden, welches fi) beharrlid weigerte, demjelben beizutreten, wurbe durch bewaffnete 
Intervention der Tagfagung dazu gezwungen und mußte zur Sühne feiner Halsftarrigfeit das 
Thal Engelberg an Obwalden abtreten. 

Der Bundeövertrag von 1815 brach nicht jo jhroff mit der Vergangenheit, wie es jowol 
die Helvetif ald die Mediationdacte 38) gethan hatten. Faſt alle eidgenöſſiſchen Concordate und 
die meiften Tagſatzungsbeſchlüſſe ver Mediationsperiode blieben in Kraft: die erftern erhielten 
unter der Herrſchaft des Bundesvertrags von 1815 noch ſtarken Zuwachs, namentlidy in Be: 
ziehung auf Gegenftände des intercantonalen VPrivatrechts 3%) und bürgerrechtliche Verhältniſſe. 
Aber während die Mediationsdacte ſich für eine, freilid) oetroyirte, Verfaſſung ausgab, hielt die 
Bundesurfunde von 1815 die vertragsmägige Natur ded Staatenbundes feft, ſodaß die Bun- 
deögewalt und ihre Rechte auf keinem andern Fundament beruhten ald auf der freiwillig zuge: 
ftandenen Abtretung von gewiffen Hoheitöredhten von jeiten der im Bunde ſtehenden ſouveränen 
Staaten. 20) Daher die Bereinigung aller Competenzen des Bundes in der aus den Gantonal- 
abgeordneten beftehenden Tagſatzung; das gleihe Stimmrecht aller Cantone an der Tagjagung 
(die Stimme der getheilten Gantone, Unterwalden, Appenzell u.j.w. zählte nur, fofern beide 
Gantonstheile übereinftimniten) ; die Stimmgebung der Abgeorbneten nad) Inftructionen ver 
Gantone; der Mangel directer Beziehungen zwiſchen der Bundesgewalt und ver Nation. Nicht 
die Völferfchaften ver Gantone bildeten ven Bund; beſchworen wurde er jetweilen von den „Ge— 
fandten der 22 fouveränen Stände im Namen und ald Bevollmädhtigte der Bürgermeifter, 
Schultheißen, Landammänner, Häupter, Landeshauptmann, Staatdräthe, Syndiks, Klei— 
nen und Großen Räthen und ganzen Gemeinden *!), der hohen Stände Züri u.f.w.”. Die 
ſchleppenden Berathungsformen, bei weldhen ſich häufig in den widhtigften Fragen weder für 
noch gegen eine Mehrheit von 12 Standeöftimmen finden wollte, waren von dbem Organismus 
diefes Staatenbundes unzertrennlich; aud die Verbefferungen, welche das Tagfagungdregle- 
ment von 1835 anbrachte, vermochten nicht, das Übel gründlid) zu befeitigen , welches vielleicht 
mehr ald alles übrige dazu beigetragen hat, den Staatenbund von 1815 bei einem an raſche 
Mehrheitsentſcheide gewöhnten Volk ins Gefpött zu bringen. 

Die Competenzen der Tagfagung in Bezug auf dad Auswärtige blieben im wejentlichen 
gleich beſtimmt wie unter ver Mebiationdarte; aud) das Erforberniß einer Majorität von brei 
Viertel Stimmen für Krieg, Frieden und politiihe Bündniffe blieb beftehen. Doch drang, ob: 
mol im Bundesvertrag nicht auögefprodhen, der Grundſatz durch, daß Verträge über Nieder: 
laffung, Handel, Auslieferung u. dgl. zwar nur durd bie Tagſatzung geſchloſſen werben Eönn- 
ten, aud dann aber nur für die beitretenden Stände verbindlich jeien. Dagegen war ber 
Abſchluß von Militärcapitulationen #2) und Verträgen mit dem Auslande über „‚öfonomijche 
und Polizeigegenftände” wieder ven Kantonen anheimgegeben unter ber einzigen Beihränfung, 
daß foldhe Verträge der Tagfagung zur Kenntniß zu bringen feien. Was aber widhtiger mar 


88) „Es können feine Rechte auf den ehemaligen politiichen Zuftand der Schweiz begründet wer: 
den”, Kap. 20, Art. 40. 

39) Bl. über die eigenthümlichen Grundfäge, welche in der Schweiz in diefer Lehre gelten, die 
treffliche Abhandlung von Wyß in der Zeitfchrift für fchweizerifches Recht, IT, 34 fg. 

40) $. 8 des Bundesvertrags: „Die Tagſatzung beforgt, nad den Vorfchriften des Bundesvertrage, 
bie ihr von den fouveränen Ständen übertragenen Angelegenheiten des Bundes” u.f.w. ' 

41) Der „Kürft‘‘ von Neuenburg fehlt in diefem Regierungsregifter der Schwurformel, weil bie 
Tagfagung ſich ausdrüdlich den Standpunft gewahrt hatte, daß fie in allen die Berhältniffe Neuenburgs 
zur @idgenofienfchaft betreffenden Angelegenheiten nur die in Neuenburg refidirende Regierung (Staate« 
rath) kenne. (Bal. Art. 1 der Aufnahmsurfunde vom 19. Mai 1815.) 

42) Soldye Bapitulationen beftanden namentlich mit Frankreich (bis 1830), Neapel, Holland und 
dem Papſt. Vgl. Enell, Handbuch des ſchweizeriſchen Staatsrechte, T, 540 fg. 
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als diefe Gompetenzregeln, die formelle Frage nämlih, ob die Cantonsbehörden in directen 
Berkehr mit fremden Geſandten und auswärtigen Regierungen treten dürfen, wurde zu Gunften 
der Gantonaljfouveränetät entjchieden und damit der Weg gebahnt zu all den Einmiſchungen, 
welche fih von 1815—48 die Diplomatie einzelnen Gantonen gegenüber erlaubte. Richterliche 
Befugniffe waren der Tagfagung nicht mehr zugewieſen, fondern für Streitigkeiten unter Can— 
tonen „über Gegenftände, die nicht durch den Bundeövertrag gewährleiftet find“, das alteidge- 
nöſſiſche fhiedsrichterliche Verfahren mwiederhergeftellt. 3) Beſondere Sorgfalt wurde, nachdem 
die Kriegsjahre die Mängel der ſchweizeriſchen Wehrverfaflung gezeigt hatten, der Pflege des 
Militärwejend zugewendet; das Bundedcontingent in Auszug und Nejerve (d. h. erfted und 
zweite Aufgebot) murde allmählich bis auf 64019 Mann gebradit, die Gentralmilitärichule in 
Thun für Ausbildung von Offizieren des Generalftabs und der Specialwaffen zwedmäßig er: 
weitert, Aufiiht über das cantonale Militärmejen geübt u. ſ.v. Die Cingangsgebühr auf 
Waaren mit der Zwedbejtimmung, dap Daraus ein eidgenöjjifher Kriegsfonds angeſammelt 
werben folle, behielt man bei; der Betrag deffelben, vermehrt durch den der Schweiz zugeſpro— 
henen Antheil an der von Branfreich zu bezahlenden Kriegsentfhädigung, war im Jahre 1846, 
vor Ausbruch des Sonderbundäkriegs, auf circa 6 Mill, franzöfifche Brancd angewachſen. Die 
übrigen Ausgaben ded Bundes wurden beftritten durch Einforderung von „Geldcontingenten“ 
der Gantone; die Scala, nad) welder diefe Gontingente berechnet wurden, war gegründet 
theild auf die Bevölkerungszahl, theild auf die öfonomishen Zuftände der einzelnen Gantone. 
Der ſchwierigſte Punkt in der Organifation war, wie natürlih, die Ginrihtung der Bun— 
dederecutive; ſoll diefe eine wirflihe Macht und jelbftändige Bedeutung haben, fo beruht Die: 
jelbe unmittelbar auf ven Rechten des Bundes als folden und kann nidyt von einer Übertragung 
durd die Kantone fich herfchreiben; das Princip des Staatenbundes bringt es deshalb mit ſich, 
daß er eine Fräftige Bundesderecutivgewalt nicht zu jhaffen im Stande iſt. Man begnügte ſich 
daher im Bundesvertrag von 1815, einen von je zwei zu zwei Jahren zwifhen Züri, Bern 
und Luzern wechjelnden Vorort aufzuftellen „mit den bis zum Jabre 1798 audgeübten Befug: 
niſſen“ — eine nichtsſagende Berlegenheitöbefinition, denn gerade darüber, welches dieſe Be— 
fugniffe gewefen feien, war niemand im Klaren. Praktiſch machte ſich die Sache fo, daß der 
Borort fi viele Gompetenzen herausnehmen durfte, wenn er darauf rechnen konnte, daß die 
Tagjagung materiell mit ver Verfügung einverftanden fein oder wenigſtens feine Zwölf:Stim- 
menmehrheit zur Misbilligung ded Vororts zu Stande fonımen werde. Welde cantonale Be: 
hörde ald „vorörtliber Staatdrath” die eidgenöſſiſche Geihäftsleitung führen folle, war ver 
eigenen Beftimmung der VBorortöcantone überlaffen. Der im Amt ftehende Bürgermeifter oder 
Schultheiß des jeweiligen Vororts bejaß feine eigenen Kompetenzen; er war von Amts wegen 
Präfident ver Tagjagung. Der „eidgenöſſiſche Repräfentantenrath‘‘, weldhen nach Maßgabe des 
Bundesvertrags die Tagſatzung in außerordentlidhen Fällen der vorörtlihen Behörde an die Seite 
geben durfte und deflen Glieder nad einer beſtimmten Kehrordnung aus den Magiftratöperfo- 
nen der einzelnen Gantone genommen werden follten, ift nicht ein einziged mal einberufen worden. 
Die Beihränfungen, welde der Bundeövertrag den Gantonen auferlegte, waren nicht fehr 
erbeblih. Sie follten fi unter allen Umftänden, wenn Streitigfeiten entftänden, jeder Ge- 
waltübung gegeneinander enthalten und die bundedgemäße Entiheidung gemwärtigen; bejon- 
dere „dem allgemeinen Bunde oder den Rechten anderer Gantone nachtheilige“ Sonderverbin- 
dungen waren unterfagt. Ihre Berfaffungen mußten fie der Tagfagung vorlegen, melde ihnen, 
wenn ſich Feine bundesrechtlich unzuläfjige Vorſchrift darin fand, die eidgendffifhe Garantie er- 
theilte, eine Garantie, welche indeß bei ven Verfaffungdänderungen in den Gantonen in den 
dreißiger Jahren jo audgelegt wurde, daß der Bund feine VBerpflihtung habe, zum Zweck der 
Aufrehterhaltung einer unter eingenöfiiihe Garantie genommenen Berfaffung in Revifiong: 
bewegungen der Gantone zu interveniren. Der im Bundedvertrag ausgeſprochene Grundfag, 
daß „ver Genuß der politifhen Rechte nie das ausſchließliche Privileglum einer Klaffe der Can— 
tondbürger fein könne“, hinderte nit, daß in den Verfafjungen aller Städtecantone die Bür- 
gerihaft ver Hauptftädte einen die Proportion ihrer Bevölkerungszahl weit überfteigenden An— 
theil an der politifhen Nepräfentation erhielt. Gin eigener Artikel des Bundesvertrags nor- 
mirte das Verfahren gegenfeitiger Hülfsleiftung zur Abwendung innerer oder äußerer Gefahren 
und das Recht eidgenöffifher Interventionen, anfnüpfend an die vor 1798 angenommenen 


43) Dgl.darüber G. Vogt in der Tübinger Zeitichrift für Stantswiffenfchaft, Jahrg. 1857, ©. 330fg. 
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Grundfäge, ſodaß die „Mahnung” eines Bantond an einen andern dieſem die Pflicht auferlegte, 
dem Mahnenvden Hülfe zu leiften, die Frage aber ungelöft blieb, ob und wann aud ohne Mab: 
nung die Bundesbehörbe zur Intervention in einem Canton berechtigt fei, und ebenſo Zweifel 
darüber walteten, welches in ſolchen Fällen die Gompetenzen des Vororts feien. 

Als Zwecke des Bundes waren lediglich „Behauptung der Freiheit, Unabhängigfeit und Si: 
herheit gegen alle Angriffe frenider Mächte”, ſowie „Handhabung der Ruhe und Ordnung im 
Innern” genannt. Nebenbei wurde aud in dem von den Mannfhaftscontingenten der Gantone 
zur Bildung des Bundesheerd handelnden Artifel die Aufrechterhaltung der ſchweizeriſchen 
Neutralität erwähnt. Aber in Wahrheit enthielt ſchon der Bundesvertrag jelbft Vorſchriften, 
die fih nur aus einer umfaffendern Zwedbeftimmung erklären ließen. So die auf ausdrüdli: 
ches Begehren des päpfllihen Nuntius in den Tert des Bundedvertrags aufgenommene Gemähr- 
leiftung der Klöfter und Kapitel, und ferner, in einer auf richtigerm Verſtändniß des Wohlfahrts: 
zweds beruhenden Anwendung, die Gewährleiftung ded freien Berfehrs im Innern der Schweiz. 
Diefe legtere Gewährleiftung war freilich magerer ausgefallen als in der Mebiationdacte, und 
hatte ſchon dieſe legtere eine Auslegung erfahren, welche das Beſtehende ängſtlich jchonte und 
nur die allergröbiten Misbräuche in den dem innern Verkehr auferlegten fiscaliſchen und poli— 
zeilichen Bedrückungen milderte, fo wagte man ed unter dem Bundesvertrag noch viel weniger, 
das Übel an den Wurzeln zu faffen. Das cantonale „Ohmgeld“ (Gingangszolf auf geiftige Ge: 
tränfe ſchweizeriſchen oder ausländiſchen Urſprungs) blieb beftehen, obwol e8 die Tagſatzung 
nicht als bundesgemäß anerkannte; nichts hinderte die Cantone, an ihren Grenzen gegen das 
Ausland außer ven allerdings ſehr niedrigen eidgenöſſiſchen Eingangszoöͤllen noch beſondere can— 
tonale Zölle zu erheben. Etwa 400 innere Zölle, Weg- und Brückengelder, verbindliche 
Kaufhaus- oder Niederlagsgebühren u. dglem. beſtanden mit Genehmigung der Tagſatzung; 
wo die Genehmigung nicht ertheilt oder abgelaufen war, fehlte häufig dem Bunde die Kraft, 
die Forterhebung zu hindern. 

Aber ſo beſchränkt jene Zweckbeſtimmung auch war, ſo elaſtiſch war doch der Ausdruck 
„Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern“, und als ſeit den dreißiger Jahren der 
Bundesvertrag von 1815 nur noch deshalb ertragen wurde, weil man ſich über das, was an 
deſſen Stelle treten ſolle, nicht einigen konnte, wußte man ſich dieſe Elaſticität zu Nutze zu 
machen. Die Aufhebung der Klöſter im Canton Aargau (13. Jan. 1841) nad einem Volks 
aufftande, deffen Anzettelung man ohne vollgültigen Beweis den Klöftern jhuld gab, wurde 
von diejem Geſichtspunkt aus gerechtfertigt, und die Tagfagung gab fih, nachdem fie anfangs 
Miene gemacht hatte, die im Bunbesvertrag ausgeſprochene Kloftergarantie Aargau gegenüber 
durchzuſetzen, mit dem Zugeftändniß der Wiederherftellung einiger Frauenflöfter zufrieden 
(31. Aug. 1843). Der Orgentrumpf, den Aargau außfpielte, der Antrag nämlih, den Je: 
juitenorden aus ver Schweiz auszuweiſen, wurde ebenfall® mit den Frievensftörerifchen Ten— 
denzen ded Ordens motivirt (Tagſatzungsbeſchluß vom 3. Sept. 1847). 

Gin politifches Leben, Gegenjäge und Parteibildungen auf dem Grunde diefed Bundes: 
vertrags Fonnten ji in der Schweiz nicht geftalten. Alle politiihe Bewegung hatte ihren Sig 
in den Gantonen; der Bund war ein Mittelpunkt, an weldem fid) allerdings manches ab: 
ſchliff, aber von dem nicht eigene Kraft ausftrömte. Gin Bund der Regierungen, bielt er ſich 
fo lange, ald in ven Gantonen Obrigkeit und Staat gleihbedeutend waren, aber ald, angeregt 
durch die Julirevolution in Frankreich (1830), einer ver ariftofratifhen Gantone nach dem an— 
dern den Grundſatz der Volksſouveränetät annahm, war es ein grelles Misverhältniß, daß 
der Bund auf einer entgegengeſetzten Baſis beruhte. Die Volksbewegung i in den Cantonen geht 
von nun an ihren eigenen Weg; durchgreifende Änderungen in demokratiſchem Geiſte werben 
vollzogen; der Bund iſt bei alledem meift paſſiver Zuſchauer, oder wo er eine eingreifende 
Rolle fpielt, das Werkzeug bald diefer, bald jener Partei, welche jedes Mittel der Verftärfung 
ihrer Macht benugt, unbefümmert darum, ob fie im Geifte der Berfaffung an ihrer Weiterbit- 
dung arbeite oder Steine zu ihrer Zerftörung herbeitrage. Das ift die Periode der Putiche, der 
Unruhen und Wirren, in denen die bejorgten Nachbarn nichts als die Ausbrüde eines wüſten, 
anarchiſchen Treibens ſahen, während ed in Wahrheit nur die Geburtswehen waren, aus 
denen jchließlich eine aus eigener Kraft regenerirte Schweiz hervorgehen mußte. Es war fein 
Unglüf, daß die in den Jahren 1832 und 1833 verſuchte Revifion des Bundesvertrags ſchei⸗— 
terte; im Volf war damals das Intereffe an diefer Brage noch gar nicht warm geworben, und 
erft mußte in den Gantonen ein fiherer Grund gewonnen fein, bevor man an den Ausbau deö 
Bundes Hand anlegte. Eine Schilderung jener Wirren der dreißiger und vierziger Jahre Liegt 
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außerhalb. der Grenzen dieſer Abhandlung; wir müffen und begnügen, bie wichtigften derjeni- 
gen Streitpunfte hervorzuheben, welde zu Ginwirfungen der Bundesbehörde Anlaß gaben. 
Schon im Jahre 1831 begannen die Gonflicte zwifhen Stadt und Landſchaft des Kantons 
Bajel, die durch die Haldftarrigfeit ver Stadt fo meit gediehen, daß die Tagfagung, dem Be: 
gebren beider Theile nachgebend, die Trennung in zwei Halbeantone ausſprechen mußte (14. Juni 
und 14. Sept. 1832). Ebenſo trennten ſich, wiewol nur auf Eurze Zeit, die äußern Bezirke 
von Schwyz, die vom alten Lande fortwährend in Abhängigkeit gehalten wurden, und confti- 
tuirten fih mit Gutheißung der Tagfagung zu einem Halbeanton „Schwyz Äußeres Land’ 
(Mai 1832). In Neuenburg wurde, nachdem ein Aufftand der republifanifchen Bartei unter- 
drüdt war, von den Royaliften das Begehren un Rostrennung von ber Gidgenoflenihaft ge- 
ftellt, vom König von Preußen aber abgewiejen (Februar 1832). Es fam das fogenannte 
Siebnerconcorbat zu Stande, d. h. ein Garantieverttag von fieben Gantonen, welche ihre Ber: 
faflungen in demokratiſchem Sinne umgeftaltet hatten, zu gegenfeitigen Schuß ihrer neuen Ver: 
faffungseinrihtungen, und ihm gegenüber bildete fih, ein Vorfpiel zum fpätern Sonderbund, 
die jogenannte Sarnerconferenz, deren Theilnehmer an der Tagſatzung nicht mehr erjchienen, 
aber, nachdem die Tagfakung die Gantone Bafel und Schwyz hatte befegen laffen, ſich dem 
Auflöſungsbeſchluß (12. Aug. 1833) unterwerfen mußten. In den folgenden Jahren traten 
Reibungen mit dem Auslande in den Borbergrund ber politifhen Discuffionen; man betrachtete 
die Schweiz ald den Herd aller revolutionären Umtriebe, weldye die Ruhe der Nachbarſtaaten 
bedrohten, verlangte Ausweifung der politifhen Flüchtlinge, welchen fie ein Afyl gewährte, 
wie namentlich der Theilnehmer am Savoyerzug (2. Febr. 1834), am Steinhöfzlifeft bei Bern 
(27. Juli 1834), des Prinzen Ludwig Napoleon (Herbft 1838), und nicht immer war die 
Haltung der Schweiz ſolchen Zumuthungen gegenüber eine fo fefte und ehrenmwerthe wie in 
diefem legten Fall. Bedeutend erfchüttert wurde, freilich nur auf die Dauer einiger Jahre, die 
bisherige freifinnige Mehrheit der Tagfagung durd den Fall der züricher Regierung infolge 
des Putſches, welchen die Berufung des Dr. Strauß an die Univerjität Zürich hervorrief (2. Sept. 
1839); bald folgten Aufflände der ultramontanen Partei in Solothurn und Aargau, wo jedoch 
die Regierungen ſich jiegreich behaupteten (Januar 1841), dann aber die Berfaffungsrevifion 
in Luzern, welde diefen Kanton, den Fatholifchen Vorort, ganz in die Hände der ultramon: 
tanen Partei lieferte (1. Mai 1841), ſodaß mit feiner Unterftügung die blutige Unterdrüdung 
der „Jungſchweizer“ im Unterwalli8 dur die von ihren Prieftern gehegten fanatifhen Ober: 
wallifer ausgeführt werden Eonnte (Mai 1844). In den Vordergrund aber traten vier eidge- 
nöfjifhe Streitfragen: die der Aufhebung oder vielmehr der Wieverherftellung der nargauifchen 
Klöfter, deren Ausgang wir bereitd anführten; ſodann die Ausweifung des Jejuitenorbeng, 
der, bis dahin nur in Freiburg und Schwyz anfällig, im Herbſt 1844 nad Luzeru berufen 
worben war; ferner das Verbot der Freifharen, welde, um im Canton Luzern einen Um— 
ſchwung zu erwirfen und ven Einzug der Jefuiten zu verhindern, wiederholte Cinfälle in den- 
jelben gemadt, aber am 1. April 1845 vor Luzern eine entſcheidende Niederlage erlitten hat: 
ten; und endlich die Frage ber Zuläſſigkeit des Sonderbundes, welhen zum Schug gegen ſolche 
Einfälle die jieben katholiſchen Stände Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg 
und Wallis unter ſich gefhloffen hatten. Noch fehr im Hintergrunde ſchwebend und im Volk 
wenig befproden, war doch für die weiter blickenden Staatdmänner ald endliche Löfung all diefer 
Eonfliete die feit 1833 auf den Tagfagungstractanden fortgefchleppte Bundedrevifion aus— 
erjeben. Die aargauifche Klofterfrage fiel ſchon 1843 aus den Tractanden der Tagfagung; ein 
Berbot der Freiſcharen, mit der Einladung an die Gantone, Strafbeftimmungen gegen dieſel— 
ben zu erlaffen, erging am 20. März 1845; zum Entſcheid über Sonderbund und Jefuiten 
dagegen gelangte die Tagfagung erſt, nachdem in Waadt, Bern und Genf Umwälzungen ftatt- 
gefunden hatten, welche die radicale Partei an das Ruder brachten, und im Großen Rath von 
Sanct:Gallen die Wahlen eine ſchwache Mehrheit für die gleihe Richtung ergeben hatten, Am 
3. Sept. 1847 wurde die Ausweiſung ded Iefuitenorbend beſchloſſen, am 4. Nov. gleichen 
Jahres die Execution der ſchon am 20. Juli zuvor beſchloſſenen Auflöfung des Sonderbundes. 
Die Borberathung einer neuen Bundesverfaffung wurde am 16. Aug. 1847 an eine aus den 
erſten Gefandten aller Gantone, welche grundfäglic für die Revijion des Bundesvertrags von 
1815 geſtimmt hatten, zufammengejegte Gommifjion gewiefen, allein erft, nachdem ber Son— 
derbund beilegt und die Geſandten der ehemaligen Sonderbundscantone fucceflive wieder in die 
Tagfagung eingetreten tvaren (zuerft beide Unterwalden, am 23. und 24. Dec. 1847, zulegt 
Zug, am 28. Ian, 1848), eröffnete diefe Commiffion ihre Berathungen, am 17. Febr. 1848, 
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fieben Tage vor dem Ausbruch der Revolution in Paris. Durch dieſes Teßtere Greigniß war 
mit Ginem Schlage der Sturm gezähmt, welchen Guizot und Metternich gegen die Auflöfung 
des Sonderbundes und gegen die Bundesrevilion heraufbeſchworen hatten; ſelbſt England, mel- 
ches in der Sonderbundsangelegenheit weſentlich dazu beigetragen hatte, die beabſichtigte Inter: 
vention Oſterreichs und Frankreichs von der Schweiz abzuhalten, Hatte ſich inſoweit ihnen an= 
geſchloſſen, ald c# die Zuftimmung aller Gantone ald eine condilio sine qua non für das Zu: 
ftandefomnien einer neuen Bundesverfaffung erklärte (Mote vom 18. Jan. 1848).*) Die 
Schweiz fonnte in Ruhe ihr Verfaffungsmwerf beendigen, und überblidt man, wie groß auch 
jet noh, nachdem der Sonderbundsfrieg die gefährlichſten Gegner der Bundesreviſion von der 
politiihen Bühne entfernt hatte und das gemeinfane Nationalgefühl aufs höchſte angeregt war, 
die Schwierigkeiten im Innern waren, welche fich einer Verftändigung über die Grundlagen der 
neuen Berfafjung entgegenftellten #5), jo verkleinert man das Verdienft der Staatfmänner, 
welche diejelbe endlich zu Stande brachten, dadurch nicht, daß man anerkennt, wie jehr dabei 
die Schweiz im Vergleich zu andern Ländern Europas durd die Umftände außerordentlich be- 
günftigt war. 

Uber ven Entwurf, weldhen die Reviſionscommiſſion ausgearbeitet hatte (3. April), wurde 
am 15. Mai die Berathung in der Tagfagung eröffnet und am 27. Juni gefchloffen. In allen 
Gantonen, mit einziger Ausnahme Freiburgs, wurde der Entwurf dem Volk vorgelegt und in 
14"/, Gantonen durch Volfdabftimmung, in Freiburg durch den Großen Rath die Annahme er: 
klärt. Tefjin, wo ſowol Großer Rath ald Volk eine bevingungsmweife Annahme ausgeſprochen hat: 
ten, wurde den verwerfenden Gantonen zugezählt. Ausdrücklich vermorfen hatten nur die drei Ur— 
cantone, Zug, Appenzell-Innerrhoden und Wallis. Die Tagfagung erflärte hierauf am 12. Sept. 
1848 mit Mehrheit (172/, Stimmen) die Annahme der neuen Bundesverfaffung; der von den 
Urcantonen erhobene Einſpruch, daß zu einem folhen Act Ginftimmigfeit gehöre, wurde von 
ihnen felbft thatfähhlich aufgegeben, indem fe unter Verzicht auf die anfänglich beigefügten Vor: 
behalte ihre Wahlen zu den neuconftituirten Bundesbehörden trafen (November1848). Auch 
die Diplomatie vergaß, je mehr die neuen Zuftände jich befeftigten, ihr Schmollen und fnüpfte 
den eine Zeit lang abgebrohenen Verfehr wieder an, Rußland, das im Jahre 1848 am ärgften 
gegen die Schweiz gepoltert hatte, freilich erft im Jahre 1855. 

Int fomit aud der Bundesvertrag von 1815 dahingefallen, ſo bilden dagegen die im 
gleichen Jahre ergangenen Acten des Wiener Congreffes und des zweiten Pariſer Friedens noch 
jegt einen wichtigen Bejtandtheil ded geltenden äußern Staatsrechts der Eidgenoffenfhaft. Außer 
der bereits erwähnten Wiener: Congreß-Grflärung vom 20. März 1815 ift namentlich durch ein 
Protofoll vom 29. März gleichen Jahres und den Art.3 des Zweiten Parifer Friedens, zunächft 
als Gegenleiftung der Schweiz für die von Sardinien zur Abrundung des genfer Gebiet zuge: 
ſtandenen Abtretungen, die Neutralität der Schweiz ausgedehnt worden auf die Provinzen 
Chablais und Faucigny und auf dad zwiſchen dieſen Provinzen und der Rhöne gelegenen Stüd 
Savoyens. Diefe Neutralifation iſt illuforifh geworden durd die Abtretung Savoyend an 
Frankreich (24. März 1860), da ihr Zweck gerade darin beftand, für den Fall eines Kriegs 
von Frankreich mit Sardinien den javoyiihen Provinzen dieſes legtern Staats den Schug der 
ſchweizeriſchen Neutralität zugumenden. Ginen Anhang zum Zmeiten Parifer Frieden bilder 
überdies die Urkunde vom 20. Nov. 1815, durch welche die Mächte anerfannten, „daß die Neu- 
tralität und Unverlegbarfeit der Schweiz, fowie ihre Unabhängigkeit von jedem fremden Ein- 
fluß dem wahren Intereffe aller europäiſchen Staaten entſpreche““, und den unverlegten und un: 
verlegbaren Beftand ihres Gebiets in feinen neuen Grenzen gewährleifteten. Gntriffen blieb 
der Schweiz das Veltlin, an deffen Verluft indeß Graubündten jelbft am meiften Schuld trug 


44) Bei Martens, Nouveau recueil, XI, 71, 55. Bortrefflich fegt den ſchweizeriſchen Standpunft 
in diefen Fragen auseinander die Antwortsnote der Tagſatzung vom 15. Febr. 1848 auf die Gollectiv- 
noten Ofterreichs, Frankreichs und Preußens, ebend, ©. 86 fg. 

45) Am meijten Arbeit machten die allgemeinen organifatorijchen Fragen (Eins oder Zweifammer: 
ſyſtem; Vertretung bes Bolfs und ber Gantone; Stimmgebung nach Inftruetionen für die Gantons- 
abgeorbneten ; DBeto der Gantone u. dgl.) und die fogenannten materiellen Fragen (befonders Aufhebung 
der innern Zölle und Verfehrsbefchränfungen, Übergang bes Poftregals an den Bund und daherige Ent: 
ſchaͤdigung an die Gantonsärarien, Gentralifation des Militärwefens u. dgl.). Die erfte Berathung ber 
Organifationsfragen im Schoje der Commiſſion hatte einen fo entmuthigenden Ausgaug, daß ein Mit: 
glied den Antrag ftellte, zu unterfuchen, ob es nicht zweckmäßiger fei, Zeit und Koften zu fparen und 
der Tagfapung das erhaltene Mandat zurückzugeben! (7. März 1848; Protofoll, S. 82.) 
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durch die Engherzigkeit, mit welcher es fidh gegen die Annahme feiner rhemaligen Unterthanen 
auf dem Fuß voller Rechtsgleichheit ſträubte. Streitig blieben die Befigverhältniffe in Betreff 
des Dappenthals, weldyes allerdings durch den Tert der Wiener-Congreß-Erklärung der Schweiz 
zugeſprochen war, von dem aber die Mächte nachträglich in einfeitigen Kundgebungen Frank— 
reich gegenüber anerfannten, daß die Billigfeit die Retroceſſion des Thals an Frankreich er: 
heiſche, nachdem dieſes denjenigen Theil des Pays de Ger, dur welden bis dahin die Ver— 
bindung zu Lande zwifhen Genf und der Schweiz unterbrochen war, im Zweiten Barifer Frieden 
der Schweiz abgetreten hatte. Erſt im Jahre 1860 ift diefe Streitigkeit Dadurch beigelegt wor: 
den, daß Branfreid die rechte Seite des Thald fammt der Straße, die Schweiz dagegen ben 
linfen Thalrand erhielt. Die Gebietöverhältniffe von Genf endlih wurden erft durch den im 
Jahre 1816 mit Sardinien abgefhloffenen Turiner Vertrag definitiv feftgeftellt unter Bedin— 
gungen, welche Sardinien allzu großen Einfluß auf dad Schidfal ver mit Genf vereinigten ka— 
tholiſchen Gemeinden geftatteten, ſodaß z. B. fein Einfprud im Jahre 1825 die Einführung 
der Eivilehe in denfelben zu hindern vermochte. 

4) Periode des Bundesſtaats, von 1848 bis auf die Gegenwart. *%) Die fhwei: 
zerifche Bundesverfaffung von 1848 ift dad Ergebniß eines Gompromiffes zwijchen den Forde— 
rungen einer an bie helvetifche Periode erinnernden Gentralifation und der dem Staatenbunde 
eigenthümlihen Autonomie der einzelneg Gliedſtaaten, jene die Gewährleiftung der gemeinfa= 
men nationalen Intereflen, dieje die Schugwehr der Minoritäten. Aus legtern erklärt es ſich, 
weshalb die Aufrehthaltung der Bantonaljouveränetät als politiſches Princip namentlich von den 
Fleinen Cantonen verfochten wird, weldye von ihrer politifhen und confefttonellen Eigenthüm— 
tichfeit am meiften erhalten haben, ſowie von den Gantonen der romaniſchen Schweiz, welche 
gegen bie „Germaniſirung“ auf ihrer Hut find. Die Gentralifationdtendenzen, welde man von 
diefer Seite dem Bunde von 1848 häufig zum Vorwurf macht, haben indeß nicht den bedenk⸗ 
lihen Gharafter mie in einfadyen Staaten ; in dieſen ft Gentralifation gleichbedeutend mit 
Übergriffen der Staatögewalt, insbeſondere mit Ertödtung des Geifted communaler Selbftän- 
digkeit, in Föderativſtaaten dagegen handelt es fi dabei um nichts weitereö ald darum, wer 
der Inhaber der dem Staat von Rechts wegen zufommenden, mit voller Achtung des ben Ge- 
meinden gebührenden Maßes von Selbftändigfeit bemeſſenen Hobeitsrechte fein folle, vb ber 
cantonale, ob der Bundesſtaat. Iſt man bei Entwerfung der Bundesverfajfung aud in man 
chem vielleicht zu bedächtig zu Werfe gegangen, jo war doch der Griff kühn und Fräftig genug, 
die oberfte Gewalt des Bundes fo zu beftellen, daß den Cantonen als ſolchen Fein anderer An: 
theil daran blieb al die Wahl der Mitglieder des einen der beiden gefeßgebenden Räthe der 
Gidgenoſſenſchaft. Sie dürfen Anträge an die Bundesbehörden flellen, aber nichts hindert, 
dad die Vertretung des antragftellenden Cantons jelbft im Ständerath gegen den Antrag 
ftimme. Im Gegenjag zu der Auffaffung des Bundes als eines Mandatars der Gantone, führt 
die Bundeöverfaflung den Grundſatz der freien politifhen Repräjentation in beiden Zweigen der 
Legislatur ded Bundes durch. Es ift wahr, nicht das im Bunde vereinigte Volk allein, auch 
die Einzelftaaten ald bejondere politiihe Individuen bilden eine coordinirte Grundlage bed 
Ganzen; jedem diefer beiden Elemente kommt deshalb auch eine eigene Vertretung im Bunde 
zu, jenem im „Nationalrath”, der im Verhältniß von je einem Mitglied auf je 20000 
Seelen gewählt wird, diefem im „Ständerath‘’, in welchen jeder ganze Ganton je zwei, jeder 
Halbranton#?) je einen Deputirten jendet. Aber im einen wie im andern Rath flimmen bie 
Mitglieder frei nach ihrer Überzeugung, ohne an Injtructionen gebunden zu jein, und bie Er: 
fahrung hat bewiefen, daß häufig, wo es ſich um cantonale Intereffen handelte, der Stände: 
rath fi) weniger davon befangen und geneigter zu Auspehnung der Bundescompetenzen beiwied 
ald der Nationalrath. In Nordamerika mag man das Zweifammerfoften aus biftorifchen 
Traditionen erflären; in der Schweiz dagegen fehlte es an folden Anfnüpfungspunften und be— 
rubte defien Einführung rein auf rationeller Grundlage. 

In Bezug auf die Wahl der Mitglieder des Ständeraths ift den Gantonen freie Hand ge— 
lafien, ſodaß fie namentlich aud die Amtsdauer derjelben nach Belieben feftfegen und die ihnen 
zukommenden, von den Gantonen zu beftreitenden Sigungögelder beftimmen. In den reinen De— 


5 mon 


46) Blumer, Handbuch des jchweizeriichen Bundesflantsrechts (2 Bde., Schaffhaufen 1862—64). 

47) Dies ift der einzige Punkt, in welchem ſich die Halbeantone (Unterwalden, Bafel und Appenzell) 
dermalen noch von ganzen Gantonen unterfheiden. In Wahrheit befleht fomit bie Eidgenoſſenſchaft nicht 
aus 22, jondern aus 25 Bantonen. 
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mofratien find die Randögemeinden, in den repräfentativen die Großen Räthe die Wahlbehörben. 
Genauere Vorſchriften find gegeben für die Wahlen in den Nationalrath. Stimmfähig und 
wählbar find mit Zurücklegung des zwanzigften Alterdjahres alle Artivbürger weltlichen Standes; 
nur für naturalifirte Schweizerbürger findet fi die Beſchränkung, daß fie, un wählbar zu fein, 
das Bürgerrecht feit fünf Jahren beigen müffen, und Beamte des Bundes, inbegriffen vie 
Mitglieder des Bundesrathe, können nicht gleichzeitig Mitglieder des Nationalraths fein. Auch 
fteht ed ven Kantonen frei, an die Annahme einer Wahl in ven Nationalrath den Verluft can- 
tonaler Beamtungen zu knüpfen, und mande haben durch jogenannte Incompatibilitätögefege 
hiervon Gebrauch; gemacht, um zu verhindern, daß die Gantonalverwaltung nicht durch Die An- 
nahme eidgenöſſiſcher Ehrenftellen von feiten der Magiftrate Nachtheil erleive. Die Wahlen 
find immer directe; die Gintbeilung in Wahlkreife wird durch Bundesgeſetz feftgeftellt, ſodaß 
jeder Canton (auch Halbeanton) wenigftens einen Wahlkreis bildet und Theile verfchiedener 
Gantone nicht zu einem eidgendffischen Wahlkreis vereinigt werden dürfen. Die Zahl ver Wahl⸗ 
Freife ift feit der Volkszählung von 1860 47, die je 1 bis höchſtens 5 Vertreter, zufammen 
128 Mitglieder des Nationalvath3 zu wählen haben. Die Gantonalgefeggebung macht Regel 
in Bezug auf die Art und Weife, an welhen Orten und auf welche Weife in diefen Wahlkreiſen 
die Abgabe der Stimmen geſchehen foll; ber vorläufige Entſcheid über die Gültigfeit einer Wahl 
fteht der Gantondregierung, die definitive Anerfennung dem Nationalrath jelbft zu. Es findet 
Gefammterneuerungswahl ftatt #8) jeweilen von drei’zu drei Jahren am legten Sonntag im 
October (die legte im Jahre 1863); bei der am darauffolgenden erften Montag im December 
zu eröffnenden conftituirenden Sigung haben, bis zum Entfcheid über ihre Legitimation, vor: 
läufig alle diejenigen Sig und Stimme, welche mit einem Ginberufungsfchreiben ihrer Can— 
tondregierung verfehen find. Jeder der beiden Räthe beftellt für jede Sigung fein Bureau neu; 
die Präſidenten einer Sigung find für die zunächſt folgende nicht wieder wählbar. Die Sigun: 
gen der Bundedverfammlung dauern jelten länger ald vier Wochen und finden jeit 1863 regel: 
mäßig im Juli und December flatt; daneben fönnen jedoch auch auferorventlihe Sigungen 
einberufen werben. Allgemein ift in der Schweiz der Grundfag angenommen, daß der Prä- 
fident eines Gollegiums nur bei Wahlen und beim Einftehen der Stimmen eine Stimme abzu- 
geben hat; zur Beichlußfähigkeit genügt, einzelne Ausnahmafälle vorbehalten, in den Bundes- 
behörven die Anwefenbeit ver abjoluten Mehrheit ver Mitglieder. 

Zu jedem Bundeögefeß over Bundesbefhluß gehört die Zuftimmung beider Räthe; beion- 
dere Gompetenzen, wie fie in ber norbamerifanifhen Union dem Senat betreffend die Mit- 
wirfung zu Wahlen, die Gutheifung von Staatöverträgen, ven Entſcheid über Staatdanfla- 
gen, dem Repräfentantenhaus in Bezug auf Anbringung folder Anflagen eingeräumt find, be: 
ftehen nach der fchweizerifhen Bundesverfaffung nit. Beforgniffe vor der im Zweifammer- 
foften liegenden Gefahr des Nihtzuftandefommensd eines Beſchluſſes haben dagegen die die 
Gleihberehtigung des nur 44 Mitglieder zählenden Ständeraths bedeutend ſchwächende Bor: 
fhrift hervorgerufen, daß zur Vornahme von Wahlen #9), zum Entſcheid über Gompetenzftrei- 
tigkeiten zwiſchen dem Bund und einem Canton, jowie zur Verhandlung über Begnabigungen, 
beide Räthe zur „‚vereinigten Bundesverfammlung” zufammentreten, ſodaß die abfolute Mehr- 
heit der ſtimmenden Mitglieder beider Räthe enticheidet. 

Wichtiger aber noch als diefe Abweichung ift im Vergleich zur nordamerifanifchen Bundes- 
verfaffung bie ganz verjchiedene Behandlung des Verhältniffes der Bundeöverfammlung zur 
Grecutivbehörde de8 Bundes, dem Bundedrath, und überhaupt die Stellung der oberften Ge— 
walten des Bundes zueinander (die eigenthümliche Anjiht von der „Theilung der Gewalten“). 
Der Bundesrath befteht aus fieben, von der Bundesverſammlung aus verfchiedenen Gantonen, 
aber in übrigen frei aus allen in ven Rationalcath wählbaren Bürgern gewählten Mitgliedern ; 
Berfaffung und Geſetze des Bundes weiſen ihm beftimmte Gompetenzen an, aber von allen fei- 
nen Beichlüffen und Entfcheiden kann, freilich in der Regel nicht mit Suspenfiveffect, an die 
Bunbesverfanmlung reeurrirt werden. Erft in ben legten Jahren hat man einen jehr ſchüchter— 


48) Diefes Prineip ift überhaupt confequent durchgeführt, fobag mit Ausnahme der Ständeräthe 
und der Profeſſoren am eidgenöfftfchen Polytechnifum in Zürich, alle eidgenöffiichen Behörden und Ber 
amten, die Bunbesrichter einbegriffen, von drei zu drei Jahren einer Erneuerungswahl unterworfen find. 

49) Die Bundesverfammlung wählt den Bundesrath, das Bundesgericht — und aus deren Mitte 
die Präfldenten und Bicepräfldenten beider Behörden — den Kanzler, und im Fall einer größern eid» 
genöffiichen Truppenaufftellung den General und den Ehef des Generalftabe. 
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nen Anfang gemadt, in Detailfragen der eidgenöſſiſchen Abminiftration u. dgl. Recurfen ge— 
gen Anordnungen des Bundesraths dad Forum der Bundedverfammlung aus dem Motiv zu 
verfchließen, weil derfelbe innerhalb der Schranken feiner@ompetenz gehandelt habe. Der Bun: 
desrath ift ſomit weientli ein Grecutivausfhuß der Bundesverfammlung, als deren Diener 
und Mandatar er praftifch behandelt wird, nicht Inhaber eines felbitändigen, direct vom Volk 
übertragenen, mit dem Geſetzgebungsrecht der Bundesverſammlung in gleihen Rang ſtehen— 
den Negierungdrehtd. Der Bundesrath ift die untere, die Bundesverſammlung die obere In- 
ftanz in eidgendffifchen Angelegenheiten ; viele einfache Charakteriftif gibt eine viel richtigere Bor- 
ftellung von den ſchweizeriſchen Bundesinftitutionen der Gegenwart als eine mit Detail über: 
ladene Schilderung. Der jhweizerifhe Staatsbegriff it no zur Stunde der einer Übertragung 
der Gemeinde — nichts andered waren ja urfprünglich die Demofratien der Urſchweiz ſowol als 
die regierenden Städte — auf den Staat, und dieje Gigentbümlichfeit beherrſcht nicht nur die 
cantonalen Berfaffungen, fondern ebenfo auch die des Bundes. Damit im Zufammenhang 
fteht die VBerfümmerung des Bundesgerihtd. Jeder Rechtsſtreit unter Privaten, bei welchem 
ed ſich um die Zuftändigfeit der Gerichte ded einen oder andern Gantond handelt, vder deſſen 
Entiheid von der Auslegung einer Vorſchrift ver Bundesverfaffung, eined Bundesgeſetzes oder 
eidgenöſſiſchen Concordats abhängt, ebenjo jeder Redhtöftreit von Gantonen untereinander fann 
und, wenn ed ji um Streitigkeiten unter Gantonen handelt, muß vor die Bundesbehörden ge- 
bracht werben; aber wenn die Berhandlung big zu dieſem Stadium jih aud rein auf dem ge- 
richtlihen Boden bewegt hatte, fo ift doch nunmehr die bundesgemäße Entſcheidung faſt nie dem 
Bundesgericht, jondern regelmäßig dem Bundesrath übertragen, unter Borbehalt ded Recurjes 
an die Bundesverfanmlung. Theils ift dies ausdrüdlic in der Berfaffung vorgefhrieben, 
theils berubt e8 auf einer durch conftante Praxis beftätigten und aller Wahrſcheinlichkeit nad 
im Sinne der Urheber der Berfaffung liegenden Auslegung. Ausgenommen und dem Bundes— 
gericht überwiejen find Eivilrehtöftreitigfeiten unter Gantonen oder zwifdhen dem Bundundeinem 
Canton, ein feltener Fall, denn faft immer dreht fi ein Streit unter Staaten um Umfang 
und Geltung von Hoheitsrechten, und wenn das auch nicht eintritt, kann der Streit ein „ſtaats— 
rechtlicher‘ und demgemäß durch die politifhen Behörvden des Bundes zu enticheidender dadurch 
werden, daß dabei die Auslegung ber Bundesverfaffung oder eines eidgenöſſiſchen Concordats 
von mafgebendem Einfluß ift; von der Befugniß aber, dem Bundesgericht den Entſcheid über 
Beſchwerden wegen Berlegung verfaflungsmäßiger Rechte zu überlaffen, hat die Bundes: 
verjammlung feit 1848 in einem einzigen Ball (Dupre, 1851) Gebraud gemadt. So fam 
ed, daß bisjegt die Thätigkeit ded Bundeögerichts wejentlih auf die Behandlung von Erpro— 
priationöftreitigfeiten, welde, wenn fie fih auf Eifenbahnen und vom Bund fubventionirte 
oder unternommene Öffentliche Werke beziehen, nach eidgenöſſiſchem Gefeg zu beurtheilen find, 
und auf die nunmehr beendigte Zutheilung von Heimatlofen an die Gantone bejhränfte. Die 
ftrafricpterlihen Bunctionen des Bundesgerichts, zu deren Ausübung es jih in Anflagefanımer, 
Griminallammer und Gafjationdhof eintheilt und weldhe im Hauptverfahren mit Zuzug von 
Geſchworenen verwaltet werden, find durch die Gejeßgebung ded Bundes noch mehr bejhnitten 
worden, als ed in ver Abficht der Berfaffung lag 30); fie beziehen fih praktiſch nur auf gewiffe 
politifhe Verbrechen, und erft zweimal, zuerft gegen einige italienifche Flüchtlinge, welche die 
Schweiz compromittirt Haben follten (1848) und fodann zur Beurtbeilung der genfer Unruhen 
(1864), ift ed in ſolchen Fällen zu einem Urtheilsſpruch durch ein eidgenöſſiſches Gefhworenen- 
gericht gefommen, der beive male in einer Freiſprechung beftand. 5°) 

Jedes Mitglied ded Bundesraths fteht einem ‚„„ Departement” vor, der Präfident, der von 
Jahr gu Jahr wechjelt und nad Ablauf feiner Amtsdauer für das folgende Jahr weder ald Prä- 
fivent noch ald Vicepräfident wieder wählbar ift, verſieht jeweilen das diplomatiſche Departe- 
ment. Die übrigen Departements find: Inneres (Polytechniſche Schule; Maß und Gewidt; 
Statiftif; gemeingefährlihe Seuchen; Baus und Eiſenbahnweſen u.f.w.); Juſtiz und Po— 
lizei; Zoll und Handel; Poften und Telegraphen; Militärwefen; Finanzverwaltung, weld 


50) Dagegen hat man es unbedenklich gefunden, das Geſetzgebungsrecht des Bundes in Straffachen 
auf Fälle auszubehnen, welche nicht oder nur ausnahmsweiſe unter die Competenz ber eidgenöfftjchen 
Aififen fallen; fo beftimmt 3. B. das Bunbesftrafgefeg den Thatbeftand und die Strafe von Amtsver: 
gehen eidgenöfftfcher Beamten, aber die Gantonalgerichte haben in der Regel die Unterſuchung zu führen 
und das Urtheil zu ſprechen. 

51) Val. über die Jurisbiction des Bundesgerichts die Abhandlung von G. Bogt in der Tübinger 
Zeitfchrift für Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1857, S. 328 fg. 
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legterer die Pulververwaltung untergeorbnet ift. Berathende Collegien find ven Departements: 
sorftehern nicht an die Seite gegeben; nur für die Bolntehniihe Schule befteht ein Schulrath 
nit einem fländigen Präfidenten an feiner Spige. Die Gompetenz der Departementsvorfteher 
ift blos geichäftsleitender Natur; alle Entjheide gehen vom Bundesvarh ald Behörde aus. Neue 
BVerbandlungsgegenftände bringt der Bundesrath bei der Bundesverſammlung durd eine „Bot: 
haft‘ in Antrag; keineswegs aber ift die Bundedverfammlung irgendwie befhränft, felbft die 
Initiative zu ergreifen, und es ift nur übliche Rückſicht, in ſolchen Fällen den Bundesrath zur 
Berichterftattung über den Gegenftand einzuladen. Die Mitglieder ded Bundesraths dürfen 
im National: und Ständerath in Bezug auf jeden in Beratbung liegenden Gegenſtand das 
Wort ergreifen und perfünlicde Anträge ftellen, nicht aber Motionen, nene Gegenftände in 
Behandlung zu ziehen, anbringen. Alle Wahlen, die nicht ver Bundesverfammlung ober dem 
Bundesgericht übertragen find, hat der Bundesrath zu treffen; die Anzahl der ihm untergebe= 
nenen Beamten, die befonders in der Post = und Zollverwaltung zahlreich ſind, beläuft ſich auf 
mehr ald 2500. Die Gehalte der eidgenöffiihen Beamten und Angeftellten, die früher na- 
mentlich in den untern Schichten überaus Farg bemeſſen waren, find in den legten Jahren er— 
böht worden; ein Mitglied des Bundesraths erhält 8000, der Präfident 10000 Frs. jährliben 
Gehalt. Mufterhaft ift, infolge der oben hervorgebobenen Grundanidauung , die Eontrole, 
welche die Bundesverfammlung über den Bundesrath übt: alljährlich hat er auf einen feige: 
fegten Termin die Staatsrechnung nebft einem ausführlichen Bericht über feine gefammte Ge: 
fhäftsführung vorzulegen und die Acten der ganzen Verwaltung den von beiden Räthen zur 
Prüfung beftellten Gommiffionen zur Einſicht offen zu ftellen, ſodaß jedesmal nicht nur, wie 
bei Berathung des Budgets, Gelegenheit zu Wünſchen und Forderungen, fondern aud zu einer 
bis ins einzelne eindringenden Kritik ded Verhaltens der Bundesregierung geboten iſt. Als 
1862 der Bundesrath es mit dem Budget auf die leichte Achjel zu nehmen begann und im Ber 
trauen auf den guten Willen der Bundesverſammlung zu nachgiebig war in der proviforifden 
Bewilligung von Nachtragscrediten für die Militärverwaltung, wurde ihm eine fehr ernſte 
Mürge zutbeil, welche jeither gute Früchte getragen bat. . 
Der weſentliche Vorzug diefer Organifation des Bundes vor derjenigen, wie fie unter dem 
Staatenbunde von 1815 befland, liegt darin, daß vermöge derjelben die Garantien der Bundeb- 
verfaffung eine Wahrheit find. Schon das wäre ein großer Fortſchritt gewefen, aber die 
Bunbesverfaffung von 1848 bat überdies materiell die Sphäre des Bundes fehr erweitert °?) 
und ben Gantonen die zum Gedeihen ded Ganzen erforderlihen Einihränfungen auferlegt. 
Das Poftregal, bis dahin von vielen Gantonen auf ungebührliche Weile fiscalifch ausgebeutet, 
ging, wie e8 auch zur Zeit der Helverifhen Republik der Gentralregierung gehört hatte, an den 
Bund über, der fih dagegen verpflichtete, den Gantonen ven Reinertrag zu vergüten, welchen 
fie nad dem Durchſchnitt ver drei Jabre 1844—46 von dem Poftregal bezogen hatten, mit 
dem Borbehalt indeß, daß, wenn der Neinertrag, den die eidgenöſſiſche Poftverwaltung erziele 
hierfür nicht außreiche, die Cantone ſich einen entſprechenden Abzug gefallen laffen müſſen. 
Die elektriichen Telegrapben, welde die Bundesverfaſſung noch nicht gekannt hatte, wurden 
analog der Port zu einem Regal ded Bundes erflärt und werfen, obwol durchaus nicht in 
fiscalifchem Intereffe ausgebeutet, jegt der Bundesfaffe einen ziemlichen Reinertrag ab. Ebenſo 
wurde das Münzregal dem Bunde abgetreten und ihm die Aufgabe geftellt, ein einheitliches 
Maf: und Gewichtéſyſtem einzuführen. Eine neue Organifation erhielt das Grenzzollweſen. 
Die Zollgebühren wurden fo weit erhöht, daß fie die hauptſfächlichſte Einnahmsquelle des 
Bundes darftellen und den Bund von den „Geldeontingenten“ (Matrifularbeiträgen) ber 
Gantone unabhängig machen, ohne doch den Gharafter blofer Fiscalzölle zu verlieren ; ber 
Bezug blieb nicht mehr den Gantonen überlaffen, ſondern wurde den vom Bunde errichteten 
Grenggollftätten Übertragen. Die Freiheit des innern Verkehrs, welche die Bundesverfaffung 
vorſchrieb, wurde in liberalftem Sinn durchgeführt, die innern Zölle, Strafen: und Brüden: 
gelver, Kaufbansgebühren, Transportvorrechte u. ſ. w. befeitigt, die Abzugsrechte und die 
Zugrechte zu Gunften von Bürgern des eigenen Gantons gegenüber Bürgern anderer Gantone 
abgeihafft, nur das cantonale Ohmgeld auf geiitige Getränke beftätigte die Verfaffung, weil 
deſſen unentgeltlihe Aufhebung die Binanzen einiger Gantone zu jehr erichüttert haben würde 


52) „Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der Unabhängigkeit des Baterlandes gegen außen, 
Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern, Schuß der Freiheit und der Rechte der Eidgenoſſen 
und Beförderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt.‘ Bunbesverfaflung, Art. 2. 
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und eine Entfhädigung die Bundedfaffe zu ftark zu belaften fhien. Für die aufgehobenen Zölle 
und ähnlihen Gebühren erhalten die Cantone alljährlich eine durd Verträge genau firirte 
Entſchädigung ausbezahlt. Offeutliche Werke follte der Bund errichten oder unterftügen dürfen, 
fofern jle im Intereffe eines großen Theild der Eidgenoffenihaft lägen, und der blühende 
Stand der Binanzen des Buntes geftattete e8, von diefer Befugniß für Straßenbauten und 
Gewäffercorrectionen einen ausgedehnten und fegensreihen Gebrauch zu machen. So find die 
noch nicht zu Ende geführten Gorrectionen des Rhein und der Rhöne ſowie die fogenannten 
Alpenftragen (zur Verbindung von Wallis, Uri und Oraubündten untereinander) durch 
Subventionen des Bundes möglich geworden; für das gröfte diefer Unternehmen, die Corree— 
tion der Aare im bernifchen Seeland (jogenannte „Juragewäſſercorrection“) ift ebenfalls ein 
Beitrag von einem Drittel der Koften zugefichert. Den Eifenbahnen gegenüber entichieb fich der 
Bund für dad Suflem des Privatbaues, das heißt: der Bund als folder baut weder Eifen- 
bahnen noch betheiligt er ih daran mit finanzieller Unterftügung, er überläßt e8 den Gantonen, 
die Goncejjionen zu ertheilen oder felbft den Bau und Betrieb von Eifenbahnen zu über: 
nehmen, und behält ih nur das Recht vor, die Goncefjionen zu prüfen und zu genehmigen, 
fowie Zwangsconceflionen zu ertheilen, wenn ein Canton der Erftellung einer im allgemeinen 
Intereffe liegenden Eiſenbahn unbegründete Hinderniffe entgegenftellt. Der auf diefen legtern 
Artikel geftügten Intervention ded Bundes verbanft man die Herftellung einer birecten 
Scienenverbindung zwiihen Bern und Lauſanne über Freiburg (fogenanntes „Zweilinien— 
ſyſtem“, das heißt die Bergbahn im Gegenfaß zu der die Juraſeen entlang fi) hinziehenden 
Thalbahn). Die Berfaffung ermädtigte den Bund zur Errichtung einer eidgenöſſiſchen Hoch— 
ſchule und einer polytehnifhen Anftalt; nur dieſe legtere ift indef ind Reben getreten und, mit 
reihen Hülfdmitteln ausgeftattet, in dem den Wiſſenſchaften von jeher gemogenen Zürich zu 
großartiger Blüte gediehen. 

Befondere Aufmerfjamfeit widmete fhon die Bundedverfaffung und nicht minder bie feit- 
herige Geſetzgebung dem ſchweizeriſchen Wehrweſen. Der Berlotterung der ſchweizeriſchen 
Wehrkraft in aller Herren Dienſten trat die Verfaſſung entgegen durch das Verbot der Militär— 
capitulationen, welchem im Jahre 1849 das Verbot aller Werbungen für fremden Kriegädienft 
und im Jahre 1859 das Strafgefeg gegen Eintritt in fremden Kriegddienft und Werbungen 
für folden folgten. Erft dadurch Hat der oberfte Grundfag des Milizſyſtems „jeder Schweizer 
ift wehrpflichtig“ feinen vollen Ausdruck erhalten. Stehende Truppen darf der Bund gar nicht, 
ein Canton, wenn die Zahl derfelben 300 Mann überfteigt, nur mit Berilligung des Bundes 
halten. Der Bund hat die Inftruction der Specialmaffen, ver Scharfihügen, fowie der In— 
ftructoren für ſämmtliche Waffengattungen übernommen, feit 1860 auch diejenige der In— 
fanterieoffiziere, jo jedoch, daß die Benutzung ver Schulen für die Infanterie-Dffizierdafpiranten 
durd die Gantone facultativ gelaffen ift. Dauer der Dienftzeit, Enthebung von der Wehr: 
pfliht ?°), Dauer der Inftructiondcurfe und Übungsſchulen der Infanterie, Kleidung und 
Ausrüftung, Kriegsmaterial, Disciplin, Rechtspflege, Befoldung und Kriegsverwaltung und 
alles, was den Gantonen bleibt, ift unter gleihförmiges Geſetz und Reglement geftellt, deren 
Handhabung der Bund aufs eifrigfte bewacht. Die Beiträge eines jeden Cantons an Mann: 
haft und Material find durch Bundesgefeg beftimmt; bei der Ginführung der gezogenen 
Gefüge und des fogenannten Jägergewehrs als allgemeiner Bewaffnung der Infanterie hat 
der Bund den größten Theil der Koften auf feine Schultern genonmen. Das Bundesheer zer- 
fällt in Auszug und Referve (junge und ältere Mannfchaft), jener nad der Berfaffung 3, 
diefe 124 Proc. der bürgerrechtlich der Schweiz angehörenden Bevölkerung betragend; an beide 
Abtheilungen ftellt man, obwol für die Referve die Dauer der Ubungscurfe abgekürzt ift, 
die Anforderung gleicher Kriegstüchtigkeit. Die Eintheilung von Auszug und Reſerve in 
Brigaden und Divijionen ift, feit zu Ende 1856 und Anfang 1857 der Ausbruch eined Kriegs 
mit Preußen wegen Neuenburg drohte, eine bleibende. Seit 1860 hat man begommen, die 
Landwehr in den Gantonen unter Aufficht des Bundes zu organifiren,, ſodaß 1863 der Mann: 
ſchaftsbeſtand, über welden der Bund im Nothfall verfügen Fonnte, betrug: Auszug 85441, 
Referve 45621, Landwehr 63536 Mann. Der Aufwand, melden die Uniformirung, Aus: 
rüftung und Bewaffnung einer fo bedeutenden Kriegsmacht der Schweiz (Bund, Gantone, 


53) Aber das Eorrelat der ıallgemeinen Wehrpflicht, die „Militärſteuer“, welche den Nichtdient- 
thuenden auferlegt wird, ift ganz den Gantonen überlafien. Vgl. über diefe Steuer die Zeitfchrift des 
preußifchen Statiftifchen Burean, Jahrg. 1864, ©. 187 fo. 


252 Schweiz 


Gemeinden und die einzelnen Wehrpflichtigen zufanmengerechnet) verurſacht, ift nur um den 
Betrag der geringern Abnutzung niedriger, als ihn ein ſtehendes Heer von gleicher Stärfe 
erfordert, und einem ftehenden Heere fteht ein Milizheer entichieden nah in Bezug auf Ver— 
wendbarfeit außerhalb der Grenzen des eigenen Landes. 5*) Aber was das ſchweizeriſche Wehr- 
ſyſtem auszeichnet, ift die außerordentliche Defenfivfraft, welche e8 dem Lande verleiht, und in 
volkswirthſchaftlicher und finanzieller Hinficht liegt feine beſte Nechtfertigung in der einfahen 
Thatſache, daß in Friedengzeiten die ganze ſchweizeriſche Militärmadht von 194608 Mann im 
Jahre mit nur 1,437955 Dienfttagen, das heißt mit nicht mehr, ald eine ſtehende Truppe von 
. 3940 Mann in gleihem Zeitraum bedarf, in dienfttüchtigem Stande erhalten wird. 

Jeder Verkehr mit auswärtigen Regierungen und ihren diplomatischen Stellvertretern ift 
den Gantonen unterfagt. Der Bundesrath ift der einzige Vermittler aller Beziehungen zum 
Auslande; nur über die Gegenftände, die kein politifches Interefje varbieten, dürfen Gantone 
direct mit untergeorneten Behörden ded Auslandes Verkehr pflegen. Durhaus nicht klar aus— 
geſchieden aber find die Competenzen, welche dem Bund in Staatöverträgen mit den Auslande 
zufteben; die Bragen, wann der Bund blos als Vertreter und diplomatiſches Organ eines 
Gantond, und wann aus eigenem Recht einen Staatövertrag fließen, ob er über Angelegen: 
beiten, welche jonft nicht Grgenftand der Bundeögejeggebung fein fönnen, auf dem Wege des 
Staatsvertragd allgemein verbindliche Normen aufftellen darf u. dgl. m., find in der Bundes— 
verfaffung nicht erledigt und jeither jeweilen mehr nad Gonvenienz ald nad) ſtaatsrechtlichen 
Grundfägen und fait immer gegen die Gantonaljouveränetät beantwortet worden, fo im den 
Sreundfhafts:, Handeld: und Nieverlaffungsverträgen mit Sardinien (nunmehr Italien), 
Nordamerika, Großbritannien, Großberzogthum Baden, Belgien, Branfreih. Zu Grenz— 
verträgen pflegt man indeh die Zuftimmung ver betheiligten Gantone einzuholen. Die Ab- 
baltung jener ausländifchen Einflüffe, die in früherer Zeit in fo entwürbigender Weife auftraten, 
bezwedt dad Verbot der Annahme von Penfionen, Gebalten, Titeln, Geſchenken und Orden 
fremder Regierungen durch Mitglieder der eidgenölfischen Behörden. Ausländer werden, wenn 
nicht Staatöverträge die Gleihberechtigung verfelben mit den Ginheimifchen gewährleiften, 
mindeftens auf dem Fuß der Reciprocität behandelt, und der Fremdenhaß, der noch bier und 
da, namentlich unter ſtädtiſchen Bevölferungen, hervorbricht, ift wenigftens in den Gefegen und in 
der Prarid dev Behörden nicht anzutreffen. Politiſchen Flüchtlingen pflegt die Schweiz ein Aſol 
zu gewähren. Wenn der Bundesrath jeit 1848 darauf gehalten bat, daß dieſes Afyl nicht mis— 
braucht werde zu Umtrieben gegen die Ruhe und Sicherheit ver Nachbarſtaaten, fo ift er damit 
nur einer internationalen Verpflichtung nahgefommen, von deren Grfüllung das friedliche 
Verhalten unter Staaten abhängt. Mit mehr Net kann man es der Bundesbehörde zum 
Vorwurf machen, daß fie in einzelnen Fällen ſich zu gefällig bewies gegenüber Reclamationen 
ausländijcher Regierungen und hier und da ohne hinreichenden Grund von ihrer Befugniß zur 
Ausweifung politiiher Flüchtlinge Gebrauch made. 

Die Natur ded Bundesſtaats bringt es mit fi, daß der Bund in unmittelbaren Beziehun- 
gen zu den einzelnen Bürgern fteht. So weit freilich wie in Nordamerika ift diefe Seite in der 
ſchweizeriſchen Bundeöverfaffung nicht entwidelt; der Bund hat z.B. nicht dad Recht, directe 
Steuern von den einzelnen Bürgern zu erheben; feine Gerihtöverfaffung ift ferner nicht fo ent: 
widelt, daß es außer dem oberften Bundesgericht noch Bundesuntergerichte gibt u. dgl. m. Im— 
merhin hat jened politifhe Princip („Schuß der Freiheit und der Rechte der Eidgenoſſen“, 
Art. 2 der Bundesverfaffung) zur Folge gehabt, daß die Verfaffung ein Schweizerbürgerredht an— 
erfennt und praftifche politifche Folgerungen daran fnüpft. Dad Bürgerreht berubt nad 
ſchweizeriſcher Rechtsanſchauung auf der durd Geburt, Verheirathung an einen Bürger oder 
Naturalifation begründeten Angehörigkeit zu einer Gemeinde; die Verfaffung forgt deshalb 
dafür, daß die fogenannten Heimatlofen (Einwohner der Schweiz, die nicht Angehörige eines 
fremden Staatd und ebenfo wenig ald Bürger eined Canton anerkannt waren) und Landfaffen 


54) Vielleicht, namentlich im Beginn eines Feldzugs, auch in Bezug auf Feldtüchtigkeit und 
Manövrirfähigfeit; aber für die Schweiz gleicht fich diefer Nachtheil aus dadurch, daß fie ihren Gegner 
in bie Stellung des Angreifers verfegen und fi auf ihre Selbitvertheidigung beichränfen wird. Übri— 
gens ift der Berfafler diefer Schilderung in eidgenöfftfchen Militärfchulen mit Offizieren zufammen ge: 
wejen, weldye aus fremden Dienften heimfehrten und mit militärifchen Kenntnifien fo dürftig ausge: 
fattet waren, daß fie in der Schweiz ein Offizierseramen nicht hätten beftehen fünnen, und auf praf: 
tiiche Fertigkeiten, wie z. B. Zielfhießen, wird in der Schweiz eher mehr Sorgfalt verwendet ale bei 
fiehenben Heeren, ſodaß die obige Bermuthung eines vollftändigern Beweifes wol noch bebürftig wäre. 
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ober ewigen Einwohner (Gantondbürger ohne Gemeindebürgerrecht) in Gemeinden eingebürgert 
wurben, und unterfagte die Bürgerrechtöentjegung, melde von den Gantonen, namentlich aus 
confeijionellen Gründen, vielfach misbraucht, früher die hauptſächlichſte Quelle der Heimatlofig: 
keit gewejen war, Aber der Bund ertheilt weder Naturalifationen noch regelt er die Bedingun: 
gen derfelben; die Annahme von Neubürgern ift Sache der Gemeinden und Gantone, und nur 
zum Einſpruch ift der Bund dann bereihtigt, wenn mit der Annahme des Schweizerbürgerrechts 
nicht zugleich der Verluſt des ausländifhen Bürgerrechts eintritt, während umgekehrt Erwerb 
eines audländifchen Bürgerrechts durch einen Schweizer den Verluft feines Indigenats nie wider 
feinen Willen zur Bolge hat. Alle Schweizerbürger follen Gleichheit der Rechte genießen; die 
Ausnahmen von diefem Grundfaß, welde die Bundeäverfaffung aus Scheu vor den Volks— 
vorurtbeil noch in Beziehung auf Iſraeliten zulieh, find, infolge ded Handeldvertrags mit Frank: 
reih vom 30. Juni 1864, auf dem Punkt zu verfhwinden. Infolge deffen gewährleiftet die 
Berfaffung dem Bürger eined jeden Gantons im Umfang der ganzen Eidgenoſſenſchaft die Frei: 
heit ver Niederlaffung, des Gewerbäbetriebß, der Erwerbung von Liegenfhaften, die Ausübung 
der politifhen Rechte in cantonalen Angelegenheiten, die Gleichftellung mit den Bürgern des 
eigenen Cantons in der Geſetzgebung und im gerichtlichen Verfahren. Das Syſtem der Ein- 
wohnergemeinden war im Jahre 1848 noch wenig verbreitet; würde jegt Die Bundesverfaffung 
revidirt, jo darf man erwarten, daß aud das Stimmrecht in municipalen Angelegenheiten zu 
diefen Garantien hinzugefügt würde. Zur Armenunterftügung eines Nievergelaffenen, der 
einem andern Canton angehört, ift der Niederlaffungscanton nicht verpflichtet, vielmehr zu deſſen 
Wegweifung in den Heimatcanton berechtigt; aud) der Canton Bern 5. B., obwol er den großen 
Bortfhritt gewagt hat, die Armenpflege den Bürgergemeinden abzunehmen und auf die Gin- 
mohnergemeinben zu übertragen, läßt eine Unterftügung von Niedergelaffenen anderer Gantone 
nit zu und forgt, da der Ginwohnergemeindeverband nicht wie derjenige der Bürgergemeinde 
über bie Cantonsgrenze hinaudreiht, aus Staatsmitteln für die in andern Gantonen fehhaften 
unterflügungsbebürftigen Berner. Der Bundeöverfaffung ſchwebte überhaupt noch die Bürger: 
gemeinde ald Regel und Mapftab vor und fie gab fich nicht klare Rechenſchaft darüber, daß neben 
der confejfionellen Engherzigfeit die Abgefchloffenheit ver bürgerrechtlihen Verbältniſſe, diefer 
legte Reft ver Ariftofratie in der Schweiz, die eigentliche Wurzel alles Widerftandes gegen freiere 
Geftaltung der Staatd: und Gemeinbeeinrihtungen fei. Die feitherige Braris der Bundes: 
behörden dagegen hat, nach einigem Plänfeln, ven Feind nicht geihont. Genöthigt durch Strei: 
tigfeiten unter Gantonen, für deren Entfheidung die Verfaffung Feine materielle Norm enthielt 
und in welden man bemgemäß das Recht eines jeden Gantons, innerhalb feines Territoriums 
frei zu falten, ald maßgebenven Grundfag annehmen mufßtedd), hat fie fih mehr und mehr dem 
„‚zerritorialprineip’’ zugeneigt, und kaum wird zur Löfung diefer Gegenfäge, die tief in das 
Leben ded Volks eingreifen, ein anderes Mittel übrigbleiben als die confequente Durchführung 
des Territorialprincips bis in die cantonalen Staatd: und Gemeindeverfaffungen herunter, mit 
andern Worten, wenn bie „Gemeinde“ alle im Bezirk derſelben wohnenden Activbürger bil- 
den, ſodaß die bißherigen Bürgergemeinden durch die Einführung eines Staatöbürgerrechts 
verbrängt werben, welches durch die Thatjache des MWohnfiges in einer Gemeinde ohme weite: 
red erworben wird. Aber die Zeit zu einer ſolchen Reform iſt jegt wol noch nicht gefommen, und 
nur im Verein mit einer großartigen Bewegung im Volk wird ſich die Energie zu ihrer Durch— 
führung finden. 6) 

Manche Gewährleiftungen der Bundesverfaffung find theild den Gantonsverfaffungen der _ 
Regenerationdperiode nachgebildet, theils eidgenöſſiſchen Concordaten, die ale ſolche früher nur 
für die beigetretenen Stände verbindlich waren, entnommen. So haben das Vereinsrecht (aud: 
genommen find rechtöwibrige und „ſtaatsgefährliche“ Vereine), das Beritionsrecht, die Preßfrei— 
heit, die freie Ausübung jedes chriſtlichen Gottesdienſtes die übliche Sanction erhalten, die freilich 





— — — 


55) Zur Erläuterung führen wir an, daß z. B. die Bürgergemeinden in vielen Gantonen von ihren 
außerhalb des Bantons wohnenden Bürgern ehe erheben; die Bundesverfaſſung verbietet 
dies nicht, aber wenn bie Bezahlung diefer Steuern verweigert wurde — was in Gantonen, welche 
Ginwohnergemeinden befigen und die Gemeinbelaften auf alle Ginwohner der Gemeinden legen, die 
einfache Billigfeit erheifchte — fo erflärte der Bund, er fei nicht befugt, einen Canton zur Anerfen: 
nung eines auf defien Gebiet übergreifenden Befteuerungsrechts eines andern Gantons zu nöthigen. 

56) Zur Ginführung in diefe Verhältniffe fann man benugen Rüttimann, Über die Geſchichte des 
ſchweizeriſchen Gemeindebürgerrechts (Zürich 1862), wofelbft fid) auch die einfchlagende Specialliteratur 
angegeben findet. 
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um fo werthvoller ift, ald die Handhabung derjelben nicht ven Behörden anheimgeftellt ift, vie 
zunächſt in Verſuchung gerathen, fie zu verlegen, jondern vom Bunde gegenüber den Gantonal- 
behörden gefhügt werben joll, Auf den der Garantie der Eultusfreiheit beigefügten Sag, daß 
der Bund „zur Handhabung des Friedens unter den Gonfejiionen die geeigneten Mapnahnıen 
zu treffen habe“, ftügte der Bund in etwas weitgehender Auslegung feine Gejeggebung zum 
Schutz der Eingehung confeſſionell gemiſchter Ehen und der Scheidung jolder Ehen vom Bande 
für den proteftantifchen Ehegatten. Überdies jichert die Verfaſſung allen rehtöfräftigen Civil: 
urtheilen Vollziehbarkeit zu, gebietet die Auslieferung von Verbredern und Angeklagten von 
Ganton zu Canton, mit dem Zufag jedoch, daß für politiihe und Preßvergehen die Auslie— 
ferung nicht obligatoriſch gemacht werden fann, unterjagt die Aufftellung von Ausnahms— 
gerichten, gewährleiftet jedem „aufrechtftehenden‘‘ (d. h. nicht faillirten) Beklagten für perfön: 

liche Anſprachen ven Gerichtsſtand ſeines Wohnortd. Wo eine Gantonsverfaffung nod weitere 

Garantien ertheilt, ald fie die Bundeöverfaffung allgemein ausfpridt , dehnt ſich auch auf fie der 

Schuß der Bundesbehörden aus, welchen ein jeder Bürger anrufen Fann. Überhaupt fland 

den Urhebern ver Berfaffung von 1848 der Zwieipalt frifh vor Augen, welchen feit den Um- 

geftaltungen der Gantonalverfaffungen in den dreißiger Jahren die Verſchiedenheit der poli: 

tiihen Grundlagen in Bund und Gantonen hervorgerufen hatte; man begnügte fi daher nicht 
damit, die Gantonalverfaffungen einer Prüfung vom Standpunft ihrer Vereinbarfeit mit den 
dem Bunde oder andern Gantonen zuftehenden Rechten zu unterwerfen, jondern verlangte über: 
Died, daß in Zufunft eine jede Gantonalverfaffung „die Ausübung der politifhen Rechte nad 
republifanifchen — repräjentativen oder demokratiſchen — Formen ſichere“, fowie daß eine jede 
vom Volk angenommen und (womit man Anläffe zum „Butihen‘‘ hinmwegräumte), fobald es 
die abjolute Mehrheit der Bürger verlange, revidirbar fein müffe. Die Umwandlung Neuen- 
burgö in eine Republif (12. März 1848) wurde mit jener Gewährleiftung der republifanifchen 
Staatsform unter das Patronat der Bundesgewalt geftellt; von den in Bezug auf Annahme 
und Revivirbarfeit der Cantonsverfaſſungen aufgeftellten Bedingungen dagegen blieben durch 
eine ver Bundesverfaſſung beigefügte Übergangsbeftimmung die bei Erlaß der Bundesverfaffung 
in Kraft beftebenden Berfafjungen erimirt, namentlih mit Nüdjiht auf Freiburg, wo die nad 
Bejiegung des Sonderbundes eingejegten liberalen Behörden ſich eine von allen Volksabſtim— 
mungen unabhängige Amtsdauer von acht Jahren geſichert hatten. Man glaubte, dieſe Zeit 
würde genügen, um die ultramontane Bevölferung in andere Bahnen zu lenken, und täuſchte 
ih darin gröblich; gerade jene undemofratifhe Garantie der freiburgifchen Behörden verbitterte 
den Wiberftand, der ji) häufig in Aufftänden Luft machte und den Bund nöthigte, in einer eher 
den Zeiten des Stanzerverfommmiffes ziemenden Rolle als Vertheidiger einer unvolfsthüm- 
lichen Regierung gegen die Bolfömehrheit aufzutreten. Noch größer vielleiht ald der unmittel- 
bare Ginfluß des Bundes auf die Gantonalverfajfungen war die mittelbare Einwirkung, welde 
er feit 1848 in Beziehung auf fortfchreitende Demofratifirung diefer Berfaffungen übte, ſodaß 
faft bei jeder Berfaffungsrevilion in einem Canton die vepräjentative Demofratie modificirt 
wurde durch Volksveto, Recht der Abberufung des Großen Raths und der Regierung durch 
Volksabſtimmung u. dgl.m. Die Vorſchriften der Bundesverfaſſung über die Beſchränkungen 
des Bündnißrechts unter Cantonen und über die Fälle, in welchen ein Canton andere zur Hülfe 
mahnen oder die Hülfe des Bundes anrufen, oder in welchen der Bund von ſich aus eine Inter: 
vention in einem Ganton anordnen fann, unterjheiden ſich durch wenig anderes als durch beſſere 
und vollftändigere Redaction von denjenigen des Bundesvertragd von 1815. Unterfagt find, 
wie damals, alle Acte ver Selbfthülfe unter ven Gantonen, ebenjo „bejondere Bündniſſe und 
Verträge politiihen Inhalts", legteres ein jehr dehnbarer, aber gerade darum dem Zweck diejer 
Beſtimmung entiprehender Ausdruck. Die Mahnung an andere Gantone zur Hülfeleiftung 
gegen äußere oder innere Gefahren iſt wie vor alters für die gemahnten Gantone verbindlich, 
jedoch foll gleichzeitig der Hülferuf an den Bund ergehen, welder jofort die Oberleitung über: 
nimmt und die aufgebotenen Truppen unter eidgenöſſiſches Commando ftellt. Iſt eine Kantons: 
regierung außer Stande Hülfe anzufpreden, fo fann, und wenn die Sicherheit der Schweiz ge- 
fährbet ift, fo joll die Bundesbehörve von ſich aus die Intervention in einem Canton anordnen. 
Die Grundfäge der Bundesverfaffung bringen ed mit fih, daß bei eidgenöſſiſchen Interven— 
tionen nicht unbedingt die Behörden in ihrem verfaffungsmäßigen Beftande geihert, noch auch 
die vollendete Thatſache einer Immälzung einfad anerkannt würde, jondern es wird ſich zu= 
nächſt darum handeln müffen, dem unverfälfcten Willen der Volfsmehrheit freie Kundgebung 
zu verſchaffen und auf diefer Grundlage den Knoten ber Verwickelung zu löfen. Es ift ein gün- 
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fliges Zeichen für die Solivität der neuſchweizeriſchen Inftitutionen, dag — außer in dem frei: 
burgiſchen Ball, in weldem ver Bundeöbehörbe die Hände gebunden waren durd die hervor: 
gehobene libergangsbeftimmung — ein praftiiher Anlaß, einen Gonflict zwiſchen Behörden 
und Volk durch eidgenöſſiſche Intervention zu entſcheiden, ſich bisjetzt nicht ergeben hat. (Bei 
dem genfer Conflict im Herbft 1864 ftanden ſich zwei Parteien gegenüber, nicht Regierung 
und Bolf.) ’ 

Unverfennbar ift es, daB jeit 1848 die centralifirende Richtung im Bunde das libergewicht 
behauptet bat. Das cantonale politifche Leben hat an Bedeutung verloren; die eidgenöſſiſchen 
Fragen find in ven Vordergrund gerückt und find beftimmend für die Barteigruppirung, die indeß 
in der Regel nicht eine jo jharf ausgeprägte ift, wie etwa in Nordamerifa. Die Finanzen 
des Bundes find in blühendem Stande; die Eidgenoſſenſchaft vermag ed, wie Das ſchweizer 
Sprichwort lautet, „mit der großen Kelle 57) anzurichten“, während die Binanzen der Gantone 
meift gedrückt find und directe Steuern fat in allen, Staatsſchulden in den meiſten ji ein- 
gebürgert haben. Mit ven Sigen in cantonalen Regierungen find geringe Gehalte verbunden, 
und dem Ehrgeiz wirkliher Gapaeitäten bieten fie feine Befriedigung; der politiihe Einfluß 
der cantonalen Regierungen ſchwindet, fie müjfen mehr und mehr der Spur folgen, melde 
ihnen die hervorragenden Führer in den Großen Räthen weijen. Trog alledem würde man 
irren, wenn man die Schweiz ſchon jeßt für reif zum Einheitöftaat halten wollte. Nod hat das 
Bewußtfein der rantonalen Sondereigenthümlichfeit zu riefe Wurzeln im Bolf, als daß lich ein 
folder Umſchwung durdhführen liege. Keine Leiftung größern Stils hat jeit 1848 vollzogen 
werben fönnen, ald durch Machtgebot des Bundes; jo mächtig hat ih dad Gemeinbewußtfein 
nicht bewielen, um auf dem Wege der Vereinbarung unter den Gantonen einen erheblichen 
Fortſchritt irgendwelcher Art zu erzielen. *8) 

Menn man einer Berfaffung nahrühmen darf, daß jie ihre Aufgabe erfüllt habe, ſofern 
jie die in einem Volk rubenden Lebendfräfte zu erfolgreihem Wirken entfeffelt, ſtörende Ein: 
flüffe im Zaum hält, Frieden und gejeglihe Ordnung im Innern jihert und dem Staat eine 
geachtete Stellung gegen außen verihafft, jo kann jid die Bundesverfaffung von 1848 an der 
Brofperität, melde jeither die Schweiz genoffen hat, mit allem Recht einen guten Theil des 
Verdienſtes zugufchreiben. Sie hat Map gehalten in ven Reformen und gewohnten Inftitutionen 
nicht unnöthigerweife Gewalt angethan ; jie mußte jo verfahren, wenn ſie auf Annahme durch 
das Volk reinen wollte. Aber wo Engherzigkeit, Selbſtſucht und WVorurtheil der Entwide- 
lung einen Damm entgegenjegten,, hat fie in wejentlihen die Reform mit feiter Hand angefaßt 
und durchgeführt. Wol wären mande Verbeflerungen im einzelnen zu wünjden, aber im gan: 
zen entjvricht die Verfaſſung ven gegenwärtigen Bedürfniſſen des Schweizervolf3 und wäre aller 
Wahrſcheinlichkeit nach nody eine Reihe von Jahren hindurch unverändert geblieben, wenn nicht 
durch die 1864 abgejchlofienen Verträge mit Frankreich Beſchränkungen, welde die Bundes: 
verfaffung den ſchweizeriſchen Iſraeliten gegenüber geftattet, für die franzöſiſchen Juden dahin: 
gefallen wären. Infolge deſſen follen nunmehr auch jene Einfhränfungen befeitigt werden, 
und es ift eine noch nicht entſchiedene Brage, ob bei diefem Anlaß die Revifion der Bundes- 
verfaflung noch weiter ausgedehnt werben fol. 

Das Wappen des Bundesftaats beſteht in dem eidgendjjiihen weißen Kreuz in rothem 
Belde, umgeben von den Wappenſchildern ver einzelnen Gantone. Die Landesfarbe ift weiß 
und roth. ®. Vogt. 

Schwur- oder Gefchworenengericht (Jury) zur Entfcheidung von Straffachen. 
1. Begriff des Schwurgerichts. Nah der Natur jeder irgend freien Staatdorbnung 
und ihrer beiden Hauptbejtandtheile, der Regierung und der Bürgerfchaft, und nad deren 
Hauptaufgaben und Beftrebungen, ift es das dringendſte Interejfe ver Regierung, für genügende 
Beitrafung der Verbrecher zu forgen, das der Bürger aber, darüber zu wachen, daß feine ſchuld⸗ 
lofen Bürger beftraft werden. Die ftrafgerichtliche Entſcheidung ift für die Kraft der Staats- 
regierung und für das Recht und die Freiheit ver Bürger der unmittelbar einflupreichfte Theil 
der Staatögemalt. 


57) „Kelle“ heißt der Kochlöffel. 

58) So fcheiterten das Goncorbat über gegenfeitige Rücdverficherung der cantonalen Brandaflecu- 
ranzanftalten, über Freizügigfeit der Medicinalperfonen ; andere Vereinbarungen, wie bie ſchweizeriſche 
Wechſelordnung, erhielten nur in einer Heinen Anzahl von Gantonen Gefegesfraft, und das nämliche 
Schickſal wird vermuthlich auch der neue Entwurf eines fchmweizerifchen Handelsrechts theilen. 
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Daher zeigt uns die Geſchichte, daß alle irgend freien und für Sicherung ihrer Rechte be— 
firebten Völker die unmittelbar über Ehre, Freiheit und Leben entſcheidende ſtrafrechtliche 
Richtergewalt niemald dem blogen Erineffen der Regierungsvorſteher oder ihrer Agenten über: 
faffen, ſondern neben ven zur Anordnung und Leitung der Strafprocefie nöthigen Negierungs- 
beamten eine größere oder geringere Mitwirkung zu der richterlichen Entſcheidung, wenigſtens 
eine Berbürgung der Schuld oder Unſchuld des Angeklagten durch feine Mitbürger, in Anſpruch 
nehmen. Kür alle Zeiten denkwürdig drüdte die Magna-Charta der Engländer diefen Grund: 
jag in den Worten aus: „Kein freier Mann darf auf irgendeine andere Weife durch ven König 
verhaftet, eingeferfert, feiner Kreiheiten oder Güter beraubt, in die Acht gethan, verbannt oder 
fonft gerichtet werben, ald durd die rehtmäßige Entſcheidung feiner Rechtsgenoſſen nach dem 
Gefeg des Vaterlandes.‘ 

Alles Mitwirken der Gejellihaftsgliever zu der gerichtlihen Entſcheidung ift im weiteften 
Sinne ein volksgerichtliches. 

Zu demfelben gehört fürs erfte das Volfdgeriht im engften Sinne, in meldem, 
wie früher in den griehifhen Städten oder bei den alten Germanen, die Volksgemeinde ald ein 
Ganzes unter äußerer Leitung von Regierungsvorftehern oder ihrer Beamten die ganze richter⸗ 
liche Entſcheidung ausübt. 

Sodann gehört hierher das Volksgericht im engern Sinne, wenn, wie fpäter 
in Griechenland, Rom und im deutjchen Mittelalter, nur Eleine Abtheilungen oder Ausſchüſſe 
der Geſellſchaft Die ganze vichterliche Entſcheidung ausfprechen. 

Nur im weiteften Sinne volfögerichtlid ift dad neuereoderheutige Shwurgeridt 
faft aller eivilifirten Völker. Sein Wefen befteht in folhem Zufammenwirfen einer Anzahl 
von Volksgenoſſen mit den juriftiihen Staatsrihtern zur Füllung eines Strafurtheild, daß die 
Staatsrichter den Öffentlichen und mündlichen Vroceß leiten und ſchließlich die verdiente gefeg- 
lihe Strafe ausſprechen, die Volksmänner, die Geſchworenen dagegen über die Schuld oder 
über die Thatſache und die Zurehnung des angeflagten Berbrechers entſcheiden. 

Die mannihfahen Wandlungen und Schwanfungen ver bald despotifhen, bald freiern, 
robern oder gebildetern, größern oder kleinern flaatlichen Zuftände verändern natürlich auch bie 
volfögerihtliche Wirkſamkeit in Straffahen. Daher bilden ſich jelbft in den dem Grundbegriff 
nach gemeinfchaftlichen Einrichtungen doch bedeutende Verſchiedenheiten, während dem Grund: 
begriff nach verfchiedene mehr oder minder ineinander ‚übergehen. So wurde nach altdeutſchen 
Rechten die eigentliche vichterlihe Entſcheidung oft faft erfegt durch gerichtliche Zweikämpfe, 
Gottedurtheile, Eidbelfer und Gemeindezeugniffe. 

So wurden ferner in den germaniſchen Staaten, ald nicht mehr alle Glieder der Volks— 
gemeinde zu den Gerihtsfigungen erfhienen, eine Anzahl befähigter Bürger ald Gerichtö- 
fhöffen zur Vertretung der Volksgemeinde erwählt; früher richteten dabei die übrigen Ge: 
meindeglieder, welche erfchienen waren, mit, ſodaß dieſes Gericht eine Art Mittelding der Volks— 
gerichte im engften und im engern Sinne bildete. Als dieſes Mitrichten wegfiel, ftanden dieſe 
Schöffengerihte unfern neuern Geſchworenen fehr nahe. Sie waren, wie fie, Mitbürger und 
Richter im einzelnen Ball, nicht ftändige und juriftifche und die Regierung vertretende Beamten, 
und fie entſchieden ebenfalld unter Leitung des Proceſſes durch Regierungdbeamten. Ja 
fie näherten fi aud no} darin den neuern Geſchworenen, daß diefe Volksſchöffen, melde noch 
die Peinlihe Gerichtsordnung Karl's V. zu jedem Griminalgeridht verlangte, und welche faft in 
allen Theilen von Deurfchland bis zur Franzöſiſchen Revolution fi fanden, deshalb, weil fie 
die leider eingeführten fremden Rechte nicht verſtanden, häufig über die Rechtöfragen gelehrte 
Richter befragten, wozu die Carolina fie wiederholt auffordert, und wodurch dann allmählich 
rechtsgelehrte Schöffenftühle oder juriftifhe Beamtengerihte an ihre Stelle treten konnten. 

Sowie aber in Deutſchland dur die fremden Rechte und durd den Feudalismus und 
feine beſondern feudalen Genoſſengerichte und durch die Zerreißung der alten Volksgemein— 
den, der Herzogthümer und Grafſchaften die alten allgemeinen Volksgerichte vielfach ver: 
ändert und verbrängt wurden, fo unterbrüdte fie in England der normännifche Eroberungs: 
despotidmud der Könige und ihrer Bafallen eine Zeit lang faft noch gewaltſamer. Als dann 
aber in den hier glüdlichermeife niemals ganz aufgehobenen Eintheilungen und Berfammlungen 
der Grafihaften und ihrer Unterabtheilungen und bei dem glüdlihen Ausſchluß der fremden 
Rechte allmählich wieder alte Volköfreiheiten fi geltend machten und durch beffere Könige 
beihügt wurden, da traten auch die alten volksgerichtlichen Rechte wieder ind Leben, jedoch 
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nad Zeit und Umftänden in verjhiedenen Geftalten und Anfnüpfungen an einzelne Refte 
der Bergangenpeit. 

Und fowie überhaupt der beharrliche und praftifche Freiheitsfinn des englifhen Volks, 
gefräftigt durch die Kämpfe gegen die empörende fremde despotiſche Unterbrüdung, den übrigen 
Bölfern ver Neuzeit voranging in zeitgemäßer Ausbildung freier Staatdeinrihtungen auf den 
gemeinfchaftlihen altgermanifhen Rechtsgrundlagen, jo bildete ev allmählih aud ihr alt- 
deutſches Bolkögericht zu dem vervollfommneten zeitgemäßen neuen Schwurgericht aus, welches 
dann fpäter die englifchen Golonieftaaten und in ihrer Revolution die Franzoſen und ſodann 
die meiften deutſchen und übrigen civilifirten Staaten mit einzelnen wenig wefentliden An- 
derungen annahmen. | 

Der Kampf freilich für diefe naturgemäße, dem Weſen nach aud) echt vaterländifche, dem 
Schein nach aber fremde und demofratifche volfögerichtlihe Ginrihtung war in Deutſchland 
ein höchſt ſchwieriger. Er mußte jehr viel Vorurtheile aller Stände und dazu wirkliche oder 
ſcheinbare Intereffen despotifcher Regierungen und der romaniftifhen Juriften und Beamten: 
fafte und zugleich das furchtbaxe Bollwerk ihres geheimen und fhriftlihen Inquifitions= und 
Relationdproceffed befiegen. 

Da der Berfaffer dieſes Artifeld dieſen Kampf (nächft vem für die freie Preffe und die landes— 
und reichöverfafjungsmäpige parlamentarifhe Volksrepräſentation) frühzeitig als jeine 
wichtigfte Lebensaufgabe erfannte, jo erklärt fi daraus auch die Ausführlichkeit vieler Artikel 
des „Staats-Lexikon“ über die Jury und über alle Haupttbeile des alten und des neuen Griminal- 
proceffes in den beiden frühern Ausgaben des „Staats-Lexikon“, melde jest ſämmtlich weſent— 
lic) verfürzt werden durften.!) Auch dieſe verfürzte Darftellung wird jegt zur Befeftigung der 
Überzeugung genügen, daß dieſes Schwurgericht durch das bezeichnete Zufammenmwirfen der 
juriftifch gebildeten Regierungsbeamten und der gut ausgewählten parteilofen achtbaren Ver— 
treter des Volks, zugleich durch Die Offentlichfeit des Griminalproceffes und durch die Mitwirkung 
juriftifcher Ankläger und Vertheidiger vervollftändigt, auf die natürlichfte und vortrefflichfte 
Weiſe die zu Anfang des Artifeld angedeuteten zwei Hauptaufgaben der Strafproceffe löft. 

1. Der geihihtlihe Urjprung einerjeits des neueuropäifhen öffent: 
lihen mündliden Anflageprocefjes, vor dem Verein juriftifder Staats: 
tihter und bürgerliher Gefhworenen, und andererjeitd des deutſchen 
geheimen jhriftlidhen Inquijitiond: und Relationsproceffed, vor bloß 
juriftifden Regierungsbeamten. 


1) Vor und außerhalb des Staats: Lerifon fuchte ich für die Jury fchon von den Befreiungsfriegen 
an nicht blos auf dem Lehrſtuhl und im lanpftändifchen Wirken, fondern vorzüglich aud dadurch zu 
wirfen, daf ich mir die vortrefflichen Gutachten der preußifchen Immediatjuſtizcommiſſion über die Bei— 
behaltung der Jury und des öffentlichen mündlichen Verfahrens in den Rheinlanden verſchaffte, fie zum 
Berbruß der diefer Beibehaltung höchft abgeneigten preufifchen Regierung veröffentlichte und fie dann 
in ben Heidelberger Jahrbüchern, Jahrg. 1818, Nr. 51 und 52, ausführlich beurtheilte und empfahl, 
daß ich mir ferner auch die geheimen Actenftüce über den Weidig’fchen Kerfermord verfchaffte, und nun 
über denfelben,, nachdem es mir in Deutfchland fehlſchlug, das Gutachten der medicinifchen Facultät in 


einzige Mittel, ihnen gründlich abzuhelfen‘‘, fowie mit meiner weitern Schrift: „Über die Griminalpro= 
ceffe von Weidig und 8 


me 0. 
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A. Des Shmwurgerihtö echt deutfhe Grundlage und Natur. Man bat 
viel und gelehrt über die Entftehung der beiden obengenannten Procefarten geftritten, der 
Hauptſache nad) aber meift jehr einjeitig. 

Volksgeriht im weiteften Sinne oder das Mitwirken der Mitbürger zu der Schulvig- 
erklärung in Griminalfahen, ſowie das Öffentlihe mündliche accufatoriihe Verfahren find in 
der That fo alt als die Gefchichte freier Völker. Die Hebräer in ihren befjern Zeiten, die freien 
Griehen und Römer und alle freien germaniſchen Völker Fannten, wie e8 allgemein zugeftanden 
ift, Fein anderes. Selbft die flawifchen Völker, folange und wo fie Freiheit behaupteten und 
behaupten, halten und haben Schwurgerichte.?) Es gilt heutzutage in allen wirflid freien 
Staaten der gelitteten Welt. No gab es fein Volt auf der Erde, welches wahre oder ver: 
faffungsmäßig geficherte Freiheit hatte oder diefelbe behauptete, bei welchem wie Bürger vie 
Griminalprocefje und mit ihnen Ehre, Leben und Freiheit ver Bürger im Dunfel inquirirenven 
und richtenden Juriften und NRegierungsdienern überlaffen hätten. Die Gerichtöverfaffung 
alfer civilifirten Völker der neuern Zeit hatte bis zum fpätern Mittelater im weſentlichen gleiche 
Grundlagen. Diefelben beftanden, foweit nicht Kampf, Gottesurtheil oder Eidhelfer die 
Streitigkeiten jhlidteten, in der Entſcheidung des Volks oder der Genoffen. Diele Ent- 
ſcheidung erfolgte in den altgermanifchen öffentlichen, mündlichen, accufatorifchen, allgemeinen 
Bolkögerihten der Gemeinden, Genten, Grafibaften, Provinzen und des Reis; daneben 
fhon ganz früh, fpäter immer mehr in den Schöffengerichten oder den Gerichten der vom Bolt 
erwählten Repräfentanten deſſelben. (S. Deutfches Landesſtaatsrecht.) Dieje Iegtern, in 
der Regel (und ſchon nad) der Edda) zwölf an der Zahl, mußten befanntlich zum Gericht er: 
feinen, während die fonft ffimmfähigen Glieder jener Vereine nur das Recht behielten, wenn 
fie erfienen, ald fogenannter „Umftand“ ihr Stimmrecht geltend zu maden und dent Urtheil 
ihrer Nepräfentanten beizuſtimmen oder auch es zuändern. In den Beudalvereinen richteten die 
den Volksgerichten nachgebildeten Genoffenjchaftögerichte der Leibeigenen, der Hinterſaſſen, 
Minifterialen und Bafallen. Die allgemeine Reichsgeſetzgebung der Garolina, diefe wichtigfte 
Grundlage ded gemeinen deutſchen Criminalrechts, erflärt ein Strafurtheil blos von Beamten 
und ohne Schuldigerflärung der Bolfägenoffen oder Schöffen im öffentlihen mündlichen accu: 
fatorifhen Schlußverfahren für rechtlich unmöglich. (S. Carolina.) Die ganzen Bereine 
der Genoffen oder auserwählte Schöffen aus venfelben, „geſchworene Gerihtöfhöffen‘ nad 
dem Ausdruck der Carolina Art. 88, oder: „Geſchworene“ geradezu nad dem Ausdruck des 
Kaiſerrechts (I, 1) und anderer deutihen Gerichtsordnungen, fo z. B. nad der für dad Land— 
gericht ded Klettgaued *), ſprachen überall in Deutfchland und meift bis zur Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts, ja häufig, namentlich in den Reichsſtädten, bis zu Ende des Deutfchen Reichs die 
Strafurtheile, und zwar theild nahdem in alter Weife die ganze, theils nachdem nur Die 
Schlußverhandlung mit Öffentlichkeit vor ihnen ftattgefunden hatte. Außerdem hatten nod 
reihögefeglich bis zur Auflöjung des Reichs alle Angeklagten das Recht, durch Actenverjendung 
(f. d.) die Zwiſchen- und Endurtheile von einem unparteiifchen auswärtigen Schöffenftuhl oder 
Sprudcollegium fällen zu laffen, ſowie aud) die Volksgerichte fich bei venfelben Raths erholen 
durften. *) 

Über die Thatſache jener fpätern Fortdauer der öffentlihen volksmäßigen Gerichte aud in 
allen Theilen von Deutſchland find die Beweife enthalten in meiner Schrift „Jury“. 

Nur erfi dann wurde mehr und mehr die deutfche Nation ihrer öffentlihen Schwur— 
gerichte, die allerdings einer Reform, aber feiner Aufhebung bedurften, beraubt, als bei 


2) Bal. z. B. Evers, Das ältefte Recht der Rufien, ©. 285, 301. 

3) Zentner, Das Gefchworenengericht (Freiburg 1830), ©. 167 fg. 

4) Über die Bolfsgerichte der Hebräer ift noch immer Michaelis! Mofaifches Recht, Bd. 1, $. 2, zu 
vergleichen ; über die der Griechen Wachsmuth's Hellenifche Alterthumskunde, Bd. Il, Abth. 1, S. 154 fa.; 
Tittmann, Griechiſche Staatsverfaflung, S. 193 ; außerdem die befondern Werfe von Maier und Schö- 
mann, Heffter, Platner, Hutwalfer n. j. w.; über die der Römer Echweppe, Römifche Rechtsgeſchichte, 
©. 889 fg. ; über die der Deutfchen endlich, namentlich auch die angedeuteten Grundzüge ihrer Einrich— 
tung , die befannten Werfe von Eichhorn, Savigny, Maurer u. f. w. Über das Gefchtworenengericht 
der Garolina ſ. den Art. Carolina und über die neuern Gefchtworenengerichte Mittermaier, Strafverfah: 
ren, Bd. I, $$. 13—44, und die dort citirte Literatur. Die Abhandlung über das (fchwedifche, normwes 
gifche, isländifche, dänifche) Gefchworenengericht von Repp, überfegt von Buß (Freiburg 1835), ift 
vorzüglich auch durch die neuen Nachweifungen der Übereinftimmung der ffandinavifchen und der übris 
gen germanifchen Rechtseinrichtungen fowie bes uralt repräfentativen Charafters der germanifchen 

höffen intereffant, 
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wachſender Schranfenlofigkeit des fürftlihen Abfolutismus der Despotismus der Beamten: 
kaſte und der Höflinge alle nationalen, volksmäßigen und freiheitlihen Grundlagen des vater: 
ländifhen Lebens, bie Reichs- und lanpfläudifche Verfaffung, die freien Gemeinde: und 
Municipalrehte in Stadt und Land mit ihrem Haß verfolgte, untergrub und zerftörte. 
Gerade dieje Zerftörung aber war es jaaud, welde Die deutiche nationale Gefinnung und 
Kraft jo furchtbar lähmte, melde unfere ehrwürdige Reichsverfaffung auflöfte, die Fremd— 
berrihaft, den Untergang fo vieler Fürftenhäufer und beinahe aller Freiheit des Vater: 
landes herbeiführte, welche und bisjeßt zwiſchen unferer doppelten übermädtigen Nach— 
barſchaft und in unjerer Zerfplitterung in einer wahrhaft gefährlichen Lage ließ, in einer Rage, 
in welder nur zeitgemäße Herftellung nationaler, volksmäßiger Inftitutionen, ebenfo in ber 
Rechtſprechung wie in der bereitö wieder volksmäßig gewordenen Landeögefeßgebung und 
Gemeindeverwaltung, die Grunbbedingung unferer Kräftigung und unferer Rettung ift. 

Wie das öffentliche Volks- und Genoffengeriht überall in Europa in den einzelnen 
Ländern, Städten und Ständen in dem Maße fi erhielt, wie noch Freiheit dauerte, fo wurde 
es überall auch beim Wiedererwachen der Freiheit wiederhergeftellt oder doc zurüdgefordert. 
So wurde ed bergeftellt in Branfreih, Norwegen, Spanien, Portugal, Belgien, Italien, durch 
ihre frübere Verbindung mit Franfreih aud in den preußiſchen, heſſiſchen und bairiſchen 
Ländern des linken Aheinuferd. So wurde es überall von den Ständeverfammlungen der 
conftitutionellen deutſchen Staaten zurüdgefordert und in der deutfchen Reichsverfaſſung von 
1849 aud) für ganz Deutſchland begründet und in den meiften deutjchen Ländern endlich wirklich 
eingeführt. 

B. Die naturgemäße Entwidelung ded heutigen Shwurgerihts aus 
dem altveutfhen Volks- und Schöffengeriht durch die Umbildung der 
Bolfs= und der feudalftändifhen VBerfaffung in freie ftaatöbürgerlide 
ſtändiſche Verfaſſung. 

Die vorzüglichſten Unterſchiede des neueuropäiſchen Schwurgerichts von den frühern Volks: 
gerichten überhaupt beſtehen fürs erſte darin, daß an den ältern Volksgerichten mehr oder 
minder die Maſſe der Bürger Antheil nahm, während in den neuern Schwurgerichten das 
Volk nur durch eine kleine auserwählte Anzahl von Bürgern repräſentirt iſt. Sodann aber 
richteten in den ältern Volfögerichten die Bürger über die That: und über die Rechtsfragen, bei 
dem neuern Schwurgericht die juriſtiſchen Staatörichter über die gefegliche Strafe. 

Doch wie im geſchichtlichen Leben gewöhnlich die Verjchiedenbeiten ſich mehr einander an- 
nähern, ald in abfoluten Gegenfägen audeinandertreten, fo auch bier in Beziehung auf die 
beidenhauptunterjhiede der alten und neuen Volfögerichte. Es nähern ſich fürd erfte ſchon die 
bei den Athenern in die einzelnen Gerichtähöfe vertheilte größere Anzahl der Bürger, und 
vollends die zu Rom in die verſchiedenen befondern Griminalgerichte (Quaestiones) vertheilte 
fleinere Anzahl von Volksrichtern (Judices), welche legtere ſchon ähnlich wie bei den neuern 
Griminalgerihten unter Mitwirkung ded Angeklagten ausgewählt war, gewiß jehr bedeutend 
der neuern Bolförepräfentation der Geſchwoörenen. Noch mehr thut dieſes die noch Fleinere 
Anzahl jener germanifchen zwölf Schöffen. 

Es beihränften ſich aber auch fürs zweite jhon die römischen Judices, und nicht blos 
Die unter dem Prätor in geringern fogenannten Privatvergehen, ſondern aud) die in den Öffent- 
lihen Griminalgerichten richtenden, im wefentlihen auf die Grflärung über die Thatſache und 
die Schuld und überliefen den vorfigenden Magiftraten die Zuerfennung ver gejeglichen 
Strafe. Nicht minder ſuchten auch in den ffandinavijhen Reichen die rechtskundigen Gejeg- 
männer, weldje dort ven vom Volk erwählten zwölf Gefhworenen präfivirten, ſeitdem fie mehr 
Kron- ald Bolföbeamte waren, im Verein mit den Königen die Geſchworenen oft auf ein 
bloßes Urtheil über den Beweis zu beichränfen.?) Auch bei den deutſchen Schöffen enthält die 
ihnen nad der Carolina häufig und für jeden Ball ihwierigerer Rechtsfragen zur Pflicht 
gemachte Einholung des Raths von Rechtsverſtändigen jhon eine Beihränfung. Und hierbei 
und weil fie die römischen und kanoniſchen Gefege, welche durch die Juriften leider in fremder 
Sprade in die Rechtſprechung allmäblid eingedrungen waren, nicht ſelbſt ſtudiren fonnten, 
machte es fih natürlich, daß die vorfigenden juriftifhen Richter allermeift mehr und mehr 
Antheil an dem Urtheil erhielten. Noch näher einem Gefchmorenenurtheil blos über die 


5) Repp, ©. 52 u. 64. 
17° 
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Thatſache ver Schuld fteht ein anderes urdeutſches gerichtliches Inſtitut aller germanifchen 
Bölfer, die Eidhelfer oder die Abſchwörung der Schuld durd zwölf oder mehr Mitſchwörer. 
Wie nämlich der Ankläger fih an die Öffentlihen Geſchworenen wendete, um durd fie Den 
Ausfprud der Schuld des Beklagten zu erwirfen, jo konnte diejer oft dadurh den Proceß 
beendigen, daß er eine Anzahl Privatgeſchworene ftellte, die, wenn fie mit ihm ſelbſt einftimmig 
feine Unſchuld beſchworen, ein Beweis für viefelbe wurden und ihn freimadhten. Diefe Art ver 
Procesfhlihtung (bei den Engländern Wager of Law, bei den Schweben Edh genannt) fand 
theils ſelbſtändig, theild vor dem Volks- oder Geſchworenengericht ftatt und war fehr beliebt. 
Durch eine größere Anzahl von Privatmitfhwörern aber fonnte auch hier der Ankläger gegen 
den Angeklagten fliegen. 

Aud in den geiftlihen Send= oder Synodalgerichten gab e8 Schöffen, die ſpäter mehr auf 
die Thatfrage befhränft wurden. Die Bifchöfe hielten nämlich fhon früh bei ihren Kirchen: 
vifitationen in den einzelnen Kirchſpielen ein kirchliches Strafgericht über religiöje Vergeben. 
Ganz nad den allgemeinen freien germanifchen Grundfägen richteten nun hier urſprünglich 
die ganze Kirchengemeinde, und mit ihr oder für fie bald ebenfalld, wie in den weltlichen 
Gerichten, aus ihrer Mitte erwählte Schöffen. Bei Ausbildung der geiltlihen Hierarchie und 
ihrer ariftofratifchen Priefterfafte aber beraubten die geiftlihen Vorſteher diefer Sendgerichte, 
die Bifchöfe, die verfammelte Kirchengemeinde und ihre kirchlichen Schöffen des Rechts, über die 
firhlihen Bußen oder über die Rechtsfrage mitzuftimmen. Nur das Entfheiden, ja immer 
mehr nur das bloße Ausfagen über die Thatfahen der Vergehen oder eine Zeugnifablegung 
der Gemeinde über die Schuld blieb alfo hier übrig von dem altveutfchen Volksgericht. Auch in 
England befhränfte in der härteften normanifhen Unterbrüdfung theild feudale genoffen- 
Ihaftlihe, theild königliche und Beamten-Richtergewalt das uralte allgemeine volfägerichtliche 
Recht vielfach, oft auf ein bloßes Gemeindezeugniß über die angeflagte That, welches in Civil- und 
Griminalproceffen zur Verdrängung der Beweije durch Gotteöurtheile und Zweikampf begünftigt 
wurde. Auch mit an diefe Gemeindezeugniffe Fnüpfte fih dann unter freiern Regierungen in 
der alten Grafſchaftsverſammlung die Wiederherftellung des wirklichen alten volksrichterlichen 
Rechts, jegt in der Form der fpätern Geſchworenen. Bei ihnen aber war zuerft die dem alten 
Recht ver Schöffen fremde Beihränfung auf die Thatfrage keineswegs jo vollftändig und all: 
gemein, als großentheild bei den neuern engliihen und vollends bei den franzöfifhen Ge— 
ſchworenen. Selbft noch Bladftonein feinem ‚Kommentar über das englifhe Recht“ (IV, 2733) 
legt den neuern englifchen Geſchworenen, wie den ältern ffandinavifchen und den deutſchen, auch 
die Befugniß bei, über die Rechtsfrage zu entſcheiden, und jagt, daß fie, „ſobald fie dieſes auf 
ihren geleifteten Eid wagen wollten, audy ein vollftändiges Urtheil zu fällen das unbezweifelte 
Recht hätten‘. Aber jie befchränften ſich mit Recht, unſerm heutigen Gulturftande und der 
Ausbildung eines befondern Juriftenflandes enıfpredend, immer vollftändiger auf die That: 
frage ver Schuld. Ja, in einzelnen Fällen überließen fie fogar vem Nichter das Recht der Ent: 
ſcheidung darüber, ob eine gewiſſe, lediglich ald Factum von ihnen beftätigte That aud den 
Charakter eines Verbrehend habe. Diefer Zufammenhang des englifhen Schwurgerichtd mit 
dem alten Volks- und Schwurgericht erflärt e8 auch, daß, obgleich man fpäter immer mehr den 
vorjigenden Beamten die Befugniß der Ausfprehung des rein juriftifchen Theils des Urtheils 
überließ, man fie doch lange hierin fehr bejhränfte. Sie jollten nad befannten englifchen 
Rechtsanſichten nur buchſtäblich das anzuwendende Strafgefeg ablefen, ähnlich den alten 
ffandinavifhen Gefegmännern, welde früher, ald ein lebendiger Gefegeoder, ſogar der 
Bolföverfammlung die ganzen Volksgeſetze auswendig herfagen mußten. Sie follten nicht 
eigentlich juriftifh oder logiſch beſchränkend oder ausdehnend auslegen oder richten, fondern 
ſtreng beim Buchſtaben ftehen bleiben. Doch wurde das längere Fefthalten diefer an fih un— 
natürlichen richterlihen Beihränfung, die zumeilen zu befannten fonderbaren Sentenzen führte, 
fpäter immer mehr nur ein Mittel, um der Anwendung veralteter und zu harter Strafgefege 
zu entgehen. Eine logifhe Auslegung zu Gunften einer nad dem wahren Geifte des Geſetzes 
audzufprehenden Freiſprechung oder einer mildern Strafe beftritt man daher den präfipirenden 
Richtern nicht. 

Was foll man nun jagen von den großen gelehrten Streitigkeiten, wie und wo dad englifche 
und das franzöfiiche, überhaupt das neuere Gefhworenengericht entftanden fei; ob unmittelbar 
nur aus dem altdeutſchen Volksgericht; ob aus den uralten oder ſpätern Schöffen; ob blos 
aus der altveutihen Gejammtbürgfhaft und aus einem eidlihen Zeugniß der Gemeinde; 
aus den Eidhelfern; oder aus den geiftlihen Sendgerichten, ober au aus den germanifchen 


Schwur- oder Gefchworenengericht 261 


Gefegen oder Affifen für das Königreih Jeruſalem; ob in England oder nur in ven ffan- 
dinaviſchen Reichen; ob blos durch Heinrich's 11. Reformen in England, wodurch er im 12. Jahr: 
hundert, vorzüglich zur befjern Beihränfung der häufigen Gottesurtheile, den Gerichtsſitzungen 
(Aſſiſen) beffere Einrichtung gab, oder ob endlich nur allein aus dem nicht feltenen Schieds— 
geriht von Sachverſtändigen (Prud’hommes)? Was fann man anders jagen, als daß auch 
bier unſere Gelehrfamfeit ven Wald vor lauter Bäumen nicht fab! Man machte e8, wie in dem 
gelehrten Streit über die deutjchen Landftände, die der eine lediglich von Unionen und Genoffen- 
ihaften im Mittelalter, der andere vom freien Grundeigenthum, der dritte von den Vafallen- 
und Mannentagen, der vierte von den freien ftädtiihen Municipalverfaffungen, der fünfte von 
den minifterialen Hoftagen, der jechöte von fürftlihen Privilegien gegen Übernahme landes— 
herrlicher Schulden, der fiebente endlich von der Entftehung der Landeshoheit und von der Nach— 
ahmung der Reihöverfaffung und reichögefegliher Beftimmung ableiten wollte; während dod) 
die allgemeine wefentliche Grundlage ſowol unferer frühern wie unferer jegigen Landſtände 
in den urbeutjchen Freiheitd:, Zuftimmungs- und Bewilligungsredten für alle gemeinſchaftliche 
Gefeggebung, Regierung und Befteuerung beftand, und jene andern hiftorifchen Umftände 
zum Theil nur Momente der Ausbildung, der hiſtoriſchen Geftaltung, ver Unterflügung und 
Wiederherſtellung des alten Volksrechts der freien Verfaſſung waren. Der tiefere, praftifchere 
geſchichtliche Sinn und die wahre Gelehrfamfeit des britifhen Bladftone und unfers deutichen 
Juſtus Möſer ftanden feinen Augenblid an, auf gleiche Weife das engliiche Geſchworenengericht 
wie dad deutſche Schöffengericht ded Mittelalter, namentlich auch das der Garolina dem Weſen 
nad) unbedingt aus der allgemeinen germanifchen Volföfreiheit abzuleiten, aus dem allgemeinen 
altdeutfchen Recht jedeö freien Bürgers, nur auf Schuldigerflärung feines Volks oder feiner 
Mitbürger verurtheilt werden zu dürfen. Selbft der äußern Ginrihtung nad knüpften fie es 
mit Recht vorzugsweiſe an das altdeutjche Volksgericht. Sie erflärten es zugleich auch aus der 
noch ältern gefunden Vernunft, aus dem wahren Naturredht aller freien Völker, welche ftets 
einſahen, daß Gericht über Leben und Tod eine heilige allgemeine Angelegenbeit ift, ein alle 
Bürger angehende, Nationalvecht, weldjes unter ihrer Mitwirkung und unter dem moralijchen 
Himmelslicht der Offentlichkeit auszuüben fei, und daß zugleich ein befriedigender crininal- 
rechtlicher Beweis auf andere Weife in der Regel nicht zu finden ift, als fo, daß eine Anzahl der 
tauglihften Mitbürger, nad möglihft vollftändiger eigener Anfhauung und Prüfung aller 
Perjönlichkeiten, ihrer Ausfagen und Berhältniffe, ihre eidlihe gewiffenhafte Überzeugung im 
Namen ihres Volks ausſprechen. Sie erflärten daher diefe Mitwirkung des Volks zu Griminal: 
urtheilen für ein ebenfo ungerftörbares als uraltes Nationalrecht, obgleich ed, wie das Recht 
der Geſetzeszuſtimmung oder das der Steuerverwilligung, in verfchievenen zeitgemäßen Formen 
auszuüben ift, Früher in den mehr demofratifchen, jegt nad) Ausbildung der monarchiſchen und 
repräjentativen ftändifhen Verfaffung, gleich der Geſetzgebung, in mehr monarchiſchen und 
namentlich in angemejjener Zufammenwirfung von Regierung und Regierten, ©) 

Echt deutſch war auch jenes obengeſchilderte fpätere deutſche Volks: oder Schöffengeridht 
in der Hauptfadhe oder darin, dag fein Bürger verurtheilt werben fonnte, ohne daß er duch 
achtbare Repräjentation feiner Mitbürger und feines Vaterlandes nad accufatorifcher öffent: 
licher Verhandlung für ſchuldig erflärt worben war. 

Aber wie viel weifer und für Freiheit und Gerechtigkeit glüdliher wußten die Briten 
daffelbe rein deutſche Inftitut zu behaupten und auszubilden! Sie erhielten es einerſeits gänzlich 
rein und frei von den fremdartigen zerftörenden Einflüffen der volksverachtenden Romaniften, 
die fie aus Parlament und Gericht jagten, wie von aller hierarchiſchen und kanoniſchen In— 
quifition und retteten dadurch dad Grundinftitut bürgerlicher Freiheit und mit ihm die Freiheit 
ihres Vaterlandes7) und der Welt. Dagegen huldigten fie andererfeits der mehr monardifhen 
neuern Berfaffung und der höhern Eivilifation durch die ganze beiden entfprechende Aus- 


6) Möfer, Phantafien, I, 59. 

7) So urtheilen mit dem gründlichen Bladftone die Engländer felbft. Vgl. auch Zentner, ©. 187, 
194. Aud, Gneift (in Bluntſchli's Staats-Wörterbuch, IV, 429) beftätigt jegt erfreulich unfere Grund⸗ 
anficht , indem er die Jury zurüdführt auf „den altherfümmlichen Antheil der Gemeinde am Gericht 
durch Rügepflicht, Eideshülfe, Gemeindezeugniß und Urtheilsiprechung‘‘ und auf die feit Heinrich II. 
„unter Zeitung ber königlichen Richter bewirfte Fortbildung des gemeinen Landesrechts und auf die fo 
gewonnene Bertheilung und Beichränfung der Pflicht der Freifaffen und Ritter und der neuern Schöffen: 

erichte, diefe Gemeindeausſchüſſe der alten Grafichafts- und Humdredsgerichte”. Dal. auch Fiſchel, 
ie Verfaflung Englands, ©. 257. 
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bildung ihres Schwurgerichts. Die einfachen, naturgemäßen und doch jo unenblich folgereichen 
Vorzüge diefer Ausbildung find vorzüglich die folgenden ſechs. 

1) Sie befeitigen gänzlich alle directe Mitentſcheidung und Oberentſcheidung bed demo- 
fratifhen Volks, des jogenannten Umftandes, welhe in Dänemark dad Schwurgericht unbeliebt 
machten und zerftörten,, weil dort die Gefhmworenen jogar beim Umftoßen ihrer Entſcheidungen 
ſchwere Bußen zu zahlen hatten. 8) Statt derſelben überließen fie einerjeitd der Nation, ihrer 
öffentlichen Meinung in der vollftändigften Öffentlichkeit und der Mitteilung auch durch preß— 
freie Zeitungen eine mittelbar controlirende Ginwirfung. Andererſeits übergaben fie die Ent: 
Scheidung über Verlegung der Gefege und daraus entftehenve Nichtigfeiten dem aus den zwölf 
vechtögelehrten Oberrichtern gebildeten Eöniglihen Obergeriht und gaben audı den rechts— 
gelehrten Königlichen Präfidenten des Schwurgerichtd einige unten zu erwähnende widtige 
Mittel, ungerechten materiellen Entſcheidungen vorzubeugen oder abzuhelfen. Gleich weife 
aber vermieden fie ed, ähnlich wie fpäter die Dänen und Schweden, den aud dort dad oberfte 
Gericht bildenden zwölf Oberrichtern, feit diefelben vom König angeftellte Rechtsgelehrte waren, 
ferner als einem höchſten Schwurgeridht (was dad Obergeriht urſprünglich fein follte) eine 
Oberentfheidung im Materiellen zu geben und dadurch eigentlich das Wefen der Schwur: 
gerichtsenticheidung zu beeinträchtigen. 

2) Aud die Erwählung der Gefhmworenen wurde theild monarchiſcher, theild aber aud in 
jever Hinficht beffer ald die der meiften fpätern deutſchen Schöffen. Zwar wurde der uralte 
Grundfaß, daß fie Volfsrepräfentanten, und zwar, wie alle Gefege aller germanifhen Völker 
ftet8 forderten, eine Auswahl der beften und achtbarſten Bürger des Volks fein follten, ſtets 
feftgebalten. Er galt auch fpäter ebenfo gut wie damals, ald die Schöffen noch nad) Karl's 
des Großen Gejegen und in vielen der obenerwähnten fpätern deutſchen Schöffengeridte un: 
mittelbar vom Volk erwählt wurden und biefes die Sprüche feiner Stellvertreter noch refor= 
miren durfte. Jene Wahl geſchah natürlich auch früher in den ffandinavifchen Reihen, wo bie 
Geſchworenen eben von ihrer meift in der Volksverſammlung ftattfindenden Erwählung zu jedem 
Schmwurgericht die Erwählten (Nämnd, Nävyninger), oder von ihrer Eigenſchaft und Pflicht der 
Wahrhaftigkeit die Wahrfprehenden (Sandemen, veridici) biegen (woher auch ihre Aus: 
fprüde hier wie in England Verbicte genannt wurden). Ebenſo aber wie fpäter in den nor: 
diſchen Reihen, fo wurde auch in England und Frankreich die Auswahl der Geihmworenen durd 
die große Theilnahme, welche einerfeitö ftets die Megierung, andererjeits beide Parteien, der 
Ankläger und der Angeklagte, bei denſelben erhielten, theils mehr monarchiſch und einer Repra= 
jentation des ganzen Vaterlandes, alfo au der jegt jouveränen Regierung wie bed vegierten 
freien Volks angemeifen, theild zugleich parteilojfer für den Angeklagten wie für den Anftäger. 
Die englifhe Bildung dev Geſchworenenliſte vereint und befriedigt alle Intereffen. Durd) die 
ftetö neue Auswahl für jede Gerihtsjtgung und jeden Proceß aber geſchah diefed noch mehr, und 
e8 blieben auch die Geſchworenen eine reinere Repräfentation ded Volks, ald wenn, wie fpäter 
oft in Deutſchland, die Schöffen auf längere Zeit ernannt oder mit der bürgerlihen Magiftratur 
identiſch wurden. 

3) Auch die Ernennung der Gerichtsvorſtände, welche in England aus einem oder zwei der 
vom König unabſetzbar angeſtellten rechtsverſtändigen zwölf Oberrichter beſtehen und welche nach 
einem regelmäßigen Wechſel, ähnlich den Sendgrafen Karl's des Großen, das Land bereiſen, 
iſt ſicher monarchiſcher als die in alten Zeiten auch in Deutſchland ſtattfindende Volkswahl ver 
Grafen und Centgrafen und in Skandinavien der Geſetzmänner, ja ſelbſt noch als jenes oben- 
erwähnte Präfivium der fpätern deutſchen Schöffen durch Gemeindevorftände. 

4) Aufs neue aber ift e8 monarchiſcher und zugleich der höhern Givilifation mit ihrer Thei— 
lung der Arbeit entfprechenver, fürd erfte, daß die Vorftände des Schwurgericht# (wie allermeift 
auch die Ankläger und Vertheidiger) vechtögelehrte Beamte, aber freilich — ftatt der Romani- 
fien und Kanoniften — vaterländifhe Rechtsgelehrte find, während Häufig auch nod in ben 
fpätern Schöffengerichten Nihtjuriften präfidirten; fobann au das, daß alles, was gelehrte 
juriftifhe Kenntniß echeifcht, ven Rechtsgelehrten, ver, wie ſich zeigen wird, durchaus nicht tech= 
nifchejuriftifhe Ausspruch über die Thatſache ver Schuld dagegen den Geſchworenen bleibt, und 
daß beide — das Staatdamt und die Volksfreiheit, ver Rechtsverſtand und der praftifche Bürger: 
verftand — unter jih und mit der fie bewachenden Nation und Regierung auf die glüsflichfte 


8) Für bie hier und auf den nächften Seiten angeführten Nachrichten über die ſtandinaviſchen Ge: 
richte gibt unter andern Repp in der citirten Abhandlung vollſtändige urfundliche Beweiſe. 
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Weiſe für ein möglihft gerechtes Strafurtheil regelmäßig organifh zufammenwirken. Wie un: 
gleich glücklicher ift dieſes ald jenes unorganifche zufällige Hinzufonmen rechtsgelehrter Einwir— 
fung bei den fpätern deutſchen Schöffengerichten durch die freigelaffenen Rathöerholungen bei 
den Rechtöverftändigen. ?) 

5) Ungleich förberlier für Gerechtigkeit und Freiheit ift auch darin das englifhe Schwur— 
gericht, daß es fefthielt an den altveutihen Grundjägen, dad, verfhieden von dem ſpätern deut— 
hen Schöffengeridt, die ganzen Hauptverhandlungen, alfo aud die Ausfagen des Angeklagten 
und aller Zeugen ftet3 vor den Augen und Ohren des ganzen Gerichts in öffentlicher accufatori: 
Iher Berhandlung ftattfanden und Richter und Geſchworene, Anfläger und Vertheidiger belie- 
bige Fragen an diejelben jtellen fonnten; und endlich 

6) dad hierdurch, durch die Zurücdweifung aller romaniftifhen und hierarchiſchen Einflüffe, 
das englifhe Griminalverfahren fich freihielt oder doch längft ſich wieder völlig frei machte von 
den unten zu ſchildernden unheilvollften Erſcheinungen unjers deutfchen Griminalprocefles, von 
dem Wahn einer vollftändigen juriftiihen Beweistheorie mit ihren fhauderhaften Folgen, der 
alten gejeglihen Tortur nämlid und der neuern ungejegliden der jahrelangen geheimen Inqui— 
jitiond= und Kerkerqualen, von den Verdachts- oder außerordentlichen Strafen und ven lebend- 
länglihen DVerbächtigfeitserflärungen und Vermögendberaubungen durch die Losſprechungen 
von der Inftanz. 

C. Die Entſtehung ded geheimen fhriftliden Inquifitiond= und Rela— 
tionsproceſſes vor bloß juriftifhen Regierungsbeamten durch die bierardi= 
ſche Inquifition und die unvaterländifhe Jurisprudenz, durch Beamten— 
berrfhaft und Abfolutismus und ihre vereinte Zerftörung der vaterländi— 
fhen Breibeit und Verfaſſung. Nur in folden germanifhen Ländern, wo, wie in 
Deutſchland, die fremden im einer für die Volksrichter unverftändliden Sprache geſchriebenen 
römischen, fanonifhen und lombardifhen Rechtsbücher allgemeine Gefegeöfraft erhielten, mit: 
bin nicht in Schweden und England, bildete jih mehr und mehr das unnatürliche, "geheime in- 
quifitorifche Beamtengericht aus, 

Schon frühzeitig im Mittelalter hatte die Geiſtlichkeit, zunächſt angeblid aus der Sorge für 
das Seelenheil (sacramentali ratione), für Kirchen- und Sittenzudt, dann aber immer mehr 
zur Ausbildung ihrer theofratiichen priefterlihen Oberherrſchaft eine große kirchliche Buß und 

‚Strafgewalt ufurpirt. Diefe übte fie früher nad) den Grundfägen der freien deutjchen weltlichen 
Gerichte, immer mehr aber auf eine geheime und inquifitorifche Weife aus. So gefhah ed nad 
dem Obigen jelbft in den urſprünglich ganz volksmäßigen biſchöflichen Sendgeridten. 

Dennoch hielt das frühere Kanonifhe Recht lange den uralten Grundſatz feit, daß zu jeder 
wahren ftrafgerichtlihen Entſcheidung accufatorisches Verfahren wefentlich jei. 2°) Nur erft der 
Vollender ded Syſtems hierarchiſch-theokratiſcher Herrfhergewalt, Innocenz III., war der 
Schöpfer des eigentlihen Inquifitionsproceffed. Zwar fihrieb er denjelben zunächſt nur den 
geiftlihen Gerichten vor 11); doch bald bejiegten die hierarchiſchen Principien auch in den welt- 
lihen Gerichten die freiern Rechtsgrundſätze. 

Zu dem hierarchiſch-fanatiſchen Treiben der Geiftlichfeit und der geiftlihen Gerichte, zu 
ihrem Inquifitiongeifer.gefellte ſich zur Untergrabung altdeutfcher Freiheit die verderbliche Rich— 
tung der romaniſtiſchen Juriſtenzunft mit ihrem fremden Recht und mit ihrer Unkenntniß und 
Verachtung der vaterländiſchen Freiheiten und Rechte. Auch fie ſuchte, wie die hierarchiſche 
Prieſterkaſte, das Volk immer mehr rehtdunmündig, der Theilnahme an feiner Geſetzgebung 





9 Auch hier zeigt ſich übrigens der Einfluß jenes doppelten altdeutſchen Beſtandtheils der alten Pri⸗ 
vatgeſchworenen oder ber Mitſchwörenden (des Wager of Law) und der alten öffentlichen Gefchworenen. 
Die neuern Gefchworenen find nach dem erften Element Beweisinftitut, ein Funftverftändiger Beweis der 
Thatfache (Trial by Jury); nach dem zweiten zugleich Urtheilsfinder, — ———— als welche ſie 
ſogar früher die Rechtsgelehrten auf die vorhin angeführte Weiſe beſchränkten. Von den Eidhelfern 
nahmen bie Engländer neben der Beſchränkung der Jury auf die Thatſache der Schuld auch die bei der 
Eidhülfe natürliche Einftimmigfeit an, während die alt= und neubeutjchen und nameutlich auch bie 
ffandinavifchen Gefchworenen als Richter ſehr natürlicy lets nach Stimmenmehrheit entichieben. Das 
doppelte Element der Entwidelung des engliichen Schwurgerichts übrigens veranſchaulicht ſchon ber 
Anfang des Criminalprocefes. Will der Angeklagte dei demſelben ſogleich —— ſich ſelbſt ſchul⸗ 
dig befennen und auf die „Prüfung der Sache durchs Schwurgericht“ verzichten, jo entſcheiden bie 
Staatsrichter allein; will er das nicht, fo fordert er durch das Verlangen, „durch Gott und fein Bater- 
land gerichtet zu werden“, die Jury. 

10) Can, 1, Caus. IV, qu. 4. 11) Cap. 21, 24, X, de accusat. 
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und Rechtſprechung verluftig und die Volfsfhöffen in den Gerichten mehr und mehr ſtumm zu 
machen und zulegt, wo immer möglid, aus den Gerichten zu verdrängen und deren Thüren zu 
verfchließen. Dem Bolf abgewendet, dienftbar nur der nächſten geiftlihen oder weltlichen, Fürft- 
lichen oder gutsherrlichen despotiſchen Gewalt, ahmten fie natürlih, ſoweit möglid, einerfeits 
der priefterlihen und Feudalariftofratie Faftenmäßige Abfonderung, Volksverachtung und Bolfs- 
bedrückung, andererfeitd das hierzu trefflihe geheime geiftlihe Inquifitionsgeriht nah. Sie 
führten aus dem Römiſchen Recht die Sklaventortur für die Freien ein und erfanden alle mög: 
lichen Inquifitionsgrenel. 

— Vorzüglich die fanatiſche Wuth der Ketzer- und Herenproceffe, zuerft in den geiftlihen und 
dann in den weltlichen Gerichten, dieje ſcheußlichſte Ausgeburt ver Hierarchie, gab zu diefer un— 
glücklichen Umbildung des Gerichts und Verfahrens die nöthige Energie. Jetzt ald in dieſen 
Proceffen Taufende unglücklicher Opfer fallen, und feitvem zugleich durch Geldftrafen und Güter: 
eonfidcationen die Griminalgerihte zur ſchändlichſten Erwerbsquelle für Guts- und Landes: 
herrſchaften und ihre dienftbaren Richter gemacht werden follten, jegt mußte unfer gebeimer 
inquifitorifcher Tortur: und Beamtenproceß ſich auch den weltlihen Obrigfeiten empfehlen. Die 
eriminaliftifhen Greuel und mehr als orientaliihen Graufanfeiten, womit nun dieſe Gerichte 
ganz Deutjchland ſchändeten und befledten, erwedten zwar überall im ganzen Deutſchen Reich 
die lauten Klagerufe der entfeglihften VBolfönoth. Als aber, nad) vielfad wiederholten Reich: 
beichlüffen wegen derſelben, endlich das deutſche Reichögejeg der Garolina zur Abhülfe erſchien, 
die meiften Misbräuche auch nachdrücklichſt verbot und aufs neue das vaterländifche öffentliche 
Geſchworenengericht fanctionirte, da verfolgte die unvaterländifche Juriftenfafte das vortreffliche, 
auch vortrefflid deutſch geichriebene Gefeg mit Haß und Spott. Selbft zu theilweifer Anwen: 
dung fam das treffliche Reichsgeſetz zuerft, ald es aus der deutſchen — der „Bauernſprache““ — 
in die Gelehrtenſprache, das Rateinifche, überfegt war. Mit der Ausbildung des fürftlichen Ab— 
ſolutismus vollends wuchs die Geringihägung der Faftenmäßigen Hof: und Beamtenariftofratie 
gegen alles Volksmäßige. Ihnen mußten natürlich mit allen übrigen freien deutfchen National: 
rechten auch die Geſchworenengerichte unterliegen. Jene Greuel des geheimen Inquifitions- 
proceffes, feine Tortur-, feine Kerfer: und Juſtizmorde wütheten fort, und die unnatürlichfte 
Proceß- und Gerichtdeinrihtung entwidelten und verbreiteten fid) immer mehr. 12) 

Leider benugten die Fürften die römische Juriften= und Beamtenfafte für die Ausbildung 
abfoluter fürftliher Gewalt. Selbft der Kaifer Marimilian begünftigte fie in diefer Richtung 
in feinen Erblanden und zu vermeintlicher Rettung feiner fürftlihen Macht im Reid. So war 
denn aller Kampf einfichtiger Vaterlandsfreunde gegen diefelbe vergeblih. Wirkungslos ver- 
hallten vie furdtbaren Klagen gegen diefe Doctoren der fremden Rechte in der fogenannten Re- 
formation Kaiſer Friedrich's II. und in Ulrid von Hutten’8 Schriften und Briefen. Erfolglos 
blieben ihre Vorfchläge: ähnlich, wie bekanntlich die Engländer und lange Zeit hindurch aud die 
Schweizer 13) zur Rettung ihrer Nationalfreiheiten gethan hatten, die Doctoren der fremden 
Rechte aus den fländifchen und Gerihhtöverfammlungen auszuftoßen. Vergebens blieben der 
Bauernfriege blutige verzweiflungsvolle Bemühungen gegen die rechtswidrige Zerftörung alt- 
deutfcher Volksrechte; nur vorübergehend wirffam der Würtemberger und anderer deutjchen 
Volksſtämme Kämpfe für Ausftopung der Romaniften aus ihren Gerichten. In Württemberg 
namentlich forderten die Stände 1514: „wenn die Sache Unterthanen beträfe, die Doctoren 
nicht zu Rathe zu ziehen, das Hofgeriht «mit ehrbaren, reblichen und verftändigen» Perfonen 
vom Adel und von den Städten zu befegen, die nicht Doctores feien, aud) ferner die Beſchwerde 
der Gelehrten zu bedenfen, welche merflih bei allen Gerichten dur das ganze Land bei ihren 
Handlungen einbreche, ſodaß jet einer, dem Rechtens noththue, mit 10 Bl. nit davon Fomme, 
der vielleicht vor zwölf Jahren mit 10 Hellern die Sache gar gerichtet hätte.“ 14) Ahnliche Be: 


12) Vgl. überhaupt Ableugnung, Anklage, Garolina, Folter und Jurisprudenz. 

13) Gerftlaher, Sammlung der würtembergifchen Gefege, I, 70. Unter andern wies ein ſchweize⸗ 
tifcher Gerichtsvorftand, als eine Partei fi aus dem nachbarlichen Konftanz einen Doctor hatte fommen 
laffen, der fi nun auf Römifches Recht und feine Sommentatoren Bartolus und Baldus berief, mit 
den Worten zurüd: „Hört Ihr, Doctor, wir Schweizer fragen nicht nad) dem Bartele und Baldele und 
andern Doctoren. Wir haben fonderbare Landbräuche und Rechte. Naus mit euch, Doctor,‘ Ulrich 
von Hutten (Ulriei Huttenis in Neminem praef., Bafel 1518) flagt unter anderm: „Die Bartoliften 
liegen wie Schwämme in den Obren der Fürften. Nach ihrem Rathe werden jegt die Staaten regiert.“ 

14) Malblanf, Gefchichte der peinlichen Gerichtsorbnung, Vorrede. 
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ſchwerden der Stände ertönten in Mecklenburg, Franken, Böhmen, Baiern.16) Eine Verord⸗ 
nung vom Herzog Georg von Baiern hilft hierauf unvollſtändig ab durch die Beſtimmung, „daß 
allweg mehr Randleute ald Doctored genommen werben ſollen“. 160) Beffer, aber nicht viel wirf- 
ſamer ſuchten viele landftändifche Verträge dur die Beftimmung abzubelfen: „es Tolle auch auf 
Tagen der Redtfertigung fein Doctor oder Licenciat gebraucht werden,’ 17) 

So entftand und jo befeftigte jich unfer geheimer Inquifitionsproceh. Ergriffen von den 
neuen lauten Klagen, welche bei dem Wiedererwachen der Lichtftrahlen geiftiger Freiheit und 
Bildung zu Ende des vorigen Jahrhunderts Thomafius, Bercaria und die neue höhere Eultur 
bervorriefen, fuchte zwar allerdings fürftlihe Humanität eifrig feine auffallendften Graufam- 
feiten, die gefeglihe Tortur, die Härte vieler Strafen, die Güterconfiscationen zu befeitigen. 
Doch die Juriften wußten bald ihre guten Abfihten zu vereiteln. Die gefegliche Tortur wurde 
bald dur noch viel furdtbarere und gefährlichere ungefeglihe Torturmittel und durch immer 
größere Dauer der Inquifitions= und Kerkerqualen während der Unterfuhung erfegt. Die 
Auflöſung des Reichs aber und der Despotismus der Rheinbundsepoche brachte unſerm criminal- 
gerichtlichen Zuftande neues, großed Unglüd. Die Reſte alter Volks: und Genoſſengerichte, ver 
accufatorifhen Einrichtung und der altveutfhen Offentlichkeit des Criminalproceſſes, welche 
bisher noch der Verfolgung der Romaniſten und Regierungsdiener widerſtanden hatten, tie 
namentlich in den meiften Städten, verſchwanden jegt faft gänzlich. Die früher in Deutſchland, 
ſowie no jegt in England und Frankreich abfolute Inamovibilität und Unabhängigkeit der 
Richter wurde, wenigftend der Sache nah meift aufgehoben; ebenfo die Zuftimmung der 
Stände bei Befegung und Organifation der Obergerihte. Die Griminalproceffe wurden im- 
mer geheimer gemacht. Dabei wurde, zuerft meift Iandesgefeglich, zulegt allgemeiner bundes— 
geſetzlich, dad große reichögejeglihe Palladium der Sicherheit, das Recht der Angeklagten, über 
die Hauptſchritte des Griminalproceffed wie über das Endurtheil Actenverfendung und Ent- 
ſcheidung eines auswärtigen völlig unabhängigen und unparteiiſchen Spruchcollegiums zu for- 
dern, zerflört. Die wefentlichften von der Garolina abfolut geförberten Sicherungen der Ange 
ſchuldigten gegen Willfür der Unterfuhungdbehörden aber blieben alfermeift aud jet wie 
früher unbefolgt oder wurden fogar gefeglich zerftört. 

II. Das Wefen und die Wirkungen der beiden Proceparten und Geridte: 
1) die unfers geheimen inquijitorifhen Relationd= und Beamtengerichts. 

Die frühern Ausgaben des Artikels fchilverten bier die empörenden, oft wahrhaft ſcheußlichen 
Bolgen des geheimen Inquifitiond- und Relationsproceſſes, welche wegen der Heimlichkeit dieſes 
Verfahrens der Nation allermeift unbekannt blieben. Sie wurden veranſchaulicht theild durch 
eine große Reibe actenmäßiger Griminalgeihichten aus allen deutſchen Ländern, theils durch die 
Entwidelung der ganz natürlichen logischen Folgen der jo gänzlich widernatürlichen und ver 
fehrten Grundlagen und Einrichtungen jenes Verfahrens. Der nothiwendigen Kürze wegen 
müſſen jegt, wo diefes Verfahren allgemein verurtheilt und wenigſtens größtentheils in Deutſch— 
land aufgehoben ift, beide Ausführungen bier wegfallen. Die etwa an der hiftorifhen Wirk— 
lichkeit der Abſcheulichkeit unſers bisherigen geheimen Criminalverfahrens noch Zweifelnden 
mögen auf die frühern Ausgaben und die oben in der erſten Note dieſes Artikels citirten Schrif: 
ten verwieſen fein! 

Nur ein Fürzered Bild, welches der erfahrenfte und competentefte Kenner des alten Ver: 
fahrens mit Meifterhand von demfelben entwarf, mag bier Plag finden. 

Feuerbach jagt in feinen „Betrachtungen über dad Geſchworenengericht“ (S.35 fg.) nach der 
Schilverung des englifhen und franzöſiſchen Schwurgerichtö: „Stellt man den Gefchworenen: 
gerichten die in Deutichland eingeführten Griminalgerichte gegenüber, bringt man bie Grund: 
jäge und das Verfahren beider in Vergleihung, fo zeigt ih überall ein ſchneidender Abftand, 
der die glänzenden Borzüge der erftern nur um jo mehr erhebt und ung für diefelben, als für 
die allgemeine Sache der Menjchheit, fat zur Begeifterung hinreißen muß. Sene ftehen da als 
ein herrliches Kunftwerf, einfach und groß, von der Freiheit jelbft erfunden, von der Wahrheit 
vollendet; diefe jenen gegenüber als ein düſteres ängftigended Zwinghaus, das in finftern Zeiten 
die Tyrannei für ihre Sklaven gegründet und erft fpäterhin ein befferer menſchlicher Sinn in 
einzelnen Theilen zu lichten und auch für Freie erträglih bervohnbar zu machen verjucht bat. 


15) Steiner, Über das altdeutiche Gerichtsweien, ©. 272 fg. 
16) Brenner, Bairifches Givilverfahren, VII, 269. 
17) Raurer, ©. 312. 
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Hier ift nicht Die Rede von Richtern, in deren Hände der Angeklagte felbft fein Schickſal legt; 
ein Corps von Blutridhtern, die von ftindigen Auts wegen über alle Unterthanen richten, halten 
in jeden Augenblick das Schwert über den Häuptern aller empor; ſtets drohend und dod in die 
Finſterniß des Geheimniſſes gehüllt, läßt die ſchreckliche Criminalgewalt aus verjchloffenen Kam: 
mern jene Urtheile hervorgehen, welche über das Höchſte enticheiden, um deffen Erhaltung willen 
fi) der Bürger dem Staat gegeben hat. Im diefer Form der Ausübung ericheint die Criminal: 
gewalt mehr als Eigenmacht denn ald Handlung der Geredtigfeit, mehr ald Werkzeug, wodurd 
der Souverän feine eigenen Beleitiguugen rächt, denn ald dad Verföhnungsmittel der Belei- 
digung aller, als parteilofed Vertheidigungsmittel der Freiheit eines jeden. 

„Der Angeklagte ift von feinen Richtern getrennt ; jie jehen ihn nicht, fie hören ihn nicht; nur 
durch Mittelorgane dringt feine Stimme und das Wort feiner Vertheidigung bis zu ihnen. Gie 
hören weder die Zeugen, welche wider ihn, noch Diejenigen, welche für ihn ſprechen; das leben: 
dige Wort muß erft in einem Protofoll zum Falten Buchſtaben erftorben fein, ehe es die Ge— 
müther trifft, in welchen ed ald Urtheil über Dajein und Freiheit wieder auferftehen ſoll. Die 
Unterfuhung felbit ift fo gebeimnifvoll in ihrem Anfang bis zu ihrem Ende wie die Entigei- 
dung. Ohne Stüße, ohne Vertheidiger, einfam verlaffen fteht der Angeklagte vor dem Inqui— 
fitor, der ihm vielleicht Shon vor der Unterfuhung in feinem Herzen dad Verdammungsurtheil 
geſprochen bat, der ihm fhuldig zu finden alle Kräfte anfpannt, weil feine Inquifitorehre fid 
hauptfählih von den Schuldigen nährt, die er dem Obergericht überliefert. Dem Unter: 
fuhungsrichter ift zwar von den Geſetzen eingeihärft, unparteiiih für die Schuld wie für die 
Unſchuld zu unterfuchen, Feine Lift zu gebrauchen, die ſelbſt den Unſchuldigen bethören könnte, 
ſich als [huldig zu geben, nicht durch Zwang zu erpreifen, was nur durch Freiheit zugeftanden 
werben fol, alles getreu zum Protofoll zu geben ohne Zufag, Weglaffung oder Anderung. 
Aber es find das Geſetze, denen die Garantie ihrer Befolgung mangelt, die der Redliche nicht braucht 
und der Unredliche ftraflos überfchreitet? Wo ift das Auge, das über die Wahrheit der Proto— 
folle wacht, die Controle, die ihre Unmahrheit findet, die Macht, welche die vorſätzliche und un: 
vorjägliche Veränderung oder Unterbrüdfung der Wahrheit verhindert? Der Gerichtsſchreiber 
— wenn er da ift — gewöhnlich ein abbängiges Geſchöpf, ſchreibt, was der Richter ihm im Die 
Feder fagt; der Angefchuldigte läßt dDiefen jagen und jenen ſchreiben, was ihnen beliebt, entweder 
aus Furcht oder weil er in feiner Unwiſſenheit das Gewicht nicht ahnt, welches erft der erfennende 
Richter in einem Umftande mehr oder weniger findet. Um den Unterfuhungsridter einer Con: 
trole zu unterwerfen, gibt man ihm zuweilen zwei oder mehrere Beiliger, fogenannte Schöppen, 
zur Seite, die aber meift faum wiffen, wozu jie dafigen, und am Ende auch nur dazu da find, um 
einige Unterjhriften mehr an den Schluß des Protofolls zu heften. So liegt über dem ganzen 
Verfahren ein Schleier eines düſtern mistrauiſchen Geheimniſſes. Aus dem einjamen Gefäng: 
niß wird der Angeihuldigte geführt in die ebenfo einſame VBerhörftube, in dieſe Werkſtätte, wo 
man die Pfeile Aymiedet, die feinem ganzen bürgerlichen Xeben drohen. Er erfährt und ſieht 
feine Angeber nicht, außer etwa aus einer befondern Önade; er ſieht feine Anfhuldigunggzeugen 
nicht, außer wenn es darauf anfommt, ihm durd die geiflige Marter der Gonfrontation ein noch 
mangelnded Geftändniß abzugewinnen. Er felbit erſcheint nicht vor den Augen jeiner Mit: 
bürger, außer wenn er, nachdem ſchon das entſcheidende Los gefallen, zum Schaffot oder in das 
Zuchthaus abgeführt wird. Gin Vertheidiger wird ihm wol meiftens verftattet, um ſich mit ihm 
zu befprehen, aber meift nicht während der Inquifition und nur insgeheim und unter ber 
Wade einer gegenwärtigen, vielleicht betbeiligten Gerichtöperfon; und diefe Beiprehung ge: 
ſchieht, um nad dieſem Geſpräch und nad) ven Protofollen eine VBertheidigung zu ſchreiben, bie, 
wenn fie recht meifterhaft ift, mehr nicht jagt, als jich jeder verftändige Nichter nach den Proto- 
follen jelbft jagen Fönnte, deren Inhalt niemand erfährt als diejenigen, von denen, wie 
namentlich dem Referenten, ed allein abhängt, wie viel oder wie wenig Gewidt fie ihren 
Gründen beilegen wollen. 

„Um die Unfhuld vor den Gefahren eines ſolchen Proceſſes zu fhügen und die Menſchlich— 
feit mit jenen Grundfägen zu verföhnen, nahm die Gewohnheit und die Gefeggebung das 
Prineip ver Langfamkeit zu Hilfe. Unſere Vorfahren jahen oft des Morgens einen Angeſchul— 
digten vor Gericht führen, der ſchon deſſelben Abends ald Miffethäter an dem Galgen hing. 
Unfere Zeitgenoffen betrachten es als Mufter einer fhleunigen Juftiz, wenn fhon nad einem 
halben Sabre ver Proceß endigt, und fühlen fih wenigftend nicht empört, wenn der Angeſchul— 
digte der gründlichen Unterfuhung wegen zwei Jahre — und mie oft nod viel länger? — im 
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Kerker verlebt. Unſere Procefgeiege haben dem Gang der Unterfuhung ſchwere Gewichte an= 
gehängt, bie ihn wenigftend verhindern zu laufen, wenn fie ihn gleich nicht la a genau und 
richtig zu geben. 

„Ein zweites Mittel, die Unfhuld vor Gefahren zu wahren, ift die ängfllige Beſchränkung 
der Beweiſe der Schuld. Gleichſam als käme die Gewißheit eines Verbrechens aus andern Quellen, 
als aus welcher jede andere hiſtoriſche Gewißheit kommt, wird der volle Beweis der Anſchuldigung 
ausſchließend an Vorausſetzungen gebunden, welche nicht mehr Gewißheit geben als die ausge— 
ſchloſſenen. Die Überführung bed Thäters ift jonadh, abgefehen noch von dem befondern Beweiſe 
des Thatbeftandes, geitellt auf deſſen Unverſtand, daß er vor wenigſtens zwei, über jede Einwen— 
dung erhabenen Zeugen fein Berbrechen beging, oder auf feine ſchwache over gutmüthige Bereit: 
willigfeit, ji durch fein Geſtändniß ſelbſt anzuflagen (ſich jelbit zu verrathen nad) englifhen 
Ausdrud) und dem Richter Beweis wider ſich zu liefern, woburd die größern und feinern 
Böfewichte der Strafe von Rechts wegen entgehen, feitdem man nicht mehr durch die Kauft der 
Henkersknechte die Geftänpnifje erpreffen half. Der gemeine Verftand und das Intereſſe des 
Staats aber fanden hierbei erhebliche Bevenfen. Man erfand daher (theild die ungejeglichen 
langen Inquifitiond= und Kerfertorturen, theild) die Theorie der außerordentlihen Strafen bei 
unvollftändigem juriſtiſchen Beweife, indem man dem Angefhulbigten, von dem man ſich felbft 
eingeftand, daß er nicht in rechtlicher Art überwiefen jei (daß er alfo vielleicht unfhuldig, nur 
durch unglüdlihen Zufall oder Durch feindfelige Hinterlift in Verdacht gerieth), wenigſtens einen 
Theil der Strafe zuerfannte — zu wenig, war er jhulbig, und viel zu viel, wenn er unſchuldig 
war. Hin und wieder ging man von dieſer Vorausſetzung zu noch gefährligern Extremen, 
dehnte die außerordentlihe Strafe bid dahin aus, mo nur dringende VBermutbungen dem An— 
geihuldigten entgegenftanden, und erhob den Verdacht zu einem befondern Verbrechen oder 
erfannte unter dem Namen von «Sicherheitömittel» ohne Beweis der Schuld die graufamen 
Leiden zu, die man ald unverbient anerkannte, melde felbft den elenden Zweck einer ungerechten 
Sicherung nicht einmal erreichen. Man verband außerdem damit Verluft ver evelften Bürger: 
rechte, z. B. der Wahlfähigfeit in Beziehung auf Landflände. Neuerdings Fnüpfte man daran 
beliebige Berbannungen aus der Heimat u. f. w. Ja man vernichtet zugleich das Vermögen des 
Unglüdlien, indem man ihm aud noch, abgefehen von der Störung feines Hausweſens und 
Gewerbebetriebs durch den Unterfuhungsferfer und feine Folgen, mit der Losſprechung von der 
Inftanz die Unterfuchungsfoften ganz oder zum Theil aufbürdet.‘ 

Bis zur Erinnerung verlofhen find in diefem ganzen Verfahren die Grundfäge freier 
Bölfer, der Griechen und der Römer und aller germaniſchen Völker wenigftens bis zum fpäten 
Mittelalter, daß vor vollftändig geliefertem Beweiſe der Schuld der Angeklagte in feinen Red: 
ten ungefränft blieb, daß ihm ferner eine Anklage, ein Proceß auf Ehre, Leib und Leben das 
heilige Recht auf eine Beendigung deffelben durch die Entſcheidung über feine Schuld oder Un: 
ſchuld gab, und daß er, wenn jener volle Beweis nicht geliefert wurde, vollftändig und für immer 
frei von dem angefhuldigten Vergeben geiprohen werden mußte. Vergeſſen wurde ed, daß 
felbft noch die Garolina, forie öffentliches und mündliches Gefhworenengeriht, jo auch 
die ſtrengſten Beftimmungen gegen Verſetzung in Anklageftand ohne dringend begründeten 
Verdacht gab, ebenfo auch gegen verlegenve und lange Verhaftungen und für die durch Gau: 
tionen und felbft durch Mitverhaftung des Anflägerd zu leiftende Bürgihaft, daß derfelbe den 
Angeklagten, wenn er nicht überführt würde, völlige Privatgenugthuung für „Schmad, 
Schmerzen, Koften und Schäden leiſte.“ 

Auch hier enthielten die frühern Ausgaben noch viele Beweife und hiftorifche Belege der 
Feuerbach'ſchen Schilderungen uud berührten einzelne Verwerflichfeiten des geheimen ftaate- 
rihterlihen Inquifitiond= und Melationsproceffed, deren richtige Würdigung und möglichfte 
Bejeitigung felbft nod nah der Einführung des Schwurgerichts um fo wichtiger ift, je mebr 
noch neben demſelben eine ftaatdrichterlihe, vollends eine nichtöffentliche Wirffamfeit ftatt- 
findet und Einfluß hat. 

Hierhin gehört vor allem die Abhängigkeit und Befangenheit dieſer Wirkſamkeit durch 
Machteinfluß und bureaufratifchen Kaftengeift. Diefe Einflüffe werden jegt oft Doppelt gefähr- 
lich durch die natürlichen, ja heilfamen Kämpfe ver ſtaatsbürgerlichen Freiheit mit der Regier 
rungd= und Beamtenmadht, welche vorübergehend oft felbft mit leidenſchaftlichen Stim— 
mungen und Verblendungen geführt werden. Diefe jelbft haben ja leider fogar die frühere 
richterlihe Unabhängigkeit durch Befegungen der Gerichte mit verblendeten Parteimännern 
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und buch Die Ginführungen fo abenteuerliher Disciplinargerichte über alle juriftiicherr 
Berjönlichkeiten wie in Preußen, faft gänzlich zerftört. Hierzu kommt aud jegt noch häufig 
in dem Beginn von Griminalproceflen und in der geheimen Borinquifition die Einjeitigfeit 
und Willkür einzelner untergeorpneter Beamten, welche nicht blos von der Gunft der Re— 
gierung und vorgefegten Beamten abhängig find, jondern auch von der Leidenſchaft des In— 
quifitorfriegs gegen unglüdliche Inquiktionsgefangene, die vie gewünschten Geſtändniſſe ver- 
weigern. Die unzuverläfiigiten Subjecte begründen für den Bürger das ſchwere Unglüd 
von Griminalproceffen, die Freiheitöberaubungen und die geheime Inquifitionstortur ohne 
all jenes vielfahe controlivende Zufammenwirfen achtbarer Behörden und ohne die Siche— 
rungsmaßregeln, wie fie in einem gut eingerichteten öffentlichen ſchwurgerichtlichen Straf- 
verfahren zum Schuß der heiligften Güter der Bürger flattfinden. An die Forderung der Ge: 
rebhtigfeit, denjenigen Bürger, gegen welden zum öffentlichen Nugen die großen, unverbienten 
Leiden eines Griminalprocefles verhängt werden, ebenfo zu entſchädigen wie diejenigen, melde 
zum öffentlichen Nugen ihr Eigenthum abtreten müffen, will unfer immer noch etwas ſtumpfes 
Rehtögefühl vollends nicht erinnert fein. Sehen wir ja doch faft überall, wo zufällig der 
Schleier veutjcher geheimer eriminalredhtliher Anfänge, Vorunterfuhungen und Verhandlun— 
gen in Griminalprocefien ſich lichtet, mit Schrecken, wie bielen abfolut unnöthigen und unver: 
antwortlihen, wochen-, monate: und jahrelang fortgefegten Unterfuhungs- und Kerker— 
qualen deutihe Bürger zum Ruin ihrer Gefundheit und ihres Vermögens, zur Zerftörung des 
Lebensglücks ihrer nicht einmal angeſchuldigten Familie unterworfen werden, unterworfen wer: 
den, nicht weil man weiß, daß fie jhuldig find, fondern weil man ed nicht weiß. 

Griechen und Römer in ihren freien Zeiten glaubten, daß für die größten Verbrechen dem 
Staat Genugtbuung würde, wenn der angelhuldigte Verbrecher mit feinem Vermögen fein 
Baterland verlaffe, und erlaubten ihm noch nad der Anſchuldigung folhe Auswanderung. 
Sollte ed denn nicht wenigftens bei allen geringern Verbrechen Hinlängliche Genugthuung bei 
ung fein, wenn der Angefchuldigte durch Auswanderung oder Flucht Vaterland und Vermögen 
preisgibt. Weit in den meiften Fällen jind ferner Berhaftungen ebenſo unnöthige ald unge: 
rechte Grauſamkeiten. Vollends find es ihre entfegliche deutfche Dauer und die ſcheußlichen Ker— 
fertorturen durch quälende Beihaffenheit der Gefängniffe und die Inquifitionsmishandlungen. 
Sie jind e8 ganz unbeftreitbar, indem durch fie fogar noch in wahrhaft pfuſcheriſcher Weife die 
Beweiskraft des allerbeften Eriminalbeweifes, die eines auch wirklich glaubwürdigen Gefländ: 
niſſes zerftört wird. 

2) Wefen, Einrichtung und Folgen des neuern Shwurgeridtd. Ber: 
jahren bis zur Affife. In England behielt man bis heute, ebenfo wie ftetö in Griechen— 
land und Rom und bei allen germanischen Völkern bis ins fpäte Mittelalter, ven Privatanflage: 
proceß oder den Örundfag feit, in der Kegel die Griminalproceffe davon abhängig zu machen, 
daß einzelne Bürger freiwillig im Namen des beleidigten Baterlandes oder auch zu ihrer eigenen 
Genugthuung ald Brivatanfläger auftreten und für die Beibringung der Beweife forgen. Nur 
in eigentlichen Staatöproceffen tritt ein Öffentlicher Anfläger auf (attorney general). In feiner 
Grundidee und, weil e8 die edle, gefeglihe, aufopfernde Bürgergefinnung und den Abſcheu 
gegen die Verbrechen nährt, hat diefe Form des accufatorifchen Verfahrens viel Gutes. Auch 
bat der engliſche Gemeingeift, zum Theil durch Affociationen zur Beftreitung der Laften der 
Anklagen, in Verbindung mit einzelnen gefeglihen Nahhülfen, die unleugbaren Bedenklich— 
feiten gegen diefe Einrichtung bisher meift befeitigt (während wir, mit der Herftellung des 
wejentlich wichtigen Rechts der Privatanklage, zur Aushülfe die öffentlihen Ankläger for: 
dern müffen). Der Ankläger nun fordert einen Friedensrichter der Grafihaft zur Erlaffung 
eines Borführungsbefehld gegen den Angeklagten auf, damit der Briedendrichter ben Unkläger, 
den Angeflagten und die Zeugen vernehme, Schon diefes erſte Verhör ift öffentlich und ein Bei- 
ftand des Angeflagten nicht ausgeſchloſſen. Der Friedensrichter läßt die Verhandlungen pro: 
tofolliren. Findet er fein Verbrechen oder einen genügenden Verdacht deffelben, To läßt er den 
Angeklagten gehen. Iſt das Gegentheil ver Fall, fo bleibt der Angeklagte ebenfalld frei, wenn 
er durch mäßige Gautionen oder durch Bürgen Sicherheit eiftet, ſich vor Gericht zu ftellen; er 
müßte denn wegen eines Gapitalverbrehens angeklagt fein. Bei einem folden erflärt jegt 
jelbft England die vorläufige Verhaftung für nothwendig, im Widerſpruch mit den altger- 
manifchen Breiheitägrundfägen ſeſbſt noch der Magna-Eharta, nad) welhen ganz fo wie nad 
der römifchen Lex Porcia der freie Römer, ja wie nod heutzutage nach den Fueros der ſpani⸗ 
ſchen baskiſchen Provinzen der freie Mann nur in Gemäßheit einer Verurtheilung durchs vater⸗ 
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ländiſche Gericht feiner Freiheit beraubt werden darf. 18) Aber auch im Fall der Haft felbft 
wegen Gapitalverbredhen bleibt der Brite völlig frei von allen unfern deutſchen Inquiſitions— 
und Kerfertorturen und hat den unendlichen Troft und die Sicherung, Verwandte, Freunde 
und Beiftände bei fich jehen zu dürfen. In England legt man nur Werth auf ganz frei abgelegte 
Geftändniffe, weiß, daß diefelben eher durch moraliſche Einflüffe ald durch allen liftigen und 
quälenden Krieg, welcher zum Gegenfriege reizt, entftehen. Geftänpdniffe überhaupt, aber 
vollends die jo taufendfach irreführenden, welche auch nur durch eine bloß geiftige Tortur erpreßt 
wurden, find für Schwurgerihtsurtheile unnöthig. 

Infolge einer vom Friedensrichter vorlaufig zugelaffenen Anklage wird nun der Angeſchul— 
digte alsbald vor die große Anklagejury geftellt, welche aus mindeitens 12 und höchſtens 24 der 
achtbarſten Männer ver Grafihaft beftehen muß und die von dem Sheriff der Grafichaft zufanıs 
mengerufen wird. Wenn nun hier nicht wenigftend 12 der Geſchworenen die Anklage für be— 
gründet halten, fo wird der Angeſchuldigte nicht in Anklagezuftand verfegt, ſondern freigelaffen, 
fann aber fpäter wegen veflelben Bergehens gerichtlich verfolgt werden. Hält dagegen die Jury 
die Anklage für gegründet, jo ift ver Angeſchuldigte erft jegt im peinlihen Anklagezuftande, und 
der Proceh wird nun, abermald ohne Dazwiſchenkunft irgendeined Acts unjerer deutſchen In— 
quifitiondqualen, in der nächſten Ajjife der Grafihaft Öffentlich accufatoriih verhandelt und 
endlich entſchieden. Wenn nun in der Aflife Losfprehung erfolgt, fo kann der Losgeſprochene 
nimmer wegen dejjelben Vergehens wieder angeklagt werden. Der ganze Griminalprocek 
dauert, wenn er nicht ſchon gleich in den erften Tagen endet, mit feiner dreifahen Verhandlung 
und Vernehmung und feinen zwei Schwurgerichten, ver Anklage- und Urtheilsjury, nur we— 
nige Wochen, jelten ein Vierteljahr und noch feltener einige Zeit länger. Bei jeder Sigung 
follen die Gefängniffe geleert, alle Broceffe beendigt werden. Das ganze Griminalverfahren 
von feinem Anfang bis zu feinem Ende und der Angeklagte in vemfelben ftehen unter dem 
Schuß ded vollen Sonnenſcheins der Offentlichfeit. Bekannt ift ed außerdem, auf welde treff: 
liche Weife die Habeas-Corpus-Acte gegen jeden Beginn und gegen jede Fortdauer unbegrün- 
deter Berhaftungen durch eine Reihe von Beitimmungen forgt. 

Daß franzöſiſche Gerichtöverfahren ift leider unter Napoleon’s despotiſchem Einfluß mancher 
Rechtögarantien des englifchen beraubt, obgleich ed noch unendlich viel gerechter und [hügender 
ift ald das deutſche. Gerade diejenigen Bunfte, two ed dem legtern ſich nähert, bezeichnen die 
Brangofen ald deffen partie honteuse und fordern deren Reform. Es weicht in der Form des 
aceufatorifhen Verfahrens und der Borunterfuhung auf eine der öffentlichen Sicherheit bei un— 
ferer heutigen Gultur entfprechende Weife darin von dem englifhen ab, daß in jedem Gerichte: 
bezirk Öffentliche Ankfläger, Staatsanwälte, zur gerichtlihen Verfolgung der Verbrecher ver- 
pflihtet find. Aud findet unter ihrer Gontrole und Mitwirkung eine Art von theilweife inqui- 
fitorifher Vorunterſuchung ſtatt. 

Den Proceß beginnt mit der Vorunterſuchung ein inamovibles Collegialmitglied des erſten 
Inſtanzgerichts als Inſtructionsrichter; bei dem delit flagrant möglicherweiſe auf eigene Hand, 
außerdem oder regelmäßig nur auf Aufforderung des öffentlihen Anklägers, jedoch niemals 
ohne Mitwiffen und ohne Mitwirkung des legtern und ohne höhere Leitung des Collegiums bei 
allen bedeutenden Schritten. Berhaftungen erfordern ebenfalls dieſes Zuſammenwirken und 
finden zwar häufiger ald in England, doch weitaus nicht fo häufig und fo lange als in Deutſch— 
land ftatt, nämlich nur bei den größern Verbrechen und bei jehr dringendem Verdacht. Auch 
wird die Haft öfter durch Sicherheitäleiftung abgewendet. Und nur felten und auf Eurze Zeit ift 
der Verhaftete durch befondern Beſchluß der fogenannten geheimen Haft, ſowie leider regel: 
mäßig und jahrelang in Deutſchland, des tröftenden und jhügenden Zufpruhs von Ver: 
wandten, Breunden und Beiftänden beraubt. Die VBorunterfuhung ſelbſt ift zwar nicht jo Furz 
wie in England und nicht Öffentlich wie dort. Dennoch aber bleibt fie aus mehrfahen Gründen 
der Regel nach ganz frei von den deutihen Inquiſitionsgreueln. Dahin wirft ed fhon, daß die 
frangöftjchen Inftructiondriter, inamovible Gollegialmitglieder des Tribunals eriter Inftanz, 
und ihre jelbftändigen Actuare ſich höchſt vorteilhaft auszeichnen vor unfern deutſchen Inqui- 
renten. Sodann gibt neben dem Schuß des Zuſpruchs von Freunden und Beiftänden und dem 
Beſchwerderecht des Inquifiten vorzüglih aud die controlirende Mitwirfung des für die Ge: 
jeglichkeit des Berfahrend mitverantwortlichen Staatöprocuratord bei der Unterfuhung, min: 
deſtens bei allen widhtigern Momenten verfelben, eine Bürgichaft gegen deutjche Inquijitiong- 


18) Neue Jahrbücher, Herausgegeben von Bülau, Jahrg. 1840, ©. 314. 
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und Kerfertorturen; auf gleiche Weife auch die beftändige Mitwirkung des Gollegialgerichts, 
an welches der Inftructionsrichter wöchentlich mindeftens einmal über den Gang des Proceſſes 
berichten muß (Art. 127). Werner macht das Geſchworenengericht das inquifitorifhe Drängen 
auf die Täufhungen fogenannter juriftifher Beweife, inäbefondere auf Geftändniffe unmöthig. 

Bor allem ift die der Vorunterſuchung nachfolgende Öffentliche Verhandlung und die volle Frei: 

heit des Vertheidigers und des Angeklagten, in derfelben jede Ungebühr Eräftigft zu rügen und 
zum Vortheil feines Glienten zu nügen, eine neue kräftige Sicherung. Endlich ift eine vortreff- 
lihe Hauptfolge diefer Offentlichkeit, daß jeder englifhe und franzöſiſche Bürger feine gefegli: 
hen Rechte und Pflichten ungleich beffer Fennt ald der Bürger in Deutſchland und dadurch in den 
Stand gejegt wird, jedes Unrecht jogleich bei dem Beginn fräftig und wirkjam zu befämpfen. 

Übrigens wird aud in Frankreich die Vorunterjuhung von dem Inſtructionsrichter mit 
Hülfe des Actuars zu Protokoll gebracht, zwar zunächſt ebenfalls nur, um, wie in England, 
mit allen etwaigen ſonſtigen Documenten und Beweiöftüden für Die Frage über die Verſetzung 
in den peinlihen Anklageſtand zur Grundlage zu dienen. Doch bleiben dieſe Protofolle, ſoweit 
fie in ven endlichen Öffentlichen Verhandlungen Beftätigung erhalten, eine fhriftliche Grundlage 
auch in dem übrigen Proceß. 

Iſt die Borunterfuhung beendigt, fo werden die Iinterfuhungsacten nach vorgängiger Prü— 
fung und Antragftellung der Staat8behörde von dem Collegium des Tribunals der erften In: 
ftang berathen und von biefem, wenn ed nichtd weiter zu erinnern und ergänzen findet, ver 
Anklagefammer des Appellhofs übergeben. Diefe, mindeftend aus fünf Appellationsräthen 
beftehend, hat nun flatt der englifhen Ankflagejury nad genauer Erwägung über die Verfegung 
in den Anklagezuftand zu entſcheiden. Erklärt fie, daß die Anklage entweder unzuläffig oder 
nicht genügend begründet fei, fo wird der Angeklagte, wenn er verhaftet war, im Freiheit ge: 
fegt. Crkennt fie die Berfegung in den Anklagezuftand, fo wird nun die Sache an die nächſte 
vierteljährige Affife verwielen. Aud in Frankreich werben die meiften Broceffe in wenigen Wo: 
hen beenvigt. Selten dehnen fie ſich über die nächfte Bierteljahrsfigung der Aſſiſen aus und 
dauern in der Negel nicht jo viele Wochen ald in Deutſchland Monate, ja Jahre. 

Das Hauptverfahren felbft und die endliche Entſcheidung. Sie finden in 
England wie in Sranfreid in der feierlichen durchaus dffentlihen Verhandlung der jogenann: 
ten Affife ftatt. Diefe findet in England dreimal, in Franfreid viermal im Jahre, und wenn 
fi) die Proceffe häufen, damit fie fchnell genug beendigt werben fönnen, aud noch außer: 
ordentlicherweiſe in jedem Gerichtsbezirk ftatt. 

In der Affife nun figen in England ald juriftifche Staatsrichter einer ober zwei der Yorbe: 
Oberrichter von England, melde zu diefem Zwed die Grafichaften bereifen, zu Geriht. Sie 
haben die ganze Gerichtsverhandlung unparteiifch und gefeglich zu leiten. 

In Frankreich und in den deutfchen Ländern des linken Rheinufers, in welchen legtern bie 
fpätern franzdjifchen bedeutenden Veränderungen der frühern Napoleoniſchen Geſetzgebung über 
das Schwurgericht nicht ftattfinden, beftehen dieſe Staatsrichter aus fünf (nad) neuerm franzö: 
ſiſchen Gefeg leider nur aus drei Räthen des Oberappellationdgerichts des Bezirks, von welchen 
einer zum Präfiventen ber Afjife ernannt wird. Neben ihnen richten in England wie in Frank⸗ 
reich 12 Gefhworene. Sollte eine befondere Theilnahme, die ein Proceß erregt, in einem 
Departement eine nicht völlig unbefangene Jury erwarten laffen, jo fann durch Gerichts: 
beihluß ver Proceß der Afjife eined andern Departements zugewiefen werben. 

In England ift, nad der Parlamentdacte vom 22. Juni 1825, zum Gejchtvorenen jeder 
Engländer fähig, welder 21 Jahre alt ift und ein Ginfommen von 10 Pfd. St. aus Grund: 
eigenthum oder einen Grbpadht von 20 Pfd. St. jührliher Einkünfte Hat und in der Graffhaft 
anfäfig if. Doch jind mande Perfonen ausgeichloffen, weil man fie für weniger tauglich Hält, 
oder nicht ald genug unabhängig von der Regierung, ober als eingenommen und Ungenoffen 
gegen den Angeklagten. Hierher gehören Geiftlihe, Pairs, Richter an den königlichen Ober: 
gerichten, Diener des Eöniglihen Haufes, Offiziere, Polizeibeamte, Gefangenmwärter u. ſ. w. 
(Bei einer Anklage gegen einen Fremden dagegen müflen, wenn es ber Angeflagte will, zur 
größtmöglichen Unparteilichkeit die Hälfte der Geihworenen aus Fremden, aus feinen Lande: 
leuten, beftehen.) Alle, welde in ver Grafſchaft zu Geſchworenen tauglid find, werben jähr: 
lid von den Friedensrichtern in eine Lifte eingetragen und dieſe zur Berichtigung mög- 
licher Berjehen oder Auslaffungen durch Anſchlag an alle Kirchthüren öffentlich befannt ge: 
macht. Über Neclamationen wegen Unrichtigkeit der Liften entfcheivet die Verfammlung der 
Friedensrichter. Aus diefer großen Liſte theilt der bürgerliche Vorfteher ver Grafſchaft (Sheriff) 
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zehn Tage vor der Affife dem Präfidenten derſelben ein Verzeihnig von höchſtens 72 und min- 
deſtens 48 Perſonen mit. Ihre Namen werben bei Eröffnung der Aſſiſe auf einzelne Perga— 
mentblättchen gefchrieben und in eine Urne geworfen, woraus der Gerichtsſchreiber die Namen 
von 12 Gefhworenen zieht. Der Angeflagte aber hat das Recht, nach Umſtänden die ganze Lifte der 
Geſchworenen zu verwerfen, wenn er darthut, daß der Sheriff bei @ntwerfung verfelben mit ‘Par: 
teilichfeit zu Werfe ging, wenn er bei der Anklage intereffirt oder mit dem Anfläger verwandt 
ift. Außerdem fann ber Angeflagte aud einzelne Gefchtvorene recuſiren, und zwar ohne alle 
Angabe eined Grunde320, und dann noch außerdem jeden mit Angabe gejeglicher Recufationd- 
gründe, wegen Unfähigkeit, Infamie over Parteilichfeit. Bleiben hierbei feine 12 Geſchwore— 
nen übrig, jo werden Ergänzungsgefhworene zum Theil aus den Umſtehenden ernannt, bei 
melden diefelben Recufationsrechte ftattfinden. Sind endlich 12 nicht recufirte vorhanden, jo 
werben fie beeidigt und das Geſchworenengericht ift conflituirt. 

In Frankreich find zu Geſchworenen fühig franzöfifche Staatöbürger, welde 30 Jahre 
alt und im Beſitz der politifchen Rechte find und durch Einkommen oder ihre intectuelle Bildung 
als notable Bürger Bürgfhaften geben. Dahin gehören 1) alle Mitglieder der Wahlcollegien 
für Deputirtenftellen, welche im Departement wahlfäbig find oder ihren Wohnfig haben; 
2) die vom Kaifer ernannten unentgeltlich dienenden öffentlichen Beamten; 3) die Offiziere der 
Land = und Seetruppen, melde en retraite find, 1200 Frs. Benfion haben und feit fünf Jah: 
ren im Departement wohnen; 4) die Doctoren und Ricentiaten einer oder mehrerer Bacultäten, 
wenn fie Advocaten oder Anmälte bei einem Gerichtshof oder mit dem Unterricht in einem Zweig 
ihrer Facultätswiſſenſchaft beauftragt find oder ſchon zehn Jahre im Departement wohnen; ferner 
die Mitglieder und Correſpondenten des Inſtituts von Frankreich und die Mitglieder der übri- 
gen vom Kaifer anerkannten gelehrten Gejellidaften ; 5) endlich die Notarien, welde jhon drei 
Sabre ihre Amtsfunctionen ausüben.. Die Vräfecten fertigen die Liften aller diefer Fähigen und 
ergänzen fie, wenn jte nicht wenigitend aus 800 Mitgliedern in einem Departement beftehen, bis 
zu diefer Zahl aus den höchſtbeſteuerten Bürgern, welche nit Wähler der Deputirten find. 
Die Liften werben ebenfalls zur etwaigen Ergänzung und Berihtigung Öffentlid) befannt ge: 
macht. Über Reclamationen wegen unrichtiger Fertigung der Liſten entſcheiden die Gerichte. 
Aus dieſen Liſten entwirft dann der Präfect ein für das nächſte Jahr dienendes Verzeichniß von 
einem Viertheile aller auf der erſten Lifte Verzeichneten, das jedoch 300 nicht überſchreiten darf. 
Diefed Verzeihniß überfendet er dem Präjivdenten des Appellhofd. Diefer zieht dann zehn Tage 
vor Eröffnung der Affife in Öffentlicher Gerihtöfigung aus diefem Verzeichniß durchs Los 36 
Berfonen, welche für die Dauer der Affife ald Geſchworene dienen. Erſcheinen bei Gröffnung 
der Sigung nicht 30, fo werben fie durch Grfagmänner, welche aus der Lifte des Orts der Aſſiſe 
vermitteld des Loſes erwählt werden, bis zu diefer Zahl ergänzt. Die Namen aller Anweſen— 
den werben in eine Urne geworfen und daraus die 12 Gefhiworenen herausgezogen. Sowie 
ein Name heraudgezogen wird, hat zuerft der Angeklagte, welchem einen Tag vorher die Ge— 
fhworenenlifte mitgetheilt wurbe, und nad) ihm der Staatdanwalt das Net, ohne Angabe der 
Gründe, den Genannten zu recufiren, bis nicht mehr ald 12 übrig find. Bei ungleicher Zahl 
darf der Angeflagte einen mehr recuſiren. Wenn 12 nicht recufirte Geſchworene oder ſolche, 
gegen welche nach dem Angeführten fein Recuſationsrecht mehr möglich ift, vorhanden find, fo 
werben biefelben beeibigt und das Geſchworenengericht ift gebildet. 

Diefe ganze Bildung der Gefhworenen in England und Frankreich 19) bezwedt offenbar, 
daß aus der ganzen Nation eine hinlängliche Anzahl folder Bürger ald Repräſentanten veriel- 
ben, inihrem Namen, gleihfam als ihr Öffentliches Gewiffen, wie ausdrücklich ſchon die alten 
englifchen Gerichtöformeln erklären, über das Dafein der Schuld richten, welche dazu in jeder 
Hinſicht am geeignetften find. Berjönliche Unbefholtenbeit, ein anftändiges Auskommen und 
Vorzüge bed Geiftes und der Ausbildung, ihre Mifhung aus den verfhiedenen Ständen und 
Berufsklaſſen ver Gejellihaft, ihr Wohnfig in der Gegend, wo das Verbrechen geſchah und 
der Angeflagte ji befindet, und dazu die igenthümlichkeit, daß jie, ſowie fie vor dem Urtheil 
aus dem Schofe ihrer Mitbürger Hervortreten, nad demfelben ohne bleibende Gewalt in den— 








19) Die zum Theil empfehlenswertgen Beftimmungen der vielen neuern Schwurgerichtsgefeße über 
die Bildung der juriftiichen Beſtandtheile der Jury und der Liſte der Geſchworenen, ſowol der allgemei— 
nen Liſte fuͤr den zeitweiligen Dienſt im Gerichtsbezirk als des beſondern für jeden einzelnen Fall laſſen 
ſich hier natürlich nicht anführen. Bol. übrigens Gneift, Die Bildung der Gefchtworenengerichte 
(Berlin 1849). 
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jelben zurüdfehren, follen die Annahme rechtfertigen, daß fie durch perfönlihe Tüchtigkeit 
wie durch Interefie für das Vaterland und die Gerechtigkeit, daß fie als ebenfo für ven Schug 
der Unſchuld und der Freiheit wie für die Öffentliche Ordnung gefinnt, für gewiffenhafte Brü- 
fung und Entfheidung über Schuld oder Nichtſchuld geeignet find. Vorzüglich aber joll ihnen 
das Öffentliche Siegel der Tauglichkeit und der völligen Unparteilichfeit noch aufgedrüdt werden 
durch den gegenseitigen Einfluß, welchen jowol der Staat ald der Angeklagte auf die Auswahl 
der tauglichften und unparteilihften Männer bejigen. Der Angeſchuldigte und der anflagende 
Staat befommen fo ein Gericht, das jie ſelbſt ald das möglichſt unparteiliche anerkannten, das 
fie fih gewiffermaßen felbft auserwählten. 

Zu dem jo vereinigten Gericht juriftiiher Staatsrichter und der Geihworenen und vor daf- 
jelbe gehören nun außer dem Angeklagten, ven Zeugen, dem Gerichtsſchreiber und dem Volk, 
welches der mündlichen öffentlihen Verhandlung anwohnt (fofern nicht ein für die Sitten ffan- 
dalöfer Ball ausnahmsweiſe nur allen Advocaten Zutritt geftattet), noch folgende beiden Haupt- 
beitandtheile. Auf der einen Seite der Staatdanmwalt, welcher ebenfalls, wie die Staatsrichter, 
für die ftrenge Gefeglichkeit der ganzen Berhandlung, zunächſt aber für die Wahrung der Staats 
intereffen in derjelben zu wachen hat. Dabei tritt in dem franzöſiſchen Accufationsproceg ein 
Staatsanwalt regelmäpig ald öffentliher Anfläger auf und hat als folder beſonders aud für 
alle Mittel ver Überführung des Angefhuldigten zu forgen, während in England in der Regel 
noch Privatanfläger auftreten. Den Staatöprocuratoren und Anklägern gegenüber ftehen dann 
in England wie in Frankreich die freierwählten, meift vechtögelehrten Vertheidiger bed Ange: 
Flagten, welde vorzugsweife alle für den Angeklagten günftigen Momente hervorheben und, 
unterftügt von der Offentlichkeit, für genaues Ginhalten der Gefege zu jeinen Gunften wachen. 
Freilich ſollen audy fie niemals wiffentlih Ummahres und Lingefegliches vertheidigen, fowie 
vollends der Staatdanwalt im Öffentlichen Intereffe feines Amts daffelbe bekämpfen und natür: 
lid audy die dem Angeflagten günftigen Momente anerfennen und geltend maden fol. Dod 
find gerade ihre beiderfeitigen entgegengefegten Rollen ver Vertheidigung und der Anklage und 
die dadurd natürlich gegebenen entgegengefegten Hauptrihtungen für die gerechte parteilofe 
Entfheidung weſentlich und vortrefflih, um die Sache möglihft vieljeitig und vollftändig von 
den entgegengejegten Standpunften aus zu betrachten und alle bedeutenden Punkte derfelben 
hervorzuheben. Schon allein weil bei und dieſes mangelt und weil bei und nicht ein Kläger und 
Bellagter vor dem Richter gegenüberftehen, ift unfer deutſcher Griminalproceh wahrhaft mon: 
ſtrös. Dagegen fordert die Staatdrichter und die Gefhworenen ihre unparteilidhe Richterpflicht 
auf, die natürliche Ausgleihung und die unparteilihe Wahrheit zu ſuchen. Dazu aber haben 
Richter und Gefchworene ebenfo wie die Ankläger und Bertheidiger aud das für Aufbellung 
der Sache herrliche Recht, ſtets die nöthigen Fragen an den Angefchuldigten wie an die Zeugen 
zu ftellen, oder in Frankreich durch den Präſidenten ftellen zu laffen, dvemnad alle Misverſtän d⸗ 
niffe zu befeitigen und über dunkle Punkte ih und andern ſogleich Licht zu Schaffen. Sie jehen 
und hören alles vollftändig und felbft lebendig vor ih, haben nicht, wie die Richter bei unfern 
Relationen und oft fehr einjeitigen Auszügen aus einfeitigen todten Brotofollen, nur das durch 
Dritte vielleicht unrichtig Aufgefaßte und unvollftändig, vielleicht unrichtig Mitgetheilte vor= 
lefen zu hören, ohne die Angefhuldigten und Zeugen mit ihren eigenen Worten, Mienen und 
Geberden jemals felbft zu fehen, zu hören, oder um augenblidlihe Aufihlüffe angehen zu fün- 
nen, um Aufichlüffe, die oft mehr ald alles dad wahre Licht geben. Um aber die Geſchworenen 
und die andern Nichter in diefem Streben nach der parteilofen Wahrheit über Schuld oder Nicht- 
ſchuld zu unterftügen, bat der Präfivent der Affife das Recht, nath beendigter Verhandlung in 
Kürze mit möglichſter Unparteilichfeit, Ruhe und Klarheit die ganze Verhandlung und die für 
und gegen die Anjchuldigung fprechenden Bunfte zu wiederholen. Alsdann überreicht er den 
Geſchworenen ſchriftlich die Fragen über die Begehung oder Nichtbegehung der verbredherifchen 
Thatſache und über diejenigen Ihatumftände, welche gefeglich wejentli find, um bie Haupt- 
that ald ſchwerer oder ald milder ftrafbar varzuftellen. , 

Nach folder reiten und vielfeitigen Vorbereitung zur Bildung einer Überzeugung ziehen ſich 
die Gefhmworenen in ihr beſonderes Berathungszimmer zurüd. Sie nehmen dahin außer ven 
ihriftlihen Fragen und ihren Auffaffungen der Verhandlung aud, um einzelne Momente 
nochmals prüfen zu können, alle über die betreffenden Thatfahhen gefammelten Documente mit. 
Sie haben dann nod untereinander fi über ihre Zweifel gegenfeitig aufzuflären und zu ver: 
Nändigen und ſich endlich in dem gewiffenhaften Beſchluß über die Schuld over Nichtſchuld zu 
einigen. Sein endliches Votum foll übrigens leider nad den Septembergefegen in Frankreich, 
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angeblid um möglihft unabhängig und ohne äußern Einfluß flimmen zu Fönnen, ein jeder ge- 
beim abgeben: 

Bei der englifchen Jury ift zum Urtheil oder Verbict nöthig, daß die Geſchworenen einhellig 
zu demfelben fi einigen, wozu fie ohne Feuer und ohne Nahrung bis zu diefer Vereinigung 
zufammenbleiben. Man mag diefe allerdings wol zunächſt durch hiſtoriſche Umftände entftan- 
dene Einrichtung tadeln; der Regel nad} wird fie indeſſen grünlichere Erwägung jedes Zwei: 
felögrundes und zulegt eine nur dem Auge des Publikums entzogene Unteroronung der Min- 
derheit unter die Mehrheit bewirken. Im ſchlimmſten Fall aber dient fie dem Grundfag, daß es 
beffer fei, Schuldige entrinnen ald Unfhuldige durch Juftizmord Hinrichten zu laflen. Das 
Schuldig ſollen die Geſchworenen nur ausſprechen bei inniger Überzeugung von der Schuld, 
Für diefe Überzeugung follen fie freilich die Beweife ind Auge faſſen, haben aber feine Rechen— 
haft über ihre Überzeugung zu geben. An juriftifche Beweisregeln find fie nicht gebunden. 
Nur follen fie in England wegen Hochverraths nicht verurtheilen ohne zwei vollgültige Zeugen= 
ausfagen für die Schuld; ſowie aud) dad Rerufationdrecht des Angefhuldigten im Hochverraths- 
proceß größer iſt. Die großartige britifhe Freiheit vermehrt die Sicherung der Angeflagten 
und der Unſchuld, wo fie der Despotismus mindert. Seven, der, wie der Berfafler biefer 
Zeilen, dad englifhe Schwurgericht felbft beobachten Fonnte, erfüllt die ftete äuferfte Sorg— 
falt für jenen großen Grundſatz mit Bewunderung. Da haben die Gerichte nichts von ber ty— 
rannijchen oder polizeimäßigen Häfchermanier an fih. Da hört man die vorfigenden Lords— 
Oberriter, ftatt gewaltfamen oder liftigen Drängens zur Erhaſchung eines Geftändniffes, die 
Angeſchuldigten fogar väterlih warnen, fidy nicht Durch Überraſchung zu falſchen Geftändnifjen 
übereilen zu laffen. „Da iſt es“, um mit einem Berichterftatter der „Allgemeinen Zeitung” 
(vom 21. Aug. 1840) über die damalige gerichtliche Verfolgung der Ehartiften zu reden, „ein 
immer neues erhabenes Schaufpiel, wie die hoͤchſte Gewalt ſich felbft durch Fleinliche Förmlich— 
Feiten gegen Willfür bewahrt, wie man felbft die Brocefje gegen Männer, welche die öffentliche 
Ruhe jo gröblich verlegt haben, und denen man noch dazu bie frevelhafteften Abfichten in Bezug 
auf die beſtehenden Eigenthumsrechte zufchreibt, mit der majeftätifchen Gelaffenheit und Kei- 
denf&aftslofigfeit führen fieht, melde diefe Verhandlungen in Monmouth bezeichnen.’ 

Bei der franzöfiihen Jury genügte früher eine Mehrheit blos von Einer Stimme, alfo die 
Mehrheit von 7 Geſchworenen gegen 5 Stimmen, nicht zur Verurtheilung, fondern alddann 
ftimmten die Staatsrichter mit über die Thatfrage, und zwar fo, daß vor dem Gefeg vom 24. Mai 
1821 ihre Stimmen mit denen der Geſchworenen zufammengezählt und durch die Mehrheit ent- 
ſchieden wurde, jpäter aber die Mehrheit ver Staatsrichter die Kodfprehung entſchied. Diefes 
veranlaßte, daß die Geſchworenen in fhwierigen Fällen, wenn bei ihnen die Überzeugung für 
die Schuld überwog, aber noch nicht über jedes Bedenken erhaben war, öfter wol gern durch 
eine Berurtheilung von 7 gegen 5 die Entſcheidung in die Hände der Staatsrichter legten. Nah 
dem revidirten Code d’instruction von 1832 aber ift in Frankreich diejed aufgehoben, und es 
werben zurBerurtheilung-8 gegen 4 Stimmen erfordert ; nach den Septembergefegen jedoch wie⸗ 
der nur 7 gegen 5. Dagegen können die Geſchworenen in Fällen, wo ihnen die Schuld zwar 
ungmweifelhaft ift, aber ihnen die Verurtheilung dur befondere mildernden Umſtände er: 
ſchwert wird, mit gleicher Stimmenmehrheit dad Vorhandenfein mildernder Umſtände ausfpre: 
hen, wobei dann die Staatsrichter eine geringere Strafe auszuſprechen haben. In England 
haben die Gefäworenen in ähnlichen ſchwierigen Ballen, wo ihnen die Thatfache der Begehung 
der betreffenden Handlung zwar gewiß ift, ihnen aber doch wegen befonderer Umſtände ber ver— 
brecherifche Eharafter und die Strafbarkeit ver Handlung bedenklich fcheint, auch noch das Recht, 
ein jogenanntes Specialverbict zu geben, durch welches fie, ſtatt ein Schuldig audzufprechen, 
blos erklären, daß die Thatſache wahr fei, um ven rechtögelehrten Staatdrichtern die Entſchei— 
dung der Sache anheimzuftellen. 

Gegen etwaige Misgriffe ſchützen außerdem noch andere Einrichtungen. Hierhin gehören 
nicht blos die Gaflationen des ganzen Procefles im Ball der Verlegung irgendeiner ber weſent— 
lihen geſetzlichen Vorſchriften bei dem Verfahren und bei falfcher richterliher Auslegung bes 
Gejeged. Diele Eaffation fann von den Staatdanmwalt oder vom Angeklagten gefordert werben 
und hat, wo jie erfannt wird, die Verweiſung der Sache an ein neues Geſchworenengericht zur 
Folge, vor weldem die ganze Verhandlung fi wiederholt. Auch wenn ein Gefhmworener etwa 
durch Privatgeſpräch, durch eine Lektüre oder durch eine Entfernung während ver Verhandlung, 
fo wie im geheimen Verfahren öfter ver Richter, eine Unterbrehung feiner angeftvengten Auf⸗ 
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merffamfeit für die ganze Verhandlung zeigte, wird fogleich das ganze Berfahren cafirt. Zur 
befondern Garantie aber, daß die Staatdrichter nicht ein Straferfenntniß ausſprechen müffen, 
wo fie an feine Schuld glauben, und daß nicht etwa die Geſchworenen in einem einzelnen Ball 
der Unſchuld durch eine folche Berurtheilung ſchaden könnten, bei welcher die wiſſenſchaftlichen 
Richter ernftliche Bedenken ihrer Gerechtigkeit haben, fteht ven legtern bei einem folhen verur- 
theilenden Erfenntniß in England und Branfreih das Suspenſtonsrecht zu, vermöge deſſen fie 
die Sache an ein neues Geihmworenengericht bringen. Auch kann das Gericht, falls e8 das Ur: 
theil undeutlih, unvollftändig oder fonft formwidrig oder auch durch Irrthum und Misgriffe 
der Geſchworenen begründet hält, viefelben zu einer aldbaldigen nochmaligen Berathung auf: 
fordern. Endlich hat ein irrig Verurtheilter noch Rechtsmittel der Reviſion (Mittermaier, 
$. 206). Die nit formwidrige Losſprechung der Jury dagegen befreit ven Angeſchuldigten für 
immer von weitern Verfolgungen deffelben Vergehens. 

Alle dieſe tröftlichen Mittel find, forwie das ganze Verfahren, offenbar darauf berechnet, 
daß der gefunde, unbefangene Sinn und Menſchenverſtand und die vielfeitige Lebenserfahrung 
der aditbarften, vertrauenswürbigften Staatöbürger oder Volförepräfentanten aus ben ver: 
ſchiedenen Ständeklaffen mit der juriftifhen Bildung und Erfahrung der Staatörihter zum 
Zweck der Gerechtigkeit möglihft zufammenwirken und ſich gegenfeitig ergänzen, und ohne ihre 
beiderfeitige Übereinftimmung feine Verurtheilung eines Bürgers ftattfinde,; daß überhaupt, 
um eine Berurtheilung auszuſprechen, für Volk und Regierung die denkbar größte Gewißheit 
und Überzeugung von des Angeklagten wirklicher Schuld bewirft, widrigenfalls derſelbe los— 
geiprochen werde. 

Ginerfeits ſollen und können allerbings die Gefhiworenen über vie Wahrheit oder Unwahr- 
beit ver Thatſache der Schuld ſich ein Urtheil bilden, entweder die fefte, innige moraliſche 
Überzeugung, daß der Angeklagte unzweifelhaft des Verbrechens ſchuldig fei, in welchem Ball 
jie ihn ſchuldig erklären, oder die, daß fie ihn für unſchuldig halten, oder endlid) die, daß auch 
nur noch Zweifel an diefer Schuld ftattfinden, im weldhen beiden legtern Fällen jie nad ihrem 
Eide das Nihtfhuldig ausſprechen follen. Sie fünnen darüber urtheilen. Denn es ift Diele 
Thatſache ver Schuld fo unzweifelhaft ein Gegenftand der allgemeinen menſchlichen und bürger: 
lihen Erkenntniß, daß nicht blos jeder ohne alle juriftifche Bildung wirklich täglich mit Über: 
jeugung darüber urtheilt, fondern daß aud eine VBerurtheilung des nicht juriftifchen Ver— 
brechers rehtlih unmöglih, daß ihm die Handlung zur Schuld gar nicht zurechenbar wäre, 
wenn er nicht jelbft über die Schuld Hätte urtheilen können. Es find jicherlich die Geſchworenen, 
zwölf der achtbarſten, vertrauenswürdigſten Bürger aus verfchievenen Ständen und Lebens 
verfältniffen, mit gefunden praktiſchen Sinn und Verfland und vielfeitiger Erfahrung über 
die Lebendverhältniffe, über Bedürfniſſe, Neigungen, Beftrebungen und Handlungsweiſen 
ihrer Mitbürger, zu einem ſolchen Urtheil über eine ihnen jo vollſtändig dargelegte Thatſache 
des Lebens vollkommen befähigt. Das allgemeine menschliche Intereffe und ihre eigenen praf- 
tifchen Bebürfniffe in ihrem Verkehr mit Menfchen aller Klaſſen, ihr tägliches Bedürfniß, fi 
und die Ihrigen vor Verbrechen wie vor Verbrechern zu Ichügen, haben fie längft vor der Aſſi— 
fenfigung bei Hunderten von verfhiedenen Verbrechen und andern Handlungen ihrer Mitbürger 
dahin geführt, Die verfchievenen Ausfagen und Gründe für und wider die Wahrheit der Ans- 
fagen und Anzeichen der Schuld oder au für die Wahrheit der Ableugnung verdächtiger Ber: 
fonen zu einem moraliſchen Überzeugungdurtheil abzuwägen oder zu combiniren. Alle ihre 
Berhältniffe, fo z. B. ihre Verträge mit ihren Pächtern, Handlungsdienern, Knechten u. ſ. w. 
zwingen fie ja täglich zu ernftlichen Brüfungen von ſolchen Verdachtsgründen und von Ausfagen 
über Schuld oder Unſchuld beftimmter Perfonen, und fie fnüpfen hieran ihre Urtheile für fi 
ſelbſt und für die Beurtheilten die folgenreichſten Beichlüffe. 

Dennod kann und foll ihr Urtheilen bei der Affife zur möglichften Bielfeitigkeit und Boll- 
ſtändigkeit auch durch die juriftifhe Bildung unterftügt werben. Kann dieſe nämlich etwa mit 
einem beſondern Schat von Erfahrungen und von Scharffinn vielleicht in Beziehung auf ein: 
zelne Umſtände und Ausfagen den Schlüffel zur Löfung einzelner Verwidelungen und Räthfel 
oder richtige Kombinationen und Schlüffe finden, die, fobald fie einmal gefunden und richtig 
find, neue, nun allgemein verfländliche, lichtvolle Anfihten über ven wahren Zufammenhang 
der Sache eröffnen, kann fie in Beziehung auf den ſchuldhaften Charakter ver Handlung, deſſen 
Erkenntniß freilich nad} dem Obigen an fih aud ſchon Gemeingut der Bürger fein muß, doch 
ein etwa mögliches Misverſtändniß aufhellen, nun fo fönnen und werben natürlich verftändige 
praftifhe Männer als Geſchworene von dieſen Klaren Refultaten für ihr Urtheil gerade fo gut 
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Gebrauch machen, als hätten fie beides aus fich felbft erzeugt. Dazu benutzen fie die gegen- 
feitigen Vorträge der juriftifch gebildeten Ankläger und Vertheidiger für und gegen die Gründe 
der Anſchuldigung und ben ruhig vermittelnven, die Ginfeitigfeiten aufhellenden Vortrag des 
Präfidenten zur Bildung ihrer moralifchen und bürgerlichen Überzeugung von der Wahrheit oder 
von der Ungewißheit der verbrecherifchen Thatjachen. 

Andererfeitö bedarf ed allerdings der juriftifchen Bildung für die Aufgabe der Staatörichter, 
für ihre Auslegung und Handhabung aller gefeglihen Vorjhriften über das ganze Griminal- 
verfahren und über die Beftrafung des ſchuldig erfannten Verbrecherd, über die Ausmeffung 
des Grades der Strafbarfeit und zur Feſtſtellung der hierzu entfcheidenden thatfächlichen Fragen, 
welche die Geſchworenen zu löfen haben. Und auch für möglichft vielfeitige Löfung diefer That- 
fragen ift nad) dem zuvor Bemerkten der Mitwirkung der Juriften und Staatsrichter ein bebeu- 
tender Spielraum gegeben. Aber es ift unendlich heilfam, daß in Beziehung auf dieſes Ur- 
theil über die thatfächlihe Schuld und in Beziehung auf die ganze Verurtheilung oder Xosfpre- 
hung der unvermeidlichen natürlichen Standedeinfeitigfeit, der nur zu oft durch die Gelehr- 
famfeit felbft verbedten theoretifhen Spigfindigfeit und befangenen Stimmung der dem 
Gelehrtenftande angehörigen befoldeten Regierungsbenmten ein wohlthätiges Gegengewicht und 
eine Ergänzung gegeben werde. Diejed nun gejcyieht durch die Mitwirfung der Geſchworenen, 
ihres unbefangenen gefunden Menfchenfinnes, ihrer friſchen, vielfeitigen, praftifchen Lebens- 
erfahrung, ihrer Beurtheilung vom Standpunft des freien Bürgerthums aus, von einem Stanb- 
punft, meldyer nähere Berührung mit den Lebensverhältniffen jomol des Angeklagten wie der 
durch die Verbrechen verlegten oder bedrohten übrigen Mitbürger darbietet. Nicht bloß die 
Worte, fondern der gegenfeitige Anblid von beiden machen ihre Urtheile vielfeitiger, richtiger. 

Der Triumph der Gejchworenengerichtdeinrichtung ift es foldhergeftalt, daß fie 1) die Vor— 
theile und die guten Kräfte und Eigenſchaften und Richtungen der freien Bürger und der juri- 
ftifhen Regierungsbeanten zum Zweck möglichft richtiger Strafurtheile und möglichft gerechter 
moraliſch wirffamer Handhabung der Strafrechtäpflege mit Befeitigung der Einfeitigkeiten von 
beiden vereinigt, und daß 2) vor allem die Bürger die unermeßliche Gewähr haben, nicht ver- 
urteilt zu werden, wenn nicht beide, die Mitbürger und bie Juriften, Volk und Regierung, 
„das Vaterland“, nad dem Ausdruck der Engländer, oder feine Repräfentanten, in der Über: 
zeugung ber Schuld zufammenftimmen. Die Gefhworenen geben als freie Mitbürger des An- 
geklagten zwar aud dem regierten Volk hervor, und ihre Richtung könnte zunächft mehr auf 
Schuß der Freiheit und der Mitbürger geben; aber durch ihre forgfältige Auswahl nad dem 
Bertrauen fowol der Regierung ald des Angellagten und durch ihre Theilnahme an der Aus- 
übung des wichtigſten aller bürgerlihen und Regierungsacte zum Vortheil und Schug auch der 
Ordnung wie ber rechtlichen Freiheit find fie gewiß zugänglich für alle würdigen, richtigen Ge— 
ſichtspunkte der richterlichen Staatöbeamten und für die rechte Bereinigung mit ihnen in ihrem 
wichtigen Geſchäft. Die juriftifhen Beamten wären zwar in einfeitiger Abfonderung den großen 
Binfeitigfeiten des gelehrten und juriftifchen Standes ausgeſetzt und vollends als befoldete Diener 
der Regierung, welche ganz natürlich zunächft mehr auf Ordnung und Untermwürfigfeit ald auf 
Freiheit gerichtet ift, ebenjo auch den gefährlichen Einfeitigkeiten einer bloßen Beamtenrichtung. 
Aber da fie zugleich auch eine unabhängige richterliche Stellung haben und auch an ihre eigene 
Staatsbürgereigenſchaft durch das Schwurgericht lebendig erinnert werben, fo find fie im Berein 
mit den achtbaren Repräfentanten ihres Volks ihrerſeits ebenfalld zugänglich den wiürbigen 
bürgerlihen Gefihtspunften und einem vereinten Wirken für die wahre, vollfommene, allfei- 
tige Gerechtigfeit. Ganz fo wie bei der ſtändiſchen Verfaſſung, melde im Schwurrgericht ihren 
Grund: und Schlufftein erhält, die ſtändiſche Mitwirkung bei gefeglicher Feftftellung des ge: 
meinſchaftlichen Rechts, jo wird im Geſchworenengericht der wichtigſte Theil der Handhabung 
dieſes Rechts, fo wird das Endurtheil über Ehre, Leben und Freiheit der Bürger, auch hier 
unter fleter Leitung der Regierung, das Refultat de freien, ſich gegenfeitig bewachenden, er: 
gänzenden und unterflügenden Zufammenwirfens der Regierung und des Volks, der Regie: 
rungsbeanten und der freien Bürger, des juriftifhen Wiffens und des gefunden Menſchen— 
verſtandes. So fordern es die Natur und die Harmonie des Reben eines freien, eines gefunden 
Staats : und Rechtsorganismus. 

Diefed alles aber wird erft in feiner Vollkommenheit verwirklicht durch die ſtets Öffentliche 
und. mündliche Verhandlung des ganzen Proceffes, in welchem, in jo gänzlichem Gegenfag mit dem 
geheimen Inquifitiond= und Relationsproceß des bloßen Beamtengerihts, alle juriftifhen und 
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bürgerlihen Theilnehmer des Gerichts ven Ankläger, den Angeklagten, feinen Vertheidiger 
und alle Zeugen, ihre Worte und ihre Mienen mit eigenen Augen und Ohren jelbft und voll- 
ftändig ſehen und hören und fich durch beliebige Fragen fogleich jede Lücke ergänzen, jede Zwei: 
deutigfeit befeitigen fönnen und follen. 

Alle diefe Berfonen felbft aber fiehen und fprechen angeſichts des Ehrfurcht gebietenden 
Staats- und Nationalgerihtd. Sie ſtehen mit allen Richtern jelbft gegenüber fomol der wach⸗ 
famen Staatöregierung wie dem Kreife zubörender Mitbürger, welde theilnehmend, mora: 
Lifch bewegt find von der großen, wichtigen, lebendigen Handlung und von dem in berjelben 
‚angeregten hoͤchſten Gefichtöpunften und Intereffen aller Bürger, des ganzen vaterländijcden 
Lebens und feiner Gerechtigkeit. Sie fehen fich gegenüber und bewacht von ber Öffentlichen Mei: 
nung bed Vaterlandes. Menſchen, jonft faft unfähig der Scham und höherer Regungen, werben 
bier von denfelben ergriffen. Die verftocteften Verbrecher, die im geheimen, liftigen Inquifl: 
tiondfriege jahrelang liftig ihre Schuld verftedt hätten, geftehen ober verratben fie unwillfürlid, 
und felbft der falfhen Ausfagen und Zeugniffe Worte, wenn fie nicht verftummen, werben 
Lügen geftraft durch die Geberden, Mienen und Widerfprücde, dur die Zufammenhangdlofig- 
feit und ihren unmittelbaren, lebendigen Eindrud auf die Verfammlung, dur die Berräther 
des böfen, des erihütterten Gewifjens. In folder lebendigen Verhandlung und in dem freien 
georbneten Kampfe, bei der freieften Rede und Gegenrede zur Vertheidigung aller ſich gegen: 
überftehenden Rechte und Intereffen von den verfchiedenften Standpunkten aus ſollen viele 
ſämmtlich in der lebendigen Wahrheit und Gerechtigkeit ſich ausgleichen oder ihr Gericht finden. 
Aus dem vollftändigen Gegenfampfe aller Mittel der Anklage und der Vertheidigung mup in 
dem unparteiifchen Urtheil des fo vollftändig und fo vielfeitig befegten vaterländifchen Gerichts, 
foweit ed unter- Menſchen möglid ift, der emblihe Sieg ver Wahrheit und Gercchtigkeit 
hervorgehen. 

Aber die Öffentlihe und mündliche Verhandlung gibt nicht blos allen Ausfagen und An: 
zeichen dur; Mienen und Geberden mehr Wahrheit und Treue und zugleich allen Richtern eine 
echtere und ungleich vollftändigere Kenntniß; fie veranlaft auch im Volk hundertmal die Ent: 
deckung und Mittheilung fonft unbekannt gebliebener Beweiſe für die Schuld und die Unſchuld. 
Sie vermehrt vor allem die Bertbeidigungämittel der Unfhuld. Sie gibt endlich der ganzen 
Rechtspflege eine würdigere, moralifchere, heilfamere Geftalt?%), einen lebendigen, wechſel⸗ 
feitigen Zuſammenhang mit der Volksmoral und ver öffentlichen Meinung. 

In folhem Verfahren, und nur allein in folhem, können Anzeichen = oder Indicienbeiweife, 
ohne welche Griminalurtheile bei Zerftörung aller Folter allermeift unmöglid find, das Gr: 
richt beftimmen. Nur Hier fieht, vernimmt und würbigt ed diefelben ſelbſt, vollftänbig 
richtig. Nur hier Fann die moralifche Überzeugung der Wahrheit entſcheiden. Es iſt die wahre, 
ehrlihe Überzeugung der allfeitig aufgeflärten, unparteiifchen Repräfentanten des ganzen Volks 
und Staats, 

Das aber, daß vollends die Verurtheilung eined Bürgers hier kaum je zu denken ift, ohne 
daß ſowol die wiffenfhaftlihen Beamten ald die Geſchworenen fie für gerecht halten, dieſes ifl 
klar. Die Staatsprocuratoren felbit haben die Pflicht, die Anklage ganz oder theilweiſe fallen 
zu laffen, foweit ihnen die Verhandlungen die Unſchuld der Angeklagten ins Licht ftellen. Nicht 
6108 der Vertheidiger madt alle Gründe für die Unſchuld und die Zweifel geltend, aud ber 
Staatsprocurator foll die ihm gewichtig fheinenden hervorheben und anerkennen. Der Präſi— 
dent hebt fie in feinem Vortrag natürlich ebenjo wie die für die Schuld hervor. Und fhon an ſich 
läßt ih gar nicht erwarten, daß alle zwölf oder mindeftens fieben Gefhtworenen da, wo die wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Staatöbeamten mit dem Vertheidiger überzeugt find, der Angeſchuldigte müfle 
wegen Ungewißheit der Schuld losgeſprochen werben, vielmehr verurtheilend ausſprechen, daß 
ihnen nach ihrer innigen Überzeugung ſeine Schuld unzweifelhaft ſei. In Frankreich wie in 
England haben ſie ja auf ihren Eid betheuert, nur dann zu verurtheilen, „wenn ſie von der 
Schuld innig überzeugt find”, alfo keinen Zweifel haben. Sollte aber das Gericht ihre Ver— 
urtheilung feiner Überzeugung über den Beweis der Schuld widerſprechend finden, fo bleibt 
ihm die Pflicht und das Recht der Sudpenfion, um die neue Prüfung und Entſcheidung einer 
andern Aſſiſe herbeizuführen. 

So ift es fonnenflar, daß der Natur der Sache nad) aus vielen Gründen wenigftens falſche 


20) Über die unermeplichen Bortheile der Öffentlichkeit vgl. Mittermaier, $. 33, und die dort citirten 
Schriften, und den Art. Eenfur ald Sittengericht. 
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Berurtheilungen ein gut eingerichteted Schwurgericht minder herbeiführen Fann als ein blos ju: 
riftifche® Gericht. Den Gegnern bleibt daher nur der Vorwurf der Gefahr zu vieler Losſpre— 
chungen fowie überhaupt der Vorwurf einer zu großen Sicherung der angeflagten Bürger. 
Diefem Vorwurf aber fegen ſiegreich die freien Briten fürs erfle den natürlichen Grundſatz, aud) 
der Heiligen Schrift wie des Römiſchen Rechts entgegen, daß es beffer und audy für alle ehrli— 
chen Bürger fihernder ift, wenn im Zweifel lieber Schuldige ftraflos bleiben, ald daß ein un: 
fhuldiger Bürger namens der Gerechtigfeit zu Grunde gerichtet werde. Sie fegen fürd zweite 
entgegen, daß jene Sicherheit gegen Kerker- und Juſtizmorde ihnen als freien Männern un— 
endlich wichtiger und für ihr Vaterlands- und Freiheitsgefühl erhebender fei als die, welche 
etwa dadurch gewonnen wäre, daß auf Koften derfelben einige Berbrecdher mehr geftraft würden. 
Sie können ihm endlich drittend die fiegreiche gewaltige Thatfache entgegenjegen, daß in England 
die Öffentliche Sicherheit in unendlich ſchwierigern Verhältnifien dennoch ungleich beffer gehand— 
habt wird ald in faft allen Ländern der Erde. Daß diefes mit ungleich größerer Sicherung der 
Unſchuld und ohne den zehnten Theil der traurigen, theuern Mittel, ohne die VBerlegungen un: 
ferd Inquiſitionsproceſſes geſchehen kann, das ift der höchfte Triumph ihres Schwurgerichtd und 
das inappellable Berbammungsdurtheil unferd Verfahrens, feiner und deutſche Juriften fo tief 
beſchämenden Stümperhaftigfeit und Ungerechtigfeit. 

Einleuchtend aber ift ed zugleih, daß das Schwurgericht, während es wenigftens foldye 
Kerker= und Juftizmorbe wie die des geheimen Proceffed unmöglich madt, doch auch jehr viele 
unfinnige Losſprechungen Öffentlicher Verbrecher ausſchließt, melde anderwärts wegen Man: 
geld der fogenannten juriftifhen Beweife unvermeidlich ftattfinden müſſen. 

Überhaupt aber, durch Erwägung des ganzen bier angebeuteten Verfahrens, erhalten die 
großen Worte, womit noch heute in England der Angeklagte nach alten Gerichtsformeln das 
Geſchworenengericht für ſich fordert: „Ich verlange, durch Gott und mein Vaterland gerichtet 
zu werben‘, und darauf zur Antwort erhält: „Sieh, hier find redliche Männer, die dein Volk 
repräfentiren‘‘21), ihre volle Bedeutung. Alle freien germanifhen Volksſtämme hielten es 
nad) Tacitus mit der Freiheit unvereinbar, daß ein einzelner Mann, eine einzelne ftändige Be- 
hoͤrde Gewalt Habe und Herr fei über Ehre, Leben und Freiheit des freien Mannes, ihn feffeln 
und tödten dürfe. Nach dem Vertrauen für jeven Fall befonders erwählte freie Volksgenoſſen, 
welche nad) ihrem Spruch ſogleich wieder unter das Volk zurücktreten und als augenblidlidhe Re— 
präfentanten des allgemeinen Volksgewiſſens und des Gewiſſens des Angefhuldigten??) gleihfam 
ebenso über jich felbft wie im Namen des Angeklagten felbft über diefen urtheilen, müflen das Schul: 
dig ausſprechen. Nur Gott und die vaterländifche Gerechtigkeit find des freien Mannes Richter. 
Es ift dieſes daſſelbe ewige Grundgefeg der Freiheit, nach welchem Eicero mit Römerftolz espreift, 
daß über freie Nömer nur Mitbürger ald Richter fprechen dürfen, die nach ihrer Zuftimmung zu 
Gericht figen. 23) Es ift zugleich die höchſte Idee der ftrafenden Gerechtigkeit, daß der Angeklagte 
nicht ald Gegner von feindliher Gewalt zur Rache verfolgt, nicht ald Sklave vom deöpotifchen 
Herrn gezühtigt, fondern daß feine That durch die Gotteöftimme des eigenen Gewiſſens und 
des Öffentlichen Gewiſſens feines Volks gerecht gerichtet, daß jo die Schuld wahrhaft ge: 
fühnt und von ihm und dem Volk Hinweggenommen würbe. In diefem Sinne ninmt ein ſolches 
Urtheil des Vaterlandes, fobald alles gefchehen, was menſchliche Weisheit‘zur Verhütung des 
Jerthums leiften fonnte, das möglihft größte Vertrauen der Gerechtigkeit in Anſpruch, bie für 
feine heilfame Wirkung faft noch wichtiger ift, ald die größere materielle Gerechtigkeit ſelbſt es 
war. Es nimmt die Natur eined Volks- oder Gottesurtheils an und erhält eine unendlich fitt- 
liche Kraft. Die Wichtigkeit des Schwurgerichts für politifche Freiheit, und wie ed zugleich das 
heutige hoͤchſte Sittengericht und die Schule und Stütze wahrer politifcher Bildung, Gefinnung 
und Freiheit und des Gemeingeiftes ift, kommt hier noch gar nit in Betracht. Schon aus der 
eriminalrechtlichen Vortrefflichfeit wirb die einftimmige Begeifterung erklärt, womit alle Völker, 
welche, fowie au unfere deutſchen Rheinländer, einmal das Schwurgericht im Leben Fennen 
lernten und erprobten, an diefem Inftitut wie an feinem andern und als an ihrem Eoftbarften 
Kleinod hängen, und nicht minder die einftimmige Forderung deffelben von allen Völkern, 
welche, nachdem fie das unmatürliche entgegengefegte Verfahren erprobten, zum Bewußtfein der 


21) Smith, De repl. Angl., I, 26. 

22) Mittermaier, $$. 41 u. 42. Vgl. auch des zu früh verftorbenen Profeflors Gans Bertheidigung 
des Schwurgerichts in feinen Beiträgen zur preußifchen Gefepgebung, Bd. I, Abth. 1, ©. 6, 

23) Pro Cluentio, 43. 
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Freiheit erwadten und von dem Weſen des Schwurgerichts Kunde erhielten. Es wird begreif- 
li, wie felbft der große Hume ?*) mit feinem gründlich und in Falter Barteilofigkeit prüfenden, 
zur Skepfis geneigten, tiefen und praftiihen Verſtande, wie diefer nichts weniger ald frei: 
heitsſchwärmeriſche Hume, der vielmehr fein Vaterland lieber ald abſolute Monardie denn ald 
Republik jehen will, denvoch dad Schwurgeridht „eine ber größten und herrlichften Erfindungen 
des menjhlichen Geiftes‘ nennen konnte; eine Einrichtung, welche von allen, die je der menſch⸗ 
lihe Scharffinn erfann, am beften berechnet ift für die Erhaltung der Freiheit und die Herrſchaft 
der Gerechtigkeit. 

IV. Gründe für das Shwurgeridt. 1) Erfahrungsbeweiſe. Es ift jenes 
foeben erwähnte Urtheil der Völker wol Fein ganz ſchwacher Erfahrungs: und Autoritäts- 
beiveid für dad Schwurgericht und gegen unfer Beamtengeridht. Ein ſolches Urtheil der Böl- 
fer ift um fo bebeutungdvoller, weil bei ihnen der Borzug der einen oder andern Einrid: 
tung ſich danach beftimmen wird, bei weldher am wenigften Mängel fihtbar wurden. Nun 
bleiben aber bei dem geheimen Berfahren die Gebrechen ungleich mehr verborgen ald bei dem 
Öffentlihen Schwurgericht, ſodaß an ſich bei der Vergleihung die Urtheile für das legtere noch 
weit weniger günftig ausfallen müffen, als ed verdient. Dumme und unerfahrene Menihen 
halten ja oft aus gleichen Gründen die Zuftände geheim regierter abfolutiftifcher Länder für 
beffer und glüdliher ald die der freien Staaten. Im diefen legten fieht jeder alsbald alle 
Schäden und Gebrehen. Die Darftellungen ver Volksredner, der Petitionen und ber freien 
Preſſe bringen mehr Die intereffantern und zur Rüge und Verbefferung auffordernden vor: 
übergehenden Misgriffe ald das gleichförmiger bleibende fille Gute zur Sprade, häufig 
fel6ft mit bertreibungen. Da rufen nun jene Thoren: ſeht, wie viel ſchlimmer es ift in Eng: 
land, in der Schweiz, in Frankreich ald in jenem despotiſchen Reich. Wenn aud dort Nepo— 
tismus, Kaftengeift, Beflehungen, Berfolgungen einheimifh find und im Dunkeln fort- 
wudern, die Grundlagen des Staats untergraben ? jo werben fie meift doch nur in großen 
Gefahren, und wenn jie ſchon den Staat an den Rand des Abgrundes braten, auch für blö: 
dere Augen fihtbar. 

Aud die Bewohner unjerer deutihen Nheinlande, die Rheinpreußen, Rheinheſſen, Rhein: 
baiern, betrachten und vertheidigen dad Geſchworenengericht ald ihren Foftbarften Schatz! 
Und dod hätte in diefen Ländern der Umftand, daß ihnen dieſes Inflitut von den frem: 
den Eroberern war aufgedrungen worden, gegen dafſelbe verftimmen können. Auch konn: 
ten die Bewohner biefer Provinzen recht wohl die früher bei ihnen und die noch jegt in ihren 
Haupt: und Nachbarländern herrſchende deutſche Gerichtseinrihtung mit dem Schwurgericht 
vergleihen. Dabei bejigen fie das Schwurgericht fogar nicht in der in Frankreich fpäter weſent⸗ 
lid verbeflexten, fondern nur in der mangelhaften Napoleonifhen Beftalt. Den Rheinpreufen 
wurde fogar 1819 dad, was jelbft jonftige Gegner am Schwurgericht allein ald vortrefflid 
preifen, die Sicherung ber bürgerlichen Freiheit in politiſchen Proceffen durch daffelbe, entzogen. 
Für politifche Vergehen und Vergehen der Beamten wurde dad Schwurgericht aufgehoben. 
Dennoch, auch blos ald reined Rechtsinſtitut für die übrigen Griminalproceffe, bewachen fie 
daffelbe mit eiferfüchtiger Liebe. Lediglich von dieſem criminalrehtlihen Standpunkt aus er: 
weift auch deſſen Vortrefflihfeit das berühmte Gutachten der Föniglich preußiſchen Immediat⸗ 
juftizcommiffion über dad Geſchworenengericht 1819. Es ift dies die befte Schrift, welche über 
dad Schwurgericht ald rein criminalrechtliches Inftitut geichrieben wurde. Und fie ift das ein: 
ffimmige Gutadten einer Commiſſion, welde der Mehrheit nah aus den bewährteften 
altpreußiſchen Richtern gebildet war, und in den Rheinlanden ſelbſt jahrelang die Juftiz beob- 
achtet und unterſucht hatte. 

Die Einwendungen, welche etwa noch laut werben, beruben, wenn nit auf der Abneigung 
der Freiheit, entweder auf Misverftänpniffen oder darauf, daß die Mängel des öffentlichen Ge: 
ſchworenengerichts Öffentlich werben, alle großen Gebrechen des geheimen Inquifitionsproceffes 
dagegen meift im Berborgenen bleiben und diejenigen, die fie treffen, meift ſtumm zu maden 
wiffen. 

2) Befeitigung der ſchädlichſten Misverftändniffe: A. Die Aufgabe der 
Gefhworenen ift eine wiſſenſchaftlich juriftiihe. B. Eine juriftifhe Beweistheorie in Gri: 
minalfachen ift eine unbeilvolle Täufhung. C. Ein Juriftengeriht mit Mifhung jurifti 
fen und Schwurgerihtöbeweifes ift ebenfo unzuläffig wie jeder andere Ausweg aus unfern 
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Procefübeln außer dem Schwurgeriht. D. Das Schwurgericht ift weit entfernt von einer 
Ausſchließung oder Zurüdjegung der Wirffamfeit der juriftifhen Staatsbeamten und von 
unmonardifcber volksgerichtlicher Einrichtung. 

Die entgegenſtehenden Wahrheiten kann man auch poſitiv jo ausdrücken: die Geſchworenen 
ſollen nach ihrer allgemeinen bürgerlichen Erkenntniß und Überzeugung über die Wahrheit von 
Thatſachen des gemeinen Lebens den Theil des Strafurtheild auöfpredhen, über welchen auch Juri: 
ften vernünftigerweife nur nach denſelben Quellen, niht nad wiſſenſchaftlichen Principien ſprechen 
können. Sie follen ferner keineswegs für ſich allein, fondern in organifcher Verbindung und 
in Wechfelwirfung mit den juriſtiſchen Staatsrichtern urtheilen. Nach diejen beiden Sägen gilt 
ed blod um die Frage: ob dieſes Zufammenwirfen von beiden zunächſt in Beziehung auf die 
Gntiheidung der Thatfragen beffer ift ald das alleinige, ausſchließliche Wirken der juriftifchen 
Staatöbeamten. Der gewöhnliche Streit darüber, ob für dad Griminalurtheil Bürger beſſer 
feien ald Juriften oder vollends befjer ald dieſe deren juriftifche Aufgaben löften, ift noch wider: 
finniger ald ein Streit, ob die Regierung beffer fei oder das Parlament. Sie jind nur zufam: 
men gut, nur gut bei richtiger Abtheilung und richtiger Wechſelwirlung in Beziehung auf die 
gemeinſchaftliche Aufgabe. 

Zu A und D. Zur Entſcheidung der eben aufgeſtellten Frage kommt es auf zwei Vor— 
fragen an: 1) wem muß bewieſen und 2) wie muß bewieſen werden? 

Offenbar muß nun der ganzen Staatögejellihaft, d. h. dem Volk und der Regierung 
in ihrer Bereinigung bewiejen werden; und ed muß auf eine ihre möglichite moralifche ber: 
jeugung von der Wahrheit, der Schuld oder Unſchuld begründende Weife bewieſen werden. 
Es ift, jobald ein wahres, alſo ein gegenfeitiges, gemeinfchaftliches, verbürgtes Rechtsverhältniß 
zwiſchen den Bürgern und der Regierung beftehen joll, ein heiliges Recht aller Bürger, daß 
feinem von ihnen von der Regierung Ehre und Recht genommen werde ohne allgemein er: 
fennbare Nachweiſung ded Rechts dazu, oder der Wahrheit der ftrafbaren VBerfhuldung. Zu: 
gleich aber ift ed der Bürger und der Negierung beiliged Recht, daß die wirklich ſchuldigen Ver: 
leger des gemeinſchaftlichen Rechts auch die gerechte Strafe treffe. 

Die wahre Bedeutung diefer Forderung jowie die Natur des eriminalrechtlichen Beweiſes 
ergibt ſich vollſtändig erſt durch die Betrachtung der gänzlich verſchiedenen Natur der Civil- und 
Criminalproceſſe und der Entſcheidungen derſelben. Bei den Civilproceſſen handelt es ſich um 
friedliche Schlichtung eines Streits über veräußerliche Privatintereſſen zweier ſtreitenden Theile 
gegeneinander, worüber ſie ſich jeden Augenblick beliebig vergleichen können, in Beziehung auf 
welche auch der ganze Civilproceß und feine Beweiſe der Thatſache in demſelben, feine Eides— 
zuſchiebungen, Einräumungen, Beweisverſäumniſſe u. j. w., von jeher nach den ſogenannten 
Eventual-Verhandlungs- und Gonventionalmarimen eine wahrhaft conventionelle Natur bat: 
ten, Richter und Parteien betrachten, jobald über die beliebig beigebrachten oder zugeftande: 
nen Beweife, Eide, Zeugen u. f. w. nad) den conventionellen und formellen Feftftellungen 
der civilrechtlichen Wahrheit definitiv entſchieden ift, den Streit in dieſer Beziehung als abjolut 
geſchlichtet. Die Schlihtung wird durd Vergleich oder nad) blos formeller Beftimmung abjolut 
vechtöfräftige, formelle Wahrheit. In dem Griminalproceh dagegen handelt es ſich um beider: 
feitö unveräußerlihe Güter und um allgemeine oder öffentliche Rechte. Hier foll und will vie 
Geſammtheit der Staatögejellihaft nur die gerechte, öffentliche Genugtduung für die gewiſſe 
Schuld ded Angeklagten erlangen oder jeine Schuldlofigfeit anerfennen. Der Angeklagte aber 
will und ſoll ebenfall8 nur feine gewifle Schuld durch feine unveräußerlihen Güter büßen oder 
feine Unſchuld und Ehre anerkannt wiffen. Pfliht und Gerechtigkeit und Ehre verbieten bier 
der Staatögejellihait wie vem Angeklagten alle beliebigen Vergleiche oder Entſcheidungen auf 
blos conventionelle künſtliche oder formelle Beweiſe hin. Hier darf eine Verurtheilung eines als 
unſchuldig zu präſumirenden Bürgers nur nach der für die ganze Geſellſchaft möglichſt materiell 
gewiſſen Wahrheit erfolgen, mithin, wo die Wahrheit nur durch moraliſche Überzeugung erfannt 
werben könnte, nur möglihft nad) der moralifchen Überzeugung der ganzen Gejellihaft. Nur 
eine ſolche Entſcheidung ift gerecht. Daß hiervon auch die gerechte und heilfame Wirkung der 
Strafurtheile abhängt, bedarf feiner Ausführung. Es wäre Übermuth eines einzelnen Standes, 
hier des juriftifhen, fein ſubjectives Glauben an die Stelle ver hier allein der Objectivität ſich 
nähernden und bad Beweidurtheil objectiv madhenden Gefammtüberzeugung ded Staats oder 
feiner möglichft beften Repräfentation an die Stelle der Überzeugung und Entjheidung „des 
Vaterlandes“ im britiihen Sinne fegen zu wollen. 

Es ift nun aber in der That an ſich ſchon derjenige Theil des Strafurtheild, welcher ent- 
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ſcheidet, daß man annehme, ein beftimmter Angeklagter habe die ihn angeſchuldigten verbrecheri- 
ſchen Thatſachen begangen, durchaus nicht objectiv demonftrirbar oder nach technisch juriftifchen 
Grundfägen als wirklich wahr zu erweifen. Die Unmöglichkeit einer ſolchen juriftiiden Bemweis- 
theorie ift bereitd von ven beften Grintinaliften nachgewieſen. 25) 

Die Entfheidung über die Thatfrage der Schuld hängt ab von der Wahrheit befonderer 
freier, zum Theil innerlicher Hiftorifcher Thatfahen, nämlich von der Wahrheit der Thatfachen, 
der Angeklagte habe wirklich die angeihuldigten Handlungen, und zwar mit innerer Abficht, mit 
böfem oder doch mit fahrläffigem Willen begangen oder nicht begangen. Die Wahrheit folder 
befondern, freien, hiftorifhen Thatſachen aber ift für alle, welde fie nicht unmittelbar ſinnlich 
ſelbſt empfanden oder wahrnahmen, welchen ſie alſo bewieſen werden ſollen, nicht etwa wie eine 
naturgeſetzliche, mathematiſche, logiſche Wahrheit, nach abſolut allgemeinen Principien, Geſetzen 
und Formen menſchlicher Auffaſſung objectiv oder abſolut allgemein gewiß und erweisbar. Sie 
iſt es nicht durch den natürlichen oder directen Beweis, durch vielleicht unwahre Zeugenausſagen 
und Bekenntniſſe über unmittelbare, ſinnliche Wahrnehmungen der Thatſache, welche bewieſen 
werden ſoll. Sie iſt es noch weniger durch den indirecten, künſtlichen, den Anzeigen- oder 
Schlußfolgebeweis, wobei man, ohne unmittelbare Ausſagen ſinnlicher Wahrnehmungen, über 
das, was bewieſen werden ſoll, nur aus andern Thatſachen (Anzeigen) mittelbar darauf ſchließt. 
Er fordert alſo fürs erſte ſchon einen vollſtändigen directen Beweis jener andern Thatſachen 
(3. B. der Thatſache, daß man den des Mordes Verdächtigten mit blutigen Kleidern ſah), und 
ſodann fürs zweite, daß mit Wahrſcheinlichkeit aus dieſer Thatſache allen beſondern Umſtänden 
nach eine Schlußfolgerung auf das Verbrechen, auf einen logiſchen und naturgeſetzlichen Cauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen ihm und jener Thatſache gemacht werden kann. 

Alle directen Ausſagen ſowol des Verbrechers wie der Zeugen über die hiſtoriſche Er— 
ſcheinung der angeblich verbrecheriſchen Handlung, oder der Anzeigen, ihre richtige Auffaſſung 
und Erinnerung wie der rechte Wille, nur die Wahrheit und die ganze Wahrheit zu ſagen, dies 
alles find ebenfalls wie das Verbrechen felbft befondere freie, zum Theil innerliche hiſtoriſche 
Thatfahen. Diefe doppelten freien hiſtoriſchen Thatſachen gehen einerfeits von dem freien, bald 
rechten, bald unrechten Willen und zugleidh von der irrthumsfähigen, verſchiedenen, bald rich— 
tigen, bald unrichtigen Auffaffung des Ausfagenden aus. Sie können aljo fo oder anders, gut 
oder böfe, wahr oder unmwahr fein. Deshalb eben find fie weder mathematijch noch naturgefeg: 
li oder philofophifch mit abfoluter Nothwendigfeit ald wahr oder als falfch zu erweifen. Tau 
fende von Bekenntniffen und Taufende von Zeugenaudfagen waren falfh, waren zu allen 
Zeiten aus unerſchöpflichen verſchiedenen Gründen, theild durch Irrthum, theild durch Ab: 
ſicht falſch. Ganze Reihen ſolcher falſchen Bekenntniſſe und ihrer ganz verſchiedenen Ur— 
ſachen, Lebensüberdruß, Ermüdung, Hoffnung, Furcht, Schwärmerei u. ſ. w. ſtellt z. B. 
Feuerbach aus von ihm ſelbſt behandelten Criminalacten zuſammen. Selbſt Beiſpiele, daß 
Bekenntniſſe der Schuld, z. B. der Urheberſchaft des tödlich gewordenen Schuſſes oder 
Schlags, blos wegen eigenen Irrthums des Bekennenden falſch waren, ſind nicht ſelten. Die 
Ausſagen von Zeugen halten ſelbſt die Freunde des juriſtiſchen Beweiſes für unſicher. Sie 
erklären meiſt mit neuern Geſetzen ſelbſt für Civilſachen die Ausſagen von Zeugen für zu un— 
ſicher. Sie halten jedenfalls die Ausſage Eines Zeugen für unglaubwürdig. Kann aber Einer 
lügen ober irren, fo können ed auch deren zwei oder drei. Es ift nur gemöhnlich weniger wahr: 
ſcheinlich, ſowie ed nur weniger wahrſcheinlich ift, daß ein Angeflagter irrig oder unwahr ſich 
für fhuldig befennt, ald daß er jih unwahr für unfhuldig behauptet. Geben nun aber felbft 
die angeblich juriftifch-vollftändigen directen Beweife keine abfolut objective Wahrheit, jo kön— 
nen ed noch weniger die Fünftlihen, welde man daher ebenfalls jelbft für ſchlechte Civilſachen 
nicht ald vollftändige Beweife anerkennt, fondern durch Parteieide ergänzt. Hier kommt zu der 
Ungewißheit des directen Beweiſes der Thatfahen, aus welden man fliegen will, noch die 
Unſicherheit der jo hundertmal einfeitigen, unrichtigen und täuſchenden und meift an jih nur 
bloge Wahrfheinlichkeiten begründenden Schluffolgen über die Verbindungen der verſchiedenen 
Thatfahen unter fih. Selbft der im Gegenftande jehr beſchränkte Beweis durch Augenſchein 
von Gerichtöperfonen erhält meift jene unfichere Natur der Auffaffungen und Ausfagen über 
zum Theil innere biftorifche Thatſachen und ver Schlußfolgerungen aus ihnen. Auch dad ändert 
nichts, daß in den feltenften Fällen denkbarerweiſe einzelne Punfte des Schuld- oder ge 





25) S. Mittermaier, Strafverfahren, $. 44, und die dort citirten Ei Feuerbach, Über das 
Gefchworenengericht; Gutachten der preußifchen JZuriftencommiffton , 
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beweiſes auf mathematijcher, naturgefeglicher und logifcher Unmöglichkeit des Gegentheils be: 
ruhen könnten. Die Annahme der Unmöglichkeit wird auch regelmäßig felbft wieder Umſtände 
vorausſetzen, die, wie z. B. das Alibi, nur auf Ausfagen des Angeklagten ober der Zeugen oder 
auf Indicien beruhen. Jedenfalls find die Bälle, wo durch gerichtlichen Augenſchein oder durch 
jene Unmöglichkeit allein ein vollftändiger Beweis ver Schuld oder Unſchuld ſich ergäbe, ja, es 
find fogar die Fälle, wo völlig glaubwürbige Befenntniffe oder ebenfolde Ausſagen zwei voll: 
gültiger Augenzeugen für dad Verbredhen vorhanden find, nad der Natur der Sache und der 
Erfahrung fo felten, daß fie bei der Entfheidung über die Natur ded Beweifes überhaupt nicht 
in Betracht kommen. Nur dad Wenige, fagt Kant, ift in den Beweifen Gewißheit, mas Mathe: 
matif ift. Aber wie iſt's mit dem Übrigen, alfo mit dem Ganzen ? 2 

Hier ift nur praftifches Kürwahrhalten, nur auf der moralifchen Überzeugung beruhende 
Annahme der Wahrheit, nur Beweisentfheidung nach ihr möglich. 

Die praftifche moralifche Überzeugung -von der Wahrheit dieſer beftimniten hiftorijchen 
Thatfahen befteht aus vielen einzelnen Elementen oder Wahrfcheinlichkeiten. Diefe aber be— 
ruhen einerfeitd auf einer unerfhöpflihen Reihe einzelner befonderer Erfcheinungen des be: 
flimmten Falls, aller dabei vorfommenden eigenthümlidhen perfönlichen oder ſachlichen Eigen 
f&haften, Umftände und Verhältniffe; andererjeits auf der ebenjo unerfhöpflihen Reihe von 
Zebenderfahrungen und Berfnüpfungen derfelben, nad) weldyen diejenigen, weldye die hiftorifche 
Wahrheit des Falld beurtheilen, feine Erfcheinungen auffaffen, unter jih und mit dem End—⸗ 
refultat verfnüpfen. Diefe Annahme der Wahrheit gebt jevedmal aus von allen befondern 
Umſtänden ded individuellen Falls und gilt nur für ihn. Hierfür nun oder für die Hiftorifche 
Gewißheit der einzelnen freien hiftorifhen Thatſachen und für ihre Scheidung von bloßer 
Wahrſcheinlichkeit oder felbft von der Unwahrſcheinlichkeit gibt ed, wie auch Feuerbach richtig 
ausführte, durchaus feine Wiffenfchaft, keine wiffenfchaftlihen allgemeinen Gefege. Jene in 
jedem individuellen Fall verſchiedene und unendliche Reihe der Erſcheinungen und der allen 
Zebenderfahrungen entfprechenden möglihen Verknüpfungen in allgemein entſcheidenden Be: 
weisregeln zum voraus umfaffen und für jeden Ball die Kraft beftimmen zu wollen, welche fie 
für den Verſtand des Richters haben follen, „dieſes würe“, wie Feuerbach fagt, „nicht vernünf- 
tiger ald der Plan, den Ocean in einen Eimer zu faffen. Solche Geſetze jagen immer zu wenig 
und zu viel, find entweder zu eng ober zu weit, und darum ebenfo begünftigend für die Schuld 
als für die Unſchuld gefährlich.” . 

Es bildet fih fo vielmehr jene praftifche Überzeugung von der Wahrheit der einzelnen in- 
Dividuellen freien innerlihen und äußerlidhen hiſtoriſchen Thatſachen in jedem Ball frei nad) den 
allgemeinen menſchlichen und bürgerlihen Auffaffungen, Erfenntniffen, Begriffen und Schlüffen. 
Die nicht juriftifchen Bürger ebenfo gut wie die juriftifhen, jobald Ausfagen oder andere An 
zeichen einen Verdacht begründen, ein beftimmter Menſch Habe eine beftimmte verbrecheriſche 
That verübt, benugen ihre allgemeinen Kenntniffe von der Welt, ven Menſchen und ihren 
Berhältniflen fomwie von der moralifchen und der bürgerlichen Ordnung und den allgemeinen 
Pflichten der Bürger in derfelben. Sie fragen einerfeits ihre Erfahrungen, Empfindungen, 
Urtheile, ihren darauf ji gründenden Glauben oder Unglauben an die Wahrheitsliebe und den 
richtigen Blick der Ausfagenden, andererfeitö ihr natürliches logiſches Schluß= und Berbindungs- 
vermögen über den Zufammenhang der vorliegenden befondern Umftände, um rückſichtlich jenes 
Verdachts die Wahrheit oder die glaubhafte Annahme zu finden. Ein Collegium von zmölf 
irgend gut ausgewählten Gefhmworenen ift an ſich ſchon Hierbei nad dem Obigen noch im offen= 
baren Vortheil vor einem Collegium fländiger gelehrter Juriften. Jene gehen größtentheils 
unmittelbar aus dem praftifchen Leben hervor. In diefen Gefhworenen, unter welden Mit: 
glieder aller Stände und Lebensverhältniffe Plag finden, und zwar meift mehrere, die den An 
gefhuldigten und ven Zeugen viel näher ftehen, fie beſſer verfiehen und durchſchauen können, 
vereinigen fi vielfeitigere und praftifchere Standpunkte und Anſichten zur Beurtheilung der 
Thatfahen, der Ausfagen, der Mienen und Geberven. Und aud zur Übung in diefer Beurtheis 
lung haben fie täglich Veranlaffung beffer wie Stubengelehrte. Sie find weit weniger in Ge: 
fahr, durch Misverftänpniffe und durch Einmiſchung vorgefaßter Theorien und Phantafien, 
durch Spipfindigfeiten, täufhend aufgepugte Sophismen, durch vielleicht irrige Speculationen 
über bie entfernten wiffenfchaftlihen Gründe ver praftifchen Regeln und Wahrheit fi von diefen 
ſelbſt abführen zu laffen und überhaupt ven Wald vor lauter Bäumen nicht zu fehen oder für 
fi und andere ein täuſchendes Scheinbild zu entwerfen. Werben fie nicht vollends in fo großer 
Anzahl, in ſolchen vielfeitiger Öffentlichen Verhandlung’und in folhem organiſchen Zufamm 
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wirken, aud mit den Staatöbeamten und Juftizmännern, bei folder Ergänzung und Unter— 
ftügung durch fie, unendlich) viel rihtiger urtheilen ald die wenigen, von einfeitigerm, befanges 
nerm Standpunkt ausgehenden juriftiihen Staatsbeamten für ji allein, vollends wenn zwar 
fie, nicht aber dieſe Staatsrichter, alle Ausfagenden jelbft fehen, hören und fragen? Je weniger 
dieſes leßtere der Ball ift, je mehr Zwiſchenorgane zwiſchen das Geriht und alle jene indivi- 
duellen hiftorifhen Umftände und Verhältniffe des beſtimmten Falls, alle jene Worte und Mie- 
nen der Ausjagenden u. ſ. w. geftellt werden, je mehr entfernt fid) das Geridht von der Wahr: 
heit und von der Reinheit und Sicherheit ihrer Auffaffung. 

Doch prüfen wir die Einwendungen gegen unfere Anfiht! Man wendet hiergegen zweierlei 
ein. Fürs erfte fagt man: das Schuldig der Geihworenen enthält mehr ald das Urtheil, daß 
diefe beſtimmte äußere Thatfache, 5. B. die Tödtung eines andern, von einem beflimmten Danne 
hervorgebracht jei. Sie enthalte auch juriftifhes Urtheil, z. B. daß jene Tödtung das ftrafbare 
Berbredhen eines abjihtlihen Mordes bilve., Ja, allerdings etwas. mehr ald die Wahrheit ver 
phyſiſchen Thatſache jagt das Geſchworenenurtheil aus. Aber ift dieſes mehrere, ift — nachdem 
zuvor die juriftifhen Richter durch die Brageftellung die Wefenheit der verbrecherifchen Handlung 
unter ihren richtigen Geſichtspunkt des beftimmten vom Gefeg beftraften Verbrechens geftellt 
haben und nun fragen: ift der Angeklagte ſchuldig, diefen beftimmten Menſchen ermorvet zu 
haben — ift nun dieſes eine lediglich nad) wiſſenſchaftlicher Jurisprudenz von dem gelehrten juri: 
ftifchen Negierungsdiener zu entfcheidende Brage? Bewahre! Wäre diefes, dann dürfte aud 
nur ein Jurift, nie der nihtjuriftifhe Verbrecher danach geftraft werden. Er ift nur ſchuldig 
wegen des Unrechts, das er ald Bürger nad ven allgemeinen moralifhen und bürgerlichen 
Kenntniffen von den verbotenen, verbredperiihen Handlungen erfannte und erfennen mußte. 
Es wäre ſcheußlich, ihn zu ftrafen, wenn nur ein gelehrter Jurift nad) feiner gelehrten Juris: 
prudenz den verbrederiichen und flrafbaren Charakter feiner Handlung entdecken könnte. Es 
bleibt alſo auch diefer Theil der Schuldigerflärung eine Frage für die allgemeine bürgerliche 
Erkenntniß. 26) 


26) Vorzüglich der treffliche Juſtus Möfer hat es mit feinem echt juriftifchen und zugleich echt praf- 
tifchen Sinne energifch hervorgehoben, daß die Entfcheidung über die Eriftenz der Echuld durchaus nur 
dem allgemeinen Bürgerverftande angehört und nidyt technifch juriftifch if. Ja, es iſt ihm dies einer 
feiner zwölf Hauptgründe,, daß es unbillig, ungerecht und gefährlich fei, wenn gelehrte Juriften allein 
das ganze Strafurtheil fällten. „Denn‘‘, fagt er (I, 203), „was fann unbilliger und graufamer fein, 
als einen Menfchen zu verbammen, ohne verfichert zu fein, daß er das Geſetz, deſſen Übertretung ihm 
zur Laft gelegt wird, begriffen und verftanden habe oder habe begreifen und verftehen fünnen? Die 
deutlichite Probe aber, daß ein Verbrecher das Geſetz verftanden habe oder habe verfichen fünnen oder 
follen, ift unftreitig biefe, wenn 7 oder 12 ungelehrte Männer ihn danach verurtheilen und durch eben: 
diejes Urtheil zu erkennen geben, wie der allgemeine Begriff des übertretenen Gefeges gewefen und wie 
jeder mit gefunder Vernunft begabte Menjch folches verftanden habe. Der in der Peinlichen Hals: 
gerichtsotbnung vorgefchriebene Eid erfordert von den ungelehrten Urtheilsfindern, daß fie nad 
ihrem beften Verſtändniß fprechen follen. Das befte Verſtändniß eines Gelehrten ift aber nothwen— 
dig von dem beften Verfländni des Berbrechers fehr unterfchieden. Der Gelehrte ift ein Naturfundis 

er, der durch ein Bergrößerungsglas hundert Dinge in einer Sache entbedt, weldye ein gemeines 
Auge nicht fieht. Wenn aljo ein Gelehrter urtheilt, fo ift er in beftändiger Gefahr, von feiner feis 
nern Ginficht entweder zu unzeitiger Milde oder zu einer übermäßigen Strenge verführt zu wers 
den, und er follte fich um feines eigenen Gewiſſens willen nie mit peinlichen Urtheilen abgeben‘ 
(nie fie ausfchließlich und allein füllen wollen). An einem andern Orte (IV, 25) hebt er noch befon- 
ders den Borzug praftifcher, handelnder Menfchen vor den Gelehrten hervor, fobald es Urtheile über 
gene Thatfachen gilt. „Wie glüdlich‘‘, fo jagt er, „iſt ber Menfch, daß er durch die allmächtige 

irfung eines Totaleindruds und nicht durch Fleine abftrahirte Regeln zum Handeln beitimmt wird, 
indem wahrlidy mehr Gutes in der Welt unterbleiben würde, als jept darin Böfes gefchieht, falls es in 
des Menichen Vermögen gewefen wäre, fi an der Schnur abgezogener Regeln zu halten oder jebe 
feiner Handlungen fo einzurichten, wie er es fich in feinem Sehnfuhl bei falter Überlegung vorgenom: 
men hatte. Ebenfo wird der durch den ganzen Eindrud der Schöpfung belehrte Bauer immer des meta= 
phyfiſchen Atheilten lachen und Gott da erfennen, wo dieſer ihn nach dem Maße verliert, als er trennt, 
theilt und ins Unendliche geht. Unter jenen hat nie einer an feiner Eriftenz und feiner Freiheit gezwei⸗ 
felt.... Zum Glüd müfjen die meiften abgezogenen Regeln in dem Augenblid der Handlung und Ents 
fcheibung dem mächtigen Totaleindrud tar Berfel doch in Ginfeitigkeiten und Unnatürlichfeiten 
felbft ein Feuerbach mit feinen „zwei VBernunften, einer moralifchen und einer juriftifchen‘‘, mit feiner 
ausdrüdlichen Ableugnung aller moralifchen Freiheit im Rechtsverhältnig und des Vorzugs der mildern 
Anficht im Zweifel, mit feinem Orundfag, daß es auf die Schuld in concreto bei dem Strafurtheil 
nicht anfomme (!), daß ſchlechte Erziehung die Strafbarfeit erhöhe (!) u. f. w. Much das erwähnte 
Gutachten mweift an mehrern Stellen nad), wie die berühmteften Juriſten und Gerichtshöfe durch ihre 
theoretifchen Syffindigfeiten, und ähnlich wie ſyſtematiſtrende Hiftorifer zu den falfcheften praftifchen 
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Ausdgeführt aber wurde e8 bereits (oben Ul, 2), wie dad Schwurgericht nicht blos alles we= 
ſentlich Juriftifhe — Einleitung, Richtung und Leitung ded Progeffed, Auslegung und Hand: 
habung der Gejege umd gefeglihen Kormen, Brageftellungen, Strafausmeffung und End: 
urtheil — den Juriften zumweift, fondern fie auch zum Thaturtheil der Geſchworenen in jolder 
Weiſe unterftlügend und controlirend mitwirken läßt, daß diejes ald gemeinfhaftliches Refultat 
ihres beiderfeitigen georbneten organifchen Zufammenmwirfens, als das Refultat beiverfeitiger 
GErfenntniffe und Vorzüge erſcheint, und daß vollends die Bollziehung einer ven Juriften un: 
richtig erfcheinenden Berurtheilung ausgeſchloſſen ift. 

Schon allein hierdurch ift denn auch — felbft abgefehen von dem Recht der Juriften, als 
Geſchworene erwählt zu werden — dad Misverſtändniß D befeitigt, daß nämlich, wie Trefurt 
ich ausdrückt, dad Schwurgericht „über die Jurisprudenz ven Stab breche“, daß durch daffelbe 
die juriftifchen Staatsbeamten zurüdgefegt und ganz aus der ftrafrechtlihen Wirkfamfeit ver: 
drängt würden und alles von den Geſchworenen ausgehe. Diefes ift gerade jo falſch, ald wollte 
man jagen: durch die Mitwirfung der aus allen Bürgerklafien erwählten Landſtände bei be- 
ſtimmten Regierungsgejhäften würde die Regierung herabgefegt und wirkungslos gemacht. 
Vielmehr ift nur das allein die Frage: erklären mit Recht alle freien Völker der Erde jenes con= 
trolivende und wechjeljeitig unterftügende Zufanımenwirfen, ebenfo wie bei dem Gefeggeben, 
fo au im Strafgericht zur fteten Vereinigung der Intereffen der Öffentlihen Orbnung mit 
denen der Freiheit, zu einer vielfeitiger erwogenen, gerechten Geſetzgebung, zur vollen Reprä— 
fentation des ganzen Staats und zur lebendigern Gerechtigkeit im Volk und in der Regierung 
für beffer ald das ifolirte abfolute Gejeßgeben und Richten bloper Regierungsbeamten in ihrer 
faftenmäßigen Abfonderung vom Volk? 

Im Strafgericht aber ift jene organifche Vereinigung und die Mitwirkung der Bürger für 
Freiheit und Rechtsſicherung ſogar noch weit unentbehrlidher ald bei der abftracten Geſetz— 
gebung. Auch läßt ſich dort eine tehnifch= juriftifhe von einer bürgerlihen Bunction für die 
Bürger ungleich beſſer abſondern als in der ſtändiſchen Gejepgebung. 27) Erſcheinen aber wol 
irgendwo in Deutihland, wo man fie zu Schreibmafhinen madt und in beftaubten Gerichts: 
ftuben von ver Nation abfondert, dieRechtögelehrten jemals in einer gleich hohen, geadhteten, eins 
flußreichen Stellung und Wirkſamkeit ald die englifchen und franzöfiihen Inriften in ver Aſſiſe? 

ZuB. Ein zweiter Einwand führt näher zu dem zweiten Misverftändniß. Jener Ein— 
wand befteht nämlih darin, die Gejeggebung könne menigftend zur Sicherung gegen un: 
richtige richterliche Beweisurtheile Fünftliche juriftifche Beweiſe erſchaffen. 

Wie aber kann dieſes nach der unter A entwidelten Natur des criminalrechtlichen Beweiſes 
und des Beweifes ver Wahrheit ver bejondern freien biftorifchen Thatſachen, ſowol der ver: 
brecheriſchen Handlungen wie aud der Ausfagen darüber gefhehen? Blos conventionelle Be: 
weiſe oder eigentliche Vergleiche, altveutfche Beweife dur Gidhelier, Zweikämpfe, Gottes. 
urtheile, Torturen oder andere Losentſcheidungen, gleichviel ob ver wirflihen Wahrheit ent: 
ſprechend oder nit, fann man doch unmöglich Heutzutage zur Grundlage der Strafurtheile 
machen wollen. Dennod aber führen alle juriftifhen Zwangägejege über ven Beweis jener 
Thatſachen, , weil ihr befter, ihr einziger Beweis in ber jevedmaligen möglichft freien und voll= 
fländigen Auffaffung und moralifhen Überzeugung je nach allen ihren befondern Erſcheinungen 
und Verhältniffen befteht, zulegt auf jene Abmwege und zur Zerftörung des wahren Beweifes 
bin. Der Gefeggeber muß nämlid die Richter zwingen, in jedem befondern zukünftigen Ball 
nicht mehr das für wahr zu halten und als ſolches auszuſprechen, was wahr ift nad) ihrer mora= 
liſchen Überzeugung, welde ihnen ihre eigene Anjhauung, Auffaffung und Prüfung aller be: 
fondern perfönlien und ſachlichen Erfheinungen und Verhältniffe der angeblichen verbrecheri— 
ſchen Handlungen und aller Ausfagen und Anzeichen über diefelben begründet. Er zwingt jie 
vielmehr, dasjenige für wahr zu halten, was er, ohne alle diefe befondern Erſcheinungen felbft 
zu fennen, zum voraus im allgemeinen blos nad) einigen wenigen Umftänden, die er in bebing- 


— — — — — — 


“ 
Urtheilen über Thatfachen gefägrt werben, zu Berfehrtheiten, wie fie bem gefunden praftifchen Sinne 
des Schwurgerichts unmöglich find. Bei den für das Schwurgericht etwa unlösbaren Fragen aber, da 
müſſen ja auch die Zuriften noch Funftverfländiges mebicinifches Gutachten einholen. 

27) Nach allem Bisherigen fann ich auch dem ernften Tadel gegen Möfer (vgl. „Schwurgericht‘‘ in 
Bluntſchli's Staats: Wörterbuch) nicht beiftimmen, wenn berfelbe fir ein gerechtes Schulburtheil & en 
ben Angeflagten die Gefchmworenen bei ber natürlichen Mitwirkung auch ber Juriften für ihr Urth ver 
fähigter erflärt als blos juriftiiche Regierungsbeamte, 
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ten abftracten Erfahrungdregeln umfaßt, für das ihm Wahrfheinlihe hält und deshalb als 
juriftifchen Beweis zu erflären beliebt. 

Iſt nun mol diejes vernünftig und gereht? Offenbar ift diefer angeblich juriftifche Beweis 
doch an ſich weiter nichts, ald ein moralifches Glaubens-, ein Gefhmworenenurtheil über eine 
hiftorifche Thatſache, aber fiher Fein gutes. Es ift ein vom Gefeggeber zum voraus, ohne irgend 
genaue und anfhaulide Kenntnig und Prüfung jener Thatſache und aller ihrer Beweismittel 
gegebened. Ja, was das Schlimmſte ift: es ift ein ſolches, das der Gefeßgeber felbit nicht für 
wahr hält, indem er wiffen muß, daß er felbit in den befondern Fällen oft das Gegentbeil für 
wahr halten würde. 

Die Erfahrung hat dies dargethan. Die Noth und fehlerhafte Vermiſchung von Civil: 
und Griminalbeweifen hatten im fpätern Römifchen und Deutihen Recht, nach der Zerflörung 
des einzig wahren Griminalbeweifes durch vollftändiges Schwurgeriht, auf eine gejeglice 
Beweistheorie zur Sicherung der Unſchuld gegen angeblides individuelles Glauben der 
Beamten geführt. Die Gefege forderten, um eine ſtrafrechtliche Verurtheilung auszuſptechen, 
vollftändigen, durch Augenfchein oder zwei völlig glaubwürdige Zeugenausfagen zu liefernden 
directen Beweis des Thatbeftandes des Verbrechens und einen ebenſo vollftändigen, durch ſolche 
Zeugenaudfagen oder ein völlig glaubwürbiges Geſtändniß zu liefernden directen Beweis, daß 
der Angefhuldigte ver Thäter war. Sie verboten durchaus die Verurtheilung auf indirede 
oder Indicienbeweiſe, weil diefe zu offenbar nur zu fubjectivem Glauben des Richters führen. 
Diefe gefeglihe Beweistheorie aber offenbarte und bewirkte bald folgende Gebrechen: 

a) Jene directen Beweiſe bildeten in der That doch nur eine Losentſcheidung. Gie 
führten zu fehr vielen falfhen Verurtheilungen von Unfhuldigen, noch ungleich mehr aber zu 
falfhen Losſprechungen von Schuldigen. Sie waren mit ihren gefeglihen Bedingungen der 
Bollftändigkeit nur fehr felten vorhanden. Man mußte alfo alle Verbrecher, die nicht zwei 
völlig glaubwürdige Zeugen zu ihrem Verbrechen zuzuziehen over ed zu ihrem Verderben frei: 
willig vollgültig zu geftehen beliebten, losſprechen. 

b) Um vielem Sfandal zu entgehen, gelangte man dann fehr bald dahin, daß man niät 
mehr blos glaubwürdige Ausfagen und Geftänpniffe, fondern auch völlig unglaubwürdige ald 
gefegliche Beweife ver Wahrheit anjah. Man verurtheilte auf die vermitteld der geſetzlichen 
und der willkürlichen richterlihen Martern, auf die durch Schmerz und Todesangft, durd 
Inquifitiond: und Kerkerqual, durch Lebensüberdruß und Überliftung erpreßten Ausjagen. 
Wenig half ed, daß der Widerfinn folder Theorien fhon an ſich zu Tage lag und bald durch 
Taufende von Juſtizmorden, fo 3. B. aud) durch die erpreften Ausfagen des Unmöglichen, von 
den Heren, handgreifli wurbe. Steht einmal ein verfehrted Grundprincip feft, dann ſind bie 
verfehrten Kolgen oder Aushülfen unvermeidlid. Und fobald das pofitive Gefeg oder bie 
juriftifche Praris einmal etwas feftgeftellt hat, dann hört für viele Juriften der Unterſchied von 
Sinn und Unfinn, von Gerechtigkeit und Barbarei auf (e vinculis sermocinantur). 

c) Eben weil bei den juriftifchen Beweiſen doc einmal der Lostopf und die gefeglide 
Scheinwahrheit an der ‚Stelle der wirflihen Wahrheit gelten follten, fo nahmen aud bie 
deutſchen Juriſten und nehmen noch viele gar feinen Anftoß an dem Unfinn, den Gerichten bie 
wirflihen und die allerwichtigften Beweismittel, eine folde öffentliche Verhandlung wie in 
jenen obengeſchilderten Schwurgerichten, ja alles Selbftjehen, Selbfthören und Selbftbefragen 
der Angeſchuldigten, ver Anſchuldiger, Zeugen und Vertheidiger zu entziehen und jie in dunfle 
Kammern einzuſchließen und nad) fo tauſendfach unjihern, unvollfommenen, unrichtigen Acten 
und Actenreferaten entſcheiden zu laffen. Solch blinde Richten kann man dann allerdings 
preifen ald ein Richten „ohne Anfehen ver Berfonen und der Sachen“. 

d) Da e8 bei juriftifchen Beweiſen fo wenig auf die wirflihe Wahrheit ver Schuld und 
Unfhuld anfommt, fo wurden und werden Vernunft und Gerechtigkeitsgefühl fo vieler deut: 
ſcher Juriften auch durch das nicht empört, was fonft alle vernünftigen Menſchen und Völker 
empört, nämlich dur die Strafurtheile, oft Verurtheilungen zum langſamen qualvollen 
Tode durchs Zuchthaus, wegen bloßen Verdachts, und ebenſo wenig 

e) durch den neuen barbariſchen Ausweg lebenslänglicher Verdächtigkeitserklärungen durch 
die Losſprechungen blos von der Inſtanz mit ihren verletzenden Folgen. 

f) Da endlich jene juriſtiſche Beweistheorie durch ihre eigene Willkür und Unnatürlichkeit 
zur richterlichen Willkür einladet, ſo ſah man in Deutſchland nicht ſelten Richter, die nur 
nad) den Geſetzen zu richten geſchworen haben, in dem wichtigſten Punkte ihres Richteramits 
die fonnenklarfte, ausdrücklichſte Geſetzesvorſchrift, die, auf bloße Indicien nicht zu verurtheilen, 
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ohne weiteres mit Füßen treten. Diefe heilige gefeglihe Bürgſchaft der Unſchuld, welche den 
Gejeg felbft noch nöthig fhien neben allen andern großen Bürgſchaften für die Unſchuld, 
deren man und jegt beraubt hat, wie der Öffentlichkeit und Volksthümlichkeit ver Gerichte, der 
freien Actenverfendung und der völligen Inamovibilität der rechtögelehrten Beamten, dieſe 
jetzt legte Bürgfchaft zerftörten ebenfalls willkürlich unfereRichter, ohne zum Erfag jener zerftör- 
ten Bürgjchaften und als die einzige Bedingung der Erträglichfeit eines Indicienbeweiſes die 
der Wiederherftellung des öffentlihen Schwurgerichts nur zu verlangen. 

g) Ia man ift endlich jo weit gefommen, nad) dem völligen Bankbruch aller juriftiichen 
Beweistheorie, und dieſes Auskunftsmittel ſelbſt legislativ vorzufhlagen. Nach Indicien, das 
heißt nad ihrem fubjectiven Meinen, als Geſchworene, follen jene abhängigen Beamten 
die Bürger verurtheilen. Ein folder Beweis, den man ald Entfheidung über das ſchlechteſte 
Gut im Eivilproceß mit Entrüftung zurüdmweifen würde, diefer fol jegt bei der ehemals freie- 
ften und rechtlichften Nation die genügende Grundlage aller Berurtbeilung von Ehre und Frei— 
heit, Zeib und Leben der Bürger bilden! Bedarf ed wol noch einer Ausführung, daß alle freien 
Völker der Erde, wie alle ältern würdigen Juriften Deutfchlands ſolchen Vorfhlag mit Em: 
pörung und als völlige Zerftörung der rechtlichen Freiheit und Sicherheit zurückweiſen wür— 
den? Doch aud) die beffern neuern thun dieſes gottlob! ebenfalls. 28) 


28) Vortrefflich hat insbefondere, fowie früher Möfer, fo audy Gans, a. a. D., die Furchtbarfeit 
diefes Syſtems enthüllt; ebenfo auch das Gutachten, a. a. O., ©. 234. Feuerbach, Über Offentlichfeit, 
11, 17; ferner Mittermaier, Strafverfahren, I, 255; Lehre vom Beweis, ©. 119. Interefjant ift es 
wol, über diefe Sache die Stimme eines andern Griminaliften zu vernehmen, welcher liberalen Grund: 
fügen feineswegs huldigt, auch als guter hiftorifcher Jurift das Schwurgericht nur da, wo es wie 
in England hiftorifch jegt befteht, bewundert, uns Deutfchen aber die zeitgemäße Wiederherftellung 
unfers vaterländifchen Hiftorifchen Inftituts unterfagt, weil gegenwärtig bei uns nur die Ufurpation 
der hierarchifchen Inquifition, des Despotismus und des juriftifchen Fauftrechts Hiftorifch befteht. Roß— 
hirt führt in feiner Abhandlung über den Geift des deutichen Strafverfahrene, S. 19, mit Recht aus, 
daß der Indicienbeweis Als fubjectiver Glaubensbeweis ſich nimmermehr auf juriftifche Regeln zurück— 
führen und durch fie regeln lafje, weil hier alles auf jedesmalige richtige Anichauung und Kufraffung 
der faufendfach verfchiedenen, individuellen, conereten, perfönlichen und fachlichen Verhältniſſe und 
Umftände und ihre vielen möglichen Berfnüpfungen anfommt, und fagt dann: „Noch fei ung erlaubt, 
befonders zu zeigen, daß der fogenannte Indicienbeweis das Gefährlichfte und Schlimmite in den Hän- 
den flehender rechtsgelehrter Richtercollegien ift. Abgeſehen davon, daß fle nicht immer wie die Ge— 
fchworenen geneigter find, loszufprechen als zu verurtheilen, abgefehen davon, daß der an das Leugnen 
und bie Berftellung des Angefchuldigten gewöhnte juriftifche Gejchäftsmann verhärtet wird in der Ver— 
muthung ber Schuld: fo ift am wichtigften, daß die ftehenden Gerichtshöfe immer beftrebt find, auf vor- 
gefommene Fälle zurüdzubliden (praecedens) und daran ſich zu halten. So ift es gar leicht möglich, 
daß Eine Verurtheilung ber Anhaltepunft für zehn andere wird, und fowenig gerade hier eine wahre 
Gleichheit der Fälle möglich ift, indem in Hinficht auf den Indicienbeweis faum Gin Fall mit dem an- 
dern übereinftimmt, fo jehr verführt eine täufchende Ahnlichfeit. Das Gericht, einmal gewöhnt an den 
Beweis aus Bermuthungen, wird immer fühner in der Macht und Gewohnheit zu fehließen und unter 
dem Schein angenommener Grundfäge und des Herfommens immer willfürlicher. Die Mehrheit ver 
Gerichtsmänner unterliegt dem ſchon vom Inquirenten im Geifte des Ingifltionsproceffes genährten Ge: 
nius, jede grelle Wahrfcheinlichkeit für Wahrheit zu nehmen; dazu darf nur noch fommen der Drang 
zu Gefchäften, um die Gefahren zu vermehren. Henn man auch Einftimmigfeit der Anfichten der Vo: 
tanten als nothwendige Borausfegung der Berurtheilung aus Vermuthungen verorbnen wollte, wie im 
Fürftenthum Lippe-Detmold, fo würde dies wol die Gelahr vermindern, aber — nicht befeitigen. Audy 
das würde nichts ändern, daß dem Urtheil Entfcheidungsgründe und folglich Debuctionen der Schluß: 
weife beigefügt werden müffen. Denn alles ift hier an fich relativ und willkürlich.“ (Daß wirklich bei: 
des nichts hilft, das zeigt jenes einftimmige falfche Todesurtheil der zehn Mitglieder des göttinger 
Spruchcollegiums gegen den fchuldlofen Wendt.) „Aber felbit hierdurch ift dann wieder eine neue 
Duelle trügerifcher Berläffigfeit geöffnet; denn es ift eine Garantie fcheinbar gegeben, die in der That 
feine ift. Überhaupt ift nichts gefährlicher, als das arbitrium judicis an eine Formüorfigrift ober an 
ein paar Regeln zu binden. Abgefehen davon, daß ein Widerfprud; in fich hier gegeben ift, fo wirb das 
Gewiffen mit der Form und mit den Regeln beſchwichtigt, und der praftifche Schlendrian erftict die 
Anficht von der Wichtigkeit der einzelnen richterlichen Handlung. Man darf nur fehen, wie der ehrlichite 
Schulmann ungerecht wird in der Verurtheilung feiner Schüler ex indiciis. Auch die Gollegialität 
hilft wenig. Ja fie erleichtert oft die Verurtheilung, wenn die Berantwortung gleichlam auf einem eins 

Inen nidyt figen bleibt. Endlich ift es wie mit dem Arzt, welcher viele Kranfe behandelt: er wird 
ühner, fein Syftem reißt ihn fort, feinem Syſtem treu hält er fi) bei jedem Ausgang ber Dinge ger 
rechtfertigt: der Tod hat nichts Schredhaftes mehr für ihn. So der Jurift, welchem der Beweis in 
das reine arbitrium gegeben ift. Er macht ſich eine Art von Syſtem und dann ift fein Gewiflen be- 
ſchwichtigt, und die Verurtheilung ift ihm feine ſchwere, fondern eine alltägliche Sache’‘ (wie je 
berühmten Garpzov, der fid) rühmte, zu 20000 Todesurtheilen mitgewirkt zu haben). „Wie gan* 
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Zu C. Die Einfiht der abjoluten Unvereinbarkfeit der Strafurtheile von juriftifchen, 
vollends von amovibeln und geheim verfahrenden Regierungsvienern nah ihrem jubjectiven 
Meinen mit der rechtlichen Sicherheit dev Bürger hat eine Abart derfelben, einen Mifhunge- 
verſuch von objectivem, juriftifhem und moralifchen Gtaubensbemeis bei neuen Eriminaliften 
und in Gefegvorfhlägen erzeugt, und, troß der Warnungen tüchtiger Griminaliften, 3. B. von 
Möfer, von Mittermaier (a. a. D.), gegen joldhe unvereinbare Miſchung des Widerſprechenden 
verbreitet jegt die Verzweiflung an ber echten juriftifchen Beweiötheorie wie an der bloßen 
Indicientheorie für juriftiihe Beamte und die Muthlofigfeit, die einzige gerechte Aushülfe des 
Schwurgerichts zu fordern, dieſe Eranfe Theorie. 

Man hält nad) derfelben einige Bruchſtücke ver alten directen gefetzlichen Beweiſe feft, oder 
hebt einzelne befonders ftarf fheinende Indicien hervor, und erlaubt, fie durch die juriſtiſch nie 
beftimmbaren Wahrſcheinlichkeiten bloßer Indicien und das fubjerive Glauben ver Richter an 
diefelben zu ergänzen. Auch erflärte man bereit häufig geradezu, der Richter jolle pofitiv 
alle Losſprechungen nad feinem fubjectiven Glauben entjcheiden. Gr folfe nur vermitteld ſo— 
genannter negativer juriftifcher Beweife feine Berurtheilungen ausſprechen können, ohne daß 
einige Trümmer des juriftifhen Beweiſes ji mit feinem Glauben oder Glaubenwollen ver: 
binden. In allen viefen Fällen aber bleibt eineötheil® der Vorwurf der Untauglichfeit aller 
aufgezwungenen Beweidregeln, ihrer Trüglichfeit, ihrer verderblichen Hemmung der Wahrheit. 
Daneben aber bleibt zugleich die ganze Gefährlichkeit der richterlichen Einfeitigfeit und Willkür ; 
denn jeinem wahren’ Weſen nach bleibt folder Beweis fubjectiver Glaubensbeweis. Diefes 
bleibt er vollends nach der Theorie derer, die, wie Roßhirt, dadurch zu einer juriftifchen Beweis- 
theorie helfen wollen, daß fie den biöher ald unzuverläfjig anerfannten Bruchſtücken juriftifcher 
Beweije, außergerihtlihen Geftänpniffen, den Ausfagen von Mitihuldigen, von Einem Zeu- 
gen u. ſ. w. eine höhere Beweiskraft andichten. Dadurch wird ber juriftiiche Beweis nur noch 
weit mehr unzuverläffig, oder er muß nod mehr feine eigentliche Kraft durch Indicien ober 
moralifche Überzeugung erbalten. 

Wenn aud einzelne Stüde directen juriftifhen Beweijed, etwa ein Beweis des Ihat- 
beftandes und ein Fragment des Zeugen= und Geſtändnißbeweiſes gefeglich gefordert würden, 
welde ſelbſt nur Wahrfcheinlichfeitsbeweife geben und dur neue Wahrfheinlichkeit ergänzt 
werden müffeu, fo läßt fih ja num und nimmermehr diefed Bruchſtück, die Stärfe und der 
Mangel feiner Glaubwürdigkeit und die nothwendige Stärfe der zur Ergänzung nothiwendigen 
Wahrſcheinlichkeiten objectiv, mathematiih und juriftifh abmeffen und ausgleichen, ebenfo 
wenig ald die Stärke der Indicien felbft. Hier entfheivet in Beziehung auf jeden Punft 
lediglich das fubjective vichterlihe Meinen und Ermeffen. 

Den Richter aber in den Fällen, wo vollftändiger juriftifcher Beweis fehlt, das heißt 
aber in den allermeiften Griminalfällen in feiner, nad allen unberehenbaren, ſtets ver: 
ſchiedenen Befonverheiten jedes concreten Falls zu bildenden fubjectiven Überzeugung zum 
voraus durch einzelne abftracte, nad) der fubjectiven Überzeugung des Gefepgebers gebildete 
juriftifche Bebingungen und Regeln, ihn durch halbe und vierteldjuriftifche Beweije gemaltfam 
beihränfen zu mollen, dieſes ift vielfadh noch verfehrter als die Forderung ganz juriftifcher 
Beweife. Es ergeben jih bier alle obigen Nachtheile beider Formen; zugleich aber noch der 
eigenthümliche neue, daß nun bier bei diefer Miſchung der fubjertiven Überzeugung und 
juriftifcher Beweife, bei diefer Mifhung der fubjectiven Überzeugung des Richters und des 
Geſetzgebers, beide verderbt oder aufgehoben werden, daß doppelte Täuſchung, Unfiherheit und 
Willkür an die Stelle des juriftifchen Beweiſes wie des ridhterlihen Glaubensbeweiſes treten, 
daß der Richter nur der Wahrheit verberbliche Hemmungen oder ihr noch gefährlichere, nur ihn 
felbft und andere täufchende Scheingründe für Unreht und Willfür erhält, und daß jede 
moralifche und juriftifche Berantwortlichkeit zerftört wird. Zerftört wäre alle Garantie, melde 
der frühere objective actenmäßige jurifliihe Beweis neben allen feinen Gebrehen noch gab. 
Aber auch ein auf der vollen freien wahren Überzeugung der Richter beruhendes Urtheil nad 
eigener Anſchauung und Erwägung aller mögliden concreten Erſcheinungen und Gigenthüm- 
lichkeiten der Berhältniffe und Perjönlicgfeiten ift nicht an die Stelle getreten. Diefe Uber: 
zeugung felbft wird wiederum den hier doppelt täufchenden halben abftracten juriftifchen 


vers fteht es bier mit bem Gefchworenen, zumal wenn er feinen jungfräulichen Wahrfpruch thut. Daher 
nochmals meine volle Überzeugung — nichts if gefährlicher als der den Richtercollegien freigegebene 
Beweis ans Bermuthungen.‘ b 
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Regeln geopfert. Diefer Schein aber deckt felbft die moralifche Verantwortlichkeit bei falfchen 
Urtheilen ebenfo, wie die Zulafjung des Glaubensbeweiſes die juriftifche. Bon allen den großen 
Garantien ded wahren Schwurgerichts vollends ift hier feine Rede. Dagegen aber werben 
aud ferner bleiben die obengefchilderten allertraurigften Bolgen und Aushülfsmittel der 
juriftifchen Beweistheorie und ded Beamtengerichts, die langen geheimen Kerfer: und In— 
quifitionstorturen zur Erpreflung von Ausjagen und Geftänpniffen, die Verdächtigkeitsſtrafen 
und Inftanzlosjprehungen und das femgerichtlihe Dunkel des Verfahrens. Das reine 
Juriftengeriht, das jie ſchuf, wird fie auch gegen ven Willen der Gejege erhalten. Die Natur 
der Dinge ift flärfer als die Geſetze. 

Es ſteht die abjolutiftiiche Verihlimmerung der Dinge nie von felbft fill. Es liegt eine 
ſtets wachſende Kraft in jeder Verfehrtheit, jolange das Leben nicht eine gänzlich entgegen= 
gefegte Richtung erhält. Ohne diefe werben auch jene Ubel fowie das Geheimniß des Griminal- 
proceffed und die Abhängigkeit ver Gerichte ſtets wachſen, wie fie feit Anfang ver Rheinbunds- 
deöpotie zum Erſchrecken täglich wuchſen. Sie werden wachſen, felbft trogdem, daß fogar die 
Abfolutiften aus Furcht vor Schande dagegen proteftiren und z. B. Abhängigkeit der Gerichte 
fir ſcheußlich, und eine Juſtiz, die das Licht ſcheut, alled Vertrauens unwürdig erflären, ja 
es ausſprechen, daß eine geheime abhängige Juftiz der ausgefprochene Kriegszuftand zwifchen 
Volk und Regierung fei. 

So bleibt denn die Herflellung des wahren Schwurgerichts die einzige Rettung der Ehre 
und Geredhtigfeit, ja der Menfchlichkeit in unferm jegigen criminaliftifhen Banfhrud. Sichtbar 
unmöglich ift jever andere Weg geworden; unmöglich auch der neue Mifhungsbeweis, mel: 
cher die meiften Nachtheile der beiden andern formen obhe ihre Vortheile verbindet, ſelbſt unab- 
fihtlih Regierungdbeamte zu Geſchworenen, aber zu den ſchlechtmöglichſten machen würde, zu 
Geſchworenen, welde nad Feuerbach und jenen trefflichen Mitgliedern der preußiſchen Im— 
mebiatcommifjion2?) ‚mit den Nachtheilen unferer alten Einrichtung nod unzählige neue 
verbinden und feine Bortheile ded wahren Gejchworenengerichts geben würden.“ 

3) Die größere VBerbürgung der Gerechtigkeit der Urtheile des Schwur— 
gerihts. Es enthält entſchieden die beften Bedingungen für wirflih objectiv gerechte Ur— 
theile und verbannt allein alle obengefchilberten Ungerechtigfeiten unſers geheimen inquifito: 
rifchen Beamtengerichts. Es wirft zugleich am beften für die fubjective Gerechtigfeit oder auf 
den jubjectiven Glauben der Bürger an die Gerechtigkeit und auf die Gefinnung für fie. 

Das Schwurgericht verbürgt die objective Gerechtigkeit oder wie Duttlinger richtig ſich 
audprüdt, ‚die richterlihe Unabhängigkeit gegen die unlautern Einflüffe von außen her mit 
einer Sicherheit und Trefflichkeit, wie e8 auf feinem andern Wege erreichbar it. Es wirft 
am beften gegen das Unheil, daß die Gerichte und ihre Urtheile, ftatt von der Gerechtigkeit 
und ihrer eigenen freien rechtlihen Überzeugung, vielmehr von äußerm Willen, von frem= 
den Einflüffen abhängen und zu deren Werkzeugen erniebrigt werden. Es wirft zugleich 
am beften für die richterliche Umparteilichkeit, für vielfeitige, parteilofe Auffaffung ver 
Sache und endlich für die richterlihe Fähigkeit, oder dafür, daß die Gerichte nad allen Be— 
ziehungen das alled, was für die Gerechtigkeit der Urtheile einflußreih ift, vollftändig und 
richtig auffaffen und würdigen”. Schon allein dad Zufammenwirfen, die natürliche, wechſel— 
feitige Ergänzung, Unterftügung und Gontrole der Staatsrichter und der Gefhworenen gibt 
nothwendig ihrem vereinten Wirfen in allen drei Hauptbeziehungen Vorzüge vor jedem blos 
einfeitigen Beamten= oder vor jedem reinen Bürgergeriht. Es erhält dadurch nothwendig eine 
größere Schugwehr gegen ungebührlihe Abhängigkeit von der Regierung, ihren einfeitigen 


29) Bgl. die vorige Note gegen das juriftifche Monftrum eines Schwurgerichts aus Beamten! Vor 
allem muß man jedem Gebanfen, juriftifche Beamte ohne vollftändige ftreng juriftifche objective Beweife 
Griminalurtheile fällen zu laffens ftets nen entgegenfegen „ was unfer Juftus Möfer (1, 308) demfelben 
mit entrüfteter Seele entgegenrief: „Die gefährlichite Wendung aber, welche wir zu befürchten haben, 
ift nur diefe, daß Ungenoffenrichtern die Macht gegeben wird, welche vorbem die Genoffen hatten. Wenn 
diefen erlaubt wird, nach dem gewöhnlichen Ausdrud mit Hintanfegung rg Formalitäten zu 
entfcheiben, wenn diefe von dem dürren Buchitaben der Gefege auch nur ein Haar breit abweichen bür- 
fen, fo beruht Freiheit und Eigenthum einzig und allein auf der Gnade des Landesherrn, jo Fann er 
ſolche Leute zu Richtern verfchreiben, die in dem Lande, wo fie nach ihrer Weisheit und Billigfeit ver- 
fahren follen, nichts Eigenes haben und Keinem Genoß find, die aus der Türfei und Tatarei zu Haufe 
find, und die es nad) unverwerflichen Gründen darthun fünnen, daß es vernünftiger fei, die Beinklei- 


der als den Hut unter ben Arm zu nehmen.’ R 
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Richtungen und wechſelnden politifhen Intereffen und Leidenſchaften, und ebenfo gegen bie 
freilich ungleid feltenere Abhängigkeit von Beftehung und Pöbelwillfür. Der eine Beftand- 
theil des Gerichtd gibt dem andern Schuß und Kraft und warnt und bewacht den andern gegen 
Schwächen. Beide find nit abhängig von denfelben Einflüffen. Wer aber möchte behaupten 
wollen, alle Geſchworenen, alle die Taufende von Bürgern, die nad dem Los einmal zum 
Michter berufen find, feien fo leicht feiner oder gröber, dur Belohnungen oder Nachtheile, zu 
verfehrtem Urtheil zu beftimmen,.ald wenige ftändige Regierungädiener? Wo find bei Ge— 
ſchworenen die Beijpiele der Beförderungen, ber Zurüdfegungen oder Abfegungen wegen ihrer 
Urtheile? Schon durd die verfchiedenartige, wechfeljeitige, unabhängigere Stellung der Richter, 
der verfchiedenartigen, ihnen zunächſtliegenden Geſichtspunkte und Intereffen der bürgerlichen 
Ordnung und der bürgerlihen Freiheit, ergibt ih auch die parteilofere, gerehtere Stimmung 
fowie auch die vielfeitigere, richtigere Auffaffung und Deurtheilung. Dieſes alles wird aud 
felbft dann noch wahr und hochwichtig fein, wenn auch unſere juriftifhen Beamtengerichte, wie 
e8 die Ehre Deutichlands und die Sicherung der öffentlihen Ordnung fordern, die ihnen jegt 
leider entzogene, unentbehrliche richterlihe Unabhängigkeit und, ſowie bei dem Schwurgeridt, 

die Öffentlichkeit zurüderhalten, und wenn wiederum, wie bei jenem, alle Richter ven An- 

geflagten, den. Bertheidiger und die Zeugen ſelbſt fehen, jelbft hören und ſelbſt befragen und 

mithin für das wichtigſte aller Geſchäfte ſich jelbft fo gründlich unterrichten wie jeder vernünftige 

Gefhäftsmann und Familienvater felbft bei unendlich unwichtigern. 

Dad Schwurgeridht wüxde von der Gerechtigkeit gefordert werben, weil es bie befte, jorg- 
jältigfte, vielfeitigfte Einrichtung ift, in unfern beſchränkten menihlihen DVerhältniffen ob: 
jestiv gerechte Urtheile zu erhalten. Esb wird aber doppelt nothiwendig, weil feine Urtheile aud 
das größte Bertrauen der Gerechtigkeit für jih haben und ſchon deshalb am meiften günftig für 
die Gerechtigkeit und die gerechte Gelinnung der Bürger wirfen. 

Das Schwurgericht wirft ferner dadurch objectiv wie fubjectiv unendlich heilfamer für vie 
Erhaltung der Gerechtigkeit, weil es allein Taufende von fheußlichen langen Berhaftungen und 
Inquifitiond: und Kerfertorturen mit ihren Kerfer= und Juftigzmorden, die Inftanzlosfprehun: 
gen und andere Verbächtigfeitäftrafen, weil es alle dieſe Leiden felbft für fo viele völlig Un: 
fhuldige unnöthig macht und abſchafft. Es ift ein weiterer unendliher Vorzug für eine gerechte 
Wirkung der Strafurtheile, daß fie möglichft ſchnell der verbrecherifhen That auf dem Fuß 
folgen, fo bei allen ven Glauben an die Heiligkeit ver Geſetze und Rechte erhalten und berftellen, 
während bei und die Strafen meift erft erfolgen, wenn das biöher ungerochen gebliebene Ver: 
brechen faſt vergeflen ift und die Leiden nun oft nur Mitleid für ven Verbrecher und Unwillen 
gegen die Juftiz erregen, ſodaß bei unſerm zugleich unjiherern und unendlich langſamern Cri⸗ 
minalproceß, wie der Miniſter von Arnim klagt, „die Verzögerung der Strafen eine Haupt: 
quelle neuer Verbrechen wird‘, 

Eine neue, unendlid wichtige Foͤrderung der Gerechtigkeit und der Geſetzlichkeit begründet 
das Sqhwurgerich durch die eigene thätige Theilnahme der Bürger, ihrer würdigſten Repräfen- 
tanten an der Erhaltung der Gerechtigkeit und ver Geſetze, an ber Unterbrüdung und Beſtra— 
fung der Brevel. Es wird jo in ihrem vollen Bewußtfein die Erhaltung jener Gefeglidfeit und 
die Beftrafung ihre eigene Sache, der Gegenftand ihrer Sorge und Theilnahme. Sie fühlen 
ich erhoben zu würdigen Wächtern der Gefege, zu Schügern der Unſchuld und zu Rädern der 
beleidigten vaterländifchen Gerechtigkeit. Der Elügfte Geſetzgeber des Alterthums, Mofes, als 
er in feiner gefeßgeberifhen Weisheit bei feinem zur Abgötterei geneigten Volk die Achtung 
feines religiöfen Glaubens und der darauf begründeten Nationalgefeggebung möglichft lebendig 
machen und befeftigen wollte, verordnete, jeder Bürger folle an der Steinigung des Abgötters 
thätigen Antheil nehmen. Aber nicht bloß lebendigen Ha und Entrüftung gegen das Verbrechen 
— ftatt der tödlichen Gleihgültigfeit — erweckt und nährt das Schwurgericht; es bildet bei ven 
Bürgern aud den Sinn und die Achtung für leidenſchaftsloſe Gerechtigkeit und gerechtes Maß 
und für die Sicherung der rechtlichen Freiheit aus. Denn als felbftthätige Theilnehmer an 
gerechten Urtheilen, als verpflichtet auf fie, verlieren fie die alle Gerechtigkeit und Freiheit preis: 
gebende Stimmung fo vieler deutfchen Bürger, bei welcher fie nur blindes Wüthen der Straf: 
juftiz fordern und ihnen feine Strafen hart genug, Feine Beweis- und Strafurtheile formlos 
genug find. Im deutfchen Mittelalter flanden und in England ftehen blos durch Schwur— 
gericht, trog fo vieler fonftiger Misverhältniffe, doc die Bürger in wahrer Bürgerbildung 
ungleich Höher ald fo viele unferer jegigen deutſchen Bürger! 

Solcher thätigen Theilnahme ver Bürger an dem Gericht gibt die DOffentlichkeit der Ver: 
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handlung erft ihren vollen Werth: Sie dehnt jene mohlthätige Wirkung von den Gefhwore- 
nen auf alle ihre Mitbürger aus. Im der ganzen feierlichen, lebendigen Zufammenmwirfung der 
föniglihen Staatdanmwälte und Ankläger, der präfidirenden Staatörichter, der Geſchworenen, 
der Zeugen, der Angeklagten und ihrer Vertheidiger und der Zuhörer liegt etwas moralifch 
tief Ergreifended. Gin würdiger Präfivent, feine und der Staatsanwälte und Vertheidiger 
feierliche Reven erwecken jegt mehr, ald man je hätte ahnen fünnen, die Stimme bed öffent: 
lihen Gewiſſens, die Gefühle der Moralität und Humanität, der Scham und Scheu vor dem 
Nichtswürdigen, den Abſcheu vor dem Verbrechen und zugleich die gewiffenhafte Sorge für un: 
parteiifhe, humane und volfsmäßige Geredtigfeit. So wird wahrhaft die Strafgeredhtigfeit 
mit der Moral und moralifchen Gerechtigkeit und der beſſern Öffentlichen Meinung verbunden. 
Sie wird ein wahrhaftes Öffentliches Genfurgericht, allgemein ergreifend für die Zuhörer. 

So gänzlich Hohl ift die naive Befürdtung mander deutſchen Theoretifer, die Öffentliche 
Verhandlung ſchade ver Moralität und Sicherheit. Als hörten etwa hier die Verbrecher zuerft 
vom Böjen! Als wenn nicht auch alle Schänplichfeiten ver Verbrecher ſich hundertfach im Wolf 
herumtrügen! Aber fie thun dieſes meift nur auf eine frivole Weile, während fie im öffent: 
lihen Gericht unter die Herrfchaft ver höhern moralifchen Gefihtöpunfte geftellt erfcheinen und 
das Öffentliche Gewiſſen gegen fie gewedt wird. Die in mistrauiſches und Mistrauen erweden- 
des Dunkel gehüllten Berurtheilungen und Losſprechungen bloßer Beamten dagegen machen jo 
häufig flatt eined mohlthätigen, vielmehr einen nadtbeiligen, nicht felten gefährlichen Ein— 
drud. Im öffentlihen Schwurgericht vernimmt man ihre Gründe und fieht und achtet vie 
Mitwirkung ver Mitbürger und die würdige, unparteiifche Handlungsweife des Gerichts. 

4) Die politiſche Heilfamfeit ded Shwurgerihts für den Schuß der Ver— 
faffung und ver ftaatöbürgerlihen Freiheit, für edlere Volksbildung und 
patriotifhe Gejinnung, für die Herrihaft der Gerechtigkeit in der Volks: 
gefinnung im Staat. In politifcher Hinfiht ift der Vorzug ded Schwurgerichts augen: 
fällig und felbft von den fonftigen Gegnern dieſes Inftituts anerfannt. Sogar die größten 
Gegner der englifhen Berfaffung und unter ihnen der Norbamerifaner Livingfton (in feiner 
„Unterſuchung ver engliihen Verfaſſung“, S. 36) preifen doch laut fein Schwurgericht und feine 
BVolfsrepräfentation. „Nur diefe zwei einfachften Inftitute”, fo fagt Livingfton, „haben alle 
diefe Vorzüge, haben das Erftaunen und die Bewunderung ded Weltalld, nur diefe beiden Ins 
ftitute haben Englands großen Vorrang vor den übrigen Völkern bewirkt.“ 

Diejenigen Gegner des Schwurgerichts aber, welche die vortrefflihen politifhen Wirfungen 
des Schwurgericht# zugefteben, vergeffen nur, daß dieſe vortrefflihe Wirkung doch zugleich auch 
einen fehr großen juriftiichen Borzug der Gerichtdeinrihtung für die Strafgerehtigfeitspflege 
bewirkt. Denn was ift der Endzweck, diefe Einrichtung im ganzen, was die höchſte Aufgabe der: 
felben? Offenbar nicht die, daß in einem einzelnen Kal fo ober fo entfchieden werde, fondern daß 
im allgemeinen ihre Entſcheidungen, daß alfo die Einrichtung und Handhabung der Straf: 
gereihtigfeit im ganzen möglichft der Gerechtigkeit und ihrer Erhaltung entſprechen, daß fie mög- 
lichſt für die Herftellung und Erhaltung der durch die Verbrechen geſchädigten und bedrohten 
Herrſchaft ver Gerechtigkeit im Volk, in ver Volfdgefinnung und jo aud für die Minderung der 
Verbrechen wirkſam fih erweiſe. Dazu aber wirft ja die würbige politifche Freiheit der Bürger, 
ihre lebendige Achtung und Theilnahme für die Herrſchaft der Geredhtigfeit in ihrem Vater— 
lande und ihr Glaube an dieſe Herrihaft, ihr Glaube namentlid auch an die Herrichaft in der 
Gerechtigkeitspflege. Die gänzlihe Abjonderung der biöher erwiefenen rechtlichen Vorzüge des 
Schwurgerichts vor den politifchen ift eine Thorheit. Iſt denn für edle Menſchen und Völker 
die vaterländifche Freiheit und ihr Schuß gegen Gewaltherrfhaft und ihre Ververbniffe nicht 
felbft ein Recht, und das evelfte von allen? Und wirft ed, wirft fein verberbender Einfluß 
nicht für Die Höhere Achtung alles Rechts, alfo auch für die Unterbrüfung und Verhinderung 
verbrederifcher Gefinnungen? 

Zunächſt in Beziehung auf die politifhe Heilfamkeit erflärt Feuerbach, ©. 47, das Schwur— 
gericht für weſentlich für gemiſchte und für demofratifche Verfaffungen. „In den legtern, in 
welchen jeder Bürger einert Theil des ſouveränen Volkskörpers bildet, find einzelne Richter ober 
ftändige Richtercollegien mit dem Princip und Wejen ver Verfaffung unvereinbarlid, denn dieſe 
erhalten mit dem ausſchließlichen Vorrecht des Gerichts über Leben, Freiheit und Bürgertum 
eine unmiberftehliche Gewalt, woburd alle ihrem unbebingten Willen unterworfen werben. 
Bei Übertragung ded Richteramts nur auf beftimmte Zeit iſt zwar die Gleichheit Er aufgehoben, 

Staats-Lerifon. XI. 
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aber doch durch die überwiegende Gewalt iiber Leben und Tod die Fortdauer der Volfäfreibeit 
und der Verfafjung in hohem Grade gefährdet. Ausübung des Richteramts durchs ganze Volk 
aber macht den beleidigten Souverän unmittelbar felbft zum Richter und gibt nicht die Bürg- 
fchaft weifer, parteilofer Bejchlüffe, wie eine Auswahl von wenigen Bürgern, für jeden einzelnen 
Fall erwählt und unter einem Magiftrat rihtend über Schuldig oder Nihtihuldig. Bei dieſer 
wird fein einzelner, fein ftändiges Collegium und auch nicht die Menge Herr über das Schickſal 
der einzelnen. Der Gejepgeber ift hier nicht auch Richter, und es fteht auch der Richter nicht mit 
vorherrſchender Gewalt über dem Geſetzgeber. Der Thatrichter ift verborgen unter der Menge 
und verliert ih nach abgegebenem Spruch wieder unter feineögleihen. So läßt ſich denn 
erwarten, daß die Fleine, ftille Berfammlung gut und unter Mitwirkung des Angeklagten aus: 
erwählter parteilofer Richter nicht nur leidenſchaftslos das Urtheil ſuche, fondern auch mit rid- 
tigem Verftande dad wahre Urtheil finde. 

„In einer gemiſchten Berfaffung find, wie in allem Leben Kampf der Kräfte ift, die ober: 
ſten Kräfte in wechſelſeitigen Widerftreit geſetzt, ſodaß aus diefem Widerftreit der Geift alles 
politifhen Lebens und Wirfens und felbft dad Princip der Fortvauer einer ſolchen Verfaffung 
hervorgeht. Auf melde Seite man bier das Gewicht der Griminalgemalt legt, fo wird ſtets pas 
Gegengewicht aufgehoben und die Verfaſſung durch Ufurpation des Übergewichts von einer ber 
getrennten wiberftreitenden Gewalten zerflört. Wird z. B. der Monarch allein Herr der Gri- 
minalgewalt, fo wäre er zugleich Herr über jeden Willen, der etwas anderes wollte ala er, mit: 
hin auch über jeden, der die Gonftitution durch Wort oder That gegen ihn zu vertheidigen wagt. 
Er würde mithin aldbald der Gefepgeber fein, ſobald er ed werben will, und in folden Dingen 
fommt ftetd das Wollen von felbft, fobald nur immer das Können in Richtigkeit gebradt if. 
Geihmworenengerichte jind daher in einem folden Staatsorganidmus der Schlußftein der ganzen 
Berfaffung oder vielmehr ihr Grundftein, mit welchem fie felbft fteht over fällt. Der König 
muß die Gewalt haben, die Verbrecher durch Anklage zu verfolgen und durd die von ihm ge: 
fegten Richter zu beftrafen. Aber diefer Gewalt muß das Palladium einer Magna: Charta mit 
dem Grundfag gegenüberftehen: «Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur aut exulet 
aut aliquo modo destruatur nisi per legale judicium parium suorum vel per legem terrae.» 
Alle Könige Englands, welche nach der Alleinherrſchaft ferebten, fuchten daher durd; Umgebung 
der Jury die Verfaſſung, welche fie umftürzen wollten, an ihrer Wurzel anzufaſſen.“ 

Feuerbach führt nun aus, daß in despotiſchen Staaten, in welchen der Fürft rechtlich der un: 
umſchränkte Eigenthümer alles öffentlihen Rechts iſt, das Schwurgericht dem Geifte dieſer Ver: 
faffung widerſpreche; dieſes fei felbft dann der Fall, wenn ohne wirkliche rechtsgültige Beſchrän— 
fung der abjoluten Gewalt der Fürft in einer Scheinverfaffung Stände einfübre, die nur fo viel 
bebeuten, daß ver Fürſt damit jein Belieben ausſpreche, ohne daß das Volk Rechte erhalte. Mit 
Unrecht aber erklärte Beuerbah damals in der Rheinbundszeit die deutſchen Staaten zu foldyen 
rechtlich despotiihen Staaten, da ja in Deutſchland und namentlich aud in Baiern niemals die 
vertragsmäßigen reichs⸗ und landſtändiſchen Rechte ver Bürger rechtögültig vernichtet waren, 
und da auch der König von Baiern, diefed anerfennend, eine zeitgemäße Wiederherftellung ber 
landſtändiſchen Verfafiung verfündet hatte. Niemand zweifelt aber vollends, daß jetzt die Für: 
ftenrechte durch die conftiturionellen Landesverfaffungen rechtsgültig und weſentlich beihränft 
feien, gleichviel ob diefelben jo wie die öfterreihifhe und preußifche Verfaſſung ausdrücklich 
eine Theilung des höchſten Souveränetätsrechts der Gejeggebung zwiſchen dem Fuͤrſten und den 
Ständen zugeftehen, oder ob jie dem Volk nur das wirkliche, aller fürftlihen Willkür ent: 
zogene Recht der Mitwirkung bei der Gefeggebung und andern Regierungsrechten beilegen und 
durch gegenfeitige Zuficherungen Eid und Fürftenwort und Huldigung verbürgen. 

Daß jegt noch oftmals für politifche Verbrechen und namentlich bei Preßvergeben das ſonſt 
eingeführte Schwurgericht ausgefchloffen ward, aljo in Bällen, für melde man es erfinden 
müßte, wenn ed noch nicht erfunden wäre, ift eine bedauerliche Wahrnehmung. 

Bolftändig nachgewieſen aber wurde ed auch oben (II, B, 2), daß in vielfaher Hinſicht das 
neuere Schwurgeridht ungleich monarchiſcher, weniger vemofratifch eingerichtet ift als die bis tief 
ins 18. Jahrhundert nad der Garolina in Deutſchland beftandenen Schwurgerichte. Weit eher 
als die neuern Schwurgerichte könnte man das Mitſtimmen der Bürger bei der allgemeinen 
Befteuerung und Landesgeſetzgebung oder andern Regierungsmaßregeln, das Mitftimmen von 
Ständen, welde bleibender find und weniger unter Mitwirkung der Regierung erwählt werben, 
als unmonarchiſch verfchreien als dad, daß für den einzelnen Straftall jene wenigen Geſchwore⸗ 
nen dad Zeugniß über die Thatfache ver Schuld abgeben. Wer möchte davor zittern? 
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Alle jene abgeſchmackten Darſtellungen des Schwurgerichts, daß es volfdfouverän, uns 
monarchiſch u. j. w. ſei, verhüllen nur zu dürftig das Beftreben, die Unabhängigkeit ver Juſtiz 
in Strafiadhen despotiſch zu vernichten, 

V. Einwendungen gegen dad Shwurgeridt. Faſt alle, melde erwähnt zu werben 
verdienen, find durch die biöherige Ausführung genügend widerlegt. Sie gründen jih ja 
größtentheild auf unrichtige Auffaffungen des Berhältnified des Schwurgerichtd zu dem Juriften- 
geriht und auf Misverſtändniß der wahren Natur und Einrichtung von beiden. 

Feuerbach Hatte ſechs Gefhworenenurtheile zur Verdächtigung des Schwurgerichts zu: 
ſammengeſtellt. Allein dad Gutachten der königlich preußiſchen Immediatcommiſſion bat 
©. 126 fg. gründlich nachgewieſen, daß alle dieſe ſechs vermeintlich ſchlimmſten Urtheile, die 
Feuerbach aus allen ſtets öffentlich befannt werdenden Schwurgerihtsurtheilen von England, 
Frankreich und den beutihen Rheinlanden und aus den Sammlungen folder lirtheile auftreiben 
fonnte, und die faft ſämmtlich Losſprechungen waren, an fi gar feine Vorwürfe begründen. 
Dabei aber können jene Mitglieder der Innmediatcommiflion, welche durch lange Jahre hindurch 
die Schmwurgeridhte in den Rheinlanven genau fannten, und mit ihnen der berühmte Daniels, 
ausdrücklich erflären(S.131): daß ihnen auch noch nicht Ein auffallender Misgriff eines rhein— 
länpifhen Schwurgerichts befannt geworden oder bei ihren genauen Nachforſchungen zu Obren 
gekommen fei, ja daß jelbft die wiffenihaftlihen Richter noch nicht ein einziged mal in den Fall 
gekommen jeien, wegen ihres Glaubens an eine grundlofe Verurtheilung der Gefhworenen ihr 
Suspenſionsrecht zum Schug der Unſchuld zu gebrauchen. Wahrlih, das ift ein flarfes Zeug: 
nip! Bon weldem gleich großen deutihen Lande fann ed von fo langer Zeit der Rechtsverwal— 
tung durch Beamtengerichte gegeben werben, jelbft trog des Dunkels, das hier jo vieles Unrecht 
verhüllt? Gleich herrlich ift das Zeugniß, weldes Merlin, ein Gegner des Schwurgerichts 
(‚„‚Repert.”, Bd. VI, ©. 627), von demfelben ablegt: „„Rendons pourtant juslice aux er- 
reurs, même à la prevarication des Jures: ils ont trop de fois acquitte des coupables, 
mais il n’a pas encore été prouve, qu'ils eussent jamais fait couler une goulte du sang 
innocent!’ Unfehlbar freilich ift feine menſchliche Einrichtung. Den Juriftengeridhten aber 
fonnten trog ihred Dunfeld mehr ald zehnmal jo viel falſche Verurtheilungen nachgewieſen wer- 
den ald den Öffentlichen Schwurgeridhten. 

Es find nad dem Disherigen aud lauter falſche Auffaffungen des Schwurgerichts, daß es 
nur nach Gefühlen, nach einer nur auf Gefühl beruhenden moraliſchen Überzeugung ober gar 
nah Willfür richte. Es foll vielmehr nah allgemein bürgerliher praftiicher Erkennt— 
niß, Grfahrung und Beurtheilung und nad objectiver Wahrheit richten wie die Staats: 
beamten. Der Gutäbefiger, der Kaufmann, der Notar urtheilen ald Geſchworene über die 
Glaubwürdigkeit einer Thatfahe, einer Ausfage ebenfo wenig nach einem bloßen dunfeln Ge— 
fühl, als fie danach ihre andern praftifhen Geſchäfte, die Auswahl ihrer Leute u.f.w., befor- 
gen. Weiſe man und doch vor allem eine — ihrem Weſen nad von ihrer allgemeinen Lebens— 
erfahrung verſchiedene, wirflih juriftifche Erfenntnigquelle der Wahrheit nah! Selbſt vie 
fogenannten juriſtiſchen Beweisregeln jind ja nur aus der allgemeinen Lebenderfahrung entnom: 
mene Wahrſcheinlichkeitsregeln. Taugten aber die Feſſeln juriftifher Beweidregeln im Erimi- 
nalproceß etwas, nun dann fönnten natürlich aud) die Geſchworenen danach richten, mie ed ja 
iahrhundertelang die Gefhworenen nady der Carolina thun ſollten. Man denkt auch in Eng: 
land gar nit daran, daß die Geſchworenen anders ald nad) prüfender Vergleihung der natür— 
lien, ih aus der allgemeinen Erfahrung ergebenden allgemeinen Refultate und Regeln über 
die Wahrheit der Thatfahen und Ausſagen urtheilen jollen, man fefjelt ihre Überzeugung nur 
nicht Durch einjeitigen juriftiihen Zwang, mithin auch nicht durch ven Zwang einer befondern 
Rechenſchaftsablegung über die Beweiſe. Daß aber ſowol mit eigentlich juriſtiſchen Beweiſen 
wie ohne ſie Beamtengerichte am wenigſten die Wahrheit verbürgen, das wurde vollſtändig 
oben (IV) erwieſen. Auch bei ihnen entſcheidet ihre ſubjective Überzeugung nad den bejondern 
Berhältniffen. Gefühl und Willfür wirken dabei reihlih ein. Jedes in höchſter Inſtanz über 
Mechts- und Thatfrage fprehende Juriftengeriht hat auch noch mehr angeblihe Omnipotenz 
als die unter ver Gontrole ded Suspenfiond= und Caſſationsrechts und der Reviſion, unter der 
Gontrole der Staatdrichter, der Nation und der Regierung öffentlich richtenden Geſchworenen. 

In ſolchen Fällen find allerdings einzelne ausnahmsweiſe Losfprehungen möglich, melde 
nicht hätten veranlaßt werden jollen, und welche beſſere Gefeßgebung oder beſſeres regierungs: 
oder ftaatörichterliches Verfahren für die Zukunft zu verhindern ſuchen müſſen. i 
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Die franzöftfche Geſetzgebung gab deshalb ven Geſchworenen das Recht, eine Schuldigerflä- 
rung mit der Hinzufügung, daß mildernde Umftände vorhanden waren, auszuſprechen. 

Will man aber in jenen wenigen Ausnahmöfällen, welche wenigften® niemals zu unge: 
rechter Berurtheilung führen, nod von einer Schuld der Gefhmworenen reden , To vergefle man 
nur nicht die hier auch weit häufigern und größern Schulden der geheimen Juriſtengerichte. 
Aber unjern Beamtenrichtern ſteht theils das gerichtliche Dunkel, theild eine ganze Rüſtkammer 
von taufend verfhiedenen Gefegen und gelehrten juriftifhen Scheingründen zu Gebote, ihre 
GSejegmwidrigfeit in großen Ausführungen ſich felbft und andern zu verhüllen, während vem 
armen Gejhmorenen nur feine kurzen Formeln Schuldig oder Nichtſchuldig gegeben find und 
jede feiner kleinſten Abweichungen vom Buchſtaben des Geſetzes aller Welt offen vor Augen 
liegt. Mußte e8 doch ſchon oben erwähnt werden, daß mehr als die Hälfte der deutſchen Hof: 
und Oberhofgerichtsräthe täglih Menichen zum Tode oder andern ſchweren Strafen verurtbeilten, 
da, wo unfere pojitiven Geſetze mit unumftößliher Gewißheit die Losſprechung gebieten (in 
den Fällen bloßer Indicienbeweiſe nämlih). Aber jehe man doch nur in die deutfche Griminal- 
praxis! Da haben die Gerichte jogar durch fortgefegte Geſetzwidrigkeit gegen Elare Geſthe die 
wichtigften Proceßeinrichtungen abgefhafft und andere neu eingeführt. Abgeſchafft haben z. 2. 
meift vor fpäterer gefeßgeberifcher Betätigung die Gerichte die Offentlichkeit, das Schwurgeriät, 
die Zuziehung von Schöffen und felbftändigen Gerichtsſchreibern zu den Procefhandlungen, 
die rechte Trennung von Generals und Specialunterfuhung, ebenfo ferner die Strafen des Ehe: 
bruchs, des Stuprums, der Gottesläfterung, der Hererei u.f.m. Gingeführt haben fie ebenio 
den geheimen Inquifitionsproceß, die Tortur, die Losfprehungen von der Inftanz, die Ver: 
dächtigkeitsſtrafen, die furdhtbare Theorie der delicta excepta, bie Strafen bloßer Körper: 
verlegung ohne Klagen, die Strafen der Duelle, der heimlichen Niederkunft, des Vergehens 
der Aufreizung zum Misvergnügen, des Conats ded Hochverraths u. ſ.w. (S. Caroline.) 

Manche andere Ginwendungen laffen ſich noch leichter widerlegen. So der Tadel Fener: 
bach's, daß man bei dem Schwurgericht mehr Vorfiht anwende gegen ungerechte Verurtbeilun: 
gen ald gegen unverbiente Rosfprehungen. Gr fagt (S. 113): „Der Grundfag: es ift beffer, 
daß Schuldige entfommen, ald daß ein Unfhuldiger geftraft werde, ift ald Marime der Geſetz 
gebung nicht mehr wert wie der entgegengefeßte.” Das gefunde Rechtsgefühl aber, die Volks: 
ftimme aller gefitteten Völker verurtheilt im Verein mit der Heiligen Schrift und mit dem 
claſſiſchen Römiſchen Recht diefe neue Weisheit, nad welcher man auch eonfequent bei bloßem 
Verdacht ftrafen müßte. Auch bier wurde der berühmte Gelehrte wieder von feiner Sophiſtil 
und durch allgemeine abftracte Begriffe verleitet. Freilich, nad der Gerechtigkeit in abstracto 
gedacht, kann ebenfo wenig ein Schuldiger freigeſprochen als ein Unſchuldiger verurtheilt wer: 
den. Weil aber die conerete menſchliche Gerechtigkeit und ihre Beweiſe unvollfonmen find, fo 
foll fie, wo fie felbft die Mangelhaftigfeit und Ingewißheit in einem beftimmten Fall erkennt, 
nach jenem uralten, ehrwürbigen, ebenjo gerechten ald humanen Grundfag verfahren. Sie 
foll im Zweifel fletd das Mildere wählen, die juriſtiſche Vorausannahme der Unfhuld aufreht 
halten. Denn Fann fie bei dem beften Willen dad Verbrechen nicht bemweifen, fo ift das nicht 
ihre Schuld. Wohl aber wäre e8 ihre Schuld und eine Zerftörung des ganzen auf der bona 
fides und der praesumtio boni viri beruhenden friedlichen Rechtszuſtandes, einem Bürger fein 
Recht auf Leben und Freiheit zu vernichten, gegen welchen der möglichſt vollgüftige Beweis der 
Schuld fehlt. Nah jener mit Unrecht getavelten Marime verwirft auch das gemeine deutſche 
Strafrecht bei Appellation in Criminalſachen die Verjhärfung der Strafe, eine reformatio in 
pejus, und erlaubt dem Fürften Begnabigung und nicht Vermehrung der Strafe. Übrigens 
ift Die Klage zu vieler Kosfprehungen durch das Schwurgericht jet durch die Erfahrung ver: 
ſtummt, da durd die Offentlichfeit ded ganzen Verfahrens gegen ſchuldige Verbrecher viel mehr 
Beweife zu Tage treten al früher, und da durch das richterliche Selbftiehen und Selbfthören der 
Richter und durch die Zuſammenwirkung der Zuriften und der Bürger in ver Verhandlung und 
in ven Verhören der Angefchuldigten und Zeugen aud) die Indicienbeweife eine viel größere Klar: 
heit und Sicherheit gewinnen und die Geſchworenen ſich ihrer überzeugendern Kraft zu ver: 
ſchließen feine Urfachen haben. 

Man tadelt auch noch, daß dad Schwurgeriht die Siherung und Controle durch Appella: 
tionen, neue Prüfungen des Urtheild und vor allem die Schriftlichfeit ausſchließe. Diefes ſcheint 
eigentlich ein Einwand gegen das Öffentliche und mündliche Verfahren, gegen Entfcheidungen, 
die auf dieſes gegründet find. Wo man nicht die abgefchmadtefte Begründung ſtrafrichterlichet 
Urtheile blos durch unfichere Acten und Relationen vorzieht, da kann aud) gegen ben Inhalt 
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eines von Juriften gefällten Strafurtheild nicht ohne neue Bornahme der Verhandlung ap- 
pellirt werben. Mit neuer Verhandlung aber fann jo gut ein neued Schwurgericht wie ein 
neues wifjenfchaftliches Gericht nohmals prüfen und entjheiden. Dieſes ift nad) dem Obigen 
(IM, 3) zum Schuß der Angeklagten ver Fall bei Suspenfionen, Caſſationen und Revijionen 
(‚Code d’Instr.‘, 364, 410). Außerdem fann und foll das Gericht, wenn das Urtheil der Ge- 
ſchworenen unregelmäßig, unvollftändig oder innerlich widerjprechend war oder bedenklich ver- 
urtheilte, die Gefhworenen darauf aufmerffam machen und neue Berathung zur Berichtigung 
und Vervollftändigung fordern. Außer diefen Fällen aber oder der Regel nad) ift, wie die 
meiften Völker urtheilen, die ſich des Geſchworenengerichts erfreuen, die unparteiifche Gerech— 
tigkeit feiner Entſcheidung jo controlirt und verbürgt, fo viel mehr verbürgt als die der geheimen 
ſchriftlichen Beamtengerichte, daß regelmäßige Appellationen theild unnöthig, theild im Ber: 
Hältnip ihres Werths für den Angeklagten und für feine Befreiung und für den Staat als über: 
wiegend nadhtheilig erfcheinen. In Schweden übrigend ijt bei ven Schwurgerichten jogar doppelte 
Appellation zuläjiig an mittlere und oberfte Gerichte. 

Unter jenen Gontrolen des Schwurgerichts fehlt auch jchriftliche Aufzeihnung keineswegs. 
Dieje Eontrole ift freilich an jih unendlich unvollflommen und unfiher, obwol fie die wejentliche 
Gontrole des geheimen Beamtengerichts bilden muß. Aber fie ift fogar bei dem Schwurgericht 
in viel zutrauenswürdigerm, vollftindigerm Grade vorhanden als bei dem ſchriftlichen gehei- 
men Beamtengeriht. Die ganze Borunterfuhung wird actenmäpig protofollirt, und zwar bei 
der Selbftändigfeit des Actuard, bei der Gontrole des Staatöprocuratord, ded Gollegialgerichts 
und VBertheidigerd und der fpätern der Ankflagefanımer über die Führung der Unterfuhung 
und endlich bei der nothwendigen Scheu, daß die Öffentliche Verhandlung jede Ungenauigfeit, 
Unvollftändigfeit, leidenſchaftliche Übereilung, Befangenheit und Untreue zur öffentlichen 
Schande vor der Nation und der Regierung an den Tag bringen könne, läßt fie jih bier un: 
endlich treuer und gewiffer hoffen ald in ven Protofollen unjerer ewig geheimen Beamtengerichte. 
Dieje Acten werden aud) nad) ihren Ergänzungen auf Anordnungen der Anklagefammer in der 
mündlichen Verhandlung und bei ver Berathung der Geſchworenen zu Rathe gezogen und be- 
nugt. Schon vor dem Anfang der öffentlichen und mündlichen Verhandlungen aber und vollends 
mit denjelben beginnt, neben deren unvergleichbar trefflihen Garantien, neue ſchriftliche Auf- 
zeihnung, die abermald ungleich vollftändiger, vielfeitiger und treuer, zugleich unendlich viel 
leöbarer und mehr gelejen ift ald die unferer unglückſeligen, ſchlecht gefchriebenen dicken deutſchen 
Procefacten. Neben ven fortvauernden Protofoll des Gerichtsſchreibers über das Wichtigfte 
theilen nämlich Tag für Tag verjchiedene öffentliche Zeitungen nad) den wörtlihen Aufzeich: 
nungen verſchiedener Gefhwindfhreiber die ganzen Verhandlungen mit. Man gibt fie in di- 
recter Mittheilung der Worte der Angeklagten, der Zeugen, der übrigen Theilnehmer an den 
gerihtlihen Verhandlungen. Möglichfte Treue und Vollftänvigfeit bewirkt die Gontrole des 
ganzen Publikums, das Gericht mit einbegriffen, und der Wetteifer und die gegenfeitige Er- 
gänzung der verfhiedenen Geihwindichreiber und Journale. Aud Hier wieder drängt fih un- 
willkürlich des großem britiichen Gefchichtichreiberd Bewunderung über das Schwurgericht auf. 
Auch Hier, wie faft in jedem Punkte, verhält fich die Vollftändigkeit und Güte unferd frühern 
guten deutſchen Verfahrens zu dem der Briten und der Franzoſen ungefähr wie etwa unjere frü— 
bern deutſchen Reihspoftwagen, oder wie die alten Flußſchiffe zu unfern jegigen Diligencen, 
Dampfſchiffen und Eifenbahnwagen. Die frohe Erwägung, daß in dem Reiſe- und Handeld- 
verkehr die Annahme der verbefjerten Ginrichtungen endlich auch bei und entſchieden ift, und daß 
bier die Bertheidigung des Alten, jelbft wo ed von der Reaction gegen die gefürchteten Fort: 
fhritte ver Menſchheit ausging, doch vor dem gefunden Menjchenverftande des Volks ſich nicht 
mehr halten fann, gibt mir aud Hoffnung für den endlichen vollftändigen Sieg der gefunden 
Vernunft in unferm Rechtsverkehr. MWelder. 

Schwyz, j. Urcantone der Schweiz. 

Secularifation, Säcularifation, oder Verweltlihung bezeichnet die vom Staat aud- 
gehende Verwandlung geiftliher Güter, und in einem engern Sinne die Verwandlung der mit 
den Regierungsrechten verbundenen geiftlichen Stifter und Länder in weltliche Güter und Länder. 
Die Kirche und ihre Diener bedürfen für ihre Erhaltung und ihre religiös moralifhen Zwede 
auch weltliche Mittel, und bei aller chriſtlichen Enthaltfamfeit von weltliher Herrſchſucht, Hab- 
ſucht und Genußfucht läßt es ſich doch ficherlich rechtfertigen, daß die Kirche, um größerer Selb- 
ſtändigkeit willen, jene Bebürfniffe nicht etwa blos durch jevesmalige Beiträge ihrer Glieder 
oder des Staats, fondern aud durch Erwerbung von Eigenthumsrechten und felbftändigen Ein- 
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fünften beftreite. Auch ift diefes bei den verſchiedenen chriſtlichen Gonfeffionen anerfannt. So: 
bald die hriftlihen Kirchen nicht mehr ald verbotene Geſellſchaften von den römifhen Kaifern 
verfolgt, fondern ald erlaubte moralifche Perfonen anerfannt wurben, ertvarben fie rechtsgültig 
kirchliche Güter. Freilich aber ift nicht zu leugnen, daß auch fehr bald verberbliche weltliche 
Habſucht ſich einmiſchte und durch Benugung menſchlicher Schwächen, insbeſondere der Kranken 
und Sterbenden , ſowie des ſchnödeſten Aberglaubend, ja durd die ſchändlichſten Betrügereien 
und Beraubungen zur Verlegung der einzelnen und des Staats übermäfiger Güterbefig in ver 
Hand der Kirche oder in der fogenannten Todten Hand angehäuft wurde. Die gerühmten guten 
Wirkungen ded Kirchenguts wurden auch jo für die Kirche felbit zerftört oder doch hundertfach 
durch böfe überwogen. Das mußten Chriſtus und die Kirche, als ſie Armuth fo oftmals rühnıten 
und empfablen. Und vie irländiiche katholiſche Kirche und Geiftlichfeit haben es in neuerer Zeit 
dargethan, daß felbft eine an ſich nicht zu wünfchende gänzliche Armuth moraliſch beffer auf beide 
wirft als die den Materialismus großgiehenden Reichthümer. 

Noch weit mehr dem Weſen und den ausdrücklichen Beftimmungen der Kirche (,,Euer Neid 
jei nicht von diefer Welt!” und: „Ihr follt nicht herrfchen in weltliher Weiſe!“) aber wider: 
ſpricht e8, wenn die Kirche und die Kirchendiener auch weltliche Regierungsrechte erhalten. Doch 
wurde befanntlich auch diefes im Mittelalter in der Fatholifchen Kirche vom Papſt herunter bis 
zu den meiften Fatholifchen Pfründebefigern herrſchend. Diefed entftand theild durch Die theofra- 
tiſchen weltlichen Regierungs: und Oberregierungdrechte der Kirche, theils durch den Feudalis— 
mus und feine Berfnüpfung patrimonialer weltliher Hoheitsrechte, ver Jurispietion, der Zehnt⸗ 
feuer mit dem Grundeigenthum. (S. Alodium.) 

Die durch jene verlegenden und übermäßigen Güteranhäufungen und durch die weltlichen 
Regierungsredhte der Kirche entftehenden Nachtheile und Beraubungen der Familien, der Staa: 
ten und weltlihen Regierungen führten natürlich nicht bloß zu worforgenden und befchränfenvden 
Gefegen, fogenannten Amortifationdgefegen, über firchlihe Erwerbungen, fondern aud zu 
Secularifationen. Schon Karl Martell entzog der Kirche und Geiftlichkeit einen großen Theil 
ihred übermäßigen Güterbeſitzes, und die weltlichen Feudalherren, oft gerade diejenigen, welche 
die Kirchen und Klöfter zu ihren weltlihen Schirniberren ſich erwählt hatten, wie bei der Auf: 
bebung der Tempelherren im 14. und der Jefuiten im 18. Jahrhundert, oder wie Albrecht von 
Brandenburg ald Hochmeifter ded Deutichen Ordens und auch andere proteftantifche Fürften nad 
der Reformation ?), jpäter auch Joſeph II., ferner die Bölfer in Revolutionszeiten, wie z. B. 
in denen von Franfreih und Spanien, die Friedensſchlüſſe, wie der Weſtfäliſche und der Zune: 
viller und der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, verwandelten fehr vielfach geiftliche Herr: 
ſchaften und Güter in weltlihe. So blieb von geiftlihen Herrſchaften außer der päpftlichen, die 
unter Napoleon auch ſchon einmal fecularifirt war und jegt abermals theilweife fecularifirt 
und weiter bedroht ift, faft nichts mehr übrig. Der geiftliche Güterbefig aber fammt deffen 
vorzüglichften Inhabern, den Klöftern, haben ſich wenigftens faft überall in Europa außer: 
ordentlich gemindert. 

Bei der Frage nad) der Güte oder Nichtgüte folder Secularifationen muß man vor allem 
die politifche, namentlich auch die nationalöfonomifche Seite von der Nechtäfrage unterſcheiden. 

Politifch ift es entichieden Ihädlid für ven Staat und die Unterthanen und nicht minder für 
die Kirche und Geiftlichfeit felbit, wenn die legtern das, was ihrem Amt und Wefen miverftrei: 
tet, weltliche Regierungsreht, und ebenfo, wenn fie mehr Privatgüter, als zu einer beſondern 
Befriedigung ihrer wahren Bedürfniſſe nöthig find, als Eigenthum befigen und verwalten. 

Was aber die Nechtlichkeit der Serularifationen betrifft, fo kann diefelbe allerdings durch 
verfaffungsmäßig erlaffene Gefege zum voraus beftimmt werden. Auch ift eine verfaffungsmäßige 
Aufhebung ftaatöverderblich oder ihrer Beftimmung untreu gewordener Gorporationen möglich. ?) 
Außerdem mag man wol zugeben, daß die kanoniſchen Geſetze, welche jede Secularifation oder 
Verwendung Eirhliher Güter für Kirchenraub erklären (ce. 57, C.16 q.1, c.4,5,0.17q. 4, 


1) Bon Secularifation verfchieben ift einestheils eine veränderte Firchliche Beſtimmung kirchlicher 
Güter, die im der Regel nur mit Zuftimmung der berechtigten kirchlichen Gorporationen möglich iR, 
und insbefondere die Reformation des Kirchenguts, d. h. die Berwendung defielben für andere kirchliche 
Gerporationen, wenn die frühern durch Neligionsänderung erlofchen find. Vgl. Klüber, Offentliches 
Recht, $. 532. Eichhorn, Kirchenrecht, II, 791. 

2) Wieſe, Handbuch des Kirchenrechts, Bo. II, $. 325. Wie es bier mit dem Gut zu halten if, vgl. 
Klüber, $. 533. 
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c.16. X.de foro comp., c.2. De reb. eccles. non alien. in 610 e. un.Extrav. com. cod.), nit 
ſehr praktiſch find. Nicht minder fann man zugeben, daß bie neue Gewalt und Beraubung bei 
der Secularifation fehr häufig nur die Beraubung oder Gewalt bei der Erwerbung compenfir: 
ten, ferner, daß äußere und innere Kriegs: und Revolutiongzuftände mit ihren fpätern Frie— 
densihlüffen und neuen Berfaffungsverträgen auch diefe wie fo viele andere Rechtsverände— 
rungen ald Kriegd = und Siegs- oder Nothmaßregeln entfchuldigen oder hintennad das Unrecht 
beilen. Die päpftlihen Proteftationen gegen den Weftfälifchen Frieden, gegen den Reichsdepu— 
tationshauptichlug von 1803 und gegen den Deutihen Bund werben aljo mit Recht aud in 
diefer Hinfiht wirfungsloß verbleiben. Aber weder hierdurch noch durch die größte Vorliebe 
für beftimmte Secularifationen darf der tüchtige Rechts- und Staatdmann fi verleiten laffen, 
für frievlihe Berhältniffe zum voraus jede beliebige Secularifation durch unftihhaltige Schein: 
gründe rechtfertigen zu wollen. (Vgl. auch Klüber, „Dffentliches Net”, $$. 531, 502.) Das 
Recht ift überall dad Fundament des Staatsgebäudes, und Rechtfertigung des Unrechts ift ein 
zweiſchneidiges Schwert. Hier ſchlägſt du den Gegner, und derfelbe Streich fährt verlegend auf 
dich zurück. Zu ſolchen Scheinrechtfertigungen hat man ſich 3. B. berufen auf die Politik und 
auf jene biblifchen Grundfäge, welche aber an ſich Firchliches Eigenthum nicht ausſchließen und 
jedenfall feine Rechtsgründe find. Wieje („Lehrbuch des Kirchenrechts“, $. 352; „Hand: 
buch“, II, $. 352) rechtfertigt alle Secularifationen und die Unanwendbarkeit ver kanoniſchen 
Berbote derſelben einedtheild pur die Hinweilung auf das, was öfter gefchehen ift, und durch 
den ebenjo ungültigen Sag, der Regent fönne willfürlih jede Corporation aufheben durch 
Zurüdnahme der Beftätigung. Man hat fi ferner berufen auf ein angebliches Staatöober: 
eigenthum an den Kirhengütern, welches aber auch bier nicht exiftirt. (S. Eminens jus.) 
Eichhorn („Kirchenrecht“, 1, 383) Hält zwar für die Landesſtaatsgewalt beliebiges Secularifiren 
unzuläfiig, für die Reichsgewalt aber erlaubt, weil fie an feine jura quaesita gebunden ge- 
gemwejen ſei. Wo aber haben je die Reihsgrundfäge ſolchen ſcheußlichen jafobinifhen Grundfag 
ald Rechtsregel für die Neihsregierung und Reichsgeſetzgebung aufgeftellt und nicht vielmehr 
überall deſſen Gegentheil? Wohl aber hat bei menſchlicher Unvollkommenheit und der vorzüglich 
Ipäter immer mehr erjhütterten Kraft ver Durchführung ber Reichöverfaffung oftmals in Reid) 
wie in ben einzelnen Staaten Nothrecht oder auch fauſtrechtliche und Kriegsgewalt ſich geltend 
gemacht, ſo z. B. im Luneviller Frieden, den der Deputationsreceß unter dem Zwang franzö— 
fifcher und ruſſiſcher Übermacht nur durchzuführen hatte. Dagegen iſt ein anderer von Eichhorn 
ausgeführter Geſichtspunkt für viele Seculariſationen allerdings von Bedeutung. Er führt 
aus (l, 139, 195; U, 797), daß die deutſchen katholiſchen Kirchen und Geiſtlichen im Mittel- 
alter ihre meiſten Güter und vollends alle ihre Regierungsrechte und die damit verbundenen 
Bermögenstheile eigentlich nicht als Kirche und für kirchliche Zwecke erwarben, ſondern als ein 
politifher Herrenftand und für feine politifhen Zwede, und daß infofern eine Beränderung 
diefer VBerhältniffe gar Feine Frage des Kirchenrechts, ſondern blos eine Frage des weltlichen 
Staatsrechts ſei. Ald eine politiſche Maßregel aber dürfe fie da, wo fie fowie andere ſtaats— 
rechtliche Veränderungen verfaffungsmäßig möglich fei, die Religionsübung nit beeinträdh- 
tigen und mithin nur bie für fie entbehrlihen VBermögenstheile und Nechte aufheben. Er 
rechtfertigt daher auch Aufhebung ver Klöfter, da fie ihre kirchliche Lebenskraft und Beflimmung 
verloren hätten. 

Das an jich unbeftreitbare Recht der Eirhlihen Eorporationen auf ihre Güter und auf den 
gerichtlihen und verfaffungsmäßigen Staatsfhug gegen willfürliche Secularifationen heiligen 
nun au, ebenfo wie das frühere gemeine Recht von Deutjchland, fo audy die neuern Ber: 
faffungen und Gefege. Nur haben freilich weder die alten noch die neuen Geſetze einen ju: 
riftifhen Widerfinn gewollt. Sie haben nämlich ald Subject oder als die bereditigten In— 
baber ver kirhlihen Güter nur wahre juriftiiche Gorporationen oder moraliihe Perfonen, 
die Kirchengemeinden u. ſ. w., angefehen, niemald etwa alle zerftreuten Genofien eines 
Glaubensbekenntniſſes. Doc, konnten die Rechte dieſer proteftantifchen oder katholiſchen Fird- 
lihen Gorporationen in Deutihland, folange ald dad Deutfche Reich eriftirte, von der Ge— 
fammtheit der proteftantifhen oder katholiſchen Reichsſtände vertreten oder geſchützt merben. 
(Bal. Eihhorn, „Kirchenrecht““, II, 793 u. 648.) Diefer Schug ift nun weggefallen, der 
Deutſche Bund wollte nichts Ahnliches erneuern. (Eichhorn, 1, 381, 383.) Die wahren Nechte 
wirklicher kirchlicher Corporationen und aljo aud) ihr lanveögerichtliher und landeöverfaffungs- 
mäßiger Schug find geblieben. Einen päpftlihen Schug diefer Rechtsverhältniſſe aber erkannten 
die Reichögefepe nicht an, indem fie ſtets, und namentlich durd den Weftfäliihen Frieden und 
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den Reichsdeputationshauptſchluß ganz unabhängig vom Papfte über all dieſe Güterrechte ver- 
fügten und nicht einmal eine Publication päpftliher Einſprüche in Deutſchland geftatteten. 
(Eichhorn, I, 384.) Welcker. 

Seeraub. Seeräuber hat es gegeben, ſeitdem zum erſten mal ein Menſch auf ſchwan— 
kem Bret ſich dem beweglichen Element anvertraut hat, und bis auf den heutigen Tag ſind ſie 
der Schrecken des friedlichen Seefahrers und einſamer Küſtenbewohner. Eine ausgeartete 
moderne Poeſie hat die freien Vögel des Meeres mit einem poetiſchen Schimmer umkleidet, hat 
die Kühnheit ihrer Bahrten und Kämpfe, die Freiheit ihres wildbewegten Lebens gepriefen. 
Die tief ſteht jie unter dem Altvater der Poeſie, Homer, der dad Verbrecheriſche und Schänd- 
liche ihres Gewerbes, den Fluch, ver auf ihnen laftet, in wenigen Verſen jo treffend ſchildert 

Selbit feindfelige Männer und räubrifche, die an ein fremdes 
Yand ausfteigen dur Zeus Rathſchluß und Beute gewannen 
Und mit beladenen Schiffen ſich retteten, jeder zur Heimat, 
Selbit ihr Herz erfchüttert die mächtige Furcht vor den Rächern. 

Und doch, während jene Dichter den Verbrecher bejingen, tabelt dieſer, was feine Zeit nicht 
nur für erlaubt, fondern für eine des freien Mannes würdige That hielt. Denn nicht immer iſt 
der Seeraub, die gewaltfame Aneignung fremden Eigenthums auf dem Meere ein Verbrechen 
in den Augen der Menfchen gewefen. Der Herftellung eines friedlihen Verkehrs unter den 
Nationen, der Entwidelung eines aus dem gemeinfamen Bedürfniß bervorgegangenen Rechts, 
weldem alle fi unterwerfen, geht eine Periode vorher, in welder unter ven Menichen das 
Recht des Stärkern regiert, alle ji gegenfeitig fortwährend befämpfen, berauben. Ehe bie 
Menſchen eingefehen und gelernt haben, daß der friedliche Austaufh ihrer Producte ihnen 
größern Segen und Gewinn bringe ald die gewaltfame Plünderung des Nahbard, Hat fort: 
dauernder Krieg die Bölfer entzweit, war die Piraterie der gewöhnliche Zuftand. Erft wenn 
die Wohlthaten des friedlihen Handeld und Verkehrs ſich geltend gemadt haben, macht die 
Piraterie regelmäßig geführten Kriegen Plag und ſinkt zu einem Verbrechen herab, das allen 
Nationen gleihmäßig verhaßt ift, von allen mit gleihem Eifer verfolgt wird, dad zu unter: 
drüden die erfte Sorge desjenigen ift, der eine Herrfchaft auf dem Meere bejigt. 

Diefer Zeitpunkt tritt matürlid auf dem weiten Raum ber Erde zu ganz veridiebenen 
Zeiten ein. Es hat in der Geſchichte jeded Bold einen Zeitraum gegeben, wo die überſchäumende 
Kraft nach allen Seiten hin über die Grenzen hinausdrängte, dort in raftlofen Kämpfen fid 
zu üben und zu ftählen. Wie Herodot von den alten Griechen, fo erzählt Cäfar von den alten 
Germanen, daß fie ihre Nahbarn mit fteten Raubanfällen heimgeſucht hätten; die Griechen 
feiern ihren Achilles, ver gelegentlich audy Seeraub trieb, die Skandinayier rühmen ihre Hakons, 
Haralds. Jährlih, berichtet und die Gefchichte, zog die junge Mannſchaft Norwegens und 
Dänemarks unter felbitgemählten Häuptlingen aus, an fremden Küften Ruhm und Beute zu 
erfehten, bald auch Staaten zu gründen, wie in der Normandie Rolf der Gänger aus einem 
Seefönig zu dem mächtigſten VBafallen und Schwiegerfohn König Karl’ von Frankteich empor⸗ 
flieg. Bis auf die jüngfte Zeit herab Hat der Piratenfrieg gedauert, welchen die Barbareöfen 
der afrifanifhen Nordfüfte gegen die Staaten Europas geführt, die ihnen feinen Tribut zahlten - 
oder ſich Sicherheit dur; ihre Waffen verfhafft hatten, und erft das energifche Auftreten der 
Nordamerifaner hat einem ſchmachvollen Zuftande ein Ende gemacht, welchen die europäifchen 
Souveräne, vielleicht abgeftumpft durd die lange Dauer vefjelben gegen den Schimpf, von 
einigen ohnmächtigen Staaten fi eine fo unnatürlihe Behandlung gefallen zu laffen, geduldet 
hatten. Noch jegt dauert in den oſtindiſchen Gewäffern der Krieg fort, ven die malaiifchen 
Bölfer gegen die europäifhen Schiffe führen. Aber in immer weitere Entfernungen von ber 
Eivilifation zieht fih das Gebiet zurück, auf welchem der Wettfampf der Nationen mit den 
Waffen geführt wird. In immer weitern Kreifen breitet fih die Givilifation aus, immer mehr 
Völker werden in den Kreis des friedlihen Verkehrs hineingezogen und ber Herrſchaft bed 
Völkerrechts unterworfen, welches Krieg und Feindfeligfeiten nur ald anomale Zuftände fennt. 

Wer fein Recht auf die Spite des Schwertes ftellt, ver muß ſich auch gefallen laffen, daß 
das Schwert gegen ihn gezückt werde. Das Volf, dad im Verkehr mit andern das Net des 
Stärfern ald das einzige Geſetz gelten läßt, fordert die Gewalt gegen ſich heraus und unterwirft 
fi) allen ven Folgen, welhe der Gebraud der Gewalt bis auf die äußerſte Strenge mit ſich 
bringt. Wenn ein Bolf die Piraterie ald eine Art des Kriegs betreibt, fo ift nach dem Recht 
der Selbftvertheidigung die Vernichtung des allgemeinen Störenfrieds erlaubt und geboten; 
man darf jedoch das räuberifche Volk, das unfer Voͤlkerrecht nicht kennt, mit dem gemeänen 
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Straßenräuber, der die Rechtsordnung bricht, nit auf Eine Stufe ftellen und muß das Volks⸗ 
bewußtjein, welches dad eigene Treiben ald ein erlaubtes Ginftellt, achten. Zwifchen jenem und 
feinem Gegner gilt dad Kriegsrecht, wenngleich dad —— und ſtrengſte; dieſer fällt unter 
das Strafrecht. 

Freilich wird es oft ſchwer ſein, den Unterſchied zu —— zwiſchen einem Räuberſtaat und 
einer Räuberbande. Die großartigſte hiſtoriſche Erſcheinung einer ſolchen liefern die Seeräuber, 
welche in den letzten Jahrhunderten vor Chriſti Geburt das Mittelländiſche Meer lange Zeit 
beherrſchten und ſelbſt das ſtolze Rom erzittern machten. Dieſelben, nach der beredten Schilderung 
Mommſen's 1) zufammengelaufen aus Verzweifelten und Abenteurern, eine Sammlung der 
verdorbenen Leute aller Nationen, der gehetzten Flüchtlinge aller überwundenen Parteien, alles 
deſſen, was elend und verwegen war, hatten ſich allmählich zu einem Korſarenſtaat mit einem 
eigenthümlichen Gemeingeiſt, mit einer feſten Organiſation und einer eigenen Heimat gebildet, 
ber politiſche Zwecke verfolgte und als politiſche Macht in den Verwickelungen der Zeit auftrat. 
Sie wollten nicht bloße Räuber heißen, ſondern ein Volk fein, dad mit aller Welt in Krieg 
lebe, welches Kriegsrecht für fih in Anfprud nahm, Friedendverträge undBündniſſe ſchloß. 
Nichtsdeſtoweniger waren fie Piraten, mie die Flibuftier ded 17. Jahrhunderts, die aud) eine 
obſchon bei weitem nit jo ausgebildete Organifation beſaßen. Und fo wurden fie aud von 
den Römern behandelt, die ihrem Befieger Bompejus, obwol fie eine ungeheuere Macht zu 
ihrer Bekämpfung aufgeboten hatten, doch den Triumph nicht geftatteten, den fie oftmals 
den Siegern über viel unbebeutendere Gegner gewährt hatten. 

Der Unterfchieb zwifhen dem räuberifhen Volk und dem Räubergemeinwefen liegt in dem 
Begriff Staat. Mit Cicero müffen wir noch immer fagen, daß auf friegsrechtliche Behandlung 
im Zuftande bed Unfrievend Anfprud haben diejenigen, welche einen Staat mit VBerfaffung, 
Regierung und Verwaltung befigen, in welchem die Bürger dad Wohl des Ganzen durch ihre 
Beſchlüſſe lenken, Kriedendverträge und Bündniffe eingehen. Und man wird felbft der Räuber: 
genoſſenſchaft mit dem heiligen Auguſtin die Rechte eines ſtaatlichen Gemeinweſens zugeſtehen, 
wenn ſie eine Rechtsgemeinſchaft gegründet, in welcher die Erhaltung des Rechtszuſtandes erſtes 
Ziel iſt, und eine feſte Heimat gewonnen haben. Die Räuber bekämpft man und beſtraft die 
Uberwundenen; mit einem Volk führt man Krieg und ſchließt Frieden. 

Das ältere Völlerreiit, welches ji an das Römiſche Staatsrecht anſchloß?), hatte für den 
Krieg eine formelle Bedingung, die den Beindfeligfeiten voraufgehende feierliche Kriegs: 
erklärung: „Hostes sunt, quibus nos vel quinobis publice bellum decreverunt, ceteriprae- 
dones sunt.” Allein heutzutage ift es nicht mehr allgemein üblich, den Krieg zu erflären, und 
daher kommt ed, ob die Feindſeligkeiten Krieg oder eine Expedition gegen Räuber fein jollen, 
lediglich darauf an, ob ein Staat oder unter feiner Autorität fechtende Angehörige die befämpf- 
ten Gegner find. Ginfah das Fehlen einer ftaatlihen ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Autorijation ift ed, was den Räuber fennzeichnet. Seeräuber find diejenigen, welche auf der 
See fremden Eigenthums ſich mit Gewalt bemächtigen, um ſich zu bereichern, ohne eine Bol: 
nacht zu diefer Bemädtigung von irgendeinem Staate zu haben. ?) 

Jene Breibeuter, welche die Meere durchſchwärmen und auf ihre eigene Hand und Autorität 
mit gewaffneter Hand ohne Unterſchied die Schiffe und dad Eigenthum aller Nationen plündern 
und rauben, welde allen Nationen, der menihlihen Geſellſchaft ven Krieg erklären, haben, 
iwie fie Feind jedermannd find, auch jevermann zum Beinde, Das Recht, das jie nicht achten, 
ſchützt fie auch nicht, ie ſtehen außerhalb des Rechts, find vogelfrei;. jedem ift ed geftattet fie 
anzugreifen und fi ihrer zu bemächtigen, nur Tödtung derſelben ift nicht erlaubt außer im 
Fall des Kampfes, denn auch fie follen ihre Strafe nicht von dem Machtſpruch des leidenſchaftlich 
erregten Siegerd, jondern von dem bejonnenen Urtheil des Richters erwarten. Jeder Staat 
hat das Recht, fie nad) feinen Geſetzen zu richten, wenn er ſie in feine Gewalt befommt, jie find 
ver Jurisdiction deſſen unterworfen, ber jie ergreift, ubi te invenio, ibi te judico, denn ihre 
Berbreihen, auf dem Meere, dad niemand unterthan, begangen, machen fie allen Staaten ver- 
antiwortlid. 


1) Römifche Geſchichte (zweite Auflage), III, 39 fg. 

2) L. 24, D. de captivis, XLIX, 15; L. 118, D. * V. S. 1, 16; Hugo Grotius, De jure belli 
ac pacis, 1. III, c. 3, $.1. 

3) Heffter, Völkerrecht, $.104. BWildmans, ‚International law, I, 201. Wllgemeines Breufifches 
Landrecht, Thl. I, Tit. 9, $. 206. 
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Nicht minder ſchändlich ald das Treiben diefer gefeglofen Freibeuter ift das Gewerbe derer, 
welde von mehrern Eriegführenden Mächten zugleich fih haben eine Vollmacht ertheilen Laffen, 
um unter verſchiedenen Flaggen dem frievlihen Schiffer nadzuftellen*), ſei es daß fie von beiden 
frirgführenden Theilen Kaperbriefe annehmen, oder von mehrern alliirten Staaten gegen ven 
gemeinfamen Beind. Denn aud das letztere wird als eine arge Verlegung der Rechte der 
Neutralen angefehen, welde mit allen Mitteln zu verhindern ift.?) Auf gleicher Stufe der 
Infamie fteht das Benehmen deffen, welcher fi einen Kaperbrief ertheilen läßt von einem 
fremden Souverän; der Kaperbrief darf ihnen nicht Straflofigkeit für ihr ſchändliches Gewerbe 
verſchaffen, und mit Recht werden daher dieſe wie jene in einzelnen internationalen Verträgen 
und den beſondern Geſetzen einzelner Staaten den Piraten hinſichtlich der Strafe gleihgeftellt. 6) 
Außerdem haben die Gefeggebungen in den verjchievenen Staaten einzelne firafwürdige Hand: 
lungen mit der Strafe der Piraterie bedroht. So das franzöſiſche Recht die Feindſeligkeiten, 
von einem Kaper unter falſcher Flagge verübt, die Wegnahme fremden Eigenthums durd die 
Mannihaft von Kriegsſchiffen, welche gegen ihre Befehlöhaber revoltirt haben; das amerika: 
nifhe Gefeg vom 25. Mai 1820 erflärt der Piraterie für ſchuldig jeden, welcher auf offenem 
Meere oder in einem Hafen, Bucht, Meerbufen oder in einem in das Meer fich ergießenden Fluß 
einen Diebftahl begeht in oder auf einem Schiff, an ver Befagung oder Ladung. Im einer 
ganzen Reihe von Verträgen und Gejegen verſchiedener Staaten, für Deutſchland durd die 
Bundedacte von 1846, ift für den Negerhandel die Strafe des Seeraubs ausgeſprochen worden. 

Iſt aud die Strafe in allen Fällen diefelbe, jo unterfcheidet dod Eins die Piraten 
der legtern Klaſſe von jenen Breibeutern des Meeres. Der erftern That ift nicht ſchon nad 
den Völkerrecht ein Verbrechen, fondern nur nad den bejondern Gefegen des Staats, der fie 
erlaffen bat, und nur nad diejen find jie ftrafbar. Darum fann die gefeßliche Strafe nur bie: 
jenigen treffen, welche diefen Gejegen unterworfen find, das heißt die Unterthanen, und nur 
derjenige Staat hat das Recht die Strafe auszuiprechen und zu erequiren, welder die Straf: 
barkeit der Handlung in feinen Gejegen aufgeftellt bat. Bor feine Gerichte müſſen die liber- 
treter gebradht werden, mag aud ihr Verbrechen auf hoher See oder in fremdem Territoriuni, 
z. B. auf fremden Schiffen, begangen und mögen fie von den Officialen fremder Staaten ergriffen 
morben fein. Ein fremder Staat, dejfen Gefegen fie nicht unterworfen find, bat feine Cognition 
über jie und ift nicht befugt, ald Verbrechen zu behandeln, was nur die Gefege eined andern 
Staatd nicht feine eigenen dahin rechnen. ”) 

Gegen Seeräuber find die Gefege immer ſehr ſtreng geweſen. Die Schutzloſigkeit der 
Kauffahrer auf dem Meere, die Unmöglichkeit, auf den Meeren eine ſo gute Polizei zu üben 
wie auf dem feſten Lande, haben die Gemüther der Völfer von jeher fo fehr gegen fie erregt, daß 
die äußerste Strenge nicht für zu hart gehalten worben ift. Wie im Altertum der Tod am 
Kreuze den gefangenen Piraten erwartete, jo ift jegt ihnen der Strid und die Raanocke gewiß, 
Die Coutumes d'Oléron erklärten ed für ein Verbrehen Mitleid mit ihnen zu haben und ihnen 
Gutes zu thun und entzogen ihnen den Schuß, den das rein menſchliche Gefühl auch dem ärgften 
Verbrecher gewährt. Sie verboten, den geftrandeten Biratenfhiffen Hülfe zu leiften (Art. 47), 
„denn den Seeräubern, den Feinden der heiligen katholiſchen Kirche fann man ihr Eigenthum 
nehmen und jie ihrer Güter berauben“. Im diefem Punkte find num freilich jegt Die Anfichten 
milder geworben; auch dem firandenden Piraten verfagt man in der Noth die Hülfe nicht, man 
rettet ihn, um ihn dem Arm des Gejeges zu überliefern. Den Küftenbewohnern ift es verboten 
- ihn zu plündern, das gerettete Eigenthum wird denen zugeftellt, die nady den Geſetzen einen 
Anſpruch darauf haben. Allein auf mehr ald menihlihe Barmherzigkeit vürfen Seeräuber 
nicht rechnen. In vielen Verträgen haben fi die contrabirenden Staaten verpflichtet, Piraten: 
ihiffen ven Zutritt in ihre Häfen ganz zu verfchließen und, wenn Diele gegen Seegefahr dort 
Schuß gefuht und gefunden haben, womöglich fi ihrer und der von ihnen gemachten Beute 
zu bemächtigen, feineöfalld aber ihnen dort längern Aufenthalt zu geftatten, ald unumgänglich 
nothiwendig, um wieder in See ftechen zu können. Den Handelsſchiffen ift Schuß zugefichert 
durd die bewaffneten Fahrzeuge, ohne Unterfchied der Nationalität. 


4) Mit beredten Worten verdammt es de Cuſſy, Buch 1, Kap. 2, $. 21. 

5) Wheaton, Elements du droit international, 1,142. Leoline Jenfins, Works, Il, 714: „The 
law distinguishes between a pirate, who is a highwayman and sets up for robbing, either 
having no commission at all or else hath two or three,“ 

6) Ordonnance de la marine und Gefeg vom 22. Mai 1803 in Franfreich. 

7) Wildman, a.a. O. Wheaton, a. a. O. 
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Den Satz, den ſchon bad Römiſche Recht aufſtellte (1. 24 D. de capt., 49, 16), daß gegen 
Seeräuber dad Seerecht nicht gilt, und daß fie daher durch Wegnahme von Eigenthum fein 
Recht daran erwerben, befteht heutzutage noch in ungeſchwächter Kraft. Die Piraten können 
den Befigern nicht das Eigenthum, fondern nur den factifchen Belig entziehen, und wie lange 
Zeit auch feit der Captur verftrichen ift, niemals geht viefen das Recht verloren. Die praftifche 
Eonjequenz diefed Sages, die das Römiſche Recht daraus zog, daß das Poftliminium unnöthig 
jet, das Recht der Gigenthümer fofort mit der Befreiung aus der Gewalt der Räuber wieder 
in Kraft trete, erfennt aud das heutige Net an in dem Sag, daß den Eigenthümern ihre 
Habe, fobald fle den Räubern abgenommen worden, reftitwirt werden muß. Allein neuere 
Geſetzgebungen verfahren darin nicht folgerichtig, daß fie den Wiedernehmern ohne Unterſchied 
ein Drittel des Werths des Schiffs und der Ladung als militärifhen Bergelohn zufihern, fo 
in England und Branfreih. Staatsfchiffe wenigftens, deren Pflicht es ift, die Polizei zu üben, 
follten ebenfo wenig für die Befreiung aud Räubergewalt einen Kohn erbalten, als der 
Polizeibeamte, der dem Dieb das bei ihm gefundene Diebögut abnimmt und dem Gigen- 
thümer wieder zuftellt. Nur Private, die mit Gefahr ihred Lebens das Eigenthum retteten, 
dürften Erfag ihrer Koften und Mühen beanfpruden, den man der einfahen Rechnung 
halber nah Procenten des Werths von Schiff und Ladung erfegen könnte, wie das Lübiſche 
Net es thut, das mit deutſcher Ehrlichkeit zu Werke geht.) Aber ber öffentliche Nugen 
oder was dafür ausgegeben wird, muß fo manderlei rechtfertigen, in Spanien fogar, daß dem 
Recaptor dad Gut, welches 24 Stunden in der Gewalt von Piraten geweſen, zugeſprochen 
wird. Heißt dad nicht eine Prämie auf pen Seeraub ſetzen? 

Beim Angriff durch Piraten ift Widerſtand erlaubt, weil fie nicht im Dienft eines Staats 
fiehende Krieger und zur Aufbringung berechtigt find, und ift die Widerfegung gegen die Gaptur 
fein die Gonfiscation rechtfertigender Grund wie ver Widerftand gegen einen legitimen Kaper. 
Die Wegnahme oder Plünderung eines Schiffs durch Piraten ift ein Fall der großen Havarie 
und wird fomit der Verluſt nicht blos von dem Beraubten getragen, ſondern von allen, welche 
Antheil an Schiff und Ladung hatten. ?) Werden von der Befagung des Schiffe einige bei der 
Bertheidigung verwundet oder getöbtet, fo gehen auch die Koften der Heilung, des Begräbniffes, 
die verfprocenen Belohnungen über Schiff und Ladung 10); das hanſeatiſche Seerecht fichert 
dem Berfegten, „da er zu folder Unvermögenheit geratben wäre, daß er bie Koften nicht mehr 
zu gewinnen vermödte, joll ihm frei Brod fein Leben lang verſchafft werben”. Aber #8 droht 
auch Strafe dem Mann der Bejakung, den der Muth im Augenblid der Gefahr verläßt. 
„Sollte auch erweift werden können, daß einige ver Schifföleute dem Schiffer in folder großen 
Noth nicht Helfen noch entfegen wollen, und das Schiff darüber genommen würbe, foll der- 
jelbige offenbar mit Ruthen auf dem Bloc geftrichen werden.” Haben aber die Schiffäleute in 
der Noth das Ihrige getban, und find fle willig gewefen, ver Schiffer aber hat nicht fechten 
wollen, ‚fo foll ver Schiffer nad der Zeit einige Schiffe nicht gegläubet, fondern feiner Ehren 
entjeget fein und für feinen ehrlichen Mann gehalten werben‘. 

Unfere warfern deutfchen Seeleute werben dieſes Sporns nicht mehr bedürfen, muthig, wie 
lie der Gefahren der See Trotz bieten, werben fie auch das ihnen anvertrante Gut gegen Räuber 
zu vertheidigen wiſſen. R.I. Burchardi. 

Seerecht. Die Gefhichte der Seerechtögefeßgebungen aller Nationen ift eine Beftätigung 
des Giceronianifchen Dicrtums: „Non opinione sed natura jus constitaitur.“ t) In allen See: 
rechten von dem uralten der Hindus bis auf das Deutſche Handelsgeſetzbuch herunter herricht eine 
Übereinftimmung der hauptſächlichſten Principien, die, wie fie von der unwiderftehlihen Gewalt 
ber Bernunft und Wahrheit zeugt, fo auch dem Beweis liefert, daß im Verkehrsleben all: 
gemeine Gejege herrfchen, welche über allen aus der geographiſchen Rage, den Fimatifhen Ber: 
bältniffen, bem durch die Geſchichte gebildeten Nationalcharakter ver Völker hervorgehenden Ber: 


8) Buch 6, Tit. 5, $.2: „Würden Seeräuber Gut in der See nehmen, und ihnen folches wiederum 
abgejagt durch etliche Auslieger auf ihre eigene Koft, fo follen fie die Hälfte des Guts behalten und die 
andere Hälfte den befchädigten Kaufleuten zuftellen. Wären aber ver Städte Auslieger in der See, und 
die würden bas — Gut erobern, die ſollen dem Kaufmann alles wiederum zuſtellen.“ 


9)1L.2, $.3, D. de lege Rhodia, XIV, 2; Allgemeines Deutfches Handelsgeſetzbuch, Art. 708, 
Rr.5u 6. 

10) So ſchon nad dem alten hanfeatifchen Recht, Art. 30; Allgemeines Deutſches Handelsgeſetz⸗ 
buch, a. a. O. 


1) Richt die Meinungen der Menſchen, ſondern die Natur der Verhältniſſe Ichaffen das Recht. 
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fhiedenheiten erhaben find.2) Lim fo jhlagender und fiegreicher tritt die Wahrheit jenes Satzes 
hervor durch die Bemerkung, daß die Seegefege der mädtigften Staaten nicht bei dieſen durch 
die Legißlation etwa einer Berfammlung der einjihtsvollften und Fundigften Männer ver Na: 
tion oder eines weifen genialen Geſetzgebers entftanden und dann nad) einem fo oft beobachteten 
Borgang, nachdem die Trefflichkeit des Nechts erprobt worden, von andern Nationen adoptirt 
find, fondern daß die maritimen Rechtsordnungen ihren Ausgang genommen haben von Kleinen 
Staaten, Handelsplägen, in denen die Kaufleute und Seeleute aller Nationen ihr Geſchäft zu: 
fammenführte, und daß fie aufgerichtet jind von ſchlichten befcheidenen Bürgern, die ihrer ein: 
fachen Einjicht folgten ohne Kenntnig von den den Verkehr beherrichenden Gefegen, welche die 
damals noch nicht exiſtirenden Wiffenichaften ver Nationaldfonomie und der Volkswirthefchafts- 
politif noch nicht entdedft Hatten. So jind die Rhodier die Gejeggeber des Alterthums geworben, 
die Coutumes der Eleinen InjelDleron jind Duelle der franzöfifchen Ordonnance de la marine 
und des Code de commerce, des verbreitetiten Geſetzbuchs der Neuzeit geworden, das Seerecht 
der Stadt Wisby auf der Injel Gothland liegt den Seerechten Deutſchlands und der nordiſchen 
Bölfer zu Grunde. 

Die älteften Seerechte beftanden, wie das Recht überhaupt in den Anfängen feiner Entwide: 
lung, nicht aus gefchriebenen Gejegen. Das Bedürfnip der Handeltreibenden und der Seefahrer 
hatte Gebräude und Gewohnheiten hervorgerufen, deren Herrſchaft jene ſtillſchweigend unter 
ih anerkannten, nad denen die Richter, wenn der böje Wille oder Zweifel über dad Geltende 
Streitigkeiten hervorgerufen hatte, Recht ſprechen, bie ſich durch die Übung der Genojfen und 
jene „series rerum perpetuo et similiter judicatarum‘ immer mehr befeftigten. Daraus er: 
Elärt e8 fi, daß wir von den jhon den Griechen und Römern nicht mehr bekannten Seerechten 
der älteften Handelsvölker Phönizier, Karier, Ägypter, Karthagenienjer feine nachweisbaren 
Überbleibfel bejigen, wenn aud gewiß in den jpätern Seegeſetzen ſich manches davon, und un: 
bekannt, erhalten hat. Wir können über ihren Inhalt nicht mehr urtheilen; die Urtheile ver 
Alten jind jo ungleich und verſchieden, daß wir kaum ſelbſt über den Geiſt jenes älteſten Seerechts 
eine Meinung zu haben vermögen. Während von dem Recht der Phönizier Ariſtoteles ſagt, 
daß ſie kein anderes Geſetz als das des Stärkern gekannt hätten, und daß die, welche auf dem 
Wege des Handels ihnen tributpflichtig zu werden verweigerten, die Opfer ihrer grenzenlojen 
Habſucht geworden feien, preift dagegen der Prophet Hejefiel die Weisheit der phönizifchen Ge: 
jege an mehrern Stellen, 3.8. Kap. 28, B.5: „Und habeft (Tyrus) durd deine große Weis- 
heit und Hantierung fo große Macht überfommen, davon bift du jo ftolz geworden, daß du jo 
mädtig biſt“; 3.12: „Du bift ein reinliches Siegel voller Weisheit”, und a. a. O. 

Ein allgemeinered Urtheil ift vielleicht über die älteften Seegefege in Einem Punkte erlaubt, 
nämlich daß fie von einem äußerft feindjeligen Geifte gegen alle Fremden (Ausländer) befeelt 
waren, gegen welde jede Öewaltthat im Handelsverkehr und außerhalb deſſelben, z. B. gegen 
den Schiffbrüdjigen, für erlaubt gehalten wurde, vielleicht mit Ausnahme der Agypter, von denen 
Herodot erzählt, daß fie den zu ihnen im Intereſſe ihres Handels kommenden Ausländern ge: 
ftatteten, nad} den Geſetzen ihrer Heimat zu leben. Aber wir dürfen und über.diefe Erſcheinung 
nicht wundern, da jene Völfer die Blütezeit ihred Handels erlebten in einer Zeit, wo das erfte 
Geſetz des Völferrehtö dad der Gewalt war, wo vielmehr ein Völkerrecht noch nicht exiftirte, 
der Krieg aller gegen alle, die Piraterie zu Waffer und zu Lande ver gewöhnliche Zuftand war. 

Ein vollftändiges, auch durch die Gefeggebung ergänzted Seereiht befaßen ſchon die Haupt: 
ſeehandelsſtaaten der Griechen, Athen und Rhodus, und die Römer. Obgleich von dem Recht 
der erſtern in der originalen Faſſung und Geſtalt nichts auf unſere Zeit gekommen iſt — die 
unter dem Namen Jus maritimum Rhodiorum bekannte Sammlung von ſeerechtlichen Normen, 
welche ſich ſelbſt in der Überſchrift als beftätigt durch eine ganze Reihe von römischen Kaifern be— 
zeichnet, ift höchſt wahrſcheinlich nichts anderes als die Privatarbeit eines griehifchen Rhetors, 
Namens Rhodion oder Rhodios, aus deffen Namen die Ahnlichkeit des Klangs der Rhodier 
machte — ſo haben ſich doch fo zahlreiche Spuren des griechiſchen Rechts in den Neben des De- 
mofthenes, des römijchen, welches meift aus jenem entlebnt ift, in den Digeften und Codex des 


2) ©o fehrt in allen Seeredhten der Sag wieder, daß ber in einer gemeinfamen Gefahr für Schiff 
und Ladung erlittene Berluft von allen Interefjenten an Schiff und Ladung gemeinfchaftlich getragen 
werben mup. Schon in den Geſetzen der Athenienfer war ausgefprochen, was fich heutzutage noch bei 
allen Nationen findet, daß ein Kapitän, der fein Schiff infolge einer Unvorfichtigfeit verloren bat, uns 
fähig ift, je wieder ein Schiff zu führen. 
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Corpus juris erhalten, daß daraus ein ziemlich deutliches Bild von deren Umfang und Inhalt 
entworfen werben fann. 

Wir finden fhon ven Sag ausgefproden, daß ein Schiff gewiffermaßen ein individuelles 
Ganzes (die geflügelten Schiffe der Dichter) ift, deffen Eigenthum verfhieden ift von dem Eigen: 
thum an dem Material, und welches bei allen Reparaturen in feiner befondern Eriftenz confer: 
pirt wird. Im Intereſſe der Erleichterung und Vermehrung der Schiffahrt war dem Gläubiger, 
der Geld zum Bau, Kauf oder Ausrüftung oder Reparatur eines Schiffs geliehen, ein vorzüg- 
liches Necht auf Befriedigung eingeräumt; die Pflichten und Rechte der Rheder find georbnet; 
fie find haftbar aus allen Verträgen, weldje der von ihnen eingefeßte Schiffer oder Patron zum 
Beften des Schiffs abgefchloffen hat, und zwar folidarifh, wenn ihrer mehrere find; das Geſetz 
macht fie verantwortlich für die Ladung, die in das Schiff eingenommen, und jie müffen einftehen 
für die Delicte ver Schiffsmannſchaft, fei ed, daß fie durch die fchlechte Führung des Schiffs einen 
Schaden erlitten oder durch die Beſatzung bejchädigt ift. Das Geſetz will, daß der mit den Be: 
frachtern abgefchloffeneBertrag genau erfüllt werde, man unterfchied, ob der Transport einzelner 
Ladungsſtücke verdungen oder ob das ganze Schiff gehartert war; im legtern Ball war die Fracht 
geihulvet, fobald ein Theil ver Ladung in das Schiff eingebradht worden. Force majeure be— 
freit von der Zahlung der Fracht. Es war Bedacht genommen auf den bei lebhafter Schiffahrt 
fo häufig vorfommenden Fall ded Zufammenftoßes zweier Schiffe auf offenem Meere oder im 
Hafen und die Verantwortlichkeit verſchieden bemeffen, je nachdem die Gewalt ver Wellen oder 
des Windes oder die Unvorfichtigkeit der Schiffer den Zufanımenftoß verurfaht hatte. Der 
Name der Rhodier ift unauslöfhlid verfnüpft mit dem diesfalls die Regel aufftellenvden Ge— 
feg, daß in gemeinfamer Gefahr für Schiff und Ladung durch Seeunfälle oder feinvlihen An- 
griff etwas geopfert werben muß, um das Ganze zu retten. Alle, welche einen Theil an Schiff 
und Ladung haben, aud) die Baflagiere und die Mannſchaft, follen beitragen zur Deckung des 
Berluftes, joweit fie dur das Opfer aus der Gefahr gerettet find. Der Bodmereivertrag 
(foenus nauticum) enthielt ſchon bei den Alten wejentlich denfelben Inhalt wie heutzutage. Das 
Bodmereifapital muß bezablt werben, fobald das Schiff, auf welches es geliehen, am Beftim- 
mungdorte angelangt ift, wohin e8 nur auf der feſtgeſetzten Route fahren darf; Schiff und La— 
dung haften dem Gläubiger, der fie fofort verfaufen darf, wenn er nicht befriedigt wird, und das 
Recht hat, für das Rijico, das er läuft, fich Höhere Zinfen zu berechnen; denn fein Kapital geht 
verloren mit dem Untergang des Schiffd und der Waaren, auf melde es vorgeſtreckt worden. 
Das Eigenthum der in Seegefahr ausgeworfenen oder bei Scheiterung des Schiffs angetriebenen 
und geretteten Güter geht den Gigenthümern nicht verloren; hohe Strafen find daranf gefegt, 
menn man Strandgut fih aneignet oder Geftrandete beraubt. Sogar die Anfänge einer See: 
verfiherung finden fi bei ven Römern. Daß Schiffer prompte Juftiz haben müfjen, hat ven 
Alten ebenfo eingeleuchtet wie und, und ebenfalld gingen fie fhon von dem Gedanfen aus, daß 
gegen Schiffer, die fi fo leicht dem Arm der Juftiz entziehen können, ftärfere Zwangsmittel 
zur Erfüllung ihrer Verbindlichfeiten nothwendig find ald gegen andere. 

Lange Zeit blieb noch im Mittelalter dad Mittelmeer mit den daranftoßenden Marmara:, 
Schwarzen und Aſowſchen Meere das Gebiet, auf welchem fi der commerzielle Verkehr wie im 
Altertum bewegte. Gin lebhafter Seehandel entwidelte fi feit den Kreuzzügen zwiſchen den 
Städten Italiens und Frankreichs mit denen ded Orients. In Handelöplägen, wie Venedig, 
Genua, Marjeille, Barcelona mußte ſich daher bald auch die Rechtsbildung auf einem Zweig 
des Verkehrs geltend machen, welder einen wejentlihen Theil der Befchäftigung ihrer Bürger: 
ſchaft ausmachte. Gleichwol finden wir in den Statuten jener Städte, die dem 11.—13. Jahr— 
hundert angehören, die größere Thätigfeit der Rehtöfhaffung andern Theilen des Handelsrechts 
zugewandt, und nur einzelne feerechtliche Beftimmungen, die ſich hauptſächlich auf das Verhältniß 
der Fremden beziehen, erregen unfere Aufmerkfamfeit. Erſt im 14. und 15. Jahrhundert, in 
denen ſich die maritime Bedeutung jener Handeldemporien zur höchſten Blüte entwickelte, ift für 
das Seerecht mehr geleiftet. Diefer Periode gehört das vollendetfte Syſtem des Seerechts an, 
welches das Mittelalter hervorgebracht hat, deſſen Säge die Bajis ver noch jeßt in praftifcher 
Geltung befindlihen Seerechte Europas geworden find, das Consulato del mare.3) Bon ein= 
zelnen geſchmäht, ift e8 von der Mehrzahl der Schriftfteller Hoch gepriefen worden, und e8 ver- 


3) Es braucht hier nur daran erinnert zu werben, daß die Süße des bis auf die neuefte Zeit gelten: 
den Seerechts: „Feindliche Waare an Bord eines neutralen Schiffs ift gute Prife‘‘, ‚‚neutrales Gut an 
Bord eines feindlichen Schiffs darf nicht confiscirt werden‘, dem Gonfulat angehören. 
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dient dieſes Lob, denn obwol nur eine Privatarbeit, iſt es bald ein allgemeines Geſetz geworden, 
dem ſich faſt alle Handelsſtaaten Europas bereitwillig unterordneten, und das von den See— 
ſtädten des Mittelmeers allgemein befolgt wurde. Entſtanden iſt es gegen Ende des 13. oder 
vor Mitte des 16. Jahrhunderts an den Küſten des Mittelmeers. Sein Vaterland iſt un— 
befannt und nur fo viel ausgemacht, daß ed in romaniſcher Sprade geſchrieben wurde ; vermutb: 
Lich ift e8 wie die Geſänge Homer's nicht Die Arbeit eines Ginzigen; viele, die Seefahrer und Kauf: 
leute der Mittelmeerflaaten haben daran gearbeitet, bis es die vollendete Geftalt erhielt, in 
welder ed und vorliegt, bid die Sammlung von weiſen Regeln entftand, die, entnommen aus den 

maritimen Gefegen Marjeillet, Barcelonas und anderer Städte, in einem das Gute vereinigte, 

was in dieſen zertreut lag. 

Das Gonfulat beginnt wie billig mit der Erbauung des Schiffs. Diefe pflegte, wie es 
Iheint, von dem zukünftigen Schiffer (Patron) unternommen zu werben, ber fi) dazu der Theil: 
nahme einiger Rheder zu verfichern fuchte. Was zwijchen ihn und diefen ausgemacht if, ſoll 
gehalten werben ; der Schiffer darf das Fahrzeug nicht über ven vereinbarten Plan hinaus ver: 
größern, die Zahl und Größe der Parte nicht verändern ; die Rheder jollen ihren Beitrag zum 
Bau zahlen, wovon ſie nur frei werben duch den Tod. lim den Schiffer nicht in Noth zu 
bringen, darf der Rheder jeinen Bart an einem neuerbauten Schiff nicht vor Vollendung der 
erften Fahrt veräußern; fodann haben Schiffer und Mitrhever ein Borkauföredt. 

Hierauf wird das Verhältniß zwiſchen Schiffer und PBaffagieren und Verladern geregelt; 
ſehr häufig ift dies eine Art von Sortetät, der Schiffer gewöhnlich am Ausgang der Unterneh: 
mung betheiligt; nicht felten ifl der contratto di colonna, durch welchen die ganze Unternehmung 
zwiſchen Schiffer, Schiffsleuten und Kaufleuten derart gemeinfhaftlid wird, dab Gewinn und, 
Berluft derſelben alle trifft. Der Schiffer ift ſchuldig, alle, die auf dem Schiff find, den Großen 
wie den Kleinen, zu betvahren und zu beihügen. Namentlich auf ven Cargo foll er Adht geben, 
beim Laden, auf der Reife und beim Löſchen; er fol dafür forgen, daß die Güter in einer ihnen 
angemeflenen Weife verjtaut werben, naſſe nicht auf trodene, ſchwere nicht auf zerbrechliche 
paden; er ift verantwortlich für den Schaven, den fie erleiden durch ſchlechte Verſtauung, durch 
Fehler des Schiffs, außer es feien diefe Kolge der Gewalt ded Windes und ver Wellen. Der 
Schiffer hat Anſpruch auf die Fracht, wenn der Kaufmann ohne gute Urſachen die Ladung 
zurüdzieht; thut er es, wenn der Schiffer bereit und im Stande war die Ladung einzunehmen, 
fo muß ein Drittel ver Fracht bezahlt werden, die Hälfte aber, wenn die Ladung bereitä in das 
Schiff gebracht oder dieſes ſchon jegelfertig war. Dagegen muß nun aud der Schiffer ven Scha— 
den erjegen, wenn er bevungene Güter liegen läßt. 

In Seegefahr darf der Schiffer nicht eher werfen, ald bis der Kaufmann, der in jener Zeit 
jeine Waaren zu begleiten pflegte, geworfen hat; ver Berluft durch den Seewurf, foweit er nicht 
auf dem Berbed verladenes Gut betrifft, wofür von den übrigen Verladern nichts vergütet wird, 
wird über Schiff und Ladung vertheilt, wozu das erftere die Hälfte beiträgt. Der Werth des 
Geworfenen wird, wenn vor der Hälfte der Reife geworfen wird, nad dem Koftenpreije am 
Abgangdorte, jonft nad) dem Werth am Entladungsorte gerechnet. Nothfälle geben dem Schiffer 
außerordentliche Befugnifle, ſodaß er fogar die Ladung erbrechen und davon für die Bebürfniife 
des Schiffs verfaufen darf. 

Befondern Bedacht nimmt das Gonfulat auf das Verhältniß des Schifferd zu der Schiffs: 
mannjhaft. Dem angenommenen Matrofen gebührt feine Heuer, er mag feine Sachen verfteben 
oder nicht; nach beendigter Reife ift er frei; ſtirbt er auf der Reife, fo muß fein Nachlaß den 
Erben audgeliefert werden, anders als bei Baffagieren, melde zum Theil von der Bejagung be: 
erbt werben; wirb das Schiff an einem fremden Orte verfauft, jo muß ihm freie Rüdfahrt in 
Die Heimat gewährt werben. Für die Heuer haftet ihm das Schiff und die Fracht; er braucht 
feine Dienfte anders ald auf dem Schiff zu leiften und fann nur wegen Diebftahld, Kekerei und 
Ungehorjam entlaffen werden. Der Schiffer iſt zu einer bejondern Fürſorge verpflichtet, er ſoll 
für eine gute Anlage des Lohns forgen. Das Conſulat beftimmt jehr forgfältig, welche Koft dem 
Matrofen geleiftet werben folle, aber es unterläßt aud nicht zu bemerken, daß er Scheltworte, 
jedoch nit Schläge , ertragen, nicht zanfen müſſe. Er ift gehalten die Reife zu thun, für welche 
er jich verheuert, und darf das Schiff nur aus befondern Gründen vorher verlaffen, 3. B. weil er 
felbft ein Schiff erhalten hat oder ſich verheirathen will.*) 


4) Der Matrofe führt häufig auf Part, d. h. participirt an Gewinn und Verluft der Unternehmung ; 
ferner genießt er die Bührung, das Recht, einige Waaren frachtfrei ing Schiff zu verladen. 
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Die durch Anfegeln entſtandenen Fragen behandelt dad Gonfulat nah Römischen Recht, in: 
dem ed die Grfagpflicht davon abhängen läßt, ob ein Schiffer durch feine Schuld den Zufamınen- 
ftoß veranlaft bat. 

Ein dem Römifhen Recht unbekanntes Seihäft war dad Gommifftond: oder Commandit⸗ 
gefhäft, daß der Schiffer oder jemand, der mit dem Schiff reifte, Waaren für einen andern mit: 
nahm, um fie an dem Beftimmungdorte für deſſen Rechnung zu verfaufen, oder Geld, um daſelbſt 
Waaren einzuhandeln. Der Commiffionär trägt den zufälligen Berluft viefer Waaren nicht; ift 
aber der Audgang der Commiſſion ein unglücklicher, z. B. weil er ohne guten Grund den Be— 
ftimmungdort veränderte oder denſelben troß guter Gründe beibehielt, jo muß er den Schaden 
indgejammt erfegen. Auch den Zufall trägt er, wenn er dad Commanditgut als eigen Gut an: 
genommen oder das Recht erhalten hat, es überall hin, wohin er ſich mit feiner Berion begebe, 
mitnehmen zu dürfen. Hat er das aus dem Verkauf gelöfte Geld und fein eigenes in Waaren 
angelegt und verfauft an dem Beilimmungsorte die fremden Waaren, die eigenen zurüdbehal: 
tend, jo wird der Verluft auch über die Commandite vertheilt. Der Commiſſionär hat nur 
Anſpruch auf Deckung feiner Unkoften und Bergütung für jeine Bemühungen, dagegen muß 
feiner Rechnungsablage geglaubt werben. 

Adpmiralfchaften nannte man Bereinigungen zwiſchen mehrern Schiffen zu einen gemein: 
famen Zweck, 3. B. zur gegenfeitigen Bertheidigung gegen Seeräuber ober Unterfiügung in 
Seegefahr. Der Vertrag muß ſtrict erfüllt werden. Wird ein in Admiralſchaft fahrendes Schiff 
genommen, jo müffen alle übrigen den Schaden mittragen. Aufbringung durch Feinde und 
Loskauf von derfelben find Fälle der großen Havarie. Ald Grundſatz des Kriegsrechts ftellt das 
Gonfulat auf, dag nur das feindliche Schiff und Gut der Erbeutung ausgejegt ifl, neutrales 
Eigenthum immer dagegen fiher jei. 

Im vorftehender liberfiht, vie keineswegs als eine vollftändige audgegeben werden ſoll, ift 
verfucht worden, dem Lefer einen Begriff von dem Geifte und der Ausführung des Gonfulats 
zu verihaffen. Leider erlaubte ed der dem Artifel Seereht in diefem Werke zugemeflene 
Raum nit, eine ausführlichere Schilderung vorzuführen,, welche geeigneter fein würde, die 
Eigenthümlichkeiten der mittelalterlihen Seefahrt kennen zu lernen. 

Seit dem frühen Mittelalter, vem 11. und 12. Jahrhundert, waren nun auch andere Meere 
in den Handelöverkehr gezogen worben, auf welden ſich wegen der eigenthümlichen Berhältniffe, 
mit welchen auf ihnen die Schiffahrt verfnüpft war, beſondere ſeerechtliche Rechtsbildungen ent- 
mwideln mußten. Diefe Meere waren der Atlantifche Deean, die Nord: und die Dftjee. Die Schiff: 
fahrt, Die auf diefen ſtürmiſchen Gewäſſern voller Untiefen ſich aufs offene Meer hinauswagen 
mußte, war eine Sade, die Erfahrung und nautifche KRenntniffe voraudfegte und daher ſich fehr 
bald zu einem bejondern Beruf herausbilvete. Wie daher einerjeits der Kaufmann nicht mehr 
zugleich ven Schiffer abgeben fonnte, fondern die Führung des Schiffs einem Kapitän ausfchließ- 
lich anzuvertrauen genöthigt war, jo mußte andererfeitd aus dem Vertrauen, das dem Führer 
eines Schiffs geſchenkt werden mußte, eine freiere felbfländigere Stellung, ernftere Berantwort- 
lichkeit deffelben hervorgehen, um jo mehr, da bie weite Entfernung der Seereijen jeltener dem 
Befrachter feine Waaren zu begleiten geftattete. Auch dad Berhältnif der Schiffäbefagung wurde 
nothwendig ein andered. Wenn von ihrem Gehorſam gegen die Befehle, ihrer ftrengen Pflicht⸗ 
erfüllung immer bie Sicherheit, oftmals die Rettung des Schiffs abhing, jo konnte es nicht fehlen, 
daß auf der einen Seite ſtärkere Öarantien zur Erlangung und Erhaltung beider geſucht, auf 
der andern größere Sicherheit für ihre Intereffen gewährt wurden. Die ganze Schiffsbeman- 
nung trat in ein reined Dienftverhältnig zum Nheder, felten war jie am Schiff, nod) feltener an 
der Unternehmung betheiligt. Die Rhederei war häufig fhon zum Gegenftande befonderer 
Unternehmung gemadt, was zur Folge hatte, daß ſich die Rechtsverhältniſſe ver Rhederei, der 
Rheder zu ven Befrachtern, ſchärfer herausbildeten. 

Die ältefte Rechtsſammlung auf dieſen Gebieten find Die Roles d'Oléron (benannt nach der 
franzöftfchen Infel Dleron im Atlantifhen Ocean, ihrer Heimat), in der Mitte des 12. Jahr: 
bunderts entflanden und dadurch von fo hoher Bedeutung geworden, daß fie nicht blos das gel: 
tende Seerecht Frankreichs, jondern aud) Spaniens und Englands wurden, aller Länder die den 
Atlantifhen Ocean begrenzten, und fogar Aufnahme fanden in das Gonfulat. Aus dem Ge: 
brauch derfelben in Flandern gingen die „Urtheile ve Damme oder die Geſetze van Weftfapellen” 
hervor, während nad der Oftfee gedrungen fie zum „Hogeſten Waterreht tho Wisby“ bei- 
trugen, welches übrigens außer ihnen noch originale Quellen Hatte. 

Die Röles d’Ol&ron wurden auf ihrem Geltungsgebiet bald durch das Conſulat verdrängt, 
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das ſich zu einer allgemeinen Herrſchaft erhob, während im Norden ſich das wisbyſche Seerecht 
erhielt und die Grundlage der ſeerechtlichen Entwickelung in Deutſchland, Schweden, Däne mark 
und Rußland wurde. Dieſes ging über in den Codex Karl's XI. von Schweden (1667), in das 
dänische Seerecht Friedrich's II. (1561) und von dieſem wieder in das Lov Ehriftian’d V. (1683). 
Ebenfalld wurde es, durch Beſchlüſſe auf den Hanfatagen ergänzt, Theil des hanfeatifchen See: 
rechts, ſowie der Stadtrechte Hamburgs und Lübecks, mit welchem letztern es die Reife um die 
ganze Oftfeefüfte machte, in die Statuten von Danzig von 1455, in das Seerecht für das König- 
reih Preußen von 1727 uud auf diefem Umwege in dad Preußische Landrecht, vielfach verändert, 
ergänzt und vervollkommnet, aufgenommen wurbe. 

Um das Gonfulat gruppirte ſich die Weiterbildung des Seerechts in den romanifchen Län: 
dern. Aus dem Gonfulat und dem Guidon de la mer, einer gegen das Ende des 16. Jahrhun— 
derts entftandenen Sammlung auf dad Seeverfiherungswejen bezüglicher Rechtsſätze, ſchöpfte die 
Ordonnance de la marine Ludwig's XIV. von 1681, weldye ihrerfeits faft ebenfoldyen direrten 
und indirecten Einfluß geübt hat wie feinerzeit dad Bonfulat.?) Die Ordonnance endlich 
bildet den Hauptbeftandtheil des Code de commerce 1807, jenes Geſetzbuchs, das fich fat in 
allen europäifhen Staaten Eingang verfhaflte.*) 

Daß in neuerer Zeit auf den frühern Particularismus folgende Streben, die einzelnen Glie— 
der des großen Körpers Deutichland enger zuſammenzuſchließen, das aus der reinen Idee in bie 
praftifche Wirklichkeit überzufegen begonnen, bat Deutihland aud ein Seerecht gebracht, im 
fünften Bud des Allgemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbuchs. Daffelbe betrifft freilih nur die 
privatrehtlihen VBerhältniffe des Seerechts, z. B. die aus ver Rhederei, Befrachtung eines Schiffs 
hervorgehenden, und läßt die völfer: und ſtaatsrechtlichen und polizeilichen unberührt, wie z. B. 
nad) Art. 434 die Bedingungen, von melden die Nationalität eines Schiffe abhängt, von den 
Landeögefegen geordnet werben follen. Mit feinem Inhalt aber ift es beftimmt, unter Berbrän- 
gung aller frühern particulariftifhen Seerechte ausſchließlich zu gelten, ſoweit es diefelben oder 
drtlihe Gewohnheiten nicht ausdrückich als Ergänzungen feiner Beflimmungen befteben läßt, 
wie z. B. Art. 527 die Landeögefege über die Dualification eines Schifferd, Art. 569 örtliche 
Verordnungen über die Dauer der Ladezeit. 

Was den Inhalt des Seerechtd anlangt, fo handelt es gemäß ber natürlichen Ordnung zu= 
nächſt von den Redhtöverhältniffen des Schiffs als ſolchen, der Rheder, Kapitäne, Schiffsmann— 
haften, fodann von denen, welde burd die beftimmungsmäßige Verwendung eines Schiffe 
entfteben, die orbentlihen aus der Bermiethung deffelben zum Transport von Sachen und Per— 
fonen, die außerorbentlihen, die Bodmerei und Havarie. Befondere Titel behandeln die 
Shiffögläubiger und die Seeverfiherung. Gine furze Zufammenftellung einiger Säge aus 
den Kapiteln, welche nicht wie die Seeverjiherung in befondern Artifeln dieſes „Staats 
Lerifon‘ bearbeitet find, mag hier Platz finden, um eine Probe von dem Geifte dieſes Gejeg- 
buchs zu geben. 

Obwol eine bewegliche Sache, find die Schiffe, die megen ihres hohen Werths regelmäßig 
als felbftändige Bermögensftüde im Verkehr vorfommen und wegen ihrer Wichtigkeit für ben 
Verkehr, der ganzen Art ihres Gebrauchs nicht wie andere bewegliche Sachen behandelt werben 
dürfen, doch ein fo beſonders qualificirter Beftandtheil des Eigenthums, daß die Gefeggebung fie 
ſtets exceptionell beurtheilt hat. Über die Schiffe werden, wie über die Grundftüde Flurbücher, 
Shiffsregifter geführt, welche den Zweck haben, theild die Nationalität und die Heimatöberedh- 


5) Es fann hier nicht die Abficht fein, alle einzelnen Gefege und Statute der Seeftaaten vorzufüb- 
ren. Wer diefe fennen lernen will, ift auf die fehr vollftändige Collection des lois maritimes ex- 
törieures au XVII siecle von Pardeffus zu verweiſen. 

6) Der Code de commerce gilt unmittelbar in den ehemals mit dem franzöfifchen Kaiferreiche 
verbundenen Ländern: Großherzogthum Luremburg, Lombardiſch-Venetianiſches Königreich, Großherzug- 
thum Toscana, Parma, Piacenza, Lucca, Königreich Belgien, Canton Genf fowie im Königreich Polen 
und der ehemaligen Republif Krafau. Auf dem Code de commerce beruhende Gefegbücher haben das 
Königreich beider Sicilien (Codice per lo regno delle due Sicilie, 1819), der Kirchenſtaat (Regola- 
mento provissorio di commercio, 1821), Sardinien (Godice di commercio per gli stati Sardi, 
1842), Modena (Codice commereciale per gli stati Estensi, 1851), Spanien (Codigo de commer- 
cio, 1829), Bortugal (Codigo commercial Portuguez, 1833), die Niederlande (Wetbook van Koop- 
handel, 1838), Waladjei (1841), Serbien (1860), Griedyenland (1841), die Jonifchen Infeln (1841). 
Die füdamerifanifhen Staaten haben wiederum aus den Gejepbüchern ihrer Mutterländer gefchöpft, 
—— er franzöflfche Legislation auf diefem Umwege auch auf dem neuen Gontinent Eingang ge 

nben hat, 
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tigung, von welcher im Auslande ſo viel abhängt, die Berechtigung zur Ein- und Ausfuhr von 
Waaren, die Belaftung mit Hafengeldern u. ſ. w., theils die Identität und Eigenthumsverhält-— 
niſſe eines Fahrzeugs feſtzuſtellen. In daſſelbe werben alle hierauf bezüglichen Thatſachen ein— 
getragen, namentlich auch die, welche einen Eigenthumswechſel begründen. Ein ſolcher geht oft 
vor ſich, während das Schiff ſich auf einer Reiſe befindet; es fragt ſich dann, ob der Erwerber 
auch in die durch das Eigenthum am Schiff begründeten perſönlichen Verhältniſſe, z. B. Bei— 
träge zur Havarie, des Veräußerers eintreten ſolle, wer von beiden den Gewinn und Verluſt der 
Seereiſe zu tragen habe. Im Zweifel ſoll nach Art. 441 den Erwerber, wie ihm der Gewinn 
gebührt, ſo auch der Verluſt treffen, obwol ihnen freiſteht, anderes auszumachen; die perſönlichen 
bereits begründeten Verpflichtungen gehen dagegen nicht auf ihn über; denn die Verpflichtungen, 
welche nur durch pas Eigenthum am Schiff begründet werben, find doch nicht Pertinenz deffelben, 
wie die zum Gebrauch ded Schiffs bei ver Seefahrt beflimmten Sachen, deren Eigenthum mit 
dem bed Schiffd verbunden ift. Der Eigenthumsübergang ift von den Beffeln befreit, die fonft 
die Freiheit des Verkehrs im Intereffe der Sicherheit deffelben einengen ; verfelbe kann ſchon 
bewerfftelligt werden dur; die Vereinbarung, daß das Eigenthum fofort auf den Erwerber 
übergeben joll. Auch genießen Schiffe das Privileg, daß fie, wenn fegelfertig, nicht wie anderes 
Vermögen mit Beſchlag belegt werben können. Auch der Ladung und der Schiffsbefagung 
find ähnliche Vorrechte gegeben worden. 

Bei dem Betrieb des heutigen Seeverfehrd erfordern gerade die Verhältniffe ver Rhederei 
(RhHeder ift der Eigenthümer eines Schiffs) die befondere Aufmerffamkeit der Gefeggebung. 
Theils find ed die Fragen, wieweit die Rheder haften müffen ans den Obligationen, in welde 
fie vermöge ihrer Qualität ald Rheder eintreten, theild find es die Beziehungen, melde zu 
ftatuiren find, wenn, wie es jo häufig bei der Größe der Seeſchiffe, an manchen Orten, 5.82. 
Roſtock, fogar gewöhnlich ift, mehrere Perfonen ſich an dem Betrieb eined Seeſchiffs gemein- 
ſchaftlich betheiligen. Im der erftern Beziehung hat das deutſche Geſetzbuch das Römiſche Recht, das 
überall eine jolivarifche Haft der Rheder annimmt, verlaffen und neben der folivarifchen eine 
begrenzte Haftung eingeführt. Diefe Scheidung beruht auf dem Gedanken, daß mande Ber: 
pflichtungen im directen perfönlichen Interefje des Rheders und unter feiner unmittelbaren Ein— 
wirfung abgefhloffen werden. Bei folden, z. B. den Heuerverträgen mit der Schiffsmannſchaft, 
den Eraft einer Vollmacht von dem Schiffer für ihn abgeſchloſſenen Gontracten (Art. 453, 498), 
wird daher aud die Perfon des Rheders in die Verbindlichkeit hineingezogen. Andere Ber: 
pflihtungen dagegen muß er fich gefallen laffen, ohne Erhebliches dawider thun zu können, indem 
fie ihn nur auf Grund feined Berhältniffes zum Schiff treffen, z. B. aus Verträgen, die ber 
Schiffer kraft feiner gefeglichen Befugniffe?) abfhlieft, aus Verfhuldungen ver Mannſchaft, 
Gulpa des Schifferd in Erfüllung von Verträgen; ed wäre unbillig, hier ven Rheder, der mit 
Schiff und Fracht einfteht, auch zu zwingen die fortune de lerre eventuell preiszugeben. 

Die alte Streitfrage, ob Mitrheder ald Mitglieder einer Geſellſchaft oder als bloße Miteigen: 
thümer anzufehen find, an die ſich praftifch eine Menge wichtiger Folgen fnüpfen, hat das Handels⸗ 
geſetzbuch in vermittelnder, wahrſcheinlich der angemeſſenſten Weifegelöft, indem es in einigen Be: 
ziehbungen das Princip der Gleichheit, wie fie aus dem Eigenthum folgt, aboptirt hat, z. B. bei 
der Bertheilung des Gewinns und Verluſtes, betreffs des Austritt und Eintritt von Mit- 
rhebern, der Haftung gegen britte.®) In andern wird die Rhederei ald eine Art von Erwerbs: 
foeietät behandelt, welche Behandlung infofern auch gerechtfertigt ift, ald die Gemeinſchaft nur 
des Gewinns halber conftituirt wird. Im der Angelegenheit ver Rhederei gelten Majoritäts: 
befchlüffe (Art. 450), ed kann ein fogenannter Gorrefpondentrheder (Procurift der Rhederei) 
beftellt werden, der alle Geſchäfte verfelben nad) außen mit verbindender Kraft für die übrigen, 
die felbft an venjelben nicht theilnehmen dürfen, Teitet (Art. 459); auf diefer Auffaffung beruht 
auch dad Anwachſungsrecht, wenn ein Schifföpart aufgegeben wird (Art. 468), die Möglichkeit, 
die Auflöfung ded Verhältniſſes durch Stimmenmehrheit zu beſchließen (Art. 673). 


7) Eine Beichränfung berfelben, die dem britten nicht befannt war, gilt ihm gegenüber auch nicht. 

8) Nach Größe der Schiffsparten wirb das Gewicht der Stimmen bei Beichlußfaffungen, Gewinn 
und Berluft vertheilt, die Haftung gegen dritte bemeſſen; jeder Mitrheder fann frei veräußern und tritt 
blos durch die Veräußerung feines Parts aus, wie der Erwerber durch ben bloßen Erwerb Mitglied 
wird. —* — ber übrigen Rheder erleidet feine Veränderung durch dieſe Ereigniſſe. Art. 458, 
469—472, 474. 
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Völlig verändert hat ſich ſeit dem Alterthum die Stellung des Schiffers, Kapitäns eines See⸗ 
ſchiffs. Bei den weiten Fahrten, die jetzt häufig unternommen werben, in fremde Länder, zu 
frenıden Bölfern, muß die Sorge für Schiff und Ladung, für Ausführung der abgeihloffenen 
Verträge, Erfüllung der in fremden Häfen dem Verfehr obliegenden Verbindlichkeiten u. ſ. w. 
ihm oftmals ganz überlaffen werden, dba weder der Mheber noch der Ladungseigenthümer Ver: 
baltungsvorihriften zu erreichen find. Da auf dem Shiffer Die ganze Verantwortlichkeit ruht, 
fo ergibt es ſich als eine wichtige Aufgabe der Gefeggebung, den Kreis feiner Rechte und Pflich— 
ten angemefjen und genau zu beflimmen. Beide zerfallen in die, welche er als techniſcher Leiter 
und Befehlshaber des Schiffs, und die, welche er ald Vertreter ber Rheder und Ladungseigen— 
thümer hat. Die erftern ergeben ſich aus der Natur der ihm obliegenden Dienftverridtungen ; 
er hat 3. B. dafür zu forgen, daß das Schiff vor Antritt der Reife in dienfttüchtigem Zuftande 
fei, alle Schifiögerätbichaften in guter Ordnung, daß geladen und gelöfcht werbe nach den Regeln 
der Kunft und Erfahrung, er muß jede gute Fahrgelegenheit benugen, darf ſich vom Schiff nicht 
ohne Noth entfernen ; befonders liegt ihm ob, auf der Reife ein Journal zu führen, in welches 
alle wichtigen Begebenheiten eingetragen werben, bei erlittenen Unfällen nach Ankunft im Hafen 
eine Berklarung, d. h. einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten der Reife, eine deutliche 
Erzählung der Unfälle und der zu ihrer Abwendung oder Verringerung angewandten Mittel, 
abzulegen. 

Auch in der andern Beziehung ift der Gegenstand der Thätigfeit durch die Aufgabe vorge: 
zeichnet, wenn auch die einzelnen in dieſelbe fallenden Handlungen fehr verfchieden beftimmt werben 
fönnen. Diefelbe umfaßt weſentlich eine rechtliche, auf die Bornahme von Rechtsgeſchäften, Ab- 
ihluß von Verträgen gerichtete Thätigkeit, beſchränkt ih aber dem öben angeführten Grunde 
gemäß auf eine Geihäftsführung im Auslande.“) Hier befigt er kraft des Geſetzes die Voll: 
macht, für ven Rheder alle Geichäfte vorzunehmen, welche vie Ausrüftung, Bemannung, Ber: 
proviantirung und Erhaltung des Schiffs, jowie überhaupt die Ausführung der Neife mit ſich 
bringen, jevod nur mit der Wirfung, den Rheder bis zum Belauf von Schiff und Fracht zu ver: 
pflichten. Er ift daher befugt, einzufaufen, 3. B. Broviant, das Schiff zu verfrachten,, zu ver: 
bodmen und fogar in dringender Nothwendigkeit zu verfaufen. Natürlich ift mit dieſem Mecht die 
Pflicht verbunden, das Intereffe des Rheders wahrzunehmen, befonders ihm immer Nachrichten 
über die Gejhäfte zu geben und Rechnung abzulegen. Hinfidtlich der Ladung wird feine Be: 
fugniß jhon deshalb heſchränkter geftaltet werden müffen, weil die Befrachter zunächſt gar 
nicht mit dem Schiffer, jondern nur mit dem Rheder zu thun Haben und ihn nidt auswählen 
fönnen. Während er für das Beite der Ladung ſtets Sorge zu tragen bat, weil fie ihm anver- 
traut ift, darf er ald Vertreter der Ladungsbetheiligten do nur zur Abwendung oder Verrin- 
gerung eines Verluſtes thätig werben, und in folden Fällen ermächtigt ihn auch das Gejeg zu 
auferorbentlihen Maßregeln, wie er fie für nöthig hält, z. B. Ausladung, Verbodmung, Ber: 
auf der Ladung u. |. w. 

Wie dad Rehtöverhältuig des Schiffers zum Rheder beruht dad der Schiffsmannſchaft auf 
einem Dienftcontract, geftaltet ſich dadurch aber eigenthümlich, daß die Endigung deſſelben nicht 
blos durch Ereigniffe in ver Berfon der Gontrahenten, fondern aud durch ſolche, melde pas 
Object, auf weldem und für weldes die Dienfte geleiftet werden follen, betreffen und zwar an 
ganz verichiedenen Orten bedingt it. Sehr zweckmäßig hat das Handelsgeſetzbuch die feit Dem 
Mittelalter übliche Führung, d. h. das Recht ver Schiffäbejagung, für eigene Rehnung Waaren 
mitzunehmen, das eine Duelle von Durchſtechereien und endloſen Streitigkeiten zwiſchen Dienft: 
herren und Untergebenen war, bejeitigt. Der vorzüglichfte Nugen des Geſetzbuchs befteht darin, 
daß es die VBerpflitungen aus dem Vertrag genauer geregelt bat. Das Dienftverhältniß beginnt 
mit dem Dienftantritt, Anmufterung, von welden Augenblid an die Mannjchaft der ſtrengen 
Schiffspisciplin unterworfen wird und das Recht auf den Lohn, Heuer, in Kraft tritt. Es 
dauert, je nachdem ed für eine beftimmte Reife oder auf unbeitimmte Zeit eingegangen, bis zur 
Vollendung beflelben, d. b. bis zur Rückkehr in den Heimatöbafen oder bis zur Auffünbigung 
defielben, wenn nicht außerordentliche Umftände eintreffen, wie Krieg, Embargo des Schiffs, 
Untergang u. ſ. w. Die Stellung eines Schiffers ift natürlich nad) beiden Seiten hin freier ald 
die der Mannſchaft, welche ähnlich den Soldaten in einem für fie unlöslichen, obgleich freiwillig 


9) Rechtsgefcyäfte, vom Schiffer im Heimatshafen abgeichloffen, find für den Rheder nur dann ver: 
bindlih, wenn jener auf Grund einer Bollmadyt gehandelt hat oder ein anderer beſonderer Verpflich⸗ 
tungsgrund vorliegt. 
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eingegangenen Berband flehen. Der Schiffer übt das Recht der freien Kündigung feines Gon- 
traets wie der Rheder, der Matrofe aber fann nur ausnahmsweiſe austreten wegen grober 
Verlegung der gegen ihn obliegenden Pflihten, wohl aber aud mehrern Urſachen entlaffen wer: 
den, wobei das Gejeg bejonders feine moraliſche und phyſiſche Dienftfähigfeit ind Auge gefaßt 
bat. Während es aber fo anſcheinend ihn in eine fehr abhängige Stellung bringt, ift ed auf 
der andern Seite auch bedacht geweien, für fein materielles Wohl zu forgen. Haft in allen Fällen, 
ausgenommen wo die Entlaffung ihm zur Laft fällt, wird ihm eine Entſchädigung zugebilligt, 
bald aus dem empfangenen Handgeld, bald aus einer Quote der Heuer beſtehend, zu welcher 
noch die Koften der Rückkehr in die Heimat fommen, wenn das Dienftverhältnif im Auslande 
gelöft wird. Sehr anzuerfennen ift die Fürforge, melde dad Geſetz den erfranften, im Schiffe: 
dienft beſchädigten, verwundeten oder getöbteten Perſonen der Schiffsbeſatzung widmet. 

Gläubiger mit aus Dienſt- und Heuerverträgen herrührenden Forderungen gehören zu den 
Schiffsgläubigern, unter welcher Rubrik das Geſetz eine Reihe von Forderungen vereinigt hat, 
denen es ein Privilegium hinſichtlich der Befriedigung gewährt. Dies beſteht in der Einräumung 
eines auch gegen dritte Beſitzer verfolgbaren Pfandrechts an dem Schiff und der Bruttofracht der 
Reife, aus welcher die Forderung entſtanden iſt, welches in Coneurrenz mit andern Pfandgläubi— 
gern und ſonſtigen Gläubigern den Vorzug in der Befriedigung gibt und nur erliſcht durch den 
Verkauf des Schiffs im Wege der Zwangsvollſtreckung oder den Verkauf, den der Schiffer im 
Fall zwingender Nothwendigkeit auf Grund ſeiner geſetzlichen Befugniſſe vornimmt. 

So weit das Deutſche Handelsgeſetzbuch. Sorgfalt und Sachkunde in der Anlage und Aus: 
führung, richtige Würdigung der einjchlagenden Verhältniffe, humaner, , billiger Geift in ven 
Sägen, klare, lichtvolle Anordnung zeichnen e8 aus; feine Fehler find ein zu ſtarkes Eingehen 
ind Detail, zu große Minutiofität in den Beflimmungen und oftmald durd ein Streben, genau 
fein zu wollen, ein gewiffer Wortreihthum und eine Dunfelheit in der Sprache, welche um fo 
mebr in die Augen fällt, wenn man e8 mit dem Code de commerce vergleicht, deflen großer 
Vorzug bei fonftigen Mängeln die Gractheit feiner Rede ift. 

Wie aus dem Obigen hervorgeht, ift Deutſchland nicht an der Spige der Bervegung auf dem 
Gebiet der nautiſchen Geſetzgebung geweſen, fondern, wie e3 fi von der Schwerfälligkeit feiner 
politifgen Ginrihtungen erwarten ließ, ziemlich fpät nachgekommen. Selbft Rupland bat ihm 
dur die Handeldorbnung von 1835/42 den Borfprung abgewonnen. Die andern norbi: 
fhen Staaten bebelfen ſich noch immer mit ihren alten obenerwähnten Geſetzbüchern, Die zwar 
in einzelnen Beziehungen ergänzt, aufgehoben, mobificirt find, aber im weſentlichen noch jegt 
gelten. Werfen wir nod einen Bli auf das Seerecht der beiden erften zur See fahrenden 
Nationen, der Engländer und Norbamerifaner. Bei beiden Völkern ift am wenigften durch 
Gefeggebung für die Iutereffen der Kaufleute, Rheder und Seefahrer in privatrechtlicher 
Beziehung geforgt. Die Bildung des Rechts ift Dielen jelbft faft ausſchließlich überlafjen geblie: 
ben, was allerdings die Folge gebabt Hat, daß fih ein Reihthum von feerehtlihen Normen 
nach allen Richtungen bin durch Gewohnheiten der am Seeverfehr Iheilnehmenden, Urtheile 
und Sprüde ver Seegerichte entwidelt hat, aber ein Reichthum, der ſchwer zu heben ift. Erft in 
neuefter Zeit hat jih in England die Gefeggebung aud dem Privatjeerecht zugewandt, deren 
Frucht die umfangreiche „Merchaut shipping act 17 and 18 Victoria, c. 104° von 1854 
mit einer Grgänzungsacte von 1862 iſt. Auch in Norbamerifa ift feine dad geſammte Seerecht 
umfafjende Regislation, ebenfo wenig ala in England, verfaßt worden; auch hier hat man fid 
beichränft, einzelne Theile, je wie dad Bedürfniß erforverte, durch Gefege zu ordnen, die indeß 
bisweilen jehr weitläufig und umfangreich gerathen find, wie z.B. die ‚Revised statutes of 
Massachusetts.” R. J. Burdardi. 

Seeverſicherung. Der Gedanke, die Gefahren des Verluſtes auf einer Unternehmung 
zur See dadurch zu vermindern oder ganz aufzuheben, daß man ſich von einem dritten Erſatz 
der etwa erlittenen Verluſte gegen eine ihm gezahlte Vergütung ſtipulirt, iſt weder ſo neu, daß 
ihn unſere Zeit als den ihrigen beanſpruchen könnte, noch ſo alt, daß ſchon das Alterthum ihn 
in ſeiner ganzen Fruchtbarkeit erkannt und gewürdigt hätte. Er gehört weſentlich dem ſpätern 
Mittelalter, der Zeit des 15. und 16. Jahrhunderts an); damals Hat feine Entwickelung ſtatt⸗ 





1) Der Guidon de la mer, bie erſte ausführlichere Zuſammenſtellung der Regeln von der Seeaſſe⸗ 
curanz, gehört dem Ende bes 16. Jahrhunderts an. Die Verordnungen der Beamten der Affecuranzen 
in der Stadt Florenz; (Engelbrecht, Corpus juris nautici, S. 158) ftammen aus bem al 1512. 
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gefunden bei den Völkern, welche damals die erften Seefahrer dev Welt waren, Italiener, Fran 
zofen und Spanier; er ift von ihnen zu den Nationen gefommen, welche feit der Entdeckung 
Amerifas den erften Rang auf dem Meere errungen haben, und ift von ihnen in der neuern Zeit 
zu der unfaffenden, genauer detaillirten Lehre ausgebildet worden, von der wir den neueften 
Ausprud?) in dem Allgemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbuch, Bud V, Tit. 11, finden. 

Die Seeverfiherung ift eine Anwendung der Verfiherung überhaupt aufSeeunternehmun: 
gen und hat daher mit diefer den allgemeinen Ziwed gemein, der darin befteht, für die Ver: 
(ufte, melde den an einer Seeunternehmung pecuniär Betheiligten durch die natürlichen Gefah— 
ven einer Seefahrt droht, ſich ganz oder theilweiſe Erfag zu fhaffen. Von den bei dem Abſchluß 
eines Verſicherungsgeſchäfts Interefiirten zahlt der eine, der Verfiherte, eine gewiffe Summe, 
Prämie, um fih den Erfaß zu fihern, wogegen der andere, WVerficherer, gegen Empfang der 
Prämie fi verpflichtet, eingetretenenfall8 den Erfaß zu gewähren. Bon der Seite dei erftern, 
der auf diefe Weife die Koften feiner Unternehmung fteigert, wird durch Opferung eined Be: 
ftimmten Sicherheit gegen dad Ungewiſſe erfauft, von der andern Seite, auf der das Geſchäft 
ein gewagtes ift, befteht die Speculation darin, gegen Empfang eined Gewiffen einen blos mögli: 
hen, alfe ungewiffen Verluft zu erleiden ; der Berficherer bafirt feine Rechnung auf der Wahr: 
fheinlichfeit des Nichteintrittd eined unglüdlichen Zufalls, und hierin ruht die MöglichFeit ver 
Lucrativität des Geſchäfts, welche jich fteigert in eben dem Grade, ald er Verfiherungen über: 
nimmt, weil nicht im VBerhältniß zur Zahl der verficherten Gegenftände die Wahrfcheinlichkeit 
eines Unfalls wählt, fondern abnimmt; der Verfiherte hingegen ift an dem Eintritt des Ver: 
fiherungsfalld unintereffirt, weil er dadurch nichts erhält, mas er nicht fchon hat, inſoweit 
ausgenommen, als, je geringer die Wahrſcheinlichkeit eines Verluftes ift, deſto niebriger der 
Kaufpreis fein muß, mit weldem er jih Sicherheit gegen Verluft erfauft. Für ihn wird bie 
Prämie immer verloren, gewonnen wird möglichermeife Erſatz; für jenen ift der Gewinn ficher, 
die Prämie, der VBerluft ungemwiß, weil er von dem Eintritt des Verfiherungsfalls, der Gefahr, 
für die der Verficherer das Rifico trägt, abhängt. 

Mit diefer Natur des Gefhäfts, das auf Sicherung gegen Verlufte gerichtet ift, liegt die 
Unvereinbarfeit einer darüber hinausgehenden Gewinnfpeculation des Verſicherten Flar zu Tage; 
die Grundidee deffelben würde verrüdt werben, wenn ed benußt werden follte, dem Verfiherten 
außer dem Erſatz feines Schadens noch eine weitere Avance zu verfhaffen, denn fein Gewinn 
beftebt eben darin, daß er einen Schaden nicht leidet. Das Verbot der Überverfiherung ‚d.$. 
einer folhen Berficherung, wo die Berfiherungsfumme ven Berfiherungsmwerth überfteigt [Han: 
delsgeſetzbuch, Art. 790] ?) und der Doppelverfiherung, wenn ein Gegenftand, der bereits zum 
vollen Werth verfihert war, nochmals verfichert wird (Art. 792), liegt in dem Weſen des 
Geſchäfts begründet. Zweifel kann bei einer Gefeßgebung nur darüber obwalten, welche Folgen 
an ſolche Acte geknüpft werden follen. Ausgeſchloſſen ift e8 ebendaher auch, daß jemand den 
Schaden, den ein anderer erleiden kann, bei dem er aber felbft gar nicht intereffirt ift, verſichere. 
Nicht minder ift e8 in der Natur der Verfiherung begründet, daf fie nur gegen den zufälligen 
Schaden ſchützen foll, d.h. hier den, welcher durch die mit der Seereife verbundenen außer: 
ordentlichen Greignifje bemwirft wurde, als da find: Schiffbruch, Sinken, Eindringen ded.See- 
wafferd, nicht aber gegen die Verlufte, melde entweder Folge eigenen Verſchuldens des Verſi— 
herten und feiner Untergebenen, foweit er dafür einftehen muß *), oder welche durch die natür— 
liche Beichaffenheit der verficherten Gegenftände oder ihren orbnungsmäßigen Gebrauch herbei: 
geführt werben. ®) 

Wenn jhon im allgemeinen Redlichkeit, Vertrauen Bedingung eines geordneten regel: 


2) Das Handelsgefegbudy beruht in der Lehre von der Seeverſicherung weſentlich auf dem hambur— 
gifchen Seeverficherungsrecht, das durch Ufancen, Gewohnheiten, Verordnungen unter wefentlicher Bes 
rücfichtigung der Rechte anderer Völker entitanden ift und fchon an fic als die Darftellung einer allge: 
meinen deutfchen Necytsüberzeugung gelten könnte. 

3) Es foll hier gleich für den J bemerkt werden, daß die Gitate ohne weitern Beifag in Fol: 
gendem fic nur auf das Handelsgeſetzbuch beziehen. 

4) Art. 825. „Schaden durch Verfchulden des Verficherten bei der Verficherung von Gütern, Scha⸗ 
den durch Schuld der Ablader, Empfänger; Schaden, der daraus entfteht, daß das Schiff in einem nicht 
feetüchtigen Zuftande oder nicht gehörig bemannt in See gefandt if.“ 

5) Schaden an Schiff und Zubehör, infolge der Abnugung des Schiffs im gewöhnlichen Gebraudy, 
des Alters, Fäulniß, Wurmfraß; Schaden an den verficherten Gütern, entftanden durch deren natürliche 
Beicaffenheit, innern Berberb, Schwinden, Zedage u. |. w. (Art. 825). 
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mäßigen Handelsverkehrs ift, fo ift befonders bei Verfiherungen Ehrlichkeit und guter Glaube 
durd die utilitas contrahentium geboten nicht blos bei Erfüllung des Gontracts, fondern ſchon 
bei der Eingehung.%) Der Berficherer muß jich nicht nur auf die ihm gemachten Angaben des 
Berjicherten verlaffen Fönnen, er muß aud von ihm Mittheilung alles deſſen erwarten dürfen, 
was auf ihr contractlih zu begründendes Verhältniß von Relevanz ift, denn felten werben die 
Fälle fein, wo er felbft Die Mittel befigt oder fo gute wie jener, über ſolche Momente Aufklärung 
und Kunde zu erhalten, und oftmals ift er dazu gar nicht im Stande, weil er den Verſicher— 
ten nicht erfährt (Berfiherung für Rechnung wen ed angeht). Sowie e8 daher einestheils für 
den Verfiherungönehmer eine durd Ehre und Recht gebotene Pflicht it, vor Abſchluß bes 
Vertrags alle befannten Umſtände dem Verſicherer anzuzeigen?), welche wegen ihrer Er— 
beblichkeit für die Beurtheilung der von dem Verſicherer zu tragenden Gefahr geeignet find, auf 
den Entſchluß des legtern ji auf den Vertrag überhaupt oder unter denjelben Beſtimmungen 
einzulaffen, Einfluß zu üben (Art. 810 fg.), eine Pflicht, deren Unterlaffung durch Unver— 
bindlichkeit des Vertrags beftraft wird, fo erſcheint es anderntheils nur als felbftverftändlich, daß, 
wenn beide Theile von den Sachverhältniß unterrichtet waren, der eine, daß die Möglichfeit 
eined zu erjegenden Schadens ſchon ausgeſchloſſen, der andere, daß der zu erfegende Schade 
ſchon eingetreten fei, der Vertrag ald unverbindlich behandelt werde (Art. 789). Aber unrecht 
und nur durch praftifche Verkehrsrückſichten nothwendig dürfte es fein, daß der Verjiherungs: 
nehmer für unrichtige Anzeigen, auch durch unverjchuldeten Irrthum unrichtige, ebenfo verant- 
wortlid gemadt wirb wie für dad linterlaffen jeglicher Anzeige (Art. 813). Dasethifche Brincip 
fordert nur Beftrafung des Verſchuldens. 

Der Berfiherungdvertrag iſt, was die Juriften einen zweifeitigen Conſenſualvertrag nen= 
nen, der durch die bloße erflärte Willensübereinftimmung der Gontrahenten zu Stande fommt, 
und aus welchem für beide Theile Rechte und Pflichten hervorgehen. Befondere Formen, die im 
Verkehr bräuchlich find, z. B. das Ausftellen einer von dem DVerficherer unterzeichneten über den 
Bertrag audgejtellten Urkunde, Police, erfennt das Handelögefegbud nicht ald nothwendig 
an (Art. 788). Kann au nur zum Beſten desjenigen verfichert werden, dev bei einer See— 
unternehmung betheiligt ift, jo ift doch nicht erforderlich, daß er felbft in eigener Perſon oder 
durch jeine Vertreter ed thue (Berfiherung für eigene Rehnung). Vielmehr hat ih im Verkehr 
die Einrichtung gebildet, daß häufig ein fremdes Intereffe verfihert wird (Berfiherung für 
fremde Rechnung), z. B. für den Gommittenten vom Commiſſionär die eingefauften Waaren, 
die legterer erfterm zufendet, was dad Handelsgeſetzbuch aber nur erlaubt entweder im Ball 
eines Auftrags oder beim Mangel eines ſolchen unter der Borausfegung, daß dem Verficherer 
der Mangel angezeigt werde. Daß der Berjicherte gleich bei Abſchluß des Vertrags bekannt fei, 
ift durchaus nicht nothwendig; eine Verfiherung für Rechnung wen ed angeht, ift zu oft 
Bedürfnig, um eine leichtere Übertragung der Anfprüde aus dem Verfiherungävertrag be- 
wirfen zu fünnen, als daß fie vom Handelsgeſetzbuch hätte ausgefchloffen werden dürfen. 

Zu dem wejentlichen Inhalt eined Verjiherungdvertragd gehören die Angabe des Gegen: 
ftandes der Verfiherung und des Verſicherungsfalls die Gefahr, deren Riſico der Verſicherer 
auf ſich nimmt. Verſichert kann werden im allgemeinen jedes in Geld ſchätzbare Intereſſe, wel— 
ches jemand daran hat, daß Schiff und Ladung die Gefahren der Seeſchiffahrt beſtehe (Art. 782), 
namentlih Schiff, Fracht, Überfahrts-, Bodmerei-, Havariegelder, Güter, aud) die etwa zu 
verdienende Proviſion, der am Beftimmungsort von den Gütern zu verhoffende Gewinn (imagi- 
närer Gewinn), fogar die von dem Verficherer übernommene Gefahr, jogenannte Rüdverji- 
herung. Nur die Heuerforderung ded Schifferd und der Schiffsmannſchaft ſchließt das Handels— 
geſetzbuch, Art. 784, von der Verjiherung aus; es fheint hier dev Grund obgewaltet zu haben, 
daß theild durch eine Verfiherung für. diefe Perſonen ein großer Antrieb, ihre Pflicht zu thun, 
aufgehoben, theils diejelben mit ihren Heueranfprüchen jo gut ſchon anderweitig verfichert find, 
daß eine Affecurirung berfelben regelmäßig den Charakter einer Doppelverfiherung tragen 
würde. Verſicherungswerth nennt man den Werth des verfiherten Gegenſtandes, und diefer 
bildet die Grundlage, wenn aud nicht immer den Gegenftand des von dem Verficherer zu lei: 
ftenden Erfages, und ihn zu Eennen bat daher bad größte Intereffe. Sehr vereinfadht wird 


6) „Die Berficherung ift ein Contract, welcher auf der Grundlage der gegenfeitigen guten Treue 
beruht.‘ $. 13 des revidirten Allgemeinen Plans hamburgiſcher Seeverficherungen. 

7) Es entfchuldigt aber nicht die Behauptung, daß die Umftände nicht öffentlich befannt oder zweifel: 
haft waren. 
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die Schabenberehnung, wenn, tie es oft geſchieht, die Contrahenten ſich über eine be: 
flimmte Summe vereinbaren (tarirte Police), die im Fall des Verlufted bezahlt werben fol; 
aber nicht überall ift im voraus die Beftimmung des eventuellen Schadens für ben Beriice: 
vungönehmer möglich oder jedenfalld mit großen Gefahren für fein Intereffe verbunden ®), 
und fo wird er die offene Police vorziehen, im welcher der Verfiherungsmwerth nicht ange: 
geben ift, fondern nur die Gegenftände ver Verfiherung. Im ſolchen Fällen ift e8 die Aufgabe, 
welche der Rechtserzeugung obliegt, die Momente zu beſtimmen, von welchen der Berficherungs: 
werth abhängt, namentlich alfo die Schäßung des verfiherten pecuniären Intereffed nad Art, 
Zeit, Objeeten. Bei ver Verfiherung eines Schiffs enticheidet der Werth, melden das Shif 
in dem Zeitpunkt hat, in weldhem die Gefahr für den Verficherer zu laufen beginnt (Art. 799), 
bei der von Gütern dev Werth, welchen fie am Ort und zur Zeit der Abladung haben, unter 
Hinzurehnung aller Koften bis an Bord (Art. 803). Iſt der imaginäre Gewinn mit verficert, 

jo werben auf ihn 10 Proc. des Berfiherungswerthö der Güter gerechnet (Art. 805). Als 

Verſicherungswerth der Fracht gilt der Betrag der in den Frachtvertträgen bedungenen ober der 

üblihen Fracht (Art. 801). Es find dieſe Regeln wefentlicd interpretative Normen, welcht 

zur Auslegung und Ergänzung der contractlihen Vereinbarungen dienen und Daher nur zur 

Anwendung kommen, ſoweit nicht aus den beftinnmten Erklärungen der Contrahenten im Ver: 

trag etwas anderes erbellt. Ebenſo verhält e8 fich mit ven Borfähriften über die Gefahr, melde 
der Verſicherer zu tragen übernimmt. 

Diefe Gefahr begreift Unfälle in ſich, welchen der verficherte Gegenftand auf der Reife, für 
welche die Berficherung genommen worden, ausgefegt ift. Obenan fteben vie Beſchädigung und 
Vernichtung durd die Gewalt der Elemente, Wind, Wafler, Wellen, Eis, Feuer und dur 
Naturereigniffe, z. B. Gewitter, Erdbeben, ſodann durch Äußere von Menſchen geübte Ge: 
walt, mag fie berechtigt oder unberechtigt fein, was die römifchen Juriften vis major im Gegenfag 
jum casus nannten, 3. B. den Schaden dur Krieg, Verfügungen von hoher Sand (Embargo), 
Seeraub, Plünderung, Arreftihlag u.f.w. Der Verfiherer trägt regelmäßig auch die Gefahr 
des Berfiherten vurd eine verſchuldete (Dolofe und culpofe) Handlung der Schiffsequipage, 
fowol die criminell ftrafbare als das privatrechtliche Delict. Das Handelsgeſetzbuch zählt auch 
die Gefahr des Diebſtahls, der Unredlichkeit oder des Verſchuldens einer Perſon der Schiff: 
befagung, des Zuſammenſtoßens von Schiffen dahin. Enplich fallen ihm auch die Beſchaͤdigung, 
Vernichtung, Entziehung durch freiwillige, abjichtliche, gerade auf Herbeiführung diefes Erfolgs 
gerichtete Acte des Schiffers zur Laſt, inſoweit diefer zu denielben nad den Geſetzen beredtigt 
war, wie wenn er Schiff und Cargo verbodmete, zur Fortfegung der Reife über letztere ver: 
fügte durch Berkauf, in Seegefahr fie über Bord werfen lief, zur Rettung und Abwendung 
größerer Nachtheile norhivendig oder zweckmäßig Koften aufwandte, endlich auch die Koſten der 
zur Grmittelung und Feftftellung des dem Verſicherer zur Laſt fallenden Schadens, ver Beſich 
tigung, Abfhägung, Verkaufs und der Anfertigung der Dispache (Art. 824, 838). Es ver: 
ftebt fich hierbei immer von felbft, daß der Verſicherer für ven durch Schuld des Verſicherten 
ſelbſt oder folder Perfonen, die auf feine Gefahr handeln, unmittelbar veranlaßten Schaden 
nicht aufkommt, 3. B. wenn der Berficherte ven Arveft auf das Schiff ſelbſt verſchuldete. Ja auch 
ſchon für den reinen Zufall fteht er nicht ein, wenn derjelbe den verfiherten Gegenſtand nur ded- 
halb traf, weil derfelbe fi in einer Rage befand, in welche er durch Schuld des Verficherten oder 
feiner Leute gebracht worden, fogenannter casus mixtus, Das Handeldgefegbud bringt dieſes 
Princip in einer ganzen Neihe von einzelnen Entfheidungen zur Geltung. So haftet der Der: 
fiherer nicht für die nach Veränderung der Reife eintretenden Unfälle, wenn die Reife verändert 
wurde, nachdem die Gefahr für ven Verficherer zu laufen begonnen hatte (Art. 817). Gben: 
falls, wenn von dem Verſicherten oder in feinem Auftrag der Antritt oder die Vollendung der 
Reife ungebührlich verzögert oder von dem der verfiherten Reife entſprechenden Weg abgewichen 
ober ein Hafen angelaufen wird, deſſen Angehung als in ver verfiherten Reife begriffen nicht 
erachtet werden kann, oder wenn derBerficherte in anderer Weife eine Vergrößerung oder Ber: 
änderung der Gefahr veranlaft, namentlich eine in diefer Beziehung ertheilte befondere Zufage 


8) Daher beftimmt z. B. das Handelsgeſetzbuch, Art. 799, daß bei einer Berficherung von Fracht 
die Taxe in Bezug auf einen zu erſehenden Schaden nur dann maßgebend ſein ſoll, wenn dies beſonders 
bedungen iſt. Denn die Höhe der Fracht, die bedungen werben kann, iſt von den Conjuncturen abhängig, 
die rajch wechfeln, und an verfchiedenen Orten von fehr biftanter Höhe. Den Derficherten ;. B. an bie 
nach den Berhältmifien von Hamburg am 1. Det. berechnete Tare binden zu wollen, wern dad Schiff 
etwa von Hongkong im Mai des folgenden Jahres abgeht, wäre unbillig. 
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nicht erfüllt, fo haftet der Werficherer nicht für bie fpäter fih ereignenden Unfälle (Art. 815). 
Bei ver Berfiherung von Gütern haftet der Berjicherer für feinen Unfall, wenn und inwieweit 
die Beförderung derjelben nicht mit dem zum Transport beftimmten Schiff gefhieht. Er haftet 
jedoch, wenn die Güter ohne Auftrag des Berficherten in anderer Art ald mit dem zum Trans— 
port beftimmten Schiff weiter befördert werben, oder werm dies infolge eines Unfalls geihieht 
(Art. 820). In allen Fällen ftebt e8 freilich dem Verficherten frei, fi) durch den Beweis zu er- 
eulpiren, daß ver Unfall ven verjicherten Gegenftand betroffen haben würde, auch wenn er ih 
nicht in der durch Schuld ded Verficherten veranlaßten Lage befand. Seine Anfprüche aus dem 
Aſſecuranzvertrag geben trog der Veränderung der Reiferoute nicht verloren, wenn biefelbe 
ohne jeinen Auftrag ausgeführt wurde oder infolge eines Unfalld nothiwendig war (Art. 817). 
Am flarften ſpricht dies aus, und wir fünnen und nit enthalten, diefen Artifel hierher zu 
jegen, weil er ein Beweis deutſcher Humanität auch in Gefegen ift, Art. 818: Die Berzö: 
gerung im Antritt oder Vollendung der Reife, Abweichung von der Reiferoute oder jonftiged 
Handeln gegen den Bertrag äußern Feine Wirkung auf das Recht des Verficherten: 1) wenn 
erhellt, daß die Vergrößerung oder Veränderung der Gefahr feinen Einfluß auf ven fpätern 
Unfall hat ausüben können; 2) wenn die Vergrößerung oder Veränderung der Gefahr, nach— 
dem dieſe bereit für den Verficherer zu laufen begonnen, durd einen Nothfall verurſacht ift, 
ed jei denn, daß der legtere in einer Gefahr ji gründet, welche der Verſicherer nicht zu tragen 
bat; 3) wenn der Schiffer zu der Abweihung von dem Wege durch das Gebot der Menſchlich— 
feit gendtbigt iſt. 

Alle vispofitiven Normen, weil jubfidiariicher Natur, find der Ergänzung und Abänderung 
dur Privatdispofition fahig. Auch das Handelsgeſetzbuch geitattet dieſer legtern einen ſehr 
weiten Spielraum, fchließt fie jedoch in gewilfe Schranfen ein, welche durch die Natur des Ber- 
fiherungsvertrags ald eines nur auf eine Schadenerjagobligation gerichteten Geſchäfts ge- 
boten werden. Aus diefen Grunde ift es unterfagt, die Fracht höher als bis zu ihrem Brutto: 
betrag zu verjihern, und jelbft Died Map ift Schon zu groß, wenn die Fracht bereitö durch Die 
Berfiherung der Ausrüftungsfoften, der Heuer= und der Verfiherungsfoften gededt ift 
(Art. 801). Diefe drei Gegenftände fönnen auch nur verjichert werben bis zu dem Betrag, der 
nicht ſchon durch die Verſicherung der Bruttofracht verfichert ift (Art. 800). Sonft fteht es im 
Belieben der Contrahenten, ſowol dad Object dev Verſicherung ald den Verſicherungsfall zu 
vereinbaren. Namentlich die VBerfiherungsfumme unter dem Verſicherungswerth anzuneh: 
men, ftatt der Bruttofradht nur die Nettofraht, nur einen Theil der Güter oder nur für einen 
Theil ver Reife zu verſichern, ift durchaus zuläfjig (Art. 796, 802). Ebenfalls ſelbſtverſtändlich 
ift ed, dap der Berfiherungsfall begrenzt, die Gefahr, die der Verſicherer lebt, nad ihrem 
äußern und innern Umfang beſchränkt werden dürfe. Solche Vereinbarungen werden durch 
kurze in die Bolice aufgenommene Clauſeln ausgedrückt, die eine feftitehende Bedeutung haben, 
wie ed der Kaufmann liebt, ſich foviel wie möglich im Gefhäftöverfehr beſtimmter an jolenne 
Formeln erinnernder Redewendungen zu bedienen, deren Sinn für alle am Berfehr Theilneb- 
menden Elar und unzweifelhaft ift; das Handelsgeſetzbuch führt mehrere folder Claufeln an, die 
meift vem Hamburgiſchen Recht entlehnt find. Der Verfaſſer beſchränkt jich an diefem Orte darauf, 
nur einzelne anzuführen, da er ſchon einmal in biefem Lexikon Gelegenheit gefunden (ſ. Nan: 
zionirung), dieſes Gegenftandes zu erwähnen. So beveutet die Glaufek „für behaltene Anz 
funft“, daß ber Verficherer nur für die Gefahr haftet, bis das Schiff im Beſtimmungshafen am 
gebräuchlichen oder gehörigen Play den Anfer hat fallen laffen oder bejeftigt ift, und in dieſem 
Fall bei einer Berfiherung des Schiffs auch nur für den Totalverluf, die Abandonnirung und 
Berfauf wegen Reparaturunfähigfeit, reip. Unwürdigkeit, bei einer Verſicherung von Gütern 
nur, wenn fie oder ein Theil derjelben infolge eined Unfall den Beftimmungshafen nit er: 
reihen. In feinem Ball trägt der Verſicherer die Koften der Rettung, Bergung u. f. w. 
(Art. 854). Iſt der Verfiherungdvertrag auf die Glaujel „frei von Beſchädigung außer im 
Strandungsfall“ abgefhtoflen , jo flehr ver Berficherer nur für den Schaden ein, wenn das 
Schiff oder das Keichterfahrzeug, worin die verfiherten Güter fich befinden, geftrandet ift, voraus- 
gelegt, daß der daraus entftandene Schaden 3 Proc. des Werths überfteigt. Der Strandung 
find gleichgeachtet: Kentern, Sinfen, Zerbrechen des Rumpfs, Scheitern und jeder Seeunfall, 
woburd dad Schiff oder Reichterfahrzeug reparaturunfähig geworben ift?) (Art. 855). Im all- 


9) Bon großer Wichtigkeit für das praftifche Seerecht ift die genaue Beſtimmung des Worte „Stran: 
dung“ , da gerade durch die Unficherheit des bisherigen Rechts in diefem Punkte häufig Streitigkeiten 
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gemeinen läßt fih ald das Princip, nad weldhem im Handelsgeſetzbuch vie Thätigleit ver Pat: 
vatdispofition georbnet, das Gebiet der relativen Rechtsnormen abgegrenzt ift, jo bezeichnen, 
daß die Lage des Verficherten zu verfchlechtern, die des Berficherers zu feinem Nachtheil über Die 
im Gefeg gezogenen Grenzen hinaus zu verändern nicht freifteht. 

Durch den Abſchluß des Vertrags tritt die Wirkjamkeit der aus demſelben entipringenden 
Rechte und Verbinplicfeiten ein. Diefe theilen ih 1) in die des Verſicherungsnehmers, welcher 
nicht nothwendig identiſch ift mit dem Verficherten. Der Berfiherungsnehmer muß fofort nad 
Abſchluß ded Vertrags die Prämie zahlen gegen Auslieferung der Police, wenn eine foldhe 
ausbedungen worden. Unter Umftänden trifft die Berpflichtung zur Zahlung der Prämie außer- 
dem den Verfiherten, nämlich bei ver Verfiherung für fremde Rechnung, wenn der Berjiche- 
rungdnehmer mittlerweile zahlungsunfähig geworden und die Prämie von jenem noch nicht er— 
halten hat (Art. 816). 2) Sodann liegt ihn ob, dafür zu forgen, daß die Reife gerade in ber 
Weife, wie fie im Vertrag ausgemacht worden, ausgeführt werde, z. B. das Schiff die ver: 
abredete Reiferoute einhalte, feine andern Häfen anlaufe ald die angegebenen, von dem be: 
nannten Schiffer geführt werde, daß die Güter in dem bezeichneten Schiff verladen wer: 
den u. ſ. w. 3) Iſt ein Unfall eingetreten, aus weldhem Forderungen in Gemäßheit des Ber: 
trags gegen den Verſicherer erhoben werben jollen, fo müſſen Verſicherungsnehmer, reip. 
Verfiherter jenem Anzeige davon machen, ſobald fie Kenntniß davon erlangt haben, und ver: 
lieren in Unterlaffungsfall den Betrag der Entihädigungsfumme, um welden dieſelbe bei 
rechtzeitiger Anzeige fi gemindert hätte (Art. 822). 4) Es liegt dem VBerficherten ob, nad 
Eintritt des Unfall8 für die Rettung der verficherten Sahen und Abwendung größerer Nach— 
theile thunlichſt zu ſorgen (Art. 823); 5) endlich ift er fhuldig, dem Verfiherer, der feinen 
Berpflihtungen genügt hat, feine Anſprüche, die er gegen dritte hat, abzutreten, auch fchon 
vorher zu deren Sicherſtellung alles zu thun, was in feinen Kräften fteht, z. B. wenn eine 
Forderung verfihert war, zu deren Dedfung eine Sache diente (Art. 809), wenn er ben 
Shiffer auf Schadenerſatz belangen konnte, der durch feine Nadläfjigfeit ven Verluſt verſchuldet 
hatte (Art. 826). 

Weit umfaffender find die Verpflichtungen des Verficherers natürlich, da das Geſchäft ja 
wefentlid auf Erwerb einer Forderung gegen ihn gegründet ift. Die vornehmfte unter ihnen if, 
nad der Idee des Vertrags die Verfiherungdfumme zu zahlen, wenn der Schadensfall einge: 
treten ift. Dabei entitehen nun zunächſt die ragen: 

1) Wann ift ver Schadensfall eingetreten. Die Antwort ift infofern eine gegebene, als 
gerade der Unfall ſich ereignet haben muß, gegen welden die Verfiherung genommen wurde. 
Allein dieſe Antwort würde nicht für erſchöpfend gelten können; es wirb aud) darauf anfonımen 
müffen, daß der Unfall in dem Zeitraum eingetreten ift, während welches ver Berficherer haftete. 
Diefer Zeitabfihnitt wird nicht in allen Fällen von gleicher Dauer fein, Anfang und Ende dei- 
felben müffen ih nad) der Beſchaffenheit der verjiherten Objecte richten. So beginnt bei der 
Berfiherung ded Schiffs und von Überfahrtögelvern für Die Reife die Gefahr für den Verſicherer 
mit dem Zeitpunft, in weldhem mit der Einnahme ber Ladung oder des Ballafts angefangen 
wird, oder, wenn beides nicht einzunehmen ift, mit dem Zeitpunft ver Abfahrt des Schiffs, und 
endet mit dem Zeitpunkt, in welchem die Löfhung der Ladung ober des Ballafts im Beftim- 
mungshafen vollendet ift (Art. 827). Sind Güter, imaginärer Gewinn oder die von ver: 
ſchifften Gütern zu verdienende Provifion verfihert, fo beginnt die Gefahr, fobald die Güter 
zum Zwed der Einladung in das Schiff oder das Leichterfahrzeug vom Lande fheiden, und endigt 
mit dem Zeitpunft, in welden: die Güter im Beftimmungshafen wieder an dad Land gelangen 
(Art. 828). Bei der Berfiherung der Fracht beginnt und endet die Gefahr in Anfehung der 
Unfälle, welden das Schiff und dadurch die Fracht ausgefegt ift, mit demſelben Zeitpunkt, in 
dem bie Gefahr bei der Berfiherung des Schiffs für diefelbe Neife beginnen und enden würde, 
in Anfehung der Unfälle, welchen die Güter ausgefegt find und dadurd die Fracht ausgejept 
ift, mit demſelben Zeitpunft wie bei der VBerfiherung von Gütern für diefelbe Reife (Art.329). 





entftanden. Nach dem Handelsgeſetzbuch liegt ein Strandungsfall vor: „Wenn das Schiff unter nicht 
gewöhnlichen Verhältniffen der Schiffahrt auf den Grund geräth und entweder nicht wieder flott wird 
oder zwar wieder flott wird, jedoch 1) entweder nur unter Anwendung ungewöhnlicher Maßregeln, 3. B. 
Kappen der Maften, Auswerfen der Ladung, nicht aber durch Winden auf dem Anfer, Bakftellen ber 
Segel; 2) oder erft nachdem das Schiff durch das Feftgerathen einen erheblichen Schaden am Schiffe: 
förper erlitten hat.‘ (Art. 867.) 
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Bei ver Berfiherung von Bobmerei- und Havariegeldern beginnt die Gefahr mit dem Zeit: 
punft, in welchem die Gelder vorgeſchoſſen, refp. verwendet find, und endigt in dem Augenblid, 
wo die Berjiherung der Gegenftände, welche verbopmet oder worauf die Havariegelder ver- 
wendet find, enden würbe (Art.830). Ungebührliche verſchuldete Verzögerung des Verficherten 
im Laden oder Löfchen ſchiebt in Gemäßheit allgemeiner Rechtsgrundſätze diefe Zeitpunfte nicht 
hinaus; es ift dann nur die Schwierigfeit vorhanden, den Zeitpunft des Anfangs oder Endes 
zu beftimmen, welder ohne die Verzögerung gegolten haben würde. 

Da die Höhe der Affecuranzpränie fich ſtets nach der Zeitvauer einer Reife richten wirb, fo 
liegt ed auf der flahen Hand, daß die Sperulation darauf verfallen wird, eine Erfparniß zu 
erzielen dadurch, daß die Verſicherung auf Zeit genommen, ihre Dauer nad Zeitabfchnitten, 
Jahren, Monaten, Wochen, Tagen beftimmt wird. Hier tritt eine ganz andere Art der Be- 
rehnung der Verſicherungszeit, nämlich nad dem Kalender ein, indem nur-ganze Tage in Anſatz 
fonımen (Art. 834). Abgang des Schiffs und Ankunft im Beftimmungshafen find hier gleid)- 
gültige Ereigniffe, die nur in dem Ball Berüdfihtigung finden , wenn dad Schiff beim Ablauf 
der Berfiherungszeit jih ſchon unterwegs befand. In dieſem Fall erfordert die Billigfeit, in 
Ermangelung befonderer Verabredungen, eine Verlängerung der Zeit bis zur Ankunft im Be: 
flimmungshafen (Art. 835). Welches dieſer fei, richtet ih nad) der Reiferoute des Schiffs; es 
können aud mehrere fein, unter denen der Verſicherte die Wahl hat, oder die alle befuchen zu 
laffen er das Recht hat, jelbftverftändlid in der vereinbarten oder der den Schiffahrtsverhält- 
niffen entjprechenden Reihenfolge. 

Während der ganzen Dauer ver Berfiherungdzeit dauert die Gefahr für den Verſicherer 
fort, felbft wenn im Lauf derfelben das verjiherte Schiff in einen Noth- oder Zwifchenhafen hat 
einlaufen und zum Zweck einer Reparatur aufd Land gezogen werben und die Güter hat löjchen 
müffen. Aud ein Aufgeben der Seereife befreit ihn nicht, wenn die verjiherten Güter auf an- 
derm Wege an den Beftimmungsort gefhafft werden, fobald darin nur nicht eine Abänderung 
des Vertrags liegt (Art. 831 und 832). 

2) Durch ben eingetretenen Unfall muß dem verficherten Gegenftande ein Schaden zugefügt 
fein. Derjelbe ift ein Totalverluft, wenn das ganze verficherte Object dem Berficherten verloren 
ift, z. B. bei einer Verſicherung von Schiff und Gütern, wenn diefe zu Grunde gegangen oder 
dem Verſicherten ohne Ausfiht auf Wiedererlangung entzogen find (Art. 858), bei einer Verji- 
cherung bed imaginären Gewinns, wenn die Güter, von denen er gehofft wurbe, den Beftim- 
mungsort nicht erreicht haben (Art. 860), der Bopmereigelver, wenn die verbodmeten Gegen— 
ftände von einem Totalverluft oder vergeftalt von andern Unfällen betroffen find, daß infolge 
der dadurch herbeigeführten Beihädigungen, Verbodmungen oder fonftigen Belaftungen zur 
Dedung jener Gelder nichts übriggeblieben ift (Art. 861). Der Schade kann aud ein par: 
tieller fein, deſſen Begriff jih nach dem Vorſtehenden leicht beftimmen läßt ald Verluft eines 
Theild des veriiherten Gegenftandes. Er befteht z. B. bei der Verfiherung ded Schiffs in ven 
Reparaturfoften (Art. 876), von Gütern in fo vielen Brocenten des Verfiherungswertbs, als 
Procente ded Werth der Güter verloren gegangen jind (Art. 879, 880). 

Der Betrag des erlittenen Schadens, ſoweit der Verficherer überhaupt dafür haftet, bildet 
die Summe, welde er audzuzahlen hat, ohne von diefer Verpflihtung dadurch befreit zu wer: 
den, daß fpäter infolge einer neuen Gefahr, welche der Verficherer nicht zu tragen hat, ein 
neuer Schade und felbft ein Totalverluft eintritt (Art.848). War zum vollen Werth verfichert, 
deflelben (Art. 885). Zu diefer Summe fommen bisweilen noch außerordentlihe Beträge 
(Art. 844), welche der Verficherer erjegen muß, die jedoch aufzufaffen find als Erfag von Ber: 
wenbungen, Auslagen, die in feinem Intereffe von dem VBerficherten gemacht find und gefeglich 
gemacht werden müffen, Ausgaben, welche aud der Verfiherer nicht gefheut haben würde. 
Dies find die nad) eingetretenem Unfall zur Rettung fowie zur Abwendung größerer Nachtheile 
nothwenbig oder zweckmäßig, jelbft wenn ohne Erfolg, aufgewendeten Koften (Art. 838, 845, 
847 u.f.w.). Nicht unter denjelben Gefihtöpunft find die zur Ermittelung und Feftftellung des 
dem Verfiherer zur Laſt fallenden Schadens erforberlihen Koften, insbefondere der Beſichti— 
gung, Abfhägung, Verkaufs, der Anfertigung der Dispache, zu bringen, welde der Verſi— 
derer ebenfalls tragen muß (Art. 838, 879). Sie jind ebenfo wol im Intereffe des Verſicherten 
ald des Berjichererd aufgewandt und jollten daher billig auch von beiden, ſei es halbſchiedlich, jei 
ed nad Maßgabe ihres Intereffed, getragen werden, Praktiſche Gründe haben dahin geführt, 
fie allein dem legtern aufzubürden, da dem erftern nicht blos oft die Mittel, eine gute Bered- 
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nung anfertigen zu laffen, fehlen und nur zu häufig deren Koften die Verſicherungsſummen be- 
trädptlih mindern würden, und da auf diefe Weife eine Goncurrenz des Verſicherers bei Auf: 
madhung der Rechnung u. f. m. erzwungen wird, welde gegen Audfchreitungen nur dienlid 
fein fann. 

Dagegen ift nun auch der Verficherer berechtigt, unter gewiffen Borausfegungen Abzüge 
zu machen, wodurd verhindert werden foll, daß er mehr alö den einfachen Schabenerfag leifte. 
Die Eriparungen , welde der Berfiherte macht an Fracht, Heuer=, Ausrüftungsfoften z. B., 
weil er jie infolge des eingetretenen Verluftes des Schiffs nicht oder nur theilweife zu bezahlen 
braudt, muß er fih auf die Verſicherungsſumme ebenfo anrechnen laffen (Art. 804 und 862), 
ala bei einem Totalverluft des verſicherten Schiffs und Gargos den Erlös der geretteten Sachen 
(Art.863). Es find dieſe Abzüge ebenfo jehr in der Billigfeit begründet, ald daß der Anjprud, 
der dem Verſicherten auf Erfag feines Schabend gegen den Schiffer oder eine andere Berjon zu: 
ftebt, jein Recht, den VBerficherer anzugeben, nicht abfhwächt oder aufhebt (Art. 826). 

Die Berfiherungdfunme muß dem Veriiherungsnehmer ausbezahlt werben, der fich durch 
Beibringung der Police, falls eine foldhe ertheilt worden, legitimirt (Art. 891 u. 892), oder 
denjenigen, welchem die Anſprüche aus dem Berfiherungdvertrag cedirt worden find (Art.896). 
Iſt eine Berjiherung für fremde Rechnung genommen, fo ift ver Verfiherungdnehmer au 
ohne Vollmacht des Verſicherten legitimirt, und nur, wenn jenes ohne Auftrag geſchehen, be— 
darf er der Zuftinnmung bed Berjiherten. Man fünnte ihn um fo mehr aus diefem Grunde als 
Vertreter des Berfiherten anſehen, ald nad Art. 895 der aus der Berficherung belangte Ber: 
ficherer Borberungen gegen den Veriherungsnehmer nicht zur Gompenfation bringen barf. 
Allein dieſe Auffaffung ift doch nicht ganz gerechtfertigt, denn die Berfiherung, obmol zum 
Beften ded Verfiherten abgefchloffen, gründet fih doch auf einen Vertrag des Verſicherungs— 
nehmers, aus welchem daher die redhtlichen Folgen in feiner Berfon eintreten. Daher fichert 
dad Handelögefegbuch demſelben jeine Rechte gegen den Verſicherten und deſſen Nachfolger, indem 
ed ihn eineötheild von der Verpflichtung befreit, die Police ihnen auszuliefern, folange er wegen 
jeiner auf den verfiherten Gegenftand ihm zuftehenden Anſprüche nicht befriedigt ift (Art. 893), 
und andererjeitd ben Verſicherer fiir alle Beeinträhtigungen deſſelben durh Zahlung an den 
Berficherten oder deſſen Gläubiger oder deffen Concursmaſſe oder durch mit dieſen abgejchloffene 
Berträge verantwortlich erklärt. 

Der Zeitpunkt der Zahlung der Verſicherungsſumme ergibt ich, wenn nicht jpecielle Ver— 
abredungen getroffen find, aus der Natur der Verpflihtung. Schuldig dazu ift der Verſicherer, 
nachdem der Schavendfall ſich ereignet hat, aber er braucht feine Verbindlichkeit nicht eher zu 
erfüllen, ald bis der Umfang veffelben feftgeftellt ift. Nimmt dies längere Zeit in Anſpruch, 
ſodaß der Berfiherte ohne fein Verſchulden die Verſicherungsſumme länger entbehren müßte, jo 
erklärt das Gefeg den Verſicherer für verpflichtet, vorläufig eine durch ungefähre Ermittelung 
feſtgeſtellte Abſchlagsſumme zu leiften, welde jedenfalls von ihm zu zahlen wäre (Art. 897). 
In Vorſchuß gehen muß er in Havariefällen mit einem Theil der Nettungs=, Erhaltung oder 
MWiederherftellungdfoften und bei der Aufbringung des Schiffs oder Güter mit den Koften des 
Reclameproceffed (Art. 898); dagegen iſt ihm nun aud das Recht eingeräumt, ſich von allen 
weitern Berbindlifeiten, mit Ausnahme der bereitö begründeten, zu befreien, wenn er dem 
Verſicherten nad Eintritt des Unfalls die volle Verfiherungsfumme zahlt (Art. 845 u. 846). 

Das Recht auf Zahlung ift, wie bereit bemerkt wurde, von der Feitftellung des Schadens 
abhängig. Sache des Verficherten ift ed, eine Berechnung des Schadens, obgleich auf Koften 
des Verjihererd, aufzumachen und den Beweis zu führen, daß und welchen Schaden er gehabt 
habe und welchen Erfag er beanſpruchen dürfe. 10) 

Was die Berechnung betrifft, fo int fie für gewöhnlich ihre Privatangelegenheit, die fie 
ordnen mögen, wie fie für gut finden, und bei der fie fich zur Erleichterung des Geſchäfts der im 
Verkehr üblihen Hülfsmittel, Zuziehung von Sachverftändigen, bedienen mögen. Nur in 
dem Fall einer großen Havarie ift mit Rückſicht auf das in allen größern Seeſtädten beſtehende 
Inftitut der Dispache eine Ausnahme gemadt. Iſt in einem ſolchen Sal überall ein An 
ſpruch gegen den Berficherer begründet, jo enticheidet die am gehörigen Orte im In= oder 
Auslande tm Ginflang mit dem am Orte der Aufmahung geltenden Recht aufgemachte Dispache 
über die Verpflichtungen des Verſicherers, ſodaß weder diefer noch der Verſicherte jle anfechten 


10) Bei einer eher Kr fremde Rechnung auch den Beweis eines Mandate oder einer nego- 
tiorum gestio, Abſchluß der Berficherung durch den Berficyerungsnehmer (Art. 887). 
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fönnen (Art. 839), e8 wäre denn, daß im der Dispache ein Schade ald große Havarie behandelt 
wäre, wofür nad; dem am Orte ber Aufmadhung geltenden Recht eine Vergütung nicht gebührt 
hätte (Art. 841), oder daß dem Verficherten eine Vergütung abgefprochen worden, die ihm nad 
dem Recht Hätte zufommen müffen, und derielbe auf dem Nechtöwege fie nicht erhalten Hat oder 
von der Betretung beffelben ohne feine Schuld abgehalten ift (Art. 841— 843). Die Dispachen 
der an manchen Orten durch Gejeg ober Gemohnheit dazu berufenen Perſonen, alfo namentlich 
der angeflellten Dispacheurs, find fogar noch flärfer gegen Anfechtung geſchützt; ſelbſt die Nicht- 
übereinftimmung berjelben mit dem am Orte der Aufmahung geltenden Recht und die dadurch 
bewirkte Benachtheiligung des Verfiherten geben dem Verſicherer fein Recht zur Anfechtung, 
wenn nicht jener durch mangelhafte Wahrnehmung feiner Rechte feinen Schaden ſelbſt verſchuldet 
bat (Art. 841). Der Verkehr unter Kaufleuten geht feine eigenen Bahnen, folgt feinen beſon— 
dern Gejegen, die abweichen von denen des gewöhnlichen bürgerlichen Verkehrs. In dieſem 
gilt z. B. das unbeeidigte außergerichtlihe Zeugniß jehr wenig, in jenem beweift das Gonnof= 
fament, da8 Empfangsbekenntniß des Schiffer über die Ladung allen PBerfonen gegen: 
über, daß die Güter in das Schiff eingebracht feien. Auch die Factur, das Verzeichniß der 
Waaren nebft Angabe der Preife, welche der Abfender dem Empfänger zufendet, mürde im bür- 
gerlihen Recht ald Ausfage in eigener Angelegenheit zu nichts taugen, dem Kaufmann genügt 
fie vollfändig, um den Werth ver Waaren zu beweifen. Das Handelsgeſetzbuch, deſſen großer 
Borzug es ift, Die Eigenthümlichfeiten des faufmännifchen Verkehrs in verftänpiger Weiſe be: 
achtet zu haben, Hat dies denn auch bei der Ordnung einer der fhwierigften Frage nicht blos in 
der Lehre von der Seeverfiierung, fonvern des Rechts überhaupt, wie und mit welchen Be: 
weismitteln ein Schade zu beweifen fei, bewährt. Der Verfiherte muß nur beweifen fein In— 
terefle, daß ber verficherte Gegenftand den Gefahren ver See ausgefegt worden ift, den Unfall, 
worauf der Anfpruch geftügt wird, den Schaden und deſſen Umfang (Art. 886). Als genüs 
gende Beweiſe aber angefehen werden alle Belege, weldye im Handelöverfehr, namentlich wegen 
der Schwierigkeit ver Befchaffung anderer Beweife, nicht beanftandet zu werden pflegen, 3.8. 
Eonnoffament, Ehartepartien, Facturen, Schiffsjournale u. f.w. und zwar fowol außer: 
gerichtlich al8 vor den Gerichten (Art. 888). 

Allen Schwierigfeiten und Weitläufigkeiten der Berehnung und Beweifung ded Schadens 
kann der Berficherte in einigen Fällen dadurch aus dem Wege geben, daß er einfad) die Zahlung 
der Berfiherungsiumme zum vollen Betrag gegen Abtretung der in Betreff des verficherten Ge- 
genftandes ihm zuſtehenden Rechte fordert (Abandon). Durch die Abandonerflärung, welde 
innerhalb einer gewiffen Frift, ver Abandonfrift, abgegeben werden muß und zwar ohne Vor— 
behalt oder Bedingung, auf den ganzen verficherten Gegenftand fi erſtreckend, ſoweit dieſer 
zur Zeit des Unfalld den Gefahren ver See audgefegt war (Art. 870), erlangt der Berjicherer 
alle Rechte, welche dem Verficherten in Anfehung des abandonirten Gegenitandes zuſtanden 
(Art. 872), während er fonft dur Zahlung der Verſicherungsſumme regelmäßig feine Nechte 
darauf erlangt. Zum Abandon nun ift ver Berfiherte befugt: 1) wenn das Schiff verfhollen ift, 
und 2) wenn der Gegenftand der Verfiherung dadurch bedroht ift, daß dad Schiff oder die Güter 
unter Embargo gelegt, von einer Friegführenden Macht aufgebracht, auf andere Weiſe durch 
Berfügung von hoher Hand angehalten oder durch Seeräuber genommen und nicht innerhalb 
gewiffer Zeit freigegeben ift (Art. 866). Die Wirffamkeit der Abandonerklärung, welde davon 
abhängig ift, daß die VBorausfegungen, auf welche fie fih ftügt, zur Zeit ver Abgabe wirklich 
vorlagen, nicht aber davon, daß fpäter eintretende Umſtände das Recht dazu ausgeſchloſſen haben 
würden (Art. 871), pflegt befräftigt zu werden durch den Abandonrevers, eine Urkunde, die der 
Verſicherte auäftellt, worin er den Übergang der abgetretenen Rechte anerkennt (Art. 875). 

Nachdem wir im Vorgehenden die Natur des Berfiherungsvertrags, die Rechte und Ver: 
bindlichkeiten des Verſicherten und Verſicherers betrachtet haben, erübrigt noch einige Worte 
über die Endigung veffelben zu jagen. Abgeſehen von ver Unverbinblichkeit des Gontracts, 
welche dad Gejeg in mehrern Fällen ausfpricht, z. B. wegen Bernachläfflgung der Anzeigepflicht, 
dolus der Kontrahenten, und der Aufhebung, welde mit gegenfeitiger Einwilligung der In— 
tereffenten bewirkt werden kann, findet unter gewiſſen VBorausfegungen ein Rücktrittsrecht des 
Verficherten ftatt, welches dem Verfiherungsvertrag eigenthümlich ift, das Niftorne. Wird 
nämlich die Unternehmung, auf welche vie Verficherung ſich bezieht, ganz oder zum Theil von 
dem Verſicherten aufgegeben, oder wird ohne fein Zuthun die verficherte Sache ganz oder ein Theil 
derſelben ver von dem Berficherer übernommenen Gefahr nicht ausgefegt, To kann die Prämie 
ganz oder zu dem verhältnifmäßigen Theil bie anf eine dem Verſicherer gebührende Vergüte 
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(Riftornogebühr), gefeglich 1/, Proc. ver Verfiherungsfumme, zurüdgeforbert oder einbe- 
halten werben, wodurd dann auch der Verſicherer feiner Verpflichtungen ledig wird (Art.899). 
Das gleiche Recht genießt der Verfiherte, wenn die Verfiherung wegen Mangeld des ver— 
ficherten Intereffes oder Über oder Doppelverfiherung unwirffam wird, vorausgefegt, daß er 
ih in guten Glauben befunden hat (Art. 900). Während in diefen beiden Fällen das Rück— 
trittörecht befchränft iſt dadurch, daß die Gefahr für den Verlicherer noch nicht zu laufen begon— 
nen (Art. 902), fteht e8 ihm unbedingt frei, wenn der Berficherer zahlungsunfähig geworden. 
Er hat dann die Wahl, entweder vom Bertrag zurüdzutreten oder auf Koften des Verſicherers 
eine neue Verfiherung zu nehmen (Art. 903), wenn ihm nicht etwa genügende Sicherheit für 
die Erfüllung der Verpflichtungen des Verficherers geleiftet wird. Gine Veräußerung des ver- 
ſicherten Gegenftandes ift ohne Einfluß auf das Rechtsverhältniß des Verſicherers, wenn der 
Veräußerer feine Rechte aus dem VBerfiherungdvertrag auf ven Käufer überträgt; doch bleibt 
jener von der Haftung fir die Gefahren befreit, welche nicht eingetreten fein würden, wenn die 
Beräußerung unterblieben wäre (Art. 904). N. 3. Burdardi. 

Selbfthülfe (in allgemeinen). Dieſes Wort bezeichnet feiner urfprünglichen ſprachlichen 
Bedeutung nad etwas durchaus Natürliches, Unfhuldiges, ja Köblihed. Der Menſch, das 
jelbftändigfte und mittelreichite aller Geſchöpfe, Toll fo frei und unabhängig fein wie möglid. 
Er ſoll ſich alſo auch jelbft Helfen in feinen Bedürfniffen und Nöthen und zur pflihtmäßigen Er: 
haltung feiner felbft, feiner Würde und feiner Güter thätig fein. Diefes gilt an fih auch noch 
in Beziehung auf die rechtlichen Berhältniffe und ihren Schuß. Es gilt für die moraliſchen ‘Per: 
fonen, die Bölfer, die Staaten, die Regierungen wie für die einzelnen. Nur bat freilich Die 
Staatdorbnung die Selbfthülfe zum Rechtsſchutz, wenn fie nicht in der Beiigfhügung und in 
der Abwehr eined gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs befteht, und wenn endlich hier der 
Staat Anftalten zur Hülfe eingerichtet hat und von denfelben die Hülfe wirklich erwartet werden 
fann, allermeift oder ver Regel nad) den Staatsbürgern unterfagt. 

Diefe haben durch ihren Eintritt in den Staat infoweit auf ihr natürliched Recht ver Selbft- 
bülfe verzichtet. Inſoweit wird alſo diefe im weitern Sinne gewaltfame Selbfthülfe unerlaubt. 
Außerdem aber und an jich bleibt die Selbfthülfe als natürlihes Recht. (S. Mothwehr.) Diejen 
Charakter ald natürliches Recht behält jie jelbft da, wo bei dem Eintritt jener obigen drei Be- 
dingungen der Staat fie nicht verbietet, wie in den Fällen erlaubter Selbſtrache, z. B. bei ver 
Retorſion einer Injurie, Die deöpotifhen Staaten und Staatögemohnbeiten aber, welche Feine 
freien und jelbftändigen Männer und Bölfer wollen, haben auch nod über die rechte Grenze 
hinaus die Selbftgülfe angefeindet und zu unterdrücken gefuht, ſodaß ih dem allgemeinen 
Begriff mit Unrecht jhon etwas Gehäſſiges beigemifcht hat. Auch Fommt diefe gehäflige Neben— 
bedeutung des an ſich unfchuldigen allgemeinen Begriffs vielleicht mit daher, daß aud da, wo 
an jich die Selbſthülfe ald natürliches Recht, ja zum großen Theil ald Pflicht fortbefleht, doch 
theild die wahre Moral, theild auch eine krankhafte und falfche, einen Verzicht auf diefen und 
jenen Selbftihug oder audy auf diefe und jene Art ver Ausübung derfelben gebietet. Sowol 
jene rechtlichen ald die moraliſchen Grenzen aber laffen ſich vollitändig nur begründen bei der be— 
jondern Betrahtung ver Verhältniſſe und derSelbfthülfe ver Privaten, der Völker und Staaten, 
und hierüber handeln die Art. Motbitand, Notbwehr, Krieg, Nevolution und Selbft- 
bülfe (völkerrechtliche). 

Wenn nun aber eine Selbithülfe ald vom Staat unterfagt erfheint, alddann ift diefelbe, 
fofern die zu ihrer Durchführung gewählte Verlegung fhon an ſich ein beſonderes Vergehen be- 
gründet, 3. B. das Verbrechen ver Tödtung oder das einer wirklid, d. h. nicht etwa blos nad 
den fpätern despotiſchen römiſchen Beſtimmungen, verbrederiichen Gewaltthätigfeit, nad den 
Beftimmungen über dieje Vergeben zu beftrafen. Das in derjelben Handlung enthaltene größere 
Vergeben abjorbirt daß Fleinere. Dev Beweggrund aber, durch diefe Vergeben fein Recht zu 
ſchützen, diefer wird nad) allgemeinen ftrafrehtlihen Grunpfägen, je nad den Umſtänden, doch 
eher zur Milderung wie zur Schärfung der Strafbarkeit beitragen. Mit manden Juriften eine 
erhöhte Strafe deshalb anzunehmen, weil hier außer jenen beftimmten Vergehungen zugleich 
noch die Selbfthülfe coneurrire und zu beftrafen fei, dieſes ift darum verfehrt, weil nie die 
Selbſthülfe an ih, ſondern nur die wegen ihres rechtsverletzenden Charakters verbotene Selbſt⸗ 
hülfe ſtrafbar, die Rechtsverletzung aber hier in jenem andern Verbrechen enthalten iſt. Übri— 
gens ſprechen die Juriſten von einer einfachen und einer qualificirten Selbſthülfe. Die qualifi- 
cirte ift nad) richtigen Begriffen nur bie bisher befprochene, bei welcher nämlih zum Zweck der 
verbotenen Selbfthülfe ein anderes benanntes Vergehen begangen wurbe. 
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Die einfache verbotene Selbfthülfe ift Dagegen diejenige, welche nicht mit einem beſon— 
dern benannten Vergeben verbunden if. Bon ihrem Begriff ift nun außer der qualificir- 
ten auszuſchließen jede an ſich rechtliche oder pojitiv gejeglidh erlaubte Selbfthülfe, wie die im 
Nothſtande, in der Nothwehr, wie die zur Befigfhüigung oder die ald erlaubte Compenfation 
vorgenommene oder wie die in befondern Fällen, z. B. unter beftimmten Bedingungen bei 
dem Ehebrucd oder bei Injurien geftattete Privatgenugthuung. (Feuerbach, „Griminalrecht‘, 
68.187 u. 2964.) Die nun noch übrigbleibende rechtswidrige Selbfthülfe befteht nur darin, 
daß man bei einem beftrittenen Rechtsanſpruch mit Verlegung des Rechts des Gegners, in 
feinem bisherigen Zuftande fo lange belaffen zu werben, bis die Staatögerichte denfelben ver: 
ändern, jich eigenmädhtig hilft. Diejes Fann entweder geſchehen durch einfache Selbtthülfe im 
engern Sinne, welde auf den Befig des beftrittenen Rechts gerichtet ift, oder durch Brivatradıe. 

Nach allgemeinen Rehtögrundfägen liegt hierbei nichts vor ald eine Rechtsverletzung der 
betreffenden Brivatperfonen, bei welcher ver Regel nach nur die Givilflagen auf Herftellung des 
frühern Rechtzuſtandes und Schadenerfag begründet find, fofern nicht etwa die pofitive Ge— 
feggebung aus befondern Gründen diefe rechtliche Genugthuung unzulängli hält und alfo 
bejondere Strafen vorfehreibt. Das Römiſche Recht beftimmte hier durch das Decretum Divi 
Martii die Privatſtrafe des Verluftes des Rechts, wenn der eigenmächtig durchgeführte beftrittene 
Rechtsanſpruch begründet war, und die Bezahlung feines Werths an den Gegner, wenn er unge- 
gründet war. (Feuerbach, a. a. D.,$. 188.) Bei dem Widerwillen der deutſchen Juriften gegen 
Privatfirafen überhaupt wurden auch Die wegen der Selbfthülfe in Deutſchland faft ebenfo wenig 
recipirt ald die Lex Julia über die vis publica und privata.- Dagegen aber erblidten unfere Ju: 
riften bei der Liebe für eine allgemeine despotiſche Staatögewalt und für ihre möglichfte Aus- 
Dehnung in diefer Selbſthülfe ein Staatövergehen, zunächſt eine Beeinträchtigung, Ufur: 
pation oder Anmaßung der flaatsrichterlihen Gewalt und ihres Monopols auf Entſcheidung 
aller Rechtsſtreitigkeiten, und beftraften nad dieſem Geſichtspunkt auch als eine befonders aus: 
gezeichnete Selbfthülfe dad Duell. (Feuerbach, $.189.) Allein diefe Anſicht it unhaltbar. Die- 
jenigen, welde Selbfthülfe ausüben oder fih duelliren, denken gar nicht daran, fi eine 
Staatsrichtergewalt anzumaßen und diefelbe auszuüben. Dadurch aber, daß fie eine andere Art 
der Beendigung des Streits verfuchen ald die eines Proceffed vor den Staatsrichtern, werden 
biefe im mindeften nicht verlegt, ebenjo wenig, ald wenn die Parteien fi vereinigen, ihre nur 
fubfidiäre und auf freiwillige Bitte um Rechtshülfe eintretende richterliche Thätigfeit durch Ber: 
gleih, Lostopf oder Privatichiedsgeriht unnöthig zu mahen. Darin, daß dem Staat ein 
Procep entzogen wird, liegt an fich gar Feine Verlegung deffelben. Ja ed wird ihm nicht einmal 
einer entzogen, ba ja die Selbfthülfe nicht rechtsgültig entfcheidet und dem Staat fein Entfchei- 
dungsrecht bleibt. Das Unrecht bei ver Selbfthülfe gegen ven Willen der Gegenpartei befteht 
alfo nur in ver Verlegung ihres Rechts, der beftrittenen, von ihr in Anfprudh genommenen 
Rechtsanſprüche nicht anders verluftig erflärt zu werben ald nach eigenem Vertrag oder nad) un- 
parteiifcher ftaatsrichterlicher Entſcheidung. Dieſes Rechts wegen vorzüglid trat fie in den 
Staat und entfagte dem eigenen Fauftreht. Cine Verlegung des Staats aber wird ſolche Rechts: 
ftörung nicht. Sie wird es nicht mehr und nicht minder ald auch andere durch Privatverlegun: 
gen bewirfte Störungen der frieblichen rechtlihen Staatdorpnung, nicht mehr und nicht minder 
ald Diebftahl und Körperverlegung. Die gegenfeitig vertragsmäßig bewilligte Entſcheidung 
und Seldfthülfe des Duells aber ift nach dem Rechtsprincip: dem Ginwilligenden gefhieht Fein 
Unredt (volenti non fit injuria), fogar an ſich nit einmal redhtöverlegend und kann daher 
nur dann und infoweit geftraft werben, als die Grundfäge der Sitten= oder Sicherheitspolizei 
die Gejeßgebung bewogen haben, ſie als befonderes Polizeivergehen mit Strafe zu belegen, 
wäs viele deutjche Particulargefege thun, was aber dad Römiſche, Kanonifhe und Deutſche 
gemeine Recht ebenfo wenig gethan hat ald das franzöfifhe und englifhe Reht.!) Nur die 
Attafe und die ven Duellvereinbarungen widerfprechenden Berlegungen bleiben bei mangelnder 


1) Diefe einfachen Rechtsgrundanfichten und, wie ich glaube, unmiderlegbaren pofitiv gejeglichen 
Thatſachen in Beziehung auf Selbfihülfe und Duell ftellte ich zuerft in den Heidelberger Jahrbüchern, 
Jahrg. 1818, ©. 815 u. 816, damals als eine juriflifche Ketzerei der allgemein herrfchenden entgegen= 
gejegten Theorie und Praris gegenüber. Seitdem find fie vielfach vellkändiger ausgeführt und begrüns 
det worden. Vgl. vorzüglich Wächter in feinem Strafrecht, $$. 146 u. 147. Mittermaier zu Feuer: 
bach's Strafredht, $. 10, und die dafelbit citirten Schriften. S. auch Henke, Handbuch, Bo. II, 
$$. 175, 176 u. 202, welcher nur in Beziehung auf bie einfache Selbfthülfe confequent iſt. 
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Einwilligung auch Rechtsverletzungen gegen die Gegenpartei. Ebenſo aber ift andererjeits eine 
folge Selbfthülfe, wobei man fein eigenes Recht verfolgt, ohne daß ein entgegengefeßter, alſo 
beftrittener Rechtsanspruch gegen daſſelbe vorhanden ift, ebenfalls nicht rechtsverletzend; jo z.®. 
wenn ich meinen Hund, ber mir aufgefangen wurde, außerhalb fremden Gewahrſams finde 
und mit mir nehme.) 

Die geſetzgeberiſche Frage über Beftrafung der, Duelle ift im Art. Zweikampf zu behan- 
deln. Die Strafbarfeit einfacher Selbfthülfe möchte ich verneinen. Es ift durchaus fein Vor— 
theil, vecht viele Rechtöverlegungen zu Griminalvergehen zu fiempeln. Nah unſern unvoll- 
fländigen neuern deutihen Strafgeſetzbüchern find die rechtlihften Männer nicht mehr ſicher, 
jeden Tag in Griminalunterfuhungen gezogen zu werben. Die civilrehtlihen Folgen beftrafen 
bei guier Juftiz alle geringern Verlegungen, zumal folde, welche, wie die der einfachen Selbſt 
hülfe, nicht aus jhändlihen Motiven hervorgehen und nicht gewerbsmäßig getrieben werden, 
meift hinläuglich. Und ſobald bei der verbotenen Selbfthülfe eine größere Verlegung hinzutritt, 
fo fällt ja eine ſolche qualificirte Selbfthülfe unter das Strafgefeg diefer Verlegung. Jene rö- 
miſche Privatitrafe ift bei geringern Gegenftänden paffend, aber bei großen wird fie leiht zu 
bedeutend. Die neuern Geſetzbücher beſtimmen meiftend eine mäßige Geld- oder Gefängnig- 
firafe. Das öſterreichiſche Strafgefegbud enthält mit Recht für die Selbftgülfe Feine Strafe, 
wenn biefelbe nicht in das Verbrechen des Landfriedensbruchs ausartet. Die gefeggeberijchen 
Anfichten werden übrigens hier verfhieben fein; anders, wenn man die Ruhe für die erfle und 
heiligfte Bürgerpflicht erklärt und bei jeder lebhaftern Bewegung eines Bürgerd allzu ängſtlich 
die Gefährdung diefer Ruhe, ja Regierungsgefahr und die Minderung des Schreckens vor der 
Staatsgewalt fürchtet, anderd Dagegen, wenn man bei gutem Gewiffen vor einer freiern Be: 
wegung ber Bürger weniger zittert und ein lebhafteres Gefühl der Bürger für ihre Rechte und 
deren Schuß, obgleich es zu einzelnen durch die rechtlichen Folgen leicht auszugleihenden Stö- 
rungen verführen kann, dennoch ſelbſt für eine gründliche Bürgfchaft einer mahrhaft gefeglichen 
und freien Ordnung hält. Dielegtere, die freiere männlichere Anſicht ift namentlid auch vie 
bed englifchen Rechts, welches ein beſonderes Vergeben ver Selbfthülfe nicht kennt. Der gewidy: 
tigfte Bearbeiter vefjelben, Bladftone, ſpricht gleich ſchon durch feine Stellung im Gegenfag zu 
unfern deutſchen Rechtshandbüchern vie freiere Anjicht aus. Im Anfang des dritten Buchs feines 
berühmten Commentars ftellt er in der Lehre „von der Abhülfe der Verlegungen’ die durch 
Selbfthülfe des Betheiligten zu bewirfende Abhülfe als die natürliche und regelmäßige voran 
und zählt ſechs verſchiedene Arten derſelben auf, bie für die Selbfthülfe eine freiere Sphäre be- 
gründen, ald fie bei und ftattfindet. (Diefe Arten find: 1) Selbftgülfe und gegenfeitige Ber: 
theidigung; 2) Zurüdnahme ober Wiederabnahme; 3) Beiignahme; 4) Entfernung. des 
Nachtheiligen und Störenden; 5) Pfändung; 6) Einziehung.) Dann folgen die Abhülfen 
durch vereinted Handeln beider Betheiligten (Bergleih und Compromiß), und erft zulegt folgt, 
als ſubſidiär in den äußerften Fällen, die gerichtliche Hülfe. Unſere deutſchen Juriften (4. B. 
ſelbſt Henke, „Handbuch des Criminalrechts“, I, 292) aber ftellen ſchon die Strafbarfeit „aller“ 
Selbſthülfe und die ſtaatsrichterliche Hülfe gegen alle Verletzungen als die Regel voran. Die 
Selbſthülfe, zum Theil ſelbſt das Schiedsgericht, werben nur als „einige“ beſondere Ausnah— 
men, ja faſt nur als Privilegien angefügt. Derjenige aber würde ſehr irren, der ſolche ver— 
ſchiedene Stellungen im Syſtem nicht als Folgen von verſchiedenen Grundanſichten und nicht als 
Urſachen ſehr verſchiedener Folgeſätze anſehen wollte. Welcker. 

Selbſthülfe (völkerrechtliche). Der Satz: „Hilf dir ſelbſt und Gott wird dir helfen“, 
entſpricht in feiner richtigen Auffaſſung ebenſo ſehr der Würde des einzelnen wie der von menjd= 
lichen Geſammtweſen, indem er vor allem den Werth der eigenen That betont. Natürlich iſt 
aber die Art, ſich ſelbſt zu helfen, nicht nur überhaupt eine verſchiedene, ſondern es müſſen noch 
beſondere Verſchiedenheiten derſelben auch dadurch entſtehen, daß ihr Subject ein verſchiedenes 
iſt. Der einzelne Menſch findet eine eigene Art von Selbſthülfe in feinem innigen Anſchluß an 
die Geſellſchaft und den Staat, und fo ſpricht man mit Recht von einer focialen Selbfthülfe, d. h. 
von ber in der freien Affociation oder Staatdangehörigkeit, refp. in einer richtigen Verbindung 
beider, liegenden, georbneten, die Gewalt oder die Entſcheidung durch die materielle Ubermacht 
ausſchließenden Selbfthülfe. Etwas Ahnliches befteht auch für die Staaten und zwar durch bie 
verfhiedenen rechtlichen Verbindungen verfelben, wie fie theils durch das Völkerrecht im all: 
gemeinen, theils durd; befondere Verträge begründet werben. Allein diefe Art, ſich ſelbſt zu 


2) Henke, Handbuch des Strafrechts, IL, 299, 
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helfen, unterſcheidet ſich von der vorigen dadurch, daß Staaten Weſen find, melde ein höheres 
Recht und Gericht über fidy nicht anerkennen. Der Geſellſchaft bevürftig, wie das Einzelindivi— 
duum, verlieren fie doch nicht gleich dem legtern in ver Geſellſchaft ihre volle Selbftändigfeit 
in dem Sinne, ald ob die Geſellſchaft Geſetzgeber und Richter über ihnen wäre, und bie eigene 
Selbfterbaltung eriheint demnach jedem Staat in jeder Verbindung um jo mehr ald das oberfte 
Gebot, ald die Verbindung jelbft durch die Erhaltung jedes ihrer Glieder in feiner Selbftändig- 
feit bedingt ift. Der Krieg, der feinem ganzen Wejen nad) innerhalb des einzelnen Staats aus- 
geichloffen werden muß, bleibt daher immer, wenn aud) das Auferfte, doch unentbehrlihe Mittel 
ber Selbfthülfe zwiichen mehrern unabhängigen Staaten, für die er freilid) au nur ald wahres 
Gottedurtheil in Anwendung kommen jollte.?) 

Wie frivol aber oft von dem Kriegsrecht Gebrauch gemacht wurde und nod) wird, man hat 
es doch in der Regel vorgezogen, zuvor durch minder draſtiſche Mittel zum Ziel zu gelangen, und 
während der Krieg fletd die Bruſt deſſen hob, der fih in jeinem Recht fühlte, gereicht es zur 
Ehre der Menſchheit, daß auch die größte Übermacht ohne gerechten Kriegsgrund zuerit andere 
Wege verfuchte, ehe fie nah falfchen NRechtfertigungen einer ungerechten Kriegsgewaltthat 
fih umſah. 

Man hat von jeher eine Menge von Mitteln befeffen, un Kriege abzuwenden. Bei gerin- 
gern Gollijionen zwiſchen mehrern Staaten bediente man ji vor allem der diplomatiſchen Ver: 
bandlungen, welde, fall es nicht am guten Willen gebrach, leicht zum Ziel führten. In wid: 
tigern Gollifionsfällen dienten diplomatifche Congreſſe, deren Nüglichfeit bei falſchen Zwecken 
und Mitteln verworfen werden muß, im Gegentheil aber nicht wohl beftritten werden Eönnte. 
Außerdem, oder wenn dieſe Mittel nicht fruchteten, bebiente man fi, falld man dazu den Muth 
und die Kraft hatte, einer Art-Eleinen oder auch oft Eleinlichen Kriegs in der Form der Talion, 
Retorfion und Repreffalie. 

Iſt es num natürlich, daß bei engern Staatenverbindungen, wie beim Bundesſtaat und 
Staatenbunbe, ber Krieg ganz hinwegfallen muß, folange die Verbindung befteht, die legt- 
erwähnten Fleinern Beindjeligfeiten aber hinmwegfallen follten, jo erſcheint es nicht minder na= 
türlih, daß bei dem in unjern Gulturftaaten mit jedem Tage ind Ungeheuere wachſenden Wohl: 
flande und dem ebenfo zunehmenden Bebürfniß des Friedens einerjeitd, fowie bei der wunder: 
baren Zerſtörungskraft und ber fürchterlichen Maffe unferer Kriegdmittel andererfeits, auch der 
Troſt, daß unfere Kriege nicht mehr die lange Dauer früherer Kriege haben können, keineswegs 
ausreicht, um den Krieg nicht unter allen Umſtänden ald das größte Übel erſcheinen zu laſſen. 

Die diplomatifche Verhandlung, jei ed durch einzelne diplomatiſche Vertreter, fei ed auf 
eigenen Gongreffen, kann daher an Bedeutung nur zunehmen und wird es um fo mehr, je mehr 
die Diplomatie nad) der alten Mode in ven Hintergrund tritt, und in den diplomatischen Ver: 
handlungen aud) diejenigen humanen und politifäpen Brincipien Gewicht befommen, deren man 
fi mit Stolz rühmt, daß fie die erhabenen Principien unferer Zeit feien. 2) 

Daneben werben allerdings die obenermähnten Formen der Selbfthülfe, nämlih Talion, 
Retorfion und Repreflalie?), leiver nicht ganz entbehrlich werben, und e8 muß daher unfere Auf: 
gabe fein, diejelben mit Ausnahme der legtern, über welche ſich oben ein eigener Artikel findet, 
etwas näher zu betrachten. 

Bor allem ift zu bemerken, daß die angegebenen drei Begriffe nicht immer fcharf audeinan: 
dergehalten werden und in der That auch miteinander verwandt find. Sie flimmen nämlich 
darin miteinander überein, daß jeder verfelben eine Erwiderung wirflid oder eingebildetermaßen 
erlittenen Unrechts eines Volks durch dieſes felbft und zwar vermitteld Zufügung deifelben Un: 
rechts gegen das verlegende Volk enthält. Die drei Begriffe ruhen alſo auf dem allgemeinen 
Weſen der Talion. 

Sofern nun unter der Talion zwifchen Völkern eine Art der Beftrafung des verlegenden 
Volks durch das verlegte verftanden werden will, muß diefer Begriff vollftändig verworfen wer: 


1) ©. Drdalien, Note 6. Über ven Krieg vgl. Held, Staat und Gefellfchaft, 1, 202 fg, 287, 491, 
497; 11, 73, 84, 198, 204, 322, 711, Note 537 ; III, Note 247. Die neuefte Schrift darüber ift Pfnor, 
Der Krieg, feine Mittel und Wege (Tübingen 1864). . 

2) Zu diefen gehört namentlich auch eine gewifle jedenfalls nothwendig ehrliche Öffentlichkeit der 
diplomatischen Verhandlungen, befonders deren Beröffentlichung nach ihrem Abſchluß. Am weiteften ift 
in diefer Beziehung der vorige Präfident der norbamerifanifchen Union, Lincoln, gegangen. 

3) Laurent, Etudes, VII, 365 fg. 
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den, wie Died auch bereitd von dem Herausgeber des „Droit des gens” von Battel 1775 ge: 
heben ift. (Val. die neuefte Ausgabe von Pradier-Fodere, M, 318, Notea.) Auch Klüber 
und Pradier-Fodere haben daſſelbe ald dem Völferreht, ja ber Givilifation fremd verworfen. 
Übrigens müffen wir doch bemerken, daß die Talion einerfeitö nie eine Strafe gemefen ift, und 
daß etwas von ihr nicht blos in der Retorfion und Repreffalie enthalten, fonbern überhaupt im 
Bölferverkehr ſchwer zu entbehren fein dürfte, wenn auch vorfommendenfalls der Name Talion 
vermieden wird. 

Wo nämlich die Talion in unferm Sinne vorfommt, da ift nit Ein Staat, fondern flete 
eine Mehrzahl von wenngleich conföderirten Staaten vorhanden. Die Meinung, als ob unter 
irgendwelchen Zuftänden eines Volks die Talion Strafe geweſen jei, beruht auf der irrthüm- 
lihen Anſicht, daß dieſes Volk im fraglihen Moment Einen Staat gebildet hätte. Wo ih 
die Talion findet, da ftehen fi entweder zwei unzweifelhaft verfchiedene Völker oder verfchiedene, 
noch nicht ftaatlicy geeinigte, wenngleich irgendwie conföberirte Stämme eined und beffelben 
Volks gegenüber. Die Grundidee der Talion ift aber feine andere ald eine gewiffe politiſche 
Gleihgewichtöidee. Der Friedensſtand zwiſchen ven verſchiedenen Völkern bber zwifchen ven 
verſchiedenen felbftändigen und conföderirten Stämmen deffelben Volks beruht nämlich auf einem 
beftimmten Bejig: und Machtzuſtande jedes derfelben. Diefer Befig- und Machtzuſtand ift be: 
dingt durd ein beftimmtes Mobiliar: und Grundvermögen (Sklaven, Vieh und Land), ſowie 
durch den Berfonalbeftand der Bevölkerung (daher die felbftändige Familie, eine Magichaft, 
auch ein Vermögen, ein Machtbeſtandtheil ift, was ebenfalls von den weiblichen Familiengliedern 
wegen der von ihnen zu leiftenden Dienfte und wegen bes für fie von dem Bräutigam zu zahlen: 
den Kaufgeldes gilt). Wird nun dieſes Bermögen dadurch vermindert, daß eine andere Familie 
gewaltthätig, eigenmädtig oder betrügerifch etwas zerftört, verlegt oder id) davon aneignet und 
dadurch die andere Familie ſchwächt, fich felbft aber verftärft (Raub von Frauen, Sklaven, Vieh 
und Landoccupation), oder gefchieht jo etwas dadurch, daf von der Magſchaft ein oder das an 
dere Glied verftümmelt oder erjählagen wird, ſodaß fie ſchwächer und hierdurch allein ſchon ver 
Gegner ftärfer wird, jo ift das bisherige Gleichgewicht, die Baſis des Kriedendzuftandes, in einer 
Gonföveration oder ohne ſolche gebroden und kann baffelbe nur dadurch wiederhergeftellt wer⸗ 
den, daß die gegnerifhe Familie in irgendeiner Weife an ihrer eigenen Macht die gleiche Ein: 
buße erleidet. Es verfteht ſich von felbft, daß fi dabei auch die Verſchiedenheit politifher und 
religiöfer Anfhauungen bethätigen fann. Wie nun die fraglichen Gewaltthaten nicht eigentliche 
firafrechtliche Reate, 3. B. Diebftahl, Raub, Mord, Entführung u. f. w. find, es bei ihnen alfo 
auch nicht auf eine firafbare Willensrichtung ankommt, und *) jede eigentliche Strafjurisdiction, 
weil eine eigentliche Staatögewalt über den Parteien, fehlt, fo ift auch deren Erwiderung nicht 
Strafe. Die Gewaltthat und ihre Ermwiderung ift Krieg, und fann die gewaltthätige Ermwi: 
derung der erlittenen Gewalt damals mie zu allen Zeiten nur dadurch befeitigt werben, daß der: 
jenige, welcher zuerft Gewalt that, jich freiwillig zu der ausgleichenden Entſchädigung verfteht, 
und died vom Verlegten angenommen wird. Geſchieht dies nicht, fo wird ſich der Krieg um fo 
mehr perpetuiren, je mehr fittlichereligiöfe Momente in der fraglichen Gollifion wirffam werben, 
und daher fehen wir namentlich die Blutrache, Die gleichfalls eine Art ver Talion ift, ſich oft, 
ſelbſt allen höhern ſtaatlichen Entwidelungen zum Trotz, wie einen erblihen Fluch durd viele 
Generationen fortfegen.?) Es ift aber offenbar fhon ein bedeutender Fortſchritt in der ftaat: 
lihen Entwidelung eines Volks, wenn die verbundenen Familien und Stämme in Fällen der 
Machtverlegung ded einen durch den andern ſich für verpflichtet anjehen, ftatt zum Kriege zur 
frieplihen Beilegung, compositio, zu fhreiten. Noch ift legtere feine Strafe, noch iſt die com- 
positio überwiegend von ber Idee der Talion getragen; aber der Friedendzuftand des Ganzen 
erſcheint doch ſchon wichtiger ald die Machtintegrität der einzelnen Glieder. Das Kriegsrecht 


4) Sie fünnen Selbfterhaltungshandlungen des Gegners, die Folgen feiner eigenen fittlicyen oder 
Rechtsanfhauungen fein, wenn fie auch gegen die des Verlegten verftoßen. 

5) Held, Staat und Geſellſchaft, I, 469; II, 435. Bachofen, Mutterreht, ©. 57, 62 fg. Pal. 
auch Brinfmann, Aus bem deutſchen Nechtsleben (Kiel 1862), S. 157 fg. Die Blutrache erfcheint 
unter gewiffen Borausfegungen als ein Inftitut des jus gentium und findet fich im alten Rußland wie 
in Arabien und Eorfica. (Bgl. das befannte Werk von Öregorovius.) Die höhere fittliche Idee, daß 
die Gerechtigfeit nur dann gefühnt fei, wenn der Berlegende gleiche Berlegung erlitten, daß die Schuld 
des Binzelnen wie die Wiederherftellung des Verlegten Familienſache fei u. ſ. w. ift durch das Talions: 
und namentlich Blutrachefpftem in roh materialifiiäher Weiſe ausgefprochen. 
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zwiſchen ihnen iſt nur noch eine Ausnahme, und wenn dadurch der Stärkere verliert, gewinnt 
deſto mehr durch den Schuß des Ganzen der Schwädere. ©) 

Aus dem Angegebenen erhellt aber zugleich, daß die uralte und ganz natürliche Idee der 
Talion aud heutzutage noch wirkſam ift und fein muß. Gie liegt ohne Zweifel den Kriegs: 
entfhädigungsforderungen ſowie allen den Prätenflonen zu Grunde, welche wegen Ausgleihung 
erlittener Kriegäverlufte fowie deshalb gemacht werden, meil ein Staat in irgendeiner Weile 
feine Macht vermehrte und pin anderer Staat das bisherige Gleichgewicht für gebrochen, feine 
Macht dadurch, wenn auch nur mittelbar, für vermindert eradhtet. Don felbft verfteht es ſich, 
da wir darum gewifle Proc&des älterer und neuefter Zeit nicht für gerehtfertiat halten. Die 
Rechtfertigung aller Gewaltthaten zwifchen Völkern kann immer nur in der Nothwendigkeit der 
Selbfterhaltung, welde legtere übrigens auch von der unverlegten Ehre oder von der Behaup— 
tung einer rechtlichen oder fittlichen Überzeugung bedingt jein kann, gefunden werben. 

Den Begriff der Retorjion gibt Vattel, a.a.D., II, 319, folgenderweife an: „Wenn ein 
Souverän unzufrieden ift über die Art und Weife, wie feine Untertanen nad) ven Gefegen und 
Gewohnheiten einer andern Nation behandelt werden, fo ift er berechtigt zu erklären, daß er 
gegen die Angehörigen der fraglichen Nation dafjelbe Recht anwenden werde, welches dieſe gegen 
feine Unterthanen in Anwendung gebracht. Das ift ed, was man «Retorsion de droit» nennt.’ 
Battel fügt bei, daß diefe Retorfion gebraucht werde in Erwiderung des droit d’aubaine, dann 
wegen gewiffer gefegliher Anordnungen, über. welde man fich nicht befchweren könne, gegen 
deren Folgen aber man fi dadurch, daß man fie nachahmt, ſchützen müſſe. Er ſchließt den der 
Retorfion gewidmeten Paragraphen mit den Worten: „Souvent aussi il ne convient pas 
d’user de r&torsion. Chacun peut faire a cet &gard ce que lui dieta sa prudence.” 

Retorfion ift demnach „‚eine juriftifche, gleiche, homogene Wiebervergeltung fremder, die ei- 
genen Unterthanen bejchwerender Gejege und Einrichtungen”. Sie will nur ganz gleich ver- 
gelten, rächen, beziehentlich jene Gejege und Einrichtungen befeitigen. (Bollgraff, „Politiſche 
Syſteme“, IV, 177 fg.) 

Das Recht der Retorjion fann einem Staat fo wenig abgeſprochen werden wie die voll- 
fommen felbftändige Geftaltung feiner Gefege und rechtlichen Ginrichtungen. Es ift aber natür- 
lich, daß, je größer die Verſchiedenheit in legterer Beziehung unter mehrern Staaten, und je 
tiefer ſie z. B. in Religionsanfhauungen und fonft wirklich eigenthümlichen Verhältniffen be- 
gründet ift, ferner je ifolirter fi die Staaten gegenüberftehen, je geringer ihr wechfelfeitiger 
Verkehr ift, und je weniger ihre und ihrer Angehörigen Intereffen wechfelfeitig gebunden find, 
defto häufiger, verhältnigmäßig, Veranlaffung zu Retorjionen gegeben fein müffe, daß endlich 
die Retorfion um fo leichter aud) zur Ausführung kommen fann, je weniger die rechtlichen Ein: 
richtungen eined Landes ausgebildet erfcheinen, und je weniger Schwierigkeiten ed alfo verurfacht, 
für die Angehörigen desjenigen Staatd, gegen welchen retorquirt werden foll, von den landes- 
üblihen Grundfägen abzugeden. 

Wendet man diefe Grundſätze namentliy auf Deutſchland an, fo ift es klar, daß die deutſchen 
Kaijer als ſolche bei der religiössfittlihen Grundlage und bei dem univerfalen Gharafter des 
Kaifertbums fich zu einer Zeit, wo unfere fosmopolitifchen Intereffen und Ideen noch nicht be- 
ftanden, doch mehr der modernen Anfiht von der privatrechtlichen Gleichheit ver Fremden mit 
den Einheimijchen zuneigten. (Vgl. Laurent, „Etudes”, VII, 365 fg.; „Auth. Omnes pere- 
grini. C. com. de success.” [6, 59]), daß dagegen die dem römiſch-deutſchen Weltreih all- 
mählich ſich entziehenden befondern Staaten Europas bei der fcharfen Auffaffung ihrer Selb— 
ftändigfeit, bei dem geringen Völferverfehr und bei der Mangelbaftigkeit ihrer innern Ent: 
wickelung defto ſchroffer ihre bejondere Nationalität und den Grgenfag zu allem Fremden ber: 
vortreten ließen. Daffelbe geihah in der Oppofition zur ftaatlihen Reichseinheit zwifchen den 
zahllofen deutſchen Reichsterritorien felbft und zwar deſto eifriger, je kleiner und eines felbftän- 


6) Daf der Eharafter des Strafrechts mit dem Geifte der Staateverwaltung innig — 
iſt längſt erkannt. Nicht genügend aber wurde bisher beachtet, daß der Begriff der Strafe vor allem 
dadurch bedingt ſei, daß man weiß, wo der Staat iſt. Wo der Staat nicht iſt, da iſt auch keine Strafe, 
und wo Übergänge in der Staats- oder Staatenbildung vorhanden find, da muß auch der Begriff von 
Verbrechen und Strafe bis zum Eintritt einer entfchievenen Bildung zweifelhaft und ſchwankend wers 
den. Bon diefem Standpunft aus find vorzüglich die alten leges barbarorum, deren Hauptinhalt bes 
fanntlich aus ſolchen Gompofitionen oder Bußtarenfpftemen befteht, felbit gewiflermagen die Zuftändg 
der Bauftrechtsperiode zu beurtheilen. a 
Staate-2erifon. XIII. 21 
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digen politifchen Lebens unfähiger die fraglichen Territorien waren, fobaß es faft den Anſchein 
hatte, als ob die ganze Selbftändigfeit vieler Staatdembryonen ſich auf die Beindfhaft gegen 
alles ihnen nicht Angehörige, auf die Ausbildung eines oft ganz unvernünftigen Rechtsparticu⸗ 
larismus und auf die Benugung der Reichseinheit, alſo der nationalen Einheit zu derlei Nerge: 
leien geworfen hätte. 

Die Zeit bat in ihrem Fortſchritt alle dieſe Verhältniſſe wejentlich geändert. Das Reid ift 
dahin und ed gibt Feine Idee mehr, welche offen mit einer Art von ftaatlicher Weltherrſchafts— 
prätenjion auftreten fönnte. Die Bölker fteben miteinander in der lebbafteften Verbindung, 
und der Schug der Fremden, ihre privatrechtlic gleiche Stellung mit ven Inländern ift diejen 
ebenſo nothwendig wie jenen; Ausnahmen in der proceſſualen Behandlung zum Nachtheil ver 
Fremden find thatfächlich Schwer zu machen und müßten der Macht der Öffentlihen Meinung 
entgegen politifch meiftend unmöglich erſcheinen. Der kleinliche Territorialgeift der deutſchen 
Länder und Ländchen wie Städthen im ſpätern?) Mittelalter ift dahin; gemeinſame Geſetze, 
z. B. in Wechſel- und Handelsſachen, haben fon vieles gethban und werben noch mehr thun, und 
einer der widtigiten Beranlaffungsgründe zu Retorfionen, das droit d’aubaine ®), ift nicht 
nur für alle deutſche Staaten untereinander aufgehoben, jondern auch durch eine Menge von 
Staatöverträgen zwiſchen den Staaten Europas überhaupt faft gänzlich befeitigt. 9) 

Hat fo die Idee, daß „ver Ausländer auf den Genuß der allgemeinen Wohlthaten der bür: 
gerlihen Ordnung, auf den Schuß der Geſetze und der Gerichte einen wohlbegründeten Anfprud 
befigt‘‘, in jehr erweiterten Kreifen Anerkennung gefunden, fo darf dies doch nicht auf Ned: 
nung des fogenannten Rechtsſtaats gejegt werden, ſondern ift lediglich die Folge der erweiterten 
Geltung ded modernen Humanitätsgeſetzes. 

Übrigens ift dod immer die Netorfion ſogar zwiihen den deutichen Staaten noch möglich. 
Dies beweiſt z. B. ein Erlaß ded Könige von Preußen an ven Minifterpräfidenten und ben 
Juftigminifter vom 20. Dec. 1862: „Aus Ihrem Bericht vom 8. Der. legten Jahres habe ich er: 
ſehen, daß im Königreich Baiern nad) der dortigen Geſetzgebung, welche Die Unterthanen ber 
deutichen Bundesländer den Inländern gleichftellt, eine Arreftflage jhon dann als begründet er— 
achtet wird, wenn nur die Forderung ald folche befcheinigt und der Umſtand, daß ber Verklagte 
ein Ausländer ift, dargethan wird. Da die Unterhandlungen zur Herbeiführung eines mit der 
dieffeitigen Gefeggebung übereinftimmenden Berfahrend von feinem Erfolg geweſen jind, jo 
bejtimme ih hierdurch, mit Bezug auf den $. 43 der Ginleitung zum Allgemeinen Landrecht, 
daß gegen bairiſche Unterthanen dad Wiedervergeltungdreht ausgeübt werben ſoll“ u. |. w. 

Gegen die Retorilon laffen fih überhaupt mande ſehr triftige Gründe geltend machen, 
namentlich: 1) die Retorfion felbft trifft in ihren webe thuenden Wirkungen ftetö ſolche, die an 
der Beranlaffung verfelben unfhuldig find. Dadurch befommt die Anwendung der Retorfion 
etwas Chicanöſes, was, wie in den Einrichtungen des Staats, fo auch in den völferrechtlichen 
Beziehungen möglichft vermieden werden follte; 2) die Retorfion ift ein Mittel, das zwar von 
feiten eines mädhtigern Staat gegen einen ſchwächern Staat oder zwiſchen gleich ftarfen Staa: 
ten mit Erfolg angewendet werden kann, nicht aber von feiten des ſchwächern Staats gegen 
den flärfern. 

Allein beide Misftände hat die Retorfion mit dem gleichfalld unvermeidlichen Kriege gemein, 
und es kann fein Zweifel fein, daß die Gonjequenzen einer Retorfion doch immer noch minder 
nachtheilig find, als die eines Kriegd bei zu ungleichen Kräften. Dagegen fteht aber auch dem 
ſchwächern Staat im Ball eines Kriegs mit einem mächtigern Staat dad Mittel der Allianzen 
zu Gebote, während zur Bejeitigung einer Retorfion nicht leicht ein Alliirter gefunden werben 
dürfte. Dies gleicht fich jedoch wiederum dadurch aus, daß Retorfionsgründe in ver Regel ohne 
Schaben für die Selbftändigfeit der Staaten leichter zu befeitigen, die darüber entftehenden 
Differenzen durch diplomatische Verhandlungen unſchwerer zu überwinden jind. 

Der ftärkite Grund gegen die Anwendung der Retoriion liegt aber darin, daß 3) diejelde 
bald einem Staat aus innern Gründen fehr leiht, bald einem andern Staat aus denfelben 


7) Daß dies früher, vor der vollftändigen Ausbildung von nahezu 2000 Landeshoheiten, anders war, 
ſ. in Frantz' neueftem Werfe: Die Wiederherftellung Deutſchlands, S. 82. 
8) £aurent, Etudes, I, 347 fg. Eicher, Handbuch der praftifchen Bolitif, II, 56 fg. . 
9) Held, Syſtem, I, 152 fg.; I, 543 fg., 553 fg. Derfelbe, Staat und Geſellſchaft, I, 564 fg., 
wo fid) auch die nenefte Literatur über die Rage der Fremden findet. Dazu Murhard, Was gebieten in 
einem conftitutionellen Staate Recht und Politik Binfichtlich der Behandlung der Fremden? (Kaſſel 
1831). Bollgraff, Bolitifche Syſteme, IV, 177 fa. 
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Gründen gerabezu unmöglich werden muß. Bei rein pofitiven Rehtöbeftimmungen nämlich, 
wo die Vergeltung der Rechtsungleichheit keine höhern fittlihen Anſchauungen verlegt, iſt es 
ohne Bedenken, zu retorquiven, während die Wiedervergeltung einer Rechtszurückſetzung, welche 
die höhern fittlihen Gefühle der Nation verlegen würbe, unmöglich erfcheinen muß. Die Retor: 
ion wird demnach ihrem innern Welen nah unter Völkern von der Hauptſache nach gleicher 
Bildung leichter fein als zwifchen Völkern, deren Bildung den Prineipien und dem Höhegrade 
nad eine fehr verſchiedene iſt. 

Endlich ift noch ald ein Mangel der Retorfion zu bezeichnen, daß jie 4) zur Herftellung einer 
wirklihen Rechtsgleichheit auch dann nicht ausreicht, wenn feiner der bisher bemerften Gründe 
gegen biejelbe vorhanden wäre. Died erhellt a) daraus, daß Öffentlihes und privates Recht 
gar nit vollftändig voneinander getrennt werben fönnen, die Verbindung beider Rechtstheile 
miteinander oder dad Verhältniß derjelben zueinander, das Gebiet eined jeden, ſoweit ed aus: 
geſchieden werben kann, bei verſchiedenen Bölfern verſchieden jein muß, und fein Staat den an- 
dern zwingen fann und foll, feine eigene Auffaflung in diefer Beziehung zu opfern. Die legte 
Conſequenz der Retorfion müßte eine bei der Mannicfaltigkeit der Völferindivibualitäten un— 
mögliche Uniformität des Rechts aller Völker fein. Abgeſehen hiervon, jind b) nicht einmal 
immer jo innerlich zerflüftete Verbältniffe wie die deutichen nöthig, um den Fremden im In: 
lande günftiger fituirt erjheinen zu laffen ald ven Inländer jelbit. Das deutfche londoner Blatt 
„Hermann“ hat aber im November 1861, in einem Auffage unter dem Titel „Deutſche Aus- 
länder‘ mit Recht folgende Außerungen gemadt: „Es ift befannt, daß deutfche Regierungen 
bäufig in der Lage find, einem Engländer oder Franzoſen gewäbren zu müffen, was jie den 
Deutſchen verjagen, ſodaß in vielen Dingen die Fremden beffer behandelt find als unfere deut: 
ihen Mitbürger. Nach vem Handeldvertrag mit Sranfreih, $. 24, ift es jedem Franzoſen ge- 
fattet, ih im Zollverein niederzulaffen und da Gewerbe und Handel zu treiben, während Deut- 
ſche aus den nit zum Zollverein gehörigen Staaten died nicht dürfen. Der Widerfinn 
folder ftaatlichen Einrichtungen wird ſich nicht lange halten Eönnen. Im Eleinen beftebt er aber 
vielfah noch. Faſt auf allen weftlihen Eifenbahnen, felbft bis tief nad Baiern hinein und vom 
bairifhen Telegraphenamt in Münden felbft wird franzöſiſches Silbergeld angenommen bis 
zu Yosiranchtüd herab, während 5= und 10-Groſchenſtücke, ja jelbit Thalerfcheine nicht an- 
‘ genommen werben” u. j. w. 10) c) Viele Rechtsungleichheiten find auch derart, daß man 
in concrelo nicht weiß, ob dadurch der Fremde wirklich benachteiligt ift ober nicht, ober jo, daß 
jie auf verſchiedenen ſittlichen Grundanſchauungen der betreffenden Bölfer beruhen. 

Durch einige ſehr wichtige allgemeine Prineipien unfers nationalen Rechts, z. B. die all: 
gemeine Anerkennung erworbener Statutsrechte oder der nach den Formen des Errihtungsorts 
gültigen Verträge und Teftamente, ferner durch eine Menge bejonderer Staatöverträge ift mit 
der ftarren Iſolirung der Staaten auch eine Menge von Beranlaffungen zu Retorſionen be: 
jeitigt worben und fieht zu hoffen, daß einerſeits eine entiprechende Weiterbildung der biejer 
Richtung unterliegenden Principien, andererfeitd eine richtige diplomatifche Thätigfeit das 
Gebiet der Retorfion immer mehr einengen werbe. 3. Held. 

Selbfimord, Selbftverftummelung, Vergeben gegen fich felbft. Die wider: 
fprechendften Anfichten über diefe Handlungen finden fi in den Gefegen der Bölfer und in den 
Theorien der Schriftfteller, jelbft bis auf den heutigen Tag. Diefe Widerſprüche laffen ſich 
großentheild nur erflären und auflöjen, wenn man auf die verfchiedenen Rechts- und Staats: 
anfidhten zurückgeht, welchen fie ihren Uriprung verbanfen. Eine despotiſche, patrimoniale und feu: 
dale Staatötheorie, melde Die Bewohner des Staats mehr oder minder vollftändig zum Eigenthum 
der Herrſchaft macht, gibr Diefer Herrichaft natürlich au das Recht, alle vie Verfügungen ber 
Unterthanen, die ihrem Intereffe widerftreiten, zu rächen oder bei Strafe zu verbieten. Nicht 
minder begründet die theofratifche Staadtheorie Recht und Pflicht der Regierung, je nad den 
bejondern religiös-moralifhen Grundfägen, bie göttlihen Gebote über die Pflichten ber 
Menihen gegen Gott und ji felbit ftrafgefeglich zu erhalten und überhaupt aud in dieſer 
Beziehung die Grundfäge und Interefien der theofratiihen oder blinden Glaubensherrſchaft 
durdauführen. Eine theild aus Despotismus, theild aus theofratiihen Principien gemijchte 
Bormundihaftstheorie, welche gemöhnlih jenen beiden andern Entwidelungsftufen nadhfolgt, 
huldigt mehr ober minder auch in dieſer Beziehung jenen despotijchen und theofratifchen Grund— 
10) Vgl. augsburger Allgemeine Zeitung, Jabrg. 1864, Nr. 335, ©. 5437. i 
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fägen. Die wahre Freiheit: ober vernunftrechtlihe Theorie dagegen ſcheidet die moralifchen 
und religiöfen Pflichten des Menſchen gegen fich jelbft, gegen feine überirbiihe Beftimmung 
und gegen Gott von feinen Pflichten des rechtlichen Friedens und feinen rechtlih übernommenen 
weltlichen Gejellihaftö: oder Staatspflichten. Weit entfernt, gleichgültig gegen jene religiös— 
moraliſchen Pflichten zu ſein, ſind ſie ihm vielmehr zu heiliger und geiſtiger und freier Natur, 
als daß er ſie unter das Staats zwangsgeſet ſtellen, daß er fie nicht vielmehr der freien religiös— 
moralijchen Überzeugung der freien Bürger und ihren freien Firdlichen Vereinigungen über: 
laffen ſollte. Nur wo Rechtspflichten gegen die Saatsgeſellſchaft verlegt find, tritt ein Zwangs- 
und Strafrecht des Staats ein. Diefes leidet nur eine doppelte Befhränfung. Fürs erfte darf 
die Rechtsordnung ihre unmittelbare Grundlage, Achtung der rechtlichen Perfönlichkeiten, nicht 
jelbft aufgeben. Deshalb Fann fie jolhen allgemein infamirenden Handlungen, welche dieje 
Achtung zerfiören würden, nicht jelbft Rechtskraft beilegen, 3. B. feinem jhimpflihen Vertrag, 
daß jemand fid) caftriven oder für Geld prügeln läßt, Gültigkeit beilegen. Ja ſie wird die in der 

allgemeinen öffentlihen Meinung begründete Minderung oder Zerftörung der Achtung, der 

Ehre der rechtlichen Perſönlichkeiten berückſichtigen und mit der entiprechenden Entziehung des 

Nechts verbinden, jedoch in der Negel nur, foweit fie an zugleich vechtöverlegende Handlungen 

ih knüpft und mit durch fie objectiv oder rechtlich erfennbar geworden ift. (S. dad Weitere 

‘ hierüber in dem Art. Infamie.) Fürs zweite wird dad Staatsgeſetz ausnahmsweiſe in den 

feltenen dringendſten Bällen, mo ed zum Schug ber ittlihen Grundlagen des Rechts unentbehr: 
lich ſcheint, einzelne Unfittlichkeiten, fofern fie verderbliches Öffentliches Argerniß geben, verbieten 
und mit Strafe belegen, 

Vollkommen hatte ſich bereits das clafjiihe Römiſche Net auf diefen vernunftrechtlichen 
Standpunkt erhoben, Und wenn mande neuere deutſche Schriftfteller, nachdem jelbft die 
vernunftrechtlihe Bildung unferer Zeit denſelben vollftändig begründet und befeftigt zu haben 
ſchien, ihn wieder verlaffen, den Unterjhieb von Recht und Moral aufgeben und der Staatd- 
gewalt die an ſich grenzenloje Befugniß beilegen, auch bloße Irreligiofitäten und Immoralitäten 
mit Zwang und Strafe zu verfolgen, fo find dieſes entweder Schriftfteller, die mit Bewußtſein 
der Reaction gegen wie Freiheit einer despotifchstheofratiihen und vormundfhaftlihen Unter: 
drüdung derſelben huldigen, oder ed find Männer, die hier nicht wiffen, was fie thun, denen 
es bier an Elarem Blick über die Grundverhältniffe in der Geſchichte und in unferer Zeit, über 
die höchſten Grundſätze und ihre Folgerungen gebricht. I) 

Daß die Griehen und theilweife vielleicht auch in ihrer frühern Zeit die Römer nicht ſtreng 
die richtige Grundanſicht durchführten und, außer den bezeichneten feltenen Ausnahmen, auch 
blos unfittlihe Handlungen flaatögefeglic verboten und beftraften, die Griechen z. B. den 
Selbſtmord, dafür gibt e8 mehrfache Erflärungsgründe. Es konnten diejes, ebenfo wie ähnliche 
Erjheinungen in manden deutſchen Geſetzen, Refte der deöpotiichen und der theofratiichen Ver— 
bältniffe fein, welche in ven Staaten des Alterthums, bei ihrer Staatöreligion und ihren Drafeln 
in Staatsſachen, nie ganz verfchwanden. Zum Theil waren e8 auch wol einfeitige und zu große 
Ausdehnungen der bezeichneten wenigen Ausnahmsgründe. Vielleicht endlich verbanden ji 
diefe Erfcheinungen auch mit einer einfeitigen unbedingt demofratiihen Rechtsanſicht der Alten, 
vorzüglich der Athener, von welcher ſich indeß wenigftend die Römer in der jpätern Zeit der 
Republik und der claſſiſch-römiſchen Jurisprudenz bereit gänzlich frei gemacht hatten. Indem 
nämlih alle Bürger zugleidh verfelben Staatöreligion huldigten, alfo fi zu benjelben 
geoffenbarten höchſten religiös-moraliſchen Grundfägen öffentlich befannt hatten, und zugleich 
in unbedingt demofratifher Abftimmung die Gefege gewiffermaßen alle ſich ſelbſt gaben, 
konnten fie leicht ihre wefentlihe Freiheit in diefem Mitftinnen finden und für den Inhalt der 
Geſetze auf andere Rechtsgrenzen verzichten ald Diejenigen, welde man durch jenes Mitftimmen 
von jelbft für verbürgt hielt.?) So Eonnten fie denn alle ſich ſelbſt auch unfittliche Handlungen 
verbieten und mit Strafe belegen, ohne dadurch ihre bürgerliche Freiheit verletzt zu fühlen. 
Ganz etwas anderes aber iſt das in neuern freien Staaten. Hier haben die Bürger weder jenes 
unbedingt demokratiſche Mitgeſetzgebungs- und Mitrichter- und Mitregierungsrecht, alſo nicht 
jene Garantie für die Freiheit aller, und nicht jenen Schein wenigſtens, daß jedes Geſetz 


1) Sehr a ri iſt Wächter's Revifion der Lehre vom Selbftmord im Neuen Archiv des 
Griminalrechts, X, 72, 216 u. 634 fg. 

2) Dal. Welder, Letzte Gründe (is13), S. 350 fg. ©. auch Henfe im Handbuch des Strafrechts 
I, 146 ig., 150, 189 fg. 
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jeder fich felbft gegeben habe. Bollends aber haben die Bürger heutzutage verſchiedene religiöfe 
und moralifche Überzeugungen und fordern einen heiligen Rechtskreis, um fie und nad) den— 
felben ihre bejonvere Beftimmung innerhalb dieſes Kreifes verwirklichen zu fönnen. Deshalb 
forbern fie eine firenge Heiligkeit des objectiven Rechts zur Erhaltung des allgemeinen Friedens 
und der allgemeinen Privat: und Öffentlihen Breiheit. Auch theilen fie nicht den noch von 
Rouſſeau vertheidigten Irrthum, daß, wenn alle demokratiſch die Gefege machten, diefelben 
wirklich von allen gewollt würben. Diefes ift falich wegen der mannichfahen Verfchiedenheiten 
der Berhältniffe und Parteien in der Gefellfchaft, wodurch despotiſche Verlegungen der über- 
flimmten Minoritäten ftattfinden können. Wir glauben alſo auch nicht mit Rouffeau, daß alle 
ſich ſolchen ungerechten Gefegen fhon zum voraus ebenfo willenlos unterwerfen müßten wie 
die einzelnen Glieder unferd Körperd den Beihlüffen unſers Kopfes, und jo forbern mir 
zwar nicht mit Rouffeau jene abfolute Demofratie, wohl aber, jo wie ed mit vollfter Klarheit 
ſchon die Römer thaten, die Heilighaltung fefter unabänderlicher Rechtsgrundſätze und der recht— 
lichen Grundverträge. Wir fordern die Heilighaltung der durch fie verbürgten religiöfen, fittlichen 
und rechtlichen Freiheit auch von aller demofratifchen Geſetzgebung. (S. Grundgefes.) 

Nah diefen Grundfägen muß denn nun aud (foweit nicht jene feltenen obigen Aus: 
nahmsgründe Bejhränfungen nöthig machen) Staatszwang und Staatöftrafe bei Vergehen 
ded Menſchen gegen fich jelbft, bei Selbftmord und Selbftbeihädigung ebenfo mol wie bei 
andern bloßen Immoralitäten und SIrreligiofitäten wegfallen, Gefeggebung, Urtheil und 
Strafe müffen hier Gott, dem eigenen Gemifjen, ver Kirche und ber mächtigen und heiligen 
Sittengefeggebung und Genfur der freien Öffentlihen Meinung eines freien gefitteten Volks 
überlaffen werben. Es ift ein großer Irrtum, wenn Beuerbah im mefentlihen zwar mit 
unjern Grundanſichten übereinflimmt, dennoch aber den Selbſtmord darum als jogar rechts— 
verlegend darftellen will, „weil, wer in den Staat trete, demfelben feine Kräfte verpflichte und 
alfo rechtswidrig handele, wenn er fie ihm eigenmädhtig entziehe‘. Die freie Theilnahme am 
Staat, wenigftend an diefem beftimmten Staat, verpflichtet mich nur, folange ich deſſen 
Bürger nad meiner Überzeugung bleiben Fann und will, nicht länger. Sie verpflichtet mich nur, 
je nad) den gejeglihen Bedingungen, ihm das zu leiften, was ich zur Zeit des Eintritts der 
Leiftungspflicht noch befige, fonft müßte auch die Auswanderung ein Berbreden fein, und ich 
dürfte auch nit ungeftraft mein Geld ausgeben, meine Gefundheit und mein Leben durch 
Erhigung, Erkältung, Gffen, Trinfen, Schwimmen, Tanzen, Lieben beeinträchtigen. Wohin 
alfo, zu welcher abjurben Aufhebung aller vechtlihen Freiheit führt eine einigermaßen folge: 
richtige Durhführung der entgegengefegten Anficht! 

Was nun indbefondere ven Selbftmord betrifft, fo ift wol nicht zu beftreiten, daß derſelbe 
in der Regel nad) ver Moral, nad) der hriftlichen wenigftend, jehr verwerflich ift. Das Leben ift 
ein vem Menſchen zur Erfüllung feiner Beftimmung und feiner Pflichten anvertrautes heiliges 
Gut, dad er nicht eigenmächtig dieſer Beftimmung und diefen Pflichten entziehen darf, in 
welchem er auch in ven ſchmerzlichſten Lagen dem göttlihen Willen geduldig und ftanphaft ſich 
ergeben muß, in welchem er durch ſolches Benehmen und Beifpiel aud) in der hülflofeften Lage 
noch beilfan wirfen fann. Dennoch jind die philofophifhen Anfichten nicht abfolut einftimmig 
in der unbedingten Verwerfung des Selbſtmords. Und wenigftens unter beftimmten Voraus— 
feßungen und bei beſtimmten Motiven ift der Selbftmord oftmald vertbeidigt worden. Bei den 
Athenienſern, welche den fträflihen Selbftmord mit Abhauung der Hand und ſchimpflichem 
Begräbniß beftraften?®), und bei den alten Maffiliern foll die Ginrihtung beftanden haben, 
der Obrigkeit die Gründe zum Selbftmord vorzulegen und ji im Fall ihrer Zuftimmung die 
Öffentliche Vorwurfd- und Straflofigkeit zu jihern. *) Die Stoifer aber beurtheilten befannt= 
lid den Selbftmord, der nicht aus unmürdigen Motiven entftand, nur allzu günftig. Das 
Ehriftenthun hat in diefer Hinfiht die Anſichten berichtigt. Allein auch hriftliche Moraliften 
flimmen doch nicht in der abfoluten Verwerfung jedes Selbftmords überein. Sogar Kirchen— 
väter wie Gufebius, Chryſoſtomus und Hieronymus billigten — freilich im Widerfpruch mit 
andern, namentlih mit Auguftinus — den Selbjtmord der Jungfrauen zur Rettung ihrer 
Keufchheit. Und die Heilighaltung und Erfüllung anderer Pflichten, die Wirkfamkeit für fie 
fann mögliherweife in außerordentlihen Lagen, wenigſtens nah der Uberzeugung ber 
Handelnden und vieler fittlihen Menfchen, ven Selbftmord ebenfo rechtfertigen als die oft jehr 


3) Meier und Schömann, Der attifche Proces, S. 310. 
4) Meurfius, Themis attic., I, 19, und Valer. Maxim., II, 6, $$. 7 u. 8. 
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ähnlichen Handlungen, durch welche man ſich zur Erfüllung ſittlicher Pflichten, z. B. zur Ver— 
theidigung von Grundſätzen, Eiden und Rechten oder zur Rettung eines Mitmenſchen und des 
Vaterlandes, freiwillig dem Tode in die Arme ſtürzt. Außerdem aber iſt es keine Frage, daß 
man bei ſchwierigen moraliſchen Fragen, über welche zumal durchaus keine religiöſe Vorſchrift 
unmittelbar beſtimmt, und vollends bei ſchwer zu ergründenden Gemüthoſtimmungen und 
Verhältniſſen, vor allem ſelbſt das echt chriſtliche Gebot befolgen muß: „Richtet nicht!“ Ebenſo 
gewiß iſt es, daß, auch ohne für fremdes Auge ſicher erlennbar zu ſein, ſehr häufig wahrhaft 
krankhafte Stimmungen dieſe That erzeugen *), die ja an ſich fo unnatürlich und den ſtärkſten 
Trieben des Menſchen widerftreitend ift, daß faft ſtets fon eine Vermuthung dafür ftreitet, daß 
da, wo nicht etwa eine moralifche Anficht dieſelbe beſtimmte, eine Art Geifteöverwirrung dazu 
geführt haben müſſe. 

Alles dieſes ift auch inſoweit ſehr wohl zu berüdfichtigen, ald dem Selbſtmord die Wirf: 
famfeit der Kirche und die Genfur der öffentlihen Meinung entgegentreten und darin vom 
Staat unterftügt werben follen. Denn keineswegs wünſchten wir eine Gleidhgültigfeit ber 
Stimme der Kirche und der öffentlihen Meinung gegen dieje traurige Verirrung. Nie darf 
der Staat felbft e8 wünſchen, daß ihre Misbilligung erflerbe. Nie darf er vollends durch 
rechtswidrige Gingriffe die öffentlihe Moral verlegen, Immoralitäten und traurige Kranfheiten 
jelbft unter feinen befondern Schug nehmen und nähren. Sowenig alfo nad) dem Biäherigen 
der Staat wirflihe Strafen und juriftiih infamirenve, befhimpfende Kandlungen, 3. 2. 
ſchimpfliches Begräbnis, gegen den Selbſtmörder begründen foll, jo muß er doch die moralifche 
Rüge von feiten der öffentlihen Meinung und der Kirche und deren Freiheit, von ihnen ab- 
hängige freiwillige befondere Ehrenbezeigungen zu unterlaffen, billigen und unterflügen. Er 
wird alſo auch durch feine von ihm jelbft ausgehenden befondern Ehrenbezeigungen gegen ben 
Selbſtmord indifferent fi zeigen. Hier aber wird ed nun fhon die Gerechtigkeit, vollends aber 
das Intereffe der Öffentlichen Moral felbft und auch die Rüdjicht auf die unglücklichen Hinter: 
bliebenen fordern, ſchuldloſe beflagenswerthe Unglücksfälle von moraliſchen Verwerflichkeiten zu 
unterfcheiden. Es fcheint Hier nichts pafjenver als vie englifhe Einrichtung, durd ein Volks— 
oder Schwurgericht in jedem beftinumten Ball eine Entiheidung geben zu laffen. Und aud) das 
rechtfertigt fich hier durch die Natur der Sache, durch die obigen Geſichtspunkte und die all: 
gemeinen Rechtsgrundſätze, daß, bis zum befondern pofitiven Beweis des Gegentheils Die 
Rechtsvermuthung für die Schuldlofigkeit aufrecht gehalten wird, daß alfo allermeift wegen 
Mangels des freien Gebrauchs der Vernunft (megen ded Sterbend am gebrochenen Herzen, nad 
engliihem Ausdruck) aud das moraliſche Strafurtheil unterdrückt oder fuspendirt wird. 

Mit diefen Grundanjichten ſtimmt jo ziemlich auch unfere heutige Praxis überein. 

Schon das Römifhe Recht kannte keine Strafbarkfeit des Selbſtmords. Bei Soldaten be: 
ftraften ihn die Militärgefege (L. 6, $. 7 de re milit. u. L. 28, $. 12 de poen.) als ſchimpfliche 
Verlegung der Pflicht der Vaterlandsvertheidigung. Die Despotie der Kaifer aber jorgte dafür, 
daß in ihrer Tyrannei, welche die Wermögensconfiscation bei allen Gapitalverbrechen als ein 
Hauptbereiherungsmittel der Tyrannen benußte, die Angeklagten, die oft blos zum Zweck 
der Beraubung angeklagt wurden, ihnen den Raub nicht durch Selbitmord entziehen fonnten. 
(Bol. Feuerbach, „Strafrecht“, $. 241.) Die Earolina (melde Art. 135 u. 218 auch die all- 
gemeine Güterconfidcation bei Gapitalverbredhen aufhob) und jelbft das Kanoniſche Recht 
behielten die weltliche Straflofigkeit des Selbſtmords bei. (Feuerbach, a. a.O.) Das Kanonifhe 
Recht ſprach aber natürlih von feinem kirchlichen Standpunft die veligiöß-moralifhe oder 
firhlihe Misbilligung des Selbſtmords aus und entzog dem Selbftmörder bie religiöfe Wohl- 
that der Seelmefje und die Ruhe in der kirchlich geweihten Erde. (C. 9—12, c. 23 qu. 5u. 
c. 11, 12, X,desepult.) In der Brarid misverftand man großentheils die römischen und fano= 
niſchen Gefege, verwechſelte religiös: moraliſche undtheofratifche Geſichtspunkte mit den juriftifchen 
und belegte jo den Selbftmord mit der die unfchuldigen Verwandten graufam flrafenden Güter— 
confiscation und mit [händendem Begräbnif (sepultura asinina), ven Verſuch aber mit@efäng: 
niß oder Landesverweiſung oder Zuchthaus. (Henke II, $. 201.) Sehr mit Unrecht aber haben 
mande Juriften (3.8. Heffter, „Lehrbuch““, ©. 276) aus viefen Geſetzwidrigkeiten eine juriſtiſch 
verbindende allgemeine Gewohnheit und Praxis bilden wollen. (S. Feuerbach $. 241.) 
Das Preußiſche Landrecht, 6.803, verordnet, daß Selbftmörder nad ihrem Tode nicht befhimpft 


5) Vgl. Medel, Lehrbuch der gerichtlichen Mebicin, S. 313. Heinroth, Syſtem der pfuchiichen 
Medirin, ©. 302. 
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werben, ſondern nur ber ehrenden Auszeihnungen verluftig fein follen, momit fonft das Ab- 
fterben und Andenken von Leuten ihres Standes und Ranges geehrt zu werden pflegt. Selbft: 
mörder, die fi ermorden, um der Strafe ſich zu entziehen, follen nach Befinden des Gerichts 
auf dem Nichtplag verfcharrt werden. Iſt bereits ein Strafurtheil gegen fie ergangen, fo foll 
daffelbe, joweit möglich, anftändig und zur Abſchreckung dienlich am todten Körper vollzogen 
werden. Das öſterreichiſche Gefeg über ſchwere Volizeiübertretungen verorbnet $. 90 bei ver: 
fudytem Selbſtmord, und zwar bei freiwilliger linterlaffung obrigfeitliche ernftlihe Abmahnung, 
bei der unfreimwilligen auch noch jo lange firenge Auflicht, bis durch jüttliche und phufifche Heil: 
mittel bewirfte Befferung anzunehmen ift. Bei vollbrachtem Selbftmord ſoll der Körper, blos 
von der Wade begleitet, außer dem Leichenhofe durch gerichtlihe Diener veriharrt werben. 
Neuere Strafgeſetzbücher, das bairifhe, würtembergijche, fähfijche, erwähnen mit Recht ven 
Selbftmord gar nicht mehr unter ven Berbreden. 

Selbftbeihädigung und Selbitverftummelung find nah dem Bisherigen ebenfalls ftraflos. 
Nur als Mittel, ſich bürgerlichen Prlihten und insbefondere der Militärpflicht zu entziehen, 
fönnen jie vielleicht mit Strafe bedroht werben, weldes einige neuere Strafgefege (und zwar 
dad Preußifche Landrecht durch jehr harte Strafbeftimmungen $. 802) wirflih tun. Das 
gemeine Recht aber thut dieſes nicht. (Henke, a. a. D.) Und ſchlimm muß es da um den Staat 
und feinen Kriegsdienſt ftehen, wo ſolche Strafbeftimmung wejentlih nothwendig ift. Nur 
daß der Zweck ſolcher Verſuche möglichft vereitelt und daß z. B. ein ſolcher Verſtümmelter noch 
zu derjenigen Art von Kriegsdienſt verwendet wird, wozu er noch tauglich iſt (mas auch das 
öfterreichifche Gefeg vorſchreibt, Thl. II, $. 161), dieſes ift zuläſſig. Die Literatur über 
Selbftmord ſ. bei Beuerbadh, herausgegeben von Mittermaier, $. 241. MWelder. 

Selbftregierung des Volks, j. Eentralifation. 

Semitifche Völker. Unter ſemitiſchen Völkern follte man eigentlid diejenigen Völker 
verftehen, welche der bibliſchen Völfertafel gemäß von Sem, dem Sohne Noah’s abftammen. 
Zu diefen gehören aber auch die Elamiten, oder Perſer, welde zur indogermanifchen Rafje ge: 
zählt werben, während andere Völker, die man gewöhnlich ald Semiten anjicht, wie die Phönizier, 
in der Genejis unter ven Nahfommen Cham's vorfommen. Man war aber allmählich über- 
eingefommen, diejenigen Völker, welche jemitifche, das heißt hebräifchartige Sprachen redeten, 
als ſemitiſche zu bezeichnen, gleihviel, ob jie nach der jüdiſchen Tradition zu den Söhnen Sem’s 
oder Cham's gehören, alſo Hebräer, Chaldäer, Syrer, Phönizier, Athioper und Araber; in 
diefem Sinne wurden fie dann auch von Geographen, Bhilologen und Hiftorifern ald eine eigene 
Raſſe harakterifirt und namentlih der indogermanijchen gegenübergeftellt. Gegen ven 
conventionellen Namen „ſemitiſche Sprachen“ läßt ſich nichts einwenden, wohl aber gegen die 
Bezeihnung „ſemitiſcher Völker” in gedachter Bedeutung, da eine folde, nur auf die Sprach— 
verwandtihaft geftügte Eintheilung, mag fie auch fonft ald Kriterium ded Zuſammengehörens 
angejeben werben, hier nicht maßgebend fein kann. Gerade die Juden, welche an der Spige der 
femitifchen Völker ftehen, jollten am beſten zeigen, wie unſicher der Schluß ift, daß zwei Völker, 
die eine verwandte Sprache reden, aud von gemeinihaftliher Abftammung fein müſſen. 
Wir wiffen daß die Juden nit nur in Babylonien chaldäiſch, in Alerandrien griehifh und 
unter den Khalifen arabijch redeten, ſondern daß fie au in allen indogermanijchen Ländern, 
wo jie ſich niederließen, fehr bald die Landesſprache annahmen, und warum follten fie nicht 
ebenfo gut urfprünglid arifch geredet und dann bei ihrer Niederlafjung in Weftajien die 
Sprade ber ältern, in der Eultur weiter vorgejchrittenen Bevölferungen angenonmen haben, 
da doch die älteſte hiftorifche Tradition dafür ſpricht, daß die Nachkommen Sem’s aus Gegenden 
eingemwandert find, in welchen indogermanijch geſprochen wurde? Warum follten herumziehende 
Nomaden, die aus dem kurdiſchen Gebirge herabftiegen und längere Zeit im Lande Kanaan 
anjäfjig waren, ſich nicht ebenfo gut die Sprache der Phönizier angeeignet haben als die gleich— 
falld aus arifhen Ländern eingewanderten Chaldäer, die jemitifhe Spradye Mejopotamiens ? 
Wird Died aber zugegeben, jo ftehen auch alle in neuerer Zeit zur Mode gewordenen Anſichten 
über gewiffe Gigenthümlichkeiten der Semiten auf jehr unfiherer Grundlage, und wenn ſolche 
doch an den fogenannten arijchen und femitiichen Völkern vorhanden jind, jo dürften jie weniger 
in einer Zufanımengebörigfeit ver Raffe ald in andern Umftänden, ganz bejonders in Gemein: 
ihaft der religidjen Anſchauung zu fuchenfein, welche auf ihre Entmwidelung in der Weltgeſchichte 
einwirkte. Man ift übrigens offenbar in der Beftimmung der Eigenthümlichkeiten der einzelnen 
Rafien zu weit gegangen, indem man, flatt beide von ihrem erften Eintreten in die Welt: 
geidhichte bis zur meueften Zeit einander gegenüberzuftellen, einen beliebigen Moment und" 
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beliebiged Volk aus dieſem und jenem Geſchlecht herausgegriffen und darauf die Gharafteriftif 
der Gefammtheit geftügt Hat. Gern geben wir zu, daß freie Forſchung über das Wefen der 
Gottheit und ihre Beziehungen zum Menſchen, felbftändiges Nachdenken über die Räthiel des 
MWeltalls, in Einem Worte fpeculative PhHilofophie, mehr Eigenthum ber Arier ift, während 
fefteö Anlehnen an Gott, eine urfprüngliche Gabe in das Beiftesfeben hineinzuſchauen und die 
höhere Beftimmung des Menfchen zu erfennen, kurz eine gewiſſe religiöfe Genialität als Antheil 
der Semiten gelten muß. Der geiftig weniger gebildete Semit ift durch jeinen religiöfen 
Inftinet, oder wenn man will durch Offenbarung urplögli dem Mefen der Gottheit näher 
gekommen ald Indier und Helenen, mit allen philofophifchen Syitemen ihrer großen ſcharf— 
finnigen Geifter. Da die Semiten Feine Mythologie haben, ift auch ihre Poeſie nur eine 
Iyrifche oder gnomifche, und da ſie in ihrem firengen Monotheismus alles jern hielten, mas 
zum Gögendienft führen konnte, fo blieben fie auch in der plaftifhen Kunſt zurüd, Gebt man 
aber weiter und behauptet, die femitifche Raſſe fei ven Verirrungen des Polytheismus ftets 
fremd geblieben, oder ſie habe feinen Sinn für Wiffenfhaft, nod eine höhere Begabung dazu, 
fo vergißt man einerfeits, daß die Juden bis zur Zerftörung Jerufalem& troß der Lehren Moſe's 
und der Ermahnungen ver Propheten ftetd wieder in Vielgötterei verfallen find, und daß auch 
die Araber vor Mohammed neben Gott ihre Gögen hatten, und andererjeitd die Leiftungen der 
vielen Juden und Araber auf allen Gebieten der Wiffenfhaft, fowol im Mittelalter als in der 
neuern Zeit, in welcher, um nur einen Philofophen zu nennen, der Semit Spinoza doch 
nicht leicht ignorirt werden kann. Gin größeres organifatorifches Talent ift allerdings den 
arifhen Stämmen auch nicht abzufprechen, e8 mag zum Theil mit der Religion der Semiten 
zufammenhängen, berzufolge alle Glaubensbrüder vor Gott gleich find, und daher jede Unter: 
ordnung, jede ſtrenge Disciplin fehlt, ohne welche fein großer Staat gegründet oder für die 
Dauer erhalten werden Fann, zum Theil aber aud) mit alten Sitten und Gewohnbeiten. Sehen 
wir nämlich von der Bibel ganz ab, mit welder ja doch die übliche conventionelle Eintheilung 
der jemitifchen Raffe nicht in Übereinftimmung zu bringen ift, jo verftehen wir unter den alten 
Semiten diejenigen Nomadenvölfer, welche in Arabien, im ſüdlichen Syrien und am Euphrat 
und Tigrid umherzogen und fpäter zum Theil dad Nomadenleben aufgaben und in feften Wohn: 
figen Aderbau trieben. Trog aller Auswanderungen der Semiten und ihrer Berührungen 
mit fremden Glementen hat ji) ver zähe Charakter des freien, urfprünglichen Wüftenbemohners 
bei ihnen erhalten. Die republikaniſche Verfaffung, in Form einer Gonföderation unter einem 
felbftgewählten Oberhaupt, wie fie unter den arabifhen Sämmen der Wüſte von jeher herrſchte, 
blieb ihr Ideal. Das Königthum unter den Juden ift, wie das Khalifat unter den Arabern, 
namentlich dad erblidhe, eine antifemitiihe Geburt. Gegen jened eiferten die Propheten, ſowie 
bald auch die abfallenden Stämme, denn ed war nur eine Nahahmung anderer Völker, melde 
Paliftina umgaben, und gegen dieſes das arabiſche Volk, das gleich nad) dem Tode Mohammed's 
dem erften Khalifen Abubefr die Steuern verweigerte, und das nur zur Zeit Omar's, ber die 
Araber in auswärtigen Kriegen zu beſchäftigen wußte und felbft mehr wie ein oberfter Richter 
als wie ein regierender Fürſt lebte, fih willig unter eine abfolute Monarchie beugte. 

Mit Omar Hört eigentlich die Einheit des islamitiſchen Staats jhon auf, Osman und Ali 
fielen von Mörberhand, und wenn ed aud einzelnen Machthabern noch Hier und da gelingt, das 
ganze Bolf feinem Scepter zu unterwerfen, fo verftummt doch die Oppofition nie. Neben ven 
zahlreihen Prätendenten, von denen der eine auf perſönliches DVerdienft oder Stammesadel, 
der andere auf Verwandtſchaft mit dem Propheten feine Anſprüche ftügte, erhoben jih überall 
fogenannte Gharidjiten, das heißt freie Männer, die nur einen vom Volk gewählten Fürften 
anerkennen wollten und jhon damald das ganze Inftitut des Khalifats nur als ein zur För— 
derung ded Volkswohls gefchaffenes anfahen, veffen Beftand daher auch diefem untergeorpnet 
fein müffe. Bon der Regierung Meawia’s an finden fih fortwährend Taufende, welche lieber 
ihr Leben unter Folter und Henkerbeil opferten, als daß lie fih unter einem andern Gejeg als 
dem von Gott geoffenbarten beugten. Vergleicht man diefe Semiten mit Ariern unter perjiichen, 
römiſchen, byzantinifhen und germanifchen oder fränfifhen Despoten, jo kann doch wahrlid 
nicht behauptet werben, daß bei legtern das Gefühl der Freiheit lebendiger fei als bei erftern. 
Juden jowol al8 Araber waren Iheofraten in dem Sinne, daß fie nur Gott als ihren unſicht⸗ 
baren Regenten anerfannten, nur dad von ihm geoffenbarte Geſetz ald ein heiliged anfahen, jede 
ftaatlihe Organifation aber follte nur vom Volfswillen ausgehen. Die Sonderung von Staat 
und Kirche ift bei ven Ariern bis in die neuefte Zeit noch nicht zu allgemeiner Geltung gefommen, 
während fie bei den Semiten von frühefter Zeit her begründet war. Bon einer Priefter- 


Semitifche Völker 329 


berrfchaft ift weder im Mofaifhen Gefeg noch im Koran die Rede. Die jüdiſchen Vriefter jind 
die Vorſteher des Gultus, jie haben die Aufficht über Maß und Gewicht und berechnen die Zeit 
ber Feſte, find nur ausnahmsweiſe die Interpretatoren des Gefeges, haben aber weder mit der 
Regierung noch mit der eigentlihen Gejeggebung etwas gemein. Der Islam weiß gar nichts 
von einem priefterlihen,, ſondern nur von einem gelehrten, das heißt keineswegs abgefonderten 
oder irgendmie privilegirten Stande. Der einzige Beruf der Ulema war ben Koran zu deuten 
und nad Überlieferung und Analogie das Geſetz weiter zu entwideln. Breilih mußten aber die 
Semiten, weil fie ſtets ihre Offenbarung als die höchſte Weisheit anjahen und als Grundlage 
ihrer Fortbildung nehmen mußten, hinter ven ariihen Völkern, die in ihrem Streben nad 
Vervollkommnung durch nichts gehemmt waren, zurücdbleiben, und diefem Umftande baupt- 
ſächlich find die Fortſchritte in der Gefeggebung zuzuſchreiben, welche die ariſchen Völker vor den 
femitijchen voraushaben. Betrachten wir indeß dieſe Berjchiedenheit von der moralifdhen Seite 
und verfegen wir und nur noch um ein len zurück, fo fragen wir ob der menſchlich 
organifirte Staat der Arier oder der von Offenbarung geleitete ver Semiten vorzuziehen war? 
Wir fragen ferner, ob eine größere Bollfommenbeit in der Verfaffung und Gejeggebung, wie 
fie einzelne Staaten der Neuzeit aufweifen, durch die verfehrten Anjichten von Staat, Recht und 
Gerechtigkeit, wie fie Jahrtaufende unter ariſchen Völkern herrſchten, maßgebend fein kann, um 
diefen unbedingt den Vorzug vor den Semiten zuzufprehen? Wären Juden und Araber 
länger im Befig der Macht geblieben und wie jene durch neue naturwüchſige Elemente frifch 
belebt und geftärft worden, fo hätten fie vielleicht noch manches Anſtößige aus ihren Gefeg- 
büchern entfernt, ohne den Glauben zu verlegen, und fich zu beffern Staatöformen gewendet, die 
meder ihrer Natur, noch ihrer Religion zuwider find. Denn daß dad Moſaiſche Gefeg der Fort— 
bildung fähig ift, geht ja aus den Widerſprüchen hervor, die wir im Pentateuch ſelbſt zwiichen 
den Gejegen der Jehoviften, Elohiften und Deuteronomiften finden, bie nur ald zeitgemäße, . 
nad) den neuen DVerhältniffen im Geifte des Geſetzgebers getroffene Abänderungen erflärt 
werben fönnen. Iſt die verfaffungsmäßige Monarchie, das Ideal der neuern Staatsweisheit, dem 
arifhen Weſen angemeffen, warum finden wir fie weber bei den Indiern nod bei den 
Perjern, und warum wurde fie bis zur Franzöſiſchen Revolution fait überall und wird fie jeßt 
nod in einem großen Theil Europas von abfoluten Herrfhern mit Füßen getreten und von 
Republifanern verworfen? Und welche Früchte hat die ſtändiſche Gliederung das ganze 
Mittelalter hindurch getragen, und welche Geſetze hat der freie menſchliche Geift in diefer 
Periode gefhaffen, deren Moralität und Humanität die der Semiten überträfe? Man fünnte 
freilich leicht irre werden, wenn ein franzoͤſiſcher Orientalift, deſſen Werke auch nach Deutfch- 
land gedrungen find und hier wie andere parijer Artikel zur Mode wurden, die Behauptung 
aufftellt: „der Semit kenne Feine andere Pflichten ald die gegen ſich felbft; Rache nehmen und 
ih fein vermeintliches Recht verfchaffen jei in feinen Augen eine Art Pfliht, von ihm aber 
verlangen, daß er fein Wort halte, oder in uneigennügiger Weije Recht ſpreche, heiße Un— 
mögliches verlangen‘ ; wo aber der gelehrte Gallier diefe Behauptung hergenommen, wiflen 
wir nicht, gewiß weder aud der Bibel, noch aus dem Koran, die doch hier maßgebend fein follten, 
denn fie find, wenn nicht Offenbarung, jedenfalls femitifhe Schöpfung und haben volle Rechts— 
fraft bei Juden und Moslemin. Es wird wol nicht nöthig fein, da ed dem romaniſch- arijchen 
Katholicismus nicht gelungen ift, das Alte Teftament ganz zu verdrängen, Stellen daraus an: 
zuführen, welche im Gegentheil Rache verbieten, Wahrheit, Geredtigfeit und Treue empfehlen. 
Gott lieben und ſich feiner Heiligkeit ald ein heiliged Volk anſchließen, heißt doch wol nichts 
anderes ald nad der höchſten fittlihen Reinheit fireben, und „feinen Nächten wie jich jelbft 
lieben‘ ift doch wol das Gegentheil von ‚keine andern Pflichten ald gegen ſich ſelbſt kennen“. 
Ebenſo überflüffig wäre es, Koranverfe zu citiren, in welchen Lüge und Rachſucht als jünds 
baft erklärt, Menihenfreunvlichkeit, Aufrichtigkeit, Mevlichfeit, Beithalten an Verträgen und 
Unbeſtechlichkeit im Urtheile ald gottgefällige Eigenfchaften gepriefen werden. Wenn Mo: 
hammed felbft oder einzelne jüdische Könige und Priefter diefen Vorſchriften nicht immer 
nachfamen, jo kann darauf ebenfo wenig ein Verdammungsurtheil über die Semiten ge= 
baut werden, ald wollte man ven Charakter der Arier nach dem Leben einzelner Päpfte 
ober mweltliher Fürſten ded Mittelalters ſchildern. Sprit man aber nur von dem Natur: 
zuftande der durch feine Religion cultivirten Maffe der Semiten, etwa von Beduinenhorven, 
wie fie vor Mohammed waren, fo findet jich bei ihnen allerdings ein mächtiges Verlangen 
jede Beleidigung zu rächen, keineswegs aber ver Hang zur Lüge, Wortbrud und Rechts— 
verbrebung. Iſt aber das Bedürfniß, ja jogar die Verpflichtung zur Made, befonders zur Blut: 
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rache, nur bei den Semiten vorhanden? finden wir nicht ähnliches bei den Griechen, bei den 
Perfern, bei den Gelten und bei den Germanen? find nicht die Saga der Skandinaven, wo es 
ſich um Blutrache Handelt, ganz im Geiſt der altarabijchen Gedichte geſchrieben? Moſes und 
Mohammed konnten ebenjo wenig ald andere ältere Geſetzgeber eine jo tiefeingewurzelte Leiden— 
fhaft und Gewohnheit wie die, den Tod eined Berwandten zu rächen, auf einmal audrotten, 
fie fonnten nur ordnend und vermittelnd einichreiten, einen Zufludtsort beftimmen, wo der 
Verbrecher zwar nicht der Strafe entgehen, aber doch vor dem erften Leidenſchaftsausbruch des 
Bluträchers gefichert fein jollte, bis die Obrigkeit ihn als fhuldig erkannte. Mohammed ftellte 
e8 den Verwandten des Ermordeten frei, ob ſie Blutrache wollten oder Wergeld, aud er ver- 
bietet Selbfthülfe, legt aber ven Gerichten die Verpflichtung auf den Mörder nicht ungeftraft 
zu laffen. Hier zeigt ih aud) wieder eine Grundverſchiedenheit zwifchen femitiicher und ariſcher 
Gejepgebung, aber fiherlid nicht zu Gunften der legtern. Diefe läßt in ihrer complicirten 
Rangordnung der menſchlichen Geſellſchaft je nad dem Stande des Getödteten eine ſchwerere 
oder leichtere Strafe eintreten; dad Wergeld für einen gemordbeten Sklaven ift ganz gering, 
das für einen Freien ift größer oder geringer, je nachdem bie Tödtung eined Bürgerlichen, 
Adelichen oder Geiftlicden zu fühnen ift, das ſemitiſche Recht Hingegen verhängt gleiche Strafe 
über jeden Schuldigen und ſchätzt jelbit dad Leben reines Fürften nicht Höher ald das des legten 
Unterthans. Daß felbft der Sklave bei den Semiten höher ftand als bei den Ariern, nicht nur 
im Altertum, ſondern jelbft im Mittelalter und theilmeile fogar noch inder neueften Zeit, wirb 
niemand leugnen. Weder Mofed noch Mohanımed konnten die Sklaverei ganz abfchaffen. 
Erſterer befchränkte fie jedoch auf Nichtjuden, denn der jüdische Sklave wurde nad) ſechs Dienft: 
jahren, oder noch früher, wenn das Jubeljahr eintrat, frei und trat dann als ebenbürtig in alle 
bürgerlihen Verhälniſſe ein. Aber aud der fremde Sklave ging bei der geringften Körper: 
verlegung frei aus, wurde aljo niemald, wie bei ariſchen Völkern, einem Ding geichgeftellt, 
mit dem der Gigenthümer nad Belieben umgeben konnte, und wurbe ein Sklave gar erichlagen, 
jo mußte dad Gericht jelbft den eigenen Herrn zum Tode verurtheilen. Auch empfiehlt der 
Mofaismus feinen Befennern entflohene Sklaven zu ſchützen, und entſcheidet jomit eine Frage, 
welche das chriſtlich arifche Amerika in brudermörderifchen Krieg geftürzt hat. Spätere jüdiſche 
Seften, wie die Effener und Therapeuten, haben übrigens ſchon die Sklaverei ganz aufgehoben 
und ald gegen die allgemeine Verbrüberung der Menſchheit ftreitend verworfen. Auch der 
Koran enthält manche Beitimmungen, welche das Los der Sklaven mildern, ihre Freilaffung 
erleichtern und, was die Hauptſache ift, er fpricht ihre Gleichheit vor Gott mit den Freien aus, 
macht demnach eine humane Behandlung verfelben zur Pflicht des Gottesfürchtigen. Wie ganz 
‚ anders erſcheint der Sklave in ven Augen der philoſophiſch gebildeten Griehen und Römer, er 
fteht in Feiner Beziehung zu Gott, er ift ein lebendiges Werkzeug, wie dad Werkzeug ein leblofer 
Sflave ift. Das Ehriftentbum, das man doch wol als eine femitifche Geburt bezeichnen darf, 
hat zwar aud, indem es die Gleichberechtigung aller Menſchen vor Bott ausſprach, der Sklaverei 
prineipieli, wie dad Judenthum und der Islam, den Todesſtoß verjeßt, aber gegen die plötzliche 
Aufhebung derfelben haben fih ihon die Apoftel widerfegen müſſen. Rom und Byzanz 
wollten, auch nad ihrer Bekehrung zum Chriftentdum, die Arbeit nit mit dem Sflaven 
theilen, ebenfo wenig wollte das europäifhe Mittelalter, mit feiner vielgepriejenen Gliederung, 
mit jeinem del, jeinen Freien, Hörigen und Leibeigenen und feinen ganzen Beubalunmelen, 
auf feine fogenannten biftorifchen Rechte verzichten, wenn aud) früh ſchon die Macht des ‚Herrn 
über den Sklaven mehr oder weniger durch das Geſetz beihränft wurde. Aufgehoben wurbe 
in Deutſchland die Leibeigenfhaft bekanntlich erft gegen das Ende des vorigen und zu Anfang 
unfers Jahrhunderts, und ift dieſer bedeutende Fortſchritt in der Geſchichte ver Menſchheit 
weder einer bejondern Raſſe, noch jelbft dem Chriſtenthum zuzufghreiben, das bierin nicht 
weiter ald Judentum und Islam gegangen iſt, fondern lediglich einer zu vollerm Bewußtfein 
gekommenen Anſchauung von Menfhenreht und Menſchenwürde, an welcher freifinnige und 
vorurtheildfreie Schriftfteller des 17. und 18. Jahrhunderts weit größern Antheil, ald die 
Kirche haben, die auch heute noch Fein förmliches Verdammungsurtheil gegen die Leibeigenſchaft 
ausjpriht und im Mittelalter nicht nur alle Standesunterjhiede und Ilngleichheiten vor dem 
Geſetz billigte, ſondern jelbft in ihren Klöftern Leibeigene hielt. 

Man bezeichnet ferner ald ein Merkmal arifher Völker die Achtung, in welcher die Frauen 
bei denfelben ftehen, und infolge verjelben die Monogamie, die reinere Auffaffung der Familie 
und das Erbrecht, das fi bis auf dad Grundeigenthum erftredt. Bei den Semiten hingegen: 
Beringihägung der Frau, Bolygamie, lodere Familienbande, Beſchränkung des Eigenthums- 
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rechts auf bewegliche Sachen, da der Boden nur Bott gehört. Prüfen wir diefen Gegenftand 
etwas näher, fo werben wir auch hier finden, daß eine ſolche ſcharfe Trennung ganz unftatthaft 
ift. Sehen wir zunächſt nad den Indiern hin, fo genügt fchon das eine Gefeg, daß die Witwe 
dem verftorbenen Manne ind Grab folgen muß, um barzuthun, daß das Weib dem Mann 
unbedingt angehörte und ihm ewige Hingebung ſchuldig war, während der Mann nicht mur 
nad dem Tode der Frau fi wieder verbeirathen, ſondern auch in vielen Fällen bei ihrem 
Leben noch Nebengattinnen und Goncubinen haben fonnte, wenn nur die Rechte der legitimen 
Kinder und die beftehende Kafteneinrichtung nicht verlegt wurden. Das Indische Geſetz ſchreibt 
einem dreißigjährigen Mann vor, ein Mädchen von zwölf, und einem Manne von 24 Jahren, 
ein Mädchen von acht Jahren zu heirathen; wo ift hier eine höhere fittlihe Anfhauung von 
der Ehe zu finden? Gleih groß war die Autorität ded Mannes Über die Frau bei ven 
Verſern, bei denen übrigens die Vielmeiberei nicht nur gefeglich erlaubt, ſondern gemiffermaßen 
empfohlen war, damit recht viel Kinder erzeugt würden. Auch bei ven Griechen fehlt die Weihe 
des ehelihen Lebend und wird der Werth des Weibes nit nah Gebühr anerkannt. Die 
Proftitution wird nahezu aufgemuntert, die Jungfrau lebt abgefchloffen und wählt nicht felbft 
den Batten. Das Weib foll nicht ohne Noth die Schwelle ihres Haufes übertreten, und nur die 
nächſten Verwandten dürfen ihr Gemad betreten. Bortpflanzung war die Hauptaufgabe der 
Ehe. Unfrudtbare Ehen wurden aufgelöft, und mit Einwilligung ded Mannes konnte fogar 
ohne Eheſcheidung, wenn er die Urſache der Unfruchtbarfeit war, ein Fremder zur Begattung 
berbeigezogen werben. In Sparta mußten wegen Untheilbarfeit ver Güter oft mehrere Brüder 
mit Einer Frau leben. Bei ven Römern war befanntlidy die Frau ihrem Mann in vemfelben 
Maße unterthan, wie die Tochter ihrem Vater und die Sflavin ihrem Herrn. 

Wenden wir und nun zu den Semiten, das heißt zu den Juden und Arabern, über deren 
Gheverhältniffe wir vollfommen unterridiet find, während wir die der Syrer, Ehaldäer und 
Phöntzier wenig kennen, die beiden legtern übrigens, wie fhon andere zugegeben haben, faum 
zu den Semiten gezählt werden dürfen. Die Phönizier werden nicht nur von der Bibel zu den 
Nahkommen Cham's gerechnet, jondern auch ihre ganze Gefhichte ſpricht dafür, daß fie mit der 
Bamilie Sem's nur die Sprache gemein hatten. Das Nomadenleben ift der harakteriftiihe Zug 
der alten-Semiten, der Monotheismus, wenigftend nad der Anficht jener ſyſtematiſchen Raſſen— 
f&eider, der Grundton ihrer Religion; Induftrie, Schiffahrt. Coloniſation, Municipal- 
verfafjung find ihnen fremd. Hier finden wir im Gegentheil eine induftrielle Givilifation, 
eomplicirte ftaatlihe Einrihtungen, eine ausgedehnte, das ganze Mittelmeer beherrſchende 
Golonifation, eine ausgebildete Götterlehre und ftatt ded reinen Jehovahdienſtes die Wolluft 
zum Cultus erhoben. Gleiche Verſchiedenheit in Sitten, Gebräuden und Religion findet ſich 
bei den Chaldäern, ſodaß die bedeutenditen Philologen der neueften Zeit feinen Anftand 
nehmen zu behaupten, daß fie zur iranifchen Familie gehören, wie die erobernden Friegerifchen 
Afforer, und daß lie arifhe Gultur unter die von ihnen unterjodhte ältere ſemitiſche Bes 
völferung verpflanzt haben, bie ih am Euphrat und Tigris niedergelaifen hatte. Es bleibt 
und alfo nur noch die Stellung der Frau in der jüdifchen und arabiihen Familie zu betrachten 
übrig. Mofed und Mohammed Fonnten ebenfo wenig die Bolngamie ald das Sklaventhum mit 
einem mal abſchaffen. Juden und Araber waren zur Zeit diefer beiden Geſetzgeber noch 
Nomaden. Dem Bepuinen ift aber, nicht zur finnlihen Luft, ſondern zur Verrichtung der viel: 
fadhen Arbeiten im Zelte, die Vielweiberei ein wahres Bedürfniß. Während der Mann in den 
Krieg zieht oder eine Karavane begleitet, oder einen Weideplag aufjucht, muß die Frau das 
Zelt bewadhen, aber auch zugleich Eodhen und baden, Wafler und Holz oft aus per Ferne holen, 
das Vieh auf die Weide führen, die Kinder pflegen, jpinnen und weben; wie kann Eine Perſon 
allen diefen Anforderiingen nahfommen? Konnte aber die Vielweiberei nicht aufgehoben 
werben, fo geſchah doch manches um fie zu beſchränken, und um der Frau den Mann gegenüber 
geroiffe Rechte zu ſichern. Im Alten Teftament wird die Polygamie eigentlich nur als eine her— 
kömmliche Sitte geduldet, aber nicht gerade gebilligt, vielmehr wird zu wiederholten malen vor 
dem Misbrauch dieſes dem Mann zuftehenden Nechts gewarnt. Die Monogamie wird in der 
Schöpfungsgefhichte ald das uriprünglice Verhältniß des Mannes zum Weibe bargeftellt. 
Sie entfpriht dem tiefern Wefen des Judenthums und der ganzen eblern freiern Stellung, 
welche dem Weibe eingeräumt wird. Die Erzmürter ftehen faft ebenfo hoch ald die Erzväter, 
Miriam ift eine Prophetin, die religiöfe Begeifterung mit zartem weiblichen Gemüth verbindet. 
Deborah ift zugleich Richterin und Dihterin. In den Sprüden wirb ein waderes Weib als 
das edelfte Gut der Welt geihilvert, nicht eim fhönes und anmuthiges, jondern ein gotteds 
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fürdtiges Weib. Die Frauen bewegten ſich frei im öffentlichen Leben, fie nahmen theil an den 
Volksfeſten und verherrlichten fie dur Gelang, Tanz und Muſik. Wie wenig Volygamie in 
der Raffe begründet ift, beweiſt dad fpätere Verbot verfelben dur einen Rabbinen, das auch 
in außereuropäiſchen Ländern, wo die Landesgeſetze fie geftatten, beobadjtet wird. Monogamie 
war ſtets Regel bei ven Juden, Bolngamie nur eine Ausnahme, daher auch das Familienleben 
bei ihnen ftets rein und Fräftig war. Der Bater, das Haupt der Familie, war Gebieter über 
alle Angehörigen ded Hauſes, doch waltete mehr ein Verhältniß der Liebe und Ehrfurdt ale 
des ſtlaviſchen Gehorſams zwifhen den Uintergebenen und dem Herrn, und wurden ihm auch 
nicht fo viele Rechte über Frau und Kinder eingeräumt, wie z. B. bei den Römern. Auch wirb 
im Jubenthum eine Fortdauer der Familie, ein Bamilienerbreht anerfannt. Es wurde bei 
der Eroberung Kanaand jedem Geſchlecht ein beſtimmter Antheil an dem Grund und Boden 
angewiefen, der ihm als Erbgut verbleiben follte, wir finden alfo hier die Inftitution des Grund: 
eigenthums im vollften Sinne des Wortd um fo feiter begründet, ald nad ſemitiſchen Begriffen 
Gott felbft, der Herr der ganzen Erbe, die Juden ald Eigenthümer des Landes Kanaan ein: 
gejegt hat. 

Betrachten wir nun noch die Stellung der Frau bei den Arabern,, fo fommen wir aud bier 
zum Schluß, daß mehr äußere zufällige Umftände als der Raſſe angeborene Eigenheit jie auf 
ihre jegige niedere Stufe heruntergebradht hat. Die Araberin war bei den Bebuinen vor Mo: 
hammed und ift noch in den Gegenden, die der Jılam mehr äußerlich berührt ald innerlih 
durchdrungen hat, viel freier ald unter den fpätern in feften Wohnfigen lebenden Mohamme: 
danern. Wie bei den Juden nahmen bie Frauen bei den alten Arabern auch Antheil am öffent: 
lihen Leben. Sie waren nit die Sklavinnen, fondern Kebensgefährtinnen des Mannes und 
die Würze des gejelligen Lebens. Sie waren, wie bei den abendländiſchen Rittern des Mittel: 
alterd, nicht blos Gegenftand des MWohlgefallend und ver Kuft, fondern aud der Verehrung 
und Anbetung. Prophetinnen, Priefterinnen und ganz befonders ausgezeichnete Dichterinnen 
waren gar feine feltene Erſcheinung unter den vorislamitifhen Arabern. Erſt Mohammed's 
grenzenlofe Eiferfucht, die jich noch bis über das Grab hinaus erftveckte, indem er feinen Frauen 
verbot, ſich nad) feinem Tode wieder zu verehelihen, ſchloß die Frauen vom öffentlihen Leben 
gänzlich ab und beſchränkte jelbft ihren Umgang im Haufe auf ihre nädften Verwandten. Die 
Frau blieb zwar ein Heiligthum (Harem), aber ein foldes, das nicht die eigene Sittlicfeit, 
fondern Schleier und Mauern vor Entweihung jhügen follten. Die Polygamie wurde indeß 
aud von Mohammed beſchränkt, ebenfo wurde die Frau vielfach gegen die Willfür des Mannes 
geſchützt. Nur denjenigen Männern ift es geftattet, mehrere Frauen zu beirathen, melde die 
Mittel haben, fie anftändig zu verpflegen, dod darf ihre Zahl nicht vier überfteigen. Der 
Gatte durfte in feiner Weife eine Frau auf Koften der andern bevorzugen, aud haben nach ſei— 
nem Tode feine Verwandten Feinerlei Recht über die Witwe. Die Vielmeiberei ift unter dem 
Bolf, felbft im Orient, nicht fo allgemein, wie man in Europa glaubt, und mehr durch das 
zum Gefeg gewordene Abfondern der Frauen, wodurd fie von aller Fortbildung ausgeſchloſſen 
wurden, dem Mann nur no finnliche Freuden, den Kindern nur förperlihe Pflege ſchenken 
fonnten, als durch die geftattete Vielweiberei ift das Bamilienleben bei ven Moslimen tief ge— 
funfen, dod nicht jo, daß das Erbrecht darunter gelitten hätte. 

Das Erbrecht ver Mohammedaner ift fhon im Koran mehr oder meniger näher beftimmt, 
und aud das weibliche Geſchlecht geht in demſelben nicht leer aus. Das Erbrecht erſtreckt ſich 
nicht blos auf bewegliche Güter, fondern au auf Grundeigentum. Wenn Gott allein ver 
einzige wahre Herr aller Dinge genannt wird, fo ift dies mehr als eine philoſophiſch religiöfe 
Idee zu betrachten denn als ein wirkliher Rechtöſatz und höchſtens infofern praftifh, als auf 
diefe Idee das Recht des Staats fih gründet, gewiſſe für das allgemeirft Wohl, aljo für gott: 
gefällige Werke zu verwendende Steuern zu erheben. Alles Grundeigenthum in Arabien, dem 
Urfig des Islam, blieb in den Händen derer, welchen ed vor ihrer Bekehrung gehörte, als 
unbejhränftes Eigenthum und pflanzte jih auf ihre Nachkommen fort; die vorgeſchriebene 
Steuer, in der Regel ein Zehntheil des Ertrags, beeinträchtigte das Eigenthumsrecht in Feiner 
MWeife, denn eine foldhe laftete ja auch auf bemeglihen Gütern, während Häufer nad altem 
Recht fteuerfrei find. Die von den Moslimen eroberten Länder wurden, wenn man ed nicht 
vorzog, fie den beſiegten Völfern gegen Entridhtung einer Kopf= und Grundſteuer, melde vom 
Eroberer feſtgeſetzt wurde, zu laffen, unter den Siegern mit vollftändigem Eigenthumsrecht 
vertheilt. „Das Eigentbum‘, heißt e8 im mohammedaniſchen Gefegbuh Multefa, „zerfällt 
in bewegliches und unbewegliches. Letzteres ift entweder ein vollftändiges, nur dem gefeglichen 
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Zehnten unterworfened, oder ein ſolches, auf welden noch andere Abgaben laften. Zu dem 
Grundeigenthum, über welches der Gigenthümer volled Genuß = und Dispoſitionsrecht hat, 
gehört alled Land in Arabien und Basra (als islamitifhe Kolonie) jowie jedes Land, deſſen 
Bewohner fi freiwillig zum Islam befehrt Haben, ober dad, mit Gewalt erobert, Moslimen 
zugetheilt wurde. Das durd Gapitulation eroberte Land, d. h. ſolches, das Juden oder Chri⸗ 
ften gehörte, die fich freiwillig der Kopffteuer unterwarfen, bleibt im Befig ihrer Gigenthümer 
und wirb aufihre Nachkommen vererbt, unterliegt jedoch, je nach dem Werth und Ertrag bei- 
jelben, einer von der Regierung zu beftimmenden Steuer.‘ So lieft man aud) in dem neueften 
osmaniſchen Gefeg vom Jahre 1858: „Über dad Grundeigenthum hat der Eigenthümer volles 
Verfügungsrecht, eö vererbt fi) wie bewegliches Gut, nur wenn fein erbfähiger Verwandter 
vorhanden ift, fällt ed dem Staat zu. Als volles Eigentum gilt bad den moslimiſchen Ur— 
bejigern gehörende, das vom Staat an einzelne verfaufte Gut, das nad) der Eroberung an die 
Krieger vertheilte und das der Nihtmohammedaner, welche ſich freiwillig unterworfen haben, 
und denen der volle Befig ihrer Güter mit der Verpflichtung zu gewiffen Steuern belaffen wurde.‘ 
Wir fehen alfo, daß fowol das alte ald das neue jemitifche Recht bei allen theofratifchen Ideen 
doch das Eigenthumsrecht auch auf Grund und Boden ausdehnt, und daf nur gewifle Laſten auf 
dem Boden haften, die mit dem Recht ver Eroberung zufammenhängen. Wir ſehen au, daß nicht 
nur Mobammedaner, jondern felbft Nichtmoslimen Grundeigenthümer fein Eonnten, während 
bei manchen arifchen Völkern noch in unfern Tagen der Erwerb von Grundeigenthum nur Be: 
fennern der Staatöreligion geftattet ift. Letzterer Umſtand, ſowie überhaupt was in Bezug auf 
religiöfe Intoleranz den ariſchen Bölfern zum Vorwurf gemadt wird, foll jedod ein ſchlimmes 
GErbtheil des Semitismus fein. Prüfen wir aber auch diefe Behauptung etwas näher, jo dürfte 
fie, wie manche andere auf diefem Gebiet, nicht als richtig erfannt werden. Sehen wir von 
den harten Verordnungen in Bezug auf die Vertilgung der Bewohner Kanaans ab, welche 
mehr einen politifhen als einen religiöfen Gharafter haben, und die nie in ihrer ganzen Strenge 
vollzogen wurden, fo finden wir im Mofaismus Feinerlei Intoleranz. Wir haben gefehen, wie 
felbft gegen den nichtjüdiſchen Sklaven humane Behandlung geboten ift, und wiffen, wie die 
Ifraeliten ermabnt werben, Fremdlinge, d. h. Nichtjuden, die nah Paläſtina Famen, zu lieben 
und nie zu vergeffen, daß auch fie in Äuepien Fremblinge waren. Das jüdiſche Volk war in 
dem Sinne ein auderforened, daß ed von Gott gewählt wurde, um einen reinern Glauben über 
die Welt zu verbreiten, aber nicht durch Feuer und Schwert, wie ed hier und da im Islam oder 
im Ghriftentyum vorgefommen ift, jondern durch Die Macht des Geiſtes. Jehovah ift Fein Na- 
tionalgott der Juden, und dem Juden ift ver Glaube fremder Völker nicht gleichgültig. Das Ju— 
denthum war nicht fo engherzig, wie manche glauben; die ganze Welt follte von der Wahrheit 
feines Glaubens überzeugt werden; es murbe, wie ein Prophet ſich ausdrückt, „zum Licht für 
alle Bölfer eingejegt”, und es follten Zeiten fommen, „wo Gott Einer fein wird und fein Name 
nur Einer”. Der jüdifche Gottesbegriff ſoll in die ganze Welt eintreten und mit ihm bie hu: 
manere Lehre der Gleichheit aller Menſchen vor Gott. Die Fremdlinge, welche ſich Gott an: 
ſchloſſen, wurden bei den Juden ſtets als vollberechtigte Bürger aufgenommen; inſofern war 
ihnen das Proſelytenthum nicht fremd, nur von Proſelytenmacherei durch Anwendung der 
Gewalt, um Bekehrungen ohne innere Überzeugung zu erwirfen, wußten fie nichts. Anders 
traten ſchon die Araber auf, die fih nicht mit Arabien, wie die Juden mit PBaläftina, begnügten. 

Sie wollten die Welt erobern, und wenn auch nicht zu ihren Glauben befehren, doch demfelben 
unterwerfen, daher jhon früh nicht gerade Unterdrückung, aber Zurüdjegung ber Nichtmoham— 
medaner: Kopffleuer, Auszeihnung in der Kleidung, Beihränfung des öffentlichen Gottes: 
dienftes, Verbot Waffen zu tragen u.dgl.m. Daß die abendländiſche Kirche in ihrer Intoleranz 
noch weiter gegangen ift ald Juden und Araber, braucht wol nicht näher bewiefen zu werben, 
jedes Blatt aus der Gefhichte des Mittelalters legt dafür Zeugniß ab. Wenn man aber auch 
die Firdhliche, jelbft zur Verbannung der Ungläubigen und zur Berurtheilung zum Beuertode aus: 
ſchreitende Unduldſamkeit ald ein jüdiſches Erbtheil gelten laffen wollte, weil fie doch mehr 
oder weniger vom religiöfen Geifte der Semiten ausging, fo ift die gemeine Intoleranz, wie fie 
von Fürften und Völkern in den eivilifirten Staaten Europas geübt wurde und zum Theil nod 
geübt wird, eine Intoleranz, der Herrſchſucht, Eigennutz, Furcht vor Goncurrenz, Raffen: 
antipathie und vor allem wieder das Feſthalten an alten Rechten und Privilegien zum Grunde 
liegt, ven Semiten ſtets fremd geblieben. Übrigens hatte die Glaubensfreiheit auch bei den indo⸗ 
germanifchen Völfern des Alterthums ihre Grenze. Wer kennt nicht die Verfolgungen, welche 
die Buddhiſten von feiten der Brahmanen zu erbulden hatten und die jo weit gingen, „daß, wer 
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einen Bubphiften, ſo Greis wie Kind, nicht erwürgie, felbft erwürgt merbenfollte”. Wirmwiffen auch, 
daß unter den Perjern, namentlich unter den erften Saſſaniden, die größte Unduldſamkeit gegen 
diejenigen herrſchte, welche nicht zum Beuerbienft übertraten, und daß Mani ein qualvolle® Ende 
nahm. Auch beweift ver Tod des Sofrates und die Berbannung des Anaragorad, daß Die 
Hellenen nötbhigenfalld ihren Götterglauben mit irdifhen Waffen zu jhügen wußten. Die 
Römer verlangten befanntlich göttliche Berehrung ihrer Kaifer, und die Seleuriden ftellten Die 
Bilvfäule des Zeus im Tempel zu Jeruſalem auf. Legteres führte den beroifhen Widerftand ber 
Hasmonäer herbei und erftered den blutigen Aufftand in Galiläa. 

Faflen wir daher das Refultat unferer Betradhtungen zufammen, fo ergibt ih, daß, 
wenn man Arier und Semiten ald verjchiedene Raſſen mit beiondern Merkmalen des Charaf: 
terö, der geiftigen Richtung und bes Bildungsganges einander gegenüberftellt, man eigentlich 
unter legtern nur Juden und Araber verftehen darf, denn an ben übrigen fogenannten Semiten 
finden fi} die meiften jener Gigenheiten, welche gerade bie Arier an ſich tragen follen. Cine me: 
fentliche Verſchiedenheit zwiichen Juden und Arabern einerjeitd und ven indogermanifchen Böl- 
fern andererſeits findet fi in der geoffenbarten Neligion gegenüber ver philoſophiſchen For⸗ 
fhung, im mehr oder weniger gehemmten, daher langjamıen Bortichreiten auf der Bahn der 
Geſetzgebung gegenüber der freiern Entwidelung und enblid in dem Begriff von ber Gleich⸗ 
beit aller Menſchen vor Gott gegenüber der Gliederung nah Ständen. Weitere Berjchieben: 
heiten jind entweder gar nicht vorhanden oder rühren nicht von der Raſſe, fondern von andern 
Zufälligkeiten her. Der Einfluß der Semiten auf die Arier war ſtets ein mächtiger. Als zwei 
Hauptfactoren der europäiſchen Givilifation Darf man wol die Überlieferung des Hellenentbums 
und das Chriſtenthum anfehen. Mit dem Wiederanfleben griehifher Wiſſenſchaft beginnt eine 
neue Ara der arijchen Geiftedcultur, und Semiten, Araber und Juden, waren die Vermittler 
zwiſchen dem alten Griechenthum und dem europaifchen Mittelalter. Die Werke Albert's des 
Grofen und Adelard's von Bath find größtentheild aus arabifchen Materialien zuſammengeſetzt, 
und Daniel Morley, der Philoſoph des 12. Jahrhunderts, verdankte feine philoſophiſchen 
Kenntniffe arabiihen Schulen. Der Einfluß des Chriſtenthums auf Die Bölfer Europas hin— 
fichtlich ihrer geiftigen Beredlung wird wol von niemand beftritten, und jelbft die Strenggläu- 
bigen geben zu, dap die reinften Lehren des Chriſtenthums, freilich klarer ausgeſprochen, weiter 
entwidelt und von Geſetzesballaſt gefondert, ihre Wurzel im Judenthum haben. Ebenſo wenig 
wird geleugnet werben fönnen, daß der Monotheismud der Araber und Juden und ihr Kampf 
gegen die Dogmen der Kirche nicht wenig dazu beigetragen haben, das wahre Chriſtenthum 
von der Überlieferung der Kirche zu feheiden, und daß au ihnen ein Antheil an der neuern 
Richtung des Proteftantidmus gebührt, welche die hriftliche Lehre von den Mythen über bie 
Perfon EHrifti zu trennen ſucht. G. Weil. 

Seniorat, ſ. Majorat. ‚ 

Serbien. (Geographiſch-ſtatiſtiſcher Überblick. Staatdgefhihte. Staats: 
recht und Verfaſſung.) 

1. Geographie und Statiftif. Das dem osmaniſchen Kaiſerreiche tributpflichtige Für— 
ftenthum Serbien liegt zwifchen dem 43.° und 45.° nörbl. Br. und dem 36.° 56’ und 40. ° 
30’ öſtl. L., grenzt im Weſten an Bosnien und die Herzegowina, im Süden an Albanien und 
im Often an Macevonien und an die türfifhe Donauprovinzg (Bulgarien), im Norboften ift 
ed von Rumänien durd die Donau und im Norden von Ofterreih durd die Donau und Save 
getrennt. Es umfaßt ein Territorium von 1000 geographiſchen Duadratmeilen. Das Land 
ift zum größern Theil gebirgig, mit der Senfung nad Norden, waldig und fehr reih an Bau: 
holz und auf feinem ganzen Umfang äußerſt fruchtbar ; Die Gebirgszüge, die es durchichneiden, 
gehören zwei verſchiedenen Syftemen an. Der längs der Weflgrenze von Süden nad Norben 
fich ziehende Kamm ift eine Abzweigung des alpinifhen Dinaragebirged. Seine höchſte Spitze, 
Kopaonif, mist 5882 varifer Fuß. Der mit dieſem fait parallel an der Oftgrenze laufende Zug 
ift ein Zweig des Balkan. Ebenen hat Serbien faft gar nicht. Die zahlreichen Flüſſe theilen 
fich in ſolche, die dem Lande ald natürliche Grenzen dienen, und folde, weldye im jelben ent: 
fpringen und es durchfließen; zu erftern gehören der öftliche Grenzfluß Timok, Nebenfluß der 
Donau, und der weitliche Drina, Nebenfluß der Save, beide reißend und doc ſfiſchreich, ferner 
die ſchiffbare Save und die Donau, beide die Grenze zwiſchen Ofterreih und Serbien bil: 
dend, und zwar bie Save bis Belgrad und von da bis Widdin die Donau, nachdem fie die 
Save aufgenommen. Außerdem gehören mehrere mit Forts verfebene Save- und Domau: 
injeln zu Serbien. Im Innern firömen die jehr fiſchreiche Morawa, welche dad Land durch 


Serbien 335 


ihren fübndrbliden Lauf faft balbirt, und die drei Fleinern Flüffe Kolubara, ein Nebenfluf 
der Save, Jadar, ein Nebenfluß der Drina, und Mlawa, ein Nebenfluß der Donau. Unter 
den vielen Mineralquellen ift die bedeutendfte Bad Kifela woda. Das Klima ift im allgemei- 
nen warm und gejund, jedoch des gebirgigen Terraind wegen durch Niederichläge gemäßigt. 
Der Reichthum Serbiens an Naturproducten ift den angegebenen Berhältniffen gemäß außer- 
orbentlih. Alle in Europa fortfommenden Getreidearten gedeihen in üppigem Maße; aus 
dem Pflanzenreich ift an erfler Stelle die Fruchtbarkeit ver Pflaumenbäume zu erwähnen, wes⸗ 
balb aud der ferbiihe Pflaumenbranntwein (Stimowiga) über ganz Europa verführt wird, 
und der Reichthum an Bilanzenfärbeftoffen. Aus dem Thierreich ift nebft allen auf unferm 
Eontinent einheimifhen Thieren die befondere Abundanz an Borftenvieh, das lich jelbft im 
halbwildem Zuftande in ven Wäldern mit Buchedern mäftet, dann eingefangen und erportirt 
wird, und ber vorzüglide Betrieb der Seivenwürmerzucht hervorzuheben. Das Mineralreid 
ift repräfentirt durch Silber, Kupfer, Blei, Eifen, Marmor. Die namdafteften Bergmerke 
find Rubnif, Kopaonik, Majdanpef, Milanowag und die Bleigruben bei Sofol; dagegen 
leidet Serbien an vollftändigem Salzmangel. 

Die Zahl der Einwohner beläuft fi auf 1,108668, zum größten Theil Serben; der Reft 
find Bulgaren, Romanen, Zigeuner, Juden und in Belgrad fleine Bruchtheile anderer euro⸗ 
päifcher Nationalitäten, welche dort meift ihre eigenen Kirchen und Schulen haben; die Bolfs- 
zahl ift übrigens in ftetem Zuwachs begriffen, wozu auch der Umſtand beiträgt, daß die Negie- 
rung von jeher aufs jorgfältigfte bemüht ift, Einwanderer heranzuziehen; doch müffen diefelben 
ſlawiſcher Nationalität fein, un günflige Aufnahme bei ver Bevölferung Serbiens zu finden. 
Ausnehmender Bevorzugung in dieſer Hinficht erfreut fi der türkiſche Unterthan chriftlicher 
Religion, an erfter Stelle ver Montenegriner, dem die Regierung, fobald er das Land betritt 
und fi anfieveln zu wollen erklärt, ein Handgeld von 60 Thlrn., einen Niederlaffungsplag 
und breijährige Steuerfreibeit bewilligt; noch günftigere Bedingungen bietet fremden Colo— 
niften ohne Unterſchied der Nationalität dad neuefte ſerbiſche Coloniſationsgeſez vom Jahre 
1864. Der jährliche Handeldumfag beziffert fih auf circa 8 Mil. Thlr., das Nationalver: 
mögen auf 65 Mil. Thlr. Die Anzahl der Steuerpflichtigen beträgt 209863. Die Einheits- 
quote bei der Steuerrepartirung gibt, da in Serbien der Grund und Boden noch nicht fataftrirt 
ift, jeber volljährige Mann einer Hausgenoffenihaft. Das jährliche zwifhen Einnahmen und 
Ausgaben das Gleihgewicht haltende Staatsbudget beträgt 3,146215 Thlr. Die Serben find 
indgefanımt dem morgenländifh-orthoporen Glauben zugethan ; das Oberhaupt ihrer Natio: 
nalfirche ift der jerbifhe Metropolit zu Belgrad, welder von der Nation und dem Fürften ge- 
wählt und vom Patriarchen zu Konftantinopel beftätigt wird. Außer der belgrader Metro: 
polie bat Serbien noch drei andere Didcefen, deren Biſchöfe von dem Metropoliten, vom Für: 
ften und dem Senat (Sowjet) gewählt und vom Metropoliten inftallirt werden. Die Sige der: 
jelben befinden jich in Negotin (timofer Bisthum), Tſchatſchak (ufhiger Bistum) und in 
Schabag. Die Bulgaren und Romänen jind ebenfalld orthodor; die Juden haben in Belgrad 
ihre Synagogen und einen Chaham. Für den Unterricht geſchah in Serbien jeit deffen Unab- 
hängigfeit Anerfennenswerthes; faft jeder Ort bat feine Volksſchule; außerdem beftehen Halb- 
gymnaſien und theologiihe Facultäten an allen biihöflihen Sigen, in Kragujewag und in 
Belgrad volle Gymnaſien, in legterer Stadt überbied eine Handels- und Gewerbeſchule, eine 
Militärafademie, ein Lyceum und eine „Gelehrte Geſellſchaft“ (eine Art Akademie ver Wiffen- 
ihaften). 

Den Hauptnahrungszweig ber Serben bilden der Aderbau, die Viehzucht und der Handel. 
Der Erport beichränft ſich ausſchließlich auf Rohproducte, an denen Serbien fehr reich ift, wie: 
Hornvich, Pferde, Schweine, Schafe, Ziegen, rohe Seide und Wolle, ungegerbte Häute, 
Honig, Talg, Fett, Blutegel u. a.; wogegen der Import von Kunftprobucten aller Art, be: 
fonberd: Seiler:, Baumwoll-, Reinen=, Seidenwaaren, DI, Zuder, Taback, Kaffee, Xeder, 
Eifenmwaaren, Bapier, Uhren, Nürnberger: und Töpferwaaren u. ſ. w., in Serbien ſtets einen 
guten Markt findet, da außer ber Kerzen - und Roſogliofabrik, einer Buchdruckerei und Litho- 
graphie in Belgrad, einer Tuchfabrik und einer Dampfmühle in Toptſchider bei Belgrad, einer 
Kanonengießerei in Kragujewag und einer Bulverfabrif in Stragari induſtrielle Unternehmun— 
‚gen erft im Entftehen find. Die Hauptitapelpläge des Handels in Serbien find: Belgrad, 
Uſchitze, Paratihin, Kragujewag, Jagodina, Semendria, Negotin und Alerinag. Zur Er: 
leichterung des Handel beftehen in Serbien ein wohlorganifirter Poftverfehr, gute Ehauf: 
feen und Grenzftapelpläge. Sowol im Interefje des Handels ald au der Geſundheit ſtehen 


336 Serbien 


längs der ferbifhen Grenze Cordonwachen auf Geſichtsweite voneinander entfernt und jinb 
Raftell= und Duarantänepläge errichtet, wo die Türfen und Serben faufen und verfaufer, 
ohne fi untereinander zu mifhen und mo die aus der Türkei fommenden Waaren längere 
Zeit zur Durdräuderung und Lüftung liegen bleiben müffen, lauter Vorkehrungen, um das 
Einſchleppen der in den türfifchen Ländern häufigen Veſt zu verhindern. Die Verkehrsſtraßen 
führen füdwärts über Jagodina und Alerinag nah Niſſa, weitwärts über Waljemo nad Sa— 
rajewo in Bosnien, oftwärts über Semenbria nah Widdin und Berza: Palanfa in Bulgarien. 
Der Hauptbandel nad dem Auslande gebt auf der Wafferftraße der Donau von Belgrad aus. 

Die politifhe Eintheilung des Landes weift 17 Kreis- und 54 Bezirfdämter nah, deren 
zahlreidhes Perfonal die polizeilihe, abminiftrative und Schulaufihtderecutive in Händen 
bat. Als oberfte Schulauffihtöbehörde fungirt die belgrader Schulcommiffion (eine Art von 
Unterrichtsrath). Im jedem Kreife hat ein Kreiögericht feinen Amtöjig. Die Stadt Belgrad 
bildet in abminiftrativer wie in jurisbictioneller Beziehung einen eigenen Kreis. Beim Stadt: 
gericht in Belgrad find auch die Klagen der Fremden gegen Eingeborene anzubringen. Als 
zweite Inftanz gilt fürd ganze Land das Appellationdgericht und als dritte ver Gaffationdhof 
in Belgrad. Das Begnadigungsredt fällt dem Fürften zu. Serbiens Wappen ift dad alte Za- 
renwappen ; ed enthält in einem franzöſiſchen Schild ein filbernes Kreuz in rothem Felde mit 
je einem Feuerftrahl in den Eckfeldern des Kreuzes. Der Schild ift von einem Lorber= und 
Eichenkranze umgeben, mit Purpur verbramt und mit einer geſchloſſenen Fürftenfrone mit 
Reichsapfel und Kreuz gedeckt. Die jerbifche Flagge repräfentirt das jlawifche Trieolore, weiß: 
blau=roth. Das rothe Feld trägt vier filberne Sterne und das blaue dad Staatswappen. Die 
Militärmacht Serbiens, gegen 7000 Mann ftarf, befteht aus regulären Truppen. Die Sol- 
daten dienen je drei Monate abwechſelnd in ihren Garnifonsplägen und fehren auf je drei Mo- 
nate wieder nah Haufe. Haben fie fo vier Jahre Dienfte geleiftet, werben fie in die Referve 
eingereiht und zu Haufe belaffen. Im Fall der Noth ift jeder waffenfähige Serbe zum Kriegs: 
und Felddienſt verpflichtet, ja fogar mit eigenen Waffen und eigener Beköftigung. In Frie- 
dengzeiten fordert der Staat von jeder Hausgenoſſenſchaft je einen Soldaten. 

Unter den Städten Gerbiend verdienen erwähnt zu werben: Belgrad, die Refidenz 
des jerbiichen Kürften und erfte Hauptftabt des Landes (ſerbiſch: Beograd, dad alte Singi- 
dunum) mit beiläufig 20000 Einwohnern. Belgrad beftebt aus der untern Stadt, welche aus- 
ſchließlich von Nichttürken (Serben und Fremden) bewohnt ift, und einer Feſtung, in ber eine 
türkifche Garnifon liegt. Hier ift der Knotenpunkt des gefammten Handels zwifchen Wien und 
Konftantinopel, weswegen aud) die europäischen Großmächte dafelbft ihre Generalconfuln halten, 
denen die Pforte dad Erequatur ertheilt und Die der Fürſt von Serbien accrebitirr. Die Stabt 
beiigt wegen ihrer hiſtoriſchen Bedeutſamkeit einen europäifhen Namen. Grozfa, nit weit 
von Belgrad, berühmt duch die Schlacht zwifhen Eugen von Savoyen und den Türken im 
Jahre 1739; im weitlihen Theil des Landes Schabarz an der Save gelegen, ftarf befeftigt. 
Nicht fern davon liegt Mifhar, der Walplag zwiſchen den Türken und Kara:Gjorgje im Jahre 
1806 ; die Feſtung Sofol; Uſchitze mit 5000 Einwohnern.; Tſchatſchak mit dem berühmten 
Klofter Schitſcha, dem Krönungsorte der altjerbifhen Kaifer, und Stubeniga mit deren Grüf- 
ten; im mittlern Gebiet, der jogenannten Schumadija (Waldland) "liegen: das Bergwerk 
Rupnif, der Stammort der gegenwärtig regierenden Dynaftie; Kragujewatz, die zweite Haupt: 
ftadt, zur Zeit ver Revolution die Refidenz; in deffen Nähe Topola, Stammort der Kara-Gjor⸗ 
giewitſch'ſchen Erbynaftie; im öftlichen Theil Deligrad, aus den Befreiungsfämpfen berühmt; 
die Feftung Kladowo auf der gleihnamigen Donauinfel; Poiharewag (Baffarowig), dur 
den öͤſterreichiſch-⸗ türkiſchen Friedensſchluß vom Jahre 1718 befannt; Batotihina, der Schlachtort 
zwifchen ven Ofterreihern und Türken im Jahre 1689 ; Golubag, in ber Naturgefchichte durch die 
bier entftehenden golubatfcher Stechiliegen berüchtigt. Im den öſtlichen Bezirken finden ih au 
die meiften Refte jowol des römiſchen ald auch ſerbiſchen Alterthums. An den Ufern der Donau 
ftehen Trümmer der römifchen Gaftelle, die einft Trajan hier auf feinem Feldzug gegen bie 
Dacier gebaut, und landeinwärts dieRuinen altberühmter, von den ſerbiſchen Kaiſern errichteter 
Schlöffer und Kirchen. 

U. Staatsgeſchichte. Jenes Reich, welches die aus dem jegigen Galizien nad ber 
Balkanhalbinfel überfiedelte jerbifhe Nation zum Schluß der Völkerwanderung in den Jahren 
634—38 auf dem Territorium ded gegenwärtigen Fürftenthums Serbien begründet und nad 
fiebenhundertjährigen Kämpfen unter ihrem großen Kaifer Stephan Duſchan (1347 —55) über 
das ganze griechifch= illgrifche Dreier mit Ausnahme des Peloponnes und des bis auf bie Pro- 


Serbien 337 


vinz Rumelien zufammengefhrumpften griechiſchen Kaiſerthums ausgedehnt hatte, if, nachdem 
es jo den Gipfel der Macht und durch die vermitteld des Dufhan’ihen Staatögrundgefeges ein- 
geführte Repräfentativverfaffung und die Schwurgerichte eine für die damalige Zeit beifpiellofe 
Höhe der politifchen Freiheit erflommen, durch die Uneinigfeit der Heeresführer in der Schladt 
anı Amjelfelde, ven 15. Juni 1389, eben jenen Türfen erlegen, welche der byzantiniſche Kaifer 
gerade am Sterbetage ded zur Eroberung Konftantinopeld ausgezogenen Duſchan nad) Europa 
gerufen hatte, damit fie ihn gegen die Serben jhügen. Nach vierhundertjähriger hoffnungs- 
lofer Sklaverei gewannen die Serben durd den zwifchen Öfterreich und der Türkei in Jahre 
1789 abgefhloffenen Siftowaer Frieden wieder Ausjihten auf eine beffere Zukunft. Öfterreich 
bat nämlich in diefem feinem legten Friedensſchluß mit den Türken auch auf die Serben, welde 
ed in feinem dreihundertjährigen Kanıpfe gegen den Islam ſtets mit Aufopferung unterftügt, 
zu dem Zweck fogar in der Zahl von einer halben Million eine ganze öfterreihifche Provinz, die 
gegenwärtige Serbiſche Wojwodſchaft, angefiedelt hatten, dadurch Bebadht genommen, daß es 
ji im Interefje derielben von der Pforte ausbedang, daß fie die Serben milde behandele. Der 
Sultan hielt joviel ihm möglich Wort; doch machtlos gegen feine eigenen Statthalter, war er 
nicht im Stande, die Nüdfehr der alten Willfürzuftände in Serbien auf die Länge hintanzu- 
halten. Nach wenigen Jahren georbneter Zuftände in Serbien erlaubte der Padiſchah wieder 
feinen Janitfharen (eine Soldateöfa, die vom Staat in Zeiten ver Ruhe, weil nicht gebraudt, 
auch nicht bezahlt wurde und demnach durd Raub und Mord fid das Nöthige und darüber zu 
verſchaffen wußte) nach Belgrad zurücdzufehren. Überdies fielen die in Bulgarien unter Paßwan— 
Oglu haufenden Janitſcharen häufig in Serbien ein und machten mit ihren belgrader Genoffen 
gemeinfame Sade. Der Sultan befahl jeiner in Belgrad flehenden Armee und den Serben 
ſelbſt, die Räuber zu Paaren zu treiben. In dem darauffolgenden Zufammenftoß fiegten leg- 
tere; Serbien war wieder in der Hand der Janitſcharen, weldhe unter dem Namen Dabijen 
von Belgrad aus, an den Sultan und feine Befehle ſich nicht Fehrend, das Land tyrannifirten. 
Der Großherr drohte, „er werde ein Kriegäheer gegen fie jenden, aber fein mufelmanifces, 
fondern Leute anderer Religion” ; da ergriffen fie den Vorwand, ald wollte ver Sultan bie 
Serben gegen fie zu den Waffen rufen, zur Gelegenheit, alle einflußreihen Männer in Serbien 
zu morden. Dies gejhah im Januar 1804. Vor dem Blutbad flüchtete jih, was fliehen Eonnte, 
in die Gebirge. Die waffenfähigen Männer thaten ſich zu Haiducken- (Guerrilla:) Banden zu- 
ſammen, entfhloffen, ven Kampf gegen die Türken bis auf den legten Mann zu führen. Gin 
ſolcher Haidudenhaufe trat in der für das Südſlawenthum ewig denfwürbigen Nacht des 
12. Febr. 1804 in der Drafhag- Alpe mit andern eingeladenen Vollsmännern zufammen, be: 
ſchloß den Unabhängigfeitöfrieg und wählte zum Zweck der Einheit in der Führung den erften 
Haiducken Serbiend, Georg Czerny (eigentlih Kara:Gjorgje, d. h. der ſchwarze Georg), der 
nicht nur durch jeine frühern Scharmügel mit den Türfen, fondern auch ald Anführer deö den 
Dfterreihern im Jahre 1788 zu Hülfe gezogenen ferbifchen Breicorps den Ruhm des Tapferften 
im Lande ji erworben hatte, zum Oberhaupt der Serben. Als folder erließ er aljogleih an 
alle Stammeshäupter (Knejen) den Aufruf zum Freiheitöfampfe. Ganz Serbien erhob ſich. 
Binnen einem Monat war das Land bis auf die feſten Pläße von den Türken gefäubert. Den 
in legtern eingefchloffenen Dahijen zogen nun ihre Genoffen aus Bosnien, Albanien und Ma- 
cebonien unter Gufhanag: und Kutſchuk-Alija zu Hülfe. Do ſchlug jie Kara-Gjorgje bei 
Jagodina und Tſchoketina aufs Haupt (April 1804). Die Janitſcharen flohen vor den fiegrei- 
hen Serben aus ihren Feftungen, nur den Hauptiig Belgrad wollten jie bis aufs äußerfte 
vertheidigen. Georg rüdte vor die Mauern Belgrads. Die Pforte ſchickte angeſichts der Erfolge 
der Injurgenten, um ihre eigene Herrſchaft in diefem Lande beforgt, nadeinander zwei Pa— 
ſchas nad) Belgrad, melde, von den über die wahren Abfihten der türfifhen Regierung wohl: 
unterrichteten Janitiharen daſelbſt aufgenommen, unter dem Schein, Kara-Gjorgje zu unter: 
fügen, nur den Auftrag hatten, deffen Forderungen durch geringfügige Gefälligfeiten, wie bie 
Auslieferung von vier Dahijen, eine Grenze zu jegen. Doc) die Serben hatten über die Türfen 
fiegen gelernt und liegen ſich durch leere Zuvorfommenbheiten nicht beſchwichtigen, fonbern bela= 
gerten die in Belgrad eingefhloffenen Paſchas jelbft, bis dieje ih mit ihnen zu einem Frieden 
berbeiließen, der für Serbien Zugeftänpniffe enthielt, welche den Serben von nun ald Kanon des zu 
erfämpfenden Rechtszuſtandes galten. (S. den ftaatsrechtlichen Theil.) Mit dieſem vom belgraber 
Baia Betfhir (im September 1804) unterfchriebenen Tractat gingen nun ſerbiſche Geſandte 
nad KRonftantinopel, um ſich dort denfelben von der Pforte beftätigen zu laffen. Der Padiſt 
Staats-2erifon. XIII. 22 ih 
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billigte anfangs den in feinem Namen gefchloffenen Vertrag, antwortete jedoch bald darauf mit 
einem Ferman, in welchem er von Serbien unbedingte Unterwerfung und Rückkehr zum Majab- 
verhältnig verlangte. Die Serben blieben rubig unter ven Waffen, bereits einjebend, daR ein 
Kampf gegen des Sultans Heere unausbleiblich fei. Während diefer Verhandlungen KHara- 
Gjorgije's, dur welche er die Freiheit Serbiens, die ed mit Waffen erfänpft, num auch mit— 
tels völferrechtliher Abmahungen fiherftellen wollte, fandten die Stammeshäupter, welche ſich 
am Aufftande jehr thätig betbeiligt Hatten und nun, aus Kriegshauptleuten im Frieden Kreis: 
bauptleute geworden, ſich zu einer Art Ariftofratie zufammentbaten, die in der immer mehr 
und mehr hervortretenden Dictatur Georg's den Ruin ihrer Macht erblidte, eine Deputation 
aus ihrer Mitte nach Petersburg. Sie woltten lieber ein ruſſiſches Protectorat als die Beberr: 
fung durd einen ihresgleichen. Es war eben in der Nation das Gefühl für den Werth einer 
vollftändigen Unabhängigkeit durch die legten vier Jahrhunderte derart abgeftumpft worden, 
daß diejelbe den jähen Llbergang von der Sflaverei zur Freiheit nicht ertrug. Dieſe Uneinigfeit, 

welche feine kräftige Regierung, wie eine foldhe in den Zeiten der innern und äußern Kämpfe 
nothwendig, in den erften Jahren der Freiheit aufkommen ließ, ift ſchuld daran, daß Serbien 

noch jegt nicht ein fouveräner Staat ift. Der Zar nahm den Antrag an, der ihm Serbien in die 

Hand gab, welches nad der ererbten Volitik Rußlands ebenfo wenig frei werden oder erſtarken 

fol wie ein anderer chriſtlicher Volksſtamm der Türfei, damit es, Eräftig geworden, durch die 

Grbihaftsrehnungen der Ruffen auf die Balfanhalbinfel nit einen Strih made; außerdem 

rieth er den Serben, die Pforte noch einmal um die Gewährung der erwähnten Wünfche anzu: 

gehen, er wolle für fie fein Wort einlegen. Im Frühling 1805 ging infolge deſſen eine zweite 

Geſandtſchaft nah Konftantinopel; der Sultan antwortete mit einem Befehl an feinen Feld: 

herrn Apbis, Serbien mit Gewalt zu züchtigen. Hiermit war der Zunder zum eigentlichen 
Revolutiondfampfe geworfen. Kaum war jedoch Aphis in Serbien von Süden her eingefallen, 
als ihm Kara-Gjorgje bei Paratſchin eine gründliche Niederlage beibrachte (Herbſt 1805). Er: 
grimmt darliber ſchickte die Pforte ihre bosniſche und albanifche Armee nad Serbien, doch be- 
fiegte nach vielen für die Serben unglücklichen Kämpfen die eine Tſchupitſch bei Salaſch und die 
andere der für die wieder gefahrvolle Zeit auf der Landeöverfammlung zu Semendria (1805) 
zum Oberbefehlöhaber gewählte Kara-Gjorgje am Mifcharfelde (Mai 1806). Die Pforte an: 
dererjeitd mit Rußland in Krieg verwidelt, bat um Waffenftillftand und ftellte ven Serben einen 
jehr günftigen Friedendtractat in Ausſicht; Kara-Gjorgje ſchickte zum dritten mal Gefandte 
nah Konftantinopel, um den Frieden endlich abzuſchließen. Der Sultan hatte wieder Luft be: 
fonımen und verweigerte den Serben alles; Kara-Gjorgje antwortete mit der Erſtürmung 
Belgrad (23. Febr. 1807). Serbien war jo feinem ganzen Unfang nady auch von der Herr: 
fchaft des Großherrn befreit durch Kara-Gjorgfe. Um die immer mehr fteigende Macht dieſes 
Helden zu beichränfen, erbaten jich die Gegner deffelben von Rußland einen Präfeeten in der 
Berfon des Griechen Rodofinifin ; bei dem mit ber Pforte (Auguft 1807) abgefhloffenen War- 
fenftillftande geberdete fidh der Zar bereits als factifcher Protector Serbiend, indem er ih aud 
für Serbien Frieden ausbedingen ließ, unter dem gleichzeitig den Serben ertbeilten Befehl, 
ſich ruhig zu verhalten. Mit ver Ruhe nah außen trat wieder der alte Parteihader ein. Die 
Dietatur Kara: Gjorgje'd, welcher mit der alljährlih zu Weihnachten einberufenen Ver: 
ſammlung aller Hausväter des Landes regieren wollte, wurde bereitö im Jahre 1805 durd 
den aus Greaturen ver Stammedhäupter (Nationalverfammlung, Skupfhtina) zufammen: 
gefegten Senat (Sowjet) von 12 Mitgliedern (je ein Mitglied aus jedem Landesbezirk) ein: 
geengt. Der Sowjet hatte während des Kriegs die Verwaltung ded Landes zu führen, als 
zweite Inſtanz Recht zu ſprechen (in erfter Inftanz verfahen die Juftiz die nationalen Frie— 
densrichter) und für die Errichtung von Schulen zu forgen. Diefe Thätigkeit ausgenommen 
war ber Senat eine für das damalige Serbien unglüdlihe Inftitution, weil verfelbe, ſtets 
ein Werkzeug der Dligardjie, zur Vermehrung der Ziwiftigfeiten ſich misbrauchen lieg. Im 
Sabre 1808 gingen nun die Dligarden daran, fogar in das Oberfeloherrnamt des Kara 
Gjorgje durch den Somjet einzugreifen, um ihn fo nad und nad gänzlid zu verbrän- 
gen. Der Verſuch feiterte, da Georg den Senat, auf gleihe Art wie Napoleon die Fünf: 
hundert, auseinandertrieb. Als nun im Jahre 1809 nad Ablauf des Waffenftillftandes ber 
ruffifch = türfifche Krieg wieder ausbrach und aud in Serbien zwei türfifche Heere, eind vom 
Weiten, das andere von Dften neuerdings einrüdten, rächte ſith Georg an feinen Wider- 
ſachern dadurch, daß er den Oberbefehl über das ſerbiſche Oftheer einem feiner beften Freunde, 
Milofch, anvertraute, während er das Weftheer jelbft commandirte. Die Folge davon war, daß 
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die Dligarchen, als e8 zum Kampfe mit dem Feinde Fam, dem ſchwachen Milofh den Gehorfam 
auffündeten und die Oftarmee bei Kamenitza eine totale Niederlage erlitt. Die Ariftofraten 
flohen fammt Rodofinikin ind ruffiihe Hauptlager zu Bufareft. Georg hatte Hingegen nicht 
nur im MWeften die Türfen aus Serbien hinausgedrängt, fondern auch durd Eroberung eines 
Theild von Bosnien ſich mit Montenegro in Verbindung gefegt; ſchon war fein Plan, im 
Verein mit ven Montenegrinern die Türfen aus Europa zu treiben, fertig, als ihn die Kunde 
des Unglüds von Kameniga nach Haufe rief. Gegen die durch die Siege ermutbigten Türken 
beobachtete Georg mit jeiner geringen Heeresmacht nur die Defenfive. Er bat Öfterreich, 
Franfreih um Hülfe, doc vergebens. Plöplih gingen die Ruſſen activ vor, indem fie in 
Bulgarien einrückten; die Türken ſahen ſich demnach genöthigt, den größern Theil ihrer 
Armee aud Serbien zurücdzuziehen. Der Winter unterbrad den Feldzug vom Jahre 1809. Zu 
Weihnachten trat die Landesverfanmlung zufammen; die wieder muthig gewordenen Arifto- 
fraten erſchienen mit ihrem ganzen Anhang bewaffnet auf derfelben. Die fo terrorifirte Skup⸗ 
ſchtina befhloß, das Serbien glaubend- und ſtammverwandte Rußland um Dülfe gegen die 
noch im Rande unter Kurfchid ftehende türfifhe Armee zu bitten; Georg, der wohl einfab, 
daß die Freundſchaft Rußlands feinem Vaterlande zum Verderben gereidhen werde, fügte fidh, 
um nur nicht das größere Übel eintreten zu laffen, nämlich fein theuere® Serbien wieder den 
Türken preiszugeben; er verlangte jedoch allererft, daß ihn Rußland officiell als Oberfeldherrn 
von Serbien anerfenne, was ihm aud durch eine Broclamation des Obercommandanten der 
rufifhen Donauarmee willfahrt wurde. Auch fließen in der That, Sommer 1810, einige 
ruffifhe Gompagnien zu Kara-Ojorgje; gemeinfhaftlicd mit dieſen vernichtete er die Armee des 
Kurſchid bei Warwarin und ein neuerdings von Bosnien eingebrochenes Türfenheer bei Loſch— 
niga. Im December 1810 ſchloß man wieder einen Waffenftillftand. Georg, zum dritten 
mal der Retter des Vaterlandes, trat nun gegen feine Öegner entfchloffen auf. Er berief die 
Skupſchtina vom Jahre 1811. Die Beihlüffe verfelben wollten die Ariftofraten dur ihre 
Nichtbetheiligung illuforifch machen, moran fi Georg jedoch nicht kehrte, jondern ſich gerade 
von diefer Nationalverſammlung zum Herrn von Serbien wählen ließ. Das Land ift auf 
berjelben Nationalverfammlung in Eleine Bezirfe getheilt worden, von melden jeder einem 
von den Stammeshäuptern zur Regierung unter der Oberleitung Kara-Gjorgje's anvertraut 
fein follte. Es wurde ein oberfter Gerichtshof eingelegt und eine Regierung von ſechs Mi— 
niftern aufgeftellt, deren Präfivent Kara-Gjorgje war. Zugleich ſchwor die Skupſchtina im 
Namen der Nation legterm Treue und drohte allen Opponenten dieſer Beihlüffe die Landes: 
verweifung an. Ginige von den Dligarhen veranftalteten unter Milofh Obrenowitſch einen 
Aufſtandsputſch gegen Kara-Gjorgje, welchen jedoch diefer mit leichter Mühe beswang ; andere 
gingen ind Ausland, als fie fahen, daß ihr Bernbleiben von der Nationalverfanmlung zwecklos 
gewefen; wieder andere wollte Georg dadurch mit ſich verföhnen, daß er fie ind Minifteriun 
berief. Der inzwifchen von nenem aufgenommene Krieg zwifhen den Türfen und Ruffen 
wurbe durch den Bufarefter Frieden vom Jahre 1812 (Brühling) beendet. Der Zar, welder, 
gegen Rapoleon im eigenen Lande engagirt, im Süden freie Hand haben wollte, erfaufte bie 
Freundſchaft des Türfen um den Preis von Serbien. Kara-Gjorgje, feine Nadgiebigfeit gegen 
Rußland bereuend, proteftirte gegen jene Negociation; die Türken antworteten darauf (Frühling 
1813) mit einem Einfall in Serbien. Georg rief fein Bolf zu den Waffen. Allein der Ruf- 
land unbedingt ergebene Senat und die gleihgefinnte ariftofratifche Majorität des Minifteriums 
befahl die Waffen niederzufegen, da ja des Sultans Heere nur mit Zuftimmung der Ruſſen 
vom Lande wieber Befig ergreifen. Zwei unter oligarhifhen Führern ſtehende Heere löſten ſich, 
obne auf ven Oberbefehlähaber zu hören, alfogleih auf. Kara-Gjorgje jedoch hielt feine Truppen 
beiſammen, folange ihm nicht von ruffifcher Seite angebroht worden war, gegen ihn im Verein 
mit der Pforte vorgehen zu wollen. Da erft entlieh er feine Getrenen und ging nad Ofterreidh 
am 15. Oct. 1813. Die Türfen waren wieder Herren von Serbien und dies tobt und fill 
mie ein Friedhof. Alle Angefehenen flohen nad Ofterreich over Rußland, das Volk verbarg 
fich im Gebirge; von allen frühern Stammersälteften blieb nur Einer im Lande, dad war Miloſch 
Obrenowitſch, der Stammpvater der jegigen fürftlich ferbifchen Dynaftie. Dem geraden Patrio- 
tismus des gegenüber feinen Feinden im Innern zu wenig rückſichtsloſen Kara-Gjorgje war es 
nicht gelungen, feinem Vaterlande vollftändige Freiheit und Unabhängfeit zu erringen. Die 
feiner Oberherrſchaft misgünftigen Oligarchen hatten, um ihre perfönliche Macht zu wahren, Ser: 
bien allererft in ruffifche Abhängigkeit und durch diefe wiederum in türkiſche — 
2 ” 
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Miloſch, den mehr die Gunft unrubiger Zeiten ald wahres Verbienft auf-den Thron führte, 
hatte nun in feinem Herrihgelüft feinen Rivalen mehr und faßte fogleih nad) der Kataftrophe 
vom 15. Det. 1813 den Plan, die Türken durch knechtiſche Schmeichlerlift oder dur Gewalt zu 
vermögen, ihm Serbien ald eine Satrapie zu übergeben. Nachdem er jelbft dem türfiichen 
Paſcha feine Waffen audgeliefert, zog er mit ihm durchs Land, um daffelbe zu pacificiren. Zum 
Kohn dafür erhielt er vom Sultan den Titel eines Oberfnejen von Nudnif. Er glaubte in fei- 
nem Dienfteifer gegen die Pforte jo weit gehen zu müffen, daß er, ald im Jahre 1814 ein ge— 
wiffer Prodan das Land zum neuen Freiheitskampfe infurgirte, nicht nur allererft ven Denun- 
eianten |pielte, jondern dem Türken felbit half, ven Aufftand zu erftiden. Bon da an wohnte 
er aud beim Paſcha von Belgrad. Diefer, wahrſcheinlich befürdtend, daß Miloſch durch feine 
Berdienfte um die Pforte ihm mit der Zeit gefährlich werden könnte, tradhtete demſelben nad 
dem Leben. Als Miloſch dies merkte, ſchwenkte er mit feiner Politif und griff zur Gewalt. Er 
flüchtete au Belgrad ind Gebirge, vereinigte fi mit den Unzufriedenen und trat am Balnı: 
fonntag (1815) bei der Kirche zu Tafowo mit feinem neuen Plan hervor. Im ſchimmernden 
Waffenſchmuck, die Wojwodenfahne in der Hand, begab er ſich unterd Volk: „Hier bin ich 

und jegt habt ihr Krieg mit den Türken!” Bon allen Seiten fammelten ſich die Kampfluftigen, 

und die zweite ferbijche Revolution begann. Die aud Belgrad gegen die Aufſtändiſchen geſchick- 

ten türfifchen Truppen erlitten bei Ljubitfh und Kragujewag eine vollftändige Niederlage, und 

das von Kurſchid-Paſcha aus Bosnien nad) Serbien geſchickte Heer wurde am 13. Juli 1815 

in feinen Verſchanzungen bei Dublje von den Serben umzingelt und gefangen genommen. Mi: 

loſch, mit der Pforte ftets auf gutem Fuß zu bleiben entfchloffen, entließ alle Kriegdgefangenen 
und bat bei Kurſchid um Frieden, allein vergebens. Inzwiſchen fiel auch vom Süden ber eine 
türfifche Armee unter Maraſchli in Serbien ein; Milofch ließ Maraſchli, ohne ihm Widerftand 
zu leiften, nach Belgrad, und ſchickte, nachdem ihm diejer feine Fürfprade zugefagt, Gefandte 
nah Konftantinopel, un jene Friedensbedingungen auszuwirken, die man ſchon unter Kara 
Bjorgje gefordert. Die echten Patrioten wurden über died Vorgehen Miloſch's unwillig, und 
man fnüpfte mit dem in Chotim (Nuffiich» Beffarabien) internirten Kara: Gjorgje und dem eben 
damals erftandenen griechiſch-ſlawiſchen Revolutionscomite(Hetärie) Unterhandlungen an, um 
einen wahren Befreiungsfanıpf aller Chriften der Türfei gegen die Herrſchaft des Halbmonds 
zu unternehmen. Doch Miloſch ſchonte weder den einen noch den andern; nachdem er in Belgrad 
den Petar Molar, die Seele des zweiten Aufftandes, und den Biſchof Melentios erınorbet, ließ 
er aud den auf den Ruf feiner Breunde nah Serbien zurücgefehrten Kara: Gjorgje im 
Schlaf erihlagen und deffen Kopf nad) Konftantinopel dem Sultan ald Zeichen feiner Erge— 
benheit überbringen. So ſchaffte Miloſch mit fhonungslofer Hand im Innern Frieden, gegen 
die Türfen aber nahm er eine adhtunggebietende Stellung, die denfelben wehrte, aus ven Fe— 
ftungen heraus ihre Anwefenheit dem Lande fühlbar zu machen; zugleich vermied er aber ftreng- 
ftend, ed mit der Pforte zu verderben. Das Volk, welches nach dreigehnjährigem Blutvergießen 
Ruhe erfehnte, war zufrieden, wurde e8 nur vor den Quälereien der Janitſcharen gefihert und 
übertrug dennad) dem Milofh Obrenowitſch, der ihm diefe Lage ausgewirft, auf deffen Ver— 
langen in der Landeöverjammlung vom Jahre 1817 die erbliche Fürftenwürbe in Serbien. Mi— 
loſch war am Ziel feiner Wünfche, jobald no der Sultan den Spruch der Skupſchtina beftätigt. 

Aud das wollte er jich verdienen. Die nad Konftantinopel im Jahre 1816 gegangene ſerbiſche 
Deputation hatte zwar Feine Friedensbedingungen erwirft, Miloſch herrichte ungeachtet deſſen 
in Serbien unumfchränft im ſchlimmſten Sinne des Wortd. Warum follte ihn auch der Ba: 
diihah irgendwie bebelligen? Die bosnifchen Serben, die Albanefen unter Ali-Paſcha von 
Janina erhoben ſich zu hartnädigen Revolutionen eben in dieſer Zeit gegen die Autorität der 
Pforte; Dpitlanti und die Hetäriften braden in ver Walachei los; die Hellenen hatten fich ein 
freies Vaterland erfämpft; die Nuffen waren zweimal jiegreich bis vor die Thore Konftantino- 

peld gedrungen — und Milofch blieb als treuefter Satrape des Sultans in Serbien nidt nur 
rubig, fondern fhlug, als vie Batrioten in ihrem Unmuth über diefe ſchmachvolle Unthätigkeit 
des Vaterlanded angejihtö der Erhebung aller der Pforte unterthänigen chriſtlichen Länder unter 
Miloje Djak im Jahre 1825 gegen ihn aufftanden, dieſelben mit blutiger Hand nieder. Hätte 

Rußland, das ſich die Serben bei jeder Gelegenheit verbindlich machen wollte, um fo dieſelben 

in fteter Abhängigkeit von dem Zar zu erhalten, in der Convention von Afjerman (1827) und 

im Adrianopler Frieden (1829) für Serbien audy nicht ein Wort eingelegt, der Sultan hätte 

von jelbft feinem Miloſch alles bewilligt, was er wünſchte. Demgemäß räumte die Pforte im 

Aprianopeler Bertrag den Serben folgende Rechte ein: „Die Pforte anerkennt Milofh Obreno: 
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witich als erblihen Fürſten von Serbien; das Land befigt eine unabhängige innere Verwal: 
tung; die dem Sultan zu zahlende Steuer entrichtet Serbien in einer collectiven Tributjumme 
und muß jidh fowol der Souveränetät der Pforte ald den Protectorat ded Zaren fügen.” Der 
diesfallſige Ferman des Padiſchah wurde auf der Landedverfammlung des Jahres 1830 am 
heiligen Andreastag verlefen, weshalb dieſer Tag noch jet, wie der Palmfonntag zur Erin: 
nerung an ven Beginn ded zweiten Aufſtandes, als politiſches Nationalfeft gefeiert wird. Mi— 
fofh war am Gipfel feiner Macht angelangt; um feine Tyrannis dauernd zu behaupten, 
organijirte er eine ftehende Armee. Dod) das Land war defien Dedvotie überdrüßig getvorden. 
Man verlangte einen auf Geſetze bafirten Rechtszuſtand. Es wiederholten fih Aufftände von 
Jahr zu Jahr. Der Fürft glaubte die Gemüther dadurch beruhigen zu fönnen, daß er auf 
den Berat ded Sultans vom 7. Febr. 1832 hin, der ihm die Aufrechterhaltung der Rube an: 
befahl, eine Commiſſion niederfeßte, die ich mit Abfaffung eines Geſetzbuchs auf Grund des 
Code Napoleon beſchäftigte. Die Gefege jedoch, vie diefelbe erließ, waren erftens dem Na: 
tionaldarafter der Serben fo wenig entfpredhend, und zweiten® führte fie Miloſch fo willkür— 
ih aus, daß jih darob das ganze Land, ja des Fürſten eigener Bruder gegen ihn empörte. 
Der Fürft ſah Äh, da auch Rußland ald Protectoratsmacht gegen deſſen Regierungdart pro— 
teftirte, gezwungen, nad Konftantinopel zu reifen (1835) und den Sultan zu bitten, ihn 
auf dem Fürftenthron zu erhalten. Infolge deffen erlieh die Pforte im December 1838 einen 
Berat, der, aus 66 Paragraphen beftehend, nun das ferbifche Staatögrundgefeß, die Ver: 
faffungsurfunde (Uſtaw) für Serbien bildet. Hiermit hatte die Negierung des Padiſchah die 
Gelegenheit ergriffen, das früher ven Serben zugeftandene wichtigfte Recht der innern Selbft: 
regierung wieder an ſich zu ziehen. Für Milofh war jedoch auch diefe Verfaffung zu unbe: 
quem; er wollte gleich wie bisher abfolut regieren, wurbe aber im Bolfsaufftand vom 12. Juni 
1839 gefangen genommen, und nachdem es ihm gelungen, der Lynchjuſtiz zu entgehen, flüch— 
tete er jih aus dem Rande. An Stelle des vertriebenen Milofh wurde von den Führern ber 
Dppofition, die ſich die „Stellvertreter der fürftlichen Würde‘ nannten, fein erfter zwanzig: 
jähriger, auf dem Kranfenlager zurüdgebliebener Sohn Milan Obrenowitfch II. zum Fürften 
proclamirt. Derfelbe ftarb ſchon nach 26 Tagen, ohne zu wiffen, daß er Kürft gewefen. Die 
Regentſchaft ſchwankte num lange Zeit, ob man ben zweiten Sohn Obrenowitfch’8 oder den Sohn 
des Kara-Gjorgje, Alerander Kara-Gjorgjewitſch, auf den Thron berufen follte; vo ging man 
von dem legtern Plan vorläufig noch ab, weil man in Michael große Hoffnungen feßte, und er: 
mählte diefen am 17. März 1840 zum Fürften ald Obrenowitih II. Man hatte ſich jedoch ge- 
täufcht; die Pforte verftand es, ji Die Wirren zugute zu machen, und cafjirte dad Erbfolgerecht 
der Obrenowitſch; deſſenungeachtet nahm Michael die Krone an und begab fi fogar nach Kon: 
ftantinopel, um vom Sultan die Inveſtitur zu erhalten. Diefe Erniedrigung erbitterte die 
Serben. Kaum war Michael nad Serbien zurüdgefehrt, brach ein offener Aufftand der An- 
hänger der Kara-Gjorgjewitſch'ſchen Familie 108, fiel jedoch fo unglüclid) aus, daß feine Ver— 
anftalter Wutſchitſch und andere alte Revolutionäre aus den Befreiungskriegen flüchten mußten. 
Nach diefem Siege trat der Fürſt energifch auf und proteftirte, er, der ih aus Selbſtſucht die 
eingreifendfte ſtaatsrechtliche Verlegung von feiten der Pforte hatte gefallen laſſen, gegen die 
Verftärfung des Senatö mit einigen Anhängern derfelben, weil died ein Angriff auf den zweit: 
widhtigften Punkt des Uſtaw, nämlich der freien innern Verwaltung war, und weil er fih nad 
dem Beifpiel feines Vaters in alles, nur in keine Beſchränkung feiner Macht im Innern fügen 
wollte. Hierdurch hatte er ed audy mit dem Großherrn verborben. Derfelbe nahm ji der Emi— 
granten an und befahl dem Fürften, eine allgemeine Amneſtie zu erlaffen. Die meiften Flücht— 
linge, darunter auch Wutſchitſch und Garafhanin, waren bis April 1842 nad Serbien zu- 
rückgekehrt. Michael's Schwäche lag klar am Tage; alle Parteien vereinigten ih gegen ihn; er 
verfuchte zwar die Ariflofraten durch Verleihung von Monopolen wiederzugewinnen; allein es 
war zu fpät. Die Pforte, welche planmäßig darauf hinarbeitete, ji) in die Angelegenheiten Ser: 
biend immer mehr einzumifchen und die demſelben eingeräumten Freiheiten allmählich indgefammt 
zurüdzunehmen, fchiefte einen Commiſſar in der Berfon des Schefib:Efendi nach Belgrad, angeb- 
ih, um die Streitigkeiten beizulegen, in Wirflichkeit aber, um die Parole zur Vertreibung des 
verhaßten Fürften zu geben. Als Schefib:Efendi in Belgrad angelangt war, brad auch der Auf: 
ftand auf allen Bunften zugleich aus. Michael verfuchte zwar noch einigen Widerſtand, feine 
Truppen aber gingen unverweilt zu Wutſchitſch über. Michael Obrenowiti IM. floh daher am 
3. Sept. 1842 auf Öfterreichifches Gebiet. Die Vertreter der europäiihen Mächte in Belgrad legten 
Berwahrung gegen diefen Umfturz ein; doch Wutſchitſch antwortete ihnen, Michael möge zu: 
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rüdfehren, wenn er wolle, die Empörung hätte nicht ihm, fondern feinen Nathgebern ge= 
golten. Gleich am eriten Tage nach der Flucht Michael's wurde eine Landesverſammlung einbe— 
rufen, bei der 12000 Serben erſchienen. Die Nation ſprach mit Acclamation die Entſetzung 
der Familie Obrenowitſch vom ſerbiſchen Thron und die Erhebung des Sohnes des Kara— 
Gjorgje auf denſelben aus. Letzterer war im Jahre 1815 mit feinem Vater aus Serbien ge— 
flohen, lebte biß zum Regierungsantritt Michael’8 in ruſſiſchem Militärvienft, fehrte dann 
nad Serbien zurüd und befleivete die Stelle eines Leibadjutanten des Fürften. Die Pforte 
beftätigte ohne weiteres die Wahl Alerander’s, ging jedoch in ihrem Plan, Serbien in die 
frühere Abhängigkeit immer tiefer hineinzuzichen, um einen Schritt weiter, indem fie den 
neuen Fürften nicht als folden, fondern nur als Oberälteften der Serben anerkannte, ihm 
einen feine Macht jehr beſchränkenden Senat an die Seite gab, einen höhern Tribut von Ser: 
bien forderte und überhaupt demjelben jehr harte Bedingungen zu dietiren begann. Die Re— 
gierung Alexander's Kara-Gjorgjewitſch I. ift ein Gewebe von Intriguen, ſoweit hier die Po— 
liti£ und Diplomatie in Betradht fommen muß; infofern man aber diefelbe blos auf den innern 
Fortſchritt ded Landes in Rechnung zieht, iſt lie Die befle von allen bisherigen ſerbiſchen Regie: 
rungen geweſen, indem unter ihm nicht nur die Gefeglichkeit herrſchte (fait alle Landesgeſetze 
find fein Werf und erihienen im oder vom Jahre 1854 gefammelt), fondern auch alle jene 
Staateinftitute entftanden, die Serbien in Die Reihe der civilifirten Ränder ftellen. Nupland, 
der alte Feind der demokratiſchen Kara-Gjorgjewitſch, erhob gegen die Wahl Alerander’s ener: 
gifchen Proteſt. Diefer war ſchwach genug, infolge deſſen auf die Fürſtenwürde zu verzichten, 
wurde aber am 15. Juni 1843 von der Sfupihtina, welde dem anmwejenden Bevollmädtigten 
ded Zaren erflärte, ihre Wahlfreiheit mit Waffengewalt wahren zu wollen, wiedergewählt. 
Nun inaugurirte er feine Regierung dadurch, daß er unter den Obrenowitſchianern mit unzäh— 
ligen Berbannungen aufräumte. Die Wirfung davon war eine im Jahre 1844 von diejer 
Partei und von Rußland angezettelte Nevolte, welche dod mit der blopen Bejeitigung des da— 
mals allmächtigen Wutfhitfch gedämpft wurde. Nun ohne einheimiichen Rathgeber über: 
ließ ſich Alerander alöbald gänzlich der Leitung bes öfterreihiihen Generalconfuld, der Der 
Politik feiner Negierung gemäß nichts Mindered anftrebte, ald Serbien in ein Schugver: 
hältniß zu Dfterreich zu bringen. Uber diefe unliebfame Beeinflufjung wuchs die Unzufrie— 
denheit des Volks von Tag zu Tag, bis ſie jid) in der Nationalffupfähtina des Jahres 1848 Luft 
machte. Bor der Abfegung rettete den Fürften nur der alte Wutſchitſch, dem es ald einem beim 
Volk beliebten Nepublifaner gelang, dieſes mit feinem Herrſcher zu verfühnen. Deffenunge- 
achtet änderte Alexander feine äußere Politik nicht. Es kam der rufiiih-türfifhe Krieg der Jahre 
1854 und 1855; Serbien mußte rubig bleiben, obwol ed, für jeden Krieg begeiftert, der dem 
Islam gilt, gern den Ruſſen geholfen hätte. Es wurden zwar die Rechte Serbiend gegenüber 
den Ein = und Übergrijien der Pforte auf dem Parifer Congref unter die Garantie der Groß: 
mächte geftellt; die fo für ihre unfreiwillige Neutralität im Kriege belohnte Nation Fonnte 
fi trogdem nie mit dem Fürften befreunden, der nicht einfehen wollte, daß dem Volk ein 
ruffifches Protertorat doch noch weniger gefährlich ericheint als ein Öfterreihifches. Die Sena: 
toren, ſtets die intimften Freunde Rußlands, verlangten daher auf deffen Anvathen im 
Jahre 1857 som Fürften die Abvanfung. Im Vertrauen auf das Verſprechen des öſterreichi— 
ſchen Generalconfuld, ihm in jedem kritiſchen Ball mit bewaffneter Hülfe beizuftchen, ließ 
Alerander fünf Senatoren ind Gefängniß werfen. Uber ven Gewaltftreid brach ein furdtbarer 
Sturm im Lande aus. Die Pforte hatte wieder Gelegenheit, ſich einzumiſchen; unter dem Vor— 
wand, die Ruhe heritellen zu wollen, kamen zwei ihrer Commiffare nad) Belgrad und octroyirten 
dem Fürſten ein neued Geſetz, welches feine Macht in ungebührlih enge Schranken ſchloß. 
Alerander fträubte fidh gegen die Annahme deſſelben; das Volf verlangte die Ginberufung der 
Sfupihtina, der Fürſt bewilligte died Begehren erft dann, ald man ihm jagen ließ, die Na— 
tionalverfammlung werde auch gegen feinen Willen zufanımentreten. In der Landesverjamm: 
lung vom 23. Dec. 1858 wurde nun Alerander Kara-Öjorgjewitich des Throns verluftig erklärt. 
Diejelbe berief no in der nämlihen Sefjion unter dem Drud der Diplomatie, die nad) dem 
Krimfriege im Orient um jeden Preis Frieden haben wollte, den alten Milofh Obrenowitſch 
zurüd, weniger feiner jelbft wegen ald wegen feines Sohnes Michael, von dem man erwartete, 
er habe in den 16 Jahren des Exils gelernt, jo zu regieren, daß er nicht zum zweiten mal vers 
trieben zu werben Gefahr laufen werde, und weil man hoffte, durch die Rückberufung der be: 
reitd vom Volk wie vom fuzeränen Hofe ald erblid anerkannten Obrenowitſch'ſchen Dynaftie 
endlich einmal eine feſte Ordnung dev Dinge herzuftellen. Doc hat man ſich im legteru wie im 
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erſtern getäuſcht. Die Pforte beftätigte den Wunſch der Landesverſammlung, die Obreno— 
witſch wieder erblich zu erflären, nicht, proclamirte im Oegentheil nur als Wahlfürften ſowol 
den im Januar 1859 nad Serbien zurüdgefehrten Milofh, ald auch den gegenwärtigen Fürften 
Michael, der nad) der furzen Regierung feines Vaters, aus der blos ein Militärorganifationg: 
verſuch zu verzeichnen, gleih am Sterbetag deſſelben (26. Sept. 1860) vom Volk auf den 
Thron berufen wurde. Seine biöherige Regierung beweift am beften, daß die Obrenowitſch 
nichts gelernt und nichts vergejlen haben. Iſt ihm das Volk fon gram geworden, daß er mehr 
durch Augendienerei ald durd eine energiſche Politik von der Pforte das Erblichkeitsrecht zu er: 
langen ſich beftrebt, jo ift daſſelbe in die ſtrengſte Oppofition übergegangen, indem es fieht, daß 
der Fürft jih durch eine mitteld polizeilicher und bureaukratiſcher Maßregelungen ufurpirte Dir: 
tatur erhalten will. Als im Jahre 1862 die in der belgrader Feſtung liegenden Türfen die 
Stadt wegen geringer in derjelben zwifchen ihren Glaubensbrübern und den Serben flattge: 
babten Brügeleien bombarbirten und das Volk Serbiens zu einem dritten Aufftande gegen bie 
Suzeränetät ded Sultans bereit war, erftarb die ganze Aufregung durch die Muthlojigkeit des 
Fürften. Für die Borbeilaffung der goldenen Gelegenheit, jedes Zeichen der Oberherrſchaft des 
Großherrn aus Serbien zu entfernen, entſchädigte die Serben die von den Großmädten in 
Konitantinopel im Jahre 1863 niedergefegte Commiſſion, welche die Türken endlich anhielt, 
ven Verträgen gemäß Serbien zu räumen, was dieſe hinfihtlic der Feſtungen Uſchitze, Se— 
mendria, Sofol und Schabag, jedoch nicht der in Belgrad thaten. Der feit der Zeit ungeicheut 
auftretenden Oppofition glaubt Michael dadurch zu begegnen, daß er, gar nichts Erfprießliches 
ſchaffend, alle freiheitlihen Inftitutionen der Verfaflung, ja fogar die Unabhängigkeit der 
Richter, wie dies im Verſchwörungsproceß gegen Majitorowitih und Genoffen im Jahre 1864 
geihehen, vollends vernichtet. Da die jerbifhe Nation außerdem jeded Intereffe an der Bamilie 
Obrenowitſch verloren hat, weil der legte ded Stammes kinderlos bleibt, jo ſteht der gegen: 
wärtige Fürft Michael Obrenowitſch III. von allen Parteien verlafjen ba. 

11, Staatsreht und Verfaſſung, Der einzige freie Theil dervon der ferbifhen Nation 
bewohnten Länder, das gegenwärtige Fürſtenthum Serbien, ift ein unter ver Suzeränetät des 
Osmaniſchen Reichs ſtehendes Territorium, deflen ſtaatsrechtliches Verhältniß zum Suzerän 
durch Verträge der Hohen Pforte mit dem Kaiſerthum Rußland und durch freie Über— 
einkunft mit dem ſerbiſchen Volke ſelbſt feſtgeſetzt und ſchließlich ſammt und ſonders durch den 
Pariſer Frieden vom Jahre 1856 unter die Garantie der Großmächte geſtellt iſt. Die Ber: 
faffung des ſerbiſchen Fürſtenthums entwidelte jich feit vem Aufitande der Serben unter Kara: 
Gjorgje im Jahre 1804. Nach einjährigem glüdlihem Kanıpfe mit den Türken löfte id) Serbien 
aus dem frühern türfifhen Staatöwefen. Ju der Nationalverfammlung zu Semendria im 
Jahre 1805 verlangte daſſelbe von der Pforte, daß die Serben mit dem volfdgewählten Fürften 
Kara= Gjorgje an der Spige alleinige Herren in ihren Lande fein und eine nationale 
Regierung erhalten, daß die Türken nie mehr als Befiger von Grund und Boden zurüdfehren, 
daß die Serben die Kandesfeftungen allein bejegen ſollen und eine türkifhe Garnifon nur in 
Belgrad zum Zeichen der Oberherrſchaft des Großherrn über Serbien liegen und dieſes zum 
nämlichen Zeichen anftatt des Charadſch (Rajah-Skflavenabgabe) eine jährliche Abichlagsfunme 
in Form eines Tributs an den Papiihah zahlen folle. Der Statthalter des Sultans hatte 
bereits in died Begehren ver jiegreihen Injurgenten eingewilligt; ja ſogar die Eonftantinopler 
Negierung beitätigte ohne Sträuben den von jenem mit Serbien geſchloſſenen Friedensvertrag, 
verweigerte jedoch deſſen endgültige Ratifieirung. Ungeachtet deffen galten den Serben die 
Bunfte jenes Vertrags ald Kanon des zu erkämpfenden Rechtszuſtandes. Der ihnell erfochtenen 
Freiheit und Unabhängigkeit war ed jebod nicht gegönnt ihre urfprünglice Reinheit zu be: 
haupten. Rußland, welches feiner alten Politif im Orient zufolge, einen flawifden Stamm 
der Türkei erftarfen jehen möchte, weil ihm ſodann die Beerbung des Padiſchah durch andere 
Hände vorweggenommen werben fönnte, fing an, den Protector des neuen Staats, freilich auf 
direste Ginladung der auf die Alleinherrihaft des Kara-Gjorgje eiferfüchtigen Stammes: 
älteften, zu ſpielen, nahm fogar in feinem 1807 mit ber Türfei abgeſchloſſenen Waffenftillftand 
auch einen Artikel auf, der die Unabhängigkeit Serbiend das erfte mal ſtaatsrechtlich garantirte, 
um ed jodann nad) ver Kataftrophe vom Jahre 1813 den Türken preiözugeben. Doch befreiten 
fi) die Serben im Jahre 1815 unter Miloſch Obrenowitſch wieder, und ed bildete ſich deren 
Staatsreht durd die Akjermanfhe Konvention und den Adrianopeler Frieden (ſ. den flantd- 
geihichtlichen Theil) zu der noch jegt beftehenden Ausdehnung aus, bis fie im Jahre 1838 der 
Sultan auch mit einer Verfaſſung beſchenkte, die Serbiend innere Zuftände zu einer modern 
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ftaatlihen Konfolidirung brachte. Die Art. 28 und 29 des Parifer Vertrags vom Jahre 1856 
vollendeten die Reihe der auf die Unabhängigkeit Serbiend bezüglichen diplomatifhen Ab— 
madungen, indem fie feflfegten, daß in Serbien feine Macht mit bewaffneter Hand internes 
niren dürfe ohne voraudgegangene Verftändigung mit den europäifchen Grogmädten. Das 
Facit der von den Serben ver Hohen Pforte abgerungenen Zugeftänpnifje befteht in dem Rechte 
Serbiens, ſich feine Fürften frei zu wählen, autonome Verwaltung und Gefeggebung aus— 
zuüben, freiem Handel zu Land und zu Waffer, eine eigene Defenſivmacht zu halten und 
fih bei fremden Regierungen repräfentiven zu laffen; über fein Recht ded Kriegführens 
jedoch gegen äußere Feinde eriftiren noch feine ſtaatsrechtlichen Beflimmungen. Die Ber: 
faffung, faft durdgängig nad wefteuropäifhen Muftern bearbeitet, ift auf die nationale 
Auffaffung der in einem monarhifhen Haupt ſich gipfelnden Staatsidee bafirt. Der Fürft 
wirb in einer allgemeinen Berfanmlung aller Hausväter ded Landes ohne Ingerenz der 
Pforte gewählt; vie leßtere beftätigt, nachdem jener dad Verſprechen der Treue, des Gehor— 
famd und der Leiftung eines Tributs von jährlih 135000 Thlrn. abgegeben, ganz einfach 
die Wahl, ohne berechtigt zu fein, dieſelbe zu nullifieiren, und ertheilt zugleih dem Für: 

ſten eine perfönliche türfiiche Auszeihnung, gewöhnlich die Würde eines Beis oder Vaſcha— 

fohnes. Das Grundgejeg faßt die Staatögewalt als eine organische Ginheit, der gegenüber die 

Freiheitsrechte des Volks nur negativ find. Der Fürft ift oberfter Kriegsherr, übt die höchſte 

Grecutive und die Gejrggebung mit einem als Volfövertreter geltendem Senate, beftehend aus 

17 Mitglievern, je eined aus jedem Kreife ded Landes, aus und befigt rückſichtlich der 
Beichlüffe deffelben dad Recht der Sanction, aber auch des abfoluten Veto; er führt Eeinen 
Hofftaat und verleiht auch Feine Orden oder Adelöbiplome, welche zwei Inftitutionen in einer 
Geſellſchaft ohne politiſch anerkannte Standedunterfhiede durch ſich felbft unmöglid find; in 
feinem Privatrecht ift ver Fürft allen Serben gleih. Der Senat ift die juriftifhe Nepräfen- 
tation des gefammten Volks und feiner politifchen Intereffen ver Regierung gegenüber. Der: 
felbe ift zur Theilnahme an der Gefeggebung und zur Eontrole der Staatöverwaltung berufen, 
aljo ein integrirender Theil der Staatögewalt. Der Somjet ergänzt ſich felbft, indem im Fall 
der Bacanz einer Stelle in demſelben die Wahl der neu aufzunehmenden Mitglieder nur ihm 
ſelbſt überlaffen ift. Die Senatoren müffen geborene Serben und Befiger von Grund und 
Boden fein, genießen die vollftändige Freiheit der Außerung im Amt, und fönnen ihrer 
Stellung als folde nur infolge einer gerichtlichen Verurtheilung verluftig werden. Der Senat 
fann von der Regierung weder vertagt noch aufgelöft werden. Bei feinen Sitzungen find die 
Minifter des Fürften anmefend. In Gefeßesfahen hat der Somjet die Initiative, in Steuer: 
ſachen das Bewilligungsreht, bei Verwaltungsangelegenheiten die Beauffihtigung, bei andern 
die Begutachtung. Die Gelege haben nur nad) vorausgegangener Botirung von feiten des Se- 
nats ihre Geltung. Außerdem fteht dem Senat die Organifation der Staatöverwaltung, das 
Ausmaß des Wirkungskreifes der Minifter und die Organifation und Gefeßgebung bezüglich 
der Armee zu. Ihm legen die Minijter alljährlich die bezüglichen Rechenſchaftsberichte vor und 
ihm find fie für ihre Amtöthätigkeit verantwortlih. Do der Umftand, daß eine Anflage bes 
Minifteriums im Staatögrundgefeb nicht begründet ift, daß hingegen der Fürft gegen Vor— 
fhläge des Senats ein abfolutes Veto bat, und der Lauf der Zeit haben dieſes Volkstribunal 
der Verfaffung des Jahres 1838 illuſoriſch gemacht. Der Senat ift dadurch, daß er nur aus 
alten Bureaufraten, meift geweſenen Miniftern, fi vefrutirt, zu einen Vertrauensrath des 
Fürften herabgefunfen. Die in den erften Jahren nach der Befreiung Serbiens allmädhtige, ſouve— 
räne, nad) alter patriardalifcher Sitte zufammentretende allgenteine Landesverfammlung ift feit 
der Erſtarkung der fürftlichen Gewalt, beſonders aber in der neueften Zeit, gänzlich in den Hinter: 
grund gedrängt worden, weil dad Staatögrundgefeß es unterlaffen hat, durch Berückſichtigung 
dieſes Factors der Nation eine Garantie ihrer politifchen Rechte zu bieten; deshalb entzieht 
fi auch die Gompetenz derfelben jeder Charafteriftif. Die jegigen Nationalfkupfchtinas werben 
von der Regierung beliebig einberufen, und während früher alle Hausväter Serbiens und 
fämmtliche Gemeindevorfteher des Landes die Skupſchtina bildeten, entfenden gegenwärtig bie 
Gemeinden, deren nationale Berfaffung gänzlich bureaufratifirt ift, auf jedesmaligen behörd— 
lichen Befehl, die bei ven Minifterium gut angefchriebenen Gemeindevorſtände (Kmeten), 
außerdem die Stadt Belgrad, das dortige Lyceum, wie auch die Kirche und die Armee als 
Körperfchaften ihre Vertreter zu derjelben. Der wiederholten Forderung der Landesverfamm: 
lungen, eine Wahlordnung und ein Gefeg für periodifche Seffionen derfelben zu erlaffen, wurde 
von der Regierung bisher nicht entgegengefommen. Die Summe ber politifhen Freiheit kommt 
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in Serbien, da feine Standesunterfhiede herrfchen, jedem gleichmäßig zu. Die Freiheit der 
Verſon und des Eigenthums ift grundgefeglich gefichert. Zwifchen ver Polizei: und Richter— 
gewalt ift eine jehr präcife Grenze gezogen. Die Preßfreiheit wird von der gegenmärtigen 
Regierung der Berfaffung zum Troge durch eine rigoröfe Genfur gemafiregelt, die Lernfreiheit 
hingegen erfährt ihon grundgefeglih dadurch eine Beſchränkung, daß fie die jittliche Bildung 
auf Grundlage der orthodoren Kirche zu bauen beftimmt; ebenfo ift die Religiongfreiheit, 
melde fih auf alle Glaubensbekenntniſſe erſtreckt, dur das Statut der Verfaſſung alterirt, 
dad den Austritt aud der Nationalfirhe mit dem Verluft politifcher Rechte belegt. Bezüglich 
ded Vereins: und Petitiondrechtd macht dad Grundgefeg Feine Erwähnung. Diefelben find 
jedoch durch die Gewohnheit auf das vollfommenfte entwidelt. 

Eine BVermögensconfidcation ift unter allen Umftänden verfaffungswidrig, während 
Erpropriationen gegen Entfhädigung zum allgemeinen Wohl erlaubt find. Die Unabhän- 
gigfeit der vom Staat befoldeten Richter iſt dadurch geborgen, daß fie die Verfaffung ver- 
pflichtet, gegen jede Beeinfluffung von oben zu proteftiren, und fie nur wegen eined Ber: 
brechens mitteld gerichtlichen Urtheild entjegt werben können. Militärgerichte find unftatthaft. 
Den Fremden gewährt die Landesgeſetzgebung jeden möglichen Schuß; außerdem werben 
diefelben durch die vor dem Entſtehen des jegigen ſerbiſchen Fürſtenthums zwiſchen ver Pforte 
und den europäifchen Mächten abgefchloffenen Verträge bezüglich ver internationalen Privat: 
rechte fo übermäßig geſchirmt, daß ihr Verhältniß zur Landesregierung als völlig unvereinbar 
mit den Grundfägen eines geregelten Staatsweſens erflärt werden muß, indem fich die Gerichts: 
barkeit der fremden Gonfuln zu Belgrad auf alle bürgerlichen, polizeilihen und ceriminellen 
Rechtsangelegenheiten ihrer in Serbien wohnenden Nationalen erftredt. Die Naturalifation 
wird legtern nach fiebenjährigem Aufenthalt im Rande zugeftanden. Als autonome Individua: 
litäten find anerfannt, die Hausgemeinde, die Ortögemeinde und die Kirche. Die beiden erften 
Gefellfepaftöfreife bilden vermöge ihrer Organifation Inftitutionen, melde ausſchließlich nur 
der flawifchen Nation eigenthümlidy find. Die Hausgemeinden find Genoſſenſchaften von ver- 
wandten oder in den Verband aufgenommenen Berfonen, welde unter @inem Dad wohnen, 
in vollfomnener Gütergemeinfhaft in ımtheilbarem Bamilienbefig mit ftetig wechſelnder 
Theilung der Nutznießung leben, indem der Erwerb jedes einzelnen der Gefanmtheit gehört 
und allen Schaden alle zu tragen haben. Theilhaber des Hausguts find ſämmtliche männliche 
Genoſſen, das Dispofitiondreht über daffelbe jteht nur der Geſammtheit der volljährigen 
Männer zu. Die weiblihen Mitglieder erhalten bei ver Verheirathung außer dem Haufe eine 
angemefjene Ausfteuer; ver Leiter und der juriftifche Nepräfentant der ganzen Genoſſenſchaft 
der Commune gegenüber ift der Haudvater, gewählt von den Männern der Hausgemeinde aus 
ihrer Mitte. Diefer übt die discretionäre Gewalt über die Haudgenoffen, und ift zugleich der 
Vormund der Watfen der Genojfenihaft. Die Finanz: und Verwaltungsbehörden treten in 
allen auf dad Haus bezüglihen Anliegen nur durd die Gemeinde und nicht direet mit dem 
Haudvater in Beziehung. Die Hausgenoſſenſchaften eined oder mehrerer Orte bilden eine 
Gemeinde, welche fih im großen ebenfo regiert wie die einzelne Hausgenoffenfhaft. Sie 
unterfteht direct der Staatsgewalt, hat einen felbftgewählten Vorſtand, der der Beitätigung der 
Regierung nicht benöthigt; fie vertheilt und hebt felbft die Staats: wie die Gemeindefteuern 
ein, verwaltet autonom ihr Vermögen und übt in ihrem Bereich die Executive in admini— 
ftrativer und in gerichtlicher Hinficht durch ihre Friedensrichter, ein Collegium von drei frei: 
gewählten Gemeinvemitglievern, aus. Ihre Audlagen beftreitet ji mit den gemöhnlichen 
Gemeindefteuern und den ihr vom Staat überlaffenen Marktgebühren unp dem Pachtſchilling 
der Wage: und Aichgerechtigkeit. Solcher Gemeinden gibt e8 in Serbien indgefammt 1170. 
Diefe alten nationalen Berfaffungen ver Hausgenoſſenſchaft und der Gemeinde hat dad Staats: 
grundgefeß fanctionirt; die Regierung der Obrenowitſch zerftörte jedoch die patriarchaliſch-auto— 
nomen Zuftände mit bureaukratiſcher Rückſichtsloſigkeit gänzlih. Die Kirche (morgenländifd- 
ortbodor) in Serbien fleht zwar mit der geſammten orientalifchen Kirche in Verbindung, was 
ſchon der an den fonftantinopeler Patriarchen zu zahlende Tribut von 525 Thlrn. beweift, bildet 
aber infolge des im Jahre 1832 mit demjelben abgejchloffenen Goncorbats im Umfange des 
Fürſtenthums eine Nationalfirche mit einer eigenen Verwaltung und einem hieraus erfließenden 
fehr ausgedehnten Statutarrecht. Doc hat ſich der Staat dad Oberaufſichtsrecht über die Ad— 
miniftration des Kirchenvermögend im allgemeinen wie im befondern vorbehalten. Der Fürſt 
übt als Schirmer der Kirche das jus circa sacra, ohne fi in das dogmatiſche jus in sacra ein= 
mifchen zu dürfen. Die höhere Geiftlihfeit wird aus dem Gefammtertrag einer allgemeinen 
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kirchlichen Steuer, und aus dem der Kirhengüter erhalten. Dieſe legtern find ein Geſchenk des 
Staats, inden alle bis zum Jahre 1804 den türfifhen Moſcheen gehörigen Ländereien dem 
Nationalflerus zu eigen gegeben wurden. Der Pfarrer wird von feiner Gemeinde mittels 
Geld und Victualien juftentirt; auch überläßt ihm dieje, jobald er, ihrem Ruf folgend, den 
Amtsjig bereitd eingenommen, eine Grundſeſſion zur Nugniefung, welde ebenjo wie die 
Kirchengüter überhaupt die Steuerfreibeit genießt. Im übrigen jind die Kleriker dem Givilredht 
unterworfen, mit der einzigen Ausnahme, daß ſie nicht mit £örperlihen Strafen belegt werden 
dürfen. Die Bildung von Religiondgenoffenjhaften zu bewilligen, fteht dem Staat zu. Das 
Land hat einen Metropoliten und drei Biſchöfe, welche die firdhliche legislative Synode und die 
Oberleitung und Verwaltung der Kirche repräjentiren; die nächſt untere Behörde ift das 
Appellationägericht, welches aus den vier Biihöfen und vier Arhimandriten (Abten) beftebt, 
und die kanoniſchen Rechtsſtreitigkeiten im Appellationdwege entjcheidet. Diefer untergeordnet 
jind die Diöcefanconjiftorien, die erftrichterliche geiftlihe Inftanz mit ausgedehnter Dis: 
ciplinargewalt und jpeciellev Aufſichtseompetenz über Kirche und Schule, und in weiterer Ab: 
ftufung: Die Protopreöbyterd, Vicare und Pfarrer (Popen). Die Weltgeiſtlichkeit darf ſich 
verebelichen, hat jedod außerhalb des Gölibats feinen Anſpruch auf Avancement. 

Die Regierung beſteht dem Staatsgrundgeſetz gemäß: Aus dem Staatskanzler, zugleich 
Miniſterpräſident, Miniſter des fürſtlichen Hauſes und des Außern; aus dem Miniſter des 
Innern, zugleich Miniſter der Polizei (dem Uſtaw unbekannt), des Kriegs und des Handels, 
welch letzteres Reſſort derſelbe mit dem Finanzminiſter theilt; aus dem Finanzminiſter und 
dem Juſtizminiſter mit dem Nebenreſſort des Unterrichts. Die Minifter haben gegenwärtig im 
Senat der Verfaflung entgegen Sitz und Stimme, wodurd fie an der Legislative theilhaftig 
werden. Der Minifterpräfident haftet für die Integrität der durch die Staatöverträge mit 
der Pforte den Serben erworbenen Rechte und Freiheiten; ihm untergeordnet ift der Kapuke— 
haja, ver Minifterreiident am juzeränen Hof zu Konftantinopel und der diplomatifche Agent 
in Bufareft. Jeder Serbe ift zur Bekleidung jedweden Amts berechtigt; Fremde werden nur 
als Gontractualbeamte aufgenommen; die Zuftiz ift flaatögrundgefeglih von der Apminiftra- 
tion getrennt; die Beamten dürfen, wie der Klerus, feinen Handel treiben und jind grund— 
gejeglich gegen Eörperlihe Strafen gefhügt. VBenjionäre dürfen ihre Benjion nicht im Aus: 
lande verzehren. 

Literatur. Bol. Ranke, „Die ſerbiſche Revolution“ (zweite Auflage, Hamburg 1844); 
Richter, „Serbiens Zuſtände“ (Leipzig 1840); Gunibert, „Essai historique sur les r&volu- 
tions et lindependance de la Serbie depuis 1804 jusqu'à 1850” (2 Bbe., Leipzig 1855); 
Hilferding, „Seihichte ver Serben und Bulgaren“ (Baugen 1856). 8. Leskovec. 

Servituten, Dienftbarkeiten, Grundgerechtigkeiten. Die Servituten, welche zwie— 
facher Art find, entweder Perſonal- oder Nealjerpituten, werben auch in Deutſchland in der 
Regel nach ven Grundſätzen des Römischen Rechts beurtheilt (T. hierüber und wegen der Servi— 
turen überhaupt die „Syfteme des Römiſchen Rechts“ und Eihhorn „Ginleitung in das deutſche 
Privatredht‘‘, vierte Auflage, $. 178 fg.). Sie beziehen ſich theils jubjectiv und objectiv, wie die 
Nealiervituten oder Dienftbarfeiten der Grundſtücke (die Orundgeredhtigkeiten), theild nur ob- 
jectiv auf unbewegliche Sachen, wie die meiften Berfonaljervituten (Gebraud, Niefbraud von 
Grundftüden, Wohnungsreht), doch auch einige deutſch-rechtliche Realfervituten (wie z.B. Hu: 
tungs= und Holzungsrechte von Gorporatiovnen und Innungen ($$. 92, 96, 97, Tit. 22, Thl. 1 
deö Allgemeinen Preußiſchen Landrechts), aud vom beredtigten Grundſtück losgelöfte Dienft: 
barfeitärechte, wie die Schäfereihütungsgerechtiame in Weftfalen. Ihrem Gattungsbegriff nad) 
gehören die Servituten zu den dinglichen Rechten. (S. „Staatö:Lerifon“, IV, 545, 547 fg.) 

Bereitd vor, zum Theil nah Einführung des Römiſchen Rechts gab ed auch in Deutjchland, 
außer den Benutzungsrechten fremden Eigenthums, Inftitute und vechtliche VBerhältniffe, welde 
den nad den Negeln des fremden Rechts zu behandelnden Servituten verglihen und nad Ana= 
logie derjelben beurtheilt wurden; ſo z. B. die Zwangs- und Bannredte. 

Zu den Berfonalfervituten zählte dad Römiſche Recht den Nießbrauch, den Gebraud), das 
MWohnungsreht und die Dienfte oder Arbeitöfräfte eines Sklaven. Bon den deutſch-rechtlichen 
Inftitutionen wird man unter den Begriff perfönlicher Dienftbarfeiten z.B. das vorzugsweije 
bei bäuerlihen Bejigungen vorfommende Aus: und Leibgedinge und das Witthum fubfumiren 
dürfen ; fhon gezwungener und infolge Misanwendung römisch: rechtlicher Begriffe.auf deutſch— 
rechtliche Verhältniffe, rechnete man dahin auch wol die eine oder andere Art von Golonatrechten 
bei Bauergütern wie den erblihen oder nichterblichen Lapbeiig (in der Marf Brandenburg, 
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unterfhieden vom precären und wiberruflichen Laßbeſitz nah Sahjenreht). Zu den Ber: 
fonaljervituten find Leibzucht, Witthum, Ausgedinge, aber nur infoweit, als fie jih auf Orunp- 
ftüde, auf Gebäude, Ader, Wiejen, überhaupt auf unbewegliche Sachen beziehen, zu rechnen, 
als jie nicht in einer blos perfönlichen Verpflihtung (einer Obligation zum Geben oder Leiften) 
beftehen. (S. über den Unterſchied von Reallaft und Servitut den Art. Gemeinheitstbeilung, 
VI, 293.) 

Die Zwangs: und Bannrechte, wie Mühlen:, Branntwein=, Bier-, Kelterzwang und anz 
dere Verpflichtungen der Grundſtücke, reſp. ihrer Beſitzer, ihre Bedürfniſſe aus der berechtigten, 
in der Regel gutöherrlihen Babrifationsftätte zu entnehmen oder gegen gewifje Abgaben in der: 
jelben zubereiten zu laſſen (Eichhorn, „Ginleitung in das deutſche Privatredt‘‘, vierte Auflage, 
$$. 161, 185 fg., und Allgemeines Preußiſches Landrecht, Thl. I, Tit.23), enthalten indeß im 
wejentlihen Befhränfungen der natürlichen wirtbichaftlihen und bürgerlihen Freiheit der Per: 
jonen und das nicht immer in ihrer Gigenjchaft ald Bejiger von gewiffen verpflichteten Grund- 
ſtücken, jondern oft auch in der Eigenſchaft ald Einwohner eines gewillen Orts oder Diftricts. 

Begreift man aud die Perfonal: und Realſervituten oder Dienftbarfeiten im allgemeinen 
unter den dinglihen oder Realrechten, unter denjenigen Berechtigungen, welchen die Verpflich— 
tung gewiffer Grundftüde ohne Rüdjiht auf die Perfon und Eigenichaft ihres Beſitzers gegen: 
überftebt, jo unterſcheiden jie ſich von denjelben doch hauptſächlich dadurch, daß die Servituten 
nicht Handlungen und Leiftungen, ſondern nur ein Dulden oder Leiden des verpflichteten Gruud— 
ftüds, bezüglich Grundbeſitzers, zu ihrem Gegenftande haben. Zu den Realrechten in engern 
oder eigentlihen Sinne gehören daher 3.8. die Rechte auf Leiftung von Srondieniten, aufZinien, 
Geld: und Naturalabgaben, Laudemien und Zehnten, wobei das Thun oder die Feiftung der 
Gegenftand einer dad Grundſtück und deffen Befiger ald folhen verbindenden Obligation ift, 
während bei den Servituten eine etwaige Handlung des Bejigerd des verpflichteten Grundſtücks, 
wie die Erhaltung einer Brüde, eines Weges, einer Mauer u. f. w. nur Nebenjahe und acci: 
dentielle Verbindlichkeit, Hingegen die Hauptpflicht ded Grundſtücks die von feinen Beſitzer zu 
duldende Berechtigung eined andern zum Fahren, Gehen, Ginlaffen von Balfen u. ſ. w. ift. 
(S. Gemeinbeitötheilung und Dinglihes Net.) 

Die Real: oder Prädialſervituten oder Grundgeredhtigfeiten, d. h. ſolche Dienftbarkeits- 
rechte, weldye dem berechtigten oder herrſchenden Grundflüd gegen ein anderes, das verpjlichtete 
oder dienende Grunditüd, zuftehen, find entweder ſtädtiſche oder ländliche Dienftbarfeitärcchte, 
entweder ſolche, bei welchem das berechtigte Grundſtück ein bewohntes Haus oder doch ein Ge— 
bäude, oder jolde, bei welchen daffelbe ein ländliches, dem Landwirthſchaftsbetrieb gewidmetes 
Grundftüd if. 

Die wichtigſten ſtädtiſchen Dienftbarfeitsredhte (servitutes urbanae, praediorum urba- 
norum) jind: dad Recht, einen Theil ded eigenen Gebäudes auf den Gebäude, der Mauer oder 
Säule eines Nachbars ruhen zu laſſen, desgleichen Balfen in die Mauer des Nachbars einzu: 
legen, ferner einen Vorbau, Erfer, Balfen von dem eigenen Gebäude in den Yuftraum des 
Nachbars hineinragen zu laffen, ein Wetterdach vorzubauen, fodann das Regenwaffer von dem 
eigenen Gebäude auf dad Nachbargrundſtück oder umgekehrt das Regenwaſſer von dem Haufe 
des Nachbars auf dad eigene Grundſtück Hinzuleiten, die VBerpflihtung des Nachbargrundſtücks, 
nicht Höher zu bauen, das Licht und die Ausficht nit zu hemmen, oderaud Fenfter in einer frem⸗ 
den Wand anlegen zu dürfen, um Ausſicht zu erhalten, eineMiftgrube auf oder dicht amı fremden 
Grunde anlegen zu dürfen, ven Rauch durch den Rauchfang des Nachbars zu leiten u. f. w. 

Bon den ländlichen Dienftbarfeitsrechten (servitutes praediorum rusticorum) find vor— 
zugsweife diejenigen Prädialſervituten von bejonderer Bedeutung, welde der Landescultur 
ſchädlich und der freien Bewirthſchaftung von Adern, Wiefen, Forſten hinderlich find, mit denen 
jich die neuere Agrar: und Gulturgefeggebung des 19. Jahrhunderts beichäftigt hat, deren Auf— 
bebung, bezüglih Ablöſung auch in den meiften deutſchen Staaten bereitd ausgeführt oder 
wenigitens auf Grund dev ergangenen Agrar-, Eulturs und Ablöſungsgeſetze in der Ausfüh— 
rung begriffen ift. (Bgl. hierüber die Art. Aderbau, Agrarverfaffung und Agrargefep- 
gebung, deögleihen Eufturgefeggebung, Eonfolidation, indbejondere aber Gemeinpeits- 
tbeilung, wogegen der Art. Ablöfung nicht die Servituten oder Dienftbarfeitävechte, reſp. 
Grundgerehtigfeiten, jondern die Realrehte im engern Sinne zum Gegenitande hat, |. Ge: 
meinbeitötbeilung,' VI, 293.) 

Wie weit die Gefeggebung des einen oder andern Staats hinihtlid der Befreiung bede 
Grund und Bodens von culturfhädlichen Dienſtbarkeitsrechten oder Grundgerechtigkeiten — 
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gangen ift, hängt von den jeweiligen Fortſchritten und den Anſichten über rationelle Lanpwirth= 
ichaft ab, welchen die pofitive Geſetzgebung als leitenden Motiven für Löfung und Aufhebung 
der Feffeln ver Landeseultur gefolgt it. 

Ausgenommen von ber Aufbebung find in allen Fällen die nothwendigen länpliden 
Grundgeredtigfeiten, d. h. ſolche Berehtigungen des einen Grundſtücks gegen das andere, ohne 
welche erftered ganz oder zum Theil nicht benugt werben fönnte, z. B. auf Zugänglicfeit oder 
auch auf Entwäfferung. 

Gewiffe Grundgerechtigkeiten, wie z.B. dad Recht auf Verſchaffung von Vorflut, d. b. auf 
Ableitung des ſchädlichen und ſtockenden Waſſers auf ven eigenen Grundftüden über die Grund— 
ſtücke eines Nachbars, werden in manden Gefeggebungen als Servituten und unter der Lehre 
von Dienftbarfeitsrechten, in andern aber ald nothiwendige Beihränfungen des Eigenthums 
und der Nahbargrundftüde behandelt. (S. dieferhalb auch den Art. Entwäflerung.) 

Zu den wichtigften Servituten ländliher Grundftüde, welche nit unmittelbar Gegenſtand 
der Ablöfung (f. Gemeinheitötheilung) find, gehören die Fußſteigs-, Viehtrifts-, Fahr— 
wegs-, Waſſerleitungsgerechtigkeit, Dingegen zu denjenigen, welche vorzugsweiſe und wol in 
jeder Gefeggebung über Aufhebung und Ablöſung der Servituten, refp. über Gemeinheitäthei- 
lungen als culturfhäpliche betradytet und Für ablösbar erklärt werden, die Berechtigung zur 
Weide auf fremden Adern, Wiefen, Angern, Forften und ſonſtigen Weideplägen, und die Be: 
rechtigung in Borften zur Maft, zum Streubolen wie zur Mitbenugung des Holzes, endlich die 
Berechtigung zum Plaggen und Bueltenhieb. Doch rechnet die eine oder andere Gefeggebung 
zu den ablößbaren ländlichen Dienftbarfeiten, obwol von geringerer Erheblichfeit und von weni— 
ger einfchneidenden Nachtheilen für die Landescultur auch noch folgende: Die Berechtigung zum 
Grasſchnitt, zur Nugung von Shilf, Binfen oder Rohr auf Ländereien und Privatgewäffern, 
zum Krauten, zum Pflüden von Gras und Unfraut auf beftellten Feldern, zum Nachrechen auf 
abgeernteten Feldern, fowie zum Stoppelharfen, zur Nugung fremder Ader gegen Hergabe des 
Düngerd, zum Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremden Aders, zu Deputatbeeten, zum 
Harzſcharren, zur Fiſcherei auf ſtehenden oder fließenden PBrivatgewäffern wie zur Torfnugung. 

Die Wirkung folder ländlichen Grundgerechtigkeiten, welche die Gultur hemmen ober be: 
ihränfen, befteht in dem fogenannten Flurzwang, in der Verpflichtung des mit der Servitut 
belafteten Grundſtücks, gewiſſe Nugungdarten des Eigenthums ganz oder periodiſch zu unter- 
laffen, zu denen dagegen der Dienftbarfeitöberechtigte befugt ift, welder in der hergebrachten 
wohlerwworbenen Benugungsart feiner Grundgerechtigkeit vom Gefeß gefhügt werden muß, 
wenngleich andererfeitö dem belafteten Orundeigenthümer im allgemeinen die Beftimmung zur 
Seite fteht: daß jeder Dienſtbarkeitsberechtigte fih bei Ausübung der Grundgerechtigkeit inner- 
halb gewiſſer Schranfen Halten müſſe, namentlich nur dergeftalt feiner Gerechtigkeit bedienen 
dürfe, daß der Eigenthümer an der Subftang der Sache feinen Schaden leide und an der nad 
Landesart gewöhnlichen Eultur und Benugung nicht gehindert werde. (©. Feldordnung.) 

Bon bejonderer Schädlichkeit für die Landeultur find namentlich die Weideberehtigungen. 
Durch fie werden die Grundſtücksbeſitzer meift verhindert, aud der althergebrachten Wirthſchaft, 
z. B. der Dreifelverwirthfhaft mit Brache und Stoppelhalten, in eine freiere und rationellere 
Bewirthſchaftung auf Fruchtwechſel mit befümmerter Brache, Umadern der Stoppeln für Nach— 
früchte, Anbau von Zutterfräutern u. ſ. w., ſowie zu einem rationellern Wiefenbau überzugehen. 
Zu den fhlimmften Hutungsgerechtigkeiten gehört unter anderm die Frühjahräbehutung ver 
Wieſen, zumal der naffen und durchbrüchigen, aber aud die Schaftriftöberedhtigung auf Brache, 
Stoppel und Winterfant, melde häufig ald ein Vorrecht der Gntsherrfhaften angefehen wird, 
daher, wie ed nach den frühern hannoveriſchen Gemeinheitätheilungs: und Ablöfungsorbnungen 
der Fall war, nicht einmal bei einer Verfoppelung, d. h. bei der Umlegung der zerftreuten und 
vermengten Beldgrundftüce, abgelöft werben mußte. 

Ein großer Theil der Hutungdberehtigungen, namentlid die Koppelhutung zwiſchen be: 
nachbarten Feldmarken, aber auch zwiſchen den benachbarten untermifcht und zerftücfelt innerhalb 
verfelben Ortsgemarkung liegenden Grundſtücken, ift aus einer frühern Marfengenoffenfcaft 
oder Feldgemeinſchaft hervorgegangen. Man wird die Brad: und Stoppelmeide auf Adern, 
wie die Früblingd: und Herbftweide auf den Wiejen fehr oft als uͤberbleibſel einer ſolchen Ge— 
meinſchaft anſehen dürfen. Oft iſt die Schafhutung, die man in älterer Zeit als ſehr werthvoll 

betrachtete, aber auch bei Verleihung von Grundſtücken und Coloniſationen als ein Vorrecht der 
Verleiher ausdrücklich reſervirt. (Vgl. hierüber auch Roſcher, „Nationalökonomie des Acker— 
baues“, I, 222 fg.) Für ganze Provinzen Spaniens wurde beſonders das durch königliche 
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Privilegien (1556) den vereinigten Corporationen der großen Grundbeſitzer (Adel und Geiſt— 
lichkeit) beftätigte Triftrecht für ihre Merinobeerden (die Metta) im hohen Grabe verderblich, 
inden ed bad Land entwölferte und die Gultur vernichtete. (S. Sugenheim, „Aufhebung der 
Zeibeigenfhaft in Guropa”, Kap. 1.) 

Andere Grundgerechtigkeiten, beſonders auch die Waldgerechtigkeiten der bäuerlihen Wirthe 
auf Abraum, Raff: und Lefeholz, Kiengraben, Streu, find hingegen oft nur Nefte eines frühern 
gemeinjchaftlihen oder Gemeindeeigenthums, indem die allmähliche Ausdehnung von forftpolis 
zeilihen, gutöberrlien und Patrimonialredpten über Die Ortdeinwohner und deren Gemarfung 
die Miteigentbumsrechte ver Bauern auf bloße Dienſtbarkeitsrechte herabdrückte. 

Auf diefe oder jene Entjtehung der Grundgerechtigkeiten darf jedoch bei ver Ablöjung Feine 
Nüdfiht genommen werden, vielmehr find diefelben ald vorhandene Rechte ded BWermögend und 
Eigenthums zu achten, und es hat die Gejeggebung dafür zu forgen, daß die Berechtigten ohne 
Rückſicht auf ihre Eigenfhaft und auf die Entftehung ihres Dienftbarfeitörehtd nah dem 
Nugungsertrag und Werth ihrer Berechtigung eine angemefjene Abfindung erhalten, je nad 
den verfchiedenen Gefegen in Rand, in Rente oder in Kapital. Bei wechlelfeitiger Berechtigung 
bat in der Regel Landabfindung ftattzufinden. 

Gleich wichtig wie die Ablöfung der Weideberechtigungen ift die der Forſtberechtigungen 
auf Streu, durch deren Wegnahme die Wälder ihres Dungmateriald beraubt werben, wie der 
verſchiedenen Theilnahme am Holzbeftande, weil je nach der Art diefer Berechtigungen, die be- 
lafteten Waldeigenthümer zu einer beftimmten Wirthſchaftsform des Waldes genöthigt find, 
3. B. alfo einen Hochwald nicht in Mittel= oder Niederwald und umgekehrt verwandeln dürfen, 
ober eine gewiffe Holzart, deren Benugung Gegenftand des Servitutsrechts ift, wieder anpflan- 
zen müffen, jedenfalls die Waldflächen nicht in Wiejen= oder Aderland verwandeln dürfen. 

Bei dem Verfahren über die Ablöjfung kommt es hauptſächlich darauf an, Die Art, das Maß 
und den Umfang der Berehtigung genau feitzuftellen, um die Entſchädigungsberechnung danach 
anzulegen. (©. die voralliirten Artifel, insbefondere den Art. Gemeinheitstheilung.) 

Zwar gehört e8 im allgemeinen zum Begriff der Servitut, daß fie dem berechtigten Grund— 
ftüd einen dauernden Nugen. gewähre, daher demfelben ald Pertinenz anflebe und von ihm 
untrennbar fei. Es ift in diefer Beziehung jedoch zu bemerfen, daß in manden Landestheilen 
gewiffe Servituten zu fubjertivsperfönlihen, aud ohne den Befig eines Grundſtücks und ab: 
gefondert von demfelben übertragbaren, frei veräußerlichen Berehtigungen geworden find. So 
3. B. das Schafaufhurtungsredt in Weftfalen, felbft manche andere Berechtigung bürgerlicher 
und bäuerlider Güter auf Gemeindegrundftüden. Dies offenbar nad Analogie der Marfen- 
antheile, reſp. Markenberechtigungen. Wenn dvemnad infolge deutſch-rechtlicher Entwidelung 
der Begriff und das Wefen einer Grundgeredhtigfeit nicht immer ein Grundſtück ald berechtigtes 
Subject voraudfegt, fo hängt mithin auch die Ablöſung im Landesculturintereſſe nicht ſowol 
davon ab, daß das berechtigte Subject ein Grundſtück iſt, als davon, daß die Verpflichtung zum 
Leiden und Dulden auf einem Grundſtück beruht und der Cultur nahiheilig wird, 

Übrigens haben ohne Entſchädigung nur einzelne Geſetzgebungen, fo die öfterreihiiche, auch 
gewiffe gutöherrliche Servitutrechte aufgehoben, weil ſie viejelben lediglich ald Ausflug und Anz 
nerum der gutöobrigkeitlihen Gewalt anfahen. 

Wenn in der Mehrzahl deutſcher Befeggebungen in und feit dem Jahre 1848 vie gehäffigite, 
weil in früherer Zeit durch die graufamften Strafen geſchützte Jagdberehtigung ohne Entſchä⸗— 
digung aufgehoben wurde, fo rechtfertigt fih Died, abgejehen von den Bällen, wo die Jagd 
mitteld läftigen Vertrags von den Eigenthümern der Grundftüde felbft erworben war, dadurch, 
daß, wie 3. B. au in Preußen und vor 1789 überall in Branfreih, die Jagd entweder als 
Regal oder doch ald ein beſonderes Vorrecht adelicher Befiger von Rittergütern und ald Ausflug 
der Guts- und Polizeiherrlichkeit behandelt wurde. (S. Jagdgerechtigkeit. W. U. Kette. 

Sicherheitspolizei, ſ. Polizei. 

Sicilien, ſ. Neapel und Sicilien. 

Siebenbürgen. (Geographie; Ethnographie; Staats- und Berfaffunge- 
gefe chichte; Statiftif.) Das Großfürftentgum Siebenbürgen, ungariih Erd-ely, d 
erdö-elv, zu deutih „Hinterwald:" (Land), und lateinifh Transsilvania (Trans-silvania), bat 
die Namen „Hinterwaldland“ und Transfilvania daher erhalten, daß das Land von Ungarn, 
dem Mutterlande, durch Bergzüge getrennt ift, die man ihrer geringern Höhe wegen „Wald 4 
nannte, zum uͤnterſchied von den höhern öͤſtlichen und füblihen Grenzgebirgen, die m 
„Schneegebirge“ (havas) ober Alpen nannte. Deswegen hieß die Moldau und vorzüglich 
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Walachei ungarifch Havas-el-föld, d. i. Land jenfeit der Schneegebirge, und lateiniſch pro- 
vineiae Transalpinae. Der Name Siebenbürgen foll von ven fieben Burgen: Marienburg, 
Heldenburg, Schwarzenburg, Eulenburg, Rofenauerburg, Törzburg und Kreuzburg, berrüb- 
ren, weldye die Deutſchen Ritter im erften Viertel des 13. Jahrhunderts im Burzenlande (Ge- 
gend um Kronftabt) erbauten. 

I. Geographie. Siebenbürgen liegt zwiſchen 45° 12’ und 47° 12’ nördl. Br., umt 
zwifchen 40° 2’ und 44° 5’ öfll. 2. Sein Flächeninhalt beträgt ohne die partes an- 
nexne (von denen nachher) 997,509, mit den partes annexae aber 1102,% geographiſche 
Duadratmeilen. Es bildet ein längliches Viereck, deſſen nördliche und öftliche Seiten ungefähr 
115 und veffen Süd- und Weftfeiten ungefähr 74 Meilen lang find. Es grenzt Siebenbürgen 
an die Bufowina 81/,, an die Moldau 341/,, an die Walachei 59°/, und endlih an Ungarn 
77>/, Meilen lang. Es ift rings von Bergen umgeben, bie faum je nad zehn Meilen einen 
Saumweg ober. eine Wagenftraße ins Innere geftatten. Bon ven Niederungen der Theiß— 
gegend, der Moldau und Walachei aus zeigt ſich das Land ald eine Bergfefte, deren Thäler und 
Ebenen um 700— 1100 Fuß höher liegen ald bie Theifebene und un 800 — 1300 Fuf 
böher ald die Ebene der Moldan und Waladhei. 

Die nördlichen Orenzgebirge zwifchen Siebenbürgen und Ungarn erreichen eine Höhe von 
7316 Fuß (Pietros) und 7222 Fun (Kubborn, ungarifh Unö-kö). Die öftliche Kette, melde 
die Grenze gegen die Moldau bildet, erhebt jih über 6000 Fuß und erreicht in ihrer höchſten 
Spige, Pietroful, 6660 Fuß. Der ſüdliche Gebirgszug, der gegen die Walachei Die Orenze zieht, 
erreicht die Höhe von 7960 Fuß (Bucſecs), 8113 Fuß (Omufpige ded Bucjecd), 7042 Auf 
(Königäberg), 7850 Fuß (Vervu-Ourla), 7978 Fuß (Groß:Negoi), 7915 Fuß (Metvezat). 
Die weftlihen Berge gegen Ungarn erheben ih nur bis 5840 Fuß (Kufurbeta— Kürbis). Die 
fünliche Gebirgskette iſt demnach die höchſte, und doc läßt fie den Oltfluß entſchlüpfen, wie die 
böchften Norbfarpaten den Popradfluß dem Dunajeg zufenden. 

Was das Bild einer Bergfeite noch genauer zeichnet, iſt der Umſtand, daß die Päſſe, melde 
von Norden, Often und Süden den Eingang nad Siebenbürgen geftatten, id) gerade neben den 
höhften Spigen befinden. So find im Norden der Nodnaer Paß neben dem Kubhorn (Uns -kö), 
der Borgoer Paß neben dem Pietroful; im Dften der Ghymeſcher Paß neben dem Groß-Hagpy— 
maͤs (5681 Fuß) und Tarhavas = Kahlihneeberg (5206 Fuß); im Süden der Tömöfcher und 
Törzburger Paß neben dem Bucjecd und Königdberg oder Piatra krajului, und der Rothe: 
tburmpaß neben dem Surul (7194 Fuß). 

Die fiebenbürger Gebirge bilden den öftlichften und fühlichften Theil der Karpaten, deren 
Borgebirge hier jo wie in Ungarn reihe Erzgebirge find. Und eben diefe befinden fi inı Weften 
des Landes, nämlich die Körösbanvyaer, Nagyzäger, Zalathnaer, Abrudbänyaer und Aranvoſer 
Berge. Nah ver Behauptung ded Hrn. Bernhard von Gotta wäre die Gegend um Berespataf pas 
Eldorado Siebenbürgend, dad auf einem verhältnifmäßig geringen Raum ben größten Gold— 
reihthbum Europas vereinigt. Hier find die Bergflädte Zalathna, Abrubbänya, Offenbänva 
u.f.w. Zu Anfang des Jahres 1863 fand man in einer Goldgrube auf den zalathnaer Ter: 
rain einen 20 Pfd. ſchweren Goldklumpen. Auch an andern Merkwürdigkeiten find diefe Berge 
reich; da befindet ſich z. B. der wunderſchöne Bafaltfeld Detunata-Gula (vom Donner getroffener 
Berg), der 300 Fuß hoch und 1000 Fuß lang ift. Unweit Torda fieht man die berühmte tor: 
daer Bergipalte (Tordai hasadek). Ein vier Meilen langer Bergrüden ift bis auf die Sohle 
mitten entzweigeriffen; die Wände haben eine Höhe von 1000 Buß, und eine Lünge von 
4000 Fuß und ſtehen bier und da Stellen blos 3—4 Klaftern voneinander entfernt. 

Parallel mit den öſtlichen Gebirgszug läuft die Hargittabergfette, an deren mefllihe Aus: 
läufer fi die großen Salzlager anlehnen. Das ganze innere Becken Siebenbürgens fcheint mit 
Salzlagern ausgefüllt zu fein, die an manden Stellen zu Tage treten, 3. B. in Szovdta und 
Parajd. Unzählige Salzquellen zeigen fih an vielen Orten. Gegenwärtig wirb nur in fimf 
Gruben Salz gehauen, und die betreffenden Salzlager werden auf die enorme Menge von 
74993 Mill, Etr. gefhägt, und zwar rechnet man auf 


Deed:afnı . . . 16173 Mil. Str. 
Torda ae 135904 ,„ 
Parajd rer ARD u. 
Maros:Ujpiar . . 2417 2... . 
Bizafnı . . 0.2148 „ u 


Ganz Siebenbürgen hat eine Neigung gegen Welten und Weft-Often; die Hauptftreichung 
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der innern Bergzüge ift eben auch eine oftweitliche, was den Lauf ver Flüſſe beftimmt. Diefe 
find, im Norden beginnend, der Szamos, deffen Zweige im Welten (der Kleine Szamos) und im 
Often (ber Große Szamos) des Landes entipringen und nad ihrer Bereinigung in nordweſt— 
licher Richtung nad) Ungarn, in das Flußgebiet ver Theiß, ſtrömen. Die Maros, der größte 
Fluß Siebenbürgens, entipringt im Often des Landes, nimmt nebit vielen Eleinen Flüffen den 
Aranvos (Goldener) auf, der parallel mit dem Eleinen Szamos vom Erzgebirge herkommend ſich 
gegen Süden wendet, dann den Fleinen und großen Kofelfluß (Küküllö) und fließt nad Un— 
garn, die Nordgrenge des Banats bildend, um fich bei Szegedin mit der Theiß zu vereinigen. 
Auch der Oftluß entfpringt im Often, wendet fich aber ſüdlich und ftrömt der Walachei zu. Im 
Welten, im Erzgebirge, entfpringen die drei Körds, der reifende, der Schwarze und der weiße, 
die vereint in die Theiß fallen. 

Wie gebirgig aber auch Siebenbürgen fei, fo hat ed doch eine baum- und fleinloje Fläche, 
die fogenannte Mezdjeg, welche zwifhen Klaufenburg und Biftrig, dem Aranyos und der 
Maros 100 Dundratmeilen umfaßt, und ungefähr 2000 Fuß über der Meeresfläche liegt. 
Hügelrüden von A—600 Fuß Höhe erheben fih aus ihr, fie ift alfo durchaus nicht mit der un— 
garifhen Ebene zu vergleihen. Sie ift durch und durd ein fruchtbares Aderland. 

11. Gthnographie. Unter diefer Rubrik wollen wir nicht nur das Verhältniß ber fieben: 
bürgifchen Nationen zueinander, fondern au ihre Geſchichten und Religionen berühren, weil 
das zum Verſtändniß der Befonderheit Siebenbürgens wefentlid beitragen dürfte. 

Nah Ezörnig („Statiſtiſches Handbüchlein für die öfterreichifche Monardie”, Wien 1861) 
zählt das Großfürſtenthum Siebenbürgen, ohne die fogenannten partes annexae, 1,171676 
Rumänen oder Walachen, 517577 Ungarn oder Magyaren, 200364 Deutfche, von denen etwa 
160000 Sachſen find, 8430 Armenier, 79360 Zigeuner, 14152 Ifraeliten und 1768 Ezechen, 
Slowaken, Nuthenen. Die Gejanmtbevölferung Siebenbürgend beträgt 1,926797 Seelen. 
Die Zahl ver Rumänen überwiegt alfo die Zahl aller andern Nationalitäten.) Den Glaubens: 
befenntniffen nad gehören zu der Fatholifhen Kirche 228095, zu der griechisch = katholifchen 
Kirche 546513, zu der orientalifh:orthoporen 2) Kirche 622720, zu der reformirten Kirche 
265976, zu der evangeliich-Iutherifhen Kirche 195861, zu den Umitariern 48040, zu dem 
armeniſch-katholiſchen Ritus 5481 Seelen. Bor ungefähr hundert Jahren fand baffelbe Ver: 
hältniß der Nationalitäten und Glaubenäbefenntniffe ftatt. Nah Bentö nänlid („Transsil- 
vania, sive Magnus Transsilvaniae Principatus”, Wien 1778, 1, 472) waren 1761 nad einer 
damaligen Zählung 547243 Rumänen, und nad) einer confeffionellen Zählung im Jahre 
1766 fand man 93135 Katholifen, 140043 Reformirte, 130365 Evangeliſch-Lutheriſche 
und 28647 Unitarier. Die Befenner dieſer vier Kirchen zufammen waren damald 391190, 
famen alſo der Zahl der Rumänen nicht gleich. Die Bekenner der griehifchsfatholifhen (546513 
Seelen) und der orientalifch: orthodoren Kirche (622720 Seelen) find ohne Ausnahme Ru— 
mänen; fie haben demnach im Berlauf des legten Jahrhunderts ihre Anzahl mehr als verbop- 
pelt; diefelbe Vermehrung zeigen auch die Katholiken; aber die beiden proteftantifhen Kirchen 
und bie Unitarier haben ihre Zahl nicht in dem Verhältnig vermehrt. Nun find aber die Ka— 
tholifen zum allergrößten Theil, die Reformirten und Unitarier ausfchlieglih Magyaren, vie 
Lutheraner zum allergrößten Theil Deutfche; folglich ftehen die Deutfchen und die Magyaren 
im verhältnigmäpigen Nachtheil zu den Rumänen. Wir wollen nun kürzlich die Nationalitäten 
in ihrer geſchichtlichen Entwickelung betrachten. 

A. Die Rumänen müffen voranftehen, weil ihrer die größte Zahl ift. Bekanntlich wur: 
den fie früher von den Deutihen Walachen genannt, welher Name mit dem der Welfchen in 
Berbindung fteht. Auch die Ungarn nannten und nennen fie oläh, wie die Italiener olasz. 
Schon diefe Benennungen Eennzeichneten den Urfprung der Rumänen, der in ihrer Sprache 
ausgedrüuͤckt ift, die zu den romanischen gehört. Die Geſchichte erzählt und, daß die Römer mit 
ven Daciern in Siebenbürgen blutige Kriege führten, und daß Domitian fogar dur jährlichen 
Tribut den Frieden von Decebalud erfaufen mußte. Trajan aber griff den ftarfen Gegner im 


anna Do 


1) Es ift fehr fchwer, Genaues über die Anzahl der zu ben verjchiedenen Nationen Gehörigen zu 
ermitteln. Nach einer Angabe der „Debatte in Wien (Mitte December 1864) betrügen die Seller, 
amtlich gezählt, 477313 Seelen, in der That aber 500000, die Ungarn 200000 Seelen ; beide zuſam— 
men etwa 700000 Seelen. Hingegen zählen die Sachſen nur 160000 Seelen. : 

2) Nach dem faiferlidyen Handbillet vom 24. Der. 1864 ſoll diefe Kirche nicht mehr „griechiſch— 
nichtunirte“, fondern „orientalijch-orthodore” heißen. 
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Jahre 101 an und beflegte ihn, nad ber Sage, in Siebenbürgen bei Torda, auf dem Felde 
Keresztes Mezö, das die Rumänen Prat de la Trajan, oder Prat Trajanu-lui®), d. i. Wieſe 
Trajan’s, heißen. Decebalus wagte noch einen Verſuch; er mußte aber ven römifhen Waffen 
den Sieg überlafien im Jahre 105 und nahm fi das Leben. Das durch den Krieg entwölferte 
Dacien wurde mit Golonien aus faft allen römischen Provinzen befegt ; unter Garacalla wurde das 
römifche Bürgerrecht allen Provinzialen ertheilt, um die Römerherrſchaft fefter zu begründen, 
die aus Daciens Bergwerfen und Salggruben beträchtlichen Gewinn zog. Die mittlere und untere 
Donau war von jeher die Grenze ded Römiſchen Reis; nun hatte Trajan jie überfchritten und 
das jenjeitige Dacien durch eine Brücke mit den ſüdlichen Provinzen verbunden. Allein Habrian 
ließ die Donaubrüde abtragen, und Aurelian räumte vermöge eined Vertrags das trajanifche 
Dacien den Gothen ein (um 274) und verpflangte die römischen Soldaten, Goloniften und 
einen Theil der Provinzialen zwiſchen das obere und untere Möſien, welcher Bezirf das aure- 
lianifche Dacien bildete. Die Gothen herrſchten von 274—376 über Dacien; ihnen folgten die 
Hunnen und diefen andere germaniſche Völker, bis die Avaren und endlich Die Magyaren das 
Land in Befig nahmen. Es blieben aber trog aller Völkerſtrömungen romanifirte Dacier in 
Siebenbürgen zurüd, die dann von Süden aud immer neue Zuzüge erhielten. Sie waren meift 
Hirten und dienten den jeweiligen Herren ded Landes. Walachen (Blaci, BAaxoı und BAaxcxoı) 
werben fie aber erft im 12. Jahrhundert von den Byzantinern genannt; To nennt fie auch das 
Privilegium Andreas’ II., Königs von Ungarn im Jahre 1224, welches die Privilegien der fieben- 
bürgiſchen Sachſen erneuert. *) 

Zu den Rumänen fam das Chriſtenthum von Konftantinopel aus, und vielleicht wurde Die 

Liturgie vom Anfang an in ber griechiſchen oder nach dem 9. Jahrhundert in der ſüdſlawiſchen 
Sprache gehalten. Als durch die Fonftantinopolitanifchen Patriarhen Photius und Michael 
Caerularius die griechiſche Kirche von der occidentaliſchen fidh trennte, da folgten Die Rumänen 
dem bulgarischen Metropoliten Xeon Achridai und fchloffen fich der griechiſchen Kirche an. Sie 
hatten wol damals wenig Bemußtfein ihrer romanischen Verwandtſchaft oder fonnten ihr wenig— 
ftend nicht folgen. Und im 15. Jahrhundert ließ der Bulgare Theotirus ald Bifchof in der 
Moldau den Gebraud der lateinischen Sprade und Schrift verbieten, damit die Rumänen nicht 
an die Vereinigung mit der römifchen Kirche, welche 1439 Metrophan, der moldauer Bifhof, in 
Florenz unterzeichnet hatte, erinnert würden. Die ſlawiſche Sprache wurbe in den Gottesbienft 
und bie cyrilliſchen Buchſtaben in die Schrift eingeführt. Diefem folgten wol aud) die Ru— 
mänen Siebenbürgens. Daher kam es, daß die älteſten vorhandenen rumäniſchen POT: 
nur bis in dad 16. Jahrhundert hinaufreichen. 
Drer erſte befannte rumänifche Bifchof in Siebenbürgen war Barlaam im Jahre 1527. Es 
war die Zeit der Reformation, der ſich bier die Deutfchen und Magyaren anfhloffen, nur ein 
Theil der Szekler hielt an der römifchsfatholifchen Kirche fe. Die Numänen blieben der neuen 
firhlihen Bewegung fremd, auch nachher, als die fiebenbürgifchen Fürften der reformirten 
Kirche angehörten. Fürft Georg Räköczy I. war es aber, der 1643 dem rumänifhen Biſchof 
Simeon Stephanus befahl, daß er die rumänifhen Popen in der Mutterfpradhe, d. h. in der 
rumänijchen Sprache den Gotteödienft abhalten laffe (quod sacrosanetum verbum Dei ..... 
tum in ecclesiis tum ad funera tum vero alibi locorum desiderabitur, vernacula sua lingua 
praedicabit, praedicarique per alios pastores curabit). Zu den Behufe ließ Raͤköczy die 
nöthigen Kirhenbüder in der rumänischen Sprade, obwol mit Eyrillifhen Buchftaben, heraus: 
geben. Dies find alfo in Siebenbürgen die älteften rumäniſchen Bücher. 

Nachdem der legte fiebenbürgifche Fürſt fein Land dem Schug des Königs von Ungarn und 
Kaiferd von Deutfhland, Leopold I., übergeben hatte, fing man fogleich Fatholifherjeits an, an 
der Bereinigung der griehifhen Kirche mit der römifch-fatbolifchen zu arbeiten, indem man dem 
rumänifhen Bifhof und den Popen alle Rechte des römiſchen Klerus zufiherte. Es gelang au 
dem Gardinal Kolonih, Primas von Ungarn, durch die erfolgreihe Bemühung der Iefuiten 
Gabriel Hevenefi und Stephan Bäränyi, den rumäniſchen Biſchof Theophilus zur Union zu 
bewegen. Diefer berief 1697 im Monat Februar eine Synode nad Weißenburg, auf welder 


3) Die walachiſche Sprache ſetzt den Nrtifel hinter das Hauptwort, 3. B. domnu-lo, der Herr, 
domnu-lui, des Herrn u. ſ. w. 
4) „Praeter supra dicta silvam Blacorum et Bissenorum cum agris, usus communes exer- 
cendo cum praedictis, scilicet Blacis et Bissenis, eisdem (hospitibus Teutonicis) contulimus.‘’ 
Vgl. Benfö, Transfilvania, I, 441. 
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die Union beihloffen wurde. Der Bifchof und zwölf Archidiakonen unterfährieben und beeideten 
folgende vier Artifel: 1) fie anerkennen den Primat des römijhen Papftes; 2) fie befennen, 
daß ed außer dem Himmel und der Hölle noch einen dritten Ort, das Purgatorium, gebe; 3) das 
ungejäuerte Brot fei hinlänglih zum Abendmahl und der Meffe; 4) der Heilige Geift fommt 
vom Vater und Sohn (a Patre et Filio procedere eredimus). Sie behielten aber den Julia- 
nifchen Kalender, die Ehe der Popen und die Liturgie in der Mutterſprache. Der unirte Biſchof 
erhielt feinen Sig in Fogarad, dann in Blafendorf, und nannte jih „Ecclesiarum in Magno 
Transsilvaniae principatu et partibus eidem reapplicatis Graeci ritus unitarum Episcopus 
Fogarasensis‘. Er war Suffragan des kalotſchaer Erzbifhofs in Ungarn. 

Aber nicht alle Rumänen unirten ih, und viele verließen nachher die Union. Ihre Popen 
waren ohne Bifhof, und fie mußten ji von den Bifhöfen der Moldau und Waladei vie Prie- 
fterweihe geben laffen. Da nun dies zu Beichwerden, zumal zu Umtrieben gegen die Union 
Beranlaffung gab, jo wurden die Popen an den nihtunirten Biſchof in Dfen angewieſen. Erft 
Joſeph II. ftellte 1784 das nihtunirte Bisthum der Rumänen in Siebenbürgen her, das feinen Sig 
in Hermannftadt hatte und dem griechiſch-ſerbiſchen Erzbifhof von Garlovicz untergeordnet war. 

Menden wir und nun zu den jtaatlihen Verhältniffen ver Rumänen in Siebenbürgen. "Die 
Rumänen bildeten den Stand der Unfreien unter allen Herren Daciens und Siebenbürgens, 
auch unter der Herrſchaft der erobernden Magyaren. Als wirthſchaftliche Beamte, Kenejen, 
gelangten einzelne Walachen zu einer befjern Stellung, und erhielten zum Theil den Adel, z. B. 
im Hätözeg. Genaueres wiffen wir über ihre Lage nicht. Das erfte mal werden fie als politi- 
ſche Factoren in dem Audgleihe vom 6. Juli 1437 erwähnt, in welchem fie aber ald den ma: 
gyariſchen Unterthanen gleihgeftellt erfheinen. Sie ftanden mit diefen in den Waffen gegen ven 
römiſch-katholiſchen Bifhof, wegen Bedrückungen des Zehnts und gegen die Grundherren; es 
war aljo zwiſchen ihnen und den Unterthanen magyarifdher Nation Fein Unterfhied, die beide 
„regnicolae Hungari et Valachi’ genannt werben. Später hat ſich die Zahl der magyarifchen 
Unterthanen gemindert, die Zahl der Rumänen aber vermehrt; und da die andern Einwohner 
Siebenbürgend ald drei Nationen ein Bündniß fhloffen zu gegenfeitigem Schuß und alle 
Staatsrechte innehatten, fo waren die Rumänen ald eine nicht „recipirte“ oder blos „gedul— 
dete“ Nation nit nur individuelle Unterthanen, fondern auch eine unterthänige Nation. Die- 
ſes Verhältniß mußte noch durch den Gegenfag der Religionen ſchärfer und drückender erfchei- 
nen. Die beredtigten Nationen gehörten nämlich der occidentalifchen, die Rumänen der orien- 
talifhen Kirche an, und wir wiffen, wie hart die Päpſte und Biſchöfe überall gegen die „Schis— 
matifer‘‘ auftraten, und wie leicht fich die Könige gegen die „Ketzer“ aufbegen ließen. 

Das Verhältniß der unfreien und jhismatifhen Rumänen kam durd die Reformation, 
weldye die berechtigten Nationen annahmen, in feine befjere Lage, ſowie es durch die Losreißung 
Siebenbürgend von Ungarn auch nicht verſchlimmert wurde. Unter den fiebenbürgifchen Fürſten 
famen zu den drei berechtigten Nationen noch vier gefeglich angenommene Kirchen, die römiſch— 
katholiſche, die reformirte, die evangelifchslutherijche und die unitarifche, hinzu. Die „Approba- 
tae®) Constitutiones Regni Transsilvaniae et partium Hungariae eidem annexarum” ftellen 
und im Titulus octavus die Lage der Rumänen flar vor Augen. Da heißt e8: „Obgleich die 
walachiſche Nation nicht unter die Stände aufgenommen und ihre Religion nicht recipirt worden, 
fo mögen ſich ihre Geiftlichen, jolange fie wegen des Reichs Wohlfahrt geduldet werden“ (im halb: 
lateinifh halbmagyarifhen Stil ‚„‚propter regni emolumentum miglen patialtatnak”) ‚an 
Folgendes halten: Sie erbitten jih vom Fürften einen Biſchof aus ihrer Mitte, den jie für taug- 
li erachten, und der Fürft beftätigt ihn; die walachiſchen Biihöfe, Preöbyter und Popen 
enthalten ji aller Ginmifhung in die weltlichen Angelegenheiten und üben ihre geiftlichen 
Pflihten ohne Bedrückung des Pöbels; aus fremden Ländern fommende Popen müffen ſich ven 
Preöbytern vorftellen, und fie und die Biſchöfe ftellen diejelben vor die weltliche Obrigkeit zur 
Prüfung (examen), damit über fie dem Fürſten Kunde geſchehe; die walachiſchen Popen find 
den Grundherren jährlich ein angemeffened Honorarium zu geben verpflichtet, und ſollte der 
Grundherr feine Forderung über die Gebühr fteigern, fo wird die Gomitatöbehörbe gewiffenhaft 
entſcheiden; die Söhne der walachiſchen Popen, fobald fie heirathen, einen eigenen Haushalt 


5) Die Approbatae Constitutiones enthalten alle Befchlüffe der fiebenbürgifchen Landtage unter 
den Fürften und wurden von Georg Räköczy II. 1653 beftätigt und publicirt. Zu diefen famen die Com- 
pilatae Constitutiones, welche die Befchlüffe von 1654—69 enthalten. Sie find ungarifch verfaßt. 
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ftiften und nicht felbft VBopen find, werden von ven Grundherren wie andere Unterthanen bes 
anſprucht“ (d. h. die walachiſchen Popen genießen nur eine perfönliche Befreiung vom Unter: 
thanddienft, den fie übrigens durch die Leiftung des jährlihen Honorars anerkennen); „diejenigen 
walachiſchen Popen, welche ven Landesgefegen zuwider entweder Gopulationen oder Scheidungen 
vornehmen, follen durch die Presbyter und den Biſchof beftraft werben.‘ Ber Titulus nonus 
verorbnet: „Obgleich die walachiſche Nation wegen des Bortheild des Landes blos zugelaffen 
mworben (propter bonum publicum admittältatott), fo berückſichtigt jie doch nicht ihren nie: 
drigen Stand und verhindert manche unferer adelichen Mitbürger an ihren Feiertagen frei zu 
arbeiten. Es wird demnach beichloffen: die Walachen dürfen der ungarifchen Nation nichts vor— 
fhreiben und follen e8 nit wagen, fünftighin aus der oberwähnten Urfache jemand zu behin— 
dern.” Hier finden wir die Beftimmungen beiſammen, welche die walachiſche Nation als ſolche 
betreffen. Die einzelnen Individuen waren der großen Mehrzahl nad Unterthanen und wurden 
fo behandelt wie die magyarifchen, nur daß diefe bei ihrer geringen Anzahl jich befanden und mehr 
und mehr unter ven Rumänen verfhwanden. Aber die Erhebung in den Apelftand war ben 
Rumänen nit unmöglid; und wir finden in ben Compilatae Constitutiones einen Geſetzes— 
artifel vom Jahre 1655, der jo lautet: „Die walachiſchen Popen haben audy damit Ungelegen: 
heit verurfacht, daß fie gegen einige unferer adelichen Mitbürger, vie ihrer Sekte angehören, 
oder gegen ihre Unterthanen ungefeglihe Strafen verhängen, und der Bladifa (fo nannte man 
gewöhnlich den rumänifchen Bifhof) au in ſolche Angelegenheiten ſich mifcht, die nicht feines 
Amts find. Der beleivigte Theil hat demnach das Recht, feine Beſchwerden vor das Gomitat 
oder vor die höhere Gerichtötafel zur Entſcheidung zu bringen.” Es gab alfo von jeher wala= 
chiſche Adeliche, die ald foldye Unterthanen hatten wie jeder andere Grundherr. 

Daß die Unterthanen über die maßen bedrückt wurben, erleidet nicht den geringften Zwei: 
fel; daffelbe geſchah eben überall in Europa; nur mußte der Drud in Siebenbürgen von den 
Rumänen mehr empfunden werden, da fie ald eine nur geduldete Nation und Kirche den andern 
Nationen und Kirchen fremd blieben. 

Durch die Vereinigung Siebenbürgens mit den andern ungarifchen Ländern unter der Re: 
gierung der Habsburger erfuhren die Numänen wol feine Erleichterung, im Gegentheil bie 
Union beirrte einen großen Theil, da diefer, wie wir ſahen, ohne eigenen Bifchof blieb. Unter 
der Regierung Maria Therefia’s, die mol für die unirte Geiftlichkeit forgte, blieb alles beim alten. 
Aber unter Joſeph II. entfland eine große Bewegung. 

Eine der Jofephinifhen Reformen mar die gleiche Befteuerung aller Einwohner nah dem 
Verhältniß des Beiiges, und died machte die allgemeine Gonfeription und Volkszählung noth- 
wendig. In Siebenbürgen erregte die Eonfcription unter den Rumänen die Meinung, daß man 
aus ihmen Regimenter bilden und fie von der Verpflichtung gegen ihre Grundherren befreien 
wolle. Haufenweiſe drängten fie jich zur Gonfeription; e8 fanden ſich auch Leute, namentlid) ein 
gewiffer Salis, weldye das unmwiffende Landvolf noch mehr bethörten. Gin Rumäne, Höra, gab 
ih geradezu für einen folden aus, der vom Kaijer die Miffion erhalten hätte, feine Landsleute 
zu befreien. So brad) der Sturm am Ende Octoberd 1784 aud, der jih nad) allen Seiten hin 
verbreitete und Hoͤra's Scharen immer mehr und mehr vergrößerte. Die Regierung Sieben: 
bürgend war zufällig in ſchwachen und mit ji uneinigen Händen, denn der Qubernator Baron 
Brudenthal haderte mit dem Kriegscommandanten Baron Preuß; ihre Verordnungen waren 
halbe Mapregeln und widerſprachen ſich. Dadurch wurde dad rumäniſche Landvolf in feinem 
Wahn beftärkt, daß das Militär nicht gegen daffelbe auftreten werbe. Uber ihon am 26. Nov. 
langten die geeigneten Befehle Joſeph's in Hermannſtadt an. Der neue Commandant, Fabri, 
und der königliche Gommiffar, Graf Jankovics, traten energifh auf und der Aufruhr wurde ge: 
dämpft. Die irregeleiteten Rumänen hatten 62 Dörfer und 132 Evelfige eingeäfchert und viele 
Graufamfeiten begangen. Im Jahre 1785 verfündete Kaifer Jofeph die Freizügigkeit und 
perfönliche Freiheit ver Bauern in Ungarn und Siebenbürgen; übrigens blieben die Unter: 
thanenverhältniffe wie fie waren, bis ihre Auflöiung infolge der ungarischen Gefege und ver 
Bereinigung Siebenbürgens mit Ungarn 1848 zu Stande fan. 

Die legte große Waffenergreifung der Rumänen in bemfelben Jahre 1848 hatte einen andern 
Charakter, wie wir in der Gefhichte Siebenbürgens ſehen werden. Hierher gehört nur noch die 
neuefte Veränderung auf dem kirchlichen Gebiet. 

Die Rumänen Siebenbürgend gehören jeit 1697 theild zur unirten, theil3 zur nichtunirten 
griehifchen Kirche. Bis 1853 hatte die griechiſch-unirte Kirche in Siebenbürgen nur einen Bi: 
hof; im dem genannten Jahre wurde er Erzbifhof und führt nun den Titel: Archiepiscopus 
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Fogarasensis et Albae-Juliensis, behält aber feinen Sig in Blafenborf (Baläsfalva). Außer: 
dem wurden zwei neue Bisthümer errichtet, dad von Szamos-Ujvär in Siebenbürgen und das 
von Lugos im Banat (in Ungarn) und dem neuen Erzbiichof untergeorbnet. Die Rumänen 
griechiſch⸗ unirter Kirche haben demnach in Siebenbürgen einen Erzbiſchof und einen Biſchof, in 
Ungarn blos einen Bifchof, der aber dem Erzbifchof von Siebenbürgen untergeordnet iſt. Die 
nichtunirten Rumänen hatten in Siebenbürgen von 1697—1784 feinen Biſchof; Jofeph Ik, 
ftellte ihr Bisthum im legtgenannten Jahre wieder her und gab ihm in Hermannflabt einen Sig. 
Er mar aber dem ferbifchen Erzbiſchof von Carlovicz untergeordnet. Gegen diefe Unterorpnung 
der nichtunirten rumänifchen Geiftlichfeit unter das ſerbiſche Archiepiſtopat hatten die Rumänen 
fowol in Siebenbürgen ald aud in Ungarn manche Beihwerben. Nachdem Rajachich, ver jer- 
bifche Erzbiſchof und Patriarch von Garlovicz im Jahre 1862 geftorben und fein Sig im Jahre 
1864 bejegt worden, fam die Reihe der Verbeſſerung und Erhöhung aud an die nichtunirten 
Rumänen. Gin allerhöhftes Handbillet von 24. Dec. 1864 ernennt einen Erzbifhof und 
Metropoliten der griechiſch-orientaliſchen Rumänen Siebenbürgend und Ungarns, dem ber 
frühere Bifhof von Siebenbürgen und der Biſchof von Arad in Ungarn, ſowie der neu zu crei- 
rende Biſchof von Karanſebes untergeorbnet werben. Und ſoll die Kirche von nun an nicht mehr 
griehifh-nihtunirte, fondern orientalifheorthobore heißen. Die Rumänen Siebenbürgend und 
Ungarns haben vemnad jet zwei Erzbisthümer und fünf Bisthümer und ſind kirchlicherſeits 
vereinigt, indem bie betreffenden erzbifhöflihen Sprengel ih auf Siebenbürgen und Ungarn 
erſtrecken. Ihr Schwerpunkt ift jedoch Siebenbürgen. 

B. Nach ven Rumänen, welde durch ihre große Zahl wichtig jind, müſſen wir Diejenigen 
Nationalitäten betrachten, welche vor 1848 ald die alleinberechtigten die Träger des Staats— 
lebend Siebenbürgend waren und in der biplomatijchen Sprade „die unirten Nationen’ hießen, 
nämlih die Ungarn, die Szefler und die Sadjen. 

1) Die Ungarn Giebenbürgens find deflelben Stammes mit den Ungarn oder Magyaren 
Ungarns, das allgemeine über fie kann demnach in dem Art. Ungarn nachgeholt werden. Weil 
der ungarifhe Stamm der legte Eroberer Siebenbürgend war, jo mußte wol den Berhältniffen 
nad) in den erften Jahrhunderten der Adel ganz diefem Stamm angehören; und da im Mittel- 
alter der Abel zugleich ver Grundbefiger war, fo mußte der Grundbejig in den ungarifchen oder 
magyariihen Bamilien erblicd) werben. Die Ungarn waren demnach die Herren des Landes und 
die Rumänen ihre Unterthanen; allein es gab auch magvarijche Unterthanen. Bon 1540— 1690 
hatte Siebenbürgen einheimifche Bürften, und diefe gehörten alle zu den ariftofratifchen (oder 
magvarifhen) Geſchlechtern Siebenbürgend. Zwiſchen ver magyariſchen Ariftofratie Sieben 
bürgend und ihren Unterthanen, den Rumänen, war ungefähr daſſelbe Verhältniß, welches 
zwifchen dem beutihen Adel Eſtlands und Livlands und deſſen efinifhen und livifhen Unter: 
thanen flattiand, mit den Unterſchied jedoch, daß die magyarijche Ariflofratie Siebenbürgens 
ſowol das Territorium ald auch die Staatörechte mit den beiden „Nationen“ der Szekler und 
der Sachen theilte und jie alfo nit jo ausfhlieglih herrſchen konnte wie die Ariftofratie 
Eſtlands und Livlande. 

Die „Nation‘ der Ungarn hatte ein eigenes Territorium, dad bei weitem den größten Theil 
des Landes, nämlich 626 und mit den „partes annexae” fogar 728 Duadratmeilen ausmachte. 
Diefed Territorium oder, biplomatifch gefproden, „das Land der Ungarn‘ war in elf Gomitate 
eingetheilt, zu denen noch drei Diftricte gerechnet wurden. Die elf Gomitate find Oberalba 9), 
Interalba, Küküllö, Torda, Koloſch, Dobofa, Inner: Szolnof, Hunyad, Mittel-Szolnok, 
Kradzna, Zaränd; die drei legtbenannten hießen „partes annexae“, weil jie unter den einheimi: 
ſchen Fürſten durch Friedensihlüffe von Ungarn abgetrennt wurben und immer als „zurüd- 
zugebende‘‘, reapplicandae‘‘, galten, Die Diftricte find der fogarajher an der Gübgrenze des 
Landes, der nadzoder im Norden und der kövärer in Welten, ver aud) zu ben partes annexae 
gehört. Wie aber die Ungarn oder Magvaren Siebenbürgend eigentlich nur ein Theil der Ma: 
gyaren Ungarne find, fo war auch ihre Berfaffung in den Gomitaten ganz der ungarifchen Ver: 
faſſung analog; die partes annexae waren in der Hinfiht ganz identiſch mit den ungarifchen 


6) Alba deutfch: weißenburger Gomitat. Die Refivenzftäbte heißen in der ungarifchen Sprache 
„weiss, daher Stuhlmweißenburg (Feher-vär) in Ungarn, die alte Refivenzflabt der Könige, umd 
Weißenburg (Alba Julia, Gyula-feher-var, jegt Rarlsburg) in Siebenbürgen, bie Refidensftadt ber 
Fürften. 
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Gomitaten. Überhaupt muß Siebenbürgen ald ein Tochterland Ungarns betrachtet werben, Das 
jedoch mandje Gigenthümlichfeiten hatte, und diefe bildeten eben die zweite und britte „‚Mation”. 

Die Ungarn Siebenbürgend wurden durch Stephan den Heiligen zum Ghriftentbum be— 
kehrt, ie gehörten demnah vom Anfang der veciventalifhen Kirche an. Zwar wurden Bekeh— 
rungsverſuche auch von Konftantinopel aus gemadt, aber die orientalifche Kirche ſchlug Eeine 

Wurzeln unter ven Magyaren. Daß dennoch alle Walachen oder Rumänen fi zu Diefer be: 

fennen, mag vielleicht dem zugeichrieben werben, daß der größere Theil derſelben nach der Er: 
oberung der Magyaren und nad den Zeiten des heiligen Stephan aus den benahbarten Län: 
bern hereingezogen ift. Denn wären fie vor und zu Stephan's Zeiten in verhältnißmäßiger 
Menge dageweſen, fo hätte es wol leicht gefchehen können, daß die Ungarn Siebenbürgens ver 
orientalifhen Kirche zugefallen wären. 

Stephan der Heilige fliftete auch das fiebenbürgifche Bisthum im Jahre 1003, daß feinen 
Sig in Weißenburg hatte. Aber bereit früher war ein Bisthum im Often ded Landes (episco- 
patus Milkoviensis), zu dem die ſächſiſchen Gemeinden gehörten, und das um das Jahr 1441 
verſchwindet. Sein Sig mar demnach in der Moldau, wo wir auch ungarifhe Huffiten finden, 
denn die ältefte ungarifche Bibel, die vorhanden ift, wurde 1466 in Tatros in der Moldau ab: 
geihrieben. Aus dieſer Thatfache (der Goder befindet ji in der münchener Hofbibliothef) er: 
fahren wir, daß Huf’ Lehren auch unter den Magyaren Ungarns, Siebenbürgens und der Mol» 
dau Anhänger fanden; um fo weniger darf ed und wundern, daß nachher die Reformation fit 
fo jchnell verbreitet hat. 

Das fiebenbürgifche Fatholifhe Bisthum wurde 1556 von den bereitd proteftantifchen 
Ständen aufgehoben; nad) der Übergabe Siebenbürgens an die ungarifche Krone unter Leopoldl 
aber wurde e8 im Jahre 1697 wiederhergeftellt. 

2) Die zweite , Nation” Siebenbürgens waren die Szefler im Oſten des Landes, deren 
Territorium oder „das Land der Szekler“ 215 Quadratmeilen beträgt. Dies ift dad intereffan- 
tefte Völklein Siebenbürgeng, wenn man feinen Urfprung und feine Berfaffung betrachtet. Die 
Szefler find ihrer Sprache nah Magyaren und unterfiheiden fih von den andern Magvaren 
Siebenbürgend und Ungarns nur dur einige Dialektverfhienenheiten, die aber zum Theil 
auch in manden Gegenden Ungarns zum Vorſchein fommen, Die Chroniken nennen fie Ab: 
fümmlinge der Hunnen, namentlid wären fle von der Heeresabtheilung Irnak's, des Sohnes 
Attila's, die fi in dem daciſchen Hochlande gerettet haben foll. (S. Ungarn.) Sie hatten 
auch nach dem Zeugniffe aller Ehronifen eine befondere Schrift, welche durch eine neulich ent: 
deckte Inſchrift vieleicht außer Zweifel geftellt wird. Sie wird von der Rechten zur Linken 
gelefen und in allen Chroniken hunniſche Schrift genannt. Wir finden bad Land und den Na: 
men der Szefler bereit# in den älteften vorhandenen Urkunden, aber Genaues über ihr Wefen 
unter den erfien Königen Ungarns finden wir nicht, denn beftritten wird eine fogenannte Szefler: 
Chronik, die im Jahre 1533 aus alten Documenten verfaßt worden fein foll, vie aber nur 
nad einer Gopie aus dem Jahre 1796 vorhanden ift. 

Die Szefler waren urfprünglich Vertheidiger bed Landes und als ſolche von allen öffent: 
lihen Laften befreit. Sie waren in Bornehme (ungarifh fü nöpek, primores), Primipilen 
(ungarisch lö-fejek, loſok, d. h. Rofhäupter, mweil fie Reiterdienfte thaten) und Gemeine (un: 
garifh köz nepek) eingetheilt, genoffen aber alle ohne Ausnahme adeliche Vorrechte. Sie 
ftanden unter einem Grafen (comes), den der ungarifche König ernannte. Ihr Befigthum, das 
jih aus der urfprünglichen Occupation herfeitete, fiel nie dem Fiscus anheim und fonnte aud 
nicht Gegenftand Föniglicher Schenfungen werben. Söhne und Töchter erbten zu gleichen T'hei: 
len, eine Erbordnung, welche der Feudalverfaſſung, vie überall die urfprünglichen Befigtitel 
umänderte, vorangegangen ift; waren Feine Defcendenten und Gollateraled vorhanden, fo fiel 
das Erbe den Nachbarn zu. Dagegen war aud das Befigthum unveräußerlid; der jeweilige 
Beliger war nur der Nugnießer; das Eigenthumsrecht gehörte der Gemeinde und dem Stamme. 
So oft das Land Kriegädienfte brauchte, mußten die Bornehmen mit ihrem Gefolge im Lager 
erfcheinen, twie Die Magnaten der Gomitate, d. i. aus dem Territorium der Ungarn; die Primi— 
pilen erfdienen einzeln zu Roß, die Gemeinen aber zu Fuß. Außer dem Kriegsdienft mußten 
fie nad alter Sitte bei der Krönung des neuen Königs, bei deſſen Verehelihung, und endlich 
wenn die Königin den erften Sohn gebar, von jedem fehäten Ochſen eine Steuer zahlen. Diefe 
Steuer nannte man Ochſenbrennen (ökör-sütds), weil den betreffenden Ochfen ein Brandmal 
aufgedrücdt wurde. Diefes Ochſenbrennen pflegte zu Maros-Vaͤſaͤrhely (Marktort an dem 
Maroſch), der Hauptſtadt des Szeflerlandes, zu geſchehen. 
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Das Los der Szefler war in unrubigen Zeiten Fein beneidenswerthes, denn fie mußten im= 
mer zu Belde liegen; aber fie galten für eifrige und freiheitöliebende Krieger und waren aud) 
ftet8 bereit, mit den Waffen ihre alten Vorrechte zu vertheidigen. Daher die vielen Aufftände 
der Szekler gegen die wirklichen oder vermeinten Bedrücker. Als muthige VBertheidiger ded Alten 
widerftanden fie am längften und hartnädigften dem Chriſtenthum und nad 500 Jahren auch 
der Reformation, zu der ſich ein Theil der Szefler nie bekannte ; der größte Theil jedoch iſt refor— 
mirt, auch eifrige Unitarier gibt e8 unter ihnen, Weil die Szefler:zu Ende des 17. und Anfang 
ded 18. Jahrhunderts ihre Waffen den Naforzy’ichen Unternehmungen gewidmet hatten, jo 
wurden fie 1711 am 29. April zur Ablieferung der Waffen vermodht und zum Steuerzahlen 
gebracht. Da machte ſich der ſchon entftehende Unterfchied zwifchen den vornehmen und gemeinen 
Szeklern vollends geltend, denn jene wurden ven Adelihen und Magnaten, diefe aber den fteuer: 
pflihtigen Einwohnern gleihgeftellt. Der arme Szefler mochte jedoch lieber Steuer zahlen, die 
bemeflen war, ald die früher unbemeffenen Kriegspienfte leiften, denn nad) einem halben Jahr: 
Hundert zeigte er nit mehr Luft wieder ven alten Stand zu ergreifen. Maria Thereſia hatte im 
Jahre 1761 aus dem ſüdlichen und norböftlihen walahifhen Grenzbewohnern zwei Grenz— 
tegimenter errichten laffen; im Jahre 1764 follten auch diejenigen Theile ver Szekler, welche die 
Grenze gegen Oſten bewohnen, in Örenzregimenter organifirt werden. Die Gonfeription ging 
im Anfang gut von flatten, aber in den entfernten Theilen fand fie Widerſpruch. Am 5. und 
6. Jan. 1764 rotteten ſich die Szeflerbauern in Madefalva zufammen, und anı 7. Jan. kam ed 
zum Blutvergießen zwiſchen ihnen und dem die Gonfrription befhügenden Militär. Mädefalva 
ging in Flammen auf, 186 Szefler blieben todt da, 34 wurben verwundet und 400 gefangen. 
Diefe mädefalvaer Niederlage, die lateinifh „siculicidium” heißt, ift ein vielbefungener Gegen: 
ftand in der Volkspoeſie der Szefler. 

Damald wurden aus den Grenzbewohnern zwei Regimenter Infanterie und ein Regiment 
Huſaren gebildet; und died Orenzmilitärinftitut beftand bis 1849. In den Jahren 1848—49 
hatten jih wieder die Szekler fehr eifrig der ungarifhen Erhebung angeſchloſſen; nad) 
Beendigung des blutigen Kriegs in Siebenbürgen wurde dann dad Grenzmilitär der Szefler 
aufgehoben. 

Das ‚Land der Szekler“ war in Stühle (szek, sedes) eingetheilt, deren Zahl in frühern 
Zeiten größer war, fpäter wurben mehrere vereinigt. Sie heißen nun: aranvofdher Stuhl, 
marofcher Stuhl, udvarhelyer Stuhl, eſiker (lied tſchik) Stuhl, häromſzeker Stuhl. Die Zahl 
der Szefler beträgt über 470000, und fie bilden im Oſten Siebenbürgens eine compacte Maffe. 
Sie find fleißig, denn fie bewohnen größtentheild ein gebirgiged Land. 

3) Die dritte „Nation“ Siebenbürgend waren die Sachſen, over die Deutſchen vafelbit. 
Seit vem Großherzog Geyia, dem Bater des Heiligen Stephan, fiedelten Deutiche nad Ungarn 
über; in größerer Menge 309 fie aber König Geyſa II. um dad Jahr 1141, durch Verleihung 
großer Privilegien herein, um die dur die Einfälle ver Petfchenegen und Kumanen ver- 
wüfteten Gegenven zu bevölfern, Einzelne Golonien ließen fih 1146 zu Mediaſch, 1150 zu 
Mühlenbach, 1160 zu Hermannftadt, 1178 zu Klaufenburg, 1180 zu Biftrig, 1200 zu Broos, 
1203 zu Kronftadt nieder; andere Anfievelungen geihahen nad vem Mongoleneinfall, 5. B. 
auf dem bifhöflichen Gut zu Enyed u. ſ. w.7) König Andreas II. beftätigte 1224 ihre frühern 
Privilegien, und erweiterte fie, infolge veffen die Sachſen ein politifhes Ganze bilden, dad nur 
der Gerichtsbarkeit des Königs und ihred Grafen unterfteht, ven der König beftellt, und welcher 
deshalb Königsrichter Heißt ; fie wählen frei ihre Geiftlihen, denen der Zehnt gebührt ; die Sach— 
fen genießen zolffreien Handel durch ganz Ungarn, abgabenfreie Wochen- und Jahrmärkte, dreis 
mal bed Jahres unentgeltlihen Bezug des Kleinſalzes; fie erhalten ein befonderes Siegel; dafür 
entrichten fie jährlid eine Abgabe von 500 Mark Silber, ftellen 500 Mann bei einem Kriege 
im Lande, außerhalb Landes aber, wenn der König perfönlic dad Heer anführt, 100 Dann, 
fonft nur 50; wenn der König in ihrem Gau erfcheint, müffen fie ihn dreimal, feinen Woj— 
woben aber zweimal bewirtben (cum ad expeditionem ad ipsos nos venire conligerit, tres 
descensus tantum solvere ad nostros usus teneantur. Si vero Vayvoda ad Regalem utili- 
tatem ad ipsos vel per lerram ipsorum transmitletur, duos descensus, unum in introitu, 
et allerum in exitu, solvere non recusent). Derfelbe Andreas I. hatte im Jahre 1211 dad 
Burzenland oder dad Gebiet um Kronftadt den Deutfhen Rittern zum Lehn gegeben, die dort 


7) Ezörnig, Ethnographie der Öfterreichifchen Monarchie, I, 227. Auch Benfö, Transfilvania, 
437. 
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Burgen errichteten (don fieben ihrer Burgen ftammt der deutſche Name Siebenbürgend). Da 
die Ritter aber Luft zeigten, das Anſehen des Königs bintanzufegen, fo wurden fie von ihm 
vertrieben und das Burzenfand zu dem Gebiet der Sachſen gefhlagen. Die Stadt Klaufenburg 
wurbe vom König Stephan V. (1270—72) gegründet. Überhaupt verdanken alle Städte 
Siebenbürgens, mit Ausnahme der Szeflerftädte, ıhren Urjprung deutſchen Coloniften. Nach 
dem Jahre 1318 erfcheint der Name der ſächſiſchen Stühle (sedes) an der Stelle der frühern 
Gomitate. In den Diplomen heißen die Deutſchen „hospites Teutonici oder „bospites 
Saxones”; der Name „Sachſen“ ift der allgemein herrſchende. So entftand die dritte „Nation“ 
Siebenbürgens. Ihr Land beträgt jebt 155 Duabratmeilen und ift in folgende Stühle ein- 
getheilt: hermannftädter, broofer, mühlenbacher, reusmarkter, mediaſcher, ſchäsburger, groß- 
ſchenker, leſchkircher, repſer, kronſtädter und biftriger. Die Zahl der Sachſen beträgt etwa 
160000 Seelen. 

Diefe drei Nationen verband zuerft dad Auflehnen der ungarifchen und malahifchen Bauern 
im Jahre 1437; fo entſtand die Union, die vielmal, und zulegt am 30. März 1542 zu Thorba 
erneuert wurde. Die wefentlichften Punkte diefer Nationalverbindung waren: 1) Bon feiten 
der ungarifchen Edelleute follen jieben, ebenfo viele von feiten der Szefler und Sachſen, zur 
Berathſchlagung der gemeinfhaftlihen Angelegenheiten mit dem Föniglihen Statthalter ge: 
wählt werben. 2) Kein Private was immer für einer Nation darf ohne befondere Bewilligung 
des Statthalterd einen Abgeorbneten an ein fremdes Reich jhiden. 3) Alle drei Nationen 
unterftügen fich nach alter Befugniß und Reichsgewohnheit durch Nath und That zur Aufrecht- 
haltung des Friedens. 4) Bei einem feindlihen Angriff von außen oder von feiten eines 
innern Feindes waren fie bei Tobeöftrafe verpflichtet, gemeinfhaftlih mit ihrem ganzen Kriegs⸗ 
aufwand nad Anordnung des Statthalterd zu wirken. 8) 

Die Reformation brachte neue Beftimmungen auf. Die Sachſen waren die erften, welche 
den Lehren Luther's Gehör gaben; ihnen folgten die Ungarn und ein Theil der Szekler nad). 
Doc bald neigten fidh die IIngarn und Szekler dem Lehrbegriff Calvin's zu; dur Blanbrata, 
einen Arzt aus Italien, ver in Genf die focinianifche Lehre ergriffen, von daher nad) Polen und 
endlich nad Siebenbürgen gekommen war, wurde aud) der Sorinianidmus feit 1566 verbreitet. 
Schon hatte der Kandtag zu Thorda im Jahre 1557 und 1563 die vollfte Religionsfreibeit 
geſetzlich ausgeſprochen; es entftanden demnach außer der Fatholifchen Kirche drei neue, bie 
evangelifch-lutherifche, zu welder fih die Sachſen befannten, die evangelifchsreformirte (oder 
belvetifhe Confeſſion), weldhe unter den Ungarn und Szeflern ihre Bekenner hatte, und bie 
unitarifche, zu der fi) ebenfalld Ungarn und Szefler bekannten. Bon nun an war der Inhalt 
der Union folgender: 1) Die vier gefeglih aufgenommenen Religionen (receptae religiones, 
nämlich roömiſch-katholiſche, lutheriſche, veformirte und unitarifhe) genießen im ganzen Lande 
vollftändige Freiheit. 2) Wenn eine der brei Nationen in ihren gefeglihen Freiheiten und 
Privilegien geftört wird, fo müffen die andern zwei fogleich auf dem Landtage für jie eintreten, 
und fie auf jede Weife befhügen. 3) Ebenfo wenn ein Private an feiner Habe oder feinen 
Rechten von dem Fürften verlegt würde, und er ven Schuß feines Comitats anriefe, jo muß 
das Komitat alfogleih die andern Eomitate und die Szefler: und Sahfenftühle auffordern, 
damit fie vor dem Fürften für dad Recht einftehen. Daffelbe findet in Betreff der Szefler und 
Sachſen ftatt, um fo mehr, wenn der beſchädigte oder beleidigte Theil eine Stadtgemeinde wäre. 
4) Die Beſchlüſſe der Landtage müffen allen ohne Unterſchied heilig fein. 9) 

C.Nod müßten wir die Armenier, Ifraeliten, Zigeuner und Slawen erwähnen; da biefe 
aber fein ftaatlihes Moment ausmachen, jo können fie übergangen werben. Nur über bie 
Armenier flehe hier eine kurze Nachricht. Nach dem Tode Leo's IM., Königs von Armenien, 
entftand unter feinen Söhnen Osein und Hagag Zwift, und der legtere vief die Türken und 
Perſer um Hülfe an. Diefe theilten aber unter ji das Land und zerftörten die Stadt Ani, 
über welche jie fi nicht vereinigen Eonnten. Die übergebliebenen Einwohner der Stadt 
flüchteten theild nach Perſien, theils in die Krim, in die Moldau und nad Polen. Als 1668 die 
Türken gegen den moldauer Fürften ind Feld zogen, flüchteten die Armenier nah Sieben- 
bürgen, wo Fürft Michael Apafi 1671 fie ald Gäſte aufnahm, und ihnen einige Orte anwieß. 
Nach dem Tode der Apafi Fauften fie Ebesfalva vom fiebenbürgifhen Kanzler Gabriel Bethlen, 
und nannten e8 Eliſabethſtadt 1721; Szamod:ujvdr wurbe von ihnen 1738 befegt. Beide 





8) Ezörnig, II, 235. 
9) Approbatae constitutiones Transsilv., Thl. IIT, Tit. 1. 
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Orte wurben in die Reihe der privilegirten Städte aufgenommen. Bon baber ftammen aud 
die ungarijchen Armenier, Die zum Theil veihe Grundbejiger iind. 

Im Jahre 1684 wurden jie durch Oxendius Verzireöfi, der 14 Jahre in Nom gelebt hatte, 
zum Anſchluß an die römiſch-katholiſche Kirche bewogen; fie behielten ſich aber das Recht vor, 
die Meſſe in der armeniſchen Sprache feiern zu dürfen. 

Die Armenier waren im 18. Jahrhundert die größten Kaufleute Siebenbürgend und 
Ungarns; nun find fie ed nicht mehr. Sie haben ji bereits magyarifirt; in ihrem Unter: 
gymnaſium zu Glifabethftadt ift die Lehrſprache ungariſch; fie lernen aber aud) die armeniſche 
Sprade, zu deren Unterricht ein Meditarift aus Venedig angeftellt ift. 

II. Staats: und Berfafjungsgeihichte. Die Geſchichte Siebenbürgens beginnt für 
und mit bev Eroberung des Landes durd die Magyaren. Sie zerfällt in vier Perioden, 
welche lich fcharf voneinander unterſcheiden. Die erfte Periode läuft unter der unmittelbaren 
Regierung der ungariihen Könige ab, von 1002— 1540. In dieſer bildet ji die Union oder 
das Verhältniß der drei Nationen zueinander. Die zweite Periode umfaßt die Zeit der ein: 
heimischen Fürſten Siebenbürgend von 1540— 1690. Die dritte Periode umfaßt den Zeit- 
abihnitt von 1690 bid zur Auföfung der Union im Jahre 1848. Diefe beiden Perioden 
find die Gejhichte der Union ver drei fiebenbürgiichen Nationen. Endlich die vierte Periode 
beginnt mit der Auflöjung der jiebenbürgifchen Union und bereitet eine ganz neue gefhicht- 
lihe Entwidelung vor. 

Die Eroberung ded Landes durch die Magyaren fällt in die Zeit Arpad’s, des erflen Groß- 
herzogs der Magyaren (884— 906 n. Ehr.). Die Sage nennt Tuhutum ald Heerführer, 
der das Land „jenfeit des Waldes“ eroberte. Das erfte Jahrhundert hindurch Scheint e8 unter 
unabhängigen Führern geftanden zu haben; denn die Stammverfaffung der Magyaren ließ 
einen ſolchen Zuftand leicht auffommen. Der legte Häuptling Oyula war der mütterlihe Oheim 
Stephan’d des Heiligen, aber ein großer Gegner des Chriſtenthums. Stephan führte ihn und 
jeine Söhne gefangen nah Ungarn und unterwarf Siebenbürgen feiner unmittelbaren 
Regierung, nahden er aud den Widerſtand der Szekler gebrochen hatte, wie die bezweifelte 
Szekler-Chronik es befagt. Ergründete das ſiebenbürger Bisthum, theilte dad Land in Comitate 
oder ordnete die fhon beftandenen Gaue und fegte einen Wojwoden ein. Siebenbürgen war 
ben häufigen Einfällen ver Petfchenegen und Kumanen ausgeſetzt; Stephan flug alle Feinde 
zurück. Diefe Einfälle haben es gewiß bewirkt, daß die Szekler ald Grenzhüter des Oſtens ihre 
eigene Berfafjung entwidelten, und daß die nachfolgenden Könige immer mehr Deutſche ins 
Land zogen, namentlich Geyja I. (1141—61), wie wir bereit gejeben haben. Die Flut der 
Mongolen im Jahre 1241—42 überſchwemmte auch Siebenbürgen. Bela IV. fandte nad dem 
Abzug der Feinde den Wojwoden Laurentius nad Siebenbürgen, damit er dad Volk wieder 
jammle (ut populos nostros recolligeret). 

Nach dem Auöfterben des Arpad’ihen Stammes nahmen die Sachſen Siebenbürgens für 
den Baier Otto Partei, allein der Wojwode Lapiflaus nahm ihn gefangen und entließ ihn 
der Haft 1308 nur unter der Bedingung, daß er Ungarn verlaffe. Karl Robert und Ludwig 1. 
aus dem Haufe Anjou brachten mande neue Begriffe aus dem Auslande nad Ungarn und 
Siebenbürgen; unter dem legtern wurde die Abgabe des neunten Theild der Brüchte dem Bauer 
auferlegt. Bis dahin hatte er bloß ven Zehnt an ven Bifchof zu zahlen und beftimmte Zahlungen 
und Dienfte dem Grundherrn zu leiften, Nun mußte nah dem Geſetz Ludwig's 1. vom 
Jahre 1351 auch der neunte Theil aller Früchte und Weine dem betreffenden Grundherrn ab: 
getragen werben, und zwar in allen Dörfern und freien Ortfhaften (in quibusdam villis 
liberis), mit alleiniger Ausnahme der mit Mauern umgebenen Städte. Und follte einer ver 
Grundherren ven Neunten nit abnehmen, fo wird ihn der König für ſich einſammeln laffen. 
„Etsi quiexactione praedicta secus fecerint, Nos in talium rebellium et praesentem nostram 
institutionem alterantium possessionibus pro usu nostro ipsam nonam partem ipsorum 
frugum et vini exigi faciemus, sine diminutione et relaxatione aliqua. Ut per hoc honor 
noster augeatur et ipsi Regnicolae nostri (Edelleute) Nobis fidelius possent famulari.’ 10) 
Das ift die böfe Saat, deren Früchte in Siebenbürgen zwar einerfeitd die Union ber drei 
Nationen, andererfeitd aber auch die Unterdrückung des Bauernftanded waren. Unter Sig- 
mund’s langer Regierung (1387— 1437) haben ſich die Verhältniffe des Bauern gegen bie 
Grundherren und die privilegirten Städte, welche auch Grundherren wurden, nur verſchlimmert. 


10) Corpus juris Hungarici. 


360 Siebenbürgen 


So brach denn in Siebenbürgen ein großer Aufftand der ungarifhen und walachiſchen Bauern 
gegen den Bifchof, den Adel und gegen die bevorzugten Städte aus. Die Bauern waren gut 
organifirt und fiegten; die andere Partei mußte am 6. Juli 1437 folgende Bedingungen zu= 
geftehen: daß der Biſchof für den Zehnt ftetö die laufende Münze annehme; daß die Grund— 
herren den Neunten nicht verlangen; daß die Freizügigkeit der Bauern nicht gehindert werbe; 
daß der Bauer über fein Vermögen verfügen fönne und der Grundherr blos ein dreijähriges 
Rind beanfpruchen dürfe, jo oft der erbliche Befiger wechſelt. Diejed alles gelte aber nur jo: 
lange, bis die Privilegien des heiligen Stephan aufgefunden werden, welde allen Einwohnern 
des Landes ertheilt wurden; denn die Bauern wünſchen nad den Verorbnungen des heiligen 
Stephan behandelt zu werden. Obwol diefer Vertrag, nad) der Sitte jener Zeit, von einem 
„locus credibilis”, dem Gonvent zu Kolodmonoftör, beglaubigt wurde, fo brach ihn doch die 
adeliche und ftäntifche Partei, die fih 1438 durch die Union der ungarifhen Edelleute, dann 
der Szefler und ver Sachſen befeftigt hatte 11); der Bürgerkrieg begann auf neue, und bie 
Bauern wurden beflegt, was die Aufhebung der Freizügigfeit und des Rechts frei über das 
bäuerlihe Vermögen zu verfügen, zur Bolge haben mußte. Die Union der drei Nationen, welche 
anfangs privatredtliher Natur war, nahm bald immer mehr einen politifchen Gharafter an. 

Unterbeffen vergrößerten fich die Eroberungen der Türfen in Europa, und fhon Sigmund 
mußte mit ihnen Fampfen. Wladiflaus verlor fein Leben in der Schladht bei Barna 1444, und 
Siebenbürgen wäre mit Ungarn vielleicht ſchon jegt erlegen, wenn ihnen das gute Glüd in 
Johann Hunyad, dem Wojwoden Siebenbürgen, nicht den geeigneten Retter geſchenkt hätte. 
Er ſchlug den erften großen Einfall der Türfen 1440 zurüd und befhügte ald Gubernator das 
ganze ungarifche Reich. Sein no berühmterer Sohn, Matthias, am 14. Febr. 1443 in 
Klaufenburg geboren, wurde 1458 König von Ungarn. Seine Mafregeln waren im all- 
gemeinen den Bedrüdten günftig, daher er beim Volk Matthias der Gerechte hieß; dennoch 
hatte auch er einen Aufruhr der Bauern in Siebenbürgen zu befämpfen, 1466. Unter feis 
ner Regierung zeichnete fih Stephan Bäthori als Wojwode von Siebenbürgen aus, indem 
er 1479 mit Hülfe ded Paul Kinifi einen großen Sieg über die Türfen erfodht, die 
Siebenbürgen plündern wollten. Nah Matthias erhielt 1490 Wladiflaus I. die ungarifche 
Krone, die gerade damals ein ftarfed Haupt gebraucht hätte. Siebenbürgend Wojwode war 
Johann Zapolya (von 1510—26), der ih vorzüglich durd die Unterbrüdung des großen 
Bauernaufftandes in Ungarn 1514, fowie durch die Befiegung der Szefler 1519 allgemein 
befannt und dem ungarifhen Adel beliebt gemacht hatte. Schon foll ihn fein Vater Stephan 
Zapolva, PBalatin von Ungarn unter Matthias, zum König beftimmt haben. Ald nun im 
Jahre 1526 Ludwig I. fein Leben in der Schlacht gegen die Türken bei Mohäcd verloren hatte, 
fiel der größte Theil ded Landes Zapolva zn, und dieſer ließ ih 1527 in Stuhlweißenburg 
frönen. Aber der Palatin Stephan Bäthori von Eefed und die Witwe ded Könige brachten 
Ferdinand von Oſterreich nad) Ungarn, der aud) in demfelben Jahre gekrönt wurde. Johann 
Zapolya zeigte durchaus nicht die Energie, die man von ihm erwartet hatte; doch auch Ferdinand 
fonnte feinen Gegner, der fih dem Schuß ded Sultans empfohlen, nicht befiegen. So hatte 
Ungarn zwei Könige. Endlih fam ein Vergleih zu Stande, kraft deffen Ferdinand nad 
Johann's Tode ganz Ungarn und Siebenbürgen erhalten jollte. Johann ftarb 1540; allein 
feine Witwe und die Bormünder feines Sohnes dachten nicht an die Erfüllung des Vergleichs, 
und Berbinand vermochte nichts gegen Soliman, der Dfen befegte und die Königswitwe fammt 
ihrem Sohne Johann Sigmund nad Siebenbürgen fchidte. 


11) Das angeführte Gefeg von 1351 und feine nothwendigen Folgen fowie der merfwürbige Vers 
trag von 1437, wurde von den Gefchichtfchreibern zu wenig gewürdigt und wird in unfern Tagen 
falich verftanden. Wir fennen nicht die Verordnungen des heiligen Stephan, auf weldye ſich die ungas 
rifchen und walachifchen Bauern beriefen; aber die Bunfte, welche fie ihren Gegnern auforingen, laſſen 
fie ung errathen. Freizügigfeit der Bauern und das Recht, über ihr Vermögen zu verfügen, müſſen die 
Hauptbeflimmungen jener Verordnungen gewefen fein; daß der Neunte nicht dem Grundherrn gehört 
hatte, bezeugt eben das Gefep von 1351. In unfern Tagen wollen einige in der Erhebung von 1437 
die erfte Grötehation der walachiſchen Nation gegen ihre magyarifchen Unterdrücker erfennen. Diefe 
Auffafung ift unrichtig. Es erhoben ſich damals die Unterthanen (magyarifche und walachiſche) gegen 
den Biſchof und die Grundherren (magyarifche Evelleute und fächfifche Städte). „Nicht allein die wies 
derholten Türfeneinfälle, ſondern zunächſt der Aufitand der ungarifchen und walachiſchen Bauern gegen 
den Adel und die Sachſen hatten 1437 zu einer gegenfeitigen Vereinigung ber Ungarn, Szefler und 
Sachſen bei gemeinfchaftlicher Gefahr... geführt.‘ Ethnographie der öfterreichifchen Monarchie, II, 234. 
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Hiermit beginnt die zweite Periode ver Geſchichte Siebenbürgens. Es bat nun eigene 
Fürften, die aber mehr oder weniger Bafallen des Sultans find, und von ihm beftätigt werden. 
Während der Minderjährigkeit des Johann Sigmund regierte Martinuzzi, Bifhof von Groß— 
warbein, ber im Jahre 1551 Siebenbürgen an Ferdinand übergab. Johann Sigmund wurde 
‚ aber doch wieder Kürft und regierte bis 1571. Unterbeffen hatten die neuen Kirchen in Sieben: 

bürgen ſich gebildet, und es wurbe Stantögefeg, daß niemand ein öffentliches Amt bekleiden 
dürfe, der nit zu einer der drei Nationen gehört und ſich zu einer der vier recipirten 
(katholifhen, reformirten, lutherifhen und unitarifchen) Religionen befennt. 

Nah Johann Sigmund ward Stephan Bäthori von Somlyo Fürft (ein anderer Zweig 
bed Geſchlechts Bäthori führte den Zunamen „von Ecfed‘‘), und al diefer im Jahre 1576 die 
Krone von Polen erhielt, gelangte fein Bruder, Chriſtoph Bäthori, zur Fürftenwürbe. Die 
Bäthori waren eifrige Katholifen; Ehriftoph berief bie Jefuiten nad Siebenbürgen und lieh 
feinen Sohn Sigmund durch fie erziehen. Als Chriſtoph 1582 ftarb, war fein Sohn noch 
minorenn und Gegi führte gefchict die Negierung bis 1588. Sigmund fprad ein ſchönes 
Zatein, war aber graufam und wanfelmüthig ; nur Stephan Bocskai, fein mütterliher Obeim, 
erhielt ihn eine Weile auf dem Fürftenftuhl, ven er bald Rudolf, dem König von Ungarn und 
deutihem Kaifer, bald dem Garbinal Andreas Bäthori, feinem väterlihen Oheim, abtrat. 
Dadurch verurfachte er blutige Wirren. Bafta, Feloherr Rudolf's, und Michael, Wojwode der 
Walachei, miſchten ſich ein, bis erfterer auch den legtern beflegte, und im Namen Rubolf’s 
graufam wirthſchaftete. 

Rudolf hatte die Gegenreformation in Ungarn und Siebenbürgen beſchloſſen; Bafta follte 
den Plan ausführen. Da ergriff Stephan Bocskai, der früher Faiferlidh gefinnt war, bie 
Waffen, Siebenbürgen und Oberungarn fhloffen fich ihm an, und Rudolf war gezivungen 
durch den Erzherzog Matthias ven Wiener Frieden zu fliegen, 1606, der den Proteftanten 
Ungarns freie Religionsübung fiherte. Bocskai war ber erfle proteftantifche Fürft Sieben: 
bürgend. Rach feinem plöglich erfolgten Tode gelangte Sigmund Räköczy zur Fürftenwürbe 
1607 und 1608, trat fie aber an Gabriel Bäthori von Somlyo ab, der ein gewandter, aber 
wollüftiger und übermüthiger Mann war und alle Gemüther ſich entfremdete. Gabriel Bethlen 
ftürzte ihn mit Hülfe der Türken und befleivete die Fürſtenwürde von 1613—29 mit vielem 
Ruhm. Die Religionsbefchwerben hatten in Deutſchland den Dreißigjährigen Krieg entzündet, 
und Ferdinand II. wollte mit Peter Pazmäny, dem berühmten Kardinal und Primas von 
Ungarn, die Faiholifche Kirche au in Ungarn zur alleinherrfchenden maden. Bethlen fand 
fomit Urfache und Gelegenheit dreimal mit Heeresmacht gegen Ferbinand zu ziehen; durch den 
Nikolöburger Frieden von 1622 wurde ver Wiener Friebe beftätigt und wieder einige Gomitate 
Ungarns Bethlen abgetreten. Der Fürft begründete auch eine hohe Schule in Weißenburg, 
an welche er durch anfehnliche Gehalte veutfche Gelehrte zog, z. B. Martin Opig, den ſchleſiſchen 
Dichter, dann Ahlftevius, Piftorius, Biefterfeld u.a. Gr ſchickte auf feine Unkoſten junge 
Leute auf ausländifche Univerfitäten und beförberte alles geiftige Beftreben. Leider ftarb er zu 
früh. Nach einigem Wechſel Fam Georg Raͤköczy I. auf den Fürftenftuhl 1631—48, der im 
Bünbniß mit den Schweden Ferdinand III. den Linzer Frieden abzwang 1645 und aufs neue 
die Religiondfreiheit ſicherte. Ex ordnete ven Zuftand der reformirten Kirche in Siebenbürgen 
und den abgelöften Theilen Ungarnd, und baute mit Glüf auf dem von Bethlen gelegten 
Grund. Schade daß fein ehrgeiziger Sohn Georg Räköczy II. alles verdarb. Diefer (1649— 60) 
zog im Jahre 1657 mit dem fehönften und größten Heere, dad je Siebenbürgen audgerüftet, 
nad Polen, um fi) die polnifhe Krone zu erwerben. Allein dort wurde er von den plöglich 
die Rolle wechfelnden Tataren umringt und geſchlagen, der Reft feiner Armee fanımt dem An⸗ 
führer Johann Kemeny in die Gefangenschaft geführt. Raͤköczy fam ohne Heer in feine Heimat 
zurüd, um fi vor der Hohen Pforte zu verantworten, die eine Armee nah Siebenbürgen 
ſchickte, den Fürſten wegen feines Ungehorſams zu beftrafen. Unſagliches Elend fam über das 
Land. Die Fürftenwürbe wankte zwiſchen Rhedei, Barcfai nnd Kemeny, der aus ber tata= 
riſchen Gefangenſchaft zurückgekehrt war, bis der türkiſche Paſcha Michael Apafil. (1661—90) 
zum Fürſten ereirte. 

Die Periode des Verfalls der türkiſchen Großmacht trat ein; die Siebenbürger fanden es 
gerathen, ſich von der Oberhoheit des Sultans zu befreien und dem Schutz des Königs von 
Ungarn, der zugleich deutſcher Kaiſer war, zu übergeben. Nachdem die ſiebenbürgiſchen Stände 
dem Sohne Michael Apafi II. 1681 die Nachfolge geſichert hatten, ſchloſſen fie 1686 ein Bünd⸗ 
niß mit dem König und Kaifer Leopold, in welchem diefer den Fürſtenſtuhl den beiden Apafi 
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und ihren Erben garantirte, zugleich aber auch die Religionen und Kreiheiten des Landes als 
unantaflbar erklärte. Genauer wurden die Forderungen der Stände in ihrer Inſtanz von 
1688 und der darauf erfolgten Antwort Leopold's beftimmt. Michael I, ftarb 1690; fein Sohn 
war noch minorenn; die Einfälle Tököli's gaben dem Hofe Leopold's Gelegenheit die Regierung 
zu übernehmen und den jungen Apafi nad Wien zu nehmen, wo er 1714 ſtarb. Und ſomit 
ſchließt die zweite Periode. 

Bliden wir auf biefe Beriode (1540—1690) zurüf, jo findet dad Auge wol wenig 
Erfreuliches. Aber für die Gefhichte Siebenbürgend und Ungarns ja vielleiht auch für die 
Geſchichte Mitteleuropas ift dieſe Periode von nicht geringer Wichtigkeit. Es ift gewiß, daß 
ohne dad Eingreifen der proteftantifhen Fürften von Siebenbürgen in die ungarifhen An— 
gelegenheiten der Proteftantismus in Ungarn ſich nicht Hätte erhalten können; es ift aber auch 
nit minder gewiß, daß Bethlen in Siebenbürgen die Thätigkeit Ferdinand's IL, im Dreipig- 
jährigen Kriege bedeutend hemimte. Und wäre wol Ferdinand IH. zum Dsnabrüder und 
Münfter Frieden jhon bewogen worben, wenn Georg Räköczy 1. ihn nicht geängftigt 
hätte? Aber über alle Zweifel erhoben ift der Einfluß der jiebenbürgifchen Fürſten auf vie 
Entwickelung der magyariſchen Nationalität. Unter ihnen war die ungariſche Sprade die des 
Hofes, der Gefeggebung und der Regierung; Unterricht und Wiffenfchaft fingen an zu blühen ; 
Stephan Bethlen, Johann Kemeny, Szalärdy, Cſerei u. a. fhrieben in ungariſcher Sprade 
Memoiren und die Geſchichte ihrer Zeit; Cſere von Apaͤcza gab 1654 eine Encyklopädie ver 
Wiſſenſchaften und eine Logif in ungarifher Sprade heraus u. f. w. Daß die theologiſchen 
Streitihriften, die vamald den größten Theil der Literatur ausmachten, in ungarischer Sprache 
erſchienen, verſteht jich faſt von felbit. 

An die Spige der dritten Periode müffen wir dad Leopoldiniſche Diplom ftellen, weldes, 
1691 in Wien ausgegeben, die Bedingungen enthält, unter welden König Leopold die Re— 
gierung Siebenbürgens übernimmt, und welches von nun anein Hauptgefeg des Landes ift. Im 
Eingang des Diploms wird Siebenbürgen ald ein Theil des ungarifchen Reichs beaniprucht 
(eharissimam hanc Transsilvaniae Regionem jam a seculis inclyto Nostro Hungariae reguo 
assertam); 1) wird die Freiheit ver Religionen garantirt, ungeachtet alled Einſpruchs, nur 
dürfen auch die Katholiken auf eigene Koften ſich Kirchen errichten („in causa receptarum 
ibidem religionum . . . nihil alterabitur u. j. w.“); 2) werben alle föniglihen und fürft- 
lichen Donationes beftätigt; 3) werden alle Gefege Siebenbürgend und dad „jus municipale 
Nationis Saxonicae” gutgeheißen, die itreitigen Bunfte aber in Betreff ver Religionen und 
der alten ſächſiſchen Privilegien, dem Gutachten der jiebenbürgifchen Räthe und der königlichen 
Entſcheidung vorbehalten; 4) die alte Sitte der Regierung (in guberniis Consilii intimi), 
der Abftimmung auf den Landtagen, der Rechtſprechung u. j. w. wird beibehalten; 5) alle 
Amter werben nur Einheimifhen, und zwar Ungarn, Szeklern und Sachſen anvertraut, doch 
werben auch Ausländer dad Indigenat auf dem Landtage erhalten können; 6) dem Fiscus 
zugefallene Güter werben ebenfalls nur Ungarn, Szeklern und Sachen verliehen; 7) zu der 
oberften Reitung ber Negierung, welde früher der Wojwode innehatte, wird nur ein 
jiebenbürgifcher Edelmann oder Magnat ernannt werben als Gubernator; daffelbe gilt auch 
vom General der jiebenbürgijchen Miliz, dem erften Kanzler, den Geheimen Räthen, Ober: 
geipanen, Szeflerfapitänen u. |. w.; 8) für die Stelle ded Gubernators, Generald, Kanzlers, 
ver Geheimen Räthe und ver Protonotarien werden aus den drei Nationen Gandidaten vor- 
geihlagen, aus denen allerhöhften Ortes die Ernennung gefhehen wird; 9) die Zahl der 
Geheimen Räthe wird auf zwölf gejegt, und diefe follen je drei Mitglieder aus allen vier 
Religionen fein; vafjelbe findet bei ver oberften Gerichtätafel ftatt; 10) der Landtag wird 
jährlich abgehalten; 11) beſtimmt die Gehalte; 12) Siebenbürgen zahlt im Frieden 50000 
Imperialgulden (quinquaginta mille Imperialium tributo), in Kriegäzeiten 400000 rhei— 
nifhe Gulden Tribut; ... 14) die Sgefler, mit Ausſchluß der jzefler Bauern , jind frei von 
allem Tribut, find aber wie früher zur Heeresfolge verpflitet... 18) die Sachſen werden 
von allen unentgeltlichen Ginquartierungen, Borfpännen und Bewirthungen befreit. 

Die legten Jahre der Regierung Leopold's waren durch den großen Aufftand Ungarnd und 
Siebenbürgens unter Franz Räköczy, dem Enkel Räköczy's II., beunruhigt. Leopold ſtarb 
1705 »er Bürgerkrieg twurbe am 29. April 1711 mit dem Szathmarer Brieden beenbigt, den 
aber Joſeph I, nicht erlebte. Unter Karl III., ald deutſcher Kaijer VI., wurde die Pragmatifche 
Sanction von den fiebenbürgifchen Ständen 1722 angenommen, und durch fie die Erbfolge 
aud auf die weiblichen Linien verpflangt. Unter Maria Therejia wurden die fiebenbürgifchen 
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Grenzregimenter errichtet, und zwar 1761 zwei walachiſche, 1764 drei fzefler Regimenter, 
was bereitd erwähnt worben. Die Kürftin ſchmeichelte aber auch ver Eitelkeit der Einwohner, 
indem fie zur Belohnung des gegen fie beiwiefenen Eifers in dem Erbfolge: und dem Sieben: 
jährigen Kriege im Jahre 1762 einige Erbämter, ald Hofmarſchall u. ſ. w., errichtete und 
1765 das Land zum Großfürſtenthum erhob. 

Joſeph's II. Reformen betrafen auch Siebenbürgen, deſſen Hoffanzlei er mit ber ungarifchen 
vereinigt Hatte. Nah dem Aufftand der Walachen 1784 (ſ. Ethnographie, Rumänen) ftellte 
er die Freizügigkeit und die perſönliche Freiheit ver Bauern her; zugleich hob er auch die Ver— 
ſchiedenheit der politifchen Adpminiftration auf, was die Grundrechte der „drei Nationen‘, vor: 
züglid der Sachſen und Szefler, beeinträchtigte. Als demnach im März 1790 in den Ver- 
fammlungen der Stühle und der Gomitate die Referipte Joſeph's IL. vom 28. Ian. vefjelben 
Jahres publicirt wurden, welche alles in den Stand von 1780 zurüdverfegten (mit Ausnahme 
des Toleranzedicts und der perfönlichen Freiheit ver Bauern), fo herrſchte allgemeine Freude. 
Die Gomitate ded Landes der Ungarn, die Stühle der Szefler und Sachſen wurben wieder: 
hergeftellt; die Sachſen erhielten am 29. März ihr Archiv zurück, und ihr Comes wurbe im 
September eingefegt. Der längfterfehnte Landtag wurde von Leopold II. auf den 12. Der. 
1790 zufammenberufen und ihm unter anderm auch diefe Propofitionen vorgelegt, daß ein 
neues Geſetzbuch gefchaffen werde; daf die Leibeigenheit ver Bauern gejeglih aufgehoben, 
ein neuer Steuerſchlüſſel verfertigt, und die Fähigkeit zu Staatsämtern auch Nichtadelichen 
zugefprohen werbe. Der Landtag wurde am 9. Aug. 1791 geichloffen und feine Beſchlüſſe ver 
allerhoͤchſten Beftätigung unterbreitet. 

Die Adminiftration Siebenbürgend war in den Händen ber fiebenbürgifchen Hoffanzlei in 
Wien (die nad Joſeph's Widerruf von der ungarifchen abgefondert wurde) und ded Landes⸗ 
guberniums. Der Hoffanzler und der Gubernator wurden vom Großfürſten aus den 12 Ganbi- 
daten ernannt, welche der verfammelte Landtag aus den vier recipirten Gonfelfionen durch 
Stimmenmehrheit wählend vorſchlug. Dem Hoffanzler waren ald Referenten ſechs Hofräthe 
beigegeben, die der Großfürft ernannte. Das Gubernium beftand außer dem Gubernator aus 
16 Räthen (consiliarii regii gubernales intimi). Kraft ihres Amts und ihrer Würden waren 
Gubernalräthe ver Fatholifche Biſchof, der Präſident der Landesſtände (statuum praeses), ber 
fönigliche Thefaurarius undder Graf der Sachſen. Außer dem Biſchof und dem ſächſiſchen Orafen 
wurden alle Gubernalräthe auf die Weife gewählt und ernannt wie der Hoffanzler und Gu- 
bernator. Unter viefen beiden Oberbehörben flanden die Particularbehörden ber ungarifchen 
Comitate und Diftricte, der Szeflerftühle, der ſächſiſchen Stühle und Diftricte, endlich die kö— 
niglichen Freiftädte und Taralorte. 

Das „Rand der Ungarn” war in 11 (mit Abzug ber partes annexae in 8) Gomitate und 3 
(oder mit Abzug der pars annexa in 2) Diftricte eingetheilt. An der Spige der Comitate land 
der vom Großfürften ernannte Obergefpan, die andern Gomitatdbeamten wurden durch bie 
Generalcongregation bed Adels gewählt. An der Spige der Diftricte landen die vom Groß— 
fürften ernannten Kapitäne. Das ‚Land der Szekler“ beftand aus fünf Stühlen, deren erfter 
Beamte, ber Oberfönigdrihter, ebenfo ernannt wurde wie die Obergefpane. Die Vice- 
fönigsrichter, Unterrichter und die andern Beamten wurben von der Generalverfanmlung des 
Stuhld gewählt. Das „Rand der Sachen‘ hatte eine gemeinſchaftliche Oberbehörbe, bie „Uni— 
verfität der ſächſiſchen Nation’ (Universitas Nationis Saxonicae), welde die Berwaltung in un⸗ 
mittelbarer Abhängigkeit von dem Landesfürften beforgte. Das Haupt diefer Behörde ift der 
Graf der fähfifchen Nation (Comes nationis Saxonicae), den der Landesfürft ernennt. Die 
Univerfität beftand aus 22 Mitgliedern, denn jeder fähfifhe Stuhl wählte Dazu zwei Mitglieder. 
Unter diefer allgemeinen Nationalbehörbe ftand die Verwaltung der einzelnen Stühle. Es gibt 
auch Föniglihe Städte; und zwar im Lande der Ungarn: Karlöburg (ehedem Weißenburg), 
Klaufenburg, Szamos-Ujvar und Eliſabethſtadt; im Lande der Szefler Maros-Vaſarhely; 
im Rande der Sachſen Hermannſtadt, Kronftadt u.f.m. Andere 16 Städte nannte man Taral- 
orte. Die königlichen Freiſtädte und Taralorte der Ungarn und Seller haben ihre eigene Ver⸗ 
waltung und find unabhängig von den Gomitaten und Stühlen; hingegen die ſächſiſchen Stäbte 
bilden mit den betreffenden Stühlen ein unzertrennlidhes Ganze. Die Rechtspflege übten das 
Landeögubernium (in beftimmten Fällen), die fönigliche Gerichtötafel, die Gomitatd= und 
Stuhlgeriähte, endlich die ſächſiſchen Gerichte, deren oberſtes Gericht die ſächſiſche Nations— 
univerfität war. x 

Der fiebenbürgiiche Kandtag (der nad) dem Leopoldiniſchen Diplom jährlich einberufen wer- 
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den ſollte) beftand aus dem Landeögubernium und der föniglichen Gerichtötafel; dann aus den 
Obergefpanen der ungarifchen Gomitate, den Oberrichtern ver Szeflerftühle und den Ober— 
beamten der ſächſiſchen Stühle; aus den Regalijten, das heißt aus folden, die durch königliche 
Einberufung (literae Regales) zum Landtag erſchienen; endlich aus den Abgejandten der Co— 
mitate, der ſzekler und ſächſiſchen Stühle, dann der königlichen Freiftädte und der Taralorte. 

Diefe Verfaffung war dem innern Wefen der drei Nationen entwachſen, und hätten die 
Rumänen, die nur eine „geduldete“ Nation waren und deren Religion nicht zu den „recipirten“ 
gehörte, darin einen Plag gefunden, fo wäre fie nicht blo8 dem Bedürfniß der Privilegirten, 
fondern aud den allgemeinen Erforderniſſen entiprechend geweſen und hätte ſich leichter ent— 
wickeln fönnen. So aber war fie geeigneter zum Stillftand als zum Fortſchritt. 

Unter der Regierung Franz' L, der dem zu früh geftorbenen Leopold II. nachfolgte, waren 
lange feine Landtage; die oberften Beamten des Landes, welche durch Wahl ded Landtags er: 
naunt werben follten, waren bereitd größtentheild ſubſtituirt, alle Kragen, welche Die vor— 
ſchreitende Zeit aufgeworfen hatte, mußten unerledigt bleiben. So häuften fih Gravamina auf 
Gravamina. Und ald endlich Landtage gehalten wurden, jo war wieder die Schwerfälligfeit 
des Geſetzgebenden Körperd, der, wie man ſpöttiſch zu fagen pflegte, an fieben Todjünden 
(den drei Nationen und vier Religionen) krankte, nicht danach angethan, ſchnell und gut vor: 
zugeben; und was ihn endlich gelingen wollte, ſcheiterte noch) in Wien, wo man die fogenannte 
Demokratie perhorrefeirte. Nur fo ift ed erflärlih, daß man dem gewiß nicht genug politifch 
vorjihtigen Baron Nikolaus Weffelenyi im Jahre 1837 einen Hochverrathsproceß anhängen 
fonnte, weiler für die vollftändige Emancipation der Bauern agitirt hatte. Dennoch kamen 
die Randtage von 1834, 1837, 1841—43 und 1847 in dad Fahrwaſſer der Reformen 12), 
als plöglid 1848 die Februarrevolution in Paris und die Märzrevolution in Wien den eben 
tagenden ungarifchen Landtag in Preöburg zu den radicalften Reformen ermuthigte, unter denen. 
aud die Union Siebenbürgend mit Ungarn ausgefprocden wurde, im Ball der Landtag von 
Siebenbürgen einwilligen würbe. 

Hier war aber bei allen Freunden der Reformen dad Wort „Union“ ſchon längft das Lo— 
fungdwort, denn man glaubte mit der ungarijchen Gejeggebung vereint ſicherer fortjchreiten zu 
fünnen. Die Anführer der Sachſen jedoch fürdteten durch die Union ihre municipale Selbftän- 
digkeit oder vielmehr ihren großen Einfluß zu verlieren. Der jiebenbürgifche Landtag wurde am 
29. Mai 1848 durch den £öniglihen Commiffar Buchner, der Landescommandant war, er: 
Öffnet und die Union mit Ungarn einftimmig, aud von den fähfifhen Deputirten, angenom= 
men und ber Beſchluß König Ferdinand zur Beftätigung überſchickt. Diefe erfolgte am 11. Juni, 
und wurbe am 18. Juni auf dem fiebenbürger Landtag publicirt. Statt der alten Stänbe foll- 
ten fünftighin die Repräfentanten Siebenbürgend ohne Unterſchied der Nationen und ver Ne: 
ligionen, deren politifche Ungleichheit aufgehört hat, von den gefammten Einwohnern zum un= 
garifhen Landtag gewählt und die Regierung ded Landes, mit Beibehaltung aller Sonder: 
heiten, welde die Gleichberechtigung nicht beeinträchtigen, dem ungarifhen Minifterium un— 
terorbnet werden. Alle frühern Gejege, welche einen Unterſchied zwifhen den Nationen und 
Religionen begründeten, wurden aufgehoben; die Zahl der Nepräfentanten Siebenbürgens 
anf 73 feftgeftellt. Von nun an follten demnach die Walachen diefelben politifhen Rechte ge: 
niefen wie Ungarn, Szefler und Sadien, deren privilegirte Stellung hiermit aufgehört hat. 
Die Union der „drei Nationen‘ endigte dur die Erhebung aller Einwohner zur politifchen 
und religiöfen Gleichberechtigung. 

Es beginnt nun die vierte Periode der Gefchichte Siebenbürgens, wirb aber mit dem blu— 
tigften Bürgerfrieg eingeleitet. Die Änderungen, welche die neuen Gefege hervorbraditen, 
mußten wol bei der ungariſchen Ariftofratie Unbehaglichkeit verurfaden, denn die Aufhebung 
der bäuerlichen Laften war eine ver Hauptbeftimmungen; und doch fingen die Walachen an ſich 
zufammenzurotten, die doch das meifte gewonnen hatten. Das Verſtändniß diefes unbegreif: 
lien Räthſels fann nur durch die gleichzeitigen gefammten Begebenheiten Ungarns gegeben 
werden; bier genüge, zu erwähnen, daß die große Berfammlung ver Walachen in Siebenbürgen 
zu Blafendorf am 15. Mai, der jerbifhe Congreß zu Carlovicz an demjelben Tage ven Schild 
gegen ihre Mitbürger erhoben, und daß der Banus von Kroatien am folgenden Tage, d. i. am 
16. Mai, die Kroaten zu den Waffen gegen Ungarn oder vielmehr gegen die neuen Gefege 
rief. In Siebenbürgen nahm der ungarifhe und ſzekler Bauer die Befreiung von den bäuer- 





12) Der legte Landtag von 1846—47 hat auch ein Urbarialgefeß ausgearbeitet. 
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lichen Laften mit Sreudenthränen auf; der walachiſche Bauer fpottete ihrer, ihm wurde gefagt, 
der Kaifer hätte diefe Befreiung ſchon vor fieben Jahren ausgeſprochen, aber die magyarifchen 
Grundherren hätten fie bißjegt verheimlicht; ihm wurde eingerevet, er jei der alte Nömer, der 
die Welt beſiegt hatte, und daß er fih von nun auch Nömer nennen müffe (ſpäter begnügte man 
fi mit dem Namen Romanen oder Rumänen), und daß Siebenbürgen Daco- Romanien fei. 
Die blafendorfer Berfammlung hatte ein Sicherheitscomité errichtet, das in Hermannſtadt fei- 
nen Sig nahm, mit dem Landesmilitärcommando daſelbſt correfpondirte und mit dem ſächſi— 
ſchen Gomite in Berbindung ftand. „Keine Union mit Ungarn“ war das allgemeine Lofungs- 
wort der Führer; die Sachſen fügten hinzu: vollftändige Union mit ſterreich; die Romanen 
hingegen theilten das Land in Präfecturen und wären lieber Römer als Oſterreicher geworden. 
Nach dem neuen Geſetz ſollten überall zur Aufrechthaltung der Sicherheit Nationalgarden 
errichtet werben; das gab einen guten Vorwand zur Rüſtung. 

Das ungarische Minifteriun übernahm Siebenbürgen und fendete Baron Nikolaus Bay 
(den nachherigen Hoffanzler im Jahre 1861) ald bevollmädtigten Regierungscommiffar nad) 
Siebenbürgen. Hier hatte aber das fungirende Gubernium die Zügel fhon entichlüpfen laffen, 
umd das Militärcommando ſchien ſchon einer andern Weifung zu gehorhen. Dazu beging die 
Regierung die unverzeiliche Unflugheit, agrarifche Frevel, deren ſich die walachiſchen Bauern 
ſchuldig machten, mit ungarifhen Nationalgarden oder Szeflermilitär zu unterbrüden. Solche 
Bälle wurden dann von dem „Siebenbürger Boten” in Hermannftadt commentirt und von 
dem walachiſchen Gomite ausgebeutet. Unterdeſſen hatte dad Nepräfentantenhaus in Peſth 
einen Grebit von 42 Mill. und 200000 Mann „zur Bertheidigung ded von allen Seiten 
bedrohten Vaterlandes“ bewilligt. Diefe Beichlüffe wollte König Ferdinand nicht beftäti- 
gen, obgleich eine große Deputation am 11. Sept. darum bat; denn bereits hatte Jellachich 
(am 2. Sept.) die Drau überfhritten, um gegen Pefth zu ziehen. Am 5. Sept. wurde eine 
neue Berfammlung der Rumänen in Blafendorf abgehalten, weldhe ven ungarfreundlicden 
Bifhof Lemeny abfegte und die Organifirung ded Landes vornahm. Urban, Oberft- 
lieutenant ded zweiten waladhifchen Grenzregiments, erhob am 4. Sept. die Standarte 
gegen die neue Ordnung; Jank, ein walachiſcher Goncipift, erhob ſich in ven weftlichen Ber- 
gen; im Süden ließ der Commandant Siebenbürgens alles geſchehen, bis er felbft auf- 
trat, nachdem der Plan gereift war. Die Ungarn Siebenbürgens fahen fi von den wala— 
chiſchen Bauern überall bedroht, fie baten un Waffen zu ihrem Schuß, erhielten aber feine. 
Sie warfen demnad ihre Augen auf die Szekler, was auch die Regierung in Pefth that. Ber: 
zengzei, ein ſzekler Repräfentant, Hatte der legtern angeboten, die Szefler in die Waffen zu 
ftellen; er hielt eine große Berfammlung, rottete die Szefler zufammen, war aber nicht ber 
Mann, eine ſolche Unternehmung zu leiten. Am 13. Oct, traten die Walachen mit Morden 
und Brennen auf; die ungarischen Familien fingen an ſich zu flüchten ; in Klein-Enyed wurden 
‘am 14. Det. 141 gemordet, der Ort verbrannt. Gerade am 13. Det. erließ Puchner eine Ver: 
ordnung, daß man von nun an nur von ihm Befehle anzunehmen habe, und daß das Militär, 
wenn e8 bedroht würde, ſich gen Hermannftabt ziehen fol. Somit wurde das Land den römi- 
ſchen Präfeeten, das heißt den walachiſchen Anführern, zur Beute bingeworfen. In diefer 
Noth wurde am 16. Det. die Verſammlung der Szefler in Agyagfalva abgehalten. Puchner 
verfündete am 18. Oct. ven Belagerungdzuftand und ließ durch das walachiſche Gomite die wa— 
lachiſchen Einwohner in 15 Legionen eintheilen, denen er Offiziere und Waffen verfpradh ; die 
Zahl der Bewaffneten ftellte er auf 195000 Mann feſt. Am 23. Oct. zog unter dem Feldmar— 
ſchallieutenant Gedeon das Militär aus Hermannftadt gegen „die Rebellen. Baron Bay lieh 
zwar einen Landſturm aufbieten, allein niemand Eonnte mehr feinem Befehl gehorchen. Jank, 
der römische Präfect in dem Erzgebirge, erhob fi) am 22. Det., am 23. Det. fand er vor Za- 
lathna, deſſen Nationalgarden von den königlichen Bergbeamten commandirt waren; jle über: 
gaben die Waffen und wurden am 24. Det. mit Weib und Kind ermordet (640 Berfonen), die 
Stadt verbrannte zum großen Nachtheil des Arard. Ahnliches thaten Jank's Unterpräfecten, 
Arinte und Buttvan. Überall wurden die ungarifhen Nationalgarden entwaffnet, damit die 
Walachen nicht gereizt würden, hieß ed, in der That aber, damit fie waffenlos in die Hände 
der Präfeeten und Tribunen fallen mußten. Unterveffen rückte aud) die Szeklerſchar hervor, un— 
georbnet und ohne guten Führer. Am 1. Nov. ftand fie vor Reen, einer ſächſiſchen Stadt, 
die geplündert und eingeäfchert wurde. Dadurch wurde der ungeübte Haufe noch mehr demo- 
ralifirt und zerftreute fi vor dem Angriff Gebeon’s. Die ungariſche Regierung hatte num gar 
feine Ausficht mehr. Das wenige Militär, das ihr gehorchte, war unter ſchwachen oder zwei⸗ 
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beutigen Anführern; die Nationalgarden der ungarifhen Ortfhaften fonnten nicht einmal 
ihre Wohnungen und ihre Familien gegen die großen Haufen der Walachen fhügen. Die kai— 
ferlihen Anführer ließen diefe [halten und walten, während fie gegen Klaujenburg zu manövrir 
ten, bad jih am 17. Nov. ergeben mußte. Die Refte der ungarifdhen Armee flanden am 
23.Nov. bei Cſucſa an der Straße nad Großwarbein; Siebenbürgen war für fie verloren. 
Nur im Oftfüden des Landes erhielt jih noch ein Theil der Szefler um Kezdi-Väſärhely. Hier 
fhien das Lanbvolf dad Schiefpulver und die Stüdgieperei aufd neue zu erfinden; Pulver und 
Kanonen wurden verfertigt, um fi bis auf den legten Dann gegen die Walachen und das 
Militär zu vertheidigen. 

Bem erhielt am 1. Dec. den Auftrag von Koſſuth, Siebenbürgen zurüdzunehmen. Es 
gelang ihm, durch geſchicktes Manövriren ind Land zu dringen, Klaufenburg am 25. Der. zu 
nehmen. Am 31. Dec. mußte ſchon Urban in die Bukowina flüchten und Biftrig wurde von 
Bem genommen; Naszod ging in Flammen auf, wo fo viele ungarische Opfer gefallen waren, 
denn bad war das nörblihe Gentrum des von Urban organifirten walachiſchen Aufitandes. 
Am 6. Ian. verfündete Ben allgemeine Amneſtie der Walachen und Deutfhen und z0g gegen 
das Land der Szefler. Diefe Gelegenheit benugten die Präferten Arente und Prodan, um am 
8. Jan. des Nachts Groß-Enyed abzubrennen und die Einwohner zu ermorden. Hier warb das 
berühmtefte Collegium der Reformirten, mit einer koſtbaren Bibliothef, Münz- und andern 
Sammlungen ein Raub der Flammen. Das fchien denn auch Puchner zu arg, denn er ließ 
Prodan gefangen nehmen. Bem rüdte am 13. Jan. in Maros-Väſärhely ein, wo er mit 
den Szeklern fich in Verbindung zu ſetzen ſuchte. Am 21. Jan. ftand er ſchon vor Hermann: 
ſtadt, mußte fi aber zurücdziehen. Schnell hatte fid) demnach das Blatt gewendet, und die 
Sachſen fingen an, unter Einwilligung Puchner's, mit Küders, dem Commandanten der ruj- 
fifchen Macht in ver Walachei und Moldau, um Hülfe zu unterhandeln. Die Ruffen erfchienen 
am 2. Febr. in Kronftadt; am 4. Febr. jah man ſchon aud bei Hermannftadt ruſſiſche Kano— 
nen. Nun fonnten die Kaiferlihen mit aller Macht gegen Bem auftreten, der eine Schlacht bei 
Bizafna verlor, bei Pisfi aber mit ungeheuerer Anftrengung fiegte. Die Kaiferlihen mußten 
ſich aufs neue in Hermannſtadt concentriren und Bem konnte nun Mediaſch einnehmen und 
den: fzefler Landſturm die Hand reihen. Bor Mediaſch war am 2. März eine Schladt; am 
13. März ftand er vor Hermannftadt, befiegte die ruſſiſche Beſatzung, zog am folgenden Tage 
in die Stabt, wo er ungeheuere Vorräthe erbeutete; am 20. März zog er in Kronftabt ein; bie 
Kaiferlihen wurden in die Walachei gevrängt; doch die Sachen erfuhren nicht die Rache ver 
Sieger. Während aber Ben im Banat beihäjtigt war, beging Kofſuth ben ungeheuern 
Fehler, daß er die Pacificirung der Walachen einem eiteln untauglihen Menſchen, Hatvani, 
auftrug, der mit feinem tollen Auftreten Beranlaffung gab, daß Jank am 19. Mai die Berg: 
ſtadt Abrudbänya verbrennen und ausmorden lief. 

Unterbeffen war die zweite große rujjifche Intervention vorbereitet. Am 19. Juni 1849 
betraten 39000 Ruffen mit 15000 Kaiferlihen und 133 Kanonen die fiebenbürgifchen Päſſe 
Die Ungarn fonnten diefer Macht kaum 27000 Mann und 85 Kanonen entgegenftellen ; fie 
mußten überall vor der Übermacht weichen, und ver herbeieilende Bem Eonnte nirgends mehr 
fiegen. Am 19. Aug. forderte Görgei aud) die ſiebenbürgiſchen Überbleibfel der ungarijchen 
Armee auf, die Waffen niederzulegen und nicht einer überlegenen Macht gegenüber kämpfend 
die Opfer des Baterlanded unnüß zu vermehren. Das geihah zu Zſibõ am 26. Aug. Durch 
diefe blutige Tragödie wurde die neuefte Periode der Geſchichte Siebenbürgens eingeleitet. 

Am 21. Sept. 1849 warb dad Land in ſechs Militärpiftricte eingetheilt, nachdem das Lan- 
deögubernium aufgelöft worden (am 1. Sept.); der Comes ver ſächſiſchen Nation blieb jedoch 
der Diftrietdobercommiffar für den hermannftädter Diftriet, zu welchem aud die Filialdiſtricte 
Biftrig und Kronftabt gehörten. Die bisherigen Comitats- und Szeklerſtuhlsbehörden traten 
außer Wirkjamfeit, aber in vem hermannflädter Diftrict und dem dazu gehörigen Gebiet blieb 
proviforifch die beftehende Verwaltung. Definitoriih wurde dann Siebenbürgen im Jahre 
1853 in zehn Kreife eingetheilt, nämlih: hermannftäbter, Eronftädter, udvarhelyer, maros— 
vafarhelger, biftriger, deeſcher, ſzilagy-ſomlyoer, Haufenburger, karlsburger und broojer 
Kreis. Die Statthalterei und das Oberlandesgericht hatten ihren Gig in Hermannſtadt, twel- 
ches mit feinen 25000 Einwohnern unmittelbar unter der Statthalterei fand; die andern 
Städte flanden unter der betreffenden Kreisbehörde. Ganz Siebenbürgen war in 79 Bezirks: 
ämter eingetheilt. Auch das öfterreichiiche Gefegbud wurde ie ; die Sprache der Ber: 
waltung und ver Gerichte war bie deutſche. 
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Die päpftliche Bulle vom 6. Dec. 1853 erhob das griechiſch-katholiſche Bisthum in Sieben: 
bürgen zum Grzbisthum. Außerdem wurden zwei neue griechiſch-katholiſche Bisthümer er: 
richtet, dad von Szamos-Ujvar in Siebenbürgen und das von Lugof im Banat. Als die 
Reformirten Siebenbürgen von ihrer Betäubung erwachten (Yenn fie, ald Magvaren, hatte 
der größte Schlag getroffen), flehte ihr Oberconfiftorium um die Erlaubniß, die Schulanftalten 
wieder eröffnen zu dürfen. Darauf erfolgte am 13. Aug. 1850 vom Militär- und Eivil- 
commando eine Zufhrift, laut welcher die reformirten Schulen mit dem Beginn des Jahres 
1851 eröffnet werben Fonnten mit Ausſchluß jedoch des großenyeder Gollegiums, als wo blos 
die Eröffnung einer Elementarſchule geftattet wurde. Später wurde jedoch Diele auffallende 
Beihränkung zurüdgenommen, und im Anfang December 1862 wurbe dafelbft das reformirte 
theologifhe Seminar eröffnet. 

In diefem Zuftande verblieb Siebenbürgen bis 1860, wo die befannten Octobererlaffe eine 
Änderung i in Ausficht ftellten, Siebenbürgiſcher Kanzler ward Graf Franz Kemeny und Graf 
Mikö Präfes des wiederhergeftellten Guberniumd. Nachdem die Gomitate und Stühle pro- 
vlſoriſch wiederhergeſtellt worden, trat im Sinne des kaiſerlichen Handſchreibens eine Be— 
rathung in Weißenburg zuſammen, an welcher der katholiſche und griechiſch-nichtunirte Bi— 
ſchof, der unirte Erzbiſchof und viele andere theilnahmen. Die Romanen, die feit der Beendi: 
gung des Kriegs troß aller eingeführten Änderungen, bei denen fie eben nicht bevorzugt wur⸗ 
den, geſchwiegen hatten, erwachten wieder und mollten die Gleichberechtigung allein auf das 
Zahlenverhältnig bafiren. Deöwegen erhoben fie Einſprache gegen ven Beſchluß ver Berathung, 
welder die Union mit Ungarn als gejegliches Bactum anerfaunte und die Nepräfentation Sie— 
benbürgens am ungarischen Landtage beantragte. 

Als nun der ungariſche Landtag im Jahre 1861 aufgelöft worden, wollte man in Sieben: 
bürgen ver Bebrunrverfaflung Boden gewinnen, zu der jich die Sachfen und Romanen neigten, die 
ed vorziehen, lieber mit Wien ald mit Pefth in unmittelbarer Verbindung zu ftehen. Franz Ke: 
meny wurde ald Kanzler entlaffen und Graf Franz Nädasdy, der Juftigminifter bis zum 20. Oct. 
1860, an feine Stelle ernannt. Diefer wirkte mit großem Erfolg für die Durdführung der 
Februarverfaſſung, das heißt für die Beſchickung des Reichsraths in Wien. Es wurden dem— 
nad) Nationalverſammlungen abgehalten. Zuerſt kam die ſächſiſche Nationsuniverſität zufam- 
men (am 14. Jan. 1863), die ſich nicht nur für die Beſchickung des wiener Reichstags erklärte, 
ſondern auch gleich die Geſetzgebung ausübte; denn am 12. März 1863 nahm fie für das Sach— 
fenland einige Reichögejege an, z. B. das Ausgleihsverfahren, das allgemeine Handelsgeſetz 
buch, das Preßgefeg u. |. w., fich auf das Recht der „ftatutarifhen Geſetzgebung“ ſtützend, 
welches fie von Stephan Baͤthory, König von Polen und Fürften von Siebenbürgen, erhalten 
hat. Der Rumänenceongreß wurde am 20. April 1863 in Hermannftadt eröffnet, und dem 
Borgang des Erzbiſchofs Sterfa Sulug und des Bifhofs Schaguna, ver jeit 1848 der thä- 
tigfte Leiter der Rumänen ift, folgend, formulirte er zwölf Poftulate und Beſchwerden 
(. B. Unabhängigkeit Siebenbürgend von allen Mitprovinzen; neue Eintheilung des Lan- 
des auf topographifh nationaler Grundlage; ein einziges Oberlandesgericht; gerechtere Be- 
rüdfihtigung bei Bejegung der erften Amter; Errichtung einer paritätifhen Univerſität 
u.f.w.) und ſchickte eine Dankadreſſe nah Wien. Am 9. Mai publicirte die „Wiener Zeitung‘ 
das Einberufungsedict und die proviforifche Landtagsorbnung für den fiebenbürgifchen Land— 
tag, der ih am 1. Juli 1863 in Hermannftadt verfammeln jollte. Die königlihen Pro— 
ypofitionen enthielten unter andern folgende Gefeßentwürfe: 1) Die Durchführung der Gleich— 
berechtigung der romaniſchen Nation und ihrer Gonfeflionen ; 2) den Gebrauch der drei landes 
üblihen Sprachen (ungarifh, deutſch, walachiſch oder romanifh); 3) die Zufammenjegung 
und Ordnung ded Landtags; 4) die endgültige Regelung der Art und Weife ver Entfendung 
der fiebenbürgifchen Abgeordneten in ven Reichsrath u. ſ.w. Als die Wahlfähigkeit begründen 
den Genfus war bereitö beim erften Ausjchreiben ded Landtags am 4. Nov. 1861 die Steuer- 
entrichtung von 8 Fl. feftgeftellt worden. Auf dieſer Bafis gefhahen aud die Wahlen, und fie 
refultirten für die Sachſen 37 Repräjentanten, für die Rumänen 41, für die Szekler 21, für 
die Ungarn in den Gomitaten nur 1, in den Städten 15 Repräfentanten. Nun jind aber die 
Ungarn bei weitem in größerm Beſitz ald die Rumänen, namentlid fol nad den Angaben ver 
f. £. Mappirungddirection der Bejik der Ungarn in den Gomitaten 340 Duadratmeilen betra= 
gen, der der Rumänen aber nur 200 Quadratmeilen, und doch Eonnte in den Gomitaten nur 
ein einziger ungariſcher Repräjentant gewählt werben. Aber nit nur im Verhältniß des Be— 
ſitzthums, ſondern aud in dem der Seelenzahl fand ji dad magyarijche Element (Ungarn und 
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Der nutzbare Boden des Landes zerfällt in 2,161345 Joch Adler, 46989 Joch Weingärten, 
1,575635 Jod Wiefen und Gärten, 913775 Joch Weideland, 3,563511 Jod Waldungen, 
4037 Joch Rohrfümpfe ; zufammen 8,265292 Jod nutzbares Land. 

Die verſchiedenen Fruchtgattungen werben ungefähr in folgendem Verhältniß, mit folgen: 
dem auf das Joch berechneten durchſchnittlichem Ertrag angebaut: 


auf 197927 Joch Weizen, deſſen Ertrag per Joch 19 wiener Metzen, 
„ 141700 „ Halbfrucht 16), dere vn» 13 u ” 
„ 222465 „ Korn, deſſe u un 12 , Pr 
„ 392283 „ Gerfte, en u: nn 123 u er 
7 271072 7 Hafer, deſſen 7 no 11 [7 „ 
[2 430559 7 Mais, 7) „ „ " 14 " 2 
en 1554 ,„ Kartoffeln, deren „ u 63 


Der Mais ift die gemöhnlide Nahrung des gemeinen Mannes und erfegt die Kartoffel an- 
derer Länder. Nach den Angaben der Steueradminiftration foll e8 in Siebenbürgen 600000 
Befiger geben, was jehr viel wäre, da die gefammte Bevölkerung höchſtens 2 Millionen 
erreicht. 

Der Viehſtand nad Czörnig's „Statiſtiſchem Handbüchlein“ war 1861: Pferde 137422 
Stück, Rinder 951793 Stück, Schafe 1,897171 Stüd, Ziegen 146271 Stud, Schweine 
499948 Stüd. Ziehen wir von der Zahl ver Pferde die mitgerechneten 35882 Füllen und von 
der Zahl der Rinder die 286892 Kälber und 355001 Kühe ab, vie nicht eingefpannt werben, 
fo verbleiben ald Zugvieh 151540 Pferde und 310900 Ochſen. 

4) Bergbau. Die Brobucte des Bergbaues waren im Jahre 1861 folgende: 


Gold 2032 Pfund, deſſen Geldwerth 1,371711 Fl. Ofterr. W. 
Silber BIN: ;; Re . 37148 „ pr 
Roheifen 82687 Gentner, „ — 260659 „ r 
Gußeifen 41514 „ er R 96660 „, r 
Braunkohle 37308 „, * a 3462 „„ * 
Kupfer 3994 „ a — 275299 , u 
Blei 1503 ff) 7 7 24048 7) 7 
Bleiglanz 2092 „, * 33472 „ * 


Queckfilber N; " 

Der Bergbau ift größtentheils im Privatbejig. 

Das Salz aber ift ein Monopol der Regierung. Im Jahre 1862 wurden 1,011713 Etr. 
Steinfalz; und 41745 Etr. Induftriefalz gewonnen oder vielmehr genommen, denn man 
könnte beliebige Maffen gewinnen. Der Gelvwerth des Salzes ald Monopoldwaare betrug 
4,695623 Fl. („Ofterreichifche Revue”, Jahrg. 1864, VIL, 187.) Im Verkehr ift das Sal; 
jedoch theuerer (3.8. in Szolnof in Ungarn Eoftet der Gentner Steinfalz 8 #1. 54 Kr., im Klein: 
verkehr in Veſth Foftet das Pfund 10 Kr.). Der hohe Preis des Salzes vermindert jogar deſſen 
Verbrauch zum Nachtheil des Gefundheitäzuftandes und der Ofonomie. 

Gewerbe und Handel haben eine gar geringe Bedeutung in Siebenbürgen. Im Jahre 1860 
waren nur zwei Sparkaffen im Lande, mit 1,600000 Fl. Kapitaldeinlage. Im Jahre 1863 
arbeiteten vajelbft 13 Dampfmafhinen mit 240 Pferbefraft, und zwar eine Maſchine in einer 
Ölfabrif mit 10. Pferbefraft, zwei Maſchinen bei der Erzeugung von Kerzen und Seife mit 6 
Pfervefraft, zwei Mafchinen in Getreivemühlen mit 34 Pferbefraft, drei Mafchinen bei der. 
Erzeugung von Chemikalien mit 16 Pferdekraft, eine in einer Branntweindrennerei mit.6 
Pferdekraft u. f. w. („Mittheilungen aus dem Gebiet der Statiſtik“, Wien 1864, Heft 2). 
Den Hauptverkehr hat Kronftadt. Daher war e8 ver allgemeine Wunſch, daß die projectirte 
Eifenbahn von Großwarbein über Klaufenburg nah Kronftadt gebaut werde; num fol jie aber 
von Arab nah Hermannftadt geführt werben. 

Zur Vervollftändigung des Bildes der Gegenwart Siebenbürgens fheint und vorzüglich 
geeignet, was ein ſiebenbürgiſcher Abgeordneter (Schuler = Libloy) am 3. Febr. 1865 im wiener 
Reichsrath mitgetheilt hat: „Bis zum Jahre 1848 hatte Siebenbürgen als conftitutionell re= 
giertes Land, bezüglich feiner finanziellen Belaftungen, durd einen Staatövertrag mit den 
oͤſterreichiſchen Herrfchern eine gewiffe Summe vereinbart. Nah dem zwölften Punkte des 


" 41 „ " 


16) Weizen mit Korn gemijcht. 
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diploma Leopoldinum ift Siebenbürgen blos 50000 Amperialgulden in Friedendzeiten und 
400000 Fl. Rhein. in Kriegäzeiten zu leiften ſchuldig. Es hatte aber Steuerzuſchläge nothwendig, 
und fo betrugen die direrten Abgaben bis zum Jahre 1848 ungefähr 1'/, Mil. Fl. Mit dieſer 
Belaftung trat Siebenbürgen in den Verband der öfterreihifhen Monardie ein, und was über- 
nahm es? Die ganze ältere Staatsfhuld, zu deren Übernahme e8 nadh der fiebenbürgifchen Ber: 
faffung nicht verpflichtet geiwefen wäre; es fleuerte zu den Laudemialſchulden von 30 Milt., 
welche nur in den deutſch- jlawifhen Provinzen entflanden waren; es fleuert zu den Sinfen- 
garantien für Eifenbahnen, zu den Subventionen, zu der ganzen Staatsfhuld und den Dota- 
tionen bei. Dagegen hat Siebenbürgen eingebracht feine Salgproventen von 2—5 Mil, 
feine Domänen und Bergwerke, auf melde die öfterreichifche Monarchie feinen rechtlichen An: 
fprud hat. 

„Gegenwärtig beträgt die eigentliche Staatöfteuer ungefähr 3%, Mil. Die Zufchläge 
machen aber in manden Gegenden das Doppelte ver directen Befteuerung. Die productive Bo- 
venflähe Siebenbürgend beträgt 8 Mill. Joh, wovon nur 2 Mill. Ader. Bon den 2 Mik. 
Bevölkerung müſſen fih 1,800000 Seelen mit landwirthſchaftlichen Beſchäftigungen abgeben; 
Siebenbürgen ift alfo ein Agriculturland; die Induftrie ift nicht nennendwerth. Die productive 
Bodenfläche trägt 7O Mill. Bruttoertrag, wovon höchſtens 20 Proc. Reinertrag ift, ver ein 
Einkommen vom 15—16 Mill. ergibt. Hiervon müflen 5— 6 Mill, Steuer gezahlt werben, 
wenn man bie Zuſchläge hinzurechnet. Infolge des Antheild der ehemaligen Unterthanen an ben 
Mutzungen der Wälder und infolge gewiffer Badhtverhältniffe ergibt fi in Siebenbürgen viel- 
fach ver Ball, daß der Eigenthümer, welder die Steuer zahlen muß, gar fein Einfommen bat.‘ 

Noch erwähnt der Redner die ungewöhnlichen Vorfpannleiftungen und Einquartierungs- 
laften. Zur Zeit des Krimfeldzugs haben die Bauern angefangen, ihre Pferde zu verfaufen 
und jih Ochſen anzuſchaffen, um nicht den übermäßigen Vorſpann leiſten zu müſſen; ja ſie 
zogen ed vor, in die Walachei zu flüchten. 

Hoffentlich wird mol die nicht eben glänzende Gegenwart einer beffern Zufunft Blatz 
machen, doch wird es ſchwer ſein, allen gerechten Anſprüchen zu genügen. 

Literatur. Joſ. Benkö, „Transsilvania, sive Magnus Transsilvaniae Principatus“ 
(2 Bde., Wien 1778); Karl Szaͤez von Szemeria, „Sylloge Tractatuum aliorumque actorum 
publicorum historiam et argumenta B. Diplomatis Leopoldini, Resolulionis item quae Al- 
vincziana vocatur, illustrantium‘ (Rlaufenburg 1833); Benigni von Mildenberg, „Handbuch 
der Statiſtik und Geographie des Großfürſtenthums Siebenbürgen” (Hermannftadt 1837); 
3. Söllner, „Statiftif des Großfürſtenthums Siebenbürgen’ (Hermannftabt 1846 — 56), 
Bd.l; E. A. Bielz, „Handbuch ver Landesfunde Siebenbürgens, eine phufikalifch = ftatiftifch- 
topographiſche Beihreibung dieſes Landes“ (Hermannftabt 1857); Ladiél. Kövari, „‚Erdely 
statistikäja —= Statiftif Siebenbürgens" (Klaufenburg 1847); eine intereffante Beſchreibung 
ift A. de Gerando, „La Transilvanie et ses habitants”, deutih: „Siebenbürgen und feine 
Bewohner. Aus dem Franzöſiſchen von Julius B. Seybt“ (Leipzig 1845). Die Geſchichte 
Siebenbürgend wird von allen Gefhichtöwerfen über Ungarn behandelt. Von den ältern Hi— 
ftorifern jeien bier erwähnt: Steph. Katona, „Historia Critica Hungariae‘ (42 Bbe., Peſth 
1778—1802); 3. U. Fehler, „Die Gejchichte der Ungarn und ihrer Landjaffen” (Leipzig 
1815— 25); Chriſt. Engel, „Geſchichte des ungariihen Reichs“ (Neue Ausgabe, 5 Bde., 
Wien 1834). Zu den nemern Werken gehören: Graf Jof. Teleft, „a' Hunyadiak kora = 
das Zeitalter ver Hunyaden“ (5 Bde. Gefhichte, 3 Bde. Documente ; Peſth feit 1852; von ben 
vier Bänden, melde die Beihreibung Ungarns und Siebenbürgens im 15. Jahrhundert ent- 
halten ſollen, ift erſt ein Halbband erſchienen); Ladislaus Szalay, „Mägyarorszäg törtenete 
— Geſchichte Ungarns“ (6 Bde., Leipzig 1852—54; Peſth 1856 fg.); Michael Horvdth, 
„Magyarorszäg törtenelme = Geſchichte Ungarns“ (5 Bde., Peith 1860— 63) ; von demfelben, 
„Huszonöt &v Magyarorszäg törtönelmeböl — Finfundzwanzig Jahre aus der Geſchichte 
Ungarns von 1823— 48 (2 Bde., Genf 1864); Ladisl. Kövari, „Erdely törtenelme = 
Geſchichte Siebenbürgens“ (3 Bde., Peſth 185960); Teutſch, „Abriß der Geſchichte Sie: 
benbürgens und Geſchichte der Siebenbürger Sachſen, für das ſächſiſche Volk“ (Kronſtadt 
1852—56); Friedr. Schuler von Libloy, „Kurzer Überblick der Literaturgeſchichte Siebenbür— 
gend, von der älteſten Zeit bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts“ (Hermannſtadt 1857); 
Aler. Szilägni, „Erdely irodalom - törtönete — Literaturgefhichte Siebenbürgens’ (in 
Bd. IH— VII der „Buda-pesti Szemle’; Peſth 1858—59). P. Hunfalvn. 
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Simonie ift ein geiftliches Vergehen und befteht darin, daß man geiftliche Ämter und 
Dienfte für weltlices Vermögen (spiritualia für temporalia) zu erwerben fjudt. Der Name 
ſolchen Feilſchens mit fpirituellen Gütern wurde abgeleitet von dem Zauberer Simon, ber, zur 
großen Indignation des Apofteld Petrus, Geld bot für die Mittheilung des Heiligen Geiſtes. 
Die Simonie kann auf jehr verſchiedene Weife und theils vermitteld förmlichen Vertrags (äußer- 
liche oder vonventionelle Simonie), theild ohne denſelben (innerliche oder mentale Simonie) be— 
gangen werden. Die Simonie ded Kanoniſchen Rechts enthält 19 verfchienene Arten. Doc 
werden die auf Herkommen gegründeten und bie Natur eined Honorars an fi) tragenden Stol- 
gebühren nicht ald Simonie betradhtet (C. 42, X, de simon.), aud nidt die Oblationen oder 
freiwilligen Darreihungen der Gläubigen. Die Strafen find geiftlihe Disriplinarftraien. 
Der Bifchof, der mit Simonie die Weihen ertheilt, ebenfo der die Weihe Empfangende werden 
juspenbirt. (C.8, 21, C. 1, q.i.undC.1, 6, 11, X, desimon.) Wer eine Kirhenpfründe 
dur Simonie empfing, muß fie mit allen bezogenen Früchten herausgeben und ift für jede an- 
dere Pfründe unfähig (C. 2, C.15, q. 3, und C. 59, X, de elect. C. 27, X, de simon.). Ja 
die Gejege drohen bei der jimoniftifhen Amtserwerbung und Ertheilung aud noch die Infamie 
(C.6, X, de simon. C. 2, X, de conf. undL.. 31, C. de episcop.). Die Strafen jind überhaupt 
gegen die Simonie ſtreng und werben daher auch in der Praxis zum Theil nicht befolgt. Indeß 
ift es nicht zu leugnen, daß, auch abgefehen von den bejondern hierardiichen Gründen, aus 
welden insbejondere Gregor VII. fo eifrig gegen die Simonie verfuhr, ſolche Entwürbigungen 
des Heiligen und unwürdige Berlegungen der Kirche eher noch ſtrengere Ahndungen verdienen 
als die weltliche Amtserſchleichung. MWelder. 

Sittenpolizei. Wie verſchiedenartig auch bei allen Völkern der Welt die Anfhauung 
von den eriten Anfängen der Menjchheit fih ausfpreden mag, jo tritt doch aus der Hülle dieſer 
Anjhauungen das Eine Hauptmoment durchſchlagend hervor, daß der Uranfang der Menſchheit 
ald außer ihr liegend angenommen wird, und daß wie die Menſchheit, fo der einzelne Menſch 
nicht der Urheber des eigenen Daſeins, fondern daß diefer Urheber ein über der Menſchheit ſte— 
bendes Werfen, die Gottheit, ift. Dem Menfchen ift pas Gotteögefühl charakteriſtiſch eigenthüm⸗ 
lich, und dieſes Elärt ih mehr oder minder vollfommen zum Gottesbewußtſein ab, je nachdem der 
Menſch nad) jeiner individuellen Anfhauung durd Speculation oder durch ven Glauben an eine 
unmittelbare Offenbarung zur Erkenntniß gelangt. Die Gottesidee ift die höchſte geiftige 
Autorität, das höchfte Prineip für jeden Menfchen wie für jedes Volk und jegt den Menſchen 
durh den Glauben an die Gottheit mit diejer jelbft in Verbindung. Ebenſo ift ver-Drang und 
Trieb des Menfchen zum Staat ein Hauptbeftandtheil des inneriten menſchlichen Weſens. „Das 
Bedürfniß ded Staats it mit der Menfchheit geboren und der Trieb zum Staat von Gott in 
die menſchliche Natur gelegt." 7) Unterſcheidet man die äußere geſchichtliche Thatſache, wodurch 
der Staat zur Erſcheinung gelangt, von dem legten innern Grunde des Gtaatd, jo tritt der Ge— 
danfe ver göttlichen Schöpfung des Staats und die Unmöglichkeit der Ergründung feines Ur— 
anfangs ſcharf hervor, Plato (de legibus, I, 676) fagt: „Wagſt du es zu löjen, mie lange e3 
jei, daß Staaten entftanden, Menſchen in bürgerliche Geſellſchaft getreten find? Ich Halte es für 
unmöglid, man verliert ſich dabei ind Unendliche.“ Der Trieb und Drang ded Menjchen zum 
Staat ift aber von Gott der menſchlichen Natur nicht ald bloßer ſinnlicher Trieb oder als be: 
herrſchende Naturfraft eingepflanzt, jondern ald ein von dem Gejeg der Materie ſich ablöjendes 
höheres geiftigsfittliches Leben, in welchem der Menſch ſich geiftig auslebt und in voller geiftiger 
Kraft ich zum Göttlihen erhebt. Der Staat ift dem Menſchen eine fittlihe Welt, in welcher 
der Menſch unter der göttlichen Lenkung und Regierung ſich zur bewußten Breiheit und Selbft: 
beitimmung erhebt, den Staat fortbildet und bewahrt und von dieſem jelbft fortgebildet und 
bewahrt wird. In diefer Wechſelwirkung ift aber auch überall der Menſch jelbit dad Ergebniß 
feiner geſchichtlichen, geſellſchaftlichen, politifhen und geographifchen Situation, und dieſe un: 
zweifelhafte Thatſache ift es, melde von jeher ven entfchiedenften Einfluß auf die Anſchauung 
von Weſen, Zwed und Drganifation des Staatd gehabt hat, wenn aud überall die Grund: 
anfhauung von der göttlichen Schöpfung ded Menfchen und des Staats erkennbar geblieben 
it. Die Philofophie des claſſiſchen Alterthums und namentlich Blato ftellte in dem Sittengejeß, 
in der Realifirung des Guten und Gerechten, und Ariftoteled in der fittlihen Vollendung der 
menſchlichen Geſellſchaft, in ver ethiſchen Bernunftherrfchaft, ven Zweck des Staats auf. „Der 
Staat ift die RBB) der ſittlichen Idee.“ (Hegel, „Grundlinien der Rechtöphiloſophie“, 


—— — 





— — 


1) Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, 1, 293. 
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&. 241.) Durch das ganze Mittelalter brachte ſich die Theorie der allgemeinen Wohlfahrt, vie 
äußere Glückfeligfeit aller als verfümmerte Ariftotelifche Anſicht ohne ethiſches Subftrat zur 
Geltung und ſchichtete Die Moral vom Staat ab, indem fie dieſe der Kirche zuwies, bis mit 
Hugo Grotins Sicherung und Schuß der Rechte durch den Staat ala höchſter Zweck des Staats 
aufgeftellt wurde. Weientlich bildet die materielle Wohlfahrt und die Sicherung der Rechte 
durch den Staat forwol im Peben wie in der Wiffenfchaft die Summe der Korderungen, melde die 
gegenwärtige Zeit an den Staat ftellt. Ä 

Ein Blick auf die Geſchichte zeigt, das der Verfall des jittlichen Geiftes und der ſittlichen 
Ordnung den Bölfern ſtets den Untergang bereitet hat. Die Sitte ift die lebendig und thätig 
gewordene Neligion oder die praftifche Darlegung des dem Menſchen zum Bemußtfein geworbe- 
nen ®otteögedanfend, nicht in der unmittelbaren Richtung zu Gott, fondern in der direrten Ein— 
wirfung auf das geſammte irbifche Leben. Mit dem Verfall der Sitte ftirbt auch die Religion 
dahin, und mit dieſem Wegfall verleugnet der Menfch wie der Staat feinen göttlichen Urfprung 
und Urheber. Wenn aud) die Religion des heidnifchen Alterthums ganz in den Staat aufgeben 
fonnte, jo entging ed doch auch nicht ven Lenkern des ſchon audeinander fallenden Staatsorga— 
nismus, daf zum Kortbeftand ded Staats es deutlich ausgeſprochener, zum Bewußtſein aller 
Statsbürger gebrachter ethifher Subftrate bevürfe. Daher findet man ſelbſt auch in den Zeiten 
des unverfennbaren Staatenverfalld eine Sittenpolizei angeordnet, welche eine Reihe ethiſcher 
Aphorismen ald nothwendige Poftulate des ftaatlichen Lebens aufitellte und mit dem Schein 
der Religion verquidte, ohne diefe Poftulate wie die Sitte und den Fortbeſtand des Staats 
aufrecht halten zu fönnen, weil überall die aus dem Gottesgedanken in der Bruft jedes Einzelnen 
wie aller Volksindividuen zu Leben und That firebende fittlihe Duelle nicht mehr aus der vollen 
Tiefe der menschlichen Seele fprudeln und nicht mehr dad Leben durchdringen, erquiden und be— 
fruchten fonnte. Die Sittenpolizei der verfallenden Staaten des heidniſchen Altertbums war 
nurnoch ein Nothgriff verzweifelnder Angft und ein trüber, aus dev Verſumpfung Fünftlich her= 
vorgetriebener und unterhaltener Sprudel, welcher ſtets in diefelbe Berfumpfung zurücfiel und 
die faulen Stoffe nur nod mehr durcheinandermiſchte. 

Erſt das Chriſtenthum hat den Gedanken des von Gott gefchaffenen Menſchen und Staats 
in wunderbarer Tiefe und Fülle zum Bewußtſein gebracht, indem es durd den neugeichaffenen 
Begriff des Glaubens vie lebendige Vergegenwärtigung des im Menfchen und im Staat ver: 
wirklichten Gotteögedanfens ſchuf und in der höchſten und vollendetften Tugend der Liebe dem 
Menſchen ven ®rund und die Kraft verlieh, alle andern menſchlichen Tugenden zu erwerben und 
nad) den Gefegen ver Natur und Freiheit in felbftbewußter Individualität und Kraft feine ma— 
terielle und geiftige Bervolllommmung unter den Gefegen ded Staats als der menſchlichen Ge: 
jammtindividwalität zu erftreben. Wie die Friction des innern und äußern Menjchen ver 
nothwendige Proceß des Menfchen ift, in welchem er zur Vollkommenheit hinanftrebt, fo vollendet 
ſich auch der Staat in ſeiner Beziehung zur Religion, indem dieſe von innen nach außen auf den 
Staat und dieſer von außen nach innen auf die Religion wirkt. Der Staat iſt ein chriſtliches 
Leben, die Kirche ein chriſtlicher Gottesdienſt, Staat und Kirche beherrſcht eins das andere, ſowie 
eins auf das Gebiet des andern übertritt. Die ausgleichende Form, in welcher alle Beziehungen 
der menſchlichen Gemeinſchaft in harmoniſchen Einklang gebracht werden, iſt das allbeherrſchende 
Recht, das eben als Form durchaus dem Weſen der Gemeinſchaft entſprechen muß und daher 
nur auf ſittlichen Grundlagen ſtehen darf. Der Rechtsſtaat, welcher neben der Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt nur den Schutz und die Sicherheit des Rechts als höchſtes Ziel des 
Staats ſetzt, läuft dieſelbe Gefahr, welche den heidniſchen Staaten des claſſiſchen Alterthums 
den Untergang bereitet hat. Für den Staat, welcher darauf zu ſehen hat, daß die Intereſſen 
des äußern Wohls, der Sitte und Bildung ſeiner Angehörigen im gemeinſamen Zug gefördert 
werben, iſt es die wichtigſte Aufgabe, die möglichſt vollkommene Ausbildung der Sittlichkeit feiner 
Angehörigen nad allen Kräften zu fördern. Dabei hat er aber auch überall die individuelle 
Freiheit feiner Angehörigen zu ſchonen, um nicht durch äußern Zwang eine fittlihe Scheinhei: 
ligkeit anftatt wahrer Sittlichfeit herbeizuführen. Die Sittenpolizet ald eine vom Staat direct 
ausgehende Zwangsanftalt ift daher ein Widerſpruch und in Hinficht auf ihren reellen Beſtand 
einer der manchen Euphemismen, mit denen die Volizei unferer Tage gern zu prumfen pflegt, 
um in ihrer Zerfahrenheit und Unpopularität den befondern Schein der Ehrbarfeit für ſich zu 
gewinnen. Nur auf indirectem Wege, durch Hinmwegräumung ber Übelftände, welche das fitt: 
liche Leben gefährden, durch Förderung des Familien- und firhlichen Lebens, der bürgerlichen 
und gewerblichen Zucht und Ordnung kann die Polizei der Unjittlichkeit feuern und ſomit immer 
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nur indirect die Gittlichkeit heben. Wenn aber das Sittengeſetz in feiner Totalität zu achten und 
zu befolgen ift, fo ift eine ſcharf beſtimmte einfeitige Competenz der Sittenpolizei immerhin fehr 
gewagt, wenn jie nicht die zu allen Zeiten und bei allen Völkern fich unleugbar geltend machende 
Wahrheit ſcharf ind Auge faßt, daß überall ver Menſch felbft das Ergebniß feiner geſellſchaftlichen, 
politijhen und geographifhen Situation ift. Diefe Reproduction des Menfhen muß die Polizei 
genau beobachten und ihre Ihätigkeit an die Beziehungen zwifchen dem in fteter Reproduction 
begriffenen Menſchen und dem allgemeinen Sittengefeg anfnüpfen. Damit wäre der Polizei 
gerade das umfaffendfte und feinfte Gebiet menſchlicher Beobachtung, Forſchung und Thätigfeit 
zugemwiefen, auf welches jedoch die Polizei fi) um fo weniger wagen kann, als es ihr an jeglicher 
ernften wiffenfhaftlihen Begründung und an einer würdigen Stellung und Repräfentation fehlt. 
Aber aud) die dürre Sperification der einzelnen Aufgaben, wie namentlich) die Uberwadhung und 
Verhinderung des unfittlichen Gebrauchs der Getränke, ded Vermögens, der Gewalt über Men— 
fhen und Thiere u. f. w. reicht keineswegs dafür aus, 2) 

Wie jhwanfend und wie verſchiedenartig und bunt aber auch da und dort dieſe Gompetenz 
der Sittenpolizei verzeichnet ift, fo bringt doch die Polizei ihre volle Berechtigung ald Zwangs⸗ 
anftalt ganz beſonders der Proftitution gegenüber zur beflimmteiten Geltung und vindieirt ſich 
vorzugsweiſe in diefer Beziehung den euphemiftifchen Titel der „Sittenpoligei”. Die Anſichten 
über Urfprung, Wefen und Paralyſe ver Proftitution laufen aber weit und bunt auseinander, 
und die Rathlofigkeit diefer „Sittenpolizei“ ift fo groß, daß die Proftitution troß aller fittliher 
Verdammung und Verfolgung vollitändig emancipirt ift und jich nirgends mehr bänbigen 
laffen will. Um fo mehr muß der Staat eine richtige Erfenntnif des Übels anbahnen, damit die 
ftet8 mehr wachſende Gefahr für das gefammte politifche, fociale, veligiöje und fittliche Leben ab— 
‚gewandt werde, welche in unfern Tagen einen immer bevenklihern Charakter annimmt. Einer 
der ſchlimmſten Übelftände ift ſchon, daß man ſich daran gewöhnt hat, die Proftitution ſchlechthin 
als eine ganze hiſtoriſche Erfcheinung aufzufaffen und fie als lebendigen feindlichen Gegenſatz zum 
jittlicheftrebenden Menſchen aufzuftellen. Anftatt mit dem eigenen Ernft und Scharfblid die Er— 
ſcheinung zu erfaffen und zu durchforſchen, hat jich die deutſche Wiſſenſchaft und Staatsklugheit 
ganz beſonders von der gligernden Genialität franzöſiſcher Schriftfteller verleiten laffen , jene 
Auffaffung zu adoptiren, welche auch bei ven Franzoſen jelbit nur darum eine Hiftorifh-dogma= 
tifhe Geltung erlangt hat, weil viele ihrer Schriftfteller pas eigenthümliche Talent bejigen, fo= 
mol ernfte als auch abgefhmadte Dinge mit der ganzen Würde ded pragmatifhen Lehrtons 
darzuftellen und mit Pathos zu würzen, wo ed mit dem gründlichen Nachweis bevenflich ausfieht. 
So ftellen franzöſiſche Schriftiteller mit vollem hiftorifhen Ernft und gehobener fittlicher Ent= 
rüftung eine „gaſtfreundſchaftliche“, eine „geheiligte“, eine „religiöſe“ und eine „legale“ Pro— 
ftitution auf und wiſſen in der Geſchichte jedes einzelnen alten Volks, aus feinem Eultus und 
feinen Grundtugenden, die hiſtoriſche Erſcheinung der Proftitution abzuleiten, anftatt die 
Symptome der überall fihtbaren Friction des phyſiſchen und pſychiſchen Menfhen ins Auge zu 
faſſen und diefe Symptome aus der Bewegung ded Menſchen in feiner politifhen, forialen und 
religiöfen Situation zu prüfen und an der mehr oder minder ftarfen Intenfität diefer Symptome 
überall ven Menſchen in feiner Doppelnatur zu erfennen und darzuftellen. In Frankreich, wo 
leider die Proftitution auf völlig gleihem Niveau mit dem focialen Leben fteht, muß eine hiftorifch 
nachgewieſene Ausbildung der Proftitution ald außer dem Menfchen daſtehende und gegen ihn 
kämpfende jelbftändige Erfheinung nicht unmwilltommen fein, um die riefige Ausbreitung der 
Proftitution zu motiviren und zu entfhuldigen. Doch fällt diefe gemachte Hiftorifche Eonftruction 
zufammen, wenn man die ganze orientalifhe Bölfergruppe in einer Naturumgebung leben ſieht, 
in welcher die unerfhöpflich reich und üppig Ihaffende Kraft der Natur dem Menfchen in tauſend⸗ 
facher Hinfit ihren ewig unverfiegbaren Schöpfungsproceß offenbart und ihn jelbft mitten in 
biejer —— mit glühender Phantaſie und üppiger Sinnlichkeit ausgeſtattet hat. Die 
orlentaliſchen Götter wurden weſentlich als zeugende belebende Kraft verehrt. Ihnen und ihren 
fih vorandrängenden Prieftern wurden die erften und fhönften Früchte, die Erfigeburt, die 
Zungfräulikeit zum Opfer dargeboten. In diefem Cultus drängten ſich die Menfchen zufam: 
men, und in dieſer Gelegenheit des Göttercultus und der Gaſtfreundſchaft, nicht aber aus dem 
Cultus und der Gaſtfreundſchaft ald grundſätzlichem Gebot oder „legaler Broftitution” trat 
die Proftitution als harakteriftifches Symptom der Friction der menfhlihen Doppelnatur hervor 
und bezeichnete in der vorherrſchenden Uebermacht ver jinnlihen Natur ven Verfall der fittlichen 


2) Dal. R. von Mohl, Bolizeiwiffenichaft nady den Grundfügen des Rechtsſtaats, I, 516 fg. 
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Natur des Menihen, wie au den Grund und Anfang des politifhen Verfalls der Völker 
überhaupt. So erklären fih die allmählih immer weiter greifenden Erfcheinungen bei den 
Chaldäern, Babvloniern, Agyptern, Armentern, Syrern u. ſ. w., welche in dem Eulturzug vom 
Dften nach Welten endlich auch die einfachen feften fittlichen Grundlagen ver Griechen und Römer, 
wiewol erft nad) langem Wiverftande, zu ergreifen und zu erfhüttern vermochten. 

Wie intereffant und wichtig für die politifche und culturhiſtoriſche Forſchung die Betrachtung 
diefed auf und ab wogenden Lebens der alten heidniſchen Völker fein mag, fo erfcheint fie doch 
von untergeorbneter Bedeutung, wenn es fih um bie Proftitution im chriſtlichen Staat hans 
delt. Wie dad Chriſtenthum den Gedanken des von Gott geihaffenen Menſchen in ver vollkom— 
menften und tiefften Weife zum Bemußtfein gebracht hat, jo hat e8 auch die ewig unveränderliche 
Doppelnatur des Menſchen mit ihrer nothiwendigen Ausgleihung und gleihmäßigen Förderung 
wie den Grund und Zwed der Theilung der Menfchheit in zwei Geſchlechter mit ver größten 
Klarheit und Reinheit ald Werk der fhöpferifhen Vorfehung zum Ausdruck gebradit. Der 
Schöpfungstrieb führt Mann und Weib in freier Wahl mit unwiderſtehlicher Gewaltzufammen, 
um die Menjchheit fortzupflangen und in diefer Kortpflanzung ven Gedanken ber Uinfterblichkeit 
des von Gott geihaffenen Menſchen auszudrücken. Wie verfhieven die jedem Geflecht zuge: 
wiefene Rolle bei dieſem nothwendigen Schöpfungstriebe fein mag, in beiden Gefchlechtern, im 
Manne ald dem aggrelliven urheberiichen Theil der Vereinigung und ihrer Früchte, wie in dem 
Weibe ald empfangendem und ausbildendem Theil, lebt eine und diejelbe treibende ſchöpferiſche 
und von Gott geihaffene Gewalt, melde ewig denjelben Menfchen in feiner Doppelnatur ge: 
ihaffen wiffen will und in dieſem Schöpfungstriebe den vollendetften Gottesgedanken offenbart, 
den der Menſch faffen und ausprüden kann. 

Mit diefer Offenbarung trat das Chriſtenthum mitten im entarteten und verfunfenen Hei: 
denthum auf, um die faft verſchwundene Gleichmäßigkeit der Friction der menſchlichen Doppel: 
natur herzuftellen und in der harmoniſchen Ausgleihung diefer Doppelnatur zum Bewußtſein 
und zur bemußten fittlihen Kraft zu bringen. Es begann den Kampf, ven ed troß feiner groß: 
artigen Siege unabläfjig bisjetzt gekämpft hat und noch ferner wird kämpfen müffen, ven Kampf 
für die Ausgleihung der in Disharmonie gebrachten menfhlihen Doppelnatur, wobei die 
Proftitution ald ein harakteriftiiches intermittirended Symptom diefer Didharmonie, jedoch) nie⸗ 
mals als ganze hiſtoriſche Erfheinung hervortrat. In der Familie, deren Grund und Wefen 
das Chriſtenthum in der größten Reinheit aufftellte, wies es zugleich den natürlichen ſichtbaren 
und faßlichen Schwerpunft ver Ausgleichung jo deutlich nah, daß zu allen Zeiten ſich das ganze 
menjchliche Leben, ſowol das materielle ald auch das religiöfe, darin erfüllen fonnte. In der 
chriſtlichen Bamilie ift vie Gleichheit des Weibes mit dem Manne zur Erreihung des menſchheit⸗ 
lihen Zwecks, von welcher ih doch auch ſchon ſelbſt in dem Dualidmus der männlichen und 
entfprechenven weiblihen Götter aller heidniſchen Religionen eine Hindeutung findet, mit 
Klarheit audgefprodhen. Den würbigiten und Fräftigften Ausdruck, Grund und Halt für diefe 
Gleichheit hat das Chriſtenthum in der Monogamie aufgeftellt. In diefer fteht das Weib, von 
der Erniedrigung ded Sklaventhums und der Polngamie befreit, mit voller hoheitliher Men- 
ſchenwürde und mit dem ganzen tiefen fittlichen Gehalt feiner innerften Natur in volllommener 
Reinheit da, und auch die gefhihtlihe Bewährung mag nicht unterfhägt werben, daß gerabe bei 
ven heidniſchen Völkern, deren Eriftenz und Gefhichte am längften vorgehalten hat, bei ven 
Griechen, Röniern und Juden, gerade die Monogamie, wenn aud mehr oder minder getrübt, der 
Grundzug der Verbindung und Ausgleihung zwifchen Mann und Weib gemelen iſt. In der 
Monogamie hat das Chriſtenthum ven Kernpunft Hingeftellt, an weldyem ſich die Sitte Ernftalli- 
firte und die Bamilie in ihrer Neinheit als erfte, tieffte und mädhtigfte Grundlage des Staats 
ermöglichte und aufftellte. 

Die dur die Monogamie verwirflichte und befeftigte Geltung des Weibes und der Familie 
ift die große ſittliche Wahrheit des Chriſtenthums, für welche zu allen Zeiten gekämpft ift und 
noch fernerhin gekämpft werben muß. Wie gewaltig und mit wie tiefer Überzeugung namentlich 
fhon Baulud in den Briefen an die Nömer, Korinther und Theffalonier für diefe Wahrheit ge: 
kämpft hatte, fo ftanden body jpäter die Kirchenväter immer noch der Alten Welt und heibnifcher 
Anfhauung zu nahe, ald daß nicht gerade durch fie manches davon in dad Chriſtenthum über: 
tragen worben wäre. Die Erniedrigung ded Weibes im Heidenthum, die bibliiche Lehre von der 
Berführung und dem Sinvenfall und der Spiritualidmus der erften Ehriften ließ im Weibe 
vielfach den gefährlichen Beind und Verfucher erfennen. Auch darf nicht überfehen werben, daß 
bei aller Reinheit der heidniſch-germaniſchen Sitte doch der germanifche Batriarhalismus den 
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Mann in der Gruppirung des Familienlebens durchaus pradominirend in den Vordergrund 
und das Weib zurüd in den Hintergrund ftellte, fo herrliche plaftifche Formen aud an dieſen 
Frauengeftakten zu entdeden find. Dennod hat fi im Chriſtenthum die Geltung des Weibes 
ſieghaft durchgerungen. Das Märtyrerthum vieler edler Frauen und vor allem die mit über: 
aus mächtiger jittlicher Wirkung ſich geltend machende Verehrung der heiligen Jungfrau hat das 
Bewußtfein ver Frauenwürde tief und nachhaltig gewedt und lebendig erhalten, ſodaß auf 
dieſem feften Boden die von Weibe gegründete und gepflegte hriftlidye Familie als erfte noth— 
wendige Bedingung und Bafis des hriftlihen Staats fteht. 

Wenn nun überhaupt von einer „Sittenpolizei‘ die Rede fein kann, fo hat fie ald Cardinal⸗ 
punkt ihrer Aufgabe und Thätigkeit die harmonische Ausgleihung der menfhlihen Doppel: 
natur jum Bewußtfein zu bringen und zur jittlihen Kraft zu erheben, dazu aber vor allem die 
Anerkennung und Würde ded Weibes ald Halt und Hort des Familienlebens zu fördern und zu 
befeftigen. Dad mag aud) wol von jeher die „Sittenpolizei” gewollt haben. Aber fie hat, wie 
Hiftorifch nachweisbar, fo oft der fittlihe Verfall fi ihren Augen darftellte, faft immer bie 
Symptome des Übels für das Übel felbft genommen und mit Unterbrüdung diefer Symptome 
das Übel auszumerzen geglaubt, weldes nun mit nur befto mächtigerer Intenfität ven ganzen 
gefellfchaftlichen Körper durchdringen fonnte. Das aber, was die Bolizei mit fo viel Eoftfpieliger 
und nuglofer Scenerie und Thätigfeit befämpft und welchem die franzöftihen Schriftfteller den 
wiberfinnigen Namen ber ‚legalen Proſtitution“ gegeben haben, umfaßt nur den Gollectivbegriff 
der Symptome, welde die Polizei nad) befondern und eigentbümlihen Merkmalen und Bedin- 
gungen ald das ſittliche Übel aufgefaßt und wofür fie in den Borbellen die gefährlichften Hospi- 
täler errichtet hat, in denen das ſchlecht verfteckte und verhehlte Übel aber nur mit noch intenfiverer 
Gontagiofität, ald das Hospitalfieber in andern überfüllten Kranfenhäufern, graffiren, und aus 
denen ed mit verheerender Gewalt über Land und Leute herausbrechen kann. 

Prüft man nun das, was die franzöſiſchen Schriftfteller als eine „Geſchichte ver Proftitution‘‘ 
mit falſcher Auffaffung , Betrachtung und Eintheilung aufgeftellt Haben, jo kann man barin nur 
eine das Weſen und die Bedeutung einer bündigen Statiftif auch nicht einmal entfernt erreichenve 
lockere Eafuiftif erbliden, in welcher eine lange Reihe Bilder des ſittlichen Verfalls aller Zeiten 
und Bölfer in grellen Figuren dargeftellt wird, auf deffen arg vernachläſſigtem düftern Hinter: 
grunde doc immer noch die Störung in der Gleihmäßigkeit dev menſchlichen Doppelnatur burd= 
ſchimmert, und zu denen die „Sittenpolizei” ſich ſtets und gern als eitle decorative Staffage in 
den Bordergrund hat zeichnen laffen. Gerade aber doch in Frankreich, dem hiſtoriſchen Lande 
der Schwebungen zwifchen Afcefe und Libertinage, lehrt diefe feichte „Geſchichte der Proftitution”, 
daß feiner der beiden Factoren in der menfhlihen Doppelnatur auf Koften des andern aus der 
gleihmäßigen Briction heraustreten und die Oberhand gewinnen darf, und daß auch Feiner ſich 
negiren läßt, ohne fofort diefe feine Unterbrüdung durch Siehthum und Störung des ganzen 
jocialen Organismus ſchwer zu rähen. Mag die Duldung und felbft Förderung der Gynäceen 
und des Goncubinats von Chlodwig bis Karl dem Großen ald Nahmwirfung des Heidenthums 
aufgefaßt werben, fo tritt doch Karl der Grofe in feinen Gapitularien jehr flveng gegen die 
Proftitution,, ven Ehebruch, die Kornication und Sodomie auf. Aber fhon die Robeit in der 
Strafform zeigte, daß der legislatorifche Blick weder die menſchliche Natur noch den chriſtlichen 
Geift richtig gewürdigt hatte. Die Gefhichte ver folgenden drei Jahrhunderte, in denen man ſich 
mit dieſen Beflimmungen und Strafen begnügte, in denen aber Kriege, politifche und fociale 
Ummandlungen tiefgehender Art jtattfanden, und in deren verfhiedenartigften Situationen das 
Volk in feiner einzelnen wie Geſammtindividualität ſich reproducirte, zeigt aufs beftimmtefte, 
wie falſch die Gefeggebung mit ihren Beftimmungen gegriffen hatte, da fie nicht die Gleich— 
mäßigfeit der menſchlichen Doppelnatur als erfte und nothwendigfte Bebingung alles focialen 
und politifhen Zufammenlebend erfannt und berüdfichtigt hatte. Die Elerikale Aſceſe Hatte ſchon 
angefangen, den finnlihen Factor in der Menſchennatur zu negiren, während andererjeits das 
aus den ftürmifchen tiefgreifenden Situationen reproducirte Individuum, von der Gewalt des 
ſichtbaren Beifpield und der Gelegenheit hingeriffen, das fittlihe Element feiner Doppelnatur 
verleugnete. Diefe zweifache Negation hüben und drüben war die Urſache, weshalb die Proftitution 
mit Allgewalt um ſich greifen mußte, bis endlich Ludwig IX. mit den Waffen der Religion gegen 
das Übel aufzutreten unternahm. War aud) der für diefen Kampf auderfehene Grund und 
Boden der richtige, jo war doch die Führung der Waffe nicht die geeignete. Ludwig ließ durd 
den Erzbiſchof von Paris, Guillaume de Saligny, einerzufammenberufenen Berfammlung Tieder= 
liher Dirnen mit nachdrücklicher Vermahnung ihr fhändliches Leben vorhalten und ihnen Zufluchts⸗ 
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ftätten in ven maisons de Chartieres (maisons de filles Dieu) anbieten. Bon feinem Kreuzzug 
aus dem Heiligen Lande zurückgekehrt, verfügte er in ver Drdonnanz von 1254 die vollftändige 
Audrottung der Proftitution und bewilligte aus feiner Privatfaffe die Gelder zur Aufnahme und 
Erhaltung von 200 befehrten Dirnen im Klofter der filles Dieu. Diefe erfte Manifeftation und 
That der „Sittenpolizei” wider die „legale Proftitution‘ erwies ſich Togleich als eine Proftitution 
der geſetzgeberiſchen Gewalt jelbft, da fie dem gewerbsmäßigen Lafter ein Aſyl eröffnete und es 
in diefem Aſyl zur Gruppe vereinigte, ohne das Übel zu erkennen und ihm an die Wurzel zu 
fommen. Der Behlgriff des Bannens, Abſchiebens und Negirens trat ſchon jegt fharf hervor. 
Noch binnen Jahresfrift mußte der edle König jene Ordonnanz zurüdnehmen. Die filles Dieu 
hatten mit dem Schein ehrbarer Flöfterliher Zucht die raffinirtefte Kofetterie getrieben, fie 
wußten mit diefer pifanten Zuthat die Lüfternheit der Wüfllinge nur noch zu fleigern und hatten 
ſchon jegt die Würde des Flöfterlichen Lebens tiefer herabgerifien, als felbit die ausſchweifendſten 
Männer in den Klöftern und im geiftlihen Stande überhaupt das jemals vermodht hatten. Am 
Hofe ded Königs figurirte eineigener Beamter, roi des ribauds ?), als höchſter Schiensrichter der 
„legal“ gewordenen Proftitution, und vdiejer König der Ribauds mußte und fonnte feine 
ſchmachvolle Stelle durch die Regierung aller nahfolgenden Könige von Frankreich bis zu Branz I. 
fortjpielen, welcher diefe Stelle endlich aufhob. Der ungeheuere Midgriff ver Polizei, melde 
felbft die Hand geboten hatte zur Nivellirung des löfterlihen Lebens mit der gewerbömäßigen 
Liederlichkeit, führte aud) eine gleihmäßige Nivellirung des ganzen bürgerlichen Lebens und der 
Proftitution herbei. Es war ſchon völlig vergeblich, daß der Prevot von Paris mitteld Ordon⸗ 
nanz von 1360 den öffentlichen Dirnen verbot, gleich ehrbaren Frauen Seide, Gaze, Schmuck 
und Pelzwerf zu tragen, oder daß et in der Orbonnanz von 1374 in den neuerrichteten clapiers 
der Liederlichkeit den nächtlichen Verkehr verbot. Mag man die Literatur diefer Jahrhunderte 
durhmuftern, feien e8 hiſtoriſche, geiftliche, weltliche, profaifche, dichteriſche Werke, das Pöni- 
tentiale ded Hrabanus Maurus, die Gefhichte des Vitriaco, die von Barbafan und Le Grand 
v’Auffy *) u. a. gefammelten Fabliaux, Jeux-partis, Tensons der Trouveurs, oder die Bigar- 
rures et Touches des Tabourot ꝰ), überall findet man den Athem verfegenden Wüftenwind über 
den verfengten Boden ver Sitte fahren, auf welhem kaum hier und da ein grünender Keim fi) 
hervordrängt. Das inzwifhen aufkommende, von vielen ald „ein wahres Glück der Zeiten‘ 
gepriefene Rittertbum, „welches die jinnlichen Leidenſchaften bändigte, die Tugend aus Achtung 
gegen ſich und andere gründete und fozufagen das Piedeftal der zarten Bewunderung und der 
Thron der Ehre war, auf welchen es das Weib fegte, und deffen Princip in der fittlichen Erhebung 
des weiblichen Geſchlechts beftand, das durch die Proftitution auf die niederfte Stufe der Sklaverei 
herabgefegt war” 6), hat keineswegs folde volltommen günftige Wirkungen gehabt. Gerade im 
Nitterthum findet man neben der [härfften Afcefe die ärgiten geſchlechtlichen Ausfhweifungen, 
neben der nahezu abgöttifchen Verehrung des Weibes die ſchamloſeſte Liederlichkeit und eine arge 
geiftige und fittliche Berwahrlofung der Kinder. Die efelhaft ausſchweifende Spitzfindigkeit, weldye 
in ven Schulen, ven Reben, den Predigten und theologijhen Schriften jenes Zeitalters ſich zur 
Geltung gebracht, und welche in der erotifchen Jurisprudenz der ebenfo jehr von der gröbften 
Unſittlichkeit wie von dem an Fanatismus grenzenden Purismus der Liebe ftrogenden Jeux-partis 
und der Tensons der Trouveurs den Grundton angab, brachte aud) bei der vamaligen oftentirten 


3) Die ribauds waren ein Gorps wagehalfiger Abenteurer, welche bei Schlachten und Belagerun: 
gen den erften Angriff thaten. Die Geſchichtſchreiber Philipp's II. (Auguſt) gedenfen ihrer öfter. Bei 
der damaligen Kriegszucht und Kriegführung arteten die ribauds fehr bald in Horden wilder Banpiten 
aus und der Name wurde bald zum argen Schimpfwort. Der roi des ribauds war ein föniglicher Hof: 
diener,, welcher in der Armee und auf Reifen die Aufficht über die öffentlichen Spiele, Borbelle und lie: 
derlicden Dirnen zu führen hatte. Letztere mußten ihm fogar durch den ganzen Monat Mai die Zimmer 
reinigen. Er führte bei Hinrichtungen das Präfldium und richtete oft mit eigener Hand die Verurtheil⸗ 
ten bin. So erklärt fi, daf in einem Etat des königlichen Hofes von 1328 ſich der König der Ribauds 
ober der Henker von Tonloufe aufgeführt findet. 

4) Le Grand d'Auſſy, Fabliaux ou contes du XII et du XIII siecle,-fables et romans du XIll. 
Avec des notes historiques et critiques, et les imitations qui ont ete faites de ces contes de- 
puis leur origine jusqu'à nos jours (5 Bde. Paris 1779— 81). 

5) Les Bigarrures et Touches du Seigneur des Accords (Tabourot) (Paris 1585, 1603; 
Rouen 1614, 1628, 1671). 

6) 8. ©. Hügel, Zur Gefchichte, Statiftif und Regulirung der Proftitution. Social-mediciniſche 
Studien in ihrer praftifchen Behandlung und Anwendung auf Wien und andere Großftädte. Nad) amt⸗ 
lihen Quellen (Wien 1865), ©. 32. 
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Ehrfurcht gegen das Weib das galante fafelnde Geſchwätz zu ungemeinem Credit und ſchuf eine 
Metaphyſik des Gefühld, die um jo läherliher war, je jubtifer fle zugefpist wurde. Die dabei 
entjtandenen Streitigkeiten, welde man nicht anders als durch Gerichtöhöfe mit abfoluter Au— 
torität ſchlichten zu können glaubte, wurden nun vor die Cours d'amour ?) gebracht, deren Lächer— 
lichkeit nur noch durch ven Schaden übertroffen wurde, ven jie anrichteten. Als zu der ſittlichen 
Epivemie nod; der Heftige Ausbruch der phyſiſchen, die Syphilis, hinzukam, verfügte Karl IX. 
durch die große Ordonnanz von 1560 die Aufhebung der Borbelle und verordnete auchdie „Aus— 
rottung der Proftitution“ ; wie vergeblich, das zeigt die folgende Zeit und fein eigened wie feiner 
ausſchweifenden Nachfolger üble Beifpiel, welches ja von oben herab nur verberblih auf das 
Bolf wirken mußte. Am fpätern glatten Hofe des üppigen Louis XIV. , ded wuchernden Regenten 
Orleans mit feinen Roues, des wollüftigen Ludwig XV. mit feinem fhändliden Hirſchpark er— 
ſcheint die Proftitntion nahezu natürlich in ihrer geihulten Kunft und Raffinerie. Mindeſtens 
iſt man beim Stubium der franzöſiſchen Geihichte ſchon durchaus darauf vorbereitet, daß in der 
Revolutionszeit die Freudenmädchen halb nackt und mir entblößtem Bufen auf den Straßen 
umberlaufen. Ganz Paris war ein einziges großes Bordell und das Palais-Royal die Eitadelle 
darin, deren Räumung infolge der Julivevolution auch nicht den geringften Einfluß üben konnte, 
um dad Nivellement der Proftitution mit der bürgerlichen Gefellfhaft aufzuheben. Frankreich 
hat feine „legale Proſtitution“ und diefe hat, wie neuere deutſche Schriftfteller ohne Scheu rüh— 
mend hervorheben, „ihren Goder, ihre Uſancen, ihre Gebräuche, ihre Privilegien, ihre corpora- 
tiven Inftitutionen, ihre eigene Sprache, macht einen integrirenden Theil der Organifation des 
focialen Körpers aus und bildet deſſen parties secrötes” | 

Iſt das beftändig durch äußere und innere Ereigniffe in Bewegung erhaltene Frankreich nady 
den vielfahen und bunten Maßregeln feiner Staatspolizei zu diefem fehr bedenklichen Refultat 
gelangt, jo weiftdie Geſchichte aller übrigen chriſtlichen Staaten dieſelbe Verwechſelung der Symp- 
tome des Übels mit dem Übel felbft und darum fehr ſchlimme Misgriffe der Staatöpoligei auf, . 
welche ſich vergeblih bemühte, dem wachſenden Sittenverfall entgegenzuarbeiten. Überall 
reflectirt ji aber von den eingefhlagenen Wegen ver Geſetzgebung die Reproduction der Volks— 
individualität aus den politifchen, focialen und geographiſchen Situationen, ohne daß irgenbein 
Volk oder Land in der modernen Organifation der Proftitution ih mit Frankreich meſſen fönnte, 
wenn auch leider Hier und da ohne Grund und Nothwendigfeit der üble Verfud gemacht ift, 
die äußern franzöfifchen Formen zu copiren. ine jpecielle hiftorifche Überſicht dieſes Sitten- 
lebens in den einzelnen Staaten läßt ſich hier nicht geben. Doc laffen ſich einige allgemein 
wahrnehmbare Grundfäge zufammenfaflen. Bis zu Ende des 11. Jahrhunderts findet man die 
Proftitution durchgängig von der Gejeggebung mit großer, oft barbariſch roher Strenge verfolgt. 
Mit dem 12. Jahrhundert trifft man, und namentlich in ven Staaten, welche am meiften, befon- 
ders durch den Handel ober durch die Kreuzzüge, mit dem Orient in Berührung kamen, die Ein 
richtung von Borbellen, meiftend mit Badftuben vereinigt. So in Neapel, Rom, Genua, der 
Lombardei, der Schweiz, Spanien, England u.a. Die beſonders durch die Kreuzzüge vermit⸗ 
telte Kenntniß und Nachahmung orientaliicher Ausſchweifung ift fo unverkennbar wie bemerfens: 
werth. Die fittlihe Entrüftung der jpätern Staatspolizei griff zu den verfhiedenartigfien 
Mitteln dagegen. Sie erblidte zwar im Gölibat und in ver grenzenlofen Ausſchweifung des 
Klerus den mächtigen Förderer ver Proftitution und verfuchte hier und da, wenn auch miteinigent, 
doch nie mit durchſchlagendem Erfolg gegen denjelben aufzutreten, ohne jedod) den wahren Feind 
in der durch dies Gölibat vertretenen und vom fittenlofen Klerus verhöhnten Negation des in 
der menfhlihen Doppelnatur unvertilgbar gegründeten ſinnlichen Bactors zu erfennen. Die 
Erfolglofigkeit der wenn aud von dem ehrbaren Leben in den Zünften ſtets Fräftig unterftügten 
gefeggeberifhen Bemühungen führte zur vollen Gewährung der Bordelle, und die in diefen Afy- 
len privilegirten liederlihen Megen fonnten nit allein nad) corporativer Gonfolidirung, Re— 
präfentation und Vertretung ftreben, fonbern auch jogar die nicht privilegirten Winkeldirnen 
verfolgen und deren Privatmohnungen ftürmen. Gine merfwürbige Anfhauung und Gewalt 
des Lehnrechts wie ded Glaubens an die Nüglichfeit der Bordelle zeigt ih in ven förmlichen 
Belehnungen mit „Brauenhäufern‘, wie dad im 13. bis 15. Jahrhundert unter anderm in Wien, 
Mainz, Würzburg und in der Schweiz, ja fogar jelbft in Rom, der Fall war. Die Verbreitung der 
durch die Sölpner und veutichen Landsknechte weithin verfchleppten Luſtſeuche fonnte durch die 
Bordelle nicht verhindert oder verringert werden. Der größte und gewidtigfte Schritt gegen die 


7) Bgl. Avi⸗Lallemant, Das deutſche Gaunerthum (Leipzig 1858—62), IU, TO, Note. | 
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Proftitution gefhah in Deutfhland durch die Reformation, welche das Eölibat ver Geiftlichen 
aufhob, wohingegen durch die Einrichtung der ftehenden Heere einebenjo ausgedehntes indirectes 
Eölibat ohne Scham und Gram eingeführt wurde, welches in nicht zu verhehlenver höchſt nach⸗ 
theiliger Weife auf die bürgerliche Zucht und Sitte einwirkt. 

Bei der Frage, ob dad Bordellweſen no länger zu dulden und wie überhaupt der Pro— 
ftitution beizufommen fei, maß man vor allem aud noch einen Blic auf die Länder und Orte 
werfen, welche feine „legale Proftitution‘ haben. In Spanien, wo unter Philipp IV. im Jahre 
1625 durd Einfluß ver Jefuiten die Bordelle aufgehoben wurben, gab erſt unter Ferdinand VII. 
die durch die franzöfifchen Kriege weit durch Spanien verfchleppte Syphilis Anlaß zur lebhaften 
Discuffion Hinfichtlih der Frage über abfolute Verbietung und Verfolgung der Proftitution 
ober über Erridtung und polizeiliche Beauffihtigung von Borbellen. Die namentlid) 1822 
und 1854 beſonders lebhaft ventilirte Frage ift in Feiner Weife zum Aystrag gefommen und in 
Spanien fehlt e8 an jeglicher Beauffihtigung ver im geheimen beftehenven Bordelle. InRom, 
wo fhon 1033 Benedict IX. nahe bei der Kirche des heiligen Nifolaus ein Bordell errichtet, 
Paul I. ein Proftitutionsftatut 1471 publicirt, Sirtus IV. eine Menge befteuerter Bordelle 
(von denen die Steuer, oder der Milchzins, ih drei Jahren 5 Mill. Ducati eingetragen haben 
fol) eingerichtet, Julius II. die Bordelle 1510 in beftimmte Quartiere gewiejen, Leo X. und 
Paul IN. dad Proftitutiondftatut Paul’ IL. revidirt, Clemens VII. die Erbſchaftsverhältniſſe 
der Luftdirnen geregelt, Julius III., Paul IV., Pius IV. eine Kleiderordnung vorgefährieben, 
Sirtus V. aber die Bordelle aufgehoben hatte, hat die geheime Proftitution niemals aufgehört, 
und gegenwärtig eriftiren nicht wenige geheime Borbelle und Abfteigequartiere, darunter fieben 
Bordelle an ver Rampe des Gapitold und in der Fremdenlegion.%) Aud in Öfterreich gibt es 
feine „legale Proftitution‘‘, obfhon von den früheften Zeiten an bis zum Regierungsantritt 
Joſeph's II. zu verſchiedenen Zeiten manderlei Mittel zur „Regulirung der Proftitution‘ in 
Wien gemacht find. Eine Gefhichte ver Proftitution, namentlich in Wien, theilt Hügel in fei- 
nem fürzlich erſchienenen Werke, befonderd ©. 49 fg., mit, welche mit einer kurzen Geſchichte der 
von Maria Therefia, gewiß mit der beften Abficht, eingefegten, jedoch durchaus verfehlten „Keuſch⸗ 
heitscommiſſion“ abjchließt und ſchwere Klagen über die in Wien herrfchende moderne geheime 
Proftitution führt, wie denn das ganze Werk entſchieden auf die Einführung von Bordellen be: 
ſonders nad) franzöſiſchem Mufter abzielt. 

Mie bei diefen Erfcheinungen überall der Einfluß des Gölibatd, der Kriege oder anderer 
politifher und focialer Ereigniffe in unverfennbarer Weife hervortritt, fo zeigt ſich auch in dem 
verbichteten und durch eine Menge eigenthümlicher Rechtöformen getragenen Volksleben Eng: 
lands die Proftitution in ftarfem Grade verbreitet. In der englifchen Culturgeſchichte prägt ſich 
wie faum bei irgendeinem Volk ein ftreng fittliher Ernſt aus, wiewol diefelben Einflüffe, welche 
anderswo nachtheilig auf die Sitten wirkten, ſich allerdings auch in England geltend gemacht 
haben. Die mit der Proftitution verbundenen öffentlihen Badſtuben finden fi fhon im 12. 
Sahrhundert, und auch ſchon Heinrich II. erließ 1161 ein fpäter von Eduard IH. und Heinrich IV. 
beftätigtes Borbelfreglement, welches jedoch der Proftitution große Beihränfungen auflegte. 
Heinrich VII. ließ 1506 die Badftuben fließen, wiewol diefelben fpäter mit feiner Bewilligung 
wieber geöffnet wurden. Heinrich VII. hob jedoch 1546 diefe Badftuben definitiv auf. Gegen 
wärtig fennt man in England weder eine legale Proftitution, noch gibt e8 dort Öffentliche und 
von der Polizei controlirte Bordelle. Doc trifft man, namentlich in den größern Städten, 
zahlreiche geheime Bordelle, deren Eriftenz auf der durch die Habeas-Corpus-Acte (1679) ge: 
währleifteten Unverleglichfeit ded Hausrechts fi gründet und um fo ungefährbeter bleibt, als 
das Eindringen der Polizei in Privatwohnungen nur bei einem Verbrechen oder mitteld eines 
nur mit großer Umſtändlichkeit zu erlangenden richterlichen Beſehls möglid if. Cine nur 
einigermaßen beftimmte Überſicht über die Zahl der Bordelle und Luftvirnen in England läßt ji 
nicht geben. Die beſtehenden Angaben beruhen nur auf den ungefähren Schägungen der Polizei 
oder auf ven vereinzelten Erforfhungen der manden philanthropifchen Vereine und find über- 
dies ſtets nach ver Zahl der Einwohner in den einzelnen Städten und nad) der politifhen, geogra- 


8) Merkwürdig ift noch, daß — wie Reyfler in feinen neueften Reifen, I, 463, erzählt — noch in 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts, ganz wie in den Zeiten des alten Rom, die Luftdirnen eine Kerze 
vor ihren Gemächern oder Kammern brennen hatten, weldye nur während eines empfangenen Beſuchs 
weggenommen wurde; ähnlich wie der gravitätifche Spanier bei gleicher Gelegenheit feinen Degen vor 
der Thür der Dirne ftehen läßt, folange er bei ihr weilt. 
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phifhen und focialen Situation innerhalb der Ießteren zu bemeffen. Nur mit dieſer Berück— 
fihtigung hat die bei Hügel, a. a. O., ©. 156, nad angeblich amtlichen Hatiflifchen Daten auf 
der Bafis von 1858 gegebene Tabelle über die Bordelle in den vorzüglichften Städten Europas 
(mit Einſchluß von Neuyorf, wo, wie in England, ebenfalls Feine Öffentliche Borbelle eriftiren ) 
einigen Werth, um eine, wenn auch immerhin unzureihenvde Panopſis der Proftitution in ven 
wichtigſten Städten Europas aufzuftellen. 


Inferibirte allein Anzahl der inner- 
wobnende Yuit- hal ——— 
Städte. Bordelle, Bordellmädcen. mädhen. den Spitälern an 


—— 
Paris. . . 204 1502 5000 9) 8094 
Bordeaux . 12 70 493 529 
on . . . 54 370 690 473 

Marfeille . . 51 413 816 930 
Nantee . . 31 234 264 287 
Stradburg . 30 247 250 336 
Peteröburg . 178 770 1123 1032 
London . . 3335 30015 9) — 12670 
Liverpool . . 770 2900 — — 
Edinburgh. 203 800 — — 
Glasgow . . 204 1475 — — 
Mandefter . 266 710 — — 
Neuyork . . 618 7860 6000 14770 
Madrid . . 105 1175 — 2867 
Brüffel . . 42 208 658 212 
Hang . . . 10 74 306 250 
Rotterdam . 16 131 231 213 
Amfterdam . 19 200 700 530 
Utrecht . . 4 87 111 86 
Berlin . . 24 240 600 2133 
Hamburg . . 124 712 174 632 
Kopenhagen . 68 194 56 — 
Rom . . . 7 56 — — 
Leipzig 65 209 117 150 
Schweizerſtädte 49 352 — — 

6489 51007 17389 46058. 


Nach einer ſolchen Muſterkarte der legaliſirten ſittlichen Entartung des cultivirten Europa, 
welche immer nur noch höchſt euphemiſtiſch die von der Volizei patroniſirte Partikel der Proſti— 
tution aufweiſt, muß der moderne Rechtsſtaat, welcher ſowol an der mittelalterlichen Theorie 
der allgemeinen Wohlfahrt und Glückſeligkeit, der verkümmerten Ariſtoteliſchen VPhiloſophie 
ohne Bedingung ethiſcher Subſtrate, als auch an feiner eigenen Geſchichte ſeit Hugo de Groot 
ſo gewichtige Lehren erhalten hat, ſich denn doch endlich mit ganzem Ernſt bewußt werden und 
es mit vollem Muth ausſprechen, aber auch zu Saft und Blut des Staatsorganismus werden 
laſſen, daß das Recht nur auf ſittlichen Grundlagen Beſtand habe. Der chriſtliche Staat, welcher 
die höchſte Sitte fordert, iſt ein anderer als der Rechtsſtaat, welcher die „legale Proſtitution“ 
duldet. Auch iſt innerhalb der Conſequenzen des Rechtsſtaats die Proſtitution ein mit keiner 
politiſchen Nothwendigkeit zu rechtfertigender Widerſpruch. Der Rechtsſtaat, welcher nach ſeinem 
Cover die Unzucht, die Nothzucht, den Inceſt, ven Ehebruch, die Päderaſtie und Sodomie ftraft, 
darf nicht dulden, daß die Unzucht öffentlih unter der Agide der Polizeibeamten ded Staats ſich 
verfauft, darf nicht dulden, daß die Borvellwirthe unter derſelben Agide mitten im cultivirten 
humanen Europa die perfönliche Freiheit des Individuums antaften und unter dem verbredheri- 
ihen Borgeben ver Auslöfung von Schulden, welde mit der raffinirteften Schlauheit und mit 


9) Außer den inferibirten öffentlichen Mädchen ſchätzt die Polizei die Zahl der nicht eingefchriebenen 
ſich proflituirenden Frauensperfonen auf 26000. 

10) Die Bolizei fchägt die Zahl ber Luftmäbchen Londons auf 40000, die Zahl der infcribirten Mäd— 
chen läßt fich der in England überall fehlenden @inregiftrirung wegen nicht angeben. 
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dem unerhörteften Zwang und Wucher aufgedrängt jind, ihre Opfer von einem Borbell ins 
andere wie Sklaven oder Schlachtvieh jhleppen, tariren und verfaufen; darf nicht dulden, daß 
Kupplerinnen, Verſchickfrauen und Gommiffionare von diefem Verbrechen unter polizeilichen 
Schug und Trug eine [hmähliche Mäflercourtage ziehen; darf nicht dulden, daß unter dem Schuß 
derjelben Volizei, welche die Verbrecher überall verfolgen ſoll, die Borvelle zu den fiherften 
nädtlihen Schlupfwinfeln und Afylen für Gauner und Verbrecher aller Art dienen, und barf 
nicht dulden, daß Staatöpolizeidiener in den Borbellen ftrafbare Grpreffungen ausüben und 
felbft zu Berführern ??) und Kupplern werden, um mit raffinirter Plusmacherei ven eigenen 
Beutel zu füllen; man muß erkennen und ausſprechen, daß die „legale Proftitution“ in ihrem 
Grund und Wefen nichts anderes ift ald ein ftrafbares Verbrechen ver Polizei und der Titel der 
„Sittenpolizei” nichtd anderes ald ein wie zum Spott und Hohn des Rechts und der Gitte ge: 
wählter unverantwortliher Euphemismus. 

Wie jeder erfahrene und gewiffenhafte Polizeimann diefem Bekenntniß offen und rüchalts- 
108 zuftimmen muß, jo muß er aud in Übereinftimmung mit den bedeutendſten und erfahrenften 
Syphilidologen befennen, daß ed überaus jchlecht beftellt ift mit der ganzen blöden und hoch— 
müthigen Weisheit der Polizei, welche mittel der öftern ärztlichen Linterfuhungen in den Bor- 
dellen ver Syphilis und deren Weiterverbreitung jleghaft entgegenzutreten vermeint. Es fteht 
feft, daß auch Die genaueften und häufigften Unterfuhungen nur ganz negative Refultate ergeben, 
daß die Verbreitung der Syphilis faft ganz unabhängig davon und daß ed geradezu unmöglich) 
ift, irgendwelche Mapregeln zu treffen, um dieBerbreitung der Syphilis durch die Borbellpirnen 
zu verhindern. Berühmte gewiflenhafte Ärzte ftehen nicht an, zu befennen, daß ungeachtet ihrer 
forgfältigften Unterfuhungen der Dirnen dennoch Anſteckung erfolgt fei. Das Entwidelungs: 
ſtadium der Syphilis entgeht faft ganz dem ärztlihen Auge und die Anſteckungsfähigkeit des 
ſyphilitiſchen Gifts ift im progrejfiven Stadium bei weitem größer ald in dem Negenerationd- 
zeitraum, in weldem das Geſchwür ſchon entwidelt und das Secret fhon purulent ift, und in 
welhem Stadium die Krankheit erft mit Sicherheit entdedt werden fann. So erfhheint es faum 
begreiflich, wie die Protectoren der Bordelle noch zu behaupten wagen, daß der heimlichen Pro- 
ftitution und der angeblich durch diefe verbreiteten Syphilis durch die Bordelle entgegengewirkt 
werden fönne. Es fleht feit, daß die Ausbreitung der Syphilis beſonders abhängig ift von dem 
durch Handel, Schiffahrt, Eifenbahnen u. dgl. vermehrten Verkehr, und daß Eimatifhe Ein- 
flüffe, daß der Wechſel des Orts und der Lebensweiſe eine wichtige Molle dabei fpielen, und daß 
fie jogar den Wiederausbrud der in der Heimat des infieirt Gewefenen jcheinbar geheilten Sy: 
philis fördern, ſodaß die von den Protectoren ver Bordelle aufgeftellten numerifchen Angaben 
völlig unzuverläffig erfheinen. Noch weniger ftihhaltig if die Behauptung, daß die Bordelle 
die Zahl ver unehelihen Geburten verringern. Man varfgerabezu dad Gegentheil behaupten. 
In Hamburg mit feiner oftentirten geſchwollenen Broftitution kommen ſehr häufig uneheliche 
Geburten, zahlreiche Kindermorde und Kinderausſetzungen neben ven brutaliten Gejhledhtöver- 
irrungen vor, während im nahen Medlenburg vie viel zahlreihern unehelihen Geburten viel 
weniger eine weite Ausbreitung der Proftitution und eine bedenkliche Entfittlihung des Volks 
beweifen, ald ven höchſt beflagendwerthen Mangel einer verftändigen Gefeßgebung, welche die 
Schliefung von Ehen fördert. Auch in Lübeck, wo es ſchon 1854 dem im Jahre 1852 neu ein- 
gejegten Polizeiamt gelungen ift, nicht nur die allergefährlichften Bartifeln der legalen Proſti— 
tution, bie alleinwohnenden eingezeichneten Dirnen (jogenannte Einfpänner), ſämmtlich zu be- 
ſeitigen, ſondern aud) ungeachtet des jihtbar zunehmenden Handelöverfehrs die Zahl der Bor- 
delle auf 8 mit jet zufammen 43 Dirnen beſchränkt zu erhalten, it das Verhältniß der unehe- 
lihen Geburten zu den ehelichen in ven legten 11 Jahren nicht größer ald 1: 82/,. 

Faßt man nun die gefammte Proftitutiondgefeßgebung des chriſtlichen Europa ind Auge, fo 
ergaben jih aller Orten und Zeiten die größten Schwankungen, Abweihungen und Wider: 
jprüche, welche nicht nur im politifcher und juriftifcher, fondern auch in eulturbiftorifcher und piy- 
chologiſcher Hinfiht merfwürdig find. Klar und lebendig leuchtet aber doch durch allen trüben 
Wirrwarr der Gedanke hindurch, daß die Sünde ſich nicht durch die Fable Negation abfertigen 
läßt, und daß fie gerade ven am jicherften faßt, welcher fie am meiften verleugnet und ſich von ihr 
abwendet, anftatt ji vem Gegner Auge in Auge gegenüberzuftellen und zum fleten Kampfe ge- 


11) Vgl. die Bekenntnifje der Dirnen vor dem Bräfidenten von Gerlach und den Behörden zu Franf: 
furt a. DO. über ihre Derführung von namhaft gemachten Polizeimännern bei Bosner, Die Wiedereinfüh: 
rung der Bordelle in Berlin (Berlin 1851), ©. 49 u. 50. 
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rüftet zu fein. Die „legale Broftitution‘ ift ein großer politifcher Fehler, weil mit ihr und durch 
fle die ganze Proftitution anerkannt ift, und weil jie nur die.individualifirte und localifirte Einzel- 
gruppe bildet, welche trog der fheinbaren Iſolirung und trog aller Strenge und Härte in der 
Überwachung doch jederzeit in die gefammte Proftitution aus: und einläuft. Die ftarfen und 
bunten Schwanfungen diejer Öefeßgebung deuten aber auch darauf hin, daß der nie ganz zu ver⸗ 
leugnende ſittliche Factor im ſtaatlichen Leben fih zur Geltung bringen will, daß aud die nie- 
mals vom Staat zu unterfhägende Neproduction des Menſchen aus feiner politifchen und foria= 
len Situation als wichtiges Agens des ftaatsbürgerlichen Lebens vom Staat felbft beadtet und 
anerkannt ift, vaß aber auch verfelbe Staat die zu Tage tretenden Refultate diefer Reproduction 
nur einfeitig als im ftaatöbürgerlihen Leben mit natürliher Nothwendigkeit hervortretende 
Wirkungen betrachtet, anftatt mit klarer Objectivität jih bewußt zu fein und zu Ausdruck und 
That zu bringen, daf die Situationen, aus welden die Reproduction des Menſchen hervorgeht, 
als Urſachen von Wirkungen der genaueften Beachtung und Berüdfihtigung des Staats bevür- 
fen, und daß daher, wie fhon oben dargeftellt, die Staatögewalt, um die Situationen am voll- 
fommenften zu beherrfchen und um die Reproduction dedmenjhliden Individuums zum richtigen 
harmonijchen Audtrag zu bringen, fidy ftet8 die Grundanſchauung ungetrübt erhalten muß, daß 
der Trieb und Drang des Menſchen zum Staat von Gott der menſchlichen Natur nicht als bloßer 
ſinnlicher Trieb oder als beherrſchende Naturfraft eingepflangt ift, fondern als ein von dem Ge⸗ 
ſetz der Materie ſich ablöfendes höheres geiftig=fittliches Leben, in welchem der Menſch ſich geiftig 
auslebt und in voller geiftiger Kraft fi zum Böttlichen erhebt. Die beftehende Proftitutions- 
gejeßgebung ift aber ein jehr zu beadhtender Beweis ſowol von ber Unverleugbarfeit ald auch von 
der mehr oder minder flarfen Trübung diefer Grundanfhauung. Denn in der Statuirung der 
„legalen Proftitution‘’ überhaupt, wie in den von den Protectoren der Proftitution in bunt zer- 
flüfteter Reihe aufgezählten „Urſachen ver Proftitution‘’ ift es geradezu ausgebrüdt, daß die 
aus den mangelhaft überwachten und gelenften Situationen hervorgefommenen Refultate, wie 
übel und krankhaft fie aud) fein mögen, als natürliche und nothwendige Ergebniffe des bürger- 
lichen Lebens und als harakteriftifhe und nicht abzumeifende Eigenthümlichkeiten deffelben an— 
gefehen werden, denen bei der weitern Ausbildung diefes Lebens, Rechnung getragen werben 
müffe. Darum fheuen ſich aud neuere Schriftiteller nicht, jogar „die Kofetterie”, „ven Hang zur 
Liederlichkeit“ u. dgl. als „Urſachen ver Proftitution‘ aufzuzählen, während diefe „Urſachen“ doch 
ſchon die Unſitte und das Lafter felbft ind. Die Trübung jener Orundanihauung ift auch die 
Urſache, daß ſelbſt die hoch anzuerfennenden menfhenfreundlichen und aufopfernden Beftrebun- 
gen ehrenhafter und von dem fittlichen Verfall unjers ftaatsbürgerlichen Lebens tiefergriffener 
Männer Feine erhebliche Erfolge haben erreichen fönnen. Der Bli auf dad Ganze und auf das 
Ganze der Aufgabe wurde von dem bunt dur das Leben laufenden Einzelgruppen, bei denen 
aud nicht einmal durchgängig die concrete Ergreifung des Individuums ermöglicht war, allzu 
einfeltig angezogen und dadurch die Unbefangenheit im objectiven Überblick des Ganzen vielfach 
geftört, So find die zahlreichen höchſt achtungswerthen Geſellſchaften und Inftitute, welche der 
Proftitution entgegentreten, in ihrer Wirkfamfeit gelähmt und fogar in ihrem Anfehen gefährdet 
worben dadurch, daß jie vom rohen Spott ald Organe einer taftlofen und verfehlten Exrperimen- 
talethif Herabgeriffen und ſogar aud die Zucht und Sitte edler Männer felbft verdächtigt wor: 
den find. 

Solange die „legale Proftitution” oder „Sittenpolizei’ zu Schmad und Hohn der Religion 
und Sitte, des Rechts und der Staatöflugfeit anerfannt und beftehen bleibt, folange werden die 
ſittlichen und rechtlichen Fundamente des Staats weiter untergraben und felbft feine Eriftenz ge= 
fährdet werden; aud) droht diefe Gefahr immer bedenklicher zu wachſen, wenn nicht unfer ganzes 
politifhes, vechtlihed und ſociales Leben ih mit voller offener Wahrheit auf die unerfchütter- 
lien Grundlagen der vom Chriſtenthum gelehrten und gebotenen Sitte ftellt. Die überall fi 
hörbar machende Mahnung dazu läßt fih auch nicht mehr ald bloße politifche Sittenpredigt ab- 
weijen; denn das Gewiffen regt ſich allerorten und läßt ſich nicht mehr beſchwichtigen. Es be— 
darf der Fräftigen fittlichen That, und dieſe That vollzieht fih nur mir dem vollen und freien 
Blick auf die Grundwahrheit, daß ebenjo wie die Friction des innern und äußern Menjchen ver 
nothwendige Proceß ift, in welchem er zur Vollkommenheit hinanftrebt, ebenfo aud) der Staat 
ih nur in feiner Beziehung zur Religion vollenden kann, indem viefe von innen nad außen 
auf den Staat und der Staat von außen nad innen auf die Religion wirkt. Die Religion ift 
fein äußerer Apparat, fondern die von innen heraudtretende wirkende Urſache. Das Chriften- 
thum bat nun, wie ſchon oben gezeigt, in der Bamilie, deren Grund und Weſen es in ver größten 
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Reinheit aufftellte, indem es vie Gleichheit des Weibes mit dem Manne zur Erreichung des 
menfhheitlihen Zweds ausfprah und diefer Gleichheit in der Monogamie ven würdigften und 
fräftigften Ausdruck und Halt verlieh, den natürlichen fihtbaren und faßlihen Schwerpunft ver 
Ausgleihung der menſchlichen Doppelnatur nachgewieſen. „Die Familie 12) beruht auf ver 
natur= und jittengefeglihen Nothwendigkeit der gegenfeitigen Ergänzung und harmoniſchen 
Einigung der beiden Gefchlechter zum Zweck der vollftändigften, dem Schöpfungsplan entipre- 
enden Broductivität und der phyſiſchen wie pſychiſchen Erhaltung und Fortbildung der Menſch⸗ 
beit. Aus der Familie nimmt der Menſch nicht nur die erften Selbfterfenntniffe, fondern auch 
die erften Borftellungen von Gott, dem Urgenie, dem ſchaffenden und erhaltenden Prineip; in 
der Familie fteht der erfte Altar, in ihr befindet ſich der Menſch auch in der erften religiöfen Ge: 
meinfhaft. In der Bamilie erwacht zuerft das Gefühl einer über das eigene irdiſche Leben hin- 
ausgehenden Fortdauer, einer die eigene Kraft des Ginzelnen weit übertreffenden Gefammtfraft, 
eines nicht rein felbftfüchtigen Dafeins, einer unzweifelhaft berechtigten menſchlichen Autorität, 
eines felbftändigen Geſammtweſens. Auch die'erften Bernunfterfenntniffe, die erften Beziehun- 
gen deö materiellen Dafeins fnüpfen jih an die Familie, und man fann wohl fagen, e8 gebe eine 
Zeit, ed gebe Verhältniſſe, in denen die Familie dem Menſchen alles ift, in denen das ganze 
menſchliche Leben, das religiöfe wie das weltliche, feinen größern Umfang fennt als den der Fa— 
milie, innerhalb welcher es ſich ganz erfüllt. Und es gab und gibt noch Menſchen, bei denen dies 
mehr oder minder der Halt iſt.“ 

Die Familie ift die am vollfommenften faßlihe Wahrheit des Chriſtenthums, indem fie die 
thatſächliche fihtbare und für die Schöpfungsidee nothwendigfte Verwirklichung der vom Chri— 
ſtenthum geoffenbarten Liebe und in ihrer thatſächlichen Eriftenz wie in ihrem ganzen Gehalt 
und in allen ihren Bolgen die erfte Grundlage des Staats ift. Die Hriftliche Bamilie in ihrer 
Kraft und Fülle hat ſich deshalb aud als hiſtoriſche Thatſache aufgeftellt und ald Grundbebin- 
gung der Staateneriftenz bewährt. Die einmüthige Hinwirfung auf die Erhaltung und För- 
derung bed Bamilienlebens ift auch das wirkfamfte Mittel, um der Proftitution entgegenzuftreben. 
Denn wenn man bie vielen bunten „Urſachen der Proftitution” genauer betrachtet, welche von 
den Shriftftellern der Proftitution aufgeführt werben, fo ift jede dieſer „Urſachen“ ein Frag: 
ment verfümmerten oder zertrümmerten Familienlebens. Wenn aud beifpielöweife in unfern 
zablreihen Fabriken durch firenge Auffiht und Sonderung der Geſchlechter allen unfittlihen 
Begegnungen wirflid vorgebeugt, wenn dur den Unterricht in den Fabrikſchulen eine, ob- 
fhon immerhin nur vürftige, Kenntniß der nothwendigften Unterrichtögegenjtände erreicht, 
wenn dur große Kochanſtalten der unbemittelten Arbeiterfamilie ein billiges Mittageffen er: 
möglicht wird: mo bleibt dann aber das Bamilienleben mit feiner köſtlichen Pietät, wenn fhon 
im acht jährigen Kinde das Bemußtfein des eigenen Geldverdienftes, der Ermöglihung von vor- 
zeitigen Lebensgenüflen, der Unabhängigkeit von den Altern geweckt wird, mit denen e8 höchſtens 
nur des Nachts in dem faum noch ded Namens werthen Alternhaufe zufammenfommt, nur um 
dort zu ſchlafen und früh morgens wieder fortzugehen? Wo bleibt die väterliche Zuht und Mah— 
nung, wo die mütterliche Lehre und der tief in dad Herz des Kindes dringende mütterliche Blid, 
wenn das Kind nicht die Mutter und Hausfrau im Ülternhaufe walten fieht? Wie können die 
fünftigen Mütter und Hausfrauen herangebildet werden, wenn das Kind nicht fieht und fernt, 
wie wirthfhaftlihe Ordnung und Reinlichkeit in den häuslichen Räumen gehandhabt und das 
Feuer auf dem häuslichen Herde angezündet wird? Das find Bragen, weldje ver Bolizeimann, 
ob er aud) die alten Verbrecher und Gauner mit Leichtigkeit abzufertigen weiß, von Tage zu Tage 
bejorgter thun muß, wenn er auf die Jugend fieht, deren Zufunft fi ſchon jegt aus der immer 
mächtiger anfchwellenden Fülle verwegener Verbrechen und ſchändlicher Lafter prognoftieiren 
läßt. Die Pietät ift der Lebensäther der Bamilie; fie ift dem Kinde ebenjo angeboren wie ver 
Mutter die Liebe zum Kinde, und vollendet ih auch fchon in der bloßen Gewöhnung, und fomit 
kann das ganze Familienleben jhon aus der bloßen Gewöhnung ſich zur Vollendung heran- 
geftalten. Mit diefem wunderbaren, faft inftinctiven Zug hat das deutſche Bamilienleben, trog: 
dem ed jo oft verleugnet und trogdem fo viel darauf hin gefündigt worden, ſich doch ald Urtypus 
des deutſchen bürgerlichen Lebens zur Geltung gebracht und dadurch eine überall anerkannte 
welthiftorifche Propaganda gemadt. Denn wohin nur ein Deutfcher gelangen mag, und jei es 
in die weitefte Ferne, da hat er mit jeiner Arbeit eine Familie gegrümdet und hat durch die Fa— 
milie die deutſche Sitte wie in die Meinfte Goloniftenhütte fo auch auf die Fürftenthrone getragen, 


12) Bgl. Held, Orundanfchaunngen über Staat und Gefellichaft (Leipzig 1861), 1, 145. 
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wie er ja auch ſchon lange daheim die ſchmähliche Maitreffenwirtbfchaft früherer Jahrhunderte 
zur Unmöglichkeit gemacht hat. 

Die Proftitution ift feine ganze hiftorifche Erfcheinung. Nur als „legale Proſtitution“ und 
in ihrer innigen Verbindung mit dem Gaunerthum ift fie durch die übeln Misgriffe ver Staats- 
politif hiftorifch gemadt worden. Um der Proftitution überhaupt mit Erfolg entgegentreten zu 
fünnen, muß die „legale Proſtitution“, d. h. das Bordellweſen nebit allen einzeln wohnenden Luſt⸗ 
dirnen befeitigt werden. Dahin zielende Verſuche find freilich ſchon mehrfach gemacht, aber auch 
ebenſo oft bereut und wieder rückgängig gemacht worden. Auch Hier lag der Fehler in dem Man: 
gel an unbefangenem richtigen Bli auf das Ganze und auf das höchſte Ziel. Sowenig hiftori- 
ſche Erjheinungen ſich verleugnen laffen, fowenig die fo weit in das bürgerliche Leben hinein 
gedrungene Sittenverberbniß fih mit einem mal heilen läßt, fowenig Hilft die kahle negirende 
Derretur und dad zuchtmeifterifhe Gebaren der euphemiſtiſchen Sittenpolizei, welde in ihrer 
bureaufratiihen Unfehlbarfeit dem befhränften linterthanenverftande das octroyiren will, was 
jie für Sitte und Sittenförberung hält, während fie jelbft doch der hiftorifche Gründer und Hort 
der „legalen Proftitution” bleibt. Man muß mit dem Anfang und mit ver Berüdfihtigung be— 
ginnen, vaßdie ‚legale Proſtitution“ eine gefegliche und geſchichtliche Eriftengaufzuweifen hat, und 
daß auf diefer Grundlage die Proftitution fih „zu einem integrirenden Theil der Organifation 
des focialen Körperd gemacht hat und deſſen parties secrötes bildet”. Um der Proftitution bei— 
zufommen, muß man vor allem ihren Organismus zum allmählihen Abfterben bringen. Wie 
die Beraufhung des Sittlifeitägefühls dad wefentlichfte bewährte Mittel raffinirter Berführung 
und Kuppelei bei ven einzelnen erforenen Opfern ift, fo berubt das Hauptarcanum des Borbell- 
weſens in der fortdauernden Erhaltung der analogen Beraufhung durch Luxus und Darbietung 
der reichften und üppigften Lebensgenüſſe, welde nur Wahl und Erholung des fleißigen ehr— 
baren Bürgerftandes ald Werf und Lohn feiner jauern Arbeit fein dürfen. Die Kunft und Ge: 
walt diefer Beraufhung in ven Bordellen überfteigt allen @lauben, und der Bolizeimann, welcher 
mit ganzem ernjten Willen und mit ſchwerer Arbeit und Verleugnung genaue und gründliche 
Umſchau gehalten und eine Fülle wahrhaft erjchredender Erfahrungen gejammelt hat, muß 
bezeugen, daß die jheußliche Abfchweifung vom Boden aller Sitte und die Betäubung des doch 
jo tief von der Natur im Weibe begründeten Schamgefühld lange nicht fo fehr die Schuld der 
Dirne ald die ſchmachvolle Kunft und Schuld der Kuppler und Bordellwirthe iſt. Die lieder— 
lichſte Bordelldirne ift lange noch nicht jo verworfen wie der gleisneriſche Bordellwirth, welcher mit 
der ganzen Zurihtung des bürgerlichen Erwerbs fein Gefhäft betreibt und jogar vor der Be- 
hörde darauf pocht, daß er „ſolider Bürger ift und feine Steuern prompt bezahlt”. Die Bordell: 
dirne wird ſyſtematiſch ereditlos gemacht, um fie durchaus nur vom Wirth abhängig zu erhalten; 
fie wird niemald allein gelaffen, damit fie ſich nicht ernüchtert. Nicht die Leiden der bei dem 
großen Fortſchritt ver Arzneikunſt meiftend jehr raſch geheilten Syphilis, ſondern die Ruhe und 
Enthaltfamkeit in ven Kranfenhäufern find die eingreifenden Momente, in denen fi der Drang 
nach ſittlicher Umkehr und der Rückkehr in das ehrbare bürgerliche Leben am meiften ofienbart, 
und nur die Verzweiflung über die fittlihe VBerbammung des Bürgerthums erfchwert die Rüd- 
fehr in dad bürgerliche Reben oder führt die Verſtoßene wieder ind Bordell zurüd. Diefe jittliche 
Verdammung ift aber auch nur noch die einzige Waffe, weldhe das Bürgerthum bei ver unerhör— 
ten Brotertion durch die Polizei dem legaliirten Laſter entgegenftellen kann, und mit welcher es 
in berechtigter Nothwehr die mitten in dad bürgerliche Leben hineinſchwärmenden einzelnen Luft: 
dirnen aus der ehrbaren Bewegung ded Bürgerthums abweift. Solange nicht zunächſt alle ein: 
zen wohnenden Luſtdirnen gänzlich befeitigt werben, wie das in Lübeck mit fehr leichter Mühe 
gelungen ift, folange wird es nichts helfen, daß man den Dirnen und Wirthen den Beſuch öf- 
fentlicher Wirths- und Tanzlocale und Luſtbarkeiten unterfagt. Die prunkend gekleidete Dirne 
weiß doch überall den Weg ind Publikum und hingegen der Kenner die in Buß verftedte Metze 
auf offenen Wegen und Stegen zu finden, und gerade in diefem Begegnen und Binden ift das 
unbeilvolle Nivellement des Laſters mit dem bürgerlichen Leben am deutlichſten gefennzeichnet. 
Gin Todesſtreich für die Bordelle und für die ganze Proftitution wird ed fein, wenn neben ver 
vor allem gebotenen Einziehung aller einzeln wohnenden Luftdirnen nun aud in den Borbelfen 
dem zum Theil jhon auf ven höchſten Gipfel getriebenen Lurus und die Darbietung von üppigen 
Lebensgenüſſen ein entſchiedenes Ende gemacht, wenn deshalb den Dirnen abfolut verboten wird, 
anders als in der ſchlichteſten Kleivung und ohne allen Schmud, gerade auch in der Behaufung 
einberzugeben, und wenn den Wirthen jeglihe Darreihung von Getränfen und Speifen und 
Gewährung irgendwelchen Greditö oder Pfandes an die Säfte und jeglicher, auch der geringfte 


SHaverei 385 


Vorſchuß, jeder Credit, jede Anfhaffung von Kleiverftoflen, Schmuck oder vergleichen durchaus 
unterfagt und durch ftrenge Überwachung unbeſtechlich redlicher und uneigennügiger Polizeibe: 
amten unmöglich gemacht wird. Dadurch vollzieht ſich endlich eine Scheidung zwiſchen dem Auf- 
treten des Lafterd und dem ehrbaren Bürgerthum, nicht nur dem Hußern nad, fondern aud) dem 
Weſen nah. Der Zudrang zu den Bordellen wird fi in jeder Beziehung verringern, das leicht- 
fertige Mädchen wird flatt der beraufchenden Luft das nadte Elend des Laſters erkennen lernen, 
und ber Lüftling wird hinter den kokettirenden Milchglasfenſterſcheiben ver Bordelle nicht mehr 
die bequeme Wirthshausbehaglihfeit oder die raffinirteften Lebendgenüffe neben der bei allen 
fünftlihen Reizmitteln doch immer kalt und mechaniſch gewährten Wolluft fuchen und wird fo- 
mit ſich vor ver Völlerei bewahren, weldye glei furdtbar den Körper wie den Geift vernichtet 
und die Zahl der Hospitäler, Zucht: und Irrenhäuſer in grauenerregender Weife vermehrt. 

Werden dabei von der Polizei und von den ſchon lange beitehenden Vereinen !?) evler 
Menjhenfreunde mit Flarem Blick die fyeciellen topifhen, focialen und individuellen Berhält: 
niffe richtig erfaßt und mit einmüthigem Streben zu der dargeftellten, nie beftimmt genug einzu= 
nehmenden und nie genug zu wahrenden fittlihen Grundlage des ftaatlidhen, rechtlichen und bür- 
gerlichen Lebens hingeleitet, dann, aber auch nur dann wird es bald möglich werden, mit nach— 
haltigem Erfolg die abfolute Aufhebung ver Bordelle zu bewerfftelligen und fomit dem fittlichen 
Element im bürgerlichen Leben die bis dahin arg verfümmerte Geltung und Kraft zu verleihen, 
was jedoch immer vergeblich angeftrebt werben wird, folange die fogenannte „legale Proſtitu— 
tion” und die „Sittenpolizei’ in ihrer dermaligen Befhaffenheit befteht. 

%. 6. B. Ave: Rallemant, 

SHaverei ift ver Zuftand eines Menſchen, an dem ein anderer Eigenthumsrechte bean: 
ſprucht und ausübt. Seinem Herrn gegenüber ift der Sklave abfolut rechtlos; erwirbt er 
Güter, jo ftehen fie dem Gebieter zur Berfügung; geht er Bamilienverhältniffe ein, fo find fie 
für den Befiger nidht vorhanden; von Fförperlidyer oder anderer Mishandlung des Sklaven ſeitens 
des Meiſters kann rechtlich nicht. die Rede fein; und wo das Verhältniß in feiner Reinheit be- 
ſteht, ift das Leben des Sflaven nicht minder Gigentbum des Herrn als feine Arbeit. 

Diefer vollſtändigen Redtlofigfeit fteht ein bis auf die feinften Schattirungen ausgebildetes 
Rechtöwefen der Herren unter fich gegenüber. Iſt der Menſch das edelfte aller Güter, fo ift er 
auch, wo er überhaupt Eigenthum ift, das werthvollſte und recht geeignet, die Entwickelung des 
Eigenthumsrechts zu veranlaffen. In den Vereinigten Staaten bieten ſich bei jedem Streit um 
ein Nutzthier Präcevenzfälle von Streitigkeiten um Sklaven, an denen die gefuchte Rechtsnorm 
bereitd gefunden wurde. Am Sflavenbefig bildet ji das Eigenthumsrecht erft heran, und in 
diefem Sinn ift nit zu leugnen, daß diefe Verkennung aller Menſchenrechte zugleich die Quelle 
alles Rechts ift. 

Mit dem vechtlofen Verhältniß des Sklaven zum Herrn verträgt fi) ferner eine mehr oder 
minder befeftigte Rechtsordnung der Sklaven eines und deſſelben Herrn untereinander, freilich 
der Willfür des legtern unterworfen, da ihm die ungetheilte Rechtſprechung zukommt. Auch 
dem Sflaven eines fremden Herrn gegenüber hat der meinige alle Rechte, die ihm gewährt wer: 
den fönnen, nachdem die Intereffen der beiden Herren und überhaupt ver Klaſſe der Befiger be: 
friebigt find, ein liberreft, der in der Praxis allerdings gering ift. Sogar den fremden Freien 
gegenüber find die Sklaven der Theorie nach nicht völlig rechtlos. Jedenfalls aber ift ver Sklave 
infofern von dem Nutzthier aud in der Rechtsauffaſſung durchaus verſchieden, ald ihm ſämmt— 
liche Verpflichtungen des Rechtözuftandes ebenfo feit obliegen ald dem Freien und deren Über— 
tretung an ihm fogar weit firenger geahndet wird, Nur darf auch hier der Herr nicht leiden; 
wird ihm fein Sflave hingerichtet, fo erhält er Entfhädigung aus vem Staatsſchatz. 

Die Frage, ob die Sklaverei zu Recht beftehen könne, hat für Deutjche feinen praktiſchen 
Werth mehr. Gine wiffenfhaftliche Beantwortung zu geben ift ſchwierig, weil überhaupt bie 
Definition des Nechtöbegriffs noch immer nicht feſtſteht.) Nimmt man an, die Rechte eines 
Weſens feien diejenigen Zugeftändniffe und Keiftungen, die ihm von feineögleihen zufommen, 
und hingegen die Pflichten eines Weſens diejenigen Zugefländniffe und Leiftungen, die ed an 


13) Eine große er folder zum Theil ſchon rühmlich befannter Vereine und Anftalten führt 
Hügel, ©. 217— 222, obſchon bei weitem nicht erjchöpfend , auf. 
1) In dem Art. „Recht, Rechtsbegriff“ in Bluntfchli’s Deutfchem Staats: Wörterbuch wird diefe 
Definition fehr geiftreich umgangen. 
Staats⸗Lexikon. XIII. 25 
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ſeinesgleichen zu machen hat, ſo wäre die Rechtmäßigkeit der Sklaverei gleichlautend mit der 
Behauptung, ein Menſch, der ein Herr zu ſein vorgibt, ſei einem andern Menſchen, den er zum 
Sklaven beanſprucht, gar keine, ihm ſelbſt hingegen der andere alle Zugeſtändniſſe und Leiſtungen 
ſchuldig. Er kann alſo in keinem Fall unter dem Rechtsbegriff, ſondern muß nothwendig nach 
der ihn günſtigſten Auslegung feiner eigenen Anſprüche außerhalb des Rechtsverbandes ſtehen. 
Er kann nicht fagen, daß er fi dem Rechtsgebot unterzieht, fondern muß behaupten, daß das 
Rechtsgebot auf ihn Feine Anwendung findet. Er muß behaupten, daß es rechtloſe Menſchen 
geben könne, die doch ind Unbegrenzte verpflichtete Menſchen fein. Er muß alfo dad Boftulat 
angreifen, daß ed feine Menjchen ohne Rechte geben fann, und dabei doch an dem Poſtulat feſt— 
halten, daß e8 Feine pflichtlofen Dienfhen geben könne. Wenn nun das oben befinirte Recht in 
jeiner Anwendung auf den Menſchen etwas wesentlich Menſchliches ift, fo können feine Men: 
Ihen davon ausgenommen werben. Der Sklavenhalter muß alſo das Recht als etwas weſentlich 
Menſchliches leugnen, und wer diefer Verleugnung widerfpricht, muß die Sflaverei verdammen. 

Aus den Gefühl dieſes Widerſpruchs entfteht der Eifer, mit dem die modernen Befürworter 
ver Sflaverei die Menſchheit ver Raffe, an der fie die Herrenrechte ausüben wollen, in Abrebe 
ftellen. Sie beweijen damit aber zu viel, denn von einer Sklaverei ded Maulthierd fann nie: 
mals die Rebe fein. Man fann von feinem Sklaven ſprechen, ohne ſich einen Menſchen zu den- 
fen. Auch die Breunde der Sklaverei legen dem Hörigen Pflihten auf, was jie doch auf ein 
Thier nicht anwenden fönnen. In der Erfahrung begründet aud) nur die Gemwält den Beſitz des 
Sklaven ; kann diefer jich in den Befi der größern Gewalt fegen, jo hat er gerade fo viel Recht, 
als jein Herr früher hatte, jogar das Recht, den legtern zum Sklaven zu machen.?) Selbft nicht 
auf den Grund irgendeines Vertrags kann Sflaverei rechtlich werben, denn durch einen Vertrag 
ih zum Sklaven hinzugeben, fegt voraus, daß man Berfon und Sache zugleich Tei, was unmög— 
ih, daher jhon das Nömifche Recht vertragsmäßiges Sklaventhum für undenkbar erflärte. 
Ebenſo wenig geftattet da8 Vernunftrecht, daß ein Kriegsgefangener Sklave werde. Diejenigen, 
welche wie Thomas Hobbes ?) meinen, wer im Kriege durd Gnade des Überwinders fein Leben 
gefriftet, müßte num diefes Leben dem willfürlihen Gebraud feines Erhalterd anheimfallen, 
und das fei die Bedingung des Geſchenks gewefen, haben überfehen, daß hier ebenfalls ein 
Bertrag untergefchoben wird. *) 

Intereffanter als die juriftifche ift die volfdmirthfchaftliche Seite der Frage. Wie der Rechts— 
bildung, jo ift die Sflaverei au der Ausgangspunft der Arbeitstheilung, wobei zu Anfang 
nad) dem einfachen Geſichtspunkt verfahren wird, daß die einen arbeiten, damit die andern ge— 
nießen. ine gewiffe Steigerung des Genuffes nicht minder ald der Arbeit wird dadurch un— 
ftreitig erzielt, und hat fomit die Einführung der Sklaverei in der Megel eine Zunahme an 
Volkswohlſtand zur Folge. Es wird jedem ein Wirkungskreis angewiefen, auf den er fih un— 
willfürlid concentrirt und Erfolge hat. Diejen Gang geht die Entwidelung aus der einfachen 
Zafaienfflaverei, in der der Knecht ohne Achtung gegen feine Perfönlichkeit gleich einem bloßen 
Mittel für das phyſiſche Wohlfein der Familie verbraucht wird d), in den Gegenfag zwifchen ven 
Befigern und Bebanern des Ackers. Einen Haupterklärungdgrund für die Entftehung und das 
Wachsthum der Sklaverei findet Mitford®) in dem Übergang der kriegeriſchen Völker von der 
berumfchweifenden Lebensart zu einer feßhaften. Die Beihäftigung des Aderbaued, fagt er, 
paßte nicht zu Dem Geifte eines Friegerijchen freien Volks, e8 bot ſich daher die Idee, das Leben 
der Gefangenen im Kriege zu fchonen, um fie ald Sflaven zum Bau des Bodens zu gebrauchen 
und joldergeftalt den Siegern nützlich zu machen, jehr leicht als eine natürliche Verbefferung 
jened Gebrauchs früherer Zeit dar, wo die bejlegten Feinde immer getödtet zu werben pflegten. 

Auch die Bildung der befigenden Klaffe Fann aus ver Sklaverei Vortheil ziehen, indem fie 
ihnen die nöthige Muße verfchafft. Diefer Vortheil geht verloren, fobald fie ih ihrer Stellung 
bewußt wird und den Bortbeitand oder die Ausdehnung der Sklaverei zum Gegenftand ihres 
Strebend macht. Desgleichen hemmt die Sklaverei aud) den mweitern Fortgang der Arbeits- 


2) Dal. A. Huber’s Auffag Über die Sklaverei im britifchen Weſtindien in den Politifchen Annalen, 
XX, 150 fg. 3) De eive, Kap. 8. 

4) ©. über diefe Frage Schlöger, Allgemeines Staatsrecht; Köppen, Rechtslehre nach Platonifchen 
Grundfägen (Reivzig 1819), ©. 95 fg., wie auch deffen Politif nadı Platonifchen Grundfägen, ©. 40. 
——— Vorleſungen über Politik (Stuttgart 1828), S. 17 fg. Krug, Encyklopädiſch-philoſophiſches 

erifon. 

5) Kant's Metaphufifche Anfangsgründe der Rechtslehre, ©. 117. 

6) History of Greece, Thl. I, Sert. 4, Kay. 5. 
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theilung, weil fie mit jeder geiverblichen Arbeitöluft bei ven Arbeitern unvereinbar ift, alfo nur 
ſolche Neuerungen zuläßt, die dem Nachdenken des Gebieters, der doch lediglich die Früchte, nicht 
aber die Mittel der Arbeit im Auge bat und zur Ausführung jedes neuen Gedankens den Ar— 
heiter erft zwingen muß, entgegenfonmen. So iſt e8 z. B. faft undenfbar, daß ein Gemein- 
wefen von Herren und Sflaven jemals den Mafhinenbau aus ſich heraus hätte entwideln können, 
denn den Sklaven ift e8 einerlei, ob ihre Thätigfeit viel oder wenig abwirft, und ven Herren, ob 
Das Grzeugte den Sflaven viel oder wenig Mühe macht. Sie fordern die Ziegeln, ohne zu fragen, 
ob jie mit Stroh oder mit Kohlen gebrannt werden. Gigentlid Fönnen Sklaven nur Rohpro— 
ducte liefern und Herren nur ſolche beftellen, die fih unmittelbar zur Gonfumtion eignen; jedes 
Mittelglied ift durch die Trennung in zwei Geſellſchaftsklaſſen ausgefhloffen, und wo es dennoch 
zu Stande fommt, geſchieht es infolge der Berührung mit freien Arbeitern, fei e8 im Inlande 
oder in der Außenwelt. 

Die Inferiorität der meiften alten Völker in ven nüglichen Gewerben und Künften, die zur 
Bequemlichkeit und Verfchönerung des Lebens dienen, muß, wie Mac Culloch in feinem „Die- 
tionary“ fehr richtig bemerft, vorzüglich dem allgemeinen Gebraud, fie durch Sklaven verrichten 
zu laffen, zugefchrieben werden. Nicht nur wurde aller Wetteifer und der Trieb, in den Ge- 
werben Berbeflerungen einzuführen, dadurch unterbrüdt, fondern man wurde aud veranlaßt, 
alle nüglihe Befhäftigungen gewiflermaßen mit Beratung anzufehen. Die Handwerfe, von 
Sklaven betrieben, verblieben Jahrhunderte ohne Verbefferung und Vervollkommnung. Die 
Klagen über Nadhläffigfeit, Verſchwendung und ſchlechte Beforgung aller Arbeiten durch Sklaven⸗ 
hände find fo alt wie die Sflaverei ſelbſt. Man lefe nur, was ſchon die römiſchen Schriftfteller, 
namentlih Golumella?) und Blinius®) darüber berichten. Das Einzige, worin ji des Sflaven 
geiftige Thätigkeit bewegen mag, ift das flete Raffinement auf Betrügereien gegen feinen Herrn 
und feine von diefem über ihn geſetzten Aufſeher. 

Das Sflavenweien verhindert ferner die Bereinigung der Intereffen zwifchen Armen und 
Reichen, zwiichen höhern und niedern Ständen und zugleich das Aufkommen einer Mittelktaffe. 
Der Reiche, der Sflaven im Überfluß bat, kann der Arbeit des Armen entbehren, und der leßtere 
hat auf feine Weiſe Bortheil von dem Bermögen des erſtern. Wenn es unter ſolchen Berbält: 
niffen auch für den freien Mann anftändig befunden würde, ſich ähnlichen Arbeiten zu unter: 
ziehen, fo würde er doch nicht einmal Gelegenheit dazu finden. Alle gedungene Arbeit fällt weg, 
und der Unbemittelte, der feine Sflaven hat, muß auswandern oder freimillig felbft Sklave 
werben. Trotz ber dünnen Bevölkerung der Süpftaaten des amerifanifhen Bundes ift daher 
die Auswanderung aus ihnen in den Welten nicht geringer gewvefen als aus den Norbftaaten. 

Überwindet ein Volk aus eigener Kraft dieſe Hinderniffe, fo arbeitet es ſich eben damit zur 
freien Arbeit hindurch; unterliegt aber die Sklaverei einem Andrang von außen ber, jo fommt 
durch diefen Sieg auch die weitere Theilung der Arbeit, mit andern Worten bie volkswirthſchaft⸗ 
lihe Entwidelung zum Durdbrud). 

Auch in Bezug auf das jittliche Leben der Völker ift die Sklaverei der erfte Schritt aud dem 
Chaos in die Ordnung. Genetiſch dürfte fie noch älter fein als die Ehe, welche letztere ſich in 
den meiften Fällen thatjächlih aus ihr heraus entwidelt. Sie bringt den Begriff der Pflicht 
zur Entftehung ald Pflicht des Gehorfans an dem Sflaven und ald Pflicht der Achtung bes 
Eigenthumsrechts an den Freien unter fih. Weiter fannı fie e8 aber nicht bringen, und es bleibt 
bei einer Wildheit, die es faft unglaublih macht, daß ihr eine noch größere Uncultur habe vor: 
angeben fünnen. 

Der Sklave, fagt U. F. Lüder, kann nicht einmal hoffen, fo jhonend von feinem Herrn 
behandelt zu werben, wie diefer feinen Eſel und fein Pferd behandelt. Denn ein unaufhörlidher 
Argwohn und eine Eiferjucht, die nie aufhören kann, leitet das Betragen bed Herrn gegen den 
Sflaven. Die Intereffen beider liegen in einen ewigen Kampfe gegeneinander, und ebendes— 
wegen muß der Sklave dem Herrn in einem Licht ericheinen,, in welchem viefer feinen Eſel und 
fein Pferd nicht ſieht. Diefem Krieg fann der Herr, ein jo guter Menſch er auch fein mag, nicht 
ausweichen, denn er gebt aud der Sklaverei ebenjo unmittelbar ald unvermeidlich hervor. „Wer 
die Länder bereifte”, bemerft der Fürft Pückler-Muskau“), „wo Sklavenherren faft nod un: 
beichränft über Sklaven gebieten, der erflaunt —— wie das Herz des Menſchen trotz Religion 





7) Lib. l, $. 8. 8) Hist. Nat., XVIII, 3. 
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und Bildung dem Erbarmen und aller Nächſtenliebe verſteinern kann, wenn Gewohnheit und 
geſetzlich erlaubte Zügelloſigkeit ven Leidenſchaften freien Spielraum gewähren.” Gin Sklaven- 
halter läßt feinen Sklaven fnuten, weil deffen Weib ihm nicht zu Willen fein will; als darauf 
der Herr verreift, läßt die Herrin des Sklaven Frau mit glühenden Eifen zwiden, weil lie dem 
Befiger zu Willen geweſen. Die Sklavin ſucht zu entfliehen und wird an den Daumen auf: 

gehängt, bis fie ftirbt. Ihr Mann, des Aufruhrs verdächtig, wird lebendig verbrannt, obgleich 
er noch im Sterben feine „Unſchuld“ betheuert. Golden Zuftänden entwindet fi nur langfam 
die Befferung. 

Gleichwol thut fie ed, wenn der Briede und fefte Berhältniffe ihre natürliche Wirkung aus- 
üben; denn der Menſch jhämt fich der Sklaverei; er übt fie urfprünglid nur an Fremden aus, 
vor denen er ſich noch nicht zu ſchämen gelernt hat. Wenn Herr und Sklave lange und intim 
beifammen wohnen, fo gewöhnen fie fih allmählih einander als Menfchen zu behandeln, ein 
jeder räumt dem andern Rechte ein und unterzieht ſich den menſchlichen Pflichten. Bon innen 
oder von außen bricht fich die Freiheit Bahn. 

Diejenigen Eigenthümlichfeiten der Sklaverei, die das Gemüth vornehmlich in Anſpruch 
nehmen, ſind weniger das Weſen der Sklaverei ſelbſt, in dem doch der Kern des Übels liegt, als 
die zur Sicherſtellung des I EN Nebendinge, die Graufamfeiten, mit denen 
jeder Verſuch des Entfommens oder gar der Widerfeglichfeit beftraft wird, die unbeſchränkte 
Anwendung der Tortur in der grauenhafteften Form, die Unfähigfeit ver Sklaven, gegen Freie 
auch nur ald Zeugen aufzutreten, die nothgedrungene Uncultur der ganzen Sflavenbevölferung, 
die Ruchloſigkeit, mit der ſogar an Freien jede Gewiſſensäußerung zu Gunften der Unterdrückten 
als Verbrechen geftraft wird. Der allerfeitd anerfannte unzertrennliche Zuſammenhang viefer 
Greuel mit ven Stamm, dem ſie entwachſen, genügt allein zur Wiverlegung aller zur Beſchöni— 
gung der Sache ſelbſt angeführten Spigfindigfeiten, 

Nur an der Geſchichte der Sklaverei kann ihre Bedeutung klar werden. Dieſe Geſchichte zu 
ſchreiben iſt aber eine noch ungelöſte Aufgabe, theils wol wegen ihres Umfangs, theils wegen 
ihres düſtern Inhalts, denn es iſt ungefähr die ganze Schattenſeite der menſchlichen Entwicke— 
lung, die bier zur Darſtellung käme. Gewöhnlich leitet man das Vorhandenſein von Skla— 
verei in der Urgeihichte aller Völker vom Kriege her; und ganz mit Recht, wenn man den Be- 
griff des Kriegs unferer modernen Auffaffung entfleivet, die ihn als ein bereitö mit feſten 
Rechtsnormen umgrenzted Verhältnis zweier Völker hinftellt, deren jedes in ſich in einer vom 
Frieden Herrührenden Ordnung verharrt. Der Krieg, aus dem ſich die Sklaverei entwidelt, 
ift im eigentlihen Sinn der Krieg aller gegen alle, der Krieg ded Mannes gegen dad Weib, ver 
Altern gegen die Kinder. Der Stärfere überwindet den Schwähern und macht ihn ſich dienſt— 
bar. Aus diefem Naturzuftande entwickelt ſich die Gefittung durch das directe Gegentheil des 
Rouſſeau'ſchen Gejellihaftsvertrags, welhen einzugehen die Menfchen wol erft am Ausgang des 
Givilifirungsprocefjes, welchen zu halten fie aber wahrſcheinlich niemals fähig fein werden. Sie 
entjteht durch eine Kette von Einzelverträgen. Zwei Gewaltige, die fi gegenfeitig bezwingen 
wollen, werden an dem Mislingen der beiderfeitigen Anfchläge die Gleichheit ihrer Kräfte ge- 
wahr und kommen nun überein, gemeinfchaftlic gegen dritte auszuziehen, fich gegenfeitig den 
Genuß ihrer erworbenen Beſitzthümer zu befhügen und neue Errungenfchaften unter ſich zu 
theilen. Stößt diefe Berbrüderung ebenfalls auf einen gleich Fräftigen Widerftand, fo kommt 
ein weitered Bündniß zum Abſchluß. Dergeftalt vergrößern fi die Knäuel zu Geſchlechtern und 
Stämmen und endlich zu Nationen, dem Punkt, an dem die Entwidelung noch heutzutage 
ftilffteht. 

Befinden jih nun unter ven Gegenftänden, an denen in einem ſolchen Bündniß die ertwor: 
benen Rechte gegenfeitig anerkannt werben, unterjochte Menſchen, fo ift die Sklaverei fertig; 
denn erft ald vom dritten Anerfanntes fommt einer folden zur Gewohnheit gewordenen Ber: 
gewaltigung der Name diejed Berhältniffes von Rechts wegen zu. Jede Anerkennung eines 
Rechts ift aber der Anfang der Oefittung; mit der Sklaverei fängt alfo die Gefittung an. Die 
äußere Beranlaffung, wodurd in den früheften Zeiten Menſchen gefnedhtet wurden, iſt dem— 
nad dfter einfacher Menfchenraub ald Krieg im modernen Sinne des Wortd. Diefer tritt erft 
ein, nachdem die Sklaverei ſchon Inftitut geworben ift; ift er doc bei den heutigen Neger: 
völfern das anerfannte Mittel zum Zived der Sklavenjagd. 

Allerdings waren im Altertfum die Ideen Krieg und Sklaverei unzertrennlich; diejenigen, 
welche efangene im Kriege gemacht, verfauften fie nun entweder an andere oder verwendeten fie, 
wie fie fonft fir gut fanden. Es war im Alterthum völferrechtliher Grundſatz, diejenigen ald 
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Sklaven anzufehen, welche das Unglüd hatten, in Kriegsgefangenſchaft zu gerathen. Juſtinian 
jagt ?°): „Jure gentium servi nostri sunt, qui ab hostibus capiuntur.“ Nachdem der Ge: . 
brauch, Menſchen zu Sklaven zumaden, einmalRaum gewonnen, wurde folder nur zu bald viel: 
fältig erweitert. Die Nachkommenſchaft der Sklaven oder die von Weibern in der Sflaverei 
‚geborenen Kinder waren, eben wie beim Viehſtande ded Hausherren — partus sequitur ven- 
trem — wieder Sklaven und fonnten ald Sklaven benußt oder verfauft werben. Ob bei dieſer 
Gelegenheit ein Vater die eigenen Kinder verkaufte, war gleihgültig. 

Wie die Gefittung die Sklaverei erzeugt, jo entpuppt ſich aud die erſtere aus ber legtern. 
Unter den Sflaven deffelben Herrn, unter denjenigen verichiedener Befiger, zwiichen den Sklaven 
und Freien, ja zwifchen dem Herrn und feinem Sklaven bildet der Berfehr Gewohnheiten aus, 
die nad und nad) ald gegenfeitige Rechte und Pflichten zur Anerkennung fonımen. Sind aber 
einem Wefen einmal Rechte zuerfannt worden, fo ift der Widerſpruch derjelben mit dev Sflaverei 
als Rechtloſigkeit zum Vorſchein gefommen, und an dieſem Widerſpruch veibt ſich ein Unrecht 
nad dem andern ab, bis die menſchliche Gleichberechtigung hergeftellt ift. In der Geſetzgebung 
zeigt jih die Wirkſamkeit diefer Einflüffe gewöhnlich zuerft in Beſchränkungen, nicht in Beför- 
derungen der Breilaffung, wie das nicht allein in den nordamerikaniſchen Sklavenſtaaten, ſon— 
dern aud in Athen der Fall war. 1!) 

Derjenige Befellihaftszuftand, der vor Einführung der Sklaverei obwaltet, ift heutzutage 
nur nod an den Indianervölfern Amerikas und etwa an einigen Süpjeeinfulanern zu beob- 
achten. Hier it noch fein Bewußtſein des Gegenjages zwifchen Genießenden und Arbeitenden; 
ſoweit Anfäge zu diefer Entwidelung dennoch vorhanden find, führen fie höchſtens zu einem ffla: 
venähnlihen Zuftande der Krauen. Ihre Kriege werden ohne eigentliche Beuteluft geführt, alfo 
auch ohne Bedacht auf das Ginfangen vieler Gefangener. Die Sfalpen find die Hauptfache. 
Wird ein Feind dennoch heimgeſchleppt, fo geihieht ed, um den Genuß feiner Tödtung feftlich 
zu erhöhen, in Auftralien wol gar, um ihn zu verfpeifen. Entgeht dev Gefangene durch die 
Laune der Sieger oder andern Zufall dieſem Schidjal, fo gibt es für ihn feine andere Beſchäf— 
tigung als die Jagd, die Bifcherei und den Krieg, zu der er aber ald Sklave nicht angehalten 
werden fünnte. So wird er ald ebenbürtig in die Sippfchaft aufgenommen. 

Mo man von der Bedeutung der Arbeit eine Ahnung befommt, findet die Sklaverei fich ein, 
wie bei den Mericanern. Nach ven Sagungen der Aztefen, erzählt Prescott, gab es Sklaven 
verjchiedener Art: Rriegögefangene, die jedoch in der Regel dem grauenvollen Opfertode anheim= 
gegeben wurden, Berbreder, Schulpner des Staats, Arme, die ſich freiwillig in Dienftbarkeit 
gegeben hatten, und von den Altern verkaufte Kinder. In legterm Fall, der gewöhnlich auch die 
Armuth zur Beranlaffung hatte, pflegten die Altern mit Zuftimmung des Herrn die zuerft ver: 
fauften Kinder durd die jüngern abzulöfen, um die Laſt möglichft gleihmäßig zu vertheilen. 
Die Willfährigfeit der armen Leute, ſich in dieſe Lage zu begeben, läßt auf eine fehr milde Form 
der Knechtſchaft fließen, die auch aus der Gleihartigkeit an Raffe und Sprache abzunehmen ift. 
Audy waren die Dienftleiftungen vom Gefeß aufs genauefte beſtimmt. Der Sklave hatte feine 
Fam ilie für ih, befaß Eigenthum und hielt fi fogar felbft Sklaven. Seine Kinder waren frei, 
eine Beitimmung, die den Mericanern unter allen Völkern eigenthümlich gewefen zu fein 
ſcheint. Zum Berfauf fhritten die Herren nur unter dem Drang der äußerften Noth. Oft 
wurden fie freigegeben, oft auch mit dem Befiger ehelich verbunden. Gin widerſpenſtiger oder 
fonft ſchlechter Sklave hingegen Eonnte mit einem Kragen belegt und auf öffentlichem Markt ver: 
äußert, im Wiederholungsfall fogar den Göttern geopfert werben. s 

Vornehmlich in den Negerftaaten wird Sklaverei und Sflavenfang ganz eigentlich zur 
Grundlage des Staatdgebäudes. Ein armes Negermädchen, von einem ber neueften deutfchen 
Reifenden um ein paar Groſchen losgefauft, hörte zum erften mal von einem Lande, in dem 
mit Menſchen nit Handel getrieben wird, und rief verwundert aus: „Das muß doc ein jehr 
gutes Land fein!‘ 2 

Bei den Mongolen hingegen fheint die Sklaverei bereits bis auf wenige Überrefte verwun— 
den zu jein, ein ſchlagender Beweis für das Alter wie für die Energie ihrer Gultur. Unter 
den Chineſen läßt ſich die Sklaverei bis auf das 13. Jahrhundert v. Chr. zurüdverfolgen. 

Im alten Indien fheint die Kaſtenherrſchaft vie Sklaverei verdrängt zu haben. Wan denkt 
ſich das Zuftandefommen diefer Einrichtung gewöhnlich fo, daß eine Friegerifche, aber an Zahl 
geringere Bölterfhaft aus hochbegabter Raffe von außen her eine größere, ſeßhafte Volksmenge 
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von untergeordneten Anlagen unterjocht babe. Bor deu Zuſammenſtoß mögen die Sieger ſo— 
wol ald die Befiegten in Herren und Knechte getheilt geweſen fein, doch verſchwanden dieſe Unter— 
ſchiede vor dem grellern der zwei Nationen. Das Misverhältnip der Zahlen verhinderte Die 
Vertheilung der Geknechteten unter die lIberwinder ald Einzelgut, und e8 entftand jozufagen ein 
Sklavencommunismus, derart, daß jeder aus dem Herrenflande jedem Knecht gebieten durfte. 
Erſt fpäter vertheilte ſich die herrſchende Kafte in die zwei Kaften ver Priefter und Krieger, und 
die Unterabtheilungen der dienenden Klaffe dürften noch jüngern Urſprungs jein. 

Im alten Agypten hebt die Kette von Ereigniffen an, aus denen auch unfere Schidfale ſich 
herleiten, und die wir ald die Geſchichte des Abendlandes zu bezeichnen haben. Hier finden ſich, 
foweit die Kenntniß der allgemeinen Bildung reicht, die Einrichtung der Kafterr und die Sklaverei 
nebeneinander. Es wäre der Forſchung werth, ob diejes Nebeneinander nicht ein blos ſchein— 
bares fei. Bei der thatenreihen Geichichte diefed merfwürdigen Landes dürfte es ſich möglicher: 
weije finden, daß die erite Eroberung des untern Nilthals durch ein ven Fluß hinabwanderndes, 
hochbegabtes Volk zu einer Gliederung ohne Sklaven geführt habe, den gleichen Vorgängen in 
Indien entfpredhend. Die jpätern auswärtigen Kriege bed dermaßen conflituirten Gemein: 
weſens Fönnten dann leicht die Ginführung der Sklaverei an den Kriegägefangenen veranlaft 
haben. Jedenfalls ftellen die Urkunden in vielen Fällen vie Sklaven ald Ausländer dar. 

Die Semiten haben den Handel zur Inftitution gemacht, und da fie die Sklaven als den 
werthvollften beweglichen Beſitz vorfanden, jo betrieben fie den Sklavenhandel. Da das Weſen 
ded Handels die Ausgleihung ift, fo läßt ſich nicht fagen, daß er in feinen legten Bolgerungen 
auf die Erhaltung oder Verſchlimmerung der Sflaverei abziele; zunächſt thut er Died allerdings 
durch Erhöhung des Werths der Sklaven und durd) die daraus bervorgehende größere Ver— 
lofung zum Sflavenfang. Städte wie Tyrus und Sidon beftanden in überwiegender Mehrzahl 
aus Sklaven, aud in Karthago hat ed deren viele gegeben. Als Nohproduct bezog man Die 
Waare großentheild ans Kappadocien und den Kaufafusländern, Die, wie Heeren bemerkt, wegen 
ihres jhönen Menſchenſchlags feit den Anfängen der Geſchichte von den Seelenverfäufern gefucht 
wurden. Auch von den Norbfüften des Bontus, fowie von ihren nächſten Nachbarn, den Juden, 
mußte ſich das verfluchte Kanaan diefe werthvolle Waare zu verſchaffen. Durch die Jonier all: 
mählich aus dem Norden und Often des Mittelmeers verdrängt, trugen fie ihre ganze Induftrie 
immer weiter gen Welten. Karıhago hatte einen Karavanenhandel mit dem innern Afrifa, ber 
namentlih aud an Negerſklaven ergiebig war. Die ſchwarzen Sklaven waren im ganzen Alter: 
thum ein beliebter Handeldartifel, ver wenigftens viermal jo hoch im Preife ftand ald die blaffe 
Waare. Unter ihnen wurben die Weiber den Männern vorgezogen, in denen beſonders auf den 
Balearen viel gemacht wurde. Aud in Corjica fanden die Punier eine reiche Bezugsquelle. 
Bei der Einnahme der Stadt wurde die Knechtſchaft dad Los der Karthaginier felbit, und ber 
Fluch der jüdiſchen Propheten ging in Erfüllung. 

In den affyriihen und babyloniſchen Reichen tritt bereits die Erſcheinung auf, daß in großen 
Ländern ein anhaltender Friede die Feſſeln der Gefnechteten lodert und die Nachkommen der 
Kriegdgefangenen allmählich wieder zu freien Bürgern umwandelt. 

Der erfte Eintritt der Arier in die Gejchichte, in den Groberungszügen der Berfer, ift von 
feinem bemerfbaren Einfluß auf das uralte Verhältniß zwiſchen Herren und Knechten. Herodot 
eröffnet feine ganze Geſchichte mit einer lebendigen Schilderung aus der Vorzeit von Argos, wo 
die fremden Schiffer einen Bazar von phönizifchen, affyriichen, ägyptiſchen Manufacturen ſechs 
Tage lang ausgeftellt Haben unter Zulauf des Ufervolfs. 12) Mas alddann nicht verfauft war, 
brachte man wieber in den Schiffsraum, und der befte Gewinn war ed, wenn es gelang, neu: 
gierige Töchter des Landes auf das Verdeck zu loden, wie von Jo erzählt wird; denn das Schiff 
war heimlich zur Abfahrt bereit, um fie nach fernen Sklavenmärkten zu entführen, Die Helena— 
fage enthält die Erinnerung eines Zuftandes, da das Giland Kranae mit feinem Aphroditen- 
heiligthum wie ein fremdes Territorium bit vor der lakoniſchen Küfte lag, ein phöniziſcher 
Stapelplag, wo die entführten Frauen nebft anderm Gewinn und Raub geborgen wurden. Als 
Sklaven ver Phönizier haben auch griechiſche Männer zuerft vie entlegenern Geftade des Mittel: 
meers bereift. Bald lernten aber die Griechen den Fremblingen ihre Künfte ab; denn im großen 
wie im kleinen ifl Died ver Gang der Dinge, daß ein Volf, ein Staat vom andern die Seefunde 
erlernt, und dann im Bejig berjelben ſich losreißt und alsbald die jelbftändig gewordene Kraft 
aud an dem erprobt, von dem diefelbe erworben if. Man raubte Knaben und Mädchen vom 


12) Burtins, Griechifche Geſchichte, 11, 33. 
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Kelde, man brad aus Schlupfwinfeln hervor und zog mit leihtgetvonnener Beute von dannen. 
Denn zu jener Zeit irgendwo unbefannte Leute and Ufer fliegen, jo fragte man arglos, wie 
Homer bezeugt, ob fie Händler wären oder ald Seeräuber umzögen. Die wilden Tyrrhener 
trugen ſchon damals den Sflavenhandel nad Oberitalien. So waren zu Homer's Zeiten die 
Anfänge ver Sklaverei gegeben, wenngleih ein eigentliher Sklavenſtand noch nicht beſtand. 
Mit der Ausbreitung des Handels hielt aber auch die Sklaverei gemefjenen Schritt, und zur Zeit 
ihrer Blüte hatte ſowol Athen ald Chios, wie auch wahrjcheinlid alle größern Handelsſtädte 
eigene Sklavenmärfte. Als die Theräer in Cyrene eine Bforte Lybiens aufichloffen, famen ihnen 
aus der Wüſte mit jhwarzen Sklaven die fremden Stämme entgegen. Bei dem Ausbruch des 
erjten Verſerkriegs beitand in Griechenland eine unfreie Bevölkerung, welche in Handeld- und 
Fabrikſtädten, wie Korinth und Agina, ſich bis auf das Zehnfache der freien Bevölkerung belau— 

fen haben muß. Das Vierfache muß auch in Attika als geringſtes Maß angenommen werden. 

Die 460000 Sklaven der Korinther, die ATOOOO der Äginaten find gut bezeugt.!ä) Man muß 
nur nit daran denken, daß diefe Sflavenmaffen in den Städten zuſammengedrängt gewefen 
feien, jondern jie waren in den Schiffen und auf ven überjeeifchen Factoreien zerftreut. Was die 
gejellihaftliche Stellung der Sklaven betrifft, fo war diefelbe allerdings nad Orten und Zeiten 
verſchieden. In ariftofratiihen Staaten wurde auf firenge Standedunterichiede gehalten ; Die 
demokratiſche Luft in Athen kam auch den Unfreien zugute und begünftigte zum Arger der Ari: 
ftofraten 1?) ein humanes, gemüthliches Berhältnig zwifchen Herrn und Sklaven. 

Man follte venfen, daß eine ſolche Menge unterprüdter Menſchen einem Landesfeinde große 
Bortheile in die Hand gegeben hätte, namentlid wenn die Sklaven unter den feindlichen Truppen 
ihre Landsleute fanden, wie dies mit ven Phrygern, Syrern und andern aflatifhen Sklaven beim 
Einfall ded Xerres der Fall war. Indeſſen finden jih nit nur in den Perjerfriegen Feine Bei- 
fpiele von Verrath und Überlauf, ſondern e8 kämpften die zu Marathon und Arginufai aus: 
nahmsweiſe bewaffneten Knechte mit dem Heldenmuth ihrer Herren, Die Sklaven waren mit 
der Bürgerjhaft zu eng verfnüpft, es beftand zwiſchen ihnen und den Bamilien ein gemüthliches 
Verhältniß, das durch Sitte und Religion gepflegt wurde. Sie gehörten ſolchen Stämmen an, 
welche an geiftigen Anlagen den Griechen weit nahflanden und namentlich für bürgerliches Ge: 
mieindeleben weder Neigung noch Fähigkeit befaßen. Darum erfchien zu jener Zeit ihre Unter: 
ordnung nicht ald Unterdrückung; das ganze Verhältnif wurde als ein nad) beiden Seiten er- 
ſprießliches angeſehen. Das griehiihe Bürgerthum aber war ohne diefe Grundlage nicht denk— 
bar. Die Sflaven verfahen alle untergeordneten Hantierungen ; fie beftellten ven Ader, beſorg— 
ten Küche und Viehftand; fie dienten ihren Herren ald Handwerker und Arbeitöleute und er- 
feichterten ihnen das Leben in allen Beziehungen, ohne daß die Bürger dadurch träge, ſchlaff 
und üppig wurben. Vor diefer nachtheiligen Ginwirfung des Sklaventhums wurben annoch 
die Griechen durch die natürliche Energie ihres Wefens, die Macht dev Sitte und des Geſetzes be: 
wahrt; denn Müfiggang und Gejhärtslofigkeit wurde in allen wohlgeorpneten Staaten als 
Verbrechen beſtraft. 

In einem Fache iſt jedoch die Verwendung der Sklaven in Athen nicht minder als anderswo 
grauſam und hart geweſen, in den Erzſchachten des lauriſchen Berglandes. Die Ausbeute dieſer 
Silberadern muß in ſehr früher Zeit begonnen haben. In den tiefliegenden Gängen arbeiteten 
Tauſende von Sklaven. Der Staat war Eigenthümer; er baute aber nicht ſelbſt, ſondern über— 
ließ Die einzelnen Diſtricte an unternehmende Kapitaliften. Nilias hatte hier Beſitzungen, in 
denen 1000 Sklaven für ihn arbeiteten. Während der Drangſale des dekeleiſchen Kriegs wurde 
Sunium befeſtigt, als Abwehr gegen dieſe unterirdiſchen Feinde. Gleichwol ſetzten ſie ſich da— 
ſelbſt eine Zeit lang feſt und bedrohten den Staat faſt noch mehr als die Spartaner. 

Aus andern Verhältniſſ en entwickelte ſich in Attika zur Zeit der Archonten eine Klaſſe von 
Schuldnern, die in die Hörigkeit der Gläubiger verfallen waren. Dieſem Unweſen machte Solon 
ohne Beachtung der erworbenen Privatrechte ein Ende. Auch das Recht, die eigenen Kinder zu 
verkaufen, fand Solon für nöthig, auf dem Wege des Geſetzes abzuſprechen. Die Sklaverei 
ſelbſt aufzuheben, iſt ihm nicht eingefallen, doch galten die attiſchen Geſetze in dieſer Beziehung 
für die mildeſten in Griechenland. Das Heiligthum der Eumeniden gewährte ſogar Sklaven, 
die vor der Mishandlung des Beſitzers flohen, Schutz. In Athen kannte man auch Staatsfklaven, 
unter denen einige gut erzogen wurden und wichtige Amter befleideten, wie Schreiber, Heer: 
führer und Schagmeifter der Armeen. 


13) &urtius, Il, 44. Böckh, Staatshaushaltung, 1, 57. 14) Xen. de rep. Athı., I. 
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Zuftände, wie die dev Heloten in Lafonien, haben übrigens mit der eigentlihen Sflavere. 
das Wenigſte gemein. Diefe Leute waren höchſtens ald Sklaven des Staats zu betrachten, Dean 
fein einzelner Bürger hatte an ihnen ein Eigenthumsrecht. Ald Sklaven des Staats aber war 
ihre Lage nicht viel anders als die dev Untertbanen eines Reichsherrn aus dem vorigen Jahr: 
hundert, deren Leiden auch mit den ihrigen eine Familienähnlichkeit befunden. Die befländigen 
Kriege der Kleinftaaten untereinander begünftigten das Entkommen und nöthigten ſchon dadurch 
zur Milde. Durd Anlage feſter Pläge, von denen aus man unter anderm die flüchtigen Sklaven 
einer Stadt an jich ziehen Fonnte, hatten die Dorier die ältern peloponnefifhen Städte überwun= 
den. Der dekeleiſche Krieg, der feinen Namen von einer ähnlichen Maßregel der Spartaner gegen 
Athen führt, foll den legtern wirklich über 20000 Knechte gekoſtet und zu öffentlihen Verord- 
nungen zu ihren Gunſten geführt haben. War eine Stabt im Bürgerfriege begriffen, fo warben 
auch wol beide Barteien die Sklaven für ih, wie das wenigftend in Korcyra während des Pe: 
loponneſiſchen Kriegs geſchehen ift *), und jederzeit muß die Möglichkeit eines folhen Ausgangs 
den Sklaven zu Ounften gekommen fein. Wenn alfo aud) im Peloponnefifhen Kriege, gegen die 
frühere Sitte, bellenifche Kriegsgefangene nicht zu verfaufen, ſondern gegen Löſegeld frei: 
geben, zum erften mal Griechen von Griechen, wie die Athener von den Syrafufanern nah den 
Fehlſchlagen der Belagerung ver legtern Stadt, im eigentlichen Sinne geknechtet wurden, wenn 
auch die korcyräiſchen Demokraten nah Abſchlachtung ſämmtlicher Männer der Adelspartei 
ihre Frauen ald Sflavinnen abführten, jo hat dod der Stand der Knechte aus dieſen innen 
Fehden cher VBortheil als Nachtheil gezogen. Es läßt ji) annehmen, daß der Zuftand der jewei- 
ligen Sflaven unter dieſem maßvolliten aller Völker ſtets thatſächlich derſelbe geweſen iſt, den 
dieſelben Menſchen als Freie eingenommen haben würden. Auch in den Außeruchkeiten Fam es 
nicht zur Übertreibung; die reichſten Athener hatten nicht mehr als 50 Hausſklaven. 

Unter ven Macedoniern erhob ſich Korinth zum erften Sklavenmarkt, indem ed hauptſächlich 
zwiſchen Italien und dem Often den Verkehr vermittelte. Seine Zerftörung im Jahre 146 v.Chr. 
übertrug feine commerzielle Bedeutung an Delos, welches bei der allmählihen Verwilderung 
der feftländifchen Zuftände ven Römern zum Ankauf von Griechen, Thraziern, Bithyniern, 
Phrygiern und Syrern die größten Vortheile bot. Man muß annehmen, daß die Griedhen nad 
dent Verluft ihrer Selbftändigfeit ſich diefer einträglihen Induſtrie mit Vorliebe Hingaben. 
Strabo zufolge Fonnte man an einem Tage 10000 Sflaven nad) Delos importiren und fie an 
demfelben Tage ſämmtlich wieder ausführen. Der Herrlidfeit machte der Einzug bed Mithri— 
dated in Griechenland ein Ende. Bon der Berheerung durch feine Truppen hat ji die Infel 
nicht wieder erholt. Durch die Bezwingung des ganzen Oſtens war den Römern die Zwiſchen— 
ftation entbehrlich geworben. Die griehifhen Händler verlegten ſich mehr und mehr auf die 
Piraterie, die fie ja auf einige Jahre zur Weltmacht erhoben. Zu Sive in Pamphylien, ihrem 
Hauptmarkt, verfauften fie die zum Theil weit von der Küfte geraubten Knaben und Mädchen. 
Sogar in Jtalien war fein Landhaus, Feine Heerftraße vor ihren Wegelagerern fiher. Die 
ganze Literatur der fogenannten griehifhen Romane bewegt fih in ven Schidfalen der Gefan— 
genen diefer Seeräuber. Nod im 10. Jahrhundert beſchenkte der griechiſche Kaiſer deutſche Für— 
ftentöchter mit Sklavinnen; und wenn die Griechen überhaupt vor ihrem gänzlichen Untergang 
die Sklaverei und den Sflavenhandel los geworden find, fo ift ed wahrſcheinlich geſchehen, weil 
jich Feine Kunden mehr im Abendlande vorfanden. 

Sflaverei war nicht nur gefeglich in den griechiſchen Nepublifen eingeführt, fondern wurde 
auch, foweit man ſich überhaupt ein Urtheil bildete, für unerlaßlich nothwendig gehalten. Dies 
jenigen, welche e8 nie anders fahen, bemerkt Welder !9), fahen darum die Sflaverei nicht weni— 
ger für nothwendig und flraflos an, als wir z. B. das Ermorden unfhuldiger Unterthanen 
eines und befriegenden feindlichen Staats, folange und Fein anderes Mittel gegeben ift, uns 
gegen feinen ungerechten Herricher zu [hügen. Die Denker des Volks traten nicht Dagegen auf, 
waren fie doch großentheils felbft Sklavenhalter. Plato, wiewol er die Sklaverei für etwas 
den natürliden Gefühl des Menſchen Widerftreitendes hält und für das Betragen gegen Sfla: 
ven ſehr gefunde Grundſätze entwidelt, äußert doch feinen Zweifel über die Rechtmäßigkeit der 
Sflaverei, ſodaß es ihm überflüffig gefhienen haben mag, in eine Unterfuhung über diefen 
Gegenftand einzugehen. Aus Patriotismus gibt er blos den Wunſch zu erkennen, die Griechen 
möchten nicht gegen Griechen die Sitte, die Überwundenen und Gefangenen zu Sklaven zu ma= 


15) Eurtius, II, 376. 
16) Legte Gründe von Recht, Staat und Strafe, S. 63, in der Note. 
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Gen, in Ausübungbringen!?), „aber ſchrecklich““, ſagt Schlözer, „läßt er feinen Sofrates über das 
jus necis des Griechen über feine nichtgriehifhen arnp.ara philofophiren”. IF) Daß Ariftoteles’ 
Verſuch einer Rechtfertigung der Sklaverei vor einer vorurtheitsfreien Kritik nicht Stich hält, 
ift in der neuen Zeit öfter nachgewiejen worden. Er hat fi vergeblich. darzuthun bemüht, daß 
die Sklaverei im Naturreht begründet fei. ine Dedurtion jener aus diefem hat er nicht zu 
Stande zu bringen vermodt, ohne dad Politifche mit dem Rechtlichen und die Begriffe von dem, 
was gerecht, und von dem, was nüglid und darum gut ift, miteinander zu vermengen und ohne 
zugleich annehmen zu müfjen, daß die Übermacht ein Recht gebe. 19) 

Er erkennt zwar fehr richtig den Widerſpruch an, der in dem Begriff von einem Menfchen 
und einem Sklaven von Geburt liegt; aber er geht über diefen Punkt, der doch gerade der wich— 
tigſte ift, ohne alles weitere Bedenken hinweg, um ſich blos mit der Frage zu befchäftigen, ob es 
für manche Menfchen gut fei, daß fie Dienftbar feien und unter fremder Gewalt fländen. Bon 
dem Grunpfage ausgehend, was nützlich fei, fei auch recht, fucht er dann die Nützlichkeit der Skla— 
verei für die Sklaven felbft zu beweiſen, indem er zugleich annimmt, das ed Qugsı doükor, d. i. 
Menſchen gebe, die von Natur zur Sklaverei beſtimmt feien. Daß aber das ganze Naifonnement 
des alten Philofophen Hier auf Sophifterei beruhe, hat ein neuerer deutſcher Denker 29) zu 
jedermanns Überzeugung audeinandergefegt, und ſchon früher hatte die Ariftotelifhe Behaup- 
tung, daß ed natürliche Sklaven gebe, durch die treffende Bemerkung bei 3. J. Rouffeau: „S'il 
ya des esclaves par nature, c'est parce qu'ily a eu des esclaves contre nature. La force 
a fait les premiers esclaves, leur lächete les a perpetues”, ihre Widerlegung gefunden. Ari- 
ftoteles hat hier nicht in Erwägung gezogen, daß das Sittengefeß Fein Recht geben könne, die 
Berfönlichkeit eined andern aufzuheben. 

Unferer heutigen Auffaffung widerftrebt da3 Zuſammenſein von Sklaverei und republifa: 
nifher Staatöform in einem Gemeinwejen ; der Widerfprud trifft aber die antifen Demofra- 
tien nicht, weil in ihnen nicht twie in den neuern das Bürgerrecht ald Ausfluß der allgemei- 
nen Menfchenrechte galt, jondern immer nur ald Privileg bevorzugter Individuen und Familien, 
neben denen, außer den Frauen und Kindern, ſich jederzeit noch unzählige andere befanden, vie 
mit ihren Borfahren der Stadt jahrhundertelang angehört haben mochten, ohne doch, ald Kin- 
der von Nihtbürgern oder aud andern Nebenumftänden, der Gleichberechtigung theilhaftig zu 
fein. Neben einer foldyen politifchen war die foriale Ungleichheit zwiichen Knechten und Freien 
nicht auffallender, als fie e8 in einem Königthum oder in einer Ariftofratie gewefen wäre. Am 
deutlichften zeigt ih diefer Unterfchied an dem Perikleiſchen Geſetz, demgemäß alle, die zur 
Geltendmachung ihres angeblichen Bürgerrechtd einen Proceß einleiteten und denſelben verloren, 
zur Strafe in die Sklaverei verfauft wurden. 

Das römiſche Königthum war bei weitem mächtiger als die Republik in den erften 200 
Jahren ihres Beſtandes und hatte mit Karthago und andern Handelsſtaaten Beziehungen. Es 
hat demnach höchſt wahrfheinlih aud mehr Sklaven bejeflen; denn unter der Herrfchaft der 
ältern Stadtväter beſchränkte ih die Berwendung derfelben auf das Haudgelinde; die Feld: 
arbeit, der Stolz des Nömers, wurde ihnen nicht anvertraut. Capua, die Stadt, aus der die 
Fechterſpiele ſtammen, ift auch hierin aller Wahrfcheinlichkeit nah Nom vorangegangen. Go: 
lange die Kriegsgefangenen aus den Nahbarftädten kamen und einen verwandten Dialekt ſpra— 
hen, konute auch ihr Los nicht fo Hart fein als bei Ausländern. Je mehr ſich aber der Bereich 
der Herrichaft ausdehnte, mußte jih, auch bei der ftarren Gonfequenzliebe dieſes Volks und fei: 
ner Vorliebe für dad Maffenhafte, die Kluft und das numerifhe Misverhältnig zwifhen ven 
Ständen erweitern. Nach ihrem Kriegsrecht legte die Übergabe einer Stadt, deditio, wie Arnold 
ausführt, nicht allein Die Öffentlichen Einrichtungen und Güter, fondern das Vermögen und das 
Leben jedes einzelnen im Bolf den Siegern zu Füßen, und dad nicht ald ein hartes Recht, von dem 
nur in Ausnahmsfällen Gebraud zu machen fei, ſondern als wohlerworbenes Eigenthum, auf 
das nur aud befonderer Gnade verzichtet wurde. Auf diefe Weife find gerade die gebildetften 
Geſchlechter, als die werthvollſten, zu römischen Sklaven geworden, und hierin unterſcheidet ſich 
wesentlich die vömifche von der griechiſchen Handhabung des Inftituts. Als Regulus im Jahre 
256 v. Chr. zum erften mal in Afrika einfiel, Tandete er in einer Gegend zwifchen dem Hermäi— 





17) De leg. IV (edit. Bipont.), ©. 300 fg.; de rep., V, 44. 18) Phädon, Kap. 6. 

19) Wie unter andern I. G. Schloffer in feiner Anmerkung zu feiner Überfegung der Ariftotelifchen 
Bolitif (1798, Abth. 1, ©. 35, Note 42) gezeigt hat. 

20) Krug, Progr. de Aristotele servilutis defensore (Leipzig 1815). 
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fen Vorgebirge und der Kleinen Syrtis, deſſen pamalige &ulturhöhe nicht ohne Grund mit der 
Riviera bei Genua oder der Umgebung von Genf vergliden worden ifl, und griff 20000 Men: 
ihen auf, von denen ohne allen Zweifel ein großer Theil den höhern Gefellihaftsklaffen ange: 
hörte. Trog der Oraufanfeit, mit der man in den Puniſchen Kriegen Hunderttaufende hinmordete, 
ftatt fie auch nur ald Sklaven leben zu laffen, fing doch um dieje Zeit jene Uberfüllung Italiens 
niit diefer Menſchenklaſſe an, die ven ganzen Charakter ver Halbinfel wejentlid verändert hat. 
Bis dahin hatten die großgriehifhen Städte unftreitig weit mehr Sklaven beſeſſen. Nad der 
Einnahme von Gapua wurden feine reichen Gejchlehter zu Sklaven gemadt und ausdrücklich 
verordnet, daß die VBerfteigerung in Row ftattzufinden habe, um das Auffaufen der Unglüdli: 
hen durch ihre Angehörigen möglichſt zu erihweren. Siebzig Jahre nad dem Ende des zweiten 
Punifhen Kriegs Elagte bereitd Tiberius Gracchus über das vollftändige Verſchwundenſein Der 
freien Aderbevölferung. Als Paulus Amilins Macedonien bezwungen batte, ſchleppte er mit 
einem mal 150000 Epitoten, welche für Perfeus Partei ergriffen hatten, auf den römischen 
Sflavenmarft. Als in einem Jahre Karthago und Korinth erlagen, ſchwellten die edelften Ge: 
ichlehter deu zwei gebilvetiten Wölfer des Alterthums die Maffe der römifhen Sflaven. Als 
Italien id) von der langen Befegung durch Hannibal zu erholen anfing, entſtand große Nach— 
frage nah Korn und daducd in Sicilien, das ih zum Kornbau befonders eignet, ein ftarfer 
Bedarf an SHaven. Der Landbau ging immer mehr in die Hände der reichten Grundbeſitzer 
über, undes entwickelte ſich hier wie auf dem Feſtlande die jüngere Ariftofratie der Optimaten, 
die bald das Erbe der alten Batricier antrat und unter Sulla und Pompejus den Kampf gegen 
die Demofratie fortfegte. Spanien, Griechenland, Jllyrien, Syrien und Macevonien mußten 
immer neuen Zuzug liefern, der zum Theil von den Plantagebeiigern abgeführt wurde, zum Theil 
aber auch in ver Hauptſtadt jigen blieb und über feinen Urſprung einiges Dunfel zu verbreiten 
wußte. Als der jüngere Africanus auf den Marftplag geäußert hatte, Tiberius Grachus fei 
mit Recht getödtet worden, und darüber großes Murren im Volk entitand, rief er ihnen ent: 
gegen: „Haltet Ruhe, ihr Stiefföhne Italiens! Ihr habt das Siegel des Bürgerrechts unter 
der Toga. Der Einfall der Gimbern und Teutonen lieferte in einer Schlacht 60000 Sklaven. 
Sulla, Zucullus und Pompejus drückten durch Überfüllung den Markt dermaßen —— 
daß im Lager des Lucullus in Pontus der Mann zu 4 Drachmen zu haben war. Cicero 
verkaufte an 10000 Pindeniſſier. Cäſar's Galliſcher Krieg ergab eine halbe Million Sfla: 
ven, und Auguſtus bradte einmal 36000 Salajfer in ven Markt, von denen der vierte Theil 
waffenfähig war. Während des Kriegs, der mit der Zerftörung von Jeruſalem endigte, 
wurden 90000 Menſchen zu Sklaven gemacht. Und tod waren die Kriegsgefangenen der Rö— 
mer und deren Nachkommen vielleicht nur der Eleinere Theil ihrer Sflaven. Aus fernen Welt: 
theilen, wohin die römischen Adler niemals gelangten, brachte ver Handel die Gefangenen an 
die Tiber, manche Bölferfhaften find bier zuerit auf diefe Weife befannt worden. Britannien, 
Gallien, Skandinavien, Sarmatien, Germanien, Dacien, Hispanien, die äthiopiihen Troglo- 
dyten, die Balearen, Sicilien, Achaja, Illyrien, Thrazien, Macedonien, Epirus, Bitbynien, Phry— 
gien, Kappadocien, Syrien, Medien und unzählige andere waren hier vertreten. Nach der Zer- 
flörung von Delos und durch die Einnahme der aflatiihen Länder, welde entweder jelbft 
Hauptbezugsquellen für menſchliche Waare waren, oder doch diefen am nächſten lagen, ging 
der Handel mehr in römiſche Hände über und wurde ohne Zwijdenftationen geführt. Der 
Seelenverfäufer zog den Soldaten nad, machte ihnen ihr Handwerk einträglid, wurde aber 
dennoch, wie zu allen andern Orten und Zeiten, mitallgemeiner Beratung geitraft; die Schau, 
die der Sflavenhalter für fich nicht fühlen will, empfindet ev für diefen feinen unentbehrlichen 
Handlanger. Die Gefangenen waren häufig im Lager für ein Trinkgeld zu bekommen; ehe fie 
aber nad) Nom gelangten, war mehr ald ein Händler an ihnen reich geworden. Blair berechnet, 
daß während der 14 erjten, auf die Unterjohung Griehenlands folgenden Menſchenalter die 
Sflavenbevölferung im ganzen Neich preimal jo groß ald die der Freien gewejen ift. Gibbon 
nimmt an, daß unter der Regierung ded Claudius die Zahl der Freien der der Knechte gleich, 
und an 60 Millionen geweſen ſei, was einleuchtet, wenn man in Erwägung zieht, daß die An- 
häufung der Sklaven vorzüglich) in dev Mitte des großen Länderringes ftattgefunden hat. Ma: 
ricus Craſſus, der veihite Dann feiner Zeit, jhenfte der Auswahl, der Bildung, Unterweifung 
und Überwachung feiner zahlreihen Sklaven, unter denen ſich Künftler aller Gattungen be: 
fanden, die größte Aufmerkſamkeit und fand in dieſer Beichäftigung die wihtigfte Aufgabe 
eined guten Wirthſchafters. Neben den reihen Römern der Kaiferzeit, bei denen ein Gefinde 
von 1000 Seelen nichts Außerordentliche war, würde er übrigens doch nur als kleiner Mann 


SHaverei | 395 


gegolten haben. Die Preije der Sklaven waren fehr verſchieden. Gute Ärzte, Mimen, Köde, 
fhöne Frauen hielten fih hoch; hübſche Knaben, Eunuchen und Narren deögleihen. Aud Ge: 
lehrte und Redner liegen ſich zuweilen nicht übel an. Für geübtere Handwerker wurden an 
400 Thlr. bezahlt; einen orbinären Sklaven fonnte man für 150 Thlr. haben. 

Durd die Kriege mit den Sarazenen befam in ven Ländern des ehemaligen Römerreichs 
der Sflavenhandel einen neuen Aufihwung, an dem ſich namentlich die mächtigen italienifchen 
Handeldrepublifen in ausgedehntefter Weife betheiligten. Venedig war reich an Sklaven, und 
in Florenz ift E. H. Napier den Spuren des Inftituts bis weit in das 16. Jahrhundert hinein 
gefolgt; auch ift niemals in Italien ein Gefeg dagegen erlaffen worden. 

Sowol in Rom ald in den meiften alten Staaten war die Berfon dedjenigen, der eine 
Schuld eingegangen hatte, die er nicht abtragen fonnte, dem Gläubiger verfallen und befien 
Eigenthum. So wird der Schuloner Sklave feines Gläubigerd, und wenn man dem, der alles 
verloren hatte, nichts abnehmen fonnte, fo nahm man ihm feine Freiheit. Auch der Fiscus 
gebrauchte oft Sklaverei ald Strafe. Man beitrafte ven Verbrecher, indem man ihn als Sklaven 
verfaufte. Kinder wurden von den Altern verkauft, fei ed aus Armuth oder aus Habfudht; in 
Zeiten ver Theuerung gejhah dies überaus häufig. Auch ſich jelbit durfte ein Atmer an den 
Mann bringen, was freilid exit im 2. Jahrhundert des Kaiſerthums unwiderruflich erklärt 
wurde, und zwar um dadurch die Zahl diefev Handlungen zu vermindern, In frühern Zeiten 
wurde auch der Betrug an der Confeription mit Sflaverei beftraft. Die römifhen Sklaven ar— 
beiteten nicht nur ald gewöhnliche Dienftboten, als Aderbauer und Handwerker, fondern als 
Schriftführer, Arzte, Bibliothekare, Vorleſer, Schauſpieler, Sänger und Baumeifter. 

Der alten, unbraudbaren oder kranken Sklaven entledigten ſich ihre Herren nicht felten da— 
durch, daß fie fie auf eine der Injeln in der Tiber transportiren ließen, um fie daſelbſt dem 
Hungertode preiszugeben. Wenn es nah Plutarch's Zeugniß ein eingeftandener Grundjag bei 
einem Manne, wie der ältere Gato war, ſich feiner bejahrten Sklaven un jeden Preis ald einer 
unnügen Bürde zu entledigen, dann fann man wol denfen, was andere mögen gethan haben. 
Kerker, ergastula genannt, wie Golumella 2!) berichtet, ſtets unter dev Erde erbaut, in wel: 
hen die Sflaven während der Nacht und oft aud) zur Arbeit bei Tagedzeit eingefperrt wurden, 
fanden fih überall im Römiſchen Reih, und noch oft heutigentags trifft man davon Liber: 
bleibjel in Italien und Sicilien an, wenn man die untern Gefhofle alter Gebäude unterjucht. 
Wegen eined Verbrechens, das ein einzelner Sklave begangen hatte, wurden oft Hunderte 
feiner Mitjflaven hingerichtet. Der Hleinfte begangene Fehler jegte den unglüdliden Sklaven 
rettungslos der ganzen Heftigkeit einer launifhen und zügellofen Willkür feines Herrn aus, 
Die Kreuzigung als dad Einzige, das ein Sklave noch fürdten fonnte, war die an ihnen am 
häufigiten ausgeübte Strafart, der jpäter dad Verbrennen bei lebendigen Leibe folgte. 

Die Fechterfpiele, die nad Beendigung der Puniſchen Kriege in Rom fo häufig wurden, 
Iheinen ihre Entftehung daher erhalten zu haben, daß man in ältern Zeiten den Gebraud 
hatte, bei ven Trauerfeften ver im Kriege gefallenen Freunde die Feinde, die durch Kriegsge— 
fangenſchaft in Sflaverei gerathen waren, zum Opfer zu bringen. Man nannte die zu folden 
Gefehten und Zweifämpfen auf Tod und Leben gebraudten Sflaven Gladiatoren, und dieſe 
blutigen Schaufpiele dienten dem großen Haufen bei den Römern zu einer großen Beluftigung. 
Jährlich wurden Taufende von Unglüdlien bei diefen unmenfhlihen Bergnügungen aufge: 
opfert. So gab noch Trajan nad) feinem Triumph über die Dacier Schaufpiele diefer Art, in 
denen nicht weniger ald 10000 Gladiatoren fochten und mit 11000 wilden Thieren zu käm— 
pfen hatten. Die gegen die Sklaven von ihren Herren audgeübten Graufamfeiten haben meh— 
rere für den römiſchen Staat überaus gefährlide Sflavenaufftände veranlaßt, welche von ven 
fürdterlidften Greuelthaten begleitet waren. Zwei folder Kriege brachen nach den Punifchen 
Kriegen in Sicilien aus, und nur durch das Aufbieten conjulariiher Heere und mit dem 
Berluft von Taufenden und aber Tanfenden konnten die Römer der Aufftändifhen Herr 
werben. Schredlicd war bejonders die befannte Empörung, an deren Spige Spartacus, ein 
geborener Thrazier, ftand, der durch Kriegsgefangenfhaft in die Sklaverei gerathen und zum 
Gladiator bei den Fechterfpielen beftimmt war. 

Immerhin it auf dem Boden des ehemaligen Römerreichs zum erſten mal in der Entwicke— 
lung der Menjhheit vie Sklaverei gänzlich vertilgt worden, und die Kraft zur Löfung diefer 
Aufgabe ift ebenfalls dem Boden des Nömerreichs entiproffen. Im Römiſchen Recht kann 
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man den Übergang don der auperften Härte bis zu einer Annaherung der Menfchlichkeit ver- 
folgen. Die dem innern Frieden entfpringende Affimilation der Herren und Knechte that dad 
Ihrige. Freilaffungen fanden ſehr häufig flatt, zum Theil wol wegen der Reichtigkeit, die Lücken 
durch neue Ankäufe wieder auszufüllen. Sterbende gaben ihre Knechte frei, um ein großes 
Leichenbegängniß zu haben. Bei freudevollen Anläffen geihah das Nämliche. Auch fterbenven 
Sklaven ertheilte man zuweilen die Gnade, ald Freie zu enden. Nicht felten war die Freigebung 
Gegenftand eines Bertrags zwifchen Herren und Dienern. Die Gefreiten vermehrten in vielen 
Fällen den Einfluß der frühern Herren mehr nad) der Freilaffung als zuvor, weshalb fie in der 
Republif fhon häufig vorfam und von den erſten Kaifern mehr gehindert ald gefördert wurde. 
Bei dem ceremonidfen Mefen, das ven Berfebr des vornehmen Römers mit den Plebejern kenn— 
zeichnete, war der freiere Umgang mit gebildeten Untergebenen ein unabweisbares Bedürfniß. 
So hatte Cicero feinen Tiro, Plinius feinen Zofimus, Tiberius feinen Pallad, zu deſſen 
Berherrlihung der Senat hündiſche Verordnungen erließ, und Claudius feinen Bolybius, dem 
Seneca gleiönerifhe Xobreden hielt. Dreifig Jahre nad Auguſt's Tode hatten Breigelaffene 
die ganze Negierungsgewalt in Händen. 

Sehr feit ſtand ſchon bei den alten Römern der Grundfaß, dahß das Knechten der Gefan—⸗ 
genen auf Bürgerkriege keine Anwendung finde, eine Maxime, die vielleicht der Klugheit nicht 
weniger entſprang als der Menſchlichkeit, denn geweſene Mitbürger müſſen als Sklaven dem 
Gebieter mehr gefährlich als nützlich ſen. Nach ver Einnahme von Cremona durch die Truppen 
des Vitellius konnten die Soldaten für ihre Gefangenen feine Käufer finden und halfen ſich 
nur dadurch, daß ſie dieſelben heimlich abſchlachteten, ſofern ſie nicht von ihren Angehörigen 
losgekauft wurden. Je mehr nun das Römerreich den ganzen Erdkreis umfaßte, deſto mehr 
mußten alle Kriege zu Bürgerkriegen werden und die Veranlaſſung zur Verwandlung freier 
Leute in Sklaven ſchwinden. 

In jedem Lande, wo die Sklaverei einmal geſetzmäßig anerkannt iſt, ſetzt ſich die Obrigkeit, 
wenn ſie ſich der Sflaven durch Geſetze annehmen will, dem Vorwurf aus, in das Privat: 
eigenthum ber Herren einzugreifen. Daher bei einer Berfaffung, in ber die Sklavenhalter die 
Politit in Händen haben, die Schwierigkeit, durch gefeglihe Anordnungen den Zuftand der 
Sklaven zu mildern, und folange in Rom die Republik beftand, wußte man nichts von irgend- 
einer Befhränfung der Machtvollkommenheit der Sklavenbefiger im Sinne der Menſchlichkeit 
auf dem Wege ver Gefepgebung. Erft nad) Befeftigung der Macht der Imperatoren wurde es 
anderd. Als A. Pollio in Auguft’d Gegenwart einen feiner Sflaven wegen eines geringen 
Verbrechens in Stücke hauen und ven Fifchen in den Teich feines Landguts zur Speife vorwer: 
fen laſſen wollte, befahl ihm der Kaifer voll Unwillen, nicht nur diefen, fondern alle übrigen 
ihm gehörigen Sklaven freizugeben. Indeß befolgten die Kaifer hierin durchaus Feine gleich: 
förmige Bolitif, und einige ftellten die von ihren Vorfahren abgefhafften graufamen Sagun- 
gen wieder her. Während einiger Menſchenalter beſchränkte jidy der den Sflaven zugeftandene 
Schuß darauf, fie einigermaßen gegen übermäßige Mishandlungen von feiten ihrer Befiger 
ficherzuftellen. Heutzutage, fagt Gajus??), darf feiner, der unter der römischen Herrſchaft 
fteht, übermäßig und ohne rechtlich hinreichende Urſache über feine Sklaven herfallen (in servos 
suos saevire). Erft ald die langentbehrte politifhe Bedeutung in den Bürgern bie Freude am 
Herrſchen hatte auäfterben laffen, war ihnen aud das Gebieten über Sklaven fo gleichgültig 
geworben, daß die Geſetzgebung unbedenklich weiter jchreiten fonnte. Unter ven Antoninen wurde 
den Herren dad Recht über Xeben und Tod ihrer Sklaven ausdrücklich entzogen. Juſtinian 
ichaffte die Sklaverei ald Strafe ab. Zur Zeit der Abfaffung ded Corpus juris betrachtete man 
zwar noch immer die Sflavereiald etwas, was juris gentium fei?3), ftellte aber doch daneben als 
Grundjag des Naturrechts auf, daß nad) dem Naturrecht alle Menfchen gleidy ſeien 2%), und im: 
plicirte wenigftend, daß die Sklaverei naturmwidrig fei. 

Die Wehrfraft des Reichs war an der theilweifen Auflöfung vdeffelben in die beiden gleich 
unfriegerifhen Stände der großen Örundbefiger und der Sklaven zu Grunde gegangen. Als 
nun die Barbaren einfielen, befreite man häufig Sklaven, um fie ald Kandesvertheidiger zu ver: 
wenden. Urſprünglich hatte nicht einmal ein Freigelaffener in die Legion treten bürfen; feit dem 
zweiten Punifchen Kriege nahm man fie häufig ins Fußvolk auf, was ſtets ihre Freigebung mit 
ſich brachte; feit der Schlacht bei Pharfalia finden fie fi auch unter der Reiterei. Die Kaiſer 


22)1.1,2. D. de his qui sui vel alieni juris (I, 6). 
23) L. l, $.1,D.1, 6. 24) Lex 32, Digest. 50, 17. $. 2, Inst., I, 3. 
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nahmen den Bürgern ihre Sklaven gewaltjam ab, wenn die Kriegsnoth drängte. Auch in die 
bürgerlichen Aemter drangen fie ein. Gin Prätor PHilippus fol diefem Stande angehört 
haben, und über die Gültigkeit feiner Rechtsſprüche wurde unter den Juriften vielfach verhan- 
delt. Das von,vielen der erften Römer ihren Sklaven geſchenkte Vertrauen und die hin und 
wieder zwiſchen beiden gejchloffene ———— muß viel zur Annäherung der Stände beige- 
tragen haben.‘ 

Der Sieg der Barbaren vertoifhte den Reſt des Unterſchieds von Freien und Knechten 
unter den nunmehr gemeinfhaftlih Unterworfenen. Zur eigentlihen Knechtung der legtern 
waren die Sieger zu wenig zahlreih, und um fie zu einer dienenden Kafte herabzudrücken, 
geiftig nicht hinreichend überlegen. Indem die höhere Bildung der Unterthanen ſich ven Ge- 
bietern mittheilte, traten fie ſich beftändig näher. Sogar die glebae adscriptio — ein von den 
Rechtsgelehrten eingeführted Compromiß zwijchen beiden Geſellſchaftsklaſſen — geftand den 
Hörigen Rechte zu oder fegte wenigftens ihren Pflichten Maß und Ziel und war aljo einen 
Schritt aus der eigentlihen Sklaverei heraus. Die freien Städte bildeten ſich großentheild aus 
entlaufenen Hörigen. Die veränderte Art des Kriegführend brachte unter den Herren wie unter 
der unterworfenen Menge andere VBorftellungen in Umlauf. Mehr als alles andere hat aber 
die in den norbitalienifchen Städten ausgebildete höhere gewerbliche Technif erft dad Wieder: 
eindringen ver Sflaverei vajelbft unmöglich) gemacht und dann nad) außen die freie Arbeit über 
ganz Europa verbreitet. 

In Hriftlihen Ländern, wo die Sflaverei zu Net beftand und jih um Anerfennung vor 
der Öffentlihen Meinung bewarb, wurden von den befondern Kämpen des Chriſtenthums die 
Sklaverei ald allergöttlichfte und allerhriftlichfte Einrichtung gepriefen; in denjenigen, wo jle 
untergegangen ift, wird von den entſprechenden Vorkämpfern dem Chriſtenthum die Ehre diefer 
Ueberwindung vindicirt. An diefem Gegenſatz ſcheint fi) die vielbefprodene Frage, welden 
Antheil dad Chriſtenthum an der perfönliden Befreiung der hriftlihen Völker Habe, von ſelbſt 
zu beantworten. Jede Religion erſcheint ihren Befennern als legte Urſache des vorhandenen 
gelellihaftlihen Zuftandes, ift aber in Wahrheit nur die Abfpiegelung vefjelben. 

Obgleich durch die Flucht aus der Sklaverei zum Volk geworden, trugen die Juden doch 
fein Bedenfen, die Sklaverei in ihr Gefegbudy aufzunehmen. Sie erfauften ihr Geſinde von 
allerlei Fremden. 3) Wenn eine Stadt den gebotenen Frieden niht annahm und erobert 
wurde, fo wurde alled Männliche darinnen mit des Schwerte Schärfe geſchlagen, Weiber, 
Kinder und Bieh aber vertheilt.26) Auch kaufte ver Hebräer fi) leibeigene Knechte von den 
Heiden, von den Bremdlingen, die ald Gäfte im Lande waren, und von ihren Nadhfommen, und 
“ hatte fie zu eigen und befaß fie und feine Kinder nach ihm zum Eigenthum für und für.27) Die 
ſpeciellern Beftimmungen über die Behandlung und Freilaffung finden ſich befanntlich im Pen: 
tateuch und in verſchiedenen einzelnen Stellen des Alten Teftaments. 23) 

Als neue Religion war dad Chriſtenthum allerdings eine Erhebung derjenigen Bedräng: 
ten im Nömifchen Reich, die, ohne jelb Sklaven zu fein, vem Sklaventhum am nächſten ftanden, 
und infofern es die Sklaven zu feinen Myſterien und Kirchenehren zugelaffen hat, während bei 
den antifen Befenntniffen die Priefterihaft entweder erblih oder Staatdamt war, hat ed gewiſſe 
Hinderniſſe der allgemeinen Gleichberechtigung hinweggeräumt. Allein in den überlieferten 
Außerungen ihres Stifters wird das Verhältniß von Herr und Knecht kritiklos als Stoff zu 
Gleichniſſen und Beifpielen recipirt.29) Ebenfo wenig liegt eine Misbilligung derfelben in den 
Worten: „Ihr Herren, was recht und gleich ift, das beweift den Knechten und wißt, daß ihr 
auch einen Herrn im Himmel habt.” 3%), Paulus verehrt Philemon als einen Bruder, durch 
den die Herzen der Heiligen erquidt jind, findet aber doch nöthig, feine ganze Beredſamkeit auf: 
zubieten, um ihn von der Midhandlung feines entflobenen Knechts Oneſimus abzuhalten, ben, 
obgleich zum Dienft in den Banden des Evangeliums tüchtig, er nicht ohne Ginwilligung des Be— 
ſitzers bei ji behalten will, weil er darin eine Nöthigung ded Befigers geſehen haben würde, 
Allen fpätern fElavereifeinblichen Äußerungen der Kirche find gleichlautende Manifeftationen 


25) 1Mof. 17, 12; 2 Mof. 12, 44. 26) 5 Mof. 20, 14. 27) 3 Mof., 25, 44. 

28) Joel 3, 8. Hefef.27, 13. 2 Mof. 21, 20. 1 Kon. 2, 39. 5 Mof. 23,15. 2 Mof. 21, 
2 fg. 3 Moſ. 25, 39. 2 Kön. 4,1. Matth. 18,25. 2 Mof. 22, 3. Jeſ. 50,1. Nehem. 5, 5. 
ehem. 7, 57,66. Marf. 14, 66. Michaelis, Mofaitches Recht, 11, 160 fg. ; IV, Art. 277. 

29) Matth. 18, 25. Joh. 13, 16. Joh. 8, 35, 36. Mare. 14, 66. due, 17, Tg. Lu. 22, 27. 

30) Koloſſ. 4, 1. 
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der profanen Öffentlichen Meinung mehr vorangegangen als nachgefolgt. Im 9. Jahrhundert 
wagte ed zuerft ein hriftlihgriehifher Moͤnch, Iheodor Studita, gegen das kirchliche Verbot, 
Unfreie in das Klofter aufzunehmen, das Evangelium anzuführen, wonach aud ein Unfreier 
nad) Gottes Ebenbild geichaffen ſei.?)) Mufelmanen zu Sflaven zu maden, ſah man als ver: 
dienftvolles Werk an. Selbft Ehriften an Mohammedaner zu verfaufen fonnten die Venetier, 
troß päpftlider Gegenermahnungen, nicht laflen; viele dieſer Unglücklichen löfte der heilige 
Zacharias wieder ein, mas aber jelbftredend den Handel nicht ind Stoden brachte. 

Als der Papft Alerander IM. im 12. Jahrhundert der Sklaverei ein Ziel zu ſetzen verfuchte, 
unterfchied er nicht nur zwifchen dem Verkauf von Chriſten an Moslems und dem von Moslems 
an Ehriften, fondern aud zwiſchen dem Berfauf von Ehriften an Moslems und an andere 
Chriſten. Im dritten im Lateran gehaltenen Goncilium verbot er die Sklaverei fogar förmlid; ; 
aber man widerfegte ſich allenthalben feinen Exrcommunicationen, und die Verbote des ober: 
ften Kirchenfürften blieben ohne Wirfung; man hielt ſich lieber an den Ausſpruch des wei- 
land Abt Guibert von Nogent, der die freien Gemeinheiten für „verfluchte Erfindungen‘‘ 
erflärte, „modurd gegen Recht und Gerechtigkeit Sklaven fih dem Gehorfam entziehen, ben 
fe ihren Herren jchuldig find”. 

Wenn die Spanier die Indianer in Amerifa zur Sklaverei vervammten, fo lieh ihnen das 
Chriſtenthum wenigftens den Vorwand, es fei leichter Sklaven zu bekehren als freie Bölfer- 
haften. Diefe Vorftellung bewog aud, wie Montedquien 32) anführt, Ludwig XI. in 
Franfreih, das Gefeg zu unterzeichnen, welches die Neger in den franzöſiſchen Golonien für 
Sklaven erklärte. 

Diejelbe Erfheinung, daß die Kirche der Öffentlihen Meinung folgt, ftatt ihr ven Weg zu 
weifen, ift nirgends augenfälliger geworden als in den Vereinigten Staaten von Norvamerifa. 
Solange die Sflavenhalter dad weltliche Regiment zu führen im Stande waren, eiferte die 
ſchwere Mehrzahl aller geiftlihen Autoritäten gegen ven Unglauben des Abolitionismus; faum 
war ber Böge geftürzt, jo proclamirten alle Kirchen die Freigebung der Knechte. 

Als zugleich welteroberndes und handeltreibendes Volk haben die Moslems viel Sflaven 
erbeutet, und da ihre Entwidelung überbaupt ind Stoden geratben ift, find fie auch diefes 
Inftitut nicht 108 geworben. Indeß haben fie ed bis auf die legten Züge vermenfhlicht und 
gemilbert. In vielen Stellen des Korans ift von den Sklaven die Rebe; ausdrücklich wird zur 
Nahfiht und Schonung gegen diejelben ernahnt und ihre Freilaffung als ein verbienftliches 
Werk empfohlen. Bei Verbrechen, melde Sklaven begehen, werden fie mit den freien Weibern 
auf gleihem Fuß behandelt, nämlich e8 trifft fie nur die Hälfte ver Strafe, die ein freier Mann 
in dem gleihen Ball zu erleiden haben würde. Auf die Breilaffung wirft vornehmlich vortheil: 
haft das muſelmaniſche Geſetz, weldes dem Sklaven dad Recht einräumt, einen Herrn mit: 
zubeerben, der ihm die Zufage der Breiheit ertheilt und bei jeinem Tode noch nicht verwirklicht 
hatte, Überhaupt erfennen die Gelege zwei Abtheilungen in der Sflaverei an: eine wo fie 
abfolut ift, d. i. wo der Sflave mit allem, was er ift und bat, feinem Herrn angehört ; und eine 
zweite, wo der Sflave, obgleich er vor feiner Freilaffung weder Eigenthum erwerben nod erben 
fann, doch gewiffe Rechte genießt, 3. B., daß er nicht mehr verfauft werden kann. Eine Sklavin, 
die ihrem Herrn ein Kind geboren hat, gehört zu diefer privilegirten Klaffe, ebenſo ein Sklave, 
dem fein Herr gegen die Bezahlung einer gemwiflen Summe oder auf den Fall feines Todes die 
Freiheit verfprodhen hat. 

In den Morgenlänvern gibt es Sflaven von allen Karben, aber die ſchwarzen Sklaven 
werben nicht menfchenfeindlicher behandelt ald die braunen oder weißen. Wenn man das Shid- 
fal ver Sklaven bei ven Mufelmanen mit dem diefer Unglüclichen bei ven Chriſten vergleicht, 
— urtheilt ein britifher Schriftfteller, der den Orient bereift hat?2) — dann müffen wir der Wahr: 
heit zu Ehren den aftatifhen Nationen in dieſem Punkte einen höhern Grad der Humanität 
zuerfennen, ald wir jelbft befigen. Ausgenommen in einigen Geehäfen, ift die Arbeit des 
Sklaven felten hart. In Aſien gibt es Feine Pflanzungen, welche von Sklaven bebaut werben, 
feine Manufacturen, wo jie fi von morgens früh bis in die fpäte Nacht abarbeiten. Ihre Be: 


31) Planck's Gefchichte der Firchlichen Verſaſſung, II, 3650. Über ben Einfluß des Chriſtenthums für 
Aufhebung der Sklaverei vgl. Welder, Lepte Gründe, ©. 64 fg., und Savigny, Geſchichte des Römir 
ſchen Rechts, I, 364. 

32) Esprit des lois, XV, 5. 

33) Sketches of Persia from the Journal of a Traveller in the East (Kondon 1828). 
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ſchäftigung iſt vorwiegend häuslich, eine gute Aufführung wird mit Wohlwollen und Zutrauen 
belohnt und bringt ſie in die Gemeinſchaft derer, denen ſie angehören. Gewöhnlich iſt der 
Übertritt zur Religion ihres Herrn die erſte Stufe, auf welcher ſie zu deſſen Gunſt gelangen. Auf 
den Sklavenftande haftet auch in den mohammedanifhen Rändern nicht der Begriff ver Schande. 
Die Sflaven werden gewöhnlich verheiratbet, und ihre im Haufe geborenen Kinder machen fo: 
zufagen einen Theil der Familie aus. Sie werden alddann ald die anhänglichſten betrachtet, 
oft erben fie einen beträchtlichen Theil des Vermögens ihres Herrn, und nicht felten vermischen 
fie durch eine Heirath in der Bamilie oder durch eine andere gleich ehrenvolle Verbindung jede 
Spur ihrer Abkunft. Dem Koran zufolge ſchenkt mancher fromme Mufelman feinem Sflaven 
ein kleines Stück Land oder läßt ihn ein Handwerk lernen, damit er durch Fleiß und Sparfam- 
feit die zur Erlangung feiner Breiheit erforberlihe Summe ſelbſt erwerbe. In der Türkei fteht 
dem Sflaven zu den höchſten Hof: und Staatdämtern, der Sklavin zu Föniglichen Ehren die 
Laufbahn offen. Zu mandyen Hofämtern ift fogar die Eigenihaft, Sklave zu fein, ftetö erfor: 
derlih. So muß z. B. der Kislar-Aga, das Haupt der ſchwarzen Berfchnittenen im Serail des 
Großfultans, ſowie der Kapi-Aga, das Haupt der weißen Gaftraten, allezeit dem Sflavenftande 
angehörig fein. Beſonders machen die in den kaukaſiſchen Gebirgäländern geborenen Sklaven, 
namentlich die cireafflfcher oder georgifcher Abkunft, Häufig ihr Glück in Konftantinopel. Ehe— 
dem Eonnte in Hgnpten feiner Bei werden, der nicht Mamluf, d. h. Sklave, gewefen war. 
Biele der vornehmften und berühmteften türfifhen Großen waren ald Sklaven in das Land 
gefommen. 

In der zweiten Hälfte ded 15. Jahrhunderts eroberten die Türfen Konftantimopel, die 
Spanier Granada. Diele Greigniffe hatten auf die Entwidelung ver Sklaverei einen nicht 
geringen Einfluß. Die Ehriften erfchrafen vor der Machtentfaltung der Osmanen, und die 
Mufelmanen waren über die Vertreibung ihrer Religionsbrüder aus der Iberiſchen Halb- 
infel entrüftet. Es entſpann ſich ein beftiges, langathmiges Ringen an allen Küften und Infeln 
des Mittelmeerd, in dem auf hriftlicher Seite Italiener und Spanier die Vorkämpfer waren, 
indeß Frankreich als Staat fih mehr auf die Seite der Ungläubigen neigte. Am unermüblid- 
ften ftritten die Johanniter, erft in Baläftina, dann in Rhodus, und endlich auf Malta. Der 
Krieg beivegte fih mehr in Raubzügen als in eigentlihen Treffen. Auf ſeichten, fchnellen 
Schiffen liefen die Türfen bei Nacht in die füdenropätfchen Häfen ein, fetten fie in Brand und 
fchleppten die angefehenften Bewohner, deren fie habhaft werden konnten, in die Gefangenſchaft 
binmweg. Die damals an der Küfte erbauten Wachtthürme find zum Theil noch erhalten. Die 
Schickſale dieſer Gefangenen erzeugten von neuem eine Literatur, die in Romanen and Schau: 
fpielen ihr Los befang. Zope de Bega, Cervantes u. a. haben ſich bier ihre Sporen verdient. 
Der legtere war jelbft fünf Jahre lang in Algerien gefangen, wo er 25000 Leidensgefährten 
hatte und fi mit dem Plan eines Aufftandes trug. Taufende von Chriften ruderten die Ga— 
leren der Mohammedaner, und Türken die der Ehriften. Durch den Sieg von Lepanto im 
Jahre 1571 wurden 12000 driftlihe Galerenjklaven in Freiheit gelegt. Bei der Einnahme 
von Tunis im Jahre 1535 entfamen 20000 Ehriften aus ver Gefangenſchaft. Taufende von 
Chriftenfrauen wurden aufgegriffen und im der Türkei, in Algier, Tunis und Tripolis ver: 
kauft, welche damals den Oefammtnamen der Berberei erhielten. Bis an die Küften von Irland 
haben ſich diefe Raubzüge erftredt. Diefes Unweſen beftand in der Hauptfache bis in das 19. 
Jahrhundert hinein, oder jedenfalls, biß der Handel des Mittelmeerd und der Wohlftand gan 
zer Länderſtrecken, die vormals ald Garten der Welt gegolten hatten, völlig zerflört und unter: 
graben war. Endlich bequemten fid Die erlauchten Monarchen Europas zur Tributzahlung 
an diejenigen Biratenfürften, melde fich herbeiliefien, gegen ſolches Röfegeld anderweitige Nad- 
ftellungen zu umterlaffen. Auch die Vereinigten Staaten mußten ji einen Augenblick diefem 
ſchimpflichen Joch beugen; doch hat die junge Republic bie Ehre, in ver Abwerfung vefielben 
allen andern Staaten vorausgeeilt zu fein. Das Bombardement von Algier durch Lord Ex— 
month im Jahre 1816 wird gewöhnlich ald Beendigung der weißen Sflaverei in Nordafrika 
betradhtet. Der Zerftörung aller Wurzelfäden eines gefunden induftriellen Gedeihens durch 
hundertjährigen Verlaß auf ven Sflavenhandel als einzig lohnenden Erwerbözweig muß es 
zugeichrieben werben, daß die Befegung des Reichs Maſiniſſa's durch die Franzoſen bisher noch 
zu Feiner gedeihlichen Entwidelung geführt hat. 

Menn auch die Kriege der Germanen mit den Slawen fo ergiebig an Menfhenraub waren, 
daß die teutoniſchen Sprachen für die Bezeichnung der SHaverei den Namen ber öftlihen Nach- 
barn anwenden, fo’find doc) die Germanen unter allen Gulturvölfern am glücklichſten dem Fluch 
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dieſer Völferfranfheit entronnen. Die anfangs unter ihnen beſtehende Sklaverei Töfte ſich in 
den Wirren ihrer Wanderungen auf, und der Verkehr mit den entwideltern romaniſchen 
Ländern und Leuten verhinderte das Zuftandefommen einer neuen. Allerdings ift die Hörigfeit 
der Leibeigenen jahrhundertelang der eigentlihen Sklaverei zum Verwechſeln ähnlich geweſen; 
allein fie blieb doch jederzeit ein Nechtözuftand, behielt alfo ven Kern der Freiheit in fi; ſtets 
waren politifhe Beziehungen da, die eine vollftändige Knechtung der Bedrängten unthunlich 
machten, und immer gewann die Maffe des Volfs in Friedensjahren einen Borfprung, der in 
den unruhigen Zeiten nicht ganz aufgehoben werben fonnte. Der Kampf zwiſchen Kirche und 
Staat im Norden, der Krieg zwiſchen Gothen und Arabern auf der Iberifchen Dalbinfel, das 
Ringen ded Adels mit der Krone und die Kreuzzüge, die zum Glüd niemals zahlreiche Gefangene 
einbrachten, thaten das Ihrige. Als Papft und Kaifer fih verfländigt hatten, war das Volk 
bereit8 zur Reformation reif geworben. Der Welthandel und die Entdeckung unbewohnter 
MWelttheile ermöglichten die Flucht, wo der Widerſtand nicht ausreichte. Was die Berhältniffe 
berbeigeführt hatten, machte enblih die Aufklärung des 18. Jahrhunderts zum Pflihtgebot, 
und die Nevolution erhob ed zur Staatdmarime. Als politifcher Grundjag ift die perfönliche 
Freiheit aber erft feit hundert Jahren aufgetreten. 

An den Grenzen ihres Eulturgebiet8 haben die Germanen gleihwol ernſtlich mit der 
Sklaverei zu Schaffen gehabt. Der Kämpfe mit den Türfen am Mittelmeer ift bereitö gedacht 
worben. Bolgenreicher für die Geſchichte der Sklaverei waren die atlantifhen Entdeckungs— 
reifen der Portugiefen und Spanier. Die erftern waren auf die volfreihen Negerftämme 
Weſtafrikas geftoßen, die legtern auf die üppigen Ländereien des weftlichen Feſtlandes. Beide 
machten Tabak, Kaffee, Zuder, Reis und Indigo den Europäern zu Lebendbebürfniffen. Die 
Erzeugung diefer Waaren nahm Arbeitöfräfte in Anſpruch, die man möglihft billig beſchaffen 
wollte. So war eine jener ökonomiſchen Nothwendigfeiten gegeben, mit welden man bie 
Verbrechen zu rechtfertigen pflegt. Im Jahre 1441 brachten zwei von Prinz Heinrich von Por— 
tugal auögefandte Schiffähauptleute aus Afrifa unter andern Merkwürdigkeiten auch einige 
aufgegriffene Mohren mit. Diefen Gefangenen wurde e8 verftattet ſich loszukaufen, was fie mit 
einer Sammlung Waaren aus ihrem Vaterlande bewerfftelligten,, unter welchen ſich aud zehn 
Negerfklaven befanden, die in Bortugal allerortö nicht geringes Erftaunen erregten. Drei Jahre 
jpäter bildete fi in Lagos eine Handelsgeſellſchaft, an der ſich Prinz Heinrich mit einem Fünftel 
betheiligte, und brachte auch in kurzer Zeit 200 Sklaven ein, von denen freilich durchaus nicht 
alle Neger waren. Im Jahre 1445 wurden die erften vier Neger im Negerlande felbft von ven 
Portugieſen erbeutet, und von nun an nahm der Handel einen raſchen Fortgang. Doc überftieg 
der jährlihe Fang während ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts nicht leicht 1500 Schwarze, 
von denen bie eine Hälfte nah Portugal ſpedirt, die andere an fremde Händler abgegeben 
wurde, welche legtern fie größtentheild in Tunis und Sicilien an den Mann braten. Dieje 
Sklaven waren, wie im Alterthun, Lurudartifel, wie eben noch heutzutage die Kafadus ober 
Angorafagen, mit denen man fie auf alten Gemälden auch häufig zufammenfindet. Für den 
Landbau oder für productive Arbeit wurden fie in Europa niemald verwendet, und das ganze 
Gewerbe war ſchon bebveutend in Abnahme gefommen, ald die Entdeckung von Amerifa ihm 
den weltgefhichtlichen Impuls gab. 

Columbus ſoll ſich felbft vor feinen Entvedungdreifen am portugiefifhen Sklavenhandel 
betheiligt haben, und machte ſich jevenfalld aus der Knechtung aller Heiden fein Gewiſſen. Daß 
er die im „„Kriege” erbeuteten Indianer verkaufte, war felbit der Königin Iſabella nicht anflößig; 
nur ald er fie wegen nichtbezahlten Tributs aufgriff, befam er eine Rüge von feiner hoben 
Gönnerin. In nicht langer Zeit waren die Eingeborenen im ſpaniſchen Weftindien dermaßen 
zufammengefhmolgen, daß die Frage um ihre perfönliche Freiheit kaum mehr eine praftifche Be: 
deutung hatte, was den Bemühungen des ehrlihen Las Caſas und anderer aus dem hoben 
Klerus, die, um die Trümmer ver Indianerftämme zu retten, die Aufmerffamfeit der Conqui— 
ſtadores auf die Neger lenkten, nicht geringen Vorſchub geleiftet Haben mag. Unter einer Eon: 
ceſſion Karl's V. fing ein Slamänder die Einfuhr der Neger nach Weftindien an, die raſch in 
Aufſchwung fan. Man hielt jeden Schwarzen für jo viel werth als vier Indianer. Schon im 
Jahre 1522 reichten die Afrikaner in Haiti zu einem Aufitande hin. Im Jahre 1562 wußten 
die Engländer einen Theil des Gefhäfts an fi zu reißen. Sir John Hawkins befehligte das 
erfte Sklavenſchiff, und die Königin ſoll an feinem Gewinſt beteiligt gewefen fein. Die eng— 
liſchen Korfaren übertrafen bie portugiefifchen bei weiten an Graufamfeit. Die Stuart haben 
vier Gompagnien zum Sklavenfang conceffionirt, in beren einer ſowol Karl I. als Jakob II. 
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Actien hatten. Als Herzog von Dorf war der legtere jogar Vorftand diefer Geſellſchaft. Nach 
ber Englijhen Revolution wurde der Handel allen Engländern freigegeben und in der Folge 
fogar die „Königliche Afrikanische Geſellſchaft“ von Staats wegen fubventionirt. Im Jahre 
1713 wurde der ſpaniſchen Regierung ald Triumph der Diplomatie das Recht für die eng: 
liſchen Händler abgerungen, dreißig Jahre lang die fpanifchen Golonien mit importirten Ne— 
gern zu verfehen unter der Berbinplichkeit, während dieſes Zeitraums mindeſtens 144000 Stüd 
zuliefern. Auch die Franzoſen und Holländer betheiligten ih. Im Jahre 1620 fegte ein hollän- 
diſches Schiff die erften Sklaven, 20 an der Zahl, auf dem Gebiet der heutigen Bereinigten Staa- 
ten, in Jamestown in Virginien and Land. Dadurd Fam man auf den Gedanken, aud) die nord: 
amerifanifhen Indianer zu Sklaven zu maden, was in weit größerm Maße, ald gewöhnlich 
befannt, geſchehen iſt. Die Verſuche einiger Golonien, dem Handel Einhalt zu thun, fcheiterten 
an der Habgier des Mutterlanded. Zur Zeit der Unabhängigfeitderflärung befanden jid 
300000 Neger in Lande. 

Man ſchätzt die Zahl der Neger, welde jeit Anbeginn des Sklavenhandeld aus Afrika nad 
Amerika entführt wurden, auf 40 Mill. Andere 20 Dill. find auf der Überfahrt umgefommen. 
Thatſächlich dauert der Handel noch fort in Cuba und Brafilien, ven amerifanifhen Landes— 
theilen, die fih von europäifhen Ginrichtungen noch nicht losgefagt haben. In beiden Rändern 
baut ſich auf dem Naden dieſer Unterjochten eine rohe, aber an Kraft und Bedeutung zuneh: 
mende Ariftofratie auf. Die Lage der SHaven in Cuba ſcheint hart zu fein. Man rechnet ge: 
mwöhnlih, daß jeder Sklave, der die Seefahrt überfteht, in fieben Jahren der ihm aufgebür- 
deten Arbeit erliegen muß. In Brafilien ift die Bevölferung zu fünf Sechstheilen von reiner 
oder gemifchter afrifanifcher Abftammung, und unter dieſen fünf Sechstheilen find zwei Fünftel 
Sklaven. Die gänzlihe Abweienheit des den Norvamerifanern eigenthümlichen Farbenhaſſes 
trägt manches zur Milderung der Lage der brajilianifhen Sklaven kei. 

Die moderne Negerjklaverei unterfcheides ſich von jeder andern weſentlich durch den Um— 
ftand, daß der Unterſchied der Raſſen mit der der Klaffen zufammenfällt und ihr dadurch ein 
gewiſſes äußeres Zeichen aufprüdt, weldes ihr in den Augen des Gedanfenlofen den Anſchein 
einer Naturordnung verleiht. Die Affimilation zwifchen Knechten und Herren, deren wir be: 
reits mehrmals ald Hauptmittel zur allmählihen Aufhebung des Verhältniffes gedacht haben, 
findet hier wenig Anwendung, jolange niht das ganze Volk zu Mifhlingen geworben ift. 
Darum findet jih auch die Breilaffung der Negerfflaven weit feltener vor als diefelbe Handlung 
in den Staaten ded Alterthums oder in Orient. Troß diefer abfonderliden Hinderniſſe ift die 
Megerjklaverei in ganz Amerika, mit Ausnahme der obenangeführten Länder, vertilgt worden, 
und die Urſachen dieſes Vorgangs erweifen ſich bei näherer Ergründung als nicht fowol com: 
nierzieller oder rein politiſcher — fondern moralifher Art. Das erwahende Gewiffen Europas, 
die Aufklärung ded 18. Jahrhunderts, hat die Ehre diefer Länterung. Wohl hat e8 bereits bei 
den alten Griehen, mie ſelbſt Ariftoteles gefteht?*), nicht ganz an Männern gefehlt, melde 
behaupteten, nit der Natur (puoer), fondern lediglich dem pofitiven Gefege (vöpeh) nad) 
fei der eine Sklave, der andere frei, die Sklaverei jei daher gegen die Natur (rap& pbcı), 
fie fei nicht etwas Gerechtes (dixauov), ſondern vielmehr etwas Graufames (Blarov). Allein 
diefe Gedankenübungen fonnten fi erft zu Ußerzeugungen entwideln, nachdem die Erfahrung 
die Möglichkeit einer Eivilifation ohne Sflaven dargethan hatte. Auf diefer Grundlage erhob 
fih der philofophifche Geift zu der Stufe, auf der er zur Erfenntniß von der Würde der Menſch— 
heit und jeder mit Vernunft begabten Individualität, dem Wefen ver Perfönlichfeit und dem 
Urrecht der Freiheit, Vorftellungen, welche dem Alterthum mangelten, gelangt ift. 

In England hat die frühzeitig von einzelnen gegen den Sklavenhandel gethane Ginfpradhe 
die Öffentliche Meinung fo wenig beeinflußt, dag no im Jahre 1788 eine Parlamentsacte im 
Snterefje der Händler pafiirt wurde. Die Quäfer haben ſich von ihrem erften Entftehen an als 
entſchiedene Abolitioniften ausgeſprochen, find aber auch von jeher nichts weniger als beliebt ge: 
wejen. Derpolitifhen Beveutungver Habeas-Corpus-Aete, welche das Recht eines jeden Menfchen 
auf perſönliche Freiheit zum Inhalt hatte, ungeachtet waren die Nechtöpraftifanten überzeugt, 
daß der Sflavenhandel nicht minder ehrenwerth als einträglich fei, wenn auch ſchon im Jahre 
1702 der Oberrichter Lord Holt entfchieden hatte, daß ein Neger frei werde, ſobald er englifchen 
Boden betrete, und kurz darauf, daß ein Menſch niemals als fäufliches Ding betradjtet werben 
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könne. In London wurde 1769 ein Neger von feinem Herrn Krankheits halber auf die Straße 
geftoßen, erholte fi aber durch milprhätige Pflege und ward darauf von feinem Herrn recla= 
mirt. Diefer Fall mit feinen Entiheidungen erregte großed Aufieben, und 1787 bildete ih 
ein Verein zur Abfhaffung des Sklavenhandeld. Die hervorragendften Männer beider Bar- 
teien, beſonders Pitt und For, theilten entſchieden dieſe Anficht, aber erit 1793 pafirte das 
Unterhaus eine Bill behufs Abihaffung des Sklavenhandeld, die aber von den Lords veriwor- 
fen wurde. Nachdem der Verſuch jedes Jahr vergeblich erneuert worden war, ging endlich im 
Jahre 1807 das Geſetz durch. In Frankreich hatte am 15. Mai 1791 die Nationalverfamm: 
fung allen freien Menſchen gleihe Rechte zuerfannt, was in Haiti zwiſchen den Mulatten, die 
großentheild frei waren und den Negerjklaven Reibungen verurſachte, die nad) entjeglihen 
Megeleien, an denen aber die Treulojigkeit der franzöſiſchen Behörden nicht wenig Schuld trägt, 
die Befreiung aller Sklaven in den franzöſiſchen Eolonien herbeiführte. Napoleon gelang es, 
die Sklaverei auf den Heinen Inſeln wiederherzuftellen, nicht aber auf Haft. Während der 
Hundert Tage proclanirte er die Abſchaffung des Sklavenhandels, die auch unter Ludwig XVII. 
im Jahre 1819 beftätigt wurde. Auch der Wiener Congreß erwarb fih das wohlfeile Ver— 
dienft, den Sklavenhandel zu verbammen, nachdem ih Spanien anheiſchig gemacht hatte, den— 
jelben im Jahre 1821 einzuftelen. Wie befannt, wird diefem Gelöbniß zum Frog die Ein— 
fuhr von Sklaven nad Euba unter perfönlicher Betheiligung des jeweiligen Generalfapitäns 
bis auf den heutigen Tag betrieben, was diefe Stelle zur weitaus vortheilhafteften unter der 
jpanifhen Regierung gemadt hat. Die Niederlande beichloffen die Abſchaffung inr Jahre 
1818, und im Jahre 1826 Brafilien, welches das Geſetz jedoch nicht gewiſſenhafter gehand— 
habt hat ald Spanien. 

Der Gongreß der norbamerifaniihen Colonien hat bereitö im Jahre der Unabhängigfeits- 
erklärung zur Beihränfung der Sklaverei ein Verbot gegen die Einfuhr von Sflaven erlaffen, 
eine Verordnung, die freilich, nachdem der Friede den Kandel wieder möglich gemacht hatte, 
feine Gejegeöfraft erlangen Eonnte. Man nahm damals durchaus den Standpunkt der euro= 
päifhen Humaniften ein und war in einigen jübliden Staaten der Sklaverei noch mehr 
gram als in einigen nörblichen, wo bis dahin Sklavenhändler gewohnt hatten ; und der Sklaven: 
ftaat Georgien hat für fi den Sklavenhandel bereits im Jahre 1798, alfo acht Jahre vor dem 
freien Mutterlanvde, abgeſchafft. Waſhington, Jefferſon, Madifon, Franklin, Patrid Henry, 
Kay und Hamilton haben Ausfprüde zu Gunften der freien Arbeit gerhan, die von der heutigen 
Freibeitöpartei ald Loſungsworte im Munde geführt werden. Der Birginier Jefferfon faßte Die 
berühmte Ordonnanz von 1787 ab, welde, unter Zuflimmung faft aller Sflavenftaaten 
die unfreiwillige Arbeit auf alle Zeiten von den nörblih vom Ohio gelegenen Gebieten ver 
Union ausfhließt. Die Sklaverei felbft Hat Vermont ſchon im Jahre 1777 abgeſchafft, vem im 
Fahre 1780 Maſſachuſetts und unter Franklin's Leitung Bennfylvanien folgten. Desgleichen 
that Neuyork im Jahre 1799 und Neujerfen im Jahre 1804. Im Jahre 1775 bildete ſich 
unter Franklin's Präſidentſchaft die niemals aufgelöfte Pennſylvaniſche Abolitionsgefellichaft, 
und reichte bei ver erften Sigung des Gongreifed nad Annahme der Gonftitution das Geſuch 
ein, alle geſetzliche Befugniß bis aufs äußerfte anzuftrengen, um allem Handel in Menfchen 
entgegenzutreten. Diejem Geſuch entſprechend verordnete auch in derfelben Sigung der Congreß, 
daß nad) dem Jahre 1808 feine Sflaven mehr eingeführt werden Dürfen. Im Jahre 1820 wurde 
die Übertretung dieſes Verbot ald gleihbedeutend mit der Seeräuberei bezeichnet und mit der: 
felben Strafe bedroht, die jedod zum erften mal im November 1861 an Nathanael Gordon 
in Neuyorf zur Ausübung fam. Auch England erklärte im Jahre 1825 den Sflavenhandel 
für Seeräuberei. 

War vergeflalt dem Sklavenhandel ein Ziel gefegt worden, fo behielt e8 bei der Sklaverei 
ſelbſt noch jahrelang jein Bewenden. Exit im Jahre 1825 bildeten Glarffon, Wilberforce, 
Burton und andere den Berein zur allmählihen Abfhaffung der Sklaverei in den britiſchen 
Ländern. Um biejelbe Zeit wies die Ouäferin Eliſabeth Heyrid in der Broſchüre „Sofortige 
nicht allmähliche Abolition“ nad, daß die vielbeſprochene allmählihe Abſchaffung der Sflaverei 
um nichts leichter zu erlangen und weit ſchwieriger durchzuführen fei ald eine Mafregel, die mit 
einem mal zum Ziel führen würde. Allein erft duch den unerbittlihen Wiberftand, ven die 
Sflavenhalter jevem noch fo leife tretenden Verbefferungsvorjchlag entgegenfegten, wurden die 
Abolitioniften jelbit zu Gunften eines durdhgreifenden Verfahrens geftimmt. Als das erite 
Reformparlament 1832 zufammentrat, war die Abſchaffung der Sklaverei in das Regierungs— 
programm aufgenommen, Zur Beiprehung der Cinzelheiten des vorgeſchlagenen Geſetzes 
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traten 369 Freunde der Sache zu einer Conferenz zuſammen und bewirkten nicht unerhebliche 
Abänderungen des Regierungsvorſchlags, der am 28. Aug. 1833 in Kraft trat. Es wurde 
eine Lehrlingszeit von ſechs Jahren anberaumt, und den Sklavenhaltern eine Entihädigungs- 
ſumme von 20,000000 Pfd. St. gewährt. Die Einrihtung ver Lehrlingszeit ald Übergangs- 
periode bewährte fich nicht. Antigua und Bermudas ſtrichen fie fofort und mehrere der übrigen 
Golonien in furzer Zeit, und im Jahre 1838 machte ihr das Parlament ein Ende. Die 
Production und Ausfuhr von Golonialmwaaren ift durd die Emaneipation, ſoweit ſich deren 
Wirkſamkeit bisher geäußert hat, verringert worden, was in den Augen der frühern Pilanzer 
natürlich ven Ruin der Injeln bedeutet. Die Maffe der farbigen Bevölkerung ift aber dadurch 
entfchieden zu Menichen geworden ; die Che hat ji unter ihnen als Inftitution feitgejegt, fie 
haben fi rings um die Plantagen herum, in denen fie früher dienten, kleine Heimmefen ge= 
gründet und führen ald Kleinbauern ein ruhig gedeihliches Leben, das dem Treiben, welches die 
Gegner der Emancipation dem entlaſſenen Sklaven angedichtet haben, direct entgegen ift. In 
Frankreich ift während der ganzen repjeligen Periode des Julikönigthums über die Emanci- 
pation unabläſſig debattirt, aber nichts gethan worden, bis die Proviſoriſche Regierung mit 
Einem Schlage die Sklaverei abfhaffte, und zwar ohne Entihädigung der Bejiger. Schweden 
hatte im Jahre 1847, Dänemark im Jahre 1848 daſſelbe gethan, Holland folgte erft im 
Sabre 1860 ihrem Beifpiel. 

In den Vereinigten Staaten war zur Zeit der Beendigung des Revolutionsfampfes die 
Sklaverei zu einem geringen Überbleibjel zufammengejhrumpft, das aud in den nördlichern 
Zandestheilen bald darauf völlig erlofh. Unter dem durchaus berechtigten Eindrud, daß ein 
Gleiches unlängft im Süden erfolgen müffe, wurde die Berfaffung der Union angenonımen. Man 
vermied in dieſem Actenftüd den Gebraud des Worts Sklaverei, begab ſich des Rechts, entlau— 
fene Sflaven gegen die Nachſtellungen der Beiiger in Schuß zu nehmen, ließ die unfreie Be— 
völferung ald Bafis der Vertretung in Gongreß gelten, ftellte aber das Verbot der weitern Ein- 
führung von Sklaven aus Afrika von 1808 ab in Ausſicht, welches auch feinerzeit erfolgte. 

Wenige Jahre zuvor hatte jedoch die Erfindung der Baummollihlumpe eine neue Periode 
in der Entwidelung diefes Inftitutö herbeigeführt, in deren Berlaufes vor feinem endlichen Ver— 
ihwinden eine bisher ungeahnte Wichtigkeit erreichen jollte. Durch dieſe Vorkehrung wurde 
der Bau der Baummwollpflanze, zu der der Boden Sübrarolinad und der mit ihm in gleicher 
Zinie und weiter ſüdlich gelegenen Staaten ſich vorzüglich eignet, dermapen vortheilhaft, daß 
die Berfhiffung der Baummolle nad England in 60 Jahren zum Hauptgegenftande des Welt: 
handels wurde. Zur Bearbeitung des Bodens reichte die in diefen Staaten vorhandene Neger: 
bevölferung von fern nicht aus, was das Sklavenzüchten zu dem einträglichften Gewerbzweig der 
nördlicher gelegenen, fonft Taback producirenden, jeither „Grenzſtaaten“ genannten Gebiete 
. madte. Während im ganzen dieſe Landestheile verarmten, häuften ſich ſchnell große Reid: 
thümer in einzelnen Händen. Die ſchnelle Ausfaugung des Bodens durch die eingejhlagene 
Wirthſchaftsmethode erzeugte eine ſtets wachſende Nachfrage nad) friſchen Ländereien; und fo 
entwidelte ji) eine Klaffe, die alles in fi vereinigte, was in normalen Zuftänden zwifchen den 
Gonfervativen und den Nevolutionären vertheilt ift, ausgedehnten Beſitz, weitreichende Gelb- 
mittel und unbefriedigte Gier nah Macht und Reichthümern. Diejer Klaffe waren die möglichft 
weite Ausbreitung des Sflaventergaind und die möglihfte Vermehrung der Sflaven als Ziel: 
punfte angewiejen. Beides war allein durch die Handhabung der Bundesregierung zu erreichen, 
und beidem trat das Rechtöbewußtjein der modernen Welt und das gemeinjame Intereije aller 
Nihtiklavenhalter entgegen. 

Seit dem Jahre 1820 ift ſich die Partei ver Sflavereiauspehnung diefer ihrer Stellung klar 
bewußt geweien, obwol noch zwanzig weitere Jahre verfloffen, bevor jie in ſämmtlichen Sklaven— 
ftaaten die Herrſchaft an fich gebraht hatte. Die Gegner aber bezweifelten noch immer felbft 
das Dajein diefer Partei, bis fie im Jahre 1861 den Bund für aufgelöft erflärte, die in den 
Sflavenftaaten gelegenen Feftungen und Häfen befegte und die daſelbſt ſtehenden Truppen der 
Bereinigten Staaten gefangen nahm. Die politifche Seite des langen Haders wie die militä- 
riihen Vorgänge des daraus entftandenen Bürgerfriegd gehören weniger zur Geſchichte der 
Sklaverei ald zu der der Vereinigten Staaten. Uns beſchäftigen hier vielmehr die daraus ber- 
vorgehenden Veränderungen in der jocialen Lage der Sklaven und ihrer Herren. 

Da ein jeved Mitglied der Union fi) für autonom erachtete, jo beftand in den Verorbnuns 
gen der verjchiedenen ſüdlichen Staaten über die Sklaverei große formale Verſchiedenheit, die 
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aber bei ver Ähnlichkeit der die Gefeßgebung beeinfluffenden Intereffen und dem lebhaften Ver: 
kehr der Sklavenhalter aller Staaten untereinander nicht binderte, daß die Lage ſowol der Skla— 
ven ald der Herren vor dem Geſetz wejentlic in allen Staaten diefelbe gewefen ift. Wenn der 
Status eined Individuums gerichtlich in Frage fland, fo galt die allgemeine Brafuntion der 
: Freiheit nur für die Faufalifche Raffe; der Karbige wurde ald Sklave betrachtet, fofern er nicht 
feine Freiheit nahmied. Es gab Feine theilweife, modificirte Sklaverei; wer Sflave war, war 
ganz Sklave, ſodaß eine teftamentarifche Verfügung, die einen Sklaven unter Beihränfung der 
Herrenrechte vermadhte, nichtig war. Das Sklaventhum vererbte ih wie bei den Römern von 
der Mutter auf das Kind. Der Sklave Fonnte Feinerlei Vertrag eingehen; that er das im Auf: 
trag feines Herrn, fo Eonnte er den legtern verbinden, nicht ih. Vor dem Griminalreht gal- 
ten die Sklaven als Perſon. Gegen Beihädigungen von feiten dritter fonnten fie vor dem 
Givilgericht nicht Klage führen, wohl aber konnten das ihre Herren, fofern fie dadurch mit- 
bejhädigt waren. Weder der Befiger felbit no ein Miether des Sklaven konnte unter irgend— 
welchen Umftänden für die Förperlihe Mishandlung eines Sklaven belangt werden, ausgenom— 
men wenn der Tod des Sflaven durch die Mishandlung herbeigeführt wurde; in diefem Ball 
waren fie ded Mordes ſchuldig, ohne Rückſicht auf die Abficht ver Thäter. Für die Beſchädi— 
gungen, die der Sklave einem dritten zufügte, mußte der Meifter einftehen. Verfiel er ver 
Todeöftrafe, fo wurde fein Herr aus der Staatskaſſe entſchädigt. Gin flühtiger Sklave ſtahl 
feinem Herrn ſich jelbft, und Fonnte demnach dem Herrn gegenüber fein dritter an ihm ein An: 
recht bekommen, auch wenn er ihn im guten Glauben zum vollen Werth gekauft hatte. Dem 
Sflaven Fonnte nichtd zu eigen, folglich aud nichts geihenft werben, ausgenommen die Frei: 
beit, aud) nicht auf dem Wege des Fideicommiffes; das Gefhenfte ward Eigenthun des Herrn. 
Es beftand der Gebrauch, daß der Sklave, den fein eigener Herr nicht befchäftigte, ih an einen 
dritten vermiethen fonnte, wenn er dem Herrn einen vereinbarten Kohn bezahlte. Was er 
weiter erübrigte, gehörte ihm dann zu eigen; gerichtlich ift dieſes Befigrecht aber niemals aner- 
fannt worden. In Louiſiana gehört dem Sflaven alles, was er am Sonntag verdienen fonnte; 
daffelbe galt in den übrigen Staaten von meltlihen Feiertagen; wenn der Beliger an diefen 
Arbeit verlangte, fo bezahlte er, was der Neger anderswo hätte verdienen fönnen. Der Sflave 
war der Ehe abjolut unfähig; weder für den Herrn, nod; für dritte, noch für die Betheiligten 
erwuchſen aus folhen Verbindungen irgendwelde Verpflichtungen. Die Freigebung des Skla— 
ven war nicht ftatthaft, wenn die Gläubiger des Herrn dadurch verfürzt wurden, und mar durch 
mannichfahe polizeiliche Erforderniſſe befhränft, melde die Vermehrung der freien farbigen 
Bevölkerung hemmen follten. Die freien Barbigen waren überhaupt die Zielfcheibe gouverne- 
mentaler Mishandlung, aud) in einigen freien Staaten. So durfte fein Farbiger in den freien 
Staat Illinois einwandern. That er ed dennoch, fo wurde er in den Staat feiner Herkunft 
trandportirt und, jofern es die dafigen Geſetze zuließen, zur Dedung der Unfoften verfteigert. 
Die Freigebung Eonnte fih auf die Zukunft beziehen; wenn jedoch eine Negerin nad dem Act 
ber Breigebung, aber vor dem Tage, an dem diefe in Kraft trat, Kinder gebar, fo verfielen dieſe 
der Sklaverei. Kein Sklave Fonnte Zeugniß ablegen, wo es fih um die Rechte eines Weißen 
handelte; wurde alfo ein Sflave von feinem Herrn oder einem andern Weißen mishandelt, fo 
konnte weder der Beſchädigte noch ein anderer Neger Zeuge fein. Ob fich diefe Unfähigkeit nicht 
auf die Farbigen überhaupt, den Weipen gegenüber, erftredte, ift unflar; in den freien Staaten 
Ohio, Indiana, Illinois und Jowa hatte fie diefen Umfang. Der Unterricht der Sklaven ift 
von jeher ein Gegenftand gefeßgeberifcher Anfeindung gewefen. Seit 1740 ward einen Sklaven 
Schreiben zu lehren oder fhreiben zu laffen, in Sübcarolina mit 100 Pfd. St. Strafe belegt, in 
Georgien feit 1770 und in allen Sklavenftaaten. 

Am entjeglihften war die Lage der Sklaven auf den Baummollpflanzungen von Güb: 
carolina und Georgien. Ahr Dafein hatte eigentlich gar Feine menſchlichen Annehmlichkeiten ; 
die häufigern Beitfhenhiebe allein unterfchieden ihr Schidfal von dem des Zugviehs. Ein wenig 
erträglidher war es im untern Mifiiffippithal. Der Gebraud von Kamiliennamen war ihnen 
nicht fo ftreng verboten; ihre Hütten enthielten gewöhnlich nicht weniger ald zwei Stuben, mand;: 
mal vier. Es befanden ji darin Bettftellen und Bettzeug, und diejenigen, welche ſich als Mann 
und Frau betrachteren, fchliefen getrennt von den Unverheiratheten; auch fchliefen die jungen 
Leute verſchiedenen Geſchlechts in befondern Räumen, ihre Mahlzeiten nahmen fie nicht gemöhn- 
ih an Familientiſchen, aber jie Eonnten ihre Nationen effen, wie fie wollten. Übrigens waren 
15— 18 Arbeitöftunden des Tags die Regel, und in gemiffen Jahreszeiten wurde auch ein be: 
deutender Theil der Nacht der Arbeit gewidmet. Der Aufſeher hatte einen gewiffen Betrag von 
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einer gegebenen Anzahl von Arbeitern zu liefern, und alfe waren verpflichtet, ihm mehr ald dem 
Herrn zu gehorchen. Gewöhnlich mar derfelbe viel graufamer als der Herr. Gutherzige Sklaven- 
befiger nahmen oft graufame Aufſeher. Es find Fälle von Geburten zwiſchen den Linien der 
Baummollfträuce befannt. Die Sflavinnen mußten auch dann ihre Reihe zu Ende behaden, 
bevor ihnen eine Stunde zur Erholung vergönnt wurde. Viele Pilanzer hielten es für einträg: 
licher, die Kinder fterben zu laffen als fie aufzuziehen. Die Aufſeher hatten alle Feldſtlavinnen 
zur Verfügung, und weigerte ji eine derſelben, fo wurde fie heftig gepeiticht. Die alten Herren 
wählten jich gewöhnlich die Hausmägde, und ihre Söhne zogen ald Beilhläferinnen ihre Halb: 
fhweftern vor. Sie behandelten ihre Kinder al Sflaven, züchtigten jie graufam und verfauften 
fie, um fie aus ihren Augen zu entfeınen. Das Prügeln mit der Schaufel, Zerfleifhen mit der 
Ochſenhaut, das eifenbefpigte Halsband und andere Duälereien waren Die Züchtigungsmetho— 
ven. Dagegen gab ed auf jeder Plantage einige Sklaven, die lefen konnten. Einen andern 
Rückhalt boten die Eypreflenfümpfe, die alle Pflanzungen wenigftend theilweife umfaſſen und 
Schlupfwinfel gewähren, in denen jih Flüchtige, Marons genannt, zumeilen jahrelang auf: 
hielten. Noch leichter war die Yage in den nördlichern ſtlavenzüchtenden Staaten, zumal dajelbft 
im ganzen ſehr wenig gearbeitet wurde. Hier hing dad Damoklesſchwert des „Verkauftwerdens 
nach dem Süden” über den Haupt der Unglüdlichen. 

Im Jahre 1860 gab e8 in den Vereinigten Staaten 3,952801 Sflaven und 482122 freie 
Farbige. Die zehnjährige Zunahme, weldhe von 1790-— 1800 32,23 Proc. betragen hatte, war 
von 1850-—-60 auf 21,0 Proc. gefunfen. 

In Sübrarolina und Mifiiffippi waren fie zahlreicher ald die Weißen; in den übrigen Staa: 
ten der jüblichften Reihe kamen jie ihnen faft gleich; in Norbcarolina, Tenneſſee und Arkanfas 
betrugen fie etwas über ein Drittheil der legtern und in Virginien und Kentudy etwas weniger. 
Am mächtigſten zeigten fi die Sflavenhalter in Birginien, Südcarolina und Rouifiana. 

Die Wahl des Präfidenten Abraham Lincoln war bad Werf einer Partei, welche das gefeg- 
liche Recht der Sklavenſtaaten auf Beibehaltung dieſes Inftitutd zwar ausprüdlic anerkannte, 
die Ausbreitung deffelben auf andere Gebiete hingegen mit aller Macht der gemeinſchaftlichen 
Regierung verhindern wollte. Auf die Dauer war diefe Politif gleihlautend mit Abfhaffung 
ver Sflaverei felbft, indem dieſe den Boden, auf dem fie ſich anfegt, zur Ernährung von Menſchen 
untauglic macht und aljo beftändig nad} neuen Ländereien greifen muß. Es beſchloſſen deshalb 
die unterliegenden Sklavenhalter die Seceffion und beftinnmten alle ſüdliche Staatsregierungen 
zu diefem Schritt, mit Ausnahme von Delaware, Maryland, Kentudy und Miffouri. Die 
„Gonföderirten Staaten“ ſchrieben zu ihrem Gebrauch die Berfaffung der Vereinigten Staaten 
mit einigen Anderungen ab. lm die anfangs ſchwankenden Orenzftaaten, melde auf den Ber: 
trieb gezüdhteter Sklaven ald oberfte Einnahmequelle angewiejen waren, zu gewinnen, wurde 
die Einfuhr von Negern aus andern Rändern verboten, und um fie zu ſchrecken, wurde der Con— 
greß ermächtigt, auch aus diefen Staaten die Zufuhr zu verbieten, fofern fie vem Sonderbunde 
nicht beiträten. Alle Staaten des Sonderbundes ſollten unbedingt Sklavenftaaten fein. Als— 
bald beftimmte der Gongreß, dan im Ball ver Übertretung des Verfaffungsverbots gegen die 
Einführung von fremden Negern die eingeführten an Gefellihaften, die ih anheiſchig machen 
würden, ihnen im Auslande die Freiheit zu geben, ausgeliefert werben follten; in Grmangelung 
folder Gefellfhaften feien fie an ben Meiftbietenden zu verfteigern. Jefferſon Davis fand für 
gut, diefer Bill feine Zuftimmung zu verfagen. Daneben erklärte jedoch fein Staatöfecretär, daß 
feine Regierung dem Auslande gegenüber Feine Berpflihtung eingehen könne, den Negerhandel 
nicht zu erneuern, indem das in der Conſtitution enthaltene Verbot jeden weitern Vertrag über: 
flüſſig mache. 

Bei der gänzlichen Handelsſperre Fonnten dieſe Verhandlungen nicht unmittelbar praktiſch 
wirken. Bemerkenswerth im Gange der Rebellion war, daß die Neger ſich nirgends zu Gewalt: 
thätigfeiten gegen ihre bedrohten Herren und Meifter hinreigen ließen, fondern entweder einzeln 
die Flucht ergriffen oder die Ankunft der Befreier ruhig abgewartet haben; ein Umftand, der ald 
Zeichen einer inftinetmäßigen Ergebung in die Sklaverei ald allein für fie geeigneten Zuftand 
von ebendenjelben ausgelegt worden ift, welche niemals verfäumt haben, die Schwarzen ald Be: 
ftien zu ſchildern, die die Knechtſchaft allein von unaufhörlihem Mord und Todtſchlag abhalten 
fann. Es find aud nicht wenige freie Farbige ald Freiwillige in die Rebellenarmee eingetreten 
und dafür von ven Rebellen gelobt worden; die Staaten Tenneſſee und Virginien, wenn nicht 
auch andere, haben feit Anbeginn des Kriegs die freien Farbigen zum Kriegsvienft gezwungen, 


406 Sklaverei 


obmwol die Gentralregierung der Rebellen ald foldhe zur Refrutirung unter den Farbigen nicht 
hat greifen wollen. 

Die Sklaven haben fofort im Schanzgraben und allen möglihen Arbeiten das Ihrige leiften 
müffen. Im Frühjahr 1861 will man bereits 10000 Neger in Charlefton an ven Befeftigun: 
gen haben arbeiten ſehen. Die Willfährigfeit der Befiger, die doch für diefe Arbeit in Re— 
gierungöpapier bezahlt wurden, während freie Farbige für dieſelbe Leiftungen nichts als ihre 
Nationen befamen, ließ bald nach, und die Anprohungen von Zmangserhebungen zu Diefem 
Zwe wurden immer häufiger. Im Jahre 1864 bedrohte der Mayor von Gharlefton jeden 
Säumigen mit 200 Doll. Strafe. Die Sklaven zu eigentlichen Soldaten zu machen, ift erft gegen 
Ausgang des Jahres 1864 vfficiell zur Sprade gefommen. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten ſchloß am 7. Juni 1862 mit Großbritannien 
einen Vertrag, der den damit beauftragten Kriegsſchiffen der beiden Mächte die Befugniß er: 
theilt, innerhalb 200 englifhe Meilen von der afrikaniſchen Küfte, ſüdlich vom 32.° nördl. Br., 
ſowie aud innerhalb 30 Seemeilen von den Inſeln Cuba, San: Domingo, Vortorico und 
Madagaskar, unter beſtimmten Verbaltungsregeln des Sklavenhandels verdächtige Schiffe zu 
durchſuchen, aufzugreifen und abzuführen. Am 16. Aug. 1861 beſchloß der Kongreß, daß Die 
Benugung eined Sflaven zur Beförderung der Rebellion das Anrecht des Herrn an diefen 
Sklaven verwirken jolle. Weiter zu geben getraute man ji vorläufig nit. Um entlaufende 
Sklaven aus Feindesland nicht ohne mweitered dem Feinde audliefern zu müffen, half man fi 
mit der von General Butler erfundenen Spisfindigfeit, daß diefe flühtige Waare als ‚Kriegs: 
contrebande‘’ mit Beichlag belegt und einftweilen in Stand zu halten und zu benugen, bis das 
Eigenthum an derſelben rechtlich conftatirt fei. Bei der der ganzen Volksmaſſe feit einem Men: 
fihenalter unaufhörlich eingeprägten Überzeugung von der verfaffungsmäßigen Unantaftbarfeit 
der Sklaverei und dem thierartigen Haß, der den roheften Theil der freien Bevölkerung gegen bie 
Barbigen befeelte, war es von feiten der nördlichen Staatsmänner durchaus am Plag. die Wie: 
derherjtellung der Union als einzige Kriegsfahne wehen zu laffen und die zur höchſten North: 
wendigfeit gewordene Kreifegung der Sklaven ohne Aufhebens und gleihjfam nur als jelbft= 
verftändlichen Theil der Kriegführung vor fich geben zu laffen. Man trieb aber die Mäßigung 
noch weiter. Mac Glellan im weftlihen Virginien und Patterfon im weſtlichen Maryland be- 
fahlen ihren Soldaten, jeden Verſuch der Neger, ſich gegen ihre Meifter zu erheben, mit eiferner 
Hand nieberzufchntettern. Keine Schwarzen durften fi ven Armeen anſchließen. Als Fremont, 
der Die Aufgabe hatte, mit einigen hundert Turnern von St.-Louis den Staat Miffouri zu 
erobern, in einem am 31. Aug. 1861 erlaffenen Befehl erklärte, daß jeder Miffourier, ver gegen 
die Vereinigten Staaten die Waffen ergriffen habe, feines Vermögens und feiner Sklaven ver: 
luftig fei, und daß feine Sklaven freie Leute freien, caſſirte aldbalb der Präſident dieſen Befehl. 
Fremont's Nachfolger, Hallek, befahl am 20.Nov. nicht allein feine weitern Flüchtlinge in Schutz 
zu nehmen, jondern die bereits eingelaufenen in Feindesland zurüdzuftoßen, was mit den Ber: 
orbnungen Sherman’s vor Eharlefton und Dick's in der Halbinfel öftlih von Cheſapeakbai über: 
einftimmte. An einigen Orten, wie in Sübcarolina, vermehrte ſich die Berlegenheit noch da— 
duch, daß nicht allein die Sklaven den Herren, fondern die Herren den Sklaven entliefen und 
ganze Plantagen mit Mann und Maus im Stich ließen. Eine Bevölkerung von 30000 Seelen 
fiel ven Truppen an legterm Ort mit einem mal in bie Hände. Nothgedrungen murbe ein ſo— 
genannter „militärifcher Gouverneur’ mit ihrer einftweiligen Verpflegung und Beſchäftigung 
beauftragt, der auch, mit der Unterflügung einiger Neuengländer, fich mit der Einrichtung von 
Säulen befaßte. Die Plantagen wurden vermiethet und jollen den Unternehmern, melde die 
Neger ald Kohnarbeiter zu Dingen hatten, nad) den Behauptungen der Freunde der Sklaverei 
nicht unbeträdtlichen Gewinn eingebracht haben. Jedenfalls find über das Betragen ver Sklaven 
keine Klagen laut geworben. Anders im Mifiiffippithal. Ein Befehl des Profojen in Natchez 
in Mifiiffippi vom 16. Febr. und 19. März 1864 flagt, daß die in der Stadt zuſammen— 
gelaufenen Sklaven den öffentlichen Gefundheitäzuftand in Frage ftellten. „Saul und verwor— 
fen”, heißt e8, „ungewohnt um ihren Unterhalt zu jorgen, lungern die meiften auf den Straßen 
und Gäßchen umber, verkriechen fih in Schlupfwinkel und drängen ih haufenmeife in Eleine 
Hütten unter unfaglidem Schmuz, der die ganze Luft verpeſtet.“ Es wird deshalb jedem „Eon: 
treband” verboten in der Stadt zu verweilen, wenn er nicht von einer „verantwortlichen Per: 
fon‘ beichäftigt wird und in deren Haufe wohnt, und Feiner darf fortan für fih eine Wohnung 
miethen, Im Congreß wurde dagegen Einfprade erhoben, deren Refultat aber nicht befannt 
geworben ift. 
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Weder die Oppofition des Eongreffed nod das Murren der Soldaten , denen ed von Tag zu 
Tag unerträglier wurde, ihren Feinden ald Häſcher zu dienen, würden in der Bolitif des Ga: 
binets eine Anderung bewirkt haben, mern nicht der Fläglihe Ausgang des Feldzugs von 1862 
den Ausſchlag gegeben hätte. In feiner Botihaft vom 3. Dec. 1861 beantragte der Präfident 
einen Vorſchlag der Gentralregierung an die Sklavenftaaten, die in jedem Staat befindlichen 
Sflaven durch die Vermittelung der Staatsregierung (die man damald nody auf feine Weife 
umgehen zu dürfen glaubte) aufzufaufen und im Auslande anzujiedeln. Am 16. April 1862 be: 
freite der Gongreh gegen Entihädigung von 300 Doll. für jeden Sklaven die unfreien Far: 
bigen im Diftrict Columbia und ſetzte 100000-DoU. zur Beförderung freiwilliger Goloni- 
jation der Schwarzen aus. Eine Colonie wurde auf Isle a Bade bei San-Domingo gegründet, 
erlag aber in einigen Monaten den Hungertode bis auf einige geringe Überbleibfel, die ein vor: 
beifahrendes Schiff in die Heimat zurüdführte. 

Den Vorſchlag der „compenfirenden Emancipation’ erneuerte der Präfident in einer beſon— 
dern Botihaft an ven Congreß am 6. März 1862, und der Vorſchlag wurde am 2. April von 
beiden Häufern des Congreſſes im Princip genehmigt. Um ihn zur Ausführung zu bringen, 
beantragte der Präfident in feiner Jahresbotfhaft vom 1. Dec. Zufäße zur Gonftitution, die 
ihn ermächtigen follten, die Schuldſcheine an die betreffenden Staaten eintretendenfalld unver: 
züglich audzuftellen. In diefer Form wurde der Vorſchlag nit angenonımen, wohl aber ein 
Geſetz eingebraht, dem Staat Miffouri 20 Mill, Do. audzuzahlen, wenn er jeine Sflaven 
freigäbe. Diefed Anerbieten, dad um jo vortheilhafter war, ald der Krieg ohnehin den wirf: 
lihen Sflavenbeftand dieſes Grenzſtaats auf ein äußerſt geringed Maß zurüdgeführt hatte, 
wurbe von der in jenem Staat tagenden Gonftituante, welde, urjprünglid unter fecefjionifti= 
ſchen Aufpicien berufen, nad der Wiedereinnahme des Stantd feitend ded Bundes die inhaber: 
loſe Regierungsgewalt an ſich gezogen hatte, angenommen, aber in einer Weife, die die eifrigern 
Freunde der guten Sache als einen gleisneriichen Verfuch bezeichnen, unter dem Vorwand einer 
„allmählichen“ Sreigebung die Sklaverei ein Menſchenalter länger zu halten, ald fie fonft be: 
ſtehen Eönnte. R 

Maryland, anfangs jaumfeliger und nur durch den Drud einer militärifhen Übermacht 
vor dem Abfall bewahrt, hat Miffouri in diefem Stüd überholt. In Maryland hatten die 
acht nördlichen Gounties mit drei Viertel der weißen Bevölkerung und der Steuerfraft gerin- 
gern Einfluß auf die Gefeggebung ald der Überreſt des Staats, der faſt ausſchließlich von 
Sklaven und Sklavenhaltern bewohnt war. Im Jahre 1864 wurde, großentheild durch die 
Energie der Deutfhen von Baltimore, eine Eonftituante berufen, welche ein rundes und netted 
Berbot der Sklaverei in die neue Verfaffung aufnahm, die auch im October, obwol mit ehr 
fleiner Mehrheit, vie Genehmigung der Wähler davontrug. 

Sofort nad Ausbruch ver Rebellion trennte ſich der nordweſtliche Theil ded Staat? Vir— 
ginien und bat um Aufnahme in die Union ald Weflvirginien, welches unter der Bedingung, 
daß er ſich erft der Sflaverei entledigen mußte, gewährt wurde. Diefe Bedingung ift erfüllt 
worden. 

Ein Beihluß des Congreſſes vom 13. März 1862, daß die Offiziere und Soldaten der 
Vereinigten Staaten feine Häfcherdienfte leiſten follen, ging dem eigentlichen Übel direct zu Leibe 
und hat wol alled erreicht, was auf dem Papier zu erreichen war. Aber der Congreß ging wei: 
ter und erließ das Gefeg vom 17. Juli 1862, weldes die Sflaven aller Hochverräther ſowie 
aller ver Mitſchuld an der Rebellion Überführten und die in die Linien der Armee flüchtenden 
Sklaven aller derjenigen, die fi fortan an der Rebellion betheiligen würden, wie aud alle in 
eroberten Orten vorgefundenen Sklaven befreite und dem Präſidenten freiftellte, zur Unter: 
drückung ded Aufſtandes Farbige, „wie er ed für gut finden würde”, zu gebrauchen. Auf diefes 
Geſetz fußend drang ſofort die fogenannte entſchiedene Partei in Hrn. Lincoln, eine allgemeine 
Befreiungsproclamation zu erlaffen, ein Anjinnen, dem er manches gewichtige Bedenken ent: 
gegenzufegen hatte. Denn auf die bezwungenen Landestheile Eonnte eine Proclamation, nad 
den einmal beftehenven Gejegen aus moralifhen, auf Beindesland aus phyſiſchen Gründen Feine 
Wirkung ausüben, in den Freiftaaten felbft aber, ohne die Gutgefinnten zu beftärfen, den Ubel- 
wollenden zum Vorwand und zum politifhen Kapital dienen. Nah den neueften Angaben ſoll 
die Entjheidung duch unter ver Hand gegebene Winfe der europäifchen Diplomatie bewirkt 
worden fein, dahin gehend, daß die Anerkennung ber ſüdlichen Conföderation fonft nicht länger 
verschoben werben könne. 

Es prorlamirte der Präfident am 22. Sept. 1862, daß in allen Landestheilen, die am 
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1. San. 1863 nit unter die Botmäßigkeit der Vereinigten Staaten zurüdgefehrt ſein würden, 
die Sklaverei von dem Tage an aufhören müffe, und beftätigte diefe Erflärung am 1. Ian. 
1863 mit befonderer Angabe der betroffenen Landestheile. Ohne den Gang des Kriegd merf= 
lich zu beeinfluffen, machte dieſer Schritt Epoche in dem Parteitreiben des Nordens, wo erft von 
diefer Zeit an vie Identität ver Sklaverei und der Rebellion einerfeitd, jowie der Emancipation 
und Wiederherftellung der Union andererſeits zur allfeitigen Anerfennung gelangte. Die 
DOppofition, die bisher mehr die Art der Kriegführung gegen ven Süden beanftandet hatte, 
richtete ji von nun an immer mehr gegen die Fortfegung des Kriegs überhaupt, ballte ſich zu 
Eonfpirationen zufammen, culminirte in den Greueln des neuyorker Aufruhrs vom 13. Juli 
1863 und gelangte in der demokratischen Convention, die im September 1864 in Chicago zu= 
fammentrat, zur Befürwortung einer unbedingten Einftellung der Feindſeligkeiten. Die neu 
yorker Vorgänge, bei denen ſich faft ausſchließlich eingewanderte Irländer hervorthaten, hatten 
den Bortheil, das Nationalgefühl des Volks feiner Entrüftung über die an den Negern began= 
genen Megeleien zuzugefellen. Bereitd im Juni 1863 hatte der deutſche Nationalclub in Neu— 
york erklärt, daß bie Gonftitution Die SFlaverei als mit der Demokratie unverträglich zu verbie= 
ten habe. Langſam brach fi) der Gedanke Bahn. Am 11. Ian. 1864 fam der Vorfchlag zum 
erften mal vor den Congreß, wurde vom Senat gutgeheißen, vom Unterhauſe jevoch mit 95 gegen 
66 Stimmen verworfen. Am 7. Juni 1864 wurde er in das Programm der zu Baltimore 
tagenden Gonvention ber Regierungspartei aufgenommen, deren vollftändiger Sieg den Gon= 
greß beftimmte, feine Weigerung zurüdzunehmen. 

Unendlich weittragender aber ift die Befehrung der Nation zur Anerkennung der Waffen: 
fähigkeit der Neger. Bis nad dem Fehlihlagen ver Gampagne auf der rihmonder Halbinfel 
fanden alle darauf hinzielenden Vorſchläge wenig Eingang von feiten der Unionspartei und ftie- 
Ben auf erbitterten Widerftand ver Gegner. Die Glaufel im Gefeg vom 17. Juli 1862 wurde 
zuerft mehr als leere Drohung betrachtet. Am 22. Juli befahl der Kriegsfecretär, in Aus: 
übung derjelben die Sklaven als ‚Arbeiter‘ zu gebrauchen, was felbftredend ohnedies geſchehen 
war.. Am 2. Aug. rejignirte dev General Phelps, weil ihm verboten wurde, eine auf Ship- 
Island vor Neuorleand ihm zugelaufene Schar zu bewaffnen. Noch am 13. Sept. äußerte der 
Präfident die Anfiht, daß alle Waffen, die man ven Schwarzen gebe, in furzer Zeit in den 
Händen der Rebellen fein würden. Zu Ausgang des Jahres 1862 erließ Jefferjon Davis ein 
fulminantes Manifefl, angeblich gegen ven General Butler gerichtet, jedoch die Anfündigung 
enthaltend, daß alle ſchwarzen Soldaten der Union ald entlaufene Sklaven und deren Offiziere 
als Sflavendiebe beftraft werben follten. In diefem Sinn hatten die Rebellen wirflih von 
Anfang an gehandelt und bereits nach der erften Schlacht bei Bull's Run einige Neger, vie 
unter ber Friedensflagge beim Begraben der Todten helfen wollten, aufgegriffen und verfauft. 
Lincoln’8 Proclamation vom 1. San. 1863 meldet dagegen ganz demüthig, daß die Neger zum 
Garnifonsdienft in den Feftungen verwendet werben würden. Das Aushebungsgefeg vom 
3. März 1863 enthält zum erften mal Feine Befhränfung auf weiße Perfonen. Bon nun an 
ging unter unfaglihen Schwierigkeiten das Werk ver Ginmufterung ſchwarzer Truppen, welde 
nicht, wie Die übrigen Freiwilligen, einem beftimmten Staat angehörten, fondern unter der uns 
mittelbaren Oberaufficht der Vereinigten Staaten erhoben wurden, vor fih. Lange Zeit hielt 
ed ſchwer, Offiziere zu befommen, da diefe von ihren Kameraden Feines Umgangs gewürbigt 
wurden. Die vortrefflihe Haltung ver Truppen im Treffen wie im Lager bewirfte allmählich 
den fo nöthigen Umſchwung in der Öffentlichen Meinung. Zu Ende des Jahres waren es über 
100000, die an den ehrenvollen Waffenthaten des Feldzugs Antheil hatten. Die Weigerung der 
Rebellen, die Uebereinfunft in Bezug auf die Auswechſelnng der Gefangenen den Schwarzen 
zugute fommen zu laffen, brachte bis November 1864 die ganze Auswechſelung ins Stoden 
und wurde erft befeitigt, ald die Beendigung der Vräfiventenwahl einen Hauptzweck dieſer Wi: 
derſpenſtigkeit vereitelt hatte. 

Der wiederermählte Präfident Abraham Lincoln erlebte noch, wie die Seceflioniften, von 
einer Pofltion in die andere gedrängt, felbft Die Hoffnung an einem Sieg bezweifelten. Am 
15. April 1865 warb er in feiner Theaterloge zu Waſhington durd James Booth ermordet. 
Die fanatifhe That erregte dad außerorbentlihfte Auffehen nit nur in Amerifa, fondern aud 
in Europa, Der fofort eintretende Bicepräfident, Andrew Johnfon, verfolgte mit großer Energie 
die Politik feines Vorgängers, und bald darauf lagen die Sklavenftaaten, ſämmtlich völlig be= 
fliegt und niedergeworfen, zu den Füßen der Norbftaaten. 

Durch das jähe Ende des Kriegs ift aber die Lage der Dinge auf höchſt unerwartete Weife 
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verändert worben, Wie ſchon Präfident Lincoln in feinem legten Vortrag bie Einfegung der 
Rebellenftaaten als Bundesglieder in den Vordergrund geſchoben, fo ift fein Nachfolger, erft 
in Hinrihtungsanfhlägen befangen, nun fo weit in der Gutmüthigfeit gegangen, daß er 
den bejiegten Rebellen nicht allein dad Leben und den Fortbeftand ihrer Staatöregierungen, 
fondern fogar das perfönlihe Stimmrecht wiedergab und ihrem eigenen Ermeffen es überlägt, 
ob dieſes Stimmrecht aud auf die Neger ausgedehnt werden folle oder nicht. Natürlich flimmen 
die gewefeneu Rebellen einmüthig gegen die Stimmberehtigung der Neger. Durd; ihre voll- 
ftändige Niederlage find die Skflavenhalter — um es in Einem Worte zufammenzufaffen — oben 
aufgefommen. „Begnadigt“ heißt in ihrem Ball: zu Landbesherren gemadt. Sie find wieder 
das „Volk“, welches allein über die Angelegenheiten ded Volks — alſo aud der Neger — zu 
entiheiden bat. Die Pflanzer halten Bezirköverfammlungen und verpflichten ſich gegenfeitig 
1) jeden Neger, der nicht arbeitet, ald Vagabunden aufzugreifen ; 2) feinen Neger, der früher 
eines andern Sklave war, zu beihäftigen; 3) höchſtens 5 Doll. Monatslohn, und zwar aus 
dem Erlös der Ernte, zu entrichten. Die Sklaverei im eigentlihen Sinne hat zwar aufgehört, 
allein die Sklavenhalter und die Sflaven find geblieben. An die Stelle ver Sklavenbevölferung 
wird eine rechtlofe, politifh, focial und pecuniär von ihren frühern Eigenthümern niedergehal: 
tene Pariaklaſſe treten und zwar nicht zum Nachtheil der alten Herren, die jede Verpflichtung zur 
Erhaltung ihrer Sklaven in Krankheit und Alter losgeworben find, aber die Bortheile der 
Sklaverei, die Ausbeutung der Arbeitöfräfte behalten. Kommt dazu noch der wilde Haß und 
die rohe Rachſucht, nicht nur gegen die Nordſtaaten, fondern aud gegen die emancipirten 
Sklaven, fo begreift e8 fich, daß ed noch lange Zeit dauern wird, bis fi die Zuflände aud nur 
boffnungsvoll geftalten. Die Union ift wiederhergeftellt, aber der Beift ift von ihr gewichen. 

Der patriotifhe Amerifaner ergebt ji gern in der Betrachtung der Größe, die feinem Va— 
terlande nad) Bejeitigung des Alppruds der Rebellion befhieden worden. Der Deutſche aber 
darf mit vollem Recht in diefem Triumph das Werk feiner Stammgenoffen erblicken. Durd das 
Eindringen der deutſchen Wanderung nah Pennfylvanien wurde der Sklaverei nah Norden 
bin ein Ziel gefegt. Durch die deutſche Beſiedelung des Miffiffippithald wurde die Macht ge: 
ſchaffen, die zwiſchen Sklavenftaaten und Neuengland den Ausfhlag gab. Bon den ftummen 
Söhnen des Baterlandes find viele bid auf das legte den Feinden der guten Sache angehangen ; 
aber jeit 1856 hat jeder Deutiche, der im eigentlihen Sinne mitfprechen fann, die Örtliche 
Begrenzung der Knechtſchaft ald Bundespolitif befürwortet, und nur durch die Thätigfeit ver 
freigefinnten Deutſchen ift ver Bann gebrochen worben. So fteht denn zu eriwarten, daß nantent= 
ih durch Hülfe der Ginwanderung, die von der Verachtung einer niedern Raſſe und vom alten 
Groll der Parteien nichts weiß, die Vereinigten Staaten nad der ſchweren Übergangsperiobe 
ih verjüngt zu einer auf reinern Rechtöprineipien beruhenden glüdlihen Neugeftaltung er= 
heben werben. 

Die Literatur über diefen Gegenſtand ift, ohne gerade erfchöpfend zu fein, äußerft um: 
fangreih. Hier nur einige der befanntern Werfe: Th. Eladran, „History of the abolition of 
the Slave trade” (2ondon 1808); G. Stroub, „Laws relative to slavery” (Philadelphia 
1827); W. Blair, „An inquiry into the state of slavery among the Romans” (Edinburgh 
1832); 2. M. Child, „Appeal in behalf of that class of Americans called Africans“ 
(Bofton 1833); Ih. Weld, „American slavery as it is’ (Neuyork 1835); W. Jay, „A 
view ofthe action of the federal government on slavery” (Neuyorf 1835); D. Trumbull, 
„Cuba, with notices of Porto-Rico and the slave trade’ (Xondon 1840); R. Hildreth, 
„Despotism in America“ (Bofton 1840); W. Adams, „The law and culture of slavery in 
British India‘ (Bofton 1841); W. Goodell, „Slavery and anti-slavery” (Neuyorf 1843); 
Wallon, „Histoire de l’esclavage dans l’antiquite” (Paris 1847); Fuller und Wagland, 
„Domestic slavery” (Meugorf 1847); Eopley, „A history of slavery” (London 1852); 
H. Mann, „Slavery, letters and speeches” (Bofton 1832); 3. Flether, „Studies on sla- 
very‘ (MNatchez 1852); derfelbe, „The proslavery argument’ (Charlefton 1853); 8. 8. 
Olmfted, „The seaboard Slave states”, „A journey through Texas‘, „A journey in the 
Back Country‘, „Our Slave states’ und „The Cotton Kingdom’ (Neuyorf 1854—61); 
A. Barnes, „An inquiry into the Scripture views of slavery” (Philadelphia 1855); N. 
Adams, „A South-side view of slavery“ (Bofton 1855); ©. Fitzhugh, „Sociology for the 
South’ (Rihmond 1855); Rihard, „The natural history of man“ (2ondon 1855); N. 
Helps, „The Spanish conquest in America, and its relation to the history of slavery” 
(London und Neuyork 1856— 60); Wheaton, „Progress ofslavery in the United States“ 
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(Wafbington 1857); J. R. K. Cobb, „An inquiry into the law of negro slavery“ (Phila⸗ 
delphia und Savannah 1858); Guromwffi, „Slavery in history” (Neuyorf 1860); 8. Kapp, 
„Die Sklavenfrage in den Vereinigten Staaten. Geſchichtlich entwidelt” (Göttingen 1854); 
derjelbe, „Geſchichte der Sklaverei in den Bereinigten Staaten von Amerifa” (Hamburg 
1860); Hinton Roman Helper, „The impending crisis of the South’ (Neuyorf 1860); 
E. Kirfe, „Among the Pines” (Neuyorf 1863); Gasparin, „Un grand peuple qui s'’eleve” 
(Baris 1863); H. Greeley, „The American conflict” (Neuyorf 1864); E. MPherſon, 
„Ihe political history ofthe United States during the great rebellion“ (Wafbington 1864) ; 
J. M'Kavn, „The Mastership and its fruits” (Neuyork 1864). Für den deutſchen Leſer ift 
Kapp's Schrift befonders berechnet und in jeder Beziehung zu empfehlen. G. Goepp. 

Slawen. Wie lange ift e8 her, ſeitdem unermüdliche Gelehrte in ihren einfamen Studir- 
fluben anfingen über die Slawen zu forjhen und gleih Mönden in die Einfamfeit fih zu 
vergraben, ohne die geringfte Aufmerkjamfeit außerhalb den gelehrten Fachkreiſen auf fi zu 
ziehen? Wie lange ift es her, feitvem man in Europa von den Slawen im allgemeinen jo 
ſprach, wie von einer nur halbeivilifirten Horde? Erft in unferm Jahrhundert ift das in Wiſ— 
ſenſchaft und Literatur fosmopolitifhe Deutichland, vornehmlid durch Wilhelm von Humboldt 
und Jafob Grimm auf die jlawifhen Stämme aufmerffam gemacht worden. Namentlich ift es 
die poetifche Literatur eines Theil der Südſlawen, die jugendfriihe Poeſie des ſerbiſchen 
Heldenvolks mit ihrer kühnen Phantafie, ihren £raftvollen Bildern und der klangreichen 
Sprade, welche in mehr oder minder guten liberfegungen ſich einer großen Theilnahme in der 
gebildeten Welt zu erfreuen hatte. Die flawiichen Stämme, melde erft im Jugendalter den 
Schauplag ver Weltgefhichte betreten, wurden häufig ald im erften Entwidelungsftadium der 
Eultur ſtehend, ald Unterdrücker einer fortfhrittfreundliden Cultur und freier Geiftes- 
entwidelung geſchildert; biöweilen aber ift ihnen durch ein zu poetifches Auffaffen und 
pbantajievolled Schildern von Eigenthümlichkeiten in Sitte, Braud und Dichtung ein über: 
mäßiges Lob zutheil geworben. 

Wenn wir ed nun unterfangen, dad Slawenthum in feiner Geſammtheit aufzufaſſen und 
darzuftellen, jo möchten wir einerfeitö die banalen Phraſen von „Panſlawismus“, von „Welt: 
fampf ded Slawenthumd gegen dad Germanenthum“ und dergleichen in ihrer Nichtigkeit dar— 
legen und einer gegenfeitigen Verftändigung das Wort reden. 

Wir halten es für unfere Pflicht, zuerfl den Standpunkt zu kennzeichnen, auf bem mir ftets, 
und daher auch bei vorliegender Skizze ftehen. Dem Slawenftamme angehörend, aber deutſcher 
Bildung und Wiſſenſchaft die geiftige Entwidelung verbanfend, war und ift unjer Beftreben 
dahin gerichtet, beiderſeits eingewurzelte Vorurtheile möglichft zu befeitigen, zur Aufklärung 
und Berfländigung zwiſchen Deutſchen und Slawen unjer beſcheidenes Scherflein beizutragen. 
Wir glauben und bei diefem ehrlichen wiffenfhaftlihen Streben für ziemlich emancipirt von 
jenem hupernationalen Dünfel, ver nur das „Nationale auf den Thron hebt und das Fremd: 
ländifche herunterzerrt. Wir halten e8 für eine durchaus irrige Anſicht, daß durd ein geiftiges 
Wechſelverhältniß zwifchen verfhiedenen Nationen das nationale Selbftgefühl erftickt werde. 
Ein Abfchliefen und Abfperren gegen „das Fremde” ift die Quelle irriger Beurtheilungen ; 
ed erzeugt Ginfeitigfeit, wol auch Eigendünkel und ift bei dem bermaligen Auffhwung und 
MWeltverfehr des wiffenihaftlihen Lebens wahrhaftig nicht geeignet, zur Hebung der geiftigen 
Cultur eined Volks beizutragen. 

I. Hiftorifhe Uberfidt. Die Slawen gehören jowol ihrer Sprache und ihren Sitten, 
als aud) ihrem Äußern und ihrer Geſchichte nady dem indoeuropäifhen Volksſtamme an und 
find die nächſten Anverwandten der Litauer, dann der Germanen, Gelten, Lateiner und Grie- 
hen. Sie find ein alteuropäifches Volk, ihre Sprache ift fo alt ald die griechiſche, lateiniſche 
und deutſche. In den älteften griehifchen und römischen Quellen findet man bereit rein jla- 
wiſche Rocalnamen, jowie die Griehen und Römer jelbft die Slawen für ein altes europäl- 
ſches Volk hielten, welche Anſicht auch bei ven Schriftftellern des Mittelalterd herrfchte und durch 
die neueften Forſchungen als die richtige beiviefen wurde. Der jegige allgemeine Name ver Sla— 
wen wird von „slovo’ — Wort, oder von „slava” — Ruhm abgeleitet; beide Wörter haben 
übrigens diefelbe Wurzel. Wie jedoch zur Bezeihnung verſchiedener flawifcher Stämme noch 
heutzutage verſchiedene Benennungen gebraudt werden, jo gefhah dieſes nod mehr im Alter: 
thum, und während ihr Urfprung, ihre Abftammung und Einwanderung gefhichtlid nicht nach— 
weisbar find, weiß man doch, daß die Slawen urfprünglich auch ohne eigentliche Benennung in 
den Namen Schthen, Sarmaten u. f. w. mit einbegriffen find. Als ver erſte eigentliche Name 
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der Slawen gilt der Ausdruck, Weneden“ (Menden). Der Bernftein macht die Griechen zur 
Zeit des Äſchylus und Herodot zuerft mit den Weneden befannt. Diefen Namen gebraudten 
auch fofort die griechiſchen und römijchen Schriftiteller, und er kommt noch bei Jornandes 
im 6. Jahrhundert n. Chr. ald gefhichtliher Name vor; Jornandes unterfheidet nämlich drei 
Völker Eines Stammes , die Winiden (oder Weneden), Anten und Slawen. Die Wurzel des 
Morts, welches in verihiedenen Quellen in unweſentlich verihiedener Form gebraucht wird, 
ift „Wind“, deffen Grundbedeutung noch nicht genügend erflärt ift. Gin zweiter allgemeiner 
Name der alten Slawen ift „Serben‘, der bei Plinius vorkommt, fonft aber feltener bei ven 
Alten gefunden wird ald jener der „Weneden’. Später gibt Prokopius „Spori‘ (verberbt 
für Serbi) als den allgemeinen Namen an. Bom 5. Jahrhundert vor bis zum 5. Jahrhun: 
dert nah Ehriftus bewohnten die Slawen unter den beiden angeführten Namen die Länder zwi: 
ſchen der Dftiee und dem Schwarzen Meere, zwiſchen ven Karpaten, dem Don, der obern Wolga 
und dem Gebiet der Binnen hinter Nomwgorod. Unter ver Benennung Wenden und Serben mit 
verftanden, oder mitunter als bejondere Stämme zu jenen beiden Bölfern gebörend, waren die 
Budiner und die Neuren oder Nuren bei Herodot, ſowie die Bulanes, Arfieten, Sabori und 
viele andere bei Ptolemäus ebenfalld Slawen. 

Wie die Urgeſchichte eined jeden Volks, jo ift die ver Slawen beſonders dunkel und vielfach 
vermengt mit der Gefchichte angrenzender Völker. Die Griehen und Römer kamen mit den 
Slawen wenig in unmittelbare Berührung. Jornandes und Profopius geben die erften fihern 
Nachrichten von den Slawen; dieſen ſchloſſen ich ſpäter byzantiniſche, dann deutſche und zuleßt 
einheimiſche Chroniften an. Die erften ſlawiſchen Geſchichtſchreiber find Neftor, Dalimil, Kab- 
Iubef und Boguchwal. Übereinſtimmend mit den ältern nicht einbeimiihen Quellen geht aus 
den Zeugniflen diefer hervor, daß die Slawen nicht nur feit den älteften Zeiten in den oben 
bezeichneten Sigen angefiedelt waren, fonbern daß fie auch erft um das Jahr 350—336 v. Chr. 
aus dem jpätern Illyrien längs der Donau, dur die Walachen verbrängt und weiter nad) 
Norden geihoben worden find. Diefe Walachen waren die Geltogallier, die nad lateinifchen 
Scriftftellern um jene Zeit gegen Süden und Oſten losbrachen, die Ränder der Donau durch— 
zogen, fich diefelben unterwarfen und theilweiſe bis nad Aſien vordrangen. In den drei erſten 
Jahrhunderten n. Chr., ald die römifhen Imperatoren nah Norden und DOften Europas 
mit ihren Heeren erobernd vorbrangen, finden wir die Slawen gegen die Römer fämpfend, 
woburd fie gleihfam in die allgemeine Gejchichte aufgenommen werden. Died geſchah na— 
mentlih unter Trajan, welcher mit Beginn ded 2. Jahrhunderts Darien eroberte, ferner im 
Marfomannifhen Kriege im Jahre 166. An der allgemeinen Bölferwanderung nahmen die 
Slawen injofern Antheil, als fie infolge der großen Strömungen gezwungen wurden, ihre 
Sitze zu ändern. Im 4. Jahrhundert waren fie unter der Oberherrfhaft des gothiſchen Kö— 
nigd Ermanarich; bald darauf famen jie mit den Hunnen in Berührung und lebten theils 
unter ihrer Herrſchaft, theild waren ſie Bundesgenoffen verjelben. Nach dem Fall ver hun— 
nifhen und der römifchen Herrſchaft erlangten zwar die Slawen mehr Selbftänpigfeit und 
Freiheit, hatten jedoch harte Kämpfe mit Biyantinern, Franken und Amaren zu beſtehen. 
Wie ed fam, daß fih die Slawen in mehr oder minder geſchiedene Gruppen abfonderten, die 
nad) vielfachen im Laufe von Jahrhunderten erfahrenen Veränderungen noch heute als ein- 
zelne Bölfer vaftehen, erhellt aus folgender Hiftorifher Thatſache. 

Unter den Wanderungen der Slawen find zwei Hauptzüge zu unterfheiden. Zuerft mußten 
fie im 4. Jahrhundert v. Chr. ihre lirfige an der Donau verlaffen und gegen Norden ziehen, 
weil fie von Gelten, Germanen und Römern bevrängt wurden. Im 3. bis 7. Jahrhundert 
n. Chr. Hingegen wurde die umgefehrte Strömung dur die allgemeine Völkerwanderung ver- 
anlaft; die Slawen wendeten fi da wieder nad dem fruchtbaren Welten und Süden und 
fegten ji) in ihrer neuen Heimat feit, um dieſelbe nie wieder zu verlaffen. Hier erftarften fie 
raſch durch Bebauung des Feldes, durch Viehzucht und Handel, ſodaß fie eigene Königreiche 
und Fürftenthümer gründeten, welche voneinander getrennt und ohne Rüdfiht auf ihre 
allgemeine Stammverwandtſchaft ihre eigenen Wege wandelten. Bon da an beginnt die Ein- 
theilung der Slawen fo, wie fie im wefentlidhen noch jegt befteht. Nah Dobromffv, ver bie 
Sprachdialekte ald Eintheilungdgrund nimmt, zerfallen die Slawen in zwei Reiben, in die Oft: 
und in die Weftflawen. Zu jeder diefer beiden Reihen gehören wieder drei Klaſſen, zur erften 
1) die Ruffen, und zwar Groß-, Klein-, Weißruffen und Nomwgoroder, 2) die Bulgaren, 3) vie 
illyriſchen Slawen, nämlich die Serben, die Chorwaten und die Slowenen. Zur zweiten Reihe 
gehören 1) die Ziehen (Rechen), das heißt die Polen, Schlefier und Bonmern; 2) die Czechen, 
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nämlich die eigentlichen Gzechen in Böhmen, die Mährer und die Slowaken; 3) die Elbeſlawen, 
zu denen einft die Lutizer, die Bodricen u. a. gehörten, gegenwärtig aber nur nod die laufiger 
Serben ihre Nationalität bewahrt haben. Eine gevrängte hiſtoriſche Überfiht jedes einzelnen 
diefer Stämme wird über die weitern Schidjale der Slawen von jener Zeit an Aufſchluß geben, 
wobei aud die Einführung des Chriſtenthums zur Sprache kommen foll, da jelbes, wie ander- 

wärts, fo aud in der ſlawiſchen Geſchichte eine neue Epoche gründet. 

Dieruffifihen Slawen wurden unter Rurik 860 vereinigt. Sie bildeten früher viele 
einzelne Völkerſchaften, deren Namen bei Neftor und andern Chroniſten zu finden find, und 
einzelne fich bis heute erhalten haben. Rurik wurde zugleih mit feinen Brüdern (Sineud und 
Trunor) von den Rufen freiwillig zum Fürften erwählt; nad dem Tode feiner Brüber ward 
er Alleinberriher und fhlug im Jahre 864 feine Refivenz in Nowgorod auf, welde Stabt 
jomit die ältefte Hauptſtadt Rußlands ift. Andere Waräger festen jih am Dniepr feft und 
gründeten den Staat Kiew, in welchem bald das Chriſtenthum Gingang fand; denn im 
„ſlawiſchen Rom‘ erhob ſich das erfte Kreuz und erhielt Wladimir die heilige Taufe. Rurik 
felbit regierte bis 879; bei feinem Geſchlecht blieb die Herrichaft über Rußland durch Jahr— 
hunderte, Schon Rurik's Nachfolger Oleg vereinigte beide erwähnten Staaten und unter: 
warf jich faft ganz Rußland. Mit dem Chriftenthum, welches fih im Lande raſch audbrei- 
tete, wurde zugleich die ſlawiſch-bulgariſche Schrift eingeführt. Wiederholte Theilungen des 
Reichs, deren erfte ſchon Wladimir 1. (1045) unter feine zwölf Söhne vornahm, und bie 
daraus hervorgehenden Kämpfe um das Großfürjtentbum Kiew, welchem alle übrigen Fürften: 
thümer unterfteben follten, ſchwächten das Reich. Da zu diefer innern Zwietracht ih noch 
feindliche Einfälle der Nachbarvölker gefellten, gelang e8 den feit 1223 nad Europa vor: 
dringenden Mongolen, fi die Groffürftenthümer tributpflidtig zu mahen. Der Sieg der 
Mongolen an der Kalfa (1225) unter dem furdtbaren Didingis:- Khan führte pas Verderben 
über ganz Rußland herbei. Selbft in diefer unheilvollen Unterthänigfeit unter der „Goldenen 
Horde” führten jedoch einzelne Großfürften mitunter glüflide Kriege und gründeten neue 
Städte; jo Daniel (der jüngfte Sohn AleranderNewfkoi’8), der den Kreml von Moskau erbaute 
(1300) und fih Groffürft von Mosfau nannte. Allein das furdtbar gewaltfame Borgeben 
Timur Tamerlan’d erfhütterte die tatarifche Macht in Rußland: Iwan. Waſſiljewitſch „dem 
Grofen’ gelang ed, Rußland von dem verhaßten Jod der Mongolen und Tataren, unter dem 
e8 zwei Jahrhunderte gefeufzt hatte, nach und nad) zu befreien, und im Jahre 1492 fonnte er ſich 
Beherrfher von ganz Rußland nennen. Nah dem Ausfterben des Stammes Rurif (Feodor 
der leßte ftarb 1598) folgten große Wirren im Innern, bis befonders feit der Thronbefteigung 
Peter’d des Großen der Staat fi mächtig erhob und ald das einzige jlamwifhe Reich von Be: 
deutung noch jet daſteht. 

Die bulgarifhen Slawen. Die Bevölkerung ded ehemaligen Dacien war rein ſlawiſch. 
Im 5. bis zum 7. Jahrhundert führten diefe Slawen Kriege mit den byzantiniſchen Kaiſern. Um 
dieje Zeit fievelte ih aud in Möſien eine flawifche Bevölkerung an. Da drangen im 7. Jabr: 
hundert (680) uralifch-finnifche Bulgaren in dieje Länder vor und ftifteten hier ein Fräftiges 
Reid, indem fie in einem Zeitraum von zwei Jahrhunderten die ſlawiſche Spradhe, Sitte und 
Religion annahmen und auf diefe Art mit den Urbewohnern unter fremden Namen ver: 
Ihmolzen. Das Chriftenthbum fand im Bulgarenlande bereits früh Gingang; vollftändig 
wurde es erft eingeführt, als fih 861 ver Fürft Boris taufen ließ, worauf der Unterſchied 
zwifchen ver urfprünglichen und der eingewanderten Bevölferung gänzlih aufhörte. In den 
häufigen Kämpfen ver ruſſiſchen Fürſten mit ven Byzantinern waren die Bulgaren Verbündete 
bald der einen, bald der andern Partei, bis fie (im Jahre 1018) dem Schuß der griechiſchen 
Kaifer jih unterwarfen, obwol fie von eigenen Königen regiert wurden. Im Jahre 1185 gab 
der bulgarifhe König Afan dieſes Schutzbündniß auf, doch maßten fi dann die Ungarn eine 
Oberhoheit an. Nah einem langwierigen meift unglüflihen Kampfe gegen die Ungarn 
traf fie der erfte Anprall der über Gallipoli nah Europa vorbringenden Osmanen, bem fie 
nicht zu wiberftehen vermochten. Der bulgariiche König Susmann gerietb (1392) in türkiſche 
Gefangenſchaft, wodurd die Bulgaren ihre Selbftändigfeit verloren. Unter dem graufamen 
türfifhen Drud feufzte das Land durch Jahrhunderte und auch in neuefter Zeit ift die Lage 
dieſes Volks noch immer eine vielfach beklagenswerthe. 

Die ſerbiſchen Slawen. Der Kaiſer Heraklius rief (um das Jahr 636) aus Weiß— 
chorwatien und Weißſerbien, einer Gegend des heutigen Oftgalizien, gegen die Awaren in 
Dalmatien ſlawiſche Völker herbei, welde bid zum Jahre 838 die Awaren aus dem Lande 
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vertrieben hatten. Die neuen Ankömmlinge breiteten fih unter dem Namen Serben und 
Chorwaten ſchon feit ver Mitte des 7. Jahrhunderts über ganz Illyrien, das ift über den größten 
Theil des heutigen Serbien, Bodnien, Herzegowina, Montenegro, Dalmatien, alfo von der 
Save bis über den Balfan und zum Aoriatifhen Meere aus. Anfangs theilten fi die Serben 
in fieben felbftändige Staaten oder Diftricte, deren Herricher Zupane hießen. Einer von dieſen 
behauptete gewöhnlich eine gewiffe Oberherrlichkeit über die andern und hatte ald Lehnsträger 
des buzantinifchen Kaiferd in Dednica an der Drina feinen Sig. Das Chriſtenthum, für 
deſſen Ausbreitung Heraflius große Sorge trug, fand nur langjam Gingang; die vollftändige 
Bekehrung ging erft in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts vor jih. Die Hauptthätigkeit 
der Serben beftand für lange Zeit in ven fortwährenden Kriegen mit den benachbarten Bul- 
garen. Mit Beginn des 10. Jahrhunderts (um das Jahr 924) wurde jedoch das gefammte 
Serbenreih vom bulgarifhen Zaren Simeon unterworfen, die Ginwohner vertrieben und das 
Land vermüftet. Nach dem Sturz der bulgarifchen Herrfhaft durch Kaifer Bafilius im Jahre 
1018 fiel auch Serbien der griechiſchen Oberherrlichkeit anheim, was fehr blutige Kämpfe mit 
den Bizantinern zur Folge hatte. Nach vielen innern Streitigfeiten um den Thron und 
blutigen Kriegen mit den Byzantinern errang Stephan Nemanja die Selbjtändigfeit und 
ſchwang fih (1165) zum Serbenfürften auf. Deſſen ältefter Sohn, ver 1195 den Thron beftieg, 
murbe 1222 mit einer von Rom erhaltenen Krone zum Zaren gekrönt. Das Reich erweiterte 
fih, bi ed unter Stephan Duſchan (1336 —56) den Gipfel feiner Macht erreichte, indem nicht 
nur ganz Macebonien, Theſſalien und Albanien, jondern audy Nordgriehenland und Bul— 
garien dazu gehörten. Duſchan gab feinem Volk ein treffliches Geſetzbuch, er befürberte 
Wiffenfhaft und Handel und nahm fogar den Eaiferlichen Titel an. Mit feinem Sohne Uroſch 
farb die Donaftie ver Nemanja aus. Um das Jahr 1374 gelangte mit Lazar eine neue Dynaftie 
auf den Thron, welder anfangs glücklich regierte, dann aber im Kampf mit ven Türfen unterlag 
und in der großen Schlacht auf dem Amfelfelde (Kofovopolje) am 15. Juni 1389 fiel. Bon 
diefer Zeit an ftand Serbien unter türkiſchem Jod. In neuefter Zeit bilvet Serbien ein ſelb— 
ftändiges Fürftentgum unter türkiſcher Oberhobeit. 

Die Horwatifhen Slawen, melde mit den Serben zugleih nah Süden gefommen 
waren, gründeten anfangs zwei Staaten; des einen Hauptftabt war Bielograd, des andern 
Sifef. Kaifer Heraflius ließ ihnen das Chriſtenthum predigen, denn fie fanden unter feiner 
Herrſchaft. Später fuchten fie fih von Byzanz loszureißen, wurden aber von den Franken 
unterjoht und auf das härtefte unterprüdt. Gegen die Mitte des 9. Jahrhunderts erlangten 
fie nach jahrelangen blutigen Kämpfen ihre Freiheit wieder. Um das Jahr 868 nahmen die 
Chorwaten das Chriftentbum nad der orientalifhen Kirche mit dem ſlawiſchen Ritus frei- 
willig an, nad dem Beifpiele Bulgariend, Serbiend und des großen mährifhen Reichs; ſpäter 
wurden die Grunbfäge der römifhen Kirche herrſchend, jedoch mit Beibehaltang ber jla- 
wiſchen Liturgie, die aber 928 verboten wurde. Als Lehnsftaat des griehifchen Reichs 
ſchwang ſich Kroatien zu einem Reich und zu beveutender Blüte empor, verfiel jedoch bald wieder 
infolge innerer Kämpfe und der Kriege mit Venedig. Seit dem Ende des 10. Jahrhunderts 
führten die Herrſcher ven Titel König, ven fie aber um die Mitte des 11. Jahrhunderts mit 
dem eined Königs von Dalmatien vertaufchten. Das Ausjterben des Herriherhaufes Derſchis— 
lawe verurſachte große innere Kämpfe, worauf der ungarifhe König Ladiflam auf den 
chrowatiſchen Thron berufen wurde. Im Jahre 1342 vereinigte König Ludwig von Ungarn 
dieſes Land nebft Slawonien und Dalmatien mit Ungarn, wodurch ed unter die unmittelbare 
Herrfchaft ver Ungarn gelangte. Das Land wurde fofort von einem föniglihen Banus ver- 
waltet. 

Die färntifhen Slawen famen in der zweiten Hälfte des 6. Jahrhunderts, etwa 592 
und 595 in dad norbmweftlihe Pannonien, nah Noricum und Karnien. Sie lebten lange unter 
der Herrſchaft ver Avaren, zeitweife waren ſie jedoch auch frei. Wie die Chorwaten, hatten aud) 
diefe mit den Franken große Kriege geführt. Karl der Große hatte fie dauernd unterjodt. 
Seitdem wurde das Chriſtenthum unter ihnen verbreitet, wobei fih jalzburgifche Biſchöfe, 
vorzüglich Virgilius und Arno, große Verbienfte erwarben. Die Chriftianifirung berjelben 
ging theilmeife aud von Aquileja aus. Die Sige diefer Slawen waren in drei Marfen 
getheilt: 1) die Oftmarf (das jegige Erzherzogthum Ofterreih), 2) das Herzogthum Kärnten 
und 3) die flawifche Grenzmarf, zu welder ganz Krain, fowie ein Theil von Kärnten und 
Steiermark gehörten. Die Nachkommen viefer Slawen werden gegenwärtig „Slowenen‘ 
genannt; die Benennung „Winden“, melde namentlid auf die Bewohner der ſüdlichen 
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Steiermark und Kärntend bis in die neuefte Zeit angewendet zu werben pflegte, 
Schriftſprache bereits vermieden. Die Slowenen haben noch jetzt dieſelben Wohng 

jedoch nicht in dem Umfang wie ehemals; denn im 8. und 11. Jahrhundert rei _* 
Grenzen derjelben im Weiten bis an die Quellen ver Drau in Tirol, zu der Salza mw Dem 
Inn in Baiern, im Norden bis an die Donau im Erzherzogthum Ofterreih. Staaten von 
Bedeutung weiß die Geſchichte dieſer Slawen minder ald anderwärtd aufzuweiſen; nichts: 
deftomeniger bemahrten ihre Fürften, ſelbſt nachdem jie ji den Markgrafen von Oſterreich 
unterworfen hatten, nod einige, wenigſtens ſcheinbare Selbftändigkeit. Noch jegt ſteht in 
ber Nähe von Klagenfurt ein Denkmal (der „Herzogäftuhl”), dad einige Worte jener Eivdes- 
formel enthält, welche die Herzoge von Kärnten bei ihrer Ginfegung auffagten. Diefe wid: 
tige ſlawiſche Antiquität rührt aus dem 8. Jahrhundert, aus der Zeit des legten ſlawiſchen Her: 
zogs in Kärnten. 

Die polnifhen Slawen. Über bie Urgeſchichte weiß man gerade bei dieſem ſlawiſchen 
Stamme am wenigften etwas Beftimmted anzugeben. Die Urheimat jcheint jedoch Pas 
Land an der Weichſel zu fein. Die älteften Sagen fließen fih an Krafau und deſſen Um: 
gebungen, an Krakus und deſſen Tochter Wanda, an die Fürftenfamilien Lefzef und 
Popiel an. Nah dem Tode des legten Popiel wurde Biaft zum Fürften gewählt, mit deſſen 
Sohn Semovit (oder Ziemovit) die Sage eine gewiffe biftorifche Beitimmtheit erhält; denn 
diefer gründete um dad Jahr 860 ein größeres Reich, das fih unter feinen Nahfolgern 
raſch ausbreitete. Mierzyjlam war der erjte, der das Ghriftenthum annahm (965), weldes 
unter feinem Sohne Boleflaw durch glückliche Siege befeſtigt wurde. Er war der eigent 
liche Begründer des Königreichs und der Macht Polens und wurde im Jahre 1000 von 
Kaiſer Dtto IN. in Gneſen mit der Königskrone geſchmückt. Zur Zeit der darauf folgenden 
innern Kämpfe bildete fih das Verhältniß der Samilienherrfhaft immer mehr aus. Der 
legte Piaft, Kaſimir IH. (farb 1370), fuchte innere gefellihaftlihe Orbnung in den Staat 
einzuführen. Allein nad deſſen Tode begann der Adel, der eine Art Reichstag (jeit 1331) 
und Antheil an ver Gefetgebung (feit 1347) befah, feine Stimme den Thronfolgern gegen 
perjönliche Vorrechte und zum Nachtheil des Ganzen zu verfaufen. Die Vereinigung mit 
Ungarn unter Ludwig (1370—82) war wenig heilbringend. Im Jahre 1386 vermählte 
fih die Königin Hedwig, Ludwig's Tochter, mit dem Groffürften von Litauen Jagjello, der 
bei der Taufe ven Namen Wladijlam Il. annahm. Dadurch wurde Litauen, deflen nicht: 
flawifche, aber dem jlamifhen Stamme verwandte Bevölkerung zum Chriſtenthum befehrt 
ward, mit Polen vereinigt. Allein Sprade und Sitten trennten fortwährend die Litauer 
von den Polen, nur das Ghriftenthum bildete das Band, welches die beiden Stämme loje 
zufammenhielt. Unter den Iagellonen war Polen im 15. und 16. Jahrhundert ein mächtiges 
Reich. Nach dem Ausfterben diefer Herriherfamilie mit Sigmund II. war Polen ein Wahl: 
reih und blieb es bis zur Gonftitution vom 3. Mai 1791. Es famen mitunter noch 
tüdhtige Könige auf den Thron, 3. B. Johann Sobieffi; aber die frühere Macht Eebrte 
infolge innerer Verwirrung nicht wieder, und fo fam es, daß fih auswärtige Mächte in 
polnische Angelegenheiten zu mifchen begannen. Zuerft von einheimischen Parteien dazu auf: 
gerufen, thaten dies fpäter Rußland, Preußen und Oſterreich dergeftalt, daß in drei Theilungen 
1772, 1793 und 1795 das gefammte Königreih unter diefe drei Mächte getheilt wurde. 
Mehrmalige Verfuche ver Polen, ihre Selbftändigfeit wiederzuerlangen , blieben ſtets erfolg- 
108, indem die jevedmaligen Aufftände von der herrſchenden Macht energiih und rückſichtslos 
unterbrüdt wurben. 

Die czechiſchen Slawen. Die Einwanderung der Gzehen nad Böhmen fällt zwiſchen 
451—495. Sie famen von den galiziihen Karpaten und mit ihnen zugleich mehrere andere 
Stämme. Gie bildeten eine Menge £leiner Fürjtenthümer, melde Samo (627—662) zu 
_ einem Ganzen vereinigte, morauf berfelbe die Avaren vertrieb, wie auch die angrenzenden 
jlawifchen Länder eroberte. Unter diefem großen Fürften erreichte überhaupt das Czechen— 
land die höchſte Blüte feiner Macht. Nach feinem Tode zerfiel dad Reich wieder in mehrere 
Theile. Die Feldzüge Karl’d ded Großen ſowie Ludwig's gegen die Czechen blieben erfolg: 
108. Gegen das Ende ded 9. Jahrhunderts ward es vom großmährifhen König Swato- 
pluf abhängig, um melde Zeit ji das Chriſtenthum auszubreiten begann. Es famen fait 
gleichzeitig griechiſche und Iateinifche Apoſtel, weshalb die lateinifhe und vie ſlawiſche Litur- 
gie längere Zeit nebeneinander beitanden. Die prager Herzoge, Nachkommen ver berühmten 
Libuffa und ihred Gemahls Przemysl, erlangten nad und nad) das Übergewicht im Lande, 
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welches nad dem Sturz des großmähriihen Reichs (am 15. Juli 895) freiwillig in ven 
deutihen Reichsverband eintrat. Der fpätere Herzog Wenzeflam, der 936 von feinem ehr- 
geizigen, herrſchſüchtigen Bruder Boleflam I. ermordet wurbe, wird ald „Heiliger“ verehrt. 
Bielfahe innere Unruhen und äußere Kämpfe ſchwächten das Neich, doc erhielten Herzog 
MWratiflaw H. von Kaiſer Keinrid IV. (1086) und fpäter Wladiſlaw II. von Kaifer Friedrich L 
(1158) die Königsfrone „für geleiftete Dienſte“. Erſt Przemyſl Ottofar I. (1197—1230) 
fiherte die Erblichkeit der Königskrone. Ottokar H., der fait alle zum Deutjchen Neid) 
gehörigen Provinzen des heutigen Oſterreich beſaß, verlor diefe Groberungen und fein Leben 
im Kampfe gegen Rudolf von Habsburg (1278). Seine nähften Nachfolger famen in den 
Beiig von Polen und Ungarn, doch erlofh das thatfräftige Haus der Przemyſliden ſchon mit 
Wenzel II. (1306). Unter den fpätern Herrſchern ift Karl, ald deutſcher Kaifer Karl IV. 
(1346— 78) für diefes Land der wichtigſte; die „Goldene Bulle”, die Gründung der prager 
Univerfität, die Fräftige Börderung nationaler Bildung erheben dieſen Monarchen weit über 
alle jeine Borgänger und Nachfolger. Seit der Bereinigung des Landes mit Dfterreih (1526) 
blieb es übrigend ſtets mit Deutſchland in unmittelbarer Verbindung und theilte die Schickſale 
der Habsburger und Deutichlands. 

Die mährifhen und flowafifhen Slawen waren im Alterthum faft ein und daſſelbe 
Volk, daher ift auch die Geſchichte beider in jenen Zeiten nur eine. Noch heutzutage nennen ſich 
die Bewohner des ſüdlichen Mähren Slowaken. Zur Zeit Karl’8 des Großen ſtanden fie unter 
dem Schuß des fränkischen Reichs, und damals fing aud das Chriſtenthum an ſich unter ihnen 
zu verbreiten. Fürſt Raftijlam verhalf dem Lande zur Selbftändigfeit und hob es dermaßen, 
daß er der erfte ſlawiſche Beherrſcher des 9. Jahrhunderts wurde. Er war edaud), der die bei- 
den Slawenapoſtel Eyrill und Method aus dem Orient herbeirief (863), ein Greignif, das 
fowol in religiöfer, als auch in literarijcher Beziehung nicht nur für dad vamalige Großmähren- 
reich von großer Bedeutung war, jondern für alle nord- und ſüdweſtlichen Slawen bis auf 
beute folgenreidh bleibt. An Macht und Anjehen wurde Raftiflam nur von feinem Nachfolger 
Smwatopluf übertroffen. Allein manderlei Mishelligkeiten mit ven Franken, welche auf feine 
Macht eiferfüchtig waren und ihn zu demüthigen ſuchten, waren die umittelbare Veranlaffung 
des Kriegs der Magyaren gegen denfelben, welcher ven unglüdlihen Ausgang der Zertrümme: 
rung des großmährifchen Reiche zur Folge hatte. Das Gebiet deffelben umfaßte das ganze heu— 
tige Mähren, einen Theil Oſterreichs und das ungarifche Slawenland von der Mündung ber 
Morama bis an den Torys (Forza). Die Gefhide diefer Slawen hängen in der Folge vielfach 
mit denen der Gehen zufammen ; ihre Ränder wurden fpärer ebenfalld ein Theil der öfterreichi: 
ſchen Hausmacht und gehören noch heute zu den Provinzen dieſes Kaiſerthums. 

Die Elbejlawen. Darunter werben jene Slawen verftanden, melde fi im 5. und 6. 
Jahrhundert, von Often fommend, in den Landftrichen zwifchen ver Oder, dem Riefen-, Erz: 
und Fichtelgebirge anſiedelten. Es waren drei Hauptſtämme: die Luticen oder Weleten, die 
Bodricen und die Serben. Karl der Große unterjochte fie, oder vielmehr er beberrfchte fie als 
Oberherr. Entfheidender waren die fpätern Kriege der römtfch= deutfchen Kaifer gegen die- 
felben, in denen fie wegen ihrer Uneinigfeit gewöhnlich erlagen, dauernd jedoch erft unter den 
ſächſiſchen Kaifern gekettet werben fonnten. Zur Zeit des Sinfend und der Abnahme veutjcher 
Macht erlangten dieje Slawen zeitweife noch ihre Freiheit; allein Heinrich der Löwe befriegte fie 
wieder und vernichtete ihnen alles mit Feuer und Schwert (1160). Ahnliche Vorgänge, die 
fich jeit Karl dem Großen öfters wiederholt hatten, waren die Schuld, daß das Chriftenthum, 
welches von Deutſchland aus Verbreitung finden follte, hier unter allen Slawen am fpäteften 
Murzel fafien konnte. So unterlag dieſes Volk nah und nad) vollftändig der deutſchen Über: 
macht, nicht nur mit feinem materiellen Hab und Gut und mit feiner politifhen Freiheit, fon: 
dern bie weit größere Zahl deſſelben wurde hier wie nirgends anderwärts auch feiner Nationa: 
lität verluſtig. Denn nur nod die Bewohner der beiden Laufigen, gegenwärtig theils unter 
preußiſcher, theils unter ſächfiſcher Herrſchaft find bis auf heute reine Slawen geblieben. 

Diefe kurze hiftorifche Uberficht zeigt, daß die erfte Heimat der Slawen in Europa jenen 
Theil einnahm, der in den erften Jahrhunderten der hriftlichen Zeitrehnung zum Schauplag 
der mächtigſten Völferftrömungen wurde. Diejes hatte zur Folge, daf die Slawen, ſelbſt viel- 
fach in die Strömung mit hineingerifien, ihre Wohnfige ändern mußten, und in diefer Art 
wurden die einzelnen Zweige veffelben Stammes zerftreut, einander mehr und mehr entfrembet. 
Später fam der Drudf von Byzanz, von Rom, und endlich ganz beſonders von Weften. In— 
nere Uneinigfeiten der Slawen ebneten fremden Einflüffen meiftentheils ven Weg. Dazu kommt 
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die religiöfe Spaltung , Die dadurch entftand, daß das Chriftenthum einerfeit8 von Konftanti- 
nopel, andererfeit3 von Rom aus unter den Slawen Eingang und Verbreitung gefunden hat. 
Alle diefe Umftände machen es begreiflih, warum die Slawen in der politifhen Entwickelung 
und dann in der geiftigen Bildung hinter den meiften übrigen europäifhen Nationen zurüd- 
bleiben mußten. Eigenthümliche Verhältniſſe und Ereigniſſe brachten es mit ji, daß die Eivili: 
fation jelbft dort, mo ſie viel früher als bei den jegt gebilvetiten Völkern zu feimen begonnen 
hatte, wieder erftict wurde. Denn wo mar nod) die ganze Glafficität eines großen Theils von 
Mefteuropa, ald die Slawen nah Eyrill und Method in einer wohlgebilveten Sprade die 
Bibel überfegt befamen? Indeß, die Reformation des 16. Jahrhunderts werte auch die Sla— 
wen aus ihrem Schlummer wieder auf, und feitvem wurde hier das geiftige Feld immer mehr 
bearbeitet. Ein vollftändiges Wiederaufleben bei allen flawijchen Nationen gab fidy jedoch erft 
in unjerm Jahrhundert kund, und wer in biefer Hinficht dad Wirken der Slawen fennt, muß 
zur Überzeugung gelangen, daß ſie ebenfalls berechtigt find, zu den gebildeten Nationen gezählt 
zu werden. Dietiteratur der ſlawiſchen Völfer, felbft ver Eleinften, treibt immer ſchönere Blüten. 
Die Gefammtheit der Slawen lebt aber, wenn auch jegt erft die Morgenröthe ihres geiftigen 
Ruhms heranbricht, doch der beiten Hoffnung, daß, während bei manden Nationen die Sonne 
bereitd untergegangen, bei andern dem Untergang nahe ift, ihr fich diefelbe noch im herrlichſten 
Glanz zeigen werde. Ohne ung jedoch in Zufunftsträume hoffnungsreih einwiegen zu laffen, 
folgen wir der Darftellung beſtehender Thatſachen, wie die reale Gegenwart fie und bietet. 
Wir wollen e8 verjuhen, nachdem wir einen Blick auf die Vergangenheit geworfen, eine furze 
Eharafteriftif der Slawen im allgemeinen zu geben, der wir eine Schilderung der thatfäch— 
lihen ftaatlihen und kirchlichen Verhältniffe anfnüpfen. Schließlich wollen wir die ſlawiſchen 
Beftrebungen nad Einigung darafterifiren und beleuchten. 

I. Ethnologifhe Charakteriſtik. Wie bei feinem Volk ver allgemeine National: 
harafter mit einem Wort erichöpfend gekennzeichnet werben fann, fo ift diefes auch bei den 
Slawen der Fall; dies um fo weniger bei den legtern, weil die Spaltung und bie verſchiedene 
Stellung der einzelnen Volkszweige des großen Stammes gar verſchiedene Verhältniffe zu Tage 
förderte. Die geographijche Rage der einzelnen von Slawen bewohnten Länder, ihre natür= 
lihen Zuftände, ihre ftaatlihen und confeffionellen Anſchauungen und Verhältniffe prägten ven 
einzelnen flawiihen Stämmen einen eigenthümlichen Charakter auf, der ih in Wort und Schrift, 
in Sitte und Brauch, im forialen wie im politifchen Leben verfchiedenartig äußerte. Nur unter 
mannihfadher Referve fann alfo die fat allgemein angenommene Bezeihnung „die Slawen 
find melancholiſch“ als geltend bezeichnet werden; wenn auch diefe Tenperamentsbezeihnung in 
der hiftorifhen Vergangenheit, zum Theil au in der Gegenwart, mit ihren zumeift wenig be= 
friedigenden politifhen und ftaatlihen Zuftänvden einen hinreichenden Erflärungdgrund fände. 
Wenn wir die jhriftlihen Denfmäler durchgehen und forfhen, was fie darüber berichten, fo 
finden wir, daß alle, die einheimifchen ebenfo wol als die fremden, darin übereinftimmen, daß 
die Slawen feit jeher ein mehr ruhiges, friedliebendes Volk gewefen find. Seit urdenklichen 
Zeiten waren fie ver Barbarei entfremdet, fanden ftet3 nur an feinerer Sitte Geſchmack und 
hielten das Gaftrecht, wie die Griehen und Römer, in höchſten Ehren. Frühzeitig waren ſie 
reich an mannihfahen Erfindungen und Bequemlichkeiten im Kamilienleben ; jie trieben Handel 
und Gewerbe und beidhäftigten jich fleifig mit Viehhut und Bienenzudt. In Deutſchland gruben 
jie Erz aus, gaben ſich mit Salgbereitung ab, ebenjo mit der Weberei und Obſtzucht; fie liebten 
aber auch die Muſik und gefellige Freuden, ohne ji dabei IInmäßigfeit zu Schulden fommen zu 
laffen. Ein fernerer Zug des flawifchen Charakters aller Zeiten ift ein theilnehmendes, lieb- 
reiches Herz, ein häufig allzu fehr unbedingter Gehorfam gegen die Vorgefegten und treue, un— 
erfhütterliche Anhänglichkeit an die Gebräuche ver Religion, obſchon aud der Aberglaube felbft 
nad dem vollftändigen Siege des Chriſtenthums heute noch in verfihiedenen Geftalten zum Vor— 
ſchein fommt, wie es denn aud) bei andern Nationen ebenfalld der Fall ift. Die Phantafie des 
Slawen ift meift erfindungsreich; Dies beweiſen die ſchönen Volfsfagen, weldje denen anderer 
Nationen nicht nahftehen, dies bemeifen die unvergleihlid ſchönen Volkslieder, beſonders vie 
ferbifhen und ruſſiſchen, von denen Grimm ſagt: „Über ihre Schönheit würde Europa ſtau— 
nen, wenn es jie fennen möchte. Der Slawe liebt feine Mutterfprahe und die Nationalitte, 
heitern Gefang und ven Volksruhm über alles, fein Beifallszuruf erfhallt im donnernden 
„Slava”. Das alte Slawenthnm ruht auf rein demofratifchen, zum Theil focialiftifhen Inſti— 
tutionen, welche in diametralem Gegenſatz zu den römiſch-germaniſchen fanden, aber nad) ber 
Bekehrung zum Chriſtenthum und infolge der ftaatlichen Anknüpfungspuntte mit den Germanen 
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den Iegtern zum Opfer gefallen find. Vollftändige Gleichheit herrfäte unter ven Slawen, es 
gab weder einen Adel noch Sklaven, bis fremder Einfluß maßgebend ward und die natür- 
lien ftaatlihen Einrihtungen dem Feudalſyſtem weichen mußten. Der herrſchende „Zeit— 
geiſt“ verfchlang die perfünliche Freiheit mit der Gemeinde= und der ftaatlihen Autonomie! 
Leider trifft ein Theil ver Schuld die Slawen ſelbſt; war doch eine gewiffe Vorliebe für Fremd— 
ländifches, ein demüthiges Sichbeugen vor Gewalthabern feit jeher ein hervorragender Cha— 
rafterfehler, anftatt mit feftem Selbftvertrauen auszurufen: „„Nevdajmo se!” (Wir ergeben uns 
nit.) Dazu fam die innere Uneinigfeit, ein altes Erbübel fo vieler Nationen. Was dagegen 
die Biederfeit und Verlaplichfeit anbelangt, fo ift ver Slawe ein „Mann von Wort”, und die 
Geſchichte beweift es, das die Slawen an gefhloffenen Verträgen ftet3 fefthielten und die gege- 
benen Berfprehungen erfüllten. Der Slawe ift im allgemeinen reich begabt, insbeſondere beſitzt 
er eine erftaunliche Fähigkeit, fremde Sprachen ſich mit Reichtigkeit anzueignen, und die reine 
Ausſprache ſowie die correcte Accentuirung laffen e8 häufig Faum wahrnehmen, daß der Sprecher 
ein „Fremder“ fei. Leßteres findet zum Theil au darin feine Erflärung, daß die flamifche 
Sprade faft alleLaute der andern europäiſchen Sprachen in fidh vereinigt. Was von den Slawen 
im allgemeinen gilt, beftätigt ſich auch bei ver Betrachtung einzelner flawifcher Stämme. Die 
Ruſſen z.B. zeigen fi fortwährend in einer gewiffen natürlihen Gutmüthigfeit, die fich felbft 
im Zuftande des Raufches nicht verleugnet, ein Zuftand, der indbefondere bei ven untern Schich— 
ten der Bevölferung leider nur zu oft bemerft werben Fann; ihre „vodka”, eine Art Brannt- 
wein, ift befannt. Der Ruffe ift ein geborener Kaufmann und zeigt viel Gewandtheit und Lift 
im Handel, wodurd; die Antwort, welche Beter ver Große holländiſchen Juden gab, ſich erklärt: 
„Freunde, behaltet euer Geld, ein Ruffe ift jo pfiffig als vier Juden.” Die Neigung zu Dieb: 
ftahl und Betrug ſowie zur Habſucht tritt in manchen Gefellfhaftäfreifen ziemlich ftarf hervor, 
und die ruffifche Sprade hat für ven Begriff „ſtehlen“ viele fonderbare Diminutiva, die fo be— 
Schaffen find, daß fie zur Beſchönigung des Diebftahls fi eignen. Zu den Lichtfeiten im ruſſi— 
Ihen Charakter gehören mitunter ſchwärmeriſche Liebe zu dem „heiligen Rupland“ und ihre 
firenge Religiofität, die allerbingd mehr an Außerlichkeiten und Geremoniell haftet, als daß 
tiefe religiöfe Innigfeit im Handeln Ausdrud fände. Ihrer Kirche find die Ruffen ſehr eifrig 
zugeihan. Die von der griechifchen Kirche gebotenen Faſten, die meift ftrenger find als die des 
fatholifhen Cultus, halten jie genau; aber auch ver Aberglaube mit den wahnwitzigſten Aus— 
geburten macht fi unter ven ohnehin nur wenig civilifirten untern Ständen bemerfbar. Die 
Kluft zwiſchen Volk und Adel und der überaus zahlreihen Beamtenmelt ift bei ven Ruffen größer 
als bei irgendeinem Volf in Europa, und die höhern Stände verftehen e8, die eigenthümlichften 
Eharafterzüge ihres Stammes mit dem feinften Gulturfirnig überzogen zur Schau zu tragen. 
Bei den mittlern und untern Ständen findet man Frobfinn, Sorglofigfeit, Gemüthlichkeit und 
Butherzigfeit, dabei aber auch Arglift und Tücke, Unmäßigfeit und häufig Graufamfeit. Solche 
Widerſprüche liegen nicht felten ganz gemüthlich nebeneinander, und der knechtiſche Sinn ift 
feider vielfad) „‚eingeprügelt‘ worden. Nicht minder ſcharf treten die geiftigen und intellectuellen 
Eigenfhaften hervor, wenn auch diefelben auf eine geſchickte Nahahmung, eine gemiffe Dreffur 
mehr Hingeleitet werden als zu einem jelbftändigen Schaffen. Die Kleinruffen zeihnen ſich 
übrigens in-vielfaher Beziehung vor den Großruffen aus. Die erftern (auch Rufjinen oder 
Ruthenen genannt) bewohnen nebſt Theilen des mweftlihen Rußland auch die größere öſtliche 
Hälfte Galiziend. Der Ruthene ift nicht Selten melandolifh bis zur Schwermuth, bedächtig 
bis zur Langfamfeit und demüthig bis zur Kriecherei; aber er ift aud) gelehrig, ausdauernd, 
unerfhroden, im Umgang gefällig, in der Ausübung der Gaſtfreundſchaft unermüdlich. In 
Dfterreich zeichnen jich die Ruthenen durch ihre unerfhütterliche Anhänglichkeit an die Dynaftie 
und ihre bisweilen allzu große Demuth vor der Regierung ganz befonders aus. 

Die Bewohner von Weitgalizien und den benachbarten preußiſchen und rufjifchen Provinzen, 
die Polen, unterfcheiden ſich wejentlid von den auf einer viel tiefern Gulturftufe ftehenden Ru— 
thenen. Der Bole, „ver Franzoſe des Nordens“, ift Iuftig bis zur Audgelaffenheit, keck bis 
zum Übermuth, jorglos bis zum Leichtfinne; deshalb wird ver Pole ungeftüm, er überfpringt 
die Schranfen der Überlegung und ftürzt fi in alle Extreme, insbefondere wenn „Vaterland“ 
und „Glaube“ dabei im Spiel find. Der Pole ift für alle körperlichen Übungen leicht, gewandt, 
graziös, fein Geiſt ift ungemein beweglich und entzündet ſich raſch. Vaterland, Ruhm, Ehre 
und Pracht, das find die Schlagworte, melde den Polen bewegen, melde ihn erglühen und 
flürmen maden. In viefer Beweglichkeit liegen aber aud die Schattenfeiten des Charakters; 
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raſch wehfeln Eindrücke und Gefühle, Edles und Gemeines berühren ſich bisweilen ganz nahe. 
Bekannt find die Prachtſucht, vie Streitfuht, der Jähzorn, fowie die Keidenjchaften des Trunks 
und Spield. Dem romantifhen Sinne des Polen fehlt endlih in der Regel die Neigung zur 
praftifch:foliden Anftrengung; daher fo viel Unfauberfeit, eine gewifle äußere Pracht bei innerer 
Armuth; die „polnische Wirthſchaft“ ift Iprihwörtlich, fie det die Blößen mit äußerlichem 
Glanz zu. Allein, die eveln Züge dieſes wahrhaft ritterlihen Volks mit feinen heldenmüthigen 
Großthaten werden durch obige Schattenfeiten bei weitem nicht verdunfelt. Groß ift der Bolen 
Liebe zum „Vaterlande“, das leider nur in ihrer Erinnerung oder Hoffnung befteht, das kei— 
nen andern realen Boden in der Gegenwart hat als in ihrer Religion, ihrer Riteratur, ihrer 
Sprache. Ihr Nationalgefang: „Gott jegne Polen“ möge ihnen Hülfe und Regeneration brin- 
gen, wie ſchwierig dieſes bei den verjährten Verhältniffen auch fein mag. 

Weſtwärts ven den Polen wohnen die Gehen (Gehen), der in der Bildung am weiteften 
vorgefchrittene Zweig der ſlawiſchen Völferfamilie. Böhmen war durd die ausgezeichneten 
Geifteswerfe feiner Gelehrten und Dichter jhon vor Jahrhunderten berühmt, und in unjern 
Tagen bezeichnete ein Öfterreihifcher Staatdmann dieſes Land als das „Californien der Geijter”. 
Obgleich feit Jahrhunderten mit ven benachbarten Deutſchen in unmittelbarer Berührung, hat 
ver Czeche feine Charakter: und Stammeseigenthümlichkeiten bewahrt. Rüftigen Körperbaues, 
muthig und ausdauernd tapfer, gehört der Czeche zu den beften Truppen Oſterreichs. Arbeitfam, 
verftändig, bildſam, zeichnet fich ver Czeche durch fein Streben und Wirken in Wiſſenſchaft und 
Kunft aus; mit gleicher Leichtigkeit, mit welder er jih fremde Sprachen aneignet, nimmt er 
auch fremde Sitten an. - Dabei ift er ungemein heiter, er hat ein auffallenved mufifalifches Ta— 
lent und Vorliebe für ven Gefang ; die aus den älteften, zum Theil aus den heibnijhen Zeiten 
herrührenden Refte czechiſcher Nationalgefänge gehören zu den fhönften und vollfommenften 
ihrer Art. Die Czechen find ferner ein jehr betriebjames Volk, fie zeichnen fih im Feld- und 
Bergbau wie in verſchiedenen gewerblihen Induftrien aus. Ausgeprägt ift der Nationalftolz, 
und dad mit Recht; die Czechen haben zu allen Zeiten, im Kriege wie im Frieden ausgezeichnete 
Männer bejejfen. In der Geſchichte der politifhen und geiftigen Entwidelung Öfterreihd und 
Deutfchlands nimmt die Heimat der Czechen eine hervorragende Stelle ein. 

Die Serben endlih, welde gegenwärtig ebenfall® zu den beveutendern der jlawiihen Na: 
tionen zählen, waren von jeher beftrebt, die Reinheit ihres Nationalgeiftes zu bewahren, und 
da fie mit den weitlihen Bölfern Europas weniger ald die übrigen Slawen in Berührung Ea- 
men, jo war edihnen auch leichter, den urfprünglicden Nationaldarafter reiner zu erhalten. 
Natürliche Gutmüthigkeit, Tapferkeit, Freiheitsliebe ift auch ihnen eigen; viele ſchöne uralte 
ſlawiſche Sitten findet man bei ihnen noch in reiner Borm, und dap fie fih am ſchönen Gejang 
ergögen, geht daraus hervor, daß fie die ſchönſten Volkslieder aufzumeifen haben. 

IN. Staatlide Berhältniffe Die Slawen, deren Zahl wol über SO Mill. be— 
trägt, befigen gegenwärtig nur Gin vollfommen jelbftändiges Nationalreih, nämlich Rußland. 
Denn einige Süpdonaufürftenthümer, wie Bosnien, Herzegowina, Serbien u. a., jind ent: 
tweder ganz oder mit einer nur fheinbaren Selbftändigfeit fremden Mächten untertban, und 
fogar Gzernagora (Montenegro), deſſen kräftiges Gebirgsvolf nie ganz unterjoht werden 
fonnte, ift Fein vollfommen felbftändiger, nad europäiſchen Staatäbegriffen organiſirter und 
verwalteter Staat. In flaatliher Hinfiht werden jonad die Slawen eingetheilt: in den ſelb— 
ſtändigen Nationalftaat Rufland, in die Unterthanen des türkiſchen, des öfterreihiihen, des 
preußiſchen und des ſächſiſchen Staats. 

Die Slawen, welde zu Rußland gehören, jind zunächſt vie Rufen jelbft. Diefe zerfallen 
in mehrere Gruppen. Man unterfheidet die Grofruffen mit den Nowgorodern, dann die Klein 
rufen und die Weißruffen, im ganzen über 52 Mill. (morunter nahezu 36 Mill. Groprufien, 
an 4 Mill. Weißruffen, gegen 12 Mill. Kleinruffen). Berner find gegen 80000 Bulgaren in 
Südrußland, gegen 100000 Serben in der Golonie Neuferbien, über 4,900000 Polen im 
Königreich gleichen Namens und in ven Weflgouvernements ruſſiſche Unterthanen. Bon der 
Gejammtbevölferung dieſes Reichs waren faft bis in die Neuzeit über vier Fünftel Xeibeigene 
oder mindeftend unfrei. Leibeigen waren über 23 Mill., dazu kamen nod die nominek zwar 
freien Apanage: und Kronbauern mit ungefähr 12 Mil. Seelen. Die Leibeigenſchaft ſcheint 
nicht durch ausdrüsfliches Gefeg, ſondern durch Misbraud der Gewalt feit Peter 1. eingeführt 
worden zu fein. Endlich aber durchdrang unerwartet raſch und intenfiv die Emancipationsfrage 
auch Rußland, melde ſich insbeſondere jeit ver Thronbefteigung Alexander's II. und dem legten 
Parifer Frieden geradezu ald Notwendigkeit herausftellte. Die Regelung der bürgerlichen Ver: 
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hältniſſe wurde jedoch erft durch Ukas (Befehl) vom 29. Der. 1857 wirklich angebahnt. Die in 
biefem Ukas entmwidelten Grundſätze wurden ſodann durch Faiferlihes Manifeft vom 19. Febr. 
1861 zur Berwirflihung gebracht. Danach werden die Bauern perfönlid frei, und die Adelichen 
treten ihnen Grundſtücke zur Sicherftellung ihrer Eriftenz gegen einen ablösbaren Grundzins 
ab. Die gefammte Ginrihtung diefer Ablösbarkeit ift jedod jo complicirt und drüdend, daß 
die jegige Generation gar nicht in den freien Genuß gelangen kann. ine Art Mittelftellung 
zwijchen Freien und Leibeigenen nahmen biöher die Kron= und Apanagebauern ein. Auf ganz 
eigenthümlichen, geradezu focialiftifhen Grundlagen ruht die Gemeinde. Die Feldmark einer 
Gemeinde ift nicht Eigenthum ber einzelnen, fondern der Gefammtheit. Jede „männliche Seele” 
(das Weib zählt nicht) hat Aniprud auf den ganz gleichen Antheil an allen Nugungen des Bo— 
dens. Gin Vererben nah unjern Begriffen findet nicht flat. Waldungen, Weiden, Jagd 
und Filcherei bleiben völlig ungetheilt ; Acer und Miefen werben unter fämmtliche männliche 
Drtöangebörige vertheilt, meift verloft; für Nachkommende hält man in der Regel ein Reſerve— 
land bereit. Dieſes Syſtem gleihmäpiger Nutzung wird angewendet, ob die Gemeinde freie 
Eigenthümerin (wie alle Kofadengemeinden), oder blos Befigerin (mie auf den Kron= 
ländereien), oder nur Inhaberin (wie in den leibeigenen Gommunen) ift. Die Leibeigenen be= 
zahlten eine Geldabgabe (Obrof). Wie bei folhen Einrichtungen zwar fein ländliche Prole- 
tariat entjtehen fann, ebenfo wenig kann von einem agricolen Aufſchwung die Rede fein, folange 
der Bebauer des Bodend nicht freier Eigenthümer deſſelben ift. 

Zu der Türfei gehören bulgarifche und ferbifche Slawen, anſäſſig in Bulgarien, im türfi- 
fhen Serbien, in der Herzegowina, in Bodnien und Gzernagora. Die Zahl der zur Türkei 
gebörenden Bulgaren beträgt gegen 3"/, Mill., die der Serben gegen 2,600000, ſodaß im 
ganzen über 6 Mill. Slawen unter türfifcher Herrſchaft fich befinden. Es ift zu bemerken, daß 
der rechtliche Zuftand dieſer Slawen aus nicht ſchwer zu errathenden Gründen vielleicht mehr als 
der aller andern zu wünſchen übrigläßt, indem diejenigen, die unmittelbar unter dem Halbmond 
ftehen, ftet8 hart bedrückt werben und oft nicht einmal ihre Religion frei ausüben dürfen; jene 
aber, über welche die Pforte eigene Fürften regieren läßt, von diefen felbft in nicht gar entfernter 
Zeit oft die härteften Erpreffungen erleiven mußten. Erſt in neuefter Zeit beginnt unter ven 
legtern ein den übrigen europäifchen Staaten analoged Verwaltungsſyſtem plagzugreifen, wo— 
durch die jorialen Verhältniſſe thatſächlich jich beffer geftalten. 

Nahezu die Hälfte der Öfterreichifchen Bevölkerung ift flawifh, fie beträgt über 15 Milt. 
Man kann fie füglid in nord = und ſüdöſterreichiſche Slawen eintheilen. Die erftern halten ſich 
Hauptjählih in den Provinzen Böhmen, Mähren, Schleſien, Galizien, Bukowina und im 
nordweitlihen Ungarn auf; die legtern ziehen fi von Siebenbürgen durch Südungarn und bie 
Militärgrenze bis zum Adriatiſchen Meere. Den öfterreichifchen Slawen find gleihe Rechte mit 
den übrigen Nationen der Monarchie zugefichert, und fie machen dieſelben aud) immer mehr gel= 
tend. Wenn wir die Namen der Öfterreihifchen Slawen durdgehen und ihre Zahlen berückſich— 
tigen, jo haben wir zunähft: die Nordflawen (an 12Mill.) und zwar: die Gehen in Böhmen, 
Mähren und Ungarn, der Zahl nad über 7,100000. Die Bewohner des fünlihen Mähren 
und die des nordiweftlihen Ungarn werden gemwöhnlih Slowaken genannt, ihre Sprade ift 
von der eigentlich czechiſchen nur wenig verfhieden. In Schleften, Galizien und Krakau mob: 
nen die Polen, gegen 2,341000. In Oftgalizien und Oftungarn wohnen eigentlid Kleinruffen, 
bier jedoch Ruffinen (Rothruffen, Ruthenen) genannt, mit nahezu 3 Mill. In Sübungarn 
zählt man gegen 25000 Bulgaren. Bon den Südflawen, über 4 Mill., gehören an 3 Mitt. 
den froatifh=jerbiihen Stamm an (1,400000 Kroaten, nahezu 1,600000 Serben) und un= 
gefähr 1,300000 find Slowegen. Die Kroaten wohnen in Kroatien, der Militärgrenze, auf 
den Quarneriſchen Infeln, in Ungarn und andern Provinzen des Kaiferftaats; die Serben im 
Banat, in der Militärgrenze, in Dalmatien, Slawonien, in Iſtrien und einigen Sprach— 
infeln in Ungarn. Der Repräfentant des Slowenenthums ift Krain, dann Unterfärnten und 
Unterfteiermarf (beive ſüdlich der Drave), Trieft mit Görz, Iftrien und zum Theil das vene— 
tianifche Gebiet. 

Die Slawen in Preußen zählen gegen 3, Mill., in Sahfen ungefähr 80000. Die 
meiften verfelben find Polen, einige wol aud czechiſcher Abſtammung, und die übrigen find 
Nordſerben (Sorben), die zumeift in der Ober- und Nieberlaufig wohnen. 

IV. Kirhliche Verhältniſſe. Wie ver bei weitem größte Theil der Bevölkerung 
Europas, jo gehören aud die Slawen faft ausſchließlich dem Chriftentfum an, nur ein 
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fleiner Theil derſelben, wie dies aus der ſtatiſtiſchen Überficht hervorgeht, ift zum Moham- 
mebanidmus abgefallen. Die geographifhe Yage der von Slawen bewohnten Länder und 
der Gang der hiſtoriſchen Ereigniffe haben es mit jih gebradit, daß die ſlawiſchen Völfer nach 
der Seite hin, melde die Beziehung des Menſchen zu Gott in fi begreift, mithin in kirchlichen 
und Religionsangelegenbeiten ebenjo wenig ald in politiiher Hinficht einig erfcheinen. Die 
firhlihen Streitigkeiten im 9. und 10. Jahrhundert hatten das griehifhe Schisma zur Folge, 
das Patriarhat von Konftantinopel hatte ih von Rom emancipirt und die Chriften des Mor: 
genlandes feiner eigenen Oberherrſchaft unterworfen. Diefe Spaltung blieb durch alle ſpätern 
Jahrhunderte, und da, wie oben erwähnt, die Verbreitung des Chriftenthums zu den öft- 
lihen Slawen von Konftantinopel, zu den weftlihen von Deutfhland, Nom und Aquileja aus- 
ging, fo gehört noch jest die flawifhe Bevölferung im Süden und Often der überwiegenden 
Mehrheit nach zur griechifchen, die weftlihe dagegen befennt ſich größtentheild zur römiſch-katho— 
liſchen Kirche. Ein Theil der legtern Slawen (der Gehen und Slowaken) befennt ſich zum 
Proteftantismus, veffen Wiege zum Theil ja Böhmen, die Heimat und der Kampfplatz des 
muthig und begeiſtert kämpfenden Huß, der Ausgangspunkt jenes großen Kriege, melder 
Deutihland die Glaubensfreiheit brachte, geiwwefen iſt. Die Czechen, ald Vorkämpfer ver Glau— 
bensfreiheit, der Freiheit wiffenjhaftliher Korihung, haben zu den nad demſelben Ziel rin- 
genden benachbarten Deutſchen treu und feft geftanden, ohne dadurch die geringite Abbuße an 
ihrem ftolgen Nationalgefühl zu erleiden. Diefe Thatfahen und Erfolge find biftorifch 
feftgeftellt. 

In Bezug auf die zur „orientaliichen Kirche‘ fich befennenden Slawen heben wir vorerft Die 
Punkte hervor, in denen ſich die griechifche Kirche in dogmatiſcher Hinfiht von der römiſch-katho— 
lifchen unterfcheidet, nämlich: in der Trinitätslehre über den Ausgang des Heiligen Geiftes, in 
der Lehre über das Fegfeuer und in der Anficht über die Suprematie des Papſtes. Außerdem 
bilden die äußern Formen der gottesdienftlihen Handlungen einen Unterſchied, ver jedoch minder 
weſentlich ift. Dabei ift zu bemerken, daß fich die griechiſche Kirche in ihrem Eultus der flami- 
ihen Sprache bedient, während die katholiſche befanntlich an der lateinifchen fefthält, um Die 
Einheit beifer zu wahren. Der Gebrauch der flawifchen Sprache beim Gottesvienft ward durch 
Intervention verihiedener Miftionare und Bifhöfe von Rom aus geftattet, beftand alfo ſchon 
zu jener Zeit, ald der Brud mit Rom noch nit vorhanden war. Vorzüglich blühte der jla- 
wifche Gultus zur Zeit des Eyrill und Method im großmähriſchen Rei; die Nachfolger der 
beiden flüchteten jih nach dem Zerfall Mährens nah Bulgarien und verbreiteten von da aus 
die Glaubenslehre in ſlawiſcher Sprade. Es ift befannt, wie oft die römische Kirche Verſuche 
machte, um die Kirche des Orients wieder in ihren Verband zu bringen. Diefe Bemühungen 
blieben zwar nicht immer ganz ohne Erfolg, der Verſuch zu einer dauernden Vereinigung aber 
icheiterte jtets, anfangs an derWiderfeglichkeit griechifcher Patriarchen zu Konftantinopel, ſpäter 
beſonders an dem berrfihfüchtigen Abfolutismus ruſſiſcher Zaren, da fie dieſen auch in kirch— 
lihen Angelegenheiten geltend machten, obmwol auch hierbei das peccatur intra et extra theil- 
weile Geltung hat. Hier wie dort, bei „Griechen“ und „Lateinern“ hört man allzu häufig 
das verhängnifvolle „non possumus”, bis vielleicht einft der Glanz ver menfhlihen Gultur: 
entwidelung, die Freiheit der Forſchung auf allen Gebieten beiden ein „trop tard” zurufen 
fann. Nachgiebiger erſcheinen dennod öfters die Griechen, denn von diefen fehrten zu wieder- 
holten malen große Scharen „in den Scho8 der, Mutterkirche zurück“, und diefe heißen „griechiſch— 
unirt“ oder Griechen ſchlechtweg. In der römijchen Kirche beftehen religiöfe Brüderſchaften, 
welche den Zweck haben, die Befehrung griehifcher Slawen zu veranlaffen; darunter ift die des 
Cyrill und Method unter den Weſtſlawen befonders verbreitet und wird mitunter mit großen 
Erfolgen gekrönt. Die Slawen der griechiich = nihtunirten Kirche ſtehen unter dem Patriar= 
hat zu Konftantinopel. Diefer oberfte Kirchenfig hängt jedoch derart von der Willfür ber 
Sultane ab, daß die Geſchichte der Befegungen des Patriarchats die unglaublichſten Misbräuche 
aufzumweifen hat. Es ift ein offenfundiges „Geheimniß“, dar die Patriarhen in der Regel 
nur durd Simonie zu ihrer Würde gelangten; gewöhnlich aber durch ein gleiches Verbrechen 
in Furzer Zeit verdrängt wurden. Sie erhielten über ihre untergebenen Priefter unumſchränkte 
Gewalt (durd einen Erlaf vom 18. Febr. 1856 wurde diefe vom Sultan aufgehoben) und be- 
drücken jie nicht jelten ſchrecklich; von diefen pflanzt ſich der Drud in fteigender Progceſſion auf 
die Laien fort; daher fommt es, daß der Stand der türfifhen Slawen in jeder Hinfiht ein 
trauriger ift, daß eine Menge verfelben vom Patriarchat abgefallen ift und ſich in viele einzelne 
Sekten getbeilt hat. 
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Die gegenwärtig fogenannte „ruſſiſche Kirche” befam vor Peter dem Großen ihre Bifchöfe 
durch Ernennung von jeiten des Patriarhats in Konftantinopel. Sodann entftanden zwei unab- 
bängige Batriarhalfige, der eine zu Moskau, der andere in Kiew. Peter ver Große riß, nad 
einem vergeblihen Vorſchlag, ih mit Rom zu vereinigen, die oberfte Kirchenwürde an ſich 
(1720), und feitvem find feine Nachfolger jomol weltliche Beherrfcher ver Ruffen, als auch zu- 
gleich „heilige” Zaren ihrer Kirche. Der „immerwährende heilige Rath“ fteht dem Kaifer zur 
Seite, muß ji aber feinem Willen fügen und nad) feiner Politik handeln. Der Kaifer ernennt 
Biſchöfe, meift aus dem Mönchthum, dabei wird darauf Nüdficht genommen, daß biefe kör— 
perlih wohlgeftaltet, vem Zar ergeben und im Kirchenceremoniell gejchict find. Nach einer 
tiefern wiffenfhaftlichen Bildung, nad Frömmigkeit, Charafterftärfe und andern theologifhen 
Tugenden wird dabei nicht gefragt; die Form, das Außerliche ift maßgebend. Unter den ruf: 
ſiſchen Slawen jind die jogenannten Großruſſen ſämmtlich griehiih, ſcheiden ſich jedoch in 
Rehtgläubige (pravoslavni) und in Altgläubige (raskolniki), welch legtere viele Sekten un- 
tereinander bilden. Bon ven Kleinruffen find 10,154000 griehifh, 2,990000 römiſch, von 
diejen wohnen 2,774000 in Ofterreich, 2,160000 im Königreich Polen. Bon den Weip- 
rufen find 2,376000 griechiſch, 350000 römiſch-katholiſch. Die Kleinruffen, welche oben als 
römiſch bezeichnet find, heißen griechiſch- unirte Katholifen. Bon den Ruffen im allgemeinen 
find aljo 47,844000 griehifh, 2,990000 griechiſch- unirt und 350000 römiſch-katholiſch. 
Die Bulgaren gehören größtentheils zur öftlihen Kirche, im ganzen 3,278000; etwa 50000 in 
Ungarn und Bulgarien find griechiſch- unirt; 250000 in der Türkei jind zum Mohammedanismus 
abgefallen, ohne jedod ihrer Sprache entfagt zu haben. Bei den Süpflawen gibt ed im ganzen 
3,803000 Katholiken, 2,880000 Griedhen, 13000 Proteftanten und 550000 Mohamme- 
daner. Die hier zum MohammedanidmusAbgefallenen find ſerbiſcher Abkunft ; die Proteftanten 
find ſſloweniſchen Stammes und leben in Weftungarn. Die übrigen Slowenen fowie die Kroaten 
find ſämmtlich römiſch-katholiſch. Won den Polen find 8,923000 fatholifh, 442000 prote- 
ſtantiſch, zumeift in Preußen. Unter den Czechen gibt es 4,270000 Katholiken und 144000 
Proteftanten; bei ven Slowafen find 1,953000 Fatholifh, 800000 proteftantifh. Die Sla— 
wen in den beiden Laufigen endlich find größtentheild proteftantifch, e8 gibt nur gegen 10000 
Katholiken unter ihnen. | 

V. Slawifhe Unionsbeftrebungen und die panjlamiftifche Idee. Freiheit 
und Gleichheit ift ein Lofungdwort, das in unferer Zeit nicht nur oft ausgeſprochen wird, ſon— 
dern nad) deffen Berwirflihung ſtets geftrebt wurde, und deſſen Idee, welcher Geftalt auch immer, 
jeit Anbeginn in allen Völkern lebte. Dazu kommt in neuer Zeit der Umftand, daß das Na- 
ttonalitätögefühl lebendiger ald je erwachte, ſowie ed die Stufe der gegenwärtigen menſchlichen 
Bildung erfordert, daß man möglichſt vorwärts fchreitet und fi die Errungenschaften des Gei- 
ſtes ſoviel nur möglid) eigen macht. Wen fann e8 daher wundernehmen, daß jich aud) bei den 
Slawen ein neues Leben regt, daß jich das Verlangen nad) Freiheit fundgibt und das Streben, 
die Höhe der europäifchen Eivilifation zu erfteigen? Wir wollen alfo hier noch furz beſprechen, 
was gegenwärtig bei ven Slawen vorgeht und vorging, um dieſes Ziel zu erreichen. — Aus den 
vorangeſchickten Betrachtungen geht hervor, daß die Slawen zwar im Often ein jelbftändiges 
Nationalreid haben, während fie andererſeits mehrern fremden Herrſchern unterthan find ; es 
wurde ferner angedeutet und muß hier nody ausdrücklicher bemerft werden, daß jeder ſlawiſche 
Hauptitamm einen mehr oder minder abweichenden Dialeft (mit mehrern Mundarten) und eine 
eigene Literatur befigt, ja daß jogar Schriftzeichen und Schreibweife zwifchen den Oſt- und den 
Weftflamen verſchieden find, indem ſich die erftern des eyrilliſchen (nach dem griechiſchen gebil- 
deten), die leßtern des lateinifchen Alphabets bevienen. Hieraus würde ji eine zweifache 
Aufgabe für die Slawen ergeben: erftens die ftaatlihe Selbftändigfeit zu begründen, zweitens 
eine literariiche Einigung zu Stande zu bringen. Wir haben weiter auf die Uneinigkeit unter 
pen frühern Slawen bingewiejen; ein gewiffes Mistrauen untereinander hinderte fie feit jeher, 
einen gemeinfamen Zwed zu verfolgen. In neuer Zeit haben ji die Verhältniffe geändert. 
Faft alle Slawiften, deren Ideen ſich über vie Beftrebungen ver Sondernationalitäten erheben, 
forjhen nad) Mitteln, diefen innern Streit endlich zu fhlihten. Die einen befehränfen ſich auf 
eine rein literarifhe Propaganda; die andern halten die wechjelfeitige Ausföhnung nur durch 
eine vorhergehende Freimachung der Nationalitäten, oder auch durch deren endlihe Aufnahme 
in das ruſſiſche Reich für möglich. Dieſe legtern unterlegen alſo ihrer literarifhen Sendung 
einen politifhen Zweck; fie wollen mittels des literarifhen Banflawismus zum politifhen ge— 
langen, d. h. ver literarifche ift Mittel — der politifche ift Zweef ihrer Beftrebungen. Unt 
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den Slawiſten find ed die Ruſſen und Polen, welde am mwenigften zu der beabfihtigten Annähe— 
rung unter den Slawen beitragen können; bier ift der gegenjeitige Argwmohn zu groß, man be= 
ſchuldigt ſich allzu Häufig und gegenfeitig der Parteilichkeit, und fo viel ſteht feft, daß „Polen“ 
das mächtigſte Bollwerk gegen einen „ruſſiſchen Panjlawismus”, gegen Ruflands Vorbringen 
nad Weſten ift. Dieje beiden Parteien hören hingegen mit einem gewiflen Bertrauen dem 
Czechen zu, wenn er von Mitteln ſpricht, um die verſchiedenen ſlawiſchen Völker einander näher 
zu bringen, und in diefer Hinficht ift das (von Kollar und Schafarif aufgeftellte) Schlagwort: 
„wzajemnost” (Wechſelſeitigkeit), welche eigentlich reinen Banjlamwismus auf ſprachlichem und 
intellectuellem Wege erftrebt, zu erwähnen. Diefer literarifche Panjlanismus — wenn man ſchon 
diefe Bezeichnung annehmen will — fand dortdie wärmfte Aufnahme, wo der erfte Panſlawismus, 
der je eriftirte, der religiöfe Panflawismus unter Gyrill und Method, die eifrigften Vertheidiger 
gefunden hatte, in der Slowakei. Der ſlowakiſche Dialekt hält gewiffermaßen die Mitte zwiſchen 
den flawifchen Dialeften, und hier mußte Die Idee der intellectuellen Solidarität zwifchen den ver— 
fhiedenen ſlawiſchen Nationalitäten am tiefften erfaßt werden. ine „wzajemnost‘, wie die 
Schöpfer diefer Begriffsbezeichnung fie ahnen mochten, hat übrigens das Gebiet der fpeculativen 
Theorie niemald überjhritten, fie lebte nur in Gelehrtenftuben. Dagegen bat ſich eine andere 
Art von „Wechſelſeitigkeit“ herausgebilvei, zu der die vergleichenden Spradftudien die Brüde 
bildeten, jene nämlich, daß in unfern Tagen faft jever gebildete Slawe die mehrerwähnten vier 
Hauptdialekte (ruſſiſch, polnisch, czechiſch, ſerbiſch) verfteht und fich mit deren literarifchen Pro: 
ducten befannt macht. Dieſe Wechlelfeitigfeit fördert die Gulturentwidelnng auf jlawifcher Ba— 
ſis, die gegenfeitigen Vorurtheile fhwinden mehr und mehr, und die geiftigen Producte bilden 
ein intellectuelled Band um die Glieder der großen ſlawiſchen Völferfamilie. Das legte Ziel 
dieſes Literariihen ‘Banflawismus wäre eine gemeinfame flawifhe Schriftiprade, ohne des— 
Halb die Dialeftftudien zu verbannen. Eine ſolche geiftige Vereinigung ift vom wiflenfchaftlichen 
Standpunkte nit nur zu vertheidigen, ſondern auch anzuftreben, jie hat eine Berechtigung zur 
Eriftenz. Um zu dieſem Ziel aud die großen Maifen der verfhiedenen Stämme bringen zu 
fönnen, iſt vor allem nothwendig, daß eind der beiden Alphabete, das cvrilliihe, oder das 
lateinifhe, dem andern zum Opfer gebracht werde; denn Einheit in der Schreibweife thut vor 
allem noth. Hier aber treffen wir auf ein kaum zu bewältigendes Hinderniß, weil man 
unter diefen Beftrebungen ganz andere Motive zu fehen meint. Die mit lateinifhen Schrift- 
zeichen ſchreibenden überwiegend katholiſchen (zum Theil proteftantifhen) Slawen bejorgen, daß 
mit der „Cyrillica“ (den eyrilliihen Schriftzeichen) die orthodore Religion und mit ihr das 
Ruffentbum ins Land gebracht werde, und die orthodoxen Slawen beforgen mit dem lateini: 
ſchen Alphabet zu „‚Zateinern‘ (römijchen Katholiken) befehrt zu werden. So thürmen ſich über 
bie literarifchen Hinderniffe noch confefjionelle und politifhe — und die Ausfihten auf Durchfüh— 
rung des literarifchen Panſlawismus find bei der faft beifpiellofen Abhängigkeit des Volks vom 
Klerus hier wie dort für die Gegenwart und die nächſte Zukunft fo mikroſkopiſch gering, daß 
fie der praftifhen Erörterung faum zu unterzieben find. 

Was den politifhen oder focialen Panſlawismus betrifft, fo bezeichnen wir denſelben mit 
vollftem Bewußtfein und nad) innerfter Überzeugung ald eine Utopie, eine Ausgeburt phantaftifcher 
Higköpfe, die bei ruhig denfenden Slawen gar nicht ernfthaft discutirt wird, und wofür bie 
Führer und hervorragenden Männer der verfchiedenen Stämme ebenjo wenig ald die Stämme 
ſelbſt verantwortlich gemacht werben fünnen. Man wird ed und Slawen doch einräumen, daß 
auch wir ald legte Ziel die hoͤchſtmögliche Giviltiation, die größtmögliche Freiheit aller Stammes: 
genoffen anftreben. Eine ftaatlihe Verſchmelzung der in Sprahe, Literatur, Gefhichte ver: 
fhiedenen vier flamifhen Stämme it nach jeder Beziehung eine bare Unmöglichkeit, ift nad 
dem biöherigen Gang der Geſchichte, bei ven gegenwärtigen Eulturftrebungen wahrhaftig nichts 
weniger ald wünfchenswerth. Und welde Staatsform könnte die räumlich getrennten Glieder 
vereinigen? ine politifche Breimahung der vier Stänme if ein Traum, melden wol man— 
her „politiiche Jüngling“ träumte, wenn er jih in müßigen Schäferftunden des vermeint- 
lihen Patriotismus die fünftige Größe feiner Nation von mehr ald 8O Mill. ausmalte. Aber 
ernfte Männer fragen: welches ift ver Weg zu vielem Ziel? welde Mittel Haben wir dazu? 
Die Antwort darauf haben wir oben gegeben. Mag es mandem auch Hart fingen, wir ver- 
weifen diefe Art des „Patriotismus“ unter die Ammenmärden. 

Noch bliebe dann das „Aufgehen in Rußland“! Bei aller Achtung für die Verbienfte, 
welche ih wadere Männer um die Wiffenfhaft und Literatur, um die Hebung des Volks, um 
Anbahnung freierer Inftitutionen in dem großen Zarenreich erworben haben, müßten wir doch 
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freimüthig befennen, daß der europäifche Geift, die Iveen Europas unter den weftlichen Slawen 
bereits eine jo große Propaganda gemacht, daß fie fo tief ind Volksbewußtſein gedrungen find, 
daß wir eine derartige Zumutbung von der Newa oder Moskwa aus auf das beitimmtefte ab- 
lehnen. Der ruſſiſche Panſſawismus fann und darf nicht aus dem Bereich der ruffifhen Wün- 
ſche treten; die ſlawiſchen Völker des Weſtens werden diefem Phantom ihre ganze Eultur, ihr 
Streben nad Eivilifation und Freiheit, ihre Vergangenheit und Zukunft niemals zum Opfer 
bringen. Mag auch Rufland als ſchreckendes Geſpenſt für Fremde diefed Phantom zeitweilig 
heraufbeſchwoͤren wollen, für und Slawen bleibt e8 ein „Dolch ohne Schaft, dem die Klinge 
fehlt”. Nicht im Kampfe des Slawenthums gegen Fremde, fondern in der friedlihen, freund: 
nachbarlichen Entwidelung liegt die Zufunft unſers Volks. 

Wir Hoffen in diefer Art nicht blos unfern fubjectiven Stanppunft gekennzeichnet, fondern 
im Sinne faft aller freigefinnten, denfenden Stammgenoffen das Wort geführt zu haben. 

Werfen wir einen Blick nod auf eine zweite Beftrebung, welde fpeciell die Südſlawen be- 
trifft und als „Illyrismus“ bier und da zu ähnlichen Bemerkungen Veranlaffung geboten bat. 
Wie haben diefe Wandlungen unter unfern Landsleuten durchgemacht und fonnten diefelben 
bis ind innerfte Getriebe verfolgen. inige kurze Andeutungen mögen hier genügen. 

ALS die Südflawen für ihre Literatur entfchiedener zu wirken begannen, beftanden eine 
Menge Alpbabete und voneinander abweichende Sprachlehren; man glaubte, e8 werde eine Ein— 
heit unter ihnen zu Stande fommen. Uber dem war nicht fo. Ludwig Gaj führte nun in den 
dreißiger Jahren eine Schreibweife ein, der ſich gegenwärtig alle lateinisch ſchreibenden Süb- 
ſlawen bedienen, ſowie fie auch im Norden weit und breit gäng und gebe ift, und ſeitdem ift auch 
in den verſchiedenen Dialeften felbft eine derartige Annäherung bemerkbar, wie fie früher nicht 
erwartet werden Fonnte. Man verbächtigte zwar vielfach auch die Südſlawen zur Zeit jenes 
Beginnend; unter dem Namen „Illyrismus“ wurden ihnen politifche Tendenzen zugemuthet, 
die ihnen fern lagen, indem fie nur geiftige Hebung der Nation bezweckten. Zur geiftigen He— 
bung, zur Bereiherung der Kiteratur ift in legter Zeit allerwärts ſehr viel geſchehen, nicht nur 
durh Gründung und Verbefferung ver Schulen, vorzüglid im Bol, fondern eine Menge 
Inftitute wurden ins Leben gerufen, die in literarifcher Hinficht thätig fein follen. Unter dem 
Namen „Matica” (Mutterfonds) befteben bei faft allen Stawen Bereine zur Förderung nützlicher 
und unterhaltender Bücher; Rejevereine (citavnica) dienen zur Entwidelung einer beffern jo: 
rialen Lebensweiſe, und die Tageöpreffe ſteht ſchon vielfach derart in Blüte, daß fle der anderer 
Nationen vielleiht an Umfang, ſicherlich aber nicht an gewähltem Inhalt nachfteht. Es ift nicht 
zu leugnen, daß in den legten brei Jahrzehnten unter ven Sühflawen größere Fortſchritte gemacht 
worden find ald früber in drei Jahrhunderten. Ehemals war faft nur die @eiftlichkeit der eigent: 
liche Träger des Nationalitätsprincips; jett ſchart ſich die gefammte Intelligenz, das geiftige und 
materielle Kapital um das nationale Banner. Politifche und bürgerliche Freiheit, Wahrung 
der Nationalität, Gleichberechtigung aller Nationalitäten, das find nicht blos die Worte auf 
der Fahne, welche die Führer hochhalten, ſondern auch ver Herzſchlag aller, welche ver Fahne 
folgen. In allen jlawifhen Kreifen gibt ih ein reges Leben fund, und mit der Entwidelung 
des geiftigen Lebens ſchwinden nationale VBorurtheile. Verftändigung und gegenfeitige Adıtung 
ift die Loſung der Gebildeten, und und war es eine angenehme Pflicht, zur Befeitigung von 
Borurtheilen, zur Aufklärung und Verftändigung zwischen Deutfhen und Slawen ein Scherf: 
lein beizutragen. D. 8. Klun. 

Sorialiömus und die fociale Frage in den legten Jahren in Deutfchland, Die 
focialiftifchen Ivpeen von Saint-Simon und Fourier, von Owen u. a. find in dem Art. Commu: 
nismus und Socialismus audeinandergefegt worden. Auch die neuern Beftrebungen in ähn— 
licher Richtung in Franfreih, Belgien, Deutfhland u. f.w. feit 1848 haben dort ihre Würdi— 
gung gefunden. Es erübrigt daher nur noch ein Bli auf die neueften Vorgänge auf dieſem 
Gebiet, insbeſondere auf eine Bewegung, die in der allerjüngften Zeit, feit 1863, in Deutſch— 
land plaggegriffen bat. 

Im allgemeinen fheint der wirthſchaftliche Fortſchritt der Gegenwart einer Entwidelung 
ſocialiſtiſcher Ideen, infofern man darunter eine Umgeftaltung ver volkswirthſchaftlichen 
Grundverhältniffe behufs einer andern Vertheilung der Gütermaſſe verfteht, nicht beſonders 
günftig. Der ungeheuere Aufſchwung der Induftrie und des Handels, der ſich faft allerwärts 
zeigt, hat aud) die Rage ver arbeitenden Klaffen im allgemeinen unleugbar verbeffert, die Ge— 
legenheiten zu lohnender Arbeit vervielfältigt, ven Preis der Arbeit in den meiften Gefhäften 
nicht unbedeutend erhöht. Die arbeitenden Klaffen im ganzen und großen befinden fich entjchieven 
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beffer als fonft, und felbft augenblickliche Stodungen in einzelnen Handelszweigen, wie die Bauma- 
wollfrifis und die Beihränfung des amerifanifhen Marfts dur den großen dortigen Bürger=- 
frieg, haben viel weniger ausgebreitete und andauernde Calamitäten in diefen Schichten Der 
Bevölkerung zur Folge gehabt, als in frühern Zeiten bei folden Anläffen fait immer ver Salt 
war. Die große Erleichterung und Erweiterung, welde die wirtbicdhaftlihe Production durch 
die allmählich in einem Lande nad) dem andern zur Geltung gelangten Principien der Handels 
und Gewerbefreiheit — wie nicht minder durch die außerordentliche Vervielfältigung und Ber- 

vollfommnung der Transport: und Gommunicationsmittel — erfahren, hat jedenfall zu 
diefem hoͤchſt erfreulichen Fortſchritt auch im focialer Beziehung nicht wenig beigetragen. In 
England ward dur die Aufhebung der Kornzölle der Verbraud der eriten Rebensbepürfniffe 
vermwohlfeilert, faft gleichzeitig aber durch die infolge des freiern Handelsverkehrs eintretenpe 
Steigerung der gewerblichen Production die Arbeitögelegenheit vervielfältigt, der Preis der Ar— 

beit erhöht. Auch war die englifche Gefeggebung mit weifer Vorſicht bemüht, die durch Erjpar= 

niffe im Staatshaushalt und durd Überfhüfle in ven Einnahmen (mohlthätige Folgen des 

immerfort fleigenden Nationalmohlftanded) gewonnene Möglichkeit einer Herabfegung der 

Steuern vorzugdweife zur Erleichterung der zahlreichften Klaffe ver Conſumenten, der Ar- 

beiter, zu verwenden, , 

Sranfreich hat durch den Übergang vom ftrengen Schugzollfyftem zu einem Syſtem liberaler 
Handelsverträge, ven e8 in den legten Jahren vollzogen, venfelben Weg zu betreten angefangen. 
Freilich wirft dort das nicht blos im Politifchen unverändert feftgehaltene, fondern unter dem 
zweiten Kaiferreich theilmeife fogar direct auf das wirthſchaftliche Gebiet übertragene Princip der 
Gentralifation, der Regelung und Ausnugung aller Kräfte von Einem Punft aus, auch auf vie 
focialen Berhältniffe vielfach ftörend ein und macht eine fünftlihe Wiederausgleichung künſtlich 
gefhaffener Misftände beinahe zu einer traurigen Nothwendigkeit. Wenn die Regierung durch 
Begünftigung des Börfenfpield, der maffenhaften Kapitalanfanımlung, der Beherrfhung des 
ganzen Geld- und Arbeitsmarkts durch dieſe (man denke nur an die Inftitute des Credit- mobi- 
tier u. f. mw.) es der Speculation leicht macht, große Vermögen „ohne Arbeit und ohne Ehre“ 
(wie ein franzdfifher Staatdmann fagte), oder doch beinahe fo, zu erwerben, fo fann fie faum 
anders, ald die dadurch aufs höchſte gefteigerten Gegenſätze zwiſchen Kapitalund Arbeit, Genuß 
ohne entjprechende Mühe des Erwerbs und Erwerb ohne entjprecdhenden Genuß, mwenigftens 
einigermaßen zu milvern, fei e8 durch Vorfchüffe aus Staatöfaffen, welche fie den Arbeitern zu 
gewinnreicherer Betreibung ihred Erwerbs im Wege der Affociation gewährt, fei es durch öf— 
fentliche Arbeiten, die fie felbft ausführt oder den großen ftäntifhen Gemeinden auferlegt, fei 
es endlich durch Preismaxima für gewiſſe erfte Lebensbedürfniſſe, z. B. eine beſtimmte Brot- 
taxe, deren Feſthaltung der Stadt Paris bereits ungeheuere Summen gekoſtet hat. Da iſt dann 
allerdings eine Art von Socialismus, d. h. von künſtlicher, planmäßiger Regelung ver Arbeits: 
und Lohnverhältniſſe, im Werfe, und zwar nicht gerade von der beiten Sorte. Doc neben dieſem 
fünftlihen Syftem der Unterftügung gibt ih doch aud dort mindeftens ein Fräftiges Streben 
des Arbeiterftandes nad Berbefferung feines Loſes durch die eigene Kraft, mit Hülfe der Affo- 
ciation fund, dem ed an erfreulichen Erfolgen nicht fehlt. 

Was Deutſchland betrifft, jo hat hier neben der freiern Bewegung ded Außenverfehrs, die 
durch mehrfeitige Handeldverträge und dem entfprechende Herabfegung der Zölle angebahnt ifl, 
neben der ſchwungvollern Entwidelung faft aller Inpuftriezweige, neben den beveutenden Ber: 
befferungen der Transport= und Gommunicationsmittel, weſentlich auch der in einem großen 
Theil der deutfchen Staaten gerade in den legten Jahren vollgogene Übergang von der beſchränk⸗ 

ten Form der zünftig gebundenen Arbeit zu dem Syſtem der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit 
mannichfache neue Wege ded Fort- und Emporfommend, wie für alle Ermwerböflaffen, fo aud 
für die eigentliche fogenannte arbeitende Klaſſe, erihloffen. Dazu kommt in Deutſchland wie 
anderwärts die größere Rührigkeit diefer Klaſſen jelbft für ihre materielle und geiftige Hebung 
durch eigene Kraft, dad namentlich in allen möglichen Arten von Vereinigungen und Afforia- 
tionen (f. d.) ſich kundgebende Streben theild nad) einer höhern ſowol berufdmäßigen als all: 
gemein menfhlichen Bildung (Arbeiterbildungsvereine), theild nach audgiebigerer Verwendung 
und Verwerthung ihrer materiellen Kräfte, Anfammlung von Erſparniſſen, Beihaffung vor: 
theilhafter Gelegenheiten zum Erwerb u.dgl.m. (Spar, Conſum-, Vorſchußvereine, Rob: 
ſtoff⸗ und Productivgenoſſenſchaften). Durch alles dies ift der Arbeiter heutzutage ungleich 
mebr ald früher in ven Stand gefegt, durch feine eigene Kraft fih vorwärts zu bringen, mehr 
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zu verdienen, folglich auch den Abſtand zwiſchen ſich und den ſogenannten beſitzenden Klaffen zu 
verringern und weniger fühlbar zu machen. 

Freilich find damit die tiefern focialen Misſtände, welche ſich wie unentfliehbare Schred- 
geſtalten gerade am meiſten an die raſcheſten Fortſchritte des modernen Induſtrialismus heften, 
und für welche bisher eine Abhülfe im natürlichen Entwickelungsgang dieſer Verhältniſſe nicht 
zu entdecken war, weder beſeitigt noch auch einer weiter blickenden Staats: und Volkswirth— 
ſchaft aus den Augen oder den Gedanken entrüdt, vor allem die furchtbar wachfende uͤbermacht 
der Großinduftrie mit ihrer immer weiter gehenden Mechanifirung der Menſchenarbeit, ver da— 
durd bedingten ungünftigern Goncurrenz diefer leßtern und allen den phyſiſchen und fittlichen 
Nachtheilen, die im gewöhnlichen Gang det Dinge damit verbunden find. Indeß erfheinen 
doch auch dieſe Schattenfeiten ver modernen Induftriebemegung durch den günftigen Aufſchwung 
faft aller Gewerbe für den Augenblick gemilvert, da ſich wenigſtens eine eigentlich phyſiſche 
Noth (mie etwa in dewvierziger Jahren unter den fhlefifchen Webern) nicht zeigt. In Deutſch— 
land ift ohnehin ein ſolches erdrückendes Übergewicht der Grofinduftrie über die Fleine viel we- 
niger vorhanden ald in England. Für die meiften Gebiete diefer legtern aber, die ſogenannten 
bandwerfömäßigen Gewerbe, und fomit für einen fehr beträchtlichen Theil des Arbeiterftandes, 
hat gerade in der jüngften Zeit das feit Anfang der funfziger Jahre — hauptſächlich durch das un- 
vergängliche Verdienſt von Schulze Deligfh — ins Leben gerufene, fortgebilvete und immer 
mehr ausgebreitete Genoſſenſchaftsweſen (ſ. Genoſſenſchaften) einen höchſt wohlthätigen Auf- 
ſchwung herbeigeführt, hat in weiteften Kreifen der Arbeiter ven Trieb und die Zuverficht einer 
ftetigen Verbefferung ihrer Lage im Wege der Selbftthätigkeit und der freien Einigung geweckt 
und genäbrt. !) 

Daß inmitten der allgemeinen wirthſchaftlichen Reformbewegung, welche Deutſchland in 
den legten Jahren ergriffen hat (man denke nur an die allerwärts entſtehenden volfswirthichaft- 
lihen Vereine, die jährlichen Congreſſe veutfher Volkswirthe u. ſ. w.) auch der Arbeiterjtand 
daran dachte, durch gemeinfame Beftrebungen im großen und ganzen fein Intereffe zu wahren, 
war nur natürlid. Nachdem eine Menge einzelner Arbeitervereine an den verfchiedenen Orten 
Deutſchlands in Thätigfeit getreten waren, entftand im Kerbft ded Jahres 1862 der Plan eines 
allgemeinen deutſchen „Arbeitercongreſſes““. Das vorläufig dafür entworfene Programm be- 
wegte ſich wefentlih auf dem Boden der gegebenen volkswirthſchaftlichen Vorausfegungen und 
Anſchauungen und ſchloß ſich fomit der von dem Volkswirthſchaftlichen Congreß und den Volks⸗ 
wirthſchaftlichen Vereinen, von Schulze: Deligfch und feinen Strebegenoffen, ven Männern der 
herrſchenden ökonomischen Schule, in Fluß gebrachten Bewegung an; Gemerbefreiheit, Brei: 
zügigfeit, Spar=, Invaliden-, Hülfs- und Kranfenfaffen und ähnliches waren die Hauptpunfte 
beffelben. Gleichwol rieth Schulze Deligih mit wohlmeinender Befonnenheit von jener Ver: 
allgemeinerung ber Arbeiterbewegung für ven Augenblid ab, mahnte vielmehr zur vorherigen 
reifern Durchſprechung folder und ähnlicher Fragen in den engern Kreifen einzelner Bereine 
ober localer Arbeiterverfammlungen, überhaupt zu noch größerer Durdbildung und Aufflä- 
rung bed Arbeiterflanded in Bezug auf die Grundgeſetze des wirtbichaftlihen Lebens, ehe der: 
jelbe als Gefammtheit aufzutreten und zu handeln unternähme. DieferRath ward von dem ber- 
liner Arbeiterverein befolgt und demgemäß die Verſchiebung des beablichtigten Arbeitercongrefled 
bei dem Gentralcomite, weldes ſich dafür in Leipzig gebildet hatte, beantragt. Während man 
noch darüber verhandelte, erſchien von Ferdinand Laffalle, der bis dahin den focialen Beftre- 
bungen ferner geftanden, eine Flugſchrift: „Arbeiterprogramm. Uber den befondern Zu: 
fammenbang der gegenwärtigen Geſchichtsperiode mit der Idee des Arbeiterſtandes“ (Zürich 
1863), der Abdruck eined Vortrags, den er in einer berliner Berfammlung von Arbeitern ge= 
halten hatte. Darin war folgender Gedanfengang entwidelt: „Im Mittelalter bilvete der Grund⸗ 
befig die ausfchließliche Baſis aller Rechte; feit ver Franzöſiſchen Revolution von 1789 war ber 
Kapitalbefig an feine Stelle getreten, ver die andern Klaffen ver Gefellihaft nun ebenjo be⸗ 
berrichte, ausbeutete und veradhtete wie vorher jener; die Revolution von 1848 endlich 
wollte dad Princip des Arbeiterftandes zum herrſchenden Princip in ver Gejellihaft erheben 
(durch Einführung des allgemeinen virecten Wahlrechts, durch Aufnahme der « Verbefferung 
des Loſes der arbeitenden Klaffen» in ven Begriff des Staatszwecks, durch Wahl eined Arbei- 
ters in bie Proviforifche Regierung). Der Arbeiterftand, der feinen andern Stand mehr unter 


1) Bgl. barüber die jährlichen Berichte von Schulze fowie deſſen Zeitfchrift: Die Innung der Zufunft. 
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oder hinter ſich hat, repräſentirt ebendeshalb das ganze Volk, die ganze Menſchheit; er hat 
nichts Ausſchließendes, er ſtrebt nach feinem Privileg für ſich, er beſitzt keinen Standesegois— 
mus. Die Herrſchaft des Principd des Arbeiterſtandes im Staat äußert ſich darin, daß der 
Staat nit mehr blos als eine Nechtsanftalt zum Schu der individuellen Freiheit und Sicher— 
beit, vielmehr ald ein füttlich georonetes Gemeinwefen betradıtet wird mit Solidarität der In= 
tereffen, Gemeinfamfeit und Gegenjeitigfeit der Entwickelung aller feiner Angehörigen. Sein 
Zweck joll fein, durd Vereinigung die einzelnen in den Stand zu ſetzen, eine jolde Stufe des 
Daſeins zu erreichen, die fie als einzelne niemals erreichen fönnten, fie zu befähigen, eine Summe 
von Bildung, Macht und Freiheit zu erlangen, die ihnen als einzelnen fhlehthin unerſchwinglich 
wäre, alfo dad menjchliche Weſen zu pofttiver Entfaltung und fortſchreitender Entwidelungzubrin= 
gen, die menjchliche Beftimmung, d. h. die Cultur, deren das Menfchengejchlecht fähig ift, zu 
wirklichem Dafein zu geftalten, die Erziehung und Entwidelung des a zur 
Breibeit.” („Arbeiterprogramm”‘, ©. 33 fg.) 

Dieſes Schrifthen, das feinem Berfafler einen Griminalproceh — infolge deſſen er 
wiederum das gleiche Thema weiter ausführte in der „Vertheidigung vor dem berliner Crimi— 
nalgericht gegen die Anklage, die befiglofen Klaffen zum Haß und zu Verachtung gegen die Be: 
figenden Öffentlich angereizt zu haben‘ (al8 beiondere Flugſchrift erfhienen unter dem Titel „Die 
Wiſſenſchaft und die Arbeiter”, Zürich 1863), hatte die Aufmerkiamfeit der Arbeiter auf Laf- 
falle gelenkt, und derſelbe erhielt von dem leipziger Gentralcomite die Aufforderung, „feine 
Anfichten über die Arbeiterbewegung und über die Mittel, deren fie fich zu bedienen babe, um 
die Verbefferung der Lage des Arbeiterftandes in politifher, materieller und geiftiger Hinficht 
zu erreichen, ſowie ganz befonderd über ven Werth der Affociationen für die ganz unbemittelte 
Volksklaſſe, in irgendeiner ihm paſſend erfheinenden Form darzulegen”. Laffalle entſprach dieſer 
Aufforderung in feinem „Offenen Antwortihreiben an das Gentralcomite zur Berufung eines 
Allgemeinen Deutſchen Arbeitercongrefied zu Leipzig” (Zürih 1863). Diefe Schrift Laſſalle's 
bewirfte eine Spaltung, zunäcft in dem leipziger Arbeiterverein, von welchem die Bewegung ‘ 
ausgegangen, weiterhin in der gefammten deutſchen Arbeiterwelt. Ein Theil der Arbeiter 
neigte ſich den Laffalle'ihen Ideen zu, während ein anderer an ven von Schulze: Deligich und ſei— 
nen Geſiunungsgenoſſen ihnen vorgezeichneten Bahnen fethielt. Das legtere war beſonders der 
Fall bei ven berliner Arbeitern, denen Schulge-Deligfh eine Reihe von Vorträgen hielt, worin 
er die Laffalle'fhen Anſichten befämpfte und die Arbeiter, flatt der von Laffalle empfohlenen 
„Staatshülfe“, auf das Princip der „Selbfthülfe” und des freien Genoſſenſchaftsweſens verwies.) 

Raffalle feinerfeits hatte indeß feine im ‚„‚Arbeiterprogramm“ nur flüchtig ſkizzirten Anfichten 
über die Nothwendigfeit einer radicalen Umgeftaltung der ganzen beitebenden Volks- und 
Staatswirthſchaft zunächſt in Bezug auf einen einzelnen Hauptpunft, die Befteuerung, weiter 
ausgeführt in einer befondern Brofhüre: „Die indivecten Steuern und die Lage des Arbeiter= 
ftandes‘‘ (Züri 1863). Er begann nun aud) perfönlidh in die Bewegung einzugreifen, die er 
entzündet hatte. In Leipzig, Frankfurt a. M. und andern Orten hielt er Arbeiterverfammlun- 
gen, in denen er jeine Ideen weiter entwidelte und zur Bildung eines Allgemeinen Deutihen 
Arbeitervereind ermahnte, welcher auch am 24. Mai 1863 in Leipzig zu Stande fam und ihn 
zu feinem Präfidenten erwählte. Die zu Frankfurt am 17. und 19. Mai gehaltene Rede Laſ— 
ſalle's erfchien ald Broſchüre unter dem Titel „Arbeiterleſebuch“ (Frankfurt a. M. 1863). 
Endlich ſchrieb er gegen Schulze: Deligih das Bud „Herr Baftiat- Schulze von Deligih, der 
ökonomiſche Julian, oder: Kapital und Arbeit” (Berlin 1864). 

Mitten in diefer Agitation durch Wort und Schrift ward Laſſalle auf gewaltfame Weife 
feiner Thätigfeit entriffen ; er fiel am 31. Aug. 1864 in Genf in einem Piftolenduell, in das er 
durch einen Liebeshandel verwickelt worden war. 

Mir laſſen Hier Lafſalle's früberes Leben, wie feine zum Theil bedeutende Thätigfeit auf 
andern wiſſenſchaftlichen Gebieten, ebenfo fein perjönliches Auftreten, als nicht hierher gehörig, 
beijeite und halten und nur an feine focialen Aufftellungen und Beftrebungen, wie fie in jenen 
obengenannten Schriften niedergelegt find. 

Lafſalle beginnt, wie alle Sorialiften, mit einer fhneidenden, unerbittlichen Kritif der be- 
ſtehenden Geſellſchaftszuſtände und ver herrſchenden volkswirthſchaftlichen Anſchauungen. Das 
allermeiſte von dem, was er in dieſer Richtung ſagt, iſt indeß nicht neu; daſſelbe oder doch 
ganz ähnliches haben wir bereits vor längerer Zeit von Fourier und Conſiderant, von Proudhon, 





2) Diefe Borträge erfchienen gefammelt unter dem Titel: Arbeiterfatechismus (Leipzig 1863). 
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Cabet und L. Blanc, von Owen, von Engels und Marx und von vielen andern Anhängern 
der ältern jocialiftifhen Schule gehört. Es find mehr oder weniger präcifirte, mit Beifpielen - 
aus dem Leben oder mit ftatiftifhen Zahlen belegte Klagen über die nachtheiligen Rückwirkungen 
der freien Goncurrenz auf die arbeitenden Klaffen, über die Unterdrüfung und Ausbeutung der 
Arbeit dur das Kapital, über die traurige Lage der Arbeiter, zumal in den großen Mittel: 
punkten der Fabrifinduftrie, über die Unmöglichkeit einer Abhülfe diefer Ubelftände mit ven 
Mitteln ver individuellen Freiheit und Selbftthätigkeit u. dgl. m. 

Die Formel, in welde alle diefe Betrahtungen bei Laſſalle ſich zufpigen, welde für ihn 
gleihjam der Hebel ift, womit er die ganze beftehenve Volkswirthſchaft aus den Angeln zu heben 
verfucht, ift folgende: „Das eherne öfonomifche Geſetz, welches unter den heutigen Verhält: 
niffen, unter ver Herrſchaft von Angebot und Nachfrage nad Arbeit den Arbeitslohn beſtimmt, 
ift dieſes: daß der durhfchnittliche Arbeitslohn immer auf den nothwendigen Lebensunterhalt 
rebucirt bleibt, der in einem Volk gewohnheitdmäßig zur Friſtung der Eriftenz und zur Fort: 
pflanzung erforderlich ift. Dies ift der Punft, um melden der wirkliche Tageslohn in Pendel: 
fhwingungen jederzeit herum gravitirt, ohne fi jemals lange weder über venjelben erheben, 
noch unter venfelben hinunterfallen zu fönnen, Er fann ſich nicht dauernd über diefen Durch— 
ſchnitt erheben, denn fonft entftände durch die leichtere, beffere Lage der Arbeiter eine Bermeb- 
rung der Arbeiterehen und der Arbeiterfortpflanzuimg, eine Vermehrung der Arbeiterbevöl:. 
ferung und ſomit des Angebot3 von Händen, weldhe den Arbeitölohn wieder auf und unter 
feinen frühern Stand herabdrücken würde. Der Arbeitslohn kann auch nicht dauernd tief unter 
diefen nothwendigen Lebensunterhalt fallen, denn dann entftehen Auswanderungen, Ehelofig: 
keit, Enthaltung von der Kindererzeugung und enblich eine durch Clend erzeugte Verminderung 
der Arbeiterzahl, welche fomit das Angebot von Arbeiterhänden noch verringert und den Ar— 
beitölohn daher wieder auf den frühern Stand zurüdbringt. Der wirklihe durchſchnittliche 
Arbeitslohn befteht fomit in der Bewegung, beftändig um jenen feinen Schwerpunft, in den 
er fortdauernd zurüdjinfen muß, herumzukreiſen, bald etwas über demſelben (Periode ber 
Proiperität in allen oder einzelnen Arbeitözweigen), bald etwas unter ihm zu ftehen (Periode 
des mehr oder weniger allgemeinen Notbftandes und der Kriſen).“ 

Baffen wir diefe Behauptung Laſſalle's, die den Ausgangspunkt aller feiner weitern Aus- 
führungen bildet, unbefangen ind Auge, fo ift ja freilich, leider! nicht zu leugnen, daß in 
vielen Fällen die unerbittlihe Gewalt der Concurrenz, welche die Arbeiter felbft fih unterein- 
ander machen (namentlich im Gebiet der fogenannten Grofinduftrie, mo ed ſich meift um rein 
mechaniſche Dienftleiftungen handelt), den Arbeitslohn fo tief herabdrückt, daß der Arbeiter 
faum mehr ald die fnappe Lebensnothdurft hat, die fogenannte Kartoffelportion. Gleichwol ift 
jene Behauptung in der Unbedingtheit und Allgemeinheit, wie fie Laffalle ausſpricht, unrichtig, 
wie ſich durch Thatfachen beweifen läßt. Denn Thatſache ift ed, daß 3. B. in Deutfhland wäh- 
rend der legten hundert Jahre, alfo gerade in der Zeit, wo eine gefteigerte und allmählich immer 
mehr fabrifmäßig betriebene Induftrie auch bier plaßgriff, die Kühne der Arbeiter, und zwar 
ſowol ver Handarbeiter ald der handwerksmäßigen Gehülfen, ja auch wenigſtens eines Theils 
der Fabrifarbeiter, nicht blos an ſich (abfolut) bedeutend geftiegen iind, fondern auch im Ver: 
hältnif zu den mährend der gleichen Zeit ebenfalls geftiegenen Preifen der Lebensbedürfniſſe 
(relativ), und daß durhfihnittlich der heutige Arbeiter unbedingt um vieles beffer fituirt ift als 
fein Schickſalsgenoſſe vor Hundert Jahren. 9) 

Laſſalle jelbft gibt zu, daß jich die Lage der Arbeiter im Fortgang der Zeit und der Cultur 


3) Für Deutfchland habe ich den betreffenden fatififchen Beweis fchon 1854 in dem erften Bande 
meines culturgefchichtlichen Werfs: Deutfchland im 18. Jahrhundert (Reipzig), S. 387—401, umftänd: 
lich mit Hülfe genauer und authentifcher Zahlenangaben zu führen verfucht. Ein fürzeres Rifumf davon 
babe ich neuerdings (bei Anlaß der von Laflalle in Leipzig gehaltenen Arbeiterverfammlung) in der Bei— 
lage zur Deutfchen Allgemeinen Zeitung vom 24. Juni 1863 gegeben. Auf dieje Ausführungen muß 
ich bier vermeifen, da eine Wiederholung derjelben an dieſer Stelle zu viel Raum erfordern würde, 
Für England hat befanntlih Macaulay in dem berühmten dritten Kapitel feiner History of England 
die gleiche Anficht — von der fortfchreitenden Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen — auf: 
geftellt. Ebendahin führen die Bergleichungen Quetelet's über die durchichnittliche Sterblichkeit unter 
der englifchen Arbeiterbevölferung, weldye danach jeit 1700 fich bedeutend ermäßigt hat, fowie die amt- 
lichen Ausweiſe über den fortwährenden bedeutenden Zuwachs bes Verbrauchs von Getreide, Fleiich, 
Thee, Zuder, Kaffee, welcher nicht möglich wäre ohne eine verhältnigmäßige Betheiligung ber zahl- 
reichflen Bevölferungsflaffe, der Arbeiter, an diefem Mehrverbrauch. 


428 Socialismus 


wol gebeſſert haben könne, allein er behauptet, dies ändere nichts an feiner Aufſtellung, denn 
aud dad „gewohnheitsmäßig übliche Minimum der Lebensnothdurft“ erhöhe ich, die Lage des 
Arbeiterd bleibe daher relativ immer diejelbe, nämlich immer in dem gleihen Maß gegenüber 
den andern Gejellichaftökfaffen eine ungünftige. Er vrüdt dies in dem „Arbeiterleſebuch“, S.8, 
fo aus: „Der Arbeitslohn, jagte ih, fei dad unter einem Volf gewohnheitsmäßig üblihe Mi- 
nimum, nicht gleichflehend unter allen Völkern, weil nidyt jedes Volk fih mit venfelben Lebens— 
mitteln begnügt, um zu leben, ſich zu verheirathen und eine Familie zu bilden; darum ift er 
ein anderer in Rußland, ein anderer in Deutſchland, ein anderer in England, je nad) ben re- 
lativen focialen Lebensnothwendigkeiten, die in jedem beſtimmten Volk üblich find. Diefe aljo 
ändern ſich im Lauf verfchiedener Zeiten oder in der Verfchiedenheit ded Raums, d. h. bei den 
verſchiedenen Völkern; dies aber, fagte ich Ihnen, ändert fi nie, dag Sie ftetd auf dem 
außerften Rande des in jeder Zeit und in jedem Volf gemohnbeitämäßig erforderlichen Lebens— 
minimums herumtanzen!“ 

Und in den Antwortichreiben, ©. 20 fg.: „Jede menſchliche Befriedigung hängt ja immer 
nur ab von dem Verhältniß der Befriedigungsmittel zu den in einer Zeit bereitd gemohnpeits- 
mäßig erforberlichen Lebensbedürfniſſen, oder was daffelbe ift, von dem Überfhuß der Befrie: 
digungsmittel über die unterfte Grenze der in einer Zeit gewohnheitsmäßig erforderlichen Le— 
.bensbedürfniffe. Ein gefteigertes Minimum der unterften Lebensbebürfniffe gibt auch Leiden 
und Entbehrungen, welche frühere Zeiten gar nicht fannten. Was entbehrt "ver Botokude 
dabei, wenn er feine Seife faufen, was entbehrt der menjchenfreffende Wilde dabei, wenn er 
feinen anfländigen Rod tragen, was entbehrte der Arbeiter vor der Entdeckung Amerifas dabei, 
wenn er feinen Tabad rauchen, was entbehrte der Arbeiter vor Erfindung der Buchdrucker— 
funft dabei, wenn“ er ein nügliches Buch ſich nicht anfhaffen Fonnte? Alles menschliche Leiden 
und Entbehren hängt alfo nur von dem Verhältniß der Befriedigungdmittel zu den in derſelben 
Zeit bereitd vorhandenen Bedürfniffen und Lebensgemohnbeiten ab. Alles menfhlide Leiden, 
und Entbehren und alle menſchlichen Befriedigungen, alfo jede menſchliche Lage bemißt ſich ſo— 
mit nur durch den Bergleich mit der Lage, in welcher ſich andere Menſchen verjelben Zeit in 
Bezug auf die gemohnheitdmäßigen Lebensbedürfniſſe verjelben befinden. Jede Lage einer Klaſſe 
bemißt ſich ſomit immer nur durch ihr Verhältniß zu der Lage der andern Klaffen in derfelben 
Zeit. Wenn alfo nod fo feftitünde, daß fih das Niveau der nothiwendigen Rebenäbedingungen 
in den verfchiedenen Zeiten gehoben hätte, daß früher nicht gefannte Befriedigungen gewohn: 
heitsmäßiges Bedürfniß geworden find und ebendadurch mit Diefen aud) früher nihtgefannte Ent: 
bebrungen und Leiden eingetreten ſind — Ihre menschliche Lage ift in dieſen verjhiedenen Zeiten 
immer biefelbe geblieben; immer viefe: auf dem unterften Nande der in jeder Zeit gewohnheits— 
mäßig erforderlichen Lebendnothdurft herumzutanzen, bald ein wenig über ihm, bald ein wenig 
unter ihm zu ſtehen. Ihre menfchliche Lage ift alfo diefelbe geblieben, denn dieſe menſchliche 
Zage bemißt ſich nicht durch ihr Verhältniß zu der Rage des Thierd in den Urmäldern, oder des 
Negers in Afrika, oder des Leibeigenen im Mittelalter, oder des Arbeiter vor 200 oder vor 
80 Jahren, jondern nur durch das Verhältnig dieſer Lage zu dev Lage Ihrer Mitmenichen, zu 
der Lage der andern Klaffen in verfelben Zeit.‘ 

Allein auch dieſe Behauptung ift theild thatſächlich unrichtig, theils in ihren Folgerungen 
ſchief und nicht zutreffend. Daß fammtliche Arbeiter in Bezug auf ihr Einkommen flet8 die al- 
lerunterfte Stelle in der geſellſchaftlichen Hierarchie einnehmen, ift unwahr. Es gibt heutzutage 
Arbeiter, ſowol in manden Sandwerken (z.B. Kunſtſchloſſer, Buchdrucker u, f.w.), ald auch 
in fabrifmäßigen Gewerben (3. B. Mafchinenbauer, Krempelmeifter in Spinnereien u. f.w.), 
welde mehr, zum Theil beträchtlich mehr verdienen ald ein Schulmeifter auf dem Lande, ald 
mander Subalternbeamte, ja mander fludirte Staatödiener (z. B. Actuare, Regiftratoren), 
trogbem daß leßtere einer viel längern VBorbildung bedürfen und viel fpäter ind Brot fommen 
als jene. Selbft bloße Handarbeiter in großen Städten (Aufläder, Marfthelfer u.f.w., fönnen 
fih oft mit den genannten Beruföflaffen in Bezug auf ihr Einfommen meffen. Wenn aber 
die völlig mechaniſche (unqualified) Thätigkeit des gewöhnlichen Fabrikarbeiters niedriger be- 
zahlt wird ald irgendeine andere, fo wird man zwar gewiß auch dieſer Arbeitöflaffe eine Ver: 
beilerung ihrer Lage von ganzem Herzen wünſchen, damit fie ein möglichft „menſchenwürdiges““ 
Dafein führe, allein eine Ungerechtigkeit, eine wirtbfhaftlihe oder foriale Abnormität kann 
man darin doch unmöglich finden, daß die am wenigften durch- und vorgebilvete Arbeit auch die 
am wenigften lohnende ift, daß einer, der ohne allen und jeven Aufwand an Zeit, Geldund Mühe 
für feine Geſchicktmachung zu dem fünftigen Beruf ſchon mit dem vierzehnten Jahre (ja gewöhn= 
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lich noch früher) Geld zu verdienen anfängt, eine geringere Vergütung für ſeine Kraft und 
Zeit erhält als einer, der vielleicht erſt bis zum einundzwanzigſten Jahre Schule und Univer: 
fität oder Seminar befuhen, dann oft noch viele Jahre umfonft oder für ein ganz Geringes 
dienen muß und endlich mit 25—30 Jahren in ein ebenfalld nur jehr mäßiges Gehalt einrüdt. 
Nicht fo fehr die Ungleichheit der verfchievdenen Arten von Einfommen ift anzuflagen (die wenig- 
ftend bei und in Deutjhland fo grell in ver That nicht ift, wie Laffalle fie varftellt, der immer 
nur die kleine Zahl reicher Leute der am jhlechteften geftellten Klaffe der Arbeiter gegenüberzu: 
halten jcheint), als vielmehr der im allgemeinen noch zu niedrige Durchſchnittéſatz deſſelben. 
Ebendied findet auch Anwendung auf das von Laffalle gern und viel gebraudte ftatiftiiche An— 
führen von den Abftufungen der Klaffenfteuerfäge im preußijchen Staat. Wenn wirklich in 
Preußen, wie Laffalle behauptet, 89 Proc. der Bevölkerung weniger ald 200 Thlr. jährlich 
zu verzehren haben, etwa 7 Proc. zwifhen 200—400 Thlr., 3%/, Bror. von 400 — 1000, 
und nur %, Proc. über 1000 Thlr. („Antwortſchreiben“, S. 29), fo jpringt in die Augen, 
dag mit einer bloßen andern Bertheilung des Einfommens wenig geholfen wäre. Denn, um 
jenen 89 Proc. oder etwa 18 Mill. au nur 10 Proc. ihres Ginfommens zuzulegen (womit 
doch ihre Lage noch faum merklich geändert würde), müßte man von den etiva 100000 Ber: 
fonen, die mehr ald 1000 Thlr. einnehmen, jedem durchſchnittlich 3600 Thlr. jährlich abfor: 
dern, was bei den meiften derfelben wahrfcheinlich den größten Theil ihres Ginfommens, bei 
vielen fogar mehr als das Ganze betrüge. 

Die hier, fo geht Laffalle auch darin übereilt oder einfeitig zu Wege, daß er ven ganzen Über: 
ſchuß des Arbeitsproducts über den Lohn, den der Arbeiter erhält, ald bloßen Kapitalgewinn 
des Unternehmers und gewiffermafßen als einen Raub an dem Arbeiter, dem dadurd der volle 
Ertrag feiner Arbeit verfürzt werde, darftellt. „Wie früher ver Sklave”, fagt er, „der Leib: 
eigene, ver Hörige, fo muß aud) der Arbeiter unter der Herrſchaft der freien Concurrenz ver: 
möge jened zwingenden Gefeged der Noth, das ihn vom Kapitaliften, vom Unternehmer ab— 
hängig macht, diefem den über feine eigene Lebensnothdurft hinausgehenden Ertrag feiner Arbeit 
abgeben.“ Oder, wie er ed ein andermal ausbrüdt, „die vorgethane Arbeit, das Kapital, er: 
drüdt in einer unter Theilung der Arbeit und unter dem Geſetz der freien Goncurrenz produci⸗ 
renden Gefellichaft vie lebendige Arbeit. Je mehr ver Arbeiter producirt, je mehr er im Dienft 
der Bourgeoifie (der Bejigenden) vorgethane Arbeit, Kapitalien, in deren Eigenthum aufhäuft, 
defto trauriger geftaltet er feine Klaffenlage.” Laffalle vergißt zunächſt, daß faft fein Arbeits- 
product — und am wenigften beim Fabrifbetrieb in der Großinduſtrie — fo auf den Marft 
fommt, wie e8 aus den Händen des einzelnen Arbeiterd hervorgeht, vielmehr jedes eine Menge 
von Stadien der Bervollfommnung durchlaufen muß, ſodaß fein einzelner Arbeiter 3.3. in einer 
Spinnfabrif jagen kann: diejed Gejpinnft ift mein Product und fein Grtrag gehört mir. Er 

‚will ferner nicht gelten laffen, daß einen jehr wejentlihen Antheil an der Herftellung des „Ar: 
beitsproducts“ — in der Beftalt, wie ed auf den Markt fommt und einen, ‚Ertrag” liefert — der 
Unternehmer jelbft hat. Und doch ift dem fo. Denn was man faufmännifche Speculation nennt, 
und was wiederum eine Menge einzelner, zum Theil ſehr verwidelter und jhwieriger Opera— 
tionen unter ji befaßt (die Erkundung der beften Bezugsquellen für die verfchiedenen Arbeits- 
materialien, die Beihaffung tüchtiger Arbeitöfräfte, die Aufſicht auf das richtige Ineinander: 
greifen aller Iheilarbeiten, die Ermittelung günftiger Abjagwege u. f. w.), das ift ebenfalls 
„Arbeit“, und zwar fehr anftrengende, potenzirte, mannichfache Vorbildung vorausfegende Arbeit. 
In dem Kampfe der modernen Goncurrenz jtehen ſich keineswegs blos todter Kapitalbefig und 
lebendige Arbeit gegenüber, ſondern verfhiedene Arten von Arbeit, die geiftige des Speculanten, 
des Unternehmers, und die mechanijche des Arbeiterd (wenn mir die Mittelgliever zwifchen beiden 
außer Betradht laffen). Allerdings bedarf die Sperulation eines Kapitals als Arbeitsinftruments, 
allein das bloße Kapital ohne die entjpredende Fähigkeit zur Inangriffnahme und Führung 
eines kaufmännifchen oder Fabrikunternehmens thut ed nicht, während umgekehrt ein hinreichen- 
des Map folder Fähigkeit und der Energie des Unternehmens und Wagens (jelbft bei geringem 
oder gar feinem Kapitalfonds von Haus aus) ſich einen ſolchen oder den nöthigen Gredit wohl zu 
ſchaffen weiß, was am jchlagendften das Beifpiel derer beweift, die von einfahen Arbeitern all: 
mählich fih zu wohlhabenden Gefhäftdunternehmern emporfhwangen, wie z. B. ein Borfig, 
Richard Hartmann u. a. 

Diefer Irrthum Lafjalle'8 in ver Beurtheilung ver beftehenden volkswirthſchaftlichen Factoren 
und ihres Zuſammenwirkens ift von weſentlichſtem Einfluß auf feine pofitiven Reformvorfchläge. 
Immer nur ben fahlen Gegenjag von Kapital und Arbeit im Auge, glaubt Laffalle, e8 genüge, 
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wenn man nur dem Arbeiter Kapital in die Hand gebe; er werde dadurch befähigt, fofort „fein 
eigener Unternehmer‘‘, Arbeitgeber und Arbeiter in Einer Berfon zu fein, neben dem „Arbeits- 
lohn“ aud) ven „Unternehmergewinn‘ zu beziehen, Furz den ganzen „Arbeitsertrag“ ganz und 
unverfürzt fi zuzueignen. Das ift die Panacee, wodurd Laffalle alle focialen Schäden ver 
Gegenwart mit einem mal zu heilen vermeint. 

„Es handelt jih”, jagt Laſſalle, „keineswegs darum, mit der Theilung der Arbeit, dieſer 
Duelle aller Eultur, zu bredhen, jondern blos darum, das Kapital wieder zum todten, dienenden 
Arbeitdinftrument zu degradiren. Es handelt jih nicht darum, die Theilung der Arbeit auf: 
zuheben, fonbern vielmehr darum, jie weiter zu entwideln. Iheilung der Arbeit ift bereits an 
jich gemeinfame Arbeit, geſellſchaftliche Verbindung zur Production. Es ift alfo nur erforder: 
lid, in der gefammten Production die individuellen Productionsvorfhüffe, aus welden die 
Überlaffung ded Produrtiondertrags an ven Unternehmer und die Abführung alles Productions— 
überjhuffes über den Lebensunterhalt an ihn folgt, aufzuheben und die ohnehin gemeinfame 
Arbeit ver Gejellihaft aud mit den gemeinfamen Vorſchüſſen verfelben zu betreiben, den Ertrag 
der Broduction aber an alle, die zu ihr beigetragen haben, nad) Maßgabe diefer ihrer Leiftung 
zu vertheilen. Das Übergangsmittel hierzu, das leichtefte und milvefte Übergangsmittel find bie 
Productivafforiationen der Arbeiter mit Staatseredit.“ 

Damit ed dahin fomme, daß der Staat den Arbeitern dieſe Hülfe angedeihen lafje, müffen, vie 
Arbeiter felbft oder durch zuverläfiige Vertrauendmänner und Vertreter ihrer Intereffen in der 
Geſetzgebung ded Staatd eine ausjhlaggebende Stimme führen. Dazu foll das allgemeine 
directe Wahlrecht führen; dieſes ift daher nah Laffalle die nothwendige politifhe Voraus— 
fegung und Bebingung der von ihm erftrebten focialen Reform und fomit das nächſte Ziel ver 
von ihm im Arbeiterftande entzundeten Agitation. 

Diejen legtern Punkt laſſen wir hier auf ſich beruhen, beſchäftigen und vielmehr nur mit dem 
forialen Gedanken Laſſalle's. Derfelbe ijt keineswegs ganz neu; ſchon bei Saint:Simon, fpäter 
wieder bei Louid Blanc, noch ausgeprägter bei Proudhon, findet fich die Ioee von Staats- oder 
Volksbanken, welde beftimmt fein ſollen, jeder Einzelthätigfeit den ihr nöthigen Vorſchuß an 
Arbeitöfapital zu gewähren. Auch ift diefer Gedanke bei Laſſalle durchaus nicht zu einer feften, 
klaren Geftalt durchgebildet. Er unterfcheidet weder die verſchiedenen Arten und Möglichkeiten 
der Praktiſchmachung deffelben, nod hat er, wie es jheint, die unausbleiblichen weitern Conſe— 
quenzen der neuen Orbnung ber Dinge, die er ind Leben rufen möhte, erwogen. Offenbar ift 
es ein bedeutender Unterjchied, ob 5. B. eine Productivaffociation zu Stande kommt zwiichen ven 
Meiftern eines blos handwerksmäßigen Gewerbes (3. B. den Tifchlern, Schneidern, Maurern), 
die jeder für jich ihre Gejellen beihäftigen wie biöher und nur zur Erleichterung der Production 
oder des Abjages ihrer Waaren durd gemeinjame Beihaffung der Robftoffe, der Arbeits: und 
Berfaufölocale u. ſ. w. ih affoeiiren, allenfalld auch zwifchen Arbeitern eines ſolchen Gewerbes, 
die durch ihre Organifation zugleich die perielle Unternehmerthätigkeit erfegen (wie die Afforia= 
tion der Buchdrucker in Paris), oder ob ein großes Fabrifunternehmen (z.B. eine Spinnerei) 
auf ſolche Weife ind Leben gerufen werben fol. In jenen erften Fällen ift die Thätigkeit derer, 
bie ſich afjociiren, eine ganz oder annähernd gleichartige, ſodaß der Einzelne neben der Iheilarbeit, 
die er übernimmt, wol allenfall8 aud an der Leitung ded Ganzen oder an den höhern Stufen 
der Thätigfeit, die erfordert werden, allein oder mit den andern theilhaben kann. Aber ift es 
wol denkbar, daß der Arbeiter, der heute an der Maſchine die allerniebrigften, geiftlojeften, mecha— 
nifchen Dienfte verrichtet, morgen als Leiter oder Diöponent eines jo audgebehnten und ver: 
widelten Gejhäfts fungiren könne? Geht died aber nit an, erfordern vielmehr dieſe höhern 
Dienflleiftungen für die Unternehmungen aud eine ganz Sefondere Art von Borbildung, von 
Befähigung, von fortwährender Übung und Anfpannung einer gewiſſen geiftigen Ihätigfeit, 
wie und von wem foll der Antheil eines jeden der Theilhaber ſowol an der Arbeit ſelbſt — eines- 
theild jener niedern, mechaniſchen, anderntheild diefer freiern geiftigen — ald auch an dem Ar: 
beitdertrag bei einem jolden Unternehmen beftimmt werden ? Soll die Abftimmung nah Köpfen 
entſcheiden, jo fteht zu fürdten, daß gerade die rohefte Art der Arbeit ald vie der Zahl nad) am 
flärffien vertretene ſich ein unbilliges Übergewicht über die mehr durchgebildete, geiftige ver: 
ihafe. Oper jollen (wie Saint-Simon wollte) gewiffe „Obere“, d. b. die Intelligentern, die 
Arbeit und ihre Vergütung vertheilen, würde dann nicht abermals über Uingeredtigfeit und 
Bedrückung des „Arbeiters“ geihrien werben, wenn jene der geiftigen Thätigfeit, der Intel= 
ligenz, einen Borzug vor der mechanifchen zubilligten fowol in Bezug auf die Keitung ver Ge— 
jammtarbeiten ald in Bezug auf den Antheil am Gefammtertrag? Schon ift ein ähnlider 
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Streit im Schoje mancher der freien, auf Selbfthülfe beruhenden Affociationen ausgebrochen, 
3. B. unter den jogenannten Pionnieren von Rochdale und einigen der parifer Productivaffos 
ciationen, indem diejenigen Genoſſenſchaftsmitglieder, welche zugleich „Actionäre“ jind (offen- 
bar die intelligentern und geſchicktern, die etwas erübrigt haben), mit den bloßen ‚Arbeitern‘ 
nicht ſchlechthin den Gewinn theilen, ſondern einen bevorzugten Antheil für dad von ihnen ein- 
geihoflene Kapital (die Brut ihrer größern Gefchiclichfeit) genießen wollen. Dies würde ſich 
noch in weit ftärferm Maße wiederholen bei großen fabrifmäßigen IInternehmungen, wo vie 
durchgebildetſte kaufmänniſche und techniſche Intelligenz mit der allermechaniſchſten Handarbeit 
ſich afforiiren müßte. Wie diefe Schwierigkeit zu beflegen fei, darüber finden wir bei Lafjalle 
fein Wort. 

Died wäre unfer fociales Bedenken bei der Sache. Nicht minder bedeutend und ſchwer zu 
bejeitigen ericheint das folgende ſtaatswirthſchaftliche und finanzielle. Welde Bürgſchaften 
follte eine ſolche Arbeitervereinigung, die den Staatderedit in Aniprudy nähme, dem Staat dafür 
geben, daß ſie von diefem Credit einen guten, vernünftigen Gebrauch machen würde? Laffalle 
fpricht nur jo ganz im allgemeinen davon, daß die Grfeßgebung des Staats die Credite votiren 
jolle, die den „ernſthaften Aſſociationen“, die fih bilden wollen, zu gewähren jeien, „ſolchen Aſſo— 
ciationen, welche gewiſſen von der Gejeßgebung feſtgeſetzten Bedingungen entipredhen‘‘. Er ver: 
langt für den Staat „bloße Gläubigerrechte““, „Einfiht in die Buchführung‘, genug eine ähn— 
lihe Stellung wie die eines „stillen Gefellichafterd” in einem faufmännifhen Gejhäft. Nun, 
wenn im Privatverfehr jemand einem Gejchäftsunternehmer Credit geben, vollends wenn er 
als „filler Geſellſchafter“ ji betheiligen joll, jo fieht er jih feinen Mann fehr genau an, 
forscht, welche geihäftliche oder techniſche Laufbahn er durchgemacht, wie er ſich dabei bewährt 
babe u. ſ. w. Wenn jih aber der Staatsbehörde 2—300 Arbeiter präfentiren würden, zwar 
mit der „ernfthaften‘ Abjiht, gemeinfchaftlih eine Fabrik zu errichten, aber ohne daß dem 
Staat irgendetwas Weiteres von dieſen Arbeitern befannt wäre, ald daß eben jeder derſelben 
bisjegt feine Maſchine bedient oder ſonſtwelche mehanifche Arbeit — mag fein ganz orbent: 
lich und pünktlich — verrichtet hat, welde Bürgichaft hätte der Staat dafür, dag nicht durch 
ungeihicte Führung des Gejhäfts, durch Mangel an der nöthigen Intelligenz, oder auch durch 
Mangel an gehöriger Harmonie und Unterorpnung der vielen Arbeiter unter eine gemein= 
Ichaftliche Leitung fein Geld verloren ginge? Und wenn ed nun verloren gegangen wäre, wenn 
die Aſſociation Bankrott machte, follte vann der Staat derfelben von neuem Credit, Vorſchuß 
geben und fo immerfort in infinitum? Oder jollte er dann diefe Arbeiter wieder ſich felbft über- 
laffen und die bereits mit Hoffnungen auf eine beffere Lage genährten oder eine Zeit lang an 
eine ſolche fhon gemöhnten Leute nur um fo tiefer ind Elend zurüdftoßen? Dies find Fragen, auf 
die wir bei Laffalle feine Antwort finden, und von deren Löjung gleihwol die Hauptfrage nad) 
der Möglichkeit und Durchführbarkeit feines ganzen Syſtems weſentlich bedingt ift. 

Zwar will Laſſalle und einreben, ein folches Rifico gebe ed gar nicht; denn, jagt er, „nur der 
einzelne Unternehmer läuft Gefahr, bei der Production fein Kapital zu verlieren, weil nämlich 
möglichermeije andere Unternehmer, feine Eoncurrenten, den Abſatz an ſich reißen; die Production 
im ganzen dagegen ift von fletigem Wahsthum und Gewinn begleitet’. Zeugniß dafür ſei 
das beftändige jährlihe Zunehmen des in der Production angelegten Nationalfapitals. 

Laſſalle überfieht Hierbei, dag die bisherigen Erfahrungen über dad Wachſen der Production 
eines Landes im ganzen und großen ſich durchaus auf dem Boden der freien Privateoncurrenz 
bewegen, und daß ed daher allermindeftens fehr gewagt ift, dieſe Erfahrungen ohne weiteres 
auch auf einen Zuftand der Dinge überzutragen, wo dieſe und mit ihr der jo bedeutende ‚Hebel 
des angeftrengteflen Wetteiferd der verjchiedenen Unternehmer, des Aufgebotd aller Kräfte der 
Speculation für Vorbereitung, Einleitung und Durdführung eines beftimmten Gejhäftszweigs 
aufhören würde, ohne daß noch gewiß ift, was an feine Stelle treten möchte. Es iſt befaunt, 
mit welchen Schwierigfeiten und Berluften die „Pionniere von Rochdale“, als fie ich an die Betrei- 
bung eines fabrifmäßigen Gewerbes, einer Spinnerei, wagten, zu fämpfen hatten, bevor fie dieſes 
Geſchäft in Bang brachten. Und dieſe Arbeiter waren von Haus aus die tüdhtigiten, energiſch— 
ften, geichicteften ver ganzen Gegend, jonft würden fie den Plan der Affociation überhaupt nicht 
mit folder Beharrlichfeit ergriffen und mit ſolchem Erfolg vurdigefegt haben ; fie hatten ſich auch 
bereit in frübern einfachern Stadien diejer Affociation für jenen ſchwierigern Theil ihres Unter: 
nebmens vorbereitet, hatten im allgemeinen die Mittel und Wege faufmännifher Geſchäfts— 
führung und Sperulation fennen gelernt. Denfe man fih nun aber einmal eine zufanımen- 
gelaufene Mafje ungebildeter, in nichts dazu vorgeübter Arbeiter, denen es beifäme, gemeinſam 
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eine Fabrik zu errichten, was würden die Folgen fein? Laſſalle hat ſich offenbar bei ſeinem Ge— 
danken von umfaſſenden Arbeiteraffociationen mit Hülfe des Staats durch das Beiſpiel einzelner 
ihon beſtehender Ajfociationen folder Art, welche Erfolg gehabt haben, zu Illuſionen verleiten 
lajfen. Er hat dabei überfehen, einmal, daß diefe bisherigen Productivafforiationen ſich faft 
ausjhlieplih auf dem engern und darum leichter zu beberrihenden Gebiet der Handwerksindu⸗ 
ftrie, nicht der eigentlichen Großinbuftrie, bewegen; fürs zweite aber, daß fie faft alle entftanden 
find und fi fortentwidelt haben mit den Kräften und Mitteln der Selbfthülfe. Gerade darin 
aber liegt ein ungeheuerer Unterſchied. Afforiationen auf der Bafid der Selbfthülfe, die alfo 
lediglih auf die eigene Kraft ihrer Mitglieder angewiefen find und bei denen diefe allein das 
Rifico tragen, werden fürd erfte innmer nur gegründet werben von den an Fleiß, Geſchicklichkeit, 
namentlich aber an Willensenergie ausgezeichnetern Arbeitern; fie werben ferner ſorgſam vor: 
bereitet und in ihrer Ausdehnung vorfichtig auf ein ſolches Maß beſchränkt werben, weldes eine 
Vereinigung von Arbeitern, die eben nicht Kaufleute, Speculanten von Haus aus find, über: 
ſehen kann, und fie werden nur allmählich zu umfänglihern Geſchäften fortfchreiten je nad 
dem wachſenden Bonds, ſowol dem geiftigen ald dem materiellen, ihrer Theilnehmer. Alles dies 
ift bei den auf Staatshülfe gegründeten (der Natur der Sache nad, und wie die Menjchen nun 
einmal find) wenigften® nicht vorauszujegen, und darum ift es falfch, von dem Gebeihen einzelner 
auf Selbfthülfe gegründeter, von einer Elite der Arbeiter ins Leben gerufener Affociationen 
(neben denen viele andere der gleichen Art doch immer noch wieder eingehen oder fi nur dürftig 
friften) einen Schluß zu machen auf die Möglichkeit und Räthlichkeit der Bildung folder Aſſo— 
ciationen im großen, für den ganzen Arbeiterftand, und auf Staatäfoften. 

Das Ausfunftsmittel, welches Laſſalle dann noch für Verringerung bed Rifico ver ein- 
zelnen Productivaffociationen vorſchlägt, nämlich: Verbindung aller folder Affociationen des 
gleichen Gewerbes in einer Stadt oder im ganzen Lande zu einer einzigen großen Afforiation und 
Bildung eines Credit- und Affecuranzverbandes ſämmtlicher Affociationen, dieſes Mittel dürfte 
leicht das Übel nur ſchlimmer maden, denn dann würden (da ja doch die Goncurrenz mit dem 
Auslande fortbeftände, folglidh aud die Gefahr von Entwerthung der Producte, Gefhäfts- 
ſtockungen, Handeldfrifen u. ſ. m.) die von den fleißigern und gefhidtern Arbeitern geftifteten 
und gutgeleiteten Afforiationen die trägern, ungeſchicktern oder in fich weniger einigen und darum 
mit Verluſt arbeitenden mit übertragen müffen. Es wäre dad gewiffermaßen eine Prämie der 
Faulheit und des Ungeſchicks, zugleich eine Ungeredtigfeit gegen den ganzen beſſern Theil ver 
Arbeiter. Laſſalle tadelt ed, daß in der Affociation zu Rochdale und ebenfo in einer zu Paris bie 
Arbeiter jelbft wieder einen Unterſchied unter ih machen, indem diejenigen, welche zugleich „Ka: 
pitaliften‘‘, Actionäre find, nicht ſchlechthin mit den andern, die blos ihre tägliche Arbeit beitra- 
gen, theilen, fondern für ihre „vorgethane Arbeit‘ audy etwas voraushaben wollen. Er hätte 
vielmehr darin einen Fingerzeig jehen follen, da eine vollfommen gleiche Behandlung des un- 
gebildeten und des gebildeten, des minder und des mehr leiftenden Arbeiterd gegen die Natur 
ift und von dem gefunden Sinne des Arbeiters felbft zurüdgewiefen wird. Und doch würde fein 
ganzes Syitem auf eine ſolche Gleihftellung hinauslaufen, da er die Gonfequenzen Saint-Simon’s 
oder Fourier's, durch welche dieſe einer ſolchen Abnormität zu entgehen fuchten, nicht annehmen 
zu wollen ſcheint, nämlid daß entweder nad) dem Beſchluß gewiffer Auffichtsperfonen (hier alfo 
der Staatsbehörde), oder nach im voraus beftinnmten Duotalfägen der Arbeitdertrag unter die 
verfchiedenen Theilnehmer der Production in beftimmten Abftufungen vertheilt werde. 

Die Frage, woher der Staat all dad Geld oder den Eredit nehmen follte, um auch nur einem 
Theil feiner Arbeiterbevölferung, geſchweige der ganzen, die Mittel zur Gründung von Produc- 
tivafforiationen darzubieten, Fann zur Zeit auf fidh beruhen bleiben, wie wenig aud das von 
Lafjalle vorgefhlagene Mittel einer unbejhränften Ausgabe von Papiergeld zu diefem Behuf 
nad den allgemeinen nationalöfonomifhen Bedingungen ded MWeltverfehrd (die ja doch fort: 
mährend aud auf einen ſolchen Laſſalle'ſchen Staat ihre Rüdwirkfungen äußern würden) zuläffig 
ericheint. Wenn eine ſolche Organifation der Arbeit durch Staatshülfe, wie Laffalle fie will, 
nad) jocialen und wirthſchaftlichen Brincipien praktiſch möglih und heilfan erfchiene, jo würde 
es ja wol auch einen Weg geben, um den Geldpunft zu erledigen und wenigftens allmählich dem 
als richtig erkannten Ziel ih zu nähern. Allein eben jene praktiſche Möglichkeit und Heilfam- 
feit der vorgefchlagenen Reform müffen wir durchaus beftreiten. Daß die Rage, welche das 
Prineip freiefter Concurrenz und feine Ausgeburt, die maſſenhaft producirende Fabrifinduftrie, 
einer zahlreichen und immer zahlreicher werbenden Arbeiterbevölferung bereitet, Misftände ent: 
hält, welde eine Abhülfe dringend heiſchen, welche nicht allein das Humanitätögefühl aufs tieffte 
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verlegen, jondern auch dem Politiker und Nationalöfonomen zu den ernfteften Beforgniffen An 
laß geben, dad wird niemand leugnen, der unfere heutigen induftriellen Zuftände nicht blos ein— 
feitig mit dem Maßſtabe des fogenannten ‚Nationalreihthums‘ und feines ftetigen Wachsthums 
mißt, jondern auch danach fragt, wie ſich die einzelnen und wie ſich die verjchiedenen Klaſſen der 
Bevölkerung dabei befinden. Ob eine folhe Abhülſe durd die natürliche Weiterentwidelung 
diejer gegebenen Berhältniffe jelbft, durch die treibende Gonfequenz der freien Goncurrenz und 
des dadurch erzeugten wirthſchaftlichen Individualismus, beziebentlich unter Hinzutritt der ebenfo 
natürlichen und freien Wirkungen des Affociationstriebs, nad dem Princip ver Selbithülfe und 
Selbjtverantwortlichkeit, zu ermöglichen fei, oder ob ed dazu ded Eingreifen fünftlicher, außerhalb 
des natürlihen Spiels der Einzelkraͤfte und ihres freien Wetteifers ſtehender Factoren, z. B. 
der Staatshülfe, bedürfe, dieſe Frage iſt jedenfalls eine der brennendſten Fragen unſerer Gegen: 
wart und wird ed aller Wahrſcheinlichkeit nach auf lange fein. Zu einer neuen, tiefern Durch— 
arbeitung und Abklärung dieſes Problems einen gewichtigen Anftoß gegeben zu haben, ift jeden= " 
falls ein Verdienſt Laſſalle's, das er mit den frühern Gocialiften theilt. Seine Kritif der be: 
ſtehenden Zuftände, wenn aud nicht neu, hat doch manche Punkte mit einer Schärfe blofgelegt, 
wie biöher faum noch geihehen. Was dagegen feine pofitiven Vorſchläge betrifft, fo find fie 
jedenfalls viel zu roh, zu oberflächlich, zu wenig Durdhgearbeitet und nad) den nothwendigen Vor— 
ausjegungen ihrer Anwendbarkeit zu wenig ermogen, ald day durch fie die Löſung jenes wid- 
tigen Problems irgendwie gefördert werden könnte. Sie haben aber — gerade in der Geitalt, 
wie fie auftreten — das Gefährliche, daß fie dem minder gebildeten und bejonnenen Theil ver 
Arbeiter leicht mit der Hoffnung ſchmeicheln, eine ſolche Reform (bei der jcheinbar das ganze 
übrige Getriebe unferd wirtbihaftlihen Lebens unverändert bleibt) ließe ſich recht wohl und 
leicht ausführen, wenn nur der Staat, d. h. die Befigenven wollten, dag fie alfo in den Arbeitern 
einen immer wachſenden Hab gegen die Bejigenden und eine fieberhafte Ungeduld nad Er— 
langung der Herrſchaft im Staate nähren, indem fie diefeiben glauben mahen, wenn nur ie, 
die Arbeiter, das Heft in Händen hätten, fo wäre mit Ginem mal ihnen gründlich geholfen. 
Dabei verlernen fie dann, die ihnen ſchon jegt gebotenen, bei eigener Anftrengung gar wol 
fruchtbar zu machenden, von einem großen Theil ihrer Genofjen bereits jo erfolgreich betre- 
tenen Wege einer allmählihen -Verbefferung ihrer Kage mit Energie, Ausdauer und Gebuld 
zu befchreiten; jie wollen alles oder nichts; jie fordern für ſich eine plögliche und vollfommene 
Befferftellung als ein ihnen zufommendes Recht und verfhmähen eine langfame, fchritrweife, 
die fie ſelbſt mit Mühe fih erringen follen; fie erwarten alles Heil von einem politifchen Um— 
ſchwung, der ihnen die Gewalt in die Hände geben fol, und vergeffen dabei, daß die allgemeinen 
wirthſchaftlichen und focialen VBerhältniffe ſich nicht ebenjo ändern laſſen wie die politifchen eines 
einzelnen Landes, und daß, jelbft wenn fie diejen oder jenen Staat ganz nad) ihren An= und 
Abſichten einzurichten vermödten, fie damit doch die Gewerbe: und VBerfehröverhältniffe in 
demjelben und alſo auch ihre eigenen focialen Verbältniffe ven Rüdwirkungen des allgemeinen 
Weltverkehrs noch keineswegs entzogen haben würden, und daß dieſe Rüdwirfungen den von 
ihnen erftrebten Zwed leicht vereiteln, wo nicht gar in jein Gegentheil — eine Berfhlimme: 
rung der Arbeiterzuftände — verwandeln fönnten. 

Schließlich fei no bemerkt, daß alles, mas hier gegen das von Laffalle aufgeftellte Prin— 
cip der Staatshülfe gefagt ift, ſich ebenſo und zum Theil mit noch viel befferm Recht jagen läßt 
gegen das Princip einer Unterftügung der Arbeiteraffociationen aus firhlichen Mitteln, wie es 
Biſchof Ketteler von Mainz auf Anlaß der Laffalle'ihen Bewegung in dem Schriftchen „Die 
Arbeiterfrage und das Chriſtenthum“ (Mainz 1864) entwidelt oder vielmehr nur in fehr vagen 
Umriffen angedeutet hat. K. Biedermann. 

Solothurn. Unter allen ſchweizeriſchen Kantonen hat feiner eine jo jonderbare unzufam: 
menhängende Geftalt wie Solothurn, deſſen Gebiet (785 Duadratfilometer) die Stadt nad und 
nad in einzelnen PBarcellen, meift durch Kauf, erworben hat. Er ftellt ein ſchief zuſammenge— 
fügte8 Kreuz dar mit zwei an die franzöfifche Grenze ftoßenden abgeſonderten Gebietötheilen 
(Leimenthal und Klein:Lügel); die Weftgrenze, faft die ganze Südgrenze und einen Theil der 
Nordgrenze bildet der Canton Bern, der den proteftantifchen Bucheggberg (ſüdlich der Haupt: 
ſtadt und der Aar) jaft ganz umſchließt. Im Norden grenzt der Kanton überdies an Bafel- 
Landihaft, im Often und Süden an Aargau. Die Jurafette, melde ſich bis zu einer Höhe von 
4460 Fuß über dem Meer (Hafenmatte) erhebt, durchzieht den Kanton von Welt nah Oft und 
theilt ihn in eine nördliche und ſüdliche Abdachung, jene in der Volksſprache ald das Land der 
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„Schwarzbuben“, dieſe als dasjenige der „Gäuer“ bezeichnet. Solothurn iſt einer der wenigen 
Cantone, welche mehr Getreide produciren, als ſie verbrauchen; außerdem ſteht die Viehzucht 
und Käſerei auf einer hohen Stufe. Im Jura werden Eiſenerze ausgebeutet; ſehr geſucht wird 
ferner der fogenannte „folothurner Marmor”, ein Kalkftein, der in der Nähe der Hauptitadt 
gebrochen wird. An Induſtrie ift der Canton nicht reich; doc beſchäftigt man fid im Schwarz: 
bubenlande mit Seivenbandmeberei für Bafel, und neuerdings ift bei Solothurn eine Baum: 
wollfpinnerei errichtet worden. Die, Bevölferung des Gantond betrug am 10. Dec. 1860 
69263 Seelen (88 auf den Duabratfilometer; 59624 Katholifen und 9545 Proteftanten) 
und bat ſich feit 1850 um Vroc. vermindert. In den beiden bedeutendften Ortſchaften 
des Cantons dagegen, Solothurn und Olten, welch legteres befonderd gewonnen hat, feit ed ein 
Knotenpunft der Gentralbahnlinie und Sig dev mehanifhen Werfftätten diefer Eifenbahnunter: 
nehmung geworben ift, hat im gleichen Zeitraum die Vevölkerung ſich vermehrt, in Solothurn 
(1860 5916 Einwohner) um 10 und in Olten (1860 2301 Einwohner) um 40 Proc. Der 
Ganton iftin fünf Bezirke (Oberämter) eingetheilt: Solothurn-Läbern, Balsthal, Bucdeggberg: 
Kriegäftetten, Dorned:Thierflein und Olten-Gösgen. Ungewöhnlich ſtark ift die Anzahl der 
Gemeinden, deren der Kanton 132 zählt, ſodaß aljo, wenn man die Hauptſtadt außer Anſchlag 
läßt, nicht ganz 500 Seelen auf die Gemeinde fommen; eine Gemeinde (Grod im Bezirf 
Olten-Gösgen) hat 42 Einwohner, 30 andere weniger ald 200. 

Solothurn und Zürich gelten für die beiden älteften Städte ver Schweiz. Zwei hriftliche 
Soldaten, Urſus und Victor, follen gegen das Ende der römiſchen Herrſchaft das Chriſtenthum 
in der Gegend von Solothurn verbreitet haben. !) Die Entwickelung der Stadt lehnte ſich an Die 
unter den Karolingern erfolgte Gründung eines Benedictinerflofterd an ; biefed erwuchs allmäh— 
lich zu einem reichen Stift, deffen Rechte über die Stadt unterden burgundifchen Königen an einen 
Edelmann des Landes zu Lehn gegeben und fpäter, als die Stadt mehr und mehr aufblühte, den 
Bürgern felbft überlaffen wurden. Die Rechte des Reichs, namentlich den Blutbann und die Kaft- 
vogtei über das Stift, hatte früher der vom Kaifer ernannte Schultheiß verwaltet, während die in: 
nere Vermaltungund die Gerichtsbarkeit in Eivilfahen ver Bürgerfchaft und dem von ihr gewähl: 
ten Haupt, dem Bürgermeifter, zuftanden. Im Jahre 1324 aber fam das Schultheißenamt an die 
Bürgerfhaft, und die Würde des Bürgermeifters hörte von da an auf. Als freie Reichsſtadt wurde 
die Etadt ſchon unter ven Zähringern betradhtet. Bon alters ber ftand fie mit Bern in inniger 
Freundichaft, eine Verbindung, deren Einfluß bis auf den heutigen Tag ſich lebendig erhalten 
hat. Im Bunde mit ven Bernern, der 1351 ein auf ewige Zeiten gefhloffener wurbe, kämpften 
die Solothurner gegen Oſterreich (Belagerung der Stadt durch Herzug Leopold 1318, Er: 
oberung ded Aargaus 1415), die Grafen von Kyburg und den Adel der Umgebung (Schlacht 
bei Zaupen 1339); bald nahmen fie auch an den Fehden der Eidgenoſſen Antheil, aber ihre Be- 
werbung um Aufnahme in den Bund (1411) fheiterte anfangs an dem Wiverſtreben der 
Länder, welche einer Verſtärkung des jtäptifhen Elements im Bunde abhold waren. Erſt nad: 
dem die Solothurner aud in den Burgunderfriegen mit in den Reihen der Eidgenoſſen geftanden 
hatten, erfolgte im Jahre 1481, gleichzeitig mit dem Stangerverfommniß, unter Bermittelung des 
Bruders Klaus von Blue die Aufnahme Solothurns ald zehnten Orts in den Bund. Nach 
der Schlaht bei Noyarra (1513) war Solothurn einer ver Schaupläge ded Bauernaufftanves, 
welcher, veranlaßt Wird den Verdacht, die Regierungen feien an Frankreich verfauft, die Be— 
ftrafung der Schuldigen („Teutſchfranzoſen“ oder „Kronenfreſſer“ vom Landvolf betitelt) und 
Zugeftänpniffe an die Landleute zum Zwede hatte. Unter Bermittelung der Städte Bern, Frei— 
burg, Biel und Zofingen wurde die Sache gefchlichtet und die beprohte Herrſchaft ver ſtädtiſchen 
Ariftofratie dadurch gerettet, daß fie die Leibeigenfhaft für losfäuflich erflärte. Der Refor— 
mation zeigte fih Solothurn anfangs geneigt, obwol die Chorherren des Stift, um die Fort: 
jchritte der neuen Lehre zu hemmen, plötzlich die Gebeine von Urſus und Victor, der Schußkei: 
ligen der Stadt, entdeckten und ausftellten; die Solothurner zogen mit Bern in den erjten 
Religionskrieg (Schlacht bei Kappel 1531), aber nad deſſen unglücklichem Ausgang erhielten 
die Altgläubigen wieder die Oberhand und die Fatholifche Yehre wurde im ganzen Ganton, den 
unter Bernd Oberherrlichkeit ftehenden Bucheggberg ausgenommen, zum Theil mit Gemalt 
wiedereingeführt.?) in Span mit Bajel, welches den Blutbann über die Ortfhaft Gempen 


« 1) Ihnen ift die prädytige Domfirche in Solothurn, ein Werk bes Baumeifters Pifoni aus Ancona 
(1762— 73) geweiht. 
2) In dieſe Zeit (30. Det. 1533) fallt die Heldenthat des Schultheißen Niklaus Wengi, ber, als bie 
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anſprach und zum Zeichen feiner Herrſchaft daſelbſt einen Galgen aufrichten ließ, veranlafte um 
die gleiche Zeit (1531) den fogenannten Galgenfrieg, welcher durch eidgenöſſiſche Vermittelung 
zu Gunſten Solothurnd gefälichtet wurde. Volitiſch meiftmit Bern ſympathiſirend, confeſſionell 
Dagegen der katholiſchen Partei zugehörend, ohne in territorialem Zuſammenhang mit dem 
Hauptfit diefer Partei, den Urcantonen, zu ftehen, hielt ih Solothurn in den jpätern Reli: 
giondfriegen neutral, obwol es bei den fpecififch katholiſchen Bündniffen mit dem Fürſtbiſchof 
von Bajel (1579), mit dem Papſte (fogenannter goldener oder borromäifher Bund von 1586) 
und mit Frankreich („Trücklibund“ von 1715) mit den übrigen fatholifhen Ständen gemeine 
Sache madte. ?) Eine übermüthige That zweier ſolothurniſcher Landvögte, welche einen nah 
Mühlhauſen zum Zuzug beftimmten, über folothurnifches Gebiet ziebenden Trupp Berner über: 
fielen und zerfprengten (1632), erzeugte heftigen und lange nachwirkenden Groll zwifchen ven 
beiden Städten. An dem großen Bauernfriege von 1653, der auf furze Zeit die Ariftofratien 
der Schweiz zum Bewußtſein ihrer gemeinfamen politifchen Intereffen brachte, betheiligte ſich 
auch das ſolothurniſche Landvolk; der Aufftand, melden Solothurn ſeinerſeits durch Nachgie— 
bigkeit zu bemeiſtern verſucht hatte, wurde unter Leitung Berns und Zürichs blutig niederge— 
worfen und die Bezahlung der Kriegskoſten dem ohnehin durch Grundlaſten, Abgaben, Sporteln 
und die habgierige Verwaltung der ſtädtiſchen Landvögte gedrückten Landvolk auferlegt. Seit 
Anfang des 18. Jahrhunderts wurde Solothurn die bleibende Reſidenz der franzöſiſchen Bot— 
ſchafter und damit auch der Mittelpunkt der verderblichen Einwirkungen, welche ausländiſcher 
Kriegsdienſt, Penſionen und fremde Sitten auf die Schweiz ausübten. Das ſtädtiſche Patriciat, 
ſonſt durch Milde ausgezeichnet, ſchied ſich mehr und mehr ab vom Volk, welches man ſich wie 
eine gekaufte Waare anzuſehen gewöhnte; die patriciſche Jugend ſuchte franzöſiſchen Militär— 
und Hofdienſt auf, und wenn ſie aus der Fremde heimkehrte, fielen ihr Stellen in der Regierung, 
Zandvogteien u. ſ. w. zu, durch deren Nußungen die Bamilien ihren Glanz behaupteten. Nicht 
minder ſchädlichen Einfluß hatten die Zejuiten, welde 1646 aufgenommen wurden; nad) der 
Aufhebung des Ordens im Jahre 1773, welche feinem Wirfen in Solothurn für immer ein 
Ende machte, hat ſich die Geiftlichkeit des Kantons durch wilfenfchaftlihes Streben und Gm: 
pfänglichfeit für freiere Anfihten in kirchlichen und politifhen Dingen auögezeichnet, und im Unter: 
ſchied vom Klerus der Gantone Freiburg und Luzern ift dieſe Richtung bei der folothurnifchen 
Geiſtlichkeit bis heute die vorherrihende geblieben. Dies ver Grund, weshalb die zur Diöcefe 
Bafel gehörenden Bantone Solothurn zum Sig des Priefterfeminars der Diöcefe auderforen 
haben (Gonvention vom 17. Sept. 1858.) 

Die alte Berfaffung Solothurns hielt die Mitte zwifchen ven Zunftverfaffungen (Zürich, 
Bafel, Schaffhaufen u. f. w.) und den patriciſchen Berfaffungen, wie fie ihin Bern, Luzern und 
Freiburg ausgebildet hatten. Die Gintheilung ver Bürgerfchaft in elf Zünfte, alle mit Hands 
werfönamen, ift zwiſchen 1340 und 1446 durchgeführt worden. Der urjprünglid aus 11 Mit: 
gliedern beftehende und vermuthlih vom Landgrafen ernannte Rath verichmolz allmählich mit 
dem doppelt jo ftarfen Ausſchuß der Bürgerihaft in den ordentlichen oder Kleinen Rath der 
Stadt, in welchem man die 11 alten von den 22 jungen Räthen unterſchied; vereinigt mit den 
66 Großen Räthen bildete er, unter dem Präſidium eines der beiden, jährlich im Amt wech— 
felnden Schultheißen, die höchſte Gewalt im Staat, die „Hundert der Stadt Solothurn”. Gin 
Reſt des Bürgermeifteramts hatte ſich erhalten in vem „Gemeinmann’, einem der Jungräthe, 
deſſen Obhut das Vormundſchaftsweſen, die Aufſichtüber Map und Gewicht u. dgl. anheimgegeben 
war, und welcher bei der alljährlihen Bürgerbefagung *) den Sprecher des Volks machte. In 
den formen der Verhandlung bei diefer jährlihen Beſtätigung drückte ſich noch in der fpätern 











in der Vorſtadt Solothurn verfammelten Reformirten die Brüde über die Aar abgeworfen hatten und 
die gegenüberftehenden Anhänger des alten Glaubens ſich anſchickten, eine Kanone gegen fie abzufeuern, 
fi vor die Mündung ftellte mit der Erklärung, wenn fie fchiegen wollten, wolle er der erfte Mann 
fein, der umfomme. 

3) „Ultramontan‘‘ war indefien Solothurn auch damals nicht. Als der päpftliche Nuntius ihm mit 
dem Bann drohte, wenn es fortfahre, Heinrich IV. und feinen Verbündeten Borjchub au leiften, be: 
ſchloß die Regierung, fernere Briefe des Nuntius uneröffnet zurückzuſchicken und den Prieftern anzu: 
— daß „fie pi des Krieges nügit annehmen, fondern über die Bibli gangend und in derjelben 
friegend“. 

9 Sie hieß der „Roſengarten““, weil jeder Bürger einen Roſenſtrauß in der Hand trug oder man 
bei günfligem Wetter im Garten der Barfüßerfirche, welcher jenen Namen trug, — 

”“ 
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Zeit ver Gedanke aus, daß die ganze Gemeinde ihre Beamten, d. h. die Alt: und Jungräthe nebft 
den Schultheißen u. |. w. ſelbſt wählt; die übrigen 66 Mitglieder des Großen Raths find ver- 
muthlich anfangs von den Zünften gewählt worden, aber thatſächlich waren fpäter alle Raths— 
herrenftellen lebenslänglih, vie Beftätigung durch die Gemeinde eine leere Geremonie, und das 
ganze Wahlgeſchäft beruhte auf Selbſtergänzung, ſodaß vorerft die Jungräthe die Alträthe 
wählten oder vielmehr beftätigten, der Altichultheig dem Amtsſchultheiß regelmäßig nachfolgte, 
jodann die Alträthe die Jungräthe und die 66 Grofräthe wieder wählten oder, wenn einer weg— 
fiel, ihn aus den Zunftbrüdern ergängten. Mit dem „Prakticiren“ (Wahlmisbräuchen) machte 
fih, wie in übrigen ſchweizeriſchen Städteariftofratien, fo aud in Solothurn die Geſetzgebung 
viel zu ſchaffen. Ebenſo findet jid die Eintheilung der Adminiftration in eine große Zahl von 
Gollegien und Räthen ; der wihtigfte darunter, der das Diplomatifche und die hohe ‘Polizei ver: 
waltende „Geheimerath“ beftand aus den Häuptern des Staatö, d.h. dem Schultheißen, 
Penner, Serelmeifter, Stadtſchreiber, Gemeinmann und dem älteften Altrath. Der Landvog— 
teien gab es, abgeiehen von dem Antheil Solothurnd an den italienifhen Vogteien, 11; Die 
Rangordnung, nad welher diejelben vergeben werben jollten, war gefeglid genau beftimmt. 
So jhroff wie in Bern war übrigens in Solothurn die Ariftofratie nicht ausgebildet ; wir finden 
nicht, daß die Stadt die Yandbürger von der Erwerbung des ſtädtiſchen Bürgerrechts je grund— 
ſätzlich ausgeſchloſſen hätte, obwolallerdings die Bedingungen der Erwerbung allmählich erſchwert 
und Fälle einer Bürgerrehtdannahme immer feltener geworben fein mögen; ferner fonnte jeder 
großjährig werdende Bürger ſich die Zunft wählen, welcher er auf Lebenszeit angehören wollte, 
und er entichied fi dabei in ver Regel für diejenige, auf welcher er zuerſt ein Amt zu erlangen 
boffen konnte. Dod wurde im Jahre 1681 eine Verordnung erlaffen, daß die damals im Befig 
des Bürgerrechts ftehenden Bürger (etwa 85 Bamilien) als „Altbürger“ von den von nun an 
ins Bürgerrecht tretenden „Neubürgern‘“ unterfhieden und von diefen legtern niemand ämter- 
fübig jein folle, ald wenn die Zahl der Altbürger auf 25 Familien zufammenfchmelzen würde. 
Auch das lächerliche Prunken mit Adelstiteln machte man den Bernern nad, obwol die wirklich 
altadeliben Geſchlechter ver Stadt ſchon feit dem 15. Jahrhundert ausgeftorben waren. Aber 
wenn die berner Arijtofratie ſich auszeichnete durch einen nicht unbedeutenden Grad ſtaatsmän— 
nifcher Einſicht, To war Died dagegen in dem kleinſtädtiſchen Solothurn eine feltenere Erſcheinung. 
Glickliche Erfolge erzielte gegen Ende des 18. Jahrhunderts die „Dfonomifche Gefellihaft”, 
welche ji namentlich die Hebung der Landwirthichaft zum Ziel fegte und deren Bemühungen 
mol die im Jahre 1785 erfolgte unentgeltliche Aufhebung ver Leibeigenſchaft zu verdanfen ift. 

Im Jahre 1798 mußte fid) Solothurn nad kurzem, der mangelnden Organifation wegen 
völlig hoffnungslofem Kampfe dem franzöfifchen General Schauenburg ergeben; die Einheits- 
verfaffung der helvetifchen Republik (April 1798) fand wenig Sympatbien, und der „Stedli: 
krieg“ (September 1802) gegen die helvetiſche Regierung brachte aud) in Solothurn für furze 
Zeit die alten Negenten wieder and Regiment. Durd die Mediationdacte von 1803 wurde 
Solothurn zu einem der ſechs Directorialcantoneerhoben, und zweimal bekleidete der ſolothurniſche 
Amtsſchultheiß Die Stelle eines Landammanns der Schweiz (1805 und 1811). Im übrigen 
verlieh die Mediationsacte dem Ganton eine Berfaffung von ähnlicher Art, wie fie unter „Schaff: 
haufen‘ gefchildert worden ift. Bon den fünf Bezirken war jeder in vier Quartiere eingetheilt, 
von welchen jedes je ein Mitglied direct in ven Großen Rath wählte und außerdem je vier Gan= 
didaten außerhalb ded Bezirks ernannte, unter denen das Los die Hälfte zu Mitgliedern des 
Großen Raths bezeichnete. Der Kleine Rath beftand aus 21 Mitgliedern, aus deren Mitte der 
Amtsfhultheig erwählt wird; die Theilung der Gewalten war eingeführt und der nicht im 
Amt ſtehende Schultheiß hatte ald Präſident des Appellationsgerichts zu functioniren. Die 
Amtsdauer, das „Grabau’ u. dgl. waren gleich beftimmt wie in der VBerfaffung für Schaff: 
haufen. Es verdient zur Charafteriftif des folothurner Volks hervorgehoben zu werden, daß 
es jih des Grabau zu bedienen wagte, um eine Anzahl Patricier aus dem Großen Rath zu 
entfernen, was den damals zugleich die Würde eines Landammaͤnns befleidenden Schultheiß 
Gluz-Ruchti zu dem thörihten, durd den General von Wattenwyl vereitelten Begehren einer- 
Intervention Napoleon’ verleitete (1805; von Tillier, „Geſchichte der Mediationsperiode“, 
1, 134). 

Die Mevdiationdregierung hatte die Sympathien des Volks für ſich und erwarb ji unleug— 
bare Verdienfte durch gemeinnügige Anordnungen, Hebung des Schulwefend, Ginrihtung von 
Armenanitalten u. dgl. Als daher nad dem Einmarſch der Alliirten in die Schweiz die alt: 
ariftofratifhe Partei durch einen frechen Handftreih den mediationdmäßigen Großen Rath 
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befeitigte (8./9. Jan. 1814), Fam es zu Volksaufſtänden, welche die Ariftofratie theils 
durch Verſprechungen, theild mit Hülfe herbeigerufener berner Truppen zu bemeiftern wußte, 
und denen fie, faum wieder im Beſitz ihrer Macht befeftigt, durch Verfolgungen ver Führer die 
Wurzeln abzufhneiden juchte. Doch wagte die Reftaurationsverfaffung vom 17. Aug. 1814 
nicht eine unbedingte Wiederherftellung der alten Zuftände. Sie anerfannte Gewerbö- und 
Handelöfreibeit im Innern des Cantons, ferner allgemeine Aemterfähigkeit, fie verpflichtete jede 
Gemeinde des Cantons, einen Bürger einer andern Gemeinde gegen Grlegung der feitgefegten 
Einfaufsfumme ind Bürgerrecht aufzunehmen, und ftellte in der Hauptſtadt die Neubürger den 
Altbürgern gleih. Die ſtädtiſchen Zünfte wurden wiederhergeftellt. In den oberften Behörden 
warden Stabtbürgern ein ftarfes Übergewichteingeräumt, Rebenslänglichfeit und Selbftergänzung 
mit praftifch ziemlich werthlofen Modificationen als Grundſatz anerfannt. So beftand der Große 
Rath aus 101 Mitgliedern, die alle auf Lebenszeit gewählt waren und unter denen ſich 58 Stadt: 
bürger befanden. Fünfunddreißig feiner Mitglieder erwählte ver Große Rath felbft frei aus 
allen die gefeglihen Dualificationen bejigenden Staatöbürgern ; für die übrigen 66 Stellen 
hatten die Zünfte und Wahlkreife nicht dad Recht der Wahl, fondern nur dasjenige eines drei— 
fachen Vorſchlags, aus welchen der Große Rath das Mitglied wählte. Und nicht einmal der 
Geſammtheit ver Zunft oder des Wahlfreifes ftand dieſes Vorſchlagsrecht zu, ſondern es wurde 
ausgeübt von einem durch das Los bezeichneten Wahlcorps, beitehend aus fünf aus ven elf 
älteften, fünf aus den zehn reichften und fünf aus der Geſammtheit der Anweſenden auögeloften 
Zunft: oder Kreisgliedern. Der Cenfus der Wählbarkfeit (2000 fhweizer Franken Vermögen) 
war ber nämlicye, wie er zur Mediationggeit für die Direct von den Zünften gewählten Mitglieder 
beitanden hatte. Die Befugniffe ded Großen Raths gegenüber dem aus 21 Mitgliedern be- 
ftehenden Kleinen Rath waren audgedehnter als in andern Gantondverfaffungen dieſer Periode, 
indem ihm namentlich das Recht der Initiative eingeräumt war; dagegen blieb aus der Media— 
tiondacte die Vorſchrift ftehen, dag nur mit Gutheifung des Kleinen Raths der Große Rath 
feine ordentlihen Sigungen (Brühling und Herbft, je acht Tage) über die beſtimmte Zeit ver- 
längern dürfe. Im Kleinen Rath (Regierung) hatte jede der elf ftädtifhen Zünfte von Rechts 
wegen eined, bie Landſchaft vier Mitglieder; die übrigen ſechs Mitglieder fonnten aus der Stadt 
ober vom Lande fein. Die Trennung der Juftiz von der Regierung wurde beibehalten, nur 
bei Wahlen trat das Appellationdgericht mit der Regierung zufammen und mußte, wenn es ſich 
um Fällung eines Todesurtheilß handelte, vier Glieder des Kleinen Raths beiziehen. Von acht 
zu acht Jahren hatte, auf den Vorſchlag einer durch das Los zufammengejegten Commiſſion, 
der Große Rath darüber zu erfennen, ob der Kleine Rath ich einer Wiederwahl zu unterwerfen 
babe; ergaben fi zwei Drittel der Stimmen für die Bejahung der Frage, jo war fofort die 
Neumahl vorzunehmen. 

Die herrſchende Bürgerfhaft ver Hauptftadt, kaum 300 Bamilienhäupter zählend, zeigte 
ſich der Aufgabe, die Ariftofratie zu befeftigen, in Feiner Weife gewachſen. Sie fand ihre Ver: 
forgung in der Menge von Amtern und Ämtchen, mit welden die Staatöverwaltung überladen 
war; das heranwachſende Gefchleht fuchte fremde Kriegspienfte auf. Weder durd höhere Bil- 
dung, noch durch ſchöpferiſche Energie imponirte die ſtädtiſche Ariftofratie vem Landvolf; noch 
mehr wurde ihr Anſehen erihüttert durch die ökonomische Zerrüttung, in welche mande früher 
im erften Rang geftandene Bamilien verfielen. Bon Berdienften, welche ſich vie Reſtaurations— 
regierung um dad Land erworben hätte, ift wenig zu melden; vergeblich bemühte jich ein feinen 
Standeögenoffen an Ginfiht überlegened Mitglied des Patriciats, der Gefchichtichreiber Robert 
Glutz-Blozheim, die Reorganifation der Stadtſchulen ind Werfzu fegen. Das Befte war das 
negative Verdienft, daß man troß der nachdrücklichen Vorftellungen ver Nuntiatur die unter der 
Mediationdregierung angebahnte Berufung der Jefuiten wieder fallen ließ (15. Juli 1816). 
Auch bei ven Verhandlungen über die Neugeftaltung des Bistbums Basel fuchte Solothurn im 
Verein mit den übrigen Didcefancantonen (Bern, Luzern, Aargau, Thurgau, Zug) Zugeftänd: 
niffe zu Gunften der weltlihen Macht zu erlangen; der Erfolg entſprach nicht den gehegten 
Wünſchen, aber wenigftend erhielt die neue Diöcefe, ald deren Sit Solothurn bezeichnet wurde, 
im Bifhof Salzmann von Luzern ein der Staatögewalt gegenüber beſcheiden und verſöhnlich 
auftretended Haupt (1828). j 

Bor der im Spätjahr 1830 losbrechenden Volksbewegung, die ihren Kern in dem Städt: 
chen Olten hatte und von zwei an Geift und Energie hervorragenden Männern, dem Handels— 
mann Joſeph Munzinger und dem Juriften Reinert geleitet war, mußte die ſolothurniſche Ari- 
fofratie bald die Segel ftreihen. Bine Volfsverfammlung in Balsthal (22. Der. 1830) ent: 
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fhied das Schickſal des Kantons, und die neue Verfaffung fam komiſcherweiſe fo zu Stande, 
dag zwar der bisherige Große Nath fie erließ, aber gleichzeitig die in Balsthal niedergefegten 
Ausſchüſſe tagten und der Inhalt ver neuen Verfaffung durch Compromiß zwifchen ver orbent- 
lihen und der improvifirten Legislative feftgeftellt wurde (13. Jan. 1831). Daraus erklärt 
ih die Schüchternheit, mit welcher in dieſer Verfaflung die Demofratie auftritt, mas ſich ind- 
beſondere in den gefünftelten organifatoriihen Vorjhriften zeigt. Der Große Rath z.B. war 
zufammengejegt aus 109 Mitgliedern; 26 davon mählten die zehn Wahlfreife in birecter 
Wahl, 70 die „Wahlcollegien“, d. h. die von den Urmwählern im Verhältniß von einem Wahl: 
mann auf je 50 Einwohner ernannten und zur Ausübung ihres Wahlrechts Freisweife zuſam— 
mentretenden Wahlmänner, 13 envlid wählte der Große Rath jelbft. Die erftern famen alle 
drei Jahre zur Hälfte, die beiden legtern Kategorien alle zwei Jahre zu einem Drittel in perio- 
diichen Austritt. Die Hauptftadt zählte immer noch 34 Mitglieder im Großen Rath; für die 
MWahlcollegien galt die Vorſchrift, daß jeder Wahlmann mindeftens zwei Gandidaten außerhalb 
feines Kreijes bezeichnen müſſe. Das active Wahlrecht fam nur den im Ganton wohnenden 
Bürgern zu, aber denjenigen, weldhe außerhalb ihrer Heimatsgemeinde wohnten, nur in diefer, 
nit an ihrem Wohnorte. Geiftliche waren vom Stimmredt wie von der Wählbarfeit aus- 
geſchloſſen. Wie in den meiften Gantondverfafjungen jener Periode war der Kleine Rath 
(17 Mitglieder, periopifcher Austritt eines Dritteld alle zwei Jahre) im Grunde nur ein Aus- 
ihuß des Großen Raths. Außer der Preffreibeit und dem Petitionsrecht enthielt die Berfaffung 
feine erheblichen neuen Gewährleiftungen von Volksrechten. 

Mit viefer Verfaflung legte das impotente ftäptifhe Patriciat feine Gewalt nieder in die 
Hände eines bureaufratijchen Liberalismus, welder ſich mehr ald den Erzieher denn als das 
Organ des Volks anſah. Hatte das Patriciat das Recht der Demofratie geleugnet, jo galt es 
der liberalen Doctrin jener Zeit doch aud nicht für mehr ald ein fernes Ideal, dem man erft nad 
manden Übergängen ſich nähern werde. Aber fie arbeitete wenigftend mit Hingebung und Ein— 
jicht in die Bedingungen einer freien politifchen Entwidelung darauf hin, daß das Volf die 
Reife erlange, welche man ihm dermalen noch nicht zugefteben wollte. Befreiung von den Über- 
reiten des Feudalſtaats 5), Hebung der materiellen Zuftände, ganz befonders aber Volksbildung 
und Bekämpfung der Rückſchrittstendenzen des Ultramontanismus, das waren die Zielpunfte 
des Liberalismus auf katholiſchem Boden, und je kräftiger er für fie einftand, um jo mehr mußte 
der Gegenjag zwiſchen Stadt und Land fih abſchwächen und der zwifchen Staatögewalt und 
Kirche hervortreten. In Solothurn, wie in Aargau und Luzern, ſchwang ſich die Flerifale Partei 
auf dad demofratifche Roß; derſelbe Glaube, welcher die Politik der liberalen StaatSmänner be: 
flimmte, der Glaube nämlich an die Unreife des Volks, machte die Klerifalen zu den Borfechtern 
ihranfenlojer Ausdehnung ver Volfsrechte, denn über das Volf, jo rechneten fie, wird der 
Priefter herrſchen. In Solothurn drohte die demofratifch:Elerifale Bewegung der Regierung 
über den Kopf zu wachen, ald nach Ablauf des in der Verfaffung von 1831 vorgefhriebenen Jahr: 
zehnts die Revijion der Verfaffung an die Hand genommen wurde; die Regierung aber, von 
Munzinger geleitet, entfaltete eine Energie, welche den Widerftand niederwarf und der vom bis— 
berigen Großen Rath entworfenen Berfaffung die Mehrheit fiherte. Unvorfichtigfeiten, welche 
ſich die Klerifalen hatten zu Schulden fommen lafjen, gaben ven Anlaß, die Führer zu verhaften, 
und es ergab fi in der Volfsabftimmung vom 10. Jan. 1841 für Annahme der vom Großen 
Rath revidirten Verfaffung eine Mebrbeit von 6289 gegen 4277 Stimmen; 5134 Bürger 
hatten ſich der Abſtimmung enthalten. Die Neuerungen, welche dieſe Berfaffung brachte, waren 
nicht jehr bedeutend. Man vermehrte die Zahl der unmittelbar gewählten Mitglieder von 26 
auf 55, aber doch blieb die indirerte Wahl noch für 41, die Wahl durd den Großen Rath noch 
für 9 Großrathsſitze beſtehen. Das Vorrecht der Hauptſtadt war bejeitigt, das Repräjenta- 
tiondverhältnig auf die Volkszahl bafirt. Alle fünf Jahre follte ver Große Rath zur Hälfte 
einer Erneuerungswahl unterliegen; die perfönliche Amtsdauer der Mitglieder war ſomit von 
ſechs auf zehn Jahre ausgedehnt. Der Kleine Rath wurde in einen Regierungsrath umgetauft, 
die Zahl jeiner Mitglieder auf neun reducirt; wählbar in den Regierungsrath jollte jeder Can— 
tondbürger fein, nicht wie bis dahin nur Mitglieder des Großen Rathe. 

Die Feuerprobe des Syſtems waren die confeffionellen und politifhen Kämpfe der vierziger 
Jahre, und es hat jie trefflich beftanden. Solothurn und Teſſin waren die einzigen Fatholifchen 


5) Gefeg über Ablöfung der Zehnten von 1837 (obligatorifche Umwandlung der Zehnten in Abs 
löfungsfapitalien). 
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Gantone, welde in ven Streitfragen, welche im Sonderbundäfriege ihren Gulminationspunft und 
in der Bundesrevifion von 1848 ihre Löfung fanden, unbeirrt zur liberalen Mehrbeit ver Tag: 
jagung hielten. Aber mit dem Jahre 1848 trat der leitende Kopf der jolothurner Regierung, 
Munzinger, in den Bundesrath über; die Stügen des Syftems begannen alt und matt zu wer: 
den, und ed war ein zweideutiges Lob, wenn man Solothurn das ‚Land der claflifhen Ruhe“ 
nannte. Gine Verfaffungsreviiton, die im Jahre 1850 flattfand, führte einige befcheidene Ver- 
befjerungen ein, jo namentlich die Bejeitigung aller indirerten Wahlen, die Gefanmterneue: 
rungswahl des Großen Raths (fünfjährige Periode) und die Annahme des Grundfages, daß 
jeder Stimmberedhtigte die politifchen Rechte an feinem Wohnorte ausübe, aber jie befriedigte bei 
weitem nicht die Wünfche, weldhe unter der allmählid ſich bildenden radicalen Partei wach ge- 
worden waren. Zwei jüngere Advocaten, W. Vigier und 3. Affolter, jener dem ehemaligen 
Patriciat angehörend, diejer ein Bauerfohn, führten die Oppoſition der „Rothen“, welder 
auch Flerifale Elemente ih anihloffen, zum Kampfe gegen dad „Oltener Regiment‘, um welches 
ji) die „Grauen“ ſcharten. Die Fehde wurde mit großer Erbitterung geführt, die Thatlojigkeit 
der Regierung, ihr Verhalten in Eiſenbahnſachen u. ſ. w. einer firengen Kritif unterworfen, 
und das Ergebnif war ein vollftändiger Sieg der „Rothen”. Die Berfaflung vom 1. Juni 
1856, in welder jie ihr politifches Programm durchgeſetzt haben, harafterijirt ſich namentlich 
durch die Erweiterung der Volksrechte (Veto gegen Gefege und Beihlüffe des Großen Raths, 
indbejondere gegen Steuerdecrete; Volksvorſchläge für Bejegung von Bezirföbeamtungen und 
Pfarreien; Wahl des Gemeinderaths und feines Vorfteherd, der Friedendrichter und der Pri- 
märlehrer durd) die Gemeinden, fowie Wahl zweier Mitgliever des Bezirksgerichts durch das 
Bolf); gefeglih gebotene Verpflichtung zur Theilnahme an politifhen Wahlen und Abftim- 
mungen; Ausſchluß der Negierungsräthe und ſämmtlicher Regierungsbeamten von der Wähl- 
barfeit in den Großen Rath ; Aufitellung eines Bejoldungsmarimumd von 2600 Franken; Re— 
duction der Mitgliederzahl des Regierungsraths (fünf); Erridtung einer Hypothekar- und Leih- 
banf. Daß die Geiftlichfeit nicht auf die neue Verfaffung einwirken konnte, wie fie es vielleicht 
gehofft hatte, beweift die beibehaltene Ausſchließung der Geiftlihen vom politifhen Stimmredt. 
Die unter diefer Verfaffung eingefegte Regierung, deren Seele Vigier ift, bat in allen 
Zweigen der Staatöverwaltung eine höchſt anerfennendwerthe Thätigfeit entfaltet, ohne bisjegt 
genöthigt gewejen zu fein, zur Erhebung directer Steuern zu ſchreiten. Beſondere Sorgfalt 
wurde dem Erziehungswefen zugewendet (Gefege über die Cantonsſchule von 1857; über die 
Primärfhulen von 1858); der Sporteltarif ward einer Revifion unterworfen (1857), ein 
neued Strafgeſetzbuch erlaffen, im Strafverfahren das Gefhworenengericht eingeführt (1862), 
das Gemeindeweſen 1859 durch ein Organifationdgefeg regulirt, welches freilich noch ganz auf 
dem Boden der Bürgergemeinde ſteht (alfo 3. B. nur Gemeindebürgern das Stimmredt ein: 
räumt, alle Gemeindeeinwohner dagegen ven Gemeindefleuern, „Tellen“, unterwirft); dad Sa— 
nitätöwejen, dad Straßenwejen, die Beitimmungen über Wajferbau, Entjumpfungen, Drai- 
nirung u. dgl. erlitten eine durchgreifende Revifion; die in ver Verfaffung vorgefehene Banf 
wurde in der Weife errichtet, daß der Staat die Hälfte des Actienkapitald (Y/, Mill. Frs.) 
fubferibirte u. ſ. w. Solothurn bejigt ein vortrefjlihes, von Reinert bearbeitetes Givilgefeg- 
buch (1841—47), welches wie die Civilgefegbüher von Aargau und Luzern zu der an das 
bernifche Gejeg fih anſchließenden Gruppe gehört, jedoch ſich felbftändiger ald jene zu dem 
Driginal verhält. ®. Vogt. 
Souveränetät; Suzeränetät. Wir haben ed hier wieder mit Bezeichnungen zu thun, 
welche, mie fo viele technifche Ausdrücke unfers öffentlichen Rechts, nicht ver veutichen, ſondern 
der romaniſchen Sprache angehören und deshalb von dem Lateinifhen abftammen. 7) 
Supremitas oder superioritas hatte bei ven Römern feinen beftimmten ftaatsredhtlichen 
Sinn, fordern bezeichnete überhaupt den thatfählihen Zuftand des Zuoberft- oder Höher— 
geordnetjeind.?2) in fpecififch politifher Sinn wurde mit dieſen Ausprüden erft im Mittel- 
alter verbunden, wo der erftere derfelben zur Bezeihnung der Stellung von Kaifer und Papſt, 


1) Die Literatur ſ. bei Held, Staat und Gefellfchaft, II, 503 fg. Dazu Fröbel, —— der Politik, 
II, 93, 106, 125. Eſcher, Handbuch der praktiſchen Politik, I, 64, 68; II, 113. Vattel, Droit des 
gens, I, 108 fg., 173. Fiſchel, Die Berfaffung Englands, ©. 17. 

2) So wurde auch das Wort „fouverän‘ nicht nur häufig zur Bezeichnung eines relativen Zuoberft: 
ſeins (Held, II, 506 u. 507), fondern auch ganz populär zur Bezeichnung aller möglichen Superlative 
gebraucht. Es wird z. B. ebenfo von fouveränen Heilmitteln wie von einer „souveraine imprudence‘ 
(Duverguier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 381) geiprochen. 
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der zweite zur Bezeichnung der Stellung derreihsunmittelbaren Landesherren, daneben auch der 
des Kaiſers ) gebraucht, in den gleichzeitigen franzöfifhen Urkunden aber der Ausprud 
„souverain‘ fowol für die Stellung des franzöfifhen Königs wie für bie feiner Barone in 
ihren Baronien zur Anwendung fam. 

Als man in Deutfchland durch den Einfluß Frankreichs dazu fam, die lateinifhe Sprache 
ald die ver Gebildeten, der Wiſſenſchaft, Gefeßgebung und der diplomatifhen Verhandlungen 
aufzugeben, für die leßtern aber die franzöfiihe Spradhe anzunehmen (namentlih feit dem 
Dreißigjährigen Kriege), da fing man aud an, ſich des Worts „fouverän’ zu bedienen. Die 
von den Franzoſen in der Redaction des Weſtfäliſchen Friedensinſtruments verfuchte liber- 
fegung von „superioritas territorialis’‘ mit: „souverainete” wurde zwar nod in den lateiniſch 
redigirten Originalen ve Osnabrüder und Münfterfhen Friedens befeitigt. Nichtsdeſto— 
weniger fam der Gebraud des fraglihen Auspruds mit dem in jeder Richtung fteigenden Ein 
fluß Sranfreihs und dem Verfall des Deutichen Reich immer mehr auf und zwar gerade zur 
Bezeihnung der Landeshoheit der deutſchen Fürſten. Betrachtet man die hierbei wirffamen 
innern Motive, fo wird man finden, daß in der Anwendung des Worts ‚Souveränetät’ oder in 
der Behauptung derjelben ſeitens der deutichen Fürften gleihfam ein Frontmachen nad zwei 
verfhiedenen Richtungen hin gelegen %ar, nämlich einmal gegen die Beihränfungen ber fürft- 
lihen Gewalt von feiten des Reichs und gegen die Schranken, welche durch die mittelalterlichen 
Territorialftände ber fürftlihen Gewalt gezogen waren. 

Es ift ſicher nicht ohne Bedeutung und Intereffe, zu jehen, wie der anfangs hauptſächlich ale 
Kriegäherr oder (im Frieden) ald eine Art indifferenter Größe erfcheinende germanifhe König 
(suadendi magis auctoritate quam jubendi potestate) nad den Eroberungen römijcher 
Länder mehr den Charakter eines eigentlihen Königs annahm und neben der auf Sitte und 
Vertrag beruhenden, für die neuen Zuftände aber nicht ausreihenden Ordnung eine eigene 
föniglihe Oronung mitteld des bannus regius begründete, der Föniglihen Gewalt einen 
befondern und jelbftändigen Inhalt geben und auf diefe Weife in die von dem alten Recht 
gelaffenen Rüden ergänzend eintreten wollte, wie hierauf gegen die politifhen Joeen der Mero: 
dinger und Karolinger, aus dem Schos der Gefammtzeitverhältniffe in ganz Europa das 
Senioren: oder Lehnsfönigthum*) mit einem föderativen, oder wenn man will, in mander 
Beziehung conftitutionellen Charakter hervorgeht, wie weiter die Entartung des Feudalismus, 
die linverträglichfeit ver Gonfequenzen der Pairſchaft der großen Vafallen mit dem König 
und der wechſelſeitig gleichen Treue zwiſchen Bafallen und Lehnsherrn für die fortſchreitenden 
Anforderungen an die ftaatliche Entwidelung, dad Königthum in Franfreih und England, das 
Territorialfürftentfum in Deutſchland, zur Unterdrückung des Lehnmefend und zur Aus- 
bildung einer allgemeinen höchſten Gerichtsbarkeit für die Gefammtheit ihrer Länder drängt, 
infolge deſſen fie ihre Stellung zuerft als oberfte justitia oder jurisdictio ?), Landesobrigkeit, 
als die alleinige Erbregierung, alleinige landesobrigkeitlihe Macht und Botmäpßigfeit und 
endlich in dent Gefhmad der Zeit und ver abfolutiftiihen Entwidelung der Föniglihen und fürft- 
lihen Gewalt entfprehenden Weife, alfo namentlich feit dem Weſtfäliſchen Frieden, mit 
Souveränetät bezeichnen, ohne daß der Inhalt diefer Begriffe, aud nur feinen wejentlichen 
Beftandtheilen nach, bei dem fortvauernden Proteft früherer hiftorifcher Nechtsbeftände und 
bei dem lebenden Fluß, in welchem ſich die politifchen Verhältniffe befanden, irgendwie feftgeftellt 
geweſen wäre. 

Als mit den fürdhterlihen Stößen, welche am Ende des vorigen und Anfang diefes Jahr- 
hunderts das altersſchwache Deutfche Neich erfchütterten, der Glaube an deſſen Bortbeftand 


3) gelb, II, 507, Note 386. 

4) Wie superioritas für den Kaijer und bie Stände, fo ift auch die Bezeichnung senior für den 
König und die Pairs gebraucht worden. 

5) Sehr interefiantes Material über das Verhältniß des Königthums zur Nechtöpflege ſ. bei Dahn, 
Die u. 1,189. Braffeur de Bourbourg, Les hations civilisees de Mexique, 1, 94. Laurent, 
Etudes, VI, 535. Guizot, Histoire des origines, I, 388. Nordenfycht, Die ſchwediſche Staatsver: 
faflung, ©. 38. Baſtard d' Eſtang, Les parlements de France, II, 831. Waitz, Verfaffungsgeichichte, 
IV, 403 fa., 420 fg. Tu Eellier, Histoire des classes laborieuses, &. 67. Thudichum, Der alt- 
deutfche Staat, ©. 2. Parbefius, Essai sur organisation judiciaire et l’administration de la 
justice depuis Hugues Capet jusgu’ä Louis XII (Baris 1851). Lennep, De partibus quas reges 
habuerint habeantque etiam nunc in administranda justitia (Amflerdam 1849), Graf und 
Dietherr, Deutiche Rechtsfprichwörter, &. 30. Hallam, Constitutional history, I, 12 fg. Voll— 
graff, Staats: und Rechtsphiloſophie, II, 151. e 
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immer mehr wid und ſchon vor feiner Auflöfung einzelne deutſche Fürften Separatverträge mit 
Frankreich ſchloſſen, da taudten die Worte „Souverän” und „Souveränetät” mit bejonderer 
Bedeutung in Deutfhland wieder auf, um von nun an definitiv der deutſchen Staatsredhts- 
fprache einverleibt zu werben. ©) 

Der Preöburger Briede vom 26. Dec. 1805 und die Nheinbundsacte von 1806 gab ven 
deutſchen Fürften die volle Souveränetät über ihre Lande und der Art. 26 der Rheinbundsacte 
beftimmte fogar den Inhalt der Souveränetät mit folgenden Worten: „Les droits de souve- 
rainete sont ceux de legislation, de jurisdietion supreme, de haute police, de conscription 
militaire ou recrutement, et d'impöt.” Es dürfte bemerfenswerth erſcheinen, daß das Gefandt- 
ſchaftsrecht, das Recht des Kriegs und Friedend und was jonft noch zu der fogenannten Reprä— 
jentativhoheit oder zur Souveränetät nah außen gehört, von der Rheinbundsaete un- 
erwähnt blieb. Sicher gefhah es nicht unabfihtlih, wie denn aud die Rheinbundsfürften 
unter der Protection, das ift domination Napoleon’s, thatfächlich nichts weniger als fouverän 
geweien find. 

Aud in den fpätern Separatbeitritten deutfcher Fürften zur großen Allianz gegen Napoleon 
ift noch von der Souveränetät die Rede. Auf dem Wiener Congreß aber wollten die deutichen 
Gropftaaten, namentlih Preußen, die Aufnahme des Wortes „ſouverän“ in die deutſche 
Bundedacte nicht geftatten, theild weil dies ein ausländifches Wort fei, theild weil damit der 
Begriff eines abfoluten Regiments verbunden werden könnte.“) Die beiden Grofftaaten, die 
vermöge ihrer europäiſchen Stellung jedenfall in der Lage waren, unter Umftänden für ji 
von dem Souveränetätöbegriff vollen Gebrauch zu machen, ſchlugen demnach vor, in der Bundes: 
acte nur von der „Landeshoheit“, den „landeshoheitlichen Rechten,‘ von ven „vollen und freien 
Regierungsrechten““, wol auch von der „Oberhoheit” oder „Oberherrlichfeit” der deutjchen 
Staaten zu fpredhen. ®) In den franzöfifh redigirten Urkunden diefer Tage fommen aber noch 
‚ immer die Ausdrücke: „droits et prerogatives de la souverainete’ oder „souverainete et 
dominalion‘, „souverainete et propriete” vor. 

Der Streit zwiſchen Ofterreih und Preußen einerfeits gegen, und Baiern und Würtemberg 
anbererjeits für die Aufnahme des Worts „ſouverän“ zog ſich durch viele Sigungen des deutjchen 
Comite hindurch, bis ed endlich, nachdem auch die 29 Fleinern, lange von der Antheilnahme an 
den Sigungen ausgejhloffenen deutſchen Staaten fih für die „Souveränetät” ausgeſprochen 
hatten, in die Bundedacte aufgenommen wurde. 

Man ſieht, auh Worte haben ihre Schiffale und können ſelbſt als Schickſal erfcheinen. Denn 
einerfeit3 jehen wir an der Gefchichte des Worts „Souveränetät“, daß es mit den gefhichtlichen 
Entwidelungen der europäifhen Staaten innigft zufammenhängt und erft mit der vollftändigen 
Ausbildung des modernen Staatd und der modernen Staatöwiffenfchaften ven Charafter eines 
beftimmten terminus technicus erhält: andererfeitS wurde nıit der Aufnahme dieſes Worts 
in die Bundedacte nicht nur jede Möglichkeit einer rechtlich zu begründenden Suprematie der 
deutſchen Gropftaaten über die Mittel- und Kleinftaaten vernichtet, fondern aud) der Bundesacte 
jener ftaatenbündifhe Charakter verliehen, welcher die Ginigung Deutſchlands, wie fie ift, jo 
unvollfommen erſcheinen läßt. Noch dürfte zu erwähnen fein, daß die hier und da vorkommende 
Betonung der Souveränetät als der vollftändigen Unabhängigfeitnah außen mit der be- 
fhränften Auffaffung der Souveränetät in der Rheinbundsacte und mit der Beanftandung 
derfelben jeitend der deutihen Großmächte auf dem Wiener Gongreß einigermaßen zu— 
fammenhängt.®) 

Wenn nun gleich dad Wort, ‚fouverän’ immer noch auch für andere als ftaatlihe Verhältniſſe 
gebraucht, ja in einem gewiſſen Sinne, nämlich für die vom Recht völlig frei oder unbeſchränkt 
gelafjene Sphäre der perfönlihen Breiheit, fogar jeder einzelne Menſch jouverän genannt 
werden fann, fo ift doch Souveränetät im technifchen, namentlich im ſtaatsrechtlichen Sinne, 
ein Ausdruck, der nur vom Staat und dem Träger feiner Gewalt gebraucht wird und in diejem 
Sinne dem gefammten modernen Staatdrecht angehört. 


6) Bgl. Droyfen, Gefchichte der preußifchen Politif, II, 2. Warnftedt, Staats: und Erbrecht von 
Schleswig-Holftein, ©. 4 fg. 

7) Klüber, Acten, Bb. Il, Heft 5, ©. 80 ad 31. 

8) Bgl. den preußifchen Entwurf vom 13. Sept. 1814 bei Klüber, I, 45 jg.; VI, 554. 

9) Vgl. auch Held, Syſtem des Verfafiungsrechts, II, 9, 115 fg., 131. Kaltenborn, Die deutfchen 
Ginheitsbeftrebungen, I, 135, 148 fg.; II, 127, 131. 
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Übrigens erfcheint damit die Geſchichte des Worts und Begriffs ver Souveränetät feines- 
wegs ald abgeſchloſſen. 

War nämlich die frühere Zeit keineswegs ohne ſtaatswiſſenſchaftliche Veſtrebungen, ſo 
erhielt doch die Staatswiſſenſchaft theils durch den Geſammtfortſchritt der Zeit, theils beſonders 
durch die ſeit dem 16. Jahrhundert hervortretenden, zuerſt in England, dann in Fraukreich 
zum Ausbruch gekommenen Freiheitsideen einen mächtigen Anſtoß. Handelte es ſich zunächſt 
darum, Freiheiten zu behaupten oder ihnen neue Gaſſen zu brechen, ſo kam man auch bald zur 
Unterſuchung der Fragen, welches das rechte Verhältniß zwiſchen ſtaatlicher Ordnung und 
perſönlicher Freiheit, wer der eigentliche Träger der ſtaatlichen Gewalt, welches ver Rechts: 
grund für Gewalt und Trägerſchaft, was der Inhalt ver erſtern u. ſ. w. ſei? Und nachdem 
man ſich gewöhnt hatte, die Souveränetät als harafteriftiihe Bezeihnung für Staat, Staats- 
gewalt und Staatsoberhaupt zu gebrauden, jo mußte man aud alle diefe Fragen durd Unter- 
fuhungen vefp. Beſtimmungen über der Souveränetätäbegriff zu entfcheiden ſuchen. So ift vie 
Spuveränetätöfrage die eigentlihe Gardinalfrage des modernen Staatörechtd geworden, und 
werden wir diefelbe nachſtehend in zwei Haptabtbeilungen behandeln, deren erfte darüber 
bandelt, was die Souveränetät, Die zweite aber varüber, wer fouverän fei. 

1. Was ift Souveränetät? Die Souveränetät ift an fi ein Zuftand, etwa fo, wie 
aud die menjchliche Perfünlichkeit Gleich der legtern muß fie, fobald fie mit andern Zuftänden 
in Berührung Fommt, beftimmte und zwar rechtliche oder geordnete Folgen haben, wenn fie ein 
Rechtsbegriff jein jol. Das Wefentlihe des Zuftandes ver Souveränetät ift dad Zuoberftfein 
oder ein Zuftand, über welchem fein gleicher oder ähnlicher Zuftand ill. Der Zuftand ver 
Souveränerät läßt daher nur gleihfouveräne Zuſtände neben und nichtſouveräne Zuftände unter 
ſich zu. | 
Da der Staat ein Geſammtweſen iſt, fo erfcheint die Souveränetät ald jener Zuſtand 
eines Geſammtweſens, vermöge deſſen e8 feine höhere rechtliche Gewalt über jih, wohl aber 
gleihe Gejanımtwefen neben ih und alles, was ihm nicht gleih, unter jih haben muß. 
Souveränetät ift demnach die volle völferrehtlihe und ſtaatsrechtliche Selbftändigfeit eines 
Geſammtweſens, beides zugleich, feines ohne das andere. Da died mit voller Staatögewalt 
identifch ift, jo fann man jagen die Souveränerät fei die Staatdgewalt, die ganze Kraft, durch 
welche ein Geſammtweſen ein jelbfländiges ift und dieſe Selbftändigfeit nach innen wie nad) 
“ außen behauptet. Dies ift ihr mit ihrem Dafein von felbft gegebenes Recht nach außen wie nad 
innen, und darin liegt dev Grund alled Völker- und Staatsrechts, womit freilih nur ein 
allgemeines Princip, gleihjam ein Rahmen gegeben ift, innerhalb deffen ſich das Völkerrecht und 
das Staatsrecht nad den allgemeinen Zuftänden eined Völkerſyſtems und nad den befondern 
Berhältniffen ver einzelnen Völker ſehr verſchieden ausbilden kann. 

Da wir ed hier mit der Souveränetät vorzüglih nur ald einem ſtaatsrechtlichen Begriff zu 
thun haben, fo follen nun auch die hauptſächlichſten ſtaatsrechtlichen Conſequenzen des Begrifig, 
die man die Eigenſchaften ver Souveränetät nennen kann, gezogen werben. 

1) Iu jedem Staat fann ed nur Cine Souveränetät geben, da eben nur der eine und 
untheilbare Zuftand des rechtlich Nichtuntergeordnetſeins des Ganzen, was Staat heißt, diejes 
zu dem macht, was wirflid Staat ift. 19) Mehrere Souveränetäten in einem Staate ift eine 
contradietio in adjecto ), ein fouveräner Staat eigentlich eine Tautologie. Der Zuftand der 
Souveränetät ift feinem Weſen nad untbeilbar und deshalb ift die Untheilbarfeit der Souve— 
ränetät der erfte Grundſatz jedes Staasrechts. Bon einer Theilung der Staatögewalt und Her— 
ftellung mehrerer pouvoirs souverains fann daher nur in einem uneigentlihen Sinne, nämlich 
fo geſprochen werben, daß bei der Ausübung gewiffer Zweige der Staatögemwalt verjchiedene 
Fartoren zuſammenwirken, deren Thätigfeit Feiner vechtlihen Verantwortung unterliegt, oder 
fo, daß überhaupt für die Verwaltung ver verjhiedenen Zweige der Staatögewalt eine formelle 


10) Eibot (Memoires concernant la Chine, IX, 299) berichtet: „Le signe de soi-m&me, mis 
sur celui de Seigneur, c'est le souverain maitre de toutes choses.“ L'ancien caractere de 
souverain s’ecrivait avec un point. Et quelle explication nous donne de ce point un de plus 
celebres ecrivains chinois? „Le point est le symbel de l'unité.“ Rougemont, Le peuple pri- 
mitif, I, 158. 

11) Dies auch dann, wenn man neben bem eigentlichen Souverän, dem Bolf, wie z. B. in Nord: 
amerika, dem Präfidenten eine fogenannte „‚souverainete restreinte‘‘ geben wollte. Torqueville, La 
democratie, I, 149. Bgl. die Ausführungen unter 2. 
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Trennung nad dem Princip der Arbeitötheilung ftattfindet. Allein in beiden Fällen ift Feine 
Theilung der Souveränetät vorhanden, im erften nicht, weil wer immer an der Ausübung der 
Stuatögewalt einen wenn aud aufs Gewiſſen geftellten Antheil nimmt, doch nur im Sinne 
feiner politifhen Pflicht, alfo beftimmt durch die Souveränetät des Staats, die ungetheilt im 
Ganzen liegt, zu handeln bat; im zweiten Ball nicht, weil über jeder denkbaren Mannid- 
faltigfeit der Verwaltungsrefforts und über jeder möglichen Selbftändigfeit ihrer Borflände 
(der Minifter) vie Einheit der Regierung over der eigentlichen, das heißt oberften Verwaltung, 
das Walten ver Souveränetät fteben muB. 

2) Unmöglich ift ed, daß eine Souveränetät über oder unter einer andern Souveränetät 
ftebe. Dennoh wurde das Gegentheil angenommen und dann die höhere Souveränetät 
„Suzeränetät”, die niedere „halbe Souveränetät‘ oder „beſchränkte Souveränetät” genannt. 
Beranlaffung dazu gaben verſchiedene eigenthümliche Verhältniffe der Verbindung von Ländern 
und Bölfern mit andern Ländern und Völkern, wo den einen ein gewiffer oft hoher Grad von 
politifcher Selbftändigfeit, fogar ihre eigenen erbliden oder gewählten Fürſten verblieben, wäh— 
rend ſie in andern Dingen von der Politik, refp. der Regierung, dem Souverän eine andern 
Landes abhingen, z. B. Tribute zahlen und in Bezug auf Krieg und Frieden u. ſ. w. den Willen 
des legtern anerkennen mußten. Als Hauptfall für diefes Verhältniß erſcheint Die feudale 
Suzeränetät, das heißt die Oberberrlichkeit des Lehnsherrn, refv. feined Staats über den 
Bafallen oder ven vajallitifhen Staat!?); fie ift für die richtige Erfenntniß des Verhältnifjes 
auch der lehrreichſte. Das Feudalfönigthum wie die vafallitifhe Unterthanſchaft find nämlich 
beide unfertige, nicht audgegorene Verhältniffe, Halb politiih halb privatrehtlih, halb 
Herrihaft halb Unterthanſchaft. Der Lehnsherr ift nicht fouverän und der Bajall proteftirte 
ſtets gegen die Unterthanſchaft; der Lehnsherr kann ebenfo gut jeinerzeit Unterthan, pie 
ver Vaſall Souverän werden. Wann und wie died geſchieht, ift Sache der geſchichtlichen Ent: 
wicelung. Ubrigend wird ohne Zweifel das Verhältniß fih in concreto fehr verjchieden 
geftalten. Man vergleihe nur z. B. das Verhältniß zwifchen dem deutſchen Kaifer und den 
großen Reichsvaſallen mit dem Verhältniß der indiihen Vafallenfürften zu England 13) oder 
mit dem Agyptend oder der Donaufürftenthümer zu der Hohen Pforte, oder mit dem des 
deutihen Kaiferd (für Neapel)zum päpftlichen Stuhle, oder mit dem ehemaligen Lehndverband 
zwijchen Stanfreih und England u. ſ. w. Natürlich wird auch die Verſchiedenheit ver Macht: 
und Bildungsverhältniffe in allen hierher gehörigen Fällen eine bedeutende Rolle fpielen. 
lm fo weniger aber ift e8 möglich, vie fraglichen Begriffe zu beftimmen. Man fann nur fo viel 
fagen, daß ein Staat, dem über gewifje Länder und Völker nur einzelne Hoheitsrechte zuftehen, 
in Bezug auf legtere ebenjo wenig wirflid ſouverän fei, wie dieſe legtern felbft; daß aber aud 
das Verhältnip zwijchen beiden weder eine Gonföderation, ein Staatenbund noch ein Bundes- 
ftaat genannt werden fünne. Während des Beſtandes folder eigenthümlichen Verhältniſſe 
wird ununterbrochen eine Menge von Gollifionen fi ergeben, die nad und nach zur Abklärung 
führen müflen. In der Regel wird ſich der Suzerän nicht mit der Sugeränetät, der Halb: 
fouverän nicht mit der Halbfouveränetät begnügen, das heißt, die logifhe und praftifche Unhalt- 
barfeit beider Begriffe wird fih darin äußern, daß beide Theile die Souveränetät behaupten, 
und am Ende wird hier wie in allen Gollijionen , über denen fein Richter fteht oder jich geltend 
machen fann, der Vertrag oder Krieg entſcheiden. 

3) Mit dem Staat wird auch die Souveränetät; fie iſt nichts Gemachtes oder Erfundenes. Man 
kann aber auch ſagen: wie der Staat wird, fo wird auch die Souveränetät. Souveränetär ift 
nämlich identiſch mit höchfter Einheit. Infofern ift Souveränetät überall und insbefondere auch 
unter allen Staatöformen weſentlich diefelbe, indem bie verfchiedene Form, in welcher jie aus- 
geübt wird, auf das, was ihr Wefen ausmacht, feinen Einfluß üben fann. Die Art und Weife 
aber, in welder ein Staat die verfchiedenen Hauptrichtungen des menſchlichen Weſens und Da- 


12) 3u der in Held, Staat und Gefellfchaft, II, 504, 508, Note 389 und S. 510 gegebenen Kitera- 
tur vgl. noch Eicher, Handbuch der praftijchen Politif, I, 49; 11, 156. Battel, Droit des gens, I, 125 fg. 
Gneift, I, 218, Note 271. 

13) Höchſt eigenthümliche, gleichfalls auf Übergangsftadien beruhende Gouveränetätsverhältnifie 
finden zwifchen England und vielen feiner Kolonien ftatt. „Mit Ausnahme des Berufungsrechts von 
eolonialen Gerichtshöfen, der Statthalterernennung und der Pflicht gegenfeitiger Bertheidigung befteht 
zwifchen — regen und feinen Golonien fein zufammenhaltendes Band mehr, abgejehen von den 
natürlichen Banden der Abſtammung, Sprache und gemeinfamen Intereffen u. ſ. w.“ (Augsburger 
Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1864, Beil. 335, ©. 5442.) 
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feine, Sittlihfeit, Vernunft und materielle Eriftenz überhaupt, und für welde von feinen Bes 
ftandtheilen, in weldem Grade er ie in jeiner Souveränetät vereint darftellt, namentlich wie er 
dabei das Geſetz der Ausgleihung zwifchen Einheit und Breibeit erfüllt, das alles muß einen 
außerordentlid großen Einfluß auf die concrete Souveränetät eined Staats, auf ihren Inhalt, 
ihre Kraft und Lebensdauer, auf den georpneten Gang ihrer Functionen ausüben. in Staat, 
der nur einzelne Theile feiner Länder und Völker organifch eint, allein oder vorherrſchend nur für 
die eine oder für Die andere der drei großen Lebensrichtungen dazufein ſcheint und endlih nur 
auf feine eigenen Anfprüche, nicht an die gerechten Forderungen der Freiheit denft, wird materiell 
eine ganz andere Souveränetät haben als derjenige Staat, bei welchem das Gegentheil jener 
Einfeitigfeiten ftattfinvet. Die Souveränetät veredelt aljo mit der gefammten ftaatlihen Ent: 
widelung ihren Inhalt, gleichwie derfelbe mit einer rückwärts gehenden Entwidelung des Staats 
auch entartet. 1#) 

4) Souveränetät ald Rechtsbegriff ift zwar der höchſte rechtliche Begriff des Menſchen, aber 
nicht das Höchſte, was er überhaupt zu denfen vermag. Über der rechtlichen Souveränetät ftehen 
die menſchlichen Ideen, melde höher gehen ald die Rechtswelt, und welche die Seele ver legtern, 
ihr etbifcher Gehalt find. Aber dieſe Überorbnung findet nur in der Ideenwelt ftatt! In der 
äußern Welt ift Souveränetät ver höchſte Begriff, und nur dur die Formen der äußern Welt 
hindurch können ſich die höhern Ideale geltend machen. Sie gelten alfo im Rechtsleben nur fo 
weit, als fie in vafjelbe und alfo aud) in die Souveränetät übergegangen find. 

5) Die Souveränetät ald der Begriff ver höhften und gefammten ftaatlihen Madteinigung, 
refp. Staatögewalt kann weder unfehlbar, noch vollfommen oder unbegrenzt, noch in irgend 
einem Staat jo gedacht werden, daß ihre ganze concrete Ausbildung für alle Zeiten und alle 
Bölfer abjolut maßgebend fein könnte. Da die Souveränetät durch Menſchen vargeftellt und 
auch in ihrer Wirffamfeit nur im Durchgang durch Menſchen gedacht werden kann, fo vermag 
fie jelbit im beften Fall nicht unfehlbar zu wirken. Vollkommen ift fie nicht, weil der Staat wol 
immer vollfommener, aber nicht vollfommen zu werden vermag; unbegrenzt nit und zwar in 
feinem Sinne, weil die Macht eines jeden Staats nit nur ihre abfoluten, ſondern aud ihre 
befondern Schranfen hat, deren erftere ih aus dem äußern Wefen des Staats, leßtere aus den 
eonereten Machtverhältnifen ergeben. 1°) Gerade die Fortbildung ver Staaten und die noth— 
wendige Coexiſtenz der Staaten jind aber der Beweis, daß feine in einem geſchichtlichen Mo— 
ment vorhandene Souveränetät in ſich vollendet und für alle Länder und Völfer maßgebend 
fein könne, 

6) Die Souveränetät ift Orundbedingung oder Schlußftein jeder Staatdverfaffung. Mit 
ihr ift eine Verfaffung Staatöverfaffung, mit ihrem Verluſt hört jede Verfaſſung auf, Staats- 
verfaffung zu jein. Eben weil jie alles, was im Staat ift, erfaffen muß, bindet, verpflichtet 
fie alled, jomweit fie gebt. Sie felbft ift nur gebunden durch ihr eigenes ftaatlihes Wefen, durch 
bie conerete Artung ded Staats, der fie eigentlich ſelbſt iſt. Sie fteht daher auch nicht über dem 
Staat, ſondern liegt in ihm; oder jie ift der über allem im Staat Begriffenen ftehende Staat. 
Da ihr Wefen durch den Staat beftimmt ift, fo kann es auch nicht in irgendeinem unftaatliden 
Charakter, z. B. in dem Wefen der Familienautorität, der privaten Berechtigung, der völferrecht: 
lihen Zufammengehörigfeit u. ſ. w. beftehen. 16) 

7) Die Souveränetät ald Rechtsbegriff kann nicht durch ein beftimmtes Alter des Beftandes, 
nicht durch ein mathematifch feftzufeßendes Map von materiellen Mitteln, Geld, Waffen, Land: 
gebiet, Bevölkerung, bedingt fein. Allein gleihtwie eine wahre Staatsgewalt durd Autorität und 
Legitimität (legteres im Sinne einer anerkannten Rechtmäßigkeit) bedingt ift, fo ift fie ohne eine 
entiprechende materielle Machtgrundlage unmöglih und kann in ihrem Fortbeftande von dem 
Verhältniß ihrer Macht zu andern Staaten abhängen. 

1. Wer ift Souverän? Die Antwort auf diefe Frage ſcheint fih aus dem Vorſtehenden 


14) Held, Staat und Geſellſchaft, II, 513 fg. 

15) Henner, Die fatholifche Kirchenfrage, ©. 4. 

16) Der Begriff des föniglichen Amts und der Gebanfe, daß die Waltung des Rechts (ſ. Note 5) 
defien höchſter Inhalt fei, ift ebenſo alt wie allgemein verbreitet. Bol. 3. B. die Stellen bei Walter, 
Deutfche Rechtsgeſchichte (zweite Auflage), 1, 173, Note b. Held, Syſtem des Berjafjungsrechts, 1, 16, 
sub b, 206 fg., 24, 3fg.; 1, 36, 136 fg., 141, 150, 198 fa. Derjelbe, Staat und Gefellichaft, Il, 35. 
Gunerus, De officio prineipis 'christiani. Glichtougius, De * officio (Paris 1519). Maffei, 
De cr ducisque officio (1500). Duvergier de Hauranne, 1, 157; II, 172. Genug, Schrif- 
ten g 
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fehr einfach zu ergeben. Souverän ift der Staat. Allein der Staat jelbft an ſich ift ja nur der 
einheitlich organifirte Zuftand einer Maſſe von Land und Menfchen in voller rechtlicher Selb- 
ftändigfeit. Diefer Zuftand, aus einer großen Menge nicht nur centripetaler, ſondern zugleich 
ventrifugaler Elemente gebildet, voller Leben und Bewegung nad beiden Richtungen, bedarf 
nothwendig einer entiprehenden PBerfonification; es muß alfo aud) die Souveränetät perfoni- 
fieirt werben. 

Zum Zwed ver Berfonification der Staatdgewalt oder Spuveränetät hat dev Menſch ge: 
ſchichtlich ſehr verſchiedene Wege eingeſchlagen. 

Die älteſte und weitverbreitetſte Form zur Perſonification der Staatsgewalt iſt die, daß eine 
einzige phyſiſche Perfon als deren Träger erſcheint, oder die Monarchie, und zwar unter ven 
verfhiedenften Modalitäten und mehr oder minder ausgebildet. 

Eine gleichfalls alte, aber viel ſeltnere Form ift die, daß man eine Fünftliche Einheit zur per: 
jönlihen Darftellung der Staatögewalt [huf, eine fogenannte juriftifche Berfon zum perſönlichen 
Souverän machte, wie Dies in den alten und neuen Republifen ver Fall war und noch ift. 

Die neuere und neuefte Zeit Eonnte zwar den Verſuch einer Perfonification der Staatsge— 
walt nicht aufgeben, gelangte aber zu höchſt eigenthümlihen Anfichten darüber und fand die 
Souveränetät bald nur factifch in Menfhenhand, während fie von Rechts wegen Gott 17), ver 
Berehtigfeit, der Vernunft, ven Gefeg 1?) u. ſ. w. gebühre, oder gab fie, welches auch die concrete 
Staatdform war, bald „dem idealen Geſammtwillen“, bald ver Nation oder vem Volk (Volks: 
fouveränetät) 19), bald dem Parlament (jogenannter Parlamentarismus), bald den jelbftändigen 
Richteramt. Häufig glaubte man auch die an ſich eine und untheilbare Souveränetät wenigftend 
in der Ausübung theilen zu müfjen 20) und kam fo zueiner Unterſcheidung zwiſchen Zuftändigfeit 
und Ausübung der Souveränetät, zur Theilung der Staatögewalt und zu den fogenannten ge: 
miſchten Staatdformen. ?Y) 

Alle diefe Theorien geben theild aus dem Gefühl hervor, daß es in der Welt noch etwas 
Höheres gebe ald den Staat und feine Gewalt, theild entſtammen fie insbeſondere der Richtung 
unſerer Zeit, ein Mittel gegen die Gefahren zu finden, melde dem Staat wie den Einzelnen 
dadurch drohen, daß Menſchen die Gewalt des Staats innehaben und ausüben, theil8 endlich 
beabſichtigen fie, einen Rechtstitel für diefe Innehabung zu jegen. An ſich ind diefe Beftrebun- 
gen nicht neu. Abgeſehen von dem theofratifchen Princip, jo findet ih z. B. in ven Heiligen 
Büchern oft die Behauptung von der Souveränetät der höchſten Bernunft u. j. w.; der Gedanke 
einer gemiſchten Staatöform oder einer Theilung mehrerer in die Staatögewalt war dem 
claſſiſchen Altertum ziemlich geläufig, und felbft ver Grundgedanke der Republik im Gegenjag 
zum Königthum oder zu Tyrannis, das bloße Wahlkönigthum mit feinen Gapitulationen hängen 
mit der Abjicht zufammen, jenen Gefahren entgegenzutreten. Übrigens haben dieſe Beftrebun: 
gen in unjern Tagen namentlid) durch den Gonftitutionalismus und feine nicht felten einfeitige 
Richtung gegen wirklichen oder eingebildeten Abſolutismus jowie Durch Die oft rein doctrinären 
Darftellungen und Durdführung angeblidher oder wirklicher conftitutioneller Grundfäge und 
Bormen einen neuen und eigenthümlichen Charakter befonmen. 

Die Unterſcheidung einer souverainete de droit, die feinem Menſchen zuftehen Fönne, und 
einer souverainete de fait, worin die perfönliche Innehabung und Ausübung der Staatögewalt 
beitehe, ftammt von Guizot??) her, ift aber etwas ſehr Bedenkliches, denn es wird dadurch das 
Recht einer Souveränetät, nämlich ver justice, beigelegt, die nit im Menſchen ruhen Eönnen 
foll, und der in Menſchenhänden liegenden Souveränetät das Recht ab- und nur die That- 
jählichfeit zugeiprohen. Was Guizot souverainete de droit nennt, das ift der göttliche 
Shöpfungsgedanfe des Menſchen, das find die höchſten allgemeinen Gefege alled Seins, Natur: 
oder Sittengejeg u. |. w. in ihrem legten Grunde, Glaubensſachen, die allerdings nicht aus 
dem Menihen kommen und nicht durch einzelne Menfchen dvargeftellt werben fönnen, bie aber 
auch für den Staat nit anders beftehen ald jo, wie fie nad dem Durchgang durch feine Glieder 





17) 3. B. Guizot, Memoires, Il, 237. 18) Vol, fchon Platon, Legg., IV, 7. 

19) Über Voltslouveränetät f. Held, II, 503. Dazu Laurent, VI, 510 fg. Taine, Histoire de la 
litterature anglaise, Il, 74, 100. Murbard, Die Volfsfouveränetät im Gegenſatz ur ſogenannten 
Legitimität (Kaſſel 1832). Ortolan, De la souverainete du peuple (Paris 1848). Guizot, Histoire 
parlementaire, Il, 324. PinheirosFerreira bei Battel, 1, 254. Thucydides, VI, 39; Rofcher, Thu: 
cydides, ©. 242 fg. 

20) Battel, I, 184. Held, II, 601. 21) Held, II, 598. - 

22) Histoire des origines, I, 84, 124, unb Histoire de la civilisation en Europe, I, 124. 
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fih herausſtellen und infolge beffen auf fein Net, atıf die äußere Ordnung aller Lebensbe 
ziehungen feiner Glieder eingewirft haben. Nur infoweit oder nur hierdurch werden jene 
abfoluten Gefege zum Recht des concreten Staats, der demnach nit nur eine souverainete de 
droit aud) in dieſem Sinne, fondern aud einen menſchlichen Träger derfelben haben muB. 

Mit ver Theorie Guizot's find die verfhiedenen Theorien von einem nichtmenſchlichen oder 
fingirten Souverän nahe verwandt. Bezeihnend ift für fie nur befonvers daß, daß im ihnen die 
verjhiedenen einjeitigen Auffaffungen bes irdiſchen Dafeind und des Verhältniffes derſelben 
zum Staate deutlich bervortreten. So macht eine einfeitig-fpiritualiftifche Auffaffung (mie dies 
jelbft Guizot einmal thut 2°), geradezu Gott zum Souverän; dieeinfeitig=rationaliftifhe Richtung 
erfennt den Souverän im Geſetz und Gericht oder in ber Vernunft; einfeitiger Materialidmus 
macht die materielle Gewalt in irgendeiner Form, 3. B. in der der Baummolle, der Pfefferfädr 
oder der Bajonnete, zum Souverän. Dadurch aber, daß man das Geſetz der Ausgleichung 
zwiſchen Freiheit und Ordnung, und zwar nadh allen Yebensrichtungen nicht erfannte , geſchah 
ed, daß man bald nur die Ordnung ald fouverän erfannte und die Souveränetät einzig 
und allein dem fürftliben Abſolutismus beilegte oder die Freiheit allein ald die Aufgabe 
des Staats betrachtete und, ohne Rückſicht auf die Staatsform oder unter einem gewiffen Ko: 
fettiren mit der Republif, das Volk im Gegenfag zum Staatdoberhanpt oder der Regierung 
fouverän nannte und fo zur Bolfsfouveränetät ?*) gelangte. Soweit diefe Theorien die menſch— 
lih=perfönliche Darftellung der ftaatlihen Souveränetät ausſchließen, gilt vonihnen, was bereite 
gelegentlich der Interfcheidung einer souverainet& de droit und de fait bemerft worden ift. 
Außerdem aber liegt der Beweis ihrer Unftatthaftigfeit beſonders in ihrer Einſeitigkeit, die, 
weil dem menfhlichen, darum aud dem ftaatlihen Wefen nicht entiprechen fann. 

Die Theorie, melde eine ftaatsrechtlihe Souveränetät nur in der Hand eines abfoluten 
Fürften annehmen zu Eönnen glaubt, befindet ſich gleichfalls in einem doppelten Irrtfum. Denn 
einmal ift eine ftaatliche Souveränetät gar nicht denkbar, ohne daß fie formell hier und va abfolut 
auftrete und, gleichviel in welcher Form fie fich äußere, doch mitunter materiell abfolut mirfe, 
während nad dem Wejen des organijchen Staats jeder Fürſt, weil er zum Wohl des Staats, 
nicht für feine Perſon und perfönlichen Intereffen vegiert, an vie Gejege des Staats gebunden 
und von dieſen nur in dem Fall entbunden ift, in welchem die ftaatliche Selbfterhaltung anormaler: 
mweife die Anwendung des formell oder pofitiv gewordenen Rechts nicht geftattet. Fürs zweite 
aber ift die Abfolutheit oder Unbefhränftheit des Herrſcherwillens do immer nur etwas Rela- 
tives und befteht eigentlih nur in der Verſchiedenheit des Maßes, refp. ver Kormen der Be: 
ſchränkung. Es ift ein großer Irrthum, den abfoluten Fürften an und für fi für unbefchränfter 
zu halten al® den fogenannten beichränften; venn fürs erſte ift, wenn man nicht einzelne 
Momente fondern den Staat und feine Regierung als ein großes und ununterbrochen fortbe: 
ſtehendes Ganze auffaßt, eine rechtliche und beftimmte Schranfe an ſich eine geringere und weniger 
verlegende denn eine tbatfähliche und unbeftimmte, weshalb z.B. ein moderner Monarch trog 
des Gonftitutionalismus fiher eine viel würbigere und ſelbſtändigere Stellung hat, als fie die 
Monarchen mit den mittelalterlihen Ständen beſaßen. Fürs zweite aberfind rechtliche Schranken 
au rechtliche Grundlagen und Schugmauern; fie hindern nicht nur gefährliche Übergriffe ver 
Staatögewalt in ein Gebiet, deſſen Heilighaltung zu den Fundamenten der Staaten gehört, 
fondern machen auch libergriffe in das Gebiet der Staatsgewalt, deſſen unverlegter Beſtand 
nicht minder Grundlage ver Staaten ift, unmöglich. 

Überhaupt aber ift ver Irrtbum, die von der Innehabung der Staatsgewalt drohenden Ge— 
fahren durd deren Schwächung, durch eine immer größere Erweiterung des Freiheitsgebiets ohne 
gleichzeitige entiprechende Steigerung der Ordnung zu bejeitigen, ein um fo größerer, je mehr 
man babei flet8 von einem principiell feindfeligen Gegenfaß zwiſchen dem Souverän, rejp. der 
Regierung und dem Volk ausgehen zu müffen glaubt. Dies ift namentlich die Tendenz ber 
Gewaltentheilungstheorie und der Theorie von den gemiſchten Staatäverfaffungen. Auch vie 
weitere Theorie, daß man dem Souverän den größtmöglihiten Spielraum zum Gutesthun, aber 
gar feinen Spielraum zu dem Staat nadtheiligen Handlungen gewähren foll 2°), gehört hierher, 
und find alle biefe Theorien vein doctrinäre Verſuche, denen jede Erfahrung des Lebens wie 
die vernünftige Logik entfehieven entgegenfteht. Die Staatsgewalt, melde geſchwächt ift, wird 


23) Memoires, Il, 237. Vgl. Malte:Brun, La legitimite. 
24) Die Literatur hierüber: Held, II, 503, 504. Dazu Eicher, I, 64, 68. 
25) Selb, II, 591 fg. 








Souveränetät 447 


und muß aud im Guten ſchwach erfcheinen, und gerade dies dürfte übler fein als mancher Mis: 
brauch einer fräftigen Staatdgewalt. Bine ſchwache Staatsgewalt ift ein ſchwacher Staat und 
muß natürlih aud nur Schwäche ven ftaatlichen Bedürfnifſen ver Staatdangehörigen gegenüber 
äußern. Sie iſt ja feine Gewalt der fie tragenden Perſon, fondern die in biefer Berfon ſich con— 
centrirende Gefammtfraft dei Staats. Dieſes Goucentriren oder diefe Einheit ift das gerade 
Gegentheil eine& feindlichen Gegenjages zwifchen Regierenden und Regierten, der, mo er beftebt, 
nicht vom Staat, fordern von ftaatdwidrigen Zuftänden fommt und überwunden werben muß, 
foll der Staat nicht zu Grunde geben. Das Gleichgewicht der Ordnung und ber Freiheit iſt die 
harmonifche Ausgleihung zwiſchen Individualismus und Gefelligfeit, gehört alfo wejentlich zu 
einem befriedigenden Staatäzuftande. Eine organifhe Ordnung, vermöge welcher jeder an der 
feinen Fähigkeiten entfprechenden Stelle im Staat ſich befindet und jedes gemeinfamere Inter: 
effe die gebührenve Würdigung findet, ift nicht die Folge einer combinirten Staatöform, bei wel⸗ 
cher nothwendig das Poſtulat der Einheit ebenfo unbefriedigt bleiben mu mie bei der Annahme 
einer Gewaltentheilung im Sinne der Aufftellung einer Mehrzahl fonveräner ſich gegenfeitig 
balancirender pouvoirs für einen und denfelben Staat. 

Die befonders für Geblütsmonardien gemachte Unterfcheidung der Zuftändigfeit von ber 
Ausübung der Staatögemalt?6) ift gleihfalld unrichtig und werthlos oder vielleicht gar fhäd- 
lid. Denn Zuftändigfeit oder Rechtstitel und Ausübung bedingen ſich gegenfeitig.. Die Zu: 
fändigfeit ohne Ausübung wäre ein nudum jus, die Ausübung ohne Zuftändigkeit eine That: 
fache ohne Rechtstitel. Die Zuftändigfeit der Krone oder Souveränetät in der Geblütsmonarchie 
beruht auf dem Geſetz, ebenfo die Art der Ausübung. 27) Beide find nicht durch die Perjönlidy- 
feit oder allgemeine menſchliche Dualification, fondern durch die befondere politifche Eigen- 
fhaftung des Thronfolgers, refp. Souveräng bedingt, und zwar je nad) dem concveten Staats: 
recht. Die Thronfolge ift jedem vom Gefeg nicht Gerufenen gegenüber ein perſönliches Recht, 
welches das Staatägefeg gibt und der gefegliche Thronfolger behaupten muß mie jeved Recht, 
damit er die durch das Gefeg ihm übertragene höchſte politische Berufspflict um des Staats 
willen auszuüben vermag. Daß die Gefege den perjönlichen Souverän überhaupt an die 
Beobachtung ihres ganzen Inhalts und in gewiffen Fällen an die Einhaltung gewiſſer conftitu: 
tioneller Formen binden, macht die Ausübung der Souveränetät nicht zu etwas von der Zuftän: 
digkeit wefentlich Verſchiebenem, da die eigentliche Thätigkeit ver Souveränetät, die Ausſprechung 
des rechtlich unappellabeln, letztentſcheidenden Worts, ftetd dem perfönlihen Souverän ver: 
bleiben muß. 29) 

Nah alledem muß es Elar fein, daß, wenn aud die Souveränetät ald Rechtsbegriff im 
Staat liegt, jle doch nie anders ald durch Menfchen zur Erſcheinung kommen fann, dies aber 
nicht nur auf verſchiedene Art und in verſchiedenem Grade ver Bolltommenheit, fondern auch 
unter Umftänden, namentlid in großen politifchen Übergangsperioden, fo undeutlich geichehen 
fann, daß nit nur zweifelhaft wird, wer der eigentliche Souverän fei, fondern auch bie Urſachen 
und Folgen der Souveränetät undeutlic verfhwimmen. So fann ed z. B. in einem Wahlreich 
nie vollftändig entſchieden werden, wer der eigentliche Souverän fei, ob ber Wähler oder der 
Gewählte 29), und ähnliche Unklarheiten werden ſich durch die vafallitifhen Verhältniffe, durch 
republifanifche und falfch verftandene conftitutionelle Staatöformen ergeben. 

Sobald aber die rechtliche Unverantwortlichkeit des perſönlichen Souveräng, die freilich ſelbſt 
von Souveränen gegen ihre eigenen Standeögenoffen ſchon verlegt werden wollte 3%), aufgegeben 
ift, muß jedenfalls die Sonveränetät von ihm auf diejenigen gewälzt erfcheinen, denen er dieſe 
rechtliche Verantwortung fhuldet, und ein um fo größerer Widerſpruch entftehen, weil ja alle 
Jurisdiction vom Souverän ausgeht und in feinen Namen geübt wird. 2!) Selbft in England, 


26) Sie ift befonders von Zachariä, Deutfches Staatsrecht, Bo. I, $. 65, auf bie deutfchen Sou— 
veräne angewendet, findet ſich aber ſchon bei Yode, Origine etc. of civil government, Kap. $. 1 in fin. 

27) Held, Syſtem, II, 205. 

28) Held, II, 535, 587. 

29) ©. die Art. Kaifer und König, Kurfürften und Monarchie. Dazu Wattel, 1, 147, 208 fa. 
Warnftedt, S. 50. Hüllmann, Gefchichte des Urfprunge der deutſchen Fürſtenwürde (Bonn 1842), 
&. 215. Mommfen, Römifche Geichichte, I, 762. Erſch und Gruber, Encyflopädie, s. v. „Patricier“, 
Sect. I, Bd. XII, S. 349. Phillips, Die deutfche Königswahl (Wien 1858). 

30) Klüber, Acten, 1, 16. 

31) Über Tyrannenmord vgl. Held, Syſtem, II, 380. Troplong, 169 fg., 189 fg., 223, 234, 242. 
Volney, Oeuvres complets, S. 594. (Spinoza) Tract. polit. in quo demonstratur quomodo so- 
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wo das Princip der Abſetzbarkeit des Königs theoretifch gilt, hat man es nicht nur feit Locke auf 
die alleräußerften Fälle einſchränken zu müffen geglaubt (ſ. Lode), jondern es durch verfchiedene 
Fictionen, 3. B. der Abdication, des erflärten Kriegs gegen das Volf u. ſ. w., erft rechtfertigen 
zu müſſen geglaubt. 3. Help. 

Spanien. (Geographiſche Lage und Geftaltung. Staats: und Wer: 
faſſungsgeſchichte. Statiftif und ftaatsrehtlihe Verhältuiſſe.) Spanien, 
einjt im Befig der Weltherrihaft, war zu Anfang unfers Jahrhunderts in eine folche gei 
ftige und materielle Berfommenheit herabgefunfen, daß es auf die Geſchicke des Welttheils 
zu deffen Haupt es durch jeine Lage von der Natur beſtimmt zu fein fheint, wenigen oder feinen 
Einfluß auszuüben vermochte und nur wegen der no immer unermeplihen Länderftreden, die 
ihm in Amerifa und anderwärts gehörten, ald ein Großſtaat, nicht aber als eine Großmacht, 
melde zu fein es längft aufgehört hatte, betrachtet wurde. Im übrigen war Spanien gleich— 
giltig für Europa, denn wie von unheilbarer Lethargie betroffen ſtreckten jid die ftarr gerworke- 
nen Glieder des Miefenreichs über die Alte und Neue Welt! Man würde aber ein großes Un: 
recht begehen, wie ed unzähligemal begangen worden ift, wollte man die Schuld an jener 
Verkommenheit dem fpanifchen Volk allein aufbürden. Wol trägt es jelbft einen großen Theil 
diejer Schuld, indem es fih jahrhundertelang hartnädig den Forderungen des Zeitgeiftes 
verfhloß und in ftolger Bermeffenheit ji fortwährend die erfte Nation der Welt zu fein dünkte, 
ohne fi um die Fortſchritte der Givilifation zu fümmern; der bei weitem größte Theil ber Schulv 
an jenem Unglüd trifft aber feine Beherrſcher, weltliche wie geiſtliche, welche aus felbftjüchtigen 
Zweden, in furzjihtiger Verblendung die Nation abjihtlih in hermetifcher Abgeſchloſſenheit 
von der übrigen civilifirten Welt Jahrbunderte hindurd erhielten und, indem fie Dem ihr 
angeborenen Stolz ſchmeichelten, jede freie Regung in ihr unterbrüdten, um fie zu einem 
willenlofen Werkzeuge der Despotie und Bigoterie zu erziehen. Demgemäp hat man bis auf 
die neuefte Zeit Spanien und das ſpaniſche Volk nad feinen Regierungen beurtheilt, ohne 
danach zu fragen, was dieſes Volk unter befferm Regiment für Europa und die gefammte 
civilifirte Welt hätte werden können und noch werden kann. Wie fchleht würden aber bie 
meiften Nationen wegkommen, wollte man jie blos nach den Handlungen und der Politif ihrer 
Regierungen bemeſſen! Dap aber gerade das fo ftolge und einft fo thatkräftige und frei- 
jinnige ſpaniſche Volk zu einem willenlofen Werkzeug des weltlihen und kirchlichen Des: 
potismus werden und unter deffen doppeltem Drud geiftig und materiell verfümmern Eonnte, 
das bat feinen Grund theils in der eigenthümlichen Geſchichte und Entwidelung diefer Nation, 
teils in der von der Natur felbft geichaffenen Abgeſchloſſenheit ihres Landes von dem übrigen 
Europa. Deshalb muß Spanien anders beurtheilt werden wie die übrigen Länder unjers 
Grotheild, und ebendeshalb ift es auch nothwendig, bevor wir und zur Darftellung der Staatd: 
und Verfaſſungsgeſchichte dieſes Landes wenden, zuvor einen eingehenden Blick auf feine 
geographiiche Lage und Geftaltung und auf die Entwickelungsgeſchichte ver jpanifhen Nation 
zu werfen. 

I. Geographifhe Lage und Geftaltung. Wenige Länder der Erde bilden ein 
jo in fi abgeſchloſſenes Ganzes, wie die fpanifhe Halbinfel. Auf Prei Seiten vom Meere 
umfpült, auf der vierten durd ein hohes breite wildes Gebirge, welches nur wenige und 
ſchwierige Übergänge darbietet, von Frankreich geſchieden, ericheint diefed Land von der Natur 
jelbft vom übrigen Europa abgetrennt, während die zahlreihen und trefflihen Häfen feiner 
Südküſte ed auf den Verkehr mit dem ihm gegenüberliegenvden afrifanifhen Gontinent, mit 
welchem es urfprünglic unleugbar zufammenhing, hinweifen. Nicht minder eigenthümlich 
ift die Geftaltung diefed Landes. in geräumiges Hochplateau, ein Tafelland von unge: 
fähr 4200 geographifhen Duadratmeilen, an mehrern Punkten bis über 4000 Fuß an— 
ſchwellend und nirgends unter 1500 Fuß ſich ſenkend, bildet den Kern ver Halbinſel. Mäder 
tige Gebirge ungürten dieſes gewaltige Hochland, während ein in der Nähe feiner öſtlic 
Grenze beginnender Bergwall, das eaſtilianiſch-leoneſiſche Scheidegebirge, feine Obe 
zwei ungleiche Hälften teilt, welche theild aus ausgedehnten Ebenen, theild aus 
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migen, mitunter terraffenartig übereinander auffteigenden Plateaur beitehen. Letzteres iſt 
namentlich der Fall längs des öftlihen Randes bes centralen Tafellandes, wo dieſes am höch— 
ften anſchwillt und ji von da in breiten Stufen zu der weiten Mulde des Ebrobeckens ab- 
dacht, während in weftliher Richtung der Boden fi fenft und zugleich drei parellele, durch 
Gebirgszüge getrennte Thalmulden zeigt, welche die Rinnſale von drei Hauptftrömen ver Halb: 
infel, des Duero, Tajo und Guadiana bilden. Bon den Randgebirgen des Tafellandes ift nur 
das nördliche eine ununterbroden fortlaufende Kette; das ſüdliche zeigt eine Menge von engen 
Querthälern und Schludten, durch welde zahlreiche auf dem Tafellande entfpringende Flüſſe, 
meift wilde Berggemwäffer, ſich nad dem Mittelländiſchen Meere hindurchdrängen, und das öftliche 
eriheint auf ifolirte Gebirgsmaſſen reducirt, welche bald jhroff, bald in janften Abdachungen 
nad) vem Ebrobaffinabfallen. Gegen Werten dagegen fteht das Innere der Halbinfel durch die 
Thäler des Duero und Tajo bis zum Atlantifchen Meere offen, doch nur ſcheinbar, denn ſchroffe 
Belögebirge verfperren aud bier an mehrern Stellen ven Ausweg, die Thäler der genannten 
Flüffe zu wilden Schluchten verengend, durch welche fie ihre Bluten nur in braufenden Strom: 
schnellen hindurchzuzwängen vermögen. So ift das große Tafelland des Innern nad allen 
Seiten hin von den Küflengegenden und den Tiefländern der Halbinjel abgejhloffen, gegen 
Dften durch hoch emporgethürmte, wafferarme und unwirthliche Plateaur, nad allen Himmels- 
gegenden durch ſchroffe oder breite, ſchwer zugängliche Gebirgsfetten und Bergterraffen. Denn 
eine hervorftehende Eigenthümlichkeit des iberifhen Hochlandes ift der Umftand, daß feine Ab- 
hänge fich faft überall ſtufenförmig abdachen, dieſe terrafiirten Abhänge aber größtenteils 
mit Ketten und Maffengebirgen, welche deshalb Bergterraſſen bilden, bevedt find. So erheben 
fih auf dem weitlihen und längften Abhang zwei umfangreiche, dur den Kauf ded Duero 
geſchiedene Bergterraflen, welche ven nordweſtlichſten Theil Spaniens und die nördliche Hälfte 
Portugals einnehmen, nämlich die Terrafje von Galicien und Traz-os-Montes und die Terraffe 
von Beira, während auf der entgegengefegten Seite die Terraffe von Valencia mehr ald die 
Hälfte des öftlihen Abhanged bedeckt. Zwei andere, in noch großartigerm Stil entwidelte 
Bergterraffen thürmen fi im äuperften Norden und Süden der Halbinfel empor, gleihfam 
vorgefchobene Bolten des innern Tafellandes, mit dem fie in unmittelbarem Zufammenhang 
ftehen, im Norden die pyrenäifche oder iberifche, im Süden die granadifche oder bätifche Ter— 
raffe. Beide, audgezeichnet dadurch, daß gerade fie die höchſten Gebirge ver Halbinfel beherbergen, 
die Pyrenäen und die Sierra: Nevada find durch tiefeingefenfte Ebenen von dem centralen 
Tafellande, mit weldhem die pyrenäiſche Terraffe durch) das Plateau von Alava, die granadifche 
durch das Plateau von Murcia zufammenhängt, getrennt, nämlich Die nörbliche durch das Ehro=, 
die ſüdliche durch das Guadalquivirbeden. Während aber leßtered gen Südweſten in weiten 
Ebenen jih unmittelbar bis an das Atlantiſche Meer erſtreckt und deffen Geſtade zwifchen der 
Mündung ded Guadiana und der Bai von Gadiz mit einem breiten Gürtel von Sanddünen 
und Strandfümpfen umgibt, ericheint die länglid:ovale, in der Richtung von Nordweſt nad) 
Südoſt geftredte Mulde des Ebrobaffind-gegen das Mittelländifhe Meer von einem breiten 
und hohen Gebirgswall abgefperrt, durch welchen der Ebro ſich eine lange, vielfach gefchlängelte 
Thalſchlucht mühfam gegraben hat, indem hier bie valencianifche und die pyrenäiſche (cataloniſche) 
Bergterrafle fi) die Hände reihen. So war und ift nod immer dad Innere der Halbinfel nur 
von einer Seite her leicht zugänglich, nämlich durch die Ebene des Guadalquivirbedens oder des 
bätifchen Tieflandesd; allein zwifchen diefem und dem eigentlichen Innern, der Oberfläde des 
Tafellandes, thürmt ſich abermald ein mächtiges Gebirge auf, welches, zwar nicht durch Höhe, 
wohl aber durd Breite und Wildheit ausgezeichnet, der Communication mit dem Innern faft 
unüberfteigliche Hinderniffe entgegenftellt. Es ift die über 50 geographiiche Meilen lange und 
bis 12 Meilen breite, durchweg mit Gebüſch und Wald bevedte, von engen Felſenſchluchten 
durchſetzte Sierra: Morena, welde den terraflirten Südabhang des Tafellandes vom Plateau 
von Murcia an bis zu dem engen Thal des Guadiana bedeckt, ja ſich jenfeit deffelben unter 
dem Namen des Algarbifchen Gebirges noch über 20 Meilen weiter bis an die ſüdweſtliche Ede 
Portugals hinzieht, wo fie in den fhroffen Sandfteinklippen des Caps St.-Bincent in das 
Meer hinabflürzt. 

So jehen wir die weiten Länderſtrecken des Innern der Halbinfel abgefhnitten nicht allein 
vom Weltverfehr, fondern ſelbſt von den peripheriichen Gliedern und den Küften des Landes, 
ein Umſtand, welder von wejentlihem Einfluß auf ven Gang der gefammten Staatd- und 
Gulturgefhihte Spaniens gemwefen ift und das unleugbare Zurüdbleiben des innern Landes 
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im Bergleih mit den Küftenprovinzen erflärt. Daß diefe eigenthümlidhe Geftaltung des 
Landes, für welde wir im übrigen Europa vergeblih ein Analogon ſuchen !), die Com— 
munication zwiſchen den Küften und dem Innern ungemein erſchweren und z. B. vem Bau 
von Eifenbanen faft unüberwindlihe Schwierigfeiten entgegenftellen muß, liegt auf der Hand. 
Ganz beſonders gilt dies von dem Norden der Halbinfel, wo das cantabriihe Küftengebirge 
mit kurzen, jhroffen, labyrinthiſch zerflüfteten Kelfenterrafien zum Biscayiſchen Meerbujen 
herabfällt. 

Die Hauptftröne der Halbinfel find der Ebro, Duero, Tajo, Guadiana und Guadalgquivir. 
Bon venjelben gehören blos der erfte und legte Spanien ausfhließlih an, während ver Duero 
und Tajo, welche im allgemeinen in weftliher Richtung ftrömen, Portugal durchſchneiden 
um an deſſen Weitfüften in den Atlantifhen Ocean zu fallen. Der Guadiana und der Guadal— 
Yuivir fließen anfangs auch gegen Weiten, wenden fi aber dann nah Süden, um demſelben 
Meere entgegenzueilen. Nächſt diefen Strömen, von denen der Tajo die größte (120 Mei: 
fen), ver Guadalquivir die geringfte Länge (70 Meilen) beigt, ift der im Nordweſten der 
Halbinfel ftrömende Minbo (30 Meilen Länge) der beveutenpfte Fluß der Halbinjel. Sein 
unterer Lauf bildet einen Theil ver Norpgrenze Portugals. Alle übrigen jelbftändigen Flüffe 
Spaniens und Portugals find Küftenflüffe, darunter nur die wenigften in ihrem unterften 
Lauf ſchiffbar, weil fie faft alle in geringer Entfernung von der Küfte auf hohen Gebirgen 
entfpringen. Auch die Hauptſtröme find für die Binnenihiffabrt wenig geeignet, weil faft bei 
allen der mittlere Stromlauf ein jehr beveutendes Gefälle bejigt und von dem untern, wegen 
der Schmalheit des Küftenlandes meift kurzen Stromlauf durch Stromſchnellen und Kate: 
rakte getrennt ift, die der Schiffahrt große Hinderniffe entgegenftelen. So fehlen dem innern 
Spanien aud die Waflerftragen, welde in andern Ländern Guropas die Gommunication jo 
jehr erleichtern, oder Fonnten wenigſtens erſt durch koſtſpielige Ranalbauten und Strom: 
regulirungen, die größtentbeild noch der Bollendung harren, bergeftellt werden. Viel vor: 
tbeilhafter ift in diefer Beziehung Portugal gelegen, weil daffelbe von dem untern jhiffbaren 
Zauf zweier Ströme der Halbinjel gänzlich durchſchnitten, von dem zweier anderer theilmeife 
begrenzt wird, Gänzlich fehlen den Innern der Halbinfel große und mit ſchiffbaren Flüſſen in 
Verbindung ftehende Seen. 

Zwifhen 36° 0’ 40” und 43° 46’ 40” ver Breite jowie 8° 17’ 42” und 20° 59’ 56” 
öſtl. 2. von Ferro gelegen, umfaßt das ſpaniſche Feſtland bei einer Küftenentwidelung von 
487 Leguas?), wovon 231 auf die atlantifche, 256 auf die mıittelländifche Küfte kommen, und 
eine Landgrenze von 229 Xeguad, von denen 131 der portugieliihen, 87 der frangöliichen 
Grenze, 10 dem Gebiet der Pyrenäenrepublif Andorra und 1 ven englifhen Gebiet von Gibraltar 
angehören, einen Flähenraum von 15960 Quadratleguas ( —9068,9 Duadratmeilen). Vergli— 
chen mit ven andern Halbinjeln Europas, beiigt Die Pyrenäiſche viel weniger gegliederte Küften: 
ftrihe, indem tiefeinjchneidende Meerbufen und Meeresarme faft ganz fehlen; dennoch haben 
ihre Küften viele und trefflice Häfen aufzuweifen, von welden Bilbao, Santander, Ferrol 
und Coruña an der Nordfüfte, Vigo an der Weltfüfte, Cadiz, der Golf von Gibraltar und 
Malaga an der Südküſte, Gartagena, Alicante und Barcelona an der Südoft: und Oftfüfte 
die wichtigften find. So fteht das ſpaniſche Küftenland nad) vier Himmeldgegenden dem Welt: 
handel offen, während die Halbinjel vom europäifhen Feſtlande durd die Pyrenäen faft voll: 
ftändig abgefhnitten ift. In der That bildet dieſe gewaltige Gebirgsfette eine natürliche Scheide- 
wand zwiichen Spanien und Frankreich; dagegen it die ſpaniſch-portugieſiſche Grenze großen: 
theils eine künſtliche. Diejer Umſtand, die bei aller Verſchiedenheit der Spanier und Portu— 
giefen dennoch beiden Völfern gemeinfamen Intereſſen, die Verwandtſchaft ver Abflammung 
und Spradhe, die Unbequemlichkeit, welche für die Entwidelung des ſpaniſchen Binnenhandels 
darin liegt, daß Portugal die untern Stromläufe und. Mündungen zweier Hauptflüffe beherricht 
und diejenigen zweier andern begrenzt, die Ohnmacht Portugald gegenüber England, welches 
fi) längft feines Handels bemädhtigt hat; alles diejes zufammengenonmen macht dad Project 





1) Das fpanifche Gentralland ähnelt in oro- wie hydrographiſcher Beziehung auffallend dem meri— 
caniſchen Hochlande, und nicht bedeutungslos dürfte es ericheinen, daß die Spanier bei der Entdeckung 
NAmerifas gerade Merico mit dem Namen Neufpanien belegten. 

2) 17”, Leguas (geographiſche) gehen auf einen Breitengrad. Gewöhnlich rechnet man nad) Le— 
guas regales, deren 26 = 144 Kilometer find. 
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einer Verſchmelzung beider Staaten in einen einzigen (die Jogenannte Iberifche Union), mit mel: 
chem ſich uamentlich Die demokratiſche Partei beider Länder ſchon jeit langer Zeit trägt, erklärlich. 

In klimatiſcher Beziehung bietet Spanien die merfwürdigften Gegenfäge dar; ja, man 
darf jagen, daß in dieſem Yande alle Klimate der nördlichen Hemifphäre mit alleiniger Aug: 
nahme des tropifchen vereinigt find. Denn während im Innern im Sommer eine glühenve 
Hige, im Winter eine firenge Kälte herrſcht, kurz ein volllommen ausgeprägtes Continental: 
klima mit den ſchroffſten Temperaturertremen vorhanden ift, genießen die Küſtengegenden ein 
mildes Klima, weldes hin und wieder (3. B. an ver Weſtküſte Galiciens) einem fortwährenden 
Frübling gleiht. Und während auf dem centralen Tafellande nur wenig, in Murcia fogar faft 
gar fein Regen fallt, erfreuen ſich einzelne Gegenden Biscayas (Bilbao) und Galiciens einer 
faft tropifhen Negenmenge. Tiefe Schneemaffen bedecken alle Winter die nadten hoben Pla: 
teaur von Reinoja, Soria und Molina, Oberaragonien und alle Hochgebirge, während zur 
jelbigen Zeit in den Ebenen und Thälern der ſüdlichen Küftenprovinzen die Orange reift und 
die Meizenjaaten fußhoch ſtehen. Bei Lanjaron am füdlihen Buß der Sierra-Nevada über: 
Ihaut man an dem langen Abhang diefed Hochgebirges mit einem Blid die Vegetationen fünf 
verſchiedener Zonen! Dieje großentheild durch die geographiſche Lage ver Halbinfel, theild und 
vorzüglih durd die eigenthümlihe Plaſtik des Landes bedingte Verfhiedenheit des Klimas 
fpricht fi auch in ver Vegetation und in der Thierwelt, ja jogar in der menſchlichen Bevölke— 
rung aus. Haft alle Küſten Spaniens umzieht ein üppig fruchtbarer Gürtel mit feuchtwarmem 
Klima, in welden Drangen und Feigen, Mandeln und Dliven, Badeldifteln und Agaven, 
Mein, Mais und Weizen und die evelften Gartenfrüchte in reicher Fülle gedeihen. Do, damit 
die Gegenjäge nicht fehlen, ericheint dieſer Gürtel im Norden wie im Süden flellenweije von 
nadten unmwirtblihen Felsgeſtaden unterbrochen, in Afturien und Galicien durch granitne Bor: 
gebirge, am Gabo de Gata und längs der Küfle von Murcia und Südvalencia durch zerflüftete 
Feldmauern von Tradyt, Thonfhiefer, Kalk und Sanpftein. Weiter landeinwärts bat hier 
die Gegend einen völlig afrifaniihen Charakter. Nackte, ſchroffe, vürre Felsgebirge und waſ— 
jerloje, mit Steppenpflanzen kümmerlich bejtreute Einöden wechfeln mit förmlichen von Dattel= 
yalmen, Granat: und Drangenbäumen befchatteten Dajen, ja, die Stadt Elche in Süd— 
valencia liegt inmitten eines Balmenmwaldes von mehr ald 70000 Stämmen. Dagegen erin- 
nern die reizenden Gefilde von Motril, Almunerar, Beleg: Malaga und Malaga mit ihren 
Zuckerrohr-, Bataten und Baummollfeldern, dur die Bananen: und Bambusftauden ihrer 
Gärten, in welchen ver Kaffee und Ehirimoyabaum feine Früchte reift, an die Tropenländer. 
Das weite bätifche Tierland beherbergt ſüdwärts zahllofe Drangenbaine, während längs bed 
Fußes der mit immergrünem Giftrofengeiträud) dicht bedeckten Sierra: Morena fürmliche Wälder 
von Olbäumen, theilweife untermengt mit Kork: und Immergrüneichen hinziehen. Dazwiſchen 
liegen ungeheuere Getreidefluren, aber aud ausgedehnte mit Zwergpalmengeftrüpp, Difteln 
und Steppenpflanzen bedeckte Wüfteneien. Eine ähnliche Phyſiognomie hat die tiefe Mulde des 
Ebrobajiind. Zwiſchen von Ol-, Maulbeerr-, Mandel: und Walnußbäumen, von Hanf: 
und Weizenfluren oder von Weingärten umringten Städten und Flecken breiten ſich hier 
weite nadte Salzfteppen aus, die höchſtens den Schafen ein Fümmerliches Futter bieten. Der: 
gleihen Salzfteppen findet man auch auf der ſüdlichen Hälfte des centralen Tafellandes (in 
Neucaftilien), auf den Plateaur der granadiniichen Terraffe, in Murcia und Süpvalencia, 
ſelbſt im bätifhen Tieflande, wo fogar ein großer Salzfee, die Lagune Zoñar nebft verſchie— 
denen Fleinern, Die auch anderwärts nicht fehlen, vorhanden ift. In ſolchen Gegenden glaubt 
man ſich nad Gentralajien verfegt. Die Ebenen des centralen Tafellandes jind, ſoweit jie 
fih im Anbau befinden, vorherrfhend mit Getreide-, namentlih Weizenfluren bededt; doch 
wird auch hier der Weinbau und auf der ſüdlichen Hälfte die Ol: und Maulbeerbaumzudht ftarf 
betrieben. Die unangebauten Landſtrecken jind im Weiten von Eiftusheiden, im Norden von 
Heidefträuhern, jonft von gefellig wachſenden aromatifchen Kabiaten (Tomillares) überzogen, 
welche die durch die Oberflächengeſtaltung des Bodens bedingte Monotonie noch erhöhen. Ginen 
ganz andern Charakter Hat ver von der cantabriſch-aſturiſchen Kette bevedte Norden und Nord: 
weiten Spaniend. Hier glaubt man in der Schweiz oder in den Rheingegenden zu fein; denn 
wie dort ſchmücken hier die Thalgründe blumige Wiejen , wie dort find hier Die zablreihen Ort— 
ichaften und zerftreuten Gehöfte von Obſtgärten umringt, wie dort breiten ih Eichen: und Bus 
dhenmälder an den Bergabhängen aus. Ja die ganze Vegetation ift vorzugsweiſe aus mittel: 
europäifchen Pflanzen zufammengejegt, nur im Weften (Galicien) erfheint fie flarf vermengt 
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mit der Halbinfel eigenthümlichen, mediterranen und agoriichen Pflanzenformen. Was endlich 
das öftlihe Küftenland (Valencia, Gatalonien) anlangt, fo ähnelt hier Die vrgetative Phv- 
ſiognomie derjenigen von Südfranfreih und Italien. Die ausgedehnten Reisfluren bei Balencia 
erinnern an die Lombardei. Gin fremdartiges Element bilden indeß die Korfeihenwälder Ga- 
taloniens und die ausgedehnten Bflanzungen von Johannisbrotbäumen in Valencia. 

Daß bei diefer außerordentlichen Verfhiedenartigkeit des Bodens, ded Klimas und Der Be: 
getation aud die Thiermelt ungemein variiren muß, liegt auf der Hand. Während in den Po— 
renden und afturifchen Gebirgen Bären und Gemjen leben, hauſt in den Wilpniffen Eftrema: 
duras der afrifanifche Luchs; ja auf dem Gibraltarfelien kommt ſogar noch der ungeſchwänzte 
Affe vor. Nordafrifanifhe und orientaliihe Reptilien (z.B. dad Chamäleon) und Infeften 
finden fi in Andalufien, Murcia und Valencia, afrifanifhe Sandhühner in den dürren Ster: 
pen des Südens und Gentrumd. Die Fauna ded Nordens flimmt wieder in der Hauptfache mit 
derjenigen Mitteleuropas überein, während das Gentrum und der Weiten eine Menge eigen: 
thümlicher Arten, namentli unter den Infekten, bejigt. Die Schneeregion der Sierra:MNe: 
vada ift jogar mit einer eigenen Steinbodart (Capra hispanica) bevölfert, welche jich auch in 
einigen andern Hodgebirgen des Gentrums und Weſtens wiederfindet. Wölfe, Rehe und 
Wildſchweine find durd einen großen Theil von Spanien verbreitet, während der Epelhiris 
und der gemeine Haſe nur noch jparfam vorfommen. Das gemeinfte Haarwild ift das Kanin: 
hen, das gewöhnlichſte Federwild, wenigftens im Gentrum und Süden, das rothbeinige Reb— 
huhn. Die Flüffe find, foweit fie im Sommer nicht verfiegen, meift reih an Fiſchen, umter 
denen Barbe und Forelle eine hervorragende Rolle jpielen. 

Spanien ift reih an Metallen und Mineralien. Unter erftern herrſchen Blei und Eifen ent: 
ſchieden vor, aber auch alle übrigen finden ih, von edeln namentlih Silber. Weltberübmt 
find die unerihöpflihen Durdfilbergruben von Almaden in der Hohen Mancha. Afturien, 
Leon nnd Andalufien beiigen ausgedehnte Steinkohlenlager, und neuerdings ind durd den 
Eiſenbahn- und Bergbau auch anderwärts bedeutende Koblenflöge aufgefhloffen worden. Gute 
Baufteine fehlen faft nirgends. Unermeßlich if enblich ver Reihthum an Stein-, Quell- und 
Seefalz, an Gips, Mergel, Thon, an mineralifhen Düngeftoffen (in Eftremabura bei Lo: 
grofan gibt es einen ganzen Berg von Phosphorit), an warmen und Falten Mineralquellen. 
Auch an Wald ift feineöwegsd ein folder Mangel, wie man gewöhnlid glaubt. Denn wenn 
auch die weiten Ebenen des Gentrumd und der beiden Tiefländer und die meiften Gebirge des 
Südens und Südoſtens der Waldung großentheils entbehren, indem ihre Waldungen im Lauf 
von Jahrhunderten allmählih ausgerodet worden find; fo gibt ed Dod immer noch bedeutende 
Wälder, ja ganze waldreiche Diftricte. Im Norden herrſchen die blattwechſelnden Laubhölzer 
(verſchiedene Eihen, Rothbuchen und Kaftanien) vor, während im Süden und Südweften im- 
mergrüne Eichen (darunter Korfeihen und Eichen mit efbaren Früdten) im Verein mit Pinien 
und Schwarzfiefern (Pinus Pinaster) eine Hauptrolle ſpielen. Mächtige Eichenwaldungen be: 
decken einen großen Theil des höhern Eſtremadura, PBinienwälder die Strandgegenden des bä— 
tifchen Tieflandes zwifchen der Mündung des Guadiana und der Bai von Cadiz. Das centrale 
Sceidegebirge hat im Welten Wälder von Eichen und Kaftanien, im Centrum ſolche unferer 
gemeinen Kiefer aufzumweifen. Die Serrania de Cuenca ift zur Hälfte von ungeheuern Kiefern: 
wäldern (Pinus Laricio) bedeckt, das Seguragebirge in Murcia von Wäldern der Porenäen: 
fiefer (P. pyrenaica), welche auch in den aragonifdhen Pyrenäen waldbildend auftritt. Sonft 
jind die Pyrenäen durch Wälder der Hakenkiefer (P. uncinata), der Edeltanne, melde nament: 
ih in Navarra den umfangreihen Wald von Jrati bildet, und der Rothbuche aufgezeichnet. 
In Eatalonien endlich treten wieder bedeutende Korfeihenwaldungen auf, Auch eigenthümliche 
Holzarten fehlen nicht, z. B. die andalufiihe Tanne (Abies Piusapo) in den Gebirgen von 
Ronda, und die ſpaniſche Ceder (Juniperus Ihurifera), welche im Often des centralen Tafel: 
landes ftellenweife Dichte Waldungen bildet. 

Spanien hat folglih von der Natur alles erhalten, was ein Volk bedarf, um Ader: und 
Bergbau, Handel und Induftrie zur höchſten Blüte zu bringen und dadurch zu Wohlftant, 
Macht und Anfehen zu gelangen; es ſcheint durch feine Lage wie durch feine mannichfachen und 
unerfhöpflihen Hülfsquellen dazu berufen, das weltbeherrſchende Haupt Europas zu fein. 
Wenn e8 Died dennoch nur kurze Zeit gewefen und die fpanifche Nation nad) jener Glanzperiode 
tiefer gefunfen und Jahrhunderte hindurch weit mehr in ver Givilifation zurüdgeblieben ift als 
irgendein anderes hriftlihes VBolf Europas, jo darf man den Grund davon nicht allein in der 
Indolenz und der ftolgen Gingebildetheit ded Spaniers ſuchen, jondern find daran vorzugsweiſe 
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ber eigenthümliche Entwidelungdgang des ſpaniſchen Volks und feine verhängnißvolle Gefchichte 
jhuld. Alles dieſes zuſammengenommen erklärt, warum erft in neuefter Zeit Spanien einen 
Aufſchwung zu nehmen vermochte, welcher zu der Hoffnung berechtigt, daß dieſes Land dereinft 
ih den civilifirteften und mädtigiten Ländern Europas ebenbürtig zur Seite ftellen und fo den 
ihm gebührenden Plaß in Europa einnehmen werde. 

I. Staats- und Verfaſſungsgeſchichte. Natürlich abgeſchieden von Europa erhielt 
die aus einer Miſchung celtifcher von Norden her eingewanderter und iberijcher Stämme hervor: 
gegangene Urbevölferung die erfte Cultur vom Orient aus durd die Phönizier, melde der Sage 
nad ſchon 15 Jahrhunderte vor Ehriftus rasch emporblühende Eolonien an Andalufiens Küften 
(darunter Gades) gründeten. Gleichzeitig oder bald darauf bauten griechiſche Einwanderer aus 
Samos, Rhodus und jpäter Maftilia zahlreiche Pflanzorte, befonders im öſtlichen Küftenlande. 
Ihnen folgten die Karthager, welde, ven Phöniziern an Schlauheit und Macht ebenbürtig, die 
allmählich eingetretene Zerfplitterung des celtiberifchen Volks in eine Menge fi) gegenfeitig be- 
febdender Stämme flug benugend, den größten Theil der Halbinfel unterjochten und mit ihrem 
afrifaniihen Stammreid) vereinigten. Der zweite Bunifche Krieg Tegte die Römerherrſchaft an 
die Stelle ver karthagiſchen nach langem Widerftreben ſeitens der tapfern, von glühenden Un: 
abhängigkeitsjinne erfüllten Urbevölferung, und noch dauerte e8 zwei Jahrlunderte, bevor Spa— 
nien (unter Auguftus) in venBollgenuß der römiſchen Eivilifation eintrat, denn fo lange währte 
der Kampf gegen die Ureinwohner, namentlich gegen die unbezwinglichen Bantabrer, fo lange 
blieb Spanien der Schauplag aller Nebellionen, ver Schlupfwinfel aller gefchlagenen Parteien 
des römischen Weltreichs. Mit der Kaijerzeit begann für Spanien eine lange Periode des Frie- 
dend, unter veffen Segnungen die Nation raſch zu einem blühenden, hochgebildeten Gedeihen 
ich aufihwang. Denn wenn auch unter der römifhen Herrfchaft die celtiberifhe Nationalität 
nicht völlig verihwand,, jo wurde dodh Spanien vom Römerthum fo tief durchdrungen, daß 
lateinifhe Sprade, Sitte und Lebensweiſe bier felbit im höhern Grade heimiſch wurben als 
in dem weit mehr gräcifirten Italien. Aber gerade diejes innige Eingehen in das römische Eul: 
turleben wurde für Spanien verhängnifvoll. Denn mit der römiſchen Bildung verbreitete ſich 
in Spanien aud die römiſche Sittenlofigkeit und Verweichlichung, und jo vermochte das rö— 
mifhe Spanien zur Zeit ver Völkerwanderung der rohen Kraft der von Norden heranftürnen: 
den Barbaren auf die Länge ebenfo wenig zu widerftehen ald das römische Italien. Auf die 
Alanenhorben, welde jhon zu Anfang des 5. Jahrhunderts in Spanien eingedrungen waren, 
folgten Sueven, VBandalen und Burgunder, von denen bie erfigenannten im Nordweſten der 
Halbinſel fich dauernd ſeßhaft machten und ein Reich gründeten, welches 175 Jahre (bis 585) 
beftand, wo ed der Macht der mittlerweile, anfangs unter dem Titel von Bundeögenoffen der 
Römer, eingevrungenen Weftgothen erlag. Diefer germanifche Volksſtamm bemächtigte ſich bald 
des größten Theils ver Halbinfel, verlor aber auf jenem Boden einer weitverbreiteten Bil- 
dung, unter dem Einfluß des milden Klimas und einer bunt gemiſchten und theilweis flarf 
demoralifirten Bevölferung raſch feine lebensfriſche Geſundheit. Dazu fam, daß die Gothen 
dem arianifchen Glauben anhingen, während die Nomanen (die aug der Vermengung der Rö— 
mer und Geltiberer hervorgegangene Bevölkerung) fich zur katholiſchen Religion befannten. 
Dies veranlafte einen erbitterten, mit gegenfeitiger Undulpfamfeit und Verfolgung verbunde- 
nen Religionäftreit, welcher bis gegen dad Ende des 6. Jahrhunderts währte, wo König Rec: 
cared und mit ihm das ganze weſtgothiſche Volk zur fatholifhen Kirche übertrat. Allein ver 
Fanatismud war einmal angefadht und wollte einen Gegenftand der Verfolgung haben. Einen 
folden boten die in Spanien befonders zahlreihen Juden, auf welche jih nunmehr die katho— 
lifche romaniſch- gothifche Bevölferung mit glühendem Haß flürzte. 

So bildete ih in Spanien gleich beim Beginn des Mittelalterd jener Glaubendeifer und 
jene Hierarchie aus, welche die Hauptſchuld an dem fpätern Zurücbleiben der ſpaniſchen Na— 
tion und an dem meiften Unglück trägt, das dieſes edle Volk betroffen hat. Schon damald be: 
herrſchten die Bifchöfe die Kirche wie das Volf, die Goncilien wie die Reichſtage. Dadurch wur: 
den allmählich Zerrüttung des politiſchen Organismus und Uneinigfeit zwiſchen den gothiſchen 
Parteien herbeigeführt, welde im Verein mit der obenerwähnten Ausartung des gothiſchen 
Volks dem größten Unglück, weldes das hriftlihe Spanien betreffen konnte, der arabiſchen 
Invafion Thor und Thür öffnete. Von gothifhen Barteiführern und Kronprätendenten un: 
vorſichtigerweiſe zur Hülfe gerufen, landete Tarif am 28. April 711 mit feinen unbeſiegten 
fanatifirten Scharen am Feljen von Calpe (Gibraltar), worauf die ahttägige dem Halbmond 
günftige Schlacht am Guadalete, woſelbſt der legte Gothenfönig Rodrigo Yeben und Krone 
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verlor, dad Schickſal Spaniens entichied und dieſes Land wieder unter die Einflüſſe des Orients 
zurückbrachte, Die fein geſchichtliches Leben eröffnet hatten. Vielleicht wäre der unfelige Glau— 
benseifer, welcher ver Hierarchie das Übergewicht gegeben und durd diefe den Untergang des 
Gothenreichs herbeigeführt hatte, erlofhen, hätten die Sarazenen die ganze Halbiniel erobert 
und fi längere Zeit in deren ungeftörtem Befig zu erbalten vermodt. Denn der glübent: Fa: 
natismus, mit welchem fie die Spanier niedergeworfen hatten, verlor ih den Beſiegten atam- 
über allmählih und wich mit der fteigenden Bildung der fpanifhen Araber, welche bald vie 
hriftlihe Hoch überragte, einer Toleranz, die unerbört war in jenen Zeiten des bellodernden 
Kampfes zwiſchen dem Kreuz und dem Halbmond. Durften doch unter der weiten Regierung 
Abd-ur-Rahman's I. von Gordova (755 — 78) die „Mozaraber“, wie die unterjochten Ebriſten 
genannt wurden, fich in der Hauptitadt des Reichs fogar der Gloden bedienen und überall im 
ganzen mauriſchen Reich ihre Kirchen haben und fi von ihren eigenen Erzbiihöfen, Biſchöfen 
und Prieftern nach ihren eigenen Gejegen regieren laffen. Und als unter Abd:ur- Rabman Il, 
hervorgerufen durch katholiſche Priefter, die den mobanmedanifchen Eultus öffentlich verbößn: 
batten, eine Chriftenverfolgung ausbrach, weldhe zehn Jahre währte, fo erlitten in dieſer lan: 
gen Zeit doch nur 45 Ghriften ven Märtyrertod, was im Vergleich mit den fürdterlichen Ebri: 
ftenverfolgungen zur Zeit der römischen Kaiſer und mit den fpätern Greuelthaten der chriſtlichen 
Spanier gegen die Juden und Mauren foviel wie nichts bedeuten will. Wer weiß, ob die Bil 
dung, melde von Cordova ausftrahlte, wo unter des Khalifen Al: Hafem’s Regierung allein 
80 Schulen zum unentgeltlihen Unterricht de8Bolfs gegründet wurden, und deffen weltberübmtr 
Akademie felbft hriftliche Prinzen zu ihrer Ausbildung bejuchten, nicht mildernd und verföh 
nend auf den Geift der befiegten Spanischen Bevölferung gewirft und den Sinn echt chriſtlicher 
Duldung unter ihr zur Entwidelung gebracht hätte, wäre die ganze Halbinfel dem Scepter der 
Ommajjaden unterworfen geweſen. Allein vie bei dem Ginbruc der Araber, welde in raſchen 
Siegedlauf Spanien überfluteten und über die Pyrenäen dringend felbft das benahbarte mäch 
tige Frankenreich mit gleihem Schicffal bedrohten, in die unzugänglichften Gebirge Afturiens ent: 
flobenen Refte des gothiſchen Adels begannen unter Pelayo's Führung und unterftügt von den 
unbezwungenen Bergvölfern der Gantabrer (Basen) jehr bald jenen romantifhen Kampf, der 
die Wiedereroberung Spaniens zum Ziel hatte und beinahe acht Jahrhunderte währte! Faſt 
gleichzeitig leiftete ein in die Gebirge Hocharagoniens geflüchtetes Häuflein Chriften ven Arabern 
fräftigen Wipderftand, ja begann, als Karl Martell die in Branfreih eingedrungenen Saraze: 
nen bei Poitierd aufs Haupt geichlagen hatte (732), von feinen verborgenen Felshöblen aus unter 
des Gasconen Diigo Arifta’s Führung und mit fränkiſcher Hülfe ven Wiedereroberungsfampi 
ebenfalld. So entftanden im Norden und im Often Spaniens zwei Fleine hriftliche Reiche (die 
Königreihe von Leon und Sobrarbe, jpäter Aragonien), welche ſich allmäblih vergrößernd 
fhliehlih einander die Hände reichten und fich zum gemeinjanen Kampfe gegen die mehr und 
mehr zurücdgedrängten Mauren verbanden. Dadurch wurde der blinde Glaubendeifer unter ver 
chriſtlichen Bevölferung von neuem angefaht und der Entwidelung einer von Jahrzehnt zu 
Jahrzehnt immer mächtiger werdenden Hierardie neue Nahrung gegeben. Dies verbinderte, 
daf die arabiſche Bildung der hriftlichen Bevölkerung zugute fommen fonnte; jie blieb der fei: 
nern Gejittung der Mauren gegenüber, die ebenjo wie früber die Nomanen, allmählich der 
Berweichlihung und Parteiung anbeimftelen, eine rohe, nur für ihre Unabhängigfeit und die 
Ausbreitung des fatholifchen Glaubens glübend begeifterte Maffe. Abarfchnitten von dem Ber- 
fehr mit dem übrigen Guropa , theil® durch die Pyrenäen, tbeild durch das noch rohere, auf 
feine Unabhängigfeit eiferfüchtige Urvolk der Basfen, den legten Reſt der celtifchen Bevölkerung, 
an dem die Stürme der Völferwanderung faft wirkungslos vorübergebrauft und deren Strei: 
chen jelbft die Heldenſcharen Karl's des Großen erlegen waren, als diefer Spanien in jein chriſt— 
liches Weltreich bineinziehen wollte, in faft ununterbrochenem Kampfe mit den Ungläubigen 
nıufte die fi neu geftaltende ſpaniſche Nation nothwendig einen ganz andern Eharafter erhalten 
und einen andern Bildungsgang nehmen als die übrigen hriftlihen Bölfer Guropas. Meben 
dem glühenden Glaubenseifer bildete jih mährend des fangen, anfangs höchſt ungleichen 
Kampfes jenes ftarre Fefthalten an der Sitte der Väter, jenes hochmüthige Mistrauen gegen 
jedwede fremde Gefittung und jener unbegrenzte Glaube an bie eigene Tüchtigkeit aus, wodurch 
das ſpaniſche Volk ſich jelbft lange verhindert hat, in den Vollgenuß der europälichen Givilifa- 
tion zu gelangen, aber auch jene aufopfernde Baterlandsliebe, jener ſtolze Unabhängigkeitsſinn 
und jene zähe Ausdauer im Unglück, durch welche die Spanier wiederbolt jih die Bewunderung 
ſelbſt ihnen feindlich geſinnter Nationen erzwungen haben. 
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Auf den Trümmern des mehr und mehr zufammenftürzenden Maurenreichs bildete ſich all= 
maählich eine Anzahl Kleiner chriftlicher Reiche (die Grafihaft Barcelona, ſpäter Fürſtenthum 
Catalonien, ein Theil der frühern durd Karl den Großen gegründeten ſpaniſchen Mark, vie 
SKönigreiche von Aragonien, Gaftilien, Leon, Galicien, das Fürftentbum Afturien u. a.), 
welche bis zum Ende ded 13. Jabrhunderts in zwei Königreihe, das aragoniſche im Oſten und 
Das caftilianifche im Mieften des Landes verihmolzen. Auch entftand vom Ende des 11. Jahr: 
hunderts an, erit in Abhängigkeit von Gaftilien, dann aber als felbftändiger Staat, im Süb- 
weiten der Halbinfel das portugiejiihe Königreih. Die gänzlihe Wiedereroberung Spaniens 
Dusch dieſe drei hriftlihen Reiche würde jchneller gegangen fein, hätten nicht die oftmaligen Zer: 
würfniſſe unter den chriftlichen Negenten den Fortſchritt ihrer Macht verzögert. Dennoch konn— 
ten die durch Zwiftigfeit getbeilten Mauren, deren Herrihaft fih mehr und mehr zerfplitterte, 
dem wiederholten Andrängen der ihren an Begeifterung und an Bewaffnung bald überlegenen 
Spanier auf die Länge nicht widerfichen. Eine Stadt, eine Provinz nad der andern fiel den 
Aragonejen, Gaftilianern und Portugiefen in die Hände, der Glanz des Halbmonds erbleichte 
mehr und mehr, big zur Zeit der Vereinigung der Kronen von Gaftilien und Aragonien dur 
die 1474 erfolgte Bermählung der caftilianifhen Königin Iſabella I. mit dem aragonejiichen 
König Ferdinand V. die Maurenherrichaft blos noch auf das Eleine, aber ſchwer zugängliche und 
an Schägen, Hülfgquellen und Menſchen Überfluß habende Königreich Granada beſchränkt er— 
ſchien. Sofort richtete ſich das Hauptaugenmerk der beiden durch das Band der Ehe verbunde— 
nen Häupter des chriſtlichen Spanien, die ihre Kronen vereinigt hatten, ohne die innere Ver— 
waltung und Verfaſſung ihrer Staaten zu ändern, und die ſich, bezeichnend genug für den Geiſt, 
mit welchem fie ihre Zeit und die ihnen gewordene Aufgabe auffaßten, die „katholiſchen Könige‘ 
nannten ?), auf die Vernichtung dieles legten Bollwerfs des Islam. Nach einem mehr als 
zehnjäbrigen, auf beiden Seiten durch glänzende Waffenthaten ausgezeichneten Kriege endete 
die arabiſche Herrihaft in Spanien mit der Übergabe Granadad (am 2. Jan, 1492), nachdem 
fie faft 731 Jahre gedauert hatte. Mit ihr ging ein reiches Kulturleben zu Grunde, das den 
chriſtlichen Machthabern ein leider wenig beachtetes Zeugniß hinterließ, weld außerordentlichen 
Auffhwungs in jeder Beziehung die Bevölkerung des von der Natur jo reich geſegneten Halb= 
injellanves fühig ift. Gin Krieg gegen Frankreich, mit den ih Navarra verbunden hatte, gab 
noch Ferdinand die willfommene Gelegenheit, den größten Theil dieſes Fleinen Königreichs, 
nämlich alles dieffeit der Pyrenäen gelegene Land, mit feinen Reid) zu vereinigen und jo die 
ſpaniſche Monarchie auf dem europäiihen Gontinent innerhalb der Grenzen zu befeftigen, bie, 
abgejehen von der vorübergehenden Annerion Portugals unter Philipp II., bis auf unfere Zeit 
weſentlich diefelben geblieben jinv. 
Der Fall Granadas, die Bernichtung der Macht des Islam im europäifchen Decivent ging 
Hand in Hand mit dem welterfhütternden Greigniß, weldes die neue Zeit einleitete, mit der 
durch Spaniens Unterftügung ermöglidten Entdeckung von Amerifa. Diefe eröffnete der noch 
yon Siege über die Mauren trunfenen, nad neuen Ruhm und neuen Schägen dürſtenden Na— 
tion die verlodende Ausficht, durch Eroberung eines ganzen Erdtheils die Macht Spaniens und 
den Glanz der katholiſchen Kirche auf eine nie zuvor geahnte Höhe emporzubeben; eine Aufgabe, 
welche die Spanier in verhältnigmäßig kurzer Zeit zum Staunen Guropas zu vollbringen ver: 
mochten. Gleichzeitig ward Spanien durd die Känderbegier ded ſchlauen Ferdinand in Kämpfe 
mit andern europäifchen Staaten verwidelt und dadurch plögli in den Mittelpunft des euro: 
päilhen Staaten und WVölferlebens, denen es bisher fremd geblieben war, bineingezogen. 
Allein die Spanier waren durch die fortwährenden Kämpfe mit den Mauren bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts in der Hauptſache gewaltſam auf der Bildungsitufe des frühern Mittelalters 
zurüdgehalten worden. Dazu kam, daß jie ebendeshalb bein Beginn der neuen Zeit noch mit 
der ganzen religiöjen Glut der erften Kreuzzüge erfüllt waren, während die übrigen hriftlichen 
Völker Europas diejen Standpunkt feit Jahrhunderten überwunden hatten. Was wunder, 
dap die Spanier im Bewußtjein ihrer raſch anwachſenden Machtentwickelung jih zu dem nun— 
mehr ausbrechenden großen Glaubensitreit, welder die ganze riftliche Welt unzugeftalten und 
eine neue Zeit des Völker: und Staatenlebens herbeizuführen beftimmt war, zur Reformation 
ganz anders ftellten als alle übrigen hriftlihen Nationen? Mußten fie nit die Vorkämpfer 
des Katholicismus, der Hierarchie und des mit legterer ſtets eng verſchwiſterten monarchiſchen 


3) Aus jener Zeit ftammt der Titel „Eatholifche Majeftät”, den noch gegenwärtig die Könige Spas 
niens führen. 
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Abfolutismus in der Alten wie in der Neuen Welt werben? Als ſolche übten die Spanier eine 
höchſt bedeutende Thätigfeit im Mittelpunft des europäifchen Xebens aus, zumal, nachdem in 
der Hand Karl's J., des Enfels Iſabellens und Ferdinand's, des Sohnes der einzigen Tochter, 
welche jener Ehe entiproffen war, und Philipp's des Schönen von Ofterreich, die ſämmtlichen 
ſpaniſchen Befigungen „dieſſeit und jenfeit ded Dceand’' mit dem habsburgiſch-burgundi chen 
Erbe und der deutſchen Kaiferfrone vereinigt und dadurd Spanien zur erften Macht ver Welt 
erhoben worden war. Allein die Seele diefer einflußreihen Thätigfeit, welche das katholiſche 
und abfolutiftiiche Spanien fait zwei Jahrhunderte hindurch geltend zu machen vermochte, mar 
der fchärffte politische wie religiöfe Gegeniag gegen die Intereffen bed ganzen übrigen Europa. 
Dadurd gerietb Spanien in Gonflict mit faft allen europäifchen Nationen, dadurch wurde es 
genöthigt, ven thörichten Verfuch zu wagen, ven Geift der neuen Zeit zu unterprüden, infolge 
deilen feine Kraft nad außen bin in fruchtlojen, das Marf des Landes und Volks verzehrenden 
Kämpfen, im Innern durd fanatifche Vernichtung jeder freien Geiftesregung zu vergeuden und 
jich gegen das raſch fortfchreitende europäische Eulturleben abzufchließen; und das war fein Un— 
glüf! Um dies zu verftehen, um zu begreifen, wie eine fo tbatkräftige, unternehmende, von 
ftolgem lUnabhängigfeitsfinne durchdrungene Nation, wie e8 die jpanifhe zu Anfang bes 
16. Jahrhunderts war, fo ganz und gar gegensihre eigenen Intereffen zu handeln vermochte, 
muß man die innere Gefchichte Spaniens feit der Eroberung Granadas und während der öfter- 
reichiſchen Dynaftie kennen. 

Schon ſeit Beginn des Mittelalters war das Repräſentativſyſtem in allen chriſtlichen Staa— 
ten Spaniens zur Geltung gelangt, nur mit dem Unterſchied, daß damals die Cortes, wie Die 
Bertreter ded Volks in allen jenen Staaten, die badfifchen Länder audgenommen, hießen, Ile: 
diglid von den „ricos homes”, dem hohen begüterten Adel, gebildet wurden. Die freilinnigite 
Berfaffung befaß Aragonien, wo in der Krönungsformel, die der von den Ständen gewählte 
König beſchwören mußte, fogar das Recht zum Aufftande fanctionirt war. *) Die Eroberung 
der Neuen Welt, welche einen großen Theil des für feine Hülfsleiftung während des langen 
Kriegs gegen die Ungläubigen reihlih mit Gütern und Privilegien belohnten und dadurd über: 
müthig gewordenen, unrubigen, ebrgeizigen und ſchwer zähmbaren Adels in ferne Gegenden 
ableitete, bot den katholiſchen Königen eine willkommene Gelegenheit, die Macht des Adels zu 
brechen und den Einfluß der Cortes zu beihränfen. Dies gelang zuerft Ifabellen in Gaftilien 
durch Einführung einer ftrengern Rechtspflege, durd Gründung des ſtädtiſchen Polizeiinftiruts 
der Hermandad zur Herftellung des allgemeinen Landfriedens, durd die anfangs mehr im 
weltlih = monarchiſchen als kirchlichen Intereffe, ja fogar gegen den Willen des Klerus durch— 
gefegte Errichtung des Inquifitionsgerihts und dur die Verbindung des Großmeiſterthums 
der drei großen und mächtigen geiftlichen Ritterorden Gaftiliend mit der Krone. Die Städte, 
welche in Gaftilien von jeher eine bedeutende Rolle gefvielt hatten, waren mit diefen Ginrid- 
tungen wohl zufrieden, denn fie gewannen befto mehr an politifher Macht und Selbflänpdigfeit, 
je mehr Einfhranfungen die Macht des Adeld erlitt. Da riefen die Midgriffe Kaifer Karls, 
ber dad von den Fatholifhen Königen Flug begonnene Werf der Mehrung des Fönigliben Au— 
fehend durch Beihränfung auch der ftäbtifhen Freiheiten und Vorrechte raſch zu Ende führen 
wollte, den gefährlichen Aufftand der fogenannten Comuneros hervor, welder erft mit der 
Schlacht bei Villalar (1522) und der Hinrihtung des hochherzigen und tapfern Führers der 
Städte, Juan de Padilfa, endete. Die Aragoneien, Balencianer und Gatalonier fahen der 
die völlige Vernichtung der Freiheiten und Privilegien der Gaftilianer nach ſich ziehenden Inter: 
werfung verfelben gleichgültig zu, ja fie leifteten dabei Karl I. fogar Hülfe, ohne zu abnen, daß 
bald auch jie daffelbe Schidjal treffen werde. Dies geihah mit Hülfe caftilianiiher Söldner 
unter Philipp II., auf deſſen Befehl der Oberrichter von Aragonien, der edle Yanura, zu Sa: 
ragoſſa enthauptet wurde. So gingen die freien Verfaffungen und die municipalen Rechte all: 
mählih in ganz Spanien zu Grunde; nur die Basken wußten ihre von den Vätern ererbten 
republifanifhen Einrichtungen und ihre Freiheiten (Bueros) auch damals zu wahren. Der 
durch Iſabella gedemüthigte Adel wandte ſich bei Beginn des Städteaufftandes, ergriffen von 
der Furcht der Möglichkeit, dad demokratiſche in den Städten murzelnde Element möge zur Herr: 
haft gelangen, fofort dem Königthum zu, ebenfo der Klerus, beide, um zur Rettung ver 


4) „Wir, von denen jeder ebenfo viel ift wie Ihr, und die wir zufammen mehr find wie Ihr, machen 
ie — Wenn Ihr unſere Geſetze und Privilegien achtet, werden wir Euch gehorchen; wenn 
nicht, nicht.’ 
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ihnen noch gebliebenen Vorrechte einen Damm gegen die anfchwellende Macht des dritten Standes 
zu bilden. So wurbe aud dem ursprünglichen Beudalftaat ein weltliher und geiftlicher Polizei— 
ſtaat, aus dem ftändifchen Königthum ein abfoluted. Doch nun fam das im Innern unfrei ge: 
worbene Spanien auch in feiner Stellung gegen das Ausland gar bald zu einem Wendepunft. 
Aus den erften Kriegen Karl’s I. gegen Branfreih, das an die Spige der Oppofition gegen bie 
fpanifch : öfterreichifhe Supremarie getreten war, ging es zwar noch ald politifche und militä- 
riſche Hauptmadht hervor. Aber dann folgten Schlag auf Schlag, und midmuthig über das 
Scheitern jeiner folgen und fühnen Entwürfe entfagte der gewiß große Kaifer der Krone zu 
Gunften feines Sohnes Philipp's Il., um fih hinter die Mauern eines einfamen Klofters in 
den Gebirgäwildniffen Eſtremaduras zurüdzuzieben. Unter ber zweiundvierzigjäbrigen Regie: 
rung feines hochbegabten, aber leider mit dem finfterften Glaubendeifer erfüllten und von der 
Unfehlbarkeit des abfoluten Königthums durchdrungenen Sohns (regierte von 1556 — 98) ging 
der legte Schimmer der fpanifchen Freiheit zn Grunde, mit ihr auch der eigentliche Lebensnerv 
des Staatd; denn troß der ungeheuern Größe, welche damals die fpanifhe Monarchie durch die 
Ginverleibung Portugals und die Erwerbung von deffen unermeßlichen Befigungen in Oftindien 
und Südamerika erreichte, war die intenfive Kraft ded Staats gebrochen, weil Bhilipp’s eifer- 
ner Herrſcherſinn, feine Zeit völlig verfennend,, ver geiftigen Entwidelung feiner Völker er- 
drüdende Feſſeln anlegte und infolge feiner unfeligen, durd) feinen religiöfen wie politifchen Fa— 
natismus hervorgerufenen Kriege mit den Niederlanden und mit England Spanien eine uner- 
ſchwingliche Schuldenlaft aufbürdete. Philipp II., der Begründer der eigentlichen egoiftifchen 
und berzlofen Gabinetöpolitif, vergeudete-fein politifches Erbtheil und lieferte der Geſchichte eins 
ver merfwürdigften Beifpiele von der Nichtigkeit der ausgedehnteften Gewalt, jobald dieſelbe 
dem Strom des Völferlebend und der unfichtbaren Macht, welche diefem feine Richtung gibt, 
zu widerfegen fi) vermißt. Bei jeinem Tode war Spanien in folhem Grade erihöpft, daß es 
fortan nur noch der räumlichen Ausdehnung nach zu ven Großſtaaten, dagegen bezüglich feiner 
Macht und politiihen Bedeutung faum zu denen zweiten Ranges zählte. Seitdem erlitt diejes 
Reich unausgefrgte Verlufte, welche ſich leider nicht blos auf Länder und Menſchen erftredten, 
ſondern zugleich auch die blühende Induftrie und den großartigen Welthandel des Mutterlandes 
vernichteten. Während der öfterreihifchen Dynaſtie, welche im Jahre 1700 mit Karl II. erloſch 
und die Blütezeit des abjoluten Königthums und der Günftlingdherrfhaft bildete, büßte die 
ſpaniſche Monarchie die Mehrzahl der außerfpanifchen Befigungen in Europa und einen großen 
heil der Golonien (die Hälfte von San: Domingo und die urfprünglid portugiejifhen Be— 
figungen in Oftindien) ein. Die aus bigoter Berblendung beſchloſſene Vertreibung der Juden 
und Mauren, die Berfolgungen der Keger und aller dem Klerus nicht blind ergebenen Perſo— 
nen durch die Inquifition, welche in dem Zeitraum von 1481 —1781 im ganzen 31920 
Menſchen lebendig, 16759 im Bilde verbrennen lieh und 291450 zur Einfperrung und Con— 
fiscation der Güter verurrheilte; die Kriege gegen die Niederlande, gegen Portugal, Frankreich 
und England, die zahlreichen Nebellionen, die der Despotismud veranlaßte und melde nur 
durch Ströme von Blut erfticht werden konnten; die Auswanderung, welche die durch Amerikas 
Schäge aufgeftadelte Habgier hervorrief; endlich Hungerönoth und Seuchen vernichteten Mil- 
lionen der Bevölkerung ded Mutterlandes und gaben deffen fruchtbarfte Fluren der Verödung 
preis. Dennoch fiel in die Zeit der öfterreihifchen Dynaftie die Glanzperiode der ſpaniſchen Bi: 
teratur und Kunft, weil die abfolnten Könige es lieben, den Nimbus ihrer Krone durch Pro— 
tection von Kunft und Wiffenfhaft zu mehren. Die Namen Cervantes, Lope de Vega, Cal: 
deron, Velasquez, Murillo u. a. glänzen ald Sterne erfter Größe am damaligen Himmel der 
fpanifchen Literatur und Kunft. ®) 

Endlich brach, um dad Maß der Leiden des unglüdlihen Landes voll zu machen, mit dem 
Tode des legten, gänzlich entneroten Sprößlings aus dem Haufe Haböburg jener verhängniß— 
volle Erbfolgefrieg aus, welcher 12 Jahre lang wüthete, das ſpaniſche Volf in zwei feindliche 
Heerlager fpaltete, die heiligften Bande der Familie zerriß und den Wohlftand gänzlich vernich— 
tete. Nachdem zulegt der unnatürliche, vorzüglich dur Ludwig's XIV. Umtriebe veranlaßte 
Kampf zu Ounften von deffen Enkel, Philipp's von Bourbon-Anjou, nahmaligen Philipp's V., 














5) „Spanien bot in der habsburgifchen Periode die beifpiellofe Erſcheinung eines literarifch und 
fünftlerifch überreich proburirenden, eines friegeriich und diplomatifch bominirenden, eines die Welt be: 
herrfchenden und ftolz jubelnden und dabei in den Abgrund des Elends, der Unwiffenheit und Sitten: 
lofigfeit verfinfenden Volks.“ (Baumgarten in ben Preußiſchen Jahrbüchern, Jahrg. 1864). 
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entichieden und durch den Litrechter Frieden (1713), welder das ſpaniſche Neich auch der Inſel 
Minorca und Gibraltars beraubte, geendet worden war, begaum der neue König feine Regie— 

rung mit der grauſamſten Verfolgung der fogenannten Rebellen, d. h. aller derjenigen, welche 

tren zum Haufe Ofterreich geftanden und die Anſprüche des Öfterreihiihen Kronprätententen, 

des Erzherzogs Karl, unterftügt hatten. Da nun died namentlich jeitend der Bevölkerung des 

ehemaligen aragonifchen Reichs geihheben war, wandte jih Philipp's ganzer Grimm gegen dieſe 

Länder, deren altehrwürdige VBerfaffungen, Privilegien und Freiheiten, jomeit dieſelben 
nah Philipp's Il. Zeit wieder zur Geltung gefommen waren, nunmehr unter Strömen von 
dur Henkershand vergoffenen Bluts vollitändig vernichtet wurben. In Aragonien und Ga- 
ftilien waren während ber öfterreihiichen Donaftie immer nod dann und wann Neichdtage ge- 
halten worden. Auch dies hörte nunmehr auf, jede Spur ftändiichen Lebens wurde vernidter, 
nur die Basfen behielten auch Diedmal noch ihre Fueros. 

Die Bourbonendynaftie, welche noch gegenwärtig in Spanien herriäht, hat diefem Lande fait 
ebenfo wenig Segen gebradt wie die habsburgiſche. Nur Karl Ill. war ed wirflih Ernſt um 
ſchen Richtung ded vorigen Jahrhunderts angehörenden Königs (1759—88) erhob fidı die 
ſpaniſche Monarchie wieder einigermafen zu einem ihren veihen Hülfsquellen angemeffenen po: 
litifhen Standpunkt. Durch die weiſen Maßregeln des wohlwollenden Königs und feiner 
erleudhteten Minifter Aranda, Campomanes, Dlavides und Floridablanca wurden Die lange 
vernnadhläfjigten Kräfte des Mutterlandes wieder belebt, ein vegerer Handelöverfebr hergeſtellt, 
Heer und Flotte neu regenerirt®), ein befferer Staatderedit und ein richtigeres Befteuerungd: 
foftem geſchaffen. Minorca ward wieder gewonnen, die innere Communication durch Bau von 
Straßen und Brücken befördert, Aderbau und Induſtrie gehoben, das Unterrihtöwefen ver: 
bejlert, die Macht ver Inquifition befchränft, die Jeſuiten vertrieben, die Tortur abgeihafft, vie 
Genjur gemildert u. ſ. w. Freilich regierte auch Karl IIL., wie überhaupt jeder Herrider dama— 
liger Zeit, nur ald abjoluter Monarch und lieg deshalb feine Unterthanen nicht den geringiten 
Antheil an der Staatöverwaltung nehmen; allein feine Reformen und feine Politif erweckten in 
dem aufgeflärtern Theil der Nation das Bedürfniß nad Repräfentativverfaffung und bereiteten 
fo, vielleicht wider des Königs Willen, eine neue Ara für Spaniens Staatdleben vor. Währent 
der Regierung feines ſchwachen und unfäbigen Sohnes, Karl's IV., ging alles wiederverloren, was 
die verftändige Verwaltung der vorbergehenden Jahrzehnte geihaffen hatte, und fing allmählich 
die Nemeſis über das abjolute Königtbum bereinzubrechen an. In den erften Jahren, wo Florida: 
blanca die Zügel der Regierung in den Händen hielt, wurde dad Staatsſchiff no in der von 
Karl II. eingefhlagenen Bahn feitgehalten. Als aber gerade zu der verbängnißvollften Zeit 
(1792) der ſchwache König dent Buhlen feiner Gemahlin, dem eiteln und gänzlih unfähigen 
Emporfömmling Don Manuel de Godoy, welcher raſch zum Herzog von Alcudia, erften Minifter 
und Admiral emporftieg und ald Principe de la paz (Briedensfürft), ald welder er fogar das 
Brädicar „Eöniglihe Hoheit“ erhielt, eine traurige Berühmtheit erhalten bat, die gefammte Re: 
gierungsgewalt überlief, ftürzte deſſen ſchwankende Politif das durch die Franzöſiſche Revolution 
bereitö nach allen Richtungen erſchütterte Land in einen Strudel der verberblidften Verwicke— 
lungen. Anftatt eine kluge Neutralität zu beobachten, verband ih ver König auf Godoy's Math 
im Jahre 1796 mit der franzöſiſchen Republik in der tbörichten Meinung, fih und Spanien da: 
dur vor den Folgen der Franzöſiſchen Revolution ficheritellen zu können. Dieſes unvorſich— 
tige Bündniß beraubte Spanien feiner Flotte, indem dieſelbe für Rechnung ber übermütbigen 
Bundesmacht in den Seeſchlachten gegen die Engländer (namentlich bei Trafalgar 1805) ver: 
loren ging, jowie feiner beiten Truppen, indem auf Napoleon’8 Berlangen dieſem ein Corps von 
30000 Mann unter dem Befehl des Marquis de la Romana zur Verfügung geftellt werben 
mußte, und erſchöpfte zugleich ven Staatsſchatz wie die Kräfte der Nation, weil Spanien wegen 
feiner Nichrtbeilnahme am Kriege Sranfreich® gegen England Unſummen Geldes ald Subſidien 
an jened Land zu zahlen gezwungen war. Aud begann vom Jahre 1806 an, unter englijcher 
Begünftigung, der Unabhängigkeitöfampf der amerifanifhen Golonien. Die Finanzen waren 





6) Karl IH. brachte die fpanifche FlottE wieder bis auf 80 Linienfchiffe, fonnte diefelben aber leider 
nicht bemannen, weil das von Philipp V. eingeführte ſchimpfliche Syſtem der Jmmatriculation der 
Küftenbewohner ihn feine Matrofen finden ließ. Funfzig diefer Schiffe anferten während der Belage- 
rung Gibraltare bei Nigeriras, aber fie fonnten nicht verhindern, daß ein Dugend englifcher Schiffe 
jenem Plage zu Hülfe Fam, weil fie nicht bemannt waren. 
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im höchſten Grade zerrüttet; in allen Zweigen der Verwaltung trat eine unheilbar ſcheinende 
Fäulniß, gepaart mit der größten Erbärmlichfeit einer blos perfönlihen und von allem Volks: 
leben ifolirten Regierung immer deutlicher zu Tage. Da verfuchten die nachgerade unzufrieden 
gewordenen Großen durd den Thronerben Ferdinand dem König die Augen zu Öffnen, was den 
Hauptfüchlich gegen den verhaßten Sriedensfürften gerichteten Aufruhr zu Aranjuez (am 19. März 
1808) bervorrief, indem in dem Gezänk zwifchen Vater und Sohn die Eittenlofigfeit des Hofs 
und das efelhafte Intriguengetwebe Godoy's offenkundig wurde. Zum erften mal wieder feit 
Zahrhunderten trat der Zorn des Volks drohend und Rechenſchaft fordernd an das abjolute 
Königtbum heran, und dies veranlaßte den alten und feigen König, der Krone zu entfagen, wor: 
auf fein beuchlerifcher Sohn, auf dem damals die Hoffnung der Nation beruhte, unter allge: 
meinem Jubel ald Ferdinand VII. die Zügel der Regierung ergriff. Allein ſchon waren infolge 
der unbefonnenen Zugeftänpnifje Karl's die wichtigsten Feſtungen Spaniens und Madrid felbft 
unter Murat'8 Befehl von franzöſiſchen Truppen befegt worden, und bald zeigte es ſich, daß fo- 
wol der entthronte König, welcher einen vergeblihen Widerruf feiner Verzichtleiftung verfuchte, 
als Ferdinand willenlofe Werkzeuge in den Händen Napoleon’d geworden waren. Blind-durd 
Leidenihaft und Schwäche ließen fi beide auf franzöſiſchen Boden locken, wo Napoleon's Madıt- 
gebot den Verzicht Ferdinand's auf die Krone Spaniens erpreßte, um diefe auf dad Haupt feines 
Bruders, ded Königs Jofeph von Neapel, jegen zu können. Ja, als Ferdinand in einer vor: 
übergehenden Aufwallung männlicher Entjchloffenbeit fi gegen die ihm angethane Gewalt zu 
fträußen wagte, ließ ihn der fränfifhe Imperator ald Gefangenen nad; Balencay abführen, wo— 
ſelbſt er ſechs Jahre lang verbleiben mußte. 

Da erbob ih das jabrhundertelang gefnechtete und unter der zwiefachen Laſt des politifhen 
und kirchlichen Despotismus zu Boden gedrückte fpanifche Volk wie Ein Mann für feine Na- 
tionalität, feine Unabhängigkeit und feinen fegitimen König und vergoß ſechs Jahre lang unter 
beifpiellofen Opfern und Anftrengungen fein Blut im ungleihen Kampfe gegen den Unterjocher 
Europas. Napoleon, wegen der Erbärnlichfeit der ſpaniſchen Dynaftie und Regierung mit 
Verachtung gegen Spanien überhaupt erfüllt, follte bald erfennen, daß er ih gewaltig geirrt 
habe, ald er meinte, mit den ſcheinbaren Häuptern der ſpaniſchen Nation dieſe felbit jequeftriren 
zu fönnen. Was halfesihm, daß er fofort eine Junta von 150 fpanifhen und amerifanifcen 
Abgeordneten (von denen nur 9 erſchienen) nad Bavonne berief und durch diefe Schon nach 
Monatsfrift (am 7. Juli 1808) eine Verfaſſung oetroyiren ließ, durch melde die geſetzgebende 
Gewalt zwifhen dem König und aus Geiftlichfeit, Adel und Volksabgeordneten zufammengejegten 
Cortes getheilt wurde, daß er die Spanier durch eine Proclamation aufforderte, ibm zu ver: 
trauen, ja daß er die Feudalrechte, die Ingquifltion und die Mönchsorden aufbob: das ſpaniſche 
Volk beachtete jeine Kehren, aber e8 verwarf den Lehrmeiſter. Auch lag bereits eine Blutlache 
zwiſchen Napoleon und der fpanifhen Nation, welche jede Berföhnung unmöglidy machte, das 
zu Madrid in der Nacht vom 2. zum 3. Mai durch Murat ftrommeife vergoffene Blut wehrlofer 
Männer, Frauen und Kinder infolge des am Tage zuvor bei der Abreife der Föniglihen Familie 
ausgebrochenen Straßenfampfed. Vergebens überſchwemmte Napoleon das unglüdlihe Land 
mit feinen bis dahin unbejlegten Armeen, vergebens erfochten feine Marfchälle und er felbft 
glänzende Siege über die in der Eile zufanmengerafften und ſchlecht bewaffneten ſpaniſchen 
Heerhaufen, die geichlagenen und zerfprengten Spanier fanımelten fi unvermeilt wieder und 
die von ebenso Fühnen als fchlauen Volksführern commandirten Guerrillas vereitelten überall 
dur Berbinderung der Communication zwiſchen den franzöflihen Truppenabtbeilungen, durch 
zahllofe Überfälle, Wegnahmen von Transporten u. f. w. die Folgen der franzöfifchen Siege. 
Dazu kam der unerhörte Widerftand, den die größern Städte und feften Pläge (Saragoffa, 
Gerona und andere) leifteten und die fräftige Unterſtützung, welche bald britifche Heerſcharen unter 
Wellington's umfichtiger Führung den bedrängten Spaniern brachten. Schon vorher hatten die 
Spanier allein unter Gaftanos’ und Reding's Führung durch den glänzenden Sieg bei Baylen 
(am 19. Juli 1808) über die Armee Dupont'8 dem flaunenden Guropa den Beweis geliefert, 
daß Napoleon's Truppen nicht unbefiegbar jeien. In den jpätern Jahren trat dad Kriegsglück 
immer mehr auf die Seite der Verbündeten, und ald Napoleon's Macht auf den Schnerfeldern 
Rußlands gebrochen war und infolge deſſen die Franzoſen die Halbinjel vafh zu räumen be: 
gannen, da machte die entſcheidende Schlacht bei Vittoria (am 21. Juni 1813) der franzöfifchen 
Herrſchaft in Spanien und diejenige von Touloufe (am 10. April 1814) dem ganzen Kriege, 
ſowie auch bald der Gefangenfhaft Ferdinand's VII. ein Ende, 

Allein durch den Befreiungskrieg iwar die ſpaniſche Nation zu neuem politiichen Xeben er: 
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wedt und daher eine ganz andere geworden. Bei ihrer Erhebung gegen die Franzoſen hatten 
ih alleStände und Parteien betheiligt, doch aus fehr verſchiedenen Beweggründen. Der Klerus 

ſah ſich durch die Proclamation Napoleon’s und die von ihm beeretirte Aufhebung der Inquiſi— 

tion und der Mönchsorden gänzlich in jeiner Eriftenz bedroht und feines Einfluffes, feiner Macht 

und Reichthümer völlig beraubt. Was wunder, daß er alles anfbot, um die Franzoſen binaus- 

zuwerfen und das alte Regime wiederherzuftellen, daß er den Kreuzzug gegen Napoleon predigte 

und jich Briefter an die Spige der Soldaten und Breifcharen ftellten? Der unter dem Abſolutis— 

mus zu einträglichen Amtern, Reichthümern, Ehren und Würden gelangte Adel mußte wegen 
der Aufhebung der Feudalrechte nicht minder empört gegen Napoleon und den aufgebrungenen 
König fein ald der Klerus. Beide Stände ſuchten die Maffen des Volks gegen die Franzoſen 
zu fanatijiren und für den legitimen König zu begeiftern, nicht oder gewiß nur zum Eleinften 
Theil aus Liebe zu dem Angeftammten Herriherhaufe, fondern aus den erwähnten jelbftfüchtigen 
Motiven. Die große Maffe des Volks folgte ihren anfangs meift aus Adelichen und Prieftern 
beitehenden Führern blindlings, indem ihr ein goldenes Zeitalter unter ihrem legitimen König 
vorgefpiegelt wurde. Daneben eriftirte aber auch eine große Partei, aus den intelligenten Ele— 
menten aller Stände gebildet, welcher die Franzöſtiſche Revolution die Augen geöffnet und fie 
überzeugt hatte, daß Abſolutismus, Günftlingsherrichaft und gewaltjane Unterdrückung des 
freien Geiftes durch die Hierarchie und Inquifition ſchuld an Spaniens Verderben feien, und das 
die ſpaniſche Nation aus demfelben nur durd) eine politifche, adminiftrarive und moraliſche 
Wiedergeburt errettet werben könne. Glüdlicherweiie bemächtigte fich diefe Partei gleih anfangs 
der Zügel der Regierung. Sie gründete überall Junten oder Vertheidigungsausſchüſſe zur Or: 
ganifirung des Aufftandes und eine Gentraljunta, welche zuerft von Sevilla, dann von Gabi; 
aus den Beireiungsfampf und bie Verwaltung des Yandes Teitete. In der Überzeugung, daß 
nur dem repräjentativen Regierungsfuftem die Neugeftaltung der Monardie gelingen Fünne, 
berief die Gentraljunta im Jahre 1810 conftituirende Cortes. Die Wahlen fielen glüdlich aus, 
die Cortes beſtanden aus den intelligenteiten, edelften und patrivtiihften Männern der Nation. 
Unter vem Donner des franzöfiichen Belagerungsgeihüges, unter dem Saufen der Kugeln und 
Bomben, unter dem Geichrei der Kämpfenden tagte dieſe Berfammlung begeifterter Patrioten 
zu San-Fernando auf der Isla de Xeon und ſchuf jene ewig denkwürdige Gonftitution, melde 
am 19. März 1812 zu Cadiz proclamirt wurde und das Mufter für alle jpätern liberalen Ber: 
faffungen Spaniens und des Auslandes geworben ift. Kraft diefer Gonftitution wurde Die 
Souveränetät in Die Hände der Nation gelegt und feierlich erklärt, daß die fpaniihe Nation 
nimmermebr dad Erbe einer Familie oder Perfon fein könne und ihr ausfhließlid das Recht 
zuftebe, fich ihre Fundamentalgeſetze jelbft zu geben. Die Gefepgebung follte zwiſchen dem König 
und den in @iner Kammer verfanmelten Gortes getheilt fein und erfterm nur die höchſte voll- 
ziebende Gewalt zuftehen. Unter feinem Vorwand jollte der König die Berfammlung der Gortes 
in den verfaffungsmäßig beftimmten Zeiten verhindern, ausfegen, auflöfen oder auf irgendeine 
Art in ihren Sigungen oder Berathungen ftören können. Die Rathgeber und Helfer zu einem 
Verſuch dieſer Art follten ald Verräther beftraft werben, die Minifter und füniglihen Räthe 
überhaupt ven Gorted verantwortlich fein. Der König follte Feine Beamten bei Eivil: und Cri— 
minalgerichten, feine Biſchöfe u. f. w. ohne vorhergegangene Vorfchläge des Staatsraths er- 
nennen fönnen, in allen auf eine Beränderung des ſpaniſchen Gebiets abzielenden Angelegen: 
heiten, deögleidhen bei Abjchlüffen von Bündniſſen und Verträgen, bei Zulaffung fremder Trup- 
pen, bei Veräußerung von Nationalgütern, bei ver Befteuerung, bei der Verleihung von Vrivi— 
legien und Monopolen u. f. w., fogar bei Eingehung eines Ehebundes und bei Reifen ind Aus: 
land an die Zuftimmung der Cortes gebunden fein und eine von den Gortes jährlich audzufegende 
Eivillifte erhalten. Zu ven befondern Rechten der Cortes follte gehören: die Entſcheidung über 
zweifelbafte Thatſachen und Nechte, welche die Thronfolge betreffen, im verfaſſungsmäßig erfor: 
verlihen Ball vie Wahl einer Regentſchaft oder des Regenten und die nähere Beftimmung feiner 
Machtbefugniſſe; bie Öffentliche Anerkennung des Thronfolgers, Prinzen von Afturien, und die 
Genehmigung des Plans feiner Erziehung; die Vormundfhaftsbeftellung über minderjährige 
Könige; die Einrichtung oder Abfhaffung von Stellen in den verfaflungsmäßig errichteten 
Gerichtshöfen und den übrigen öffentlichen Amtern; die jährliche Feftftelung der Land- und 
Seemacht nach dem Vorſchlag des Königs und ihre Vermehrung zur Zeit des Kriegs; die An: 
ordnung allgemeiner Beftimmungen für Heer, Flotte und Volksbewaffnung; die jährliche Be: 
willigung der Steuern und die Genehmigung ihrer Vertheilung auf die Provinzen ; die Feftfegung 
der Zölle und Zolltarife; die Entwerfung eines allgemeinen Plans fir den öffentlichen Unter— 
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richt; die Genehmigung der allgemeinen Polizei- und Geſundheitsvorſchriften; die Überwachung 
der verantwortlichen Minifter. Endlich enthielt die Gonftitution die wichtige Beftimmung, daß 
der König den Gejegvorihlägen der Gorted nur ein ſuspenſives Veto entgegenjegen konnte, 
ſodaß der in drei Jahresfigungen nacheinander wiederholte Geſetzesvorſchlag der Cortes das dritte 
mal vom König genehmigt werden mußte. Für die Bildung der Cortes ſchrieb die Conſtitution 
vor, daß auf je 70000 (nad fpätern Beftimmungen auf je50000) Einwohner ein Abgeorpneter 
auf je zwei Jahre gewählt werden und dann Integralerneuerung flattfinden jollte, jodaß fein 
früherer Deputirter für die unmittelbar folgende Berfammlung der Cortes wiedererwählt wer: 
den durfte. Die Cortes jollten ſich jährlich am 1. März für wenigftens drei Monate verſam— 
meln und jede Verſammlung eine die Beobachtung der Gefege und der Gonjtitution bis zur 
nächſten Sigung überwachende beftändige Deputation von fieben Mitgliedern ernennen. 

68 war ganz natürlich, daß diefe die Föniglihe Macht in hohem Grade beihränfende Ver: 
faffung den Zorn Ferdinand’s VIl. erregte. In der Atmojphäre des Abjolutismus aufgewachſen 
und von beffen Berechtigung durchdrungen, mußte er im höchften Grabe darüber empört jein, 
daß fein Bolf es gewagt hatte, ohne jeine Erlaubniß fich ſelbſt Gefege zu geben und die Rechte 
feines Herrn zu [hmälern. Dazu fanı, daß die Verfaffung von 1812, für deren heilfamen Ein- 
Hug auf Spaniens Neugeftaltung und Zufunft ed der großen Maffe des unmwiffenden bie vor 
ſechs Jahren von Negierung und Klerus abjihtlid von jedweder Betheiligung am politifhen 
Leben zurüdgehaltenen Volks an Verſtändniß fehlte, ebendeshalb im Geifte des Volks nod) feine 
tiefen Wurzeln geihlagen , ja fogar, weil jie in taufenderlei herkömmliche Anſichten, Gewohn— 
heiten, Rechte und Privilegien verlegend eingriff, den Unwillen nicht allein des Adeld und Klerus, 
fondern auch eines großen Theils des Volks (z.B. der Basen, weldye, da durch die Gonftitution 
alle Spanier fürgleihberechtigt erflärt wurden, ihre bis dahin aus allen politifhen Stürmen müh— 
famgeretteten Fueros nun auch verlieren follten) erregthatte. Ferdinand VII. hatte ſich, Dankbar— 
feit und Liberalismus heuchelnd, die Liebe der Nation bewahrt, welche nichts davon wußte, daß 
er während feiner Gefangenjhaft nur wiederholte Beweife eines kriechenden Servilismud gegen 
den Räuber feines Throns und feiner Freiheit gegeben hatte. Als er daher am 16. April 1814 
den blutgedüngten Boden jeined Vaterlandes in Valencia wieder betrat, wurde er vom Volk mit 
glühenver Begeifterung und nicht enden wollendem Jubel begrüßt. Allein fhon vier Tage früher 
hatten ihm 69 Mitglieder der verfaffungsmäßig berufenen ordentlichen Gorted von 1814, welche 
zu Madrid tagten und buch welde am 2. Febr. befchloffen worden war, Ferdinand VIl. folle vie 
Perfaflung befhwören, jobald er den jpanifchen Boden betrete, und bevor er dies nicht gethan, 
ihm nicht gehorcht werben, eine Verwahrung gegen die Gonftitution überreichen laſſen, was ihn 
natürlich nur in feinem reactionären Vorhaben beftärfen fonnte. Es gab eben auch unter den 
Repräientanten der Nation Abtrünnige und Verräther (dev Volkswitz bezeichnete fie als ‚Ber: 
fer”), welde aus egoiftiihen Gründen dem Abfolutismus huldigten. Anftatt daher die Ver: 
faffung zu befhwören, decretirte Ferdinand VII. no von Valencia aus, nachdem er ſich des 
größern Theil der Truppen und ihrer Anführer verjichert hatte, am 4. Mai die Auflöfung der 
Cortes, die Vernichtung der Eonftitution, die Annullirung aller Beſchlüſſe der Negentichaft, die 
MWieverherftellung der abjoluten Monardhie, der Tortur, der Mönchsorden und der Inquifition 
und erflärte zugleich die heldenmüthigen Führer des Volks im Befreiungsfriege und die Väter 
der Gonftitution für Hodverräther! Die Berfolgungen begannen, die eveliten Batrioten wurden 
verhaftet oder verbannt, viele erlagen in den afrikanischen Prefivios dem Klima und den Ent: 
behrungen, nicht wenige endeten ihr Leben unter den Händen des Henferd oder den Qualen der 
Folter. Mit gleiher Härte und Grauſamkeit wüthete der perfide Tyrann gegen die Jofefinos 
oder Afrancefados, die gewejenen Anhänger des franzöfifhen Negime. Mit Weib und Kind 
mwurben jie ausgewiejen, ſodaß bald Taujende von Spaniern von allem entblößt in Eril leb— 
ten. So belohnte Ferdinand VII. den jehsjährigen aufopfernden Kampf des fpanifhen Volks 
für feine eigene Befreiung! Diefer ebenjo ungerechte ald unfluge Gewaltſtreich beraubte Spanien 
des größten Theils feiner damals nod immer unermeßlichen Befigungen in Amerika. Schon 
während bed Befreiungdfriegs hatten ſich bedeutende Theile des fpanifhen Amerifa unabhängig 
gemadt. Die Eonftitution von 1812, welche jämmtlihen Golonien gleihe Nedte mit dem 
Mutterlande einräumte, würde unfehlbar die noch treu gebliebenen dem Mutterlande erhalten 
und die bereits abgefallenen demjelben vielleicht wieder zugeführt haben. Nach dem Bekannt: 
werden der eingetretenen Reaction mochten aber die Kolonien nichts mehr von dem Lande wiflen, 
von dem fie drei Jahrhunderte lang faft nur ausgebeutet worden waren. Go gingen bis 1825 
Guatemala, Neugranada, Peru, Chile und Merico verloren. Die an und für fih durchaus uns 
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zureichenven Anftrengungen, melde Ferdinand zur Wiepereroberung der abgefallenen Golonien 
machte, erihöpften die geringen noch vorhandenen Hülfsquellen des Mutterlandes vollends. 
Auch nahm mit der fleigenden Willkür und unter einer Eläglihen Gamarillaregieruug die Ver: 
wirrung und Noth im ganzen Staatöwejen immer mehr überhand; namentlid geriethen bie 
Finanzen in immer tiefere Zerrüttung, und die zahlreichen Minifterveränderungen von 1814— 19 
waren Somptome der haltlos ſchwankenden Zuflände des Reihe. Infolge deſſen verbreitete ich 
die wahjende Misftimmung und Unzufriedenheit der gebildeten Klaffen allmählich aud über das 
Volk und zumal über die ſchlecht bezahlte Armee und Flotte. So konnte es nicht fehlen, daß, 
als der Fühne Riego, einer der Führer einer beträchtlichen, gegen die Golonien beftimmten, um 
Gadiz zufammengezogenen Truppenmajfe im Januar 1820 die Fahne des Aufftandes erhob, eine 
allgemeine Revolution ausbrach, welde in Madrid, mo das empörte Volt — bezeihnend genug 
für den Charakter des damaligen Aufftandes — den Inquifitionspalaft anzündete, die Inquiii: 
toren todtſchlug und die Gefangenen in Freiheit jegte, jelbft das Leben des Königs bedrohte, 
weshalb ſich derjelbe genötbigt Tab, nicht allein Die Gonftitution von 1812 wiederherzuftellen, 
fondern fie auch zu beihwören. Ja der Heuchler jagte jogar am 10. März vom Balkon feines 
Palafte® aus zu der verfammelten Menge, er habe 1814 geglaubt, die Verfaffung ſei nicht ber 
Wille des Volks, und ſie deshalb damals nit angenommen, nunmehr wolle er aber offen und 
ehrlich auf dem Wege der Gonftitution, die er beſchworen, vorgeben. Trotz dieſer ſchönen Worte 
that Ferdinand VII. auch nicht das Geringfte, um die VBerfaffung zur Wahrheit werden zu laffen. 
Wohl aber ließ er durch Praffen und Abjolutiften in ven über diefen Umſchwung mismuthig ges 
wordenen baskiſchen Provinzen und in Gatalonien Aufftände anzetteln, welde den Bürgerfrieg 
herbeiführten. Dort und anderwärts bildeten ji zum Theil unter der Führung fanatifcher 
Priefter fogenannte Blaubendtruppen und 1822 eine abjolutiftiiche Regentſchaft in Seu de Ur: 
gel, Dieſe Bewegung hätte wenig zu jagen gehabt, da jene Rebellenhaufen von ven conftitu: 
tionellen Truppen überall gefhlagen, aud ein abjolutiftifcher Aufftand der Föniglihen Garde zu 
Madrid (am 7. Juni 1822) blutig unterdrückt wurde, wäre nicht von der die politifche Situa= 
tion Europas damals beherrſchenden „Heiligen Allianz‘, weldye um jene Zeit auf dem Congreß 
zu Berona tagte, die Intervention in Spanien zu Gunſten der abfoluten Monarchie befchloifen 
mworben. Infolge veffen rückte ein franzöfiiches Heer von 100000 Mann unter dem Befehl des 
Herzogs von Angouleme im Frühjahr 1823 in Spanien ein, wo fi ihm ſofort die fanatifirten 
Banden der Glaubenstruppen anſchloſſen. Diefer flarfen Heeresmacht waren die an Zahl viel 
ſchwächern und ſchlecht organifirten conftitutionellen Truppen nicht gewachſen. Sie wurden ge: 
fhlagen und hierauf Cadiz, wohin die conftitutionelle Regierung, den König gewaltfam mit fih 
fortführend, geflüchtet war, zur Gapitulation und Herausgabe Ferdinand's gezwungen. Diefer 
hob am 1. Det. 1823 die Eonftitution zum zweiten mal auf, indem er zugleich alle auf Grund 
der Berfaflung in den vergangenen drei Jahren gefaßten Beichlüffe für null und nichtig erflärte 
und die abjolute Macht im vollften Umfang wiederherftellte. Nur die Inquifition wagte er 
nit wieder aufleben zu laffen. Zahlloſe und graujame Hinrichtungen (3. B. des edeln Riego, 
welcher dem König Eurz zuvor mit eigener Aufopferung das Leben gerettet hatte) und Proferip: 
tionen, im Widerſpruch mit den zu Cadiz abgeſchloſſenen Verträgen und den gegebenen Verhei— 
Bungen einer Amneftie, Gewaltthaten aller Art gegen die conftitutioneller Gefinnung Verdäch— 
tigen waren die Folgen dieſer unfeligen Neftauration des abfoluten Königthums. Nie wol hat 
ed in Spanien einen verabſcheuenswürdigern Tyrannen gegeben als dieſen perfiden, heudhleri- 
hen, feigen, binterliftigen, graufamen und eyniſchen Berbinand VII. Ihm war nichts heilig 
als fein perjönliches Interefie; es ließ ihn vollfommen gleichgültig, daß während der nunmehr 
folgenden zehnjährigen Periode des finfterften Despotismus fein Land und Bolf dem politiichen, 
finanziellen und moralifchen Untergang entgegeneilte, da er ungeftraft feinen Lüſten fröhnen 
fonnte; ev Hob die Univerfitäten auf und gründete zu Sevilla eine Afademie für Stierfecter; 
er ließ den Reit der Flotte verfaulen und die Marineoffiziere betteln geben, weil es hieß, daß 
viefelben der liberalen Partei angehörten; er entließ die verbienteften und erprobteften Krieger 
aus der Zeit ver Befreiungsfriege ald liberaler Geſinnung verpädtig, löfte jogar die alte Urmee 
auf und organijirte eine royaliftifhe Landwehr unter unmiffenden und unfühigen Führern, er 
unterbrüdte jede freie Negung, verfolgte alles, was die „Negros“ (Spottname der Conſtitutio— 
nellen) gethan hatten, mit unverjöhnlichem Kap und raffinirter Graufamfeit. Daß Spanien 
dieſe entjegliche Wirtbichaft nad) ven vorausgegangenen langwierigen und verheerenden Krie— 
gen auszuhalten, ja fich zu neuem politifhen Leben aufzuraffen und nah unaufhörlichen 
Stürmen endlich doch eine beffere Zukunft anzubahnen vermochte, ift ein Beweis für die Uner— 
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fhöpflicgfeit ver Hülfsquellen dieſes Landes und für die Zähigfeit, Thatkraft und Lebens- 
fähigkeit diejer Nation. 

Am 29. Sept. 1833 farb Ferdinand VII. und hinterließ feinem Volk ald Vermächtniß ven 
Bürgerkrieg. Als nämlich feine vierte Gemahlin, die ebenjo ſchöne als üppige und ränfevolle 
Maria Ehriftina von Neapel (jeine eigene Couſine), mit welcher er nach drei finderlofen Ehen ſich 
gegen den Willen der Royaliiten, die jeinem ihm verhaßten Bruder Don Carlos die Thronfolge 
jihern wollten, im Jahre 1829 vermählt hatte, ih Mutter fühlte, erließ er am 29. März; 1830 
die jogenannte „Pragmatiſche Sanetion“, nach welder unter Aufhebung des Grbfolgegefeges 
Philipp's V., aber im Einklang mit dem altcaftilifchen Necht der Thron aud für die weiblichen 
Grftgeborenen erblich jein ſollte. Bald darauf gebar Chriſtina eine Tochter, die jegige Königin 
Iſabella U., welcher Ferdinand am 20. Juni 1833 die zu diefen alleinigen Zwed berufenen 
„Cortes por estamentos” den Eid der Treue leiften ließ, worauf er noch furz vor feinem Tode 
jeine Gemahlin zur Regentin während der Minderjährigfeit feiner Tochter ernannte, Gleich 
nad des Königs Tode brad) ver von Don Garlod und der hierarchiſch-abſolutiſtiſchen Partei ge= 
ſchürte Aufſtand in ven fhon gärenven baskiſchen Provinzen aus, und bald wurde es klar, daß 
der Streit über die Nachfolge die ganze Nation wie zur Zeit des erften Spanischen Succeſſions— 
kriegs in zwei feindliche Rager fpalten müſſe. Allein während jih damals das ſpaniſche Volk für 
zwei einander feindlich gegenüberſtehende Dynaſtien flug, handelte es ih diesmal um einen 
Prineipienfampf. Der alte Glaube und das abjolute Königthum, beide gleih unantaftbar in 
Weſen und Korm, wurde das Beldgejchrei der einen, Freiheit, Verfaſſung und Fortſchritt das 
Lofungdwort der antern. Den Kern der carliftifchen Partei bildete die Bevölkerung Navarras 
und der baskiſchen Provinzen, denen der gleiöneriihe Bourbonenprinz die Erhaltung oder Wie: 
derherſtellung ihrer uralten, faft vemofratifchen Verfaffungen, ihrer zahlreichen Bueros und Pri— 
vilegien und goldene Berge obendrein verſprach. Dagegen hing die gebildetere Mittelklaffe im 
ganzen übrigen Spanien und zum Theil jelbft in ven genannten Provinzen, die Mehrheit ver 
Bürger aller gröfern Städte, befonderd in den Küftenprovinzen, endlich aud der gröfte Theil 
des alten Heered der Negentin an, von der ſie eine beffere Zufunft für dad Land erwarteten. 
Daher ſtammt der Name Ehriftinos, den diefe Bartei ven Carliſtas gegenüber erhielt. Um ihres 
eigenen Interefles willen mußte fi die Regentin gegenüber den Anſprüchen ihres Schwagers, 
welcher fhon vor Ferdinand's Tode gegen die Pragmatiſche Sanction feierlift proteftirt hatte, 
auf die Seite der liberalen Bartei ftellen, und das war ein großes Glück für Spanien. Der erſte 
liberale Schritt, den jte that, war die Ertheilung von Ammeftien, infolge deren Tauſende aus: 
gewanderter Spanier nad) langer Verbannung in ibr Vaterland zurüdfehren Fonnten, die ſich 
natürlich alle um den Thron ded Kindes ſcharten, auf dem die Hoffnung der intelligenten Ma: 
jorität der Nation rubte. Dazu kam, daß feit der franzöſiſchen Julirevolution die Stellung der 
auf Spaniens Schiejale zunächſt influirenden Weſtmächte Europas jegt eine weſentlich andere 
als zur Zeit ded Congreſſes von Verona war, indem ed jept in ihrem Intereffe lag, den abjo: 
Iuten Großftaaten des Oſtens gegenüber ſich gemeinſchaftlich an die Spige der conftitutionellen 
Staaten und Parteien des weftlihen Europa zu ftellen. Daher fam bald nach dem Ausbruch 
des Garliftenfriegs, am 22. April 1834, die Duabruplealliang zwifhen Großbritannien, Frank: 
reih, Spanien und Portugal zu Stande. Und wenn auch die materielle und directe Hülfe, welche 
die drei mit Spanien verbündeten Mächte mehrere Jahre hindurch den Ghriftinos leifteten, eben 
nicht jehr bedeutend war, jo bildete fie doch ein ſchwer in die Wagichale fallendes Gegengewicht 
gegen die geheimen Unterjftügungen, womit die Sympathie der abjolutiftifchen Staaten und vie— 
ler Ariftofraten aller Ränder ſowie des Papſtes die Anftrengungen der Karliften zu fördern juchte. 
Die Hriftiniihe Bartei war daher von Anfang an ver Farliftiihen an materieller wie morali— 
ſcher Macht überlegen, und nur dem Zwiefpalt in ihrem Schofe, den meift durch die reactionären 
Verſuche der Negentin herbeigeführten Berfajfungswirren, der Kühnheit und Schlauheit ver 
Farliftifchen Führer, unter denen der Badfe Zumala:Gärreguy, geweſener Oberftlieutenant der 
Armee, im Norden, und der Gatalonier Gabrera, bei Ausbruch des Kriegd Seminarijt zu Tor: 
toja, im Südoſten die Seele des Kampfes wurden, und der Inzugänglichfeit der Gebirgsland: 
ſchaften, auf welde ji die Karliften nach wenigen Jahren beichränft jahen (die baskiſchen Pro: 
vinzen, Navarra, Obercatalonien, Südaragonien und das Maeftraggo), ift e8 zuzuſchreiben, daß 
der Bürgerfrieg volle eben Jahre währen fonnte. Derjelbe wurde in den drei erften Jahren 
von beiden Parteien mit verabiheuungswürdiger Oraufamfeit geführt, indem man gegenjeitig 
feinen Barbon gab und in eroberten Ortſchaften oft auch Nichtcombattanten, jelbft Frauen über 
die Klinge fpringen ließ; fpäter hatte England das menſchlichere Verfahren der neuern Krirg: 
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führung durchgeſetzt. Im Baskenlande wurde die Farliftiiche Erhebung bei zeiten durch den 
Tod Zumala:Gärreguy’s (am 24. Juni 1834) gelähmt, während des graufamen Gabrera, des 
„Tigers vom Maeftraggo’ düſterer Fanatismus, Tapferkeit und ftrategiihe Gewandtheit Der 
Aufftand in Gatalonien, Aragonien und Balencia immer wieder von neuem anfadte. Dennoch 
gelang es weder ihm noch andern Karliftendeid, durch Eroberung der Hauptfladt, die mehrmals 
mitteld kühner Handftreiche verfucht wurde, dem Kriege eine für den PBrätendenten entſchieden 
günftige Wendung zu geben. Auch hatten jie in Espartero, dem Obergeneral des chriſtiniſchen 
Heeres, einen ebenio gewandten als muthigen Gegner. Durch meifterhafte Operationen gelang 
ed diefem dem liberalen Brincip treu ergebenen Manne, die Hauptmacht der Karliften in die 
baskiſchen Provinzen und Navarra einzufchließen, wo, nachdem die Ausjiht auf eine günflige 
Dffenfive gänzlich geſchwunden war, die Bevölferung allmählich der beifpiellofen Opfer ded Kriegs 
müde wurde, und das um fo mehr, als jie fortwährend Zeuge der völligen Unfähigkeit des in 
ihrem Lande fih aufhaltenden Prätendenten und der unverbefferliden Nichtswürdigkeit feiner 
Gamarilla und feines mit iym umberwandernden, aus müßigen Schranzen, brotlofen PBrieftern, 
fortgejagten Beamten und fremden Abenteurern beftehenden Hofes war. Bald erregten aud die 
ſchmählichen Intriguen dieſes Hofes gegen manche der tüchtigften Generale Unzufriedenheit unter 
den Farliftifhen Truppen. Diefe Umſtände flug benugend, gelang ed Eöpartero, am 31. Aug. 
1839 mit dem Karliftendhef Maroto zu Bergara ein Abkommen (convenio) zu Stande zu brin: 
gen, vemzufolge 25000 Karliften die Waffen ftredten und mit ven Basfen, denen Espartero die 
Aufrehterhaltung ihrer Fueros zu befürworten verfpradh, die Königin anerfannten. Mit rafcher 
Energie warf nun Eöpartero den Prätendenten mit den Trümmern feined Heeres, bald darauf 
aud) die von Cabrera befebligten Injurgenten in Gatalonien über die franzöſiſche Grenze und 
beendete dadurd den langtvierigen Bürgerkrieg um die Anſprüche eines endlich feiner eigenen 
Partei verächtlich gewordenen Prinzen, dem jo viele Taufende zum Opfer gefallen waren, und 
welder einen großen Theil der blühendften Provinzen des Reichs verheert, unfaglides Elend ge: 
ftifter und das Mark der Nation verzehrt hatte. 

Die Rebellion des Don Carlos führte jedod diejenige Revolution herbei, mit welder eine 
beffere Zeit für Spanien begann. Die ränfevolle Regentin, welche im Herzen dem Abfolutisinus 
ebenfo ſehr huldigte ald ihr Schwager und nur, um fid) in ihrer Stellung zu erhalten, mit den 
liberalen Tendenzen liebäugelte, wurde fhon zu Anfang des Jahres 1834 durch die Furcht vor 
einer allgemeinen Erhebung der Gonftitutionellen, welche in Gatalonien auszubrechen drohte, 
genöthigt, ihren von Ferdinand VII. überfommenen Minifter Zea-Bermudez, welder ſich durch 
feine unvorſichtige Erklärung, das jpanifche Wolf fei jever Neuerung abhold, den Unwillen der 
gejammten liberalen Partei zugezogen hatte, zu entlaffen. Martinez de la Roſa, ein liberalge: 
finnter, doch confervativer, ebenfo redlicher ald ängftliher Mann, trat an feine Stelle. Seine 
übertrieben gemäßigte Politik beihleunigte die Gefahren, denen er dadurch auszumeichen ge: 
date. Zwar führte er manche heilfame Reform ein (4. B. ein neues bürgerliches Grfegbud, 
die Breigebung des Getreidehandels, eine Erweiterung der Amneftie, eine bedeutende Milderung 
der Genfur, infolge deren die politifche Preffe bereits zu einer Macht zu werden begann), ver: 
mochte aber dadurch nicht die immer lauter und drohender werdenden Rufe nad) einer Rational: 
repräjentation zu beſchwichtigen. Die liberale Bartei ſchied fi in zwei Fractionen, eine confer: 
vative, die Moderados, deren Politik fi fortan an die Juftemilieupolitif Ludwig Philipp's an- 
Iehnte, und eine von der Diplomatie und minifteriellen Preſſe Englands unterftügte progrefii: 
ftifche, die Eraltados (ſpäter Progreſſiſten genannt). Legtere gewann bald das Übergewicht. 
Ihre immer dringender werdenden Forderungen bewogen die Negentin auf Martinez‘ Rath zu 
einer halben Maßregel, zur Dctrovirung einer halbliberalen Verfaffung, ded von Martinez aus: 
gearbeiteten „Estatuto real‘ (am 10. April 1834). Diejes Machwerk, in welchem ji das ab- 
folute Königthum unter den Schein conftitutioneller Freiheit verbarg, wurde von allen Gonfti: 
tutionellgefinnten mit Unmwillen und Hohn aufgenommen. Dazu Fam die fteigende Erbitterung, 
welde Ghriftina durd ihr leichtfertig üppiges Hofleben inmitten des allgemeinen Jammers er: 
regte. Vorerſt juchte fi der Zorn des Pöbels ein anderes Ziel. Da ihm die Farliftifhgefinnten 
Mönde ald Brunnenvergifter bezeichnet worden waren, fo ftürmte er in Madrid drei Klöſter und 
meßelte die darin befindlihen Mönche nieder. Erſt jegt bob die Negentin durch Decret vom 
15. Juli 1834 die längft nicht mehr beſtandene Inauifition definitiv auf, wies ihre Güter dem 
Staatsſchuldentilgungsfonds zu und verbannte die noch vorhandenen Jefuiten. Die bald darauf 
zum erften mal nach langer Zeit ſich verſammelnden Gortes griffen das Minifterium fo heftig an, 
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geltenden Grafen Toreno mit der Bildung eines neuen Cabinets beauftragte, dem fpäter (1835) 
Menpdizabal, unter Toreno Finanzminiſter, als Präſident des Minifteriums folgte. SeitToreno’8 
Berufung hatten die Anhänger der Gonftitution von 1812 wachſenden Ginfluß auf die Maffen 
gewonnen, welcher ji in einer Menge von Militärempörungen und Städteerhebungen (pronun- 
ciamientos) und Errihtungen von Provinzialjunten zu Gunften diefer Berfaffung documen— 
tirte. Zwar gelang ed Mendizabal, durch Gewährung unumſchränkter Prepfreiheit und durch 
ein Decret über allgemeine Volksbewaffnung die Beivegung eine Zeit lang niederzuhalten, auch 
eine tweientliche Verbeſſerung der Finanzen herbeizuführen; als er ſich aber in ven am 16. Nov. 
1835 eröffneten Cortes der zweifahen Oppofition der Moderados und Graltados gegenüber: 
ſah, blich ihm nichts übrig ald die Cortes aufzulöfen (am 26. Jan. 1836). Bereits dieſe Cor: 
tes gingen dem Klerus bedeutend zu Leibe, indem fie den privilegirten Gerichtöftand der Geift- 
lichen in peinlihen Sachen aufboben, die Einziehung aller Klöſter, welde weniger als 12 or: 
dinirte Mitglieder hatten (circa 900) verfügten und deren Cinfünfte zur Schuldentilgung be- 
ſtimmten. Das gegen die Mönche im höchſten Grade erbitterte Volk wartete aber diefe Befchlüffe 
gar nicht ab, jondern ftürmte in vielen Städten die Klöfter und fhlug die Mönche tobt, wo es fie 
fand. Der Brand eines Klofterd in Gatalonien war das Signal zu diefer Bewegung geworden, 
welde binnen 14 Tagen ſich faft über die ganze Halbinfel verbreitete. Die Regierung nahm nun 
die Klöfter, deren Zahl 2000 überftieg, und welche noch fürzlih 60000 Mönde und Nonnen 
beberbrrgt hatten, in Beiig. Aber weder Mendizabal, welder der heftigen Oppofition der am 
22. März 1836 wiedereröffneten Cortes weichend abdankte, nod fein Nachfolger Ifturiz, der 
fih jhon am 22. Mai zur abermaligen Auflöfung der Cortes veranlaßt jab, Fonnten die gerech— 
ten Korderungen der Liberalen nad) einer wirflihen Gonftitution beihwidhtigen. An die neuen 
Corteswahlen knüpften ſich neue Unruhen, und während die Negierung ſtrenge Mafiregeln vor— 
bereitete, brach in Madrid am 3. Aug. ein Aufftand aus, welcher zwar jchnell unterbrüdt wurde, 
aber die Militärrevolution von La Granja (in der Naht vom 12. zum 13. Aug.) veranlafte, 
durch Die ſich die damals an genanntem Ort befindlihe Regentin gezwungen ſah, die Gonftitu: 
tion von 1812 proclamiren zu laffen und den Progreſſiſten Galatrava an die Spige des neuen 
Minifteriums zu ftellen. Die am 24. Oct. zufammentretenden Gortes erachteten jedoch dieſe 
Berfaflung ald zu vemofratiih auf die obwaltenden Verhältniſſe nicht paſſend, weshalb fie auf 
Grund derjelben eine neue Gonftitution ſchufen, weldhe am 18. Juni 1837 verfünbigt warb. 
Allein aud) jegt war dad ſpaniſche Volk noch zu unmündig, um diefe ebenfalls jehr liberale Ber: 
faffung, welche ih von derjenigen von 1812 weſentlich dadurch unterſchied, daß fie das Zwei: 
kammerſyſtem einführte, nämlich eine Kammer von Senatoren (Senat) und eine Kammer von 
Abgeorbneten (Procuratoren), das active Wahlrecht für die Deputirtenwahlen an eine directe 
Steuer von 200 Realen oder den Nachweis irgendeines dieſer entiprehenden Einkommens 
fnüpfte, Einführung von Geſchworenengerichten verhieß, neben vem ſtehenden Heer in jeder der 
49 Provinzen, in welde das Land nunmehr eingetheilt ward, die Bildung einer Nationalgarde, 
aud für jede Provinz die Errichtung einer Provinzialdeputation und für jede Gemeinde bie: 
jenige eines Gemeinderaths (ayuntamiento) anordnete, vollfommen würdigen und fie den Ca— 
balen der Regentin und deren Gamarilla gegenüber ungefhmälert aufrecht erhalten zu können. 
Schon am 14. Det. erfolgte die Auflöfung der conftituirenden Gortes, worauf Ehriftina den 
Rathſchlägen Ludwig Philipp's Gehör jchenfend den Weg des franzöſiſchen Juftemilieu= und 
Reactionsiyftems zu betreten verfuchte. Ein Minifteriunm folgte dem andern, ohne daß weder 
die Regentin ihre Abficht, noch die Liberalen die Verwirklichung aller Bunfte der Konftitution 
erreichen Fonnten. Doch gelang es der Negentin, infolge der am 18. Nov. 1839 Abermals decre= 
tirten Auflöfung der feit dem 1. Sept. verfanmmelten Cortes mittels eines Syſtems von Ein- 
ſchüchterungen und offenbarer Gingriffe in die Wahlfreiheit vie Zügel der Regierung wieder in 
die Hände der Moderados zu Spielen. Mittlerweile war der Bürgerfrieg durch Espartero be: 
endet und diejer zur Belohnung der audgezeichneten Dienfte, welche ev dem Vaterlande geleiftet, 
zum Generalifiimus der Armee und zum Granden von Spanien unter dem Titel eined Sieges— 
herzogs (duque de la victoria) erhoben worden. Diefer einflugreide, von der Majorität des 
Volks allgemein verehrte Mann, welder bisher der Partei der Moderados angehört hatte, er: 
ſchien jegt plöglid unter den Wahlcandidaten der Exaltados, weil ev offen und rückſichtlos die 
unbejonnenen Rüdihritte und Berfaffungsverlegungen ver Moderados gemisbilligt hatte. Als 
nun in den am 18. Febr. 1840 eröffneten Cortes die Regentin trog einer heftigen Oppofition, 
welche tumultuarifche Auftritte in Madrid und anderwärts zur Folge hatte, es durchzuſetzen 
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wußte, daß die Majorität beider Kammern einem von ihr vorgelegten, die Breibeit der Ayun= 
tamientos zu Gunften einer nad franzöſiſchem Mufter erftrebten Gentralifation in hohem Grade 
beichränfenden Gefegvorfhlag ihre Zuftimmung ertheilte, den fie troß Espartero's Abratben 
anı 15. Juli, wo fie jih mit der jungen Königin in Barcelona befand, janctionirte, fo gab 
Espartero, welcher tags darauf unter lauten Volksjubel und den Huldiguirgen aller Behörden 
mit feinen firgreihen Heere in jene Stadt einzog, feine Gntlaffung, weil er nidt ein Werkzeug 
der Zerftörung einer Berfaffung fein wollte, für die er und feine Armee fo glorreich gefämpft 
batten. Diejer Schritt des allgemein beliebten und geadhteten Generals rief ernfte Unruben in 
Barcelona bervor, die nur durch Espartero's befonnenes Einfchreiten beigelegt werden Fonnten. 
Da alle Verſuche der Regentin, ein ihren Tendenzen günftiges progrefiiftiihes Minifterium zu 
befommen, ſcheiterten, To kehrte fie nah Valencia zurück, wo fie zwar vom Volk falt, von dem 
dort commandirenden, den Moderados angebörenden General O'Donnell aber gut aufgenoms 
men wurde. Unter diefen veränderten Ginflüffen ernannte fie am 28. Aug. ein neues Moderado- 
cabinet. Als dies in Madrid, wo bereits ftarfe Gärung herrſchte, befannt wurde, erklärte fi 
der dortige Gemeinderath für permanent und griff Die Nationalgarde zu den Waffen. Mit ihr 
fraternifirte die Mebrzabl der Linientruppen,, worauf eine „conftitutionelle Affociation‘‘ , Die 
bald 12000 Mitglieder aller Stände zählte, zufanmentrat. Das Anuntamiento ernannte nun 
am 2. Sept. eine proviforifche Gentraljunta und fandte hierauf der Regentin ein Manifert zu, 
durch welches dieſe aufgefordert wurde, im Sinne Espartero's zu handeln, ihre frübern Rath— 
geber ald Verräther zur Rechenſchaft zu ziehen und die neuen Cortes ald eine Art conftituiren- 
der Verſammlung mit fpeciellen Vollmachten zu verſehen. Obwol ſich viele Städte diefer von 
Madrid ausgegangenen Bewegung anfchloffen, befhloß die Regentin doch militäriihe Gewalt 
gegen die Hauptftabt zu verſuchen, ſah fich aber bei diefem Beginnen von allen Generalen ver: 
laſſen. Nach vergeblihen Verſuchen, ein progrefiiftifhes Minifterium zu Stande zu bringen, 
blieb ihr nicht8 übrig als den Siegesherzog zum Minifterpräfidenten zu ernennen mit der Boll: 
macht, fich felbit nah Gutdünken ein Gabinet zu bilden. Diefer machte, nachdem er am 29. Sept. 
einen mehr als Föniglihen Ginzug in Madrid und fpäter in Valencia gehalten hatte, zur Bebin- 
gung die Zurüdnahme des verfaffungswidrig erpreßten Avuntamientogefeged und der Auf- 
löfung der Corted ſowie die Entlaffung der Gamarilla, worauf die Negentin abdanfte, das 
Minifterium bis zur Berfanmlung der neuen Gortes mit der Regentſchaft beauftragte und am 
14. Det. fih nach Frankreich einſchiffte, wohin ihr viele Häupter der Moderados, ſowie auch ihr 
mittlerweile zum General erhobener Buhle und Günftling, der ehemalige Leibgardiſt Muñoz, 
mit dent fie ih Schon ein Jahr nach Ferdinand's Tode hatte heimlich trauen laffen, folgten. Nach 
einer kurzen proviforifchen Regierung wurde am 8. Mai1841 Eöpartero durch die am 19. März 
eröffneten Gortes zum alleinigen Regenten und der edle Arguelles, der Haupturbeber ver Con: 
ftitution von 1812, der „ſpaniſche Cicero”, zum Vormund der erft elfjährigen Königin ernannt. 

Es ſchien nun das Beſtehen der unter großen Wehen geborenen Gonftitution und die Wie: 
dergeburt der fpaniichen Nation im liberalen Sinne gefichert zu fein und Spanien einer glück— 
lihen Zufunft entgegengeben zu müffen. Allein einmal waren die politiihen Leidenſchaften 
dur den Bürgerfrieg und die Verfaffungsfämpfe entfeffelt worden, und außerdem bäuften fi 
die Schwierigfeiten ſowol im Innern als mit dem Auslande, Schwierigfeiten, welche das 
mühſam aufgerichtete Gebäude des liberalsconftitutionellen Staats bald tief erfchütterten und 
ihm den Einfturz drohten. Zunächſt ſah ih die progrefiiftiihe Regierung mit den baskiſchen 
Provinzen, deren Fueres von den Cortes nur unter der Bedingung ihrer Übereinftimmung mit 
der Conftitution anerkannt worden waren, in Zwiftigfeiten verwidelt, zumal da alle die dort 
noch beftandenen Klöfter, insbefondere das einzige noch vorhandene Jejuitencolleg zu Loyola 
geihloffen wurden. Schlimmer waren die Verwidelungen, welche infolge der Revolutionen 
von 1836 und 1840 mit dem auswärtigen Mädhten und mit dem päpftlihen Stuhl eintraten. 
Die nächfte Folge der, Bewegung von 1836 waren Proteftationen feitend der auswärtigen 
Diplomatie, worauf Öfterreich, Preußen, Rußland, Sardinien und Neapel ihre Geſchäftsträger 
abriefen (Gefandtihaften diefer Staaten beftanden jhon feit dem Ausbruch des Bürgerkriegs 
nicht mehr, da diefelben die Königin Ifabella nicht anerkennen wollten) und felbft Frankreich 
diean der Örenze verfammelten Truppen, welche zu einer Intervention im Intereffe ver Chriſtinos 
beftimmt waren, auflöfte. Der Bapft proteftirte gegen die Aufhebung ver Möndsorben, vie 
Einziebung und den beſchloſſenen Verkauf der Kirchengüter, gegen alles, was die Cortes von 
1836 bezüglich der Kirche und des Klerus beſchloſſen und die Regierung in Ausführung gebracht 
batte, und erließ, was am gefährlichſten war, nad der Unterwerfung der baskiſchen Provinzen 
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und ber dort erfolgten Aufhebung der Klöfter am 1. März 1841 eine geharniſchte Alloeution, in 
weldyer unter anderm erklärt wurde, die madrider Regierung trete Die Rechte der ſpaniſchen Kirche 
und des Heiligen Stubls mit Füßen. Da infolge diefer in vielen Taufenden von Exemplaren 
in Spanien verbreiteten Allocution die Majorität des Kapiteld der Erzdiöceſe von Saragoffa 
der Regierungden Gehorſam inallen geiftlichen Angelegenheiten auffagte, erließ das Anuntamiento 
von Madrid eine äußerft heftige Erklärung gegen den Papft, ver ficdh viele andere Gemeinde- 
räthe anſchloſſen; ja, in den Gortes verlangte ein Abgeordneterfogar die öffentliche Verbrennung 
der Allocution durch Henkershand! Die Regierung jelbft erklärte Durch zwei ebenfalls in vielen 
taufend Grempfaren verbreitete Manifefte, daß Spanien, dem feine Berfaffung die höchſte bür- 
gerliche Freiheit gebe, auch eine ebenfo große firhliche Freiheit beanjpruden müjfe, daß die Rö— 
miſche Curie fein Recht habe, ein directes Batronat über Spanien auszuüben, und daß der Papft 
durch feine fortgejegte Weigerung, die Königin Ifabella trog ihrer Legitimität anzuerkennen, zu 
Zwietracht und Empörung in Spanien auffordere. Eine päpftliche Encyflica vom 22. Febr. 1842, 
durch welche die frühern Allocutionen wieder in Erinnerung gebracht und allgemeine Gebete für die 
„unglückliche“ fpanifche Kirche in der ganzen Fatholifchen Ehriftenheit angeordnet wurben, ver- 
anlaften weitere heftige Gegenmaßregeln der progrefüiftiichen Regierung. Widerſetzliche Geift- 
liche wurden verhaftet, verbannt und jelbft zu Freiheitsſtrafen verurtbeilt, alle Geldfendungen 
nah Rom für Ertheilung firdlicher Indulgenzen bei Strafe verboten, dem hohen Klerus be- 
fohlen, allen von fremden Prälaten ordinirten oder der Partei des Prätendenten angehörenden 
Geiſtlichen die Erlaubniß zur Beichte und Meffe zu entziehen, alles Kirhengut für Nationalgut 
erklärt, ver Berfauf ver Güter des Klerus angeordnet, die außerordentlichen kirchlichen Tribunale 
und die päpftliche Nuntiatur aufgehoben u. f.w. Dies mußte natürli eine nachhaltige Spal- 
tung zwifchen Spanien und Rom herbeiführen und ununterbrodene Aufbegungen feitend ber 
dem Papft ergebenen Priefter unter den großentheild noch ſehr unwiffenden nnd leihtgläubigen 
Maſſen des Volks veranlaffen. Dazu kamen die zahlreihen Misgriffe der progrefliftifchen Re— 
gierung in der Verwaltung ded Staats und in der auswärtigen Politik. Espartero rechtfertigte 
in diefen Beziehungen die Hoffnungen der Liberalen in feiner Weife. Er befaß den beften Wil: 
len, es fehlte ihm aber die nöthige Einjiht und Energie. Er bewies ſich ald ein ebenfo ſchlechter 
Diplomat, als er ſich vorher ald tapferer und Fluger Feldherr gezeigt hatte, In der äußern Po— 
litif ließ er fich gänzlich von dem englifchen Gejandten, Korb Clarendon, leiten. Dabei war feine 
Berwaltung ohne Kraft, die Finanzen blieben in bodenlofer Unordnung, die materiellen In: 
tereffen ohne Aufmunterung, dad Heer ſchlecht equipirt und unregelmäßig bezahlt. Auf der 
andern Seite thaten die Moderados im Einverflänonig mit der verbannten Erregentin, welche 
von Paris aus gegen die Ernennung des Regenten und Vormunds durch die Cortes gleich an- 
fangs proteftirt hatte, alles, um das Progrejiftenregiment zu ſtürzen. Militäraufftände und 
Pronuncamientos folgten ih unaufhörlih, felbit in Madrid kam am 7. Det. 1841 eine 
chriſtiniſche Militärverſchwörung zum Ausbruch, welche nichts Geringers als die Entführung der 
Königin und deren Schweiter beabfichtigte und nur dur einen blutigen Kampf im Palaft 
felbft, wobei die Kugeln bis in das Gemad der Königin drangen, unterbrüdt werben fonnte. 
Auch die andern politiihen Parteien waren nidyt müßig. in republifanifher Aufftand zu 
Barcelona (1842) zwang Espartero, dieſe Stadt bombarbiren zu laffen, wodurch er ih in Ga: 
talonien und auch anderwärtd der Volksgunſt beraubte. Es bildeten jegt alle Zweige der Op- 
pofition eine mädtige Koalition gegen ihn, der fich bald von der Mehrheit des Heeres wie des 
Volks verlaffen ſah. Sein Sturz war nun unvermeidlih. Mit einem Reft der ihm treu ge- 
bliebenen Truppen zog ſich Espartero nach Sevilla, dann nad) Cadiz zurüd, wofelbft er ſich (im 
Juli 1843) nad England einjhiffte. 

Aber mit dem Regenten ftürzte zugleich die Herrſchaft der Progreſſiſten. Vergebens empör- 
ten fi die Garnifonen in Gatalonien und proclamirten die Gentraljunta, vergebens ſchloß ſich 
in Saragoffa, Gartagena, Alicante, Vigo und andern Orten das Volk diefer Bewegung an: der 
Zwiefpalt im progrefiiftiichen Lager war zu groß, als daß dieſe Bewegung hättezum Sieg führen kön— 
nen; fie wurde nad) dreimonatlihem Kampfe von den fejt zufammenftehenden Moderados unter: 
drückt, zum Theil unter vielem Blutvergießen (jo namentlich in Alicante durch Roncali), und Ge: 
neral D. Ramon Narvaez, welcher Chriftinen in die Verbannung gefolgt war, ergriff die Zügel 
der Regierung (im Mai 1844). Eine Periode heftigfter Reaction trat nunmehr ein. Die Mo- 
derados janctionirten ihren Sieg durch Zurüdrufung ver ränfevollen Chriſtina, welche ihrer 
nunmehr für mündig erflärten Tochter berathend zur Seite ſtehen jollte, und durch eine ziemlich 
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durchgreifende Revifion der Verfaſſung im monarchiſch-conſervativen Sinne durch die dazu ein= 
berufenen Gorted, in denen die Moderados natürlich die Oberhand hatten. Nach diefer am 
23. Mai 1845 publicirten Berfaffung, in welcher ver anftöpige Paſſus der Volksſouveränetät 
einfach weggelaffen war, gebührt die Ernennung der Senatoren, deren Zahl unbeftimmt ift, dem 
König, während die Mitglieder der Zweiten Kammer, von jegt an Gongreß der Deputirten 
genannt, dur directe Wahlen (auf je 50000, ſpäter 35000 Seelen einer) beftinmt werben 
und jederzeit wieder wählbar find. Nach dein fpäter (am 23. März 1846) veröffentlihen Wahl— 
geieg fünnen zu ven Deputirten (im ganzen 349) nur folde Perfonen gewählt werden, welche 
entiveder eine Jahreörente von 12000 Realen aus Grundftüden beziehen oder 1000 Realen 
directe Steuern zahlen, und follen die Deputirten feine Befoldung befommen. Auch fann nicht 
jeber felbftändige Spanier Wähler jein, jondern nur derjenige, weldher minbeftens 400 Realen 
directe Steuern entrichtet. Durch diefe Beftinnmungen waren die nicht begüterten Klaſſen von 
den Gorted und den Gorteswahlen völlig ausgeſchloſſen und, da Die Begüterten überall mehr 
oder weniger conjervativ zu fein pflegen, ver Regierung, folange fie der Verfaffung treu blieb, 
die Majorität in den Cortes geihert. Berner beitimmte die Verfaſſung, daß das Amt der 
Senatoren lebenslänglid) jei, dad Mandat eines Deputirten dagegen fünfjährig, daß die Cortes 
zwar alljährlich einberufen werden müßten, doch jederzeit vom König ſuspendirt, geſchloſſen und 
aufgelöft werden fönnten mit der Verpflichtung im legtern Fall, innerhalb dreier Monate neue 
Cortes wählen zu laffeu und einzuberufen. Bezüglich der Provinzial: und Öemeindeverwaltung 
beſtimmt die Berfaflung, daß in jeder Provinz eine Deputation fein, in jeder Gemeinde ein 
Alcalde und Ayuntamiento fungiren jollen, binfichtlid) der bewafineten Mat, daß die Cortes 
alljährlich auf den Vorſchlag des Königs die Größe der Land: und Seemacht feilzujegen haben. 
Übrigens jollten aud nach diejer Verfaſſung die Minifter verantwortlich fein und im Betretungs- 
fall vom Congreß in Anflageftand verfegt, vom Senat gerichtet werden fünnen, fein Spanier 
ohne richterliches Erkenntniß in Anklageftand gefegt oder verurtbeilt werden, aud) niemals die 
Güterconfiscation ald Strafe verhängt werden dürfen u. ſ. w. Was endlich die Preſſe anlangt, 
fo war dieſe zwar durd feine Genjur, wohl aber durch ziemlich ftrenge Preßgefege beichränft. 
Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieje Verfaſſung, fo confervativ jie im Vergleich mit ven Gon- 
ftitutionen von 1812 und 1837 war, dennoch eine liberale genannt werden muß und den Stem: 
pel weifer Mäßigung und verföhnender Ausgleihung der ftreitenden Gegenfäge trägt. Den- 
felben Stempel trugen auch die andern großen Geſetzgebungen jenes Jahres, von denen hier blos 
die totale Reform des Steuerweſens, die Reorganijation des Heeres und dev Marine und die 
Begründung eines große Einſicht verratbenden Unterrichtsſyſtems erwähnt fein nıögen. Liber: 
haupt zeigte eö jih bald, daß trog reactionärer Maßregeln verſchiedenſter Art, trog eines Säbel— 
regiments obnegleihen, trog graufamer und blutiger Unterdrüdung progreſſiſtiſcher und 
karliſtiſcher Regungen (3. B. in Valencia, wo Narvaez im Herbft 1845 nicht weniger ald 160 ge- 
fangene Karliften nach Bewältigung eined Aufftandes erfchiegen ließ, wofür er den Titel eines 
Herzogs von Balencia erhielt) an ver Spige der Regierung ein Mann ſtehe, dem es Ernjt um 
die Wohlfahrt Spaniend und um deffen Gmanceipation vom franzöfifhen und engliichen Ein— 
fluß fei, zwifchen welchen die bisherigen Eabinete hin- und hergeſchwankt hatten. Der Wohl: 

ftand des Landes, Handel und Induſtrie fingen an fich zu heben, eine Fräftige und weile Binanz- 
verwaltung (unter Mon) erhöhte die Einnahmen ded Staats und geitattete die durchgreifende 
Reorganilirung ded Heeres. Die bis dahin entjeglich geweiene Unfiherbeitder Straßen und Wege 
wurbe burch die 1845 gefchaffene Guardia civil, ein 6000 Mann ftarkes, trefflidh equipirtes Gens— 

darmeriecorps binnen furzer Zeit befeitigt, die Anerfennung der Königin von der Mehrzahl der 
europäifchen Mächte durchgefegt. Innere Zwiftigfeiten und Hofcabalen führten indeß zu 
Anfang des Jahres 1846 dad Zerfallen des biäherigen Gabinets herbei und nöthigten Narvarz 
(im April), in feine Entfernung aus Spanien zu willigen, die fi wenig von einer Verbannung 
unterichied. Sein Sturz machte es Ludwig Philipp und Ehriftine möglich, ihre längftgebegten 
Plane zu realifiren, nämlich die Bermäblung der Königin mit ihrem Goufin Franz, älteftem 
Sohn des Infanten Francisco de Paula (jüngftem Bruder Ferdinand's VIL.), welcher ihr gegen 
ihren Willen aufgedrungen wurde, und ihrer Schwefter Luifa mit dem Herzog von Montpeniier, 
jüngftem Sohne Ludwig Philipp's. Unmittelbar nad diefer im November gefeierten Doppel: 

hochzeit, durch die Spanien wieder unter franzöſiſchen Einfluß gerieth und welche vielleicht nichts 
Geringeres beabjihtigte, als den Thron des heiligen Ferdinand in der Zufunft ven Enkeln Ludwig 

Philipp's zu fichern, für den Fall, daß die Königin kinderlos bleiben follte, löſte die Regierung, 

in welcher jih ein unfähiges Minifterium nad) dem andern gefolgt war, die Cortes auf und ord— 
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nete Neuwahlen nad) einem neuen Wahlgefeg an. Allein trogdem war die neue Kammer weit 
davon entfernt, minifteriell zu fein, und daher fiel das Gabinet beveitö bei der Präſidentenwahl 
des Bongrejied (Januar 1847). Mit Hülfe des englifchen Gejandten Sir Henry Bulmer und 
durch den Günftling Ifabella’8, den jungen und ſchönen General Serrano, gelang es den fo- 
genannten Puritanos (derjenigen Braction der Moderados, welche unter Narvaez eine gewiffen- 
hafte conftitutionelle Regierung verlangt hatte), ein Minifterium unter Pacheco, einem redlichen, 
aber ebenfalld unfähigen Manne, zu bilden. Daſſelbe vertagte die Gortes und machte den Pro- 
grefiiften Goncefftonen, während die Königin, getrennt von ihrem Gemahl und im offenen Zwie: 
ſpalt mit ihrer Mutter, mit Serrano zu La Granja weilte, ohne ſich im geringfien um vie Re- 
gierung zu kümmern. Diefe bevenklihe Lage der Dinge veranlaßte die Zurückberufung des 
Marſchalls Narvaez, damals Gefandten in Paris. Derfelbe fam fofort, entfernte Serrano, 
führte die Wiedervereinigung der Königin mit ihrem Gemahl jowie eine Annäherung der 
puritanifhen und progreffiftiichen Oppofition herbei, willigte fogar in feines Todfeindes Espartero 
Rückkehr und wußte binnen kurzem den Parteikampf in Grenzen einzubämmen, die ein ferneres 
einflußreiches Mitregieren Sranfreihs und Englands verhinderten. Kaum war dies gefchehen, 
als die franzöfifhe Bebruarrevolution von 1848 die Ruhe Spaniens und Narvasz' Stellung 
abermals compromittirten. Allein während mächtige, legitime und geordnete Regierungen durch 
die Folgen jened ganz Europa in fieberhafte Aufregung verfegenden Greigniffes tief erjchüttert 
wurden, blieb das jheinbar zunächſt bedrohte Spanien faft unberührt. Die Urſachen dieſer 
auffallenden Erfheinung dürften theild in dem Mangel eines zahlreihen und hülfsbedürftigen 
Proletariats, theild in der Sehnſucht nad Ruhe, welche das Volk nad) fo vielen vorhergegan- 
genen Revolutionen begte, zumal die befigenden Klaffen eben die Früchte des begonnenen ma: 
teriellen Aufſchwungs des Landes zu genießen anfingen, theild und vornehmlid in der um— 
ſichtigen Volitif und energiihen Regierung des Generald Narvaez zu Juden fein. Gewiß mag 
die Dymaftie bei ver erften Kunde vom Sturz ded Bürgerfönigthums ſich verloren gegeben und 
vor den Folgen der unausbleiblich jcheinenden Revolution gezittert haben; Narvaez rettete fie. 
Republifaniihe Bewegungen, welde zu Madrid am 26. März und in der Naht vom 6. zum 
7. Mai ausbrachen, wurden energiſch unterprüdt; ja, ald es ſich ergab, daß bei der legtern ver 
englifche Gefandte Bulmwer betheiligt geweſen fei, ließ Narvaez demſelben feine Päffe ſchicken und 
ihn bedeuten, binnen 48 Stunden dad Land zu verlaffen! Diefer kühne Schritt führte aller- 
dings den offenen Bruch zwifchen ven Gabineten von Madrid und St. James herbei, erreichte 
aber ihren Zwed, Spanien vom englifhen Einfluß zu befreien, vollfommen. Ebenfo energifch 
wurden bald darauf in Gatalonien ausbrehende republifaniiche Unruhen, an deren Spiße der 
eigene Bruder ded König: Gemahls, der Infant Don Enrique fland, und die wiederholten Ver: 
ſuche der Karliften, Spanien zu infurgiren, unterdrüdt. Die Pacification der öftlihen Pro— 
vinzen wurde durd) eine allgemeine, ausnahmslofe Amneſtie gefeiert, welde ganz Spanien mit 
Jubel erfüllte, zugleich auch das bisherige Prohibitivſyſtem beihränft, eine Mafregel, die der 
Gntwidelung der materiellen Intereffen im hohen Grade günftig war, endlich eine Berföhnung 
mit dem päpftlihen Stuhl dur die Intervention eines ſpaniſchen Heeres von 12000 Mann 
zu Gunften des Papſtes herbeigeführt. 

Narvarz befand fid) nun auf dem Gipfel feiner Macht und Spanien auf einem Wege des 
materiellen Fortſchritts, der zu den fhönften Hoffnungen berechtigte. Jeder Widerftand war 
überwältigt, der Sieg über Revolution und Bürgerfrieg durch einen großartigen Act der Ber: 
ſöhnung bejiegelt, die Unabhängigkeit des Landes nad) außen gerettet, fein Anſehen und feine 
Macht im Steigen, wie die ſpaniſchen Interventionen in Portugal (1847) und dem Kirhenftaat 
(1849) bewiefen , fein Wohlftand im fihtlihen Wachen. Verſchiedene Intriguen der abſolu— 
tiftifch-Flerifal gefinnten Gamarilla des bigoten König-Gemahls ſcheiterten Fläglih an der Ener: 
gie ded Herzogs. Derfelbe hatte jedoch feinen Einfluß überfhägt. Um der heifligen Frage ber 
Schuldenregulirung in den Cortes zu entgehen, that er den unbefonnenen Schritt, die Cortes 
lange vor dem gebräuchlichen Termin zu vertagen (Ende Februar 1850) und Neuwahlen nad 
einem octroyirten neuen Wahlgefeg anzuordnen, bei deren ihm günftigen Ergebniß fein per: 
ſönlicher Ginfluß Far vor Augen lag. Am 31. Oct. wurden die Gorted mit großem Bomp 
in dem eben fertig gewordenen neuen Gortespalaft eröffnet; allein trogvem daß fie dem Cabinet 
günftig waren, zeigte es ji doch bald, day Narvarz die Sumpathien und dad Vertrauen ver: 
loren hatte. Dies, vielleicht noch mehr die Thatſache, daß Ehriftina zu feinen Feinden überge- 
treten war, vermuthlich weil jie nachgiebigere Stantsmänner, ald wie er war, zur Durchführung 
ihrer allmählich veifenden abfolutiftiichen Plane zu haben wünſchte, veranlaßteihn, am 11. Jan. 
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1851 der Königin feine Entlaffung einzureichen, welde angenommen wurde. Die reactionären 
Tendenzen, denen damals faft alle Gabinete Europas huldigten, begünftigten die gebeimen 
Plane Chriſtina's und der Hofcamarilla. Gin gefügiges Werkzeug fand ji in der Berfon des 
an die Spige der Regierung geftellten Bravo-Murillo, welcher trog eines vielverſprechenden 
Programms jehr bald jo reactionäre Mapregeln ergriff, daß e8 offenkundig war, er beabjichtige 
die Unterdrückung der liberalen Errungenfchaiten. Das Minifterium löfte am 7. April bie 
Cortes auf, entwidelte bei den fofort angeordneten Neuwahlen ein unerhörtes Einfhüdterunge®= 
und Corruptionsſyſtem, vertagte nad der mühſam durdgejegten Genehmigung des Staats: 
fhuldenregulirungsentwurfs die Gortes ſofort wieder, veröffentlichte am 15. Det. den Abichluß 
eines Concordats mit dem päpftlihen Stuhl voll ungemeffener Zugeftändniffe an Rom und den 
Klerus (unter anderm jollten Mönchsklöſter und Gongregationen vom Orden ded San: Bincente 
de Paula, d. h. eines jefuitifchen Ordens, errichtet werden) und verfolgte die Preffe auf Die 
bhärtefte Weile. Am 5. Dee. gelangte die Nachricht des bonapartiftifchen Staatöftreihs nach 
Madrid. Der Minifterpräjident theilte fie den wieder verfammelten Gortes mit unter der Bes 
merfung, daß die Regierung die Verfaffung aufrecht erhalten werde. Im völligen Widerſpruch 
hiermit vertagte dad Minifterium fhon am 9. Der. die Corte und verhinderte durch brutales 
Einfhreiten der bemaffneten Macht eine gemeinihaftliche Befprehung der Abgeordneten der 
verfhiedenen Oppofitiondparteien. Raſch hintereinander folgten nun die ärgften Attentate auf 
die Verfaſſung. Am 14. Jan. 1852 erließ die Negierung eine Prefordonnanz, melde jede 
fernere ernfte Discuflion erftidte, am 20. löfte jie vie Gortes nach vorher erlangter Steuerbe- 
milligung auf, im April gab fieein neues Preßgeſetz, weldesan 1. Mai die ganze madrider Oppo: 
fitionspreffe zum Aufbören nöthigte. Karliftifche Offiziere, ald Werkzeuge der abfoluten Gewalt, 
wurden dem Heere einverleibt, die ausgezeichnetften und verdienftwollften Generale mit Undank 
belohnt. Concha, welder im Sommer 1851 Euba gegen die amerifanifche Freibeuterinvafion 
des Generald Lopez energiſch und glücklich vertheidigt hatte, wurde von dort abberufen, Narvaez 
lebte mistrauiſch bewacht in Loja. Zugleih gab das Minifterium den Einflüfterungen Na= 
poleon’s Ill. in jeder Weife nah und brachte jomit Spanien wieder in die Abhängigfeit vom 
Audlande, von der es Narvarz mühſam befreit hatte. Auf allen Gebieten des Staatslebens 
betrieb es die eifrigfte Reaction. Es war nunmehr unverkennbar, daß Hof und Regierung die 
Gonftitution durch einen Staatöftreich zu flürgen und ven Abſolutismus wiederherzuftellen ernftlich 
beabfichtigten. Diefe Wahrnehmung vereinigte miteinem mal wiedurd Zauberfchlag alle Fractio- 
nen derliberalen Partei. Progreſſiſten und Moderados, Adelund Volk reichten fich die Hände, und 
ganz bejonderd verbanden ſich die der liberalen Bartei angehörigen Glieder des böchſten Adels 
und des ‚Heered zum Schuß der Verfaffung. Es beftanden aber damals folgende Parteien: Die 
alte Moderadopartei hatte ſich in drei Bractionen gefpalten: die Neocatolicos (Meukatholifen), 
eine ultrareactionäre und bierachifch:monardifche Bartei, geſchworene Feinde des conftitutio= 
nellen Syftemd, mit Donofo Cortes (Marquis von Baldegamas), welder die verfchrobene Idee 
hatte, die Monarchie als halb mittelalterliche, halb utopiſche Theokratie wiederherzuftellen, als 
Theoretifer und Lehrmeifter, Bravo-Murillo ald Staatsmann und General Pezuela ala Militär 
an ihrer Spitze; die Gonftitutionellen oder eigentlihen Moderados, melde die pünktliche Befol— 
gung ber Gonftitution von 1845 verlangten, unter Leitung von Mon, Martinez de la Nofa, 
Narvaez u.a. ; die vorgeichrittenen Moderados, welde ven Ausbau der Verfaffung im liberalen 
Sinne wollten und deren Häupter die Schrifrfteller und Advocaten Rios Rofas und Pacheco und der 
GeneralSerrano waren. Jede diejer Parteien war wieder in eine Menge fleinerer gefpalten infolge 
der vielen jeit 1851 verfuchten Berfaffungsänderungen. Denn jedes der verſchiedenen Moderado- 

minifterien, welche an der Verfaſſung ihre unglüdlihen Erperimente machten, ſchuf ſich feinen 
befondern, durch Eleinlihe Berfonalintereffen zufammengebaltenen Anhang. Infolge deffen 

hatten die Progrefliften eine immer drohendere Oppofition angenommen. Cine progrefiftiiche 
Partei im Sinne von 1836 beftand damals faum. Die Mehrzahl der ehemaligen Progreiliften 

ſchloß fi der vorgeſchrittenſten Sraction der alten Moderadopartei an, die Minderzahl an vie 

demofratifche Partei, melde allmählich an Iimfang und Bedeutung zugenommen hatte. Unter 

ihrem Banner waren damals drei verfchiedene Fractionen verfanmelt: die eigentlihen Demo: 

fraten, welche radicale ökonomiſche und politifche Verbefferungen erftrebten, abergeneigt waren, mit 

der Monardjie zu unterhandeln; die reinen Republikaner, die ih 1848 ald Partei zu zeigen be: 

gonnen hatten, und die Socialiften, Vertreter des neuen Socialismus, wie er in Frankreich unter 

ber Regierung Ludwig Philipp’s ſich charafterifirte. An der Spige diefer demokratiſchen Frac: 

tionen ftanden Ordaz, Camara, Gervera, Terradas, Monturrol, Eoello u.a. Die eigentliche, 
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fehr Kleine Progreffiftenpartei, melde an der Gonftitution von 1837 fefthielt, war geführt von 
Drenfe (Marquis von Albaida). Das war der Stand der Parteien und Ideen, als die „liberale 
Union’, wie fpäter die Vereinigung aller liberalen Fractionen genannt wurde, ins Leben trat. 
Die am 1. Der. zufammengetretenen Gorted wurden deshalb ſchon am folgenden Tage wieder 
aufgelöft, und am 3. Dec. veröffentlichte Bravo: Murillo in der,,‚Gaceta’ einen Entwurf zur Ab: 
änderung der Berfaffung, welche die Umkehrung zum Abſolutismus anbahnte. Angefichts die: 
ſes Schritts ſchloſſen fi die liberalen Parteien nur noch fefter zufanınen und bildeten Wahl: 
comites für die zum 1. März 1853 anberaumten Gortes unter der Leitung der angefehenften 
Männer. Gine fo feft geichloffene Organijation des Widerflandes hatte die Regierung nicht 
erwartet, jie ließ jih aber dadurch in ihren verbrecheriſchen Abſichten nicht ftören. Alle nicht 
vom Minifterium jelbft autorifirten Wahlvereine wurden fofort verboten, dem Herzog von 
Balencia, welder für das Haupt der gefammten Oppofition galt, der Auftrag gegeben, nad) 
Wien zur Einfiht der dortigen Militärverhältniffe zu geben. Noncali, ein erbitterter Gegner 
des Herzogs, trat an die Spige ded neugebilveten Cabinets, melches zwar anfangs feine Abſich— 
“ten maskirte, allein no ehe die Gortes ſich verfammelten, denjelben verfaffungsfeinvlichen 
Meg betrat, indem es den Zeitungdredactionen die Weifung gab, über die Gortedverhandlun- 
gen bei hohen Strafen Feine andern Mittheilungen als die der officiellen „Gazeta’ zu bringen. 
Die Oppofition war in den Cortes allerdings nur ſchwach vertreten, aber vefto binreißender in 
ihrer Wirfung. Martinez, Concha und O’Donnell erhoben furdtbare Anflagen gegen die re: 
gierenden wie abgetretenen Minifter und gegen die Gamarilla, befonverd gegen Muñoz, den 
die Königin ſchon nah Narvarz' erftem Sturz zum Herzog von Rianzared und Granden von 
Spanien ernannt und dadurch den gefammten hoben Adel tief beleinigt hatte. Dies veranlafte 
die Negierung, die Cortes bereitd am 9. April aufzulöfen und fie für das ganze laufende Jahr 
(1853) nicht wieder einzuberufen. Alle Beamten, weldye im Senat Oppofition gemacht hatten, 
wurden abgefegt, jogar der nad dem Gejeg unabjegbare Präjident des höchſten Gerichtähofes, 
was allgemeinen Unwillen erregte und den Nüdtritt des Juftigminifterd nad jidh zug. Die 
namentlih in den Provinzen immer drobender werdende Stimmung veranlaßte endlih am 
11. April 1853 dad geſammte Gabinet, feine Entlaffung einzureichen. Lerſundi, ehemaliger 
Gollege von Bravo: Murillo, brachte ein neues Minifterium zu Stande, deffen hervorragendſte 
Perjönlichfeit Egaña, ein entſchiedener Abjolutift und Verbündeter Chriſtina's war. Die 
neuen Minifter bielten die Gewaltmaßregeln ihrer Vorgänger aufrecht, ja Egaña wollte 
durchaus ohne Gorted und Verfaffung regieren. Das Gorruptiondverfahren und Die Unter: 
fchleife von feiten der Minifter und ihrer Greaturen mehrten jih, die Königin kümmerte fich fo 
gut wie gar nicht um die Regierung, überall herrfchte Willfür und Gewalt. 

Angefihts dieſes kläglichen Zuftandes flieg der Zorn der Oppoſition und die Misftimmung 
des Volks. Offentlih wurde wiederholt verfündet, dag Spanien aufs neue einer entſcheiden— 
den Kriſis entgegengebe, die wol zur Abjegung der Königin und zum Sturz der Dynaftie führen 
fönne. Unter folden Berhältniffen verlor das Gabinet endlih Dod den Muth und reichte am 
19. Sept. 1853 feine Gntlaffung ein. Sartorius, Graf von San-Luis, trat an die Spige des 
neuen Minifteriums, deffen Mitglieder zwar unbedeutende Perſönlichkeiten, jedoch bisher An— 
hänger der Gonftitution geweſen waren, weshalb dieſes Cabinet, wenigftens von den Modera— 
dos, nit ungünftig aufgenommen wurde. Auch benahm es ſich anfangs liberal, indem es die 
Cortes einberief, Narvaez zurüdhulte, viele Greaturen des frühern Regiments entließ, der Preife 
einige Grleihterungen gewährte u. j.w. Während aber das Minifterium dieſe liberalen Ge— 
finnungen fundgab, brütete die Gamarilla über andern Planen. Da es bisher mislungen 
war, durch einen Cortesbeſchluß die Berfaffung zu flürzen, fo gedachte man nunmehr den längft 
beabjichtigten Staatäftreidh mit offener Gewalt auszuführen. Die ſchwachen Minifter wurden 
für diefen Blan gewonnen, die Gortes aufgelöft, die einflugreichften Generale verbannt. Doch 
gelang e8 O'Donnell, ji in Madrid zu verbergen. Concha's Verbannung rief zu Saragoifa 
(im Februar 1854) einen Militäraufftand hervor, der nach blutigem Straßenkampfe unterbrüdt 
wurde. Neue Beihränfungen ver Preffe und Attentate auf die perfönliche Freiheit und andere 
Grundlagen der Berfaffung folgten. Da erfannte die liberale Union, daß nun die Zeit ge- 
fommen jei, wo die Berfaffung des Landes und die Wohlfahrt der Nation nur nod) mitteld ge- 
waltſamen Ginfchreitens gerettet werben fünnte. Die lüngft vorbereitete Revolution brach aus. 

Am 28. Juni 1854 verließ O’Donnell an der Spiße einiger Regimenter Maprid und rid): 
tete, nachdem ein gleich tags darauf erfolgter blutiger Zufammenftoß mit der unter perfönlicher 
Anführung des Kriegsminiſters Blaſer zu feiner Verfolgung ausgerückten Befagung von Ma: 
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prid zu feinem Nefultat geführt hatte und mehrere Tage ohne Anderung in der Lage der Dinge) 
vergangen waren, von Manzanares aus einen Aufruf an das Volk, in weldhem er die Abſetzung 
des Gabiners, die Entfernung der Königin: Mutter, die Wiederberftellung ver Gonftitutien ven; 
1837 und die Wiederbewaffnung ver Nationalmilizgen beantragte. Auf diefen Ruf erhoben 
ſich Fat gleichzeitig die bedeutenpften Städte Spaniens, die Bewegung wurde von einer Militär: 
vevolte zu einer allgemeinen gewaltigen Volförevolution. Überall fraternifirten Die Truppe 
mit dem Volk, nur in Madrid Fam es am 18. und 19. Juli zu einem erbitterten Barrifaten: 
fampfe. Das Volk ftürmte und verbrannte den Palaft Chriſtina's, die fi zu ihrer Tochter in | 
das Reſidenzſchloß flüchtete, welches hierauf vom Volk belagert wurde. Auch die Häufer ve | 
verhaßten Mitglieder des Minifteriums, deſſen Präſident fein Leben mur durch Die Flucht retten 
fonnte, vemolirte und verbrannte das Voll. Seitens der rathlofen Königin wurde zuerft, um 
den wanfenden Thron zu retten, ein zur Hälfte aus Moderados, zur Hälfte aus Brogrefiften 
zuſammengeſetztes Minifterium unter dem Vorſitz ded Herzogs von Rivas verſucht, als dieſet 
aber kaum einen Tag unter vem Toben ded Kampfes, während die Kugeln an Iſabella's Schlef 
ichlugen, beftanden hatte, Göpartero ald Helfer in der Noth berufen, um ein neues Gabinet ıu 
bilden und Die Ruhe wiederberzuftellen,, und unterbeffen eine Bertheidigungsjunta unter dem | 
Vorſitz des alten progrefüiftiihen Generald San: Miguel gebildet, welche die Zügel der Negierung ' 
provijoriich ergriff. Der Siegesherzog, der bis dahin in Logroño in fliller Zurüdgezogenbeit 
gelebt hatte, kam aber nicht jogleich, weil ihn feine Freunde am 18. Juli nach Saragoſſa geholt 
hatten, wo er am 23. Juli mit einem Gefolge von 40000 Menſchen unter dem ungeheuerſten | 
Jubel einen triumpbirenden Ginzug hielt. Bei der Kunde von Espartero's Berufung, welderis 
wieder der allgemeinen Volksgunſt zu erfreuen hatte, hörte der Kampf in der Hauptſtadt auf: 
das Volk, das keineswegs befiegt war, blieb aber in Waffen und hielt nad} wie vor den könig 
lihen Palaft umzingelt, namentlih um die Flucht Chriſtina's, welche man ihre an der Nation 
begangenen Verbrechen mit dem Leben bezahlen laffen wollte, zu verhindern. Göpartero procla: 
mirte in Saragoffa ein Brogranım, dad weiter ging ald das O'Donnell'ſche, indem er Die Nation 
aufforderte, conftituirende Gortes zu berufen. Dies Programm wurde fortan die Fahne der 
Revolution. Gleichzeitig mit diefer anfangs nurden Sturzder Reaction und den Sieg Des confti- 
tutionellen Brincips bezwedtenden Revolution war eine entichiedene demokratiſch-ſocialiſtiſcht 
und republifanifche Bewegung ausgebrochen, welche nichts Geringeres ald den Sturz der De: 
naftie und die Einführung der republifanifchen Staatsform beabjichtigte, ja in Aleira wurde am 
6. Juli die Republik wirflih procamirt. Auch bei dem Barrifadenfanpfe in Madrid war bie 
demokratiſch-republikaniſche Partei ftark betheiligt. Diefe Bewegung mußte unterdrüdt werden, 
jollte Spanien nicht in völlige Anarchie gerathen, jo war wenigftend die Anfidht der an ber 
Spige der Nevolution lebenden Generale, und fie wurde unterdrüdt unter Strömen von 
Blut. Daffelbe Schickſal hatten communiftiih:forialiftifhe Bewegungen, weldye in Andalujien, 
Valencia und Gatalonien zum Ausbruch gelangten. Nach Niederihlagung diefer Inruben fam 
D’Donnell mit feinem fiegreihen Heere nah Madrid, bald darauf(am 29. Juli) auch Espartere. 
Die Gegenwart diefer beiden einflußreihen und allgemein beliebten Männer und das fefte Zu: 
ſammenhalten der liberalen Moderadofractionen und der Progrefiiten der Demofratie gegen: 
über berubigte Madrid, verhinderte aber auch zugleich, daß Chriftina ein Opfer der gerechten 
Volksrache oder, was gewiß heilfam für die Zufunft geweſen wäre, öffentlich zur Rechenſchaft 
gezogen wurde. Das ränfevolle Weib ward aus Spanien unter Befhlagnahme aller ihrer 
Güter verbannt und unter Göcorte nad) Portugal gebracht (am 28. Aug.). 

Espartero und feine Natbgeber, die Brogreffiiten von reinem Waffer, waren nun Herren 
der Situation; es fehlte ihnen aber wie früher an Entſchloſſenheit, und jo wurden fie wiber 
Willen Werkzeuge in den Händen der Moderados, deren fie ſich nicht zu entledigen wußten. 
Died rettete den Thron und die Dynaftie. Denn trog der Unterdrückung der republifaniichen 
Bewegung war die Krifis für das Königthum noch nicht vorüber, da zu den erften Acten deb 
neuen, aus den hervorragendſten Berfünlichkeiten der liberalen Union beftebenden Minifteriumg, 
dem der Siegeöberzog präftdirte, die Ginberufung conftituirender Cortes, welche über die der 
Nation zu gebende Regierungs- und Verfaſſungsform enticheiden follten, die Wiederherftellung 
ver bereitö 1844 von Narvarz aufgelöften Nationalgarde und Die Aufhebung aller die Preß— 
freiheit befchränfenden Beſtimmungen gehörten. Die am 8. Nov. zufammentretenden 
Bortes hielten das monarchiſche Prineip aufrecht; doch flimmten gegen einen am 30, Nov. 
eingebrachten Antrag, welcher lautete: „Spanien ift eine conftitutionelle Monarchie, erblich in 
der Familie der Ifabella von Bourbon und ihrer legitimen Nachkommen durch den Willen der 
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Nation‘, nur 23 Mitglieder. Die Cortes erfannten alfo ver Nation dad Recht zu, ſich eine Ne: 
gierung zu geben, wie jie ihr paſſend dünkte, und dadurch war die Bolföfouveränetät wieder in 
ihre volle Rechte eingefegt. Ubrigend vechtfertigten die conftituirenden Cortes die auf ie ge: 
ſetzten Erwartungen feineöwegs. Die Parteien hatten fi während der reactionären Zeit zu 
ſehr zerfplittert, die politifchen Leidenschaften durd die Revolution zu fehr erhigt, ald daß eine 
Einigung und die Schöpfung einer großartigen Gefeggebung im liberalen Sinne möglich ge— 
weſen wäre. Bon allen Thaten der Gortes hatten nur das Eiſenbahngeſetz, das Geſetz über die 
Telegraphenlinien und Banfen und namentlih die beichloffene und in der Folge Ihonungslos 
durchgeführte Bejeitigung der „Todten Hand“, d. h. der Berfauf aller Nationalgüter (Kirchen, 
Klöfter:, Stiftungs:, Gemeinde: und Staatögüter mit Ausnahme derjenigen, melde zu öffent— 
lichen Zwecken benugt werden oder dem Staat eine weſentliche Rente gewähren), eine weitgrei= 
fendere Bedeutung. Die in unendlihen Berathungen geborene Verfaffung, welche ſpäter nicht 
einmal publicirt wurde, war ein Mittelding zwifchen ven Berfaffungen von 1812 und 1837 
und hatte vor biefen nur einen Vorzug, nämlich den der religiöfen Duldung, indem der auf bie 
Religion bezügliche Paragraph lautete: „Die katholiſche Religion ift die Staatdreligion, aber 
niemand kann wegen jeiner religiöfen Anfichten verfolgt werden.” Leider Fam auch dieſe Be: 
fimmung fpäter nicht zur Ausführung. Merfwürdig und bezeichnend für den Fortſchritt der 
Ideen in Spanien waren aber die Debatten über die religiöfe Frage und über die beantragte 
Religions = und Gewiffendfreiheit, indem diefer Antrag nur mit 103 gegen 99 Stimmen 
vertvorfen wurde, während ein Antrag auf Verfolgung derjenigen, die ſich nicht zum Katho- 
licismus befennen, 159 Stimmen (gegen 56) gegen ji hatte. Zwei Jahre berietben bie 
conftituirenden Gortes unter endlojen Wortfämpfen und alle Leidenſchaften bis zum Außer: 
ften aufregenden Agitationen. Die Monardie ging fiegreih aus dem Parlament hervor 
und begann fofort in Verbindung mit der beleidigten, aber nicht befiegten Kirche das Werk 
der Reftauration, welder die Liberalen durd Reformen in der Verwaltung und Bolitif ent: 
gegenzumirfen ftrebten, ohne ihr Ziel erreihen zu können. In der That war die Regierung 
Espartero's dazu nicht geeignet. Der alt gewordene Siegesherzog zeigte ih noch unfähiger als 
während feiner Negentihaft und vermodte namentlih feinem Nebenbuhler und Mitregierer 
D’Donnell nit die Spige zu bieten. Als endlich die feiner Fahne noch immer folgenden 
Maffen eine Bewegung zu Gunften der liberalen Ideen verſuchten, z0g ſich Espartero zurüd und 
überließ O'Donnell die Gemwalt, welder num diefe legten Zuckungen ver Revolution in blutigen 
Straßenfämpfen zu Madrid und Barcelona niederſchlug und fofort an die Spitze der Regierung 
trat (am 14. Juli 1856). Nach Espartero's Rücktritt ging faft die ganze progreffiftifche Partei 
in das Lager O'Donnell's über, der weber Progrefiift noch Moderado war. Diejer ſah ſich 
aber, da er jelbft das Bolf entwaffnet hatte, der Königin und der reactionären Partei gegenüber, 
welche beide ihn ald den Urheber der Julirevolution haften, ohne alle Stüge. So kam es, daß 
D’Donnell, nahden er lange mit der Auflöfung der Cortes gezögert und endlich einen die Be: 
fugniffe des Parlaments erweiternden Zufaß zur Gonftitution von 1845 verfündet hatte, feine 
Entlaffung erhielt (am 12. Oct.), worauf Narvarz, mit ihm die eigentliche Moderadopartei, 
wieder and Ruder kam. Allein dieſe Partei war durch die unglücklichen Experimente ver Jahre 
1851 —54 weſentlich geändert worden. Die herrichende Braction derfelben beftand jegt aus 
den entſchieden reactionären Neoratolicod, welche die Gunftitution um jeden Preis vernichten 
wollten. Dazu Fam, daß jegt den Herzog von Valencia nicht die Macht der Ereigniffe oder jein 
eigener politifcher Einfluß an die Spige ded Staats emporgehoben hatten, fondern die Intriguen 
ver Gamarilla, welde in ihm nur den Feind Espartero's und der Progrefliften ſah und von 
feiner Energie die Durhführung ihrer reactionären Plane erwartete. Am Hofe jelbft gab es 
verfchiedene Goterien. Die einen fhrien nah durdgreifender Reviſion der Berfaffung von 
1845, nad Feflelung der Preſſe, Unterwerfung der Schule unter die Macht des Klerus; bie 
andern plaidirten gar für eine Fuſion mit den Karliften durch ein Ehebündniß zwiſchen der 
Tochter der Königin mit einem Sohn des Don Garlos ; nur wenige riethen zurMäßigung. Die 
Gollegen ded Herzogs gehörten faft alle ven Neufatholifen an, der ſchlimmſte war der Minifter 
ded Innern, Don Candido Noceval. Sein Brefgefeg vom 13. Juli 1857, feine Verfaffungs- 
reform vom 17. Juli bezweckten offenbar die völlige Unterdrückung der öffentlihen Meinung 
und die Feflelung ver Volfövertretung. Das neue Unterrichtögefeg vom 9. Sept. blieb neben 
einigen wenigen Verbefferungen weit hinter dem von 1845 zurüd. Die ganzen politifhen 
Errungenfchaften der vergangenen zwei Jahre zerrannen wie Nebelbilver, und bald arhmete die 
gefammte Verwaltung ven Geift der Unterbrüdung in noch höherm Grade ald vor der Juli: 
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revolution. Die öffentliche Meinung erklärte ſich raſch gegen dieſen Gang der Dinge. Schon 
im Auguft begann eine Miniſterkriſis, da auch der Hof fi in Narvaez getäufcht ſah, welche mit 
deſſen Sturz am 15. Det. endete. Das neugebildete Gabinet, deſſen bedeutendſte Perſönlichkeiten 
Mon und Armero waren, trat mit einem durch und durd liberalen Programm hervor, welches 
die alten Moderadoüberlieferungen den Bedürfniffen der Gegenwart anpaffen follte, fonnte 
aber dieſes Programm nicht Durdjegen und wurde deshalb Ihon im Januar 1858 durdh ein 
Minifterium unter Iſturiz erfegt, welches gar kein Progranım hatte und die Impotenz der einft 
jo fraftigen Moderabopartei offen documentirte. Die Cortes, welche dieſes Schattenminifterium. 
niit mehr oder weniger verdienter Verachtung behandelten, führten eine neue Kriiis herbei, 
worauf am 30. Juni D’Donnell abermals berufen und mit der Leitung des neuen Cabinets 
beauftragt wurde. Diefer trat jegt ald Bührer der „liberalen Union” auf, melde ſich ſchon 
vor ber Reaction zu bilden angefangen hatte und jegt die ehemaligen Progreſſiſten undliberalen 
Moderados in ſich vereinigte. Die neufatholifche Fraction war unterlegen und trat, wie über: 
haupt die Moderadopartei, auf längere Zeit vom Schauplag ab. Hiermit begann eine neue 
Epoche in der politifhen und Gulturgefchichte Spaniens. 

Es war nachgerade höchſte Zeit, daß eine Regierung ans Ruder fan, dieihre Hauptaufgabedarin 
fand, die politiſchen Leidenſchaften zu beruhigen, die in unzählige Coterien zerriſſenen Parteien zu— 
ſammenzufaſſen und ſoweit möglich zu verſöhnen und dadurch dem Lande Ruhe zu verſchaffen. Denn 
eine Zuſammenſtellung ber ſeit 1834 ſtattgehabten Corteswahlen, Cortesſeſſionen und Miniſter— 
wechſel, welche das im Jahre 1858 zum erſten mal erſcheinende „Anuario“ der ftatiftiihen General- 
commijfion enthielt, bewies lauter und überzeugender ald die eindringlichite Rede, daß die Par: 
teileidenſchaften im Verein mit den ftetd mehr oder weniger retrograden Tendenzen des Hofes 
die Nation zerriffen und ihr eine ſchmachvolle finanzielle Lafl aufgebürbet hatten. In dieſer 
vierundzwanzigjährigen Periode waren nämlich 18 Corteswahlen auf®rund fünf verfhiedener 
Berfaffungen vorgenommen, neunundzwanzigmal die Gortes eröffnet, funfzehnmal juspendirt, 
vierzehnmal geichloffen und ebenfo viel mal aufgelöft worden und 529 Miniſterwechſel vor: 
genommen! Die Präfiventihaft des Minifterrath8 hatte fiebenundvierzigmal gewechſelt; es 
hatte 61 verſchiedene Minifter des Auswärtigen, 62 Suftizminifter, 78 Finanzminiſter, 96 
Kriegsminiſter 77 Marineminiſter, 78 Miniſter des Innern u. ſ. w. gegeben; im gauzen 
waren jene 529 Minifterien von 245 verfchiedenen Perfonen verwaltet worden! Wenn man 
bevenft, daß in Spanien Fein Miniſterwechſel ohne eine tief hinabſteigende Änderung Des 
Beamtenperjonald denkbar ift, ja eine totale Gabinetderneuerung kaum ohne einige taufend 
Penfionirungen und Entlaffungen, jo kann man ji eine Borftellung machen von der unge— 
heuern Zahl von in Ruheſtand verjegten und zur Dispofition geftellten,, aljo müßig gehenden 
Perfonen, welde damals dem Staatöfedel zur Laft fielen. In der That verzehrten die paffiven 
Klaſſen der Beamten nad dem Budget von 1858 die ungeheuere Summe von 147 Mill. Realen, 
d. h. ungefähr den zehnten Theil ſämmtlicher Staatseinnahmen! Welch fürdterlihe Gorruption 
aber bei ven Gortedwahlen berrichte, bewies die damals unternummene Revifion der Wähler: 
liften, wobei ji ergab, daß z. B. allein in ver Provinz Caceres von 2733 eingejhrieben ge— 
weienen Wählern nicht weniger ald 941 von den Behörden widerrechtlich eingefhmuggelt worden 
waren! Die Kehren diefer Zahlen waren zu eindringlich, ald daß ihnen nicht alle Parteien und 
namentlich die regierende hätten Gehör jhenfen jollen. Man jah ein, daß man den Weg ver 
Barteileidenihaft verlaffen müfje, follten geordnetere Zuftände eintreten, welche allein dem 
Yande ein geveihliches Fortihreiten garantiren fonnten. Es gelang dies O'Donnell durd Zu: 
fammenfegung des Minifterium®, Staatsraths und anderer Behörden aus Mitgliedern der 
liberalen Union und durch Bejegung der wichtigſten Stellen mit Liberalen aller Farben. 

Das Minifterium O'Donnell beſtand, was noch nie dageweſen war, beinahe volle fünf 
Jahre (vom 30. Juni 1858 bis zum 2. März 1862). Daß es ſich fo lange hielt, verdankte es 
keineswegs großen politiihen Neformen im liberalen Sinne, denn O'Donnell war fein politi- 
ſches Genie, ſondern blos ein gefhicter Dirigent und zugleich tüchtiger Militär, fondern vielmehr 
theils dem Umftande, daß O'Donnell den Monarchiſten ald Retter der Geſellſchaft, ven Liberalen 
ala Wiederberfteller des Repräfentativjvftems galt, theild dem allgemeinen Bedürfniß nad 
Ordnung und Ruhe, theild manderlei glüdlihen Greigniffen, melde dev Regierung mehrmals 
die Sympathien der Majorität des Volks zuführten, und envlid der weifen Mäßigung und 
flugen Benugung der Umſtände ſeitens O'Donnell's. Da die Regierung auf dem Felde der 
Politik wenig zu leiten vermochte, jo wandte fie allen ihren Gifer der Hebung der materiellen 
Intereffen zu, beſonders nachdem ihr 1859 zu dieſem Zwed ein Greditvon 2 Milliarden bewilligt 
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worden war. Bald fehrten Ruhe und Ordnung zurück, welche während diefer ganzen Periode 
nicht weſentlich geftört wurden, da die von feiten ver Karliften unter General Ortega (1860), 
der Nepublifaner und Socialiften (in Andalufien und Eſtremadura 1859 und 1860 und zu 
Loja 1861) verſuchten Schilderhebungen einen ſchnellen und für fie unglüdlihen Ausgang 
nahmen und nur dazu dienen fonnten, bei einem großen Theil der Nation das Anfehen der 
Regierung zu befeitigen; das Land durchzog fih mit Gifenbahnen und Strafen, Aderbau, In: 
duftrie und Handel blühten vajch empor, eine Menge der gemeinnügigften Unternehmungen 
traten ind Leben, der Wohlftand und das Anfehen ver Nation nahm in erfreulichfter Weiſe zu. 

Mit einer nie erlebten Regelmäßigfeit erledigten die im Herbſt 1858 gewählten Cortes während 
diefer ganzen Periode die Feftftellung des Budgets, es wurden bedeutende Überfhüffe gewonnen, 

welche erlaubten, die Staatsſchuld mehr und mehrzu regeln, und infolge deſſen flieg der Credit 
des Landes. Zu den befondern Glücksfällen, welche O'Donnell's Regierung ftügten, gehören 
der maroffanifhe Krieg (1859 — 60) und die freiwillige Rückkehr San: Domingos unter 
ſpaniſche Herrihaft (1861). Der glüdlidy geführte Krieg gegen Maroffo wandte O'Donnell, 
der fih durch denjelben den Titel eined Herzogs von Tetuan erwarb, die vollfte Sympathie ver 
ſchon durch die erften Siegesnachrichten aus Afrika in einen wahren Taumel der Freude verfegten 
Nation zu. Dieſes ftark pulfirende Gefühl hätte gefährlich werden können, wenn die Regierung, 
den in der Nation erwachten Eroberungsgelüften nachgebend, auf Gebietserwerbungen im großen 
Maßſtabe ausgegangen wäre. Sie verſtand aber ſowol in dieſer als in andern Angelegenheiten 
die patriotiſchen Gefühle mit weiſer Mäßigung im Zaum zu halten, indem fie Frieden mit 
Maroffo ſchloß, jobald die geforderte Öenugthuung erreicht war und fo den maroffanifchen Krieg, 
ohne Spanien mit den auswärtigen Mächten zu compromittiren, zu einer Erinnerung machte, 
die ein edles, über dem Parteigetreibe ſtehendes Gefühl lebendig erhält und jeden Spanier mit 
Zuveriicht für die Zukunft feiner Nation erfüllen muß. Die gleiche Mäpigung bewies O’Don: 
nell’8 Gabinet bei der Einverleibung San-Domingos, indem es diefe Injel erft nahm, als jie ih 
unter die Botmäßigkeit der Vereinigten Staaten zu ftellen drohte, was gleihbedeutend mit dem 
Verluſt von Euba geweſen wäre; dedgleichen bei der jo verlockenden mexicaniſchen Intervention, 
die es zur rechten Zeit troß des Geſchreis eines Theil feiner eigenen Freunde aufgab, ebenfo 
bei der mit den Franzoſen gemeinihaftlich unternommenen Erpedition nah Godindina. Schon 
daß nad langer Zeit zum erften mal wieder jpanifche Kriegsichiffe und Truppen an der Seite 
franzöfifher und englijcher in fernen Gontinenten operirten, mußte weſentlich dazu beitragen, 
das Anjehen Spaniens in Europa zu mehren und dadurch dad Vertrauen der Nation zu ihrer 
Regierung zu färfen. Großes Lob verdient auch die Feftigkeit, mit melder O'Donnell ven 
leidenſchaftlichen Forderungen des Klerus und des Hofes, in Italien zu Gunften der Bourbonen 
und der weltlihen Macht des Papftes zu interveniren, widerftand. Sind dies alles audy nur 
negative Verdienſte, fo müffen diejelben nichtödeftoweniger Hoch angefchlagen werben, weil fie 
weſentlich dazu beitrugen, eine gebeihlihe Ruhe in Spanien zu erhalten und die Hülfsquellen des 
Landes zu erihließen. Indeß die Unfruchtbarkeit des D’Donnell’fhen Regiments auf dem 
Felde der innern Politif, wo alle brennenden Fragen ungelöft blieben (das Preßgefeg von No: 
cebal wurde 3. B. nicht aufgehoben, ebenfo wenig die Verfaffungsreform von 1857, aber aud 
nicht beobachtet), verbunden mit der allmählich mehr und mehr reactionär werdenden Verwal: 
tung des Minifterd des Innern, Pofada Herrera, führten endlid doc zum Untergang aud 
dieſes Cabinets. In der Eortesfigung von 1862—63 beſchuldigten einige der wichtigften Träger 
des eigenen Syſtems die Regierung, daß jie ihr Progamm verfümmere, und bald bildete ſich aus 
der liberalen Union eine Partei heraus, welche, geführt von Rios Roſas und Pacheco, unter dem 
Namen der Dijfidenten neben den rein moberifliihen und progreififtiihen Gegnern der Re— 
gierung bieje aufs heftigfte angriffen. Dazu fan, daß die Gunſt ver Verhältniffe, unter wel: 
hen die Regierung Großes geleiftet, vorüber, der Wunſch nad einem Wechiel des Syſtems unter 
den Parteien wieder rege geworden und das Vertrauen zu O'Donnell gefhmwunden war. Dies 
erfennend war das Gabinet jelbftverleugnend genug, jeine Entlaffung einzureichen. 

Es begann nun eine neue Periode der Midgriffe und Ungewißheit, welde Spanien wieder 
ind Berberben zu bringen drohte. Den Herzog von Tetuan erjegte der alte Marquis von 
Miraflored mit einem Minifterium , welches, weil ebenfalls aus der liberalen Union hervorge- 
gangen, eigentlih nur die Fortſetzung des frühern unter anderer Birma war. Dies verdroß 
einzelne hochſtrebende Perfönlichkeiten des Cabinets, die eigene Volitik machen wollten, insbe: 
fondere den Minifter ded Innern, Vaamonde. Diefer benußte vie Neuwahlen zu den Gortes, 
im October 1863, um eine Menge Ganpivaten ver liberalen Union gewaltfam durch alte Mode— 
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rados und jogar Neukatholiken zu verdrängen und fo Die Moderados ald Sieger auf dem 
Wahlfanıpfe hervorgehen zu laffen. Gegen diefrd Manöver traten faſt alle Barteien auf und 
machten mit vereinten Kräften der Regierung die beftigfte Oppofition in den Cortes, welche 
ihrerfeitd das denkbar unerfreulichite Bild des ſpaniſchen Berfaffungslebend gewährten. Die 
fünf Jahre der Ruhe ichienen fpurlos vorübergegangen zu fein. Die Parteien überboten ſich in 
Anklagen, Bervähtigungen und Schimpfen auf die Negierung und gegeneinander. Die Cor: 
ruption bei den Wahlen ſeitens der Regierung war eine unglaubliche geweien, denn Die Regie— 
rung hatte fi ihrer Macht im weiteften Sinne und in der Ihamlofeften Weife bedient, um Die 
Wahlen ſich günftig zu machen. Die Cortes ſelbſt bewieſen jich völlig unfähig, überall zeigte 
jich ein maßlofes Übertwiegen perjönlicher Leidenschaft und Neizbarfeit. Da erhoben alle Klaffen 
der Bevölferung, beſonders die Vertreter der mächtig gewordenen materiellen Intereffen Vroteſt 
gegen diejes Getreibe und verlangten eine ftarfe, ven Intereffen des Landes entipredhende, ver: 
fühnliche Negierung. Sp fiel das Cabinet und machte dem Minifterium unter Arrazola Platz, 
welches am 18. Ian. 1864 vor die Cortes mit der Erflärung trat, „die Brincipien der hiftorifchen 
Moderadopartei vertreten zu wollen”. So unklar wie died Programm war das Minifteriun 
jelbft. Bald entpuppte es jich als ein total reactionäres, denn es wollte die alten fhroffen Bar: 
teigegenjäge wiederberftellen und die liberale Union fprengen. Dagegen erhoben ſich ſowol die 
Gortes ald die Brefje und die Börfe, worauf fhon im Februar das Minifterium ftürzte, nachdem 
ſich die Königin nicht Hatte entichließen mögen, die von dem Gabinet vorgeſchlagene Auflöfung 
der Gorted zu deeretiren. Es ward nun Alerandro Mon, der alte und erprobte Staats: und 
Finanzmann, früher ein Führer der Moderados, jegt eine Hauptftüge der liberalen Union, mit 
der Bildung eined andern Minifteriumsd beauftragt, was ihm auch bis zum 1. März gelang. 
Schon am 8. März trat dies Gabinet mit fehr wichtigen Gefegentwürfen vor die Cortes (Der: 
ftellung der reinen Berfaffung von 1845, Aufhebung des Prengefeges Nocedal, Befreiung des 
Gemeindelebend von ungebührlihen Eingriffen der Negierung u. a. m.) und gewann fich da- 
durch die Öffentliche Meinung in hohem Grade. Cortes, Preſſe und Börje kamen diefer Regie: 
rung mit außerordentlicher Bereitwilligfeit entgegen, und es ſchien eine neue Aera des Glücks 
und der Ruhe für Spanien angebrochen zu fein. Allein die finanzielle Berlegenheit, welche die 
mittlerweile eingetretenen VBerwidelungen mit Peru durch die etwas vorichnelle Occupation der 
Chinchasinſeln?) und namentlih der Aufftand von San Domingo herbeigeführt hatten , die 
fortgefeßte Weigerung Iſabella's, das Königreich Italien anzuerkennen, was ſchon im Intereffe 
des ſpaniſchen Handels und der ſyaniſchen Machtſtellung in Europa dringend geboten fchien, 
die immer drohender werdende Arbeiterfriiis in Gatalonien und die fi immer wieder geltend 
machenden reactionäven Tendenzen ded Hofes, melde gehäffige Verfolgungen gegen die liberale 
Preffe und gegen die Progreffiften veranlaßten 8), nötbigten das Minifterium Mon, am 
13. Sept. feine Entlaffung einzureichen. Jet ward Narvaez wieder berufen, welcher aud ein Ga: 
binet zu Stande brachte und mit einem jehr liberalen Programm hervortrat. Alle Prefprocefie 
jollten mit Neftituivung aller feit 1857 bezahlten Strafgelver niedergefhlagen, die VBerfaffung 
gewiſſenhaft befolgt, dev weitern Entwidelung der liberalen Inftitutionen Fein Hinderniß in den 
Weg gelegt werden. Die nad Auflöfung ver Eortes für den November anberaumten Neuwahlen 
waren dem Gabinet günftig, denn die bei weitem größte Zahl der gewählten Depntirten beftand 
ausMinifteriellgefinnten, weil die Progreſſiſten fid trog der Zurückberufung Prim's und anderer 
Verbannten der Abftimmung enthalten hatten. Unterdeß war die Binanznoth geftiegen durch 
die Unſummen Geldes, mweldye der Aufitand von San: Domingo verſchlang, zugleich auch die 
Aufregung und Misftimmung des Volks wegen der Opfer an Menfhen, welde die Be- 
fämpfung diefed Aufftandes, deſſen Bezwingung immer zweifelhafter wurde, nad) jih zug. Denn 
jhon bis Ende October hatte der Spanische Staatsſchatz (feit Beginn der Infurrection) die unge: 


7) Sie wurde veranlaßt durch die Weinerung der vernanijchen Regierung, wegen der Ermordung 
eines fpanifchen Unterthanen in Gallav und wegen eines angeblichen Mordverfuchs auf den nach Peru 
gefandten ſpaniſchen Regiernngscommifjar in —— Genugthunng zu geben. Es darf hierbei nicht 
unbeachtet gelaſſen werden, daß die Republik Peru bis damals von Spanien noch nicht anerkannt war. 

8) Eine am 8. Aug. in Madrid ausgebrochene, aber ſofort unterdrückte Militärmeuterei ſollte mit 
ichen früher entdeckten angeblichen Verſchwörungen der Kiberalen zufammenhängen und der General 
Prim diejen Umtrieben nicht fein geftanden haben. Prim und viele andere Progreffilten wurden ver: 
bannt (Prim nach Oviedo) und zwei liberale Zeitungen vor das Kriegsgericht geftellt, was allgemeinen 
Unwillen hervorrief, obwol das Kricgsgericht die Zeitungen freifpradh. 
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heuere Summe von 280 Mill, Realen für San: Domingo verausgabt ?) und von 30000 dahin 
geijhidten Soldaten waren nur nod 14000 am Leben und von Diefen blos nod 4000 zu den 
Kriegsoperationen braudbar. Gin Verfud des Finanzminifters, bei den madrider Kapitaliften 
eine Anleihe zu negocliren, miöglüdte. Ald nun gar England die Aufitändiihen auf San-Oo— 
mingo als Friegführende Macht anerkannte und die Königin auf den Rathſchlag Narvaez', in der 
Thronrede dad Aufgeben San: Domingos zu verfündigen, nicht eingehen twollte, reichte das ge- 
jammte Minifterium am 14. Dec. feine Entlaffung ein. Dies führte eine jehr bedenkliche Krifis 
herbei, denn die Königin Fonnte Fein ihren Blanen günftiges Minifterium ih verfhaffen. Pavia, 
Lerſundi, Iſturiz und Miraflores wurden nadeinander berufen, ohne daß die von ihnen propo— 
nirten Gabinete von der Königin angenommen worden wären, welcher ſchließlich nichts übrig: 
blieb, ald Narvarz zu bitten, fein Gabinet zu reorganifiren, indem fie auf feine Ideen —— 
verſprach. Im der That verkündete fie in der bei der Eröffnung der Cortes, am 22, Dec., 
haltenen Thronrede, daß ihre Regierung, da es in der Monardie nicht überall befriedigend Pr 
jebe, eine wichtige Borlage machen werde (unter welder jedermann das Aufgeben San:Do- 
mingos verftehen zu müſſen glaubte), und ftellte zugleich die Anerkennung Italiens, welche von 
dem Gang der Ereigniffe abhängig gemacht wurde, in Ausſicht. Die Geldverlegenheit hatte 
vorberhand aufgehört, da ed Narvaez gelungen war, noch vor der Eröffnung der Cortes mit 
Pereire in Paris eine Anleihe im Betrag von 400 Mill. Realen abzufchließen und von ihm 14 Mi. 
vorſchußweiſe zu erhalten. Dieſe Anleihe wurde auch in der Thronrede ven Cortes mitgetheilt, 
in denen General Concha zum Senatspräſidenten ernannt und de Gaftro, ein Negierungs- 
candidat, zum Präfidenten des Gongrejjes gewählt ward. Am 7. Jan. 1865 machte Narvarz 
den Gongreh eine Vorlage, nad welder das Deeret von 1861, das die Ginverleibung San: 
Domingos ausiprad, aufgehoben werden follte, da Spaniens Politik feine Eroberungspolitif 
jei. Diefe Vorlage veranlaßte langwierige Debatten und zugleich im Senat einen Antrag des 
Herzogs de la Torre (am 20. Jan.), ein neues Wahlgefeg zu votiren, welches den Colonien vie 
Möglichkeit verihaffe, Vertreter in die Cortes zu ſchicken. Daraus geht hervor, daß in ven 
Cortes oder wenigftend im Senat eine Partei vorhanden war, welche die Erhaltung San:Do: 
mingos wollte, und darauf mochte die Königin bei ihrem dem Herzog von Valencia gegebenen Ber: 
ſprechen ihre Hoffnung gejegt haben. Denn weder jie noch die reactionäre Partei wollten von 
der Aufgabe jener Infel etwas wiſſen, und ebenjo wenig von einer frieplihen Ausgleihung des 
peruaniſchen Streitö, troß der überaus kritiſchen Yage der Finanzen und trogdem, daß die pe: 
ruaniſche Frage ernjte Verwickelungen nicht allein mit Südamerifa, wo ſich damals bereits eine 
Liga von neun Republifengegen Spanien gebildet hatte, jondern auch mit ven Vereinigten Staaten 
herbeizuführen drohte, indem beide von der Wiedergewinnung ver ehemaligen ſpaniſchen Be- 
figungen in Amerika träumten und veöhalb feine Gelegenheit vorbeiliegen, um im Volk Grobe: 
vungögelüfte zu erwecken und anzufahen. Damit, wenn nicht mit veactionären Tendenzen dürfte 
auch der große Bairdfhub vom 31. Dec., wo die Königin 55 Senatoren ernannte, in Verbin: 
dung geitanden haben. Trogdem und trog der im März nad Spanien gelangten (vermuthlich 
tendenziöfen) Nahridt von einem Aufjtand der Bevölferung San-Domingos zu Gunften der 
Spanier hatte ſich den Gortes wie dem Volk mehr und mehr die Überzeugung aufgebrängt, daß 
die Wohlfahrt Spaniens das Aufgeben jener Inſel gebieterifch fordere. Die wiederholten 
Hiobsbotſchaften, welche während der erſten drei Monate des Jahres 1865 aus San: Do: 
mingo über bie misliche Lage ded dortigen ſpaniſchen Heeres nach Europa gelangten, mögen zur 
Befefligung jener Überzeugung nicht wenig beigetragen haben. Es kann daher nicht über: 
rafhen, daß die Deputirtenfammer am 1. April dem Antrag, San-Domingo aufzugeben, ihre 
Zuftimmung ertheilt hat und daß aud der Senat am 29. April demjelben mit übertwiegender 
Majorität beigetreten ift. 

Einen glüflihern Ausgang hat für Spanien der peruanifdhe Streit genommen, dank dem 
energifchen Auftreten des Gontreadinirald Bareja, den Narvaez an des unfähigen Binzon Stelle 
ſchon im October nad) den peruaniihen Gewäſſern abgejandt hatte, wo ſich allmählich eine ad): 
tunggebietende Menge fpanifcher Kriegsichiffe anſammelte, welder aud) die vereinigte Seemacht 
ſämmtlicher füdamerifanifcher Republifen feinen Widerftand zu leiften im Stande geweſen fein 
würde. So Fam ed, daß troß feierlicher Protefte gegen bie Spanische Vergewaltigung ſeitens 
des zu Lima tagenden Eongrefled der verbündeten Republifen die Regierung von Beru ſich ge: 
nöthigt ſah, am 18. Ian. an Bord eines frangöfifchen Schiffs bei den Chinchasinſeln mit Pareja 


9) Der Transport von Trinfwafler für die Armee hatte allein 480000 Realen gefoftet! 
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in Friedensunterhandlungen zu treteit und am 27. Jan. zu Gallao einen fürmlichen Friedens 
vertrag abzuſchließen, Eraft deifen jich Peru verpfliätete, an Spanien eine Entihäbigung von 
100 Mill. Realen (melde in Guano bezahlt werben jollten!) zu zahlen. Nah Abſchluß dieſes 
Vertrags hob Pareja dieDccupation der Chinhasinfeln auf. Nach fpätern Nachrichten drohten 
neue Berwidelungen mit Peru, indem der mit Spanien abgejchloffene Briede unter ver Bevöl— 
ferung Berus einen ſolchen Unwillen hervorgerufen bat, daß es in Lima und andern Drten 
zum offenen Aufftande gegen die Regierung fam, ja eine völlige Revolution auszubrechen be- 
gann. Dazu fam, daß die Mannſchaft eines nad Callao gegangenen ſpaniſchen Kriegsſchiffe 
welches dort anlegte, vom Volk überfallen und mishandelt wurde. Zwar verfpradh Die perua- 
nifhe Regierung wegen dieſes Vorfalls, bei vem jogar ein ſpaniſcher Matroje getödtet wurde, 
Genugthuung zu geben; da jie ih aber twegen des ausgebrochenen Aufftandes nicht ſogleich in 
der Rage befand, die Bedingungen des abgeichloffenen Friedens erfüllen zu können, fo hatte 
Pareja mit der Wiederbefegung der Chinchasinſeln und der Eröffnung der Feindfeligfeiten gegen 
Peru gedroht. Inden ift fpäter die Sache beigelegt, die Oenugthuung gegeben und am 
23. April der abgejchloffene Friede zu Madrid ratificirt worden. 

Menig erfreulich lauten die neueften Nachrichten über die innern Angelegenheiten Spa- 
niend. Schon im Januar drohte eine neue Krilis, indem die Gefegvorlage über die Boraus- 
erhebung der Steuern, zu welcher fi das Gabinet durch die ohne Wifjen und Zuftimmung der 
Cortes negoriirte Anleihe gezwungen ſah, böjes Blut in den Gorted und im Volk machte, die 
Regierung aber jene Geſetzvorlage zu einer Gabinetöfrage machen zu wollen jhien. Schon hieß 
es in den Öffentlichen Blättern, daß die Königin mit dem General Lerfundi, nad andern gar 
mit Göpartero wegen Bildung eines neuen Cabinets unterhandele, als es den verzweifelten 
Anftrengungen Narvaez’, der ſich mit den einflußreichſten Männern ſämmtlicher Parteien gut 
zu jtellen fuchte, gelang, die Genehmigung jener Gefegvorlage durch die Cortes durchzuſetzen 
(Anfang Februar). Auch wurde die bereitd ausgejchriebene Zwangsanleihe in eine freiwillige 
umgewandelt und dadurch der Sturm gegen das Gabinet noch einmal beſchwichtigt. Noch mehr 
befeftigte jich die Stellung des Herzogs von Valencia, als die Königin durd ihn am 20. Febr. 
der Deputirtenfanımer ankündigen ließ, dap fie entihloffen fei, einen Theil ihres Privat: 
vermögens zum Vortheil des Staats abzugeben, d. h. einen Theil der Krongüter verfaufen zu 
laffen 20), denn daß die Königin zu diefem nad der confervativen Preffe mit großer Begeifte: 
rung feitend der Corted und der Nation aufgenommenen und als ein Act hochherziger Opfer: 
freudigfeit laut gepriefenen Entſchluß nur durch Narvaez' eindringliche Borftellungen über die 
unglüdliche Finanzlage des Landes und die allenthalben herrſchende Unzufriedenheit und Mis- 
flinnmung gefommen fein bürfte, leidet wol feinen Zweifel. In der That war die Finanznoth 
aufs höchſte geftiegen und hatte der von den Gortes genehmigte Gefegentwurf über die Voraus— 
erhebung der Steuern allenthalben, namentlich in der in Spanien fo zablreihen Beamtenmelt, 
welche von demjelben am bhärteften betroffen werden mußte, die größte Aufregung und Erbit- 
terung hervorgerufen. 11) Es war deshalb nothiwendig, die Nation durch einen ſcheinbar hoch— 
berzigen Aufopferungsact ſeitens der Krone zu blenden, zu beruhigen und zur Nadeiferung zu 
begeiftern. Dieſes Manöver gelang; denn die Zwangsanleihe fonnte, wie fhon erwähnt, in 


10) Bon den überaus zahlreichen Krongütern hat die Königin das Reſidenzſchloß und den Buen 
Retiro zu Madrid, die föniglichen Luft: und Jagdichlöffer Caſa del Campo, Bardo, Escurial, La Granja 
und Aranjuez, bie föniglichen Schlöffer zu Valladolid, Barcelona, Balma und Bellver, die Alhambra zu 
Granada und den Alcazar zu Sevilla, desgleidyen das Kloſter de las Huelgas zu Burgos und einige an: 
dere fünigliche Nonnenflöfter für immer behalten. Alle übrigen Krongüter ſollen verfauft werden und hofft 
man daraus ungefähr 800 Mill. Realen zu löfen. Grwägt man, daß ein großer Theil der zum Verkauf 
beflimmten Krongäter der Königin nur Unterhaltungsfoften verurſacht, aber nicdyts eingebracht bat, jer- 
ner, daß laut des den Gortes über den Verkauf der Krongüter vorgelegten Gefegentwurfs 25 Proc. des 
Erlöfes der Königin als Eutſchädigungsſumme übergeben werben follen, fo erfcyeint dieſer mit fo gro- 
pem Pomp in Scene gefegte Entfagungsact der Königin nicht eben als eine hochherzige Handlung auf: 
opfernder Vaterlandsliebe, erinnert vielmehr fehr an die zweideutige Schenfung, weldye Bictor Ema- 
nuel der italienifchen Nation durch Überlafiung vieler ehemaliger Refidenzichlöffer und anderer Kron- 
güter gemadht hat. 

11) Es follte nämlich den Beamten — allerdings nur folchen, weldye über 8000 Realen Gehalt 
haben — die betreffende Steuerquote gleich von ihrem Gehalt abgezugen werben. Wie groß die Finanz- 
noth damals und ſchon im December gewelen jein muß, geht daraus hervor, daß ein Fünigliches Decret 
vom 18. Der. 1864 jedem, welcher der Regierung Geldvarlehne auf 4—8 Monate vorſtrecken wolle, 
8 Proc., für Gelddarlehne auf 8—12 Monate fogar 9 Proc. Zinfen verſprach! 
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eine freiwillige verwandelt und das misliche Steuergefeg zurüdgezogen werben, was bie erfte 
Handlung des mittlerweile an des zum Bankdirector ernannten Barzanallana Stelle zum Binanz- 
minifter avancirten biöherigen Präfidenten des Congreſſes, Caſtro, war, der jich dadurch die 
Gewogenheit der Cortes wie der Nation zu gewinnen verftand. Er erflärte am 22. ebr. im 
Congreß bei Gelegenheit der Zurücknahme ded Steuergefeged, daß er für den vorzulegenden auf 
die Verbefferung der Finanzen abzielenden neuen Gefegentwurf auf die Zuftimmung ber Kam: 
mern rechne, was mit Beifall aufgenonmen wurde. Wirklich gelang es dem neuen Binanz- 
minifter, bedeutende Erfparungen durdhzufegen, fodaß in dem am 23. März den Cortes vor- 
gelegten Budgetentwurf für das Finanzjahr 1865—66 die Einnahmen mit 546, die Ausgaben 
mit blos 535 Mill. Frs. figuriven fonnten. 

Während durch ſolche Maßregeln der augenblicklichen Geldnoth abgeholfen und überhaupt 
die finanzielle Lage des Landes bid auf weiteres verbejlert werben Fonnte, wurde die politiſche 
Lage immer bedenfliher. Die nicht unbeveutenden Conceſſionen, weldye das Gabinet Narvarz 
gleich im Anfang feines Beſtehens (vor der Deremberkrifis) den liberalen Parteien gemacht 
hatte (die Zurüdberufung Prim's und anderer verbannten Progreffiften, die Geftattung einer 
allgemeinen PBrogrefiiftenverfammlung am 16. Det. u.f.w.), mögen von diefen ald Sumptome 
der Schwäche ver Regierung gedeutet worden fein. Sie benugten die zeitweilig freigegebene 
Preſſe, um Anflagen auf Anflagen gegen die bisherigen Moderadocabinete zu fhleudern und 
die bedenkliche Rage der Nation der Dynaftie und der Regierung gegenüber in den grellften Bar: 
ben zu ſchildern. Befonders erhoben die dvemofratifche und bie Uniondpartei (diejenige, welde 
die Bereinigung von Spanien und Portugal unter dem Haufe Braganza anftrebt) ihr Haupt 
immer fedfer. An die Spige ber legtern Partei waren im Januar (nah Zeitungsnachrichten) 
Prim und fogar O’Donnell getreten, ein Umftand, der dad Beſtehen des Cabinets, ja 
fogar ber bourbonifhen Dynaftie im höchſten Grade gefährden mußte. Died und andereö mag 
das Cabinet Narvaez zur Grgreifung reactionäver Mafregeln veranlaßt haben. Ald die erfte 
folhe von weitgehender Bedeutung ift das Mitte März dem Senat vorgelegte neue Vreßgeieg 
zu bezeichnen, durch welches offenbar der von der liberalen Preſſe bisher gefhürten Aufregung 
gefteuert werden follte. Diefes Gefeg jhnitt unter der Maske der Freiheit durd die enormen 
Geld: und Freiheitöftrafen, die e8 für Prefvergeben androhte, jede ernfthafte Discuſſion über 
politifche und kirchliche Fragen ab. 1?) Die Folge war, daß fofort 32 der einflußreichſten Zei- 
tungen einen feierlichen Broteft gegen diefe Gefegvorlage einreidhten, und daß die demokratiſche 
Partei ein an die Nation gerichtetes Manifeft erließ, in welchem nicht nur unbeſchränkte Prep- 
freiheit, Sondern auch perfönliche Freiheit, Religionsfreiheit im ausgedehnteften Sinne, Brei: 
handel, Volfsbewafinung (Miederherftellung der Nationalgarde) u.f. mw. gefordert ward. Die 
Agitation der vemofratifhen Partei veranlaßte weitere Coercitivmaßregeln, namentlich Berfol: 
gungen von Beamten, welche der bemofratifchen Partei angehörten oder ſich demofratifcher Ge— 
finnungen verdächtig machten. Cine ſolche in jeder Beziehung als ungefeglich zu bezeichnende und 
daher zu misbilligende Maßregel war die willkürliche Abfegung des liberalen und ſehr beliebten 
Nectors der Gentraluniverfität zu Madrid, Gaftellar, und die Erfegung beffelben durch einen 
der Regierung und dem Hofe ergebenen Mann, ein Ereigniß, welches die größte Erbitterung 
nicht allein unter den Studenten, jondern auch unter den liberalgefinnten Bewohnern der 
Hauptftabt bervorrief und Die blutigen Vorgänge des 15. April zur Folge hatte, welche ald die 
Vorläufer einer neuen Revolution betradhtet werden fönnen. 

In der That wurde im Juni zu Valencia eine Militärverfhmwörung entvedt, welde nichts 
Geringeres zum Ziel hatte, ald die Abjegung der Königin und die VBerfhmelzung Spaniens mit 
Portugal. Prim, der Theilnahme daran verdächtig, damals in Gatalonien, wurde nah Ma- 
drid zurücberufen, gehorchte aber nicht, fondern ging nah Eaprera zu Garibaldi. Diefe Vor— 
gänge, die durch dieſelben hervorgebrachte fleigende Aufregung und Misftimmung in allen 
Schichten des Volks, führten den Sturz des Cabinets herbei. Narvaez erfannte, daß er das 
Vertrauen der Nation verloren habe und fortan feiner [hmwierigen Aufgabe nicht gewachſen jei. 


12) Nach dem neuen Preßgeſetz fol ziwar weder eine Gaution zur Gründung einer Zeitung nöthig 
fein, noch die Gonfiscation der Zeitungen oder Bücher als Strafe verhängt werden, auch alles ohne 
Genjur oder Gonceffion gebrudt werden fünnen, dagegen bei Büchern ſowol der Verfafler als der 
Herausgeber und fogar der Druder, bei Zeitungen nur der Ghefredacteur für den Inhalt verantwort: 
lich fein. Als Strafen für die Prefvergehen figuriren Geldftrafen im Betrag von 4000— 36000 Realen 
und Gefängniß, ja fogar Zuchthaus auf die Dauer von 7—36 Monaten. 
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Die Ernennung feines Feindes Ezpeleta zum Majordomo des Bringen von Afturien bot ihm 
eine willfommene Hanphabe, feine Stellung aufgeben zu Fönnen, ohne feine politifhe Ohn: 
macht eingeftehen zu dürfen. Infolge dieſer Hofintrigue reichte dad gejammte Gabinet am 
19. Juni feine Gntlaffung ein, welche die Königin annahm. Damit trat die Moderadopartei 
abermals vom Schauplag ab, vielleiht auf lange Zeit, denn die Königin, erfennend, daß nur 
ein bei ven liberalen Parteien beliebter Mann im Stande fei, Thron und Dynaftie zu retten, 
berief in ihrer Notb O'Donnell, um ein neues Gabinet zu bilden. Schon am 21. Juni legte 
der Herzog von Tetuan der Königin die Lifte der neuen Minifter zur Genehmigung vor. In 
dieſem noch gegenwärtig beftehenden Gabinet figuriren O'Donnell ald Präfident und Kriege- 
minifter, Bermudez Gaftro ald Minifter des Auswärtigen, Pofada Herrera wieder als Mi- 
nifter des Innern, Zavala ald Marineminifter, Galderon Eollantes als Juftizminifter, Alone 
Martinez ald Finanzminifter, Vega de Armijo ald Minifter der öffentlichen Arbeiten, Ganovas 
ald Golonialminifter. Alle dieſe Männer find hervorragende Perſönlichkeiten der liberalen 
Union. Wirklich ift mit diefem Minifterium ein gänzliher Umſchwung in der Innern Bolitif 
eingetreten, denn die erften Handlungen der neuen mit einem höchſt liberalen Programmı her- 
vortretenden Negierung waren die Wiedereinjegung des nad den Aprilvorgängen aufgelöften 
Ayuntamiento von Madrid und des durch Narvarz abgejegten Rectors der Gentraluniverfitär, 
die Aufhebung des Preßgeſetzes, die Verfündigung einer allgemeinen Amneftie für Preß— 
vergeben, die Ausvehnung bed Stimmrechts und Die Anordnung der Gorteswahlen nah Pro— 
vinzen anftatt wie bisher nach Bezirken. Aber auch bezüglich der äußern Politif zeigt ſich das 
neue Gabinet nicht minder progreinftiih. San: Domingo ift definitiv aufgegeben und, jeden: 
falls ein Ereigniß von der weitgehendften Bedeutung für die Zukunft Spaniens, das Königreich 
Italien endlich anerkannt worden. Die Tragweite diefes Acts läßt jih noch nicht abſehen, doch 
dürften feine Folgen verhängnißvoll, fei es für das Gabinet, fei es für die Dynaftie werden. 
In feinem andern Fatholifhen Lande Europas hat die Anerfennung Italiens eine jolde Auf- 
vegung und eine jo feindjelige Stellung der verſchiedenen politiihen Parteien zueinander, zur 
Regierung und Dynaftie hervorgerufen als in Spanien. Es war dies freilih voraudzufehen. 
Denn wenn aud) die vorgefhrittenen Liberalen die Anerkennung bed revolutionären Italien mit 
Jubel begrüßt und die materiellen Intereffen Spaniens diefe Anerfennung ſchon längft gebiete: 
riſch gefordert haben, fo mußten dod der gefammte Klerus und die Flerifale abfolutiftiihe Partei 
über einen Schritt der Negierung im höchſten Grade erbittert fein, welder ihren Einfluß auf 
Königin und Volk zu paralyfiren und erftere zu einem willenloſen Werkzeug der liberalen Partei 
zu machen drohte. Dazu fommt, daß es ſattſam befannt war, daß Iſabella, die im Herzen 
dem Abſolutismus und der Hierardhie ebenſo ergeben ift wie ihre Mutter, nur mit äußerftem 
MWiderftreben und getrieben von der Nothiwendigfeit, die liberalen Parteien einigermaßen zu 
beihwichtigen, jenem Regierungsact ihre Genehmigung ertheilt bat. Dies erklärt Die leiden— 
ichaftlich heftigen Protefte ver Prälaten gegen vie Anerfennung Italiens, von denen einige fogar 
jo weit gegangen jind, jelbft ver Königin förmlich den Gehorſam aufzufündigen, offenbar 
um diefelbe einzufhüchtern oder vielmehr fie in ihrem Widerwillen gegen die Bolitif O’Don- 
nell's zu beſtärken. Diefer hat allerdings mit den widerjpenftigen Brälaten kurzen Proceß ge: 
naht und fi vorläufig deren Gehorfam zu erzwingen gewußt, allein damit ift die durch die 
Anfreizungen des Klerus hervorgebradhte Erregung der Gemüther in den ungebilveten, vom 
Klerus immer noch beeinflußten Schihten des Volks keineswegs beſchwichtigt. Die Hlerifale ab- 
folutiftifhe Partei macht die äußerften Anftrengungen, das Gabinet, ja fogar die Königin und 
ihre Dynaftie zu ftürzen, wenn dieſe fich ihr nicht wieder zuwenden will. Iſt diefe Partei doch 
jhon jo weit gegangen, den Enkel des Don Carlos unter dem Namen Karl VII. ald ven Exben 
ded Throns Iſabella's zu bezeichnen! Auf der andern Seite erheben die Demokraten und 
Unioniften ihr Haupt immer feder. Während legtere die Verſchmelzung Spaniens und 
Portugals unter dem mit deutihem Blut aufgefriihten Haufe Braganza allen Ernſtes anftre- 
ben, möchten erftere am liebften eine Republik auf den Trümmern des Throns errichten. So 
ftehen die großen Parteien, wenn auch aus ganz verſchiedenen Beweggründen, der Königin 
und ihrer Dynaftie feindjelig gegenüber. Wie groß die der Königin noch günftige Partei fein 
mag und was in dieſer fritifhen Lage das gegenwärtige Gabinet zu thun gebenft, läßt ſich nicht 
abiehen. Wenn aber wahr, was behauptet wird, daß nämlih O'Donnell jelbft zu ven Häup- 
tern der unioniftifhen Partei gehöre, dann dürften die Tage von Iſabella's Regierung, ja der 
gefammten Bourbonendynaftie gezählt fein, denn das Heer ift dem Sieger von Tetuan ergeben 
und ein gewaltfamer Zufammenftoß der Barteien beinahe unvermeidlich. Faſt ſcheint es, als ob 
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die von allen Seiten bebrängte, in neuefter Zeit fogar von ihrem eigenen Gemahl vor ganz 
Europa gebrandmarfte Königin bei Napoleon III. Hülfe juhen wollte. Wenigitens liegt ver 
Gedanke nahe, daß die im September 1865 ftattgehabte Zufammenfunft Ifabella’8 mit dem 
Kaiſer der Franzoſen in Basfenlande einen folhen Zwed gehabt haben fünne. Möge dem fein, 
wie ihm wolle, fo viel fteht feit, daß das ſpaniſche Verfaſſungsleben von neuem einer entjcheiz 
denden Kriſis entgegengebt. 

II. Statiftif und ſtaatsrechtliche Verhältniſſe. in je unerfreuliheres Bild 
Die gegenwärtige politiihe Lage Spaniens darbietet, deſto befriedigender ift der Aufſchwung, 
den Spanien jeit 1845, mo die noch heute gültige Verfaſſung, dad im weſentlichen noch 
jegt herrſchende Steuerſyſtem gefhaffen und der Grund zu dem bis dahin Faum eriftirenden 
Unterrichtsweſen gelegt wurde, auf faft allen Gebieten des Culturlebens, ganz befonders 
in materieller Beziehung gemadt hat. Gin kurzer Überblick der ftatiftiihen Verhältniſſe der 
neueften Zeit im Vergleich mit denen früherer Perioden wird dies unmiderleglich beweijen. 
Was zunähit die Landwirthſchaft betrifft, auf welde Spanien vorzugäweile angewiefen 
ift, jo hat fie höchſt erfreuliche Fortſchritte gemacht. Bis 1811 war die Eriftenz des jpani- 
ſchen Bauers eine troftloje, denn wenn aud niemald hörig oder leibeigen, jeufzte er unter 
einer folhen Laft von Abgaben an Adel und Klerus, dem fat aller Grundbefig gehörte, daß er 
auch beim bejten Willen nicht vorwärts zu fommen vermodhte. Zu Anfang unferd Jahrhun- 
dertd gehörten von 54 Mill. ſpaniſchen Morgen cultivirten Bodens nur 17 dem Staat, 28 da— 
gegen dem Adel und 9 der Geiftlichkeit, weshalb die Mehrzahl der Bauern Pächter weltliher und 
geiftliher Grundherren waren. Diejen unerträglien Zuftand erfchütterten zuerft die Gortes 
von 1811 und 1813, dann diejenigen von 1820, bis man jeit dem Anfang der conftitutio- 
nellen Ara von 1833 begann, dauernd und oft mit rückfichtslofer Gonfequenz gegen die Vor: 
rechte ded Adels und des Klerus zu kämpfen. Gegenwärtig jind alle Hinderniffe einer gedeih— 
lihen Entwidelung aus dem Wege geräumt, und da man auch durd Bau von Eifenbahnen, 
Kanälen und Straßen die Communication im Innern und mit den Häfen erleichtert hat, fo ift 
nunmehr dem Landwirth die Möglichfeit geboten, feine Broducte vortheilhaft verwerthen zu kön— 
nen, während früher (noch in den vierziger und jelbit funfziger Jahren) das in Gaftilien er: 
baute Getreide wegen der enormen Transportkoften bi8 Santander höher zu ſtehen kam ald das 
von Rufland oder Amerika importirte. Daß durch folhen Umſchwung Fleiß und Betriebfam- 
feit geweckt werden mußten, liegt auf der Hand. In feinem Lande vielleicht haben bezüglich 
der Beförderung ber Landwirthichaft die Eijenbahnen ſolche Wunder gethan wie in Spanien. 
Während 1805 die Einfuhr fremden Getreides den wichtigſten Importzweig bildete (bei einer 
viel geringern Bevölkerung ald die gegenwärtige), vepräjentirte der Export an Getreide und 
Mehl 1856 bereits 435,051999 Nealen. Die Theilung des Grundbefiges ift infolge der 
Aufhebung der Vorrechte des Adeld und ganz befonders der Todten Hand außerordentlich raſch 
vorgejhritten. Im Jahre 1861 betrug die Zahl der ländlichen Orundbefiger 2,592527, vie: 
jenige der ftädtifhen 1,970491; Viehzüchter gab es 1,003334, dagegen Golonen nur noch 
542782. Bezüglich der Viehzucht fei nurerwähnt, daf, während 1841 die Zahl der Fönig- 
lichen Geftüte nur 8, die der darin befindlichen Hengfte nur 31, die der belegten Stuten nur 
775 betrug, es 1861 bereits 36 königliche Geſtüte mit 302 Hengften und 6480 belegten Stu: 
ten, außerdem aber 192 Privatgeftüte mit 376 Hengften und 211820 Stuten gab. Der 
fteuerbare Ertrag aus Örundeigenthum und Viehzucht ftieg zwifchen 1856 und 1861 von 2486 
auf 2824 Mill., die 1845 durch Mon eingeführte Grundfteuer, welche bi 1848 nur250 Mil. 
abwarf, feit 1850 auf 400 Mill. Im Jahre 1861 erhoben die Provinzen neben der königli- 
den Grundfteuer noch 24, die Gemeinden noch 64 Mill., ſodaß die gefammte Grundfteuer in 
jenem Jahre 488 Mill. vepräfentirt. Durch den Verkauf der Nationalgüter infolge der Aufhe— 
bung der Todten Hand hat das ſpaniſche Güterleben einen außerordentlihen Anftoß erbalten. 
An die Stelle der frühern abjoluten Stagnation ift eine faft fieberhafte Tihätigfeit getreten. 
Nicht allein dev Werth, fondern auch die Production des Bodens fteigert ſich in rajchefter Pro— 
grejfion, zumal jeitvem eine Menge fremder Kapitalien jih in Spanien angejledelt und eine 
vorher unbekannte Betriebjamfeit mitgebracht haben. 

Der Berfauf der Nationalgüter hat dem Staat aud die Mittel an die Hand gegeben, die 
zerrütteten Finanzen zu heben und für Öffentliche Bauten aller Art ſowie für Die Reorganija- 
tion der Flotte zu forgen. Auch in diefen Beziehungen hat Spanien namentlich feit 1855 höchſt 
bedeutende Fortſchritte gemacht. Der Erlös aus den bis Ende 1861 verfauften Nationalgütern 
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betrug 6519 Mill. Nealen (— 478 Mill. Thlr.). Der Anfaufspreis ift immer doppelt fo hod 
geweſen ald das Angebot. Mehr als die Hälfte diefer Güter hat die bisher am wenigſten wohl: 
habende Mittelflaffe an fi gebracht, wodurch ſelbſtverſtändlich der Wohlftand der Bevölkerung 
zufünftig bedeutend fleigen muß und aud ſchon beträchtlich geitiegen ift. Noch bleibt eine jebr 
große Zahl folder Güter zum Verfauf übrig, abgeſehen von denen, melde gar nicht verfauft 
werden follen (ein großer Theil der Staatöwaldungen, die Salinen, gewiffe Bergwerfe, die 
Ländereien der Wohlthätigfeitd - und Rehranftalten u.f.w.). Bis 1844, bid wohin der Ber: 
fauf der Güter Todter Hand überhaupt nicht bedeutend war, haben die laufenden Bebürmifie 
ded Staats die Erträge derſelben verſchlungen, jpäter find diefelben namentlich zur Regulirung 
der Staatsihuld und Ausgleihung der Deficitö in den Budgets verwendet worden. Dagegen 
war ed 1859 möglih, von den Erlös der Nationalgüter 2 Milliarden auf die Dauer von adı 
Jahren für Herftellung öffentliher Bauten, Subventionen von Eifenbabnen und andern indu- 
ftriellen Unternehmungen, Bermehrung der Flotte u. ſ. w. zu verwenden. Seitdem bat ſich 
Spanien bezüglich der Verkehrswege und Verfehrömittel völlig umgeftaltet. Auf den Straßen- 
bau allein wurden 1860 nicht weniger ald 88 Mill. verwendet, während von 1844 — 55 im 
ganzen nur 131 Mill. dafür verausgabt werben Efonnten. Im Jahre 1808 gab es im ganzen 
3000 Kilometer königliche Landſtraßen (alle übrigen Wege waren nur Saumpfade und Zuf: 
wege), Ende 1860 dagegen 11276 Kilometer; 1110 Kilometer Straßen erfter Klaffe waren 
in diefem Jahre gebaut worden. Seit 1848, wo (am 28. Det.) die erfte Gifenbahn von nur 
29 Kilometer Ränge dem Betrieb übergeben wurde (von Barcelona nah Mataro), bis Ende 
1863 bat ſich die Zahl der das Land bereitd in den verihiedenften Richtungen durchziebenden 
Gifenbahnen auf 33 gejleigert, welche zufammen, joweit fie im Betrieb find, eine Ränge von 
3569 Kilometern vepräfentirten (6018 Kilometer waren bis dahin im ganzen durch die Corte 
bewilligt). Allerdings it der Grtvag der jpaniihen Bahnen, deren Bau wegen der außer: 
ordentlichen Terrainjhiwierigfeiten ungebeuere Koſten verurſacht, bisher geringer geweſen als 
in den meilten übrigen Yändern Europas (1862 = 20966 rd. pro Kilometer), dennoch be: 
trächtlich höher als in Portugal, Dänemarf, Sfandinavien und der Türfei 13), und ftebt wol 
zu hoffen, daß, je mehr die Production fteigt und je veger der Verkehr mit dem Auslande wird, 
auch die Eiſenbahnen mehr einbringen werden. Die eleftriihen Telegrapbenlinien (bie 1851 
gab e8 nur optiſche Telegrapben) hatten Ende 1861 eine Ausdehnung von 7812 Kilometern, 
und wurden in jenem Jahre 993289 Depeichen befördert, 1860 nur 344512. In ähnlicher 
Weiſe ift ver Poftverfehr geftiegen. Im Jahre 1846 betrug die Zahl der dur die Poft be: 
förderten Briefe und Padete nur 19 Mill., 1861 dagegen 59. Gegen 1846 hatte ſich der 
Boftverfehr mit vem Auslande verſechsfacht, mit den Golonien verjiebenundreipigfacht. In den 
117 Häfen der ſpaniſchen Ocean- und Mittelmeerfüfte find für Neparaturen, Reinigung und 
Neubauten von 1857-—60 im ganzen 41, für Leuchtthürme 12 Mill. ausgegeben worden. 
Zwar will died nicht viel jagen, aber ſeit Karl's III. Zeit war gar nichts mehr getban worden. 
Seit 1861 find jährlich für Häfen und Leuchtthürme 220 Mill. ausgejegt. Und während 1847 
an den ſpaniſchen Küften im ganzen evft 20 Leuchtfeuer brannten, gab ed 1859 bereits 69 in 
Betrieb befindliche Leuchtthürme, waren 13 im Bau begriffen, 31 andere im Entwurf fertig 
und noch 45 projectirt. Infolge diefer VBerbefferungen und des gefteigerten Verkehrs hat ih 
auch die ſpaniſche Handelsflotte ſehr bedeutend vermehrt, nämlich feit 1848—58 um 2102 
Segelſchiffe mit 217176 Tonnen Laft und um 44 Dampfer mit 12035 Tonnen. Sie zählte 
1861 für weite Fahrt 1446 Segelſchiffe von 245000 Tonnen mit 15617 Berfonen Beman- 
nung, fowie 36 Dampfſchiffe mit 12035 Tonnen, für die Küftenfhiffahrt 3293 Segelſchiffe 
von 101000 Tonnen Laft mit 19083 Berfonen Bemannung, fowie 65 Dampfer von 8719 
Tonnen Laſt. Dagegen betrug noch 1853 die Gefammtzahl der Handelsſchiffe blos 4507 
(mworunter 39 Dampfer), welche zufammen 255880 Tonnen Laft und 29715 Perjonen Be: 
mannung befaßen. Bon der Kriegäflotte wird weiter unten die Rede fein. 

Auch Induftrie und Handel haben jih in ſehr erfreulicher Weife gehoben. Die Gewerb: 
thätigkeit war noch zu Anfang diejes Jahrhunderts eine höchſt unbedeutende. Wie fonnte es 
auch anders fein, jolange eine wir auf den Ruin alles Verkehrs berechnete Steuergefeggebung 


13) Nach einer vom franzöftfchen Handelsminifterium veröffentlichten Überficht der Erträge ber eure: 
päifchen Eijenbahnen, welche der Globus (1865, ©. 192) mittheilt, fommt Spanien gleich hinter 
Baiern und nimmt Spanien unter den europäiſchen Rändern den vierzehnten Plag ein. Am wenigſten 
rentiren die jchwedifchen und norwegifchen Bahnen (4383 Fre. pro Kilometer). 
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Herrfchte und zahlloſe Mlöfter zum Müfiggang verlodten. Galt doch im 18. Jahrhundert jedes 
bürgerliche Gewerbe für unchrenbaft und mußte doch Campomanes erſt ein Geſetz erzwingen, 
Durch welches die wichtigſten Profeſſionen für ehrlich erklärt wurden! Das durd Jahrhunderte 
geihaffene Vorurtheil wich natürlich nicht fogleih; da Fonnte nur der Umſturz alles Beſtehen— 
ven, ded alten Staatd und der alten Geſellſchaft helfen. Dazu war die Aufhebung der Klöfter, 
der Privilegien des Klerus, des Adeld, der Innungen und eine Umgeftaltung des gefammten 
Steuerwejend erforberlih. Es geſchah, und raſch blühte auch die Induftrie empor. Im Jahre 
1845, bei Einführung der Gewerbefteuer !*), zählte man 277252 Gewerbtreibende, 1861 
gab es bereitö 481664. Der Ertrag der Gewerbeftener mit Ginfhluß der von den Provin- 
zial= und Gemeindevermwaltungen erhobene Zufchläge ftieg in vemjelben Zeitraum von 40 auf 
100 Mill. Im Jahre 1861 arbeiteten 46 Actienunternehbmungen mit einem Geſammtkapital 
von 383 Mill., nachdem die erfte 1847 entftanden war. Im Jahre 1861 beftanden 23 Gifen- 
bahngeſellſchaften mit 2261 Mill. Realen in Actien und 2076 Mill. in Obligationen; die 
meiſten genoffen allerdings eine bedeutende Subyention feiten® des Staats, welder für die con: 
ceffionirten Bahnen einen Zufhuß von 1051 Mill. bemilligt hatte. Nur die cataloniſchen Ge- 
ſellſchaften arbeiteten ohne Subvention. Wo plöglich fo große Summen in Bewegung gefegt 
wurden, konnten audy die modernen Greditinftitute nicht ausbleiben. Im Jahre 1861 gab es 
bereitd 27 Banfen und Greditanftalten, alle bis auf drei erſt ſeit 1856 entftanden, mit einem 
Nominalwerth von 2 Milliarden, ferner 13 Verfiherungsgefellihaften (wovon 10 in Barcelona) 
mit 404 Mill. Kapital. 

Bezüglich des Handels berrichte bis 1840 noch daffelbe vollftändige Abſperrungsſyſtem wie 
zur Zeit der glänzenditen Colonialherrſchaft. Erſt ver Tarif von 1849 führte einen erheblichen 
Fortſchritt herbei, wenn er auch nur Schugzölle, und zwar fehr hohe, an die Stelle der abfo- 
Iuten Berbote fegte. Infolge dieſes Tarifs, meldher die Ein- und Ausfuhr erleihterte und die 
Gejhäftsbehandlung vereinfachte, flieg der Import 1850 von 600 auf 800 Mill. Realen, ver 
Erport von 240 auf 300 Mill. Im Jahre 1855 repräfentirten Gin= und Ausfuhr zufammen 
2267, im Jahre 1861 dagegen 2581 Mill. Der Werth des Imports belief ih 1858 auf 
1504,558065 Realen (—110,334258 Thlr.), derjenige des Exports auf 971,359814 Realen 
(==71,233250 Thlr.) Jener Tarif entſpricht aber ſchon lange nicht mehr den Anforderungen 
der jegigen Zeit, weshalb auch der fpaniiche Kandel in den legten Jahren nicht fo raſch mehr 
fortgefhritten ift ald von 1850—55. Die Rufe nad Handeldfreibeit werden immer lauter, 
und nur Gataloniend, des Centrums der ſpaniſchen Inpuftrie, Sonderinterefien, denen die Re: 
gierung Rechnung tragen zu müffen glaubt, haben ſich der Verwirklihung einer auf dem Princip 
der Handelöfreiheit beruhenden Reform der Zollgefeggebung, welche ſchon jegt in der öffent: 
lien Meinung den Sieg davongetragen zu haben ſcheint, bisher hindernd entgegengeftellt. 

Die Finanzen Spaniens waren bis 1844 in bodenlofer Verwirrung. Erft durch Mon’s 
umfihtige und ſparſame Verwaltung unter Narvarz und durch die Einführung ded neuen 
Steuerfuftems gelang ed, Ordnung in diefelben zu bringen und danf dem Erlös aus den Na- 
tionalgütern,, deren Berfauf bereitd begonnen hatte, nicht nur die bisherigen Deficits zu ver- 
meiden, fondern fogar einen Überfhuß zu erzielen. Bereits im Budget von 1845 figurirten 
die Einnahmen mit 1226, die Ausgaben mit 1184 Mill., welde Zahlen ſich bis 1854 nur 
allmählich fleigerten. Die Revolution von 1854 ſchnellte das Ausgabebudget plöglih Bis auf 
1815 und 1856 nad einer künſtlich erzielten Erniedrigung Bis.auf 2074 Mill. Im Jahre 
1857 geftattete die wiedergewonnene Negelmäßigfeit ver Verwaltung eine Reduction der Aus: 
gaben bis auf 1923, 1858 auf 1838, 1859 auf 1786 Mill; ſeitdem ift dad Ausgabebudget 
wieder ftetig geftiegen, nämlich 1860 auf 1887, 1861 auf 1926, 1862 auf 2002, 1863 auf 
2090, 1864 (wol einſchließlich des auperordentlihen Budget?) auf 2626 Mill. Aber aud) die 
Ginnabmen haben, wenige Jahre ausgenommen, eine gleihe Steigerung gezeigt, weshalb 
meift Uberfchüffe gemacht werden fonnten. Sie beliefen fih nämlich 1858 auf 1775, 1859 auf 
1794, 1860 auf 1892, 1861 auf 2064, 1862 auf 2009, 1863 auf 2108 Mill. Seit 
1859 ift neben dem ordentlichen Budget ein augerordentliches eingeführt worden, welches durch 
den Erlös aus dem Verkauf der Nationalgüter gedeft wird (von den obenermähnten 2 Mil: 


liarden Realen). Diefe auferordentlihen, vorzugsweiſe auf Öffentliche Bauten und auf bie 


14) Vorher gab es in Spanien über 100 verſchiedene Arten von Abgaben, einige allen Provinzen 
gemeinfame, andere rein örtlicher Natur. 4 
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Flotte verwendeten Ausgaben haben fih von 1859 —62 von 266,850000 auf 566,498169 
Realen gefteigert; 1863 betrugen jie 420,470348 Realen. Das raſch fteigende ordentlicht 
Ausgabebudget ift bisher durch die Sunmen gededt worden, welde der Staatskaſſe aus veu 
allgemeinen Aufſchwung der Nationalthätigkeit ohne befondere Belaftungen zugefloffen in. 
Die Mehrerträge der Grund- und Gewerbefteuer ind bereits erwähnt worden. Die Zölk, 
welche 1839 blos 83 Mill. abwarfen, beliefen fih 1861 auf 290 Mill., der Ertrag des 3a: 
backsmonopols fteigerte ih von 1840—61 von 90 auf 321; derjenige des Salzmonopols von 
1850-61 von 94 auf 121, derjenige des Schiehpulvermonopols in derfelben Zeit von 5 au 
21, derjenige der Stempeleinnahmen von 23 auf 76 Mill. u.f.w. Indeſſen find bie meiſieh 
Steuern dod bereits auf das höchſte angejpannt, ſodaß eine noch ftärfere Inanfpruchnahme vr 
Steuerkfraft des Landes unmöglich erfcheint. 15) Dazu kommt, daß die Finanzverwaltung id 
durch die Verwendung der Erträge aus dem Verkauf der Nationalgüter auf öffentliche Bau- 
ten u.f.w. an eine für die Zukunft höchſt geführliche Bequemlichkeit gewöhnt hat; denn gewif 
wird dereinft ein Zeitpunkt eintreten, wo ji der Staat auf die gewöhnlichen Einfünfte be 
ſchränkt jieht und die bedeutenden Ausgabepoften, für welche er eine regelmäßige Dedung nic 
zu finden gelernt bat, nur dur neue Anleihen beftreiten Faun. Die zu Anfang des Jahres 
1865 berrichende Finanznoth ift vorzüglih durh den Aufitand San: Domingo, Die merica: 
niſche und peruanifche Expedition verurfacht worden, denn die Koften des maroffanifchen Kriegs 
müffen laut dem Frieden von Tetuan (26. April 1860) vom Kaijer von Maroffo, welde 
fich zu einer Kriegdfoftenentihäpigung von 400 Mitt. Realen verpflichtet hat, bezahlt werben, 
ind auch bereits größtentheild bezahlt worden. 

Die Staatsfhuld, welche im Jahre 1787 nur 1543,906944 Realen (die aber gar nicht 


verzinft wurden!) betragen hatte, belief ſich am 1. Dee. 1861 auf 18440,985301 Realen. Ihre 


Zinfen beanfpructen in jenem Jahre 295,291139 Realen. Dazu kommt die ſchwebende 
Schuld, welche von 1851 an ftetig gewachſen ift, nämlich bis 1862 von 272,512266 auf 
931,335000 Realen. Trotz diefer enormen Schuldenlaſt und deren ſtetigen Vermehrung bat 
fih der Gredit gehoben, dank ver feit dem Gefeg vom 1. Aug. 1851 feftgeftellten Ordnung, 
jeit welcher Zeit die Gläubiger (einen Neft von 300 Mill. ausgenommen) regelmäßig die Zinien 
bezahlt erhielten. Infolge deſſen ftiegen Die Zvroe. Papiere, welde 1843 durchſchnittlich Eurs 
von 25 harten, 1851 auf 46, fielen fpäter, nad) der Nevolution von 1854, wieder bis au! 
31, fliegen aber dann von neuem wieder, ſodaß fie jegt ziemlich auf 52 fteben. 

Sehr bedeutend ift der Aufſchwung der ſpaniſchen Kriegäflotte. Während diejelbe zu Ferdi: 
nand's VII. Zeiten größentbeild aus unbemannten und abgetafelten, in den Arjenalen verfaulenden 
Schiffen beftand und daher kaum eriftirte, au im Jahre 1843 nur 24 Fahrzeuge aufzuweiſen 
hatte, betrug am 1. Jan. 1852 die Gefammtzahl der eigentlichen Kriegsschiffe bereits 75 (mit 
927 Geſchützen) wozu nod 119 Guardacoſtas (Küſtenwachtſchiffe) mit zufammen 194 Kanonen 
famen. Dagegen beitand die Flotte 1862 mit Einfluß der Guardacoftad aus 225 Fahrzeu— 
gen (worunter 2 Segellinienfhiffe, 12 Schraubendampffregatten, 1 Schraubenpanzerfregatte 
und 3 Segelfvegatten) mit 1414 Gefhügen und 26660 Mann Befagung. Die Zahl ſämmt— 
liher Dampffhiffe betrug 89 (63 Schrauben:, 26 Raddampfer), welde zuſammen 19500 
Pferdekräfte repräfentirten. Im Bau begriffen waren 6 Panzerfregatten, 2 andere Fregatten 
und 3 Goeletten mit zufammen 438 Geſchützen und 8900 Pfervekräften. Anfang 1864 zäblt 
die eigentliche Kriegäflotte (mit Ausihluß der Küſtenwachtſchiffe) 160 Schiffe, worunter 2 
Banzerfregatten. Dazu kommt noch die Flotte der Golonien, welche im Jahre 1861 aus 115 
Fahrzeugen mit 468 Kanonen, 7172 Pferbefräften und 8608 Mann Beſatzung beftand. 

Die ſpaniſche Landarmee zählte mit Einfluß der Armee der Golonien im Jahre 1862 im 
ganzen 287168 Mann (249402 Mann Infanterie, 19349 Mann Eavalerie mit 16295 Pier: 
den, 19255 Mann Artillerie mit 2500 Gefhügen. Davon kamen auf die Armee der Gole- 
nien 73060 Mann. Seit 1828, wo die active Macht nur 71336 Mann betrug, bis 1861 
hat die fpanifche Armee im ganzen 5550,966952 Realen gefoftet. 

Daß mit dem anfangs allmählichen, fpäter rapiden Aufihwung Spaniens in materieller 
Beziehung auch ein phyſiſcher, eine Vermehrung der Bevölferung Hand in Hand gehen mußle, 


15) Als das Minifterium Miraflores Anfang 1864 den durch den Aufitand San-Domingos bt 
bahin verurfachten Ausfall durch Erhöhung der Srundfteuer um 50 Mill. zu decken vorfchlug , erflürten 
alle Zeitungen eine größere als die bereits beftehende Belaftung für unmöglid. Das Minifterium grif 
infolge deſſen zu dem deiperaten Mittel, die Fahrtare der Gifenbahnreifenden um 10 Proc. zu befteuern. 
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oder daß vielmehr jene von viefer abhängig war, ift felbftverftändlih. In ver That hat die 
Berölferung Spaniens feit Anfang diefed Jahrhunderts fehr bedeutend zugenommen. Im 
Sahre 1820 wurde die Bevölkerung auf 11,161980 Seelen gefhägt. !%) Am 30. Nov. 1823 
zählte man 12,101952, dagegen am 21. Mai 1857 (mit Einfluß der Balearen und Gana: 
rifchen Infeln) 15,464340 Einwohner (wovon auf das ſpaniſche Feſtland 14,957837 kamen). 
Die Sefammtbevölferung aller&olonien beträgt über 7 Mill. 17). Erwägt man, daß im Jahre 
1858 die Bevölferung der preufifchen Monardie 17,739913 Einwohner betrug, daß ſtehende 
Heer (auf dem Friedensfuß und ohne die Landwehr) 198853 Mann zählte und die Kriegs: 
marine 1861 im ganzen aus 74 Fahrzeugen mit 321 Geſchützen und 2548 Mann Bejagung 
beftand, fo wird man zugeben müffen, daß factifh Spanien in die Reihe der europäiſchen Groß— 
mächte bereits eingetreten ift, und daß die Zeit nicht mehr lange entfernt fein kann, wo dieſes 
Reich als Großmacht anerkannt werden muß. 13) Dazu genügt aber eine annähernde Gleich: 
ftellung mit den übrigen Großmächten in materieller Beziehung nicht allein, fondern Spanien 
muß auch Hinfichtlid der geiftigen Cultur ſich auf eine möglichft gleiche Stufe mit den übrigen 
chriſtlichen Staaten Europas ftellen. Davon ift e8 leider noch weit entfernt, und dürfte e8 dieſes 
Ziel auch noch nit fobald erreichen, da die Geſetzgebung allein dazu keineswegs ausreicht, fon: 
dern nur eine totale Meformirung der Sitten und Anfhauungen dahin führen fann. Diefe 
vermag aber nur eine den Ideen des Jahrhunderts entfprehende Erziehung ded Volks, ein ver: 
nünftiges Unterrichtöwejen und das Aufhören ver religiöfen Intoleranz zu bewirken. Wir glau: 
ben auf diefen Gegenftand noch etwas tiefer eingehen zu müflen. 

Die Spanier erflärten wiederholt den politifchen Übergriffen des Klerus den Krieg, aber 
niemals der von ber ſpaniſchen Kirche gehegten und gepflegten Bigoterie und Intoleranz. Sie 
haben die Klöfter aufgehoben, die Mönche und Jefuiten verjagt, ja felbige zu Hunderten tobt: 
geſchlagen, ihre Befigungen verfauft, die Heiligenbilder von den Gaffen und Wegen entfernt 
und dem Klerus allen politifhen (wenigſtens öffentlihen) Einfluß geraubt; aber noch jetzt be: 
herricht die Spanische Kirche mit ihren Prieftern mehr oder weniger das geiftige Leben der Na- 
tion. Der frühere Glaubenseifer ift zwar verſchwunden, ja er hat in einem großen Theil der 
Nation einem völligen Indifferentismus in religiöfen Dingen Platz gemacht, welcher vielleicht 
ebenjo beflagendwerth genannt werden muß ald der ehemalige Fanatismus; aber noch immer 
ift der Nichtkatholik, wenigſtens der nichtfatholiihe Spanier den Berfolgungen des Klerus und 
den Berfpottungen, ja Infulten derjenigen ausgelegt, welche nicht von jenem Indifferentismus 
ergriffen find, fondern dem alten ftarren Glauben noch anhängen oder aud irgendwelchen perſön— 
lihen Rüdfihten ihm anzuhängen heucheln; noch immer ftehen entehrende und ſchwere Strafen 
auf der Öffentlihen Ausübung eined andern Religionsbefenntniffes ald des römiſch-katholi— 
fen. 19%) Verfaſſer dieſes muß eingeftehen, daß während jeined langen Aufenthalts in Spa: 
nien (1844—46 und 1850) ihm fein Fall religiöfer Verfolgung zu Ohren gekommen ift, er 
ſelbſt auch von religiöfer Intoleranz nichts zu leiden gehabt hat; die in neuefter Zeit vorgekom— 
menen Berfolgungen und Beftrafungen proteftantifch gelinnter Spanier, welche mit Recht einen 
Sturm von Unmillen nicht allein unter den Proteſtanten, fondern auch unter ven Katholifen 
ded übrigen Europa hervorriefen, während das fpanifche Volk ihnen entweder gleichgültig zufah 
oder Öffentlich applaudirte, beweiſen jedody zur Genüge, day die Spanier von dem Geift des 
wahren Chriſtenthums, welcher nicht allein die Duldung, ſondern die Gleichberechtigung aller 


16) Noch viel geringer war die Bevölferung im 18. Jahrhundert, am niedrigften 1724, wo fie nur 
7,625000 Seelen betrug. 

17) Wir fügen hier eine Überficht der Kolonien oder überfeeifchen Befigungen (die Canariſchen In: 
jeln und die Prefidios der nordafrifanifchen Küfte, deren Gebiet durch den Frieden von Tetuan etwas 
erweitert worden ift, werden zum Mutterlande gerechnet, wie auch die Balearen) nadı dem Länder: 
beftande von 1864 bei. 1) Afrifanifche Befigungen: Infel Fernando Po, Cap Sau-Juan, Mosquitos 
und Annobon, zufammen 2214 Duabratfilometer. 2) Amerikanifche Befigungen: Guba und anliegende 
Infeln, Puerto:-Rico und benachbarte Infeln mit zufammen 128147 Duabratfilometern. San-Domingo 
war noch nicht mitgerechnet. 3) Afiatifche Beiigungen: die Philippinen, Marianen und Garolinen mit 
zufammen 348975 Duabratfilometern. Oberfläche fämmtlicher Eolonien 479336 Duabratfilometer, 

18) Schon zur Zeit der mericanifchen Erpedition wollte Napoleon II. die Anerkennung Spaniens 
als Großmacht proponiren. D’Donnell war dagegen, weil eine folche Anerfennung Spanien Verpflich— 
tungen auferlegt haben würde, denen damals diefes Land noch nicht gewachſen zu fein fchien. 

19) Es ift gewiß eine merfwürbige Gricheinung, daß die politifch fo überaus liberale Verfaſſung 
von 1812 ausdrücklich ausfpricht, die Ausübung jedes andern Neligionsbefenntniffes ala des römiſch— 
fatholifchsapoftolifchen fei bei Strafe verboten. 
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zur Beförderung der Arbeitfamfeit unter den ärmern Bolköklaffen und zur Herbeiführung won 
Gelegenheiten zur Erwerbung ihres Unterhalts, um damit eine Quelle der Berarmung zu ver- 
ftopfen, Bettelei und Hülfsbevürftigkeit in Abnahme zu bringen, Kinder der geringern Volks— 
flaffe bei moralifher Erziehung zur Arbeit anzuhalten , ihnen Liebe zu derfelben beizubringen 
und fie dadurch geihieft und geneigt zu machen, ſich ihr Brot auf ehrliche Weife zu verdienen. 
Nach dieſem Vorgang glaubte der Gentralverein durd Bildung von Spar: und Prämien: 
kaſſen, als der vurh Erfahrung bewährten wirffamften Ginrichtung zur Hebung der arbeitenden 
Klaffen mitteld Erwerbung eines gefiherten, wenn auch geringen Ginfommens, feine wefent- 
liche Aufgabe am beften zu erfüllen, nämlich „Einrichtungen zur Berbefferung des öfonomifchen 
und fittlihen Zuftandes der Arbeiter anzuregen und zu fördern”. In welcher Art und Richtung 
hiernächſt der Gentralverein für das Sparkaſſenweſen wirkſam geweſen, ift in einem Auffag : 
„Congres international de Bienfaisance de Francfort sur-le-Main, Session de 1857’, 
II, 152 fg., näher angegeben, Wertbvolle, für Entwidelung des Sparkaſſenweſens in Breußen 
und im übrigen Deutihland beachtenswerthe Auffäge, namentlih über die Geſchichte und 
die Organifarton einzelner Sparkaffen, finden fih außerdem in den ältern Mittbeilungen des 
Gentralvereind aus den Jahren 1849—50, wie in der neuen Folge dieſer Mittheilungen, ins— 
beiondere von Konftantin Schmidt, vom Stadtrath Runge und dem Regierungsrat Bödh, 
welche ald Vorläufer des zunächit von dem erflern, dann vom Nedacteur des „Arbeiterfreund‘‘ 
Brämer bearbeiteten größern Werks über das Sparkaſſenweſen in Deutichland benugt worben 
find. Ferner iſt zu verweilen auf den Aufſatz des Verfaſſers dieſes Artifels: „Das Sparfaffen- 

weſen“, in der „Vierteljahrsſchrift für Volkswirthsſchaft und Culturgeſchichte“, herausgegeben 
von Faucher und Michaelis, Jahrg. 1863, S. 54fg., demnächſt auf die „Zeitſchrift des königlich 

preußiſchen Statiſtiſchen Bureau'““, redigirt von Dr. Ernſt Engel, und insbeſondere auf Die 

Blätter Nr. 4, Januar 1861, und Rr. 5, Februar 1861, und neben der ältern Schrift von 

Ducpetiaur: „Des caisses d’&pargne” (Brüffel 1831), auf die Schrift des belgifchen Berg— 

raths und Directors der amtlihen Commiſſion für Wohlthätigkeitsanftalten und gemeinnügige 

Vereine, M. Viffhers: „Nouvelles etudes sur les caisses d'épargne“ (Brüffel 1861), in 

gleichen auf das Werf von A. Scratchley: „‚Practical Treatise on Saving Banks“ (Kondon 

1860), endlich auf die beachtenswerthen Mittheilungen über die gegenwärtige Geftaltung des 

Sparfaffenweiend in Frankreich und England in den Druckſchriften des Congres international 

de Bienfaisance, namentlich auf die im „Congres international de Londres, Session de 

1862“, II, 160 fg., entbaltenen Mittheilungen von George Chetwynd, Controller of Post 

Office Savings Banks über diefe Post Office Savıngs Banks, die neueften Einrichtungen zur 

Grleihterung des Sparkaffenweiens für das größere Publifum in England, deren wir fpäter 

fpecieller gedenken werben. 

Indem dad vom Gentralberein in Preußen für das Wohl ver arbeitenden Klaſſen heraus: 
gegebene Werk über Sparfaffenweien außer der Gefchichte und ven ftatiftiichen Überſichten 
eine vollftändige Darftellung der in den einzelnen Ländern bei deren verjchiedenen Sparfaffen 
eingeführten, wie im Fortſchritt der Zeit verbefferten Einrichtungen und fpeciell die Be: 
flimmungen über Zwed, Höhe der Einlagen, Verzinfung, Kündigung, Anlegung, Garantie 
u. ſ. w. gibt, gewährt daffelbe hiermit einen Blik in den Zufammenbhang und die Wechſel— 
wirkung diefer Einrichtungen und Beftimmungen mit der Beförderung und Ausdehnung des 
Sparkaſſenweſens und des Sparſinnes der verfchiedenen Bevölferungen, ſodaß ſich damit eine 
Kritik über größere oder geringere Zweckmäßigkeit der ſtatutariſchen Beſtimmungen aus den 
thatſächlichen Ergebniſſen am überzeugendſten von ſelbſt herausſtellt. An obige Abhandlungen 
und Werke ſchließt ſich die nachfolgende Darſtellung überall an. 

Die hohe Bedeutung des Sparkaſſenweſens für die ſittliche und wirthſchaftliche 
Hebung des Volks ift allgemein anerkannt. In früherer Zeit behandelte man die Sparfaffen 
zum Theil noch aus dem Geſichtspunkte ver Wohlthätigkeitsanftalten für die ärmern Klaffen, 
womit bejonders die Höhe des Zindfußes und der Prämiirung confequenter Sparer zu: 
jammenbing. Eine Wohlthat für diefe Klaſſen, denen die meiften auf Actien gegründeten 
Banken, Discontokaſſen und ähnliche Inftitute, bei der Beichränfung ihrer Wirkſamkeit und 
Ausdehnung zumal in Deutſchland, Faum zugänglich find und feine irgend erheblichen Dienfte 
leiften, find die Sparfaffeneinrihtungen allerdings. Ähnlich wie in dem Erlaß der öfter: 
veihifhen Negierung vom Jahre 1844 bezüglich der Bildung, Ginrihtung und Überwahung 
der Sparfaffen ift der Zweck aud in den Gefegen, Anordnungen oder Sparfaffenftatuten 
anderer Länder audgefprochen, „daß fie bezweden, durch Sparfamfeit, Liebe zur Arbeit und 





Sparkaffen 489 


rechtlichen Erwerb, Sittlichfeit und häusliche Orbnung zu befördern und zu dem Ende den 
wenig bemittelten Klaffen, ven Babrifarbeitern, Handwerkern, Tagelöbnern und Dienflboten 
oder jonft gewerbfleipigen oder ſparſamen minderjährigen oder gropjährigen Perfonen vie 
Gelegenheit zu eröffnen, von ihrem mühfamen Enverb oder Erfparnif von Zeit zu Zeit ein 
fleined Kapital zurüdzulegen, um folches in der Kolge zur Gründung einer größern Ber: 
forgung , zur Aushülfe in Krankheiten, im Alter, oder zur Erreihung irgendeines löblichen 
Zwecks zu verwenden“. Dagegen follen vie Sparfaffen keineswegs, wie e& bei Geldinftituten, 
als z. B. Banfen u. ſ. w., der Fall ift, die Erzeugung und Schaffung neuer Kapitalien zum 
Zweck haben, fie follen vielmehr nur die Heinen Kapitalparcellen und Atome der geringften Er— 
fparniffe des Armen anfammeln, diefelben erhalten und vor Verluft durch Zufall oder vorüber: 
gehenden Anreiz zu unnügen Ausgaben jiherftellen, den Sparfinn in der Bevölferung beleben, 
erleichtern, begünftigen und ermuthigen. Den Vortbeil, den die Sparfajfen gewähren, kann 
man in folgenden drei Momenten zufanmenfaffen: Einmal vereinigen fie die Kleinen Erfparniffe 
zu größern Kapitalien; ohne ſie würden die erftern vereinzelt ohne nügliche Anlage in den 
Händen ihrer Befiger bleiben. Sodann gewähren fie den arbeitenden Klaffen Mittel und 
Wege ſich wirthſchaftlich einzurichten und fidh ſelbſt einen Credit für nöthige und nügliche Wirth: 
Ihaftseinrichtungen zu verfchaffen. Endlich pflegen fie bei dem Fleinen Handwerker und Arbeiter 
das Gefühl des Eigenthums, erfüllen ihn mit ven Gewohnheiten der Wirthihaftlichfeit und 
heben ihn dadurd gleichzeitig auch ſittlich. Die Sparkaſſen follen durchaus nit den Zweck 
haben, die Mitglieder der arbeitenden Klafjen in Eleine Rentiers zu verwandeln, deren Streben 
nur auf die Sammlung von Kapital mit möglihft hohem Zindgenuß hinausginge. Vielmehr 
bilden die Sparfaffen nur einen Durdgangspunft für die Erfparniffe, eine Sicherung gegen 
deren Verzehrung und Verſchwendung, um jodann von den Anfammlungen eine möglichſt vor- 
theilhafte wirthfchaftlihe Anlage zu mahen. Das Sparen full (mie Dr. Engel bemerkt) 
niemals Selbſtzweck fein; e8 ſoll dem Sparenden vielmehr ftetd eine weitere nügliche Wer: 
wendung, eine productive Anlage der aufgefammelten Erfparniffe als legte und weiteres Ziel 
derfelben vor Augen ſchweben. 

Diefe Grundfäge beftimmten im allgemeinen auch fhon dag ältefte noch jegt gültige Geſetz 
Englands über das Sparfaffenwefen von 1828. Die franzöfifche Regierung erfannte gleichfalls, 
nachdem ſich ver Spariinn und die Erfparniffe in Frankreich, welche durch die Erſchütterung des 
Jahres 1848 vorübergehend fehr gelitten hatten, Bis zum Jahre 1859 wiederum und zwar in 
einem weit größern Maße ald vorher hoben: „daß fih Sparfaffen nicht allein darauf 
beihränften, der Verjchleuderung der Fleinen Summen entgegenzutreten, welche, nod jo 
gering, dur ihre Bereinigung erhebliche Geſammtbeträge bilden, daß fie ih nicht allein 
damit begnügten, die Gewohnheit der Kürforge und Vorausſicht beiden ärmern und arbeitenden 
Klaffen zu entwideln, und bei ihnen die Gefühle der Ordnung und ded Gigenthums zu ver: 
breiten, jondern daß ſie überhaupt auf MWohlftand und Sittlichfeit bis in die untern 
Maffen der Bevölferung einen Einfluß übten, der ihre nächſte Beftimmung mweit über diefe 
hinaus außerordentlich erhöhe und dem ganzen Staat zum höchſten Nugen gereiche.“ 

Keineöwegs find demnach die Sparfaffen nur oder vorzugsweiſe als Wohlthätigkeitsinftitute 
anzujehen und zu behandeln. Sie find vielmehr (tie dies in dem Auffag ded Geheimraths 
Dr. Engel in ver Statiftiihen Zeitichrift Nr. 4 und 5 von 1861 dargethan) „ein wichtiges 
Glied in der Kette der auf das Princip der Selbfthülfe gegründeten DVeranftaltungen zum 
Wohl des Volks“. Der Profefior Huber, deſſen Wirkſamkeit für genoffenfhaftlihe Ein— 
richtungen bekannt iſt, ordnet die Sparkaſſen unter die ſogenannten latenten Genoſſenſchaften 
ein, in welchen letztern die genoſſenſchaftliche Verbindung durch Gegenſeitigkeit und Selbſt— 
verwaltung nicht in gleicher Weiſe zu Tage tritt, wie dies unter andern in den Schulze: 
Delitzſch'ſchen Eredit: und VBorfhußvereinen, in den Confumvereinen, in den dur Verbindung 
der Arbeiter unter jih gegründeten Häuferbaugenoffenfchaften u. ſ. w. der Fall ift. 

Die Entftehung und Ausbildung der Sparfaffeneinridtungen fleht mit der 
Geſchichte und mit den Fortfchritten der Gulturentwidelung der verfhiedenen Länder in der 
engften Verbindung und Wechjelwirfung. Zunächſt gingen die Sparfaffen aus der Initiative 
einzelner, jei eö unter der Form von Actiengeſellſchaften oder unter andern Formen zufanımen: 
getretener menſchenfreundlicher Brivatperfonen hervor. Hingegen find jie fpäter überwiegend 
von ftädtifchen und ländlihen Gemeinden, Kreiſen, Amtögenoffenihaften u. j. w. gegründet, 
oder doch in deren Verwaltung übergegangen und von ihnen garantirt worden. Weit fpäter 
aber hat erft die Gefeggebung ihre Aufmerkſamkeit dem Sparkaſſenweſen und ven damit vers 
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bundenen Inflituten zugewendet. Dod wird dad Sparfafjenmejen in feiner ganzen ſittlichen 
und wirthſchaftlichen Bedeutung, wie in feinen fortfchreitenden Wirfungen nicht völlig begriffen, 
wenn man nicht gleichzeitig einen Blick auf jene großentheils erft aus demjelben erwachſfenen 
verwandten Inftitutionen, insbeſondere auf diejenigen wirft, welde nicht wie die Sparkaſſen 
als Ubergangs- und Durdgangsftadien für andere wirthſchaftliche Zwecke zu betrachten ſind, 
jondern diefen Zwecken unmittelbar jelbft dienen. Man gewinnt dadurch eine Einſicht in den 
innern Zufammenhang beider und eine Anſchauung von dem bei allen civilifirten Nationen, 
nanıentlich aber auch in Deutſchland feit wenigen Decennien bervorgetretenen Fortſchritt 
eineötheild des Wohlſtandes, anderntheild der dem Wohlſtande wie der geifligen Erbebung 
zugleich dienenden, ſowol aus jittlichen wie aus wirthſchaftlichen Motiven hervorgegangenen 
außerordentlihen Bewegung auf den Gebiet einer vernünftigen Selbithülfe. Mit dem Fort: 
jhritt auf dieſem Gebiet find audy die Sparfaffeneinrihtungen, vorzugsweife in England, 
überall aber zugleih die Summen der Ginlagen Sand in Hand gegangen. Mit Mecht Folgeri 
daraus der Dr. Engel, „daß zu den vielen Beweifen zur Widerlegung des Geredes und Vor: 
urtheild über Maflenverarmung die Zunahme und Ausdehnung der Sparfaffen nicht am 
wenigften gehören‘. 

Wie jede großartige Entwidelung in jociafer und volföwirthihaftliher Beziehung, To hat 
ſich dieſelbe aud auf dem bier beſprochenen Gebiete an große politiſche Weltbewegungen an: 
geſchloſſen. So entjtanden namentlih in Deutihland und felbit in Frankreich, abgejehen von 
wenigen einzelnen Ausnahmen älterer Zeit, die Sparkaffen überall erft nah den Freiheits— 
kriegen, die erften in Würtemberg, in Berlin und aud in Paris erft im Jahre 1818. Dann 
nahm das Sparfaffenmweien in Deutſchland zumeift erft im dritten Jahrzehnt, von 1830 an, 
einen bemerfenswertben Auffhwung. Sogar in England beftanden, ald die Parlamentsbill 
über Sparfaffen im Jahre 1817 erging, erſt einige fiebzig dergleihen Kaffen. Won ihrer 
Zunahme hier und dort werden wir fpäter ſprechen. Waren die Jahre 1848— 49 auch megen 
der Stofungen auf dem Arbeitsmarkt den Erfparnifjen und mithin dem Sparfaffenmefen nidt 
günftig, jo ſchloß ih doeh an die politifdhe Aufregung, welde auf dem Kontinent die Maffen 
plöglid ergriffen hatte, alsbald in der merfwürdigften Weife eine volkswirthſchaftliche Be: 
wegung an, bie nicht blos der Entwidelung des Sparfaffenwejens, jondern aud dem Entfichen 
von Bereinen zur unmittelbaren wirthſchaftlichen Verbefferung ver Zuftände der arbeitenden 
Klaffen den mächtigſten Impuls gab, und ganz neue Geftaltungen auf diefem Felde hervorrier. 
Ginrihtungen im Bereih der Selbſthülfe, welde in England etwa zwei Jahrzehnte früher 
Wurzel gefaßt hatten, überfiedelten nah dem Gontinent und erwedten überall Sinn und 
Streben für wirthſchaftliche Selbftändigfeit. Den Communismus und Sorialidmus verwarf 
das Volf im großen und ganzen, zumal in Deutihland, ſehr bald; rin edleres Bewußtſein in 
den arbeitenden Klaffen ſelbſt wies die bloße Wohithätigkeit zurück. Der urgermanifche, durch 
die Jahrhunderte des PVolizeiftaats nur niebergehaltene Sinn für das Genoſſenſchaftsweſen 
bemädhtigte ſich der focialen Beſtrebungen nad allen Richtungen bin. Es entſtanden im legten 
Decennium mebr und mehr Affociationen gegen Kranfheit, Invalidität, Tod des Ernährers, 
Renten: und Lebensverfiherungsgefellihaften und Vereine und vor allem die Credit: und 
Vorſchußgenoſſenſchaften ald Volföbanfen,. hin und wieder jogar Productivgenoffenfchaften, 
ingleihen Gonfumvereine, während die Zahl der ſchon einer frühern Zeit angehörenven 
Kranfenkaffen zunahm und ihre Ginrihtungen verbeffert wurden. Auch zu allen vielen 
Geſellſchaften und Bereinen aber bedurfte ed der Erſparniß und der Unlegung der erjparten 
Summen für dieſe verichiedenen wirthſchaftlichen Zwecke. Der durd die Sparkaſſen erwachte 
und allmählich genährte Sparſinn des Volks trug feine Früchte in diefen Neubildungen von 
auf Selbfthülfe gegründeten Formen des wirthſchaftlichen Lebens. 

Heben wir aus dem neueften „Jahresbericht für 1865 über die auf Selbfthülfe gegründeten 
deutihen Gewerbs- und Wirtbichaftegenofienihaften, erftattet im Auftrag des Congreſſes 
deutſcher Volkswirthe von H. Schulze: Deligich‘ (Leipzig 1864) nur einzelne thatſächliche Er: 
gebniffe hervor. 

Es weift der Bericht bei der fortichreitenden Bewegung diefed Genoſſenſchaftsweſens bereitd 
662 Vorſchuß- und Ereditvereine, 172 Robfloff:, Magazin: und Productivgenoffenfhaften 
und 66 Gonfumvereine, im ganzen 900 auf Selbfthülfe gegründete deutfche Vereine dieſer 
Art nad, und er veranfhlagt ihre gegenwärtige Zahl auf 1150 im ganzen, deren Gelbverfehr 
pro 1863 aber auf 4O Mill. Thlr. mit einem Betrieböfonds von 12 — 14 Mill., wovon 
ihnen bereitö 27/, Mill. felbft gehörten und durch eriparte Beiträge angefammelt waren. Die 
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Mitgliederzahl erreicht annähernd 200000. Die Summe der Gefhäftsantheile der Mitglieder 
der ber Anwaltjchaft dieſer Genoſſenſchaften (Schulze-Delitzſch) Tpecieller bekannten Bereine, 
mithin das eigene Kapital der Mitglieder beträgt pro 1863 1,803203 Thlr., wozu ala 
Nefjerven noch 218047 Thlr. treten, was eine Erſparniß von im ganzen 2,021250 Thlr. 
ergibt. Am Rehnungsichluß des Jahres 1863 betkug der Beſtand der freiwilligen Spar: 
einlagen in ven Vereindfaffen 3,416250 Thlr., melde bei den ftatiftifchen Überſichten der 
Beitände der eigentlichen Sparfaffen nit mir in Rechnung gekommen find, 

Ganz andere und bei weitem größere Summen erjheinen aber neben den Sparfaffen: 
einlagen in England in den gemeinfchaftlihen Kaffen der englifhen Wirthfchaftse: und 
Gewerbegenoffenfhaften. Vgl. hinſichtlich des Standes der Sparfaffen in England und der 
Zunahme der Einlagen in den Jahren 1846— 60, neben den dort beftehenden Pennybanfen 
und den Häuferbaugenofjenihaften ven Art. Großbritannien und Irland (Politifche Sta: 
tiſtik), „Staats-Lexikon“, VII, 26 u. 27. 

Dagegen müffen wir indeß bier zweier nener mit dem Sparfaffenweien im engften Zus 
ſammenhang ftehender gefeggeberifher Schöpfungen Englands gedenken, zunächſt der Penny: 
banfen und demnächſt der fhon oben erwähnten Poftantsiparbanfen; letztere ſchloſſen ſich an 
eine voraudgegangene Ginrichtung des englifhen Sparkaſſenweſens, nämlih an die jedoch 
durhaus freiwillige Belegung von Sparfaffengeldern bei der Engliſchen Bank bezüglich der 
Staatsſchuldentilgungskaſſe. 

Während in England ſchon die Sparkaſſen Beträge von einem Shilling (10 Sgr.) 
annehmen, geben im Minimum der Ginlagen die Pennybanfen viel weiter. Sie ver: 
danfen ihre Entflehung dem Geiftlihen eines der ärmern londoner Kirchſpiele. Bei dieſen 
Pennybanken dürfen nämlid Einlagen von einen Benny (10 Pfennige), höchſtens indeß bis 
21, Sh. (25 Sgr.) gemadht werden. Grft wenn das Guthaben eines Einlegerd auf 
5 Pfr. St., einige 30 Thlr.) angewachſen ift, wird daſſelbe an eine Sparfaffe abgeführt; jedoch 
fann der Einleger auch ferner Ginlagen bei der Pennybank mahen. Die Einlagen über 
54/, Sh. werden mit 3 Proc. verzinft und die Zinfen jährlich ausgezahlt oder gutgeichrieben. 
Das Kaſſenbuch wird jedem Ginleger mit einem Penny berechnet, ebenjv Eoftet dad Statut 
einen Benny, und für einen Benny wird jedem Theilnehmer alljährlid das Exemplar einer 
genauen Bilanz der Banf verabfolgt. Bei der in Birmingham 1851 eröffneten Bennybanf 
gab es bereitd 1856 84464 Gonten mit 11500 Pfd. St. Einlagen, und während in 
den birminghamer Sparfaffen der Durchſchnittswerth eined Sparfaffenbuhs oder Gontos 
17 Po. ©t. beträgt, betrug daffelbe in ven Pennybanfen derfelben Stadt nod nit 17 Sh., 
und dennoh war das Guthaben ver Ginleger der Pennybanken bereitd auf nabe an 
100000 Pfr. St. angewachſen und dies zwar bei Einlagen von 3 Sh. (1 Thlr.) im 
Durchſchnitt. Auf diefe Weile verfolgt und erreiht man den Zweck, einen Theil der un: 
geheuern unproductiven Ausgaben der unvermögenden Klaffen, nad ungefährem Anfchlage 
z. B. für geiftige Getränfe von alljährlid einer Sunme von 30 Mil. Pfd. St., in productive 
Anlagen zu verwandeln. (Vgl. bierüber den Aufſatz des Dr. Engel in der „Zeitihrift des 
Statiftifhen Bureau‘, Jahrg. 1861, Nr.5, ©. 113.) 

Indem die englifche Gejeggebung dem Sparkaffenmweien fortdauernde Bürforge und Auf: 
merffamkeit zugewandt, verpflichtete fie Diejenigen Sparkaffenverwaltungen, welde von we: 
fentlihen Bergünftigungen des Staats Gebrauch machen wollen, ihre Statuten zur Prüfung und 
Beftätigung dem Föniglichen Negiftraturamt, einer im Intereffe der gemeinnügigen Bereine ein- 
gefegten Behörbe, vorzulegen. Sie legt diefen Kaffen aber auch, um möglichen Betrügereien 
und Unterſchlagungen vorzubeugen und die Griparniffe nicht unproductiv zu laffen, vie Pflicht 
auf, ihre nicht anderweit belegten und nützlich verwendeten Überſchüſſe an die Staatsjhulden: 
tilgungdcommiffton abzuführen, Jahresrechnung zu legen und diefe der Gontrole des Parla- 
ments zu unterwerfen. Die Sparfaffen, welche ſich der Prüfung und Beitätigung ihrer Sta: 
tuten unterwerfen, fönnen bei Belegung der überflüffigen Gelder bei der Bank bezüglich 
der Staatdfhuldentilgungsfaffe auch mitteld derfelben Leib: und Alterverforgungdrenten für 
ihre Mitglieder erwerben. 

An diefe Verbindung ded Sparkaſſenweſens mit der Staatsſchuldentilgungskaſſe hat nun 
in neuefter Zeit die Geſetzgebung eine weitere höchſt wichtige Erleichterung dev Anlegung Feiner 
Erfparniffe geknüpft infolge ver Parlamentsacte über die fogenannten Poſtamtsſparbanken. 
Über diefe intereffante Ginrihtung enthält der fhon oben ermähnte Auffag im zweiten Theil der 
Sigung von 1862 des Internationalen Woplthätigkeitöcongreffes von London, ©. 160 fg- 
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ausführliche Mittheilungen. Infolge diefer Parlamentsacte werden aud ganz geringe Erfpar= 
niffe mit großer Leichtigkeit an faft allen Orten des Pandes, namentlich bei den von dem General= 
poftmeifter dazu defignirten und in allen Theilen des Staatsgebiets belegenen 2532 Woft- 
anftalten angenommen, durch Bermittelung einer befondern Abtheilung des Generalpoftamtd 
an die Staatöfhuldentilgungsfaffe, vefp. an die Banf von England abgeführt, vom Staat 
garantirt, und wiederum allerorten, wie zu jeder Zeit, auf den Antrag des Einlegers in 
fürzefter Brift zurücdgezablt. Ungeachtet ver Zahl von Vereins- und Gorporationgiparfaffen 
(638 im Bereinigten Königreih) fehlten dergleihen doch in einer Anzahl von Diftricten ; 
außerdem war die Annahmezeit bei diefen Sparfaffen theils beſchränkt, theild unzweckmäßig 
beflimmt. Diefen Mängeln und Erihwerungen im Sparkaſſenweſen bilft jene Barlaments- 
acte ab. Bei einem jeden der vom Generalpoftmeifter defignirten 2532 Poſtämter, welche 
täglih von I—6 Uhr und Sonnabends bis 8 Uhr abends geöffnet find, werden Spar: 
kaſſen- oder Kinzahlungsbücher ausgehändigt, Einlagen angenommen oder abgeihrieben und 
zurüdgegeben, auch die in den alten Sparfaffen befindlihen Einlagen durch Vermittelung 
diefer Poftanftalten ohne haare Ein- und Auszahlung in die Nationalbank trandferirt und 
umgekehrt. Weldye Erleichterung dadurd der ſichern Anlegung der Erfparniffe zutheil wird, 
ergibt unter anderm bie Thatjache, daß während die 638 alten Banken zufammen wöchentlich 
nur an 3042 Stunden dem Publifum offen ftanden, die 2532 Poftamtöbanfen dagegen 
122024 Stunden den Publikum zur Benugung geöffnet find. Für eingezahlte und rüdzahl- 
bare Gelder leiftet die Staatskaſſe volle Garantie, fobald die in der Parlamentsacte vor— 
geſchriebenen einfahen Maßregeln beobachtet worden find. Die Gorrefpondenz zwiſchen den 
Poftämtern und den betreffenden Departements des Generalpoftamts forwie mit den ein— 
zelnen inzahlern geihieht überall portofrei. Jeded für das Sparkaſſenweſen deſignirte 
Voſtamt hat feine täglichen regelmäßigen Berichte an das Hauptpoftamt zu erftatten. Die an 
irgendeinem Orte des Landes bei einem deiignirten Boftamt eingezahlten Gelder können an 
jedem andern Ort bei einem andern Poftamt zurüdgefordert und in Empfang genommen 
werden. Gleiche Vorzüge genießen aud alle die Gejellfchaften zur gegenjeitigen Hülfe, für 
Wohlthätigkeit und wirthſchaftliche Fürforge, deren Statuten regiftrirt, refp. geprüft und beftä- 
tigt find, bezüglich der bei der Staatsſchuldentilgungskaſſe anzulegenden Gelder und Überfchürffe. 

Dabei ift übrigens zu bemerken, daß die in England bei der Generaljchuldentilgungstaffe, 
bezüglich Nationalbank, angelegten Sparfaffengelver einen befondern Bonds mit abgefonderter 
Verwaltung bilden, fonady mit den Bonds der Staatäfafle nicht vermifcht werden, wogegen in 
Frankreich, wo eine Ähnliche Einrichtung wegen der bei der allgemeinen Staatäfaffe zinsbar 
anzulegenden Sparfaflengelver befteht, dieje legtern gewiffermasien von dem großen Schlund und 
Magen des Staatefiscus verſchlungen, nicht abgefondert verwaltet werden. Diefe Vermiſchung 
von Staatögeldern und Privateigenthum brachte denn auch im Jahre 1848 den Intereffenten 
der Sparkaſſen erhebliche Verluſte. Obwol die damalige Regierung Frankreichs verficherte, 
daß ihr vor allem die Erſparniſſe des Volks Heilig fein follten, unterlagen fie doch dem all— 
gemeinen Bankrott, und die Sparer wurden für ihre Einlagen mit Staatsfhuldfcheinen zum 
Nennwerth befriedigt. 

Wenden wir und fpecieller zur Geſchichte und Ausbildung bed Sparkaſſen— 
wejens in Deutfhland, fodann zu den weſentlichſten Organijationsbeftimmungen und 
den Grgebnifjen, wobei wir hauptfählih dem erwähnten vom Gentralverein in Preußen für 
dad Wohl der arbeitenden Klaffen herausgegebenen Werke über Sparfaffenmwefen folgen. 

Als die älteften Sparkaſſen im weitern Sinne find die Knappſchaftskaſſen zu betrachten, 
welde durch jährliche Ginzahlung der Bergbauarbeiter, wie mit Hülfe dev Gewerkſchaften für 
Kranke, Invalive, Witwen und Waifen der Hütten: und Bergbauarbeiter zu forgen und 
Venfionen zu gewähren beftimmt waren. Zu den ältern Einrichtungen diefer Art gehören in 
Deutſchland auch die jhon früher ſehr verbreiteten Kranken: und Sterbefaffen infofern, als fte 
Erſparniſſe in Fleinen Summen fammeln, um dagegen in Todes: und Krankheitsfällen Unter: 
Rügungen zu gewähren. Eine der früheften Kafjen der letztgedachten Art waren die in Berlin 
bereitd durch König Friedrich Wilhelm I. privilegirten Gefellenunterftügungs: und Kranfen: 
Faffen, zu denen jeder in Berlin arbeitende Gefelle Beiträge zahlen mufte, um den erfrankten 
Gewerbögenoffen Pflege und. Hülfe angedeihen laffen zu können, zu welchen aber auch die Meifter: 
und Gommunalfaffen Beihülfe zu gewähren verpflichtet waren. Neuerlich find die 67 beſondern 
Kaſſen zu einem großen Gewerfäfranfenverein der verſchiedenen Handwerker verbunden und 
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durch ein Statut vom 26. Febr. 1855 geregelt. (Vgl. die Mittheilungen hierüber im 
„Cougres international de Bienfaisance de Francfort sur-le-Main de 1857, 11, 167 fg.) 

Schon näher verwandt mit den gegenwärtigen Sparfajleneinrihtungen war die im 
Herzogthum Braunfhweig 1765 unter den Namen „Herzogliches Leihhaus“ gegründete 
Leihbank, welche Gelder zur Verzinſung annahm und wieder auslieh, ferner eine 1787 in 
Hamburg ind Lehen getretene allgemeine VBerjorgungsanftalt und gleichzeitig errichtete Spar: 
Faffe zum Nugen geringer fleißiger Perſonen beiderlei Geſchlechts, Dienftboten, Tagelöhner, 
Handarbeiter, Seeleute u. |. w. „um ihnen Gelegenheit zu geben auch bei Kleinigkeiten etwas 
zurücdzulegen, und ihren jauer erworbenen Noth- oder Brautpfennig ſicher zu einigen Zinfen 
belegen zu können“, ſodann eine im Großherzogthum Oldenburg jhen 1786 in Verbindung 
mit der Regulirung des Landarmenweiend gegründete Sparkaffe, endlich die vereinzelt 1801 
in Göttingen, in Altona und in München entftanvenen Spar: und Unterftügungsfafjen. Erft 
nah längerer Zeit ging aus dirfen ganz vereinzelten Ginrihtungen eine Geſtalt des Spar: 
kaſſenweſens hervor, an welche damals wol noch nicht gedacht wurde. Denn allererft mit der 
Aufhebung ded Zunft: und Innungswelens, auf dem platten Lande aber erſt mit Aufhebung der 
Reibeigenjchaft und mit Herftellung der perfönlihen Freiheit der Arbeitöfräfte traten wirth— 
ſchaftliche und fittlihe Zuftände bei den arbeitenden Klaffen ein, welde Griparnifie möglich 
machten, die eigene Fürjorge und Selbftverantwortlichkeit herausforderteu und auf die Selbft: 
hülfe hinwieſen. Damit bildeten ſich allererft diejenigen geſellſchaftlichen Verhältniſſe aus, 
aus welchen auch dad Sparfaffenweien ald ein vollberechtigtes erſtes und wichtiges Glied in der 
Kette der auf Selbfthülfe beruhenden Anftalten hervorwuchs. Deshalb ift denn gerade auch das 
Sparkaſſenweſen ald eim fiherer Mapftab des Grades allgemeiner Bildung und wirthidaft: 
licher Fortſchritte der Bevölkerung in den verſchiedenen deutfchen Ländern zu betrachten, vor— 
ausgeſetzt, daß die Geſetzgebung und die VBerwaltungsorganifation dem jocialen Entwidelungs: 
gang des Volks folgt und entgegenkommt, ſtatt ihn zu hemmen und zu erſchweren. 

Grinnern wir uns bier noch einmal daran , daß, wie bereitä bemerft wurde, ed die Vereins: 
thätigfeit edler gemeinfinniger Männer geweſen ift, weldye zumeift erft ven Anlaß zur Erridhtung 
von Sparfaffen gegeben und dieje ind Leben gerufen hat. Während ver in Paris 1818 durch 
den Herzog von Larochefoucauld:Liancourt gegründeten Sparkaſſe erit 1829 durch die franzöſiſche 
Regierung eine laufende Rechnung beim Staateihag gegen Berzinfung ihrer Einlagen zu 
4 Proc. eröffnet wurde, gründete ebenfalld erft 1818 in Preußen die Commune der Haupt: 
ſtadt Berlin die erfte Öffentliche Sparkaſſe, und noch 1819 eriftirten in Preußen erft vier Spar: 
kaſſen. Die preußifche Gejeggebung befchäftigte fih mit dem Sparfaffenwejen zuerft 1838. 
In Ofterreih wurde die erfte Sparfafje im October 1819 eröffnet und beruhte auf der Ver— 
waltung ihrer Gründer, refp. der von einem befondern Berein ernannten Gommiflarien. 

Aus diefen Anfängen hat fih dad Sparkaſſenweſen aud im den deutſchen Staaten zu 
jeinem gegenwärtigen Umfang erweitert. Bei der erften öfterreichiihen Sparfaffe betrug 
(vgl. „Das Sparkaſſenweſen in Deutjchland”, I, 38) zu Ende des Jahres 1819 das Ein- 
lagevermögen 19816 Fl., im Jahre 1856 dagegen 29,116414 Fl.; der Durhichnittäbetrag 
eined Gonto 1819 15 Fl. und 1856 185 #1. 

Während bei der 1787 gegründeten Sparfaffe in Oldenburg damals die Einlagen 150 
Thlr. Gold und 11 Thlr. Gour. betrugen, waren diefelben beim Jahresſchluſſe 1862 auf 
1,126866 Thlr. Gour. geftiegen. 

Der Errichtung der erften Sparfafje in der preußischen Monarhie von der Commune 
Berlin 1818 folgte 1819 die Errichtung dreier anderer Sparfaffen in Magdeburg und in 
zwei jchleiifchen Städten, worauf dann von 1820 bid Ende 1829 36 (eine mit 9 Filialen) 
1830—39 40 (eine mit 10 und eine mit 34 Filialen, nämlich die zu Aachen) neu entitan- 
den, fpäterhin, geftüßt auf die Verordnung vom 12. Dec. 1838, aber von 1840—49 die 
Zahl von 136 neuen Sparfafjen mit 15 Filialen erwuchs und alddann aus der Bewegung 
ber Jahre 1848 und 1849 in den Jahren 1850—59 fogar 242 neue Sparfafjen hervor- 
gingen. Während in Jahre 1839 im ganzen preußiſchen Staat, abgejehen von nit befannt 
gewordenen Privatunternehmungen biejer Art, 80 ſtädtiſche und 5 Kreisiparfaflen, im ganzen 
85 beftanden, hatte ich deren Anzahl nach zehn Jahren (1849) auf 187 ſtädtiſche und 33 kreis— 
ftändifche, im ganzen auf 220, und 1859 wiederum auf 353 ftädtifche und 109 Freisftändifche, 
zufammen auf 462 von größern oder Fleinern Gommunalverbänden garantirte Sparkafien 
gehoben. Am Schluß des Jahres 1838 betrugen in Preußen die Einlagen aller Sparfafjen 
5,798935 Tbir., 1849 ſchon 14,363363 und 1859 44,709310 Thlr. Seitdem find fie bis 
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Ende 1862 auf 66,248724 Thlr geſtiegen. Die Zunahme der Einlageſummen vermehrte ſich 
alſo von 1839—62 un 1090 Proc. Dabei eriftirt indeß in Preußen neben den öffentlichen 
ſtädtiſchen und Kreisfparfaffen noch eine erhebliche Zahl von Privatfparfaffen. Überdies aber 
wurde bereitd oben darauf hingewieſen, daß den allererft in Laufe des legten Jahrzehnte, 
meift fogar erſt in deſſen legterer Hälfte entftandenen Credit- und Vorſchußgenoſſenſchaften eine 
erbeblihe Summe von Spargeldern von Nichtgenoſſen anvertraut ift. 

88 ift eine bemerfenswerthe Ericheinung, daß die Summe der Sparfafjeneinnahmen wie 
die Zahl der Einleger gleihen Schritt gehalten bat mit der ſich vermehrenden Zahl der Spar: 
faffen und ihrer Filiale, alfo mit der Gelegenheit, die Erfparniffe fiher niederzulegen, ins— 
befondere ferner, daß der Zuwachs dur Zufhreibung von Zinfen dem Jahreszuwachs durdh 
neue Einlagen gleihfam. In demjelben Berhältniß vermehrte ſich demnächſt die Sicherheit ver 
Sparer durch die Reſervefonds, indem deren Beftand 1839 die Summe von 224557 Thlrn., 
1849 ſchon 914367 und 1859 2,546980 Thlr. erreichte. 

Zweifellod gewähren diefe Zahlen den Beweis, daß das Bewuhtfein im Volk fih immer 
weiter verbreitet, mie nur durd Arbeit und Sparfamfeit Neichthümer zu erwerben find; der 
Sparlinn nimmt unter den fogenannten Fleinen Leuten fat überall mehr und mehr zu. Die in 
den obengedachten Schriften durchgeführte Betrachtung über einzelne Provinzen und Gegenden 
läßt dann weiter erfennen, in welchen Grade und Maße Wohlftand und Cultur bier und dort 
vorangejchritten oder zurücgeblieben find, Auch in Preußen ftehen die induftriereichften, ind- 
befondere aljo die weftlihen Provinzen bezüglich der Entwidelung des Sparkaſſenweſens in 
vorberer Linie. Intereffant ift hierbei die Bertheilung der Sparfaffen auf Quabratmeilen 
wie auf Einwohner, ebenfo die der einzelnen Sparfaffenbücder, wie der größern oder kleinern 
Durchſchnittsbeträge, theils jedes einzelnen Sparkaſſenbuchs, theils abgeftuft nach verfhiedenen 
Summen, unter 20 Thlr., von 20—50 Thlr., über 200 Thlr. u. ſ. w.; ſodann auf die ver: 
ſchiedenen Berufsftände, Handwerfer, Gejellen, Dienftboten, Babrif: und Bergbauarbeiter 
u.f. w. Die Vergleihung der jährlihen Rüdzahlungen mit den jührlihen Ginzahlungen, 
durchgeführt durch eine Reihe von Jahren, ergibt außerdem, wie viel als wirkliches Eriparniß 
angefehen werben darf. Am menigften betheiligt jih im allgemeinen noch die ländlidye Be: 
völferung bei den Sparfaffen, was theilweife und beſonders in Preußen darin feinen Grund 
bat, dan ed in den meiften Kreifen an bequemen, leicht zugänglichen Hebeftellen, und in den 
öftlihen Provinzen an einer auch diefe Seite der grjellihaftlihen Zuftände fördernden Land— 
gemeinbeorbnung, wie an einer den gegenwärtigen Verhältniffen entfprechenden reformirten 
Kreisordnung fehlt. 

Hervorragend vor Preußen in Betreff ded Sparfaffemwefens, jo auch der Wirkfamfeit 
und Erfolge der Sparfaffen auf die Bevölferung, ift das Königreih Sachſen, obwol aud 
bier die erfte Sparfafle erft 1819 gegründet ift und bie weitern allgemeinern Anregungen zur 
Errihtung von Sparkaſſen erft jeit 1820 geſchahen. Veranlaßt dur den gegenwärtigen 
Director des Statiftifhen Bureau in Preußen als früern Dirigenten der Eöniglih ſächſiſchen 
Statiftif, Geheimrath Dr. Engel, hatte man überdied in Sachſen bereits früher ausführliche 
und zweckmäßige Formulare für die wünſchenswerthe Überficht ded Sparfaffenmweiend angeorpnet. 
Im Königreih Sachſen vermehrte ih namentlih von 1845—59 die Zahl derartiger Kaſſen 
von 31 anf 110, das Guthaben ſämmtlicher Einleger von 2,690675 auf 15,408221 Thlr., 
der Nefervefonds von 102711 auf 631284 Thlr., die Summe aller Conti von 57707 auf 
258467 und das Gefanmtvermögen der Kaflen von 2,793386 auf 16,178245 Thlr., bei 
einem Bläheninhalt von 272 Duadratmeilen und einer Bevölferung von 2,225240 Gin: 
wohnern gegenüber einem Flädeninhalt in Preußen von 5104 Duadratmeilen und einer Be— 
völferung von mehr ald 18 Mill. Ginwohnern. Doc ftand aud in Preußen die Vermehrung 
der Zahl der Quittungs- oder Sparkaffenbüder in einem ftärfern und günftigern Verhältniß 
als die Vermehrung der Seelenzahl. 

Zur Vergleihung mag hier bemerkt werden, daß in den (640) Sparkaſſen Englands über 
276 Mill. Thlr. und 1848 in denen Frankreichs 95 Mil. Thlr. befindlich waren, und daß davon 
36 Proc. aller Einlagen ald Eriparniffe von Arbeitern und Handwerkern angenonmen wer— 
den. Inden bedarf ed zur richtigen Würdigung bes Sparfinnd der Bevölferungen verfchiedener 
Länder und der Sparergebnifje der einen und der andern auch der Bemerkung, daß, wenn 
3. B. Branfreih nah Maßgabe feiner Einwohnerzahl England gegenüber erheblich zurückſteht, 
dafür die Erklärung großentheil® in dem Vertheilungsverhältniß des Grundbefiges in dem 
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einen und andern Lande gefunden werden muß. (S. Dismembration.) In Frankreich, bei der 
dort geltenden völlig freien Theilbarfeit des Orundeigenthbums, bildet nämlich der Grundbeſitz 
gewiffermapen die allgemeine Sparkaſſe, in deffen Erwerbung die unvermögenden Klaffen ihre 
Eriparniffe anzulegen fletd eifrig und vor allem beftrebt find, während in England die unver: 
mögenden Klaffen erſt in neuerer Zeit durch die dort ins Leben gerufenen Häuferbaugenoffen- 
ſchaften unter den Arbeitern, deren man jegt jedoch ſchon 2000 zählen ſoll, die Erwerbung eines 
eigenen Herdes und kleinen Grundeigenthums anftreben. 

Es leuchtet ein, daß die Sicherheit und Zugänglichkeit zahlreicher über das Land angemeffen 
verbreiteter Banken, welche auch die Fleinen Erſparniſſe annehmen und verzinfen und Conto— 
corrents dafür halten, die Wirkſamkeit ver Sparkaffen beeinträchtigt, indem unter ſolchen Vor— 
ausjegungen dieſe legtern durch die erftern gleich gut erjegt terden, wie Died 3. B. von Schott: 
land gilt. Liberdied benugen die wohlhabendern Klaffen die Banken, Discontofaffen u. |. w. 
zumeift für die höhere Berwerthung und Rentabilität ihrer Erfparniffe. Es ift daher ein befon- 
deres Kennzeichen der glücklichern Berhälmiffe in Bezug auf Wohlftand und Sparfinn, wenn 
neben der hoben Benugung von Bankeinrihtungen auch die Sparfaflen profperiren, was z. B. 
von Bremen gilt, mo in ben im Fleinen Staat Bremen beftehenden drei Sparfaflen zu Anfang 
des Jahres 1863 rin Fonds von 6,370825 Thlrn. Gold angelegt war und außerdem bie Gin- 
lagen auf Contobücher bei ver Bremer Bank die Höhe von 3,441426 Thlrn. Gold erreichten. 

Diefe aphoriftiihen Bemerkungen aus der Statiftif des Sparfaffenwefens genügen, um 
deſſen hohe Bedeutung für die ſocialen Zuftände und deren fortjchreitende Verbeſſerung, zu— 
glei aber audy deſſen Zufammenbang mit den allgemeinen Kortfäritten ver Givilifation und 
Volkswirthſchaft zu zeigen und einen allgemeinen Überblit über den heutigen Stand des 
Sparkaffenwefens zu gewähren. 

Es bleibt nur noch übrig, auf die wihtigern beiden Sparfaffeneinrihtungri, bei 
der Organifation und Verwaltung, in Betrabt kommenden verfhiedenen 
Seiten und Beftimmungen etwas näher einzugehen. Dieje dabei in Betracht zu nehmen: 
den Punkte find: die Beftimmung über Mininum und Marimun der Ginlage, Zinsfuß und 
Prämien, Kündigungsfrift und Auszahlung, Anlegung der Sparfaffenbrftände, Reſervefonds, 
Drganifation der Berwaltung, Verkehr mit dem Publifum und Garantie. Die Wirkfamfeit 
und die Grgebniffe der Sparfaflen hängen hauptfählih von den allgemeinen gefeglihen over 
ftatutariihen Beftimmungen über dieſe Gegenflände ab: 

1) Beftimmungen bezüglich ded geringften zuläffigen Betrags einer Einlage und 
andererjeitödes böhften Maßes derfelben dienen zur Beſchränkung der Sparfaffen- 
benugung auf beflimmte Klaffen der Gefellihaft, wie z. B. Dienftboten, Handwerksgeſellen, 
Tagelöhner, Kabrifarbeiter, Fleinere dürftige Gewerbtreibenve, aud Soldaten u. ſ. w. Hier 
und da ift aud) wol verordnet, daß eine andere Anlegung der Erſparniſſe eines und deffelben Ein- 
legers, fei ed in Separat= oder Specialfonds, gegen Anfauf von Lettres aux porteurs erfolge, 
ſobald deſſen Erſparniſſe die zuläſſige Höhe überſchreiten. Zur Gontrole derfelben ift beſtimmt, 
daß jeder Einleger nur ein und daffelbe Quittungs- oder Sparkaſſenbuch für feine Ginlagen 
benugen darf. Das franzöſiſche Gefeg vom 30. Juni 1851 befchränft dad Marimum des Depo- 
ſitums eines®&inlegers auf 1000 Fr8. ; für die überfchießenden Summen werden Staatörenten= 
briefe angefauft, refp. nur deren Zinfen gemäbrt. Die englifche Geſetzgebung hatte 1817, als 
die erfte Parlamentsbill über Sparfaffen erging, das Marimum individueller Einlagen auf 
100 Pfd. St. für das erfte Jahr und auf 50 Pfd. St. für die folgenden Jahre beftimmt, von 
diefen Beihränfungen jedoch die freundichaftlichen Genoſſenſchaften und Vereine zu gegenfeitiger 
Hülfeleiftung ausgenommen. Gin Gejeg vom 28. Juli 1828 beftimmt das Marimum der Ein- 
zahlung einzelner Sparer fir das einzelne Jahr auf 30, im ganzen auf 150 Po. St. Ka: 
pital und einf&hließlich der Zinfen auf 200 Pfd. St. In welder Weife gegenwärtig Durch die 
Pennvbanken und durch die zu Anfang vieles Jahrzehnts eingeführten Poſtamtöſparbanken 
für Annahme und Niederfegung der geringften Erfparniffe geforgt ift, wurde bereit oben erwähnt. 

Die preußiſche Geſetzgebung Fennt dergleichen allgemeine Beihränfungen nicht, wogegen fie 
den ſtatutariſchen Beftimmungen, je nad dem Zweck und nach dem unter Aufſicht der Staats: 
behörde ſtehenden Ermeſſen ver die Sparfaffen gründenden Commune und Gorporation, über: 
laffen find und ſich hiernach fehr verfchiedenartig geftaltet haben. 

2) Die Verzinfung der Einlagen. Der Zweck der Sparkaffe, wie er im @ingang 
diejed Artifeld entwidelt worden, gebietet eine mäßige Berzinfung, obwol es dagegen verwerf— 
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lich ift, wenn, wie es in mehrern Communen des Königreichs Sachſen geſchah, Sparkaſſen mit 
den Zweck der Anſammlung kleiner Kapitalien gegen einen ſehr niedrigen Zinsfuß zum Behuf 
der Benugung dieſer von den ärmern Klaſſen erſparten Kapitalien im Intereſſe der Communen 
eingerichtet werden. Wie bedenklich aber andererſeits ein zu hoher Zinsſatz iſt, welche Gefa hren 
damit insbeſondere da verbunden ſind, wo die Staatsregierung die Verwaltung der Spar— 
kaſſengelder in die eigene Hand nimmt, haben die Beiſpiele von England und Frankreich gelehrt. 
Hauptſächlich durch anfängliche Beſtimmungen eines hohen Zinsfußes iſt es in England dahin 
gekommen, daß die Staatskaſſe durch Die Verwaltung der Sparkaſſengelder und an denſelben ein 
Deficit von 4Y, Mill. Pfd. St. erlitten hat, obſchon die in der Staatsſchuldentilgungskaſſe ein: 
gezahlten Sparkaffengelder in einem von der allgemeinen Staatskaſſe abgejonderten Bonds ver: 
waltet werden. In Sranfreih, wo die Sparfafjengelder bei der Staatskaſſe in Rentenbriefen 
angelegt, aber jeit 1852 zu 4”/, Proc. verzinft werden, ſoweit die Einlagen dad Marimum nid 
überfchreiten, bilden die bei der Staatskaſſe verwalteten Sparfaffengelder gewifjermagen eine 
jortwährende jhwebende Schuld des Staatd. In der Mehrzahl deutjcher Länder, namentlich 
auch in Preußen, ift die Beftimmung des Zindfupes den Statuten überlajfen. Noch ift bei dieſem 
Punkte der Bramiirung conjequenter Sparer zu erwähnen, welche jih jedoch nur auf die dürf— 
tigen, im Gejeg oder in den Statuten ausdrücklich beſtimmten Klaſſen von Einlegern beſchränkt. 
Die Aahen- Münchener Feuer:Sorietätögeiellihaft und der mit derjelben verbundene Verein 
für Beförderung der Arbeitjamfeit hatte die Prämiirung mit diefer Beihränfung in feine Sta: 
tuten aufgenommen, und fie jchien jich bejonders zu empfehlen, ſodaß z. B. bei Einführung der 
Provinzialhülfskaſſen und deren Einrichtung in den verfhiedenen provinzial: oder communal- 
ſtändiſchen Verbänden Preußens mitteld Dotation diefer Provinzialhülfsfaffen aus damaligen 
Erſparniſſen der Staatöfaffe, reip. Überfchüfien der Staatdeinnahmen, gleichzeitig mit der Be— 
ftimmung, die liberfchüffe der ftädtifchen und andern conımunalen Sparfaffen bei der Provinzial: 
hülfskaſſe zinsbar zu belegen, die Prämiirung der unvermögenden Klaſſen der Sparer durch 
die Provinzialhülfskaſſen ausprüdlich vorgefchrieben wurde. Inzwiſchen hat die Anfiht mebr 
und mehr Plag gewonnen und fid) als die richtige Herausgeftellt, daß dad Prämienwejen bei den 
Sparfaffen nicht zu empfehlen fei, felbft abgejehen davon, daß die Klaffififation der zu prämiiren= 
den Sparer eine jehr unfihere und willfürlide if. Bor allem kommt ed darauf an, die Ge 
fittung und Gefinnung der Bevölkerung für Erjparniß zu beleben, diejelbe aber auch dahin zu 
leiten, daß jie die zindbare Anlegung der Erjparnifje nicht al einen legten Zwed der Sparfafien, 
jondern daß jie diefe und die Anfammlung der Erfparnifje in venfelben nur ald ein Durchgangs— 
ftadium für Die eigene beffere und productivere Benugung der Erfparnifje betrachte. 

3) Die Kündigungsfriften der Einleger und die Rüdzahlung der Einlagen nebft dem 
Kündigungsrecht der Sparfaffe andererfeitd. Die möglichſt größte Erleichterung der Zurüd: 
nahme bleibt im Interefje ver Ausbreitung des Sparfaffenwefens jehr wünſchenswerth, daher 
in der Regel au nur für größere Summen die nah Maßgabe ver allgemeinen Gefege vor- 
geſchriebeue Kündigungsfrift in Anfpruch genommen wird. Auh muß der Grundfag lei: 
tend fein, daß die Sparfaflenverwaltung denjenigen, welde aus Sparfafjen borgen, bei 
denen die Sparfaffengelver nugbar angelegt werden, im allgemeinen nicht längere Kündigungs— 
friften gewährt, als jie gefeglich oder ftatutenmäßig den Einlegern bewilligt find. Wenigſtens 
muß ein Theil der Sparfaffengelver für die möglicherweije in großer Maſſe eintretenden Kün— 
digungen der Einleger beweglih und verfügbar gehalten werben. Geſchickte und umfichtige 
Sparfajjenverwaltungen haben ohne Berlegenheit und Erſchütterung ihrer Eriftenz auch in 
Jahren der Ealamität, beim Anftürmen der Einleger auf Rückgabe ihrer Depoſita, den Krifen 
zu begegnen gewußt. Erwähnt ift ſchon, daß beſonders die Gentralifation der Sparkaſſenver— 
waltung in Branfreih, wobei ver Staat mit feinem Gredit den fparenden Klafjen allein Garantie 
bot, 1848 zu einer zwangsweiſen Gonvertirung ber Spareinlagen in Staatöpapiere zum No: 
minalwerth jelbft wider den Willen ver Deponenten führte. Das Kündigungsrecht der Spar- 
kaſſen ſelbſt muß allerdings gegenüber den Borgern vorfihtig und rückſichtsvoll, gegenüber den 
Sparern, den Einlegen und Darleihern aber nur nah Mafgabe der Statuten, etwa bei Über— 
jhreitung der Marima der Einlagen, angewendet werben. 

4) Die Anlegung der den Sparfaffen anvertrauten Gelder. Vornehmlich ift 
es diefer Punft, welcher ven Nugen und die Wohlthat der Sparfafjeneinridtung nicht blos 
den Einlegern, den ärmern Klaffen gegenüber, auf welde die Sparkafjen befonders bered- 
net find, fondern auch gegenüber dem geld- und creditbedürfenden Bublifum darthut. Die 
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Rüdfiht auf größtmögliche Sicherheit der Sparfaffen geftattete anfangs nur eine fehr be- 
ſchränkte Anleanng, meift nur in Hypotheken gegen fogenannte pupillarijche oder gar depofital- 
mäßige Sicherheit (zu zwei Drittel, refp. zur Hälfte des Taxwerths), außerdem allenfalls nur auf 
vom Staat garantirte Papiere. Erft Später überzeugte man ih, daß die Anfammlung Feiner Ka— 
pitalien unbefchadet ver Sicherheit der Sparkaſſen auch dem Perfonalcredit zugute kommen könne. 
Danach leiht jegt eine Mehrzahl ver Sparkaſſen auch auf Wechſel, refp. Bürgfhaft. Auf 
diefe Weife find die Sparfaffen zu Greditanftalten und Leihbanken für Befruchtung ver Ge: 
werbsthätigkeit ihrer Gegend geworden. Sie conferviren foldergeftalt die in den verſchie— 
denen Gegenden ded Landes durch deren Bevölkerung felbft angefammelten Kapitalien im 
Intereffe der Gewerbſamkeit verjelben, mithin zum Nugen der arbeitenden Klaffen ver Ge: 
gend, aus welder fie hervorgewachfen find. Immerhin kommt dabei ein großer Theil ver 
Sparfaffengelver dem Grundbeſitz zugute, welder längere Kündigungäfriften der Natur der 
Sade nad in Anfprud nimmt. Im Jahre 1860 waren in den verichiedenen Regierung: 
bezirken ver preußiſchen Monarchie angelegt auf Hypothek, zur Hälfte aufftäbtifche und zur Hälfte 
auf ländliche Grundſtücke 24,209827 Thlr., ferner in auf den Inhaber lautenden Werth: 
papieren 12,528110 Thlr., auf Schuldſcheine gegen Bürgſchaft 5,756425 Thlr., gegen Kauft: 
pfand (Rombard) 3,403976 Thlr., bei Gemeinden, öffentlihen Inftituten und Gorporationen 
5,337001 Thlr., mithin 47 Proc. ſämmtlicher Beftände auf Grundſtücke, 24 Proc, auf Werth: 
papiere, 11 Proc. auf Schulpfcheine gegen Bürgihaft, 6,6 Proc. auf Lombard und 10,4 Proc. 
bei Gemeinden u. f. w. ı i 

5) Kür Anfammlung eines Reſervefonds zur Übertragung möglider Ausfälle bei ver 
rentabeln Benugung der Sparkfaffengelver ift in der Regel nah allen Gefeggebungen und 
Statuten gelorgt. 

6) Die OrganifationderSparfaffenvermwaltung, dabei auch die größere Gentra: 
lifation oder Decentralifation der Sparfaffeneinlagen. In Deutſchland ift ver gefährliche Weg 
der Anlegung der in Sparkaffen vorhandenen Kapitalien bei der Staatsfhuldentilgungstaffe, 
und zwar anfangs mit dent hohen Zinsfuß von 5 Proc. nur im Königreih Baiern infolge der 
Verordnung vom 26. Febr. 1823 befhritten, ſpäterhin indeß verlaffen, der Zinsfuß auch auf 
4 und dann auf3, und wiederum auf 3Y, Proc. herabgeiegt, durch Die Gefege vom 4. Juli 1848 
zwar wieder auf4 Proc. erhöht, aber auch die Zurücdzahlung von Sparfaffenfapitalien feitens 
der Staatöfhuldentilgungsanftalt angeordnet. Im übrigen ift die auf Gentralifation der Spar: 
faffenverwaltungen wie auf Anhäufung der Sparfaffengelver in einer großen Gentralfaffe 
neuerlich aud in Belgien eingefhlageue Nihtung in Deutſchland mit Recht vermieden. Dadurch 
find, wie jhon beim Punft 4 hervorgehoben wurde, die Sparkaſſen wohlthätige Grebitanftalten 
für die Befruchtung der verfhiedenen Gewerbe in allen Randestheilen geworben und die Mis- 
bräude und Nachtheile vermieden, melde erfahrungsmäßig mit der Gentralifation verbunden 
find, die ohnedies die Energie und wirthſchaftliche Entwidelung der größern und Fleinern Ge— 
meinden hemmt und ihre Selbftverwaltung gefährdet. 

7) Verkehr mit dem Publifum. Im diefer Beziehung ift in England durd die Ein— 
führung der Pennybanken wie durch die Einrichtung ver Poftamtsfparbanfen dad Außerorbent- 
liche geleiftet. Zahlreiche, über den ganzen Ravon der Wirkſamkeit jeder Sparkaffe verbreitete, 
täglich in den angemefjenften Stunden zugängliche Annahmeftellen find eins der erften und 
wichtigſten Erforverniffe für die Entwidelung des Sparfaffenmwejens. 

8) Die Barantieden Einlegerngegenüber. Soweit diejelbe nicht von wohlfundir: 
ten Gommunen, größern oder Fleinern politiichen Verbänden und Gorporationen übernommen 
wird und dieſe für die Sicherheit der Sparkaſſe und der darin niedergelegten Eriparniffe mit 
ihrem ganzen Bermögen haften, fofern die Sparfaffen mithin von Actiengefellfhaften oder 
Privatunternehmungen eingerichtet werben, muß Die Gejeggebung vermöge des Aufſichtsrechts 
bed Staat, wie ed auch in England gefcheben, gewiſſe Beftimmungen treffen, welche die Ein: 
leger vor Betrug und Schaven fiherftellen. Am beiten fließen ih die Sparkaſſeneinrichtungen 
an bie politifche Abgrenzung der einzelnen Landeötheile, wie in Würtemberg an die Oberamts- 
bezirfe, in Hannover an die Amtsvogteien, in Preußen, abgefehen von mittlern und größern 
Städten, an bie Kreife oder aus mehrern Kreifen beftebenden communalzftändifhen Berbände 
an. Unter den vielen trefflihen Sparkaſſeneinrichtungen im verſchiedenen deutſchen Staaten, 
welche vorzugsweiſe der Decentralifation und Selbftverwaltung der communalen Kreife zu ban= 
fen find, dürfte namentlich auf die Sparkaffe der preußiſchen Niederlaufig und auf die hanno- 
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verifhe Sparkaffe der Amtsvogtei Kallingboftel: Soltau im Landprofteibezirf Lüneburg auf- 
merfiam zu machen fein, über welche das von Gentralverein für das Wohl der arbeitenden Rlaffen 
in Preußen herausgegebene Werk über das Sparfaffenweien in Deutſchland, jowie aud Die 
„altern Mittheilungen“ dieſes Vereins dataillirte Nachrichten enthalten. W. A Lette. 

Spinoza (Barud, d. i. Benedict) wurde am 24. Nov. 1632 zu Amfterdanı aus einer jübi- 
ſchen Familie geboren, die aus Portugal eingewandert war, um vor den Verfolgungen des fa— 
natifchen Katholicismus in dem damaligen Holland eine Freiftätte für ihren Glauben zu ſuchen. 
Der junge S. ſtudirte ſehr eifrig die talmudiſche Literatur, aber auch die Sthriften der Carte— 
ſianiſchen Philofophie. Er hatte einen Lehrer für das Lateiniſche, van den Ende, der eine ſehr 
gelebrte Tochter beſaß, welde die Schüler ihres Vaters, wenn dieſer verhindert war, ebenfalls 
unterrichtete. Auch den S. unterrichtete fie, er verliebte ih in fie, aber fie zog ihm einen an= 
dern Schüler von ftattliherm Ausjehen vor. Durd fein philofophifches Studium entfrembdete 
fih S. feinen Glaubensgenoffen. Sie fingen an ihn zu verfolgen, ja fogar meudelmörberifch 
nad) feinem Leben zu traten, und jhloffen ihn endlich durch Die jhredlichfte aller rabbinifhen 
Berwünfhungen von der Gemeinihaft der Synagoge aus. S. zug fh nun von Amfterdam 
nad) einigen Fleinern Städten zurüd, namentli nach Rynsborg und Hang. Er führte hier ein 
einfieplerifches Leben, welches vor allem der Wiflenihaft gewidmet war. Ilm feinen mäßigen 
Lebensbedarf zu beftreiten, verfertigte er auch optifche Gläjer. Trog feiner großen Berborgenheit 
verbreitete fich fein Ruf fo fehr, daß auswärtige Gelehrte den Briefwechfel mit ihm ſuchten 
oder wie Leibniz auf Reifen zu ihm kamen und der Kurfürft von der Pfalz ihm eine Brofeffur 
der Philojophie an der Univerſität zu Heidelberg anbot. Er lehnte jedoch diefelbe ab, weil er 
durch feine Philofophie mit den Theologen in Streit zu gerathen fürdhtete, wenngleich ber 
Kurfürft ihm die größte Freiheit im Philofophiren zugefihert hatte. Er farb an der Schwinb- 
fugt am 21. Febr. 1677 im Haag. 

©. ſchrieb zuerft 1663 einen Abriß der Philofophie des Gartefius: „Principia philosophiae 
Cartesianae”, und legte feine Auffaffung der Gartefianifhen Philofophie in einer beſondern 
Schrift bar: „Cogitala metaphysica, more geoinetrico demonstrata.” Hierauf folgte 1670 
dasjenige Werk, welches feinen Namen hauptfählich befannt machte, ihm aber auch den Haß nicht 
nur der jüdiſchen, fondern auch der chriſtlichen Theologen aller Gonfefjionen zuzog ; es war dies 
der „Tractatus theologico-politicus”, mit welchem er die rationaliftifche Kritik der biblifchen 
Bücher begründete und die Nothwendigkeit der Preffreiheit ald eine unumgänglide Folge ber 
Glaubend= und Bewiffensfreibeit varthat. Die übrigen Schriften, die er verfaßte, wurden 
erſt nach feinem Tode herausgegeben, namentlich fein Hauptwerk, die Ethik, melde fein Freund, 
der Dr. Meyer, gleich nach feinem Tode 1677 veröffentlichte. Zwei feiner Schriften find Frag: 
mente geblieben, wenn auch zum größten Theil ausgeführt, ſodaß über ihre Grundbegriffe fein 
Zweifel jein fann. Die eine derjelben: „Tractatus politicus‘‘, betrifft die Idee des Staats; 
die andere: „Tractatus de emendatione intellectus‘, die philoſophiſche Methode des Erfen: 
nend, Außerdem haben fich Briefe von ihm erhalten, unter welchen ſich die an ben Secretär ver 
Iondoner Akademie, Oldenburg, gerichteten beſonders auszeichnen. Von großem Intereffe ift 
auch der Brief eines jungen Mannes, Albert Burg, an ihn. Diefer Burg nämlich war zuerft ein 
Anhänger S.'s geweien, wurde aber katholiſch und machte nun den Verſuch, auch S. zum 
Übertritt in die Alleinſeligmachende Kirche zu bewegen. S. antwortete ihm in einem ausführ: 
lihen Schreiben, welches Punkt für Punkt vie Gründe widerlegt, auf welche Burg feinen Pro: 
ſelytismus geftügt hatte. Diefe clafjiihe Antwort ift daher von Zeit zu Zeit befonders abge: 
druckt und in andere Sprachen überfegt. Die ſämmtlichen Schriften S.'s wurden erft zu 
Anfang diejed Jahrhunderte, 1802— 3, von Paulus in Jena in zwei Bänden beforgt. Diefe 
Ausgabe enthält audy die Lebensbeſchreibung des S., welche der Pfarrer Colerus, deſſen Pre: 
digten ©. ji zuweilen vortragen ließ, verfaßt hat; Berthold Auerbad hat feine Schriften 
ind Deutjche überjegt und fein Leben wie feine Lehre durd einen Roman populär zu ma- 
hen geſucht. 

Die Schidjale der Philoſophie S.'s bieten und das Bild der leidenſchaftlichſten Kämpfe, 
indem biefelbe von der einen Seite ebenſo grenzenlos vergöttert ald von der andern Seite ver: 
achtet und verfeindet ward. Wenn man den Bildungsgang S.'s verfolgt, ſo ſieht man wol, 
baf er urſprünglich durch einen andern jüdischen Philofophen, Mojes Maimonives, angeregt 
ward. Denn diejer große Bibelforfcher wollte durchaus der Vernunft ihr Recht erhalten wifjen 
und fuchte daher diejenigen Wunber, bie einer verftändigen Auflöfung gänzlich widerftrebten, 
durch allegorifche Ausdeutung für den Begriff zu gewinnen. Hieraus erflärt fich die Freiheit 
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der Kritif, mit welder ©. die Begriffe ded Wunders, der Prophetie und der Anfpiration be— 
Handelt. Für die Weltanſicht S.'s überhaupt war aber auch die Fabbaliftifhe Speculation nicht 
ohne Einfluß, denn fie war es, melde ihm die Einheit des göttlichen Weſens auf das dringenpfte 
eingefbärft hatte. S. lehrte freilich feine Emanation, die in immer ſchwächern Graben von ber 
reinſten Geifterwelt bis zur lichtlofen Materie ſich fortſtufte, aber die Attribute, die er der 
Gottheit beilegte, find mit den Sephiroth des kabbaliſtiſchen Enſoph unftreitig verwandt. 
Wenn ed aber der talmudiftifchen Weisheit an Genauigkeit und Klarheit ver Begriffsbeftim: 
mungen mangelte, jo lernte S. aus der Carteſianiſchen PHilofophie, wie man das Denken ala 
wirkliches Denken varzuftellen und damit alles Phantaftiiche auszufcheiden habe. Durch die An- 
wendung der ſynthetiſchen Form, mit welcher er die Elemente des Euklid nahahmte, glaubte er 
die Unwiderleglichkeit der philoſophiſchen Methode noch zu erhöhen. 

Der innere Zuſammenhang, in welchem fein Syſtem mit dem Gartejianifchen fleht, wurde 
allerdings dur den Widerſpruch herbeigeführt, in melchen der Gartefianidmuß ſich verwickelte, 
indem er die Berbindung der res extensa und der res cogitans durch die abfolute Subſtanz ver- 
nrittelte. Carteſius hatte Materie und Geift ald Subftangen einander coordinirt und behauptet, 
daß feine verfelben auf die andere eine Ginwirfung zu äußern vermöge. Da jedoch die Erfah: 
rung und zeigt, daß Körper und Seele aufeinander wirfen, fo ſchloß er, daß nicht fie jelbft es 
feien, welche ihre Beziehung aufeinander hervorbrächten, jondern daß Gott ihre Verbindung 
realijire. Wenn, ſchloß num Spinoza weiter, ſich dies jo verhält, jo folgt daraus offenbar, 
das weder dad Ausgedehnte, noch dad Denkende wirflihe Subflanzen jind, denn in dieſem 
Fall würden ſie von feiner andern Subjtanz abhängig fein können. Sind jle aljo von der abſo— 
futen Subftanz abhängig , weil nämlich diefe es iſt, welche ihre Einheit bewirkt, jo erhellt, daß 
jie jelbft nur Attribute der Einen Subjtanz fein fönnen, die allein Urſache ihrer felbft ift. Dieſe 
Conſeqnenz S.'s war logiſch eine vollfommen beredhtigte. Sein ganzes Syſtem ift daher nichts 
anderes ald das unaufhörliche Beftreben, alle Unterſchiede, weldye der Berftand in den Erſchei— 
nungen wahrnimmt, durch ihre Beziehung auf die Ginheit des urfprünglichen Weſens zu einen 
bloßen Schein herabzujegen. Hieraus ergeben fih aud alle Verſchiedenheiten in der Auffaffung 
feines Syftemd. Sieht man nämlid darauf, daß nur die göttlihe Subftanz die allein alles 
bewirkende Urſache ift, fo hat man den Bantheismus; jieht man hingegen darauf, daß die 
Wirkung von der Urfache zu feiner freien Selbftändigfeit ſich abjheivet, jo hat man den Afus- 
mismus, in welchem gar feine Welt für ſich einem Schöpfer gegenüber vorhanden ift; fieht man 
endlich darauf, daß die abfolute Subftanz doch nur in ihren Attributen Realität hat und fich als _ 
deren innmanente Urſache nit auf ſich zurückbezieht, To hat man ven Atheismus. 

Wir wollen verfudhen, und von den Inhalt ver Philoſophie S.'s die Hauptpunkte in einen 
kurzen Umriß vorzuführen. Es wird daraus auch hervorgehen, weshalb er an feinem Syften 
durd den Namen Ethik vorzüglich die praftifche Seite bervorhob. ©. jagt nämlih, daß die 
Menſchen in ihren Leidenſchaften überall diefelben feien, wie ſehr jie aud durd ihre Abftam- 
mung, ihren Stand, ihre Confeſſion und jonftige Berhältniffe ſich unterſcheiden und daß die 
Affecte der Furcht und der Hoffnung, der Zuneigung und des Abſcheus, der Freude und Trau: 
rigkeit, ſowie Geiz, Ehrſucht, Wolluft, Herrſchſucht u. |. m. überall diejelbe Natur zeigen. 
Wolle man alfo das Wefen des Menſchen erkennen, jo müfje man von allen äußerliden Be- 
dingungen des Menſchen wegſehen und ſich die Erklärung feiner Afferte und Leidenſchaften zum 
Zwei mahen. Man müfle die menjhlihen Dinge weder beweinen noch verlachen, fondern zu 
erkennen ftreben. Die Affecte und Leidenschaften feien ed, welde den Menſchen unfrei machten, 
weshalb die Hauptfrage fein müffe, wie er ih von der Knehtihaft ver Affecte und Leidenjchaf: 
ten losmachen könne. Dieſe Frage beſitze das gleiche Intereffe aller Menfhen und könne ebendes— 
megen auch als die Hauptaufgabe der Wiſſenſchaft betrachtet werden. 

Da nun aber der Menſch mit der gelammten Welt in Verhältniß fteht, fo kann jene Auf: 
gabe aud nur dadurch gelöft werden, daß man bis zu dem höchſten aller Begriffe auffteigt, von 
welchem alle übrigen abhängen. Diefen höchſten Begriff findet S. in dem der Subftanz, melde 
er ald die Urſache ihrer jelbft (causa sui), d. h. ald dasjenige Weſen beftimmt, welches zu jei: 
nem Befteben Feines andern bedarf, oder deſſen Begriff die Nothwendigkeit feiner Exiſtenz in 
ich ſchließt. Für den Sprahgebraud S.'s ift nun zu bemerken, daß er den Ausdruck Subſtanz 
ganz gleihbedeutenp mit dem Ausdruck Gott nimmt, da es unmöglich fei, daß zwei Subſtanzen 
oder gar mehrere eriflirten, welche als abiolute nebeneinander beftänden; die abjolute Sub: 
ftanz als das ſchlechthin nothwendige oder realfte Wefen kann nur eine einzige fein, und ©. hat 
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aus diefem Grunde dem erften Buch feiner Ethif, worin er die Lehre von der Subftan; vor: 
trägt, die Überſchrift de deo gegeben. Das zweite Buch handelt de mente, das dritte de 
origine affectuum , das vierte de aflectuum viribus seu de servitute humana, das fünfte de 
potentia intellectus seu de libertate humana. Von der Subitanz unterſcheidet S. das At: 
tribut und den Modus. Das Attribut ift, wie die Subftanz, unendlih, der Modus hingegen 
ift der Unterjchied des Attributs von ſich jelbjt und wegen feiner nothwendigen Relativität enb- 
ih. Die Subftanz, verjihert S., habe unendlich viele Attribute, unfer Verftand aber nimmt 
nur zwei derjelben wahr, die Ausdehnung und das Denfen. Dieje beiden Attribute find unter 
ſich vollkommen verſchieden, aber es ift diejelbe Subftanz, welde fi jowol in dem einen als in 
dem andern darſtellt. Der Modus der ausgedehnten Subftanz ift der Unterfhied von Ruhe 
und Bewegung, der Modus der Subftanz als der denfenden der Unterjhied von Erkenntniß 
und Wille. Da die Subflanz mit ihrer Thätigfeit nur fich ſelbſt bewirkt, fo iſt fie eine nur im: 
manente, nicht aber trandiente Urfache, woraus folgt, daß alles, was geſchieht, fo geſchieht, 
wie ed von der Subitanz beftimmt und bewirft wird, denn menn etwas obne ihr Zuthun ge= 
ſchähe, fo würde daffelbe eine Unabhängigkeit von ver Subftanz vorausfegen, welche nah dem 
Grundbegriff derjelben unmöglich ift. 

©. bat, wie ſchon erinnert, feinem Syſtem die Form der ſynthetiſchen Deduction gegeben. 
Dieje Form, mit ihren Grundjägen, Lehrſätzen, Beweifen, Gorollarien u. ſ.w. gewährt dem 
Perftande freilich eine große Befriedigung, ift aber keineswegs vor Inconfequenzen und Wider: 
ſprüchen geſichert. Auch das Syftem S.'s ift nicht Frei von ſolchen, wie wir ſogleich ſehen werden. 
©. leitet die Entftehung des Affects einerſeits aus mangelhafter Erkenntniß, andererfeitö aber 
davon ab, daß ein jedes Ding in feinem Weſen zu beruben ftrebe. 

In erfterer Hinfiht unterideidet S. das inadäquate Erfennen von dem adäquaten. Dad 
inabäquate ift dasjenige, welches nur das Enpliche zum Gegenftande bat. Das Endliche iſt 
zwar äußerliherweife auch ein ind Unendliche hin fi immer verändernded, aber diefe Unend— 
lichkeit ift nicht das wahrhaft Unendlidhe, welches ven Gegenſtand des adäquaten Erfennend aus: 
madt. 5. nennt das erjtere Unendliche auch das infinitum imaginalionis und dad zweite das 
infinitum rationis oder aud das infinitum actu. Das adäquate Erkennen hat ganz diejelbe 
Ordnung und denjelben Zuſammenhang der Begriffe, welchen die Dinge jelbit haben. 

In zweiter Hinfiht behauptet ©., daß der Geift (mens) in feinem Erfennen unmittelbar 
feinen andern Gegenftand als feinen Körper habe. Der Geift vermöge jih von feinem Körper 
und von den Vozgängen in demjelben ein adäquates Bild zu mahen. Wenn er ed aber nicht 
thue, jo entftände durch die inadäquate Erfenntniß der Affeet. Jedes Weſen babe das Beitre: 
ben, ich in jeiner Gigenthümlichfeit zu erhalten. Gelinge ihm dies, fo empfinde es Luft, die 
fich im Affect der Freude äußere; werde ed aber darin geftört, jo empfinde ed Unluft, melde 
fich im Affect der Traurigfeit äußere. Da Materie und Geift nur verihiedene Seiten derielben 
Subſtanz jeien, jo müſſe auch die Steigerung in der Vollkommenheit der einen Seite eine Stei: 
gerung der andern zur Folge haben. 

Hier jicht man nun, daß ©. dem Begriff der Subſtanz noch einen andern Begriff, nämlich 
den eines Individuums gegenüberftellt. Seine Ethik nimmt von bier and eine doppelte Rich: 
tung, bie eine ift eine ganz naturaliftifhe, fofern der Geift nämlich feinen andern Gegenftanv 
als den Körper haben und alles, was die Bollfommenheit des Körpers fleigert, gleicherweiſe 
die des Geiſtes potenziren fol. Die andere Richtung ift eine moftifche, denn das wahrhafte 
Weſen des Individuums ift zulegt nicht e8 ſelbſt, fondern die Subitan;. 

Das Individuum ift endlih, und jede Endlichkeit oder Beftimmtheit it nad ©. eine Nega: 
tion (omnis determinatio est negatio). Die abjolute Subflanz ald wahrhaft unendlich ift ohne 
alle Negation, alſo auch ohne alle befondere Beftimmtbeit. Die adäquate Erfenntniß hat eben 
diefen Begriff zu ihrem Hauptinhalt; ©. behauptet daher, dap das Wefen des Menſchen darin 
berube, Gott zu erfennen. Wenn er ihn erfenne, werde er ihn auch lieben müffen und in dieſer 
Liebe jih von der Gewalt aller Affecte und Leidenſchaften befreien. Die Tugend ift nah ©. 
durd die adäquate Erkenntniß der Subitanz bedingt, denn dieſe Grfenntniß bejeligt den Men: 
ihen, weil fie ihn über alle Unruhe und Verworrenheit des Endlichen erhebt. Wir ind nad 
S. nit deshalb felig, weil wir tugendhaft find, ſondern wir find tugenphaft, weil wir felig 
iind. Da nun das Grfennen ein Modus von dem Attribut des Denfens ift, das Denken aber 
in die göttliche Subftanz fällt, fo ift die Liebe, mit welcher wir Gott lieben, im Grunde genom- 
men die Liebe, mit welcher Gott fi in und jelbft-liebt. Dies ift der moftifche Gipfel, zu wel: 
hem die Ethik S.'s in ihrem fünften und legten Buch ih erhebt. 
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Die naturaliftifhe Richtung S.'s iſt biejenige, die auf feinem Begriff ver Subftang bafirt. 
it, denn nad demjelben eriftirt nur eine blinde Wirffamfeit der Subftanz, denn fie wirft, wie 
; jagt, ex necessitate naturae, und ein Handeln nah Zmeden ſpricht er ihr geradezu ab. 
Seine Subftanz ift in ver That nichts anderes ald die Natur felbft, wie er auch dem Geiſte fei- 
nen andern Begenftand ald den Körper zu geben vermag. Das Handeln ded Menſchen ift fchlech- 
terdingd, jo wie ed geſchieht, nothwendig und die Vorftellung des Menſchen, mit Freiheit zu 
handeln, eine leere Illuſion. Mit diefem Naturalismus ſteht nun ſcheinbar der Mofticismus 
der Ethik im Widerſpruch, denn diefem zufolge joll ver Menſch die Herrichaft ver Affecte und 
Leidenſchaften als eine Unterjohung feines wahren Wejens empfinden. Er foll jih durd die 
adäquate Grfenntniß der Subftanz von den Affeeten befreien, ja er foll Gott, inden er ihn 
erfennt, lieben müſſen. Dieje ganze Lehre S.’8 ift daher wohl geeignet, aud die frömmften 
Menſchen anzuziehen, wie ja befanntlih Schleiermacher in feinen Reden über die Religion ©. 
fogar das Prädicat ded Heiligen gab. Aber die Freiheit S.'s hat einen nur negativen Charakter, 
denn fie befteht nur in der Abftraction vom Endlichen, ja zulegt nur in dem theoretifhen Act, 
ih mit feinen Gedanfen in den Gedanfen der Subftanz zu verſenken. Wie die Gottheit S.'s 
fein freied Subject ift, welches ſchöpferiſch jich verhält und aus fich eine Welt von Wejen ber: 
vorbringt, die dad Centrum eigener Lebendigkeit in ſich beſitzen, fo ift auch die Freiheit, welche 
er dem Menſchen beilegt, nur die Reiignation auf alle Selbftändigfeit durd die Erkenntniß 
der Einen alles wirkenden Subflanz, die er ausdrücklich als eine unperfönliche bezeichnet, obwol 
das Denken eines ihrer Attribute ausmachen foll und das Denfen ohne Selbftbemußtfein nicht 
denkbar iſt. 

Die Literärgeichichte der Philofophie hat die Doppelrihtung S.'s beftändig ausgedrüdt, je 
nachdem jemand bei dem Begriff der Subftanz innerhalb des Begriffs der Natur ſtehen blieb, 
oder je nachdem er unter Subftanz ein göttlihe8 Subject, wenn aud in pantheiftifhem Sinne 
verftand. Die Cartefianifhe Philoſophie war der des ©. ebenfo gegneriſch als die Leibniz: 
Wolf'ſche, weldelegtere nod in der Mitte ded vorigen Jahrhunderts durch Gottſched eine fpe- 
cielle Widerlegung des verrufenen ©. ergeben ließ. Das war die Zeit, in welder Leſſing fagte, 
dag man mit S. wie mit einem todten Hund umgebe. Bald nad Leſſing's Tode entbrannte 
nun bekanntlich der Streit zwifchen Heinrich Jacobi und zwiſchen Mendelsſohn, ob Leſſing ein 
Spinozift geweſen. Durch diefen Streit wurde das Studium ©.'8, des faft ſchon vergeffenen, 
aufs lebhaftefte wieder angeregt, und die Schelling’ihe-Bhilofophie namentlich war ed, welche 
ih ded ©. bediente, um durch eine phantalievolle Modification feines Syftend dem Kant’fchen 
Kriticismus ein Gegengewicht zu geben. Seit diefer Zeit ift ©. in unferm Jahrhundert viel 
mehr als irgendein anderer Bhilofoph ſtudirt; die ganze naturaliftifche Richtung unferer mo— 
dernen Wiſſenſchaft verehrt ihn wegen feiner VBerwerfung der Teleologie ald Autorität. Befon- 
ders ſehen wir auch, daß jüdiſche Gelehrte, ſobald fie die Feſſeln der talmubiftifchen Doctrin ab: 
werfen, ſich dem Spinozismus ergeben und oft naiv genug ſind, ſich noch für orthodoxe Juden zu 
halten, obwol die jüdiſche Orthodoxie den ©. als einen frevelhaften Häretiker verdammt hat. 

Was nun die Lehre S.'s vom Staat anbetrifft, fo beruht dieſelbe bei ihm urſprünglich 
auf dem Gedanfen, den er am Ende feines „Tractatus theologico-politicus’’ ausſprach, daß 
die Menſchen deswegen in Gemeinfchaft zufammentreten müßten, weil fie damit die Wahrheit 
leichter zu erfennen, zu befeftigen und zu verbreiten im Stande jeien. Im „Tractatus poli- 
ticus‘' geht ©. von dem Gedanken aus, daß dad Recht und die Macht zufanınıenfallen ; es fan 
dies machiavelliftifch verftanden werden, wonac derjenige, der die Macht befigt, auch feftfeßt, 
was Rechtens jein fol. Bei ©. hat diefe Identität wol auch den weitern Sinn, daß das Recht 
ohne Macht ji nicht zur Geltung bringen fönne, und daß der Staat vorzüglid darauf aus— 
geben müffe, mächtig zu fein, um unabhängig und frei leben zu fönnen. Der größte Theil 
dieſes Tractats wird von einer Beihreibung der verſchiedenen Staatöfornten hingenommen, 
indem ©. oft mit jehr weitläufigem Detail nachzuweiſen bemüht ift, daß die Menfchen fowol in 
der Demofratie ald Ariftofratie und Monarchie frei und glücklich zu ſein vermöchten. Es komme 
nur darauf an, daß die nothivendigen Glemente jedes Staats in das richtige Verhältniß zu— 
einander gefegt würden. Gr ſucht demnach zu zeigen, wie die Verwaltung der Binanzen, bie 
Militäreinrihtung, die Befegung der öffentlichen Amter u.f.w. innerhalb einer jeden dieſer 
Berfaffungen organifirt fein müſſe, um die Freiheit möglich zu machen. Man fann nicht be: 
haupten, daß diefe Lehre in der Entwidelung ver Staatswiſſenſchaft eine beſonders wichtige Be— 
deutung gewonnen habe. 

Das Weſen des Willens ift ohne den Zweckbegriff undenkbar, denn der Wille iſt eine Ur: 
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fache, Die als eine iveelle ihrer Realifation voraufgeht und in ihrer Berwirklihung nichts anderes 
als ihren Begriff ausdrückt. Die Würde des Willens beruht ebendeöwegen fhon auf der Ge— 
jinnung, d. h. auf dem Entſchluß zur Freiheit. Die Freiheit ift felbit das Gute. Bei. fehlt 
aber die Idee des Guten. Er definirt das Gute nur ald das Nüglihe (suum utile quaerere); 
confequent gilt ihm das Schädliche ald das Böſe. Diefe oberflählihe Auffaffung des Guten 
und des Böfen ift bei ihm eine Folge feines Grundbegriffs, weil die Subftanz in ihrer Wirf- 
famfeit gar nicht einen Zweck verfolgt, ſondern lediglich fich jelbft bewirkt, ohne aus ihrem 
Wirken in ih ald Subject zurüdzufehren. Man erzählt von ©., daß er öfter lädelnd Der 
Spinne zugejehen habe, mie fie ihr Neg weht und aus ihrem Rauermwinfel mordluſtig auf In— 
ſekten losſtürzt, weldye ich in den Fäden ihres Geſpinſtes verfangen haben. Er jhaute in dieſem 
Vorgang die Macht an, die ald berechtigte aus der Nothwendigkeit ihrer Natur fo handelt, wie 
fie eben muß. Die Spinne webt ihr Neg unaufhörlid von neuem, wie oft man ed auch zer 
ſtöre, und fie mordet immer von neuem, weil died Morden zur Selbfterhaltung ihrer Eriften; 
ſchlechterdings nothwendig ift. Für die Natur ift dies Recht des Stärfern in der That dad noth- 
wendige, während die Menſchen umgekehrt ven Staat um deswillen hervorbringen, damit auch 
der Schwähhere in feinem Recht gegen den Stärfern gefhügt fei. Es kann problematifh erſchei— 
nen, ob nad ©. die Gegenfeitigfeit von Rechten und Pflihten das Map der fittlihen Ber- 
bältniffe ausmacht. 

©. war eine edle, tiefe, in ihrem wiffenfhaftlihen Stilleben großartige Perjönlihfeit. So 
ftarr die vemonftrative Methode auch von außen ber erfcheint und fo viel Willfür und Zufällig- 
feit innerhalb verjelben möglich ift, jo muß man doch geftehen, daß ©. einen gewiſſen künſtle— 
rifchen Trieb befaß, ver ihn unter feinen Zeitgenofjen vortheilhaft unterfcheidet. Seine Ethik 
imponirte vorzüglich durd ihren plaftifhen Charafter und gab ein glänzendes Beifpiel, wie 
man einen Gegenftand Schritt vor Schritt von einer allgemeinen elementaren Grundlage bis zu 
den mannichfaltigften Beziehungen verfolgen könne. Es war nit nur der Inhalt, ſondern 
auch die Form feiner Bhilofophie, wodurch S. jo auferorventlich fefjelte. Wenn man fein 
Syftem im großen überblict , fo zeigt es jehr deutlich die innige und Funftvolle Berwebung von 
zwei Einſchlagsfäden. Der eine derjelben ift der Idealismus, der andere der Realismus. Der 
Idealismus erfcheint bei ihm in dem apriorifhen Begriff ver Subftanz, der ganz und gar dem 
reinen Denfen angehört. Der Realidömus erfcheint bei ihm in dem Begriff des Attributs und 
des Modus, denn dieje entnimmt er aus der Erfahrung. Er verfihert zwar, daß die Subftan; 
unendlich viele Attribute habe, aber er weiß doch feine andern zu nennen, ald welde der Ber: 
ftand außerhalb der Subftanz (intellectus extra substantiam) an berfelben wahrnehme. Ohne 
die Attribute der Ausdehnung und ded Denkens würde feine Philofophie weiter feinen ald den 
metaphyfiichen Begriff vev Subftanz zum Inhalt haben. Die Polemik, welche Bayle mit feinem 
berühmten und oft wiederholten Artikel „Spinoza“ in feinem „Dictionnaire‘ gegen ihn eröff- 
nete, drehte ih vorzüglich darum, den Begriff ver Subftanz überhaupt ald eines abitracten 
durch ſich ſelbſt beſtehenden Weſens von dem befondern Begriff der göttlihen Subjtanz zu 
unterfcheiden. Bayle ſuchte S. auch dadurch lächerlich zu machen, daß er die Monftrofität aus- 
malte, wie die Eine Subftanz in ver Natur ſich ſelbſt zerfleifche und in den Kriegen der Völker 
mit fich jelbft in blurigen Widerfprud) gevatbe. 

Es kann nicht der Zweck dieſes Artikels fein, die Literatur über S. anzuführen, man findet 
fie in ziemlich genügender Vollftändigfeit in dem Tennemann'ſchen „Grundrig der Geſchichte 
der Philoſophie“ zufammengeftellt. K. Roſenkranz. 

Staat, Staatsverfaffung. (Organismus, Souveränetät, Endzweck und Ge: 
ſammtwille, Entwidelungsperioden und Eintheilung der Staaten. Die beite 
Staatöverfaffung.) 

I. Einleitung. Was ift ver Staat? Und wie foll er fein? Nächſt der Familie die all: 
gemeinfte, zugleich aber die allerumfaffendfte, einflußreichfte aller menſchlichen Einrichtungen, 
zugleich naturgeſetzlich und geſchichtlich ſich bildend und zugleich bei den ebelften Völfern das 
jreiefte und höchſte Kunftwerf, das ift der Staat. Wie die Zuftände der Völker überhaupt 
verſchieden find, bald mehr bald weniger entwicelt und vollfommen, jo haben natürlich auch ihre 
Staatöverhältniffe verfchiedene Stufen der Entwidelung und in ihnen verſchiedene Geftaltungen 
der einzelnen Seiten bed veichen Staatslebens. Schon hierdurch werden die Begriffe und die 

Lehren vom Staat verfchieden. Die einen fafjen nur die höchſten Entwicelungsftufen ins Auge, 
die andern entlehnen ihre Begriffe und Gejege von unvollfommenen Anfängen und Ausartun- 
gen oder aud) nur von einzelnen Seiten des Staatölebend. Die Verſchiedenheit der Begriffe und 
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Lehren vom Staat vermehrt ſich vollends durch die verſchiedenen Stanbpunfte, von welchen vie 
Schriftfteller bei ihren Gntwidelungen ausgehen. Aus den verfhiedenften oft einfeitigften 
Grundprineipien der wechſelnden individuellen philoſophiſchen Schulſyſteme oder der Parteien 
der Tagespolitif erbauen ſich luftige Gerüfte einfeitiger politifcher Theorien. 

Da, wo die Völker ſich bereit eined ausgebildeten freien gefunden Staatslebens erfreuen, 
vermittelt dieſes Leben felbft, wenigftens größtentheils für die Anwendung, gefündere, vielfeiti: 
gere praftifhe Grundſätze. Wo aber, fowie leider noch immer in Deutfhland, ein ſolches 
Staatöleben noch fehlt, und wo zugleich dad an ſich Löbliche wetteifernde Streben ver Brofefforen 
nad neuer und eigener Doctrin den Wechſel und die Modeherrſchaft von Theorien begünftigt, da er⸗ 
zeugen bie einfeitigen Theorien Streit und Zerftörung, wenigftend ververblihe Hemmungen des 
barmonifhen Zuſammenwirkens und der gejunden Entwidelung. So entftand denn jene Mu: 
fterfarte entgegengefegter Rechts- und Staatötheorien und der Streit ſelbſt über die erften 
Hauptfragen des Staatölebens. Es entitanden aber auch zugleich jene jammervolle Lähmung 
und Verwirrung, jene ſchmachvolle Zerftüdelung, Unterdrückung und VBerfümmerung unfers 
Staatölebend, von denen wir und felbit nad den rühmlichſten Anftrengungen und Kämpfen 
gegen hierarchiſche, feubale und deöpotifche Verlegung der Nationaleinheit und Freiheit bisjegt 
leider noch keineswegs befreien fonnten. 

Für die Löfung jenes Theorienftreits und für die fehr ſchwierige Aufgabe der Begrün- 
dung einer befriedigenven vieljeitigern Staatötheorie müſſen wir nun nah unfern frühern 
Ausführungen vor allem forgfältig ind Auge faffen ven wahren Gegenftand und Zweck 
unferer Aufgabe, nämlich die objectiven oder allgemein erfenn: und beweisbaren Rechts— 
und Staatögefege und die für ihre Entwidelung nothwendige hiſtoriſch-philoſophiſche 
analytiſche Methode (Bo.I, S. XXIX, XXXVII, XLIfg., Bv. XII, ©, 326 fg.), die drei- 
fachen ungertrennliden natürlihen Grundlagen alles Staatölebens, die naturgefegli= 
ben, die freien und die hiftorifchen (X, 394), fowie feine verfhiedenen Entwidelungs= 
perioden, die despotiſche, theofratifhe und vernunftredhtlide (VII, 101; IV, 
392. Die vollftändigere Begründung in meinem „Syſtem“, I, 322—435). 

1. Hiſtoriſch-philoſophiſche analytifhe Betrahtung des Staats. Bei jolder 
Betrachtung der Staaten und zunächſt der Stanten auf der höchſten Entwidelungsftufe treten 
brei Erjcheinungen hervor: 

1) Eine Vielheit einzelner jelbftändiger Individuen oder freier Perſön— 
lichkeiten. Nah ihrem Wefen umd ihrer erfahrungsmäßigen Anerkennung gibt e8 für fie nichts 
Höheres ald ihr eigenes umfaflendes Gefeg, ald ein Leben für den eigenen Lebenszweck nad 
eigener religiöjer oder moralifcher Überzeugung. So jagt e8 jebem der eigene Lebenstrieb, das 
nie gu vernichtende Gewiſſen, jo die hiſtoriſche Betrachtung aller zur Vernunft erwachten freien 
und würbigen Völker und Menihen. Sie anerkennen, äußerer Gewalt gegenüber, das höchſte 
Hriftlihe Geſetz: „Man muß Gott mehr gehorden ald den Menſchen.“ Für jeden freien jitt- 
lichen Menſchen gilt Luther's Wort: „Uber die Seele Fann und will Gott niemand laffen re— 
gieren denn fie allein ſelbſt.“ 

Diejed Grundgefeß, die Forderung freier Bejonderheit, wirb auch dadurch nicht aufgehoben, 
daß dieſe vielen Ginzelnen durch bejondere Vereine für befondere, ihnen gemeinſchaftliche In: 
tereffen und Bebürfniffe untereinander verbunden werden. Die Mitglieder der Vereine und 
deren Wortführer fordern jegt jene freie Perſönlichkeit auch in gemeinſchaftlichem Intereſſe. 

2) Zugleich aber jehen wir eine Einheit, eine umfaffende Gejeggebung und Ge— 
malt des Staats über Leben und Handeln der Vielen für den Staatszweck. 

So drohen denn vernichtende Gollifionen zwifhen dem eigenen umfaffenden Rebendgefeg und 
Zwed der Vielen und dem umfaffenden Gefeg und Zweck des Staats, zwiſchen der felbftändigen, 
leicht anarchiſchen Freiheit der Einzelnen und zwifchen der felbftändigen, leicht despotiſchen Ge— 
walt des Staats. Aber e8 ergibt ſich zugleich bei ven gelitteten Völkern : 

3) Harmonie und barmonifhe Bermittelung, und zwar a) durd) die gemeinſchaft— 
liche Friedens- und Hülfs- oder durch die Rechts- und Staatövereinigung, in melden bie Ge: 
noffen, beftimmt durch natürliche und fittlihe Antriebe, für fih und den Staat Gefege und 
Zwede gemeinfhaftlid mahen. Hierüber und zunähft über das Friedens- oder Rechts— 
geſetz belehrt der Art. Recht, der mit dem gegenwärtigen Artikel über den Staat oder den all: 
gemeinen friedlichen Hülfsverein für den allgemeinen menschlichen Gefammtzwed eines Volks ein 
untrennbares Ganzes bildet. b) Dadurch, daß die Genoffen des friedlichen Hülfsvereind zu einem 
gemeinfchaftlihen lebendigen Organismus fidh einigen. 
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Auch für diefe vollftändigfte Vereinigung wirken die natürlihen und fittlihen Antriebe 
und Berhältniffe mit und insbeſondere auch die innere Rebenäfraft des ftaatlihen Organismus 
jelbft, ſobald einmal deſſen Lebensfeime ſich entwickeln Fonnten. Die Einzelnen, entweder ſchon 
durch Abftammung, Gewohnheit und Bedürfniß, oder durch gemeinfhaftlihe Anftrengungen in 
Kriegen, Revolutionen und Wanderungen abhängig und beftimmt von dem Verein ihrer Ge: 
noſſen, wirken jelbft wiederum auf fie und auf die gemeinihaftlihe Geftaltung und Lebenstbä- 
tigkeit ihre8 Staats zurüd. Und je mehr fi nun die Bürger und die Organe des Staats ver- 
vollfommnen, um fo vollfommener wird neben ver Selbftänpigfeit und der Selbftgejeggebung 
der Bürger und des Staats für ihren Endzweck zugleich die allfeitige Einigung und die gegen= 
feitige freie Anerfennung und Wechſelwirkung. 

Aus der genauern Betrachtung und logifchen Entwidelung diefer hiſtoriſchen fittlih ver: 
nünftigen objectiven Grundlagen der Rechts- und Staatöverhältniffe ergibt ih nun mit Den 
wejentlihen Merkmalen zugleich auch der Begriff des Staats. 

II. Begriff des Staats. Der Staat ift der felbftändige organiſche Verein eines Volks 
Oper vollftändiger die wejentlihen Merkmale bezeichnend, deren Entwidelung wir hier vor— 
greifen: er ift die organifche freie moralifch perfönliche fouveräne Vereinigung eines Volks, um 
unter Leitung der grundgefeglihen und conftitutionellen Regierung die rechtliche Freiheit und 
innerhalb derjelben die Beftimmung und dadurd das Wohl des ganzen Volks zu verwirklichen. 

IV. Die wejentlihen Merkmale des Staats. 1) Die drei Haupttbeile Des 
Staats. Dieje find: 

a) Das Grundgefeg, das Vereinigungs- oder Verfaffungsgefeg. Es 
geht ald die allgemeinfte höchſte Grundfraft des Staatslebens zwar allerdings von ben all: 
gemeinften Kräften des Menjchenlebend und von der Abhängigkeit des Volks von Gott und der 
Menſchheit und ihrer Gultur, ed gebt von natürlichen, religiöfen oder vernünftig fittlihen An: 
trieben, vom göttlihen Willen, ver höhern Idee aus, ganz ähnlich wie der Geift im Menſchen 
von Gott oder von dem allgemeinen Weltgeift ausgeht. Stets aber ift ed ald gemeinſchaftliches 
Lebensprincip des Volks gemeinfchaftliches, durch gemeinihaftliche nationale Bildung und Liber: 
einftimmung beftimmtes allgemeines Willensgefeg der Bürger. Bei freien Völkern auf der 
männlichen Gulturftufe aber ift es frei anerfanntes Willensgeſetz, freier patriotifher Gemein- 
geift, Gefammtzwed der Bürger, für den Gefammtzwed beftimmter Gejammtwille, es ift der 
fittlihe Gefammtmille ver Bereinigung nad den Grundbedingungen des freien Friedend- und 
Hülfövereins (juris consensus et utilitatis communio). Sowie jede Grundfraft im eben, jo 
bat aud) dad Lebendgrundprincip des Staatd befondere Gentralorgane; früher oft in einem jus 
sacrum, in der Nationalfirde, in Orafeln und, wie bei ven Hebräern, in Bropheten, die dad 
Volk ſtets an fein Grundgefeg mabnen follten, oder in andern ehrwürdigen Nationalinftitygen, 
Areopag, Cenſur, Tribunat, höhere, namentlich auch geiftlihe und gelehrte Reichsſtandſchaft. 
Bei freierer höherer Bildung aber befteht das Organ des Berfaffungsgefeges ber ſittlichen freien 
Nation in ihrer wahren, freien und mögliäft organifirten patriotifhen öffentlihen Meinung; 
in einer folgen öffentlihen Meinung, welche in nationalen, geſchichtlichen und religiöfen Grund: 
lagen wurzelt, welche durch fittliche Volkserziehung und Wiſſenſchaft geläutert und aus: 
gebildet wird, und melde bei der Öffentlichkeit des Staatslebens jih auf jedem rechtlichen 
Wege verfaffungsmäßig frei über daffelbe ausſpricht und die freie Übereinftimmung der Nation 
und Regierung bewirkt. Diefes ift eine wahrhaft lebendige, das Staatsleben durchdringende 
und beberrjchende, feine höchſte und ſtärkſte Grundfraft; ganz in dem Sinne, mie unfere claffi- 
ſchen römischen Juriften an der Spige des Corpus juris das Grundgefeg, den fittlihen Volks— 
willen, auf welchen fie ſtets forgfältigft alle andern Gefege zurüdführen, nicht ald todte Vorſchrift, 
fondern als die höchſte lebendige Kraft betrachten und ihn die von Gott ausgehende Königin aller 
Dinge und zugleich das freie feierliche Bereinigungsgelübde des Volks nennen. ?) 

Unter Zeitung diejer Grundfraft, zunächſt des von ihr gewollten freien Friedens: und 
Hülfsvereins für das ganze geſellſchaftliche Leben, alfo für die Vielheit wie für die Einheit, 
treten nun diefe beiden unter fi) wie ınit dem erſten Lebensbeſtandtheil des Staats in organifirte 
harmoniſche Wechſelwirkung. Der Friedens oder Rechtöverein für die alljeitige Freiheit bezieht 
fi zunächſt auf die Vielheit und begründet fo vorzugämeife ihre Rechte und das Privatredit. 
Der Hülfs- oder Staatöverein für das gemeinfhaftliche Zuſammenwirken bezieht ſich zunädft 


1) Inventum et munus Dei, divinarum atque humanarum rerum regina, communis rei 
publicae sponsio. L.2 u. 32 de legib. und Welder, Syſtem, I, 192. 
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auf die Einheit und begründet vorzugsweiſe die Politif und die politifchen Öffentlihen Rechte. 
Aber in der organischen Verbindung und Wechſelwirkung muß das politifche Zwed- und Mittel: 
geieg überall nur in rechtlicher Freiheitsform wirfen, die freien Privaten und ihr Recht aber 
werden umgekehrt auch für den politifchen Zweck organifirt (ſ. 2). Unmittelbar aus dem Grund— 
gejeg und durch daffelbe geheiligt ergeben fi die Grundrechte der Regierten und der Regieren: 
den, die unverleglihen, leges sacratae. (S. Bd. VII, ©. 109 fg., Bd. XII, ©. 339 fg.) 
b) Die Gonftiturtion ded Staatd- oder der auß freien Bürgern confti- 
tuirte Volkskörper. Im ihm erhalten zuerft die einzelnen Perſönlichkeiten und ihre 
freien Bereine einen bejondern gleich heiligen Privatredhtöfreis, um innerhalb defjelben als 
freie autonomifche Perjönlichkeiten befteben und ihre bejondere Überzeugung und Beftim- 
mung verwirklichen zu können. Dieſe Privatfreiheit umfaßt aud die freien Privatvereine 
und Genofjenihaften für ihre Brivatzwede, Bamilien u. ſ. w. Sie erhalten zugleich als freie 
Genoſſen und Glieder des regierten Volkskörpers?) (der fogenannten bürgerlihen Gejellihaft) 
ihren Rechtskreis, ihre vechtlihe und angemeflene Stellung und Gliederung in Gemeinden, 
Provinzen, in Volks: und Vertreterverfanmlungen und die hierhin gehörigen ftaatöbürgerlichen 
Sreiheitörechte zur Verwirklichung und Vertretung ihrer Privat: und ihrer Verfaſſungs- und 
Eonftitutiondrechte gegenüber der Regierung. In der Durdhführung des Verfaſſungsgeſetzes 
und bed Friedend- und Hülfdvereind im organijirten lebendigen Staat fteht nämlich der Regie: 
rung nicht blos der Einzelne als eine rechtliche Privatperfönlichkeit gegenüber, die Negierung bed 
freien oder des Rechtsſtaats hat auch die ganze im Volkskörper vereinigte regierte Nation nicht 
etwa ald einen willenlofen, vechtlofen Haufen, ſondern als felbftändige Berfönlichkeit jidy gegen: 
über anzuerfennen. Dazu erhält diefer Körper bei allen freien Völkern feine organifirte Glie— 
derung und feine Repräfentanten und Gentralorgane, Volks- oder Urverfammlungen, Volks— 
tribunat, Standſchaft. Hierdurch allein, durch die Gründung und Anerfennung eines doppelten 
Rechtsſubjects mit felbftändiger Erfenntniß und Willensfreibeit, wird ein wirklich freies ver: 
tragsmäßiges Verhältniß organisch verwirklicht. So geichah ed z. B. in Nom nad dem Auszug 
auf den Heiligen Berg und bei und nah Abſchließung der alljeitig beihworenen Grundverträge 
(leges sacratae), bei ver Bildung des Tribunats und der plebejifchen Volksverſammlungen, in 
England durd die Magna-Charta, überhaupt in germanifhen und deutſchen Staaten durch 
Volks- und Ständeverfammlungen. Nur wer die Natur wie die Gefchichte ver freien Verfaſſun— 
gen verkennt, kann bier vom Staat im Staat ſprechen und die Nation als in einzelne Atome 
aufgelöft oder als ungeglievertes, willenloſes Aggregat der Regierung gegenüberftellen, oder 
was mande für echt ſtaatsweiſe und naturphiloſophiſch halten, fie ald willen- und rechtlos mit 
der Regierung bis zur Ununterfheidbarfeit vermifchen. 3) Aber nur bei den niedrigften Thier— 
gattungen jcheint wenigftens alles ald in einer Maffe durdeinandergemifcht oder von einem 
einzigen Organ und jeiner Function (etwa vom Darmkanal) verſchlungen. Bei allen höbern 
DOrganifationen dagegen bilden ſich immer vollftändiger und am vollftändigften im Menſchen 
nidht blos einzelne Organe, fondern eine Reihe felbftändiger Fräftiger Centralſyſteme aus, 
Nervenſyſtem, Gefäßſyſtem, Zelliviten, im geiftigen Leben die Bunctionen des Denkens, Füh— 
lens, Begehrens, Organe und Syfteme mit den verſchiedenſten Grundfräften. Und weit entfernt, 


2) Die hiervon durchaus zu unterfcheidende mitregierende Theilnahme an der Regierungsgewalt ift 
die zweite Aufgabe der Gonftitution. 

3) Auch Hegel thut dies und erklärt das Bolf ohne feinen Monardyen als „formloſe Maſſe'“ und 
die Borftellung von einem folchen berechtigten Bolt „als eine wüfte Vorftellung vom Volk“, hebt aljo 
folgerichtig alles felbftändige Recht von Volk und Bürger gegen den König, alles Vertragsrecht auf. 
Liberal oder radical gewordene Anhänger von ihm fegen nun an die Stelle des regierenden Königs das 
regierende Volf. Aber gegenüber von diefem und feinem Stimmenmehrbeitsbefchlug haben nun die Bürger 
und das regierte Bolf und auch ein Fürft fein Recht, fo wenig als nach Rouffeau „der Fuß gegen den 
Kopf’, während die freiere und tiefere Staatsweisheit der Romer und aller freien Bölfer ftets anerfannte, 
daß auch die Stimmenmehrheit an das grundvertragsmäßige Recht gebunden, daß ein daſſelbe verlegender 
Regierungsbeichluß rechtlich unmöglich und ungültig fei (Bd. VII, S. 109). Volfsbespotismus iſt um 
fein Haar beffer als Rönigsdespotismus. Aber Hegel's Vernichtung aller Berföntichkeit und alles Rechts 
bes regierten Volks gegenüber der Regierung ift die Duelle entgegengefegter Berfehrtheit und überhaupt 
gar nicht beffer als die Berwandlung des Bolfs in eine rohe volfsfouveräne Gewalt über der Regierung. 
Das, was ich den — Bolfskörper nenne, erkannten die Staatslehrer an, wenn fie unter dem 
Namen „bürgerliche Gejellfchaft‘ die durch gemeinfame Rechte und Interefien verbundene Nation ohne 
Obergewalt fo bezeichneten. Aber man dachte nicht Har genug an die nothwendige Organifation und 
die fortdauernde rechtliche Perjönlichkeit auch gegenüber der Regierung. 
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daß bierburdy Harmonie, Kraft und Werth des Lebens gefhwächt twürben, werben fie babımd 
nur gehoben. Auch wird man ja wol mindeftend gleiche Breibeit, mit welder in jeder freien 
Nation, um fo mehr, je mehr ie dieſes ift, andere Vereine und Gorporationen zur Wahrung 
ihrer Intereffen und Rechte fich audbilden dürfen (1. Affociation), der ganzen Nation nicht ab: 
fpreben wollen. Dan wird nicht eine monarchiſch regierte Nation bei vem Auäfterben der Erb- 
berechtigten für allgemein preißgegeben, ihre Griftenz ald Nation, als moralifhe Perſon für 
zerfört anjeben. Diejed aber müflen alle Schriftfteller thun, welche die freie Berjönlichfeit der 
vegierten Nation gegenüber (nicht über) der Regierung leugnen. Die jelbfländige, vedhtliche 
Perfönlichkeit der regierten Nation und ihr grundvertragsmäßiges Recht erfannte jelbft die am 
meiften abfolutittifche europäische Verfaſſung, die dänische, und ihre Lex Regia und Souveränr- 
tätdacte an, ebenfo wie die Norweger ed jpäter thaten, als ji ihr König durd Abtretung an 
Schweden von ihnen losgeſagt hatte. Alle Verfaffungsurfunden europäifcher Staaten enthalten 
Elar jene zwei Rechtsſubjecte, verfprecdhen und verbürgen der regierten Nation als folder feierlich 
ihre Rechte. Am Deutjchen Reich war jie, abgeſehen hiervon und von den Verfaflungseiden der 
Regenten, jhon allein in der grundgefeglich ſtets ausgeſprochenen, praftiih durchgeführten 

Möglichkeit für die Reichs- und Landedbürger gegeben, ven Kaifer und den Randesfüriten wegen 

Verletzung bed regierten Volks durch verfaffungswidrigen Misbraud der Reichs: und KRandes 

regierungdgemwalt, wegen Auflage unbemwilligter Steuern (ſ. oben Bd. VII, S. 146) fogar förm- 

lid vor Gericht zu ftellen. In der organifirten Gemeinde fleht dem regierenden Magiftrat die 

Bolfögemeinde oder deren Vertretung gegenüber. 

Die zweite Aufgabe der Gonftitution, welche man oft für die einzige hält, ift die Organifa= 
tion einer felbftändigen, aber zugleih verfafjungsmähigen conftitutionellen Re— 
girrungsgewalt (Regierungsform).t) Moralifche Perfon bleibt die Regierung, wenn 
fie auch nicht aus einer zufammengelegten Berfönlichkeit befteht, denn auch der einzelne Monarch 
als folder regiert und handelt als Repräfentant des Staatd mit feinem unfterbliden Zweck, 
nicht blos ald phofifches Individuum und als Privatmann. („Le roi ne meurt pas.“) Auch höchſt 
ſelbſtändig bleibt die Regierungsgewalt als die der höchſten innern Behörde in einem von außen 
unabhängigen Staat. Und ed wird ſich die Regierungsgewalt nicht etwa als bloße Form, fon: 
dern ald höchſte jelbftändige Gewalt lebendig und nicht fo, wie die mechaniſche Staatd= und 
BVolköfouveränetätstheorie meint, bilden. Sie wird nicht entftehen und nicht dauernd als felb- 
ftändige Ginigungs= und Regierungskraft befteben, wo nicht wenigftens ein lebendiger indivi- 
ducher Lebenskeim felbftändiger Herrfhaft und der unterorbnenden Einigung der Glieder durch 
fie vorhanden ift, beſtehe derfelbe in alter Samilienautorität oder in einer andern von beiden 
heilen gefühlten Überlegenheit, in biefer oder jener harmoniſch vermittelnden und vereinigen 
den ober regierenden Kraft. Dieſes aber jhlieft natürlich abermald nicht die Freiheit und auch 
eine demokratiſche Regierung nicht aus. Die Regierung kann ſich vielmehr auch als vegierende 
Berfammlung aller felbftändigen Kamilienväter entwideln, wenn dieſe etwa gleich gebildet find, 
gleiched Gefühl, Bedürfniß, Beitreben und die Gewohnheit einer nur wechielfeitigen Unterorb: 
nung haben, wenn fie vielleicht als Goloniften eines ſchon gebildeten Volls gemeinfhaftlich zu: 
fanımenlebten und wirkten und in gemeinfhaftlicher Beitrebung, —— und Berathung 
der Keim der regierenden Volksverſammlung des neuen Staats gegeben iſt. Ahnliches kann ſich 
auch in revolutionären Rechtskämpfen entwickeln. Wenn aber auch der Politiker die natürlichen, 
ſittlichen und religiöſen wahren Lebenskräfte und die natürlichen Entſtehungen der Regierungen 
ſchon für die Beurtheilung ihrer Kraft und Dauer nicht überſehen darf, ſo darf man doch auch 
nicht deshalb mit den Anhängern des göttlichen Rechts und den Hallerianern die Freiheit, die 
freie Vereinbarung oder Anerkennung von feiten des Volks, ihre rechtliche Gonftituirung, über: 
jeben, ohne welde eine rechtliche und freie Regierung in einer freien Nation unmöglich ift. 

Denn ftets iſt Die rechtliche Regierung untergeorbnet dem Verfaſſungsgeſetz und gebunden 
an die verfaflungsmäßige Konftitution des Volkskörpers, an feine und feiner Glieder Rechte 
Die rehtlih organifirte Regierungsgewalt hat beide in fih aufzunehmen, untereinander und 
mit jich felbft wie mit der Außenwelt harmoniſch zu vermitteln und fo den ganzen Staat ſtets als 
lebendige Einheit zu erhalten und zu repräfentiren. Die Gonftitution foll der bürgerlichen Ge: 


4) Die Schriftfteller nennen gewöhnlich, weil, zwar nicht die Völker im Leben, wohl aber die Theorie 
das Berfaflungsgefeg und die Bolfsconftitution überfehen, die Negierungsform: die Gonftitution oder 
auch die Berfaffung. Die legtere fann man übrigens in einem weitern Sinne vom Verfaſſungs⸗ oder 
Grundgeſetz unterfcheiden als Bezeichnung der ganzen Staatseinrichtung. 
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ſellſchaft durch Ausbildung guter Organe des Verfaſſungsgeſetzes (f. oben 1) und guter Organe 
für die eigentliche Regierung des Staats deren heilfame verfaſſungs- und conftitutionstreue 
Thätigfeit begründen und die gänzliche Trennung oder vollends eine feindliche Entgegenfegung 
der drei Grundbeſtandtheile und ihrer Organe verhindern. Repräfentative Stände fün: 
nen hierbei neben ihren wirklichen Mitregierungsrehten zweckmäßig zugleih das Grund— 
geleg und die Privatrechte der Bürger vertreten. Dabei find jedoch ſtets die verſchiedenen Rechte 
und Bunctionen der Stände wohl zu unterſcheiden, 3. B. die Steuerbemwilligung ald Vertretung 
des Privateigenthums und die Geſetzgebung. (S. oben Br. VII, ©. 146.) 

c) Die Regierung, die lebendige Regierungstbätigfeit, melde gemäß dem 
Grundgeſetz und der Gonftitution und im Verein mit der von ihr controlirten bürgerlichen 
Selbftverwaltung im Fluß des Lebens die ftete Erfüllung des Staatszwecks verwirklicht. 

Nah dem bisherigen verwirklicht und einigt die conftitutionelle Regierung die Rechte ver 
Berfaffung und der bürgerlichen Gejellihaft. Sie vollzieht und repräfentirt die lebendige Ein- 
heit und den wahren allgemeinen Willen des ganzen Staats, welche das Grundgefeg und den 
lebendigen Bolköwillen in ſich vereinigen; fie wird ihr jelbftändiges lebendiged Organ. Sie iſt 
nun erft Fein vom Berfaffungsgefeg und von dem Willen des Volks weſentlich verſchiedener, 
äußerlich hinzufommender und aufgezwungener fremder und Particularwille. Sie wird der 
lebendige, perfonifieirte, fittliche Berfaffungswille in der Form der rechtlichen Freiheit des Volks. 
Das Grundgejeg, der conftituirte Volkskörper und die Regierung vereinigen fich jegt nach der 
Forderung des Arifloteled, der Stoifer und der römifhen Jurisprudenz (f. „Mein Syſtem“, 
Bd.l, S. 59 fg.) zum ganzen, feften, fittlichen, freien, organifhen Staatsleben, ganz fo wie gött- 
licher Geift, Leib und Seele zum ganzen Menfhen. Sowie namentlich die vernünftig: finnliche, 
aber felbftändige Seelenthätigfeit, diefe Regiererin des menſchlichen Lebens, nach ſtoiſchem Aus: 
drud, untergeorbnet iſt dem göttlichen Princip und Gefeg des Geifted und, gebunden an ihre 
leiblihen Organe, diefe nicht verlegen darf, ohne fie nicht wirken kann, fo muß die Regierung 
huldigen dem Berfaffungsgefeg und ift in Eriftenz und Wirkfamfeit bedingt durch die Conſtitu— 
tion des Volkskörpers und die Volksrechte. Ebenſo wenig wie die Seele bloß activ ift, jo ſoll 
auch die Regierung nit unempfänglih für die Einwirkung des Berfaffungsgefeged und des 
Bolkswillens, z. B. feiner Öffentlihen Meinung, fein. Die freie Gonftitution der bürgerlichen 
Gejellfchaft erfcheint nunmehr weder als etwas Entbehrliches oder Zufälliges im gefunden Staat, 
noch aud einem abjoluten, angeblich göttlihen Recht der Regierung preißgegeben, wie unfere 
Servilen wollen. Aber die Regierung ift auch keineswegs, fo wie nach einer weitverbreiteten, 
mechaniſchen liberalen Anſicht und Volksſouveränetätstheorie, blos paſſives, unfelbftändiges 
Beamtenorgan mit willfürlih vom Volk mandirter oder delegirter Beamtengemalt. 

Das wahre gejunde Leben vereinigt in feiner Vielfeitigfeit und Harmonie überall ſcheinbar 
unverföhnbare Gegenfäge und beilegt die Ginfeitigfeiten. So auch thut e8 der fittliche freie und 
lebendige, frei organijirte Staat und feine Theorie. 

V. Bortjegung. 2) Der natürlide aber zugleih freie Organismus des 
Staats. Der Staat ift ein lebendiger Organismus. in innerlidhes Rebensprincip verbindet 
feine Glieder zu einer lebendigen Ginheit, in welcher ſich alle gegenfeitig bedingen und unter: 
fügen, für den Zweck des Geſammtlebens ald Theilhaber und Mittel zufammenwirfen. 

Er ift aber zugleich ein freier Organismus, durd den Willen freier perfönlicher Glieder mit 
Freiheit einig und wirffam. 

Als die erflärende Urſache, durch welche ſich nach der hiſtoriſch-philoſophiſchen Entwidelung 
der Gegenfag der freien Vielen und der Staatdeinheit löfte (j. oben IH und IV a), zeigte ſich das 
wahre, aber höhere und freie, frei organilirte Leben des Staat, in welchem, unter Herrſchaft 
der höhern Lebenskraft oder des Lebensgrundprincips, des lebendigen Grundgeſetzes, die Staatd- 
einheit und der Staatszweck zugleich mit ben allgemeinen Staatsleben aud Lebenögejeg und 
Endzwed der vielen freien Glieder in freier Wechfelwirfung in ſich aufnehmen und ſich beide, 
der Harmonie ded Geſammtlebens entfprechend, frei bewegen. 

Der Staat ift hiernach weder etwa eine todte Actiengeſellſchaft, ober eine bloße Abitraction, 
eine bloße äußerliche Rechtsform, oder äußere Zwangs- und Rechtsſicherungsanſtalt, oder ein 
Haufe, ein Aggregat, noch auch vereinigen, fo wie bei einer Majchine, blos äußere, mechaniſche, 
oder, wie beim unorganifhen Naturförper, niedere phyfifalifche und hemifche, oder auch blos 
animaliſche Kräfte die Staatögliever zu dem auf Keben und Tod verbundenen unfterblidhen 
Ganzen. Gr ift ein höheres und freieres, zugleich aber wahrhaft lebendiges Ganzes, durchdrun⸗ 
gen, befeelt und beherrſcht durch ein inneres, jelbjtändiges Lebensprincip, eine wahre höhere 
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Lebenskraft (Blos xc)euc, nach ded Ariftoteles Ausdruck). Schon oben, Bdoil, S.XXXVIIfg. und 
‚vollftändiger anderwärts („Syſtem“, I, 48, 206, 538, 688) babe ich nachgewieſen, daß ftets 
die Alten und nicht etwa bloß der tiefpbilofophiihe Plato, jondern aud der von der Erfahrung 
ausgehende, verftandesicharfe, praftiihe Ariitoteles, daß die Stoifer wie Cicero und jene echt 
ſtaatsmänniſchen, praftiihen Deifter der claftichen Jurisprudenz, und mit ihnen auch alle beſſern 
Staatölehrer der germanischen Völker, noch Thomaſius mit einbegriffen, den Staat ald höheres 
lebendiges Ganzes mit drei, Geift, Leib und Seele des einzelnen Menfchenlebens analogen Be- 
ftandtheilen (Grundprincip, Vol£öförper, Negierung) auffaßten, Erft die modernen formali: 
ſtiſchen Abftractiondg:, mechaniſchen Zwangsrechts- und atomiftifchen Staatstheorien, die An- 
bänger des Hormalidmus, Materialismus und des Volizeiftaats faßten den Staat ald unleben- 
dig nady einzelnen oft niedern äußern Erſcheinungen auf. Die naturphiloiophiiche, vie hiſtoriſche 
und die myftifch-theofratifche Schule befümpften dieje Cinfeitigfeiten und faßten ven Staat wie: 
der ald lebendig auf; aber jie begingen dabei den Fehler, daß fie die Freiheit vergaßen. Sie 
faßten nicht, wie die Alten, neben der grundgefeglichen Gemeinfchaftlihfeit des Staatslebens mit 
dem Ginzelleben zugleich auch deſſen generifche Verſchiedenheit, nämlich 1) die freie Perfönlichkeit 
der Glieder des Staatälebens und 2) deren freie Theilnahme am Ganzen, fie faßten nicht neben 
der Einheit audy die Breibeit, nicht neben den natürlichen, fittlihen, veligiöjen, rechtlichen und 
biftorifchen Beftimmungdgründen aud das freie Anerfennen, VBertragen und Mitwirken und 
die dazu nöthigen freien Organe ind Auge. Nicht etwa dachte man blos an eine Übereinftim- 
mung der allgemeinen naturgejeglihen Grundform für alle Lebenderfheinung im Irdi— 
Shen. Man verfannte das innerhalb diefer Grundform für dad im Vergleich mit dem tbierifcheu 
Leben und dem Leben willenloſer Glieder des menſchlichen Leibes generifch höher ftebende Leben 
autonomifcher und gleich heiliger freier Perfönlichfeiten, ihre gleihe Würde und Freibeit. 
Man ſprach nur von naturgefeglihem, göttlihem Machen, oder von einen biftorifhen Sich: 
vonſelbſtmachen, von der Naturwüchſigkeit des Staats. Man fehte die Staatöglieder nad 
poetiſch aufgefaßten Ähnlichkeiten allen willenlofen Gliedern des Menſchen, 4. B. den Adel der 
Bruft, die Bauern und Gewerböleute dem Baud, den Fürften dagegen dem Kopf und dem 
Geifte gleih. Die theofratifhen Moftifer, die Adam Müller, Bonald u. f. w., machten es 
vollends fo in Beziehung auf das dreieinige göttliche Yeben. Da wurbe ber König den Gott 
Bater, der Adel dem Heiland gleichgeftellt, die übrigen Bürger der abfolut abhängigen Grea- 
tur u. ſ. w. Oder man erdichtete wenigitens ein abfolutes göttlihes Königsrecht. 

Erft ald zugleich freies und zugleich innerlich lebendig geeinigted Ganzes wird der Staat, wie 
Ariftoteled und Plato e8 ausſprachen, zu einem höbern und größern menichlihen Leben ald das 
des einzelnen Menſchen und Bürgerd. So erft gab es mit Recht für jene großartigen Männer 
des claſſiſchen Alterthums im ganzen Gebiet menschlicher Betrachtung und Wiffenfhaft nichts 
Größered und Herrlichered, feinen reichern, fruchtbaren Gegenftand als den fittlihen freien 
Staat. So erft wird in Wahrbeit der Staat vie herrlihfte Schöpfung Gottes und der Natur 
und zugleih der Menſchen bewundernswürdigſtes Kunftwerf, die größte fittlihe That, melde 
die irdiſche Sonne beleuchtet. Durch. die phyſiſche Zeugung, Abſtammung und Ernährung fo- 
wie durch die geiftige und moralijche, die Volks- und Jugenderziehung, durch Lebensgemeinfchaft 
und natürliches Bedürfniß wie durch ſympathetiſche Gefühle und die Staatdeinrihtungen, ift 
das Leben des Bürgers mit dem Leben jeined Volks und vaterländifhen Staats innerlih und 
äußerlich verbunden. In dankbarer, begeifterter, aufopfernder Vaterlandsliebe und Verehrung 
orbnet der würdige Bürger deſſen höherm Leben das jeinige unter und erkennt es, daß fein beftes 
Sein und Ihun, feine theuerftien Güter, ‚Gefühle, Gedanfen, Ideen, daß die Elemente feiner 
Bildung, daß förperliche Vorzüge aus diefem vaterländiihen Leben, aus ver tiefern Weisheit 
feiner Berfaffung und Gefeggebung, aus der Liebe und Vorforge des Vaterlandes, der Vor: 
ältern ihm bervorblübten, und daß fie unfterblich fortleben in feinen und des Vaterlandes Kin- 
dern. Daß höhere ſelbſtändige Geſammtleben des vaterländiſchen Staats ergreift und beſtimmt 
den Bürger ſtets neu, und ein höheres Lebensprincip ihres Staats, das Verfaſſungsgrundgeſetz 
(j. IV), übt feine Gewalt über das ganze Volk. Auch die freien Bürger von Athen und Rom, 
von England und Norbamerifa, fie waren ebenfo wenig ald die Bürger des hebräiſchen Staats 
mit ihrer eigenen Staatsidee und politifchen Bildung bereit fertig da, ehe jie etwa einen Will: 
fürbefhluß faßten, jegt den Staat von Athen, Rom oder England oder den Staat Gottes zu 
erfinden und zu erjhaffen. Beide, ver lebendige Staat und feine Glieder ald ſolche entftehen 
miteinander aus höherm Lebendfeim und durch Freiheit. So meint ed auch Xriftoteles, 
der gar feinen wahren Staat kennt als den freien, in weldem alle „wechfelfeitig regieren 
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und regiert werden”. Die lebendige, Sinn und Genrüth ergreifende Idee gemeinfchaftlichen 
Staatölebend, das lebendige Berfaffungdprincip und Geſetz, dieſer Lebenskeim und die Le— 
bensgrundkraft des Staats und die lebendig verbindende Übereinſtimmung für eine Rechts⸗ 
und Staatsgemeinſchaft, für gemeinſchaftliche Staatszwecke und Geſetze (die xowovia nach 
Ariſtoteles, ein juris consensus et utilitatis communio nad) Cicero) mußte fie ergriffen haben, 
wenn jie auf Leben und Tod fih zum Staat, zu einer Entwidelung und Bertheidigung frei ver: 
einten und feinen Gefegen mit Freiheit fi unterorbneten. Es mag nun ber Keim diefer Idee, 
ebe jie allen bewußt wurde, ehe fie ſelbſt lebendig im Leben hervortrat, fich entwidelt haben in 
dem Geifte eined großen Führers, eined Moſes, Solon oder Romulus, eines Alfred oder Venn 
oder Branflin, oder aud) in ver Gemeinſchaft hebräifcher, griehifcher, lateinifher und britifcher 
Goloniften und Flüchtlinge, fie mag begründet fein in ihrer gemeinfhaftlihen Abftammung und 
Ajlimilation, in ihren gemeinfchaftlihen Kämpfen, Beftrebungen und Opfern: jevenfalld würde 
ohne ſolche natürliche und fittlihe Ginigungstriebe, es würde bloße Vertragswillkür und die 
bloße äußere Staatöform ebenfo wenig einen wahren Staat begründen, ald auch nur dieſe Form 
ohne fie entitehen würde. Ihre Höhere, ihre unfterblich fortwirkende, auch die no ungeborenen 
Bürger ergreifende Kraft, welde, in die freie Anerkennung, in den freien Willen aufgenommen, 
die Lebenskraft des Staats bildet, kann nicht abgeleugnet werden, ebenjo wenig als die Form 
freier Anerkennung und Verwirklichung (II u. IV). 

Durch beider innerlihe Harmonie durhdringen und verbinden ſich Vielheit und Ein: 
heit, Freiheit und Gewalt innerlid und harmoniſch miteinander zum wahren Staat, wie 
Gicero es ausſpricht (Multitudo concordia civitas facta erat, Rep. l, 25), und diefer Staat, 
diefe Bürgereinheit ift num wirflih, wie er ven Staat definirt: multitudo juris consensu et 
utilitatis communione sociata. Dieſer Staat ift jegt nicht ein durch blos äußern medhanifchen 
Zwang verbundener Haufe von vielen, von welden die einzelnen, Freien etwa äußerlich gegen: 
überftänden einer ihnen fremden Regierung und Gewalt, die ihnen für Außerliches Außerliches, 
für Dienfte Schug gäbe, nein, er ift, wie e8 ausdrücklich ſtets auch die römischen Juriften mit den 
Stoifern ausſprachen, zugleich ein einziger großer Menſch (homo, persona, corpus, f. „Sy: 
ſtem“, 1, 48), in welchem die Einheit und Breiheit die Bürger und die Regierung zugleich inner: 
lich verbinden und in Wechſelwirkung fegen; und fo ift er das lebendige und freie Gemeinweſen 
(res publica, res populica). 

VI. Fortfegung. 3) Der Staatszweck. Derfelbe ift, wie fhon oben Bd.l, S. XLVIH 
erwiefen wurbe, nothwendig der vorhin unter III angegebene umfaffende. Nur durch ihn ift 
(nad) II) die Vermittelung und Bereinigung der Freiheit der Bürger und der Einheit des 
Staats möglih. Die Bürger bedürfen für ihre Beftimmung das hülfreihe Zufammenmwirfen, 
den allumfafjenden Zwed. Gr ift durd die hiſtoriſche Betrachtung aller gefitteten Völker beftä- 
tigt in ihrer Anerkennung der Freiheit und des Geſammtwohls als Zwed ihres Staats. Gr 
liegt zugleich mit logiſcher Nothwendigkeit in dev Abficht der Glieder, welche ja mit ihrer eigenen 
Selbftändigfeit und höchſten Beftimmung, falls viefelben nicht im Staatszweck enthalten wären, 
dadurd in unauflösbaren logifhen Widerfpruch kämen, daß fie eine fouveräne Gewalt des 
Staats über Leben und Tod, eine Abhängigkeit ber Jugend: und Bolkserziehung und ded Lebens: 
ſchickſals der Ihrigen von feinen Gefegen und Einrichtungen und die fittlihe und Rechtspflicht 
der Aufopferung für fie, für das Vaterland, anerkennen. Dies alles wäre ja alsdann einer: 
jeit8 ein beftändiges Aufgeben jener ihrer eigenen Selbftändigfeit und höchſten Beflimmung 
und Pflicht, es wäre zugleih au eine Hingabe des Zwecks für dad Mittel, wenn der Staat, 
dem fie doch alled unterorbnen und opfern, ein bloßes Mittel nur für einen untergeorbneten 
Zweck, etwa für die äußere Sicherheit, wäre. Wenn aber nad III Erhaltung des Rechts oder 
der rechtlichen Freiheit eriter Zwef, Grundbedingung und Grundform aller Staatöthätigfeit 
für das Geſammtwohl ift und legtered nur durdy die Geſammtbeſtimmung erreicht werben joll, 
fo bejeitigt diefes niedrigen Eudämonismus und Materialidmud, wie auch die deöpotifche, 
väterlihe und vormundſchaftliche Beglückungsgewalt und verlangt unter gerechtem Staatsgeſetz 
und freier Staatdermunterung und Staatshülfe die freie Thätigkeit ver Privaten, der Kirchen, 
Gemeinden und Bereine aller Art. Der im Staatszweck enthaltene Rechtsſchutz unterſcheidet 
zugleich den Staatszweck von dem Zweck aller andern Vereine und bewahrt feine rechtliche 
Natur, melde auch durch Nr. VII beftätigt wird. 

VI. Bortfegung. 4) Der Gefammtmwille. Der wahre Geſammtwille eines Volks ift 
ein organiſcher. Gr vereinigt das lebendige höchſte Bereinigungsprincip oder Grundgeſetz des 
Volks und Staats (IV, a) und den organiſirten Willen ver Bürger (IV, b) und ſoll ven Be: 
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fhlüffen der Regierung zu Grundeliegen. Ohne alle organifirenden Grundlagen grundgejeglicher 
freier Frievdens- und Hülfsvereinigung und ohne Achtung ihrer Grundbedingungen ift ver Wille 
einzelner und jelbft der Mehrheit nur Einzelwille, nit Gefammtwille, während die dieſen 
Grundlagen entſprechende Stimmenmehrheit, ald zum voraus anerfanntes jiherfted Entſchei— 
dungdmittel über den Bereinswillen als jolher, ald Gefammtwille gilt. &8 ift ver doppelte 
Fehler der Rouſſeau'ſchen jafobinifhen Theorie, daß fie fürd erfte ven Mehrheitswillen vieler 
Einzelnen ohne ſolche Organiſation derielben zum Geſammtwillen ftempelt, und fürd zweite, 
daß fie jhranfenloje, fein Recht und feine Verfaſſungsgrundbedingung achtende Beſchlüſſe ver 
BVolfsverfammlung als rechtsgültig erklärt. Der rechtliche Geſammtwille ift alfo weit ent— 
fernt von bodenlofer Willfür oder aud von einem bloßen Aggregat von Einzelwillen. Gegen 
diefe legtere Anſicht bildet diejenige Rechtswiſſenſchaft, Die noch heute die erfte der Welt ift, die 
römifche, dadurch den jhärfiten Gegenſatz, daß fie ftetd mit Entjhiedenheit einen grundvertrag®: 

oder verfaffungswidrigen Beſchluß aller römischen Bürger ald rechtsungültig, als feinen Geſammt⸗ 
willen und ald ungültig erflärte. (S. Bd. VII, ©. 109; Bb.Xll, S. 140.) Sie fordert alfo ent= 
ſchieden einen vernunftrechtlichen Geſammtwillen. Und doch ift fie zugleich, fowie von all uniern 
modernen Einfeitigfeiten, fo auch von der abgefhmadteu Theorie unjerer deutfchen Schulweis: 
heit entfernt, welde den Gejammtwillen entweder für überflüffig für den Staat hält oder, im 
Widerſpruch ſchon mit feinem Wortfinn, wirkliche hiſtoriſche Ginwilligung des Volks ald un: 

nöthig für ihn erklärt. Man thut beides, mie ed ſcheint, damit entweder der philoſophiſche 
Hochmuth feine einfeitige fubjective Anficht oder der Regierungshochmutb feine Herrfherwillfür 
an die Stelle des Geſammtwillens fegen und aud da durchführen Eönne, wo fie dem wirklichen 
Gefammtwillen ver Nation feindlich entgegenftehen. Jene claſſiſche Jurisprudenz aber gründete 

vielmehr ihre ganze Rechts- und Staatötheorie auf einen hiſtoriſch wirklichen Geſammtwillen, 

consenus omnium oder populi. Aber derjelbe berubte in ihr auf der ſittlichen Vernunft der 

Nation und wurde als ſolche objectiv erfennbar gemadt, wurde hiſtoriſch wirklich durch ihre 

heiligen Grundverträge und Grundgefege und durch die denjelben nicht widerſprechenden Be: 

fhlüffe ver grundvertragd= oder vertragsmäßigen, vom Volk frei anerfannten Behörden und 
vor allem auch durch die Abftimmung ver Bürger in ihren Verſammlungen. Dabei nennen fie 

denn joldegrundvertragsmäpige aufdem Sleihheitsprincip beruhende Stimmenmehrheit mit 
Recht ſtet s consensus omnium®), und diefe ift ganz abfolut wefentlich füralle Gefege. (S. oben 
Bd. XII, ©. 334.) Daß aber ein gejittetes Volk bei feinen unter heiligen Eiden gelobten Grund: 

verträgen über feine heiligften und theuerften Angelegenheiten von fittlich vernünftigem Willen 

ausgehe und ebenfo ein diefen Grundverträgen nicht erfennbar widerſprechender Beihluß der 

grundvertragdmäßigen Bolksorgane, dieſes ift eine natürliche auf dem Fundament aller Freiheit 

und gefitteten Gefellfhaft, auf Treu und Glauben berubende juriſtiſche Vorausnahme (Trä: 

jumtion). Diefe Annahme liegt ebenſo nothwendig in der Natur des freien Vereins freier 

jittliher Perfonen wie die, daß vie fo objectiv gewordene fittliche Vernunft des Volks, nicht aber 

individuelle Speculation als das praftifche Geſetz für fie erfcheine. 

Die allgemeine Bolköverfammlung und ihre Abftimmung ift übrigens nur ein natürliches, 
indeß gewiß nicht allgemein das zweckmäßigſte Mittel, um den Geſammtwillen zu erkennen und 
audzufprehen. Jedes andere Organ, und indbefondere auch die Regierung, welches die Gon- 
ftitution rechtsgültig dazu bevollmädtigte, hat nach und innerhalb diefer Vollmacht ebenfalls 
den Geſammtwillen des Volks und Staats geltend zu machen. 

vul. Bortfegung. 5) Die Perſönlichkeit. Der Staat ift eine moraliſche, eine für 
die Berwirkflihung feines Endzwecks und feines Gefammtwillens mit jelbftändiger Willendfraft 
handelnde Berfönlichkeit. Seine Eonftitution bevollmächtigt befondere Organe, insbeſondere 
auch die Regierung, diefe moralifche Perſönlichkeit der Vollmacht gemäß zu vertreten und den 
Gejammtwillen des Staatd zu verwirflihen. Es kommt bier alles auf die Konftitution an, 
welchen phyſiſchen und moralifhen Perſonen und in melden Grenzen dieje Vollmacht zuer: 
fannt wird. 

Allgemein gewiß ift nur das, daß, wenn aud ein Fürſt die Vollmacht erhält und fogar für 


5) Der Wille blos des Bolfe oder feiner Vertreter ift aber da, wo nach der Regierungseinrichtung 
zu feiner Gultigfeit noch Zuftimmung der Regierung oder eines Regierungsbeftanbtheile nötbig ift, um 
einen verfaffungsmäßigen Gefammtwillen bes ganzen Staats zu bilden, noch nicht Geſammtwille. 
Diefer Bolfswille hat diejenigen Rechte, die ihm die Verfaffung einräumt. Aber weit entfernt, daß 
er eine vollsſouveraͤne Staatsallmacht bildet, ift er nicht einmal Wille oder Befammtwille des Ganzen. 


Staat 511 


ſich allein die Regierung bildet, auch er ald Regierung nur eine moralifche Berjon je nach feiner 
verfaffungsmäßigen Gewalt und für dieſelbe bildet, ganz verſchieden von feiner phyſiſchen Per: 
ſönlichkeit und ihren Verhältniffen. 

Ebenfo wenig fließt er au, wenn jelbft der Inbegriff der Regierungsrechte ihm über- 
tragen wäre, und wenn er auch, wie gewöhnlid, nad außen, jolange er gültig befteht, den 
Gefammtmwillen des Staatd allein repräjentirt, andere Organe zu einer theilweifen Bertretung 
des Gefammtwillens aus und niemals die Geltendmachung der moraliſchen Verjönlichkeit ver 
Negierten gegenüber der Regierung. (S. oben IVb.) Sobald ein Volf nur einmal in einer 
Friedens: und ftaatlihen Hülfsvereinigung, wenn aud noch unvollfommen, organiſirt iſt, macht 
ed pflicht- und rechtmäßig und nah der Geſchichte aller freien Völker dieſes Recht und, fobald 
etwa die rechtliche Regierung wegfällt, auch die moralifche Perſönlichkeit des Staats nad) außen 
fowie die nöthige Regierungsgewalt im Innern geltend. Entgegengejegte Schwinveleien des 
Fürftenübermuths und jened immer noch häufigen Gögendienftes für venfelben, welche das Wolf 
zur Sache und willenlojen Heerde herabwürbigen, bedürfen dem heutigen Bürger: und Volke: 
bewußtfein gegenüber feiner Widerlegung. (S. Net.) 

IX. Fortfegung. 6) Die Soupveränetät. Die richtige Grundanſicht vom Staate 
fchlichtet audy den großen Streit über die Souveränetät. Es fragt ih: 1) Was ifl die Souve- 
‚ vänetät? 2) Wem fleht jie zu? In den Begriff ver Souveränetät haben viele ven Begriff einer 

unbeſchränkten Gewalt legen wollen. Dieſes läßt jih aber weder nach dem Wortbegriff noch 
nad dem Recht behaupten. Seinem Begriff nach bezeichnet das Wort Souveränetät (von dem 
lateiniſchen supremus, dem italieniſchen soprano und dem franzoͤſiſchen souverainete gebildet, 
aljo ein Baftarbwort aus drei Sprachen) nur dad Oberfte in feiner Art. So heißt noch heute 
ein Gericht der erften Inftanz in Sranfreid une cour souveraine, ohne daß dabei an Un: 
umfchränftheit zu venfen wäre. Auch bei der Übertragung des Woris auf Staats⸗ und völker⸗ 
rechtliche Verhältniffe blieb nur die Grundbedeutung. Vorzüglich im Gegenſatz zur Lehns— 
abhängigfeit wurde früher gewöhnlich in der diplomatiihen Sprache ein Staat fouverän 
genannt, wenn er feinen Lehnsherrn anerkennen mußte. So hieß die Acte, welche das Herzog: 
thum Schleöwig von dem Lehnsbande gegen Dänemark befreite, Souveränetätdarte, und Schles: 
wig nun ein fouveräned Herzogthum, obgleich es nur ald mit Holftein unirt und nad) einer 
freien ſtändiſchen Berfafjung von ven Königen von Dänemark regiert werden durfte. Der Pre: 
burger Friede von 1805 nannte die Könige von Baiern und Würtemberg wegen aufgehobener 
Lehnsbarkeit ihrer Regierungsgemwalt fouverän, obgleich die landftändifchen und reichsſtändiſchen 
Berfaffungdverhältniffe unverändert blieben. In das Recht und auf die Staatöverhältnifie 
übertragen, kann ebenfalld das Wort Souveränetät nur etwas rechtlich Bedingtes und Begrenztes 
bezeichnen. Nur deöpotijche Rechte jind grenzenlos und unbedingt, ſoweit die phyſiſche Macht 
reiht. Es ift alfo Souveränetät — oder viel beffer: die ftaatliche Selbitändigfeit und Hoheit — 
eine oberite Stellung in ftaatdrechtlihen Beziehungen, verbunden mit den in der Natur ber bes 
flimmten Rechtöverbältniffe begründeten Rechten. 

Nun aber gibt es folgende Hauptverhältniffe des Staats, in Beziehung auf melde von einer 
Spuveränetät gewöhnlich die Rede ift. 

A. Das Verhältniß des Staats nach außen. Hier bezeichnet Die Souveränetät ded Staats 
die völferrechtlihe Selbftändigfeit und Unabhängigkeit ded ganzen Staats. Die Frage, wem 
diefe zufteht, kann vernünftigermweiie die Regierung und die Nation nicht in Gegenfag bringen. 
Dieje Souveränetät ſteht beiden gemeinſchaftlich zu. Keine von beiden hat ein Intereffe, vie 
andere auszuschließen. Die Regierung aber hat fie, jolange ſie befteht, zu repräfentiren und zu 
fügen. Ohne jie wäre der Verein kein Staat. 

B. In den innern Staatöverhältniffen gibt ed 1) Souveränetät in Beziehung auf das 
Berfaffungsgeieg ald die höchſte Gewalt, über daffelbe zu beitimmen. In gewiffer Weife fteht 
dieſe höchſte Gewalt nad) dem Obigen (IV, a) Gott oder ber fittlichen Vernunft zu, von welder 
das jittlih vernünftige Grundprincip der Vereinigung ausgeht. Infofern aber dabei bie freie 
Anerkennung der Geſellſchaft hinzukommen muß, verfteht es fih von felbft, daß diefe Souve: 
ränetät ebenfalld wieder der ganzen Gefellfhaft ohne Trennung ber Nation und der Regierung, 
der wahren öffentlichen Meinung ver ganzen Nation, zufteht. 

2) Die Souveränetät oder höchſte Gewalt über die Gonftitution ober über die Or: 
ganifation des Volkskörpers und über die Organifation der Regierung. 
Beide Gemwalten zufammengenommen nennt man aud wol die Gonftitutiond= oder die Ber: 
faffungdgewalt im weitern Sinne. Sie fteht ebenfalld dem Volk und der Regierung, bie ſich in 


512 Staat 


gemeinfhaftlihen Grundverträgen darüber zu einigen haben, gemeinjhaftlih zu. Wollte man 
fie dem Volk allein zuſprechen, jo hätte man die fouveräne Regierung vernichtet. Denn eine 
Regierung, die jih müßte gefallen laffen, daß ihre ganze Stellung, all ihre Rechte jeden Augen- 
blic beliebig ohne ihre Mitwirkung aufgehoben und geändert werden könnten, wäre gar feine 
wahre, jelbftändige und fouveräne Regierung, fondern nur ein blos abhängiger Diener. Sie 
kann morgen zum Staatdofenheizer ernannt werden. Auch muß die Regierung, ald Organ der 
Staatdeinheit, der Natur der Sache nach mit dem Organ ded Volks und der Volksfreiheit zu 
den bier in Sprade flehenden, das Rechtsverhältniß beider betreffenden Änderungen friedlich 
und ſelbſtändig, alſo vertragsmäßig zuſammenwirken. Das hat z. B. auch in England nie 
jemand bezweifelt. Hätte dagegen die Regierung ein Recht, einſeitig und willkürlich die Volks— 
conſtitution und die Regierungsrechte zu ändern, ſo wäre das Volk rechtlos und Eigenthum 
eines Despoten. Aller Vertrag und Conſens wäre aufgehoben. 

3) Die Souveränetät ver Regierung endlich iſt die höchſte Gewalt, nach den Beſtim— 
mungen des Verfaſſungsgeſetzes, der Volksconſtitution und der Regierungsorganiſation die Re— 
gierung, die Rechtsvollziehung und Staatsverwaltuug auszuüben. Über ihre rechtliche Zuftän: 
digfeit ift im allgemeinen auch fein vernünftiger Streit möglid. Denn diefe Zuftändigfeit hängt 
lepiglich von dem pofitiven Recht, von der befondern wirklihen Organifation jedes beftimmten 
Staatd ab, worüber ih im allgemeinen nur politifhe Grundſätze aufitellen laffen. 

Kann ed aljo etwas Thörichtered geben, als Fürſt und Volf jhon in allgemeinen und unab: 
hängig von etwaiger Auslegung befonberer pofitiver Gejege durch einen Streit über die Zuftän- 
digkeit der Souveränetät in Gegenſatz und Feindſchaft zu fegen? Es können dabei nur die durch 
die bisherige Darftellung über die weſentliche Natur des Staats, feines Grundgeſetzes, ber Gon- 
- ftitution und der Regierung befeitigten Borftellungen von einer despotifchen und göttlichen un— 
beſchränkten fürftlihen Allgewalt oder einer rohen unftaatlihen anarchiſchen Volfsfouveränetät 
zu Grunde liegen. 

Die Regierungdgewalten jind Feine abfoluten oder unbejhränften, und die Gonftitution 
kann auch noch andere Organe als jelbftändige, innerhalb ihrer bevollmädhtigten Rechtsausübung 
in höchſter Inftanz handelnde Organe und öffentliche Verſönlichkeiten hinftellen ; fo die Schwur— 
gerichte und andere höchſten Gerichte, jo alle Staatsbürger mit ihren conftitutionellen Rechten 
der 'Betition, der Vereine, der Preffe, der Wahlen, wodurd fie für die Staatöverhältniffe und 
die Regierung mitwirfen. Auch ohne als öffentlihe Perfönlichkeiten conftituirt zu fein, wirken 
die Bürger und ihre Vereine aller Art mit garantirter rechtlicher Freiheit oder autonom (als 
Domini) wefentlid mit für die Staats- und Negierungsaufgaben, für den Wohlftand und die 
ganze Gultur. Die Römer jagten: „„Majores nostri in quocunque civium summum esse 
voluerunt.“ Diefes gilt nicht blos von ihrer fouveränen Teilnahme an der Gefeggebung, in 
ber fpäteften Zeit fogar noch durch Gewohnheitsrecht (L. 32, de legib.) und an den regierenden 
Gomitien, fondern auch in Beziehung auf ihre fonftigen Öffentlichen Bürgerrechte, wienamentlidh 
die der Vertheinigung von Redt und Verfaffung durch Ausübung der rechtlichen Wiberftands- 
und Nothwehrrechte, auch gegen Verlegung durd öffentliche Gewalt. Auch die legtern aner: 
fannte ebenfalls ftetE das gemeine Recht von Deutfhland. (S. Notbwehr). Nur abjolu: 
tiftifche und fervile Doctrin verfümmerte oder verleugnete dieſelbe, während die engliſchen 
Juriften, wie Bladftone, das volle active und paſſive Widerſtandsrecht aller Bürger gegen 
Berfaffungdserlegungen mit Stolz als die Bürgſchaft englifcher Freiheit und Berfaffung preifen. 
Die Römer aber bezeichneten es noch ald den legten Ausfluß des fouveränen Bürgerthums, daß 
der Bürger neben allen übrigen Breiheitsrechten, wenn jie ihm nicht genügten, um feine Frei: 
heit mit dem vaterländifhen Rechtszuſtand zu vereinigen, ſtets dad Recht befaß, mit jeinem 
ganzen Vermögen auszumandern (sui quemque juris et relinendi et dimittendi esse 
dominum). (S. Redt.) 

Alles diefed veranſchaulicht die Verkehrtheit ber Herüberziehung des ſchlechten Fremdworts 
Souveränetät, vollends aber die Verfehrtheit der Verbindung der falfhen Begriffe von Unbe— 
ſchränktheit und von ber Zerftörung jeder andern jelbftändigen, alfo in ihrer Sphäre und Grenze 
ebenfalls Höhften Gewalt im freien Staat durch eine moderne fervile Staatölehre, welche vor 
allem die Fürftengewalt zu einer alles Recht aufzehrenden Molochsgewalt erniedrigt. Stellt es 
diejelbe ja doc) bis zum heutigen Tage — zum Spott wenigftens jedes freien Engländerd — ale 
ein mejentlihes Merkmal fürftliher Gewalt auf, daß fie eine abjolut unwiderſtehliche Macht 
haben müffe. Sogar die naturphiloſophiſche Vermifhung des Staats mit einem bloß phyſiſchen 
Organismus entfhuldigt ſolche Verkehrtheit nicht. Denn auch inihm hat ja fein einzelnes Organ 


Staat 513 


ſolche brutale vernichtende Gewalt. Im freien jittlihen Staatöverein ſoll zwar der fittlich recht: 
liche Wille über allen ftehen. Aber er hat ebenfalls nicht ausjgließli feinen Sig in einem 
einzelnen Organ. Überall begegnen wir noch myſtiſchen und dunfeln Borftellungen vom 
Staat. Die fhäplihften Irrthümer entftehen namentlich auch dadurch, daß man dad Grund: 
geſetz (ſ. oben IV, a), dieſe höchſte, aber unperfünliche Staatäfraft in einefouveräne Perſönlichkeit 
verwandelt. Mit ihr vermiſcht man denn bald die Regierung und legt ihr abfolutiftifch eine 
abfolute, untheilbare und ungemiſchte Gewalt bei, erweift auch myſtiſch die göttliche Natur 
und Entitehung des Örundgefeged. Oder man verwechſelt dieſe nicht eriftirende Perfönlichkeit 
mit der conftitwirten Perfönlichkeit des ganzen Staats, aljo des Volks und feiner Regierung, 
fegt ihr aber alsdann abfolut fouveräne Zwecke und Rechte felbft gegen das Volk und ven Bürger 
blos für die Staatsidee bei. Diefe ftehen angebli über den Zweden und Rechten der Bürger 
und ihrer Gemeinſchaft, fallen natürlich der Regierung zu und verzehren mit Molochsgewalt die 
wahren Rechte. Alle Staatszwecke und Rechte aber gehören allen Bürgern und ihrer Gemein- 
haft an. Dieſe jelbft wollen und follen freilich durch ihre befondere (griechifche, römiſche) Ge— 
ftalt ihres Vereins der menfhlihen Gultur nügen; dieſe Idee aber und das Grundgefeg bilden 
fein beſonderes berechtigtes Organ, gerade ebenfo wenig ald in vem phyfifchen Organismus vie 
allgemeine höchſte Lebenskraft ein befondered gegen die übrigen Organe gewaltthätiges Organ 
bildet. Der Staat entfteht und befteht nur durch die Bürger, ihre Rechte und Zwecke und für 
fie, nicht zu deren Beeinträhtigung für anderweitige und eigene. 

X. Bortfegung 7) Organiſches Wadhfen und Verändern, Entwides 
lungsperioden und dadurd entflebende Verſchiedenheiten der Staaten. 
Die in der Überſchrift bezeichneten Momente find Folgen des wirklichen organiſchen Lebens ver 
Staaten. Ohne diejelben gründlicher aufzufaffen, ift dad richtige Hiftorifche und praftifhe Er- 
faflen des Staatölebend und feiner reihen Erfcheinungen unmöglich. 

Bei allem, mas wir in Raum und Zeit werden, leben und ſich entwideln jehen, bei Pflanze, 
Thier und Menſch, im Leben des einzelnen ſowie im Leben ver Völker und Bölferfoftene, finden 
wir erfahrungsmäßig nahweisbar, außer einer Periode der Ur- oder Vorgefhichte von der 
Vorbereitung, den Grundlagen und Quellen des neu entftehenden individuellen Lebens die 
Perioden: a) des Anfangend, des Aufffimend; b) des Aufſchwungs zur 
höhern Entwidelung oder Blüte; c) der Reife; d) des Zurüdfinfeng, 
des Verwelkens, Erflarrens, Abfterbend.®) 

Doch hiermit, vollends mit den noch relativern, ſchwankendern Bezeihnungen: Jugend 
und Alter, Natur: und Eulturftand der Völker u. ſ. w., blos nad) einzelnen Erſcheinungen und 
Richtungen, z. B. von innen nach außen, oder auf das Ideale, Reale u, f. w., oder endlich nad) 
einzelnen Xebensverhältniffen, 3. B. ver Beichäftigung, ift an fi no wenig gewonnen. Weder 
als nothwendig noch als erihöpfend nachgewieſen, ohne beſtimmte fruchtbare Auffhlüffe, und 
jubjectiven Anſichten überlaffen bleibt vielmehr hier alles, folange nicht einestheild die mög- 
lihen allgemeinften Grundverfchiedenheiten des menihlihen Lebens, der Geftaltung und 
Offenbarung feiner Ideen, die wejentlihen, charafteriftiihen Grundgefege, Principien und 
Grundverhältniffe, und anderntheild das regelmäßige Zufamentreffen jener Perioden mit ihnen 
nachgewieſen und genetifch entwickelt find. 

Die möglihen allgemeinften Grundverfhiedenheiten menjhlicher Lebensgefege und Ver— 
hältniffe aber ergeben fi durch folgende Betrachtung: Alle Thätigfeit des nothwendig harmo- 
nifhen Lebens und lebendigen Univerſums wird durch höhere oder niedere Triebe, die innern 
bewegenden Lebendfräfte, und nad höhern oder nievern Gejegen, eben jenen harmoniſchen 
Lebensbanden oder Lebensrihtungen, beftimmt. Geſetz ift die aus der lebendigen Beziehung 
zweier Kräfte für bie ſchwächere entftehende Nöthigung oder Beftimmung. Grundprincip, 
Lebenskraft oder Lebenstrieb, Motiv für das Gejeg ift: die innere Beſchaffenheit ver Natur 
der ſchwächern Kraft, vermitteld deren fie in lebendiger Beziehung zu der ftärfern Kraft ftebt, 
aljo für ihre Einwirkung empfänglih und zu der durch jie beftimmten Thätigfeit geneigt ift. 
So ift z. B. bei dem Gefeg der Schwere die Anziehungskraft im Stein, vermöge der er durch 
die flärfere Anziehungskraft der Erde zu ihr hinbeftimmt wird, das Princip; bei dem göttlichen 


6) Da die Alten bei dem Staat, als einheitlichen, lebendigem Ganzen, und auch wegen der Allge- 
meinheit diefes Entwicelungsgefeges in der Zeit ähnlich periodifiren, ift befannt. Cic. de finib., V, 14; 
Plin. h. n., III, 5; Flor. prooem. und Amm. Marcell., XIV, 14. Bgl. auch L. 40, de peculio. 
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Willendgefeg das lebendig gewordene Göttliche in dem Menihen. Bon dem Dajein und der 
ungeftörten Wirfjamfeit, von der Borherrihaft des Princips eines Gefeges in der Natur des 
Weſens, für welches das Gejeg gelten foll, hängt alle Erfüllung des Gefegei ab. Ohne fie ift 
feine Erfüllung zu hoffen und das Gejeß ein leerer Schall. Mit ihr ift fie gewiß, denn „über 
alle Gelege fliegt die Natur“. 7) Verſchiedene Grundgejege für das Willfürvermögen des Men: 
ichen und fein bewußtes willfürliches Handeln aber kann e8 nur fo viele geben, als es verſchiedene 
Grundfräfte und lebendige, beftimmende Beziehungen verjelben für fein Willfürvermögen gibt. 
Solde find aber für das willkürlich handelnde Ih nur die beiden andern Pebenselemente, pas 
Sörtliche und Sinnliche. Als ichheitliches, nothwendig nah Harmonie ftrebendes, intellectuelles 
Weſen muß der Menſch bei ver unvermeidlihen Golliiion der aus diefen beiden Hauptbeziehun: 

gen entftebenden jinnlichen oder fittlihen Beftimmungen oder Gejege die Harmonie feiner Ge— 

finnungen und Beftrebungen zu erhalten ſuchen durch möglichſte Unterordnung, entweder: 

Des Böttlihen unter das Sinnlihe, oder des Sinnliden unter Das 
Göttliche. Ein drittes gibt ed nicht. „Wer nicht für mich ift, der it wider mich!“ „Man 
fann nicht zweien Herren dienen; man wird den einen lieben, den andern haſſen, dem einen 
anhangen, den andern meiden.” „Wo des Menihen Schag ift, da ift auch fein Herz!” fo ſagt 
die tieffte und wahrfte Grjeggebung. 

Das Göttliche aber kann num wieder aufgefapt werden, es fann in Beziehung zu dem Will— 
fürvermögen treten und dadurch geſetzlich beftimmend für daffelbe werden: entweder 

1) in finnlider Form, als blind geglaubtes, fortvauernd äußerlid geoffen- 
bartes, zunächſt vermitteld der Vorberrihaft des Gemüths, des überwiegend äußerlich oder jinn- 
lich beftinnmten höhern Gefühle: und Phantafievermögend und vermittels eines hierauf gegrün- 
deten blinden Glaubens an die fortdauernde Außerliche Erſcheinung des Göttlichen und an Die 
dadurd nothwendige Miſchung und Verſchmelzung deffelben mit Sinnlihem; oder 

2) in geiftiger Korn, als mit der eigenen innern Bernunft erfanntee 
und beftätigtes Göttliches, zunächſt vermitteld der Vorberrihaft der Vernunft, dee 
durch den felbftändigen Verftand geleiteten höhern Auffaffungsvermögens und vermitteld freier, 
verftändiger, auf das eigene Innere zurückgehender, reflectirender und prüfender Auffaſſung des 
Göttlichen in feiner reinen Geiſtigkeit und in ſeiner Sonderung wie in feinem rechten, harmoniſch 
geordneten Verhältniß zu dem Sinnlichen und Ichheitlichen. 

Auch bieraber führt bei dem unvermeidlihen Widerftreit joldhes blinden Glaubens und fol: 
er verſtändig reflectirenden und prüfenden vernünftigen Auffaffung das Streben nach Harmonie 
nothiwendig zu einem Streben nad) VBorherrihaft einer dieſer beiden Auffaffungen und ihrer 
durch fie beſtimmten Grundgefege. 

So gibt ed denn nur diefe drei Örundgejege und Grundprincipien, welche das intellectuelle 
Menichenleben beſtimmen, welche in einer beftimmten Periode vermitteld jenes flärfften Yebens: 
triebs nad) Harmonie die Borberrichaft (keineswegs die Alleinherrihaft) behaupten und erftreben 
müſſen, auf welde, ald ihre Duelle, auch noch abgefeben von aller Vorherrſchaft des einen, in 
einer beftimmten Periode jedenfalls alle einzelnen Lebenserfheinungen zu ihrem richtigen Ver— 
ſtändniß zurücgeführt werden müffen: nämlich 1) das finnliche, egoiftifche, 2) das blinde Glau— 
bend: oder theofratifche, 3) das Bernunftgefeg und Princip. 

Auch im lebendigen, einheitlihen Staat und Staatenſyſtem aber, wenigſtens in ber ihr 
Sein beftimmenden thätigen Mehrheit ihrer Glieder, muß die Vorherrfhaft eines diefer Gefegr 
ih nachweiſen laffen; denn auch fie find ja lebendig und ftreben unvermeidlich nach Harmonie, 
beftehen nur mit ihr fowie zugleich nur durch das höchſte Lebenägefeg ihrer Glieder und für den 
Zweck ver Berwirflihung deſſelben; afjimiliren aber, einmal entftanden, aud wieder ihre 
Glieder und deren Richtung jih und ihrem Grundverbältnig. Jeder zufammengefegte Orga: 
nismus wiederholt und fpiegelt im großen ab das Grundgefeg feiner Glieder, ſodaß aud darum 
der Menih, wenn nit Map und Grundtypus ver Schöpfung, doc licher ver Menſchheit und 
mindeftend des lebendigen Menfchenvereins ift. 


— — 


7) Tv wiuwv zparmoasa 9 Avspwreix ovors. Thuc., III, 84. Montesquieu, der zum größten 
Nachtheil feines Werks die Staaten nicht auf die Febensgrundgefege zurückführt, ſpricht, IL, 1, nur 
von PBrincipien, nicht der Staatsverfafiungen , fondern nur der Regierungsformen, weldye aus Yerbex: 
ichaften beftehen follen. S. Avertissement de l’auteur. #ilangieri, 1, 12, will allen Staaten bie 
Apr zur Gewalt zum Princip geben. Andere befimmern um diefen wichtigften Gegeaftand 
fich gar nicht. 
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So und nur fo ergibt fich eine erihöpfende Eintheilung der wejentlicften Grundverſchieden⸗ 
heiten der Staaten und ihrer Verfaffungen , eine folde, welche, gegründet auf die Grundver- 
fchiedenheit des ganzen Grundgefeged und Grundprineips der menſchllchen Rebensthätigkeit, nicht 
6108 für die politiihen Ginrihtungen entſcheidet, fondern überhaupt für das ganze geſchichtliche 
Leben, das, wie Gicero ſagte, der Staat bedingt und beflimmt, ſowie er zugleich felbft deſſen 
allgemeiner, lebendiger Ausdruck if. 

Es entfteht fo, und gewöhnlich) in der Periode ver Kindheit und des kindiſchen Greifen 
alterd dad despotiſche, im Jünglingsalter dad theofratifche, im Mannedalter dad ver: 
nunftrechtliche Geſellſchaftsverhältniß mit durchaus generifher Verſchiedenheit, melde zu: 
nächſt ſich beſonders abfpiegelt und ji wirffam und bedeutend erweift: 

A. In den Alteräftufen, mit welden fie verbunden find; 

. in ber Art der Entſtehung und Bildung des Rechts- und Gejellfchaftöverhältniffes ; 
. in dem Berfaffungsgefeg und Zweck der Geſellſchaft; 

. in dem Vrincip derjelben ſowie in Lohn und Strafe zu feiner Erhaltung; 

. in der durchs Grundgeſetz gewährten rechtlichen Freiheit ; 

F. in den widhtigften Lebendgrundverhältniffen, welche mit der Vorherrihaft des Grund: 
geſetzes und feined Princips wie unter ih in Wechſelwirkung ftehen, ſie fördern und von ihnen 
geförbert werden. Diefe aber find 1) die Lebensdernährung und Beichäftigung; 2) das Ge- 
ſchlechts- und Familienverhältniß; 3) Die Standedverhältniffe; 4) die Religion; 5) das Grund: 
verhältniß von Staat und Kirche; 6) die Regierungd = und Verwaltungsformen; 7) endlich die 
geiftige Gultur. 

Beftimmtere Charafterifirung der Hauptperioden, und zwar zunädft: 
Erfte Periode, Periode ded Anfangs oder der Kindheit: unterfte, jinnlide, 
fauftredtlihe oder despotiſche Eulturftufe; Geſetz, Recht und Staat der 
Despotie. A. Berbindung mit der Alterdftufe der Kindheit. Es iſt diefes die 
Zeit des Eintritts des erften (innern, allgemeinen, höhern) Xebensbeftandtheild in den zweiten 
(niedern, äußern, bejondern) und alfo des Vorwiegens des legtern. (Liber die drei Lebens— 
beftandtheife vgl. Bd. 1, S. XXX VII.) Noch nicht gereift ift nämlich die der möglichſten Offen- 
barung ded höhern Lebens und feiner Vorberrfchaft über die niedern Kräfte entſprechende Aus— 
bildung feiner Träger, Organe, Syfteme, feiner Kräfte und Wege. Denn nur allmählid und 
nur in allmählich fi Bildenden Organen erjcheint alles irdiſche Leben und das Höhere in ihm. 

.„ BürdasintellectuelleLeben des Menfchen ift dieſe Zeit der Kindheit: die Zeit des 
Uberwiegend der Sinnlichkeit oder der am meiften äußerlich beftimmbaren, ſelbſtſüchtigen und 
auf Befriedigung der eigenen niedern Bedürfniffe gerichteten finnlichen Triebe, des Überwiegend 
des Leiblihen, Materiellen, über das in dieſes Reibliche erft eintretende, erft allmählich in ihm 
erwachende und tauglihe Organe erhaltende Göttlihe. Diefe Vorherrſcchaft aber erzeugt 
für das gejelliharitlihe Leben der Völker in ihrer Kindheit finnliche, egoifti- 
ſche, auf finnliher Genußſucht oder Furcht, finnliher Trägheit oder Gewohnheit beruhende 
herrſchaft und Knechtſchaft, Fauſtrechtsgewalt und Despotie. So finden wir fie z. B., ſowie 
noch heute bei ven Völkern in der Kinpheit, Wildheit und Roheit in Auftralien, vielen Theilen 
von Aſien, Aftifa und Amerifa, jo aud am Anfang der ung befannten Weltgefhichte, bei jenen 
rohen Riefen und Gewaltigen in ver Mofaifhen Urkunde, bei jenem Jäger Nimrod und Affur, 
bei Ninus und der Semiramid und ihrer aldbald von urfprünglicher Stammes: und Horben: 
herrſchaft zu despotifhen Groberungsreihen gemwaltfam ausgedehnten Macht. Wir finden jie 
in den älteften Erinnerungen griechiſcher und römiſcher Vorzeit und den nur erft allmählich ge- 
milderten und befiegten Reften vespotifcher Ehe: , Altern:, Vormundſchafts-, Patronats- und 
Standeöverhältniffe, unorganiſcher Selbft- und Blutrache und Vermifhung des geiftlihen und 


myonanße 


8) Gewöhnlich, fagen wir, denn die Freiheit fann ja audy bei dem einzelnen Menfchen in Kind: 
heit, Jugend und Diannesalter indivinuelle Abweichungen von den gewöhnlichen Erfcheinungen hervor: 
bringen, wie vielmehr in den viel größern Kreifen des Staatslebens. Dies ift weſentlich für die Aufs 
faflung der hiflorifchen PVeriodifirung, und ebenfo weſentlich ift es, für die nicht durch diefe Perioden, 
fondern nad den Grundgeſetzen menfchlihen Handelns begründeten, despotifchen, theo— 
Eratifchen und vernunftrechtlichen Verhälmiſſe die Wahrheit feftzuhalten, daß im wirklichen Leben 
gewöhnlich unter ber Vorherrſchaft (nicht Alteinberrfchaft) des Einen Geſetzes Folgen der beiden ans 
dern als Refte einer frühern oder ale Keim einer fpätern Periode fich finden, welche aber nur ale folche 
erfannt und behandelt werden müffen. 
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weltlihen, des Privat: und öffentlichen Gejeßgebungs- und Richterrechts. Wir finden fie 
ebenfo bei dem Beginn des eigenthümlichen intellectuellen Lebens und Gulturfreifes unferer 
heutigen chriftlich = germanischen Völfer, welche wegen Gemeinfhaftlichkeit dev Grundelemente 
ihrer Cultur, gleichzeitigem geihichtlihen Anfang, fortvauernder Wechfelwirfung und Gemein: 
Schaft ver Hauptſchickſale ſowol für ihre innern Berbättniffe wie für ihr Völkerrecht im weſent— 
- lichen gemeinfhaftlihe Hauptperioden haben. Ihr intellectuelles Gulturleben als ſolches aber 
befteht, auch abgejehen von der phyſiſchen Vermiſchung mit ehemals römiſchen Unterthanen, 
durchaus nur in der Verſchmelzung elaſſiſch-alterthümlicher, orientalifh:chriftliher und germa= 
niſcher Elemente, ſodaß alfo für dieſes die Geſchichte des frühern rein und heidniſch-germaniſchen 
Lebens gerade fo nur einen Theil der Vorgeſchichte bildet wie die des claſſiſchen Alterthums und 
des Chriſtenthums. Oder gäbe es etwa ein größeres Recht, die Geſchichte 5. B. der heutigen 
Franzoſen mit Tacitus“ „Germania“ ald mit Romulus anzufangen? Ihr Anfang ift jene Ver: 
ihmelzung, ift zugleich alfo das Fauſtrecht, die rohe Feudalanarchie und Despotie, ſeit der Grün— 
dung der großen Reiche in ver Bölferwanderung bis zur theofratiichen Hievardie. Das große 
Räthſel aber, daß das rein heidniſch-germaniſche Yeben einen würdigern Charakter hatte, und 
diefer gerade zunächſt durch die zulegt freilich jegensreiche Aufnahme des Chriſtenthums und 
claſſiſch- alterthümlicher Eultur und Rechtsgrundſätze zerftört werden Eonnte, erklärt ſich leicht. 
Einestheils nämlid vereinigt jih das befondere Leben im ſtets neuen und höhern Kreiien 
des Volks, des Völkerſyſtems zu größern Lebensganzen mit denfelben nur größern grundgeſttz— 
lichen Xebensperioden. So kann denn das untergeordnete Leben des einzelnen (bier im Ver— 
hältniß zur europäifchen Menjchheit das rein heidniſch-germaniſche Leben) in Beziehung auf den 
fleinern Kreis ſeines bejondern Lebens jhon auf der dritten Stufe angelangt fein, wenn das 
Ganze in Beziehung auf feinen größern Kreid und feine höhere Natur nod auf der eriten ftebt. 
Sodann aber befteht die Seele aller höhern Eultur in einem Volk in feinen Religions: 
und Rechts-Ideen. Die beiden Hauptträger und Hauptorgane diefer Gultur, ja die einzigen 
beim Mangel jelbftändiger Wiffenfhaft und Kunft, jind feine Religions: und Rechtsverfaſſung. 
An fie ift gefnüpft die Heiligkeit aller Inftitute, Gefege, Sitten, überhaupt aller Bande, welde 
die niedern Kräfte bändigen und unter die Herrfchaft des Höhern feffeln. Wenn jie aljo zerftört 
werden, wie bei Aufnahme des Chriſtenthums und römifcher Eultur die altgermanifchen Re: 
ligiond: und Rechtsideen und «Einrichtungen, wo jegt die alten Götter zu bloßen Spufgeiftern 
herabfanfen, die Rechtsverfaſſung ſchon allein durch Einſchwärzung der Teitamente und jomit 
durch Zerftörung ded Familieneigenthums und Vereins zur toten Yarve wurde, alddann iſt ed 
wol, da die neuen Ideen nicht ſogleich hinlänglich Wurzel faffen und hinlängliche neue Organe 
jich jelbft bilden Fonnten, um alle Gefühle, Gedanken, Gefinnungen, Sitten, Gelege und Ein- 
richtungen des Volfölebens zu durchdringen und zu beherrſchen und fo dad Yeben zu bändigen, 
vollfommen natürlich, daß das intelleetuelle Neben des Volks als wieder auf neuen Anfang zu: 
rüdgeftellt ericheint und der Herrſchaft ver natürlichen, finnlihen und felbftiichen Triebe und 
Kräfte anheimfällt. Es ift gerade jo natürlich, ald ed natürlid ift, daß ein Greis, wenn 
jeine höhern Organe zerftört oder verbraudt find, wenn jein Gehirn, wie im Kindesalter, 
wieder ſchlaff und weich wird, wieder kindiſch und finnlih wird, Daß aber wirklich das 
Leben der Germanen in diejer Zeit der Sinnlichkeit anheimgefallen war, um ih davon zu 
überzeugen, dazu bedarf ed nur eines Blicks auf ihr Leben in der Fauſtrechtsperiode, z. B. 
auf dad der Franken von Chlodwig an. Überall jest im Innern wie nad außen, flatt der 
alten bewunderungswürdigen Treue, Sitte und Freiheitsliebe, ftatt der alten herrlichen Frei: 
heitseinrichtung und dem nationalen Schutzbündniß der einzelnen Volksſtämme für die Frei: 
heit, wie 3. B. unter Hermann und Marbod, zum Theil noch unter Theoderich, ein rohes 
Raub:, Eroberungs: und Gewaltſyſtem; Meineid und Sittenlojigfeit, despotiſche Herrſchaft 
und Knechtſchaft für die Geringern, Anarchie gegen vie ſelbſt gewaltſamen, aber ſchmählich 
mishandelten, zum Theil gemorbeten und entthronten Könige; eine ſolche ſinnliche Verderbniß 
und Verweihlihung, daß die kurz zuvor muthvollſten, freiheitsfräftigften Völker, die Oft: und 
Weſtgothen, die Vandalen, Burgunder, Alemannen und Yongobarden bei dem erften Angriff 
feindliher Eroberungsgewalt ſchmachvoll ihre Freiheit aufgeben, die fiegenden Franfen aber 
felbit jahrhundertelang die phyſiſch und moraliſch ſcheußlich entartete Merovingifhe Dynaftie 
und ihre Weiber: und Hofgeiinderegierung dulden! Gleiches Elend und gleiches Fauftrecht 
wird bei den nordiſchen Völkern erft Jahrhunderte jpäter, aber ebenfall® unmittelbar nach An- 
nahme des Ehriftenthums und füdeuropäifher Gultur herrſchend. 

Die despotiſche Willfürherrfhaft am Anfang des römischen Volkslebens übrigens, melde 
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nad allgemeiner Bolfserinnerung, die nirgends fiherer ift al in Beziehung auf frühere, wenig- 

ſtens in ihren Reften fo lange fortlebende Rechtszuſtände, alle römiſchen Schhriftfteller ausſpre— 

chen ?), au noch aufer der Sage von dem Hirten: und Räuberleben vor der Gründung der 

Stadt, bezeichnet ver Meifter tiefer biftorifch-pbilofophifcher Auffaffung des Menſchenlebens und 

feiner Geſetze, bezeichnet Tacituß, er, der, wie Joh. von Müller mit Lichtenberg fagt, alles reducirt, 

weil er alles durchſchaut, mit den Worten: „Nobis Romulus ut libitum imperitaverat.” Er 

bezeichnet fo in der merkwürdigen Stelle, wo er ausdrücklich erflärt, die Entwidelungsftufen 

des ganzen römifchen Rechts angeben zu wollen, in der That aber gerade die unjerigeaufftellt, vie - 
erfte Entwidelungsitufe. 70) 

B. Bildung der ſinnlichen, despotiſchen Geſellſchaftsverhältniſſe. Im der 
Kindheit ver Völker wie der Einzelnen werden in ihnen faſt nur die Forderungen der finnlichen 
Triebe und ded Egoismus laut. Ein Weſen, oft mehr durd Anlagen zu dem, was ed werben 
fann, als durd das, was es ift, von dem Thier unterjhieden, läßt er durch Bedürfniſſe und finn- 
liche Triebe, durd Trägheit und Noth den Blick blos an die Erde feifeln. Wenn aud zuweilen 
ein Strahl göttlichen Lichts in ihm aufflammt, fo ift er vorübergehend wie der Wetterftrahl in 
finfterer Nacht und fein Licht, ihn auf feinen Wegen zu leiten. 

Befriedigung finnliher Triebe und Neigungen, Gewohnheiten, Bebürfniffe ift jegt fein 
höchſtes Gefeg und Redt. 

Wie der Menſch aber jelbft von dem Geſetz der Sinnlichkeit und Selbftfucht beherrfcht wird, 
jo behandelt er nach diejem Grfeg auch feine Mitmenſchen. Soweit finnliher Trieb und Gewalt, 
ſoweit Lift und Kraft und Mittel reichen, müffen fie feinen egoiftifchen Zwecken ſich fügen, wie er 
den ihrigen, wenn er der Schwäcere wird. „Was aber ver Menfch nach ven Gefeß feiner Na- 
tur thut, thut er mitgrößtem Recht, und ihm, jolange beffere Erfenntniffe ihm fehlen, zuzumuthen, 
er jolle nady ven Gejegen der Bernunft handeln, wäre ebenfo viel ald der Katze zuzumuthen, fie 
folle nad den Belegen der Löwennatur handeln‘, jagt Spinoza. So, bei older wenigſtens 
tbatfächlichen Anerkennung ver Sinnlichkeit und egoiftifhen Willfür ald des höchſten Geſetzes 
entftebt, was man Fauſtrecht und Recht des Stärkern genannt bat, vielleicht beffer Recht der 
Sinnlichkeit nennen würde; denn nur fie ifl die Grundlage, vermitteld deren der Mächtigere zur 
Herrihaft, der Schwächere zum Gehorfam gebracht oder Die gemeinihaftliche Fehde fortgeführt 
wird. Auch ift, wie ſchon bei dem Thier, fo vollends bei dem Menſchen, nicht blos phyſiſche 
Stärfe, fondern Lift die vorzüglichfte Waffe. Ihr dienen jegt alle Berftandeöfräfte, und vor: 
züglich durch fie wird die Gewalt über größere Güter und Kräfte, merden die mächtigen finn- 
lihen Bande der Trägheit und Gewohnheit die Mittel der Herrfhaft. Schon in dem Begriff 
eines folhen Rechts aber Unfinn zu finden 11), diejes Fann man nur dann, wenn man einfeitig 
den Begriff Recht abfolut auf moralifhe Normen bejchränfen will. Allein in der That und nad 
der Sprache der gebilpetften Völker, nach griechiſcher, lateiniſcher und deutſcher Sprachbedeutung, 
bezeichnet Recht nur Übereinſtimmung mit irgendeinen Gefeg. 1?) Das römiſche jus naturale 
und das ein halbes Jahrtaufend lang in Deutſchland gejeglih anerfannte, nurtheilweife und vor- 
übergebend befchränfte Kauft: und Fehderecht, überhaupt aber die auf der unterften Entwide: 
lungöftufe der Bölfer anerkannten Normen, waren auch nicht rein vernünftiger Natur und hat- 
ten doch biftorifche Realität und Bedeutung. Won verderblihen Folgen aber ift ed, wenn unfere 
Abſtracten, ſtatt der Erforſchung des auf untern Gulturftufen anerfannten Rechts, übereilt 


9S. z. B. L.2, 88. Lu. 14 de orig. jur. Liv., I, 3—6, 16, 19. Ovid. fast., Il, 141. Prop., 
II, 1,17. D. Halic,, I, 9 u. 55. , 

10) Ann., II, 26. Auch Gicero, Pro Sext., 42, erklärt es als allgemein anerfannt, daß zuerft die 
Menſchen aus ſinnlicher Roheit durch ein divinum jus zur Freiheit und Cultur geführt wurden. 

11) Wie z. B. Henrici, Ideen, I, 20 fg.; IH, 316, und mein Recenfent in der Leipziger Literatur: 
Zeitung, Jahrg. 1813, Nr. 272. Meın zweiter Recenſent, ebendaf., Jahrg. 1814, Nr. 240, meint gar, 
ich billige praftifch dieſes Recht. 

12) Bei den Griechen bleibt dies, mag man Sfxaros mit Ariftoteles, Eth., V, 27, und Gicero, De 
legib., I, 6, dadurch ale die Übereinftimmung mit dem Gefeg, mit vowos darftellen, daß man als das 
Weſen des Geſetzes (vöpos von veuw, ich tbeile, daher auch Niuesıs!) nach griechifcher Vorftellung 
vom Weſen der Gerechtigkeit, das gleiche Theilen erflärt, Slxztog oder von dl; und dlya ableitet, als 
das in gleiche Theile Getheilte; ober mag man auch ölxaros als Übereinftimmung mit dem hödhften ob- 
jectivirten Geſetz, mit Alc, denfen, ähnlich wie Ulpian, L. 1, de J. et J. Bei dem lateinischen justum 
und rectum von jubere und regere, wie bei dem Deutfchen Recht von regere vder richten, rachten, 
iſt die Sache klar. 
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Realität und Ausführbarkeit höhern Vernunftrechts da annehmen, wo es wie bei Kindern Diei: 
praftifche Nealität nur erft erhalten fann, wenn fie dazu herangewachſen und erzogen find. 17) 

Zunächſt begründet dieſes Geſetz dedpotifches Necht des ftärfern mittelreihern Mannes unt 
Vaters gegen die ſchwächern Frauen, Kinder, Schüglinge, Knechte, in feiner Erideinung oft ge 
mildert durch die finnlihen Triebe und Inftincte ſelbſt, durch Gewohnheits⸗ und Trägbeitstrieb: 
und durch Mangel an nöthiger Ausbildung für mande vrüdendere Einrihtung der Despotir 
Diefed Herrſchaftsrecht vererbt dann vermitteld der Bepürftigkeit, Gewohnheit und Trägbei: 
leiht auf den, der nach dem Vater zuerft Gewalt und Gewohnheit ded Herrihend und Gehorcht 
werbend erwarb, auf den Erftgeborenen, „die erfte Kraft” (5. Mof. 21, 16), und wächſt pann, 
wie z.B. bei ven VBölfern in der großen Völferwiege des mittlern Afien, leicht zur Stammes 
und Hordenherrſchaft an. 

Gegen Nichtmitglieder aber und Fremde bilvet ſich, folange Gollifionen der Intereffen ent. 
fteben, ein Fauſtrecht, oft mit wechfelnden Föderationen der Hülfäbedürftigen, und erft jpäter 
durch Siege eined Stammanführers und feine Erwerbung größerer Mittel, um Sinnlihfeit um 
Intereffe der Menge dauernd an feinen Dienſt zu feffeln, der größere despotifhe Staat und Die 
deöpotifche Staatöverfaffung; wie 3. B. bei den frühern und fpätern Ginfällen jener Horden bes 
mittlern Aſien im gebildete oft-, ſüd- und weftafiatiihe und in europäiihe Yänder. Die 
Despotie aber kann, vorzüglich da fie oft auch im Greifenalter der Völker zurüdfehrt, aus 
fo entfteben, daß, wie. Hobbes es ſchildert, nad) langem Fauftrecht, namentlich nach verwildernden 
Bürgerfriegen, die Mehrzahl, des Kampfes müde, fich willig einem Deöpoten unterwirft, vor- 
ziebend „Einen privilegirten Räuber und Mörder fo vielen”, oder der trägen Rube, des Brot: 
und der Eircudfpiele fich freuend, die er ihnen verfpricht 19), oder fo, daß in ver allgemeinen Ver: 
derbtheit die Menſchen, egoiſtiſchem Vortheil nahjagend, wie Roms Delatoren einer des andern 
Gut und Recht einem Mächtigern überliefern. 

C. Grund oder Berfaffungdgefeg und Zweck der despotiſchen Geſellſchaft 
ift Befriedigung finnlicher, egoiftifcher Triebe und Bedürfniſſe, zuerft des Stärfiten, des Despoten, 
dann der andern Mächtigen, der Satrapen und Beamten, der herrſchenden Kaften, ver Stamnıes: 
und Bamilienhäupter, ftufenweife herunter, bis endlich den Unterften nicht viel mehr bleibt als der 
blinde Gehorfam zur Befeitigung der ſinnlichen Furcht, der Genuß träger Ruhe oder opiatifcher 
Mittel zum Vergeſſen ihrer Schmad). 

D. GrundprincipoderkXebendfraft dieſes Geſetzes und ded auf ihm beruhenden 
Staats ift natürli die Vorherrſchaft der Sinnlichkeit oder der finnlich egoiftifhen Natur und 
ihrer Triebe. Furcht nennt Montedquieu das Princip der Despotie, weil der ftärffte, aus— 
teihendfle von der Regierung in Bewegung gefeßte Hebel, die Sklaven an den Dienft des Despo- 
ten zu Eetten, weniger befteben kann in Austheilung finnliher Genußmittel und Belohnungen 
als im Gebrauch der Furchtmittel. Auch müffen, wie mit Ariftoteles Cicero fagt 1°) und bie 
Geihichte ſattſam erweift, die, welche durch Furcht herrſchen, ſelbſt ſtets fürchten, und zwar um 
fo mehr, je reiner die eigene Unumfchränftheit und Willkür gerade nur die finnlihe Willfür als 
das hödfte Geſetz Hinftellt. Die eigentliche legte Grundlage diefer Staaten und der Furcht felbft 
aber ift doch die Vorherrſchaft ver Sinnlichkeit. Sie muß der Despot erhalten, „denn“, wie ein 
großer Gefchichtfchreiber fagt, „das Geheimniß ded Despotismus‘ (mo Eigennutz und zunähft 
ber der Stärfern, der ſich den ver lintergeorbneten dienftbar macht, nicht aber feſtes Recht und 
gleiches Wohl aller ald Grundgeſetz regieren) „ift es, ed dahin zu bringen, daß jeder nur jeinen 
eigenen Bortheil fehe und niemand an die allgemeine Sache denke“. Daß für feine Zeiten Feine 
Genfur mehr paffe, fah der Meifter des Despotismus, Tiber, und der tiefe Kenner deffelben, 
Tacitus, ein. 16) Und nurdie, welde ih „avilirt” hatten, waren — fo weit führt die unmwider: 
ftehliche Gonfequenz und barmonifirendes Brincip im despotiſchen Organismus — für Napo= 
leon's Plane tauglihe Werkzeuge. Wahre Tugend, Sitte und Ehre, wahrer Gemeingeift müffen 
begreiflich ven Despoten zittern machen. Sie find Feine gefügigen, willigen Werkzeuge für jeine 
Eigenfuht und Willkür, für fein Delatoren- und Spioneriez, fein geheimes Polizeifoftem, jeine 
Angriffe auf Ehre und rechtliche Freiheit und die Verfaffung des Baterlandes. Sie, Redlichkeit, 


13) Bgl. über Rußland Montesquieu, V, 14. 14) 3.8.1 Moi. 47, 13 fg.; 49, 15. 

15) Arist. Pol., III, 6. Cic. de offic., II, 7. „Qui se metui volunt, a quibus metuentur, eos- 
dem metuant ipsi necesse est‘‘; unb dann mit Ennius: „Quem metuunt, oderunt: quem quis- 
que odit, perisse expetit.‘‘ 

16) Ann., 11, 33; IV, 32. 
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Vertrauen, Treue und Glaube, beftehen nicht in dieſem liftigen allgemeinen Kriege: und Gemalt- 
ſyftem des Eigennuges. 

Auch das Prineip der Despotiewird zu nächſ gefördert und geſchützt durch koöhn und Strafe, 
an Denen man nah Solon den guten Staat, und zwar deshalb erkennt, weil ie am unmittelbarften 
auf jeine Lebenskraft wirken und jelbft dadurch beſtimmt find. Denn alle Yebensthätigkeit, aus: 
gehend von beſtimmten Xebendtrieben, hört auf oder nimmt andere Rihtungen, wenn diefe Triebe 
nicht ihre natürliche Befriedigung finden, und diefe ift ihr Lohn, er nährt und befeftigt fie. Und 
fein Leben beftebt, wenn die ihm widerjprechenden ſchädlichen, im weitern Sinne verbrecherifchen 
Lebenstriebe und Lebensthätigfeiten und ihre Befriedigung nicht aufgehoben werben, und das 
ift ihre Strafe. Verdienftliche Triebe und Thätigkeiten in der Deöpotie find num die der herr— 
ſchenden Gewalt und den Prineipr ihrer Herrichaft, ver Sinnlichfeit, fügſamen und dienftbaren. 
Lohn für fie ift natürlich Befriedigung und Mehrung der durdy ſolche Triebe und Thätigkeit er: 
ftrebten jinnlihen Genüſſe, der Gitelfeit, des Yurus, der Wolluf und Weichlichkeit, nicht aber 
die Befriedigung edeln Selbitgefühls durch blos achtungsvolle und Adtung der Mitbürger 
erweckende Anerkennung des VBerdienfled, nicht wahre Ehre. Sie gedeiht nit in den Sand— 
fteppen des Despotidmus und wäregefährlih. An Geld und Geldeswerth ertheilten daher immer 
die Despoten die größten Belohnungen. Allgemeiner Lohn aber für rubiges, dem Despoten 
ergebeneö Leben ift Ruhe und ruhiger Genuß finnlicher Freuden. Ruhe und Sicherheit, wenig: 
ftend — da jle gegen die Negierung nicht flattfinden kann, auch bei irgend noch thatfräftigen 
Bölkern nicht gegen die Satrapen und innern Empörungen — im Verkehr der Bürger unter: 
einander, ift daher ſtets das gepriejenfte Gut der Despotie, „in welcher das erſte Beſtreben des 
Herrſchers, da er durch Furcht herrſcht, die Sicherheit fein muß“. 17) Sie heißt hier Gerechtig— 
feit, wie die blinde Unterwerfung Religion und Tugend. Irgend finnliher Genuß aber muß 
dem Sklaven bleiben. Wollüftig daher, wie der Sultan im Serail, finde womöglich der legte 
Sflave auf irgendeine Art feinen Genuß, und jollte es auch nur in Raufhmitteln zur Ein— 
ſchläferung feiner Furcht und des Gefühls feines Elends fein. 

Verbrecheriſche Thätigkeiten und Triebe aber find hier die, welde einen Mangel, eine Stö- 
rung ded Principe der Sinnlichfeit und dev Furcht und ihrer Richtung auf die Befriedigung des 
Willens des Despoten beweifen oder erzeugen oder feine Sinnlichkeit verlegen. Grund und 
Zweck der Strafe ift alfo bier weſentlich Herftellung und Vermehrung dev Furcht zur pofitiven 
Sicherung und zur Befriedigung der jinnlihen Rachſucht des gefränften Despoten durd grau 
fame Strafen, womöglid vor ven Fenftern des Palaſtes vollzogen, im jhnellen Proceß mit An- 
wendung von Tortur und Inquifition, mit Beftvafung blos der Verdächtigen und der fchulplofen 
Verwandten, wie z. B. in China oft bis zum neunten Grade oder auch im römiſchen Diajeftäts- 
gejeg. Hier aljo find jene pofitiven, auf Vorherrſchaft der Sinnlichkeit und finnlihen Furt 
gegründeten und fie erziehenden finnlihen Abſchreckungs- und Präventionstheorien von jeber 
an ihrem Plag. Hier allein find fie wirffam und confequent vurdführbar. Bei ung, bei einem 
nit ganz durch Sinnlichkeit beberrichten freien Bolf, wie viel man ihnen hier auch unvermeidlich 
von der Gerechtigkeit aufopfern mag, find fie bodenlos, bleiben jie ewige Stümperei, wirfen, 
jelbft vie ſittliche Achtung der Gerchhtigfeit zerftörend, den wefentlihen Orundprincip für unfere 
Geſetze entgegen, ftatt ed zu fürdern. 1%) Gelbft aber zur einzigen Sicherung der Bürger und 
ihrer Ruhe gegen den zu Anardie und Naub und Gewalt überall wachen Gigennug, namentlich 
auch ver Beamten ift, wie ſchon Montesquieu bemerfte 1%), in der Despotie die graufanfte Re- 
gierung die wohlthätigſte. „Anfangs“, ſagt Amyot, „ſchien es mir hart (daß in China die un— 
ſchuldigen Kinder, Altern, Brüder mitgeſtraft werden, daß auf bloßen Verdacht geſtraft wird 
u. ſ. w.); als ich aber ſah, daß die Chineſen blos aus Furcht und Eigennutz handeln, fand ich 
dieſe Strenge unvermeidlich und vernünftig.“?0) Hier, wo, wie in niedrigen Organismen, 
zwar das eine Hauptorgan alles verſchlingt, zugleich aber doch die rechte innere, centrale Eini- 
gungäfraft fehlt, ift alles bei dem eriten äußern oder innern Anſtoß auseinanderzufallen bereit, 
mup alfo mit äußerer Gewalt und mafhinenmäßig zulammengehalten werden. Sowie bier die 
Furcht einen Augenblick ſinkt, ift das Reich in Zerrüttung, und der Despot hat in jeder ſinnlichen 
Begierde der Bürger den gefährlichften Feind. Daher bedarf es recht oft blutiger Schaufpiele, 
Marter und Pein aller Art, und zwar hier, wo Zmang nicht blos gegen Nechtöverlegung flatt- 


17) Worte des Ariftoteles, Rhet., 1, 8. 
18) Bgl. hierüber Welder, Letzte "Gründe, S. 145 u. 214 fg. 
19) Br. II, ©. 9. 20) Pauv. rech,, Sect. X. 
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findet, nicht blos als eigentliche Strafe zur Aufhebung bereitö verfhuldeter Störung des Grund⸗ 
princips, am wenigften einer durch den Verbrecher erzeugten, fondern um pofitiv für deſſen Ver— 
mehrung zu wirken und immer aufö neue die Sklaven zu überzeugen, wie wohlfeil ihr Blur ſei! 
Dazu aber benugt man bequem Gelegenheit und Namen ver Strafe, wie ja aud zur Befrie- 
digung der Wolluft oder der Gier nad den Gütern der Bürger, wie überall in Despotien, To 
beſonders auch in der römischen. 

E. Gefeglih anerfannte, gefiherterehtlihe Freiheit, freie, heilige Per— 
fönlidfeit und heiliges, fefted Eigenthum fennt das Berfafjungsgejeg der 
Despotienidht. Hier, wo alleSflaven zuerft eigener, dann fremder Sinnlichkeit find, werden 
Menihen und Sachen, namentlich au das Grundeigentbum, von dem Stärfften, von dem 
Despoten, despotiſchen Eroberer und Oberlehnsheren oder Obereigentbümer ald Eigenthum 
behandelt. Daher der Namen Despotie! Der Deöpot, der ih, wie Ariftoteles?1) jagt, nur 
infofern um die Interejfen ver Sklaven befümmert, ald obne Sklaven fein Herr fein kann, ihnen 
aber eben dazu und zur nothwendigen Bearbeitung die Sachen lehnsweiſe überläßt, zieht jie als 
Sfavenpeculien beliebig zurüd, allgemein als Erbe, 3. B. in Bantam, und außerdem, wenn es 
ihm beliebt, gleichviel unter melden Namen, ob vermittel® römifcher Delatoren, der servitus 
poenae und der Gonfidcationen, oder auf andere Art. Nah Herodot nannten fon die alten 
Berfer ſich ſelbſt ausdrücklich Sklaven des Königs. „Gin Mongole, welcher ven andern anı 
Schopf friegt, ift ftrafbar, nicht weil er dem andern wehe thut, fondern weil der Schopf dem 
Fürſten gebört.”??) Mein Rüden ift herrſchaftlich, fagte ſich tröftend die mit Schlägen bedrohte 
ruffifche Leibeigene. Hier alfo gilt die Hugo’fche Rechtstheorie der völligen Aufhebung alles 
Privatredts. Daher wird denn confequent, und joweit es vorzüglich auch zur leihtern Durd- 
führung des Strafprincips bequem fcheint, jede Verlegung Majeftätsbeleivigung, wie in 
Ehina?°) und in Rom in den feit der Kaiferzeit, ſowie in jeder Despotie, abfichtlih immer 
unbeftimmtern und ausgedehntern Majeftätögefegen. 2) 

F. Die wichtigſten, mit der Despotie wie unter fih in fördernder Wechſelwirkung 
ftcehenden Grundverbhältniffe find: 

1) Borzugsmeife nomadifhe Lebensweise, Febendernährung und Be— 
fhäftigung der Fiſcher, Jäger und Hirten. Denn die unterfte Lebensſtufe erzeugt Feine 
höhern Bedürfniſſe, und umgefehrt erzeugen und fördern dieſe Lebensbeihäftigungen wenig 


21) Polit., III, 6. 22) Heeren, Seen, I, 479. 23) Du Halbe, I, 43. 

24) Tac. Ann., I, 72; 11,50; II, 24. Beifpiele befonders confequenter Despotien liefern auch die 
afrifanifchen Negerftaaten. So der von Dahomey auf dem Weftrande von Hochafrika. Bon ihm beridy- 
tet Ritter, Erdkunde, I, 297, nadı guten Quellen: „Alle betrachten fich als Sflaven des Königs (defien 
Haunpteinfommen auch hier wie in andern Negerftaaten der Menjchenhandel, der Berfauf ber eigenen 
Unterthanen wie ber als Tribut erhaltenen it). Nur für ihn leben fie und fechten in ihren Schlachten. 
Was er über fie gebietet, wird ohne Widerrede vollzogen. Alle Neugeborenen gehören dem König. 
Daher werben die Kinder den Altern entriffen und erhalten eine Art: öffentlicher Erziehung. Die Aus- 
übung ber blutigfien Graufamfeiten ift dem König als ein Gottesgericht zugeftanden. Sein Rubm it 
der Ausſpruch: «Der König gebt im Blute von feinem Thron bis zu feinem Grabe und bewäflert jedes 
Jahr die Gräber feiner Borfahren mit Menfchenblut.» Es ift Majeftätsverbrechen, zu behaupten, der 
König von Dahomey fei ſterblich, eſſe und trinfe und fchlafe fo wie andere Menfchen. Bei der Thron: 
befleigung erflärt der Monarch, «daß er niemand fenne und fennen wolle, fondern nur die Gerechtigfeit 
handhabe»! Gr hat das Monopol, die Frauen zu verfaufen. Nur wer 20000 Kowries bringt und fich 
vor das Thor des Palaſtes in den Staub wirft, erhält eine Frau. Hofſänger befingen die Thaten des 
Königs und feiner Feldherren. Als Fetiſch verehren fie den Tiger und fagten den Europäern: «Wir 
müffen mit biefem zufrieden fein, weil ein befferer Gott, der den Weißen jo vieles gegeben hat, ſich 
ung noch nicht fundgethan hat.» Kapitän Landolph, Denfwürdigfeiten, überlegt von Th. Quber 
(1825), ©. 46 u. 160, erzählt vom König von Benin, der ihm in der Freude über das Gefchenf von 
“bunten Sclafröden und andern Kleidern aus der Garderobe von Ludwig XIV. ein Feſt mit furdhtbarer, 
völlig unmelodifcher und unharmonifcher Mufif gab, „daß derfelbe mitten im Feſt blos ihm vermeint- 
lid; zum höchſten Vergnügen und ohne daß er e8 zu verhindern wagen durfte, einem Unfchulbdigen in der 
Geſellſchaft felbft den Kopf ſpalten ließ, ſowie daß in den Tagen nad) des Königs Tode Soldaten durdy 
die Stadt ziehen und jeden Begegnenden tödten, um ihr Blut auf dem Grabe des Königs zu opfern, mit 
welchem auch feine Minifter lebendig vergraben werden und fo lange, bis fie verfcdhmachtet find, rufen 
müflen: «Der König lebt!» Dft übrigens zeigen ſich auch in der Despotie Erfcheinungen einer an- 
dern Gulturftufe, fowie ihre Mefte meift in bie hinüberreihen. So war z. B. die Sklaverei der Alten 
ein ſolches despotifches, von ihnen felbft auch ganz, 3. B. in Beziehung auf die Strafe, nach despoti⸗ 
ſchen Principien behandeltes Inftitut, und es fann möglicherweife die Herrfchenden despotifches Princip 
bejeelen und die Beherrfchten ein anderes Princip, z. 9 blinder theokratiſcher Glaube, leiten. 
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gründlicheres Nachdenken, feine Höhere Kunſt und geſellſchaftliche Ordnung und das Bedürfniß 
derſelben. Sie bilden zunächſt nur Kriegsliſt und Egoismus aus. Kehrt Despotismus im 
Alter zurück, ſo erhält natürlich die Sinnlichkeit die den geſteigerten ſinnlichen Bedürfniſſen und 
Eebensgenüſſen dienſtbaren Beſchäftigungen. Doc ſinken auch ſie häufig, theils weil dev Despo— 
tismus die für fie nöthige Freiheitskraft und Thätigkeit und Rechtsſicherung nicht zuläßt, theils 
auch, weil wahrer Wohlftand der völligen ſtlaviſchen Abhangigkeit nachtheilig werden könnte. 
2) Vorzugsweiſe finnlide, den Gejeg oder der That und der Gittenlonigfeit nach 
polygamifche unddespotifhe Geſchlechts- und Familienverbältnifie. Dad 
wichtigfte gefellichaftlihe Grundverhältniß darf nicht durch Unterordnung des ftärfften finnlichen 
Triebes unter höhere Gefühle, dur gegenfeitige Achtung heiliger Berfönlichfeit, eine Schule der 
Freiheit und Sittlihfeit werden. Es muß vielmehr Vorherrſchaft jener ftärfften finnlichen 
Triebe und Willkürherrſchaft ald Vorſchule und Grundtopus des despotiſchen Staats ftatt- 
finden. Daher Gebraud der Menſchen zur Befriedigung des Egoismus, namentlidy der Frau 
als Dienerin und Sklavin, als ſtlaviſchen Hauskindes, ald Waare, ald Gegenftand des Kaufs und 
Raubes! Davon bleiben dann oft ſpäter noch der Scheinfauf, oder wie ebenfalld zum Theil bei 
ven Römern 2°), wie auch bei einigen auftralifchen und amerifanifhen Völkern, ver Schein: 
raub übrig.?6) Andererfeitd aber fann auch Herrihaft der Sittlichfeit und Freiheit in ſolcher 
Schule nit erzogen werden. Kehrt in Greiſenalter die Despotie zurüd, jo wird Sittenlofigkeit, 
Entjittlibung der früber ſittlich ſtrengern Bamilienverhältniffe, welche vorzugsweiſe, wie einft 
in Rom, den Despotismus herbeiführt, auch wieder vom Despotismus unvermeidlich begünftigt 
und gelörbert, theild abjihtlih, um die Menjchen zu Sklaven der Sinnlichfeit zu machen und 
ihnen den nöthigen finnlihen Genuß zu laffen (ſ. IV), theils unabjichtlih durd Lurus und 
geſchwächte ſittliche Kraft und Ehre. 
3)Unfreie Standes: und Amtöverhältnifje, vorzüglich Privatfflaverei 
und Herrſchaft einer Kriegerfafte oder bevorzugter Stämme. Überwundene Feinde, 
nachgeborene Kinder, Kinder von Keböweibern werden Knechte, zuerft der Bamilienväter, dann 
der Erfigeborenen, deren Kinder dann einen natürliden Vorzug vor den Kindern der Nach— 
geborenen behaupten. Wenn nun aber folde Horden, wie die des mittlern Alien, in früher 
eultivirten Ländern Groberungsreiche oder überhaupt feſte Neiche gründen und fid) jeßt zuerit 
in verfchiedene Lebensgeſchäfte theilen müffen, dann werden die Bejlegten eine Kafte ver Sklaven, 
Keibeigenen, Parias, die Sieger vertheilen die befjern Lofe. Der am meiften bevorzugte Stamm 
erhält als Kriegerfafte das Kriegshandwerf, und die es erhalten, die Prätorianer, Streligen, 
Janitſcharen, Mandfhuren, Feudaleroberungsheere, und zwar der ganze Stand der Krieger, 
oder mwenigftend, wie in den Beudaldespotien ded Mittelalters, ihre Vorfteher, die jett ſich 
bildende Krieger=, Reiter: oder Ritterfafte werden Herren der Waffenlofen, ſuchen confequent 
immer mehr die Waffen blos in ihren Händen zu erhalten?7), während die übrigen Bürger 
immer feiger und ehrlofer werden. Cine auf ber Achtung fittlih perfönliher Würde und 
Freiheit beruhende, fie wiederum fördernde freie Wahl ded Lebendberufd nad innerer 
Beftimmung, Aufmunterung und Belohnung freien Wetteifers und Verdienſtes paffen wenig 
für die Despotie. Auch wird durch Despotismus in den untern Kreiſen der Despotismus bed 
Herrfcherd organisch unterftügt. Die Anerkennung deffelben Geſetzes, nah welden man ven 
Shwähern despotiſch beherrſcht, enthält fhon die des nothwendigen fklavifchen Gehorfams 
gegen den Stärfern. Umgekehrt kann ein Staat ihon deshalb, weil er auf die faule Grundlage 
einer Sflavenfafte aufgebaut ift, auf die Dauer feine Freiheit nicht behaupten gegen die un- 
vermeibliche Entartung des Volks, das mit dem verworfenen-Skflavenpöbel und feinen Frei: 





25) ©. darüber, was fie in Sprachgebraud; und Sitte noch fpäter in Verbindung brachten mit dem 
Raub der Sabinerinnen, 3. B. Gell., 1, 12. 

26) Auf der Oftfüfte von Sumatra werden bei Vielweiberei Frau und Kind als Sflaven felbft vom 
Marne verkauft. (Quarterly Review, Jahrg. 1828, Nr. 66, S. 99 fg.) Ähnlich in Neuholland,, wo 
die Frauen als Laftthiere behandelt werben. Bei den wilden Arabern muß fich die Frau felbft vor jedem 
iremden Manne demüthigen, 3. DB. bei den Arabern vom Kamel fteigen. Bgl. überhaupt Ariftoteles, 
Pol.,1,2. In Ghina, diefem conſequenten, aber jehr polizirten Despotismus, geht gefeglich die Fa— 
miliendespotie des Vaters, welche auch hier nach feinem Tode auf den Erftgeborenen von der eriten 
Frau vererbt, bis zur Erlaubtheit des Berfaufs und Straflofigfeit des Mordes von Kindern und En- 
fein, deren Bergehungen gegen ältere Familienglieder dagegen furchtbar hart beftraft werben, Der 
Vater aber bürgt dem Landesvater für die Verbrechen feiner Angehörigen, während bei feinen Verbre— 
en die Verwandten mit bluten müflen. Du Halde, I, 140, 266; III, 69, 155. Ta-Tfing-keu, Lee, 
©. 108 fg., 287 fg., 316. 27) Arist., IV, 13. 
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gelaffenen ſich ergänzt und mifcht. Auch das „Theile und herrſche“ findet durch die kaſtenmäßigen 
Abjonderungen und Privilegien ebenfo feine Anwendung, wie die ſtets blos friegeriiche Lebens: 
art und militäriihe Zucht, und mechaniſche Drefjur gerade in der herrſchenden Kriegerfafte 
bürgerlicher Freiheit ungünftig ift. Ubrigend möge ein deöpotifcher Herrſcher wol zuſehen, wie 
in China, aud Generale und Minifter unter die Furcht des Bambusrohrs zu ftellen, um 
wenigftend einigermaßen ſich zu fichern gegen prätorianiihe und feubalsariftofratifhe Au— 
maßung, Revolution und Anardie. 

4) Sinnlihe, wenig ittliherhebende Religion in der erſten Beriode gewöhnlich 
die unterfte Stufe, die noch fetiichiftifche oder gögendienerifche, welche (mie wol auch die SScyc 
der älteften Griehen) ganz auf dad Befondere, Sinnlihe und jeine Zauberfraft beſchränkt, die 
böhere Einheit und Unendlichkeit noch gar nicht auffaßt, jebr oft, wie jene Tigeranbetung zu 
Dabomey, mehr in Furcht vor böfen als in Verehrung guter Kräfte beſteht; wenigſtens eine 
Religion, welhe, wie mohammedaniſcher Fatalismus und fein finnliches Paradies, oder der 
Dienft des Fo mit jeinem naturphilofophifhen Nichts und unabwendbaren Naturgefeg, von 
der Sinnlichkeit nicht ab> und zu freiem jittlihen VBorwärtöftreben nicht binführt. So wollen 
ja ſelbſt unfere heutigen Apoftel des Despotismus flatt wahrer, aufgeflärter hriftliher Moral, 
welche durchaus nicht mehr Hauptſache fein foll, lieber blinden Aberglauben und möglichit 
finnlichen Cultus. 

5) Dienftbare Unterorpnung des Kirhliden und Geiſtlichen unter das 
MWeltlihe, womöglid Vereinigung wenigftens der höchſten firhlihen Würde und Gewalt mit 
der weltlichen, wie bei despotiſchen Familien-⸗, Stammes: und Hordenhäuptern, wie in China 
und der Türkei, bei den perfifchen Söhnen ber Sonne, bei den oberpriefterlichen,, ja vergötterten 
römifhen Gäjaren und wie nad) unfern neuern Unionstheorien oder unferer Hugo hen Theorie 
„von der Staatdanftalt der Kirche“. In völlig dienftbarer Abhängigkeit von der weltlichen 
Gewalt, find Religion und Priefterichaft nur beftimmt, den Despoten zu jalben, zu feinen 
Gunften ihre Augurien, Drafel und Lehren zu geben, wie auch Napoleon es wollte. Je voll: 
ftändiger jene Einheit bewirkt ift, um fo mehr ifi zulegt jeder legte Danım gegen Willfür und 
Gewalt, jede Sicherung der objectiven Wahrheiten und Grundfäge, jedes legte Alyl für die 
Freiheit, ift zulegt die Freiheit jelbft im Gedanken zerftört; denn felbft für die Gedanfen wird 
zulegt aufgehoben, bei weltliher Gewaltthat, die prüfende Vergleihung mit einem beſſern, gött— 
lichen Recht und Berufung an daffelbe, bei geiftliher Anmaßung die Berufung auf jhügendes 
weltliches Recht. Alles wird zugleich weltlihes Recht und religiöfe Sagung. Hier ftebt wirklich, 
wie nad dem Schmeichler des Alerander, Jupiter neben dem Throne der Könige und ftempelt 
ihre Willkür zum Recht. Sie haben, wie Heinrich VII. von England, die Wahl, jelbft die 
Zweifelnden entweder als Keger oder ald Majeftätöbeleiviger zu richten. Nichts aber erſchlafft 
und erniedrigt mehr ald folder gänzlihe Mangel eines gefeglihen Widerflandes. 2%) Und 
nichtd nimmt der Religion mehr alle wahre Liebe ver Bürger und daher alle ſittlich erhebende, 
ermuthigende Kraft, ald wenn man fie zur gemeinen, irdifhen Staats: und Poͤlizeianſtalt herab: 
gewürdigt, gemeinen weltlichen und politiſchen Zmeden bienftbar jieht. 

6) Unumfhränft monardifhe Regierungd: und autofratiidhe (oder 
bureaukratiſche), militärifch bierarhijhe Berwaltungsform. Unumfchränfte, 
inihrer Ausübung natürlich nie den rechtloſen Untergebenen verantwortlide Gewalt, vom 
Horben= und Stammeshaupt bis zum legten Kamilienvater, vom Sultan, Bezier, Satrapen 
und Bräfecten bis zu dem unterften Polizeidiener herab, wie unter Napoleon, der in feiner 
Bureaufratie feine Anklage ver Beamten durch die Bürger zuließ, entſpricht natürlich dem Zweck 
und Primip dieſes Staats. Hier, wo möglichſt ſchnell jede neue Laune zu verwirklichen ift, fo 
oft in ſchneidendem Gegenjag mit dem Wohl und dem Beligftand dev Bürger, wo fein beiliges, 
feftes, objectives Verfaſſungsrecht Torgfältige, mehrmalige collegialifhe Berathung fordert, die 
allgemeine Selbftiucht aber ftärfern Zügeld bedarf, um die Gehordenden von Groberungen 
„ded Glücksguts der Herrſchaft“ auszuſchließen, wo ferner flatt des thätigen Gemeingeiftes 
alles von oben durd Zwang gemacht werben muß, bier fönnen die Beichlüffe nicht ſchnell und 
ungehemmt genug gefaßt und durchgeführt werden. Bier, wo der Staat wirflid „eine Ziwangs- 
maſchine“ ift, ſteht alles um fo beffer, je einfacher und ftärfer ver Aufere Hebel ift, der die 
Räder in Bewegung feßt. Hier ift wirflich jede, auch vorübergehende Hemmung durd Theilung 
und Beichränfung der Gewalten, felbft „die durch feſtes Privatrecht”, unpaffend. Der Herrſcher, 





28) 3. von Müller, Fürftenbund, S. 295 u. 313. 
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der bier wirklich ‚allein noch freien Entſchluß“ zu haben anfpricht, darf durch nichts befchränft fein, 
felbft wie der türfifche Kaiſer nicht durch Eide, fobald fie dem Staatszweck, d. h. feiner Sicherheit 
und jeiner fubjectiven Meinung entgegenfteben. Sowie aberder Despotismus ſolche unumfchränfte 
Regierungd: und VBerwaltungdformen gründet und fördert, ſo fördern fie auch ihn. Auch bei 
gutem Willen der Bürger und des Regenten befteht in ihnen auf die Dauer fein feftes objectives 
Recht gegen überhandnehmende Ginfeitigfeit, Kraftlofigfeit und Selbftfuht der Negierenven 
wie der Negierten, gegen eigenfüdtigen Gigenwillen der Herrſchenden und ſklaviſche Unter— 
würfigfeit der Gehorchenden, vor allen aber nicht gegen Trug und Verrath der in die Mitte 
tretenden Schmeidhler, Hofleute und Beamten, eigenfühtiger Prieſter- und Adeldfaften. Dieje 
alle, eifrigft vathend zu innmer mehr unumſchränkter willfürlicher Gewalt, theild um gemeiner 
Bortheile willen, tbeild um fie auszuüben, üben fie bald gegen dad Volk wie gegen den Fürften 
jelbft,, ver und deſſen Familie vollends, wie ſchon Montesquieu bemerft, nach aller Gefchichte 
ftetö um jo unſicherer werden, je unumfchränfter die Macht wird. Im Volk wird dann durd 
Benmtenwillfür der ſittliche Gemeingeift, durch Erpreſſungen und lofe Binanzfünfte und öffent: 
liche Unredlichkeit Wohlftand, Fleiß und Credit, durch Verfälfhung und Unterdrückung ver 
Juſtiz und der öffentlihen Meinung und freien Wahrheitöftinme die höhere Bildung und die 
Achtung der immer mehr ſchwankenden und verhüllten Grundjäge, durch liftiges Polizei-, 
Spionen= und Delatorenſyſtem wie durch die Sittenloſigkeit der Vornehmen endlich der gute 
Glaube, die Sittlichkeit und die Kraft inmer vollſtändiger zerſtört. Der Fürſt aber muß zulegt 
meift an ſich ſelbſt recht augenfällig dad Grundgefeg und Weſen, dad Endreſultat und die 
fich jelbft zerftörende Küge, die ganze Schmach des Despotismus darjtellen. Durd Apels- 
fafte und Hofgefinde jhon für ihre Zwede erzogen, oft abſichtlich ſo, daß er, wie jene elenden 
Merovinger, ald moraliſcher und phyſiſcher Krüppel den Thron befteigt, wird er fortdauernd 
wie mit einem Zauberneg von Obvenbläfereien, falfhen Borftellungen und lügnerifhen Nach— 
richten umgarnt, welches in diefem Reich ber öffentlichen Lüge keine freie Stimme der Wahrheit 
und Öffentliben Meinung zerreißt; welches jeder dem Fürſten jih Nähernde aus Rückſicht auf 
die eigentlih und allmächtig Regierenden feiter ziehen muß, weldes jehr oft auch, wenn vie 
innern Berräther an auswärtige Macht Fürſt und Staat verrathen, von diefer befefligt wird. 
Sp wird er denn mit all feinen Bejchlüffen, die ihm nad liftigen Ginflüfterungen buch Werf: 
zeuge der eigentlih Negierenden, oft durd den Schein des Widerſpruchs entlodt und dann 
unter dem Schein deö treueften Gehorfams vollzogen werden, täglich der Spielball ver Far: 
tionen, der Gamarilla, der Günftlinge, Maitreffen und Beichtväter, und täglih aufs neue 
durd den lügenhaften Schein einer unbeſchränkten Selbftregierung geäfft, einer Selbftregierung, 
deren Ausführung felbft einem Napoleon jo oft Willkür und Betrug feiner Betrüger ver: 
eitelte. Wenn ein Günftling Ludwig's XV., H. von Monbarez, einem feiner Freunde antwortete: 
„Sollte je der König Einfluß: gewinnen, jo follen Sie gewiß die gewünſchte Stelle haben‘; 
oder wenn ein ſpaniſcher König lieber fterben muß, als daß er und fein Hofgefinde zur Aus: 
löihung feines entzündeten Kleides von der Hofetifette dispenſiren dürfen, fo zeigt beides nur 
zwei von den mehrfachen Arten der Knechtſchaft ver Deöpoten, und eine ebenfo häufige Ab- 
jegung in milder Form wie die der jpätern Merovinger und Karolinger und fo vieler andern 
Fürften im despotiſchen Feudalismus, und wie bei römifchen und orientalifchen Herrſchern. 
Aber wenn nah H. von Dohm felbit bei einer Kaiferin Katharina, jelbft von fo vielen Mit- 
wiffenden, die Enthüllung des frechſten Betrugs nicht gefürchtet zu werben braucht, des Betrugß, 
dag man ihr dadurd die durchreiſten Provinzen wundervoll blühend erfcheinen läßt, daß ihr 
unfern ber wirklich künſtlichen, für einige Tage erbauten Landſtraßen von ſchönen gemalten 
Dörfern aus die aus der Ferne herbeigejhleppten ſchön geſchmückten Sklaven als die glüdlichen 
Bewohner zujauchzen müffen, wehe dann euch, ähnlichen Mishandlungen ausgejegten ſchwächern 
Unumfchränften, euch, trog aller unter euerm Siegel und Namen gegen Tugend und Glüd 
der Bürger, gegen Ehre und Macht euered Thrond und euerer Familie verübten Verbrechen, 
doch billig mehr noch Begenftand des Mitleids ald des Haſſes und ded Fluchs der unglüd- 
lihen Bürger! 

T) Mangel an böherer Geijtedcultur und felbftändiger Wiſſenſchaft, 
robempiriftiihe und materialiftifhe Auffaffung aller Dinge Der erften 
Periode ift dieſes ohnehin natürlih. Aber auch in der fpätern Despotie verfinft allmählich die 
höhere Cultur, melde ald Reſt befierer Zeit, und genäbrt durch ihre Kräfte, jo wie die ägyptiſchen 
fieben fetten Jahre die magern eine Zeit lang erhielten, eine Weile in jie hineindauert, ja oft im 
Anfang der Despotie als der legte Vereinigungspunkt der Kräfte ber beffern Zeit boppelt auf- 
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blüht, dennoch zuletzt ebenfalls in die allgemeine Barbarei verſinkt, wie z. B. felbft die röͤmiſche 
Rechtswiſſenſchaft nach Alerander Sever's Zeit. Die Deöpotie erträgt nicht vie felbflän- 
dige moralifche Gewalt freier, fittliher, aus Freiheit ftanımender, zum freien Kortitreben 
mahnender, wiffenfchaftliber Grundfäge, ‚die Ideologie” und Aufklärung. Auch böbere 
Kunft und Wiſſenſchaft und ihre Bearbeiter Fünnen auf ihrem Boden, in ihrer Maß- und 
Geſetzloſigkeit, in knechtiſchem Drud, in dem allgemeinen Schlamm der Niedrigfeit und Sinnen - 
fuft nicht gedeihen, Lebendfraft und höhern Aufihwung gewinnen. Nur etwa dem Lurus oder 
dem Mehanismus dienende Künfte und Kenntniffe, fo wie die der Naturfeite und dem Sinn- 
lien zu-, von den ewigen Ideen und der praftiihen Freiheit dagegen abgewenbeten, nötbigen- 
fall auch gut in der Zucht gehaltenen Materialiiten und Buchſtabenwiſſer, fopbiftifche 
Schmeichler und Redtfertiger der Lüfte wie der Willfür, lügnerifhe Hofdoctoren, Dof- 
biftoriographen und Hofzeitungsihreiber, wie in China, fie werden ald Knechte oder Zier- 
behänge des despotiſchen Throns geduldet und gepflegt; nicht aber freie Geſchichte und 
Bhilofopbie und wahre Aufklärung. Chriftus wie Sofrates mit ihrem begeifternden Ruf zu 
freier, immer fleigender fittliher Veredlung und Beglüdung der Menſchen, alfo aud zur Auf 
defung und Entfernung der Unvollfommenbeiten, find in folden Zuftänden giftige Jugend— 
und Bolföverführer und Hodverräther. Das Evangeliun, das an die Armen gepredigt wurde, 
wird au, ſchon um dem finnlihen Cultus den fittlichen Kern zu entziehen, verboten für das 
Volk, wo möglih, wie laut Öffentliher Nachrichten einft in Sardinien, auch die Kunft des 
Leſens ſelbſt. In Indien ift e8 für die zur Sklaverei beftimmten Soudras Todesverbrechen, die 
Veda's zu lefen.2°) Wahre Aufklärung würde allen Beſſern im Volf Unglüf und Shmad 
des ganzen Zuftandes und feines Widerſpruchs mit Neligion und Geſchichte, ja vielleiht ihnen 
und dem Namenregenten felbft das trügerifche Net zeigen, welches Nichtswürdige über beide 
werfen, und das unvermeidliche Verderben, welchen fie der Despotismus in die Arme führt. 
Überhaupt aber ift, wie ſchon richtig Spinoza fagte, Obfeurantismusd, Verbumpfung des fittlich 
geiftigen Lebens und ungefährdete öffentliche Bulletinslüge, ebenfo wie Begünftigung behaglicher 
Sinnlichfeit einerfeits und Grftarrung aller Gemütber in Burdt vor der Polizei: oder In- 
quifitiondgewalt, allgemeine Erſchlaffung und Kraftlofigkeit andererjeits, das Lebendelement, 
die Stüße der Herrichaft abfoluter Bremierminifter, der Günftlinge, der Gamarilla. 

Zweite Hauptperiode; Periode der Blüte oder des Jünglingsdalters. 
Mittlere, tbeofratifhe Gulturftufe. Gefeg, Recht und Staat per Theofratie, 

A. Verbindung mit der Periode des Jünglingsalters. Dieſes iſt die Pe- 
riobe des Hervortretend und Übergewichts des höhern Lebensbeflandtheild, jedoh nod in 
Vermiſchung und Verfchmelzung mit dem niedern. Denn nicht ſprungweiſe geht die irdiſche 
Xebendentwidelung von der Herrichaft des niedrigften zu der des höchſten Lebensbeſtandtheils. 
Jene Organe, Inftitute, Kräfte für das Höhere iind, obwol fhon fräftiger und wirfjamer, 
doch noch nicht reif zur höchſtmöglichen reinſten Offenbarung des Göttlihen, zugleich zur höch— 
ften Selbftändigfeit und Sonderung, und zugleih zur alljeitig harmoniſchen Unterordnung 
des Niedern unter das Höhere vermitteld des invividuellen jelbftändigen Lebensprincips. 

Für das intelleetuelle menfchliche Leben ift dies die Zeit der Mitte zwiſchen der niedern, egoifti: 
hen, ganz durd äußere Reize beftimmbaren, blos auf ſich felbft gerichteten Sinnlichfeit und zwi- 
ſchen der felbjtändigen, frei prüfenden, fittlihen, durch ſich jelbft beftimmten gleichgewichtigen Ber: 
nunft, dem fpiritualiftifchen, vernünftigen, felbftändigen Auffaffen des Göttlichen. Es ift die Zeit 
des durch Phantafie und Befühlbeftimmten blinden oder ſchwärmeriſchen, theofratifhen Glaubens 
an fortdauernde äußerlihe und ſinnliche Offenbarung des Göttliden, wobei ftetö, mie im jinn- 
lichen Gultus, oder in Beziehung auf die moraliſch-religiöſe Idee der Reinigfeit und Unreinigkeit, 
ebenfo ferner wie in höherer Geſchlechtsliebe, wie in Rittertbum und Liebe des Mittelalters 
felbft nach den günftigften Darftellungen eines Ulrich von Lichtenftein, Sinnliches gar fehr mit 
Höberm vermifcht und verfhmolzen wird, bei der Liebe z. B. die Befriedigung des ftärfften 
ſinnlichen Zufttriebes mit aufopferndem Hingeben und Anschließen an die Gattung und ben 
geliebten Gegenftand. Es ift die Zeit blühender, energifcher, poetifher (zeugender) und vorzugs— 
weife nach außen gerichteter, das Höhere finnlich geftaltender Lebensthätigfeit. 

Für die gejellfchaftlihen Verhältniffe ift diefes die Zeit der Vorherrſchaft des blinden 
Glaubens oder theofratifchen Geſetzes auch über die äußern gefellihaftlihen Verhältniſſe, vie 
Zeit der fortdauernden äußern Leitung derfelben durch die fortdauernde Äußere, göttliche 


29) Menu, IX, 334. 
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Dfienbarung, ihre Drafel, Augurien, Propheten, injpirirte Statthalter und Priefter, wie 
3. B. bei Indiern und Perfern nah den Geſetzen ded Menu und Zorvafter, bei den Hebräern 
unter Mofes und bis zu den Königen, bei den Germanen vorzüglich feit Gregor VII., überhaupt 
jeit der Bändigung der roheflen Fauſtrechtsgewalt durch die theofratifche geiftlihe Gewalt und 
chriſtliche Oberlehnsherrſchaft des großen abendländiſchen Ghriftenftaats. In Rom ift dieſes 
die mit Numa bezeichnete Zeit, aus welder fo viele theofratiihe Reſte im Bamilien: und 
Staatöverhältnig auch in die’ folgende Beriode hinein fortdauerten, und von welder jene 
claſſiſche Stelle des Tacitus nad) der Angabe des frühern despotifhen Zuftandes fortfährt: 
„Numa populum religionibus devinxit.‘ 

B. Art der Bildung des theofratifhen Rechtsverhältniſſes. Immer mehr 
reift nad) Befriedigung der dringenpften niedern Bedürfniffe der Menſch einer höhern Be: 
flimmung entgegen. Er, der bisher allein auf das Irdiſche gerichtet war, deffen höhere Natur 
jchlief, wendet allmählich, durch glüdlihe Anregung und Mittheilung beflimmt, den Blick 
nad) oben. Immer heller fällt das göttliche Licht in feine empfänglide Bruft, bis endlich die 
Gottheit mit lebendigem Glauben fein ganzes Weſen ergreift und ſich unterorbnet. 

Aber der eben noch im Sinnlichen verlorene Menſch und die Organe feines geiftigen Lebens 
yind noch zu ſchwach und ungeübt, um Sinnliches und Geiftiges völlig zu fondern und das 
Göttliche rein geiftig und innerlich zu erfaffen. Je ſchwächer er aber ſich ſelbſt erfennt, deſto 
Kiefer fühlt er jeine Abhängigfeit von der Gottheit, er hut feinen Schritt, ohne überall ihr 
mahes Walten, ihr wundervolles Wirken zu ahnen, zu belaufhen. Innig fhmiegt’er ſich an 
ie an, ſucht ihren Beifall, fürchtet ihren Zorn und forſcht deshalb eifrig nad ihrem Willen, 
als jeinem beiligften und höchſten Geſetz. Aber wie ihm von außen die Gottheit entgegenfam, 
ſo ſucht er ie audı nur außen. Vernunft und Gemwiffen jind ihm, der, ohne ausgebildete Kraft 
der Reflerion und freien Prüfung, in Anſchauung und Gefühl verloren ift, noch nit ihr Dol: 
metſcher. Die Gottheit jelbft mug ihm und zwar jinnlich ſprechen, muß ſich offenbaren. Wun- 
dervolle Erfheinungen, der Mund der Orakel und Propheten, infpirirte Statthalter und 
Priefter thun den göttlihen Willen ihm und und leiten ihn auf allen Wegen. 

Recht kann jegt nur fein, was diefem ſtets neu ſich äußerlich offenbarenden göttlihen Willen 
gemäß ift. Brömmigfeit oder Glaube, Tugend und weltlihes Recht, Erkennen und Glauben 
verſchmelzen daher, wie ie ed 5. B. bei den Hebräern gänzlich jogar in der Sprade thaten. Der 
innerfte Glaube ift Gerechtigkeit, und Unglaube höchſtes weltliches Staatsverbrechen, wie die 
äußere Handlung und Reinigung gottesdienftlih und fromm ift. 0) 

Durch die beihränfte ſinnliche Auffaffung befommt die Gottheit ſinnliche Geſtaltung, wird 
gewöhnlih auch Nationalgottheit, unmittelbar den Staat regierender König. An ihren finn- 
lihen Gultus, ihre Orakel und Altäre, ihre Tempel und Feſte Enüpft ih, wie in den 
theofratifhen Zeiten der Hebräer, Phönizier, Griehen und Lateiner, das Gefellihaftsbann. 
Bei der Vorherrſchaft des Höhern aber, feiner durchgehenden Verſchmelzung mit Sinnlichem, 
führt jegt jelbft vie Befriedigung jinnlicher Triebe und Bedürfniſſe ftets den Menfhen auf Gott 
zurüd. Alle Gaben empfängt er aus der Hand eines Gottes und denkt jeiner bei deren Genuß, 
zieht die Götter zu feinem Mahle nieder und erfreuet fie mit feinem Opfer und opfert jelbft mit 
jinnlicher Liebe der jhönen Göttin. 

C. Grund: oder Verfafjungsgefeg der Gejellihaft. Dieſes ift jest der 
äußerlich jich offenbarende, von den Prieftern, Sehern und Statthaltern der Gottheit aus: 
geſprochene und gehandhabte göttliche Wille und der blinde Glaube an denjelben. Endzweck 
dieſes Staats ift Erfüllung dieſes Willens und dadurch MWohlgefallen und Segen, Erfüllung 
der Verheißungen der Gottheit, nähere Vereinigung mit ihr. 

D. Lebenskraft dieſes Staats und feiner Gejege ift der blinde Glaube oder die Vor- 
herrſchaft des dur höheres Gefühl und Phantajie geleiteten gläubigen Hingebend an das 
äußerlich jih offenbarende Göttlihe. Es wird pofitiv erhalten und gefördert zunächſt durd 
jinnlih:poetifhen Cultus, durch den Kohn der Befriedigung aller verdienftlichen, das heißt bier 
aller die fromme gläubige Hingebung und folgfame Unterwerfung ausſprechenden und ver: 
ftärfenden Triebe und Thätigfeiten, durch göttlihes Wohlgefallen und Erfüllung ver göttlichen 
Verheißungen für fie. Bergehungen ſind bier bewiejene oder erzeugte Störungen folder 
frommen gläubigen Hingebung und folgjamen Unterwerfung, und zwar bei der Vermiſchung 
ded Innern und Außern jo wie des Sinnlichen mit Sittlihem, und wegen des nothiwendigen 


30) Dgl. z. B.2 Mof. 9, 27. 2 Sam. 8, 15. Jeſ. 3, 10. Pſalm. 68, 4; 85, 11; 145, 17. 
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blinden Glaubens, auf dem hier der ganze Staat ruht, das, was bei und niemand als Ber: 
brechen zu betrachten nur denkt, bloße äußere Verunreinigungen, bloße moralifhe Sünden und 
böfe Gedanken; vollends aber jever Unglaube, der hier Todesverbrechen, Kegerei und Hoch— 
verrath zugleich ift. Diefe Störungen des Princips nun werden hier aufgehoben durch 
Reinigungen, Entjündigungen, Buße und Opfer aller Art, durch ſymboliſche Andeutungen des 
ewigen Werths des Guten und ber Vernichtungswürdigkeit des Böfen, wozu bei dem bier 
nicht durch vernünftige Reflexion, fondern durch Phantafie und Gefühl geleiteten Volk auch Die 
bei und unvernünftige Talion gehört, die man ebenjo wie das despotiſche Strafrecht in der 
herrſchenden Vermiſchung der Gulturftufen und der Principien in den Rechtsſtaat übertragen 
wollte. Hierdurd müſſen die Schuldigen oder das bei vem Mangel an veflectirender Scheidung 
des Innern und Aupern durd jie mit verunreinigte Volf dad Böſe und Unreine, die ver- 
brecheriſche finnliche Luſt wieder von ſich abthun, ſich durch freimilliges Opfer des Irdifchen, 
durch reuige liebevolle Hinwendung zum Göttlihen wieder mit Bott verföhnen und in 
dad rechte innige Verhältniß fegen. Es muß vollends bei großen Verbrechen durch wunder: 
volle, rächende, göttlihe Gerichte der gefunfene Glaube an Gott und feine Drafel und 
Statthalter und ihre göttliche Kraft bei ven im Irdiſchen verlorenen Sündern wieder erweckt, 
Phantafte und Gefühl wieder für den blinden Glauben gefeflelt werden. So erſcheinen überall 
die theofratifhen Strafen, die indifhen und perfiihen und Moſaiſchen wie die altrömifhen und 
die deutſchen im Mittelalter, ausgeſprochen durch Priefter, Leviten, vriefterlihe Patricier, 
durch priefterlihe Augurien und burd die vermitteld ihrer Ginflüffe beftimmten Richter oder 
Gottedurtheile, wozu jegt auch der Eid wird. So erklären fi dad Cereri sacer estod oder 
necator; dad arielem endo concione sobjicito, die suovetaurilia u, f. w. 37) 


31) Welder, Legte Gründe, S. 285, 324 fg., 371, 536. L.2,$.6, de O. J. Überall miſcht ſich 
wirflich, was die Kobpreifer der Theofratie vergeffen, unbewußt das Sinnliche mit dem Sittlichen, 
jedoch fo, daß, was die Feinde vergejien, dem Streben und Endziel nad die beffere Natur über die 
finnlicye vorherrfcht, welche der Gläubige ihr felbit in graufamer Marter, in oft bewundernswerthen 
Erfcheinungen fchwärmerifcher Kraft und Begeifterung aufjuopfern nicht anfteht; und fo daß die Idee 
ber Gottheit und einer fittlichen Unterwerfung unter ihr Gefeg auch das Sinnliche adelt, daß alles auf 
fie hinführt. Wenn auch allerdings ein individueller, poſitiver, mit Irrthümern und großen Menfch- 
lichfeiten gemifchter und gehandhabter Glaube und Gottesdienſt Grundlage des theofratifhen Staats 
ift, fo darf man doch nicht überfehen, daß audy ihm der allgemeine Glaube und das willige Hingeben 
an das Göttliche in den Gemüthern der Menfchen zu Grunde liegt, daß aber als wejentliche Grundlage 
hierzu eine wahrhaft fittliche Richtung der Menfchen erforderlich if. Wenn das Gemüth fie hat, bat es 
auch die zur Gottheit, hat es den immer feftern Glauben, die wachjende Liebe und Sehnfucht zu ihr, 
wogegen Laſter und niedrige Leidenschaft immer mehr von ihr entfernen und entfremden und fie zulegt zum 
bloßen Schredbild machen, von welchem der Sünder in flets neuem Sinnenrauſch und Verbrechen fich 
losmadıt, fo viel er nur immer vermag. Deshalb, wie einfeitig und häufig von eigenfüchtigem Princip 
geleitet auch die Stellvertreter der göttlichen Regierung oft wirfen mögen, mußten fie doc; überall auch 
auf Tugend und Frömmigkeit und eine wenigftens zur Herrfchaft durch geiftige Impulfe, zur Richtung 
des Blicks auf das Höhere fähigen Geiftesentwicelung ſchon ihres Zwecks wegen zu wirken fuchen. Und 
nicht zu verfennen ift, daß fich die Theofratie in dem Jünglingsalter der Bölfer als ein wohlthätiger 
Übergangspunft von der unterften, finnlichen, egoiftifchen und fauftrechtlichen Gulturftufe zu der höch— 
ſten —2 wohlthätig und nothwendig wie Jünglingsalter zwiſchen Kindheit und Männlictei, 
wohlthätig zur Bändigung des rohen Fauftrechts und allmählichen Erziehung. Die theofratifche Geiſt— 
lichfeit im Mittelalter förderte auf vielfache Weife die höhere Cultur gerade als Grundlage und Hülfe: 
mittel ihrer geiftigen Macht. Auch jcheint es mir feinen guten hiſtoriſchen Blick zu verrathen, unbedingt 
bei allen theofratifchen ig ande und Inftituten, 3. B. den mofaifchen, in einem völlig oberfläch: 
lichen, blos vom heutigen Standpunft ausgehenden Raijonniren, bloßen fchlauen Betrug und eigen: 
füchtige Abficht zu wittern (vgl. 3. B. auch Filangieri, Bd. IV, Kap. 34; Bd. VII, Kay. 43; Bd. VII, 
Kap. 5), und in einem Zeitalter, welches die Vorſehung, wie fie auch fonft ihre Wege in Dunfel hüllte, 
offenbar als Übergangspunft wollte und wo alles ſchwärmeriſch und feurig glaubt, auf eine ung kaum 
begreifliche Weife überall Wunder fieht und hört und unfere falte Reflerion und Kritif und ihre Mittel 
nicht fennt, einzig und allein die Herrichenden als ausgefchloffen anzufehen von der allgemeinen Be: 
geiſterung, weldye doch heute noch oft gerade die Fräftigiten Naturen, 3. B. unter Jünglingen, am tief: 
ften ergreift und oft verblendet. Der Frevel in der Theofratie aber beginnt da, wo nady dem Fortſchrei— 
ten des allmählich mündig gewordenen Geiftes das Volf zur höhern, dritten Gulturftufe gereift ift, und 
nun bie früher wohlthätige theofratifche Gewalt mit Falter Lift und eigenfüchtiger despotifcher Gewalt 
den erwachten Geift wieder zu unterdrüden und flatt durch ihre theokratiſchen Strafen blos einzelne 
anerfannt verbrecherifche Störungen des freien Glaubens negativ wieder auszutilgen, felbft pofitiv ihre 
Macht nicht durch den freiwilligen Glauben, fondern durch die Furcht vor der Strafe, vor Inguifition 
und Kepergericht zu begründen ſtrebt. Dann muß fie zu den niederbrüdenditen, ſchändlichſten Mitteln 
greifen und fie, die I Sittlichfeit und Geiſtesbildung förderte, z. B. Univerfitäten gründete und 
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E. Anerfannte fittlih abtungswürdige Verſönlichkeit und wenigftens 
rechtliche Privatfreiheit ift hier dur das Grundgeſetz begründet für die Gläubigen, 
die Kinder und Ebenbilder Gotted, zu deren Beſtem göttliche Regierung und Staat und die 
göttlihen Verheißungen gegeben find, die mit freier Liebe und Huldigung fi zu Gott und 
feinem Gejeg befennen, deren Rechte endlich nach dem beftehenden feften göttlichen Gefeg und 
erfahren als heilig und geihügt anerfannt werden. Nur ift wahre Glaubensfreibeit und auch 
wahre Mitregierungd: oder republifanifche Breibeit hier neben der allein weifen, unfehlbaren 
göttlichen Regierung nicht begründet, und der Gläubige, obwol ald frei, doch als ein unter 
Vormundſchaft ftehenderMinorenner behandelt. Durch die perfönliche Freiheit hat der Fromme 
auch geihüstes Vermögensrecht. Doch ift, wie alles, jo audy dieſes hier zunächſt gottesdienſtlich 
beſtimmt, dem Göttlihen dienfibar, ein Lehnbejig der Kirche, ein dem göttlichen Oberlehns- 
herren zehntpflichtiger, zunächſt für die sacra privata und publica und, wie in Indien, für die 
Todtenopfer dienftbarer Befig. 

F. Die die Theofratie fürdernden, vonihr geförderten Grundverhältnifſe 
find: 1) vorzugsweife Beihäftigung mit Aderbau, wenigfiend, wie bei den 
Hebräern unter Moſes, Ubergang vom nomadiſchen Leben zu demſelben. Dieje Lebens: 
ernährung und Beſchäftigung beweiſt und fie erzeugt noch mehr höhere Bepürfniffe und höhere 
Cultur. Sie erweckt fie theild durch die größere Regelmäßigfeit und Kunft der Beihäftigung 
und ihrer Werkzeuge, inöbefondere den Gebraud des Eiſens, befonderd aber durch die Noth— 
wendigfeit ver Orenzfheidung, der Feſtigkeit und Heiligung ded Eigenthums. Sie erwedt fie 
durch den Blid auf den Himmel und feine höhern Gejege für Natur und Menichenleben, feine 
zunädft für den Aderbau felbft entiheidende phyſiſche wie moraliihe Weltordnung. Aber die 
Einfachheit des Geſchäfts verträgt ſich doch zugleich mit dem Feſthalten am alten blinden Glauben 
und ber prieſterlichen Lebensordnung beffer ald Vorherrſchaft des Gewerbs und Handels und 
freier und häufiger Verkehr mit fremden Andersglaubenden, ald der Austaufh ver Em: 
pfindungen, Gedanfen und Gefühle mit ihnen und die darin enthaltene vielfache ftete Anregung 
zur Vergleihung, zu freier Reflerion und Prüfung, zu eigener individueller, felbftändiger 
geiftiger Ausbildung, zu Aneignung fremder und neuer Ideen und Überzeugungen. Dieies 
alles zerſtört nothwendig das Reich des blinden Glaubens, wie z. B. bei den Hebräern feit 
David und nod mehr feit Salomo, und gleichzeitig in vielen oriertaliihen Staaten. Ja es 
wurbe bei den Hebräern die Theofratie nie jo vollftändig verwirklicht, ald Moſes wollte, meil 
jein Verbot auswärtigen Handeld und feine freilich harten, aber nur aus dem theofratifchen 
Gefihtspunfte erflärlichen Befehle der gänzlihen Reinigung des Landes von den frühern Be: 
wohnern nit gehörig vollzogen wurden und jo Gemeinfchaft mit ihnen wiederholt zum Abfall 
vom Nationalgott und König verleitete. 32) 


dadurch gerade ihre Wohlthärigfeit und Zeitgemäßheit documentirte, daß fie es fonnte, nunmehr fie vers 
folgen, um dennoch und oft gerade um fo fchneller ihrem Sturze entgegenzugehen. Als Wahniinn 
aber und als Frevel zugleich, das legtere wenigitens bei der Ausführung unvermeidlich, erfcheint pas 
Bemühen der italienifchen, portugiefifchen und jpanifchen, der franzöftfchen und deutſchen Gongregativ: 
nen, Jeſuiten und Theofraten, nad; erwachter freier Reflerion und Prüfung, nach bereits zerflörtem 
Reich des blinden Glaubens daffelbe wiederherzuftellen, oft blos unter defien Namen mit bewußter Ab— 
fit den Despotismus oder wie einft bei ſpaniſcher Inquiſition durch nichtewürdige Verbindung mit dem 
Despotismus und Feudalismus, durch Liſt und Gewalt, Verdummung und Brutalifirung der Men: 
ſchen zu begründen. Wahnfinnig ift cs, wenn felbit das für immer entfchwundene Jünglingsalter mit 
Unrecht uns beffer gefallen follte als das Mannesalter, in das forteilende Rad der Zeiten zu greifen 
und feinen ewigen Umfchwung hemmen zu wollen. Frevelhaft aber ift cs, flatt wie in der wahren zeit: 
gemäßen Theofratie die Menfchheit vorwärts und zu neuem Aufſchwung, vielmehr durch Unterdrüdung 
der Kräfte rücdwärts zu führen und zwar mit verbrecherifcher Gewalt gegen freie Menfchen und durch 
das, was jeder Sünde Anfang und Ende und Mittelpunft iſt, durch bewußte falte Lüge und Heiligung 
der Mittel durch den Zwed, durd; bewußten Misbrauch des Heiligen. Mehr als begreifliche Berblen: 
dung aber wäre es, wirflich zu glauben, das anf foldem Wege etwas anderes zu erreichen fei als Er— 
ziehung fcheußlicher Heuchelvi, Geiftesverbumpfung, Armuth und Entfittlichung, etwas anderes als ein 
zehnfach verbrecherifcher Despotismus, gemiſcht aus Pfaffen-, Hofgefinde: und Maitreffenregierung, 
und unfräftig wie der in Spanien, Portugal und Italien; erbarmungsmwürdig unfräftig gegen jeden 
. Angriff und jede Schmac von außen wie gegen alle Revolntionen im Innern, weldye auch dort unver» 
meidlich der europäiſche Bildungsgang und der, mie einit in Franfreich, nerade durch Misbrauch mit 
der Religion erzeugte Boltaire’fche Haß derfelben immer aufs neue und, wie zu befürchten fteht, nicht 
immer in fo gutmüthiger Oeftalt wie in den legten Jahren hervorrufen wird, um endlich vor qünzlichent 
Untergang der unglücfeligen geichändeten Völfer jene Thoren oder Krevler in den Abgrund zu jchleudern. 

32) Im alten Priefterfiaat Meroe trieben die Priefter felbft den Karavanenhandel und wußten dann, 
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2) Religiös und gottespienftlid, z5. B. als Sakrament, ald Vereinigung 
der Glieder um den Haudaltar, beftimmte Ehe: und BKamilienverbältnifie, 
theild unmittelbar zur theokratiſchen Erziehung und Grundlage für den Staat, theild zur Be— 
gründung des theofratifhen Ginfluffes und Einkommens der Priefter bei ven sacra privata, 
den Teſtamenten, Samilieneinrichtungen, Eheftreitigfeiten, Adoptionen u. ſ. w., wie noch fpäter 
in Nom und in Mittelalter. 

3) Raftenmäßige, die Prüfung und freie Wahl des Lebensberufs mög: 
lichſt ausſchließende Standes: und Amtsverhältniffe und mindeftens eine vor: 
herrſchende, die Gottheit repräſentirende, ganz den theofratifchen Intereffen dienſtbare Priefter- 
fafte, wie Moſes in den Leviten, die päpfllihe Theofratie und Gregor VII. durd den Gölibat 
und bie fete, ordnungsmäßige Ausbildung der Geiftlichfeit gründeten, wie die aus dem Haupt 
des Brahma ftammenden Brahmanen, die von höherm Geſchlecht ftanımenden Patricier. 

4) Die zweite oder mittlere Stufe der Religion zwiſchen Feriihismus und 
jpiritualiftiihen Monotheismus, nämlich eine poetifhe, zwar jhon auf der Idee 
unendlider, allgemeiner göttlider Weltregierung berubende, aber jelbft bei 
angeblihem Monotheismus noch ſinnlich, meift vielgöttiih und menſchlich geftaltete Religion 
mit poetiih finnlihem Gultus, mit Geremonial: und Opferbienft. So bildete jelbft mit Ber: 
folgung reinen Glaubens und der Boranftellung einfaher Moral das theofratifhe Mittelalter in 
feinem Marien= und Heiligen-, in feinem Bilder: und Geremoniendienft und feinen Meß— 
opfern u. f. w. felbft dad Chriſtenthum aus, um Phantafie und Gefühl zu nähren, den Glauben 
an die Priefter und die unmittelbare theofratifhe Regierung Gottes durch fie lebendig zu 
erhalten, 

5) Vereinigung der weltliden Gewalt, der weltlihen Gefeggebung und 
Rechtſprechung mit der geiftlihen und kirchlichen, und jedenfall Vorherr— 
ſchaft der geiftllihen Gewalt, wie bei den Hebräern, oder wie nad Gregor VII. und dem 
unbedenflihen Ausſpruch jelbit auch noch de8Sadhjjen- und Schwahenjpiegels, oder wie in Rom 
die Vatricier nicht blo8 Durd die Gewalt des im Tempel verfammelten Senats, ſondern vor: 
züglich auch durch ihre priefterliche MWeihungs- und Auguriengewalt und durd ihre priefterliche 
geheimnißvolle Gewalt über das Recht. ?3) Indiſche, hebräifche, perfifhe Religiond- und Rechts 
bücher waren eind und daffelbe, ebenjo wie der Levit und Richter, und aud das Kanonifche 
Recht ftrebte, jo gut ed die Verhältniſſe erlaubten, feinem Ideal nad). 

6) Ariftofratiihe Regierungd: und Verwaltungsform, in welder ver 
Oberpriefter als der Erſte unter Gleichen erſcheint, weil die nothiwendig von Bott infpirirten, 
aljo ſouverän mit entſcheidenden Prieſter nicht unbedingt untergeordnet werden, die nicht in: 
jpirirten Laien aber nicht weiter entjheidende Stimme haben fünnen, ald man etiva die Vor- 
nehmern für ihre Unterftügung wieder in ihren ariftofratiihen Intereffen unterftügt, um das 
Volk im blindgläubigen prüfungslofen Gehorfam zu erhalten. Deshalb verfolgte auch ber 
Papſt mehr ald Eine volföfreie Berfaffung mit dem Bann. 

7) Religiös priefterlihe und poetifh Fünftlerifhe Weisheit und Gultur, 
Aufihwung zum Höhern und jhöpferiihe Geſtaltung deffelben, aber in jinnliden Hüllen, 
Formen, Bildern, Symbolen, überhaupt mit Vorherrſchaft ver Phantafie und des Gefühle 
und bed theufratiihen Glaubens und im Dienft verjelben, zu ihrer Belebung und Befeftigung 
und zur Hülfe des finnlihen Gultus, nicht aber vom Glauben fi fondernde, freie felbftändige 


wohl umgeben von Wüſten, Gewäſſern und unwiſſenden Völfern, die flörenden @inflüffe auf eine Zeit 
lang zu entfernen, indem fie zugleich ftreng auf Unverrüdtheit des alten Herfommens hielten und ſolches 
Anjehen hatten, daß der König ihre Erflärung, er müſſe nach dem Rathfchlug der Götter flerben, willig 
vollzog. As fpäter der Handel ſie in Verbindung mit freien Griechen und ihrer Philofophie brachte, 
war es um ihre Theofratie gefchehen. Der König Grgamenes drang in den unzugänglichen Ort, wo 
der goldene Tempel der Athiopier war, brachte die Priefter um und jchaltete nach Gutbünfen. Bei den 
Römern galt Ancus Marcius für den Gründer von Handel und Schiffahrt, und fchon fein Nachfolger, 
der von den priefterlichen Patriciern gehaßte Servius, gründete die rechtliche Freiheit. Bei den Phö— 
niziern und Karthagenienfern, bei denen im Orient am meiſten Handel und ſtädtiſches Leben ausgebildet 
waren, fehen wir nad früherm Recht der Gewalt ſowie der Theofratie am meiften Aufſchwung ber 
rechtlichen Freiheit. In Japan ſchloß man bis vor furzem jeden Verkehr mit Fremden aus, 

33) „Quas actiones, ne populus prout vellet institueret, certas solennesque esse volue- 
runt — omnium tamen harum et interpretandi scientia et actiones apud CoHegium Pontificum 
erant: ex quibus constituebatur, quis quoque anno praeesset privatis.“ L.2, $. 6, de orig. jur. 
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Wiſſenſchaft, Philofophie und Geſchichte. So waren die Theofratien, 3. B. in Indien, ÄAgvpten, 
wie im germaniſchen Mittelalter, Mütter und Prlegerinnen der Poeſie und Kunft, unüber: 
troffener heiliger Tempelbauten, Dome, Grabmäler, Prlegerinnen der bildenden Kunft wie ver 
Malerei und überall wenigftend der Muſik, des Geſangs und der Poeſie, die im dieſer jugend- 
lichen Zeit, wie ver Minne-, Ritter: und Meiftergefang im Mittelalter, nicht etwa Eigenthum 
einzelner beſonders Begünftigter, jondern in der ganzen Nation verbreitet find. Wie die Sprache 
jelbft, jo ift alle Weisheit jetzt vorzugsweiſe poetiſch und in poetifcher Form mit der Religion 
verbunden und, wie die Vedas und Zendbücher und das Alte Teftament beweifen, mehr oder 
minder wie aud die legis actiones bei den Römern, Eigentum und Geheimniß der Priefter 
und ihnen dienftbar. Durch alles Wiffen weht jegt dieſer poetiiche, theofratiiche Charakter, 
wie in der Deöpotie der rob empirische, materialiftifche, im Rechtsſtaat der Eritiich prüfende, 
jelbftändige, philoſopiſch- und hiſtoriſch-wiſſenſchaftliche. So erhebt ſich z. B. die Geſchichte jetzt 
von bloßen Geſchlechtsregiſtern, blos annaliſtiſchen und logographiſchen Einzelheiten zu den 
prieſterlichen, mythiſchen und poetiſchen Volks- und Heroenſagen und zu den Geſchichten vom 
theokratiſchen Standpunkt, z. B. zur Apologie des Chriſtenthums, wie die von Oroſius und 
Beda, zu den Geſchichten nach den theokratiſchen Zeitaltern und den vier von Gott eingeſetzten 
Weltmonarchien, nad den ſechs Schöpfungstagen und dem Bilde des Daniel. In welchem 
Grade im Mittelalter jelbit die von ven Alten und zugefommene Geſchichte mit vem allgemeinen 
blinden Autoritätdglauben aufgefaht und behandelt wurde, ohne alle Eritiiche Brüfung, ja mit 
heiliger Scheu „vor der ruchloſen Vermeſſenheit“ des Zweifeld an den einmal in der Hierardie 
recipirten alten Schriftitellern und ibven Zeugniffen und mit der jegt in allen Disciplinen herr: 
ſchenden Unterwerfung des Geiſtes und Urtheild unter den überlieferten Buchſtaben, und wie 
erft mit dem Ende ver theofratiichen Hierarchie wiffenichaftliche und kritiſche Geſchichtsbehandlung 
entftand, dieſes hat vortreiflich Niebuhr gefchildert.3+) Nicht minder ift befannt, wie die Me- 
diein nach ihrer roh materialiftiihen Geſtalt auf der unterften Gulturftufe einen religiös theo— 
fratiihen, myſtiſchen Charakter in der Periode der Theofratie erhält, durd Wunder heilt, in 
Tempeln u. ſ. m. meift ebenfall3, wie nody bei den griechiichen Hippokraten, Prieftergeheimnig 
ift, bis fie erft auf der dritten Stufe zu wahrer Wiſſenſchaft wird, um in der im Alter zurüd- 
fehrenden Despotie allmählich wieder in unwiſſenſchaftliche Empirie überzugehen. 3°) Im Recht 
gehören zu deffen theokratiſch poetifhem Inhalt nicht blos die alten Symbole und ſymboliſche 
Handlungen des Römiſchen Rechts, die solennes formulae und juris antiquae fabulae 6), die 
als Schlüffel des praftiichen Rechts von den Prieftern ausgehenden und von ihnen bewahrten 
Kalender und legis acliones. Es tritt diefer für Die Auslegung und Würdigung des Rechts 
aus jener Zeit hochwichtige Charakter und Standpunft auch lebendig genug in unferm deutſchen 
Mittelalter hervor. So geftalten in der Rechtsverwaltung jene vielen feierlihen Symbole und 
Bormen jeden Nechtöftreit zu einem ritterlihen Kampfe, zu einem Drama, worin zuleßt bie 
Gottesurtheile, die Give mit Gidhelfern, Heuer: und Wafferproben und Zmeifämpfe den Knoten 
löfen. Ebenfo zeigt ſich auch in den Gefegen überall jener Charakter, jelbft wo ihr Inhalt ur- 
fprünglid aus nidhttheofrtaifcher Zeit ffanınıte, wie meift im Sachſen- und Schwabenjpiegel. 
So wird z. B. Hier gleich vorn flatt einer abftracten profaifhen Beſtimmung über das Ver: 
hältniß geiftiger und weltliher Gewalt vielmehr Chriſtus vor unfere Seele geführt, „als er gen 
Himmel fuhr und dabei, ald er des Friedens Fürft nun heißet, zwei Schwerter, das des geift: 
lihen und weltlihen Gerichts, zur Beſchirmung des Chriſtenthums und ded Erdreichs, den 
Sanct: Petrus befahl’’, deſſen Nachfolger der Statthalter Chriſti ſodann „das Schwert des 
weltlichen Gerichtö dem Kaijer leiht“. Diefem hoben Bafallen aber und weltlihen Schirmberrn 
der Ehriftenheit und des Heiligen Römifchen Reichs „iſt geſetzt zu befcheidener Zeit, wenn ber 
Papft reitet auf einem blanfen Pferde, demſelben den Stegreif zu halten an dem Auffteigen, 
dad jih der Sattel nicht entwinde”. (Anderwärts jpricht das Bild der Sonne, die dem Monde 
ihr Licht leiht, die Seele und der Leib dad Verhältniß aus.) Ebenſo werben unmittelbar darauf 
die Stände und Standesunterſchiede als die leben Heerſchilde dargeftellt durch die jieben WBelt- 
alter, die Verwandtſchaftsarten und Grabe aber durd) die Glieder des menſchlichen Leibes, ähn— 


34) Römische Gefchichte, Bb.1, S. VII. 
35) Dies führt vortrefflich durch die ganze Gefchichte der Medicin durch eine öffentliche Rede meines 
Freundes und frühern Gollegen Baumgärtner. 
36) Cicero pro Muren,, c. fg. Juſtinian und Theophilus im Preömium der Inflitutionen. 
Staats-kerifon. XII. h 
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lich wie in den Vedas die Stände dur ihren Urfprung aus den Gliedern des Brabma. Die 
bekannten bilvlihen Rechtsbücher aber, z. B. die Handfhrift des Sachſenſpiegels in der heidel⸗ 
berger Bibliothek, enthalten nit etwa, woran man höchſtens in unjerer Zeit venfen fönnte, 
Abbilder einzelner vorzumehmender körperlicher, rechtlich wichtiger Handlungen, Nein, ver 
ganze Inhalt ber Rechtögebote felbft, Sag für Sag, wird in diefen wahren Rechtsipiegeln ſtatt 
der Bezeichnung durch Worte, Abftrartiond: und Reflerionsbegriffe, für die an jinnliche Au— 
fhauung und ſymboliſch poetiihe Hüllen gewohnten Bürger und Schöffen durd eine völlige 
Bilder: und Symbolſprache gegeben. So z. B. wird glei anfangs die Rechtsregel, daß Bauern, 
Pfaffen, Krämer und Weiber nicht lehnsfähig find, dadurd ausgeſprochen, daß vier dieſer Per— 
fonen in Abbildungen auftreten, fenntlic durch ihre Symbole (der Pfaff durch Kutte und Ton— 
fur, ver Bauer durch den Buntſchuh und fein gleihförmig plumpes Bauerngelicht, der Krämer 
durch die Elle), und num durch das Ausſtrecken ihrer Hände in bittender Stellung ven Lehns— 
beren, bezeichnet durch fein Symbol, die Lilienfrone, um Belehnung bitten, von ihm aber ab- 
gewiejen werben durch jein Abwenden und dadurch, daß er jeine rechte Hand, flatt fie zur Be— 
lehnung zu gebrauden, ſich feitbält. So wird die Regel von dev Rechtsfähigkeit nur ber lebendig 
Geborenen, bie jhon an fich poetiſch fo bezeichnet ift, vaf der Sohn beerbt ſei mit feines Vaters 
Zehn, „wenn er fo lange lebet, daß man feine Stimme gehören mag in den vier Wänden bes 
Haufed‘’ (wenn er die vier Wände des Haujes beichrien hat), ausgeſprochen durch Abbildung 
eines Wickelkindes neben einer Wochenbetterin, die auf ihr fchreiendes Kind deutet, während 
vier Büften an den vier Wänden mit einem Finger auf ihre großen geöffneten Ohren deuten. 

Solche Bilder machten jelbft bei landesherrlichen Bublicationen der Gefege einen wahren 
integrirenden geſetzlichen Beſtandtheil aus, felbft noch bei dem bambergijchen peinlichen Gefrg- 
buch, wo in einer Ausgabe mit Holzihritten das Titelblatt das Geſchworenengericht abbilder 
und im Publicationspatent ſteht: „Wir haben auch in dieſer unferer Ordnung umb eigentlicher 
Merkung und Behaltnuf ded gemeinen Mannes willen Figur und Reimen nah Gelegenheit 
der Gejege, jo darnach folgen, ordnen und druden laffen‘‘, in welden Reimen dann alles mög— 
lichſt bibliſch poetifch Dargeftellt wird. ?7) 

Auch was jest Philoſophie fih nennt, wird, wie alle geiftige Cultur der Theokratie, nur 
geduldet und gehegt ald Waffe ihres Glaubensreichs, zur Sittigung und Bändigung fauftrecht- 
licher Noheit, als völlig untennvürfige Dienerin der Kirche, ſowie jener geiftlihe Ritterorden 
der Scholaftifer, ver den gegebenen Inhalt in jeinen dialektiſchen Formen vertheidigte, ebenſo 
bereit, wenn es der Kirchenglaube fo gewollt hätte, für eine Fünf als für eine Dreieinigfeit 
feine Langen zu brechen. Wo aber irgend, jelbit auch nur in der Naturwiſſenſchaft, die Wiſſen— 
ichaft ſich zu emancipiren, ein ſelbſtändiges Reich zu erbauen ftrebt, mo der der Vormundſchaft 
entwachiene Geift eines Noger Baco, eined Bruno, eines Galilei aud nur bei Sägen wie bei 
jenem Wahn ver Kirdenväter, daß die Erde eine platte Scheibe jei, oder ber alten Annahme, 
daß fi die Sonne um fie herumdrebe, das Reich ver blinden Glaubensmadht mit Zweifeln 
erihüttern und dad Reich der Reflexion und Prüfung beginnen will, da trifft Strafe und Ber: 
folgung die hochverrätheriſche Kegerei, bis endlich nach ſchweren Kämpfen das neue Reich auf 
den Trümmern des alten fi erbaut. Doch freilih, noch die papftliche Encyklica von 1865 will 
dazu verführen, alle alten theofratifhen Grundſätze feitzubalten, die unjers heutigen 
Rechtsſtaats zu verfluchen! 

Dritte Hauptperiode, Periode der Reife, des Mannesalters: höchſte, 
vernunftrechtliche, freiheitliche Culturſtufe; das praktiſche Geſetz und der 
Rechtsſtaat. A. Verbindung mit der Periode des Mannesalters. Dies iſt 
die Beriode alljeitiger Harmonie und barmonifhgeordneter jelbfländiger 
Yebenstbätigfeit für den ganzen Lebendzwed unter Vorherrſchaft des mit 
der jelbftändigen individuellen Kraft aufgefaßten höhften Lebenselements, 
oz jegt alle Organe und Kräfte hinlänglich gereift find. Es ift die Periode zugleich der volls 
endetften jelbftändigen Ausbildung aller Xebensbeitandtheile, Organe und Syſteme und zugleic 
ihrer alljeitig harmonifh geordneten Zufammenmirfung und Bermittelung vermittels ihrer 


37) Schunf, Zeitfchrift, Bd. IV, Abth. 1, &. 106. liber die Poefie im Recht bat auch Grimm in 
Savigny's Zeitfchrift, II, 25, einen verdienftllichen Auffap gegeben, aber ebenio ivenig wie die Heraus— 
geber ber Abbildungen der heidelberger Handjchrift des Sachlenfpiegels die Sache mit dem theokratiſchen 
Standpunft in Berbindung gebracht. 
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durch das felbftändige Lebensprincip erhaltenen centralen Unterordnung unter den höhern 
Lebensbeſtandtheil. 

Für das intellectuelle menſchliche Leben iſt dieſes die Zeit der Vorherrſchaft der ſelbſtän— 
digen, ſittlichen, prüfenden Vernunft oder des Göttlichen in vernünftiger, rein ſpiritualiſtiſcher 
Auffaſſung und der ſelbſtbewußten allſeitigen Harmonie des Lebens, unter Vorherrſchaft des 
fo aufgefaßten Göttlichen. 

In Beziehung auf das gefellfhaftliche Leben insbeſondere ift es bie Zeit der Vorherrſchaft 
des jittlich vernünftigen, freiheitlichen Rechtsgeſetzes und des Rechtsſtaats vder dev von der fütt- 
lic} freien, geprüften, vernünftigen Überzeugung der jelbftändigen ſittlichen Verfonen aner- 
fannten Geſellſchaftögeſetze, des frei confentirten, für alle verhältnißmäßig gleichen oder gleich— 
gewidhtigen harmoniſchen Rechts, wie in den beffern Zeiten des claffifchen Alterthums und bei 
den heutigen freien germanischen VBölfern, 

Tacitus bezeichnet für die Römer als erften Gründer diefer dritten Periode den Servius. 
Tullius, ven Stifter der Genturiatcomitien ftatt der ariftofratiihen und priefterlich beftimmten 
fenatorijchen und Curienherrſchaft, ald den Gründer fefter gleichheitliher Verfaſſungsgeſetze, 
quibus etiam reges obtemperarent, berührt dann den Kampf der Plebejer zum Schuß der 
verfaflungsmäßig ausgeſprochenen Freiheit (tuendae libertatis) gegen vie wiedererwachten des— 
potifch-theofratifchen Anmapungen der prieſterlichen Batricier, erwähnt hierauf den Auszug 
auf den Heiligen Berg als den Übergang zum Gipfel und zur Befeftigung des freien und gleichen 
Rechts durch die Zwölf Tafeln (finis aequi juris). 3°) 

Für die germaniihen Völker wurde Die Vorherrſchaft diejes freien Vernunftrechts im In- 
nern und eines ebenfalls vernunftrechtlichen, freiheitlich gleihheitlihen Völkerrecht oder das 
Syſtem des rechtlichen Gleichgewichts an Die Stelle des großen theofratifhen Ghrijtenftaats be- 
feſtigt Durch daß gegen Ende des Mittelalters ftattfindende Zufammentreffen einer ganzen Reihe 
von Sreigniffen und Verbältniffen, von welchen jeded allein durch Begünftigung freier Prü— 
fung, Vergleihung und Neflerion das Reich des blinden Glaubens hätte zeritören fünnen. 
Dahin gehören, neben einer Reihe von naturwilfenihaftlihen, mechanifhen und aftronomi: 
ſchen Entdeckungen, die gründliden Studien des clafiiihen Alterthums feit der Verbrritung 
der griechifchen Flüchtlinge, das immer größere und felbftändigere Reifen ſtädtiſcher Cultur 
und Freiheit fowie der Univerfitäten und Wiffenfchaften, die Entdeckung eines neuen Weltivftems 
und einer neuen Welt, die des oftindifhen Handelswegs und der faft neuen Entdeckung von 
Afrifa, die Entvedung und Verbreitung der Buchdruckerkunſt und des Schiehpulvers und die 
durch das legte bewirkte Entwaffnung der ariftofratifchen Feudalmiliz. So gelang endlich der 
jelbftändigen Freibeitöfraft Luther's die von den europälfchen Fürften und Völkern auf den 
Concilien zu Bafel und Konftanz vergeblich erftrebte Reformation, und fein Bannftrahl und 
feine Jeſuiten retteten die bievardhifch= theofratifche Macht über das Weltliche gegen die fiegenbe 
Prüfung, Kritit und Aufflärung, gegen die felbftändige Philoſophie und Wiſſenſchaft und 
gegen den Freiheitsgeiſt ver Völker. 

B. Bildung des vernunftredhtliden Geſellſchaftsverhältniſſes. Immer mehr 
verfhwindet niit dem Jünglingsalter, zum Theil ſelbſt durch Entwidelung derjenigen Kräfte 
höhern Menfchenlebens, melde die Theofratie zu ihrem Dienft erzog und benußte, die Vor— 
berrichaft des warmen Gefühle und der fhaffenden Bhantafie. Kältere Reflerion tritt an ibre 
Stelle, Iggifches Denken und Prüfen. Der herangewachſene felbftändige Menſch ift jegt endlich 
fähig, Sinnliches und Geiftiges rein zu ſcheiden und das Geiſtige geiftig in feiner eigenen Ber: 
nunft zu erfaffen und zu geftalten. Mit prüfendem Auge erforicht er jegt, wie alles, jo auch 
feine Götter, ihre Drafel und Propheten, und bald fieht fein nicht mehr geblendeter Blick Irr— 
thum , Täuſchung der eigenen Phantaſie oder anderer Menſchen. Indem er reflectirend auf fein 
eigenes Innere, ſich felbft, die Natur und die angefhauten Götter trennt und vergleicht, er: 
fennt er, daß, wie er auch in der äußern Natur überall die Spur des ewigen Geiftes ahnen 
mag, ihm fichere Erfenntniß und Mittheilung aus ihr micht mehr komme. Er erfährt nicht 
mehr täglich neue wundervolle Einwirkung und Leitung feiner Schicfale dur die Gottheit. 


38) Mit diefer Anficht ſchon der Legten Gründe, ©. 452 fg., ſtimmt jegt vom felbfländigen Stand» 
vunft aus, und ohne Benugung der bebeutungsvollen Stelle des Taritus, überein von Schröter, 
" Observ. jur. civ. (1826), Obs. I; darin nämlich, daß die Zwölf Tafeln ihrem Hauptcharafter nadı 
nur Ausführung und Wieverherftellung der Berfaflung des Servius waren. 
34 * 
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Was früher fo erichien, zeigt ich mehr und mehr ald Täufhung der Menſchen, oder als ein | 
unveränderliches Geſetz des Alle. Aber auch die ganze äußerlich geoffenbartefehre verliert jo ihr 
alte Bürgſchaft. Von hundert verfhiedenen, widerſprechenden Offenbarungen erklärt jedesBolt | 
die feinige für die allein göttliche, alle andern für Menjchentrug und Irrthum. Iſt unfer Glaube 
fhon darum der allein richtige und untrüglidhe, weil wir zufällig als Chriſten, nicht als Me- 
banımedaner, als Katholifen, nicht ald Proteftanten geboren wurden? it nicht jevenfalls aus 
unfere Offenbarung, dad, was wir früher in Inhalt und Form für untrüglich und rein göıt: | 
lich hielten, von Menſchen, menſchlich Ihwah und unvollfommen, mit unvollfommenen Mi: | 
teln aufgefaßt und mitgetheilt und durch hundert zum Theil allmählich anerfannıte und verwor: | 
fene, aber jabrhundertelang ebenfalld für göttlid gehaltene Miöverftändniffe und Menicen: 
fagungen verunreinigt und verfälſcht worden? Was ift noch wirklich göttliche und reine Wahr: 
heit in denfelben, und wie follen wir fie erfennen, wie richtig zwiſchen den verſchie denen Lehren, 
Kirchen und Bhilofophien enticheiden und auswählen? 

So ſich felbft und feinen quälenden Zweifeln überlaffen, führt die Reflerion ven Menſchen 
immer tiefer in ſich ſelbſt zurüd, bis ihm endlich mit Sicherheit die Stimme der Gottheit in 
Bernunft und Gewiſſen erwacht, vernehmbar wie einft aus dem Munde der Orakel und Pro: 
pheten und ihm entjheidend au über die Göttlichfeit und Wahrheit wie über Die Auslegung 
und Anwendung aller von außen mitgetheilten Kehren und Offenbarungen. 

Diefe innere, eigene Vernuuft, felbftgeprüfte, freie, eigene Glaubens: und Gewiſſens 
überzeugung ift ihm jeßt legte jouveräne Gejeggebung und Richterin feines Fürwabrbalten: 
und Thuns, aud über das an ſich Objeetive, vielleicht ohne äußere Hülfe und Offenbarun 
nicht Erfennbare. Recht iftnur, was fiegebietet, und ein Glaube ohne ihre Billigung wir 
Aberglaube, eine Unterwerfung unter fremdes, nicht felbft frei ald wahr anerfanntes, reli: 
giöſes und praftiiches Gefeg und Gericht Verbrechen und Sklaverei. So kann denn jegt bei dem 
ewig verjhiedenen und unvollkommenen fubjectiven Stand und Anfangspunfte ver Individuen 
in Auffaffung des Göttlichen oder der überfinnlihen, metapbufifhen und praftifchen Wahr: 
beiten unter diefen verſchiedenen Individuenn, es kann nad) diefem höchſten Gejeg der ſittlichen 
Achtung und Behauptung eigener und fremder, perjünlicher göttliher Würde, Freiheit un 
Selbftgefeßgebung ein gemeinſchaftliches äußeres Gefeg und Recht für gemeinichaftliche Frie— 
dend= und Hülfsverhältniffe nur durch freie vertragsmäßige Rechts-, Staatd= und Kirben: 
vereinbarungen aller felbftändigen Freien zu Stande kommen. Es gilt infofern von allen freien 
Bölfern, wie fie nad dem Obigen ftetö anerfannten, was Plinius von den Römern jagt: „in 
quocunque civium summum esse voluerunt.’ &8 hat die Betrachtung der Naturfeite und ver 
natürlihen Grundform, die der Breiheit und der Geſchichte, auf das eine gemeinſchaftliche Kr: 
fultat, auf dad ber objertiven fittlich freien Vereinbarung geführt: die Sprade trennt jet! 
Glauben und Tugend wie Tugend und Gerechtigkeit. | 

C. Außerlihes und gemeinfhaftlihes oder geſellſchaftliches objectives 
Rechts- und Berfajjungsgeieg und Endzweck ded Staats ift jegt nur die Vermirkli: 
hung des ald vernünftig anerfannten gemeinfchaftlihen Geſetzes und der blos individuellen 
Anſichten, ver indivinuellen Beftimmung und Glücfeligfeit nur innerhalb feiner Grundformen 
und Grundbedingungen, 

D. Daß Örundprincip, die Lebenskraft des vernunftredtliden freiheit: 
lihen Gefellfhaftsverhältniffes ift die freie innere Stimme der fittlihen Vernunft 
oder des Gewiſſens 39), zunächſt als freie, fittliche Achtung eigener und fremder, ſittlicher, per: 
jönlidher Würde, oder der Ehre und Freiheit. Die objectiv erfennbar jenem Grundprincip an: 
gemeffenen und ed fördernden Thätigfeiten und Triebe, die finnlihen alfo nur, fofern fie ſih 
ihm unterordnen und bienftbar machen, find hier Verbienft. Ihr Lohn ift auch Hier ihre Befrie— 
digung, achtungsvolle Anerfennung und Ehre, Gewähr der durch das gemeinſchaftliche Geſeh 
erftrebten rechtlichen Freiheit und Erwerbung der Mittel fittliher vernünftiger Wirkjanfeit. 
Verbrechen find die objectiv erfennbaren, bewiefenen, das objective Recht ſchuldvoll verlegen: 
den Triebe oder Thätigfeiten. Sie werben bei allen freien Völkern geftraft durch die rechtliche 
Genugthuungd = und Wiederherftellungsftrafen, noxae vindicta, Kpapriparov Exdiunas 
zur Aufhebung der ganzen rechtöverlegenden Schuld oder intellectuellen Beſchädigung des Ber: 
brechers vermittels feiner Befferung und der Herftellung der durch feine Schuld geftörten Ad: 


39) Bgl. Seneca de benef., II, 20, Ep. 90. Jacobi, Über ein Wort, das Leffing gefagt hat, S 8 
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tung und redtlihen Willensftimmung bei den übrigen Bürgern und dem Berlegten #0); und 
zwar nur nad; objectiv güftigem Verfahren und Rechtsurtheil unparteiifhen Gerichts. 

E. Diefed Gefeg bed bleibenden, fittlich Freiheitlichen, objectiven Conſenſes aller ſelb— 
ftändigen Perfonen, gefhügt durch unparteiifches Gericht und Verantwortlichkeit der Diener der 
®ewalt bei denfelben, gewährt vollftändig die ganze heilige Berfönlidfeit und 
perfönlide Freiheit, ſowol die privatrechtliche mit ihren feften Grundlagen, einem ſelb— 
ſtändigen, nad) dem Grundfag der Gleichheit und gleicher Gütervertheilung erworbenen Privat: 
eigenthum, wie die politifche Verfaffungsfreiheit und faft bei allen freien Völkern au, als 
natürliche und fihernde, die conftitutionelle dem Wejen nad republifanifche Freiheit, welche 
aber in großen Staaten, zur beffern Erhaltung der Einheit (f. oben II) die erbmonarchiſche 
Form oder die Form der Bundeöftaatöverfaffung in ſich aufnimmt. 

F. Die nad) dem Biöherigen ſich von felbft erflärenden Grundverhältnifje des 
Rechtsſtaats find: 

1) Städtiſche völlig freie Gewerbd= und Handeldbeihäftigung neben dem Aderbau, oft 
vorherrfchend über denfelben. Sie fördern und bedürfen Nachdenken und bürgerliden Ge: 
meingeift, Selbftändigfeit und höhere Eultur, ſowie dieſe hinwiederum fie. 

2) Möglichft ſittliche und freiheitliche, fireng monogamifhe, die Achtung der Sittlichkeit 
und der perfönlihen Würde und fittliche8 Aufopferungsvermögen erziehende Geſchlechts— und 
Familienverhältniffe. 

3) Freie, nad) individueller Freiheit, Fähigkeit und GSelbftbeftimmung frei ermwählte 
Standes: und Amtöverhältniffe ftatt der unorganifhen, ifolirenden und unfreiheitlichen Ka— 
ſtenverhältniſſe. 

4) Eine der dritten Stufe der Religion entſprechende möglichſt monotheiſtiſche, ſpirituali— 
ſtiſche und wahre praktiſche Moral fördernde Religion. 

5) Selbſtändiges und freies, aber friedliches und gegenfeitig hülfreiches Nebeneinander⸗ 
ſtehen der bürgerlichen Rechtsordnung und der Kirche, der jetzt geſonderten weltlichen und 
geiſtlichen Behörden und Geſetze, mit Unterordnung der Kirche unter den ſouveränen Staat in 
ſolchen Colliſtonen, im welchen dieſer nicht, wie in der Regel, freiwillig dem kirchlichen huldi— 
gen zu können ſich erflärt. *) 

6) Repräſentative, collegialifche, gemifchte (zugleich monarchiſche, ariftofratifhe, demo— 
fratifhe) Verfaffungs= und Verwaltungsformen von dem Reichsrath und geheimen Raths— 
collegium bis zur Gemeindeverfammlung und dem collegialiihen und Geſchworenengericht 
herunter. Diefe, mehr oder minder in allen freien Staaten erftrebt und verwirklicht, ent: 
ſprechen eineötheild dem Verfaſſungsgeſetz als dem objectiven Gejammtwillen, auf welchem 
alle Regierung, alle nur durch venjelben Kraft habende, in vicem legis geltende Geſetz— 
gebung ruht. Solches Geſetz erheiſcht eine die vielfeitige, mehrmalige Prüfung der objectiven 
Grundfäge und Rechte möglich machende collegialifche Berathung mit gerichtlicher Verantwort: 
lichkeit der verlegenden Behörben gegen die Bürger und mit Zugiehung der Bürger zur Vertre: 
tung ihrer Rechte und Bedürfniſſe. Diefe entfpricht zugleich den drei Hauptbedürfniffen, Le: 
benäfräften und Hauptfunctionen ded Staats. 

7) Breie, felbftändige, in höherer Entwidelung immer mehr durch felbftändige, gründliche 
Philoſophie und Geſchichte, durch Wiffenfhaft und wiffenfhaftlihe Eultur geleitete allgemeine 
Aufklärung, die vollfommenfte Scheidung und Sonderung und zugleich die vollkommenſte Har- 
monie in den Erſcheinungen fördernd und vom freien Rechtsſtaat jelbft gefördert. Wol mögen 
Despoten und Theofraten vor folder Aufklärung und Eultur erzittern, nie die rechtliche Regie— 
rung eined wahren Gemeinweſens, deffen Grundgeſetz gemeinfchaftliche freie Überzeugung der 
Bürger, deſſen Grundprincip jelbftändige jittliche Selbftahtung und Ehre und muthvolle To: 
desverachtung für fie ift, wo nichts mehr alle höhern Kräfte für dad Gemeinwohl vereinigt, 
nichts fiherer alle Gefahren äußerer Angriffe und innerer Berführungen und Berirrungen ver- 

hindert und beſiegt als der höchſtmögliche fittliche Gemeingeift, getragen und geleitet durch die 
möglihft Mare Überzeugung von der unzertrennlihen Einheit des Wohls und der Ehre des 
Staatd, des Regenten und des Bürgers, wo endlich Fortfhritt in aller Vollkommenheit, in 


40) * L. 131, de V. S. Henr. Steph., IIl, 446. Bgl. oben, und die Letzten Gründe, S. 133 fg., 
249 jg., 593 fg- 
41) Welder, Rebe über das Verhältnif von bürgerlicher Ordnung, Kirche und Schule (1828). 
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freier Wahrheit wie in freier Liebe, Seele und Endziel der ganzen Bereinigung, ihre Hemmung 
oder Unterdrückung Die einzige unlösbare Todfünde if. 

Vierte Hauptperiode: Periode des Abfterbend, des ſchwachen, wieber 
findiih werdenden Greifenalterd und die Rückkehr zur Despotie. Dieſes if 
die Zeit des allmählichen Zurücktretens des Höhern aus dem Beſondern, des Audlaufens Des 
Kreifes in feinen Anfang. 

Für das intellectuelle Xeben ehrt bei einem wirflihen Eintritt eines übrigens auch beim 
höchſten Lebensalter nicht allgemein nothwendigen kindiſchen Greiſenalters ebenfalls die Zeit des 
finnlichen Egoismus, der Sinnlichkeit, des Geizes, der Trägheit zurüd. Das Höhere verliert 
allmählich Bedeutung und Wirkſamkeit, ſodaß alddann jene traurigen Worte wahr werden: 
Senes sibi sapiunt magis quam aliis et reipublicae, ei omnia meluunt praeter deus, oder: 
magis deformat animas quam corpora senectus. 

Auch für das Gefellichaftsverhältniß kehrt alsdann, menn der höchſte erfriſchende Lebens 
geift zurückweicht, wenn die Organe und Wege des böhern Lebens allmählich ohne zeitgemäße 
Berjüngung ſich verbraudyen, verderben, eritarren, wenn ſich die edlern Kräfte zerfplittern und 
in Disharmonie gerathen, es Eehrt fo, wenigftens häufig, die Herrſchaft der Sinnlichkeit und 
durch fie Despotismus zurück, wie bei jo vielen alternden Bölfern, 3.8. den Roͤmern in der 
Kaiferzeit. Bon diefem traurigen Zuftande, den feine Geſchichten mit Flammenſchrift zeichnen, 
gibt Tacitus in jener claffifhen Stelle meifterhaften Umriß. 

Übrigens ift der Zuftand der Völker im Greifenalter von bem der Kindheit, außerbem daß 
Liſt und ausgebildete, methodische Despotie hier mehr herricht als die rohe Körperfraft, vor: 
züglih nur dadurch unterſchieden, daß die Kindheit regelmäßig mir friihen, jugendlichen 
Kräften zum Beſſern empor, das Greifenalter hoffnungslos immer mehr abwärts zum 
Grabe gebt. *?) Um jo, nothwendiger iſt dad Streben gegen die Fortdauer oder die Ein- 
mifchung der despotiſchen oder theofratifhen Grundſätze in ven Redtsftaat! 

Xi. Eintheilung ver Staaten. 1) Nah der Verfaſſung. Die Wiſſenſchaft von 
der Natur, von den Mineralien, Pflanzen, Thieren, VBölfern,, alle beginnen nad) Feſtſtellung 
ihres Gegenftandes und feines Begriffs mit der Gintheilung der verfhiedenen Hauptgattuugen 
in ihrem Gebiet. Die richtige Eintheilung ihrer verfhiedenen Merfmale und Beflimmung 
der Gattungen und Grfheinungen und Folgen bilden die Grundlagen und Lichtpunfte für Die 
weitern Entwidelungen diefer Wiffenichaften. Und mit der wichtigften, ſchwierigſten und reichften 
alter Lebenserfheinungen, mit den Staaten und ihrer richtigen Theorie, follte ed anders fein? 

Daß der gründliche Ariftoteles dies nicht überfah, iſt begreiflich. Bon ihm ſtammt die ältefte 
Bintheilung der Staaten: in Monarchie, Ariftofratie und Demokratie (Einherrfhaft, Mehr: 
oder Adelsherrſchaft und Volksherrſchaft) her. Dieſe Eintheilung ift an ih richtig und wichtig 
bis auf den heutigen Tag. Und es ift nicht einmal eine wirkliche Verbeflerung, daß Haller die 
preitheilige Gintheilung in eine zweitheilige ummandelte. Er theilt in Fürſtenthum und Re: 
publik und die legtere twiederum in Ariftofratie und Demokratie. Die dreitheiligen Eintheilun= 
gen find an fih richtig und der Natur der Dinge, vorzüglich jenen naturgeleglichen drei Be: 
ftandtheilen (f. oben IV) und der damit zufammenhängenden, im Leben ſtets wiederkehrenden 
Vermittelung zweier Gegenjäge entiprehend. Auch find Monarchie, Ariftokratie, Demokratie 
drei unter denfelben Eintheilungsgrund gehörige Glieder. Der Hauptunterſchied bezieht ſich 
doch auf die Regierungseinrichtung, und zwar auf die Zahl der Regierenden, woran fid dann 
erft andere Verſchiedenheiten, z. B. die Ausbildung der mehrern zum Adel, ald Bedingungen 
oder ald Folgen ver Ausführung fnüpfen. Dagegen bezeichnet ver Begriff Nepublif oder Ge: 
meimveien, wenn man fie Staaten ohne Gemeinweſen entgegenfeßt, fo wie Hr. von Haller, 
nicht blos die Regierungseinrihtung, fondern einen Unterſchied der Verfaſſung, ſodaß ed dann 
feinen Gegenfag gegen Monarchie bildet. England ift Monardie und Gemeinwefen. Wie 
richtig nun aber auch die Ariftotelifche Eintheilung ift, fo taugt fie doch nicht zur oberften Gin: 
theilung der Staaten. Alle Eintbeilungen ver Staaten kann der Jurift und Politiker nur nad 
den wichtigen rechtlichen oder politiihen Verſchiedenheiten mahen. Die Haupt: oder Grund: 

eintheilung aber darf er nur machen nad der Verſchiedenheit im weſentlichſten Bunfte, das ifl 
aber dad Vereinigungd= oder Grund: oder Verfaſſungsgeſetz des ganzen Staatdlebend. Hier— 
von hängen natürlich die Grundbedingungen, die Grund: oder Urrechte der Vereinigung und 


. 42) Die vorzüglid) auch hiſtoriſch und namentlich rechtsgeſchichtlich wichtige Unterabtheilung diefer 
Hauptperioden f. bei Welder, Syſtem, I, 413 fg. 
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per Bürger, überhaupt die politiſchen und rechtlihen Grundverfchievenheiten ab, zumal die des 
grimpgefeglichen Berhältniffes ver Bürger zueinander, zum Staat und zur Regierung und vie 
bawaus fiir alle drei hervorgebenvden Rechte. Dieſes führt alfo zu unjerer Abtheilung nad) ven 
drei Berfaffungen: Despotie, Theokratie, Rechtsſtaat. Das iſt das Weſentliche auch rück— 
ſichtlich der Freiheit. Alles andere iſt untergeordnet, und es iſt noch heute das Unglaubliche wahr, 
daß, wie Heeren einſt klagte, man die Haupteintheilung der Staaten nicht nad ihrer weſentlichſten 
Verſchiedenheit macht. Jede der drei Verfaſſungen kann nun möglicherweiſe nach der Zahl der 
Megierenden in Monarchie, Ariſtokratie, Demokratie untergeabtheilt werden. Das Gefühl 
diejer Wahrheit beflimmt auch Ariftoteled, jeinen drei Staaten in der Tyrannei, Dligarchie 
und Pöbelherrihaft drei Ausartungen entgegenzufegen. Da nun jein normaler Zuftand im 
mejentlihen ver rechtliche, die Ausartung der deöpotiiche ift, jo hätte er, auf dieſem Wege richtig 
fortichreitend, zu dem Rechtsſtaat und der Despotie, ald einer höhern Unterfheidung, fommen 
müſſen. Diefed aber wurde wahrjdeinlih auch ihm noch erſchwert Durch Die griechiſche und 
vollends atheniſche (ebenjo auch römische) Vermiſchung der Demofratie mit der freien rechtlichen 
Berfaffung, ſodaß man den wahren Rechtsſtaat nicht in feiner Wejenheit auffaßte und ihn ohne 
Demokratie nicht denken fonnte. Selbſt der große Tacitus fonnte ed noch nit. Er beginnt die 
Annalen „Urbem Romam in principio reges habuere; lıbertatem Brutus instituit‘‘. Und 
Rouffeau und die Jakobiner fielen in den alten Irrthum zurüd. Dieſes hatte denn die verderb— 
lichen Folgen, daß man in jeder, aud) der zeitgemäßeften und mildeften Monardie Rechtloſig— 
feit ſah, daß ſich das freie Streben ftetö und oft verderblich auch da, wo fie, jo wie bei Cäſar's 
Ermordung, unmöglid war, nur auf Demokratie richtete, nicht aber auf rechtliche Einrichtung 
der Monardie, und daß man, wo dieſe unvermeidlich war, ſich ſelbſt in ver Sklaverei aufgab. . 
Ahnliches zeigen und noch heutige Republikaner, die, wenn jie die Republik nicht erreichen, bie 
freie Monarbie nicht ihrer Bemühung werth halten. So fürchterlich folgenreich iind Faliche 
Grundanſichten in der Staatätheorie. 

Bon Ariftoteles bis auf Montesquieu machte die Staateneintheilung feinen wejentlihen 
Fortſchritt. Montesquien (3, 1) theilte die Staaten in Deöpotien, Monardien und Republifen. 
Der Fortſchritt, wenigftend einen Hauptunterfhied nad) der Berfaflung in die Grundeintbei: 
lung aufgenommen zu haben, war höchft verbienftlih. Aber ver Behler der unlogiſchen Vermi— 
ſchung von verjchiedenen Gintheilungdprineipien bei derfelben Eintheilung ift far. Montesquieu 
hätte nad der Verfaſſung die Staaten eintheilen müffen in Despotien und Redtöftaaten, nah 
der Regierungsforn aber beide in Monardien und Republifen. Seine Gintheilung der Staa: 
ten ift nicht befjer wie die der Menſchen in einem amtlichen Geburtöregifter: in männliche, weib— 
liche und uneheliche. 

Kant in der Schrift: „Zum ewigen Frieden”, ©. 23, und nad) ihm Behr in feiner höchſt 
verbienftlihen ‚Staatöverfaffungslehre‘ verwarfen die Verkehrtheit, das Weſen der Staaten nad) 
der Zahl der Regierenden eintheilen zu wollen und dieſe Eintheilung (nad der Form der Be: 
berrihung, wie Kant fagte) mit der nad) ver Verfaſſung (oder, wie Kant ſich ausdrückte, nad 
der Art der Regierung) zu vermifchen. Nach ver Verfaſſung theilten fie nun, geleitet durch Mon— 
tesquieu's und Locke's Kehren von der nothiwendigen Trennung ver Gewalten: 1) in despotiſche 
oder, wie Bebr jagte, monarchiſche Berfaflung, wo die gejeggebende Gewalt (der Ausdruck des 
allgemeinen Willens) und die vollziebende (die Ausführung deffelben) ungetrennt in der Hand 
(Einer phyſiſchen oder moraliſchen Verſon vereinigt find, und 2) in republifaniiche Berfaffung, 
Diarchie nad Behr, wo beide getrennt find. Im weientlihen gleiche Begriffe verbanden viele 
mit der Eintheilung in nicht conftitutionelle und conftitutionelle oder in despotiſche Staaten und 
Staaten mit getheilter, beichränfter, gemijchter Regierungsgewalt. Allein ed gilt im ganzen 
auch von dieſer Eintheilung das in Beziehung auf die Ariftotelifche Angeführte. An fi beſtimmt 
Diefe Trennung, fo natürlich und wichtig fie in der rechtlichen Verfaſſung bis zu einem gewiſſen 
Grade ift, und jene Bereinigung nicht abfolut die wejentlihe Verfhiedenheit ded Staate- 
zuſtandes. Selbſt ohne Trennung läßt ih Anerkennung und Durchführung des Rechtsgeſetzes 
venfen, z. B. in einer reinen Demokratie, welde Kant mit Unrecht einen nothwendigen Des- 
potismus nennt, ja auch in einer Monarchie mit Preßfreiheit, Petitionsrecht, freien Volks— 
und Gemeindeverfammlungen, mit Steuerbewilligungsreht und rechtlichem Schug der Volks— 
rechte. Vollends aber ift ſcheußlicher Despotismus möglich bei jener Trennung, wie die Geſchichte 
mander ftändifhen Berfafjung beweift. Diefes ift doppelt aldvann der Ball, wenn man mit 
der Trennung der Gewalten nicht zugleich eine LIbertragung der Gefeggebung an das Volk und 
an eine gute Bolfsrepräjentation verbindet. 
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Die Fehler diefer Eintheilung rügte Heeren in feinen „Ideen“ (I, 1,446 u. 433). Er 
wollte ftreng die Verfaffungen von den Regierungsformen trennen. Er fegte dad Wefen Der 
Verfaffungen darein, daß fie das Verhältniß zwifchen ver Regierung und dem Volk beftimmen, 
theilte hiernach diefelben 1) in despotiſche, wo die Maffe des Volks im Verhältnig zu der Me— 
gierung aus Knechten ohne perſönliche und Privatfreiheit beftehe, ſodaß die Regierung nicht 
blo8 Repräfentant und Vollzieher des allgemeinen Willens, fondern auch nad Gutdünken Des 
Privatmwillens fei; 2) in autofratifche, wo das Volk aus Unterthanen mit perfönlicher Freiheit 
beitehe gegenüber dem Regenten, und diefer nur Repräfentant und Vollzieher des allgemeinen 
MWillens fei, und zwar aud die Privatredhte aufheben dürfe, aber nur da, mo er ed nad) feinem 
Gewiſſen für den Staatszweck thue; 3) in republifanifhe, two das Volk aus Bürgern mit per- 
fönlicher und bürgerlicher Kreibeit beitehe, indem ed durch Theilung der Gewalt Antheil an ver 
Gefeggebung habe. Allein nicht blos das Verhältnig zur Negierung, ſondern aud) dad grund= 
geſetzliche Verhältnig der Bürger zueinander und zum ganzen Volk beftimmt die Verfaffung. 

» Gefegt, die große Maffe, etwa 40 Mill. Menfhen, wären Privatfklaven von einigen hundert 
Adelichen, aber nit von dem Negenten, wäre wol das eine freie Berfaffung? Auch wäre ohne 
feftes objectived Nechtögefeg und wenn lediglich das jubjective Gewiſſen und die fubjertive Mei— 
nung vom Staatswohl den Regenten zu jeder Aufhebung der Privatrechte ermädhtigte, ebenfalls 
fein rechtlicher Zuftand vorhanden. md diefed wäre felbft nicht ver Fall bei einer republifani= 
ſchen Regierung, die ja ebenfalls jehr despotiſch fein kann. Er hätte unterſcheiden müflen: Des— 
potie und Rechtsſtaat und beide unterabtheilen in monarchiſche, ariftofratiiche, demokratiſche, 
und Diele Formen wieder in gemijchte oder ungemifchte oder autofratifche. Dabei aber mußte 
er die Autofratie als Unterabtheilung des Rechtéſtaats an das objective Rechtögefeg binden 
und an die zu feiner Durchführung nöthigen Freiheitsrechte. Gemeinſchaftlich endlich mit allen 
frühern Abtheilungen theilt auch die von Heeren die Fehler, daß fie aus Miskenntniß des 
Grundweſens der Berfaffungen von dem Rechtsſtaat weder den wefentlihen Begriff noch eine 
richtige Bezeihnung hat und gibt und die Theofratie ganz zur Seite läßt. 

Einen neuen Verſuch der Eintheilung der Staaten machte Hr. von Haller durd feine Ein— 
theilung in Patrimonial-, militärifche und geiftlihe Staaten, je nachdem eine patrimoniale 
oder grundherrliche, eine militäriiche oder eine geiftlihe Schugherrfhaft die Grundlage des 
Staats bildete. Dieſe Fintheilung ift indeß blos nach einer Verſchiedenheit der hiſtoriſchen Ent: 
ftehung der Staatöverhältniffe gemacht. Diefe ſelbſt und ihre rechtliche und politifhe Natur 
werden dadurch noch nicht nothwendig und am wenigften dauernd beftimmt. Sie fönnen bei 
derfelben ſowol nach der Berfaffung als der Regierungsform verfhieden fein. Wir fehen hierbei 
davon ab, daß jelbft hiſtoriſch unrichtig Hr. von Haller die fauftrechtliche Feudalmonarchie, die 
feine ganze Staatdreftauration copirt, noch überbietet und dieſe dreifachen Zuſtände fo ſchildert, 
da in denfelben nur eine Privatverbindung getrennter Schüglinge mit einem Dienft= und 
Schutzherrn und mithin abjolut gar fein Gemeinwefen, gar fein Staat und feine wahre Regie: 
rung beſtehen, die er lediglich den Republifen zugefteht, fodaß, genau genommen, feine Theorie, 
twäre jie richtig, dringender ald irgendeine andere zur Zerflörung der Monarchie und zur Grün: 
dung von Republifen anreizen müßte. Als eine der vielen gefchichtlichen Verſchiedenheiten der 
Staaten bleibt indeffen diefe Abtheilung nad der Entftehung immer interejfant, zumal für den 
Feudalismus ded germanifhen Mittelalters. 

Einen fharfiinnigern Verſuch einer neuen Staateneintheilung machte Schleiermader in 
einer Abhandlung der berliner Afademie der Wiſſenſchaften 1821 über die Staatöverfaffungen. 
Er führt zuerft dialektiſch gegen die Ariftotelifhe Gintheilung aus, ein fefter Gegenfag zwiſchen 
Monardie, Ariftofratie und Demokratie beftehe nicht. In jedem Staat beftänden alle drei 
Formen. Nie regierten wirklich in der Demokratie alle, jelbft nicht einmal alle Stimmbered: 
tigten, Parteien, als eine aritofratifche Mehrheit, entſchieden meift, und in diefen Parteien 
berrfche wiederum ein monarchiſches Parteihaupt. Auch in der Monarihie regiere ſtets eine art 
ftofratifche Mehrheit von Einflußreihen, von Beamten, Kriegern, vom Adel, von einer Ga: 
marilla neben dem König, und der demofratifhe Einfluß der Bürger auf die Gejellichafte: 
verhältniffe in den untern Kreifen und dur ihre Stimmung und die öffentliche Meinung aud 
in den allgemeinen Angelegenheiten fehle ebenfalld nicht leicht. Diefes alles ift fehr richtig und 
von Schleiermaher anziehend aufgeführt. ine krankhafte, thörichte Vorliebe für abſoluti— 
ftifche Bevormundung des Volks, zumal da, wo ed zur Mündigfeit reif ift, kann jih nidt 
genug darin fpiegeln, wie die abfoluten Könige unvermeidlich bevormundet und gefährbet und 
thatfächlich meift ungleich mehr beſchränkt werden als conftitutionelle Fürften. Nur wird dieſes 
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ven Yuriften nicht beftimmen, jene Abtheilung der Regierungdform aufzugeben. Denn nad 
Dem Recht läßt ſich ſtets Scharf unterfcheiden, ob einer, einige oder, ſoweit thunlich, alle Bür- 
ger bie ſouveräne Entſcheidung in Regierungsjachen haben. Wenn fie dabei ihr Recht nad 
freiem Bertrauen fo ausüben wollen oder aus factifher Schwäche jo ausüben müffen, daß fie 
Die Meinumgen anderer befolgen, jo ändert das ihr Recht nit. Auch muß ja die Sanction 
ſtets von ihnen ausgehen. 

Schleiermacher gibt hierauf eine neue Eintheilung nah einem natürliden Entwidelungs: 
gang bed Volkslebens und nad dem allmählich in ihm fich bildenden Staatsbewußtſein des freien 
ftaatlihen Zufammengehörens. Er theilt in Stadtftaaten, Stammftaaten und Nationalftaaten. 
Stabtftaaten (oder aud Gemeinde: und Bauftaaten) bezeichnen die Anfänge der Entwidelung 
des Staatsbewußtſeins, das ſich zuerft in den einzelnen Gemeinden ausbildet, die dann wegen 
gleicher Theilnahme der Bürger am Staatöbemußtfein, an Gultur und Lebensverhältniffen, 
fih, fo wie die griechifchen und römifchen (und altgermanifchen), überwiegend demokratiſch ge: 
flalteten. Auf einer mittlern Stufe im Stammftaat entwidelt ji dad Staatsbewußtſein in 
einem Volksſtamm, der dann die andern Stämme, jo wie die Römer die Latiner, dann dad 
übrige Italien, twie Chlodwig's Franken die andern Deutſchen erobernd mit ſich verbinde, und 
wobei ariftofratifches Libergewicht des höher entwidelten herrſchenden Stamms und feiner 
Häuptlinge natürlich ift. Endlich auf der dritten Stufe, im Nationalftaat, entmidelt fi das 
Staatöbewußtjein in der ganzen Nation, unter Leitung eined Nationalfönigs, um melden jegt 
die Nation als den lebendigen Ginheitöpunft in einer wahren Monarchie mit freier und gleicher 
Nationalrepräfentation zum höchſten Staat ji einigt. Belehrend und anziehend ift diefe Dar— 
ftellung, auch abgefehen von der durchleuchtenden praftiihen Tendenz Schleiermacher's in Be- 
ziehung auf Deutihland und Preußen. Und vortrefflich ift feine Schilderung der viel groß: 
artigern, ja monathifhern Königswürde in einem fo hoch entwidelten, die ganze Nation ihrer 
höchſten glorreihen Beſtimmung zuführenden freien conftitutionellen Nationalftaat im Ber: 
gleich zu der Stellung eines Ariftofratenhäuptlings und eines feudaliftiihen Schutzherrn und 
Bormundes einer unfreien unmündigen Volks- und Pöhelmaffe. Möchten nur die Eleinen 
Geifter unferer Zeit das Großartige zu faffen fähig fein! Daß aber die mehr Hiftorifche und 
nicht allgemein hiſtoriſche Abtheilung nicht ald die juriftifch=politifche Hauptabtheilung alter 
Staaten an die Spige geftellt werben kann, dieſes bedarf Feiner Ausführung. Sie ift eine über 
den Entmwidelungsgang ebenfalls vorzugdmeife der germaniſchen Staaten belehrende Hiftorifche 
Unterabtheilung des Rechtöftaate. 

So alfo führt mid au die Betrachtung aller neuern Verſuche zu der obigen Grundein— 
theilung aller Staaten in Despotie, Theofratie und Rechtsſtaat zurück. Schon vor 50 Jahren 
glaubte ih — und alle meine Betradtungen im Leben und in ver Wiſſenſchaft ſeitdem haben 
mich ſtets lebhafter überzeugt — daß es zumal bei der modernen und deutſchen Verwirrung 
unferer Staatötheorien wie unferer Lebensverhältniſſe durch die überreichen verſchiedenen Ele— 
mente verſchiedenet Voͤlker und Gejeggebungen unentbehrlich ift, diefe dreifahen Verfaſſungs— 
zuftände mit ihren Folgen ſcharf gegenüberzuftellen und bei Betrachtung der Staatsverhältniffe 
ftet3 vor Augen zu haben. Nur fo läßt ſich unfere Gefhichte mit ihren Erfcheinungen gründlich 
begreifen, nur fo der Wiperftreit der Theorien und des Lebens löjen und dad wirflide Recht und 
Bedürfniß unferer Zeit jiher erfaffen. Denn nur zu oft ftehen die verfchiedenartigen Folgen 
der dreifachen Verfaffungen ald Refte ver Vergangenheit oder Anfänge der Zukunft in dem: 
felben Staat nebeneinander. Freilich drängt die Geſchichte felbft und die Natur des Menſchen— 
lebend überall die Wahrheit und Grundverfhhiedenheit Diefer dreifahen Entwidelungsftufe jo 
unmiberftehlih auf, daß fie wenigftens theilweife anerkannt werden mußten. So fpridt man 
überall von Kindes:, Jugend: und Mannesalter der Völker u. |. mw. Aber man fuchte und fand 
nicht die wahren grundgefeglichen Verſchiedenheiten des ganzen Rechtszuſtandes der Völker. 
Montedquieu, der dem rechten Weg am nächſten fand, entzog durd feine Fehler und dadurch, 
daß ihm das Weſen des Rechtsſtaats und vollends die Theofratie entging, feiner Theorie und 
namentlich auch feiner Lehre von ven PBrinripien der VBerfaffungen die volle Wahrheit und Ans 
wendbarfeit, ſodaß gerade in feinem verbienftlichften Theil fein Werk am wenigften gewürdigt 
wurde. Giner der fharfjinnigften und gelehrteften unter ven neuern Politikern, K. S. Zachariä, 
hebt zwar jegt die gewöhnlich ganz überjehene theofratifche Verfaffung mit Recht hervor, und 
jein ganzes berühmtes Werf vom Staat führt den Unterſchied ver Staaten des göttlihen Rechts 
und der Staaten bed weltlichen vernünftigen Nechts duch, aber er läßt, indem er nur biefe zwei 
Berfaffungen zu Grunde legt, die dritte, die bespotijche Berfaffung, hinweg, und was nun na= 
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türlich, aber höchſt verderblich ifl, er vertheilt das despotiſche Recht unter feine beiden andern 
Verfaffungen. Dadurch wird deren Weſenheit verfäliht. Der Staat des göttlihen Rechts 
erſcheint mehr ald eine zahme Deöpotie unter dem Stuart'ſchen Vorwand der Abflammung von 
Bott, ald eine vom Papſte geerbte, nicht mehr wahrhaft tbeofratifche, fondern abſolutiſtiſch 
despotiſche Bormundihaft.*?) Die wichtige Auffaffung der verſchiedenen Grundprincipien 
oder Lebenöfräfte der Verfaſſungen läßt auch ev ganz zur Seite. Er begründet auch hier durch 
eine große Neihe Irrthümer und unauflöslicher Widerſprüche jeines geiftwollen Werks. 

Don denjenigen neuern Ehhriftftellern, weldye im weſentlichen der bisher entwickelten Grund- 
anjicht über die Verfaſſung beitraten, führe ich hier nur den an, dejjen treffliches Werk vor allen 
zur Verbreitung wahrhaft gründlicher und gejunder Rechtsanſichten geeignet ift, ih meine Baul 
Pfizer. Er bezeichnet in feinen „Gedanken über Recht, Staat und Kirche‘‘, 1842, Ihl. 1, S. 2 
u. 15 die dreifahen Grundverſchiedenheiten der Rechtsgrundanſichten und des Rechtszuſtandes 
nicht unpaffend ald die willfiirrechtlihen, myſtiſchen und vernunftrechtlihen, oder als die des 
Naturalismus, des Supernaturaliömus und ded Nationalismus, ald Wille des Stärfern, 
Glaube und vernünftiges Recht, Willkür: over Gewaltftaat, Glaubenöftaat und Rechtsſtaat. Er 
deuter durch die erftern Benennungen zugleich an, wie groß und.grundverderblich die Berirrung 
ſolcher Schriftfteller ift, welche, nachdem offenbar die despotiſche und Die theokratiſche Culturſtufe 
hinter und liegen und öffentliche VBerfaffungen und Verheißungen vollfländig die freien ver: 
nunftredhtlihen Grundfäge anerfannten, doch die Nuinen von jenen fefthalten und herftellen 
und nad despotiſchen, naturaliftiihen oder theokratiſchen Staatötheorien unjer Leben regieren 
wollen, die Königdfrone auf die moriheften Trümmer bauen, unſer Volfsleben verwirren, 
unterbrüden und unglüdjelig lähmen. 

2) Eintbeilung der Staaten nah der Gonftitution und nad der Re- 
gierungsform. Da die Staaten drei wejentlihe Grunvbeitandtheile haben, jo können fie 
und ihre nad den erften Grunpbeftandtheil fi ergebenden drei Hauptgattungen auch nad) 
dem zweiten und dritten Beitandtheil abgetheilt werden. In Beziehung auf die Gonftitu: 
tion des Volkskörpers find nun die Staaten entweder 1) conftitutionelle oder 2) nichtconſti— 
tntionelle. Gonftitutionelle jind diejenigen, in welchen das regierte Bolf als ſolches zur Ver— 
jönlihfeit und zur Sprache für feine Rechte und Bedürfniſſe organifirt iſt. Dieje Einthei— 
lung entſcheidet aljo über die conftitutionelle ftaatäbürgerliche Freiheit. Sole Gonftitution 
ift der Dedpotie unangemeffen, Fann aber in der Theofratie ftattfinden und fand in den hebräi— 
ſchen Verfammlungen des Volks und der Volksälteften und auch in der Theofratie des Mittel- 
alters ftatt. Sie ift unentbehrlich zur Durchführung und Erhaltung dev Orundfäge des Redta- 
ſtaats, und namentlich bevürfen hier die Bolfdorgane zwar nicht eine unmittelbare Theilnahme 
an der Regierung, an der Geſetzgebungs- und Vollziehbungdgemwalt, dennoch 1) das Recht der 


43) Zachariä, Bom Staat (1839), I, 5l fg. Daher z. B. die Verfehrtheiten, daß er ſowol Die Re: 
gierungen und ihre Legitimität wie das Recht in Beziehung auf Revolutionen lediglich auf das empiri: 
ſche fiegreiche Factum, alfo auf jede herrichende Gewalt gründet (auf das impero, ergo impero), 
und daß er die mit dem Mechtsftaat völlig unvereinbarliche Grenzenloftgfeit der Gewalt und des Gehors 
fams, die abfolute Wiveritandslofigfeit, lehrt und eben daher eine folche gänzliche Aufgebung aller ſelb— 
ſtändigen Perfönlichfeit der Bürger im Staat behauptet, daß deswegen eine freiwillige vertragsmäßiige 
Unterwerfung unter den Staat rechtsungültig wäre; weshalb er vann die Vertragstheorie verwirft, von 
welcher er doc ſelbſt anerkennen muß, daß Me den Geſetzen und Verfaffungen aller germanifchen Völfer 
zu Grunde liegt. Doch ift die fchlimmfte Folge davon, daß er die verfchiedenen Verfaſſungen nicht rich: 
tiger und tiefer, und namentlich nicht genetiſch als nacheinander folgende Entwidelungsitufen auffast, 
daß er auch für uns heutzutage, wo die Periode theofratiicher blinder Glaubensherrfchaft vorüber iſt 
umd nur einige dem wahren Ghriftenthum (f. d.) ebenfo wie unferer Bernunft und heutigen Gulturftufe 
völlig widerfprechende, den Königen wie den Völkern verberbliche, ja unſerer Nationalexiftenz ſchon ge: 
führlid; gewordene Reite der frühern Periode übrig find, die Stuart'ſche Ableitung abfoluter Gewalt 
und VBormundfchaft unmittelbar von Gott gleichfam rechtfertigt. Gr ftellt fie als ein praktiſch gleich: 
berechtigtes Syſtem neben das für uns heute allein gültige Vernunftrecht. Er fanonifirt fo den hal: 
naar Widerfpruch unferer Gefellfchaftsverhältnifie ſelbſt theoretiih. Einen größern Gegenfag 
gegen die Staatsanficht diefes berühmteften deutjchen Werks vom Staate fann man fich nicht denken ale 
die Grundanfichten der großen britifchen Staatsmänner, 3. DB. die des großen Lords Chatham. So fagt 
derjelbe unter anderm in der Rede über Wilfes: „Ich glaubte, Mylords, die Rede vom leidenden Ge: 
horſam fei längft zum Gefpött geworden — die menfchliche Ginbildungsfraft fann fich nichts Verhaß— 
teres, nichts Verabſcheuungswürdigeres denken als Macht ohne Recht, als einen Zuftand, wo gegen das 
Unrecht nur Appellation an den Himmel übrigbleibt. Nicht blos verberblich für diejenigen, welche fol: 
cher Macht unterworfen find, hebt fie zugleich fich ſelbſt auf.“ 
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freien Sprade, Borftellung oder Petition über ihre Rechte, Bedürfniſſe, Wünfhe; 2) pas 
Mecht der Berwilligung ihres Privateigenthuns zur Staatdfteuer ; 3) das Recht der Zuftim: 
nzsrıg bei Abänderung des Verfaſſungsgeſetzes und der Gonftitution und zu nachtheiliger Ver: 
änderung der ihnen nad denjelben zuftehenden Rechte. Dieje Rechte, in Berkindung mit den 
volten Privatfreiheitd:, Beritiond: und Auswanderungsrechten der Einzelnen, ſind unentbehrlich 
zur WVerwirklidung und Erhaltung des objectiven Rechts- und Grundvertrags. Diefes nun 
ft Das Wahre an der Anſicht derer, welche, wie Kant und Behr, wie jelbft Friedrich Schlegel, 
einen Staat ohne organijirte Sprache und Iheilnahme des Volks, oder welche einen fogenannten 
unbejchräntten autofratiihen Staat, wie ihn Heeren bejchreibt, als eine Staatdunform be: 
zeichnen und für despotifch erklären. Denn in der That nur vorübergehend, höchſtens nicht 
"irgend bleibend würde ein Rechtsſtaat beftehen, ja nur ald den Worten nach zugeftanden, aber 
noch nicht in dev Wirklichkeit durchgeführt erfchiene er, wenn in ihm zwar ein Rechtszuſtand ver 
Bürger und ded Volks erkannt, dennoch aber diefelben thatſächlich nicht blos unmündig und 
munbdtodt erklärt würden, jondern die Bormundfchaft über fie gerade demjenigen übertragen 
würde, der ihnen wenigſtens in vielen Beziehungen als betheiligt gegenüberfteht, nämlich der 
abjoluten Regierung. Ein folder Staat wäre ebenjo ein freier Staat, wie der dem Recht nadı 
freie, unmündige, aber factifch unter Vormundſchaft geftellte Bürger ein freier, mündiger 
Bürger if. Er muß auf jevem rechtlichen Wege fein Recht verfolgen. Daß es ibm rechtlich 
zufteht, daß er ed will, vieles ift jein Unterfchied vom Sklaven der Despotie. Dagegen läßt fich 
Gleiches in Beziehung auf die allgemeine Theilung des Regierungsrehtd der Gejeggebung 
und auf eine entfheidende Stimme ded Volks und feiner Organe in der Negierung über: 
haupt nit behaupten, obwol ed höchſt natürlich und heilſam ift, auch diefe im Rechtsſtaat 
zu gewähren. Heilſam ift ed, ſchon um den mittelbaren Ginfluß der Stände durd ihre 
Steuerbewilligung organifcher zu maden, und weil aud die nadhtheiligen Anderungen ber 
verfafjungsmäpigen Rechte der Bürger ſich ſchwer von andern Landesgeſetzen jcheiden. Gin 
dunkles Gefühl der abjoluten Weſentlichkeit der bezeichneten conftitutionellen Bold: und Bür: 
gerrechte und ihr Unterfhied von dem eigentlihen Mitregierungsrecht ſcheint auch bei den 
neuern deutichen ftändifchen Verfaſſungen vorgefchwebt zu haben. Das erfte wollte man geben, 
daß legtere nicht oder nur audnahmöweile. Wo man daher den Ständen dad Zuftimmungs: 
recht zu neuen Landesgeſetzen gab, da fuchte man doch durch Beihränfung im Umfang und aud 
durch Beihränfung der Initiative zu den Gefegen auf den Fürſten und in anderer Weije 
die Mitregierungdrechte auszuschließen. Dagegen aber macht ih unaufhaltjan überall immer 
mehr auch dad richtige Gefühl geltend, daß ein bloßes Bitten und Rathen der Stände ohne 
die wejentlichen conftitutionellen Volksrechte für die vegierten Bürger durchaus nicht genügen 
können und daß das Recht der Stände zur Mitentfheidung auch Theilung der Gewalt und Mit: 
regierung ift. 

Die conftitutionellen Organe des Volls, und zwar ſowol infoweit ed nur als vegiertes 
Volk ericeint, wie in Beziehung auf die ihm durch die Regierungseinrichtungen etwa zugeftan: 
denen Mitregierungsrechte, können nun 1) repräjentative jein, wenn das Volk durd erwählte 
Vertreter, oder beſſer Volkswortführer, VBolfstribunen, Ständeverfammlungen ſpricht, und 
2) nit repräfentative, wenn bie flimmberedhtigten Bürger unmittelbar fpreden. Daß die 
erfte Form die beſſere ift, ift anerfannt. Auch alle Regierungdorgane überhaupt können ebenjo 
wie bie der Volksfreiheit repräfentativ ihre Bunetionen ausüben, wie z. B. jelbft der Regent die 
Juſtiz durch Gerichte, ja in den wahrhaft repräjentativen Berfaflungen alle Regierungsrechte 
durd verantwortliche Minifter ausüben muß. 

Die repräjentativen Stände fönnen dann ferner wieder 1) ſtaatsbürgerliche Repräfentanten 
jein, wenn fie aus der allgemeinen Staatsbürgerihaft ohne Abfonderung nad befondern 
Ständen erwählt werden, oder 2) ſtändiſche Vertreter im engern Sinne, wenn jie zunächſt aus 
der Mitte befonderer Stände von diefen erwählt werden. Hier nun laſſen jich zwei Bälle ven: 
fen. Entweder e8 geht dabei die Gefeggebung davon aus, daß diefe Stände keineswegs alle 
Bürger und ihre Rechte nach dem Grundſatz gleicher heiliger Rechtswürde und keineswegs die 
Gejammtheit der vegierten Bürgerſchaft oder Volksgenoſſenſchaft und ihre Rechte, Bedürfniſſe 
und Intereffen zur Sprache bringen follen. Sie wollte etwa faftenmäßig privilegirte Stände, 
die nur ihr beſonderes Standedintereife und ihr befonderes Eigenthum vertreten follen, und 
zwar wiederum ber eine Stand vor dem andern privilegivt oder begünftigt, ſodaß dann 
viele Bürger und ihre befondern Intereffen und Rechte gänzlich von der Repräjentation aus. 
geigloffen, andere nur nachtheilig (nad) einem privilegium odiosum), nur ungleich, ja vielleicht 
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wegen Stimmenüberzahl der Privilegirten nur wirkungslos vepräjentirt, der ganze Staat aber, 
ftatt als edles, von lebendigem Gemeingeift befeelted Gemeinweſen zu erſcheinen, vielmehr, mie 
in fauſtrechtlicher Feudalanarchie und Despotie, in ein Aggregat von Kaften und in ihre Son: 
berintereffen zerfplittert und der gemeinfamen Würde, Perfönlichfeit, Sprache und Vertretung 
beraubt märe. Könnte je eine heutige Gefeßgebung folder Haller'fchen Junferei und Feudal— 
anarchie huldigen wollen, nun fo wäre eben Werth und Vortheil ihrer ftänbifhen Einrichtung 
aufgehoben, die Würde des wahren Staats wie die Majeftät eined wahren Königthums preis: 
gegeben und despotiſche Rechtsunterdrückung, nicht aber allgemeiner Redhtäzuftand und Freiheit 
gegründet. Es märe aber durch dieſes in einer Zeit, die ded Rechts und der Freiheit, die ver 
Ehre und Würde eines wahren freien Staats und Volks fo dringend bebürftig ift wie Die un: 
ferige und die nur noch höchſt wenige Völker von denfelben ausgeſchloſſen fieht, der gefährlichfte 
Keim zu innerm Kriege gelegt, zumal zum Kriege gegen die Privilegirten, gegen den Adel, ber 
heutzutage nicht im feindlichen Gegenfag gegen eine freie und gleiche Staatsbürgerfchaft be: 
ftehen fann. Oder die Gefeggebung wollte alles dieſes nicht, fondern vielmehr eine freie und 
gleiche, Heilige, rechtliche Schügung und Vertretung aller Staatsbürger und ihrer Rechte und 
Intereſſen, und auch die ver Ehre, der Würde, der Intereflen und Wünſche einer freien Nation. 
Dann fragt e8 fih nur, ob die hierzu gewählte ſtändiſche Form die entfprechende ift, zumal in 
der heutigen Zeit, wo alle verichiedenen Stände in der ausgebildeten höhern Würde des Stants- 

bürgerthumd, des vaterländifchen Gemeingeiftes und der allgemeinen Staatsbürgerrechte fi 

immer mehr miteinander verichmelgen follen? Es würde hier zwar aud die Frage entfteben, 

ob nicht die gewählte Form wenigftens den beleidigenden Schein und fomit die Gefahren jener 

erften, verfehrten Envabfiht begründe, ob nicht wenigſtens im geheimen diejenigen, melde 

dazu ratben, in diefer Endabfiht, oder aus gänzlicher Begriffdverwirrung und aus thörichter 

Gejpenfterfurht vor Volksſouveränetät, womit vepräfentative Land» und Reichsſtände gar 

nichts zu thun haben, aus Franfhafter Mittelaltersfhmwärmerei, überhaupt nur durch die boden— 

loſen Haller'ſchen Irrfale der Politik verleitet, dazu rietben? Spricht man ja doch von einer 

Vertretung der Intereffen, nicht ver Menfchen, des Volks und der Bürger! Als wären es todte 

Sachen, nicht menſchliche Abiihten und Wünfche ver Berechtigten, der Interefjirten, um die es 

gilt, als wären die Sachen mehr werth ald die Menjhen! Doc die Hauptfrage bleibt immer 

die: ob und inwieweit diefe Form diefelben mefentlichen Zwecke zu erreichen geeignet ift mie 

die viel natürlichere, beffer erprobte ftaatöbürgerliche Repräfentativform. Allein zu folder ins 

einzelne gehenden Prüfung ift hier der Platz nicht. Jedenfalls aber wären für wirkliche Mit- 

regierung noch ungleich mehr, als zur Sprade und Vertretung für die gleich heiligen Rechte 

und Bedürfniſſe und Wünfche aller Regierten als folder privilegirte Stände, Ungleichheiten 

und Ausichliefungen zuläfiig. 

Der. Zahl nad können die Volks- wie die Regierungdorgane eingetheilt werben 1) in 
monardifche, wie faft die römischen Volfstribunen und ein neapolitanifcher Volksvertreter, der 
bei Regierungswechſeln das regierte Volk wenigftens formell vertritt, 2) in ariftofratifche und 
3) in demokratiſche. 

Der Entflehung nad find dieſe verfhiedenen Organe der Bolföfreiheit wie der Wolfe: 
gewalt entweder 1) erblich, oder 2) auf Wahl beruhend. 

In Beziehung auf den Um fang der ihnen übertragenen verfaffungsmäßigen Rechte, fei es 
der Freiheitsvertretung ober der Regierungsgewalt, find beide Organe entweder 1) unbeſchränukt, 
ungemiſcht, mit ungetheilter Gewalt, wenn alle Rechte nur einem monarchiſchen, ariftofratifchen, 
demofratifhen Organe übertragen find, oder 2) gemifchte, beſchränkte, mit getheilter Gewalt, 
wenn mehrere Organe nebeneinander ftehen und fi in die Ausübung der Mechte theilen, 3. B. 
eine monarchiſche, eine ariftofratifhe und demofratifhe Behörde. Man fann aber auch die ge: 
mifchten Behörden zufammen als eine moraliiche Verfon betrachten, ſowie im Deutfchen Reid 
als „Kaiſer und Reich“, oder wie in England als das Parlament”, d. h. als Verein von König, 
Ober: und Unterhaus. 

Bei wirklicher Beſchränkung zu Gunften der Stände nennt man denn neuerlich in Deutſch— 
land diefelbe und das ſtändiſche Recht häufig eine Beſchränkung des fürftlichen Regierungsrechtt 
nur in der Ausübung, ſodaß dem Fürften die vollen Regierungsrechte dem Recht nad zu: 
gefhrieben werden. Das ift aber nur in Beziehung auf die Majeftätsehre praftif wichtig, da 
den Ständen die Ausübung unwiderruflich zufteht. Die neue öfterreihifche und preußifche Verfaf: 
fung geben bereit# dieſe falvatorifche Glaufel der Reactiondzeit auf und erklären dad Hauptredt 
der Regierungsfouveränetät, pie Geſetzgebung, ald getheilt zwifchen dem Fürften und den Ständen. 


Staatsanwalt 541 


XU. Die befte Staatsd-Berfalfung und -Einribtung. Ihre Gegenſätze wie ihre 
Haupigrundjäge enthält die Beriodifirung (X). Die weitere Ausführung geben die ein= 
zeinen Artikel des „Staats-Lexikon“. MWelder. 

Staatsanwalt. Der Begriff ift ein verſchiedener, je nachdem in verſchiedenen Staaten 
die Beftellung der für die Wahrung des öffentlihen Intereffed bei Verwaltung der Rechts— 
pflege von dem Staat verwendeten Berfonen und der Umfang der zu diefem Zwed übertrage- 
nen Geſchäfte verſchieden iſt. Insbefondere zeigt fi died darin, daß entweder nur in Straf: 
ſachen für die Verfolgung des öffentlichen Interefjed wegen verübter Verbrechen ein öffentlicher 
Ankläger beftellt ift (was ald die am häufigften vorfommende Anſicht erfcheint), ober aud in 
Givilproceffien dad Auftreten eines Öffentlihen die Beobahtung der Geſetze überwachenden 
Beamten für nothwendig gehalten, over ſelbſt einem Beamten die Beaufihtigung der Verwal: 
tung der Juftiz und ihrer Diener und die Beforgung von Geſchäften übertragen wird, von wel: 
hen das Nichteramt befreit werden joll. Die Auffaffung und Würdigung des Inftituts wird 
verſchieden fein, je nachdem man bei der Organifirung deifelben von den Vortheilen audgebt, 
welche die Regierung (oder richtiger eine eben herrſchende Bartei) durch Benugung gewiſſer 
von ihr völlig abhängiger Beamten zur Verfolgung misliebiger Perfonen und ftrenger Über: 
wachung der Juftizbeamten zu erhalten jucht und daher möglichſt die Macht diejer von ihr ab: 
bängigen Beamten ausdehnt, oder ob man mit Mistrauen auf die großen der bürgerlidden und 
individuellen Freiheit gefährlichen ven Staatdanwälten eingeräumten Befugniffe blidt und in 
der Furt vor Misbrauch der Macht den Kreis der Befugniffe der Staatsanwälte möglichſt zu 
beſchränken ſucht. Die erfte Anficht liegt vorzüglih in Frankreich zum Grunde und übt ihren 
Einfluß aud auf Staatsmänner anderer Länder vorzüglich in politifch aufgeregten Zeiten, wo 
im Kampfe ded Minifteriums mit einer freifinnigen Kammer und der Kammer zuftimnenden 
Bolfspartei das Minifterium durch den Staatsanwalt politifche Procelfe einleiten läßt. Die 
zweite obige Anficht ift ziemlich die vorherrſchende in Deutihland und in Italien, Indem alle 
Berftändigen die hohe Bedeutung der Staatsanwaltſchaft in Strafſachen anerfennen und ihr die 
Stellung einräumen wollen, die zur energifhen Handlungsweiſe bei Berfolgung ded Verbrechens 
nöthigift, aber eingedenk der Außerung von Montedquien: „C'est une experience eternelle, que 
tout homme qui a du pouvoir est port aenabuser”‘, verlangen, daß der Kreis der Befugniffe der 
Staatdanwälte nicht über das Bedürfniß ausgedehnt und daß alles entferntwird, was ein Hinderniß 
für eine vertrauenerweckende Wirkſamkeit dieſer Beamten werden kann. Aus der obengeſchilderten 
zweiten Anſicht erklärt es ſich, daß in England, wo alle erfahrenen Perſonen die Nothwendigkeit 
der Beſtellung eines publie prosecutor anerkennen (ähnlich wie er in Schottland geſtellt iſt), 
ſortdauernd eine Reaction gegen die Einführung des Inſtituts ſich ausſpricht, weil man be— 
ſorgt, daß dadurch die franzöſiſche Staatsanwaltſchaft mit manchen ihrer Misbräuche das 
Rechtsleben Englands gefährden könne. Überall zeigt ſich bei neuen wiſſenſchaftlichen und 
legislativen Verhandlungen ein Widerſtreit von Anſichten, indem viele, welche die Befugniſſe 
der Staatsanwaltſchaft ausdehnen und ihre großen Vortheile hervorheben, leicht durch eine 
weitgetriebene ideale Auffaſſung des Inſtituts, durch die Hinweiſung auf einzelne würdige Mit: 
glieder dieſes Standes, welche allgemeine Achtung ſich zu erwerben wiſſen, dazu verleitet werden, 
eine ſolche wohlthätige Wirkſamkeit als die Regel aufzuſtellen, während die entgegengeſetzte 
Anſicht das wirkliche Leben und die durch einzelne Erfahrungen nachgewieſenen Übergriffe von 
feiten einzelner Staatsanwälte betrachtet und die großen Verfuchungen erwägt, welde durch die 
Befehle ver Vorgefegten oder anderer mächtiger Berfonen auf die abhängig geftellten, vorzüglid 
jüngere Beamte der Staatdanwaltfhaft einwirken und fo zu Überfhreitungen bewegen fönnen. 

Betrachtet man zuerft Die Ausbildung der Idee Öffentlicher Ankläger in Rom, fo fann man 
in den Zeiten der römischen Republif eigentliche öffentliche Ankläger, nämlich Beamte, welde 
damit beauftragt waren, die Anklage zu ftellen, nicht annehmen. Weder in den duumviris per- 
duellionis 4), noch in den quaestoribus, die man zuweilen ald Öffentliye Ankläger darſtellt?), 
fann ein ſolches Inftitut gefunden werben; insbejondere waren die quaestores, bei denen man 
mit Unrecht die gewöhnlichen quaestores von den quaestores parricidü trennt, Feine fländigen 
Beamten, denen die Anklage oblag, jondern Commiſſarien, welde von dem Senat oder dem 


1) Pal. darüber Geib, Geichichte des römischen Griminalprocefies, & 59. " 

2) Zachariä, Cornelius Sulla, II, 147. Walter, Rechtögefchichte, I, 82, 96. Als Ankläger faßt 
die Duäftoren auch auf Le Baflard Delisle, Precis de l'administration de la justice criminelle’cher 
les Romains (Paris 1841), ©. 8. 
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Volk ernannt wurden und im Namen der Auftraggeber das Urtheil in Strafſachen fällten. ?) 
Ebenjo wenig fann man in dem Duäfitor *) einen Öffentlichen Ankläger finden, da darunter nur 
der Präfivent der quaestio perpetua verflanden wurde.?) Wenn aud nad der alten Einrid- 
tung die magistratus majores in den Gomitien die Anklage ftellen fonnten,, jo kann doch in 
diejer mit dem politifchen Charakter ver Gomitien und der Geihäftsorbnung derjelben zufam: 
menhängenden Ginrihtung niemand die Spur öffentlicher Ankläger finden. Erft in der Kaifer: 
zeit zeigen ſich die Beweiſe, daß das römifche Recht ein offteielled Einfhreiten und Die Anordnung 
einer amtlichen Thätigkeit dafür kannte. Die Idee der publica sollieitudo für Die Verfolgung 
von Verbrechen hatte Wurzel gefaßt. 6) In den Provinzen hatte fchon früher Der praeses pro- 
vinciae über gefährliche Leute zu wachen”) und eine Art von inquisitio zu dem Zwed anzu: 
ftellen, daß die Provinz von folden Leuten gereinigt wurde. In den Städten Hatten Die defen- 
sores eivitatum 9), deren Stellung jelbit in verſchiedenen Zeiten ſich verſchieden ausgebildet 
baben mag, ſchon die Pflicht, über begangene Verbrechen zu wahen, mit der Befugniß 
die Schuldigen, die fie auf frifher That erwifchten, feitzubalten und an ben Prüfe 
abzuliefern, zugleih mit einer Strafgewalt in geringen Bällen, wo es auf Geldſtrafe 
anfam.?) Daß der procurator Caesaris 19) und der advocatus fisci 1!) Öffentliche Ankläger 
waren !2), läßt ſich nicht nachweiſen. Der erfte war in den Eaiferlihen Provinzen bedeutend; er 
hatte zwar auch eine jurisdietio 13), allein auf feinen Ball eine allgemeine Verbindlichkeit, Ber: 
brechen zu verfolgen, und die Stellung beider Beamten war auf jeden Sal nur bei der Verfol: 
gung der Intereffen des Fiseus im damaligen Sinne einflußreih. In diefer Beziehung wurden 
den advocatus fisei freilid begangene fiscaliſche Ubertretungen angezeigt. 1%) Wichtiger if 
für Die Nachweiſung, daß dad Nömifche Recht Beamte kannte, die man einigermaßen den öffent: 
lichen Anflägern gleichjtellen kann, das Verhältniß der irenarchae !?), welche zwar anfangd 
Munieipalbeamte waren, fpäter aber eigentliche Stantsbeamte wurden 16), ferner das der sta- 
tionarii 27), curiosi 19) und nuntiatores. 19) Wenn auch die irenarchae höber als die übrigen 
zuvor genannten flanden?®) und die stationarii und curiosi zunächſt über die Öffentlichen 
Straßen unb den cursus publicus die Aufficht hatten, jo wurben doch alle ſpäter damit beauf: 
tragt, eine Auffiht über Verbrecher zu halten, und wenn lie Verbrecher entdeckten, fie feſtzu halten 
und mit ihren Berichten (elogia, notoria) dem magistratus abguliefern. 2!) Wie weit dieſe rö: 
mifchen Einrichtungen in bie germanijchen Staaten, insbeſondere in Italien, übergingen, ift im 
Dunfeln; nur fo viel darf nach den neuern Forſchungen über die Geſchichte des Römischen Rechts 
in $talien ald gewiß angenommen werben, daß die Anficht mancher Geſchichtsforſcher, welche bie 
germanischen Ginrichtungen aus römischen Inftituten erflären will und überall Römiſchee 
Recht, indbefondere die römiſche Municipalverfaffung,, als fortvauernd betrachtet, durch bie 
nenern biftorifchen Studien in Italien, vorzüglich feit Trova, nicht beftätigt wird. Wir glaubrı 


3) Nachweifungen in Geib, &. 57 — 67. 
4) Bal. zwar Ramm, De ministerii publiei origine in eriminum causa, imprimis in paris 
nostra (Utrecht 1840), ©. 36. 
5) Geib, S. 180. 6) L.1, Cod. Theod. de custod. reor. 
7)L. 3, Dig. de offie. praesid. 1.13,D.h.t. 1.4,$.2. D. ad leg. Jul. pecul. 
8) Unterfuchungen über ihre Befugniffe in Namım, Diss., ©. 41, und in Geib, Sefchichte, ©. 466 
u. 484, und Filipponi, De municipiis et decurionib. diss. (Rom 1841), S. 27. Bethmann-Hollweg, 
Handbuch des Ginilprocefies, ©. 127. 
9)L.18, D. de munerib. L. 6,7, Cod. de defensor. eivit,, nov, 15, c. 5. 
10) L. 3, pr. D. de offie. procurat. Caesaris. Siccama, De ministerio publico, &. 3-11. 
Ramm, Diss. ete., ©. 81. 
11) Nachmweifungen über feine Stellung in Ramm, Diss., ©. 71 u. 88. 
12) ©. zwar Meyer, Esprit origine des institutions judieiaires, I, 371. Larmignani in ben 
Annali di Giurisprudenza (Florenz 1841). Distribuzione, I, 34. 
13) Er hatte fie als Stellvertreter des Präſes. 
14) Ramm, Diss,, ©. 72, j 
15) S. Cod. Theod. de irenarchis, 1.6, D. de custod. reor. Ranım, Diss, & 50. Dirkien, 
Manuale latinit. fontium jur. civ., ©. 
16) L. 3, Cod. Theod. de episcop., 1. 1,$. 12. D. de offie. praes. urb. Ramm, ©&. 50. 
17) L. 12, Cod. de curios. 18) 1..6, 8.3. D. ad SC. Turpill. 
19) Walter, Rechtsgeſchichte, S. 336. Geib, Geſchichte, S. 528. 
20) Bgl. noch Ramm, Diss., S. 58—61. 
21) Über die Geſchichte vgl. die Literatur in Mittermaier, Strafverfahren, I, 267, Note 9, und bie 
oft angeführte Differtation von Ramm, De minist. publici origine. 
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vielmehr nachweiſen zu können, daß die Ihre des Öffentlichen Anklägers oder die Idee einer 
amtlichen Sorge, day verübte Berbredhen entdeckt und beftraft wurben, früh ſchon in den 
germanifden Ginrihtungen wurzelte und jene Anftalten veranlaßte, aus welchen in verfchiedenen 
2ändern, freilich mit verfhiedenen Modificationen, die Staatdanwaltihaft ſich ausbildete. 22) 
Mit Unrecht hat man zwar oft aus einzelnen in alten Rechtsquellen vorfonnmenden Beamten 
Daß jpätere Inflitut der Staatsanwälte abzuleiten verſucht. So war ed lange eine Anficht ver 
Tranzöfiihen Schriftjteller ??), in dem in dem Weſtgothiſchen Recht vorfommenden sajo den Bor: 
läufer ver Staatdanwälte zu ſehen, während die Geſchichte beweift, daß dieſe sajones nur Ge: 
richtödiener waren, weldie wie die huissiers in Frankreich oder die deutjchen Fronboten die 
vorgeladenen Angeichuldigten vor Gericht brachten. 2?) Auch in den juniores, welde in den 
Duellen vorfommen 25), fann man keine Anfläger erbliden, da fie nur geringere Beamtewaren, 
welche ähnliche Dienfte wie Gerichtödiener leifteten , vielleicht aber auch wie die römischen statio- 
narii bie ihnen befaunt gewordenen Verbrechen anzeigten. 

Daß die Anfiht einer officiellen Thätigfeit gewiffer Beamten, verübte Verbrechen zu ent: 
decken und zu verfolgen, den germanijchen Ginrichtungen nicht fremd war, ergibt ih aus vielen 
Rechtsquellen. Schon das Amt bed missus dominicus und ded comes 26) unter den fränkiſchen 
Königen war aud) darauf gerichtet, ein wachſames Auge auf gefährliche Leute zu haben, Ver— 
brechen zu verfolgen und die Schuldigen ergreifen zu laffen, wobei freilich noch ein Dunfel dariiber 
ſchwebt, welde Befugnifle diefen Beamten in Bezug auf die vor jie gebrachten Verbrecher zu: 
ftanden, und welches Verfahren eintrat.2?) In Anfehung der centenarii ergibt fi, daß fie die 
Pflicht hatten, Fein zu ihrer Kenntniß gekommenes Verbrechen zu verheimlichen,, vielmehr dem 
comes anzuzeigen, und früh fcheint ſchon die Einrichtung vorgefommen zu jein, daß der comes 
eine gewilfe Zahl von rehrlihen Männern beigog 28), die aufihren Eid ausſagen mußten, wenn 
ihnen Verbrechen befannt waren, obwol ed ungewiß ift, ob dieſe Männer die Schöffen waren, 
denen die Pflicht, Verbrechen anzuzeigen, obgelegen haben joll, oder ob jie beſonders beigezogene 
Männer aus ver ®emeinde waren, welche, wie die Sendſchöffen in den Sendgerichten, verpflichtet 
waren, bie ihnen befannt geiworbenen in der Gemeinde verübten Verbrechen anzuzeigen. 2°) 
Ale dieſe Einrichtungen beweifen nicht das unmittelbare Vorkommen von Beamten, melde 
Öffentliche Anfläger in dem Sinne genannt werden fönnen, wie die heutigen Staatdanmälte e# 
find. So wenig ed jemand einfallen fann, deswegen, weil bei und die Genddarmen und 
Polizeiviener Verbrechen anzeigen und den Schuldigen vor Gericht führen müffen, diefe Perfonen 
öffentliche Ankläger zu nennen, ebenjo wenig fann man aus alten Beamten, welchen die Bilicht 
oblag, Berbrechen anzuzeigen, ableiten, daß fie öffentliche Ankläger geweſen ſeien. Wir möchten 
daher aub aus Ginrihtungen, in welden nad alten Rechtsquellen bei gewiſſen Beamten 30), 
3.8. bei den baillis in Branfreih, die Pflicht erwähnt wird, auf begangene Verbrechen auf: 
merkſam zu fein und die Verbäctigen einzuziehen, für die Geſchichte ver Staatsanwaltſchaft 
nichts arıdered ableiten, ald daß die Ider eined amtlichen Einſchreitens wegen verübter Ber: 
brechen im Germanifhen Recht anerkannt war. Auch beweift die Einrichtung, nad} weldyer, wie 
3.8. in England und Schottland, die Gemeinde oder ein engerer Kreiß von Örmeindegliedern, 
woraus ſpäter die große Jury hervorging ?%), über die Rüge gewiffer Verbrechen entſchied, ſowie 
dad in den Niederlanden vorfonmende Inftitut der ftillen Wahrheit 3%) nur, daß man es als 
eine Piliht der Gemeinde anerkannte, für vie Entdeckung der Verbrechen thätig zu fein, wenn 
auch Fein Anfläger auftrat. Die Frage ift nur, ob ed Beamte gab, deren Amtöbefugniß und 
Berpflihtung darauf ging, die zu ihrer Kenntniß gekommenen Nachrichten über verübte Ver: 
brechen zu benugen und die Anklage gegen die Verdächtigen bei Gericht durchzuführen. Die 


22) Garat in Merlin, Repertoire, VIII, 280, Robillard, Considerations, S. 43. 

23) Birnbaum in der Bibliotheque de jurisconsulte, I, 513. Ramm, Diss., ©. 223. 

24) Gapitular,, 802, c. 25. 25) Ramm, Diss., ©. 135 u. 148. 

26) Gapitular. II, a. 813, c. 11. Capitular. 828, Nr. 3. ©. überbanpt Namm, Diss, &. 124 u 
138, und in Bezug auf die missi Hamm, ©. 143. 

27) Ramım, ©. 159. Zopfl, Rechtsgeſchichte, ©. 427. 

28) Leges Longob. Pipini, e. 11. Capitular. Carol. Calvi, tit. 14, e. 4. 

29) Biener, Gefchichte des Inquifitionsprorefies, S. 130fq., vgl. mit Wigand, Frongericht, ©. 284 jy. 

30) Vieles darüber hat gefammelt Ramm in Diss. i 

31) Ramm, Diss., ©. 169. 


32) Bon den Niederlanden Warnlönig, Flandrifche Rechtsgeichichte, IM, 332, von Holland, Ramm, 
Diss, &. 179 u. 254. 
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Geſchichte lehrt nun, daß ſolche Beamte in Italien, Franfreih, Spanien, Bortugal, Schottland 
undzum Theilin Deutſchland und auch Holland vorfommen. In Bezug auf Italien beweijen frühe 
Urkunden dad Borfommen folder Beamten.33) Schon in den Gonftitutionen von Friedrich MI. 
findet ji die Spur der Beftellung eines öffentlihen Anklägerd. In einer Urkunde von 1231 
fommt ein magnae curiae advocatus mit einer jolden Stellung vor, daß darin die Thätigfeit 
eines heutigen Staatdanwalts nicht verfannt werden kann. In Venedig fonımen mit ähnlichen 
Befugniffen, inöbejondere mit der Verfolgung der Anklage bei Geriht, avogadori del Co- 
ınune 3*) im 13. Jahrhundert vor; und die conservatori di leggi in $lorenz deuten auf ein 
ſolches Inftitut. Mit Unvecht würde man aber annehmen, da ſchon die Idee der Staatsbehörde, 
wie fie der heutigen Staatdanwaltjchaft zum Grunde liegt, den alten Einrichtungen vorjchwebte. 
63 war wol weniger die erhabene Aufgabe, die Handhabung des Gejeges zu jihern, als viel- 
mehr das politiiche Interefle, welches die Machthaber nöthigte, ihre Macht durch ftrenge Verfol— 
gung der im Kampfe mit ihnen befindlichen Perſonen geltend zu machen oder fiscalifhe Intereſſen 
nad dem Strafproceß zu verfolgen ; obwol wir nicht leugnen wollen, daß wenigftens dunkel 
die Erfenntniß der Nothwendigkeit vorſchwebte, da die bürgerliche Sicherheit durch amtliches 
Einſchreiten aufrecht zu erhalten, wo die Gleichgültigkeit oder die Furcht Privatankläger abbielt, 
den Schuldigen zu verfolgen. Die politiihen Verhältniſſe in ven verfchiedenen Staaten hatten 
auf die Art der Ausbildung des Inftituts Einfluß. Wo die königliche Gewalt energiich und 
innmer mehr nad) Gentralifation ftrebend in der Unabhängigkeit der Gerichte gefährliche Feinde 

der Übergriffe der Negierung zu finden glaubte und ihre Intereffen durch bejondere ihr ergebene 
Beamte bei den Gerichten geltend zu machen für nöthig hielt, mußte die Staatsbehörde ſich mit 

dem Charakter ausbilden, die Rechte der königlichen Gewalt zu fihern, z. B. in Frankreich, wäh: 

rend in andern Ländern die königliche Macht im Kampfe mit ver Volksfreiheit ih befand und 

das früh zu einer Fräftigen Stellung und zur Einſicht der ihm drohenden Gefahren gelangte 

Volk in einer Anftalt, welche amtlid wegen aller Verbrechen hätte einſchreiten dürfen, ein ge: 

fährliches Werkzeug in der Hand der Negierung erblicte und, jedem Verſuch ver Einführung 

Öffentlicher Ankläger fi widerfegend, auf dem Syſtem beharrte, daß nur von einen Privat: 

mann eine Anklage geftellt werden könne, z. B. in England, wogegen in Schottland ſich die 

alten Gerichtseinrichtungen erhielten und mit ihnen aud das Inftitut einer Staatsbehörde ſich 

immer mehr entwidelte, da nad der Geſchichte Fein ſolches Widerftreben im Volk gegen das In- 

ftitut wie in England ſich zeigte. 

In Bezug auf die Ausbildung der Staatöbehörbe in Frankreich ift ver Zufammenhang der— 
jelben mit der Geſchichte der Parlanıente unverkennbar. Dieje neugegründeten Gerichtshöfe 
erlangten bald eine zwar der Grreihung der Zwede der Juftiz günftige, aber der königlichen 
Macht vielfach bedrohliche Stellung 29) und veranlaften die Bemühungen der Könige, ihren 
Einfluß bei den Gerihtöhöfen zu retten. Wie jchon vorher die Könige bei ven Gerichten der 
baillis ?%) und senechaux ihre Intereffen gefichert hatten und avocats oder procureurs du roi 
zuweilen erwähnt wurden, fo gelang es leicht, bei den Parlamenten gleichfalls dieſe königlichen 
PBrocuratoren ald Beamte aufzuftellen, welche die königlichen Interefjen dort zu vertreten hatten. 
Solange die meiften Strafen in Geldſtrafen beftanden , lag das Recht des Königs, bei verübten 
Verbrechen wegen diefer Strafen ſich einzumifhen, Anklagen deöwegen zu jtellen und darauf zu 
jeben, daß das Intereſſe ded Königs nicht beeinträchtigt wurde, Flar vor, Als aber an die Stelle 
der Geloftrafen Reibesftrafen traten, war die Anjiht, daß die Eöniglidhe Gewalt bei Verfolgung 
der Verbrechen thätig fein Eönne, ſchon jo tief gewurzelt, daß das Auftreten der mit der Vertre— 
tung diefer Intereffen beauftragten Beamten bei den Gerichtöhöfen nichts Auffallendes hatte; 
und fo fiebt man von Philipp dem Schönen an feit 1302 die Föniglihen PBrocuratoren 37) ald 
die regelmäßig vorfommenden Beamten bei den Parlamenten mit der Befugniß, Verbrechen zu 
verfolgen, Concluſionen zu ftellen ?8), die Rechte des Königs in allen fiscalifchen und Lehnsſachen 


R 33) * die Geſchichte der Staatsbehörde in Italien vgl. Sclopis, Della autorità giudiziaria, 
. 151 fg. 

34) Tentori, Saggio sulla storia civile della repubblica di Venezia, II, 371. 

35) Wichtige Nachrichten über die Gefchichte der Parlamente bei Beugnot, in der Vorrede zu Las 
Olim., Bb. 1, & LXXII, und über die Berhältniffe der Gerichtsbarkeit in der Vorrede zu Bd. II, S. IV. 

36) Liber diefe Gerichte Beugnot in der erwähnten Vorrede zu Bd. II, S. XXIX. 

37) Über die Gefchichte Maurer, Gefchichte des Berichtenerlahrens, S. 146 fg. Biener, Beiträge 
zur Gefchichte des Inquifitionsprocefies, S. 198. 

38) Das Edict von Heinrich II. vom 20. Nov. 1853 befchreibt umftändlich ihre Pflichten. 
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zu vertreten und Aufſicht über die Rechtspflege zu halten. Dieje Procuratoren, deren Amt all: 
mählich organifirt wurde 39), waren die Organe, durch welche die Könige mit den Parlamenten 
verbhanbelten. 

Es ergibt ji) aus neuern Borfhungen, daß man unter dem früher vorfommenden Ausdruck 
Gens du roi anfangs alle ald Beamte Angeftellten umfapte und fpäter erft auf die Anwälte bes 
Königs diefe Bezeihnung fi bezog. Wenn auch anfangs diefe Anwälte nur in Bezug auf bie 
pecuniären Intereffen des Königs thätig waren, fo zeigt jih aus Urfunden von 1314, daß da— 
mals jhon procureurs du roi bei vem Parlament Anträge auf Strafverfolgung ftellten. #0) 
Mit Unreht nimmt man aber oftan, baf die Stellung des föniglihen Procurators jo wichtig 
war, daß nur auf feinen Antrag der Unterſuchungsrichter einfchreiten fonnte, während ſich er: 
gibt*!), daß die Unterfuhungen noch fpäter auf Anklage des Verlegten oder auch von Amts 
wegen vom Unterfuhungsrichter bei delit lagrant angeftellt werden Eonnten, und daß fie von dem 
procureur du roi oft aufgefordert wurden, bis fpäter, insbeſondere feit2ubwigXIV., die Macht 
des Staatsanwalts ſo ftieg, daß nur auffeinen Antrag eingefhritten wurde. #2?) An Eonflicten ver 
Staatdanwälte und der Unterfuhungsrichter und Parlamente fehlte ed nicht; je mehr die auf 
die Unabhängigkeit der Parlamente eiferfüchtigen Könige auf die Parlamente Einfluß zu ge: 
winnen ſuchten, deito mehr wuchs die Gewalt der procureurs du roi.4?) In Spanien fannte 
zwar jchon dag ältere Recht einen deſensor patrimonii prineipis; allein eigentlihe Beamte der 
Staatöbehörde fommen erft unter dem Namen fiscales de su majestad feit König Heinrich IV. 
und Ferdinand vor; eine vollftändige Organifation erfolgte erft ſeit König Philipp I. Don 
diefer Zeit an wurden bei allen Gerichtöhöfen Fiscale angeftellt , einer für die Civilſachen, der 
andere für Griminalfahen; bei den Gerichten eriter Inftanz ift ein promotor fiscal ange: 
ftellt.**) - In Portugal*°) wird fhon früh eines Fiscald ald öffentlichen Anklägers gedacht, 
aber die vollftändige Organifation einer Staatöbehörde kommt auch dort erft feit vem 16. Jahr: 
hundert vor. In Schottland bildete fih, ohne daß der Urfprung völlig klar ift, das Inftirut 
des Öffentlichen Anklägers in der Art aus, daß der Lord advocate *6) bei dem hohen Gerichtshof 
und der procurator fiscal bei den courts of sheriff ald Ankläger handelt, eine VBorunterfuhung 
vornimmt und bei der Hauptunterfuhung als prosecutor thätig ift.*7) In Holland läßt ſich 
zwar dad Dafein eines eigentlichen öffentlichen, blos zur Verfolgung von Anklagen aufgeftellten 
Anklägers nicht nachweiſen, allein früh fhon deuten die Redhtöquellen darauf, daß auch in dieſem 
Lande, wenigftens in Bezug auf gewiffe Verbrechen, ein inquifitorifches Verfahren vorfam, in: 
fofern beftimmte Beanıte, wo fein Kläger auftrat, die Schuldigen verfolgten, und einige Unter: 
beamte ſchuldig waren, die ihnen befannt gewordenen Verbrechen anzuzeigen und die Schuldigen 
dem Gericht abzuliefern. *®) Das in jenem Lande ausgebildete Inftitut der flillen Wahrheit 
trug noch mehr dazu bei, die Ungeftraftheit ver Verbrechen zu verhindern. 


39) Vorzũglich von Parbefius, Essai historique sur l’organisation judiciaire (Paris 1851), 
1% 


40) La Marre, Traite de la police, 1,199. Pardeſſus, S. 192. Weitere Nachweifungen bei 
Mittermaier, Strafverfahren, I, 330. 

RT Nachweifungen von Parngault in der Revue du droit frangais et etrange, Jahrg. 
1855, ©. 142. ‘ 

42) Wie allmählich diefe Veränderungen entitanden, Nachweifungen im Gerichtsjaal 11858), ©. 188. 

43) Über bie Fortbildung Morin, Dictionnaire du droit criminel, ©. 522. Ortolan und Ledeau, 
Le ministere public en France, Bb. I, ©. XXX. 

De I ee in ber Zeitfchrift für ausländifche Gejeggebung (son Mittermaier und Zachariä), 

‚29 fg. 

45) Beweisftellen bei Mittermaier, Strafverfahren, I, 149, Note. 

46) Qume, Commentary on the criminal law of Scotland, Il, 127, verglichen mit dem Auffa 
im Westminster Review, Jahrg. 1835, Nr. 48, ©. 95 fg. Nadjweifungen bei Mittermaier, Etat 
verfahren, I, 338. 

47) Über den gegenwärtigen Zuftand und die Stellung (mit Bemerfungen über die Fehler ber Ein: 
richtung) des procurator fiscal enthält der Fourth report of law commissioners in Scotland 1839 
wichtige Notizen, Am wichtigften find die Nachweifungen in dem Report on the public prosecutor, 
S. 17 (Auszüge daraus in der Zeitfchrift für ausländische Gefepgebung, XXVII, 215), und Auffäge 
in den Transactions of the national association (1860), &. 71 u. 251. 

48) Über Gefchichte des holländifchen Inquifitioneproceffes vgl. Meyer, Esprit origine des insti- 
tutions judiciaires, Bd. IV, Kap. 2, &. 240 (wo er ein eigenes Kapitel du ministere public hat). 
——— Wetboek van Strafvordering, Bd. I, ©. LXXI—LXXXI u. 143, Ramm, Diss. ete., 
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Wahrſcheinlich ift, daß auf die Ausbildung des Inftituts der Staatsanwaltfhaft in mrehrern 
Staaten, vorzüglich der romanifchen Bevölferung, dad Kanoniſche Recht injofern Einfluß Hatte, 
ala bei dem geiftlichen Gericht #9) von der Zeit an, als die Elemente des Inquifitionsproceifet 
ſich entwidelten und die Anſicht fiegte, daß Verbrechen im öffentlichen Intereffe verfolgt werden 
müßten, ein promotor beftellt wurde, der nach dem eingeleiteten Informationdverfahren Durd 
Aufftellung von Artifeln, welche die Beſchuldigung entbielten, eine Art Anklageacte aufftellte un: 
die Anklage verfolgte. 50%) Es ift anzunehmen, daß diefe Praxis der geiftlihen Gerichte vielfad 
in die weltlihen Gerichte überging. Daß im Germanifchen Recht die Idee, nad welcher da! 
öffentliche Intereffe forderte, daß ſchwere Verbrechen nicht unverfolgt blieben, früh wurzelte um 


eine Rügepflicht der Gemeindegenofjen oder ſelbſt die Pflicht einzelner Mitglieder ver Gemeint 
begründete, begangene Verbrechen anzuzeigen, ergibt ih aus manden Stellen. ?1) Ins beſonder 


deuten darauf aud Einrichtungen in der Schweiz. ??) In Deutſchland, wo der Inquifitionsprocek 
früh Einfluß erhielt, läßt ih zwar die Griftenz eines Inftituts, welches allgemein die Verfolgung 
der Verbrechen bezweckte, nicht nahweifen. Die Zerftüdelung Deutihlande in eine große Zah 
kleiner Staaten verhinderte died; allein daß die Idee eined amtlichen Einſchreitens und ſelbſt dir 
Idee, durch Beamte die Anklage führen zu laffen, in Deutfchland nicht fremd war *2), zeigentbeils 
die Stellen 5%), nad) welchen ver Regent, wenn der Mord eines Fremden verübt war (da dieſer 
unter dem Schuß des Negenten ftand und das Wergeld dem Regenten gehörte), die Anklage 
dur einen Beamten führen ließ, theild die Nachrichten, nach welhen ein Beamter die Klage 
führte 9%), theils ſelbſt in einigen Städten ein Stabdtfläger mit ſolchen Klagen beruftragt war 3%), 
theils felbft im einigen Ländern 97) ein Beamter mit Verfolgung der Anklage beauftragt war, 
daher das in der C. C. C. erwähnte Inftitut ded Klagend von Amts wegen 3) ſich erflärt, obwol 
freilich nicht nachgewiejen werden fann, daß es allgemein in Deutichland vorfam. Daß übrigen! 
die Idee des öffentlihen Anklägers nicht fiegen und zur Ausbildung eines dem franzöſiſchen äbn: 
lien Inftitut3 gelangen fonnte, erflärt ſich leicht, wenn man erwägt, wie in Deutfchland es an 
Gerichtshöfen fehlte, die jich mit folder politifchen Macht wie die Parlamente Franfreiche den 
Regenten gegenüberftellten und, daß bei dem allmählichen Verſchwinden des Anklageproceſſes 
durch PBrivatperfonen und bei dem gejunfenen Öffentlihen Sinne Deutſchlands für den Schußz 
der Freiheit gegen ungerechte oder leihtfinnige Verfolgungen, bei der Ausbildung der Polizei bie 
Regenten in dem reinen Inquifitionsproceß hinreichend das Intereffe der bürgerlichen Geiell: 
ſchaft gejihert fanden, weil die Unterfuhungsbeamten dann zugleich das Amt in fich vereinigten, 
das eigentlich dem Ankläger gebührt hätte. Erſt die franzöfifche Geſetzgebung hat die allgemei: 
nere Verbreitung des Inftitutd der Staatsanwaltſchaft veranlaßt, und je gröfern Einfluß jene 
Gejeggebung auf die Ausbildung der europäischen Legislation erhielt, jemehr der wiedererwachte 
öffentlihe Sinn und die Erfenntniß des Zuſammenhangs des Strafprocefjed mit dem Schu 
bürgerliher und individueller Freiheit die Gefahren des reinen Inquifitionsproceffed erfennen 
ließ, befto mehr verbreitete fich die Anjiht von der Wichtigkeit ver Staatöbehörbe. °P) 


49) Darüber viel Gutes bei Bouir, Tractatus de judiciis ecelesiasticis (Paris 1855). 

50) Rofhirt, Kanonifches Recht, S. 830. 

51) Geib, Reform des deutfchen Rechtslebens, S. 95. Köftlin, Wendepunft des Strafverfahrens, 
S. 114. Daniels, Urfprung des Gefchworenengerichts, ©. 28 u. 76. Maurer, Über die Freipflege 
(Münden 1848), ©. 22 u. 19. 

52) Blüme, Recytsgefchichte der jchweizerifchen Demofratien, ©. 534. 

53) Ortloff in der Zeitfchrift für deutſches Recht, XVI, 256. 

54) Vorzüglich Kulmifches Recht, II, 89. 

55) Blutrecht von Bacharach in Kindlinger's Münfterifchen Beiträgen, II, 292. 

56) Zöpfl, Bamberger Stadtrecht, S. 135. 

57) Maurer, ©. 152. ®Biener, S. 141. Ramm, ©. 233. 

58) Zachariä, Strafproceh, S. 138. 

59) Uber das Wefen der Staatsbehörde und ihre Functionen in Frankreich Henrion, Des pensees 
de l'autorite udiciaire, ©. 127. Niederrheinifches Archiv für Gefeggebung und Rechtswiſſenſchaft, Br. IV, 
Nr. 94. Müller, Das Inititut der Staatsanwaltichaft (Keipzig 1825). Delpon, Essai sur l’histoire 
de l’action publique (Paris 1830). Ortolan und ebeau, Le ministere public en France (2 Bpe., 
Paris 1831). De Baulr in der Zeitfchrift für ausländifche Rechtswifienfchaft, Bo. V, Nr. 2; Br. VI, 
Nr. 19; Bd. VII, Nr. 12. Mangin, Traite de l'action publique (2 Bbe., Paris 1837). Maflabiau, 
Manuel des procureurs du roi (2 ®de., Paris 1838). Molenes, Traite prat. des fonctions du pro- 
cureur du roi (2 Bbe., Baris 1844). Schenf, Traite du ministere public (Paris 1846). Frey, 
Die Staatsanwaltfchaft in Deutichland und Frankreich (Erlangen 1850). Helie, Traite de linstruc- 
tion criminelle, I, 459-473; U, 71. 
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Su Franfreich jelbft Hatte die Drganifation der Staatöbehörbe verfchiedene Perioden durd: 
aufen. 60) Im Anfang der Franzöſiſchen Revolution wirften noch die Borftellungen, welche 
nan von ben alten procureurs und avocats generaux hatte, auf die Gejeggebung ein. Die 
Käuflichfeit ver Stellen vor der Revolution hatte dieſem Inftitut geichadet; obwol man geftehen 
muß, Daß von jeher in Frankreich unter den Generalprocuratoren audgezeihnete Männer fih 
befanden, welde felbft ihre politifhe Stellung 9%) zur Verhinderung von Ungeredtigfeiten und 
zur Abwendung von Schritten gebraudten, die für bie Freiheit der Nation bedrohlid waren, 
3.83. bei libergriffen der geiftlihen Gewalt, zugleich durch Bildung ausgezeichnet wohlthätig 
für die Beförderung eined guten Geiftes in der Juftiz wirkten. Was am meiften der Achtung 
der Staatsbehörde in den Augen des Volks ſchadete, war, daß die Beamten der Staatöbehörde 
nur als die oft leidenihaftlid Die Schuld verfolgenden Beamten erſchienen und nicht ald unpar: 
teiifche Wächter des Gefeged galten. Bei den erften Berhandlungen über Gerichtsorganiſation 
in der Revolution wirkte aber audy die Burdt, Einem Manne eine fo furchtbare Gewalt der Anz 
flage zu übertragen, und die Anliht, daß man das Syſtem ver Privatanklage begünftigen 
müßte. Daraus erklärten jich die Anträge von Bergaffe. 6?) Man hob nun die alte Ginrich- 
tung der Staatäbehörbe auf; ed wurden aber 1790 commissaires du roi ernannt. Als aber 
1791 das Ant öÖffentliher Ankläger eingeführt wurde, beſchränkte man die Befugniß der Com- 
missaires du roi, melde nad ber Aufhebung des Königthums commissaires nationaux 
biegen, in Strafjahen nur auf Kenntnißnahme eingeleiteter Unterfuhungen und auf das Recht 
der Anträge im Intereffe der Handhabung des Geſetzes. Traurige Erinnerungen an die Schred- 

niffe der Revolutiondtribunale befleden das Andenken an die vamalige Rolle des öffentlichen Anz 
flägerd. ine kurze Zeit hindurch wurde dies Amt des Anflägerd durch die Verfaffung vom 
Sabre VII. den commissaires du gouvernement übertragen.- Bald machte ſich wieder die un: 
pafjende Stellung eined eigeneu Beamten geltend, dem man die Verfolgung der Anflage wegen 
Verbrechen übertragen, hierzu aber auch eine große Zahl von richterlihen Functionen während 
der Borunterfuhung anvertraute, z. B. das Recht, Angeihuldigte und Zeugen zu vernehmen, 
verhaften zu laffen u.f.w. Unter vem Ausdruck: directeurs du jury und fpäter magistrats 
de süret& wurden folde Beanıte angeftellt. Durch die Geſetze vom Jahre XI. wurden zwar 
wieder procureurs generaux eingeführt; allein ihre Stellung war befhränft, bis man bei der 
Drganifation dur das Geſetz vom 20. April 1810 die Staatsbehörde mit dem noch jetzt gel: 
tenden Gharafter einrichtete. Die directeurs du jury und magistrats de sürete verſchwanden; 
aber die Idee, den Öffentlihen Anklägern auch Functionen zu überlaffen, melde dem Richteramt 
gebührten, war zu tief gewurzelt, als daß man fich leicht davon losmachen Eonnte, ſodaß den 
faiferlihen Procuratoren in der Borunterfuhung auch mande diefer Bunctionen übertragen 
wurden. Danach erfheint die Staatsbehörbe in Frankreich als jene Einrihtung, bei welcher 
dur gewiffe unter fi zufammenhängende, durch eine gewiſſe Abgliederung verbundene Be- 
amten, melde von der Negierung bei jevem Gerichtshof angeftellt werben, die Verfolgung der 
öffentlihen Intereffen, daher auch die Verfolgung verübter Verbrechen, die Oberaufjiht über 
die Handhabung der Jufliz und die vollziehende Gewalt, infofern jie auf die Juftigpflege ſich 
bezieht, ausgeübt wird. Danach ift bei dem Caſſationshof der Generalprocurator, welder un: 
mittelbar mit dem Juftigminifter correfpondirt, bei jedem Appellhof ein Oeneralprocurator mit 
feinen Subftituten (avocats genueraux) und bei jedem Gericht erfter Inftanz ein Staatöprocu: 
rator mit feinen Subftituten. Unter diefen Beamten ift eine Art von Hierardie; der Staats: 
procurator empfängt Aufträge von feinem vorgefegten Generalprorurator, und diefer erhält 
Weiſungen von dem Generalprorurator des Gaffationshofs, der in beftändiger Verbindung 
mit dem Minifter die Anſichten und Wünſche ver Regierung fennen lernt und fie durch Circu— 
larien den unter ihm flehenden Beamten mittheilt. Injofern ift Kraft und Einheit in vem Wir- 
fen ver Staatsbehörde und in aufgeregten Zeiten, wo ed darauf anfommt, mit Gonfequenz und 
Umfiht ein gewifled Syftem durchzuführen, bewährt ſich die Ginrihtung, um ben Sieg des 
Willend des Minifteriums zu bewirken und geeignet einzuſchüchtern. Man fagt daher oft in 
Frankreich: le ministere public est indivisible; ein Sag, der oft misverſtanden und jo aus: 


60) Bgl. darüber Morin, Repertoire du droit criminel (rt, Ministere public). Sebril, En- 
eyclopedie de droit (1837), ©. 123. 


61) Frey, Frankreichs Civil» und Griminalverfaffung, ©. 211. 
62) De Baulr in der Zeitfchrift für ausländifche Gefeggebung, V, 37. 
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gelegt wurde, daß jeder untergeordnete Staatöprorurator unbedingt den Befehlen der Obern 
gehorhen müffe, während nad richtiger Anſicht 63) der einzelne Beamte der Staatsbehörde in- 
nerhalb feines Amtöfreifes nad eigener Überzeugung, felbft gegen die Weifungen des Borge: 
fegten handeln, z. B. eine Unterfuhung nicht beantragen Fann, obgleich der Generalprocurator 
dies gebietet. Es muß jedoch bemerkt werden, daß in der Wirflichfeit dad Verhältniß ſich an- 
ders geftaltet. Die Beamten der Staatsbehörde find nämlich nicht inamovibel wie die Richter 
angeftellt. 6%) Es ift daher begreiflih,, daß ein häufiges Widerftreben von feiten eined Staatd: 
procurators oder feined Subftituten gegen die Weifungen feines Vorgefegten bald die Uberzeu- 
gung begründen wird, daß ein folder Beamter nicht zu dem Agenten der Rgierung fich eigene: 
und daß Entlaffungen der Beamten der Staatöbehörden in Fällen, in melden man weiß, daß 
die Urfache der Entlaffung in ihrem Widerſtreben liegt, nicht geeignet find, die Neigung, ben: 
‚noch die Anweifungen der Vorgefegten unbefolgt zu laffen, zu vermehren, ift leicht begreiflic. 
Jeder Beamte der Staatöbehörde ift übrigens injofern unabhängig, ald das Geriht ihm nichts 
auftragen kann und er nur der Staatöregierung verantwortlih if. Nur in zwei Fällen Fann 
ihm das Gericht Aufträge zur Amtsfunction geben, nämlich wenn ber Anflagefenat Vervoll— 
Rändigung der Verfolgung aufträgt 6°), oder wenn der Appellationshof nad) vem Beſchluß ver 
vereinigten Abtheilungen den Generalprocurator zur Einleitung einer linterfuhung megen eines 
gewiſſen Verbrechens auffordert. 66) Was in den verfhiedenen Staaten Europas in Bezug auf 
die Ginrihtung der Staatsbehörde vorfommt, ift größtentheild eine Nachbildung der franzöſi— 
ſchen Organifation. Nur in Spanien und in Schottland, wo ſolche Behörden beftehen, ift eine 
abweichende Einrichtung, die aus der eigenthümlichen Ausbildung des Inftituts in jenen Län— 
dern fich erflärt. In Spanien gilt indbefondere die Grundanfiht, daß die Staatsbehörde nicht 
die Negierung, jondern nur das Geſetz vertritt, daß die Beamten der Staatsbehörde daher 
nicht in einem unmittelbaren Verhältniß zur Regierung ftehen und feine Befehle von ihr er: 
halten, daher frei nady ihrer Überzeugung handeln, und daß jeder bei einen Gericht aufgefteltte 
Fiscal völlig unabhängig von einem vorgejegten Beamten handelt und daher ein Zufammen- 
bang der Beamten wie in Frankreich nicht vorfommt. Auch jind Die Ridcale inamovibel ange: 
ftellt und ihre Stellung in Bezug auf die Verfolgung der Verbrechen ift eine andere als in 
Franfreih, da die ſpaniſchen Fiscale gar Feine Ginmiihung in die Unterfuhungshandlungen 
ih erlauben dürfen, fondern nur Anträge flellen, ohne eine gerichtliche Unterfuhungshandlung 
vorzunehmen; daher fie die Acten erft nach gejchloffener Unterfuhung erhalten und dann bie 
ihnen nöthig fheinenden Anträge, z. B. auf Vervollftändigung, ftellen und die Anklage durd;: 
führen. 67) In Schottland 6%) fteht der Lord advocale, welcher bei dem high court of justi- 
ciary ald öffentlicher Anklãger thätig iſt, ebenſo wie jeder Fiscal bei dem sherifl’s court, ſelb— 
ſtändig da: er empfängt keine Befehle von der Regierung, er leitet auf den Grund der an ihn 
gelangten Anzeigen die Verfolgungen und hat bier das Recht, ſelbſt einige Unterſuchungshaud 
lungen vorzunehmen, die zur Begründung der Anklage gehören. Der ſchottiſche Staatsanwalt 
iſt nur öffentlicher Ankläger, ohne andere Befugniſſe (wie fie der franzöſiſche Staatsanwalt 
hat) zu haben; er iſt aber im Strafverfahren einflußreicher als der franzöfiihe, indem (weil in 
Schottland feine Anklagejury und feine Anflagefammer vorfommt) es nur von ihm abhängt, 
ob und in welchem Umfang er einen Angefhuldigten vor Gericht ftellen will. 6°) 

Was in den Rheingegenden in Bezug auf die Staatsbehörde vorfommt, gründet ſich auf 
die franzöſiſche Geſetzgebung; nur in Bezug auf die Stellung der Beamten diefer Behörde, Be: 
ſoldung, Abjegbarkeit u. a. find in den einzelnen Staaten befondere Gejeße oder Verordnungen 
oder Inftructionen ergangen, deren Zwed vorzüglich dahin geht, die würdige Stellung der 


63) —— Traite de F'action civile et de l’action publique, Bb. l, Nr. 105. Hilie, Traite, 
Il, 416418 

64) Über bie angeblichen Bortheile diefer Beſtimmung de Vaulx in der Zeitfchrift für auslandiſche 
Ghejeggebung, V, 42 fg. 

65) Code d’ instruction, Art. 235. 66) Geſetz vom 20. April 1810, Art. 11. 

67) Gute Daritellung der fpanifchen Staatsbehörde von Tejada in der Zeitfchrift für auslandifche 
Befeggebung, XIV, 30—35, 

68) Gut Alifon, Practice of the eriminal law, ©. 84, und Westmiuster Review, 1835, &. 9. 

69) Eingedenk feiner Verantwortlichkeit ftellt daher fehr häufig der fchottifche Staatsanwalt nad 
der Vorunterfuchung feine Anklage (3. B. 1863 wurden 494 ohne Trial von den Staatsanmälten ent: 
lafien) oder mildert in der Verhandlung feine Anklage oder läßt fie ganz fallen. Alifon, S. 48. Nach— 
welfungen in Mittermaier's Schrift: Das englifchsichottiiche Strafverfahren, ©. 324. 


Staat3anwalt 549 


Staatöbehörbe indbefondere au darin zu fihern, daß ihnen geboten wird, in Straffadhen 
überall die Ermittelung und den Schuß der Unfhuld zu einer Hauptaufgabe ihres Wirlens zu 
machen. ?%) In der Schweiz war vor 1848 in den Gantonen, in weldhen die frangöfiiche Ge- 
feßgebung im wejentlichen ſich erhielt, 3. B. in Genf, die Staatsbehörde wie in Branfreid or: 
ganijirt; in andern Gantonen hat man zivar einen Staatdanwalt aufgeftellt, aber nur für die 
Betreibung der Anflagen in Straffahen mit mehr oder minder großen Befugniffen; an man: 
ben Orten ift er reiner Öffentlicher Ankläger und übt eine furdtbare Gewalt aus, da er in den- 
felben zu viel gerichtliche Handlungen vornehmen darf?!); an andern Orten ift er nur in ber 
Schlußverhandlung thätig, um die Anklage durchzuführen. In Italien findet ih das Inftitut 
der Staatdanwaltihaft in Neapel, in Rom, in Toscana, in Sardinien und Parma; allein in 
der Ausführung ift wieder große örtliche Verſchiedenheit, indem die Geſetzgeber die ſchon 
vor dem Einfluß der franzöjifchen Gefeggebung in Italien vorfommende Stellung eines Fis- 
cal8 fpäter mit den durch das franzöſiſche Recht verbreiteten Einrichtungen verbanden. So 
ift in Neapel bei jedem Griminalgerichtähof ein procuratore generale, der in Bezug auf Ver— 
folgung der Verbrechen auch ald Beamter der gerichtlichen Polizei angeführt wird (Codice di 
procedure penale, Art. 9), von Amts wegen die VBorunterfuhung nur bei gewiffen Verbre- 
hen (Art. 39) betreiben darf. In der Vorunterfuhung ift der Unterfuhungsrichter von den 
Anträgen des Generalprocuratord weniger ald in Frankreich abhängig. ??) Die Hauptthätigfeit 
der Staatöbehörde äußert ſich in der Öffentlichen Hauptverhandlung, in welder fie im weſent— 
lihen die Befugnifie wie der Staatöprocurator in Branfreich hat, und bei Caſſationsgeſuchen. 
In Ronı befteht zwar ein procuratore fiscale; allein diefer ift nicht eigentlih Ankläger, ſon— 
dern ed ift dafeldft in der Borunterfuhung der Proceß wefentlid inquifitorifch, und der procu- 
ratore fiscale hat nur eine gewiſſe Aufiiht und das Recht, Anträge zu ftellen; der Inquirent 
handelt übrigend unabhängig. Erft in der Specialunterfuhung bei der Aburtheilung ver Sache 
tritt der Fiscal ald Ankläger hervor. 73) In Toscana ift durd das Geſetz vom 2. Aug. 1838 
die Organifation der Staatdbehörde ?*) auf eine ähnliche Weife wie in Frankreich verorbnet; 
allein in der Borunterfuhung handeln dort die vicari regi und die direttori di Atti mehr inqui= 
ſitoriſch jelbftändiger ald in Frankreich die Unterfuhungsrichter; nur wenn die öffentliche Ver- 
handlung beginnt, ift dad Verhältniß der Staatöbehörde in wejentlihen fo wie in Frankreich 
beftimmt. In Sardinien beftand jhon feit früherer Zeit eine Staatöbehörbe. 75) Auch nad) 
den jpätern Gejegen Fam bei den Senaten ein avocato fiscale generale vor, welder in der 
Borunterfuhung, die mehr inquifitorifch geführt wird, von dem giudize instruttore von allen 
von ihm angefangenen Strafproceffen in Kenntniß gejegt werden muß und Requifitionen an 
den Richter erläßt. 76) Bei der Aburtheilung des Verbrechens im Senat ward der Fiscal mit 
feinen Gonclufionen gehört und nad einem neuen Gejeg 77) Fann der Fiscal in den nach dieſem 
Geſetz zuläffigen mündlihen Verhandlungen aufZeugenvorrufung in der Sitzung antragen und 
in der Berbandlung felbft Fragen an die Zeugen ftellen. In Barma?$) ift die Stellung der 
Staatöbehörve im Strafprocch im weſentlichen die nämliche wie in Frankreich. Im Königreich 
der Niederlande war durch das Gefeg über die richterlihe Gewalt von 18387?) die Staats- 
bebhörde organifirt und mit der Aufrechthaltung ver Gefege, mit der Verfolgung der Verbrechen 
und mit der Bollftrefung der Strafurtheile beauftragt. Das Gejeg (Art. 5) verpflichtet die 
Beamten der Staatsbehörde, ſich nach den Befehlen zu richten, welde ihnen im Namen bed 
Königs durch die zuftändige Behörde in Bezug auf die Ausübung ihrer Verrichtungen ertheilt 
werben. 8%) In den meiften Beziehungen ift ihr Amt in Holland wie dad der franzöſiſchen Be— 


70) Trefflich ift dies in einem Refeript des rheinpreußifchen Generalprocurators vom 27. Juni 1833 
ausgeiprochen,, wo es heißt: „Indem fonft das öffentliche Minifterium von feiner hohen Beſtimmung 
zu einem bloßen Öffentlichen Anfläger herabgewürbigt würde.‘ 

71) Über die verfchiedene Stellung des Staatsanwalts in den ſchweizeriſchen er aaa vor 
1848 |. Mittermaier's Aufjag im Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1838, ©. 175—180 

72) Nicolini, Procedura penale, I, 502. 

73) Gute Darftellung i in Giuliani, Istituzioni di diretto criminale ra 1840), 1, 536 fg- 

74) Ademollo, Il giudizio criminale in Toscana (Florenz 1840), ©. 111 fg., dort eine Darfiel: 
lung der Verhältnife der Staatsbehörbe. 

75) Graf Sclopis, Storia della antica legislazione del Piemonte, ©. 560, 

716) $rerrero, Comentario sui delitti e sulle pene (Turin 1828), ©. 322. 

77) Geſetz vom 11. Jan. 1840, $. 10 fg. 

78) Codice di procedura penale, Art. 37 fg. 79) Art. 3—8. 

80) S. darüber Bofch Kemper, Wetboek van Strafvordering, I, ©. 159. 
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amten des ministöre public; bie Pflicht, unparteiiich zu fein und überall ebenfo ald Verthei— 
diger der Unschuld mie ald Verfolger ber Schuld zu handeln, ift ihnen aufgelegt.) In Bezug 
auf die Verfolgung der Verbrechen macht die Strafproceforbnung ihnen diele zur beſondern 
Pflicht.2) Im beftändiger Verbindung mit dem Generalprocurator, dem er von allen ver- 
übten Verbrechen Kenntniß geben muß und von dem er Befehle empfängt ®°), handelt der 
Beamte der Staatöbehörbe im Fall des flagrant delit wie nah franzöſiſchem Recht unmittelbar 
thätig 8*); nur hat man beffer als in Franfreich die eigentlichen Unterfuhungdhandlungen dem 
Unterfuhungsrichter allein übertragen. 

Eine weientliche Berbefferung der Staatsanwaltſchaft wurde in den Niederlanden Durch Das 
Gefeg vom 31. Mai 1861 eingeführt, indem 85) danach das Verhältniß des Staatsanwalts auf 
eine mehr Vertrauen begründende Weife geordnet und ein Recht des Stantdanmwalts, im Civil— 
proceß Gonclufionen zu geben, nicht angenommen ift. In Deutſchland erhielt das Inſtitut feit 
1848, als der Zeit, im welcher nur auf Anflageprincip, öffentlihed mündlides Verfahren 
und Schwurgerichte gebaute Strafprocehordnungen eingeführt wurden, eine Bedeutung. In 
den Gefegen der einzelnen Staaten zeigte fi aber bald eine große Verſchiedenheit danach, a) ob 
die Gejeßgebung ih darauf befchränfte, das öffentlich = mündliche Verfahren mit Anflageform 
einzuführen, ohne daß fhon eine entfprechende neue Gerihtöverfaffung und eine volfftändige 
neue Strafproreßordnung erlaffen wurden, ſodaß man ſich begnügte, aud der Reihe der Richter 
einige ald Staatsanwälte zu beftellen, um zur Durchführung der Anklageform in der Anklage: 
fanımer die Anträge wegen Anklage zu ftellen und in ber mündlihen Verhandlung die Anflage 
durchzuführen; während für die Vorunterfuhung, in weldher der Unterfuhungsrichter von 
Amts wegen einfchritt, der Staatdanwalt nur darauf befhränft war, in der Vorunterſuchung 
Anträge an den Unterfuhungsrichter zu ftellen und eine (mehr oder minder befchränfte) Aufficht 
und Gontrole über die Unterfuhung zu führen. Im folder beſchränkten Weile war die Staats: 
anwaltſchaft georbnet in den Gefegen von Baiern, Kur: und Großherzogthum Heflen, Naffau, 
MWürtemberg und Baden. Eine andere Richtung 9%) erhielt b) die Gefeggebung über Staats- 
anmaltichaft in den deutſchen Staaten, in welchen ver Geſetzgeber jhon in der Borunterfudung 
den franzöfiichen Grundfag an die Spige ftellte, daß der Unterſuchungsrichter eine ſtrafrecht⸗ 
liche Unterfuhung nur einleiten darf, wenn der Staatdanmalt ihn hierzu auffordert, ſodaß auf 
diefe Art der Staatsanwalt die ihm zufommenden Anzeigen verübter Verbrechen im öffentlichen 
Interefle prüfen muß und er nur dann, wenn er dad Intereffe begründet findel, den Antrag 
auf Unterfuhung ftellt. Dies Syftem liegt der preußiichen Gefeßgebung von 1849 und 1852 
zu Grunde. 27) Das Gefeg debnte den Kreis der Befugniffe des Staatdanwaltd aus, weil 
ihm Mittel gegeben werben mußten, um die ihm obliegende Vorprüfung anzuftellen, wodurch 
ein näheres Verhältniß ded Staatsanwalts und der Polizeibehörden nöthig wurde. Noch meht 
wurde die Stellung der deutfhen Staatsanwaltſchaft der frangöjifhen in den Staaten gleichge: 
ftellt, welche eine vollffändige, im mefentlihen der franzöfifhen nachgebildete Strafprorek- 
ordnung und eine derielben entſprechende Gerichtöverfaffung einführten. Das war der Fall in 
Braunfhweig, in Hannover, in den thüringifhen Staaten, im Königreih Sachſen und Öfter- 
reich nach Gefeh von 1850, in Oldenburg und in neuefter Zeit in Baden. 9%) Hier war ber 
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81) Boſch Kemper, S. 175. 82) Art. 22, und darüber Bofch Kemper, I, 178. 

83) Art. 27; Bofch Kemper, S. 200. 84) Art. 39. 

85) Darüber Archiv für Eivilpraris, XLV, 233; XLVI, 424. Über niederländifche Staatsanwalt: 
fchaft, Sircana, De ministerio publ. (Utrecht 1826); dann Haanen, Het openbar ministerie in 
Nederland (1860). 

86) Von Baiern, Geſetz von 1849, $$. 23, 24, 31. Walther, Lehrbuch des Strafprovefles, S. 77 
u. 85. Bollmann, Bairifcyes Strafgefeßbudh von 1848, S. 106 u. 123. In Baden war in ber Straf: 
proceforbnung von 1845 die Staatsanwaltichaft zu Grunde gelegt, aber durch Gefeg von 1850, $$. 25 
u. 28, wurben die Vorfchriften darüber wieder außer Wirkfamfeit in Bezug auf Vorunterfuchung gefegt. 
Bol. über den damaligen Zuftand Haager in den Jahrbüchern der deutfchen Nechtswifienfchaft, VI, 274. 

87) Preußifches Gefeg von 1849, $$.5 u. 8. Sternau, Preußifches Strafverfahren, ©. 10 u. 47. 
— für preußiſches Strafrecht, VII, 576— 725; VII, 91. Mittermaier's Schrift über Geſetzgebung, 
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88) Bon Braunfchiveig, Geſetz von 1849, 88. 9 u. 27. Weitere Nachweifungen in Mittermaier's 
Schrift über Gefepgebung, ©. 158. Dafelbft über Hannover S. 159; über das thüringifche Geſetz⸗ 
buch unb über Staatsanwaltjchaft nach Füniglich ſächſiſchem Gefeg von 1856, ©. 161, und Schwarze, 
—— zur ſächſiſchen Proceßordnung, und über Oldenburg Verhandlungen im Gerichtsfaal, 
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Kreis der Befugniife des Staatdanwaltd ausgedehnt ſchon durch die Anerkennung des franzöfi- 
ichen Grundfages, daß nur auf Antrag des Staatdanwalts der Unterſuchungsrichter ſtrafrecht— 
lich einſchreiten darf, und durch die Aufnahme der franzöſiſchen Beftimmungen über gerichtliche 
Polizei.29%) Bei der Bergleihung der Vorſchriften der deutſchen Gefeggebungen über Staats: 
anwaltihaft überzeugt man ji aber, daß fortdauernd eine große Unflarheit über die wahre 
Auffaffung des Inſtituts in den deutihen Gefegen herrſcht PP), je nachdem mehr oder minder 
das franzöfiihe Geſetz vorſchwebt und eine oder bie andere der im Gingang unſers Auffages ge: 
fchilderten Anſichten vorberriht. Als die vorwaltende Richtung der deutihen Gejeßgebungen 
ergibt ſich jedoch die, die Stellung ded Staardanwalts vorzugäweije auf die Thätigkeit deffelben 
im Strafverfahren zu befhränfen und nidht in dem ganzen Umfang das franzöſiſche Inftitut, 
das mit fo vielen Attributen audgeftattet ift, daß es eigentlich ein Werkzeug der Centraliſations— 
politif wird, einzuführen?!), aber auch bei Regelung bed Inftituts im Strafverfahren daran 
feftzubalten, daß der Staatsanwalt eine unparteiifche, auch die Entdeckung der Unſchuld jihernde 
Stellung erhält, bei welder der Staatsanwalt feiner eigenen Überzeugung folgen kann und in 
der Vorunterfuhung nur fo viele Befugnifje hat, als dazu nöthig ift, um ihm die Vorprü— 
fung möglid zu machen, ob und wieweit ein Antrag auf Strafverfolgung an den Unterfu- 
chungsrichter geftellt werden joll. Cine ähnliche Richtung ſpricht ih auch in der Gejeggebung 
der Schweiz in Bezug auf Staatdanwaltfhaft aus, wo jedoch dem Misbrauch der Gewalt von 
jeiten der Staatsanwälte ſchon durch das in Republifen einflußreiche Mistrauen gegen Beamte, 
welchen man nicht zu viel Macht anvertrauen will, fowie dur das öffentliche Leben und die 
dadurch geſicherte Uberwachung der Beamten vorgebeugt wird.??) Eine Berfciedenheit der Stel: 
lung in den einzelnen Gantonen zeigt ſich danach, je nachdem in einigen die Gefeggebung vor: 
zugsweiſe der franzöſiſchen folgt, z. B. in Genf, oder mehr deutſche Geſetzgebungen nahahmt 
und vorzugsweiſe dem Staatsanwalt eine Thätigkeit ald öffentlicher Ankläger zur Durchführung 
der Anklage in der Hauptverhandlung amweift??), in Bezug auf VBorunterfuhung aber von 
der Anficht ausgeht, daß nur (wie in Frankreich) auf Antrag deö Staatdanwalts der Unterſu— 
chungsrichter einfchreiten darf, 3. B. nad den Geſetzgebungen von Aarau, Solothurn, oder 
das inquijitorifche Prineip injofern beibehalten ift, daß der Unterfuhungsridter von Amts 
megen eine Unterſuchung einleiten fann, 3. B. in Bern und Zürich. 

Betrachten wir nun den Wirkungskreis des franzöſiſchen Staatsanwalts, fo muß derjelbe 
in nachſtehenden Beziehungen aufgefaßt werben: A. infofern die Staatöbehörde in Civilrechts— 
ftreitigfeiten thätig ift; B. infofern fie ald vollſtreckende Behörde wirkt; C. in ihrer Thätigfeit 
als oberaufjehende Behörde; D. in ihrer Stellung aldMittelorgan zwifchen der Staatöregierung 
und den Gerichten; E. in ihrer Wirkjamfeit ald Organ der Staatögewalt in abminiftrativen 
Berhältniffen; F. in ihrer Thätigfeit in Strafiachen. 

Zu A. In Eivilftreitigfeiten erſcheint die Staatöbehörbe jelbit wieder in einer zweifachen 
Rihtung: 1. infofern fie ald Nebenpartei bei ven Gerichten durch ihre Concluſionen handelt; 
I. infofern fie in gewiffen Fällen als Hauptpartei auftritt.?%) In der erften Rückſicht geht das 
Geieg davon aus, daß die Staatöbehörbe die Öffentlihe Orbnung vertritt, zugleich die natür- 
liche Vertheidigerin aller Schugbepürftigen ift und überall wachen joll, daß das Gefeg von ven 
Gerichten gehörig angewendet werde; danach beftimmt der Art. 63 des Code de procedure, 
da in gewiffen dort bezeichneten Sachen 9°) die Stantöbehörde vor der Urtheildfällung mit 


89) Über die verfchiedenen Auffafiungen der gerichtlichen Polizei in den deutichen Gefeggebungen 
Mittermaier's Entwicelung in ber Schrift: Die Sefepgebung, S. 347—354. 

90) Hermann im Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1852, Nr. 14. 

91) Dies wurde insbefondere in Baiern bei den Berathungen der Zweiten Kammer über bie Ge: 
richtöverfaffung 1861 ausgefprochen. Edel, Das bairijche rem von 1861, ©. 131. Auch die Auf- 
fafjung in der badischen Gefeggebung von 1864 über Gerichtsverfaflung, $. 42 der Bollzugsverorbnung 
vn. Juli 1864, beruht auf dem Streben, die franzöftfche Staatsanwaltichaft nicht einzuführen. 

92) Über die verfchiedene Auffaflung der Staatsanwaltfchaft in den ſchweizer Gefetzen Kaifer, 
Schweizerifches Staatsrecht, IL, 257. 

93) In der Gefepgebung von Sanct:Gallen heißt er Amtsflager. 

94) Überhaupt de Baulr in der Zeitfchrift für ausländifche ——— VI, 412, und Ortolan und 
Ledeau, Le ministere public, I, 70. Eyrauld, Administration de la justice, III, 132. Moltnes, 
Trait6 des fonctions du procureur du roi, I, 16; 1, 223. Borcenne, Procedure, II, 278. Xas 
vielle, Etude sur la procedure, &. 256—261. 

95) Dahin gehören z. B. alle Procefie, welche die öffentliche Ordnung, den Staat, Öffentliche An— 
falten, Bormundfchaftswefen, Syndifatsflagen, Ermächtigung der Ehefrauen, Dotalſachen betreffen. 
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ihren Concluſionen gehört werden muß; allein außer diefen Fällen kann die Staatöbehörbe in 
allen Proreffen, wie e8 ihr nöthig feheint, fordern, daß fie gehört werde; ebenſo kann das 
Gericht verfügen, daß eine ſolche Vernehmung eintrete.96) Man fieht daher, daß es rein von 
jevem Beamten der Staatöbehörbe abhängt, wie weit er den Kreis jeiner Thätigfeit in Civil— 
fachen ausdehnen will. Mande Einwendungen in diefer Beziehung werben aud in Frankreich 
laut, indem diefe Einrichtung den Richtern zu wenig zutraut und da, wo das Gericht ohnehin 
ſchon aufgeklärt ift, zur unnöthigen Verlängerung der Proceffe führt. In einigen Fällen ban- 
delt die Staatöbehörhe in Civiljahen auch ald Hauptpartei (partie principale), infofern fie 
durch Klage auftritt, was nur ausnahmsweiſe in den von dem Geſetz befonders angegebenen 
Fällen eintritt, und zwar injofern bei den Givilftandsregiftern (actes d’etat civil) die nothwen: 
dige Berichtigung derfelben ihre Thätigfeit fordert 9), in Abweienheitöfällen, wo die Staats: 
behörde über das Intereffe der Perfonen wacht, welche als abwejend vermuthet werben 9®); 
ferner in Eheſachen, mo die Staatöbehörbe in einigen Fällen die Pflit, in andern das Recht 
bat, die Nichtigkeit der Ehe durch Klage zu verfolgen 99); ebenfo (jedod mit einer gewiffen Zu: 
rüdhaltung von feiten der Gefeggebung, welde in die Bamilienverhältniffe nicht amtlich ſich 
ohne Noth einmifhen will) in Bezug auf Misbräuche in der Ausübung der väterlichen Ge— 
malt 190) und überhaupt in Fällen der Entmündigung. 10%) 

B. In der Stellung als der die Bollftredung betreibende und überwachende Beamte bat 
der Staatöprocurator dafür zu forgen, daß Urtheile, welche Geldſtrafen zum Vortheil des Staats 
erkennen, fowie Griminalurtheile, welde zu förperlihen Strafen verurtheilen, gehörig voll: 
firedt werben. 102) 

C. In Bezug auf die Oberauffiht der Staatsbehörde liegt ihr die Oberauffiht über Die 
Beamten der fogenannten gerichtlichen Polizei (alſo aud) Unterfuhungsrichter, Friedensrichter) 
und die fogenannten officiers ministeriels (huissiers, Notarien u.f.w.) in der Art ob, das 
der Staatöprocurator die Amtöverwaltung der in feinen Bezirken aufgeftellten Beamten ber ge: 
nannten Art beaufjihtigt, auf Misbraude aufmerkffam macht und die Displin über fie fo 
ausübt, daß er bei ven Gerichten oder den zur Ausübung der Disciplin angeorbneten Behörden 
(3. B. den Notariatdfammern) die auf die Disciplinarftrafen gerichteten Anträge ftellt. 293) 

D. In der Stellung als Mittelorgan zwifchen ver Negierung und den Gerichten iſt ed Die 
Staatsbehörde, melde die Aufträge der Regierung zur Kenntniß der Gerichte bringt, die Jab- 
veöberichte über die Verwaltung der Jufliz ver Regierung mitteilt. Die Beamten der Staats: 
behörde Fönnen aud an allen Berathungen ver Gerichtshöfe in Anfehung der Ordnung bed in: 
nern Dienftes theilnehmen und die Handhabung der beftehenden Verordnungen und Inftruc- 
tionen bewirfen. 10%) 

E. An die Beamten der Staatöbehörve gelangen auch die auswärtigen Requifitionen, 5.2. 
wegen Zeugenvornahme, wegen Auslieferung, fowie fie überhaupt die Gefchäfte beforgen, 
welde zwar bei den Gerichten vorfommen, aber nicht ald wahre Ausflüffe des richterlichen 
Amts zu betrachten find. 

F. Die Hauptwirffamkfeit der Staatsbehörde Außert fi in Straffachen 10%), und bier ift 
der Punkt, wo aud vorzüglich ihre Thätigfeit genannt fein muß, weil bei den neuern Ber: 
handlungen über die Strafproceforbnung die Frage über die Bedeutung der Staatöbehörbe am 
meiften vorfonimt und hier VBorurtheile oder Unbefanntfhaft mit dem Inftitut ih fo vielfach 
zeigen, Wir verfolgen hier genauer ven Gang der Thätigfeit der Staatöbehörbe. 1) Die Be- 
amten ver Staatöbehörde erfcheinen ald Beamte der gerichtlichen Polizei 106), und zwar hat der 
Generalprocurator die Oberaufficht über alle Beamte dieſer Polizei, er felbft aber übt fie nicht 
aus; er fann daher für fich Feine Handlungen vornehmen ober beantragen, weldye auf die Ber- 
folgung oder Gonftatirung des Verbrechens fich beziehen, fondern nur den Staatöprocurator 
des Bezirks hierzu auffordern. Diefer ift e8, welcher bei dem Inftructiondrichter die Anträge 
ftellt und Weifungen ven Friedensrichtern gibt. 107) 2) Der Staatsprocurator betreibt bie fo: 


96) De Baulr, S. 413—419, 97) De Baulr, ©. 422, Drtolan, ©. 99, 

98) Code Civil, Art. 114. De Baulr, ©. 425. Drtolan, I, 132. 

99) Ortolan, I, 158. 100) De Baulr, ©. 428. Ortolan, ©. 201. 

101) Drtolan, I, 211. 102) Ortolan, II, 238, 

103) Überhaupt Ortolan, II, 364. 104) Ortolan, II, 374. i 

105) Gut handelt darüber de Baulı in der Zeitfchrift für ausländifche Gefepgebung, Bb. VII, 
Nr. 12. - 106) Morin, Dictionnaire de droit criminel, &. 524. 

107) Ortolan, II, 29. 
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genannte action publique 108), oder die Verfolgung des öffentlichen Intereffe in Bezug auf 
verübte Verbrechen. Jeder ſolche Beamte an dem Gericht erfter Inſtanz empfängt in diefer 
Rückſicht die Befehle des vorgefegten Generalprocurators. 199%) 3) Das Geſetzbuch geht von der 
Unterſcheidung aus: ob ein delit flagrant vorliegt oder ein ſolches nicht da ift. Im erften Fall, 
wobei dad Geſetz diefen Begriff in einem fehr weiten abjihtlih unbeftimmt gelaffenen Sinne 
auffaßt 110), ift die Gewalt des Staatsprocuratord ſehr ausgedeht, da er nad Art. 32 des 
Code ſelbſt 272) ohne Zuziehung des Unterfuhungsrihterd alle zur Herftellung des That- 
beitandes, zur Sammlung von Materialien und Entdeckung ded Schuldigen nöthigen Hand- 
lungen vornehmen und jelbft ven Verdächtigen ergreifen laffen fann 112), ſodaß dadurch ihm 
das Recht, wahre Uinterfuhungshandlungen vorzunehmen, eingeräumt wird. 4) Regelmäßig 
befteht das Verhältniß ded Staatöprocuratord zum Unterfuhungsrichter darin, daß der erfte 
den zweiten nur auffordert 113) und Anträge flellt, dev Unterfuhungsrihter aber dabei felb- 
ftändig erfcheint 11%) und nur nad) ven Gejegen und feiner rechtlichen Überzeugung handelt. Die 
Staatöbehörbe übt die action publique aus. Daher gelangen auch an fie die Anzeigen und 
Berichte der Beamten der gerichtlichen Bolizei; der Unterſuchungsrichter aber Fann feine Unter— 
fuhung in der Regel beginnen, ohne von dem Staatöprocurator hierzu aufgefordert zu fein; 
und bat in Fällen, in denen der Unterfuchungdrichter dies ex officio darf, er eingefchritten, fo 
muß er das Refultat fogleih dem Staatdprocurator anzeigen und Fann die Unterfuhung nicht 
fortfegen, wenn biefer nicht darauf anträgt. 5) Das Gejeg geht davon aus, daß durd das 
Zufammenwirfen bed Staatöprocuratord und des Unterſuchungsrichters daß Öffentliche Intereffe 
gefördert werden foll. Daher foll der Inftructiondrichter, wenn er Augenſchein vornimmt, 
auch den Staatsprorurator dazu einladen 15); allein dies geht nicht fo weit, daß der Stantd- 
procurator auch bei den Bernehmungen der Zeugen #16) oder des Angefchuldigten 717) gegen 
wärtig fein dürfte, obwol freilich an manden Orten dennod die Staatöbehörben die Befugniß 
hierzu behaupten und ausüben. 173) 6) Gegen die Verfügungen des Unterfuhungsrichters, 
3. B. wenn diejer einen Antrag nicht bewilligt, fteht dem Staatöprocurator, damit nicht das 
Öffentliche Intereffe dur Laune oder Jrrthum des Unterſuchungsrichters leide, dad Recht der 
Berufung an dad Gericht 119) zu, welches über die Anträge der Staatöbehörbe zu entjcheiden 
hat. 7) In der chambre de conseil wird der Staatöprocurator gehört, To oft ein Geſuch des 
Angeibuldigten vorliegt, welches das Öffentliche Intereffe angeht, z.B. bei Gefuchen um Ent: 
laffung gegen Caution. 120) Durd die nad) Gefeg von 1856 geſchehene Aufhebung der Ein- 
wirfung der chambre de conseil ift die Macht des Staatdanwaltd noch mehr ausgedehnt. 
8) Selbft gegen die Ausſprüche der chambre de conseil fleht dem Staatöprocurator das Recht 
der Oppoſition zu. 121) 9) Nach beendigter VBorunterfuhung fendet die Staatsbehörde die 
Acten an den Generalprocurator des Appellhofs, welcher die Unterfuhung prüft, den Bericht 
an die Anklagefammer über die Sache mit feinen Eonclufionen macht und DieBerfügungen jenes 
Gerichts befolgt. 12?) 10) In Bezug auf die Aſſiſe ift e8 die Staatsbehörde, welche die An- 
ordnung berielben betreibt, die nöthigen Vorladungen beſorgt, nachdem fie die Anklageacte 
bearbeitet, die Zeugenlifte entworfen hat. In der Sigung jelbft begründet fie die Anklage, ftellt 
Concluſionen an das Gericht, hat die Befugnig, Bragen an die Zeugen und Angeklagten zu 
ſtellen, entwidelt am Ende die Ergebniffe der Berhandlung, ohne jedoch hier ftreng nur die 
Anklage gegen die Überzeugung durchführen zu müſſen. 123) 11) If ver Angeklagte verurtheilt, 

fo trägt die Staatöbehörde auf die Strafe an, hat die Befugniß, gegen die von den correctio: 


108) Am beften darüber Mangin in dem oben Note 59 angeführten Werke. Helie, Instruction cri- 
minelle, II, 381. 

109) Über biefes Verhältnig Morin, Dictionnaire, ©. 526. 

110) Mittermaier, Strafverfahren, THl. IT, $. 115. Helie, IV, 53, und Mittermaier'’s Auffag im 
Gerichtefaal, Jahrg. 1862, ©. 89. 111) Morin, Dictionnaire, ©. 427. 

112) Bert —— eſe Einrichtung bei de Vaulx in der Zeitfchrift, für ausländifche Rechtewiſſen⸗ 
ſchaft, VII, 2 118) Ortolan, II, 78. 

114) Gut darüber Duvergier, Manuel de j juges d'instruction, I, 310. 

115) Duvergier, I, 401. 116) Duvergier, II, 37. 117) Duvergier, II, 95. 

118) Selbf, verteidigt in Maffabiau, Manuel, Il, 554. 

119) Duvergier, I, 120) Drtolan, I, 82. 

121) Ortolan, II, 99. De Baulr in der Beitfchrift für ausländifche Gefeggebung, VII, 281. 

122) Ortolan, II, 154. Über die Mängel der Anftalt de Vaulr, VII, 284. 

123) Ortolan, II, 161—275. De Baulr, VII, 288, 
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nellen Berichten ergangenen Urtheile zu appelliren und überhaupt wegen Verlegung des Geſetzes 
Caſſation, inöbefondere im Interefje des Gefeges zu ergreifen. 12*) 

In der Hauptverhandlung übt auf den Ausgang des Proceſſes der Staatdanwalt einen 
überwiegenden Ginfluß dadurch, daß von ihm es abhängt, welhe Zeugen und Sachverſtändige 
er vorladen will, daß er bei Anfang ver Verhandlung ein jogenanntes expose der Anflage 
vorträgt, „in welchem er unbefchränft aus der Borunterfuhung Ausfagen beranziehen und burd 
feine einjeitigen Behauptungen und Darftellungen die Geſchworenen irrefübren fann, während 
dem Bertheidiger Fein Recht der Erwiderung und Berihtigung zufteht, wenn aud) die größten 
Unridtigfeiten vorgetragen wurden. 125) Der Staatsanwalt hat ein gefährliches Übergewicht 
dadurch, daß er in jeder Zeit, fogleih nach jeder Zeugenausiage Bemerkungen mahen fann, die 
auf die Gefchworenen wirken, beliebig, ohne daß der Präfident ihn hindern kann, unmittelbar 
an den Zeugen Fragen ftellen darf, während dem Vertheidiger dad Recht nicht zuftebt. Bon Be: 
deutung iftaber aud der große Einfluß, welchen ver Staatsanwalt auf Die Frageftellung an vie Ge— 
ſchworenen ausüben fann. Giner Erwähnung würbig jind noch Die neuerlid in England vor: 
gefommenen Verhandlungen über die Nothwendigkeit ver Beftellung öffentliher Ankläger, 
deren Mangel ſchon jeit vielen Jahren bedauert wurde. Zwar kommen in England auch Kron— 
anwälte (attorney general und solicitor general) vor 12%); allein fie find eigentlich Räthe der 
Königin, um über wichtige Fragen Gutachten zu geben, können bei Prepvergehen (auf dem 
Wege der information) und bei Anflagen wegen ſchwerer Staatöverbrechen thätig fein und 
fönnen auch bei andern ſchweren Verbrechen, bei denen die Krone beſchließt, auf Staatsfoften 
die Anklage durchzuführen 127), als prosecutor die VBerbandlung der Anflage leiten; allein dieſe 
Beamten jind feine öffentlihe Ankläger, welchen vie regelmäßige Verfolgung aller verübten 
Verbrechen und die Stellung und Durdführung der Anklage bei allen Verbrechen obliegt. Im 
Jahre 1855 wurbe nun durch eine Motion auf Beitellung folder Anfläger die Ernennung einer 
PBarlamentscommiffton veranlaßt, welche auf den Grund der von zahlreih vernommenen er- 
fahrenen Zeugen mitgetheilten Erfahrungen und Vorſchläge einen höchſt bepeutenden Bericht mit 
dem Antrag auf Einführung eines publie prosecutor vorlegte. Diefer Bericht 129) verdient 
allgemeine Aufmerkfamfeit vorzüglich wegen der Fülle der von den Zeugen mitgetheilten Erfah: 
rungen über den jegigen Rechtszuſtand Englands mit praftiihen Bemerkungen und Borfchlägen. 
Der Grund, aus welchem ungeachtet der Fortdauer der Forderungen der Preſſe und im Parla— 
ment wegen Abhülfe des Übels 129) doc die Geſetzgebung Feine öffentlihen Anfläger einführt, 
liegt in der grundlofen Beſorgniß, daß durd das Inftitut, insbefondere wenn es die frangöfi- 
ice Staatdanwaltihart nachahmt, ſchwere Nachtheile für bürgerliche und individuelle Freiheit. 
herbeigeführt werben fünnten. 

Um zur gerechten Würdigung des Werths des Inftituts der Staatdanwaltfchaft zu gelan= 
gen, wird eögeeignet fein, A. die Vortheile, welche Durch das Inftitut das Strafverfahrengemwinnt, 
zu betraditen, B. die Schattenfeiten des Inſtituts und die durch Erfahrung nachgewieſenen 
Mängel und ihre Nachtheile zu prüfen, C. die Rihtung der neueften Beitrebungen in Bezug 
auf Verbefferung des Inftituts zu bezeichnen und die Voraudjegungen ber erfolgreichen Wirf- 
famfeit deſſelben anzugeben. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß in neuerer Zeit die Staatdanwaltfchaft Gegenftand mehr: 
faher Angriffe wurbe, indem mande Scriftfteller und Mitglieder von Kanımern auf einer 
Seite die Unverträglichfeit des Inftitut8 mit dem monarchiſchen Princip und mit der nothwen- 
digen Beſchleunigung des Strafverfahrens hervorhoben, während andere auf die Gefahren für 
die Breiheit der Bürger durch eine unbedingt von der Regierung abhängige Macht hinwieſen. 130) 


124) Ortolan, II, 296. De Baulr, VIE, 289. 

125) Wir erinnern an das leidenfchaftliche und einfeitige expose im Proceß gegen Armand. Mitter: 
maier’s Ausführung in der Strafrechtszeitung, Jahrg. 1864. 

„126) Mittermaier, Strafverfahren, 1, 337. Gneift, Englifches Berfaſſungs- und Verwaltungs: 
recht, ©. 510, 704. 

127) Gneift, II, 780. 

128) Report from the select committee on public prosecutor (2ondon 1855). Einen treuen 
Auszug aus diefem Bericht habe ich in ber Zeitjchrift für ansländifche Gefepgebung, Bd. XXVII, 
Nr. 12, geliefert. 

129) Nachweifungen bei Mittermaier, Erfahrungen über die Wirkfamfeit der Schwurgerichte in 
Europa (Erlangen 1864), ©. 65 fa. 

130) Als Gegner des Inftituts — zu nennen Carmignani, Leggi della sicurezza sociale, IV, 281. 
Stahl, Philofophie des Rechts, 11, 400. Höpiner, Über Anflageproceh, ©. 22. 
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Alle Einwendungen aber verlieren ihr Gewicht durch die Erwägung, daß fie auf irrigen Vor: 
außfegungen, z. B. von der Monardie, beruhen oder nur einzelne mögliche Misbräuche und 
fehlerhafte Rechtsübung (vorzüglich wo nur die franzöjifche Staatsanwaltichaft vorſchwebt) her- 
vorbeben, ftatt anzuerfennen, daß, fobald das Inftitut geeignet durchgeführt wird, die bemerften 
Nachtheile verihwinden. 181) 

Zu A. Die auf die Durchführung eines gerechten Strafverfahrens einflußreichen Vortheile 
der Staatsanwaltſchaft ergeben ſich, wenn man das Weſen des Inſtituts beachtet. Dies beſteht 
in jener Ginrichtung , bei welcher die Nachtheile des reinen, von Anklagen der Brivatperfonen 
abhängigen Anflageproceffes ebenjo wie die Nachtheile des Inquilitionsprocefled vermieden und 
die VBortheile des Anklageprineips mit den Vortheilen einer zweckmäßigen amtlichen Thätigfeit 
zur Erlangung der höchſten materiellen Wahrheit zweckmäßig vereinigt werden. Daraus erflärt 
fih au, warum bei fortichreitender Bildung eines Volks und Entwidelung der Staatögewalt 
der reine Anklageproceß in dad Verfahren übergeht, bei weldem im Öffentlichen Intereffe von 
eigenen Beamten verübte Verbrechen verfolgt werden. Die Vortheile ver Staatsanwaltſchaft 132) 
ergeben fich leicht, wenn man die Nachtheile des Anklageverfahreng, fobald nur auf Anklage von 
Privatperfonen eingejhritten wird, erwägt und die nachtheiligen Verhältniffe des reinen In— 
quifitionsprocefjed berückſichtigt, wie er 3. B. in Deutſchland befteht. 

I. Überall, wo Anklage eines Brivatmannd zur Eröffnung eines Strafproceſſes erforbert 
wird, ift die Gefahr zu groß, daß die Erreihung bed Zwecks des Strafverfahrens an der Be: 
quemlichkeit oder Furchtſamkeit der Ginzelnen, felbft wenn fie durch ein Verbrechen beſchädigt find, 
fheitere, weil man ja leicht vor den Laften der Betreibung eines Strafproceſſes ſich heut, daher 
aud in England 133) der Mangel der Aufftellung eines öffentlichen Anklägers, wie er in Schott: 
land befteht, gefühlt wird. 134) Ohnehin erhält die Thätigkeit des Verbrechers oder feiner Ver— 
wandten und Freunde, den Beichädigten von der Anflage abzuhalten, bei dem Anflageproceß 
ein zu weites Keld, weil der Anfläger leicht eingefchüchtert werben fann und felbft nach Begonne- 
ner Unterfuhung zu viele Mittel angewendet werden können, um den Ankläger zur Zurüd- 
nahme der Anklage zu bewegen, während eben in der Hand des bösmilligen Feindes der An- 
flageproceß ein furchtbares Mittel ift, durd Ankflagen dem Gegner Qualen zuzufügen oder 
ſchändliche Zwecke zu erreichen, ſelbſt Habſucht zu befriedigen. Alles dies fällt da weg, wo ein 
Beamter im öffentlihen Intereffe dad Recht der bürgerlihen Gefellihaft auf Strafe verfolgt. 
Ihm ftehen zahlloſe Mittel und Wege zu Gebote, Nachrichten von verübten Verbrechen zu er- 
halten; fein Beruf treibt ihn zur Anflage; die Beforgniß, dan ſchlechte Motive ihn zur Anklage 
beftimmten oder Muthlofigkeit oder Einwirfungen der Verbrecher ihn von der Stellung ber 
Anklage abhalten, fällt hier weg. Die Strafe erhält einen würdigern Charakter, wenn fie, als 
im Öffentlichen Intereffe, im Namen der bürgerlichen Geſellſchaft verfolgt wird; die Kraft, mit 
welcher die Anklage durchgeführt wird, fihert bie Überweiſung des Schuldigen. 

ll. Durch die Staatdanwaltfhaft werden die unvermeidlichen Nachtheile des Inquifitions- 
verfahreng befeitigt, welche ji aus der Vereinigung von zwei unvereinbaren Rollen, ver des 
Anklägers und des Unterfuhungsrichters, in der Berfon Eines Beamten ergeben. 135) Mer mag 
glauben, daß irgendjemand im Stande jei, heterogene Gejhäfte zu verbinden? Während der 
deutſche Inquirent bei jeder ihm zugefommenen Spur eines verübten Verbrechens lieber zu viel 
als zu wenig zu thun genöthigt wird, um dem Vorwurf zu entgehen, daß durch feine Schuld 
Verbrechen unbeftraft geblieben find, foll er auf der andern Seite ald Richter unparteiiſch nur 
das Nothwendige und rechtlich Erlaubte thun. Bei jenem Schritt muß er prüfen, ob dieſe oder 
jene Unterfuhungshandlung vorgenonmten werben fol. In diefer Beziehung ift er Richter; 
denn er muß urtheilen, ob die Handlung, auf welche die Anſchuldigung gerichtet ift, nach den Ge⸗ 
fegen ftrafbar ift; er muß urtheilen, ob der gegen ven Angefchuldigten erhobene Verdacht be: 
gründet ift. Dazu gehört Unparteilihfeit. Wo aber jemand, welcher urtheilen foll, in der Lage 


131) Mittermaier’s Widerlegung der Einwendungen im Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1842, 
&.444, und deſſen Werf: Die Mündlichfeit, das Anflageprincip u. ſ. w. (Stuttgart 1845), S.314— 317. 

132) Darüber Hepp, Anflagefchaft, Offentlichkeit und Mündlichfeit des Strafverfahrens (Tübingen 
1842). Molitor in von Jagemann's Zeitfchrift für das Strafverfahren, III, 24. Lemann, Über Fa 
fentlichfeit und Münblichfeit des Strafverfahrens (Berlin 1843). 

133) Wichtige Mittheilungen über Nachtheile des englifchen Privatanflagefpftems im Report. 
Auszüge in der Zeitfchrift für ausländifche Rectewiflenfchaft, ©. 218. 

) Zeue in von Jagemann's Zeitfchrift, II, 94 fg. 
135) Darüber Mittermaier's Auffag im Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1852, ©. 444 fg. 
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fich befindet, über das, was er felbft nah dem ihm vorgefegten Zwed in Vorſchlag bringen foll 
und wozu er durch feine amtliche Aufgabe angetrieben wird, urteilen zu follen, fehlt es an der 
Unparteilidfeit. Bei der Anzeige des Berbrechens ift es begreiflidh, daß der Inquirent, mwelder 
wünſcht, daß ſeine Geſchicklichkeit und Kunſt, das Verbrechen zu entdecken, anerkannt und fein: 
Thätigkeit von einem günſtigen Erfolg gekrönt werde, von raſcher Ergreifung kräftiger Mittel 
z. B. der Hausſuchung, der Verhaftung, den beſten Erfolg ſich verſpricht und daher dieſe Hant: 
lungen vornimmt, weil er, wenn er darüber urtheilen ſoll, ob er ſie vornehmen Darf, ſchon be- 
fangen ift und der Verftand ihn leicht überredet, daß nad dem Bedürfniß des Falls das Mittel 
durchaus nothwendig fei. 

II. Gin großer Vortheil liegt darin, daß ver Staatsanwalt das Öffentlihe Intereffe 120 
prüft, ebe er den Antrag auf Strafverfolgung an den Unterfuhungsrichter ſtellt, zum Bebuf 
diefer Borprüfung ein Informationdverfahren einleitet, polizeiliche Erhebungen auordnet, oft 
felbft Anfragen bei den Vorgefegten darüber ftellt, ob die Einleitung eines Strafverfahreng in 
dem Fall wünfhenswerth feit37), und nad den Ergebniffen der Borprüfung den Entſchluß fat, 
ob und in welhem Umfang ein Antrag auf Unterfuhung geftellt werden foll, daher auch häufig 
grundlofe Unterſuchungen unterbleiben, weil das öffentliche Interefje Died verlangt. 138) 

IV. Die Staatdanwaltihaft ift anı meiften geeignet, die Überweifung der Schuldigen zu be: 
wirfen und zur Aufrechthaltung des Anfehens der Strafgefege beizutragen, daher auch Die Er: 
fahrung lehrt, daß in den Ländern, in welden das Inftitut befteht, ed ein Schreden Der Ver— 
brecher ift und die größere Zahl der Verurtheilungen möglih macht. Die Thätigfeit des Staats: 
anwalts ift vorzüglich darauf gerichtet, daß ſchon beider erften Spur eines begangenen Verbrechens 
die Erforfhung auf alle Punkte gerichtet wird, von deren Kenntnif die Beurtheilung abhängt, 
ob die angezeigte Handlung einen verbrederifchen Charakter hat, daß dabei der Staatdanmalt 
den Beamten der Polizei die geeignete Richtung für ihre Thätigfeit geben und auf diefe Art dem 
Unterfuhungsrichter ein reiches und für die Sache erheblihes Material mittheilen kann, beffen 
Sammlung weder den Polizeibeamten, denen die juriftiihen Kenntniffe fehlen, und die daher gar 
eine Maffe nuglofer Grperimente machen, noch einem Privatanfläger möglich ift. 

V. Nur durd eine zweckmäßige Verteilung der Gejhäfte ded Staatsanwaltd und des 
Unterfuhungsrichters wird ed möglid, daß mit der gehörigen Energie, unterflügt von fo vielen 
andern Beamten, der Ankläger die nöthigen Materialien zur Uberweifung der Schuldigen ſam— 
meln und die Anträge auf die zweckmäßigſten Unterfuhungshandlungen ftellen kann, während 
der unparteiijch geftellte Unterfuhungsrichter, berufen, den von dem Ankläger geftellten Antrag 
zu prüfen, in der Rage ift, eine den Geſetzen gemäße Verfügung zu erlaflen, da er unbefangen er— 
ſcheint. Zugleich bildet der Staatsanwalt eine Controle des Unterſuchungsrichters, infofern er 
im Ball der Nachläſſigkeit oder Einfeitigfeit des legtern ihn geeignet auffordern, und wegen 
Beſchlüſſe dieſes Richters, welche er ald Gefährdungen des Öffentlichen Intereffes erkannt, Recurs 
an das höhere Gericht ergreifen kann. 

VI. Vorzüglich bewährt ſich die wichtige Stellung des Staatdanwalts in Bezug auf die 
mündliche Hauptverhandlung, infofern durch ihn das wohlverftandene Anklageprincip durchgeführt 
wird 139), ſodaß die von dem Staatsanwalt dem Inhalt des Berweifungsbeichhluffes der Anflage- 
fammer entſprechende Anklagefhrift die Grundlage der mündlichen Berhandlungen bildet, in 
welchen ein geiftiger Kampf beginnt, wobei der Staatsanwalt ald Anfläger dem Vertheidiger 
ded Angeklagten gegenüberfteht, feine Beweife für die Anklage vorbringt, für ihre die Erfor- 
Ihung der Wahrheit bezweckende Benugung forgt, hierzu geeignete Fragen und Anträge fteltt, 
die ihm gefeglich nicht begründet ericheinenden Anträge ded Vertheidigers befämpft, der Einſei— 
tigkeit ver Beweife des legtern entgegentritt und zulegt, infofern er davon überzeugt ift und durch 
die Wendung der Verhandlungen fi nicht veranlaßt fieht, vie Anklage aufzugeben oder zu be: 
Ihränfen, durch feine Ausführung die Richter (oder Geſchworenen) zu überzeugen ſucht, daß 
durch die Beweiſe die Anklage als begründet ſich ergibt. 

ZuB. Sammelt man aber aud die Erfahrungen über die Mängel und Nachtheile des In— 


136) Mittermaier's Nachweiſungen im Gerichtsfaal, Jahrg. 1858, ©. 291— 29. 

137) Dies fann wichtig werben bei manchen Preßvergehen, bei Majeſtätsbeleidigung. 

138) Die Statiſtik beweiſt, daß häufig in Frankreich der Staatsanwalt nicht verfolgt, „parcequ' il 
n'y a pas interät public’. Gerichtsjaal, Jahrg, 1858, ©. 449. 

139) Bedenklich ift hier die oft vorfommende Huferung ‚ daß durch den Staatsanwalt die Anklage- 
form durchgeführt wird. Leider bemerkt man oft, daß in den frangöfifchen und deutichen VBerhandluns 
gen man mit ber Anklageform ſich begnügt, das Anflageprincip aber oft verlegt. 
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ftitut3 und prüft man die Gründe der mangelhaften Wirffamteit, fo kann man nicht verfennen, 
Daß vielfach der Grund, welcher hindert, daß das Inſtitut des wohlthätigen Vertrauens genießt, 
in der Art der Auffaffung der Staatdanwaltfhaft in der franzöſiſchen Gefepgebung und Rechts— 
ũbung liegt, und zwar 1) ſchon in der durch beliebte Phrafen, durch die man in Branfreid den 
Charakter der Staatsanwaltſchaft bezeichnet, berbeigeführten Unbeftimmtheit ihrer Aufgabe, 
wenn man 35. B. jie die Vertreterin oder die Wächterin ever das Auge des Gefeged nennt. 
Durch ſolche eigentlich nihtöfagende, daher beliebig zu drehende und auszubeutende Worte wird 
der Staatdanwalt leicht über feinen wahren Beruf irregeführt und verleitet, felbit in der beften 
Abiicht feine Macht über die Gebühr auszudehnen und ſich eine höhere überall Richter und An- 
mälte controlirende Stellung anzumaßen. 140) 2) Nachtheilig wird die vorzugsweiſe begün- 
ftigte politifhe Stellung des Staatdanwalts, feine unbedingte Abhängigkeit von der Regierung, 
was indbefondere da verderblich Hervortritt, wenn er Befehlen der Regierung gehorchen muß, 
von deren Grundloſigkeit nad) den Bejegen er überzeugt if. Vorzüglich wird die Achtung vor 
dem Staatdanwalt untergraben, wenn unter ſchlimmen politifchen Zuftänden, wo das Minifterium 
im Kampfe mit der Fortſchrittspartei durch häufige politifche Anflagen die Breunde des Fort— 
fchritt8 einzuſchüchtern jucht, der Staatsanwalt ald Werkzeug dienen muß, um unter ber 
Maske des Geſetzes die ftrafrechtliche Verfolgung durchzuführen. 141) 3) Als nadtheilig er: 
gibt ſich audy die dem Staatsanwalt in Frankreich übertragene Stellung der Oberaufjiht und 
Eontrole, dieer über die Richter und alle zur Juftizverwaltung gehörigen Berfonen ausüben muß, 
da leicht feine Berichte an die obern Behörden in Bezug auf Richter und andere Beamte (indbe- 
fondere aud über ihre politifchen Gefinnungen) großen Einfluß auf die Schidjale der Juftiz- 
beamten haben Eönnen, ſodaß dadurch eine Einfhüchterung der Richter bewirkt werden kann. 142) 
4) Eine bedenkliche Seite der Staatsanwaltſchaft ift das ihr eingeräumte Monopol 1#?), injo- 
fern ed von dem Staatdanmwalt abhängt, ob er, wenn eine Anzeige oder Klage geftellt wird, 
Deswegen einen Antrag auf Strafverfolgung ftellen will. So jehr man anerkennen muß, daß 
dem Staatdanwalt die Prüfung zu überlaffen ift, ob das öffentliche Intereffe eine Strafverfol- 
gung fordert, und unfehlbar in manchen Fällen e8 gebilligt werden muß, wenn wegen Frivolität 
oder Leidenjchaftlichkeit ver Klage Fein Antrag auf Unterfuhung geftellt wird, jo Ichrt doch die 
Grfahrung, daß nicht felten Bälle vorliegen, in denen eine Klage gegen eine vornehme hoch— 
geftellte Berfon erhoben wird oder einen Beamten betrifft, deſſen Handlungsweiſe angegriffen 
wird, während von höherer Stelle man Gründe hat, das Benehmen ded Beamten zu [hüten !**), 
und wo dann der Staatdanwalt (oft durch höhere Befehle gebunden) feine Unterfuhung einlei- 
ten laßt. 1%5) Daß auf diefe Art leicht gerechte Klagen über Parteilichkeit des Staatsanwalts 
vorfommen Fönnen, ift Elar. 5) In Bezug auf die Stellung des Staatdanwalts in der Borunter: 
juhung nad franzöjiihem Recht muß es gerügt werden, daß dem Staatsanwalt Befugniffe ein= 
geräumt find, welche als wahre llnterfuhungshandlungen nur einem richterlichen Beamten über: 
tragen werben follten. Nie ift daher die Ausdehnung der Befugniffe zu rechtfertigen 146), welche 
das franzöfifhe Gejegbuh im Fall des Nagrant delit geftattet, den Thatbeftand herzuftellen, 
Zeugen und Verdächtige zu verhören. Mag aud der Staatsprocurator ein noch jo edler und 
gewiffenhafter Mann fein, jo ift e8 doch unvermeidlich, daß er nicht bei der Stellung, die ihm 
das Geſetz in dem Strafproceß einräumt, wo er das Verbrechen dem Angeihuldigten gegenüber 
verfolgt, die Handlungen, weldhe er vornimmt, felbft unbewunt mehr in dem Sinne leitet, um 
Momente der Anjhuldigung zu gewinnen. Die Bernehmung der Zeugen geſchieht dann leicht 
einjeitig, und wenn auch in der Folge die Zeugen wieder von dem Unterfuhungdrichter vernom- 
men werben, fo ift doch durch die erite Vernehmung vor dem Staatöprocurator leicht eine der 


140) Mittermaier’s Nachweifung im Gerichtsfaal, Jahrg. 1858, ©. 245. 

141) Wohl zu beachten ift, was Berenger in De la r&pression penale, ©. 262, fagt. 

142) Wir erinnern an die Worte von Eyraud, De l’administration de la justice, III, 160. Val. 
noch Gerichtsfaal, S. 277. 

143) Gerichtsjaal, Jahrg. 1858, ©. 295. Gneift, Engliſches Berfaflungsrecht, I, 704. Verband: 
(ungen des Zweiten Juriftentags, S. 133, 244, 257. Verhandlungen des Dritten Juriftentags, ©. 295. 

144) Wir erinnern an Bälle, in denen das Einfchreiten des Militärs oder eine politifche Mafregel 
eines höhern Beamten oder Briefunterfchlagung Billigung von oben findet. 

145) Über die fonderbare Unterfcheidung der Fransöfhen Geſetzgebung, je nachdem der Fall eines 
erime oder delit vorliegt, vgl. Gericytsfaal, Jahrg. 1858, ©. 295. 

146) Mittermaier's Auffäge im Archiv des Griminalrechte, Jahrg. 1828, ©. 189, und Gerichte: 
jaal, Jahrg. 1862, ©. 88, 105. 
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Unparteilifeit nachtheilige einfeitige Richtung gegeben. Am wenigften follte man vem Staats- 
procurator die Befugnif geben, den Angefähuldigten zu vernehmen. Die Erfahrung lehrt, daß 
dieſe Berhöre häufig wegen des leichtbegreiflihen Streben ver Staatöbehörde, das Geſtändniß 
zu erhalten, und die dabei vorfommenden captiöfen und fuggeftiven Fragen, Verfprehungen 
und Drohungen ver Entdeckung der Wahrheit oft Ihäplih werben. Tadelnswerth ift die Be- 
fugniß ded Staatöprocuratord (die wenigitens an vielen Orten durch die Praxis in Frankreich 
eingeführt ift), bei den von dem Unterfuhungsrichter abgehaltenen Bernehmungen ver Zeugen 
und des Angefchuldigten gegenwärtig zu fein; daß dadurch der Zeuge eingefhüdtert, daß der 
Angefhuldigte in eine der Unbefangenheit nachtheilige Lage gefegt wird, wird aud in Frankreich 
von den beffern Praftifern eingefehen, um fo mehr, ald ber gegenwärtige Staatöprorurator 
dann nicht verfehlt, von feiner Seite ebenfalls Fragen zu ftellen. Durdy die hier geltend ge— 
machten Rügen joll ver Staatsanwalt nit in den nothwendigen Erhebungen befhränft wer— 
den, welche in dem Informativverfahren notbwendig werden, um dem Staatsanwalt die Prü- 
fung möglich zu machen, ob er Gründe findet, den Antrag auf Unterfuhung bei dem Unter: 
ſuchungsrichter zu ftellen. 147) Es muß aber aud) erwähnt werben, daß eben in dem Informa— 
tioverfahren nad ver Erfahrung 148) die Stellung ded Staatsanwalts nit felten durch fein 
Berhältniß zur Polizei gefährdet werden kann, infofern insbeſondere in größern Städten 
(namentlich Reſidenzſtädten) die dort ſchon von oben begünftigte Polizeibehörde eine Übermacht 
ausübt, die nicht felten die Grundlage des Strafverfahrend verdächtig macht und die individuelle 
Freiheit durch die oft mit ſchlechten Mitteln vorgenommenen Experimente, ein Verbrechen zu ent: 
decken, gefährdet, während ver Staatdanwalt oft nicht Energie genug hat, dem Treiben ver Po— 
lizei ſelbſt, wenn fie willkürlich über das Gefeg ſich Hinausjegt, entgegenzutreten, vielmehr (oft 
in guter Abfiht) mit der Polizei die bevenklihen Experimente fortfegt. 14%) 6) In der Haupt: 
verhandlung liegt die Gefahr, daß die Wirkjamfeit des Staatsanwalts feine die Unparteilichkeit 
und Gerechtigkeit ded Verfahrens fihernde ift, darin, dag die nothwendige Gleichheit der 
Maffen der Anflage und der Vertheidigung nah franzöflihem Proceß nicht befteht 130), 
vielmehr der Staatdanwalt dadurch, daß er ald eine von jeder Gontrole durd ven Präfidenten 
unabhängige, feiner Nüge nicht untertworfene Behörde 1°") auftritt, ſich wie einen Inquirenten 
betrachtend, beliebig Handlungen vornehmen, Außerungen maden, woburd er ſchon 
über einzelne Ausfagen urtheilt, oder neue Gefihtöpunfte, Berufungen auf Thatſachen, um den 
Gharafter des Angeklagten zu verbädtigen, Beweidmittel, auf die ald neu vorgebradht der An- 
geflagte jih nicht vorbereiten konnte, bereinziehen kann. 292) Überall zeigt ih, daß der Vertbei: 
diger im Nachtheil gegen den Ankläger ift 193), vorzüglich durd das gefährliche expose des 
Staatdanwalts, dem der Bertheidiger nichts einwenden darf 1604), und durd die Befugniß des 
Staatsanwalts, unmittelbar jede beliebige Frage an Zeugen ftellenzu bürfen. Die aud) in Deutſch⸗ 
land immer mehr begründete Überzeugung von der Ungleichheit der Stellung des Vertheidigers 
dem Staatsanwalt gegenüber veranlafte auch in ber fähftihen Kammer 159) eine (nicht gan; 
die Gerechtigkeit ver Korderung würdigende) Verhandlung über einen Antrag in Bezug auf 
Gleihftellung der Vertheidigung und Staatsanwaltſchaft. 
ZuC. Die immer mehr zum Siege gelangte Erfenntniß, daß die aud) in den neuen deut: 
chen Befegen nicht genügend geregelte Stellung der franzöſiſchen Staatsanwaltſchaft im Intereffe 
der erfolgreichen Wirkſamkeit des Inftituts felbit verbeffert werden muß, erzeugt in den wiffen: 


147) Über den Umfang ber hier vorzunehmenden Handlungen Mittermaier’s Auffag im Gerichte: 
faal, Jahrg. 1862, S. 102, 105. 

148) Nachweifungen im Gerichtefaal, Jahrg. 1862, ©. 16—18. 

149) Darüber, in weldyem Umfang der Polizei Befugniffe eingeräumt werden follen, Gerichtsſaal, 
Jahrg. 1862, ©. 103 fg. 

150) Wir erinnern an das Auftreten des Staatsanwalts im Proceh Dllivier. Mittermaier in der 
Strafrechtszeitung, Jahrg. 1861, ©. 23, und Preußiſche Gerichtszeitung, Jahrg. 1860, ©. 

151) Auch in Preußen war anerfannt, daß der Staatsanwalt nicht zur Ordnung gewiejen werben 
fann. Goltdammer, Archiv, II, 799. 

152) Daher gegründete Zweifel bei Helie, Traite, VIU, 829. ©. einen guten Auffag über den 
Proceß Kaffarge in ver Edinburgh Review, Jahrg. 1842, ©. 365. 

153) Nachweifungen in Mittermaier's Auffag in der Strafrechtszeitung, Jahrg. 1861, ©. 20, 37. 

154) Daher auch der ſchwere Tadel diefer Einrichtung in der Schrift von Defoer, Conference du 
jeune barreau belge (1864), ©. 18. 

155) Petition der Advocatenfammer in Dresden und Bericht ber Deputation der Zweiten Kammer 
in den Beilagen zur britten Abtheilung, ©. 357, 409. 
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ſchaftlichen Arbeiten 196) und in Berfammilungen von Juriften, melde Verbefferung des Rechts— 
zuftandes bezwecken 157), bedeutende Verhandlungen, bei deren Prüfung man fi freilich über: 
zeugt, daß fortvauernd in Deutſchland über das Inftitut eine Unklarheit herrfht und Gemöh- 
nung an franzöſiſche Anfichten, deren bedenkliche Folgen viele Schriftfteller aus eigener Beob- 
achtung nicht fennen, oder ideale Auffaffung oder die Borftellung, zufammenhängend mit einem 
gewiffen Midtrauen gegen die Richter, oder das Streben, die Macht der Regierung aud in Be: 
zug auf Juftizpflege auszudehnen, die richtige Würdigung des Inftituts hindern, deſſen wohl— 
thätige Wirkfamfeit nur da gefichert ift, wo dafjelbe des allgemeinen Vertrauens und daher 
auch der Unterftügung aller Wohlgefinnten ſich erfreut, was nur dann zu erwirfen ift, wenn 
die Wirkfamfeit der Staatsanwälte naturgemäß begrenzt und auf die Thätigfeit in Verfol— 
gung bed öffentlichen Interefjed wegen verübter Verbrechen befchränft wird. Hierzu gehört, daß 
feine Beamten nicht mit einer Maſſe von Geſchäften beladen werben, bei denen eigentlich die 
Borftellung zum Grunde liegt, daß die Staatdanwaltjchaft vorzugsweiſe die beſte Kenntniß 
der Geſetze beiigt und als Wächterin derfelben erſcheint. Die Wirkſamkeit des Stantdanwalts 
wird dann geſichert fein, wenn er fo jelbftändig gefteltt ift, daß er nicht gegen feine Überzeugung 
handeln mup 199) und als bloßes Werkzeug ded Minifteriums erſcheint. Die Aufnahme der 
franzöfifben Einrihtung, nad) welcher der Staatsanwalt auch in Givilproceffen durch Gonclu: 
fionen die Richter belehrt (mit offenbarer Herabwürdigung des Richteramts), ift wol zu be- 
flagen. 159%) Im Strafverfahren follte dem Staatsanwalt fein Recht eingeräumt werben, 
Handlungen vorzunehmen, die nur richterliche Acte fein können 160), und der Nachtheil des An- 
Flagemonopold muß durch geeignete Regelung der Zuläffigfeit ver Privatanflage vermieden wer: 
den. 161) Im Hauptverfahren jollte man endlich aufhören, die Anficht zu beftreiten 62), daß 
der Staardanwalt ald Ankläger die proceſſualiſche Stellung einer Partei hat, und vorzüglid 
anerfennen, daß nur dann ein geredhted Strafverfahren befteht, wenn völlige Gleichſtellung 
der Befugniffe des Anklägers und der Vertheidigung geſichert ift. 163) Möchten die deutfchen 
Juriften bei ihren Forſchungen über die befte Organifation der Staatdanwaltfchaft nicht blos 
das franzöſiſche Inftitut zum Vorbild nehmen, fondern auch die ſchottiſche Staatsanwaltſchaft 
zum Gegenftande ihrer Beobachtungen machen. Sie würden dann finden, daß der jchottifche 
Staatdanwalt eine moralifhe Macht und ein Anjehen genießt, deffen fi wol wenige Staats— 
anmälte in andern Staaten rühmen fönnen. Möchten die Juriften der merfwürbigen Worte 
des ſchottiſchen Lord advocate auf dem Gongreß in Glasgow 1860 eingedenf fein, wenn er 
ausſpricht, daß die Staatsanwaltſchaft in einem Willfürftaat für die Volfäfreiheiten jehr ge: 
fährlih fein fann, aber die Aufſtellung eines öffentlihen Anklägers unter dem Ginfluß der 
Öffentlihen Meinung und parlamentarifhen DVerantwortlichfeit die befte Weife ift, wie ein 
Strafverfahren geordnet werben kann. K. 3.4 Mittermaier. 
Staatöarzneifunde ift diejenige Wiffenichaft, welche ſich die Aufgabe ftellt, Grundfäge 
und Erfahrungen aus dem Gebiet der Natur: und Heilkunde zu Staatszwecken anwenden zu 
Iehren, zu Staatszwecken, welde ohne die betreffenden Kenntniffe und Erfahrungen entweder 
gar nit oder nur unvollffändig zu erreichen wären. Die fraglihen Zwecke find nun aber dop- 


156) Sundelin, Die Staatsanwaltfchaft in Deutſchland (Anflam 1860). Hautſchek, Organ ber 
Rechtspflege (Berlin 1862). Plock, Darftellung des Strafverfahrens, S. 33. Zachariä, Handbudy des 
Strafverfahrens, I, 194. Liebacher in Haimerl's Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1859, IV, 43. Mitter: 
maier's Auffäge im Gerichtefaal, X, 161 u. 266. Schwarze im Gerichtsfaal, XI, 3; Xll, 50. Haager 
im Gerichtsfaal, XI, 350. Deutfche Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1859, Nr. 87, ©. Ti u. 149. Borzüg: 
lich Holgendorff, Reform der Staatsanwaltfcyaft, in den Deutichen Jahrbüchern, Jahrg. 1864, XII, 147. 

157) Verhandlungen des Zweiten Deutfchen Juriftentags, I, 131, 247; 11, 289. Des Dritten Deut: 
chen Juriftentags, I, 155. Des Künften Juriftentags, I, 119. Nur auf dem Juriftentag in Braun« 
ſchweig (Deutjche Gerichtszeitung,, Jahrg. 1864, Nr. 37) zeigen die gefaßten Beichlüfle, daß man all: 
mahlich zur richtigen Anficht gelangte. 

158) Die braunfchweigifche Strafproceforbnung, $. 4, hat dies richtig beachtet. 

159) Nachweiſungen in Mittermaier's Auffag im Archiv für Givilpraris, XLVI, 416. 

160) Erfcheinungen, wie fie der Code in Bezug auf flagrant delit fennt, find nicht zu billigen. 

161) Holgendorff, a. a. O. ©. 168 u. 172. 

162) Man vergift, was felbft ein vorzüglicher preußifcher Staatsanwalt, von Tippelefirh, in 
Goltdammer's Ardiv, VI, 600, und in der Schwurgerichtszeitung, Jahrg. 1857, S. 273, 281, ferner 
Holtzendorff, S. 161—164, jagt. Wahlberg in der Ofterreichifchen DVierteljahrfchrift und Haimerl, 
Bd. XIV, Heft 2. Literarifcher Anzeiger, ©. 73. 

163) Transactions of the national association (1860), ©. 72, 
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pelter Art; dieſelben beziehen ſich nämlich entweder auf die Beförderung und Erhaltung des 
Lebens ſowie der phyſiſchen Wohlfahrt der Bürger eines Staats, oder aber es wird Grundfägen 
und Grfahrungen der gedachten Art Beziehung gegeben zur Aufklärung zweifelhafter Kragen 
auf dem Gebiet der Rechtspflege. Hiernach zerfällt die Staatdarzneifunde in zwei, wefentlich 
voneinander verfchiedene Theile, welde man wegen einer gewiſſen Analogie mit Polizei und 
Juſtiz als mediciniſche Polizei (öffentlihe Gefundheitspflege, Hygiene) und als gerichtliche 
Medicin bezeichnet hat. Dieſe fahgemäße Trennung beftand ehedem nicht. Früher warf man 
die Principien diefer zwei Disciplinen durcheinander, bis im Jahre 1775 C. E. Eſchenbach (Bro: 
feffor und Stadtphyſikus zu Roftod) in feinem Schrifthen „Medicina legalis brevissimis 
comprehensa thesibus” auf die Nothwendigkeit der diesfallſigen Abſcheidung hinwies, und bis 
bald darauf F. P. Franf fein in mehrfacher Beziehung noch heute ala claffiifch geltendes ,‚Softem 
der mebicinifchen Polizei” veröffentlichte. 

Berückſichtigt man die angeführten Zwecke, jo ift nicht zu leugnen, daß die Staatsarzneikunde 
eine Wiſſenſchaft von großer Bedeutung ift, und daß der Anwendung derfelben eine nicht unwich⸗ 
tige Stelle in der Organifation und Verwaltung des Staats gebührt. Leben und Gefundheit 
find die höchſten irdifchen Güter, welche die Grundlage aller andern Genüffe und Wirffamfeiten 
bilden, und der Staat hat daher nicht blos das Recht, jondern auch die Pflicht, jene Güter zu 
fördern, zu [hügen und, wenn fie gefährdet find, vom Untergang zu retten. Dies ift aber nur zu 
ermöglichen durch die Beihülfe der Natur: und Heilkunde. Wenn demnach Leben und Geſundheit 
ein Zweck des Staats find, fo find die ebengedachte Wiffenfhaft und die mebicinifhen und 
medicinalpolizeilichen Anftalten die Mittel zur Erreihung diefes großen Staatszwecks. 

Bon nicht minderer Bedeutung zeigt ih die Anwendung der Staatsarzneifunde zu Zwecken 
der Rechtspflege. Die Medicin hat nämlich nicht jelten Die Aufgabe, das Urtheil des Richters 
zu vermitteln. Jedes juriftifche Urtheil beſteht befanntlid aus zwei Theilen, der erwiefenen 
Thatfahe und der Subfumirung der Thatjache unter eine allgemeine Rechtsregel. Nun kann 
aber legtere nicht eher Anwendung finden, bevor die Thatjache, ver Thatbeitand nicht erwieſen 
ift. Den diesfallſigen Beweis zu liefern, ift Sache des Richters, und in der bei weitem größern 
Zahl ver Fälle reichen hierzu auch theild allgemeine, theils juriſtiſche Kenntniffe vollftändig aus. 
Dagegen liegen zur rihterlihen Erörterung, Beurtheilung und Entjheidung nicht jelten Bälle 
vor, wo zur Erforihung der Wahrheit eine befondere, außer dem Kreije der berufsmäßigen 
oder allgemeinen Kenntniß des Richters liegende Wilfenihaft oder Kunft oder Gewerböfenntnif 
erforderlich find. Im derartigen Fällen bedient ih nun der Richter des Beiftandes von Perſonen, 
welche infolge jpeciellen Studiums und bejonderer Erfahrungen im Bejlg von Kenntniffen und 
Fertigkeiten ver ebengedachten Gattung ſich befinden, und welche man als Sadverftändige bezeich⸗ 
net. Durch das gedachte Bedürfniß der Rechtspflege hat ſich nun im Lauf der Zeiten der jo: 
genannte Sahverftändigenbeweis entwidelt. Bei felbigem finden aber vorzugsweiſe Ärzte Ber- 
mendung, und zwar wegen ihrer durch Fachſtudium bedingten Kenntniſſe über die körperlichen 
wie geiſtigen Verhältniſſe des Menſchen im geſunden wie im kranken Zuſtande. 

uͤber die ebengeſchilderten und wie bereits angedeutet voneinander ſehr verſchiedenen zwei 
Abtheilungen der Staatsarzneikunſt ſoll nun im Nachſtehenden das Weſentlichſte und Noth— 
wendigſte, ſoweit es für den Politiker von Wichtigkeit iſt, mitgetheilt werden. 

Zunächſt iſt in dieſer Beziehung auf die Nothwendigkeit einer wohlgeordneten Medicinal: 
verfaffung hinzumeifen, da die hierauf bezügliche Lehre, Die Medicinalverfaffungslehre, von nicht 
geringer Bedeutung ift für die Staatsorganifation im allgemeinen. Selbige bezieht ſich auf die 
Medicinalpflege, auf die Sorge für tüchtige Medicinalperſonen und Unterritsanftalten und 
bildet ganz unbeftritten einen der wichtigften Theile der gefanmten Staatdarzneifunde. Denn 
es ift jevenfalld von großer Bedeutung, daß in einem Staat eine wohlgeordnete und gut ver: 
faßte Organifation fämmtliher Berfonen oder Kräfte, welche das phyſiſche Wohl der Staats: 
bürger zu beforgen und zu überwachen haben, aufgeftellt were, ſowie daß gut eingerichtete 
Anftalten vorhanden find, welche deren Bildung und Wirkfamfeit erforderlih machen. Letztere 
Aufgabe fällt aber ganz unbeitritten dem Staat anheim, infofern ber ärztliche Stand für das 
gebeihliche Beftehen des legtern eine Nothwendigkeit ift. Der rohe Naturmenſch Eennt weniger 

und feltener die Leiden und Gebrechen, welde den Givilifirten befallen. Der eivilifirte Zuftand, 
welder gerade ven Staat und deffen verwidelte Berhältniffe bedingt, erzeugt eine große Anzahl 
von Berürfniffen und Mitteln zu deren Befriedigung. Cine Menge fünftlicher Verbältnifſe, 
verfeinerte Lebensweiſe, Überfluß, Mangel und GEntbehrung, verjchiedene Stände, Gewerbe und 
Künſte und taufenderlei andere Dinge, welche ein gefteigerter, civilijirter Zuftand mit ſich führt, 
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beeinträdtigen das Reben und die Geſundheit ver Staatsbürger, und die Folgen find mannich— 
faltige Gebrechen und Krankheiten. Deshalb kann man aud) die Medicin ald das Mittel betrach⸗ 
ten, welches die phyſiſchen Übel der Givilifation heilt; aber diefe heilt felbft vie Wunden, welche fie 
ſchlägt, inden die Medicin ala Wiffenihaft und Kunft felbjt nur eine hohe Frucht der Givilifation 
ift. Der Menſch wird von Kranfheiten befallen, welche der Arzt heilen ſoll; er erhält Berlegungen 
des Körpers, welche wundärztlichen Beiftand erfordern; ſchwere Geburten machen den Geburts- 
helfer nothwendig; die dem Menschen unentbehrlichen Hausthiere, welche durch die Domeftication 
vielfachen Krankheiten unterivorfen werden, bedürfen des Beiftandes von Thierärzten ; die Mittel 
und Werkzeuge, deren die Heilfunft zur Erreihung ihrer Zwecke bedarf, bedingen die Nothwen- 
digfeit von Apothefern, Verfertigern hirurgifcher Inftrumente u. ſ. w. Die Krankheiten über- 
haupt nöthigen zur Ausbildung von Kranfenwärtern. Alle diefe Kräfte verkehren unmittel- 
bar mit den Staatdbürgern, werden unmittelbar nothwendig durch die Krankheiten und Gebre- 
chen, welche fie bejeitigen follen. 

Anlangend num zuerft die Organifation der zur Grreihung der gedachten Staatszwecke er: 
forderlihen Medicinalperfonen, fo ift ald zweckmäßig zu bezeichnen, daß in einem gewiffen Kreiſe 
von Ortlichkeiten mit einer gewiffen Anzahl von Bewohnern ein Staatdarzt ſich befindet, wel: 
chem vor allem obliegt, darauf zu jehen, daß die Medicinalgefege allenthalben in vorſchrifts— 
mäßiger Weife in Anwendung fommen. Gin folder Arzt, auch Amtsarzt, Bezirfsarzt, Kreis- 
phyſikus u. f. w. genannt, hat mit dem Vorftande des Gerichts- oder Berwaltungsamts feines 
Sprengelö die Örtliche Medicinalbehörbe zu bilden. Dem gedachten Vorſtande ift er beigeorbnet 
und bildet mit demfelben die erfte Inftanz. Er hat die in feinem Bezirk thätigen Medicinal: 
perfonen zu überwachen, ohne in deren praftifhen Wirfungsfreis irgendwie einzugreifen, außer 
wenn ihm hierzu das Recht zufteht, wie in manden Staaten 3. B. in Bezug auf in befchränfter 
Weiſe licenzirte Ärzte zweiter Klaffe oder Wundärzte oder in Betreff ver Apothefer, Hebammen, 
Heildiener u. f. w. Außerdem liegt dem gedachten Staatsarzt ob, ſämmtliche medieiniſch— 
polizeilichen Angelegenheiten zu beforgen und zu leiten, Berichte und Gutachten abzugeben theild 
an coorbinirte Behörden, theild an vorgefegte höhere Gollegien. In vielen Staaten ift der 
gedachten Klaffe von Arzten gleichzeitig die Beforgung gerichtöärztliher Bunctionen über: 
tragen. Für ven im Vorftehenden kurz angedeuteten Geſchäftskreis werden die gedachten Staats- 
ärzte befonderd vereivet. Wünſchenswerth wäre ed, wenn mit diefer Verpflichtung für eine fo 
verantwortliche Tätigkeit auch die Eigenſchaft eines Staatsdieners verbunden würde. Leider 
ift dies aber nicht der Kal, venn in den meiften Ländern macht man zwar an bie öffentlichen Arzte 
die Anſprüche von Staatödienern, man gewährt ihnen aber nicht die Vortheile und Vorredhte 
derſelben; auch follte den begründeten Klagen Rechnung getragen werben, welche jene Arzte faft 
überall varüber führen, daß die vom Staat gewährte Bejoldung für ihre flaatsärztlichen Be- 
nühungen, ſowie zur Behauptung ihrer nothwendigen Unabhängigkeit Feine entſprechende ift. 

Abgefehen von der Anftellung von Bezirfsärzten, Amtsärzten und Phyſikern erfordert eine 
zweckmaͤßige Organifation des Medicinalweſens, daß die ſämmtlichen Bezirksärzte eined grö- 
Bern Kreiſes oder einer Provinz zuſammenlaufen in eine höhere Inſtanz, Kreiscollegien für 
Juſtiz und Apminiftration. Da, wolegtere Fächer getrennt find, erfcheint für jedes die Anftellung 
von wenigftend einer Medicinalperfon ald Referent in medicinalspoligeilihen Gefhäften und in 
gerichtöärztlihen Angelegenheiten geboten. Diefe Kreis: oder Provinzialmedicinalperfonen 
haben die Gutachten ver Bezirksärzte, wenn fie an die gedachten Eollegien gelangen, zu beurtheilen, 
darüber Bericht zu erflatten und den Discuffionen beizuwohnen, namentlich auch die Entiheidun- 
gen einzuleiten über Recurſe, welde von der niedern Inftanz an die höhere abgegeben werben. 
Hofmann in Münden hat neuerdings gewiß mit Recht varauf hingewiefen, daß es nothwendig 
fei zum Gedeihen des Medicinalwefens, zu derartigen Kreismedicinalreferenten Münner zu 
wählen, welche in bezirksärztlichen Functionen reiche Erfahrungen zu fammeln Gelegenheit hatten. 

Überdied hat man in allen wohlorganifirten Staaten anerfannt, daß eine oberfte Medicinal= 
behörbe an der Spige ftehen müffe, welche ſämmtliche Medicinalangelegenbeiten überwaden und 
leiten foll. Diefe oberſte Behörde ift dad Minifterium der Medicinalangelegenheiten und bildet, 
da die Medicin in nähftem Zufammenhang fteht mit der allgemeinen Verwaltung, am beften 
einen Theil des Minifteriums des Innern. Unter diefem Minifterium muß fi ald Vorſtand des 
ganzen Medicinalweſens ein Arzt befinden, der zugleich Die Functionen ded Referenten beforgt. 
Ihm find zu collegialifcher Berathung und Beſchließung ärztliche Räthe beizugefellen, weldye nicht 
allein in den verfchiedenen Zweigen der Natur= und Heilkunde große Kenntniffe und Fertigkeiten 
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ſich erworben, fondern fich auch vertraut gemacht haben mit den Verhältniſſen des ärztlichen 
Standes im Lande, mit den Bepürfniffen des Volks, mit den Eigenthümlichkeiten der einzelnen 
Landestheile u. f. w., damit jie in der That im Stande find, ſämmtliche Medicinalperfonen und 
Anftalten ſowie die Angelegenheiten des gefunden und Franken Zuftandes im Lande zu über: 
wachen. Vor das Neffort des Minifteriums des Innern ald höchſter Medicinalbehörde würde 
nun gehören: 1) die Uberwahung der Anftalten zum Unterrichte und zur Ausbildung ber 
Medicinalperfonen ; 2) die Beaufiihtigung aller Inftitute, welche Die Krankenpflege betreffen, 
Hospitäler, Irrenanftalten, Gebärbäufer u. j. w.; 3) die Überwahung ſämmtlicher Anftalten 
für Gefundheitspflege, Apotheken, Bäder, Trinfquellen u. |. w.; 4) die Prüfung der Medi— 
einalperfonen, ſoweit hierbei die Landesuniverfitäten nit in Frage fommen, die Licenzirung 
derjelben, namentlich auch die Prüfung der Staatdärzte; 5) die Anftellung und Befoldung ver 
Medicinalbeamten; 6) die oberfte Leitung der öffentlihen Geſundheitspflege in allen einzelnen 
Teilen. In Bezug auf dieſe Verhältniffe ift die fragliche Behörde berathend, geiepgebend und 
vollziehend. Bei diefer Mannidfaltigkeit und Schwierigkeit ver angeführten Geihäfte muß die 
Zufammenfegung diejer höhften Medicinalbehörde aus Männern geſchehen, welche medicinifche 
Kenntniffe und Fertigkeiten, fowie Erfahrungen im Gebiet der einſchlagenden Naturwiſſen⸗ 
ſchaften, nach den verſchiedenartigſten Seiten und Richtungen zu vertreten im Stande jind. 

Die ſämmtlichen aufgezihlten Medicinalperfonen bedürfen aber zur Beräbigung für ihre 
Stellen und Einrichtungen eined zwedmäßigen Unterrihtd und einer tüchtigen Durchbildung 
Man hat in Deutichland ſchon längft die llberzeugung gewonnen, daß gründliche ärztliche Kennt: 
niffe und Fertigkeiten bei gediegener allgemeiner Bildung nur zu erlangen find auf Univerfitäten; 
die praftifche Folge dieſer Anſchauung ift das allmäplide Verſchwinden von Specialſchulen oder 
Akademien, welche, getrennt vonder Hochſchule, theils für Ärzte, teils für Wundärzte, Ihierärzte 
und Apotheker früher beftanden, hier und da auch nod neuerdings ſich vorfinden. Breili erfor: 
dert in der Jeßtzeit der ärztliche Unterricht von feiten des Staatd nicht geringe Opfer, welche zu 
bringen find 1) fürvollftändige Befegung aller Lehrſtellen mit wijfenihaftlichen, aber auch durch 
Lehrtalent ausgezeichneten Perſönlichkeiten und 2) für Herftellung und Erhaltung von Anftalten 
zur Erwerbung von theoretifhen Kenntniffen und praktiſchen Fertigkeiten, als: naturhiſtoriſche 
Sammlungen, botanifche Gärten, hemifche Laboratorien, phyſikaliſche Gabinete, anatomijce, 
phyſiologiſche und pathologiſche Inftitute, mit reihlihen Subfiftenzmitteln ausgeftattet, Elinijche 
und poliflinifche Anftalten für Mevdicin, Chirurgie, Geburtshülfe, Augenheilkunde u. ſ. w. 

Die wiffenfhaftlihe und praftifche Auffaffung des Eudzwecks der Heilfunde geflattet in der 
Jetztzeit nur Eine Klaffe von Ärzten, daher erfennt man dermalen i in ben meiften Staaten befon- 
dere Wundärzte oder Geburtähelfer nicht mehr an. Es foll nur Ärzte geben, welche während 
ihrer Studien dem Gefammtgebiet der ärztlichen Wiſſenſchaften ſich gewidmet und in ben ein: 
zelnen Bädern der legtern geprüft worden find, wenn jie auch fpäter in ihrer praftifchen Lauf? 
bahn der einen oder der andern Specialität infolge von Neigung und äußern Verhältniffen id 
vorzugämeife widmen. Deshalb müſſen aber auch die Stätten der ärztlihen Bildung in der 
angedeuteten Weife durch Lehrer und Anftalten mit Munificenz und ven wiffenjhaftlichen An: 
forderungen der Zeit entiprehend von den Regierungen auögeftattet werben. Iſt legteres aber 
der Fall, dann erfcheint es auch zweckmäßig die höhere wiſſenſchaftliche Ausbildung der Apotheker 
forwie das Studium ber Thierargneifunde den Univerfltäten zuzuweiſen. Das mediciniſche Hülfs— 
perfonal Dagegen, ald Hebammen, Heildiener und Krankenwärter fönute aud fernerhin in ent: 
ſprechenden Schulen und Anftalten unter Aufficht geeigneter Oberärzte auögebildet werden. 

Es verfteht ſich von ſelbſt, daß der Staat nicht blos dad Recht, ſondern auch die Pflicht hat, 
von der genügenden wiffenfchaftlihen Ausbildung und praftifchen Befähigung derjenigen Per: 
fonen ſich zu überzeugen, melden das Leben und die Gefundheit der Staatsbürger anvertraut 
ift. Died wird erzielt durch Prüfungen nah zweckmäßigen Vorſchriften und vor geeigneten 
Behörden. Es machen fi, namentlich in Bezug auf legtere, zur Zeit zweierlei Arten von Prü- 
fungen bemerkbar. Es werden nämlich entweder ſämmtliche ärztlihe Gramina vor ben me: 
Dieinifchen Facultäten der Univerfitäten befanden oder nur ein Theil derfelben, infofern eine 
Schlußprüfung mit vorherrfhend praftifher Tendenz von der Staatöbehörbe, von der höchſten 
Medicinalbehörde abgenommen wird. Die Facultätseramina pflegen wieder doppelte zu fein, 
nämlich theoretijche über Naturwiffenihaften mit Einfluß der Anatomie jowie der Phyſiologie 
und praftifche, welche vorzugsweiſe die dereinftige Thätigfeit des Arztes in den einzelnen 
Fächern berückſichtigen. Den Schluß bildet eine zu druckende Abhandlung über irgendeinen wiffen: 
fhaftlihen Gegenftand und die öffentliche Vertheidigung derfelben gegen Opponenten. Nachdem 
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Diejen Anforderungen allenthalben genügend entſprochen, wird der Doctortitel ertheilt und mit 
Diefem zugleich die Licenz, die Heilkunde in allen ihren Theilen praftiic) ausüben zu dürfen. Das 
legtere im Lauf der Jahrhunderte biftoriih begründete Recht der medicinifhen Facultäten an 
den Hochſchulen befteht dermalen nur nod in Ofierreich und Sachſen, während dafjelbe verloren 
gegangen ift in denjenigen Staaten, melde neuerdings nach dem Beifpiel Preußend außer ven 
geichilderten Univerjitätsprüfungen ein fogenanntes Staatderamen verlangen. Daffelbe ift zu 
beftehen vorder höchſten Medicinalbehörde des Landes, und erft durch jelbiges wird die Licenzirung 
zur ärztlichen Praxis gewonnen. Es iſt nicht zu leugnen, daß durch diefe Einrichtung das wiſſen— 
Tchaftlihe Anfehen der Univerfitäten einigermaßen hevabgejegt worden iſt. Abgeſehen hiervon 
iftabernod zu erwägen, ob durch legtgedadjte Art von Prüfungen fürden Staat derjenige Zweck, 
welchen legterer bezüglich ver dereinftigen Arzte eines Landes verfolgt, theils überhaupt, theils 
beſſer erreicht wird, als wenn den Hochſchulen allein die Sramina überlaffen werden, Daß man 
in diejer Beziehung Zweifel hegen dürfe, dies gibt theils die Erfahrung an die Hand, theils die 
Berückſichtigung der einfchlagenden Verhältniffe. In legterer Beziehung braucht man nur daran 
zu erinnern, daß die medieiniſche Faeultät einer Univerfität, wenn fie das ift, was jie fein joll, 
für alle Zweige der medicinifchen theoretifhen wie praftiihen Disciplinen Fahmänner bejigt, 
welche infolge ihrer Stellung und ihred Berufs auf der wiffenfchaftlihen Höhe der Zeit fidh 
befinden und mit der Entwidelung der einzelnen Wiffenfhaften und deren Literatur fortfchreiten. 
Den legtgedahten Anforderungen nah allen Seiten hin vollftändig zu genügen ſind aber die 
' Mitglieder ver höchſten Medicinalbehörden nur felten im Stande; man fann dies auch von den— 
ſelben weder fordern noch erwarten; gewöhnlich in Reſidenzſtädten lebend, find felbige in der 
Megel durch ausgedehnte praftifche Thätigkeit abgehalten, dem Fortjchreiten der Wiſſenſchaft ſich 
beſonders zu widmen; jle find gewohnt, die legtere mehr von ihrer praftifhen Seite aufzufaflen, 
' fie haben ſich auch nicht jelten in höhern Stellen mehr dem wirklichen Staatöleben gewidmet 
und ſich ſchon längere Zeit vom afademifchen Boden entfernt. In Fleinern Staaten namentlich 
iſt eine zwedentfpredende Durdführung der erwähnten Art von Prüfungen nur felten möglid, 
und wo in jolhen legtere wirklich eingerichtet find, da treten nur zu leicht Misverhältniffe ber: 
' vor, welde ihren Grund vorzugsweiſe darin haben, daß die Graminatoren mit dem Standpunft 
der Wiſſenſchaft nicht immer vollftändig vertraut fidh zeigen gegenüber jungen Arzten, welche auf 
den Univerfitäten in Bezug auf Wiffen und Können dermalen tüchtig geihult zu fein pflegen. 
Dagegen erſcheint es aber ganz paffend, daß die Prüfungen, melde zur Ubernahme von ſtaats— 
ärztlichen Stellen befähigen, vor der höchſten Medicinalbehörde abgelegt werben, infofern diefe 
die Verpflibtung hat, von der jpeciellen Fortbildung und fonftiger genügender Qualification 
derjenigen Arzte, welche jie mit Anftellungen betrauen will, ſich zu überzeugen. 

Perfonen nun, welde die vorgefchriebenen Brüfungen vollkommen beftanden, erhalten bier: 
durd die Erlaubniß, die ärztliche Kunft auszuüben, und genießen hierbei der Freiheit, ganz nad) 
ihrer wiſſenſchaftlichen Überzeugung zu handeln; fie jind an fein Syſtem gebunden, an Feine 
Methode gefefjelt, fie dürfen mit freier Selbftändigfeit jedes Heilverfahren prüfen, jedes Heil: 
neittel anwenden. Nicht im Einklang mit diefer freien Stellung ift biöweilen die Brage auf: 
geworfen worden: ob bie Ärzte ald Staatödiener zu betrachten find oder nicht, ob alle Ärzte vom 
Staat befolvet werben jollen oder nit, ob man die Zahl der praftifhen Arzte beichränfen und 
einem jeden den Ort feiner Wirkſamkeit anmeifen dürfe. Die erftere Brage entſcheidet ſich ledig— 
lich durch die Begriffbeftimmung des Staatödienerd. Wenn die praftifhen Arzte vom Staat 
nicht befoldet find und feinen befondern Rang im Staatdorganisnus genießen, ihre Thätigfeit 
zu Staatszwecken nicht zwangsweiſe gefordert werben Fann, jo jindfie feine Staatödiener, ſondern 
freie Künftler und Gewerböperfonen, fie werden jolde nur durch Rang und Befoldung, pofitiven 
Genug von Staatsmitteln und Gütern. Man hat hier und da den Vorſchlag gemacht, ſämmtlichen 
Arzten Befoldung und Rang zu geben, fie zu Staatödienern zu ernennen, um ihren Stand und - 
ihre Kunft zu heben. In einigen Fleinen deutichen Staaten beftchen fogar hierauf bezügliche 
Beſtimmungen. Es ift nun allerdings nicht zu leugnen, daß der freie Stand der Ärzte ohne 
Rang und Bejoldung mandes Nachtheilige hat; denn die Arzte find Teviglih auf den Erwerb 
angerviejen, jie leben von ihrer Braris, von ihrem Verdienft, und alle Unbehaglichkeiten und 
Unannehmlichkeiten, welde die Goncurrenz und andere Verhältnifje des Erwerbſtandes herbei- 
führen, treffen auchfie. Diefer Erfahrung gegenüber ift jedoch auch zu erwägen, daß Beſtrebungen 
der Künfte, zu denen ja auch die ärztliche gehört, durch Concurrenz, Freiheit und Erwerbsfähigkeit 
im allgemeinen nur zu gewinnen pflegen. Schon aus diefem Grunde würde ed nicht rathſam 
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fein, die Ärzte in ihrer Geſammtheit zu beſolden und feſt anzuftellen. Und fo erfheint e8 denn 
rathfam, die gelegentliche oder ftändige Honorirung der Arzte den Privaten, Gemeinden oder 
Vereinen zu überlaffen. Dagegen ift e8 erforderlich, die Medicinalbeamten fo gut zu bejolven 
und in ſolchen Rang zu fteflen, daß ie nicht abhängig jind von der ärztlichen Praris ſowie vom 
PBublifum, daß fie durch eine ſolche Abhängigkeit nicht verleitet werben, weniger ihre Pflicht zu 
erfüllen und die Strenge des Befeges zu handhaben. Ebenfo wenig wie die Befoldung dei 
ärztlihen Standes in feiner Gefammtheit ſeitens des Staats empfiehlt ih die Ginführung des 
fogenannten Praxiszwangs, welcher leider noch immer in mebrern deutſchen Staaten beftebt. 
Da wo legtered der Fall, wird die Zahl der Arzte für jeden Ort oder Bezirf von der Regierung 
beftimmt und die Befegung der betreffenden Stellen von dem Staat beforgt. Diefe Einrichtung 
gewährt zwar den Vortheil, daß den Arzten, welche angeftellt werben, eine Art von fiherer Ein- 
nahme gewährleiftet, daß der Überfüllung von Arzten vorgebeugt wird; allein es erwächft hier— 
aus auch der Übelſtand, daß die Arzte im Bewußtfein ihrer fihern Stellung nur zu leicht einem 
wiſſenſchaftlichen, wie praftifhen Schlendrian ſich ergeben, namentlich aber, daß die Kranfen in 
allgemeinen nicht mit demjenigen Grade von Sorgfalt und Aufopferung gepflegt werden, melde 
in fehr ſegensreicher Weiſe fi da bemerkbar macht, wo für die ärztliche Praris freie Goncurren; 
befteht. Denn je größer die Anzahl der Arzte in einer Stadt oder in einem Bezirk, defto fchnellerer 
und forgfältigerer Beiftand wird den Kranken, befonderd den weniger bemittelten und armen, 
gewährt. Außerdem implieirt der Praxiszwang eine zu große Bevorzugung ded Alters aui 
Koften der Jugend. Junge Arzte, welche mit großen Opfern an Zeit und Geld dem Studium 
der Medicin fi gewidmet, verlieren die Freude am Beruf, wenn ſie nach ehrenvoller Abfolvirung 
ſämmtlicher Prüfungen behindert werden, ihr Wiffen und Können zur praftifhen Geltung zu 
bringen. Der ärztlihe Stand bat alfo dahin zu ftreben, daß er in der Wahl feines Wirkunge— 
kreiſes nicht beſchränkt und daß ihm ald freiem Künftler überlaffen bleibe, jederzeit ſich da nieder: 
zulaffen, wo er will, wo ihn Neigung und Gewerbsluſt Hinführen ; wie denn überhaupt die Arzte 
unter allen Berhältniffen darauf bedacht fein müffen, die Unabhängigkeit und Freiheit ihrer 
Stellung möglichft zu wahren. Letztere ift wenigftend geeignet, den Arztlihen Stand einiger: 
maßen zu entfchädigen für die vielen Opfer, welche er feinem Beruf, feinem raftlojen Wirken 
für das Wohl der Menſchheit ſtets zu bringen bereit fein muß. Allerdings ſtehen die praftifchen 
Arzte in mander Beziehung, wenn aud in höchſt beſchränkter Weife, unter ven Mebdicinalbe: 
hörden, infofern felbige das Recht und die Pflicht haben, über jie und ihre Wirkſamkeit Notizen 
einzuziehen, von ihnen Berichte zu verlangen über Borfommniffe in ihrer Praris, theils in 
Bezug auf einzelne Erfranfungen, theils zur Zeit von Epidemien fowie Endemien u. f. m. Aber 
die gedachten Behörden haben durchaus fein Recht, fid) in das praftiiche Handeln der Ärzte ein: 
zumifchen, diefelben in ihrer Selbftändigfeit zu befchränfen. 

Eine wohlgeordnete Medicinalorganifation hat aud für Aufftellung einer Medicinaltare 
beforgt zu fein. Denn die Arzte bilden einen nothiwendigen Stand im Staat und haben bie 
höchſten irdiſchen Güter, Leben und Gefundheit, zu behüten. Diefe Taxe foll eine gerechte fein 
und zu Gunſten der Arzte den einſchlagenden Berhältniffen Rechnung tragen. In legterer Be: 
ziehung ift daran zu erinnern, daß der Arzt für feine Ausbildung mehr Opfer an Zeit und Gelt 
bringen muß als die meiften andern Stände. Die Studienzeit ift für die Mebdiciner befanntlid 
am längften beftimmt, die Natur: und Heilkunde erfordert ven theuerften und größten Apparat 
an Büdern, Inftrumenten, KRupfertafeln u. ſ. w. Endlich aber ift die Ausübung des ärztlichen 
Berufs höchſt mühſam, gefährlich und lebenverfürzend. Es ruht eine große Laſt auf dem Ge— 
müth und dem Gewiffen des Arztes, wenn er ſchwer Grfranfte zu beforgen hat; Tag und Nacht, 
bei allen Stürmen der Witterung, bei anſteckenden Krankheiten muß er feinen Körper und feine 
Gejundheit der Gefahr aufregen; die Sterblichkeitsſtatiſtik weift nah, daß die Ärztliche Beſchäf⸗ 
tigung unter diejenigen gehört, welche im allgemeinen die fürzefte Lebensdauer bedingen. Lim 
jo auffälliger ericheint e8, daß die Medicinaltaren beinahe aller deutfchen Staaten zu Guuften 
der Arzte nicht entworfen und dagegen in der fraglichen Beziehung faft überall die Rechtsanwälte 
weit beffer beftellt find, deren Studium weniger Aufwand an Zeit und Koften erforbert, deren 
Thätigfeit, wenn auch nicht immer ganz leicht und behaglich, jo doch wenigftens gefahrlos iſt. 
Und es ift in der That jonderbar, daß gerade die Berfonen, welchen die höchſten irdiſchen Güter, 
die Grundlage alles Genuffes und aller Wirffamfeit, Leben und Gefundheit ver Staatsbürger 
anvertraut find, mit der Färglichften gefeglichen Belohnung bedacht werden. Hierzu fommt Ar, 
daß der Arzt aus Rückſichten der Humanität in vielen Fällen von der Anwendung ber Tare ga) 
feinen Gebraud) macht und machen kann, daß er bei vielen feiner Kranfen in dem Bewußtfi ein 
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Gutes gethan zu haben, den Lohn feiner aufopfernden Thätigfeit finden mug. Immerhin bleibt 
e8 wunderbar, daß man derartige Anſprüche eigentlih nur an die Arzte zu machen pflegt. 

Nod dürften in flaatsrechtliher Beziehung einige Fragen bezüglich der Stellung des Arztes 
nicht ohne Intereffe jein, 3. B. die Erörterung darüber, ob der praftifche Arzt verpflichtet, jedem, 
der es verlangt, Rath und Beiftand zu leiften. Iſt der Arzt angeftellt und zu gewiſſen Zwecken 
beſoldet, jo ift die Brage ohne Ausnahme zu bejaben, befonders auch in Diftvicten, für welde ver 
im Dbigen beſprochene Prariszwang befteht. Iſt aber ein Arzt nicht angeftellt oder bejolbet, fo 
kann die Berpflihtung nur eine moralifche fein, aber feine gefegliche oder juriſtiſche. Cine gleiche 
Antwort vürfte Geltung haben bezüglich der Frage: ob der Arzt verpflichtet ift, jedem auf Ber: ' 
langen ein ärztliches Atteft über deſſen Geſundheitszuſtand auszuftellen. Aud kann die Frage 
entjtehen, ob der praftiiche Arzt gezwungen werben könne zur Ablegung von Zeugniffen, welche 
fi auf gewiffe Förperliche wie geiftige Zuftände, aufBorfälle in dem Leben feiner Kranken u. ſ. w. 
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in allen Bällen Schweigen beobadhten dürfe. Bei Griminalunterfuhungen kann der Arzt von 
der Staatsanwaltſchaft oder dem Unterſuchungsrichter allerdings genöthigt werden zu Ausſagen, 
dagegen nicht in ſolchen Civilfällen, wo eine Partei den Arzt als Zeugen auffordert. Übrigens 
ift hierbei daran zu erinnern, daß der Doctoreid an und für ſich ven Arzt zur Verſchwiegenheit ver: 
pflitet. Nach der bisjegt in kurzem Abriß dargeftellten Medicinalverfaffungslehre erübrigt 
ed noch, der zwei bereits erwähnten großen und wichtigen Zweige ber verwaltenden Staats— 
arzneifunde, nämlich der gerihtlihen Medicin und der mediciniſchen Polizei, bezüglich ihrer Haupt: 
aufgaben zu gedenken. ; 
Die gerihtlihe Medicin kann man bezeichnen ald den Inbegriff von Kenntniffen und 
Fertigkeiten aus dem Gebiet der Naturwiffenichaften fowie der Heilfunde, welche behufs Auf: 
flärung und Entſcheidung zweifelhafter Fragen auf dem Gebiet der Rechtöpflege Verwendung 
finden. Aus dem Bedürfniß der Rechtspflege urfprünglich hervorgegangen und im Lauf der 
Jahrhunderte durch gemeinſchaftliches Zuſammenwirken ausgezeichneter Lehrer des Rechts wie 
der Medicin zu ihrem jetzigen wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Standpunkt entwickelt, iſt die 
gerichtliche Medicin dermalen als eine höchſt wichtige und einflußreiche Disciplin zu bezeichnen. 
Man theilt jelbige am zweckmäßigſten in zwei Theile, nämlich in einen formellen und in einen 
materiellen. Der erite behandelt die Medicinalperfonen welde zu gerihtsärztlihen Gejchäften 
berechtigt find, fowie die Kormen, welde in Gemäßheit der diedfallfigen Anforderungen der 
Rechtspflege einzuhalten find bei Unterfuhungen, bei mündlihen und fhriftihen Begut- 
achtungen, bei Aufhebung und Sectionen von Leihen, bei Bergiftungen, Superarbitrien 
u. ſ. w. Der materielle Theil zerfällt bezüglich feiner Objecte wieder in drei größere Gruppen, 
je nachdem die Beaugenfheinigung und Beurtheilung ſich erjtredt auf lebende Perfonen, auf 
Leichname oder auflebloje Gegenſtände. Lebende Perjonen Fönnen Gegenftand der Erörterung 
werven in Bezug auf Lebensalter, auf Geſchlechtsverhältniſſe, ald Unfruchtbarkeit bei Männern 
und Frauen, zweifelhaftes Gejhleht, Jungfraufhaft, Nothzucht, widernatürlicher Beiſchlaf, 
Schwangerfhaft und Geburt. Hieran jhliefen ſich Erplorationen von Leibesfrüchten in 
Bezug auf normale Bildung oder Midgeburt, in Betreff ver Reife und Lebensfähigkeit, über 
Echtheit, Erfigeburt u. f. w. Einen Hauptgegenftand bilden ferner zweifelhafte Geſundheits— 
zuftände körperlicher wie geiftiger Art; die erftern Fommen in Frage ald vorgefchügte, verhehlte 
und angebichtete, während geiftige Störungen die jo höchſt wichtigen Urteile der Dispoſitions⸗ 
fähigkeit in civilrechtlicher Beziehung und über Zurehnungsfähigkeit in ſtrafrechtlicher Hinſicht 
nicht felten erforderlich machen. Nicht minder Häufig gibt aber Beranlaffung zu gerichtsärztlicher 
Thätigkeit der menſchliche Leihnam namentlih mit befonderer Beziehung zu Berlegungen, zu 
Werkzeugen der verjhiedenften Gattung oder zu andern Urſachen, durch deren Einwirkung 
der Tod berbeigefübrt wurde. Hierbei fommen denn auch in Frage die verſchiedenen 
Todedarten duch Erftidung, VBerblutung, Erfrieren, Berhungern, Selbftmord u. ſ. w. Eine 
befondere, praktiſch höchſt wichtige Abtheilung dieſes Kapitels bilden aber namentlich die Todes— 
arten der Neugeborenen ſowie die Grörterungen über das felbftändige Leben der legtern nad) 
der Geburt, welde in Gemeinſchaft mit mehrern andern Fragen von nit minderer Bedeutung 
bei Feſtſtellung bed Ihatbeftandes der Kindestödtung neuerdings fo häufig nothwendig werben. 
In den Kreid der Unterfuhungen aber, welde der Gerichtsarzt an lebloſen Subftanzen vor: 
zunehmen hat, fünnen die verſchiedenſten Gegenftände gezogen werben, indem die Beziehungen, 
welche dieſe legtern zu einem concreten Rechtöfall haben, von der mannidhfaltigften Art jind. 
Bald find es Loralitäten, welde näher unterfucht werden müffen, bald Werkzeuge ber ver: 
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ſchie denſten Gattung, Kleivungsflüde u. ſ. w. Diefer Theil hat vorzugsweiie au die Aufgabe, 
Anleitung zu geben über die hemifche und mifroffopifhe Erkennung von Blutfpuren, von 
menichlihem Samen, Giter, Schleim, Milchſecretion u. ſ. w. Endlich aber beſchäftigt ſich felbiger 
mit der Lehre von den Giften, mit der Einwirkung derfelben auf den Organidmusd, mit den im 
Körper durd; jene Subftanzen bedingten pathologischen Veränderungen, ſowie endlich mit den 
Methoven des hemifhen Nachweiſes der Gifte. 

Erwägt man nun in Berüdjihtigung der erwähnten Aufgabe der gerichtlichen Medicin, 
daß felbige nicht felten Aufihluß zu geben hat über in Zweifelgeftellte Fragen, wo Leben, Geſund— 
heit, Ehre, Breiheit, Eigenthum u. ſ. w. in Betracht fommen, fo ift felbiger eine große Be: 
deutung für die Ausübung ded Rechts gewiß einzuräumen. Lind wer einfieht, daß das Recht 
und feine gejegliche Beftimmung fowie die Handhabung deffelben die Seele der menſchlichen 
Gejellihaft ind, ohne welche im Staat feine Sicherheit beftehen fann, wird aud den Werth 
der gedachten Disciplin in der Reihe der Staatswiſſenſchaften erfennen. Die mit den gedachten 
Gefhäften betrauten Medicinalperfonen pflegt man Gerichtsärzte zu nennen; gewöhnlich liegt 
die Bejorgung der erftern gleichzeitig den Phyſikern, Bezirksärzten ob, bei größern Gerichten 
indeß mit umfangreihen Geſchäftskreiſen find bisweilen befondere Gerichtsärzte angeftellt. 
Ihre Dualification erhalten fie durch eine fpecielle Prüfung ſowie durch eine befondere Ber: 
pflichtung. Ihre Thätigfeit varf nur erfolgen auf Requifition einer richterliden Behörbe. Ju 
Gegenwart der legtern nehmen fie Unterfuhungen vor und geben über den Befund ein Gut- 
achten ab, entweder mündlich zu ven Acten oder in jchriftlicher Form, beſonders in wichtigern 
Fällen, welche eine ausführlichere Motivirung nothwendig machen. Die diesfallfigen Gutachten, 
welche fie auch in der öffentlichen Gerichtöverhandlung vertreten müffen, haben Anfprub auf 
Öffentlihe Glaubwürdigkeit. Die Arzte handeln in allen den gedachten Bällen gemeinihaftlic 
mit dem Richter, und zwar in ver Gigenihaft ald Sachverftändige, ald Beiſtände des Richters, 
nicht ald Zeugen. Der Nichter verlangt hierbei vom Arzt Aufflärungen über mande dunkle, 
zweifelbafte und ftreitige Bragen, die aus allgemeinen oder dem Richter zu Gebote jtehenden 
Rechtskenntniſſen nicht gegeben werden fünnen, Der Richter fieht in folden Fällen, wenn es 
geftattet ift, den Ausdruck zu gebrauden, durch das leibliche und geiftige Auge ded Arztes. Um 
aber vem Richter das im concreten Ball zum Zwed Führende ſehen zu laffen, muß aber aud 
der Arzt zuvor wiffen, was der Richter zu jehen nöthig hat; dem Arzt muß es befannt fein, 
worauf ed für ihn den Anforderungen ver Rechtspflege gegenüber in dem einzelnen Ball, bei 
den verschiedenen gerichtsärztlichen Geſchäften, bei Feſtſtellung des Thatbeſtandes einzelner Ber- 
brechen 3. B. Mord, Kindestödtung, Nothzucht, Vergiftung u. j. mw. anfommt. Dem Geriäts- 
arzt ftebt bei manden Geſchäften der Wundarzt zur Seite, ja fein Beitritt ift nad) den Straf: 
proceßordnungen mehrerer Länder, z. B. bei Sertionen, geſetzlich vorgeſchrieben. Gewöhnlich 
handelt und urtheilt er gemeinfchaftlih und in Übereinſtimmung mit dem Gerichtsarzt, doch 
hat er die Berechtigung eines Telbitändigen, eigenen Gutachtens, wenn er mit legterm im 
Widerſpruch ſich befindet. Die ebengedachten Medicinalperfonen bilden nun bisweilen mit 
einem Chemiker oder einem andern Specialiften in einem Zweige der Naturmwiffenfhaften in 
ven Fällen, wo der ärztliche Sachverſtändigenbeweis erforderlich wird, die erfte Inftanz. Die 
zweite bilden die früher beſprochenen böhern Mepdicinalcollegien oder die medieiniſchen Facul— 
täten der Landeduniverfitäten. In manden Ländern, 5. B. in Preußen und Baiern, gibt es für 
Fälle der fraglichen Art noch eine dritte Inftan;. , 

Nicht ohne Intereffe ift die Erörterung der Frage: jeit wann Arzte zur Aufklärung 
zweifelbafter Rechtöfälleffeitend der Richter zugezogen, ſowie namentlich, ob dies ſchon bei den 
Völkern des Alterthums der Fall war. Legtere Frage ift zu verneinen. Geht man nämlich zurüd 
bis auf die Gulturverhältniffe ver älteften Völker, fo zeigt ih, daß die Heilfunde der Agypter 
noch viel zu nahe verbunden war mit mythiſch-aſtrologiſchen Träumereien, als daß Ausſprüche 
der Arzte bei gerichtlichen Verhandlungen von Gewicht hätten ſein können; auch findet ſich 
in den Geſchichtsbüchern des gedachten Volks nirgends eine Spur vor von der Benutzung 
medieiniſcher Kenntniſſe zu richterlichen Zwecken. Ähnliches gilt von den Iſraeliten. Und wenn 
auch bei ihnen die Thatſache nicht zu verkennen iſt, daß ärztliche Kenntniſſe und Erfahrungen 
nicht ohne Einfluß waren auf die Gefeggebung ſowie auf Einrihtungen im Staat und in der 
Gemeinde, wie died hervorgeht aus ven Mofaifchen Urfunden und den talmudiſchen Schriften, 
jo finden fi do nirgends Belege dafür, das ärztliches Wilfen bei Entſcheidung zmweifelhafter 
Rechtsfragen benugt worden wäre. Die höhere Stufe geiftiger Gultur, namentlich die größere 
Ausbildung der Medicin unter den Griechen, ließ Schon eher einen ärztlichen Sachverftändigen- 
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beweis erwarten ; indeß war der ganze Nechtäzuftand dev Griechen nicht von der Art, daß Auf: 
flärung von Arzten hätte beanfprucht werben können. Außerdem gebt aus den Schriften der 
Griechen, befonderd auch aus denen der Redner mit Beftimmtheit hervor, daß Ärzte ald Sad: 
verftändige nicht in Betradht kamen. Während nun Künfte und Wiffenfchaften bei den Griechen 
in höchſter Blüte flanden, waren fie bei den Nömern faum aus der Kindheit hervorgetreten, 
namentlich gilt dies bei der Medicin, welde ſich in den Händen der Sklaven und Breigelaffenen 
befand, deren Zeugniß vor Gericht feine Geltung hatte. Überdies hatten die Römer einen 
eigentlichen peinlihen oder Unterfuhungsproceß ebenfo wenig ald die Griehen. Anders 
geftaltete ſich freilich die Stellung der Ärzte bei dem erftgedachten Volk Später, wo nad den 
Siegen in Griechenland und Kleinaiien griehifhe Künfte und Wiſſenſchaften nah Nom ver: 
pflanzt wurden, wo man die Heilfunde den Sklaven entriß und den Arzten das Bürgerrecht, 
größeres Anſehen, Titel und Ämter ertbeilte. Unter letztere gehörte auch der ärztlihe Beiname 
Arhiater. Bon Nero ab führten felbigen die Leibärzte der Kaifer, ſpäter aud andere durch 
Kenntniffe und Ruf der Gefchiclichfeit Hervorragende Arzte, welchen die Überwahung ver 
Geſundheitspflege in den größern Städten anvertraut war. Man bat behauptet, diefe Archiatri 
hätten zugleich gerichtsärztliche Functionen zu beforgen gehabt. Dem ift jedoch nicht jo, denn es 
findet ih nirgends etwas erwähnt, daf fie ſeitens der Nechtäpflege zu Mathe gezogen werben 
wären. In letztgedachter Hinficht finden ich ebenfo wenig Andeutungen vor in den Juftinianifchen 
Gefegfanmlungen, während felbige ziemlich zahlreiche Beftimmungen enthalten, welde den 
Einfluß ärztliher Kenntniffe und Erfahrungen deutlich beurkunden. Hiernach beftand ber ärztliche 
Sadhverftändigenbeweid bei den Völkern des Alterthums nicht. Derfelbe trat vielmehr erft 
hervor in einer Zeit, mo man bereitö wieder herabgeftiegen war von der Höhe, welche die Alten 
in der Heilkunde erreicht hatten. Gewöhnlich wird den alten germanifhen Völkern dies Ber: 
dienft zugefchrieben, infofern in mehrern Gefegbüchern derfelben, namentlid in denen ber 
Alemannen, zuerit die Unterfuhung und das Zeugnif eines Arztes zur Beflimmung ber 
Strafe für eine zugefügte Berlegung gefordert wurde. Kann nun au hierin der Anfang der 
Benugung von ärztlichem Wiſſen zu Zweden ver Rechtöpflege gefunden werben, fo bildete 
doch erft die weitere Entwickelung des proceffualifhen Verfahrens im Mittelalter das Ber: 
fahren bei richterlicher Beaugenfcheinigung und mit diefem die Zuziehung von Sachverſtändigen 
weiter aus. In Bezug auf die unterftügende Beweisführung durch legtere, ift und bleibt aber 
die Peinliche Gerichtsordnung Kaiſer Karl's V. vom Jahre 1532 von der größten Bedeutung. 
In diefem Geſetzbuche ift aber auf das beftimmtefte vie Nothwendigkeit der Beiziehung von 
Mepicinalperfonen auf eine große Anzahl näher bezeichneter Bälle ausgefproden: und ſomit 
war denn in der Mitte des 16. Jahrhunderts der juriftifche Grund gelegt, auf welchem bie 
Mediein ihr Gebäude weiter aufrichten fonnte. Seitdem aber waren ed vorzugämweife auch 
Deutſche, welche die wiffenihaftliche Lehre vom ärztlichen Sachverſtändigenbeweis, die gericht: 
liche Medicin, die jüngfte aller mediciniſchen Disciplinen in einer Weife entwidelten und pfleg= 
ten, daß man bereditigt ift, legtere ald ein Ergebniß vorzugäweife deutfchen Fleißes und deut— 
ſcher Gelehrſamkeit zu vindiciren. 

Der zweite Haupttheil der verwaltenden Staatsarzneikunde, die mediciniſche Polizei, öffent— 
liche Geſundheitspflege oder Hygiene, iſt als ein Zweig der Staatspolizei zu betrachten. Der leg: 
tern liegt es im allgemeinen ob, durch Verwendung der allgemeinen Staatsgewalt die äußern 
Hinderniſſe zu entfernen, die der allſeitigen Entwickelung der Menſchenkräfte im Wege ſtehen, 
und welche der Einzelne nicht wegräumen kann. Als eine ſpecielle Aufgabe der Polizei iſt es aber 
namentlich zu betrachten, diejenigen Hinderniſſe zu beſeitigen oder zu vermindern, welche nach⸗ 
teilig auf die förperliche und geiftige Entwickelung einwirken fönnen, und dagegen Berhältniffe 
zu erftreben , welche der legtern günſtig find. Die öffentliche Gefundheitspflege hat nun als ein 
Theil der Polizei in gedachter Beziehung vorzugsweiſe das förperliche Wohl zu berüdfichtigen, 
und infolge diefer Aufgabe die Mittel und Wege anzugeben, dem Nachtheiligen, was das all: 
gemeine körperliche Wohl bedroht, vorzubeugen, das wirflih Gefahrprohende zu entfernen 
ober mwenigftend zu vermindern, aber aud danach zu ftreben, alles, was wohlthätig auf die 
Erhaltung und Beförderung ver Gefundheit und bes Lebens einwirken kann, herbeizuführen. 
Aus diefer Begriffsbeftimmung und allgemeinen Bezeichnung der Aufgabe ergibt fich Die hohe 
Wichtigkeit auch dieſes Zweigs der Staatsarzneilunde. Denn wie die gerichtlihe Mebicin den 
Kenntniffen und Erfahrungen aus dem Gebiete der Natur: und Heilwiffenihaften zu Zwecken 
der Rechtspflege Anwendung gibt, um für gewiffe Bälle zur Begründung und Erhaltung eines 
geordneten und geſicherten Rechtszuſtandes beizutragen, fo wendet die Öffentliche Geſundheits— 
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pflege Kenntniffe und Erfahrungen aus demjelben Gebiet des menfhlichen Wiſſens un 
Könnens im Intereffe der Apminiftration namentlich der allgemeinen Staat&polizei an, u 
befördernd und erhaltend auf das förperliche Wohl der Staatsbürger einzumwirfen. Dieſes Zi 
erftrebt die Medicinalpolizei, abgefehen von der ſchon früher beiprodhenen Medirinaloronu 
und Medicinalorganifation,, in zweierlei Richtung, nämlich 1) durch Herbeiführung von Ver 
hältniffen, welche auf die Vernichtung von Krankheitsurſachen gerichtet find, und auf Diefe Wei 
zur Begründung, Erhaltung und Beförderung ver phyſiſchen Wohlfahrt verBürger eines Stau. 
beitragen; und 2) durch Anftalten und Thätigkeiten, welche den Zwed der Heilung von Krankpeitn 
verfolgen. Esläpt ih nämlich zwar der Staat die Sorge für Anftellung einesgenügenden undgreiz 
neten Heilperfonald angelegen fein, weldhes den Staatsangehörigen zur beliebigen Benusu: 
gleihfam angeboten wird, auch forgt derſelbe fürdas Vorhandenfein ver zum Heilen erforberlide 
materiellen Heilmittel; nicht immer aber genügt dies, fonbern der Staat muß bisweilen m: 

mittelbar eingreifen und zwar dann, wenn bie Kranken wegen Dürftigfeit oder wegen Berfond: 

und Localverhältniffe die Hülfe, welche ihnen nothwendig ift, ſich zu verfhaffen außer Stan 

find. Den erften ver gedachten Theile bezeichnet man übrigens als öffentliche Geſundheitspfleg 

Sanitätöpolizei, politia diactetica, den zweiten als Öffentliche Krankenpflege, politia therapeutic 

Die Beftrebungen ded einen gehen aber nicht jelten in die des andern über, und iſt deshalb ein 

firenge Abgrenzung weder wiſſenſchaftlich noch praktiſch ftatthaft. Über die Anforderungen 

welhe man an die gedachten wichtigen Zweige ver Staatsarzneifunde im einzelnen ftel, 
f. Gefunbbeitspolizei. 5. Sonnenfalb, 

Staatöbankrott, ſ. Staatsſchulden. 

Staatsbürger. Der Begriff von Staatsbürger gehört, wenigſtens in feinem fpeit: 
hen gegenwärtigen Sinne, erft dem neuern Staatdreht an, ob er ſich gleih an ältere Muſte 
anfhließt. *) 

Die alten Staaten des Drientd konnten vermöge ihrer theofratifch = despotifchen Zuflänv 
unmöglich ein Verhältniß entwideln, das mit den des Staatsbürgerthums auch nur einige Abn: 
lichkeit gehabt hätte. Dagegen finden wir in ven claffifchen Staaten, deren technifche Bazeid- 
nung felbft eivitas oder roAıg war, das Verhältniß der Givität. Civis war der vollfonme 
ſtinmberechtigte Bürger, jedes Glied diefed in der Stadt aufgehenden Staats, welches an dr 
Öffentlichen Geſchäften durch Theilnahme an den Abftimmungen u. ſ. w. einen activen Antheil 
hatte. Dieſe Antheile waren natürlich theils durch den in die Berfaffung übergegangenen &: 
genfaß bes Patriciats und Plebejats?), theild durch die Kolgen des Genturienfuften:s fehr wr- 
fhieden. Immer aber war der ftolze Begriff der römischen (oder atheniſchen, fpartanifchen u.i.w.) 
Civität infofern immer derfelbe, ald er einmal den Gegenfag zum Fremden, dann den jun 
Unfreien und zu jedem Einheimiſchen, der aud irgendeinem Grunde das fragliche Recht nie ge: 
habt oder verloren hatte, bezeichnet. Trotz der ungeheuern Erweiterung des ftaatlihen 
Roms zu einem Weltreich blieb die Eivität doch lange ein nur auf einen Fleinen Raum be: 
ſchränkter Begriff, der freilich fchon fehr an feiner Bedeutung verloren haben mußte, al? 
Gäfar bei feiner berühmten Haranguirung der gegen ihn meuternden Legionen jenen vernich 
tenden Eindruck hervorbrachte, indem er diefelben, ftatt mit „Soldaten“, mit „Bürger“ an: 
redete. In der That aber war der Begriff des civis®) im claffifchen Staat, wie beffen gan 
Berfaffung fo entſchieden nur der ſtädtiſchen Natur diefer unfterblihen Gemeinwefen ange: 
meſſen, daß der von den Römern gemachte Verfuh, ihm über die Grenzen der Gwigen. Stadt 
auszudehnen, die Verflahung und Entwerthung veffelben, foweit fie nicht ſchon vorhanden 
war, unfehlbar vollſtändig nach jich ziehen mußte. Als endlich die römifchen Imperatoren der 
ganzen römiſchen Welt das Geſchenk der Civität machten, da war von der alten Civität wie von 
alten Rom nichts mehr als ein ſchlechter Bodenſatz übrig, der die in dieſer allgemeinen Civitãt 
liegende allgemeine Sklaverei nur noch ſchlechter und giftiger erſcheinen läßt. 

Das deutſche Wort „Bürger“ (burgensis)*) bezeichnet zunächſt zu einer Burg gehörigt 
Leute, ohne einen befondern Stand derfelben zu beftimmen.d) Durch die Entwidelung ber 


1) Held, Syſtem des Berfaffungsrechts, II, 249, 543 fg. Eſcher, Handbuch der praftifchen Bolitil, 
E 3, 49, 51, 75. Rönne, Preufijches Staatsrecht (zweite Auflage, Leipzig 1865), Br. I, Abth. 2, 

S. 1 fa. 2) ©. Patricter und Plebifeit. 

- Se Stimmen über die @igenfchaften bes guten Bürgers, vgl. Wüſtemann, Promptuar. 
S.2 ) Burgenses, cives, urbani, civitatenses. 

5) Über den verfchiedenen und we felnden * ——— — civis, hurgensis und Bir 
ger ſ. Roth von Schredenflein, Das — S. 65, 6 
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Städte aber, die nicht nur felbft eine Art von erweiterten Burgen waren, fondern nicht felten 
wirklich aud erweiterten Burgen hervorgingen, befam das Wort auf einer ähnlihen Grundlage, 
wie die der Givität, auch eine berfelben verwandte Bedeutung, und zwar ohne daß deshalb 
ſchon an eine unfritifche Nahahmung antiker Mufter gedacht werden müßte. Der Begriff eines 
Stabtbürgerd, erft nachdem der Kampf zwifchen den ftäptifchen Geſchlechtern (Batriciat) und 
ven Zünften (Plebs) audgetobt hatte, ein beftimmter und fertiger, bezeichnet nun ein mehr 
oder minder bei den ftäbtifchen Angelegenheiten ſich zu betheiligen verfaſſungsmäßig berechtigtes 
Glied der Stadtgemeinde, die, gleichviel ob Reichsſtadt oder Landſtadt, dod für ihre innern 
Angelegenheiten einen faft an die Souveränetät angrenzenden Grad von Selbftändigfeit erwor- 
ben hatte. Die rechtliche Situation einer folhen Stadt unterſchied ji von der Roms nur da= 
durch, daß fie unter allen Umſtänden etwas Höheres über fich anerkennen mußte, ihre Bürger 
daher durch die Gemeinde jelbft, die alfo Glied einer territgrialen Verbindung, immer aber 
des Reichs (mit oder ohne Mittel) fein mußte, nod) in einen andern Berband brachte. 

Bekanntlich verftanden die Römer unter res publica nicht ſowol ihr Gemeinwefen felbft, 
als vielmehr nur die gemeine Sache im Gegenjag zu den Sonderjahen. Theils in unfritifcher 
Nahahmung römifher Vorbilver, theils in einer gewiſſen Oppofition gegen die in den Terri— 
torien wie im Rei und in den andern Staaten fi entwidelnde Monardie, kam man nad) 
und nad dazu, die Stabtverfaffungen republifanifche, die Stadtbürger Republikaner zu nennen. 
Menn aber dad Wachsthum der Monarchie mit dem Feudaladel unverträglidh erſchien, fo war 
es derjelbe Fall mit den nicht minder feubal gewordenen Städten, in denen ſich zugleich ver alte 
Bürgerfinn verloren und eine Menge neuer Berhältniffe vie Duellen des alten Glanzes ver: 
trodnet, dad Bedürfniß einer entfprehenden größern politifchen Verbindung hervorge— 
rufen hatte. ©) 

Die Idee ded Bürgerthums war aber jo wenig wie die der Unterthanenſchaft im Mittelalter 
für das Berhältniß der Einzelnen an fi oder Einzelner zum Staat irgendwo allgemein zur Gel: 
tung gefommen. Die Städte hatten viele Angehörigen, die nicht Bürger waren; bie freien 
Glieder ver territorialen Verbindungen wie des Reichs proteftirten mit dev Gigenfchaft ald „Zu: 
gewandte“ oder „Rehnsleute‘ gegen jeden Verſuch, fie ald Unterthanen zu behandeln, indem 
eigentlich nur die Hinterfaffen, ihre eigenen unfreien Leute, Unterthanen und zwar ihre Un— 
terthanen waren. 

In den Reichsſtädten, die durch die Gunft der Umftände ſich zu erhalten vermochten, dauerten 
die Verhältniffe, wenn auch ohne das alte Reben, fort. In den Territorien, die fi namentlich 
während des Dreipigjährigen Kriegs eine Menge von ehemaligen Reihsftädten afjimilirt und 
die bisherige Autonomie der ihnen angehörigen Landſtädte weſentlich beſchränkt Hatten, ging 
aber eine neue Entwidelung vor fih, die mit Hülfe aller bisher unfreien oder doch nicht vollbe- 
rechtigten Klaffen den Abfolutismus in der Spige, eine gewiffe Gleichheit der Unterthänigfeit 
für alle dem Territorium Angehörigen hervorbradgte und den zwifchen dem Landesherrn und 
dem Volk ftehenden Adel wie die in der Landſtandſchaft mit ihm verbundenen Stäbtefelbftän- 
digfeiten fo zerbrüdte, daß von dem frühern nur föberalen Gharafter der territorialen Einheit 
kaum einiges übrigblieb. 

Der Begriff des Bürgerthums hatte allen Boden verloren wie der bed Feudalherrn. Statt 
ihrer fehen wir einen Souverän und feine Unterthanen. So ift ver Begriff der Unterthänigkeit 
geihichtlich engverbunden mit der Ausbildung des Fürſten- und Staatsabjolutismus. 

In England, wo feit deffen Eroberung dur die Normannen alle romanifh = germani- 
hen Einrichtungen infolge einer ganz eigenthümlihen Miſchung aud eine fpecififch englifche 
Form annahmen, gibt e8 wol aud Stadtbürger, Lehndleute und deren Angehörige, Unter: 
thanen; allein bald wird der Charakter eines Individuums ald Engländer der für feine ganze 
PBerjönlichkeit entfcheidende. Wenn ſich der Engländer ftolz Unterthan feiner Könige nennt, fo 
liegt darin bei aller Ergebenheit die Fräftige Behauptung der gefammten ihm angeborenen 
perfönlidhen Freiheitsrechte, gleichwie der Stolz ded vornehmften englifchen Peers auf dem Befig 
und der Ausfüllung ausgezeichneter Pilichtftellungen beruht. 

In Branfreih, wo der Abfolutismus am älteften und am höchſten getrieben war, fand 
gegen denſelben auch die ftärffte Exploſion ftatt. Sie riß dad Königthum mit fi fort und wie: 
derholte den 100 Jahre früher unter ganz andern Umftänden in England gemachten Verſuch, an 
die Stelle ver Monardie die Republif zu fegen, indem man nad) der ganzen Bildung und boc- 


6) S. Reichsſtaͤdte. 
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trinären Richtung jener Zeiten alles Heil nur in der Freiheit, vieje felbft aber nur in einer ven 
claſſiſchen Muſtern nachgebildeten vepublifanifhen Berfaffung finden zu fönnen wähnte. Unter 
anderm überfah man dabei, daß die Ausdehnung der clafjifchen Givität über die Stadt mit dem 
Verfall des claſſiſchen Stadtſtaats gleihen Schritt hielt, daß aber auch in nicht auf eine einzige 
Stadt angelegten Staaten das Verhältniß des Einzelnen zum Staat nicht deſſen jonftige Ber: 
hältniffe, namentlich die zu feinem Stande und zu der Localgemeinde, Provinz u. ſ. w., denen er 
angehörte, abforbiren Fünne. 7) 

Durch die Franzöfiſche Revolution befam nun der entſchieden vepublifanifh aufgefaßte Be- 
griff des Staatöbürgerd, citoyen, feine neue Beventung, und zwar in einem höchſt demokrati— 
ſchen Sinne, indem er mit einer Art von souflrage universel, ja fogar mit der Idee einer poli= 
tifchen Gmancipation des weiblihen Geſchlechts (citoyenne) zufammenhängt, zugleid aber ven 
höchſten Grad von alle Mannichfaltigkeit der Individuen, Stände, Städte, Provinzen u. ſ. m. 
aufbebenden Gentralifation und. Gleichmacherei enthält. 

Man unterfchied zwar den Menſchen und forgte vor allem für eine dSclaration des droits de 
’'homme, dann den Bürger und bei diefem wieder den nichtactiven und den activen. Aber der 
Hauptſache nach ging alles auf ven legtern hinaus, .der gleihfam das Höchfte politifher Würde, 
eine particula der Souveränetät war und natürlic die Nechte des Menſchen und des nicht— 
activen Bürgers in fi vereinigte. Nah den Beftimmungen der assemblee conslituante von 
1791 war die Gigenfchaft des citoyen actif einzig und allein abhängig von dem Nahmweife der 
Reiftung einer dem Werth dreier Arbeitötage gleihfommenden directen Gontribution. ®) 

Die Zeiten der Conſtituante find lange vorüber. Viele Erfahrungen und tiefered Nachdenken 
haben die Begriffe geläutert und die Leidenſchaften beruhigt wie die Gegenjäge gemildert. Aber 
gewiffe Dinge find aus jenen Zeiten geblieben, und zwar von den hierher gehörigen eine gewiſſe 
Antipathie gegen den Begriff dev Untertbanenfchaft, eine beftimmte Sympathie mit den Be— 
griff ded Staatsbürgerthums, die fih aud in dem häufigen Gebrauch der Ausdrücke „Staats- 
bürger, Staatdangehörige‘ äußert oder doch ftatt „Umterthanen‘ nicht ſelten „Landesunter— 
thanen“ jegen läßt. Erhalten hat ſich ferner allgemein in irgendeiner Form die Unterſcheidung 
von activen und nichtactiven Staatdangehörigen und die vorzügliche Anwendung des Ausdrucks 
„Staatsbürger für die erfte Klaffe, wenn aud der Umfang und die Bedeutung beider Klaffen 
in den verfchiedenen Perioden der politiichen Entwidelung unferer Gontinentalftaaten je nad 
ven übermädtigen Strömungen des Fortſchritts oder der Neaction wechlelten. Auch der Be- 
griff der Urs, Menſchen- oder Grundrechte?) ift nicht aufgegeben worden, und fo ift ed num 
unfere Aufgabe, die ganze Summe der verſchiedenen Verhältniffe des Individuums zum Staat, 

‚ wie fie alle einigermaßen in dem Begriff ded Staatsbürgers enthalten oder doch durch denselben 
beitimmt find, zu entwickeln, um dadurch zu dem eigentlidhen Begriff des Staatsbürgerthums 
felbft zu gelangen. 

Der mit dem Begriff des Menſchen gegebene Begriff ver Berfönlichkeit bezeichnet an fi} einen 
Zuftand, und zwar einen finnlich = fittlihen. Die nächſte Folge dieſes Zuftandes ift das Recht 
auf Erhaltung und Entwidelung, und fo fann man fagen, daß aus der menfchlichen Berfön- 
lichkeit eine Reihe von Conſequenzen hervorgehen, die, weil fie über andere eine gewiſſe Macht 
geben, von jedem aber auch gegen andere beanfprucht werden müffen, Rechte und Pflichten 10) 


7) Uber die Eigenthümlichkeit der englifchen Entwidelung und namentlich der Englifchen Revolu— 
tion f. Taine, Histoire de la litterature anglaise, I, 103, 253, 255. Dupont:®bite, L’'homme et 
l'etat, ©. 68. Budle, Geſchichte der Eivilifation, Bd. I, Abth. 2, S. 156. Guizot, Pourquoi la re- 
volution, ©. 84 fa. Derfelbe, M&moires, II, 19, und Civilisation en Europe, &. 353, 361 fo. 
Montalembert, De l'avenir, S. 65 fg. Über die Verſchiedenheit der englifchen und franzöſiſchen Ent: 
wicelung, vefp. Revolution, f. der Gardinal von Luzerne, Sur la difference de la constitution 
anglaise et de la constitution frangaise (Paris 1816). Kervigan, L’Angleterre telle qu’elle est 
(2 Thle., Paris 1860; gegen England). Situation politique et sociale de l’Angleterre (Paris 
1858). Buckle, Bd. l, Abth. 2, ©. 101 fy., 133, 142 fg. Viel-Gaſtel, Histoire de la restauration, 
IV, 525; V, 50, 61. Guizot, Memoires, I, 319. Derfelbe, Civilisation en Europe, S. 379 fg., und 
Histoire des origines, I, 164. Mendje, de Loisne, France et Anglelerre. Etude sociale et po- 
litique (Baris 1861). 

8) Stein, Socialismus und Gommunismus, ©. 109. Dieſes active Staatsbürgerrecht findet ſich 
auch in der fpanifchen Berfaffung vom 19. März 1812. 9) S. Grundrechte. 

10) „Fatalite et devoir sont deux termes qui s'excluent.“ Stern, Essai sur la liberté, 
S. 7, 97. Dap Rechte nur ans Pflichten entjtehen, ſ. bei Larrogue, Renovations religieuses, S. 19%, 
Held, Staat und Geſellſchaft, Thl. IH, Einleitung. 
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wechfelfeitig begründen. Darin aber, daß zur Berfönligfeit nicht blos die individuelle Freiheit, 
fondern auch gleich weſentlich die Gejelligkeit gehört, liegt die Nothwendigkeit, jich nicht ledig— 
lich als Ginzelner allen andern ald Einzelnen gegenüberzuftellen, ſondern mit ſeinesgleichen in 
georoneter Gefellihait, im Staat, im Brieven zu leben, ohne dadurd der Freiheit ver: 
luſtig zu geben. 

Die menſchliche Perſönlichkeit iſt demnach eine freie und gefellige zugleih, und wenn aud 
nicht alle Menfhen in einem und demfelben Staat leben fönnen, fo umfaßt fie doch alle vie 
Idee der menfhlihen Geſellſchaft. Die Folge hiervon ift, daß der Menfch überall, mo er nicht 
als Feind erfcheint oder betrachtet wird, blos deswegen, weil er einer andern Staatögefellichaft 
angehört, nicht verlegt werden ober jchußlos fein darf, wogegen er natürlich auch die Gefege 
des Landes zu achten hat, in welchem er fi aufhält und den Schuß der Geſetze genießt. 

Hat jeder Staat die menfchlihe Würde und deren Gonfequenzen im Ausländer zu refpec- 
tiren, fo muß er died natürlich mindeften® ebenfo rüdkjichtlich feiner eigenen Angehörigen thun. 
Aber er verleiht nicht die als die natürlihen Ausflüffe des menfhlihen Weſens zu betrachtenden 
Freiheiten, fann jie auch ihrem Weſen und innerlihen Beftande nach nicht entziehen oder ver— 
nichten, ſondern er erfennt fie nur an, indem er dem Einzelnen für die äußere Berhätigung der 
individuellen Freiheit durch die betreffenden Gefege diejenigen Schranken jegt, die nach der ge: 
gebenen Lage um des Ganzen willen nothwendig iind. Welche Dinge als die norhiwendigen 
Ausflüffe +?) des freien menschlichen Weſens zu betrachten und welcher Grad von Freiheit ihnen 
im Staat zu gewähren fei, das ift durch pofitive Sagung zu beftimmen und kann theild nad 
der Verſchiedenheit der Voͤlker, theild nad) den verfchiedenen Gulturperioden eines und deffelben 
Volks verfchieden beftimmt fein. Aber im Prineip muß fie jeder Staat für jeden Menſchen nad 
den nun geltenden chriſtlichen Humanitätöprineip anerkennen und fann, wie wenig die menjch= 
liche Geſelligkeit, ſo wenig die menſchliche Freiheit, reſp. die Freiheitsrechte felbft gewährt zu 
haben wähnen. ?2) 

Will man nun die durch Gejege anerkannten einzelnen allgemeinen perſönlichen Freiheitö- 
rechte und deren durch Geſetze beftimmte Schranfen, droits de !’homme, Ur-, ®rund= und 
Menſchenrechte nennen, fo ift bei diefer Auffaffung nichts dagegen zu erinnern. 13) Wenn aber 
jeder Menic in jedem Staat ald Menſch, aljo Rechtsſubject, gilt, demnach der Fremde, wenn 
nicht Gründe der Retorfion u. dgl. m. vorhanden find, aud im Auslande ebenfo behandelt wird 
wie die Angehörigen des fraglichen Staats jelbft, ſo muß jeder Menfch auch einem beftimmten 


11) Diefe Schranfen bürfen natürlich unter feiner Bedingung, auch nicht unter dem Vorgeben einer 
„lberte d&cente‘‘, fo weit gehen, daß bie Freiheit dadurch vernichtet würde, Übrigens ſprach ſchon Gui 
Coquille von einer „spes libertatis honestae”. Remufat, Politique liberale, e.. 36. 

12) Es ift ein vejftmiftifcher und übertriebener Gedanfe, wenn Stern, a. a. O., S. 287 u. 288, 
ausruft: „Vouloir tre libre aujourd’hui, c’est encore, helas! se condamner à &tre seul.“ Das 
—— über die Freiheit findet ſich in Treitſchle, Hiſtoriſche und politiſche Auffige (Leipzig 1865), 


i ig. 

13) Helo, II, 459, 557 fg. Derjelbe, Staat und Geſellſchaft, I. 24 fg., 228, 234; U, 6, 102 fg. 
Kaltenborn, Die deutfchen Ginheitsbeftrebungen, II, 107. (Liber die deutfchen Grundrechte.) Tocqueville, 
L’ancien regime, ©. 65. Bentham, Tactique des assemblees legislatives (Dumont'ſche Ausgabe ; 
zweite Auflage, Paris 1822), II, 257 fg., woſelbſt eine vernichtende Kritik ver De&claration des droits 
de P’homme gegeben ift. Laboulaye, Etudes morales et politiques, S. 172. Dupont-®hite, L’'homme 
etl'stat, S. 13, 24, 186 fg. Duvergier de Hauraune, Histoire du gouvernement parlementaire, 
11, 505. 2aferriere, Essai d’histoire du droit frangais, I, 14. Wallon, Histoire de l'esclavage, 
1, 390. Guizot, Histoire des origines, II, 77, 284. Die Urtifel der aufftändiicen Bauern im 
Bauernfriege enthalten eigentlich nichts als die Forderung der Menfchenrechte. Vgl. Roth von Schreden- 
ftein, ©. 166. Montalembert, L'avenir politique de l’Angleterre, ©. 130. Befannt ift die Hufe: 
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Staatöverbande angehören und, ſoweit er eben gebunden iſt, gegen venfelben Pflichten haben, 
die er auch ind Ausland mitnimmt und gegen einen fremden Staat nicht gleichfalls Haben kann. 

: Dan kann aljo ven Menſchen nie blos ald Menfchen, jondern muß ihn zugleich ald Staats- 
angebörigen betrachten. In der Staatsangehörigfeit liegt die Bürgſchaft feiner Freiheit, in 
diefer dad Poftulat feiner Staatdangehörigkeit. Das Wefen der legtern ift die Potenzirung der 
individuellen Freiheit durch deren geſellſchaftliche Beſchränkung, welche die Ergänzung des Ein— 
zelnen durch alle möglich macht. Der in einem Staat ſich aufbaltende Fremde hat mit den 
Angehörigen deſſelben Staats im weſentlichen gleiche individuelle Rechte, aber felbftverftändfich 
nicht immer biefelben Garantien dafür; er hat auch gegen diefen Staat gewiſſe Pflihten, aber 
diefe find nur negative und können nit diejelben jein, die er wie der Inländer nur gegen 
jeinen eigenen Staat hat. 

Der Staatdangehötige unterfheibet ih daher vom Fremden vorzüglih: 1) dadurch, daß 
die nah dem Recht des Staats ausfhließlid an die volle Staatdangehörigfeit gefnüpften Rechte 
und Nehtögarantien nur ihm zufteben ; 2) dadurch, daß die nad) der Berfaffung eined Staats 
begründeten Bflichten nur ihm obliegen. 

Zu den erftern Rechten gehören hier und da gewiffe Vorzüge der Inländer vor dem Aus: 
länder in Betreff einzelner Gtablirungs- und Ermwerbsarten, im Proceß und dergleichen nicht 
mehr jehr bedeutende Dinge, dann eine Reihe durch die Verfaffung ausprüflih nur dem In: 
länder gewäßrter Rechte, z. B. in Beziehung auf Aufenthalt, Ausflug gewiffer Strafen 
(3. B. Landeöverweifung) u.f.w., endlich und vorzüglich die befondern conftitutionellen Ga— 
rantien gegen Berlegung jämmtliher individueller Freiheitsrechte (die conftitutionelle 
Beſchwerde). 

Dieſen allgemeinen perſönlichen Rechten der Staatsangehörigen entſprechen zunächſt die 
unter 2 mitinbegriffenen ſogenannten allgemeinen Unterthanenpflichten, die in der ſich ſelbſt 
verftehenden Pflicht der Beobachtung aller beftehenden Gelege oder des verfallungsmäßigen Ge— 
horſams ebenfo wie die individuellen Freiheitsrechte in der menſchlichen Freiheit ihren höchſten 
einheitlichen Ausprud finden, unter denen aber die allgemeine Pflicht, mit Gut und Blut zu 
den Bedürfniſſen des Staats beizutragen, befonders hervortritt. 

Die Staatdangehörigfeit, d. b. die Thatfahe, daß man feinem andern Staat angehört, 
muß die angegebenen Folgen unter allen Umftänden Haben und hat fie auch gehabt, wenngleich 
unter verſchiedenen Formen. Dazu kommt, daß, wenn man auch den Sremden, verpflichtet 
fieht, im allgemeinen ji den Gefegen feines Aufenthaltsorts zu unterwerfen, ja fogar zu den 
Bedürfniſſen des fremden Staats beizutragen, dies dod in einem ganz andern Sinne flattfindet 
als bei vem Inländer. 

Denn der Gehorfam gegen das Gefeß überhaupt ift an fid) nichts anderes ald das der maß— 
gebenden Staatsordnung in normalen Zuftänden entfprehende Handeln. Dies geſchieht bei dem 
Inländer in fo inniger Verbindung mit feiner politiihen Perfönlichfeit, daß er es in der Regel 
frei thun foll und in ver Behauptung feines gejeglichen Rechts nad jeder Seite hin nicht blos 
ein individuelles Intereffe verfolgt, fondern zugleid; eine Bürgerpflicht für das Ganze übt. 1*) 
Diefer Gehorfam bildet überall den Kitt der Staaten, und wenn aud in specie die Leiſtung 
der Gelobeifteuern oder der Kriegsdienſte in ganz anderer Weife gefchieht als fonft, fo hat ohne 
folde Leiftungen doch nie ein Staat beflanden. Das Princip unferer Zeit, diefe Leiſtungen 
proportionell glei von allen dazu Fähigen zu verlangen, ift ein Fortſchritt unferer Zeit aus dem 
von und angegebenen Bundamentalbegriff ver Perſönlichkeit, und wenn ed auch noch fehr an der 
vollendeten Durhführung dieſes Princips fehlt, fo find ja and deſſen noch fehr junge Ent: 
widelungen keineswegs ſchon abgefhloffen. Der Fremde beachtet das ausländische Gejeg nur 
um feiner eigenen Intereffen willen; wenn er aber an ven fremden Staat gewiffe unperſönliche, 
alfo reine @elbleiftungen machen muß, fo geichieht dies einmal, weil e8 in vielen Dingen (z. B. 
bei Accifen, Octroi, Gonfumtionsfteuern u. f.w.) gar nicht möglich wäre, der Fremden wegen 
eine Ausnahme zu machen, bann, weil die Fremden die aud den Staatdmitteln errichteten An= 
ftalten benugen und oft abnugen helfen (Straßen u.f.w.), es aber nicht billig wäre, fie, die 
ja aud den Rechtsſchutz des Landes genießen, durch vollftändige Abgabenfreiheit günftiger zu 
ftellen als die Inländer. 

Der technifche Ausdruck für Staatdangehörigfeit ift Indigenat. Als Bafis des politifchen 


14) In diefem Sinne fann man von jedem organifchen Staat fagen: „Dans une veritable demo- 
cratie tout citoyen est magistrat (comme il est electeur).’’ Vacherot, La democratie, &. 292. 
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Verbandes mit einem conereten Staat ift alfo auch das Indigenat die Grundlage jeder beftimm- 
ten politifhen Stellung, denn was den Ginheimifchen oder den Staatsangehörigen oder den 
Indigena vom Fremden unterjceidet, find nicht rein menfchliche oder rein private, fondern 
lauter politifche Dinge. Das Indigenat ift an ſich gleichfalls nur ein Zuſtand, aus welchem die 
angegebenen befondern Wirkungen folgen, die fi daraus ergeben, daß die geſellſchaftliche Seite 
eined Menfchen einen beftinmten Staat zugefallen ift. 

Die Bezeihnung Indigenat ift von dem unter Umftänden einzigen und auch jegt noch haupt- 
ſächlichſten Fall der Entftehung des Zuftandes der Staatdangehörigfeit, nämlich von der Geburt 
im Staat oder dur) dem Staat angehörige Altern genommen. Bei dem unter normalen Um: 
ftänden aber frievlihen Zuftande der modernen Eulturvölfer erklärt es fi, daß bei fort: 
fchreitender Einwirkung des Princips der freien Bewegung mit der Erleichterung der Auswan— 
derung oder der Entnationalifirung, der Hingabe des Indigenats auch eine entſprechende Er- 
leichterung für den Erwerb der Staatdangebörigfeit durch Nichtindigene, durd Einwanderung 
oder Naturalifation eintreten mußte, wenngleich die meiften Gefege dazu, daß der Naturalifirte 
dem Eingeborenen in allen politifhen Dingen völlig gleich werde, in der Regel nod) etwas wei= 
tered, z. B. einen längern Aufenthalt im Lande, verlangen. 

Wir haben aber hiermit den oben unter 2 bezeichneten Punkt noch Feinedwegs erihöpft. 
Außer den allgemeinen politifchen Pflichten und den ihnen entſprechenden allgemeinen rechtlichen 
Folgen des Indigenats, die bisher betrachtet wurden, muß es in einem höher gebildeten und 
entſprechend organiiirten Staat auch noch befondere politifche Pflichten und befondere denſelben 
entſprechende Rechte, je nach dem Bedarf des Staatd und der befondern politifchen Befähigung 
feiner Angehörigen geben, die aber natürlich indgefammt das Indigenat voraudfegen. 

Iſt die fragliche befondere politifche Pflicht die in einem beftimmten Amt dauernd ange: 
ordnete und innerhalb der organifationsmäßigen Kompetenz felbftändige Ausübung eines 
Zweigd der Staatdgewalt dur hierzu befonders gebildete und daraus ihren Lebensberuf ma— 
ende Beamte, fo fpriht man von einem Staatdamt, von Staatödienern im eigentlichen 
Sinne des Worts. 

Erſcheint aber die beſondere politiſche Pflicht als eine von Zeit zu Zeit wiederkehrende, ver- 
faffungdmäßig angeordnete Mitwirfung von dazu befähigten Staatdangehörigen bei Ausübung 
gewiffer Zweige der Staatögewalt (Gefeggebung, Jurisdietion, Verwaltung), ohne daß dazu 
erforderlich wäre, daß die fraglichen Bürger daraus ihren Lebensberuf machten oder in ber 
Regel dazu eine beſondere wiffenfchaftliche oder techniſche Ausbildung genoffen hätten, fo ſpricht 
man von politifhen Vflichten und Rechten im eigentlichen Wortfinne. Und während die nicht in 
dieſe Klaffe gehörigen Staatdangehörigen wol aud Staatsbürger, aber pafjtve, genannt werben, 
find es die zu derlei befondern politiichen Bunctionen berufenen Staatdangehörigen, die Staats- 
bürger par excellence, auch Staatsactivbürger beißen, eine Gintheilung, welche analoger: 
weife auch in den Localgemeinden vorfommt, infofern nicht alle Gemeindeangehörigen zu den 
Gemeindewahlen oder doch zu allen Gemeindeämtern berechtigt, reſp. verpflichtet find, die aber 
in Beziehung auf den Staat ihre eigentliche Bedeutung erft durd die fogenannten conftitutio- 
nellen Berfaffungen erhalten hat. 1) 

In den conftitutionellen Berfaffungen kommt die politifche Ivee zum Ausbrud, daß der 
Menfch feiner geielligen Natur wegen ein auch politifc) felbftändige8 Glied des Staatd und zwar 
je nad) feiner individuellen Befähigung fein follte, und daß nicht nur die Durchführung mander 
ftaatlihen, alfo allgemeinen Angelegenheiten durch die freie Thätigkeit der vom Staat umfhlof: 
fenen engern localen Kreife geſchehen foll, fondern daß auch neben der eigentlihen Thätigfeit 
der Staatdämter eine politifche Wirffamfeit ver Staatdangehörigen flattzufinden habe. Auf 
diefe Weife erfcheint das conftitutionelle Regiment ald das Gegenteil des Abfolutismus, einer 
alles politifche Leben verfhlingenden Bureaufratie und naturwidrigen Gentralifation. 

Übrigens findet fowol in Beziehung auf die Frage, wer zu den eigentlichen Staatöbürgern 
zähle, als auch über die weitere Frage, was der allgemeine Charakter und weſentliche Inhalt 
ded Staatsbürgerthums fei, nicht nur infolge urfprünglich verfchiedener Auffaflungen, jondern 


15) Den großen Fehler, dag man unter der Firma bes Staatsbürgerthums die Menfchen lediglid) 
in ihren Beziehungen zur Staatsgewalt betrachtet hat, rügt mit Recht — Die Wiederherſtellung 
Deutfchlande, S. 353 fg. Der antife Stadtftaat fonnte, namentlich mit Hülfe der Staatsreligion, in 
der Eivität den ganzen Menfchen abforbiren. Dies ift nicht einmal in dem chriftlichen Stabtftaat, in 
den Stadtrepublifen der chriftlichen Ara, möglich gewefen. 
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auch wegen der verſchiedenen Entwickelungen, welche der Gonflitutionalismus bei verſchiedenen 
Bölkern und in verfhiedenen Zeiten bei einem und demſelben VBolf genommen bat, eine große 
Mannichfaltigkeit ftatt. 

Als der eigentlihe Schwerpunkt des Staatöbürgerthums pflegt die politiiche Wahlfähigkeit 
betrachtet zu werben. Wie große Verſchiedenheiten in dieſer Beziehung flattinden Fönnen, gebt 
ſchon daraus hervor, daß die einen diefe Wahlfähigfeit nur ale Recht, wol fogar ald ein all= 
gemeined Menſchenrecht, die andern als eine befondere und nur durch den Staat nad) jeinem 
Bedürfniß und nad den Fähigkeiten feiner Angehörigen benieffene Pfliht betrachten, daß ferner 
die Bedingungen der Zuftändigfeit und Ausübung der Wahlfähigfeit, troß einer gewiffen Al - 
gemeinheit irgendeiner Art von Genjus, doch fehr verfhhieden find, indem nicht nur die größte 
Verſchiedenheit des Cenſus ſelbſt, ſondern auch nod) eine Menge von andern Vorausfegungen 
in Betracht fommt. So wird z. B., mit oder ohne Cenſus, die Wahltähigfeit vurd die Ange- 
börigfeit an gewiffe Stände oder Localgemeinden oder nur durch ein gewiſſes Vermögen bedingt, 
bald nur eine Urwahlfähigfeit, bald auch eine weitere Wahlfähigfeit, bald nur eine active, bald 
nur eine pafjive, bald beides zugleich fein, bald nur innerhalb eines beftimmten Bezirks zuläfjig, 
bald eine auf das ganze Land ſich erſtreckende fein u. ſ. w. 

In England, wo jeder Staatsangehörige das gefammte englifche Recht mit größtem Stolz 
fein birth -right 16) nennt, liegt der Schwerpunft der politifhen Berechtigung des Bürgers 
wol aud) in dem Antheil an ven Parlamentswahlen. Allein wenn die Refultate der politifchen 
Wahlen nirgends vielleicht beffer waren als in England, fo liegt do ber Grund davon weder 
in der zwedtmäßigen Anordnung derfelben nod in der trefflichen Art ihrer Ausübung, fondern 
in ganz andern Urſachen. England weiß nichts von einem allgemeinen Staatsbürgerthum in 
dem auf dem Gontinent mit diefem Ausorud verbundenen Sinne. Die Parlamentöwahlen find 
daſelbſt bisjegt nichts als ein am ſich ſehr ſchlechtes Experiment, womit die daſelbſt herrihende 
Ariftofratie fi unter der Form freier Volkswahlen im Beſitz ihrer Herrichaft erhält. Über die 
Nothmwendigkeit und Unvermeidlichkeit einer fundamentalen Reform find die einfichtigen Stim— 
men in England ebenfv einmüthig, wie über die Art und Zeit derfelben verſchieden. In Eng: 
land befteht zwar, jegt wenigftens, Fein Kürftenabfolutismus, wohl aber der Abfolutismus einer 
in mander Beziehung trefflihen, aber vom Geift der Kafte und des Junkerthums durchaus nicht 
ganz freien Ariftofratie; England ift das Eldorado des Selfgovernment und ber faft gänzlich 
mangelnden Bureaufratie, aber aud dies fommt nicht auf Rechnung des Staatöbürgerthums, 
ſondern wiederum der Ariftofratie. Die Idee, daß nad und nad) eine immer größere Anzahl 
von Männern fi felbitthätig bei den öffentlichen Angelegenheiten betheiligen könne, ift noch 
den englifhen Einrichtungen fremd, und die biäherigen Reform: wie Gmancipationsacte haben 
nur fehr wenig beigetragen, den hierardhifch = ariftofratifhen Charakter des engliihen Staats: 
bürgerthums zu modificiren. 

In Franfreidy ging man mit ver Revolution von dem Princip des souffrage universel aus 
und fan, nad; verjhiedenen namentlich auf einen hohen Genus gegründeten Verſuchen zur Her- 
ftellung einer organischen Nationalrepräfentation, mit der Ufurpation des 2. December wieder 
zum souffrage universel zurüd. Hatte es ehedem gedient, die alte Bourbonendynaftie zu flür- 
zen, To mußte ed nun dad Werkzeug werben, dem Napoleoniden den Schein der Legitimität zu 
gewähren. Im feinem Lande ift mit der politiichen Wahlfähigfeit das Staatöbürgerthun ein 
jo ausgebehntes, in feinem ein jo inhalts- und wirkungsloſes wie in Frankreich, two trog 
aller conftitutioneller Formen nur ein perfönliher Wille gilt, den die vollendetfte Bureaufratie 
willenlos vollzieht und feine Spur einer communalen oder prorinzialen Selbftändigfeit zu 
durchkreuzen wagt. 

In Deutſchland ſchloß ih mit dem Gonftitutionalismus auch das Staatsbürgerthum, troß 
der Nahahmung mander fremder, namentlich franzöfifher Mufter, zunächſt ven hiftoriich her— 
gebrachten Zuftänden an. Das volle Staatsbürgerthum war meift vurd die Angehörigkeit an 
gewiſſe Stände, durch ein beftimmtes Quantum eines beſonders gearteten Vermögens, duch 
das Bekenntniß einer ber drei chriſtlichen Confeſſionen und einige andere minder bedeutende - 
Eigenfhaften bedingt. Das volle deutſche Staatsbürgerthum war demnach eine Miſchung von 
ftändifchen, plutokratiſchen und confefjtonellen Elementen und jomit auf eine verhältnigmäßig 
geringe Zahl von Staatdangehörigen befhränkt, ohne daß dieſelben zufammen eine felbit- 
bewußte Standesariftofratie, wie dies in England ver Ball, gebildet und als folde eine poli: 


16) Toequeviffe, L’ancien regime, ©, 65 ig. 
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tifche Macht gehabt hätten. Der Gang der Entwidelungen in Deutſchland war im ganzen der 
der Erweiterung ded Begriffd des Staatsbürgerthums, namentlich feit 1848. Während wir 
aber in Deutſchland noch Länder haben, in denen höchſt ausnahmsweiſe entweder gar fein 
Gonftitutionalidmus oder doch noch faſt unverändert die mittelalterlihe Standſchaft befteht, alſo 
Der moderne Staatöbürgerbegriff noch gäuzlich fehlt, hat ſich der legtere in den übrigen deutfchen 
Ländern jehr verfhieden ausgebildet. Denn bier und da finden id) noch diefelben Einrichtun— 
gen, wie jie mit der erften Ginführung des Eonftitutionalismus in Deutihland getroffen 
wurden, hier und da.eine faft an das souffrage universel grenzende Verallgemeinerung des 
Staatdbürgerthung und zwiſchen diejen beiden Außerften Bunften eine große Mannichfaltigfeit 
von Bildungen. 

Ganz allgemein ift nur die Abhängigkeit des activen Staatsbürgerthums, abgefehen vom 
Indigenat, vom männlihen Gejchleht, von einer Art Genfus, wenn aud nur von dem Mi- 
nimum einer directen Steuer, von der Reife des Alters und Leiſtung des Verfaſſungseides ſowie 
von Ummftänden, welche mindeftens den Genuß ded Elementarunterrichts verfihern, und endlich 
von der vollen bürgerlichen und politiihen Ehrenhaftigfeit. Dabei ift edaber unvermeidlich gewor: 
den, zwifchen dem activen Staatöbürgerthum und dem vollen Staatöbürgerthum zu unterfcheiden. 

Gerade die große Erweiterung des activen Staatsbürgerrechts nämlich in Bezug auf die all= 
gemeine politiſche Wahlfähigkeit machte es nit nur nöthig, zwiſchen dev activen und paſſiven 
Wahlfähigkeit zu unterſcheiden und die legtere theilweife an ſtrengere Bedingungen zu fnüpfen, 
fondern aud) für gewiffe andere politifhe Bunctionen. der Staatsbürger bejondere Voraus: 
fegungen zu verlangen, fo 3. B. für den Dienjt ald Geihworener, als Mitglied in den 
Steuerfafjionsprüfungsausihüffen, in den Land: und Diftrictsräthen u.ſ.w. Man kann fagen, 
daß nur diejenigen Perfonen das volle Staatsbürgerrecht bejigen, welche die zu allen diejen 
bürgerliden Functionen erforderlihen Eigenfhaften an fi tragen. 

Der Erwerb wie der Verluft des activen Staatöbürgerthums, und zwar des allgemeinen 
oder unvollfländigen wie des beſondern oder vollen, hängt natürlid von dem Erwerb aller, reſp. 
auch nur einer der daffelbe bedingenden Eigenfchaften ab. 17) Übrigens ift auch darauf auf: 
merffam zu maden, daß ftaatöbürgerliche Functionen, jofern ſie ih, wie z. B. die bürgerli: 
hen Gemeindeämter, nur auf gewiffe particulare Rechtskreiſe, wie Diftrict oder Provinz, bes 
ziehen, dadurch auch nebenbei einen particularen Charakter befommen, während derlei Func— 

tionen, wenn fie an bejondere Standedeigenfhaften geknüpft jind, wie z. B. bei ven Fabrik-, 
Handeld= und Gewerbsräthen u. dgl.m., zugleich einen jpecialen Charakter an fidy tragen und 
unter Umftänden beide Charaktere in den fraglichen Kunctionen zufanmenlaufen, wie bei den 
provinzialen Handeldräthen u. ſ.w. Daß alle diefe Bejonderheiten immer auch von der Idee 
ded Ganzen getragen und geleitet fein müſſen, verfteht ih nah dem wahren Wefen des Self: 
government, deſſen Träger alle diefe Erſcheinungen fein follen, von felbft. 

Demnach eriheint dad Staatöbürgerthumald diejenige auf®rund der organifchen Staatdidee 
gebaute Potenzirung der vollen Staatdangehörigfeit oder des Indigenats, vermöge welder 
einem und zwar dem dazu befähigten Theil dev Bevölferung nicht blos die menſchliche Freiheit 
mit gewiffen gejeglich beftimmten Schranfen garantirt ift und gegen die allgemeinen Vortheile, 
welde der Staat bietet, die allgemeinen Laſten der Staatdangehörigkeit aufgebürbet find, jons 
dern auch, nad) dem Princip der politiichen Arbeitätheilung, in Anerkennung, daß bei diefem 
Theil der Bevölkerung die allgemein jtaatliche Eigenſchaft des Menſchen ſich zu einer höhern po= 
litiſchen Befähigung gefteigert habe, ein Antheil an den öffentlichen Geſchäften, und zwar bald in 
größerm, bald ingeringerm Umfang, immer aber hauptſächlich auf Grund eines Geſetzes und dann, 
wenigftens in einigen Fällen, mit einer gewiffen deciſiven Kraft eingeräumt worden ift. 19) 


17) Das Staatsbürgertfum im Sinne eines mit befondern politischen Plichten verbundenen Stan: 
des Faun ſelbſt bei der denfbar größten Verallgemeinerung fowenig im ganzen wie in Bezug auf einzelne 
damit verbundene Functionen, 5. B. die politiichen Wahlrechte, als ein Menfchen:, Grund: oder Urrecht 
betrachtet werden. Desgleichen kann es nicht für jeden aus dem Princiv der Gleichheit der Gelege oder 
vor dem Geſetz abgeleitet werden. Staatsbürgerthum und politifche Wahlen find immer pofitive In— 
flitutionen der einzelnen Staaten, und ihr wahres Princip fann einzig und allein das fein, nur diejenis 

en zuzulaſſen, reſp. die Leitung der politifchen Pflicht nur von denjenigen zu verlangen, die dazu fühig 
And und zivar von jedem nach dem Mafe feiner Befähigung. Selbft Bacherot, S. 355, gibt zu, daß 
Gleichheit an und für fich noch nicht Fortichritt fei. 

18) Dies fchließt nicht aus, daß die Regierung auch auf dem Berwaltungswege eine ſolche Antheils 
nahme anorbnet, und daß in gewiflen, namentlich auch in diefen Fällen, die Thätigfeit der berufenen 
Staatsbürger nur eine confultative fei, 
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Die durch Geſetz begründeten ſtaatsbürgerlichen Rechte haben alle ohne Zweifel die Erfül- 
lung beſonderer politiſcher Pflichten zum Gegenſtande, und da es ſich dabei ſtets um das Intereffe 
des Staatsganzen, nie um das einſeitige oder einſeitig aufgefaßte Intereſſe des Souveräns 
oder ſeiner Regierung handeln kann, ſo darf es auch nicht von deren Willkür abhängen, ob ſie 
es zur Erfüllung der geſetzlich vorgeſchriebenen Pflichtleiftungen kommen laſſen wollen oder nicht. 
68 ift dies die natürlich logiſche Conſequenz des organifhen Staats, auf welden wir daß ganze 
Staatöbürgerthum gründen zu müffen glauben. Hat aber demnach der Stantöbürger ohne allen 
Zweifel jedem, der nicht der Staat felbft ift, gegenüber das Recht, diefe zur Objectivirung 
feiner politifchen Berfönlichkeit ihm nach den Gejegen obliegende politiſche Pflicht erfüllen zu 
dürfen und daher feine Zulaffung dazu zu verlangen, fo wird damit das Wefen des Staats: 
bürgerthums als eined Inbegriffs ausgezeichneter politifcher Prliten nicht im mindeften alterirt. 
Mährend demnach das active Staatdbürgerthum niemald als die Grundlage einer Volksſou ve: 
ränetät in einer verfaffungsmäßigen Monardie erfcheinen, auch nicht gleihjan als eine Stück⸗ 
theilung der Souveränetät unter den Staatsbürgern betrachtet werden darf, ift aud Flar, mie 
gerade dur das Staatsbürgerthum Verdienſt und Schuld an den Staatsentwidelungen zum 
guten Theil auch den Staatsbürgern zufallen, und je audgedehnter das Staatsbürgerthum ifl, 
defto mehr die Schultern der Negierenden von der gefhichtlihen Verantwortung für die Schuld 
wie von dem politifchen Verdienft für das Wohlergehen des Staatö befreit werben müffen. 

Schließlich nur nod die Bemerkung, daß, wenn man wegen einiger in den Bundeögrund- 
lagen den Angehörigen aller deutfhen Staaten für den ganzen Umfang des deutſchen Bundes: 
gebiet8 gewährten gleichen Nechte von einem Bundesindigenat ſpricht 19), letzteres doch nicht zu 
einem deutichen Staatsbürgerrecht führen Fonnte, da Deutſchland durch den Bund jedenfalls 
weder ein Staat noch ein Bundesſtaat geworben ift. 3. Held, 

Staatödienft, Stantödiener, Stantsdienerpragmatit. Die höchſt bedenkliche Nich- 
tung des neudeutfchen Dienerrechts. 1. Begriff. Staatädiener, Öffentlihe Diener oder 
Beamte find diejenigen, welde von der Staatsgewalt angeftellt und bevollmädtigt find, in 
ihrem Namen beftinnmte öffentliche oder Staatdangelegenheiten zu verwalten. Bon ihnen 
unterſcheiden fi, weil fie nit vom Staat ihnen übertragene Angelegenheiten deſſelben ver: 
walten: 1) die Brivat: und Hofbiener des Fürften; 2) die Gorporationsdiener, die Gemeinde- 
und Kirchendiener, die Mitglieder und Beamten twiffenfhaftliher Gorporationen und 
Stiftungen, der Univerfität u. f. w.; 3) alle, melde, wie Notare, Arzte, Advocaten, Lehrer, 
ihnen von Privaten (oder vom Publikum) übertragene Angelegenheiten verjelben verwalten. 
Daß dieſe Perfonen, fowie ja aud alle Gewerböleute, mittelbar dem Staat nügen oder dienen, 
daß ihre Gefhäftöverwaltung, fowie ebenfalld die von vielen Gewerbsleuten, unter Staats— 
aufjicht geftellt, ja zum Theil von einer Staatögenehmigung abhängig gemacht wird, ändert 
die wefentlihe Natur derfelben nicht, macht fie nicht zum Staatdamt. Diefe weſentliche Natur 
wird aud dann nody nicht aufgehoben, wenn die Staatögefeggebung die Gejhäftöverwaltung 
diefer Gefhäftdmänner regelt und wenn fie ihnen gewiffe Vortheile und Ehrenrechte und 
Sicherſtellungen wirfliher Staatdbeamten verbürgt. Ia, dieſe weientlihe Natur ihres Haupt: 
berufd wird aud dann nod nicht zerftört, wenn neben demjelben der Staat ihnen einzelne 

Öffentliche Geſchäfte aufträgt, wie ven Geiftlihen die Führung der Eivilftandsregifter, wie den 
Gemeindebeamten einzelne flaatspolizeilihe Rechte. Nur das in neuerer Zeit leider allzu 
häufige Streben der Staatsgewalt, ſich despotiſch möglichſt auszudehnen, alle andern Befugniffe 
und Rechte gleihlam zu verfhlingen und dadurch jede Selbftändigfeit ver Bürger und Gor: 
porationen aufzuheben, führte vielfach im neuern Deutfchland dahin, die genannten Perfonen 
wie eigentlihe Staatödiener abhängig zu mahen. So wendete man 3. B. aud dad Urlaube: 
verweigerungsrecht bei ſtändiſchen Wahlen auf Bürgermeifter und Gemeinderäthe, Geiftliche, 
Kehrer, Profefforen, Privatdocenten, Advocaten und Notare an. Ja, man verlangte von ihnen, 
wie ja auch von den Richtern, daß fie, gleich den politiſchen höchſten Verwaltungsbeamten, die 
Freiheit ihrer ftaatdbürgerlihen Rechte im öffentlichen Xeben, bei ven Wahlen u. ſ. w. aufgeben, 
ſich ſtets blindlings an die Partei der jeweiligen Minifter anfhliefen und mit allen Beamten 
der Volkspartei ald eine gejhlofjene Armee feindlich gegenübertreten follten. Willfürlihe Be: 
raubung oder Verweigerung ihres Lebensberufs und Lebendunterhalts, willfürlihe Ver— 


19) (Barnbüler) Über die Frage eines deutſchen Heimatsrechts. Aus dem Schwäbifchen Merkur ab: 
gedrudt (Stuttgart und Obringen 1862). 
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fegungen u. f. m. follten fie, wie alle höhern und niedern Staatödiener, felbft die Richter nicht 
ausgenommen, zwingen zu dem knechtiſchen Dienft. Ja bei unjern nad zerftörter Zunft- 
verfaffung ungeorbneten Gewerböverhältniffen dehnte man folde minifterielle Willfürgemwalt 
auch auf viele Gewerbsleute aus, auf ein beliebiged Ertheilen oder Berweigern, ja wol aud) 
Gntziehen der Gewerbsconceſſionen je nad der Minifterialität, der fogenannten Royalität, oder 
ver Liheralität, der fogenannten Regierungsfeindlichkeit. Wie die Redactoren von Zeitfhriften 
und Zeitungen, fo bedrohte man aud die Buchhändler mit der Goncefjiondentziehung. Ja, die 
minifterielle Gewalt dehnte ſich auf Interdicte ded ganzen gegenwärtigen und zufünftigen 
Berlags und Schriftſtellerthums von Buhhändlern und Schriftftellern aus. 

Zur Beihönigung dieſes traurigen Syſtems, diefes verderblidften Auswuchſes reactionärer 
Beftrebung, indirect dasjenige wieder zu nehmen, was dem Fürftenwort gemäß die neuen Ver— 
faffungen geben follten, und um einen verberblichen, liftigen Kampf gegen die Freiheit durch— 
zuführen, nannte man häufig viele von jenen Perjonen, z. B. die Advocaten, zwar nicht wirklich 
Staatöbeamte, aber doch öffentliche Diener, was aber in Wahrheit nur dafjelbe bezeichnet wie 
dad Wort Staatsbeamte. Gleichzeitig wollte man ſchimpflicherweiſe mit der Haller'ſchen 


Reſtaurationstheorie das höchſte Inftitut der Menjchheit, ven Staat, gänzlich vernichten, um an 


feine Stelle die feudalen Privatichugverbindungen des Bauftrehts und der Feudalanarchie zu 
fegen , und die Staatödiener in fürftliche (Privat:)Diener zu verwandeln. Allein jeder Kun— 
dige weiß, daß dieſes nicht etwa blo8 den Grundideen der Öriehen und Römer und aller freien und 
eioilifirten Nationen widerſpricht, fondern auch den Rechtsgrundideen und Grundverbältniffen 
aller germanifhen Völker, die meift noch bis ind fpäte Mittelalter hinein ihre Landesherzoge, 
Könige und Kaijer, ihre Gau: und Gentgrafen in den Öffentlihen Berfammlungen aller Ge: 
noflen ihrer Gemeinwefen wählten und auf die Treue gegen dad Gemeinweſen oder dad Vater: 
land beeidigten, welche dieſe Rechtsgrundideen felbft in der Zeit des factifchen roheften Fauſtrechts 
nie aufgaben, jondern gerade durch die neue Kervorbildung dieſer Grundfäße die Feudalanarchie 
felbft und ihre Refte in ven Berhältniffen wie im Sprachgebrauch wieder befiegten und austilgten. 

Zu den wirflihen Staatödienern gehören natürlich aud die Militärbiener oder Beamten, wie 
diefed z. B. auch das Allgemeine Preußiſche Landrecht anerkennt, indem ed unter den Staatsdie- 
nern Militär und Givildiener unterfcheidvet und unter den erften auch felbft die gemeinen Sol— 
daten befaßt. (Th. Il, Tit. 10. S. auch Heffter, „Beiträge zum deutſchen Staatd- und Fürften- 
recht“, ©.118 fg.) Man müßte au, um diefes zu leugnen, behaupten, dad Heer und die Opfer 
der Bürger für daffelbe feien nicht beftimmt, den Staat oder das Vaterland zu befhügen, fon: 
dern fie feien zum PBrivatbelieben und Vergnügen des Negenten beftimmt, für legteres feien 
die Bürger privatrechtlich verpflichtet ihr Vermögen und ihre Perfonen herzugeben. 

Man theilt übrigens die Staatsdiener verſchieden ab, vorzüglih auch, um danach ihre 
Ehren und Dienſtrechte verfhieden zu beftimmen. Die allgemeinfte, in der Natur der Sache 
begründete Unterſcheidung ift die in nievere Diener, welde, wie Straßenaufjeher, Briefträger, 
faft nur mechaniſche Geſchäfte und fogenannte operae serviles leiften, die alfo auch feine 
höhere Ausbildung und Vorbereitung erfordern, und in höhere, welche diefelbe und meift eine 
wiffenfhaftlihe Borbildung bedürfen, weil fie mehr Fünftlerifche und geiftige Dienfte (operae 
liberales) zu leiften haben. Aud bei diefen unterjcheidet man häufig wieder eine niedere 
Klaffe, untere oder Subalterndiener, von den höhern oder patentijirten Dienern, ven Staats: 
beamten im engern Sinne, welchen die vollen Staatsdienerrechte ertheilt werden, worüber 
indeß nur bie befondern Landedgejege dad Nähere beſtimmen. 

1. Das Rechtsverhältniß der Staatödiener. A. Das Grundprincip. Die 


Rechtsverhältniſſe ver Staatsdiener find fehr verfhieden je nad) den Staatäverfaffungen und 


Verwaltungsfuftemen. In Republifen werben die Staatsämter häufig nur auf kurze Zeit durch 
Volkswahl befegt und meift ohne Befoldung verwaltet. In vollamäßigen Berwaltungsfyftemen, 
wie in England, wird auf die nahahmungswürdigfte Weife wenigftend weitaus der größte 
Theil derjenigen Geſchäfte, die bei uns in Deutfchland und in den meiften europäifchen Ländern, 
durch ganze Heere von bleibend angeftellten befoldeten Staatöbeamten verwaltet werben, durch 
die Bürger felbit, durch Gorporationen und freie Affociationen und durch Geſchworene ver- 
waltet, oder do von Beamten, die, wie die Friebensrichter, zwar von der Regierung ernannt 
werben, die aber ihr Amt ohne befondere Vorbereitungen dazu und neben ihren andern Be- 
Ihäftigungen, 3. B. ald Gutöbejiger, und ohne Beſoldung verwalten. Nur die Rechts— 
verhältniffe unferer bleibend angeftellten befoldeten Staatöbeamten, melde für ihr Amt 
Staats⸗Lexikon. XI. 37 
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bejonderer Vorbereitungen bedürfen und demfelben ald ihrem Lebensberuf ſich ausſchließlie 
widmen, find beftritten und leider für und noch faft allein wichtig. Sie bevürfen alſo eine 
befondern Erörterung. 

Eine Hauptfrage, welche bier beftritten ift und von welder die Entſcheidung mehren 
anderer Streitfragen abhängt, ift die, ob das Amtsverhältniß diefer Beamten ſich auf Bertra: 
gründet oder nit. Diefe früher von den Rechtsgelehrten Faft einftimmig bejahte Frage haber 


neuerdings berühmte Rechts- und Staatölehrer, z. B. Heffter (‚Beiträge zum deutſchen Staati 


und Fürftenreht”, 1,125), Dablmann (,Bolitit”, I, 246) mit Gönner, aus dem Grume 
verneinend entiheiden wollen, weil die Regierung das Recht habe, die Bürger zur libe: 


nahme der Staatödienfte zu zwingen. Allein dieſes entſcheidet wol offenbar nichts in Be 


ziehung auf Staatödienftverhältnifie wie die unferigen, zu deren Übernahme ja die MNegierum 
entſchieden gar nicht zwingen will und aud in der Art, wie fie beftehen, übernommen und ver 
waltet werden, einzelne beliebig von ihr ausgewählte Bürger nicht zwingen darf. 

Freilich find die Amter und die Beftimmungen der Amtsrechte und Amtspflichten von der 
Regierung nit nad Privatwillfür und für Privatziwede, fondern als öffentlide Recht 
verhältniffe für das öffentliche Wohl zu begründen, und ald foldye muß fie auch der Beamm 
wenn ihm dad Amt übertragen wurde, ausüben. Ja felbit in Beziehung auf feine freiwillig 
Übernahme foll er ſich durch fittlihe praktische Pflichten und nicht dur bloßen Brivatnortbei 
und Willkür beftimmen laffen, ſowie auch in Beziehung auf die Veränderung und Aufhebun 
des Dienftverhältniffes dem erweislihen Staatdwohl, wenigflens gegen volle Entſchädigung 
die Anfprüche des Dieners weichen müffen. Alles diefed aber fließt hier fo wenig als ı 
Beziehung auf die Ehe und den Staat den Vertrag ald Rechtsform der Begründung um 
der Beftimmung von Rechten und Pflichten des VBerhältniffes ganz aud. (S. Grunbdgefes.) 
Es ift nämlich eine mehrfach irrige Vorausfegung, daß überhaupt Verträge nur über rein 
willfürliche Brivatverhältniffe, nicht aber in Beziehung auf fittlihe, perfonenrechtliche um 
Öffentliche Verhältniffe und Pflihten und über fogenannte unveräußerlihe Rechte und Plichter 
abgeichloffen werben fönnten. Vielmehr ift gerade die allgemeine juriftifhe Vorausfegung 


daß der Menſch überall, alfo auch bei allen feinen Verträgen und Rechtserwerbungen, durd 


fittlihe, alfo unveräußerlihe Pflichten beſtimmt werden folle. Lebteres iſt z. B. auch wirflid 
der Fall, wenn ein Bater zur Ernährung feiner hungerigen Bamilie das nöthige Brot Fauft: 
und dieſes läßt ja doch jeder ald Vertrag gelten. Die gegenfeitige Bertragseinwilligung aber 
gibt jenem pojitiven jittlihen Inhalt, namentlih auch manden Pflichten in Beziehung auf die 
perfonen= oder flaatörechtlichen und die öffentlichen Verbältniffe die juriftifche, die ob jective und 
concrete Erkennbarkeit und nähere Beftimmtbeit. Sie gibt ihnen eine Rechtsform und ke: 
gründet babei insbefondere auch neue und eigenthümliche Rechte, ſoweit nur dadurch nicht bereite 
juriftifch erfennbare und beftimmte, concret perfonenredtliche, abfolut unveränderlihe Pflichten 
verlegt werden. In diefem Sinne nun fannte das Recht wie der Sprachgebrauch aller Völker 
ſtets mwirflihe und gültige Verträge auch über unveräußerlihe Rechte und Pflichten, über 
perfonen= und flaatörechtliche Verbältniffe, über Staats-, Ehe: und Dienftverhältniffe. Und 
felbft wo etwa die Gefege in Beziehung auf den Zwang zur Erfüllung oder die beliebige Auf: 
bebung fo entftandener Verträge Ausnahmen von den gewöhnlichen Vertragsregeln für noth— 
wendig halten, fo z. B. rüdjihtlid der Staatöverträge, der Lehns- und Amtöverträge, der 
Berlöbnig: und Gheverträge, etwa auch rückſichtlich der Ehevertragsbeſtimmung über die 
religidfe Erziehung der Kinder, ba ift diefed Fein Widerfpruch gegen die vertragsmäßige Rechts 
form der Begründung und die vertragsmäßige nähere Beftimmung dieſer Verhältniffe. Dieie 
Berträge haben auch die allgemein rechtlichen Wirkungen, bis zum Erweiſe ihrer juriftifchen 
Beſchränkungen durch Flar entgegenftebende juriftiihe Beftimmungen aus der rechtlichen Natur 
der Verhältniſſe oder aus befondern Gefegen. 

Das Rechtsverhältniß nun aber, welches zwiſchen dem Staat und dem Staatöbeamten 
zwar durch einen pflihtmäßigen, aber juriftiich freien Vertrag, durch freiwillige Übertragung 
und freiwillige Annahme eines beflimmten Staatsdienfted begründet und näher beftimmet wird, 
ift ein gemiſchtes. Es bat eine doppelte rechtliche Natur und wurde nad dem biöherigen 
deutſchen Staatsrecht auch ſtets To betrachtet. Es eriheint zum Theil al8 öffentlich rechtlich, 
infofern dad Amt und beffen Befegung fowie die Rechte und Pflichten in Beziehung auf die 
Amtsausübung zunähft für das Öffentliche Wohl beftimmt find, ſodaß der Vertrag und 
die Privatneigungen die öffentlihen Rectspflihten des Regenten und des Beamten nicht 
verlegen dürfen. Es erfcheint aber zugleich auch als privatrechtlich, infofern feine Rechts— 
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pflicht die juriſtiſche Freiheit der Auswahl der Regierung zwiſchen den Dienſteandidaten und 
Der Wahl zwiſchen diejem oder einem andern Lebenöberuf, zwifchen Annahme und Nicht: 
annahme der Bedingungen gerade des beftimmten Dienftes ausſchloß, und infofern der Dienft 
mit feinen beftimmten Bedingungen von feiten des Dieners mit großen freiwilligen Privat: 
opfern, Entjagungen und Anftreugungen gegen die ihm ausdrüdlid oder ſtillſchweigend 
verbürgte angemeffene billige Privatausgleihung derfelben und gegen die Sicherung feines dem 
Dienjtverhältnig anvertrauten Lebensſchickſals freiwillig übernommen wird. 

Die beiondern Rechte in Beziehung auf Beloldung, Entlaffung, Verfegung, Penſionirung 
ver Staatödiener lajfen ih nun theils juriftiih aus jener Natur des Rechtsverhältniſſes in der 
Art ableiten, daß fe im Zmeifel da zur Anwendung kommen müſſen, wo fie nicht in anderer 
Weiſe gültig feflgefegt wurden, und daß jie als Grundſätze der natürlichen Gerechtigkeit auch 
von der poſitiven Geſetzgebung zu beachten find. Indeß läpt ih, da das Dienftverhältnif durch 
freien Vertrag eingegangen wird, nicht leugnen, daß diejenigen Diener, weldye durch die Flaren 
Beftimmungen bejonberer verfaſſungsmäßiger Geſetze oder Dienftverträge für fie nachtheilig 
feftgejegte Dienjtverhältniffe freiwillig übernehmen, als in diefelben einmilligend anzuſehen 
find. Da nun der Staatödienft an jid dem Öffentlichen Intereffe angehört, fo ift, gerade nad 
unjerer Theorie, für die geleggeberiihe Negulirung bed Dienftverhältniffes ebenfo wol rechtlich 
als politifh das Princip gerechtfertigt: daß dieſelbe zunächſt die Intereffen des Öffentlichen 
Wobls berückſichtigen muß und dabei die an ſich natürlichen, gerechten und billigen Ansprüche 
und Rechte und die Intereffen der Diener nurfo weit in jih aufnehmen fol, ald deren Schonung 
ſelbſt wieder dem öffentlichen Wohl entjpricht. _ 

II. Fortſetzung. B. Gefhidhtliher Uberblid der frübern und der neuern 
Rechtsverhältniſſe der Staatödiener. Bei unjern deutihen Vorfahren in der älteften 
Zeit wurden die Beamten für bleibende öffentliche Ämter, wie Herzoge, Grafen, Gentgrafen, 
auch bleibend oder lebendlang ernannt. Nur erwielene Unfähigkeit oder Unwürdigkeit beraubte 
fie ihrer Anftellung gegen ihren Willen. Aud die Kirche ahmte dieſes nad), dieſes blieb die 
Regel im Mittelalter, indem die meiften Staatdämter an die dauernden Minifterialitäts: und 
Lehnsverträge geknüpft oder doc die Dienftverhältniffe nah ihrer Analogie ausgebildet wurden. 
Unfere Vorfahren liebten fefte, dauernde Verhältniffe. Ja fie gingen in diefer entſchiedenen 
Borliebe jelbft zu weit. So wurden ſpäter ſelbſt die Geſchworenen oder Schöffen häufig lebens: 
länglich, ja wie viele Civil- und Militärämter fogar erblih. Namentlih machte man auch 
die Amtöverhälniffe durd Verknüpfung mit Grundeigenthum, mit Bejoldungsgütern (beneficia) 
gern feſt und mit der Erblichkeit der Lehns- und Minifterialitätöverhältniffe erblih. Als ſich 
jeit dem Ende des Mittelalterd unter Einfluß des Römifhen Rechts eine wiflenfchaftliche 
Jurisprudenz und wiſſenſchaftliche Reichs- und Landesgerichte ausbildeten, blieb die Grund: 
anſicht herrſchend, daß die für bleibende Amter angeftellten Beamten auch nur mit ihrer 
Bewilligung oder nach einer durch vichterliched Urtheil anerfannten erwieſenen Unfähigkeit oder 
Unwürbigfeit von benjelben entfegt, verjegt oder durch Penſionirung entferntwerben könnten. !) 
Zu den frühern Gründen, der Vorliebe für fefte, gefiherte Verhältniſſe, dem Fefthalten an der 
anerfannten bewährten Tüdhtigfeit, an der erworbenen Geſchäftskunde und Erfahrung, Fam 
allmählich ver neue Grund, daß vorzüglich in der wiffenfhaftlihen Vorbereitung der Beamte 
feinem Amt Vermögen und Lebensberuf bleibend opferte. Dieſes that er nur in der natürlichen 
Borausjegung einer bleibenden Anftelung, ſolange er ſich nicht derielben als unfähig oder 
unmwürbig erwies, worüber im Streit dad Gericht entſchied. Freilich bleibt fein einziger ju- 
riftifher Sag unbeftritten. Indbejondere trugen jehr natürlich einzelne Romaniften despotiſche 
Grundfäge ihrer Imperatoren aud in dieſes Rechtsverhältniß über. Und ber theilweife 
Übergang der öffentlihen Rechts- und Amtsverhältniſſe in Privatverhältniffe des Fürften, 
welcher oftmals im Mittelalter ftattfand, ſchien einigen Juriften bier Unterftügungdgründe 
darzubieten, Dody veränderte died die vorzüglich aud im Leben jelbft und bei den Stände: 
verfammlungen und Gerichten vorberrfhende entgegengejegte juriftiihe Grundanſicht nicht. 


1) Rönneberg, Über Dienftentlafjung (Berlin 1799), S. 1, 32, 87, 109, 126, 131, und Melder, 
Abhandlungen für das öffentliche Recht (Stuttgart 1823), ©. 160 fg., und die an beiden Orten ange: 
führten Schriften von Cramer, Schlözer, Malacard, von Kamptz u. a., auch über die reichsfammer: 
gerichtlichen Entſcheidungen und mandata restituoria in diefom Sinne: Klüber, Dffentliches Recht, 
$. 494, Mote d und die dort citirten Schriften. 
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Selbft diejenigen Juriften, die, wie J. H. Böhmer, überhaupt einer deöpotijhern Rechts— 
anfiht huldigend, das firenge Recht der Diener beftritten, räumen ihnen doch dieſe Rechte von 
dem Standpunkt evidenter Billigkeit und nad) ven Grundfägen der juriftifchen aequitas um 
bona fides wieder ein.?) Am mwenigften war vollends darüber Streit, daß über jede irgend zur 
Strafe wegen Unwürbigfeit oder Unfähigkeit zu verhängende Entlafjung geridtliher Ausjprud 
nöthig fei. Selbit bei ſolchen Dienftverhältniffen,, mit deren Natur am erften ſolche Grundſätze 
im Widerſpruch feheinen, wie die Minifterftellen, wendete doch das Reichskammergericht 
diefelben zum Schuß der Dieneran, jo z. B. nah dem befannten Streit Friedrich Karl von 
Moſer's gegen den Landgrafen von Darmjtadt. Ebenſo nod der Reichshofrath zum Schuß de? 
Hrn. von Wangenheim. Ja endlich, wenn die Landesherren, um ganz oder theilweiie fd 
der Herrichaft diefer Grundfäge zu entziehen, im ihren befondern Gejegen und Dienftverträgen 
durch die Glaufel ad bene placitum einfeitigen Widerruf der Dienfte ſich vorbehalten Hatten, 
fo gaben viele Rechtslehrer derſelben Feine praftiihe Wirkſamkeit, falld die Clauſel nicht etw« 
unter befondern Umftänden individuell angewendet wurde.) Sie erflären jie ald der Natur 
des Rechtsverhaltniſſes, als dem öffentlihen und Privatrecht widerſprechend, als bloße leere 
Kanzleifprm oder ald ein bloßes strictum jus, welches auch bier nur als untergeordnet den 
Grundfägen der aequitas ausgelegt werden müffe. Überhaupt aber begründeten jie ihre Anſicht 
aus der Natur des Dienſtverhältniſſes, welchem der Staatödiener, damit ed gut verwaltet werde, 
durch ebenfo bleibende aufopfernde Vorbereitung und Verzichtleiſtung auf andern Lebensberuf 
ic) widmen müſſe, ald das Amt am ſich bleibend fei. Sie urtheilten, daß es einem würdigen 
öffentlichen und Privatrecht und dem natürlichen und objervanzmäßigen Sinne ded Vertrags, 
daß ed den Grundfägen der honestas, aequitas und bona fides widerſpreche, wenn ein ſolches 
Dienftverhältnig anders als dur freien Willen des Dienerd, durch Naturhinderniffe ode 
gerihtlih anerkannte Unwürdigkeit oder Unfähigkeit, wenn es willkürlich und zum Ruin des 
Lebensſchickſals eines treuen unfhuldigen Dieners und zugleih zur Beunruhigung und Derab- 
jegung des ganzen Dienerftandes und ded Dienfted aufgelöft werde. Wo aber vaffelbe ohne 
Schuld ded Dienerd dennoch aufgelöft wurde, 3. B. etwa durd Aufhebung des ganzen Amts, 
da fanden fie rechtliche Schadloshaltung durch Belaffung des ganzen Gehaltö begründet. *) 
Diefer Anfiht entſprach nod der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, indem er jegt bei 
Auflöfung einer ganzen Reihe von Artikeln diefe Rechte der Staatödiener reichsgrundgeſetzlich 
garantirte.?) Und aud die deutjche Bundesacte, fonft fo wenige Rechte der Staatsbürger 
berührend, ſichert aufs neue doch dieſe Rechte diefer frühern Staatsdiener in einem bejondern 
Artikel (15). In Beziehung auf Juſtizbeamte aber hatten fogar die Reihegrundgefege abjolut 
gebietend völlige Inamovibilität feftgeftgt und die Claufel ad bene placitum ganz unterfagt. °) 
Daß Gewalt und fürftliher Abfolutismus zuweilen noch während der Zeiten des Reichs 
auch diefe Rechtsgrundſätze verlegten, ift natürlich. Vorzugsweiſe aber wurden fie in der Rhein: 
bundszeit nah dem Borbild der Napoleonifhen Gentralifation und Despotie hintangejfegt. 
Die jegt oft eingetretene Mechtlofigkeit ſollten die jegt und zumal jeit der Gründung der 
conftitutionellen Verfaſſungen entſtehenden Staatövienftgefege, Dieneredicte oder Staate- 
vienftpragmatifen aufheben und das Verhältnif zeitgemäß reguliren. Borzüglih wol, weil 
infolge verfelben, während man wirkliche Beftrafung der Dienftvergehen häufig vernachläſſfigte, 
die Länder mit großen Summen von Benfionen für quiefeirte Staatöbiener überlaftet wurden, 
mit größern zuweilen für die penjionirten ald für bie thatigen Staatsdiener, entfland durch 
folden ungeheuern Misbrauch des VPenſionirungsrechts bei vielen der Irrwahn, als feien in 
diefen neuen Dienftgejegen die Nechtöverhältniffe der Staatödiener viel zu gut, ja wol gar 
beſſer ald nad dem frühern deutſchen Rechtszuſtande oder auch nur befjer ald in andern freien 
Staaten feilgefegt. Sowenig indeß dieſes der Fall ift, fo könnte man doc jelbjt noch mit den 
weniger guten, die wol mande unerfahrene Bolitifer an deren Stelle jegen möchten ſich leichter 
zufrieden geben, wenn biejelben, wenn die Rechte dev Regierungen und Minifter über An 
ftellung und Beförberung, Venſionirung, Verjegung und Entlaffung der Staatsdiener nur 


2) Böhmer, Dissert. de jure principis circa dimiss. ministror., $$. 4, 13 

3) Nat. Rönneberg, Über Dienftentlaffung, S. 88, und die dafelbft angeführten Schriftſteller: Fon: 
tanella, Tract. de pact. nupt., 1,4, 10, und Shlözer, Staatsangeigen, VIII, 44. 

4) ©. die beiven vo rigen Noten. 

5) Vgl. 3. B. 88. 3—7, 14, 17, 19, 20, 24, 27, 47-59, 64—66, 68—85. 

5) Wahlcapitulationen feit 1700, Art. 24, $. 10. 
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Dazu verwendet würden, wozu fie der Natur der Sache nach und nad den gefeglichen und 
MRegierungserflärungen beftimmt fein follen, nämlich nur im Intereffe einer gefeglihen und 
guten Verwaltung ihrer befondern Amter, im Intereſſe einer wirflih guten Staatsdienft- 
verwaltung. Aber das Übel ift, daß diejed nicht der Fall ift, und daß, wie jeder zugeftehen wird, 
der die Dinge im Leben und die Natur der Berhältniffe ins Auge gefaht hat, hierauf durchaus 
nicht einmal zu reinen if. 

Je mehr Gewalt die Regierung, die Minifter, die Günftlinge über die Staatsdiener haben, 
je mehr fie eben dadurch den regelmäßigen, gefeglihen Gang der Verwaltung beliebig ändern 
Fönnen, um fo mehr gebrauchen fie auch dieje Gewalt zur Vermehrung ihrer Einflüffe, zur 
Durdjegung ihres Gigenwillend und ihrer Neigungen und Intriguen, um fo mehr müffen 
dieje Binwirfungen diefen eigenen und fremden Intriguen und nepotiftifchen Zwecken dienen. 
Alles bisherige bildet nämlich noch nicht die Hauptgefahren. Die neuen Berfaffungen haben in 
mander Beziehung die Wiltfür befhränft und einen natürlichen politifchen Kampf ver Bürger 
für ihre Freiheiten und Verfaſſungen erzeugt. Diefe Verfaffungen aber, weit entfernt, wie 
in England und in Belgien, zu einer entfhiedenen und gern zugeflandenen Wahrheit gelangt 
und in folder ald unvermeidlide Nothwendigkeit anerfannt zu fein, werden mwenigftend von 
mancher Seite bereut, werden vielfach von außen und innen ungünftig angeſehen, beengt, zur 
Unwahrheit verkehrt und in einen beftändigen Kampf um ihre Eriftenz geführt. So entfteht 
ein dem Syſtem des freien Staats, der wahren ſtändiſchen oder repräjentativen Verfaffung 
gänzlich entgegengefeßted Streben. Jenes Syftem ift das Syſtem der Herrihaft der wah— 
ren öÖffentlihen Meinung. Es entjtand aber ein hinterliftiger feinpfeliger Kampf gegen die 
Eriftenz der Verfaſſungsrechte, ein Streben, nicht die wahre Öffentliche Meinung zu erkennen 
und zu verwirklichen, fondern jie jelbft und überhaupt die verfaffungsmäßige Volföfreiheit und 
alle Bürger, welde in Gemeinde: und ſtädtiſchen Wahlen ald Abgeorbnete oder Beamte die 
wahre öffentlide Meinung ausfprechen und geltend machen wollen, zu überliften, zu befämpfen, 
zu verfolgen und zu unterdrüden. So bildete ſich denn nebft andern Übeln, wie z.B. dem Haß 
gegen das wahre Lebenselement der ftändifhen Verfaflung, gegen alle Öffentlichkeit und Preß⸗ 
freiheit, auch unfer Fraufhaftes und gefahrdrohendes Staatsdienftverhältnig. Es bildete ſich 
das Streben, alle Rechte in Beziehung auf die Diener nicht für eine gute Verwaltung der 
Staatödienftgeihäfte, ſondern ald Mittel in jenem verfehrten, unglüdfeligen Kampf zu ge: 
brauden, ald Mittel, um Volksfreiheit und dffentlihe Meinung, um alle für fie geſinnten 
Beamten, Bürger, Ständemitglieder zu unterdrüden und zu verfolgen. 

In der Begründung einer Motion auf einige Veränderungen in der Staatöbienerpragmatif 
auf dem badiſchen Kandtage 1833 (1. den befondern Abdruck diefer Motion, ©. 7, und das 
Protokoll der elften öffentlihen Sigung vom 12. Juli 1833) führte ich Folgendes aus: „An 
meiften in die Augen fallend, wenn auch vielleicht an fi) noch nicht einmal dad Verderblichſte, ift 
die Belaftung ded Landes mit ungeheuern Abgaben. Die Budgets zeigen es, wie die Benfione- 
laft von Jahr zu Jahr ſich mehrt. 

„Der zweite und vielleicht größte Hauptnachtheil bei diefem großen Aufwand aber ift 
der, daß derjelbe zum größten Theil weder zum Vortheil der Beamten noch zum Beften des 
Landes, fondern ungefehrt zum größten Schaden von beiden verwendet wird. 

„Zum Schaden der Beamten, fage ih, wird jene minifterielle Willkür der Benfionirung 
geübt, und zwar zunächſt zum Schaden derjenigen, die von dieſen Mafregeln getroffen werben. 
Manche zwar mögen denfen, daß, wenn ein Beamter nur mit gleihem Rang und Gehalt verfegt 
und nur mit einem verhäftnipmäßig bedeutenden Theil der Beſoldung penſionirt werden 
könne, ihm fein libel, Fein Unrecht zugefügt werde. Wenn aber ein Beamter aus feiner ihm 
theuern Heimat, etwa aus der heitern Pfalz, aus dem ſchönen Heidelberg, wo er mit feinen 
Verwandten und Jugendfreunden lebte, wo er Haus und Garten erwarb, wo er feine Kinder 
leicht erzog, wenn er, jage ich, plößlich in einen ihm fremden Landestheil, vielleicht in eine rauhe, 
einſame Schwarzwaldgegend verfeßt wird, in eine ſolche vielleiht, mo er elf Monate im Jahre 
einheizen muß, wird er fich nicht ebenfo unglüdlich fühlen ald der verbannte Ovid in feinem 
Tomi? Wie oft jind folde angedrohte oder vollzogene Verfegungen ein großes Unglüd für den 
Beamten aud) da, wo ſie dem Staat gar nicht zum Vortheil gereihen. Ich bitte ferner Folgendes 
zu erwägen. Denken Sie ji einen Beamten, der nur ein einigermaßen edler Mann ift, der 
alſo jein höchſtes Lebensglück im heilfamen Wirken für feine Mitbürger findet, aber in feinem 
Alter nicht mehr im Stande ift, einem andern Lebensberuf ji zu widmen ald dem feiner Amts- 
thätigfeit, wozu er noch alle Kräfte hat. Denken Sie ih nun diefen durch beliebiges Penſioniren 
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plöglih in Unthätigkeit und Wirkungsloſigkeit verſetzt! Wäre für dieſen Mann nicht troß 
alles elenven Geldes fein weſentliches Lebensglück zerſtört? Zu dem Hauptunglüd des gerftörten | 
Wirkungskreiſes kommt freilih no die Verminderung jeiner rehtmäßigen Ginfünfte zur 
forgenfreien Ernährung feiner Familie, vielleicht zugleih mit den höchſt bedeutenden Abzügen 
bei no jüngern Staatdbeamten und zugleich mit der zerftörten billigen Erwartung meitern - 
Borrüdens, vor allem aber das ſchmerzliche Gefühl, auf Koſten feiner Mitbürger, denen er 
nicht nügen fann, ernährt zu werden. Wenn dann dabei die minifterielle Willfür nicht durch 
fhaut wird, fo muß aud noch der Schein einer Unmürbdigfeit oder Unfähigkeit auf ihn fallen. 
Durch die auf dem legten Landtage angenommene Beftinnmung über die Functionsgehalte dei 
Staatödiener aber foli die Penſion derjelben bei dem Abgang aller Sicherheitsmittel gegen 
Willkür nody ferner herabſinken, ſodaß der Staatsdiener noch mehr bloßgeftellt ift al8 Früber. | 
Für den ganzen Stand der Staatödiener aber ift ihre Ehre und ihr Lebensfhidjal durch vie 
Möglichkeit, jeden Augenblid beliebig penfionirt und verfegt werden zu fönnen, trog alle: 
ſcheinbaren conftitutionellen Sicherheit und mitten im conftitutionellen Staat, wo überal 
Willkür ausgeſchloſſen und ein feiter gejegliher Zuftand begründet werben fol, in ven aller: 
wejentlichften Beziehungen von unbeſchränkter Willfür der Minifter abhängig. Diefe Willkür 
bängt wie dad Schwert des Damofled über ihren Häuptern. Viele Penflonirungen und Wer: 
fegungen erfolgen ohne alled Gehör, ohne alle Angabe von Gründen, bald aus Ungunft, balt 
infolge falfcher Denunciationen, geheimer Gonduitenliften oder Spionenberidhte, bald zur Be- 
firafung patriotifcher Gefinnungen, bald um Günftlingen Plag zu machen, ja, bei ſchwachen 
Regierungen vielleicht gar auf auswärtige Anträge. 

„Daß aber aud für ven Staat auf ſolche Weife diefe grenzenlofe Abhängigkeit ver Beamten 
von minifterieller Willkür ſchädlich, und der größte Theil des Aufwandes für Penfionen nos 
außer ver Steuerlaft verberblich fei, leuchtet von jelbit ein. Der Staatsviener muß nothwendig 
allmählich durch diefe Abhängigkeit von abwechſelnder Minifter: und Günftlingswillfür, von 
Ohrenbläferei und Augenvienerei die jelbftändige Würde mehr oder weniger einbüßen. 
Indem die Minifter und, was ſchlimmer ift, Günftlinge, geftügt auf das Mittel der abjolut 
willfürlihen Verfegung und Benfionirung, den Diener zu den Öffentlich nicht wohl zu nennenden 
Zweden, 3. B. zu Wahlumtrieben, beftimmen, muß der Diener nothiwendig am moralifchen und 
rechtlichen Gharafter verlieren. Inöbefondere wird er durch ſolche Willfür und fflavifche Ab: 
bängigkeit von oben durchaus nicht zur wahren Treue gegen die Regierung geftimmt. Überall, 
wo Billfür und jflavifhe Abhängigkeit ftattfindet, wohnt Selbftfuht und Falte Lift, nicht 
warme herzliche Treue. Auch wird ebenſo wenig dad wahre monardhifhe Princip der Un: 
erfhütterlichfeit des Throns und der Glaube an diefelbe befeftigt werben, wenn die Öffentlichen 
Stellvertreter des Fürſten täglich wechfeln und den Belig ihrer Würden von Willkür abhängig 
fehen. Die menfhlihen Dinge ftehen, man fann nicht aufmerffam genug darauf fein, in 
Berbindung und fireben nad) Harmonie und Affimilation. Glaube man aud nicht etwa, daß 
das beliebige Venfioniren die Diener in befferer Zucht hält. Nein, darunter leiden faft nur bie 
guten Staatödiener, träge und ehrlofe Diener vermeiden entweder durch Servilität und Ein— 
geben in die politifchen Leidenſchaften ver Mächtigern die minifterielle Ungunft, oder fie nehmen 
ohne Kränfung, ja jie ſuchen fürs Nihtsthun die Staatöpenfion. Wohlverdiente Strafen, 
insbefondere auch gerichtliche Entlaffungen der Unwürdigen ohne Penfion, jind den Miniftern 
unangenehm, machen Unterfuhungen und Mühe nöthig. Weit bequemer ift ed, man penjionirt 
mit einem Federſtrich, ohne alles Gehör des Dieners wie ohne Angabe irgendeined rundes, 

- Schuldige wie Unfhuldige. So entgeht dann aber aud dem Staatövienerftande die fo un: 
entbehrliche moraliſche Achtung und das Vertrauen der Staatöbürger. In Zeiten der Notb 
und Gefahr wird fein Wort, das bisher nur der perſönlichen Wilffür und der Gewalt diente, 
die wohlthätige Kraft zum Schuß des Fürften und der Verfaſſung verlieren. Es finft im Volt 
immer mehr der Glaube an die Herrſchaft feiter Staatdgrundfäge und eines feften Rechts— 
zuftandes. Bor allem verderblich ift aber das, daß durch das willkürliche Verſetzen und 
Penſioniren und vollends durch gehäſſiges Disciplinarverfahren und die gleich verwerfliche 
neue Erfindung der Probejahre auch die Juftiz ihre ganze Selbftändigfeit und die Bürgſchaft 
ihrer Unabhängigkeit verliert. 

Da aber die Rihtergewalt täglich über alle Güter und Rechte der Menſchen, aljo über fie 
ſelbſt enticheidet, und jo von der Juftizverwaltung gewiſſermaßen das ganze Menſchenleben mit 
feinen Grundfägen und Beftrebungen abhängig wird, fo ift mit der Zerftörung ver noth: 
wendigen Unabhängigfeit der Juſtizbehörden aud die weſentlichſte rechtliche Sicherheit aller 
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Güter und Rechte der Staatöbürger, die Sicherheit aller Heiligthümer ihres geſellſchaftlichen 
Zebens zerftört.” Diefe Schilderung fhon vor Jahren wird leider durch bie neueften Zu- 
ſtände auch heute noch allzu ſehr veranſchaulicht. 

IV. Fortſetzung. C. Die falſchen Rechtfertigungsgründe unſers neu— 
deutſchen Syſtems. Einem feſtern und beſſern Rechtszuſtand der Staatsdiener ſtellten ſich 
in Deutſchland, wie in Frankreich, vorzüglich dreierlei Hauptrückſichten entgegen. 

Die erſte beſtand in dem früher jakobiniſchen, dann Napoleoniſchen despotiſchen Cen— 
traliſationsſyſtem, welches in Deutſchland, zumal in den Rheinbundsſtaaten, nur allzu viel 
Beifall fand. Nad den echt germanischen Anfichten follten die Staatödiener geadhtete gefegliche 
Vertreter und Schüger der feften Grundfäge des Friedens, der Gerechtigkeit und des Landes— 
wohls, jie follten in ihren Grafihafts: und Amtsgenoffenfhaften geliebte, mohlthätige 
Schützer aud ihrer befondern Gerehtjame und Intereffen fein, ſolche, die nicht wie Bedienten 
zu jeberlei Befehl bereit fein müffen, jondern innerhalb ihres beftimmten Amtöberufs bleiben 
und bei Durchführung der verfaſſungsmäßigen Rechte und Befehle des Kaijerd und des Landes: 
herrn zugleich bei ihm felbft die Rechte der Bürger in geziemender Weife gegen Misleitungen 
und Miögriffe zu vertreten fuchten. Jenes despotiſche Syſtem will dagegen nur willenlos 
abhängige und gefürdtete Werkzeuge für alle wechſelnden Launen und beliebigen despotiſchen 
Befehle des Herrfherd und feiner Minifter. Gegenfeitige Achtung und Liebe zwiſchen den 
Beamten und den Verwalteten ſchienen jet gleih dem feften Rechtszuſtand der Bürger und 
Beamten mehr hinderlich als Heilfam. Dedmwegen jagte man die Beamten in flüchtigem Wechfel 
durch dad Land und machte jie abhängig von jeder Willfür. Nah diefem Syſtem wird der 
Beamte, welher dem rechtöverlegenden oder unmoralifhen Willfürbefehl gegenüber an gebeiligte 
Grundfäge erinnern und fie achten wollte, nach dem eigenen Ausbrud eines deutſchen Minifters 
„als unbraudbares Werkzeug weggeworfen“. Geheime Berichterftatter und Spione mußten bie 
fervile Gefinnung, fo wie der Bürger, fo vor allem die ver Beamten überwachen. Tiberius wollte 
Demoralifation der Römer und erflärte dad Sittengeriht unpaffend für feine Zeit. Dem 
großen neueuropäifchen Meifter des Syſtems legte man die Worte in den Mund, daß erft die 
Diener fih aviliren müßten, ehe fie recht brauchbar feien. So war es, fo ift es bei dieſem Syftem 
überall unvermeidlich, nicht etwa blos da, wo mit Bewußtjein abfolut unwürdige Zwecke ver 
Herrfcher oder ihrer Günftlinge verfolgt werden. Es ift auch da unvermeidlih, wo man, wie 
unter Napoleon nnd in dem Juftemilieufyftem und wie zum Theil in Deutfhland, vem Volk 
reastionär feine geheiligten Verfaſſungsrechte ganz oder theilweife zu entziehen oder zu ver: 
eiteln jucht, wo man andere Zwede und Regierungsfyfteme verfolgt ald die, melde bei ber 
Freiheit ver Bürger und der Öffentlihen Meinung ausgeſprochen und befolgt werden dürften. 
Hier ift leider beftändige Unterbrüdung der dem Regierungsſyſtem entgegenftehenven Freiheit, 
Wahrheit und Öffentlihen Moralität, Beftehung und Täufhung jeder Art unvermeidlich. 

Einzweiter Gejihtöpunft, welder ſich einem guten und feften Rechtszuſtand der Staats— 
diener entgegenftellt, ift eine höchſt ververbliche, gottlob aber falſche Auffaffung vom Weſen des 
conftitutionellen Syftems und feiner Berantwortlichkeit ver Minifter. Man vertheidigt nämlich 
nad diefer irrigen Auffaſſung im weſentlichen die Napoleonifche Gentralifation und Regierungd= 
willkür in Beziehung auf die Beamten aus ehrenwerthern Motiven und ohne die übrigens 
unvermeidlichen, unmoralifhen, verderblichen Mittel des Syſtems zu wollen, weil man glaubt, 
die conftitutionelle Regierung bedürfe verfelben, um die ihr durch die ſtändiſchen Rechte ent— 
zogene Macht aufzumwiegen, um die Oppofition wirffam befümpfen zu fünnen, und fobann, 
weil die Minifter fonft nicht für die Verwaltung verantwortlich gemacht werden Fönnten. Wäre 
die hier zu Grunde liegende Auffaffung ver repräfentativen Verfaffung die richtige, wahrlich 
dann müßte man denen beiftinmen, die jie wegen ihrer angeblihen Täuſchungen und ver: 
derblihen Wirkungen verwerfen. Machte fie wirflid jenes Syſtem der Redtlofigkeit, ver 
Willkür und der Corruption in Beziehung auf den ganzen Beamtenftand und vollends auch 
unfere fonftige neudeutfhe Adminiſtrativ- und Polizeimacht nothiwendig, fo wäre fie eine Peft. 
Sie wäre ed, wenn in ihr willkürlich zur Bekämpfung und Nieverhaltung einer liberalen 
DOppofition im Volk und in den Kammern, bei den Gemeinde: und Deputirtenwahlen, bie 
Regierungen das Volk corrumpiren, feine Angelegenheiten durch jervile Beamte minder gut 
verwalten und Breiheit und Recht der Bürger hundertfachen Berlegungen preisgeben müßten. 
Ließe fih wol etwas ausfinnen, woburd man die conftitutionellen Berfaffungen mehr um 
Achtung und Vertrauen bringen fönnte, fie, melde vielmehr gerade Gorruption und Wil- 
für ded Abſolutismus aufzuheben beftimmt find? Aber zu fo irrigen Anſichten werden bie 
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Regierungen ebenfalld nur verführt durch diejenigen, welche, wie Napoleon und fpäter Das 
Juftemilieufsften, die Wahrheit des repräfentativen Syſtems reactionär unterdrücken, eine 
Halbheit oder Lüge daraus machen möchten. Wo aber das Syſtem eine Wahrheit ift, wie in 
Belgien, in Norwegen, Schweden, England, Italien, ver Schweiz und Holland , da bleibt Diefe 
Berivrung fern. Die volle Freiheit der Bürger und der öffentlihen Meinung, namentlich der 
Preffe, fteht Hier nicht im mindeften in gehäffigem Verhältniß zum Regenten und wird nidt 
angefeindet und verfolgt. Die Verwaltung ift hier, und zumal in England, zum größten Theil 
einmal in den Händen der Bürger oder folder unbezahlten Beamten aus dem Volk, die, 
wie z. B. die unbefoldeten englifhen Friedensrichter, durhaus von feiner Willfür ver 
Minifter abhängig find, die nicht verfegt werden können, und welden ſelbſt eine Entlaffung nur 
eine Laft abnähme und fie ald Kandidaten der Oppofitiondpartei empföhle. Alle Richter, 
Geiftliche, Profefforen, Lehrer und felbft vie Offiziere, welche ihre Stellen kauften, können vollends 
dort von der Regierung nicht, fowie bei und, entlaffen, penfionirt oder verfegt werden 
Advocaten, Notare, Arzte, Bürgermeifter hängen dort nicht einmal durch Anftellung oder Be- 
ftätigung von der Regierung ab. Bon ver bei ung fleigenden Gewalt, felbft über die Gewerbe: 
leute, von beliebigen Gonceffionsertheilungen und Verweigerungen, Entziehungen, ja 3. B. von 
Beprohungen der Zeitungsredactoren und der Buchhändler mit den legtern, weiß man bort 
vollends nichts; und die wenigen Staatsbeamten, welche Befoldungen genießen und nicht, wie 
Minifter und Minifterialbeamte bei einem Miniſterwechſel, ihrer Partei treu, freiwillig ſich 
— haben theils durch Obſervanzen, die in England unter der Garantie der vollen 
ffentlichkeit und einer rechtlichen und freien oͤffentlichen Meinung mehr ſchützen als anderwärts 
Geſetze, Bürgihaften gegen beliebige Entlaffüngen und aud für genügende Penjionen; theils 
brachten fie ihren Ämtern nicht von den ſchweren Vorbereitungen in der Jugend an ihr Ver- 
mögen und ihren übrigen Lebendberuf zum Opfer. Zu dem allen werben nun nod in jenen 
Ländern, wo die ftändifche Verfaſſung eine Wahrheit ift, die Minifter durch die entſchiedene 
Parlanıentdmajorität beflimmt. Ja die Krone ift auch bei der Ernennung zu andern Stellen, 
wie namentlih den höchſten Richterſtellen, durch Obfervanzen oder Gefege beihränft. So 
können denn bier wahrlich ver König und das Minifterium in Beziehung auf dieBerwaltung und 
die Öffentlichen Diener und durch diefe nimmermehr einen ähnlichen beliebigen Einfluß ausüben, 
als er ihnen bei unfern unendlich zahlreichen, nur von der Regierung beliebig ernannten und be- 
förderten Beamten felbft auch dann noch bliebe, wenn aud die Redhtöverhältniffe und Die Lage 
diefer Diener noch jo gut und fiher beftimmt würden, und wenn die Regierungen felbft auf die 
Heimlichfeit und die Wahrheitdunterbrüfung und die Wahrheitsfälfhung durch die Genfur 
verzichten wollten. Allein dort, wo die conftitutionelle Verfaſſung Wahrheit ift, wo die bei der 
freieften Preſſe heilig gehaltenen, geliebten und geadhteten glücklichen Fürften fie ald Wahrheit 
entſchieden zugeftehen, da ift auch all jener Kampf und Beprüdungseinfluß eines napoleonijchen 
Verwaltungsfyftemd gegen die Öffentliche Meinung und die Oppojition ganz entbehrlih und 
unzuläffig. Hat dort die Öffentliche Meinung ver Nation für eine politifhe Partei oder eine 
Hauptanficht entihieden, und hat der Fürft bei etwaigen Zweifel zur freien Einwirfung aud 
feiner Anfihten und zur Erprobung der wahren öffentlihen Meinung an neue freie Wahlen 
der Nation appellirt, an Wahlen, welche nicht die Regierung für ſich felbft zu beherrfchen fucht, 
welde vielmehr nur unter ven politifchen Parteien in der Nation beftritten, von der Regierung 
nur in ihrer verfaffungsmäßigen Freiheit gejhügt werden, nun alddann hat der Fürft in dem 
neuen nach dev parlamentarifchen Mehrheit ernannten Minifterium und in dem von der Nation 
bei voller Freiheit der Discuffion und Prüfung gewünſchten Regierungsivftem die möglihft 
fihern Bürgſchaften für eine weife, beglückende und durch die Unterftügug der Nation Fräftige 
und glückliche Negierung fowie für Befeitigung alles Volkshaſſes und aller eigenen Ver- 
antwortlidfeit. Er hat jegt gerade in der nur gefeglihen Beamtenthätigfeit, in der vollen 
Öffentlichkeit und Preffreiheit die beften Bundeögenoffen. Ia die Oppofition felbft ift ihm jegt 
Bürgihaft und Bundesgenoffenfhaft. Weit entfernt von allem Widerftreite gegen ihn, hat 
die Oppofition nur ihre wahre, unermeßlidy wohlthätige Aufgabe. Diefe befteht nämlich darin, 
bei allen Regierungsmaßregeln die möglichft vieljeitige Prüfung von den verſchiedenſten Stand: 
punkten aus zu bewirken, ver an ſich wohlthätigen, aber oft einfeitigen Regierungstendenz für 
Einheit und Ordnung gegenüber ſtets die Freiheit, und in devganzen Regierung und Nation 
dad unermübliche Streben für Wahrheit und Gerechtigkeit und das wahre Staatswohl lebendig 
zu halten und endlich da, wo die Überzeugung der Nation von der jevedmaligen Rage ded Staats 
eine Anderung des Regierungsſyſtems erheifcht, dieſe auf frievlihem Wege zu bewirken. 
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DOppofition, Minifterialpartei und Regierung müffen zum verftändigen Beſchluß im lebendigen 
Staat ähnlich zufammenmwirken wie alle verſchiedenen, zum Theil entgegengefegten Geiftes- 
und Gemüthöfräfte und Erfahrungen im einzelnen Manne. Die Minifter aber bleiben aud 
bei einem würdigen geliherten Beamtenftande hinlänglich verantwortlih, und fle Fönnen es 
bleiben ohne alle Ungerechtigkeit. Sie find verantwortlih für alles, was fie jelbft mit der 
ihnen rechtlich zuftehenden Macht verſchuldeten. Wenn Beamte, ohne daß jie es rechtlich hindern 
fonnten, fehlten, fo find natürlich ſtets nur diefe für ihre Thaten, und die Minifter nur für die 
Bewirfung ihrer gejeglihen Beſtrafung verantwortlih. Diefe Fehler aber werden nun nicht 
etwa mehr, jondern fie werben weit minder eintreten bei einem würdigen, als bei einem jervilen, 
corrumpirten und avilirten Beamtenftande. Ind die Minifter haben, wie ſchon oben ausgeführt 
wurde, auch ohne alle Willfürgewalt gegen die Diener die genügendften Mittel, jie zur ſtrengen 
Pflihterfüllung und zu pünktliher Befolgung aller ihrer gefeglihen amtlichen Befehle an— 
zubalten. Die Willkür ift nur nöthig zur Durchführung von Ungefeglichkeiten, dient nur um 
ſchlechte Zwecke durchzuführen und den Beamten zu verſchlechtern. Mit Berufung auf die Er- 
fahrung aller Mitglieder einer ganzen Kammer Fonnte jene citirte Motionsrede behaupten, daß 
„mit Ausnahme der Fälle, wo unfehlbar entiweder mit dem Willen des Dienerd oder gerichtlich 
hätte penftonirt, verfegt oder entlaffen werben können, überall Hundertmalmehr böfer und ftaats- 
verderbliher Gebrauch und Erfolg minifterieller Willfürgewalt zu Tage kamen”. 

Will man nun aber ein ſolches wahres ftändifches Syftem, das Syftem wirklicher Freiheit 
der Nation nit, fondern nur jenen ewigen Kampf ded Fürften und der Regierung gegen die 
Breiheit ver Bürger, gegen die Freiheit der Öffentlihen Meinung und gegen die liberale Oppo— 
fition; will man jenes demoralijirende Beamtenſyſtem ald Kriegs:, Unterdrückungs- und Cor— 
ruptiondmittel für das Volk — o wahrlih, dann möchte man doch, wenn man nur fönnte, 
lieber den alten Abſolutismus herftellen! Kann man aber das nicht, aldvdann erwarte man auch, 
daß die Unnatur ded Syſtems und der geheime Krieg endlich in Exrplofionen, in Revolutionen, 
wie unter ven Stuart und den ältern Bourbonen, bei unferer deutſchen unglüdlihen Lage aber 
vielleicht verbunden mit auswärtigen Einmiſchungen, Groberungen und Bürgerfriegen zu 
Tage bricht! 

Ewig wahr bleibt Stein’8 und Schön’s und Wilhelm von Humboldt's Anſicht, daß nur in 
der vollen befriedigenden Wahrheit der Inftitutionen, in dem Vertrauen auf Gott und die gute 
Sade, bei der vollen Treue gegen Recht und Wahrheit Kraft und Ruhe, Bürgſchaft ver Tugend 
und des Heils gegeben ſind. 

Die Wohlmeinenden, aber Schwächlichen, die wegen der Abneigung der Regierungen und 
Höflinge aus „Mäßigung“ nur Halbheiten fordern, mögen dieſes bedenken! Es gibt nur ein 
ganzes geſundes Leben. Gerade die Halbheiten führen zur Unzufriedenheit und wahren Un— 
mäßigung, zur Krankheit und zum Verderben. 

Dem Spott, welchen Dahlmann gegen die Theorie der deutſchen Rechtögelehrten, die bisher 
den feften Rechtszuſtand der Staatödiener behaupteten, in ven Worten ausfpridt: „Sie be: 
rühmten fi) eines Privatrehts, dem Staat üble Dienfte zu erweiſen“, Fönnten wir alddann 
beiflimmen, wenn etwa wirflid der würdige, gute gejicherte Rechtszuſtand der Staatödiener der 
Mehrheit der Fälle nad) zu üblern Dienftleiftungen führte, wenn nicht vielmehr umgefehrt ge- 
rade deſſen Mangel im allgemeinen die fchlechteften herbeiführte, auch nod außer den andern 
bereits obenberührten verderblihen Folgen, wenn es nicht endlich gegen wirklich fchlechte 
Beamten rechtliche Mittel gäbe. 

Dieſes nun führt und zu der dritten Rückſicht, welde man oft gegen gute geſicherte Ver— 
bältniffe ded Staatödienerd geltend macht, nämlich der auf zugleich wohlfeilere und beffere Dienft- 
verwaltung. Borzüglih die Männer aus dem Bürgers, aus dem Gewerbs- und Handeldftande 
machen dieſe Rückſicht geltend. Sie jind gewohnt, ihre eigenen Diener mit dem geringften Kohn, 
für welchen fie fie Haben können, zu mieten, diefelben, fobald fie mit ihnen unzufrieden find, mit 
beſſern zu vertaufchen, ohne an Benfionirungen derfelben zu venfen. Dabei fehen fie dann na= 
türlih mit doppelt gerechter Entrüftung bie oft ſchlechten und verlegenden Verwaltungen der 
Beamten, ihren Eaftenmäßigen Übermuth gegen die Bürger, den Mangel geſetzlicher Dienft- 
disciplin und gerecht firafender Entfernungen unwürbiger Diener, die furdtbar anſchwellenden 
Budgetfäge für unfere deutſchen Beamtenheere und die oft noch größern für bie Heere der ‘Ben: 
fionärd vor fih. Sie vermeinen dabei leicht den verderblichen Ubeln durch die Übertragung ihrer 
Behandlung ihrer eigenen Diener auf die Staatdbeamten abhelfen zu können. Allein es find 
andere Mittel, die bier helfen müffen. Größere Öffentlichkeit und Mündlichkeit und größere 
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Einfachheit der Verwaltung, forgfältigere, gerechtere Auswahl, Befdrberung und Belohnung 
der Diener, firengere Aufiht und Beftrafung gegen die pflichtwidrigen, eine gerechte, in ber 
Regel gerichtliche Entiernung aller erweislich unfähigen und unwürdigen, mit Ausihluß aller 
leihtfinnigen willfürlihen Benfionivungen und Verfegungen, überhaupt mit ſtreng gerechter 
Behandlung der Staatödiener. Dieje Mittel werden bier unfeblbar helfen. Selbit bei ausge: 
dehnterm gerichtlihen Rechtsſchutz der Staatsdiener gegen Berjegungen und Penjionirungen 
und vollends gegen Gntlaffungen, wie ihn bis zur Auflöfung des Reichs denjelben die Reichs— 
und andeögerichte gewährten, und bei vielgrößerer Beichränfung der Regenten bei Anftellungen 
und Beförderungen nad) der Anciennetät und mit ſtändiſcher Mitwirkung u. |. w. mußten früher 
tüchtige deutſche Regenten ihre Dienerſchaft in treffliher Ordnung zu halten, und unjere Ben: 
ionslaften blieben vollends ihren Ländern fremd. Gewiß niemand mehr ald id huldigt dem 
Sag: die Beamten find ded Volks, nicht dad Volk der Beamten wegen da. Niemand ift mehr 
überzeugt, daß alles Heil der Staaten von guten Beamten abhängt, wie ſchon Solon fagte, daß 
es feine furchtbarere Peft für die Völker gibt als einen ſchlechten, trägen, lieberlichen, treulojen 
Beamtenftand. Aber gerade deshalb halte ich das neudentfhe Beamtenfuftem für die gröbfte, 
verderblihfte allev Täuſchungen. 

Über die Ververblichfeit ungeficherter, ungenügender Verbältniffe ver Staatöbiener für ven 
Staat und die Verwalteten felbft fei es erlaubt, noch die Worte mitzutbeilen, die ein erfahrener 
Staatsmann, der Minifter Winter, kurz vor feinem Tode auf dem badiſchen Landtage 1837 in der 
Begründung eines Gefegentwurfs über die Staatöbienerverhältniffe ſprach (f. Protofolle der Er— 
ften Kammer von 1837, Beilagenheft 1, S. 9): „Die Frage ift alfo: ob das eigene Interefje des 
Staats ed nöthig made, den Staatsdienern dur bejondere pofltive Beftimmungen irgendeinen 
lebenslänglichen Anſpruch zuzufichern? Beinahe in allen deutſchen Staaten ift nun dieſe Frage 
bejahend entihieden. — Es liegt in einem ſolchen Rechtözuftande der Staatödiener eine wer 
fentlihe Bürgſchaft für die Treue der öffentlihen Verwaltung und fomit für dad Wohl des 
Staats felbit. Bei dem Syſtem der willfürlihen Entlaßbarfeit fpringt überall der offene 
Nachtheil in die Augen, daß dadurch ein fleter und gefährliher Kampf der Parteien genährt 
wird. Während die entlaifenen Diener ihrem durch ihre bebauerliche Lage hervorgerufenen 
Unmuth auf jede Weife Luft zu maden ſuchen, ftürmen auf der andern Seite ſtets eine Menge 
ehrgeiziger und brotfüchtiger Afpiranten heran, um diejenigen, die wirflid im Dienft find, zu 
verdrängen und ihre Stellen einzunehmen. Bei diefer ſtets jih vermehrenden Zahl der Unzu— 
friedenen, bei ver durch fie unterhaltenen Imruhe und bei dem durch dieſes Syſtem begünftigten 
unaufhörlihen Wechjel können die Angelegenheiten bes Staats unmöglich gut verwaltet werben. 
Dazu kommt noch vom Standpunfte des Dienerd aus, daß er, wenn die Staatöverwaltung ihn 
entläßt, meiftens erwerblos wird, da er feine Jugend und fein Geld zur Vorbereitung für den 
Dienft des Staatö aufgeopfert und nichts anderes erlernt hat, wodurd er feinen Unterhalt in 
ehrbarer Weiſe ſich wieder zu verfchaffen vermödte. Der Staatöbürger, der fi einem andern 
Beruf widmet, treibt fein Gewerbe auf eigene Rechnung; er bedarf einer dedfalljigen Berüd: 
ihtigung vom Staat als ſolchem nit, fondern er findet in dem Publikum eine nad) den Um: 
fländen größere oder Heinere Zahl von Abnehmern feiner Dienfte oder Arbeiten. Auch wenn 
er fih für ein Geſchäft außbildete, zu deifen Betrieb große ihm nicht zu Gebote ſtehende Kapita= 
lien erforderlich find, er alfo nicht das Geſchäft aufeigene Rechnung betreiben fann, fondern ſich 
in den Dienft eines größern Unternehmers begeben muß, fo ift immerhin das Feld für feine 
Arbeit nicht klein. Verliert er feinen Dienfthern, fo findet er wiederum einen andern. Es 
fteht ihm dabei nicht nur das ganze Großherzogthum, ſondern aud das Ausland offen. Anders 
verhält es fi bei dem Staatäbiener. Ihm ift ver Staat der einzige Abnchmer feiner Dienfte. 
Bon dieſem entlafien, kann ev feinen andern Dienftheren mehr finden, und die Gelegenheit gebt 
ihm verloren, dasjenige, wozu er ſich in feiner Jugend vorbereitet hatte, fernerhin auszuüben 
und feinen Unterhalt zu erwerben.” Übereinſtimmend fagte die königlich hannoveriſche Decla- 
ration vom 11. Mai 1832: „Die Erfahrung aller Länder und Zeiten hat auf das überzeu- 
gendfte bewiejen, daß die Güte der Verwaltung und jomit das Glüd der Unterthanen, mehr 
noch ald von den Vorzügen der Ginrihtung, von dem guten Geifte abhängig it, welder die 
Dienerſchaft befeelt, zu deffen Unterhaltung aber unumgänglich erforberlich ift, Daf Die Männer, 
welche ihre Kräfte dem Dienft wibmen, vor willfürlider Behandlung gefhügt find.” Die 
fähigften und edelſten Naturen werben aud) einem Staatöbienft, der jie, ihre Wirffamfeit und 
ihr Lebensſchickſal preisgibt, ji gar nit widmen. 

Zu diejen Gründen erwäge man noch Folgendes: 1) Wenn die gefeglihen Einfünfte ver 
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Diener zu gering find, fo ift felbft ein ruffifcher Autofrat nicht im Stande, gu verhindern, daß 
nicht in größter Allgemeinheit die Diener ſich durch Beſtechung, Erpreffung, Beruntreuung uns 
gefegliche verſchaffen, welde dem Staat und dem Bürger an Geld und viel höhern Gütern hun— 
dertmal mehr foften ald genügende Gehalte, und melde jelbft das Heiligthum der Juſtiz durch 
die Peft der Beftehung verwüſten. Die ganze Beamtenfchaft bildet jegt eine ſich gegenfeitig 
unterftügende, zufammen verjhmorene Kafte, gegen welche ver Bürger hülflos ift. Sogar ſolche 
einzelne ehrliche Männer, welche die allgemeine Ruchlofigfeit nit mitmachen wollen, werben, wie 
merfwürdige Beifpiele beweifen, jo lange verfolgt, bis fie das allgemeine Gewerbe durch fein 
entgegengefegtes tugenphaftes Beifpiel mehr ſtören. Glaubt man nun aber, daß die Beamten 
nicht ebenfo ji und ihre Familien gegen die Unjicherbeit der Lage, gegen das Unglück, vielleicht 
morgen durd Ungunft und Willfür und politifche Leidenſchaften ver Minifter ihr ganzes Ein— 
fommen zu verlieren, während ihrer Dienftausübung zun voraus zu decken ſuchen? Daher und 
nur daher in Franfreih die Unehrlichkeit vieler amoviblen Verwaltungsbeamten neben der 
mufterhaften Ehrenbaftigfeit und ver größten Achtung der inamoviblen Richter. 

2) Beamte, welhe ald Sklaven höherer Willfür, der wechielnden Laune minifterieller 
Herren oper anderer Vorgefegten und Mächtigen mit Enechtiiher Gefinnung zu ſchmeicheln fi 
gewöhnen, werben ftet3 ihre Amtsuntergebenen ald despotiihe Paſchas mishandeln und hierin 
einigen Erjag für den Drud von oben fuhen. Sie aljo begründen gerade die hochmüthigſte 
Beamtenariftofratie gegen die Bürger. 

3) In der frangöfijchen Deputirtenfammer entwickelte, auf vielfadhe Erfahrung geftüßt, der 
Deputirte Gasparin, wie diefe Amovibilität der Verwaltungsbeamten auch dadurch die Ver: 
waltung fchlecht mache, daß die Beamten felbft dadurch die Kraft verlören, ihre Verwaltung von 
den Intereffen und Launen der höhern Beamten und von den jegt ſchwer zurüdzumeifenden 
Einflüffen ver die Minifter unterftügenden Deputirten unabhängig zu halten. 

4) Daß die Beamten alle feite Grundfäße der Verwaltung und die Rechte ver Verwalteten 
dem Streben opfern, in alle Zaunen der wechielnden Minifter einzugehen und vorzüglich ihr po— 
litiſches Syſtem durch Bekämpfung ver Oppoüition, durch Wahlbeherrihung, durch Barteilichkeiten 
und Berfolgungen gegen ehrliche grundfagtreue Männer von der Orgenpartei zu unterftügen: 
Dies ift nach dem Obigen durchaus nicht nöthig im wahren Nepräfentativftaat, ſondern vom Übel. 
Auch ift diefe Willkürherrſchaft ver Minifter über das Lebensſchickſal aller Beamten felbft nicht ein- 
mal das rechte Mittel, un wirklich ein minifterielled Syftem oder vollends den Thron mit einiger 
Sicherheit und irgend auf die Dauer zu lügen. Sie verfälfcht nicht blos die öffentliche Meinung 
und macht fie gerade in den Krifen unficher, im weldhen e8 dem König und dem Volk ſo höchſt 
wichtig wäre, die wahre öffentliche Meinung lauter und deutlich vor ic) zu fehen, um danach daß 
rechte Minifterium und den rechten Gang deffelben zu bilden ; fie bewirkt auch, daß das Minifterium 
unbemerft untergraben, und daß ed gerade in den entjcheidenden Augenbliden verlaffen wird. 
Dieſes alles ſah man recht deutlich vor fich bei den vielen Miniftermechfeln in der Bourbonifchen 
Reftaurationdperiode und zum Theil auch unter Ludwig Philipp. Eine Schar von Verwal- 
tungsbeamten wurde jedesmal von dem neuen Minifterium entfernt und durch Greaturen erjegt. 
Die Abgefegten intriguirten jegt natürlich aufs äußerfte gegen ihren Feind, das herrſchende Mi— 
nifteriun. Aber auch die noch im Dienft Befindlichen ſchauten ftetd nach der Wetterfahne und 
ſuchten, um ſich ſicher zu ftellen oder zu poufjiren, zumal bei jeder Gefahr des Minifteriums, die 
Oppoſitionspartei und die zukünftigen Minifter zu ſchonen, ja fie verrätherifch zu unterflügen, 
was fie im entfernten Departement in unmittelbarer Berührung mit den Menfchen leicht fonnten, 
Mehr als ein Minifterium, vielleicht der Thron Karl's X., ftürzten ſolchergeſtalt gerade durch die 
willkürlich abjegbaren Beamten. Von der Gorruption aber und von dem doppelten und drei— 
fahen Spionenjoftem in dieſem Zuftande kann man fi kaum einen Begriff maden. 

5) Alle bisherigen Nachtheile, namentlich aber auch die von Winter bezeichneten, gelten aud) 
von beliebigen Benfionirungen und Verſetzungen, von den Probejahren und den Disciplinar: 
gerichten.: Auch fie werden, ſobald fie der minifteriellen Willkür überlaffen werben, ebenfo wie 
bie Dienftentfegungen, ungleid weniger im wirklihen Intereffeder eigentlichen Dienftverwaltung 
wie ald minifterielle Gorruptiond= und Kriegsmittel gebraudt. Auch fie beeinträchtigen nad 
dem, was oben ausgeführt wurde, Unterhalt und Lebendglüd ver Beamten und ihrer Familien, 
zerftören den gejiherten Rechtszuſtand verjelben und führen zu Gorruption, treulofer Dienftver- 
waltung und zum hinterliftigen Gegenfanıpfe. 

V. Sortjegung. D. Die wefentlih nothwendigen Verbefjerungen unſe— 
ter deutfhen Dienftgefege. 1) Vor allem muß die rein despotiſche minifterielle Abhän— 
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gigfeit jener Berfonen aufhören, welche gar keine wirflihen Staatsdiener find (I und IN). Die— 
felbe muß der verfaffungsmäßigen Selbftändigkeit und Freiheit der Corporationen, ber Privaten 
und der Gewerbe Platz maden. 

2) Die Anftelung aller eigentlihen Staatödiener ift zwar allerdings ein Hoheitsrecht des 
Negenten, doch ſchließt dieſes natürlich verfaſſungsmäßige gefegliche Beftimmungen und Bürg— 
ſchaften gegen falfche Berathung des Negenten und gegen Miögriffe in dieſer wichtigen Angele- 
genheit nit aus. Sie werden ſich vorzüglid auf folgende Hauptpunfte beziehen: a) darauf, 
daß des Regenten Mahl nicht auf Unfähige oder Unwürdige irregeleitet werve; b) darauf, daß 
die verfaffungsmäßigen gleihen Anſprüche aller Bürger auf die Theilnahme am Staatödienft 
nicht durch Nepotismus und ungerechte Privilegien verlegt werden; c) endlich darauf, dap in 
Beziehung auf die Dienftbeförderungen feine unverbiente Zurüdfegung verbienter, fähiger und 
würbiger Staatsdiener flattfinde. 

3) Wenn auch heutzutage nicht mehr mie früher beiden meiften Staatödienften Volkswahlen 
und fpäter landftändiiche Wahlen mit dem fürftlihen Ernennungsrecht vereinigt werdenmollten, 
fo möchte doch mindeftens bei Belegung der oberften Gerichtshöfe, insbeſondere der Staatöge- 
richtshöfe für Anklagen gegen Minifter und Ständemitglieder , nad) dem Vorgang einiger con: 
ftitutionellen Staaten ſtändiſche Concurrenz weſentlich ſein. Für die ganze Landesjuftiz cor- 
rumpirend aber muß ſchon das wirfen, wenn die gewöhnlichen höchſten Gerichte aud) den Staats- 
gerichtöhof bilden und nah Minifterbelieben befegt werden. In Belgienbatman jene Concurrenz 
auch für die jo höchſt wichtigen, dort nicht chineſiſchen, aber möglihft unparteiifhen Prüfungen 
der Candidaten ver Staatdämter für wefentlih gehalten. Anftellungen und Beförderungen 
aber follten wenigftend nicht ohne vorheriges Ausichreiben der erledigten Stellen und nicht ohne 
ausdrüdliche Erwähnung der vorher vernommenen gutachtlichen Berichte der betreffenden Colle— 
gien und des ganzen Minifter- oder Staatsraths erfolgen. Bei Beförderungen und höhern 
Gehaltdertheilungen follte mit Beobachtung eines gefeglihen Normaletats, wie mit Nachdruck 
Juſtus Möfer forderte, wenigftens bei den meiften Stellen, namentlidy bei ven Juftizftellen, zum 
Ausihlup von Ungerechtigkeit und Willfür die Anciennetät als eine Regel gelten. Nothwen— 
dige Ausnahmen follten durch befondere Formen auch äußerlich gerechtfertigt werben. So hielt 
ed die Weisheit unferer Vorfahren für eine treue und rechtlich geordnete zufriedene Dienerſchaft 
wichtig, jelbft im Militär. Geredtigfeit und der allgemeine @eift eines Inftituts wog zehnmal 
einzelne augenblickliche Vortheile auf, und nur zu oft find ed nicht Vortheile, fondern Nachtheile 
für den Dienft, welche auch unmittelbar beliebige Ausnahmen begründen. 

4) Bei der Einheit unfers deutihen Gefammtvaterlandes und zu der möglichften Erhaltung 
und Förderung derfelben ift eö, wie auch die Bundesacte im Art. 18 mit der frühern allgemeinen 
Praris anerkannte, wichtig, daß bie deutichen Staaten auch Bürgern anderer deutfchen Bruder— 
ftämme ihren Staatödienft nicht verfchließen. Und wenn dabei nur dem Tüchtigern der Borzug 
vor dem einbeimifchen Bewerber gegeben wird, fo entfpricht dieſes dem Öffentlichen Intereffe und 
Recht des Landes, und niemand kann darüber Flagen, da feiner ein Bannrecht hat, zum Nachtheil 
jeine8 Landes angeftellt zu werden. Bür wiflenfhaftlihe Anftalten vollends und für deutſche 
Wiſſenſchaft und Bildung ift diefes Prineip unerlaglih. Der preußiſche Minifter Hardenberg 
antwortete, ald man ihn aufforderte, Die Untertbanen eines deutſchen Landes, welches die Preußen 
vom Staatsdienſt ausgefhloffen hatte, ebenfalls in Preußen auszufchließen: „Es wäre ja thö— 
richt, auch unfer Land darum eines Vortheils zu berauben, weil man tbörichterweife ein anderes 
deſſelben beraubt hat.‘ a 

5) Strenge und beftimmte Disciplinar- und Strafgefege, tüchtige Vifitationen, Offentli- 
feit, Brepfreiheit und Anflagerechte ver Berlegten und der Bürger müſſen in Verbindung mit der 
geficherten Ehre und Gerechtigkeit für die würdigen Diener, Unwürdigkeiten möglichſt ausfchlie- 
Bend, ftetö gerecht beftrafen und den Dienft unbarmherzig von unwürdigen Gliedern reinigen. 

6) Anftellungen auf Probe müßten nur auf foldye, die fih noch gar nicht Öffentlich bewähr- 
ten, und nur auf ein Jahr beſchränkt fein; nie aber dürfen fie bei Nichtern ftattfinden. Ebenfo 
dürfen nicht blos Entlaffungen, fondern auch Penſionirungen und Verfegungen gegen den 
Willen ded Dieners bei Richtern durchaus nur nach gerichtlihen Urtheil, nöthigenfalld mit Ver: 
nehmung dev Sahverftändigen erfolgen. Sonft find folche Nichter und ihre Gollegien gar feine 
unabhängigen Richter, fondern Werkzeuge der Macht. 

7) Bei ven übrigen Staatödienern müßte unfreiwilligen Entlaffungen, Benfionirungen und 

rjegungen, wenn man über fie nicht überhaupt ähnlich wie früber und wie bei richterlichen 
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Stellen richterlich will entſcheiden laſſen, mindeftens dann gerichtliches Erfenntniß vorausgehen, 
wenn jie zur Strafe erfolgen. 

8) Wo aber auch dieſes nicht der Ball ift, da müßte doch, mit Ausnahme der oben (1) be: 
zeichneten Diener, einedtheild die Vertheidigung des betreffenden Dieners und das Gutadhten 
ſeines vorgejegten Dienftcollegiumd über die Urfachen der aufgedrungenen, alſo nachtheiligen 
Penfionirung und Berjegung vernommen werben und erft nach eritattetem Referat und Cor: 
referat und ber Abſtimmung in einem gut organijirten Staatdrath oder wenigftend im Mini: 
jterrath die Entiheidung vom Fürſten mit Angabe der Entiheidungdgründe und der Stimmen- 
zahl für den Antrag erfolgen. Alle die hier vorgefhlagenen Formen, ſelbſt wenn fie die freie 
Entſcheidung des Fürſten nicht beihränfen, geben dennoch ihm jelbft, dem Staat und allen 
Staatödienern und bem gerade in Anfprud genommenen Diener höchſt beveutende beruhi- 
gende Bürgſchaften dagegen, daß nicht auf eine jo heillofe Weife, wie es nad dem Obigen ohne 
fie möglid ift, unnöthig verlegende und ſchädliche Penſionirungen und Berfegungen erfolgen, 
die das Land und feine fhulvlofen Bürger mit einer Penjionslaft , oit für Unwürdige, die 
ohne Benfion hätten entlaffen werden müffen, und oft für nod brauchbare Diener, beladen, vie 
allen würdigen Dienern das Gefühl einer unfihern, unmiürbigen Lage geben, alle unwürdigen 
durd die Hoffnung, ihre Unwürdigkeit und Trägheit mit einer Staatspenſion belohnt zu fehen, 
zum Schlechten anreizen, das Lebenöglüd der ſchuldlos Betroffenen und ihrer Familien aber ver: 
nichten und zulegt einer durchaus verberblihen Minifterwillfür,, ſchlechten politifchen Zwecken 
dienen, den Staatödiener und die Staatsverwaltung verderben. Diefed thun ſie auch deshalb, 
weil die Minifter dur die Ausſicht auf diefe ihnen bequemften Mittel die unbequemen Mittel 
der Dienftvidciplin, der Befferungsverfude, der Entlaffung und der Verſetzung zur Strafe 
u. ſ. w., wobei Gehör und Bertheidigung des Dienerd nicht zu umgehen find, vernadhläfligen 
und nad Bequemlichkeit die Schuldigen mit ven Unſchuldigen und diefe mit jenen gleich behan— 
deln und vermiſchen. Klar aber ift e8 ebenfalls, daß gerade fchlechte Zwecke, bloßer Leichtſinn 
und bloße Laune der Minifter bei Verſetzungen und Benfionirungen an biefen unparteilidhen 
Prüfungen und an der Öffentlichkeit ver Gründe meift fcheiten werben, ftatt daß jegt jeder De: 
partementöchef blos durch feinen einjeitigen Befhluß oder Antrag die Sache bewirkt. Denn 
fiherlih wird nad) dem jegigen Verfahren den Finangminifter, wenn er einen Binanzbeamten 
verfegen oder penfioniren will, auf fein einfeitiges Referat, ohne Gehör des Dienerd und ohne 
Gutachten eines Gollegiums, der Minifter ded Innern nicht widerſprechen, ebenfo wenig ale 
diejer bei gleichem Ball jenem. Ganz anders, wenn mit Vorlage folder die Sache erhellenden 
Actenftüde unparteiifche Referenten in den höhern Dienft: und Staatörathscollegien die Sache 
zum Vortrag bringen und aud im Staatdminifterium unparteiifche Gorreferenten neben dem 
betreffenden Minifter ald Referenten die zweifelhaften Momente und Bedenken zur Sprache 
bringen müffen, wenn darüber abgeftimmet und wenn in Öffentlich werdenden Entſcheidungs— 
gründen dem Diener und der Nation Rechenſchaft abgelegt werden muß. Wenn aber über das 
Lebensſchickſal eines Bürgers verfügt und den übrigen Bürgern Laften aufgeladen werben, 
Laſten von Millionen, oft für die verderblichſten Zwecke, wie bei unfern Penſionirungen, dann 
darf man wol im conflitutionellen Staat, deſſen Seele Gejeglichfeit und Dffentlichfeit ift, 
Bürgfhaften fordern, daß diefe Verfügungen nur von einer unparteiiſch und collegialiſch be: 
rathenen Nothiwendigfeit der Anwendung der hier einfhlagenden Staatögrundjäge ausgehen; 
alddann darf man wol offene Vorlegung der Gründe folder Mapregeln fordern. Man darf 
bei ſolchen, vielleicht den übrigen Bürgern wie den Staatsdienern höchſt verderblichen Beſchlüſſen 
verlangen, daß der Diener wenigftend gehört, daß die nötbige parteilofe, ſachkundige Prüfung 
und endlich die weientlichfte aller Redhtfertigungen und aller Eontrolen, die Offentlichkeit, ein: 
trete. Und gewiß werben, wenn. jene obenbezeihneten Diener ausgenommen bleiben (1), 
auch nur jchledhte Gründe der Minifter das Licht zu Scheuen haben. Wären diefelben aber etwa 
nadtheilig für den Diener, fo follte er entweder, flatt einer Belaftung der Staatskaſſe durch 
ihn, ohne Penjion mit Entlaffung beftraft oder mindeftend zur freiwilligen Dienftentfagung 
beftimmt werden. Jedenfalld ift in einem Gemeinweſen für jede Berfhuldung an demfelben, 
für eine Verſchuldung im öffentlichen Dienft die Offentlichkeit Feine ungerechte und nur eine fehr 
wohlthätige Folge. 

Insbefondere fpricht auch diefes für die vorgefchlagenen Maßregeln, daß fie und bie brei 
Hauptzmede, für welche jie wirken und die man einander entgegenftellen will, fi im minbeften 
nit beeinträchtigen, vielmehr, wie ſtets im natürlichen gefunden Syftem, ſich gegenfeitig unter: 
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fügen und fördern. Jene drei Hauptzwede find namlih: 1) möglichft gerechte und ſtrenge 
Dienftauffiht zur Erhaltung einer guten und treuen und thätigen , der Berfaflung wie allen 
geieglihen böhern Befehlen, dem Wohl und Recht des Fürften wie dem Wohl und Recht der 
Bürger möglihft entſprechenden Dienftverwaltung; 2) die möglichſt geringe Belaftung der 
Staatskaſſe und der Bürger durch die Dienftvermaltung ; 3) die möglichit befriedigende Siche⸗ 
rung des Wirkungskreiſes, der Ehre und des Lebensſchickſals der Staatsdiener. 

Jede Ginwendung endlich aus dem Intereffe der genügenden Regierungs: und Minifter= 
gewalt befeitigt die nad dem Bisherigen wol unumftößlihe Wahrheit, daß der Einfluß deutſcher 
Regierungen und Minifter auf die Diener durd ihre ausgedehnten Rechte der Anftellung, der 
Beförderung, ver Belohnung unserer allzu zahlreihen nur von dem Staatödienft lebenden 
Beamten, ferner durch die Entlaffungen, Benfionirungen und Berfegungen mit ihrer Zuftim: 
mung, ſodann durd alle Mittel und Strafen der Dienitdisciplin und endlich durch die gericht = 
liche Verfolgung nicht blos größer ift, als er in frühern deutfchen reichs⸗ und landſtaͤndiſchen 

Berbältniffen war, fondern aud größer, ald ihn die Regierung und die Minifter in England und 
in allen übrigen conftitutionelfen Staaten befigen. Er ift jedenfalls ein für alle guten Zwecke 
durchaus genügender. 

Diefed alles ift fo einleuchtend für diejenigen, welche ernſtlich jene obengeſchilderten wahr⸗ 
baft monftröfen und im höchſten Grabe verberblihen Folgen und Gefahren des bisherigen Sy- 
ſtems ausſchließen wollen, daß ebendeshalb auch die hier gemachten Vorfchläge, nachdem fie der Ver- 
faffer dieſes Artifeld in der obenangeführten Motion aufdem badiſchen Landtage 1833 entwidelt 
hatte, im weſentlichen die Beiftimmung der Kammer erhielten, und daß derjelbe fpäter ald Be: 
rihterftatter über ben von der Regierung auf dem Landtage vom Jahre 1837 vorgelegten Geſetz- 
entwurf zur Beränderung des Staatödieneredictö fie ebenfo ald einftimmige Anträge ber Com— 
miffton wiederholen durfte.) Der Gefegentwurf wurde jedoch von der Regierung zurüdgezogen. 
So wie es jegt ift, fo kann indeß das Staatödienerverhältniß in Deutſchland unmöglich fortbe- 
fiehen. Seine wohlthätige Veränderung ift ebenfo durch die Fürforge für Öffentliche Moral, für 
deutfche Treue und Rechtlichkeit und die gefegliche Freiheit, wie im Intereffe der Regierungen 
und des Staatödienftes geboten. Daffelbe ift Folge und Mittel jenes unfeligen Syftens eines 
feindlichen Kriegs zwischen den Regierungen und der freiheit. Es begründet zugleich mit der 
Unterdrüdung der Offentlichkeit und mit unſeren neudeutſchen Volizei- und Juſtiz-, namentlich 
auch Adminiſtrativ-Juſtizeinrichtungen, jenen Mangel aller Rechtsſicherheit, welcher dadurch 
entſtand, daß der ältere Rechtszuſtand des Deutſchen Reichs mit dieſem zu Grunde ging, und der 
neuzeitige der ſtaatsbürgerlichen Repräſentativverfaſſung noch angefeindet, daß nach der Auflö- 
fung die naturgemäße Verjüngung unterdrückt und fo der Zuſtand des Übergangs in einen Zu: 
ftand der Unnatur verwandelt wird. Diefer aber und jener Mangel an Rechtsſicherheit und 
jener Kriegszuſtand können jegt, wo die verderblichen Folgen berjelben ebenfo wie das Recht 
und das Bedürfniß ihrer Befeitigung täglich mehr, felbft vom Volk erfannt werben, nicht länger 
mehr dauern, ohne die Grunpfeften der Geſellſchaft, die der Throne wie die der Nationaleriften; 
zu untergraben. MWelder. 

Staatögerichtähof. Die Grundidee der germanifhen Völker, da in dem Staat nie: 
mals Willkür, fondern ftets das Recht herrſchen foll und zwar felbft dann, wenn die ordentlichen 
Formen und Gefege der Rechtsordnung nicht ausreichen fönnen, ift die Quelle des den germa: 
niſchen Staaten eigenthümlichen Strebens, den Rechtöbegriff nicht auf die privaten Berechtigun⸗ 
gen zu beſchränken, fondern ihn aud auf das Verhältniß der Einzelnen zum Staat in ber Weiſe 
auszubehnen, daß der Staat nicht bloß ald Fiscus private Rechte und Pflichten gegen bie Staatd- 
angehörigen haben Fann, fondern auch, vermöge ber durch fürmliche Rechtsinſtitutionen feiner 
Gewalt gefegten Grenzen, wahre Rechtspflichten zur @inhaltung diefer Grenzen bei der Geltenb: 
machung feiner politifhen Gewalt, und zwar jedem feiner Angehörigen gegenüber, haben muß. 

Man bezeichnet dies gewöhnlich ald Gonfequenz des Rechtsſtaatsprincips, welches für alle 
mobernen Gulturftaaten allein maßgebend fein ſoll. Als eine Folge davon erſcheint bie Anfor: 


7) Bl. die Protofolle der Zweiten babifchen Kammer von 1833, Beilagenheft 2, S. 78 fa., und 
Berhandlungen, Heft 4, ©. 182 u. 245 fg., ferner Beilage 3 zum Protofoll der 40. öffentlichen Sigung 
vom 12. Juni 1837. Diefer Bericht enthält zugleich die betreffenden Beflimmungen ber verfchiedenen 
beutfchen Staatsdienergefege über die hier behandelten Punkte des Dienerredhts, Beflimmungen , welche 
theilmweife den oben vorgefchlagenen Mafregeln huldigen. Die auferorbentlich reiche Literatur über bas 
"tgatsbienerverhalten überhaupt f. bei Klüber, Offentliches Recht, $. 487—495. 
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derung, bie in ber eigenthümlichen Selbftändigkeit der Gerichte liegende Garantie für bie voll- 
ſtändige Aufrehthaltung der privaten Rechte auch auf die verfaffungsmäßigen politifchen Bere: 
tigungen der Staatdangehörigen audzubehnen und demnach die früher übliche Behandlung von 
politifchen over mit einer politifhen Rüdfiht verbundenen Streitigkeiten durch Verwaltungs: 
be hörden zu befeitigen. ') 

Infolge deſſen entftand neben dem Begriff der bürgerlihen und peinlihen Jurisdiction 
einerjeitö der einer polizeilihen, andererfeitd der einer politifchen Jurisbiction, und fann man 
die für legtere competenten Behörden im allgemeinen Staatögerichtähöfe nennen. 

Wie alles, fo ift auch dieſe Erfcheinung weder nur neu, noch nur alt. Der Gedanke, daß 
Mecht und Gerechtigkeit mit die höchſte Aufgabe der Staaten fei, ift allgemein menſchlich und 
wird daher in jeden Staat lebendig geweſen fein, wenn aud die Auffaffung beffelben, wie vie 
Art und der Umfang feiner Durhführung, ſehr verschieden fich geftalten muß. - 

Schon die Griechen unterſchieden Verfaffungs: und Verwaltungsgeſetze. Erflere, die Ein- 
richtung der Grundbeitandtheile des Staats fefthaltend, faßte man unter der Bezeihnung 
„reorrrela” zufammen, die legtern, die fih auf die Berwirflihung der Verfaffungsgrundfäge 
durch die Thätigkeit ver Behörden bezogen, nannte man voor im engern Sinne. Sitten- und 
Rechtsgeſetz unterfchieden die Griechen nit. Wohl aber follte das äußere Gefeg zur innern 
Willensrichtung der Bürger durch die „rardelnr" gemacht werden. (Hildenbrand, „Redtsphilo- 
fopbie‘, I, 31.) A 

Adminiftrativ: contentiöfe Sachen kannte man jhon im 13. Jahrhundert in Franfreih 
(Desmaze, „Curiosites des Parlem.‘, ©. 48), und Sempere (‚„Hist. des Cortes”, &. 192 fg., 
194) will fhon vor 1440 in Spanien die Trennung der Juriddiction von der Verwaltung vor: 
finden. Ohne Zweifel ift e8 aber richtig, wenn Dedmaze (a. a. O., ©. 4 fg.) behauptet, daß 
dem Mittelalter ein theoretifched oder praftifches Staatsverwaltungsſyſtem, aljo jede einheitliche 
Staatöverwaltung abging. Die Gründe davon liegen theild darin, daß die ftaatliche Einheit 
gar nicht beftand, wo der Feudalismus herrſchte, theild darin, daß, wo legterer nicht berrichte, 
der Staat nur in der herrſchenden Dynaſtie oder in dem berrfhhenden Individuum gefunden 
wurbe. Died, wohl aber auch eine gewiſſe innere höhere Einheit ver Verwaltung, Verfaſſung 
und Juridbiction, erflärt ed auch, daß z. B. die fouveränen franzöſiſchen Gerichtshöfe (die Bar: 
lamente)?) ſich mit Verwaltungsſachen befhäftigten, refp. aud die abminiftrative Seite der 
Juſtizſachen wie die juftizielle Seite der Verwaltungsgeſetze unter ihre Gompetenz zu ziehen 
ſuchten, während das zum vollften Abjolutismus ſich wendende franzöſiſche Königthum in Die 
richterlihen Functionen eingriff. Bon dem Zuftande der Rechtöpflege in Frankreich vor der 

Revolution gibt ein kurzes, aber anſchauliches Bild: Collin de Plancy, „Dictionnaire ſéodal“, 
(Paris 1820), Thl. 1, ©. XLVI. Tocqueville („L'ancien régime“, &. 62 fg.) berichtet, daß 
die adminiftrative MRechtöpflege in Frankreich vor der Revolution ſchon ganz verallgemeinert 
geweſen fei, und zwar nad) dem von den Rechtöfundigen anerfannten Grunbfag, „daß alle Pro: 
ceffe, in denen eine Öffentliche Angelegenheit behandelt wird, oder bei denen die Staatöverwaltung 
betheiligt ift, nicht vor die orbentlihen Gerichte gehören, die lediglich über Privatangelegenheiten 
zu entideiden haben.” Gr fährt fort: „Ein Edelmann war in Streit mit feinem Nachbar ge: 
ratben, und da er mit jeinen Richtern unzufrieden war, jo bittet er dad conseil du roi, denfelben 
die Sache zu entziehen. Man befragt den Intendanten, und dieſer antwortet: obgleich es ſich hier 
um Privatrechte handelt, worüber die Gerichte zu entſchieden haben, fo kann doch der König, 
wenn ed ihm gefällt, die Entjheidung jeder Angelegenheit fid) einfach vorbehalten, ohne daß er 


1) Die Literatur über Berwaltung und beren Verhältniß zur Berfaffung, dann über das Verhältniß 
zwifchen Rechts» und Verwaltungsfachen f. Held, Staat und Gefellichaft, IL, 488 fg., Note 359 und 
&.662. Dazu Bähr, Der Rechtsſtaat (Kaflel u. Göttingen 1864). Efcher, Handbuch der praftifchen 
Politif, I, 68; IE, 111, 586. Weizel, Das badifche Gefeg vom 5. Oct. 1863 über die Organifation ber 
innern Verwaltung (Karlsruhe 1864). Lüder, Das Gewohnbeitsrecht auf dem Gebiete der Verwaltung 
(Kiel 1863). Kaltenborn, Die Bolfsvertretung und die Befegung der Gerichte, befonbers des Staate- 
gerichtshofs (Leivzig 1864). Der oberfte Gerichtshof, landesherrliche oder landftändifche Befegung. 
von einem furheffiichen Juriften (Kaſſel 1863). Nordmann, Betrachtungen über Gompetenzconflicte 
zwifchen Juftiz und Verwaltung nach dem neueften hannoverifchen Recht 1862-63). Zeutner, 
Über die Grenzen zwifchen Juftiz und Verwaltung im Magazin für badische Rechtspflege, V, 229 fg., 
321 fg. Nordenfiycht, Die ſchwediſche Verfafiung, S. 869, 

2) Bgl. die Literatur zum erften Abfchnitt von Held, Staat und Gefellfchaft, THl. IM. Dazu R. 
von Mohl, Geſchichte der Literatur der Staatswiffenfchaften, III, 108 fg. Desmaze, Le parlement de 
Paris, avec une notice sur les autres parlements de France (Paris 1859). 
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die ihn leitenden Gründe anzugeben hätte.‘ Schließlich bemerft er noch, daß man, um den in ter 
Trennung der Jufliz von der Verwaltung liegenden Fortſchritt richtig zu erfennen, nicht ver. 
geffen dürfe, daß einerjeitö die Juſtiz im alten Staatömwefen unaufhörlih über ihre natürlic- 
Sphäre hinausgriff, andererjeitd fie die legtere body niemals ganz ausfüllte. Bedeutungsvolt ii 
es ferner, daß nad) ver Anficht des deutſchen Mittelalterd die höchſte oder jede jelbftändige Juris. 
bdietion auch die Gefeßgebung enthielt (Stobbe, „Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen‘, |, 
S. 277 fg.), und daß Guizot („Hist. des origin.“, II, ©. 372) es jehr einfach findet, wenn mer 
im 14. Jahrhundert nur jehr verwirrte Anfhauungen über das, was Gegenftandb ver Geſeß— 
gebung fei, oder nicht, hatte, weil man e8 in unfern Tagen nicht nur fühlt, ſondern auch erfenn:, 
daß es unmöglid) fei die Grenze derfelben a priori, philofophifh und abjolut, zu ziehen, währen 
Ramartine auf die Frage: „Que c'est que la justice politique ”’ antwortet: „La justice pol- 
tique, c’est de la justice qu’on se fait a soi-meme, c'est larbitraire, c'est le droit du plus 
fort” („La France parlem.”, I, 106). Vielleicht fönnte man auch in Bezugnahme auf das Ber: 
hältniß zwifchen Juftiz und Verwaltung jagen: „Justitia imjustitiam parit”, oder ‚„summun 
jJus, summa injuria”, 

Betrachten wir nun den Staat ald einen einheitlihen Organismus, fo ergeben fich folgen” 
Hauptconjequenzen: 

1) Die Einheit ded Staats, fein einheitliches organiſches Leben und deſſen Gefeg mus be— 
ftimmend über allen Unterſcheidungen und Arbeitötheilungen ſtehen, welde wegen ber in ven 
Organismus liegenden Mannichfaltigkeiten der Individualitäten und ihrer politifchen Functie 
nen unabweisbar jind. 

2) Es iſt ein Fortſchritt des Staats, wenn er feiner geglievert ift und jedem Glied die ihn 
und dem Staat zugleich am meiften entjprechende Situation im Staat einräumt, aber nur unter 
der Bedingung, daß die unter 1) erwähnte Einheit dadurch nicht nur nicht geſchwächt ober gar 
gelöft, jondern im Gegentheil ſtärker und beffer, weil organifcher wird. 

3) Deshalb ift auch bei allen Unterfheidungen zwiſchen Gejeg und Verwaltungdnor, 
Gericht und Adminiftration der Hauptſache nach weder möglid), daß die beiden Gebiete abjolut 
haarfcharf voneinander getrennt gehalten werden und nie miteinander an den Grenzen in Golli: 
fion gerathen können, noch zu verhindern, daß nicht jede Sache zugleich einen rechtlichen und ad: 
miniftrativen Charakter habe. Noch weniger wird es zu befeitigen fein, daß darüber, welder 
von beiden Gharaftern vorherrſche, und ob aljo richterliche oder abminiftrative Behandlung 
veffelben plazugreifen habe, Streit entfteht, oder daß ganz klar und entfchieden eine und dieſelbe 
Sache eine audgeprägte abminiftrative und rechtliche Seite in fi trägt. So bemweifen die vielen 
blos dispofitiven Gefege und die ganze Einrichtung der Civilgerichte, daß eine gute richterliche 
Entſcheidung jelbft in den unbebeutendften Civilſachen, wegen ver verfaffungsmäßigen Garantie 
aller Privatrechte, audy im conftitutionellen Staat eine adminiftrative Seite habe; der Umſtand 
daß die Eivilgerichte auch über Die in den bürgerlichen Geſetzen enthaltenen politifhen, weil ablo- 
Iuten Beftimmungen fprechen, beweift, daß fie aud) in politifhen Dingen ſchon deshalb competent 
find; die Beießung der Polizeigerichte mit Nichterbeamten ändert an dem politifchen Charafter 
der Polizei nichts; die von den Gerichten ausgeübte Obervormundfchaft ift an fi rein abmini: 
ftrativ, ebenfo die Urtheilderecution; der Unterſchied von Rechts: und Verwaltungs: oder poli: 
tiſch⸗ſoeialen Geſetzen wie dad Eingreifen aller Geſetze in alle Adminiftration beweift, daß Geiet 
und Adminiftration nicht einmal fharfe formelle Gegenfäge find; die vielen befannten fogenann; 
ten abminiftrativscontentiöfen Sachen und bie Theilung einer und derjelben Sache (z. B. der 
Grpropriation, wo die Exrpropriationdfrage den Verwaltungs, die Entſchädigungsfrage den 
Richterbehörben überwieſen ift) unter verſchiedene Behörden, beweift das übrige. 

4) Die politiſche Seite fann ſich in der privatrehtlihen und gerichtlichen, dieſe wieder fid in 
ber erftern auflöfen, je nachdem die eine oder die andere vollfommen vorherrſcht. Dazwiſchen 
find unendlich viele und feine Übergänge, mit denen aud in den Zuftänden der Bölfer mannich⸗ 
faher Wechfel verbunden ift. Wo aber in einem Fall die politiſche und die rechtliche Seite ent: 

ſchieden hervortreten, da kann es eine politifche Brage fein, welche politifch wichtiger ift. Eder: 

ſcheint felbft eine politifhe Einrichtung, daß in Rechtsſachen nur die Gerichte zu ſprechen haben. 

Läßt ſich aber die Rechtsſache nicht vollfommen von der Verwaltungsſache trennen, fo muß bie 
Entſcheidung der legtern immer für bie erftern präjubiziell fein, wie fie ed, wenn bie Trennung 
möglich, ohnehin immer fein wird. 

5) Bollendet ſich das politiſche Leben eined Staats immer mehr durch Orbnung und Berei⸗ 
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derung der innern Lebendbeziehungen, jo wird ſich das Freiheitögebiet durch Ausbildung des 
Berfaffungd: und Rechtsgebiets, alfo auch durch Erweiterung der richterlihen Competenz, ver: 
größern. Dafjelbe muß aber auch bezüglich der Verwaltung flattfinden, die das lebendige Macht— 
gebiet des Staats ift. Alte Schranfen mögen fallen, der Berwaltungswillfür neue Gebiete 
abgerungen werben. Uber eine von dem organifhen Gejeg des Staatd getragene Verwaltung 
wird nit nur aufhören, eine willfürliche zu fein, jondern aud), wegen der unaudbleiblich ſtei— 
genden Anforderungen an fie, immer neue Gebiete erwerben. nd wie alle Vervollkommnung 
der Gejeggebung ed nicht hindern wird, daß der Richter hier und da wie ein Gefeggeber, ſowol 
für einzelne Fälle ald auch durch conftante Praxis in weiterm Umfang wirkt, fo werden auch alle 
möglichen Fortſchritte ver Staaten Gollifionen zwiſchen Berwaltung und Juftiz, Bälle, in welchen 
beide berüdjichtigt werden müſſen, zu verhindern nit im Stande fein. 

Die Richtigkeit dieſer Anfichten wird fi ergeben, wenn wir, die Frage von den fogenannten 
Berwaltungsgerihtöhöfen einftweilen auf den Art. Verwaltung verſchiebend, hier nur erft den 
modernen Begriff des Staatögerichtähofs genauer unterfuden. 

Unter einem Staatögerichtähofe verfteht dad moderne conftitutionelle Staatsrecht vorzüglich 
einen Gerihtöhof, welcher für die gerichtliche Verhandlung und Entiheidung von Minifter: 
anflagen competent ift.?) 

In Englano ift dad Oberhaus der Staatögerihtöhof. Es erfennt in erfter und legter In— 
ftanz nit nur als Peerögericht in allen Strafflagen gegen Lords, fondern auch ald Straf: 
gerichtshof in allen Fällen, deren Wichtigkeit auf ver Anklage des Unterhaufes (Impeachment) 
berubt.*) Da aber unzweifelhaft eine Minifterverantwortlichkeit im modernen conftitutionellen 
Sinne es jhon dedhalb in England nie geben fonnte, weil das englijche Gejeg fein eigentliches 
Minifterium, fondern nur einzelne Räthe ver Krone, gleichviel ob diefe einem Departement vor= 
ftehen ober nicht, Fennt, das engliſche Minifterium auch ſowol gegen den Monardyen ald gegen 
das Parlament eine ganz eigenthümliche Stellung einnimmt, jo genügt es, bezüglid der Ein- 
richtung des Oberhaufes und jeiner Gompetenz auf Fiſchel (a. a.D., ©. 454 fg.) zu verweifen. 
Übrigens hat ſchon längft R. von Mohl in feinem Werke über Minifterverantwortlichfeit dar: 
gethan, daß, wenn die englifche Geſchichte früher manche Beifpiele von Anklage und Berurthei- 
lung oberjter Staatöbeamten aufzeigt, dieſe Fälle nicht nach den gegenwärtigen continentalen 
Anſchauungen über die Minifterverantwortlichkeit beurteilt werben dürfen. Diefe Verurthei— 
lungen waren in politiſch jehr aufgeregten Zeiten weniger vichterliche Acte ald vielmehr politifche 
Berurtheilungen, die Folge eines gewaltfamen Wechjeld in der Herrfchaft ver beiven großen 
politifhen Parteien England. Die Ordnung, welche fpäter in das Leben diejer Parteien und 
ihr wechjeljeitiges Verhältniß kam, die Abftumpfung der feindlihen Parteigegenjäge unter der 
Macht der nationalen Idee und die nothwendige Mopdification ihrer Programme im Fortſchritt 
der Zeit haben, ſammt der mildern Sitte und der gefteigerten politiſchen Erfenntniß, der Mini: 
fteranflage in England die Spige abgebroden. Deshalb begnügt man fih nun auch damit, daß 
der Minifter, wenn er die Majorität des Parlaments nicht mehr hat und für feine Verſuche, Die 
von ihm begangene formelle Berfaffungdverlegung durch materielle Gründe zu rechtfertigen, 
nicht die erforberliche Indemnifation durch die Parlamentdmajorität erhält, fein Portefeuille 
abgibt, rejp. mit feiner Partei von der Geihäftsführung abtritt und dieſe der andern Partei 
überläßt. Wie fi die Sache bei noch weiter fortſchreitender Umgeſtaltung der alten Barreien 
und bei der immer weiter greifenden Bildung neuer Parteien geftalten wird, kann niemand 
vorausfehen. “Bei der Bedeutung, welde man den englifchen Einrichtungen auf vem Continent 
beizulegen pflegt, dürfte aber für den Augenblick jedenfalls als jehr wichtig der Umftand er: 
‘einen, daß man in England nie daran dachte, einer fogenannten reinen Juftizftelle die Com: 
petenz in Verfaſſungsrechtsſachen beizulegen, und daß die in England zwifchen Jurisdiction und 
Berwaltung häufig vorfommenden Gollifionen nie dur eine reine Nichterftelle gefchlichtet 
werden wollten und onnten. Eine durchgreifende Parlamentsreform dürfte aud) in dieſer Bes 
ziehung zu wichtigen Veränderungen, wenngleich nur ſehr allmäplih, Veranlaſſung werden. 
Wie den aber auch gefchehe, nie wird ed möglich fein, in Fällen, wo Minifter oder hervorleuch— 
tende Beamten, oder überhaupt politifche Größen, z.B. bedeutende Abgeordnete, wegen Ver: 


3) S. Minifter, . 
4) Gneift, Das heutige englifche Berfaffungs: und Verwaltungsrecht, I, 486. Uber die fonfligen 
jubieiären Competenzen des Oberhaufes vgl. Fifchel, Die Berfaffung Englands, ©. 451. 
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faffungsverlegung in Anflage verjegt werben follen, die materielle oder politiiche Frage von ber 
Rechtsfrage vollftändig zu trennen. 

Die franzöſiſche Verfaffung vom 3.—14. Sept. 1791 verfügt: „Les ministres sont re- 
sponsables de tous les delits par eux commis contre la süret6 nationale et la constitution; 
de tout attentat à la propriete et a la liberte individuelle; de toute dissipation des 
deniers destines aux d&penses de leur d&partement”‘; die Berfaffung von 21. Juni 1793: 
„Les delits des mandataires du peuple et de ses agens ne doivent jamais ötre impunisete.”; 
die Berfaffung vom 22. Aug. 1795 feßt eine haute-cour de justice ein „pour juger les accu- 
sations admises par le corps lögislatif, soit contre ses propres membres, soit contre ceux 
du pouvoir executif‘ ; die Conftitution vom 13. Dec. 1799 begründet in Titel VI prineipiell 
die Berantwortlichkeit aller fonctionnaires publies und namentlich in Art. 72 die der Minifter. 
An den ausdrücklich beftimmten Fällen fol das Tribunal ven Minifter denunciren; durch ein 
Decret des corps lögislatif in Anflageftand verfegt, wird er von einer haute-cour ohne Appell 
oder Gaffationsrecurs gerichtet. Die Verfaffung des 4. Aug. 1802 weiß nichts von einer poli- 
tifherehtlichen Berantwortlichkeit; dagegen findet fi in ver Berfaffung vom 18. Mai 1804 eine 
haute-cour imperiale, zu deren Gompetenz aud) die „‚delits de responsabilite d’office com- 
mis par les ministres et les conseillers d’Etat chargés specialement d'une partie d’admini- 
stration publique“ gehören. In der Berfaffung vom 6.— 9. April 1814 findet fih nur die Be: 
flimmung: „Aucun membre du senat ou du corps legislatif ne peut être arrêté sans une 
autorisation prealable du corps auquel il appartient. Le jugement d'un membre du senat 
ou du corps lögislatif, accus& appartient exclusivement au sé nat.“ Die Verfaſſung vom 
4.—10. Juni 1814 beftimmt in Art. 55 und 56: „La chambre des deputss a le droit d’ac- 
cuser les ministres, et de les traduire devant la chambre des pairs, qui seula celui de les 
juger. Ils ne peuvent éêtre accuses que pour fait de trahison ou de concussion. Des lois 
particuliöres specifieront cette nature de delits, et en determineront la poursuite.” Die 
acte additionnelle vom 22.—23. April 1815 erflärt Art. 39 die Minifter für alle von ihren 
contrafignirten Acte verantwortlih. Die Anklage fteht vem Haufe ber Nepräfentanten, bad 
Urtheil dem der Baird zu. Die Anklage fol ftattfinden: „Pour avoir compromis la sürete ou 
l’honneur de la nation.” Das Haus der Baird hat dabei ein „pouvoir diseretionnaire.‘ 
Nach ver Verfaffung vom 14. Aug. 1830, Art. 28, erfennt die Pairskammer über „crimes de 
haute trahison et des attentats à la süret& de l’Etat, qui seront definis par la loi‘ (meldyes 
Geſetz aber nie erlaffen worden); Art. 47 gibt der Deputirtenfammer das Recht „d’accuser les 
ministres et de les traduire devant la Chambre des Pairs, qui seule a celui de les juger.‘ 

Sehr ausführlih handelt von dem Staatögerichtähofe die Berfaflung von 4. Nov. 1848. 
Eine haute-cour de justice verhandelt und entſcheidet ohne Appell oder Gaffationsrecurd die 
von ber assemblée nationale an fie gebrachten Anflagen gegen ben Präfidenten ver Republik 
und die Minifter; deögleihen gegen alle diejenigen Berfonen, welche irgendeines Verbrechens, 
Attentatd oder Complots gegen die innere oder äußere Sicherheit des Staatd angeflagt und bes: 
halb von der Nationalverfammlung an file verwiefen find. Der Präſident ver Republif, die 
Minifter, les agens et depositaires de l’autorit6 publique find, jeder für feinen Reffort, für 
alle Regierungd: und Berwaltungsacte verantwortlich. Jede Maßregel, durch welche der Präſi⸗ 
dent der Republik die Nationalverfammlung auflöft, prorogirt oder an der Erfüllung ihres 
Mandats hindert, ift ein Verbrechen des Hochverraths, durch welches ipso facto derjelbe feiner 
Functionen verluftig ift und die Bürger ded Gehorſams gegen ihn entbunden find, die Erecutiv: 
gewalt aber unmittelbar in die Hände der Nationalverfammlung übergeht. Nur in diefem Fall 
verjanmeln ſich, bei Strafe ver forfaiture, die Richter des Staatsgerichtshofs ohne ausdrück— 
liche Berufung und rufen die Geſchworenen an einem von ihnen beftimmten Orte zufammen, um 
zur Verurtheilung ded Präfidenten und feiner Mitſchuldigen zu fchreiten. Sie jelbft ernennen 
aud die Magiftrate, weldye dabei die Functionen des ministere public zu verrichten haben. Ein 
Geſetz foll noch die übrigen Fälle der Verantwortlichfeit wie die Formen und Bebingungen 
ihrer Berfolgung ordnen. Abgeſehen von dem vorhin angeführten Ball aber joll der Staats: 
gerichtöhof nur Fraft eined Decretö der Nationalverfammlung, welche aud) die Stabt, in ber ber 
Gerichtshof feine Sigungen zu halten hat, beftimmt, zufammentreten. Gr ift aus 5 Richtern 
und 36 Geſchworenen gebildet. Alljährli in den legten 14 Tagen ded November ernennt 
der Caſſationshof aus feinen Öliedern in geheimer Abſtimmung und mit abfoluterMajorität die 
Richter des Staatsgerichtshofs, und zwar ihrer fünf nebft zwei Suppleanten. Die fünf Ge: 
wählten wählen jelbft ihren Präfidenten. Die zur Verwaltung des ministere public beauf: 
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tragten Beamten ernennt der Prälident der Mepublif, im Ball aber, wo er jelbft oder die Mini: 
fter angeklagt find, die Nationalverfammlung. Die 36 Gejhworenen, nebft 4 Suppleanten, 
werben aus den Departements-Generalräthen genommen, doch können die Volfdrepräfentanten 
nicht dazu gewählt werben. Sobald der Staatögeridhtöhof gebildet oder ipso facto fich zu bilden 
verpflichtet ift, zieht der Präfident des Appellhofs, oder, wo leßterer fehlt, der Präſident des 
Gerichts erfter Inftanzim Hauptorte ded Departements, den Namen eined Mitglieds des General: 
raths durch das Los. Wenn am Tage des Gerichts weniger ald 36 Geſchworene gegenwärtig 
find, fo foll dieſe Zahl ergänzt werden aus durd) das Los gezogenen Gefhworenen, und zwar 
durch den Präjidenten des Staatsgerichtshofs, ver jie aus den Gliedern des Generalraths des 
Departementd durch das Los zieht. Geſchworene, welche ohne gültige Entſchuldigung wegbleiben, 
werden hart geſtraft. Angeklagter und Staatsanwalt haben das Recht der Excuſation wie in 
den gewöhnlichen Fällen. Zur Verurtheilung des Angeſchuldigten iſt die Majorität von zwei 
Drittheilen der Geſchworenen erforverlih. (S. das eitirte Geſetz Art. 68, 91—97.) Die in— 
folge der vom Volk ihm delegirten Gewalt von Ludwig Napoleon gegebene Verfaffung (20.— 
21. Dec. 1851), welde unter anderm einen „chef responsable nomme pour dix ans” und 
„des ministres d&pendants du pouvoir exeeulif seul“ ald ®rundlagen hatte, erflärt in Art.5: 
„Le president de la Republique est responsable devant le peuple francais, auquel il a 
toujours le droit de faire appel‘, und Art. 13: „Les ministres ne d&pendant que du chef 
de l’Etat.” Art. 54 fpricht von einer haute-cour de justice, „qui juge sans appel ni recours 
en cassation, toutes personnes qui auront &l& renvoyes devant elle comme prevenus de 
crimes, attentals, ou complots contre le President de la Republique et contre la suret& 
interieure ou exterieure de l’Etat. Elle ne peut ätre saisie qu’en vertu d’un Decret du 
President de la Republique‘ ; Art, 55: „Un senatus-consulte determinera l’organisalion 
de cette haute-cour (?).‘ 

So zeigt ih auch an diefem einzelnen Punkte, wie die Franzoſen von einer grenzenlofen 
Unbeftimmtheit ded Staatögerihtshofs und von einer ebenso grenzenlofen Überſchwenglichkeit 
feiner Gompetenz im Sinne des Republifanismus, im fortgefegten Ringen der entgegengefegten 
Staatöformen um dauernde Eriftenz und folgeweije in ununterbrochenen vorherrſchend doctri— 
nären Verſuchen, durch diefe oder jene Einrichtung, reſp. durch Befeitigung verjelben eine fefte 
Eriftenz zu fihern, am Ende dazu famen, von dem conftitutionellen Wefen nichts, von den con: 
ftitutionellen Formen aber nur dasjenige in der Verfaſſung zu behalten, was oder vielmehr wie 
es nur dem abfoluten Willen des Bräfiventen und baldigen Kaifers dienftbar war. Man erhielt 
die politifhen Wahlrechte, dehnte fie aber jo aus, daß bei dem damaligen wie noch gegenwärtigen 
Zuſtande der franzöfifhen Nation das ganze Wahlweſen zu einem blind ergebenen oder doch 
willenlo8 geleiteten Regierungömehanismud werden mußte. Man behielt auch den Senat, aber 
nur als eine Einrihtung, in welder die größte Hingebung an den perfönlichen Willen des 
Imperators ihren glängendften Ausdruck wie ihre größte Belohnung finden fol. Man behielt 
die Minifterverantwortlichfeit, aber nur gegen den Staatächef, ja, man erflärte fogar diefen felbft 
verantwortlid, aber einem Eopflojen Bolk, an weldes der Kaifer zu appelliren das Recht, nicht 
die Pflicht Hat. Der Staatsgerichtshof jelbft ift ein Ding, das nur durch faiferlihes Machtwort 
ein ephemered und natürlich nur dem Dienft für den perfönlihen Willen des Kaifers gewidme— 
te8 Dafein haben fann. ine Fülle von hochtrabenden Redensarten det kaum oberflächlich 
einen Abgrund von ehrlichen oder trügerifch angelegten Täuſchungen; antifrepublifanifche und 
germanifih:englifche Vorbilder feinen da und dort durchzublicken, bis der Sieg dem ſchlauen 
Auguftus blieb, der zuerft nur die thatſächlich ungeordneten, aber theoretijch ald geordnet aner⸗ 
fannten Gewalten des Eopflojen fouveränen Volks in feiner Hand vereinte, bald aber für ewig 
einem Volk jeine Souveränetät edcamotirte, welches freilich längft für eine wahre Ariftofratie 
ebenfo abfolut unfähig geworden war wie für eine wahre Demofratie. 

Wie wir nun in Deutihland überhaupt unfere Formen für die conftitutionellen Einrichtungen 
nicht aus England direct, fondern aus Frankreich bezogen haben, fo geſchah e8 auch mitdem Staats: 
gerichtshofe. Abgejehen von ven Werfen der eigentlichen Revolutionsperiode, fo waren es die 
fritiihen Momente von 1814, 1830 und 1848, welde fammt den ihnen entwadhjenen Ver: 
faffungen auch in Deutfchland von großen Wirkungen erfcheinen. Allein man darf den franzö— 
fifhen Einfluß jo wenig über: wie unterfhägen. Die englifchen Berfaffungdzuftände find theore- 
tifch gar zu wenig durchgebildet und ohne einige, wir möchten fagen, die englifhen Einrichtungen 
verallgemeinernde, fie nicht ausjchließlich auf englifche Charaktere und Zuftände ftellende oder 
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berechnende Ausbildung würden fie für andere Völfer nur wenig Brauchbares darbieten. Die 
Franzoſen find gewiß am wenigſten gemacht, englifhe Einrichtungen zu vertragen, refp. zu ver: 
wirklichen. Allein ihre beften Geifter lernten jie am frübeften beivundern. Die große Revolution 
gab ein ungeheueres Gebiet zu Erperimenten aller Art, die Leichtigkeit und Sicherheit, mit welcher 
der Franzofe auffaßt und wiedergibt, die Schnelligkeit, mit welcher er Organifationen durchführt, 
die nationale, romanijhe Anlage des Branzofen zur doctrinären Ordnung der Begriffe und 
Disciplinirung aller gefellfhaftlihen Bewegungen, dies alles muß gerade die Franzoſen ale 
berufen erkennen laffen, allgemein brauchbare Formen für den Gonftitutionalismus zu erfinden, 
refp. auszubilden. Daß fie zu viel auf die Form fehen, ift gewiß eine Urfadhe mit, warum ihre 
eigenen Erfindungen zuerft für ſie ſelbſt unbrauchbar geworden find. Dagegen hat man in 
Deutihland die in Franfreih gemachten Erfahrungen in fehr mannichfaher Weije benugt und 
ausgenugt. Die Springfluten der franzöſiſchen Revolutionen wie die Ebben der Reactionen 
waren fühlbar; aber die dveutihen VBerfaffungen wurden bei allem Wechfel der politifhen Strö- 
mungen weder zu bloßen geift: und lebendlofen Formenjanmlungen, nod zu ganz formfojen 
oder doch in der Form höchſt mangelhaften Ordnungen. So erhielten fi denn auch in den 
deutihen Verfaffungen die Staatsgerichtshöfe, und wo ed deren noch nicht gab, da brachte fie 
meift, fammt der Minifteranflage, das Jahr 1848.°) In beiden Fällen begegnen wir mancher 
Nahahmung der vorhin in kurzem Abriß gegebenen franzöfifchen Mufter, allein im ganzen hat 
ſich Doch auch diefe Sache in Deutſchland auf eine eigenthümliche Weife entwidelt. 

Haupteigenthümlichfeiten des deutſchen Staats in diefer Beziehung find: 1) das Vorherr: 
hen des Richterelements, alfo nicht des politifhen Charakters in dem Staatsgerichtshofe; 
2) die Beihränfung der Kompetenz des legtern in ſubjectiver Beziehung auf Minifter und 
Miniftervertreter (wenigftend der Regel und der Hauptſache nah), in objectiver Hinficht aber 
auf wirkliche oder formelle VBerlegungen des beſtehenden Verfaſſungsrechts, ſodaß aljo eine 
gerichtliche Verantwortlichfeit der Minifter wegen der materiellen Zmwedmäßigfeit ihrer Amts: 
handlungen oder Unterlaffungen in Deutfchland nicht plaßgreift. ©) 

Viele haben in diefem Hervortreten des fogenannten juriftifhen Geſichtspunkts einen Bebler 
des deutſchen Staatörecht8 finden wollen, inden das politiihe Moment bisjegt noch zu wenig 
beachtet ſei. (Bluntjhli, „Allgemeines Staatsrecht“, erfte Auflage, II, 447.)7) Wir halten 
dies aber gerade für einen Borzug des veutichen Rechts. 

Denn Proceh und Richterſpruch find an und für fi ſchon nur in Rechtsſachen und ſoweit 
eine Sache Rechtsſache ift, möglih. Jedenfalls mußte entweder eine nur politifhe Berantwort: 
lichkeit außgeichloffen oder das Verfahren und die Entſcheidung in dazu gehörigen Fällen fonnte 
unmöglih ein gerichtlidhes fein. Die Berantwortlichfeit politifcher Behörden erjcheint aber ala 
eine Gonjequenz ver Rechtsſtaatsidee ®), und während der conftitutionelle Staat mandjes früher 
nit gefannte Mittel varbietet, um einen politifh unfähigen oder ſchlechten Minifterzu befeitigen, 
ohne daß die beftehenden Rechtsformen verlegt zu werden brauchen, würde ed der Nechtöftaats- 
idee nicht entiprechen, einen Minifter für den ungünftigen Erfolg feiner an ſich verfaffungs- 
mäßigen Verfügungen verantwortlich zumadhen. Und dod würde die politifche VBerantwortlichfeit 
defjelben im Refultat auf nichts anderes herauskommen. Verletzt der Minifter die Verfafſung 
auf eine nicht zu rechtfertigende Weife, jo ift ed ganz correct, daß er dafür Rede fteben muß, wie 
jeder für jede Rechtöverlegung, allein nur unter der Bedingung, daß ihm auch Recht und Gericht 
gleich ſchützend zur Seite ftehen. Iſt dad Recht unklar oder lüdenhaft, fo wird weder eine redht: 
liche, noch, blos des ungünfligen Erfolg wegen, eine politifhe Verantwortlichfeit am Plag ſein; 


5) Die Minifterverantwortlichfeit iſt aud in Oſterreich und Preußen verfaflungsmäßig begründet, 
wenn es gleich in diefen Ländern an der Durchführung diefes wie fo mandjes andern Grundfages des 
verfaffungsmäßigen Staats nody fehlt. 

6) Obwol z. B. das bairifche Geſetz, die Berantwortlichkeit der Minifter betreffend, vom 10. Juni 
1848, in Art. 7 beftimmt, „Halt der Voritand eines Staatsminifteriums eine ihm angefonnene Amts: 
handlung für gelegwidrig oder dem Landeswohl nachtheilig, jo iſt er verpflichtet, diefelbe abzulehnen 
u. ſ. w.“ fo erflärt doch der Art.’9 deſſelben Gefeges ausdrüdlih: „Ein Staatsminifter oder deifen 
Stellvertreter, der durch Handlungen oder Unterlaffungen die Staatsgefege verlegt, ift den Ständen des 
Reichs verantwortlich u. f. w. Man fönnte wol fagen, der re Art. 7 gehöre auch zu den 
Staatsgefegen : allein die dafelbft erwähnte Pflicht würde doch jedenfalls nur aufs Gewiſſen geftellt und 
gerichtliches Verfahren darüber nicht möglidy ſein. 

’ 7) Bal. auch Zöpfl, Deutiches Staatsredyt (fünfte Auflage), II, 420, 429 fg., 453, 585 Note. Help, 
— des Verfaſſungsrechts, II, 368 fa. 
Über die wahre Bedeutung diefer Idee f. Held, Staat und Gefellfchaft, IL, 4 u. folgender Abfchnitt. 
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ift aber pad Gericht nicht blod auf Rechtsfragen angewiefen, jo möchte ein Verwaltungshof für 
die politifhe Verantwortlichkeit befier fein als ein Gerichtähof, der, wenn er über Berwaltungs- 
ſachen ſprechen muß, auf das Gebiet der Politik übergeben und fomit aufhören muß, wirflid 
ein Gerichtöhof zu fein, wie er auch als folder befegt und im gewöhnlichen conftitutionellen 
MWortfinne unabhängig if. 

Eine andere Frage würde freilich die fein, ob nicht dod eine Erweiterung der Minifter- 
verantwortlifeit, vejp. der Gompetenz des Staatsgerichtshofs zu wünſchen und ob nicht noch 
andere politifche Perfönlichkeiten demjelben wegen Berfaffungsverlegung zu unterwerfen feien ? 

Was die erftere diefer Fragen betrifft, fo ift es natürlich, daß fi die VBerantwortlichfeit der 
Minifter mit ver Vermehrung der Geſetze des Staats erweitert, aber natürlich ebendadurch auch 
erleichtert. Allein damit werden ſich auch die politifhen Gebiete der minifteriellen Tätigkeit 
vergrößern. Die Verantwortung für legtere kann nur eine moralijhe oder eine dienſtliche fein, 
und gebt legtere nur gegen den Souverän des Staats, der jelbft unverantiortli fein muß. 
In Deutſchland ift ein großes politifches Parteileben bei deſſen innerer Zerfplitterung unmöglich. 
Die großartigen Formen des englifchen Barteilebend wie die Großartigkeit der politiſchen Ae— 
tionen in England erklären den dort üblihen Gang der politijchen Berurtheilung ein Mini- 
ſteriums, erfiären die Großartigkeit der betreffenden Erfcheinungen oder doch, daß lie, wenigftend 
in der Form, nicht lächerlich, niedrig, Fleinlich find. Man denke fi aber die polififche Verant- 
wortlichfeit der Minifter in einer jehr aufgeregten Periode Deutſchlands unter dem Einfluß 
der Kleinftaaterei und ber jie Ereuzenden nationalen Bewegung! Welcher tüchtige Mann würbe 
fhon aus Furcht vor dem Lächerlichwerden, vor dem traveftirten Trauerfpiel eines Staats— 
procefjed ein Bortefeuille annehmen! Würde man auch in Deutjchland noch viel dortrinärer 
fein, ald man es wirklich ift, der Einſicht könnte man ſich nicht mehr verſchließen, daß eine unfehl: 
bar günftige und allen gefällige Wirffamfeit des politifchen Refforts des Staats, alfo namentlich 
der Minifterien, durch Feine Verfaſſungseinrichtung, durch fein Minifterverantmortlichkeitägejeg, 
durch feinen Staatögerichtöhof verbürgt werden fann. Dazu fommt, daß Deutſchland nicht 
das Land heftiger Leidenſchaften, roher Gewaltausbrüche, auf Bernihtung der Gegner gerich— 
teter politifher Parteien und ber Deutſche ſtets geneigt ift, dem braven Mann und ehrliden 
Willen aud den Miserfolg zu verzeihen, politisch aufgeregte Zeiten aber überhaupt ſchon für Die 
DObjectivität der Richterfprüche, mehr noch der Verwaltung, eine jehr bedenkliche Unterlage bilden. 
Und da die Anwendung der Minifterverantwortlichkeitägefege, wenn nicht aus einer aufgeregten 
Zeit hervorgehend, doch eine Aufregung hervorrufen muß, fo dürfte bei aller Anerfennung der 
politifchen Nothwenpigfeit von Staatsgerihtähöfen doch das Gebiet ihrer Competenz nie über 
das Rechtsgebiet zu erweitern fein. Auch die Möglichkeit der Zumweifung dev Competenz für Fälle 
rein politifcher Verantwortlichkeit an die Oberhäufer, oder die Möglichkeit der Greirung einer 
Art vongemijchter Behörde, eines oberften Berwaltungsgerichtähofes, dürfte nicht dafür fprechen, 
die gerichtliche VBerantwortlichfeit der Minifter über die Staatsgeſetze hinaus zu erweitern. 
Denn einmal fehlt allen deutfchen Oberhäufern (das öfterreichifche ettwa ausgenommen ; bei der 
Meuheit und Unfertigkeit der conftitutionellen Zuftände in ſterreich möchten wir daraus nicht 
zu ftarke Folgerungen ziehen) geradezu alles, was das englifche Oberhaus biöher zum oberften 
Staatögerihtöhofe Englands befähigte, und dann würde, tie leicht ſich ein oberfter Verwal- 
tungsgerichtöhof einrichten ließe, wenn er oder eine dazu verwenbbare Einrichtung, wie z. B. ein 
Staatsrath, nicht ohnehin ſchon befteht, demſelben gerade das fehlen, was das Wejen eines Ge- 
richts und den eigentlichen deutfchen Grundgedanken des Staatögerihtshofs ausmacht. 

Die andere Frage fheint, fofern man untergeorbnete Organe der Staatögewalt im Auge 
bat, verneint werben zu müffen. Ein anderes wäre aber, ob nicht jever zu einer politifhen Fune— 
tion berufene und demnach auf die Berfaffung wie Geſetze beeidigte Bürger, namentlid) Die ge: 
wählten Abgeorbneten, wegen formeller Nichtbeachtung oder Verlegung der Staatögefege vor 
dem Staatögerichtöhofe zu belangen fein follten? Man hat e8 ven deutſchen Verfaſſungen jogar 
vorgeworfen, daß immer nur daran gedacht werde, dad Volk gegen die Regierung, nicht aber 
daran, diefe und die Gefege felbft gegen Verlegungen feitend des Volks und feiner Vertreter zu 
ihügen. Es ift etwas Wahres an diefem Vorwurf, beſonders infofern die Volksſouveränetäts— 
theorien u. dgl. m. bei diefen Erfheinungen wirffam waren. Allein 8 ift doch ein großer Unter: 
ſchied zwifchen der Situation des Minifterd und der eines Staatdangehörigen, der in irgend— 
einer audgezeichneten politifhen Stellung die Staatögefege verlegt, und dieſer Unterſchied iſt auch 
der Grund, warum der conftitutionelle Staat für Verfaffungsverlegungen der Minifter Ver: 
antwortung und Gericht haben muß, für andere nicht haben fann. Dem Minifter ift ein hoher, 
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Grab von Selbftändigfeit in einer Menge der wichtigſten Berwaltungsgegenftände gegeben; er 
ift der höchſte Rathgeber des Souveränd und zugleich derjenige, ohne deflen Eontrafigmatur 
es keinen vollziehbaren Willen des Souveräng in Staatdangelegenheiten gibt. Darum und weil 
auch ein rechtlicher Beweis wirklicher Gefegesverlegung möglich ericheint, if der Minifter ver⸗ 
antwortlih. Der Bürger im Landtage handelt nur nad feinem Gewiflen, nad dem er auch bie 
beſtehenden Geiege tabeln dürfen muß. Verletzt er fie direct, fo reichen für ihn die gewöhnlichen 
Gerichte aus, wenn die Verlegung nicht gerade der Ausbrud feiner nothwendig unveranmwort: 
lichen, weil innern Überzeugung, aljo auch nicht ftrafbar ift.?) Da e8 zu alledem viel wirffamere 
Mittel gibt, ein Yandtagsmitglied wegen Verfaflungsverlegung zu ftrafen, und eine wirkſame 
Strafe gegen ein Landtagsmitglied jedenfalls nicht leicht auf Anflagen ber Regierungen erfolgen 
dürfte, überhaupt aber bedenkliche und jelten anwendbare Einrihtungen und Vorſchriften ohne 
die äußerſte Noth nicht ausgedehnt werben follten 2%), fo dürfte Die angeregte zweite Frage zu 
verneinen fein. 

Der Staatögerichtähof ift oft die oberſte Juftizftelle des Landes, Wenn diefelbe ald Staate- 
gerichtshof in Wirkſamkeit treten foll, greifen oft manche befondere Beftimmungen plag, 3. ®. 
daß der oberfte Gerichtshof nur in einer Plenarverfammlung handeln fann, daß Actenverfen- 
dung ftattfinde u. ſ. w.!) In andern Staaten werden befondere Staatägerihtähöfe mit mehr 
oder weniger Benugung des oberften Landesgericht, und zwar wiederum bald fländig, bald von 
einem Landtage zum andern, bald nur für jeden concreten Ball befonders, aufgeftellt. 1?) Die 
Verbindung der Gompetenz des Staatögerichtöhofs mit der der oberften Landesjuſtizſtelle int 
auch der Grund, warum entweder die Stände bed Landes einen beftimmten Einfluß auf die Be- 
fegung der Stellen in den fraglichen Gerichten beanſpruchen oder doch durd die Geſetze befugt 
find, bei Zufammenfegung des Staatsgerichtshofs ſelbſt fich durch die Wahl einer Zahlvon Rich⸗ 
tern (die Häffte) zu betheiligen. 

Das Verfahren in Staatdanflagen richtet fi nun meiftens nah den modernen Straf: 
proceßprincipien. Es fommen dabei nicht felten Geſchworene vor nebſt Offentlichfeit und Münb- 
lichkeit. Das Urtheil muß entweder die Nichtſchuldig-, reip. Breierflärung des Angeihuldigten 
oder feine Berurtheilung enthalten. Letztere hat nad vielen Gefegen eine förmliche Strafe zur 
Folge, ald welche wol auch je nach der Groͤße der Schuld Verweis, Amtsſuspenſion, Ent: 
fernung vom Amt mit oder ohne Penſion u. f. w. erſcheinen. Andere Gefege vermeiden den 
Ausdruck Strafe und laffen als Wirkungen eines verurtheilenden Erfenntniffes des Staats- 
gerihtshofs nur Mishillignng des Verfahrens des angeflagten Minifters und deſſen Entfernung 
vom Amt oder nur legtere zu. 13) 

Während nun Zöpfl die Befhränfung der Minifteranflage auf die formellen Berlegungen 
der Staatsgeſetze billigt, findet er do, daß ſich einige deutſche Berfaffungen vor der großen 
Mehrzahl dadurch vorteilhaft auszeichnen, daß fie, gerade jo wie die Verfaſſung der Nord: 
amerifanifchen Union!*), vie Minifteranflage rein und ſcharf nur als politiiches Inftitut auffaffen 
und daher auch nur die zulegt bemerften Folgen einer Minifterverurtheilung eintreten lajien. 
Mir theilen diefe Anficht jo wenig, wie wir die angegebenen Gonjequenzen zugeftehen. 

Da nämlich die Competenz aller ordentlihen Gerichte, der Straf: wie Givilgerichte, in Bezug 
auf die in der Verfaffungsverlegung des Minifters zugleich noch liegenden firafbaren oder civil- 
rechtlih verfolgbaren Handlungen und Unterlaffungen jeder Art, alfo auch 3. B. in Bezug auf 
einen Hoch- oder Landesverrath, eine Majeftätsbeleidigung u. dgl., wie eines angeftifteten Givil- 
ſchadens, unverändert fortbefteht, fo bleibt für den Staatsgerichtshof nichts zu unterfuchen und 


9) Die würtembergifche Verfaffungsurfunde von 1819, $. 199, erflärt den Staatsgerichtshof nicht 
nur für fändifche Minifteranflagen, fondern auch für „Anklagen der Regierung gegen einzelne Mitglier 
der der Stände und des Ausſchuſſes“ competent. Die braunfchweigifche neue Landesorbnung von 188, 
$. 108, gibt der Ständeverfammlung allein die Befugniß, aud; Mitglieder ihres Ausſchuſſes wegen Der: 
faflungsverlegung anzuflagen, 

10) Über politifche Gerichtshöfe vgl. Tocqueville, La Democratie, I, 127 fg., 130 fg. Wie die Zu: 
nahme ber Thronftreitigfeiten und Satrapenempörumgen in Despotien, fo ift die Zunahme der politiſchen 
Proceſſe in freien Staaten ein ficheres Zeichen der Krankheit und des Berfalls. 

11) Zöpf, II, 429, Note 2. 12) Held, IL, 370. 13) Zörfl, II, 434. 

14) Zöyfl folgt wol Tocqueville, der fagt: „En Europe le jugement politique est donc plutöt 
un acte judiciaire, qu'une mésure administrative. Le contraire se voit en Amerique, et il est 
facile de se convaincre que le jugemeut politique y est bien plutöt une mesure administrative 
qu'un acte judiciaire.‘ 
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zu entſcheiden ald die Frage einer formellen Verlegung der Staatsgeſetze. Wie «8 in außer- 
orventlihen Fällen Pflicht iſt, das Nöthige aud gegen die vom Gejrg gezogenen Schranfen vor: 
zu£ehren, jo ift ed in normalen Verhältniſſen vor allem nöthig, die Geſetze und ihre Schranfen 
heilig zu halten. Darüber, ob ein außerordentliher Ball dagewejen, gibt ed ſowenig ein Ge— 

richt ald darüber, ob er in jeder Beziehung richtig und ohne ſchuldhafte Gompetenzüberjchreitung 

erledigt wurde; ob aber ein Minifter in normalen Zuftänden die Verfaffung und fonftigen Ge- 

ſetze verlegt habe, kann richterlich unterfucht und entſchieden werden. Iſt die Gerichtöbarkeit eine, 
politifhe Macht, jo jind aud die Gerichte allzumal politiſche Einrichtungen und nicht bloß die 

Staatögerihtöhöfe. Die Verfaffungen aber, melde die Minifterankflage einführten, erfennen 

eben lediglid in der Thatſache eines formell gefegwidrigen Thuns und Laſſens eined Minifters 

für ſich allein, aljo aud wenn ein ſonſtiges ſtrafrechtlicher Meat oder ein Givilentfhädigungs- 

anjprud daraus nicht erwachien fönnte, eine ſchuldhafte ergo ftrafbare Handlung; und wenn 

Dienftentlaffung oder Entfernung vom Amt auch nicht immer ald Strafe wirfen, jo wird deren 

Eintritt auf Grund einer Verurtheilung ded Staatögerihtöhofs ſicher ald Strafe erſcheinen 

müjfjen. Eine Misbilligung des Verfahrens des angeflagten Minifters fönnte ohnehin wol nie 

anders denn als eine Strafe aufgefaßt werben.19) Zöpfl geiteht ja S. 439 felbft zu, daß, wo 

die Verfaffung feine ausdrücklichen Beſchränkungen 1%) des landesherrlichen Begnadigungs— 

(und Abolitions: Rechts aufitelle, daſſelbe auch hinfichtlich der verurtheilten Minifter plaßgreife; 

Begnadigungen können aber überhaupt nur in Straffällen gevacht werben. 

Die Minifterankflage kann aud durch jede von den Kammern verfafjungsmäßig befundene 
und angeeignete Beſchwerde wegen Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte veranlaßt werben, 
allein e8 dürfte fich als politiſch zweckmäßiger empfehlen, folange entſprechende Abhülfe zu Hoffen 
ift, ih auf den Weg der Beſchwerde zu befchränfen, namentlid wenn die Verfaſſungswidrigkeit 
oder der verfaſſungswidrige Wille zweifelhaft und nicht recht Herzuftellen fein follte. Der häufige 
Gebraud des Beſchwerderechts beweiſt nicht bloß für die häufige Örundlojigkeit der Beſchwerden, 
fondern au, jammt dem jeltenen Gebrand der Minifteranflage, für die Zwedmäßigfeit des 
Beſchwerdewegs. Die feltene Anwendung der Minifteranklage aber ift nicht ein Zeichen, daß die 
ganze Einrichtung ſchlecht ift, weil nichts übler fei ald Gejege, die nicht angewendet werben, jon- 
dern im Gegentheil, daß das Geſetz aud ohne Anwendung wirft und daß die Gefährlichkeit des 
Geſetzes durch den Takt der Regierungen und Kammern paralyjirt wird. 

Die Minifteranklage jelbft ift wie ver Staatsgerichtshof und feine Thätigfeit eine rein ge— 
richtlide Einrichtung, die um des politischen Zwecks willen ebenfo viel oder ebenjo wenig zu einer 
politifhen Einrichtung wird wie andere Gerichte. Aber der landftändiiche Organismus oder 
wer die Anklage zu ftellen hat, ift eine politifche Inftitution, refp. das Glied einer folden. Da 
nun jeder, der nur einige ſtaatsmänniſche Befähigung hat, einjehen muß, daß die Staatögefege 
felbft im normalen Gang des Staatdlebend häufig zu Enapp wiezueng erfcheinen, in außerorbent= 
lichen Fällen aber deren Beobachtung entweder nicht möglich oder doch zur Erhaltung des Staats, 
zur Grreihung feines Zwecks nicht ausreichen würde, daß bei Heinen Verlegungen der Staats⸗ 
gelege und in Ermangelung jeder den gejegmäßigen Beftand gefährdenden Abjiht die Staatd- 
anklageaud deshalb fehr unpafjend wäre, weil „minimanon curat praetor“, die Berwaltung aud 
mit allen gefeglihen Schranken eine gewifje Selbftändigkeit haben muß und unpafjende Applica- 
tionen des Gejeges im einzelnen und Fleinen zu vermeiden ſuchen wird, eine wegen Unbedeutend⸗ 
heit ver Sache ſich lächerlich machende Staatdanflage aber das ganze Inftitut gefährden würde, 
und daß endlich felbit bei beveutenven Verlegungen Ber Staatögejege alled auf die Gefammt- 
umftände, die Lage des Landes, die Gefinnung der Berfönlichkeiten u. |. w. anfommen fann, daß 
die Erhaltung, dad Heil des Staats das oberfte Staatögejeg ift und eine Verlegung ber pofitiven 
Staatögefege wenigftend von feiten ver Verlegenden daraus gerechtfertigt werden oder doch ber 


15) Einzelne Befonderheiten über das Verhaͤltniß der Straf» und Giviljurisdietion zum Staats- 
gerichtshof ſ. bei Zöpfl, II, 436. 

16) Es herrfcht in biefer Beziehung eine große Mannichfaltigkeit, ſ. Zöpfl, II, 437 fg., bezüglich 
weicher und einiger verwandter Hunfte wir wörtlich wiederholen, was wir 1857 (Syſtem des Berfaf- 
fungsrechts, II, 371) gefchrieben haben: „Der grumdfägliche Ausihluß von Rechtsmitteln und von Ver⸗ 
jährung bei einem rein ftaatsrechtlichen Gegenftande, wie die Minifteranflage es ift, möchte ebenfo wenig 

erechtfertigt werden fönnen, wie vom Standpunkte des monarchiſchen Principe aus der grundfägliche 

Kuefchluf des landesherrlichen — ———— und vom Standpunfte des politiſchen Srincive aus 
die grundfägliche Zuläffigfett des Verzichts der Stände auf Stellung oder Weiterverfolgung von Mi: 
nifteranflagen.“ 
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Mangel eines rechtfertigenden Grundes nicht leicht gerichtlich nachgewieſen werden kann, fo kam 
eine Staatsanklage nur nach gründlichen politiſchen Erwägungen angeſtellt werden. Die Cor: 
trole der Stände über die gefammte Staatöverwaltung darf nicht zu einem umgeſtülpten Bolize 
ftaat, jondern fol zu einem organifhen Zufanmenmirken aller politifhen Kräfte eines Lantz' 
führen und auf Grund organiſcher Erkenntniß eine Übelftände gleichſam unfihtbar Heilen, di | 
mit dem äußern Leben im Staat, mit der Unzulänglichfeit ver Gefege unvermeidlih und wede 
durch neue Geſetze geheilt noch wichtig genug find, die Gefeggebung in Athem zu halten, oder ya! 
fo ausnahmsweiſe vortommen, daß ein Gefeß für fie unmöglih wäre. Jede Minifteranklaz 
bat demnach eine apminiftrative und eine juriftifche Seite. Die erftere iſt für die legtere prü 
jubiziell und von der Volksvertretung nad den Beftimmungen der Berfaflung zu entfcheiben 
Mit der Anftellung der Klage jelbft aber wird fie zu einer reinen Rechtsſache. 

Hier ftehen wir wiederum an ber höhern Einheit aller politifchen Thätigkeit, aller Ber 
waltung, Jurisdiction und Gefeßgebung. 

Diejenigen, denen die Stellung der Öffentlichen Anklage nad) dem Gefeß obliegt, Haben Dieir 
Function fiher nur um des Staats willen, und fann demnach von einer willfürlihen Verzicht 
leiftung darauf nie die Rede fein. Die öffentliche Anklage ift eine befchränfte Wiederholung de 
altrepublifanifchen Einrichtung der allgemeinen Bürgerpfliht zur Anklage und Verfolguns | 
ftrafwürbiger Handlungen. Aber e8 bleibt ven Kammern vermöge ihrer ftaatöorganifchen Be- | 
deutung dabei aud) die politifhe Pflicht, zu erwägen, ob nad dem Geift der ganzen Einrichtung | 
nad der Bedeutung derſelben für das geordnete organiſche Leben des Staats eine Verlegung 
der Staatögejege auch wirflid eine jhulohafte und, wenn nicht geradezu im Intereffe des Staat! i 
gebotene, doch eine nach den Umftänden und Perſoͤnlichkeiten nicht ſchuldhafte ſei. 

Nicht das Princip des Verzichts, welches ein rein privatrechtliches iſt, wohl aber eine eigen 
thümliche Anwendung des im Conſtitutionalismus liegenden Princips der Ausgleichung, der po: 
litiſchen Verſöhnung iſt's, alfo ſelbſt eine höhere Pflichtübung, was die Stände beſtimmen darf, 
eine formell zuläffige Anklage aus höhern materiellen Gründen nicht anzuftellen, und da ber 
Staatsgerichtshof nur deshalb nicht ex officio einfhreiten darf, weil es ſich um die erwähnt: 
freie politifche Erwägung ber Stände handelt (alfo nicht, weil eine Privatſache vorläge), fo wäre | 
weder bie Nigtanftellung der Staatsanflage troß des Vorhandenſeins einer formellen Geſetzes 
verlegung eine Unterbrüdung, noch das Fallenlaffen verfelben eine Abolition des Prorefies. 
Aber auch von einer Begnadigung durch die Stände fönnte nicht gefprochen werben, da Diefe ein 
ausſchließliches Necht der Krone fein muß und, auch wenn fie die Krone nicht gegen verurtheilte 
Minifter ausfprehen darf, doch immer nur gegen Urtheile, niemals aber vor gefälltem Urtbeil 
ftattfinden darf, der Grund der Nichtinanklageſtandverſetzung oder des Fallenlaſſens des Pro- 
ceſſes in unſerm Fall aber darin beſteht, daß man ſchon einen gerichtlichen Proceß aus höhern 
Gründen pflihtmäßig für unpaſſend erfannt hat. 3. Held. 

Staatöpapiere, |. Staatöfhulden. 

Staatsprocurator, |. Staatdanwalt. 

Staatsrath. Zu allen Zeiten und bei allen Völfern, unter jeder Negierungsform findet 
fih bald mit collegialer Organifation , bald ohne foldhe eine Art von in den höchſten Staats: 
angelegenheiten berathender Behörde, welche dem verfaffungsmäßigen Souverän, fei es ein 
Monar oder ein ganzes Bolf, zur Seite fteht. Solche Rathsbehörden find bald Prieftercolle- 
gien, bald Weife und Philoſophen, bald die Großen und Mächtigen des Reichs (mobiles et 
sapientes), und ihre Autorität ift bald mehr eine thatſächliche oder auf der Sitte beruhende, bald 
eine verfaffungsmäßig anerkannte, wie 5. B. die des römiſchen Senats. Überall aber tritt ber- 
vor, daß die Stimme folder höchſten Räthe in Staatdangelegenbeiten nicht eine entjcheidende, 
fonbern nur eine confultative ift, daß alfo der Souverän nicht nur noch andern Rath hören, 
fondern auch in feiner Entjheidung gegen dad Votum ded Staatsraths gehen fann. 

Bei den germaniichen Völkern finden jih ſchon fehr früh Spuren diefer Einrichtung, na- 
mentlid in den neben ven Königen auftretenden VBerfammlungen ber weltlichen und geiftlichen 
Großen ver germanischen Reihe. Es ift aber bei der politifchen Unfertigfeit der erften ftaatli- 
hen Schöpfungen ver ®ermanen, bei der in diefelben weit hereinreichenden Fortwirkung früherer 
Zuſtände und Anſchauungen, endlich bei der großen Menge der im Fluß der Entwickelungen 
ſich geſtaltenden Übergänge nur natürlih, daß man aud in Beziehung auf die obenangegebene 
Grundidee des Staatsraths lange feine feſten, entſchiedenen und dauerhaften Bildungen finder. 

Das Verhältnig zwifchen dem König, den Hof: und Reihötagen fowie den großen Volks— 
verfammlungen (campus martius, refp, madius) wurde redhtlic) nie genau beftimmt ; Perfön- 
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Lichkeiten und Umſtände entſchieden. Daffelbe gilt vom Verhältniß des Königs zu feiner officiellen 
ftändigen Umgebung, zu den Antruftionen u.f. w. 

Nach der Entwidelung des Lehnftaats bildete fich zuerft aus den großen Kronvafallen und 
Kichhenfürften eine Art von Staatsratb, der aber bei der eigentbümlichen Natur des Lehns- 
verhältnifjes dazu neigte, eine herrſchende Ariftofratie, nit ein Rathöcollegium ver Könige 
zu werben ober dod beide Stellungen miteinander zu vereinigen. So entitand aus einem und 
demjelben Material in England eine eigentlich fouveräne Ariftofratie, ein Staatsrath und ein 
Minifterium, und die Hauptveränderung, welde dort ſeit Jahrhunderten in dieſer Beziehung 
eintrat, befteht eigentlich nur in jener Erweiterung der herrſchenden Ariftofratie, welche in der 
Schöpfung des Unterhaufes neben dem der Lords liegt. Das ganze englifche Parlament erſcheint 
demnad wie ein großer Staatsrath, neben welchem es zwar noch einen Fleinen Staatdrath des 
Königs (privy couneil) mit gefeggebenden, richterlihen und abminiftrativen Befugniffen 
(Gneift, „Das gegenwärtige englifche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht“, I, 237, 262 fg., 
277, 297, 314) gibt, der aber wejentlidh mit dem Parlament zufammen und von ihm abhängt. 

In Deutjchland haben wir „Kaifer und Reich” ald die officielle Bezeichnung der höchſten 
Autorität. Das Reich ift ver Reichstag, auch eine Art von Staatsrath, aber bei der unftaat- 
lichen Natur des Reichs, rejp. bei der entſcheidenden Stimme des Reichstags, nicht ein Staatd- 
rath im eigentlichen Wortjinne. 

Diefen finden wir eigentli nur da, wo ſich nicht nur der Staat überhaupt vollftändiger 
entwidelte, fondern aud die monarchiſche Verfaffungsform zur vollftändigen Ausbildung ge- 
langte. Dies gefhah zuerft und am vollftändigften in Branfreih. Die Refte ver frühern parti- 
eularen Autonomien ſehen wir zwar als Etats provinciaux und generaux in den organifchen 
Einrichtungen des Landes figuriren. Allein e8 war gegen ihre Natur, nur confultirende Kör- 
per zu fein, und fie gingen unter, da eine Vermittelung zwifchen ver Reichdeinheit und den Par- 
ticulareriftenzen nicht gefunden wurde. Auch die Notabelnverfammlungen waren eine Art von 
Staatörath ad hoc in Ausnahmsfällen und blieben wirkungslos. Der König berrfäte abfolut 
(car tel est nötre plaisir); ald Räthe und Rathöcollegien aber kommen neben dem Minifterium 
nicht nur verſchiedene Regierungsconfeild für die Hauptzweige der Staatöverwaltung, jondern 
auch ein Großer Rath, ein wahrer Staatsrath, in Fällen einer Reichsvormundſchaft wol aud) ein 
bejonderer Staatsrath, der Regentihaftsratb Heißt, vor. Übrigens waren bie von dem König 
zu feinen Räthen Gewählten, die Staatdräthe, welche er auch ald Organe zur Berfündigung 
oder Vollziehung jeined Willens gebrauchte, Beftandtheile feiner regelmäßigen Umgebung, fei= 
nes Hofs. Sie find aljo zuerft Höflinge, dann erſt Staatsmänner und demnach in diefer zweiten 
Stellung durch die erfte beftimmt. (Kaifer, „Franzöſiſche Verfaſſungsgeſchichte“, S. 28.) Der 
Kanzler oder Groffiegelbewahrer, die Minifter: Staatöfecretäre der auswärtigen Angelegen- 
beiten, des Kriegs, der Marine, des königlichen Hauſes und der Finanzen bildeten ſammt ven 
vom König dazu beſonders bezeichneten hoben Berfönlidhfeiten ven franzoͤſiſchen Staatsrath. Er 
theilte ſich in den Staatsrath im engern Sinne oder den der auswärtigen Angelegenheiten, den 
Rath der Finanzen, den des Handels und den ſogenannten Privatrath, eine Art von Caſſa— 
tionshof. (Kaifer a. a. O., ©. 30.) übr igens hatten nicht nur die Parlamente, ſondern auch 
der große Gerichtshof, grand conseil, dad Recht, dem König gegen feine Erlafje VBorftellun: 
gen zu machen — moutard apres diner! 

Wenn nun aud im Staatsrath, namentlich durch feine Verbindung mit einem Hofe, der 
der Staat war, die feudalen Größen dur ihre Umwandlung zu Hofgrößen noch lange einen 
Erſatz für ihre frühere Selbftändigfeit fuchten und fanden, fo mußten doch, bei den fi immer 
höher fteigernden Anforderungen des Staats und an den Staat, die Intereffen der Fürften ſelbſt 
ed mit ſich bringen, in den Staatdrath auch die Vertreter einer neuen Macht, die der Intelligenz, 
der weltlichen Wiffenfhaft, aufzunehmen. Als die neue Wiffenfhaft des Mittelalters, die zu- 
glei Träger der politifhen Intelligenz, Beind des Feudalismus und Freund bed centralifirenden 
Fürſtenthums war, erfcheint die Wiſſenſchaft des Nömifchen Rechts. So finden wir denn 
auch jhon früher in Spanien Legiften ald Mitglieder des königlichen Staatsraths und doctores 
juris ſchon im Anfange des 15. Jahrhunderts ald Mitglieder des ſpaniſchen Regentihaftsrathe. 
(Sempere, „Histoire des cortes”, S. 94, 97, 104 fg., 117, 139.) Und diefes gelehrte, zu= 
gleih aber antifeudale, bureaufratifch=centraliiirende, bürgerliche Element gewinnt bei den 
nothwendigen Strebungen jener Zeiten bald aud im Rath der Fürften eine um fo größere 
Macht, je mehr die nationalen Selbftändigfeitöbeftrebungen mit den Weltherrſchaftstendenzen 
des Papſtthums in Colliſion gerathen und felbft die Landeskirchen wie deren Prälaten (Ridhe- 
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lien!) zu einer mehr nationalen Politik zwingen, die Reſte feudaler Größe aber vollſtändig im 
Kriegsweſen oder in dem Hofleben aufgegangen waren. 

In Deutjhland, wo jih ein ſtaatliches Fürſtenthum nur in den Territorien entwickeln 
fonnte, finden wir die Legiften ald Hofräthe, Geheimräthe, d. b. eigentliche Staatdräthe, nicht 
nur im Kampfe mit den feubalen mittelalterlichen Landſtänden zu Gunften ver Einheit und Un— 
beichränftheit der landesfürftlichen Autorität, fondern aud im Kanıpfe mit dem Kaifer und 
Reich zu Gunften voller jtaatliher Unabhängigkeit der Territorien. Durch diefe Räthe gelang 
es den Territorialfürften, eine höhere Randesjurisviction für alle Landesangehörigen einzu— 
richten und durch die Neformation der an fie gebrachten Urtheile der verjchiedenen Gerichte, Die 
freilich nicht im Sinne des einheimiſchen Rechts zu geſchehen pflegte, die Autorität der ältern 
Gerichte zu untergraben, aber aud eine gewiſſe Einheit ver Rechtspflege herzuftellen. Die Dof: 
und Geheimräthe führten auch vorzüglih den Kampf gegen die feudalen ritterfhaftlihen Land— 
fände zu einem jiegreihen Ausgang für die Fürften und erfcheinen zugleich ald die Organifa- 
toren der mit dem neuen Yürftenabjolutismus engverbündeten centralijirten VBerwaltungs- 
bureaufratie. 

Mit der Einführung conftitutioneller Berfaffungen mußten die Räthe und oberften Voll— 
zugdorgane der Regierungen ſowol in Frankreich als aud in Deutfhland eine ganz andere Stel⸗ 
lung befommen. Ihre Hauptbeveutung ald Organe ſtaatlicher Gentralifation gegen die feudale 
Decentralijation hatten jie mit der vollendeten Überwindung der legtern verloren. Die confti- 
tutionellen Berfammlungen, von welden die oberften Räthe der Krone, die Minifter, unter 
allen Umftänden, namentlid) durch die modernen Minifterverantwortlichfeitanfichten, einiger: 
maßen abhängig werden mußten, veränderten deren Stellung gegen die Krone noch dadurch, 
daß dieje Berfammlungen felbft auch ald neue und dazu fehr einflußreihe Rathscollegien erſchei— 
nen, weil ihre Beſchlüſſe mit entjcheidender Kraft gerade in den wichtigften öffentlichen Angele- 
genheiten, in denen der Gefeggebung, wirffam werden müffen. Auf der andern Seite machten 

- aber die conftitutionellen Einrichtungen eine tüchtige Berathung ded Souveränd nöthiger denn 
je. Von einem einflußreihen Rath muß verlangt werden, daß er nur im wahren, möglichſt 
hoch und richtig aufgefaßten Intereffe des Staats ftattfinder — alfo möglichft frei von jeder, auch 
des Souveränd rein perjönliher Neigung, wie von den momentanen Strömungen der po: 
litifhen Parteien. Ein tüchtiger Staatörath muß aljo eine ausgezeichnete, ſowol theoretiich 
als praktiſch vollendete politifhe Bildung und einen derfelben entfprechenden Charakter befigen. 
Dies ift aud) der innere Grund, aus welchem manche Gefege verlangen, daß Minifter nur aus 
den Staatsräthen genommen werden dürfen, ein Grund, der fiher wichtiger ift ald ver äußere, 
der verfaffungsmäßigen finanziellen Stellung der Staatsräthe entnommene. Wenn fid hieraus 
zugleich erklärt, daß der mit einem Portefeuille bekleidete Staatörath darum nit aufhören 
fann, Staatsrath zu jein, und im Gegentheil die Betheiligung der Minifter an der Thätigkeit 
des Staatsraths für legtern jelbit unentbehrlich ift, jo ergibt jich aber aus dem Verhältniß ver: 
antwortliher Minifter zur Bolfsrepräfentation, daß das Minifterium nicht der alleinige Staats— 
rath jein kann. 1) Gerade aus diefem Verhältniß und der verfaffungsmäßigen Macht einer nicht 


—— — — 


1) Das neueſte Werk, welches den Staatsrath eingehender behandelt, iſt: Stein, Verwaltungslehre 
(Stuttgart 1865), I, 269 fg. Seine Hauptgebanfen find folgende: „Sowie durch die Anerfennung des 
felbftändigen gefepgebenden Körpers der Volfsvertretung die gefeggebende Gewalt von der vollzichenden 
fid) trennt, löſt ſich auch die Vollziehung, infofern fie mit den einzelnen Aufgaben des Staatslebens zu 
thun hat, als Regierung vom Staatsoberhaupt los und empfängt ihren Organiemus im Dlinifterial: 
foftem. Damit entjtehen zwei neue und eigenthümliche Verhältniſſe. Zuerft tritt das Staatsoberhaupt 
felbftändig als gleichzeitiges Haupt beider Functionen über beide. Es hat zulegt immer dem Geſetz und 
der Verordnung feine höchſte Sanction zu geben. Es hat daher, und das ift feine große organijche Ionen 
tion, gerade in feiner Sanction am legten Orte die Harmonie beider auszufprechen; es muß in der leg: 
tern das volle Bewußtfein nicht etwa blos des Bedürfniffes der Verwaltung oder des Willens der Volks: 
vertretung, ſondern des höchften Verhaltens beider zueinander haben. Seine Sanction ift baber ber 
Act, in weldyem Gefeggebung und Verwaltung miteinander in untrennbarer Einheit verfchmolzen find. 
Es ift daher naturgemäß, daß auch diefer höchſte Act des perfönlichen Staatslebens ein wohlerwogener 
fei; es if fogar nothwendig, daß er unter Umftänden von fachfundigen Männern berathen werde; es ift 
endlich natürlich, daß eine foldye Verathung weder von den Organen der Gefeggebung, noch von denen 
der Verwaltung, fondern von einem von beiden ganz unabhängigen Körper dem perfönlichen Beſchluß 
des Staatsoberhaupts voraufgehe. Das ift nothwendig, bevor ein Geſetz der gefepgebenden Gewalt vor: 
gelegt wird; es iſt aber auch mothwendig, bevor eine die ganze Verwaltung berührende ——— 
laſſen wird; es iſt am meiſten nothwendig, wo bei unvollſtaͤndiger Ausbildung ber Geſetzgebung Ber- 
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immer von einer objectiven Majorität beherrſchten Volksvertretung ergibt jich nämlich das Be— 
dürfniß, daß es eine durch ihre ganze Zufammenfegung nah allen Seiten bin imponirende, die 
Berbältniffe objectiv und mit der größten Gründlichfeit wie Umſicht prüfende, von ber rein per- 
fönligen Zuneigung des Souveränd wie von den momentanen politifhen Stimmungen des 
Volks möglihft unabhängige Behörde gebe, welde, namentlich vor der Sanction der Gefege, 
deren Zuträglichfeit im dauernden, wahren Intereffe ded Staats zu prüfen hat. Cine ſolche 
Prüfung kann oder muß vor deren Vorbringung an die Stände, und falld der ſtändiſche Be: 
ſchluß etwas daran änderte, vor deren Unterbreitung zur Sanction flattfinden, und erfennen 
wir, unter der Borausfegung einer entfprehenden Wahl der Perſönlichkeiten, in diefer Auf: 
gabe etwas für den Staat jo Hochwichtiges, daß die ihr gewidmete Behörde ebendadurd ein 
Mecht auf die Bezeichnung ald Staatsrath erhält. Sie ift aljo die die Thätigfeit ded Staatsraths 
begeichtiende Aufgabe, melde weitere Aufgaben au) immer noch nebenbei demſelben gejegt fein 
mögen. Reaction und Überſchlagung, unüberlegte Anwendung der Regierungsinitiative, un- 
motivirted Nachgeben auf einfeitiged Andrängen der Parteien, ſelbſtſüchtige Bopularitäts- 
haſcherei, unfertiged, doctrinäres, parteiifches, oberflächliches und unzweckmäßiges Gejepe- 
machen und ein gefährlicher Wechſel in ven Geſetzen, deren Unklarheit u. ſ.w., dies ſind Die 
großen uͤbel, weichen vorzüglich durch den Staatsrath in conſtitutionellen Staaten nad Thun⸗ 
lipfeit vorgebeugt werben ſoll. Da dem Staatsrath eine entſcheidende Stimme in folden Din- 
gen fehlt, fo ift er ein wahres Rathscollegium welches, wenn e8 auch den freien Willens: 
entſchluß bed Souveränd nicht bindet, darum nicht weniger imponiren Fann. 

Wenn die Minifter gleihiam von Volks wegen Mitglieder des Staatsraths fein müffen, jo 
empfiebit eö fi in Geblütömonardien, daß die jelbfländigen Prinzen des regierenden Haufes 
gleihfam von der Krone wegen, namentlich auch wegen des Fünftigen Berufs zu den Regie— 
rungsgefhäften, Mitglieder des Staatsraths feien. Bei dem ſtaatlich objectiven Verhältniß 
aber, in welchem nad den conftitutionellen Grundfägen der Souverän zum Staat ftehen ſoll, 
erfcheint ed nur natürlich, daß derfelbe zu ven Berathungen bed Staatsraths berufen kann, wen 
er dazu für geeignet hält. Der Unterſchied zwiſchen Staatsräthen im orbentlihen und außer: 
ordentlichen Dienft ift zunächſt ein formeller und bezieht fi vorzüglich auch auf die Verſchieden⸗ 
heit der Staatsräthe bezüglich der Regelmäßigfeit der Function und der Größe des Gehalts. 

Übrigens findet ſowol in Bezug auf die Bezeihnung wie auf die Zufammenfegung, Gomez 
petenz und Stellung des Staatsraths in den verfchiedenen Staaten eine große Verſchiedenheit 
flatt. So ift z.B. in Baiern die Gompetenz des Staatsraths im ganzen eine fehr mannichfache 
und bald nur eine confultirende, bald eine entjcheidende ; der Staatsrath muß ebendajelbft nad 
ausdrücklicher Verfaſſungsbeſtimmung in Geſetzgebungsſachen und bei Indigenatdertheilungen, 
anberswo in Fällen ver Erflärung des Kriegs: und Belagerungszuftandes vernommen werben; 
in andern Dingen hängt e8 von dem Willen ded Königs ab, ihn zu vernehmen. Häufig, To 
z. B. aud in Würtemberg, ift ver Geheimrath, d. h. Staatsrath, auch die höchſte Inftanz in 
Adminiſtrativſtreitſachen u. ſ. w. 

Übrigens iſt nicht zu verkennen, daß das Inſtitut des Staatsraths in Deutſchland ſich keiner 
beſondern Popularität erfreut, wovon namentlich auch die neueſten würtembergiſchen Kammer 
verhandlungen über die Negierungserigengen für den Geheimrath Zeugniß geben.?) Der 
Grund diefer Erfheinung dürfte theild darin gefunden werben müſſen, daß den deutſchen Klein- 
und Mittelftaaten eine jelbftändige große Bolitit unmöglih und bei ver Beſetzung des Staats- 
rath8 Die oben bervorgehobene große Anfhauung von feiner eigentlihen Bedeutung nicht 
maßgebend geworden, ber Staatdrath nicht felten aber nur ald ein Mirtel, untaugliche ober 
unmöglich gewordene Minifler unterzubringen, betrachtet worden ift. Ein anderer Grund aber 
muß aud darin erfannt werden, daß die wahre conflitutionelle Idee noch viel zu wenig begriffen 


ordnungen erlafien werben, melche die Stelle von Gefegen vertreten. Und das Organ nun, melches bie 
Aufgabe hat, eben jene höchft perfönlichen und doch wieder das gefammte Staatsleben umfaflenden 
Functionen des Staatsoberhaupts, die Bildung der Gefegentwürfe, die Sanctionirung ber befchloffenen 
Gefege und den Erlaf allgemeiner Verordnungen nad) beflimmten Grunbfägen zu berathen und dem 
Staatsoberhaupt einen beftimmten perfönlichen Beſchluß anzuempfehlen, ift eben der Staatsrath.“ 

2) Würtemberg hat Geheimräthe erfter, zweiter und dritter Klaffe. Wir haben überhaupt Mäthe, 
wirkliche und titulare, im unenblicher Zahl und Mannichfaltigfeit. Der ‚gute Rath‘ iſt dabei nicht 
wohlfeiler geworben. Es gibt aber wol nichts Bezeichnenderes für unfere Zeit als das Verhältnif „des 
geheimen Raths“ zu der „That“ oder dem votum decisivum und der Öffentlichkeit des großen Mathe: 
förpers der Bolfsvertretung. 
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und durchgeführt, an ihrer Stelle aber eine Menge von ſtaatswidrigen Irrthümern unter der 
Firma des Conſtitutionalismus wirkſam geworden iſt. 

Die neuern Schriftſteller, namentlich diejenigen, welche gegen die Verirrungen der mit 
Unrecht fi conſtitutionell nennenden Partei auftreten, fo namentlich auch C. Frantz?), Eßha— 
ver?) u.a. legen, freilich in verſchiedenem Sinne, dem Staatsrath eine große Bedeutung bei. 
Durd die Entwidelung einer durdgreifenden Verwaltungsrechtspflege könnte dieje Bedeutung 
nur nod fteigen.?) Allein nad unferer Anſicht wird alles darauf anfonmen, daß überhaupt 
höhere und reinere ftaatliche Ideen unjere Staaten und alle ihre Organifationen beherrfchen, 
der Staatsrath diefen Organifationen ſich natürlich anfüge und auf Grund einer im allgemeinen 
gefteigerten Erfenntnig de8 wahren Weſens ded Staats und einer auögezeichneten Beſetzung 
der Träger einer lebendigen Thätigfeit in den wichtigften ftaatlichen Einrichtungen ſei oder werde. 

Der Staatörath fpielte auch in den franzöſiſchen Charten, namentlich fhon in der Verfaſ— 
fung des erften Kaiferreich® eine große Nolle®) und mußte befonders dazu helfen, alles fürs 
Volk, aber nichts durch daffelbe zu thun. Den Kaifer unbedingt ergeben, aljo von unzweifel— 
bafter Rovalität, follte er Gewiffen und Einficht defjelben ergänzen, und infofern fann man 
mit Bluntſchli jagen, daß er die Volksrepräfentation zu vertreten hatte. Der Untergang des 
Kaijerreihd und die Gntartung ded Staatsraths ſelbſt beweifen, daß die Berehnung falſch 
war. Bekanntlich it vem Staats: oder Geheimrarh im zweiten Kaiferreid eine ähnliche Rolle 
zugewiejen ; allein jedenfalls hat man die Aufrechterhaltung einer Art von formellem Gonftitu= 
tionalismus doc für unvermeidlich erachtet. Die Franzoſen mögen noch immer für ein wahr: 
baft conftitutionelled Regiment nicht hinreichend befähigt fein, aber gewiß ift, daß ein unver- 
antwortlihes Minifterium jammt Staatsrath und zweien gänzlih abhängigen Kammern mit 
einem abjolut berrichenden Kaifer jie auch nicht befriedigen. Der aufmerfjame Steuermann 
jieht die Fleinften Zeichen des annähernden Sturmd und deren Wahsthum. Möchte er noch 
zeitig in den fihern Freihafen einlaufen!?) 3. Held. 

Staatsrecht, j. Staatswiflenfchaften. 

Staatdroman. Mit Staatsroman bezeihnet man Literaturerzeugniffe, welche den Staat 
in der Form des Romans behandeln. Der Name jelbft ift ziemlich neu. Früher fprad man von 
„politifhen Romanen’, und die hierher zählenden Werke felbft tragen eigentbümliche Namen, 
unter denen „Utopia, Utopien“ der ältefte und allgemeinfte ift. Woher es denn auch fommt, daß 
legtere Bezeichnung nicht felten für die ganze hierher gehörige Literatur gebraucht wird. 

Der Begriff des Staatdromang fteht keineswegs feſt. Robert von Mohl, dem das Verdienft 
gebührt, dem Staatdroman zuerft eine Stelle in der Literaturgefchichte der Staatswiſſenſchaften 
eingeräumt zu haben, bezeichnet ven Staatdroman als eine Schrift, welche e8 unternimmt, die 
Brage, wie ein Staat am gerechteften und zweckmäßigſten einzurichten, die Geſellſchaft auf zuträg- 
liche Weife zu ordnen fei, dur die Schilderung eines erdichteten Ideals zu beantworten. Nach 
diefer Begriffsbeftimmung, welche nur infofern etwas geändert werben dürfte, als ftatt „Schil— 
derung eine erdichteten Ideals“ die „Schilderung eines nad dem Ideal gedichteten Staats’ zu 
ſetzen wäre, ſchließt Mohl von den Staatdromanen alle Schriften aus, melde einerfeitd die 
„ſtaatliche und gejellihaftlihe Einrichtung dogmatiſch behandeln‘, andererſeits, wenn aud in 
dichteriſcher Form, Staatöbegebenbeiten erzählen, ohne jedoch die Abficht zu haben, ein politifches 
Ideal zu ſchaffen. Mohl teilt dann die Staatsromane ein in: 1) Darftellungen völlig erfonne- 
ner, in der Wirflichfeit gar nicht vorhandener Einrichtungen; und 2) dichterifche Gebilde, welde 
nur eine Jbealifirung beftehender flaatliher und gejellfähaftliher Zuftände, 3. B. die Lebens— 
geſchichte eines erdichteten Mufterfönigd, unternehmen. 


3) Die Duelle alles Übels, S. 244. 

4) Grundlehre der Geſetze des Staats (Tübingen 1865), ©. 177. ©. auch Bluntfchli, Allgemeines 
Staatsredyt II, 448 fg. Walder, Kritif der Parteien in Deutfchland, ©. 41 fg. 

5) Weigel, Das badiſche Geſetz vom 5. Oct. 1863 über die Organifation der innern Verwaltung 
(Karlsruhe 1864), ©. 66. 

6) Vgl. R. von Mohl, Geſchichte der Literatur, TI, 245. 

T) Vollgraff, Syiteme der Politif, IV, 570 fg. Navarrete, Conservacion de monarquias y dis- 
cursos politicos sobre la gran consulta que el consejo hizo al Rey Filipe III al presidente y 
consejo supremo de Castilla (Madrid 1626). Galeotti, Della consulta de stato. Held, Syſtem 
des Berfaflungsrechts, II, 385 fg. ©. auch das intereffante Derret, durch welches der Brinz Napoleon 
aum Mitglied und Vicepräfidenten bes Geheimraths ernannt wurde, in der augsburger Allgemeinen 

itun⸗ Jahrg. 1865, Hauptblatt Nr. 6, ©. 85. 
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Wir finden den angegebenen Unterſchied nicht ganz durchgreifend, indem z. B. ein erbichtetes 
Mufterfönigthum fich ebenfo gut an die Darftellung eines ganzen idealen Staats, wie dieſe ſich 
an ein Mufterfönigthum der bezeichneten Art anfchliegen kann. 

Wenn wir aber gewiß nicht im entfernteften geneigt find, den Werth der Mohl'ſchen Arbeit 
(Geſchichte der Literatur“, I, 167— 214) zu unterfhägen, jo können wir doch nicht 
umhin, die von ihm gezogene Örenze der vomanhaften Staatäliteratur etwas zu eng zu finden. 
In dieſe gehört nämlich nad unferer Überzeugung außer dem lediglich in ver Abjiht, ein nad) 
dem Ideal des Staats und der Geſellſchaft erdichtetes vollftändiges Staats: und Geſellſchaftsbild 
zu geben, verjertigten Werf, auch jeder vielen Streben verwandte literariiche, gejeßgeberifche, 
politifche Gedanfe, ver, je nachdem er mit dem wahren Staatsideal übereinftimmt und zugleich 
nad) der gegebenen Lage des Volks realifirbar erjcheint, oder je nachdem beides zufammen nicht 
ftattfindet, entweder die berechtigte Idee des Fortſchritts, oder ein romanhafter, utopiftifcher 
Gedanke im übeln Sinne des Worts, ein unberedhtigter, unpraftifher Idealismus iſt. Selbft 
die Satire auf utopiftifche Ideen und deren praftifche Verſuche gleichtwie die Satire auf wirkliche 
Zuftände, wenn fie in romanbafter Form von einem richtigern Ideal ausgeht, gehört hierher, 
wie denn auch in den betreffenden literarifhen Erſcheinungen meiftend ein idealen Staats: 
gedanfe, eine romanhafte Form der Darftellung, ein nirgends beftehendes Land als Schauplat 
derjelben, mit ernften und fatirifchen Ideen über befte Berfaffung, Naturftand, Paradies, gol- 
denes Zeitalter u. j. w. gemifcht, verbunden zu fein pflegen. 

Wirklich aber kann z. B. in einer Gefeßgebung oder in einer Rechtsphiloſophie nicht nur 
zerjtreut manches Utopiftifche vorfommen, jondern es fann die eine wie die andere auch durch 
einen abfolut falfchen oder nad) den gegebenen Verhältniffen eines Volks unrealifirbaren Grund: 
gedanfen ganz und gar oder zum guten Theil zu einer Art von Utopie werden. Es kann ferner 
eine ganze Nation dadurch, daß fie ein faljches Ideal ihres Dajeind erfaßt oder in irgendeiner 
Meife davon beherrſcht wird, in einen utopiftifhen Zuſtand verfegt werden, der fie von der Er: 
reihung ihrer vernünftigen Ziele ablenft. Es fann ferner bei einem Bolf utopiftifch fein, mas 
bei einem andern es nicht ift, und bei einem und demſelben Volk in einer beftimmten Periode 
feiner Entwidelung etwas als utopiftifch erſcheinen, was in einer andern Periode ald zeitgemäß 
betrachtet werden muß. 

Utopia oder Odroria I) ift dad Nirgendland, ein Land, weldes nirgends ift, ein utopifti= 
her Staat, der Staat des Romand. Utopiftifche Staats- und Geſellſchaftsideen jind folde, 
welche ſich nirgends in der Wirklichkeit realifirt finden. Der innere Unterſchied aller utopiftifchen 
Dinge befteht demnach darin, ob fie ein Staatdideal aufftellen, welches verwirklicht werden joll 
und fann, oder ob ed ſich um eine iveelle Schöpfung handelt, die entiveder abjolut oder relativ un- 
realifirbar ift (Schlaraffenland). Lediglich als ein äußerer Unterfchied erfcheint e8, ob die Utopie 
ein vollftändiges Bild von Staat und Gejellichaft gibt oder nur da und dort hervortritt; ob im 
erftern Fall die Korın eined Romans oder die einer philofopifhen Darftellung des Staats: und 
Geſellſchaftsweſens gewählt wird. In diefer Beziehung wird nämlich nur die Frage fein, ob die 
Darftellung ihrem Geifte nad) eine wiffenjchaftliche ift oder nicht. Unwiſſenſchaftliche Darftellun- 
gen, was übrigend nach der Zeit des Erſcheinens des Werks beurtheilt werden muß, fallen aus 
dem Kreife unferer Arbeit, und da die Rechtsphiloſophie bereitd an einer andern Stelle gewürdigt 
wurde, jo haben wir e8 hier allerdings nur mit ben entjchieven romanhaften Erſcheinungen des 
Staatsideals zu thun. 

Daß dieſe aber nicht blos in den eigentlichen Staatdromanen, aud nicht allein in rehtsphilo= 
jophifhem Gewand vorfommen, beweifen folgende Thatſachen: Jede gegen die Natur des Men- 
ſchen und des Staats überhaupt oder nad) den gegebenen Umftänden gehende Staats: und 
Geſellſchaftsidee ift eine Utopie, d. h. ihre Verwirklihung ift nirgends, und was man fo nennt, 
iſt nicht oder iſt nicht das, Sondern ein andered. Utopiſtiſch erfcheinen demnach z. B. die Theorien 
vom Naturzuftande und goldenen Zeitalter 2), die ganze Sflaverei in der Leugnung der menic 
lihen Freiheit, ferner jeve ausſchließlich einfeitige Richtung des Staats, wie der ausſchließliche 


1) Literatur bei Held, Staat und Gejellfchaft I, 399; IL, 25. Dazu noch Eicher, Praftifche Politik, 
1, 317. Xaine, Histoire de la litterature anglaise, 1, 385; II, 111 (über Jad Gabe). 

2) S.Raturredt. Pufendorf, Buch 2. Lamartine, LaFrance parlementaire, 1,150. Lamennais, De 
la societe premiere etc. (Paris 1861). Brotonne, Civilisation premiere, ©. 186 fg., 210 u. 403 fg. 
Battel, Droit des gens, I, 77. Fichte, Die Staatslehre (Berlin 1820). Eicher, Praftifche Volitif, 
I, 32. Fröbel, Theorie der Politik, II, 28, 74, 379. Proudhon, Systeme federatif, ©. 85 fg., 88. 
Saurent, Etudes, VII, 385. 
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Rechts⸗, Sittlihkeits-, Wohlbefindensftaat ?), dann jede Ausfthliefung der Perſoͤnlichkeiten vor 
gefellfhaftlichen Leben und der Verſuch, ſie durch fingirte Begriffe, Gott, Gefeg, Bernumft u. j. w 
zu erſetzen, weiter der Despotismus, Abfolutismus u. dgl. m. im ihren äußerften Gonfequenzen 
ebenjo die abfolut einfeitige Herrſchaft der Freiheit, die einjeitige Gleihheitätheorie*), ver Com: 
munismusd®), die abfofute Jfolirung von Staat und Individuum wie die verfhienenen Welı: 
berrfchaftsverfude®), die abfolute Trennung von Religion und Recht, Kirde und Staat, die 
Unterfuchungen zur Herftellung einer abjolnt beften Staatöform?) u. f. w. 
Sehen wir aber nur auf bie eigentlichen Staatsromane, fo ift die Meinung darüber, meld: 
Werke unter dieſen Begriff fallen, geteilt. Da wir auf die formelle Darftellung fein entſchei 
dendes Gewicht legen, fo fünnen wir diefe Streitfrage hier um jo mehr auf ih beruhen lafſen 
da der Raum diefer Blätter ohnehin nicht weiter reiht, ald nur die bedeutendften der urzmeife: 
haft hierher gehörigen Arbeiten furzzu würdigen. Übrigens foll doch zuvor noch bemerft werben, 
daß, wenn man Werke, wie des heiligen Auguftinus „Civitas Dei‘, oder Dante's „Monarchia“, 
Montedquieu’d „Lettres persannes” und „Esprit des lois”, Rouffeau’d „Contrat social” um 
ähnliches, wie mandes aus den Schriften Mably's, ausichliept, das Gebiet des eigentlicer 
Staatsromans im Verhältniß zu dem foloffalen Gebiet unferer politifchen Literatur ſehr klein 
und aud ber Einfluß, den derfelbe übte, einige wenige Werke ausgenommen, kein ſehr großer 
geweſen ift. Richtig erfheint die Außerung von Mohl's, daß die Staatdromane wejentlich oppo: 
fitionell und reformatoriſch find; e8 möchte dem nur beizufegen fein, daß in allen oppofitionelten 
und reformatorifchen Elementen politifcher Werke fi eine Maffe romanhaften und utopiftiicer 
Stoff zu finden pflegt, und daf das Wefen des Staatdromand weder in der Romanfornt, no# 
in dem oppofitionellen und reformatorifchen Inhalt, fondern mehr in dem Utopiftiihen des In: 
halts liege. Auch dürfte nicht zu bezweifeln fein, daß eine Maffe von politifhen und forialifti- 
ſchen Tendenzromanen wie Theaterftücden zu allen Zeiten und namentlich aud) in unfern Tagen 
dem Literaturzweig der Staatsromane nit bloß in der Form, jondern aud im Inhalt mabe 
verwandt und jelbft in der conftitutionellen Geſetzgebung, auch in der nad) ber franzöſiſchen Re— 
volutiondzeit folgenden, viel Romanbaftes und Utopiftiihes vorfommt. Schon Heinrid’s IV. 
allſonntägliches Huhn im Topfe und fein Gedanke eines ewigen Friedens und einer europätfchen 
Fürftenrepublif waren Utopien. ®) 

Der Charakter ver Staatdromane, reſp. der utopiftifchen Ipeen hängt, wie die Form ber: 
felben vom Gefhmad, jo vom Geifte der Zeit und namentlich von jenen Mängeln derfelben, 
gegen welche derfelbe gerichtet, endlich von den Grundanſchauungen ab, durch welche die Abhülfe 
bezweckt werben ſoll. In jeder Utopie, jei fie nun ein vollftändiger Staatdroman, ober nur eine 
einzelne utopiftifche Idee oder eine Mehrheit folder Ideen, wird regelmäßig die eine ober die an- 
dere Hauptrichtung der menſchlichen Natur und des irbifchen Lebens, die jittlichereligiöfe 9), bir 
intellectuellsrationelle oder die materialiftifche vorzüglih hervortreten, ivenngleih natürlich 
nebenbei auch die übrigen berüdfidhtigt werden. Gonfefjionelle, rationaliftifhe und materiali: 
ſtiſche Einfeitigkeit in Form und Gefhmad der Zeit gehört demnach zu ven Eigenthümlidjkeiten 
unjered Gegenftandes, die durch das allgemeine Gefeg, daß jeder Geiſt unter der Herrſchaft feiner 
Zeit fteht und eine ertreme Richtung die andere hervorzurufen pflegt, erflärt werben muß. 

Wenn fih aus Vorſtehendem ergibt, ob und inwiefern wir Blato’d Republif für einen 
Staatdroman betrachten, fo können wir über den Inhalt verfelben hinweggehen, da Plato's 
Werfen bereitö im Bo. XI diefes „Staatd=Lerifon‘ ein eigener Artikel gewidmet iſt. ) 


3) Alfo der ganze Doctrinarismus vom Rechtsſtaat, vom jus divinum, ber Theofratie und dem 
Sittlichfeitsftaat, vom Wohlfahrtsftaat u. f. w. Utopifche Anfichten einzelner Stände, z. B. des Ritter: 
thums ſ. bei Chaffan, Symbolique du droit, S. XCH, XCIV. 

4) Man gedenfe der Utopien aller demofratifchsrepublifanifchen Beſtrebungen. 

5) Taine, Histoire de la litterature anglaise, II, 111. 

6) Held, Staat und Gefellfhaft, I, 527 fg. Laurent, Etudes. X, 194. Samartine, La France 
parlementaire, I, 196. 

7) Durantino, De optima reipublicae gubernatione (2 Thle., Benebig 1522). Britannus, Deoptimo 
statu (1548). Beroaldus, De optimo reipublicae statu (Paris 1544). Körfter, Staatslehre des 
Mittelalters. Grundſätze der Realpolitif, S. 5. Laurent, Etudes, II, 48. Vacherot, La democratie, 
S. 349. Held, Staat und Gefellichaft, II, 651. 

8) Dal. Laurent, X, 157 fg., 165 fg., 180 fg., 248 fg. 

9) Dies 3. DB. ganz befonders in der „civitas solis“ des Dominicanermönds Tb. Campanella, vgl. 
R. von Mohl, S. 184 fg. 10) Über die Utopien in den Dichtungen des Krates, Pherefrates 


und Teleflives, ſ. Rofcher, Thufydides, ©. 315. 
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Bon allen unzweifelhaften Staatsromanen ift aber die Utopie des berühmten Kanzlers 
Heinrich's VIIL von England, Thomas Morus?!), welche zuerft 1515 (in zwei Büchern) er: 
fchien, die merfwürbigfte (über deren Literatur |. R. von Mohl, a. a. O., S. 179) und foll vie: 
felbe deshalb eingehender betrachtet werben. 

Das erfte Buch enthält eigentlich nur die Einleitung, welche weniger da ift, um zu zeigen, wie 
Morud zur Kenntnig von Utopien gelangte, ald vielmehr, um durchblicken zu laffen, welde Haupt: 
übelftände im engliihen Staatsweſen die ganze Arbeit veranlaßten. 

In den zweiten Bud; erzählt nun Thomas Morus nad der Schilderung ded Rafael Huth: 
lodäus, was er von den Zuſtänden Utopiens, melde das Ideal feiner Anjhauungen über den 
Staat wirklich dvarftellen, weiß. Der Tert dieſes zweiten Buchs ift durch einzelne Rubriken unter: 
broden und beginnt mit einer Beichreibung des Landes. 

In der Mitte, der breiteften Stelle, hat dad Land der Utopier, welches eine Inſel ift, eine 
Ausdehnung von 200000 Schritten. Die Infel hat faft durchweg dieſelbe Breite; nur an den 
Enden fpigt fie fih fo zu, daß fie das Bild des wachſenden Monde darftellt, wodurch ein un: 
geheuered Wafferbeden als der trefflichfte Hafen entfteht. In deſſen Mitte erhebt ſich ein Felſen, 
auf welchem ein natürlicher Thurm ſteht. Die Kanäle können nur von den Inländern oder von 
Eingemweihten befahren werben. Das Land ift jo geftaltet und durd die Kunft befeftigt, daß es 
von wenigen Vertheidigern gefchügt werben fann. Utopus hatte, nachdem er die Infel erobert, 
in erftaunliher Schnelle die befeftigte Geftaltung des Landes mit Hülfe zahllofer Menfhenhände 
erft geihaffen. Die Injel befigt 54 geräumige und ihöne Städte mit gleicher Sprade, Sitten, 
Einrichtungen, Gefegen, gleicher Lage und, foweit es die Hrtlichkeit zuläßt, gleicher äußerer Ge— 
flalt. Bon jeder verjelben fann man zu einer andern in einer Fußreiſe von Einem Tage gelan= 
gen. Die alten und erfahrenen Bürger aus je einer Stadt fommen alljährlid zur®erhanblung 
der allgemeinen Angelegenheiten zufammen; die Stadt der Amaurer, welde für alle übrigen 
zu diefem Zweck am günftigften liegt, gilt deshalb als Hauptftadt. Die Markung ift jeder Stadt 
fo bequem zugemiefen, daß von Feiner Seite weniger ald 20000 Schritte Landes für jede Stadt 
find. Keine Stadt ftrebt ihre Marfung zu erweitern; fie betrachten fi weniger ald Herren denn 
vielmehr ald die Bebauer des Landes. Die Häufer find bequem auf die Adergrundftüde ver: 
theilt und mit den ländlichen Geräthihaften verfehen. Sie werben von den Bürgern „per 
vicos eo commigrantibus‘ bewohnt. Keine Bauerfamilie darf, Männer und Frauen zu: 
fammen, weniger ald 40 Köpfe zählen, ungerechnet zwei ihr zugetheilte Sflaven. Ernſte und 
reife Hausväter und Hausmütter ftehen den Familien und je 30 Familien fteht ein Phylarchus 
vor. Bon jeder Familie fehren jährlich 20, welche zwei Jahre auf vem Lande geweſen, in die 
Stabt zurüd und werben von andern abgelöft, damit auf diefe Weife der Aderbau ſtets kundig 
betrieben werde und feiner zu lange die härtere Lebensart führen muß. Doc ift die Freude am 
Landleben fo groß, daß viele fih nicht ablöfen laffen wollen. Unter den ländlichen Beihäftigungen 
wird die fünftliche Ausbrütung der Gier als beſonders wichtig aufgeführt. Die jungen durch 
fünftlihe Wärme ausgebrüteten Thierchen erkennen die Menſchen an Stelle der Bruthennen an 
und folgen ihnen. Pferde ziehen fie wenige, aber feurige, lediglich zur ritterlichen Erziehung ber 
Jugend. Sonft ziehen fie in jeder Hinfiht das Rindvieh ald Zug: und Arbeitäthier vor. Ge: 
treide verwenden fie nurzum Brot. Sie trinken Trauben, Apfel: und Birnenwein, wol aud mit 
Honig gemifchtes Waſſer. Wenn, was immer ver Ball, pas Getreidebedürfniß der Stadt feit: 
fteht und mehr ald deren Bedarf an Getreide und Vieh erzeugt wurde, wird der Überſchuß ben 
Nachbarn mitgetheilt. Dinge, welche e8 auf dem Lande nicht gibt, z. B. die Geräthihaften, 
gewährt umentgeltlidh die Stadt dur ihre Magiftrate. Damit die Ernte an einem günftigen 
Tage eingebracht werben fann, geben bie Phylarchen den ftädtifchen Obrigfeiten die Zahl der dazu 
nöthigen Bürger an, die dann aufs Land geſchickt wird. 

Der zweite Abſchnitt handelt von den Städten und vorzüglich von der Hauptſtadt Amauro⸗ 
tum. Die Städte find alle fo gleich, daß, wer auch nur eine einzige davon fennt, alle fennt. Es 
wirb aber die Stadt Amaurotum zur Schilderung gewählt, beſonders weil fie ald Sig ded Senats 
die würbigfte ift. Am Abhang eines mäßigen Bergs liegt Amaurotum, faft vieredig gebaut, 


11) Derfelbe,, ein Sohn des Ritters Joh. Moor, ward geboren zu London 1480. Im Jahre 1523 
war er ſchon Sprecher des Unterhaujes. Unter Heinrich VII. zum Großfanzler von England erhoben 
und zu verichiedenen diplomatifchen Sendungen benugt, ſtarb er auf dem Schaffot für feine religiöfe Über: 
jengung 1535. Er hat aufer feiner Utopia noch verichiedenes gefchrieben. Bine Rebensbeichreibung 
erfhien von Rubhart (Nürnberg 1829). Bol. auch Laurent, X. 394 fg. ui 
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längs des Ufers des Anydrus, der aus einer Heinen Quelle entipringt, aber durd ven Zufluf 
anderer Flüffe bis zu anſehnlicher Stärfe wählt und in den Dcean fällt. Die ganze Fläche 
zwiſchen Stadt und Meer wird von der Flut und Ebbe beſucht. Die dem Fluß entgegengefegte 
Seite der Stadt ift mit einer ſoliden Brüde verjeben u. ſ. w. Auch jonft ift vie Stadt für alle 
Fälle mit trinkbarem Waſſer hinreihend verforgt: Kanäle und Gifternen find vorhanden. 
Mauern, Thürme und Gräben fehlen nicht. Pläge zum Fahren und Schuß gegen die Winde 
find da; lange, 20 Fuß breite und gerade Straßen find von lauter reinlihen Gebäuden gebildet. 
Kein Haus ohne Borplag und Garten, jedes mit freiem Zutritt für jeden, „ita nihil usquam 
privati est”, denn die Käufer werben alle zehn Jahre gewechſelt; die Gärten find reih an Ge: 
wädhjen, von der jorgfältigften und eleganteften Haltung. Diefer glänzende Zuftand der Stadt 
ift die Brut von 1760 Jahren Pflege und Arbeit, da bei ver Eroberung alles noch fehr arm- 
jelig geweſen war. Sogar Glas und Ölgetränfte Gardinen u. dgl. m. finden fi in diefer Haupt: 
ſtadt Utopiens. 

„De magistratibus“ ift der dritte Abſchnitt bezeichnet. Die Magiſtratur baut fi in der Art 
auf, daß je zehn der obenerwähnten Phylarchen fammt ihren Bamilien unter einem’ Proto 
phylarchen ſtehen. Dielegtern, deren e8 zweihundert find, erwählen unter vier vom Volk ihnen Bor: 
geichlagenen in geheimer Abftimmung denjenigen, den fie für den tauglichften halten, als Fürſten. 
Diefer ift lebenslänglich, wenn er ſich nicht zur Tyrannis neigt. Die Magiftrate find alle nur 
jährliche; diejenigen, welche jie Tranibori nennen, wedhjeln jie übrigens nicht leicht ohne befon: 
dern Grund. Die legtern verſammeln ſich wenigftens jeden dritten Tag ald Rath des Fürften, 
um über die Staatsangelegenheiten zu berathen und etwaige Privatftreitigfeiten, deren e8 aber 
nur fehr wenige gibt, gründlich zu orpnen. Immer werden auch zwei Syphogranten, und zwar 
täglich) andere, in den Senat zugezogen; auch ift beftimmt, daß über eine Staatdangelegenheit 
eher entichieden werben fünne, ald wenn diejelbe drei Tage lang im Senat behandelt worden war. 
Außerhalb des Senats oder der öffentlihen Volksverſammlungen über allgemeine Angelegen: 
heiten Beſchlüſſe zu faffen, wird für ein Staatöverbreden gehalten, und zwar beshalb, damit es 
nicht leicht werde, durch eine Verſchwörung des Fürften und der Traniborer nad Unterdrückung 
des Volks durch die Tyrannis den Zuftand des Staatd zu verändern. Deshalb werben auch alle 
wihtigern Angelegenheiten an die Berfammlung der Suphogranten gebracht, die, nachdem jie 
die Sache ihren Familien mitgetheilt, unter fi berathen und ihren Beihluß dem Senat mit: 
theilen. Mitunter findet ein Art von allgemeiner Abflimmung der ganzen Inſel flat. Auch 
wird darauf gejehen, daß ein Vorſchlag im Senat nie an demjelben Tage biscutirt wird, an 
welchem er eingebradt wurde. Dann denft der Senat vorzüglich darauf, wie er feine Erlafie 
ſchützt; auch fucht derjelbe vorzüglich ven Vorwurf zu vermeiden, als jei er im Beginn nicht Hin: 
reichend vorfichtig geweien und habe nur jchnell, nicht überlegt geſprochen. 

Der nächſte, mit „de artificiis’ überfchriebene Abſchnitt, bezeichnet ven Aderbau als die eine, 
allen Männern und Frauen gemeinfame, von der Kindheit an allen theils in ver Schule, theils 
praktiſch mitgetheilte Kunft. Daneben wird jedem nod eine andere Kunft gelehrt, z. B. vie 
Linnenbereitung u. |. w. Andere Künfte als gewerbliche find nicht erwähnenswerth. Die Klei: 
der namentlich, in denen nur das Geſchlecht und der Umſtand, ob man verheirathet ift oder nicht, 
einen Unterſchied macht, und melde ſowol anftändig als auch auf freie Körperbewegung und den 
Unterfhied der Jahreszeit berechnet find, bereitet jede Familie ſich jelbft. Die leichtern Arbeiten 
find den Weibern, die jhwerern den Männern überlaffen. Die Kinder pflegen pas Gewerbe der 
Ältern zu treiben. Wird aber jemand durch feinen innern Beruf zu einer andern Hantierung 
gedrängt, jo wird er unter der Aufficht ded Magiftrats einer Familie durch Adoption beigegeben, 
welche die fraglihe Hantierung treibt. Ahnliches geſchieht, wenn einer zu feiner Kunft noch 
eine andere erlernen will. Hat er beide erlernt, fo mag er wählen, welche davon er ausüben will, 
es wäre denn, daß der Staat die eine mehr nöthig hätte. Das befondere und faft einzige Ge— 
fhäft der Suphogranten aber befteht darin, vorzufehen, daß feiner fi dem Müßiggang ergibt, 
aber auch feiner vom früheften Morgen bis in die tiefe Nacht wie das Zugtbier dur ununter: 
brochene Arbeit fich erihöpfe. Denn Sklaverei jei eigentlich da® Los der Arbeiter überall außer 
in Utopien, wo von den 24 Stunden ded Tags nur ſechs, nämlich drei Vormittags und drei Nach— 
mittags und zwar auch diefe erft nach zwei Stunden Mittagsruhe, der Arbeit gewidmet finv. 
Um 8 Uhr abends gehen fie zur Ruhe und ſchlafen acht Stunden. Die Zeit, melde nicht für 
Arbeit und Schlaf verwendet wird, kann von jedem nad) freiem Belieben, aber nicht zur Üppig— 
feit und Faulheit, fondern zu irgendeinem nüglihen Studium verwendet werden. Die meiften 
gebrauden ihre Muße zu wiffenfhaftlihen Zwecken. Es pflegen nämlich täglid von Hierzu be: 
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fonders beflimmten und befähigten Leuten zu gewiſſen Stunden öffentliche Vorlefungen gehalten 
zu werben, zu denen alles zufammenftrömt. Doc ift niemand gehindert, dieje Zeit auf feine 
Kunft oder fein Gewerbe zu verwenden. Nach dem Abendmahl pflegt man eine Stunde zu fpie: 
len, im Sommer in den Gärten, im Winter in den gemeinfamen Speifehallen. Da übt man 
fich in der Muſik und Rede. Glüdsfpiele find nicht einmal befannt. Ihre Spiele find eigentliche 
ludi virtutis. Man glaube ja nicht, daß wegen der geringen Zahl der Arbeitäftunden ein Mangel 
der nöthigen oder auch nur der angenehmen Dinge möglich jei, denn alles arbeitet dieſe ſechs 
Stunden, während bei andern Bölfern ein großer Theil nichts arbeitet. Man bedenke nur, daß 
die Frauen, aljo die Hälfte ver Bevölkerungen, faft überall nichts thun, und rechne dazu die 
Menge nichts arbeitenver Priefter und Religiofen, die Reihen und namentlich die großen Grund: 
eigenthümer, welde das Volk die Edeln und Adelihen nennt, ſammt ihrer Dienerfhaft, vie 
Menge der gefunden Bettler u. j.w., dann die Mafje von werthlofen oder überflüffigen, nur 
dem Luxus und der Wohlluft dienenden Künfte und Arbeiten. In Utopien ift dies alles nicht. 
In einer Stadt ſammt ihrem Bezirk jind höchſtens unter den arbeitäfähigen Menſchen funfzig, 
denen Befreiung von den Arbeiten gejeglih ausgeſprochen ift. Und unter dieſen machen die 
Spphogranten von der gejeglichen Befreiung nicht einmal Gebraud. Auch die wegen des Lehr: 
amts Befreiten treten in die Klaffe ver Arbeiter zurüd, wenn fie in ihrem höhern Beruf nicht 
entjprachen, während nicht jelten der Handarbeiter aus feiner Klaſſe wegen feiner wiſſenſchaft— 
lichen Tüchtigkeit in die der Lehrer übertritt. Aus diefer legtern Klaffe werden die Gejandten, 
die Priefter, die Traniborer und endlich auch der Fürft, den fie fonft Barzanes nannten und jegt 
Ademus nennen, gewählt. In Utopien fann daher nicht nur durch wenig Stunden viel Tüchtiges 
geleiftet werden, fondern es ift auch in vielen Dingen ein geringeres Arbeitsbedürfniß vor: 
handen als bei andern Bölfern, fo 3. B. in Bezug auf Baumwerfe und Erhaltung der: 
felben, in Bezug auf Bekleidung. Die Utopiften haben daher wirklich alles, was jie brauchen, 
in Hülle und Fülle; überflüfjige Arbeit verlangen ihre Magiftrate nicht, weil die ganze Einrich— 
tung ihres Staats vorzüglich das eine Ziel im Auge hat, daß, ſoweit es die allgemeinen Bedürf— 
niffe geftatten, allen Bürgern möglichſt viele Zeit von förperlihen Dienften und Arbeiten frei 
zur Freiheit des Geiftes und feiner Bildung übrigbleibe. Darin finden die Utopiften ihr ganzes 
Lebensglück. 

Ein weiterer Abſchnitt ſpricht „de commerciis mutuis“, von dem Verkehr der Bürger 
untereinander. Da der Staat aus Familien beſteht, jo wird von dieſen ausgegangen. Die Ehe— 
frau tritt in das Domicil des Mannes. Söhne und Enkel bleiben in der Familie und gehorchen 
deren Älteſtem, wenn nicht wegen deſſen Altersfhmwäche ver ihm dem Alter nach Nähfte an die 
Spige der Familie tritt. Damit die Bevölferung weder unmäßig abnehme noch fleige, ift 
beftimmt, daß feine Familie, deren jede Stadt 6000 hat, weniger ald 10 und mehr ald 16 mann: 
bare Glieder habe. Die Zahl der IInmannbaren fann nicht beftimmt werden. Diefed Syftem 
kann durchgeführt werden, indem man die Überzahl, einer Familie oder jelbft einer Stadt einer 
andern, welche zu wenig Glieder hat, zufchreibt. Übervölferung der ganzen Injel wird durch 
ein wohlerdachtes und jorgfältiges Colonifationd=, reſp. Auswanderungdiyftem vermieden. Im 
Nothfall wird den Auswanderern durch Krieg die Aufnahme in einem geeigneten Lande erzwun= 
gen, denn bie Utopiften halten e8 für den rechtmäßigften Kriegsgrund, einem Volk, meldes ein 
Übermaß unbenugten Bodens hat, die Benugung deſſelben abzuzwingen. Iſt aber die Bevöl— 
ferung in einer der Städte fo gefunfen, daß fie anders nicht ergänzt werben fan, fo wird aus 
den Golonien die nöthige Bürgerzahl beigezogen, denn lieber foll eine Eolonie untergehen, als 
eine der Infelftädte herunterfommen. Was nun das Leben in der Familie angeht, jo ift ver 
Ältefte, wie fhon gefagt, ihr Chef. Die Frauen dienen ven Männern, die Kinder den Ältern 
‚und überhaupt die jüngern den ältern. Die Stadt zerfüllt in vier gleiche Theile, in der Mitte 
jedes Viertels befindet jih dad Forum für alleDinge. Dahin werden die Arbeitderzeugniffe jeder 
Bamilie in beſtimmte Gebäude und Scheunen gebracht. Jeder Bamilienvater verlangt dafelbft, 
was er braucht, und erhält e8 ohne Geld. Dies ift möglich, da an allem Überfluß herrſcht und 
nicht gefürchtet werben kann, daß einer mehr ald das Nöthige verlange. Noth und Eitelfeit, die 
Mutter der Hab: und Raubſucht, find bei ven Einrihtungen ver Utopier unmöglidhe Rafter. 
Den erwähnten großen Märften jind auch Märkte aller möglichen Eßwaaren beigegeben, auf 
welche alle Thiere getödtet und vollftändig gefäubert gebracht werden müffen. Jedes Viertel be- 
figt auch einige Speifehöfe, welche unter Aufficht der Syphogranten ftehen. Die Obfonatoren 
jedes Hofes begeben fich zu beftimmter Stunde auf das Forum und verlangen unter Angabe ihrer 
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Zahl die Speife. Zuerft wird für die Kranken geforgt, welche in öffentlihen Anfbaltern, deren 
jede Stadt vier fehr große, ftadtgleichen Umfangs vor ihren Mauern hat, gepflegt werden. Ben: 
tilation, Vermeidung von Anftedung u. f. w. find bei Einrichtung diefer Spitäler, in welch 
aber niemand gegen feinen Willen gefchieft wird, wohl bedacht. Hierauf wird alles Beſte gleis 
auf alle Höfe vertheilt, fofern nicht auf den Fürften, ven Oberpriefter, die Traniborer, pie Ge— 
fandten oder die wenigen Fremden, welde die vollftändigfte Gaftireiheit genießen, Mückſich 
genommen wird. Dur Trompetenſtoß eingeladen, jet ih die ganze Stadt zur gleichen Stunt 
zum Eſſen, welches öffentlich ftattfindet. Sklaven bevienen, die Frauen kochen. Es ift jebr fir 
den Anftand geforgt wie für die Reinlichkeit. Stillende Frauen haben einen befondern für fir 
eingerichteten Platz. Jede Fran nährt ihre Kinder jelbft, falls fie fann. Wo nicht, fo wird ein 
Amme bejorgt, was ſehr leicht ift, va man ſich gern zu diefem Dienft prängt. Alle Kinder unie 
jieben Jahren find bei ven Nährerinnen. Die übrige Jugend wohnt in tiefem Schweigen und, 
wenn dazu fähig, dienend dem Mahl an. Die Mitte des erften Tifches ift ver Ehrenplatz, dem 
die audgezeihnetfte Perſon mit ihrer Gattin präfidirt; die jüngern find mit den Greifen ge: 
mifcht, damit Feine Zügellofigfeit ftattfinde. Die Greife werben zuerft bedient und Fönnen bie 
ihnen zugetheilten Leckerbiſſen nach Gutdünken den Nachbarn mittbeilen. Eine kurze Borlefune. 
welche zu ehrfamen aber nicht traurigen Reden der Altern VBeranlaffung gibt, fehlt bei Feiner 


Mahlzeit. Doc Hört man aud gern die Jüngern. Deögleichen findet während ver Mittageſſen 


Muſik ftatt u. ſ. w., ed geſchieht alles, um das Effen zu einem heitern zu machen. Auf dem Lande 
ißt jeder mit den Seinen im Haufe. 


Bon den Reifen der Utopier handelt der nächſte Abſchnitt. Diefelben können nicht ohne 
böbere Erlaubniß, welche auch die Zeit ver Rückkehr beftimmt, ftattfinden. Es wird dann ein | 


öffentliches Bubrwerf gegeben, und der Reifende nimmt nichts mit, da er überall zu Haufe ift. 
Bleibt er länger ald einen Tag, jo vergilt er die Aufnahme durch Arbeiten feines Metiers. 
Strenge Strafen treffen bie Baganten. Mit Erlaubnif ded Vaters und der Gattin mag jebeı 
durch die Markung jeiner Stadt ſchweifen; aber auf feinem Hofe befommt er Speifen, ebe um 
bevor er nicht die VBormittagsarbeit, wie ie dort zu jein pflegt, gethan hat. Er foll da mugen, 
wo er Öaftfreundfchaft ſucht. Offentliche Wirthſchaften fehlen gänzlich; aller Auge wacht dar: 
über, daß fein Müßiggang ftattfindet. Unter dieſen Umſtänden gibt es weder Arme noch Bettler. 
Der Überfluß eines Orts wird von Staats wegen zur Ausgleihung ded Mangels an einem an- 
dern Ort verwendet und zwar unentgeltlich, ſodaß bie ganze Iniel Eine Familie ift. Sind alle 
Bedürfnifle vollfommen befriedigt, fo wird der Überſchuß erportirt und davon ein Siebentel den 
Armen des Nachbarlandes geichenft, das übrige zu mittlerm Preiſe verfauft. Aus diefem Handel 
bringen fie Eifen und bejonders eine Menge Goldes und Silbers in ihre Heimat zurück. Sir 
machen ſich wenig aus Baarzablungen; aber der von ihnen gewährte und durch Urkunden ge: 
jicherte Credit beruht auf dem Öffentlichen Vertrauen der Stadt. Dieſe fordert die Privatlei— 
flungen ein. Die Utopier aber verlangen in der Regel den größern Theil nicht zurück, weil fie es 
nicht für billig erachten, Dinge, deren fie nicht bedürfen, denen abzunehmen, die ſolche brauchen. 
Nur im Notbfall fordern fie zurück; beſonders des Kriegs wegen und um Söldlinge hoch begab: 
len zu fönnen, bewahren fie ungeheuere Schäße auf. Da aber die eveln Metalle aus dem ange: 
gebenen Grunde wenig gebraucht werden können und die Utopier nichts anders ald nad jeinem 
Gebrauchswerth ſchätzen, jo gelten fie ihnen auch im ganzen weniger als Eifen. Damit aber mit 
den aufgeftapelten Schägen fein Misbrauch geſchehe, haben fie ein faft unglaubliches Mittel er: 
jonnen, indem fie aud Gold und Silber, ſowol für die gemeinſchaftlichen Höfe ald auch für die 
Privathäufer Gefäße, ſelbſt für die ſchmuzigſten Zwecke, bereiten. Sklaven und Verbreiher wer: 
den in goldene Bande gefhlagen. So find die Utopier frei von der „auri sacra ſames“ und 
würden ohne Klagen all ihr Gold und Silber miffen. Perlen und Edelgeſtein dienen zur Kia: 
derzier. Als die Gefandten der Anemolier ven Utopiern durch einen befonder® glänzenden Auf: 
zug zu imponiten verfuchten, begrüßten dieſe nur Die Niedrigften ald Herren und liefen die in 
Gold und Edelſteinen ftrogenden Geſandten, welche fie für Sklaven hielten, ohne jede Ehren: 
bezeigung an fi vorüberziehen. Selbft die Kinder machten ſich über die kindiſche Vutzſucht der 
Geſandten luftig. Diele Anfihten verbanfen die Utopier theild ver Erziehung, theils der Lehre 
und den Wiffenfchaften: denn wenn aud) nur wenige und nur die auögezeihnetften ganz ben 
Wiſſenſchaften leben, jo werden doch alle Knaben in vie Wiffenfhaften eingeführt, und faft das 
ganze Bolf, Männer wie Frauen, widmen denjelben ihre Freiſtunden. Sie pflegen fie in einer 
reihen und wohltönenden einheimifhen Sprache, und obgleich fie von den Berühmtheiten der 
übrigen Welt feine einzige bei Namen Fennen, fo haben fie doch in der Mufif, Dialeftif, Rechnen: 
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und Meßkunde faſt daſſelbe erfunden wie unſere Alten. Auch in der Aſtronomie find ſie ſehr 
erfahren und des Wetters kundig. Sie philoſophiren und disputiren über die Sitten, über 
Tugend und Laſter, über die Grundlage oder Urſache ver menſchlichen Glückſeligkeit. Die Prin— 
cipien der Religion verbinden fie mit denen der Philoſophie und flellen namentlich folgende 
&Srundfäge auf: die Seele ift unſterblich und durch die Gnade Gottes zur Glückſeligkeit beftimmt ; 
Tugenden und Wohlthaten werden jenſeits belohnt, das Gegentheil beftraft.. Obgleich dies 
SGlaubensjäge feien, jo halten jie es doc für vernünftig, daran zu glauben. Denn ohne diefe 
Grundfäße würde jeder um jeden Preis Vergnügen fuchen und ſich davon nur dadurch abhalten 
laſſen, daß der Schmerz größer wäre. Den rauhen und fleilen Weg der Tugend zu wandern und 
wicht blos die Annehmlichfeit des Lebens zu entbehren, ſondern aud freiwillig unfrudtbaren 
Schmerz zu ſuchen (und was könnte die Brucht fein, wenn man nad) dem Tode feine Vergeltung 
fände), halten jie für die größte Thorheit. Das Glück finden fie aber nicht ſowol in jedem Ge: 
nuß als vielmehr im Guten und Ehrbaren, worauf ald das höchſte Gut unfere ganze Natur 
durch die Tugend jelbft gewendet fei. Tugend aber heißen fie nach der Natur zu leben, wozu wir 
von Bott geſchaffen jeien. Die Bernunft lehre jedem, dieſem Zuge zu folgen. Das erfte ift, Liebe 
und Berehrung der göttlihen Majeftät, der wir unjerSein und unfere Fähigkeit zum Glüd ver- 
danfen, zu entzünden und nicht nur jelbft glücklich zu fein, fondern aud allen andern zum Glüd 
zu verhelfen un. ſ. w. Sie ftreben alfo nad einem heitern Leben oder nah Genuß ald dem Ziel 
aller Arbeit, weil died die Natur vorſchreibt, und nennen es Tugend, nach diefer Vorſchrift zu 
feben. Da aber die Natur die Sterblichen zur gegenfeitigen Unterftügung für die Heiterkeit des 
Lebens einladet, jo darf niemand feinem eigenen Bortheil jo weit nahhängen, daß er andern 
Nachtheil bereitet. Deshalb halten jie nicht blos die Verträge, jondern auch die öffentlichen Ge: 
jege, welche entweder ein guter Fürſt rechtmäßig promulgirte oder das Volk in voller Freiheit 
über die Vertheilung der Lebensannehmlichkeiten, dieſen Grundftoff ded Genuffes, durch all: 
gemeine Übereinftimmung erlaffen hat. Klug iſt's, unter Beobachtung diefer Gefege feinen ei- 
genen Bortheil verfolgen, fittlih, das öffentlihe Wohl verforgen, unrecht, auf Koſten fremden 
Vergnügens das eigene fuchen, human und wohlthätig, ſich felbit etwas entziehen, um ed andern 
zu geben. Denn dad Bewußtfein, andern wohlgethan zu haben, gewährt der Seele höheres Ver: 
gnügen als der Genuß. Endlich lohnt Gott die Entfagung mit unermeßlicher, unvergänglicher 
Breude. Genuß aber nennen jie jeden Zug und jede Situation von Körper und Seele, die zu 
nähren unter Anleitung der Natur ein Vergnügen ifl. Die Natur ift dad Entfheidenve; mas 
in thörihter Denkweiſe die Menfchen gegen die Natur als ſüß ſich fingiren, ift verworfen, 3. 2. 
die Meinung, ald ob eine befjere Toga den Träger ſelbſt beifer made, die Leidenſchaft für Edel— 
fteine, für Spiel, Jagd und Vogelfang. Die wahren Genüffe teilen jie in geiftige und Förper- 
liche. Zu den eritern wird das Verſtändniß und das Vergnügen an der Betrachtung der Wahr: 
heit gezählt, ferner die füße Erinnerung eines wohldurchbrachten Lebens und bie zmeifellofe 
Hoffnung künftigen Glücks. Die Förperlihen Genüffe werben in zwei Klaſſen getheilt. In die 
erfte gehören diejenigen, welche ven Sinn mit Annehmlichfeit durchdringen, in bie zweite jene, 
welde in dem ruhigen und gleihmäßigen Zuftande des. Körpers, in einer dauerhaften Geſundheit 
beftehen u. ſ. w. 

Bon den Sklaven und gelegentlich der Gründe der Sklaverei von vielem andern handelt der 
nächſte Abfhnitt. Nur das Verbrechen macht einen zum Sklaven. Die meiften Sflaven nehmen 
fie aus den verurtheilten Verbrechern fremder Städte. Diefe behandeln fie milder als diejenigen 
von ihren Landsleuten, welche wegen Verbrechen Sklaven wurden, weil dieſe eine beffere Er- 
ziehung und Belehrung genoffen hatten. Sie haben aud) freiwillige Sklaven, da fleifige und 
arme Leute fremder VWölfer ihnen gern dienen. Diefe behandeln jie ehrbar, legen ihnen feine 
auperorbentliche Arbeit auf und laffen fie nach Belieben wieder ziehen. Arbeitsunfähig gewor— 
dene werben nicht gegen ihren Willen fortgeſchickt, kranke forgfältigft gepflegt, unbeilbare auf 
jede Weife getröftet. Für Bälle niht nur unbeilbarer, fondern auch qualvoller Krankheiten, in 
denen der Kranke nicht allein andern läftig, fondern auch fich jelbft unerträglich wird, foll ver: 
jelbe, falls er e8 wünſcht, auf möglichft fanfte Weife getödtet werden. Selbſtmörder follen un: 
beerdigt in ven Sumpf geworfen werben. Mädchen follen nicht vor dem 22., refp. 26. Jahre 
beirathen. Geſchlechtlicher Umgang zwifchen dem Mann und dem Mädchen vor der &he wird ſchwer 
beftraft und macht die Ehe zwifchen ihnen unmöglich, wenn nicht der Fürſt Gnade walten läßt; 
jevenfalld aber werben die Ältern, in deren Haufe die Miffethat vollzogen wurde, ehrlos. In der 
Auswahl der Battinnen beobachten fie, wie freilich und feinen möchte, einen ebenfo ungeeigneten 
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wie läherlichen Ritus. Durch eine ehrbare Matrone und einen ehrbaren Mann nämlich werben 


das Weib und der Freier ſich gegenfeitg nadt vorgeftellt, mas, wenn man bebenft, daß beim Kauf 


eines Thieres die genaueften Unterfuhungen ftattzufinden pflegen, jehr weije if. Denn ver: 
borgene Schäden können leicht die Ehegatten einander entfremden. Während nun Die nad) voll: 
zogener Ehe entftandenen Deformitäten ertragen werben müffen, ift ednothwendig, daß Die Gejege 
den Betrug vor der &he hindern. Dies ift um fo nöthiger, aldauf ver Infel Monogamie herrſcht 
und, abgejehen vom Ehebruch und von abfolut unerträgliher Sittenverfhiedenheit, die Ehen 
nur durch den Tod gelöft werden. Mit Genehmigung ded Senats können zwei Gatten, meld: 
beide folde gefunden, mit denen ſie beſſer leben zu können hoffen dürfen, freiwillig fich trennen 
und neue Ehen eingehen. Aber leicht ift died nicht. Eheverächter werden mit ſchwerer Sflaverei 

geftraft. Die Männer haben gegen ihre Frauen, die Ältern gegen die Kinder ein Züchtigungs— 


— — 


recht, es wäre denn, daß die That eine öffentliche Beſtrafung nothwendig machte. Aber ſelbſt die 
ſchwerſten Verbrechen werden nicht mit dem Tode, ſondern mit der Unfreiheit beftraft, weil dieſe 
für den Verbredher das größte Übel und zugleich dem Staat vortheilhaft if. Nur gegen | 


empörte Sklaven wie gegen wilde TIhiere findet das Tödtungsrecht ſtatt. Denen, die ſich der 
Strafe geduldig unterwerfen, ift nicht jede Hoffnung genommen. Durch die Prärogative des 
Königs oder Volksbeſchluß kann die Sfaverei gemildert oder aufgehoben werden. Unzucht wel: 
len ift ebenfo gefährlich wie Unzudt thun. In allen Verbrechen wird der unzweifelhafte Verſuc 
der Vollendung gleich geftraft. Geiſteskranke halten fie am beiten und achten es ald ein ſchweret 
Unrecht, fie zu ſchmähen oder zu verladhen. Daffelbe gilt von ven Misgeftalteten und Verftüm- 
melten. Ehrlos iſt's, jih der Schminfe zu bedienen. Die Erfahrung lehrt ihnen, daß, wenn 
au einige Männer fih nur durd die Außenfeite gewinnen laffen, fi doc) feiner anders als 
duch Tugend und Ergebenheit dauernd fefleln läßt. Sie ſuchen nicht blos durch Strafen von 
Verbrechen abzufhreden, jondern auch durch befondere Auszeihnung zur Tugend anzueifern. 
Ber jih um eine Magiftratur bewirbt, verliert allen Anſpruch darauf. Freundſchaftlich Ieben 
jie zufammen, weil fein Magiftrat übermüthig oder ſchrecklich iſt. Väter heifen die Magiitrate 
und väterlich walten jie — mit freiem Gehorfam fommtihnenalledentgegen. Selbſt den Kürten 
zeichnet fein äußerer Glanz, jondern lediglich der vorgetragene Ährenbündel aus. Geſetze haben 
fie wenige, und bedarf ed deren auch bei folhen Einrichtungen nicht. Während fie e8 bei andern 
Völkern vorzüglid tadeln, daß die große Maffe ihrer Gefege und deren Ausleger doch nicht ge- 
nügt, halten fie e8 für die größte Ungerechtigkeit, va die Menſchen durch Gefege verpflichtet wer: 
den jollen, die entweder ihrer endlojen Zahl wegen nicht durchgeleſen, oderihrer Unklarheit halber 
nicht verſtanden werden Fünnen, Advocaten find bei ihnen gänzlich ausgeſchloſſen; jeder foll fein 
Recht ſelbſt verfolgen und vertreten. Während dies bei dem Gefegmwejen anderer Völker unmög— 
lic) ift, erjcheint e8 bei den Utopiern um jo paſſender, ald bei ihnen jeder gejegfundig ift. Denn 
nicht nur find ihrer Gejege, wie jhon gejagt, nur ſehr wenige, jondern fie halten auch die Inter: 
pretation berjelben in vemjelben Maße für richtig, in welchem fie nicht fein, fondern derb ift. 
Denn da alle Gejege darauf berechnet find, daß durch fie jeder feine Pflichten erfahre, jo würde 
eine jubtile Interpretation nur wenige belehren, während im entgegengejegten Fall ver Sinn 
des Geſetzes allen Elar ift. Da aber die Gejege auf die große, am meiften der Belehrung bedürf— 
tige Maffe berechnet fein müffen, jo würde eine Gefeßesfaffung, welde ver Maffe unverftändlid 
wäre, ebenjo viel werth fein wie gar fein Gefeg. Diefen Tugenden verdanfen jie ed, daß bie 
Nahbarvölker bei ihnen ihre Magiftrate juhen, woran fie, bei der Bedeutung der Magiftrate 
für den Zuftand der Völker, jehr wohl thun. Denn den Utopiern fehlen die Herrſchſucht und die 
Habſucht, zwei Übel, die mit der Gerechtigkeit den ſtärkſten Lebensnerv des Staats zerftören. 

Diejenigen Völker, denen die Utopier ihre Magiftrate liefern, nennen fie Verbündete, jene, denen 
fie ſonſt Wohlthaten erweiien, Befreundete. Bölferbündniffe gehen fie keine ein. Wozu, ſagen 

jie, ein Bündniß, ald ob die Naturnicht hinreichend die Menfchen verbinde, oder ald ob den Notur⸗ 

verächter Worte binden fönnten? Zu diefer Anſicht ſehen fie fih um fo mehr gedrungen, als in 

jenen Zonen die Bündniffe der Fürften nur felten in guter Abjiht bewahrt werden. In dem 

Hriftlihen Theil Europas fei zwar theild durch die Gerechtigkeit und Trefflichfeit der Fürften, 

theild durch die Gewalt des Papftes, die Majeftät ver Bünpniffe heilig und unverlegt ; allein in 

der Neuen Welt fei fein Vertrauen und Verlag auf ſolche Bünpniffe ; je feierlicher fie geichloffen, 
defto jchneller würden fie gebrochen, indem leicht in einigen Worten ver Löfungdgrund gefunden 
werde. Und während eine jolde Frivolität oder ein folder Betrug und dolofer Wille in Pri— 
vatverträgen ald die höchſte Nieverträchtigfeit verfchrien werden wiirde, rühmen ſich derjelben 
diejenigen, welde ven Fürften dazu den Rath gegeben. Infolge deſſen wird Rechtlichkeit nur 
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als eine plebejifdhe und niedrige Tugend betrachtet, die weit unter der Höhe des Throns fiche, 
oder ed werden zwei Arten von Rechtlichkeit unterſchieden, deren eine, niebrig und befchränft, 
nur dem Volk zieme, die andere aber, hoch und frei, die der Fürften fei, und vermöge welcher nur 
das als unerlaubt betrachtet werden fönne, was dem Fürften nicht beliebt. Darum jhließen 
die Utopier feine Bündniffe, würden aber ficher ihre Anſicht ändern, wenn fie bei und lebten. 
Sie gehen aber davon aus, dag man niemand als Feind betrachten dürfe, der einem fein Un— 
recht zugefügt hat, daß bie natürliche Gejellichaftlichfeit die Stelle der Bündniſſe vertrete, und 
daß die Menſchen vollftändiger und ftärfer durch Wohlmollen ald durch Verträge, durch den Geift 
ald durch Worte, miteinander verbunden werben. 

- „De re militari” handelt der nächte Abjchnitt. Die Utopier verabfheuen den Krieg und 
den Kriegsruhm. Nichtsdeſtoweniger üben fie fi in den friegeriihen Dingen, und zwar nicht 
6108 die Männer, fondern aud die Brauen, wenigftend an gewilfen Tagen, damit ie im Noth— 
fall nicht untüdhtig find. Krieg beginnen fie nur, um ihre Grenzen zu ſchützen, die über die 
Länder ihrer Freunde ergoffenen Beindesiharen zu vertreiben oder gegen die Tyrannei irgendwo 
zu interveniren. Auch zum Zwed der Rächung erlittenen Unrechts gewähren fie Befreundeten 
unentgeltlich ihre Hülfe, und zwar nicht nur, um die erzwungene Beute zurüdzuverlangen, fon- 
dern befonders auch dann, wenn die Angehörigen derfelben unter dem Borwand des Rechts an 
ihren Gigenthum gefränft wurden. Sind fie jelbft in finanzieller Beziehung verlegt worden, jo 
verfolgen fie ſolche Berlegungen, und zwar bei der Geſammtheit ihrer Berhältniffe mit dem größ— 
ten Grfolg, nicht mit Krieg, fondern einfach dadurch, daß fie den Verkehr mit dem verlegenden 
Bolf aufheben. Körperverlegungen und Tödtungen der Ihrigen können aber nur durch Aus— 
fieferung der Thäter, welche fie mit dem Tode oder der Sklaverei betrafen, gefühnt werben, 
widrigenfalld wird der Krieg erflärt. Blutiger Siege ſchämen fie fih, da fie meinen, es jei Thor: 
heit, ſelbſt das Koftbarfle zu theuer zu kaufen. Die Belegung des Feindes durch Kunſt und 
Schlauheit halten fie für am ruhmvollften, da es die menſchenwürdigſte Art jei, durch) die Kraft 
des Geiſtes und nicht durch thierifche Kräfte zu fiegen. Sie bezweden burd den Krieg entweder 
das zu erreichen, was, wenn ſie ed ohne Krieg erreicht hätten, den Krieg verhindert hätte, oder, 
wenn died nicht möglich, eine jo harte Rache zu nehmen, day die Feinde für alle Zukunft ge- 
Ihredt werden. Ihr Hauptzwed geht nicht auf ob und Ruhm, fondern auf Befeitigung der 
Gefahr. Daher pflegen fie fofort nach gefchehener Kriegderklärung eine Menge mit dem öffent: 
lihen Siegel unterfertigter Zettel gleichzeitig an den dem Feindeslande auffälligften Orten anzu 
beften, in welchen fie demjenigen außerordentliche Belohnungen zufichern, welcher ven feindlichen 
Bürften aufheben würde, ferner geringere, aber nod immer genugfam bedeutende Belohnungen 
für die namentlid) angeführten Köpfe derjenigen, welche nad) dem Fürften felbft ald die Urheber 
des verlegenden Beichluffes ericheinen. Die doppelte Belohnung wird demjenigen, weldher einen 
der Proferibirten lebend einliefert. Ja, indem fie zu der Belohnung bie Straflofigfeit fügen, 
laden fie die Proferibirten ein, jelbit gegen ihre Genoffen zu handeln. Denn fo entfteht unter 
den Profcribirten nicht blos gegen alle andern, fondern auch wechſelſeitig gegen ihre Genofjen 
felbft Mistrauen, Kurt und das Gefühl ver größten Gefahr und geſchieht e8, daß fie ſich häufig 
gegenjeitig verrathen. Da fie aber mohl einfehen, zu weld ungeheuerm Wagftüd fie anreizen, jo 
ſuchen fie durch die Größe der Belohnung die Größe der Gefahr auszugleihen. Daher verbürgen 
fie nicht blos eine ungebeuere Maſſe Goldes, fondern auch wohlgefhügte und reicherträgliche aus: 
gedehnte Ländereien. Diejes Syftem, den Feind zu beftechen over zu Faufen, bei andern Völkern 
als fhänplich verworfen, halten fie als Eluge Leute für höchſt lobenswerth, indem dadurch jeder 
Kriegszweck auf die fürd Menfchenleben ſchonendſte Weife vollftändig erreicht werde. Geht ed 
aber mit diefem Syſtem nicht, dann ftreuen fie ven Samen der Zwietracht, indem fie den Bruder 
des Fürften oder jonft einen Großen ded Landes mit der Hoffnung auf die Erlangung des Throns 
beraufhen. Sind aber auch die innern Parteien lahm, fo hegen fie bie den Feinden benach— 
barten Völker zum Kriege, etwa unter einem jener alten faulen Titel, wie fie ven Königen nie 
fehlen, geben denſelben reihe Subſidien an Geld, aber nur ſpärlichſt an Bürgern, da fie ſich gegen- 
feitig fo hoch ſchätzen, daß fie felbft an den feindlichen Fürften feinen von ihnen daranſetzen mögen. 
Bei ihrem Reihthum ift es ihnen leicht, Mietbioldaten in den Krieg zu ſchicken. Folgt eine 
harakteriftifche Beihreibung ver Landsknechte, welche die Utopier aus dem ihnen nahe wohnen= 
den Bolf der Zapoliter nahmen. Während die Utopier jonft die guten Menſchen jhonen, geben 
fie mit diefem ſchlechten Menfchenmaterial verfähwenderifh um und glauben ſich noch um das 
Menihengefhleht verdient zu machen, wenn fie alles thun, um bie Erde von dieſer Landplage 
zu fäubern. Das Heer der Utopier befteht demnach zuerft aus dieſen Landsknechten, die auch 
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zuerft ind Feuer müſſen; dann kommen die befreundeten Hülfstruppen und zulegt erſt Die 
utopiichen Bürger, aus denen ein Mann von erprobter Tapferkeit ven Oberbefehl über das 
Ganze führt. Eventuell find vemjelben zwei Subjtituten gefegt. Das Guntingent jeder Star: 
wird allein aus Freiwilligen gebildet, da man nit nur die Furcht des einzelnen, jondern auch 
deren anſteckende Wirkung auf die übrigen fürdtet. Iſt aber das Vaterland jelbft in Gefabr, 
dann werden die eigen mit ven Tapfern entweder gemiſcht auf die Schiffe oder auf Die Mauern, 
wo feine Flucht möglich, vertheilt, überwinden die Furcht und werden durch die Noth jogar tapfer. 
Wie fie aber niemand zum Kriegsdienst zwingen, jo hindern fie auch nicht die Frauen, welche ibre 
Männer in den Krieg begleiten wollen; im Gegentheil, jie vathen dazu und reizen durch Xobes- 
erbebungen. Die Frauen werden hierauf mit ihren Männern in bie Schlachtordnung eingeitellt; 
dann ift jeder von feinen Angehörigen zunächſt ungeben.!?) Höchſte Schmad it's für den 
Gatten, ohne Oattin, für den Sohn, ohne Vater aus ver Schlacht zu fommen u. ſ. w. Wenn 
aber die Schladt ringäherum wüthet, verbinden ſich opferbereit die auderwählteften Jünglinge, 
um den gegnerischen Feldherrn herauszufordern; fie fallen ihn an und bedrängen ihn unter flets 
zufliepender Ergänzung fo lange, bis er flieht oder fällt oder lebend in ihre Gewalt Fommı. 
Iſt ihnen der Sieg entgangen, fo werben fie doch nicht nievergemegelt, weil fie ih leicht zu jam- 
meln verfteben. Eine tüchtige Neferve nimmt die Fliehenden auf, und meift entwinden jie, zuerit 
beftegt, den Siegern den kaum erworbenen und jchlecht gewahrten Kranz. Es ift ſchwer zu Tagen, 
worin jie klüger find, in der Bereitung oder in der Vermeidung von Hinterhalten. Sie ſcheinen 
zu fliehen, wo fie gar nicht daran denken; wenn fie nämlich durch ihre geringe Zahl oder durh 
ihre Stellung zu jehr im Nachtheil zu fein glauben, dann verändern fie im tiefften Stillſchweigen 
nächtlicherweile ihre Stellung und mandvriren jo, daß ed ebenjo gefährlich wäre, jte in ihrem 
Rückzug, wie warn jie ftanphalten, anzugreifen. Ihre Lager befeftigen fie jorgfältigft durch 
dad Zufammenhelfen aller Kräfte; ihre Waffen find tüchtig, Schläge aufzunehmen ohne jie in 
der Breibeit der Bewegung zu hemmen; nicht einmal im Schwimmen werben fie dadurch gebemimt. 
Reiter und Fußgänger haben Pfeile als Hauptwafle, dann nit Schwerter, fondern Beile, zum 
Hieb wie zum Stich tauglich. Leichtbewegliche Maſchinen wiffen fie geihiekt zu erbauen und 
ſchlau zu verbergen. Geſchloſſene Warfenftillftände verlegen fie jelbft dann nicht, wenn fie dazu 
gereizt find. Unbewaffnete verlegen jie nur dann, wenn fie Spione find. Städte, welche ſich frei- 
willig ergeben, fhügen je, eroberte werden nicht zerftört; doch verfallen diejenigen, welche die 
Ubergabe hinderten, dem Tode, und die Bewohner werben Sklaven. Die unfriegerifche Bevöl 
ferung bleibt vollkommen verihont. Diejenigen, welde zur Übergabe riethen, erhalten einen 
Theil des Guts der Verurtheilten ; das übrige fällt an die Hülfsvölfer ; denn Fein Utopier nimmt 
eine Beute. Die Kriegäfoften fallen auf die Befiegten und werben theils in Geld, theils in Län— 
dereien gezahlt, indem den legtern einige Abgaben auferlegt werden. Die ven Utopiern auf dieſe 
Weiſe von verſchiedenen Völkern zufließenvden jährlichen Revenuen betragen 70000 Dufaten, zu 
deren Perception fie jährlih von ihren Bürgern einen Quäſtor ausfhiden, der glänzend 
lebt und den Reſt and Ärar abliefert, es wäre denn, daß diejelben credidirt würden, was ofl 
geſchieht u. ſ. m. 

Der legte Abſchnitt des Werks ift „de religionibus Utopiensium“ überjchrieben. Auf der 
Infel beftehen viele und verſchiedene Religionen, indem in einigen Städten die Sonne, in andern 
der Mond oder irgendein anderes wandelndes Geftirn göttlich verehrt wird. Auch berühmte umd 
verdienftvolle Menjchen werben nicht etwa bloß ald Heroen, ſondern felbft ala höchſte Gottheiten 
angebetet. Der größte und Flügfte Theil ver Bewohner aber glaubt anein einziges, unbefanntes, 
ewiges, unendliches, unerflärliches, über jeder menſchlichen Erkenntniß ftebendes, durch ven Geift, 
nicht materiell, die ganze Welt durchdringendes höchſtes Wefen; Vater nennen fie e8, leiten 
allen Anfang, Entwicelung und Ende jedes Dings von ihm ab und gewähren nur ihm göttliche 
Ehren. Bei aller Glaubensverſchiedenheit ftimmen fie doch darin überein, daß einem einzigen 
hoͤchſten Wefen die Schöpfung des Weltall und die Borjehung gebühre, und fie nennen diefes 
Weſen nad) ihrer Sprache Mythra; darin gehen fie auseinander, daß dieſes eine Weſen bei den 
einen jo, bei ven andern anders beurtheilt wird. Übrigens maden fie jih nad) und nad immer 
mehr von diejer Verſchiedenheit des Aberglaubens frei und flimmen in jener einen Religion, 
welche vernünftiger ala alle übrigen zu fein ſcheint, überein. Auch würden die üsrigen Religionen 
längft verfhwunden fein, hätten nicht zufällig gewiſſe Nachtbeile ver Abſicht der Religionsver— 


12) Diefe wie noch mandje andere Stelle ver Utopia erinnert ſelbſt in ber Ausdrucksweiſe an bir 
Germania des Tacitus, die ja nach ber Anficht vieler auch eine Art von Htopia fein fol. 
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änderung entgegengellanden, namentlich die Furcht vor der verlaffenen Gottheit. Du fannft 
aber gar nicht glauben, wie jchnell fie auf die hriftlichen Lehren eingingen, nachdem fie von ung 
den Namen, die Lehren, Sittenvorfhriften und Wunder Chrifti und die bewundernswerthe 
Ausdauer der Märtyrer erfahren hatten, fei es durch göttliche Eingebung oder weil fie der bei 
ihnen mächtigſten Kegerei am nächſten zu kommen ſchien; obgleich ih aud für ſehr einflußreich 
halte, daß fie hörten, wie ihre gemeinſchaftliche Lebensweiſe Chriſto geſalle und noch bei den chriſt— 
lichen Liebesmahlen im Gebraud ſei. So haben viele unfere Religion angenommen und das 
heilige Bad der Taufe empfangen. Nachdem ſie aber erfuhren, daß wir noch andere Saframente 
hätten, jo jehnen fie ſich danach, da wir, unter denen fein Briefter, diejelben nicht fpenden konn— 
ten; diefe Sehnfucht ift jo groß, daß fie bereitd unter fidh die ßrage verhandeln, ob nicht auch ohne 
Zulaſſung des chriſtlichen Oberpriefters ein von ihnen ſelbſt Erwählter ven Sharafter eines Prie- 
jterd erhalten fönne. Ohne Zweifel würden fie zur Wahl gefchritten fein, wäre ich nicht davon— 
gegangen. Diejenigen, welche nicht zum Ehriftenthum befehrt wurden, ichreden aber niemand 
ab, feinden feinen an, üben feinen Zwang u. f. w. 
Alles Weitere ift vorzüglich eine Ausführung der Idee der Toleranz und Religionsfreiheit, 
welche zuexft ausgeiprochen zu haben, das größte unfterblidhe Verdienſt des Th. Morus ift. 

Wir haben weder eine vollftändige noch eine philologifh correste Überſetzung der Utopia 
geben wollen. Soldye Überjegungen beftehen bereits 2°); auch würde hier ver Naum dazu ge: 
fehlt haben. Es kam und nur darauf an, fo viel zu geben, daß ein felbjtändiges Urtheil über dieſes 
Werk möglid werde. Aus unferm Auszug geht aber hervor, wie Morus Wichtiges und Un: 
wichtiges, Ernſt und Scherz, Satire und Humor höchſt eigenthümlich mifcht, um feinen Zweck, 
der offenbar auch ein praftifcher ift, feinen Zeitverhältniffen gemäß zu erreichen. Gine Menge 
von tiefen Gedanken leuchtet im ganzen durch, fo namentlich, abgefehen von dem ebenerwähnten 
Tolerangprineip, die innige Verbindung der gefelfchaftlihen und völkerrechtlichen Verhältniffe 
mit den ftaatlihen. Daß dem Werk aber doch die im legten Grunde vollftändig richtige An- 
ſchauung fehlt, geht ſchon daraus hervor, daß die Durchführung vieler idealer Einrichtungen der 
Utopier nicht nur mit dem wahren Wefen des Menſchen, mit feiner Breiheit neben der Geſellig— 
feit, ſondern aud mit andern Ginrichtungen der Utopia jelbit zu unlösbaren Widerſprüchen füh— 
ven muß. Mit Recht hat übrigens Laurent darauf hingewiejen, daß, was in einer bejtimmten 
Zeit utopiftifch gewefen, in einer andern Zeit gar nicht mehr utopiftifch erſcheinen kann. Er hat 
dies namentlich in Beziehung auf die Idee Heinrich's IV. vom ewigen Frieden und aud die Idee 
des Th. Morusvon der Toleranz mit allem Bug hervorgehoben. („Etudes“, VI, 411 9.; X,250, 
287 fg., und befonderd 289.) Es bleibt aber trogdem noch immer gerechtfertigt, wenn Morus 
am Schluß jeined Werks fih dahin ausjpricht, daß jehr viele Einrichtungen Utopiend für unfere 
Staaten mehr wünſchenswerth feien, als deren Ginführung in denfelben erhofft werden Eönnte. 

Außer der Utopia des Morus fommen noch ald eigentliche Staatdromane in Betradt 1) die 
rohmaterialiftiihe, aber geiftvoll und fcharffinnig gefchriebene Schrift „Civitas solis’’ von 
Th. Campanella, welche durch einen proteftantifihen Theologen, 3. B. Andrea, ſchon fehr früh 
eine läuternde Umarbeitung unter dem Titel „Reipublicae christianopolitanae descriptio” 
(Stradburg 1619) erhielt. 2) Ein fein Urtheil zulaffendes Fragment von F. Bacon unter 
dem Titel „Nova Allantis”. 3) Die „Oceana“ des Engländerd J. Harrington, welde, in Oppofi- 
tion gegen die Cromwell'ſche Regierung und für die repräfentative Demofratie gefhrieben, ohne 
jede Rückſicht auf foriale Reform, lediglich, und zwar in faft unerträglicher Weitſchweifigkeit, die 
betreffenden Staatseinrihtungen behandelt. Das Bud ift ohne Geift und praftifh abfolut 
werthlod. 4) Die „Histoire des Sevarambes‘ von D. Vairaſſe, ein geiftreiches und vorzüglich 
die Verbefferung der geſellſchaftlichen Berhältniffe anftrebendes Werf. 5) „Les aventures de 
Jacques Sadeur, dans la d&couverte des terres australes, ou: Nouveau voyage de la terre 
australe, contenant les coütumes etc. par J. S.”, von einem convertirten franzöfifchen Mönd, 
Namens Gabriel Foigny, „eine abgefhmadte und finnlofe Garicatur ded Gedankens der 
Staatsromane“. 14) 6) Die von einem katholiſchen Priefter verfahten „Memoiren Gaubentio’8 
von Lucca“, urfprüngfich engliſch erſchienen und in franzöſiſcher Überfegung ven IV. Band ber 
„Voyages imaginaires” bildend, nur wenig beffer ald dad vorige Werf. 7) „Nicolai Klimii 
iter subterraneum, novam telluris theoriam ac historiam quintae monarchiae exhibens‘ 
(Hannover und Leipzig 1741, von dem dänischen Dichter Holberg) und 8) Maurelly, „‚Naufrages 
des iles flottantes, ou la Basiliade de Bilpai‘ (Meffina 1753) find mehr Satiren als Staatd- 


13) Leipzig 1612 und 1846, Frankfurt 18583, 14) Mohl, ©. 194. 
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romane. 9) ‚La r&publique des Philosophes, ou histoire des Ajaoiens“ (Genf 1768) ; ale 
Verfaſſer ift Fontenelle angenommen, doc ift das Werf für ihn zu unbedeutend und ohne Flare 
Gedanfen. 10) ,‚La decouverte australe par un homme volant. Ou le Dedale francais; 
nouvelle très philosophique” (Leipzig und Paris) von Retif de la Bretonne, „ein völlig 
tolles Buch“. 15) 11) „Die glücliche Nation oder der Staat von Felicien u. f.w. Aus den 
Franzöſiſchen“ (Leipzig 1794), ſehr umfangreih und detaillirt, ja breit, aber ohne Werth, weil 
ohne Talent. 12) Cabet, „Voyage en Icarie” (zweite Auflage, Paris 1842), ein nicht werth⸗ 
loſes, aber ohne den beabſichtigten Erfolg gebliebene® Buch zu dem Zweck, die entgegenfiebenden 
Parteien mit dem Communismus zu verföhnen und demfelben Anhänger zu gewinnen. 13) ,,Ke- 
nophon's Cyropädie ald Verfuch der Berberrlihung der Monarchie im Gegenfag zur atheni— 
ſchen Demofratie.” 14) „Scydromedia, seu sermo, quem Alphonsus de la Vida habuit coram 
comite de Falmouth de Monarchia” (Nürnberg 1680), von einem in England lebenden fa: 
tbolifhen Miffionar, den Gartefianer Anton le Grand, und 15) „Der wohleingerihtete Staat 
des bisher von vielen geſuchten aber nicht gefundenen Königreih8 Opbir, welder die völlige 
Kirhenverfaffung ... . vorftellt” (Leipzig 1699), von unbekanntem Verfaffer und ebenfo wertb- 
los wie die „Scydromedia“. 16) Fenelon's weltbefannter „Telemach“, weit unter der Utopia 
des Morus, aber doch immer noch beffer ald die Werke feinerNahahmer, des 17) Ramfeav, „Les 
voyages de Cyrus, histoire morale“ (Barid 1727) und 18) des Abbe de Terraffon „Sethos, 
histoire ou vie tirée des monuments, anecdotes de l’ancienne Egypte” (Amſterdam 1732). 
19) „Entretien d'un Europeen avec un insulaire du royaume de Dimocala, par Sa Majeste 
le roi de Pologne” (Staniflam Reizezunifi; Baris 1756), um ein Fleines beffer ald die beiden 
vorhergehenden Wekke. 20), L'an deux milles quatre cent quarante” (Amfterdam 1771), 
ein Werk, welches in angenehmer Form fo viel Scharfblid verräth, als nothwendig war, um eine 
Mehrzahl von unvermeidlichen und auch hernach eingetretenen Berbefferungen in den franzöfijchen 
Einrichtungen vorherzufehen. 21) Die drei Utopien von Haller, nämlih: a) „Ufong, eine 
morgenlänbifche Gefchichte in vier Büchern“ (Bern 1771); b) ‚Alfred, König der Angelſachſen“ 
(Bern 1774); c) „Fabius und Gato, ein Stüd der römischen Gefchichte” (Bern 1774). Drei 
Werke, die, obgleich dad sub a genannte daß beite derfelben, doch fo ſchwach ſind, daß keins von 
ihnen dem mit Recht berühmten Namen ihres Verfaffers auch nur im entfernteften entfpricht. 16) 

Wir fünnen diefen Auffag nicht fließen, ohne noch einige allgemeine Reflerionen über ſei— 
nen Gegenftand zu machen. 

1) Gleichwie gerade die evelften Menjchen am meiften zum Ideal in Auffaffung und Geftal- 
tung ded Lebens neigen, jo find aud ihnen vorzüglich utopiftifche Gedanken zuzutrauen. So: 
fern nun dad mahre Ideal der Polarftern ift, nach welchem, nicht aber in welchem man das Schiff 
des Lebens, alfo aud) des Staats fteuern foll, fo und inſoweit gibt e8 feine berechtigtere Geiſtes— 
rihtung überhaupt und in den Staatswiffenfchaften insbefondere als die ideale. (S. Politik.) 
Sofern aber das Ideal auf Erden wirklich abfolute Bollfommenheit wollte und zu diefem Zweck 
den irbifchen Verhältniffen unnatürliden Zwang, unnatürliche Geftaltung zumutbete, würde es 
verderblich wirfen.27) Lbertriebener Idealismus edler Utopiſten hat die Spottbilder bes 
Shlaraffenlandes 13) hervorgerufen und unlautere Schriftfteller in den Kreis der Riteratur des 
Staatdromand gebracht. Diefes findet aber, namentlich in den befondern Formen der Natur: 
zuftandstheorien und in den Schilderungen eines goldenen Zeitalterd, eine ethifche Erklärung 
namentlid auch dadurch, daß die Menjchheit das, was fie erfehnt, als ſchon einmal dageweſen fi 


15) Mohl, ©. 198. 

16) Es hält ſehr ſchwer, die Literatur der Staatsromane auch nur einigermaßen vollftändig zufam: 
menzubringen. Mit Hülfe mehrerer Bibliothefen gelang es ung, folgende Ausgaben benugen zu fönnen: 
Th. Mori Angliae cancellarii, Utopia amendis vindicata, libriduo (neuefte Ausgabe, Hamburg 1752). 
F. Bacconi opera omnia (£eipzig 1694). J mondi del doni (Benedig 1552). Les mondes ce- 
lestes, terrestres et infernaux etc. (£yon 1578). The Oceana of James Harrington etc. (LKondon 
1700). Histoire des Sevarambes etc. (2 Thle., Baris 1677). La republique des philosophes ou 
histoires (Genf 1768). Oeuvres de Monsieur Fontenelle (Paris 1758), IX, 366 fg. Gabet, Voyage 
en Icarie (Paris 1848). Sethos etc. (2 Thle., Amfterdam 1732). Bgl. nody: Liebrecht, John Dun: 
lop's Gefchichte der Profadichtungen oder Gefchichte der Romane u. f. w. (Berlin 1851), ©. 342 fa. 
O. L. B. Wolff in feiner allgemeinen Gefchichte des Romans (Jena 1841) erwähnt des politifchen oder 
Staatsromang gar nicht. 

17) „Les idees qui devancent de trop loin les moeurs, ne sont part de la politique mais de 
la philosophie ou de la folie.”“ Lamartine, La France parlementaire, I, 97. 

18) In der Originalausgabe des alten Atlas von Hübner befindet fi} fogar eine Karte von Utopia. 


Staatöfchulden 617 


vorzuftellen liebt 79) und dadurch die Hoffnung auf die wenn auch noch fo ſchwierige Realifation 
ihrer felbft ohne krankhaften Weltihmerz berechtigten Wünfche ftärft. Wie allgemein menſch— 
lich und wie tief im menfchlihen Weſen begründet folde Gedanken feien, beweift nichts jchla: 

gender als die Univerjalität gewiffer Sagen und Glaubendfäße, z. B. von einem Paradies, von 
einem Sündenfall u. ſ. w. Auch baben befanntlich dieſe Gedanken in der religiöfen und ti 
nen Literatur, wie in der darftellenden Kunft mannichfachen Ausdruck gefunden. 

2) Wurden gleich ehedem die Utopien leidenſchaftlich vom leſenden Publikum —— 
fo hat ſich doch das Intereſſe an denſelben ſehr verloren, was wol nicht allein auf den unferer 
Zeit fremd gewordenen Geſchmack derjelben, noch darauf begründet werben fann, als ob in un: 
ferer Zeit nur Beffered ein zahlreiched Publikum fände. Auch ift nicht nachzuweiſen, daß die ver: 
ſchiedenen Utopien zu ihrer Zeit eine ftarfe Wirkung gehabt hätten, und nod weniger dürfte eine 
ſolche erit in unfern Tagen zu erwarten fein, aud wenn die meiften berfelben befler wären, als jie 
wirflid find. Dies alled muß um fo mehr auffallen, al®, wenn wir unfere philoſophiſche und 
dogmatiſche ſtaatswiſſenſchaftliche Literatur und ganz beſonders die verſchiedenen Parteiliteraturen 
überfhauen, nicht nur fein Mangel an utopiftifhen Ideen, fondern auch keineswegs eine Un: 
empfänglichkeit ded Publikums gegen diefelben entdedt werden fann. Wir glauben nun, dieſe 
Erſcheinungen in folgender Weife erklären zu müffen. 

In den Zeiten der Bopularität der Utopien waren alleSinne auf die durch die mangelhaften 
Mittel des Verkehrs, der Technik u. ſ. w. in ein myſtiſches Dunkel gehüllten, überfeeiichen 
neuentdeckten Ränder, auf die von ihnen zu erwartenden Schäße jeder Art gerichtet. Schon einem 
folden Geiftesleben entſprachen die utopiftifchen Formen der Darftellung, welche ven freieften 
Spielraum ließ, felbft Halbvergorene Ideen in dem halbantifen Stil der Zeit zur Darftellung 
zu bringen. Biele mochten bei Leſung der Utopien mehr an die Darftellung einer ganz 
unbekannten, fern liegenden Wirklichkeit ald an den tiefern Zweck verfelben, Reformprogramme 
zu fein, gebadht haben. Linfere Zeit hat den Schleier von jenen Landestheilen gehoben und ge— 
zeigt, daß fie immer noch mehr geeignet find, den Stempel der europäifchen Eultur anzunehmen, 
als legterer ihren Stempel aufzubrüden. 

Nod wichtiger aber ift vielleicht ein anderer Umſtand. Unfere Zeit liebt Flare Erfenntnif 
in allem und vor allem. Das Gewand der Sage gefällt ihr nicht, und während fie unter ben 
Romanen felbft am meiften den hiftorifchen fhäßt, weil fie aus ihm auf angenehme und leichte 
Weile den richtigen Blid in die geſchichtliche Wirklichkeit zu gewinnen hofft, hat fle jene Freiheit 
der Meinungsmittheilung gewonnen, die nur höchſt felten den reformatoriſchen Schriftfteller 
zur Berfhweigung feines Namens oder zur Pfeudonymität zwingt. Oft feheint das eine oder das 
andere nur gewählt, um den Berfaffer deſto beftimmter zu bezeichnen. Auch ift ver Tadelunjerer 
Zuftände fo wenig befhränft und gefährlich, die reformatorifch-politifche Thätigkeit fo populär, 
daß fih niemand von einiger Selbftändigfeit zu ſcheuen braucht, auf ded eigenen Landes Schäden 
die fihere Hand zu legen. 

Dies alles ift der romanhaften Darftellung von Staatöidealen mir praftifcher Tendenz un— 
günftig. Der Roman joll Poeſie fein in Profaform, der Staat tft das par excellence Praf: 
tifhe, und unſere Zeit ift dur und durch praftiih. Die Romanform muß zu Conſequenzen 
führen, die dem Staat gegenüber läppifch jind. Der Mantel des Romans ift nicht mehr nöthig, 
um gegen allmächtigen Abſolutismus die Keime reformatorifcher Beftrebungen zu [hügen, und 
wenn unfere Zeit noch eines Schuges für herbften Tadel bedarf, fo hat und gebraucht fie einfach 
Humor und Satire, 3. Selb. 

Staatsfchulden. (Gefhihte ded Staatsfhuldenwefend Nahtheile dei: 
felben. Zuläffige und unzuläffige Anleihen. Fundirte [confolidirte] Schuld. 
Ginfade Anleihen. Rentenanleiben. Rotterieanleihben. Staatspapiergeld. 
Anleihen bei öffentlihen Inftituten. Zwangdanleihen. Shwebende Schuld. 
Amortifation. Tilgungsfondse Staatdbanfrott. Converfion.) 

Zu den widtigften Fragen der Staatswirthſchaft gehört diejenige ded Staatsfhulden: 
wejens Alle Staaten Europas, felbft die ſparſamſten (allein die Schweiz außgenommen), 
in neuerer Zeit neben andern Staaten Amerikas aud die Vereinigten Staaten Nordamerikas, 
haben in diefem Augenblif Schulvenlaften von fo bedeutendem Umfang zu tragen‘, daß dieſe 
auf alle Verhältniſſe ver Staaten jelbft und ihrer Bürger, auf Finanzverwaltung, Steuer: und 
Zollweien, Handel und Verkehr, bürgerliche Freiheit und Stellung nad außen bin u. ſ. w. den 


19) $röbel, II, 379. 
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tiefeingreifendften Ginftup üben. Manche diefer Staaten find fogar durch Galamitäten, Kriege, 
ſchlechte Politik, unverftändige Vergeudung der Einnahmen u. ſ. w. nach und nad in eime ebenje 
ihwierige ald unerträglicde Lage gerathen, und ihre tüchtigſten Finanz = und Staatdmännrr 
mühen jih unauögejegt, aber erfolglod ab, um fie aus derfelben zu befreien. Wir brauchen 
nur auf ſterreich hinzuweiſen, deſſen finanzielle Roth vor aller Augen liegt, und auch Frank— 
rei und Stalien ſcheinen nicht mehr fern vom Rand eines Abgrundes zu flehen, in ven fie, 
wenn fie auf dem betretenen Wege verbleiben und nicht energifche Mittel ergreifen, unfeblba: 
kürzen müffen. Um fo forgfältiger und eingehender, um jo ruhiger und gewiffenhafter haben 
alle diejenigen, welche ſich mit vem Staatsſchuldenweſen bejhäftigen, bei der Erörterung dieſer 
wichtigen Lebendfrage der Staaten and Werk zu gehen; je früher die Illuſionen und falſchen 
Anfihten, mit welchen viele Bolitifer und das Bublifum ih der gemadten trüben Erfahrungen 
ungeachtet no immer tragen, befeitigt und die Licht = und Schattenjriten des Staatsſchulden 
weſens erfannt und gewürdigt werden, defto jiherer werden jid) die verhängnifvollen Evertua- 
litäten, mit denen die modernen Staaten bedroht jind, vermeiden laffen. 

Die Staaten ded Alterthums Fannten, wie bereitö in dem Art. Eredit (öffentlider) ausge: 
jührt worden ift, den Öffentlichen Gredit und demzufolge auch die Staatsſchulden nicht. Solange 
die Verhältniſſe günftig waren, namentlih in Briedengzeiten, jammelten jie ſoviel ald möglie 
Metallgelv over edled Metall in einem Staatöihag an, um für den Bath von Kriegen und Un: 
füllen die erforberlihen Mittel zu befigen. Meichte der Staatsſchatz nit and, ober war er, 
was ebenfalls vorfam, verfchleudert worden, jo nahm man im Notbfall dad Geld, wo mas 
es fand; man befteuerte, wenn ed anging, die Staatsbürger, plünderte die Tempel, confiscirie 
Werthobjecte oder ließ, wie es 5. B. Nero in Afrika that, die reihiten Leute unter nichtigen 
Vorwänden hinrichten und ihren Nachlaß in Beichlag nehmen. Ubrigend ging man wefentliö 
von der Anfiht aus, daß der Krieg möglichft ſich jelbft ernähren müffe; die bedeutendſten Aus- 
gaben waren daher meift bei der Ausrüftung und Indienftftellung des Heeres, beim Beginn ver 
friegeriihen Greigniffe erforderlich. Daß die Heeredlieferanten nit fofort volle Zahlung er- 
hielten, ift wahriheinlih, und infofern entftanden Schuldverpflichtungen des Staats; ebenie 
ſcheint es, dan bei ven Nömern und anderswo reiche Städte und Provinzen in dringenden Fällen 
Geld vorſchießen mußten. Aber dieſe zum Theil erzwungenen und jelten beträchtlichen Vorſchüſſe 
waren feine Anleihen im Sinne unferer Zeit, weil jie nicht auf dem Öffentlichen Gredit berubten. 
Ähnlich wie im Alterthum wird noch heute in den aſiatiſchen, nicht unter europäiſcher Herr: 
ſchaft ſtehenden Staaten verfahren, und erft im 19. Jahrhundert hat jih die Türkei dem 
Staatsihuldeniviten der andern europäiihen Staaten angeſchloſſen und Anleihen verſchiedener 
Art contrahirt. Einzelne Einrichtungen der antifen Staaten dauern übrigens bier und da nod 
fort; jo hatz. B. neben Rußland aud) Preußen einen Staatöfhag, der bei den Mobilmachun— 
gen dev Armee zuerit in Auſpruch genommen wird. 

Im Mittelalter nimmt das Staatsjchuldenwefen aus verhältnißmäßig Kleinen, aber niet 
unwichtigen Berfuchen feinen Anfang. Dir erften Anleihen, welde von den Landesfürften ge: 
macht wurden, und die namentlich auch bei den deutſchen Kaifern vorfamen, hatten die Berpfän: 
dung zur Örundlage; es wurden ganze Känder oder einzelne Diftriete und Städte verpfänber, 
welche, wenn die Nüdzahlung nicht erfolgen Eonnte, aud) wol nachträglich als Eigenthum über: 
lafjen wurden. Zinfen, die dad Mittelalter aus religiöſen Gründen verwarf, famen bei dieſen 
Anleihen nicht vor, weil die Pfanpgläubiger die Ginfünfte aus den Pfand bezogen. Anleihen 
ohne alles Unterpfand, für welde ver Fürft haftete, finden ji ebenfalld; mitunter muß aber 
das Pfand nachträglich beftellt werden, und außerdem waren fie nur Darlehne, welche einzeln 
wenige Perjonen gewährten, und von unfern heutigen Anleihen ganz verſchieden. Nicht immer 
waren übrigens diefe Darlehne ganz freiwillige, welde fih ohne Gefahr ablehnen liegen, und 
namentlich die Juden wurden, weil fie faft rechtlos vaftanden, häufig bei größern und Fleinern 
Zwangsdarlehnen in Anſpruch genommen. 

An die erwähnten Anleihen mitBerpfändung von Grund und Boden und deſſen Einfünften, 
von Land und Leuten, und an die Darlehne ohne Unterpfand ſchloſſen ſich jpäter andere an, 
bei denen ven Staatögläubigern Steuern oder Ginfünfte aus Zöllen, Staatögütern, Regalien 
und Monopolen verpfändet wurden. Bon dieſen legtern Anleihen gab ed zwei Hauptflaffen. 
Entweder wurden fie nämlich auf beſtimmte Zeit oder auf unbeftimmte Zeit, ohne Nüdzab: 
lungstermin, abgeſchloſſen. Im erftern Ball dedte der Gläubiger aus den ihm verpfändeten 
Einnahmequellen des Staats, welche ihm wol zur eigenen Verwaltung überwiefen wurden, in 
der feftgejegten Reihe von Jahren Kapital und Zinfen der Anleihe; im andern dagegen em- 
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pfing er aus denfelben nur die Zinfen, ſodaß ber Staat, wenn er ſich von der Schuld befreien 
wollte, fie beſonders zurüdtzahlen mußte, was ihm meift jederzeit geflattet war. Die erftere 
Art der Anleihe haben die Franzoſen nicht mit Unrecht Emprunt par antieipation (Anleihe dur 
Bormwegnabme der Einkünfte), die zweite Emprunt avec fonds a perpetuite genannt. Was 
die Anleihen auf Zeit betrifft, ſo waren fie jehr oft in der beſtimmten Zeit nicht zurückgezahlt 
und wurden dann verlängert; bei beiden Arten waren ferner, da bie alten Steuern und Zölle 
zu den gewöhnlichen Ausgaben dienen mußten und deshalb nicht entbehrt werden Fonnten, die 
verpfändeten Abgaben nicht jelten neueingeführte, bei denen die Zujage der Wiederabihaffung 
gegeben, aber nicht immer gehalten ward. Wenn gegenwärtig ein Staat genöthigt ift, für 
eine aufgenommene Anleihe einzelne Einnabmequellen jpeciell zu verpfänden, fo ift dies ein 
Beweis, daß fein Eredit gelitten hat und bie Staatögläubiger ſtärlere Garantien als die ge: 
wöhnlichen fordern zu müſſen glauben, 

Schon ſehr früh, im Branfreic 3. B. ſchon zur Zeit Karl's V. (1375) und von da an bie 
zum Jahre 1815 famen häufig Renten- und Tontinenanleiben vor. Entweder wurben den 
Kapitaliften, welde ſich an der Anleihe betbeiligten, jährliche Renten für eine feftbeftimmte 
Reihe von Jahren (10, 15, 20 u. ſ. w. Jahre) oder Renten für die Lebensdauer (Leibrenten) 
zugefagt. Der Procentjag, nad welchem dieſe Renten berechnet wurden, war ein ſehr hober, 
weil durch die Renten nicht nur die Zinjen gezahlt wurden, jondern auch die allmähliche Rück— 
zahlung ded Kapitals erfolgte. War bei den Renten für eine beftimmte Reihe von Jahren 
(Zeitventen) der Endtermin berangefommen, jo war der Staat von der ganzen Schuld befreit; 
farb bei der zweiten Art der Beiiger einer Leibrente, jo galt derjenige Theil der Anleihe, den 
dieſer Beſitzer übernommen hatte, ald getilgt. Im der Regel waren die Leibrentenanleihen 
für den Staat äußerſt unvortbeilhaft und fehr läftig; man jah ſich genöthigt, den Darleihern, 
um jie zur Betheiligung an der Anleihe anzuregen, unverhältnigmäßige Vortheile zu bieten, 
deren Tragweite, da ed für die Feititellung ver Leibrenten an den erforderlichen Mortalitäte- 
tabellen noch gänzlich fehlte, man nicht einmal überfab. Dazu fam noch, daß die Keibrenten- 
anleihen oft erſt nad einer langen Reihe von Jahren ganz getilgt wurden, Deffenungeachtet 
ging man in den jogenannten Tontinenanleiben no viel weiter; mit denjelben ſchuf man Leib: 
venten, welche mit dem Tode der einzelnen Erwerber nicht endeten, fondern an die übrigen 
-überlebenden Renteninhaber verjelben Klafje übergingen und deren Renten erhöhten, Leib: 
renten mithin nicht auf ein, jondern auf viele Leben. Bei ihnen mußten die Renten, melde 
der ganzen Klaffe von Renteninhabern zugefichert worden waren, jo lange vom Staat fortgezahlt 
werden, bis das legte Glied dieſer Klaſſe verftorben war. Dies erfolgte aber zum großen Nach- 
theil ver Staatskaſſe oft erft nach vielen Jahrzehnten. (S. Renten.) In neuerer Zeit find die 
Anleihen mit Zeitrenten und Reibrenten und die Tontinenanleiben faft überall auger Anwen— 
dung gekommen, obwol z. B. nod 1823 Henry PBarnell in feiner Schrift „On financial re- 
form’’ und in feinen Reden im Unterhauſe die Nentenanleihen vorzüglid aus vem Grunde enı- 
pfohlen hat, weil fie ven Staat zwingen, feine Schuld in einer gewiſſen Friſt ganz abzutragen. 
Im Jahre 1852 berechnete man in Frankreich die alten noch beftehenven Leibrenten noch immer 
auf 1,800000 Frs., welche ih auf etwas mehr ald 8000 Perſonen vertheilten; gegenwärtig 
belaufen fie fih aber auf einen weit geringern Betrag. 

Außer diefen Leibrenten- und Tontinenanleihen entwidelten ji ſchon frühzeitig die ein: 
jachen Rentenanleiben, welche noch jegt in manchen Ländern, wie z. B. in Frankreich, üblich 
und beliebt find. Der Staat veripricht bei ihnen, wie bereitö in dem Art. Renten bemerft 
worden ift, dem Inhaber einer von ihm ausgegebenen Obligation jährlich eine Nente von einem 
gewiſſen feftbeftimmten Betrag zu gewähren und läßt ſich für diefe Zufage ein Kapital zahlen, 
das mit Rückſicht auf den Öffentlichen Credit des Staatd und den Stand des Geldmarkts höher 
oder niedriger normirt wird. Gr fann ji in ver Regel von feiner Berpflitung nur dadurch 
befreien, daß er ich durch Ankauf zum Gigenthümer ver Rente macht. Die nähern Verhältniffe 
diejer Nentenanleihen werden weiter unten erörtert werben. 

Während bei den Anleihen gegen VBerpfändung von Grund und Boden, ganzen Ländern, 
Diftrieten und einzelnen Städten noch nicht von öffentlichem Eredit die Rede ift, und während 
derſelbe auch bei den Anleihen gegen Berpfändung von Steuern, Zöllen, Monopolen und Re: 
galien kaum fid in einzelnen Spuren zeigt, liegt er bereits bei den Renten- und Tontinens 
anleihen Ear vor. Denn dieſe jegten allerdings bei den Darleihern ven Glauben daran voraus, 
daß der Staat die für Die geleifteten Darlehne zugefagten und durch Fein Bfand fihergeftellten 
Renten nicht nur wirklich und vollftändig gewähren wolle, ſondern auch mit den ihm zu Gebote 
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ſtehenden Mitteln zu gewähren vermöge. Der Wille und dad Vermögen, feine Zahlungs: 
verbindlichfeiten pünktlich zu erfüllen, find aber die Grundlagen wie des privaten, fo auch des 
Öffentlihen Grebitd; beide Momente mußten die Rentenerwerber ind Auge faffen, und daß fie 
e8 thaten, beweift ganz Far der limftand, daß die großen Vortheile, welche bei der Keftitel- 
lung der Zeitz und Leibrenten geboten wurden, Rentenanleiben vor dem Scheitern nicht zu be: 
wahren vermochten, wenn die finanziellen Berhältniffe des Geld ſuchenden Landes zerrüttet 
waren. Aber allerdings erft im 18. Jahrhundert fing man an, den Öffentlichen Grebit in aus: 
gedehnter Weife auszunutzen und auf ihn bewußt Anleihen zu gründen. Volkswirthſchaft und 
Finanzwiſſenſchaft fanden damals noch auf ſehr niedriger Stufe; eben fingen die Phyfiofraten an, 
das Mercantilivften zu befämpfen und zu ftürzen, und von den Eigenthümlichkeiten des öffent: 
lihen Credits wußte man nicht viel mehr ald von dem des Privatereditd. Die Refultate, welde 
jich bei der Ausbeutung des Öffentlihen Credits herausftellten, mußten daher allgemein über: 
raſchen. Trotzdem Einzelne, fei e8 aus Schüchternheit, fei e8 aus Befonnenheit, warnten und 
abriethen, ftellte man bald den öffentlihen Credit ald das befte Mittel hin, dem Staat Gelb: 
mittel für alle möglichen Zwecke zu verfchaffen, ja bezeichnete ihn fogar als die Quelle jocialer 
Reihthümer, ald Mittel zur Förderung der wirtbihaftlihen Thätigfeit, ald Handhabe ver 
Herabjegung ber bereits beträchtlich angewadhfenen Steuern, melde auf den Staatöbürgern la- 
fteten u.f.w. Anleihen über Anleihen folgten nun, und alle Staaten Europas bedeckten fich mit 
Schulden; immer neue Anleiheformen bildeten ſich heraus, und ernfthafte Staatdmänner, melde 
unzweifelhaft nur das Wohl ihres Landes wollten, hielten es für ein Verdienſt, einen großen 
Theil ded vorhandenen Kapital dur Anleihen in die Staatöfaffen zu leiten und mehr oder we- 
niger unproductiv zu verwenden. Selbſt ald, zunächſt infolge von Kriegen und Revolutionen, 
die übermäßige Ausbeutung des Öffentlichen Credits ihre verderblichen Folgen hervortreten ließ 
und Banfrotte Schreden und Elend in den weiteften Kreifen verbreiteten, fam man von dem 
Syitem, bei jeder und aud bei der unvaffendften Gelegenheit Anleihen zu machen, nicht zurüd, 
fondern fuchte fortwährend nah neuen Mitteln, welche die Kapitaliften zur Betheiligung an 
Anleihen anzuloden vermöchten. So verallgemeinerte man 3. B. die fhon früher hier und va 
befannten Prämien = und Rotterieanleihen, indem man auf die Sucht, ſich ſchnell zu bereichern, 
in wenig moralifcher Weije fpeculirte. Die Folge davon war, daß alle Staaten nach und 
nad) ihre Schuldenlaft zu einer Höhe anwachſen ſahen, welche die Entwidelung ded National: 
reichthums fihtbar beeinträdhtigte und in der Zeit ver Bebrängniß, wenn Landescalamitäten 
hereinbrachen, nicht nur die Staaten felbft erichütterte, fondern auch den Ruin eines großen 
Theils ihrer Bürger zu einer Zeit, welde ohnehin auf ven Wohlftand des Einzelnen wie der Ge: 
ſammtheit ververblich einwirkte, veranlante. 

Staatsſchulden find, es läßt fich dies nicht mehr beftreiten, ſtets ein Übel, das die Regie— 
rungen und VBolkövertretungen, wenn fie ed nicht ganz ausſchließen fönnen, wenigften® doch jo- 
viel ald möglich vermeiden follten. Man darf dies fordern, felbft wenn man nur in Betracht 
zieht, daß die Staatsſchulden, da fie verzinft und nach und nach getilgt werden jollen, dem 
Staat einen mehr oder weniger beträchtlihen Theil feiner Einkünfte entziehen, obne dadurch 
feine Brofperität zu erhöhen. Dies leßtere würde unzweifelhaft geiheben, wenn dieſer Theil, 
anftatt zur Berzinfung und Amortifation der Schulden zu dienen, entweder zu nüglihen und 
produrtiven Staatszwecken verwendet mürbe oder infolge einer Herabfegung der Steuern und 
Zölle in ven Tafchen ver Steuerzahler bliebe. Preußen hat nicht unbedeutende Schulden, aber 
fie find noch nicht fo Hoch, daß feine nach dem landesüblichen Procentfag verzinften Schulppapiere 
in gewöhnlichen Zeiten an den Börfen unter pari notirt werben; es iſt alfo keineswegs ertra= 
ordinär belaftet. Nichtöpeftomeniger wird fich nicht leugnen laffen, daß ver Volkswohlſtand 
eine beträchtliche Steigerung erfahren würde, wenn nit mehr 15 Mill. Thlr. alljährlich zur 
Verzinſung und Tilgung der Schuld aufzubringen wären, ja, wenn biefer Betrag nur um ein 
DrittHeil herabgefegt werden könnte. Man mag auf den eben hervorgehobenen Nadtheil, fo: 
lange die Staatöfhuld nicht groß ift, mit Recht oder Unreht wenig Werth legen wollen, jede 
vorfihtige Regierung wird ihn dennoch ernftlih in Betracht ziehen müffen. Als verderblich 
und unerträglich macht er aber fih dann geltend, wenn die Staatsfhuld ftarf angewachſen ift. 
In diefem Ball müffen infolge der Berzinfung und Tilgung derfelben entweder die Steuern 
und Zölle über das zuläffige Marimum erhöht oder aber die Leiftungen des Staats auf die 
dringlihften und unvermeidlichſten eingefhränft oder gar beide gleih ſchädliche Mafregeln 
ergriffen werben. Denn damit werden das Gebeihen ded Staats und der Volkswohlſtand 
nit nur nit gefördert, fondern gehemmt und auf niebrigere Stufen zurüdgebrängt, was 
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nothivendig neue Abgabeerhöhungen und Ausgabebefhränkungen fo lange, bis endlich vie 
unbeilvolle Krifis eintritt, zur Folge haben muß. Hſterreich gibt Davon ein redendes Beiſpiel. 
Die directen und indirecten Laſten ſind dort ſo hoch geſtiegen, daß ſie in den meiſten Zweigen im 
Intereſſe des Volkswohlſtandes herabgeſetzt werden ſollten, ja, daß ſie ſogar dieſer enormen 
Höhe wegen an Einträglichteit verlieren; dennoch vermögen ſie nicht einmal dem Staat das zu 
liefern, was er, um ſeine Zwecke überall zu erfüllen, nothwendig empfangen muß. Ein Staat, 
der den Ertrag ſeiner beſten Einnahmequellen zur Zinſenzahlung und zur Tilgung ſeiner Schuld 
verwenden muß, iſt außer Stande, ſchädliche, aber einträgliche Einrichtungen (Staatsmono— 
pole, Lotterien u. ſ.w.) abzuſchaffen, eine billige Juſtiz herzuſtellen und die Bildung durch För— 
derung und Gründung von Bildungsanſtalten, den Verkehr durch Herſtellung verbeſſerter 
Communicationen, Induſtrie und Handel durch Beſeitigung drückender Laſten und Abſchluß 
vortheilhafter Handels- und Zollverträge zu entwickeln. Ja, er vermag nicht einmal ſeine un— 
mittelbaren Diener, die Staatsbeamten, angemeſſen für ihre Arbeiten zu entſchädigen und ſich 
die tüchtigſten Kräfte zu ſichern. 

Iſt ein Staat ſo weit gekommen, wie eben angedeutet worden iſt, ſo ſchwebt er in großer 
Gefahr, denn einerſeits werden ſeine eigenen Bürger unzufrieden, und andererſeits iſt ſeine 
Stellung nach außen hin gefährdet. Daß die Regierungen beides ſo oft überſehen oder unbe— 
achtet laſſen, beweiſt, daß ſie bei ihren Schritten viel mehr die Gegenwart als die Zukunft, ſo— 
lange dieſe nicht ſchwer drohend geworden iſt, ins Auge faſſen. Drückende Steuern, ungenü— 
gende Leiſtungen des Staats und ſchlechte Verwaltung müſſen die Bürger der Regierung und 
dem Staat ſelbſt entfremden, und ſchon oft find fie die nächſte Veranlaſſung zu Revolutionen ge— 
worden. So entwidelte ſich die große Franzöſiſche Revolution von 1789, zu einer Zeit, wo die 
Schuldenlaft auf ven höchſten Punkt geftiegen war, weſentlich durch diefelbe. Überzeugt ih das 
Bolf, daß auf regelmäßigem Wege, durch die Staatsbehörden ſelbſt, Abhülfe nicht fkattfindet, 
und fcheitern, wie ed in diefem Ball gewöhnlich zu geichehen pflegt, felbft die beftgemeinteften 
und wohlüberlegteften Maßregeln der Staatöverwaltung, fo fieht es ſchließlich jeine einzige 
Rettung noch in einer Umgeftaltung des Staatsweſens von Grund aus und erklärt ſich für 
dieje, ‚felbft wenn jie nur auf dem gefährliden, die herbften Opfer fordernden Wege ver Revo— 
Intion zu erreichen ift. Die Dynaftien und die herrſchenden Klaffen find aber damit am nächſten 
bedroht und follten deshalb jelbft aus ihrem Privatintereffe heraus am meiften fi gegen Die 
Verſchuldung des Staatd der aus derfelben entjpringenden Folgen wegen erklären. Aber auch 
wenn ed nicht einmal bis zum Außerften fommt, find die innern Verhältniffe des Staats doch 
immer noch ſchlimm genug geftellt. Denn wenigſtens eine mehr oder weniger offen hervortre= 
tende Oppofition gegen die Leiter der Staatsmaſchine, melde die legtere hemmt und auf faliche 
Bahnen leitet, wird, abgeſehen von den Misſtänden, welche dad Volk treffen, niemals fehlen. 
Daß ein Staat, der innerlidy erſchüttert ift, und bei vem Regierung und Volk gefpalten find, 
nad außen bin feine Geltung beanjprudhen kann, bedarf wol Feines Beweiſes. Alle übrigen 
Staaten erfennen bald feine Schwäche und überzeugen fich fchnell, daß er weder ald Alliirter 
von großem Nutzen, noch ald Gegner bejonderd ſchädlich ſein kann. In feiner Iſolirung iſt er 
fortwährend bedroht; er muß ji, um Eriegerifche Ereigniffe von fih abzuwenden, leicht zu 
den demüthigendſten Concejlionen hergeben. Denn mag die Armee no fo zahlreich fein, fie 
feiftet wenig, ſobald das Volk nicht mit feinem ganzen Herzen und jeiner ganzen Kraft hinter 
ihr fteht, und außerdem fordert der Krieg der Neuzeit unermeßlihe Opfer an Geld, die ein 
überſchuldeter und mit Steuern überbürdeter Staat nicht zu leiften vermag. Womöglih noch 
ihlimmer geftaltet fich die Lage, wenn dieſer Staat Provinzen beiigt, welche ihm nicht innerlich 
anhangen, und bie durch ihre Losreißung zu gewinnen hoffen. Dagegen ift ein kleineres Volk 
einem weit größern vollftändig gewachſen, wenn es in ſich geeinigt iſt und im Frieden durch eine 
zweckmäßige und ſparſame Verwaltung ſeine finanziellen Kräfte für * Kriegsfall zu ſchonen 
und zu erhöhen verſtanden hat. 

Es ließe ſich bei diefer Gelegenheit noch von den verberblichen Bolgen des Staatöbanfrottd 
ſprechen, weil dieſem ſich überfhuldete Staaten felten zu entziehen vermögen; wir werben inbep 
auf diefelben erft bei Gelegenheit der Grörterung des Bankrotts jelbit eingehen. Dagegen haben 
wir ſchon an diefer Stelle noch andere nachtheilige Seiten des Schuldenmadend durd die Staa— 
ten zu berühren. Mit feiner Staatdeinrichtung hängen die Staatöihulden inniger zufammen 
ald mit dem fteßenden Heer, und wenn man fie mit einem Vampyr verglichen hat, der dem 
Volk das Blut ausfaugt, fo ift das ftehende Heer jedenfalls ein ebenbürtiger Genoffe defjelben. 
Man kann behaupten, daß, wenn ed große ftehende Heere nicht gäbe, die Schulden der meiften 
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Staaten entweder gar nicht erifliren oder doc ſich nur auf geringe Beträge belaufen würden, 
und umgekehrt, daß, wenn es den Staaten nicht feit langer Zeit leicht geworben wäre, ſich 
durch Anleihen große Geldmittel zu ſchaffen, zahlreiche ſtehende Heere überhaupt feine Wurzeln 
gefaßt hätten. Die fichenden Heere confumiren nämlich faft überall von ven Staatdeinnahmen 
einen jo beträchtlichen Theil, oft bis zu einem Viertel und darüber, daß ertraorpinäre Aus- 
gaben von felbft nur mäßigen Betrag ohne Anleiben faft nirgends gededt werden Fönnen. 
Wären diefe Anleihen nun nicht möglich, fo würden alle Stuaten durd den Drud, ven die 
geiftigen und materiellen Intereffen auf die Regierung ausüben würden, bald genöthigt wer— 
den, das Syſtem des bewaffneten Friedens aufzugeben, ihre ftehenden Heere zu vermindern, 
eine billigere und volksthümlichere, mehr auf die Defenjive abzielende Heeresverfaffung herzu— 
ftellen. Daß dabei vie Völfer unendlih gewinnen würden, bevarf faum eines Beweiſes; r# 
fei hier nur darauf bingeveutet, daß dem wirthfchaftliden Leben derjelben nit nur enorme 
Kapitalien, welche bei ven jegt beftehenden Militäreinrihtungen unproductiv verbraucht wer: 
den, gerettet, ſondern aud) eine große Zahl der beften Arbeitskräfte gewonnen werden würden. 
Außerdem müßten eine Menge Gefahren, die den Frieden und damit den Volkswohlſtand Be: 
proben, fhwinden. Groberungsfriege, Unterorüdungen fremder Nationen und ded eigenen 
Volks, unmotivirte Erpeditionen nad andern Erbtheilen, wie jie z. B. Frankreich in neuefter 
Zeit zu beflagen gehabt hat, leere militäriihe Demonftrationen würden unmöglich werben; in 
wenigen Jahrzehnten fönnte ſich die Ginigung der Völker, auf welche geiftige und materielle In 
tereffen jo energiſch hindrängen, herftellen. Aber nicht nur die Stellung der Fürften un 
Staaten zueinander, aud die Stellung der Regenten und Regierungen zu ihren Bölfern würde 
gewinnen und fogar erft von dem Augenblid an eine natürliche werden, in weldhem nidyt mehr 
die auf das flehende Heer geflügte Macht auf der einen das Recht auf der andern Seite aufzu— 
heben vermödhte. 

Ein anderer Nadıtheil des Staatsſchuldenweſens, wie es fi in der neuern Zeit ausgebildet 
bat, liegt darin, daß ed aus dem wirthſchaftlichen Verkehr große Summen herauszieht. Wir 
jehen hierbei davon ab, daß diefe Kapitalien in der Negel unproductiv oder gar für die Produc- 
tion verberbenbringend verwendet werben: aud) wenn das nicht der Ball ift, wenn der Staat fie 
zu an ſich nützlichen Zwecken (öffentlihen Bauten, Straßen und Eifenbahnen u. |. w.) verbraucht, 
wird doch ihr Verſchwinden aus dem Verkehr bei dem bedeutenden Betrag, welchen fie erreichen, 
ſehr bemerfbar. Es werden Kapitalien, welche bupothefariih auf Orundeigenthum oder in ge- 
werbliden Unternehmungen oder in Eifenbahnen und in andern ähnlichen Bapieren angelegt 
find, der Bortheile wegen, welche bei Greirung von Anleihen häufig geboten werben, flüfjig ge- 
macht, das Geld wird zum Nachtheil ver Grundbefiger und Induftriellen fnapp und der Zinsfur 
fteigt, müglicgere Unternehmungen leiden oder müfjen, wenn fie erſt projectirt find, verfhoben 
werben u. ſ. w. Namentlid treten diefe nahtheiligen Wirkungen dann hervor, wenn Wolfen 
am politifhen Horizont emporfteigen und infolge deſſen das Kapital ſich zurückzuziehen anfängt : 
in einer ſolchen Zeit gibt eine bedeutende Anleihe einer großen Zahl wirthſchaftlicher Eriſtenzen 
ven Todesftoß. Es bedarf wol Feines Beweifes, daß der Wohlftand aller Länder ohne die 
Staatsanleihen einen weit höhern Vunkt erreicht haben würde, und mit Recht haben daher die 
Schweiz und Nordamerika fih vor der UÜberbürdung mit Staatsjhulden forgfältig zu be- 
wahren geftrebt. Daß die Vereinigten Staaten nur dadurch in den Stand gejegt worden find, 
in dem legten gewaltigen Kriege, als die höchſte Norh drängte, ungeheuere Anleihen abzu: 
ſchließen, wird nicht beftritten; man darf aber aud) behaupten, daß unter den verjchiedenen Mo- 
menten, welche in den legten funfzig Jahren ihre ſchnelle wirthihaftlidhe Entwidelung veran: 
laßten, der Umſtand, daß die Anleihen felten waren und balb wieder zurüdgezahlt wurden, 
mitgerechnet werden muß. Gondorcet wollte durd Anleihen die Kapitalien an die Heimat 
feffeln; das Anleiheweſen hat aber gerade auch die Folge gehabt, daß die Kapitalien eines Lan: 
des, obwol es ihrer nothwendig bedarf, gegenwärtig der hohen Verzinſung wegen zu einem be: 
trächtlichen Theil außerhalb Landes geben, daß z.B. der Krieg in Amerika zum Theil durch 
deutſches und englifches Geld geführt wurde. Wie jehr die maflenhaften Anleihen aud die Zahl 
derjenigen, welche, ohne zu produciren, nur confumiren, fortwährend vermehren, ift ſchon bemerkt 
worden. Aber vielleicht nicht genug gewürdigt hat man den Nachtheil, weldyer dadurch entiteht, 
daß dieſe Rentiers, ſowie noch mehr diejenigen, welche aus ber Vermittelung und Unterbringung 
der Anleihen und der Speculation in Staatöfhuldpapieren ein Gewerbe mahen, durch einen 
perfönlichen Vortheil gegen die ökonomische Verwaltung der Staaten interefjirt werden. 

Wir müffen hier die Behauptung berühren, daß die Gegenwart wohl bereihtigt ſei, für die: 


Staatsſchulden 623 


jenigen nützlichen Dinge, welche ſie ſchafft, und die auch der Nachwelt zugutefonmen, die folgenden 
Generationen zu belaften. So natürlich jie ausfieht, fie wird ſchon bedenklich, wenn man nur 
in Betracht zieht, in welcher wirklich traurigen Lage wir und befinden würden, wenn die frübern 
Generationen die ungeheuern Leiftungen, welche wir ihnen verdanfen, zum großen Theil durch 
Wechſel auf uns bezahlt, und wenn jie nicht das Beispiel guter Altern, welche nicht nurihre Kinder 
erziehen und bilden, jondern auch noch ausftatten, befolgt hätten. Glücklicherweiſe find fie nicht 
egoiftifch geweien, ſondern haben berückſichtigt, daß wie fie fo auch wir und alle, vie uns nachfol— 
gen, verpflichtet fein würden, nicht für und allein, fondern auch für die Nachkommen zu fammeln 
und zu ſchaffen. Beſſer, die Gegenwart unterläßt eine der Nachwelt zugute fommende nügliche 
Arbeit, als daß fie die Nachkommen mit Schulden belaftet, welche dereinſt verberblich werben 
fönnen. Die Nachwelt wird durch dieſe Interlaffung übrigens gar nicht leiden, denn die Kapi— 
talien, welde damit freibleiben, finden in anderer Weife ihre Verwendung und nügen nicht 
weniger, oft fogar mehr ſowol der gegenwärtigen ald den Fünftigen Generationen. 

Bei der Beurtheilung des Anteihenmwefend fommt nod ein Umftand in Betracht, ver 
nicht überfehen werden darf. Da die Staatsfhulden nicht durch Unterpfänder verbürgt find, 
fondern ausſchließlich auf dem öffentlihen Gredit beruhen, fo jind jie allen Schwankungen, welche 
diefer erleidet, unterworfen. Hebt ſich der Öffentliche Credit eines Landes, fo gewinnen die Inhaber 
der Schuldpapiere, wenn jie diefelben verfaufen; jinft er, ſo erleiden fie Berlufte. Der legtere Ball 
tritt erfahrungsmäßig häufig ein, indeß auch der erftere ift nicht jelten. Nur fällt ver @ewinn im 
Ball einer Hebung des öffentlichen Gredits gewöhnlich mehr den Speculanten, welche die Umſtände, 
die ihm hervorrufen, früher überjehen, und nicht denjenigen, melde ihr Geld in Staatsſchuld⸗ 
briefen wirktih dauernd anlegen, zu, während aus demjelben Grunde die Berlufte beim Sinfen 
des Staatscredits vorzugsweiſe die legtern zu treffen pflegen. Millionen von Familien haben 
in diejer Weife die Erjparniffe langer Jahre verloren oder jind gänzlich verarmt, und ganze Be: 
völferungsflaffen ergreift Angft und Verzweiflung, jobald vem Staat, welchem fie angehören, 
ſchwere Greigniffe drohen. Gewiß ift ed zweckmäßig, die Staatdbürger und ihr Wohl innig und 
unauflöslih mit dem Staat zu verfnüpfen; aber e8 in dieſer Weiſe thun, beißt denn doch das 
gefährlichſte und bedenklichſte Mittel wählen. Die Erfahrungen, melde Frankreich hinſichtlich 
vom Staat übernommener Sparfaffeneinlagen gemacht hat, haben dies nur zu deutlich bewiefen, 
und es heißt nicht, die Bürger für die Aufrechterhaltung der beftehenden Ordnung interefiiren, 
wenn der Staat in die age verfegt wird, ihnen als Schuldner, vieleicht fogar als zahlungs: 
unfähiger Debitor gegenüberzuftehen. 

Auf die Nachtheile, welche einzelne Anleihearten mit ſich führen, gehen wir hier nicht näher 
ein; es wird ji Später Gelegenheit bieten, ſie nachzuweifen und zu beiprechen. Dagegen muß, 
bevor wir Die Formen, in denen gegenwärtig Anleihen abgeichloffen, Staatsſchulden contrahirt 
werden, näher beiprechen, die Frage zur Grörterung fommen, ob die Staaten überhaupt 
Schulden machen jollen und dürfen, in welchen Fällen eventuell Staatsjhulden überhaupt nur 
zuläffig find, und welche Grundfäße bei ihrer Gontrahirung beobachtet werden müffen. 

Über nichts haben fo irrige Meinungen geherrſcht und fo lange faft ohme Wiberfprud Gel: 
tung behalten als in Bezug auf das Staatsſchuldenweſen; noch heutzutage, wo doch National: 
öfonomie und Finanzwiſſenſchaft außerordentliche Kortfhritte gemacht haben, treten jie immer 
wieder von neuem hervor und werben bei jeder günftigen Gelegenheit gepredigt. Daß abfolute 
Negenten, welche das Volk und die Zufunft des Landes weniger ala ſich jelbft, ihre Wünſche, Ge— 
lüfte und Plane ind Auge faflen, fid für Anleihen und Staatsfhulden überhaupt erklären, be: 
greift ſich leicht; e8 kommt ihnen daraufan, für ihre Zwecke große Gelomittel zur Verfügung 
zu haben, und in feiner Weiſe fönnen fie ſich dieſe jo leicht verfchaffen, als daß fie ven Nachkom— 
men dasjenige aufbürben, was die Jegtlebenden, weil jie ed nicht zutragen vermödhten, nicht rubig 
übernehmen fönnen. Auch daß die Geldmänner, denen die Negoriirung der Anleihen jüber- 
tragen zu werben pflegt, ſich für diefelben erklären, fann nicht auffallen; ihr perjönliches 
Interefje drängt jich zu mächtig in den Vordergrund, als daß man veffen Überwindung durch 
das Intereſſe des flaatlichen Gemeinwefens erwarten dürfte. Ähnlich verhält e8 fih mit allen, 
die in anderer Weiſe aus den Staatsſchulden Bortheile ziehen, wie z. B. mit denen, welche den 
Verkehr in Staatspapieren in den Händen haben, den Speculanten, die dad bequeme Specu: 
lationsobject zu conjerviren und auszudehnen wünſchen, den Rentiers, die ihre Gelder bequem 
und gewinnbringend unterzubringen ſuchen u. f.w. Zu beflagen und ſchwer zu erklären aber 
ift e8, dap aud Staats: und Berwaltungsmänner von Berbienft, Vertreter des Volks und dieſes 
in feiner großen Maffe jelbft Staatsihulven ohne Abneigung und Beſorgniſſe entftehen und * 
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fortwährend vermehren jehen. In dieſem Fall muß man mohl oder übel annehmen, Daß dir 
Frage noch nicht allgemein in ihrer vollen Bedeutung erfaßt und gewürdigt wird, und Daß pie 
traurigen Erfahrungen , welche jo viele Staaten bereits gemacht haben und noch täglich machen, 
noch nicht tief genug gewirkt haben, um den glänzenden Schein, in welden die Anleihen jich leicht 
hüllen, zu verbunfeln. 

Daß es im Staatenleben Verbältniffe gibt, welche Anleihen und die Greirung von Staats: 
ſchulden redhtfertigen, Fann nicht beftritten werden. Wenn ein Krieg ausbricht und es jih Darum 
handelt, die Eriftenz des Staats und die hödjften Güter der Nation, Unabhängigkeit und 
Freiheit, in Fräftigfter Weife zu vertheidigen: dann darf ein Volf, das Gut und Blut einfegt, 
die Nahfommen, für welche e8 wie für ſich felbft in ven Kampf zieht, mit Opfern belaften. Es 
würde ſich fogar einer Verlegung feiner Pflicht gegen diefe ſchuldig machen, wenn es ſich durch 
unter gewöhnlichen Umſtänden ganz gerehtfertigte Bedenken abhalten lafjen wollte, diejenige 
Kraft, melde die jchnellfte und glüdlichjte Beendigung des Kriegs jicherftellt, zu entmideln. 
Aber es wird dennoch wohlthun, auch in diefem Ball hinjichtlich der Anleihen mit Borficht zu 
verfahren. Jeder Krieg fordert bedeutende Geldmittel, und zu Kriegözeiten vermindern ſich alle 
Staatöeinnahmen; wenn aber deshalb große und oft ungeheuere Summen zur Dedfung ver 
Bedürfniſſe ertraordinär herbeigeſchafft werden müſſen, jo fragt es jih doch, ob Anleihen unter 
den gegebenen Umſtänden den Borzug verdienen. Es ift gewiß richtig, daß erhöhte oder neue 
Steuern zu einer Zeit, wo Kandel, Gewerbe und Aderbau zu leiden anfangen und viele Er: 
mwerböquellen verjiegen, jelten möglich find, und daß, lie einem Aderlaß, durch welchen man feinen 
eigenen Körper ſchwächt, gleichen können. Aber Kriegsanleihen, felbft jogenannte freiwillige, 
find in diefer Hinficht, wenn fie im Inlande gemacht werden müffen, oft nicht befjer ald Steuern. 
Treffen fie unmittelbar auch nur die reihern Bürger, fo wirken fie dod) auf die weniger vermö- 
genden zurüd. Gelingt ed aber auch, Anleihen im Auslande zu machen, jo müſſen doc) in der 
Regel jehr harte Bedingungen angenommen werben. Es ift begreiflich, vaß ein ſchwer bedrohter 
Staat ji verpflichtet, eine ihm gewährte Anleihe in günftigerer Zeit zu Doppeltem Betrag zu: 
rüdzuzahlen. Aber er übernimmt damit leicht Verbindlichkeiten, mit deren Hülfe er ein acutes 
Übel befeitigt, welche aber ein chroniſches mit ji führen. Indeß muß allerdings im ſchlimmſten 
Fall das letztere, weil ed Hoffnung auf Heilung zuläßt, vorgezogen werben. Verwerflich find 
dagegen Anleihen bei unmotivirten und Eroberungdfriegen wie diefe Kriege felbft; fie führen 
ftet8 dad Verderben beider Völker, des angegriffenen wie des angreifenvden, mitjih. Wenn 
franzöfifche Schriftfteller nicht nur unvermeidlichen Krieg, fondern auch Revolutionen als Recht 
fertigungdgrund für Anleihen anführen, jo verleiten jie dazu die Verhältniffe und Zuſtände 
ihres Vaterlandes, das allerdings in den legten achtzig Jahren oft durch Revolutionen fo tief 
erjhüttert worben ift, daß Anleihen nicht zu vermeiden waren. Aber allgemein läßt ſich eine 
derartige Behauptung nicht begründen; es fei denn, daß man in der Reaction gegen jede Um— 
wälzung einen abjolut gebotenen, mit allen Mitteln durchzuführenden Kampf im Intereffe der 
forialen Ordnung fehen will. 

Faft in allen Ländern haben fi feurige Vertheidiger folder Anleihen gefunden, mit deren 
Hülfe nüglihe, namentlich dem öffentlihen Verkehr dienende Einrichtungen hergeftellt werben 
fünnen. Aus der Theorie wie aus praftifhen Anihauungen heraus hat man Staatsanleihen 
zu Gunften zu erbauender Eifenbahnen, Kanäle, Landftraßen u. j. mw. empfohlen. So gern die 
Regierungen auf ſolche Empfehlungen in der Megel eingegangen find, vom Standpunft ſowol 
der Volkswirthſchaft als von dem der Staatöverwaltung und Finanzwirthſchaft müffen fie un: 
beachtet bleiben. Es ift hier nicht ver Ort, nachzuweiſen, daß der Staat alled Gute, Schöne und 
Nützliche Herzuftelen nicht die Aufgabe hat, und daß er, auch wenn er fich diefer Aufgabe unter: 
ziehen dürfte, fie mit ven ihm überhaupt zu Gebote ſtehenden Mitteln, geiftigen wie materiellen, 
nicht zu erreihen vermödte. Hierüber ift übrigens außerhalb Frankreich auch faum noch eine 
Meinungdverfhiedenheit. Aber auch ein Bedürfniß dazu ift nicht vorhanden. Je bedeutender 
die Privatthätigfeit der Bürger in allen vorgejhrittenern Staaten Europas ſich entwickelt und 
je größere Refultate jie erzielt hat, defto weniger bedarf fie ver Ergänzung durd den Staat, dem 

ed immerhin vorbehalten bleibt, jie durch Hinwegräumung der fie noch beengenden Schranfen, 
durch gefeglihe Regelung ihrer Verhältniffe und in anderer zweckentſprechender Weiſe zu för- 
dern. Bo fie noch nicht eintritt, ift in der Negel meiftens die Annahme gerechtfertigt, daß das 
Bedürfniß noch nicht dringend feine Befriedigung fordert. Was der Staat binjihtlid der 
Straßen und Verfehrseinrihtungen leiften muß, wird er mit den ordentlichen Mitteln vollbrin: 
gen fönnen und müffen; er darf aber nicht jo weit gehen, daß er im Intereffe einer Klaſſe feiner 
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Bürger over eined Landestheild ſich mit Schulden belaftet,, melde früher oder fpäter gefahrvoll 
werben können. Die zahlreichen Eifenbahnanleihen der modernen Staaten mögen in Friedens: 
zeiten, wenn fie nüglic verwendet find, den Öffentlichen Credit wenig berühren; in beprängten 
Zeiten, wo ber Staatdcredit audgebeutet werben muß, werden fle ſich ohne Zweifel nachtheilig 
geltend machen. Verwerflicher find natürlich noch diejenigen Schulden, welde ihren Urfprung 
in der Verfchwendung haben, ſei es nun, daß fie, wie ed beifpieläweife von Ludwig XIV. von 
Franfreih geſchah, behufs der Unterhaltung eined unverfländigen Luxus abgefchloffen werden, . 
fei es, daß die Verwaltung ded Staats in einzelnen oder allen Zweigen ungeregelt ift oder 
Ziele verfolgt, die fie fidh den Verhältniffen nach nicht ftedden darf, Namentlich müſſen in ge: 
wöhnlihen Zeiten regelmäßig wiederkehrende und daher durch fchlechte Finanzwirthſchaft veran: 
laßte Anleihen in Fürzerer oder längerer Friſt ſowol den Öffentlichen Credit erſchöpfen als die 
Überlaſtung ver Bürger herbeiführen, mithin ſchließlich den Staatsbanfrott veranlaffen. 

Bine feltfame Idee, die indeß noch immer in vielen Köpfen jpuft, ift die, daß man durch 
Aufnahme von Anleihen in den Stand gejegt werden Fönne, die Steuern zu vermindern. Necker 
hing ihr bekanntlich an, aber feine Autorität Fann um fo weniger ind Gewicht fallen, als gerade 
der Nichterfolg feiner finanziellen Operationen ihre Unrichtigfeit nachgewieſen hat. @in ein: 
faces Nedhenerempel Fann übrigens diefelben Dienfte leiften. Wenn aus einer Anleihe regel: 
mäßige, alljährlich wiederkehrende Staatdausgaben von höherm Betrag, als Zinfen und 
Amortifationsquote der Anleihe betragen, gebedt werden, fo wird zwar, folange die Anleihe 
überhaupt ausreicht, fih bei fonft balancirendem Etar ein Überſchuß hevausftellen, der eine 
Herabſetzung der Steuern um eine Meine Summe ermöglicht; ift aber die Anleihe verbraudt, fo 
miäffen die Steuern erhöht werben, meil die Staatskaſſe neben jener durch die Anleihe gebeten 
Summe nod Zinfen und Amortifationsquote aufzubringen hat. Wiederholt man die Operation, 
fo ftellt ih das Refultat nur ungünftiger; mit jeder neuen Anleihe fteigern fi} die Steitern, 
ohne daß eine auch nur zeitweife Ermäßigung derſelben eintreten kann. 

Gehen wir nunmehr auf die einzelnen Formen über, in denen Anleihen aufzutreten pflegen. 
Man pflegt zwei Arten von Staatsfchulden zu unterſcheiden, Die fchmebende und die fundirte 
Schuld. Bon der erftern wird fpäter die Nede fein. Die fundirte (fefte, confolidirte) 
Schuld (dette consolidee) bildet überall den Haupttbeil der Schuldenlaft der Staaten, und 
man bat fie deahalb oft ausſchließlich als vie Staatsfhuld (dette publique, dette nationale, 
national debt) bezeichnet. Sie umfaßt alle Schuldverpflihtungen des Staats, melde auf län: 
gere Zeit eingegangen find, mag nun für ihre Tilgung eine beftimmte Reihe von Jahren oder 
aber feine feitbegrenzte Periode feftgefett fein. Der Abſchluß der Hierher gehörigen Schuldver- 
träge erfolgt zwar durch die Regierungen, aber faft überall auf Grund eines Gefeßes, in wel: 
chem die Bedingungen der Anleihe, namentlich; die gebotenen Garantien, die zugeftandenen Zin- 
fen und die Form der Rüdzahlungen genau bezeichnet find. Im conftitutionellen Staaten 
Fönnen folde Anleihen nur mit Genehmigung der Volfsvertretung, welcher wol aud verfaffungs: 
mäßig im Interefje des Staats wie der Gläubiger hinfichtlidh der Ausgabe und Wiebereinziehung 
der Schuldpapiere ein Controlrecht zugeſprochen ift, gefhehen. Außerdem befteht in vielen 
Staaten für die fundirte Schuld ein gefeglicdh geregelter Schulventilgungsplan, der ſich auf einen 
fogenannten Tilgungs:(Amortifationd:)Yonds mit regelmäßigen Zuflüffen aus den allgemei: 
nen und gewiſſen fpectellen Ginfünften des Staats zu ſtützen pflegt. 

Was die Formen und Beringungen betrifft, melde bei Gontrahirung von Staatsfhul: 
den in Anwendung gefommen find, fo find fie fehr verfchtedenartige und haben je nad) ven An- 
ſchauungen der Zeit häufig gewechſelt. Die einfachfte und immer noch die befte Anleiheform ift 
diejenige, melde der reelle Privatmann zu wählen pflegt, die gewöhnliche Anleihe; der Staat 
nimmt eine beftimmte Summe auf und verfpricdht diefelbe bis zu ihrer Rückzahlung nad) dem 
landesüblihen Zinsfuß zu verzinfen. Iſt der Staatscredit gefihert und feine Geldklemme, fon: 
bern vielleicht fogar Geldüberfluß vorhanden, fo erfolgt der Abſchluß al pari, d. h., der Staat 
empfängt genau fo viel dargeliehen, als er zurückzuzahlen verſpricht. Solche Anleihen find noch 
in nenefter Zeit vorgefommen, fie feßen indeß volles Vertrauen in den Staatdcredit voraus. 
Bedient ih der Staat bei der Unterbringung der Anleihe der Bermittelung von Banfierhäu: 
fern, fo gefteht er in dieſem Fall in der Regel venfelben eine Provifion, welde indeß nicht hoch 
ausfällt, zu. Iſt das volle Vertrauen nicht vorhanden oder das Geld knapp, fo muf der anz - 
leihende Staat entweder einen höhern Zinsfuß ald den gewöhnlich üblichen bewilligen oder eine 
höhere Summe, ald er empfängt, zu verzinfen und zurüdzuzahlen verſprechen. Gewöhnlich 
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pflegt das legtere, obwol es für ven Staat nachtheiliger if, zu geſchehen, weil die Kapitaliften 
wenn fie die Hoffnung, einen Kapitalgewinn beim Verkauf an der Börfe und bei ver Rüdzat: 
lung zu maden, erhalten und die Reduction des Zinsfußes bei günftiger werdender Lage dt 
Öffentlichen Ereditd und des Geldmarkts weniger zu fürdten haben, williger zu fein pflegen. J 
mehr der Staatdcrebit im Augenblid des Abſchluſſes der Anleihe gelitten hat, deſto größer iſt die 
Differenz zwifchen dem wirflid Dargeliehenen und dem in den Schuldbriefen Berfchriebenen 
manche europäiiche Staaten können zur Zeit 5proc. Anleihen nur zum Gurd von 60 und 70 Proc 
abſchließen. Sind ſchon dieſe Anleihen für die Staatöfaffe nahtheilig, jo werden fie es ned 
mehr, wenn nicht dev gewöhnliche übliche Zinsfup, fondern ein niedrigerer ftipulirt wird. Dem 
in diefem Fall ftellt jich die Differenz zwifchen dem dargeliehenen und dem verſchriebenen Karit 
nod) weit größer heraus. Nichtsdeſtoweniger werben ſolche höchſt unzweckmäßige und ſchädlid 
Anleihen, welche immer ein Zeichen des bereits tiefgejunfenen Staatscredits find, in unferer Je | 
deöhalb, weil fie als bei der Speculation leicht verwenpbar von den Geldmännern vorgezogr 
werben, häufig abgefhloffen. Was man für fie angeführt hat, ift ganz unhaltbar. Sie folle 
im Intereffe des öffentlichen Credits das Zugeſtändniß des höhern als des gejeglich geftattern 
Zinsverſprechens verſchleiern, aber niemand läßt ſich noch indiefer Weifetäufhen ; eine veraruy 
Verſchleierung ift aber auch der Staatdverwaltung unwürdig, und wo ein höherer, als ver lantei: 
übliche Zinsfuß ald wucheriſch verboten ift, pilegt ed auch die Verfhreibung eines höhern als wi 
wirflih dargeliehenen Kapitals zu fein. Sie follen die Kapitaliften zur Betheiligung an A: 
leihen anreigen ; aber dies thun jie nur, weil jie für die Kapitaliften günftig, für Die Staatefrü 
nachtheilig jind, und weil fie die Agiotage zulaffen, die die Staatöverwaltung mindeſtens nichtbe 
fördern darf. Sie follen die Darleiher bewegen, in der Hoffnung auf Kapitalgewinn einz 
niebrigern Zinsfuß zuzugeſtehen. Daß dies in der That meift nicht der Fall ift, zeigt ein flüe 
tiger Blid auf die Anleihebedingungen und den Curszettel; nur einzelne Ausnahmen treten 
bei Staaten von hohem öffentlihen Gredit auf. Dazu fommt, daß, je höher ver Zinsfuß ange: 
nommen ift, deſto leichter eine Reduction deffelben, mithin eine Erleichterung der Statäfaf: 
möglich iſt; bei dieſen Anleihen mit höherer Verſchreibung ift dagegen eine jolde Reduction gan; 
unmöglih, und ferner wird die Schuldentilgung erſchwert. Steigt nämlich der Curs der Dkli 
gationen über den eingezahlten Betrag, was in der Regel fofort der Fall fein wird, jo muß ve 
Staat wirklich beträchtlich mehr zurüdzahlen, ald er empfangen hat, jobald er auch nur die zu 
Tilgung gelangenden Papiere, ftatt jie auszulojen, an der Börfe erfauft; je regelmäßiger um 
fhneller er amortijirt, defto mehr erhöht er zu feinem Nachtbeil den Curs. Die Verfchreibun; 
eined größern Kapitals ift daher bevingungslos zu verwerfen. 

Unter den Bedingungen bei den gewöhnlichen Anleihen find noch diejenigen Hinfichtlich ver 
Rüdzahlung von Wichtigkeit. Entweder hat nämlich die Rüdzablung binnen einer vorher fei- 
geftellten Frift flattzufinden und es wird feftgefegt, wann die Tilgung beginnen joll, und wel 
Summe für fie alljährlich anzumeifen ift, oder die Anleihe wird nit auf Zeit abgejchlofie 
und die Rüdzahlung ganz in das Belieben des Staats geftellt. Im erftern Fall pflegt die jäbr: 
. liche Tilgungsfumme in der Negel anfänglich nur Fein zu fein, z. B. etwa 1 Proc. des Betraai 
der Anleihe zu betragen und fortwährend in vemfelben Maße, in weldhem vie zu zahlende 
Zinfen fih vermindern, zuzunehmen. Gegen die Feitfegung beftimmter Nüdzahlungstermin: 
ift ziwar eingewendet worben, daß der Staat zumPVerfalltage oft große Summenanfammeln und, 
wenn bie Staatdeinnahmen nicht ausreichen, behufs der Abzahlung älterer Schulden neue mi: 
weniger oder mehr Koften machen müffe; es läßt fich indeß nicht leugnen, daß fie den Credit 
des Staats heben und die Sparjamfeit der Verwaltung fördern. Nidhtöveftoweniger Haben 
viele Staaten, ſoweit nicht Anleihen für induftrielle Einrichtungen (Eifenbahnen, Kanäle u. ſ. mw.) 
in Frage ftanden, in neuerer Zeit überhaupt die Heimzahlung der Darlehne nicht mehr zugeſagt, 
fondern nur eine fortwährende Verzinfung veriprohen. Dem Gläubiger wird ein Aufkündi— 
gungsrecht nie zugeftanden, denn daſſelbe könnte die Ordnung im Staatshaushalt leicht ftören 
und würde die Staatäverwaltung dann, wenn fhwierige Berhältniffe, Unruhen, Kriegsgefabren 
u. f.w. eintreten, in die größten Berlegenheiten fegen und fie zwingen, zur Rückzahlung der alten 
Schulden neue mit unverhältnigmäßig großen Opfern zu Stande zu bringen ober fih als zab- 
lungsunfähig zu erklären. 

Eine andere Anleiheform ift diejenige dev Nentenanleiben. In dieje Kategorie fallen 
die bereits in der hiſtoriſchen Uberfiht erwähnten ältern Anleihen, bei denen der Staat ben 
Darleibern entweder Zeitrenten (Annuitäten) ober Leibrenten oder Tontinenrenten an Stelle 
der Zinſen und der Kavitaldrüdzahlung’zufagte. (S. Nenten.) Da diefe Arten von Renten 
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anleihen nur noch jehr felten und nur in jehr mäßigem Umfang vorkommen, fo Fönnen wir fie 
bier außer Acht laffen. Wichtiger find die Anleihen mit feften, immerwährenden Renten, wie 
de z.B. in Frankreich gemacht zu werden pflegen. Der Staat verfpriht, wie bereitö erwähnt, 
dem Inhaber einer von ihn audzugebenden Obligation jährlich eine beftimmte Rente und läßt 
fi für diefe Zufage eine Kapitalfumme zahlen, welche mit Rüdjicht auf den öffentlihen Credit 
des Staats und den zeitigen Stand des Geldmarftd normirt wird; Fürzer gefagt: der Staat 
verfauft eine immerwährende Rente. Strenggenommen Fönnte man deshalb behaupten, daß 
die fogenannte Rentenanleibe feine Anleihe jei; man muß fie indeß ald eine ſolche betrachten, 
weil der Staat mit einer Verpflichtung belajtet wird und auch die Rente ald Zind eines 
beftimmten SKapitald angefehen wird. Man ſpricht von 3=, 4=, 5proc. Nenten und ftellt 
dantit die Rente von 3, 4, 5 Erd. einem gleih hohen Zind gleih, welher von einem dar— 
geliebenen Kapital von 100 Frs. gezahlt wird. Damit joll nicht gefagt fein, daß der Staat 
für die Zufage der Rente wirklich das bezeichnete Kapital erhalten hat; in dev Regel ift ihm 
von den Rentenbejigern weit weniger gewährt worden, und zwar ift dies namentlich bei ven 
fogenannten 3= und Aproc. Renten, welde ven Zproc. und Aproc. Schuldſcheinen an die Seite 
gejtellt werben, ver Fall. Für die Nentenanleiben diefer Art hat man angeführt, daß fie um 
veöwillen vom Standpunkt ded Staats allen andern Anleihen vorzuziehen feien, weil jie dem 
Nenteninhaber nicht das Recht geben, jemals den Kapitalwerth der Rente, weldhe eine perpetuelle 
ift, zu fordern; der Staat könne vollftändig frei jeine Stunde für die Tilgung wählen und jet 
mithin in keiner Weife genirt. Das ift allerdings richtig. Aber gerade diefem Umftand ver: 
danfen mande Staaten und namentlid Frankreich zum Theil den ungeheuern Betrag ihrer 
Staatsſchuld. Die Verpflihtung zur Nüdzaylung mag unvorjichtige, leihtiinnige Finanz— 
männer wenig zügeln, aber in den Augen des Volks hat fie immerhin noch ihre Bedeutung und 
ebendeshalb hat man jie in Deutjchland mit Recht feftgehalten. 

Eine eigene Art von Anleihen mit beftimmter Rüdzablungsfrift bilden die namentlich in 
der neueften Zeit häufig abgejchloffenen Prämien: und Korterieanleiben. Die Einrichtung der: 
jelben ijt folgende: Die ganze Anleihe wird in eine Anzahl von Obligationen (Rofen, Prämien 
feinen) abgetheilt und ver Tilgungsplan im voraus jo feftgefegt, daß von Periode zu Periode 
jährlich, halbjährlich) eine gewiſſe Anzahl von Obligationen, welche durch dad Los ausgewählt 
werden, zur Tilgung Eonımen. Jährliche Zinſenzahlungen an die Losinhaber finden nicht ftatt, 
die Zinjen werden vielmehr erft zur Zeit der Nücerftattung des Kapitald ausgezahlt und der 
infolge deflen der Schuldentilgungsfaffe zufallende beträchtliche Zwifhenzins zu Rotterieprämien 
verwendet, welde von verſchiedenem Belauf find, und von denen die höchſten auf eine ſehr 
beträchtlihe Summe anfteigen. Um zur Betbeiligung an der Anleihe anzureizen, werden gleich 
auf die eriten Jahre des Beſtehens derjelben hohe Prämien gelegt, die meiften und höchſten 
müſſen indeß in die legten Jahre fallen, da durch ihre Verfchiebung an Zwiſchenzins gewonnen 
wird. Bei der Ginführung der Rotterieanleihen hoffte man für den Staat Zinfen zu erfparen, 
indem man von der Anſicht ausging, daß die Ktapitaliften in der Ausfiht auf einen möglichen 
bedeutenden Gewinn ſich bei der Berechnung von Zinjen und Prämien einen niedrigern Zinsfuß 
gefallen laffen würden. Diefe Hoffnung ift indeß felten in Erfüllung gegangen. Dagegen 
zeigten jih mande Misftände. Abgejehen davon, daß der Staat genöthigt ift, alljährlich eine 
feftbeftimmte Summe, mag er dadurch auch in Verlegenheiten geratben, zu tilgen, und daß eine 
frühere ald die bedungene Tilgung ausgefchloffen ift, ift die Zahl der Kapitaliften, welche den 
Zinfengenuß während einer Reihe von Jahren entbehren und daher ih an Lotterieanleihen 
betheiligen können, beſchränkt; dieſe find daher vem Scheitern leicht ausgefegt und fünnen 
wenigftens häufig nicht ſchnell untergebradht werden, wenn fie nicht zum Nachtheil der Staats: 
kaſſe enorme Bortheile bieten. Berner find ihre Obligationen ftarfen Schwanfungen unter- 
worfen, da neben allen übrigen bei Staatsihuldpapieren vorfommenden Urfahen noch die— 
jenigen, welde jih an ven Zinſenzuwachs, die Zeit der Ziehung, die bei den nächſten Ziehungen 
in Ausſicht ftehenden höhern oder nievern Gewinne anfnüpfen, hinzutreten. Und endlich trifft 
die Lotterieanleihen derfelbe Vorwurf, welder auf den Staatölotterien haftet; fie reizen zum 
Glücksſpiel an und wirfen dadurch, daß fie die Hoffnung, ohne Mühe ſchnell reich zu werden, 
erweden, nachtheilig. Daß ſie auch fehr oft zu Übervortheilungen derjenigen, welde ihre Ver: 
hältniſſe nicht genau kennen, und zu Schwindeleien Anlaß geben, ift ebenfalls nicht un: 
berückſichtigt zu laſſen. 

Zu den wirklichen Staatsſchulden gehört das Staatspapiergeld. Wie es ſcheint, 
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entftand ed aus Bons, welche Staatöverwaltungen in bedrängten Zeiten für geleiftete Arbeiten, 
überlieferte Gegenftände und gemadte Vorſchüſſe mit vem Verfprechen, fie fpäter gegen baares 
Geld einzulöſen, ausgaben. Solde Bons fommen in Kriegäzeiten noh heute vor. An ihre 
Stelle traten oft, ſchon bei ven alten Griechen, Wertbzeihen, weldhe einen geringern innern oder 
keinen Werth hatten, Münzen von Kupfer, Eiſen, Leber u. ſ. w., die die Stelle von Golt: 
und Silbermünzen vertreten follten. Erft in neuerer Zeit machte man in Europa, nachdem fie 
die Chineſen ſchon lange gefaunt hatten, ſolche Werthzeichen aus Papier. Sie haben, wenn ſie 
allgemein an Stelle des gewöhnlichen Geldes angenommen werben, für ben Verkehr große 
Bereutung; zwar der Zerftörung, aber nicht der Abnugung ausgefegt, leicht transportabel 
und ohne Schwierigkeit in den größten Beträgen verfendbar, erfegen fie die Gold: um 
Silbermünzen, die in fo großer Menge, als fonft nöthig fein würden, gar nicht hergeftelit 
werden fünnen. Das Papiergeld wird vom Staat angefertigt, welcher auf jedem einzelnen 
Stüd feftfegt, wie viel e8 gelten foll, und der e8, wenn es nicht werthlos werben fol, in fein 
Kaſſen jederzeit zu dem bezeichneten Werth annehmen und gegen Metallgeld umtaufchen muß; 
e8 hat in der Regel Zwangseurs, d. h.niemand, der dem Staat angehört und in ihm lebt, Darf ef, 
wenn ed ihm an Zahlungsftatt gegeben wird, zurüchweifen. Auch für den Staat ift das Papier: 
geld jehr bequem; unter anderm geftattet ed ihm, ſich eine beträchtliche Summe unverzinälid 
zu befhaffen. Ebendeshalb har es aber auch feine bedenkliche Seite; es verleitet unvorfichtige 
und wenig ferupuldfe Staatöyerwaltungen weniger fparfam zu fein, zumal die Emiifton ve 
Vapiergeldes im erften Augenblick den Nationalveihthum zu vermehren fheint. Indeß fann dat 
Staatspapiergeld außerordentlich nadhtheilig wirfen, wenn es in zu hohem Betrag audgegeben 
wird oder der Staatderedit jinft. Was den zuläfligen Betrag betrifft, jo lehrt die Erfahrung, 
daß der Betrag des umlaufenden Metallgelves nicht Teicht überschritten werden darf. Mir 
diefe Regel nit beachtet, fo füngt dad Papiergeld fofort fi zu entwerthen an. Anfänglis 
ſcheint dies noch wenig nachtheilig und der Verkehr belebt Äh, denn die vorjihtigern Inhaber 
von Papiergeld verwenden e8, um ſich von ihm zu befreien, zu Ginfäufen von Waaren. Aber 
bald wird die Beforgnif Allgemeiner. Das außerhalb des Landes befindliche Papiergeld flieft 
ſchnell zurüd, und diejenigen, in deren Hände Metallgeld gelangt, bewahren ed auf und entziehen 
e8 dem Verkehr oder verwenden es feines innern Werths wegen im Auslande zu Ankäufen. 
Bald cireulirt nur noch Papiergeld, und wer Metaflgeld erwerben will, muß ein Agio bemilligen, 
deifen Höhe fo fehr anſteigen kann, daß das Papiergeld völlig entwerthet erſcheint, wie Diet 
3. B. einft bei den franzoͤſiſchen Affignaten ver Fall war. Das Papiergeld behält zwar no& 
immer feinen nominellen Werth, aber die Breife aller Gegenftände, bei deren Bezahlung es ver: 
wendet wird, fteigen. Alle Verhältniſſe werden unfiher. Da das Agio des Papiergeldes, je 
nachdem fi die Meinung des Bublifums über daſſelbe ändert, fteigt und fällt, fo werden Käufe 
und Berfäufe auf Zeit und Terminalzablung für beide Gontrabenten bedenklich und deshalb 
vermieden. Die Gläubiger geben zu Grunde, während ihre Schuldner fi bereihern, denn 
diefe zahlen Zinfen und Kapital in entwertbeten Papiergeld. Abnlich ftellt fih das Verhältniß 
zwifchen Verpächtern und Pächtern. Aus dem gleichen Grunde leiden auch die Staatdgläubiger: 
denn factifh erfolgt mit der Entwerthung ded mit Zwangscurs verfehenen Papiergeldes eine 
Reduction ded Kapitals und der Zinfen. Damit finft ſowol der Privat: ald der Öffentliche 
Gredit. Aber auch die Steuern werden reducirt, und der Staat nimmt durch diefelben und aus 
fonftigen Einnahmequellen weniger ein. Wie die Speculation und überhaupt alle Handels: 
und induftriellen Gejchäfte leidet auch der Verkehr mit dem Audlande, denn e8 fehlt an annehm: 
baren Zahlungsmitteln. Banfrotte folgen auf Banfrotte und nur mit ungeheuern Opfern und 
vielleiht auch durch fie nicht einmal kann fih der Staat der Zahlungsunfähigfeit entziehen. 
Dazu fommt noch, daß die Staatöverwaltungen, fobald die Entwerthung des Papiergelves 
eintritt, leicht zu verderbliden Maßregeln greifen; wir erwähnen nur als vorgefonmen das 
Berbot des Agio auf Metallgeld und das Verbot, Metallgeld über eine gewiffe Summe 
aufzubewahren oder ind Ausland zu führen, die Firirung der Preije der Lebensbedürfniſſe 
und MWaaren, melde fehnell fteigen, dur ein Marimum, die Verfhlehterung des Metall: 
geldes, um diefes dem Papiergeld gleichzuftellen u. f. w. Die Staatöverwaltungen haben 
baber alle Veranlaſſung, fih, wenn fie Staatspapiergeld einführen wollen over bereits 
beſitzen, möglichſt einzufchränfen und jede unvorfihtige Vermehrung zu vermeiden ; namentlich 
darf dieſe dann nicht eintreten, wenn der Friede nicht völlig geiihert ift. Und mas die Staats— 
gläubiger und die Volksvertretungen betrifft, fo müſſen fie die ftärfften Garantien fordern, und 
es ift daher nur zu billigen, daß in einzelnen Staaten das Staatöpapier nur durch ein Geſetz 
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vermehrt werden kann und einer ſtrengen Controle durch eine unabhängige Commiſſion 
unterliegt. 

Gbenfalls jehr gefährlich (wir haben bereits Gelegenheit gehabt darauf hinzubeuten) ift es, 
wenn der Staat große Mengen Eleinerer bier und da angefammelter Rapitalien, welche jederzeit 
rüdzahlbar jind, in feine Kaſſen leitet, In Frankreich geſchah dies mit den Sparkafjeneinlagen. 
Die Folgen davon deuteten jich fhon früßzeitig an. Je mehr die Einlagen jich ſteigerten, deſto 
mehr mußte dad Marimum, welches ein Einleger deponiren durfte, vermindert werben, damit 
die Schuld ded Staats nicht zu groß werde. Deffenungeachtet gerieth der legtere , ald die Nevo- 
lution von 1848 eintrat, in die größte Berlegenheit; er vermochte feinen Verpflichtungen nicht 
zu genügen und warb genötbigt, die Auszahlungen theilweife einzuftellen, theilweile in einer 
Art zu bewirken, welche einer großen Anzahl feiner ärmern Bürger ihre fauer erworbenen 
Griparniffe beträchtlich ſchmälerte. Inden Scheint man in Frankreich nod heute weſentlich auf 
demfelben Standpunfte zu ftehen, trogdem man ſich bort im allgemeinen gegen jede kündbare 
und auch nur in bejtimmten Zeiträumen rüdzahlbare Schuld zu erklären pflegt. Auch die 
Kapitalien der Minorennen, der öffentlihen wohlthätigen Inftitute, dev Stiftungen und 
ähnlicher Anftalten, welche der Staat heilig zu halten hat, follte er forgfältig zu berühren ver: 
meiden; jelbft der eindringende Feind pflegt jie unberührt zu lajfen, und es ift eine alte Negel, 
day niemand, ber fremdes Geld verwaltet, es ſich jelbft leihen foll. 

Über die Anleihen, welde gewiſſe große Geldinftitute (Banken) an Staaten dauernd 
machen, gehen wir hiernad wenigen Bemerkungen hinweg; le find zwar im allgemeinen, da 
fie die Thätigkeit dieſer Inftitute ſchmälern und aud) leicht, ohne daß eine Gontrole durch das 
Publikum möglid ift, über die maßen gejteigert werben Fönnen, nicht zu empfehlen, laſſen ſich 
indeß nur nad) den fpeciellen Befimmungen, weldye für fie gelten, erörtern. Wie beveutend fie 
ind, mögen folgende Zahlen nachweiſen: England fhuldete 1863 der Bank von England 
11 Mill. Pfo. St., Rußland 1861 453 Mill. Rubel, Ofterreih 1863 159 Mill. Fl. u. |. w. 
In der Regel werben diefe Anleihen zu ver fogenannten ſchwebenden Schuld, von der wir noch 
jpreden werben, gezählt. 

Oft ift die Frage aufgeivorfen worden, ob es zweckmäßiger fei, eine Anleihe im Inlande 
oder im Auslande aufzunehmen. Daß bei im Auslande abgejhloffenen Anleihen die Zinfen 
ind Ausland geben, ift Fein großer Nachtheil, wenn man dagegen erwägt, daß ein dem ganzen 
Betrag der Anleihen gleiches Kapital des Inlandes dem wirtbichaftligen Verkehr und ver 
Production dur die auswärtige Anleihe erhalten geblieben ift. Auch muß man annehmen, 
dap im Auslande zur Zeit des Abjchluffes ver Anleihe der Zinsfuß niedriger fand und eine 
Binfenerjparniß für die Staatskaſſe erzielt ward. Wichtiger ift die Bemerkung, daß Anleihen 
im Auslande geihloffen den Staat von fremden Regierungen und Kapitaliften abhängig 
machen. Es iſt richtig, vapz. DB. England ſich mehrmals eingemifcht hat, wenn andere Staaten 
ihre Verpflichtungen gegen die Gläubiger nicht erfüllten, und dap ein Staat, der dem Auslande 
jchuldet, einer jharfen Kritik defjelben ausgeſetzt ift; es läßt ſich auch nicht beftreiten, daß neue 
Anleihen oder Landescalamitäten die im Auslande abgejhloffenen Anleihen leichter im Curs 
herabdrücken und das jchnelle Hereinftrömen ver Schulppapiere in das Inland bewirken, 
damit aber dem öffentlichen Credit jehr geſchadet werden fann. Grundſätzlich wird man aber 
um deöwillen ven auswärtigen Anleihen nicht entgegentreten können, zumal inländiſche ſtets 
bei ihrer Contrahirung eine gewijle Störung des Geldmarkts und der Verkehrsverhältniſſe 
bewirken. Auch gegen den Abſchluß der Anleihen durch Banfierhäufer läßt ſich nicht prineipiell 
auftreten; wenn der Staatscredit intact ift, laffen aber Anleihen, welde ohne ihre Vermittelung 
durch Zeichnung einheimifcher Kapitaliften felbft zu Stande fommen, unbedingt für die Staats- 
fafje vortheilhaftere Bedingungen zu. 

Abweichend von allen andern Anleihen ftellt jih die Zwangsanleihe (emprunt force) 
dar. Sie wird deeretirt, ſobald ein Staat fi) in fo großer Geloverlegenheit befindet, daß eine 
Anleihe dringend nöthig ift, und wenn eine freiwillige Anleihe entweder gar nicht oder nur 
unter höchſt ungünftigen Bedingungen abgefchlofjen werden kann. Strenggenommen ift fie 
feine Grebitoperation, jondern ein Zwiſchending zwifchen Anleihe und Steuer, von der 
Steuer unterfcheidet fie fih nur dadurch, daß fie nur die reichen Klaffen trifft und die Rüd: 
zahlung des erhobenen Betrags in Ausficht geftellt wird. Die Zwangsanleihe ift namentlich 
um beöwillen gefährlich, weil fie vie Kapitalien, welche die Beſchlagnahme fürdten, ind Ausland 
treibt, dem Staatscredit fchadet und aud den Ruin derjenigen herbeiführen kann, welche zur 
Berheiligung an der Anleihe, zur Hergabe der ihnen ſelbſt nöthigen Kapitalien gezwungen 
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werden. Stellen ſich ſpäter die öffentlichen Verhältniſſe günſtiger, ſo kann die Zwangsanleihe 
einer freiwilligen Anleihe ganz gleichgeſtellt werden, und es iſt vorgekommen, daß in wenigen 
Jahren die Obligationen einer Zwangsanleihe ſo begehrt waren, daß ſie über pari zu ſtehen 
pflegten. 

Außer der feſten, fundirten (conſolidirten) Schuld finden wir in vielen Staaten noch die 
fogenannte ſchwebende Schuld (dette Nottante). Jeder Staat fommt von Zeit zu Zeit in 
die Lage, daß er in einem gewiffen Termin größere Summen zahlen foll, ald Kaffenbeitan? 
und laufende Ginnahmen ermöglichen, fei es, daß außerordentliche Ausgaben gemacht werden 
follen, oder daß erwartete Ginnahmen audbleiben. Hat er nun die Ausſicht, Die erforderlichen 
Fonds in einigen Wochen oder Monaten aus den regelmäßigen @infünften zu erhalten, io 
contrahirt die Finanzverwaltung unter der Beftfegung der Rüdzahlung binnen einer kurzen 
Frift eine fogenannte fhwebende Schuld. Diefelbe ift in der Regel verzinslih und wird ihrer 
furzen Dauer wegen in ven Schuldentilgungsplan nicht aufgenommen. Iſt ein Staat häufig 
ſchwebende Schulden zu machen genöthigt, fo zeigt er damit, daß feine Finanzverwaltung mangel: 
haft ift, denn jeder tüchtige Binanzminifter muß nicht nur für die orventlihen Ausgaben Sorg: 
tragen, jondern aud auf außerorventliche im voraus Rückſicht nehmen oder diefelben, ſoweit es 
zuläflig ift, auf den geeigneten Zeitpunft verfhieben, Daß dies möglich ift, bat z.B. Preußen 
bewiefen, dem man es zum Ruhm nahfagen darf, daß es ſich bisher nur felten auf eine 
ſchwebende Schuld eingelaflen und, wenn es geſchehen, fie möglihft Schnell wieder beſeitigt bat. 
Die ſchwebende Schuld kann in der Weije zu Stande fommen, daß Greditinftitute (Banfen) 
und Banfierd Geld etwa gegen Wechſel und mit oder ohne Verpfändung vorjhießen, oder das 
verzindliche, in Eurzer Zeit wieder einzuziehende Scheine ausgegeben werben. Die legtere Form 
ift in denjenigen Ländern, welche häufiger ſchwebende Schulden machen, die gemöhnlichere, weil 
fie die bequemere ift und die Staatskaſſe unabhängiger hinftellt. Schon im Jahre 1696 gab 
England derartige Schuldiheine unter vem Namen von Schagfammerfheinen (exchequer bills) 
aus, und 1707 folgte Frankreich mit feinen Leihkaſſenſcheinen (billets de la caisse des emprunts) 
nad. Das Publifum und namentlih die Handeltreibenden nahmen derartige Papiere bes 
Staat gern, weil fie leicht eirculirten und dabei Zinfen abwarfei und weit vortheilbhafter ale 
gewöhnliche Treforfheine waren; die Binanzverwaltungen aber ſahen in ihnen ein glückliches 
Mittel, jih zu jeder Zeit Geld zu verihaffen; bald erreichten daher die ſchwebenden Schulden in 
England wie in Branfreih eine große, ihrem Zweck widerfprehenden Höhe, in England 3. ©. 
den Betrag von 2,700000 Pfv. St. Dies veranlaßte, daß bei den engliihen Shagfammer: 
ſcheinen nicht ein fefter Termin ihrer Einziehung durch die Stantdfaffe, ihres Ablaufs feſtgeſetzt 
wird, daß fle unbeftimmte Zeit umlaufen können, während in Frankreich die Schagbons (früher 
bons royaux, jegt bons du tr&sor) an einem auf denfelben angegebenen Tage ablaufen. Hat 
die jhwebende Schuld ſich ftarf vermehrt, fo bleibt in der Regel nichts übrig, als fie ganz oder 
theilweije in fundirte Schuld umzuwandeln, und in ver That ift dies häufig geſchehen; viele fran— 
zöſiſche Rentenſchulden find fo entſtanden. Wir haben bereit erwähnt, daß der häufige Abſchluß 
ſchwebender Schulden ein Zeichen einer jhlehten Finanzverwaltung fei; die [hwebenden Schulden 
verleiten aber auch dazu, die Sparfamfeit aus dem Auge zu fegen, weil fie Die Möglichkeit, faft 
nad Belieben außerordentlihe Ausgaben zu machen, gewähren. Außerdem können fie große 
Berlegenbeiten bereiten, da, wenn ungünftige Zeitverhältniffe eintreten und der Staatscrebit 
erjhüttert wird, die Schatzbons mafjenhaft in die öffentlihen Kaffen zurüdfliefen und, weil 
fie nit wieder ausgeben werden fönnen, erihöpfen. In conftitutionellen Staaten haben bie 
Volfävertretungen alle VBeranlaffung, auch nod aus einem andern Grunde fih gegen die 
ſchwebenden Schulden zu erklären, deshalb nämlich, weil diefe den Negierungen die Möglichkeit, 
jih ohne Bewilligung der Kammern Geld zu beihaffen und den Staat zu belaften, gewähren 
und dadurch das Budgetrecht ver Volfsvertretungen aufheben. Zur fhwebenden Schuld pilegt 
man aud diejenigen Schuldverpflichtungen zu zählen, welde aus dem Staat geleifteten Amts- 
und andern Gautionen, aus Depots verfchiedener Art u. f. w. entftanden find; ſtrenggenommen 
möchte ſich dies indeß nicht vedhtfertigen laffen. Im Jahre 1865 wird die ſchwebende Schuld 
Frankreichs einfhließlih der Cautionen auf etwa 840 Mill. Frd. angegeben. ; in England 
betrug fie 1864 faft 16%, Mill. Pfo. St., in Ofterreih 350 Mill. Fl., in Rußland ift fie nicht 
genau bekannt, wird aber auf etwa 1100 Mil. S.R. berechnet. Schon allein diefe Sumnten 
zeigen, daß die urfprünglihe Beftimmung der ſchwebenden Schulden, in außerorbentlichen 
Bällen audzuhelfen, ganz aus den Augen gefegt worden ift. 

Bei jever Greirung einer Staatöfhuld wird auf ihre Tilgung, ihre Amortifation, 
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auch wenn fie nicht ausdrücklich zugelagt it, Rüdfiht genommen. Entweder ift nun die 
Amortifation in allen Einzelheiten im voraus genau beftinmt, wie dies z. B. bei den Prämien- 
und Lotterieanleihen der Fall iſt und früher bei den Zeitz, Leib: und Tontinenrentenanleihen 
geſchah; dann darf fie nur in der angefündigten Weife erfolgen. Oder es iſt nur feftgefegt, daß 
alljährlih eine beflimmte Summe zur Verzinſung und Tilgung verwendet werben foll. In 
diefem Fall haben die Regierungen ſich meiftens das Recht vorbehalten, entweder die zu tilgenden 
Schulobriefe an der Börfe anzufaufen oder aber durch das Los beſtimmen zu laffen, welche 
Dbligationen gegen Empfangnahme der auf ihr verfchriebenen Summe behufs der Amortifation 
von den Inhabern zurüdgeliefert werden müſſen. Das erftere pflegt zu geicheben, wenn die 
Obligationen unter dem Nominalwerth an der Börfe zu haben find, das zweite, wenn fie höher 
als pari ftehen. Iſt die Heimzahlung garnicht erwähnt und fogar, wie bei den immermwährenden 
Menten gefhieht, der Negierung jede Kündigung verfhloffen, fo muß fie ftets, wenn jle die 
Tilgung eines Theil! der Schuld bewirfen will, die erforberlichen Shuldbriefe an der Börfe 
zum Tageseurs anfaufen. 

Häufig pflegt Die Rückzahlung der Schulden aus einem eigenen Bonds, den beftinimte 
Staatseinnahmen übertviefen find, zu erfolgen; man hat ihn Tilgungsfonds (fonds 
d’amortissements, sinking-fund) und die Kaffe, welche die Tilgung beforgt, Tilgungskaſſe 
(caisse des remboursements, caisse d’amorlissements) genannt, Die Einrihtung follte 
den Staaldglänbigern eine größere Sicherheit geben und fie damit zur Gewährung günftigerer 
Beringungen veranlaffen; man verfprad ſich aber auch von ihr, daß fie ven Staat in verhält: 
nißmäßig furzer Zeit von feinen Schulden befreien und ihm damit die Gontrahirung neuer zu 
nützlichen Zwecken ermögliden werde. In der That hat man ſich hierin ſehr getäuſcht. Einzelne 
flügere, aber wenig gewiffenhafte Staatsmänner ſahen zwar von vornherein ein, daß ber Til- 
gungsfonde Wunder nicht zu thun vermöge, und daß er nur dazu diene, die Berfhuldung der 
Staaten zu erleichtern ; da ſie indeß ſtets viel Geld brauchten, fo beförberten fie den Irrtum 
der großen Maſſe, welche ſich durd den äußern Schein täufchen lieg und nicht daran dachte, daß 
ein Staat feine Schulden nicht anders tilgen kann als ein Privatmann, indem er einen Theil 
feiner Ginfünfte zu regelmäßigen Abzahlungen verwendet. Das Syſtem, auf weldem die Til: 
gungsfaffen berubten, war folgendes: Wenn man z.B. 5 Mill. Renten creirte, fo wied man 
der Tilgungsfaffe behufs der Auszahlung und Tilgung der Nenten ein Einkommen von 
5, Mill. jährlich zu. Im erften Jahre fonnte die Kaffe nun eine halbe Million zum Rückkauf 
von Renten verwenden, bezug aber nun die zurüdgefauften Renten felbft, die fie wiederum zum 
Rückkauf von Renten verbraudte. So ward fie, trotzdem fle alljährlich immer nur 51/, Mill. 
empfing, im den Stand gefegt, in jedem folgenden Jahre mehr als im vorhergehenden auf 
Rentenankäufe zu verwenden, und zwar mar bie Zunahme der jährlichen Rückkäufe anfänglich 
nur gering, flieg indeß immer fchneller, bis nad) einer Reihe von Jahren faft die ganze Ein— 
nahme der Tilgungskaffe zur Tilgung dienen konnte. Endlich wurde auch der legte Neft der 
Rentenſchuld getilgt und dann konnten die der Tilgungsfaffe überwiefenen 5%, Mill. zur Til- 
gung einer andern Schuld verwendet werben. Die Sache ift wirklich fehr einfach, aber es läßt ſich 
nicht abjehen, wozu es behufs ihrer Durchführung einer befondern Tilgungskafle bedarf, da die 
Staatdfaffe ganz in gleicher Weife verfahren kann. Wenn man den Tilgungsfonds dennoch ſchuf, 
fo geihah es weientlich nur, um das Publikum vertrauensvoller zu machen und um bie Schulden: 
tilgung mit geringen Beträgen anfangen laffen zu fönnen. Die guößten Gefahren der Tilgungs— 
kaſſen ftellten fi übrigens nit am Anfang ihrer Wirffankeit, fondern erft jpäter heraus. Die 
von der Tilgungsfaffe angefauften Schuldbriefe wurden nämlich, da die Kaffe fortwährend von 
ihnen Zinfen oder Nenten bezog, nicht vernichtet und Fonnten deshalb leicht wieder in Curs ge— 
fegt werben. Traten num Geldverlegenheiten ein, fo bemädhtigten fi, wie es z. B. in Frank— 
reich geſchah, die Regierungen der angefammelten Papiere und verfauften fie an Banfiers zum 
Tagedcurd. Das war freilich wider Sitte und Recht, aber die Verſuchung lag zu nahe, und 
daß der Tilgungdfonds ſie mit fi führte, ift für ihn ein großer Vorwurf, der freilih da we— 
niger gemacht werben fann, wo die Schuldpapiere unmittelbar nad ihrem Rüdfauf vernichtet 
werben. Außerdem diente hier und da auch die Tilgungsfajfe gegen ihre Beflimmung der Spe— 
eulation, da fle durch maſſenhafte oftenjible Berfäufe ven Curs drücken, durd eben ſolche An— 
fäufe ſteigern konnte. Namentlich Frankreich und England verdanken gerade dem Tilgungs- 
fonds einen großen Theil ihrer Staatsſchuld. (S. Amortiſation.) 

Iſt ſchon das ebenbezeichnete Verfahren ein unſittliches und widerrechtliches, ſo iſt es doch 
noch mehr der Staatsbankrott. Wenn die Staaten in die Lage kommen, die Zinſen ihrer 
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Schulden aus ihren Einnahmen nicht mehr zahlen zu fünnen, und wenn fid) aud vie Möglich— 
keit nicht zeigt, neue Einnahmequellen zu ſchaffen oder die Staatdausgaben weſentlich zu ver: 
mindern, fo finden ſich ſtets Rathgeber, welde das Wort Bankrott ausfpredhen oder min- 
deſtens Mapregeln vorlagen, durch deren Ausführung ein vollftändiger oder theilmeijer 
Banfrott eintreten würde. Man pflegt zu jagen, das Wohl und die Eriftenz des Staats jeien 
zuerſt und vor allen Dingen in Betracht zu ziehen; wo beide in Frage fländen, müßte jede an: 
dere Rückſicht weichen; es fei unverftändig, an den Staat die gleichen Anforderungen zu ftellen, 
welde man an einen Privatmann richte. Das legtere ift richtig, aber nicht in dem Sinne, wie 
es gejagt wird. Man fann einen Privatmann, wenn er das Moralgejeg verlegt, vielleicht unter 
Umftänven entihuldigen, einen Staat niemald. Geht dem Staat die jittlihe Grundlage ver: 
loren, fo verbreitet er Verderben nad allen Seiten hin; er demoralijirt feine Inftitute und 
Ginrihtungen, feine Gorporationen, feine Bürger und verdient, denn er hat jich entehrt, jei- 
nen Untergang. Je weniger feine Gläubiger im Stande find, ihn zur Rechenſchaft zu ziehen 
und zur Plihterfüllung anzubalten, deſto Heiliger find feine Pflichten ihnen gegenüber, deflo 
weniger darf er jie im Gefühl feiner übermacht verlegen. Man citirt aus der Zeit ver Franzö— 
fifchen Revolution die Worte: „Die befte Art und Weife, feine Rechnungen audzugleihen , if 
die, die Schuldbücher zu verbrennen.‘ Nicht einmal ein banfrotter Kaufmann fann dieſem 
Ausfprud beitreten, noch viel weniger ein Staat. Verſchwenderiſche Staaten genießen nur 
geringen Credit, weil die Kapitaliften von ihnen mit Recht fürchten müffen, ſie würden endlich 
ihre Verpflichtungen nicht erfüllen können; ein Staat, der bereits banfrott gemadt hat, bat 
auf Eredit, d. h. auf Treu und Glauben, überhaupt feinen Anfprudb mehr, und wenn dennod 
Kapitaliften ji finden, welde ihm neue Darlehne gemähren, fo muß er ihnen jo bedeutende 
Vortheile bieten, daß die Verlufthancen aufgewogen werden. Mit Recht hat Franklin gejagt: 
„Wer ſchlecht zurüderftattet, muß bei neuen Anleihen feine Nadläffigkeit und feine lIngered: 
tigfeit theuer bezahlen”, und fo leichtfertig heutzutage häufig Anleiheverträge von feiten ber 
Geldmänner abgefhloffen werden mögen, »ie Erfahrung zeigt dennoch, wie viel nachtheiliger 
jeder Zeit die Bedingungen für diejenigen Staaten find, welche einmal, wenn aud vor vielen 
Jahren, banfrott gemacht haben, und wie ſchnell und günftig Staaten, welde ihre Verpflich— 
tungen heilig gehalten haben, Anleihen contrahiren fönnen. Aber nicht dieſe Erwägung allein 
kommt in Betracht; es treten noch andere hinzu. Hat ein Staat feine Anleihen vorzugsmeije 
oder zum großen Theil im Auslande gemadt, fo fegt er fich ver Gefahr aus, mit freunden 
Mächten in Gonflict zu gerathen, wenn diefe, wie e8 England ſchon gethan hat, die Rede 
ihrer Bürger ihm gegenüber vertreten, und felbft, wenn dies nicht der Fall ift, vernichtet er 
fein moralifches Anjehen bei Gegnern und Freunden und ruft Antipathien hervor, welche unter 
Umftänden verderblich werden können. Die öffentlihe Meinung bricht jelbft vann, wenn er nur 
feine eigenen Glieder ſchädigt, mit ihm, und ver Ruf puniicher Treue ift feine Empfehlung Bei 
Abſchluß von Verträgen und Allianzen. Sind die Anleihen im eigenen Lande untergebracht, jo 
werden die unmittelbaren Folgen faft noch verderblicher. Gewöhnlid find vie Schuldpapiere 
des Staatd außerordentlich vertheilt und finden fid im Beſitz der Ärmern ebenjo wol ald der 
MWohlhabendern und Reichen, der öffentlichen Inftitute wie der vom Staat bevormundeten 
Waiſen. Taufende, Zehntaufende von Staatdbürgern verlieren durch den Bankrott unmittel- 
bar ihr Bermögen, werden an den Bettelftab gebracht und ſehen ſich der Mittel, ihre eigene 
Eriftenz zu friften und ihre Kinder angemeffen audzubilden, beraubt. Indem jie ihrerfeits ihre 
Verpflichtungen nicht mehr erfüllen können, reißen fie andere mit in das Verderben. Allgemein 
wird der Gredit erfchüttert. Gewerbliche Inftitute, welche zahlreichen Familien Brot gewährten, 
brechen zuſammen, nüßliche Inftitute, die nach jahrelangen eifrigen Beftrebungen endlich zur 
Blüte gelangten, erhalten ven Todesftoß, und niemand und nichts bleibt von dem elektriſchen 
Schlag unverlegt, der durch den ganzen Staat geht und nicht nur feinen Credit, aud) das Ver: 
trauen zu ihm und die Anhänglichkeit feiner Glieder vernichtet. Wir wollen das Bild nit 
weiter ausmalen, aber wir müffen es ausſprechen: Krieg und Revolution find für einen Staat 
nicht fo verderblich als ein Staatöbanfrott. 

Zur Entſchuldigung des Banfrottö hat man zwar gefagt, das Staatövermögen werde nicht 
unmittelbar vermindert; die vom Staat aufgenommenen Summen feien zur Zeit des Banfrottö 
längſt verzehrt, und der Banfrott bewirfe zunächſt nur eine Anderung in der Vertheilung des 
Privatvermögens und Ginfonmend. Ferner fomme der Verluſt ver Kapitaliften den Steuer: 
pflihtigen zugute, was das Ausland verliere, fei fogar ein Gewinn für das Volfävermögen, 
und indem man die Einkünfte ver Kapitaliften vermindere, zwinge man biefe, aus müßigen 
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Zehrern zu thätigen Arbeitern zu werden. Daß diefe Behauptungen theils falſch find, theils zu 
falihen Schlüffen benugt werden, zeigen fhon die Folgen, welche ver Bankrott nad ſich ziebt; 
fo iſt es z. B. nicht wahr, daß die oft jhnell von Hand zu Hand ‚gehenden Schuldpapiere des 
Staats, zu denen aud) das unverzinsliche Papiergeld gehört, nur in der Hand müßiger Zehrer 
find, und was die Änderung der Vertheilung des Pr ivatvermögend betrifit, jo haben wir eben 
von ihren unheilvollen Folgen geſprochen. Jedenfalls würden die Staaten, wenn jie in der 
ſchmählichen Weile, wie ed die Vertheidiger des Staatöbanfrottd empfehlen, ich und die 
- Steuerpflichtigen erleichtern wollten, zwedmäßiger handeln, wenn fie offen von Zeit zu Zeit 
das Vermögen aller Kapitaliften configcirten; der Sag, daß die Gerechtigkeit die Grundlage 
der Staaten ift, würde damit nicht mehr ald durch den Bankrott jelbft verlegt werben, denn 
auch bei vem Staatsbanfrott gilt nur Gewalt vor Recht. 

Was die Formen ded Staatsbankrotts betrifft, jo können fie ſehr verſchiedene ſein; ein 
Bankrott iſt aber immer vorhanden, wenn die urſprünglichen Rückzahlungs- und Verzinſungs— 
bedingungen zum Nachtheil ver Gläubiger ohne deren Einwilligung geändert werden. Die au 
wenigften verhüllte Form wird dann in Anwendung gebracht, wenn bie ganze Schuld oder ein 
Theil derfelben geradezu als erlojchen erflärt wird, mögen dabei zum Schein rechtliche Gründe 
ind Feld geführt werben oder nit. Es ift allerdings möglich, daß ein Land durch eine factiſche, 
aber illegitime Gemalt, oder zwar durch eine Jegitime Regierung, aber in verfafjungswidriger 
Weije mit Schulden belaftet wird, aber es ift immer bedenklich, ſolche Schulden, wie man ſich 
in Amerifa audzudrüden pflegt, zu repubiüiren, weil das dargeliehene Geld dem Lande zuge: 
floffen ift, und man wird eine derartige Repubiation immer als eine Art Bankrott anſehen kön⸗ 
nen, weil die Folgen deſſelben ſich anknüpfen. Andere Formen ſind die Rückzahlung in Pa— 
piergeld, das zum Nominalwerth, trotzdem es nur unter demſelben ausgegeben werden kann, 
dem Gläubiger angerechnet wird, und die zwangsweiſe Umwandlung von Schuldverſchreibungen 
in andere Obligationen der fundirten Schuld, wenn dieſelbe derart erfolgt, daß der Gläubiger 
an den ihm zugeſagten jährlichen Zinſen oder Renten oder an dem ihm bei der Rückzahlung zufte: 
henden Kapital Einbuße erleidet. Unbedingt einen Bankrott involvirte 3. B. die Verordnung 
der Proviforifchen Regierung in Sranfreih vom 9. März 1848, nad welder die Einlagen in 
die Sparfaffen nicht baar, fondern zur Hälfte in vier und ſechs Monate laufenden Schagbong, 
zur Hälfte in bproc. Menten zum Curs von 100 zurüdgezahlt werben follten. Denn weder 
Schatzbons no öproc. Renten ftanden pari, ſondern erftere 60 — 70 und legtere etwa 70, 
fodaß die Intereffenten der Sparkaſſe 30—40 Proc. verloren. Nicht felten find alte Schuld: 
obligationen unter Herabjegung ihres Nominalbetrage in neue verwandelt worden, oder ed 
mußte, um die Umfchreibung einer alten Obligation i in eine neue von gleihem Nennwerth und 
zu gleihem Zinsfuß zu erlangen, eine Zuzahlung in baar oder in Staatöpapieren ſtattfinden. 
Oder ed ward die Rückzahlung des Kapitals in ſchlechterer Münze oder die zeitweiſe oder gänz— 
liche Einftellung ver Verzinfung oder die Neduction ded Zindfußes der Obligationen berretirt, 
ohne daß den Staatögläubigern die Wahl zwifchen ver Annahme der ſchlechtern Bedingungen 
und der Zurücknahme des dargeliehenen Kapitald gewährt war. Man hat im Gegenfag zum 
offenen Bankrott, ver bei der einfachen Ungültigkeitderflärung der Schuldbriefe zu Tage tritt, 
den Bankrott in diefen legtern Fällen ven verdeckten genannt; beide Arten unterjheiden ſich 
indeß nur darin, daß bei vem verdeckten Bankrott der Staatögläubiger in der Regel nur einen 
Theil feiner Forderungen verliert. Denn die Schulobriefe werden nicht ganz ungültig, ſondern 
nur im Werth herabgejegt. Hinfichtlic ihrer Folgen find aber beide Arten des Staatäbankrotts 
faft als gleich verderblich zu bezeichnen. 

Wenn foeben die Reduction ded Zinsfußes (Gonverfion) einer Anleihe, ſobald den 
Staatsgläubigern nicht die Wahl zwifchen der Zuftimmung zu derfelben oder der Rüdzahlung 
des Kapitals gelaffen wird, als ein verdeckter Bankrott bezeichnet wurbe, fo folgt daraus nicht, 
daß der Staat überhaupt niemals das Recht hat, die Zinfen feiner Schuld zu reduciren. Ob 
die Reduction zuläffig tft oder nicht, iſt vielmehr in jedem einzelnen Ball nad) den Anleihebedin- 
gungen zu beurtheilen. Nentenanleihen ver Altern Zeit, mochten fie nun Zeit-, Leib- ober 
Tontinenrenten conftituiren, dulveten feine Reduction und daſſelbe ift bei den Prämien und 
Rotterieanleiben der Fall. Findet fie dennod) ſtatt, jo it fie widerrechtlih und dem Staats⸗ 
eredit gefährlih. Daffelbe muß auch binfichtlic der gewöhnlichen, immermwährenden Renten- 
anleihen gefagt werben. Der Staat hat jich bei ihnen das Recht nicht einmal ausdrücklich vorbe- 

. halten, gegen Zahlung des Nominalbetragd der. Rentenobligation die Rente in Bortfall zu 
bringen; noch weniger darf er daher willfürlih, weil es ihm gut fcheint und nüßt, die Rente, 
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herabjegen. In der Regel wird ihm daher, till er die Rente vermindern, nichts übrigbleiben, 
als die Nenten auf den Börfen anzufaufen und durch neue Obligationen mit geringerer Rente zu 
erfegen oder den Nenteninhabern gewiſſe Vortheile zu bieten, welche fie beivegen, die ältern 
Renten gegen neue niedrigere audzutaufhen. Nur wird für den Staat in der Negel, welchen 
Weg er dabei auch einfchlägt, fein Vortheil entftehen. Unbedingt zuläffig ift, wenn fie nicht 
förmlich ausgefähloffen ift, die Herabfegung des Zinsfußes bei den gewöhnlichen Anleihen; 
nur muß den Staatsgläubigern jederzeit Freigeftellt werben, das ihnen verjchriebene Kapital zu: 
rückzufordern, fofern ie mit der Gonverfion nicht einverftanden find. Das erſchwert freilich Die 
Gonverfion, macht fie aber nicht unmöglid und fegt nur voraus, daß die Zinsreduction nad 
Lage des Geldmarkts und des öffentlihen Credits motivirt ift. Um die Stantägläubiger zur 
Gonverfion zu beflimmen, wird ihnen wol eine Prämie von einigen Procent ver Schuld, ein 
balbjährlicher, jährlicher Zins ald Konverfionsprämie offerirt, ein Mittel, das in der Negel 
verhältnißmäßig ſchnell zum Ziel führt und deshalb empfohlen werden muß. ine derartige 
Entſchädigung ift auch billig, denn der Befiger einer 5proc. Obligation verliert nicht nur, wenn 
die Obligation im Interefle ver Staatöfaffe in ein 41/, Proc. tragendes Papier convertirt wird, 
1/4 Bror. jährlicher Zinfen, fondern au, wenn er die Obligation an der Börfe verfauft, meh— 
rere Procent vom Kapital. 

Zum Schluß no eine Bemerfung: Hume hat gejagt: „Eine Nation muß entweder ben 
öffentlichen Credit tödten, oder fie mird durch den Öffentlichen Credit getödtet.“ Das ift ein harter 
Ausfprud, der feinen Urfprung in ven Exceſſen hat, melde ji Völker und Regierungen oft 
geftattet haben, theils weil fie fih über den öffentlichen Credit und feine Natur täufchten, theils 
weil fie nad dem berüchtigten Wort „Nah und die Sündflut!” verfuhren. Es ift in ver That 
hohe Zeit, daß die Völker jih an ein anderes Wort, das eine geiftreiche Brau des 18. Jahrhun— 
derts ausſprach, ernftlic erinnern. „Die Sparfamkeit iſt die Quelle der Unabhängigkeit und der 
Freiheit!" iſt nicht nur für die Individuen, fondern aud für die Nationen ein beveutfames und 
beachtenswerthes Wort, das namentlich jeder Finanzminifter zu feinem Wahlſpruch machen ſollte. 

Literatur. Die Wichtigkeit des Staatsſchuldenweſens Hat eine fehr große Zahl von 
Schriftſtellern veranlaßt, ſich mit demſelben im allgemeinen und mit den Staatsſchulden einzel: 
ner Länder zu befhäftigen. Im 18. Jahrhundert jehrieben in England und Aranfreih Arc. 
Huthefon(1721), Gould, Pultenev, Dutot, du Hauthamp, R. Price, Pinto, de Larochefoucauld⸗ 
Liancourt, Sabatier, Iönard u.a. Aus dem gegenwärtigen Jahrhundert wollen wir außer den 
finanzwiffenfchaftlihen Werfen von Rau u. a, nur erwähnen: De Guer, „Du credit public‘ 
(Paris 1807); von Ehrenthal, „Über das öffentliche Schuldenweſen“ (Reipzig 1810); Maffon, 
„Considerations sur la nature, les bases et l’usage du credit public” (Paris 1816); Frouſt, 
„Les emprunts causent la ruine des élals“ (Pari 1816); Hennet, „Theorie du eredit 
public” (Bari81816); Sabatier, „Du credit de la dette publique en France“ (PBari8 1817); 
Sabatier, „De la dette publique” (Paris 1820); Heathfield, „Elements of à plan for the li- 
quidation of the publie debt of the United Kingdom‘ (London 1820); Ricardo, „Essay on 
the amortisation fund‘, in der „Encyclopaedia britanica’ (1820); Jacques Lafitte, „Ré— 
flexions sur la reduction de la rente et sur l!’etat du credit” (Paris 1824); De Welz, „La 
magia del credito svelata” (Neapel 1824); von Gönner, „Bon Staatsihulden, deren Til: 
gungsanftalten und dem Kandel mit Staatspapieren‘ (Münden 1826); Thiers, „De Law et 
de san systeme des finances”, in der „Eneyclopedie progressive‘; Nebenius, „Der öffent: 
liche Eredit” (Karlsruhe 1829); Bianchini, „Principi del credito pubblico” (Neapel 1827); 
Fulda, „Der Staatderedit‘ (Tübingen 1832); Nebbien, „Der fchuldenfreie Staat“ (Berlin 
1834); Biandini, „Sulla conversione delle rendite inscritte nel gran libro del debito pub- 
blieo“ (Neapel 1836); Carey, „The credit system in France, Great-Britain and the United 
States” (Philadelphia 1838); Bernouilli, „Zur richtigen Würdigung der Staatsanleihen‘ 
(1833); Baumftark, „Über Staatscredit, Staatäfhulden und Staatspapiere“ (Heidelberg 
1833); „Über ven Staatseredit. Bon einem rufflihen Staatsmann” (Leipzig 1840); Marie 
Augier, „Du credit public et de son histoire depuis les temps anciens jusqu'à nos jours‘ 
(Paris 1842); Salomon, „Die Öfterreihifchen Staatöpapiere” (Wien 1846); Tegoborffi, „Des 
finances et du credit public de l’Autriche’’ (Paris 1844); Avril, „Histoire philosophique du 
erödit‘ (Paris 1849); „Guerre au credit par un banquier” (Paris 1850). Intereffante 
Auffäge über den Grgenfland finden ſich aud in Mau, „Archiv ver politifchen Ökonomie” von 
Mohl, Bogelmann u.a. Zu erwähnen ift aud) der „Annuaire international du eredit public” 
von I. E. Horn in Paris. H. Runge. 
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Staatöftreich (coup d'etat) nennt man einen Act ver Staatsgewalt, welder ſich aufier— 
Halb des durch die Berfaffung und die Gefeße des Landes ihr vorgezeichneten Rechtsgebiets be— 
megt und nur durch fogenannte Rückſichten des Staatswohls begründet oder zu begründen ver: 
ſucht wird. Befonders gebraucht man diefen Ausdruck von ſolchen Gewaltacten, durd melde 
der ganze verfaffungsmäßige Zuſtand eines Landes aufgehoben oder weſentlich verändert wird. 
Ein folder Staatöftreih war es z. B., wodurch Guftay II. von Schweden die beftehende Ver— 
faffung, welde Königthum und Volk einer Adelsdespotie unterwarf, 1772 gewaltfam, aller: 
dings unter Beiftimmung der großen Mehrheit der Nation, befeitigte. Ungleich folgereiher war 
der Stantöftreih vom 18. Brumaire (9. Nov. 1799), durch melden der aus Agypten flegreich 
zurüdgefehrte General Bonaparte die Berfaffung von 1795 durch Sprengung der beiden Räthe, 
die (neben dem Dirertorium) die gefeßgebende Gewalt Frankreichs bildeten, vernichtete und an 
ihrer Stelle das Conſulat begründete, aus welchem fpäter das erbliche Kaifertbum erwuchs. 
Für die mit dem Wiener Congreß begonnene neuere europäiſche Staats- und Rechtsgeſchichte 
ward die Bolitif der Staatsſtreiche gleihfam inaugurirt durch die Heilige Allianz und die Gon= 
grefle von Troppau, Laibach und Verona, indem es dort nicht blos als ein Mecht, fondern auch 
als eine Pflicht aller Monarchen proclamirt ward, jede, die monarchiſche Gewalt in gemiffen ihrer. 
als unantaftbar betrachteten Attribute befhränfende Verfaffung mit allen ihmen zu Gebote 
ftehenden Mitteln zu befeitigen. Infolge diefes Brincips, welchem man durd beiwaffnete Inter: 
ventionen in Spanien und Italien Nachdruck gab, fand die Wiederaufhebung der infolge von 
Volksbewegungen erlaffenen und von den Fürſten beſchworenen Berfaffungen von Neapel (1821) 
und Spanien (1823) ftatt. In Deutſchland bot die Bundeöverfaffung einen erwünſchten Aus- 
weg, um die Unbejhränftheit der Staatögewalt troß den in einzelnen Staaten beſtehenden Ber: 
faffungen wenigftens in ihren Sauptpunften aufrecht zu erhalten oder berzuftellen. Indem man 
durd die Karlöbader Gonferenzen (1819) und die darauf hin (181920) am Bunde gefaßten 
Beſchlüſſe, insbefondere die Art. 57 und folgende ver Wiener- Schluß: Arte (fammt den fpäter, 
befonders 1832, hinzugefügten Ausnahmebefhlüffen) die Wirffamfeit der Berfaflungen und der 
fie handhabenden Stände in den einzelnen Bundesftaaten ein für allemal in beflimmte Grenzen 
einſchloß, unangefehen ob eine ſolche Begrenzung felbft verfaffungsmäßig fei oder nicht, verall: 
gemeinerte man gewiffermaßen nur das Prinrip des Staatsſtreichs oder des Regierens außerhalb 
der Verfaſſung, inden man es durch eine (freilich jelbft völlig ungerechtferrigte) YImgeftaltung 
der Grundlagen ded Bundesrehts ſcheinbar zu legalifiren verfuchte. Nur einzelne Bundesregie— 
rungen proteftirten gegen das ihnen damit zugedachte Danaergefhenf und erklärten, daß fie ſich 
an bie einmal zu Recht beftehenden Verfaſſungen gebunden hielten. 

Bon allgemeinerer Bedeutung war der Staatäftreih, den 1830 KarlX von Franfreid und 
fein Minifterium Polignac durd die fogenannten Juliordonnanzen (Aufhebung der verfaffungs- 
mäßigen Preßfreiheit) unternahmen, nicht fo jehr durch fich felbft als durch den Rückſchlag, den 
er fofort hervorbrachte, die Julirevolution und die Vertreibung der Bourbonen aus Frankreich. 

Durd) die Bundespolitif war zwar eine Art von quafilegaler Berfümmerung gewiffer Ber: 
faffungsrechte in allen oder doch in den meiften deutſchen Staaten eingetreten; dennoch erregte 
ed großes Aufſehen, ald 1837 der in Hannover zum Throne gelangte englifche Prinz, Herzog 
von Gumberland, die dort in Wirkfamfeit beftehende Verfaffung durch einen einfachen Gewalt: 
act aufbob, weil, wie er behauptete, er ald Thronerbe daran nicht gebunden fei. Trotz bed mann 
haften Widerſtandes des hannoverifchen Volks unter dem Vorgange der berühmten „göttinger 
Sieben” ward biefer Staatöftreih unter ſtillſchweigendem Gefchehenlaffen des Bundes troß 
$. 56 der Wiener-Schluß:Acte zur vollendeten Thatſache, die Berfaffung blieb aufgehoben, und 
eine andere ward mit Hülfe der nad) der frühern VBerfaffung von 1819 wieder berufenen Stände 
an ihre Stelle gefegt. 

Befonders frudtbar an Staatöftreihen war die Zeit nad 1848. Wenn man aud nicht 
leugnen fann, dan die Bewegung diefed Jahres hier und da zu meit gegangen und zu politifchen 
Beftaltungen gelangt war, welche einige Ginfhränfungen wol wünſchenswerth erſcheinen 
laffen mochten, fo iſt doch unbeftreitbar, daß die Art, wie man im Wege der Gewalt dad Ge: 
fhehene ungefhehen zu machen und die gewährten Zugeftändniffe zurüdzunehmen ſich beeiferte, 
in den meiften Fällen ſowol formell ald materiell durchaus ungeredhtfertigt war. Die erften 
Acte folder Art fallen fhon in das Jahr 1848 felbft: die gewaltfame Auflöfung der Berliner 
Nationalverfammlung im November, des Öfterreihifchen Reichſtags im December 1848. Eine 
fertige, in Wirkfamfeit beftehende Berfaffung ward allerdings in Preußen nit (wohl aber in 
Ofterreih) aufgehoben; immerhin war es ein außerhalb des Rechts ftehender Gewaltact, den die 
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außerorbentlihen Verhältwiffe, unter denen er hier wie dort geſchah, einigermaßen erflären, 
ſchwerlich aber doch wirklich rechtfertigen fonnten. Eine eigentliche Dctroyirung erfolgte in Preu⸗ 
Ben erjt im folgenden Jahre, am 30. Mai 1849, wo dad am 6. Dec. 1848 gegebene und bereits 
in Wirkjamfeit getretene Wahlgefeß einfeitig wieder abgeändert ward. In Ofterreih ward die 
am 4. März 1849 oetrovirte (an die Stelle derjenigen von 25. April 1848 gejegte) Verfaflung, 
ohne factiſch ins Leben getreten zu fein, durch einen abermaligen einfachen Faiferlihen Willens— 
act (51. Dec. 1851) wieder aufgehoben. 

Die übrigen deutſchen Regierungen ahmten diejes in den beiven Grofitaaten gegebene Bei: 
jpiel einer Staatsſtreichspolitik zum allergrögten Theil nad. Theils wurden ganze Berfaffungen 
(zum Theil aud) ſolche, die jhon vor 1848 in Kraft beftanden, 5. B. in Kurheſſen), theils wenig— 
ftens wichtige Theile folder, namentlich Wahlgefege, weldde unbequem waren, mit einem Feder: 
jtrih befeitigt und andere an deren Stelle gefegt. Von den größern deutſchen Staaten hat nur 
Daiern den Ruhm, fih von allen und jeven Staatöftreihen frei erhalten zu haben, von den 
fleinern haben Braunſchweig, Oldenburg, Sadjjen: Weimar, Sahjen-Meiningen, Sachſen— 
Koburg-Gotha, die beiden ſchwarzburgiſchen FürftenthHümer und das Fürſtenthum Reuß jüngerer 
Linie diefed günftigere Geſchick infofern getheilt, ald dajelbjt die 1848 vorgenommenen flaat- 
lichen Reformen entweder unverändert beibehalten, oder do nur im verfaffungsmäßigen Wege 
abgeändert worden jind. 

Der bei weitene am meiften epochemachende Staatsſtreich der legten Jahrzehnte war aber der 
in Branfreih am 2%. Dec. 1851 durchgeführte; durch venjelben ward die aus der Nevolution 
von 1848 hervorgegangene republifanifche Verfaſſung nah gewaltfamer Zeriprengung ber 
Nationalvertretung und Verhaftung einer großen Anzahl ihrer Mitglieder vem Weſen nad 
bejeitigt, wenn aud) dem Namen nad) noch vorläufig beibehalten und die Wiedereinführung einer 
militäriſch-aut okratiſchen Gewalt unter der Form des erblichen Kaiſerthums vorbereitet, welde 
dann ein Jahr fpäter wirklich ind.LReben trat. 

Die zulegt genannte Neihe von Staatsſtreichen, der neuefte franzöſiſche und die in den deut: 
ſchen Staaten, find infofern von hervorragender praftifcher Bedeutung, als die dadurch geſchaffenen 
politiihen Zuftände in den betreffenden Staaten im wefentlihen noch jegt fortbeftehen, aus: 
genommen Oſterreich, wo dur das Februarpatent von 1861 wieder ein verfaffungdmäpiger 
Zuſtand angebahnt wurde (der aber eben in diefem Augenblick, 21. Sept. 1865, wiederum alte: 
rirtwird, indent ein Eaijerliche8 Manifeſt vie verfaffungsmäßige Neichövertretung, den Reichsrath, 
bis auf weitered juspendirt), und Kurheffen, wo durch Beſchluß deſſelben Bundestages, der 1851 
den Umſturz dev kurheſſiſchen Berfaffung fanctionirt hatte, 1861 eine Rückkehr zu derfelben ftatt- 
fand. Außerdem ift nur noch ein Staatöftreid, jedoch von untergeorpneter Bedeutung, zu ver: 
zeichnen, der bißjegt noch nicht wieder ungefchehen gemadt worden: daß ift die im Jahre 1864 
von dem Fürften her Moldau und Walachei, Cufa, einfeitig (offenbar nad) dem Mufter des 
2. Der. 1851) unternommene Verfaffungsänderung. Dagegen ift über die Staatsftreiche in 
Neapel und Spanien, ebenfo wie über ven 1826 in Portugal von Dom Miguel verſuchten, dee: 
gleichen über jenen, wodurd dem mit Holland vereinigten Belgien die lediglih von den Abge— 
ordneten Hollands angenommene, von den belgiichen dagegen abgelehnte Verfaffung gewaltfam 
aufgedrängt ward, die Gejdichte ſeitdem längit hinweggegangen, hat die dadurch willfürlich ge— 
ſchaffenen Zuflände, zum Theil audy ihre Urheber jelbit, binweggefegt und in allen jenen Ländern 
eine verfaſſungsmäßige Rechtsordnung hergeftellt. Ungeſchehen gemacht find auch die mehr: 
fahen Stantöftreiche, durch welche wiederholt, und namentlich jeit 1851, das gute Recht Schles— 
wig=Holfteind von der dänischen Gewaltherrſchaft bedrängt und vielfach verlegt ward, wennſchon 
leider die Heritellung endgültig geordneter Nechtözuftände in dem von Dänemark freigemachten 
Lande auch jegt — fait ein Jahr nach viefer Befreiung — nod) auf ſich warten läßt. 

Manche Publiciſten haben geradezu ein Recht, ja unter Umftänden eine Pflicht des Staats: 
ftreihs flatuiren wollen. Allein, wollte man auch zugeben, daß ein Nothſtand der Geſellſchaft 
denkbar wäre, wo das alferäuferfte Übel von derſelben nicht wohl anders abgewendet wer: 
den könnte ald mit Durhbrehung der für den geregelten Lauf der Dinge geſchaffenen Schran: 
fen und Formen gejeglichen Handelns, fei e8 von oben oder unten, jo wird bob, ob im gege: 
benen Bau ein folder Nothſtand vorhanden fei, immer äußert ſchwer auszumachen ſein. Und 
ſelbſt dann wäre allemal erſt wieder zu fragen, ob dem Übel nicht auf andere Weife als durch 
einen förmlichen Bruch mit den beſtehenden Rechtszuſtänden abzuhelfen ſei, dies um ſo mehr, als 
dem Inhaber der Staatsgewalt allezeit eine Menge Mittel zu Gebote ſtehen, um durch eine weiſe 
und kräftige Handhabung der, wenn auch noch fo unvollkommenen Verfaſſung jene äußerſte Noth— 
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wendigfeit, diefelbe zu brechen, fern zu halten. Auch gibt es in der ganzen Geſchichte der Staats— 
ftreiche wol nur äuferft wenige Fälle, wo nicht auf feiten des oder der Urheber eines ſolchen 
Staatsſtreichs der nachweisbare, gewöhnlich ſehr bald thatſächlich hervorgetretene Hintergevanfe - 
vorläge, die angeblich nothwendige „Rettung des Staats“ als bloßes Mittel zur Durchführung 
ganz wo anders hinzielender oder doch weit darüber hinausgreifender Abſichten zu misbrauchen, 
fei ed num der perſönlichen Herrſchſucht, oder der Verwirklichung reactionärer, feudaler, bureau— 
kratiſch-abſolutiſtiſcher oder ſi onſt welcher Parteitendenzen. Die Praxis der methodiſchen Staats— 
ſtreiche iſt ſo neu, daß ſich eine wiſſenſchaftliche Theorie darüber noch nicht gebildet hat. Dahl— 
mann in feiner „VPolitik“ z. B. [hweigt darüber ganz, Bluntſchli in feinem „Staatsrecht“ fpricht 
nur fehr beiläufig davon, erflärt ſich aber gegen eine dauernde Änderung der Verfaffung auf 
folhem Wege. K. Biedermann. 

Staatöverbrechen. Jede Verlegung der dem Staat ſchuldigen Pflichten ift eine Ver: 
letzung des Staats. Allein e8 beftehen in dieſer Beziehung manche ſehr wichtige Unterſchiede. 
So macht ed 5. B. einen großen Unterſchied, ob eine derartige Pflihtverlegung mit einer Strafe 
belegt werden kann und wirklich belegt erſcheint, oder ob dies nicht der Fall ift; ferner, ob die 
fragliche Pflichtverletzung als unmittelbar dem Staat zugefügt betrachtet wird, oder ob der 
Staat nur in einem ſeiner Glieder ſich ſelbſt verletzt fühlt. 

Zwiſchen dieſen beiden letzten Fällen finden inſofern viele Übergänge ſtatt, als die Ver: 
letzungen vieler Glieder des Staats ſelbſt wieder wie unmittelbare Verletzungen des Staats 
betrachtet werden können. Auch von den nicht ſtrafbaren reſp. der Unterſtellung unter eine 
beſtimmte Strafe unfähigen Fällen bis zu dem erſten Ball, wo eine Strafe wegen Pflicht: 
verlegung gegen den Staat möglich ift, gibt e8 mande feine Übergangsftufen und, wie die 
fleinften Pflichtverlegungen, fo Fönnen ſich auch die allerfchwerften Verbrechen gegen den Staat 
nad) Umftänden in dasjenige Gebiet verlaufen, wo, felbft ven Gefegen zum Trotz, die Strafe 
unmöglich ift. 

Berbrechen und Vergehen, durch welche a potiori an einzelnen Unterthanen die allgemeinen 
rechtlichen und fittlihen Grundfäge der ftaatlihen Ordnung, befonders aber die vom Staat 
gewährleifteten Nechte des Privaten auf Integrität des Körpers und feiner freien Bewegung 
wie auf Integrität des Eigenthums verlegt und der Staat demnach in feiner Öffentlichen 
Ordnung mittelbar geftört ift, find gemeine, bürgerliche Verbredhen oder Vergehen. Diejenigen 
Verbrechen und Vergehen aber, durch welche a potiori der Staat in feinen wefentlichen Grund- 
lagen und Grundeinrichtungen, in feinem Oberhaupt, feiner Verfaffung, feinem Territorial- 
beftande, in feinen Organen auf irgendeine Weife unmittelbar, widerrechtlich verlegend an— 
gegriffen wird, Fann man Staatöverbrehen, Staatövergehen, im allgemeinen ftrafmürdige 
ftaatögefährliche Handlungen nennen. 

Was dazu gehöre und wie die einzelnen hierher zählenden Handlungen zu ahnden feien, 
hängt natürlich am meiften von dem Grade der Ausbildung eined Staats ald foldjer und von 
dem Geifte derfelben ab. Gin vollftändig entwidelter, feine® Wefens bewußter, gejunder und 
lebensfähiger Staat mit einer wahrhaft humanen Grundlage wird in diefer wie in jeder andern 
Beziehung ein ganz anderes Bild darbieten als ein fogenannter Staat, bei weldhem diefe Bor: 
ausjegungen ganz oder theilmeife fehlen. Je empfindlicher ein Staat gegen directe Berlegungen 
ift, defto weniger organifches Lebensbewußtſein wird er haben, und der Grad feiner Empfind: 
lichkeit wird in der Regel von dem Grad feiner wahrhaft organifhen Ausbildung abhängen. 
Iſt diefer noch fehr gering, ift wad man Staat nennt mehr erft eine lare Gonföderation, fo 
wird man überhaupt wenig von Staatöverbreden wiffen. Erſcheint aber ein Staat mehr ald 
ein mechaniſch geeintes, abjolutiftifch oder gar despotiih zufammengehaltenes Ganze, fo werden 
viele im organifhen Staat denkbare Staatöverbredhen ihm fremd fein, dagegen eine Menge von 
Handlungen dazu zählen, die in einem organifhen Staat nicht dazu gerechnet werden oder doch 
geringere Bedeutung haben. Unter den betreffenden Gefegen wird aud infofern ein großer 
Unterfchied vorkommen, je nachdem durch diefelben eine neue Staatsfhöpfung oder doch Staatd- 
ordnung, Regierung, gegen die in der Neuheit liegenden Schwächen geftärft, je nachdem in 
denfelben ein gleichſam erft erwachendes Staatsbewußtfein zum Ausdruck gebradht und gegen 
die Nachwirkungen früherer Zuftände gefhüst, je nachdem endlich gegen revolutionäre oder 
reactionäre Gärungsftoffe und Gewaltausbrüce mit Energie Fronte gemacht werben foll, over 
joldye beſonders gefährlihe Momente nicht gegeben find. 

Wenn der Ausgangspunft für den Begriff eines jeden Staatsverbrechens eine beſtehende 
ftaatlihe Ordnung und das pofitive einjhlägige Strafrecht fein muß, jo ift ed Flar, daß nicht 
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alle Staatsverbrechen geftraft werben können. Denn einmal entzieht fi bei ver abfolut 
nothwendigen juriſtiſchen Unverantwortlichkeit des Souveränd jede Handlung veffelben, welche 
von einem Unterthan begangen, ein Staatsverbrechen wäre, z. B. der Umſturz der beſtehenden 
Verfaſſung durch einen glücklichen Ufurpator, durch einen gelungenen Staatsſtreich, jeder 
Strafverfolgung; daſſelbe gilt bezüglich jeder gelungenen Revolution von unten nach oben, und 
endlich beweiſt die häufig vorkommende Nothwendigkeit politiſcher Amneſtien, daß die mit den 
großen politiſchen Entwickelungen verbundenen juriſtiſch unzweifelhaften Staatsverbrechen im 
Intereſſe des Staats ſelbſt nicht immer durch Strafe geſühnt, ſondern nur durch eine Art von 
Transaction gleichſam aufgehoben werden können. 

Sieht man ſomit leicht ein, daß die ſtraffe Rechtsſtaatstheorie auch hier nicht ausreicht, und 
daß das Wohl und die Sicherheit des Staats von ganz andern Dingen als von den Straf: 
beftimmungen über Stantöverbrehen abhängt, fo kann doch fein Zweifel fein, daß für Die 
normalen Zuftände jedes Staats folhe Strafbeftimmungen nothwendig find. Denn da ſolche 
Zuflände die Harmonie des Volksbewußtſeins mit den ftaatlihen Einrihtungen voraus: 
fegen und ein rechtes Volksbewußtſein durch nichts mehr gefränft werden kann ale durch 
direete Berlegungen des Gemeinweſens in feinen Hauptbeftandtheilen, fo ift, damit Diejer 
normale Zuftand und deffen materielle Balls, dad damit harmonirende und in ihm fein Höchftes 
Heiligthum erfennende Volköbewußtfein erhalten werde, für die Verlegung deſſelben eine 
Sühne nothwendig, und dieſe liegt eben in der entfpredhenden Beftrafung des Staatsverbrechens 

In Zeiten und unter Zujtänden, welche feine Freiheit der politifhen Meinung geftatten 
und nur blutige Strafen fennen, ift e8 natürlich, daß jelbft die geringften Attentate gegen bie 
Öffentliche Autorität, namentlich gegen den Staatschef, als ſchwerſte Staatsverbrechen, Hoc: 
verrath, Majeftätöverbrechen u. ſ. w, mit dem Tode beftraft werden und zwar auch dann, wenn 
fie in der patriotifchften Abricht und in der unfhulbigften Form nichts anderes find als eine der 
perfönlihen An: und Abſicht des Souveränd entgegenlaufende Meinung, ein pafliver Wider: 
ftand, eine Humoriftifche oder jatirifche Auffaffung eines Öffentlihen Misftandes. Unfere Zeiten 
baben den Krieg gegen die Todesftrafe mit deren Aufhebung für politiihe Verbrechen be— 
gonnen !) und in der Freiheit der politiihen Meinung ein neued Mittel gegen eine Strafe 
gefunden, die ihr ſchlechtes Gewiſſen durch den Rüdzug in die Gefängnifhöfe bekennt und bald 
nur noch ald Außerfte Conſequenz ded Staatsnothrechts, dann aber, wie z. B. im Belagerungs- 
und Kriegäzuftande, eben nur für ſchwere Staatöverbrechen in Ausnahmäzuftänden, an: 
wendbar fein wird. 

Die neuern Gefege ftellen eine Menge von ftrafbaren Handlungen auf, welche man unter 
den Begriff der Staatöverbrechen rechnen kann. Wir wollen die wichtigſten derfelben anführen: 

1) Der Hochverrath. (S. die Art. Hochverratb, juriftifh und politiih.) 2) Staats: 
gefährliche Zufammenrottung, welche nit Hochverrath ift, d. h. die Zufammenrottung einer 
Menfhenmenge zu dem Zweck, dem Souverän eine Entſchließung abzunöthigen oder die 
Erlaffung und Ausführung einer Entſchließung des Souveränd zu hindern. Der Umſtand, 
ob man diefelbe veranlaßt und leitet oder nur daran theilnimmt, im legtern Fall, ob es bewaffnet 
ober unbemwaffnet gefihieht, macht in der Strafe weſentliche Unterichieve. Thätige Reue gewährt 
Straflofigkeit. Ob die fraglide Entfhliegung eine verfaſſungsmäßige war oder nicht, hat auf 
den Thatbeſtand feinen Einfluß. 3) Yandedverrath. Diefer beftebt darin, daß ein Inländer 
ober ein im Inlande jih aufhaltender Ausländer in der Abſicht, einen Krieg herbeizuführen, 
entiweber fi mit einer audmärtigen Negierung oder einem auswärtigen Gewalthaber in eine 
Unterhandlung einläßt, oder auf andere Weiſe Beranlafjung, Vorwand oder Gelegenheit zu 
einem ſolchen Kriege gibt, ferner darin, wenn ein Inländer während eined Kriegs im feind: 
lihen Heere Dienfte nimmt, der feindlihen Macht Vorſchub leiftet oder den Landestruppen 
Hinvderniffe legt und NachtHeile zufügt, endlich darin, daß mit Gefährdung des Staats ein auf: 
getragenes Staatsgeſchäft mit einer fremden Regierung treulos geführt, Urkunden und andere 
Beweismittel, welche ſich auf Rechtsverhältniſſe zu andern Staaten beziehen, verfälfht, unter: 
drückt oder vernichtet, Urkunden, Actenftüde, Plane oder Nachrichten, deren Geheimhaltung 
das Wohl des Staats erheiſcht, wiſſentlich einer fremden Regierung mitgetheilt oder veröffentlicht 
werden. Die Strafe jteigt vom Zuchthaus bis zur Tovdesftrafe. 4) Angriffe gegen einen aus: 
wärtigen Staat oder deſſen Oberhaupt werben regelmäßig nur auf Antrag der auswärtigen 


1) Sulla, der Erfinder der Proferiptionen, hatte, nachdem er in den unbeftrittenen Beſitz der Macht 
gefommen, die Todesftrafe fogar für den Hochverrath abgefchafft. 
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Negierung beitraft. 5) Berleitung von Militärperfonen und Landwehrmännern zur Untreue 
und Ungehorfam. 6) Ungefeglihe Bewaffnung und unbefugte Bildung bewaffneter Haufen, 
Anführung derfelben und Betheiligungdaran. 7) Werbungzu fremdem Militärdienft. 8) Diffent- 
liche mündliche oder fchriftliche Angriffe auf die Grundprineipien der Gefellihaft wie Fun— 
damentaleinrichtungen des Staats, fei ed in ernfter oder fpottender Form, der Verſuch, in der: 
felben Weiſe gegen einzelne Stände ver Gefellihaft Verachtung oder Haß zu erweden, ober 
durd Ausfireuung wiſſentlich falfher Nahrichten oder Gerüchte die Beunrubigung der Staats: 
einwohner, die Störung des öffentlichen Vertrauens, Gehäjligfeiten oder fiherheitögefährliche 
Zufammenrottungen hervorzurufen. 9) Nichtbeachtung der in Kriegäzeiten gegebenen Sicher— 
heitsvorſchriften. 10) Majeftätöbeleivigungen. (S. Majeftät.) 11) Verſchiedene Handlungen 
gegen dad Anfehen ver Obrigkeit und anderer mit öffentlihem Charakter befleiveter Perfonen, 
Behörden und Berfammlungen, namentlih: Beleidigung der Stantsregierung, des repräfen- 
tativen Körpers, öffentlicher Behörden und der bewaffneten Macht, Beleidigung der Amtsehre 
einzelner Perſonen, ungebührliches Benehmen vor öffentlihen Behörden, Anmaßung öffentlicher 
Amter, Dienfte und Dienftzeihen, VBerunglimpfung fönigliher Wappen, Hoheitszeichen und 
obrigfeitliher Bekanntmachungen, Beleidigung ausmwärtiger Regierungen, Behörden und 
Beamten. 12) Offentlihe Aufforderung zum Ungehorjam gegen die Gelege, Verordnungen 
und competente Obrigkeit. 13) Widerſetzung gegen die Obrigkeit und ihre Organe mit Gewalt 
oder Gewaltanprohung. 14) Gewmaltthätigkeit gegen Beamte und andere in öffentliden 
Bunctionen ftehende Perſonen. 15) Aufftand, d. h. Zufammenrottungen einer Menſchenmenge 
zu dem Zwed, eine der sub 13 und 14 bezeichneten Handlungen auszuführen. 16) Ver: 
abredete Arbeitdeinftellung von feiten der Babrifanten, Gewerbömeijter oder Arbeiter, um eine 
obrigfeitlihe Verfügung refp. deren Unterlaffung zu erzwingen oder an der Obrigfeit Race 
zu nehmen. 17) Befreiung von Gefangenen, mit und ohne Gewalt. 18) Rückkehr eines Ver— 
wiejenen und Bruch der Polizeiauffiht wie politifcher Aufenthaltöverbote. 19) Verlegung 
amtliher Siegel. 20) Das üffentlihe Vorſchlagen einer Mafregel, durch welde die Mis- 
billigung eines richterlichen Urtheild ausgeſprochen werben fol. 21) Verſchiedene ftrafbare 
Handlungen bezüglih der Wahlrehte, namentlih: Gewalt und Drohung bei Ausübung des 
Wahlrechts, Wahlbeftehung, Fälſchung ver Wahlzettel, Wahlzeihen und Wahlprotofolle. 
22) Störung des öffentlichen Friedens dur eine Zufammenrottung, Störung ded Haus: und 
Religiondfriedend. 23) Fälſchung von Geld, Stempelpapier und Briefmarken. 24) Fälſchung 
öffentlider Urkunden und Unterbrüdung verfelben; Fälſchung öffentliher Creditpapiere. 
25) Selbit die firafbaren Handlungen in Bezug auf ven Eid, das Handgelöbnig und beichtvo- 
rene Zeugniß, enblid gegen die Sittlichkeit, namentlid die Öffentliche, gehören gewiſſermaßen 
nod hierher. 

Wir haben dieje Aufzählung dem neuen bairifchen Strafgefegbuh von 1862 entnom- 
men und glauben um fo mehr hierzu uns veranlaßt, alö der allfeitig anerfannte Ruhm ber 
bairiſchen Strafgejeggebung in diefem Gejeg jih neu bewährt bat. Ohne Zweifel ließe ſich 
über diefe oder jene Begriffs: oder Strafbeftimmung mandes äußern, allein die etwa zu 
ahndenden Mängel werden für ven Tieferblidenden ihren Hauptgrund, was die Verbrechen 
gegen den Staat anlangt, immer mehr in diefem Gegenftand der Geſetzgebung als in den 
betreffenden Gefegen jelbit finden. Man hätte mandjed anderd machen fünnen; ob aber dns 
Geſetz deshalb im ganzen befjer geworden wäre, ift eine andere Frage. Jedenfalls ift durch dieſes 
Geſetz einer der größten und ſchon von Heffter, „Deutjches Strafrecht”, $.198, Note 1, hervor: 
gehobenen Misftände des gemeinen deutfchen Strafrechts, nämlich die große und gefährliche 
Allgemeinheit des Begriffö des crimen majestatis, bejeitigt; es find nicht nur viele einzelne 
Kategorien gebildet, welche an ſich Schon eine feinere Abftufung der Strafe zulaffen, fondern aud) 
innerhalb der einzelnen Kategorien die verſchiedenen Fälle ausgefhieden und der ganze Prorep- 
gang wie die Zumeſſung der Strafe beſtimmter und gerechter möglid geworben. Im übrigen 
ift gerade dad Staatsverbrechen eins jener Themata, bei welhem, wenigftend was die wichtigern 
Bälle angeht, der gute Bürger Gott bitten muß, daß dieſelben möglichft felten praktiſch werden 
und daß Staat und Gejege jo befhaffen jeien, daß niemals nur auf dem Wege eined Staatd- 
verbredens die Neform ver beftehenden Zuftände angeftrebt werden will und fan. 2) 

3. Helv. 
Staatöverfaffung, ſ. Staat. 


2) ©. Hodverratd (politiih) und Majefät. 
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Stantsverwaltung.!) Es wurde bereits unter dem Art. Regierung hervorgehoben, 
wie für Die verfchiedenen Seiten der ftaatlihen Kraft: und Lebendäußerungen eine Menge von 
technischen Bezeichnungen im Brauch fei, die ſich theild aus unferer romanischen Terminologie 
der Staatöwiffenfhaften, theild aus den verfchiedenen allerlei politifhe Zwede verfolgenden 
modernen Theorien über den Grund, Umfang, Zwecke, Schranfen u. f. w. der Staatdgemalt 
ergeben, und wie fi) gerade aus den angegebenen Gründen eine fefte Terminologie nody nicht 
gebildet habe. 

Die Perfonification ded Staats und feiner Gewalt, die der Form nad vollendetſte Dar- 
ftellung der lebendigen und lebensfähigen Einheit des Staats ift der monardifche Souverän; 
die vollendetfte Darftellung des Lebens im Staat und der lebendigen ftaatlihen Einheit finden 
viele, trog mangelhafterer Einheitöform, in der idealen Nepublif, d. h. demjenigen Staat, in 
welchem die monardiiche Form entweder nur ausnahmsweiſe (wie beider Dictatur) ober un: 
vollftändig (wie bei den Conſuln, Präſidenten u. f. m.) vorfomnt. 

Jeder Staat, vom Anfang an dad Product des mit dem Natur: und VBernunftpoftulat der 
Gejelligfeit übereinftimmenden Willens der Menfhen, hat eben durch diefe beiden Momente 
feine befondere Geftalt befommen. In dieſer liegt der ihn felbft organifirt habende Wille, jein 
Grundgeſetz — und alle feine Thätigfeit, die nun im Lauf der Zeit lediglich in Willensäußerungen 
befteht, welche die Vervollftändigung, Ausbildung, entſprechende Reform, authentiſche Erflärung 
jener Sagung und Grundordnung zum Gegenftande haben, kann man die gejeßgebende nennen. 
Die Gefeßgebung ift demnach keineswegs nur eine Willensfunction, fondern jie muß zur That 
werben, wenn ſie auch nur ald Wille erfannt werden ſoll. Entipridt dem fittliben und 
lebendigen Wefen ded Staats auch eine fortwährende Lebensthätigfeit, jo Fann das Gefeg nicht 
ein Hemmniß, fondern nur eine Ordnung derfelben fein. Da diefe Ordnung dem Weſen der 
Freiheit und Gejelligfeit zugleich entipriht, fo muß fie aud vollzogen und aufrecht erhalten 
werden. So ergibt fid die jogenannte Grecutive der Geſetze im allgemeinen und bie Rechts- 
pflege als ein befonderer Theil derfelben. Innerhalb der durch die Gefege gezogenen organifchen 
Schranken aber findet im Staat ein unendlich reiches und manichfaltiges Leben ftatt. Es 
eirculirt in zahllofen Schwingungen das, was man die Lebenäfraft des Staats nennen fann, 
nicht rein, nicht ohne Hemmniffe und Gegenftrömungen des Individuellern, aber, folange ber 
Staat lebt, ſtets jiegreich über alle Gärungsftoffe und Hinderniffe. Diefe legtere Thätigfeit 
des Staatd, weldhe von dem Weſen ded Staats überhaupt und in jedem concreten Staat von 
deffen eigenthümlihem Werfen beftimmt wird, welche alle Kräfte ver Einzelnen dem Staat zuführt, 
fie ſtaatsgemäß verarbeitet, erhält und fleigert, endlich aber faft gleichzeitig wieder bereichernd 
durch alle befondern Kreife hindurchgehen läßt, ift e8, die man Verwaltung nennen Fann. Es 
muß klar fein, daß Executive und Rechtspflege felbft Zweige der Verwaltung, Thaten ver 
Staatöperfönlichfeit innerhalb der Geſetzesſchranken find, und daß, wie in der grundgefeplichen 
erften Ordnung jedes Staats, fo aud in jeder Thätigkeit, melde auf Abänderung des Befeg- 
beitandes geht, etwas von der Bermaltung liege, daß ferner auch die Verwaltung überhaupt als 
oronende Thätigfeit und namentlid) die Verwaltung der Juftiz mit der gefeggebenden Thätigfeit 
verwandt fei. Die reine Erecutive aber ift die logifche Gonfequenz des Lebens des Staats und 
der Autorität feiner Anordnungen, bezieht ſich ſowol auf rein gejegliche wie adminiftrative 
Vorſchriften und ift, ohne gefeßgebende Kraft nichts, jenes Gebiet der ftaatlihen Thätigkeit, 
welches am reinften nur Verwaltung und daher theoretifch am fchärfften von den andern 
Gebieten der ftaatlihen Lebendtbätigkeit geſchieden werben kann, freilich aber dadurch, daß die 
Beobadtung und Aufrechthaltung der Gefege die erfte Pflicht eines jeden Bürgers ift, jeder alfo 
an feinen Theil zum Bollzug jedes ihn treffenden Gefeges beitragen muß, doch wieder in die 
allgemeine politifche Thätigfeit übergeht. 

Die Einheit des Staats ift auch die höhere Einheit aller diefer verſchiedenen Lebens— 
thätigfeiten, die eben nur in dieſer Einheit ihren Charafter als ftaatlihe Lebendthätigfeiten, 
ihre Sanction gegenüber der individuellen Breiheit empfangen. In diefer Einheit liegt aud 
der Grund, warum es falſch ift, wenn Stein, „Verwaltungslehre“, Wille und That und in 
Bezug auf legtere Vollziehung und Verwaltung fharf trennt und behauptet, daß die Philofopbie 
vom Staat feinen Begriff der Verwaltung habe und in ihrer bisherigen Geftalt ganz unfähig 
fei, ver Staatölehre über die Berfaffung hinaus den Weg zu zeigen. Denn jedenfalld würde 


‚ 1) Eine fehr forgfältig gefammelte Zufammenftellung ber Literatur über diefen Grgenftand haben 
wir in unferm Werf: Staat und Gefellfchaft, II, 489, Note 359, gegeben. 
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„implicite” dur eine philofophiih richtige Begründung der Berfaffungslehren auch die 
philoſophiſche richtige Begründung der Verwaltung gegeben, und wo nidt, auch erftere gar 
nicht vorhanden fein fünnen (a. a. D., ©. 4 fg.). 

Jene Einheit ded Staats iſt ed nun, welche wir im höchſten Wortiinne „Regierung“ ?) 
genannt haben. 

Es fann Zeiten und Völker geben, in welden das Organ diefer Einheit fo befchaffen ift, 
daß Geſetzgebung, Grecutive und die gefammte Rechts- wie Apminiftrativverwaltung nur 
durch daſſelbe ftattzufinden ſcheint, wo alſo nicht bloß der unvermeidliche Gedanke herrſcht, daß 
alle dieſe Zweige der Staatsgewalt von dem Staatseinheitsorgan formell ausgehen und durch 
daſſelbe ihre äußere Sanction empfangen müſſen, ſondern auch der Wille zu jeder ſtaatlichen 
That und die That jelber leviglih oder doch vorzüglich Sache diefes einen Organs ift, und 
bejondere Organe für Geſetzgebung, Rechtspflege und fonftige Apminiftration entweder gar 
nicht oder doch nur ſehr unvollftändig entwidelt und nicht [harf getrenntvoneinander vorhanden 
find. Dies ift z. B. der Ball in dem Kleinen patriarchaliſchen Staat wie in deſſen entarteter 
koloſſaler Darftelung durd den Großſtaatsdespotismus; aber auch in den kleinen Stadt: 
republifen, welche das Ideal des clafjifhen Staatd waren. Dort ift der Hordenchef wie der 
große despotiſche Alleinherriher alles in allem. Mit dem Oberprieftertfum, welches er 
gewöhnlich auch bejigt, vereinigt er alle Macht und Kraft des Ganzen in ji; fein Wille ift 
Gefeg, fein Arm ift der Vollzug, fein Wort der Richterfprud, und feine Hausverwaltung ift die 
ganze Staatöverwaltung. Seine Organe find nichts ald blinde Werkzeuge. In den claſſiſchen 
Republifen ift das Volk der Souverän. Durd das Inftitut der Sklaverei verhält es ſich zur 
großen Übermaſſe der Bevölkerung wie der vollfommenfte Despot ſich zu jeinem ganzen Volf 
verhält. Die Volföverfammlung, die vermöge des Ausgangs allen antiken Rechts nicht vom 
Menſchen, fondern vom Bürger, nie eine demofratifche fein fann, ift das verfafjungdmäßige 
Drgan der Staatdeinheit, die fie nicht ſowol repräfentirt oder perjonificirt, ſondern durch melde 
fie eben als eine Einheit erfheint; die Volksverſammlung gibt Gefege, ſpricht Recht, erläßt 
Perwaltungdverfügungen und hat nad den natürlichen Anforderungen des Bollzugs, fofern 
eine beſondere Erecution nothwendig war, ihre beſondern Bollzugsorgane. Die ganze Ma- 
giftratur der claflifchen wie jeder Republik erſcheint als Bollzugdorgan des fouveränen Volks— 
willend. Zu einem folden wird auch; jeder einzelne Bürger, fowie er, von der allgemeinen 
Bürgerpflicht getragen, als Einzelner 3.8. ald öffentlicher Ankläger, auftritt. 

Wir können hier diefe Erjheinungen nicht genauer würdigen; nur auf das Eine wollen 
wir aufmerkſam machen, daß der Despotismus zwar einen hohen Grad von Einheit, aber fein 
organiſches Leben in die Regierung bringt, daß ferner die Ginrichtungen der clajjifchen 
Republiken jedenfalls nur für „civitates‘, das heißt Stadtſtaaten, paffen können, ſich übrigens 
in diefen keineswegs erprobt haben, theild weil der Stadtſtaat der natürlichen Erpanjivfraft 
eined Volks nicht entſpricht, theild weil die ganze Einrichtung die Sklaverei zur Borausfegung 
bat, und endlich weilihr nicht bloß der Höhere Grad der Einheit, fondern auch die eine lebensvolle 
Einheit bedingende maßvolle Anerkennung der Mannichfaltigkeit und Verſchiedenheit der 
ftaatlihen und ſocialen Lebensthätigkeiten abgeht. 

Die europäiichen Völker haben in der feudalen und abfolutiftiichen Periode ihrer flaatlichen 
Eriftenz gewiffermaßen die Schidfale der Völker der Alten Welt in eigenthümlicher Weife, wie 
dies ihr Charakter, ihr Verhältniß zur Vergangenheit und namentlich die geſchichtliche Ent- 
widelung ded Chriſtenthums bei ihnen mit fih bringen mußte, durchgemacht und find gegen= 
wärtig auf einen von den Stahdpunften des ganzen Alterthums weſentlich verſchiedenen Stand= 
punft gefommen. Derjelbe harakterijirt jich durch folgende Momente: 

1) Die herrſchende Einheits- oder Regierungdform ift die Monardie. Gefeggebung, Bol: 
ziehung, Rechtöpflege und Verwaltung finden alfo alle zufammen in dem Monarchen, dieſer 
Perfonification des Staatd, ihre Höchfte Einheit. Der Monarch erjcheint jedoch weniger als ber 
urjprünglichfte Ausgangs-⸗ oder legte Zielpunft, fondern vielmehr als der unentbehrlidhe Knoten⸗ 
punkt, ald dad Herz, zu weldem alles Lebensblut hinftrömt, um von da nad) den Geſetzen des 


2) Stein, I, 14, nennt Regierung die vollziehende Gewalt, infofern fie von den aus bem fittlichen 
und rechtlichen Organismus des Staats fich ergebenden Principien durchdrungen ifl. Die Verfchieden: 
eit zwifchen Bollziehung und Regierung foll darin beftehen, daß jene das organische, diefe das principielle 
erhulten der wirklichen Thätigfeit zur innern Selbftbeftimmung der Staatsperfönlichfeit enthalte (?). 
Staats-Rerifon. XII. 4l 
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Organismus wieder in alle Organe ſich zu vertheilen. Der Monarch iſt demnach weder bloßer 
Inhaber eined „pouvoir exdcutif”, noch ift er perfönlich alleinige Duelle des Gefeges, mod 
frei willfürlider Verwalter, jondern die organiſche Ginheit von allen, perfonifleirt; er bat 
legtere ald das höchſte Grfep aller feiner Regentenhandlungen, während er, weil Monarch, allein 
alle Staatshandlungen mit dem formellen Stempel ihrer Staatögemäßheit verfeben kann. 
Seine Gemalt ift demnach auch fein „pouvoir neutre‘ in dem Sinne, daß fie kein „pou voir“, 
oder nur ein „pouvoir’‘, welches nicht die ganze einheitliche Stantögemalt umfafte, wäre, ſondern 
fie ift deshalb ein „pouvoir neutre“, weil fie feinen einzigen Act der flaatfihen Willens 
äußerung nur einfeitig in Bezug auf nur den einen oder nur den andern Zweig der ftaatlichen 
Lebensthätigkeit aufzufaſſen beftimmt ift. 

2) Das zum Staatsprincip gewordene Weſen des Menſchen mit feinem Dualismus der 
Freiheit und der Geſelligkeit führte zu dem leitenden Gedanken, daß die Grenzen der Gebiete 
der Freiheit und der Ordnung möglichſt feſtgeſtellt und dadurch Staat wie Individuum gefchügt, 
alfo die Action beider geklärt und nothiwendig im gegenfeitigen Intereffe gefteigert werde. Die 
Folge hiervon war die Unterfheidung der Gefehgebung, welcher jene Aufgabe zunächſt zufallen 
mußte, und der Bermaltung, ald jener Gefammtthätigfeit des Staats, melde ih innerhalt 
diefer Gefege, und infomeit diefelben nicht ausreichen, aud) außer und über dem pofitiven Gefes 
nach dem organifchen Geſetz des Staats zu bewegen bat. Ein Theil der Verwaltung, nämlich bie 
Rechtspflege, mußte natürlich allein der Handhabung und Aufrehthaltung der Geſetze gewidmet 
werben, und ihre Gigenthümlichfeit erklärt fich theild aus der befondern Natur ded Geſetzes oder 
ded pofitiven Rechts überhaupt, theild aus ihrer Beftimmung für den Dienft diefes Rechts 
Eine meitere Folge des obenangegebenen modernen Staatöprincips und ber daraus fih 
ergebenden Anforderungen an ein ihm möglichft entſprechendes Gejeg war die, daß man für 
Erfaffung neuer, wie für autbentijche Interpretation und jede Veränderung beftehender Gefege 
oder für die Verwaltung ber Gefeggebung, für die auf die Gejeggebung ſich beziehende 
Regierungsthätigfeit, befondere Formen (die conftitutionellen) entwidelte, welche ſich nad 
ihrem pofitiven Beſtand in England von felbft bildeten, in andern Staaten aber nicht blos blind 
nachgemacht, fondern deshalb angenommen wurden, weil realiftifhe und fittlich-politiſche 
Gründe bei der Anerkennung des erwähnten Principe ihre Ginführung zu einem fategorifchen 
Imperativ machten. Göliegt aberebenfoinderNatur des Gefeges refp. derjenigen Gegenftänbe, 
welche der Hauptſache nad) übereinftinnmend nad) allen Berfaffungen zur conftitutionellen Geſetz⸗ 
gebung refjortiren, mie in dem Wefen der conftitutionellen Geſetzgebungsformen, daß nod ein 
großes Gebiet der ftaatlichen Thätigkeit übrigbleiben müffe, welches zwar nicht von dem organifihen 
Staatsprinceip, wohl aber von den conftitutionellen Gefeggebungsformen erimirt fein muß 
(Gebiet des Verordnungorechts, Apminiftration im engern Sinne). Für dieſes Gebiet gibt der 
Souverän allein, mit verfaſſungsmäßig nothwendigem „Votum consultativum“ eines Staats- 
rath u. f. in. oder ohne ein ſolches, dad Geſetz, welches aber Berorbnung beißt. Es ändert 
nichts an diefem Grundgefeg, daß der Minifter die betreffenden Erlaffe bes Souveräns unter- 
zeichnen muß, wenn jie vollziehbar fein follen, oder daß er feine Eontraiignatur verweigern 
fann, und daß die Minifter jelbft „kraft allerhöchſten Befehls’ autorijirt find, ohne Mitwir— 
fung des Sonveränd gemife Bermwaltungserlaffe zu machen. 

In diefe Entwidelungen find aber mehrere grobe Irrthümer verwoben. Dazu gehören die 
Theorien von der Aufhebung alles perfünlichen Einfluffes des Souveräng, von der Souveränetät 
de8 Gejeges, der Gerichte over der fogenannten Legislative, von der ausſchließlichen Richtung des 
Staatd auf Gefeggebung und Rechtöpflege oder vom Rechtsſtaat, welche letztere ſchon dann 
falſch iſt, wenn ſie die eigentliche Verwaltung dem andern Gebiet nicht für vollſtändig ebenbürtig 
erkennt und dieſes auf Koſten der erſtern zu erweitern ſucht, die Regierung in unſerm Sinn als 
die höhere Einheit über beiden ignorirt, der conſtitutionellen Geſetzgebungsform den Charakter 
der Unfehlbarfeit beifegt und überjieht, day in der Staatdeinheit der Grund liege, warum ju: 
riſtiſch- und abminiftrativ gemifchte Sachen mit trennbaren und untrennbaren Beſtandtheilen, 
alfo Grenzftreitigfeiten zwiſchen beiden und Competenzeonflicte zwiſchen Gejeggebung und Ber: 
waltung, Juſtiz und Adminiftration, unvermeidlich find und ewig bleiben werden. 

5) Mit der höhern Entwidelung unferer Staaten, mit den fteigenden Anforderungen an 
diefelben und an jeine Glieder, mußte bei der ungeheuern Steigerung des ganzen modernen 
Gulturlebens auch in Bezug auf die Organifation der ganzen Staatövermwaltung ein natürliches 
und einigermaßen überall vorfommendes Prineip, nämlich das der Arbeitötheilung, zur Geltumg 
fommen, Diefed verwirflichte ſich: 
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a) Durch eine auch äußerlich durchgeführte Trennung der Juſtiz von der übrigen Ver— 
waltung. Die reine Juſtiz endet mit der legten Juſtanz. Indem das legtinftanzielle Urtheil 
den dem Recht entſprechenden Willen des Staats , veip. des Souveränd ausſpricht, bleibt dem 
Träger ber Negierung doch für Ausnahnsfälle das Recht refp. Ant der Begnabigung, ſodaß 
jelbit in diefer Beziehung noch eine höchſte organische Regierungsthätigkeit übrig if. Die 
Juſtiz, ſoweit fie nicht Spendung des geltenden Rechts jelbit, ſondern eine Staatövermaltungs- 
organijation ift, endet in vem Juſtizminiſterium. 

b) Durch Herbeigiehung populärer Elemente in die Verwaltung?), wodurch eine Mifhung 
von Beamten: und Bolfäthätigfeit entiteht und das organiſche Stantöprincip entgegen dem 
burenufcatifchen zu einem nad Art und Mañ ſehr verihiedenen Ausdruck gelangt. Der An: 
ſchluß biefes Selfgovernment an Die natürlichen Glisberungen eined Volks, an die Stände uud 
localen Verbände, it in England am ftürfften. Allein auch bort regt ſich immer ſtärker eine 
Kraft, weldye jelbit die in England fo ſehr modificirten mittelalterlich-ariftofratifchen Standes: 
verhältwiffe nicht mehr als dem organiihen Staatsprincip und feinen gegenwärtigen Ans 
forderungen entfpredhend anerfennt, während zugleich das locale mit jenen Staudesverhältniſſen 
aufs engite verbundene Selfgovernment keineswegs mehr ald genügend alljeitig erkannt wird. 
Das Princip der Affociation ift in England bisher nur in deu ariftofratifcgen Kreijen ftaats- 
förderlich gemefen, natürlich ſtets wieder allein in Berehnung auf bie Bebanptung der herr: 
ſchenden Ariſtokratie. Wo es ſouſt ih geltend machte, z. B. in den Arbeiterafjociationen, ift es 
faſt immer gegen die induftrielle Ariſtokratie, alſo gegen den herrſchenden Stand aufgetreten. 
Auf dem Continent haben ſich zwar die mittelalterlichen Stände in ihrer frühern Bedeutung 
überlebt. Mit dem continentalen Apel läßt fi, ſowie er ſpecifiſch it und zu einer zeitgemäßen 
Reform gar feine Anftalt macht, ein jelfgovernmeutaler oder politifcher Kebensfactor umjerer 
Staaten nicht ſchaffen; der Bauernfland ift meiftend frei geworben, aber noch nicht zu einem 
gefteigerten politiichen Leben geriguet und, wie ber Bürgerftand, durd die Unterbrücdung ober 
doch große Beihränfung der communalen Selbſtändigkeit felbft derjenigen Schule beraubt, 
durch welche fh in Dielen Ständen rin politifches Leben heraubilden liege. Fir die Herbei- 
ziedung populärer Elemente zur Staatsverwaltungsthätigkeit eriheinen daher diejenigen 
Schritte, welche die Geſetzgebung in Socialzpolitifcher Beziehung that, Gefege über Gewerbs- 
und Handelöfreiheit, Afforiation, Verehelichung und Anfälligkeit, Heimats- und Armenrecht 
und namentlich über die Stellung der Gemeinden im Staat, ald präjudiziell. Ohne fie wird 
eine populäre Organifation der Berwaltung entweber nur auf dem Papier ſtehen oder mehr 
ſchaden ald nügen. Am weiteften ift in Diefer Beziebung Frankreich zurüd, Stände, Afforiation 
und Gemeinbeielbftändigfeit kenut das franzöſiſche Recht trotz feiner Gewerbefreiheit nicht. 
Bon den veutichen Staaten hat Preußen feinen Gemeinden nod immer einen boben Grab von 
Selbſtändigkeit gelajjen, die ſich namentlich auch in unfern Tagen fundgibt, aber freilich durch 
ftärkere Gegenfäge paralvfirt wird. Belgien und Baden find in Bezug auf die unmittelbare 
Zugiehung von populären Glementen zur Staatövermaltung am meiteften gegangen. Während 
aber erſteres Land in feiner Geſchichte eine gute Baſis für diefes Princip hatte, muß es erſt der 
Erfahrung anheimgeftellt bleiben, ob die neue badiſche Berwaltungsorganifation nicht in bie 
Reihe ver Experimente gehört. 

c) Durch eine gewiſſe Trennung der verſchiedenen Zweige der Staatöverwaltung, wenig- 
ftens in ihren höcften Amtsdorganen, in den Ministerien. In den unterm und mittlern In— 
ftangen nämlich (Bezirksämter, Regierungen u. |. w.) pflegt die Verwaltung, ganz oder doch 
nad ihren wichtigſten Seiten, in Einer Behörde vereinigt zu fein. In der oberſten Inſtanz aber 
wird fie ſelbſt in den Fleinern Staaten, wo nur ein einziger Minifter oder Borftand aller Ber: 
waltungszweige ift, nad den verfchiedenen Hauptreſſorts centralifirt, wobei einerfeitö die innere 
Natur derfelben und die Art des Staats, andererſeits aber auch manche Willkürlichfeit und 
Zufälligkeit maßgebend iſt. 

Nach ven im Staat fi nothwendig verwirflichenden drei großen Lebendrichtungen bed 
Menfhen fanıman auch drei Hauptrichtungen jeder Staatöverwaltung unterfheiden, nämlich 
1) die vorzüglich auf das materielle Dafeinselement gerichtete Verwaltung, die ber körperlichen 


3) Auf dem Gebiet der Verwaltung der Nechtsgefege oder der Rechtspflege 8 dies faſt allent⸗ 
halben durch die Geſchworenengerichte und häufig durch Die Beiziehung von Kaufleuten zu den Hanbele: 


gerichten. 
4l* 


644 Staatöverwaltung 


und finanziellen Kräfte des Volks, welcher befonders das Finanz und Kriegdminifterium ent: 
ſpricht. Die innige Verbindung beider Minifterien ift befannt; ihre Trennung aber rechtfertigt 
fi aus dem Princip der Arbeitstheilung; 2) die vorzüglich auf das intellectuelle Dafein ge: 
richtete Verwaltung, welder das Juſtiz- und Unterrihtöminifterium entjpricht, erſteres be: 
fonderd wegen feiner Betheiligung am Geſetzgebungswerk, legtereö wegen ber Bedeutung der 
Intelligenz für alle organifche Politif; 3) die vorzüglid auf das fittlihe Dafeindelement ge: 
richtete Verwaltung, welcher befonderd das Minifterium des Innern und bed Cultus entjpre- 
hen. Bei der nothiwendigen Verbindung eines jeden Gulturftaat3 mit auswärtigen Staaten 
und bei ber Repräfentation jedes Staatd nad) außen dur feinen Souverän erſcheint auch ein 
Minifterium des Außern, regelmäßig verbunden mit einem Minifterium der vynaftifchen In: 
teveflen oder „des Föniglihen Hauſes“, vollkommen geredtfertigt. 

Wir brauden nicht audprüdlich zu betonen, daß wir alle diefe und jede andere poſitive 
Theilung ber Berwaltungsarbeit in den Berwaltungseentralitellen und nur vorbehaltlich der 
Einheit der ganzen Verwaltung fhon im Minifterium, dann aber vorzüglid in der regierenden 
Perſon ſelbſt gedacht haben, daß alfo nad unferer Anficht nicht nur alle Berwaltungsreftort: 
untereinander verbunden, ſondern aud; jeder Minifler von ihrer Einheit durchdrungen und in 
feiner Handlungsweife getragen, jedes einzelne Reffort mit dem andern in fortwährenber Be— 
ziehung und Harmonie und Feind fo organifirt, vefp. geleitet fein müſſe, veip. dürfe, daß er 
rein einfeitig nur ein materielle®, oder intellectuelles, oder ſittliches, ein inneres oder äußeres, 
ein populäred oder bunaftifches Intereffe im Auge hätte. 

Den Inbegriff der beftehenden Normen für die Staatöverwaltung nennt man Staats- 
verwaltungdrecht. Diefed Fann nun zum Theil durch die Verfaffung felbft oder durch conftite: 
tionelle Gefege beftimmt fein, wie z. B. durch Gefege über den Vollzug der lirtheile, über bie 
Feftftellung des Staatöhaushalts, über Außhebung und Verwendung der Truppen im Kriege 
oder innerhalb des Staatd, über Organifation und Bejegung wie Gompetenz ber Amter um 
über die Rechte der Staatädiener, über Zwangsenteignung und Schulpfligtigfeit, über das 
Verhältnis zwifhen Kirche und Staat, zwiſchen den verſchiedenen Religiondparteien u. ſ. m. 
Selbft die Einrichtung repräientativer Körper und was daran hängt, gehört als verfaffungs: 
mäßige Einrichtung für die Verwaltung der Gefeggebung hierher. Die hierher zählenden Ver— 
waltungdnormen kann man verfaffungsmäßiges und gefegliches Berwaltungsredht nennen, une 
ed folgt aus der Natur ded Gefeges überhaupt, ded conftitutionellen Geſetzes insbefondere, daß, 
wahre Nothſtände ausgenommen, die Verwaltung nicht berechtigt fein kann, einfeitig iiber biefe 
Gelege hinaus- oder darüber hinwegzugehen. Alle übrigen nothwendig von der Negierung, 
d. h: dem Souverän, audgehenden Anordnungen oder Normen der Verwaltung find nad con: 
ftitutionellem Staatöreht Berordnungen genannt und bilden das feiner Natur nad beiweglichere 
und fpecialifirende Element des Verwaltungsrechts, das verordnungsmäßige. 

Sofern nun in jedem Staat außer ber regierenden Perſon, welde das organiſche Princip 
der Staatdeinheit in ihrer ganzen politifchen Thätigkeit verwirfliht, alfo unter diefer Perſoni— 
flecation zur Beranlaffung und Ausführung entiprechender Vorſchriften nah ven verſchiedenen 
Reflorts der Staatögewalt auch befonders eingerichtete Organe vorhanden find, fann man die 
Thätigkeit diefer Organe ebenfo in einem engern Sinne Berwaltung nennen, wie man das Mi: 
nifterium in einer befhränftern Auffaffung, namentlidh den Ständen gegenüber, auch Re— 
gierung genannt hat. 

An der Verwaltung ded Staatd nimmt aber aufer dem Souverän auch das Volk tbeils 
durch die controlirende Thätigfeit feiner Nepräfentation, theild durd die verſchiedenen Formen 
des Selfgovernment in Gemeinde und Corporation, theild durch die Affociation Antheil und 
dient hiermit wie mit jeder Keiftung an den Staat dem Staat. Der Staat bedarf aber aud 
dauernder, im Kreife ihrer Gompetenz felbftändiger Organe für den Vollzug feined Willens in 
der Verwaltung, oder förmliher Staatsämter, die mit fahfundigen, aud der Amtöverwaltung 
einen Lebendberuf machenden Männern bejegt find, und fo ift ed noch eine engere Bedeutung 
von Verwaltung, wenn man den gefammten eigentlichen Amterorganismus eines Staats und 
deſſen Thätigkeit damit bezeichnet. 

Von dieſem letztern Geſichtspunkt aus erſcheint die Staatsverwaltung als identiſch mit der 
Organiſation und organiſationsmäßigen Thätigkeit der ſämmtlichen Staatsämter, womit na— 
türlich auch die rechtliche Stellung des Staatsdienerſtandes in einer innern Verbindung ſteht, 
wenn auch das Staatsdienerverhältniß nebenbei ſeine eigenen Grundlagen hat. 

Die ganze Amtsorganiſation eines Staats hängt aufs innigſte mit deſſen geſchichtlicher Ge— 
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fammtentwidelung, mit den dieſelbe leitenden politifchen Ipeen zufammen. In einem theofra: 
tifchen Staat wird, joweit überhaupt etwas dem Staatsamt Analoges vorhanden, daſſelbe von 
Prieftern befegt fein. In einem militärifhen Staat wird aud) der ganze Givildienft militärisch 
organifirt und bejegt fein, in einem rationaliftifh gearteten Staat werden Gelehrte, Weife, 
Vhiloſophen oder wie man diefe Richtung bezeichnen will, die Verwaltung leiten. In rohen 
Zeiten wird Staatsdienſt und Hofpienft zufammenfallen, wenn aud einiges Gefühl für den 
Unterſchied zwifchen beiden ſelbſt da ſchon nicht fehlt. *) Der Feudalismus ift eher geeignet, ven 
MWirrwarr noch zu fleigern, bis aus ihm der Begriff eines ftaatlihen Weſens und einer ſtaatlichen 
Dbrigfeit endlich klarer bervortritt und die in der Perfon des Souveränd verkörperte und voll: 
ftändig aufgegangene Staatsidee num in geradezu entgegengeſetzter Weiſe (im Verhältniß zur 
frühern Bereinigung von Staats- und Hofbienft, wo der erftere im legtern aufging) den Hof— 
dienft im Staatödienft verfchlingt. Die Nothwendigkeit, aus der troftlofen und immer mehr 
zerfegenden Entartung des Feudalismus herauszufommen, ließ diefe Entwidelung um jo mehr 
ertragen, als dadurch die überwiegende Zahl der Bevölkerungen von der Willfür ihrer Leib-, 
Grund-, Bogt= und Gerichtsherren befreit und in ihrer Lage wefentlich verbefjert wurde; un— 
unterbrocdhene Kriegsläufe hatten auch an abfolutes Commando gewöhnt, und der Friede macht 
eher ein retablivende® ftarfed Eingreifen der Fürften und ihrer Beamten ald die Freiheit der 
Bewegung wünſchenswerth, namentlich in Maffen, für deren Freiheitsbethätigung die frühern 
Berhältniffe feinen Spielraum gelaſſen, die alfo das Bedürfniß hierfür noch nicht gefühlt hat: 
ten. Die großen Staaten oder Territorien forderten aber mit der durch den Bruch des Feu— 
dalismud und die Vernichtung der mittelalterlihen Stände eingetretenen Einheit der einzelnen 
Berwaltungszweige auch neben dem Begriff und Wefen des fürftlihen Staatdamts die Orga: 
nifation aller Amter eined jeden Reſſorts und die durch alle Refforts hindurchgehende und jie 
alle vereinigende Einbeit ver Gefammtorganifation des ganzen Amtsweſens ded Staats. Die: 
ſelbe entfprach natürlich zuerft nur dem fürftlichen Abfolutismus. Allein bei dem in allen Böl- 
fern wie in den Beamten felbft lebenden und mit der Ordnung ded Staats fih nur fleigernden 
Bewußtſein der individuellen Freiheit mußte ſich Died ändern. Die Einführung conftitutioneller 
Formen bezeichnet den neueften Wendepunkt in diefer Beziehung, indem an die Stelle eines 
bisher nur dem Fürften verantwortlichen Amterorganismus und einer abjoluten Abhängigkeit 
deffelben und aller feiner Träger vom fürftlihen Willen ein neues Syftem trat, nach welchem 
der Staatödiener zum Schuß feiner Selbftändigfeit in der Waltung ded Amts nicht nur eine 
viel unabhängigere äußere Stellung, fondern auch neben feiner perfönlihen Verantwortlichkeit 
gegen den Souverän noch eine objective Verantwortlichfeit gegen den Staat, für melden in 
dieſer Beziehung die Landſtände zu fungiren haben, zu tragen hat. 

Übrigens hat ſich doch dieſes Syſtem in den verſchiedenen Hauptvölfern unferer Cultur— 
periode durchaus nicht gleihmäßig entwidelt. In Amerika fehlt fogar dem Richteramt jede 
Selbftändigfeit, d. h. der amerifanifhe Richter fann ein Geſetz des Gongrefjed nicht anzuwenden 
gezwungen werben, und er wird ed nicht anwenden, wenn er ich in feinem Staat die Wiederwahl 
als Richter dadurch fihert. Das ift aber nicht Selbſtändigkeit, fondern Mangel der organifchen 
Einheit im Verhältniß der einzelnen Staaten zum bundesftaatlihen Ganzen und abjolute Un— 
jelbftändigfeit des Richters im Verhältniß zu feinem eigenen Staat. Der im wefentliden arifto= 
fratiiche Charakter des englifhen Staatsweſens und der in der Herrſchaft ftattfindende Partei: 
wechſel, der IImftand, daß das Parlament thatſächlich Souverän, alfo nit feine eigene Gon- 
trole, nicht die Gontrole der von ihm felbft eingefegten Verwaltung fein fann, wie das bei 
einer wirflih monarchiſchen Regierung ver Fall ift, ferner das gleihfalld ariftofratifch beſeelte 
und bejegte Selfgovernment, ſowie in der Juftizverwaltung die ausgedehnte Competenz ber 
Jury, alle diefe Umftände zeigen, dag England einen eigentlihen Beamtenftand und eigentliche 
Staatdämter fowie eine fuftematijhe Ordnung berfelben gar nicht hat.5) Nicht einmal vie 
Staatöfecretariate, d. h. Minifterien, find vollzählig vorhanden $), und die unfaubern Dinge, 
der Nepotidmus, die Beitehung u.f.w., melde täglich mehr ald in Verbindung mit dieſem 


4) Man vgl. Sincmar, De ord. palat. 5) Stein, I, 329 fg. 

6) England befigt kein Cultus⸗ und Unterrichtsminifterium, obgleich eine Art von Gentralcommiffion 
bafür beftcht. Auch ein Juftizminifterium im Sinne einer oberfien Berwaltungsbehörbe für das ganze 
Juſtizweſen des Reiche fehlt dafelbft. Denn der £orbfanzler, der durch feinen Sig im Gabinet einige Ahn⸗ 
lichfeit mit dem Juftizminifter hat, ift zunächſt nur Präfident des königlichen Kanzleigerichts und zugleich 
Borfiger im Oberhaufe, dem befanntlich auch eine fehr ausgedehnte Jurisdietion zufteht. 
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ariſtokratiſchen Beamtenweſen hervortreten, ſowie die Stimmen bedeutender und zur Reform 
geneigter Staatsmänner, wie z. B. des Lords Brougham, beweiſen, daß auch in dieſer Bezie- 
hung manches faul ift in dem fogenannten conſtitutionellen Muſterlande. Das, was der mali: 
ſchen Verfafſung größtes Verdienſt iſt, nämlich daß fie geworden, nit gemacht iſt, macht ji 
unnachahmbar und wird für England ſelbſt ein Fluch fein, wenn die Engländer aufhören, ihr 


Berfaffung auf eine ver Zeit entiprechende Weite fortiwerden zu laffen. In Frankreich fehlt ein 


anderes wesentliches Moment, jene Unabhängigkeit vom Staatsoberhaupt, welche ihre Bali 
in der Vetantwortlichkeit ver Verwaltung gegen ven Staat jelbit, wenn auch nur in den Ba: 
fonen der Minifter, finden mus. Könnte man einen Berwaltungsorganismus getrennt von 
Staat und unbeeinflußt von der Idee ver felbftändigen Perfönlichkeit auch im Staatsdienſt fs 
denken, jo müßte der franzöſiſche als der allervollkommenſte betrachtet werden, und felbit mı 
dem organiſchen Staat gedacht, dürfte derfelbe in mancher Beziehung muftergültig fein, wen 
man nur an die Bollftündigkeit und Zweckmäßigkeit des Medanismus und feine ungehemmt, 
leichte, urmiderflehliche Wirkfamkeit dächte. Allein es fehlt ihm die lebendige Seele, ſobald vi. 
Hand des Maſchiniſten erftarrt, ver fie bewegt. Er duldet fein Selfgovernment und muthet it 
alfo zu viel zu; er hängt micht mit den vielgeftaltigen mannichfaltigen Bewegungen des Bolk: 
lebens zufammen, welches in jedem lebendigen organischen Staat ein ewiges, millionenfait, 
nie raſtendes und ſich dadurch ins Unendliche vervielfältigendes Prickeln hervorruft und, war 
von der Verwaltung nicht berücfihtigt oder unterbrüdt, zur Vergewaltigung feiner Zeitz 
greifen wicht verfehlen wird. Deshalb ift das franzöſiſche Amtsweſen aud zu wenig, denne 
ift ausſchließliches Werkzeug des Eaiferlihen Willens, und mie es ſich auf fein organifches Staat 
leben ſtützen kann, fo iſt es auch unfähig, dem Staat organiſch eingefügt zu werben. 

Mit Recht erklärt Stein a. a. O., S. 295, die deutſche Entwickelung der Verwaltung in 
Sinne der Amterorganiſation als die befſere. Wir haben uns hierüber ſchon früher im unſern 
„Syſtem des Verfaffungsredhts” ausgeſprochen. Der beicheivene und ehrliche Zug des deutjhen 
Gharafters, verbinden mit deutſchem Pflicht: und Ehrgefühl, weldes von dem Gefühl der ar: 
feglihen Freiheit und ter mannhaften Vertretung des Rechts im jeder Stellung untrennbar if, 
hat ed möglich gemacht, das fid der Conftitutionaligmus überhaupt und die Minifterverant: 





wortlichfeit indbefondere in der bei uns eigenthümlichen Weiſe entwidelten, und daß erfterer die | 


Einheit ver Regierung wie die Kraft ver Verwaltung nicht ſchwächte, legtere als ein förmliche 
verfaffungsmäßiges Nechtsinflitut nie ztum Hebel von Varteiintriguen, zum Träger politiider 
Zwecke, zur Demüthigung der Krone und Entwürdigung der Verwaltung misbraucht wurd 
Bekanntlich laffen Preußen und Ofterteich in beiden Beziehungen, wenn auch auf verſchiedent 
Art, noch ſehr vieles zu wünſchen übrig, von Medienburg und dem einen ober dem andern 
Stadtsdiminutivum zu geſchweigen. Daß zu jenen beffeen Zuftänden auch die Mittelgröße ver 
deutſchen Staaten und ihr Nihtberährtwerden von den großen Welthändeln vieles beigetragen, 
dürfte sicht zu leugnen fein. Aber jedenfalls wäre zu hoffen, daß jene der deutſchen Marion im 
allgemeinen zugehörigen Eigenschaften auch dann eine günftige Wirkung Aufern würden, wen 
eine größere Einheit die deutſchen Völker zwar nicht zu einem centralifirten Staat, wohl aber zu 
einem ſtrammen Geſammtweſen verbände. 

Man bat, namentlich jeit Malchus (‚Politik ver innern Staatöverwaltung oder Darfiel⸗ 
lung ded Organisiniis der Behdrden für diefelbe”, 2Thle., 1823, 1,5, 7; Gerftner, „Grund⸗ 
lehren ver Staatsverwaltung“, I, Kay. 10; meitere Kiterätur Bei Stein, I, 303, 320 fg.) 16 
vahin äußerte: „ed feien vorzüglich zwei Syſteme, die bei jeder Organifation zur Grundlage 
dienen, närtli das Provinzialſyſtem, in welchem eine jede Provinz mit befondern Einrichtun 
gen und Behörden, richt felten mit einer befondern Verfaffung und befonvern Gefegen, ein 
abgefchloffenese Ganze für ſich bildet, fovann das Nealfsftem, in welchem für den ganjen 
Staat eine gleiche Vetfaſſung ſtattfindet, die Verwaltung aber nach Normen, die für den gang 
Staat die nämllchen find, und durch Behörden, deren organiſche Einrichtungen in allen Theilen 
eine volllommen uniforie Bildung haben, geführt wirh”, für die Organiſation der Verwab— 
tung, reſp. des Verwaltungsbehördenorganismus zwei Syſteme, das Real- und Provinzial: 
ſyſtem unterfheiden zu müſſen geglaubt. 

Faſſen wir diefe beiden Syſteme etwas fhärfer ind Ange, jo wird das Realſyſtem det it 
der Hauptfache vollendeten Staatdeinheit entiprechen, ohne daß dadurch ein geſunder, d. h. wi 
ver höhern politiſchen Einheit verträglicher Particularismus oder Specialismus ber Permal: 
tung undeineentipredhende jelfgovernmentale Mitwirkung abjolut ausgefhloffen fein kann. 
Realſyſtem ift an ſich durchaus nicht wefentlich hypercentraliſtiſch, fondern die im ihm liegende 
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Ginbeit wird in jedem Staat ebenfo fein, wie deſſen Einheit ſelbſt innerlich befchaffen if. Das 
jogenannte Provinzialſyſtem erſcheint dagegen ald der Träger zweier Ideen, nämlid einmal der 
Idee eines politifchen Weſens, welches infolge feiner Zufammenfegung aus Ländern und Leuten 
der Gonföberation näher ift ald dem Einheitsſtaat, und dann der Idee einer Verwaltung, in 
welcher die ftaatliche Verwaltungsthätigfeit unter dem Selfgovernment fteht; alfo zwei Ideen, 
die miteinander verwandt find. Allein offenbar gewährt auch dieſes Syſtem feinen ſeſten Halt- 
punft. Der Begriff einer Conföderation iſt der elaftifchite und unbeſtimmteſte von der Welt. 
Der aud in ihr enthaltene Gedanke einer Einheit ift entweder ſtark und im Auffteigen, dann 
wird aud über dem Ganzen eine Art von Realſyſtem ftehen, welches das Provinzialfuftem be: 
herrſcht, daſſelbe alfo nicht zum maßgebenden Syſtem für die Organifation der Gefammt: 
verwaltung werben läßt. Iſt per Einheitögedanfe ſchwach und im Abnehmen, jo wird der Er: 
folg fein, daß, wie viele fogenannte Brovinzen oder Länder, fo viele Realſyſteme allmählich 
entftehen. Was zwifchen diefen beiden Alternativen liegt, find Übergangszuftände. Die Selbft- 
verwaltung aber an fich allein genommen, d. h. ohne Verbindung mit dem fogenannten Pro— 
vinzialſyſtem, unterſcheidet ji weder wegen ihrer Formen noch wegen des Grades ihrer Aus: 
bildung oder Ausdehnung innerlih und wefentlid) von der Amtöverwaltung. Iſt fie überhaupt 
tüchtig zur Staatöverwaltung und von der Idee ded Amts für und durd den Staat getragen, fo 
gibt fie vom Standpunft der Verwaltung aus um jo weniger eine Veranlaffung, ein beſon— 
dered Syftem anzunchmen, ald auch die nad Amtern organiſirte Staatöverwaltung eine ſelf— 
governmentale Mitwirkung nicht nur nicht ausichließt, jondern in Verwirklihung und Durd: 
führung der conftitutionchlen Idee jogar mwejentlih verlangt. Die Bezirksräthe alten (wie die 
Diftrietsräthe in Baiern) und neuen Datums (wie die Bezirfsräthe nad dem badischen Geſetz, 
die Organifation der innern Verwaltung betreffend, vom 5. Oct, 1863, $. 2fg.), die Landräthe 
und Kreisverjammiungen (f. dad citirte Geſetz $. 24 fg. und das bairijche Gejeg, die Landräthe 
betreffend, vom 28. Mai 1852), die nod) da und dort, 3. B. in Preupen beftehenden Provin: 
ziallandtage, die Handels-, Babrif- und Gewerbsfammern, die auf Afjociation beruhenden 
induftriellen und lanbwirthichaftlihen Auftalten u. ſ. w., alle dieſe Dinge beweifen, wie bie 
Ideen ded Provinzialivftemd mit denen des Nealfoftems vereinigt werben fünnen. Der Ruf der 
Intelligenz in Frankreich aber nad) Decentralifation ift nicht ein Ruf nad) Aufhebung der reellen 
Rantlihen Einheit Frankreichs und feiner Verwaltung, fondern ein Ruf nad) Bejeitigung der 
unnatürlichen Übertreibung des Realſyſtems, und während England gegen Schottland und Ir— 
land trog jeines Selfgovernment fehr realfoftematifch vorging und niemand in dem englijchen 
Selfgovernment eine Spur von zerſetzendem Provinzialismus erkennen kann, verlangt man doch 
täglich mehr eine beffere und volftändigere Organijation der Ämter, refp. Verwaltung, weil 
einerjeitd das Selfgovernment überhaupt den gefteigerten Anforderungen an die Berwaltung 
nicht mehr genügt, andererſeits die rein ariftofratifhe, reſp. oligarchiſch-plutokratiſche Artung 
des gegenwärtigen engliihen Selfgovernment gegen den Geiſt der Zeit geht. 

Stein ift ed nun, welder in den mehrerwähnten Werf ein neues Syſtem für den Verwal: 
tungsorganismus aufftellt, welches er der deutſchen Entwidelung entnimmt. Nach ihm ift der 
Verwaltungdorganismud nothiwendig von zwei Syſtemen beherrfcht, deren erfted er Minifterial- 
ſyſtem, das zweite Behördenſyſtem nennt (S. 304 fg.). Er geht hierbei davon aus, „daß, 
wenn die ftaatöbürgerliche Geſellſchaft die Selbftändigfeit ver ſtändiſchen Rechte dem einheitlichen 
Millen des Staats unterorbnet und die Gleichheit ver Thätigkeit des legtern auf allen Punkten 
durhführt, es einen Organismus geben müſſe, welher allen Hauptgebieten ver Verwaltung 
in weiteften Sinne dieſelbe perſönliche und einheitliche Form gibt, die der Staat ald Ganzes in 
feiner Berwaltung hat, während ein zweiter Organismus diefe Verwaltung mit den wechſelnden 
Beionderheiten in Harmonie bringt. Jener erfte Organismus hat daher zur Aufgabe, die 
möglichſt einfachen und gleihförmigen Grunpfäge und Regeln feftzuftellen, welde in der ört: 
lien und beſondern Thätigkeit der Verwaltung durchzuführen find. Er wird diefe Aufgabe 
durch zwei Thätigkeiten löfen : erftend durch maßgebende Beitimmung jener Regeln und Grund: 
füge für die befondere Verwaltung in der Form allgemein gültiger Verordnungen; zweitend 
durch die Entſcheidungen der einzelnen Fragen, melde durch die wirklichen Lebensverhälniffe an 
den Mittelpunkt der ganzen Berwaltung heranfommen. Während daher der zweite Organis- 
mus, dad Behörbenfyften, ven wejentlihen Willen des Staats beftändig in feinen Verſchieden— 
heiten und Beſonderheiten auflölt, muß der erfte beftändig wie Einheit wiederherftellen. Und 
da num diefe Einheit ſtets der Wille des Staats in ver Form des Geſetzes ift, fo ifl dieſer erfte 
Organismus derjenige, deffen Aufgabe e8 ift, beftändig dad Gefeg mit feinen feftftehenden ein- 


648 Staatöverwaltung 


heitlihen Beftimmungen, und wo dieſe mangeln, den Geift des Gefeges zu verwirklichen. Das 
Minifterialfuftem ift daher derjenige Organismus, der der Träger des felbftändigen Willens 
des Gefeges im Leben des Staats ift, während das Behördenſyſtem vielmehr die gegebenen Ber: 
hältniffe des wirklichen Lebens feinerfeitd zur Geltung bringt und die mögliden Modificationen 
deö gegebenen Gefeged zu vertreten hat“. Auch nad den äußern Formen der Thätigkeit fei ein 
wefentlidher Unterſchied beider Syſteme. „Denn das Minifterialfoftem ift niemals eine ausfüh— 
rende, ſondern ſtets nur befehlende und entſcheidende Gewalt; feine Thätigkeit befteht in den 
Beſchlüſſen, mit welchen e8 die Thätigfeit des Behörbeniyftems leitet; und ebendadurch ift nur 
durch das Minifterialivftem die Verantwortlichkeit und der Inhalt derſelben im verfaffungs: 
mäßigen Verwaltungsrecht möglich“ u. ſ.w. 

Wie jehr wir num die legtere Anficht tbeilen und, was wir fhon früher (ſ. Minifter und 
Regierung) ausführten, nur eine Minifterverantwortlichfeit wegen Berfaffungsverlegung an: 
nehmen (f. auch Held, „Staat und Geſellſchaft“, Thl. II), fo können wir do in vielem We: 
fentlihen mit den angegebenen Ausführungen nicht übereinftimmen. Bei dem fogenannten Mi: 
niſterialſyſtem fheint und namentlich die Aufgabe der Minifterien, für größere Gefeggebunge: 
arbeiten die mwejentlihften Vorbereitungen, namentlih die Ausarbeitung der Entwürfe zu 
machen, ferner deren Berhältniß zum Souverän oder dem Staat und Regierung perfonifici: 
renden Subject, welches allein ven Staatswillen auch bei Berorbnungen ausfpridt, dem bie 
Minifter alſo, falls fie nicht auf veffen Befehl Handeln, nur das Project des zu erlaffenden Be- 
fehl, der zu gebenden Entfheidung zu unterbreiten haben, außer Anfag gelaffen; die felbft in 
den officiellen Erlaffen hervortretende Formel aber, daß der Souverän fein Minifterium mit 
der Ausführung diefes oder jenes Gefeged ausprüdlid beauftragt, dürfte beweifen, daß bie 
Thätigkeit beffelben aud) eine ausführende fei. Überhaupt dürfte e8 nicht geeignet fein, Bollzug 
und Erlaß einer Norm materiell fo durchaus zu trennen, wie etiwa der Erlaß einer den conftitu- 
tionellen Formen der Geſetzgebung anheimfallenden Norm von deren Vollzug durch Verordnung 
formell getrennt erfcheint. Bei dem Behördenſyſtem aber ſcheint und irrig, daß die Eigenfhaft 
der Minifterien als Behörden, rejp. ald allen Verwaltungsämtern verwandt und als die noth: 
wendige Spige aller Berwaltungszweige, damit aber aud) die höhere Einheit zwiſchen den Mi- 
nifterien und den ihnen untergeordneten Ämtern in Trage geftellt wird. Es erjcheint Died um 
jo bebenklicher, als z. B. Mittelftellen, in denen die ganze Verwaltung eines größern Kreifes, 
refp. alle Branchen verfelben vereinigt find, eine vollfommen bureaufratifche Einheit im der 
Perfon ihres Präfiventen darftellen, während jelbft das vollftändigft einheitlich geordnete Ge— 
fammtminifterium jedes einzelne Minifterium in Bezug auf feinen befondern Reffort, vorbehalt- 
lich der Einheit in den leitenden Grundfägen der Politik, jelbftändig läßt. 

Nach ven Brundfägen des abfolut regierten Staats ohne die conflitutionellen Gefeggebungs- 
formen war die oberfte Berwaltungsbehörbe zwar im Sinne ded Verfaffungäftaatd unverant- 
wortlich; aber fie mußte auch ein Rathscollegium bilden, in weldem jeder Rath mit feiner 
Meinung auftrat und diefelbe vertrat. Er Fonnte überftimmt, aber nicht zur Vertretung einer 
andern Meinung, z. B. des Präjidenten des Gollegiumd, angehalten werden. Stein nennt 
dies Collegialſyſtem. Es ift nun im allgemeinen ganz richtig, daß heutzutage weber das Ge- 
fammtminifterium noch ein einzelnes Minifterium für fih ein Collegium bildet ober bilden 
fönnte, weil es eine conftitutionelle Berantwortlichkeit geben muß und dieſe nur für den Mi- 
nifter felbft praftijch zuläffig ericheint. Man kann dies bureaufratifches Syftem nennen. Allein 
wir müffen doch auch ausſprechen, daß, wie ſich thatſächlich in unſern Miniſterien und Ge— 
ſammtminiſterien collegiale Einflüſſe wirkſam zeigen, ſo ohne Zweifel auch in dem ehemaligen 
Collegialſyſtem bureaukratiſche Erſcheinungen vorgekommen ſind.7) 

Die Einheit der Verwaltung fordert aber auch, 1) daß kein Gebiet derſelben ohne miniſte⸗ 
rielle Vertretung bleibe, was ehedem unter dem abſoluten Fürſtenthum nicht nothwendig war, 
und 2) daß alle ſelfgovernmentale Thätigkeit in der Verwaltung nicht außerhalb der Verantwort⸗ 
lichkeit falle, vefp. nicht centrifugal werden fönne, was durch die nothwendige Beſtätigung aller 


7) Die gegenwärtigen franzöfljchen Minifter find die vom Kaifer gänzlich abhängigen Vorſtände 
feiner verfchiedenen Berwaltungsabtheilungen. In England erfcheint das Minifterium als das vom 
König präfldirte (privy council) Berwaltungscollegium der Prärogative der Krone und bes Parla- 
ments; in Deutfchland, wo nur die größern Staaten in Frage fommen, hängt die Bedeutung der Mi— 
nifterien von den Refultaten der ganzen Verfaffungsentwidelung, reip. von den Schwanfungen und 
Kämpfen derjelben ab. Vgl. Stein, I, 321 fg. Held, Staat und Befellfaft, Thl. II, Abjchn. 11. 
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woichtigern Acte derfelben durch die Regierung und die ununterbrochene Staatsoberaufficht, deren 
wahre Bedeutung nur hierin zu fuchen ift, erreicht wird. (Stein, a.a.D., 310.) ®) 

Die Minifterien haben nun jedes ein förmliches Syftem von Behörden unter ih, durch 
welche, oft in einer untern und mittlern Inftang?), jedes Minifterium gleihfam das ganze 
Zand erfaßt. Die felfgovernmentale Thätigkeit entjpricht bei ihnen einigermaßen der Thätigkeit 
der Volfärepräfentation gegenüber ven Minifterien. Die früher erwähnten Unterſchiede in den 
Entwidelungen der europäifhen Hauptvölker müffen ſich auch hier einflußreidh erweifen. Golli- 
fionen zwifchen verfhiedenen Minifterien, z. B. wegen der Trennung zwiſchen Juſtiz und Av: 
miniftration, find ebenfo unvermeidlih wie dad Zufanmenwirfen verfelben in Angelegen: 
beiten, welche nicht blos ein einzelnes derfelben betreffen. i 

ine tüchtige Berwaltung verlangt hinreichendes Borhandenfein der nöthigen Amter nad 
Art, Zahl und Dichtigkeit der Bevölkerung, ausgezeichnete Befegung derjelben, geficherte 
Stellung des Beamten und Ausſicht auf Berbeflerung feiner Lebendfituation auch ohne Beför: 
derung zu einem andern, reſp. höhern Amt. Cine richtige politifhe Bildung wirb heutzutage 
die Hauptſache fein. Sie wird dad Heer werthlofer Beamten befeitigen und die dem conftitn: 
tionellen Staat unentbehrliche richtige jelfgovernmentale Betheiligung anbahnen und zum Wohl 
des Staats verwerthen helfen. 3. Held. 

Staatswiſſenſchaften. Wiſſenſchaft ift das rihtige Wiffen im und durch das Wiſſen 
im rehten Zufammenhang, daher das foftematifche (nicht fhematifhe) Wiffen oder das 
Miffen im organifhen Zufammenhang. Richtig ift alled menfhliche Wiflen in dem Maße, als 
ed wahr, wiſſenſchaftlich als e8 von der Erfenntniß der höchſten Befege alles Entftehens, Seins 
und Vergehens getragen ift. Bei der Einheit des göttlihen Schöpfungsgedankens muß ſich er: 
geben, daß alle wahre Wiffenfhaft nur eine Einheit oder daß die höchſte menfchliche Willen: 
ſchaftlichkeit nur die möglichſt einheitliche Erfaffung aller gemußten Wahrheiten fein fönne. 

Dieſes Gefeg der Einheit aller Wiffenfhaft ift zu allen Zeiten und bei allen gebildetern Böl- 
fern einigermaßen erfannt und auf verſchiedene Weife zu realifiren verſucht worden, obgleich 
überall doch auch eine gewiſſe Einfeitigkeit neben aller Univerfalität der verſuchten Auffaf- 
fungen hervortritt. 

Wenn ein Volk einigermaßen zum nationalen Selbftbewußtjein erwacht, fo wird von einer 
feldftändigen Staatswiſſenſchaft deshalb allein noch lange nicht die Rede fein. Man wird fih 
eine Weile mit ver Staatsfunft begnügen, welche einmal nad aufen durch den Krieg und die 
diplomatifhen Verbindungen, dann nad innen, und bier befonverd, durch die herrſchende 
Klaffe fihernde, focial: politifhe und verfaffungsmäßige Ordnungen hinreichend beichäftigt ift 
und natürlich mit den übrigen Wiffendelementen aud die Erfenntniffe vom Staat verbindet, 
diefe von den erftern beherrichen läßt oder umgefehrt. Unter ſolchen Umſtänden müffen vie fo: 
eialen und politifhen, rechtlichen und fittlihen Veränderungen, die im Lauf der Zeit unter 
den mädtigften gegenfeitigen Einwirkungen zwiſchen den freien Anſchauungen und den Inftitu= 
tionen vor fi geben, aud auf den Charakter ver Staatskunſt und der ftaatlihen Erfenntnif, 
auf das Verhältni zwifchen beiden und auf die leitenden Grundfäge große Einwirkung haben. 
Daher jehen wir bald eine rein Friegerifche Politif, bald eine religidß=theofratifche, bald eine 
rationaliftifche, bald fehen wir dieſe Principien miteinander wechfeln, bald ſcheinbar das eine alle 
übrigen verfhlingen, und wenn bier häufig die Gewalt die Rolle des Rechts zu ſpielen vorgibt, 
fo dürfte ed nur geredht fein, zu fagen, daß auch Schlauheit und Lift unter folden Umftänven 
ganz beſonders die Rolle ver Wiffenfchaft fpielen. 

Theorie und Prarid, menfchliche Freiheit und ftaatlihe Gebundenheit, Einfeitigfeit und 
harmonifches Streben finden fi demnach mit den erften Erſcheinungen flaatlihen Bewußtſeins 
in gegenfeitiger Befämpfung, und haben fon die älteften Staaten des Orients in dieſer Bezies 
hung neben einzelnen echt wiffenfhaftlihen Streiflichtern um fo mehr nur Gewaltthat und Lift 
ald die Duinteffenz ihrer Staatöfunde aufzuweiſen, als fie in ihrem theofratifchen und ifoliren= 


8) Über die verfchiedenen Minifterien, ihre Bedeutung u. f. w., ebend. S. 311 fg. 

9) Unfere Zeit ift eigentlichen Berwaltungsmittelbehörden nicht günftig. Hat doch felbft in der Juftiz 
das Dreiinftanzenfpftem fchon fehr gelitten. In Baden find die Regierungen als Mittelbehörben bereite 
durch das obencitirte Geſetz befeitigt. Mit Recht jagt Stein, die fchließliche Geftaltung diefes Punktes 
fönne erft dann fommen, wenn man die unterfte Behörde als das Regierungsorgan für die Selbftver: 
waltungsförper ber unterften Berwaltungsgebiete (größere Städte, Landdiſtricte oder Bezirke u. f. mw.) 
anerfennt und ihnen ihre amtliche Function in diefem Sinne und Geifte beftimmt wird (a. a. D,, I, 836). 
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folche die ungeheuere Macht, melde die ftaatswiffenfchaftliche Literatur zu üben vermag und auch 
wirklich oft geübt bat, und erklärt ſonach die wichtigften hiftorifchen Erfheinungen nach ihrem 
vollftändigern Gaufalzufammenbang, die außerdem nicht begreiflich wären.?) Dann ift fie ein 
um fo nothiwendigered Mittel der Selbfterfenntniß, je mehr wir in der Regel geneigt find, ge: 
rabe das Näcjftliegende zu verfennen.*) Und eben deshalb Halten wir eine folde gründliche 
Einſicht für unentbehrli; denn fie allein lehrt und, wie unendlich Vieles und Großes andere 
Bölker und Menſchen ſchon lange vor und erdacht und gethan haben, und rebucirt das Selbft: 
gefühl der Gegenwart auf das rechte Maß. Und wer möchte zweifeln, daß die rechte Beſcheiden 
beit, welche durch die Erkenntniß des wahren Werths bevingt ift, Völkern und Menſchen in 
politiiden Dingen weniger nöthig wäre als in andern? 

Mir glauben vor allem über ven gegenwärtigen Stand der Staatswiffenfhaften und dann 
über das Syftem und ausfprechen zu müffen, in welchem wir die hier beabfidhtigte encyklopädiſche 
Überficht mit Geſchichte*) und Literatur zu geben gedenken. 

Sind num unfere Zeiten weder die erſten und einzigen, melde eine Staatäwiffenihaft 
haben, kann man ferner unfere Staatswiffenihaften weder nah Methode und Form tadelles 
noch nad) ihren Nefultaten und nad) deren Verhältniß zu dem praftifchen Leben vollkommen br: 
friedigend erfennen, jo ift e8 Doch immer etwas Stolzes um den gegenwärtigen Stand verfelben. 
Denn nit nur haben wir in vielen Punkten die frühern Staatswiffenfhaften viel Höher gebe: 
ben, fondern aud in zahlreihen andern Punkten von höchſter Bedeutung das politifche Willen 
erft zur Wiffenichaft geiteigert. Es wird dieſes Verdienſt unferer Zeit dadurch nicht geſchmälert, 
daß wir auf dem Rüden ver großen Vorarbeiten früherer Zeiten ſtehen, und daß die praftifchen 
politifchen Bepürfniffe ver Gegenwart auf die wiffenfhaftlihe Durchbildung manches politifchen 
Wiſſens drängen, deffen Nothwendigkeit früher nicht fo erfannt war, und deffen wiffenjchaftlide 
Auffaffung ehedem noch nicht möglich geweſen wäre. 

Wir werden jogleih mit aller Ehrlichkeit eine Reihe der wichtigften Schwächen unferer ge: 
genwärtigen ftaatswifjenihaftlihen Richtung hervorheben. Nichtsdeftomeniger glauben mir 
ihon jegt jagen zu müffen, daß die Deutfchen ih mit dem zum Schmähmwort gewordenen Wit: 
wort „Brofefforenweisheit‘’ jelbft ind Geſicht ſchlagen, oder daß jle damit das einzige, worin dad 
Ausland Deutſchland anerkennt, die wiſſenſchaftliche Superiorität unferer Nation ®), audy noch 
binwegwerfen. Denn die deutſchen Profeſſoren waren und find, in der Regel wenigſtens, bie 
Männer der deutſchen Wiffenihaft, die deutſchen Univerfitäten waren und find noch immer bie 
größten deutſch- nationalen Anftalten. Oder jollten Namen wie Bufenvorf, Kant, Schelling, 
Hegel, Fichte, Wolf, Kraufe und fo viele andere, welche felbft dem nur oberflählid gebildeten 
Ausländer ald die Koryphäen der Befreiung ded menfhlichen Geiftes und der Läuterung ber 
Geſellſchaftsverhältniſſe wie der ftaatlihen Ordnung erfheinen, gerade von den Deutfchen ge: 
ſchmäht und vergeffen jein? Und wen biäher die deutſche Profefforenweisheit nicht ausreichte, 
um der deutſchen Patrioten politifhe Sehnſucht zu verwirklichen und alle focialen Räthſel zu 
löfen; wenn es derfelben nicht gelang, Regierungen und Völker einem größern Gebanfen von 


3) Bgl. Torqueville, Das alte Staatswefen und die Revolution, S. 161—173. 

4) das Studium der Gefchichte der Wiffenfchaft flößt uns, wie Buffon, unvermeidlich die Meis 
nung ein, daß, jo groß auch unſer Intereffe fein mag, uns felbft zu erfennen, wir doch wahrfcheinlid, 
alles beſſer kennen, was außer uns liegt; und mit Rouffeau werden wir glauben, daß viel Philoſephie 
dazu gehört, die Dinge zu beobachten, welche ung am nächften liegen.‘ Garey, Die Grundlagen der 
Socialwiſſenſchaft. Deutiche Überſetzung, 1, 8. 

5) Die neuefte Zeit ift, mamentlich in Deutjchland, befonders reich an Literaturgefchichten. Für 
die Geſchichte der Stautswiflenfchaften aber ift bis zur Stunde fein vollftändiges Merk vorhanden, und 
R. von Mohl’s aus einer Neihe großer flaatsliteraturgefchichtlicher Aufläge beftehende Geichichte der 
Literatur der Staatswiffenichaften noch immer das Bollftändigfte, was wir befigen. 

6) Proudhon, La guerre et la paix, I, 102, 130. Während aber felbft ein B. Guerard das Heil 
Fraukreichs nur in dem Berichwinden des legten Tropfens Sicamberbluts aus den Arterien der Fran: 
zofen findet, erklärt ein ausgezeichneter hiftorifcher Schriftfteller faft gleichen Namens, Gerard (Histoire 
des Francs d’Austrasie, 2 Thle., Brüffel, Baris und Leipzig, II, 399): „Ce que la revolution fran- 
gaise a detruit n’etait aucunement germanique, mais que les choses qu'elle a volu Edifier ra- 
pellent la constitution primitive des Francs (?), la liberte d’abord, qui n'est pas une utopie 
comme l’egalite et la fraternite — ensuite la propriete pleine et entiere d’alleux! Les bases 
de la societe regenerde etaient celles de l'ordre des Francs avant que par linfluence de l’eglise 
gallo-romaine ils se fussent approprie des usages destructives de toute propriete et de li- 
berte. La revolution de 1789, loin d’&tre dirigee contre les Francs, fut donc le triomphe de 
leurs principes ete.“ 
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dem Beruf und der entſprechenden Organiſation der deutſchen Nation zuzuwenden, wer hat dies 
alles bisher mehr verſucht, wer hat es beſſer gekonnt, wer hat mehr erzielt als ſie? Oder ſind 
die Gewerbsleute, die Kaufleute u. ſ.w. allein die Sachverſtändigen ihrer Branchen, die Pro— 
fefforen aber nicht mehr die Sachverſtändigen in der wiffenfhaftlichen Erfenntnig? Und iſt vie 
Wiſſenſchaft Heutzutage entbehrlicher, weniger werth als ſonſt? F 

Immer aber iſt zuzugeſtehen, daß das ſtolze Gefühl, welches uns bei der Überſicht unſerer 
reichen Literatur der Staatswiſſenſchaften beſchleicht, weſentlich herabgeſtimmt werden muß: 
1) Durch eine gewiſſe allgemeine Unpopularität des ſtreng wiſſenſchaftlichen Betriebs der Staats— 
wiſſenſchaften. Es werden zwar auch populäre Darſtellungen ſtaatswiſſenſchaftlicher Gegen— 
ſtände wenig gehört und geleſen, aber noch viel weniger ſtreng wiſſenſchaftliche und Gelehrſam— 
keit wie Theorie ohne weiteres als graue Dinge bezeichnet, denen gegenüber jedes savoir faire 
wie der goldene Baum des Lebens oder vielmehr wie das goldene Kalb angebetet. 2) Durch das 
Berhältniß der Staatswiſſenſchaften zu ven wirflihen Zuftänden. Denn es genügt ein Eurzer 
Einblid in die erftern, um zu erfennen, daß fie den legtern durchaus nicht entſprechen, und daß 
die Verſchiedenheit zwifchen der wiſſenſchaftlichen Theorie und den realen Verhältniffen nicht 
immer daher rührt, daß man von Wiffenfhaft nichts wiffen will, fondern auch daher, daß die 
Wiſſenſchaft die legtern nicht nad) Gebühr würdigt. 

Wenn ed nun richtig ift, daß feine menſchliche Wiffenihaft abjolute Wahrheit gewährt, und 
daß jede menschliche Wiſſenſchaft einigermaßen den Stempel ihrer Zeit tragen muß, fo dürfte ed 
nicht minder richtig fein, daß die Willenfhaft, indem jie fortfchreitend Mängel der Erfenntniß 
überwindet, aud) von jenem beftimmten Zeitftempel fi immer mehr emancipiren follte, was 
durchaus nicht ausſchließt, daß fie durd zeitgemäßen Inhalt und der Zeit entfprechende Form 
auch praftifch wirkſam zu werden ſuchen muß. 

In allen diefen Bunften dürfte ven modernen Staatswiſſenſchaften mit Fug manded vor— 
zumerfen fein. 

Die Hauptfehler aber, welche denſelben vorgehalten werben müfjen, dürften in folgenden 
Sägen zufammengedrängt fein, nämlich: Man geht nun zwar faft allenthalben bei ber Be: 
gründung jeder einzelnen ſtaatswiſſenſchaftlichen Disciplin vom Menſchen, nit jo aber von 
der richtigen Auffaffung des menſchlichen Wefens aus, und felbit wenn man dies thut, jo pflegt 
doch das richtige Princip nicht gebührend feitgehalten und durchgeführt zu werden. Wie der 
Menſch felbit frei und gefellig zugleih und, unter Ausgleihung der Freiheits- und Ordnungs⸗ 
bebürfniffe feines Wefens, nad harmoniſcher Entwidelung vefjelben in den drei großen Rich— 
tungen des irdiſchen Daſeins, Glaube und Gefühl, Vernunft und Erfenntnig, Körper und 
phyſiſche Exiftenzbedingungen ?), ftreben muß, wie das irdifche Ideal des Menſchen die ungeftörte 
Ausföhnung des Individuellen mit dem Gefellfhaftlihen und die höchſte harmoniſche Ausbil- 
dung von Seele, Geift und Körper ift, jo muß der Staat jelbft das höchſt denkbare frei- 
gefellige Gejanmtwefen fein, in weldem die Harmonie der drei großen Lebensrichtungen in 
nationaler Selbftändigfeit dargeftellt it. Der Staat erfheint vemnad als das jelbftändig ver— 
wirflichte Gleichgewicht einer Nation in Ordnung und Freiheit und ift gleichzeitig und gleich— 
mäßig Gegenftand des Gefühls, der Erfenntniß wie der materialiftifchen Bedürfniſſe des Men- 
fhen, und zwar beides in der Art, daß das Verſchiedene in unauflösliher Verbindung fid 
gegenfeitig organifch durchdringen, nicht feindlich abftoßen fol. Die Geſchichte jelbft ift nichts 
andered ald die Thätigkeit der Menjchen in dieſem koloſſalen Entwidelungsproceß, die und dem: 
nad mit der Bildung und Gefeßgebung, wie mit der ganzen innern Ausfüllung der Staaten 
und der mit ihr verbundenen Bewegung als der Kampf der Menſchen zwiſchen ven Ertremen der 
Ordnung und der Freiheit, wie zwijchen den verſchiedenen einjeitig hervortretenden Lebens— 
richtungen erfcheint. Diefe nad) unferer Überzeugung allein richtige Auffaffung des Menſchen 
und des Staatd, melde den Tod eined Staatd ald die nothivendige Folge unvermittelter Ex— 
treme und Einſeitigkeit erfcheinen läßt, ift aber in unfern Staatöwiffenjchaften keineswegs 
durhgedrungen. Im Gegentheil! An die Stelle einer gewiſſen, wenn auch fehlerhaften Ein— 
heit derfelben in frühern Zeiten ift infolge einer fehr weit gediehenen Arbeitätheilung eine ſehr 
große Zerfplitterung getreten, bei weldjer viel zu wenig an die Einheit gedacht wir. 

Staatswiffenihaft it Wiſſenſchaft überhaupt von dem Staat ald befonderm Ausgangs- und 
Zielpunft aus. Sie ift demnach die foftematifche oder organische Auffaffung des Staats nad 
den genannten drei Richtungen, alfo die organifhe Einheit derfelben. Dadurch wird das 


7) Dem entfpricht auch die Trias der claffischen Wiffenfchaften: Ethif, Logik, Phyfif. 
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durch eine active Antheilnahme an ven öffentlichen Geſchäften bedingt, welche auch hinwiederum 
gewiffe perfönliche Vortheile bringen muß. c) Das Leben des Staats befteht in dem lebendigen 
Antheil ver Bürger an den gemeinen Angelegenheiten. In diefem liegt die Macht, die Gewalt 
des Staats. Daher die Bedeutung des Conſenſes und der Majoritäten bei Gefeg- und Ur: 
theilsvorſchlägen; d) das Bürgerthum ift felbft eine Art von Magiftratur; Beamte find unent- 
behrlih, aber ihre Thatigkeit ift doch meift eine ausnahındmeife, und das Volk bleibt als orga: 
nifche Einheit ftetd der eigentliche Souverän. e) Die natürlihen Unterſchiede zwiſchen Geſetz— 
gebung, Recdtöpflege und Verwaltung find der clafjiihen Zeit ebenfo befannt 17) wie Die Ber: 
ſchiedenheit zwifchen den Inpividuellern und Allgemeinen, zwiſchen focialen 1?) und politiſchen 
Geſtaltungen, zwiſchen moraliih=religiöfen, vernünftig = rehtlihen und materiell = realiſtiſchen 
Dingen 13), zwifchen dem fperiellen Recht eines jeven Volks und einer gewifjen allgemeinen 
Gerechtigkeit, zwiihen innern und äußern Angelegenheiten u.f.w. Auch über die Kormen, 
Zwecke des Staatd, über die verſchiedenen Regierungsprincipien u.bgl.m. findet ſich in ven 
Werken diejer Periode viel Lehrreiches. 1%) Das Eigenthümliche aber bei allen diefen Dingen 
beiteht in ver großen Ginheit, in welder fie theoretifch und praftifch aufgefaßt werben. Berfai: 
fung, Jurisbiction und Die ganze Berwaltung bilden ein vollftändiges, ſich allenthalben durd- 
dringendes Ganze, welches auch durch ein und baffelbe Organ, durd das Volf in feinen ver: 
faffungsmäßigen VBerfammlungen oder in den Erwählten veffelben dargeftellt wird. Die per: 
ſönliche Freiheit und die politifche Pflicht find nicht minder unauflöslid vereinigt, und Recht 
Neligion wie Bermögen fo innig verbunden, daß ſtets das eine die übrigen bedingt. So ſehen 
wir in den Volföverfammlungen wie in den ftaatswiffenihaftlihen Schriften Gefege, Rechts— 
fprüde, öfonomifche und ſonſt gefellfchaftliche, religiöfe und fittliche Dinge verhandeln und ent: 
fheiden und die ftaatlihe Einheit fo jehr alles übrige dominiren, daß der Menſch, wenn er frei 
fein will, diefe Ordnung entweder brechen oder fi ihr entziehen muß. Die Griechen find in 
der Abjolutfegung ihres Staats fo weit gegangen, dap den Römern nichts mehr zu thun übrig: 
geblieben wäre, wenn fie auch ebenjo weit hätten gehen wollen, als die Griechen gegangen 
waren. Man gevenke deſſen, was Solon und Lyfurg 3. B. in Bezug auf das Bamilienleben, 
Ehe, Nahrung, Kleidung, Spiele, Künfte u. ſ.w. vorgefährieben, und vergleiche Dazu, was 
Plato und theilweife felbft Ariftoteles verlangten. Die Staatöwiffenfhaften ver Alten Welt 
bilden demnach faum einen unterichiedenen befondern Theil dev Wiffenfhaft überhaupt; noch 
weniger aber jind jie jelbft wieder in verfchiedene ſcharf abgegrenzte Disciplinen unterabgetbeilt. 

Die Ausartung der Herrjchaft des Stantd, die wir gerade in der hervorgehobenen Einheit 
ſich jo recht bethätigen jehen, und in deren Folge der claſſiſche Freiſtaat felbft den Vollbürger 
um fo mehr deöpotifirte, je entjchiedener feine Geſetze die Unabänderlichkeit beanfpruchten, dieſe 
Ausartung, die nur durch die großen Vortheile erklärlich ift, welche das volle Staatsbürger. 
thum gewährte — fie erſcheint als die Urfahe, warum die Verfaffung der fragliden Staaten 
vorzüglid, ja nur ven äußern und innern Krieg im Auge haben mußte. Die Verfaſſung der 
clafftihen Republifen war daher weſentlich eine Heeredorganifation, gegen den innern Feind, 
bie Nichtvollbürger und Sklaven, gegen den äußern Feind, die ganze übrige damalige Welt 
und bejonders gegen den nächſten Nachbar gekehrt. 15) Daher jehen wir auch in diefer Periode 
bie ich überall wiederholende Erfheinung, daß man gegen die herrſchende Ariftofratie auftritt, 
ih mit vem Auslande und mit dem nicht herrſchenden Theil des Volks verbündet, und daß jede 
monarchiſche Beitrebung mit der Unterdrückung der Ariftofratie und mit einiger Befreiung der 
untern Klaſſen verbunden ift. 

f) Ein beſonderes Berdienft ver griehiichen Staatswiſſenſchaften erkennen wir in dem ent: 
ſcheidenden Gewicht, welches diefelben auf die ganze Erziehung gelegt haben. 16) Se Unnatür: 
licheres aber nach unfern Begriffen die Verfaſſungen der claſſiſchen Republifen, die, aus ber 


11) Hildenbrand, Syſtem der Rechtsphilofophie, [, 31. 

12) Held, Staat und Geſellſchaft, II, 32, und Nadhträge dazu. 

13) Man gedenfe des Zufammenhangs des Procefies mit der Religion, ber actus legitimi, der Ber: 
bindung der mores majorum mit ben responsa prudentum, plebiscita u, f. w. 

14) Rofcher hat in feinem ausgezeichneten Werk über Thucydides gleichfalls nachgewiefen, wie wenig 
unfere Zeit ein Anrecht auf die Priorität der meiften politifchen Gedanfen habe; |. a. a. O., ©. 242, 
Note 2. 

ee = te Königthum vgl. den Art. Monardie und Mommfen, Römifche Geichichte, 
1,59, 61 fg „80. 
16) Auch die Base Jugend lernte in ben Schulen vor allem die Zwölftafelgefepe. 
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Entfernung der Jahrtaufende betrachtet, heute noch vielen das Vollkommenſte an flaatlider 
Weisheit zu umſchließen feinen, von dem Vollbürger forderten, und je natürlicher eö gerade 
bei ven Fünftlihen Eriftenzbedingungen jener Staaten war, defto leichter läßt ſich dieſes große 
Gewicht auch begreifen. Jedenfalld aber gibt die claſſiſche Staatswiffenfhaft unfern Zeiten die 
große Lehre, daß alle Bürgertugend durch die Erziehung bedingr und daß, je mehr Bürger zur 
activen Betheiligung zugezogen werben follen und je höherer Iberth von den Staatdangehörigen 
fel6N auf die Zulaffung zu einer folhen Betheiligung gelegt wird, deſto mehr die politiiche Er— 
Ziehung bie erfte Pflicht des Staats und jedes guten Bürgers fein müffe. 

Übrigens würde man fi jehr irren, wenn man glaubte, daß durch die ganze claſſiſche 
Staatöliteratur der eben unter e hervorgehobene Einheitsgedanke etwa in der Weife ginge, daß 
dieſelbe ſtets die volle Harmonie der materialiftifhen, rationellen und ethifhen Richtung 
darſtellte. 

Unter ven vielen Lehrern und Schriftſtellern der den Staat immer voranſtellenden griechi— 
ſchen Philoſophie, deren Namen uns großentheils ohne ihre Schriften und von denen dermalen 
nur vereinzelte Außerungen erhalten find, waren ohne Zweifel zu jeder Zeit Männer von 
den verfhiedenften Richtungen, alfo Männer, bei denen die materialiftifche, oder die rationa- 
liſtiſche oder die fpiritualftiiche Seite überwog. Und wenn und der Sophisinus und Skepticis— 
mus mit Ariftoteled mehr die rationaliftiiche, vie alte Joniſche Schule und der fpätere Epiku— 
räismus mehr die materialiftiiche, die Pythagoräiſche Schule mit Sokrates und Plato fowie 
mit der jpätern Stoa mehr die ethifh-fpiritualiftifche Richtung in verſchiedenen Zeiten und Auf: 
fafjungen darftellt, jo ift es far, daß die vorherrſchende Bedeutung der einzelnen Richtungen, 
der Wechſel unter ihnen durch das ganze Leben der griechiſchen Staaten geht, da die fraglichen 
Männer und ihre Schüler infolge ded unter e bezeichneten Zugs tief in das praftifche Leben 
eingriffen und jelbft oder durch ihre audgezeichnetern Schüler die Schidjale ihrer Staaten 
beftimmten. 

Hier tritt aber fogleih noch ein weiterer Zug der claffifhen Staaten hervor, nämlich: 
8) Nach ihrer ganzen Anlage mußten die claſſiſchen Republifen auf ein gewiffes gleiches Maß 
der Befähigung ihrer activen Mitglieder gebaut fein. Infofern und nur injofern waren fie de— 
mofratiih. Eminentere Begabungen ertrugen fie nicht, wenn fie ſich in das Staatsleben mi: 
ſchen wollten, obgleich gerade diefe auf das politifche Leben angemiefen fein mußten; Begabun: 
gen aber unter dem verfaffungsmäßigen Grade der Mittelmäßigkeit vermochten fie nicht auszu— 
ſcheiden. Die Mittelmäpigfeit alfo mußte herrfchen, denn das active Bürgerrecht war Herrſchaft. 
Daher ver Oſtracismus aus Furt vor einer begabten Tyrannis oder gemaltthätige Ummäl- 
zungen mit lügenhaften Beibehalten republifanifcher Formen. Daher aber auch der geringe 
Einfluß tief veformirender Theorien, die Verfolgung ihrer Träger. Was ven beftehenden Ein- 
rihtungen gefährlich werden konnte, erjchien wie eine Auflehnung gegen die allein berechtigten 
Staatögottheiten, und wenn dieſe felbft von dem unbefannten, geheimnigvollen Fatum be— 
herrſcht wurden, jo mochte ſich auch derjenige mit dem Fatum tröflen, welches ihn mit der be- 
ftehenden ſtaatlichen Ordnung unverträglid erſcheinen lieg und feine Entfernung ober Beftra- 
fung nöthig machte. Nirgends gab ed mehr, politifche Märtyrer ald in den claffifchen Repu— 
blifen; nirgends wurde die politiſche Meinungäverfhiedenheit und die Größe über das Mittel: 
maß gefährlicher als in diefen; dort aber wie bei und wußte man ftetd das politifche von dem 
gemeinen Verbrechen zu unterſcheiden. 

Nicht der Sophismud, fondern feine Entartung bezeichnet den Niedergang ber griechiſchen 
politifchen Literatur wie der Glanzperiode der griedhifche Republifen. Und wenn die Sophiften 
bereitö den Grundfag aufftellten, daß alles Recht auf ver Stärke beruhe 17), und denfelben, der 
ſich im allgemeinen wol rechtfertigen ließe, wenn man den Begriff der Stärfe in feiner man— 
nichfachen Bedeutung auffaßte, echt fophiftifch ausheuteten, jo gelangten die Stoifer mit den 
Epifuräern von dem Princip der Blütezeit der clafitiihen Republifen, daß nämlih alle Tu— 
gend nur politifche Tugend fei, zu der blafirten matten Lehre, daß ſich der Weife gegen den 
Staat ziemlich gleihgültig verhalten werde. 18) 

Die griechiſche Staatswiſſenſchaft, refp. VPhilojophie, beginnt gefhichtlih mit Thaled, dem 
Stifter der Joniſchen Schule, deren Richtung eine wefentlih naturaliftifhe und wenig praf- 
tifche war. Übrigens dürfte doch jegt fhon hervorzuheben fein, daß die moderne Philofophie 


17) Roſcher, ©. 2583 fg. 18) Dahn, Procop., S. 105. 
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und mit ihr aud die modernen Staatswiflenfhaften einen ähnlichen Anfang genommen, um 
fi von der Scholaftif }9) frei zu mahen, und daß Thomas Hobbes und andere von den erfler 
Begründern unferer Staatswiffenihaften vorzüglid von der Mathenatif und den Naturmiflen: 
[haften ausgegangen find. Bon allen zu jener Schule gehörigen und befanuten Namen, all: 
von Anaragorad, Archelaus und Heraklitos 20) haben wir feine Werke erhalten; doch hat Die- 
genes Laertius manches über fie berichtet, und dürften die beiden legtgenannten auch über dı 
Staatswiffenihaften gefchrieben haben. 

Mehr wiſſen wir von der fogenannten Dorifhen Schule, deren Stifter Pothagoras war 
Ausgehend von vem Grundfag, daß das gefellfhaftlihe Leben nur dur die Bernumft geregen 
werben fönne, aljo die Vernunft herrſchen müffe, und daß die Philofopben die meifte Wernunt 
hätten, fam er zu dem Schlußſatz, der Staat müſſe von Philofophen regiert werben. u 
praftiihen Realifation diefer Idee gründete Potbagoras in Kroton einen Berein, um ta 
wahrhaft ariftofratifche Material zur Beherrſchung der Städte zu erziehen, und fheinen die Pr 
thagoräer, welche in der That überall an die Spige famen, der Herrſchaft jedenfalls würkigr 
geweſen zu fein ald die frühere Dligardie. Doch kam bald nah des Pythagoras Tode legter 
wieder and Ruder; die Pythagoräer, die ihrem höhern Prineip untren geworven zu fein ſcei— 
nen, wurden ſämmtlich erihlagen. Die bei Stobäus anfgefundenen Fragmente Des Hippoede 
mus von Milet und einigen andern, welche den Pythagoräern zugezählt werben, wurden ei 
lange nach dem Zeitalter des Plato und Ariftoteles publicirt??) und verratben mit ihrer grofa 
Sympathie für das Königthum einen ftarfen Abfall von der Pythagoräiſchen Dortrin. 22) Ari 
der Gleatifhen Schule, welche den Übergang von der doriſchen zur attifchen Philoſophie ver 
mittelt, werden Barmenides und Zeno als Gefepgeber erwähnt, von den Sophiften aber Pre 
tagoras und Diagoras. 

Bon den Originalwerken der alten Philoſophie und Staatswiſſenſchaften haben ſich um: 
6108 die wahrfcheinlich bedeutendften, die Plato’8 und die meiften ded Ariftoteles, dann met: 
rere Schriften von Neuplatonifern, ein paar ffeptiihe Abhandlungen des Sertus Empirifus 
und einige ftoifhe Schriften erhalten. Die Werke ded Diogenes Kaertius, des Flavius, Phil⸗ 
ftratus und Eunapius befigen wir nur no in Auszügen. Ubrigens find doch auch mod die 
Werke anderer griechiſcher und römiſcher Schriftfteller, 3. B. des Tacitus, Plutarch, Atbe: 
näus, Photius, Suidad, Gellius und Macrobius, Polybius, beſonders des Eicero jehr 
wichtig 2°); am wichtigften aber die in ven Quellen des Römiſchen Rechts felbft niedergelegten 
wiffenibaftlihen Anſichten der berühmteften römijchen Juriften und Staatsmänner. 

Nachdem den Arbeiten des Plato und Ariftoteles in diefem Werfe bereitd eigene Artifel 
gewidmet find, wollen wir und hier darauf beihränfen, die übrigen bervorftehenden Erſchei— 
nungen der clafjiihen Staatswiſſenſchaften kurz zu fhildern und die genannten Koryphäen der: 
felben nur in die ganze Entwidelung hineinzuftellen. 

Eine der beveutendften Erſcheinungen in der politifchen Kiteraturgefhichte der Alten Melı 
wird aber ſtets die Sophiftif bleiben, ſchon deshalb, weil ihre Lehren Geifter wie die bei 
Sokrates, Plato und Ariftoteles zum Widerſpruch herausforderten und fo vielleicht ver 
Anftoß zu den unfterblichen Werfen ver legtern gaben. In der Geſchichte der Sophiftif ſpiegeh 
fi der Berfall des Griehenthums bereits deutlih ab. Sie war nicht eine Gebeimlehre ohne 
praftifche Ziele, jondern die vollkommenſte und ſcheinbar künſtleriſch-wiſſenſchaftliche Formuli— 
rung des ganzen damaligen griechiſchen Fühlens und Denkens. Daher aud ihre Feindſchaft 
gegen Sofrates, deſſen Schickſal fammt der praftiichen Erfolglofigkeit ver Schriften eines Plate 
und Ariftoteles beweifen, wie tief in jener Zeit ſchon der Charakter des griechiſchen Volks ge- 


19) Eicher, I, 16 fg. Held, Staat und Geſellſchaft, II, 22. Kaulich, Geichichte der fcholaftifchen 
Philofophie (Prag 1863), Thl. I. Laurent, L’eglise et l’etat, IN, 21. Die frühere eregetifche Me: 
thobe der Behandlung aller Rechtswifjenfchaften und die umfritifche Anwendung des Römifchen Redts 
in Deutichland waren gleichfalls weſentlich fcholaftifch. 

20) Das Beſte über diefen ausgezeidyneten Schriftiteller ift die befannte Monvgraphie von Laſſalle 

21) Greiner, Überfichtliche Zufammenftellung der alten Staatentheorien (Leipzig 1863), ©. 6 fa. 

22) Hippodamus von Milet, ein Zeitgenofje des Themiftofles, foll der erfte geweſen fein, der auf dem 
Wege politifcher Sperulation Vorſchläge zur Umgeftaltung der ſtaatlichen Verhältniife machte. Felir, 
Über die Entwicelung und den Ginfluß der politiichen Ideen (Innsbrud 1855), ©. 18. Von der Mon: 
archie foll er gefagt haben: „Sie ahmt die göttliche Regierung nach, aber die menschliche Seele trägt 
fie Schwer; besiwegen muß fie mit der Ariftofratie verbunden werden; aber auch das Bolt muß feinen 
Antheil an Ehren und Bortheil haben und nur der Böbel ausgeichloffen fein.“ 

23) Greiner, a.a. ©. 
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fallen war. Die ven Sophiften gewöhnlich gemachten Vorwürfe find, es fei ihnen nicht um bie 
Wahrheit, ſondern nur um den Schein derjelben zu tbun geweſen, fie hätten die Wiffenfchaft 
um des Geldes willen betrieben und gelehrt, das Dafein Gottes geleugnet und alle Religion für 
eine fluge Erfindung zum Zweck der Givilifation gehalten, Irreligiofität und Sittenlofigfeit 
gelehrt, nur das Redt der force brutale anerkannt und den Unterſchied zwiſchen guten und 
böjen Handlungen geleugnet, die wahre Glüdjeligfeit lediglich in der Befriedigung jeder 
Begier geſucht. 

Sophiften von einer etwas großartigern Anlage und befannt durch einzelne höhere Grund- 
gedanfen waren Protagoras, Gorgias, Prodifos und Hippias. Sophiſten der ſchlechteſten Art 
fcheinen ein Bolus, Kallikled, Traſymachus, Diagoras und Kritind geweſen zu fein. Übri— 
gend wird felbft Thucydides mitunter den Sophilten zugezählt. ?*) 

Wenn nun Sokrates und Plato dem Falten rationaliftifch=materialftifchen Unfug der Sophiftif 
eine warmes ethiſch-lauteres Extrem entgegenzufegen juchten, jo erjheint, falls man von den 
ihrem Urheber nad beftrittenen „‚Leges’ des Plato abfieht, Ariftoteled wie ein Vermittler zwi: 
{chen den angegebenen beiden äußerften Richtungen. 

Ariftoteled iſt dur die ganze Art feiner Studien, welde Philofopbie, Geſchichte und 
Dogma ded Staats und feiner Wiffenihaften in dem damals höchſten denkbaren Grade erfaßten, 
der eigentliche Vater der ganzen occidentalen Staatswiſſenſchaft und fteht und von allen Schrift: 
ftellern der Alten Welt am nächſten. Übrigens bat feine Politik ebenfalld feinen erneuernden 
Einfluß auf die politifhen Zuftände feines Vaterlandes zu üben vermocht, und die gebildeten 
Griehen, in der Leugnung Gottes einig, mochten nun wählen zwijchen dem Fatalismus der 
Sophiftif oder dem des Stoicismus. In dem gegebenen Moment mwenigftend traten in Grie- 
chenland die drei menſchlichen Lebensrichtungen nach dreien Schulen ſcharf geſchieden hervor, der 
Rationalismud in ver Sophiftif, der Materialismus in dem Epikuräismus und der Spiritua- 
lismus in jenem etwas zugeftugten Platonismus, den man die Stoa nannte. 

Die Lehrer und Jünger der Stoa gingen von dem Sag aus, daß des menſchlichen Lebens 
höchſtes Ziel ein naturgemänes Leben, das Gerechte aljo in der Natur gegründet fein müffe. 
Die Tugend, auf Erfenutnif berubend, fei das eigentliche Gute, das Yafter das Böfe. Berech— 
tigte Handlungen find die vernunftmäßig begründeten und bieje ſelbſt wieder entweder vollfom= 
men pflidhtgemäße oder blos von der Vernunft gebilligte. Alle andern Handlungen find Ab— 
irrungen vom Net, VBergehungen. Die Vernunft müffe thätig, die Handlung frei fein, 
mwenngleid ein ungetrennter Gaufalzufammenbang aller irdijchen Begebenheiten beftehe. Das 
poſitive Recht ſtehe infolge der vernünftigen Weltordnung unter höhern Gefegen, und die Tren- 
nung der einzelnen Völker durch befondere Verfaffungen fei Unnatur, indem vielmehr alle 
Menihen, ald Bolfögenoffen, einen einzigen großen politifhen Verein unter einem gemein- 
ſamen Gefeg bilden jollten. Der Menſch fei Mikrokosmus und das Intereffe des Ganzen dem 
ber Theile vorzuziehen. 

Wie wenig beftimmte Nachrichten über die ftoifche Politif uns erhalten find, jo ſcheint die- 
felbe doch ſehr fein ausgebildet geweſen zu fein und fi vorzüglich der Ariftofratie und Monardjie 
zugeneigt zu haben. Panätius von Rhodus foll jogar eine furze praktiſche Staatdlehre ge: 
fhrieben haben. 25) 

Mit dem Verluſt der Selbftändigkeit ging Griechenlands Staatöwifjenfhaft auf bie Römer 
über. Rom befand fih damals ſchon in dem Übergangsſtadium zwiſchen Republik und 
Monardie, zwifhen Stadt= und Weltftaat. Eine Verbindung der ſtoiſchen Mittelmeinungen 
mit den fcharfen und praftifchen Beobachtungen und Anſichten des Ariftoteled paßte demnach am 
beiten für Zuftände und für ein Volk, welde beide zu felbftändigen Speculationen wenig 
geeignet ſchienen. Dies nebft der Perfönlichfeit und Stellung Gicero’3 gibt den Schlüffel zum 
Berftändniß feiner politifhen Werke, melde ebenfo berühmt wie unfelbftändig find. Mit Recht 
fagt Greiner (a. a. D., ©. 43): „Die Grenzpunfte in der Geſchichte der alten Staatentheorien 
bilden der gelehrte Plutarch der hoffnungsloſe Tacitus und der ruhige Epiktet“; ſie haben ben 
Verfall Roms nicht aufgehalten und die Errungenſchaften der griehifhen Staatsweisheit nicht 
weiter gebildet. 

Ehe wir dieje Periode verlaffen, wollen wir nod darauf aufmerkffam machen, daß einige be: 


24) Greiner, ©. 15 fg. 
25) Der Hauptinhalt feines Werks IIcol ray zatnxövrwv findet ſich in Gicero, De officiis. 
42° 
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fondere Theile unjerer gegenwärtigen Staatswiſſenſchaften, nämlich die jogenannte Gefellichafts: 
wiſſenſchaft und die ſtaatswirthſchaftlichen Fächer nebft ver Finanz bei den Alten feine ober dod 
nur eine fehr untergeorbnete Bedeutung als jelbftändige Zweige der Staatdwiffenihaften hatten, 
eine andere aber auch gar nicht haben fonnten. Denn einerſeits ging theoretifh die antife Ge— 
fellichaft nicht über das freie Bürgerthum hinaus und wurde demnach von dem politifchen oder 
herrſchenden Stande abjorbirt. Die außerhalb vemfelben liegenden focialen Fragen, 3. B. über 
die Sklaverei, Fremde u. ſ. w. wurden in den ftaatöwiffenfhaftlihen Werken kurz abgetban, va 
nad) den antifen Staatsprincipien denfelben eine felbftändige Berehtigung nicht zugefproden 
werben Eonnte. Die innerhalb des herrſchenden Standes ſich ergebenden geſellſchaftlichen Fra 
gen, 3. B. über Ehe, Erziehung, Verhältnig zwifhen Patron und Elienten, Armen und Reider 
u. ſ. w., aber mußten entſchieden nur als politifche oder ſtaatsrechtliche Fragen erſcheinen un: 
fonnten von den Berfaffungdfragen nicht einmal fo weit getrennt werden, wie Died bei und mög: 
Lich ift. Andererfeitd aber fehlte jedes eigentliche ſtaatswirthſchaftliche und Finanzfoftem. Die 
bürgerlihen Beihäftigungen waren in ven Händen ver Sflaven, und die Früchte verfelben teur. 
den nationalöfonomiih unprobuctiv von den Herren confumirt; ein Steuerfoftem erfcheint ke 
der perfönliden Leiftungspflicht des freien Mannes zu Kriegs: und Öffentlichen Dienften unmög 
lih; Nom behandelte Die eroberten Länder nicht wie organifche Staatsländer, fondern mie der 
Herr den Sklaven. So war in der Republif der Staat res populi und in der Kaiſerzeit alle 
kaiſerliches Fiscalrecht. Die wenigen Ausnahmen, wo wir in Rom und Griehenland den Lanz: 
bau pflegen und auf den Kandel Gewicht legen fehen, find partiell, vorübergehend und entbehrer 
der organifchen Verbindung und Wechfelmirfung mit dem ganzen ftaatlichen Leben. 

So ift die Staatswiſſenſchaft ver Alten Welt ein treuer Spiegel ihrer Brincipien, der ihr 
eigenthümlihen Mifhung von Wahrheit und Irrthum, der befondern Begabung ihrer verfdie: 
denen Bölfer, der Urſachen und Perioden ihres Auf: und Niedergangs. Die griehiiche Staats 
wiſſenſchaft vermochte nicht den Geift der nationalen Zerfplitterung, deffen Unheil fie zu menig 
erkannte, zu bannen und fich felbft wie die griehifchen Völker von dem ifolirenden Hochmuth ver 
herrſchenden Ariftofratie gegen die Beherrſchten und Unfreien, von dem nicht minder ifolirenden 
Hochmuth der nad) Hegemonie vingenden bedeutendern Vorftaaten gegen die übrigen griedhifchen 
Republifen zu befreien. Und wenn der Kosmopolitismus der Stoa und der Egoismus der Epi: 
kuräer der römiſchen Weltherrſchaft vorgearbeitet hatten und deshalb auch in den römiſchen 
Imitationen griechiſcher Staatsfhriftftellerei vorzügliche Aufnahme fanden, jo ſteckten Die Römer 
doch auch felbit zu tief in den Irrthümern des alten Humanitätsgefeßed und hatte Das ganze 
römifhe Staatd: und Volksweſen bereits zu entſchieden die von denfelben vorgezeichnete falſche 
Richtung eingefhlagen, ald da die Wiſſenſchaft auf das Leben, dieſes auf jene einen Ginfluf 
zu Gunften eines wahren Fortſchritts hätte üben Fönnen. 

Nichtsdeſtoweniger muß man auch für die claſſiſche Periode des Alterthums den Sag auf: 
ftellen, daß bis zu deren Abflug die Wiffenihaft und ihre Träger doch immer noch hoc über 
der Berjunfenheit ver Bölfer ftanden und den Bergen gleichen, deren Gipfel felbft nach Untergang 
der Sonne noch weithin leuchten. 

Zul. I) Feudalperiode. Dieje Periode beginnt mit dem vollendeten Sturz des abend— 
ländifchen Römiſchen Reichs und mit der Übernahme der römischen Staatsideen durd die Ger: 
manen. Durd die Entwidelung und Beveutung, welche dad Chriſtenthum bereits gemonnen 
hatte, und dur die ganze eigenthümlihe Artung wie Bildungsftufe der Germanen muß die 
römische Staatdidee in doppelter Weiſe modificirt erfcheinen, und zwar a) wegen des Verhält 
niſſes zwifhen dem Kaiſerthum zum Papſtthum, und b) wegen der altgermanifchen Freiheits 
principien und der geringen ftaatlihen Disciplinirung der germanifhen Völfer. 

Diefe erfte Periode endet daher auch naturgemäß mit dem Riß, der in der urfprünglichen Ider 
des römiſch⸗deutſchen Kaiſerthums wie in der confeffionellen Einheit des chriſtlichen Abendlandes 
durch die Reformation und ihre Folgen, nämlich durch die Entwidelung weltlih und kirchlich 
vollfommen jelbftändiger Nationalitäten, durch den Bruch des feudalen Barticularismus, durch 
die Emancipation der großen Maffen und durch den vollendetften Fürftenabfolutismus ge: 
fommen war. 

Wir haben demnach eine Periode der foloffalften Verſuche und gigantifhen Entwidelungen 
vor und. Die germanifche Welt follte hriftianifirt, bisciplinirt, eultivirt, alſo religiös, inteler- 
tuell und materiell umgeftaltet werden. Mit dem Charafter abfoluter Unfehlbarkeit ausgerüftte, 
hoch erhabene Ideen wie die der kirchlichen und flaatlihen Einheit der hriftlihen Menſchhet 
jollten verwirkliht und allenthalben die höchſten Ziele angeftrebt werben. 
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Die chriſtlichen Kirhenfürften, die Erben der altrömifchen Autorität und Bildung, mochten 
in den Anfichten der Stoifer eine Bajis erkennen, welde durd die logiſch vollkommen richtige 
Univerfalität des religiöfen Dogmas mächtig verftärft, nad) vorgenommener riftlicder Läuterung 
geeignet fhien, ein neues Weltgebäube zu tragen. 

Die bisherigen Erfenntniffe der Germanen bezüglich des gefellichaftlihen und ſtaatlichen 
Lebens reichten in den entweder vom Anfang an vollftändig neuen Verhältniffen (innerhalb der 
ehemaligen römiſchen Reichsgrenzen) oder in den nothwendig nah und nad) ſich gänzlid um: 
geitaltenden Verhältniffen (innerhalb des eigentlihen Deutſchland) nicht aus, und alle neuen 
Gedanken, alle neuen Geftaltungen kamen zunächſt lediglich von der Kirche, deren wunderbare 
Drganifation bereitd vollfommen durchgeführt und deren Wachfamkeit wie Energie auch jhon 
durch manche feindfelige Mächte wach und in Thätigfeit gerufen war. 

Die Kirche ſuchte den Menſchen direct fittlich, intellectuell und materiell umzugeftalten, indem 
jie dad Heidenthum befriegte, Ordnung zu fhaffen ſuchte und die Früchte höherer Eultur in 
Aderbau, Kunft und Gewerbe verbreitete. Um eine befondere Ausbildung einzelner ftaatlider 
Einrichtungen Fümmerte fie fi wenig. Sie wollte die ganze Welt zur Kirche mahen und ihre 
Unfehlbarkeit wie Alleinberehtigung war demnach aud) das Hauptthema ihrer gelehrten Thätig- 
feit, deren Inhalt und Form daher auch wefentlich durch diefe Natur des Themas beftimmt wer: 
den mußte. Dies erfheint für ven Charakter ver ganzen Literatur diefer Periode, da diefelbe in 
der Hand von Klerifern oder doch klerikaliſch Gebildeten fein mußte, beſtimmend. 

Die Kirche bedurfte aber auch des weltlihen Schuged und zwar um fo mehr, als ihr&ig und 
ihr Dogma, worauf nad einer richtigen Erfenntniß der damaligen Situation die Zukunft des 
Chriſtenthums und der ganzen Cultur beruhen mußte, von verſchiedenen Seiten angegriffen und 
in ihrem Beftande bedroht wurden. Rom und den römifhen Dogma fonnte nur ein römiſcher 
Kaiſer entjprechen, diejer aber weder in einem erblichen noch in einem fireng nationalen, am 
wenigjten in einem italienijhen Fürften gefunden werben. So fam dad neue römiſche Kaifer: 
thum als eine unvermeidliche Nothwendigfeit an ein Gejchleht und einen Stamm, die ihre An: 
hänglichkeit an Rom gegen deffen größte Beinde, Griechenthum, Arianismus und Mohamme: 
danismus, bereits glänzend bethätigt hatten, an die karolingiſchen Nachfolger jenes Chlodwig, 
der ſchon feinerzeit vor allem ein Soldat der Kirche gewefen, an eine Familie, deren Macht bei 
den innern Berhältniffen des jogenannten Fränkiſchen Reich ungefährlich und der Sympathien 
des Papftes nicht minder bevürftig war, wie diefer der Unterflügung jener. 26) 

In der Erblihmwerbung der franzöſiſchen Krone unter Hugo Capet liegt ein Hauptgrund ded 
Übergangs der römischen Kaiferfrone an die Oftfranfen oder Deutſchen, gleihtwie diefer Über— 
gang felbft wieder als eine Haupturſache ver Unüberwindlichfeit des Wahlreichs in Deutſchland 
erfcheint. 27) 

Aus dem Angegebenen erhellt aber, daß und warum dad vorherrſchende Thema flaatäwiffen- 
ſchaftlicher Forſchung in diefer Periode das Verhältniß zwifchen dem Papſtthum und Kaiferthum 
fein mußte. Durch die allmähliche Entwidelung jelbftändiger nationaler Staaten in, aus und 
neben dem Reich geftaltete jich das angegebene Thema zugleich ald die Brage nach dem Verhältniß 
zwäfchen Staat und Kirche 28), zwiſchen abfolutem Dogma und freier Forſchung. Daneben 
feßte die neue Ausbildung der Gefellihaft, bald in Verbindung mit den erwähnten Forſchungen, 
refp. weltbewegenden Kämpfen, theils für ſich allein, ihre Wege fort und gelangte in Deutſch— 
land zu einer verfaffungsmäßigen Begründung der höchſten feudalen Zerriffenheit, in England 
und Frankreich dagegen zu einer bedeutenden ftaatlichen Gentralifation. 2°) 

So ergab ſich ein neues Feld ſtaatswiſſenſchaftlicher Forſchung in mannichfacher, oft beftim- 


26) Das Neuefte über die Krönung Karl's des Großen zum römifchen Kaifer f. bei Gerard, I, 188 
— 198; II, 117—246, wobei freilich Döflinger's Unterfuchungen über das Kaiſerthum Karl's des Gro— 
en und feiner Nachfolger im Münchener Hiftorifchen Jahrbuch, Jahrg. 1865, S. 299 fg., unberüd: 
fichtigt geblieben find. Namentlich wird dafelbft die frühere Anficht, als ob die Krönung Karl’s ein 
zwiichen ihm und dem Papft verabredeter fchaufpielartiger Act geweien, wiederholt. 

27) Bgl. Held's Aufiag über die gefchichtliche Entwidelung des beutichen Thronfolgerechts in ber 
Zeitfchrift für deutfches Staatsrecht, herausgegeben von Ägidi, Sahra. 1865, Seit 1. 

28) Held, Staat und Gefellichaft, 1, 352 fg., und die Nachträge hierzu in den folgenden Theilen. 

29) Die Streitfrage über die Entftehung des Feudalismus ift noch nicht gefchlofien. Doch fünnen 
weder die neueftens wieder zwifchen Roth und Waitz gewechfelten Gontroversichriften noch die neuen 
Unterfuchungen von Gerard und Bornhad unfere inStaat und Geſellſchaft, II, 331, niedergelegte Anficht 
über diefen Funft ändern. Girard fucht namentlich die ſchon von Zachariä verfochtene Meinung vom 
römischen Urfprung des Lehnweſens aufs neue zu begründen. ©. Lebnwefen, 
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mender Verbindung mit dem erftern, nämlich das Verhältniß zwifchen Neih und Reichsſtänden, 
zwifchen Reichsſtänden und den Angehörigen ihrer Länder, namentlid den Landſtänden ober 
zwifchen Königthum und Unterthanſchaft. 

Wenn nun das Mittelalter gewiß eine Staatslehre im Sinne unferer Zeit no nicht gehabt 
bat, fo ift doch nicht minder gewiß, daß ihm eine den angegebenen Berhältniffen entfprechent: 
Staatölehre, eine Literatur im Geſchmack und mit den Ideen der Zeit keineswegs abging. Wir 
die damalige Philofophie und Theologie, jo kann man die Staatdlehre des Mittelalter8 als ein: 
riftlich-Tcholaftiiche bezeichnen. 

Schon in den älteften Rechts- und Geſchichtsurkunden diefer Periode tritt etwas entſchieden 
Doctrinäres hervor. Wir verweifen auf viele Säge und namentlih auf die Einleitungen der 
neuern leges barbarorum, befonder® aber auf den Inhalt jehr vieler Gapitularien. Auch die 
Oppofition zwifchen romanifhem Chriſtianismus und dem Germanismus ift fhon früh leben: 
dig, und zwar nicht nur in den Gollifionen zwiihen Papftthum und Königthum, 3. B. übe 
Befegung der Bisthümer, Ginziehung von Kirchengut, Beaufiihtigung geiftlicher Anſtalten 
u. ſ. w., fondern auch in der Oppofition nationaler Rechtsanſchauungen gegen das chriftlid- 
Humanitätögefeg und feine Confequenzen, 3. B. bezüglich der freien Dispofition über Das Ber 
mögen, ber Erbfähigfeit der Mädchen, des Einfluffes der Ebenbürtigfeit auf die Ehe u. f. 
Bekanntlich ift aber ven Rechtsbüchern des Mittelalters, namentlich dem Sachſen- und Schm- 
benfpiegel, nicht nur eine Art von politifhem Syftem und jedem derſelben ein befonderes, ;. 2 
über das Verhältniß der beiden Schwerter zu entnehmen, fondern ed läßt fih au aus ihnen 
ſchon folgern, daß damals bereits theoretifche Korfhungen und Gegenſätze unter ben Theorie 
ſowie zwifchen diefen und dem Leben beſtanden. Man gedenke 3. B. der articuli reprobati um 
der Auferung Eife von Repgow's, daß alle Unfreiheit von unrechter Gewalt fomme u. ſ. w. 

Die Staatswiffenfhaft des Mittelalter ift ihrem Geift nadı weſentlich tbeologifch, ihrer 
Form nach ſcholaſtiſch. Selbft die weltlichen Rechtsaufzeichnungen find mit tbeologiichen Ein- 
leitungen und einer Menge biblifcher Gitate verfehen. Wir befinden und in einer Zeit, in melde 
eine neue Art göttlichen Rechts entfteht und, wie fpäter das philoſophiſche oder natürliche Reit, 
Grundlage, Reformgenius und Ergänzung des beſtehenden Rechts zu werden fuht. Die Ale 
gorie herrſcht im Recht wie in der erften Dichtung und in der „fröblihen Wiſſenſchaft“ wer 
Troubadours und Minnefänger. 

Übrigens laffen ih fhon früh in der Parteinahme für das Kaiſerthum und in ber Be 
nugung der Ariftoteliihen Politik, ſowie der Werfe von Eicero, Seneca und Boëthius, Strö 
mungen gegen die ausſchließlich theologifirende, tbeofratifche, Firdliche, namentlid auf wie Civi- 
tas Dei des heiligen Auguftinus fi ftügende Staatdanfhauung bemerken. Dabei find mir aber 
nicht der Anfiht, ald ob namentlich in der Benugung der erwähnten Claſſiker, beſonders dei 
Ariftoteles, eine vollftändige Unfelbitändigfeit ver mittelalterlihen Staatslehre gefunden werben 
dürfte. Denn Ariftoteles lieh mehr nur die Form der Behandlung; der politifche Geift der Zeit, 
die hriftliche Idee und deren hoͤchſte Verförperung, Kirche und Reich, Papſtthum und Katie: 
thum, welche die ſtaatswiſſenſchaftliche Literatur erfüllte, hatten mit den claſſiſchen Ideen micts 
gemein, oder ed war doch die damalige Zeit nit im Stande, die höhern Einbeitspunfte zwiſchen 
diefen Ideen zu erfennen. 

Wir befigen über die Staatölehre des Mittelalters ein befondered Schriftchen von F. Förſter, 
welches zuerft in der allgemeinen Monatsihrift für Wiffenfchaft und Literatur, 1852, ©. 832 
— 863 und 922— 936, abgedrudt erſchien. Indem wir und bezüglich der Nachweiſe über die 
ältere ftaatöwiffenfhaftliche Literatur bed Mittelalterd auf diefe Arbeit beziehen, werden mir ven 
wihtigften Namen in der nun folgenden kurzen Darftellung der mittelalterlihen Staatslehut 
erwähnen und und befonders die bisher wenig beadhtete Aufgabe fegen, das innere Band zi 
fuchen, welches unfere Periode nicht blo8 mit der Vergangenheit, fondern auch mit der folgenven 
Zeit verbindet. 99) 


30) Über Aufzeichnungen des öffentlichen Rechts zwifchen den Gapitularien und ben Rechtsbüche 
des Mittelalters vgl. Stobbe, Geſchichte der deutfchen Rechtsquellen, I, 271, und befonders 275. Ü 
den ftaatsrechtlichen Inhalt der — des Mittelalters, ebend., S. 287, 289. Das ganze Lehure 
ift ohnehin vorherrfchend Staatsrecht. Über die fonftigen Naatsrechtlichen Schriften Dieter Beriode um 
die deutſche Reichsgefepgebung, ebend., S.452 fa., 468 fg. Mittelalterliche Anfichten über Gefeggebung 
Jurisdiction und Verwaltung, fowie über deren Berhältniß zueinander, ebend., S. 277 fg. Semp 
Histoire des Cortes, &. 192 fg. Desmaze, Curiosites des Parlements (Paris 1863), ©. 4 fg., 
@uijot, Histoire des origines, II, 372. Dun Eellier, Histoire des classes laborieuses, &. 184. 
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Dem Mittelalter fehlte der Begriff des antifen mie des modernen Staats. Jener mußte ihm 
zu eng und zu prätentiös erjheinen; diejer war mit den Ideen von Kirche und Reich unver: 
einbar. Reid und Kirche waren Correlata, das eine ohne das andere unmöglich, aber dad eine 
älter, fertiger ald das andere. Unter den Karolingern dachte nod niemand an eine Grenzregu— 
lirung zwiſchen ihnen, nod weniger an die Behauptung und Anerkennung der Superiorität ded 
einen über das andere. Karl der Große beherrſchte auch die Kirche ohne Einſprache, und fein 
Staat würde heute gegen diefelbe wagen, was er wie feine Vorgänger und Nachfolger gethan. 
Die Kirche bedurfte gegen Griechen, Arianer und Moslems der mächtigen Sranfenfönige, ber 
Bapft nit minder gegen die Römer jelbft. Doch fheint theoretiich die Anfiht von der vollen 
Gleichberechtigung des Staats und der Kirche, des Papites und des Kaijers geherricht zu haben, 
wie Died der Nechtöjag: „wen der Bapft nicht zwingen fann, den mag ber Kaiſer zwingen; wen 
der Kaiſer bannt, den excommunicirt der Papſt“ andeutet, der aud) in den Beftinnmungen des 
Berhältniffes zwiſchen Biſchof und Graf wiederfehrt und in der Theorie der beiden Schwerter 
feinen vollen Ausdrud oder, nach der Auffaffung des Schwabenſpiegels und der päpftlichen Partei, 
feine Wibderlegung erhielt. 

Das Mittelalter hat überhaupt feine Vorftellung von dem vollendetern Staat. Die ge: 
ſchichtlichen Erjheinungen, welde ihm vorangegangen, verfteht ed jo wenig als die, welche es 
umgeben. Es fehlt jede tiefere Erkenntniß der weltlichen Gejellichaft, jedes bemußte Streben 
nad einer beſtimmten Gntwidelung deſſelben. Was außerhalb ver Kirhe fällt, Gedanken, 
Streben — es ift Chaos, Ahnung, Empfindung, bemußtjeinlofes Dahinleben. 

Und doch lag in allevem ein jo mächtiger Keim neuen Lebens, daß aus ihm eine ganze 
neue Welt und mit ihr eine ganze neue Wiſſenſchaft nad und nad hervorging. 

Schon in der civitas Dei des heiligen Auguftinus ®’) tritt eine Reihe der wichtigften neuen 
Gedanken hervor, namentlidy: 1) die abjolute Natur: und Bernunftnorhiwendigfeit oder die dem 
göttlihen Menſchen- und Weltfhöpfungsplan entfprehende Natur des Staats, was im Ge: 
ſchmack jener Zeiten nur dadurch ausgedrüdt werden fonnte, daß man den Staat überhaupt eine 
göttliche Iuftitution nannte. Bewußt oder unbewußt, abjichtlid oder nicht, ift bei der dhrift- 
lichen Gleichheit der Menſchen vor Gott mit diefem Sage jede rein menſchliche Herrſcherwillkür 
und jede Art abfoluten Ausjchluffes vom öffentlichen Leben (Sklaverei) negirt. 2) Dad Fatum 
waltet nit über der Menſchheit; die heidniſche, rein nationale Götterwelt hat die glänzenden 
Staaten der Alten Welt nicht vor dem Untergang bewahrt, alfo die Menſchheit ift Freiheit und 
Brüderſchaft unter einer univerfalen Gottheit. 3) Der normale Zuftand ift der des Friedens, 
fo zwar, daß aud das Streben nad dem ewigen Leben des Friedens in dieſem ſonſt jo nichtig 
erachteten irdifchen Zuftande bevarf. 4) Das himmliſche von Ehriftus geftiftete Reich muß das 
Ideal des irdiſchen Staats fein, der nad) Auguftinus mit dem Brudermord beginnt. Auguftinus 
findet in dem Brudermord Kain’s wie in dem des Nomulus die Urſache des Zwiefpalts zwifchen 
dem himmliſchen und dem irdiihen Reich. (Wir glauben in diefen Sagen den energifhen Aus— 
drud der Folgen einer mächtigen Gollifion entgegengefegter focial= politiiher Griftenzen und 
Griftenzbedingungen zu erkennen.) 5) Die Hand der Vorfebung gehört zu den mejentliden 
Factoren der Staatengeſchichte; die legten Gründe bleiben uns in vielem verborgen. 6) Der 
Staat ift ewig; für die Gwigfeit eingerichtet zu fein, gehört zur Natur ded Staats. Es iſt nicht 
naturgejeglich, daß der Staat flerbe wie ver Menih. 7) Das höchſte Ziel alled, auch des ſtaat— 
lichen irdifhen Dajeins ift der Himmel, der himmliſche Friede, Die Seligkeit in der eivitas Dei. 
8) Die Kirche follte über dem Staat ftehen. 

An die Grundidee ded Mittelalters, daß, nicht wie man gewöhnlich jagt, Die Kirche über dem 
Staat ftehe (der Staat fehlte ja im Anfang nad Bewußtſein, Ziel und Streben, wie nad allen 
realen Bedingungen, da Rom als Raiferreih in Triimmern lag und ein jelbftändiger germani— 
ſcher Staat gar nicht bejtand, indem die erften germanischen Anitedelungsverfuche jih ohne Aus 
nahme an die Eirhlihe Ordnung und an die Neminifcenzen des römifhen Kaiſerthums an— 
lehnten), jondern daß die Kirche, reip. das Chriſtenthum Ausgangs: und Zielpunft alle irdi— 
ſchen Lebens, aller irdiſchen Geſellſchaft jei, legterer alſo eigentlich jede Orbnung oder Un: 
ordnung entſpreche, wenn fie mit den Anforderungen der Kirche nicht im Widerſpruch ftehe, 
ſchloß jich nodh eine zweite Grundidee an, nämlich die der Kortfegung des Römiſchen Reihe durch 
die Germanen und der Einheit deffelben mit der Kirche. 

Diefe zweite Idee erklärt ih vollfommen aus der Geſammtheit der damaligen Zuftände und 


31) Nouriffon, La Philosopbie de St.-Augustin (couronne par linstitut; 2Thle., Paris 1865). 
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aus der in ihnen verwirklichten eigenthümlichen Miſchung der Culturelemente. Sehen wir zuerfi 
auf den Papft, fo hatte er die Buzantiner, die Arianer und die Römer felbft ald Die Feind 
feiner Stellung und Blane, während er in feiner und der Kirche Schuß und Freiheit Die weſent 
liche Vorausfegung einer Erneuerung der Welt durch die Germanen erkennen mußte. Wir 
begreifen, daß Dante die weltliche Herrichaft des Papftes, die Schenkung Konftantin’3 verfluden 
fonnte. Aber wir begreifen nicht minder, baf ver Papft von dem demoralifirten Byzanz, von der 
‚nit minder demoralifirten römischen Bevölferung und von den Angriffen der die Gottbei 
Chriſti leugnenden Arianer frei werden wollte und mußte. 

Hierzu bor fih naturgemäß nur die Erneuerung des abendländifhen Kaiſerthums durs 
Karl den Großen und die Franfen dar, Damit waren die byzantiniſchen Prätenſionen bejeitig: 
die Römer unter einen mächtigen Herrn geftellt, die Arianer und die vom Norden ber Durdh dat 
Heidenthbum die Kirche gefährbenden Sachſen niedergeworfen. Die neue Eulturwelt ſchien für 
immer gerettet. Aber ein Staat war darum nicht hergeftellt. In dem Glanze des römiſcher 
Kaiſerthums erbleichte das fränfiiche Königthum, und als dieſes unter Hugo Gapet ſich zu einem 
erblihen nationalen Königthum zu geftalten anfing, da mußte ed auf eine Nation übergeben, 
die gerade durch den gänzlihen Mangel einer einheitlichen nationalen Gonflituirung zur Ube: 
nahme dieſer ivealuniverfalen Kaiferwürbe am geeignetften erfhien. Das Berhältniß zwiſchen 
Papſtthum und Kaiſerthum war ein fo eigenthümliches, das eine bedingte ſo ſehr das ander 
daß an eine Örenzausicheidung zwiichen ihnen nur in den vorfommenden einzelnen Streitfälle 
gebadht wurde. Der Kaifer war Herr in Rom, wie der Bapft im Reid. Rom war das Hau 
des geiſtlichen und mweltlihen orbis terrarum und der Siß des Kaifers wie der des Papſtes in 
feinen Mauern. Ein eigeritliher Staat fonnte deshalb auch weder der fpätere Kirchenſtaat nos 
dad Deutfche Reich fein. 

Der Kampf zwifchen dem romaniſch-kirchlich-Univerſellen und germaniſch-weltlich- Mationa⸗ 
len ift ſonach die Seele der ftaatöwiffenfhaftlichen Arbeiten diefer Periode, in weldem anfang: 
die erftere, am Schluß aber die zweite Richtung fiegt. 

Bei den bedeutendften Schriftftellern de8 13. und 14. Jahrhunderts fteht demnach Die Unter⸗ 
fuhung über ven Unterſchied des Weltlihen (temporale) und Geiftlichen (spirituale) obenan. 

Marfiliuß („Defensor pacis’‘, bei Goldaft 32], IT, 193) führt verfhiedene Anwendungen 
des temporale an, hält aber für die wihtigfte, daß damit alle diejenigen förperlihen Dinge be: 
zeichnet werben, bie in irgendeiner Beziehung dev Gewalt des Menſchen unterworfen, zur Be- 
frievigung der Bebürfniffe im Stande des irdifhen Lebens beftimmt find. Im engften Sinne 
gebraudhe man dad Wort „de humanis actionibus et passionibus voluntariis et transeun- 
tibus ad commodum vel incommodum alterius ab eo, qui fecit, de quibus maxime inten- 
dunt humanarum legum latores.“ Spirituale fei, neben andern vulgären Bedeutungen, im 
eigentlihen Sinne nur die göttliche Lehre, das göttliche Gefeg und was daraus hervorgeht, vie 
Kirche, die man aber nicht auf die Priefter befchränfen dürfe, ſondern das ganze auf die Ewigfeit 
gerichtete hriftliche Reben umfafle. Ähnlich fpricht ih Occam, „Dialog.”, c.4 (Gofvaft, I 
904) aus. 

Praelleus (bei Goldaſt, I, 45) ſetzt bereits das Geiſtliche und Weltliche ald Seele und Körper, 
wie fpäter viele Kirche und Staat ald Sonne und Mond einander gegenüber, und felbft Freunde 
des Kaiſerthums und Beinde der weltlihen Macht des Papſtes fommen in ihren Definitionen 
bed Staats auf die Theorie ded heiligen Auguftinus zurück. 93) 

Die Nothwendigfeit einer politiſchen weltlihen Ordnung ift nun zwar von dieſen und an: 
dern Schriftftellern unferer Periode anerkannt 3%); Agivius Romanus erinnert fogar mit feinem 
„esse communicativum sc. sociale” an dad Blatonifche „moArrıxdv Löov“, und manche Aufe: 
rungen ber in den Noten genannten Autoren ſprechen ver menſchlichen Freiheit und der Specu— 
lation bei Errichtung und Ausbildung der Staaten einen beftimmenden Einfluß zu. Selbft das 
„pactum subjectionis” fehlt niht?®), und wird bad Wefen des Stantd geradezu auf den Gegenſah 


32) Monarchia Sacri romani imperii (3 Thle., 1612). in ähnliches Werf ift Schradii syn- 
tagma tractatuum de jurisdictione imperiali (1609), 

33) Gerfon: „‚Civile dominium sc. politicum est dominium peccati occasione introductum.” 
Dante: „Civitas remedium contra infirmitatem peccati.‘ 

34) noch, abgefehen von Dante, Patririus Sinenfis, De institut. reipubl., Thl. I, Tit. 3. 
Ugidius Romanus, Bd. II, Abth. 1, Kap. 1. Marfilius (Goldaft, II, 163). 
35) Engelbert, De ortu, Kap. 2, 
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des Regierens und Regiertwerdens, des Größern und Geringern geſtellt, und bie einſtimmig an⸗ 
genommene Ableitung aller Herrſchaft von Gott, gleichviel ob fie erblich oder durch einen Wahl: 
act erworben, bald zu beweiſen verſucht (Thomas von Aquino), bald als Glaubensſatz erklärt 
(Marfilius), dad Wefen der Regierung in der Leitung zum gemeinfamen Nugen, und zwar bie 
rechte Negierung in der Leitung der Geſammtheit zu dem richtigen Ziel, in einer zwiſchen dem 
rechten Ausgangs: und Zielpunft ſich bewegenden Leitung oder in der Hinführung zum rechten 
Biel durch die entfprehenden Mittel, welche eine ratio arte informata voraudfegt, gefunden und 
demnach die Idee der politifhen Bildung, die Grundbedingung ded organiiden Staats ſchon 
angedeutet. 36) 

Allein abgefeben von der höchſt mangelhaften und mandmal in fonderbaren Sprüngen er: 
folgenden Entwidelung fehlt allen dieſen Auffaffungen doch der Gedanke eines geiftigen Durch— 
drungenfeind und einer wirklich ethiſchen Bedeutung der weltlichen Gejellihaft, einer wahren 
Gleihberehtigung derſelben mit der Kirche, eines auf dem Princip der Gleihberedhtigung be: 
rubenden Freundesbundes, alfo aud der Transaction in den Collifionsfällen zwiſchen beiden, 
endlich auch die Idee eined mit nationaler Individualität außgerüfteten ftaatlid = einheitlichen 
Gemeinwejens, welches mit andern ähnlichen Gemeinwefen in voller Freiheit im georbneten 
Briedensftande ſich befindet. Diefe Mängel erfcheinen aber nicht ald eine Schuld diefer Kiteratur, 
fondern ald eine Folge der Zeit, des Papſtthums und des Kaiſerthums und deren biäheriger 
Geſchichte. 

— findet ſich in den ausgezeichnetern Schriftſtellern dieſer Zeit oft eine Tiefe und 
Umſicht, welche die Prätenfionen unſerer Zeit häufig als ſehr ungerechtfertigt erſcheinen laſſen. 

Es wurde bereits angeführt, daß die organiſche Staalsidee dieſer Kinderzeit der Staats— 
wiſſenſchaften nicht fremd war. Auch über den Staatszweck wurde nachgedacht und der For— 
ſchungen über den Rechtsgrund des Staats haben wir ſchon erwähnt. Thomas von Aquino 
(Il, 1—4) ſcheint dem Gedanken einer Staatsmakrobiotik nicht fremd geweſen zu fein und ent= 
widelt eine Reihe nationalöfonomifcher Grundfäge, die man theilweiſe misbilligen kann, jedoch 
nit ignoriren darf. 

Je formeller aber dieſer Zeit bei dem flarren Gegenfag, den fie zwiſchen spirituale und 
teınporale, Kirche und weltliher Gefellfchaft begründete, das Weſen der legtern erſcheinen 
mußte, befto mehr trat auch die Wichtigkeit der Staatöformen hervor. Und diefe Wichtigkeit 
muß auch noch dadurch gefteigert werden, daß damals die Stantöform zugleich für die Regierungs— 
prineipien, die Berfönlichkeit der Staatdlenfer für die Lenfung felbft ald entfcheidend betrachtet 
wurbe und auch betrachtet werben mußte. 

Bezüglich der verſchiedenen Staatsformen fhliehen ſich nun die Schriftfteller des 13. und 
14. Jahrhunderts faft unbedingt der Ariftotelifchen Eintheilung an. Am felbftändigften und 
bebeutendften ift in diefer Beziehung Engelbert. GCharakteriftifh für die ganze Periode erſcheint 
aber das Streben nad Beſtimmung ber beften Staatdform und die entfchiedene Vorliebe für die 
Monarchie 7), wobei dann natürlich die angedeuteten Verbindungen zwiſchen Staatöform und 
Regierungsprincip hervortreten. 99) 

So ftellt 5. B. Engelbert den Grundfag auf, daß diejenigen Staaten die befjern feien, welche 
auf den beſſern Prineipien beruhen, in ver diefen entfprechendern Weife die Regierung einrichten 
und das höhere Ziel anftreben. Jene Principien find Vernunft, Tugend, Reichthum, Geſetz; 
und ba die Vernunft außer Gott das Höchſte ift, jo erfcheint die Monardie, weil auf die Ver: 
nunft gründend, als die befte der einfahen Berfaffungen, der fih dann die Ariftofratie, vie 
Demofratie und zulegt die fogenannteDligofratie anreiben u. ſ. w. Eine abjolut gute Verfaſſung 
jheint aber dem Engelbert ebenfo unmöglich wie ein abjolut guter Menſch; ob ein Staat ih 
wohl befinde, fei zu erfennen einmal an ver Beharrlickeit, mit der die Nation ihren Zuftand zu 
bewahren ftrebt, und dann an der Seltenheit von Störungen und Erfhütterungen, welde von 
dem überwiegenden Einfluß der Mittelklaffen herrühre. Patricius Sinenfls findet denjenigen 
Staat ald den beften, in welchem ftatt perfönlicher Willfür allein das Gefeg herrſche, ſpricht dem⸗ 
nah ſchon die moderne Redhtöftaatötheorie aus. Dazu betont er die Nothwendigkeit, daß die 
Geſetze aus dem allgemeinen Rechtsbewußtſein des Volks zu entnehmen und die Öffentliche 


36) Engelbert, De reg., III, 16. Thomas von Aquino, IV, 23. 

37) Für die Republik it nur Patricius Sinenfis und Peter von Anblau. 
‚ 38) Engelbert hat auch ſchon eine jehr ausgebildete Theorie zufammengefegter oder gemifchter Ber: 
aflungen. 
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Meinung zu achten fei. Bei der Art, wie damals das Königthum aufgefaßt wurde, mußte 
Vatricius zu einer Bevorzugung der Republik gedrängt werden, obgleidh er jih in einigen 
Schriften (‚‚De regno‘, I, Tit. 13) wieder der allgemeinen Sympathie für die Monardie an: 
fließt. Ohne daß man die Bedenken gegen die Monarchie überfeben und andere Begründungs: 
arten derfelben unterlaffen hätte, war ed das inmitten der feudaliftifchen Zerbrödelung immer 
gebietender hervortretende Bebürfniß der Einheit, weldes ven vamaligen Staatsgelehrten al 
das präjubdiziellfte und nur duch Die Monardie zu befriedigen ericheinen mußte. Und fo kang 
man jagen, daß dieſe Staatöwiffenfhaft dem fpätern Bürftenabjolutismus und jeinem vorzüg: 
lichften Vertreter, dem Th. Hobbes, vorgearbeitet habe. Übrigens hat die Vorliebe für die 
Monardie ven Marfilius nit abgehalten, unter ven verfhiedenen Arten derſelben die lebens: 
länglide Wahlmonardie deshalb für die vorzüglichere zu erklären, weil man nicht nur immer 
den Beften wählen, jondern aud dem Gewäßlten einen freimilligern Gehorjam leiften werde. 

Hieraus erflärt fih denn auch die Richtung der ganzen fraglichen Staatswiſſenſchaft auf die 
Erziehung und politifhe Bildung des Monarhen. Findet ſich doc ein Zug diefer Richtung 
jelbit in der Goldenen Bulle, und die zahllofen Schriften über das Regiment, die Pflichten der 
chriſtlichen Fürften, welche feit dem 13. Jahrhundert erfchienen und bis ind 17. den Dawn: 
beftandtheil der politifchen Literatur ausmachen, dienen zum Beweis hierfür. 9) 

Der König aber foll das lebendige und unbeugfame Recht und Gejeg fein, wie Died aus 
das Symbol des Scepterd andeutet, alfo die Seele des ftaatlihen Körperd. Wenn übrigens 
Agidius ſich faſt der Theorie der Geſetzesſouveränetät nähert, ſo erkennt er doch die Unentbehr 
lichkeit eines perſönlichen Königthums an. 

Am mangelhafteſten erſcheint die mittelalterliche Auffaſſung des Staats bei ven Verſuchen, 
dad Gebiet feiner Thätigfeit, den Umfang der Stantögewalt zu beftimmen. Marfiliuß („Det 
pac.’‘) rechnet dazu: 1) Die Sorge für die unwillfürligen natürliden Berrihtungen der Men: 
ſchen, die ji in dem Gegenjag von artificium und agrieultura ausſpricht. Förſter meint, nicht 
ohne Grund, hierin fhon eine Ahnung ded modernen Gegenjaged von Urproduction und In: 
duftrie finden zu Dürfen. 2) Die trandeunten Handlungen, fofern jie zum Schaden oder Nugen 
anderer gereihen fönnen. Auf fie bezieht fih das Gerihts-, Kriegs: und Geldweſen. Die 
andern trandeunten Handlungen ſammt den immanenten fallen ind kirchliche Gebiet. Statt ver 
Triad des Ariftoteles wird nur eine gefeggebenbe und vollziebende Gewalt unterſchieden. Liber 
die Frage, wer dad Gefeg zu geben habe, geben die Anfichten auseinander. Marfilius gibt die 
Gefepgebungdgewalt dem Volk oder der Majorität deffelben, denn dieſe ſei nicht jchlecht und 
umfafle auch die Weifelten. Andere dagegen halten das Geſetzgebungswerk für die Aufgabe 
Einzelner, und offenbar ift jede diejer beiden Meinungen fo viel richtig, dan die eine Die andere 
unrichtig machen muß und die Wahrheit nur in ihrer Verbindung gefunden werben kann. *) 

Überblicken wir die Hauptzüge der erften ſtaatswiſſenſchaftlichen Verſuche diejer Periode, jo 
müſſen wir mit Förfter übereinftiimmen, daß fie troß ihres ſtreng zeitgemäßen und uns oft höchft 
ungefälligen Gewandes fo viel Scharffinniged und Tiefed enthalten, daß wir ihnen gegenüber 
eber beiheiden ald hohmüthig werden müffen. Wir entnehmen denjelben aber einen Xroft, der 
unendlid werthvoller ift als ein ungetrübtes grundlofes Eitelfeitögefühl, nämlih den Beweis, 
daß viele ver heutzutage noch jo oft angefochtenen Wahrheiten, 5. B. die Einheit des 
Staatd und ihrer perfonificirten Darftellung, die Freiheit des Gehorfams, die Objectivität des 
ftaatlihen Regiments u, ſ. w. mit der menſchlichen Natur unauflöslih verbunden find, ſich aus 
in ben unfertigften und trübften Zeiten Bahn brechen und im Fortgang der Zeiten immer höbere 
Berwirklihung finden müſſen. 

Betrachten wir noch die wirflihen politifhen VBerhältniffe während des erften Abſchnitts 
dieſer Periode, fo ift bereitö früher erwähnt worden, daß fie ſich einerfeitd um die Frage nad 
Entftehung, Rechtsgrund, Bedeutung und Umfang des Kaifertbums, andererſeits um das Ver: 
hältniß zwifchen ihm und dem Papſtthum gruppiren. 

Das Kaiſerthum bieß bie Monarchia par excellence, wol au mit dem Beifag mundi; 


.— — 


39) Bgl. Held, Staat und Geſellſchaft, l, 275 fg.; MH, 26, 651, und die Nachträge zu beiden Lite 
raturen in den folgenden Theilen. Dahlmann, Bolitif, ©. 218 fg. 

40) Bon Förfter nicht — aber von größter Bebeutung für die Staatswiſſenſchaft dieſer Periode 
it des Nifolaus von Cues oder des Cardinals und Bijchofs Nikolaus von Cuſa (gef. 1464) Werf De 
re ana Das Neueite hierüber ift Stumpf, Die politifchen Ideen des Nifolaus von Gues. 

öln 1865). 
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mitunter heißt es ſchlechtweg imperium. Es iſt die Herrſchaft über die Welt, dad ganze tem- 
porale, foweit das Chriſtenthum reicht, mit der fpeciftfchen Aufgabe, dieſes damals einzige Ghri- 
ftenthum, das römische, zu hegen und zu pflegen und feine Herrſchaft auszubreiten.*!) Die 
Wiſſenſchaft juchte Diele eigenthümliche Art von Weltherrfihaft verſchieden zu begründen, war 
ihr aber im ganzen zugeneigt, obgleich es auch ſolche gab, welche uur eine geiftlihe Weltherrſchaft 
für nüglid oder nothwendig erachteten, und endlich felbft ſchon ſolche, welche fich gegen jede Uni— 
verfalberrfhaft ausſprachen und nur eine Mehrheit felbftändiger Gemeinwesen als zuläffig er: 
achteten, oder das eine und das andere, aber nur für verichiedene Zeiten, ald bereditigt annahmen. 

Entkleiden wir dieſe verſchiedenen Anſichten des Gewandes ihrer Zeit, jo treten in ihnen 
folgende ewigen Erſcheinungen ver Menſchheitsgeſchichte Far hervor: 

1) Die Menſchheit hat überhaupt das Bedürfniß der Einheit, und die Bölfer eines beftimm- 
ten Culturſyſtems bedürfen des Friedens und zu dieſem Zweck in Collifionsfällen einer frieb- 
lichen Entſcheidung ftatt des Kriegs, oder doch vor diefem ald dem äußerſten Schritt (Schieds— 
gericht, Völkerrecht, diplomatiſche Ausgleihung, verſchiedene Bundesverhältniſſe u. f. w.). Die: 
jem Bedürfniß entjpridt im Sinne der Zeit die Idee des Katferthums und des Papfttbums, 
jedes in feiner Art. Disciplin, Autorität und Gontinuität des Rechts nebft Macht des Voll: 
zug& legte die Zeit der römifhen Idee, alfo dem Kaifertbum bei, Göttlichkeit, alfo Unfehlbarfeit 
und moraliſche Superiorität, Identität mit dem abfoluten (nicht pofitiven ), Rechtsgeſetz, folglich 
chriſtliche Purification des römifhen und, germanifch:heidnifhen Glementö dem Papftthum. 
Die Wiſſenſchaft Fonnte fi diefer damals allein fertigen Ideen, refp. ver abfoluten Ideen in den 
damaligen allein entwidelten Formen, nicht entfchlagen. Ebenjo wenig fonnte ed das wirkliche 
Leben, deſſen Eultur die Kirche in Wiffenfhaft und Kunft, Handel, Landbau und Gewerbe, 
in Geriht und Verwaltung trug und das Kaiſerthum nad) Kräften fhügte und förderte. In 
diejer Idee war Papſtthum und Kaiſerthum auch da anerkannt, wo die Keime national:politi: 
ſcher Selbftändigfeit ſchon früher fi entwidelten und zu mander Oppofition gegen das eine 
oder andere in einzelnen Fällen führten. 

2) Die Colliſionen zwijhen Glaube und Vernunft, Moral und Recht, Kirche und Staat 
ind abjolut unvermeidlih. Sie führen nothiwendig, wenn nicht zur Ausgleihung, zum Kampfe, 
und zwar um fo mehr, als ſie in denjenigen PBerfönlichkeiten ftattfinden, über denen ein höheres 
Recht, ein höherer Richter nicht befteht. Der Sieg in dieſem Kampfe wogt herüber und hinüber, 
bis er entweder definitiv dem einen Kämpfer bleibt (und Theofratie oder Staatäreligion ent- 
fteht) oder beide Kämpfer ſich wechjelfeitig jo aufgerieben haben, daf ver Kampf in der biäheri= 
gen Form nicht weiter geführt werben fann, weldenfall® er aber mit neuen Wechſelfällen und 
durch Transactionen unterbrochen in neuen Formen beginnt. Diefer Kampf ift auch ohne aus: 
geſprochene Tendenz des einen auf Oberherrſchaft über das andere unvermeidlich, jobald das eine 
jene Breiheit für bedroht erachtet, vermöge welder allein dad Nebendemandernftehen ihm mög: 
lich erfcheint. Man kann nicht fagen, daß der eine der beiden Kämpfer blos dad materialiftifche 
ober rationelle, der andere dad fpiritualiftifche oder dad moralifche Element repräfentire. Jeder 
fucht alle dieſe Elemente in ſich zu vereinigen, und die Kirche hat wenigftend mittelbar ebenjo mit 
weltlichen, wie der Kaijer mit geiftlichen Waffen gefämpft, was bei den äupern Eriftenzverhält- 
niffen der Kirche wie bei dem idealen Inhalt des Kaiſerthums nur natürlich erfcheint. Bei dieſer 
Goniplieirtheit beider Situationen, alfo aud aller übrigen von ihnen beflimmter Verhältniſſe 
erklärt fi die eigenthümliche Zufammenfegung beider Parteien und der Wechfel in verfelben. 
Wir fehen Biihöfe, Gelehrte, Kriegdleute und Bürger ebenjo auf feiten des Papſtes wie des 
Kaiferd, wir fehen fie ihre Barteirollen nicht jelten mit den veränderten Umſtänden wechſeln, 
alles unbefchabet ver idealen Auffaffung beider Erfcheinungen, die noch viel complicirter werden, 
wenn fie mit dem nächſten Bunft in Verbindung gefegt find. Denn 

3) die Menfhheit hat nicht nur den Drang nad Einheit im ganzen oder in einem größern 
Culturſyſtem. Selbſt das größte Culturſyſtem ift eine Art von Seceffion aus der Einheit der 
Menſchheit, und diefe fuft jih ab von der Selbftändigfeit einzelner ausgebildeter Bölferindivi- 
dualitäten an, durch die Selbſtändigkeit ihrer Theile hindurch, bis zur Selbfländigfeit Fleiner Io- 
caler Gemeinwefen und jedes einzelnen Menſchen herab. Der germaniſche Staat hatte von oben 
herab und von unten hinauf begonnen wie jeder andere Staat. Aber zwifchen feinen anfäng— 
lien Idealen, wie fie namentlich von oben herab zu wirken ſuchten, und deren Bethätigung, wie 


41) Die Verlegung diefer Pflicht, der advocatia ecclesiae, gehört zu denjenigen Fällen, in denen 
ber Kaiſer durch Urtheil der Fürſten des Reichs entfegt werden foll, 
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fie von unten hinauf, oder wenn man will, von der Peripherie zum Gentrum hätte ftattfinden 
Fönnen, beftand ein ungeheueres Misverhältnig, wenn man das Fränkiſche und das Deutſch 
römifche Reich ald den damaligen Staat betrachtet. Gerade durd bie überwiegende romaniſche 
Bevölkerung und durd das Aufgefaugtwerden der germanifchen Elemente feitend derſelben er- 
ſchien Frankreich und Italien als unfähig, Träger der neuen Reichsidee, foweit ſie nicht bios 
eine Staatdidee war, zu werben, während diefe Idee, foweit fie die Staatsidee fürganz Deutſch⸗ 
land enthielt, für die rein deutſchen Völfer nad ihrem damaligen politiihen Bildungsgrade un- 
verftändlih oder doch unrealifirbar fein mußte. Auch dachten gevade die größten Kaiſer am 
wenigften daran, das Reich zu einem deutſchen Staat zu machen. Die Reichsidee duldete ed nicht 
und von ihrer nichtſtaatlichen Seite hing die Herrlichkeit und der Welteinfluß ded Kaifertbums 
fein Weltreht ab. Während nun in den andern continentalen Ländern der Kampf um die ma: 
tionale Selbftändigkeit gegen die praftifhen Gonfequenzen des Papftthums und Kaiferthums 
begann und mit Erfolg fortgefegt wurde, richtete ih in Deutfhland, wo das Kaiſerthum felbit 
und die ganze biöherige Situation von Land und Volf einem folden Streben entgegenftanden, 

der Kampf in der Form eined Kampfes particularer oder localer Zufammengehörigfeiten um 

ihre befondere Selbfländigkeit zunächſt gegen die ftaatlichen Herrichaitsbeftrebungen des Kaijſert 

oder gegen die Gingriffe des Papftes in die territorialen Hoheitäbefugniffe. Der Erwerb ver 

Landeshoheit jeitend der Bijchöfe und der Umſtand, daß diefe für das Bisthum felbft als Eri— 

ftenzbedingung galt, wie das Patrimonium Petri für den päpftlihen Stuhl, erflärt e8, warum 

wir die deutſchen Bifchöfe weder ausſchließlich noch ohne Wechſel auf feiten des Bapftes finden 

Dieſer germaniſche Particularismus, der und ald eine organische Entwidelungsform Des freien 
Staats von unten herauf, oder von der Gentrifugalität zur Gentripetalität, und zwar vom Klei- 

nern zum Größern erſcheint, und der unter dem Namen Feudalismus befannt ift, wurbe im ven 

übrigen Ländern gerade durch die Oppofition gegen die Eaiferliche und päpftliche Weltherrſchafts 

idee verhältnigmäßig ſchnell gebrochen (Frankreich!) oder doch felbft zu einem ſtark centralifiren: 

den Element (England) umgeftaltet. In Deutſchland lebte er fort, und fo erflärt es fich aud, 

daß die deutſche Staatswiffenfhaft einen andern Charafter befonmen mußte ald die franzöfiſche 

und englifche, die, wieber aus andern Gründen, auch bald auseinandergehen mußten. 

Der Geiſt der Freiheit, der fih in Italien und Deutſchland durd die Schöpfung zahliofer 
Fleinerer Gemeinweſen und Herrichaften, in England und Frankreich durch die Herftellung mäch— 
tiger, feine politifche Superiorität anerfennender und centralifirter Staaten, überall aber durch 
das Streben der Stände und Individuen nad Freiwerdung von den bisherigen fenbal-patriar: 
chaliſch⸗theokratiſchen Schranken bethätigte, fällt fo ziemlich mit der Ermattung des Kaifertbums 
und Papftthums zufanımen. Gr hatte namentlich auch die Oppofition gegen die abfolute Glau- 
bendautorität des Papftes hervorgerufen, und wenngleid die auf ihre Unabhängigkeit eifer- 
ſüchtigſten Fürſten noch den Abfall von der Alleinfeligmachenden Kirche Shonungslos mit Feuer 
und Schwert verfolgten, fo geichah Diefes weniger aus Unterwürfigfeit gegen ven Papſt als viel: 
mehr aus Gewöhnung oder Furcht, da fie das Rad der Zeit gegen fich gerichtet und nur mit der 
Vernichtung der Kegerei jich jelbft erhalten zu können wähnten. Der Sieg der Reformation 
brach das Papſtthum ald den Träger einer religiöfen Welteinheit, die übrigens längft nicht für 
den Occident beftand, und das Kaiferthum als die advocatia ecclesiae, beide alfo nach ihrem 
ſpecifiſch mittelalterlihen Wefen. Der Nationalftaat war in England und felbft in Frankreich, 
das Territorium in Deutfhland zum Hort der Freiheit geworden, die Monarchia in ihrer 
frühern Bedeutung iventifch mit Unfreiheit. Hatte die Kirche ſelbſt noch die Völker zum Be: 
wußtjein ihrer Verſchiedenheit und zugleich zum Gefühl ihrer Zufammengehörigkeit gebracht *?), 
fo waren e8 Greigniffe, wie das Aufblühen der Städte, des Handeld und der Gewerbe, die 
großen Erfindungen wie Pulver und Magnet fanımt ihren nothwendigen Gonfequenzen, melde 
den in feinem Haupt bereitd gebrochenen Feudalſtaat au in allen feinen Gliedern erfaßten und 
ganz neue Anſchauungen über gefellihaftliche und ftaatliche Verhältniffe hervorriefen. 

Natürlich fhloffen ih die politifhen Wiffenfchaften in Form und Inhalt zunächft den bis: 
berigen Auffaffungen und Bormen an. War doc der Proteftantismus im Anfang felbft ebenjo 
ſcholaſtiſch und excluſiv, wie der Katholicismus gewejen (wir ſprechen natürlid nur von den 
weltlichen Beziehungen und von dem Dogma als ſolchem, nicht feinem Inhalt nad), der flaatliche, 
reſp. Bürftenabjolutismus aber, zu weldhem die Reichsherrſchaft nad) und nad) entartete, auf die 
einzelnen nationalen Staaten, in Deutſchland auf die einzelnen Territorialgemwalten übergegangen. 


42) Man gedenfe der Wirfungen und Urfachen ber Kreuzzüge. 
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Unterdeß Hatten die von den Päpften gegründeten oder doch genehmigten Univerfitäten 
‚die Pflege der Wiffenfhaften aufgenommen und fie ven Kloftermauern entzogen. Zu den Dis: 
ciplinen des Kanonifchen Rechts gejellte fid) bald die des Nömifchen oder Faiferlihen und des 
Lehnrechts. Berühmte Lehrer vertraten Mathematik und Phyſik, und e8 beginnen die philofo- 
phifhen Studien, die bald in Verbindung mit den Naturwiffenfchaften einen beftimmenden 
Einfluß auf Staat und Gefellihaft und auf die Erfenntniß derfelben üben müffen. 

Wie ed mit neuen und im ganzen zeitgemäßen Ideen immer zu gehen pflegt, wie fie nämlich 
gewöhnlich überfchägt, wenn nicht fofort misbraucht werben, fo geſchah es auch mit der in Oppo— 
fition gegen Kaifer und Reid, vefp. gegen die weltliche Macht des Papſtthums entflandenen 
neuen Staatsidee. 

Die daraus hervorgegangene Staatswiſſenſchaft vertreten vorzüglich die fogenannten Legi— 
ften, d. 5. die im Römischen Recht unterrichteten gelehrten Juriften, deren einziges oder doch 
hauptſächlichſtes Streben die Ginführung und Begründung verfelben unbebingten Fürftenau: 
torität in den einzelnen Staaten und Territorien war, welche jie in der Korm des Kaiſerthums 
und Papftthums früher, wenigftens viele von ihnen, bekämpft hatten. Selbft wider Willen aber 
dienten fie vamit dem Geifte der Zeit, dem erwachenden individuellen Freiheitätrieb, indem ihre 
erfte Aufgabe die Vernichtung jener Mittelgrößen fein mußte, welde ald Pairs, Etats, Land: 
ftände, zwiſchen Landesherrn und Volk ftanden und, pochend auf ihre verbriefte feudale Selb: 
ftändigfeit, von welder freilih nur mehr das Phlegma übriggeblieben, der wirklichen Unifica— 
tion der Staaten und Territorien widerſtanden. 

Die Gloffe und Nachahmungen berfelben, dann einige recht geſchmackloſe, [heinbar populäre 
Schriften, namentlich über den Proceß, find die erften Früchte der Staatswiſſenſchaft diefer zwei— 
ten Hälfte unferer Periode. Scholaftifcher Stil, fremde Sprache und Gedanken erweijen jie als 
zuſammenhangslos mit dem Leben, bemeifen, daß fie auf diefes nicht wirken Eonnten. 

Man übertreibt meiftens die Wirkfanfeit der Legiften. An der Gonftituirung und innern 
Ginrihtung der Staaten hat dad Leben, die Macht der Greigniffe das meifte gethan; ver Kreid 
derjenigen, welche damals am eigentlichen ftaatlihen Reben activen Antheil nahmen, war noch 
ein fehr beſchränkter; noch waren vie Einwirkungen des blendenden, nicht verftandenen Lichts des 
Kaiſerthums im Volk fühlbar ; noch ftand daſſelbe Recht, welches, zur Heritellung der Reichs— 
einheit beftimmt, dieſelbe vollftändig brechen follte, in vemfelben Licht; noch war das Bolf zu glück— 
lid, um die nur zu verftändliche Tyrannei feiner Kleinen Herren gegen ein Recht zu vertaufchen, 
von dem ed nichts zu verftehen brauchte, als daß es fie gegen diefe Herren ſchützte. Nicht minder 
wird der Umfang der Neception des Römiſchen Rechts nach Inhalt, räumlicher Ausdehnung 
und Tiefe des Eindringens übertrieben, wie dies eine nüchterne Betrachtung der zahllofen ſpe— 
cialen und particularen weſentlich germaniſchen Rechte und die ganze fo energifhe Richtung 
unferer Zeit darthut. 

Aber der Staat wie die Staatderfenntniß werden gegen dad Ende diefer Periode, wenn 
auch nicht ohne Broteft, allenthalben abjolut, und zwar mit einer entjhiedenen Neigung zum 
Gäfareopapismus, felbft in ver lilliputeften Korm. 

2) Periode des Abjolutismud Wir brauchen wol nicht näher auszuführen, daß 
und warum und die Gefhichte dev Staatöwiffenfchaften, foweit jie überhaupt zugänglich, als ein 
innerlich und äußerlich zufammenhängendes Ganzes erfcheint, welches nicht nach beftimmten Jahren 
abgetheilt werden fann. Wie die Ideen und Formen einer Zeit in die folgenden hineinwirfen, 
fo natürlich auch die literarifhen Arbeiten, und zwar um fo mehr, als gewiſſe allgemeine Wahr: 
heiten zu allen Zeiten wieberfehren und dem Geſammtbild einer Literatur trog der Mannich— 
faltigkeit der Methode, Formen und Ausdrudsweife eine höhere, innere Einheit verleihen. 

Die theofratifch-fpiritualiftifche, idealzuniverfale Richtung der erften Periode war theils in 
dem Beudalismus ſelbſt, der entartet war, theild in der Zerreifung der bisherigen Glaubens: 
einheit, theild in der vollen Selbſtändigwerdung mächtiger Nationalitäten dahingeſchwunden. 
Der entweder gebrochene oder entartete Feudalismus bot feinen brauchbaren Ausgangspunft 
mehr für ſtaatliche Forſchungen, fondern mußte vielmehr denſelben als das Ziel reformatorifcher 
Thätigfeit erfheinen. Seit ver Schüler des berühmten Abälard, Arnold von Brescia, im Jahre 
1155 zum Märtyrer des Princips der Freiheit der weltlichen Gefellihaft vom Papſtthum und 
der Unterwerfung ber Kirche unter die weltliche Gewalt geworben, hörten die Schläge an die 
Pforte der päpſtlichen Unfehlbarkeit und Weltautorität nicht auf. Den Albigenfern und Wal- 
benjern folgten, um nur die bedeutendften Erfheinungen zu nennen, die Wicliffiten, Huſſiten, 
2uther und Calvin in ununterbrochener Reihe, und wenn aud) ihre Tendenz zunächſt eine religiös- 


670 Staatswiffenfhaften 


kirchliche war, jo mußte fie doch auch auf einer in mandyer Hinficht wefentlich neuen Anfgauung von | 
Staat und Gejellihaft beruhen und die bisher üblichen Auſchauungen der legtern mit verändern. 
In dem Maße, in welchem die Anforderungen des päpftlihen Stuhls die Selbftänvigfeit der 
Bölfer, reſp. damals der Fürften gefährbeten, mußte eine gewiffe Neigung berfelben zu den neuen 
Glaubenslehren entitehen, welche nicht nur die Autorität des Papftes befämpften, fondern aud, 
indem fie jih an die weltliche Gewalt anlehnten, dieſer, wenn nicht die Superiorität über die 
Kicche, doch wenigftend die volle Gleihberehtigung mit derfelben einräumten, jofern fie nid: 
felbft wieder, nur in anderer Weife, das theofratifhe Princip aufftellten. Der Drang nad 
Selbftändigfeit, ja Oberherrihaft auch über die Kirche und die Sucht, fi durdy die Einziehung 
reihen Kirchenguts, wenn nicht habſüchtig zu bereichern, doch aus den fleigenden Geldverlegen 
heiten zu ziehen, kamen, wenigftend bei den Fürſten, oft der neuen Religion zu Hülfe, wenn | 
neben der Furt vor ſolchen tiefgreifenden Neuerungen aud die Macht der Tradition und Ge— 
wohnheit ded Alten, der Zweifel an die Wahrheit des Neuen ſich geltend machten. Mande | 
Staaten, wie z. B. die Italiens, dann Spanien und Frankreich hielten zwar feft an Dem alten 
Glauben, aber nicht an dem alten politiſchen Syſtem. In Italien mit feinen vielen Fleinen Statt: 
fiaaten war bie volitifche Autorität ded Papſtes faum je weiter gegangen ald die eines jeden 
Siegerd mit den Waffen, oder ald e8 nothwendig war, Italien vor einer gemeinfamen mächtiger 
weltlichen Oberberrfchaft zu bewahren. In Spanien und Kranfreih war, mit einigen mehr for: 
mellen ald materiell bedeutfamen Reminifcenzen des Feudalismus, das abfolute Königthun 
vollſtändig entwidelt und bei aller confefiionellen Anhänglichfeit an Rom nicht gewillt, vem- 
felben auch nur den mindeften weltlichen Einfluß von Rechts wegen zu geflatten. Der ältefte Sobr 
der Kirche wie der Allerkatholiſchſte König bewachten bei aller religiöfen Deferenz eiferjüchtia 
ihre ald unmittelbar von Gottes Gnaden ihnen zuftehenden Herrſcherrechte, und wenn fie fi um 
den überwiegenden Einfluß in Rom ftritten, jo tritt darin nicht im entfernteften nie Abficht auf 
Miederherftellung der univerfalen weltlihen Macht des Papftes als vielmehr das Streben ber: 
vor, durch Die Beeinfluffung, reſp. Abhängigmachung feiner geiftlihen Gemalt für jich die Welt 
berrichaft zu erringen. Selbjt Heinrich IV. ſcheint im weſentlichen nichts anderes, wenn auch un- 
ter einer neuen Form, ber des allgemeinen ewigen Friedens, angeftrebt zu haben. Auch Englande 
Lodtrennung von Rom war an fi der Hauptſache nad ein politiſcher Schritt, und die Art, wie 
die englifche Hochkirche heute noch befteht, zeugt dafür, daß bei der kirchlichen Neubildung das 
Element der englifhen Ariftofratie ebenfo maßgebend geweſen wie bei der Organifation be 
Staats. Wenn aber die Engländer, der ſchmachvollen Zeit Heinrich's VII, eingedenf, die Re— 
- formation von der Königin Elifabeth an zu datiren lieben, fo dürfte in Bezug auf das politiſche 
Motiv der Einführung der neuen Lehre fein großer Unterfhied herausfommen. 

Während nun die Gefhidhte diejer Periode faft in allen Ländern Namen bewahrt, melde 
bemeifen, daß der Entwidelung der neuen politifhen Selbftändigfeiten, reſp. des abfoluten 
Königthums Männer von dem tiefften und praftifchften ftaatsmännifchen Blick wie von größter 
ftaatdmännifcher Energie auf und an den Thronen zur Hülfe famen, ift e8 dod nur eine verhält: 
nigmäßig geringe Zahl von Männern, die ih durch eine große flaatäliterarifhe Bedeutung 
berühmt gemacht haben. 

Der gemeinfame Charafterzug der ftaatöwiffenihaftlihen Arbeiten dieſer Periode ift eine 
in der Form noch häufig an die Scholaftif erinnernde philofophifche Sperulation über die Prin: 
cipien des Staats, häufig im utopiftifchen Gewande, wobei verſchiedene Disciplinen der Staats— 
wiſſenſchaften noch nicht unterfchieden, die Zuftände eines beftimmten Landes aber meint die 
Ausgangs: oder doch Zielpunft betrachtet werden. Faſt die ganze Literatur diefer Zeit ift po: 
lemifchreformatoriich in einem neuen Sinne ded Worts. Es ift nämlich der biäher im Kampfe 
zwifchen Papftthum und Kaiferthum, zwiſchen Orthodoxie und Kegerei dargeftellte und mit 
mandem auffallenden Rollenwechfel begleitete Kanıpf zwifchen Freiheit und Ordnung nun in 
einen Kampf ded Principd der perfönlihen Breiheit mit dem Princip ded Staats-, reſp. 
Fürftenabfolutismus umgewandelt. 

An der Spige der literarifhen Berühmtheiten diefer Periode ſteht Machiavelli. Nachdem 
diefem für viele noch immer unbegreifliden und von vielen no immer midverftandenen Mann 
im 9. Bande des „Staats-Lexikon“ ein eigener Artikel gewidmet worden ift, haben wir hier nur 
feine Bedeutung für die Staatöwifjenfchaften zu erörtern und ihn jo in das Bild der Entwicke— 
lungen verjelben einzuflehten. Machiavelli ift das Kind jeiner Zeit nad feiner Natur, d. b. 
er ift italienischer Patriot, wie er durch die Verbindung einer wie er angelegten Narur mit feiner 
Zeit und feinen Schickſalen, wir wollen nicht jagen: entfteben mußte, aber leicht entftehen fonnte. 
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Der wiſfenſchaftliche Werth feiner Schriften, namentlich des Principe” iftgering, obgleich einzelne 
Dinge fo geiftreich und fharf find #9), daß fie in diefer Beziehung nit übertroffen werben kön— 
nen. Es iſt bezeichnend, daß er nur ber weltlichen Staaten gedenkt und feiner eigentlichen Geſin⸗ 
nung nad) Demofrat vom reinften Waſſer ift (vgl. „Discorsi sopra Livio“, lib. IH, c. 19) **), 
alfo eigentlih auf dem Standpunkt ver italienifhen Städtefreiheiten fteht, ven er aber vorerft 
wenigftens als unhaltbar erfennen muß, da die Zerfplitterung Italiens und die innere Zerriffen: 
heit feiner Glieder die Nation gefährdete und vor allem Einheit nöthig jhien. Macchiavelli ift 
ein ſehr gefcheiter, praftifchserfahrener und doch nur halbgebilveter und vom Doctrinarismus 
angeflogener, dabei ganzerbitterter Italiener, alfo plaftiih und materialiftifh, leidenschaftlich und 
ungrünblid, heiß und lijtig, frech und berechnend, ſcharf auffaſſend und voll Borurtheil, groß- 
planig und ohne Gebuld, ftolz und doch fervil, frei von mandem Aberglauben, aber au ohne 
alle höhere fittliche Weltanfchauung und was dazu gehört. Die ungeheuere Bedeutung, melde 
namentlich feinem „Principe“ beigelegt wurde und noch wird, erklärt fich theild aus ver Zeit über— 
haupt und aus der Situation Italiens insbeſondere, da Machiavelli mit dem Präftigium ber 
italienifhen Wiſſenſchaft faft der einzige bemerkenswerthe Schriftfteller feiner Zeit und für 
Stalien der Patriot war, der den Schmerzichrei Italiens zunächft wieder ertönen lieg, theild aus 
dem mit dem Gefhmad der Zeit harmonirenden Cynismus feiner Äußerung, aus der ſcheinbar 
claffifchen, wirklich aber corrumpirt mittelalterlihen und ſpecifiſch italienifhen Nacktheit feiner 
Gedanken, envlich aus dem in feinen Werfen aufgehäuften Material für den Despotismus, 
welches bei der bereits entſchiedenen Richtung der Zeit zum Fürftenabfolutismus faft allein be- 
achtet und natürlich hochgeihägt wurbe.*5) Der verbiffenfte Demofrat wurde jo der Lehr- 
meifter, gleichfam die Incarnation des Abjolutismus. Ohne eine andere Liebe ald die zum 
Baterlande zu affihiren, eine Liebe, welche fo oft bewußt oder unbewußt nichts anderes als die 
Hülle ganz anderer Leidenschaften fein muß, ohne eine höhere als die damals mögliche Bildung, 
bei welcher neben wenigen claffiihen Schriften die Erfahrung das meifte gethan, kämpfend mit 
dem Ehrgeiz, ver durch das Ausbleiben ſelbſt beſcheidener Erfolge immer giftiger werden mußte, 
ſchrieb Machiavelli feinen „Principe allen Ernftes, um dadurch fih und zugleich feinem Vaterlande 
fürderfte wenigftend zu Helfen. Die Annahme R. von Mohl's, Machiavelli habe feinen „Principe“ 
nur geihrieben, um vor allem fein Land zu befreien und zu einer ſtarken politifhen Einheit zu 
bringen u. ſ. w., wird nicht nur dadurch unterftügt, daß Machiavelli feine gefährlichften und 
anftögigften Grundjäge nur für neue Regenten und für gewaltſam begründete Regierungen 
ausſpricht (vgl. auch „Discorsi sopra Livio“, lib. I, c. 8), ſondern aud) und ganz vorzüglich da⸗ 
durh, daß ein Mann von dem jevenfalld feltenen Verſtande und von folder Einſicht wie 
Machiavelli unmöglid die ganze Politik für immer auf die rein momentanen Zwede oder 
augenblickliche Utilität eines einzelnen Volks bauen konnte und aud, wie ed nit nur feine Com: 
mentare, fondern jelbft verfchiedene Stellen des „‚Principe‘' beweifen, nicht wollte. Macchiavelli 
bewegt fih den Zuftänden feines Volks gegenüber in dem dieſe bezeichnenden circulus vitiosus 
von Revolution und Ufurpation, erkennt Stalien veöhalb in einem fürdterlihen Nothftande und 
findet, obgleich er das fittlih Schlechte nie fittlich gut nennt, dod fein Gewiſſensbedenken, diejen 
verfluchten Zauberfreis durch jedes Mittel zu zerreißen und durch eine Art von rückſichtsloſem 
und aufgeflärtem Despotismud die Nation gegen ihre eigene Schlechtigkeit zu retten. Macchiavelli 
hatte keine Idee von dem organiſchen Staat und konnte von der perſönlichen Menſchenwürde 
feine hohe Meinung haben ; das antife Humanitätsprincip war faft nicht mehr unmöglich als 
das moderne riftlihe. Machiavelli ift übrigens keineswegs der erite Erfinder der von ihm 
vorgebrachten Schlechtigkeiten, die jevenfall8 auch ohne ihm fpäter überall prafticirt worden 
wären, wo fie prafticirt wurden. Machiavelli hat fich wicht geicheut, um feiner großen Zwede 
willen Dinge anzuratben, die um elender Zwede willen gefhahen, obgleih man ſich geſcheut 
hätte, ven Machiavelli als Autorität zu eitiren. Der Machiavelliämus ift ein ſchlechtes politisches 
Princip, weldes jo ſehr der ſchwachen Seite des Menſchen entipriht, daß es allenthalben und 
immer feine praftiihen Vertreter gehabt hat und haben wird. *6) 


43) Hierher gehört z. B. die Eintheilung der Staaten, im Gegenfag zur Ariftotelifchen Theorie, in 
Monarchirn und Republifen. Um auf einige minder befannte Dinge aufmerffan zu machen, fo ver: 
weifen wir auf die Discorsi sopra Livio, 5. ®. lib. I, c. 8, 25, 26, 33, 51, 54, 58; lib. III, 
c. 8, 9 fg. 44) Mohl, Sefchichte der Literatur, IL, 597. 

45) Nordenfigcht, Schwedilches Staatsredyt, S. 130. 

46) Indem auch wir bezüglich der Literatur auf den citirten Auffag R. von MoHl’s verweijen, fügen 
wir noch bei: Bollgraff, Syſtem ber Staats: und Nechtsphiloforhie, II, 803. Rofcher, Thucydides 
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In England, Deutihland und Franfreid war der Kampf der politifchen Ideen aufs innigfie 
mit dem um Orthodoxie und Glaubensfreiheit verbunden, aber keineswegs fo, daß die Bertreter 
des Freiheitöprincips ſtets auf feiten der Reform, Die des Abfolutismus auf feiten Der alten 
Kirche zu fuchen geweſen wären. Nicht ſowol pas Firliche ald vielmehr dad nationale Moment 
übermog, und die Gonfefjiond: wie die Freiheitöfrage wurden meift von dem Gefihtöpunft des 
nationalen Selbftändigfeitöbedürfnifles, wie es gerade aufgefaßt wurde, theoretifh und von ver 
Ubermacht praktiſch entjchieden. Während der Übergangs oder in der Kampfeöperiode finde 
man daher aud) allenthalben ein Schwanfen in beiden Beziehungen, welches in Frankreich mu 
dem Sieg der alten Kirche und des vollendetften Abjolutismus der Krone, in England, verfaſſungs 
mäßig wenigftend, mit der Unterdrückung der alten Kirche, aber auch aller nit ſtaatskirchlichen 
Sekten und des monarchiſchen Abfolutismus, in Deutſchland mit dem Abſolutismus der Landes: 
herren und einer gewiffen Parität beider Kirchen abſchloß. 

So warz. B. der fhottifche Reformator Knor nicht minder entſchieden demokratiſch geftumnt wie 
fpäter die engliſchen Buritaner und die Richtung beider mit dem neuen ariftofratiihen Abſolu— 
tiömus, refp. mit dem thatfächlich bald wieder auflebenden Abſolutismus der Krone ebenjo un: 
vereinbar wie der Katholicidmus. In Frankreich ift die Nationalitätdidee und ihre Verkörpe 
rung, Die Krone, auf verſchiedene Weife in das Ringen der vilains und der Hugenotten mit dem 
Adel und dem Katholicismus verwidelt, bis fie unter einer durchaus nicht unbeftrittenen natie- 
nalen Modification des Katholicismus felbft allein und ganz der Staat geworben zu fein fcheint 

In Deutjhland begünftigt der Dualismus von Reich und Territorium, Kaifer und Landes. 
herr, die. Herftellung einer Art von religiöfem Dualismus nach hHundertjährigen ſchweren Kämpfen 
und wird dadurch einerfeitö ein großer Fortfchritt in der Freiheit gemadt, andererſeits eine 
Menge von religionsftaatlihen Verhältniffen flaatöreligiöfen an die Seite geftellt und zu den 
Urſachen der deutſchen Zerfplitterung die ftärkfte Hinzugefügt. 

Es war unvermeidlih, daß die flaatswiffenfhaftlihen Beftrebungen dieſer Periode ben 
Stempel der angebeuteten Ereigniffe und Entwidelungen trugen, und daß das Wetterleuchten 
der fommenden Periode in denfelben bemerkbar ift. Konnte fi dod der Kanıpf gegen ven 
Staats- und Fürftenabfolutismus auf nichts wirkfamer flügen ald auf die germanifchen Frei- 
heitöideen, die bereits in ber englifchen Magna:Charta und in dev Bill of rights, dann in den zahl⸗ 
lofen pactartigen Feftfegungen zwiſchen der Monardie und ven Ständen in allm Staaten dei 
Eontinents einen modernern Ausbrud erhalten hatten und, wenn auch dieſe Pacta durch beider- 
feitige oder dreifahe Schuld, der Völker, Stände und Fürften, nad) und nach außer Übung ge: 
fommen, unvertilgbar in der Nation fidh erhielten. 

Als Hauptrepräfentanten ver Staatswiſſenſchaften treten nun hervor: Jean Bodin, Thomas 
Hobbes, Lode, Hugo Grotius und Samuel Pufendorf, und mußte bei der natürlihen Collijion, 
in welche burd) die Religionsfpaltung Gewiffend- und Rechtspflichten, dann in der mannichfaltig- 
ften Kreuzung damit die Freiheit und die Pflicht ded Gehorfams geriethen, die Grenze des flaat: 
lihen Gehorſams ald dad Hauptthema der ftaatswiffenfhaftlihen Unterfuhungen betrachtet 
werben, zuberen Beftimmung eine eingehendere Unterfuhung über Entitehung, Princip, Rechts: 
grund, Zwed u. f. wm. des Staats unvermeidlich wurde. Der bereits im Gang befindliche Fort: 
Schritt der Entpedungen und Erfindungen, der Naturwiſſenſchaften und der gefelligen Berührun⸗ 
gen jowie der jedenfalld höhere Grad der Freiheit der Forſchung fonnten den Verſuchen zur 
Löfung diefer Aufgabe nur günftig fein und namentlich nah und nad) aud die Sprengung ver 
iholaftiihen Methode mit fih bringen. Natürlich aber fuchte der Abfolutismus jeder Eon: 
feffion neben dem biöherigen unfehlbaren Dogma, refp. flatt deffen jich felbft in Firchlichen wie 
weltliden Dingen ald unfehlbared Dogma zu fegen, und darum werben die meiften Staatäjchrift- 
fteller entweder zu politifhen Märtorern oder fie müffen ſich der Hülle des Staatsromans be- 
dienen, wenn ſie freie politifche Ideen zur Geltung bringen wollen, (S. Staatdroman.) 

3. Bodinus ift bisher von den ſtaatswiſſenſchaftlichen Schrifttellern viel zu wenig gewürdigt 
worden. Und doch iſt er der erfte, welderin feinem Werfe („De republica”, lib. VI, zuerft 1576) 


©. 267. Borländer, Geſchichte der philofophifchen Moral:, Rechts: und Staatslehre u. f. w. (Marburg 
1855). Venedey, Macchiavell, Montesquien und Rouſſeau, Thl. I. Mackhiavell und Montesquieu 
(Berlin 1850). Greiner, S. 38, Deutſche Dierteljahrfchrift, Jahrg. 1856, ©. 177. Proudhon, Sy- 
steme federatif, ©. 123, 141, 297. Rathmann, Machiavelli und feine Lehre im Verhältnig zum 
Chriſtenthum und zu den Beftrebungen der Gegenwart (Mordhaufen 1862). Taine, Histoire de la 
litterature anglaise, 1, 272; I, 199. 
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den ganzen Staat zu erfaffen fucht und zugleich den Franzofen eine gewiſſe Priorität in ber 
Stantöliteratur begründet hat. Geboren 1529, war er zuerit Rechtslehrer in Touloufe, dann 
Anwalt in Paris und zulegt Procurator des Königs, und dieje Barriere wie feine Abfegung 
wegen Wiverjeglihfeit gegen den Hof beweifen am beiten, daß er nicht nur eine bedeutende Per: 
fönlichfeit, fondern aud als ſolche von feiner Zeit anerfannt war. Auch fein Leben war reich an 
Wechſelfällen und Verfolgungen wie Gunſt. 

3. Bodin's Werk?) ift ſehr umfangreich und ftand bis Montesquieu in der höchſten Achtung 
der Gelehrten wie Staatömänner. 68 ift durch Gelehrſamkeit wie praftiihen Sinn, ſcharfes 
Urtheil und Menſchenkenntniß ausgezeichnet, trägt übrigens natürlich den Stempel feiner Zeit. 
Dies tritt namentlich in dem allenthalben bemerfbaren Einfluß der antiken und zwar beſonders 
der Ariftotelifhen Anfhauungen und Methode hervor. Doch wurde mit Recht fhon früh *F) 
erfannt, daß Bodin der Haupfſache nach felbftändig dachte, und daß ihm in Bezug auf viele ver 
widtigften Grundideen unferer Staatswiſſenſchaften das Berdienft, wenn nicht dev erften Erfin— 
dung, dod der erjten literarifhen Behandlung und Bublication gebührt. Nach dem Geijte der 
Zeit ift dem Bodin die gefammte Staatswiſſenſchaft eine Ginheit, und behandelt er diefelbe auch 
nad antiker Weije unter dem Titel de republica. Gr fucht darin nit nur den Hauptinhalt 
des eigentlihen Staatsrechts, fondern aud) der Politik im engern Sinne, oder der Staatskunſt 
zu erfaflen. Gerade in legterer Beziehung ift Bodin's Buch von der größten Bedeutung. 
Theilen wir zwar nicht vollfonmen die Anſicht R. von Mohl's, als ob „die Zutheilung einer un: 
beſchränkten Macht an die Stantägewalt als ſolche“ und die Wichtigkeit, welche er derjelben im 
Vergleich zu den Regierungsformen beilegt, dann „die Neigung zu großer Straffheit und ſelbſt 
zur Härte in Berwaltung und Gefeggebung, endlich die Hervorhebung der Sittlichkeit vor dem 
Recht und die große politifche Rolle welche er ihr zutheilt“, antik jeit?), indem dies alles in fo 
eigenthümlicher zeitgemäßer Form, in fo entfchiedener Übereinſtimmung mit ven abfolutiftiihen 
und religiös:politifch aufgeregten Zeitverhältniffen fteht, daß man jedenfalld auch die Renaiſſance 
und das Rococo antif nennen müßte, wenn man jene Gedanfen antik finden wollte, und dieſe 
jedenfalls für minder antif ald die genannten neuern Gefhmadsrihtungen erachtet werden dür— 
fen, fo hat verjelbe Schriftfteller doh a. a. D. die modernern Auffaflungen Bodin’s in fo 
treffliher Kürze bezeichnet, daß wir ihm um fo lieber folgen, je leichter er ed macht, die Univer— 
jalität der Auffaflung Bodin's von dem ganzen Gebiet der Staatswiffenfhaften zu erkennen. 
Nah R. von Mohl ftellt ih Bodin ald von neuzeitlihen Auffajfungen ergriffen dar „infofern 
er doch nicht den Menſchen ganz im Bürger untergehen laffen will; ferner in feinem -Faum mit 
den Grundanjhauungen in Berbindung zu bringenden Rathe die Steuern und fonftigen Laſten 
von beim einfeitigen Willen ver Staatögewalt auszunehmen; in feinem Lob der Gemeinden als 
eigener in ſich abgeichloffener Lebenskreiſe; endlich in jeiner lebhaften Empfehlung von örtlichen 
und allgemeinen vertretenden Verſammlungen“. So finden wir in Bodin's Werk den Grund: 
gedanfen der Ausgleihung zwifchen Individuum und Staat, der Decentralifation und bes 
Selfgovernment, insbeſondere -aber die Idee einer nicht blos auf die Vermilligung der Steuern 
u. ſ. w. beichränften, die Kraft und Einheit der Staatögewalt nicht aufhebenden Repräfentation 
und einer Durchführung verfelben audy in den engern localen Kreijen des Staats. ine gewiſſe 
gelehrte Überladung in dem Werk Bopin’s liegt im Geſchmack der Zeit; dafür ift daſſelbe frei 
von dem Dortrinaridömud der Scholaftif wie von der Scholaftik unferd modernen Doctrinarismus, 
und wenn es fehr mühſam ift, fich durch das maßloſe gelehrte Beiwerk hindurchzuarbeiten, jo 
wird die Mühe dur eine reihe Ernte belohnt. Wie Bodin der Gedanke einer Staatöfitren: 
lehre nicht fremd war, fo finden wir bei ihm unfhägbare und für alle Zeiten gültige Bemerkun— 
gen ftaatdmafrobiotifcher und flaatsphyfiologifcher Art, z. B. „über die Mittel, dad Anfehen und 
die Kraft einer Regierung zu heben, über die Urſachen und über die mögliche Abwendung von 


47) Wir befigen eine frankfurter Grofoctavansgabe von 1594. Das Werk erfchien 1576 zuerft 
und zwar in franzöfiicher Sprache. Bol. Behr, Über die Entwicelung und den Einfluß der politifchen 
Theorien (Innsbrud 1855), ©. 232 fg. Mohl, Gefchichte der Literatur, I, 170, 228, 323; III, 375, 
419. Schon 1580 war zu Paris erfchienen: A. Ferrier, Advertissement à M: Jean Bodin sur le IV 
livre de sa republique. 
sn a Über die Entftehung der politifchen Theorien. Kleine hiftorifche Schriften (Wien 1817), 

49) Über die Humaniften Morus, Erasmus u. ſ. w. f. Laurent, Etudes, X, 392fg. Taine, Histoire 
de la litterature anglaise, I, 286, nennt Petrarca „‚le plus ancien des humanistes‘. 
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gewaltfamen Staatdummälzungen, über den Einfluß des Klimas, über den Nupen genaner 
Volkszählungen‘ u. f. w. Selbſt über die den verfchiedenen Arten von Beamten einzuräumen: 
den Rechte und über das perſönliche Benehmen der Fürſten hat er trefflide Bemerkungen 
gegeben. 

Wie diemoderne Staatswiſſenſchaft ganz naturgemäß eigentlich in Italien durch Macch iavelli 
beginnt *0) und nad) ihm daſelbſt einzufchlafen fcheint, von dort auf Branfreih übergeht und in 
Bodin einen glänzenden Repräjententen findet ®?), um bis Montesquieu zu ruhen, jo gebt fr 
nun auf England über, welches jegt in feiner Art ven Kampf der modernen Ideen mit den Liber: 
lieferungen des theofratifchen und abſolutiſtiſchen Feudalismus aufgenommen unddurdguführen 
hatte. Die engliſche Stantsliteratur beginnt mit dem gefhmadlofen Filmer für die abjolute Ge— 
walt des Königthums, der aber ſchnell Hinter der glänzenden Erfheinung des Th. Hobbes, welcher 
daffelbe Princip, aber mit großem Geifte und tiefen Gründen, vertheidigte, verſchwindet. Iſt die 
ſes Brincip jelbft alt, ſo kann man es ja fogar heute noch keineswegs ein veralteted nennen; burd 
feine rationaliftifhe Richtung aber ift Hobbes und die Begründung feiner Lehre nicht minder neu als 
dur das geſchmackvolle Maß und die Flare Beſtimmtheit feiner Schreibart. Hobbes war vurd 
den vorübergehenden verzweifelten Zuftand Englands im Anfang des 17. Jahrhunderts in eine 
ähnliche verzweifelte Stimmung verfegt wie Machiavelli feinerzeit durd die viel tiefern und 
dauernden Schäden ber italienischen Zuftände ; aber feine Sittenreinheit und eine gewiſſe ibm 
vorgeworfene Schüdternheit oder vielmehr Furchtſamkeit mußten in Verbindung mit der Ber: 
fhiedenheit der übrigen Gefanmtzuftände, Charafterzüge und perfönlichen Verbältniffe, zuſam 
men ein ganz anderes Werk hervorbringen ald den „Principe“. Macchiavelli war und ber erfic 
Nothrufer des abfoluten Staatöbedürfniffes vom Standpunft der Zerfegung einer pur und 
durch demoralifirten Nation. Bopind2) ſchwankt noch zwifchen abfoluter Gentralifation und 
einer organischen Decentralifation, fieht aber noch nicht das ganze fürdhterlihe Ende, wozu erftere 
führen muß. Hobbes ift der erfte Nothrufer gegen den gewaltthätigen, wiberborftigen ger- 
manifchen Zerfegungsgeift; er ift antiariftofratiich ohne demokratiſch, antifendal ohne freifinnia 
zu fein, und indem er an die Fähigkeit der germanifhen und namentlich der engliihen Völker 
zu einer frei organifchen und doch ftarfen Einheit nicht glaubt oder die Einflüfle feiner Erziehung 
und Lebensftellung zu überwinden micht den Muth hat, fteuert er unbewußt auf einen burean- 
Eratifchen Abfolutismus, alfo auf die moderne Amtsoligardie hin, inden er ben Abſolutismus 
der Staatsgewalt und ihrer Berförperung, ded Königthums, lehrt. Nichtsdeſtoweniger ift Hobbes 
der Erfinder einer Theorie, melde mehr ald eine andere lange die ganze Staatswiſſenſchaft, na- 
mentlich das Staatörecht beherrfcht Hat und zum Theil noch beherrſcht, nämlich der Theorie vom 
Gegenfaß des Natur: und Staatdzuftandes, der Vertragstheorie, der Theorie von der Ent- 
ſcheidung der Majvritäten, Theorien, die er merfwürdig genug zu Gunften feines Staats- 
und Fürftenabfolutismus ausbeutet, während fie fpäter ald die Hauptgrundlagen ded geraden 
Gegentheild, oder im Sinne eines foldhen, nämlich ver ae ten Volksſouveränetät umd 
individuellen Freiheitsrechte, gebraucht wurden und noch ſpäter # eine bie beiden Extreme ver: 
mittelnde, die in beiden liegende Wahrheit vereinigende Theorie fu Tage rief. 

Wir haben oben Hobbes einen befondern Artikel gewidmet?), aus welchem jeine ganze 
Theorie mit den hauptſächlichſten Sägen erfannt werben fann. Daß diefelbe neben dem prin- 
eipiellen Irrthum eine Menge von unfhägbaren und damals höchſt gefährdeten Wahrbeiten, 
3. B. die Unverantwortlichfeit des perfönlichen Staatsoberhaupt, die Untheilbarkeit ver Staats: 
gewalt u. f. w. enthalte, fpringt ebenjo in die Augen, wie daß dem Hobbes der Gedanke eines 





50) In Italien fchließt fich die neue Philofophie vorzüglich an Hegel, in Spanien an Kranfe an. 
Kraufe's bedeutendfte Schüler find Leonhardi, Lindemann, Röder, Mhrens, der zur Verbreitung feiner 
Lehre das Meiſte gethan, und der Spanier Julian Sanz bel Rio. 

51) Mittelbar hat auch Descartes, ber fpäter auch auf die Philofophie Kant’s wejentlich einwirfte, 
viel für die Staatswiffenfchaften gethan. Das Neuefte und Befte über diefen großen Philofophen ift die 
Darftellung feines Lebens und feiner Lehre von Kuno Fiſcher. 

52) Bor Bodin und weſentlich der frangöfifchen Literatur zuzufchreiben, dürfte Bonivarb zu nennen 
fein, der in der erften Hälfte des 16. Jahrhunderts fchrieb. Als politische Werle defielben find zu nen- 
nen: De noblesse et de ses offices ou degres; et des Ill estats, monarchique, aristocralique 
et democratique ete.; ferner: Traite de l’ancienne et nouvelle police. Beide Werke find von 
G. Revilliod (Genf) herausgegeben worden. 

53) Val. dazu Taine, Histoire de la litterature anglaise, IT, 468 fg.. 482. Hartenftein, De no- 
tionum juris et civilalis, quas Spinoza et Hobbes proponunt, similitudine et dissimilitudine 
(Leipzig 1856— 57). 
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nicht nur organiſch entflandenen, fondern auch organifch georpneten und ein organifche® Leben 
führenden Gemeinwefend und die abjolute Vernunft: wie Naturnothivendigfeit des Staats und 
deſſen Gleichzeitigfeit mit dem Menſchen in Gejellichaft fremd war. 

Hatte die Gefahr des traditionellen englifchen Königthung demſelben in Hobbes feinen 
Retter, aber einen eminenten Borfpreder erwedt°*), jo rief Die Noth des Volks und der Freiheit 
diefem zwei nicht minder bedeutende Borfprecher hervor. Died waren Algernon Sidney und J. 
Locke. Diefen war zwar Harrington mit feinem der VBertheidigung der Republik gewidmeten 
utopiftifhen Staatöroman „The Oceana“ vorausgegangen und gewiffermaßen gleichfalls als 
Märtyrer feiner politifhen Überzeugung geitorben, ohne daß feine offenbar zu ivealiftifche Schrift 
bei einem fo praftiihen und dabei troß der Hinrichtung Karl's J. noch immer entjchieden 
monarhiichen Volk wie die Engländer Einfluß gehabt hätte.°°) A. Sidney ftarb gleihfalls als 
Märtyrer feiner politifchen Antichten 1683. Lore dagegen ſah den Sieg ber Volksfreiheiten, 
wenigftens deren verfallungsmäßige Anerkennung und wurde der eigentliche wijfenfhaftliche Be- 
gründer der Theorie des freien, vepräfentativen monarchiſchen Staats. Indem wir auch bezüg- 
lich Locke's auf unjern frühern Auffag über venfelben in dieſem „Staats-Lexikon“ verweifen®®), 
müffen wir nod auf einige allgemeine Dinge aufmerkjam machen, nämlih: 1) Mit den Brud 
des Abfolutismud gegen Ende des 17. Jahrhunderts in England beginnt bort eine neue?) 
‘Periode der Staatöwiffenfhaften wie des Staatölebens, die in Frankreich, abgefehen von 
Montedquieu, erft mit der großen Revolution, in Deutſchland erft mit der Einführung con- 
ftitutioneller Berfaffungen, in Spanien ungefähr gleichzeitig, in Italien erft mit dem italienifchen 
Königreih anhebt. Gingelne Vorläufer der neuern Zeit da und dort ändern an dem Haupt: 
tharafter der Perioden ebenfo wenig etwas wie der limftand, daß innerhalb verfelben verfchiedene 
reactionäre Erſcheinungen ftattfinden.5%) 2) Die Iſolirung der Bölfer hatte längft geendet, dad 
abjolute Stantöwejen war im Fortſchritt der Zeiten notwendig gegliederter und künſtlicher ge- 
worden, Allein ein eigentlihes Völkerrecht wollte doch nicht entiteben, da die Völker gewohnt 
waren, die Führung der ausmärtigen Geſchäfte unbedingt der Krone zu überlaffen, da ferner 
die Erlangung der bürgerlichen Freiheiten den Blick faft ausichlieplich vorerft nur auf die innern 
Berhältniffe lenkte und, abgejehen von einzelnen Fällen, die öffentlihe Meinung weder aus: 
gebildet noch irgendwie organifirt war. Aus den legtern Gründen erflärt ih aud, daß dem 
Staatsamt die Offentlihfeit und die organifhe Einfügung wie eine georbnete verfaffungsmäßige 
Verantwortlichkeit und Selbftändigfeit zugleih abging, daß eine juftematijche Scheidung ber 
verſchiedenen Berwaltungdreffortd noch mangelte und deshalb auch eine entipredhende Unter: 
ſcheidung verfchiedener Zweige der Staatswiſſenſchaft nicht wohl zu denken war. 

Ehe wir weiter geben, find aber noch zwei bahnbrechende Namen in die Entwidelungs: 
geihichte der Staatswiffenihaften einzureiben, 9. Grotius und S. Bufendorf, über deren 
erftern ein Aufiag von Marquardien *9), legtern ein Aufiag von uns in diefem Werk bereits 
nähere Aufſchlüſſe gibt. 


54) Wenn man die Verkommenheit und Liederlichfeit des englifchen Hofs während der Reftaurationg« 
perivde fieht (vgl. Taine, Histoire de la litterature anglaise, Thl. II, vorzüglich S. 489 fg., 506 fg., 
553), fo begreift man, daß Hobbes vergebens gefchrieben haben mußte. 

55) Mohl nennt diefes Werf „geiſtlos““, Hume dagegen ein Werf „von großem Genie und vieler 

Erfindung.‘ 
56) Da. dazu Laurent, Etudes, X, 497. Raboulaye, Locke legislateur de la Caroline, in ber 
Revue des lögislations von Wolowffy, XXXV, 225. Laboulaye, Etudesmorales et politiques, &. 135, 
152 fg., 159. Zaine, I, 152, wonach Fortescue (im 15. Jahrhundert) ſchon in feinem Werfe In leges 
Angliae (Kondon 1599) alle Ideen Locke's ausgefprochen hätte: „‚tant la pratique est puissante äsug- 
gerer la theorie‘, und III, 56, 61, 65. Derfelbe Fortescue fehrieb noch: The difference between 
an absolute and limited monarchy. 

57) Bal. Hettner, Gefchichte der englifchen Kiteratur von ber Wieverherftellung des Königthums bie 
in bie zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts (16601770). 

58) Dal. 3. B. über Pufendorf oben XII, 235. Hatte aber audy Deutfchland feine Hobbes, bie für 
jeden Landesherrn das Princip des Gäfareopapats aufitellten, indem fie Säge wie: „„Cujus est regio ejus 
est religio‘' oder: „‚quilibet princeps in suo territorio papa“ (Stryck 1690) vertheibigten, fo fehlen 
aud) die freiheitsfreundlichen, für Gefammtdeutfchland begeifterten beiden Mofer, ein Mich. von Loen, 
Sonnenfels, Ifelin, Juſt. Möfer u. a. nicht. Möſer fcheint ſchon unter dem Einfluß der Locke'ſchen 
Theorien zu ſtehen. Vgl. Hettner, Gefchichte der deutfchen Literatur im 18. Jahrhundert (Braunfchweig 
1864), Buch 2, ©. 381 fa. Lepteres gilt entfchieden von Ifelin, der auch Montesquieu kennt. 

59) Die Anficht von Marquardfen, dag neben Grotius Baco von Berulam 2 — Wiſſenſchaft 
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Grotius60), ein Holländer (geb. 1583, geft. 1645), war durch feine Bamilienverhältnint 
und durch das glänzende, rege politifche Leben ſeines Vaterlandes 61) früh gezeitigt und auch nabe 
daran, der Märtyrer feiner politifchen Überzeugung zu werden. Man nennt ihn mit Recht ver 
eigentlihen Begründer der Rechtsphiloſophie, des allgemeinen Staatsrechts und beſonders ix: 
Wiſſenſchaft des Völferrehts. 6°) Wir nennen Grotius jegt erft, weil er nicht, wie 3. B. Locke, 
ſpecifiſch engliſch, ſondern univerfell ift und in dieſer Weife, unter vollftändigem Bruch mit der 
noch zum guten Theil antifen Anfhauungsweife eines Machiavelli und Bodin, fo recht eigent: 
lich die neue Aera inaugurirt. Sowol in Bezug auf die Priorität der neuen allgemein bu 
manen Ideen, ald aud bezüglich ihrer univerfellen Begründung und Anfhauung, enplic mis 
Rückſicht auf die ſtramme Fefthaltung des Nechtöbegriffs, durch melde feine Schriften ven Cha— 
rafter bloßer politifher Reflexionen verlieren, gebt er Montesquien weit vor und iſt, un beſchadet 
der befondern Berdienfte, durch fein Hauptiverf „de jure belli et pacis” der eigentlihe Schöpfer 
der modernen Staatöwiflenfhaft geworden. Ihm gegenüber kann auch Bufendorf nur ein unter 
georoneted Verdienſt eingeräumt werben. 6?) — 

Ein großer Übelſtand der ganzen bisher erörterten politiſchen Literatur, mit Ausnahme der 
Schriften Locke's und Sidney's (Bodin's Republik fand erſt in der lateiniſchen Überſetzung all 
gemeinere Verbreitung), ſcheint auf den erſten Blick ihre Redaction in lateiniſcher Sprach 
Allein mit der Wiſſenſchaft gebt es eben wie mit allen Culturen; fie beſtehen anfangs mu: 
für einen befhränften und eingeweihten Kreis, der fie treibhausartig gegen diefalte Luft raube 
Zeiten pflegt und ſchützt. Auch war die Tateinifche Sprache damals und für dieſe Kreife da: 
Mittel einer allgemeinen Berftändlichkeit, welches heutzutage zwar aus vielen Gründen nidt 
mehr jo nöthig, aber doch durch die Kenntniß verfchiedener Sprachen, welche bei Gelehrten nid 
felten ift, nicht ausgeglichen wirb. 

Nach der ganzen zeitherigen Entwidelung mußte aber jegt die Ausbildung der Natiomalı: 
täten und damit eine gewiſſe politifhe Gmancipation ver Völker, ihr Einfluß auf vie Führung 
der Staatögejhäfte, deren gefegliche und mannichfaltige Ordnung, als harafteriftifche Eigen: 
thümlichfeit einer neuen Aera aud in den Staatöwiffenfhaften in ven Vordergrund treten.**) 
Infofern fteht Zode mit feiner dem ganzen Volk verftändlichen Sprade und mit feiner Beto: 
nung der Staat: oder Volfsfouveränetät an Bedeutung über Grotius, deffen etwaiger Ginfluf 
auf Locke ohnehin nicht nachgewiefen werden fan. Und England, wie e8 die Theorien Locke 
praktiſch varftellte, war das Vorbild, von welchem Montesquieu in feinen Werfen ausging. 

Dod) genug der Nachweiſe übereingelneliterarifche Zufanmenhänge! DerGeift der Menſch 
heit geht durd die ganze Geſchichte, auch durch die der Literatur. Diefer Beift ift der Menſch 
jelbft, der nad Harmonie der verfhiedenen Richtungen feines Weſens wie nah Ausgleichung 
des Individual- und Geſelligkeitstriebs ringt. Es ift aud der Geift der Staatöwiffenfchaften 
und ihrer Gefchichte, der fi zugleich in dem Gegenfag einer unverfellern und einheitlichern zu 
einer fpeciellern und mehr auf Arbeitstheilung beruhenden Auffaffung und Behandlung 
nanifeftirt und je nach ber Individualität ihrer Träger und nad) der Art ihres Verhältniſſes 
zum wirklichen Leben dieſem bald voraneilt, bald nachhinkt. 

Wie die Hypertrophie einer Lebensrichtung, folange noch in einem Wolf Leben ift, die Op— 
pofition der verfümmerten Richtungen und wiffenfchaftliche Vertreter verfelben hervorruft, welche 
allmählich zum Gieggelangen, fo auch die Einfeitigfeit in Verfolgung von Freiheit oder Ordnung. 
Und gleichwie eine wahrhaft wiſſenſchaftliche Univerfalität ver Erfenntniß, je weiter dieſe mit der 
Eultur vorwärts fommt, die Arbeitstheilung, fo feßt eine wahrhaft wiffenfchaftliche Arbeits: 


unferer Zeit, legterer vom Standpunft ber Naturtiffenfchaften aus, inaugurirt habe, ift neueftens von 
3. von Liebig heftig angegriffen worden. ©. dagegen Bamberger, Baro von Berulam (Würzburg 
1865). Dal. auch Garen, Grundlage der Sorialwifjenfchaft, I, 17 fg. 

60) Val. Laurent, Etudes, X, 477. 

61) Holland war feinerzeit das Aſyl politifch Verfolgter, wie fpäter England und die Schweiz. 

62) Mohl, Geſchichte der Literatur, I, 385. 

63) G. von Raltenborn hat 1848 (Leipzig) ein Buch: Die Vorläufer des Hugo Grotius auf dem 
Gebiete des Jus naturae et gentium fowie der Bolitif im Reformationgzeitalter, publicirt. Es gibt 
eine Menge zum Theil im allgemeinen unbefannter Namen, und wenn daſelbſt mit Macchiavelli begonnen 
wird, fo ift es klar, daß es fi) dabei nur im allgemeinen um die frühere Literatur, nicht um die Priorität 
der Gedanken handelt. 

64) Vol. Röth, Gefchichte unferer abendländifchen Philofophie (zweite Auflage, 2 Thle., Manheim 
1864). Trendelenburg, Friedrich der Große und fein Sroßfanzler ©. von Cocceji u. f. w. (Berlin 1862) 
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theilung die wiſſenſchaftlich univerſelle Erkenntniß voraus. Hierauf, wie auf dem richtigen 
Verhältniß zwiſchen Theorie und Praris, das eigentlih nur eine andere Formel für die eben 
ausgefprodenen Wahrheiten ift, beruht die richtige Auffaffung und Würdigung jeder Literatur, 
alſo aud der Staatswiſſenſchaften. 

3) Die Periode des freien oder modernen Staats. Der Geift der politischen 
Freiheit weht, nachdem untervejlen der Glanz Hollands erblaßt war und die Schweiz ein ab: 
gefondertes Leben geführt, der Abfolutismus aber faft allenthalben die aus den Niederungen des 
noch immer unter dem Bann des Feudalismus feufzenden Volks aufgetauchten Freiheitärufe 
fammt den Städtefreiheiten niedergedrückt hatte, frifch von Englands Geſtaden auf den Gon- 
tinent berüber. 

Locke hatte noch Montesquieu's Geburtdtag (18. Jan. 1689) wie den von Bolraire (1694) 
erlebt und hätte fhieraud den von Rouffeau noch gefehen (1712). Im diefen Namen und in den 
allgemeinern Begriff der jogenannten Encyklopädiſten („Encyclopedie ou Dictionnaire rai- 
sonne des sciences, des arts et metiers‘' ; 28 Bde., 2 Bde. Kupfer, Paris 1751—72; 5 Bde. 
Supplemente, 177677) ſcheint die Summe der ganzen modernen Staatöwiffenfhaftsgrund: 
lagen eingeſchloſſen, deren erften praftifhen Berfuh man in der großen Franzöſiſchen Revolution 
zu erfennen gewohnt if. 

Der Zufammenhang mit der Vergangenheit und die folgenden Ereigniffe, wenn man jie 
nach den obenangegebenen Grundanfhauungen betradhtet, wird von felbft dad Irrthümliche 
dieſer oft nicht einmal conjequenten, geſchweige ehrlihen Anfhauungen ergeben. Da aber auch 
von jenen berühmten Namen fowie von den Encyklopäpiften überhaupt befondere Artikel in 
diefem Werke handeln, fo kann es hier nur darauf anfommen, den Gang der modernen Staats: 
wiffenfhaften im ganzen und deren gegenwärtigen Stand in feinen Hauptzügen zu ſchildern und 
dies alled in das Gefammtbild gehörig einzufügen. 

Die Emanripation des weltlichen Staats, die Emancipation der einzelnen Nationalitäten 
von der Prätenfion einer Weltmionardie, das find die für die Staatöwijfenihaften unmittelbar 
wichtigften Refultate der vorigen Periode gewefen. Mit diejer beginnt die philoſophiſche und 
hiftorifche freie Korfhung auf dem Gebiet der Staatöwiffenfhaften, die bewußte Würdigung 
des nationalen Rechts, ver Bergleih und die Nahahmung fremder Rechtseinrihtungen. Der 
Abfolutismus, der für Geſammtdeutſchland Durch das Neich feiner Natur nach unmöglid, nur 
infolge der Schwäche veffelben aber in den deutſchen Territorien möglich gewefen, war in Eng: 
land am früheften gebrochen. In Frankreich bricht ihn die Revolution, in Deutfchland die ganze 
Maffe ver diefer folgenden Greigniffe. 

Die Staatöwiffenfhaften tragen den Stempel der neuen Zeit. Die Idee des organiſchen 
oder freien Staats, der politifchen Bedeutung der Bölfer beginnt zu tagen. Der Gehorfam foll 
frei, die Freiheit rechtlich geihüußt, jeder den Staat, der Staat jedem bedeutend fein. Hatte der 
Abfolutismus im Berwaltungsftaat rückſichtslos unificirt oder centralifirt, jo taucht num mit 
der Idee ded Selfgovernnient die der Derentralilation, mit der der perfönlichen Freiheit die des 
Rechtsſtaats in verſchiedenen Verſuchen ver Verwirklichung auf. Wiffenihaften und Erfindun— 
gen werben Gemeingut, und an bie Stelle eines fiscalifchen Bereicherungöſyſtems der Staats— 
faffen tritt dev Gedanke einer allgemeinen Steigerung des Volfswohlitandes, an die Stelle einer 
blinden Interwürfigfeit des Volks und des Strebens, daſſelbe in möglichfter Unwiſſenheit zu 
halten, das Streben feiner Aufklärung und Bildung. 

Mas die Engländer praktiſch vorgearbeitet, die Franzoſen unvollfändig und einfeitig 
fiterarifch zu begründen verfucht hatten, das haben die Deutſchen mit wiffenf&haftlicher Tiefe und 

Mürde zu begründen begonnen, und Namen wie Kant und Fichte und viele andere haben zur Be— 
freiung der Geifter und zur Befreiung der Menfchheit im Staat weſentlich beigetragen. Weder 
die Mangelhaftigkeit der philofophifhen Doctrinen, noch einzelne zum Theil glänzende Verſuche 
einer rationären Richtung Fonnten den Fortſchritt im ganzen aufhalten, und wenn nun, wo als 
Siegeszeichen deffelben überall die Fahne der Berfaffungsmäßigfeit weht, eine Gefahr befteht, 
fo ift e8 einmal die einfeitige Verfolgung der Rechtsſtaatsidee, welche auf eine neue Art zu der 
Zerbrödelung ded Feudalismus führen und dem wahren Begriff des Selfgovernment, dem 
gefunden Weſen ver Decentralifation einen ſtaatswidrigen Inhalt geben mußte, dann eine joldhe 
geriplitterung in der Auffaffung der Staatswiſſenſchaften, welche in der an ſich richtigen Idee 
ver Arbeitötheilung die Höhere Einheit aller Zweige ver Staatswiffenfchaft wie ded ganzen flaat- 
lihen Lebens vergäße. 

Bei dem unendlihen Reihthum der ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur diefer Periode dürfte 
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e8 unumgänglich nothwendig fein, für die Überficht verfelben eine beftimmte Ordnung zu jegen 
Man kann num folgende vier Hauptklaffen untericheiden : 

a) Wiffenfchaftliche Arbeiten, welche nebenbei over ausichliehlid das ganze Weſen umd Leben 
des Staats, und zwar des Staats in abstracto wie aller Staaten in concreto zu behandeln un 
darzuftellen fuchen. Hierher gehören namentlidy allgemeine philofophiihe Werfe, dann die ?ı 
teratur des Naturreihts, der Rechtsphiloſophie und der allgemeinen Bolitif, gewiſſermaßen jeibt 
die des fogenannten allgemeinen Staatsrechts. Es fünnen aber aud die großen allgemein 
Encyflopädien unddie politifchen Encvflopädien oder die fogenannten Staatswörterbücher hierhe 
gerechnet worden, und zwar um fo mehr, als fie meift von einer alle ihre Artikel mehr oder min 
der durchdringenden philoſophiſch-politiſchen Grundanſicht aus- und auf eine beſtimmte politiſte 
Richtung auch praktiſch hingehen. 

b) Wiſſenſchaftliche Arbeiten, welche die Staaten als Glieder einer rechtlich geordneten 6: 
fellfhaft behandeln, oder die Literatur des internationalen Völkerrechts, des Bundesrechts u. ſin 

e) Wilfenfhaftliche Arbeiten, welche den ganzen Staat ald eine ſelbſtän dige Perfönlihten 
in feiner Ordnung, feinem Leben für ih, aljo vorzüglich nad) innen, betrachten und zwar ent 
weder wieder den Staat in abstracto, oder nur einen beftimmten Staat in feinem eigenen Weſe 
und feiner befondern Gntwidelung. Die Werfe ver legtern Art, foweit fie den Staat in abstracu 
behandeln, werden meijt mit den sub a bezeichneten ähnlicher Art zufammenfallen. 

d) Wiſſenſchaftliche Arbeiten über einzelne Refforts des ftaatlihen Lebens bis zu einzelne 
Detailfragen herab, und zwar wieder foldhe, melde ihr beionderes Thema ganz allgemein, und foli«. 
welche e8 mit Rückſicht auf ganz ſpecielle Momente behandeln. 

Da in frühern Artikeln das Naturrecht, reip. die Rechtsphiloſophie 69), dann die Enchflopi 
dien 66) und die Politik int allgemeinen bereitd gewürdigt find 67), fo bleiben und nod) folgen 
Kategorien zu betrachten, in denen doch immer noch alle Seiten der Staatswiſſenſchaften we: 
treten erſcheinen, nämlih: 1) das allgemeine Staatsrecht; 2) das Völkerrecht einjchlieplid de 
Bundesrechts; 3) die einzelnen Staatöwiflenihaften mit Rückſicht auf den Staat ald eine ill: 
ſtändige Einheit und lein gefammtes eigened Leben, nad dem Princip der Arbeitätheilun. 
Hier unterfheiden wir a) Rechtswiſſenſchaften, alio Staatöverfaffungs: und Verwaltungörtth 
Strafreht, das geſamnmte Proceß- und Civilrecht in ihrem Berhältniß zum Staat 6°); b) Staau—⸗ 
verwaltungswiffenfhaften nad) ven drei großen Richtungen des irdiſchen Xebens, aljo &) Staats: 
ſittlichkeitslehre; 3) Staatserfenntnißlehre, als Geſetzgebungspolitik; Y) Staats machtlehrt un 
die Nationalökonomie, als Staatéfinanz- und Militärweſen; c) Geſellſchaftswiſſenſchaften 
welche Unterſcheidungen ſowol die allgemeinern als auch die nur für einzelne Staaten bed: 
neten Werke diejer Art umfaffen. 

Zu 1. Der Name „‚allgemeined Staatsrecht‘ ift nicht fo ganz neu 6%), wie e8 denjenigen 
ſcheinen könnte, weldbe nur an das mit Recht in unfern Tagen berühmt gewordene Werf von 
Bluntfhli denfen.?9) Durch jeine neueftens erichienene „Geſchichte des allgemeinen Staat: 
rechts“ hat Bluntfchli bewieſen, daß auch er diefe Wiſſenſchaft als eine ſchon ältere anerkennt. 
Aber was ift dieſes allgemeine Staatsrecht? Iſt es fein Völkerrecht, keine Staats- und Rechts 
philofophie, fein Staatsnaturrecht, Feine Stuaten:, Eultur: und Rechtsgeſchichte, was jell«i 
fein? Als eine Bergleihung einer Mehrzahl hiftoriicher Erſcheinungen kann es zu den intereflan: 
teften Reſultaten, aber nicht zu geltenden Nechtsjägen führen. Nach unferer im „Syftem de 
Verfaſſungsrechts der conftitutionellen Staaten Deutſchlands“ bereitd ausgeführten Meinung 


65) Vgl, Mohl, Geichichte der Literatur, I, 217 fg. 

66) Mont, 1, 128 fa. ’ 

67) Als ein Rechtsphilofophie, Geſchichte, allgemeines Staatsrecht und Politif verbindendes Wei! 
dürften wir wol unfer Werk Staat und Gefellichaft (bie jegt 2 Thle., der legte Theil befindei ſich im 
Drud; Leipzig 1861—63), erwähnen. 

68) Kind, Summarium des Neueiten in der Rechtöwifienfchaft (3 Bde., Leipzig 1832—35). Enslin 
fortgefegt von Engelmann, Bibliotheca juridica. Verzeichniß aller von 17501839 erſchienenen 
Werke über die Rechtswiflenichaft (Leipzig 1840). Walther, Handlerikon der juriftifchen Literatur de 
19. Jahrhunderts (Weimar 1854). 

69) Val. dazu Eſcher, Politik, I, 14 fa. . 

70) ©. 3. 8. fchon Schlözer, Allgemeines Staatsrecht, dann Abhandlungen über Gegenlände M 
allgemeinen Staatsrechts in Neudeutichland (Karlsruhe 1824). Jordan, Verſuche über das allgemein 
Staatorecht (Marburg 1828). Eckendahl, Allgemeine Staatslehre (Neuftadt a. O 183335). 9. 0" 
Struve, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts in ihren Hauptträgern dargeftellt (Manheim 1847). 
Neuer ift Bifchof, Allgemeine Staatslehre (erfte Lieferung, Gießen 1860). 
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fann die Aufgabe des allgemeinen Staatsrechts nur entweder mit der dev Rechtsphiloſophie 
zufanımenfallen, für welche natürlich auch die Geſchichte des Staasrechts und eine vergleichenve 
Geſchichte ver politiſchen Entwickelungen bei ven verſchiedenen Völkern unentbehrlich ift 79), oder 
die Aufgabe deſſelben ift eine befondere. Letzternfalls muß fie ſich auf Diejenigen Dinge beziehen, 
die entweder gejeglich gar nicht ausdrücklich geordnet oder durch Gefeg gar nicht zu ordnen find. 
Das allgemeine Staatsreht hat daher ein ſtaatsrechtliches Syftem zu entwickeln, weldes Säße 
gewinnt, durch welde die zufälligen oder natürlichen Lücken der Gejege und der möglichen Ver: 
waltungsnormen ausgefüllt werden, und die durch ihre abjolute, vefp. nach den herrſchenden An: 
fichten als folche geltende Bernunft= und Naturnothiwendigfeit ebenjo pojitive Geltung beanſpruchen 
können, wie dad abfolut oder ald abfolut erachtete Unfittliche und Unvernünftige trotz der formell 
legalen Form feiner Erlaffung feine Geltung beanjpruden fann.??) So gibt das allgemeine 
Staatsrecht, um nur einige Beifpiele anzuführen, ven Gefegen, welche nur das Außere zu erfaflen 
vermögen, 3. B. bei den Fragen nad den Grenzen des politiichen Gehorſams, nad) dem innern 
lebendigen Weſen des Gonftitutionaliönug, der politifchen Pflicht überhaupt, ver Bedeutung der 
monardifhen Staatöform u. f. w., den eigentlichen lebensvollen Inhalt an und ermöglicht aus 
der richtigen Auffaffung des Wefens des Menſchen und des Staats Entſcheidungen ald wirklich 
rechtliche, welche bei der unvermeidlihen Lückenhaftigkeit der öffentlichen Gefetze außerdem nur 
als zufällige, perfönliche betrachtet werden würden. In diefem Sinne nun dürfte das allgemeine 
Staatsrecht ald eine dDiejer Periode angehörige Bereicherung der Staatswiſſenſchaften zu betrach— 
ten fein. Letzteres muß ſelbſt dann gelten, wenn man das allgemeine Staatsrecht nur ald einen 
vorbereitenden, die wahren Kundamentalbegriffe der Staatsrechtswiſſenſchaft enthaltenden Theil 
der legtern betrachtet. 

Zu 2. Völkerrecht, internationales Recht ver Privaten und Bundesrecht ftehen offenbar 
miteinander in ſehr inniger Verbindung. Der Hauptbegriff bleibt aber immer Völkerrecht im 
Gegenjag zum Staatsrecht. Denn nur in diefen beiden Begriffen erſcheinen, vechtlich wenigftend, 
die Subjecte ded Rechts und die Verſchiedenheiten der beiden Rechtsgebiete vollftändig klar und 
nicht durch Übergangömomente von einer Geftaltung zur andern (die verſchiedenen Allianz: und 
Gonföderationdarten) getrübt. Während aber im Völkerrecht in legter Inſtanz die Selbiterhal- 
tungsrückſichten und Selbfterhaltungsfähigfeiten jedes einzelnen Staatd entſcheiden, entſcheidet 
im Staatsrecht bei allen Eollifionen, und zwar friedlich, das Intereffe des Staatd, indem jede 
andere Entſcheidung außerhalb der Grenzen des Staatsrechts liegt. 

Die Bafis des Völferrehtö 7?) ift das gejellige Bedürfniß der Staaten, man fönnte es ſelbſt 
ein Staatengefellfhaftsreht nennen. Und diefes Bedürſniß iſt nicht blos ein materialiftifches, 
« fondern aud ein ſittlich-intellectuelles. Das Bundesrecht ift nur eine Form des Rechts für eine 
höhere Bölfervergejellihaftung, die ji entweder wieder vermindert oder noch inniger, bis zum 
Ginheitöftaat, fleigert. Das internationale Recht der Privaten enthält die Wirkungen der 
Voͤlkervergeſellſchaftung für die Einzelnen. 

Während nun, was die allgemeine Begründung des Völkerrechts angeht, Kant in Deutjc- 
land die Wolfihen Anfichten bald in den Schatten geftellt hatte, wurden leßtere you dem berühm— 
ten Battel ind Franzöfifche übertragen und dadurch zu einer Art von Katechismus für die di— 
plomatifche Welt. Fir das Dogma des Völkerrehtd erwarb Martens die höchſte Autorität, 
welchem ji von Günther und Klüber anfhloffen. Es ſcheint, als ob die lange Gewaltöperiode 
jeit ver Granzöfifchen Revolution das Intereſſe oder ven Muth für die wiſſenſchaftliche Behand— 
lung ded Völkerrechts vernichtet hätte. Erft jeit der Mitte ver erften Hälfte unferd Jahrhunderts 
nimmt diefelbe einen neuen Aufihwung, namentlich dur den Hegelianismus und die hiftorijche 
Säule. 


71) In diefem Fall gibt das allgemeine Staatsrecdht wie die Rechtsphilofophie die Jdeale an, nad) 
denen der Staat zu ftreben hat, und bezeichnet mittelbar die dem wahren Bortfchritt entgegenflehenden con: 
ereten Berhältniffe und Binrichtungen. 

72) Da der concerete Staat felbit etwas Pofitives ift, fo muß das ihm Entſprechende gleichfalls pofitiv 
fein, wenn es auch noch nicht gefeglich ausgefprochen oder in diefer Weile gar nicht ausdrückbar ift, fobald 
eine Entfcheidung darüber als 2* nothwendig erſcheint. Die Wiſſenſchaft wird hierdurch gar nicht 
zur Te , fie flellt vielmehr mit dem wahren Weſen des Staats und defien Confequenzen nur 
heraus, was iſt. 

73) Eſcher, Handbuch der praftifchen Politik, 1, 7; 11, 615. Lamartine, La France parlementaire, 
1,130 fa. Zouch, De jure fetiali, sive de jure inter gentes. Boigt, De fetialibus popul. rom. 
quest. spec. (Leipzig 1852). 
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An der Spise find, abgejehen von vielen Werfen über geihichtliche Einzelheiten (M. ver 
Mohl, a.a.D.,1,353 u. 362 fg., 404 fg.), viele bedeutende Werke über die Geſchichte des Wäl: 
ferredhtö im allgemeinen zu bemerken. Für die ältere Gefhichte des Völferrehts und zmar 
namentlih aud fremder Völker nennen wir die Werfe von Ward, Flaſſan, Barbevra: 
Saint-Prieſt, Koh, Shöll, Voß, Fallati, Pütter, Müller-Johmus und, abgefehen von einigen 
Arbeiten über einzelne Gegenftände (von Weisfe und Dfenbrüggen), als das ausgezeichnetfte ven 
allen Laurent’ nun bis zum zehnten Band gediehenes großes Werf „Etudes sur lhistoin- 
de lhumanité“. Liber das neuere europäische Bölferrecht verbanfen wir zun Theil ausgezeichnet: 
Werke F. Combes, Fr. von Raumer, Förfter, Garben, dem Amerifaner Lyman Spalding, ve= 
Spanier Gonni, und dem Portugiefen Santarem; aud gehören die großen Geſchichtswerte 
von Schloffer, Bignon, Lefebre, D’Hauffonville, Thierd, die Sammlungen amtlicher Schreiben 
3. B. der Herzuge von Marlborougb und Wellington, ded Marquis von Londonderrv, bi 
Memoiren Mitchell's, Murray Keith’s, Malmesbury's, Guizot's hierher. ’*) 

Als befondere Arbeiten über die Geſchichte der Riteratur des Völkerrechts erſcheinen dir 
betreffenden Werfe von de Wal (Holländer) und Kaltenborn; beide genügen nit. Ebenf: 
ungenügend find die dogmengefhichtlihen Werke von Ifambert, James Macintofb um 
Hinrichs. Merfe, melde die Geſchichte ver Literatur und Dogmen des Völkerrechts verbinden 
find befonderd Wheaton, „Histoire des progrös du droit des gens’ (2 Thle., Leipzig 1841. 
neueftens frifch aufgelegt), und Laurent in dem obenermähnten Werf, Th. I— X (bis av 
Lode gehend). 

Unter den ſyſtematiſchen Bearbeitungen und zwar als Ginleitungen in daffelbe ſind y 
nennen die Werke von Sabin de Wal, H. E. von Gagern, Hälfhner, Fallati und Kaltenborn 
Als Grundriffe find zu erwähnen die Arbeiten von Kolderup:Rofenvinge und Bentham. Boll 
ftändige Syſteme des philofophifchen Völkerrechts befigen wir von Battel?5), Bourlamangui, 
Reyneval, Pinheiro-Ferreira, und find demfelben von Baroli, Tolomei und K. S. Zacha riã um 
Deftriveaur in deren Werfen bedeutende Abfchnitte gewidmet. Als Syſteme des pofitinen 
Völkerrechts jindzu nennen in Deutfchland: die von I. I. Mofer, Martens, Günther, Schmal; 
Schmelzing, Klüber, Pölig, Saalfeld, Oppenheim und ganz vorzüglid von Heffter, („Das 
europäiſche Völkerrecht‘, zweite Auflage, Berlin 1848); in England: die Werfe von Dfe Man- 
ning, Wiloman, Polfen, Horne, Phillimore; in Norvamerifa: H. Wheaton, Kent, in Spa: 
nien: Bando, Ferrater, Niquelme; in Südamerika: A. Bello; in Branfreih: Garden. 7*) 

Bine bejondere Lebhaftigfeit der wiſſenſchaftlichen Thätigfeit zeigt fi in denjenigen Rändern, 
welde irgendeine Art föderativer Verfaſſung haben. Es gibt zwar die verfhiedenften Arten 
von Gonföderationen. Die Verbindung der Satrapenfürften oder fürftlihen VBafallen mit‘ 
ihrem Suzerän oder Oberherrn, die Golonialverbindungen, die Real- und Perfonalunionen, 
die Allianzen, jelbft die durd ein gemeinfames Bölferreht verbundenen Staatenfuftene ??) 
gehören eigentlich hierher und ed muß jedem klar fein, daß alle derartigen Verhältniffe einer 
rein doctrinären Behandlung fpotten, indem fie und die Staaten in den verichiedenften 
Eituationen der Anziehung und Abftofung, der nah Selbftändigfeit oder Abhängigkeit 
drängenden Entwidelung zeigen und meift nur mehr oder minder tranfitorifhe Zuflände 
darftellen. 79) 

Etwas beftimmter find die Formen, welde vie Schule mit Staatenbund und Bundesftaat 
zu bezeichnen gewohnt ift und welche bei Völkern vorkommen, die zu einer gewiffen Selbſtändig— 
feit der Theile neigen, ohne deshalb ihre nationale Zufammengebörigfeit nit auch als eine 
politifhe und politiſch geordnete zu betrachten. Es gehört hierher die Schweiz, Deutſchland unt 
Nordamerika. 

Die Schweiz ift wol dasjenige Land, welches, was und wie e8 verfaffungsmäßig ift, am 
wenigften durch doctrinären Ginfluß wurde. Theorien haben an feinen öffentlich-rechtlichen 


74) Über die Gefchichte einzelner Staatsverträge |. Bölkerverträge. 

75) Neueite Ausgabe von Pradier-Fodéri (3 Thle., Paris 1863). 

76) Manche neuern und in der Mobl’fchen Arbeit noch nicht berüdfichtigte Werke f. Held, Staat 
und Sefellfchaft, I, 33, 186, 558 fg.; und III, 7. Hierher gehört namentlic) Proudhon's La guerre 
et la paix. 

77) Sigaud, Confederation europeenne (Nimes). 

78) Bal. 3. B. Luftfandl, Ungarifch-öfterreichifches Staatsrecht (Wien 1863). Dazu: Deäk, Ein 
Beitrag zum ungarifchen Staatsrecht, Bemerkungen über Luſtkandl's Ungarifchzöfterreichifches Staates 
recht (Peſth 1865). 
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Zuftänden nidts gethan, deſto mehr feine Lage, fein Umfang, die ganze Artung von Land 
und Bolf, die Intereffen Europas. Durd) die Geſchichte der Entwidelung feiner Verfaſſung 
geht ein poppelter Zug, der des Kampfes zwiſchen Ariftofratie und Demokratie, vorzüglich in 
einzelnen Gantonen in Bezug auf die Bundesverfafjung, und der des Kampfes zwifchen politifcher 
Einheit und Porticularjelbftändigkeit. Nah den gegenwärtigen Zuftänden erſcheint bie 
Demokratie allenthalben ald Sieger und hat in der Borm des Bundesftants die Einheit den 
PBarticularismus überwogen. 

Über das alte Recht ver Eidgenoſſenſchaft befigen wir Werfe von Simmler (1576), 
Sfelin (1751), Baldner (1737) und Meifter (1786). Mit ven Mitteln ver modernen Wiffen- 
Schaft bearbeiteten dieſen Gegenſtand fehr erfolgreich Stettler (1844) und Bluntſchli (1849 
— 52.)79) Die Periode der Helvetifhen Nepublif und der Meviationdarte ift ohne eigene 
wiſſenſchaftliche Darftelluug geblieben, doch haben ihr Stettler und Bluntfhli in ihren Werfen 
befondere Abjchnitte gewidmet. Für das Bundesrecht von 1815 haben wir außer den officiellen 
Protofollen der Tagfagungen von 1813—15 und der Behandlung Bluntſchli's in feinen 
fhon angeführten Werfen noch die Arbeiten Uſteri's, Henke's, Snell’8 und Stettler's; über das 
Derfaflungsreht von 1848 haben wir aufer der betreffenden Abtheilung in dem Buche 
Bluntſchli's: Kopp, „Geſchichte der eidgenöfjifchen Bünde” (Berlin 1858—62; noch un: 
vollendet); Vogt, „Die Gerichtsbarkeit des eidgenöfliihen Bundes‘ 80); dann ein anonymes 
Merk: „Bundesverfaffung der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft“ (Breiburg in der Schweiz 
1859); Ulmer, „Die ſtaatsrechtliche Praris der jhmeizerifhen Bundesbehörden aus den Jahren 
1848 — 60" (Zürid) 1862); Blumer, „Handbuch des ſchweizeriſchen Bundesrechts“ (2 Thle., 
Sthaffhaufen 1864); Heimann, „Die Bundesverfaffung der fhweizeriihen Eidgenoſſenſchaft 
und bie Staatöverfaflung der Cantone“ (Bafel 1864). Vgl. aud Proudhon, „Systeme 
federatif, ©. 92. 

Die Vereinigten Staaten von Norvamerifa bildeten durch die Gonföderation von 1781 
einen Staatenbund oder eine Völferfocietät ohne eine gemeinfame ftaatlihe Obergewalt. Die 
Unhaltbarfeit dieſes Verhältniffes führte fie jhon 1789 zum Bundesflaat, d. h. zu einer voll: 
ſtändig ftaatlich qualificirten Einheit mit einer gewiffen Selbfländigfeit der einzelnen fogenannten 
Staaten.) Für Diejenigen, welde an dem Schulbegriff des Bundesſtaats fefthalten, muß 
demnach die Seceflion ded Südens unzweifelhaft als eine Revolution erfcheinen, wenngleich) 
nicht überfehen werden darf, daß die Haltung der Regierung in Wafhington felbft (Blofade, 
Gapitulation) mit dieſer Gonfeqnenz aus Gründen im Widerſpruch ftand, die durch keinen 
Schulbegriff widerlegt oder nihtvorhanden gemacht werden Fönnen. Bei dem der Mehrzahl 
der Leſer ohne Zweifel ferner liegenden Interefje an der Literatur der amerikaniſchen Staate- 
wiffenfhaften begnügen wir und um fo mehr auf den trefflihen Auffag in R. von Mohl's 
„Geſchichte der Literatur”, I, 509 fg., zu verweilen, ald der und hier geftattete Raum dieſe 
Beihränfung gebietet. 82) 

Ohne Zweifel ift Die Bundesrechtdentwidelung in Deutſchland ebenfo von der größten 
Wichtigkeit, wie die Entwidelung feiner Einheitöverhältniffe. Schon früh tritt der Gegenfas, 
zwiſchen der Reichseinheit und der Territorialjelbftändigfeit auch in der Literatur hervor, und 
mehren fi namentlich feit dem MWeftfälifhen Frieden die Stimmen, welche es mit dem Weſen 
des Reichs ganz verträglid finden, daß Deutfchland ald Ganzes mehr eine Konföderation ald 
ein Staat fei. Werden doch im Anfang diefes Jahrhundert? noch deutſche Fürften von 
Napoleon I. mit der Souveränetät befchenkt „unbefchadet dem Deutfchen Reich“ oder ber „con- 
federation germanique”, deren Berfaffung die Branzofen fpöttifch eine „gothique” benen= 
nen. Der deutjchen Wiffenfchaft gehört die Ausbildung der Schulbegriffe „Stantenbund und 
Bundröftaat‘ an, und es wäre derfelben vorzüglich der Vorwurf zu machen, daß fie aud) in diefer 
Beziehung zu boctrinär vorgegangen fei, und das praftifche Object, die in Wien verein- 


719) Geſchichte des fchweizerifchen Bundesrechts von den erflen ewigen Bünden bis auf die Gegen: 
wart (2 Bde., Zürich). 

80) In der Zeitfchrift für die gefammte Staatswifienichaft, 1857, ©. 328 fy. 

81) Val. Treitfchke, Hiftorifchspolitifche Auffäge (Reipzig 1865), ©. 444 A Bollgraff, De con- 
foederationibus sine et cum imperio (Marburg 1859). Eſcher, I, 25 fg., 481 fg. Battel (Neue 
Ausgabe), I, 130 fg. Freemann, History of Federal Government etc, (London 1863), Bo. I. 

82) Als neue Werke feien erwähnt: Spence, The American Union; its effect ou national 


character and policy (vierte Auflage, London 1862). Kießelbach, Der amerikanische Föderalift (2 Thle., 
Bremen 1864). 
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barte Gefammtverfaffung Deutichlands wie deren Organ, ven Bundestag, felbft nad d 
nären Geſichtspunkten nicht gebührend gewürdigt habe. Denn dann hätte man erfenneu mi 
daß der Deutihe Bund weder ein Bundesftaat noch ein Staatenbund, jondern ein doch 
unbeftimmbared Etwas von beiden jei. 93) Bei der allgemeinen Belanntheit und lei 
Zugänglichkeit ver einſchlägigen Literatur dürfte e8 genügen, außer Mohl, a.a. O. 11, 238 
die wihtigften neuern Griheinungen, welche zum Theil aud) jehr ausführlich den neueſten 
der deutſchen Ginbeitöbeftrebungen bezeichnen, in der Note anzuführen. Wir veriäd 
darauf, in Beziehung auf die Zukunft Deutſchlands Plane oder Prophezeiungen ba 
niederzulegen, $*) . 

Zu 3. Betrachten wir den Zuftand der Staatöwiffenihaften ald der Summe ber 
ihiedenften wiffenfhaftlihen Erfenntniffe über den wirklichen Staat nah allen Richtu 
feines Weſens und Lebens, jo fällt einmal gegen früher die große Mannichfaltigfeit — 
Disciplinen, dann die VBerjhiedenheit der Ausbildung derſelben bei verſchiedenen Völl 
endlich aber auch die im Vergleich zu frühern Zeiten größere Ahnlichkeit aller ftaatlichen & 
richtungen der verſchiedenſten Gulturvölfer auf. 

Der eigenthümlihe Genius der Völker oder mehr ihre beſondere Lage und Geſchichte 4 
ihnen auch bejondere Neigungen und Fähigkeiten zur wiſſenſchaftlichen Schöpfung gegebe 
mit deren Producten fie die entſprechenden Producte anderer Nationen eintaufhen. 

Die durch die Arbeitstheilung allenthalben eingetretene Specialifirung der faatswiji 
ſchaftlichen Arbeiten wird in unfern Zeiten praftifh dur den hoben Grad der Dffentlih 
des ftantlichen Lebens, durch die Gmancipation der Völker und durch die verihiedenen conftiun 
tionellen Einrichtungen in Gefeggebung, Rechtspflege und Verwaltung tbeilweife wir 
ausgeglichen. Aber nicht vollftänvig. 

Durd das ganze gegenwärtige politifche Leben wie durch die Kiteratur ver Staatswiſſen 
ſchaften geht ein gewiffer rationaliftiih:materialiftiiper Zug, nicht, weil unfere Zeit unfittiise 
und irreligiöjfer geworden wäre, ald andere ed geweien, ſondern vorzüglich, weil fie mit m 
kirchlichen Einrichtungen mehr zerfallen ift und weder die theofratifchen noch die ftaatöreligiont 
mäßigen Oeftaltungen mehr ertragen fann. In diefer Beziehung bereiten ſich große Br. 
änderungen vor, die ſich zum Theil bereits innerlich vollzogen haben, und deren Heraustreien a 
die Welt der großen Griheinungen fhon da und dort begonnen hat und jedenfalls mur cin 
Frage der Zeit ift. Möchten die beſtehenden Kirchen die Zeichen ver Zeit, die Völker aber aus 
die ewige Wahrheit verftehen, daß der Menih ohne Religion und die Religion ohne Kirch, 
das heißt ohne Bekenntniß und Eultus, nichts find. 

Die großen neuen ober vielmehr in neuer Größe und Reinheit unfere geſammten Staati: 
wiffenfhaften durchdringenden Ideen find: 1) der Meunſch, die individuelle Freiheit darı 
nicht nur nicht im Staat untergehen, fondern iſt — natürlich nicht ald die eined oder mehrer: 
beftimmter einzelner, fondern ald die aller — ein weſentliches Princip des Staats, Dem nur dei 
ver Gejelligfeit oder abjoluten Nothwendigfeit ded Staats und der Unterordnung alle 
Speciellern ald ſolchen unter das Allgemeinere ald ſolches ebenbürtig zur Seite fteht. 2) In 
Beziehung auf freie und gefellige Natur, alfo im wefentlihen, find ji alle Menfchen gleich 
Ihre Verſchiedenheit befteht nur in den Fähigkeiten, und die Verſchiedenheit der Stellung in der 
Geſellſchaft kann nur in der Verſchiedenheit der Befähigung für diejelbe ihren Grund haben. 
3) Beide Gigenfhaften, die individuelle und die gefellfchaftliche, find gleichzeitig und un: 
zertrennbar. 

Wie jehr diefe Grundfäge dem wahren Wefen der menfhlihen Natur entiprechen, it 


83) Held, Deutfchland, der Deutſche Bund und die deutichen Großmächte (Würzburg 1864). 

84) Als Duellenwerf ift zunächft Dleyers von Zöpfl in dritter Auflage herausgegebenes und bis auf 
die neuefle Zeit fortgefegtes Corpus juris Confoederationis Germanicae (Franffurt a. M.) zu e: 
wähnen; ferner Agidi, Die Schlufacte der Wiener Minifterial:Gonferenzen (2 Abth., Berlin 1860): 
dann Ilſe, Geſchichte der deutfchen Bundesverfammlung u. |. w. (Marburg 1860, bis jept fortgeiekt). 
Ferner die politifchspatriotifchen Schriften von Frang, namentlich: Dreiunddreifig Säge vom Deutſchen 
Bund (Berlin 1861); Kritif aller Parteien (Berlin 1862); Die Quelle alles Übels (Berlin 1863); 
Der dänifche Erbfolgeftreit und die Bundespolitif (Berlin 1864); Die Wiederherftellung Deutjchlandt 
(Berlin 1865). Held, Syſtem, 1,493 fg. Grotefend, Spitem des öffentlichen Rechts der deutſchen 
Staaten (Kaſſel 1860), Abth. 1. Zöpfl, Grunbfäge dee gemeinen beutfchen Staatsrechts (fünfte Auf: 
lage, Leipzig und Heidelberg 1863), I, 270 fg. Zachariä, Deutfches Staats: und Bundesrecht (dritte 
Auflage, Göttingen 1865), S. 175 fg. Meier, Einleitung in das deutfche Staatsrecht. Schulze, Sr 
ftem bes deutſchen Staaterechts (Leipzig 1865), Abth. 1, ©. 294 fg. 
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Schwierig ift deren Durdführung theild wegen dev menſchlichen Schwäche, die ſtets zur Ein- 
feitigkeit neigt, theild wegen ber fehlerhaften Zufammenfegung der Staaten und des Im: 
ſtandes, daß jede Zeit nicht nur mit ſich jelbft, fondern auch mit den überlebten und unberedhtigten 
Meſten ver Vergangenheit zu kämpfen hat. 

Diefe hinterläft ſtets die Folgen der einfeitigen Pflege einzelner Lebensrichtungen und 
einfeitiger Herrjchaftäbeftrebungen und demnach vernichteter oder unentwidelter gefelliger 
Potenzen, denen dann in der Regel eine entgegengefegt ertreme Richtung folgen wird, dem 
Religionsfanatismus oder übertriebenen Spiritualismus der Rationaliömus oder Materialie: 
mus und umgekehrt, dem Abfolutismhs die Unbotmäßigkeit u. ſ. w. Dielegtern Extreme fönnen 
ji) in einem zufammengejegten Staat auch noch Ereuzen. 

Diefe Erwägungen geben und im Zuſammenhalt mit den angegebenen Grundſätzen 
den Schlüffel für unfer ganzes modernes Staatdleben und die Geſammtheit der Staats: 
wiffenfchaften, die demnad entweder einfeitig oder auf harmonifhe, Breiheit und Ordnung 
ausföhnende Einheit gerichtet ſind. 

An der Spige ftehen die Staatdrehtöwilienjhaften, Die wieder, wie dad Staatsrecht felbft, 
aus innern und befonderd aus formellsconftitutionellen Gründen in die Wiffenfchaften des 
Verfaſſungsrechts, der einfachen Gefege und des Verwaltungsrechts zerfallen. Die Wiſſenſchaft 
der einfahen Gefege theilt ih wieder naturgemäß in eine Neihe von Disciplinen, in die des 
Privatrechts, welches entweder römiſches oder nationales ift, des Strafrecht und des Proceß— 
rechts, welches in civiled und Strafproceßrecht zerfällt. 

Zwiſchen ven genannten Diseiplinen befteht infofern auch eine formelle Verwandtidaft, 
als der Gegenftand einer jeden derſelben durch Die Idee des Nechtäftaats und der politifchen 
Mitwirkung des Volks, reſp. feiner Repräfentation beftimmt und bedingt iſt. Denn Verfaflungs: 
wie einfache Gejege jind nach der Anſchauung des Gonftitutionalidnus ohne die formelle Mit: 
wirfung der Nepräfentation verfafjungsmäßig nit möglid; und das Verwaltungsrecht felbit 
ift nit nur durch den unverleglihen Kreis der Gejege befhränft, ſondern fteht auch jonft unter 
verfaflungsmäßiger Gontrole. 

Es findet aber auch ein vieljeitig nachweisbarer innerer Zufammenbang zwifchen diejen 
verſchiedenen Gebieten ftatt, weshalb fie auch alle ald Theile des ftaatlihen Lebens, demnach ala 
Objecte der Staatswiſſenſchaften erfheinen. Denn, um nur einige der wichtigften Momente 
hervorzuheben, jo kann niemand entgehen, daß die verfaſſungsmäßig feftgeitellten Privatrechte 
oder der von den beftehenden Geſetzen freigelajfene Raum ver individuellen Freiheit in dieſem 
Sinn felber Öffentliches Recht und namentlich gegen die möglichen Attentate der Verwaltung 
geihügt find; daß ferner der ganze Inhalt der bürgerlihen Gefege, foweit er abjolut gebietet 
und verbietet, den einzelnen aljo beitimmte Pflichten ald Staatsdangehöriger auferlegt, 
politiiher Natur ift; daß weiter jhon der Givilproceh ald Anftalt für Aufrehthaltung der 
allgemeinen Rechtsordnung einen politiihen Gharafter hat, während das ganze materielle und 
formelle Strafrecht diefen Charakter ausfchlieglich befigt. Umgekehrt ift der fiscalifche Theil des 
Staatsrechts weſentlich privatrehtliher Natur, und der Staat überhaupt in vemfelben Maß 
jedem einzelnen verpflichtet, als dieſer verfaffungsmäpig berechtigt erſcheint. 

Die Geſchichte beftätigt diefe Auffaffung vollkommen. Denn mit den Wandfungen in den 
Anfihten über die Conſequenzen der freien Individualität treten ftetd auch die entſprechenden 
Wandluugen in dem Öffentlichen Recht ein und umgekehrt. Man gedenke nur, wie ber Umfang 
des Gebiets der abjoluten Privatrehtäbeftimmungen fi verändert hat, wie mit ber Aus: 
bildung des freiern Staatörehtd die Grenzen der Verwaltung ganz andere geworden jind und 
wie nicht nur die Gebiete und Principien des Strafrehts und Strafprocefjes, jondern fogar 
die ded Civilproceſſes umgeftaltet wurden, ſoweit Died durd veränderte Anjhauungen und 
entiprechende Formen thunlich war. 

68 genügt hier, auf ven Zufammenhang aller Rechtstheile mit den Staatswiſſenſchaften 
hingewiefen zu haben, und fügen wirnurnod bei, daß die Autorität ded Römischen Rechts als 
eined quafi univerjalen geſchriebenen geltenden Rechts in demſelben Verhältniß, in welchem die 
eigene Nationalität der einzelnen Völker ſich entwidelte und die Autorität des Kanoniſchen 
Rechts ald Duelle ded weltlichen Rechts mit ver Trennung des Staats von der Kirche und mit 
der Trennung der Landedfirhen von Rom abnahm, ſich verminderte, und daß auch die mannich— 
fachen Culturfortſchritte wie Die großen jocialen Veränderungen wejentlic die Gejeßgebungs: 
politit beflimmen und bemnad die ganze Rechtsgeſetzgebung reformirend beeinfluffen mußten. 

Indem wir die übrigen Rechtövisciplinen nun übergehen, halten wir uns ausſchließlich an 
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das Staatsreht. Zu 3a. Der Staat diefer Periode ift der jogenannte conftitutionelle Staxt, 
der Rechtsſtaat. Die Literatur diefer Zeit harakterifirt jih durch zwei Ertreme, deren eind ven 
abfoluten Staat mit allen feinen Gonfequenzen, das andere den freien Staat will. Man könnt 
aud den Fürſten- und Volköftaat, den Polizei: und Vermwaltungsftaat und den Rechts- oder 
Verfaſſungsſtaat unterfheiden. Das eine Extrem wurzelt in der vorigen Periode, das ander 
treibt fon über unfere Zeit hinaus, indem es die Idee der Gentralifation abwirft und ver: 
mittelö der Ideen der Decentralifation und des Selfgovernement zu einer neuen, aber noch ſeht 
unbeftimmten politifchen Dafeinsforn, zum Böderalidmug treibt. 

Der angedeutete Gegenfag beginnt ſich wirkſam zu zeigen ſchon in den wiſſenſchaftlichen 
Verſuchen einer principiellen Begründung des Staats, in der Feftflellung feines Zwecks, in ve 
Beurtheilung der Formen. Auf der einen Seite fehen wir die Theorie einer göttlichen unmitt!: 
baren Begründung des Staats, einen abftracten Zweck veffelben und die Identificirung te 
Form mit dem Princip des Staats. Auf der andern Seite wird der Vertrag, das Wohl mi 
Volks ald Rechtsgrund und Zweck des Staats foreirt und die Form nicht minder mit bem 
Regierungsprincip zufammengeworfen. 

Denfelben Gegenfag finden wir in den Gonfequenzen des ftaatlichen Lebens. Auf der eine 
Seite die unwiderftehliche Herrfchaft des fouveränen Einzelwillens, das Princip Des unbebingtn 
leidenden Gehorfams, die höchſte Einheit ver Gewalt und deren ausſchließliches Walten, nit: 
felten verbunden mit cäfareopapiftifchen Tendenzen, eine bierarhifhe Abftufung der Volk: 
klaſſen nah Rang, Recht, Privilegien und Laften, eine Berufdariftofratie von fachmäßi 
gebildeten Beamten u. ſ. w. Auf der andern Seite der Verſuch, jeden perfönlichen Herrſchet 
willen möglihft durch die Fingirung eines unperfönlichen Souveränd, Gott, Vernunft, Geiet, 
auszufhließen, die Staatögemwalt den Freiheitsrechten gegenüber ungefährlich zu machen durt 
das Prineip der Gewaltentheilung, ferner durch den Grundfag eines nur gefegmäßigen Gehe: 
ſams und des Rechts des Ungehorfams ja des activen Widerftandes in denjenigen Fällen, ve 
Geſetzwidriges verlangt wird. Daneben die Prineipien der Gleichheit der Gefege und vor dem 
Geſetz, alſo ver Gleichheit von Recht und Pflicht, Trennnng der Juſtiz von der Verwaltung, 
Selbftändigfeit des Richterſtandes, Minifterverantwortlichkeit, der activen Antheilnahme wi 
Volks an den wichtigften öffentlichen Angelegenheiten und zwar fomwol der Gefeggebung al 
der Rechts- und fonftigen Verwaltung, die Aufhebung hiſtoriſch hergebrachter Vorzüge un 
Laften u. ſ. w. 

Es ift leicht nachzuweifen, daß diefe Extreme in den widtigften Bunften auf gleiche Bei 
begründet werben wollen. Hobbes begründete feinen Abfolutismus mit dem Vertrag wie io 
mander demokratiſche Schriftfteller feine Volksſouveränetätstheorie mit göttlichen Geſch 
Eine gewiſſe Ausgleihung fanden diefelben in den modernen conftitutionellen Einrichtungen, 
die übrigens zugleich einen neuen Schauplag des Kampfes zwifchen ihnen bieten und, je weniger 
ihre Rejultate allenthalben idealen Anforderungen entſprachen, je mehr man bei ihnen nur an 
den Formen zu hängen ſchien und je unkritiſcher, unpolitifher man in bortrinärer Ginfeitigfeit 
mit Nahahmung fremder Formen, Übertragung unconftitutioneller Abſichten in bie cm: 
ftitutionellen Formen, Anwendung verfelben ald unnatürliche Gentralifationsnittel auf ihrer 
Natur nad) föderale Zuftände, verfuhr, deſto mehr in neuerer Zeit gerade von feiten freifinniger 
Männer geringgeihägt, wenn nicht geradezu verworfen wurden. 

Der Gonftitutionalismus ift in feinem innerften Wefen nichts anderes als der heutzutage 
allgemein angenommene Ausdruck für ein der Idee des organifchen Staatsprincips, d. h. den 
obenangegebenen berrichenden allgemeinen Ideen unferer Zeit entfprechende Einrichtung und 
Verwaltung des Staats. Diefe Auffaffung ift für viele mehr noch eine Ahnung, ein Gefühl 
ald ein Bewußtſein, und die Literatur, welche häufig felbft in einfeitigen Auffaffungen be— 
fangen ift, hat meift nur infofern zur Abklärung der Gegenſätze und zur Verbreitung eine 
rihtigern Erfenntniß beigetragen, ald fie durch die höchſte Steigerung der ertremen Anfihten 
die Unhaltbarkeit und praktiſche Unanwendbarkeit derjelben varlegte. 

Indem wir hiermit die Aufgabe der Stantswiffenihaft in Beziehung auf diefen Gegen: 
ſtand nachgewieſen haben, gehen wir zu einem kurzen literargefchichtlihen Abriß der Staat: 
rechtäliteratun, welche natürlich ald die Literatur der pojitiven Staatsrechte nad) den einzelnen 
Hauptnationen zu behandeln ift, über. 

Mir beginnen mit Recht bei England. England hat eigentlich feine Staatöverwaltung, 
weder im Gegenfag zur Verfaffung nod im Sinne einer Beamtenabminiftration. Durd dit 
Privatbilld verwaltet das Parlament, durch das Selfgovernment das Volk. Aud bie JZuſtif 
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und die Verwaltung ift nicht getrennt, wie die Competenzen der Friedendgerichte und des Ober: 
Haufes es beweifen. Das engliihe Staatsrecht ift eben geworben und nicht gemadt, und wenn 
Die englifche Literatur reich ift an gefchichtlichen Werfen über die Ausbildung des öffentlichen 
Mechts und an populären Schriften, welde dem Bürger für die Prarid der öffentlichen 
Pflichten an die Hand gehen, wenn ferner trefflihe Materialienfammlungen, Eafuiftifen und 
Monographien nicht mangeln, fo jind es eigentliche vollftändige Syfteme, die fehlen. Der 
Grund ift der doctrinäre Charakter der modernen Syftematifirung, den der Engländer nicht 
liebt und feine Berfaffung nicht verträgt, während er auf dem Gontinent das natürlide Werben 
und das organische Leben in den neuen Verfaffungsformen-nur zu oft erfegen foll. Übrigens 
wollen wir nit Hehl haben, daß dem englifhen Öffentlichen Necht vielleicht ebenfo ſehr mehr 
Drganifh-Syftematifches, ald dem continentalen Syſtematiſch-Organiſches noththun dürfte.°) 

Am vollftändigften ift die Literatur des engliichen Staatsrechts in Beziehung auf deffen 
geichichtlihe Entwidelung. Kein Volk Hat eine Geſchichte, die jo ununterbroden vie 
Geſchichte einer fortwährenden Steigerung der politiihen Freiheit und der politifhen Macht 
und Bedeutung und folglid eine glänzende ruhmvolle Geſchichte ift, wie das englifche. Als 
englifche, reſp. fchottifche Werke jind hier zu nennen die von Nathan, Bacon, Millar, Hallam, 
Naiker, Matthew Hale, Crabb und der Peſſimiſt Chiſholme Anftey®%), von deutſchen aber 
vor allem die von Rappenberg begonnene und von Pauli fortgefegte Gefhichte von England 
(ein Beltandtheil ded großen Sammelwerf3 von Heeren und dert) und das befannte 
bedeutende Werk von Ranke. Liber die Gedichte ver angelſächſiſchen Zeit find und zwar als 
Duellenfammlungen die Werfe von Lambarde und Whelock, Wilfins und Kolderup:Rofen= 
vinge und von Torpe, ald Bearbeitungen des angelſächſiſchen Rechts die Arbeiten von H. Spel: 
man, Sharon Turner, Heywood, Phillips, Palgrave und Kemple hervorzubeben, für die 
Geſchichte ver normannifhen Periode Spelman, Madox, H. Ellis, Lehaude d'Anniſy und de 
Sainte:Marie, Phillips, Thierry, Carel, Bladftone, Barrington, Thomfon und Worfac, 

In der Periode des Parlamentarismus glänzen die Namen: Hume, Lingard, Macaulay 
neben den Franzoſen Guizot u. a., fowie die vielen Sammlungen merfwürdiger amtlider und 
privater Schriftftücke, Parlamentöreden und Memoiren. Bon den ſyſtematiſchen Bearbeitungen 
des englifhen Staatsrechts ift die Fortescue's (unter Heinrich VI.) die ältefte. Darauf folgen 
die von Th. Smith, Twysden, , Bladftone und Delolme, Weſtern, Sullivan, Schmalz, Binde, 
Dupin, Kleinihrod, Jouffroy, Stephen, Brougham, Eor, Burton und ganz befonderd das 
große Werf von Gneift, welches in vielen Beziehungen nicht nur alles frühere in der betreffenden 
engliſchen Literatur übertroffen, jondern aud) die englifhe Verfaffung dem Gontinent, ja den 
Engländern felbft erft in ihrer ganzen Entwidelung und Einheit zugänglicd gemacht hat. Uber 
die populäre Literatur, Staatshandbücher, Bücher in Bezug auf den Hof und die Staatöftellen, 
über die englifhen Zuftände überhaupt, über dad Barlament, Monographien, Memoiren, 
Staatsfhriften und Reden |. R. von Mohl, a. a. O., II, 55 fg., 107 fg. 87) Diejenigen eng: 
lifch gefchriebenen Werfe, welche in neuefter Zeit das meifte Auffehen gemacht haben und mit 
der Parlamentsreformidee zufammenhängen, find die von Saint: Mill und von Th. Hare. 

Wie die Staatdentwicelung, jo trägt auch die politifche Literaturgeſchichte eines jeden 
Volks den Stempel feines bejondern Charakters, refp. feiner befondern geſchichtlichen Aus— 
bildung und Geſchicke. In der Geſchichte ver franzöfifhen Staatswiffenfchaften tritt dieſe Wahrheit 
auf das deutlichfte hervor, namentlich wenn man fie mit der Geſchichte der Staatöwiffenfchaften 
in England und Deutſchland vergleicht. Auch das ift hervorzuheben, daß der eigenthümliche 
Charakter ver Ausbildung des Staatd der Literatur einen entſprechenden bejondern Charakter 
gibt, ſowol in dem, womit ſie ſich vorzüglich befchäftigt, ald aud) in dem, womit fie ſich nicht oder 
wenig abgibt, ſelbſt wenn es ſich nicht auf jene Seiten der Staatswiſſenſchaften bezieht, deren 
Gegenftand ſich in fo eigenthümlicher Weife ausgebildet Hat. 99) 


85) Die englifche ftaatswiffenfchaftliche Literatur beginnt eigentlich mit Heinrich VIIT., und zwar mit 
vorzüglich theologifch:politifchen Schriften der verfchiedenen Parteifärbungen. 

86) Unbedeutende Werfe führt an Mohl, II, 17 fg. 

87) Die neuefte Literatur findet fich nachgetragen in Held, Staat und Gefellfhaft, Thl. III, nad) 
der Einleitung. Auch ift Buckle, Gefchichte der englifchen Eivilifation, nachzufehen, wo eine Menge von 
zum Theil bei uns wenig befannter Literatur zu finden ift; endlich Ferrari, Histoire dela raison "Etat, 
an deren Schluß fich eine bibliographie politique befindet. 

88) Über die Bearbeitung der Probleme des Staatsrechts durch englifche Denfer wie Gamden, Bu 
chanan, Hoofer in der Zeit Eliſabeth'e und Jacob's f. Ranfe, Engliſche Geſchichte, 1, 588 fg. 
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Frankreich ift das Land dervollendetften Einheit, dad Staatöverfaffungsiand parexcellence, 
der Frühreife (mas oft mit der Initiative der Ideen verwechſelt wird), der Ertreme und ver 
vollendeten Außerlichkeit, der jocialen Gleihheit und der größten politiihen Verſchiedenheit 
der Staatögewalt und Bureaufratie; der Branzofe der Mann des klaren Ausdrucks, der kurzen 
und praftiihen Form. England ift das Land der organischen Einheit, der Berfaflungsftaais 
mit Auszeihnung; der Engländer unſyſtematiſch, unphiloſophiſch. Deutſchland ift das Land 
der Zerrifienheit, der von Deutſchland abhängigen Grofiftaaten, der von den Großſtaaten 
abhängigen Mittel: und Kleinftaaten; der Deutſche doctrinär fyftematiih, ſchwerfällig im 
Ausdruck, in der Speculation oft ded praktiſchen Ziels vergeffend, bid zum Übermaß breir 
und gründlich. 

Jede diefer guten Eigenihaften hat ihre ſchwache, jede der ſchwachen Eigenfchaften ihre 
gute Seite, ohne daß wir die verfhiedenen guten umd ſchwachen Seiten ihrem Werth nad 
gleihihägen, als fi ebenmäßig ausgleihend betrachten möchten. 

Die Literatur ded franzöfifhen Staatsrechts ift verhältnißmäßig nicht ſehr reich, namentlie 
da dem herrichenden Abjolutismus gegenüber die nöthige Freiheit der geiftigen Thätigfeit um 
ihrer Bublication fehlte. Sie ift aber auch ebenſo wenig einheitlich, wie die innere Entiwidelun; 
Frankreichs, indem fie gleich diefer immer von einem Ertrem zum andern jpringt. Befonbert 
günftig aber wirkte auf diefen Literaturgmeig die große Einbeit ded Volks, jeiner Verwaltung 
und die hohe Ausbildung derfelben. Unter ven legtern Umſtänden ift e8 auffallend, daß es bıe 
jegt an einer genügenden Bibliographie der franzöſiſchen Staatörehtäliteratur fehlt, ſowie ſelbſ 
in den neueften Zeiten eine vollftändige Überſicht derjelben nicht möglich if, da in Frankreis 
allgemeine oder vollftändige befondere Bihlivgraphien, wie z. B. die großen Halb- und Vierich 
jabröfataloge in Deurfchland, die Brockhaus'ſche „Bibliographie“, nit vorfommen. 

Als Duellenfammlungen, reip. Quellenbearbeitungen find zu erwähnen die von von Bre- 
quinguy, Sismondi, Guizot, Mademoiſelle de Kazardiere, Ozanam, Faurieul, Michelet 
Lavalley, H. Martin, nebit den minderbedeutenden Arbeiten von Abel, Gabourd, Vierret, 
Bernarbi, Pardeſſus u.a.ım.; Bearbeitungen der allgemeinen franzöfifchen Staats: und Redts: 
gefchichte Haben wir von Klimrath, Giraud, Miniers, Paillet, Mollard, Gucrard und von 
Kaferriere, der unter den Franzoſen in diefer Hinſicht das Bedeutendſte geleiftet hat. Der mwii- 
ſenſchaftliche Geiſt, ſowie überhaupt die wiffenfhaftlihe Anregung zu diefen Werfen Fam von 
Deutfhland und feiner Hiftoriihen Schule, ſowie die auch für Frankreich wichtigen Werfe von 
Perg, Eihhorn, Savigny, Waig von den Franzofen nicht übertroffen und die Arbeiten vor 
Warnfönig (und Stein) und Schäffner über die franzöfiiche Rechtsgeſchichte trog mancher Män- 
gel ſehr brauchbar find. Als eine Kortwirkung deutiher Wiſſenſchaftlichkeit und zugleich als ein 
Zeichen einer gewiffen Verzweiflung an der Gegenwart dürfte die außerorbentlihe Thätigkei 
der Branzofen auf dem Gebiet des droit coutumier und der Geſchichte der Parlamente betrachtet 
werden. (Vgl. R. von Mohl. a.a.D., IL, 103 fg.) 

Arbeiten über einzelne Theile der Rechtsgeſchichte und zwar für die ältere Zeit lieferten Er. 
Hotman, Thierry, Boulainvillierd, Dubos, Garnier, Mably, Moreau, Thouret, Bonnaire 
de Bronville, Guizot, Xehueron, Petigny, Ghambellan und Perry (ein Engländer); über 
die Ausbildung des Königthums: Mignet, Darefte und Cherurl, A. Gerbault ; über vie Ge— 
fhichte ver Stände: Perreciot, Monteil, Guerard, Raynouard ®°), Dupin, Xeymarie, Da- 
refte, Bonnemere 0), Thierry, Du Gellier, Levaffeur; über die etats generaux et provin- 
ciaux (abgejehen von einer werthlofen frühern Literatur, R. von Mohl a.a.D., IN, 72 fg.): 
Henrion de Penſey, Thibaudeau, Rathery, Boullee, Thierry, Girardot, Taillandier, Lucay, 
Paquet, Grün, Thomas, Trouvé u. f.w. 94); über einzelne Regierungsperioden u. f. w.: 
Lacombe, D’Hauffonville, Saint: Prieft, Malte: Brun, Dedmaze, Huguenin, A. Gerard, P. 
A. I. und ver Deutſche ©. Bornhad, dann Baublanc, Baubdier, Gervaife, Dauvigny, Combes, 
Joinville, Tillemont, Filleau de la Chaiſe, Bury, Mignet, Beugot, Billeneuve = Franc, Efe- 
ment, Aubry, Le Clere, Eheruel, Joubleau, Thomas, Depping, Montaigu, Raudot, Tor: 
queville, Lanjuinais, Deneufrilette, Zaferriere, Thierd, Dutilh, Garne, Duvergier ve Hau- 
vanne, Guizot, Buchez et Rour, Biel: Caftel, Baſtard d’Eftang; über Hohe Staatsämter: 


89) Biele neuere Werfe über das Municipalweien f. in Held, I, 173; 11, 222 u. f. w., und Bafl, 
L’institution des communes dans la Belgique pendant le Xll et XIII siecle (®ent 1819). 

90) Über die Stellung der Juden findet ſich eine eigene Literatur bei Mohl, III, 66 fg. 

91) Das Neueſte f. bei Held, Thl. IH, nach der Einleitung. 
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Pidaillan, Combault, Favelet de Toc, de Lucay, Teflerau; über innere Verwaltung: Des 
lamare, Eoftaz, Dupin. 

Dogmatifhe Bearbeitungen des franzöſiſchen Staatsverfaſſungsrechts beilgen wir 92) von: 
Meiffel, Du Haillan, Du Tillet, Limnänd, Fleury, Lagarde, Bouquet, Chabrit, Guvot, 
Fauraguaie, Morizot, Mey oder Maultrot; den neuern Staatsrecht in&befondere find gewidmet 
tie Arbeiten von: B. Gonftant, Hello, Daunen, Lanjonnais, Paillet, Rogron, La Baus 
guven, Mahnl, Foucart, Bouhene:Lefer, Berriat Saint:Prir, Xaferriere, Durat = Lafalle, 
Golonbel, Dupin, Laboulaye. 

Wenn auch ımter diefen vielen Werfen über Staatsverfaſſungsrecht nur wenig Ausgezeich— 
netes zu finden it, fo erſcheint die franzöfifche Literatur über Staatöverwaltungsrecht deſto voll: 
fommener. &8 gehören hierher die Werfe von Raudot, Behard, Chambrun, Des Aubiers, 
Gormenin, Darefte, Sirey, Heurion de Benfen, Fiches, Vidaillan, Vroglie, Bavour, Eo— 
lonıbel, Serrigny, Chauveau, Eotelle, Erozet, Blod, Guichard, Taillandier, Odilon-Barrot, 
Vortiez, Bonnin, Macarel, de Gerando, Chevalier, Blandet, Hiffen, Trolley, Solon, 
Gougeon, Eabantond, Dufour, Ganbillot u. a. m. 9?) 

Mas das deutſche %*) Staatsrecht angeht, fo ift die Lieratur deffelben aus allen Gompen- 
dien über diefen Gegenſtand zu erſehen und im mefentlihen bei und befannt. Die deutfchen 
Pubtieiften befanden jich ſeit Entwidelung der Landeshoheit ſtets in einer eigentbümlichen Rage, 
indem fie den ſchwebenden Stimmungen zwiſchen der politiihen Einheitsform der ganzen Na- 
tion und ber politijchen Selbftändigfeit dev einzelnen Theile Rechnung tragen mußten. So bil: 
deten ſich gleihfam drei Gebiete, das des Reichs, reſp. Bunded, das Gebiet der gemeinfamen 
Grundſätze und Ginrihtungen, das Gebiet der Eigenthümlichkeiten eines jeden einzelnen 
Staatd. Nur dad zweite der genannten Gebiete gibt den Stoff für ein deutſches Staatsrecht, 
während das erfte dad Bundesrecht, das zweite das Einzelſtaatsrecht jedes Staats umfaßt. 

Bei der Unbeftimmtheit der deutihen Bundesverhältnifje, reip. bei der mit jevem Tage 
mebr hervortretenden Untüchtigkeit und Schwäche derfelben ift es begreiflih,, daß deſſen dogma— 
tische Darftellungen fih nur jehr geringer Sompathien erfreuen, und warum, abgejehen von 
deren in den Werfen über deutſches Staatörecht unvermeidlichen Beachtung, die ganze Riteratur 
darüber mehr den Gharafter politiſcher Reformliteratur hat. 

In Beziehung auf die Einzelſtaatsrechte it R. von Mohl mit feinem würtembergifhen 
Staatöreht aud dann ald der Begründer einer beffern Richtung zu betrachten, wenn man die 
darin niedergelegten politischen Anfichten nicht alle theilen kann. Ihm folgte mir den verdienft: 
vollften und beften Werf diefer Art Rönne, deffen „Preußiſches Staatsrecht“ foeben die zweite 
Auflage erlebte. Poͤzl's, Bairiſches Staatsverfaffungs: und Berwaltungsrecht‘ find zwei Bücher, 
denen frühern Bearbeitungen des bairifhen Staatsrechts gegenüber ein Verdienſt nicht abge- 
fproden werden fann, deren Kürze und Klarheit?d) aber nit immer ald vollfländig befrie: 
digend und für manden fonftigen begründeten Wunſch der Wiffenihaft und Praris vollftändig 
entjihädigend angejehen werben fann. 

Nachdem bereitö oben der neueften Literatur des deutichen Staatsrechts Erwähnung geſchehen 
ift 96) und wir nur bezüglich des Verwaltungsrechts noch beſonders auf vie Werfe von Gerft- 
ner, Stein, Weitzel und Bähr aufmerkſam gemacht haben wollen, mögen nod einige Bemer— 
kungen über die neuere Entwidelung des Staatsrechts in Deutfchland hier eine Stelle finden. 

DaB Verdienſt, ein eigentliches deutfches Staatsrecht wilfenfhaftlich begründet zu haben, 
gebührt vor allem H. A. Zachariä und, wenn aud nicht durch ein vollftändiges Syſtem, doch 
dur eine Vielzahl wichtiger Arbeiten, R. von Mohl. Mit der entſchiedenen Abſicht, die 


92) Außer dem Werf Le vray estat de France en 1652 (Paris 1652, vgl. Mohl, IH, 128) und 
einer Menge von Einzelfchriften (Mohl, III, 136 fg., 171 fg.). Befonders zahlreich find in neuefter Zeit 
die Arbeiten der Franzoſen über das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche, Staat und Sittengefek, wie 
aus Held, I, 352 und den Nachträgen dazu in den folgenden Theilen diefes Werks zu erfehen it. Ge: 
wiflermaßen gehört auch hierher Laurent's dreibändiges Werf L'eglise et l’etat (Brüffel). 

' Bi Ber — Abhandlungen ſowie über die Literatur einzelner Zweige des Verwaltungsrechts 
.Mohl, I, g. 
94) Auch in Italien regt es ſich feit neuerer Zeit lebhaft auf dem Gebiet der Staatswiſſenſchaften, 


namentlich des Staatsrechte. Allein es geht diefer Literatur noch zu fehr eine wahre Selbftändigfeit ab. 
Doc iſt befonders Vito d'Ondes-Reggio zu nennen. 


95) Vgl. hierzu Schulze, S. 100 fg. 
9%) Vgl. auch die Art. Deutſches Landesſtaatsrecht, Deutiher Bund, Deutſches Net. 
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deutfch- nationalen Staatdrehtögrundfäge zu entwideln, haben wir unfer Softem des Ver— 
faſſungsrechts gejchrieben, und die diefem Buch gewordene Aufnahme beweift wenigftens fo viel, 
daß wir nit ganz fehlgegriffen. 

Die Hauptſchwierigkeiten des deutſchen Staatsrechts liegen a) in der politiſchen Einheits- 
form Deutſchlands, in der damit verbundenen Groß: und Klein wie Mittelflaaterei und in 
dem Einfluß diefes Zuftandes auf das ganze deutſche Staatsrecht; b) in der den Anfang des 
neuen deutihen Staatslebend, den Conſtitutionalismus, begleitenden Nahahmung fremder 
Formen. 

Namentlich der legtere Punkt, eine eigenthümliche Wiederholung der Reception der fremden 
Rechte im Mittelalter, bietet um fo größere Schwierigfeiten dar, als jene Formen ebenfo oft 
unpaffend,, wie un= oder misverftanden,, nicht felten auch abfichtlich faljch angewendet find, und 
als zugleich eine Menge von Reften früherer Zeiten noch fortbeftehen, deren organifche Ausglei— 
hung mit ven neuen Berhältniffen und Formen geſchehen muß, ald ferner eine andere Autorität 
für dad nationale Staatsrecht, als die Wiſſenſchaft, nicht gegeben und in jehr wichtigen Punften 
eine übereinftimmende Anficht ver Männer der Wilfenfhaft nicht vorhanden ift. 

Trotzdem kann der deutſchen Staatswiſſenſchaft ein bedeutender Pla in der Geſchichte der 
Staatdwiffenfhaften nicht abgefproden werden. Ihre Hauptſchwäche ift der politifhe Zuftand 
der Nation, der Mangel einer feften rechtlichen Begründung ihrer Einheit, ihre Haupttugend 
aber die ehrliche, fleifige Gründlichkeit ver Arbeit und namentlid) dad Maß, welches jie in ihren 
Anforderungen zu halten weip. 

Nach unferer Auffaffung der geſammten bisherigen Entwidelungen des deutſchen Volks ift 
dafjelbe noch immer, ſowol was feine Einheit, wie was die Freiheit betrifft, im Auffteigen. 
Unfere Literatur der Staatswiſſenſchaften theilt diefen Charakter. War die Periode vom An- 
fang dieſes Jahrhunderts, namentlih von 1818—48, an eine Beriode des Kampfes der alten 
und neuen Principien,, deffen Ausgang damals mandem zweifelhaft erſcheinen fonnte, fo hat 
das Jahr 1848 einige Errungenfhaften gebradht, deren Werth nicht zu unterſchätzen ift; wir 
meinen einmal die allgemeine Anerkennung des Rechts der deutſchen Nation auf eine zeitgemäße 
Reform ihrer Einheitöverfaffung und dann die nicht minder allgemeine Anerkennung der in dem 
rechten Maß von Selfgovernment, politifcher Emancipation der Völfer und Antheilnahme der: 
jelben an den allgemeinen Staatdangelegenheiten liegenden Wahrheiten, oder der Idee des or- 
ganiſchen Staats. ?7) 

Zu 3b. Unter ven Staatöverwaltungswiflenfhaften verftehen wir überhaupt diejenigen 
Wilfenfchaften, melde nicht die Organifation des Staats, das Werven verjelben und die in ihr 
ſelbſt liegenden Mittel ihrer Aufrechterhaltung, fondern das in und durch diefe Organifation 
cireulivende und fi berhätigende Leben des Staats behandeln und zeigen, welches die eigentliche 
Aufgabe des flantlihen Lebens, der Zweck der ftaatlihen Organifation und welches die rechten 
Mittel zur Erreihung diejed Zwecks oder vielmehr zu einer fortichreitenden Annäherung an den— 
felben jeien. Natürlich bilden dieſe Wiffenihaften alle zufammen mit den früher erörterten jene 
höhere ftaatswiffenfchaftliche Einheit, in der allein der Staat nach feinem ganzen Wefen mög: 
lichſt vollftändig erfaßt werden fann, und die man mit Politik, im Sinne von Staatswiſſenſchaft 
im ganzen, bezeichnen kann. Die hier in Frage ſtehenden Wiffenfhaften aber kann man im 
engern Sinne politifche, im Gegenſatz zu den unter 3a behandelten rechtlichen Disciplinen, nennen. 
Bon unferm ſchon früher vargelegten Standpunft aus rechtfertigt fich Die oben feftgeftellte Ein— 
theilung diefer Wiffenfchaften in drei Klaffen. 

Die Staatsjittlihkeitslehre ?°) ald ein Theil der Politik ift am jich nichts Neues. Eine folde 
liegt fhon in der Jdee der Theofratie, in dem Ethos der claſſiſchen Politik, in den ſittlich- reli- 
gidfen Beftandtheilen der mittelalterlihen Gefeggebung. Durch die Aufhebung der weltliden 
Herrſchaft ver Kirche, durch Die Befeitigung einer einzigen allgemein anerfannten Kirche, durd 
die abfolute Unverträglichkeit des Chriſtenthums mit Theofratie oder Staatöreligion P)gefchah es 
aber, daß dieſe Lehre nicht nur einen im Vergleich zu allen frühern Zeiten eigenthümlichen Cha: 
rakter erhielt, fondern aud ein felbftändiges Thema ftaatöwiffenihaftliher Studien oder viel- 
mehr zu einem felbftändigen Ausgangspunft für politifche Studien werben fonnte. Der Staat 


97) Uber die Literatur bes pofitiven beutfchen Staatsrechts |. Mohl, II, 237 fg. Gewiſſermaßen 
als Nachtrag hierzu erfcheinen die ſtaatswiſſenſchaftlichen Briefe, welche vom 25. Sept. 1858 an in ben 
Beilagen der augsburger Allgemeinen Zeitung erjchienen find. 

98) Bgl. auch Held, Staat und @efellichaft, I, 8. 99) ©. Tbeokratie. 
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ftelfte fih namlich nach und nad) als ein Wefen heraus, welches ohne fittlich = religiöfe Grund- 
lagen nicht beftehen, welches felbft aber ald Staat weder eine Religion noch eine Confeſſion haben 
könne. Die Reformation und nad ihr Th. Morus und Pufendorf haben wol für diefen Fun— 
damentalfag der religiöfen Toleranz und einer beſondern Staatsſittlichkeitslehre das meifte ge— 
than. Die Wifjenfchaft der Staatsjittlichfeit oder Staatdmoral ift die Wiffenihaft son der Be: 
deutung ded Sittengefeges in allen ftaatlihen, auswärtigen wie innern Beziehungen, von der 
fittlihen Haltung des Menſchen in allen politiſchen Verhältniſſen. Wir glauben fon früher 
bewiejen zu haben (Politik), daß es für den Staat oder für dad Verhältniß zum Staat und für 
die ganze Verwaltung ded Staats nur infofern eine bejondere Moral geben fann, als die poli- 
tiſche Moral von jeder jpeciellen religiöjen oder confejlionellen Zuthat frei fein muß. Daß bie 
Staatsjttlichfeitslehre von großer Wichtigkeit fein müffe, ergibt fih jhon aus der abfoluten 
Nullität aller unzweifelhaft unfittlihen Gefege oder Verfügungen der öffentlichen Organe, aus 
der nothiwendigen Prüfung neuer religiöfer Befenntniffe rücfichtlich ihrer Anerfennbarfeit, aus 
der im mwejentlihen humanen, alfo fittlihen Grundlage unferer ganzen gegenwärtigen Gultur 
wie Staatseinrihtungen, deren allgemeines bürgerliches und politifches Freiheits- und Gleich: 
heitöprineip nur auf dem modernen Sittengefeg beruht 100), aus dev unberehenbaren Bedeu: 
tung, welche eine geſunde jittliche, d. h. nicht einfeitig fpiritualiftiihe oder confeflionelle Bildung 
für das Wohlbefinden und die Kraft der Staaten haben muß. Namentlidy aber ift ed das bei 
großen, zahlreichen und freien Staaten, wie die der Gegenwart e8 meiftend find, unentbehrliche 
Princip der politifhen Pflichten, für welche eine feſte Baſis und die Kraft der confequenten und 
vollfonnmenen Bethätigung nur aud einer gefteigerten Sittlichfeit entnommen werden Fann 101), 
und dürfte dieſes Prlihtprincip, für welches fid) das rechte Maß von jelbit ald nothwendig ver- 
fteht und die Wiſſenſchaft die zeitgemäßen Details anzugeben hat, wol zuerft von ung ſelbſt ald das 
das ftaatliche Leben in allen Beziehungen durchdringende, als das ſittlich-makrobiotiſche Staats- 
prineip eingeführt worden fein. Daſſelbe muß namentlih die Baſis aller politiihen Erziehung 
und Gharafterbildung werden, und zwar für die der Fürften, wie ver Beamten und der Bürger. 

Während Rothe und Hirfcher bereits früher werthvolle Beiträge zu einem Syſtem der 
Staatömoral lieferten, aud in den Schriften über Erziehung und Bildung ded Volks manches 
Brauchbare jih findet und feit der neuern Zeit ganz bejonders die franzöſiſche politiſche Lite— 
ratur 102) der Moral eine gewille Ebenbürtigfeit mit den übrigen Zweigen der Staatöwiffen: 
haften einräumt, waren es blos Lieber, welcher 1839 eine Art von vollftändiger Staatsfitten- 
lehre lieferte („Political Ethics”, Boſton) und R. von Mohl, welcher verfelben die jelbftändige 
Berechtigung ausdrücklich vindieirte. Es ift an diefer kurzen literarifhen Bemerfung leicht erficht- 
li, daß die Staatdmoral noch zu den wenigft bearbeiteten Feldern der Staatswiſſenſchaften gehört, 
und der daraus erhellende Ubelftand würde noch viel größer fein, wenn nicht die allgemeinen 
rechtsphiloſophiſchen und politifchen Werfe die Aufgabe befonderer Staatsjittlichfeitölehren tHeil- 
weiſe mitzulöfen gehabt hätten. Je weniger übrigens Werfe der legtern Art den größern Pu— 
blikum verftändlich und zugänglich find, und je mehr unfere politifhen Einrichtungen die Verbrei— 
tung einer wahren ‚politiihen Bildung und Gharaftertüchtigkeit in immer weitern Kreifen er- 
heiſchen, defto entſchiedener dürfte das Bedürfniß einer eigenen auf die praktiſchen Staats- 
bevürfniffe gerichteten wiffenfhaftlihen Behandlung der Staatsmoral begründet erfcheinen. 

Die Staatderfenntniplehre ald Oefepgebungspolitif hat die Aufgabe, das der Erfenntniß 
zugängliche Wefen des Staats in möglichſter Vollkommenheit wiſſenſchaftlich darzuftellen und 
einerfeitö die rechten Zeitpunfte ſowie den rechten Inhalt für die Gefege, ihre Einführung und 
Veränderung erkennen zu laffen, andererjeitö zu lehren, daß und was alled nicht durch Gefege 
geordnet werben kann. Es iſt far, daß diefe Wiffenfhaft nicht blos für ſolche nothwendig ift, 


100) Als eine Folge hiervon muß auch 3. B. die Aufhebung und bad Verbot der Neubegründung aller 
fogenannten Obereigenthbumsverhbältniffe betrachtet werben. 

101) Was follen alle die vielen aufs Gewiflen geftellten volitifchen Rechte, 3. B. der Gefchworenen, 
der Wähler, der Bolfsvertreter, der felfgoverninentalen Adminiftration, die Decentralifation u. ſ. w. ohne 
das Pflichtprineip? Und wie ift heutzutage eine freie politifche Thätigfeit der Könige innerhalb der ge: 
jeglichen Schranfen, wie eine Autorität ihrer durch gefegliche Schranfen nicht zu beftimmenden Regenten: 
handlungen möglich ohne deren Befeelung durch daffelbe Princip? 

102) Unter den Italienern that dies Minghetti in der Schrift: Des rapports de l’economie pu- 
blique avec la morale et le droit. Aug dem Italienifchen überfegt von Saint-Germain Leduc mit 
@inleitung von H. Paſſy (Paris 1863, Bibliotheque des sciences morales et —— 


Staats⸗-Lexikon. XIII. 
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welche in der Abfaffung oder Verwaltung der Geſetze ihren Lebensberuf erfennen, fondern für 
jeden Bürger eines freien Staats, und zmar felbft, ja vielleicht am meiften für benjenigen, ber 
durch die Verfaffung von der activen Theilnahme an den politifhen Angelegenheiten ausge 
ſchloſſen ift. 109) Denn in unfern Tagen ift Gefeggebung und Rechtöpflege oder Verwaltung 
der Geſetze befanntlich nicht mehr ausfchlieplih Sache von eigentlihen Fachleuten; ein ven Ge 
fegen entiprechendes Reben ift das Minimum deſſen, was man von einem ordentlichen Bürger 
fordern fann; die freie Gefegmäßigfeit erfcheint ohne Geſetzeskenntniß, d. h. ohne ein gemiffes 
principielles Verſtändniß der Rechtdeinrihtungen, unmöglih und ift gerade bei denjenigen 
Klaffen am nöthigften, denen die Schule der parlamentarifchen Verhandlungen und der gericht: : 
liben Praxis verſchloſſen, die mit vielem verfühnende active Theilnahme an den polıtifchenr 
Wahlen nicht gewährt ift. Es bedarf feiner befondern Ausführung, daß diefe Staats = um | 
Gejegerfenntnißlehre jowie Gefeßgebungspolitif mit andern allgemeinern wiffenfhaftlichen Ar: 
beiten über den Staat verbunden fein fann und verbunden worden ift. 1% Wir haben aus 
eine Menge von befondern Schriften in allen Spraden namentlich über die Gejeggebung, deren 
Geſchichte forwie ihr Berhältnip zum Staat im ganzen und feine verſchiedenen Seiten. 10%) Alleir 
diejenigen Werke, welche ausſchließlich von der Geſetzgebungspolitik handeln, find meift der Art 
daß fie weder wiſſenſchaftlich noch praftiih höhern Anforderungen entipreden, weshalb aus 
bier noch ein dankbares, weites Gebiet wiſſenſchaftlicher Schöpfung offen fteht. 100) 

Als Wiffenjhaften der materiellen Macht des Staats erjheinen vorzüglih die National 
öfonomie 107), Finanz- und Kriegswiſſenſchaft. Nachdem aber in den Art. Mationel 
ökonomie, Finanzwefen und Krieg diefe Wiffenichaften bereits ausführlich erörtert wurden, it 
e8 bier nur mehr unfere Aufgabe, diefelben nad ihrer Stellung zum Staat und zur Staats: 
wiffenichaft im ganzen zu würdigen. 108) 

Bon den angegebenen drei wiſſenſchaftlichen Gebieten ift vie Nativnalöfonomie, oder Die poli- 
tifche, d.h. die Volkswirthſchaftslehre pasjenige, deffen felbftändige wiffenihaftlihe Bearbeitung 
vom neueften Datum ift. Auch von einen: eigentlihen Staatsfinanzweien kann erſt in neuere 
Zeit die Rede fein, während der Krieg ſtets bei jedem Volk von gefunder Lebenskraft zu allen 
Zeiten gewiſſermaßen eine Kunft war und folglich auch einige wiffenihaftlihe Behandlung mit 
den übrigen Staatswiſſenſchaften erfuhr, namentlih wenn das Militärfoftem mit der gangen 
Staatöverfaffung in einer innigen Verbindung ftand. Die verſchiedenen Syſteme Des Alter 
thums über Bertheilung und Benugung des Grund und Bodens, über die Verſchuldung der 
niedern Klaffen gegen die höhern, über die Sklaverei u. ſ. w. hatten offenbar aud etwas Poli: 
tiſch-Okonomiſches und zwar einen ſyſtematiſchen Grundgedanken in ji. 109) Allein in Zeiten, 
mo entweder ber Despotismus Einzelner oder die ausſchließliche Herrſchaft einer Ariftofratie 
(dazu gehört aud ein herrfhender Demos) den Gedanken an eine organifhe Gefammtwirffam- 
feit aller im Staat enthaltenen Kräfte nicht auffommen laflen, wo die Tragung der Öffentlichen 


103) Es ift eine der verbienftvollfien Seiten der Utopia des Th. Morus, entichiedben auf Die Notb: 
wendigfeit einfacher und verfländlicher Gefege und deren Kenntniß feitens des Volls hingewieſen zu 
haben. Die Utopia lehrt aber audy, daß, gleichwie die @infachheit der Geſetze fo auch dereü allgemeines 
Verſtändniß im Volk mit den gefammten focialen und politifchen Zuftänden einer Nation innig zufam- 
menhänge. Je zahlreicher und Finftlicher daher die Gelege, je complicirter die focialpolitifchen Ber 
bältniffe find, deſto mehr muß auch von Staats wegen und durd) bie verfaffungsmäßigen Finrichtungen 
wie durch die ganze Art der Berwaltung gefchehen, damit die richtige Einſicht in den Staat und jene 
Geſetze fich immer mehr und mehr verbreite, ein Poſtulat, weldyes mit einer allgemeinen Verbreitung ber 
Rechts: und Staatsgelebrfamfeit nicht zufammenfällt. 

104) ©. @efeggebung. 

105) Bal. Held, Staat und Gefellfchaft, Thl. III, Abfchn. 4 fg. Die ganze Rechtsftaatstheorie un 
Praris gehören auch hierher. 

106) Audy in Bezug auf die Gefegespolitif qibt es eine Staatsmafrobiotif. So fhrieb ſchon Dal- 
berg Von Erhaltung der Staatsverfaffungen (Erfurt 1795), und vor ihm fcheint Pufendorf Jus naturae 
et gentium, Kap. 8, ftaatsmafrobiotifche Gedanken gehabt zu haben. Vgl. auch Eicher, Handbuch der 
Bolitif, 1, 20. 

107) Auf diefes Gebiet beziehen ſich vorzugsweiſe die Raatsphyfiologifchen Ideen, z. B. von Frans, 
Rohmer, Efcher I, 12. 

108) Über die Literatur der Nationalöfonomie vgl. Sanbelin, Repertoire generale d’&conomie 
politique ancienne et moderne (6 Thle., Haag 1846—48). Rösler, Grundſätze der Bolfswirth: 
jchaftslehre, 1864. Die befannten Werke von Rau und Rofcher. Bol. dazu Rengih, Der Staat und 
die Volfswirtbfchaft (Keipzig 1863). Efcher, 1, 187. Fraas, Die Gefchichte der Landbau- und Forf: 
wifienfchaft (als Bd. II der Gefchichte der Wiffenfchaften in Deurfchland). Mohl, III, 293 fg. 

109) Bl. Held, Staat und Geſellſchaft, II, 32; und Nacdhträge dazu ©. 788. 
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Laften entweder dem Hausgut oder Schag des Fürften oder unmittelbar den einzelnen Gliedern 
des herrſchenden Stanımes auf deren Koften obliegt und die Erwerbungen ded Staats dem 
Fürften oder den Gliedern der politifchen Volksgemeinde direct zufallen, in folden Zeiten kann 
weder an eine Nationalöfonomie noch an einen Staatöhaushalt im eigentlichen Sinne gedacht 
und weder erftere noch legtere zum Gegenſtande beſonderer wiſſenſchaftlicher Forſchung werben. 
Die Alten, die und mannichfach bezüglich der Staatsfittenlehre voraus waren, wenn man den 
frühern Standpunft der Humanität und den Umftand, daß nur ein geringer Theil der Staats— 
angehörigen zun eigentlichen Volk gehörte, oder daß der theokratiſche Despotismus feinerzeit all- 
gemeine Anerkennung hatte, würdigt, die auch in Bezug auf die Staatderfenntniß wenigſtens 
innerhalb der herrihenden Klaffe uns übertrafen, indem die Gejege nicht nur in den Schulen 
gelehrt, fondern aud in den Volksverſammlungen praftifh geübt wurden, hatten aljo viele 
beiden Wiffenihaften nicht, und auch der Krieg war mehr eine Sache der Staatöverfaffung, ver 
Übung von Jugend auf und fonnte bei der untergeorbneten Bedeutung der Strategie und 
bei dem überwiegenden Werth der perjönlihen Tüchtigfeit ſowie bei der großen Ginfachheit der 
Waffen nicht jene reiche Gelegenheit zu wiſſenſchaftlicher Behandlung bieten wie die Jegtzeit, 
in weldyer die jo Hoch getriebenen mathematifhen, phyſikaliſchen, chemiſchen und technifchen 
Wiffenfhaften alle mit vem Kriegsweſen, indbefondere auch mit vem Seekriegsweſen, in Ber: 
bindung fteben. j 

Was namentlih die Nationalöfonomie betrifft, fo zeigten ſich die erften wiſſenſchaftlichen 
Regungen für diefelbe, wie bei ven meiften Wiſſenſchaften, in Italien und Spanien, dann erſt 
in Frankreich, endlich in England und Deutſchland und hängen die Gründe biejer Reihenfolge 
wie die Erfheinung, daß die Iegtern Länder bald die Italiener und Spanier übertrafen, mit 
der politifhen und focialen Gefammtentwidelung der genannten Völker zufammen. Im An: 
fang war die Wiffenihaft ver Nationalöfonomie von einfeitigen Principien beberrfcht, wie Dies 
das fogenannte Mercantilfgften, das phyſiolratiſche und Induſtrieſyſtem beweiſen. Die neuere 
Zeit hat nicht nur diefe Einjeitigfeit zu beflegen, fondern auch die Nationalöfonomie mit den 
übrigen Staatömwiffenihaften zu verbinden geſucht. Aderbau, Handel und Gewerbe find Reid: 
thumsquellen, die miteinander unauflöglic verbunden jind, deren jedes das andere ftüßt, und 
deren feind ohne dad andere fein kann, aljo feine Ergänzung, wenn nicht im eigenen Rande, fo 
doc in der Fremde ſuchen muß und finden wird, 110) 

Die nahe Verbindung des Staatöfinanzweiend mit der Nationalöfonomie fällt in bie 
Augen. 211) Mit die mihtigften Dinge, wie z. B. Steuern und Zölle, berühren beide Gebiete 
mit gleicher Kraft. linfer gegenmwärtiges Staatsfinanzweſen fteht übrigens mehr ald die na- 
tionalöfonomifhen Ginrihtungen unter dem Einfluß des Gonftitutionalismus. Zmar berührt 
eine Mehrzahl von conftitutionellen Gejegen auch dad Gebiet ver Nativnaldfonomie, z. B. die 
Gejege über Grund- und Bodenentlaftung, Gntwärferung, Güterzufammenlegung, Handels— 
und Gewerbefreiheit u.ſ.w. Allein dur die gefegliche Beftimmung der Einheit des ganzen 
Staatshaushalts ift defien Negelung und Führung gänzlich der einfeitigen Thätigfeit der Admi— 
niftration entzogen und felbft im Ball des Nichtverfammeltjeind der Stände unter die Gontrole 
Rändiger ſtändiſcher Gommiffare geftellt. 112) 

Nach diefem ift das Princip der allgemeinen und proportionell gleihen Befteuerung der 
wichtigſte Orundfag der modernen Staatsfinanzwiſſenſchaft. 11?) Hat das erftere vor allem den 


> 


. Ken Don Rau’s Lehrbuch der politifchen Ofonomie erfchien foeben der III. Bb., 2 Abth., in fünfter 
uflage. 

111) In dem ebenerwähnten Werfe Rau’s enthalten die beiden erften Bände die Grundfäße der 
a hc und Bolfswirthichaftspolitif, der dritte Band aber die Grundfäge der Finanz- 
wiſſenſchaft. 

112) Sogar in den abſoluteſt beherrſchten Staaten, wie in Rußland und der Türkei, hat man eine 
öffentliche Darlegung der Finanzlage für nöthig erfennen müſſen, während es freilich auch formell con— 
fitntionelle Staaten gibt, wo die despotiſchſte Finanzwirthſchaft im Schatten der Nationalrepräjentation 
geführt wird (Frankreich). 

113) Die Idee der proportionellsgleichen Belaftung ift uralt und tritt 3. B. fchon fehr deutlich in 
der Heerbannorbnung Karl’s des Großen hervor. Entſprach ihr in einer wilden, nomabifchen Zeit, wo 
alle wefentlich gleiches Vermögen (das Wort im weiteften Sinne genommen) hatten, die Gleichheit der 
Pllicht aller freien Männer, fo mußte die Anfievelung in den römischen Provinzen zwingen, das unbe: 
weglihe Vermögen zum Maßitab zu machen, das bewegliche aber zur verhältnigmäßigen Mitleiftung zu 
ziehen. 

44* 
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Staaten einen ihnen wmentbehrlihen Grevit gegeben, fo hat diefer zweite Grundſatz dieſen 
Credit den fihern und nahhaltigen Boden gemährt. Die Literatur über dad Steuermweien if 
eine fehr reihe, und find namentlich jeit dem Anfang dieſes Jahrzehnts Proudhon, Berier 
Boih, Esquiron de Parieu, Mavdemoifelle Rover, Fournier, Czörning, Garnap, Brider 
Schmeller, Hod, Eberty, Charguerard, Wagner und Umpfenbach zu nennen. Die Bragrı 
nad) einer vollftändigen Syftematifirung des ganzen Öffentlichen Abgabenwefens, nach dem ftän- 
difhen Steuerverwilligungsreht und nad) dem Staatsſchulden- und Staatspapiergeldweſen fin 
e8 vorzüglich, welche gegenwärtig die Geifter befchäftigen. 

Bei den Kriegswiſſenſchaften liegt ver Schwerpunft des ftaatswiffenfhaftlihen Imterefie | 
in dem Prineip für die Kriegsvienftpfliht. England und Holland find an das Werbefoiten 
Sranfreih an das Conſcriptionsſyſtem gewiefen. Preußen und die Schweiz haben allgemein 
Wehrpflicht, legtere mit Nationalbewaffnung, erſteres mit der Tendenz zur Ausbildung eine: | 
Heeres von Berufsfoldaten. Alfo, mit Ausnahme ver Schweiz, in ganz Europa ftehende Herr: 
in England klein und nad) der Verfaffung nur thatfähhlih, in den übrigen Staaten grof un 
außerordentlich belaftend für die fraglichen Länder. In neuefter Zeit wenden fi Die Sympathier 
felbft mancher Fachmänner dem allgemeinen Wehrſyſtem zu und zwar in der Art, daß neben 
der Ausbildung vollftändiger Cadres nur eine allgemeine Volksbewaffnung ftattfinden joll. R 
dieſes Syſtem gewiß nicht ohne die größten Gefahren einem einzelnen Staat allein möglid, ẽ 
ferner die Hoffnung einer größern Billigkeit diefes Syſtems gewiß nit begründet, jo fan 
demfelben doc im Vergleich zum Werbe- und Eonferiptiondfvften die größere Darmonie m 
den allgemeinen Grunpprincipien unferd Staatdlebend nicht abgefprochen werden und dürfte de 
Behauptung nicht zu gewagt fein, daß im Fall weitern Bortichritts in der Ausbildung vr 
organijhen Staats die Zufunft diefem legterwähnten Syftem gehören werde. 

Wenn wir übrigens die wiffenfhaftlihe Ausbildung der leßtgenannten drei Disciplinen mi 
den andern ſtaatswiſſenſchaftlichen Disciplinen vergleihen, jo fönnen wir niht umhin, eingr 
wiſſes Misverhältniß zu conftatiren. In Frankreich dominiren nämlich die erfiern, weil fie ein 
Gebiet freier wiſſenſchaftlicher Forſchung bieten, welches für ſtaatswiſſenſchaftliche Speculatior 
über andere Gegenftände nicht befteht. Namentlid im Staatöfinanzweien ift, wa Die Orbnun; 
und die leichte Bewegung der Organe betrifft, daſelbſt das Höchſte geleiftet. In England ze: 
eine gewiffe praftifche Richtung der ganzen Nation von der Speculation über andere Gegen 
ftände ver Staatöwiffenfhaften, wie von doctrinären Arbeiten ab; allein auch die fraglichen 
drei Disciplinen werden nicht verhältnißmäßig wiffenfhaftlic bearbeitet, da England über: 
haupt nicht das Land der Syfteme!1*) und namentlich ein Feind des Kriege ift. In Deutſchlam 
bat man ſich lange vorzüglich mit andern Speculationen und boctrinären Arbeiten beſchäftigt 
bis man mit der Erfenutniß der Bergeblichfeit derfelben fogar den Glauben an die Zeitgemäß 
heit des Conſtitutionalismus theilweife einbüßte und alled Heil namentlih von der National: 
öfonomie erwartete. Bei der deutſchen Vielftaaterei ſchien leßtere fo vecht eigentlich eine res 
interna jedes Etaatd, obgleich die erfte Gründung des Zollvereind und noch mehr deffen eben 
erfolgte Erneuerung ded Gegeniheild belehren mußte. 

Jedenfalls aber geſchieht allenthalben im Vergleich zu den drei vorzugsweiſe materialiftifcen 
Staatddisciplinen zu wenig für die ethifh=rationellen, ein Misftand, der fih auch in denje- 
nigen Gebieten fühlbar machen muß, auf welche jene Wiſſenſchaften vorzüglich fördernd zu wirken 
beftimmt find. Pr 

Zu3c. Eine befondere und unfern neueften Zeiten ausjchlieglic vindicirte Art von Wil: 
ſenſchaft ift die fogenannte Geſellſchaftswiſſenſchaft. Man verfteht darunter die Wiffenfchaft vor 
einer Menge gefellfchaftliher Geftaltungen, weldhe nicht der Staat find, die niht im Staat auf: 
geben, und denen der Staat nach den herrſchenden Anfihten nur Freiheit gewähren darf. Die 
Ehe, die Religiondgejellfchaft und eine Maffe von Erfcheinungen der menſchlichen Affociation 
werden hierher gerechnet, und ed Fann nicht bezweifelt werden, daß dieſe Erſcheinungen bei ihrer 
auffallenden großen Wichtigkeit für die Staaten auch Gegenftand ftantswiljenjhaftlicher Be: 
handlung werden mußten, und wäre ed nur, daß deren Verhältniß zum Staat und zur Staats: 
gewalt feftzuftellen verfucht wurde. 


114) Über die britifche nationalöfonomifche Schule, die nicht den wirflichen Menfchen ber Geiell: 
ſchaft, fondern nur den Fünftlichen Menfchen des eigenen Spftems anerfenne, in ihrer Theorie fi nur 
mit ben niebrigfien Trieben des Menfchen befchäftige und die höchften Interefien der Menfchheit blos als 
Einſchiebſel in ihr Syſtem betrachte, |. Garey, 1, 26 fg. 
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Beſonders ift es R. von Mohl, der nicht nur in feiner „Geſchichte der Fiteratur der Staatd- 
wiſſenſchaften“, ſondern aud in feiner „Encyflopädie der Staatswiſſenſchaften“ ($. 26) die 
Trennung des Gejellfhaftsrehtd von dem Staatsrecht betont, da die Anerkennung der Ge— 
fellihaft ald eines eigenthümlichen, vom Staat einerjeits und von den Beziehungen der Perfön- 
lichkeit andererſeits verfchiedenen Lebendfreifes die Nothwendigfeit einer Trennung der betref- 
fenden Rechtöfufteme mit fih bringe. Breilih muß er dann felbft wieder zugeben, daß die 
Grenzen beider Gebiete häufig ineinander laufen, und kommt endlich fogar dazu, das dem Pri: 
vatrecht gegenübergeftellte öffentliche Recht in Staats- und Geſellſchaftsrecht einzutheilen. 

Wir find fhon früher („Syftem des Verfaſſungsrechts““, I, 289 fg., Note) veranlaßt ge- 
wefen, und über ven Begriff ver Geſellſchaftswiſſenſchaft zu äußern, und freuen und, daß auch 
Eſcher in jeinem „Handbuch der Politik“, I, 17, wenngleid aus andern Gründen, eine Ver: 
fhiedenheit der Geſellſchaftswiſſenſchaften von den übrigen Staatswiſſenſchaften nicht billigt. 
So fagt er a.a.D. und ©. 18: „Die focialen Kreije und Inftitutionen find ebenfo wol als die 
Individuen dad Subftrat der politifchen Geftaltung. Der Staat im engern Sinne, d.h. Die 
ftaatlihe Organifation und Hierarchie ift die Form, die Oefellfhaft ver Stoff (AN); womit 
wir übrigens keineswegs vollfommen übereinftimmen, und zwar ſchon deshalb nicht, weil einer: 
feitd Land und Individuen die tiefere Grundlage jenes Stoffs jind, andererſeits die Geſellſchaft 
eine Menge von Seiten darbietet, die wenigftend nicht innerhalb Eines Staats erſchöpft und alfo 
aud nicht ald Stoff Eines Staats betrachtet werben fönnen. 116) 

Wie nahe die Gejellfhaftöwiffenfhaften mit den Staatöwiffenfhaften, namentlich mit 
einigen berjelben, verbunden find, erhellt aber jhon aus dem Imftande, daß Namen wie Betty, 
A. Smith, Girarvin, Cobden, Schulze: Deligih, Lette, Schubert, Rau, Welder, Pick— 
ford, Böhmert, Proudhon, Ricardo, Baftiat, Garen, nicht blos in dem Gebiet der Social: 
wiffenfhaften, fordern aud) im Gebiet anderer Staatswiſſenſchaftszweige, namentlich der Politik, 
der Nationalöfonomie und Finanzwiffenihaft glänzen. 

Carey ſpricht von einer Soriologie und nennt die Socialwiffenihaft „unter allen andern 
Wiſſenſchaften die concretefte und fpeciellfte, am meiften abhängig von den ältern und abftgac= 
tern Zweigen ver Wiffenjhaft, der Sammlung und Analyfe der Ihatfahen die größte Schwie: 
rigfeit bietend und deshalb die legte, welche auf der Bühne erſcheint“. Werner ift fie nad ihm 
„die einzige unter allen Wiſſenſchaften, melde die Intereffen der Menſchen, ihre Gefühle, Lei: 
denfhaften und Borurtheile berührt, und deshalb diejenige, für welche es ſchwer hält, Menſchen 
zu finden, die die Thatfahen nur zu dem Zwed fammeln, um aus denfelben die darin liegende 
Wilfendbereiherung zu jhöpfen‘' (a. a. D., I, 38). Ald Grundlage der Socialwiſſenſchaft er: 
fennt er ven Menſchen nad den vier Hauptzügen: Afforiation, Inpividualität, Verantwort: 
lichkeit und Perfertibilität, und definirt fie endlih (S. 71) als die „Wiſſenſchaft ver Gefege, vie 
den Menfchen in feinen Bemühungen, fi die höchſte Individualität und die höchſte Kraft der 
Affociarion mit feinen Mitmenfchen zu erwerben, beherrſchen“. 

Man mag diefe Anfihten Carey's theilen oder nit, fo viel ift klar, daß nad feiner Auf: 
faffung die Geſellſchaftswiſſenſchaften nicht außerhalb des Gebiets der Staatswiſſenſchaften 
liegen können. Vielleicht dürfte e8 nicht ſchwer fein, zu beweifen, daß Carey in feiner Definition 
der Gejellfhaftäwiffenihaften einen Begriff aufftellt, der mit dem antifen Begriff der Stants: 
wiſſenſchaft, der noArrırn Eriornpen zufammenfällt, denn wir möchten wiſſen, welches Gebiet 
der Staatswiffenfchaften durch feinen Begriff und von demfelben audgejchloffen wäre? 

Fragen wir, was die bürgerliche Geſellſchaft ſei und fein lönne, fo ift gewiß, daß fie nicht bie 
Staatögefellihaft, auch nicht eine Gefellfhaft von Staaten, ebenfo wenig aber ohne dieſe beiden 
denkbar fei. Denn wenn aud eine Gefellichaft nicht ganz ober theilweiſe das Wefen des Staatd 
hat, nicht den Zweden des Staatd dient und ein Organ beffelben bildet, wenn fie nicht auf die 
Grenzen eined Staatd beichränft ift und vieleicht ſogar ausſchließlich ethiſche, ſittliche, veligiöfe 
Zwede verfolgt, fo bedarf fie doch einer äußern Erſcheinung, eines äußern, fihtbaren Ruhepunfts 
und folglich des äußern Schuges im Staat oder in den Staaten, und infofern dient bie flaat: 
liche und völkerrechtliche Ordnung, ſowie jede weile Staatöverwaltung nicht minder der Gejell- 
ſchaft, wie diefe durch Die von ihrer Seite vermittelte Steigerung der Menſchen mittelbar wenig: 


115) Neue focialwiffenichaftliche Ideen und Schriften f. bei. Held, Staat und Gefellfichaft, II, 32 fg., 
454; dann die Nachträge hierzu ©. 732, und in Thl. III. Das Neuefte it: Nahlowely, Grundzüge 
zur Lehre von der Gefellfchaft und dem Staat (Leipzig 1865). 
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ſtens dem Staat dient. Außer diefen Wahrheiten ift aber vorzüglich noch eine andere Wahrheit 
bisher meift zu ſehr überjehen worden. Nämlih, wenn der Menfch ein Gebiet der individuellen 
Freiheit haben muß, jo muß ihm auch auf diefem Gebiet die Affociation freiftehen. Er aſſociirt 
fih um feinetwillen, fann aber die ihm nöthige Verbindung nur mit demjenigen haben, dem Die 
Verbindung mit ibm um feinetwillen nöthig ift. Indem,er alfo frei handelt, wird er vemandern 
unvermeidlich aud dienftbar, und wenn man das einfachfte und vorübergehenpfte Vertrags: 
verhältniß als die erfte Form einer bürgerlihen Afforiation betrachtet, jo erhellt niht nur, Daß 
die Gontrahenten, die meiften® auf den Schug ded Staat? wenigftend eventualiter rechnen iwer- 
den, an die gefeglichen Vertragsbeſchränkungen gebunden find, fondern auch ſich wechjelfeitig 
rebhtlih binden. Größere Affociationen find fo lange rein bürgerlihe Geſellſchaften, ald im 
ihnen der Geift der societas oder communio vorherrſcht, obgleich fie felbft jowenig wie ihre 
Glieder von der politiihen Pflicht gegen den Staat bei Anftrebung ihrer geſellſchaftlichen Zwecke 
entbunden jein £önnen. Denn diefe durchdringt den ganzen Menſchen in allen feinen Hand— 

lungen und Unterlaffungen nicht minder wie die Breiheit, tritt aber wie die legtere in dem einen 

Kreife des irpifhen Daſeins mehr hervor al8 in dem andern. Nun findet aber in den gejell- 

Ihaftlihen Schöpfungen felbft ein fortwährender Wandel ftatt und eine große Verſchiedenheit 

nad den verichiedenen Völkern, reſp. Perioden und Arten ihrer Gejanmtentwidelung. So 

baben wir 3. B. Völfer, bei denen die Familie, die Religionsgefelliaft der Staat ift, während 

fie bei andern Völkern oder in andern Zeiten überhaupt oder doch für alle Familien außer der 

regierenden, für alle Confeſſionen außer der herrſchenden, private oder bürgerliche Geſellſchaften 

find und mitunter auch zu politifhen Gejellichaften werden (die regierende Dynaftie im Ber: 

faffungsftaat, die öffentlich anerfannten Religionsgeſellſchaften ohne den Charakter herrſchender 

Theofratien), ohne ſelbſt Staat zu fein. 

Die überwiegende Tendenz unferer Zeit zur Breiheit, die fih in der Anſäſſigmachung-, 
Gewerbs:, Handeld: und fonftigen Freiheiten, in ber religiöfen Toleranz und in der Trennung 
des Staat von der Kirche, mit Ginem Wort, in dem die Ordnung, refp. Geſellſchaft vernadläjit- 
genden ausjchlieplichen Freiheitscult manifeftirt, hat alle diefe Dinge um jo mehr überfehen, als 
einerjeit8 gegen früher auf dem Gebiet der Freiheit vieles nachzuholen war, andererfeitd die 
ineruftirten gefellfhaftlichen Bildungen des Mittelalters ſich überlebt hatten, neue geſellſchaftliche 
Bildungen nur in der Oppofition gegen die alten entjtanden und fi biöher mit der Bejeitigung 
per frühern überall hinverlihen Verbhältniffe begnügen zu können glaubten. Zu diejen gehörte 
auch eine übertriebene Gentralijation ded Staats und ein läftiged Zuvielregieren, namentlich die 
Idee der Staatdvormundfhaft und des Volizeiftaatd, Man ftellte diefer die Idee des Self: 
government entgegen, am welche fih die falihe Richtung der Geſellſchaftswiſſenſchaften nur im 
Misverſtändniß des wahren Selfgovernments anlehnen fann. Denn diefes ift vielmehr ein 
Vrincip, vermöge deffen jeder jeligovernmentale Kreis für die Durhführung allgemeinftaat: 
licher Ginrihtungen und Gefege jowie für gemeinnügige Unternehmungen ein politifher Or: 
ganismus ift, und wir ftehen nicht an zu behaupten, daß dieſes Princip felbft in das Bemwußt: 
fein jeder Familie und jeder Religionsgenofjenihaft, wie in jede Handlung des Einzelnen, in die 
Wahl des Gatten, in die Wahl ver Religion u. f. mw. eindringen muß, wenn ber organiſche 
Staat, das Ideal unferer Zeit, annähernd erreicht werben will. 

Es gibt alſo wol eine bürgerliche Geſellſchaft, allein fie ift ohne den Staat nicht denkbar, und 
fie wechfelt in ihrem Beſtande mit den großen Veränderungen im Leben der Völker, die auch die 
politifhen Veränderungen mit ſich bringen. Die Gefellihaftswiffenichaft muß daher von Men: 
fhen ausgehen und kann einen philoſophiſchen wie einen geſchichtlichen Theil Haben, injofern fie 
die abfoluten Gefege menfchlicher Vergeſellſchaftung und die Geſchichte ihrer Verwirklichung bes 
handelt. Der praftifch dogmatiſche Theil derjelben wird aber immer nur darin beftehen, in jedem 
Moment des Staatsdaſeins für einen Staat oder für eine Mehrzahl von auf gleicher Gultur: 
ftufe ftehenden und in einem georbneten völkerrechtlichen Verbande ftehenden Staaten folgende 
Bragen richtig zu beantworten: 

1) Welches find wirflih die menſchlichen Gefellihaftsinterefien und welches ift das Weſen 
der menſchlichen Affociation? 2) Inwiefern find jene Intereffen vom Standpunft der freien 
Ginzelperfönlichfeit, vefp. ihrer freien Afforiation und freien Selbftorbnung aus ſich felber zu 
überlaffen, inwiefern nicht, und im legtern Fall, was hat der Staat hindernd, bindend, förbernd 
zu thun? 3) Inwiefern ift die Affociation nit auf die Grenzen des Staats zu befchränfen? 
4) Welches ift überhaupt und bejonderd bei Veränderungen in den focialen und rechtlichen Zu: 
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ſtänden der nothwendige Einfluß der einen auf die andern? 116) Wir können dieſe Arbeit nicht 
fchließen, ohne noch einen Blid auf den gegenwärtigen Stand ded Studiums der Staatswiſſen— 
ichaften und deſſen Bedeutung für unfere Staaten geworfen zu haben. 

Bei der ungeheuern Maſſe von ftaatöwiffenfchaftlihen Werfen jeder Art, namentlich auch 
populärer Schriften, deren ed in neuerer Zeit in Deutichland und felbft in Frankreich nicht 
wenige gibt; bei den pliofen und billigen periodisch erfcheinenden politifhen Schriften u. f. w. 
ift es faft unbegreiflich, wie wenig Studium, ja nur ernſtes Nachdenken den Staatöwiffenfchaften 
gewidmet wird. Die englifhe ſtaatsmänniſche Ariftofratie glänzt durch Arbeiten über die alten 
Claſſiker, aber nicht durch flaatswiffenihaftlide Studien, jonft würde die Parlamentsreform 
nicht fo verfchleppt werben fönnen und die Berühmtheit Stuart Mill’8 gewiß eine geringere fein, 
als jie es ift. Die Franzoſen faufen gern die Werfe ihrer großen politiihen Scriftfteller, aber 
mehr aus nationaler und perfönlicher Gitelfeit, ald um ihren Inhalt fennen zu lernen. Wären 
die Köpfe der Franzoſen fo voll politifcher Weisheit wie die zu jeder beffern Einrichtung ge: 
hörigen Büdherfhränfe, fo müßte e8 anders um die franzöſiſchen Verfaſſungs- und Verwal: 
tungöverhältniffe ftehen. Kennt man dod in Frankreich, dem Eldorado des Verwaltungsſtaats, 
noch gar fein eigentlihed Studium der Kameralwiffenihaften, nachdem jich eine 1848 gegrün: 
dete Adminiſtrationsſchule faum länger als zwei Jahre zu halten vermocht hat. So erzeugte ver 
Mangel an wiffenfhaftlihen Studien über den Staat nad dem Charakter der Engländer bei 
diefen den politifhen Empiridnus, bei den Franzoſen nad ihrem Charakter und ihren Zuftän- 
den einen aufs höchſte getriebenen Doctrinarismus. Aus andern Gründen, die aber einen ver: 
wandten Erfolg hatten, nämlich die politifche Unfelbitändigfeit der Nation ald Ganzes, kam aud) 
in Deutfchland der Doctrinarisnus auf eine bedeutende Höhe, dem dann ein gewiſſer Empiris: 
mug, eine bloße Routine, die Fähigfeit zur Erledigung der fogenannten laufenden Geſchäfte ge: 
ringfchägend zur Seite geht. Der deutſche Praktiker hat ih während feiner Studienzeit ſchon 
ſehr wenig mit den Staatöwiflenihaften beſchäftigt. Sein Univerſitätsſtudium beſchränkt ſich 
meiſt auf Givilredht und etwa noch Proceß, und ſelbſt dieſes Stubium wird troß der Trefflichkeit 
der Lehrer meift nicht anders betrieben wie eheden die Studien am Gymnaſium, unwiffenfchaft- 
lich, lediglich für die Eramenzwede. Später fommt der rechte Geift nicht mehr; die Zeit, die Luft, 
die Fähigkeit feiner Aufnahme und Pflege fehlt und daher mangelt auch die Kategorie wahrer 
Staatdmänner, für welde freilich, jelbft wenn ſich Hier und da trogdem ein Genie geltend macht, 
fein rechted Terrain vorhanden ifl. Der Mangel an wahrer Wiffenfhaftlichfeit zeigt ſich aber 
nicht blos in den verjhiedenen Kreijen der eigentlihen Staatädiener, jondern aud in denen des 
gebildeten Publikums, deſſen Elite die Volkövertretungen umfaffen follten. Können aber ver: 
nünftigerweife die Refultate der Staatswiſſenſchaft für die Thätigfeit der repräfentativen Körper, 
für die Organe des Selfgovernment verloren, vergeblich, gar nicht vorhanden jein? 

Wir fpredhen die wiffenihaftlihen Beftrebungen von feinem Fehler, feinem Mangel frei, 
aber wir glauben nicht, daß diefe Mängel und Fehler jie werthlos machen, oder daß jie die Theil: 
nahmslofigkeit an der Wiſſenſchaft erfläven. Wir finden die Urſache der legtern hauptſächlich 
darin, daß einerfeits die echte Wiffenjchaftlichfeit ſchon von oben nicht gebührend geachtet, daß jie 
überhaupt ſchwer zu würdigen und zugänglich ift und von unten hinauf, von der erſten Bamilien- 
und Schulbildung an der Sinn dafür nicht geweckt und flatt geftärkt oft gedrückt und unterdrückt 
wird. Wie die Wiffenfchaft die freie That des nad Erkenntniß ringenden Geiftes, jo muß das 
wiſſenſchaftliche Studium die freie Arbeit des nad Erweiterung der Erfennmiß ſich ſehnenden 
Geiftes fein. Damit aber eine ſolche Sehnſucht entftehe und ſtark genug fei, um die Schwierig: 
keiten des ftaatöwiffenfhaftlihen Studiums zu überwinden, muß die Erziehung und die Schule 
ebenjo auf die freie individuelle, jelbftändige, geiftige Thätigkeit, wie unfer moderner Staat auf 
das freie Zufammenwirfen der Bürger in wahrem Gemeinjinn gerichtet jein.117) J. Help. 





116) Wir verweifen wegen bes Nähern auf unfere Ausführungen über bürgerliche Gefellfchaft, über die 
rechtlichen Bergefellichaftsformen (societas, universitas, juriftifche Berfon) u. |. w. im Syſtem des Ver: 
faffungsrechts, I, 102 fg., 184 fg., 298 fg. ; und in Staat und Gefellfchaft, I, 105 fg.; IL, 30 fg., 453. 

117) Über die Literatur der Eiaatewihenfchaften ſ. noh: Erſch, Literatur der Jurisprudenz und 
Politik mit Einfluß der Kameralwifienichaften (Neue Ausgabe von Koppe, Leipzig 1823). Schletter, 
Handbuch der juriftiichen und ftaatswifjenfchaftlichen Literatur (Grimma 1843). Schmitthenner, Zwölf 
Bücher, Thl. 1, 88. 39 fa-, Ti fg., 93 fg.; Thl. 1, 88. 127 u. 131. Mignet, Notices histori- 
ques (dritte Auflage, Brüffel 1853). ©. oben Literatur Geismar, Die politifche Literatur der Deut: 
ſchen im 18. Sahrbundert (Leipzig 1847). Über den gegenwärtigen Stand der Staatswiflenfchaften : 
Frank, Die Duelle alles Übels, ©. 67 fg., 72 fg., 74. Derfelbe, Die Wiederheritellung Deutſchlands, 
378 fg. Stein, Verwaltungslehre, I, 290. Gicher, 1,8. Held, Syſtem, II, 15. 
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Städte, ftädtifhe Verfaffung, ihre Entftehung und Wirkung und ihre jegige Auf- 
gabe in Deutfchland. Das Leben in Städten erweckt, vereinigt und fhüßt die höhern Beſtre— 
bungen, Gewerbe, Handel, die Givilifation überhaupt ungleich mehr nicht blos als eine herum: 
ziehende Xebendweife, jondern auch ald das Wohnen auf dem Lande, in offenen und Fleinern 
Orten, in zerftreut liegenden Höfen und Burgen. Der Menih wird nur dur den innigen 
Verein mit feinen Mitmenſchen ftarf und gebildet. Das ftädtifche Leben bezeichnet und fördert 
daher eine höhere Culturftufe der Völker, Vorzüglich fieht man alddann Städte die Eulrur 
retten und fördern, wenn, wie im alten Griechenland und Italien und in Deutſchland zur Zeit 
des Fauſtrechts, einfachere frühere Naturzuftände ſich auflöfen und fauſtrechtliche Räuber und 
Häuptlinge Bolf und Land und die gemeine Freiheit mit allgemeiner Berwüftung oder Unter: 
drüdung bedrohen. Dann erft entiteht durch die fädtifhe Bildung bewußte Freiheit und freie 
Berfaffung. Wer mag es leugnen, daß namentlich die germanifchen Völker, dag vor allen unfer 
Deutihland den Städten Schuß gegen die rohe fauftrechtliche und Feudalgewalt und Anarchie, 
daß e8 ihnen Handel, Gewerbe, Eivilifation, Blüte und Wohlftand, ja die Rettung und Die 
Ausbildung ftaatöbürgerliher und repräfentativer Breiheit und Berfaffung und felbft die ber 
Staatdidee verdanften! ine dreifahe Bergleihung läßt und die Ausbildung der germanifchen 
ſtädtiſchen Verhältniſſe als befonders glüdlich erkennen: die Vergleihung nämlich mit den Städ— 
ten des alten Griechenland und Italien, die Vergleihung mit den Städten der jlawifhen Völ— 
fer, endlich die Vergleihung der deutihen Städte und der durch fie bewirften Verbefferungen 
mit den deutfchen Zuftänden bei ihrem Entjtehen. Die alten italifchen und griehifhen Städte 
dehnen ihr ſtädtiſches Freiheitsrecht und ihre Macht zu weit aus, die ſlawiſchen machten fi nicht 
frei genug. Alle begründeten und ſchützten nicht die Nationalfreiheit. Die griechiſchen und 
italifhen Städte, von dieſen zulegt Rom, trennten fi von der Einheit und Freiheit ihrer Volks— 
ftämme, machten fi) fouverän, verjagten die Könige, unterbrüdten die Landbewohner, machten 
fie zu abhängigen Hörigen und ſklaviſch behandelten Heloten und Provinzialen. So entftanden 
bloße Stadtitaaten, die ganze Freiheit und Nationalfelbftändigkeit beſchränkte ſich auf diefe ein: 
zelnen Punkte und ging unter, als die herrichende Stabtbürgerfchaft durch die Verderbnifſe des 
Herrſchens, Genießens und Unterdrückens felbft in Verderbniß und Kraftlofigkeit verfanf und 
nun nicht durd die frijche Kraft freier unverborbener Randbürger gerettet und verjüngt werben 
konnte. Die flawijchen Städte aber mußten ſich nicht aus der gutsherrlichen Hörigfeit oder Leib- 
eigenfchaft der Fürſten und Landadelichen zu befreien. Sie erfämpften nicht die Theilnahme an 
der allgemeinen ftaatsbürgerlichen und veihöftändifchen Freiheit ihrer Nation. Sie konnten 
daher diefelbe auch nicht ausbilden und ſchützen. So verſank Rußland zuerft in auswärtige 
tatarische Unterjohung, dann in allgemeine innere Knehtihaft, Polen in Anardhie und von 
biejer in die auswärtige Unterdrückung. Der Zuftand des deutfchen Vaterlandes zur Zeit der 
Entwidelung der Städte im 10. Jahrhundert wurde oben gefhildert. (S. Deutfhe Gefhichte.) 
Das jheußliche Fauſtrecht Hatte die alte Volfsfreiheit und Gauverfaffung, überhaupt ven Staat 
beinahe aufgelöft. Sie ſchienen mit gänzlihem Untergang bedroht. 

Wie entftand nun dieſe in jeber Hinficht fo glückliche germanifhe Städtebildung, wie ent: 
ftanden namentlid in unſerm Deutichland, deffen Söhne noch lange nad) Tacitus’ Zeiten dem 
ſtädtiſchen Leben jo gänzlich abhold waren, unfere Taufende blühender Städte, deren Fräftige 
Freiheit, deren großartigen Handel und Reihthun und deren Friegerifche Kraft die fremden 
Nationen bewunderten, ein Machiavelli, ein Anens Sylvins mit Vegeifterung fhilderten, die 
in ihren Städtebündniffen die Meere und den Welthandel beherrſchten und Könige zittern mad: 
ten, und die dennoch fih von ihrerRation, von ihrem Vaterlande und feinen Fürſten nicht trenn: 
ten, ihre Mitbürger nicht unterbrüdten? Jene germaniiche Städtefreiheit wurde vielmehr dem 
großen Gejammtvaterlande nur Vorbild der Kreibeit und der Abfhüttelung des Feudalismus 
und half ihm dur Gintritt in die Land: und Reichsſtandſchaft die Grundfäge allgemeiner 
ftaatöbürgerlider Freiheit und durch die Übertragung ver Staatdidee von ihren kleinern Gemein: 
weſen auf das große Ganze diefe große Idee auszubilden und zu erringen. Ohne diefe Städte- 
freiheit hätte nimmer eine britifche Staatöverfaffung ſich ausgebildet, würde auch die deutſche 
ih nimmermehr ausbilden. " 

Offenbar wirkten bei der Ausbildung der deutſchen Städte und ihres glücklichern innern 
und äußern Berhältniffes zumNationalleben jene drei Elemente, deren Verſchmelzung überhaupt 
die Grundlage unferd ganzen Eulturlebend bildet, vortheilhaft zufammen. Ich meine den Gin: 
fluß 1) der Grundſätze und Verbältniffe des Chriſtenthums und der hriftlihen Kirche, 2) den 
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Des claffifchen Alterthums, zunächſt den des Römischen Rechts und endlich 3) den dergermanifchen 
Grundfäge, Gejinnungen und Ginrihtungen. 

1) Die Entftehung, ſowie fhon der Name der altdeutſchen Städte und des Stadtrechts, 
Meichbild, Weihbildsreht, kommen von Einrichtungen und Entwickelungen her, welche gerade 
in ben Zeiten der roheften fauftrehtlihen und feudalen Anarchie und Despotie die hriftlichen 
Bifchöfe für ihre Bistbumsfige begründeten. Mit Heiligen PBrocefionen und Weihungen wurde 
jetzt eine Grenze um das Gebiet biefer Wobnfige gezogen und daſſelbe unter den Schutz des Drts- 
Heiligen und eines Gottesfriedens, heiligen oder Weichfriedens i) geftellt und des Schugheiligen 
geweihtes, heiliged oder Weichbild (von weihen, sanctus) und vier Kreuze an den Grenzen auf: 
geftellt. Dieſes Weihbild gab num felbft dem neuen Stadtgebiet und feinem entftehenden be: 
fondern Frieden und Stadtrecht, dem Weichbildsrecht, den Namen.?) In diefem geweihten 
befriedeten Sig des Kirchenfürften, der Hauptfirhen und der vorzüglichften religiöfen Bildungs: 
anftalten, der Klöfter und Klofterfhulen, entftand nun ein Schuß gegen das rohe Fauftrecht. 
Derfelbe wurde begründet durch religiöfe Scheu, durch den Gottesfrieden, welchen das geiftliche 
Gericht des Biſchofs verbürgte, ferner durch die Befeftigungen, welche ſowie die biſchöfliche Burg, 
fo auch die übrige Billa und fhon früher alle römischen Städte (civitates), in welden die Bis: 
thumsfige meift waren, umzogen, endlich dur unterftügendes föniglihes Privilegium. Die 
Könige verliehen nämlich im 10. Jahrhundert dieſen Bisthumsfigen eine vollftändige Immunität 
über das ganze Weihbild ?), das heißt, fie fchloffen die damals größtentheild räuberifche und 
volksbedrückende Gewalt der Beamten von diefen Orten gänzlich aus und gaben dem Biſchof alle 
richterlihe und Kriegsdienſtgewalt. Diefe hatte derſelbe aljo jetzt nicht bloß über feine Hörigen 
und Dienftmannen, die, wenn jie die im MWeichbild gelegene Burg zu vertheidigen hatten, 
Burgenſes hießen, jowie über die Freien, die fih nah Hofrecht dem Biſchof Hinterfäflig gemadht 
hatten, fonvdern auch über alle Freien, die im Weichbild wohnten und in daffelbe zogen oder als 
Audbürger ſich an daſſelbe anfchloffen. Und zwar vereinigte er jegtfeine.Hofleute und bie Freien 
in dem Gericht feined Vogts und Schultheißen. Die Freien mußten audy mit den Hofleuten und 
mit den bifhöflihen Dienftleuten gemeinfhaftlich ihr Weichbild gegen den fauftrechtlichen Frevel 
fhügen. So verfhmolzen alle immer mehr zu einer Schuß: und Wehrgenoffenihaft oder Ge: 
fammtbürgfhaft, zu einer einzigen Gemeinde. Sie waren verbunden durch denjelben Gerichts— 
herren, durch die Immunität oder dad Weichbildsrecht und durch den Schugheiligen und feinen 
religiöfen Schuß und durd) heiligen Genoſſenſchaftseid. Wenngleich verfchievene Redhtöverhält- 
niffe unter den verſchiedenen Klaffen ver Bewohner ſtets beftanden hatten, jo verſchwand allmäh- 
lich diefe Verſchiedenheit. Vollends hörte fie auf für die, welche ſchon jegt eine Gerichtögemeinde 
bildeten. Denn Gleichheit des Gericht? gab in Deutihland früher Gleichheit ded Rechts. Es 
wurden die Freien ſchon durch die bezeichneten Verhältniſſe den feudalen Schuß: oder Hofleuten 
und Dienftleuten des Bifchofs fehr angenähert. Sie mußten Pflichten der Hof: und Dienftleute 
mit übernehmen. Die Hof: und Dienftleute aber näherten ſich natürlich noch mehr ven neuen 
freiern Schußgenoffen und ihren vortheilhaftern Verhältniſſen. Die Biſchöfe felbit hatten in 
ihrem Intereffe den Proceß der Gleihftellung der Bewohner ihres Weihbilds oder Mundats 
begonnen, den Freien ihr Grafengericht genommen, fie zum Theil unter Hofrecht geftellt. Die 
Bewohner fegten jetzt ihrerfeitd das Streben nach Gleichheit fort und brachten endlich die Rechte 
der Freien zum allgemeinen Sieg. Diejed war um fo mehr der Kal, da die hriftlihe Religion 
und Kirche und der Geift ihrer beffern Diener der Roheit und Härte der firengern Hörigfeit und 
vollends der Leibeigenfhaft entgegenwirften. Oftmals kauften fie ſelbſt Leibeigene frei, ohne 

Bedenken nahınen fie auch in gänzlihem Gegenjag mit dem Beubalariftofratismus Hörige und 
Reibeigene in ihre höchſten geiftlichen Würden auf. Auch die natürlichen verfchiedenen Abthei- 
lungen der Handwerfer, welche damals dem Stande der Hörigen angehörten, wurden unter mil: 
deres Hofrecht geftellt und unter beſondern Schugheiligen zu geſchütztern Innungen vereinigt. 
So wurde den Städten die Ehre, der ganzen Nation in Audtilgung aller Sklaverei, Leibeigen— 
{haft und Hörigfeit voranzugehen, ſodaß jpäter jhon das Verweilen auf ihrem Gebiet diefe 


1) Dal. Magdeburger Weichbildrecht, Art. 9. 

2) Vgl. Eichhorn's vortreffliche Abhandlung über den Urfprung der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung in der 
Zeitfhrift für gefchichtliche Rechtewiffenichaft, I, 147 fg., und feine Rechtsgeſchichte, $. 224. 

3) Auf dem eigenthümlichen Grund und Boden hatte von jeher der Biſchof wie jeder Freie eine be- 
fhränfte Immunität in Beziehung auf alle Hinterfaffen. 
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Makel austilgte. Fortdauernd wohlthätig, ſchützend, heiligend und begeifternd aber wirkten aud 
in den fpätern ftäbtifchen Gemeinweſen die Religion und Kirche. Unter ihrem Ginfluß und 
aus frommer Begeifterung entwidelten jih bei heranwadhjender Freiheit und Macht und Blüte 
in den Städten die hriftliche Kunft, die herrlihen Dome, die hriftliche Malerei und Bilphauer: 
funft, die Kirhenmufif und die religiöjen Schaufpiele. Ihr wohlthätiger Einfluß mehrte bie 
Kraft der Bürgerfchaft und verhinderte die rohen Auswüchſe und Ververbniffe von Reihthum, 
Freiheit und Macht, welden die Städte des Alterthums zulegt erlagen. 

Jenes Immunitätsredht oder das alte Weichbildsrecht der geiftlihen Städte, die daſſelbe ſich 
ſämmtlich jhon im 10. Jahrhundert erwarben (Ad. Brem., II, 1), übertrugen bie Kaiſer zunadit 
auf ihre Föniglihen Sige, auf die Eöniglien Städte. Später aber ging ed mit weiterer Aus: 
bildung zum völligen Stadtrecht aud auf landesherrliche alte Orte oder Villen und auf neu: 
gegründete Städte über. Unter Heinrich dem Vogler machte die Furt vor Plünderung und 
Mord der herumirrenden Ungarn, ed machte fortvauernd die Furcht vor dem Fauſtrecht der 
Feudalherren die fädtifchen Befeftigungen, Mauern, Wälle und Gräben zum dringenden Be: 
dürfniß. Das Weichbildsrecht wurde mehr und mehr auf fie übertragen, und jo mehrten ſich die 
ſtädtiſchen Feſten der Freiheit und Civilifation. 

2) Nicht weniger wefentlid aber wirfte für die Ausbildung der germaniihen Städte un 
ihrer vollen Freiheit das claſſiſch-alterthümliche Clement, zunächſt das Römiſche Net. Freilit 
wurde dieſes Römiſche Recht ſpäter ein Fluch für Die deutſche Nation, ald durch die grundverkehrte 
unmittelbare Einführung fremder Rechtsbücher in fremder Sprache und durch Anwendung vor: 
zugsweiſe der Verunſtaltungen des Roͤmiſchen Rechts aus der despotiſchen Zeit eine unvater⸗ 
ländiſche Juriſtenkaſte dem vaterländiſchen Recht und Gericht feindſelig entgegenwirkte. Aber 
dennoch iſt es an ſich durch feine claſſiſche Entwickelung der tiefſten Rechts- und Staatsideen und 
Freiheitsgrundſätze aus den herrlichſten Zeiten des Alterthums, aus Roms großartigem langen 
Freiheits⸗ und Rechtskampfe, die gereifteſte ſegensreichſte Frucht der ganzen alterthümlichen 
Cultur. Sowenig wie ſchöne natürliche menſchliche Gefühle, Geſinnungen und Ideen allein 
ſchon ein gutes Gedicht oder claſſiſches Kunſtwerk bilden, jo wenig bilden fie das Kunftwerf einer 
dauerhaften freien Verfaſſung. Die Ausbildung der rechten meifterlihen Korm, Die wir im 
Recht wie in der Kunft noch immer von den Alten lernen können, ift nicht fo unweſentlich, wie 
viele venfen. Hätte fie unferm rein altveutichen Recht nicht gefehlt, wie hätte es dann fo bald 
entarten und ſich auflöjen, wie hätten feine evelften Triebe in ven Wucherpflanzen des Feudalis 
mus die Freiheit erftiden fönnen? Nein, das Nömifde Recht und feine bewußte meifterliche 
Form für die Freiheit wurde und eine weſentliche Grundlage unferer neuern Staatsbilpdung und 
freien Staatöverfaffung, die Retterin der Eigenthums- und perſönlichen Freiheit und der Idee 
eines freien Gemeinwejens aus dem Glend des Feudalismus, aus feiner Verfnehtung der Leiber 
und Güter, aus feineranardiihen Iſolirung und Staatsauflöfung. Bor ruſſiſchem Despotismus 
wie vor polnifher Anarchie hat uns das Römifche Recht und zunächſt fein Einfluß auf die ſtädtiſche 
Freiheit bewahrt. Für die Ausbildung der freien ſtädtiſchen Gemeinwefen des germanifchen 
Europa aber wirkte nun das Römiſche Recht zunächſt durch die Fortdauer römiſcher Rechtsgrund⸗ 
ideen und Einrichtungen und namentlich die der altrömiſchen Stadt- oder Municipalverfaſſungen 
in den römiſchen Städten in Italien und Frankreich, in Spanien und England, in den deutſchen 
Rhein: und Donauländern wie in der Schweiz und ven Niederlanden. Für Deutſchland wurde 
vorzüglich die bedeutendfte und blühendſte ver römifhen Städte, Köln, einflußreih. Von diejen 
fämmtlich befeftigten römijchen Städten gingen felbft die Namen civilas und cives, auch con- 
sules, senatores, consilium auf die ebenfalls ſtets befeftigten deutſchen Städte über. Kölniſche 
Stadtfreiheit aber entlehnten Stadtrechte ver wichtigften deutſchen Städte, von denen wieder alle 
übrigen ihre Verfaſſung, ihr Stabtredht nahmen. So war e8 1120 bei Freiburg ver fall. So 
hatten Soeft, Kübel und Magdeburg das Kölnifhe Recht zur Grundlage ihrer Stadtrechte. Und 
der ftädtifche Handelöverfehr wie der Rechtöverfehr durch nachgeſuchte Rechtsbelehrungen, Weis: 
thümer und Schöffenurtheife machten bald diefelben Rechtsgrundideen zum Gemeingut aller 
Städte. Zumal im Vergleich mit den Verkehrtheiten ded Feudalismus, gegen deren Einfluß die 
natürliche altgermanifhe Volksfreiheit und Staatdeinheit nit ausgebildet und feft genugwaren, 
und welchem fie immer vollftändiger zu erliegen drohten, erſcheint ſchon unjhägbar der Einfluß 
folder allgemeinen römischen Staatd: und Rechtsgrundideen, wie die von der völligen und noth— 
wendigen Freiheit ded Eigenthums, von der Rechtögleichheit der Bürger und dem nothwendigen 
Volksconſens für jedes Rechtsverhältniß. Gerade diefe Grundſätze fuchte ja der Feudalismus 

und das hierarchiſche Necht täglich mehr in Vergeifenheit zu bringen. Es waren Grunbfäge, 
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welche auch felbft die alte deutſche Kamilienverbindung mit ihren Gejfammteigenthums: und 
Retractörehten gefährdet hatte. Ausgebildete Form fehlte den deutfchen Rechten. Bor allem 
war aber wichtig die wahre Volks- und Staatsidee, die Idee von einem ebenjo freien als feſten, 
lebendig verbundenen und durch verfaffungsmäpige Stimmenmehrheit, nicht aber durch polnifches, 
zum Theil auch altveutfches Veto regierten Gemeinwefen (res publica). Dieje Staatsidee be: 
gründete ein ebenjo heiliges Privatrecht als ein jelbftändiges Öffentliches Recht, während die 
Despotie des Feudalismus das Privatrecht, feine Anarchie aber das Öffentliche Recht vernichteten. 
Befonders aber war es nun wichtig, daß dad Römiſche Recht ausdrücklich jede freie Stadtgemeinde 
als das lebendige Abbild des ftaatlihen Gemeinweſens erklärte und dieſes jhon in den Namen 
der Städte und Stabtgewalten ausdrückte (L. 1 und 2 Quod cujuscunque). Go drang ed auf 
das organisch Durchgreifende des gleihen Grundtopus der Gelellihaft. Wie fördernd für die 
freie Verfaffung alle diefe Grundfäge*) jind, wie verberblid der frommen und junferliden 
Knechtſchaftstheorie, dafür zeugt noch heute der bittere Haß der Freiheitsfeinde gegen diefelben. 
Doch zu allernähft wirfte auf die Ausbildung der Städte dad, mad feit dem 12. Jahrhundert 
die Meichbilde fogar mit dem Namen Römifche Freiheit (libertas romana) dem Vorbild der 
römifhen Städte und zunächſt Kölns entlehnten und ihrem Weichbildsrecht zufügten. Es war 
dieſes die in allen römischen Städten mindeftens in der Erinnerung, in Köln wenigftens theil- 
weiſe aud noch in der Ausübung erhaltene Raths- und Magiftratöverfaflung, der Stabtrath 
mit ſelbſtgewähltem Vorftande (Senatus Populusque). Nach ihrem Vorbild und zunächſt 
nad dem unmittelbaren Vorbild Kölns übertrug man von der [hugherrlihen Obrigkeit und 
ihren Beamten zunächft auf eine ftäbtifche Behörde die Gewalt über das Wichtigſte im ftädtiichen 
Leben, über die tädtifche Polizei, insbefondere über die Markt: und Gewerkspolizei. Allmählich 
aber vereinten ſich Die dazu beftimmten Bürger (consules cives, Rathmannen), welche die herr: 
ſchaftlichen Beamten noch felbft mit unter die Schöffen ver Weihbildsgemeinde aufnahmen, mit 
dieſen Schöffen ver freien Bürger unter jelbftgewähltem Borftande (magister civium oder con- 
sulum, Bürgermeifter) zum allgemeinen Regierungs: und Gerihtscollegium über dad ganze 
Gemeinwejen. So entftanden jegt die Municipalverfaffungen der Städte.°) Gleich einfluß- 
reich murbe ein zweiter Hauptpunft der römischen Städteeinrihtung. Diefed war der im Rö- 
miſchen Recht mit Berufung auf griechiſche und jolonifche Freiheitsgrundſätze fo feierlich fanc- 
tionirte Grundfag, nad welchem erlaubte Affociationen und insbeſondere auch die Brüder: 
ſchaften und Innungen der Gewerbe ſich zu ganz freien, ebenfalld ausdrücklich dem ſtaatlichen 
Gemeinweſen nahgebildeten Gorporationen mit frei erwählten Borftehern, mit Selbftgefeg: 
gebung und Selbſtgericht über das Gemeinfhaftliche ausbilveten. %) Alle Reſte von Hörigfeits- 
dienft und Hofrechten gegen ven Biſchof ſchwanden jet bei der regierenden Stabtgemeinde wie 
bei den freien Innungen. Die ehemals hörigen, bisher durch herrichaftliche Beamten regierten, 
nad) der Gemeinſchaftlichkeit beftimmter Dienftleiftungen abgetheilten und religiöfen Schutz— 
genofjenfhajten der Handwerker organifirten fih um fo eher ald vollftändig freie Innungen im 
römiſchen Sinne, je mehr Handel und Gewerbe, Givilifatton und Wohlftand in ihnen und in 
den Städten emporblühten. Die Städte wurden zugleih um fo größer und ihre Freiheit um 
fo fraftvoller, je mehr fie in ihrem Innern und aud in ihrer Umgebung vor den Fauftrecht 
fhügten, die Raubburgen brachen und es veranlaßten, daß immer mehr freie und unfreie Be- 
wohner von dem platten Lande in die Städte flüchteten. Den neuen Einwanderern gaben und 
ſchützten dann die Städte die Freiheit und heinmten dadurch mittelbar den Fortſchritt der Knecht: 
ſchaft felbft auf dem Lande. Wenn nun alle hier angedeuteten Rechts- und Grundideen des 
Altertbumd und des Roͤmiſchen Rechts ſchon in Deutichland durch die in der Erinnerung und im 
Leben beftehenden Einrichtungen römijcher Städte und dadurch, daß ja deren Bewohner und alle 
Geiftlihen nad dem Roͤmiſchen Recht lebten und gerichtet wurden, Geltung gewannen, fo lebten 
fie vollends in Jtalien in ven lombardifchen Städten wieder auf und erhielten eine Autorität 
durch das aufblühende römiſche Rechtsſtudium. Bon hier aus gingen fie ald die höchſte Givilifa- 
tion der Zeit mit dem Vorbild der Blüte und der glorreichen Freiheitskämpfe dieſer Städte zu 
den beutfchen Stäbten über. Hatte der große Hohenftaufe ſich förmlich auf dad Roͤmiſche Recht 
zu feinen Gunften auf den Roncalifhen Feldern berufen, jo fonnten es die Bürger noch mehr. 


4) Vgl. über fie Welder, Syitem, I, 539 fg. 

5) Eichhorn, II, 165 fg. 

6) L. 1 und 2 Quod coujuscunque. L.4 de collegiis und L. 5, $. 12 de jure immunitatis. 
Bol. auch bei Eichhorn, Zeitjchrift, IL, 221, die Stelle über bie fölner Handwerker. 
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Hatte er die neue Bürgerfreiheit zuerft mit Feuer und Schwert befämpft, fo ſiegte jie glorreid 
im Koftniger Frieden. 

3) Dod nit minder wejentlic war der Einfluß alter echt germanifcher Freiheitsgrundfäge, 
die jegt in Verbindung mit den angebeuteten und verwandten Grundfägen und Ginflüffen bei 
Chriſtenthums und des clafjifchen Alterthums wieder ind Leben gerufen wurden und nun eine 
audgebilvetere, jelbftändigere Geftaltung erhielten. Hierhin reinen wir zunächſt folgende vier 
Hauptgrundfäge: a) Die in den frühern altgermanifchen Wehrvereinen, in Defanien, Gent: 
Gau: und Reihöverfammlungen enthaltenen demokratiſchen gleichen Genofjenfhafts= und Brei: 
heitörechte; b) die altdeutſchen Orundfäge der freien Einigung ber Einzelnen und Den Berrin 
für rehtlihen Schuß und alle erlaubten Zwede; c) den Grundfag der volllommenften Auto- 
nomie oder Gejeggebung und der jelbftrichterlihen Gewalt ver Genoffen über alles Gemein: 
fhaftliche, mit freier Wahl ihrer Vorfteher; ſodann d) den Grundfag der durchaus nur frei: 
willigen Selbflbefteuerung durch freiwillige und vereinbarte Abgaben.) Selbft in ven Feudal 
verhältniffen der Dienfimannen, der Hörigen, der Hofleute hatten ja dieſe Grundfäge nie gan; 
unterdrückt werden fönnen. War ed nun ein Wunder, daß, ald mit Hülfe hriftlicher ur) 
vömifher Einflüffe die Hauptunterdrüdfungen, Hemmungen und Trennungen des Fauſtrecht 
und des Feudalismus in den Städten bejiegt waren, auch diefe Orundfäge zur Ausbildung der 
neuen ftädtifchen Freiheit wieder ins Keben gerufen und einflußreih wurden? Sie wurden jez: 
zu Hülfe gerufen im Innern von den noch Zurüdgefegten, namentlih von den Zünften de 
Handwerfer gegen die altfreien Bürger und die ehemaligen vornehmern Dienftmannen , meld 
eine halbfeudalariftofratiidhe Stellung gegen die Handwerker einnahmen, und insbefondere geger 
die ausſchließlichen Rathsrechte dieſes ſtädtiſchen oder patricifhen Adeld. Die Idee einer gleichen 
Genoffenfhaft aller Bürger, ihrer völligen Freiheit und Gleichheit mußte jiegen. Die Zünft: 
erfämpften jegt im 14. Jahrhundert die Theilnahme an Rath und Regiment der gemeinfchan: 
lien res publica. Die durch Feudalariftofratie und Fauſtrecht auf dem Lande unterdrückte ge— 
meine Breiheit lebte in den Städten wieder auf. Die ariftofratifhen oder patricifchen um 
Adelsrechte der Geſchlechter mußten gänzlich oder biß zu geringen Reften ver gleichen Freibeit 
weichen. Ja, dad ganze Negiment wurde oft nad ven Zünften gebildet und nad Zünften ein- 
getheilt, ſodaß auch Nihtgewerbsleute in jie eintreten mußten. Aud bildete ſich jegt rin 
fogenannter äußerer oder weiterer Rath zur Gontrole des jegt fogenannten innern oder engern 
Raths, während früher die ganze Volksgemeinde allein diefe Gontrole übte. %) Jene Grund: 
füge aber wurden auch zu Hülfe gerufen gegen außen und zunächſt gegen ven Kaifer und bie 
Landesherren und ihre Burggrafen, Vögte und Schultheißen. Die unmittelbar dem Kaiſet 
unterworfenen königlichen oder Reichsſtädte und faft ebenfo die landesherrlichen Städte erwarben 
fid) immer mehr eine beinahe vollftändige Selbftregierungsgewalt, zuerft mit Goncurrenz, dann 
mit Ausjhlug und endlich mit erfaufter oder gewaltſamer Vertreibung der königlichen und 
Iandesgerrlihen Beamten, ja mit Erwerbung oder Zerftörung der herrſchaftlichen Burgen. 
Sie bezahlten jegt nur frei bewilligte Beihülfen, leifteten nur freiwillige Hülfe im Kriege und 
duldeten in ihren Städten und deren Burgen feine fürftliche Befagung. Ja, die Fürften ver: 
liehen ihnen oft ald Lohn ihrer Hülfe noch bejondere Hoheitsrechte und Privilegien, Münzrechte, 
Kranz und Stapelrechte u.f.w. Zu den Privilegien gehörten leider dem Geifte des Mittel: 
alterd und feiner Faftenmäßigen Abfonderung gemäß aud die monopoliftifhen Privilegien der 
Städte fürden Betrieb der zünftigen, jogenannten ftäbtifhen Gewerbe mit Ausſchluß der Bauern 
überhaupt ober doch wenigftend innerhalb der Bannmeile der Stadt. Sodann aber benugten 
die Städte ihre altdeutſchen Einigungsrechte auch zu jeglichem rechtlichen Schuß ihrer Freiheit 
gegen jede Gewalt und zur Vermehrung ihres Handel und Gewerbes und ihrer See: und 
Handelsmacht. Sie benugten diefelben namentlich auch in den Einigungen mit Prälaten, Rit: 
tern und Amtern zur Reichs- und Landflandfhaft, vor allem aber in ven Einigungen zu den 

großen Städtebündniffen der Hanſa und der rheinifchen und ſchwäbiſchen Städte. 

Auf folhe Weife nun, durch ſolches Zuſammenwirken unjerer dreifachen Gulturelemente 
unter Zeitung lebendfräftiger, beharrlicher veutfcher Gefinnung entftanden die veutfchen Städte 
Nicht, wie man aud) hier oft einjeitig es darftellt, blos das eine der drei Gulturelemente im gro- 
Ben Gärungsproceß des Mittelalterd, jondern ihre Vereinigung bildete fie. So entfland im 

10. Jahrhundert das Weichbildérecht der Städte, im 12. ihr Municipalrecht und im 14. ihre 


7) Bol. überhaupt Eichhorn, Rechtsgefchichte, $. 346, und die Art. Beeten und Deutſches Ranbet- 
ſtaatoͤrecht. 8) Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $$. 481 u. 432. Kaiſerrecht, I, 56. 
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demokratiſche Berfafjung und ihre beinahe fouveräne Selbfiregierung. So ftellten ſich in ver- 
jüngter Geftalt nad) dem Untergang der alten freien Bolfs: oder Gaugemeinden neue deutfche 
Bolkögemeinden und zum Theil ihre Reichsunmittelbarkeit wieder her. Auf ſolche Weije ent: 
wicfelte fi jene wunderbare Blüte des ftädtiichen Lebens im Mittelalter. Mitten im ſcheuß— 
lichſten Fauſtrecht und feiner Anarchie, in einem Zuftande, in welchem der Untergang der Cultur 
und ber Nation unvermeidlich fchien, wenn nicht felbft die wildeften Parteifämpfe und Unord— 
nungen mit Breibeit verbunden noch ungleich weniger verberblid wirkten ald die Erſchlaffung 
und Gorruption ded Negierungddespotismus, mitten in diefem Fauſtrecht ſehen wir alle die 
Hunderte der freieften und reichſten Städte erblüben und eine deutfche Handeldgröge und 
Seemacht gründen, wie wir fie in unfern heutigen Tagen mit Staunen und Sehnſucht 
betrachten. Selbft die deutſchen Groberungen im Oſten waren das Berbienft unferer deutfchen 
Stäptebildung. 

e) Nod ein anderes echt germanifches Element aber entwidelte fih in den Städten und durd) 
diefelben zum Heil der germanischen Staaten und der ganzen neuern Cultur. Es iſt das re: 
präfentative. Zuerft erſcheint vaffelbe in ven aus der Gemeinde der Freien erwählten Bürgern, 
welche ald Schöffen namens des übrigen Volks Recht ſprechen müffen, ſoweit dieſes nicht er: 
fcheinen oder felbft fprechen will, und welche auch in ven Städten erft ald Schöffen der Freien, 
dann in ihrer Verſchmelzung mit dem übrigen Theil des Raths erfcheinen. Noch mehr aber 
erhält fpäter der Rath einen repräfentativen Charakter, ald er von Repräfentanten der Zünfte 
und, ſoweit fie fortbeftanden, von Repräfentanten der Altfreien der alten Geſchlechter jorgfältig 
repräfentativ gebildet wird. Und noch reinertritt eine eigentliche volksvertretende Repräjentation 
ein, als fpäter nicht mehr, wie früher, bloß die allgemeine Volksgemeinde dem regierenden Rath 
gegenüberfteht, fondern ein repräjentatives Bürgercollegium, ein engerer Ausfhuß, der äußere 
Rath; oder die Bürgerverordneten, Die Deputation, fie in der Regel vertreten (Kaiferredht, I, 56). 
Zugleich aber bilden jegt, nachdem die Freien des platten Landes durch Hinterfäffigfeit und ihre 
feudalariftofratiihen Schugherren von den Volföverfammlungen, von den Reichstagen wie von 
der Landsgemeinde in den Gau: und den Herzogd: oder Provinzverfammlungen verdrängt 
waren, bie Repräfentanten der Reichsſtädte auf den Reichstagen und die der Landftädte auf dem 
Zandtage einen wichtigen Theil der Volks- oder der Reichs- und Landesvertretung. Die Städte: 
deputirten vepräfentiren ihre ganze Volksgemeinde und in Berbindung mit den übrigen Ständen 
ebenjo das ganze Reich und Land. Die Städte vor allem haben den Grundgedanken der Re: 
präjentativverfafjung und jomit unfer heutige Staatsſyſtem vorzugsweiſe ind Leben gerufen. 
er entwidelten in ver Reichs- und Landſtandſchaft ven ftaatlichen wie ven vepräfentativen 

barafter. 

N Nod in einer legten Beziehung endlich zeigte fi in dem Leben der deutſchen, ber ger- 
maniſchen Städte überhaupt ein echt germanifched Element wirkſam. Es ift das der Treue und, 
auch trog der größten Freiheit und Freibeitöliebe, das der treuen Anhänglichkeit an die Nation 
und den Fürſten. Diefes verhinderte, daß nie die Städte ſich gänzlich loszureißen und nad} der 
Weife der Städte des Alterthums die Fürften zu flürzen und ald Stabtftanten ji zu Herren der 
umliegenden Länder zu machen ſuchten. Stäbtebündniffe, die, wie die Hanſa, fremden Königen 
und Ländern Gefege vorfchrieben, mit ihnen im Bunde waren ober fie befiegten, wäre bei 
ihrem Eräftigen Bunde wol ein folder Gedanke möglich geweien. Und was wäre aus ben Fürften 
geworden, hätten im furdtbaren Bauernfriege die Städte, zumal die des Schwäbiſchen Bundes, 
fatt treu die Sache der Fürſten zu retten, mit ven Bauern gemeinfchaftlihe Sache gemacht? Und 
wie treu zeigen ſich nicht im Unglüd überhaupt die Städte ihren Kaiſern und Fürften! Treue 
Aufopferung, wie die der rheiniſchen Städte für Kaifer Heinrich IV., wie die der Pforzheimer 
für ihren Markgrafen, zeigt die deutſche Stäptegefchichte fo vielfah. Sie und das deutſche Vater: 
land hatten es alfo nicht verdient, daß die Kürften, als jie auf ven Trümmern des Fauſtrechts und 
mit Hülfe der jegt höflich gewordenen Feubalariftofratie despotiſche Allgewalt zu begründen an: 
fingen, aus Neid gegen die Geld: und Handelsmacht der Städte ihre für Deutjchland vortheil: 
haften Unionen unterbrüdten und ihre Freiheit und, Kraft zu brechen fuchten. 

Doch, jo geihah es 9): den Landſtädten fhmälerten vollends die Fürften, als ihre Mauern 


nn — — — — ——— — — 


9) Früher hatten vergeblich wiederholte Reichsgeſetze die ſtädtiſchen Vereinigungen zu gemeinichaft- 
lihem Rath und die ftädtifchen Unionen (conjurationes, fraternitates) verboten. Bol. Eichhorn, 
Zeitſchrift, I, 172. Zöpfl, Deutfche Rechtsgefchichte, $. 87, Note 17. Der Zorn der Goldenen Bulle, 
IV, 15, wurde allmählich wirffamer. 
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der neuen Kriegäfunft keinen Widerſtand mehr feiften fonnten und ihre Thore ben fürftlichen 
Söldnern offen ftanden, mehr und mehr ihre Rechte und unterwarfen fie einer allmächtigen 
Polizei und Obervormundſchaftsgewalt. Ariftofratifcher Kaftengeift, der durch feine hinläng 
liche Volföfreiheit in der Reichs- und Landſtandſchaft beſiegt wurde, lähinte die Nationalfrafı 
und brachte im Reich die Anarchie und Auflöfung, im Lande die Despotie zur Herribaft. Für 
die Reichsſtädte machte man wenigftend auf dem Reichötage ihr Botum wirkungslos, indem man 
ihren Widerſpruch gegen die fürftlihen Gollegien nicht beachtete. Das obengeſchilderte al: 
gemeine VBerverben, der Kaftengeift, die Lähmung der Volfsfreiheit und Volkskraft, Pedanterei 
und Erftarrung ergriffen endlich auch die Städte. Eine Perüfenherrichaft vergaß auch Hier die 
Freiheit ded Vaterlandes, und au die Städte fielen endlich der allgemeinen Unterprüdu 
anbeim. - . 

Jetzt, nachdem alles Elend und alle Schmach, weldye der unterdrückten Volfsfreiheit auch für 
Adel und Beiftlichfeit wie für Fürft und Volk auf dem Fuß folgten, und endlih an Wieder: 
berftellung freier Staats: und Gemeindeverfaffung mahnten, jegt ift das Verhältnig der Städt 
zu dem übrigen Rande verfchieden von dem des Mittelalters. Noch immer find die Städte fr 
natürlich vorzugsmeife der Sig ded Gewerbes und des Handeld. Aber die kaſtenmäßige Trer- 
nung der Stände und die Monopole widerfprechen unfern Zeitalter. Auf dem Lande jtebt mar 
nad) längft getilgtem Fauſtrecht ftatt des Druds der Leibeigenihaft und der Schughörigfen 
freie fandedunmittelbare Bürger, ebenfo wie die in den Städten bedürftig und fähig einer freie 
Gemeindeverfaffung; man fieht fleigende Bildung, fowie neben der Hauptbeihäftigung dei 
Aderbaues häufig auch alle Zweige des Gewerbes, der Babrifation und des Handels. Aus 
Marktrechte erhalten mit Recht die Landgemeinden, wenn fie Bedürfniß werben, und die Zunft: 
verfafjung macht mehr und mehr gänzlich einer vollen Gewerbefreibeit Pla. Die Monopol 
und Bannmeilen der Städte find faft überall und größtentheild aud) ihre Mauern und Gräber 
und Wälle verihwunden. Viele Städte haben nicht unbeträchtlichen Randbeiig und alle Bürgr: 
haben jeßt das Recht, auch Ritter: und Bauergüter zu erwerben. So fann man denn jep 
Städte durd Feine andern allgemeinen Merfmale von andern bürgerliden Gemeinden unter: 
fheiden ald dadurch, daß in ihnen vorzugsweiſe Gewerbe und Handel betrieben wird, und daj 
fie zum Theil noch einige befondere Rechte und Einrichtungen haben. Auch größere als zur 
wahrhaft freien @emeinveverfaffung gehörige Rechte find heute unpaffend. Und auch in Be: 
ziehung auf die vier Freien Städte, welche allein von allen ehemaligen Reihöftädten fouveränr 
Gewalt fi wiebererwarben, würde jest, fofern fie fortfahren, die nationalen Volksfreiheits 
rechte ded Gefammtvaterlandes hintanzufegen, deren Verbindung mit ven Nahbarländern nicht 
ſehr betrauert werben. 

In Beziehung auf die Verfaffung der Städte bleibt ewig der Grundſatz des Römischen Rechte 
richtig, daß die Stadt: (überhaupt die Gemeinde:) Verfaffung organifh dem Grundtypus der 
Staatöverfaffung ſich anfchliegen muß. Als ver Natur einer zugleich georbnet regierten und 
zugleich freien Geſellſchaft entfprehend erfennt aber das heutige repräfentative Staatsſyſtem ein 
doppelte Behörde für nöthig: die Regierung und die der Regierung zur Seite und gegenüber: 
ftehende, jie unterftügende und controlirende Ständeverjammlung. Ihnen beiden entſprechen 
in der guten Gemeindeverfaffung der Gemeinderath mit feinem Vorſtande und ber ftändige 
Bürgerausfhuß, beide jegt ftaatöbürgerlih repräfentativ dur freie Bürgerwahl gebilvet. 
Wie aber das Volf, aus deſſen Schos und für deffen Wohl und Freiheit beide Behörden ent: 
fteben, auch im Staat niemals verftummen darf, fo muß e8 vollends in der Gemeinde auch noch 
außer der allgemeinen freien Sprade ver Preffe und der Petition in wichtigen Fällen noch be- 
fonders feine Sprade erheben dürfen, und es fann bier leichter in allgemeiner Bürgerverfamm: 
lung oder doch in einem großen Ausſchuß verfammelt werden. Dieje natürlihen Grund— 
beftandtbeile der Gemeindeverfaffung hatten nad dem Obigen ſchon im Mittelalter die deutſchen 
Städte gefunden und fie bevürfen heute nur zeitgemäßer Ausbildung. Bei dieſer aber ift im 
ganzen fein Grund, die Gemeindeverfaffung der Stabtgemeinden von der der Landgemeinden 
zu trennen. Die Größe der Gemeinden allein wird alfenthalben einige Unterſchiede bedingen. 
Nur in einzelnen meift localen Ausnahmöbeziehungen, z. B. rüdjichtlich der Polizeigewalt in den 
Refidenzen, oder rückſichtlich der Gewerbspolizei, wo noch Zünfte beftehen, oder rückſichtlich der 
bejondern Art der Erhebung ftäbtifher Abgaben, 3. B. des Octroi, werben auferbem nod ein: 
zelne Abweihungen für Stadtgemeinden entftehen. Die allgemeinen Grundfäge einer guten 
Gemeindeverfaffung aber enthalten die Art. Gemeinde und Gemeindeverfaflung, ſowie über 
die Berfaflung der vier Freien oder fouveränen Städte die Art. Hamburg, Bremen, Lübed, 
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Frankfurt a. Main, und für die weſentliche Öffentlichkeit der Gemeindeverwaltung noch 
insbeſondere der Art. Dffentlichteit zu vergleichen find. Möge der gute Genius des Vater: 
landes walten, daß man nicht auch in Beziehung auf die nothwendige große Freiheit und die 
Selbftverwaltung und die Selbftändigkeit der Gemeinden und ihrer Berfaffung, ebenfo wie in 
Beziebung auf die Staatöverfaffung, zu wenig thue oder die zugeftandene Freiheit reactionär 
verlege. Kleinlihe und wahrhaft unftaatsmännifche verberblihe Furcht vor der Freiheit wird 
auch bier traurige Folgen haben. Die erſte wird die fein, daß eine ftille Unbefriedigung ſich 
erhält und befeftigt, die im ſchlimmen Moment gefährlich zu Tage kommen und die vollends 
durch eine ariftofratiihe Zurücdfegung der Armern doppelt wachſen und gefährlich werben 
fann. Die zweite Folge.wird fein, daß die Verfaffung ihren Hauptzweck verfehlt. Sie wird 
da, mo die Staatdobervormundidhaft und Polizeigewalt oder die Ariftofratie ald verlegend 
ericheinen, und wo Heimlichfeit regiert, Feine allgemeine thätige patristifche Theilnahme, Feinen 
fittlichen und Fräftigen Gemeingeift, ja nicht einmal eine irgend genügenbe Gontrole gegen Mis- 
bräuce und Linterjchleife aller Art begründen. Spießbürgerliche Bildung und Gefinnung, 
Selbſtſucht, Nepotismus und Beitehung, Erihlaffung und Erftarrung werden bleiben und 
wiederfehren wie vor vem Nheinbunde und vor ver Schlacht bei Jena. Eine wahrhaft freie Ge: 
meindeverfaffung ift mwejentliche Bedingung für die deutſche Nationaleriftenz. Sie ift zugleich 
auch die befte Schule gegen hohle revolutionäre und communiftifche Theorien und Beftrebungen 
in Beziehung auf die Staatöverfaffung, die befte Bürgichaft gegen unpraftifche, ftaatöfeinvliche 
Richtungen der Öffentlihen Meinung und der Ständeverfanmlungen. Welder. 
Stahl (Friedrich Julius), der Sohn eines jüdifhen Kaufmanns, wurbe geboren zu 
Münden am 16. Jan. 1802.' Seiner jhon früh hervortretenden reihen Begabung wegen 
beftimmte ihn fein Bater für eine gelebrte Laufbahn und ließ ihn dad mündener Gymnaſium 
und fpäter auch das dortige Philologiſche Inftitut beſuchen, an welchem legtern er ſchon im 
Sommer 1819 die Prüfung zum Oymnafiallehramt beftand. Nachdem er im Herbft deſſelben 
Jahres (und zwar vier Jahre früher ald feine Altern und Geſchwiſter) zum Chriſtenthum 
übergetreten war, gab er das Studium der Philologie auf und widmete ſich zu Würzburg, 
Heidelberg und Erlangen ber Rechtswiſſenſchaft. Im Jahre 1826 wurde er zu Würzburg 
Doctor der Rechte und ein Jahr fpäter Privatvocent der Rechtswiſſenſchaft an der Univerfität 
feiner Vaterſtadt. Nachdem er im Sommer 1832 außerorbentliher Brofeffor in Erlangen 
geworben, erhielt er im Winter deffelben Jahres eine ordentliche Brofeffur zu Würzburg und 
im Jahre 1835 einen Ruf ald ordentliher Profeffor des Staats und Kirchenrechts nah 
Erlangen, wo er bis zum Jahre 1840 blieb, um dann einen bis zu feinem am 10. Aug. 1861 
im Bade Brüdenau erfolgten Tode nicht mehr aufgegebenen Lehrftuhl an der Univerfität der 
preußifhen Hauptſtadt zu befleiden. Diefe Berufung als Profeſſor nach Berlin erfolgte auf 
Savigny's Betrieb, und S. verließ Erlangen gern, weil ihm dort eine ſehr ungerechte Behand⸗ 
lung zutheil geworden war. Die erlanger Univerſität hatte ihn nämlich im Jahre 1837 als 
ihren Vertreter in die bairiſche Ständeverſammlung geſandt, wo er trotz ſeiner ſchon bekannten 
monarchiſch-⸗conſervativen Richtung mit dem Miniſterium über Fragen der Finanzverwaltung 
und der finanziellen Rechte der Stände in Confliet kam. Zur Strafe durfte er nicht mehr über 
Staatörecht leſen, ſondern mußte die Theorie des Civilproceſſes vortragen, ein Verfahren, 
welches den Mann, der ſchon damals als ein Vorkämpfer des Königthums bezeichnet werden 
konnte, aufs tiefſte kränkte. In Berlin las er dann wieder über Rechtsphiloſophie, Staatsrecht 
und Kirchenrecht jowie in außerorbentlih beſuchten öffentlihen Borlefungen über das Ver— 
hältniß des Staats zur Kirche und über die gegenwärtigen politifhen und kirchlichen Parteien. 
Indeß blieb feine Wirkfamkeit nicht auf die Univerfität bejchränft. Als im Jahre 1847 ver 
Bereinigte Landtag zufammenberufen wurbe, trat er aud) als politifcher Schriftfteller auf. Er 
warnte gegen die Ginführung einer ftändifhen Verfaſſung mit blos berathenden Ständen und 
empfahl, getreu feinen bisher befannten wiſſenſchaftlichen Überzeugungen, die Ginführung einer 
(das Königthum allerdings fehr wenig beſchränkenden) Gonftitution. Mit ebenfo viel Offenheit 
ald Muth bekannte er bald darauf, ald im Sommer 1848 die Wogen der Revolution in 
Preußen noch ſehr hoch gingen, feine confervativen Überzeugungen. Gr veröffentlidte näm- 
li in der „Neuen Preußiſchen Zeitung‘ (Kreugeitung) kurz nad deren Gründung mit Unter: 
ſchrift feines Namens vier großes Aufſehen erregende Abhandlungen über die Revolution, dad 
Banner der Gonfervativen, die Frage der zwei Kammern und das fuspenjive Veto, die er 
demnähft mit Hinzufügung einer fünften: Was ift ein conftitutioneller König? in einer 
befondern Schrift: „Die Revolution und die conftitutionele Monarchie“ (Berlin 1848), 
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herausgab. Dadurch aud in weitern Kreifen befannt gemorden, wurde er im Frühjahre 1843 
von den Kreifen Ober: uno Nieverbarnim, Angermünde, Templin und Prenzlau in die durt 
die Berfafjung vom 5. Dec. 1848 gebildete preußiiche Erfte Kammer gewählt, in welcher er als 
Führer der damald nur aus 13 Mitgliedern beftehenden äußerften Rechten auftrat, jebr balt 
aber aud die Majorität das übergewicht feines Wiſſens und feiner Beredſamkeit empfinten 
ließ. Im Jahre 1850 wurde er in dad erfurter Unionsparlament gewählt, nad deſſen furzem 
Beitehen er in die preußifche Erfte Kammer zurüdtrat und in ihr, bi8 dad Herrenhaus fi 
erjegte, verblieb. Schon im Jahre 1852 hatte ihn König Friedrich Wilhelm IV. von Preufen 
zum Oberconfiftorialrath ernannt und in den neugebildeten Oberfirchenrath berufen. Im Yahı: 
1854 wurde er durd ein neues Zeichen befondern Föniglihen Vertrauens ald Mitglied ax 
Lebengzeit in das Herrenhaus berufen und zum Kronfyndifus betellt, welche Stellungen « 
bis zu feinem Tode innehatte, während er an den Gejhäften des Oberfirhenrath3 feit 1857 
mit Bewilligung ded Königs feinen Antheil mehr nahm, vielmehr im Jahre 1859 von im 
Prinz:Regenten von Preußen auf fein Geſuch jeine Entlaffung aus jenem Collegium erhiel 
Er ſchied aus demfelben aus, weil er fih im Gegenfaß zu der in den höchſten preußiſchen Kreiin 
herrſchenden Richtung gegen die „rückſichtsloſe Unionstreiberei‘, für das Recht der lutherifde 
Kirche und gegen die Evangelifche Allianz erklärt hatte. Seine Richtung in diefen Firdliee 
Fragen, der er fhon im Jahre 1855 in einem „Über hriftliche Toleranz‘ gehaltenen Bortrs; 
ſehr beftimmten Ausdruck gab, verwidelte ihn außerdem in einen literarifhen Streit m: 
Bunfen. Diefer richtete gegen ©. den zweiten Theil feiner „Zeichen der Zeit”, auf welde vr 
Angegriffene in dem meifterhaft gefchriebenen Fleinen Buch „Wider Bunfen“ antwortete um 
darin zugleich den Beweis lieferte, daß er auch nad oben hin viel felbfländiger und offener wa: 
als die gegen ihn gerichtete öffentliche Meinung behauptete. Nachdem er nod den feiner Parin 
ungünfligen Umſchwung der preußifchen Politif unter dem Prinz:Regenten erlebt um 
Gelegenheit gehabt hatte, wie in den erften Zeiten feiner parlamentarifhen Wirkſamkeit liberal 
Minifter zu befämpfen, ftarb er unerwartet ſchnell infolge eines Maſtdarmgeſchwürs im Bar 
Brüdenau am 10. Aug. 1861. 

Die von ©. herausgegebenen Schriften, zum Theil nur Kleinere Abhandlungen und Bor: 
träge, find folgende: 1) ber das Ältere und neuere römische Klagenrecht“ (München os 
2) „Bhilofophie des Rechts nach geichichtliher Anſicht“ (2 Bde., Heidelberg 1830—-37; 
zweiter Auflage, 1847, und dritter, 1854—56, unter dem verfürzten Titel Philoſophie * 
Rechts“, 3 Bde., wovon der erſte die Geſchichte ver Rechtsphiloſophie, der zweite und britte 
eine Rechts- und Staatslehre auf der Grundlage hriftliher Weltanihauung enthält. 3) „Die 
Kirchenverfaſſung nad) Lehre und Recht ver Proteftanten‘ (Erlangen 1840; zweite Auflage 1862) 
4) „Zwei Sendſchreiben an die Unterzeichner der Erklärung vom 15. beziehentlich 26. Aug 
1845“ (Berlin 1845). 5) „Über die Kirchenzucht“ (Berlin 1845). 6) „Rechtsgutachten über 
die Beſchwerde der Proteftanten im Königreich Baiern’ (Berlin 1846). 7) „Das monardiit: 
Princip“ (Berlin 1846). 8) „ber ven hriftlihen Staat und deſſen Verhältniß zum Deismus 
und Judenthum“ (Berlin 1847). 9) „Die Revolution und die conftitutionele Monardir‘ 
(Berlin 1848). 10) ‚„‚Redhtöwiffenfhaft oder Volksbewußtſein“ (Berlin 1848). 11) „De 
Proteftantismus als politifhes Princip” (Berlin 1853). 12) „Friedrich Wilhelm TIL‘ 
(Berlin 1853). 13) „Die Eatholifhen Widerlegungen” (Berlin 1854). 14) „Über chriſtlich 
Toleranz” (Berlin 1855). 15) „Wider Bunfen“ (Berlin 1856). 16) „Über evangeliſche 

Katholicität“ (Berlin 1857). 17) „Die lutheriſche Kirche und die Union“ (Berlin 1860). 
18) „Sriedrih Wilhelm IV.’ (Berlin 1861). 19) „Die gegenwärtigen Parteien in Kirche und 
Staat” (Berlin 1863, poſthum). Von feinen parlamentarifchen Reden endlich find drei 
Sammlungen erfhienen (Berlin 1851, 1856 und 1862). 

Biographien S.'s finden fih in den „Ergänzungsblättern zu allen Gonverjationd-Kericis, 
herausgegeben von Dr. F. Steger‘ ; ferner in der „Berliner Revue, Jahrg. 1862, auch als 
Sonderabdrud erfhienen in der Schrift „Pernice, Savigny, Stahl” (Berlin 1862); in Korf's 
„Männer der Zeit‘‘, 1. Serie; und in „Unfere Zeit. Jahrbuch zum Gonverfations Lerifon” 
(Leipzig 1862), VI, 419. Die neuefte eingehende Kritik der ftaatdrechtlihen Doctrin S.'s 
lieferte K. Walder in feinem vor kurzem erſchienenen Werk: „Kritik der Parteien in Deutſch— 
land vom Standpunkt des Gneift’fhen englifhen Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht” 
(Berlin 1865). 

Der Biograph S.'s in der „Berliner Revue‘ jagt in dem Vorwort zu dem obenerwähnten 
Sonderabprud feines Auffages, ©. V, ©. fei ver große Begründer eined neuen rechtsphilo— 
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ſophiſchen Syſtems gemwefen, und fährt dann fort: „Das rechtöphiloſophiſche Syſtem'S.'s Hat 
eine welthiftorifche Bedeutung, indem ed die polirifhen Gegner durch ihre eigenen Waffen, durch 
philofophiiche Theorien überwunden hat. Ohne ©. würde ed den Beftrebungen ber conier= 
vativen Partei an einer feften theoretifhen Grundlage fehlen, fein Syftem ift eine unverfiegbare 
Duelle, aud welder jie ftetd neue Kraft und neues Verſtändniß über ihre Aufgaben und Ziele 
fhöpfen wird. Auch S.'s «Rechts- und Staatölehre auf der Grundlage riftlicher Welt- 
anfhauung» bedarf wie jeded Menſchenwerk in einzelnen, vielleicht erheblichen Punkten ver 
Berichtigung, aber fo viel fteht unzweifelhaft feſt, daß dieſes Syſtem in unfern Tagen ber Felſen 
ift, auf den allein eine conjervative Partei fih mit Erfolg flügen fann. Gonfervative Be— 
ftrebungen, welde nicht diefed Syftem zum Ausgangs: oder Zielpunft haben, können wol eine 
conjervative Goterie begründen, welche nach einigen Jahren einer vielleicht glänzenden Wirk— 
ſamkeit, ohne erheblihe Spuren zurüdzulaflen, von der politifchen Bühne wieder verſchwindet, 
aber nicht eine große confervative Partei, welche aller vorübergehenden Niederlagen uns 
geachtet, ſchließlich dennoch über ihre Widerſacher fiegt, weil fie eine welthiftorifche Mifjion zu 
erfüllen hat.“ 

Die vorftehende Stelle ift hier mitgetheilt, weil fie ald der getreue Meinungsaudprud der 
Partei gelten kann, welde in der „Berliner Revue” und der „Kreuzzeitung“ mwohlbefannte 
Drgane bejigt, ver Partei, welche von ihr felbft mit Vorliebe die confervative von ihren Gegnern 
die feudale genannt wird. Ein getreuer Meinungsausbrud der antifeubalen, liberalen Partei 
in ihren verfhiedenen Schattirungen läßt ſich mol in der befannten Behauptung zufammen= 
faſſen, ©. jei ein höchſt gefährliher Sophift gewefen. Der neuefte Kritiker S.'s, wie oben 
bemerkt, K. Walder, nimmt zwifchen beiden Meinungen eine Mittelftellung ein, die von ihm 
jelbft in folgende Säge zufammengefaßt wird: „S. ift ein pfochologifches Räthſel noch 
mehr ald Cromwell und mindeftens ebenfo fehr wie Machhiavelli, er gehört ohne Zweifel zu 
jenen hervorragenden Männern, die man, wie Knied von Lift jagt, nicht loben fann ohne 
ftarfen Tadel und nicht tadeln ohne ſtarkes Lob. S. ſchildert ſich unmwillfürlich felbft, wenn er 
von Erommell jagt: «So erſcheint in feinem mächtigen Gharafter eine eigenthümlihe Miſchung 
von Erhabenheit und niedriger Selbſtſucht (d. h. Parteiegoismusd bei perjönlicder Uneigen— 
nügigfeit und Humanität) von Gottbegeifterung und tiefer bewußter Sünde. »’ 

Welche diefer verfchievenen Beurtheilungen S.'s die richtige ift, läßt ſich mit zwingender 
Schärfe nur entfheiden durch eine eingehende Prüfung der S.'ſchen Lehre felbft oder des von 
dem Biographen der „Berliner Revue’ fogenannten neuen rechtsphiloſophiſchen Syſtems. 
Wer aber jene Prüfung gewifjenhaft unternimmt und dann einen Bli auf die Bemerkungen 
jened Biographen zurücdwirft, der wird mol zugeben, daß jene Bemerkungen eine Reihe un- 
wahrer Säße enthalten. Hätte jener, dem Verfafjer dieſes Aufjages übrigens dem Namen und 
der Perſon nad unbefannte, Biograph ©.’8 den Verſuch gemacht, in feiner Schilderung S.'s 
die Grundzüge der S.'jhen Lehre felbft mitzutheilen,, wozu er auf 47 Seiten wol Pla hatte, 
ftatt dieje 47 Seiten mit unbewiejenen Bemerkungen über die S.'ſche Lehre zu füllen, fo 
würde er jene Behauptungen nicht haben aufftellen können. 

In Bolgendem follen nun die Grundzüge der S.'ſchen Lehre zwar in äußerſter Kürze, 
aber doch mit dem Anfpruh auf abjolute Richtigkeit der Darftellung gezeichnet werben: 
Die Lehre vom Staat ift nad der Behauptung S.'s („Philofophie des Rechts“, dritte Auflage, 
Bd. II, Abth. 2, ©. 1 fg.) gegründet auf den Gedanken des jittlihen Reichs. Diejer Gedanke 
ift bewußte in fi einige Herrihaft nad) fittlich intellectuellen Motiven über bewußte, frei 
gehorhende und damit auch dieje geiftig einigende Weſen. Er ift die allgemeine und abjolute 
Beitimmung des menſchlichen Zuftandes. In dem ewigen Reich Gottes, welches feine Vollendung 
it, ift die herrſchende Perſönlichkeit Gott, der die Menſchen nad feiner vollfommenen Heiligkeit 
und Weisheit in vollkommener Freiheit beherrfcht, d. i. wie äußerlich fie erhaltend und ordnend, 
ebenſo auch innerlich ſie erfüllend, daß jie eines Geiftes und Willens mit ihm und damit unter: 
einander jind. Aber auch auf Erben ift die moralifche Welt ein fittliched, wenn auch Fein fidht- 
bares Rei. Auch hier wirft Gott und feine reale Macht in und dad Anfehen und, foweit fie 
irgend erfolgt, die Erfüllung des moralifhen Gebots. Diefe alle Menfhen gemeinſam 
beberrihende Macht ift ein Band über ihnen, das alle umfängt, das aber erft dort offenbar 
werben joll. So ift endlich auch die bürgerliche Ordnung (der Staat) ein ſittliches Reich, d. h. 
eine über den Menſchen erhaben aufgerichtete Herrfchaft von perfönlihem Gharafter, deren 
vollfommene und regelmäßig natürliche Beſchaffenheit es ift, daß fie an einer natürlichen 
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Perfönlichfeit, einem König, ihr innerftes Centrum babe. Dieſer Begriff des fittlihen Reis: 
ift unfere allgemeinfte und innerfte Anfhauung, weil ev überall das von Gott der fttlide 
Melt gejegte Ziel it. Er enthält zugleich die tiefere (philoſophiſche) Grundlage und Bürgiui 
politifher Ordnung und politifcher Freiheit. Er enthält die Nothwendigkeit einer über v 
Menſchen jchlehtbin erhabenen Autorität, d. i. eined Anſpruchs auf Gehorfam und Ehrfurd 
die nicht blos dem Geſetz, fondern auch der Obrigkeit zukommt; ev enthält ferner di 
Nothwendigkeit eines jittlih verftändigen Inhalts, welder das unmwandelbare Wollen un 
daher auch die Schranke diefer Autorität ift, d. i. die Nothwendigkeit eines durch die Geikik: 
überfommenen Geſetzes ded Staats, welches nur nad) jeinen eigenen Bedingungen abgein« 
werden fann, Diefer Begriff enthält endlih auch die Anerfennung der Nation (d. iv 
Gehorchenden) ald einer fittlihen Gemeinſchaft, deshalb jelbftändig, Frei gehorchend und m 
Gejege nur als Ausdruck und Forderung ihres eigenen fittlihen Weſens unterworfen, « 
dem ed urſprünglich dur Sitte und Herfommen hervorgeht, und an dem es bei pi: 
Fortbildung mitteld der Zuftimmung ver Fandedvertretung erprobt wird (Repräfentativopriin 
im wahrbaften Sinne). Die Deduction aus dem Willen der Menſchen gelangt nie zuei- 
ſchlechthin erhabenen, realen Autorität, fie ift daher immer, greller oder milder, offener or 
verhüffter in ihrem innerften Grund revolutionär. „Gibt man mir aber dieſen Begrif ' 
fittlihen Reichs zu, namentlich auch die gegebene reale Autorität, melde das erfte Mon« 
deffelben ift, fo wird man mir auch meine ganze politifhe Auffaffung im wefentliden ; 
geben müſſen.“ 

(83 wiirde der Raum eined mäßigen Bandes nöthig fein, um alle die Willkürligfeir 
logifhen Fehler und unklaren Wendungen aufzudecken, welche in der Furzen vorftehenden Erun 
lage der Staatslehre S.'s enthalten find. Wenn nun aber auch auf ſolche eingehende Ku 
mit Nücdfiht auf den fnappen Umfang dieſes Aufſatzes zu verzichten ift, fo fol dennodr 
einigen Worten, aber hoffentlih in ausreichender Weije, gezeigt werden, was S. mit kr 
Grundlegung für die Lehre vom Staat denn eigentlich leiftet. 

Zunächſt mag bier für foldhe Lefer, welche der Philofophie nicht fremd find, barauft: 
gewiejen werden, daß der Philofoph ©. einen „Begriff” für eine „Anſchauung'“ und fürd: 
„Ziel der Welt“ erklärt. (Vgl. „Hegel's Werke”, zweite Auflage, Berlin 1841, V, 15fg.) Jr 
bleibt doch der Sinn dieſes falfhen Ausdrucks klar und einfach der: „Alle Menfchen haben: 
Begriff des fittlihen Reichs und zwar deshalb, weil es Gottes Wille ift, daß die Welt« 
fittliches Neich werde.” Zwar ift auch Hier noch zu bemerken, daß daraus, daß es dad Zieln 
Welt ift, ein fittlihes Neih zu werden, durdaus nicht folgt, daß der „Begriff“ dieſes Rs 
allen Menſchen fhon auf Erden offenbar gemacht fei. Indeß mögen folde Kleinigkeiten, © 
hundert andere derart, aus Gründen des Raums unerörtert bleiben, und nur die nad! 
ftreifung ihres Wortfhmudd ji ergebenden Grundbehauptungen S.'s betrachtet wer 
welche lauten: 1) Die Welt foll nah Gottes Willen ein fittlihes Neich werden; 2) mai 
ſittliches Reich ift, wiſſen alle Menfhen. Nun find allerdings, wie wol zugegeben werben wi‘ 
dieje beiden Thejen in einem gewiffen Sinne unbeftreitbar, und das S.'ſche Gebäude " 
Stantdlehre wäre in der That ein feftes, wenn e8 auf ihnen ruhte, d. b. wenn ©. aus ja 
beiden Sägen die Nothiwendigfeit irdiſcher Staaten dargethan hätte, wie er es gleich in ie 
erften Worten feiner Staatdlehre: „Die Lehre vom Staat iſt gegründet auf den Gedanken t: 
fittlihen Reichs", zu thun verſpricht. Und ſchon hier, nach der bloßen einfachen Formulirung de 
von ©. ſich felbit geflellten Aufgabe, durchleſe man noch einmal jene oben mitgetheilte Orun 
lage der S.jhen Lehre, und dann frage man ih, ob S. aud nur mit einer Silbe da 
Beweis zu erbringen verſucht, daß der Wille Gottes, nad) welchem die Welt ein ſittliches Ret 
fein fol, die Nothwendigkeit irdiſcher Staaten poftulire. Schon bier wird jeden, der nicht“ 
dem modernen Lafter der Wortberaufhung leidet, die Willfürlichfeit und Inhaltäloigke‘ 
jenes ‚neuen rechtsphiloſophiſchen Syſtems“ klar werden müffen. 

Indeß Fann leicht noch weiter gegangen und gezeigt werden, daß das S. ſche Poftulat, auf 
dem Gedanfen des von Gott zum Ziel der Welt gefegten ſittlichen Reichs die Nothwendigkeit 7 
conftitutionellen Monardie oder ded Staats überhaupt herzuleiten, ein unmögliches il. de 
Ausdruck: das ſittliche Reich iſt überall das von Gott der ſittlichen Welt geſetzte Ziel, heißt nau 
lich offenbar nichts anderes als: die Menſchen ſollen Gottes Willen erfüllen. Gottes Will ad 
ift nad) feiner Tegten vollkommenen Offenbarung der, daß die Menſchen Gott lieben über all! 
und ihre Nächſten wie ſich ſelbſt Darin befteht nad Chrifti Ausſpruch „das ganze Geſch 
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Dierin liegt aber, wie S. an einer andern Stelle („Philoſophie des Rechts“, dritte Auflage, 
Bd. It, Abth. 2, S. 84 fg.) felbit anerkennt, nur das Gebot, daß die Menſchen ſich felbft und 
hre Nächſten zum Ebenbild Gottes vollenden oder, um einen ſchwächern Ausdruck zu gebrauden, 
ittlich fein follen. Es werden alfo im Neuen Teftament zum fharfen Unterjchied vom Alten 
feine beftimmten äußern Handlungen mehr vorgeſchrieben, jondern Diefe dem freien Ermeffen 
der Menfchen überlaffen. Und dies war unumgänglid nöthig mit Rüdjicht auf die Entwidelung 
des menfhlihen Wiffend und der menſchlichen Herrihaft über die Natur. Auf einer gewiffen 
Stufe jenes Wiffens und jener Herrſchaft können Handlungen und Zuftände ald zur Vollendung 
des Menſchengeſchlechts dienend und darum als jittlich geboten erfcheinen, die auf einer höhern 
Stufe indifferent oder vielleiht gar jittlih verwerfli fein werden. So iſt aud) der Staat als 
eine äußere Ginrihtung an und für jich nicht ein Gebot Gottes, jondern eine auf dem freien 
IB illen der Menschen berubende Ginrichtung, die wie jede andere der Sittlichfeit dienen foll, die 
aber auf einer höhern Stufe der menjhlihen Entwidelung aufgegeben werden kann und viel- 
Leicht aufgegeben werden muß, wenn die Vollendung der Menfihen dadurch gehemmt werden follte. 
Noch viel mehr gilt died natürlich von einer beftimmten Staatsform, wie der conftitutionellen 
Monarchie, während deren Herftellung und Aufrehterhaltung nad) der Theorie©.’8 ein (freilich 
bisjegt noch nicht bekanntes) Gebot Gottes jein Toll. 

Und darin, nämlid in der Offenbarung bisher noch nicht befannter göttlicher Gebote, liegt 
in der That der Kern der ganzen S.'ſchen Lehre. S. entwicdelt diefe neue Offenbarung felbft 
mit folgenden Worten („Philoſophie des Rechts“, dritte Auflage, I, 81): „Die Quelle des 
Ethos bleibt immer allein das Gebot (die Negel), und jede Begebenbeit wird ethiſch nur 
gewürdigt durch Subfumtion unter das Gebot. Aber diejed ift in feinem reichern Inhalt er— 
fannt. Denn während die altproteftantifhe Bildung das ethiſche Gebot bloß ald ein Gebot für 
daß ſporadiſche Handeln der einzelnen Menjchen erkennt, wird es in diefer fortgefchrittenen Ein— 
ficht zugleich als ein Gebot für das Handeln der menſchlichen Gemeinfhaft in ihrem geſchichtlich 
zufammenhängenden einheitlihen Zuftande erfannt als ein Gebot: du jollft diefen Zufammen= 
hang nicht grundlos unterbrechen, du ſollſt Pietät haben vor dem, was durch Gottes Fügung oder 
Zulaffung in diefem Zuftande geworben, ſoweit e8 nicht der Ordnung Gottes (der von Gott ges - 
gebenen ethiſchen Regel) zuwider — dir ſoll der einheitliche Glaube und das traditionelle Be- 
wußtjein der Kirche (die nicht ohne den Heiligen Geift ift) eine Autorität haben über dein eigenes 
Meinen, jomeit ed nicht dem flaren Wort Gottes zuwider — du follft nicht blos der Obrigkeit 
geboren, wo ſolche befteht, fondern du follft ver in der Geſchichte wurzelnden Dynaftie Pietät 
und Anhänglichfeit zollen, ald von Gott gefügt.“ 

Dies neue Gebot befteht aljo darin, daß die Menſchen nur infoweit berechtigt fein follen, 
den überfommenen Zuftand abzuändern,, ald dieſer Zuftand dem göttlichen Gebot direct zuwi— 
der, d. b. alfo nahmeisbar eine Sünde ift. Der Unterfchied diefer Anfhauung von der chriſt— 
‚lihen (oder, wie ©. fie nennt, altproteftantifchen) ift Flar. Nach diefer, der hriftlichen Lehre, 
ift der Menſch der freie Ordner der irdifchen Verhältniffe, er hat Macht über die gefhichtlichen 
Einrichtungen, er fann fie aufheben oder andere an ihre Stelle fegen, wie es feinen Neigungen 
und Wünſchen entipricht, und er hat bei diefer Freiheit und Macht nur die eine Schranfe, daß 
er feine Einrichtung treffe, die nad feiner Einſicht feiner Vollendung zum Ebenbild Gottes 
binderlih if. Nah S. dagegen haben die gefchichtlichen Ginrihtungen Macht über ven Men- 
ſchen, er ift an fie gebunden, er darf jie nicht aufheben oder nadh feinen freien Ermeffen andere 
an ihre Stelle fegen, fie jind vielmehr ſämmtlich feiner Macht entzogen, es fei denn, daß in 
ihnen ein directer Verſtoß gegen Gottes Gebot liege. 

Die Hier vargelegte Auffaffung ift der Mittelpunft aller S. hen Anſchauung in gefchicht- 
‚ lichen, kirchlichen oder politiihen Dingen, der feſte Standpunft, von dem aus er alle Erſcheinun— 
gen und Beftrebungen beurtheilt, das immer wiederfehrende Map, wonach er an alles Lob oder 

Tadel ſpendet. Sie allein enthält nad ihm das „Princip der Rrgitimität oder Gontinuität: 
daß nämlich vie rehtmäßige Obrigkeit und Orbnung gottgeheiligt und das Volf an fie gebunden, 
ihnen unterthan ift, oder daß der Staat (ſohin feine geordnete Verfaffung) ald einer und der— 
ſelbe durch alle Zeiten geht und fo als eine Macht in ihm felbft die jedesmalige Gegenwart bindet 
und beherrſcht.“ In ein paar Worte zufammengefaßt fagt diefe Auffafiung nichts als: die 
Gegenwart ſoll unterthan fein der Vergangenheit. Der Gegenfaß diefer Auffaffung, daß alfo 
die Gegenwart ihre Angelegenheiten jelbftändig nad) beftem Wiffen und Gewiffen ordne, unge: 
hindert durch dad, was vergangene Geſchlechter gewollt und gebaut haben, das ift nad ©. 
45* 
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„pie Revolution”. „Die Revolution ift nicht der Act ver Empörung, fondern der Zuftant 
Ummwälzung; fie ift ver Zuftand, daß dasjenige, was nad) ewiger Ordnung zu unterft fl 
müßte, zu oberft zu ftehen kommt und umgekehrt. Revolution ift ed, daß die Untertbane : 
Unterthanenverfammlungen herrſchen und die Könige geboren. Das ift das Syftem ver \i 
wälzung, daß nicht die Gliederung der Geſellſchaft ald Grundrecht ver Nation gilt, jondern ı 
Entgliederung. Das ift in Wahrheit Umwälzung, und, fie wird überall zu dem führen, ı 
man allgemein ald Ummälzung betrachtet, nämlich zu gewaltfamem Umfturz. Es kann ver 
aud in gefeglicher Weife durch Vereinbarung mit dem Fürften eine Verfaſſung Hergeftell:n 
den, und fie kann deshalb dennoch revolutionär fein nad ihrem Inhalt.” (Rede ©.: 
Volkshauſe zu Erfurt am 15. April 1850.) 

Dem Zweck vieles Auffages gemäß Fonnte die Grundlehre S.'s einmal nur in üı 
äußerften Zügen und dann nur für das Gebiet des Öffentlichen Rechts enthüllt werden. & 
jedoch Hervorzuheben, daß fie ſich nicht minder in feiner Philofophie des Privatrecht finde, 
er alfo auch dort die Vergangenheit zur Herrfcherin über die Gegenwart aufridhtet. Nähen 
gegangen zu werben braudt aber auf dieſe Seite ver S.'ſchen Philofophie um fo weniger, & 
ihr eine meifterhafte Kritik fhon zu S.'s Rebzeiten in dem für Bhilofophie und Redtör 
haft epochemachenden Werk Ferdinand Laſſalle's: „Das Syftem der erworbenen At 
(Leipzig 1861), 1, 193— 215, widerfahren ift. 

Was nun die praftifche politifhe Wirkſamkeit S.'s betrifft, jo war dieſelbe mit im 
theoretifchen Grundanfhauung im vollfommenen Einklang. Aud in dem wirklichen Su 
dem er angehörte, hat er wirffam dazu beigetragen, ver Vergangenheit und ihrem Rei! 
Herrſchaft über die Gegenwart und ihre Bebürfniffe zu fihern. „Ich leugne das nit”, af. 
er in der Vorrede zur dritten Auflage der ‚Philofophie des Rechts““, Bo. I, Abth. 2, ©. 13... 
vertrete Intereffen der Ariftofratie — näher bezeichnet der Ritterfhaft — und habe fie bar: 
in der erften Auflage dieſes Buchs 1833 vertreten, wo ich dem Öffentlihen Schauplag fern ix 
und für immer fern zu ftehen erwarten mußte, Aber ich vertrete nicht ihr Intereſſe überbur 
fondern nur beftimmte Intereffen verfelben, nur foldje, die, wie jenes wahre Standesinter 
zugleich das Intereffe des Landes find. Es find das: ihr gebührender ftarfer Antheil an 
Landeövertretung, ihre Verwaltung der Ortöpolizei, die Stetigkeit ihres Grundbeſitzes in 
Familien; letztere erftrebe ich auch für den Bauernftand. Dagegen vertrete ich mit nicht gerc 
germ Nachdruck das Intereffe des allgemeinen Staatsbürgerthfums, Ich habe, jene genau 
grenzte Berufäftellung ausgenommen, nie anders als das gleiche Recht aller Staatsbürger grlkr; 
wie namentlich in Beftrafung der Verbrechen, in Beurtheilung der Injurien und vor allem In 
Berufung zu den öffentlichen — | 

Diefe Stelle laͤßt an Klarheit nichts zu wünſchen. Die Verwirklihung des gleichen Rrö 
aller Staatöbürger findet S. darin, daß Adelihe und Bürgerliche für ihre Werbreden ® 
gleicher Weife geftraft, daß Injurien gegen Adeliche nicht härter geahndet werben als bie 1° 
Bürgerlie, und endlich darin, daß die Öffentlihen Amter Adelichen und Bürgerlichen gleid 
gänglich find. Hiermit endet fein Katalog für „alle Staatöbürger‘‘, um einem vom „Inter! 
des Landes” gebotenen andern für die Ariſtokratie Pla zu machen. Jener erfte „für alle Staat 
bürger“ war in Preußen ſchon vor der politifhen Wirkfamfeit S.'s verwirklicht, bie Lu 
wirflihung und Conſervirung des legtern „für die Ariftofratie‘ dagegen ift S.'s hauptiüs 
liches und vollfonmen gelungenes Werk, Es ift damit erreicht, daß in Preußen einer fein 
Zahl adelicher Familien eine überwiegende, von der königlichen Ernennung unabhängige Zu 
von Vertretern im Herrenhaufe gegeben ift; es ift damit erreicht, daß der Beſitz eined Ri 
guts (der Bürgerlien übrigens in Preußen erft jeit Anfang diejes Jahrhunderts zugang! 
ift) dem Befiger die polizeiliche Macht gibt über fein Geſinde, feine Tagelöhner und feine bin 
lihen Nahbarn; es iſt damit erreicht, daß vermitteld der Fideicommiffe der Kanbeit J 
Adels dem letztern ohne Rückſicht auf Sparſamkeit und Tüchtigkeit ſeiner Familien erdalu 
bleibt, in vielen Fällen noch außerdem gegen Billigkeit und Recht. Es iſt damit ein group 
Stück Vergangenheit in eine Gegenwart hinübergerettet, in der es ein Unrecht ift. 

Die Befeftigung ded Grundbeſitzes durch Fideicommiffe, die in Preußen thatſächlich nur den 
Adel zugute fommt, ift ein ungerechter Schuß des Adels allen nicht fo geſchühten Familien u 
allen Nitbefigern gegenüber, und wenn ©. (Rede in der Erſten Kammer vom 22. Ser 
1849) die Fideicommiſſe für Inftitute erklärt, die in verbefferter Geftalt ven Grund und Ann 
geben follen zu einer Fünftigen Rechtobildung für alle Klaffen, wenn er alfo den Beſih fünflis 
befeftigen will, wo er ihn findet, fo würbe damit freilich jener ungerechte Vorzug einiger Beil 
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gegenüber ber Maffe ver andern aufgehoben fein, aber nur um ein viel größeres und grelleres 
Unrecht erzeugt zu haben gegenüber der noch viel größern Maffe ver nichtbefigenden Klaffen. 
Die gutsherrlidhe Polizeigewalt der Rittergutöbefiger ift ein Unrecht gegenüber ven ſchwä⸗— 
chern Klaſſen der Dienftboten, Tagelöhner und fleinen Befiger, in genere nicht fehr verfchie: 
den von demjenigen, weldes ber liberale Jude Reichenheim heraufbeſchwören wollte mit feiner 
frechen Forderung, ihm das Züchtigungsrecht über feine jugendlichen Kabrifarbeiter einzuräumen. 
Das Herrenhaus in Preußen ift ein Unrecht gegenüber der gefammten andern Bevölferung 
bes Landes. Es ift in ihm „ein ſtändiſcher Körper gebildet wie im ancien regime, um Klaffen 
zu vertreten, die vor Jahrhunderten die öffentlichen Raften trugen und die Berwaltung des Landes 
führten, die aber mit ver heutigen Orbnung des öffentlichen und Privatrechts in feinem Zufam- 
menhang ftehen und dennoch ein vollgültiged Veto gegen jeden Geſetzgebungs- und Be: 
‚ fteuerungsact des Staats haben ſollen.“ (Gneift, „Engliſche Gommunalverfaffung und Ber: 
waltung”, Berlin 1860, ©. 957.) Die Bildung diefed Haufes fteht in ſchneidendem Gegenfag 
zu ber oberften Grundlage aller Staatölehre überhaupt, zu der von Gneift enthüllten und heute 
: wol nicht mehr beftrittenen Wahrheit, daß e8 fein Recht im Staat anderd als infolge einer für 
den Staat auferlegten und erfüllten Pflicht geben darf. Aber wie auf der einen Seite dieſe 
» Wahrheit die politifhen Irrthümer S.'s erft ald folde und in ihrem rechten Licht erfcheinen 
läßt, fo liegt auf der andern Seite in der Gefchichte viefer Wahrheit dieſes Mannes wie vieler 
. andern politifche Rechtfertigung. Daß ©. diefe Wahrheit nicht gefunden hat, ift ebenfo wenig 
‚, ein Vorwurf al die Thatſache, daß er nicht Gneiſt's geſchichtlichen Sinn und ſtaatsmänniſche Ge— 
lehrſamkeit befeffen hat. Und ald Gneift fie gefunden hatte, war ©. ein alter Mann geworben, 
- feine wiffenfhaftlihe und politifhe Wirkſamkeit ein fertiges, nicht mehr abzuänderndes Werk. 
; Und weder in wiſſenſchaftlicher noch in politifcher Beziehung ift ©. ein ſolch pſychologiſches 
Räthſel ald fein im ganzen noch unbefangenfter Kritiker, Karl Walder, in der oben mitgetheilten 
. Stelle annimmt. Allerdings hat er feine politifhen Gegner nicht durch philoſophiſche Theorien 
‚ überwunden und ebenfo wenig auch ein Syftem gegründet, auf welches ſich irgendeine Partei 
mit Erfolg ftügen könnte, aber noch viel ungerechter ald das in jenen Behauptungen der Feudalen 
; liegende Lob ift ver landläufige Tadel, mit dem man ihn fo oft einen Sophiften ſchelten Hört, 
‚» h. einen Menſchen, ver mit falfhen Schlüffen zu täufchen verfucht. 
| Beides, Lob und Tadel, ift unwahr: das eine, weil e8 ihm ſtaatsmänniſches Genie andichtet, 
das er nicht beſaß; das andere, weil es ihm den Mangel an philofophifher Begründung feiner 
Lehre zu dem Vorwurf abfihtliher Täufhung verkehrt. Die Wahrheit if, daß ©. Fein 
großer Staatdmann und fein Philofoph war, fondern ein Geift von großer künſtleriſcher Be— 
gabung und ein Mann, der Fraft diefer Begabung auf politifchem wie auf philoſophiſchem 
Gebiet eine Fülle geiftvoller Bemerkungen gemacht hat. Aber dieſe Bemerkungen find nie= 
mald dad Ergebniß folgerihtigen philofophiihen Denkens, deffen Mangel vielmehr eine her⸗ 
vortretende Schwäche ver S.’jhen Darftellung ift, fondern der Inhalt unmittelbarer künſt— 
lerifher Anfhauung, deren treibende Seele ein tiefer, überall durchbrechender Zug nad 
Schönheit ift. Diefer Zug ift S.'s Vorzug und feine Schwäche. Ihm folgend hat er bie 
Wahrheit mander hiftorifhen Einrichtung tiefer und richtiger erfaßt als große Geſchichtſchrei⸗ 
ber und fcharfe philofopbifche Denker; von ihm erfüllt, war ed ihm vergönnt, feiner Sprade 
einen oft zauberifchen Reiz zu verleihen; aber ihm hingegeben, hat er auch leicht und vielüberfehen, 
daß auf Erden das Schöne leider nicht immer dad Wahre und das Gute ift. Und fo gilt denn 
von ihm nicht fowol, was er von Cromwell, ald vielmehr das, was er von Plato fagt: „Was 
er die Gerechtigkeit des Staatd nennt, ift vielmehr nur die Schönheit veffelben. Denn dad unter: 
ſcheidet das Gerechte und das Schöne; im Schönen ift die Fülle mannichfachen Daſeins bewußtlos 
und ohne Befriedigung der Theile geeint. Das Gerechte aber gönnt jedem Weſen ein eigenes 
Daſein, Befriedigung und unabhängige Bewegung, damit es ſelbſt wieder ein Ganzes in das 
größere Ganze frei eingreife. Dieſes findet ſich aber nicht in ſeinem Staat. Er opfert den 
Menſchen, ſein Glück, ſeine Freiheit, ſelbſt ſeine ſittliche Vollendung. Denn dieſer Staat beſteht 
nur um feiner ſelbſt, um der Herrlichkeit feiner Erſcheinung willen, und der Bürger iſt nur bes 
flimmt, als ein dienendes Glied ſich in die Schönheit jeined Baued zu fügen. So bat er ben 
darftellenden Charakter. Er ift ein Kunftwerf, das minder für feine eigenen Theile dazufein 
ſcheint als für den Beſchauer. Es ift aber ein ewiges Gefeg, daß aud dad wahre Streben, wenn 
ed in feiner Abfonderung ein anderes verlegt, fich zugleich felbft damit zerſtört. Ebendadurch, 
daß er die Intereffen des einzelnen Menſchen nicht ausreichend beachtet, ift er verhindert, fein 
eigenes vorherrſchendes Intereffe, die innere Harmonie ded Staats, zu erreichen. Es ift daher 
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feine Lehre nit frei von dem Abweg, daß, während er der Idee nadjftrebt, er unvermerfi iı 
das Ideal unterfhiebt. Ideal nämlich ift die menſchlich ausgedachte Vollkom menheit im Unze 
ſchied der durch Gottes Gebot und Ziel vorgefegten Vollkommenheit. Das Ideal bat darcı 
wol einen Zug ver Erhabenheit über dev Wirklichkeit mit allem dem Schlechten und Gemein 
das an ihr haftet; aber es hat auch einen Zug des Wiverftreits und Verſtoßes gegen Die Nat 
ordnung und damit gegen die wahrhafte Vollendung, durch den es felbft gegen die Wirklith— 
zurückſteht.“ M. Quenſtedt. 
Stammgüter (auch Erbgüter [Erbe], Stockgüter, bona paterna siı 
avita vel aviatica, aud hereditas) find im allgemeinen ſolche (regelmäßig) un: 
weglide Güter, melde urſprünglich von einem Afcendenten ab intestato auf feine Deſcenden 
vererbt worden find, und welchen ebenveshalb Eraft eines Herfonmend oder ftatutarifchen Re 
die Eigenſchaft ver Unveräußerlichfeit zu dem Zweck beigelegt ift, dad fie in fortwährendem Gr: 
gang (ab intestato) bei der Familie erhalten werden jollen. Den Gegenfag der Stamm: c 
Erbgüter bildet die Errungenſchaft (Bereitihaft, Erfoberung, bona conquisita s. ex ea 
quisitu), d. h. alled dasjenige Vermögen, gleichviel beweglich oder unbeweglich, melde: « 
Perfon überhaupt auf andere Weife ald durch Iuteftaterbfolge neu erworben hat, und wori 
ihr ebendeshalb völlig freie Dispofition zufteht. Der llrfprung der Stammgüter reicht in 
älteften Zeiten der deutſchen Rechtöverfaffung hinauf. Nad der Schilverung, melde Tanz 
(„Germania”, Kap. 20) von der deutjchen Erbfolge überhaupt gibt, darf vermuthet were 
dag diefelbe der Erbfolge in die fpäter fogenannten Stammgüter ſehr ähnlich, wenn nicht w 
leicht mit derfelben identifch war. „Heredes successoresque sui cuique liberi: et null. 
testamentum. Siliberi non sunt, proximus gradus in possessione fratres, patrui, avur 
culi.”” Aus diefer Daritellung ergibt ſich wenigftens fo viel, daß es urfprünglich im Deutſchen 
keine Ajcendentenfolge, fondern nur eine Defcendentenfolge gab, wie Died noch heutzutage tr 
den Stammgütern ihrem Begriff zufolge der Fall ift; denn unverkennbar ift die von Tanz! 
referierte Succeſſionsordnung eine Parentelenfolgeorpnung, d. h. eine folhe Succeſſick 
ordnung, bei welder in Ermangelung unmittelbarer Dejcendenten immer auf den nächſt häm 
Stammpvater zurüdgegangen wird und die von diefem abſtammenden (d. h. zu feiner Parız 
gehörigen) Berfonen zur Erbſchaft berufen werden, ſodaß alfo jeder Seitenvermanpte, melde 
zur Erbſchaft eines Einderlojen Erblafferd gelangt, hierzu eigentlich doch nur im der Eigeniäu 
eined Defcendenten eines gemeinfhaftlihen höhern Stammvaters gelaffen wird. Den ältde 
Aufzeihnungen ber deutſchen Volksrechte aus dem 5. bis 9. Jahrhundert, den Legibus Barb- 
rorum, find aber die Stammgüter (bejonders unter der Bezeihnung hereditas) bereits alge 
mein befannt, und zwar nicht etwa als eine neue Inftitution, ſondern als ein in unvorent: 
lihem Herfonmen gegründetes Rechtsverhältniß. Es ift daher aud mindeftens ein Kehle a 
Auspruf, wenn man in neuerer Zeit mitunter die Eutftehung der Stammgüter, ſowie de 
alten deutihen Erbrechts überhaupt, auf „das Gefeg‘’ gründet und dieſes ald den urfprüng: 
hen und einzigen Delationdgrund der Erbſchaft in Deutſchland darftellt, wie z. B. E. von Sal 
und Lichtenau, „Die Lehre von Familien-, Stamm: und Geſchlechtsfideicommiſſen“ (1838),$- 
gethan hat. Man überfieht hierbei, daß ed in Deutichland wol jahrhundertelang ein Rei 
und Rechte (im Herfommen und in Gewohnheiten) gab, bevor man Geſetze zu haben ann 
jowie aud) Heutzutage no dasjenige, was man ald reines und gemeined deutſches Retht ın- 
zuerfennen hat, zum bei weitem größten Theil nur ald Recht und im Herkommen, micht aber in 
Gefegen wurzelt oder angetroffen wird. Das Stammgutsfuften, d. h. der Grumdfag der Un: 
veräußerlichkeit dved von den Ahnen erworbenen und von ihnen auf ihre Defcendenten vererbten 
unbeweglichen Vermögens, zum Zweck weiterer Vererbung in der Familie, wurzelt jo tief in da 
Geift des Deutſchen Rechts, namentlicy in feiner Grundanfhauung von dem Wefen und der ® 
deutung der Familie, daß es ſchon darum als eine urfprüngliche nationale Inftitution, ja aldi 
urfprüngliche Geift des alten deutſchen Immobiliarerbrechts jelbft aufgefaßt werden muß. Gi 
ſchon aus Tacitus (ſ. die angeführte Stelle) befannt und durch viele fpätere Hiftorifche Zrugnin 
außer Zweifel gelegt, daß man in Deutſchland urfprünglih feine Verfügungen von Tedet 
wegen (Teftamente u. dgl.) fannte, und daß es daher urfprünglich Feine andere als eine Inteftal 
fusceflion gab. Die Richtigkeit dieſer Angabe würde felbft dadurch nicht erjchüttert werden Kin: 
nen, wenn man au den Gebraud der Erbverträge anftatt der Teſtamente in Deutſchland I 
eine weit frühere Zeit zurückverſetzen wollte, als ein folder in ven Rechtsquellen hiſtoriſch nad; 
gewiejen werden fann; denn nod in ber farolingifhen Zeit und noch ſpäter war der deutißt 
Erbvertrag nur etwas Ausnahmsweiſes und Subfidiäred und nichts anderes ald dad künftlich⸗ 
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Machen eines Inteſtaterben durch einen gerichtlichen Act für denjenigen, welcher feinen gebore- 
nen Inteſtaterben hatte — oder, wenn es erlaubt ift, auf ein analoges Verhältniß im Römifchen 
Recht Hinzumeifen — der Erbvertrag nahm in dem Deutfhen Recht anfänglich gerade jene Stelle 
ein, welche die Adoption im Römifhen Recht innehat. Wo aber bei einem Volk, fei ed auch 
nur aus Unfunde ded Teftamentd, die Inteftaterbfolge die einzige Art der Succeffion ift, muß 
ſich nothwendig bald in Bezug auf dad in den erften Zeiten der Givilifation wichtigſte Beiig- 
thum, die Immobilien, Die Rechtsanſicht bilden, daß fie unabänderlich ab intestato fortvererbt 
werden müffen, weil fie eben auf ſolche Weife an den gegenwärtigen Beſitzer gelangt find. Diefe 
Rechtsanſicht mußte aber um fo mehr entftehen, ald aud das Wejen der alten deutſchen Fami— 
lienverbindung darauf hinleitere. Die Familie war in dem ältern Deutichen Recht nicht ſowol 
ein blos privatredhtliher Begriff, als welder fie in dem Nömifhen Recht und überhaupt in der 
modernen Zeit eriheint, fondern jie war felbft eine politifche Inftitution, eine Gemeinde oder, 
wenn man lieber will, ein Staat im Fleinen, als eine dur die Ginheit des Bluts natürlich 
begründete Verbindung zu Schug und Nahe und gegenjeitiger Haftung für die von ihren Mit: 
gliedern verübten Verbrechen. Als eine folche politifche Verbindung, ald ein Staat in Eleinen, 
konnte die germanifhe Bamilie, fowenig wie diefer, die dinglihe Grundlage des Grundbeſitzes, 
gleihjam das Bamilienterritorium, entbehren. Darum war der Grundfaß der Unveräußer— 
lichkeit ded Grundbefiged eine Nothwendigfeit und eine Conſequenz, ſowie der Erwerber eines 
Grundftüds durch Hinterlaffung deſſelben bei feinem Tode an feine Leibederben der von ihm ab— 
ftammenden Familie eine ſolche dingliche, für ihre Griftenz und politiſche Bedeutung wefentliche 
Grundlage gefhaffen hatte. Man wird daher wol nicht irren, wenn man annimmt, daß in 
der ältern Zeit fogar ſchon der erfte Erwerber eines Grundftüdd verpflichtet oder genöthigt war, 
daffelbe feinen Leibeserben, d. h. feinen Defcendenten, zu hinterlaffen, und daß man überhaupt 
erit jpäter eine Dispoſitionsbefugniß des erften Erwerbers über das neuerworbene Vermögen 
anzuerkennen anfing. Dieſe Hypotheſe wird ſchon durch die Nachrichten unterftügt, welche ung 
bei Taritus (‚„Germania”, Kap. 26) in Bezug auf den erften Erwerb der Grundftüde auf: 
bewahrt worden find. „Agri pro numero cultorum ab universis per vices occupantur, quos 
mox inter se secundum dignationem parliuntur.” Hiernach eriheint die Bertheilung des 
Landes bei der Occupation als eine Öffentliche Angelegenheit zum Zweck der Beihaffung einer 
dingliden und feiten Grundlage für die Eriftenz der Bamilien, und ganz in berfelben Weiſe 
findet man nod in der Periode der Bölferwanderung nad) dem Zeugniß der LL. Barbarorum 
und anderer gleichzeitiger Quellen bei den erobernden deutſchen Völferftfämmen die Theilung 
des eroberten Landes nad) Loſen (sortes) unter gerichtlicher Autorität zum Zwed der Beſchaf— 
fung einer bleibenden Niederlaffung für die Familien. Daher heipt dad Stammgut mitunter 
jelbft Alod (allodis, alodium), d.h. Losgut, und terra salica (d. h. nit, wie man meift, 
aber irrig, anninımt, „Befigthum der (angeblihen) ſaliſchen Franken“, ſondern buchſtäblich 
„Gerichtsland“, sc. terra judicialiter tradita, wie Salbudy nody heutzutage „Gerichtsbuch“ 
bezeichnet). Jedoch jind dieſe Bezeichnungen, Alod und terra salica, keineswegs auf das 
Stammgut beſchränkt geblieben, ſondern fie nahmen ſchon früh die allgemeine Bebeutung von 
freiem Gigen überhaupt, im Gegenjag von Lehn an und begreifen daher auch das freieigene 
bonum ex conquisitu unter jih, beſonders da ſchon in der Zeit der Völkerwanderung die 
Eroberer allmählich anfingen, das ihnen bei der Landestheilung zugefallene Land inter vivos 
zu veräußern, anflatt es auf ihre Erben zu verfenden, wogegen, wie es jcheint, zum Theil ver: 
geblih, vie Geſetzgebung einzufchreiten fuchte. So heißt es z. B. in der Lex Burgundionum 
Tit.84,$.1: „Quia cognovimus, Burgundiones sortes suas nimia facilitate distrahere, 
hoc praesenti lege credidimus statuendum, ut nulli vendere terram suam liceat, nisi illi, 
qui alio loco sortem aut possessiones habet.’’ Aus der unverfennbaren politiihen Tendenz, 
der Familie eine fihere und bleibende Niederlaffung zu verfhaffen, melde der alten deutſchen 
Landestheilung zu Grunde liegt, erklärt ſich auch zugleih, warum urfprünglich das Stammgut 
nur aus Immobilien und deren Pertinenzen beftand. Erwägt man aber ferner, daß der rund: 
beſitz in der ältern Zeit ebenfo befondere politische Laften, wie namentlid; den Heerbann = oder 
Landwehrdlenſt, in feinem Gefolge hatte, wie er auch höhere politiihe Berechtigungen gab, fo 
erklärt fich ferner, warıım bei ven meiften deutfchen Völkern urfprüngli mit dem Stammguts- 
ſyſtem auch ein Vorzug, bald des geſammten Mannsſtammes, bald doch der Söhne vor ben 
Töchtern verbunden ift. (Das erftere war fränfifcher Rechtsgrundſatz: L. Sal., Tit. 62, vgl. 
die verwandte Lex Anglor. et Werin, sc. Thuring. VI, $. 8; das zweite galt nad ſächſiſchem 
und ſchwäbiſchem Recht: L. Sax., Tit.7,$$. 1,5; L. Alam., Kap. 57 [58].) 
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Das Stammgutsivftem identificirt fih fomit mit dem urfprünglihen Syftem ber Immeh 
liarerbfolge in Deutſchland überhaupt und erfheint ſomit in feiner erften hiſtoriſchen Entie 
hung ald die Conſequenz der politifhen Bedeutung der Familie und ded Mangels eines tefis 
mentarifchen Erbrechtö, womit auch umgefehrt der Mangel eines eigentlichen Enterbungsreti: 
(exheredatio) der Inteftaterben in dem ältern Deutichen Recht zufammenhängt, ſodaß viei 
freilich al8 nothwendige Erben (Notherben) der Immobilie, melde von dem Stammpvater hir 
terlaffen worden war, erfheinen mußten und diefed ihr Erbrecht nur dann verlieren Fonnten, de 
fie das Recht ſelbſt (d. h. urſprünglich die Volfsanfiht und Herfommen, fpäter das Geiek om 
Statut) ald unwürdig, z. B. wegen grober Berbredhen gegen ven Erblaffer, von der Erbis; 
ausſchloß. (Vgl. den Sachſenſpiegel, III, 84, $$. 1, 3.) 

Das Stammgutsſyſtem erfheint daher auch als die nothwendige Gonfequenz ded Rarı 
rechts (fogenanntes jus devolutionis),, weldes das Princip der Inteftatfuccefjion der Dein 
denten in dem reinen Deutichen Recht ift und in dem feiten Recht derfelben befteht, die Grbitc 
(namentlid die Immobiliarerbſchaft) ald ein durch Dispofitionen des Erblaſſers unentziehbar: 
und ihnen ebendarum verfangenes, d. h. ipse jure erworbenes Vermögen in Anſpruch zu ne 
men. Man hat daher auch nit nöthig, ein angeblihes Gejammteigentyum der Familie y| 
fingiren, um ein Princip zu gewinnen, aus welchem man bie dad Stammgut harafterifiren: 
Unveräußerlichfeit ableiten fönnte. Denn abgefehen davon, daß die Rechtsanſicht von eine 
der Familie an dem Stammgut zuftehenden Gefammteigenthum für die ältern und mittlm 
Zeiten des Deutſchen Rechts nicht nachgewiefen werden kann, fo überfieht man, wenn man zu ein 
folden Fiction greift, daß dadurch weder etwas erflärt, noch ein Brincip gewonnen ift, ine 
das angebliche Gefammteigenthum felbft wieder die Frage nach einem Grunde, warum ed in ie 
Deutfhen Recht ald Princip der Erbfolge der Defcenvdenten angenommen worben fei, bemu: 
rufen würbe. Diefer höhere und legte Grund fönnte venn doch immer nur in der Innigfeit m 
deutſchen Bamilienverbindung, in der Einheit des Bluts und in dem politifhen Eharafter ix. 
Familie und in der politiihen Bedeutung des Grundbefiged gefunden werden, und jemit« 
Scheint die Einfhiebung eined Geſammteigenthums ald Erflärungsgrund der eigenthümlide 
Erfiheinungen des deutihen Stammgutsiyftems ebenſo überflüffig ald unhiftorifch. Die ns 
immer vielverbreitete Anficht, daß das Stammgutsſyſtem auf einen Gefammteigenthum ber dr 
milie beruhe, konnte erft in einer Zeit entftehen, in welder durch das Anlegen eines römiſt 
rechtlichen Maßſtabs an die Eigenthümlichkeiten der deutfch : rechtlichen Inftitute und durd dee 
Herbeiziehen römijher Analogien und Terminologien zu ihrer Grflärung eine immer mer 
wachjende Verwirrung der Begriffe erzeugt wurde. Auf diefe Weife allein konnte es gelärhe, 
daß man den Charakter der Unveräußerlichkeit, welher dem deutſchen Stammgut zufommt, un 
die Nothmwendigfeit feiner Forivererbung in abfteigenver Linie aus dem (willfürlich gefhaffene 
und fodann ald Eigenthümlichkeit des Deutfhen Rechts erklärten) Begriff eines folidarifchen un 
eventuell, d. h. nad dem Abgang ded Befigerd, wirkenden Miteigenthumd, welches die Diepe 
fitiondbefugniß des Beſitzers ausfchliege, zu erflären ſuchte. Die Unnöthigfeit und Seidtigfet 
des Erklärungsverſuchs des Stammgutsſyſtems durd Bezugnahme auf ein angebliches even: | 
tuelles Mit = oder Gefammteigenthum der Familie erhellt noch deutlicher, wenn man bemerkt, 
daß das veutiche Stammgutöfuften, nad welhem ben Deſcendenten an der Immobiliarhinter- 
laffenfchaft ihres Afcendenten ein feftes Erbrecht (Wartrecht) zufteht, in feinem Weſen nit! | 
anderes ift ald dad, was das Suitätäprineip im Römiſchen Recht ift, nur in doppelfeitiger: | 
weitertem Umfang, d. h. einerfeitS mit Ausdehnung auf alle Dejcendenten und ohne bie ängſt | 
liche Beſchränkung feiner Wirkſamkeit auf den Fortbeftand einer patria potestas, und anderer 
ſeits mit Ausdehnung auf die gefammte Inmobiliarhinterlaffenfhnft, während das römildt 
Suitätäprincip nur ein beſchränktes Pflichttheilsrecht gibt. Auch die römische Suität ift ihren 
Weſen nad) nichts anderes ald ein enges, inniges Bamilienverhältnig zwiſchen dem Kind und 
dem paterfamilias, weshalb das Römiſche Net befanntlih auch von einer unitas personat 
zwiſchen dem Hausvater und dem Hausſohn ſpricht. Sowie die Suität ald enges Familien 
verhältnig im Römifhen Net, ald das Princip der Erbfolge der sui heredes, d. h. als det 
erihöpfende Grund ihred Notherbenrehtö und ihrer ipso jure Erwerbung der hereditas et⸗ 
fheint, fo ift die Blutdeinheit zwifchen Afcendenten und Defcenventen im Deutfchen Redt det 
erihöpfende Grund ihres Wartrechts ald ipso jure wirkenden Immobiliarnotherbenrehtd or! 
des Stammgutsſyſtems. Auch unter den römifhen Juriften hat es einzelne gegeben, meldht 
glaubten, für dad Notherbenrecht und die ipso jure Erwerbung der Hinterlaffenfchaft burd die 
Sui noch ein Princip außer der Suität aufſuchen zu müffen, und welde deshalb ebenfalld au 
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die Fiction eines condominium verfielen, in welchem die Kinder mit dem Vater ftehen follten 
(L.11.Dig. de lib. et posthum., 28, 2. Gajus, Il, 157. $.7. Inst. de hered. qual. et differ.); 
allein die Überflüfiigkeit, das Ungenügende und das Verfehrte einer ſolchen Prineipienjägerei 
fpringt im Römischen Recht noch deutlicher ald im Deutſchen Recht in die Augen, und bier zeigt 
ſich ganz offenbar, daß diejenigen, melde außer ver Blutdeinheit und der Innigfeit ded Ver: 
Hältnijfes zwiſchen Afcendenten und Defcendenten noch ein höheres Princip des bei allen Völkern 
(nur bald in größerm, bald in geringerm Umfang) den Defcendenten an der Hinterlaffenihaft 
der Afcendenten zufommenden feften Erbrechts aufjuchen, ji einer Verwechſelung der Begriffe 
ſchuldig maden, indem jie ein Verhältniß wie dad condominium, welches ald erworbened Recht 
ftet8 nur Gonfequenz fein fann und für feine Statthaftigfeit nothwendig wieder ein Brincip 
poftulirt, zum Princip des Princips alles Erbrechts der Defcendenten (der Blutdeinheit, oder 
in befchränfterm Maße der Suität) erheben wollen. 

Nicht minder unrihtig, ald wenn man die Stammgüter ald ſolche Güter betrachtet, an 
welchen ver Familie ein eventuelled Gejammteigenthum zufteht, ift ed, wenn man fie ald Güter 
erklärt, melde ex pacto vel providentia majorum vererbt werben. Sie find vielmehr ihrer 
Natur nad folde Güter, welche in beftimmter Weife nad) Volksrecht oder Herfommen vererbt 
werben, fobaß ed deshalb gar feiner ausdrücklichen Beſtimmung des erjten Ermwerberd bedarf. 
Hierdurch ift aber nicht ausgeſchloſſen und joll aud nicht geleugnet werden, daß nicht einem Gut 
durch eine ausdrückliche Erklärung des erften Erwerbers die Stammgutdeigenihaft beigelegt 
werben fünne. Allein eine folde ausdrückliche Errichtung von Stammgütern ift erft in fpäterer 
Zeit aufgefommen, feitvem nämlid das alte Stammgutsſyſtem aufbörte, das einzige volks— 
mäßige Immobiliarerbfolgefoftem zu fein, und das römiſche Erbrecht ald das gemeinrechtliche 
in Deutſchland zu gelten anfing. Solde auf eine ausdrückliche Beftimmung des Erwerberd oder 
auf Verabredungen vefjelben ſich gründende, gleihfam künſtlich geſchaffene Stammgüter find 
1) die fogenannten dentſchen Familienfideicommiſſe, und 2) die Lehngüteer, an welchen ſich der 
erfte Erwerber von dem Lehnsherrn ein Succeſſionsrecht für feine Defcendenz hat zuſichern laffen. 
Bei den Lehngütern wurde aber die Vererbung auf die Dejcendenz des erften Erwerber (me: 
nigftens im Manndftamm) bald gemeines Recht und ald NaturaleFeudi anerfannt; und ſeitdem 
dieje Bererblichkeit des Lehns als ſich von felbft verftehend anerfannt war, fonnte man im eigent: 
lihen Sinne ebenfo von feudalen wie von alodialen Stammgütern fpreden. 

Seiner Idee nad) beftebt dad Stammgut nur in Immobilien und find zur Erbfolge in die- 
jelben nur ſolche Perfonen berufen, zu melden ver erfte Erwerber in dem Verhältniß eines 
Afcendenten fleht. Jedoch fand bei den alovialen Stammgütern eine Beihränfung der Deſcen— 
dentenfolge auf gewiffe Grade niemals ftatt, und die bei den feudalen Stammgütern (den Lehn— 
gütern) anfänglich beftandenen Beſchränkungen auf gewiffe Grade find ebenfalls im Lauf der 
Zeit hinmweggefallen. (I. Feud., I,$. 3.) Eine Gollateralenfuccefjion in dad Stammgut mit 
Beibehaltung feines Charafterd als eines ſolchen fann zufolge der gedachten Grundidee auch 
nur injofern ftattfinden, als die Gollateralen zugleich Defcendenten des erften Erwerber find. 
Wo feine ſolchen Eollateralen mehr vorhanden jInd, fondern wo dad Stammgut (mas jedoch 
der Natur der Sache nad) nur bei dem alodialen Stammgut flattfinden fann) von dem legten 
aud der Defcendentenlinie an andere Golfateralen übergeht, ift es für diefe fein Stammgut 
mehr, und aus gleihem Grunde muß auch dem legten aus der Defcendentenlinie die Befugnip 
zuerfannt werden, über das alodiale Stammgut frei unter Lebenden und von Todes wegen 
zu verfügen. 

Die Succefliondorbnung, in welder die Dejcendenten des erften Erwerbers zur Erbfolge 
in ein alodiale8 Stammgut gerufen find, ift ebendarum, weil das ganze Stammgutsſyſtem 
als ein uriprünglich volksrechtliches Succeſſtonsſyſtem erſcheint, nur die gemeine landrechtliche 
Succeffiondorbnung. In der ältern Zeit, in welcher die politifche Bedeutung des Grundbejiges 
auch bei dem dritten oder gemeinfreien Stande hervortrat und ebenvaher das Erbrecht der 
Brauen bei den meiften deutjchen Stämmen mehr oder minder, wie bereitd oben erwähnt wurde, 
aufdie Mobilien beſchränkt war, hieß dies freilich häufig fo viel, als daß das Erbgut nur in dem 
Mannsſtamm vererbe. Allein der Borzug des Mannsſtammes war do ſchon in der merovingifch- 
farolingifhen Zeit Fein gleihmäpig anerkannter und ausgebildeter Rehtögrundjaß bei den deut: 
ihen Bölfern, wie ſich diefes aus dem ebenfalls oben jhon angeführten Gegenjag des fränfi- 
ihen, alemannifhen und ſächſiſchen Erbſyſtems ergibt, und bei ven Weftgothen wurden fogar 
Söhne und Töchter zur Erbfolge in dad Erbgut gemeinjhaftlih gerufen. (L. Wisig. Lib. IV, 
Zit.2.) Seitdem die römische Succeffionsordnung überhaupt als die gemeinrechtliche in Deutſch— 
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land betrachtet wird, bildet fie aud für die Erbfolge in die alodialen Stammgüter im Zweite 
die Regel, infofern nit durch ein particuläred Herfommen oder Landeögefeg eine andere Su 

ceſſionsordnung, z. B. ein Borzug ded Mannäftanımes, begründet if. Alodiale Erkgüte 
bei weldhen (particularrechtlich) der Mannsſtamm vor dem Weibsſtamm bei ver Erbfolge beren 
zugt oder allein ſucceſſionöberechtigt ift, werden heutzutage auch Stammgüter im engern Sinn: 
genannt, Vermuthet wird aber im Zweifel der Vorzug des Mannsftammes und der Ausiälri 
des Weibsftammes nur bei den Lehngütern, bei welchen leßterer fogar die Regel bildet, fort 
Lehne, bei welchen nach Kandrechtserbfolge wie bei dem alodialen Erbgut juccedirt werden tari, 
und melde ebenveshalb auch Erblehen, Feuda hereditario, genannt werden, nur als fingulär. 
Ausnahmen zu betrachten find. Bei den Familienfideicommiffen, ald Gütern , welche durd cr 
Dispofition des Stifterd Stammgutdeigenfhaft erhalten haben, hängt natürlich alles von ven 
Inhalt der Stiftungdurfunde ab. Der Borzug ded Mannäftammes bei ver Erbfolge in ve 
alodiale Stammgut hat ſich Häufig bei dem Adel erhalten, für welchen ver Grundbeſitz nod vie 
fach praktiſche politifche Bedeutung zeigt. Jedoch kann auch bei ven alodialen Stammgütern de 
Adels heutzutage ein folder Vorzug des Mannsſtammes nicht mehr präfumirt werden, und 
diefer Beziehung iſt eine Unterfcheidung von adelihen, bürgerlihen und bäuerlichen Stamm. 
gütern ohne praftifche Bedeutung. Da das alodiale Stammgut im Zweifel nad gemein 
Landrecht vererbt, jo muß ed im Zweifel unter mehren nebeneinander zur Erbfolge berufen: 
Erben auch gleich getheilt werden, und diefer Grundfaß gilt auch da, wo nur der Mannsſtamt 
fucceſſionsberechtigt in das Stammgut ift, fowie auch bei ver Lehnfolge nah gemeinem Lehr— 
recht. Die Befugniß zur Theilung des Erb- oder Stammguts fällt daher nur da hinweg, we 
ein bejondered Herfommen, Landes: oder Kamilienftatut diefelbe ausſchließt, oder wenn ür 
wie es bei dem feudalen Stammgut der Fall fein fann, durch die Lex investiturae u. dgl. aud: 
geſchloſſen und eine befondere Succefjiondordnung rechtsgültig eingeführt ift. Auch bei den Gtt: 
gütern des Bauernftandes, welche von einem Grundherrn herrühren (fogenannte erbliche, aus 
in den mittelalterlihen Rechtsbüchern regelmäßig und vorzugsweife „Erbe“ ſchlechthin, im & 

genfag von Eigen (Alod) genannt (vgl. Zöpfl, „Altes Bamberger Recht“, Heidelberg 183% 

&.196), iſt mitunter die Theilung ausgeſchloſſen, und zwar meiftend aus der Rückſicht, wei 

die Theilung ded Hofes nicht wohl verträglich mit dem Intereffe des Gutsherrn erfcheint; det 

hängt auch hier alles von dem fpeciellen Herkommen, den einzelnen Hofrechten und Leihbriefen 

ab, wie und auf wen das Gut durch eine fpecielle Succeſſionsordnung vererbt wird, oder el 

etwa dem Gutäherrn ſelbſt ein Wahlrecht unter den mehrern Grben zufteht. 

Der auszeihnende Charafter des Stammguts im allgemeinen liegt, wie gleich anfänglis 
bemerkt wurde, in der Unveräußerlichkeit des Guts zum Zweck feiner Erhaltung in der Hamilır, 
refp. für die Defcenventen bes Grwerberd. Diefe Unveräußerlichkeit fanı aber dem Stammgıt 
urfprünglid nur in dem Sinne zu, daß der Befiger daſſelbe nicht ohne die Zuftimmung bed oder 
der im Augenblid der Veräußerung nädften Erben, d.h. feiner präfumtiven unmittelbaren 
Zeibederben, veräußern fonnte, ſodaß, wenn diefe zuftimmten, fein entfernterer Erbe irgend: 
einen Rechtsanſpruch oder Einwand erheben Fonnte. Auch ift nicht unmahrfheinlicdh, dag an: 
fänglid nur die Defcendenten des erften Grades, welche noch in Stadtrechten des 14. Jahrbun: 
derts allein und ausjchlieglich „Erben‘ oder „rechte Erben“ sc. heredes legitimi im Gegenſeß 
ver entferntern Defcenventen und der Seitenverwandten genannt werben (vgl. Zöpfl, „Das altı 
Bamberger Recht““, ©. 212), das Widerſpruchsrecht (ald Ausfluß ihres Wartrechts) hatten. 
Da aber die Defcenvdenten erften Grades unter ſich ald Geſchwiſter ericheinen, fo lag es ſehr nahe, 
wenn dad Erbe getheilt worden war, aud) den Gefhwiftern ein ſolches Widerſpruchsrecht bei⸗ 
zulegen und bei beabfichtigten Veräußerungen des THeilbefigerd auch ihre Zuftimmung (ald he- 
redes mediati) neben ven Kindern dieſes legtern (al8 feinen heredes immediati) einzuholen. 
(Auf diefe Art fcheint die Urfunde von 1296 im der „Thuringia sacra“, S. 367 zu verfleben zu 
fein, worauf Mittermaier in feinem „Deutſchen Privatrecht“, ſechste Auflage, 1842, $. 157, 
Note 14, aufmerfjam gemacht hat.) Allmählich wurde das Widerſpruchsrecht allen Berwandten 
des Befigerd zugeftanden, welche zugleich Defeendenten des erften Erwerberd waren, inſofern 
fie zur Zeit ver Veräußerung auch die nächſten Erben des Beligerd waren. Gine Verpflihtung 
des Bejigerd aber, bei vorhabender Veräußerung aud die Einwilligung der entferntern Ber: 
wandten einzuholen, wenn nähere im Grade vorhanden waren, läßt ſich gemeinrechtlich nicht 
behaupten, obgleich es oft vorkam, daß man aus überflüſſiger Sorgfalt ſowol die Zuſtimmung 
der entferntern wie der nähern Verwandten nachſuchte. Größere Freiheit zur Veräußerung des 
Erbguts hatte der Beiiger von jeher in dem Fall der ehehaften Noth, jedoch mußte er auf in 
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diefem Fall das Gut erft feinem nächften Erben zum Kauf anbieten. Dies findet fih ſchon in der 
Lex Saxon., Tit. 17, beflimmt: „Liber homo .... si hereditatem suam necessitale coactus 
vendere voluerit, ollerat eam primo proximo suo (dem nächſten Verwandten): si ille emere 
noluerit, offerat tutori suo (bier nad dem Zufammenhang wahrjheinlic der Lehnd= oder 
Grundherr) vel ei, qui tunc a rege super ipsas res constitulus est: si nec ille voluerit, 
vendat eam cuicunque volet.“ 

Mar dad Stammgut außer diefem Fall auf irgendeine Weife ohne den Conſens oder unter 
Widerfprud der nächften Erben veräußert worden, fo hatten die nächften Erben rin Revoca— 
tionsrecht, d. h. fie fonnten ohne Entfhädigung das Gut von dem dritten Erwerber zurüdfor: 
dern. (Vgl. Sachjenipiegel, Landrecht, I, 52, $. 1.) 

Died war aber nichts anderes ald eine Geltendmahung ihres obenerwähnten Wartrechts, 
d.h. feiten Erbredtö, und diefe Wirfung muß auch nod behauptet werben, wo fi dad Stamm— 
gutsſyſtem erhalten hat, und fo findet ſich dieſes Revocationsrecht (meift jegt Togenannte Vin: 
Dicationdreht) der nächſten Erben noch in voller Wirkung bei den Lehen zu Gunften aller in 
der erften Inveftitur begriffenen Berfonen ſowie aud der Mit-, Sammt = und Eventualbelehn: 
ten, wenn ihnen die Lehnfolge eröffnet wird, und ebenfo findet ſich dieſes Recht auch bei dem 
Bamilienfideiconmiß als ausdrücklich (Fünftlich) errichtetem Stammgut zu Gunften aller durch 
die Stiftung berufenen Perfonen. 

Bei ven alodialen Gütern dei dritten Standes hat jih das Stammgutsſyſtem allmählich 
verloren, ſodaß es wenigftens heutzutage nicht mehr als ein allgemein in Deutſchland vorfom: 
mendes Inftitut betrachtet werben kann, und die Qualität eined Guts ald Stammgut von dent, 
der fie behauptet, beſonders bewiefen werden muß. Schon frühzeitig findet man, daß Ber: 
äußerungen des Erbguts an die Kirhe und an den König für erlaubt betrachtet wurden. 
(L. Saxon., Tit. 15, $. 2: „Nulli liceat, traditionem hereditatis suae facere, praeter ad 
ecclesiam, velregi, ut heredem suum exheredem ſaciat.“) Vielleicht erklärt ſich aber dieſe 
finguläre Erlaubniß daraus, daß die Kirche und der Fiscus gewöhnlid in folden Fällen den 
Erben das Gut lehnweiſe oder ald Erbbeftand zurüdgaben und daher bei diefen Veräußerun— 
gen die Erben materiell feinen Nachtheil zu leiden fhienen. Überhaupt trat jogleih nad) ver 
Periode ver Völkerwanderung ein allgemeines Streben bei dem britten Stande nad) freierer Die: 
pofition und freierm Verkehr hervor, wie Died ſowol die Unterſcheidung der bona conquisita 

als auch die mehrfachen Verbote ver Veräußerung der bona paterna felbft beweifen, welchen 
man in denLegibusBarbarorum begegnet, und die offenbar (jedoch vergeblich) darauf hinzielten, 
dieſem modernern Streben entgegenzumwirfen. In dem 13. Jahrhundert ſprach man in Süd— 
deutſchland nah dem Zeugnig des Schwahenfpiegeld (Ed. Lassberg.), Kap. 9, dem Ehemann 
fhon dad Recht zu, das von der Frau in die Ehe gebrachte Erbgut zu veräußern, wenn und jo: 
lange die mit derjelben erzeugten Kinder lebten, ſodaß alfo in diefem Ball legtere fein Wider-. 
ſpruchs- oder Revocationsrecht mehr hatten. Diejelbe Anjiht findet fih auch in den Stadt: 
rehten aus dem 14. Jahrhundert, in welchen dem Ehegatten in ftehender Ehe („so lange ge- 
sammte Hand lebt”) ſchon allgemein die freie Dispofitiondbefugniß über bewegliches und un: 
bewegliches Erbe zugeiproden wird. (Vgl. Zöpfl, „Altes Bamberger Recht“, ©. 185 fg.) 
Dieſes Streben des dritten Standes nad) freier Verfügung über das Erbgut erflärt ih natur: 
gemäß ald Folge der Erweiterung des Verkehrs und der Entwickelung des Handeld und ber Ge: 
werbe und dadurch bewirkte Vermehrung und gefteigerte Bedeutung des beweglichen Bermögend 
und bed Geldreichthums, welder namentlich bei dem Stäbtebürger oft weit den Werth des 
Grundbeſitzes überwog. Da die Verfügung über das bewegliche Vermögen ſowol durch Shen: 
kungen unter Lebenden als durch Geſchäfte von Todes wegen regelmäßig frei und erlaubt war, 
fo mußte es bald beſchwerlich und ungereimt erfheinen, daß die Verfügung über das minder 
wichtige unbewegliche Bermögen beichränft fein follte. Überdies hatte aud der kleine, alodiale 
Grundbeiig des dritten Standes allmählich alle politifhe Bedeutung verloren, und fomit war 
allmählich jogar der Grund Hinweggefallen, welder in der ältern Zeit das Stammgut für bie 
Familie fo äußerſt wichtig gemacht, refp. dad Stammgutsivftem jelbft hervorgerufen hatte. 
Auf dieje Weife hatte ſich diefes Inftitut bei dem dritten Stande überlebt, es hing nicht mehr 
mit vollsmäßigen Ipeen und Lebensanfhauungen zufammen und wurbe barum nothwendig als— 
bald als läftig befunden. Als das Stantmgutöfyften an fih auf dem Punkt angelangt war, bei 
dem britten Stande in Verfall zu gerathen und ald ein ſich überlebt habendes Inftitut durch 
Nichtgebrauch abgeihafft zu werden, Fam überdies das Römische Recht zur Herrfchaft in Deutſch— 
land, umd hiermit war ber Untergang ded Stammgutöfvftemd bei dem britten Stande um fo 
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leichter entſchieden, als es bei dieſem felbit unvolfsthümlich getvorden mar und mit feinen mo: 
dernern Intereffen nicht barmonirte, während umgefehrt das Nömiiche Recht, dem Grundia 
der unbefhränkten Dispofitionsbefugniß des Eigenthümers huldigend, gerade dem Streben bei 
dritten Standes nah Freiheit der Verfügung über den Orundbefig die gewünschte geſetzlich 
Sanction aufzubrüden ſchien. Für jene Stände aber, für welche die politifche Bedeutung des 
Grunbbefiges fortwirfte, wie für den hohen und niedern Adel, gab ſeitdem theils Die Erklärung 
des Stammguts als Familienfiveicommiß, theils feine wirflihe oder au nur formelle (ſchein— 
bare) Umwandlung in ein Lehn ein Ausfunftsmittel ab, die alte Stammgutdeigenidaft a 
unzweifelhaft zu erhalten und die Anwendung des römischen Princips der freien Beräußrrlictri: 
der Grundftüde auszuſchließen. 

VPartieularrechtlich hat fi übrigens dad Stammgutäfyftem noch an vielen Orten in Deutid: 
land erhalten, jedod im ganzen mehr bei den Bauergütern, welde infolge grundherrlicht 
Verleihung befefien werden, ala bei dem freien Grundbeſitz des dritten Standes. Wo fid dai 
Stammgut aber bei dem dritten Stande (particularredtlih) praftifch erhalten hat, zeigt fiä 
hauptſächlich eine zweifache Fortbildung deffelben. In einigen Rechten, vorzugsmeife in de 
Statutarredhten der Städte, in welchen ih eine Art von Ariftofratie entwickelte, welde te 
Glanz der Familie zu erhalten ftrebte, murbe nämlich der Begriff des Erbguts erweitert um 
auch auf die Mobilien ausgedehnt, welde von Afcendenten oder aud) wol von andern Ber: 
wandten ererbt worden waren. (Vgl. Senatus Lubecens. declaratio auth. vom 24. Apri 
1754.) Died war offenbar confequent, infofern die Bedeutung des beweglichen Bermögeni 
der des unbeweglichen gleichgefommen war, wenngleich nicht verfannt werden Darf, daB bie 
Conſequenz auf einer übermäßigen und fteifen Anhänglichfeit an das Alte beruht, melde fö 
aud dann nidt davon trennen fann, wenn ed ein DBeraltete® geworben ift, und daß ein 
folde Ausdehnung des Stammgutsſyſtems für den Verkehr im allgemeinen eine große Beli— 
fligung enthält. s 

Die zweite bedeutende Umbildung des ältern Stammgutsrechts zeigt jih aber da, wo Hi 
dad Stammgut bei dem dritten Stande in feiner anfänglichen und natürlichen Befchränfung ar 
Immobilien erhalten hat, in der Weife, daß hier meiftens in der fpätern Zeit das urfprüng: 
liche Revocationd= oder Vindicationsrecht ver nächſten Erben ausgefchloffen und denſelben flat 
deffen nur noch ein Retractsrecht geftattet worden ift. Zoͤpfl. 

Nahtrag.!) Die geſchichtliche Entwickelung, Entſtehung, Untergang und Metamer: 
phoſe des Inſtituts der Stammgüter, wie fie die untengedachte Schrift darſtellt, zeigt ebenfalls, 
in welchem innern Zufammenbang das Grundeigentum und deſſen Verfaſſung von je an mit 
der Staatd= und Gemeindeverfaffung geftanven bat. Das Inflitut der Stammgüter gehört ver 
älteften deutſchen Gemeinde-, der politischen und Gauverfaffungan. Das Stammgut war Privat: 
eigenthum bes Kamilienhaupts; er befaß vafjelbe aber im Zufammenhang mit ber Familie, die 
durch ihn, ald deren Haupt zufolge dieſes Befiges in der Gauverfammlung vertreten wurde. Ohne 
die Ginwilligung der Familie war daher das Stammgut nicht frei veräußerlih. Als freier Grund: 
eigenthümer war der Stammgutöbefiger politiſch gleichberechtigtes Mitglied jeiner Gemeint; 
das freie Grundeigenthum war die Grundlage der Freiheit und der Rechtsgemeinſchaft. Mit 
dem Berfall des Inftituts der Stammgüter zerfiel auch die Gauverfaffung. Diefer Verfall war 
bereitd eingetreten, als es den Gapitularen Karl's ded Großen nicht mehr gelang, den Kleinen 
Freien gegen die Unterdrüdung und Eigenthumsberaubung der Großen und Beamten bed 
Reichs zu ſchützen. Mit der ftändifchen Gliederung, einterfeitd mit dem ſich abſchließenden Ge— 
burtdadel und andererfeits mit einer freiern Nechtdentwicelung der Städte, erlofch die Freiheit 
des Bauernftanded fowol in Bezug auf Perfon als auf Grundbeiig. Während früher die 
Freiheit der Perfon über die Freiheit des Befigesd von Grund und Boden entſchied, Fehrte Ih) 
das Verhältnig um. Lehnspflicht wie Amter, Freiheit und Unfreiheit der Perſon Mebten 
an Grund und Boden, wurden Ausflüffe und Eigenſchaften der verſchiedenen Grundbeſitzungen 
und mit biefen vererblih. Die öffentliche rechtliche Seite des Grundbejiges bezog ſich bald nut 
noch auf den Gerichtöftand oder auf das Territorium, in jener Beziehung auf die Theilnahme 
der Freien am Gericht, in legterer überall auf den Unterthänigfeitsverband. Das echte Eigen: 
thum an Grund und Boden entſchied nit mehr über die politifche Gtleihberehtigung, wenn 
gleich e8 noch einer befchränktern Zahl freier Gigenthümer gewiffe Vorzüge und Freiheiten ver— 








1) Bezüglich ber Literatur ift beſonders zu erwähnen: Zimmerle, Das deutſche Stammguteipien 
nad) feinem Urfprunge und feinem Verlaufe (Tübingen 1857). 
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lieb. Der Sieg des Roͤmiſchen Rechts beftimmte fchließlih den Untergang des Stanımguts- 
ſyſtems. Die neuen Redtöformen, welde dad Grundeigenthun Jumeift erfaßten, waren 
Zehn = und Hofrecht, ſpäter das in Verbindung mit römiſch-rechtlichen Doctrinen, nad) deren 
Analogie, aber erft im 16. Jahrhundert ſich ausbildende Inftitut der Fideicommiſſe zur Erhal— 
tung deö langes und Beitanded des Adeld und der ritterbürtigen Bamilien. Abgejeben von 
dieſem Inftitut der Fideicommiſſe ließ ſich allenfalld ein Meflex des alten Stammgutsſyſtems 
nur in der bevorzugten Erbfolge der männlihen Defcendenten am Lehn nad) Lehnrecht, ferner 
in der Vererbung der Orundbefigungen nad den Syftem des Senioratd, Majorats oder Mi- 
noratd, wie in dem Grundſatz des Bauernrechts erfennen, daß der Hofhörige zum Gut ge: 
boren, demzufolge erbberechtigt, andererſeits au zur Annahme des Guts verpflichtet jei. 

Dom Stammgutsfoitem blieben nur die nad Obfervanz, Hausgefegen, Provinzialverfaf- 
Jung beihränften Erbfolge = und Verfügungsrechte über dad Erbgut übrig. (Eichhorn a. a. O., 
$$. 158, 267 fg.) 

Im modernen Staat find jene Bande zwiſchen Berfon und Grundbefig, welche die erftere 
dem legtern unterwarfen und Freiheit oder Unfreiheit, Abhangigkeit oder Unabhängigkeit der 
Perfönlihfeit ved Menſchen nad den dem Grundſtück anflebenden Eigenſchaften beftimmten, völlig 
gelöft und untergegangen. Das Grundvermögen hat im Verhältnig zu der ungeheuern Ent: 
wicelung des Mobiliareigenthums feine alte hervorragende Bedeutung verloren. Aus der Natur 
diefer Entwickelung, zugleich aber auch aus der fittlihen und geiftigen Erhebung des Menſchen 
folgt die politifhe und bürgerlihe Gleihberehtigung der Perfonen ohne Rückſicht auf die Art 
ihres Bejiged. Die Hofhörigfeit des Bauernftandes nebſt der Grbunterthänigkeit, Leibeigen— 
ſchaft oder Gigenbehörigfeit hat aufgehört, und das Lehnrecht mit feinen hiftoriihen Motiven ift 
in den neuern Wehrverfaflungen, insbefondere in der allgemeinen Wehrpfliht der Staats— 
bürger wenn noch nicht überall praftifch befeitigt und untergegangen, jo wenigſtens theore- 
tiſch gerichtet. 

Man hat ed in neuerer Zeit in einigen deutſchen Ländern verſucht, durch fiveicommipartige 
Inftitutionen an das alte Stammgutöfyftem der Familien wieder anzufnüpfen; jo z. B. in 
Baiern. Die Erfahrung hat aber bereits bewiefen, daß dergleichen Verſuche mit den jocialen 
Zuftänden und Anſchauungen der Gegenwart nicht vereinbar, im Volksbewußtſein ohne An: 
Hang und daher ohne praftifhen Erfolg geblieben jind. 

Ahnliches gilt von dem vor etwa zwanzig Jahren wiederum anerfannten jus nobilitatis 
terrestre in einigen Theilen Weſtpreußens, wonad die Töchter einen geringern Antheil von 
Werth ded von den Aſcendenten hinterlaffenen Grundeigenthums erhalten ſollen ald die Söhne, 
ingleichen von der durch die Cabinetsordre vom 16. Jan. 1836 in der preußiſchen Rheinprovinz 
wiederhergefellten Autonomie des rheiniſchen Ritterftandes, wonach der ritterbürtige rhei— 
niſche Adel im Succejjiongfall die Befugnig haben fol, über das Grundeigenthum zum Beften 
der Söhne, bezüglich) eines derfelben mit Ausfhluß der übrigen und der Töchter, zum Zweck der 
Erhaltung des Grundeigenthums in den Yamilien unter Lebenden oder auf den Todesfall, 
auch durch Eheberedungen, mit Abweihung vom gemeinen Recht, ohne durch ein Pflichttheil 
beichränft zu fein, dergeftalt frei zu disponiren, daß die Erbfolge unter den Kindern, die Be: 
vorzugung eines derfelben vor dem andern, Subftitution, Abfindung und Ausfteuer der übri- 
gen Söhne und der Töchter, überhaupt alles, was auf die Erbfolge Bezug Hat, nad) freiem 
Butbefinden feftgejegt werben darf, wobei diefe Autonomie an die Errichtung gewiffer Stiftuns 
gen für Söhne und Töchter und an den Beitritt zu denfelben gefnüpft wurde. An das urger- 
maniſche Stammgutsſyſtem mag aud) die Succefjion in das rundeigenthum in England erinnern, 
wonach der ältefte Sohn in Ermangelung eines Teſtaments oder anderweiter Verfügung des 
Vaters, bezüglich Erblaſſers, das Grundeigenthum mit Ausfhluß der übrigen Kinder ver: 
möge allgemeiner zu Recht anerkannter Sitte erbt. (Vgl. übrigens die Art. Fideicommiß; 
Grundeigentbum; Agrarverfaffung und Agrargefeggebung; Dismembration; Grund: 
vertbeilung ; aud Großbritannien und Irland Politiſche Statiftif].) W. U Kette. 

Stand; Unterfhied der Stände. Man braucht oft dad Wort Stand in einem weitern 
Sinne für jeden befondern Zuftand, für jedes befondere Verhältniß unter ven Menſchen, für 
jede Klaffe derjelben in diefem Sinne. So jpridt man von dem Stande der Ehelofen und der 
Berheiratheten, der Bornehmen und der Geringen, der Fabrifanten und Kaufleute. In einem 
engern, in dem politiiden Sinne bezeichnet Stand eine ſolche ſtaatsgeſellſchaftliche Hauptabthei- 
lung oder Hauptflafje von Perfonen, deren Lebensbeftimmung in der gemeinfchaftlihen Hörde: 
zung eines Hauptzweiges ber gejellfchaftlihen Aufgabe oder der Gultur befteht, und welde die 
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mit diefer befondern Beſtimmung verbundene Stellung in der Gefellfhaft einnehmen, diem 
ihr verbundenen geſellſchaftlichen Rechte und Pflichten haben. 

Beſonders aud in Beziehung auf die Ständeabtheilung zeigt ſich die Verſchiedenheit der ii 
Art. Staat dargeftellten verfchiedenen Perioden und Grundgefege der gefellfchaftliden Zu 
ftände wirkſam. Daher finden wir jo verfhiebenartige Ständeverhältniffe in den verſchiedene 
Staaten. Die Ständeabtheilung bildet ven Knochen- und Gliederbau ver Geſellſchaft. Wod 
Geſellſchaften in ihren Grundprincipien,, alfo in ihrer Weſenheit, verfhieden find, da müfl: 
aud die Ständeverhältniffe verfchieden werden. 

In den despotiſchen Zuftänden und bei Fortdauer einzelner Einrichtungen derjelben, o 
auch nod in ſpätern Eulturperioden, fließt der despotiiche Herrenftand ver Eroberer oder linte: 
drüder gewöhnlich ganze Klaffen von Bewohnern des Staats als Leibeigene, Sflaven, Helotea 
Parias von dem Staatdbürgerreht, von der Freiheit und von den VBortheilen der Geſellſche 
gänzlih aus. Und aud die übrige Ständeabtheilung wird nad dem hier vorherrſchenden un 
freien und mechaniſchen Staatsprincip nicht durch Freiheit, Bähigkeit und Würdigfeit, ſonden 
dur eine despotiſch feftgehaltene Stammes oder Kafteneintheilung, durch eine Eintheilun. 
nad den Kaften der Krieger, der Briefter, der Bauern, der Handwerfer u. f. w., beftimmı 
Dabei behauptet denn natürlich die mächtigſte Kafte, die der Krieger, ven Vorrang und ein viel 
beveutended Adelsrecht. Die Theofratie behält und fördert diefe durd blinde Unterordnung 
unter das factifche Herfommen oder durch die Gewalt beftehende Einrichtung, nur ordnet ſie jch 
den Friegerifchen Geburtsadel der Priefterfafte unter. Alles diefes und die Gründe hierfür bu 
der Art. Staat ausgeführt. 

Anders geftalten ſich dieſe Verhältniſſe im freien, im rechtlichen Staat. Diefer ift ein freiet 
Hülföverein, ein freied und hülfreiches Iebendiges oder organiſches Gemeinwefen eines felbitin 
digen Volks für die gemeinfhaftlihe Berwirklihung der menſchlichen Gefanımtaufgabe or 
der menfchlihen Eultur. Das hülfreihe Zuſammenwirken aller Glieder ded Vereins zur & 
fanımtaufgabe hat hier zu feiner Grundlage und Grundbedingung den Friedensverein oder d 
Recht, mit feiner Forderung der gleich heiligen rechtlichen Perſönlichkeit oder der gleichen frein 
perfönlihen Würde und Beftimmung aller Gejellihaftsgliever. In einem ſolchen freien leben. 
digen Gemeinwejen ergeben fih nun von jelbft für die Ständeabtheilung, wenn ihm dieſelbt 
entfprechen foll, folgende Hauptgrundfäge: 

1. Es bleibt unvertheilt oder gemeinschaftlich für alle Glieder der Staatsgeſellſchaft das, mai 
ohne Verlegung ihrer rechtlich gleich freien und gleich heiligen perfünlihen Würde und Beilin: 
mung und ihres gleich freien Antheils an dem Gemeinwefen, an feinen Vortheilen und Later 
nicht getheilt werben kann, ſowie natürlich auch dasjenige, was fürdie gemeinfhaftliche Förderung 
der Cultur feiner Bertheilung bedarf. 

Gemeinſchaftlich bleibt alfo für alle die gleiche Anerkennung, Achtung und Schüßung de 
etlichen Freiheit und Würde ald Menſch und Bürger oder das gleiche Menſchen- und Bürger: 
recht. Jeder hat ald menfhlihe Perfönlichkeit, ald freies Mitglied des Reichs der gerltteten 
Menſchheit den gleich heiligen Selbſtzweck und die Selbftgefeggebung und gemäß derſelben Pflich 
und Recht, nach feiner freien fittlichen Überzeugung fein Leben, feine Theilnahme oder Nichttbeil: 
nahme, den Ein- und Austritt in befonderetebensthätigfeiten und Staatd- und Standespfliätn 
zu beftimmen. Der Bürgerverein aber anerfennt und ſchützt ihm diejed Menſchenrecht. Jeder 
hat zugleich als freier Bürger oder als freies Mitglied des bürgerlihen Hülfs- und Eulturse: 
eins das gleich heilige Recht der Gleichheit oder der gleichen Theilnahme an feiner gemeinidait: 
lichen höchſten Idee und Aufgabe, an den freien Beftrebungen und Vereinen für fie, mie an ihren 
allgemeinen Bortheilen und Laften oder an dem allgemeinen Bürgerrecht und an ver allgemeinen 
Bürgerpfliht. Dahin gehören, als von der Idee ded Bürgers unzertrennlich, als unverkäuflich 
und unvertheilbar, auch das allgemeine patriotifhe Recht und die Pflicht, ven Verein auf Leben 
und Tod zu vertheidigen, das Wehrrecht und die Wehrpflicht. Einzelne follen weder zu Sachen 
und Mitteln gemacht, mit Verlegung ihrer Perſönlichkeit und Gleichheit für Die andern aufge: 
opfert werden, noch auch dürfen andere für fie die bürgerliche Perſönlichkeit, Ehre und Freiheit 
und ihre von denfelben untrennbaren Rechte und Pflichten und das lebendige Bewußtſein ihrer 
Bürgerwürde bejigen und fie ihnen entziehen. Der immer vollftändigere Sieg diefer Grund: 
jäge, diefer freien richtigen Gemeinfchaftlihfeit neben dem, mas von der gemeinfchaftligen Auf: 
gabe vertheilt werden muß, ihr Sieg gegen Sklaverei, Leibeigenfchaft und Kaſtenweſen ift das 

höchſte Ziel dev Menſchheit in unferer Zeit. Diefe Grundfäge, insbeſondere jene beiden Haupt: 
vechte der rechtlichen und ſtaatsbürgerlichen Freiheit und Gleichheit, enthalten die, je nad den 
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rechtlichen Bedingungen der Fähigfeit und Würdigkeit, verhältnißmäßig gleichen Nechte der per= 
jönlichen und Berfaffungs=, dev Vermögens: und conftitutionellen, der VBerfehrö- und Verwal: 
tungßfreiheit.?) Sie begründen aud in Beziehung auf die befondern Standesverhältniffe mit 
der Freiheit ihrer Wahl und ihrer verhältnißmäßig gleihen Erwerbungsmöglickeit, je nach den 
allgemein beftimmten rehtlihen Bedingungen der Fähigkeit und Würbigfeit, eine freie und or: 
ganifche Gliederung, Verbindung und Wehfelwirfung der Stände; ſie ſchließen ebenfo eine 
Faftenmäpige und mechaniſche Abjonderung und Unterordnung, aud) eine ebenfall8 unorganifche, 
mechanifche, abjolute over materielle Gleichheit fowie Ständeaufhebung aus. Nur in der All— 
gemeinheit des Staatsbürgerftandes für alle, fomeit fie fi deffen nicht unfähig und unwürdig 
machen, in dem Sreilajfen aller vechtlihen Wege ver Erwerbung für alle und in dem gleichen 
tichterlihen und fonftigen rechtlichen Schutz ift völlige Gleichheit. 

Der Menjhenfreund darf hoffen, daß es unferer Zeit gelingen werde, in ihrem bereits jo 
jiegreihen Fortſchritt zu diefem Ziel die Hinderniffe und Gefahren endlich zu überivinden, die 
von ganz entgegengefegter Seite ihr entgegenftehen. Hier auf der einen Seite jind es traurige 
Reſte der alten Sklaverei, der Groberungs: und Kaftenherrichaft und durch fie unterftügte neue 
Verſuche ihrer Wiedereinführung. Es find die infolge früherer und fpäterer Verfehrtheiten 
entjtandenen Hindernifje für die volle Berwirklihung jener Orundjäge, vorzüglich eine nicht 
feltene unnatürliche, oft räuberifhe Anhäufung oder Entziehung der natürliden Mittel und 
Wege für jene Freiheit und für jene gleihe Theilnahme, für die Erwerbung der rechtlichen Fä— 
higEeit und Würbdigfeit zu derfelben. Und felbft dad Land, welches den gerechten Grundfägen 
den fräftigften verfaffungsmäßigen Schuß gewährt, Großbritannien, hat doch aus feinen drei: 
und vierfahen Groberungen Englands, Schottlands und vorzüglid Irlands noch große traurige 
Bolgen friegerifher Beraubungen zu befämpfen. Auf der andern Seite aber drohen, nad) jafo- 
bin iſchen und communiftifhen Ipeen und bei der Noth fo vieler bedrängter Armen, faliche 
Grundſätze von der rechtlichen Freiheit, Gleihheit und Gemeinſchaftlichkeit, Grundfäge, melde, 
bei dem oft an ſich edeln Willen und Zorn ihrer Urheber, doch die allererften Elemente, Grund 
bedingungen und Träger alles dauernden Leben, aller wahren und dauernden rechtlichen Frei: 
heit und Gleichheit, nämlich die natürlihen Träger und Schranken berjelben überfehen. Wie 
beichwerlich und hemmend, ja ververblich ift doch oft für Die Seele und die edelften freien Seelen- 
thätigfeiten der menſchliche Leib. Und dennod wird es fogleih ald Kranfheit oder Narrheit 
erkannt, wenn ihn und feine individuelle Geftaltung und Rebensthätigfeit der Zorn über jene 
Hemmungen vernichten will. Iſt ed denn aber bejfer, wenn man den Redhtsleib der rechtlichen 
Berjönligkeiten, ihr Eigenthum, dieſe Grundbedingung ihrer rechtlichen Selbftändigfeit und ber 
Feſtigkeit der Familien und fonftigen Gejellfhaften, wenn man überhaupt den natürlichen feften 
Knochen- und Gliederbau der Gefellihaft auflöft und in einer ſtets nur zur Roheit führenden 
materiellen Vermögens: und Standesgleihheit und ſchrankenloſen Freiheit den gefpenftifchen 
Geiſtern aller fubjectiven, ſchrankenloſen, flüchtigen, wechſelnden Gefinnungen und Einfälle und 
ihren künſtlichen Erfindungen das Regiment anvertraut? 

I. Auf jenem freien und organifhen Wege müffen nun die befondern Beftrebungen für die 
gemeinfchaftlihe Aufgabe unter fo viele befondere freie Stände der Staatöbürger fich vertheilen, 
als e8 verſchiedene Hauptzweige der gemeinichaftlihen Aufgabe gibt, für deren zweckmäßige Be: 
treibung das gemeinfhaftlihe Zufammenmirfen einer befondern Hauptflaffe von Perſonen mit 
einer mehr oder minder verſchiedenen Vorbereitung, Beihäftigung, Lebensweife und bürgerlichen 
Stellung natürlid und heilfam ift. 

Hiernach unterfcheidet ih 1) der Stand der Stubirten und flubirten Beamten, welder zu: 
nächſt die wiſſenſchaftliche Erkenntniß der ganzen Gultur und die vondiefer Erfenntnip ausgehende 
höhere geiegliche Leitung derjelben zu feiner Aufgabe Hat. Er zerfällt nad der früher (allge: 
meine Ginleitung) gegebenen materiellen Abtheilung in die fünf Hauptzweige der Theologen, 
Philoſophen, Mediciner, Okonomen und ber Juriften und Politiker; nad der Korm feiner Thä⸗— 
tigkeit aber in den Gelehrten: und in ven Beamtenftand, beides legtere in einem engern Sinne, 

2) Der Stand der Nichtſtudirten, dev Bürgerftand, welder ſich zunächſt mit der praftifchen 
und mehr materiellen Förderung der Eultur je nad ihren verfchiedenen Zweigen befchäftigt. 
Er zerfällt nah den drei Hauptabtheilungen: a) in die Ökonomie im weitern Sinne oder in 
die Gewinnung der Naturproducte durch Land- und Bergbau, Jagd und Fiſcherei; b) das Ge: 
werbe im weitern Sinne, welches durch Bearbeitung der materiellen Stoffe diefelben ven ver: 


1) Bl. hierüber Welder, Syſtem, I, 576 fa. 
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nünftigen Zwecken des Lebens dienftbar macht; c) den Handel im weitern Sinne, twelder vur 
Umtauſch der Güter nad den jedesmaligen geſellſchaſtlichen Bevürfniffen die harmoniſche Dr, 
mittelung zwifchen den Okonomen und Gewerböleuten und zwiſchen den übrigen Menſchen &ı 
forgt. Da bie Dfonomie vorzugsweiſe auf dem Lande, Gewerbe und Handel vorzugsweiſe un 
in höherer Ausbildung in Städten betrieben wird und vorzüglich in früherer Zeit fo betriebe 
wurde, fo fnüpfte ſich hieran der Unterfhied des Bauern- und Bürgerftandes, deren frühe 
Taftenmäßige Abjonderung und Verſchiedenheit übrigend ebenfalls die heutige Cultur imm 
mehr verwijcht hat. (S. Städte.) 

Es bedarf überhaupt nur eines Blicks auf dieſe Hauptabtheilungen, um jich zu überzeuge 
wie vielfah und wie frei und organifch jegt dieſe verjhiedenen @ulturzweige und ihre Ihäti; 
feiten, mithin auch die fie betreibenden Stände, in Berbindung und Wechſelwirkung ſtehen ur 
ineinander übergeben. So iſt es allerdings in der Natur der Sache begründet, daß d 
Stand der Nitftudirten feine Gulturzweige und feine praftifche Thätigkeit für diefelben n« 
der Lehre und unter der Leitung des Gelehrten: und des fludirten Beamtenſtandes fürer 
Aber nicht etwa bloß die Heiligkeit der vollfommenen ftaat#bürgerlihen Freiheit bejeitigt hierhe 
jede einfeitige und drüdende Unterorbnung; es thut diejed auch die nothiwendige organijder 
bindung und Wechſelwirkung der verfchiedenen Klaſſen der Bürger, ihrer befondern Erfahru 
gen, Anfichten und Intereffen felbft in ven Kreifen der praktiſchen Wiffenfchaften und volle: 
bei der Bildung und Durchführung der praftifchen Gejege, dieſe organifche Verbindung un 
Wechſelwirkung in der öffentlihen Meinung und Mittbeilung, in der Stände: und Landrath 
und Gemeinde: und Synobalverfammlung und endlid im öffentlihen Volks- und Schwung 
richt. Dazu ſteht durch Ausbreitung der Literatur und des Leſens, durch höhere Bürger 
Gewerbs- und Bolytehnifche Schulen ſelbſt die wiffenihaftlihe Bildung den unftudirten Stänte 
offen und wird von vielen Mitgliedern derjelben mehr oder minder erworben. So werben aus 
die frühern Benennungen „Stände der höhern und der niedern Cultur“ täglich weniger paſch 
Wie ſehr vollends heute Beſchäftigungs- und Lebensweiſe, Bildung und Interefien bed x: 
nannten Bürger: und Bauernftandes ineinander übergehen, bedarf vollends feiner Ausrühre; 
(S. Städte.) 

So können denn jhon deshalb und wegen der gleihen Staatöbürgerpflicht die heutigr 
Ständeabtheilungen für die Abtheilung einer ſtaatsbürgerlichen repräfentativen Reichs- ın 
Zandedverfammlung nicht zur Grundlage dienen. (S. Landitände und Neprafentatives &ı 
ftem und auch Staat.) Nur das wird die Aufgabe fein, feinen diefer verſchiedenen Hauptimir 
der Gultur und der fie vertretenden Stände, ihre befondern Einfihten, Erfahrungen und Inte: 
effen von einer verhältnißmäßig gleihen Theilnahme an der Vertretung der Gejammtheit da 
ganzen Gultur und Staatsaufgabe, wie der Geſammtheit aller Stände, aller Bürger m 
aller rechtmäßigen wohlthätigen Intereffen derſelben auszuſchließen. Diefe verhältnigmäh 
Gleichheit fehlt da, wo nicht bloß die Reichen über die weniger Bemittelten, ſondern aus de 
Stand der Randbefiger vor den übrigen Ständen unverhältnißmäßig bevorzugt ift, ober ne 
vollends ganze Stände, "wie der Gelehrten: und Beamtenftand, von der Vertretung bed Voll 
und Staats gänzlih ausgeſchloſſen find. Bei der an ji heilfamen Abtheilung der Reihe: 
ftände in zwei Kammern aber ift gerade für den befondern Zweck der Erften Kammer deren gu— 
fammenfegung fo zu bilden, wie es dieſem Zwed und fomit dem allgemeinen Wohl am meiften 
entfpridht. Denn nur fo weit geht dad Recht der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit in Beziehung auf 
die Theilnahme an der Regierung des Staats, daß fein fühiger und würdigerBürger zum Rab: 
theil des gleichen Gefamntwohls aller Bürger oder des Staatszwecks und Beftandes, daß kin 
zur bloßen Begünftigung oder Bortheilöberehtigung von der gleichen Theilnahme ausgeigleft 
oder beſchränkt werden kann, Wohlaber fordert eben das gleihe Wohl aller Hier, da fein 
zu feinem Vorteil, fondern nur für das Geſammtwohl regieren foll, daß die für das legte 
als wirklich heilſam erfannten Vorzüge und Beſchränkungen eintreten, worauf ja aud de 
Monarchie und die Bevorzugung der erbbereghtigten fürftlihen Familienglieder beruht. Eben‘ 
ift nun auch eine theilweife Bildung ber Erften Kammer durch adelihe Gutäbefiger infoweit teöl: 
lich möglich, als diefelbe völkerrechtlich begründet ift, wie für die Mebiatifirten, oder ald ber Ir 
Nationalwille diefelbe vem Geſammtwohl entfprechend findet. Will man alsdann wegen biejed 
Einen befondern politifchen Rechts, oder will man wegen des blos priwatrechtlichen ererbten get 
Bern Gutöbefiges des Adels und der daran ſich knüpfenden natürlichen Vortheile in den geſel 
ſchaftlichen Verhältniſſen, und etwa auch wegen feiner thatſächlichen Begünſtigung bei Hoft. 
den Adel heutzutage noch als beſondern Stand betrachten, fo mag man ed thun. Nur muß man 
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nicht vergeffen, daß jene erblichen Pairierechte keineswegs alle Geburtöadeliche berühren, und 
daß jene natürlichen Vorzüge blos von der völlig freien Meinung abhängen und die Unterſchiede 
jhwanfend find und mehr und mehr verfhminden. Nur dann würde der Adel feinen Stand 
‚auch in der Öffentlihen Meinung bedeutend und ruhmvoll binftellen und befeftigen, wenn er, ver 
früher wenigftens für ſich jelbft die altnationalen Freiheitörecdhte behauptete und nur allein da= 
durch zum Adel wurde (ſ. Adel), diefen Urfprung treu und verebelt behaupteteund feine günftigen 
Berhältniffe zur vorzugdweifen Förderung einer Hauptaufgabe unſers heutigen gefellichaftlichen 
Lebens benugen wollte, nämlich) zur Bertheidigung und Förderung der nationalen Breiheitsrechte 
des Volfd. Seine vorzugsweife Leiftung der Kriegspienfte und feine feudalen Schug- und Ge— 
richtsrechte für feine Hinterfaffen und die Heilfamkeit verjelben, feine fauftretlidhe Gewalt und 
feine durch diefelbe erworbenen faftenmäßigen Privilegien find unzeitgemäß, ungerecht und ver: 
werblich gemorden oder verſchwunden. Das „Birſchen durd den Wald“, deſſen Schiller ald das 
Kennzeichen des Junferd gedenkt, kann würdigen Gliedern des Adels nicht genügen und ift ja 
auch fein Monopol mehr. Noch weniger aber werben jene würbigern Mitglieder unzeitgemäße, 
Dur feine dem Geſammtwohl ihrer Mitbürger entſprechende Gegenleiftung geredtfertigte, 
mithin ungerechte und verberbliche Privilegien zur Bildung eines befondern Standes behaupten 
oder neu ufurpiren wollen. Für fie, für Monopole und Höflingsherrſchaft ift die Zeit vorüber. _ 
Dhne bejondere Förderung eined Haupttheild der gemeinjchaftlihen Aufgabe aber beftehen 
vollends heutzutage feine befondern Standesrechte. Im der bezeichneten heilſamen Beftrebung 
Dagegen wäre ein großes Feld des herrlichften Verdienſtes um die Rettung unferer Nationalehre, 
ja unjerer Eriftenz unter den freien mächtigen Nationen der Erde. Und aud) dem Thron fönnte 
der Adel auf feine Weife gleich treu und ſchützend ſich erweiſen. Wohl aber müffen fauſtrechtliche 
Gelüfte dem ganzen Adel in unferer Zeit jehr gefährlich werben. 

Wichtiger faft als alle bisherigen Ständeabtheilungen find Heutzutage, zumal da, mo bie 
politifhen Wahlgefege für Reichs- und Provinzialftände, für die Gemeinderäthe und die Schwur— 
gerichte daran Rechte und Befhränfungen knüpfen, die Unterjchiede in vermöglidhe und unver: 
möglihe Bürger und vollends die in jelbftändige Familienväter und in perfönlich abhängige 
Leute. Doc find diefe Unterſchiede ſchwankend, wechfelnd und particnlär. 

Nach allem Bisherigen bedarf e8 feiner Ausführung mehr, wie unpaffend und unſern Eul: 
turverhältniffen widerſprechend mandye gewöhnliche Ständeabtheilungen jind. So iſt e8 denn 
aud die halb poetijche, halb dem Mittelalter entlehnte in Wehr:, Lehr: und Nährftand. Wer 
ift heute noch unſer Wehrſtand? Doch wahrlich ver Adel nicht, der meder, wie ehemals, vorzugd- 
meife fein Blut, noch fein (dazu ermorbenes) Gut dem Vaterlandöfriege opfert? Billig foll pas 
ganze Volk feinen eigenen Wehrftand bilden und in einem Kern von höher und wiſſenſchaftlich 
gebildetem Militärbeamtenftande nur eine Elite befigen, wobei aber der Adel um jo menigervor- 
zugsweiſe in Betracht kommt, als ja felbft zur Zeit ver vorzugdmweifen Begünftigung des Adels 
bei der Bejegung der Offizierftellen doc die Stellen in der Artillerie und im Geniewejen, zu 
welchen vorzugsweiſe höhere Bildung nothwendig ift, allermeift mit Bürgerlichen bejegt waren. 
Und wer ift der Lehrftand? Doc nicht mehr allein die Geiftlihkeit? Will man indeß darunter 
den Stand der Studirten in unferm Sinne verftehen und unter dem Nährftande den Stand ber 
Nihtftudirten, jo gilt davon alles Obengejagte, namentlich aber auch die völlige Unzuläſſigkeit 
faftenmäßiger Scheidung oder eine Begründung der Abtheilung der Land- und Reichsſtandſchaft 
nad) diefer unpaffend bezeichneten Standesabtheilung. MWelder. 

Stände, f. Abgeordnete: Eonftitution; Landtag; Deutiches Landesftantsreht. 

Standesherren. Dieſer Ausprud ift an ſich ein fehr unbeftimmter. Gewöhnlich wird 
er zur Bezeihnung der Mitglieder derjenigen ehemals reihöftändiihen Familien gebraudt, 
welche, wie man zu jagen pflegt, im Jahre 1806 und ſeitdem mebiatifirt wurden. Allein ver 
Ausdruck wird auch noch in anderm Sinne gebraudt. So bezeichnet man damit z. B. in 
Schleſien und in der Laufig die Befiger jener Überbleibfel ver ehemaligen Fürftenthümer, die 
man Standeöherrfchaften nennt; und daß Standeöherr und Mediatilirter nicht ganz gleich— 
bedeutend jei, erhellt felbft aus dem Art. 14 der deutſchen Bundesacte, welder unter anderm 
aud beftimmt, daß die Häupter der mebdiatifirten ehemals reichsſtändiſchen fürftlihen und 
gräfliden Häufer die erften Standeöherren in dem Staat fein jollten, zu dem fie gehören. 
Hieraus, wie aud dem meitern Zuſatz dieſes Artifeld: „Sie und ihre Bamilien bilden bie 
privilegirtefte Klaffe in demfelben‘, gebt, auch hervor, daß der Ausdruck Standesherren nit 
vollftändig gleich ſei mit der Idee der Pairſchaft, der erblihen Mitgliedſchaft im Oberhaufe, va 
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nicht nur viele Mitglieder der Erften. Kammern nit im Sinne der Standesherren Pairs fin 
wie z. B. die lebendlänglihen und namentlich die Kraft ihred Amts in die Kammer berufen: 
Reichsräthe, jondern aud die Prinzen der regierenden Familien ald Mitglieder der Grüı 
Kammern Standeöherren und zwar ohne Zweifel mit dem Rang vor den Mediatijirten erjheine 
veögleihen aber auch jelbft fammt ihren Bamilien eine privilegirtere Klaſſe bilden als ı 
Standeöherren. 

Wie dem aber jei, jo bleibt immer der oben zuerft angegebene Sinn des Worts » 
gewöhnliche und bat ſich demnach diefer Auffag mit dem fogenannten hohen ehemaligen Reid 
adel, ven ehemaligen Neihöfländen zu bejchäftigen, die man gegenmärtig mit dem allervin; 
ganz unrichtigen Namen „Meviatifirte” zu bezeichnen gewohnt ift. ?) 

Standeöherrlihe Familien finden ji gegenwärtig nody nur in Preußen, Baiern, Sadir 
Hannover, Würtemberg (hier die meiften), Baden, Kurhefien, Großherzogthum Hefien u 
Naſſau, alfo in denſelben neun deutſchen Staaten, weldhe dad Zweikammerſyſtem befigen. Ih 
bejondere Stellung ‚beruht nicht wefentlih auf der ehemaligen Reihsftandichaft, die ja au 
viele geiftliche Herren und Städte bejaßen, fondern darauf, daß dieſe Reihsftandidaft 
erbliches, mit den Beſitzungen verbundened Recht?) ihrer Familien war und Deshalb nod) ein. 
Berudjihtigung aud dann finden Fonnte, ald dad Reich aufgelöft und die Minverzabl ir 
ehemaligen erblichen reichsſtändiſchen Käufer fouverän geworden war. 

Schon feit ſehr früher Zeit kam es vor, daß jih Reichsſtände der Landeshoheit eines ann 
Reichsſtandes unterwarfen, wad man Exemtio nannte. Für ſolche Reichsſtände, die trage 
ihren Geburtäftand behielten, kam ſchon jeit dem 14. Jahrhundert der Ausdruck „Standeähere 
und in der Wahlcapitulation die Bezeichnung „Mediatſtände“ oder „mittelbare Stände” 
woraus fi erflärt, daß fi die Bundesacte in dem Ausdrud „mittelbar gewordene‘ und in ix 
Bezeihnung „Standeöherren‘, wie in jo vielen andern wichtigen Bällen an Die Ausprudewi 
des ehemaligen Reichsſtaatsrechts angeſchloſſen hat. 

Gegen einfeitige Gewaltjtreiche, durch welche einzelne mächtigere Landesherren, z. B. Brain 
einen Mitjtaat ſich unterwarfen, 3. B. die Grafen und Herren von Giech, konnten ſich die legen. 
twie auch das Haus Schönburg, folange das Reich fortbeftand auf die Fortdauer ihrer redtlise: 
Reichsſtandſchaft berufen, die natürlich auch durd den Nichtgebrauch derfelben jo wenig au 
gehoben wurde, wie durch die gemaltthätige Befeitigung ihrer Landeshoheit. Gegen die al 
gemeine Mediatifation infolge des Rheinbundes aber, die aud wir glei der Säcularilaie 
von 1803 als einen widerrechtlichen Gewaltact bezeichnen müflen, gab es nach Aufhebung de 
Reichs kein Mitel ald ven Proteft ?), da eine Rechtscontinuität zwifhen Reich, Rheinbund u 
Deutfhem Bund nicht beftand, auf dem Wiener Congreß aber ganz Europa die. Miebiatijare 
beitätigte und wefentlide innere Gründe gegen die Widerherftellung des.frühern Zuftandes, 
natürlich auch die kirchlichen, reichsritterſchaftlichen und reichsſtändiſchen Gebiete hätte tin 
müffen, ſprachen, wenngleich die Idee einer großen deutſchen Nationaleinheit derjelben dama- 
noch nicht entgegenftand. 

Die bezüglich der Häufer Shönburg und Giech gemachte Bemerfung, daß ihre durd iv 
Vergewaltigung vor 1806 erlittene Mediatiſirung ihr Recht nicht alterirt habe, hat aber 
diefelben die Bedeutung, daß die den im Jahre 1806 und ſeitdem Mediatijirten eingeräumt 
Vorzüge ihnen gleichfalls zuftehen müffen, wie dies auch nad) langen Bemühungen der ing: 
lichen Häufer endlich ſowol in ven betreffenden Staaten (Baiern und Sachſen) wie vom deut 
ſchen Bunde anerfannt ift. *) 

Die Rheinbundsacte, deren doctrinäre Aufzählung der wejentlihen Souveränetätdtedt 
jowol dem Wirrwarr ber ſtaatsrechtlichen Begriffe und Zuftände in Deutſchland ald den Zuektt 


1) Held, Syftem des Verfafjungsrechts der conftitutionellen Staaten Deutfchlands, 1, 464. 

2) Über die Berfonaliften f. Zöpfl, Deutfches Staatsredht, Thl. I, $. 90, Note 5 u. 6, $. 92 sub!) 
Diefes Befigthum ift überhaupt die Vorausſetzung der Standesherrlichfeit, fo zwar, daß eine ſtandet 
herrliche Familie, welche ihre ehemaligen reichsſtaͤndiſchen Beſitzungen vollſtändig verloren hätte, au 
alle beſondern Rechte entbehren würde, diejenigen beſondern Rechte aber, welche als reale Pertinau“ 
der fandesherrlichen Güter erfcheinen, wie z. 9 Sig und Stimme im Landtag, reſp. Neicysrath, 1 
in demjenigen Staat beanfprucht werben fünnen, in welchem die fraglidyen Güter liegen. So m 
fchied auch im November 1862 der König von Baiern nach Vernehmung des Staatsrathe bezüglich da 
ſtandesherrlichen Rechte der Grafen von PBüdler-Limpurg. 

3) Klüber, Acten des Wiener Gongrefles, II, 384 fg. 

4) ©. die Literatur bei Zöpfl, I, 198, Note 17; IL, 97. 


Standes herren 123 


Napoleon's I. gegenüber (die jogenannte Repräfentativhoheit ober das ſouveräne Recht ber 
Vertretung nah außen fehlt in diejer Aufzählung) eine gewiffe Berechtigung hatte, erklärte 
bereits entſchieden, daß den Mebdiatifirten alle diejenigen Rechte gelaffen werben follten, welche 
nicht wefentli zur Souveränetät gehörten. Died war einmal eine petitio principü, weil eben 
die Zahl der wefentlihen Staatshoheitsrechte nicht feitftand; es war aber auch eine die An— 
forderungen des fortichreitenden Staats gänzlich unberüdjichtigt laffende Verwilligung, da die 
Grenzen der einzelnen angegebenen Hoheitsrechte, 3. B. Gerihtöbarfeit der dritten Inftanz, 
hohe Polizei, theild jehr unbeftimmt, theild jo geftellt waren, daß jie im Lauf der Entwidelungen 
zu eng und zu weit zugleich werden mußten, wie Died aus der Gerichtsbarkeit der dritten Inftanz 
Elar hervorgeht. Dazu fommt aber noch ald jehr wichtig, einmal, daß man den politifchen 
Gharafter ver flandesherrlihen Domänen und der jonftigen ſtandesherrlichen Herren- und 
Feudalrechte gänzlich überfah, oder nicht zu würdigen wußte und nicht begriff, daß fie, wie die 
niedere und mittlere Gerichtöbarfeit, nicht dur eine willfürliche gejeglihe Phrafe zu rein 
patrimonialen, d. h. privatrehtlihen Gegenftänden gemacht werben fonnten, dann, daß man 
glaubte, Privilegien verleihen zu können, welche die Entwickelung unjerer ftaatlihen Berhältniffe 
im ganzen aufzuhalten oder doch in ihrer Einheit zu durchbrechen im Stande gewefen wären. 

Übrigens hatte ein gewiſſes Billigkeitögefühl auch ſchon in den einzelnen Staaten dahin 
gewirft, daß man durch befondere und an Bergünftigungen die Rheinbundsdacte noch weit über: 
treffende Gefege die Stellung des ehemaligen Reichsadels, namentlih der Mebiatifirten, zu 
ordnen fuchte, und bier ift vorzüglich die bairische Declaration vom Jahre 1807 zu bemerken, 
weil fie nit nur für das jpätere bairiſche Verfaſſungsrecht, fondern aud für den Art. 14 der 
Bundedacte die Grundlage, für legtere jogar bundeögrundgejeglich, heute noch die nöthige 
Ergänzung bilden follte. 

Nah dem Bundesbefhluß vom Jahre 1825 zählen wir jegt 49 mediatijirte fürſtliche und 
nah den Bundesbeſchlüſſen feit 1829 51 mediatifirte gräflihe Häufer.?) Im ganzen war 
ihre Stellung durch die deutſche Bundesacte die ded landſäſſigen Adeld, nur mit einer bedeuten- 
den Steigerung. Denn wenn man auf ihr Verhältniß zum Deutſchen Bunde ein großes Gewicht 
legt, fo darf man nicht überfehen, daß ein ähnliches wenn auch minder günftiges Verhältniß 
für alle Angehörigen ver deutfhen Bundesftaaten befteht, und daß felbft die befondern Vor: 
rechte dev Mebiatijirten, wenigftens für den Umfang der Landesgrenzen, manden landjäjfigen 
adelihen Familien durch die Kandesgejeggebung eingeräumt worben find, die man deshalb 
aud den hohen Landadel zu nennen pflegt. ©) 

Das deutfche Comite auf dem Wiener Congreß, in welchem der öſterreichiſche vorjigende 
Geſandte gelegentlih feines erften Vortrags die ehemaligen Reichsunmittelbaren ald die 
‚traurigen Opfer einer vergangenen Zeit‘‘ bezeidhnete, ging davon aus, denjelben alles zu 
gewähren, refp. zu laffen, was mit den neubegründeten politifhen Verhältniffen Deutihlands 
verträglich erſcheine. Als Rejultate der einfhlägigen Betrachtungen erfheinen die Art. 6 und 
14 der Bundedacte. 

Der erftere gehört demnach zu den eigentlichen grundgefeglichen Beftimmungen ded Bundes, 
bejagt aber nad) Anordnung des Plenumd nur am Schluffe: „Ob den mebiatilirten vormaligen 
Reichsſtänden auch einige Guriatftimmen im Pleno zugeftanden werben follen , wird die Bundes- 
verfammlung bei der Berathung der organischen Bundesgefege in Erwägung ziehen.“ 

Bekanntlich iſt ſeitens des Deutichen Bundes in diefer Richtung nie etwas geichehen, wohl 
aber von anderer Seite ein ähnlicher Gedanke auch in neuerer Zeit wieder aufgetaudht. Es 
muß einleuchten, daß man ji von der Bejahung der im Art. 6 hingeworfenen Brage ſchon in 
demfelben Maße entfernen mußte, in welchem die innere Ginheit und das Selbftändigfeits- 
gefühl der einzelnen deutſchen Staaten wuchs und erftarfte, daß aber, wie bie ganze gegenwärtige 


5) Die Bundesverfammlung fann, mit Stimmeneinhelligfeit, alfo namentlich nicht ohne Einwilli: 
gung des betreffenden Souveräns, auch ehemaligen Perfonaliften und ſolchen Familien, denen es fonft 
an den bundesgejeglichen Requifiten der Standesherrlichfeit fehlt, diefelbe ertheilen und hat dies auch 
gethan, 3. B. bei der Familie Bentind (hier fogar gegen den Proteft des betreffenden Souveräns, Ol: 
denburg), dann bei den Grafen von Schliz, genannt Görz, Platen und Hallermünde und von Neip: 
perg. Im ganzen ift aber ver Stand ber Meblatifirten ein geichlofiener Stand, der nach der Natur der 
Sache eher abnehmen wird und abgenommen hat, als er vermehrt werden fann. 

6) So war e8 3. B. in Baiern mit der herzoglich Leuchtenberg’fchen und ift es noch mit der gräflich 
Pappenheim'ſchen Familie, j 
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innere Ginrihtung des Bundes jo auch und noch mehr die Bejahung jener Frage dam 
unmöglih fein muß, wenn man an eine Reform der deutſchen Gejfammtverfaffung im Sinn: 
einer größern und ftärfern Einheit denft. Ob den Mebdiatifirten bereinft in einer entipre- 
chendern einheitlichen Vertretung der deutihen Nation eine bejondere Stellung einzuräumen 
jei, ift eine Frage de lege ferenda, und fann ihre Beantwortung natürlich erft dann erfolgen, 
wenn man fih über eine ſolche Verfaffungsreform geeinigt haben wird. Do glauben nır 
nicht zu irren, wenn wir fagen, daß die Mediatifirten unter allen Umftänden den nähern Aut: 
gangspunft einer ausgezeichneten politifhen Stellung in einer beftimmten Landesangebörigtei 
ſuchen müſſen, daß ihre hiſtoriſche Sonverftellung nicht zu einer befondern politifhen Stellun 
in dem einheitlicher gewordenen Deutſchland, welches alle Eingelfouveränetäten theilweife un 
viele derjelben ganz verjchlingen müßte, berechtigt, wenn dieſe größere Einheit auf naturlicen, 
die ftandesherrlihen Beſonderheiten in ſich aufnehmenden, alfo ftärfern und tiefern Grunblage 
errichtet würde, daß eine bloße Hiftoriihe Pietät nit die Kraft haben dürfte, den An: 
forderungen der Nation auf entiprechende Gefammtorganifation zu widerſtehen, und jedenfall: 
eine ausgezeihneterechtlih anerkannte, politifhe Stellung der Mediatifirten dadurch bevingt it 
daß ſie im ganzen, ald Stand, mehr denn bisher von dem Princip der politiihen Pflicht als®ı 
dingung jeder öffentlich-rechtlichen Auszeichnung ausgehen und Durch eine energijche, zeitgemät 
Berheiligung am politifhen Fortſchritt der einzelnen Staaten wie der Einheit der deutſche 
Nation fi die Sympathien der gegenwärtigen und fommenden Generationen erwerben. 


Die eigentlihe Grundlage der befondern rechtlichen Stellung ver Standeäherren ift dab | 


in dem Art. 14 der Bundesacte zu finden, welcher denfelben, reip. allen Gliedern ihrer Bamilin 
nicht nur Dingliche und perfönliche, fondern auch allgemeine für ganz Deutfchland und bejontn: 
für Diejenigen Länder, in denen nunmehr ihre Befigungen liegen, geltende Vorrechte einräun! 

Als erfted Vorrecht wird die Chenbürtigfeiterwähnt, von welder wir im Art. Misheireh 
bereitö gehandelt haben. Mit ven Ebenbürtigfeitöprincip hängt es zuſammen, daß mark 
im Jahre 1825 und 1829 zu den Bundesbefhlüffen vereinigte, den Häuptern der ehem! 
reihöftändijchen fürftlihen Käufer das Prädicat „Durchlaucht“, denen der ehemals rei: 
ſtändiſchen gräfliden Familien das Prädicat „Erlaucht“ zu geben, während auf Obferm 
beruht, die Häupter der fraglichen fürftlihen Familien und deren Gattinnen „Fürſt“ ım 
„Fürſtinnen“, die Mitglieder derfelben, die fi übrigens auch der ebengedachten Bezeichnungt 
bedienen dürfen, Prinzen und Prinzefiinnen zu nennen. Dagegen ift den Fürſten wie den 
Grafen verboten, ſich ald Reihsfürften oder Reichsgrafen zu bezeichnen. 

An diefen Rechten bat die Zeit noch nicht gerüttelt. Aber anders verhält es fich mitte 
meiften oder doch widhtigften der übrigen durch die Bundedacte eingeräumten Rechten. 

Der Art. 14 beftimmt nämlich weiter: „daß die Häupter diefer Käufer die erften Stan: 
herren inden Staat find, zu dem fie gehören; fie und ihre Familie bilden die privilegirtefte Klaft 
in demſelben, insbeſondere hinfichtlih der Befteuerung.‘ j 

Schon über den erften Sag diefer Beftimmungen gehen die Meinungen ſehr auseinander. 
Darüber zwar, daß darin den genannten Perfonen und zwar jeder eine Wirilftimme in m 
Nepräfentation und nah den Prinzen von Geblüt auch der erfte Rang eingeräumt merden 
jollte, ffimmt man überein ; ebenſo darüber, daß jene Stimme in der Erflen Kammer zu führen 
jei. Die Frage ift aber die, ob dieſes Recht ein dingliches fei, d. b. auf ven Befigungen ruhe un 
nur in denjenigen Ländern ausgeübt werben Fönne, in welden die Befigungen liegen; ferner, 
wenn ja, ob ed nur auf den ehemals reichsſtändiſchen oder überhaupt auf den vordem reihe: 
freien Gütern ruhe, oder ob Standeöherren der legtern wegen, wie die ehemalige Reid? 
ritterfchaft, nur einen „Antheil an der Landftandfhaft” 7) anzufprehen haben. Diefe Fragen 
find ſowol in der Theorie als praftifch verſchieden beantwortet worden, und allgemein herriß! 
nur die Anficht, daß die Standeöherren da nit Mitglieder der Nationalrepräfentation zu jein 
nad) der Bundesacte beanspruchen fünnen, wo fie mit gar feinem reichöfrei gemwejenen Orun- 
bejig anfällig find. ®) 

Beſondere Schwierigfeiten bietet der zweite Abſatz, theild wegen des darin ausgeſprochenen 
Princips ſelbſt, theils wegen ver großen Allgemeinheit des Ausdrucks. Man mochte damald an 


7) Diefer „Antheil an der Sanditandichaft‘‘ bedeutet aber weder eine Birilitimme für jeden, nech 
Sitz und Stimme im Oberhauſe. Die Bundesacte gewährte denſelben ebenfalls der ehemaligen Reichs 
ritterſchaft und kann er nicht nur die Folge der Standesherrlichkeit fein, 

8) Held, Syitem, I, 629 fg. Zöpfl, IT, 104 fg. 
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dem Ausprud „privilegirtefte Klaffe” und namentlich an Steuerprivilegien minder Anftop 
nehmen ald jegt. Aber wenn ed gewiß ift, daß mit diefer Beſtimmung den Standesherren aud) 
pecuniär erwähnenswerthe Steuerbegünftigungen zugefagt werben follten, jo ift e8 nicht minder 
gewiß, daß gerade diefe Begünftigungen überall am ſchwerſten ausführbar waren, allenthalben 
als am mwenigften vereinbar mit der hohen Rangitellung betrachtet wurden. Im den einzelnen 
Ländern geſchah zunächſt verfchiedenes; hier erhielten die Standesherren mehr ?), dort weniger 10) 
Befreiungen, wieder anderswo bezog man ji auf das verfaffungsmäßige Princip der all: 
gemeinen gleihen Befteuerung und vermeigerte ihnen jede Befreiung. So fam man fon bei 
Publication der Bundesacte gelegentlich diefer Hauptbeftimmungen zu Streitigkeiten über deren 
Interpretation und zu Golliionen über deren Berhältniß zu den Landesverfaffungen. 

Als dritte Hauptbeftimmung ded Art. 14 erſcheint noch: „es follen ihnen (? den Häuptern 
oder den Familien? wir meinen, den ehemaligen Reichsſtändiſchen) überhaupt in Rückſicht 
ihrer Berfonen, Familien und Beiigungen (aller? welder?) alle diejenigen Rechte und Vor— 
züge zugelidert werben over bleiben, welhe aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörten 
Genuß herrühren, und nicht zu der Staatögewalt und den höhern Regierungsrechten gehören. 
Unter vorerwähnten Rechten find insbejondere und namentlich begriffen: 1) die unbeſchränkte 
Breiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehörenden oder mit vemfelben in Frieden 
lebenden Staat zu nehmen; 2) werden nach den Grundfägen der frühern deutſchen Verfaſſung 
die noch beitehenden Samilienverträge aufrecht erhalten und ihnen (?) die Befugniß zugefichert, 
über ihre Güter (welde?) und Bamilienverhältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, welche 
jedoch dem Souverän vorgelegt und bei den höchſten Landeäftellen zur allgemeinen Kenntniß 
und Nachachtung gebracht werden müffen. Alle bisher dagegen erlajfenen Verordnungen follen 
für Fünftige Fälle nicht weiter anwendbar jein; 3) privilegirter Gerihtöftand und Befreiung 
von aller Militärpfliht für jih und ihre Familien; 4) die Ausübung der bürgerlichen und 
peinlichen Gerechtigkeitöpflege in erfter und, wo die Befigung groß genug ift (wann ift dies ber 
Ball?), in zweiter Inſtanz, der Forftgerihtöbarfeit, Ortspolizei und Aufſicht in Kirchen- und 
Schulſachen (in allen?), auch über milde Stiftungen, jedoch nad Vorſchrift der Landeögefege, 
welchen jie, ſowie der Militärverfaffung und der Oberaufjiht der Regierungen über jene 
Zuftändigfeiten unterworfen bleiben.‘ 

Es ift vorerft darauf aufmerkſam zu machen, daß in vem Einleitungsfag ein allgemeines 
Princip ausgeſprochen werben wollte, und daß die sub 1—4 aufgeführten Bälle vieles 
Prineip nicht erihöpfen, wohl aber deffen wictigfte Gonfequenzen enthalten follten. In der 
That wurden auch ſowol dur die bairiſche Declaration, vefp. das betreffende bairiſche Ver: 
faffungsedirt, wie durch die Geſetze mancher anderer deutjcher Staaten den Mediatifirten noch 
allerlei Rechte, namentlich; Ehrenvorzüge, 3. B. der einer Leibwache, ded Trauergeläutes und der 
Zandeötrauer u. ſ. w. eingeräumt. 17) Übrigens fonnte bei der wieder jehr allgemeinen Faſſung 
dieſes Hauptfages der Streit barüber, was alled unter denfelben falle, nicht ausbleiben, und 
namentlich ift die Frage ſchon oft praftifch geworben, ob das in diefem Sage niedergelegte 
Prineip nur für die ehemals reichsſtändiſchen oder doch reihsunmittelbaren Güter oder für alle, 
namentlich auch für jpäter erworbene, möglicherweije auch für nichtadeliche Güter gelte oder 
nit? So ift und 3. B. befannt, daß diefe Frage gelegentlich einer Fideicommißerrichtung 
feitend der nicht ſtandesherrlichen Gattin eines Standesherrn aus deren Vermögen, welches fie 
als reiche Erbin bekommen hatte und auch nicht reichsſtändiſch geweſen war, neueftens in Baiern 
ventilirt und verfchieden beantwortet wurde. Sieht man von befondern Beflinmungen ver 
Landesgeſetze ab, jo wird es jich fragen, ob bei Abfafjung des Punktes im Art’ 14 der Bundes— 
acte an andere als die bisherigen Bamiliengüter dev Standeöherren gedacht wurde oder nicht. 
Mir müffen diefe Frage verneinen. Diefer Paffus enthält offenbar zwei Kategorien von 
Beſtimmungen, nämlich einmal dieBeitimmung, daß den Standeöherren u. f. w. alle diejenigen 
Rechte gelaffen werben follen, welche aus ihrem bereits habenden Gigenthum herrühren, dann 
die weitere Beftimmung, daß ihnen auch gewiffe Vorzüge zugefichert werben jollen, welche nicht 


9) Beilage IV zur bairifchen Verfaffungsurfunde von 1818, $. 53 fg. 

10) Drittes badiſches Gonttitutionsedict vom Juli 1807, $. 44. 

11) Man reibt fich die Stirn, wenn man lieft: „Der regierende Graf von Wernigerode wird ſich eine 
Leibgarde zulegen. Diefelbe wird ähnlich wie die preufifche Garde-du-Corps uniformurt fein u. ſ. w.“ 
Überhaupt fcheint gegenwärtig Preußen das Eldorado der Standerherren werden zu wollen — aber ſicher 
nicht um der Standesherren willen, 
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durch das Eigentum bedingt find. In die legtere Kategorie, zu weldyer auch Die Ebenbürtigteit ' 
zählt, gehören die sub 1 und 3 aufgeführten Bunfte; in vie erftere Kategorie aber, im melde 


auch die politifhe Stellung der Häupter der jtandeöherrlihen Käufer in der Volksvertretung 


und was an der Hausoberhauptfähaft hängt, einzureihen ift, gehört der Inhalt der Bunfte | 


sub 2 und 4. ®rivilegien jind ohnehin ftrictefter Interpretation. 

Die Wiener: Shlup:Acte Art. 63 nahm nun zwar die Standeöherrn in Bezug auf derm 
dur den Art. 14 der Bundedacte eingeräumten Rechte in Schuß, gewährte fogar veihalt 
ausprüdlich einen Recurs an die Bundesverfammlung. Allein wenn felbft Zöpfl in der neueſten 
Auflage feines „Deutſchen Staatsrecht“ (II, 95), in welcher er durchaus feine den Stande: 
herren ungünftige Stimmung verräth, zugeftehen muß, daß in den ftandeöherrlichen Vorrechten 
„regelmäßig höchſt läſtige Beſchränkungen“ in Bezug auf den Gebraud Der geſetzgebenden 
Gewalt liegen, wenn ferner an ſich Schon die Durdführung des Art. 14 der Bundesacte allenı 
halben auf bedeutende Schwierigkeiten ſtoßen mußte, To ift ed nur natürlich, daß aud obu 
Schuld oder böſen Willen zahlreiche Colliſionen zwifhen den Regierungen und ihren Stankt: 
berren ftattfanden, deren Entiheidungen bei der jo großen Unbeftimmtheit des Art. 14 um ir 
precärer werden mußten, je weniger durch die Bundesacte oder Wiener-Schluß:Acte vi 
Princip der vollen Souveränetät der einzelnen deutfchen Staaten alterirt worben war. Beſtam 
ja doch aud der an den Wiener Congreß gerichtete Proteſt der reichsſtändiſchen Geſchlechter nos 
fort! Übrigens waren die am Bunde im Recurswege'eingebrachten Beſchwerden in Betreff m 
Art. 14 der Bundedacte jo zahlreich, daß durch Bundesbeſchluß vom 15. Sept. 1842 eine eigen 
„richterliche Inftanz für die Mediatiſirten“ gebildet wurde, womit freilich keins ver eine ſolte 
Entſcheidung fo ſehr erſchwerenden Momente bejeitigt worden war. 

So fteht denn das Bundesrecht im Jahre 1842 noch genau auf demfelben Standpunkt: 
wie in den Jahren 1818 und 1820. Linterbeffen hatten ſich aber in den einzelnen beutjde 
Mittel- und Kleinftaaten die großartigften politifhen Veränderungen vorbereitet. Die cr 
ftitutionellen Berfaffungen, welche mande anfangs für eine definitive Abfindung aller pol: 
fchen Freiheits- und Gleihheitsideen gehalten haben mochten, fingen an um deſto mächtige 
Triebe zu entwideln, je ftärfer die deutſchen Großmächte durch den Bund in reactionärer Weit 
auch auf die ſchwächern Bundesgenofjen zu wirfen fuchten. Allein wenn der Abfolutismus mi 
einem gewiffen Schein von Begründung für jene Grofftaaten als eine Lebensfrage betrachte 
werben fonnte, für die übrigen deutſchen Staaten war er damals ſchon unmöglich, und wem 
die große Bewegung im Jahre 1848 endlich mit einer Menge von zeitungemäßen Heften dei 
Feudalismus aufräumte und dabei aud) in mande grobe Irrthümer verfiel, fo gehörte zu 
legtern doch gewiß nicht die Anficht, daß die feudalen Reminiſcenzen mehr centrifugal alt 
centripetal feien. 

Die Bewegung des Jahres 1848 und die daraus hervorgegangene weſentlich focial=politiide 
Gejeßgebung war durchaus nicht Direct gegen die Standeöherren gerichtet, wohl aber gegen ein 
politifche Stellung des Adels überhaupt, die mit den längitanerfannten allgemeinen Per: 
faffungsprineipien unvereinbar war und den Adel wie die große Maſſe der ihm angehörigen 
Keute, Gutdinfaffen u. ſ. w., in eine unnatürliche Stellung gebracht hatte, die, wenn aud aus 
verfchiedenen Gründen, dem Privilegirten ebenfo läftig hätte fein follen, wie fie e8 den Belafteten 
wirflid war. 

Die Woge des Fortfchritts, welche ven Adel durchaus nicht ala eine befondere fociale Klaflı 
fondern nur als einen politifch bevorredhteten Stand überhaupt traf, mußte aud) den ehemaligen 
Reichsadel, namentlih die Mediatifirten, einigermaßen treffen. Übrigens war die Bewegung 
des Jahres 1848 und die derfelben entflammte Gefeggebung nicht einmal gegen den Adel 
überhaupt direct, noch weniger bloß gegen den hohen Adel gerichtet. 

Es handelte ſich vielmehr nur um die Vollendung, refp. um einen Abſchluß der längft im 
Gang befindlichen Entwidelung einiger großer Principien des modernen Staats. Hierber 
gehört: 1) das Princip der Gleichheit vor dem Gefeg, namentlich in dem Sinne einer einheit⸗ 
lichen öffentlichen Rechtspflege und der Beſtimmtheit des Gerichts ohne Anſehen der Verſon, 
ein Princip, welches ebenjo ven perfönlich privilegirten Gerichtsſtänden wie der Patrimonial: 
gerichtöbarfeit entgegenfteht; 2) das Princip der Freiheit der Perfon, die ohne Freiheit des 
Eigenthums unmöglich ift und zur Befeitigung einer Menge von dienftlichen Abhängigfeits- 
verhältniffen und aus ihnen oder gar noch aus der Leibeigenſchaft datirenden Laſten führen 
mußte. Es hängt dieſes Princip und die ganze fogenannte Bodenentlaftung ſammt Aufhebung 
aller Obereigenthumöverhältniffe und Verbot derſelben weſentlich auch mit der Nothwendigkei 


— 
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einer zeitgemäßen befinitiven AbHärung zwifchen dem öffentlihen und dem Privatrecht 
zuſammen, welche beide Mechtdelemente in der zeitherigen Guts- und Gerichtsherrlichkeit, reſp. 
Guts= und Patrimonialgerihtsabhängigfeit trüb durcheinanderfloſſen; 3) das PBrincip der 
ausnahmslos allgemeinen und proportionell gleihen Steuerpflicht. 

Natürlich wurde befonders der Adel, und von ihm wieder der ſtandesherrliche Adel durch 
diefe Gefepgebungsreformen am meiften betroffen. Während aber der von jeher landfällige 
Adel der verfaffungsmägigen Wirkfamfeit der Bartoren der Landesgeſetzgebung nichts, ale 
etwa feinen Ginflug in der legtern jelbft, entgegenftellen konnte, hatten die ftandesherrlichen 
Familien an den Bundesgrundgefegen noch einen weitern Rüdhalt, deſſen Kraft wir aber 
weder in der Bundeöverfammlung nod in der befondern rihterlihen Inftanz vom Jahre 1842, 
jondern vielmehr und nur darin finden, daß der Art. 14 der Bundedacte unter Anerkennung 
aller deutſchen Regierungen allgemeines deutſches Recht für die Mediatijirten geworden war 
und nad dem firengen Recht auch nicht durch die einjeitigen Geſetzgebungsacte der einzelnen 
Staaten, das heißt nicht ohne oder gegen ven Willen der Mediatijirten geändert werden fonnte. 

Das Verhältniß der Mediatijirten zu dieſer neuen Gefeggebung war nicht allenthalben und 
in allen Bunften daffelbe, aud dad Verhältniß der Gefeggebung zu ihren Rechten war ver- 
ſchieden. Bald willigten die Mediatifirten ganz oder theilweife, unter den allgemeinen oder 
unter bejondern Bedingungen in die Reforn, bald wurden feiten® der Geſetzgebung felbft zu 
ihren Gunften Ausnahmen gemacht. 

Im gegenwärtigen Augenblid ift noch eine Menge von Streitigkeiten zyifhen Regierungen 
und Meviatifirten in der Schwebe 12), ſei ed, daß fie am Bunde liegen oder nit, und jo wäre 
die Frage, was in allen diefen Dingen gefunden rechtlichen und politifchen Anforderungen 
entipräde. 

Wir wollen unfere Anfichten in folgenden Hauptjägen zufammendrängen: 

1) Den Mebiatijirten ift mit Übereinftimmung aller einzelner deutſcher Staaten ohne 
Zweifel eine Reihe von beſondern Rechten gelajfen, refp. eingeräumt und find dieſelben unter die 
Garantie dev Bundedverjanmlung geftellt worden. Diefe Rechte Eonnten, fowenig wie irgend: 
ein andered Recht, Anſpruch machen auf Ewigkeit oder abfolute Unveränderlidhfeit. Jedes 
befondere Recht muß auf billige Weife dem höhern und allgemeinern Bedürfniß weichen, Die 

Rechte der Mediatifirten müſſen nun fowol in ihren Verhältniß zu Geſammtdeutſchland oder 
zum Deutjhen Bunde, ald aud) in ihrem Verhältniß zu ven betreffenden einzelnen deutſchen 
Staaten betradhtet werben. Iſt die Behauptung jener befondern Rechte der Mepdiatifirten im 
Interejfe Geſammtdeutſchlands oder des Bundes, jo mußte der legtere fie auch aufrecht erhalten ; 
ift deren Bejeitigung im Intereffe der betreffenden Ginzelftaaten unvermeiblih, jo mußte 
dieſelbe auch flattfinden. Collidirt Bund und Einzelftaat, jo wird die Colliſion unter den ob— 
waltenden Umſtänden nur durd die Macht der Thatfachen entſchieden werden fünnen, da das 
Recht zwiſchen beiden unklar ift. Die Umſtände verjegen und aljo nothwendig außerhalb des 
eigentlichen Nechtögebietd, und fo hat bisher die Macht der Thatſachen für die Geſetzgebung der 
Einzelftaaten entfchieden. 

2) Wie die Mediatijirten auch alle Rechte der Iintertbanen, namentlich die der abelichen, 
eined Staats anzufprechen hatten, fo gebührt ihnen aud jede Entfhädigung für die ihnen ent: 
zogenen Rechte, welche andern gefeglich gewährt wird. Sie fallen aljo unter ven Geſichtspunkt 
der Erpropriation, unter das allgemeine Brineip, daß jedes jpeciellere Recht dem allgemeinern 
Bedürfniß ded Staats weidhen, der Staat aber, ſoweit eine pecuniäre Entfhädigung möglich, 
dieje auch gewähren muß. 

3) Es find den Meviatifirten die meiften Rechte geblieben, die nur ald Ehrenvorzüge 
betrachtet werben fünnen. Wir finden das billig und möchten nicht daran rütteln, obgleich 
der von dieſen Rechten nicht Velten gemachte Gebrauch recht ärgerlich fein kann. Allein jowie 
die Auffaffung der aufgehobenen Rechte feitend der Mediatifirten ald Ehrenrechte weder deren 
Aufhebung noch ihre Ablöfung, reſp. die pecuniäre Entihädigung dafür verhindert bat, jo 
glauben wir, daß auch ſolche Rechte, die nur als beſondere Ehrenrechte betrachtet werden fünnen, 

unter den Geſichtspunkt der zu expropriirenden, dad heißt ohne Geldentſchädigung aufzuhebenden 


12) Gollifionen zwifchen den mit der neuen Gefeggebung gehenden Regierungen und den Standes- 
herren, refp. auch der ehemaligen Reichsritterichaft,, und Beoteite wegen Berlegung des Art. 14 der 
Bundesarte fanden ſtatt namentlich in Preußen, Baiern, Königreich Sachſen, Hannover, Würtemberg, 
Baden, Kurbeflen, Hefien-Darmftadt und Naſſau, alfo in allen Staaten, welche Standesherren befigen. 
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Rechte fallen, fobald der Fortbeſtand diefer Rechte mit der Eriftenz des Staats unverträgliä 
erfcheint, eine Borausfegung, deren Borhandenfein natürlid nur durch politifhe Erwägungen 
feftgeftellt werben kann. - 

4) Wie die Schonung der öffentlihen Meinung eine Sache wirkliher politiiher Größen, 
fo ift die Schonung hiſtoriſcher 13) Überlieferung die Sache eines politifh gebildeten Bolfs. 
Auch gegen den mediatijirten Adel ift doctrinäre Principienreiterei zu midbilligen, und wenn 
wir auch z. B. in der Ausdehnung der Ehrenpflicht der Militärpflitigfeit aufdie Mediatifirten nie 
etwas Ehrenverlegendedzu erfennen vermöchten, jo können wir doch den Meviatifirten, welche von 
ihrer Freiheit vom Militärdienft in dem betreffenden Staat nie in dem Sinne Gebraud machten 
daß fie überhaupt feine Militärdienfte in Deutſchland leifteten, fondern in Gegentheil verbält 
nigmäßig viel zahlreicher ald andere Klaffen in den Kriegsdienſt traten, dieſe Freiheit nice 
misgönnen, fowie wir überhaupt auf alles hohen Werth legen, was noch eine höhere Einbeu 
der deutihen Nation befundet, vorausgefegt, daß ed nicht zum Hinderniß eines allgemeinen 
zeitgemäßen Fortſchritts ausgebeutet wird. 1%) 

5) Zu allen Zeiten aber find nur jene politifhen Auszeichnungen gern ertragen worden. 
die ald Aquivalent audgezeichneter politiiher Leiftungen anerfannt waren. Der beſonder 
fociale Rang der Meviatiiirten wird von niemand beftritten, und ed wird immer Sache dieſer 
immer noch hochgeftellten Klaffe fein, durch eine entiprechende Haltung für die Behauptung 
ihres höhern gefellihaftlihen Ranges ſelbſt zu forgen. 15) Auszeichnende Rechte aber, meld 
einen entſchieden politifhen Charakter haben, fünnen für die Dauer heutzutage nur Durd di. 
Übernahme und entiprehende Leiftung ausgezeichneter politifher Verpflihtungen behaupte 
werben. Wir glauben niemand zu nahe zu treten, wenn wir jagen, daß diefer Gedanke, wir 
faft allen, die jich in öffentlihen Stellungen befinden, fo auch vielen Perjonen ſtandesherrlichen 
Gharafterö noch fern ift. Wir machen ihnen daraus gar feinen befondern Vorwurf. Darf man 
ja nur die Gejege z. B. über die Bamilienfidveicommiffe, deren ganzer Sinn nit minder mr 
der der Wahlgefege in der mit den betreffenden Rechten verbundenen politiihen Pflicht Kiez. 
lejen, um fich zu überzeugen, wie wenig diefer einzige befruchtende politifhe Gedanfe noch durk- 
gebrungen ift. Auch darf nit verfannt werden, daß ſich die Mediatiſirten in einer ſebt 
ſchwierigen Zwitterftellung befinden.. Nah dem ganzen Charakter ihres befondern Red: 
follen fie gleihjam einen hoben deutſch-nationalen Adel bilden, und befinden jih unter ihnen 
mande, deren frühere, ja nod gegenwärtige Befigungen an Größe und Werth manches jrs: 
fouveräne deutſche Ländchen übertreffen, wie ja überhaupt der Genius des Rheinbundes vi: 
Willkür und Übermacht Napoleon's war. So find die Mediatifirten von Rechts wegen auf den 
Bund verwiefen, mährend das thatjählihe Elend der Bundeöverfaffung fie lediglich auf die 
Einzelftaaten hinweift, die felbft wieder nur an fi zu denfen gezwungen werben. Auch jind die 
Häupter der mebiatijirten Bamilien verfaffungsmäßig Glieder der conftitutionellen Körper 
jener Staaten, denen fie angehören, haben folglich als joldhe die frei eingegangene und un— 
zweifelhafte politifche Pflicht, in allen Dingen nur das Wohl diejer ihrer Staaten ald Ganz 
im Auge zu behalten. Statt ſich über dieje beim Bunde zu befhweren, hätten die Mebiatifirten 
vielleicht beffer gethan jich beim Bunde über den Bund felbft zu beſchweren, was freilich wieder 
fo ziemlih einer Beſchwerde derfelben bei den einzelnen betreffenden Regierungen gleich— 
gefommen wäre. 

6) Wie die Sache gegenwärtig liegt, fo ſcheint ung für Gollifionsfälle zwiſchen ven Rechten 
der Mediatijirten und den Reformgejegen der einzelnen Staaten jenes alte und allgemeine 
Prineip, welches einzig und allein in Rechtöftreitigfeiten zwiſchen Individualitäten, über 
welchen fein eigentliher gemeinfamer Richter fteht, oder bei welden der Richter fein Urtbeil 


13) Sreilich ift gerade denen, welche auf die Heilighaltung der hiftorifchen Erinnerungen großen 
Werth legen, zu empfehlen, daß fie es um des Staats, nicht um felbftfüchtiger Interefien willen thun, 
daß fie dafür forgen, daß die hiftorifche Erinnerung nur von ihrem Gemeinfinn, nicht von der engber- 
zigen Verfolgung ihrer einfeitigen Interefien ſpreche, und daß die gefchichtliche Grinnerung fi nur an 
zeitgemäßen Gemeinfinn dankbar fnüpfe, die unveränderte Fefthaltung des gefchichtlich Hergebradhten 
aber auf Adam zurüdzuführen wäre und jede Ausnahmöſtellung, auch ihre hiftorifche, rückſichtslos ver- 
fohlingen müßte, 

14) Selbfiverftändlidy fann von diefer Freiheit aus nicht ohne weiteres auf die Freiheit von andern 
allgemeinen oder befondern politifchen Pflichten geſchloſſen werden. 

15) Über die Auffaſſung der Privilegien als Ehrenfache vgl. Torqueville, Das alte Staatsweien 
und die Revolution, ©. 101 fg., 305, 311, 335 fg. 
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weigert, reſp. nicht ſpricht oder nicht vollziehen kann, entſcheidet, empfohlen werden zu müſſen: 
„amicabilis compositio dirimat lites.’‘ 16) Übrigens gilt von den Mediatiſirten noch mehr als 
von dem gemwöhlihen großen Grundbejig, nämlich daß die Staaten verpflichtet jind, fie reſp. 
ihre Befigungen zu den Gemeinden und Markungen, in melden fie liegen, in das nad) 
Aufhebung der frühern Verhältniffe nothwendig neuzugeftaltende, richtige Verhältniß zu 
bringen. 17) 

Der im März 1864 zu Frankfurt a. M. gegrünvdete Berein deutſcher Stanbeöherren hat 
zwar in feinem Ausihuß am 30. März 1865 zu Heidelberg getagt, dod find aus den Verhand— 
lungen dieſer Zufammenfunft feine genügenden Mittheilungen in das Publikum gedrungen. 

3. Selb. 

Standrecht. Das Wort Standrecht wird in doppeltem Sinne gebraudt: Erftens be- 
deutet ed dad Verfahren der Standgerihte, melde ald Spruchgerichte in Sachen der niedern 
Militärgerichtöbarfeit auftreten, wie die Kriegsgerichte in Sachen der höhern Militärgerichts- 
barkeit. Zmeitend bedeutet ed dad Berfahren der reinen Militär= oder gemiſchten 
Ausnahmsgerichte, welde unter der Herrfhaft des Kriegdzuftandes oder 
Belagerungdzuftandes aud alle Vergeben und Verbrechen von Eivilperfo- 
nen, durch welde die Sicherheit eined Landes, einer eftung, Sicherheit und 
DOperationsfähigfeit ver Armee bedroht fheint, vor ihr Forum ziehen. 

Wir haben es hier mit dem Gegenftande nur in dem zweiten Sinne zu thun. 

Menn eine Armee in feindliches Land einfällt, fo verfteht es ſich von felbft, daß ihr Ober: 
befehlähaber in den von feinen Truppen bejegten feindlichen Gebiet die ganze Gewalt an ſich 
nimmt, alfo aud) die allgemeine Gerichtöbarfeit, mindeftend foweit es für die Sicherheit feines 
Heeres und den Erfolg feiner Operationen nothiwendig eriheint. Alle Verbrechen und Ber: 
gehen von Eivilperfonen, melde jene Sicherheit und jenen Erfolg bedrohen und gefährden, werben 
dann nad dem Standrecht behandelt und vor die Standgerichte gezogen, die man hier nur aus 
Militärperfonen des Eroberungäheeres zufammenfegen wird. Der Oberfeldherr Fann die In- 
terefjen feines Heeres und damit feined Landes unmöglich dem Arbitrium feindlichgeiinnter Richter 
überlaffen, außerdem ift aber auch ein ſchnelleres Verfahren nothwendig, als jenes der orbent- 

lichen Gerichte gewöhnlich ift. Vielfach kann Gefahr im Verzuge fein, oft kommt es darauf an 
zu warnen und zu fchreden. 

Der Belagerungdzuftand, der Kriegszuftand, mit ihnen dad Standrecht kann nun aber aud) 
verkündet werben in Provinzen des eigenen Landes. Dies ift wiederum ganz felbftverftändlich, 
wenn ein äußerer Feind Feſtungen oder ganze Bezirke des eigenen Landes bedroht oder in die 
legtern ſchon eingebrochen ift. Außerdem wird die Verfündung des Belagerungszuftandes und 
des mit ihm verfnüpften Standrechts von den Staatöregierungen und den Staatsbehörden an— 
gewendet, um drohendem Aufruhr vorzubeugen oder ven [hon ausgebrochenen mit deſto größerer 
Sicherheit niederzuſchlagen. 





16) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Verzicht feiner Majorität von Standesherren auf ihre ſtan— 
desberrlichen Rechte einem nicht verzichtenden Standesheren präjubiziren könne. 

17) Außer den fchon ritirten Werfen und den Art. Hausgefege vgl. über die Standesherren: Kal— 
tenborn, Die deutfchen Einheitsbeftrebungen, ©. 414 (das Verzeichniß derielben), 416, 419 fg., 474 fo. 
(Bentind), 417, 419 (Schönburg), 419 (Stolberg), 419 (Hohenlohe und Schwarzburg), 423 (Böm- 
melberg). Wider, Bom deutichen Reichsfürftenftand. Klüber, Isagoge in elementa juris publici 
quo utuntur nobiles immediati in imper. rom. germ. (Erlangen 1793). Arnoldi, Aufflärungen 
in der Geſchichte des deutichen Reichsgrafenftandes (Marburg 1802). Bollgraff, Die deutichen Standes— 
herren (Gießen 1824). Tabor, Die Statusfrage des hohen Adels (Göttingen 1845). Standesherren, 
die deutfchen ; ein Überblic über ihre Lage und Verhältniffe (Jena 1844). Vergangenheit und Gegen: 
wart der Standesherren, mit befonderer Rüdficht des Großherzogthums Hefien, in der Deutfchen Viertel: 
jahrfchrift, Jahrg. 1856, S. 118 fg. Zachariä, Denfichrift, den privilegirten Gerichtsſtand in Baiern 
in Strafjachen betreffend (Nürnberg 1858). Derfelbe, Rechtsgutachten über die ftaatsrechtlichen Berhält: 
nifie des gräflichen Haufes und der Grafſchaft StolbergeWernigerode zur preußifchen Krone (Göttingen 
1862). Derfelbe, Rechtsgutachten über die Anfprüche der Gutäbefiger in dem Großherzogthum Medlen: 
burg. Arnold, Der Gerichtsftand der Standesherren (Brlangen 1860). Frang, Die Duelle alles 
Übels, S. 89. Stahl, Rechtsphiloſophie, II, 2, 89. Grundfäge der Realpolitif, ©. 47 fg. Bifchof, 
Der hohe Adel in Deutjchland, in der Chronik der Gegenwart von Neger und Strobel (München 1864), 
1,21 fg. Golther, Über die ftaatsrechtlichen Folgen der Veräußerung einer Standesherrfchaft, in der 
Zeitfhrift für die gefammten Staatswiffenichaften, XVII, 208 ig. Michaelis, Die ftaatsrechtlichen 
Verhältniffe der Fürften und Grafen Herren von Schönburg (Biegen 1861). Rönne, Preußiſches 
Staatsrecht (zweite Auflage), Thl. I, Abth. 2, ©. 193 ja. 
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In ver That müßte eine Staatöregierung auf ſehr ſchwachen Füßen ſiehen, müßte fr 
menig Glauben an ihr Recht und wenig Vertrauen in ihre Kraft haben, wenn fie nit Barteim:, 
die fi gegen fie erheben, den Krieg erklären, dem Aufruhr, der Emeute nicht mit allen ihr = 
Gebote fichenden Mitteln entgegentreten würde. Zu diefen Mitteln gehört aber unzweifelben 
auch die Verfündung und Handhabung des Belagerungszuftandes und des Standrechts. 

Eine ftarke, ihres Rechts und ihrer Macht fihere Regierung würde ſogar einen groben Fehle 
begeben, wenn jie dem offenen Aufrubr gegenüber von diefem Mittel feinen Gebraud made 
wollte, durd deffen Anmendung unzweifelhaft viel unnüges Blutvergiepen verbindert wirt. 

Immer aber wird die Berfündung des Belagerungszuftandes und ded Standreditä cin 
Ausnahmsmaßregel bleiben, und das menſchliche Gefühl befriedigt e8 weit mehr, wenn fie ai 
jolche wirklich betrachtet, wenn ihre Anwendung der Berantwortlichfeit einzelner energifcher Mär | 
ner überlaffen wird, ald wenn jie in die Schnürftiefel des Gefeges gepreßt, mit dem Heiligenſchen 
der Regalität umgeben wird, um gerade herrſchende Nullitäten zu decken, welche für die höber 
menſchliche Verantwortlichkeit, die ihnen durch ihre Stellung zufällt, gar feinen Sinn haben 
Wir glauben auch dreift behaupten zu Fönnen, daß dem Misbrauch der Anwendung von %: 
lagerungszuftand und Standredht viel beflev vorgebeugt wäre, wenn fein Gefeg darüber beſtänd⸗ 
Unter Misbrauch verftehen wir die VBerfündung des Standrechts unter dem bloßen Borwan 
eines drohenden Aufruhrs, um einer herrſchenden Partei die Mittel des Terrorismus gegen ein 
legale politifche Oppofition in die Hand zu geben, ferner die Aufrechthaltung des Standrecht 
nachdem ein ausgebrochener Aufruhr geftillt ift, um durch politifche Tendenzproceſſe, welde nu 
von den Standgerichten beurtheilt werben, der jiegreihen Partei die Rache an ihren politifdrs 
Feinden in Die Hand zu geben. 

Wenn auch in frühern Zeiten, ſchon feit der neuen Joſephiniſchen Beinlihen Gerihtsorpnum 
von 1788 geiegliche Beftimmungen aufgeftellt wurden über vie Ausdehnung der Militärgerices- 
barkeit auf Eiwilperfonen (Standrecht), jo war ed doch bauptfählih der neueflen Zeit, da 
Nenctionsperiode, welche auf das Jahr 1848 folgte, und der liberalsconftitutionellen Hera ser: 
behalten, dad Standrecht mit dem Belagerungdzuftande in vollftändige Gefegartifel zu famnm- 
zufaffen, die meift ſchlimmer find ald die nicht gefeglich beſchränkte Willfür eingelner reblihe 
und energifher Männer. 

Die Gefege, welde feit dem Jahre 1848 in den verſchiedenen Staaten Europas übe: 
Belagerungdzuftand und Standrecht erlaffen wurden, jehen einander alle jehr ähnlich. Gi 
genügt daher nur eind näher zu analyjiven, um dns Detail der Sache beſſer zu erfennen. 

Wir wählen dazu dad preußifche Geſetz über den Belagerungszuftand vom 4. Juni 1851 
Dad Geſetz hanbelt: 

1) Bon ven Fällen, in denen der Belagerungäzuftand erklärt werden foll, und von den 
Behörden, die ihn verhängen. Für den Kriegsfall ift in den vom Feinde bebrobten oder 
ſchon theilweife von ihm bejegten Provinzen jeder Beftungscommandant befugt, feinen Blas 
mit dem zugehörigen Bezirk in Belagerungsftand zu verfegen. Dem commandirenden General 
in einer Provinz jteht diejelbe Befugniß für die ganze Provinz, fowie einzelne Theile derſelben zu. 
Für den Fall eines Aufruhrs, ſei e8 übrigens Krieg oder Frieden, ift dad Staatsminifterium 
competent, den Belagerungdzuftand zu erklären. Proviforifch darf dies aber aud in dringenden 
Fällen, — audy ohne jede Gefahr von einem äußern Feinde — jeder oberfte Militärbefebls: 
haber im Bereich feiner Gewalt, alfv in der Beftung, in jedem auch nicht befeftigten Orte, in dem 
Bezirk, in weldem er commandirt. 

2) Bon der Art der Verfündung. Dieje joll bei Trommelihlag oder Trompetenſchall, 
dur Mittheilungen an die Gemeindebehörden, durch öffentlichen Anfchlag, durch die öffentlichen 
Blätter gefhehen. Die Verkündung der Aufhebung des Belagerungszuftandes geſchieht durd 
Mittheilung an die Eivilbehörben und durch die öffentlichen Blätter. 

3) Sobald der Belagerungszuftand verkündet wird, geht die vollgiehende Gewalt an die 
Militärbefehlshaber über. Givilverwaltungs: und Gemeinvebehörben haben alfo ven Militär: 
befehlshabern zu gehorchen, welche für ihre Anordnungen verantwortlich find. 

4) Im übrigen hören mit der Verfündung des Belagerungszuftandes die verfaffungs- 
mäßigen Rechte der Bürger nit eo ipso auf. Inſoweit für die Dauer des Belagerungs- 
zuftandes einzelne Berfaffungsparagraphen außer Kraft gejegt werben jollen, muß dies aus: 
drüdlich verfündet werben. Es fönnen nun außer Kraft gefegt werden die ordentlichen Gerichte, 
die Beflimmungen über die Preffreiheit, über dad Vereins: und Verſammlungsrecht. 
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5) Die Militärs fliehen während des Belagerungszuftandes unter ven für den Kriegszuftand 
cIaffenen Gefegen. Die höhere Militärgerichtöbarfeit übt der Truppenbefehlähaber des in Be: 
meggerungszuftand verfegten Orts oder Bezirks, die Beftätigung von Todesurtheilen aber bleibt 
rı Friedenszeiten fletd dem commandirenden General der Provinz vorbehalten. 

6) Wird a) die Wirkſamkeit der ordentlihen Gerichte nicht ſuspendirt, jo haben doch die 
Sivilgerihte während des Belagerungszuſtandes in allen Fällen vorfägliher Brandftiftung, 
sorjägliher Anftiftung von Überſchwemmung des Angriffs auf die bewaffnete Macht, auf Ab: 
yeorbnete der Civil- und Militärbehörven, des bewaffneten, oder fonft gewaltſamen Widerſtandes 
zegen fie auf Todesftrafe, bei mildernden Umftänden auf zehn: bis zwanzigjährige Zuchthaus— 
ſtrafe zu erkennen. b) Die Ausftreuung falfher Gerüchte über Unternehmungen und Erfolge 
Der Feinde, welde die Mititärbefeblöhaber irreführen, die Übertretung von Verboten, melde 
ver Militärbefehlöhaber im Intereffe der öffentlichen Sicherheit erlaffen hat, oder die Anreizung 
zu ihrer Übertretung, forvie zum Aufruhr, thätliher Widerfegung, Befreinng von Gefangenen, 
Die Aufreizung von Soldaten zu Bergehungen gegen Subordination und militärifche Zucht, 
Diefe Vergehen follen, wenn nit höhere Strafe nad) fonftigen Gejegen darauf fällt, mit Ge- 
ſängniß bis zu einem Jahre beftraft werben. 

7) Wenn den ordentlichen Gerichten die Gompetenz in Bezug auf alle Vergehen und Ber: 
brechen, welde die Sicherheit bedrohen, zugleich mit Berfündung des Belagerungszuftandes oder 
woährend feiner Dauer entzogen wird, wenn alfo das Standrecht proclamirt und demgemäß 
Standgerichte eingefegt werben, fo fallen num unter deren Gompetenz außer den unter 6 erwähn⸗ 
ten ferner dad Verbrechen des Hochverrathö, des Landesverraths, ded Mordes, des Aufruhrs, 
der thätlihen Widerfegung, der Zerftörung von Eifenbahnen und Telegraphen, der Befreiung 
von Befangenen, der Meuteret, des Raubes, ver Plünderung, der Erpreflung, der Berleitung 
von Soldaten zur Untreue. Die Vollziehung von Urtheilen, die von Standgerichten abgegeben 
find, muß in Briebendzeiten audgefegt werden, jolange die Einfegung von Standgerichten nicht 
vom Staatsminifterium angeordnet ift. 

8) Die Standgerichte follen fünf Mitglieder zählen und zwar drei vom Militärbefehlshaber 
zu ernennende Offiziere, nicht unter Hauptmannsrang, und zwei vom VBorftande des Eivilgerichts 
am betreffenden Orte bezeichnete richterliche Givilbeamte. Wenn einganzer Bezirk in Belagerungs: 
zuftand erklärt ift, beflimmt der commandirende General der Brovinz die Zahl der zu errichtenden 
Standgerichte nad dem Bebürfnif und bezeichnet jevem feinen Sprengel. Als Vorfigender des 
Standgerichtd fol ein richterlicher Beamter fungiren, als Gerichtsſchreiber ein zuzuziehender 
Beamter der Eivilverwaltung. 

9) Die Mitglieder des Standgericht3, ſoweit He nicht richterliche Beamte find, werben ver: 
eidigt. Das Berfahren ift ver Regel nah mündlich und Öffentlih. Die Offentlihfeit fann 

jedoch durch Beſchluß des Gerichts aus Gründen des Öffentlihen Wohls ausgefchleffen werden. 
Der Angeklagte kann einen Vertheidiger wählen, und infofern er mit höherer Strafe ala ein 
Jahr Gefängniß bedroht ift, muß ihm eim Vertheidiger ftetö von Amts wegen geftellt werben. 
Nah Vortrag der Anklage, den Außerungen von beiden Seiten faßt das Gericht in nichtöffent- 
liher Berathung fein Urtheil, wobei einfache Stimmenmehrheit gilt. Das Urtheil wirb un 
mittelbar darauf dem Angeklagten mitgetheilt, es wird fchriftlich abgefaßt, von ſämmtlichen Rich— 
tern und dem Gerichtsſchreiber unterzeichnet. Das Standgericht kann auf Freifprehung ober auf 
die geſetzliche Strafe erfennen, over es fann ſich für incompetent erflären und den Angeflagten 
dem ordentlicher Gericht überweiſen. 

10) Rechtsmittel finden gegen Urtheile ver Standgerichte nicht ftatt. Todesurtheile aber 
bedürfen der Beftätigung durch den im Standrechtsbezirk commandirenden Militärbefehlöhaber, 
in Briedendzeiten dur den commandirenden General der Provinz. Alle Urtheile werben 
24 Stunden nad Verkündung ded Erkenntniſſes, beziehentlich dev Beftätigung deſſelben voll: 
ſtreckt, die Todeöftrafe immer durch Erſchießen (mit Bulver und Blei, wie der Kunſtausdruck 
fautet). Wenn bei Aufhebung des Belagerungäzuftandes eine vom Standgericht erfannte 
Todesitrafe noch nicht vollzogen war, jo fol fie von den orbentlichen Gerichten in diejenige ver: 
wandelt werden, melde ohne das Beftehen des Belagerungszuftandes auf dad vom Stand⸗ 
gericht angenommene Verbrechen gefallen wäre. 

11) Mitdem Aufbören des Belagerungszuftandes ſollen auch die Standgerichte aufhören, und 
dieſelben ſollen alle ihre Urtheile mit Belegen ſowie die noch bei ihnen ſchwebenden Sachen an 
die ordentlichen Gerichte abgeben welche nun in dieſen letztern Sachen nad ven gewöhnlichen 
Gefegen verfahren mit einziger Ausnahme der Übertretungen, die wir unter 6b zufammen- 
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gefaßt haben, für welche auch nad Aufhebung des Belagerungszuftandes die dort gegehm 
Strafbeftimmungen gelten. 

12) Uber die Verfündung ded Belagerungszuftandes und des Standrechts foll der Bst 
vertretung fofort, beziehentlich bei ihrem nächſten Zufammentreten Rechenſchaft gegeben mr. 

Dur die Beftimmungen 11 und 12 ſoll dem Misbrauch ded Belagerungszuftante « 
des Standrechts vorgebeugt werden. Die Kritif der fümmtlihen Beftimmungen über x 
Standredt liegt in unferer einfahen Zufammenftellung. Wie ſchwach in Zeiten politik 
Parteiung der Schuß fei, den der Angeklagte vor einem Standgericht findet, it jonnakr 
Der Widerſpruch, ver in jedem Verſuch liegen muß, den Terrorismus legalijiren zu nei 
tritt zu grell hervor, ald daß ed weiterer Auseinanderfegungen bedürfte. Für die Beziehun 
zu äußern Feinden braucht man feine Gefege über das Standrecht, und die exiftirenden &rs 
über dad Standrecht find daher ſämmtlich ad hoc, nämlid für die Zeiten großer polin* 
Parteiungen gejchrieben, die mit Recht oder mit Unrecht der beftehenden Staatsgewalt gefährs 
werden könnten. W. Rüfton 

Stapelrecht. Wenn man Eintihtungen der Vergangenheit richtig beurteilen mil, x 
man an fie nicht ven Maßſtab ver Gegenwart anlegen. Alles, was eine geichichtlihe Gn% 
gehabt hat, muß in jedem Augenbli feines Beftehens, um feine Bedeutung, feine Berk 
gung in vollem Umfang zu würdigen, mit den Augen feiner Zeit angefehen werben. Ri 
wäre verfehrter, eine Schöpfung früherer Epochen deshalb zu verurtheilen, weil fie indi& 
genmwart nicht mehr hineinpaßt, ſei e8, weil fie überhaupt dem Geifte und den Bedürfn— 
des Jet nicht mehr entjpricht, jei ed, weil jie wegen der Miögeftalt, welche jie dur ir 
fehrte menſchliche Einfiht, Eigennutz, Habgier derer, denen fie zugute kam, unter Berup: 
der Schwäche und Ohnmacht ver darunter Leidenden im Lauf der Jahre erhalten hat, iss 
unbaltbar erwiefen bat. 

Das Stapelrecht liefert einen Beweis dafür, mie eine Einrichtung, die jeinerzeit aufn 
wirklichen Bedürfniß hervorgegangen, ein Segen für alle war, allmählich theils durch u 
änderten Berhältnifle, theils durch die misbräudlihe Ausdehnung über die berechtigten kw 
hinaus zu einer drückenden Feſſel, zu einer Zwangsjade des Verkehrs werben Eonnte, vr 
weitere gefunde Entwidelung in drückendſter Weife hemmte. Sie bing ebenfo fehr mi 
Gang ded Handels, der Art feines Betriebs in früherer Zeit zufammen ald mit den A 
zuftänden des Mittelalterd. Um daher ſich ein klares Bild von ihrem Weſen machen zu fünr 
ift es nothwendig, daß ſich der Lefer einen Augenblid in vergangene Zeiten zurückverjege. 

Wenn in der Gegenwart der Handel vorzugäweife durch Commiſſionen vermittelt w 
d. h. vergeftalt, daf der Kaufmann, welher Waaren aus einem fremden Handelsplaß mı' 
ziehen wünſcht, einem dortigen Kaufmann eine Einfaufscommiffion ertheilt, ihn beaufts 
für des Committenten Nehnung dort Waaren zu Faufen, oder, wenn er Waaren nad = 
fremden Orte abfegen will, daß er einem dortigen Gejhäftsfreund die Waaren in Goniigm' 
gibt, um fie für feine Rechnung dort zu verfaufen und ven Erlös ihm zu überweifen, fon 
im Mittelalter ver Handel faft ausfchlieflich ald Gigenhandel betrieben werden. Wer Bar’ 
aus fremden Landen, von einem fremden Volk haben wollte, mußte ſich in eigener Ir 
borthin begeben, dort die Producenten und Verfäufer auffuhen, von ihnen feinen Berarit' 
handeln, um dann nach glüdlich vollbrachten Geſchäften mit ven eingefauften Waaren nad der 
Plag zu geben, wo er Abfag für fie fand. Ebenſo verhielt e8 ji in dem umgekehrten 6% 
wenn der Kaufmann feine Waare abjegen wollte; auch hier war ed nöthig, daß er ſich ne 
zu den Conſumenten begab, fie einzeln auffuchte, einzeln mit ihnen Verkäufe abſchloß. As 
ſchon die Schwierigfeiten, melde mit diefem Umberfahren im Lande, die Gefahren, mi 
für den Kaufmann mit ver Unfenntnif der fremden Käufer und Verkäufer, der Nedte 
Sitten des fremden Landes überhaupt verbunden waren, würden gewiß im Lauf ber Zei 
einem andern Verfahren geführt haben, wenn nicht noch andere Urſachen hinzugekommen m 
ren. Diefe waren vornehmlich die Unficherheit des Rechts, weldyer fih der Kaufmann audit‘ 
mußte. Nicht blos daß der Ausländer in den Zeiten des Mittelalters, wenn ihn nit Ver 
und Bündniſſe fhügten, fo gut wie rehtlo® war, daß bei dem Mangel einer guten Poli‘ 
auf jeder Straße Beraubung und Gefängniß zu fürdten hatte, fo hatte er, wenn er allem Di 
glüdlich entgangen, noch zu beforgen, daß er angehalten, feiner VBorräthe in Geld und Dar 
entledigt wurde, um damit die Schulden eines Landsmanns zu bezahlen, die diefer aus itgen 
einem Grunde nicht bezahlt hatte. Alle dieſe Umſtände führten auf natürlichem Wege dehi 
daß Käufer und Verkäufer, ſtatt ſich wie bisher in ihrer Heimat aufzuſuchen, ſich gemeinſcha 
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ich an einem Orte begegneten, wo jie für ihre Perfon und Eigenthum genügenden Rechtsſchutz 
ınd Sicherheit genofjen, dorthin ihre Vorräthe braten, um jie miteinander auszutauſchen. 
58 fand diefelbe Erſcheinung ftatt wie auch in unfern Tagen, daß die Producenten eines ge— 
viffen Rayond in den natürlihen Mittelpunkt deffelben ihre Producte ſchaffen, von wo die 
Räufer fie abholen. Jene Orte waren die Stapelpläge des Handeld, wo die in einer Gegend 
vzeugten Gegenftände gefammelt und aufgeftapelt wurden, um von dort zu ven Conſumenten 
verführt zu werden. Hierher wurden aber auch von den legtern die Erzeugniffe geihafft, welche 
jie wechfelöweife jenen anzubieten hatten. 

Noch ein anderer Grund führte zu der Errichtung von Stapelplägen ebenfo natürlich wie 
der erfte. Wie noch heutzutage gibt e8 auf allen Verkehrsſtraßen Knotenpunfte, an welchen 
die Verfehrögegenftände von einem Wege auf einen andern übergeben, ſei ed, daß folde von 
verfchiedenen Seiten her hier zufammentreffen, um hier vereinigt gemeinfam die weitere Reife 
anzutreten, oder umgefehrt die bis dahin vereinigten getrennt werben, oder daß dajelbft eine an- 
dere Art der Beförderung beginnt, z. B. ein Übergang von Land: zum Waffertransport jtatt- 
findet. Da die Sachen an folden Bunften von den alten Trandportmitteln abgelavden und auf 
neue gebradt werben müffen, fo ift die natürliche Folge, dap die Waaren dort häufig aufge: 
ftapelt werden, meil ſich nicht fofort die nöthigen Transportmittel zur Weiterbeförderung finden. 
So entftanden auch aus diefer Urſache eine Reihe wichtiger Stapelpläte. An allen deutſchen 
Strömen, an dem Punft, wo diefelben ſchiffbar wurden, oder wo die Waflerftraße fi an ven 
Landweg anfchloß, lagen ſolche Stapelpläge, in denen alle Waaren, welde auf dem einen oder 
andern Wege vortbin gebracht wurden, auf die Weiterbeförberung harrten. Am Rhein waren 
die hauptſächlichſten Strasburg, Mainz, Köln, an der Wejer Minden, an der Elbe Magde— 
burg, Hamburg, an der Oder Breslau und Frankfurt. Aber aud an ven Knotenpunften der 
Landſtraßen finden ſich ſolche Stapelorte, wie z.B. Leipzig. 

Es ift nicht zu verfennen, daß den Bürgern diefer Städte durch die Stapelung ver Waaren 
ein erheblicher Gewinn zufiel, den zu erlangen oder zu erhalten ſelbſtverſtändlich ihr großes Be- 
mühen war. Wenn aud) der directe Gewinn, den jie aus der Vermiethung ihrer Lagerräume, 
ihrer Wohnungen an die fremden Handelsleute zogen, vermuthlich der geringfte war, fo fiel 
defto mehr ind Gewicht, einedtheild, daß ſie Gelegenheit erhielten, ihren Bedarf aus den auf 
ihren Markt geführten Waarenvorräthen innmer aus erfter Hand zu beziehen, anderntheils, daß 
ihnen, da jie zu allen ihren Plag bejuchenden Fremden in Beziehung und Verbindung treten 
mußten, bald die Bermittelung des Gefhäfts zwifchen dieſen zufiel. 

Es konnte nicht fehlen, daß die Bürger der Stapelpläße eines großen Theild des Handels 
zwiſchen Producenten und Gonfumenten fi) bemächtigten, weil jie nicht blos zu gewifjen Zeiten 
den Marft bezogen, fondern immer an Ort und Stelle ih befanden und daher für jeden gele: 
gentlihen Beſuch eines Käufers, refp. Verkäufers zur Hand waren, und weil fie durch ihre fte- 
tige Anwejenheit am Orte der Niederlage ein factifhes Privilegium des Verkaufs zu üben und 
dadurch immer je nad) dem Stande ded Bedürfniſſes Vorräthe anzufhaffen und zu halten in den 
Stand gejegt waren. 

Nichts war daher natürlicher, ald daß die Bewohner ver Stapelpläge die Vortheile, melde 
jie ihrer Lage und zufälligen Umſtänden verdanften, ſich zu jihern und zu conjerviven bedacht 
waren durch Acte der Gefeggebung, welche ihnen den dauernden rechtlichen Genuß derjelben ga: 
rantirten, daß fie ald ein Recht zu erlangen trachteten, was jie in den Anfängen der Entftehung 
blos thatjächlicy Iuerirt Hatten. Sie fließen bei diefen Beflrebungen bei ven Gejeggebern auf 
wenig Widerftand, fanden vielmehr meift lebhafte Unterftügung, da es ja ein weſentlicher Fort— 
ſchritt fhien, ven Berfehr in fefte Bahnen zu leiten, und da ed den Landeöherren einleuchten mußte, 
welhen Vortheil ihnen die Begünftigung ihrer Landſtädte gemähren mußte, durd die deren 
Nahrungsquelle und fomit ihr Reichthum erhöht wurde, der in allen Berlegenheiten der Lan- 
deöherren die ergiebigfte, wenn nicht die einzige Hülfdquelle blieb. Obgleich anfänglid nur 
wenig Stapelgeredtigfeiten in Deutſchland von den Kaifern ertbeilt wurden, fo riß doch bald, 
ald mit der Abnahme der den Kaijern aus dem Reich zuftehenden Ginnahmen die Geldverlegen- 
heiten derjelben häufiger wurden, der Misbrauch ein, fie an jede Stadt, die ein Erfledliches 
vafür bezahlte, zu ertheilen. Bald folgten auch die Landesfürften nah, welde die Ertheilung 
von Privilegien ebenjo ausgiebig nugten wie die Kaifer, und einzelnen Städten gelang es 
jogar durch eigene Macht, ji in ven Beſitz eined Stapelrechts zu jeßen und feine Anerkennung 
von allen zu erzwingen. 

Wie ih ſchon aus dem Ebenbemerkten ſchließen läßt, begriff das Stapelrecht das Recht eines 
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Orts, Stadt u.f.w. in ſich, daß das Tranſitgut, welches denſelben paſſirte, dort eine } 
lang feſtgehalten und die Eigenthümer genöthigt wurden, daſſelbe dort feilzubieten. Die Era 
waren von längerer oder kürzerer Dauer und darauf berechnet, daß den Bürgern des Orts 
legenheit gegeben werben follte, ſich nach Bedarf mit den feilgebotenen Waaren zu verieie 
Bald bezog es ſich auf Waaren jeder Art, melde durd den Stapelort gingen, bald erftredi: 
ich nur auf Waaren gewiffer Klaffen oder beftimmmter lirfprungsländer. Bisweilen waren n 
ihm verwandte Rechte verbunden, wie dad Kranrecht, daß die anlangenden Waaren mim 
des ſtädtiſchen Krand ab- und mieder aufgeladen oder aud im Fall der Richtbenugung 
Gebühr an die ftädtifche Kaffe entrichtet werden mußte. 

Solange die Stapelrechte in den Grenzen ihrer naturgemäßen Entwidelung blieben ı 
nicht benußgt wurden, ohne irgendeine Gegenleiftung zu geben, im Intereffe der engheri 
Habgier einzelne Ortſchaften auf Koften des Ganzen zu bereihern, blieben fie eine Wobix- 
welde der Handel mur allzu fehr empfand. Bald aber kam es dahin, dag man den Stapeltes 
eine Ausdehnung gab, welche fie zu einer drückenden Laſt für allen Berfehr machte und am Ür 
diefen völlig hemamte. Nicht nur wußten ſich einzelne Städte, melde von der Natur nik; 
Stapelplägen geichaffen waren, ſich Stapelprivilegien zu verfchaffen, um eine Abgabı = 
Tranfitgut erheben und ihren Bürgern die Wohlthat des billigen Einfaufs verfharfen zu in 
nen, fondern auch, wo Stapelrechte durch die örtlichen und allgemeinen commerziellen Berti 
niffe twohlbegründet waren, wurde ihnen eine folde Erweiterung gegeben, daß der Hin 
unmöglid dabei beflehen konnte. Die zureifenden Kaufleute wurden 5. B. gezwungen, Is 
Zeit, acht, vierzehn Tage, ja bisweilen noch länger ihre Waaren feilzubieten ; man geitur 
ihnen entweder nicht, wie in Lübeck, mit andern als mit Bürgern ded Orts in Berfehr zu tınr 
oder, wie an andern Orten, erſt dann an Fremde zu verfaufen, wenn alle Bürger des On! 
volltändig verfehen hatten. Andere Plätze nahmen ed ald ihr Recht in Anſpruch, daß gun 
weite Gegenden ihre gefammten Erzeugniffe nit direct in Die remde ausführen durften, ir 
dern fie an den Stapelplag zu bringen verpflichtet wurden, von wo allein Ausfuhr in tr: 
land geftattet war. So prätendirte no im 17. Jahrhundert Hamburg das Recht, wi dl. 
unterhalb Hamburgs an der Elbe liegende Orte ihre Waaren und befonderd ihr Getreik a 
nah Hamburg bringen follten. 

Solche maßlofe Üßertreibungen trugen den Keim ihrer Auflöfung in jich ſelbſt, weil fie 
allen Grundfägen eines gefunden Verkehrs in Widerſpruch ſtanden. Bis zu einer gemin 
Grenze ift ed zwar zuläjfig und fogar vortbeilhaft, den Handel zu belaften, aber wird dieſe übe 
fhritten , fo hört er entweber ganz auf oder jchlägt ſolche Wege ein, auf denen er die Laſten, 
man ihm aufbürdet, vermeidet. So ging ed auch in dieſem Fall. Manche Stapelpläge mwaır 
freilich jo günftig gelegen, daß der Handel fie nicht umgehen Eonnte, andere dagegen wenig 
gut jitwirte wußte ber Verkehr durch Einfchlagung neuer Straßen zu vermeiden. Je zahlreisr 
und beffer die Verkehrswege, je leichter dadurd die Verfendung von Gütern auf weite Emiir. 
nungen auch zu Lande hin wurde, deito mehr warb natürlich dad Drüdmde der Staprigrich 
tigfeit empfunden, welde den Kaufmann zwang, aud wo es durd feine Umftände befot'- 
war, den Transport zeitweilig zu fiftiven, die Güter abzuladen, feilzubieten, ohne Rudi 
ob Käufer da wären, und erft, nachdem er viel Zeit verloren und viele Koften unnüg aufgewende 
hatte, die Reife wieder fortzufegen. Durch diefe Unfoften wurden denn nun die Speſen ax 
Waaren erheblich vermehrt, daß eine Abnahme der Gonfumtion und davon wieder eine Ver 
minderung der Production Die Folge fein mußte. Wie fonnte auch wol ein rechter Berrieb, ; 
es landwirthſchaftlicher oder induftrieller, dabei gedeihen, wenn außer den Productionäfofte: 
von ihm die des Transports hin nach dem Stapelplag und der Lagerung dafelbft getragen wer: 
den mußten, von denen andere Goncurrenten befreit waren? Mußte nicht endlich au der lir 
ternehmungsgeift fomol der Bürger der Stapelorte ald der dem Stapelrecht Unterworfenen un 
terdrückt werben, der einen durch Die Leichtigkeit des Erwerbs, der andern durch die Schwieris 
feiten, die man ihnen bereitete? 

Seitdem gefundere Principien in der Staatswirthſchaft ih Bahn gebrochen, ſeitdem ma: 
eingejeben hat, daß die Volkskräfte, um rechtes Gedeihen, tüchtige Thätigkeit zu ſchaffen, ent 
feffelt werben müßten, daß namentlich der Handel Freiheit erheifht, fing man an, die Stapel 
rechte abzuſchaffen. Mit einzelnen wurde jhon der Anfang im 17. und 18. Jahrhundert ge 
macht, die größere Zahl fiel aber erfi in Deutſchland nach den Stürmen der Franzöfifchen Revo 
Iution, welche neues Reben in alle Theile des verfumpften Reihe braten. Größtentheils frei: 
willig befeitigt, wurde doch in einzelnen Faͤllen ihre Aufhebung in internationalen Berträge: 
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flipuliet; der Rheinihiffahrtsortroi, die Weſer-, die Elbſchiffahrtsacte enthalten jammtlich 
einen Bafjus, welder die Stapelrehte der an diefen Flüſſen liegenden Städte für alle Zeiten 
ausſchließt. 

Gegenwärtig darf man in Deutſchland alle Stapelgerechtigkeiten als aufgehoben anſehen; 
der deutſch-franzöſiſche Handelsvertrag, Art. 23: „Die aus einem der beiden Gebiete eingehen- 
den oder nach demſelben ausgehenden Waaren aller Art ſollen gegenſeitig in dem andern Gebiet 
von jeder Durchgangsabgabe befreit ſein“, ſchließt ſie jedenfalls aus, ſoweit die Ausübung des 
Mechts mit Erhebung von Abgaben verbunden war, und der zweite Abſatz dieſes Artikels: „In 
Beziehung auf die Durchfuhr ſichern ſich die hohen vertragenden Theile in jeder Hinſicht die Be— 
handlung der meiſtbegünſtigten Nationen zu“, würde eine Fortdauer der Stapelrechte jedenfalls 
im Verhältniß der contrahirenden Parteien verbieten, wenn fie nicht zugleich allgemeine wären. 

MWie aber in der Welt ſich alled wiederholt, fo hat auch die neue Zeit den mittelalterlichen 
Stapelredten ähnliche Einrichtungen geihaffen. Diefe find hervorgerufen durd die modernen 
Zollſyſteme, wonad von den aus dem Auslande eingeführten und wieder dahin ausgeführten 
Gütern feine Zölle erhoben werden, fondern nur von den im Inlande für die dortige Conſum— 
tion verbleibenden. Um den Kaufleuten, melde aus Speculation Waaren aus dem Auslande 
einführen, um fie, je wie e8 die Gonjuncturen mit ji bringen, entweder im Inlande zu ver- 
werthen oder wieder auszuführen, haben mehrere Staaten, z. B. Branfreih, Schleswig-Hol— 
jtein, fogenannte Entrepots, Zollniederlagen errichtet, in weldhen die Importeure die Waaren, 
welche jie wollen, zollfrei einbringen fönnen, indem fie nur für Die Bewahrung derfelben, bie 
Benugung der Lagerräume eine Vergütung entrichten ; e8 wird ihnen der Zoll crebitirt; fie be- 
zahlen ihn nur von ven im Entrepot lagernden Gütern, weldye aus demſelben für den Conſum 
im Inlande entnommen werden, und zwar erft bei der Entnahme aus dem Entrepot, um fie in 
den inländifhen Gonfum zu bringen. Bon Waaren, die aus den Niederlagen wieder ind Aus- 
land verführt werden, wird nur der Tranfitzoll erhoben, mo ein folder befteht, während jie 
fonft zollfrei find. Es leuchtet ein, daß wegen der Koften und Mühen, welche die Einrichtung 
und Haltung der Entrepots, die Ausübung der Zollaufficht macht, folhe nur an wenigen Orten 
und nur in einem größern Umfang ſich befinden fönnen, und daß mithin ber freien Bewegung 
des Handels ein gewiffer Zwang angelegt wird. Allein dem Leſer wird der weſentliche Unter: 
ſchied von den mittelalterlihen Stapelrechten in ihrer fpätern Hiftorifchen Erſcheinung nicht ent- 
geben, daß jene im eigentlichen Interefle der Kaufleute zur Erleichterung des Handels einge: 

führt iind, welde vaburd gewährt wird, daß die Auslage ded Zoll, d. h. alfo die Zinfen dieſes 
Kapitals erfpart werben bis zum Moment der Conſumtion. 

In einem gewiffen Sinne find aud die zuerft in England von großen Gompagnien errich— 
teten Waarendepots verwandt, welche jich von dort aus auch auf dem Gontinent zu verbreiten 
angefangen haben. Sie befteht darin, daß große Packräume eingerichtet werden, in melde 
jever Kaufmann jeine Waaren gegen eine feftgefegte Packhausmiethe einbringen kann; er er- 
hält für feine Waaren ein Empfangöbefenutnig von den Eigenthümern des Packhauſes, Lager: 
fein, der dem Empfänger gegen Rüdgabe veflelben die jederzeitige freie Verfügung über bie 
deponirten Waaren fihert und von ihm auf andere übertragen werben kann U), welche dadurch 
in fein Recht auf Auslieferung der Waaren eintreten.?) Die Sicherheit des Lagerſcheins beruht 
theild auf dem Credit, melden die Ausfteller dur ihre Solvenz und im Geſchäftsverkehr er: 
probte Revlichfeit gewähren, theild auf dem Vertrauen, daß für die Bewahrung und Erhal- 
tung der deponirten Güter gute Vorſorge getroffen ift. Das Deutſche Handelögejegbud fügt 
nad) dem in der Anmerkung angeführten Art. 320 nod diejenige Sicherheit hinzu, welche durch 
eine an bie Depotöinhaber ertheilte ſtaatliche Autorifation gewährleiftet wird; diefe ſucht es 
nicht direct, fondern mittelbar durch Ertheilung des Privilegs der Übertragbarkeit mittels In— 
doffement der Lagerjcheine autorijirter Anftalten zu erzwingen. Der große Vortheil bei dieſen 


1) Deutfches Handelsgefegbuch, Art. 320: „Ingleichen können Auslieferungsicheine (Lagerfcheine, 
Warrants) über Waaren oder andere bewegliche Sachen, welche von einer zur Aufbewahrung foldyer 
Sachen Haatlich ermächtigten Anftalt audgehtellt find, durch Indoffament übertragen werden, wenn fie 
an Ordre lauten,‘ 

2) Deutfches Handelsgeſetzbuch, Art. 321: „Durch das Indoffament gehen alle Rechte aus dem ins 
doffirten Papier auf den Indoffator über. Der Berpflichtete kann ſich nur foldyer Ginreden bedienen, 
welche ihm nadı Maßgabe der Urkunde felbft oder unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen. 
Der —— iſt nur gegen Aushändigung des quittirten Papiers ſeine Verbindlichkeiten zu erfüllen 
verpflichtet.“ 
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Depots, den herbeizuführen eben der Zived ift, befteht darin, daß dem Deponenten eine Ir 
tere Dispofition über fein Gigenthum verfhaflt wird, indem er dad Gigenthum davon ik 
tragen, Pfandrechte davon beftellen kann durch ein fehr einfaches Geſchäft der Indoſſim 
reſp. Ceſſion des Lagerſcheins. Er erlangt hierdurch nicht bloß den Gewinn, welchen Einfah 
des Geſchäftsgangs gewährt durch Erſparniß von Zeit und Koſten, ſondern ein weit größn 
mittelbarer Vortheil wird für ihn dadurch erzielt, daß er die Waaren zu benutzen in den Ei 
geſetzt wird, um ſeinen Credit zu erweitern. Gr kann dieſelben verwenden, um Creditgeſch 
abzuſchließen, indem er auf die Lagerſcheine, als Dedungsmittel gegeben, viel leichter ©: 
darlehne erlangt ald gegen Berpfändung der Waaren jelbft. Denn einmal gewährt die !u 
berichaft des Papiers, dur Indoffament erlangt, vollfomnene Sicherheit gegen alle an 
Anſprüche, die nicht auf der Urkunde jelbft verzeichnet ftehen, jodann aber fichert Die Aufber: 
rung der Waaren im Depot den Inhaber des Lagerjheind jomol gegen Verluſt der Wax 
durch Vernachläſſigung ald durch fraudulofe Geſchäfte des Eigenthümers, gegen vie jelbi 
beiten und umfaſſendſten Geſetze ſonſt nicht zu ſchützen vermögen, weil, wenn die Noth einm 
jogar von unehrlichen Schuldnern alle andern Rückſichten ald die der Selbfterhaltung bein 
geſetzt werben. NR. 3. Burdarpi. 

Statiftif. I. Begriff. „Es gibt“, fagt Nümelin !), „bisjegt zweiundſechzig verjhier 
Erklärungen über den Begriff der Statiftif, und die unferige wäre Die dreiundjechzigfte” 3 
Unrecht hat man dieſe vielfeitige Deutung des Begriffd Statiftif ald einen Mangel empfun« 
Die nämlihe Schwierigkeit kehrt wieder bei ven meiften Wiſſenſchaften, weiche den weiten #: 
men unjerer Erfenntniß von Staat und Gefellihaft füllen; wie viele Definitionen von Ret 
von Staat, von Geſellſchaft ließen jich nicht aufzählen, wie uneinig ift man nicht über Vernen 
ſchaft und Abgrenzung diejer Begriffe! Vielmehr könnte die Statiftif ſich rühmen, daß die En 
tigfeiten über ihre Aufgabe und Stellung im Syſtem der Wifjenfhaften für Wohl um Ms 
der Menſchheit ziemlich indifferent geblieben jind, während die Verjhiedenheit der Auffiz: 
jener Begriffe weitreichende praftiihe Folgen gehabt hat. Überhaupt aber kann und Win 
Wiſſenſchaft ih nicht an fertige Definitionen und ein traditionelles Schema anflammern: wi 
ihr Schaden bringt und die Fortſchritte der wiſſenſchaftlichen Erfenntnig hemmt, ift vaim 
Streit um Worte, aber in dem Auffeimen neuer Anfihten, in dem unabläſſigen Hinfıt 
nad) genauerer Beftinnmung der Begriffe beiteht gerade das Leben der Wiſſenſchaft. Sie fr 
feinen unangefochtenen Befig und feine Verjährung, und wer um diefer Flüſſigkeit ihrer % 
fultate willen an ihr verzweifelt, ift Fein echter Jünger ver Wiſſenſchaft. 

Mir wollen indeß nicht leugnen, daß in jenem Streit über Wefen und Begriff der Statit‘ 
viel unnüge Spigfindigfeit aufgewendet worden ift. Entkleidet man aber die Frage dieſes de 
werks, jo ftehen ſich nicht mehr als zwei Grundrichtungen gegenüber, von denen die eine, nel 
man die formale oder methodologiſche nennen könnte, ftillihweigend oder bewußt der flatiftiid" 
Praris unferer Tage zu Grunde liegt, während die entgegenftehende Auffaſſungsweiſe, mi 
man die materielle nennen könnte, vorwiegend von deutſchen Univerjitätslehrern getragen 
Einverftanden find beide Auffaffungen infofern,, als beide die Beobachtung, Gonftatirung m 
Bearbeitung von Thatfahen der Statiftif ald Operationdgebiet anweiſen, einverftanden me 
aud) injofern, als jie die Statiftif befhränfen auf Thatſachen, welche eine Beziehung auf praf 
tifche Intereffen des Menſchen und der menſchlichen Gejellichaft haben. Auch in blos troreti: 
fhem Intereffe beobachten wir die Erfcheinungen, die jih unfern Sinnen darbieten; bit aul 
einen gewiffen Punkt mag das Verfahren, welches wir dabei einſchlagen, vondem Wege, melden 
man bei ftatiftifchen Unterfuhungen verfolgt, kaum unterſchieden fein, aber von einer phyiifalt 
ihen, von einer chemiſchen, ja von einer anatomiſchen oder phyfiologifchen Statiftif ift e® ned 
niemand eingefallen zu reden. Dagegen gibt es allerdings nicht nur eine politiſche, ſonden 
auch z. B. eine mediciniſche Statiſtik; ſtatiſtiſche Mufterwerfe?) ziehen Zweige der phyñiſche 
Naturbeſchreibung, Bodengeſtaltung, Klima u. dgl., in ausgedehntem Maße in ihren Bertic 
warum dieſe, da doch auch Medicin und Geographie theoretiſche Naturwiſſenſchaften find? da 
Schlüffel zur Löfung gibt und Neumann ?) an die Hand, wenn er die Medicin eine ſocich 


1) Tübinger Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft (Jahrg. 1863), S. 695. 

2) 3.8. die Statistique generale de la Belgique, période decennale 1841—1850. Nm 
Auszug aus diefem Werf hat 3. E. Horn herausgegeben (Statijtifches Gemälde des Königreichs Belgich 
Deſſau 1853). 

3) Zur medicinifchen Statiſtik des preußifchen Staats (Berlin 1849), ©. 3 fg. 
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FRiffenfchaft nennt. In der That find Gefundheit und Krankheit praktifche Intereffen jedes Ein— 
zelnen ; fhreiten wir ſodann vom Ginzelnen fort zu den geſellſchaftlichen Lebenskreiſen, fo be- 
merfen wir, daß alle dieje gefelligen Verbände, indbefondere Kamilie, Gemeinde und Staat, 
zwar geiftigen Gehalts, doch aber zugleih aud) von Natur find. In diefem Sinne haben Bodi- 
nus und Monteöquieu die aus der phyfifhen Natur ſtammenden Einflüffe auf die menfchliche 
Geſellſchaft unterfudt; K. S. Zahariä hat einen eigenen Zweig der Staatöwiffenfhaft, die 
„Politiſche Naturlehre‘, daraus geftalter. Es gibt fomit zahlreiche Berührungspunfte zwifchen 
Naturwiſſenſchaft und Gefelfhaftswiffenihaft®); die gleiche Beobachtung, welde der Natur: 
forſcher in rein theoretifhem Erkenntnißdrang durchführt, bietet dem Staatdmann Stoff für 
feine Wiffenfhaft, und er wird fie eine ftatiftifche Thatfache nennen, wenn er fie in dieſem 
Specialintereffe beobadtet und ermittelt hat. Gerade auf diefen Boden, wo Naturwiſſenſchaft 
und Geſellſchaftswiſſenſchaft jih berühren, ftellt fib die Statiftif, und darauf beruht die allge: 
meine Beachtung, welche fie in unferer der eracten Forſchung zugewendeten Zeit gefunden hat. 
Aber wo immer Statiftif getrieben wird, da weiß ſich der Bearbeiter in näherer oder entfernterer 
Beziehung zu praftifhen menſchlichen Intereffen; die Gejellfhaftswiffenfhaft und ihre Zwecke 
ind der Mittelpunft der Statiftif, und wo Statiftif und Naturforfhung in vemfelben Gegen: 
ftande zufammentreffen, ift das unterjcheivende Merkmal die Tendenz, in welcher fie die Unter- 
ſuchung angreifen. ; 

Sehen wir aber ab von dieſer alljeitig zugeftandenen Verwandtſchaft zwiſchen ver ftatiftifchen 
Unterfuhungdweife und derjenigen der Naturforfhung, und von der wol ebenfo unbeftrittenen 
Unterfheidung zwiſchen Statiftif und Naturwiffenihaft, womit dem ſchlichten Verftande vie 
ganze Frage ſchon hinreichend gelöft ſcheinen möchte, fo ſcheiden fi von neuem die Wege. Schon 
in Der Etymologie ded Worts Statiftif hat man Waffen geſucht für die fih gegenüberftehenden 
Anfiten. Leitet man das Wort ab von Status, fo fann das „Zuftand‘‘ oder „Staat“ bebeu: 
ten; aus Status hat man, wie es ſcheint, zuerft im 16. Jahrhundert Statista und Statisticus ge- 
bildet in der Bedeutung ‚„‚Staatömann‘’d), aber allerdings jhon mit der Nebenfarbe, daß der 
Staatdinann ein Kenner der Zuftände feiner Zeit und feines Landes fein müffe.6) In der 
Etymologie werden wir ſomit faum das Licht entdecken, weldes den wiffenfhaftlihen Sinn des 
Worts Statiftif erhellen fol. Gewiß aber ift fo viel, daß unter der Benennung „Statiſtik“ 
ein neuer, indbejondere vom afademifchen Katheder aus anerfannter und gepflegter Zweig der 
politiihen Fachbildung erft in Curs fam durch den Göttinger Gottfried Achenwall, den Lehrer 

Schlözer's, und Achenwall wie Schlözer haben fich fofort über die Stellung erklärt, welche fie ver 
neu eingebürgerten Wiffenfchaft anmwiefen. Göttingen, begünftigt durch die Freiheit, melde die 
englifhen George gewährten, war damals die hohe Schule deutfcher und ausmwärtiger Staats: 
männer, und dem afabemifchen Lehrer mußte jich bald der Mangel aufprängen, daß der Unter: 
richt in den theoretifhen Staatswiſſenſchaften, in Philofophie und Geſchichte eine wefentliche 
Lücke offen ließ, nämlich eben jene für ven Staatsmann unentbehrliche Bekanntfhaft mit den im 
In: und Auslande beftehenden gegenwärtigen Zuftänden. Dieje war dad, was Achenwall feit 
1748 unter der Benennung „Statiftif” Iehrte.”) Er definirte die Statiftif ald „ven Inbegriff ver 
wirflihen Staatdmerfwürdigfeiten eines Reichs oder einerRepublif‘, und an feine Auffaffungs- 
weile ſchloß ſich Schlözer's geiftreihes Wort: „Geſchichte ift fortlaufende Statiftif, Statiftif ift 
ſtillſtehende Geſchichte“. Geſchichte, das ift bei viefem Ausfpruc nicht zu vergeffen, war damals 
ausſchließlich politifhe Geſchichte; was ein Spittlerin feiner „Gefchichteder europäijchen Staaten” 
im Proceß ſeines Werdens ſchilderte, dad war, in die Breite des gegenwärtigen Dafeins darge: 
legt, Statiftif im Schlözer'ſchen Sinne. Aber mas ift eine „Staatsmerkwürdigkeit“? ine, 


4) Wir bemerken ein für allemal, das wir diefes Wort im weiteften Sinne, d. h. als die Staats: und 
Rechtswiſſenſchaft unter fich begreifend, anwenden, ohne damit hier in den fpftematifchen Streit über bie 
„Befellfchaft‘‘ irgendwie interveniren zu wollen. In England und Frankreich ift dieſer Gebrauch des 
Worts [hon länger eingebürgert. 

6) „Ihr feid ein Statift, der das Intereſſe der Staaten verfteht.‘‘ Philander von Sittewald (1649), 

6) Im Jahre 1672 erfchien, von Helenus Politanus verfaßt, ein Microscopicum statisticum, quo 
status Jmperii R. G. repraesentantur. 

7) Den Namen ‚‚Bater der Statiſtik“ verdient er allerdings infofern nicht, als man Statiftif iu allen 
Zeiten getrieben hat. Auch wird angeführt, daß fchon 1725 M. Schmeigel in Jena ein Collegium 
statisticum gelefen habe. @s gibt aud) in wifienfchaftlichen Dingen feine generatio aequivoca, fon: 
dern jeder ift Sproß einer ganzen Reihe von Erzeugen. 

Staats⸗Lexikon. XIII. 47 


% 
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welde im Staate vorfommt, oder eine, welde für ven Staat Bedeutung hat, ober eine, med 


vom Staat erzeugtwird? „Vieles“, antwortet Schlöger, „ift Staatömerfwürpigkeit, was vdergri, 


Haufe nicht dafür erkennt, ald die Summe der Schweine in einem Lande, der Anfartg des Ru. 
trinkens auf ven Dörfern u. |. w., und vieles ift ed nicht, wa8 der große Haufe dafür hältcr 


Statiftifer in der Kindheit dafür halten mußten, z. B. fehr oft die Ritterorden, die Ware 


u. ſ. w.; aus der großen Menge von Merkwürdigkeiten, welche dieſem oder jenem von Risı 
feit fein mögen, wird der Staatögelehrte, der ausübende ſowol ald der Theoretifer, diejen 
hervorſuchen, welche einen augenſcheinlichen oder verftedften, größern oder mindern Ginflui x 
das Wohl des Staats haben.” Diefe Antwort bezeichnete treffend das Bedürfniß, aus wei: 
die Wiffenfhaft der Statiftif hervorgegangen war, gab aber ihrem Gegenſtande Feine [hir 
Begrenzung. Je tiefer dad Auge ded Staatdmannesd eindringt in die innerften Falten des dr 
lebend, um jo mehr werben auch Dinge Intereffe für ihn gewinnen, welche dem Alltagspolı* 


völlig gleihgültig vorkommen; in gleihem Maße wird aud) jener an die Statiftif weiter gehn 
Anforderungen machen. Deſſenungeachtet it Schlözer auf feinem Gebiet ſeines Forſchens ſo x 
eine anerfannte Autorität geblieben als in feiner ftatiftifhen Theorie, und wenn man bie ler, 


Reihe von Theoretifern überblidt, welche ihm gefolgt find, fo ift man, bei aller Anerkennung: 
Scharfſinns, welden z. B. Butte u. a. entfaltet haben 8), verfudt zu fagen, daß ihre Ani 
nur die jubjectiven Neflere des Schlagworts find, welches Schlözer hingeworfen. Selb in 
Eintheilung der Statiftif ift im wefentlihen beibehalten worden. „Das Weſen eine jer 
Staats“, jagt er, „drückt fi vollfommen aus durch die Formel: Vires unitae agunt; näuſi 
1. Vires, Grundmadt, d.h. 1) Menſchen, 2) Land, 3) Producte, 4) circulirendes Gel ; II. Unix 
Art wie dieſe Kräfte geeinigt find, Megierungsform, Staatöverfaffung ; III. Agunt, Einriätıs 
der Regierung und ihrer Gejhäfte, Staatöverwaltung.” Die neueften deutſchen Theowik: 
Ballati und Jonäk , haben ald neuen Haupttheil der Statiftif die Eultur eingefchoben un) 
übrigen Abtbeilungen nur etwas andere Pläge angewiefen, ſodaß fie folgende Eintheilw 
halten: I. Grundmacht ded Staats: 1) Grund und Boden, 2) Bevölkerung ; I. Organiain 

1) Verfaffung, 2) Verwaltung; II. Eultur: 1) materielle, 2) geiftige. 

Schlözer's Statiſtik hatte drei Borausfegungen, welche ſich allerdings nicht leicht reprotuiu 
ließen: Schlözer's Wiffen, Schlözer's Geift und Schlözer's freien Sinn. Als fie trabitind 
wurde und diefe drei individuellen Borausfegungen abftreifte, was blieb übrig? ine Sam 
lung von mehr oder weniger Eurzweiligen Guriofitäten, ein zufammenhanglofed Nebeneinux 
von Thatfahen und Notizen, allerdings ein „Querdurchſchnitt des Stromes“ (Roſcher), du 
wenn ein Querdurchſchnitt möglich fein foll, fo verfteht ſich ver Verzicht auf Die ſpecifiſche Ein 
ſchaft des Stromes, das Strömen, von felbft. Was Buffon für dieNaturgefhichte, war &älir 
für die Statiftif; wer jih nach Schlözer mit dem Zufanmenftellen und Beſchreiben von geif 
fhaftlihen Thatſachen befaßte, ohne das Gefammtgebiet der Staatswiſſenſchaft zu beherrik 
und ohne in der Gefhhichte zu Haufe zu fein, trieb ein ebenfo ledernes Handwerk wie in 
Naturgefhichte die Nachtreter, auf welche Buffon’s Geift feine Funken gemorfen hatte. Sei 
Zufammenführen und Darftellen von Material zu einer bloßen Beſchreibung ift todte Gelk 
famfeit, nicht Wiffenihaft. Was ſolchem Stoff Werth und Bedeutung verleihen fann, iR, a 
gefehen vom „Esprit“ des Bearbeiterd, erft die Benugung zu wahrhaft wiffenfgaftlider 


Zwecken, und diefe finden fi, wenn von Statiftif die Rede ift, in den rationalen Gefelliäaht 


wiffenfhaften. Soll vollends eine Beſchreibung eines „als Jegtzeit firirten Moment?" da 


8) Butte (1808) definirt die Statiftif als „die wifjenfchaftliche Darftellung derjenigen Daten, # 


welchen die Wirklichfeit der Realifation des Staatszweds gegebener Staaten in einem als Jept | 


firirten Moment gründlich erfannt wird” — Gchlöger'icher Leib und Butte’fche Crinoline. Ant 
‘haben glüdlich herausgefunden, dag Schlöger von ftilltehender ‚Chronologie‘ oder gar „Ghronit 
gnofie” (fintt Gefchichte) hätte fprechen follen — in welchem Fall er eben ftatt eines geiftreichen Car 
eihe Trivialität gefagt haben würde. Es ift die alte Geſchichte von den Königen und Kärrnern! 

I) Fallati, Einleitung in die Wiſſenſchaft der Statiftif (Tübingen 1843). Jomäf, Theorie der Ei 
tiftif in Grundzügen (Wien 1856). R. von Mohl hat in feiner Gefchichte und Literatur der Stat 
wiſſenſchaften, III, 658 fg., beide, und nicht minder Stein, deſſen Theorie gar nicht in biefen Zufammt 
bang gehört, obwol Jonaf aus feiner Schule ſtammt, auf eine ungerechte Weife verurtheilt, die um! 
mehr flört, als Mohl felbft in feinen Begriffen über Statiftif ein bevenfliches, allerdings nicht über 
wohl aber umwifienfchaftliches Schwanfen zeigt; man vergleiche z. B., wie er in feiner Ench pin! 
©. 733 die Statiftif auf das Liefern bloßer Thatfachen befchränft und ihr die Fähigkeit zu deren Bagıut' 
dung abfpricht, während er ihr wenige Zeilen zuvor das ‚‚Erflären der beftehenden Zuftände“ (eden!‘ 
Geſchichte und Literatur, ©. 663 „die Angabe der Gründe und der Geſetze“ derfelben) zur Aufgabe el. 
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ocialen Zuftand eines Volks ald ein Ganzes, ald den Ausdruck feines Charakters und ſeiner 
Sigenthirmlichkeit fhildern, jo muß fie fo gut wie ein Geſchichtswerk eine Fünftlerifche Leiftung 
ein, geboren auß den Geifte, der auch den Gegenftand gezeugt hat; zu einem ſolchen Bild liefert 
ie Statiftif nichts als die äußern Umriffe, und es muß das geſchichtliche Wifjen Hinzufommmen, um 
sie beftimmite Färbung wiederzugeben , in welcher jedes einzelne Moment zu Tage tritt, e8 muß 
das volle Verſtändniß der organischen Zufammenhänge in der menſchlichen Gefellihaft und 
der Werhfelwirfung der in ihr wirkenden Kräfte aus den theoretiichen Wiſſenſchaften gewon— 
nen fein. 
Was erfordert war, um die Exiſtenz der Statiftif als eines felbftändigen Zweigs der Geſell⸗ 
Ihaftswifjenihaft zu retten, hat unter ven neuern Theoretifern befonders Fallati, und nach ihm 
Jonäk, richtig hervorgehoben. Führt die ftatiftiiche Ermittelung von Thatſachen zu Ergebniffen, 
welche nur im Syſtem der übrigen Gefellihaftöwiffenfchaften ji zu einem Ganzen ordnen, jo hat 
die Statiftif ihren Sig ufurpirt, und der Verdacht, daß das wirklich fo fei, liegt um fo näher, al8 
daran niemand zweifelt, daß die Tendenz der Unterſuchung, alfo die Unterordnung derſelben 
unter den der Gejellfhaftöwiffenihaft angehörenden Zweck, ein unterfcheidended Merkmal 
ftatiftifcher Arbeiten audmade. Fallati nun fuchte die Selbftändigfeit der Statiftif dadurch zu 
retten, daß er die abftracte over Zahlen-Statiftif ald bloße Vorausſetzung des eigentlichen Sy: 
ſtems der Statiftif, der, Architektonik ded gegenwärtigen Staats“ behandelt 10); „obwol die Be- 
ftandtheile des Syſtems der Statiftif”, fagt er, „theild dem Schema von Naturwiſſenſchaften, 
namentlich der Geographie, theild und mehr noch der Staatsphilofophie und dem philoſophiſchen 
Theil der Staatöwifjenfhaften entlehnt find, fo ift doch das Syſtem der Statiftif ihr wahres 
Eigenthum, ihrem engern theoretifhen Kreife angehörig, indem jene Beftandtheile vom Geſichts⸗ 
punfte des ftaatlihen Zuftanded aus im einzelnen gefaßt und im ganzen georbnet werben.” 
Jonäak ſodann bezeichnet ald Aufgabe der Statiftif die Darftellung nicht nur der Zuftände im 
Keben der Menfihheit, jondern aud des Cauſalitätsverhältniſſes (der Veränderungen) dieſer 
Zuftände, fowie ihrer Regelmäßigfeit und Gejegmäßigkeiffä-Gegen Fallati ſtreilet Stein 14), 
wenn er auf die Frage, weldes die Ordnung der ftatiftiihn Reſultate oder dad Syftem der 
Statiftif fei, die radicale Antwort gibt: „Die Statiftif hat das Bedürfniß des Syſtams, fie hat 
die Borausfegung ded Syſtems, aber fie felber hat fein Suftem ; ohne die ſyſtematiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft ift fie Haltlos und halb; alle Unklarheit über Weſen und Inhalt der Statiftif ſtammt 
daher, daß man in ihr dad Syſtem, in der Sache ihre Borausfegung hat finden wollen.” Gegen 
Jonaͤk darf man das Zeugniß der Naturforſchung anrufen, welche in der Unterſuchungsweiſe, 
die von der Geſellſchaftswiſſenſchaft ald die ftatiftifche bezeichnet wird, längſt heimiſch iſt: „auch 
in der allereinfachſten Ordnung der Erſcheinungen“, bemerkt darüber ſehr richtig A. Comte “2), 
„iſt eine wahrhafte Beobachtung nur möglich, wenn ſie von Anfang an dirigirt und ſchließlich 
gedeutet wird durch irgendeine Theorie.“ Jeder praktiſche Statiſtiker weiß, daß eine ſtatiſtiſche 
Erhebung, deren Reiter die Zwecke der Unterſuchung nicht vollkommen beherrſcht, Pfuſchwerk 
bleibt, mag fie auch in noch fo luxuriös ausgeftatteten Tabellen niedergelegt werben ; aus der 
Geſellſchaftswiſſenſchaft ſtammt die Formulirung der Fragen, melde man an die Statiftif rich— 
tet, in die Geſellſchaftswiſſenſchaft werden die Antworten einregiftrirt, welche die ſtatiſtiſche Beob- 
achtung ertheilt. Alles, was die ſtatiſtiſche Unterſuchung über das an ſich völlig werthlofe Ermit- 
teln und Eonftatiren empiriſcher Thatſachen hinaushebt, entlehnt fie, jei.ed von der Mathematif, 
fei e8 von der Geſellſchaftswiſſenſchaft 43); was bleibt alſo der Statiſtik noch von ihrer angeb- 


10) In ähnlicher Weiſe ſcheiden Knies (Die Statiſtik als ſelbſtändige Wiſſenſchaft, Kaſſel 1850) und 
Rümelin, a. a. O., die Statiſtik aus von ber Staats: und Volkskunde im Schlözer'ſchen Sinne des 
re alfo, infoweit es die Statiftif betrifft, auf Seite der fogenannten mathematifchen Ans 

t über. 

11) Spyftem der Staatswiffenfchaft (BON), 1, 81 fg. Daß die Ermittelung der Urfachen innerhalb 
des Bereichs der Statiftif falle, gibt Stein übrigens zu, fowie er auch (S. 73 2) die Beichreibung, in 
dem fünfllerifchin Sinne eines das Gerippe von Zahl und Maß erfüllenden Bildes, noch eine ftatiftifche 
nennt, womit fich die Ginräumung, daß das Aufnehmen der Befchreibung —— eig. ‚ weil fie „bas 
perfönliche, an fich unbegrenzte Element in das ſcharf begrenzte Gebiet bes gegebenen Zuſtandes hinein» 
trage‘, Ihlecht genug verträgt. j 

12) Philosophie positive (zweite Auflage), IV, 300. , 

13) Bon der Mathematif insbefondere auch die Grundſätze der peter: mar apa beren 
Anwendung auf foriale Fragen mit befonderer Meifterfchaft von Duetelet bearbeitet worden ift (1835). 
Am meiten Nutzen hat hieraus die Bevölferungswiffenichaft (von Bernoulli — EEE 
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lichen Selbftändigfeit? Damit, daß man die Statiftif ald „Zuſtandswiſſenſchaft“ vefinirtı 
an dem Begriff, Zuftand” herumbeutelt, ift nichts gebeffert ; die Statiftif der Bevölferungin 
gung z.B. hat ihre Bedeutung dadurch, daß jie die in der Zeit fortlaufende Reihenfolge viert 
fheinungen, nicht nur ihren einmaligen „Zuftand‘‘ nahweift, und abgeſehen von diejer iur 
Beihränfung auf das Gegenmwärtige oder das ald gegenwärtig Angenommene, ift ja Zuftante 
Gigenfchaft jedes beliebigen Objects; gerade daran aber, dieſes Object für Die Statiftif zu briy 
men, jind die bißherigen Bemühungen geſcheitert, und dieneuern Theorien haben ed ebenjonn 
vermocht. Statiftif ift daher nichts mehr ald die Methodologie einervon den Naturwiſſenſte 
auf die Geſellſchaftswiſſenſchaft übertragenen Erforfhungsweife; fie ift, wie Engel ihausnz 
das Inftrument der inductiven Forſchung. Ihre Stellung im wiffenfhaftliden Syftem ii) 
Logik, und es gereicht der deutſchen Philofophie nicht zum Ruhm, daß fie in der philojophii 
Erörterung der inductiven Methode, indbefondere in Betreff ihrer Anwendung auf die Gi 
fhaftswiffenihaft, Hinter den von ihr über die Achſel angejehenen Franzoſen und Englin 
zurüdgeblieben ift: Schon Gomte hat in feiner „Philosophie positive‘ die auf die „ſociale Phe 
anwenbbare Methode ver Beobachtung ausführlich erörtert 1%); neuerdings ift es im audgem) 
neter Weife von J. Stuart Mill in feinem „Syftem der Logik“ 1°) geſchehen. 
Mit diefen Eritiihen Bemerkungen ftehen wir bereit inmitten der zweiten Gruntridn 
auf welde wir im Eingang hinwieſen. Den Gegenſatz derſelben gegen die bisher beſprete 
Auffafjung der deutſchen Staatögelehrten haben zunächſt vie Mathematifer, vor allen Duetilz' 
zur Oeltung gebradt. Es war nicht das politifche Intereffe, weldes jie zur Bearbeitun 
Statiftif antrieb, fondern theild das Beftreben, die Allgemeingültigkeit des matbematiiden:' 
weiſes aud auf diefem Gebiet darzuthun, theildfuchte man die von der Schule der Encyklopine 
überlieferte materialiftifche Weltanfhauung zu fügen, indem man die aus der Statifif ker 
gehende, dem handelnden Individuum unbewußte äußere Geſetzmäßigkeit feiner Handlungape 
die Lehre von der Willenöfreiheit ind Feld führte. Gingen doch Poiffon und Arago, zlr 
dorcet’8 Fußftapfen tretend, jo weit, die Zuverläfjigkeit vichterlicher Urtheile nach ven Aa 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung beftimmen zu wollen. 17) Quetelet ſelbſt hat ſich von folde & 
treibungen fern gehalten. Er definirt die Statiftif ald die Wiffenfhaft, welche die Gr 
Aufeinanderfolgens der gejellfchaftlihen Thatfahen aus analogen Zahlenreihen ableiten IN 
Dufau (1840) unterſcheidet ih von dieſer Auffaffung faum in etwas mehr ale in den ie, 
drücken; Moreau de Jonnes (1847) vermeidet ed, von ftatiftifchen „Geſetzen“ zu reden, « 
nennt die Statiftif die Wiffenfhaft ver in Zahlen ausgedrückten geſellſchaftlichen Tharfades " 
Auf die Syftematif, welche der Geſellſchaftswiſſenſchaft als folder zu geben wäre, geben‘ 
Schriftfteller nicht näher ein; fie ziehen alles herein, was eine Darftellung in Zahlenaudtri& 
zuläßt, und begnügen jih, wenn fie die Materien ftatiftifher Unterfuhungen durchgehen, ® 
einer äußerlihen Anordnung der Gegenſtände. In Einem Punkte ſtimmen fie alle überein, ve 
nämlich, daß die Sprache ver Statiftif die Zahl ift, und fie weifen demgemäß alles, was nik: 
diefe Form gebracht und zum Gegenftande ver Rechnung gemacht werben kann, aus dem Lrı= 
der Statiftif aus; weniger einig jind fie über die Fragen, ob die Statiftif als ſolche aux 
Beobachtung auch Urfahen und Geſetze abzuleiten im Stande fei, ob fie überhaupt ein ihr ri 
thümliches Gebiet objectiver Erkenntniß befige und nicht vielmehr die Theorie der Statifit u 
eine methodologifche Anmeifung zur Ausführung ftatiftifher Unterfuhungen ſich zu befärinte 
habe.1%) Wenn wir oben diefe zweite Grundrichtung als die formale oder methodelgis 





getauft und in jüngfter Zeit 1861 von Wappäus in muflergültiger Weife dargeftellt) gezogen: f' 
nicht als ein Zweig der Statiftif, fondern, wie ſchon von Blato und Ariftoteles gefchehen it, ald® 
Beftanbtheil ber Gefellichaftswifienfchaft zu betrachten, und zwar geben wir der @intheilung Stein't. > 
die Populationiftif als einen felbftändigen Zweig der Gefellfchaftswifienfchaft betrachtet, den Dorzu ”" 
derjenigen Rofcher's, welcher fie im Syſtem der Nationalöfonomie unterbringt. 

14) Bd. IV, ©. 294 fg. Diefer Band ift 1838 gefchrieben. 

15) Überfegt von Schiel — Auflage, Braunſchweig 1863), insbeſondere Buch VI. Auch in ciar 
populären Handbuch der Logik (W. Gilbart, Logic for the million, fünfte Auflage, London 1857) fr“ 
fih ©. 334 fg. ein Abfchnitt „über bie Anwendung ber logiſchen Kunft auf die Statiftif‘‘. . 

16) A. Duetelet ift Director ber Sternwarte in Brüfel: feine wichtigften Schriften über Steht 
find: Sur l’homme et du developpement de ses facultes (1835); Lettres sur la theorie des p"- 
babilites (1843); Du systeme social (1848). 

17) Wild, Politifche Rechnungswiſſenſchaft (München 1862), ©. 64. 

18) Ahnlich Eherbuliez, in der Zeitfchrift für fehtweizerifche Statiftif (Jahrg. 1864), Nr. 1, &.5 

19) Wir dürfen wol auch Engel (früher Vorfteher des fächfifchen, jegt des preußifchen Statt 
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yarafterifirten, jo gefhah es deshalb, weil und das Aufgeben jedes materialen Inhalts der 
Statiftif als die einfahe Conſequenz der aufgeftellten Borausjegung erſcheint, daß die ftatiftifche 
Interfucdhung ſich durd; Anwendung der Zahl Fennzeichne, und weil wir es für unmöglich halten, 
m Syften der Geſellſchaftswiſſenſchaft diejenigen Materien unter einen gemeinfamen Gattungs: 
‚egriff zu bringen, welche dieſer Unterſuchungsweiſe zugänglich find. Daß diefe formale Richtung 
ınter den praktiſchen Statiftifern unferer Zeit die herrſchende geworben ift, war für die Pflege 
er Statiftif von entihiedenemNugen. Gerade eine ſolche Auffaffung, welche nicht von vornherein 
»as Dperationdgebiet der Statiftif auf beftimmte Gegenftände einfchränfte, führte dazu, daß die 
tatiftifche Unterfuhung auf Fragen anwendbar erfunden und wirklich angetvendet wurde, melde 
zuvor auf rein rationalem Wege erörtert zu werben pflegten, ja dag man im Verlauf ftatiftifcher 
Unterjuchungen erft auf Probleme aufmerffan wurde, deren Löſung eine wirkliche Bereicherung 
der Geſellſchaftswiſſenſchaft in ſich ſchloß (fo auf populationiftifhem Gebiet). 
Man ftößt fi an der einfeitigen Betonung des Zahlenausdrucks als ver ftatiftifchen Sprache. 
Aber es fällt und nit ein behaupten zu wollen, daß in der Zahl ver ganze Inhalt der That— 
ſachen ausgeſprochen ſei, mit weldhen die Statiſtik ſich beihäftigt. Das blos Individuelle kann 
nicht Gegenftand der Statiftif fein; ihr Erfted und Nächſtes ift dad Zufammenftellen einer 
größern Anzahl von gleihartigen Thatfahhen, und je ſchärfer die aus wiſſenſchaftlicher Erfenntnif 
des Zwecks der Unterfuhung hervorgehende Unterfheidung des Gleichartigen und Ungleichen, 
auf um fo foliderer Grundlage fteht die ftatiftifche Arbeit. Die Statiftif Hat es fomit nicht mit 
‚abftracten Zahlen zu thun, fondern die Zahlen erhalten ihre Bedeutung durd) die Thatſachen 
welche von der Statiftif ald qualitativ gleichartige vorausgeſetzt find, und welde ebendeöhalb 
nur nod ihrer Quantität nad) beftimmt zu werden brauchen, ſodaß alfo die Zahl nicht nur der 
ſchlagendſte und verſtändlichſte, fondern der einzig richtige Ausdrud für diefe Mehrzahl der 
Dualität nad nit unterfhiedener Thatfachen ift. So fpricht ver Mechaniker dad Maß ver be- 
‚wegenben Kraft, ver Chemiker die Atomgewichte feiner Elemente auch in Zahlen aus; nur durch 
dieſes Hülfsmittel des Zählens und Meffens ift eracte Forſchung überhaupt möglih, auf dem 
Feld der Gefellfhaftswiffenihaft fomol wie auf demjenigen der Naturwifjenfhaft.20) Aller: 
‚dings bleibt die Statiftif nicht ftehen bei dem bloßen Gonftatiren gleichzeitig vorhandener gleich⸗ 
‚ artiger Thatfahen, obwol auch ſchon dies allein, indem es und z. B. die Gliederung einer Be- 
‚ völferung nad Geſchlecht, Bamilienftand, Neligion, Ermwerbsftänden u. dgl. darlegt, einen 
jelbftändigen Werth haben fann. Die Statiftif findet überdies, indem fie ihre Beobadhtung auf 
verſchiedene Zeiten ausdehnt (z. B. von Jahr zu Jahr die Geborenen, die Geftorbenen, die Ein— 
_ und Ausgewanderten zählt), vielleicht [hon darin eine gewiffe Negelmäßigfeit, noch mehr, wenn 
‚ fie, ein Caufalitätöverhältnig zwifchen Reihen verſchiedener Thatfahen vorausfegend, dieſen 
- Zufammenhang dur Ziehung von Proportionen zu erproben ſucht. So z. B. halten wir es 
für wahrſcheinlich, daß hohe Getreidepreije einen nachtheiligen Einflup auf das Wahsthum ver 
Bevölkerung haben, oder daß Volksbildung Berminderung der Verbrechen nad) ſich ziehen müffe; 
allein wir wiſſen, daß theoretifche Schlüffe fubjertiven Irrthümern unterworfen find, und ſuchen 
diejen Irrthum zu vermeiden und zu berichtigen, indem wir unfere Schlüffe ald Hypotheſen be- 
trachten und beobachten, ob die voraudgefegten innern Beziehungen in der Welt der äußern 
Erſcheinungen ſich wirklich herausftellen. Alled, was an diefer Arbeit fpecififch ſtatiſtiſch ift, 
fnüpft an die Zahl an, aber die Vergötterung der Zahl weifen wir dadurch ab, daß wir die Ab- 
hängigkeit der Statiftif von der Geſellſchaftswiſſenſchaft zugeftehen. 21) Statiſtiſche Spielereien 


Bureau), zu den Anhängern biefer Schule rechnen. In einem befannten Aufſatz über Bevölferungs: 
ſtatiſtik (Sächfifche ſtatiſtiſche Zeitichrift, Jahrg. 1855, ©. 141) erflärt er ſich wenigſtens im fpeciellen 
Hinblid auf diefen Zweig der Statiftif fir die von Guillard in feinem geiftreichen Buche über Demo: 
graphie (1855) aufgeftellte Definition, daß darunter die nad) Zahl und Maß beftimmte Kenntniß der 
phyfiichen, geiftigen und fittlichen Befchaffenheit der Bevölferung zu verſtehen fei. 

20) „Im politifchen Haushalt wie bei Erforfchungen von Naturerfcheinungen find die Zahlen immer 
das Entfcheidende; fie find die legten umerbittlichen Richter in den vielbeftrittenen Berhältniffen ber 
re Alerander von Humboldt. 

21) Mit Recht ſpricht daher Fallati, a. a. D., $. 53, der „abftracten“ Statifif die Befähigung ab, 
die „Geſetze“ der Erfcheinung darzulegen; fie gibt, fagt er, nur zuftändliche Einheiten, welche, je res 
gelmäßiger fie find, defto eher Ausdrud von innern Gefegen fein mögen. Die .. z. B., daß auf 
21 männliche 20 weibliche Geburten fommen, fteht faft überall feſt, aber erklärt ift fie bisjegt nicht hin— 
reichend; bie von Hofader und Sadler gegebene Erklärung wenigftens, daß die Urfache davon das durch⸗ 
fehnittlich höhere Alter der Männer bei der Verheirathung fei, wird von competenter Seite (Profefjor 
Breslau) beftritten. 
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find damit machdrücklicher verurtheilt, ald wenn man:ihnen den Werth eines Beitrags zu Si 
derung eines gegebenen Zuftandes zugefteht. Daß übrigens diefe fogenannte matbemans 
Anſicht dem akademiſchen Katheder die Berechtigung nicht beftreitet, Staatskunde ald eine kein 
bere Disciplin zu: behandeln und das ſtatiſtiſche Material hierzu ald Hülfsmittel, gleihiam 
das Knochengerüfte des ganzen Baues zu benugen, brauden wir kaum beizufügen, undi 
einleuchtend, daß aud) vieconftitutionellen Einrichtungen eines Staats, forwie feine adminiftun 
und Juftiggefeggebung mit in die Stantäfunde gehören. Aber Gegenftand der Statiftif in 
nicht diefe Regeln, nach welchen die Gefellihaft ſich bewegen full, fondern Die Erfcheinunge x 
Lebens felbft, welche nach diefen Vorſchriften wirklid vor fih geben; wenn man daher bier 
da die Verzeichnung der pofitiven Gefege und die Angabe ihres Geltungsgebiets ald „Geſch 
ſtatiſtik“ bezeichnet, jo ift dieſe Kenntniß vielmehr ein Beftandtheilder pofitinen Mechtömiflenis 
und von ihr dem Statiſtiker an die Hand zu geben, wenn er die praftifhen Wirkungen von & 
fegen unterfuchen foll. 

Statiftif iſt uns die Lehre und Kunft der Anwendung der empirifden Bau 
achtung auf Thatjahen, welche das praftifhe Intereffe der menjäliä 
Gejellfhaft berühren. 

Ebenſo viel Unklarheit ald über den Begriff ver Statiftif herrſcht über denjenigen ber ya 
tifchen Axithmetik. Wenn Stein ??) diefe legtere definirt.ald Die Anwendung der Wahrfdeinis! 
keitsrechnung auf die ftatiftifchen Thatſachen, fo gibt er ihr einen weitengern Umkreis, dir: 
Mathematiker zu thun gewohnt find. Allerdings fegt die politiſche Arithmetik die Stauk: 
voraus, indem fie von diefer die Zahlen entnimmt, mit welchen fie rechnet, und fo wie die Bab 
ſcheinlichkeitsrechnung bisjegt behanvelt wurde, fällt jie ihrem ganzen Umfang nad; im diend 
tifhe Arithmetik; aber abgefehen davon befaßt fich dieſe legtere audy noch mit der Löſuug mat | 
matifcher Probleme der Rechtswiſſenſchaft (z. B. der Berehnung des Interufurium), u 
Zinfeszind- und Annuitätenberehnungen u. dgl.m. Man kann vaher die politische Aritken 
charakteriſiren ald die Anleitung zur Ausführung der innerhalb der Gefellichaftswiflei« 
vorkommenden Berehnungen, und ed wird von dem Grade mathematischer Bildung, weian | 
Sthriftfteller über politiihe Arithmetik bei feinen Lefern vorausfegen darf, abhängen, mia | 
den Bereich dieſer Anleitung zu ziehen ift. | 

I. Geſchichte der Statiftif.2?) Das Bedürfniß einer objectiv genauen Kenntnif x 
Berhältniffe und Zuftände im Staat ift fo alt, als das Nachdenken über ven Staat und dir & 
fege. Bekannt find die Volkszählungen von Mofes und David; in dem der perfifchen Monach 
unterworfenen jonifchen Kleinafien ließ der von Darius zum Satrapen eingefegte Artapbır 
die Abgaben auf Grundlage einer Landesvermeſſung und darauf geftügter Taration des Grun 
beſitzes erheben; auf einer fehr hohen Stufe ftand die Ausbildung der ftatiftifchen Lanbeöfun | 
ſchon frühzeitig beiden Chineſen 29) und, wie und Prescott 25) berichtet hat, im Meich der perum: | 
hen Inkas. Gerade große Reiche konnten die Statiftif am mwenigften entbehren ; inäbejonde | 
war es das Heerwefen und die Finanzverwaltung, welde nur auf diefem Boden in Orkus ) 
gebracht werben konnten. Im dem in eine Menge Fleiner Gemeinwefen zerfallenden Griedrr 
land ift daher die Statiftif von geringer Bedeutung gewefen, obwol z. B. in Athen und ann 
Städten Bürgerregifter gehalten und Volkszählungen veranftaltet wurden und die Steuer 
feßgebung mande ftatiftifhe Aufnahme erforderte. Aber auch die iveale Richtung ded griedi: 
ſchen Geiſtes ftrebte einer Pflege ver Statiftif entgegen , während der nüchterne praktiſche Ei 
der Römer fie ſchon frühzeitig auf den Nugen folder Unterfuhungen hingewiefen hat.) N 
Berfaffung des Servius Tullius 3. B. fegt einen hohen Grad ſtatiſtiſcher Kenntniß von Rır 
voraus; Auguftus ließ durch M. Vipfanius Agrippa das Nömifche Reich vermeflen un?" 
Karten darftellen; eine allgemeine Zählung der — fand unter feiner Herrſchaft fatı 











22) A. a. D., ©. 60; ebenfo Jonäf, a. a. D., ©. 147 fo. , 
23) Bol. befonders Fallati, S. 108 fg,, und Schubert, Eraatetunde, Br. I, Abth. 1, S. 411% 
24) Nach dem 550 v. Chr. abgefaßten Buche Schufing hat der Kaifer Du 2042 v. Chr. eine al 
meine ftatiftifche Erhebung über den Zuftand des Aderbaues, die Induftrie und über die Steuetſahi⸗ 
eit einer jeden ſeiner Provinzen durchgeführt. 

25) Geſchichte der Eroberung von Peru (Leipzig 1848), I, 42 fo. 

26) In der dem Salluft zugefchriebenen zweiten Epiftel an —2 über die römiſche Staaisverwal 
tung lieſt man: „Mihi studium fuit adulescentulo rempublicam capessere, atque in ea coge⸗ 
scenda multam magnamque curam habui.... ut rempublicam domi militiaeque quantumquè 
armis viris opulentia posset, cognitam haberem.” Ahnlich Cicero de — In, 18. 
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> Tief das Rationarium oder Breviarium imperii, eine Überficht der See- und Landmacht, der 
inangzen u. ſ. w., anfertigen. Unter gen jpätern Kaifern, namentlich feit Konftantin, hat ſich 
ie Aufbewahrung ber ftatiftifhen Documente zu einem eigenen Zweig der öffentlichen Verwal: 
arıg ermeitert; dad Scrinium memoriae, weldes die Karten, Sg u. f. w. enthielt, 
rag als der erfte Keim eines Statiftiihen Bureau angejeben werden. Ein freilich mehr unter: 
‚e oronetes Stüfdavon, welches mit unfern modernen „Staatshandbüchern“ oder Staatöfalenvern 
Thnlichkeit hat, die „Notitia omnium dignitatum administrationumque” ift und erhalten und 
son Böcking (1839) herausgegeben. Im Mittelalter haben vorzüglich die Araber der Geo: 
jrapbhie und damit zufammenhängend der Sammlung ftatiftifher Notizen großen Fleiß zuge: 
wendet (man nennt befonderd EI Maſudi, der um die Mitte des 10., und Edriſi, der amı Ende 
des 11. Jahrhunderts lebte, von Spätern Ehalil-:Ben:Schahin=el-Dhahiri im 15. Jahrhun— 
Dert). Bei den hriftlihen Nationen haben die vielfach ineinandergeichlungenen Rechtsverhält— 
niffe an Grund und Boden die Aufnahme von Beichreibungen hervorgerufen, melde theilweife 
auch ſchon auf Ausmeſſungen beruhten und in fogenannten Urbarien niedergelegt find. Ymfang 
reichere Arbeiten diefer Art waren das „DDomesday-book“ Wilhelm’8 des Eroberers (1086), 
Die Inventarien des Hohenftaufen Friedrich II. über feine Krongüter auf Sicilien, das durch 
Kaiſer Karl IV. aufgenommene Landbud der Marf Brandenburg und eines Theils von Schle— 
fien u. f.w. Waren diefe Arbeiten noch ausfhlieglih auf die Kenntniß des eigenen Landes 
gerichtet, jo erwachte dagegen in den Venetianern wie vordem bei den Arabern, infolge ihrer auf 
Beherrſchung des Welthandeld gerichteten Politif das Intereffe an der Erforſchung fremder 
Zänder. Die venetianifche Diplomatie hatte ſchon feit 1268 die Inftruction, alles Bemerfens: 
werthe, was fie in fremden Ländern beobachtete, aufzuzeichnen und einzufenden, und man weiß, 
‚ weld reihen Schaf von geſchichtlichen und ftatiftifhen Auffhlüffen die moderne Hiftoriographie, 
3. B. Ranfe, in diefen venetianifhen Gefanbtihaftsrelationen gefunden hat.27) Der Römer 
Francesco Sanfopino fodann fann ald derjenige genannt werden, welder die politifche Statiftif 
‚, von der®eographie ausfonderte; fein 1562 zuerft erjchienenes Werf „Del governo et ammini- 
‚ stratione di diversi regni et republiche” fdildert von diefem Gefihtspunft aus 20 verichiedene 
‚ ältere und neuere Staaten.23) Die in Deutfchland renommirte Kodmographie Sebaftian 
Münfter’8 (1544) und das große franzöfifche Werk von Pierre d'Avity (1621) hielten dagegen 
noch feft an dem Gefihtöpunft einer Univerfalbefchreibung, ebenfo die berühmten von Jan van 
Laet geleiteten „‚Respublicae Elzevirianae’ (1624—1640). Bolfdzählungen und die feit dem 
16. Jahrhundert allmählich eingeführten Kirhenbücher lieferten die erfte Grundlage zu popula- 
tioniſtiſchen Korfhungen ; Philipp IL. von Spanien begann eine ausführliche Sammlung ftatifti= 
ſchen Materiald über Spanien anzulegen; in noch weiterm Geſichtskreiſe betrieb Heinrich's IV. 
großer Minifter Sully die Herbeiſchaffung ftatiflifcher Grundlagen der öffentlichen Verwaltung; 
er war ed, welcher ein eigenes Gabinet für Staats: und Kriegsangelegenbeiten zu errichten beab: 
ſichtigte. 

Die Einreihung der Statiſtik in dem Sinne, wie ihn ſpäter Achenwall beſtimmte, in den 
akademiſchen Unterricht beginnt in Deutſchland ſchon 1660 durch Hermann Conring, den be— 
rühmten Staatsrechtslehrer zu Helmſtädt, obwol dem Namen Statiſtik allerdings erſt Achenwall 
allgemeinen Eingang verſchaffte. Den ſeit dieſer Zeit geführten Streit über Theorie und Syſte— 
matik der Statiſtik haben wir bereits in feinen Grundzügen geſchildert; wir begnügen uns daher, 
die Momente hervorzuheben, welche für die praktiſchen Fortſchritte der Statiſtik am förderlichften 
geweſen find. 

Statiſtiſche Erhebungen erfordern meift nicht nur einen bedeutenden Aufwand an Gelb: 
mitteln, jondern bedürfen auch der Stüge der öffentlichen Autorität, ſodaß die Bemühungen 
der Gelehrten nur wenig Frucht bringen fönnen, wenn nicht der Staat die Pflege der Statiftif 
an die Hand nimmt. Died geihah nun hauptſächlich durch die Anordnung von Volfszählungen, 
mit denen mol auch amtliche Erhebungen anderer Art verbunden zu werben pflegten, ſodann 
durch die Herausgabe von Staatshandbüchern (zuerft der „Almanac royal’ von Frankreich, 
1699), die Anfertigung der Ein= und Ausfuhrtabellen, die Aufnahme fpecieller ftatiftifcher 
Unterfuhungen über Vollsbildung, Zahl der Proceffe und der Verbrechen, überhaupt durch 
bie mehr und. mehr fid) einbürgernde — der Staatsverwaltung durch ſtatiſtiſche Erhebun⸗ 


2) Ku von dem — Niccolo Macchiavelli beſitzen wir treffliche Relationen über ſeine 
diplomatiſchen Miſſionen. 


28) Hiecher gehören ferner von Giov. Botero, Relationi universali (1589). 
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gen Aufklärungen und eine ſichere Grundlage zu geben und Neuerungen in der Gefeggrtah 
mit ftatiftifchen Nachweiſen über ven bisherigen Stand der Dinge zu begleiten. Vom Übel 
ren dabei die foftematijche Geheimthuerei, in welche man die ganze Staatsverwaltung einbil 
und wodurch man bie wertbuollften Materialen der wiſſenſchaftlichen Benugung entzog, 
fodann die Zerfplitterung der ftatiftifchen Erhebungen, welche jedes Dicafterium ber öffentii 
Berwaltung nad) feinem gerade fich Fundgebenden Bedürfniß ohne Rückſicht auf dieina 
Zweigen der Verwaltung gefammelten Materialien und ohne planmäßige Ordnung auziuh 
ließ. England, der erite Staat, welcher die Öffentlichfeit des Staatöhaushalts ald Gr 
anerfannte, hat fhon im vorigen Jahrhundert die beveutendften ftatiftiichen Zeiftungen, 
liche ſowol al8 Privatarbeiten, aufzuweifen; was Privatarbeiten betrifft, jo mwurde bie Au 
dung der jogenannten politiihen Arithmetif, indbefondere die Anwendung derfelben auf 
völferungswiflenihaft, begründet durd John Graunt (1666), William Petty (1690) a 
indbefondere Edmund Hallen, der 1691 die nad) ihm genannte Berechnung ver Mortalitäts 
(geftügt auf Dr. Neumann's Regiftrirung der Geburten und der Todesfälle in Breslau) m 
Öffentliche. 29) In Deutichland war e8 wieder Schlözer, der durch feinen „Brieftwechjel” und i 
„Staatdanzeigen‘ der Geheimnißfrämerei mächtig entgegenwirfte und eine Fülle von politik 
Kenntniffen und ftatiftiihem Material zu Tage förderte; in Branfreih ſodann brach der 
nifter Neder dur feinen „„Compte rendu‘ von 1731 mit dem biöherigen Verfahren, und 
der Franzöſiſchen Revolution kamen zuerft in Branfreih, dann aud in andern Staaten die ef 
ciellen Zeitungen in Aufnahme. Alle Kortfchritte conftitutioneller Freiheiten, die Einfühn 
und Befeftigung landftändifher Verfaffungen, die Geſetzes- und Budgetberathungen im Sta 
der Kammern und die Veröffentlihung der Kammerverbandlungen durd die Tagespreir”) 
waren ebenjo viele Börderungdmittel der Statiftif. Der Zerfplitterung fodann, melde % 
dahin in den ftatiftifhen Erhebungen geberricht hatte, trat die Schöpfung eigener Statiftiit 
Bureaur entgegen (zuerit 1798 in Branfreih). Gerade in diefen Bureaur aber zeigte idw 
Ungenügende jener ältern Auffaffung, welde die Statiftif wie ein jelbftändiges Fach behans 
die Direction der Erhebungen war num allerdings eine einheitliche geworden, aber es fehlten: 
den Bureaur die Fachmänner, um Zweck und Bedeutung der ftatiftifhen Arbeiten zu mı 
digen, und fo verlor man fich vielfach in eine finnlofe Tabellenreiterei, die mit Recht dem & 
ſpött anheimfiel. 1) Belgien, weldes überhaupt feit feiner Gonftituirung die Statiflil ni 
aufopferndem Gifer pflegte, hat das Verbienft, dieſem Mangel in der Organifation datır 
abgeholfen zu haben, daß ed die Leitung des Statiftiihen Bureau einer Gentralcommijjion = 
vertraute, welche aus Vertretern der an die Statiftif am häufigften appellirenden Adminiſn 
tiondzweige und Fachwiſſenſchaften zuſammengeſetzt ift (1841). Sein Beifpiel ift ſeither w 
einer Anzahl anderer Staaten befolgt worden (Preußen, Italien, Spanien, Ofterreid). I 
England bejteht neben dem Amt des Generalregiftratord der Geburten, Heirathen und Tot 
fälle, welches zugleih au die Volfszählungen leitet und dem Minifterium des Innern zug 
theilt ift, ein ftatiftifches Departement des Handelsamts. In Preußen ift feit kurzem ein flatı 
ftifhes Seminar mit einjährigem Eurfus mit dem Bureau in Verbindung gefegt. 

Beihränkter in Bezug auf den Umfang ihrer Ihätigfeit ald der Staat find die Verein, 
welche fich die Beibringung und Bearbeitung ftatiftiihen Materials zur Aufgabe ftellten. Tie 
Bedeutung folder Vereine liegt unſers Erachtens weientli in den Anregungen, melde fen: 
mentlich der officiellen Statiftif verleihen, denn bei vem Mangel eines begrifflihen Bandes unte 
ben verjchiedenen Gegenftänden, welche ven ftatiftifchen Arbeiten zur Auswahl offen ftehen, tel 
ed an einem eigentlichen Bereinigungspunft zu gemeinfamem Wirfen. 3?) Statiftijche Verein 
beftehen in England, Franfreih, Hamburg, Kübel, Frankfurt, feit kurzem aud in der 
Schweiz u. f. w. 










29) Ehamberlayne, The present state of England (2 Bbe., 1668), ift der Vorläufer von Porter 
großem Werf: The progress of the nation. 

30) Das erfte Beifpiel einer officiellen Veröffentlichung foldyer Verhandlungen find wol die unier 
dem Langen Parlament 1641 in England herausgegebenen Diurnal occurencies in Parliament. 34. 
überhaupt über die Entwickelung diefer Art der Publiciftif in England Ersfine May, Constitutional 
history, I, 414 fg. 31) So in Baiern umter Montgelas; das Statiftifche Bureau zählte m’ 
mals etwa 60 Beamte und Angeftellte! 

32) Wer fich davon überzeugen will, braucht nur die bunte Mufterfarte von Gegenitänden durdje 
ſehen, welche fich in dem Journal of the statistical society of London behandelt finden. Aud die 
parifer ftatiftifchen Gefellihaften von Frankreich und der Schweiz geben eigene Journale heraus. 
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internationalen ftatiftifhen Gongreife. Sie verdanfen ihre Entftehung einer Abrede, zu welcher 
die Londoner Reltausftellung von 1851 Gelegenheit bot, und mit deren Ausführung Belgien??) 
betraut wurde. Ihr Zweck iſt, ſich gegenfeitig Kunde zu geben von den Fortſchritten, melde 
die Statiftifin jedem einzelnen Lande gemadt hat, und dadurch einen Sporn zu metteiferndem 
"Streben zu geben, und fodann durch Beiprehung und Verfländigung über Gegenftände und 
Ausführungsart fatiftifher Unterfuhungen auf eine größere Gleihförmigkeit derſelben binzu- 
wirken, ſodaß die ermittelten Thatſachen allgemein vergleichbar werden. Die Schwierigkeiten, 
welche die Verſchiedenheit der Formularien, der Zählungsperioden, der Bearbeitungd= und 
. Beröffentlihungsweifen, der Maße, Gewichte und Münzen der comparativen Statiftif entges 
" genftellten, find unjaglih, hängen aber zu einem guten Theil mit ſchwer zu befeitigenden Lan 


= 


dedeinrichtungen und Sonderverhältniffen zufammen, ſodaß die hierauf gerichteten Bemühun— 
gen der ftatiftifchen Congreffe nur langfam Früchte tragen. Daß das officielle Element bei 
denfelben überwiegt, liegt in der Natur der Sache. 3%) Auf den Congreß von Brüffel find bie: 


i jenigen von Paris 1855, Wien 1857, London 1860 und Berlin 1863 gefolgt; der am zulegt 


genannten Gongreß gemachte Berfuh, durch Bezeichnung einer permanenten Commiſſion den 
Congreſſen eine feftere Organifation zu geben, ift vorläufig gejcpeitert. 3°) Der nächſte Con— 
greß foll in Blorenz ftattfinden. 

Nach einem in Berlin gefaßten Beſchluß follten fpeciell für Deutſchland periodifche Vereini— 
gungen ber Vertreter der amtlichen Statiftif in den einzelnen Bundeöftaaten eingerichtet werben; 
als Gegenftände diefer Gonferenzen wurden bezeichnet: Vereinbarung über die Gegenftände 
amtlicher Erhebungen, über die anzumwendenden Formulare, über den Zeitpunft periodiſch wie: 
derfehrender Erhebungen, über die Korm der amtlihen Beröffentlihungen, über gegenfeiti- 
gen Austauſch flatiftiiher Materialien. 

IH. Bedeutung der Statiftif. Die Naturwiffenfchaft unferer Tage verdankt ber An 

wendung der inductiven Methode ihre Wiedergeburt, ihre Grlöfung aus den Phantasmen theo- 
logifcher und philofophifher Myſtik. Die nämlihe Perfpective hat fih durd die Statiftif 
für die Geſellſchaftswiſſenſchaft eröffnet, auf welchem Felde die Zerfahrenheit der Meinun— 
gen und die Willkür der Syſtemmacherei namentlih in unſerm Jahrhundert ind Unendliche 
gewachſen if. Wenn die Naturforfhung die inductive Methode überfhägt und über alle 
Philoſophie den Stab gebroden hat, fo ift auf dem Gebiet ver Geſellſchaftswiſſenſchaft eine 
ſolche Einfeitigkeit weniger zu befürdten. Die Natur bleibt eine in fi zufammenhängende Ein- 
beit, wie auch die Analytik der Beobachtung fie in lauter Befonderung zertheilen mag; die 
menſchliche Geſellſchaft dagegen ftellt ſchon in ihrer unterften, am nächſten an das blos Na— 
türliche anſchließenden Geſtalt, in der Ehe und Familie, eine geiſtige Gemeinſchaft dar und 
würde zerfallen, wenn man ſie in die einzelnen Factoren ihrer natürlichen Exiſtenz auflöſen 
wollte. Was wir auf dieſem Felde, von dem Boden der Erfahrung ausgehend, ermitteln, 
mag manche Illuſion, manche Verirrung unſerer conſtruirenden Phantaſie zeritören, aber es 
werden Bauſteine ſein, die wir erſt dann verwendet haben, wenn wir ſie ineinander eingefügt 
und zum Ganzen geſtaltet haben werden. Mühſelige Arbeit und ein weiter Weg liegt vor uns; 
es iſt eine alte Klage der Statiſtiker, daß, an dem Umfang ihrer Arbeit gemeſſen, die Refultate 
winzig erſcheinen. Aber das darf nicht hindern, diefe Bahn zu betreten und die Forſchung auf 
empirifhem Boden fo weit auszudehnen, als es die.aller Empirie geſteckte Grenze geftattet. 

Was man gegen: die Statiftif eingewendet hat, trifft die ftatijtifche Stümperei, nicht die 

Statiſtik. Es iſt wahr, das Anfehen, in welchem ftatiftiiche Nachweiſe, namentlich officielle 
Zahlen, bei einem großen Theil des Publikums fteben, ift häufig falfcher Schein, und ber 
Verdacht gegen dad „Gruppiren der Zahlen‘ hat oft guten Grund. Die ftatiftifchen Erhebun— 
gen haben mit Vorurtheilen des Volks zu Fampfen, melde, da Heeredaushebung und Steuer: 
auflage die Zwecke ver frühern abminiftrativen Statiftif waren, eine gemwiffe hiftorifche Berech— 
tigung haben und nur, wie es neuerbing® in vielen Staaten verfucht worben ift, durch populäre 


33) Aufer Duetelet find von belgifchen Statiftifern befonders Heufchling und Viſſchers zu nennen. 

34) Die Verhandlungen der vier erften Congreſſe refumirt Engel, Compte rendu general des 
travaux du congres international de Berlin 1863. 

35) Was Engel zu der richtigen Bemerkung veranlaßt: „Bei Fortdauer der gegenwärtigen Zuftände 
bleibt vom Gongreß blos der Nutzen der perfönlichen Begegnung mit lieben Eollegen und Freunden.‘ 
(Die Befchlüffe des internationalen ftatiftifchen Eongrefies zu Berlin, 1864, ©. 20.) 
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gehoben werben können. 36) Die Arme, deren fi die amtliche Statiftif bedienen muß, im | 


fo zahlreich, dad oft ungeſchickte Werkzeuge fi darunter finden mögen, welche ihre Aufgabe leid: 
fertig auffaffen und genug gethan zu haben glauben, wenn fie irgendeine Angabe, mag i 
richtig oder erfunden fein, liefern. Die Statiftifhen Bureaur ſelbſt leiden manchmal unter ven 
Einflug nationaler VBorurtheile oder politifher Tendenzen ihrer Regierungen 37) und jind mel 
auch genöthigt, Lücken des Materials, welche jie aus Wiederholung ver Beobadhtung zu ergänzen 
nicht die Mittel haben, durch Suppofitionen oder Wahrfcheinlidkeitsrehnung auszufüllen 





Noch gefährlicher umgarnen den Laien überraſchende Verbindungen, in welde geiftreiche Po 


litifer ein zufälliged und momentanes Zufammentreffen verſchiedener ftatiftifher THatfachen ;: 
bringen verftehen, um daraus Schlüffe abzuleiten, welde eine methodiſch fortgefegte Beobas 
tung jofort in ihr Nichts auflöfen würde. Wenn ob allvem felbft Gelehrte wie Lüder (18129 
die Statiftif in Bauſch und Bogen verurtheilten, fo darf und dies in einer Zeit, wo eine eigen. 
ſüchtige und verfchlagene Politik die Wiffenihaft nur als ihre Magd ehrte, nit vermunder 
Aber es ift Feine eitle Überhebung, wenn wir unferer Zeit das Verdienſt zuſchreiben, daß ü 
mehr und mehr jene Borurtheile befiegt, der Macht der Wiſſenſchaft ji beugt und die jchfiet 
liche Fruchtloſigkeit aller VBerfuche, die Wahrheit zu verfchleiern, erkennt. Gelingt es für des 
Augenblid, unzuverläfligen oder willfürlih gruppirten Zahlen Eingang zu verfhaffen, jo wer: 
den bald andere Ermittelungen folgen, welche zur Bloßlegung des Fehlerd Stoff liefern. Zupen 
vergeſſe man nicht, daß Irrungen diefer Art, wenn fie von jeder ein großes Gebiet umfaſſender 
und auf fo viele Hülfsfräfte angemwiefenen Beobachtung unzertrennlich find, doch vielfach aus 
ihre Berichtigung in fich felbft tragen, indem negative und pofitive Wirkungen fih das Gleid- 
gewicht halten. 2%) So nothwendig ald bei der Naturforfhung die Verification der Meßinſtte 
mente ift bei jtatiftifhen Arbeiten die Kritik der Quellen, und man ift ver officiellen ©ı:: 
tifti£ gegenüber zum Verdacht berechtigt, wenn fie nicht, wie das in allen beſſern amtlide 
Beröffentlihungen geſchieht, von dem bei der Erhebung befolgten Verfahren offene Rede 
ſchaft gibt. Lieber eine Addition, die nicht flimmt, lieber eine Lücke, ald ein Fünftliches Eu 
ſchiebſel, follte Grundfag jeder amtlichen Statiftif fein. 
Nächſt der Bevölferungdlehre ift e8 die Nationalöfononmie, melde von ber ftatiftifchen lin 
terfuhung den ausgebehnteften Gebraud macht und ſich gleihfam auf Schritt und Zritt ver 
ihr begleiten läßt. Nichts ift natürlicher als diefe Verbindung. Was die Nationalöfonomie ihr 
Gefege nennt, darin jieht der Unfundige nichts ald Zufall, Willfür, vegellofen Kampf zwiſche 
Habſucht ver Verkäufer und Rückhaltung der Käufer; wenn auch philofophifhes Nachdenken 
auf das Geſetzartige in diefem fcheinbaren Chaos elementarifcher Kräfte führte, fo mußte dei 
eine von der Erſcheinung jelbft ausgehende Analyſe hinzufommen, um den überzeugenden Be. 
weis von dem Dafein einer das „Syſtem der Bedürfniſſe“ beherrſchenden Ordnung zu leiften. 
Der Verbindung von beidem, von philoſophiſcher Entwidelung und empirischer Analyſe, ver: 
danft Adam Smith's nationalöfonomifhes Werk feine grundlegende Bedeutung. Wenn id 
auch either ver metaphyſiſche Hohmuth auf pas nationalöfonomifche Gebiet geworfen und bi 
zu dem kecken Wort verftiegen hat, daß bei einem Widerfprud zwifchen den aus reiner Logil 
gefundenen Kehren ded Nationalöfonomen und den ftatiftifhen Ihatfahen der Irrthum au 
Seite der Statiftif liegen müſſe, ſo ift zu hoffen, daß die intellectuelle Anarchie, am melder 
die übrigen Zweige der Geſellſchaftswiſſenſchaft Franken, in der Nationalökonomie nicht Bur: 
zeln fhlagen, jondern Raifonnement und Analyfe der Thatjahen des wirthſchaftlichen Lebens 


36) Je weiter die Gentralifation und die polizeiliche Reglementirung getrieben wird, um fo umfang: 
reicher kann aud) die amtliche Statiftif ſich — Jede officielle Wißbegierde iſt alsdaun ein bie: 
reichender Grund, den Bürger dem Zwang einer neuen polizeilichen Controle zu unterwerfen. Aber Diele 
intime Berwandtfchaft zwifchen polizeilicher Bevormundung und Statiftif ift von kurzem Beitand, denn 
im gleichen Mafe, wie man die Zügel der Autorität fraffer anzieht, vermindert fi) die Zuverläffigkeit 
der Angaben, welche man erhält. Welches Vertrauen umgibt nicht eine engkifche oder belgische Statwil, 
und welches eine ruffifche oder öfterreichifche! Die Statiſtik muß die öffentliche Stimme für fich oder 
mindeftens nicht gegen fich haben; fehlt ihr diefe Grundlage, fo fann alles Entfalten won Öffentlicher 
Gewalt den Mangel nicht erfegen. 

37) Dies ift 3. B. der Fall gewefen bei den officieflen Angaben über die Anzahl der Proteftanten in 
Franfreih. Bol. Kolb, Handbuch der vergleichenden Statiftif (dritte Auflage, Leipzig 1862), ©. 57. 

38) Wir behaupten dies feineswegs als allgemein gültigen Sag. Es mag z.B. richtig fein, daß, wir 
ein langjähriger Dirigent der englifchen Bolfszählungen behauptete, die Frauen durchſchnittlich ihr Alter 
zu niedrig angeben. 
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in gleichem Schritt vorwärts gehen werben. 3%) Allerdings aber ift gerade von Nativnalöfono- 
nıen die Statiftif am meiften misbraucht worden; die Theorie, melde man fi in der Stubir- 
ftube ausgefponnen hatte, follte ald die einzig wahre und unfehlbare nachgewieſen werben, und 
jede ſtatiſtiſche, Thatſache“, mochte fie auch unzuverläffig oder ein ganz ausnahmöweijes Ereigniß 
fein, mar genehm, wenn fie zu einem Beleg zugeftugt werben Eonnte, währenn es ebenjo be- 
quem war, mad zum angenommenen Dogma nicht paßte, zu ignoriren. Die nationalöfono: 
miſche Statiftif Hat deshalb vielfad einen blos fragmentarifhen Charakter oder ift völlig un- 
£ritifcher Art, indbefondere in dem Durdeinanderwerfen verſchiedener Geſchichtsperioden; ſoll 
hier die Statiftif eine umfaffende Reform bewirken, fo muß fie auf feitere Füße geftellt werben, 
als es jeßt im allgemeinen der Fall iſt. Mill die Nationalöfonomie auf dem Boden ber realen 
Melt bleiben, fo bevarf fie gleihjam einer Hiftorifhen Buchhaltung der volkswirthſchaftlichen 
Vorgänge; die gewöhnliche Geſchichtſchreibung genügt ihr nicht, fie muß fo, wie ihr Special: 
intereffe ed verlangt, die volkswirthſchaftliche Statiftif einer jeden Periode reconftruiren und 

an der Hand diefer Erkenntniß ermitteln, welches die bleibenden, weldes die wechſelnden Fac— 
toren der Erfheinungen find. Ein bekanntes Mufter und Vorbild einer folden ftatiftiihen Be: 
handlung der Geſchichte volkswirthſchaftlicher Vorgänge ift die „Geſchichte der Preife‘ von Toofe 
und Newmarch (ins Deutjche überfegt von Aſher). 
Mit nit befferm Recht ald die nationalöfonomifhen Doctrinäre haben diejenigen vie 
Statiſtik verurtheilt, welche das willfürlihe, aus vorausfegungslofer Spontaneität hervorge: 
hende Eingreifen, ſei es des göttlichen, fei es des menfhlihen Willens zum Eepfeiler ihrer 
Metaphyſik gemacht haben. Treffend hat ſchon der verftorbene Prinz Albert in feiner Rebe zur 
Eröffnung des Statiftifhen Gongreffes in London (1860) darauf erwibert: „Ward die Macht 
Gottes zerftört oder vermindert durd die Entdeckung der Thatſache, daß die Erde 365. Umdre— 
hungen um die Sonne zu machen hat; daß während dieſer Beriode dev Mond dreizehnmal wedy= 
felt; daß Ebbe und Flut alle ſechs Stunden ändern; daß 106 Knaben auf 100 Mädchen ge: 
boren werden? Oder ift der Menſch darum meniger frei in feinen Handlungen, weil man ge: 
funden bat, daß eine Generation nur 30 Jahre dauert, oder weil man jedes Jahr die gleiche 
Anzahl Briefe ohne Adreffe auf die Boft legt? Aber unfere ftatiftiiche Wiſſenſchaft fagt nicht 
einmal, daß es fo fein müffe; fie conftatirt nur, daß ed fo gemwejen ift, und überläßt es dem Na- 
turforfcher oder dem Nationalökononen, die Bolgerung daraus zu ziehen; fie conftatirt die 
Wahrſcheinlichkeit, daß nach ver Anzahl ver Fälle, in denen es fo gewefen ift, es auch Fünftig 
fo fein wird, folange bie nämlichen Urſachen fortwirfen.” Fügen wir hinzu, daß jene Vor: 
ftellung von einem nach willfürlihen Einfällen die Welt regierenden Gott die rohefte Form ift, 
in welder das religiöfe Bewußtfein auftritt, und daß die auf dem Boden des Idealismus ftehende 
Philofophie felbft die Breiheit der Willkür, mit welder die aus ftatiftifchen Unterſuchungen ſich 
ergebende Gefegmäßigfeit unferer Handlungen im Widerſpruch zu ftehen ſcheint, für eine jub: 
jective Täuſchung erklärt. „Der gewöhnliche Menſch“, fagt z. B. Hegel („Rechtsphiloſophie“, 
$.15), „glaubt frei zu fein, wenn ihm willkürlich zu handeln erlaubt ift, aber gerade in ver 
Willkür liegt, daß er nicht frei iſ. Wenn ich dagegen dad VBernünftige will, fo handele id 
nicht ald particulares Individuum, fondern nad den Begriffen der Sittlickeit überhaupt.“ Mir 
andern Worten: das einzelne Judividuum ift nicht frei, aber die ſittliche Handlung if frei. 
Reuerbings hat ih Buckle in feiner geiftvollen „Geſchichte der europäiſchen Civiliſation“ auf die 
Statiftif berufen, um den Factor Willendfreiheit aus der Geſchichte auszuſtreichen. Sir Corn: 
wall Lewis *20) bat ihm erwibert: „Wir behaupten, daß die Fähigkeit, ein allgemeines Re- 
fultat vorberzufagen, zufammen beftehen kann mit abfoluter Unfähigkeit, das Verhalten einer 
beitimmten Perfon unter gegebenen Umftänden vorberzufagen,, und fomit mit der Griftenz des 
freien Willens, felbft wenn freier Wille Unregelmäfigkeit des Handelns in ſich ſchließt. Wenn 
freier Wille überhaupt exiftirt, fo kann er unter feinen Umftänden mehr Verwirrung in flati- 
fifche Berechnungen bringen als irgendeine andere Urſache, deren Wirken und Natur wir nicht 
kennen. Wenn die Frage, ob ein Mann einen andern ermorden werde oder nit, durch Wür: 
feln entſchieden würde, fo wäre Die Ungewißheit, ob der Mord ftattfinden werde, genau ebenjo 


39) Der entfchiedenfte Proteſt gegen diefe Wiederauferweckung eines ſcholaſtiſchen Dogmatismus in 
ver Nationalöfonomie, welchen aus der Philofophie Kant's Kritik der reinen Bernunft ausgetrieben hat, 
ift von Gomte, a. a. D., ©. 193— 204, ausgefprochen worden. 

40) Bon 2% rührt, fowiel wir wiffen, die Kritif über Buckle's Werke im Edinburgh Ray 
(Mr. 107, April 1858, ©. 465) her, welcher wir Dbiges entnehmen. 
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groß als bei ver Annahme eines freien Willens. Bon dem Würfel Fönnen wir vorausfager, 
wie viel Einer oder Sechſer in zehntaufend Würfen herausfommen werden, aber wir find völlig | 
außer Stande, vorherzufagen, wie irgendein befonderer Wurf herauskommen werde. Geradeis . 
verhält es fi mit den menſchlichen Handlungen; Feine flatiftifhe Forſchung hat je mehr ke: 
wiefen, als daß die Nefultate im ganzen ſich nicht verändern, und damit bleibt vie Behauptung 
unberührt, daß das einzelne Rejultat nicht vorhergejagt werden Fann.’‘ *!) 

Napoleon I. hat den Werth der Statiftif in dem prägnanten Ausdruck anerfannt, ſie jri 
„le budget des choses’. Gr dachte ſich ald den Mann, melder viefed Budget audlegt un | 
innerhalb deſſelben feinen eigenen Willen zur Geltung bringt. Goethe, feine mehr contem- 
plative Richtung in folden Dingen darafterifirend, hat von der Statiftif bemerft: „Man fast 
oft, Zahlen regieren die Welt; das aber ift gewiß, Zahlen zeigen, wie fie regiert wird.‘ Die | 

‚jenigen vor allem, welde an dem Regieren activen Antheil nehmen, wiffen nicht, was fie thur 
oder unterlaffen, wenn fie ſich diefen Spiegel nicht bereiten und vorhalten. Abminiftratis: 
beamte namentlich, von welden heutzutage kaum Einer mit ftatiftifchen Anforderungen verſchom 
bleiben wird, follten ji während ihrer Studienzeit praftifche Fertigkeit in ftatiftifhen Arbeiten 
und Einblid in das Getriebe Statiftifcher Bureaux verihaffen können und zu diefem Ende mie 
in Breußen ein ſtatiſtiſches Seminar mit dem Bureau verbunden fein. 

IV. Verfahren bei ftatiflifgen Unterfuhungen Nur in feltenen Fälle 
reicht die eigene Erfahrung des Beobachters hin zur Feftftellung einer ſtatiſtiſchen Thatjaden: 
reihe, obmol es mandje Beifpiele gibt, wo durch eine finnreihe Gombination jelbft eine Ein- 
zelbetradhtung zur Grundlage einer approrimativen Schägung gemadt wurde. So ſchätzte Lert 
Macartney auf einer Gefandtihaftsreife nach Beking an einem Salzhaufen, welher nach Aus: 
fage der Mandarinen dem Vorrath für einen Jahreöverbraud des chineſiſchen Reichs gleichkam, 
die Bevölkerung deffelben annähernd richtig auf 330 Millionen; fo machte Neder 17834, nad: 
dem er auf einem fehr Fleinen Theil des franzoͤſiſchen Gebiets ermittelt hatte, daß die Einmet: 
nerzahl 25°/, mal fo ftark fei ald die Anzahl der in einem Jahre Geborenen, einen Rüdidlı 
aus der Geburtenzahl in ganz Franfreih auf die Einwohnerzahl; wie fpätere Zählungen giz 
ten, hatte er auf diefe Weife die Bevölferung um etwa 6 Millionen oder 20 Proc. pi 
niedrig angeſchlagen. 

Die Regel ift, daß ftatiftifhe Erhebungen, und zwar meift mit officiellem Charafter, ver: 
anftaltet werben, und es bilden dieſe Erhebungen bald einen bleibenden Zweig der Öffentlichen 
Berwaltung, bald werden ſie nur von Zeit zu Zeit zu beitimmten Zweden veranftaltet: 

1) Regelmäßige Erhebungen. Dahin gehören die Eivilftandsregifter, deren Füh— 
rung früher meift den Geiftlihen oblag, jegt dagegen mehr und mehr weltlihen Beamten über: 
tragen wird. Gie find die Grundlage der ſtatiſtiſchen Zufammenftellungen über die Bewegung 
der Bevölferung (Geburten, Heirathen, Todesfälle), und in Verbindung mit den Volkszäb— 
lungen, der Berehnung von Sterblidkeitötabellen. Bon bejonderer Wichtigkeit ift dabei die 
abgefonderte Verzeihnung der Todtgeborenen, die Angabe des Geichlehts der Geborenen und 
Geftorbenen, des Lebendberufs und der Todesurſachen bei Geftorbenen, des Alter der jih 
Verheirathenden und der Geftorbenen, die gleihförmige Benennung der Todesurſachen. An 
die Givilftandsregifter follten ſich Bevölferungsregifter der Gemeinden anſchließen, namentlich 
zur Gontrole über die Ein- und Auswanderungen; für die Auswanderung in ein fremdes Land 
find über die Ziele der Auswanderer und über ihre Bermögensverhältniffe Regifter zu führen. 
Ferner gehören zu den regelmäßigen Erhebungen das Katafter, aus welchem, auf Triangula- 
tion und geometrifche Vermeffung gegründet, dad Areal ver Grundftüde, die Befigeöverhält: 
niffe, der Gebäudeftand, vie Gulturarten, der Ertrag, die Grundlaften und Hypothekar— 
ſchulden erfichtlich fein und alle Änderungen nachgetragen fein follen. Endlich führt faft jeder 
Zweig der Öffentlihen Verwaltung Gontrolen, melde zu ftatiftifhen Zufammenftellungen bie: 
nen fönnen; fo bejonders die Gerichte, die Strafanftalten, die Armenpflegen, die Zollvermal: 
tung, die Steuerverwaltung, die Militärbehörden u. |. m.?2) 





41) Wir können dieſe weſentlich philofophifche Frage hier nur beiläufig erwähnen ; genauere Unter: 
juchungen — finden ſich in Mill's Logik, I, 53 fg. u. 439 fg., der deutſchen Überfegung, und bei 
Wagner, Die Gejegmäßigkeit in * ſcheinbar willfürlichen menfchlichen Handlungen vom Standpunft 
der Statiftif (Hamburg 1865), Thl. I 

42) So liefern die Rechenfchaftsberichte, welche die fchweizer Regierungen (Bund und Canton) jähr- 
lich an ihre Committenten zu erftatten haben, und welche (Uri und Obwalden ausgenommen) veröffentlicht 
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2) Bon den periodifhen Erhebungen find die wichtigften die Volfszählungen, welde 

feit dem Anfang diefes Jahrhunderts, nah dem Vorgang Englands und Nordamerikas, in 
vorausbeftimmten Perioden (meift von zehn zu zehn, im Deutſchen Zollverein von drei zu drei 
Jahren) wiederholt zu werden pflegen. Der Umfang der Angaben, welche man bei diefen Zäh— 
lungen der Bevölkerung fammelte, ift immer mehr ausgedehnt worden; gleichzeitig war man 
auf immer größere Bervollfommnung der Methode bedacht, von deren heutiger Ausbildung 
insbefondere eine Denkſchrift Engel's Zeugniß ablegt.??) Die Zählungsregifter enthalten ge- 
wöhnlich die Rubriken: Name und Borname der gezählten Perſon; Geſchlecht; Alter; Fami— 
lienftand; Geburtsort; Heimats- und Nieverlaffungsverhältniffe; Religion; Sprade; Blinde 
und Taubftumme; Beruf und Gewerbe; Anzahl der Wohngebäude und der bewohnten Räum: 
lichkeiten. Gleichzeitigfeit ver Aufnahme, Vermeidung von Weglaffungen und mehrfachen Ein- 
tragungen, Betheiligung der Bamilienhäupter an der Zählung find Grundbedingungen der 
Genauigkeit einer Volkszählung. Die Volfszählungen gaben überdies Anlaß zu damit in Ver- 
bindung ftehenden Erhebungen, fo in Sachſen bei der von Engel geleiteten Volkszählung von 
1855 zur Aufnahme einer Productions = und Confumtiongjtatiftif und wol am umfangreid: 
fen in den Vereinigten Staaten. **) Weniger regelmäßig pflegen Biehzählungen abgehalten zu 
werben, und fogenannte „Enquẽten“ vollends werden nur veranftaltet, wenn ſich ein fpecielles 
Bedürfniß kundgibt. Bekannt find beſonders die parlamentarifchen Enquöten in England, wo 
die unterfuhende Commiſſion mit ver Gewalt, Perfonen unter Eidespfliht ald Zeugen abzu— 
hören, befleivet zu werben pflegt. 

Bei allen ftatiftifchen Erhebungen kann man die Vorbereitung, die Ausführung und die 
Berarbeitung unterfcheiden. Der wichtigfte Theil der Arbeit ift ver zuerfti genannte, namentlid) 
die Entwerfung der Formularien, wobei ed hauptſächlich anfommt auf volljtändige Erreihung 
des wiffenjhaftlihen Zwecks, Klarheit und leichte Benugbarfeit, Anſchluß an frühere Er— 
bebungen und ſolche in andern Rändern; wir brauchen kaum beizufügen, daß dieje legtern Rück— 
ſichten aber dem Fortſchritt befjerer Einficht unterzuordnnen find, alfo um der Vergleichbarkeit 
mit frühern und andern Erhebungen willen veraltete ungenügende Anordnungen nicht bei: 
behalten werben jollen. Adpminiftratives Geſchick bedarf ed zurkeitung der ausführenden Arbeit, 
bei welcher im Intereffe der Gleichförmigkeit alles Detail genau zu regeln und mit aller Energie 
an pünktliher Befolgung der Inftructionen für die ausführenden Beamten und Angeftellten 
feftzuhalten ift. Bei der Ausarbeitung endlich wird, nachdem eine vorläufige Berification ver 
aud= und eingegangenen Liſten u. ſ. w. ftattgefunden hat, die Verbindung ver einlaplihen Prü- 
fung des Materiald mit der Condenſirung deſſelben in dad zufammenfaffende Formular, welches 
als Schema der erften Veröffentlihung dient, von Nugen fein; in der Regel werden verſchie— 
‚dene Gombinationen ver Bearbeitung möglich #5) und jucceffive vorzunehmen fein. Gin Haupt: 
geſichtspunkt bei amtlihen Beröffentlihungen ftatiftifher Erhebungen muß fein, diefelben fo 
einzurichten, daß fie für jede wiſſenſchaftliche Benugung ſich eignen und nicht von erclufiven 
Geſichtspunkten oder gar von Lieblingdmarotten influenzirt werben. 

Die Form der amtlichen ftatiftifhen Veröffentlihungen ift weſentlich die tabellariſche. Die 
ftatiftifche Tabelle gibt in condenfirter Form die Zahlen unmittelbar wieder, und ed leuchtet ein, 
dag, um Apditiondfehler zu vermeiden, die Summirungen wiederholt verificirt werden müfjen. 
Die Tabelle gewinnt an Überfichtlichkeit, wenn die Summen in Verhältnißzahlen ausgeſprochen 
werden fönnen, deren gemöhnlichfte Art das Verhältniß einer ftatiftiihen Zahl zur Einwohner: 
zahl ded Landes und die Reduction mehrerer zufammengehöriger Bactoren auf Procentzahlen 
find, und zu deren raſcher Berehnung die Logaritömentafeln gute Dienfte leiften. Ebenſo 
fommt es häufig vor, daß, um den Durchſchnittswerth einer mehrfach beflimmten Größe zu 


werden, ein reiches flatiftifches Material ; leider ift, infoweit es die Cantone betrifft, noch wenig ge: 
fchehen, um eine reinen Anordnung in diefen Berichten zu erzielen. 

43) Die Methoden ber Bolfszählung (Berlin 1861). Der Berfaffer diefes Auffages darf wol neben 
der Arbeit Engel's auch noch an jeine, der eidgenöffiichen Volkszählung von 1860 zu Grunde gelegten 
„Erläuterungen zum Formular der Bolkszählung‘ und die Berichterftattung über das Ergebniß dieſer 
Zählung erinnern. (Amtliche Herausgabe der eidgendffifchen Bolfszählung, ©. 5 fg. u. ©. III fg.) 

44) Für den Genfus von 1860 wurden dafelbft 6 Formulare ausgefüllt: 1) freie Bewohner; 
2) Sklaven; 3) Mortalitätsftatiftif; 4) Agricultur; 5) Induſtrie; 6) gefellfchaftliche Statiftif 
(Steuern und Abgaben, Schulweien, Bibliothefen, Zeitungen und Zeitfehriften ‚ Kirchen, Zahl und 
Unterhaltsfoften der Armen, Verbrechen, Arbeitslöhne). Vgl. Eighth Census, Instructions to United 
States Marshals etc. (Wafhington 1860). 
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beſtimmen, das arithmetiſche Mittel gezogen und ver Tabelle beigefügt wird. Den Tabelln 
find die zum Verſtändniß nöthigen Erläuterungen beizugeben ; zweckmäßig ift es, in einer &n 
leitung den Mechanismus der ganzen Erhebung zu ſchildern und die wichtigften Refultate de 
felben in Form einer Befhreibung zufammenzuftelten. Nicht immer ift freilich diefe tabellariis 
Anordnung möglih, fo 3.8. bei Berichten der Handeldfammern über Handel und Inbuftr: 
der landwirthſchaftlichen Vereine und Stellen über Stand und Gang der Landwirthſchaft, wem 
jolche Berichte nicht nach einem gleihartigen Schema gearbeitet find und flatt ver Zahlen zufan 
menfafjende Urtheile u. dgl. enthalten. Die grapbifche Darftellung ſodann ſucht zu veranida 
lihen, was ver Zahlenausdruck m abftracter Weife wiedergibt; fie bezeichnet 3.3. auf Gran 
lage der Landeskarte gleichartige Berhältniffe durch Curven, durch Schattirung, durch Farbe, or 
ftellt die wahrfcheinliche und mittlere Lebenspauer durch Curven dar u. ſ. w. *6) Befondere Aus 
zeihnung verdienen, was die graphiiche Darftellungsweife betrifft, die Burblicationen von ?: 

nematf, Ofterreih und ven Vereinigten Staaten. *7) 

Nur in geringen Maße kann die amtliche Statiftif Angaben benugen, welche nicht in off 
ciell gefanmelten Materialien fih finden, und befondere Vorſicht ift hier in Bezug aufm 
Prüfung der Zuverläffigkeit geboten. ine ziemliche Garantie hierfür bietet indeß 'bald ı 
ftaatlicdye Aufſicht, bald die Offentlichkeit; fo bei Privateilenbahnen, Actiengefelfhaften, Sper 
faffen, Banfen und Grevitinftituten, Verſicherungsanſtalten, Genoſſenſchaften; das rigm 
Intereffe folder Unternehmungen fommt meift der amtlichen Statiftif entgegen und erkeiäter 
der legtern die Durhführung ihrer Wünfche in Bezug auf Befolgung gleihmäßiger Formul⸗ 
rien und Einhaltung der nämlichen Erhebungsperiopen. #8) 

Zu einem Mehrern ald zur Bearbeitung und Kundgebung des Materials ift Die amtle 
Statiftif der Wiffenfhaft und den praftiihen Anforderungen der dffentlihen BWermwaltung sr 
genüber nicht gehalten, und fie wird, wenn jie wenigftens ihrer nächſten Aufgabe gerecht meer 
will, jih manchmal gegen weiter gehende Aufträge von feiten anderer Adminiftrationgew 
wehren müffen. ‘Aber nichts fteht entgegen, baß jte, wenn Zeit und Kräfte ausreichen, ix 
Thätigkeitöfreid erweitere und fich mit der Verwerthung ihres Materials zu willen fchaftite 
und praftifch = politifchen Zwecken felbft befafje, wie dies 3. B. feit 1843 in dem ‚„‚Bulletin « 
la Commission centrale de statistique‘ durch die belgiſchen Statiftifer, und fodann dur 
Engel, früher in ver Sächſiſchen, jegt in ver Preußifchen ftatiftiichen Zeitſchrift, geſchehen ift.*ı 
Den Privatftatiftifer bleibt frum etwas anderes übrig, 'ald auf Grundlage ded amtlichen Ma 
terial® weiter zu bauen; was er aus andern Duellen entninmi, etwa aus Zeitungäberichten 
Privatmittheilungen u. ſ. w., it meift zu fragmentarifcher Art und zu wenig docrumentirt, um 
frudptbringend verwendet werben zu Fönnen. Das Feld, welches den Privatftatiftifer ofen 
bleibt, ift au jo noch umfaffend genug: Berechnungen, die in ven Bereich der politiſche 
Arithmetik fallen, neue Zufamnenftellungen und Folgerungen, und ganz befonder8 Berglei- 
Hungen zwifchen den ftatiftifchen Ergebniffen verſchiedener Zeiten, verſchiedener Länder, ver 
fhiedener Gegenden, verſchiedener Bewohnungsarten (Stadt und Land) bieten ſowol dem vor: 
herrſchend mathematischen wie dem politiſch-ſocialen Intereffe reihen und immer neuen Stoff. %) 


45) Die erfte Zufammenftellung der Refultate einer Bolfszählung z.B. wird feine Antwort geben 
auf Fragen wie: welchen Staaten gehören die Ausländer an? welcher Eonfeffion? wie viel Ledige und 
wie viel Verheirathete find unter ihnen? u. f. w. 

. 46) Cherbuliez, a. a. D., ©. 9, irrt, wenn er bie Linearzeichnung als für fucceffive Thatfachen, die 
Golorirung für gleich eitige beftimmt. In dem:trefflichen pänifchen: atiftifchen Tabellenwerk z. B.-ner- 
bindet eine Curve die Ortichaften von gleicher Dichtigkeit derBevölferung, ähnlich wie auf phufifaliichen 
Karten die Ifothermen, Ifochimenen u. ſ. w. j 

47) Das Technische hiervon gehört in die Chartographie. In äußerft zwedimäßiger und gefchmad: 
voller Weife ift dieſelbe benugt in den Kärtchen, welche den in Gotha bei Juftus Perthes erfchienenen 
Bevölferungsüberfichten (Frankreich von M. Block, Ofterreich von A. Ficker u. f. w.) beigegeben find. 

48) Die vollftändigfte Statiftif derfelben befigt unfers Wiffens die Schweiz; fie ift durch Pfarrer 
Spyri in Altftätten (Zürich) gefammelt und vom eidgenöfftfchen Statiftifchen Bureau herausgegeben 
(1864). In England erfcheint alljährlich ein Parlamentsbericht über die Actiengefellichaften (Joint 
stock companies). 

49) Daß man auf diefe Weife der anfcheinend fo trodenen Statiftif auch im größeren Publifum 
Eingang verfchaffen kann, beweift der Umftand, daß diefe legtere Zeitfchrift über 4000 Abonnenten zählt. 

30) Mit Unrecht nennt man die vergleichende Methode die „‚ethnographifche‘‘. Es ift ein unlengbares 
Berdienft Büfching’s (1758), der Land für Land fondernden Darftellungsweife der fogenannten deutfchen 
Univerfitätsftatiftif (Gonring, Achenwall u. f. w.) die ethnographiſche, welche allgemeine Geſichtspunkte 
in einer Bergleichung der befannten Daten aus allen Ländern darftellte, an die Seite geſetzt zu haben, 
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Die Klippen, melde für die Privatftatiftif befonders gefährlich werben, ſind mangelnde Kritik 
Des Materiald, mit welchem fie arbeitet, indbefondere in Bezug auf die Vergleichbarkeit der 
zuſammengruppirten Zahlen; allzu beſchränkter Umfang der Thatſachen, welde fie zu ihren 
Scdlußfolgerungen zu Hülfe nimmt; voreilige Annahme eines, fei es nur zufälligen, ſei es 
noch nicht hinreichend in feinen einzelnen Elementen analyſirten Zuſammenhangs unter den 
Thatſachen. Mehr ald für andere wiſſenſchaftliche Beihäftigungen gilt Hier ver Spruch, daß 
erft die Übung den Meifter madit. 

Eine eigene und fehr üble Gattung ift die VBerlegenheitäftatiftif. Irgendwo hat einmal 
irgendjemand eine Bermuthung oder gar nur einen Einfall geäußert über die Größe eines bis 
dahin noch nicht ftatiftifh ermittelten Verhältniffes; wenn fie nicht ſchon von einer Autorität 
ſtammt, fo wird eine ſolche Schägung zur Autorität dadurch, daß fie der Verlegenbeit, wie 
man einer lebhaft empfundenen Lücke ver ftatiftiihen Kenntniß abhelfen fünne, vorläufig einen 
Ausweg zeigt, und hat einmal der erfte keck zugegriffen, fo geht der Bund von Hand zu Hand. 
Sei man überall, wo man fi auf ſolche Shägungen beruft, mit Midtrauen gewappnet; in 
99 von 100 Fällen verdienen fie fein Zutrauen und untergraben, wenn diefe ihre wahre Natur 
zu Tage kommt, den Credit der Statiftif. 

V. Heutiger Zuftand der Statiftif. Die Leiftungen der Privatftatiftif find, in- 
foweit ed den Streit über die ftatiftifche Theorie betrifft, bereit im Bisherigen berückſichtigt 
worden, und infoweit fie die fatiftiiche Bearbeitung einzelner Gegenftänve fi zur Aufgabe 
maden, im Zufammenhang mit den betrefferiden Zweigen der Geſellſchaftswiſſenſchaft zu fhil- 
dern (fo auch die Arbeiten im Fach der Bevöfferungftatiftif im Zufanımenhang mit der Be: 
völferungswiffenfhaft). Was die Leiftungen der amtlichen Statiftif anbetrifit, jo können 
weder die recht verdienftliche Uberfiht In der „Gegenwart (Leipzig 1852, VII, 664 fg.), 
nah R. von Mohl's Notizen in feiner „Gefhichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften“ 
(1858, III, 691 fg.) auf bibliographifhe Vollſtändigkeit Anſpruch machen; bei letzterm jind 
manche, jelbft recht wichtige Erfcheinungen übergangen. Stellt man ji die Aufgabe fo um— 
faffend, daß die Literatur der amtlichen Statiftif alle officiellen Beröffentlichungen ftatiftifchen 
Inhalts in ſich begreifen foll, fo iit ein Privatgelehrter, auch wenn er über alles in ven Buch— 
handel gelangende Material verfügen Fönnte, gar nicht im Stande, fie zu löfen; denn jelbft vie 
meiften PBublicationen der Statiflifhen Bureaur werden nicht in den Buchhanvel gegeben, 
fondern find blos auf amtlihen Wege oder durch Austaufch unter ven verfhiedenen Bureaur 
erhältlich, vollends aber eine Katalogifirung der unendlihen Menge fonftiger parlamentarifiher, 
abminiftrativer u. ſ.w. Documente und Berichte, welde mehr oder weniger ſtatiſtiſchen Inhalts 
find, läßt ih nur in dem Lande jelbft ausführen, in welchem dieſe Arbeiten gedruckt werben. 
Dan verfolge in einer englifhen Zeitung die Lifte der „Parliamentary papers’, oder man fehe 
das Verzeichniß der in einem einzigen Jahre für den nordamerifanifchen Kongreß gedruckten Do: 
cumente nach, fo wird man fi fofort überzeugen, daß nur durch Bereinigung aller Statifti- 
hen Bureaux eine vollftändige internationale Bibliographie der ftatiftifhen Publicationen 
begründet und fortgeführt werden Fönnte! Leider ift ein darauf abzielender Vorſchlag Engel’8 
mit dem ganzen Project einer Reorganifation der Statiftifchen Congreſſe in Berlin 1863 ver: 
hoben worden, Hoffentlich nicht (obwol dad im Sinne manther gelegen haben mag) ad ca- 
lendas Graecas. 

Für und ift ed eine ſchon durch die Beſchränktheit deg uns angewieſenen Raums gebotene 
Rüdfiht, aus der hiernach folgenden bibliographifhen Überſicht ver amtlichen Statiftif alles 
wegzulaffen, was nicht von den Statiftifchen Bureaur (Commiffionen, in Frankfurt a. M. 
Berein) herrührt, wobei wir uns allerdings dem Nachtheil ausfegen, daß diejenigen Länder 
zu kurz fommen, in welden viele ftatiftifhe Verdffenrlibungen von andern Stellen als von 
Statiftifhen Bureaur ausgehen (fo z.B. Portugal, die Schweiz). Sodann aber wiederholen ſich 
in der jüngften Zeit die Zählungen und fonftigen ftatiftifhen Erhebungen in verhältnißmäßig 
kurzen Zwifchenräumen, und bei der Veröffentlichung derfelben werden die frühern Ergebnifje 
meift zur Vergleichung herangezogen oder find ſchon im mwefentlihen in die zum Handgebraud 
dienenden Bücher (4.8. ©. F. Kolb's „Handbuch der vergleihenden Statiſtik“, vierte Auflage, 
Leipzig 1865) übergegangen. Wir verzichten daher im Fernern nuf eine Verzeichnung der 


aber mit diefer Bergleichung von Land zu Land Fann die Statiftif fich nicht begnügen. Kolb hat in feinem 
Handbuch der Statiftif zuerft die einzelnen’ Staaten gefondert behandelt und ſodann „allgemeine Über: 
fichten“ und „‚allgemeine menſchliche Berhältniffe‘‘ beigefügt. 
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ältern Literatur und wählen im allgemeinen ald Ausgangspunkt dad Jahr 1858, in melden 
Mohl's angeführte Überſicht erfhien. Die Provinzial: und Localſtatiſtiken endlich, To hobe 
wiſſenſchaftliches Intereſſe fie aud) häufig darbieten mögen (namentlich die Statiftif der groie 
Städte London, Paris, Berlin u.f.w.), müffen wir ebenfalld ausſchließen, weſentlich ve&bat 
weil fie entweder Privatarbeiten oder von Provinzial= oder Localbehörden nur nebenbei ang 
fertigte Zufammenftellungen find. 

Baden. „Beiträge zur Statiftif der innern Verwaltung bed Großherzogtbums Bader 
(16 Hefte, Karlsruhe 1855 — 63; von R. Dieg). R. Dieg, „Die Gewerbe im Großheng; 
thum Baden’ (Karldrube 1863). 

Baiern. (von Hermann) „Beiträge zur Statiftif des Königreihs Baiern“ (12 Sr 
Münden 1850—64). „Bevölkerung und Gewerbe des Königreichs Baiern nah der Aufnabe 
von 1861 (Münden 1862). „Die Bewegung der Bevölferung im Königreich Baiern in te 
fünf Jahren 1857/58 — 1861/62, mit Rüdbliden auf die 22 Jahre 1835/36 — 1855 /5t 
(Münden 1863). 

Belgien. „Documents statistiques publics par le Departement de [Interieur aver - 
concours de la Commission centrale de statistique” (Brüffel 1857 —63), Bp. IM 
„Population; Recensement general du 31 Dec. 1856” (Brüffel 1861). „Bulletin de: 
Commission centrale de statistique” (1843— 60), Bd. I— VI. Die dur Fönigliche En: 
fhließung vom 17. April 1860 anbefohlene Fortſetzung des „Expose general de la situatior 
du Royaume pour la periode decennale de 1851— 60“ (‚‚Statistique generale de la Beige‘ 
iſt unferd MWiffens noch nicht erfchienen. Die „Exposes de la situation administrative de 
neuf provinces de la Belgique‘ werben vermuthlich alljährlich veröffentlicht. 

Bremen. Alljährlih erfheint, von der Behörde für Hanbelsftatiftif zufanımıengeftlt: 
die „Tabellarifche Überſicht des bremiihen Handels‘. „Zur Statiftif des bremiſchen Staats, ber 
auögegeben vom proviforifchen Bureau für die Staatöftatiftif” (Bremen 1862). 

Dänemark (mit Schleswig: Holftein). „Statiftifches Tabellenwerk”, herausgegeben von 
dem Statiftiichen Bureau (erjcheint in däniſcher und deutfher Ausgabe), neue Reihe, 25 Baxv, 
bis 1863 (der zweite Theil von Bd. XVII enthält eine Einleitung über die Sterblichfeitöverhüu: 
niffe von 1845—54 und erſchien 1863); dritte Reihe, 3 Bbe., 1863. „Mittheilungen, ver 
Statiftifhen Bureau herausgegeben‘, 6 Bde. „Statiftifche Mittheilungen”, 2 Bde. 

Sranffurt. „Beiträge zur Statiftif der Freien Stadt Frankfurt, herausgegeben von de 
ftatiftifhen Abtheilung des Frankfurter Vereins für Geographie und Statiſtik“ (18583 —63) 
Bo. 1, Heft 1—5. (Das fünfte Heft enthält eine trefflihe von G. Burnig bearbeitete Gewerbt 
ftatiftif.) ALS Beilage zum „Amtsblatt erſcheinen alljahrlih „Statiftiide Mittheilungen übe 
den Eivilftand der Freien Stadt Frankfurt und ihrer Landgemeinden‘. 

Branfreid. „Statistique de la France”, zweite Serie, Tom. VIII (2 Vol., Statistigu: 
agricole, années 1858—60), IX (Denombrement de la population en 1851), X et 
(Mouvement de la population, 1855 a 1857, et 1858 à 1860), XII (Prix et salaires) et XII 
(Denombrement de la population de 1861 et recensement special des communautes reli- 
gieuses) (Straßburg 1861— 64). „Statistique des etablissements d’alienes de 18342 — 53" 
(Stradburg 1857). „Statistique de l’assistance publique de 1842 —53° (Straßburg 1857) 
Das „Resume statistique des 15 dernieres anndes“, welches nach Legoyt's Ausfage am Statifti- 
hen Congreß in Berlin zuerft 1863 erſchienen ift und wieder „Statistical abstract" des Vereinig⸗ 
ten Königreichs von Jahr zu Jahr fortgejegt werben follte, ift und nicht zu Geficht gekommen. 

Gropbritannien und Irland. Das fatiftifche Departement des Board of trade ver- 
öffentlit: „Annual statement of the trade and navigation of the United Kingdom”; 
„monthly accounts of the trade and navigation of the United Kingdom‘; „Statistical tables 
relating to the colonial and other possessions of the United Kingdom, partIX, 1862" 
(London 1864); „miscellaneous statistics of the United Kingdom, part V“ (Xondon 1864); 


I 


„Statistical tables relating to foreign countries, part IX’ (2ondon 1864); „Statistical ab- ' 


stract for the United Kingdom in each of the last filteen years; eleventh number, 1849 — 
63" (London 1864). Aufnahmen über die Bewegung der Bevölkerung fanden in Irland bis- 
jegt nicht ſtatt 91), dagegen ftehen die Bearbeitung der Volkszählung von 1861 und die jährliche 


51) Im Jahre 1863 hat, nach Farr's Ausfage im Statiftifchen Congreß in Berlin, Sir Robert Berl 
dafür gejorgt, baß die Geburten fowie die Todesfälle und deren Urfache regiftrirt werben, nicht aber auch 
die Heirathen; letzteres erflärt fi wol aus dem Widerftand des katholiſchen Klerus. 
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Agrieulturftatiftif Irlands („Census of Ireland, for the year 1861”, Part I, Dublin 1861; 
"art II, „Ages and education‘, Vol.I aud II; Part III, ‚Vital statistics’, Vol. I, „Status of di- 
ease”, Dublin 1863; „Agricultural statistics of Ireland”, bearbeitet vom Regiftrar-General 
Donellv) in der Reihe der beften Zeiftungen dieſer Art. Für England mit Wales ſowie für Schott: 
and nebft feinen Infeln werden ſowol die Volkszählungen als die jährlichen Berichte über Bene: 
jung der Bevölferung von den Bureaur der Regiftvar:General abgefondert bearbeitet (‚„‚Census 
»f England and Wales of 1861‘, London 1862 und 1863; „of Scotland”, Edinburgh 1862; 
‚Annualreport ofthe Registrar-General of births, deaths and marriages in England; detailed 
annuwal report of the Registrar-General of births, deaths and marriages in Scotland‘‘). 
Manche britiſche Kolonien veröffentlichen ihre ftatiftiichen Erhebungen; für jede der auftralifchen 
Colonien ift ein bejonderer Regiftrar= General aufgeftellt. Das Nähere findet fi im Bericht 
über den internationalen Statiftifchen Gongreß in London (1860) 57), auf welden wir um fo 
mehr verweifen zu dürfen glauben, als die Ergebniffe ſämmtlicher Golonialftatiftifen in der 
bereitd angeführten Zufammenftellung des Board of trade rejumirt werben. 

Hamburg Allijährlich veröffentlicht das handelsftatiftifche Bureau bie Überfiten des 
Handeld und der Schiffahrt Hamburgs. „Bevölferungsverhältniffe der Stadt Hamburg und 
der Vorftädte in den Jahren 1853— 61, nad den Umfchreibungen des Bürgermilitärs zufam- 
mengeftellt von Aſher“ (1862) (hat ven Zweck, die Unzuverläfjigkeit ver bisherigen Aufnahms- 
weife darzuthun). 

Hannover. „Zur Statiſtik des Königreihs Hannover, aus dem Statiftifhen Bureau” 
(Hannover 1858—63), Heft 7—9I. Kleinere Mittheilungen des Bureau in der „Neuen 
Hannoverſchen Zeitung‘. 

Heffen-Darmftadt. „Beiträge zur Statiftif des Großherzogthums Heſſen“ (4 Bde., 
Darmftadt 1862— 64). Die „Mittheilungen der großherzoglich heſſiſchen Gentralftelle für fan 
desftatiftif” (Heft 1—8, 1862 u. 1863) ericheinen ald Beilagen zur „Darmflädter Zeitung”. 

Italien. Von den vor Bildung ded Königreichs Italien in den einzelnen Staaten heraus: 

gekommenen ftatiftiihen Bublicationen waren, abgefeben von den die Lombarbei einſchließenden 
öfterreihifchen Arbeiten, nur diejenigen Toscanas, der Injel Sicilien und der farbinifhen 
Staaten von Bedeutung. Der Kirhenftaat hat noch jegt Feine amtlichen ſtatiſtiſchen Veröffent— 
lihungen aufzuweiſen. (Minghetti) „Statistica amministrativa del Regno d’Italia’’ (zweite 
Auflage, 1861); „Statistica del Regno d’italia: Popolazione, Censimenti degli antichi 
stati Sardi, di Lombardia, di Parma e Modena” (Turin 1857—58), Bb. I, due fascicoli, 
Bd. Ihu. III, 1862—64; „Specchio statistico delle popolazioni de’ comuni delle pro- 
vincie meridionale del Regno d'Italia al 31 Dic. 1859 (Neapel 1861); „Censimento gene- 
rale del Regno d’Italia 31 Die. 1861” (Turin 1864), ®Bb.I; „Movimento della stato civile 
nell’ anno 1864 ($lorenz 1864); ‚Industria manufattrice’ (trattura della seta 1863, 
Turin 1864); „Societa di mutuo soccorso 1862 (Turin 1864); „Istruzione pubblica e 
privata, anno scolastico 1862—63, parte prima: istruzione primaria” (Turin 1865); 
„Movimento della navigazione, 1860—63° (4 Bbe., Turin und Florenz 1863—64); 
„Saggio di statistico delle opere pie dei eircondari e comuni” (Turin 1864); „Annuario 
statistico italiano, per cura C. Gorrenti e P. Maestri, Anno Il” (Turin 1864). 

Kurbeffen. Beröffentlibungen der kurfürſtlichen ftatiftifchen Gommiffion in: „Heuſer's 
Annalen der Juftizpflege und Verwaltung‘‘; „Landwirthſchaftliche Zeitihrift für Kurheſſen“; 
„Zeitſchrift ded Vereins für heſſiſche Gefchichte und Landeskunde“; „Wochenblatt der Provinz 
Niederheſſen“. 

Lübeck. Alljährlich: „Statiſtiſches Jahrbuch der Freien und Hanſeſtadt Lübeck“; „Tabel⸗ 
lariſche uͤberſichten des lübeckſchen Handels“. 

Mecklenburg-Schwerin. „Beiträge zur Statiſtik des Großherzogthums Mecklenburg— 
Schwerin, herausgegeben vom großherzoglich mecklenburgiſchen Statiſtiſchen Bureau zu Schwe⸗ 
rin“ (1868 — 63), Bd. I—II, zu je vier Heften. 

Niederlande. 9°) „Statistisch Jaarboek vor het Koningrijk der Nederlanden“ Bag 


—8* 


52) Report of the proceedings of the fourth session of the international statistical congress 
(London 1861), ©. 55 fu. 
53) Die unter Adersdijd's Borfig 1858 gegründete ftatiftifche Gentralcommijfion mußte infolge 
Verweigerung ihres Budgets durch die zweite Rammer ber Generalftaaten 1862 wieder aufgelöft werben. 
Staats⸗Lexikon. XII. 48 
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1863), 10. und 11. Jahrgang. „Verslag van den staat der hooge, middelbare en lager 
Scholen 1857 —61' (Haag 1859—63). „Verslag over de Verrigtingen aangaande b« 
Armbestuur‘ (jährlich). „Bijdragen en mededeelingen voor de Stalistick von het Komios- | 
rijk der Nederlanden“, Rr. 1: ‚„‚Verslag over den staat der Gestichten voor Krankzinnig: 
185759" (Saag 1861). „Verslag van den Landbouw in Nederland, 1859 en 186% | 
(Haag 1860, 1861). „Uitkomsten der vierde tienjarige Volkstelling, 31 Dec. 185$ 
(Haag 1863— 64), Thl. I—IM, 

Nordamerifa (Bereinigte Staaten). Es befteht fein Statiftifches Bureau des Bunde 
fondern nur ein Cenſus Dffice zur Aufnahme und Verarbeitung bed von zehn zu zehn Jahın 
aufzunehmenden Genjus; „Preliminary report on the eightli Census, 1860, by Jos. C.ü 
Kennedy, Superintendent” (Waſhington 1862). Bon den in den Staaten Obio und Bir 
neſota errichteten Statiftifhen Bureaur find und Veröffentlihungen nit befannt. Die „Ex | 
cutive documents, reports of commiltees, miscellaneous documents” beider Häufer = 
Congreſſes der Vereinigten Staaten enthalten faft alled amtliche ftatiftifche Material („‚Indews 
to executive and miscellaneous documents and reports of Committees, printed bv ori« 
of the Senate‘” (Waſhington 1861). „Census of the State of New-York for 1855. . 
Franklin B. Hough, Superintendent of the Census“ (Neuyorf 1857). 

Normegen. „Morges officielle Statiſtik“ vereinigt feit 1861 alle amtlichen ftatiftüge 
Verdffentlihungen. 

Defterreidh. „Tafeln zur Statiftif der öflerreihifchen Monardie, von der Dirertion m 
abminiftrativen Statiftif” (Wien 1860—63), Neue Bolge, Bo. II, lu. IV (1852—59 
„Überſichtstafeln zur Statiftif der öfterreihifhen Monarchie für 1861 und 1862, berandy- 
geben von der £. £. ftatiftifhen Gentralcommiffion” (Wien 1863). „Statiftiihes Jahrbuch m 
öfterreihiihen Monarchie für 1863, von berfelben‘‘ (MWien 1864). „Statiftifches Hantbie 
lein für die Öfterreihiihe Monarhie von Karl Freiherrn von Gzörnig, berausgegeben vorde 
Direction der adminiftrativen Statiftif” (vierte Auflage, Wien 1861), erfter Jahrgang, „kr: 
theilungen aus dem Gebiet der Statiftif, herausgegeben von der k. k. ſtatiſtiſchen Gentukem: 
miſſion“ (ericheinen in Jahrgängen von unbeflimmter Heftezahl; elfter Jahrgang 1864, | 
„Statiftifche überſichten über die Bevölkerung und den Viebftand im Oſterreich, 1857 (Bin 
1859). Freiherr von Gzörnig, „Das öfterreihifche Budget für 1862, in Vergleihung wi 
jenen der vorzüglichern europäiſchen Staatenſyſteme, herausgegeben von der Direction ver a 
miniftrativen Statiſtik“ (5 Hefte, Wien 1862). 

Oldenburg. „Statiſtiſche Nahrichten über das Großherzogthum Oldenburg, berau: 
gegeben vom Statiftiihen Bureau‘ (6 Hefte, Oldenburg 1857 —63). 

Portugal. Im Jahre 1859 wurde ein Statiltifhes Bureau im Minifteriun der öffen: 
lichen Arbeiten, der Induftrie und des Handels gegründet, 1860 ein foldes im Kriegsmin 
fterium. „Relatorios sobre estado da administracäo publica nos distrietos administre- 
tivos do continente do Reino e Ihas adjacentes em 1860’ (Lijfabon 1863). ‚‚Ensam 
sohre a stalistica das possessöes portuguezas no ultramar‘ (Liffabon 1844 — 62), I—V. 

Preußen. An die Stelle der „Tabellen und amtlihen Nadhrichten über ven preußifcen 
Staat” (legter Band, das Jahr 1858 umfaflend, Berlin 1860) ift getreten: „Breußifche Sta: 
tiſtik, herausgegeben in zwanglofen Heften vom königlich preußiſchen Statiflifhen Bureau“ 
(d—IV: Induftrie, Handel und Berfehr von 1859—62, V: Volfszählung vom 3. Der. 1861, 
VI: Meteorologifche Tafeln von H. W. Dove; VII: Landwirthſchaft 1862 und 1863). „Jahr: 
buch für die amtliche Statiftif des preußiſchen Staats” (Berlin 1863), erfter Jahrgang. „Zeit: 
fchrift des königlich preußiſchen Statiftifhen Bureau, redigirt von deffen Dirertor Engel’ , fe 
1861; erfcheint in Monatsheften. 

Rumänien (Moldau und Walachei jeit ihrer Vereinigung unter dem Fürften Couſa) 
„Annale statistice pour 1860—62, par P. D. Martianu, capu alu ofliciului statistieii.” 

Rupland. Statiſtiſche Tabellen des ruſſiſchen Reichs, herausgegeben im Auftrag dei 
Minifteriums des Innern durd das flatiftifche Gentralcomite (Bevölkerung 1858, bearbeite 
von A. von Buſchen; Peteräburg 1863), zweiter Jahrgang. Materialien für die Geographie 
und Statiftif von Rußland (Beihreibung der einzelnen Gouvernements). Materialien für die 
Statiftif von Rußland, geſammelt vom Minifterium der Reichsdomänen. Uberfihten der Ma: 
nufacturinduftrie, des auswärtigen Handels, des Fiſchfangs, der grunpherrichaftlichen Güter 
und Bauern u. ſ. w. Alle dieſe Bublicationen erfcheinen in ruſſiſcher Sprache. 
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Sachſen (Königreih). „Zeitſchrift des Statiſtiſchen Bureau des königlich ſächſiſchen Mi: 
nifteriumsd ded Innern‘, neunter Jahrgang, 1863. Die erften Jahrgänge diefer Zeitfhrift waren 
von dem damaligen Vorfteber des Bureau, Engel, redigirt. 

Sachſen-Koburg-Gotha. (Megierungsrath Heß) „Mitteilungen aus dem Statifti- 
ichen Bureau zu Gotha über Landes: und Volkskunde, beſonders bezüglich ded Herzogthums 
Gotha.” „Beröffentlihung der Ergebnifje der Volfszählung von 1861 für die Herzogthümer 
Koburg“ (Koburg 1862 und Gotha 1863). 

Schweden. Die unter dem Titel „Bidrag till Sveriges officiela Statistik‘ erfcheinenden 
Beröffentlihungen zerfallen in 11 Serien (A. „Befolknings-statistik”, das neuefte Heft von 
1865 enthält die Ergebnifje ver Bolfdzählung vom 31. Dec. 1860 und eine Sterblichfeitätafel; 
B. „Rättväsendet‘, gerichtliche Statiftif; C. „Bergshandtering‘, Bergwerfe; D. „Fabriker 
och manufakturer‘; E. „Inrikes sjöfart‘‘; F. „Utrikes handel och sjöfart“; G. „Fäng- 
varden‘, Gefängnißwejen; H. „Befallningshafvandes femars berättelser”; I. „Telegraf- 
väsendet”; K. „Helso-och sjukvarden‘‘; L. „Statens jernvägstrafik”, d. h. Eifenbahnen 
meiſt bid auf die Jahre 1862 oder 1863 fortgeführt). „Statistik tidskrift utgifven ofk. sta- 
tistika Central-Byran’ (Stodholm 1864), 10. Heft. „‚Betänkande angäende Sveriges 
ekonomiska och finansiela Utveckling 1834— 60° (Stodholm 1863). 

Schweiz Nod vor Gründung des eidgenöſſiſchen Statiftiihen Bureau in Bern er: 
jchienen, vom Departement des Innern herausgegeben, die „Beiträge zur Statiftif der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft“ (IV, Bern 1857; V, Bern 1858). Seither: „Gidgenöfjifche 
Volkszählung vom 10. Dec. 1860° (zwei Lieferungen, Bern 1862 u. 1863); „Mittheilun: 
gen über dad Brandverſicherungsweſen ver Schweiz” (1862); „Commerce de la France avec 
la Suisse 1851—61” (1863); „Handel der Schweiz mit dem Königreich Italien” (1864); 
„Erſparnißkaſſen ver Schweiz (bearbeitet von Pfarrer Spyri in Altftetten bei Züri, 1864); 
„Waarenverkehr der Schweiz mit befonderer Rückſicht auf den Deutſchen Zollverein und Ofter: 


reich“ (1865). „Beiträge zur Statiftif ded Gantond Bern, herausgegeben vom Statiftijchen 


Bureau der Dirertion ded Innern’ (Bern 1860-— 64), Bd. 1, Heft 1 (von Profeffor B. Hil- 


debrand) bis Heft 3. „Statistique du Canton de Vaud: population; publi& par le Bureau 


cantonal de statistique‘ (Laufanne 1864). 

Serbien. „Statistique de la Servie, par Vlad. Jakschitsch, chef de section au mini- 
stere des finances à Belgrad‘ (jerbijh mit franzöſiſchem Inhaltöverzeihniß, Belgrad 
1863), Bd. 1. 

Spanien. „Censo de la poblacion de Espana, segun el recuento de 1857” (Ma: 
drid 1858— 60). „Censo de la poblacion de Espana segun el recuento de 1860 (Madrid 


‚ 1863). „Memoria sobre el movimiento de la poblacion en Espana en los annos 1858 — 


61 (Madrid 1863). „Annuario estadistico de España, publicado par la Junta general 
de estadistica del Reino, 1860/61” (Madrid 1862/63). 
MWürtemberg. „Das Königreih Würtemberg, eine Beſchreibung von Land, Volk und 


. Staat, herauögegeben von dem föniglihen Statiſtiſch-Topographiſchen Bureau‘ (Stuttgart 
‚ 1863). „Beſchreibung der Oberämter, herausgegeben vom GStatiftiih : Topographiichen Bu: 


reau“ (43 bearbeitet in ebenjv viel Bänden, 21 noch ausſtehend). „Würtembergiſche Jahr- 


‚ bücher für vaterländijche Geſchichte, Geographie, Statiftif und Topographie.” 


Zollverein. „Statiſtiſche Überfichten über Waarenverfehr und Zollertrag im Deutſchen 
Zollverein” ; zulegt dad Jahr 1862 darftellend (Berlin 1864). 

Das am Statiftiihen Gongrep in London von Duetelet in Anregung gebrachte Project 
einer vergleichenden Zufammenftellung ver Rejultate der ftatiftiihen Ermittelungen aller Länder 
ift theilweife zur Ausführung gebracht worden: „‚Statistique internationale (population), pu- 
bliee avec la collaboration des statisticiens officiels des differents etats de l’Europe et des 
Etats-Unis de Famérique, par Ad. Quetelet, president, et X. Heuschling, secretaire de 
la commission centrale de statistique’ (Brüffel 1865). (Bgl. aub oben unter Dfter: 
reich dad Werf von Czörnig's über vergleibende Finanzftatiftif, und unter Großbritannien bie 
„Statistical tables relating to foreign countries“.) G. Vogt. 

Stein (Heinrih Friedrih Karl, Breiherr von und zum). Die Wiedergeburt Preußens 
unmittelbar nad jeinem ſelbſtverſchuldeten Fall im Jahre 1806 gehört zu den merfwürbigiten 
und lehrreihften Ereigniffen der großen Geſchichtsepoche, welder die Franzöſiſche Revolution 
ihren Namen gegeben hat; denn es dürften wol wenig Beifpiele eines jo ſchnellen und vollftän: 
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digen Umſchwungs von der tiefften Erniedrigung eined Staats und, wie e8 fheinen mußte, ein« 
Volks, zur ruhmvollften und glänzenpften Erhebung deſſelben zu finden fein. Ebenſo jelten bürn: 
aber ein fo unwiberlegliches Beifpiel und Zeugniß für die Bewährung der großen gefchichtlice 
Mahrheit gefunden werben, daß die Kraft umd die Bedeutung eined Staats nicht in im 
materiellen Kraftmitteln rubt, die ſich in der Hand der Regierung befinden, fondern im ber freier 
und jelbftthätigen Mitwirfung des Volks an der Geftaltung feiner öffentlichen Angelegenbeite 

Wenn man einen einzelnen als den Träger diefer Idee, ald den Schöpfer jener Wiedergebur 
bezeichnen will, die do in Wahrheit immer nur die That des Volks felbft und das Erzeugm; 
feines Geiftes fein fanı, fo wird man feinen andern Namen nennen alö den des reiben 
von S. Denn mit einer Schöpferfraft ohnegleihen und mit einem durchdringenden Be | 
ſtändniß der Zeit und des Volks, denen er angehörte, hat er das Werk der Wiedergeburt Preußen 
begonnen und diefen Staat auf die Bahn geführt, auf welcher nicht nur das preußiſche, ſonden 
das gefammte deutſche Volk für die Löſung der großen Aufgabe reif gemacht werben follte, v: 
es in dem Befreiungsfampfe der Jahre 18135—15 vollbradte, und die ed überhaupt in um“ 
rer Zeit zu löfen beftimmt und berufen ift. 

S. wurde am 26. Oct. 1757 auf ver reichöfreiherrlihen Burg zum Stein in Naffau ante 
Lahn geboren. Als Glied ded kleinen veihdunmittelbaren Freiherrenftandes, defſen Il: 
abbängigfeit nad) dem unerbittlihen Gang der Zeit dem Untergang geweiht war, mudse 
mit dem Gefühl des Mistrauens gegen die Herricher ver nahbarlichen Kleinftaaten auf, weis 
den reichdunmittelbaren Adel zu verihlingen drohten, und mit einer tiefen Misachtung gear 
den mittelbaren Adel, welcher dieſe fleinen Herren als feine Souveräne anerfannte und doch ber 
Bürgerthum gegenüber befondere Vorrechte beaniprudhte. 

Die hervortretendften Eigenfhaften feines Geifte8 und feines Charafterd: durchdringent 
Schärfe und Klarheit des Urtheils, ftrenge Gewillenhaftigfeit in der Erfüllung feiner Pilicen, 
Entſchiedenheit und Unabhängigkeit der Gefinnung und unbeugjame Feftigfeit und AMusdaurr ni 
Willens, die nicht jelten mit einer gewiffen rauben Herbheit des äußern Weſens verbunte mer, 
verdankte er, wie e8 jcheint, vornehmlich feiner Mutter, Henriette Karoline geb. Langwent mr 
Simmern, die ihm aud mit befonderer Vorliebe zugethan war und es dahin brachte, daß Kar, 
obwol der jüngfte von vier Brüdern, durch einen Familienvertrag zum ausſchließlichen Stamm: 
erben beflimmt wurde. 

Bon feinen Altern für eine praftifche Wirkfamfeit an einem der deutfchen Neichägeriä 
beftimmt, bezog er im Alter von 16 Jahren die Univerſität Göttingen und abiolvirte dafelt 
das Studium ber Jurisprudenz und Staatdwiffenfchaften, trat aber, nachdem er drei Jahren 
verſchiedenen Theilen Deutſchlands ſich aufgehalten, im Jahre 1780 in preußifhen Staatsbient, 
weil er vielleicht fhon damals ahnte, daß ihm der Staat Friedrich's des Großen mehr als mi 
Reich und irgendein anderer deutfcher Staat den Boden für einen feinen Anſchauungen und &: 
ftrebungen entſprechenden Wirfungsfreis biete. Mit dem Alter von 24 Jahren trat er al 
Beifigerund erpedirender Secretär in dad unter feitung des Minifterd Heinig ftehende Collegium 
für Berg: und Hüttenweſen und wußte fi in dieſes ihm bisher gänzlich fremde Arbeitsgehir 
jo ſchnell Hineinzufinden, daß er ſchon 1782 zum Oberbergrath ernannt und 1784 mit der 
jelbftändigen Leitung der weftfäliihen Bergimter und der mindenfhen Bergwerfäcommiitten 
betraut wurde. 

Faft 17 Jahre währte feine Wirkfamfeit in diefer Gegend und indbefondere in der Grafihair 
Mark; und es ift nicht zu verfennen, daß der Charakter diefer urdeutſchen, von fernbafter Geſin— 
nung erfüllten Bevölferung und die meift noch auf dem Boden des älteften deutſchen Medı 
beruhenden Überrefte freier Selbftverwaltung, dieer hier vorfand, auf S.'s politiſche Anſchauungẽ 
weiſe von weſentlichem Einfluß waren. In gleicher Richtung hatte ein faſt zehnmonatlichet 
Aufenthalt in England auf ſeine politiſchen und ſocialen Anſichten gewirkt. Denn, wie er ſchon 
auf der Univerſität ſich mit beſonderer Vorliebe dem Studium engliſcher Geſchichte und Staats 
ökonomie zugewendet, fo erſchienen ihm jetzt die großartigen politiſchen und materiellen Ver: 
hältniffe, die er hier kennen lernte, als die Erzeugniffe der auf perfönlicher Freiheit und Self: 
government beruhenden englifhen Berfaffung. Dagegen hegte er für die Franzöſiſche Revolution 
von Anfang an feine Sympathien. Die allgemeinen Freiheit: und Gleichheitstheorien wider: 
ftrebten feinem praftijchen, nur auf Entwidelung gefhichtlid gegebener Zuftände gerichteten 
Sinne, liberdied hatte er eine geringe Meinung von dem Charakter und der Thatkraft dee 
jranzöfifhen Volks. Der Lauf der Greigniffe mußte in legterer Beziehung fehr bald feine 
Anfiht umgeftalten. 
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Nachdem er inzwiſchen achtungsvoller von den Franzoſen denken gelernt hatte, gehörte er 
1795 zu denjenigen preußifhen Staatdmännern, welde den Abſchluß ded Bafeler Separatfrie: 
dens als ein glückliches und politifch gebotenes Ereignip begrüßten. Aber als die Kriegdereig- 
niffe immer unglüdlicher verliefen, die Abtretung des linfen Rheinuferd durch den Friedensver— 
trag zu Campo : Formio 1797 eine vollendete Thatjahe geworden war und in ben raftadter 
Berhandlungen die tiefe Fäulniß der innern Zuftände Deutſchlands und die wachſende Macht 
des franzöfiihen Einjluffes jo traurigerweife zu Tage trat, empfand er ald deutſcher Mann 
aufs ſchmerzlichſte die Schmach, welde der Nation durch die niedrige Gefinnung ihrer Fürſten 
angethan, und die Gefahr, von der fie durch die unfelige Zerjplitterung und durch die Herrſchaft 
des Sondergeiſtes in den größern wie in den Fleinern Staaten bedroht wurde. Er begrüßte 
daher 1798 mit Freuden die Wiederaufnahme ded Kampfes von jeiten DOfterreihd und bie 
glücklichen Erfolge, welche glei) beim Wiederbeginn des Krieges vom Erzherzog Karl errungen 
wurden. Dagegen beklagte ev eö tief, daß Preußen jih auch jegt noch von dieſem Kampfe, bei 
dem es ſich offenbar ſchon um die Unabhängigkeit der deutſchen Nation handelte, theilnahmlos 
fern hielt, und gehörte jeitvem zu den entfchiedenften Gegnern der ſchwächlichen und dharafterlofen 
preußiſchen Neutralitätöpolitif, 

Inzwiſchen war er 1796 zum Oberfammerpräfidenten ſämmtlicher weftfälifhen Bezirke 
ernannt und hierdurch mit der oberften Verwaltung dieſes umfangreichen Staatsgebiets betraut 
worden und fand bier bereitd ausreichende Gelegenheit, fein hervorragendes Verwaltungs: 
und Organifationdtalent zu bethätigen. Insbeſondere war feine Thätigfeit dev Hebung ber 
Induftrie und ded Landbaued zugewendet, und fhon damals betrachtete er die Befreiung des 
Bauernflandes von den gutäherrlichen Kronen und Laften als die erfte und unerlaßlichfte Auf: 
gabe einer Staatöregierung, welche die Kraft des Volks und des Landes zum Wohl des Ganzen 
in Thätigfeit fegen und verwerthen wollte. 

Nachdem aud der zweite Coalitionskrieg Fein glüdlicheres Nefultat herbeigeführt hatte als 
der erfte, der Friede zu Luneville 1801 nur ald eine Erneuerung der Friedensſchlüſſe von 
Bajel und Campo-Formio, die Verhandlungen in Negendburg 1802—3 nur ald eine Fort: 
jegung des traurigen Congreſſes zu Raſtadt erfhienen, mußte auh S. das Herannahen 
einer allgemeinen, für die Geſchicke Deutſchlands entſcheidenden Kriſis als unvermeidlich er: 
kennen und ſich mit dev Idee einer tiefgreifenden Umgeftaltung des Vaterlandes mehr und mehr 
vertraut maden. 

Schon damals jheint ihn daher der Gedanke beihäftigt zu haben, den er fpäter auf dem 
Wiener Congreß unter mannihfahen Formen verfolgte, daß nämlich der Zerfplitterung Deutſch- 
lands in zahlreiche Kleinftaaten durch eine Vereinigung derjelben in ein nord= und ſüddeutſches 
Reich, oder wenigftend in eine nord- und ſüddeutſche Gruppe unter der Oberhoheit Preußens 
und Ofterreichd ein Ende gemacht werben müffe. Seine Misahtung gegen die Fleinern Fürften 
fteigerte jich zum erbitterten Haß, als diefelben nach der allgemeinen Umgeftaltung der deutſchen 
Gebiets- und Nechtöverhältniffe durh den Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 
und gejtügt auf den Beiftand Frankreichs, der ihnen für jeden weitern Schritt zur Auflöfung 
des Deutihen Reichs gewiß war, ihre Hand nad ven Befigthümern des reihsunmittelbaren 
Freiherren: und Ritterſtandes ausftredten. Ein Zeugniß von diefer Gejinnung S.'s ift das 
vielbejproddene zornesmuthige Schreiben an den Herzog von Naſſau-Uſingen, der ſich in dieſer 
Weiſe der reihäfreiherrlih von S.'ſchen Beſitzungen innerhalb ſeines Gebiet? bemächtigen 
wollte oder vielmehr thatſächlich Souveränetätörechte über diefelben zu üben begann. Aber er 
konnte das Schickſal ver Vernichtung nicht aufhalten, das der Lauf der Greigniffe über diefe klein— 
ften, aber nicht unwürdigften unter den Eleinern Souveränen Deutſchlands herbeiführte. Seine 
Erbbefigungen wurden zu dem Herrfchgebiet der jouveränen Herzoge von Naffau gefhlagen. 

In fehr bedeutfamer Weife wurde übrigens aud) die Thätigfeit S.'s für die Durchführung 
diejed allgemeinen Umgeftaltungsproceffes in Bewegung gefegt, der zunächſt in dev neuen Ber: 

theilung zahlreicher deutſcher Gebiete zu Tage trat. Che noch die langwierigen und widermärtigen 
Berhandlungen von Regensburg zu dem in dem Reichsdeputationshauptſchluß niedergelegten 
Refultat geführt hatten, bemädhtigte fi) Preußen auf Grund beionderer Stipulationen mit 
Frankreich der ihm durch diefelben als fogenanntes Entſchädigungsgebiet zugedachten Länder: 
reden und begann, unbefümmert um bie bisherigen Einrihtungen und Inflitutionen der 
Kleinftaaten, zu denen fie biöher gehört hatten, die Verwaltung vieler Gebiete nad) allgemein 
preußiiher Schablone einzurichten und das Aufgeben aller ſtändiſchen und fonftigen politifchen 
Rechte, die jie bisher genoffen hatten, von venfelben zu verlangen. Die Erbitterung über dieſes 
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Verfahren Preußens war allgemein. Aber die bereditigten Klagen der Bevölkerung verftumm- | 
ten ſehr bald, als die Organifation und oberfte Verwaltung jener Gebiete ven Freiberrn ven@ 
übertragen wurde. Denn diefer, mit den Berhältniffen des Landes mohlvertraut, verftand es wi 
alten Inftitutionen beffelben wie die Sitten und Eigenthümlichkeiten der Bevölferung zu fbonr- 
und doch zugleich die beften Kräfte derfelben zur Mitwirfung für eine Organifation berbeiue- | 
ziehen, die endlich zum Ginleben des neuen Glieded in den Gefammtorganidmud des preußiier | 
Staats führen follte. Es war daß eben die hervortretendfle Seite ſeines Talents, bie Neu | 
geftaltung der politifchen und focialen Zuftände, mie jie von der Zeit im allgemeinen und zı | 
den beſondern VBerhältniffen gefordert wurde, aus dem Boden des Beftehenden und geſchichte 
Gewordenen ſich entwickeln zu laffen. 

Die Anerkennung, welche ihm für die glückliche Regulirung jener unerquicklichen und ve: | 
widelten Verhältniſſe zutheil wurbe, ſprach fih nicht nur in der gänzlich veränderten Stimmm: 
ber betheiligten Bevölferung aus, fondern aud in der dankbaren Gefinnung der FKürften ım ! 
Stände, deren gemeinfane Beziehungen zu den unter fie vertheilten Ländergebieten durch | 
in allgemein befriedigender Weile regulirt worden waren. Gr lehnte jedod die ihm von dien 
angebotene Belohnung von 1000 Karolin ohne weiteres ab, weil ed einem preußifchen % 
amten nicht gezieme, für eine Wirkſamkeit, bie er im Dienft feines Staats geübt, von fremm 
Fürften eine Belohnung anzunehmen. Ingleichen lehnte er einen ihm fhon im Jahre 18 
gewordenen Antrag ab, einen Minifterpoften im Kurfürftentfum Hannover zu übernehme 
Er mochte wol pamald, ald er jenen Ruf ablehnte, noch kaum ahnen, wie bald ihnı Gelegenbe 
werben follte, eine Stellung einzunehmen, bie ihm nit nur einen reihern und umfaſſenden 
Boden der Wirkſamkeit bieten, fondern auch die Entfaltung feiner vollen Kraft in einer Rit 
tung geftatten follte, die mit feinen Beftrebungen für das gefammte beutfche Vaterland in Er | 
flang war. 5 

An 27. Det. 1804 murde ©. an die Stelle Struenfee'8 zum preußifhen Binangmier 
ernannt und trat am 10. Dec. 1804 dad von ihm übernommene Minifterium an. 

Um die Wirkfamfeit S.'s in feiner neuen Stellung zu würdigen, müffen wir untwin 
jener Zeit noch ziemlich complicirte Organifation der oberften Staatöverwaltung in Preufer | 
mit einigen Striden vergegenmwärtigen. Neben den fpeciellen Berwaltungdbepartements m 
Juſtiz, des Kriegs und ded Auswärtigen ftand an der Spige der gefammten innern Wermaltunz | 
das Oeneraldirectorium der Finanzen und der Polizei, zur Zeit unter der Oberleitung und tes 
Vorſitz des Grafen von Schulenburg. Innerhalb diefes Directoriums, das in mehrere A: 
theilungen zerfiel, follte S. das Acciſe-, Zol:, Fabriken: und Gonmerzialdepartement fel% 
ftändig, diefeitung der Banf und Seehandlung, der Salzapminiftration undder Staatsſchulden 
fonds unter der Eontrole Schulenburg's übernehmen. Neben diefen Abtheilungsdirectoren 
gehörten zum Generalbirectorium noch die vier Provinzialminifter für Brandenburg, Bommer 
und Süppreußen, Franken und Neuenburg, Oft: und Weflpreußen, Niederſachſen und Wei: 
falen, wogegen ber Provinzialminifter von Schlefien die Verwaltung feiner Provinz voll 
kommen unabhängig von dem Generaldirectorium leitete. Dieje verſchiedenen Minifterien un: | 
Verwaltungsdirectorien hatten untereinander wenig oder gar feinen Zufammenhang, und e: 
fonnte von einer gemeinfamen Beftftellung allgemeiner Regierungs- und VBerwaltungsgrundfät: 
kaum die Rede jein. Aber auch mit dem König, der doch ald der bewegende Mittelpunft dee 
Ganzen betraditet werden mußte, ftanden, mit Ausnahme ded Grafen Schulenburg, die Minifter 
in feiner directen Beziehung. Denn zwiſchen dem Fürften und den oberften Bermaltungdbeamten 
fland das fogenannte Geheime Gabinet, an welches alle Minifter ihre Berichte und Antrig 
Ichriftlich einreichen mußten, damit über diefelben Vortrag gehalten und dann die Fönigliche Ent: 
fheidung endgültig getroffen werde. 

S.'s fharfem und Flarem Blick fonnte e8 nicht entgehen, daß dieler complicirte und un: 
organifhe Mechanismus der Staatöverwaltung einer durdgreifenden Umgeftaltung dringend 
bedürfe, wenn für das Ganze wie für die einzelnen Gebiete eine fruchtbare und einheitliche Wirf- 
famfeit erzielt werden jollte. Zunächſt aber glaubte er feine ungetheilte Kraft mit ver ihm eigen: 
thümlihen Energie ausfälieglih auf das ihm zugewieſene Thätigfeitögebiet richten zu müffen: 
und in der That verdankte ihm Preußen ſchon in dem erften Jahre feiner Amtsführung einige 
jener durchgreifenden und fruchtbaren Reformen, melde bereits den Charakter ber allgemeinen 
Neugeftaltung athmen, die er fpäter an der Spige der gefanımten Staatöverwaltung geſchaffen 
hat. Denn, neben einer einfahern und zufammenhängenbern Organifation der Behörden und 
der Verwaltung, war ed ſchon damals indbefondere die Befeitigung der Öffentlichen Verkehrs 
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befchränfungen und die Freimachung ver producirenden Volfäfraft auf dem Gebiet des Ran: 
baues, der Induftrie und des Handels, worauf er als auf die Quellen des Volkswohlſtandes 
und baburd auch der georpneten Staatöfinanzen fein Augenmerk richtete. 

Eine fehr tiefgreifende Mapregel derart war die Aufhebung aller Lands, Binnen= und 
Provinziatzölle. Im Zufammenhang mit dieſen Beſtrebungen bahnte er eine allgemeine lIm- 
geftaltung des Zoll: und Accifewejend an, indem ev bieindirecten Steuern verminderte, zahlreiche 
Gegenftände des Conſums von der Accije befreite, dadurch den Verkehr zwifchen Stadt und 
Zand erleichterte und die bisher geſetzlich beſtehende Sonderung der ländlichen von der ſtädtiſchen 
Gewerböthätigkeit aufhob. Wir erwähnen außerdem nur noch die wichtige Reform der beiden 
Hauptgeldinftitute; der Bank und Seehandlung, durd melde die Mittel derfelben aud) den 
Gewerbtreibenden direct zugänglih wurden, während fid) bisher nur die Banfhäufer verjelben 


bedbient hatten, und endlich noch die Errihtung eines allgemeinen ftatiftiihen Bureau, deifen 
hohe Bedeutung für alle Zweige des öffentlihen Lebens erft in unjerer Zeit zur vollen Wür— 
' digung gelangt. 


Inzwiſchen hatten mit dem Jahre 1805 die politiſchen VBerhältniffe eine fo ernfte Geftaltung 


| angenommen, daß aud Preußen ſich einer directen Ginwirfung auf den Gang der Greigniffe 
» kaum nod länger entziehen zu können ſchien. Der dritte Goalitiondfrieg war ausgebroden. 
ı ©. gehörte ohne Zweifel zu denen, welde ſchon damals den Eintritt Breußend in diefe Goalition 
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für geboten hielten, fand jedoch zur Zeit noch keine Gelegenheit, dieſe Anſicht geltend zu machen. 
Preußen beharrte bei ſeiner ſchwächlichen Neutralität und hatte dieſelbe gegen Rußland und 
Schweden mit Entſchiedenheit geltend gemacht, als Bernadotte dieſe ſo hochgehaltene preußiſche 
Neutralität rückſichtslos verlegte, um die Einſchließung des öſterreichiſcheu Heeres unter Mad 


rechtzeitig ausführen zu helfen. 


Es ift bekannt, welch Eriegerifche Stimmung infolge der Kunde von dieſem Vorgang in 
Berlin für einen Augenblid zu herrſchen ſchien, und wie ed trog alledem und trog der Anweſen— 
heit deö ruſſiſchen Kaijerd am preußischen Hofe doch zu nichts weiter als zu der traurigen Miſſion 
ded Grafen Haugwitz fam, die, flatt mit der Kriegderklärung gegen Napoleon, mit dem Ab= 
Schluß des unglüdlihen Bertragd zu Schönbrunn und des noch unglücklichern zu Paris endete. 

Wir willen nichts Näheres über die Vorgänge am Hofe Friedrich Wilhelm’s III. während 

dieſer kritiſchen Epoche und no weniger über das Map des Ginfluffes, den etwa ©. auf die 
Entſchließungen des Königs übte. Gewiß ift nur, daß er zu den entjhiedenften Gegnern Frank— 
reichs und Napoleon's ſowie der preußiſchen Neutratitätöpolitif gehörte, in deren Verfolgung 
Preußen feinem Verderben entgegenging. Demgemäß ſehen wir ihn in jener Zeit auf feinem 
ipeciellen Gebiet eine umfaſſende Thätigkeit entwideln, um für die ſcheinbar in Ausſicht ſtehende 
Kriegführung den Staat mit den ausreihenden Geldmitteln zu verfehen, und es ift bemierfens: 
werth, wie ſehr in feinen Berichten vom 9. und inäbefondere vom 26. Det. 1805 über die ihm 
aufgetragene Beſchaffung von 30 Mill. Then. der Finanzmann Hinter den Staatdmann und 
den Parrioten zurüdtritt. Er will, daß für einen Krieg, in dem ed in Wahrheit bie Ehre der 
Krone, die Sicherheit und Unabhängigkeit der Monarchie gelte, auch ohne Bedenken die Opfer: 
willigfeit ded Volks voraudgefegt und in Anspruch genommen und zunächſt in biefem Sinne 
auf die öffentlihe Meinung gewirkt werde. Daher ſchlug er für die bevorſtehende Kriegführung 
zwangsweiſe Naturalienlieferung aus dem Lande jelbft gegen Zahlungdanweifung zu den durch⸗ 
ſchnittlichen Marftpreijen, Benugung des Staatsſchatzes und, wenn es nothwendig war, eine 
inländifche Anleihe vor, deren Zinfen durd Erhöhung einiger Staatdabgaben herbeigeſchafft 
werden follten, und endlich Emiſſion von 10 Mill. Thlrn. in unverzinslichen Trejoriheinen, in 
welden ein Viertel aller Staatsabgaben gezahlt werben follte. Seine Vorſchläge wurden gebilligt 
und auch die Bedenken, die ihim Hinblick auf das Schickſal der Aflignaten gegen die Emifjion un 
fundirter Treſorſcheine erhoben, fiegreih und mit inanzmänniihem Scharfblid vonihm widerlegt. 
Aberals feine Mafregelnzur Ausführung kommen follten, hattendie Berhältniffe bereits eine Ge— 
ftaltung angenonmen, für welche jie in feiner Weife berechnet waren. Die unglückliche Schlacht 
von Aufterlig batte Ofterreich zum Frieden von VPresburg genöthigt, und Preußen war durch die 
Berträge von Schönbrunn und von Parid zum mwillenlofen Werkzeug Napoleoniſcher Laune 
und Willkür herabgeiunfen. 

&., der über dieje ſelbſtverſchuldete Schmach Preußens aufs tieffte entrüftet, von der Bejorg: 
niß über die drohende Gefahr aufs ſchmerzlichſte ergriffen war, glaubte dennoch mit unerfhüt: 
terter Keftigfeit an die Zukunft Preußens und an deſſen gef&hichtliche Aufgabe für die Erhaltung 
und Neugeitaltung Deutſchlands. Die troftlofen Berhältniffe des Augenblids erſchienen ihm 
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daher nur ald bie immer noch abwendbaren Folgen eigener Berfhulbung und Schwäche. Abe 
ed mußte ſchnell zur Umkehr gefähritten und das Werk der Neugeſtaltung energiſch erfaßt werten 
wenn noch Rettung möglich fein follte. Diefe fein Gemüth mächtig bewegenden Ülberzeugunges 
bervogen ihn zum erflen mal aus den Grenzen des ihm zugewiejenen Wirkungdfreifes hinaus: | 
zutreten und mit der ihn charafterifirenden Freimüthigkeit und Entſchiedenheit ſich direct an im 
König zu wenden, . | 

In einer nad Form und Inhalt Höchft merkwürdigen Denkſchrift vom 27. April 1806 fei: | 
er bemfelben vor, daß die gegenwärtige unheilvolle Lage ded Staatd aus ver fehlerhaft | 
Organifation der oberften Staatöregierung und insbefondere des Gabinets mit Nothiwendigfer | 
hervorgegangen ſei, und fiheute ſich nicht, Die drei Berfonen, von denen dies Gabinet zur Zeit ar 
bildet wurde, Lombard, Haugwig und Beyme, inihrer fittlihen Inwürdigfeit und in ihrer flaat:: | 
männifchen linfähigfeit zu zeichnen. Er flug daher dem König vor, dad Gabinet aufzulöfe, | 
ſämmtliche Minifter in regelmäßiger perfönlicher Berichterftattung über ihre Berwaltungägweis 
zu hören und für die zur unmittelbaren Entſcheidung des Königs gelangenden wichtigen En: 
ſchließungen diefelben zur gemeinfanen Berathung und Beihlupfaffung in einen Geheime 
Staatörath zu vereinigen. „Sollten Sie fortfahren‘, fo endet feine Denkſchrift, „unter den 
Einfluß des Cabinets zu handeln, jo fteht zu erwarten, daß der preußifche Staat entmeber üs 
auflöje oder feine Unabhängigkeit verliere, und daß die Achtung und Liebe der Untertbanen gan; 
verſchwinde.“ 

Es war hohe Zeit, auf dieſe warnende und rathende Stimme, die von ebenfo klarem Geiü: 
wie von warmer Empfindung und von flarfem Willen zeugte, zu hören, wenn noch auf Rettun; 
gehofft werben follte. Denn die Krifis, für welche die volle und ungetheilte Kraft des Staat: 
und der Nation gefammelt werben mußte, nabte immer fühlbarer und unvermeidlicher heran 
Aber Friedrich Wilhelm II. hatte kein inneres Verſtändniß für einen Geift und einen Gharehz 
wie S. Er fühlte die überlegene Geiſtes- und Willensfraft nur ald einen ungebübhrliter 
Drud, der auf feine königliche Entſchließung geübt wurde, und legte S.'s Denkſchrift unkrid: 
figtigt und mit mistraniſchem Unbehagen beifeite. Es blieb beim alten, und S.'s Betin- 
digungen begannen nur zu ſchnell in Erfüllung zu geben. Der Krieg, der den Zufanmeaten 
des Reichs herbeiführen mußte, wenn die Leitung deifelben unverändert blieb, war unvermeiklis. 

©. erneuete jegt im Bunde mit den Bringen Wilhelm, Heinrich und Louis Ferbinand, wir 
dem Prinzen von Dranien und dem Herzog von Braunfchiweig, wie mit den Generalen Pfuch 
Blüder und Rüchel den Verſuch, dad Geheime Cabinet zu ftürzen und die Organifation eine 
fräftigen und einheitlihen Regierung herbeizuführen. Ihr ebrerbietiger und patriotifcher An- 
trag wurbe ald unbefugte Einmiſchung in die Befugniffe des Königs ungnädig aufgenommen 
und ohne weiteres zurückgewieſen. Die Kataftrophe, für melde der preußiſche Staat in folder 
Weiſe reif geworden war, ging ihren Gang. Die Schlacht bei Jena und Auerftäpt mit ihren un- 
erhörten Folgen war eben nur das Hervortreten der tiefgreifenden innern Fäulniß, zu dere 
ſchon gefommen war. 

©. war der wenigen einer, bie in jenen verhängnißvollen Tagen Kopf und Herz an rechter 
Stelle Hatten. Während alle Kriegs: und Waffenvorräthe in die Hand des Feindes fielen, 
hatte er troß eines heftigen Podagras rechtzeitig für Die Nettung des Staatsjhages und ver 
Öffentlihen Kaffen Sorge getragen und war dem König nad) Preußen gefolgt. In Grauden; 
nahnı er an einer Minifterberathung über Friedensbedingungen theil, über welde Luccheſini 
mit dem franzöfiichen Bevollmächtigten in Berlin unterhandelte. In diefem kritiſchen Moment 
wurde ©. durch Beyme das Minifterium ded Auswärtigen angetragen. Gr lehnte es wegen 
Unfenntniß der Sachen und Formen, wie er ſich ausdrückte, ab und flug ftatt feiner ven Grafen 
Goltz und fpäter Harbenberg vor. Zugleich Fam er auf feinen mehrfach geftellten Antrag zurüd, 
das Geheime Gabinet aufzulöfen und ftatt deffelben ein Minifterconfeil einzufegen. Der König 
konnte ſich aud in dieſem entſcheidenden Moment nit zur Nachgiebigkeit entſchließen. Er wollte 
allenfalls in die Bildung eines Minifterconfeil, aber nit in die Auflöfung des Gebeinen 
Gabinets willigen. ©. wies in einer mit Rüchel und Hardenberg gemeinfam abgefaßten Dent: 
fchrift die Unzuläffigfeit diefer halben Maßregel nad, und legterer machte den Rücktritt von 
Beyme und Lombard zur unerlaplihen Bedingung feines Eintrittö ind Miniflerium. Harden 
berg’8 Ablehnung wurde angenommen, Zaſtrow zum Minifter ded Auswärtigen, S. aber 
trog feiner wiederholten und entſchiedenen Ablehnung zum Mitglied des Minifterconfeil neben 
dem Geheimen Gabinet ernannt. 

Als er aber deſſenungeachtet feine Weigerung ausſprach, in dieſe Verwaltang einzutreten, 
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erhielt er am 3. Jan. 1807 jenes berühmte Entlaſſungsſchreiben des Königs, in welchem ©. als 
ein „widerſpenſtiger, troßgiger, bartnädiger und ungehorfamer Staatödiener’ bezeichnet ward, 
„der, auf fein Genie und jeine Talente pochend, weit entfernt das Beite ded Staatd vor Augen 
zu haben, nur durch Gapricen geleitet, aus Leidenſchaft und aus perſönlichem Haß und Ers - 
bitterung handelt“, und am Schluß diefed Schreibeng heißt ed: „Wenn Sie nicht Ihr rejpect: 
widriges und unanfländiged Betragen zu ändern willens find, Fann der Staat feine große 
Rechnung auf Ihre Dienjte machen.“ 

In diefer Weife ift in einem folhen Moment ein Mann wie ©. aus dem preußiſchen Staats— 
dienft entlaffen worden. Aber einen Tag nad) dem Abſchluß des Friedens von Tilfit wendete jidh 
derſelbe König an ebendiefen S. mit der dringenden Bitte, ih an die Spige der Staatsregierung 
zu ftellen und die Erhaltung und Wiederaufrihtung des gebrochenen Staats auf feine Schulter 
zu laden. ©. aber antwortete: „Ew. Königl. Majeität allerhöchite Befehle wegen des Wieder— 
eintritt8 in Dero Minifterium der Einländiſchen Angelegenheiten jind mir durch ein Schreiben 
des Gabinetöminifterd Hardenberg d. d. Memel 10. Juli am 9. Aug. zugefommen. Ic be: 
folge fie unbedingt und überlaffe Ew. Königl. Majeftät die Beftimmung jedes Verhältniſſes, 
es beziehe fih auf Gejchäfte oder Perfonen, mit denen Ew. Königl. Majeftät es für gut halten, 
daß ich arbeiten fol. Im diefem Augenblid des allgemeinen Unglücks wäre eö ſehr unmoraliſch, 
feine eigene Berfönlichkeit in Anrechnung zu bringen, um fo mehr, da Ew. Majeftät jelbjt einen 
10 hohen Beweid von Stanbhaftigfeit geben.“ 

So dachte und handelte ©. ald Mann von Ehre, von Charakter und Seelengröpe und vor 
allem ald Mann von wahrhaftem Patriotismus in einem Moment, in dem wol wenige gewagt 
haben würden, ji dergroßen Aufgabe zu unterziehen, die er bereitwillig auf feine Schultern lud. 
Und nıit dem Moment, in dem er in dieſe Wirkſamkeit eintrat, beginnt die innere Wiedergeburt 
des preußiſchen Staats, beginnt die Erhebung Deutfhlands aus feinem tiefen Ball, durd ven 
ed an den Rand ver Gelbftvernichtung geführt worben war. 

Die Hälfte ded preußifhen Staatögebietd war verloren, die Bevölkerung ber übrig: 
gebliebenen Provinzen hatte feit einem Jahre nicht nur die Vernichtung aller Erwerböquellen, 
die Zerftörnng und Entwerthung ihres Beſitzes durch den Krieg, jondern auch die Doppellaft ver 
Erhaltung beider Kriegäheere tragen müjfen, die auf ihren Boden den blutigen Kampf mit: 
einander führten. Die legten Kräfte des Landes ſchienen bis aufs Außerfte erſchöpft, und num 
beſtimmte ein von Kaldreuth unterm 12. Juli 1807 abgeſchloſſener Zujagvertrag zu den 
Beitimmungen des Tiljiter Friedens, daß nachträglich noch alle bis dahin von den Franzoſen 
ausgejchriebenen Eontributionen gezahlt werden und bis zur Erfüllung aller Briedensbedinguns 
gen ein franzdjifche8 Heer von 200000 Mann auf Koften des Landes in demſelben bleiben und 
die Landedeinfünfte zu dieſem Zweck den frangöfifhen Militärkaffen zufließen jollten. Es war 
offenbar die Abſicht Napoleon's, Preußen politifh und materiell machtlos zu maden; und bie 
Kalckreuth'ſche Eonvention war das Mittel, auch nad gefhloffenem Frieden dem unglüdliden 
Zande noch die Laſten des Kriegs aufzulegen und es unter feiner unbedingten Botmäßigfeit zu 
behalten. Zunächſt wurde fein Bevollmädhtigter Daru in Berlin beauftragt, feine Erklärung 
über die von Preußen noch zu zahlende Summe möglihft zu verzögern und dann te möglichft 
hoch zu fpannen. Erft drei Monate nah Abſchluß des Friedens trat dieſer mit der Forderung 
von 55 Mill. Frs. Contributionen und 62 Mill. Landeseinfünften hervor. Vergeblich waren 
die äußerften Anftrengungen, Napoleon auf diplomatiſchem Wege zu einer Verminderung diefer 
Borderungen zu bewegen. Er wollte nicht die geforderten Summen, jondern nur die fortgejeßte 

Bejegung ded Landes auf deſſen Koften. ©. hatte inzwiſchen mit einer Umjiht und Energie 
ohnegleichen alle Mittel in Bewegung gejegt, um die durch die Folgen des Kriegs drohende neue 
Krifis abzuwenden und die Mittel zur Befeitigung der aus der Kalckreuth'ſchen Convention ent: 
fpringenden äußern Galamität berbeizujcaffen. Der Zwangscurs der flarf entwertheten 
Treforfcheine wurde aufgehoben und den überaus hartbedrängten Orundbejigern ein bis zum 
Jahre 1810 währender Indult gegen Kündigung von Hypotheken gewährt. Der König und 
fämmtliche Prinzen des öniglihen Haufes hatten bereits auf den größten Theilihrer Revenuen 
verzichtet und fogar in den Verkauf der goldenen Tafelfervice gewilligt. Zur endlichen Be: 
freiung des Landes von dem Drud der frangöfiihen Befegung wollten ſie aber unter Aufs 
bebung der hohenzollernſchen Hausgeſetze von 1473, 1713 und 1743 auch in den Berfauf 
eined anjehnlichen Theild der königlichen Domänen und in die Verpfändung der übrigen behufs 
einer Anleihe willigen, durch deren Ertrag die franzöfifhen Borbderungen wenigftens annähernd 
befriedigt werben jollten. Die Unterbringung der Anleihe wurde mit anerfennenswerther 
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Opferwilligfeit großentheils von ben ritterichaftlichen Creditbanken der verſchiedenen Wrovinze | 
übernommen. Mit folhen Mitteln ausgerüftet, gelang es S. durch geſchickte periönliche Berbane- 
lung mit Daru denjelben zueiner Herabfegung feiner Horderungen auf 100 Mill. Frs. zu beweger 
Es waren [hon acht Monate jeit Abſchluß des Tilfiter Friedens vergangen, als dieſer Bertrag 
zur Ratification nah Paris abging. Aber Napoleon, der beim Beginn der ſpauiſchen Kriäs 
und bei der zweifelhaften Stellung, die Oſterreich wieder einzunehmen beaann, feine Pontien 
in Preußen nicht aufgeben wollte, verweigerte die Ratification und ließ vielmebr burd de 
Minifter Champagny eine neue Gonvention entwerfen , in welcher die franzöſiſchen Forderunger 
ohne weitere Rechtfertigung auf 141 Mill. Frs. geſchraubt und zugleich gefordert wurde, dei 
die preußifhe Armee auf 42000 Mann reducirt und hiervon 16000 Mann zur Dispoftic 
Napoleon's geftellt werden follten, während diefer in den Feſtungen Stettin, Küſtrin um | 
Glogau auch ferner noch auf preußiiche Koften eine Befagung von 30000 Mann behalten well 
©. erklärte ſich aufs beflimmtefte gegen die Unterwerfung unter diefe Borderungen, denn iher 
hatte das ſpaniſche Volk ih muthig gegen den Unterbrüder ver VBölfer erhoben, ſchon rüfte: 
Dfterreich zu einem neuen Kampf und ſchon war ber neue Geift des preußischen und des Deutiden 
Volks, aufden Männer wie ©. und Scharnhorft mehr als auf die Zahl der Bajonnete bar: 
ten, im Erwachen begriffen. Aber ald Kaifer Alerander am 18. Sept. 1808 nah Königäben 
kam und dem König zum unbedingten Nachgeben rieth, wurde ohne S.'s Zuftimmung, ja obe: 
fein Willen die Champagny'ſche Konvention unterzeichnet, und einige Wochen fpäter war & 
auf Napoleon’s Befehl aus dem preußifchen Staatsdienſt entlaffen und mußte ald Geächteter is 
den franzöſiſchen Spionen durd die Flucht entziehen. 

Inmitten diefer politiichen und materiellen Wirren, von denen der Staat nach dem Frieden 
noch tiefer und fühlbarer zerrüttet wurde ald im Kriege, inmitten diefes unerträglichen Druf 
von außeu, von dem alle Lebenskräfte bed Staats und des Volks gelähmt und niewergebalten 
wurden, begann ©. jein großes Reformwerk, durch weldes Preußen, nicht neugefchaffen —a 
haßte die politifchen Theoretifer, die nad) einer gegebenen Schablone lauter Mufterftaate fr: 
jtellen wollten — fondern ſich ſelbſt, d. h. feiner gefhichtlihen Beſtimmung in Europa um ke: 
fonders in Deutichland wiedergegeben werben follte. Und er führte feinen großen und moi: 
durchdachten Plan binnen Jahresfrift fo weit aus, daß feine Nachfolger den Weg zur Vollendung 
des wohlorganifirten Ganzen, das ihm beim Beginn feines Werks deutlid vor Augen ſtand. 
Far vorgezeichnet und geebuet fanden. Was er wollte, und wie er ed zu vollbringen gedacht 
wollen wir aus feinen eigenen Worten erfennen, wie er fie in feinen dem König jofort ver: 
gelegten Programm ausgeſprochen hat. Es lautet in feinen wichtigſten Sägen: 

„Bas dem Staat an ertenjiver Größe abgeht, muß er an intenfiver Kraft gewinnen. Das 
Alte ift vergangen. Es muß alles neu werben, wenn bad zertrümmerte Preupen wieder Bebeut: 
famfeit im europäiihen Staatenbund erhalten joll. In dem Überbleibiel des ehemaligen grogen 
Staats find feindfelige Glemente vorhanden. Dieſe müſſen weggeihafft werden, damit alles 
Gin Ganzes werde. Die verſchiedenen Stände im Staat ind wegen der Gunft, die Der eine 
genoß, mit den minderbegünftigten in Streit — Eintracht gibt Stärfe. Gleiches Recht, was alle 
Staatöglieder umfaßt und dem einen Stande nicht mehr gewährt ald dem andern, muß berrfchen, 
wenn Eintracht einfehren joll. Allen Einwohnern gleihe Pilihten gegen den Staat. Jeder 
muß perfönlih frei fein und nur Einen Herrn haben, den König mit jeiner Gejegtafel im der 
Hand; und damit Pfliht und Recht gleich und die erftere feinem Einzelnen drüdend werde, 
eine Nationalrepräjentation, durch deren Mitwirkung befjere Gejege zu Stande fommen als 
durch Beamtenrath. Freier Gebraud feiner Kräfte, Fähigfeiten und Geſchicklichkeiten muß 
jedem Menjchen im Staat gewährt werden, jolange ev nicht die Schranken durchbricht, meld: 
Religion, Sittlichfeit und Staatögefege, die das Ganze umfaſſen, vorjhreiben. Alles Grund— 
eigentbum im Staat muß jedem Erwerber zugänglich fein. Erleichterung des Beſitzes und bes 
Gewerbed muß durd eine tüchtige Gefeggebung gefördert werden. Die Bevormundung ber 
Communen durch die Behörden oder durch einzelne Privilegirte ift ein gefährlicher Übelftann, 
der allen Gemeinfinn unterbrüdt. Sie muß enden, Niemand im Staat, weder eine Corporation 
noch ein Individuum, dürfen Richter in eigener Sache fein. Daher Trennung ber Juftiz von 
der Berwaltung. Für alle die nämlichen Gejege, alfo aud nur Eine rihterliche Behörde, deren 
gefegliher Ausſpruch für den Höchſten wie für den Niedrigſten gilt. Keiner unfrei im Staat, 
nur der Verbrecher, der Religion, Sittlichkeit und heiliges Geſetz mit Füßen tritt. Auch der 
Dienftbote ift perfönlid frei. Sein Vertrag, der den Grundfägen ſtaatsbürgerlicher Freiheit 
nicht entgegen fein darf, bindet ihn am feinen übernonmenen Dienft. Dafjelbe Geſetz ſchützt 
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ihn und feinen Herrn. Bildung erhebt ein Volk, und der höhere Grad derfelben weiſt ihm feine 
höhere Stellung im Verein der civilifirten Staaten an. Sie ift die wahre Lebensbedingung 
gedeihlicher Fortfähritte in Ordnung, Kraft und Wohlfahrt. Der Staat muß diefe Bildung 
fördern.’ 

Im Sinne diefed Programms begann ©. jofort dad Werf der Neugeftaltung Preußens, 
und zwar von ber breiteften und fefteften Grundlage ausgehend, mit der Schaffung eines in 
feiner Berfon und in feinem Orundbejig freien Bauernftanded. Das Gejeg vom 9. Det. 1807 
beſtimmt: daß das Unterthänigfeitöverhältniß ded Bauern ſowol auf fogenannten herrichaftlichen 
Gütern wie auf den föniglihen Domänen aufhören und unter feiner Form follte neu begründet 
werden fönnen, ſodaß es ferner nur freie Leute geben follte; daß ferner jeder Grundbefig von 
dem Gigenthümer nach freiem Ermeffen verfauft oder getheilt und auch Fideicommiffe abgeändert 
und aufgehoben werben fönnen, und daß jeder Einwohner ded Staatd zu jeder Art von Grund: 
befig und zu jeder Art von Gewerben ohne alle Einfhränfung berechtigt fei. Als Erweiterung 
und nothwendige Gonfequenz diefer großen Maßregel beabſichtigte S. ſchon damals die Auf: 
bebung der gutöherrlihen Patrimonialgerihtöbarfeit und Polizeigewalt, den Erlaß eines 
Gefeges über Gemeinheitstheilung und über Ablöfung aller gutsherrlichen Servituten und 
endlich die Schöpfung einer Landgemeindeorbnung, welche aud dem Bauer Gelegenheit geben 
follte, für die Ordnung und Förderung der gemeinfamen Local- und Standeßinterefjen felbftthätig 
Sorge zu tragen. 

Im firengften Zufammenhang mit der Gründung des freien Bauernftandes, aber für die 
politifche Wiederbelebung des Staats noch jhneller und fühlbarer wirkſam ift die zweite große 
Mafregel S.'s, die Neugeftaltung des ftäptifhen Communalweſens durch die mit Recht viel- 
gepriefene Städteorbnung vom 19. Nov. 1808. Nirgends waren die verberblihen Folgen 
des bisherigen Syſtems während der Kataftrophe von 1806 häßlicher und erjchredender her— 
vorgetreten als in dem aus dem Bevormundungsſyſtem des Regierungdbureaufratismud er: 
wachſenen Indifferentismus des bürgerlichen Philiſterthums, dem e8 in der Gewohnheit, ſich 
willenlos regieren zu laffen, faft ganz gleihgültig fehien, von wen es regiert murbe. Diejem 
Inpifferentismus fonnte nur ein Ende gemacht werden, wenn dem Bürger die Möglichkeit 
gegeben, ja die Nöthigung auferlegt wurde, für feine eigenen Interejjen unter eigener Ver: 

antwortlichkeit felbftthätig Sorge zu tragen, und fich auf diefe Weife zu einem in dad gefammte 
öffentliche Leben felbftthätig und organifch eingreifenden Glied ded Staatdorganismus zu 
erheben. 

Demgemäß wurde ald oberfter Grundfag dieſes Geſetzes feitgeftellt, daß die Gemeinde 
in der Leitung und Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten injoweit felbfländig und von 
der Regierung unabhängig fei, al das allgemeine Intereffe ded Staats nit unmittelbar 
von denfelben berührt werde, und daß daher die Ginmifhung der Staatöregierung in die 
Gemeindeangelegenbeiten nur zuläfiig fei: zur Aufrehthaltung der allgemeinen Staatögefege, 
zur oberften Gontrole der Vermögens- und Kaffenverwaltung und zur Schlichtung von 
Streitigkeiten zwifchen den Gemeindebehörben ſelbſt. Dieje Selbftregierung follte zwiſchen 
dem von der Bürgerfhaft unmittelbar zu wählenden Stadtverorbnetencollegium als gejeg: 
gebender Behörde und dem von diefem zu wählenden und von der Regierung zu beftätigenden 
Magiftratscollegium ald ausführender Behörde getbeilt fein. Für das active und pafjive Wahl: 
recht galt ohne Linterjchied der Religion und des Standes dad Bürgerrecht ald alleiniger Rechts— 
titel; doch waren zur Erlangung deffelben nur Grundbefiger und Gewerbtreibende befähigt, die 
Intelligenz alfo gänzlich ausgeihloffen. Das dürfte fat ald die einzige Schwäche des Geſetzes 
erfcheinen. Im übrigen war dafjelbe aus einer fo fihern Grfenntniß der Bepürfniffe und der 
Leiſtungsfähigkeit des preußifchen Volks hervorgegangen, daß für diefes wenige Jahre ges, 
nügten, fi in die neue Ordnung der Dinge einzuleben und die neugewährten Rechte zu einem 
feiner theuerften Befigthümer zu maden. Wie jehr auch die Reaction in den verfhiedenen 
Epochen ihres Sieges die freijinnigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes verfümmert hat, es ift ihr 
nicht gelungen e8 aus dem Herzen ded Volks zu entwurzeln und den Geift zu unterbrüden, ven 
es in demſelben geichaffen hat. 

Daß ©. den Aufbau der bürgerlichen Freiheit dur Anbahnung oder Herftellung voller 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit zu vollenden gedachte, kann im Hinblid auf feine politifchen 
und ffaatswirthichaftlichen Grundfäge und nach manderlei Andeutungen in feinen fehriftlidhen 
Aufeihnungen nicht zweifelhaft erfcheinen. Aber wie dem Bauer: und Bürgerftande, fo 
gedachte S. auch dem Adel eine feiner Stellung entſprechende Organifation zu geben oder doch 
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ihn zur Selbflfhöpfung einer folhen anzuregen. Freilich follte das Standesprivitegium be 
Geburt nicht mehr den Anſpruch auf einträglicde Staatdämter oder auf Befreiung ron be 
Bürgerpflihten gegen den Staat, von Steuerzahlung und Militärpfliht verleihen und nos 
weniger auf die Übung von Herrſchaftsrechten über Perfon und Beiig von Bauern und Bürgen 
auch jollte der Adel nicht lediglich einen durd Geburt abgeſchloſſenen Stand bilden, wei 
aber follte der große confolidirte Grunpbejig wie das große und anerfannte Verdienſt für des 
Öffentlihe Wohl zur Grundlage eines hervorragenden Standes erhoben werden, Dem burs 
corporative Berfaffung das Recht der jelbftändigen Regelung feiner befondern Angelegenbeir: 
und burd Bildung einer Erften Kammer in der beabjidhtigten Bolkövertretung ein eutſprechente 
Ginfluß auf den Gang der allgemeinen Staatdangelegenheiten verlieben werden follte. 

Eudlich aber follte, neben den ebenvdargeftellten Inftitutionen für Hebung und gerigun 
Geftaltung jeder einzelnen diefer drei großen Klaffen der Bevölkerung, durch Förderung ve 
allgemeinen Unterrichtsweſens, für deffen Leitung Wilhelm von Humboldt beftimmt war, de 
Geift des gejammten Volks zur freien Selbftentfaltung geführt und auf diejenige Höhe te 
Wiſſens und der Bildung erhoben werden, welche der Kortfritt ver Zeit von demjenigen 
forderte, die fich zu ihren Trägern und Lenfern machen wollten. In diefem Sinne erklärte er üä 
mit Klarheit und Entjchievenheit für das Peſtalozzi'ſche Syſtem, indem er ih überzeugt bier 
„daß durch diefe, auf die innere Natur des Menſchen gegründete Methode, die jede Geifteäfre‘ 
von innen heraus entwidelt, jedes edle Lebensprincip anregt und nährt und jede einjeitig 
Bildung vermeidet, ein phyſiſch und moraliſch Fräftiges Geſchlecht herangebildet werde, dad vra 
Vaterlande eine beſſere Zufunft verheiße”. 

Über die Art und Weife, wie ©. ven fo zu innerer Selbftändigfeit und Selbſtthätigket 
gelangten Ständen und Glementen des Reichs einen ihrer Stellung im Staat eutſprechendes 
Antheil an der Geftaltung des Öffentlichen Lebens innerhalb vejfelben gewähren wollte, findes 
ſich in feinen Aufzeihnungen nur allgemeine Andeutungen. Gewiß ift, daß er dem lebleca 
Mechanismus bureaufratiihen Regiments, das biöher in Preußen geberricht Hatte, uns 
Heranziehung der verſchiedenen Elemente ded Volks zur Theilnahme an der Leitung Der ifnt: 
lihen Angelegenheiten vie fehlende Lebensfriſche einzuflößen und die gelfammte Gliederungred 
Regierungsorganismus in fleten und lebendigen Zufammenhang mit den Bedürfnifſen di 
Volks zu bringen gedachte. Die Volfövertretung, die zu diefem Zweck und in diefem Sinn 
geſchafſen werden mußte, follte in doppeltem Sinn eine mehrfach gegliederte und abgeftufte ſein 
Nach der Eintheilung des Staats in Kreife und Provinzen follten Kreiöftände die Grundlax 
für Provinzialſtände, dieſe wieder für allgemeine Reihsftände bilden; und in jeder Diefer drei 
Stufen die drei Stände: der große gefiherte Grundbeſitz (ohne Unterſchied ob Kürgerlis 
oder adeli), der Bürger: und Bauernftand in entſprechender Zahl vertreten fein. Es ſcheim 
daß er allen dieſen Gliedern der Volfövertretung das beſchließende Botum nur im engen 
Grenzen zugeftehen wollte, wogegen ihr Beirath in allen öffentliden Angelegenheiten gehön 
und den Kreis: und Provinzialftänden auch eine directe Mitwirkung für die Leitung un 
Gontrole der öffentlihen Inftitute ihres Gebiet8 und ihres befondern Standes gewährt werben 
follte. Endlich legte er noch einen entfchiedenen Werth auf die Heranziehung tüchtiger Kräfte 
aud dem Volk zur directen Theilnahme au der Wirffamkeit der Regierungsorgane. Zu dieſen 
Zwei follten aus ven Provinzialftänden zu mählende Deputirte von Zeit zu Zeit im bie 
Regierungscollegien eintreten und mit ganz gleicher Berechtigung wie die permanenten Mit: 
glieber derjelben ven Berathungen beimohnen und fo jederzeit Die vermittelnden Organe bilden, 
welche die Regierung mit den Intereffen des Volks und diejes mit den Abfihten der Regierung 
befannt machen. Zugleich aber follten für alle wichtigen Bragen, die bei ven Negierungs: 
behörden zur Beſprechung fämen, jogenannte techniſche und wiſſenſchaftliche Commiffionen aus 
"der Mitte des Volks zugezogen werben, deren Anfichten wohl zu beachten und in die betreffenden 

Berichte an die Höhern Behörden aufzunehmen feien. 

Bielleiht am glängendften tritt dad fhöpferifhe Organifationdtalent S.'s in dem voll: 
endeten Organismus hervor, zu welden er den gefammten, bis dahin äußerſt verwidelten und 
jhwerfälligen, jeder innern Einheit entbehrenden Regierungdmehanismud des preußiſchen 
Staatd zu erheben wußte. Für die Wedung und Belebung des Volfögeiftes zum Intereſſe und 
zur felbftihätigen Mitwirkung in allen Angelegenheiten des öffentlihen Wohls war er von ver 
breiteſten Baſis der verſchiedenen Bevölferungsklaffen ausgegangen, um die für dad Ganze zu 
verwerthenden Kräfte auf immer höhere Stufen ihres Wirkungskreiſes für das Geſammtwohl 
zu führen; bier bildete die leitende Spige der Staatsregierung den einigenden und belebenden 
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Mittelpunft, von welchen die organische Gliederung und Belebung aller Theile und Gebiete 
Des Stantölebend ftrahlenförmig ausgehen und in dem ſich in gleicher Weiſe alle Lebenskräfte 
Defjelben zufammenfchließen follten. Dieſen Mittelpunft bildete der Staatsrath, zu dem unter 
perfönlihem Borjig des Königs alle Minifter und Abtbeilungschefs der Minifterien und 
außerdem eine Anzahl vom König ernannter Staatdräthe gehörte, und von dem bie Feftftellung 
aller leitenden Grundfäge und organischen Gefege ſowie die Beſetzung der oberften Verwaltungs: 
stellen audging. 

Der geſammte Staatsrath zerfiel in fünf Abtheilungen nad) den fünf Minifterien: des In— 
nern, der Finanzen, der auswärtigen Angelegenheiten, des Kriegd und der Juftiz; und jedes 
diefer Minifterien gliederte fich wieder in eine Anzahl von Hauptabtheilungen, vie theild unter 
der unmittelbaren Leitung des betreffenden Minifters ftanden, theild unter Gontrole deffelben : 
von einem Abtheilungspirector geleitet wurden. 

Bon diefem leitenden Mittelpunkt ausgehend, wurde nun die Regierung des Landes durch 
verwaltende Localbehörden geübt, deren Organifation fi in vollfommener Übereinftimmung 
mit der der Gentralbehörde befand: das gefammte Landedgebiet wurde in 28 Regierungs: 
bezirke getheilt, und die Verwaltung jedes einzelnen von einem NRegierungscollegium geleitet, 
deifen Gejhäftefreis mit dem der beiden Minifter des Innern und der Finanzen übereinftimmte, 
und das daher auch in dieſelben Abtheilungen wie dieſe zerfiel. DieRechtöpflege und das Militär- 
wefen wurden jedod von der Eivilverwaltung durchaus getrennt gehalten und die für Diefe Ge— 
biete beftimmten Localbehörden unmittelbar den betreffenden Minifterien untergeordnet. Diefe 
Regierungdcollegien waren es, für welche die Mitwirkung der ftändifhen Deputationen und ver 
technifhen Gommiffionen ausprüdlich angeorbnet ward. Eigenthümlicher Natur find noch zwei 
Zwiſchenbehörden, weldhe die Wirkſamkeit dieſer Hauptverwaltungscolfegien einerfeitd mit der 
leitenden Gentralbehörde und andererfeitö mit der Bevölferung ihres Verwaltungsgebiets vermit- 
teten. Kür jede Provinz bildete ein Oberpräfident gewiffermaßen ven perſönlichen Vertreter und 
Nepräfentanten der oberſten Staatöregierung. Diefer ftand feinerfeitd nicht unter einem 
einzelnen Minifter, jondern unmittelbar unter dem Staatsrath, hatte die Wahrung ber von 
diefem ausgehenden allgemeinen Regierungsgrundfäge innerhalb der in feinem Verwaltungs: 
gebiet wirkenden, aber ihm nicht direct untergeorpneten Regierungdcollegien zu fördern und 
zu überwachen, und bildete in Gemeinfhaft mit einigen Räthen, aber doch unter ausſchließlich 
perfönliher Verantwortung für alle Angelegenheiten feiner Provinz die höchſte Recursbehörde. 
Nach der andern Seite hin wurde ald das Organ behufd der Ausführung der von den 
Regierungscollegien ausgehenden Anordnungen für jeden ber verfhiebenen Kreife, im melde 
jeder Regierungsbezirk zerfiel, ein Landrath eingejegt, ebenfalls. ein einzelner Beamter, der 
unter gewiffen Normen von ber Kreiövertretung aus ihrer Mitte gewählt, aber in feiner 
Wirkſamkeit den Regierungsbehörden verantwortlich, das geeignetfte Organ des Übergangs von 
der Staatövermwaltung zur Selbftregierung bildete und zunächft ven Verkehr der erftern mit ven 
ftäptifhen und bäuerlihen Gommunalbehörben zu leiten hatte, 

In diejer Weife hat ©. durch feine reformatorifche Thätigfeit die erftarrte und verfümmerte 
Lebendfraft ded preußifhen Staats gewedt und in Bewegung gefegt, indem er dad Volk zum 
Träger derfelben machte, in dem wohlgegliederten und einheitlich zufammengefaßten Organis- 
mus der Staatöserwaltung allen Elementen deflelben den ihnen gebührenden Wirkungskreis 
zuwies und die Kraft aller Klaffen der Bevölkerung dem Ganzen nugbar machte, während 
andererfeit8 die Gefammtkraft des Staats förbernd und erhaltend allen Theilen und allen 
Elementen deſſelben zuftrömte. 

Während ©. die großen innern Reformen ind Werk geſetzt und angebahnt hat, hat er 
nicht einen Augenblid den Gedanken aus dem Auge gelaffen, die neugewonnene Kraft, wo fidh 
immer die geeignete Gelegenheit dazu darbieten follte, zur Erneuerung des Kampfes gegen ven 
Unterbrüder Deutſchlands und Europas zu verwenden. 

ALS die Kunde von der fühnen und erfolgreihen Erhebung des ſpaniſchen Volks durch 
Europa ging und au in Deutſchland die Gemüther mächtig zu bewegen ſchien, als gleichzeitig 
Ofterreih, auf die Bewegung feiner Völker und befonderd der Tiroler geftügt, fih zu einem 
neuen nationalen Kampf rüftete, überreihte S. am 21. Aug. 1808 in Gemeinjdhaft mit 
Sharnhorft und Gneiſenau dem König eine Denffchrift, in welcher er zu einen engen Bündniß 
mit Ofterreich und England, zugleich aber zur Infurrection bes gefammten veutfchen Volks, 
ſei ed mit feinen Fürſten oder gegen biefelben, räth und, one die Gefahr zu verfennen ober zu 
unterfhägen, in die man ſich begebe, die tiefbegründete Überzeugung ausfpricht, daß ed pflicht- 
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ältern Literatur und wählen im allgemeinen als Ausgangspunkt das Jahr 1858, im melde 
Mohl's angeführte Überſicht erſchien. Die Provinzial: und Localftatiftifen endlich, jo hate 
wiſſenſchaftliches Intereffe jie au Häufig darbieten mögen (namentlid die Statiftif der grei- 
Städte London, Paris, Berlin u.f.w.), müffen wir ebenfalld ausſchließen, weſentlich deche 
weil fie entweder Privatarbeiten oder von Provinzial: oder Localbehörden nur nebenbei any 
fertigte Zufammenftellungen find. 

Baden. „Beiträge zur Statiflif der innern Verwaltung des Großherzogtbums Barır 
(16 Hefte, Karlöruhe 1855— 63; von R. Dieg). R. Dieg, „Die Gewerbe im Großherze 
tbum Baden‘ (Karlörube 1863). 

Baiern. (von Hermann) „Beiträge zur Statiſtik des Königreih8 Baiern‘ (12 9% 
Münden 1850— 64). „Bevölkerung und Gewerbe des Königreihs Baiern nad) der Aufnabe- 
von 1861’ (Münden 1862). „Die Bewegung der Bevölferung im Königreih Baiern inte‘ 
fünf Jahren 1857/58— 1861/62, mit Rüdbliden auf die 22 Jahre 1835/36 — 1855 /5ö 
(Münden 1863). 

Belgien. „Documents statistiques publies par le Departement de [Interieur ave: - 
concours de la Commission centrale de statistique’” (Brüffel 1857 —63), Br. il 
„Population; Recensement general du 31 Dec. 1856 (Brüffel 1861). „Bulletin dei 
Commission centrale de statistique” (1843— 60), Bd. I—VIl. Die dur königliche & 
ſchließung vom 17. April 1860 anbefohlene Kortfegung ded „Expose general de la situatin 
du Royaume pour la p&riode decennalede 1851— 60° („‚Statistique generale de la Belg: 
ift unferd Wiffens noch nicht erfchienen. Die „Exposes de la situation administrative de 
neuf provinces de la Belgique” werben vermuthlich alljährlich veröffentlicht. 

Bremen. Alljährlih erfheint, von der Behörde für Handelöftatiftif zuſammengeftel 
die „Tabellarifche Überſicht des bremiſchen Handels’. „Zur Statiftif ded bremiſchen Staats, ber 
audgegeben vom proviforifhen Bureau für die Staatsftatiftif” (Bremen 1862). 

Dänemark (mit Schleswig-Holftein). „Statiftifches Tabellenwerk”, herausgegeben me 
dem Statiftifchen Bureau (erfcheint in dänischer und deutfcher Ausgabe), neue Reihe, 25 Bin. 
bis 1863 (der zweite Theil von Bd. XVII enthält eine Einleitung über die Sterblichfeitäverhü 
niffe von 1845—54 und erſchien 1863); dritte Reihe, 3 Bde., 1863. „Mittheilungen, von 
Statiftifhen Bureau herausgegeben”, 6 Bde. „Statiftifhe Mittheilungen”, 2 Bde. 

Franffurt. „Beiträge zur Statiftif der Breien Stadt Frankfurt, herausgegeben von da 
ftatiftifchen Abtheilung des Frankfurter Vereins für Geographie und Statiftif” (1858—63) 
Bd. 1, Heft 1—5. (Das fünfte Heft enthält eine trefflihe von G. Burnitz bearbeitete Gewerbt 
ftatiftit.) Als Beilage zum „Amtsblatt“ erſcheinen all jährlich „Statiftifhe Mittheilungen übe 
den Civilſtand der Freien Stadt Frankfurt und ihrer Landgemeinden”. 

Branfreid. „Statistique de la France”, zweite Serie, Tom. VII (2 Vol., Statistigqw 
agricole, anndes 1858—60), IX (Denombrement de la population en 1851), X et\ü 
(Mouvement de la population, 1855 a 1857, et 1858 a 1860), XII (Prix et salaires) eıXll 
(Denombrement de la population de 1861 et recensement special des communautes reli- 
gieuses) (Stradburg 1861 — 64). „Statistique des etablissements d’alienes de 1842 —53 
(Strasburg 1857). „Statistique de l’assistance publique de 1842— 53‘ (Straßburg 1857). 
Das „Resume statistique des 15dernieres années“, welches nach Legoyt's Ausfage am Statifti: 
ſchen Gongreß in Berlin zuerft 1863 erfchienen ift und wieder „Statistical abstract‘ des Vereinig 
ten Königreichs von Jahr zu Jahr fortgejegt werden follte, ift ung nicht zu Gefiht gefommen. 

Großbritannien und Irland. Das ftatiftifche Departement des Board of trade ver: 
öffentliht: „Annual statement of the trade and navigation of the United Kingdom”; 
„monthly accounts of the trade and navigation of the United Kingdom‘; „Statistical tables 
relating to the colonial and other possessions of the United Kingdom, part IX, 186?‘ 
(Xondon 1864); „‚miscellaneous statistics of the United Kingdom, part V’ (2ondon 1864); 
„Statistical tables relating to foreign countries, part IX’ (2ondon 1864); „Statistical ab- 
stract for the United Kingdom in each of the last fifteen years; eleventh number, 1849— 
63" (Xondon 1864). Aufnahmen über die Bewegung der Bevölkerung fanden in Irland bis- 
jegt nicht ftatt 5%), dagegen flehen bie Bearbeitung der Volfszählung von 1861 und die jährlice 





51) Im Jahre 1863 hat, nach Farr's Ausfage im Statiftifchen Gongre in Berlin, Sir Robert Perl 
dafür gelorgt, daß die Geburten fowie die Todesfälle und deren Urfache regiftrirt werben, nicht aber auch 
die Heirathen; lepteres erflärt fi wol aus dem Widerftand des Fatholifchen Klerus. 
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grieulturftatiftif Irlands („Census of Ireland, for the year 1861”, Part1, Dublin 1861; 
art II, „Ages and education‘, Vol.I aud II; Part III, ‚Vital statistics‘, Vol. I, „Status of di- 
»ase”, Dublin 1863; „Agricultural statisties of Ireland“, bearbeitet vom Regiftrar:General 
»oO nelly) in der Reihe der beiten Reiftungen diefer Art. Für England mit Wales ſowie für Schott- 
md nebſt feinen Infeln werden ſowol die Bolkszählungen als die jährlichen Berichte über Bewe— 
ung der Bevölkerung von den Bureaur der Regiftrar:General abgefondert bearbeitet (‚‚Census 
f England and Wales of 1861’, Lundon 1862 und 1863; „of Scotland‘, Edinburgh 1862; 
AnnualreportoftheRegistrar-General of births, deaths and marriages in England; detailed 
rınual report of the Registrar -General of births, deaths and marriages in Scotland‘). 
ande britifhe Golonien veröffentlichen ihre ftatiftifchen Erhebungen; für jede der auftralifchen 
Solonien iftein befonderer Regiftrars General aufgeftellt. Das Nähere findet fih im Bericht 
ıber den internationalen Statiftifchen Gongreß in London (1860) 52), auf welden wir um fo 
nehr verweifen zu dürfen glauben, als die Ergebniffe ſämmtlicher Golonialftatiftifen in der 
sereitd angeführten Zufanmenftellung des Board of trade vefumirt werden. 

Hamburg. Alljährlich veröffentlicht dad handelsftatiftifche Bureau die Überſichten des 
Sandels und der Schiffahrt Hamburgs. „Bevölferungsverhältniffe ver Stadt Hamburg und 
der Vorftädte in den Jahren 1853— 61, nad den Umſchreibungen des Bürgermilitärd zuſam— 
miengeftellt von Aſher“ (1862) (hat den Zweck, die Unzuverläffigkeit der bisherigen Aufnahms- 
weife darzuthun). 

Hannover. „Zur Statiftif des Königreihs Hannover, aus dem Statiftifhen Bureau” 
(Hannover 1858—63), Heft 7—9. Kleinere Mittheilungen des Bureau in der „Neuen 
Hannoverſchen Zeitung‘. 

Heffen:Darmftadt. „Beiträge zur Statiftif des Großherzogthums Heſſen“ (4 Bde., 
Darmftadt 1862—64). Die „Mittheilungen der großherzoglich heſſiſchen Gentralftelle für Lan— 
desſtatiſtik“ (Heft 1—8, 1862 u. 1863) erſcheinen ald Beilagen zur „Darmftädter Zeitung”. 

Italien. Bon den vor Bildung des Königreichs Italien in den einzelnen Staaten heraus- 

gekommenen flatiftiihen Bublicationen waren, abgejeben von den die Lombardei einfhließenden 
öfterreihifchen Arbeiten, nur diejenigen Toscanas, der Injel Sicilien und der ſardiniſchen 
Staaten von Bedeutung. Der Kirchenſtaat hat noch jegt Feine amtlichen ſtatiſtiſchen Veröffent: 
lihungen aufzuweiſen. (Mingbetti) „Statistica amministrativa del Regno d’Italia’’ (zweite 
Auflage, 1861); „Statistica del Regno d’Italia: Popolazione, Censimenti degli antichi 
stati Sardi, di Lombardia, di Parma e Modena“ (Turin 1857—58), ®b. I, due fascicoli, 
Bd. Ihu. III, 1862—64; „Specchio statistico delle popolazioni de’ comuni delle pro- 
vincie meridionale del Regno d'Italia al 31 Die. 1859 (Neapel 1861); ‚„‚Censimento gene- 
rale del Regno d'Italia 31 Die. 1861” (Turin 1864), Bd. I; „Movimento della stato civile 
nell' anno 1864” (Florenz 1864); „Industria manufattrice‘” (trattura della seta 1863, 
Turin 1864); „Societa di mutuo soccorso 1862" (Turin 1864); „Istruzione pubblica e 
privata, anno scolastico 1862—63, parte prima: istruzione primaria” (Turin 1865); 
„‚Movimento della navigazione, 186063" (4 Bde., Turin und Florenz 1863—64); 
„Saggio di statistico delle opere pie dei circondari e comuni‘ (Turin 1864); ‚Annuario 
statistico italiano, per cura C. Correnti e P. Maestri, Anno Il” (Turin 1864). 

Kurbeffen. BVeröffentlihungen ver furfürftlichen ftatiftifchen Commiſſion in: „Heuſer's 
Annalen der Juftizpflege und Verwaltung‘; „Landwirthſchaftliche Zeitſchrift für Kurheſſen“; 
„Zeitirift ded Vereins für heſſiſche Gefhichte und Landeskunde”; „Wochenblatt der Brovinz 
Niederheſſen“. 

Lübeck. Alljährlich: „Statiſtiſches Jahrbuch ver Freien und Hanſeſtadt Lübeck“; „Label: 
lariſche Uberſichten des lübeckſchen Handels“. 

Mecklenburg-Schwerin. „Beiträge zur Statiſtik des Großherzogthums Mecklenburg- 
Schwerin, herausgegeben vom großherzoglich mecklenburgiſchen Statiſtiſchen Bureau zu Schwe⸗ 
rin” (1858— 63), Bd. I—IH, zu je vier Heften. 

Niederlande. 9°) „Statistisch Jaarboek vor het Koningrijk der Nederlanden“ (Haag 


52) Report of the proceedings of the fourth session of the international statistical congress 
(London 1861), ©. 55 fy. 
53) Die unter Ackersdijck's Vorfig 1858 gegründete ftatiftifche Gentralcommijfion mußte infolge 
Verweigerung ihres Budgets durch die zweite Kammer der Generalftaaten 1862 wieder aufgelöft werben. 
Staate⸗Lexikon. XI. 48 
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1868), 10. und 11. Jahrgang. „Verslag van den staat der hooge, middelbare en lager: 
Scholen 1857 —61' (Haag 1859—63). „Verslag over de Verrigtingen aangaande h- 
Armbestuur‘ (jährlih). „Bijdragen en mededeelingen voor de Stalistick von het Komin:- 
rijk der Nederlanden”, Nr. 1: „Verslag over den staat der Gestichten voor Krankzianigr 
1857 — 59" (Haag 1861). „Verslag van’ den Landbouw in Nederlaud, 1859 en 1866 
(Haag 1860, 1861). „Uitkomsten der vierde tienjarige Volkstelling, 31 Dec. 185% 
(Haag 1863—64), Thl. I—Ill. 

Nordamerika (Vereinigte Staaten). Es befteht fein Statiftifches Bureau des Bunte, 
fondern nur ein Genus Office zur Aufnahme und Verarbeitung bed von zehn zu zehn Jabra 
aufzunehmenden Genjus; „Preliminary report on the eighth Census, 1860, by Jos. C.& 
Kennedy, Superintendent” (Wajhington 1862). Bon den in den Staaten Obio und Mir 
nejota errichteten Statiftiihen Bureaur find und Beröffentlichungen nicht befannt. Die „Ere- 
cutive documents, reports of commitlees, miscellaneous documents” beider Häuſer de 
Gongrefled der Vereinigten Staaten enthalten faft alles amtliche ftatiftifche Material („‚Indeas 
to executive and miscellaneous documents and reports of Committees, printed bv ord- 
of the Senate“ (Wafhington 1861). „Census of the State of New-York for 1855, b 
Franklin B. Hough, Superintendent of the Census“ (Neuyorf 1857). 

Norwegen. „Norges officielle Statiſtik“ vereinigt feit 1861 alle amtlichen ſtatiftiſch 
Berdffentlihungen. 

Defterreih. „Tafeln zur Statiftif der öfterreihifhen Monardie, von der Direction de 
abminiftrativen Statiſtik“ (Wien 1860—63), Neue Folge, Bd. II, lu. IV (1852—59 
„Überjichrätafeln zur Statiftif der öfterreihifchen Monarchie für 1861 und 1862, herausge 
geben von der kak. ſtatiſtiſchen Centraleommiſſion“ (Wien 1863). „Statiſtiſches Jabrbae der 
öſterreichiſchen Monarchie für 1863, von derſelben“ (Wien 1864). „Statiſtiſches Hambbäs: 
lein für die öfterreihiiche Monarchie von Karl Freiherrn von Gzörnig, herausgegeben vor der 
Direction der adminiftrativen Statiſtik“ (vierte Auflage, Wien 1861), erfter Jahrgang. „Mi: 
theilungen aus dem Gebiet der Statiftif, herausgegeben von der E. £. ftatiftifhen Gentraken: 
miffton‘’ (ericheinen in Jabrgängen von unbeftimmter Heftezgahl; elfter Jahrgang 18641 
„Statiftifhe Überfihten über die Bevölferung und den Viehſtand im fterreich 1857 (Bir 
1859). Freiherr von Czörnig, „Das öſterreichiſche Budget für 1862, in Vergleichung wi 
jenen der vorzüglichern europäifhen Staatenſyſteme, herausgegeben von der Direction ber ar 
miniftrativen Statiſtik“ (5 Hefte, Wien 1862). 

Oldenburg. „Statiſtiſche Nachrichten über das Großherzogthum Oldenburg, beraus 
gegeben vom Statiſtiſchen Bureau“ (6 Hefte, Oldenburg 1857 —63). 

Portugal. Im Jahre 1859 wurde ein Statiſtiſches Bureau im Minifterium Der öffen: 
lichen Arbeiten, der Induftrie und des Handeld gegründet, 1860 ein foldhes im Kriegsnini- 
fterium. „Relatorios sobre estado Ja administracäo publica nos distrietos administrz- 
tivos do continente do Reino e Ilhas adjacentes em 1860 (Liffabon 1863). „‚‚Ensaies 
sobre a stalistica das possessöes portugüezas no ultramar’' (Liffabon 1844 — 62), I—V. 

Preußen. An die Stelle der „Tabellen und amtlihen Nachrichten über den preußifcen 
Staat” (legter Band, das Jahr 1858 umfaflend, Berlin 1860) ift getreten: „Breugifche Sta: 
tiſtik, herausgegeben in zwanglofen Heften vom Föniglih preupijhen Statiflifhen Bureau“ 
(I—IV: Induftrie, Handel und Berfehr von 1859—62, V: Volkszählung vom 3. Dec. 1861, 
VI: Meteorologifche Tafeln von H. W. Dove; VII: Landwirthſchaft 1862 und 1863). „Jahr: 
buch für die amtliche Statiftif des preußifchen Staat8” (Berlin 1863), erfter Jahrgang. „Zeit: 
fchrift des königlich preußiſchen Statiftifhen Bureau, redigirt von deffen Director Engel” , jet 
1861; ericheint in Monatsheften. | 

Rumänien (Moldau und Walachei jeit ihrer Bereinigung unter dem Fürften Couſa) 
„Annale statistice pour 1860—62, par P. D. Martianu, capu alu officiului statistieii.” 

Rufland. Gtatiftiihe Tabellen des ruſſiſchen Reichs, herausgegeben im Auftrag bei 
Minifteriums des Innern durch das ftatiftiiche Gentralcomite (Bevölkerung 1858, bearbeitet 
von A. von Bufchen; Petersburg 1865), zweiter Jahrgang. Materialien für die Geogrupbie 
und Statiftif von Rußland (Beihreibung ver einzelnen Gouvernements). Materialien für die 
Statiftif von Rußland, geiammelt vom Minifterium der Reichsdomänen. Überſichten der Ma: 
nufacturinduftrie, des auswärtigen Handels, des Fiſchfangs, der grundherrſchaftlichen Güter 
und Bauern u. ſ. w. Alle dieſe Publicationen erfcheinen in ruſſiſcher Sprade. 
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Sachſen (Königreih). „Zeitirift des Statiftifchen Bureau des königlich fähfifchen Mi— 
niſteriums ded Innern‘, neunter Jahrgang, 1863. Die erften Jahrgänge diefer Zeitfchrift waren 
von dem damaligen Vorfteber des Bureau, Engel, redigirt. 

Sachſen-Koburg-Gotha. (Megierungsrath Hei) „Mittheilungen aus dem Statifti- 
ihen Bureau zu Gotha über Landes: und Volkskunde, befonders bezüglich des Herzogthums 
Gotha.’ „Beröffentlihung der Ergebniffe der Vollszählung von 1861 für die Herzogthümer 
Koburg“ (Koburg 1862 und Gotha 1863). 

Schweden. Die unter dem Titel „Bidrag till Sveriges officiela Statistik” erfcheinenden 
Beröffentlihungen zerfallen in 11 Serien (A. „Befolknings-statistik”, das neuefte Heft von 
1865 enthält die Ergebnijfe der Volkszählung vom 31. Dec. 1860 und eine Sterblichfeitätafel; 
B. „Rattvasendet“, geridtlide Statiftif; C. „Bergshandtering”, Bergwerfe; D. „Fabriker 
och manufakturer‘ , E. „Inrikes sjöfart‘; F. „Utrikes handel och sjöfart“; G. „Fäng- 
varden“, ®efängnißwejen; H. „Befallningshafvandes femars berättelser”; I. „Telegraf- 
väsendet”; K. „Helso-och sjukvarden”; L. „Statens jermvägstrafik”, d. h. Eifenbahnen 
meift bis auf die Jahre 1862 oder 1863 fortgeführt). „Statistik tidskrift utgifven ofk. sta- 
tistika Central-Byran” (Stodholm 1864), 10. Heft. „Betänkande angäende Sveriges 
ekonomiska och finansiela Utveckling 1834— 60" (Stodholm 1863). 

Schweiz Nod vor Gründung des eidgenöfjtichen Statiſtiſchen Bureau in Bern er- 
jhienen, vom Departement ded Innern herausgegeben, die „Beiträge zur Statiſtik der 
ſchweizeriſchen Eidgenoffenihaft (IV, Bern 1857; V, Bern 1858). Seither: „Eidgenöfjifche 
Volkszählung von 10. Dec. 1860° (zwei Lieferungen, Bern 1862 u. 1863); „Mittheilun: 
gen über dad Brandverfiherungswefen der Schweiz” (1862); „Commerce de la France avec 
la Suisse 1851— 61” (1863); „Handel der Schweiz mit dem Königreich Italien” (1864); 
„Sriparnipfaffen ver Schweiz‘ (bearbeitet von Pfarrer Spyri in Altftetten bei Züri, 1864); 
„Waarenverkehr ver Schweiz mit befonderer Rückſicht auf den Deutſchen Zollverein und Oſter— 

reich“ (1865). „Beiträge zur Statiftil ded Gantond Bern, herausgegeben vom Statiftiichen 

ı Bureau der Dirertion des Innern‘ (Bern 1860— 64), Bd. 1, Heft 1 (von Profeffor B. Hil- 
bebrand) bis Heft 3. „Stalistique du Canton de Vaud: population; publie par le Bureau 
cantonal de statistique” (Kauſanne 1864). 

Serbien. „Statistique de la Servie, par Vlad. Jakschitsch, chef de section au mini- 
stere des finances à Belgrad‘ (ſerbiſch mit franzöiiihem Inhaltöverzeihnip, Belgrad 
1863), Bd. 1. 

Spanien. „Censo de la poblacion de Espada, segun el recuento de 1857 (Ma— 
drid 1858— 60). „Censo de la poblacion de Espana segun el recuento de 1860 (Maprid 
1863). „Memoria sobre el movimiento de la poblacion en Espana en los annos 1858 — 
61" (Madrid 1863). „Annuario estadistico de Espaha, publicado par la Junta general 
de estadistica del Reino, 1860/61" (Madrid 1862/63). 

MWürtemberg. „Das Königreih Würtemberg, eine Beihreibung von Land, Volf und 
Staat, herausgegeben von dem föniglihen Statiſtiſch-Topographiſchen Bureau“ (Stuttgart 
1863). „Beſchreibung der Oberämter, herausgegeben vom Statiftiich : Topographiichen Bu— 
reau“ (43 bearbeitet in ebenfo viel Bänden, 21 nod ausftehend). „Würtembergijhe Jahr- 
bücher für vaterländifhe Geſchichte, Geographie, Statiftif und Topographie.“ 

Zollverein. „Statijtifche Überfichten über Waarenverfehr und Zollertrag im Deutſchen 
Zollverein” ; zulegt dad Jahr 1862 darftellend (Berlin 1864). 

Das am Statiftiihen Congreß in London von Duetelet in Anregung gebrachte Project 
einer vergleichenden Zufammenftellung ver Refultate der ftatiftifchen Ermittelungen aller Länder 
ift theilweife zur Ausführung gebracht worden: „Statistique internationale (population), pu- 
bliee avec la collaboration des statisticiens officiels des differents etats de l’Europe et des 
Etats-Unis de !’Am6rique, par Ad. Quetelet, president, et X. Heuschling, secretaire de 
la commission centrale de statistique‘ (Brüffel 1865). (Bgl. aub oben unter ſter⸗ 
reich das Werk von Czörnig's über vergleichende Finanzſtatiſtik, und unter Großbritannien die 
„Statistical tables relating lo foreign countries“.) G. Vogt. 

Stein (Heinrih Friedrih Karl, Freiherr von und zum). Die Wiedergeburt Preußens 
unmittelbar nach jeinem jelbitverihuldeten Ball im Jahre 1806 gehört zu den merfmürbigiten 
und lehrreichſten Ereignifjen der großen Geſchichtsepoche, welcher die Franzöſiſche Revolution 
ihren Namen gegeben hat; denn es dürften wol wenig Beifpiele eines fo ſchnellen und vollftän: 
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digen Umſchwungs von der tiefften Erniebrigung eines Staats und, wie e8 ſcheinen mußte, ein« 
Volks, zur ruhmvollften und glänzendften Erhebung deffelben zu finden fein. Ebenſo ſelten düriı 
aber ein fo unwiberlegliches Beifpiel und Zeugniß für die Bewährung der großen geſchichtlice 
Wahrheit gefunden werben, daß die Kraft und die Bedeutung eined Staats nicht im der 
materiellen Kraftmitteln ruht, die ſich in ver Hand der Regierung befinden, fondern in ber frei 
und felbftthätigen Mitwirkung des Volks an der Geftaltung feiner Öffentlihen Angelegenheiten 

Wenn man einen einzelnen ald den Träger diefer Idee, als ven Schöpfer jener Wiedergebur 
bezeichnen will, die doc in Wahrheit immer nur die That ded Volks felbft und Das Erzengm: 
feines Geiftes fein fann, fo wird man feinen andern Namen nennen ald den des reiben 


von S. Denn mit einer Schöpferfraft ohnegleihen und mit einem burddringenden Be 


ſtändniß der Zeit und des Volks, denen er angehörte, hat er das Werk der Wiedergeburt Preußen 
begonnen und diefen Stant auf die Bahn geführt, auf welcher nicht nur das preußifche, former: 
das gefammte deutſche Volk für die Löſung der großen Aufgabe reif gemadt werben ſollte, vw 
es in dem Befreiungdfanıpfe der Jahre 1813—15 vollbrachte, und die ed überhaupt in un 
rer Zeit zu löfen beftimmt und berufen ift. 

S. wurde am 26. Det. 1757 auf der reichöfreiherrlihen Burg zum Stein in Naffau an de 
Lahn geboren. Als Glied des Kleinen veihdunmittelbaren Freiherrenftandes, defſen Un 
abhängigfeit nad) dem umerbittlihen Gang der Zeit dem Untergang geweiht war, mwuds 
mit dem Gefühl des Mistrauend gegen die Herrſcher der nahbarlichen Kleinftaaten auf, meld 
den reihdunmittelbaren Adel zu verfchlingen drohten, und mit einer tiefen Misachtung geger 
den mittelbaren Adel, welcher dieſe Fleinen Herren als feine Souveräne anerfannte und doch ders 
BürgertHum gegenüber befondere Vorrechte beanſpruchte. 

Die hervortretendften Eigenjchaften feines Geifte8 und feines Eharafterd: durchdringen: 
Schärfe und Klarheit des Urtheils, ftrenge Gewiffenhaftigfeit in der Erfüllung feiner VPflichten 
Entfchiedenheit und Unabhängigkeit der Gefinnung und unbeugjame Feftigfeit und Ausdauert rs 
Millens, die nicht jelten mit einer gewiffen rauhen Herbbeit des äußern Weſens verbunden wer, 
verdankte er, wie es fcheint, vornehmlich feiner Mutter, Henriette Karoline geb. Langmwert ven 
Simmern, die ihn aud mit befonderer Vorliebe zugethan war und es dahin brachte, daß Rat, 
obmwol der jüngfte von vier Brüdern, durch einen Familienvertrag zum ausſchließlichen Stammes 
erben beſtimmt wurde. 

Bon feinen Altern für eine praktiſche Wirkſamkeit an einem ver deutſchen Neichägeridt 
beftimmt, bezog er im Alter von 16 Jahren die Univerfität Göttingen und abiolvirte daſelbẽ 
das Studium der Jurisprudenz und Staatöwiffenihaften, trat aber, nachdem er drei Jahre i: 
verj&hiedenen Theilen Deutfchlands ſich aufgehalten, im Jahre 1780 in preußifhen Staatsbient, 
weil er vielleiht Shon damals ahnte, daß ihm der Staat Friedrich's ded Großen mehr als dei 
Reich und irgendein anderer deutſcher Staat den Boden für einen feinen Anſchauungen und ke: 
ftrebungen entſprechenden Wirfungdfreis biete. Mit dem Alter von 24 Jahren trat er al 
Beifigerund erpedirender Secretär in das unter Leitung des Miniſters Heinit ftehende Goflegium 
für Berg: und Hüttenweſen und wußte ſich im dieſes ihm bisher gänzlich fremde Arbeitägebic 
jo fhnell Hineinzufinden, daß er fhon 1782 zum Oberbergrath ernannt und 1784 mit ker 
felbftändigen Leitung der weftfälifchen Bergämter und der mindenſchen Bergmwerfscommiffior 
betraut wurbe. 

Faſt 17 Jahre währte feine Wirkſamkeit in diefer Gegend und indbefondere in ver Grafſchaft 
Mark; und es ift nicht zu verfennen, daß der Charakter diefer urdeutfchen, von kernhafter Geftn: 
nung erfüllten Bevölferung und die meift noch auf dem Boden des älteften deutichen Recht 
beruhenden Überrefte freier Selbftverwaltung, dieerhier vorfand, auf S.'s politifhe Anfchauungt: 
weife von mejentlihem Einfluß waren. In gleicher Richtung hatte ein faft zehnmonatlicer 
Aufenthalt in England auf feine politifchen und focialen Anfichten gewirft. Denn, wie er fon 
auf der Univerfität jih mit befonderer Vorliebe vem Studium engliicher Gefhichte und Staats: 
öfonomie zugewendet, fo erſchienen ihm jegt die großartigen politiihen und materiellen Wer: 
hältniffe, die er hier fennen lernte, als die Erzeugniffe der auf perfönlicher Freiheit und Self: 
government beruhenden englifhen Berfafjung. Dagegen hegte er für die Franzöfiiche Revolution 
von Anfang an feine Sympathien. Die allgemeinen Freiheits- und Gleihheitötbeorien wider— 
firebten feinem praftiihen, nur auf Entwidelung gefhichtlih gegebener Zuftände gerichteten 
Sinne. Überdies hatte er eine geringe Meinung von dem Charakter und der Thatkraft ver 
franzöfifhen Volks. Der Lauf der Greigniffe mußte in legterer Beziehung ſehr bald feine 
Anſicht umgeftalten. 
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Nachdem er inzwiſchen achtungsvoller von den Franzoſen denken gelernt hatte, gehörte er 
1795 zu denjenigen preußifchen Staatömännern, welde den Abſchluß des Bafeler Separatfrie: 
dens ale ein glüdliches und politifch gebotened Ereignip begrüßten. Aber als die Kriegdereig- 
niffe immer unglüdlicyer verliefen, die Abtretung des linfen Rheinufers durch den Friedensver— 
trag zu Campo-Formio 1797 eine vollendete Thatjahe geworden war und in den raftadter 
Berbandlungen die tiefe Fäulniß der innern Zuftände Deutſchlands und die wachſende Macht 
des franzöfiihen Einfluffes jo traurigerweife zu Tage trat, empfand er ald deutſcher Mann 
aufs jchmerzlicfte Die Schmach, welche der Nation durd die nienrige Gefinnung ihrer Fürſten 
angethan, und die Gefahr, von ber fie durch die unfelige Zerfplitterung und durd die Herrichaft 
des Sondergeifted in den größern wie in den Fleinern Staaten bedroht wurde. Er begrüßte 
daher 1798 mit Freuden die Wiederaufnahme ded Kampfes von feiten Oſterreichs und die 
glücklichen Erfolge, welche glei beim Wiederbeginn des Krieged vom Erzherzog Karl errungen 
wurden. Dagegen beklagte er ed tief, daß Preußen ſich aud jet noch von diefem Kampfe, bei 
dem ed ſich offenbar ſchon um die Unabhängigkeit der deutſchen Nation handelte, theilnahmlos 
fern hielt, und gehörte ſeitdem zu den entſchiedenſten Gegnern der ſchwächlichen und charakterloſen 
preußiſchen Neutralitätspolitif. 

Inzwifhen war er 1796 zum Oberfammerpräfidenten ſämmtlicher weftfälifhen Bezirke 
ernannt und hierdurch mit der oberften Verwaltung diefed umfangreichen Staatägebietö betraut 
worden und fand bier bereits ausreichende Gelegenheit, fein hervorragendes Verwaltungs: 
und Organifationdtalent zu bethätigen. Insbeſondere war feine Thätigfeit der Hebung der 
Juduſtrie und des Landbaues zugemwendet, und ſchon damals betrachtete er die Befreiung bed 
Bauernftandes von den gutöherrlihen Fronen und Laften als die erfte und unerlaßlichſte Auf: 
gabe einer Staatsregierung, welche die Kraft des Volks und des Landes zum Wohl des Ganzen 
in Thätigfeit jegen und vermerthen wollte, 

Nachdem auch der zweite Goalitiondfrieg fein glüdlicheres Reſultat herbeigeführt hatte als 
der erfte, der Friede zu Quneville 1801 nur ald eine Erneuerung der Friedensſchlüſſe von 
Bajel und Gampo-Formio, die Verhandlungen in Negensburg 1802—3 nur ald eine Fort: 
jegung des traurigen Gongreffed zu Raftabt erſchienen, mußte auch ©. das Herannahen 
einer allgemeinen, für die Geſchicke Deutſchlands entſcheidenden Krijid ald unvermeidlich er: 
fennen und ſich mit der Idee einer tiefgreifenden Umgeftaltung des Baterlandes mehr und mehr 
vertraut machen, 

Schon damals jheint ihn daher der Gedanke beihäftigt zu haben, den er fpäter auf dem 
Wiener Congreß unter mannihfahen Formen verfolgte, daß nämlich der Zerfplitterung Deutſch— 
lands in zahlreiche Kleinftaaten durch eine Bereinigung derjelben in ein nord- und ſüddeutſches 
Neid, oder wenigftend in eine nord- und ſüddeutſche Gruppe unter der Oberhoheit Preußens 
und Ofterreichd ein Ende gemacht werden müffe. Seine Misahtung gegen die Hleinern Fürften 
fteigerte ih zum erbitterten Haß, als diefelben nach der allgemeinen Umgeftaltung der deutſchen 
Gebiets- und Rechtsverhältniſſe dur ven Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 
und geftügt auf den Beiftand Frankreichs, der ihnen für jeden weitern Schritt zur Auflöfung 
des Deutſchen Reichs gewiß war, ihre Hand nad) den Befigthümern des reihsunmittelbaren 
Freiherren- und Ritterftanded auöftredten. Ein Zeugniß von diefer Gejinnung S.'s ift das 
vielbefprodhene zornesmuthige Schreiben an den Herzog von Naffauslljingen, der fi in diefer 
Weiſe der reihsfreiherrlih von S.'jhen Befigungen innerhalb ſeines Gebietd bemächtigen 
wollte oder vielmehr thatſächlich Souveränetätsrechte über diefelben zu üben begann. Aber er 
konnte das Schickſal der Vernichtung nicht aufhalten, das der Lauf der Ereigniffe über diefe klein— 
ſten, aber nicht unmwürbigften unter den Eleinern Souveränen Deutſchlands herbeiführte. Seine 
Erbbefigungen wurden zu dem Herrichgebiet der jouveränen Herzoge von Nafjau geſchlagen. 

In ſehr bedeutfamer Weife wurde übrigens auch die Thätigfeit S.'s für die Durchführung 
biejed allgemeinen Imgeftaltungsproceffed in Bewegung gefegt, der zunächſt in der neuen Ber: 

theilung zahlreicher deutſcher Gebiete zu Tage trat. Che noch die langwierigen und widermärtigen 
Verhandlungen von Regensburg zu dem in dem Reichsdeputationshauptſchluß niedergelegten 
Rejultat geführt Hatten, bemächtigte fih Preußen auf Grund befonderer Stipulationen mit 
Frankreich der ihm durch diefelben ald fogenanntes Entſchädigungsgebiet zugedachten Länder: 
reden und begann, unbefümmert um die bisherigen Ginrihtungen und Inftitutionen der 
Kleinftaaten, zu denen fie bisher gehört hatten, die Verwaltung vieler Gebiete nad allgemein 
preußiiher Schablone einzurichten und das Aufgeben aller ſtändiſchen und fonftigen politifchen 
Rechte, die jie bisher genoffen hatten, von denfelben zu verlangen. Die Erbitterung über dieſes 
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Verfahren Preußens war allgemein. Aber die bereihtigten Klagen der Bevölkerung verftumn: | 
ten fehr bald, als die Organifation und oberfte Bermwaltung jener Gebiete dem Freiherrn von® 
übertragen wurde. Denn diefer, mit den VBerhältniffen des Landes mohlvertraut, verftand es de 
alten Inftitutionen beffelben wie die Sitten und Eigenthümlichkeiten ver Bevölkerung zu fhene 
und doc zugleich die beften Kräfte derfelben zur Mitwirfung für eine Organifation berbeim- 
ziehen, die endlich zum Ginleben des neuen Gliedes in den Gefammtorganismus des preufiige | 
Staats führen follte. Es war das eben die hervortretendfle Seite feines Talents, Die Ne | 
geftaltung der politifhen und focialen Zuftände, wie fie von der Zeit im allgemeinen umd me | 
den befondern Berhältniffen gefordert wurde, aus dem Boden des Beftehenden und 
Gewordenen ſich entwideln zu laffen. 

Die Anerfennung, melde ihm für die glückliche Regulirung jener unerquidlichen und vr 
wickelten Berhältniffe zutheil wurde, ſprach ſich nicht nur in der gänzlich veränderten Emm! 
ber betheiligten Bevölkerung aus, fondern auch in der dankbaren Gefinnung ber Fürſten um 
Stände, deren gemeinfame Beziehungen zu den unter fie vertheilten Rändergebieten burd € 
in allgemein befriedigender Weile regulirt worden waren. Gr lehnte jedoch die ihm von birie 
angebotene Belohnung von 1000 Karolin ohne weiteres ab, weil es einem preupifchen Be 
amten nicht gezieme, für eine Wirkſamkeit, die er im Dienft feines Staatd geübt, von fremde 
Fürften eine Belohnung anzunehmen. Ingleihen lehnte er einen ihm fhon im Jahre 18% 
gewordenen Antrag ab, einen Minifterpoften im Kurfüritentbum Hannover zu übernebmn 
Er mochte wol damals, ald er jenen Auf ablehnte, no faum ahnen, wie bald ihm Gelegenber 
werden follte, eine Stellung einzunehmen, die ihm nicht nur einen reichern und umfaffenden 
Boden der Wirfjamfeit bieten, ſondern auch die Entfaltung feiner vollen Kraft in einer Rid- 
tung geftatten jollte, die mit feinen Beftrebungen für das geſammte deutſche Vaterland in Ge 
klang war. 

Am 27. Oct. 1804 wurde ©. an die Stelle Struenſee's zum preußiſchen Binangminkr 
ernannt und trat am 10. Dec. 1804 dad von ihm übernommene Minifterium an. 

Um die Wirkfamfeit S.'s in feiner neuen Stellung zu würdigen, müſſen wir unsw 
jener Zeit noch ziemlich complicirte Organifation der oberften Staatövermwaltung in Pre 
mit einigen Striden vergegenwärtigen. Neben den fpeciellen Berwaltungsdepartements in | 
Juſtiz, ded Kriegs und des Auswärtigen ftand an der Spige der gefammten innern Vermwaltun 
das Generaldirectorium der Binangen und der Polizei, zur Zeit unter der Oberleitung und der 
Vorſitz des Grafen von Schulenburg. Innerhalb dieſes Directoriumd, das in mehrere At 
theilungen zerftel, follte ©. das Acciſe-, Zoll:, Fabriken: und Commerzialdepartement felt 
ftändig, die eitung der Banf und Seehandlung, der Salzapminiftration undder Staatsſchulden 
fonds unter der Controle Schulenburg’8 übernehmen. Neben diejen Abtheilungsdirectoren 
gehörten zum Generalbirectorium noch die vier Provinzialminifter für Brandenburg, Pommern 
und Süppreußen, Franken und Neuenburg, Oft: und Weftpreußen, Niederfahfen und Wei: 
falen, wogegen der Provinzialminifter von Schlefien die Verwaltung feiner Provinz voll 
kommen unabhängig von dem Generalbirectorium leitete. Diefe verſchiedenen Minifterien um 
Berwaltungdbirectorien hatten untereinander wenig oder gar feinen Zufammenbang, und « 
konnte von einer gemeinfamen Feftftellung allgemeiner Regierungs- und Berwaltungsgrundjäg 
faun die Nede fein. Aber aud mit dem König, der doch ald der bewegende Mittelpunkt des 
Ganzen betrachtet werden mußte, ftanden, mit Ausnahme des Grafen Schulenburg, die Minifter 
in feiner directen Beziehung. Denn zwiſchen dem Fürften und den oberften Berwaltungsbeamter 
ftand das fogenannte Geheime Gabinet, an welches alle Minifter ihre Berichte und Anträg 
fhriftlich einreichen mußten, dantit über diefelben Vortrag gehalten und dann die königliche Ent- 
ſcheidung endgültig getroffen werbe. 

S.'s ſcharfem und klarem Blick konnte es nicht entgehen, daß dieſer complieirte und un: 
organifche Mechanismus der Staatdverwaltung einer durchgreifenden Umgeftaltung dringent 
bedürfe, wenn für bad Ganze wie für die einzelnen Gebiete eine fruchtbare und einheitliche Wirk 
famfeit erzielt werden follte. Zunächſt aber glaubte er feine ungetheilte Kraft mit ver ihn eigen: 
thümlichen Energie ausſchließlich auf das ihm zugewieſene Thätigfeitögebiet richten zu müffen: 
und in der That verbanfte ihm Preußen ſchon in dem erften Jahre feiner Amtsführung einige 
jener durchgreifenden und fruchtbaren Reformen, welche bereitö den Charakter ber allgemeinen 
Neugeftaltung athmen, bie er fpäter an der Spige der gefammten Staatöverwaltung geſchaffen 
hat. Denn, neben einer einfadhern und zufammenbängendern Organifation ver Behörden und 
der Verwaltung, war ed fhon damals indbefondere die Befeitigung der Öffentlichen Verkebre- 
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befchränfungen und die Freimachung der producirenden Volfäfraft auf dem Gebiet des Rand: 
baues, der Induftrie und des Handeld, worauf er ald auf die Quellen des Volkswohlſtandes 
und dadurch aud der geordneten Stantöfinanzen fein Augenmerk richtete. 

Bine jehr tiefgreifende Maßregel derart war bie Aufhebung aller Land, Binnen und 
Provinzialgölle. Im Zufammenhang mit diefen Beftrebungen bahnte er eine allgemeine Um— 
geftaltung ded Zoll: und Aceiſeweſens an, indem er dieindirerten Steuern verminderte, zablreiche 
Gegenftände des Conſums von der Acciſe befreite, dadurch den Verkehr zwiſchen Stadt und 
Zand erleichterte und die bisher gefeglich beftehende Sonderung ber ländlichen von der ſtädtiſchen 
Gewerbäthätigfeit aufbob. Wir erwähnen außerdem nur noch die wichtige Reform der beiden 
Hauptgeldinftitute: der Banf und Seehandlung, durch welche die Mittel derfelben aud den 
Gewerbtreibenden direct zugänglidy wurden, während fid bisher nur die Banfhäufer verjelben 
bedient hatten, und endlich noch die Errichtung eines allgemeinen ftatiftiichen Bureau, deſſen 
Hohe Bedeutung für alle Zweige des öffentlichen Lebens erft in unſerer Zeit zur vollen Wür- 
digung gelangt. 

Inzwiſchen hatten mit dem Jahre 1805 die politifchen Verhältniſſe eine fo ernfte Geftaltung 
angenommen, daß auch Preußen ſich einer direrten Ginwirfung auf den Gang der Ereigniffe 
faum nod länger entziehen zu können ſchien. Der dritte Goalitionäfrieg war ausgebroden. 
©. gehörte ohne Zweifel zu denen, welche ſchon damals ven Eintritt Preußens in diefe Goalition 
für geboten hielten, fand jedod zur Zeit nody feine Gelegenheit, diefe Anficht geltend zu machen. 
Preußen beharrte bei jeiner ſchwächlichen Neutralität und hatte diefelbe gegen Rußland und 
Schweden mit Entjhiedenheit geltend gemacht, ald Bernadotte vieje fo hochgehaltene preußiiche 
Neutralität rückſichtslos verlegte, um die Ginfchliefung des öfterreihiichen Heeres unter Mad 
vechtzeitig ausführen zu helfen. 

Es ift befannt, welch Eriegerifche Stimmung infolge der Kunde von diefem Vorgang in 
Berlin für einen Augenblid zu herrſchen ſchien, und wie es trog alledem und trog der Anweſen— 
beit des ruffiihen Kaijerd am preußiſchen Hofe Doch zu nichts weiter ald zu der traurigen Miſſion 
des Grafen Haugwitz fam, die, flatt mit der Kriegderklärung gegen Napoleon, mit dem Ab— 
ſchluß des unglüdlihen Vertrags zu Schönbrunn und des noch unglüdlichern zu Paris endete. 

Wir willen nichts Näheres über die Vorgänge am Hofe Friedrich Wilhelm’s III. während 
diejer fritifhen Epoche und noch weniger über dad Map des Einfluffes, den etwa ©. auf die 
Entſchließungen ded Königs übte. Gewiß ift nur, daß er zu den entjhiedenften Gegnern Frank— 
reihe and Napoleon's jowie der preußiſchen Neutralitätspolitif gehörte, in deren Verfolgung 
Preußen feinem Berverben entgegenging. Demgemäß ſehen wir ihn in jener Zeit auf feinem 
ipeciellen Gebiet eine umfaſſende Thätigfeit entwideln, um für die jheinbar in Ausficht ſtehende 
Kriegführung den Staat mit den ausreihenden Geldmitteln zu verfehen, und eö ift bemerfend- 
werth, wie jehr in feinen Berichten vom 9. und inöbefondere vom 26. Det. 1805 über die ihm 
aufgetragene Beſchaffung von 30 Mill. Thlen, der Finanzmann hinter den Staatsmann und 
den Parrioten zurüdtritt. Er will, daß für einen Krieg, in dem ed in Wahrheit bie Ehre ber 
Krone, die Sicherheit und Unabhängigkeit der Monarchie gelte, auch ohne Bedenken die Opfer: 
willigkeit des Volks vorausgefegt und in Anfprud genommen und zunädft in dieſem Sinne 
auf die öffentliche Meinung gewirkt werde. Daher jchlug er für die bevorftebende Kriegführung 
jwangsweife Naturalienlieferung aus dem Lande felbft gegen Zahlungsanweiſung zu ben durch— 
fchnittlihen Marftpreijen, Benugung ded Staatsſchatzes und, wenn ed nothwendig war, eine 
intändifche Anleihe vor, deren Zinfen durd Erhöhung einiger Staatdabgaben herbeigeſchafft 
werden follten, und endlich Gmiffion von 10 Mill. Thlen. in unverzindlichen Treſorſcheinen, in 
welden ein Viertel aller Staatsabgaben gezahlt werben follte. Seine Vorſchläge wurden gebilligt 

und auch die Bedenken, die ſich im Hinbli auf das Schickſal der Aflignaten gegen die Emifjton un: 
fundirter Treſorſcheine erhoben, fiegreich und mit finanzmänniſchem Scharfblidvonihm widerlegt. 
Aberals feine Maßregeln zur Ausführung kommen follten, hattendie Berhältniffe bereitdeine Ge: 
ftaltung angenommen, für welche jie in Feiner Weife berechnet waren. Die unglückliche Schlacht 
von Aufterlig batte Dfterreich zum Frieden von Presburg genöthigt, und Preußen war durd die 
Verträge von Schönbrunn und von Paris zum willenlofen Werkzeug Napoleoniſcher Laune 
und Willkür herabgefunfen. 

&., der über dieſe felbftverjhuldete Schmach Preußens aufs tieffte entrüftet, von der Bejorg: 
niß über die drohende Gefahr aufs ſchmerzlichſte ergriffen war, glaubte vennod mit unerſchüt⸗ 
terter Feitigfeit an die Zukunft Preußens und an deffen gefhichtliche Aufgabe für die Erhaltung 
und Neugeitaltung Deutſchlands. Die troftlofen Verhältniſſe des Augenblids erſchienen ihm 
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daher nur als die immer noch abwendbaren Folgen eigener Verſchuldung und Shmwähe. Abrı 
es mußte ſchnell zur Umkehr gefhritten und das Werf der Neugeſtaltung energifch erfaßt werden 
wenn noch Rettung möglich fein follte. Diefe fein Gemüth mächtig bewegenden Über zeugungen 
bewogen ihn zum erften mal aus den Grenzen des ihm zugewiefenen Wirkungsfreijes hinaus 
zutreten und mit der ihn charafterijirenden Sreimüthigkeit und Entſchiedenheit fich Dirert an der 
König zu wenden. 

In einer nad Form und Inhalt hoͤchſt merfwürbigen Denkihrift vom 27. April 1806 ſtellu 
er demfelben vor, daß Die gegenwärtige unheilvolle Lage ded Staats aus ver fehlerhafte 
Drganifation der oberiten Staatöregierung und indbefondere des Cabinets mit Nothwendiglet 
hervorgegangen ſei, und fheute ſich nicht, die Drei Berfonen, von denen dies Gabinet zur Zeit ar: 
bildet wurbe, Lombard, Haugmwig und Beyme, in ihrer fittlichen Unwürdigfeit und in ihrer flaniz | 
männifchen Unfähigkeit zu zeichnen. Er flug daher dem König vor, das Gabinet aufzulöle: 
ſämmtliche Minifter in regelmäßiger perfönlicer Berichterftattung über ihre Berwaltungsgweis 
zu hören und für die zur unmittelbaren Entſcheidung des Königs gelangenden wichtigen Em: 
ſchließungen diefelben zur gemeinfanen Berathung und Beihlußfaffung in einen Geheime 
Staatdrath zu vereinigen. „Sollten Sie fortfahren‘, fo endet feine Denfihrift, „unter der 
Einfluß des Cabinets zu handeln, jo fteht zu erwarten, daß der preußiiche Staat entweder ns 
auflöfe oder feine Unabhängigkeit verliere, und daß die Achtung und Liebe der Unterthanen ganı 
verſchwinde.“ 

Es war hohe Zeit, auf dieſe warnende und rathende Stimme, die von ebenſo klarem Geiſt 
wie von warmer Empfindung und von flarfem Willen zeugte, zu hören, wenn noch auf Rettum 
gehofft werben follte. Denn die Kriſis, für welche die volle und ungetheilte Kraft des Staa? 
und der Nation gefammelt werden mußte, nahte immer fühlbarer und unvermeidlicher berax 
Aber Friedrich Wilhelm IH. hatte fein inneres Verſtändniß für einen Geift und einen Gharafır 
wie S. Er fühlte die überlegene Geiftes: und Willenskraft nur als einen ungebübrlisen 
Drud, der auf feine königliche Entſchließung geübt wurde, und legte S.'s Denkichrift unkerüd- 
fitigt und mit mistranifchen Unbehagen beifeite. Es blieb beim alten, und S.'s Bein: 
digungen begannen nur zu ſchnell in Erfüllung zu geben. Der Krieg, der den Zufammenkun 
des Reichs herbeiführen mußte, wenn diefeitung beffelben unverändert blieb, war unvermeiblis. 

©. erneuete jegt im Bunde mit ven Bringen Wilhelm, Heinrich und Louis Ferdinand, m 
dem Prinzen von Dranien und dem Herzog von Braunfdiweig, wie mit den Generalen Biul 
Blücher und Rüchel den Verſuch, dad Geheime Cabinet zu ftürgen und die Organifation eine 
fräftigen und einheitliden Regierung herbeizuführen. Ihr ehrerbietiger und patriotifcher An- 
trag wurbe ald unbefugte Einmifhung in die Befugniffe des Königs ungnädig aufgenommen 
und ohne weitered zurüdgemiefen. Die Kataftrophe, für welche der preußiſche Staat in folde 
Weiſe reif geworben war, ging ihren ang. Die Schlacht bei Jena und Auerftädt mit ihren un: 
erhörten Folgen war eben nur das Hervortreten der tiefgreifenden innern Fäulniß, zu beres 
ihon gefommen war. 

©. war der wenigen einer, bie in jenen verhängnißvollen Tagen Kopf und Herz an rechter 
Stelle Hatten. Während alle Kriegs: und Waffenvorräthe in die Hand des Feindes fielen, 
hatte er troß eines heftigen Podagras rechtzeitig für die Nettung des Staatsſchatzes und ber 
Öffentlihen Kaffen Sorge getragen und war dem König nad Preußen gefolgt. In Graudenz 
nahm er an einer Minifterberathung über Friedensbedingungen theil, über welche Lucchefini 
mit dem frangöfifchen Bevollmächtigten in Berlin unterhandelte. In diefem Eritifhen Moment 
wurde ©. durd Beyme das Minifterium ded Auswärtigen angetragen. Er lehnte es wegen 
Unfenntniß der Sachen und Formen, wie er fi ausdrückte, ab und ſchlug flatt feiner ven Grafen 
Goltz und fpäter Hardenberg vor. Zugleich fam er auf feinen mehrfach geftellten Antrag zurüd, 
das Geheime Gabinet aufzulöfen und ftatt deſſelben ein Minifterconfeil einzufegen. Der König 
konnte ſich auch in dieſem enticheidenden Moment nicht zur Nachgiebigkeit entfhließen. Er wollte 
allenfalls in die Bildung eines Minifterconfeil, aber nicht in die Auflöfung des Geheimen 
Cabinets willigen. ©. wies in einer mit Rüchel und Harbenberg gemeinfam abgefaßten Denk 
ſchrift die Unzuläffigkeit diefer halben Maßregel nad, und legterer machte den Rüdtritt von 
Beyme und Lombard zur unerlaplihen Bedingung feines Eintritt ins Minifterium. Harden— 
berg’8 Ablehnung wurbe angenommen, Zaftrom zum Minifter ded Auswärtigen, S. aber 
trog feiner wiederholten und entidiedenen Ablehnung zum Mitglied des Minifterconfeil neben 
dem Geheimen Gabinet ernannt. 

Als er aber deſſenungeachtet feine Weigerung ausfprach, in diefe Verwaltang einzutreten, 
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erhielt eram 3. Jan. 1807 jenes berühmte Entlaffungsfhreiben des Königs, in welchem ©. als 
ein „widerſpenſtiger, trogiger, bartnädiger und ungehorfamer Staatsdiener“ bezeichnet ward, 
„der, auf fein Genie und feine Talente pochend, weit entfernt das Beite des Staats vor Augen 
zu haben, nur durch Gapricen geleitet, aus Leidenſchaft und aus perfönlihem Haß und Er: 
bitterung handelt”, und am Schluß dieſes Schreiben heißt ed: „Wenn Sie nidt Ihr rejpert- 
wibdriged und unanfländiges Betragen zu ändern willens find, kann der Staat feine große 
Rechnung auf Ihre Dienfte machen.“ 

In dieferWeife ift in einem folhen Moment ein Mann wie©. aus dem preußiſchen Staats- 
dienft entlaffen worden. Aber einen Tag nad) dem Abſchluß des Friedens von Tilfit wendete ſich 
derſelbe König an ebendiefen S. mit der dringenden Bitte, ih an dieSpige der Staatöregierung 
zu ftellen und die Erhaltung und Wiederaufrihtung des gebrochenen Staats auf feine Schulter 
zu laden. ©. aber antwortete: „Ew. Königl. Majeſtät allerhöchfte Befehle wegen des Wieder: 
eintritts in Dero Minifterium der Einländiſchen Angelegenheiten jind mir durch ein Schreiben 
des Gabinetöminifterd Hardenberg d. d. Memel 10. Juli am 9. Aug. zugefommen. Ich be: 
folge fie unbedingt und überlaffe Ew. Königl. Majeftät die Beftimmung jedes Verhältniſſes, 
es beziehe ih auf Geſchäfte over Perfonen, mit denen Em, Königl. Majeſtät es für gut halten, 
daß ich arbeiten fol. In viefem Augenblick ded allgemeinen Unglüds wäre es fehr unmoraliſch, 
feine eigene Berfönlichkeit in Anrechnung zu bringen, um fo mehr, da Ew. Majeftät jelbft einen 
fo hohen Beweis von Standhaftigfeit geben.“ 

So dachte und handelte ©. ald Mann von Ehre, von Charakter und Seelengröße und vor 
allem ald Marin von wahrhaftem Patriotismus in einem Moment, in dem wol wenige gewagt 
haben würben, ſich dergroßen Aufgabe zu unterziehen, die er bereitwillig auf feine Schultern lud. 
Und mit vem Moment, in dem er in dieje Wirkſamkeit eintrat, beginnt die innere Wiedergeburt 
des preußijchen Staats, beginnt die Erhebung Deutſchlands aus feinem tiefen Kal, durch den 
ed an den Rand der Gelbftvernihtung geführt worden war. 

Die Hälfte des preußifchen Staatögebietd? war verloren, die Bevölkerung der übrig: 
gebliebenen Provinzen hatte feit einem Jahre nicht nur die Vernichtung aller Erwerböquellen, 
die Zerftörnng und Entwerthung ihred Beſitzes durch den Krieg, fordern aud) die Doppellaft der 
Erhaltung beider Kriegäheere tragen müffen, die auf ihren Boden ven blutigen Kampf mit: 
einander führten. Die legten Kräfte des Landes fhienen bis aufs äußerſte erſchöpft, und num 
beſtimmte ein von Kaldreutb unterm 12. Juli 1807 abgeichloffener Zufagvertrag zu den 
Beilimmungen des Tiljiter Friedens, daß nachträglich noch alle bis dahin von den Franzojen 
ausgeſchriebenen Gontributionen gezahlt werden und bis zur Erfüllung aller Friedensbedingun— 
gen ein franzöſiſches Heer von 200000 Mann auf Koften des Landes in vemfelben bleiben und 
die Landedeinfünfte zu dieſem Zweck den franzöſiſchen Militärkaffen zufließen jollten. Es war 
offenbar die Abſicht Napoleon's, Preußen politiih und materiell machtlos zu maden; und die 
Kalckreuth'ſche Convention war dad Mittel, auch nach gefhloffenem Frieden dem unglücklichen 
Lande noch die Laſten des Kriegs aufzulegen und e3 unter feiner unbedingten Botmäßigfeit zu 
behalten. Zunächſt wurde fein Bevollmädhtigter Daru in Berlin beauftragt, jeine Erklärung 

über die von Preußen noch zu zahlende Summe möglichſt zu verzögern und dann fie möglichft 
hoch zu ſpannen. Erft drei Monate nad Abſchluß des Friedend trat dieſer mit der Forderung 
von 55 Mill. Frs. Contributionen und 62 Mill. Landeseinfünften hervor. Vergeblih waren 
die Außerften Anftrengungen, Napoleon auf diplomatifhen Wege zu einer Berminderung diefer 
Forderungen zu bewegen. Er wollte nicht die geforderten Summen, jondern nur bie fortgejeßte 
Bejegung des Landes auf deffen Koften. ©. hatte inzwiſchen mit einer Umfiht und Energie 
ohnegleichen alle Mittel in Bewegung gejegt, um die durch die Folgen des Kriegs drohende neue 
Krijis abzuwenden und die Mittel zur Befeitigung der aus der Kalckreuth'ſchen Convention ent: 
fpringenden äußern Galamität herbeizufchaffen. Der Zwangseurs der ſtark entwertheten 
Treforfcheine wurde aufgehoben und den überaus hartbedrängten Grundbejigern ein bis zum 
Jahre 1810 währender Inpult gegen Kündigung von Hypotheken gewährt. Der König und 
ſämmtliche Prinzen des föniglichen Haufes hatten bereitd auf den größten Theilihrer Revenuen 
verzihtet und fogar in den Berfauf ver goldenen Tafeljervice gewilligt. Zur endlichen Be: 
freiung des Landes von dem Drud der frangöfifchen Befegung wollten fie aber unter Auf: 
bebung der hohenzollernſchen Hausgeſetze von 1473, 1713 und 1743 aud in den Berfauf 
eined anjehnlichen Theils der Föniglichen Domänen und in die Berpfändung ber übrigen behufs 
einer Anleihe willigen, durch deren Ertrag die frangöfifchen Forderungen werigftens annähernd 
befriedigt werden jollten. Die Unterbringung der Anleihe wurde mit anerfennensmwerther 
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Opferwilligkeit großentheils von den ritterichaftlihen Creditbanken der verfchiedenen Provinzen 
übernommen. Mit folhen Mitteln ausgerüftet, gelang e8 ©. durch geſchickte perjönliche Berbam- 
lung mit Daru denfelben zu einer Herabfegung feiner Forderungen auf 100 Mill. &r8. zu bewegen. 
Es waren ſchon acht Monate jeit Abſchluß des Tiliter Kriedend vergangen, als dieſer Bertras 
zur Ratification nah Paris abging. Aber Napoleon, der beim Beginn der ſpauiſchen Krifs 
und bei der zweifelhaften Stellung, die Dfterreich wieder einzunehmen begann, jeine Pontier 
in Preußen nicht aufgeben wollte, verweigerte die Ratification und lieh vielmehr durch ben 
Minifter Champagny rine neue Konvention entwerfen , in welcher die franzöftichen Forderunger 
ohne weitere Rechtfertigung auf 141 Mill. Br. geihraubt und zugleich geforvert wurde, das 
die preußifhe Armee auf 42000 Mann reducirt und hiervon 16000 Mann zur Dispoſitie 
Napoleon’3 geftellt werden follten, während biefer in den Feſtungen Stettin, Küftrin un 


Glogau aud ferner noch auf preußiiche Koften eine Befagung von 30000 Mann behalten wollt. 
©. erflärte ſich aufs beflimmtefte gegen die Unterwerfung unter diefe Borderungen, denn ihon | 


hatte das ſpaniſche Volk ih muthig gegen den Unterbrüder ver Völfer erhoben, ſchon rüfie: 
Oſterreich zu einem neuen Kampf und ſchon war der neue Geift des preußischen und des Deutidin 
Bolls, aufden Männer wie S. und Scharnhorft mehr ald auf die Zahl der Bajonnete bar: 
ten, im Erwachen begriffen. Aber ald Kaiſer Alerander am 18. Sept. 1808 nad Königsben 
fam und dem König zum unbebingten Nachgeben riet), wurde ohne S.'s Zuftiimmung, ja obn: 
fein Willen die Champagny’iche Konvention unterzeichnet, und einige Wochen jpäter mar €. 
auf Napoleon’8 Befehl aus den preußifhen Staatsdienſt entlaffen und mußte ald Geächteter id 
den franzöitihen Spionen durch die Flucht entziehen. 

Inmitten diefer politifhen und materiellen Wirven, von denen der Staat nad) dem Frieden 
noch tiefer und fühlbarer zerrüttet wurde ald im Kriege, inmitten dieſes unerträglichen Drud; 
von aufeu, von dem alle Lebensfräfte ded Staats und des Volks gelähmt und niedergehalien 
wurden, begann ©. fein großed Reformwerk, dur weldyes Preußen, nicht neugefhaffen —ır 
haßte die politifhen Theoretifer, die nad) einer gegebenen Schablone lauter Mufterftaaten fe: 
jtellen wollten — fondern ſich ſelbſt, d. h. feiner gefhichtlihen Beftimmung in Europa um ke: 
fonders in Deutfhland wiedergegeben werden follte. Und er führte feinen großen und mot 
durchdachten Plan binnen Jahresfrift fo weit aus, daß feine Nachfolger den Weg zur Vollendung 
des wohlorganifirten Ganzen, das ihm beim Beginn feines Werks veutlih vor Augen ftant, 
Har vorgezeichnet und geebnet fanden. Was er wollte, und wie er ed zu vollbringen gedachte 
wollen wir aus feinen eigenen Worten erkennen, wie er fie in feinen dem König jofort vor: 
gelegten Programm ausgefproden hat. Es lautet in feinen wichtigſten Sägen: 

„Bas dem Staat an ertenjiver Größe abgeht, muß er an intenfiver Kraft gewinnen. Das 
Alte ift vergangen. Es muß alled neu werben, wenn bad zertrümmerte Preußen wieder Bebeut: 
famfeit im europäiſchen Staatenbund erhalten joll. In den Überbleibjel des ehemaligen großen 
Staats find feinpfelige Elemente vorhanden. Diefe müffen weggeihafft werden, damit alles 
Gin Ganzes werde. Die verſchiedenen Stände im Staat find wegen der Gunft, die der eine 
genof, mit den minderbegünftigten in Streit — Eintradht gibt Stärfe. Gleiches Recht, was alle 
Staatöglieder umfaßt und dem einen Stande nicht mehr gewährt ald dem andern, muß herrſchen, 
wenn Eintracht einkehren fol. Allen Einwohnern gleihe Prlihten gegen den Staat. Jeder 
muß perfönlich frei fein und nur Einen Heren haben, ven König mit jeiner Gejeßtafel in der 
Hand; und damit Prliht und Recht gleich und die erftere feinem Einzelnen drückend werde, 
eine Nationalrepräjentation, durch deren Mitwirkung befjere Gejege zu Stande fommen als 
durch Beamtenrath. Freier Gebraud feiner Kräfte, Fähigfeiten und Geſchicklichkeiten muß 
jedem Menſchen im Staat gewährt werben, folange er nit die Schranken durchbricht, melde 
Religion, Sittlichkeit und Staatsgeſetze, die das Ganze umfaſſen, vorſchreiben. Alles Grund⸗ 
eigenthum im Staat muß jedem Erwerber zugänglich ſein. Erleichterung des Beſitzes und des 
Gewerbes muß durch eine tüchtige Geſetzgebung gefoͤrdert werden. Die Bevormundung ber 
Communen durch die Behörden oder durch einzelne Vrivilegirte iſt ein gefährlicher Übelftand, 
der allen Gemeinfinn unterdrüdt. Sie muß enden. Niemand im Staat, weder eine Corporation 
nod ein Individuum, dürfen Richter in eigener Sache fein. Daher Trennung der Juftiz von 
der Verwaltung. Für alle die nämlichen Gejege, alfo auch nur Eine richterliche Behörde, deren 
geſetzlicher Ausſpruch für den Höchſten wie für den Niebrigiten gilt. Keiner unfvei im Staat, 
nur der Verbrecher, der Religion, Sittlihkeit und heilige Geſetz mit Füßen tritt. Auch ber 
Dienftbote ift perfönlic frei. Sein Vertrag, der den Grundfägen ftantöbürgerlider Freiheit 
nicht entgegen fein darf, bindet ihn am feinen übernommenen Dienft. Daſſelbe Gejeg ichügt 
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ihn und feinen Herrn. Bildung erhebt ein Volk, und der höhere Grad derfelben meift ihm feine 
böbere Stellung im Verein der civilifirten Staaten an. Sie ift die wahre Lebensbedingung 
gedeihlicher Fortfhritte in Ordnung, Kraft und Wohlfahrt. Der Staat muß diefe Bildung 
fördern.‘ 

Im Sinne diefed Programms begann ©. fofort das Werk der Neugeftaltung Preußens, 

und zwar von ber breiteften und fefteften Grundlage ausgehend, mit ver Schaffung eines in 
feiner Berjon und in feinem Grundbeſitz freien Bauernftandes. Das Geſetz vom 9. Det. 1807 
beſtimmt: daß das Unterthänigkeitöverhältniß des Bauern ſowol auf fogenannten herrſchaftlichen 
Gütern wie auf den Eöniglihen Domänen aufhören und unter feiner Form follte neu begründet 
werben fönnen, ſodaß es ferner nur freie Leute geben follte; daß ferner jeder Grundbeiig von 
dem Gigenthümer nach freiem Ermeffen verfauft oder getheilt und auch Fideicommiffe abgeändert 
und aufgehoben werden Fönnen, und daß jeder Einwohner des Staats zu jeder Art von Grund: 
befig und zu jeder Art von Gewerben ohne alle Einſchrünkung berechtigt fei. Als Erweiterung 
und notbwendige Gonfequenz dieſer großen Maßregel beabſichtigte S. ſchon damals die Auf: 
bebung der gutöherrlihen Patrimonialgerihtöbarfeit und Polizeigewalt, den Erlaß eines 
Geſetzes über Gemeinheitätheilung und über Ablöfung aller gutsherrlichen Servituten und 
endlich die Schöpfung einer Landgemeindeordnung, melde aud dem Bauer Gelegenheit geben 
follte, für pie Ordnung und Förderung der gemeinfamen Local: und Stanbedinterefjen ſelbſtthätig 
Sorge zu tragen. 

Im firengften Zufammenhang mit der Gründung des freien Bauernftandes, aber für die 
politifche Wiederbelebung des Staats noch ſchneller und fühlbarer wirkſam ift die zweite große 
Maßregel S.’8, die Neugeftaltung des ſtädtiſchen Communalweſens durd die mit Recht viel- 
gepriefene Städteorbnung vom 19. Nov. 1808. Nirgends waren die verberblihen Folgen 
des bisherigen Syſtems während der Kataftrophe von 1806 häßlicher und erjchredenver ber: 
vorgetreten ald in dem aus den Bevormundungsſyſtem des Regierungsbureaukratismus er— 
wachſenen Inbifferentismus des bürgerlichen Philiſterthums, dem es in der Gewohnheit, ſich 
willenlos regieren zu laffen, faft ganz gleichgültig fehlen, von mem ed regiert wurde. Diejem 
Indifferentismus konnte nur ein Ende gemacht werden, wenn dem Bürger die Möglichkeit 
gegeben, ja die Nöthigung auferlegt wurbe, für feine eigenen Intereffen unter eigener Ver: 
antwortlichfeit felbftthätig Sorge zu tragen, und ſich auf diefe Weife zu einem in dad geſammte 
Öffentliche Leben jelbftthätig und organiſch eingreifenden Glied des Staatdorganidmud zu 
erheben. 

Demgemäß wurde al oberfter Grundfag dieſes Gefeges feitgeftellt, daß die Gemeinde 
in der eitung und Vermaltung ihrer innern Angelegenheiten inſoweit felbfländig und von 
der Regierung unabhängig fei, ald das allgemeine Interejje ded Staat? nit unmittelbar 
von denfelben berührt werde, und daß daher die Cinmifhung der Staatöregierung in die 
Gemeindeangelegenheiten nur zuläfiig fei: zur Aufrehthaltung der allgemeinen Stantögejege, 
zur oberften Gontrole der Vermögens: und Kaffenverwaltung und zur Schlichtung von 
Streitigkeiten zwifchen den Gemeindebehörben felbft. Diefe Selbftregierung follte zwiſchen 
dem von der Bürgerfchaft unmittelbar zu wählenden Stabtverorbnetencollegium ald gejeg: 
gebender Behörde und dem von diefem zu wählenden und von der Regierung zu beftätigenden 
Magiftratscollegium ald ausführender Behörde getheilt fein. Für das active und paffive Wahl: 
recht galt ohne Unterfchied der Religion und ded Standes das Bürgerrecht ald alleiniger Rechts— 
titel; doch waren zur Erlangung deffelben nur Grundbefiger und Gewerbtreibende befähigt, die 
Intelligenz alfo gänzlich ausgeſchloſſen. Das dürfte faft ald die einzige Schwäche des Geſetzes 
eriheinen. Im übrigen war vafjelbe aus einer fo fihern Grfenntniß der Bedürfniffe und der 
Leiftungsfähigkeit des preußifchen Volfd hervorgegangen, daß für diefes wenige Jahre ge: , 
nügten, fi in die neue Orbnung der Dinge einzuleben und die neugewährten Rechte zu einem 
feiner theuerften Bejigthümer zu maden. Wie fehr au die Reaction in den verfhiedenen 
Epoden ihres Sieges die freifinnigen Beftimmungen dieſes Geſetzes verfümmert hat, es ift ihr 
nicht gelungen e8 aus dem Herzen des Volks zu entwurzeln und den Geifl zu unterdrüden, ven 
ed in demfelben gefchaffen hat. 

Daß S. den Aufbau der bürgerlichen Freiheit durch Anbahnung oder Herftellung voller 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit zu vollenden gedachte, kann im Hinblid auf feine politifchen 
und ſtaatswirthſchaftlichen Grundfäge und nah manderlei Andeutungen in feinen fhriftlidhen 
Aukzeihnungen nicht zweifelhaft erfcheinen. Aber wie dem Bauer: und Bürgerftande, fo 
gedachte S. auch den Adel eine feiner Stellung entſprechende Organifation zu geben oder doch 
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ihn zur Selbſtſchöpfung einer folhen anzuregen. Freilich follte dad Standesprivitegium be 
Geburt nicht mehr den Anſpruch auf einträglihe Staatsämter oder auf Befreiung von de 
Bürgerpflihten gegen den Staat, von Steuerzahlung und Militärpfliht verleihen und ned | 
weniger auf die Übung von Herrſchaftsrechten über Perſon und Beiig von Bauern und Bürgern 
auch jollte ver Adel nicht lediglich einen durch Geburt abgefhloffenen Stand bilden; wei 
aber fullte der große confolidirte Grundbejig wie das große und anerfannte Berdienft für dx: 
öffentlihe Wohl zur Orundlage eines hervorragenden Standes erhoben merden, dem durd | 
corporative Berfaffung dad Recht der jelbftändigen Negelung feiner bejondern Angelegenbeiten 
und durch Bildung einer Erſten Kammer in der beabjichtigten VBolkövertretung ein entſprechende 
Einfluß auf den Gang der allgemeinen Staatdangelegenbeiten verlieben werben follte. 

Endlich aber follte, neben den ebendargeftellten Inftitutionen für Hebung und geeignm | 
Geftaltung jeder einzelnen diefer drei großen Klaffen der Bevölkerung, durh Förberung we | 
allgemeinen Unterrihtswefend, für deffen Leitung Wilhelm von Humboldt beftimmt war, ve | 
Geiſt des gejammten Volks zur freien Selbftentfaltung geführt und auf diejenige Höhe te 
Wiſſens und der Bildung erhoben werden, welche der Fortfchritt ver Zeit von Demjenige 
forderte, die ji zu ihren Trägern und Lenfern machen wollten. In diefem Sinne erflärte er is 
mit Klarheit und Entſchiedenheit für das Peſtalozzi'ſche Syftem , indem er jih überzeugt bie 
„daß durch dieje, auf die innere Natur ded Menden gegründete Methode, die jede Geifteäfre: 
von innen heraus entwidelt, jeded edle Lebensprincip anregt und nährt und jede einfeitig 
Bildung vermeidet, en phyſiſch und moralifch Fräftiges Geſchlecht herangebildet werde, dad dran 
Vaterlande eine befjere Zufunft verheiße“. 

Über die Art und Weife, wie ©. ven fo zu innerer Selbftändigfeit und Selbfithätigfe: 
gelangten Ständen und Glementen des Reichs einen ibrer Stellung im Staat entſprechender 
Antheil an der Geftaltung des öffentlichen Lebens innerhalb dejfelben gewähren wollte, finden 
ih in jeinen Aufzeichnungen nur allgemeine Andeutungen. Gewiß ift, daß er dem lebleim 
Mehanismud bureaufratiihen Regiments, das biöher in Preußen geherrſcht Hatte, bus 
Heranziehung der verfhiedenen Elemente des Volks zur Theilnahme an der Leitung Der öfet- 
lien Angelegenheiten die fehlende Lebensfriſche einzuflößen und die geſammte Gliederung te 
Regierungsorganigmus in fleten und lebendigen Zufammenhang mit den Bedürfniſſen vi 
Bolfs zu bringen gedachte. Die Volfävertretung, die zu diefem Zweck und in dieſem Sim 
geſchaffen werden mußte, jollte in doppeltem Sinn eine mehrfach gegliederte und abgeftufte jein. 
Nah der Eintheilung des Staats in Kreife und Provinzen jollten Kreiöftände die Grundlax 
für Provinzialftände, diefe wieder für allgemeine Reihsftände bilden; und in jeber Diefer drei 
Stufen die drei Stände: der große geficherte Grundbeiig (ohne Unterſchied ob bürgerlid 
oder adelih), der Bürger: und Bauernftand in entſprechender Zahl vertreten fein. Es jcheint, 
daß er allen dieſen Gliedern der Volfövertretung das bejchliefende Votum nur in engen 
Grenzen zugeftehen wollte, wogegen ihr Beirath in allen öffentlihen Angelegenheiten gehön 
und den Kreid- und Provinzialftänden aud eine directe Mitwirkung für die Leitung unt 
Gontrole der öffentlihen Inftitute ihres Gebiets und ihres befondern Standes gewährt werben 
follte. Endlich legte er noch einen entſchiebenen Werth auf die Heranziehung tüchtiger Kräfte 
aus dem Volk zur directen Theilnahme an der Wirffamfeit der Regierungsorgane. Zu dieſem 
Zwei follten aus den Provinzialftänden zu wählende Deputirte von Zeit zu Zeit in bie 
Regierungscollegien eintreten und mit ganz gleiher Berehtigung wie die permanenten Mit: 
glieder verjelben den Berathungen beimohnen und fo jederzeit die vermittelnden Organe bilden, 
welde die Negierung mit ven Intereffen ded Volks und diejed mit den Abfichten der Regierung 
befannt maden. Zugleich aber follten für alle wichtigen Fragen, die bei den Regierunge: 
behörden zur Beiprehung fämen, fogenannte techniſche und wiſſenſchaftliche Gommiffionen aus 
der Mitte des Volks zugezogen werden, deren Anfichten wohl zu beachten und in die betreffenden 
Berichte an die höhern Behörden aufzunehmen feien. 

Vielleiht am glänzendſten tritt das fhöpferifhe Organifationstalent S.'s in dem voll: 
endeten Organismus hervor, zu welden er den gefammten, bid dahin äußerft verwidelten und 
ſchwerfälligen, jeder innern Ginheit entbehrenden Regierungsmechanismus des preußiſchen 
Staatö zu erheben wußte. Für die Wedung und Belebung des Volksgeiſtes zum Interefje und 
zur felbftehätigen Mitwirkung in allen Angelegenheiten des öffentlihen Wohls war er von der 
breireften Baſis der verſchiedenen Bevölferungsklaffen ausgegangen, um die für das Ganze zu 
verwerthenden Kräfte auf immer höhere Stufen ihres Wirkungskreiſes für das Geſammtwohl 
zu führen; bier bildete die leitende Spige der Staatöregierung den einigenden und belebenden 
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Mittelpunft, von melden die organiſche Gliederung und Belebung aller Theile und Gebiete 
Des Stantödlebens ftrahlenförmig ausgehen und in dem ſich in gleicher Weije alle Lebenskräfte 
deſſelben zuſammenſchließen follten. Diefen Mittelpunft bildete der Staatsrath, zu dem unter 
perjönlichem Vorſitz ded Königs alle Minifter und Abtheilungschefs der Minifterien und 
außerdem eine Anzahl vom König ernannter Staat@räthe gehörte, und von dem die Feftftellung 
aller leitenden Grundfäge und organifchen Geſetze ſowie die Bejegung der oberfien Verwaltungs: 
ftellen ausging. 

Der gefammte Staatörath zerfiel in fünf Abtheilungen nad) den fünf Minifterien: bes In- 
nern, der Finanzen, der auswärtigen Angelegenheiten, des Kriegd und der Juſtiz; und jedes 
diefer Minifterien glieverte fi wieder in eine Anzahl von Hauptabtheilungen, die theil® unter 
der unmittelbaren Leitung des betreffenden Minifters ſtanden, theild unter Gontrole deſſelben 
von einem Abtbeilungsdirector geleitet wurben. 

Bon diefem leitenden Mittelpunkt ausgehend, wurde num die Regierung des Landes durch 

verwaltende Rocalbehörden geübt, deren Organifation fi in vollfommener Übereinftimmung 
mit der der Gentralbehörde befand: das gefammte Landesgebiet wurde in 28 Regierungs: 
bezirke getheilt, und die Verwaltung jedes einzelnen von einem Regierungscollegium geleitet, 
deifen Geſchäftskreis mit dem der beiden Minifter des Innern und der Finanzen übereinftimmte, 
und das daher aud in diefelben Abtheilungen wie diefezerfiel. Die Rechtspflege und das Militär: 
wefen wurden jedod von der Givilverwaltung durchaus getrennt gehalten und die für dieſe Ge: 
biete beftimmten Localbehörden unmittelbar den betreffenden Minifterien untergeorbnet. Diefe 
Regierungscollegien waren e8, für welche die Mitwirkung der ftändifhen Deputationen und der 
tehnifhen Commiſſionen ausprüdlich angeordnet ward. Eigenthümlicher Natur find noch zwei 
Zwiſchenbehörden, melde die Wirkſamkeit diefer Hauptvermwaltungscollegien einerfeitd mit der 
leitenden Gentralbehörbe und andererfeitö mit der Bevölferung ihres Verwaltungsgebiets vermit- 
telten. Für jede Provinz bildete ein Oberpräfident gewiſſermaßen ven perfönlichen Vertreter und 
Nepräfentanten der oberſten Staatöregierung. Diefer fand feinerfeitd mit unter einem 
einzelnen Minifter, fondern unmittelbar unter dem Staatsrath, hatte die Wahrung der von 
diefen ausgehenden allgemeinen Regierungsgrundfäße innerhalb der in feinem Verwaltungs: 
gebiet wirfenden, aber ihm nicht direct untergeorbneten Regierungscollegien zu fördern und 
zu überwachen, und bildete in Gemeinſchaft mit einigen Räthen, aber doch unter ausſchließlich 
perfönliher Verantwortung für alle Angelegenheiten feiner Provinz die höchſte Recursbehörde. 
Nach der andern Seite hin wurde ald das Organ behufs der Ausführung der von den 
Negierungdcollegien ausgehenden Anordnungen für jeden der verſchiedenen Kreife, in welche 
jeder Regierungsbezirk zerfiel, ein Landrath eingefeßt, ebenfalld-ein einzelner Beamter, der 
unter gewwiffen Normen von der Kreiövertretung aus ihrer Mitte gewählt, aber in jeiner 
Wirkfamkeit ven Regierungsbehörden verantwortlich, das geeignetfte Organ des Übergangs von 
der Staatöverwaltung zur Selbftregierung bildete und zunächft ven Verkehr der erftern mit den 
ftäptifchen und bäuerlihen Communalbehörden zu leiten hatte. 

In diefer Weife hat S. durch feine reformatorifche Thätigfeit die erftarrte und verfümmerte 
Lebendfraft des preußifhen Staats geweckt und in Bewegung gefegt, indem er das Volk zum 
Träger derjelben machte, in dem wohlgegliederten und einheitlich zufammengefaßten Organis- 
mus der Staatöyerwaltung allen Elementen deffelben den ihnen gebührenden Wirkungskreis 
zuwies und die Kraft aller Klaffen dev Bevölkerung dem Ganzen nugbar machte, während 
andererfeit8 die Gefammtfraft des Staats fördernd und erhaltend allen Iheilen und allen 
Elementen deffelben zuftrömte. 

Mährend ©. die großen innern Reformen ind Werk gefegt und angebahnt hat, bat er 
nicht einen Augenblid ven Gedanken aus dem Auge gelaffen, die neugewonnene Kraft, wo fi 
immer die geeignete Gelegenheit dazu darbieten follte, zur Erneuerung bed Kampfes gegen den 
Unterprüder Deutichlands und Europas zu verwenden. 

Als die Kunde von der fühnen und erfolgreihen Erhebung des fpanifhen Volks duch 
Europa ging und aud in Deutihland die Gemüther mächtig zu bewegen ſchien, als gleichzeitig 
Ofterreih, auf die Bewegung feiner Völker und befonders der Tiroler geftügt, ich zu einem 
neuen nationalen Kampf rüftete, überreihte S. am 21. Aug. 1808 in Gemeinjchaft mit 
Sharnhorft und neifenau dem König eine Denkſchrift, in weldher er zu einem engen Bündniß 
mit Ofterreih und England, zugleich aber zur Infurrection des gefammten deutſchen Volks, 
jei ed mit feinen Fürſten oder gegen diefelben, väth und, ohne die Gefahr zu verfennen oder zu 
unter[häßen, in die man jich begebe, die tiefbegrünbete Überzeugung ausſpricht, daß es pflicht⸗ 
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mäßiger gegen die Zeitgenoffen und gegen die Nachkommen und ruhmvoller für ven König um 
feine Nation gehandelt fei, mit den Waffen in der Hand zu unterliegen, als jich gevuldig iz 
Feſſeln ſchlagen und gefangen halten zu laffen. Aber Friedrich Wilhelm II. fonnte ven Mut 
zu einer fo kühnen That nicht gewinnen und gab ſich lieber, troß ded energifhen Wideripruds 
diefer drei patriotifhen Staatdmänner, den trügerifchen Verſprechungen des inzwiſchen ir 
Potsdam angelangten Kaiferd Alexander hin, bei feinem Freunde Napoleon in Erfurt, wohin 
er fi eben begab, milvere Bebingungen für den endlihen Abihup der Verhandlungen über 
die Kalckreuth'ſche Convention zu erwirken; und fo blieb Preußen wieder theilnahmlofer Zu. 
ſchauer bei dem nationalen Kampfe, zu dem ſich Hfierreich i im Jahre 1809 erhoben hatte. 

Aber während S. noch mit äußerſter Anſtrengung bemüht war, Preußen aufs neue zum Kam 
gegen Napoleon zu führen, hatte diefer bereitö den Sturz ded preußiſchen Minifters beichlofir | 
und vorbereitet, in welchem fein fharfer Geift einen gefährlichen Gegner erkannte, weil er feinen 
Kampf gegen ihn mit der einzigen Waffe, die er fürdhtete, mit dem Geift und der Kraft dei 
Volks zu führen gedachte. Leider muß ınan geftehen, daß die Verdächtigung S.'s in den Augen 
des franzöfifhen Machthabers von Angehörigen bed preußiihen Staats ausging, und zmu 
bon der troß Jena und Auerftädt immer noch thätigen Junferpartei, mit Männern mie dw 
Grafen Voß, Kaldreuth und Zaſtrow an ihrer Spige, die, von den großen Reformen ©.'8 ein: 
Benachtheiligung ihrer Sonderintereflen fürdhtend, ſich nicht fcheuten, den Beiftand franzönide 
Staatdmänner für den Sturz des Minifterd zu ſuchen, gegen den fie den König einzunehmer 
jeßt vergebend verſuchten. 

Franzöfifhe Spione überwachten feitvem alle Schritte S.'s, und ein Brief, den er an dern 
Grafen Wittgenftein über die Rage der Verhältniſſe in Deutſchland geſchrieben, wurde dm 
Boten, der ihn überbringen jollte, von franzöſiſchen Gensdarmen abgenommen ;-und cm 
8. Sept. 1808 wurde diefer Brief im „Moniteur” und wenige Tage darauf im „Berliner 
Telegraph” mit bittern Bemerkungen gegen Stein veröffentliht. Es fonnte nicht zweifelben 
fein, daß Napoleon den Sturz deflelben beichloffen habe. S. forderte jofort feiner Abiher. 
Der König wollte feinen Entſchluß faſſen, ehe die erfurter Verhandlungen fetftänden. ©. 
aber benußte dieſe Frift und das ihm jegt mehr als je ſich kundgebende Vertrauen des Köniak, 
um den preufifchen Staat vor einer neuen Reaction zu fhügen, für melde die Junkerparii 
ſich jegt mehr als je thätig zeigte. Es erfchienen mit ausdrücklicher Genehmigung ded Königs in 
Fönigäberger und hamburger Zeitungen officiöfe Auffäge über die von der preußiſchen Megierun; 
auch Fünftig zu verfolgenden Grundfäge, die jede Beſorgniß einer Reaction verſcheuchen jollten. 
Leider mußte aber S. noch in den legten Wochen feiner Wirkjamkeit die fhmerzliche Thatſach 
erfahren, daß der König die bereits mehrfach erwähnte und, wie er überzeugt war, höchſt ver: 
derblihe, ja unausführbare Champagny'ſche Convention am 29. Sept. ohne fein Wiſſen 
unterzeichnet hatte. 

Er erneuerte daher am 18. Det. jein Entlaſſungsgeſuch. Der König zögerte trog der Et— 
klärung des von Erfurt zurüdgefehrten Kaiſers Alexander, daß nur gänzlihe Hingebung an 
Frankreich Preußen retten könne. Er unterzeichnete den von ©. in diefem Augenblid vorgeles- 
ten Organifationdplan für die gefammte Staatöverwaltung, willigte in die von demſelben be: 
antragte Berfündigung eines neuen Hausgefeged behufs Veräußerung der Domänen unt 
adoptirte die ebenfalls von Stein entworfenen Grundjäge für ein neues Staatsdienergeſetz 
Als aber der von Erfurt ebenfall® zurücdgefehrte Graf Golf die fofortige Entlaffung S.'s als 
eine unerlaßlihe Korderung Napoleon’s zur Erhaltung des Friedens bezeichnete, erfolgte die— 
felbe am 24. Nov. 1808 durch ein Schreiben des Königs, das der lebendige Ausdruck höchſter 
Anerkennung und tiefempfundener Danfbarfeit war und einen merkwürdigen Gegenjag zu dem: 
jenigen bildet, durch welches derſelbe Mann im vergangenen Jahre entlaffen worden war. 

Als der legte Act, mit welchem ©. jein kurzes, aber großartiges Werk für die Wieder: 
aufrihtung Preußens beihloß, dürfen wir das unter dem Namen „Stein’s politiihes Tefta- 
ment‘ bekannte Actenftüc bezeichnen. Es ift daſſelbe nit von ©. felbft, aber in feinem Geiſte 
von Schön entworfen, d. h. von dem Manne, der unter allen Genoffen feines Wirfens ihm an 
geiftig fittliher Kraft und in politifhem Streben am nächſten fland. Nad einem Rückblick auf 
den bereits vollbrachten Theil ded großen Reformationswerks bezeichnet es als dasjenige, wa 
noch gefchehen müſſe, die Aufhebung grundherrlier Patrimonialgerichtöbarfeit und Polizei: 
gewalt, Ablöfung der Fronen, Befeitigung der nod auf dem Erbunterthänigfeitöverhältnig 
beruhenden Geſindeordnung, Bildung und Berufung einer allgemeinen Nationalvertretung, 
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Meforn des Adelſtandes, allgemeine Militärdienftpfliht und Reorganijation des Kirchen: 
and Erziehungsweſens. 

Die Hoffnung S.'s, den Berfaffer dieſes Actenſtücks, dem er mit voller Zuverficht die 
Wollendung feines Werks anvertraut haben würde, zu feinem Nachfolger ernannt zu eben, 
wurde ihm nicht erfüllt. Altenftein aber, ver ftatt Schön’ zum Binangminifter ernannt wurde, 
bat nur zu bald feine gänzliche Unfähigkeit zur Löfung der großen und ſchweren Aufgabe be: 
fundet, welde in jener Zeit den Leitern des preußifchen Staats oblag. 

©. hoffte indeñ aud ohne Minifterportefeuille no dem Staat nügen zu fünnen, dem er 
feine ganze Lebenöfraft widmen wollte. Er begab ſich nad Berlin, wo er alte frudtbare Verbin— 
dungen erneuerte und neue aufnüpfte. Aber in ven erften Tagen des Januar 1809 erſchien ver 
neue franzdjiiche Gefandte Saint-Marfan in Berlin und überbrachte nachſtehende Achtserflärung 
gegen ©., die mehr ald alled andere Zeugniß gab, wie tief Deutſchland und Preußen unter 
Das Joch Napoleon’d gejunfen war. 

„Ein gewiffer Stein“ (le nomme Stein, jo lautet das merkwürdige Actenſtück), „welcher 
Unruhen in Deutſchland zu erregen jucht, ift zum Beinde Frankreichs und des Rheinbundes er: 
klärt. Die Güter, welche der bejagte Stein, jei ed in Frankreich, fei ed in den Ländern des 
Rheinbundes bejigen möchte, werden mit Beſchlag belegt. Der befagte Stein wird, wo er 
durch unfere oder unferer Berbündeten Truppen erreicht werden kann, perjönlich zur Haft ge: 

bracht. Im unjerm faiferlihen Lager zu Madrid, den 16. Dec. 1808. Napoleon.‘ 

Mit diefent Moment war aljo ©. ein Geächteter und zur Flucht aus feinem Vaterlande, ja 
aus allen Rändern verurtheilt, über welde die ftarfe und gewaltige Hand Napoleon's reichte. 
Es beginnt damit die Lebendepodhe S.'s, die wir ald einen Kampf auf Leben und Tod zwiſchen 
ihm und feinem Scheinbar überlegenen Feinde Napoleon bezeichnen könnten. Der Sturz Napo— 
leon’d wurde von nun an diejenige Rebendaufgabe, ohne deren Löſung ed Faum noch eine andere 
für ihn gab, und er hat in feinen Bemühungen nicht geraftet, bis fie ganz und voll in feinem 
Sinne gelöft war. Aber ed war nicht die brennende Flamme perfönlichen Rachedurſtes, die ihn 
trieb. Es erfhien ihm das Ediet Napoleon’ vom 16. Dec. 1808 gleihjam als ein Aufruf 
an jeden Freund des Menſchenrechts in Europa, die Schmach der Napoleonijhen Gemwaltherr: 
ſchaft nicht länger zu dulden. 

©. begab fi nad Ofterreich und erfuhr dort alsbald, daß feine Güter inNaffau und Polen 
von den dienftfertigen Bafallenfürften Napoleon's confideirt worden feien. Die Hoffnungen, die 
er hier an den durch Stadion und die Erzberzoge Karl und Johann im nationalen Geifte vorbe= 
reiteten und von den Tirolern fo muthvoll begonnenen Krieg von 1809 knüpfte, mußte er nur zu 
bald jcheitern jehen. Doc) war er einer der legten, welder die Hoffnung aufeinenglüdlihen Aus- 
gang dieſes fo vielverfprehenden Kriegs aufgab. Und ſelbſt nad der unglüdlihen Schlacht bei 
Wagram und nah dem Waffenftillftand von Znaym hielt er an der Hoffnung feft, daß ſich 
Dfterreich noch einmal zur Fräftigen Wiederaufnahme ded Kampfes ermannen werde, wenn ed 
ih vom deutſchen Volf unterftügt wüßte. Er entwarf daher mit einigen Gefinnungsgenofjen 
einen allgemeinen deutfchen Infurrectionsplan, zu deſſen Leitung er den Erbpringen von Oranien 
bewegen zu Eönnen hoffte. Allein als dem Waffentillftande von Znaym am 17. Juli der un: 
glüdliche Friede von Wien folgte, mußte er für den Moment freilich auf die Ausführung diejer 
Plane verzichten, ohne jedod in der Zuverficht zu ſchwanken, daß die Zeit des Sturzes der Nas 
poleonijchen Herrichaft und der Wiederaufrihtung Deutſchlands nicht mehr fern jein könne. 

©. blieb in Oſterreich bis zum 27. Mai 1812 und beichäftigte ſich hierin Kreiſe feiner Familie 
und einer Anzahl gleichgeiinnter Freunde mit verſchiedenen politiichen und hiſtoriſchen Studien, 
Seine Bemühungen, für eine Verbefferung der politifchen und beſonders der finanziellen Ver: 
hältniſſe Oſterreichs zu wirken, blieben ohne Erfolg; eine amtliche Wirkſamkeit irgendwelcher 
Art hat er in Oſterreich nicht erlangt, vielleicht auch nicht erſtrebt, obgleich er in der Zeit des 
Kampfes vom Jahre 1809 eine ſolche gewiß nicht abgelehnt haben würde. Dagegen verfolgte er 
mit unausgeſetztem Eifer den Gang der politiſchen Entwickelung in Preußen und übte auch aus 
der Ferne noch einen merkbaren Einfluß auf dieſelbe aus. 

Das Miniſterium Altenſtein-Dohna hatte ſehr bald ſeine Unfähigkeit bekundet, den preu— 
ßiſchen Staat in jener kritiſchen Zeit zu leiten und die großen Reformen S.'s durchzuführen; 
und als Altenſtein bis zum Anfang des Jahres 1810 immer noch kein Mittel gefunden hatte, 
die Bedingungen des Champagny'ſchen Vertrags zu erfüllen, erhielt er ſeine Entlaſſung, und 
Hardenberg übernahm als Staatskanzler die Leitung der Staatsgeſchäfte. Dieſer konnte für 
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die innere mie für die auswärtige Politif ald der gleihgefinnte Nachfolger ©.’ 8 betradtet wer: 


den, der daher deſſen Amtsantritt mit großer Freude begrüßte. Im gleicher Weiſe legte Har: } 


denberg einen fo hoben Werth auf S.'s Anfihten, daß er zum Zwed der Verftändigung mn 
ihm am 16. Sept. 1810 auf der böhmifchen Grenze eine geheime Zufammenfunft mit iku 
veranftaltete. 


Als Hardenberg ſich ver Zuftimmung S.'s zu feinen politifchen Planen verſichert haste, gin; 
er aldbald an die großen Reformen, die ald die Fortführung und der Ausbau des von ©. beger: 
nenen Werks betrachtet werben müffen. Am 27. Det. 1810 erfchien die Ausführungsorbre fi: 


die von ©. entworfene Organifation der oberften Staatöverwaltung und an demſelben Ta; 
das vielbefprochene Finanzediet, mit welchem bie Abjhaffung der Grundfteuerbefreiungen und de 


Aufftellung eines allgemeinen Landkataſters, die Aufhebung des Mahl: und Getränfezwang | 
die Einziehung der geiftliben Güter und die Einführung der allgemeinen Gewerbefreibeit un: 


endlich die feierliche Verheigung einer allgemeinen Bolförepräjentation verbunden war. 
Inzwifchen hatten ſich langſam und unverkennbar die Zuftände vorbereitet, welche den a 
waltigen Kanıpf zwifchen Alerander und Napoleon unvermeiblih madten. Europa mußte is 
enticheiden, auf wejlen Seite ein jeder in diefem Kampfe ftehen wolle. In Breußen waren al 
Patrioten, war die Öffentliche Meinung, ſchien felbft ver König nicht im Zweifel Darüber, bei 
man im engften Anfhluß an Rußland und womöglich im Bunde mit Ofterreid ven Kampf geger 
Napoleon erneuern müfle. ©. fand in der zweiten Hälfte des Jahres 1811 Gelegenheit, je 
Anfichten über die vorliegende Frage in diefem Sinne vernehmen zu laffen. Er fegte ſich bereit 


u — 


in Berbindung mit den Männern, von denen die allgemeine nordbeutihe Infurreetion, an x | 
er immer vor allem dachte, geleitet werben ſollte, ſowie andererfeitd mit dem hannover | 


englifhen Minifter Grafen Münfter wegen Abfchluffes eines feften Bündniffes mit Englon 
Alles jchien zum Beginn des großen Kampfes vorbereitet, als plöglich alles umgeworfen wur 
und der König fi genöthigt fah, mit Franfreih den Bertrag vom 24. Febr. 1812 abzuſche 
Ben, durch welden Preußen in die völlige Bafallenfchaft Napoleon’s eintrat und deffen Kurs: 

heer durch ein Corps von 20000 Mann unter Grawert und Mord verftärfte. 

Als S., von tiefem Schmerz über dieſe unglüdliche Wendung der Dinge ergriffen, an mn 
endlichen Befferung der Dinge in Deutichland faft zu verzweifeln begann, empfing er cm 
überaus ehrenvolle Aufforderung des Kaiferd von Rußland, ſich zu ihm nah Wilna zu begeben, 
um ihm bei feinem großen Kampfe, im den er einzutreten im Begriff fei, mit feinem Rat 
beizuftehen. S. zögerte nicht. Wo es immer galt, die Napoleonifhe Weltherrichaft zu ke 
fänpfen, da war ber Boden für feine Wirfjamfeit. Er nahm keins der ihm angebotenen Ri: 
nifterien, überhaupt fein ruffifhes Staatdamt an. Er wollte nur der perfönlihe Berather vi 
Kaiferd fein und von Rußland aus für Deutſchland wirken jowie durd die Injurrection dei 
deutfchen Volks dem ruſſiſchen Reich einen mächtigen Beiftand gegen die übermacht Napoleon? 
Schaffen. S. entwidelte mit voller Zuftimmung des Kaifers eine energifhe Thätigfeit im bieler 
Richtung. Es galt die Bildung einer deutfchen Legion, die geheimen Berhandlungen mit den 
preußifchen, öſterreichiſchen und felbft rheinbündifchen Hülfstruppen Napoleon's, um fie zur 
Losſagung von vemfelben zu bewegen, die Organifirung eines zufammenhängenvden Aufftandes 
gegen die Napoleoniſche Herrſchaft in Norddeutſchland und die Landung eines engliſch-ſchwedi⸗ 
hen Heeres zur Unterftügung deſſelben. 

88 fam von alledem zwar wenig zu Stande, und Died Wenige zu einer Zeit, da Der Gang 
der Greigniffe jhon eine ganz andere Richtung genommen hatte. Aber ©. ermübdete nicht, für 
feinen Zwed immer neue Anftrengungen zu machen, und war damals, als jelbft Rußland ſchon 
der Übermaht Napoleon’s zu unterliegen ſchien, dod ber endlichen Befreiung Europas und 
Deutſchlands von derjelben jo gewiß, daß er fhon ziemlich genau formulirte Blane für Die Neu- 
geftaltung Deutihlands und befonders für die nächſte Organifation der wieder befreiten Länder 
entwarf. Als aber mit dem Brande von Moskau und dem unglüdlihen Rüdzug Napoleon’ 
die große Wendung der Dinge ihren Anfang nahm, ging ©. in feinen Planen über die fünf: 
tige Geftaltung Europas fon weiter, und in einer an den engliſchen Minifter Walpole ge: 
richteten Denkſchrift vom 1. Nov. 1812 heißt ed unter anderm: „Rußland ifl zu groß und ge: 
recht, um ſich zu vergrößern; Holland muß mit England vereinigt werben, das die Freiheit 
der Rhein: und Maadmündungen an Deutihland garantirt. Dänemark hat feine Auflöfung 
verdient. Die Infeln und Norwegen mögen an Schweden, Jütland an England und Schleswig: 
Holftein an Norddeutſchland fallen. Die Stellung, melde England in dem bevorftehenven 
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Befreiungsfriege einnehmen follte, befhäftigte ihn aufs lebhaftefte, und er Hielt die Theilnahme 
Englands nad den Inhalt feiner Briefe an Münfter, Gneijenau und Pozzo di Borgo befonders 
seshalb für dringend nothwendig, damit nicht der Einfluß Rußlands auf Deutſchland und 
Suropa ein allzu mächtiger werde. 

ALS eins der wichtigſten Refultate von S.'s Wirkſamkeit in Rußland müfjen wir wol feine 
Mitwirfung zu der Entidliefung Alexander's betraditen, den Krieg nad) dem Nüdzuge der 
Franzoſen nidt an den Grenzen Rußlands zu beenden, wie ed die nationals ruffifche Partei 
mit-dem Kanzler Romanzow an der Spige wollte, fondern ihn, wenn es fein mußte, auch 
gegen den Willen Deutſchlands fortzujegen, bis auch diefed von der Napoleonifchen Herrſchaft 
befreit fei. Sehr bemerfendwerth ift aus diefer Zeit ein Brief S.'s an Münfter, der, von groß- 
welfifchen Ipern eingenommen, S.'s Plane für die Fünftige Geftaltung Deutſchlands nicht bil— 
ligte. „Es ift mir leid”, jagt ©., „daß Sie in mir den Preußen vermutbhen und in fid) den 
Sannoveraner entveden. Ich habe nur Ein Vaterland, das heißt Deutihland. Mir find die 
Donaftien in diefem Augenblid großer Gntmwidelung vollfommen gleihgültig, es find nur 
Werkzeuge. Mein Wunſch ift, daß Deutſchland groß und ſtark werde. Mein Glaubendbefennt- 
niß ift Einheit. IR fie nicht möglih, ein Ausfunftsmittel, ein Übergang. Segen Sie an 
die Stelle Preußens, was Sie wollen, löfen Sie ed auf, verftärfen Sie Ofierreich und machen 
Sie ed zum Herrn Deutſchlands. Ich wünſche es, es iſt gut, wenn ed ausführbar iſt. Nur denken 
Sie nicht an die alten Montagues und Capulets und an dieſe Zierden alter Ritterſäle u. ſ. w.“ 

Inzwiſchen war durch die große That Yorck's von Wartenburg der Würfel über die Stel: 
lung Preußens und Deutjhlands zu dem großen Weltfampfe gefalien. Was ©. zunächſt durch 
Rußland erzielen wollte, das follte daß freie Werf des deutſchen Volks jelbft werden. Niemand er: 
Fannte die Bedeutung jener Borgänge in Oftpreußen flarer als S. Denn ald er, mit umfaffenber 
Vollmacht vom Kaifer Alerander verfehen, nah Königsberg kam, um die Kraft der Provinz für 
den gemeinjamen Kampf in Bewegung zu fegen und die Führer der dortigen Bewegung: Schön, 
Dohna, Auerswald, jede Einmifhung Rußlands entihieden zurückwieſen, achtete er, troß ber 
Bejorgnip vor drohender Verzögerung und vor verberblihen Einwirkungen von Berlin aus, 
dieſes Recht der politiſchen Selbftbeftimmung fo fehr, daß er von feiner Vollmacht feinen Ge- 
brauch machte und fi aus Königsberg entfernte, um auch den Schein eines fremden Einfluffes 
auf den Gang diejer felbfteigenen nationalen Bewegung zu verhüten. 

Als der König von Preußen felbft nady jener wunderbaren Erhebung des gefammten preu= 
Biihen Volks, welche feinem Aufruf an daſſelbe gefolgt war, mit dem definitiven Abſchluß 
eined Bündniffes immer noch zögerte, erfhien S. am 25. Febr. 1813 ald Bevollmädtigter 
Alexander's vor dem König in Bredlau. Zwei Tage jpäter wurde der Vertrag von Kaliſch ab: 
geſchloſſen. ©. durfte ſich eines glänzenden Erfolgs feiner Miſſion erfreuen, murbe aber vom 
König, der ibm fo viel.verdanfte, vielleicht aus Rückſicht für den franzdfifchen Geſandten, ver 
ih nod in Breslau befand, überaus falt aufgenommen und blieb von dem königlichen Hofe 
jogar dann noch unbeachtet, ald er hier am Newvenfieber erfranfte und mehrere Tage in einer 
elenden Wohnung hülflos und in Lebensgefahr daniederlag. 

Über den Antheil, welchen S. an dem Gang der Ereigniffe von 1813-— 15 nahm, obgleich 
feine Ginmwirfung überall erfennbar und in einigen Momenten bedeutend ift, fönnen wir hier 
nur furz berichten. Er erhielt ſchon beim Abſchluß des Vertrags zwifchen Preußen und Ruß: 
land eine eigenthümliche und, wie es ſcheinen mußte, ſehr einflußreihe Stellung ala Präfivent 
des Gentralverwaltungsraths, welcher zur Regierung der wieberbefreiten deutſchen Länder aus 
ruſſiſchen und preußifchen Beamten (Kotihubey, Schön und Rhödiger) gebildet wurde. Nach 
dem Beitritt Ofterreihs und Englands zu dem Bündniß wurde laut Inhalt des zwiſchen den 
vier Mächten geſchloſſenen Vertrags ©. ausſchließlich mit der Leitung diefer Gentralverwaltung 
betraut, für welche er feine Inftructionen von einem aus Hardenberg, Neflelrode und Met- 
ternid gebildeten Gefammtminifterium erhielt. Jedoch war dieſe Wirkſamkeit für ©. eine 
wenig befriedigende und wenig fruchtbare. Denn jeit dem Beitritt Oſterreichs erhielt die Ten- 
benz, überall die vertriebenen und bundesbrüdigen Kürften in ihre Länder wiedereinzufegen 
und in denjelben zu belaffen, ein fo entſchiedenes Übergewicht in dem Rath der Verbündeten, 
daß nit nur in das aufgelöfte Königreich Weitfalen die Landedherren von Kurheflen und Braun= 
ihweig ohne weiteres zurücfehrten, fondern auch unmittelbar vor und nad der leipziger 
Schlacht durch die Verträge von Ried, Fulda u. ſ. mw. die Rheinbundsfürften mit voller 


Souveränetät die Herren der gefammten ihnen von Napoleon verliehenen Länder verblie— 
Staatssterifon. XII. 49 
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ben. Für die Gentralverwaltung blieb alfo nur das fähfifhe Yand und das Großberzegtim 
Franffurt, das Gebiet von Naffau = Dranien und das Herzogthum Berg. Der Gevankı © ı 

die gefammte Kraft des außerpreußifchen und öfterreihifchen Deutſchland vermitteld Diele Gr 

tralorgand zu einem energiihen und einbeitlihen Kampfe zafammenzufaflen, konnte als 

diefem Wege nicht entfernt verwirklicht merden, und ©. fonnte felbft für Die notbwendigfim ü: 
forderniffe ver Kriegführung die georbnnete Mitwirkung diejer fouveränen Rheinbundsfürfint 
mit äußerfter Anftrengung erzielen. 

Überhaupt war gerade diefe Zeit der großartigen Erhebung des Volks für ©. eine Jeit ie 
gejegter fchmerzlicher Enttäufhung dur den Gang, den die jogenannte hohe Politik ihenn 
Verlauf des Befreiungsfampfes verfolgte. Die Verhandlungen, die während des Waflnii 
ftandes von Poiſchwitz über die öſterreichiſchen Friedensbedingungen ftattfanden, ließen ib = 
Recht eine Preidgebung Deutſchlands befürdten, nnd er begann mehr als je am der entliin 
Berwirklihung feiner Ideen von deutſcher Einheit und Freiheit zu verzweifeln. Als ber 
Wiederaufnahme und dem glüdflihen Fortgang des Kampfes die öfterreichifche Politik fer 
ging, mit Baiern den Vertrag von Ried abzuſchließen, der die Herftellung deutſcher Cink: 
und Freiheit geradezu unmöglich machte, verlangte ©. vergeblid von den übrigen Verbünde 
die Nihtratifieirung diefed Vertrags, und einige Wochen ipäter waren ſämmtliche Rheinkum 
fürften unter ähnlichen Bedingungen in das große Bündniß aufgenommen. | 

Unter folden Umftänden mußte er fih überzeugen, daß die Plane, die er in Gemeiniks 
mit Männern wie Münfter, Gagern, Hardenberg, Humboldt gerade um Diefe Zeit für x 
fünftige Geltaltung Deutſchlands berieth, an dem Widerftande diefer öfterreichifch = rheintin 
lerifchen Donaftenpolitif fheitern mußten. Und bald nad der endlichen Befreiung Deutfhlen 
durch den Sieg bei Leipzig fand er ſchon wieder auf anderm Boden Gelegenheit, gegen dir 9 
ternich’sche Politik anzufämpfen. Denn während ©. ald Chef der Gentralvermealtung mix 
DOrganifation von Sachſen befhäftigt war, führte Metternich in Frankfurt bereits Untake: 
lungen mit Napoleon über einen Frieden, der auf Grundlage der Rhein- und Porenäuty 
abgeichloffen werden ſollte. Die Verhandlungen führten bier befanntlich ebenfo wenig pe 
Refultat wie die auf franzöſiſchem Boden gepflogenen Verhandlungen von Langres, Chile 
und Troyes. Uberall aber war es S., der, meift mit dem Kaijer Aleranvder, Blüder w 
Gneifenau fowie mit Bozz0 di Borgo und Münfter die Friedenspolitik Oſterreichs und &; 
lands und auch Hardenberg's befämpfte, denn bis in die legte Zeit ded Kampfes waren dire = 
die Erhaltung Napoleon’s geſtimmt, während S. nur mit vem völligen Sturz deſſelben die dun 
des Friedens und die Wiederherftellung der Unabhängigkeit Europas für gefichert hielt. 

Mit ver fortfchreitenden Occupation franzöfiihen Bodens wurde natürlich aud bier rir 
vorläufige Verwaltung der befegten Gebiete organifirt, und ©. fungirte auch für die uf 
Generalgonvernements, welche unter je vier preußiſche, Öfterreichifche und ruſſi ſche Gouverneur 
geftellt wurden, als oberfter Chef der gefammten Gentralverwaltung für die der franzöiidn 
Herrſchaft entriffenen Länder. Seine Wirkjamfeit war aber audy Hier Feine bedeutende. Dageza | 
war feine Überzeugung, daß nur durd völlige Vernichtung der Napoleonifhen Herrihait un 
Miedereinjegung der bourbonifhen Dynaftie ein fiherer Friede zu erzielen jet, wol nicht ohn 
Einfluß auf die endliche Entſcheidung der Verbündeten. 

Die gehobene Stimmung, von der©. nad) der Einnahme von Paris und dem endlichen &tun 
Napoleon's erfüllt war, follte nur zu bald einer tiefen Verftimmung weichen, als der bariſer 
Friede am 30. Mai 1814 abgeihloffen wurde und alle Hoffnungen deutfcher Vatrioten auf 
MWiedergewinnung ded Elſaß und Lothringens oder aud nur Strasburgs völlig getäuſcht narır 
Sehr ſchmerzlich mußte ihn auch jegt die in der That faſt unbegreifliche Nichtachtung berübten, 
die er von feiten ded Königs von Preußen erfuhr, während diefer doch einſt die Dienfte wol 
zu würdigen fhien, die er dem Staat in den Zeiten der größten Noth geleiftet hatte. S. hatt 
eine Aufforderung Kaiſer Alerander's, ihm nah Rußland zu folgen, entichieden abgelehnt 
Seine Kraft gehörte dem deutichen Vaterlande. Aber von feiten Friedrich Wilhelm's erfolgit 
feine Aufforderung, wieder in preußiſchen Staatsdienſt zu treten; und als Männern wie de" 
denberg, Blücher, Dort, Tauenzien, Bülow, Kleift, Gneifenan und andere durch Erbebung 
in den Fürften: und Grafenftand, durch reiche Dotationen und Ehrenbezeigungen jeder Art de 
wohlverdiente Anerfennung ward, wurde &.’8 Name in den Neihen ver um Preußens un 
Deutſchlands Wohl hochverdienten Männer nicht genannt. Und doch hatte gemif feiner mehr 
und Größeres geleiſtet als er. Auf dem Wiener Congreß, der zur Entſcheidung über das Shi 
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al Europas zuſammengetreten war, erſchien S. ohne ein Mandat und daher auch ohne das 
Recht einer virecten officiellen Mitwirkung für dieLöfung der großen Aufgabe, die hier verhan- 
selt wurde, und konnte nur durch feinen perfönlichen Einfluß auf Alerander einen indirecten und 
inſichern Einfluß auf ven Gang derjelben gewinnen. 
Frog diefer unklaren und unfihern Stellung, die S. auf dem Wiener Congreß einnahın, 
entwickelte er doch hier eine umfaſſende und energijche Thätigfeit für diejenige Aufgabe, die er 
allein feiner würdig eradhtete: für die Herftellung einer deutſchen Verfaſſung, welde durch Eini- 
gung aller Kräfte zu einem feften Ganzen die Unabhängigkeit und die Macht ver Nation nad 
außen, durch Gewährung politifcher Nechte und Freiheiten für alle die frifhe und volle Ent— 
wicfelung der nationalen Kräfte nad innen ſchaffen und fichern follte. Aber er follte gerade hier 
die bitterften Gnttäufhungen erfahren und ſich endlich mit dem fchmierzlichen Bewußtſein von 
dem Schauplag der öffentlichen politiihen Wirffantfeit zurückziehen, daB trog der großartigen 
Erbebung des deutſchen Volks, durch welche die äußere Unabhängigkeit Deutſchlands ruhmvoll 
wiebererrungen worden war, nichts von alledem erreicht worden fei, worauf die Nation ſich 
einen fo gerechten Anſpruch erworben hatte, nicht? von alledem , was für alle Zeiten die Wie- 
verkehr fo trauriger Zuftände unmöglih machte, mie fie nur aus der Zerriffenheit Deutſchlands 
und aus der Unfreiheit des deutſchen Volks hervorgehen konnten. 
Der Gang diefer denkwürdigen Verhandlungen über die deutfche Verfaffungsfrage ift an 
andern Orten dieſes Werks vargeftellt. (Deutfcher Bund und deutfches Bundesrecht.) Wir 
; wollen bier nur in wenigen Zügen der Thätigfeit gedenfen, die ©. für eine glückliche Erledigung 
“ derfelben mit jo viel Eifer und mit fo geringem Erfolg geübt hat. 
Mehrere Monate vor Beginn des Wiener Congreſſes hatte S. in Gemeinſchaft mit Harben= 
ı berg einen Berfalfungdentwurf andgearbeitet, der freilich ſchon der durch die verfchiedenen Ver: 
: träge zur Anerfennung gelangten Souveränetät der @inzelftaaten Rechnung trug, aber doch in 
diefem Rahmen dem Berlangen nah Einheit und Freiheit weientlih Geltung zu ſchaffen fuchte, 
andererſeits aber dad Gebiet des neuzugründenden Bundesftaats ſehr weientlich befhränfte. Die 
wichtigſten Punkte dieſes Entwurfs jind folgende: 
Der Deutihe Bund befteht aus ſämmtlichen Fleinern deutſchen Staaten und denjenigen 
Theilen Preußens und Ofterreichs, die weftlich von der Elbe und dem Inn liegen. Zwifchen dem 
Bunde und diefen beiden Staaten wird ein unauflösliches Bündniß gejhloffen. Die Bundes: 

‚ glieder können einzeln weber Krieg mit auswärtigen Staaten noch untereinander führen. Strei— 
tigfeiten der einzelnen Bundesglieder untereinander werden durd ein Bundeögericht, eventuell 
durch Bundederecution erledigt. Gemeinſame Inftitutionen find: Kriegs-, Münz:, Poſt-, 
Zoll: und Handelöweien mit Wegfall aller Zollgrenzen innerhalb des Bundesgebiets. Die 

‚ widhtigften politiihen Breiheiten und Rechte ſowie das allgemeine Niederlaffungsreht werben 
allen Angehörigen der Einzelftaaten durd die Bunvesverfaffung gefihert. Das Bundesgebiet 

‚ zerfällt in fieben Kreije mit je einem Kreisoberſten; dieje bilden zufammen den Rath der Kreis: 
oberften, weldem unter dem Directorium von Preußen und Oſterreich die Bundederecutive 
übertragen wird. Neben diefem wird ein Rath der Fürften und der Stände ald Geſetzgebende 
Verſammlung gebildet, über deren Zufammenfegung jevod ©. und Hardenberg nicht überein= 
ftimmten. Beide Gollegien der Bundesverfammlung und das Bundesgericht haben ihren Sig 
in Branffurt. Endlich wollte ©. nod die Rechte der Mediatijirten in umfangreicher Weife ger 
fichert wiffen und fügte vem Ganzen eine Bemerkung bei, welche vor berlaffung eines links— 
rheiniſchen Gebiets an Baiern warnte. 

Nahdem auf dem Congreß für die deutiche Gebiets- und Verfaſſungsfrage ein Ausfhuß 
gebildet worden war, zu dem gegen den Wunfh S.'s außer den Vertretern von Öfterreich, 
Preufen und Hannover (England) auch Bevollmädhtigte von Baiern und Würteniberg zuge: 
zogen wurden, gelang ed zunächſt, eine Berftändigung zwiſchen den Vertretern von Preußen 
und Ofterreich in ber Weiſe zu erzielen, daß der Stein-Hardenberg'ſche Verfaffungsentwurf 
nach vorangegangener Prüfung und Revijion deſſelben durch Metternich den Berathungen des 
deutſchen Ausſchuſſes zu Grunde gelegt werden follte. Freilich ging der urfprünglihe Entwurf 
aus diefer Revifion im jehr veränderter Geſtalt hervor. Man durfte dieſe Veränderung als eine 
Berbefferung betrachten, infofern Ofterreih und Preußen in den zu Ihaffenden Deutſchen Bund 
mit allen Landestheilen eintreten follten, die bid zur Auflöfung des Deutihen Reichs im Jahre 
1806 zu diefem gehört hatten; dagegen waren die Beftimmungen über die Volksrechte und ftän- 
diſchen Befugnifle theils wefentlih beſchränkt, theild in unbeftimmter Korm gefaßt, bie Auf— 
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hebung aller innern Zollgrenzen aber gänzlich fortgefallen, und endlich war das preußiſch 
reichiſche Directoriun in ein ausſchließlich öſterreichiſches Präſidium der Bundesverjammir 
umgewandelt. Aber in der Vorausſicht des Widerftandes, der für jede einheitliche Geſel— 
Deutfchlands von feiten Baiernd und dev Rheinbundsitaaten zu erwarten war, wwilligte u 
©. und die preußischen Abgeordneten darein, diefen fogenannten Zwölf = Artifelentwuri, x 
aud Hannover zuftimmte, zu Baiis der Verhandlungen zu maden. 

Aber trog dieſer Abſchwächung, welde ver urfprüngliche Entwurf in dieſer Weiſe erick 
hatte, war der Widerftand Baierns und Würtembergs gegen denſelben nicht minder heitis: 
beharrlih. Auf das ihnen durd die Nheinbundsacte verliehene, durch den Rieder und Auh: 
Vertrag beftätigte Souveränetätsreht pochend, wiejen fie jede Beihränfung deflelben ı 
Pfliten gegen einen Deutfhen Bund fowie durch garantirte Rechte und Befugniſſe ver‘ 
tertbanen aufs entfchiedenfte zurüd. Sie nahmen das Recht auswärtiger Verträge fomie ı 
ausſchließliche Geſetzgebungsrecht in ihren Landen für ih in Anſpruch und wollten vonn 
ganzen Berfaffungdentwurf nur die Eintheilung in Kreife und die Errichtung eines Rattsı 
Kreisoberften annehmen, der ven jogenannten Mittelftaaten ein gewiſſes Superioritätsrehr u 
die Eleinern einräumte. Vergeblich waren die energiihen Vrotefte, welche die Vertreter » 

fterreih, Preußen und Hannover gegen diefe Tendenzen der beiden Rheinbundäflaaten m 
ben, vergebend der Verſuch der Kleinftaaten, durch Ginreihung bejonderer BVerfanus: 
entwürfe, welche von dem naffauifhen Minifter von Marſchall und dem meimarifchen Kaur: 
präjidenten von Gersdorf verfaßt waren, für das Princip zufammengefaßterer Ginbei ı 
geiicherter Volksfreiheit in die Schranken zu treten. Baiern und Würtemberg bebarrten kei tr 
Erklärungen. ©. aber ging in feinem Eifer für die Sache deutſcher Einheit und Freiheit ie m: 
daß er fogar nicht Anftand nahm, den Kaifer Alexander zu einer directen Einmiſchung in 
Verhandlungen über die deutſche Verfaffungsfrage zu Gunften des Zwölf = Artifelams 
zu veranlaffen. 

Die Wirkung von alleven war aber nicht etiwa die Nachgiebigfeit der beiden Rhahn 
jouveräne, fondern der gänzliche Stillftand der Verhandlungen im Fünfer-Ausſchuj Ian 
Augenblid ſchien e8, als ob die deutſchen Großmächte in Gemeinfhaft mit England en 
wären, unbefünmert um den bairifhewürtembergifchen Widerſpruch die Herftellung ven= 
ſchen Bundesftaats durdguführen, denn in diefem Sinne war am 22. Nov. 1814 eine gem“ 
fame Note von Preußen und Ofterreih an die Vertreter der widerſtrebenden Staaten erlafe 
worden. Aber um ebendieje Zeit trat zwifchen Preußen und Ofterreidh jener unglücklicht Jr 
fpalt ein, der, durch die ſächſiſche und die polnische Frage hervorgerufen, den Wiener Eongres' 
kanntlich faft zum Ausgangspunft eines neuen Kampfes zwiſchen den bisher verbündeten Stau 
gemacht hätte. DOfterreich fuchte jih num vor allem der Rheinbundsſtaaten zu verſichern, « 
Metternich nahm keinen Anftand, ihren Beitritt zu der gegen Rußland und Preußen gebt 
Goalition mit umfaffenden Eonceffionen in der deutſchen Frage zu erfaufen. So erklärt ib!“ 
Hervortreten des zweiten öſterreichiſchen Gongreßbevollmädtigten Weſſenberg mit einem ne“ 
Verfaſſungsentwurf, der fi in den wejentlihiten Punkten den bairiſch- würtembergiſchen dt 
derungen annäherte. 

©. aber begann num mit einer gewiffen leidenfhaftlihen Unruhe eine Stüge für die Sud 
führung feiner immer mehr bedrohten Blane zu ſuchen und wendete jih, nachdem die proben 
Kriegswolken ſich verzogen hatten und die polniſch-ſächſiſche Frage erledigt war, abermali® 
das rufiiihe Cabinet mit der Aufforderung, die großen Mächte zu einer Gollectivnote zu Sur 
ften der Grrichtung eines den allgemeinen Grundſätzen der Einheit und der Freiheit ent“ 
chenden Deutfchen Bundes zu veranlaffen („da es der Nugen Europas fordere, daß Deutjälan 
unabhängig und ruhig” jei). Glücklicherweiſe ſcheiterte diefer Plan, der Deutſchland gerad! 
unter europäiſche Vormundfchaft zu ftellen drohte, an dem Widerſpruch der übrigen Gror 
mächte. Nun aber madhte jih ©. zum eifrigen, man möchte fagen, leidenſchaftlichen Berteeit 
eined aus der Mitte ver Kleinftaaten hervorgegangenen Plans, die deutſche Kaijerkrone wiedet 
herzuſtellen, und ſuchte auch für dieſen durch Vermittelung Kapodiſtrias' die Unterftügung N’ 
Kaiſers Alexander zu gewinnen, Er verfolgte dieſen Plan beharrlich trotz der ausgeſptochener 
Abgeneigtheit des Kaiſers Franz, die Kaiſerkrone wieder anzunehmen, und trotz des entſchiedt 
nen Widerſpruchs, der gegen denſelben von den beiden Vertretern Preußens wie aud zn 
Münfter, Gagern, Wellington u. a. erhoben wurde, und ifolirte ſich auf diefe Weile mu 
mehr von den bisherigen Genoſſen feines Strebend. Ja, ald er endlich auch an dem She 


Stein 713 


efes Plans nicht mehr zweifeln konnte, ſchien er fi von der Betheiligung an den Verhand— 
rıgen über die deutſche Verfaffungdfrage ganz zurüdziehen zu wollen. Als aber infolge der 
ückkehr Napoleon’s von Elba die Beftrebungen aller fih dahin vereinigten, vor allem unter 
rı Verbündeten jeden Anlaß zum Zwieipalt aus dem Wege zu räumen, wurden auch erneute 
zerſuche zur endlichen Löſung der deutſchen Frage in einer Richtung gemacht, in welche man 
uch Baiern und Würtemberg hineingiehen zu können hoffte; fogar Humboldt trat neben Pleſſen 
ırD dem badiihen Minifter von Marfhall mit einem in diefem Sinne abgeſchwächten Verfaf- 
tngsentwurf hervor und willigte in eine abermalige Abihwädhung deſſelben durch Metternich, 
m nur endlich zu irgendeinem Ziel zu gelangen. S. aber glaubte gegen diefe jihtbar drohende 
Sefahr einer gänzlihen Preisgebung des urfprünglichen Gedankens für die Wiederaufrihtung 
eutſcher Ginheit und Freiheit nod einmal die Hülfe und den Einſpruch Rußlands anrufen zu 
wüffen. Da er aber aud hier fein Gehör mehr fand, verließ er Wien hoffnungslos und tief 
jebeugt am 18.Mai1815, um fih an diefen Verhandlungen nicht ferner zu betheiligen. Wenn 
8 ihm auf dem Wiener Congreß nicht gelungen ift, feine Ideen für die Wievergeburt eines eini- 
ven und freien Deutſchland durchzuführen, wenn überhaupt feine Wirkfamfeit in Wien feine 
ylücklihe genannt, ja kaum von dem Vorwurf leidenfhaftlicher Übereilung freigefprochen wer- 
sen fann, jo muß doch andererfeitd conftatirt werben, daß er bebarrlicher als irgendein anderer 
an den Gedanfen einer nationalen und politifchen Umgeftaltung Deutfchlands feftgehalten hat, 
mie fie die Nation zu fordern berechtigt war, und wie jie die Geſchichte bi8 auf den heutigen Tag 
unabweisbar anftrebt. Das Urtbeil der Geihichte wird ihn allein von der Mitverantwortlich- 
Feit für dad unglüdliche Broduct des Wiener Congreffes freifprechen, das unter dem Namen ver 
deutſchen Bundesacte am 8. Juni 1815 ind Dafein trat. 

Mit der Abreife von Wien am 28. Mai 1815 endete S.'s politifche Laufbahn. Denn wir 

können'es nicht mehr ald einen Act öffentliher Wirkſamkeit anfehen, daß er feiner Misftim- 
nung über den Inhalt der Bundesacte fo weit nachgab, um auch noch von Heidelberg aus ſich 
abermals an dad ruſſiſche Gabinet mit der Aufforderung zu wenden, es möge auf Grund der 
Durch die Wiener= Congreß:Acte übernommenen Verpflichtungen bei vem fünftigen Bundestage 
auf eine fofortige Revifion der Bundesacte beftehen. Ebenſo wenig ift feine Wirffamfeit wäh— 
rend der Verhandlung über den Zweiten Parifer Frieden noch von irgendeiner Bedeutung ge: 
wejen, obgleich, vielleicht auch, weil er gleichzeitig von rufjifher und preußiſcher Seite zu der— 
felben berufen worden war. Dieje zwieipaltige Stellung zwifchen Preußen und Rußland hat 
feinem Wirfen in den legten Jahren die Friſche und Klarheit, die Kraft und Sicherheit genom: 
men, die feiner großen Epoche in ven Jahren 1807 und 1808 ihr Gepräge gegeben hat. Sein 
Wollen war in den Jahren 1813—15 nicht minder groß als in jener Ölanzepodhe feines Le- 
bens, aber die Mittel, deren er jich für die Verwirklihung feiner Ideen bedienen mußte, Ienften 
ihm nicht felten von dem geraden Wege zu feinem Ziel ab. S. war zu wenig Diplomat, um 
auf dem glatten Boden der parifer und wiener Verhandlungen zur rechten Geltung zu gelangen, 
aber zu jehr Patriot, um nicht alles zu verſuchen, was ihm zur Erreihung feines großen Ziels 
förderlich ſchien. Wie follte nicht’aud) er in die Irrgänge ded Diplomatenthums hineingerathen, 
in deffen gefährliche Strudel er ſich begeben hatte? 

Gr jhied von feiner großen Laufbahn ohne Ehren, ohne äußere Zeichen der Anerkennung. 
Rußland machte ihm Anerbietungen , die er nicht annahm. Öfterreich gab ihm den Stephand- 
orden, Preußen verleugnete ihn gänzlih. Es heißt, daß er zum Eaiferlihen Commiffar beim 
Bundestage beftimmt geweſen jei, wenn es zur Wiederherſtellung der Kaiferwürde gefommen 
wäre, daß Metternich ihm noch in Paris den Präjivialgefandtfhaftspoften angetragen, daß 
auch der preußifhe König ihn zum Bundestagdgefandten zu ernennen beabfihtigt habe, ja daß 
ihm von den Berbündeten als Anerfennung feiner Berdienfte vie Schenkung des Johannis: 
bergs zugedacht worden ſei. Es ift zu alledem nicht gefommen. ©. ſchied ftill und unbelohnt 
von den Schauplag feines großen Wirkend. Den Ausprud feiner Stimmung, mit der er Dies 
that, finden wir in den Worten, die er 1816 zu einem Freunde ſprach: „Ja, lieber Freund, 
wir baben viel gewonnen, aber vieles jollte auch anders fein. Ich jehne mich heraus. Die 
Welt ifteinmal fo, daß man auf der geraden Straße meift nicht vorwärts kann und doch auf 
der krummen nicht fahren foll. Es bleibt dabei: die Umſtände und Berhältniffe ftoßen und trei= 
ben die Menſchen; fie handeln und meinen, fie thun es — Gott entſcheidet.“ 

Seit jeiner Rückkehr aus Paris bis zu feinem Tode, der am 29. Juli 1831 erfolgte, lebte ©. 
meift auf den Schloß Kappenberg in ver preußifchen Brovinz Weftfalen, einem ehemaligen Kl« 
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ftergut, das, feit 1803 in den Bejig der preußifchen Krone übergegangen, von ©. gegen Akt 
tung feines Guts Birnbaum erworben worden war, Sein Leben und Wirken in diefer Zeit 
faum nod) etwad mit demjenigen gemein, das ihn zu einem der größten Staatömänner ſch 
Zeit gemacht hat, es war vielmehr lediglich das eines weitfäliichen Evelmannd. Ge if fin» 
Geſchichtſchreiber ſchmerzlich, fich geftehen zu müffen, daß ein Mann wie ©. in feinen ini 
Lebensjahren dem rüdläufigen Strom der Zeit jo wenig Wiverftand leijtete, daß wir ibn iz 
großen liberalen Reformideen völlig untreu werden und insbeſondere als Mitglied und &ı 
tagsmarſchall ver weſtfäliſchen Provinziallandtage vollftändig in das Fahrwaſſer der allım 
nen Reaction und des ritterfchaftlihen Particularismus einlenfen fehen, ven er einft mit ie: 
erbittliher Strenge verurtheilt hatte. Die Geſchichte des großen S. endet eben mit dem je 
1815. Aus jeinem jpätern Leben wollen wir nur noch der Tbatfache gedenken, daß er im de 
1818 die „Geſellſchaft für ältere deutſche Geſchichtskunde“ fliftete. Wir Fönnen dies alı 
legte That aus den Geifte des großen Staatdmannd bezeichnen, der die Wiederaufrictun: 
deutſchen Volks zu feiner Lebensaufgabe machte. Denn es ift nicht zweifelbaft, daß die & 
bung deutſcher Geſchichtsforſchung, die wir zum großen Theil jenev Geſellſchaft verdat 
wejentlih zur Belebung und Kräftigung des nationalen Geiftes beigetragen bat, aus berali 
die Schöpfung einer nationalen Wiedergeburt Deutfchlands hervorgehen kann und mir. 
©. Stern. 

Stempel nennt man 1) ein Werkzeug, mitteld deſſen irgendein Zeichen auf eine «x 
weichere Maſſe eingedrückt oder mit Farbe aufgedrüdt wird; 2) dad Zeichen, welches mit an 
folhen Werkzeuge einem Stoff aufgebrüdt if. Das Stempeln geſchieht in ver Regel, um» 
Urfprung, die Echtheit oder die Güte eines Gegenftandes zu beglaubigen, wie bei den Ninr 
Gold: und Silberwaaren und verfchiedenen Fabrifaten; mandmal auch, um die Schlens 
zu bezeichnen und jede Beſſerung unmöglich zu mahen, wie das Brandmarken der Verhue 
Endlich hat aud ein Binanzkünftler die Erfindung gemadt, das Papier zu beftempeln ar 
Leute zu zwingen, daß jie ſich deffelben in beftimmten Fällen bedienen müffen. Der Kunz 
ih das Stempelpapier theuer bezahlen und zieht aus dem Verfauf eine Ginnahme, wa 
Stempel-Abgabe, «Gebühr oder «Geld befannt ift. Diefer Binanz:Gutenberg war ein Helinıı 
ed ſoll hohe Beamte geben, die feine Erfindung höher ſchätzen als jene des Mainzers; as 
man nie gehört, daß ihr das Jmprimatur verfagt worden wäre. Als die Oeneralftann 
erften Viertel des 17. Jahrhunderts, um die Koften ihres Rieſenkampfes gegen Spanien u‘ 
ftreiten, alle damals befannten Steuern eingeführt hatten und doch nicht Geld genug aufbriex 
konnten, fchrieben fie eine große Belohnung für den aus, welcher eine neue Steuer erfünde, I 
viel eintrage und dod nicht drückend fei. Unter allen Bewerbern erhielt derjenige den Dıri 
welder die Einführung eines vectigal chartae vorfhlug, und fo wurde das Stempelpaptit © 
Jahre 1624 in Holland durch eine Orbonnanz eingeführt, welche die vortrefflichen Gigenihu 
deſſelben audeinanderfegte. Man will zwar den Holländer des Plagiats befchuldigen, ine 
wan ſchon ältere Spuren von Stempelpapier anführt; allein diefe find doch bei weiten ut 
deutlich genug, um ihm die Ehre feiner Erfindung zu tauben.” Die Novelle 44, 2 Juſtinien 
ſpricht zwar von einem Zeichen für Actenpapier, deſſen Abſchneiden je verbietet, um Fälidım 
zu verhüten, aber von feiner Abgabe. Ebenfo unfiher ift die Angabe, daß ſchon um die A 
des 16. Jahrhunderts in Spanien ein Stempel beftanden habe. Dagegen ift es gewiß, dar, !* 
bald einmal Holland die neue Erfindung angewendet hatte, die Spanier ſich beeilten, von der 
Beifpiel ihrer Rebellen Nugen zu ziehen und den Stempel in ihrem Lande einzuführen. Fran 
reich folgte nach, Die deuiſchen Reichsländer blieben nicht zurück, und im Anfang des 18. ti 
hundert gab es in Europa wol nur wenige Regierungen, die nicht Stempelgefälle unter I 
Einnahmen zählten (Sachſen und Brandenburg feit 1682, Nürnberg 1690, Hannover 1" 
u. ſ. w.). Die ſchnelle Verbreitung darf und nicht wundern, denn e8 ift eine große Wahrk 
die unjer guter alter Adam Smith in den Worten ausbrüdt: „There is no art which og 
government sooner learns of another than that of draining money from the pockels oftbe 
people.” (8 gibt feine Kunft, welche eine Regierung ſchneller von der andern lernt, als" 
den Volke Geld aus der Tafche zu loden.) Der Verfuc der britifhen Regierung, die Stemml 
tare in den nordamerifanifchen Colonien einzuführen, gehört mit zu den Anläffen, welde de 
Gärung erzeugten, die zum Breiheitöfriege und zur Trennung von dem Mutterlande fübrtt 
Die Parlamentsacte vom 22. März 1765, welche vie Einführung des Stempels in pen Golonie 
verfügte, wurbe übrigend 1767 wieder aufgehoben. 
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Un die Stempelabgabe einträglid zu machen, mußten natürlich recht viele und häufig vor- 
komnmende Schriften verjelben unterworfen werden. Diele Ausdehnung auf die verfhiedenar: 
tigften Gegenftände hatte dann zur Folge, daß die Natur der Abgabe Feine beftimmte blieb. Daran 
war freilid den Finanzmännern wenig gelegen, denen ed nur darum zu thun ift, Geld zu bekom— 
nen, wohl aber unfern deutſchen Staatöwirtbihaftälehrern, denen vor allem ein klares Syſtem 
anı Herzen liegt. Unter welde Rubrif foll man aber die Stempelabgabe bringen? Was für 
den Gerichtöftempel paßt, gilt nicht für den Kartenftenipel, und die Stelle, welche diefem ange: 
meſſen ift, paßt wieder nicht für den Stempel von Wechſeln und Quittungen. Gin Beifpiel fol: 
cher Verlegenheit gibt von Jufti in feiner „Staatöwirthfhaft‘ vom Jahre 1758, wo er jagt: 
„Das Stempeln der Kalender und bdergleihen Dinge fann ih gar nicht billigen; denn der 
Grundſatz, den einige Kameraliften haben, daß jie foldhe Dinge zu Gegenftänden der Abgaben 
ausjuchen, die notbwendig find und von jedermann gebraucht werben, ed mag dabei etwas ge: 
wonnen werden oder nicht, tauget ganz und gar nichts.” Zu diefem Urtheil jagen wir von 
Herzen Amen. Dann wirft von Jufti den Stempel in Eine Klaffe mit der Accife auf Papier 
und dem Gingangszoll von Papier und Büchern. Das Stempelpapier, „fo hin und wieder bei 
den gerichtlichen Proceffen eingeführt iſt“, rechnet er zu den Luxusſteuern oder denjenigen Ab- 
gaben, „durch welde man ein moralifches Übel im Staat zu hemmen die Abiiht hat.“ Bon 


dieſen fagt er: ‚Meines Erachtens nügen alle diefe Arten von Abgaben nicht viel. Nur das 


Stempelpapier kann man ald die unſchädlichſte darunter anſehen.“ Es ift ein misliches Geſchäft, 
wenn man ba ein Syflem fucht, two gar Feind vorhanden ift, fondern nur die Abſicht, möglichft 
viel Geld herauszupumpen. 

Wir unterfheiden eine dreifahe Natur der Stempelabgabe, nämlich: 1) eine Gebühr für 

gerichtlihe und abminiftrative Handlungen, wegen deren jih die Bürger an Staatsbehörden 
wenben; 2) eine Steuer von der Bertheilung der Güter, insbeiondere von Eigenthumsverände- 
rung beweglicher nnd unbeweglidher Güter; 3) eine Verbrauchsſteuer von manden Gegenſtänden. 
Das Beitempeln des Papiers für die Schriften oder der Gegenftände felbft (Kalender, Karten 
u. ſ. m.) ift dann die Form, unter welder dieſe verfihiedenen Gebühren und Abgaben erhoben 
werden, deren Natur fehr ungleidyartig ift, obgleich nidht nur die Form, fondern auch die Erhe— 
bungsämter für alle die nämlichen find. Dieje drei Naturen liegen z. B. in der Definition der 
Stempelftener in Preußen, welde „für das zu gerichtlichen und verſchiedenen außergerichtlichen 
Verhandlungen und Ausfertigungen vorgeichriebene geitempelte Papier, für Spielfarten und 
für die Beitempelung der Wechſel, Kalender und Zeitungen entrichtet wird”. 

Daß die Bürger in Fällen, wo fie die Thätigfeit von Behörden für ihre Angelegenheiten 
bejonders in Anſpruch nehmen, dafür eine Gebühr entrichten, fann dem Princip nad} nicht mis- 
billigt werden. Früher wurden diefe Gebühren zur ganzen oder theilweifen Befoldung der be— 
treffenden Stellen unmittelbar verwendet, ſodaß andere Zweige des Öffentlichen Einfommens 
zu diefem Zweck nur jo weit in Anjprucd genommen wurden, ald der Ertrag der Gebühren nicht 
reihte. Dagegen erhoben fi aber viele Bedenfen. Richter und Bermaltungsbeamte kommen 
in Berfuhung, ihre Proceßverhandlungen und Schreibereien unnöthigzu vervielfältigen, um den 
Ertrag der Gebühren zu erhöhen; es laufen noch andere Misbräuche mit unter, wie man es 
3.2. hauptſächlich dem Bezahlen und Taxiren folder Schriften nad) ihrer Länge zu danken hat, 
daß der Actenftil in allen Ländern der Ghriftenheit in feinen ſprichwörtlich gewordenen Shwulft 
und die tödliche Wortmacherei audgeartet ift. Die erwähnten Misbräuche haben in neuerer 
Zeit fat überall dahin geführt, daß ſolche Gebühren nicht mehr von den betreffenden Beamten 
unmittelbar bezogen, fondern von Erhebern eingenommen und dem Staat verrechnet werben. 
Bei diefer Anordnung und andern zweckmäßigen Vorkehrungen ift gegen den Stempel ald Ge: 
bühr für gerichtliche und Verwaltungshandlungen nichts einzumenden. Wer ihn ſcheut, der 
mag ſich bejinnen, ehe er einen Proceh anfängt, und fi gewöhnen, nicht wegen jeder Kleinigkeit 
zur Bolizei zu laufen, fondern etwas mehr auf ſich jelbft zu bauen. Wer aber gerichtliche oder 
polizeiliche Hülfe anſpricht oder fonft Geſchäfte veranlaft, der kann billigerweife einen Beitrag 
zu dem Aufwand liefern, den die Geſammtheit für Juſtiz und Adminiſtration machen muß. 
Hierbei Fonımt allerdings zu bedenfen, dag nicht gerade für jede Berührung, in die ein Bürger 
mit den Behörden kommt, Stempel gefordert werden foll; auch enthalten die meiften Stempel- 
gejege folhe Ausnahmen. Pölig z. B., welder dieſe Belaftung im übrigen theild rechtfertigt, 
theild entſchuldigt (!), will nicht, daß für Bitten und Beſchwerden an vorgejegte Behörden 
Stempel gefordert werde, weil darin Fein rechtmäßiger Grund zur Befteuerung liege; vor dieſem 
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„weil dürften übrigens die wenigften feiner „entſchuldigten“ Stempelfäße Stich halten. (Ba | 
Pölig, „Staatswiſſenſchaften“, II, 387 fg.) Endlich ift auch der Umſtand zu beobachten, dei 
die Stempelgebühr fehr felten die einzige ift, welche der Bürger für die Bemühungen der Jer. 
und Verwaltung zu entrichten hat; er wird vielmehr durch Sporteln und Taren meint binlängiz 

-daran erinnert, daß die Staatshülfe nicht umfonft zu erhalten ift, ſodaß er Faum noch des Ein 
pels bedarf ald Warnung, die Herren Beamten nit unnöthig zu überlaufen. 

Als Steuer auf die Vertheilung der Güter, befonders auf Übergang von Gigenthum au 
einer Hand in die andere, läßt fi der Stempel mit einen gefunden Befteuerungsprincip ide 
vereinigen, am allerwenigften in der Ausdehnung, welche er in mehrern Staaten auf diem 
Feld, gewonnen bat. Dagegen läßt ſich nicht leugnen, daß gerade Diefed Feld ein fehr ergiebis 
ift, und zwar um fo mehr, je rafcher ver Imfag ſich bewegt. Gin Volk, deſſen Wohlftant = | 
Aufblühen oder im Verfall begriffen ift, zahlt an diefer Abgabe mehr ald ein anderes, veie, 
wirthichaftliche Berhältniffe ftabiler find, weil dort, im einen wie im andern Fall, ein jchneller 
Wechſel des Eigenthums vorfommt. Hierbei ift das unbemweglihe Eigentbum von beweglice 
Gütern zu unterfcheiden. Veränderungen im Eigenthum von Kiegenfhaften fönnen nicht Inz, 
verborgen bleiben ; ebenfo wenig ſolche, bei welchen gerichtliche Bermögensaufnahmen oder Bew) 
fundungen erforderlich jind, wie bei Erbtheilungen. Dergleichen Handänderungen fönnen ur 
mittelbar befteuert werden, ohne daß die Form einer Stempelabgabe nöthig wäre. Died x: 
ſchieht au dur Abgaben von Käufen, Schenfungen und Erbſchaften, vpn welden die vicesim 
haereditatum unter Kaifer Auguftus als die mit zahlreiher Nachkommenſchaft gefegnete Mur 
anzufehen ift. In Baden nennt man diefe Abgabe, „Immobilienaccis“, in ver Schweiz „Dam 
änderungsgebühr“ (im Canton Neuenburg droit de mulation). Man wundert fich jetzt übe 
die Abgaben, melde der Grundherr fonft von der Hinterläffenichaft des Leibeigenen nahm, at 
Todfall, Befthaupt u. f.w. (Lang, „Deutihe Steuerverfaffungen‘‘, führt 53 verſchiedene 


Namen an); man hat folde Feudallaſten nad und nad abgeihafft, aber in vom Map, me | 


dies geihah, trat der Landesherr ein und bezog „die lahende Erbengebühr” (in Baireusf) „du 
Lacherbengeld“ (in Baden), „die lachende Erbſchaftsgebühr“ (im Speierifhen), ven Cela— 
teralanfall” (im Ansbachiſchen) u. f. w. Jetzt find auch diefe Namen geibwunden, aber du 





Sache ift geblieben, und ift dann der Stempel ald Anhängfel der Abgaben von Handänderungn | 
binzugefommen. Die Holländer haben neben Abgaben von Erbidaften (von 5 — 10 Brac.y 


nah dem Grade ver Verwandtſchaft) noch ein Stempelpapier für Teftamente, deſſen Breis nö 
nad} der Größe der Hinterlaffenihaft richtet. Wenn ein zu geringes Papier genommen mirt, \ 
erfolgt ald Strafe die Conñscation der Erbſchaft, die ich jedenfalls nicht rechtfertigen läßt. An 

dere Länder haben blos Stempel für Eigenthbumsveränderungen. In England betragen die 
Stempelgebühren und Befigübertragungäfoften zufammen bei Berfäufen von 300 Thlrn. Wert 
30 Pror., bei 600 Thlrn. Werth 15 Proc., die Koften einer Örundverpfändung bei 300 Thlm 
Werth 30 Proc., bei 600 Thlrn. Werth 20 Proc. u. f. w., darunter insbeſondere der Stempel allein 
bei einem Grundverfauf von 300 Thlen. 12"/, Proc., bei 600 Thlen. Wertb 5 Proc., bei 180 
Thlrn. 2%/, Proc. u. ſ. w. (Gneift, „Geſchichte und heutige Geftalt der englifhen Gommmunal 

verfaffung oder des Selfgovernment’, zweite Auflage, I, 513.) In Preußen hingegen beträgt: 
der Stempel bei reinen Kaufverträgen über inlänbijche Grunpftüde und Gerechtigfeiten nur 
Eins vom Hundert ded Kaufwerths ohne Rückſicht auf einen höhern oder geringern Preis und 
Werth, wobei Objecte nnter 50 Ihlrn. Werth aud bei Käufen wie überhaupt ſtempelfrei find. 
Seit dem Gejeg von 24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, findet aber 
auch in Preußen über die Berpflichtung zur Entrichtung des Wertbftempeld oder eines Vertrags: 
ſtempels und refp. deren Betrag und Höhe gerichtliches Gehör ftatt. 

Auf Nichtverwendung der Stempel ift meift, fo aud in Preußen, ſachgemäßer nur Strai: 
(zum vierfadhen Betrag) angedroht, nicht Ungültigkeit der Acte. 

Andere Gefeggebungen verorbnen zur Sicherheit der Befteuerung der Eigenthumsverän— 
derungen, daß diefelben in ein befondered Regifter eingetragen werben müffen, wofür eine Re— 
giftergebühr erhoben wird. Auch diefe befteht in Holland neben dem Stempel und den übrigen 
Abgaben; fie wird fogar bei dem Verkauf von Schiffen erhoben, bie man als Käufer auf dem 
Waffer Hierher zieht. Frankreich bat den Stempel und die Regiftergebühr (timbre und enre- 
gistrement), doch ift die legtere an die Stelle ver frühern Abgaben der Eigenthumsveränderun— 
gen von Liegenfhaften getreten; fie ift übrigens fehr einträglih, aber auch fehr drückend 
und hoc. 
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Was nun diejenige Art von Gütervertheilung betrifft, welche nicht nothwendig in dem 
Augenblick, wo ſie vor ſich geht, zur Kenntniß einer Behörde kommen muß, aber doch, um confta- 
tirt zu werben, einer ſchriftlichen Urkunde bedarf, fo kann dieſelbe nicht leicht unmittelbar beſteuert 
werben. Hier ſpielt die Form des Stempels, zum Theil auch der Regiſtrirung, ihre Hauptrolle. 
Man zwingt die Betreffenden, alle ſolche Urkunden ſtempeln zu laſſen oder ſich des Stempelpa- 
Piers dafür zu bedienen; manche Verhandlungen, bei denen ed angeht, müſſen auch regiſtrirt 
oder doch auf Stempelpapier geſchrieben werden, unter dem Präjudiz, daß ſie ſonſt von Gerichten 
oder Verwaltungsſtellen vorkommendenfalls nicht als gültig anerfannt werden, was jedenfalls 
verwerflich iſt. Man hat das Recht des Staats zu dieſer Art von Beſteuerung des Verkehrs 

daraus herleiten wollen, daß durch das Stempeln und Regiſtriren das Eigenthum eine ſtärkere 
Garantie erlange, als es im allgemeinen Staatsſchutz findet. Allein dieſer Grund iſt ſaſt ebenſo 
lächerlich, als wenn man behaupten wollte, die Steuerpflicht überhaupt habe ihren Grund darin, 
daß ſich der Staat die Mühe gibt, durch ſeine Agenten die Steuerkapitalien ausmitteln und in 
das Kataſter eintragen zu laſſen. Hierher gehört die Stempelabgabe von Schuldverſchreibun— 
gen, Kauf: und Miethverträgen, Frachtbriefen, Rechnungen für gelieferte Arbeit, Ouittungen, 
Wechſeln u. dgl. Am fhäplichften für den Handelsrerkehr wirkt ver Wechjelftempel. Werber 
bezeichnete fogar die große Ausdehnung deffelben ald eine Urſache von dem Verfall des Wechſel— 
Handels (‚Beiträge zur Kenntniß des gewerblichen und commerziellen Zuftanded der preußifchen 
Monarchie“, S. 234). Die Holländer , melde fo eifrig mit dem Stempel verfahren, daß felbft 
die Duittungen für entrichtete Steuerſchuldigkeit den Pflichtigen eine Stempelabgabe Foften, 
waren doch jo gejcheit, daß fie Wechfel und.ähnliche Handelöpapiere freiliefen. Inzwiſchen ift 
nah dem Vorgang einiger anderer Länder aud in Preußen dur ein Geſetz vom 2. Sept. 
1862, die Anfertigung und Verwendung von Stempelmarfen betreffend, ver Kinanzminifter er: 
mädhtigt, vergleichen Marken anfertigen und zum Berfauf ftellen zu laffen für Diejenigen Schrift: 
ftüde, für melde es fuccefive zweckmäßig und ausführbar erfcheinen werde, die Löjung 
in jeden: vorfommenden Fall nah Veranlaffung und Bebürfniß den Betheiligten zu geftatten, 
ohne jedesmal erft die Bermittelung der Behörde zur Abftempelung des Schriftſtücks nadhzufu- 
hen; hierdurch wird namentlich der Wechfelverfebr ſehr erleichtert werden. Es müffen aber dieſe 
Stempelmarfen von den Betheiligten felbftverftändlih auf dem Schriftftüd ſelbſt und rechtzeitig 
befeftigt werden. Der Borwurf, den man ven Abgaben von Eigenthumdveränderungen über: 
haupt macht, daß fie den Kapitalftod angreifen und fhmälern, trifft natürlich auch den Stempel, 
ſoweit er hierher gehört, mit dem weitern Zufaß, daß die legtgenannten Arten veffelben auch der 
vortheilhafteften Gütervertheilung hemmend in den Weg treten. 

Hinfihtli der Stempelfteuern von Erbſchaften und Vermächtniſſen ift jedoch noch zu bemerfen, 
daß die Gefeggebungen zwifchen nähern und entferntern Verwandten, refp. Erben unterſcheiden, 
ſodaß der als Abgabe zu entrichtende Procentfaß geringer oder höher je nach dem Grade ver Ver: 
wandtihaft beftimmt wird. (Vgl. über die Erbichaftöfteuer in Großbritannien ven Art. Groß: 
Britannien und Irland [Bolitifhe Statiftif], Bo. VII, ©. 38.) Yufolge des im mwefentlichen 
noch jeßt geltenden preußifchen Stempelfteuergefeßed vom 7. März 1822 ift in Preußen ver 
Anfall einer Erbſchaft an Des und Afcendenten, wie an überlebende, mit ehelichen Kindern des 
Mannes gleichzeitig erbende Ehefrauen, ingleihen an Berfonen in Dienft und Kohn des Erb- 
laſſers, ſoweit legtere nicht über 300 Thlr. Kapital erhalten, ftempelfrei; wogegen der Anfall an 
überlebende Ehemänner und nicht gleichzeitig mit Kindern erbenve Ehefrauen mit einem Procent, 
an natürliche, gefeglih, doc nicht per subsequens matrimonium anerfannte, ingleichen an 
aboptirte Kinder, ferner an vollbürtige und Halbgefhwifter und deren eheliche Defcendenz mit 
2 Broc., fodann an andere Verwandte, nicht über den fechsten Grad hinaus, an Stiefkinder und 
Stiefältern, wie an Schwiegerfinder und Schwiegerältern mit 4 vom Hundert, endlich an ſolche, 
die nur im fiebenten oder in einem noch entferntern Grade mit dem Erblaffer verwandt find, an 
Schwäger und Schwägerinnen wie an alle übrigen Nichtvermandte ohne Unterſchied mit 8 vom 
Hundert verfteuert wird. 

Für Überlaffungdverträge von Grundſtücken zwifhen De: und Afcendenten find in Preußen 
die frühern zum Theil controverfen Beftimmungen durd das Geſetz vom 22. Juli 1861 zu 
Gunften der Defcendenten wejentlich gemilvert, indem und foweit man die Erwerbung als 
anticipirte Erbſchaft anfehen Fann. 

Gigentlihe Verbrauchſteuer endlich ift ver Stempel von Karten (in England aud von Wür- 
feln), Kalendern, Zeitungen und Zeitſchriften. Der Kartenftempel kann ald Lurusfteuer gelten; 
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er trägt in der Regel wenig ein; in Baden warf er gegen 6000 Fl. ab und wurde 1831 aufae 
hoben. Gegen die Stempelabgabe von Zeitungen und andern periodifhen Schriften ſpreche 
erheblihe Gründe bei denen, weldye die Belehrung und Bildung des Volks befördert und nidı 
gehemmt zu jehen wünſchen. In England ift der frühere Zeitungsſtempel feit 1860 aufgebe 
ben. (S. Großbritannien und Irland Politiſche Statiftif], Bd. VII, S. 36) Es ınag x 
Zeitungsftempel leichter getragen werben, wo einerjeit8 Gedanfenfreiheit befteht, andererteite de 
öffentlichen Blätter ganz oder beinahe unentgeltlich durch die Poſt verjendet werden. In deutide 
Staaten dagegen, wie auch noch in Preußen, erfcheint der Zeitungsftempel neben Den vieles 
Boftprovifionen als eine Beihränfung der Theilnahme des Volks an öffentlihen Angelegente 
ten. Inzwiſchen ift die Stempelfteuer von Zeitungen, Zeitihriften und Anzeigeblättern but 
ein neueſtes preußiſches Gejeg vom 29. Juni 1861 näher firirt und ermäßigt, ferner iki 
ganz aufgehoben hinſichtlich derjenigen Zeitungen und Zeitjchriften, welde nur zweimal wöden 
lich oder feltener erſcheinen und feine politiſchen Nachrichten bringen, ſowie hinſichtlich Derjenige 

überhaupt, weldye nicht öfter ald einmal monatlich ericheinen. f 

Der Preis des Stempelpapiers, weldes der Staat verfauft, alfo die Größe ver Abgabe, win 
feftgefegt: 1) Nah der Natur der Gingaben oder Ausfertigungen, welde auf Stempelpapie 
gejchrieben werden müffen, und die zu diefem Behuf in Klaffen eingetheilt werden — Klafjer 
ftempel. 2) Nach der Größe ver Summe, über welde in einer Urfunde verfügt wird — Grau 
dationdftempel. 3) Nach ver Größe des Stempelblattö oder Bogend (für einen drittel, einen 
viertel, einen halben und einen ganzen Bogen) — Dimenjionsftempel. 

K. Mathy und W. A. Lette. 

Steuerbewilligungs- und Steuerverweigerungsrecht. Über die allgemein 
Natur des Steuerbewilligungsrechts ald eines der wefentlihften, fundamentalften Attribur 
der Randesvertretungen ift bereitd in dem Art. Landtag geiprohen worden. Ga 
übrigt, über die Modalitäten und Gonfequenzen feiner praftiihen Ausübung einiges bin- 
zufügen. Zunächſt ift auf einen wichtigen Unterfchied betreffd der Anwendung dieſes Medi in 
alten feudalftändifhen und im modernen conftitutionellen Staat hinzumeifen. Im erften, we 
das, was wir heutzutage die Regierung oder Verwaltung des Staats im allgemeinen nen, 
d. h. die Fürforge für einen Kreis mannihfaltiger Interefjen und Bedürfniffe des Volksleben 
theils noch gar nicht vorhanden war (entweder weil die betreffenden Intereſſen jelbit nod man: 
gelten, oder weil mit veren Pflege ſich einzelne corporative Gewalten befaßten), theils, Tome 
fie dem Landesherrn oblag, ganz oder faft ganz aus dem Ertrag der Domänen beftritten wart, 
damals kamen Forderungen an die Stände wegen Gelobewilligungen faft immer nur in beien- 
dern Fällen und für ganz beftimmte Zwede vor, z. B. für eine Friegerifhe Unternebniung, oder 
zur Dedung von Schulven des Fürften. Für diefe beftimmte Audgabe ward jedesmal eine be 
ſtimmte Steuer ald Deckung verfelben verwilligt. Die Verausgabung diefer Steuer für dieſen 
und feinen andern Zwed ward daher in der Regel von den Ständen jehr flreng controlirt. 

Allerdings gefhah ed wol auch, daß beftimmte Bewilligungen für beftimmte, nothwendige 
Bedürfniſſe allmählich die Natur regelmäßiger, mehr oder weniger feititehender Steuern an- 
nahmen. Golder feitftehenven Leitungen gab e8 nidht nur mehrere, die ald Ausflug entweder 
des Lehndverhältniffes betrachtet wurden (wie z. B. die in den meiften Feubalftaaten herkömmli— 
hen Zuſchüſſe der Lehnsmannen zur Auslöfung des Oberlehnöheren, wenn er gefangen ward, 
zur Ausftattung der älteften Tochter, zum Nitterfchlag des älteften Sohns), oder des Schutz 
verhältniffes (z. B. das Schußgeld, weldes die Städte dem Landeöheren zu zahlen pflegten), 
fondern auch folde, die fih im natitrlihen Lauf der Dinge gebildet und die Kraft eines feften 
Herkommens erlangt hatten (3. B. eine Steuer für die allgemeine Landesvertheidigung). Aud 
ftrebten die Fürften immerfort danach, ſolche Abgaben over Leiftungen einzuführen, welche nicht 
immer aufö neue von einer ftändifchen Bewilligung abhängig wären. So gelang es dem fran: 
zöfifhen König Karl VII. gegen das Ende des großen englifh = franzöjtiihen Kriegs, bei dem da: 
mals hoch entflammten Nationalgefühl ver Franzoſen ein für allemal eine Kriegäfteuer bewilligt 
zu erhalten, welde die Könige Frankreichs von da an in den Stand jegte, ein anfehnliches fte- 
hendes Heer halten und gleihwol der Stände entrathen zu können. 

Ebenſo kam es dann auch wol fhon im ſtändiſchen Staat dahin, daß ein allgemeiner Zu— 
ſchuß zu ven Ausgaben ver Kandesverwaltung überhaupt erfordert und von den Ständen eine 
dem entfpredhende Steuerquote bewilligt und repartirt ward. Immerfort aber ward dieje Be- 
willigung damals als etwas Außerordentliches, eben ald ein bloßer Zuſchuß zu den ordentlichen 
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Einfünften des Fürften und ald eine Sache guten Willens feitens der Stände angejehen, daher 
auch in ver Regel bei jeder folhen Bewilligung ein Revers des Fürften verlangt, dahin lautend, 
daß er diefe Bewilligung nicht ald ein Recht für fi in Anjprud nehme, fondern ald eine frei- 
willige Beifteuer der Stände ihnen verdanke. 

Anders verhält fich dies im conftitutionellen Staat. Hier ift ed nicht der Fürft als Privat: 
mann oder ald Oberlebnäherr, welcher gewiſſe Ausgaben macht und dafür gewiſſe Einkünfte 
bezieht, fondern ver Staat ift es ald moralifhe Perſon. Der Fürft ift auf feine Eivillifte ange: 
wiefen und hat daher gar Fein perfönliche® Intereffe an ven Ausgaben und Einnahmen des 
Staats. Der Staat ald Gemeinweſen hat für gewiſſe allgemeine Bedürfniſſe feiner Ange: 
börigen (der Bertheidigung nad aufen, des Rechtsſchutzes, der materiellen und geiftigen För— 
derung u.f.w.) zu jorgen, und die Mittel dazu (jomweit folche nicht aus einem vorhandenen 
Staatöverinögen fließen) müffen wiederum die einzelnen ihm darbieten. Sache der Landes 
vertretung aber ift ed, in Gemeinjhaft mit der oberften Staatöverwaltung oder der Regierung 
nad den Map jener Berürfniffe die Höhe der zu ihrer Deckung erforderlichen Leitungen der ein- 
zelnen feftzuftellen. Zu diefem Zweck wird ihnen eine Überficht jener Berürfniffe (das foge: 
nannte Ausgabebudget) zur Prüfung vorgelegt und wird daffelbe von ihnen votirt. Iſt dies 
geſchehen, jo muß jelbftverftändlid die Deckung dafür befchafft werden; ed handelt ji alſo nicht 
darum, ob und wie viel der Staatskaſſe Einfünfte angewiefen werben follen (denn ed müſſen 
ihr eben fo viele angewiefen werben, als zur Beftreitung der feitgeftellten Ausgaben erforderlich 
ind), fondern nur um die Art der Veranlagung derfelben, indbefondere (da die andern Er- 
trägniffe, 3. B. aus Domänen, Waldungen, Regalien, Eijenbahnen, meift gegebene und nicht 
willkürlich abzuändernde find) der Steuern. 

Injofern alfo Fann, genau genommen, im conftitutionellen Staat nicht ſowol von Steuer: 
bewilligung als von Ausgabebewilligung die Rede fein. Im Beudalftaat machte der Fürft Aus: 
gaben nach Belieben, folange er Geld dazu hatte; hatte er eins, fo verfuchte er, ob die Stände 
ihm eine Beifleuer, Steuer, dazu verwilligten; nur indirect hatten daher diefe ed in der 
Hand, die Ausgabe felbft, wozu der Landesherr ihrer Beifteuer beburfte, z. B. für einen 
Kriegszug, zu verhindern. Im conftitutionellen Staat geht man den umgefehrten Weg: die 
Regierung proponirt eine Ausgabe ald im Intereffe ded Landes nothwendig oder nüglich, vie 
Zandeövertretung genehmigt diejelbe oder genehmigt fie nit; genehmigt fie die Ausgabe nicht, 
jo darf die Regierung nad conftitutionellem Recht diefe Ausgabe nicht machen, auch wenn 
fie noch fo viel überfhüffiges Geld in den Staatöfaffen vorräthig bat; genehmigt die Landes- 
vertretung die Ausgabe, fo hat fie auch für die entfprechende Einnahme, beziehentlich in Wege 
der Befteuerung, zu forgen. Es gibt daher aud im conftirutionellen Staat unter normalen 
Verhältniſſen kein Steuerverweigerungdreht, fondern nur ein Recht der Feſtſtellung, bezie: 

bentlih Abminderung ded Budgets, d.h. des Gelammtausgabebenarfd und folglich audy der 
entfprehenden Deckungsmittel. Das ift aud) der regelmäßige Gang der Bupgetberathungen in 
den conftitutionellen Staaten; zuerft wird das Ausgabebudget durchgegangen und feftgeftellt; 
ift died geſchehen, fo Fann über dad Einnahmebudget kaum nod ein Streit entftehen, höchſtens 
über die Art ber Steuerveranlagung, ob man z.B. die eine Steuer ftärker anziehen, eine an= 
dere ermäßigen, ob man den Örundbejig, oder das Gewerbe, oder das Einfommen im allge- 
meinen hauptſächlich heranziehen will. 

Dies ſetzt aber freilich eine Staatsverwaltung voraus, welche eben nur als Verwalterin des 
Gemeinweſens und als Beauftragte der Geſammtheit ſich betrachtet und handelt, welche alſo 
auch in Bezug auf die Regelung des Staatshaushalts ſich vollkommen und rückhaltslos den Be— 
dingungen des conſtitutionellen Lebens, insbeſondere dem Votum der Landesvertretung, als einem 
ſchlechthin entſcheidenden, unterwirft. Iſt dies nicht der Fall, fo kommt die letztere in eine un- 
gleich mislichere Lage als die Stände im alten Feudalſtaat. Da ſie nicht eine beſtimmte Steuer 
für einen beſtimmten Zweck, ſondern überhaupt ſo viel Steuern zu bewilligen hat, als zur 
Deckung des Geſammtausgabebedarfs erforderlich find, jo iſt es ſchon aus rechneriſchem Gefichts- 
punkte ſchwer, oft unmöglich, einer beſtimmten Ausgabem inderung eine genau entſprechende 
Steuerverringerung gegenüberzuſtellen. Wenn allerdings millionenweiſe am Ausgabebudget 
gekürzt wird, ſo läßt ſich wol auch ein dem angemeſſener Abſchlag an der Steuer bewirken, ſei 
eb durch gänzliche Aufhebung einzelner Steuern, ſei es durch partiellen Erlaß oder Herabſetzung 
der Steuerquote. Bei kleinern Abſtrichen dagegen, von 1000, 10000 Thlrn., geht dies nicht 
einmal. Aber abgefehen davon fließen alle Steuern in die gemeinfame Staatöfaffe, werden von 
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da auß erft wieder behufs der Verausgabung an die einzelnen Departements vertheilt. Iſt IT< 
einmal eine gewiffe Summe verwilligt, fo haben die Stände feine Gontrole und feine Gewalt 
mehr darüber, zu welden Ziweden diefe Summe im einzelnen verwendet wird. Sie füremer! 
nachträglich bei ver Rechnungsablegung Beſchwerde parüber erheben, wenn etwa eine von i er? 
nicht verwilligte Ausgabe dennoch aus der Gefammteinnahme beftritten worden ift, nweDer 
mitteld VBerfürzung anderer Ausgabepoften, oder mit Hülfe der Uberihüffe, welde in mer 
Regel die Einnahmen, auch die Steuern, zumal bie indirecten, über dad voraus angenommaermer 
Quantum ergeben, allein vorbeugend dawider etwaß zu thun find fie außer Stande. Das ganıar 
ſtändiſche Bewilligungsrecht hat offenbar gegen früher zwar an Ausdehnung gewonnen, imfo- 
fern es ſich jegt auf den geiammten Staatöhaushalt erſtreckt, aber ed hat ebendadurh für er 
einzelnen Ball an Intenjität und Sicherheit ver Handhabung eingebüßt. 

Nun bleibt zwar einer conftitutionellen Landesvertretung ald äußerftes Mittel gegenüber 

einer Regierung, welde ihr Bewilligungsredt dadurch illuforifh madht, dag fie auch nicht Be— 
willigte Ausgaben dennoch vollzieht, die totale Steuerverweigerung übrig, womit van, mersm 
jie nämlich thatfählih durchgeführt werden kann, die Regierung völlig außer Stand geirsr 
wird, überhaupt weiter zu regieren. Allein auch damit hat ed feine eigene Bewandtniß. Zas - 
nächſt jhon im Princip bedeutet eine Steuerverweigerung heutzutage ganz etwas anderes ald izm 
Feudalftaat. Dort war ed allemal nur ein einzelnes, häufig noch dazu blos perſönliches oter 
dynaftifches Intereffe, was durch Verſagung einer folhen Bewilligung betroffen ward. Es 
fam dann eben daraufan, ob der Fürft die Befriedigung diefes Intereffed hoch genug anfdlug. 
um 3. B. eine von den Ständen an die Bewilligung gefnüpfte Bedingung einzugeben, oder ob 
er vorzog, auf die Bewilligung und auf die Grreihung des daran gefnüpften beftimmten Zweds 
(3. B. eines Kriegdzugs) zu verzichten. Die übrigen Intereffen ded Fürften oder des Staat? 
litten unter einer foldhen partiellen Verweigerung nidt. Cine Steuerverweigerung Heutzutage 
(die, wie oben gezeigt, um wirffam zu fein, faft immer eine totale wird fein müffen) bat gam 
andere Wirfungen; jie lähmt allerdings die Regierungsgewalt, aber fie legt auch Die game 
Staatöverwaltung ſammt allen den davon unmittelbar oder mittelbar abhängigen Intereſſen 
brach. Bei einer totalen Steuerverweigerung müßte (da die Einfünfte aus dem Staats vermögen 
jelten weit reichen werden), wenn nicht fofort, doch nad einiger Zeit nicht blos das ſtehende 
Heer, fondern aud) dad Beamtenthum entlaffen, die Öffentlichen Arbeiten eingeftellt, alio 
Landeövertheidigung, Juſtiz, Wohlfahrtöpolizei u. |. w. außer Wirkſamkeit gefegt werben. 
Weil dem fo ift, wird ſich eine Landesvertretung jhon an ſich äußerſt ſchwer zu einer ſolchen to- 
talen Steuerverweigerung entſchließen. Thut jie ed aberaud, fo wird die Regierung leicht mit 
dem Vorgeben bei der Hand fein: da der Staat nicht zu Grunde gehen dürfe, jo fei fie geredht- 
fertigt, wenn fie trog der Weigerung der Stände dennod die Steuern nad) wie vor eintreibe. 
Der Deutſche Bund hat für folhe Fälle Fürforge zu treffen gefucht in ven berufenen Ausnahme- 
beihlüffen von 1832, deren zweiter ausdrücklich den Ständen die Befugniß abſpricht, „die zu 
Führung einer den Bundespflidten und der Landesverfaſſung entſprechenden Regierung erfor: 
verlihen Mittel zu verweigern“. Auch in mehrern der deutſchen Einzelverfaſſungen ift vorge- 
jehen, daß im Fall des Nichtzuſtandekommens eines gefeglichen Budgets dennod) der Regierung 
wenigftend noch auf eine beftimmte Krift die Erhebung der Abgaben in der bisherigen Weife zu— 
ftebe. Biel weiter geben bierin die Verfaffungen ver beiden dentſchen Großftaaten, Breußen 
und Ofterreich. In diefen ift ausdrücklich feftgefegt, daß die einmal beftehenden Steuern und 
Abgaben einer neuen Bewilligung feitens der Kandeövertretung nicht bedürfen, eine ſolche viel- 
mehr erft da einzutreten hat, wo es ih um Einführung neuer oder Erhöhung der beftehenven 
Steuern handelt. Damit ift dann freilih das ganze Bewilligungsredht der Landesvertretung 
illuſoriſch gemacht, da, mie oben angedeutet, die Negierung an eine Nichtbewilligung oder 
Abminderung ded Ausgabebudgets, folange ihr nicht die Mittel zur Deckung entzogen werben 
fönnen, ſich nicht zu kehren braucht und, wie jich in Preußen wenigſtens thatfächlich zeigt, unter 
Umftänden aud wirklich nicht kehrt. 

Das volle, uneingefhränfte Recht der Steuerverwilligung, felbftverftändlich einer in jeder 
Budgetperiode vollftindig neu vorzunehmenden, fomit aud) eventuell der Steuerverweigerung, 
felbft einer totalen, muß einer conftitutionellen Landesvertretung zuftehen (umd zwar ebenfo 
natürlicherweife jeder einzelnen Kammer) ald äußerftes, freilich nur mit größter Vorſicht und 
nur im äußerften Ball anzuwendendes Mittel der Nothwehr gegen eine ihre jonftigen conftitu- 
tionellen Rechte misachtende Regierung. Wieder eine andere Frage freilich ift die, wie ein fol: 
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ches Steuerverweigerungdredt, wenn ed denn wirklich einmal, und, nehmen wir an, mit beftem 
Fuge, von einer Kammer gebraucht werben wollte, praktiſch durdguführen fei. In Ländern 
mit auögebilveter conjtitutioneller Praris, wie England, würde die Regierung ed gar nicht 
wagen, nicht vom Parlament bewilligte Steuern einzufordern. Im folden Ländern kommt es 
aber auch zu einem jolden Außerſten gar nicht, weil dort dem Parlament viele andere genugſam 
wirkſame Mittel zur Geltendmachung ſeines berechtigten Einfluſſes zur Verfügung ſtehen. Von 
den continentalen oder mindeſtens den deutſchen Verfaſſungen hat nur eine, die kurheſſiſche 
von 1831 (dank der vorausſichtlichen Sorgfalt ihres Lirhebers Sylveſter Jordan!) die nöthigen 
Bürgichaften für praftiihe Durchführung des conftitutionellen Notbrechtd der Steuerverweige: 
rung genau und wirffam präciirt. Sie verbietet den Behörven, andere als ſtreng verfaſſungs— 
mäßig bewilligte Steuern zu erheben, und verpflichtet die Unterthanen nur zur Zahlung foldyer, 
aber feiner andern. Wenn dann außerdem noh, wie ebenfalls nad jener Berfaffung ver Fall 
ift, die Gerichte völlig unabhängig, lediglich nach Verfaffung und Landeögefegen, über alle 
Acte der Berwaltung zu cognojeiren haben, fo ift allerdings eine praftifch durchgeführte Steuer- 
vermweigerung ald äußerſtes Mittel des pajjiven Widerſtandes gegen eine verfaſſungswidrig 
handelnde Regierung wol möglich, wie ſich Died 1850 gezeigt hat. Die Steuerverweigerung i in 
Preußen nad dem Staatöftreih von 1848 (um died beiläufig zu erwähnen) ging über die legale 
Übung ded conftitutionellen Rechts der Steuerbewilligung und Steuerverweigerung hinaus, 
infofern die damalige preußifche Nationalverfammlung, ald eine blos conflituirende, mit ver 
Steuerbewilligung gar nicht zu thun hatte, der betreffende Beſchluß auch nicht vahin ging, die 
erft zu bewilligenden Steuern zu verweigern, fondern die Unterthanen zur Nichtzahlung der 
nad) den beftehenden Gefegen bereitd fälligen aufzufordern und zu autorifiren. Dieſer Fall kann 
daher nicht füglich ald ein Ausflug des conftitutionellen Steuerverweigerungsredhts citirt werden. 


K. Biedermann. 

Steuerfreibeit, ſ. Privilegien. 

Steuern, Steuerwefen. Steuern zahlen und fterben muß der Menſch, nach dem Aus- 
ſpruche Branklin’s, überall. Die Steuern find eine fittliche Nothwendigkeit für die Ausbildung 
der Staatögefellihaft, in mehrfacher Beziehung eine Wohlthat. Denn abgefehen davon, daß 
die Pflicht, zur Erhaltung ded Gemeinweſens beizutragen, dem Menfchen erft das Bewußtfein 
der Zugehörigkeit zu einem großen Ganzen gibt, deffen Einrichtungen vergeftalt in einem or- 
ganiſchen Zuſammenhang ftehen, daß durch jie die Wohlfahrt jedes einzelnen Mitglieds ver 
Staatögefellfhaft ebenfo und auf gleiche Weife wie die des Ganzen gefördert wird, fo find ſie auch 
eine Bedingung der fortjchreitenden Givilifation. Es bedarf überall einer Zufammenwirkung 
von Kräften, um jedem einzelnen Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft ebenjo wol Schug für 
feine Breiheit und fein Gigenthum, für die Borausfegungen aller ftaatlihen Lebensordnung, 
ald die Mittel für geiftige Ausbildung zu gewähren, weldye der Einzelne ohne diefe Zufammen= 
wirfung im Staat jih zu befhaffen außer Stande fein würde. In dem Grade ald die Bildung 
mit den Bebürfniffen und Anſprüchen auf dieſelbe ſteigt und ſich ausbreitet, als ſich die geſell— 

ſchaftlichen Verhältniſſe entwickeln, in demſelben Maße wachſen ganz naturgemäß die Steuer— 
leiſtungen als gemeinſame Beiträge zur Befriedigung dieſer gemeinſchaftlichen und höhern 
Bedürfniſſe und Anſprüche. Mit ihnen aber wächſt gleichzeitig auch die Leiſtungs- und Steuer— 
fähigkeit des Volks in feinen verſchiedenen Klaſſen. „Keiner vergrößern, wahrhaft ſelbſtändigen 
Staaten Europas’ (jagt Hoffmann in der „Lehre von den Steuern‘, ©. 114) „ift zur Zeit noch 
wohlhabend genug, um allen Anforderungen, melde die Bernunft und das Sittlichfeitögefühl 
an dad Menſchengeſchlecht machen, vollftändig zu entfpredhen. Die Sorge für die Schwangern 
und Säugenden, die Pflege der früheften Kindheit, die Begriffe von der Stufe geiftiger und fitt: 
liher Bildung erweitern und veredeln ſich überall, aber je mehr hierin gethan wird, defto drin— 
gender tritt nur die Mahnung hervor, noch mehr zu thun.“ 

68 ift daher eine allgemeine, nur dem geſellſchaftlichen Entwickelungsgang entſprechende 
Erfahrung, daß in den fortgeſchrittenern und beſonders in den freien verfaſſungsmäßigen 
Staaten die Steuerbelaſtung des Volks eine bei weitem größere iſt als in denjenigen Ländern, 
in welchen die Ausbildung des Staatd und der gejellfchaftlihen Kräfte auf einer niedern Stufe 
fteht, in denen die Staatöregierung fh um die Ausbildung des Volks wie um die Entwide- 
lung der gejellfchaftlihen Verhältniffe wenig oder gar nicht fümmert. Der Batrimonialftaat, 
in welhem ein großer Theil der gemeinfamen Bedürfniſſe aus landesherrlihem Vermögen und 
Einkommen beftritten wird, bedurfte der Steuern am wenigften. Univerfitäten, Gymnaſien, 
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Bürger: und Landſchulen find ohne Volköbefteuerung nicht zu gründen und zu erhalten, Par | 
treten dazu landwirthihaftlihe und Korftafabemien, Gewerbefhulen, Kortbildungsantaln 
auch auf dem Lande werden getrennte Knaben: und Mädchenſchulen eingerichtet. Das Iurm 
verlangt beſondere Bildungseinrihtungen. Wafferleitungs- und Gadanftalten treten ind 
Reihe gemeiner Bebürfniffe. Verbeſſerung des Straßenpflafters und Trottoirs, von der i 
legung der Kunftftraßen und von ber Verbefferung der Landwege zu geſchweigen, werben ci 
Bedingungen des allgemeinen Verkehrs betrachtet. Die verihiedenen Gefege des Parlame 
in England zur Pflege der Gefundheit, insbefondere auch mit Rückſicht auf die lange ven 
läfjigten Lebens: und Wohnungsverhältniffe der arbeitenden Klaffen, worüber allererft 185 
eine Generalacte erging, die Inftitution von Gefundbeitdämtern, von Fabrikinſpectoten 
Eontrole der von neuern Gefegen im Intereffe der Babrifarbeiter feitgefegten Arbeitszeit u. i.r 
vermehrten auch aufs neue die Höhe der Steuern. Alle Einrihrungen der einen wie der anden 
Art kommen aber der fittlihen wie der materiellen Wohlfahrt der Menſchen, wiederum auch da 
Wachsthum des Wohlftandes der Nation und ihrer einzelnen Glieder zu flatten. 

Im Bergleih zu andern mittlern und befonders Fleinern deutfchen Staaten hört man ör 
über die Höhe ver Steuern in der preußiſchen Monarchie Elagen. 

Aber die Verhältniffe diefes preußiihen Staats und fein innerfter Zufanımenhang m 
Deutſchland nöthigen ihn zur Herflellung einer Marine, nahdem ver Bundestag die deu 
Flotte unterden Hammergebradht hatte. Die mehr ald eine Million Thaler, welche Breußenallr 
ohne Beitrag anderer deutfcher Staaten, an die Erpedition nah Japan und China wen: 
fängt an, nicht etwa blo8 dem preußischen, fondern dem geſammten deutfchen Handels- un &: 
werbeverfehr Früchte einzubringen. Die enormen Opfer, welche der preußiiche Staat in m 
unglüdlichen Jahren von 1807 abzutragen hatte, während alle übrigen deutſchen Staaten un 
dem Protertorat des Rheinbundes Schug und Sicherheit gegen die franzöñiſche Erobam 
gefucht hatten und dafür nur mit dem Blut ihrer Söhne auf den Schlachtfeldern Eumw 
zahlten, find in den Freiheitskriegen, welche Preußen, ebenfalls eine Zeit lang von den mic 
Bundesftaaten verlaffen, allein zu tragen hatte, vem ganzen Deutjchland zugute gefommn. % 
für Ablöfung des dänifhen Sundzolls, wie des hannoverifhen Elbzolls übernommenen, ia 
"Steuerzahlern aufzulegenden Opfer verſchwinden gegenüber der Wirfung der Freiheit dere 
und Ströme im Intereije des erweiterten internationalen Verkehrs. 

Für die Höhe der Beſteuerung im ganzen fommt e8 nicht darauf an, ob fie vom Em | 
oder von größern oder kleinern Sommunalverbänden ausgeht. Auch deren Steuerlaftenfomnn | 
dabei in Betradht. 

Übrigend ift es nicht fowol die Höhe der Steuern, fondern mehr noch ihre gerechte ober un | 
gerechte Vertheilung und das Erhebungsſyſtem, wovon der größere oder geringere Drudw 
Steuerbelaftung eines Bolfs abhängt. | 

Ein fehr wichtiger Punkt aber ift in dieſer Beziehung ferner, ob das Volk durch feine Ver 
tveter im Staat wie in den Communen fi die Steuern jelbft auflegt, ihre Zwecke beflimm 
und ihre Verwendung controlirt, oder ob die Steuern von oben her ohne Theilnahme m 
Nation auferlegt jind und deren Verwendung der Offentlichfeit entzogen iſt. i 

Bei den Staatöftenern und deren Vertheilung entſcheidet allerdings nicht allein oder aut 
nur vorzugsweife das Verhältniß von Leiftung und Gegenleiftung, d. h. des Steuerbeittag 
nach den Vortheilen, welde die Steuerzahler einzeln oder Elafjenweife von der Verwendung de 
Steuern in ihrem Intereffe haben. Denn mährend bei der Gründung und Erhaltung ei 
Menge von Stantdeinrihtungen jedermann ein Intereffe hat, gibt es viele andere, welde der 
veihern und befigenden Klaffen in einem höhern Grade zugute kommen ald den Unvermögentt? 
und Ärmern, andere, bei denen der umgekehrte Kal ftattfindet, ohne daß ſich die Grenze des It 
tereffes und der Ginwirfung-auf diefe oder jene Gefellichaftäflaffe erfennen und firiren let 
Noch weniger wäre Died immodernen Staat, in welchem die ſtändiſche Gliederung mit der fafter 
artigen Abgeſchloſſenheit dev Stände und Lebensftellungen untergegangen ift, möglich und zulaſig 

Anders ſchon ſtellt ſich bei der Communalbeſteuerung die Übertragung der allgemein 
öffentlihen Laſten und Pflichten nach dem Verhältniß von Leiſtung und Gegenleiftung. Bur 
die gerechte Steuervertheilung wird Died Verhältniß in den größern und Fleinern communalen 
Bezirken, in den Provinzen, Kreiſen, Ämtern, Gemeinden, Grafſchaften oder Kirhibielt 
bei Aufbringung und VBertheilung der gemeinen Laften vielmehr vorzugsweiſe ind Auge ! 
fafjen fein und den Mafftab bilden müſſen. 
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Während dem ganzen Staat die Verteidigung des Landes, mithin die Unterhaltung des 
Heeres, ver Schuß von Perfonen und Eigentum und infoweit die Koften für Gerichtäwefen und 
2 andespolizei, die allgemeine und obere Landeöverwaltung, wie die Gefeggebung, ingleichen der 
Höhere Unterricht auf Univerjitäten und Akademien zufteht und obliegt, jind ed andere Gin: 
richtungen, wie 3. B. Landftraßen, Armenhäufer und ähnliche Anftalten, deren Gründung und 
Unterhaltung hingegen Sache größerer und Heinerer Gommunalverbände ift oder doch ange: 
nıeffener fein fann. 

Wie die Bertheilung der allgemeinen und öffentlichen Pflichten und Laften zwifchen dem 

Staat und den verfhiedenen Gommunalverbänden und mithin das Beſteuerungsverhältniß 
ein erſeits zum Staatöverbande, andererfeitd zu den einzelnen größern oder Fleinern Gommunal: 
verbänden ſich geftaltet, beftinnmen die verſchiedenen Lanvesverfaffungen und hängt weſentlich 
von der Anerkennung und Ausdehnung des Princips der Selbftverwaltung ab. „Self: 
government”, fagt Dr. Gneift in feinem Werk über die Gefhichte und die Heutige Geftalt der 
GBommunalverfaffung und Communalverwaltung Englands, „beißt Bermwaltung der Kreis- und 
Drtögemeinden nad) den Gejegen des Landes durch Ehrenämter der höhern und mittlern Stände 
mitteld communaler Orundfleuern. Die communale Befteuerung der Grafſchaften, Kirchſpiele 
und Gefammtgemeinden in England ift daher nach dem höhern Grade der communalen Selbft- 
verivaltung und bürgerlichen Freiheit, verglichen mit den communalen Steuern aller andern 
eivilifirten Staaten Europas, die überwiegend größte.” Wie bereitö erwähnt wurde, darf ınan 
daher bei Bergleihung der Steuerbelaftung der verſchiedenen Völker und Länder nicht allein die 
Staatöfteuern, fondern man muß zugleih die provinzialen und Gemeindefteuern und Laften 
ins Auge fafien. Dazu treten dann aud noch die perfönlichen Leitungen und Aufwendungen 
in der Übernahme und Verwaltung unbefoldeter Ehrenämter. Überbies ift in England aud 
daß befoldete Beamtenperfonal fein fo geringes; nur fällt deſſen Anftellung und Befoldung zu 
einem großen Theil ebenfalld ven Grafſchaften, Städten und Communen zur Laft. Bekanntlich 
hat neben den andern, durch die dem Staat eins und untergeorbnneten Verbände zu übertragen: 
den gemeinen Laſten vorzugsweije die denfelben obliegende Armenfteuer eine außerorbentliche 
Höhe erreicht. 

Nun belaften jedod) in England die Gommunalfteuern für Arme, für Wege: und Straßen: 
bau, auch für die Localpolizei, allein das Grundeigenthun nebft den demſelben durch richterliche 
Entſcheidungen gleichgeftellten Realitäten, ald Gifenbahnen, Kanäle u. ſ.w. Werden fieaud von 
den Pächtern nah Mafgabe des der Pachtrente entſprechenden Ertragd der Grundftüde ent— 
richtet, jo werben fie doch bei ven Pachtrenten dem Grundeigenthümer angerechnet. Auch die in 
'einer Mehrzahl der Staaten der norbamerifanifchen Union zur Übertragung der Grafſchafts— 
und Gemeindelaften zu entrichtende Vermögensfteuer (f. d.) belaftet zum weitaus größten 
Theil (drei Viertel bis vier Bünftel) dad Grundeigenthum. Die Verpflichtung des legtern zu 
diefen Gommunallaften wird aber weder dort noch hier bezweifelt, da man davon ausgeht, daß 
die Zwede, für welde dieſe Steuern erhoben werden, hauptſächlich mit den Intereffen und Be: 
dürfniffen de8 Grundeigenthums im engen Zuſammenhang ftehen und benjelben vorzuge- 
weije dienen. 

Bezüglich der Leiftungsart der Staats-, aber auch der Gemeindebedürfniſſe find die Natural: 
feuern und Leiftungen in der Entrihtung von Früchten, von Zehnten u. |. w., wie von Hand: 
und Spanndienften, fo im Mittelalter zur Erbauung von Burgen und Feftungen, ſpäterhin noch 
von Straßen u. ſ. w. (Staatöfronen, Landfolge), mit und feit der fucceffiven Umwandlung 
der Natural: in Geldwirthſchaft befonders läftig und drückend geworden. In Frankreich gehörten 
vor der Revolution von 1789 die Strafienbau:, Kriegs- und Proviantfuhren und Dienfte 
hauptſächlich zu den Gründen des Ruins und der Beſchwerde des Bauernftandes; und Faum zehn 
Jahre vor dem Ausbrud der Revolution fheiterte das unter Ludwig XVI. erlaffene Gejeg 
Tourgot’8 am Widerftande des privilegirten Adels und der Beiftlichkeit gegen eine an Stelte der 
Naturalfronen einzuführende gleichmäßige Geldabgabe aller Klaſſen und Mitgliever der 
Staatögefellfhaft. In Preußen hob man den VBorfpann zur Fortihaffung von Beamten und 
Militär 1810 auf und übertrug die Koften aus der allgemeinen Staatdfaffe; Gemeindefronen 
— zum großen Theil noch gegenwärtig fort, bis vor kurzem für Wegebauten ſelbſt in 

ngland. 
Zu den verwerflichen Staatöfteuern müffen fernerdieMonopole, wiedie Goncejjionsabgaben 
für die Privilegien oder Gewerbe gerechnet werden. Zum Theil beftehen die Monopole ald Aus: 
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fluß oder unter der Form von Regalien nod aus früherer Zeit fort, zum Theil find fie aw 
Finanzbedrängniß neu eingeführt, wie z.B. das Salzmonopol, das Tabadsmonopel, won. 
An: und Berfauf von Salz und Tabad den Regierungen der Staaten allein vorbehalten if ur: 
allerdings eine fehr erhebliche Einnahme zur Übertragung allgemeiner Landeslaſten bilvet; ix 
England ift fogar der Tabadöbau verboten. Auch das Boftmonopol gehört hierher, weiches abr 
neuerlich in einigen Staaten auf die Beförderung ver Briefe, auf Briefpoften, beſchränkt wurd⸗ 
wogegen für den Perfonenverkehr dad Privatgewerbe freigegeben if. Wie Monopole folder 
Art die gewerbliche Thätigkeit des Volks, die allgemeinfte Duelle der Staatseinnahmen um 
der Steuerfähigfeit, untergraben, ift in andern Artifeln entwidelt. 

Nationglöfonomie und Finanzwirthſchaft ftehen im engften Zufammenhang und in Wes 
ſelwirkung. Durd eine unfluge Binanzpolitif und bie unzweckmäßige und ungerechte Be 
theilung der Steuern find der Bolfswirthihaft, dem Nationalreihthum, die größten Wunder 
gefhlagen worden. nd das Jahrhunderte hindurch. So durch das fogenannte Mercanti 
ſyſtem, welches, um Gold und Silber, das baare Geld, im Lande zu erhalten, die Einfuhr Fremer 
Fabrifate entweder verbot oder durch hohe Zölle erfchwerte (Prohibitiv- und Schußtollfsftem‘ 


daburd die Arbeitötheilung unter ven Völkern, den internationalen Austaufh von Product 
und Fabrifaten, damit auch von geiftigen und fittlihen Kräften der Nationen, verhinderte. Sı 


ferner durch das Phyſiokratiſche Syftem, weldhes den Grund und Boden als die alleinige Duell: 
ded nationalen Reichthums betrachtete, daher meinte, durch deffen Berteuerung alle Staatsein: 
nahmen beftreiten zu Eönnen ohne Unterbrüdfung des Landbaues, in der Anficht, daß durch ar 
um die Höhe der Steuern gefteigerten Preis der Producte indirect diefe Steuern wiederum zen 
allen Gonfuntenten getragen werben würben. 

Dagegen wirft für Finanz: und Volkswirthſchaft gleich günftig die Ermäßigung, Berrin- 
fahung ver Zölle und ihre Zurüdführung auf wenige, vorzugdmeife einträgliche Gonfumtie:: 
gegenftände, mie ed 1818 zum Theil in Preußen, feit wenigen Jahren dur Peel in Engiem 
geihah und von hier allmählich die Finanzpolitif anderer Staaten beftimmt. 

Es muß erfannt werden, daß die Finanzkraft der Staaten auf dem Volksreichthum umw 
diefer wiederum auf der vollftändigften und freieften Entwidelung der Kräfte der Nation beuit. 
In der dieſe Entwidelung fördernden Gefeggebung Preußend aus den Jahren 1807—1! 
liegt der Schlüffel zu den Kraftanftrengungen des preußifhen Volks eineötheild in den Jahın 
der Noth, wo der fremde Eroberer ungeheuere Summen von dem audgefogenen und nieden 
gedrückten Lande forderte, anderntheils in den Jahren der Erhebung, wo Preußen ver Haupt: 
träger der für die Befreiung Deutſchlands zu übernehmenden Kriegslaſten war. 

Weder das Phyſiokratiſche noch das Mercantilſyſtem hatte ſich als Baſis der Finanzpolitil 
bewährt. Überhaupt gehört die Einführung einer einzigen Steuerform, ſelbſt der der Ein. 
fommenfteuer, durch welche alle übrigen Steuern zu erfegen feien, zu den unpraktiſchen Idealen 
Auch die Erfegung aller andern Steuern durch eine allgemeine Einfommenfteuer würde zu einer 
erheblichen Verminderung der Staatseinnahmen führen, wenn fie nicht andererfeit® wiederum 
auf eine fpecielle Unterfuhung und Ermittelung der verfihiedenen einzelnen Einnahmequellen 
der Steuerzahler, der Reinerträge ihrer Grunpftüde, ihres Handels und ihrer Gemerbe, der 
Arbeit u. f. w. eingehen wollte. Man fann nicht gleichzeitig alle dieſe verfchiedenen Einnahme: 
anellen unter der allgemeinen Form der Einfommenfteuer erfaffen. Nur dann würde man 
allenfalls ver fpeciellen Prüfung und Feſtſtellung jenereinzelnen Einnahmequellen des Gefammt: 
einkommens entbehren fönnen, wenn man auf die getreue Angabe jedes einzelnen Mitglieds ver 
Staatögefellfhaftaldauf die Erfüllung einer Gewiſſenspflicht rechnen könnte, und wenn außerven 
jedermann, wie es doch wol nur zum fleinen Theil der Fall ift, felbft über vie eigene Einnahme 
und Ausgabe jorgfältig Buch und Rehnung führte. 

Es ift ein bezüglid der Finanzwirthſchaft ver Staaten wie der Gemeinden befanntes und 
bewährte Wort: daß zweimal zwei nicht immer vier, fondern oft weniger madt. Die Er- 
höhung der Grenzzölle über ihr angemeffenes Map (Schuß = entgegen Finanzzoll) wirft auf 
die Verminderung ded Verbrauchs der hochbeſteuerten Gegenftände, infolge deffen mithin auf 
Verminderung der Zolleinnahme. Cine vor einiger Zeit eingeführte Erhöhung des Octroi 
in Paris hatte unmittelbar die Verminderung des Verbrauchs derjenigen Lebensartifel zur 
Folge, welche durd die Erhöhung des Octroi betroffen wurden, damit aud der bisherigen 
Ginnahme von diefer Art der Abgaben. Der Detroi einzelner Communen jhneiber die Zu: 
fuhr der befteuerten Lebensbedürfniffe ab, und wenn dadurch gerade die allervringendften und 
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nothwendigſten Bebürfniffe betroffen werben, fo trifft das vorzugsweiſe Die ärmern und arbei- 
tenden Klaſſen, die große Maſſe ver Steuerzahler, von ver erfabrungdmäßig zumeift die gute 
Dälfte aller perfönlihen Steuern aufgebradt wird. Abgaben auf nothwendige Lebensbedürf⸗ 
niffe vermehren unmerklich die Armenfteuern. Daher war ed eine der weifeften Maßregeln des 
liberalen Minifteriums in Belgien, wenn e8 vor einigen Jahren im Intereffe einerfeitö der ar- 
beitenvden Bevölkerung, andererfeitd der Städte zur Verminderung ihrer Armenfteuern den 
Detroi ganz aufhob. 

Bei Betrahtung der Steuerbelaftung des Volks fallen ſodann noch die patrimonialen 
Steuern ind Gewicht, welche theild noch an den Staat, theild aber auch noch an gewiſſe privilegirte 
Klaffen von Grundbeligern, indbefonvere an die früher mit Bolizeigewalt und Gerichtsbarkeit 
verfehenen Rittergutöbefiger, zu entrichten find. In England hat dad Königthum dergleichen 
Patrimonialbefteuerung der Gutsherren über Hinterjaflen ſchon feit Jahrhunderten abgeftellt 
und für immer unterfagt. In Schleſien 5. B., wo ſich ein ſolches gutsherrliches Befteuerungs- 
recht (jus collectandi), zum Theil erfi nad dem Dreißigjährigen Kriege unter öfterreichifcher 
Hoheit, eingebürgert hatte, trat Friedrich der Große nad der Eroberung und Befignahme 
Schleſiens einer jolden misbräuchlichen Ausdehnung des angemaßten Beſteuerungsrechts ent: 
gegen. Gewerbliche und Conceſſionsabgaben, Gerichtsgebühren und Laudemien, Schutzgelder, 
Vermogensabgaben der von den Höfen abziehenden Bauern (Markgroſchen und Abzugsgeld) 
an bie Gutsherren waren bort wie in verfhiedenen andern deutfchen Landestheilen jehr verbreitet. 
Dergleichen Abgaben fleuerartiger Natur find demnächſt jedoch in der Mehrzahl deutjcher Ränder, 
aber erft während des 19. Jahrhunderts, großentheils erft jeit 1848, theils gegen Entſchädigung, 
theils unentgeltlich aufgehoben. 

| Bor allem aber mußte mit der Umwandlung der Natural: in Geldwirthſchaft, wie in der 
ı Staatd- fo auch in der Privatwirthihaft, dad Syftem der Naturalbefteuerung im Intereffe ver 
ı Berechtigten wie der Belafteten aufhören. (S. über vorflehende Anführungen auch den Art. 
Agrarverfaffung und Agrargefeggebung.) 
' Obige Bemerkungen genügen an diefem Orte — in dem allgemeinen Artikel „Steuern und 
: Steuerweien” — um auf bie fpeciellen Artifel über die einzelnen Steuerarten zurüdzumeifen, 
wo dieſe Grundfäge ausführlicher entwidelt find. Wir halten es hingegen an diefem Orte für 
angemeſſen, auf bieje beſondern Artifel über einzelne Steuerarten namentlich hinzuweiſen, außer: 
ı dem indeß zur Ergänzung berfelben in dem gegenwärtigen allgemeinen Artifel noch folgender 
: Gteuerarten zu erwähnen: I. der Gommunalfteuern im Gegenfag zu den Staatöfteuern, ſodann 
in Verbindung damit H. der Miethöfteuer, endlich III. der Lurusfteuer ald Staats- over Ge- 
‚ meinbeabgabe, während die Bermögengfteuer in einem befondern Artikel behandelt werben fol, 
weil ed über die Steuerarten zu I, I und II an eigenen Artikeln fehlt, und weil im Art. Ein- 
kommenſteuer der damit verwandten Bermögensfteuer nicht ausdrücklich gedacht ift. 

Zuvörberft verweifen wir demnach an diefem Orte a)im allgemeinen auf den Art. Ab- 
gaben, ingleihen Nationalöfonomie, ſodann b) fpecieller auf 1) Abzugsgeld, gabella 
emigrationis, Erbfdaftsnachfteuer (eine jegt wol überall aufgehobene Abgabe); 2) Acciſe, 
wobei über die englifche Accife Bo. VII, S. 37, nachzuleſen ift; 3) Eonfumtionsfteuern, 
dabei auch Korngefege; 4) Einkommenfteuer, und ift über die englifhe Einfommenfteuer 
der Art.: Großbritannien und Irland (Politiſche Statiftit), Bd. VII, S. 29 fg. und ©. 38 
nachzuſehen; 5) Eintritts⸗ und Einzugögeld, worüber in ben Art.: @in- und Auswanderung, 
Freizügigfeit und Niederlaffung und im Zufammenhang damit über Einfaufögeld und 
Bürgerrehtögeld dad Weitere einzufehen ift; 6) Grundfteuer und in Verbindung damit Ge- 
werbefteuer, wie auf den Nachtrag dazu, in welchem die Gefchichte des Steuerweſens furz ent- 
wickelt ift, in Verbindung damit ferner auf 7) Katafter, 8) Kopffteuer, 9) Stempel von 
Erbſchaften, Kauf, Miethe, Schulpfheinen, Wechſeln, Zeitungen u. f. w. 

Die Henfterfteuer (in England) ift eine Art Häuferfteuer, die Kapitalfteuer entweder Ber- 
mögend= oder Einfonmenfteuer; auch ift die Klaffenfteuer eine Art Einfommenfteuer. 

Über inbirecte und direrte Steuern ſchließt fi ein dem gegenwärtigen Artikel nachfolgender 
bejonderer Artikel an. 


Widmen wir hiernächſt noch einefurze Betrachtung ben in befondern Artifeln nicht beſprochenen 
eigenthümlichen Steuerarten. 
I. Communalfteuern im Gegenſatz zu Staatsabgaben. Die Höhe der Communalſteuern 
richtet fh, wie bereitö oben bemerkt wurde, nad dem Maße und Grabe der Selbftverwaltung 
Staats⸗Lexilon. XI. 50 
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der dem Staat eingeorbneten größern oder Heinern Gommunen, Provinzen, Grafſchaften, F 
gierungäbezirfe, Kreife, Sammtgemeinben, Ämter, Bogteien, ftädtifchen und ländlichen Gemen 
den. Je mehr gemeinfame Einrichtungen denfelben obliegen, je mehr vergleihen, vermöge ikr 
Selbftverwaltung, von ihnen gegründet und unterhalten werben, je größer jind bie in fold: 
bejondern Landesbezirken aufzubringenden Steuern. Für die Gommunalbefteuerung empfeti: 
ſich vorzugsweiſe diejenigen Objecte, deren Befiger und Inhaber von den Zwecken ver & 
fteuerung direct oder indirect den meiften Nugen haben. Es find dies die Grundbefiger m 
Miether over Pächter. Auf ihnen ruht daher überwiegend auch in England vie Graffchafte- ar 
Kichhipielfteuer, darunter in erfter Linie die Armenfteuer. Nah dem Mafftab dieſer ältrür 
Steuer find in der Regel auch die übrigen Gommunalfteuern vertheilt, jo für Wegebau, m 
ſchließlich der Chauſſeen, ſoweit die Unterhaltung dieſer legtern nicht aus den beſondern Er 
nahmen für Kunſtſtraßen, aus den Wegegeldern, gedeckt wird, ferner für Geſundheitspfle 
Polizei, Miliz, Straßenreinigung, Anlegung von Schlahthäufern, Erpropriation ungeſund 
Wohnungen u. f. m. 

Mährend die Staatdgrundfteuern in England 1798 (dur Pitt) auf 4 Sh. (1 Th 
10 Sgr.) pro Pfund Sterling Reinertrag firirt und für ablöslich erklärt, infolge beffen aus 
etwa zwei Fünftel davon wirklich zur Ablöfung gefommen find, befteht Hingegen Die Grundftee 
als Communalfteuer, undzwar ald eine lebendige, nach den Pacht- und Miethserträgen perisviii 
abzuſchätzende Steuer in den Örafihaften und Kirchfpielen fort. Daneben belaftet pie unter der 
Minifterium Peel erneuerte Staatdeinfommenfteuer wiederum aud) den ganzen Grundbejig nes 
feinem Bruttoeinfommen, ſodaß deſſen Gefammtbelaftung etwa auf 25 Proc. des Mieths um 
Pachtwerths ded nugbaren Realbefiged, ver gleichzeitig die Bajis der Gommunalfteuern bi. 
zu veranfchlagen ift. Denn, foweit Pächter und Miether bei Diefer Steuer herangezogen werten. 
dürfen fie diefelbe dem Grundbefiger von der Baht und Miethe in Abzug bringen. Auf iur 
Eommunalfteuern ruhen aber zufolge ver englifchen Verfaflung die Gauptlaften md Lam 
der innern Randeöverwaltung, indem die mefentlichften Geſchäfte diefer Berwaltung per &em: 
munalverbändenzuftehen und obliegen, welche freilich zum großen Theil unentgeltlich durdän- 
ämter wahrgenommen werben. (Bol. Gneift, „Geſchichte und heutige Geftalt der enaliien 
GCommunalverfaffung oder das Selfgovernment”, zweite Auflage, S. 506 fg.) Man menu 
ſchlagt das Total ver Communalfteuern in England und Wales zur Zeit auf eine Summe m 
60— 80 Mill. Thlr. Eourant. 

In denjenigen preußifchen Provinzen, namentlih Rheinland und Weftfalen, in denen eine 
gleihmäßige VBertheilung der Grundſteuer ſchon feit längerer Zeit befteht, bildet Grund: un 
Klaſſen-, beziehungsweife Einfommenfteuer zufammengenommen die Örundlage ver Gommunal: 
befteuerung, während in den Theilen der öftlihen Provinzen ber preußifhen Monardie, me 
die Grundfteuerregulirung erft mit vem 1. Ian. 1865 ins Leben trat, und wo ſeitdem erft die 
beftandenen Grundfteuereremtionen, indbejondere ver Rittergüter, aufgehoben worben, biöder 
überwiegend die Berfonalfteuern ven Mapftab für Aufbringung der Communalabgaben gebilve: 
haben, zum Theil nur unter Freilaffung der unterften Klaffenfteuerftufen. 

In den meiften Staaten der nordamerifanifchen Union dient die Bermögendfteuer den 
Gommunalbeiträgen zur Grundlage, die übrigens aber auch zum meitaus größten Theil aui 
dem Grundeigenthum laftet. (S. Vermögensfteuer.) 

Für Aufbringung ver Gommunallaften in Stadtgemeinden, indbefondere in den volf: und 
induftriereihen ſtädtiſchen Gemeinwefen empfiehlt ſich vorzugsweiſe 

Il. die Miethsſteuer ald eine der angemeffenften Formen der Befteuerung. Eine joldr 
Steuerart befteht namentlih in Berlin ſchon feit langer Zeit. (Vgl. hierüber Hoffmann, 
frühern Directord des Statiftifhen Bureau in Preußen, „Die Lehre von den Steuern, mit bejon: 
derer Beziehung auf den Preufifhen Staat‘, Berlin 1840, ©. 239 fg., und den Journaliften: 
bericht über die fiebente Verſammlung des Volkswirthſchaftlichen Congreſſes zu Hannover, erfte 
Sigung, abgedrudt in der ,‚Vierteljahrsfhrift für Volkswirthſchaft“ von Faucher und Michaelig, 
1864, 3. Bb., und dafelbft ven Vortrag des Berichterftatterd Dr. Wolff.) 

Zweifellos find Octrois, mithin auch die in einer Anzahl der größern Städte Preußens an 
Stelle ver Klaffenfteuer noch geltende Mahl: und Schladhtfteuer, ſowie ähnliche Abgaben auf 
Lebensbedürfniſſe, 3.B. aufHolz, auf Steinfohlen (wie in Breslau), auf Wein und andere Ge: 
tränfe (wie in Paris), ebenfo wol ald Staats- wie ald Gemeindefteuern verwerflich, „weil fie 
den Verkehr zwifchen Stadt und Land unterbinden, durch Misleitung der Confumtion die 
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Arbeitöfräfte lähmen, durch Bertheuerung der unentbehrliäften Nahrungsmittel den Zuzug 
bemmen und eine die Goncurvenzfähigfeit benachtheiligende Einwirfung auf die Löhne üben“. 

Aber aud die Einfommenfteuer empfiehlt ih ald Grundlage für Beftreitung der Gommunal- 

bepürfniffe im allgemeinen nicht, weil jie den mehr localen wirthſchaftlichen Anforderungen eines 
Eommunalhaushaltd ebenfo wenig entſpricht. Denn, wie der Octroi, fo nimmt aud eine Ein- 
Fommenfteuer die Steuerfraft der einzelnen Gommunalangehörigen ohne Rüdficht auf die Ver: 
bältniffe, in welden ihnen die Leiftungen ver Kommune zum Vortheil gereihen, in Anſpruch. 
Dat man in Gemeindehaushalt wefentlih an dem Grundfag feftzubalten, „daß vermitteld ver 
Befteuerung die Leiftung der Gegenleiftung foweit ald möglich anzupaflen ſei“, fo muß man für 
Eommunen der Befteuerung ded Grundbeſitzes und in Städten der Befteuerung nad) den Mieths- 
Beträgen vor allen andern Arten der Abgabenvertheilung ven Vorzug geben. 

Dagegen wird der Staat, jofern er den Grundbefig zur Beiteuerung heranzieht, dies nicht 
in Form einer Miethöfteuer, jondern in der einer Käufer: oder Gebäubdefteuer thun müffen, 
welche legtere übrigens da, wo bie Grundſteuer befteht, ald ein Theil derfelben angefehen wir. 
Es mag hierbei bemerft werden, daß, währendin Preußen die Grundfteuer, auch bei ihrerneueften 
Regulirung und Ausgleihung durch alle Provinzen ded Staats, nad dem Maße ihres bisherigen 
Ertrages provinzweije contingentirt ift, dergeftalt, daß Zuſchläge zu derjelben nur im Wege der 
bejondern Gefeggebung angeordnet werden können, die Häuferfteuer eine lebendige, d. h. ohne 
Interceſſion einer bejondern Gefeggebung lediglih durch die thatſächliche Erweiterung des 
Häuferbaued fortfchreitende Staatsfteuer ift. Daffelbe ift auch bei der Miethöfteuer ver Fall, 
mo jie ald Communalabgabe eingeführt it. Cine Berüdjihtigung ver Gewerbtreibenden und 
Babrifbefiger für Gewerbslocale jcheint dabei nicht, fowie bei ver Gebäudefteuer, geboten, fofern 
nicht, wie bei der Staatöfteuer, die Gewerbe gleichzeitig von der Kommune befteuert werben. 

II. Zurusfteuern entfprechen weder einer gefunden Finanzpolitik, noch einer verftändigen 
Volkswirthſchaft. Sie bringen verhältnigmäßig wenig ein und wirken aufpie Gewerböthätigkeit 
nachtheilig zurüd. Mit vem Zwed, ver Bevölferung unnügen Aufwand zu verleiden, alfo mit 
‚ einem moralifchen Motiv, hat ed die Staatögejepgebung nicht zu thun, und der Verſchwendung 

weniger einzelner wird durch Lurusfteuern niemald erfolgreich entgegengetreten. Außerdem 
(bemerkt Hoffmann in der „Lehre von den Steuern’ ſehr zutreffend) bringen e8 die Verhältniffe 
mit fih, daß, was bei dem einen Llbermuth und unnüge Ausgabe ift, bei vem andern durch feine 
bejondern Amtd- und Gejhäftsverhältniffe bedingt wird, fogar öfter die Vorausfegung zueblern 
Beihäftigungen und edlern Genüjfen ift, welche feine Zeit für andere Höhere Geſellſchaftspflichten 
in Anſpruch nehmen, und melde ihm die Beförderung von Kunft, Wiffenfhaft und Bildung erft 
möglid macht. 

Die Lurusfteuern find daher, abgefehen von ältern Abgaben diejer Art, neuerlich meift vor: 
übergebend, nur in Zeiten äußerfter Noth, eingeführt gemefen. 

Died war 3.3. der Fall in Preußen, ald dad Land, wie das Geſetz vom 12. Febr. 1809 
einleitend befagt, infolge der Convention mit Franfreih vom 8. Sept. 1808 im Lauf von 
30 Monaten die ungeheuere Summe von 120 Mill. Frs. aufbringen mußte, ald man dieMünz- 
ämter zum Anfauf goldener und filberner Geräthe anwies, außerdem aber alles edle Metall: 
geräth, weldes die Befiger an die Münze nicht verkaufen wollten, einer Abgabe von einem 
Drittel des Werth und einer Stempelung unterwarf, ferner von Jumelen ein Sechstel des 
Werths verlangte, auch alles Fünftig verarbeitete und verfaufte edle Metall ftempeln ließ und 
mit einer Abgabe vom vierten Theil des Werths, endlich ven Gebrauch einer mit Treffen be: 
fegten Bekleidung von Bedienten mit einer jährlichen Abgabe von 5 Thlrn. belegte. 

Nur aus Veranlaffung derſelben Nothftände führte das preußifche Edict vom 28. Oct. 1810 
neben neuen Gonfumtiond= auch weitere befondere Luxusſteuern ein. An Luxusſteuern follten 
nad diefem Edict namentlid von jedem männlichen Bedienten, Haushofmeifter, Kutſcher, Koch, 
Kunftgärtner u. ſ. m. jährlich 6 Thlr., bei zwei für jeden 8 Thlr. und fo fortfchreitend, für einen 
zweiten weiblichen Dienftboten (nur der eine war fteuerfrei) jährlich 2 Thlr., bei drei für zwei 
überhaupt 6 Thlr. und jo progreſſiv, bei ſechs für fünf 30 Thlr. entrichtet werden, ingleichen 
von jedem Hund irgendeiner Art 1 Thlr., mit Ausnahme jedoch von Hirtenhunden, Hunden 
von Perfonen bäuerlichen Standes zur Bewahung ihrer Höfe und von Hunden, die ded Gewerbes 
wegen gehalten iverden müßten, ferner von jedem Reit- oder Kutſchpferd jährlih 6 Thlr. und 
progreffiv, von vier Pferden für jedes einzelne 15 Thlr., von zweiräderigen Kutfchen und ähnlichen 
Wagen (mit Ausnahme der Ader: und Laſtwagen) jährlih 5 Thlr., von vierräberigen 8 Thlr, 
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die Fee der allgemeinen Vermögens- und Einfommenfteuer wenigftens annähernd ober for: 
möglich verwirklichen, ift, wie ziemlich allgemein anerfannt wird, durchaus nicht8 einzumente: 
vielmehr find fie, folange die Einführung der legtgenannten Steuer nicht flattfindet, ger 
vorzüglich (wenn nicht ausſchließend) der Empfehlung werth. Aber freilich Fönnen fie, wenn e 
Bezug auf den Anfchlag oder Rapitalifirung der verfhiedenen ihnen untermorfenen Gegenftän 
nad) unrihtigen Grundfägen verfahren oder die Steuerquote in unangemeffenem Berhälte 
beftimmt wird, fehr große Bedrückungen oder fehr ungebührlice Begünftigungen mit Ah fı 
ven, welches beides zumal alddann ftattfindet, wenn einige Bermögendgattungen (3. B. die Ertl 
Tapitale) von ihnen völlig verfhont und daher die übrigen um defto härter angelegt werben. 

Wir wenden und zu den indirecten Steuern, dent Gegenftande einer lebhaft geführten Er. 
troverfe, wobei Schule und Schule, und mehr noch Schule und Prarid fih unverföhnlid ent 
genftehen, auch bei dem großen Gewicht der hier und dortaufgeftellten Gründe eine Entjdeiten; 
faum anders ald auf Art eines Vergleihs, d. h. durch Zufammentreffen auf einer ridtisa 
Mitte, möglich ſcheint. 

Fürs erfte muß anerfannt werben, daß den indirecten Steuern fein natürliches Redtötu 
dament eigen ift, daß fie alfo blos auf rein pofitivem, d. h. auf einer von der rechtmäßigen Staas 
gewalt (in Übereinftimmung mit den Principien des allgemeinen Staatsrechts und mit ter 
darüber zu erforfchenven wahren Gefammtwillen) ausgegangenen, jedenfalls willfürlichen Fi 
fegung ruhen oder blos aus ſolchem rein pofitiven Titel eine Rechtsbeſtändigkeit anfpredhen für: 
nen. Daß jeder Staatsangehörige, welcher beitragsfähig ift, und zwar mweiler es ifl, undız 
dem Maße, ald er es ift, zur Theilnahme an der gemeinen Laft mit Recht angehalten werde 
geht (wie ſchon oben bemerft worben) unmittelbar aus Zweck und Inhalt des Staatsveriras: 
bervor oder ift die natürliche, rechtsnothwendige Folge des durch denfelben gegründeten geiel: 
fhaftlihen DVereind. Auch daß derjenige, der noch aufer dem allgemeinen Staatäidus 
einen befondern Dienft für fi oder das Seinige von feiten des Staats in Anfprud nimmt, 
dafür eine angemeffene Vergütung leifte, mag wenigftens als billig anerkannt werden. 
Dem voſitiven Geſetz kommt dann blos noch die nähere Regulirung der im allgemeinen f&or 
" von jelbft beftehenden Steuerſchuldigkeit nach Anfchlag, Maß und Weife zu, und dieſe Re 
gulirung foll nad ihrem Zweck nichts anderes fein ald die den concreten Berhältniffen beftimm- 
ter Staaten und Bürgerflaffen, jodann auch beftimmter Orte, Befigthümer, Ermerbsauelle 
u. ſ. w angepaßte Ausführung des allgemeinen oder vernunftrehtlichen Befteuerungsprinds 
Dagegen ift bei den indirecten Steuern nicht nur die nähere Beftimmung oder Ausführung 
ſondern auch der Titel der Steuerforderung rein pofitiv, d. h. durchaus aus feiner ſchon natsr: 
rechtlich anzuerfennenden Schuldigkeit abzuleiten. Daß der Bürger darum dem Staat fen 
vernunftrechtlic einen Beitrag ſchulde, weil er z. B. hungerig oder durftig ift und deshalb Speiir 
oder Tranf zu fi nimmt, oder weil er, feine Blöße zu beveden, ji ein Kleid fauft oder, um ſie 
zu wärmen, Holz anfhafft, überhaupt weil er ein Bedürfniß oder ein Gelüfte befriedigt; oder 
aud z. B. weil er irgendein Erträgniß feines (ohnehin ſchon beiteuerten) Grundes, 3. B. Wein, 
Früchte, Vieh u. f. w., zu Geld macht (vielleicht gerade um daraus die Steuer zu bezahlen) 
ober auch den Grund felbft verkauft, oder weil er einen Hund hält, in der Karte fpielt, eine Zei— 
tung lieſt, einen Brief fchreibt oder empfängt u. f. w., oder weil er einen Proceß führen mus, 
oder gar weil er ihn (obſchon bona fide ftreitend) verliert, oder weil er eine Land- oder Waffer 
ſtraße befährt u. dgl. — dies wird niemand zu behaupten ober zu lehren wagen. (Es verfteh: 
fi natürlich, daß bier in Anfehung derjenigen Gattungen der indirecten Steuern, Die aus An: 
laß einer vom Staat erhaltenen befondern Wohlthat zu entrichten find, nicht von ber foldem 
Vorempfang wirklich entſprechenden Vergütung die Rebe ift, fondern blos von der noch Darüber 
hinausgehenden, mithin eigentlihen und infofern wirklich indirecten Steuerforberung.) Wenn 
alfo gleihwol aus ſolchen Gründen oder bei ſolchen Anläffen etwas bezahlt werben muß, fo ge: 
ſchieht es lediglich darum, weil das pofitive Steuergefeg es fo verordnet hat, und es ift daher zur 
Rechtfertigung einer ſolchen Verordnung die Angabe von andern Gründen nothwendig, als die- 
jenigen find, auf welchen die Steuerpflicht im allgemeinen und au die Steuerpfliht vom Be— 
ſitzthum und Erwerb insbeſondere ruht. 

Den Vertheidigern der indirecten Steuern mangeln auch wirklich folhe Gründe, und zwar 
ſehr beachtenswerthe, wenigftens jehr fheinbare, nit. Es find nämlich die nachftehenven : 

1) Nach den heutigen Berbältniffen der Staaten, d. h. nad) der Höhe der heutzutage durd 
bie Finanz zu befriedigenden Forderungen ded Staatshaushalts, ift e8 durchaus unmöglich, die 
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ganze zu deſſelben Beftreitung nöthige Summe durch blos directe Befteuerung hereinzubringen. 
Man muß daher nothwendig, foll anders der Staatsbedarf vollftändig gededt werden, noch 
zu indirecten Steuern feine Zuflucht nehmen. Jene Unmöglichkeit geht nämlich daraus hervor, 
das, wollte man die ganze Staatdlaft auf das directe Steuerfapital wälzen, die Quote der jähr- 
lichen Steuer durch ihre alddann gegen den jeßigen Betrag wenigftend zu verdoppelnde Höhe für 
taufend und abermal taufend Steuerpflihtige durchaus unerfhmwinglid werben, jedenfalls die 
von dem Gigenthümer oder Unternehmer oder Arbeiter mit Recht anzuſprechende Grund- oder 
Kapital: oder Arbeitsrente ihm ungebührlich, ja mitunter bis zu feiner völligen Entmuthigung 
verkümmern oder ihm den Lebensunterhalt entziehen würde. 

2) Man jagt zwar, und nicht ohne Grund, daß ja auch die indirecte Steuer aus nichts an 
derm ald aus der Grund-, oder ver Kapital-, oder der Arbeitörente bezahlt werden fann, daß 
alfo die Verdoppelung oder mas immer für eine Erhöhung der directen Steuer nit empfindlicher 
fein würde als die neben der gewöhnlichen directen Steuer noch weiter zu entrichtende indirecte. 
Allein es befteht der große Unterjhieb zwifchen beiden darin, daß bie directe Steuer, wenn 
man fie aud zur Erleichterung der Steuerpflichtigen nur in verhältnigmäßig Kleinen, 3. B. Mo: 
natsraten einzieht — gleichwol bei jeder Verfallzeit eine nicht unbedeutende und baare Zahlung 
auf einmal ’erheifcht und gar nicht abgewendet werden kann; wogegen bie indirecte fi (bei dem 
Berzehrer, welcher jie definitiv zu tragen hat) auf alle Tage, ja Stunden dermaßen vertheilt, daß 
die einzelne Entrichtung (3. B. für ein Stück Brot oder ein Glas Wein oder ein Pfund Salz 
u. f. w.) faft unfühlbar ift und Fein beſonderes Zurüdlegen von Geld nöthig macht; aud daß, 
wenn die durch fie bewirkte Vertheuerung einer Sache mir hart fällt, ih, wenn dieſe mir ent— 
behrlich iſt, mid durch Entfagung fteuerfrei machen und ſelbſt, wenn fie Gegenftand eines 
wirflihen Bebürfniffes ift, durch Selbftbefhränfung auf das dringend Nothwendige die Laft 
wenigſtens verringern kann, daß ſonach die Zahlung der indirecten Steuer oft ganz, oft 
wenigftend zum Theil von meinem Willen abhängt, wogegen die directe jedenfalls gezahlt 
werben muß. . 

3) Es fommt dazu, daß man, wenigftend in der Regel, nur alsdann etwas kauft oder einen 
Genuß ſich verihafft, wenn man bei Geld, mithin die (damit verbundene indirerte) Steuer zu 
zahlen im Stande ift, wogegen die directe Steuer gar oft verfällt, wenn der Steuerpflichtige von 
allen Zahlungsmitteln entblößt ift und daher, weil hier weder Nachlaß noch Verſchub ftatt- 
findet, entweder der Zwangsvollſtreckung ſich unterwerfen oder zu den verberblichften Mitteln, 
ih Geld zu verschaffen, greifen muß. 

4) In der Regel, fo jagen die Vertheidiger der inbirecten Steuern weiter, verzehrt oder 
genießt jeder fo ziemlih nah Maßgabe feines Vermögens oder Ginfommend; die indirecte 
Steuer alfo, da jie ganz vorzugsweife auf Gegenftände ver Verzehrung (d.h. des Gebrauchs oder 
Genuffes) gelegt ift, Fommt in ihren Wirkungen einer Vermögend= oder Einfommenfteuer, 
welche ja der Theorie nach die befte ift, nahe und ift von den Schwierigkeiten ver Ausführung, 
woran dieſe leidet, frei. 

5) Sodann ift ver Behauptung diefer Schule, zumal aber der Praktiker zufolge ein wahr: 
haft vollftändiges, d. h. wirflid alle Gattungen des Beliged und Erwerbed umfaffendes 
ESyſtem ber directen Steuer, mo nicht unmöglich, doch wenigftens höchſt ſchwer durchzuführen 
und mit Inconvenienzen ver ſchlimmſten Art verbunden. Schon die Bejoldungsfteuer erfährt 
die lebhafteften Widerſprüche, die Kapitalienfteuer aber wird faft allgemein verworfen und ver: 
geftalt vielleicht ein Drittheil der gefammten Bermögendmafle der Staatdangehörigen der Be- 
fleuerung entzogen. Noch verfhiedene andere Ginnahmequellen (wie manderlei Einfommen aus 
Privatdienft oder aus Übung freier Kunft) oder Vermögensſtücke (tie 3. B.Mobilien aller Art) 
bleiben nad) ven gewöhnlichen Steuerfuftemen von der directen Auflage frei, und mehrere damit 
belegte find (mie namentlid die Gewerböfapitale und Gewinfte) meift zu gering angefchlagen 
oder mindeftend nad einem höchſt unzuverläffigen Maßſtab gefhägt. Diefen nothwendigen, 
wenigftend nur ſchwer vermeidlihen Mängeln des directen Steuerſyſtems nun helfen die indirecten 
Steuern ab, indem fie die von jenem verſchont gebliebenen oder zu leicht angelegten Individuen 
und Klaffen als verzehrende, mithin ohne Ausnahme, treffen und dadurch die Allgemeinheit ver 
Befteuerung und eine mindeftend annähernde Gleichheit derſelben herftellen. 

6) Sie find zugleich ein treffliches Mittel, auch die Fremden, die etwa zeitlih auf unferm Ge— 
biet verweilen, ober bie in Handelsverkehr mit uns ftehen, ind Mitleiden zu ziehen und daher 
um den Betrag, der von denfelben entrichtet wird, die eigenen Angehörigen zu erleichtern. 


792 Steuern (indirecte und divecte) 


In diefen Behauptungen ift allerdings viel Wahres, jedoch auch mit viel Falſchem vermiih: 


enthalten. Es thut daher eine Sichtung oder nähere Beleuchtung noth. 


Den erften Punkt kann oder muß man allerdings zugeben, wenn man einerjeit8 Die Jabr 


für Jahr gefteigerte Staatdaudgabe und andererſeits die Fehlerhaftigkeit vieler beſtehen der birenn 
Steuerfofteme betrachtet. Freilich wollte man den wirflih mit der directen Steuer belaflem 
Individuen und Klaffen allein und nah dem Verhältniß des gegenwärtigen Anſchlags ikre: 
Steuerfapitale das alled weiter aufbürden, was die indirecten Steuern ertragen, jo würbe ma 
ſie größtentheild erdrücken oder zur Verzweiflung bringen, und die Staatögewalt müßte erröthen 
wenn fie unummwunden auszufprechen hätte, wie viel fie von dem Befiger dieſes oder jenes Fleinen 
Ackers oder Haufes u, ſ. w. fordere. Es ift daher die Verſchleierung folder exorbitanten Forte 
rung mittel8 der indirecten Steuern ein Ausfunftsmittel. Beftände jedoch die von der Theotu 
empfohlene alleinige und allgemeine Bermögend- und Ginfommenfteuer, und wäre dieſelbe der 
Idee entſprechend geregelt, wäre zumal auch ver Ausgabeetat nicht übertrieben, jo würde jenrr 
Grund wegfallen und aud) feine Verfchleierung nöthig fein. 

Ebenso ift nicht zu leugnen, daß die Allmählichkeit, ja jelbft augenblidlihe Unfühlbarfeit der 
indirecten Steuerentridtung fehr nahdrüdlich zu ihren Gunften fpridt. Aud daß die Entric: 
tung bei den meiften Gattungen ber indirecten Steuern mehr oder weniger vom freien Willen 
des fie definitiv Zahlenden (namentlich des Berzehrers, im weiten Sinne de8 Worts) abhängt, 
macht fie für dad Gefühl deſſelben leichter und mindert den Vorwurf der Härte. Gine bloß fac- 
tifhe Bertheuerung der Waare (die ja auch ohne die indivecte Steuer aud mandjerlei Gründen 
eintreten kann) ift nicht jo empfindlich als eine directe Steuerzahlungdforderung und mabnt be: 
bei, was bei diefer der Ball nicht ift, fortwährend oder tagtäglich zur Erfparung, d. h. zur Be: 
ſchränkung des Genuſſes auf das Nothwendige oder auf das nad) den Bermögendumftänden des 
Berzehrenden Erſchwingliche. Dagegen aber ift freilich au wahr, daß nicht das augenblidlide 
Fühlen, fondern das wirkliche, aus der Summe der tagtäglich zu zahlenden Heinen Raten hervor: 
gehende Gejammtgewicht derfelben das Hauptmoment für ihre Beurtheilung if. Der That, mean 
auch nicht der Erfcheinung nah, wirft Die indirecte Steuer für dem fie definitiv Entrichtenden 
nicht anderd, ald eine Erhöhung der ihm aufliegenden directen thun würde, und daß er es nidt 
fo deutlich nachweiſen kann wie hier, wie viel er bezahlt, ift Feine reelle Erleihterung. Auch 
bat die Möglichkeit, jih der Zahlung zu entziehen (durch Entjagung auf den Genuß), wenigften: 
bei ®egenftänden des Bebürfniffes, worauf die meiften oder bie einträglichften indirecten Steuern 
bafirt find, eine fehr nahe geftedfte Grenze; und wo fie ftattfindet oder nothwendig wird, ba ift 
die Entbehrung ſelbſt ein dem Drud der Steuer zu vergleihendes oder ein ohne Nugen für den 
Staat dem Steuerpflihtigen weiter zugefügtes Übel. 

Ganz falfch aber ift die VBorausfegung, daß die indirecte, namentlidy die Berzehrungsfteuer 
darum leichter ald die directe falle, weil, wer fi einen Gegenftand der Verzehrung anfchafft, in 
der Regel bei Geld ift, wogegen der Erheber der directen Steuer an unfere Thür pocht, mögen 
wir eben Geld haben oder nit. Man verzehrt, d. h. man ißt oder trinkt, wenn man hungerig 
ober durftig ift, und man fhafft fih Holz oder ein Kleid an, wenn man friert. Iſt man im 
Augenblid des Bebürfniffes nicht bei Geld, jo muß man gleihwol effen und das Geld dazu — 
gerade wie bei Grecution wegen der direrten Steuer — entweder entlehnen oder erbetteln, oder 
aber man muß der Steuer willen hungern, was doch ſicher ein Übel ift. Ebenfo bei demjenigen, 
welcher nur die Borauslage zu machen hat, 5. B. bei dem Kaufmann, welder den Zoll für die 
eingeführte Waare, ober bei dem Wirth, welder dad Ohmgeld für ven eingelegten Wein ent: 
richten muß u. ſ. w. Wenn er das Geld zu folder Borauslage nicht hat und ſich nicht verfchaffen 
fann, fo fauft er freilich nicht ein; aber das dergeftalt erzwungene Aufgeben ber Unternehmung 
ift ihm weit ſchädlicher, als e8 die Entrichtung der Steuer wäre, 

Gleich faljch ift die Behauptung, daß jeder (in der Regel, im Durchſchnitt) nad Maßgabe 
feines Vermögens oder Einkommens verzehre, folglich aud die Verzehrungsfteuer in ebenbiefem 
der Theorie nach vollfommen richtigen Berhältnig entrichte. Die Verzehrung richtet ſich aller- 
nächſt nad dem Bedürfniß oder nad dem Gelüfte; dieſe beiden aber werben mehr durch 
perfönliche Leidenschaften und befondere Verhältniſſe beftimmt ald durch dad Vermögen. Kränf: 
lichkeit, Angewohnheit, Kinderzahl, Stand u. ſ. w. fünnen das Bedürfniß eined armen Mannes 

ſechs⸗ und zehnmal über jenes eines reihen erhöhen; und Leihtfinn, Lebensluft, Freigebigkeit 
(die doch alle fein Grund der Befteuerung find) mögen die Verzehrung ebenfo weit über bas 
Bermögensverhältniß oder auch über das Mittelmaß hinaustreiben, als Kargheit, Ängftlichkeit, 
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Femperament u. f. m. fie dieffeit diefed Maßes zurücdhalten. Abgejehen aber von jolden 
beſondern, mit vem Bermögendftande in feinem Zufammenhang ſtehenden Eigenſchaften und 
Zagen, erfheint — mo nicht das Gelüfte, jo doch — das Bedürfniß und die meift nach dieſem 
fich richtende (der indirecten Steuer vorzugsmweife unterliegende) Verzehrung bei allen fo ziemlich 
glei, oder doch unendlich weniger ungleich ald das Vermögen; und ed bat daher die auf 
Gegenftände ded gemeinen Bedürfniſſes gelegte Steuer weit eher die Natur einer Kopffteuer 
als einer Vermögendfteuer an fih. Die lururiöfen, ven Reihen ganz eigend vorbehaltenen 
Genüffe find ohnehin, mit wenigen Ausnahmen, von ver indirecten Steuer frei, und einige 
Gattungen ver legten laften ihrer Natur nach mehr auf dent Armen und dem Mittelmann als 
_ auf dem Reichen, wie z. B. das Wirthsohmgeld, wovon derjenige, der feinen eigenen Wein im 
Keller Hat, wenn er will, befreit ift, während der Arme jeden nöthigen Labetrunk ji dadurch 
vertheuert ſieht. Daber kann mit Zuverficht behauptet werben, daß, wenn eine gleihe Summe 
einmal durd) die directe und das andere mal durch die indirecte Befteuerung erhoben wird, von 
der erften eine weit größere Quote den Reihen zur Entrichtung zufällt ald von der zweiten. 
Ein ſicherlich jehr bemerfendwerther Umſtand. 

Was nun den fünften Grund, den man für die indirecten Steuern geltend macht, betrifft, 
fo ift freilid) wahr, daß durch die Befreiung der Beſoldeten, der Kapitaliſten, der Renteninhaber 
und anderer Klafſen von der directen Steuer eine ungeheuere Überlaftung der. Orundbefiger 
und Gemwerbsleute hervorgebradjt wird, und daß, wo ſie flattjindet, eine Heilung ſolches 
Gebrehend dringend noththut. Wird aber diefelbe dur die imdirecte Beftenerung bemirft? 
Nur alövdann wäre dieſes der Fall, wenn die indirecte Steuer bloß allein auf die von der 
pirecten befreiten Klaffen gelegt würde. So aber wird fie ja auf alle ohne Ausnahme gelegt. 
Es genießen daher alle privilegirten Klaffen nach wie vor die Befreiung von einer dem Betrag 
der von ben übrigen zu entrichtenden directen Steuer entſprechenden Laſt; und dieſen legten 
wird, anftatt der Grleihhterung, mitteld der indirerten Steuer nur noch eine weitere Bürbe 
aufgelegt. Dem hier angegebenen Zweck alfo würde offenbar weit mehr entſprochen werben 
durch eine ausfchließlih auf die bemerkten befreiten Klaffen oder Individuen zu legende Kopf: 
oder beffer Einfommen- und Klaffenfteuer ald durch eine Die bereits Befteuerten wie bie Un— 
befteuerten gleihmäßig treffende indirecte Befteuerung. 

Der in dem Beizug der Fremden erfannte Vortheil der indirecten Steuer endlich ift wirklich 
begründet. Doch ift der Grundſatz ſolches Beizugs (ald allgemein gedacht und zumal bei zu 
weit gehender Ausübung) rückwirkend auch unfern eigenen Angehörigen, denen aldbald von 
jeiten der fremden Staaten das nämliche widerfahren wird, nadtheilig; auch läuft bei der 
Annahme, eine ſolche Steuer, 3. B. ein Einfuhr: und ein Ausfuhrzoll, werde definitiv 
von den Fremden bezahlt werben, gar oft eine falfche Berechnung unter. Gar oft fällt auf 
und jelbft und mit drückenderm Gewicht eine Auflage zurück, deren Intention die Belaftung der 
Fremden war. 

Wird durch dieſe Gegenbetrahtungen dad Gewicht der von den Freunden der indirecten 
Befteuerung aufgeftellten Gründe ſchon um ein jehr Anfehnliches verringert, fo legen bie 
Gegner folder Befteuerung in die Wagſchale noch weiter die nachſtehenden pofitiven Argumente: 

1) Die indirecte Steuer ruht fhon nad) ihrem Begriff auf einem vom Stanbpunft des 
Rechts höchſt bedenklichen, wo nicht völlig verwerflihen — weil nämlih Eigenthum und 
Freiheit willkürlich beſchränkenden, ja möglicherweiſe ertödtenden — Princip. Diefed Princip 
nämlich befteht nicht im Fordern, wo man ein (natürliches) Recht dazu hat, fondern im Fordern 
allvort, wo etwas zu erwiſchen oder zu paden ift. Freilich gibt e8 Leute, die da vermeinen, in 
der Staats- und Finanzwirthſchaft braude gar nicht vom Recht, fondern nur vom Nugen bie 
Rede zu fein (vgl. die Recenfion von Krehl's „Steuerſyſteme“ in den „Heidelberger Jahr: 
büchern“, 1816, Juni); wir aber behaupten: überall in ver Staatölehre muß die erfte Frage 
nad dem echt, und erft die zweite nach dem Nugen gehen. Mit Beziehung auf jenes Recht 
nun fagen wir: Iſt Beſitz und Erwerb der natürliche Grund und Maßſtab der Steuerpflicht, 
jo fann der Gegenfag derielben, nämlid Bebürfniß, mithin nothiwendige Ausgabe, d. h. Ver: 
ringerung ded Befiged oder Einfommend, nicht aud ein folcher Titel fein. Und wenn ich eine 
nicht nur mach natürlichem Recht erlaubte, fondern auch vem Staat ganz unnachtheilige, ſonach 
zu meinem durch ben Geſellſchaftsvertrag durchaus nicht aufgehobenen, vielmehr befräftigten 
Sreiheitörecht gehörige Handlung unternehme, z. B. effe, trinfe, einen Brief fchreibe u, f. w.: 
wie kann der Staat die Befugniß haben, fie mir zu verbieten, d. h. fie mir nur unter der 
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willkürlich gejeßten Bedingung, dafür eine gewiſſe Zahlung zu leiften, erlauben? Die An 
wendbarfeit folder anmaßlichen Befugniß ift grenzenlos; das Princip, auf dem fie rafı | 
bedroht aljo in der That alle und jede Freiheit und, infofern die befteuerten Handlunge 
mir zugleich nothwendig jind (wie Effen und Trinken), aud all mein Eigenthum, welches 
moöglicherweiſe verſchlungen werden mag durch ven Kaufpreis der mir überall nöthigen Erlaubng 
Die Binanzgewalt, wenn fie indirecte Steuern ausfheibt, rechnet alfo: Ich brauche Geld; vi | 
directe Steuer kann ich nicht weiter erhöhen, weil jie fonft uneinbringlich würde oder wenigilens | 


den Örundmwerth und den Productiondgewinn zu tief herabdrückte. Ich will alfo das Bebürfaii 
zum Steuererheber oder Preſſer mahen. Ihr alle müßt und werdet effen und trinfen; lege is 


aljo eine Steuer darauf, fo Friege ih euch fiher. Ebenfo: ich weiß gewiß, daß viele oder bu | 


meiften von euch Briefe fhreiben oder empfangen, fi) der Straße bedienen, Tabak jchnupie 
oder rauchen u. ſ. w. werden. Preſſe ich euch für jede folder Handlungen eine Tare ab, jo geb: 
mir fiherlich viel Geld ein. Ich verbiete euch alfo, auf irgendeinem andern Wege als auf bem mi 
der Steuer belegten der Staatdpoft Briefe fortzufhiden oder zu empfangen; ich lajje euch nid: 
über die Straße fahren, wenn ihr nicht zahlt; ich fabricire oder verfaufe allein und ausjchlieglis 
den Tabad, deſſen Gebrauch ich euch geftatte, und fee darauf einen nah Willfür zu beftimmende 
Preis u. |. w.; mit Einem Wort: ich fordere euh Geld ab, wo und wann es mir belieht, 
zumal aber da, wo ich euch am leichteften und am jicherften beifonme. Wir fragen: paßt ein 
folder Grundfag für einen Rechtsſtaat? So viel menigftend ift fidher, daß, wenn aud in 
conftitutionellen Staaten feine Ausübung, bis zu einem gewiſſen Punkt hin, durch Die Zu: 
flimmung echter Bolförepräfentanten, d. b. ded wahren Gefammtwillend, gerehtferrigt werden 
fann, do in abfoluten Staaten ſchon durch feine bloße Aufftellung Freiheit wie Eigenthum 
lediglich der Herrſcherwillkür preiögegeben wird. 

2) Ein anderer gegen die indirecte Befteuerung flreitender Grund liegt darin, Daß Die nad 
dem Geſellſchaftsvertrag zu fordernde Gleichheit oder Verhältnigmäßigfeit der Belaftung durqh 
fie unmöglich bergeftellt werden Fann. Die Aufgabe jedes Steuerſyſtems foll fein, Die Ive 
der Belaftung nad) Maßgabe ded Vermögens und Einfommens wenigftend annähernd zu ver- 
wirflihen. Bei der indirecten Steuer aber muß dieje Idee aufgegeben werden, Da, melden 
Gegenftand immer man für fie wähle, derfelbe mit ſolchem Vermögen und Ginfommen tbeild 
in ganz und gar feinem, theild doch nur in einem fehr entfernten und unfihern Zufanımenbang 
ftehen wird. Das jener Befteuerung unterworfene Bedürfniß und Gelüfte, wie bereits oben 
bemerft worden, ift unendlich weniger ungleid; vertheilt ald dad Vermögen; ja, es ift gar oft, 
je nad) perſönlichen Gigenfhaften und Lagen, bei Armen in größerm Maße ald bei Reichen 
vorhanden. Zudem kann die indirecte Steuer, injofern fie die perfünlihen Bedürfniffe ve 
Steuerpflitigen und feiner Bamilie trifft, nicht ebenjo, wie mwenigftend zum Theil bei der 
directen möglich ift, auf die Gonfumenten übermälzt werben. Denn wenn der Bauer und ver 
Gewerbömann auch mitunter im Stande find, dur verhältnifmäßige Erhöhung des Preiſes 
ihrer Erzeugniffe die bezahlte directe Steuer theilmeife wieder hereinzubringen, jo kann diejes 
bei ver ihre Perfon und ihre Familie treffenden VBerzehrungäfteuer darum nicht gefchehen, teil 
fie font die Goncurrenz mit andern für ihre Familie weniger bebürfenden Verfäufern nicht 
aushalten würden. Es wird folhergeftalt durch die indirecte Steuer nicht nur zwifchen Klaffe 
und Klaffe, ſondern auch zwifchen Genoffen verfelben Klaffe eine fchreiende Ungleichheit der 
Belaftung erzeugt, und diefes für viele äußerft drückend, ja oft ganz unerträglich gemadt, Es 
ift diefed um jo mehr der Fall, da bei den meiften diefer Steuern ein Nachlaß, wie man ihn bei 
den directen Steuern den Dürftigften gewähren Fann, gar nicht ftattiindet. Selbft ver Bettler 
muß die Korn:, Bier: und Weinaccife zahlen, wenn er aus dem Armenpfennig ji ein Stüd 
Brot oder einen Eleinen Labetrunk anſchafft. 

3) Zudem läßt ih, was ein weiterer Verwerfungsgrund ift, das wahre Gewicht diefer 
Steuer, ſowol für den einzelnen als für die Gefammtheit, durchaus nicht, auch nur mit 
annähernder Genauigfeit, beftimmen. Zu dem Bruttoertrag derjelben im ganzen oder der davon 
jeden einzelnen durchſchnittlich treffenden Duote (und wie ſchwer ift ſchon die legte zuberehinen!) 
müßte nämlich noch beigefegt werden die Härte der Entbehrung, welche wenigftend der Armere 
ver Steuer willen ſich auflegt, jodann die VBerfümmerung oder völlige Verhinderung jo 
manches, jonft Bortheil verheißenden, durch die Steuer jedoch mit Verluft bedrohten oder 
unmöglid gewordenen Handels oder Gejhäfts, endlich die Menge ver Plagereien, Freiheits: 
beihränfungen, Unannehmlichkeiten aller Art, melde die Einhebung der indirecten Steuern, 
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wenn Defraubation verhütet werden fol, unausbleiblic mit fi führt, und welche für manden 
weit Läftiger find als die Steuerentrichtung felbft. 

4) Sole mit der Erhebung ber indirecten Steuern nothwendig, theild wenigftend natürlich 
verbundene Freiheitsſtörung, Gefhäftshemmung, oft auch durch Die inquiſitoriſchen Maßregeln 
zugefügte perſönliche Kränfung oder Demüthigung macht gleichfalls ein nicht ungemwichtiges 
Argument gegen dieſe Steuern aud. Keine der directen Steuern, wenn einmal bad Steuer: 
fapital ind Reine gebracht, folglih nur nod vom Einzug die Rede ift, verurjacht irgendwelche 
Beſchwerden oder Störungen, die mit jenen, welche die inbirecten unaufhörlid) oder Tag für 
Tag begfeiten, auch nur vergleihbar wären. Man gedenfe namentlich der oft jelbft tyranniſchen 
Mauthgefege und ber durch fie nit nur den wirklich Zollpflitigen, jonbern der gefammten 
Bevölkerung (3. B. dem Grenzbiftrict im Zollverein) und allen Reiſenden, ohne Unterſchied, 
zugehenden Duälereien und Beihränfungen! Und dazu fommt noch Koftipieligkeit ver Ver- 
waltung, welde ven Reinertrag der indirecten Steuern, verglichen mit deren Rohertrag, gegen 

jenen der directen ausnehmend herabfegt, aljo ven Steuerpflichtigen eine in eben dieſem Ver: 
hältniß erhöhte Laft ohne irgendeinen Vortheil der Steuerfaffe auflegt. 

5) Was aber noch das Schlimmfte ift: die indirecten Steuern find, wenigftens großentheils 
und unter gewiffen Umſtänden, ver Vollömoralität in hohem Grade gefährlih, bringen 
Unzufriedenheit mit der Regierung hervor, ja, reizen nicht felten zu förmlicher Widerſetzlichkeit 
gegen die Staatögewalt und zu andern Verbrechen. Es geſchieht zumal in dem Verhältniß, 
als fie hoch und die Anftalten gegen den Uinterfchleif ſtreng find. Je höher z. B. die Accife, je 
höher ver Zoll ift, defto ftärfer — weil gewinnverheißender — wird die Verſuchung zur Defraus 
dation oder zur Einfhwärzung. Die Schwere der Strafen, die davon abjhreden foll, veizt blos 
zu größerer Borfiht und feinerer Lift, oder auch, wenn die Entdeckung geſchehen und Flucht 
nicht möglich ift, zu verzweifelter Gegenwehr und verbrecheriſcher Gewaltthat. In der theuern 
Kecife, in dem hoben Zoll fieht der gewöhnliche Verftand mehr nur eine factiſche Bedrückung 
als eine rehtlih begründete Korderung ; und ſolche Vorſtellung beſchwichtigt das jonft den 
Unterfchleif verdammende Gewiffen. Einmal aber auf der Bahn der Geſetzwidrigkeit befindlich, 
j&hreitet man leicht weiter und verliert bald überhaupt die Achtung gegen Gejeg und Recht. 
Die Regierung ihrerſeits, erbittert durch die fleigende Frechheit der Defraudanten und um 
pflihtgemäß die reblihen Bürger (3. B. die den Zoll entricgtenden Kaufleute gegenüber den 
Schmugglern) vor dem ihnen durch dem Unterſchleif ver unredlichen zugehenden Nachtheil zu 
bewahren, fleigertim Maß der zunehmenden Übertretungen ihre Strenge und geräth dergeftalt 
feiht in ein Ubermaß derfelben, wodurch fie mit der Öffentlihen Meinung und dem moralifchen 
Gefühl des Volks ih in Widerſpruch fegt und die unmittelbar von dem ftrafenden Arm 
Berrohten zum Wibderftand, zu meuterifhen Comploten, ja zu einer Art von Bürgerkrieg reizt. 

Die Geſchichte der — zumal auf Lebensnothwendigfeiten, wie z. B. dad Salz, gelegten — 
hohen Accife, fodann die Geſchichte der Zölle und Mauthen enthalten von der ältern bis zur 
neueften Zeit eine Menge ver niederſchlagendſten, ja empoͤrendſten Beifpiele folden Unheils. 

Einem Syftem der indirecten Steuern, welches, je nach der Auswahl der damit zu belegenden 
Gegenftände, nach der Höhe der Abgaben und nad den Einzugs-, Aufſichts- und Eontrol: 
anftalten, vie bemerften böfen Eigenfhaften an ſich trägt und daher jene traurigen Wirkungen 
erzeugen muß, kann der wahre Gefammtwille oder ein treued Organ deffelben nie und nimmer 
feine Zuftimmung ertheilen. Sollte die Mehrheit einer Bollörepräfentation gleihwol es an— 
nehmen, fo überfchreitet fie eben aus Irrthum oder Unlauterkeit ihre Bollmadt ; und die durch 
ihr, obfhon Außerli gültiges Geſetz Bedrückten haben dann gerechten Grund zur Beſchwerde. 
Dbihon aber dieſes im allgemeinen mag behauptet und anerfannt werben, fo dürfte e8 doch 
zu meit gegangen. fein, wollte man ganz unbedingt über alle und jede indirecte Steuer den 
Stab der Verwerfung brechen. Wenn die Gegenftände folder Beſteuerung zweckmäßig aus- 
gewählt werben, die Steuer jelbft mäßig und endlich die Apminiftration derſelben Flug und 
human geregelt ift, fo fallen die härteften Vorwürfe weg und treten die für folde Steuern 
angeführten Gründe inihr Recht. Zur Erläuterung dieſes gewiſſermaßen als Vergleichsvorſchlag 
aufgeftellten Satzes wollen wir hier nur einiges Wenige im allgemeinen fagen, ba die wichtigern 
Gattungen der gewöhnlich vorfommenden indirecten Steuern in beſondern Artikeln theild 
ihon beurteilt find, theils fpäter beurtheilt werben. 

Sollen die indirecten Steuern der Idee einer Vermögensſteuer ſich nähern, d. h. die wohl: 
habendern Klaffen mehr ald die vürftigern treffen, fo müffen fie auf Zurusgegenftände gelegt 
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werben, nämlich auf ſolche, welche in der Regel nur von reichern Leuten begehrt oder verbraut 
werden. Freilich ift die Ginnahme von ſolchen Gegenftänden minder zuverläffig al& die zo: 
Gegenftänden eine® allgemeinen Bedürfniſſes; wenn jedod die Steuer mäßig ifl (und trir 
Eigenihaft fordern wir von jeder inbirecten Steuer), jo wird fie die Wohlbabenbern von 
Befriedigung ihrer gewöhnten Gelüfte nicht abhalten und dergeftalt gleihwol einen ziemls 
fihern Ertrag abwerfen. 

Auch auf allgemeine LXebendbenürfniffe, überhaupt auf Gegenſtände eined allgemeiner: 
Gebrauchs kann indeß eine Steuer ohne wefentlichen Nachtheil gelegt werben, wenn fie 1) mäfü. 
ift, 2) in Gegenftand und Maß ſich längere Zeit hindurch gleihbleibt, 3) auf eine Weiſe gereat 
ift, daß ſie möglichſt wenig Plagereien mit ſich führe, und 4) zumal, daß fie in ver That ar 
diejenigen falle, weldye man bei ihrer Einführung als definitiv Zahlende im Auge hatte. Das 
erfte Erforderniß ift das wichtigſte. Nur allzu Hohe indirecte Steuern führen bie ob 
bemerkten fhlimmen Folgen mit ji; eine mäßige fann ohne großes Wehe getragen werben um 
bringt gleihwol, wenn eine zahlreiche Klaſſe over gar die gefammte Bevölkerung ihr unterliegt. 
dem Staat eine anfehnlihe Summe ein. Die geringe Vertheuerung ber damit belegten Sası 
wird, zumal wenn fie einmal eine Zeit lang beftanden, nicht fehr fühlbar fein; ja fie wird 
legterm Ball, je nahdem die Sache wirklich ein Lebensbedürfniß (z. B. Salz, Brot u. f. w.) edm 
nicht eben dem nothmendigen, fondern nur dem gewöhnlichen Gebraud angehörig iſt (mie die 
gemeinern Handeldartifel) entweder auf die Höhe des Arbeitslohns oder auf die Kebensweiſ 
der ärmern Klafjen ihre Wirkung dahin geäußert haben, daß im erften Fall nicht mehr der arm 
Arbeiter, fondern der Arbeitsherr oder die Conſumenten der Arbeitöproducte definitiv dx 
Steuer tragen, im zweiten aber die Lebensgewohnheit, d. h. der Bedarf oder Verbraud, 
allmählich mit der Vertheuerung in das entſprechende Berhältniß gefommen if. Schwerer 
allerdings ift die Entfernthaltung der Plagerei, weil ohne firenge Gontrole die Defraubdationer 
nicht wohl zu verhindern find. Doc vermindert fi mit der Ermäßigung der Steuer aud der 
Reiz zum Unterföhleif, und immerhin gibt es Mittel und Wege, die mit der Aufficht um 
Einhebung jedenfall8 verbundene Beläftigung, der Beſchaffenheit und Ausdehnung nah, 
minbeftend erträglich zu machen. Thunlichſte Vereinfahung ift hier dad Hauptmittel, Achtung 
der Würde und der Freiheit der Bürger das oberfte Gefeg. Was endlich die Überwälzung der 
Steuer auf jene Klaffen oder einzelne betrifft, die nad der Intention der Auflage dieſelbe 
eigentlich tragen ſollen, fo hängt die Erreichung ſolches Zwecks abermals theild von ver Wahl 
der Gegenftände, theild von der Einhebungsart der fraglichen Steuern ab. Es kann, menn bier 
oder dort ein Misgriff ftattfand, geſchehen, daß die Steuer, anftatt 3. B. auf ven Gonjumenten 
zu falfen, dem fie zugedacht iſt, ganz oder doch theilweiſe auf den Producenten ſich überwälzt 
zur ungerechteften Bedrückung beffelben, oder auch daß fie ganz oder theilmeife auf bemjenigen 
liegen bleibt, welcher, der Intention der Steuer nad, bloß die Borauslage hätte leiften follen. 
Das Ohmgeld z. B. wird der Wirth allerdings von feinen Gäften ſich erjegen laffen ; ob aber 
der Meinhändler die Accife vom Wein oder der Schlächter jene vom Schlachtvieh wirklich auf 
den Gonfumenten mittel Erhöhung ded Verfaufspreifes wälzen werben oder auf den Bro: 
ducenten mittel® Abzugs am fonft gewöhnlichen Kaufwerth, hängt von manderlei Umftänden 
ab. Inder Regel wird die Accife (fowie der Ausfuhrzoll oder auch wie der von den Fremden 
zu entrichtende Ginfuhrzoll), zumal wenn fie hoch ift, den Kaufpreis beim Probucenten, als 
erften Verkäufer herabdrüden, demnach, wenigftend zum Theil, von diefem getragen werben. 

So wird auch oft der Zoll, womit man die fremden Käufer oder Verkäufer zu treffen meint, 
von unfern eigenen Bürgern (Producenten oder Gonfumenten) der That nad) getragen merben, 
und überhaupt gar mande indirerte Steuer durch fehlerhafte Regulirung aus einer Gonfum: 
tiondfteuer, die ſie fein follte, in eine Jroductiond= oder Speculationsfteuer ſich verwandeln. 

Über die indirecten Steuern theilen fi die nationalöfonomiftifhen und ſtaatswirthſchaft⸗ 
lichen Schriftfteller in ganz entgegengefegte Anfihten Wir wollen nur einige ber Haupt: 
autoritäten anführen, da ein vollzähliges Verzeichniß faft endlos fein würde. Hat doch fhon 
1820 8. F. Wiederhold in feinem „Handbuch der Literatur und Gefchichte der indirecten 
Steuern” und mit einer ausnehmend langen Namen: und Bücherliſte befhenft, und es find 
ſeitdem noch gar viele andere Stimmen für und wider erflungen. 

Schon über den Begriff der inbirecten Steuern find die Lehrer nicht einig, tweöwegen man 
auch fhon, neben der Unteriheibung der Steuern in birecte und inbirecte, bie weitere in 
„unmittelbare und mittelbare” oder in „zunäcdftige und entferntere“ aufgeftellt hat. Mehrere 
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bejchränfen ven Begriff der indirecten Steuern auf die Verzehrungsſteuer. In der Hauptſache 
ſelbſt aber erklären viele Die indirecten Steuern ald eine ganz befonders empfehlenswerthe, ven 
Directen noch vorzuziehende Abgabe; andere halten fie zwar für minder gut als die legten, jedoch 
nach Umftänden oder wol aud überhaupt für rathſam oder gar nothwendig und zur Voll: 
ſtändigkeit eined guten Steuerfoftemd mit gehörig; noch andere endlich verwerfen fie entſchieden 
und unbedingt. Unter ihren Bertbeidigern führt zumal Adam Smith eine gewichtige Stimme, 
und es wird feine Autorität von vielen andern als ein Hauptbeweis angeführt. Weiter ver: 
theidigen die indirecte Befteuerung Sonnenfalb („Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft'“), 3. 3. 
Benzenberg (‚Über Preußens Gelvhaushalt und neues Steuerjyitem‘), Chriftian („Des im- 
positions et de leur influence ete.“, Ganilt („Essai politique sur le revenu public ete.“), 
Sartorius (in verfhiedenen eigenen Abhandlungen und in Recenjionen ſtaatswirthſchaftlicher 
Schriften in den „Göttinger gelehrten Anzeigen’), au Say, Sismondi, jodann der Graf von 
Soden, von Jacob, Pölitz, Murhard (‚Kann der Staatshaushalt des Deutfhen Bundes der 
Befteuerung einheimifher Waaren entbehren?“ in ven „Bolitifhen Annalen” von 1821), 
Malchus und andere neue Schriftfteller über die Finanzwiſſenſchaft. Dagegen verwerfen vie 
indirecten Steuern: 3. Eihenmayer („ber die Conſumtionsſteuer, eine ftaatswirtbfchaftliche 
Abhandlung”), E. Krönfe („Ausführliche Anleitung zur Regulirung der Steuern“), Behr 
(„Staatswirtbfhaftslchre‘), Deftutt de Tracy („Commentaire sur l'&sprit des lois de 


Montesquieu‘, Buch 13) u. a.; ſodann noch viele landſtändiſche Redner und Verfaffer von 
Flugſchriften. Rotteck. 
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